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Entwickelungstendenzen  in  der  Lage  der 
ostelbischen  Landarbeiter. 


Von 

Dr.  MAX  WEBER. 
Profeasor  an  der  Univerait&t  Berlin. 


Dt  r  mehrfach  und  mit  Recht  beklagte  übergrolse  Umfang  der 
Publikation  des  Vereins  für  Sozialpolitik  Aber  die  Verhältnisse  der 
Landarbeiterl)  rechtfertigt  es  an  sich,  wenn  an  dieser  Stelle  noch 
einmal  der  Versuch  einer  Zusammenfassung  der  Ergebnisse  spe- 
ziell für  den  Osten  gemacht  und  damit  zugleich  schon  entstandene 
Mifsvcrstitndnisse  berichtigt  unti  künftigen  vorgebeugt  wird.  Der 
einseitige  imd  subjektive  Charakter,  den  bei  der  von  Niemand 
bestrittenen  nur  provisorischen  Natur  des  Materials  jede  solche 
Erörterung  mit  einiger  Wahrscheinlichlceit  an  sich  trägt,  kann 
davon  nicht  abhalten.  Denn  grade  die  unObersichtliche  und  not- 
wendig  fragmentarische  Natur  der  Angaben,  welche  jede  noch  so 
voUkommene  Erhebung  Ober  die  Verhaltnisse  der  Landarbeiter 
des  Ostens  zu  Tage  fördern  wflrde,  nötigt  zur  Aufsuchung  heuristi- 
scher Prinzipien  ibr  die  Erkenntnifs  des  Wesentlichen  in  dem 
Wust  berichteter  Thatsachen.  Als  solche  eignen  sich  aber  meines 
Erachtens  am  besten  allgemeine  Gesichtspunkte,  weiche  sich  prima 
fade  aus  dem  bisher  Bekannten  zu  ergeben  scheinen  und  deren 
Erprobung  dann  zur  Aufgabe  der  weiteren  induktiv<  n  Arbeit  ge- 
macht werden  kaiui.  Eine  fernere  planlose  Ansammlung  von 
Material  wäre  eine  unökononiische  Verwendung  der  Arbcitskr<1fte: 
man  mufs  eine  Vorstellung  davon  haben,  die  Richtigkeit,  welchen 

Btl.  53,  34,  55,  der  .Schrtitcn  des  V.  f.  .^o/ialpuliuk ,  hier  spez.  Bd.  5S. 
Aichiv  Ar  mc.  GeacUgcbg.  u.  Suthtik.  Vit.  1 
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Gedankens  man  an  den  Thatsachen  prOfen  will.  Allein  ich  bin,  im 
Gegensatze  zu  der  von  einzelnen  Kritikern  vertretenen  gering- 
schatzigen  Meinung  Ober  den  Wert  der  Enqueteberichte,  auch 

der  Ueberzeugung,  daTs  dieselben  zur  wissenschaftlichen  Begrün- 
dung einer  bestimmten  Ansicht  Ober  die  allgemeinen  Entwicke- 
lungstendenzen  im  Osten  ausreichendes  Material  bieten.  Trifft 
dies  zu.  so  bleibt  die  weiter  zu  beantwortende  Frage  zunächst 
die:  in  welchem  (vielleicht  sehr  grol'sen.  ja  denkbarerweise  über- 
wiegenden) Bruchteil  von  F.lllen  diese  Tendenzen  durch  andere 
und  eventuell  durch  welche  —  derart  überwogen  werden,  dafs 
sie  sich  nicht  rein  oder  auch  gar  nicht  durchzusetzen  vermögen: 
denn  dafs  die  in  der  Umgestaltung  der  Arbeitsverfassung  liegenden 
Triebkräfte  zwar  zweckmässigerweise  zunächst  theoretisch  isoliert 
und  für  sich  analysiert  werden,  deshalb  aber  noch  nicht  entfernt 
die  praktisch  allein  oder  auch  nur  notwendig  überwiegend  wirk- 
samen sind,  hat  niemals  bestritten  werden  sollen. 

Auch  die  Umgestaltung  der  Arbeitsverfassung  selbst  und  ihre 
Wirkung,  um  die  es  sich  (Qr  uns  hier  handelt,  kann  nicht  isoliert 
betrachtet  werden,  sondern  hängt  mit  dem  Schicksal  der  Land- 
wirtschaft im  Osten  Oberhaupt  und  a  potiori  mit  der  Zukunft  der 
landwirtschaftlichen  Grofsbetriebe  daselbst  zusammen.  Nur  von 
den  Arbeitern  der  Grofsbetriebe  wird  hier  gesprochen. 

So  völlig  unberechtigt  es  nun  ist.  die  östlichen  landwirtschaft- 
lichen Grofsbetriebe  unter  Ignorierung  der  ungeheuren  Ditterenzen 
ihrer  natürlichen  Bedingungen  als  eine  wesentlich  gleichartige 
Masse  zu  betrachten,  ganz  allgemein  das  \'nrhandensein  einer 
„Notlage"  zu  behaupten,  oder  sie  ebenso  allgemein  zu  bestreiten, 
oder  doch,  soweit  sie  zugestanden  wird,  mit  inangeliulem  Kapital 
oder  mangelnder  Intelligenz  des  Leiters  zu  motivieren,  so  trifft 
doch  ein  fflr  die  Bedeutung  der  gegenwartigen  Lage  entschei- 
dendes Moment  bei  allen  in  gleicher  Weise  zu.  Die  ostelbischen 
grofsen  GOter  sind  keineswegs  nur  Wirtschaftseinheiten,  sondern 
lokale  politische  Herrschaftszentren.  Sie  waren  nach  den  Tra- 
ditionen Preufsens  bestimmt,  die  materielle  Unteriage  fbr  die 
Existenz  einer  BevOlkerungsschicht  zu  bilden,  in  deren  Hände  der 
Staat  die  Handhabung  der  politischen  Herrschaft,  die  Vertretung 
der  militärischen  und  politischen  Macht  der  Staatsgewalt  zu  legen 
gewohnt  war.  Die  Angehörigen  des  Landadels  qualifizierten  sich, 
vom  Standpunkte  des  Staatsinteresses  aus,  wie  es  die  preußische 
Tradition  verstand  und  nach  ihrer  Geschichte  verstehen  mufste, 
zu  dieser  Stellung  als  Vertrauensmanner,  weil  sie  wirtschaftlich 
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„satte  Existenzen"  waren  mit  relativ  unentwickeltem  Krwcrbstrieb 
und  demgemäfs  unterdurchschnittlicher  wirtschnftlichcr  Intelligenz, 
der  rein  geschäftlichen  Ausbeutung  ihrer  Machtstellung  regel- 
mäfsig  nicht  geneigt  und  jedenfalls  nicht  darauf  angewiesen. 
Die  Beherrschung  der  wirtschaftlich  und  sozial  unentwickelten  und 
politisch  wichtigsten  Osthalfte  des  Staates  liefs  sich,  auf  diesen 
Stand  gestützt,  billig  und  doch  ohne  erhebliche  Comiptionsgefahr 
erreichen.  Mit  einem  Wort,  die  Gutshöfe  des  Ostens  bedeuteten 
eine  Dislokation  der  politisch  herrschenden  Klasse  aber  das  Land 
und  bilden  als  die  Stützpunkte,  bei  welchen  die  Garnisonen  und 
das  Beamtentum  der  Kreis-  und  selbst  Regierungshauptstädte 
adflquaten  gesellschaftlichen  Anschlufs  finden,  noch  jetzt  ein  un- 
gemein wirksames  —  thatsächlich  das  ausschlaggebende  —  Gegen- 
gewicht gegen  die  Monopolisirung  der  politischen  Intelligenz 
durch  das  städtische  Grofsbflrgertum. 

Allein  mit  dieser  Stellung  sind  —  nach  den  nun  einmal  mafs- 
gcbenden  Anschauungen  —  bestimmte  Ansprüche  an  die  Lebens- 
Jialtung  von  selbst  gegeben.  Nun  hoben  und  heben  sich  aber 
seil  50  Jahren  die  Lebenshaltung  und  Lebensansprüche  der  städti- 
schen bQrgerlichen  Bevölkerung  stetig  in  eminentem  Mafse,  am 
meisten  diejenigen  des  GrofsbQrgertums,  also  des  bisherigen 
Hauptkonkurrenten  der  landlichen  Aristokratie  um  die  politische 
Herrschaft.  Der  unter  den  heutigen  gesellschaftlichen  Verhält- 
nissen selbstverständliche,  ja  unumgängliche  Versuch,  mit  dieser 
Lebenshaltung  gleichen  Schritt  zu  halten,  bildet  fOr  die  breite 
Masse  der  östlichen  Grundaristokratie  ein  Verhängnis,  welches 
auch  ohne  alle  Einflösse  der  ausländischen  Konkurrenz  ihre  wirt- 
schaftliche Grundlage  gefährden  mufs.  Die  Ansprüche  an  die 
Lebenshaltung,  welche  heute  ein  preufsischcr  Rittergutsbesitzer, 
alle  Extravaganzen  ausgeschlossen,  stellen  mufs.  wenn  ei"  sii  h  auf 
dem  Standard  of  life  eines  Mitgliedes  der  herrschenden  Klasse 
erhalten  will,  vermögen  die  typischen  östlichen  Rittergütci ,  welche 
bekanntlich  das  Gegenteil  von  Latilundien  sind,  schlechterdings 
nicht  zu  bieten.  Ein  Areal  von  500 — 1000  Ha.  oder  etwas  mehr 
auf  Boden  von  nicht  (ftlr  den  Osten)  Qberdurchschnittlicher  Gflte 
irägt  hier,  trotz  der  gesteigerten  Erträge,  keine  «Herrschaft* 
mehr,  denn  diese  Steigerung  ist  durchschnittlich  eine  aufser- 
ordentUch  viel  langsamere  gewesen,  als  die  Steigerung  der 
durchschnittlichen  Lebenshaltung  der  herrschenden  Klassen, 
und  dieser  relative  Mafsstab  ist  ausschlaggebend.  Das  wird  oft 
verkannt,  weil  es  den  Anschein  hat,  als  seien  die  Erfordernisse 
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des  Gutshaushalts  im  Wesentlichen  naturalwirtschaftlich  zu  be- 
streiten und  deshalb  keine  erhebliche  Belastung  des  Budgets, 
allein  dabei  liegen  optische  Tauschungen  vor,  denn  die  moderne 
Lebensführung  fordert  stetig  wachsende  Baarausgabcn.  Das  ver- 
änderte soziale  Ensemble,  innerhalb  dessen  er  seine  Rollr  zu 
spielen  hat,  erdrückt  denjenigen  Rittergutsbesitzer,  der  ein  Ait-al 
zur  X'erfügung  hat.  welches  nicht  wiederum  so  grofs  ist.  dal's  es 
eine  wirkliche  Sclbstbcwirtschaftung  überhaupt  ausschliefst.  Die 
politische  Macht,  statt  sich  auf  die  gesicherte  materielle  Unterlage 
stutzen  zu  kennen,  mufs  nun  umgekehrt  in  den  Dienst  der  wtrt' 
schafUichen  Interessen  gestellt  werden,  es  ist  nur  natflrlich,  dafs 
das  Verlangen  nach  Schutz  bereits  leicht  die  Tonart  des  unbe> 
friedigten  Almosenempftngers  annimmt,  und  es  tritt  uns  auf  dem 
Lande  statt  der  wirtschaftlich  „satten  Existenzen"  der  bekannte 
Typus  des  «notleidenden  Landwirtes*  entgegen.  Das  würde  auch 
ohne  alle  internationale  Konkurrenz  der  Fall  sein.  Es  liegt  auf 
der  Hand,  dafs  die  politische  Machtstellung  auf  dieser  Gnmdlage 
dauernd  nicht  aufrecht  zu  erhalten  ist;  ein  bedeutendes  rela« 
tivcs  Herabsteigen  auf  der  politischen  und  gesellschafdichen 
Stufenleiter  ist  unter  allen  Umstanden,  sofern  nicht  die  fortschrei- 
tende industrielle  Kntwickeiung  geradezu  unterbunden  wird,  die 
unumgängliche  Folge. 

Allein  nicht  nur  der  Ertrag  des  Bodens  läfst  den  Ritterguts- 
besitzer bei  dem  Streben  nach  Aufrechterhaltung  der  politischen 
Machtstellung  im  Stich,  sondern  auch  die  sozialen  Gruppen,  die 
er  beherrschte  und  auf  welche  er  sich  stützte.  Die  Organisation 
der  grofsen  Güter,  wie  wir  sie  aus  den  Regulierungen  über- 
kommen hatten,  trug  die  Eierschalen  der  isolirten  Hauswirtschaft 
(genauer  gesagt,  der  von  Rodbertus  sogenannten  Oikenwirtschafk) 
noch  an  sich.  Der  aus  der  Wirtschaft  ausgeführte  Bruchteil  des 
Produkts  war  allerdings  ein  wesentlich  gröfserer  geworden,  als 
im  Mittelalter,  allein  die  beginnende  Verflechtung  in  die  Welt* 
wirtschafl  wurde  nicht  und  konnte  auch  nicht  bewufst  und  plan- 
voll vollzogen  werden,  sondern  wurde  den  Betrieben  teils  halb 
widerwillig  durch  die  V'erh.'lltnisse  aufgezwungen,  teils  andauernd 
ignoriert.  Der  typische  Rittergutsbesitzer  wirtschaftete  in  traditio- 
neller Weise  weiter,  als  ob  er  für  Lokalmarkte  produzierte.  Die 
alte  Arbeitsverfassung  und  soziale  Schichtung  blieb  in  dem 
Inst-  und  CiUtstat:elöhncrverhältnifs  des  Ostens  erhalten.  Der 
Arbeiter  war  und  blieb  Kleinwirt,  beliehen  mit  Lant.1  als  Entgelt 
für  die  Unterweriung  unter  die  Herrschaft  des  Herrn  und  als 
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Genosse  beteiligt  an  dem  Krtiago  der  Wirtschaft.  Erst  im  Laufe 
des  Jahrhunderts  drang  die  Gewährung  nennenswerter  Geld- 
löhne neben  und  schliefslich  teilweise  an  Stelle  der  Land>  und  der 
Ertragsanteile  in  diese  Arbeitsverfassung  ein.  Auch  dann  noch 
war  die  Gutswirtschaft  flberwiegend  eine  Form  der  patriarchalisch 
geleiteten  und  beherrschten  Gemeinwirtschaft  Der  Gutsherr  war 
nicht  ein  gewöhnlicher  Arbeitgeber,  sondern  ein  politischer  Autokrat, 
der  die  Arbeiter  persönlich  beherrschte,  im  üebrigen  einen  so  erheb- 
lichen Bruchteil  der  unmittelbaren  materiellen  Interessen  mit  ihnen 
gemeinsam  hatte,  wie  dies  bei  keinem  modernen  Unternehmer 
sonst  im  Verhältnis  zu  seinen  Arbeitern  der  Fall  ist.  Schlechter 
Ernteausfall .  niedrige  Getreide-  und  Vichpreise  belasten  das 
Budget  eines  auf  Land-  und  Rohertragsanteil  gestellten  Instmannes 
ebenso  schwer  oder  schwerer  als  das  des  Herrn.  Dals  diese 
Sachlage  die  Arbeiter  um  so  unbedingter  der  Disposition  des 
Herrn  auslieferte,  liegt  auf  der  Hand.  Wichtiger  aber  war  (vom 
Standpunkt  des  Herrn),  dafs  das  materielle  Interessenband  ein 
immerhin  so  starkes  war,  und  die  Landarbeiter  —  oder  doch 
deren  im  Osten  weitaus  wichtigste  Schicht,  die  Instleute  —  von  dem 
gewerblichen  Proletariat  so  scharf  trennte,  dafs  ein  gegen  die 
Herrn  gerichtetes  Klassenbewufstsein  des  landlichen  Proletariats, 
aufser  in  Zeiten  hochgradiger  politischer  Erregung,  sich  nur  rein 
individuell  gegenüber  dem  einzelnen  Herrn,  soweit  er  hinter  der 
durchschnittlichen  Mischung  naiver  Brutalität  mit  Mcnschenfreund- 
Jichkeit  zurückstand,  entwickeln  konnte.  Dem  entsprach  es  auf 
der  anderen  Seite,  dafs  die  Landarbeiter  normalerweise  nicht 
dem  Druck  einer  rein  geschäftlichen  Ausbeutung  ausgesetzt  waren, 
da  ihnen  nicht  ein  riuernehnier.  sondern  eben  ein  Territorialhen 
tn  niiniature  gegenüber.^tand.  Der  mangelnde  spezitisch  geschäft- 
liche Erwerbssinn  der  Herren  und  die  stumpfe  Resignation  der 
Arbeiter  ergänzten  einander  und  waren  die  psychologische  Stütze 
der  traditionellen  Betriebsweise  wie  der  traditionellen  politischen 
Herrscherstellung  der  Grundaristokratie. 

Die  Decadence  dieser  politischen  Machtstellung  aber  in  Ver- 
bindung mit  der  teils  eingetretenen,  teils  drohenden  Deposse- 
dierung  durch  das  kapitalkräftige  Bflrgertum  —  sei  es  in  Form 
des  Kaufes,  sei  es  der  Verpachtung  der  Güter  —  führen  mit  zwin- 
gender Gewalt  die  Herren  der  landwirtschaftlichen  Grofsbetriebe, 
wenn  sie  dies  bleiben  wollen,  dazu,  zu  werden,  was  sie  früher 
nicht  —  wenigstens  nicht  in  erster  Linie  —  waren:  Unternehmer, 
die  unter  rein  geschäftlichen  Gesichtspunkten  wirtschaften.  Ent- 
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weder  dies  geschieht,  oder  der  Grofsbetrieb  zerfallt  im  Wege  der 
völligen  oder  teil\vei.sen  Zerschlagung  in  Kleinbetriebe.  —  dieser 
zweite  mögliche  Fall  interessiert  uns  hier  nicht.  Im  ersteren  Fall 
„bewegt  sich  der  Boden'*  zwar  keineswegs,  wie  behauptet  wird, 
„in  der  Richtung  zum  besten",  wohl  aber  zum  kapitalkräftigsten 
Wirt;  und  dieser  roflfste  seine  Natur  verleugnen,  wollte  er  nicht 
das»  was  der  Grundaristokratie  in  zweiter  Linie  stand,  in  die 
erste  stellen:  den  geschäftlichen  Erwerb.  Damit  aber  wird  der 
isolierten  Gutswirtschaft  der  letzte  Stols  versetzt. 

Mit  der  Beseitigung  der  Isolierung  der  Gutswirtschaften 
tritt  die  Notwendigkeit  eines  relativ  weit  grofteren  Gehorsams 
gegenober  den  weltwirtschaftlichen  Produktionsbedingungen  ge- 
bieterisch  an  diese  Betriebe  heran.  Die  notwendigen  Konse- 
quenzen dessen  fOr  den  Wirtschaftsbetrieb  können  hier  unmöglich 
im  einzelnen  erörtert  werden.  Es  genügt  für  unsern  Zweck,  an 
die  bekannten  allgemeinen  Erscheinungen  zu  erinnern.  Zweifellos 
sind  zunächst  jene  Folgen,  je  nach  der  (iunst  oder  Ungunst  der 
Boden-  und  klimatischen  Verhältnisse,  verschieden.  Ein  Teil  des 
von  der  Natur  in  beiden  Beziehungen  besonders  begünstigten 
Areals  ist  gcwifs  in  der  Lage,  im  Wege  eines  hoch  intensi\en 
Betriebes  bei  starker  Kapilalinvesticrung  die  internationale  Kon- 
kurrenz aufzunehmen.  Diese  der  intensiveren  Kultur  zugeführten 
Betriebe  haben  alsdann  nach  bekannten  allgemeinen  Gesetzen  das 
Streben,  speziell  kapitalintensiv  zu  werden,  und  folgen  eben 
deshalb  der  von  Sering  zutreffend  nachgewiesenen  Tendenz  der 
Verkleinerung  des  von  einem  Zentrum  aus  bewirtschafteten  Areals 
unter  konzentrierter  Kapitalinvestition.  Schon  daraus  folgt  vom 
Standpunkte  des  politischen  Herrschaftsinteresses  aus  eine 
Schwächung  der  Machtstellung  d^  Gutsbesitzers:  das  beherrschte 
Areal  wird  kleiner.  Sie  werden  freilich  keine  bäuerlichen,  aber 
bürgerlich-kapitalistische  Grofsbetriebe  und  verschmelzen  —  eine 
in  den  Rübendistrikten  zu  beobachtende  Erscheinung  —  mit  den 
aufsteigenden  grofsbäuerlichen  Betrieben  zu  einer  einheitlichen 
Masse  von  ünternehnuingen  mit  bürgerlich  gewerblichem  Typus. 
Ein  anderer  und  zwar  der  am  ungünstigsten  ausgestattete  Teil 
des  Areals  ist  weltwirtschaftlich  wertlo;.  und  kann  im  (jrofs- 
be triebe  nur  als  Weiderevier  für  sehr  extensive  X'iehzucht 
benutzt  werden.  Problematisch  ist  das  relative  Gröfsenverhältnis 
dieses  zu  dem  eben  besprochenen  Teile  des  Areals;  fQr  den 
Grofsbetrieb  dürfte  aber  der  zuletzt  genannte  Bruchteil,  also  der 
zur  ewigen  Weide  prädestinierte  der  weitaus  grOfsere  sein.  Die 
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Getreidezolle  verringern  ihn  und  vergrOfsem  das  Dir  den  inten- 
siven Getreidebau  qualifizierte  Areal,  die  bisherige  Begünsti- 
gung der  Rabenkultur  und  die  noch  bestehende  der  Brennerei 
entziehen  ihm  ein  erhebh"ches  Areal  zu  Gunsten  der  betreffenden 
Hackfrüchte.  Der  Mangel  an  Arbeitern  hat  die  Tendenz,  ihn  zu 
vergröfsern.  —  Nicht  so  erheblich  wie  diese  beiden  för  uns  wich- 
tigsten Bodengruppen  sind  dagegen  iür  den  Osten  diejenigen 
Bruchteile,  welche  der  reinen  oder  überwiegenden  intensiven  \'ich- 
zucht  und  der  Gartenkultur  vom  wi  ltwirtschattlichen  Standpunkte 
aus  zuzuweisen  sind.  Der  letztere  nicht,  weil  eine  Verschiebung 
zu  seinen  Gunsten  um  wenige  Prozente  des  Areals  eine  völlige 
Umwälzung  des  Konsums  voraussetzte,  und  der  erstere  nicht, 
weil  die  in  England  zu  Gunsten  der  intensiven  Viehzucht  be- 
stehenden klimatischen  und  sonstigen  Vorbedingungen  im  Osten 
mit  Ausnahme  der  Kostenstriche  OstpreuKsens  und  einiger  anderer 
relativ  beschrankter  Bezirke  weder  vorhanden  sind,  noch  in  ab- 
sehbarer Zeit  eintreten  werden^).  —  In  den  Fallen,  wo  die 
Grofsbetriebe.  den  Postulaten  der  internationalen  Produktions- 
teilung gehorchend,  unter  Ersparnis  von  Kapital  und  Arbeit  zur 
extensiven  Weidewirtschaft  übergehen,  entgleitetder  Beherrschung 
des  Grundherrn  zwar  nicht  das  Areal  —  dies  zeigt  im  Gegenteil 
die  Tendenz  zu  starker  Ausdehnung  —  wohl  aber  verlieren  sie 
die  Hintersassen,  die  sie  beherrschten,  da  sie  nur  ein  Mininuun 
an  Arbeitskräften  hallen,  und  auch  die  Zahl  di  r  Unternehmer  ver- 
ringert sich  im  Wege  der  Latifundienbildung.  Auch  hier  also 
bofst  der  Stand  als  solcher  seine  politische  Machtstellung  ein. 
Die  zahlreichen  Uebergänge  zwischen  den  Extremen  in  der  Boden- 
qualitat  enthalten  beide  Möglichkeiten  kombiniert  in  sich  und  sind 
in  ihren  Schicksalen  problematisch.  Bei  ihnen  allen  aber  besteht, 
wenn  nicht  auf  die  Dauer  Zerschlagung  in  Kleinbetriebe  oder 
Verödung  als  Weiderevier  eintreten  soll,  die  Notwendigkeit  um- 
fassender Steigerung  der  Kapitalintensitat  und  damit  des  Auf- 
gebens der  traditionellen  Betriebsweise,  oder  mit  anderen  Worten: 
an  die  Stelle  der  Grundaristokratie  tritt  —  mit  oder  ohne  Per- 
sonenwechsel —  mit  Notwendigkeit,  wenn  die  Betriebe  Grofs- 
betriebe bleiben,  eine  landwirtschaftliche  Unternehmerklasse, 


Ein  erheblicher  Teil  der  Fälle,  in  denen  d«  r  Urhergang  zur  reinen  oder 
fast  reinen  Viehzucht  auf  ({utcm  Boden  sich  vollzogen  hat,  hat  nicht  in  wirt- 
schaftlichen Momenten,  sondern  in  dem  Mangel  an  Arbeitskräften  seinen  Grund, 
«ach  wo  der  Betrieb  ein  kapitaHnlemiver  ist,  • 
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die  sich  in  ihren  aoxialen  Charakterzagen  von  den  gewerblichen 

Unternehmern  prinzipiell  nicht  unterscheidet 

Diese  Umwandlung  in  der  allgemeinen  Stellung  der  länd- 
lichen Arbeitgeber  hat  auf  die  Stellung  der  Arbeiter  zu  ihnen  die 
bedeutendsten  Rückwirkungen.  Bei  allem  Durchgehen  typischer 
Züge  ist  die  Mannigfaltigkeit  der  Arbeitsverfassung  und  die  rein 
individuelle  Gestaltung  der  Lage  der  einzelnen  Arbeiter  eine 
Begleiterscheinung  der  patriarchalischen  Gutswirtschaft  noch  jetzt 
in  ähnlicher  Weise  wie  in  der  Gutsverfassung  des  Feudalzeit- 
alters. Denn  sie  ist  nicht  nach  geschäftlichen  Gesichtspunkten  und 
unter  dem  Kinfluls  des  Strebens  nach  möglichst  hohem  Unternehmer- 
gewinn gestaltet,  sondern  historisch  entwickelt  für  den  Zweck,  dem 
Gutsherrn  eine  standesgemäfse  Existenz  zu  ermöglichen;  sie  streifte 
deshalb  so  wenig  als  eben  möglich  von  ihrer  Oberkommenen  natural- 
und  gemeinwirtschaitlichen  Grundlage  ab.  Eine  ländliche  Arbeiter- 
klasse mit  unter  sich  gleichartigen  wirtschaftlichen  Interessen  exi« 
stierte  und  existiert  deshalb  in  der  aberwiegenden  Hfllfte  des 
Ostens  noch  nicht  —  Die  moderne  Entwickelung  sucht  zunächst 
innerhalb  dieses  naturalwirtschaftlichen  Rahmens  das  Prinzip  der 
Wirtschaftlichkeit  in  der  Lohngestaltung  entschiedener  zur  Gel> 
tung  zu  bringen  und  beseitiijt  demgemäfs  zunächst  die  gemein- 
wirtschaftlichen Reste  (Landanteil.  Dreschanteil.  Weideanteil). 
Dies  schon  deshalb,  weil  die  gemeinwirtschaftliche  Arbeitsver- 
fassuiig  mit  ihren  Anteilslöhnen  die  relative  Isolierung  des  ein- 
zelnen Gutsbetrii  bes  in  wirtschaftlicher  Beziehung  voraussetzt. 
Mit  jeder  Kapitalinvestierung  schwindet  dies  Moment,  der  Ernte- 
ertrag des  in  die  \'ülks\virt.^chaft  verflochtenen  Gutes  ist  nicht 
mehr  das  Arbeitsprodukt  lediglich  der  W'irtschaftsgemeinschaft 
der  Gutsinsassen,  und  der  Entgelt  fQr  die  Verwendung  der  Pro- 
dukte fremder  Arbeit  in  das  Gut  erscheint  der  kapitalistischen  Or- 
ganisation entsprechend  als  latente  oder  offene  Kapitalrente, 
welche  aus  den  Ertragen  vorweg  bestritten  werden  mufs.  Damit 
verschwinden  die  auf  dem  Anteilsprinzip  beruhenden  Lohnformen, 
umsomehr,  als  ihr  Bestand  in  der  Hauptsache  die  Folge  man> 
gelnden  Betriebskapitals  des  Unternehmers  war.  Der  borgerlich 
geschäftliche  Chanücter  der  modernisierten  Betriebe  führt  aber 
darüber  hinaus,  aus  bekannten  allgemeinen  und  zwingenden 
Gründen  auch  zur  immer  weiteren  Beseitigung  der  Naturallöhne 
überhaupt  und  zur  Herrschaft  des  Geld-  speziell  des  Geld- 
akkordlohnsystems. Diese  Tendenz  ist  so  zwingend,  dafs  sie 
selbst  das  durch  den  Naturallohn,  wie  gleich  zu  erörtern  sein 
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wird,  besser  gewahrte  Prinzip  der  Wirtschaftlichkeit  der  Lohn- 
gestaltung Oberwiegt. 

Untersuchen  wir  die  Wirkung  dieser  in  einem  sehr  ver- 
schiedenen Entwicklungsstadium  befindlichen  Umgestaltung  auf 
die  Lage  der  Arbeiter,  SO  ist,  wie  bei  jeder  Erörterung  Aber  die 
ländliche  Arbeitsverfassung,  von  deren  wichtigstem  Problem  aus- 
zugchen, welches  darin  besteht,  dafs  bei  jeder  Art  des  Acker- 
baues —  weit  weniger  bei  der  reiiu  n  \'ichzucht  der  Bedarf 
an  Arbeitskräften  während  der  ver.schiedencn  Jahreszeiten  ein 
stark  schwankender  ist.  Darauf  beruht  die  typische  Unter- 
scheidung von  ständigen  und  Saisonarbeitern,  die  ersteren  von 
jeher  überwiegend  in  Naturalien  gelohnt,  kontraktlich  gebunden 
und  meist  auf  dem  Gute  wohnend»  die  letzteren  überwiegend  in 
Geld  —  Tagelohn  oder  Akkord  —  gelohnt,  regebnafsig  von  aus- 
wärts als  „fremde"  Arbeiter  zeitenweise  herangezogen  und  wieder 
abgestofsen.  Nur  bei  sehr  extensivem  Betrieb  kann  die  gesammte 
Emtearbeit  mit  den  Kräften  der  eigenen  Arbeiter  unter  Zuziehung 
ihrer  Frauen  etc.  bewältigt  werden.  Es  existiert  kein  Mittel» 
namentlich  auch  kein  maschinelles, um  diese  Differenz  auszugleichen ; 
gerade  die  am  allgemeinsten  anwendbaren  Maschinen,  speziell  die 
Dreschmaschine,  steigern  dieselbe  vichiiehr  und  insbesondere 
wird  sie  durch  jede  Steigerung  der  Intensität  des  Betriebes,  am 
meisten  durch  den  I  lackfruchtbau,  sehr  stark  \  ergn)f->ert. 

Die  X'eränderung  der  Arbeitsverfassung,  welche  durch  diese 
L  nigcbtaltung  der  Betriebsweise  lierbcigtrführt  wird,  betrifft  aber 
sowohl  die  Zusammensetzung  der  Arbeiterschaft  als  Ganzes,  wie 
den  Typus  jeder  Kategorie  fflr  sich.  Es  ändert  sich  einmal  die 
Relation  der  standigen  zu  den  unständigen  Arbeitskräften,  und 
es  verwandelt  sich  ferner  sowohl  die  Physiognomie  der  ständigen 
Arbeiterschaft,  fOr  sich  betrachtet,  wie  die  der  unständigen. 

Als  das  normale  traditionelle  Verhältnis,  von  dem  wir  aus- 
zugehen haben,  kann  der  Zustand  gelten,  dafs  das  Vieh  von 
ledigem  Gesinde  besorgt  wird,  welches  auch  die  Feldbestellung 
(Pflügen  etc.)  besorgt,  und  dafs  den  Bedarf  an  ständigen  Feld- 
arbcitern  im  übrigen  die  Instleute  mit  den  oben  schon  besproche- 
nen Anteilsrcchten  an  Mahd  und  Erdrusch  (Mandel  ifnd  Drcsch- 
mafs).  Landzuweisung,  bestehend  in  festem  Gartenland  und  mit 
den  Gutsschlcigen  rotierenden  „Morgen",  und  \'iehweidt  ,  decken. 
Sie  stehen  nicht  in  einem  individuellen  Kontraktsveihäitnis  zum 
Herrn,  sondern  die  Arbeiter- Familie  ist  der  Herrschaft  des 
Herrn  unterworfen  und  deshalb  zur  Arbeit  nach  seiner  WtllkQr 
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mit  allen  verfQgbaren  Kräften  verpflichtet  —  mindestens  sind 
zwei  Arbeitskräfte  zu  stellen,  so  dafs  der  Instmann  eventuell, 
mangels  erwachsener  Kinder,  einen  »Scharwerker*  miethen  und 
dem  Herrn  vorhalten  mufs.  Schriftliche  Kontrakte  und  ein  Recht 
auf  Arbeitsgewahrung  bestand  ursprOnglich  nicht,  ebenso  wurde 
■Geldlohn  nur  aufserhalb  der  Ernte-  und  Dreschzeit  und  mehr 
nach  Art  eines  Taschengeldes  gezahlt  Es  war  ein  rein  einseitiges 
Unterwerfungsverhältnis,  welches  die  Arbeiterfamilien,  welche 
normalerweise  Wohnungen,  die  der  Herr  stellte,  besetzten,  ihm 
auch  formell  zur  unbedingten  Disposition  stellte.  Nach  einigen 
Provinzialrechtcn  ist  die  Gesindeordnung  anwendbar,  so  dafs  in 
Beschrankung  der  Freizügigkeit  auch  Zwangsrücktührung  bei 
vorzeitigem  Abzug  statltindet.  Koalitionsrecht  besteht  durchweg 
nicht.  Dies  die  ständigen  Arbeitskräfte.  Die  unständigen  da- 
gegen wurden,  soweit  nicht  die  Erntearbeit  der  Instfrauen  aus- 
reichte, aus  den  benachbarten  BauemdOrfern  ohne  festen  Kontrakt 
herangezogen  und  gegen  Geldlohn,  früher  gelegoitlich  auch  — 
die  Schnitter  —  gegen  Anteilsakkord,  beschäftigt,  sie  wohnten 
regelmäßig  nicht  auf  dem  Gut  und  ihre  Rechtsstellung  näherte 
sich  schon  damals  der  der  Industriearbeiter  an.  Alle  anderen, 
sehr  mannigfaltigen  Kategorieen  von  Arbeitern  auf  den  Gfltem 
waren,  wenigstens  in  den  Nordprovinzen  (anders  schon  frflher  in 
Schlesien),  lokale  Spezialitäten  oder  durch  Umgestaltung  und 
Kombination  entstanden. 

Darin  sind  seit  einem  halben  Jahrhundert  erhebliche  Modi- 
fikationen eingetreten.  Derjenige  Typus  von  ständigen  Kontrakts- 
arbeitern, dessen  Weiterverbreitung  auf  den  grofsen  Gütern  im 
Osten  durch  die  gegenwärtige  Entwicklung,  wie  es  scheint,  am 
meisten  begünstigt  wird,  ist  der  „Deputant",  d.  h.  ein  Arbeiter, 
welcher  zur  Arbeit  das  ganze  Jahr  vcrpllichtet  ist.  regelmäfsig 
in  vom  Gut  gestellten  Wolnumgen  umsonst  oder  gegen  niedrige 
Miethe  wohnt  und  neben  einem  niedrigen  Baarlohn,  der  entweder 
als  Tagelohh  je  nach  Zahl  der  Arbeitstage  oder  wie  die  Ge- 
sindelohnung  als  fester  Jahreslohn  gezahlt  wird,  ein  sogenanntes 
„Deputat*,  d.  h.  statt  der  dem  ledigen  Gesinde  zubereitet  ge- 
reichten Beköstigung  die  entsprechenden  Naturalien  geliefert  er- 
hält. Diese  Naturalien  sind  ihrem  Betrage  nach  im  allgemeinen 
berechnet  auf  die  Deckung  des  Bedarfs  an  Nahrungsmitteln  ftlr 
den  Arbeiter  selbst  und  seine  Familie,  deren  Mitarbeit  demgemäfs 
in  Gestalt  dri  Stellung  einer  zweiten  Arbeitskraft  regelmäfsig 
das  ganze  Jahr  hindurch  in  Anspruch  genommen  wird.  Theoretisch 
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könnte  die  Beschaffung  der  ständigen  Arbeitskräfte  allein  in  Ge- 
stalt des  von  der  GutskOche  gemeinsam  beköstigten,  in  Gesinde- 
stuben billig  untergebrachten  Gesindes  als  die  (br  den  Gutsherrn 
zweckmflfsigte  erscheinen.  Allein  sie  hat  sich  seit  dem  Zeitalter 
der  antiken  Sklavenkasemen  ftlr  den  Grofsbetrieb  als  unprakti- 
kabel erwiesen,  und  zwar  auch  ganz  abgesehen  von  der  selbst- 
verständlich ungenQgenden  Zahl  der  verfügbaren  eheloscn  Arbeits- 
kräfte, Ueberdies  ist  zur  Zeit  im  Osten  gerade  die  Schwierig- 
keit, lediges  Gesinde  zu  erhalten,  besonders  grofs.  Das  Depu- 
tantenverhältnis  gewinnt  deshalb  sowohl  auf  Kosten  des  alten 
Instverhnltnisscs  als  auf  Kosten  der  Haltung  des  ledigen  Ge- 
sindes an  Hüllen. 

Die  grofse  Praktikabilität  des  Veriiaknisses  der  auf  vor- 
wiegenden Naturallohn  gesetzten,  verheirateten  Deputatknechtt 
und  Gutstagelöhner  liegt  darin,  dafs  aus  dem  einzelnen  Haushalt 
des  Tagelöhners  mehrere  Arbeitskräfte  gestellt  und  also  so 
billig  wie  möglich,  bei  Ausnutzung  einerseits  aller  VorzOge  des 
Groisbetriebes  für  die  Beschaffung  der  Bedarfsgegenstande  unter 
Ausschaltung  aller  Zwischenglieder,  andrerseits  unter  Verwertung 
der  VorzQge  der  Familienwirtschaft  als  Konsumtionsgemeinschaft» 
ernährt  werden.  Allein  die  VorzOge  der  NaturallOhnung  gehen 

'  I  t)i<  Sklnvcnkascrncn  der  römist  In  n  Landwirte  verfielen  in  der  Haupt- 
sache allerdings,  weil  eine  Reproduktion  der  Sklavcnbevölkerung  aus  sich  selbst 
mangels  monogamischer  Verhältnisse,  troU  systematischer  Züchtung  der  Prosti- 
tution aacli  bekannten  physiologischen  Gesetzen  unmA^eb  war,  mit  Aufhören 
der  Eroberungen  und  des  SUavenmarktes.  Wahrscheinlich  wirkte  aber  ein  anderes, 
schwer  abschätzbares  Moment  mit,  welches  auch  heute  wirksam  ist:  die  unter 
dem  Ges.ichtspunklc  der  Wirtst  haftlii  hkoit  teils  objektiv,  teils  subjektiv  be- 
h-lfhi  nficn  V(ir/fli;«-  di  r  indi\ uiiialistis*  luri  F  .iinilienküchc  gcgenOber  dem  trt  mcin- 
bauicn ,  patnurchuUäch-konimuniätiächcn  Kochtopf  des  Gutes.  Es  ist  zweifellos, 
dals  heute  das  Undliche  Gesinde  ganz  unvergldchlich  besser  genihrt  ist,  als 
irgend  eine  andere  Kategorie  Undlicher  Arbeiter.  Der  Deputant  und  verhei- 
ratete Tagelöhner  wOrde  dne  Kost,  wie  sie  ihm  seine  Frau  voraelit,  nianate 
dauernd  sich  aus  der  GutskOche  bieten  lassen,  die  gleiche  subjektive  Befriedi- 
g:ung  konnte  ihm  diese,  wenn  üherhaiip*.  nur  durch  ein  erhebliches  Mehrmafs  von 
Leistungen  cia\n  i  inl  v  erschaffen ,  und  objektiv  entbehrt  s.ie  der  gröfseren  indivi- 
duellen Anpassung  und  vollständigeren  Ausnutzung  der  Reste  im  individua- 
listiachen  Familienhaushalt.  Der  gennaniscbe  Grundherr  fuhr  bei  Bekfletlgung 
seiner  Vasallen  im  Herrenhofe  vennutlich  teuerer,  als  nachdem  er  sie  auf  IMenst- 
lehen  gesetzt  hatte,  der  moderne  Grundherr  fährt  billiger,  wenn  er  seinen 
Knechten  die  Verwendung  drr  N'  ituralico  auf  ihre  Gefahr  OberlAfst,  als  wenn  er 
sie  selbst  in  Administration  nimmt. 


Dlgitlzed  by  Google 


12 


Max  Weber, 


je  nach  deren  Gestaltung  noch  weiter.  Die  Gewährung  der  De- 
putate#an  die  Arbeiterfamilien  erfolgt  nftnilich  in  verschiedener 
Art  In  Teilen  von  Schlesien  erhatten  die  Deputatknechte  feste 
wöchentliche  bezw.  monatliche  Fleisch-»  Kartoffel-,  Brot-,  Salz-, 
Milch-  und  LeinwandbezOge,  —  sie  erhalten  hier  also  die  Bedarfs- 
gegenstände, wenn  der  Ausdnicic  erlaubt  ist,  im  Zustande  von 
Ganz-  bezw.  Halb -Fabrikaten,  als  ganz  oder  fast  ganz  konsum- 
reife Produkte:  ihre  eigene  Beziehung  dazu  ist  eine  fast  nur 
konsumtive,  der  Unterschied  von  der  einfachen  Gesindebcköstij^ung 
nicht  bedeutend,  entsprechend  dem  l'mstande.  dafs  hier  die  Ten- 
denz zur  Bodenkonzentration  die  eigene  Wirtschaft  der  unfreien 
ünterthanen  gänzlich  absorbierte  bezw.  nicht  aufkommen  Hels.  In 
den  nördlichen  I'rovinzen  ist  das  regclni.lfsig  anders.  Die  Ze- 
realien  werden  als  Deputat  unvcrmahlen  und  unverbacken  ge- 
geben, die  Kartoffeln  meist  nur  zum  Teil,  den  andern  Teil  baut 
der  Deputant  selbst  und  erhftlt  zu  diesem  Behufe  Land  ange- 
wiesen, teilweise  wird  ihm  auch  das  Saatgut  gestellt,  regelmafsig 
hat  er  dies  selbst  zu  ersparen,  auch  den  Dünger  selbst  zu  produ- 
zieren. Ebenso  steht  es  mit  dem  Flachs:  er  säet  und  erntet  ihn. 
wo  noch  die  alten  Verhältnisse  bestehen,  selbst,  er  gewinnt  femer 
die  Wolle  vom  eigenen  Schaf,  fOr  welches  ihm  Weide  gestellt 
wird.  Milch  und  Butter  von  der  eigenen  Kuh,  welche  ihm  von 
der  Herrschaft  geweidet  und  gefottert  wird,  das  Fleisch  vom 
eigenen  Schwein,  welches  er  aus  seinen  Naturalien  füttert,  die 
Gespinste  und  Gewebe  stellt  die  Familie  im  Winter  selbst  her. 
Mit  anderen  W^orten,  es  ist  auch  ein  wesentlicher  Teil  des  Pro- 
duktionsprozesses seines  Bedarfs  vom  Herrn  auf  ihn  abgewillzt. 
es  werden  seine  Ireie  Zeit,  die  s{).'Uen  .Abendstunden,  die  freien 
Sonntage  und  die  arbeitsstille  W'inter^/eic  und  es  werden  seine 
nicht  mitarbeitenden  l'amilienglieder  mit  ausgenutzt.  So  werden 
die  Arbeiterfamilien  selbst  für  die  Erzeugung  des  zur  Repro- 
dulction  der  Arbeitslcräfte  Unentbehrlichen  verwendet  und  die 
wirtschaftlichen  Vorzüge  der  Familienwirtschaft  nicht  nur  ab 
Konsumtions-,  sondern  auch  als  Produktionsgemeinschaft  den 
Interessen  des  Herrn  nutzbar  gemacht  Fragen  wir  unter  Bei- 
seitesetzung der  sozialen  Seite  der  Sache  zunächst  nur,  wie  sich 
der  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit,  hier:  der  kleinstmOglichen 
Unterhaltungs-  und  Reproduktionskosten  der  Arbeitskraft,  dazu 
stellt,  so •  ist  das  Ergebnis  für  den  Herrn  ein  ersichtHch  not- 
wendig günstigeres  als  in  Schlesien.  Um  den  gleichen  Nahrungs- 
stand wie  dort  zu  erzielen,  hat  er  hier  erheblich  geringere  Opfer 
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ZU  bringen,  da  er  fast  ausschtiefslich  (aufser  der  Wohnung)  Roh- 
stoffe und  Naturkrftfte  zur  Verfikgung  stellt  und  die  Produktion 
und  Verarbeitung  genufisreifer  Bedarfsmlttel  daraus  auf  die  Ar- 
beiter  aberwalzt*)  Oder  umgekehrt  gesagt:  mit  den  gleichen 
oder  geringeren  Aufwendungen  ermöglicht  er  der  Arbeiterfamih'e 
einen  relativ  erheblich  höheren  Nahrungsstand.  Er  spannt  dabei 
allerdings  ihre  Arbeitskraft  bis  auf  den  letzten  überhaupt  denk- 
baren Grad  an  und  dies  geschieht  freilich  in  Schlesien  ceteris 
paribus  nicht  in  gleicher  Art:  es  hat  das  aber  bei  dem  sklaven- 
artigen Kulturniveau  der  dortigen  polnischen  Arbeiterschaft  nicht 
etwa  deren  Hebung,  sondern  begreiflicherweise  nur  das  Brach- 
licgcn  des  Eigeninteresses  an  der  Güterproduktion  in  den  hier 
notwendig  nur  rein  konsumtiven  Familienwirtschaften  zur  Folge. 

Aber  allerdings  ist  diese  abweichende  Gestaltung  der  Lage 
der  nordöstlichen  Gutsarbeiter  gegenOber  der  schlesischen  nicht 
aus  diesen  Erwägungen  der  Wirtschaftlichkeit  heraus  entstanden. 
Die  Differenz  hat  vielmehr  historische  Grande. 

Der  schlesische  Deputatknecht  verleugnet  seinen  Ursprung 
nicht  Er  befindet  sich  in  einer  nur  wenig  modifizierten  Haus- 
gesindestellung.  Sein  Haushalt  ist  kaum  merklich  vom  Gutshaus- 
halt abgegliedert,  seine  Situation  gleicht  der  eines  beköstigten 
Knechtes  sehr,  wie  das  auch  darin  zum  Ausdruck  kommt,  dafs 
mit  dem  Deputatknecht  und  seiner  Ehefrau  meist  je  besondere 
Kontrakte  geschlossen,  für  beide  Lohn  und  Naturalien  je  be- 
sonders, aber  dennoch  so  ausgeworfen  werden,  dafs  die  Bezüge 
von  Mann  und  Frau  zusammen  genommen  sich  zu  dem  dnrt 
typischen  Bedarf  einer  Arbeiterfamilie   nebst  Kindern  ergänzen. 

Anders  im  Norden.  Das  I)(  putantenverh.'iltnis  als  normale 
Lohnforni  ständige  r  Kontraktsarbeiter  hat  sich  dort  überhaupt  erst 
teilweise  durchgesetzt,  es  bildet  noch  nicht  die  Regel,  andrerseits 
ist  es  im  hohem  Grade  wahrscheinlich,  dafs  die  ihm  jetzt  günstige 
Entwickelung  der  Arbeitsverfassung  künftig  darüber  hinaus  zu 
einer  rein  geldwirtschaftlichen  Gestaltung  des  Lohnes  filhren  wird. 
Der  nördliche  Deputant  ist  historisch  keineswegs  ein  von  der  Guts- 
kOche  sich  allmählich  emanzipierender  Knecht  Die  Form  der 


*)  Selbst  die  scheinlMr  anachromstische  Produktionsfonn  der  Hausspinnerei 
and  -Weberei  besteht  hier  vor  dem  Grundsatz  der  Wirtschaftlichkeit  Die  darauf 
verwendete  Arbeitskraft  obersteigt  zwar  die  zur  Produktion  der  erzeugten  Bc- 
klddnng^egensttod e  „gesellschaftlich  notwendige'  writ,  sie  muss  aber  andern- 
falls wflhrend  der  betreffenden  Wtntermonate  vOUig  brach  liegen. 
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Entlohnung  ist  allerdings  von  den  Gutsbeamten  her  abernommen: 
Vögte,  KAmmerer,  Oberknechte  etc.  wurden  von  jeher  in  dieser 
Weise  ausgestattet.  Allein  die  grolse  Masse  der  Deputanten  hat 
eine  andere  Geschichte  hinter  sich,  ihre  historischen  Vorfahren 
im  Norden  waren  frohnpflichtige  Kigenwirtc.  Der  moderne  De- 
putant  steht  nur  am  (vorläufigen )  Schlufspunkt  einer  Entwicklung, 
welche  weit  in  die  Vorzeit  der  modernen  landwirtschaftHchen 
Grofsbetriebc  hinaufreicht.  Sie  beginnt  mit  dem  (allerdings  nur 
lokal  nachweisbaren)  Zustande,  dafs  dem  Grundherrn  nicht  Ar- 
beiten geleistet,  sondern  Naturalien  zur  Bestreitung  seines  Haus-  . 
haltes  geliefert  wurden.^  Der  Grundherrschaft  entsprach  ein  grund- 
herrlicher Haushalt,  aber  keine  Gutswirtschaft,  der  Herr  bezog, 
kraft  seiner  politischen  Herrschaft,  als  Zivilliste  konnte  man  sagen, 
seinen  Unterhalt  von  den  abhängigen  Wirtschaften;  nicht  er,  son- 
dern nur  diese  waren  landwirtschaftliche  Produzenten.  Auf  diesen 
Zustand  folgte  in  England  wie  bei  uns  der  andere,  welcher  den 
bekannten  Typus  der  patriarchalischen  Gemeinwirtschaft  bildet, 
dafs  nftmlich  beide,  Herr  wie  Hintersassen,  wirtschaften,  die  ab- 
hängigen Wirtschaften  der  Bauern  zugleich  die  Arbeitskräfte  für 
die  Gutswirtschaft  stellen.  In  England  blieb  dies  ein  Intermezzo M. 
der  Grundherr  zog  sich  im  Verlauf  der  Entw'icklung  wieder  auf 
die  Benutzung  der  Hintersassen,  als  tributpflichtiger,  aber  selbst- 
ständiger Kleinproduzenten,  zurück.  Nur  dafs  er  jetzt  statt  der 
Naturalien  Geldrcnte  bezog.  Im  deutschen  Osten  dagegen 
steigerte  sich  zufolge  der  Kückständigkeit  der  geldvvirtschaftlichen 
Entwickelung  die  naturalwirtschaftliche  Unternehmerstellung  des 
Grundherrn  auf  Kosten  der  Hintersassen  weiter,  und  nur  ein 
Teil  der  letzteren  mit  einem  Teil  ihres  Areals  vermochte  sich 
bei  Gelegenheit  der  Regulierungen  aus  der  erdrückenden  Um- 
armung frei  zu  machen;  im  Obrigen  kehrte  sich  der  frohere  Zu- 
stand um,  der  Gutsherr  «oirde  der  einzige  Unternehmer:  nicht, 
wie  einst,  er,  sondern  die  Hintersassen  beziehen  jetzt  das  feste 
Deputat  aus  den  Produkten  des  Gutes. 

Aber  diese  Entwicklung  ist,  wie  gesagt,  im  Norden  bisher 
unvollendet,  und  zwar  wesentlich  dank  der  wirtschaftlichen 
Schwäche  der  Gutsherren:  es  war  nicht  zuletzt  der  Mangel  an 
Betriebskapital  auf  Seiten  dieser,  welcher  den  in  der  Regulierung 
begriffenen  Bauern  die  Existenz  als  solche  rettete.    Es  würden 


')  Am   besten   unter   diesem  Gesichtspunkte  geschitdcrt   von  Vinogradoff: 
Villainagc  in  England  1Ö92. 


üiyiiizccl  by  Google 


Entwickelungstendenaeii  in  der  Lage  der  oatelbiscben  Landarbeiter. 


15 


sonst,  wenn  die  Gutsherren  zur  Bewirtschaftung  gröfserer  Flächen 
die  Macht  besessen  hätten,  alsbald  ein  bedeutender  Teil  der 
Bauernwirtschaften  durch  Aufkauf  verschwunden  sein.  Mangel  an 
Betriebskapital  und  damit  die  Unmöglichkeit,  Baarlöinie  zu  zalilcn, 
hinderte  ebenso  die  vollständige  Proletarisierung  der  von  der  Re- 
gulierung ausgeschlossenen  und  allmählich  depossedierten  kleinen 
Bauern  und  Landarbeiter.  Der  Gut.sherr  musste  die  Entlohnung 
in  Gestalt  von  Ertragsanteilen,  Landbeleihung  und  Weiderechten 
bestehen  lassen,  weil  er  zufolge  seiner  wirtschaftlichen  Schwache 
^.  nur  naturalwirtschaftlich  löhnen  konnte.  Damit  war  zunächst  die 
Weiterexistenz  mehrerer  Hunderttausend  eigentOmlich  zwitter- 
hafter Kleinwirtschaften  un  Osten  —  der  Instwirtschaften  (im 
engeren  Sinne  des  Wortes,  in  welchem  es  die  Deputanten 
ausschliefst)  —  gefristet.  —  Die  eigentOmliche  Doppelstellung 
dieser  mit  Land  beliehenen  und  :ini  Ertrag  beteiligten  Arbeiter» 
teils  als  Kleinunternehmer,  teils  als  Teilhaber  an  der  Wirt- 
schaft des  Herrn  wurde  schon  oben  erörtert.  Die  vollständige 
Unterwerfung  unter  die  Disposition  des  Herrn  .  aber  verbunden 
mit  wirtscliaftlicher  Interessengemeinschaft,  ist  da>  dem  Verhältnis 
Charakteristische.  Das  Deputantenverhältnis.  welches  bei  stei- 
gendem Wert  des  Bodens  und  Uebergang  zur  intensiveren  Wirt- 
schaft neben  und  an  die  Stelle  des  alten  Instverhältnisses  zu 
treten  pflegt,  enthalt  in  Gestalt  der  Einziehung  eines  Teiles  des 
Landes  und  der  Ersetzung  der  Anteile  am  Rohertrag  durch  feste 
Deputate,  die  Beschränkung  des  bis  dahin  die  Arbeiter  treffenden 
Risikos  und  insoweit  unbedenklich  eine  Besserstellung.  Zugleich 
entzieht  es  sein  Budget  der  Verflechtung  in  die  Wirtschaft  des 
Herrn  und  stellt  ihn  damit  in  höherem  Mafse  auf  eigene  Fflfse. 
Jede  weitere  Beschneidung  der  Kleinuntemehmersteilung  des  Inst- 
manncs  und  jedes  Steigen  der  relativen  Bedeutung  des  Geld» 
lohnes  wirkt  in  gleichem  Sinne  und  könnte  also  als  eine  mate- 
rielle Besserstellung  der  Arbeiter  erscheinen  gegenüber  der  abso- 
luten L'nterwerfung  des  alten  Instmannes.  Allein  das  i=t  proble- 
matisch. Denn  weil  die  Ka|)ilalkralt  der  früheren  Gutsherren  gering 
und  ihr  geschäftlicher  Erwerbssinn  unentwickelt  war.  war  diese 
formale,  schrankenlose  Disposition  des  Herrn  für  die  Arbeiter, 
rein  wirtschaftlich  betrachtet,  nicht  nur  nicht  ungünstiger  als 
deren  jetzige  Lage,  sondern  eine  relativ  günstigere  Gestaltung 
des  VerhAltnisses,  wie  die  Entwickelung  der  Arbeiterverhaltnisse 
in  Schlesien  zeigt. 

In  Schlesien  nAmlich  —  es  handelt  sich  hier  um  Mittel-  und 
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Niederschlesien  —  ist  einerseits  der  Verlauf  in  charakteristischen 
Punkten  anders  gewesen  als  im  Norden,  andererseits  bereits 
weiter  vorgeschritten.  Wir  finden  hier  noch  in  der  ersten  Hälfte  des 
jahrhundertN  in  den  Dreschgärlnern  eine  Kategorie  von  Arbeitern, 
deren  allgemeine  Stellung  völlig  derjenigen  der  Instiente  ent- 
spricht. Der  Unterschied  ihrer  Lage  war  ein  doppelter.  Einmal 
war  ihnen  (im  Gegensatz  zu  den  „Robotgärtnern"  Obersclilesiens) 
ein  erbliches  Besitzrecht  zuerkannt  und  die  gegenseitigen  Rechte 
und  Flüchten  als  Reallasten  behandelt,  der  Disposition  des 
Herrn  Ober  sie  also  eine  rechtliche  Schranke  gezogen.  Anderer» 
seits  aber  war  die  wirtschaftliche  Uebermacht  der  sehr  reichen 
schlesischen  Mag^naten  eine  ungleich  gröfsere  als  die  der  nordi- 
schen Gutsherren.  Beides  vereint,  wurde  den  Arbeitern  ver- 
hängnisvoll. Das  Verhältnis  war  nicht  so  elastisch  me  das  Inst- 
verhflltnis,  und  die  Umgestaltung  der  Gtitswirtschaften  im  Sinne 
umfassenderer  und  rationellerer  Eigenwirtschaft  desHerrn,  sprengte 
es  deshalb  auseinander.  Die  Gutsherren  erzwangen  die  Ablösung 
der  Arbeitspflichten,  aber  auch  der  Anteilrechte,  und  die  Dresch- 
gärtner  wurden  zu  formell  freien  Kleinstellenbesitzern.  welche  zur 
Arbeit  auf  dem  Gute  nicht  mehr  verpflichtet,  aber  auch  nicht 
mehr  aiUeilsber  echt  igt.  dabei  aber  auf  die  Arbeit  auf  den 
Gutern  angewiesen  blieben.  Den  vermehrten  Bedarf  an  Arbeits- 
kräften deckten  die  Gutsherren,  indem  sie  neben  den  früheren 
L)reschgärtncrn  in  neu  errichteten  Familienhäusern  sogenannte 
„Lohngärtner"  mit  kleiner  Landanweisung  ansetzten,  eine  Parallel- 
erscheinung zu  den  Instleuten.  Aber  der  grOfseren  Kapitalkraft 
der  Unternehmer  entsprechend  wurde  das  Arbeitsverhältnis  sowol 
der  fraheren  Dreschgartner  als  der  Lohnglrtner  auf  geldwirt- 
schaftlicher Grundlage  geregelt,  der  Kleinstellenbesitzer  erhielt 
von  Anfang  an  meist  nur  Geldlohn,  der  Lohngflrtner  daneben 
Land  und  Weide,  beides  in  ungleich  geringerem  Umfange  als 
der  nördliche  Instmann.  Nun  ist  es  charakteristisch  ftlr  die  tra- 
ditionelle ländliche  Lohnbildung,  dafs  der  Kh  instellenbesitzer  zur 
Zeit  nach  der  Ablösung  an  Geldlohn  nicht  erheblich  mehr  erhielt, 
als  der  Instmann  neben  seinen  Naturalien,  und  dafs  er  ebenso 
lieute  reg(rlmäfsig  an  Geldlohn  nur  das  Nämliche  erhält,  was  die 
Loling.irtner  oder  sonstige  besitzlose  Arbeiter  neben  der  ihnen 
ge\v.nhrten  Wohnung  und  der  Landanweisuni;  beziehen.  Die  Guts- 
herren pflegen  sich  dieserhall)  in  cier  \'or>tellung  zu  gclallen.  sie 
gewährten  den  bcMtzIosen  Arbeitern  Wohnung  und  Land  „gratis*. 
Historisch  und  wirtschaftlich  ist  nur  die  umgekehrte  Ausdrucks- 
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weise  korrekt:  sie  rechnen  dem  Kleinstellenbesitzer  das  Areal 
und  die  Wohnung,  welche  sie  ihm  nicht  gewähren,  sondern 
welche  er  selbst  besitzt,  auf  seinen  Lohn  an.  Es  entspricht 
das  auch  in  Wahrheit  der  Art,  wie  die  Grundbesitzer  die  Lohn» 
frage  zu  behandeln  pflegen.  Wenn  man  im  Gespräche  mit  Grund- 
besitzern z.  h.  aus  Sachsen,  wo  die  Verwendung  von  gnind- 
besitzenden  Arbeitern  aus  den  Dörfern  gleichfalls  mehrfach  vor- 
kommt, den  dort  früher  typischen  Lohnsatz  von  1  Mk.  krilisirt, 
so  beziehen  sich  die  Betreffenden  stets  darauf,  dafs  die  Arbeiter, 
da  sie  eigenen  Besitz  haben,  für  die  Bestreitung  ihrer  Exi>>tenz 
auf  diesen  1-ohti  iiirlit  atigcwiesen  seien:  Es  zeigt  sieh,  wie 
irrelevant  die  Rechtsform  des  Arbeiterhcsitzes  gegenüber  der 
übcrmäciitigen  Gewalt  der  traditionellen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse sind.  Nicht  die  Arbeitsleistung  ist  auf  dem  Lande  der 
Mafsstab  des  Lohnes,  sondern  das  Mindestmafs  der  Bedürfnisse 
der  Arbeiter  nach  ihrer  traditionellen  Lebenshaltung.  Das  gilt 
for  den  Deputanten  so  gut  vrie  fflr  die  sonstigen  reinen  Lohn- 
arbeiter: die  Hohe  der  gewährten  Deputate  ist  in  den  einzelnen 
Gegenden  sehr  stark  verschieden  und  richtet  sich  lediglich  nach 
dem  historisch  Qberkommencn  und  auf  dieser  Grundlage  sich 
langsam  fortentwickelnden  Nahrungsstand,  dieser  bestimmt  den 
Lohn,  nicht  umgekehrt.  Angesichts  dessen  war  es  vom  Stand- 
punkt der  Arbriic  r  «  in  bedeutungsvoller  Vorzug  der  nördlichen 
patriarchalischen  Arbeit^verfassung  mit  ihrer  Behandlung  der  Inst- 
leute nicht  als  reiner  Lohnarbeiter,  sondern  als  unfreier  Wirt- 
schaftsgenossen, dafs  trotz,  ja  man  kann  sagen:  gerade  wegen 
der  formell  schrankenlosen  Verfügungsgewalt  des  Herrn  vermöge 
der  Stetigkeit  der  traditionellen  Competenzen  der  Arbeiter  ihre 
materielle  Lage,  was  den  Nahrungsstand  anlangt,  mit  der  all- 
mählichen Steigerung  der  Roherträge  sich  stetig  hob.  In  stark 
abgeschwächtem  Mafse  kann  das  Gleiche  auch  die  Begleiterschei- 
nung der  DeputatlOhnung  sein.  Ganz  anders  beim  Geldlohn- 
system. Die  Naturallöhne  der  Instleute  und  in  geringerem  Mafse 
auch  der  Deputanten  werden  aus  den  steigenden  Roherträgen 
unter  Abwälzung  eines  entsprechenden  Teils  des  Risikos  und, 
wie  oben  ausgeführt,  des  Produktionsprozesses  auf  den  Arbeiter 
bestritten,  die  Geldlöhne  aus  den  sinkenden  Reinerträgen  ohne 
eine  entsprechende  l'eberw;ilzung.  Das  bedingt  den  Fortfall  der 
oben  eröiterten  rein  wirtsehafthehen  Vorzüge.  Der  Umstand, 
daf^  ein  Teil  der  Arbeiter  eigenen  (irundbesitz  hat.  wirkt  dabei 
fast  ausschliefslich   ungünstig,  denn  ihre  Schollenfestigkeit  und 
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die  eben  besprochene  Wirkung  auf  die  Lohnbemessung  drOckt 
auf  das  Lohnniveau  im  Allgemeinen.  Der  KleinsteUenbesitzer  ist 

aus  der  Wirtschaftsgemeinschaft  des  Gutes  ausgeschaltet  Er 
befindet  sich  nicht,  wie  der  Getreide  verkaufende  Instmann,  in 
Interessengemeinschaft,  sondern,  da  er  Brod  zukauft,  im  Inter- 
essengegensatz zum  Gutsherrn.  Es  entspricht  aber,  wo  die  Macht- 
verhältnisse zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  für  den  letzteren 
so  ungünstige  sind  wie  aut  dem  Lande,  seinen  materiellen 
Interessen  nicht,  dals  eine  formale  rechtliche  Schranke,  welche 
die  wirtschaftliche  Machtlage  doch  nicht  zu  alterieren  vermag, 
in  Gestalt  der  V'erleihung  des  Kigentums  an  der  Arbeitcrstt  Ue 
errichtet  wird.  Es  wird  dadurch  das  die  volle,  formale  Dispo- 
sitionsgewalt des  Herrn  voraussetzende  patriarchalische  Herr- 
schaftsverhältnis in  ein  geschäftliches  verwandelt  und  damit  flir 
den  Arbeiter  an  Stelle  der  Eventualität  einer  brutalen,  persön- 
lichen Beherrschung,  der  er  sich  durch  Wegzug  entziehen  kann, 
die  andere  der  geschäftlichen  Ausbeutung  gesetzt,  der  er,  weil 
sie  äufserlich  unmerklicher  eintritt,  sich  thatsächlich  schwerer  ent- 
zieht, als  Kleineigentümer  sich  auch  gar  nicht  zu  entziehen  in  der 
Lage  ist  Man  zwingt  ihn  durch  die  formale  rechtliche  Gleich- 
stellung in  einen  Interessenkampf,  den  eine  weithin  über  das  Land 
dislocirte.  der  Organisation  unfähige  Arbeiterschaft  durchzufechten 
nicht  die  Macht  hat. 

Wenn  hier  das  traditionelle  Instverhältnis  als  ein  „patriarcha- 
lisches" bezeichnet  und  als  ihm  charakteristisch  die  „Interessen- 
gemeinschaft" des  Arbeiters  mit  dem  Herrn  hingestellt  worden 
ist,  so  sollte  ilieser  Ausdruck  l)illii;erweise  von  dem  Mifsver- 
ständnis  verschont  bleiljcn.  al.-^  oh  tlaniit  irgend  eine  persönliche 
Vertrauensbeziehung  zwischen  Herrn  und  Arbeiter  als  notwendige 
Folge  dieser  Arbeitsverfassung  behauptet  werden  sollte.  Be- 
hauptet werden  soll  nur,  dafs  sie  ein  festes  gemeinschaftliches 
Interessenband  um  Herrn  und  Arbeiter  schlingt  und  die  patriarcha- 
lische Leitung  der  Wirtschaftsgemeinschaft  durch  den  Herrn 
dieser  Sachlage  ebenso  adäquat  ist  wie  sie  mit  dem  Geldlohn- 
system in  Widerspruch  steht,  weil  das  materielle  Interessenband 
fehlt.  Die  patriarchalische  Arbeitsverfassung  bringt  ehrlich  zum 
Ausdruck,  dafs  auf  dem  Lande  der  Arbeiter  nicht  in  einem  Ver- 
trags-, sondern  in  einem  persönlichen  Unterwerfungsverhältnis 
zum  Herrn  steht  und  diese  Ehrlichkeit  ist  ihre  Stärke.  Sie 
setzt  aber  eben  deshalb  jene  resignierte  in  die  Tradition  der 
Unfreiheit  gebannte  Arbeiterbevölkerung  voraus,  welche  die  öst- 
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liehen  Instleutf  repräsentierten,  und  diese  Voraussetzunc:  wird  mehr 
und  mehr  zu  Schanden.  Nicht  nur  die  Unternehmer,  sondern 
ebenso  auch  die  Arbeiter  !^ind  es,  welche  sukzessive  das  De- 
putanten-  statt  des  histverhühnisses.  den  Geldlohn  statt  des 
Naturallohns,  die  rechtliche  L'ngebundenheit  statt  des  Kontrakts 
bevorzugen,  das  scheint  durch  die  Enquete  im  allgemeinen  völlig 
sicher  gestellt.  Wie  dem  aber  sei,  jedenfalls  zerüült  mit  dieser 
Umwandelung  eine  notwendige  Voraussetzung  der  patriarcha- 
lischen Herrschaft:  die  Interessenbeziehung  zum  einzelnen  Gut. 
Die  Unterschiede  in  der  Stellung  der  einzelnen  Kategorieen  von 
Arbeitern  nivellieren  sich,  und  die  Person  des  Unternehmers  wird 
fbr  die  kindlichen  Arbeiter  in  ähnlicher  Art  „fungibel",  wie  sie 
es  ffir  die  gewerblichen  regelmäfsig  schon  ist.  Mit  andern  Worten, 
die  Entwickelung  führt  zur  stetigen  Annäherung  der  ländlichen 
Arbeiterschaft,  an  den  Charakter  einer  in  ihren  wesentlichen 
Lebensbedingungen  einheitlichen  Klasse  mit  proletarischem 
Typus,  wie  die  Industriearbeiterschaft  sie  bereits  darstellt.  Die 
kapitalistische  Unternehmung  strebt  aus  den  oben  angedeuteten 
Gründen  aus  dem  Naturallohnsystem  trotz  seiner  wirtschaftlichen 
Vorztige  heraus,  —  die  Arbeiter  suchen  den  Geldlohn,  weil  er 
sie  am  meisten  von  der  Abhängigkeit  von  der  Wirtschaft  und 
dem  guten  Willen  des  Herrn  befreit,  trotzdem  sie  sich  dabei 
wirtschaftlieh  schlechter  stehen.  Wie  der  Geldzins  des  Bauern 
im  Mittelalter  als  das  wichtigste  Symptom  seiner  persönlichen 
Freiheit  erscheint,  so  der  Geldlohn  des  Arbeiters  heute.  Die 
Landarbeiterschaft  opfert  ihre  materiell  oft  günstigere,  immer 
aber  gesichertere,  abhängige  Lage  dem  Streben  nach  persön- 
licher Ungebundenheit.  Dafs  diese  entscheidende  psychologische 
Seite  des  Vorgangs  den  Beteiligten  wesentlich  unbevvufst  sich 
vollzieht,  steigert  nur  die  Wucht  ihrer  Wirksamkeit.  Für  eine 
Arbeiterschaft  aber,  welche  ebenso  wenig  wie  die  Industrie- 
arbeiter normaler  Weise  die  geringste  Aussicht  hat,  in  die  Schicht 
der  selbstständigen  Unternehmer  aufzusteigen,  hat  diese  Um- 
wandlung nur  einen  Sinn  als  vorbereitendes  Stadium  für  einen 
Klassenkampf  Es  zeigte  sich  schon,  dafs  auch  die  Grund- 
herren  der  Umwandlung  in  eine  unter  sich  wesentlich  gleichartige 
Klasse  mit  geschäftlichem  Untemehmertypus  zu  verfallen  begonnen 
haben.  Auch  hier  setzt  die  moderne  Entwickelung  an  Stelle  der 
personlichen  Herrschaftsverhältnisse  die  unpersönliche  Klassen- 
herrschaft mit  ihren  psychologischen  Konsequenzen. 

Betrachten  wir  nun  die  Chancen  dieses  in  offener  oder  latenter 
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Form  zu  gewilrtigendcn  Kampfes  unter  der  Vorau,-'>etzung.  dafs 
unter  ICrlialtuii}^  der  (irofsbetri»  Ix-  den  <»h(  ii  angedeuteten  welt- 
wirtsehaltliehfn  P< •■itulaten  genügt  winJ.  Ist  anzunehmen,  dafs 
durch  den  Kampl"  liindurch  die  kämjitcnden  Teile  zu  irgend  einer 
Form  des  neuerdings  sejg.  ,.sozialcn  Friedens"  d.h.  eines  chronischen 
Waffenstillstandes  gelangen,  wie  etwa  in  den  höchst  entwickelten 
englischen  Industrieen«  bei  welchem  nach  der  Ansicht  der  Fach- 
Spezialisten  im  Grunde  beide  Teile  gewinnen,  oder  dafs  doch,  da 
es  ja  auf  die  flufsere  Form  nicht  notwendig  ankommt,  ein  irgend 
welcher  Zustand  eintritt,  der  in  gleichem  Mafse  eine  relative 
Stetigkeit  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Lebensbedingungen 
gewährleistet? 

Wir  mOssen  zur  Beantwortung  dieser  Frage  die  Rück- 
wirkung der  einzelnen  Umwandlungen,  welche  unter  dem  Drucke 
der  Weltwirtschaft  sich  in  der  Betriebsart  denkbaren  Weise  voll- 
ziehen können,  n.lher  betrachten.  Wohl  oder  übel  müs>,en  wir 
dabei  von  irgend  einem,  wenngleich  fiktiven  Nonnalty|)us  tiadi- 
tioncll  bewirtschatteter  (iilter  ausgehen,  ohne  tloch  bestimmte 
Ziffern  als  charakteristisch  zu  gründe  legen  zu  können.  Aus- 
schlul's  des  Maschinenbetriebs,  intensiver  Viehzucht  und  starken 
Hackfruchtbaus  sind  dabei  einerseits  selbstverständlich«  Emanzi- 
pation von  der  Dreifelder-  und  extensiven  Feldgraswirtschaft 
ebenfalls.  Eine  nflhere  positive  Umschreibung  wäre  willkOrlich, 
wir  mOssen  die  allgemeine  Qualität  von  Wirtschaften  mit  über- 
wiegendem, nicht  intensivem  1)  Getreidebau  und  mäfsiger  Vieh- 
haltung auf  mittlerem  Sandboden  mit  zwischen  500—1000  ha  Acker- 
fläche als  Ausgangspunkt  nehmen  und  festzustellen  versuchen, 
welche  Unterschiede  sich  gegen  die  dort  typischen  Arbeiterver- 
haltnisse bei  gröfserem  Umfange  des  Betriebes,  auf  besserem 
Boden,  endlich  bei  extensiverer  oder  intensiverer  Betriebsweise 
finden. 

l)ie>  voraus^i  ■^chickt,  lassen  sich  aus  ch  ni  vorliegenden  Ma- 
terial eiiu' Ati/.alil  zunächst  rein  empirischer,  bisher  aber  unbestritten 
gebliebener  Beobachtungen  entnehmen.  Wenn  man  als  mafs- 
gebende  Ziffer  filr  die  Ertragsfahigkeit  den  Grundsteuerreinertrag 
annimmt,  die  Grölse  der  Ackerbaubetriebe  nach  der  mit  Feld- 


')  So  mifslich  es  ist,  mit  einem  allgemeinen  Begriff  von  .Intensität*  zu 
arbeiten,  so  ist  dies  doch  innerhalb  des  Rahmens  einer  kurzen  theoretischen  Er- 
örterung wie  hier  nicht  zu  umgehen  und  wie  sich  zeigen  wird,  fllr  deren  Zwecke 
auch  unschldlich. 
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tVüchten  bebauten  Flache  bemifst,  und  nnt  r  „stflndigen*  Arbeits- 
kräften Gesinde.  Kontraktsarbeiter  und  die  das  ganze  Jahr  hin- 
durch  beschäftigten  Freiarbeiter  begreift,  so  scheinen  sich,  wenn 
man  die  einzchicn  niafsgehctuit^ti  Faktoren  je  isoHcrt  und  unter 
der  X'oraussetzunt;  des  Gleiclihkibens  d«-r  übrigen  betrachtet, 
folgentie  Finwirkungen  derselben  ziemlich  stetig  zu  wiederholen: 

1.  Mit  zunehmender  Hetriebsgrofsc  findet  sich  eine  lang- 
same, aber  stetige  Abnahme  der  Zahl  der  ständigen  und  (in 
geringerein  Mafse)  auch  der  unstflndigen  ArbeitskrAfte  im  Ver- 
hältnis zur  Bodenflflche  und  zur  Ertragsfahigkeit  Der  wichtige 
Satz,  dessen  exakte  Feststellung  Kaerger's  Verdienst  ist,  entspricht 
in  jeder  Weise  bekannten  anderwdtigen  Analogieen. 

2.  Mit  zunehmender  Boden qualitftt  steigt  die  2üih\  der 
standigen  Arbeitskräfte  auf  derselben  Bodenflache  lang- 
sam, nimmt  dagegen  (in  stärkerer  Relation)  im  Verhältnis  zur 
Ertragsfähigkeit  ab.  Ebenso  nimmt  sie  ab  im  Verhältnis  zu 
der  Zahl  der  un.-,liuidigen  Arbeitskräfte,  welche  letztere  da- 
gegen in  ann.'ihernder  Relation  zur  Frtragsfähigkeit  steigt.  Der 
Grimd  i>t  wenigstens  für  den  Getreidebau  naheliegend.  Der  bessere 
Boden  erfordert  einen  erheblich  gesteigerten  Arbeitsaufwand  bei 
sonst  gleicheti  \\  rhältnissen  wesentlich  für  die  Frntezeit,  nicht  im 
gleichen  Mafse  für  die  sonstigen  Feldarbeiten. 

3.  Vergleicht  man  den  traditionellen  Wirtschaftsbetrieb  mit 
reiner,  nicht  intensiver  Viehzucht,  also  mit  extensiver  Weidewirt- 
schaft, so  zeigt  sich  bei  der  letzteren  eine  sehr  starke  an  Ver- 
schwinden grenzenden  Abnahme  der  standigen  und  eine  minde- 
stens ebenso  starke  der  nicht  standigen  Arbeitskräfte  im  Verhältnis 
zur  Bodenflache  und  Ertragsfkhigkeit  aus  auf  der  Hand  liegenden 
Gründen. 

4.  In  abgeschwächtem  Mafse  findet  das  gleiche  beim  Zurück- 
treten des  Anbaus  von  FeldfrQchten  zu  gunsten  intensiver  Vieh- 
zucht statt. 

5.  l  ngleichmäfsig  dagegen  ist  die  hier  am  meisten  interessie- 
rende Wirkung  de.s  intensiveren  Ackerbaus  (Drillen  und 
Hacken  der  Zerealien.  starke  Kunstdimgung.  Dreschmaschinen, 
Maschinenbetrieb  überhaupt,  intensive  1  iackfruchtkultur  etc.)  im 
Vergleich  mit  der  traditiondien  Wirtschaftsweise.  Zunächst  sind 
die  einzelnen  Formen,  in  welchen  sich  der  Uebergang  zur  inten- 
siven Ackerbaukultur  vollzieht,  selbstverständlich  nicht  unter  ein- 
ander von  gleicher  Wirkung.  Aber  in  einem  Punkt  kommen  sie 
im  Ei^ebnis  dennoch  alle  Qberein:  In  der  starken  relativen 
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Steigerung  des  Bedarfs  an  Sommer-  gegenüber  den  Winter- 
arbeitskrüften  bei  absoluter  Steigerung  des  Arbeiisbcdarfs  im 
ganzen.  Das  letztere  Moment  wird  regehnäCsig  zuerst,  das  erst- 
genannte im  weiteren  Verlauf  der  Entwicklung  wirksam.  Dem- 
geni.'its  steigt,  soviel  ersichtlich,  bei  langsamer  Zunahme  der  Inten- 
sität, und  in  den  Anfangsstadien  des  Ueberganges  die  Zahl  der 
ständigen  Arbeitskräfte  im  Verhältnis  zur  BodenHäche  langsam; 
die  der  nichtetandigen  schneller;  im  weiteren  Verlauf  oder  bei 
schnellerem  Uebergang  zur  Intensität  die  nichtständigen  fast  aus- 
schliefslich  und  es  findet  sogar  bei  hohen  Intensitfltsgraden  eine 
relative  und  schliefslich  absolute  Abnahme  der  ständigen  Arbeits- 
kräfte statt.  Der  letzte  Punkt,  die  —  nicht  aberall,  aber  anscheinend 
flberwiegend,  in  den  Gegenden  mit  starkem  Wanderarbeiterzuzug 
fast  ganz  regclmafsig,  —  eintretende  absolute  Abnahme  der  stän- 
digen Arbeiter,  könnte  flberraschen.  Die  Gründe  der  Erscheinung 
liegen  auch  —  wie  nachher  zu  erörtern  —  nicht  nur.  aber  doch 
immerhin  auch  in  der  Art  der  Betriebseinrichtung.  Die  Kunst 
der  traditonellen  Betriebsweise  in  der  Verteilung  der  Arbeiten 
über  die  Jahreszeiten  bestand  in  der  möglichsten  Verniindt  rung 
der  Saisondiflerrnzen  und  der  .Sori^e  dalür.  dafs  die  verfügbaren 
Arbeitskräfte  auch  ständig  beschäftigt  seien,  also  in  der  möglich- 
sten Abschwiichung  des  Charakters  der  Landwirt-Schaft  aU  eines 
Saison bi  triebcs.  Verhältnisinülsig  ebenso  leicht  aber  läfst  sich 
eine  Verschiebung  in  der  Disposition  im  umgekehrten  Sinne  vor- 
nehmen, also  dn  Teil  der  Arbeiten,  die  normalerweise  im  Winter 
vorgenommen  werden,  den  Sommer-  und  Herbst-Saison-Arbeitern 
flbertragen  und  dadurch  der  Charakter  als  Saisonbetrieb  ver- 
stärken, der  Bedarf  an  Dauerarbeitem  auch  absolut  nicht  un- 
beträchtlich vermindern.  Die  Vorfrage,  ob  das  möglich  und  zweck- 
mäfsig  ist,  hängt  davon  ab,  ob  gerade  Saisonarbeiter  mit  beson- 
derer Leichtigkeit  zu  erlangen  sind.  Das  war  unter  den  alten 
stabilen  Wrhältnissen  und  bei  der  traditionellen  Wirtschaftsweise 
nicht  der  Fall.  Anders  mit  Umsichgreilen  der  intensiven  Kultur. 
Sie  bedarf  verstärkter  Saisonarbeit  und  schafft  sie  sich  durch 
Steigerung  der  Saison-Geldlöhne.  Es  entsteht  und  w'ächst  da- 
durch mit  den  modernen  Verkehrsinittcln  eine  Klasse  von  Ar- 
beitern, die  überhaupt  nur  landwirtschaftliche  Saisonarbeiter 
sind,  die  Wanderarbeiter.  Es  wandert  zunächst  der  Bevölkerungs- 
überschufs  übervölkerter  oder  extensiv  bewirtschafteter  Gegenden. 
Aber  auf  die  I)auer  ergreift  die  Wanderbewegung  stetig  gröfsere 
Bruchteile  der  Landarbeiterschaft  überhaupt.  Das  so  geschaffene 
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Material  von  Saisonarbeitern  nfltzt  der  intensive  Betrieb  bis  aufs 
aufserste  aus.  Es  entsteht  so  gut  wie  icein  Aufwand  für  die  Unter- 
bringung der  Arbeiter,  die  Aickordlöhne  steigern  die  Leistung, 
und  nicht  zuletzt:  der  Wanderarbeiter  ist  aus  dem  gcsainniten 
Ensemble  seiner  Familie  und  gewohnten  Umgehung  gerissen,  er 
ist  nur  Arbeitskraft  für  den  (iutsherrn  wie  in  seinen  eigenen 
Augen.  Die  VVanderarbeiterkaserne  ist  in  ihrer  Funktion  das  geld- 
wirtschaltiiche  Analogon  der  anlikcn  Sklavenka.serne.  Der  (luts- 
besitzer  spart  Arbeiterwohnungen  und  Landanweisung,  vor  allem 
jegliche  verwaltungs-  und  annenrechtliche  Verantwortung  und 
zahlt  m  Gestalt  der  höheren  Saisonlöhne  im  ganzen  regelmafsig 
nicht  mehr,  oft  weniger,  als  wenn  er  den  traditonellen  Entgelt 
das  ganze  Jahr  hindurch  an  einheimische  Arbeiter  zahlen  wflrde. 
Die  Nachteile  des  Geldlohns  unter  dem  Gesichtspunkt  der  Wirt- 
schaftlichkeit gleichen  sich  für  ihn  in  dieser  Form  mehr  als  aus. 
In  einzelnen  Teilen  Schlesiens  betrachtet  man  die  Wanderarbeiter 
schon  als  „Stamm**  der  Arbeiterschaft.  —  Welcher  Grund  aber  ver- 
anlafst,  vom  Interessensiandpunkt  der  Arbeiter  aus,  die  Wander- 
bewegung? Differenzen  des  Lohnniveaus  scheinen  das  Nächst- 
liegende und  bilden  einen  erheblich  mitwirkenden  Faktor.  Aber 
die  Erhebungen  ties  W  reins  für  Sozial  -  Politik  sowold  als  die 
des  Evangelisch-Sozialen  Kongresses  bestätigen,  dafs  auch,  wo 
solche  absolut  nicht  vorliegen  und  auch  alle  in  den  Bevölkerungs- 
verhflltnissen  möglicherweise  liegende  Umstände  fehlen,  gewan- 
dert wird,  ja  dafs  benachbarte  Gebiete  ihre  Arbeitskräfte  direkt 
oder  auf  Umwegen  geradezu  austauschen.  Der  Grund  ist  eine  Kom- 
bination wirtschaftlicher  und  psychologischer  Momente.  Der 
Wanderarbeiter  wOrde  eine  allgemeine  Lebenshaltung  —  es  han- 
delt sich  nicht  allein,  nicht  einmal  hauptsächlich,  um  die  Nahrung*) 
—  und  ein  solches  Ensemble,  wie  es  ihn  auf  der  fremden  Arbeits- 
stelle umgiebt,  in  der  Heimat  sich  nicht  bieten  lassen.  Auf  Grund 
eben  dieser  erniedrigten  Lebenshaltung  aber  und  der  durch  die 
Aufgabe  der  gewohnten  heimatlichen  Umgebung  vermehrten  Ar- 
beitsenergie erspart  er.  auch  weim  die  Lohnsätze  in  der  Fremde 
nicht  höher  sind  als  in  der  Heimat,  relativ  erhebliche  Betrage, 


'i  Auch  bt  i  dieser  darf  man  niclit  an  Fälle  dt  rikt  n  .  wir  di^  /uw.ui'!«  rung 
aus  balbbarbarischcn  Gebenden  (Obcrschlcsicn)  nach  d  gi  inicn  mit  cim  ni  Maximum 
von  Kultur  (Sachsen).  Bei  den  Wanderungen  innerhalb  des  Ostens  ist  nach 
den  Zeatninen  der  Berichte  die  Nahmog  der  Wanderarbeiter  ganz  Oberwiegend 
—  Aiuaabmen  kommen  vor  —  die  acbleciiteate  von  allen. 
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wie  er  sie  im  heimatlichen  Arbeitsverhältnis  nicht  zu  ersparen 
vermöchte,  und  kann  —  ein  begreifliches  Verlangen  —  in  der 
ohnehin  arbeitslosen  Winterszeit  „Ferien"  mac  ht  n.  Aber  ferner  und 
namentlich:  die  Abwanderung  entzieht  ihn  der  Notwendigkeit,  l>ei 
den  benachbarten  heimatlichen  Gutsherren  Arbeit  zu  suchen. 
Gerade  die  Arbeit  in  der  Heimat  aber  ist  mit  dem  traditionellen 
Herr.schaftsvcrhiÜtnis  historisch  und  gcdankcmn;irsig  verknüpft, 
es  ist  der  dunkle  Drang  nach  persönlicher  Freiheit,  welcher  die 
Arbeiter  zur  Arbeit  in  die  F"rcmde  treibt.  Auch  hier  opfern  sie 
ihre  gewohnten  LebeiisverhAltuisse  und  Nalirungsstand  dem  Streben 
nach  Emanzipation  aus  der  Unfreiheit:  ihre  >tumpfc  Resignation 
wird  durchbrochen.  Auch  die  vielbeklagte  „Mobilisierung"  der 
Landarbeiter  ist  zugleich  der  erste  Anfang  der  Mobilmachung 
zum  Klassenkampf. 

Wir  sehen:  die  Konsequenzen  planmflfsiger  „Verflechtung  in 
die  Weltwirtschaft"  ftkr  die  landwirtschaftlichen  Betriebe  des 
Ostens  auf  demjenigen  Areal —  dem  grölsten  meines  Erachtens — ^ 
welches  zu  intensiver  Viehzucht  nicht  Qberzugehen  vermag,  sind, 
wenn  sie  Grofsbetriebe  bleiben  wollen,  schon  unter  dem  Gesichts- 
punkt der  Bevöikerungsschichtung  schwerwiegender  Art.  Gehen 
sie  in  Unterordnung  unter  die  Gebote  der  internationalen  Pro- 
duktionsteilung zur  extensiven  Weidewirtschaft  über,  so  sinkt 
der  Nahru!iL;sw(  rt  der  BodenjM  odukte  und  die  Bevölkerungs- 
zifter.  Gt  li(  II  >ic  unter  Steigerung  der  Hodenkultur  zum  inten- 
siven Ai  kerbau  über,  so  schränken  sie  die  relative  Bedeutung, 
teilweise  auch  die  absolute  Zahl  der  st.'liidigrn  Aiheitrr  ein,  lie- 
lördn  ii  dagegen  die  Fluktuation  der  Arbeiterschaft  und  gefährden 
damit  das  allgemeine  Kulturniveau  durch  Entstehung  eines  mo- 
dernen Nomadentums.  Es  kommt  darin  nur  zu  deutlich  zum 
Ausdruck,  dafs  die  Konkurrenzfähigkeit  der  auslandischen  Pro- 
duzenten eben  in  dem  niedrigeren  Kulturniveau  beruht,  auf  den 
ungeschwflchten  Naturkrflften  des  Bodens  und  dem  Fehlen  der 
mittelbaren  Belastung  durch  das  soziale  Ensemble,  welches  die 
BevOlkerungsdichtigkeit  und  die  LebensansprOche  einer  Bevölke- 
rung mit  älterer  Kultur  schaffen.  Die  landwirtschaftlichen  Grofs- 
betriebe auf  dem  nicht  besonders  begünstigten  Boden  des  Ostens 
mQssten,  —  ich  kann  es  nur  wiederholen,  —  in  der  Bodenkultur 
und  in  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  eine  Kulturstufe  her- 
untersteigen, um  als  Grofsbetriebe  konkurrenzfähig  zu  bleiben. 

Man  könnte  luui  annehmen,  dass  diese  Erscheinung,  wie  bei 
der  kapitalistischen  Entwicklung  einzelner  Grofsindustrien,  vor- 
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übergehend  sein  und  dafs  zunächst  zwar  die  relative  Zahl  der 
standigen  Arbeiter  eine  geringere,  ihre  Lebenshaltung  aber 
eine  entsprechend  höhere  werden,  dafs  im  weiteren  Verlaufe  auch 
die  Wanderarbeiter  auf  das  gleiche  Kulturniveau  gehoben,  der 
Enderfolg  also  Ersatz  von  Arbeit  durch  Kapital  und  Hebung  der 
Lebenshaltung  der,  zufolge  Abstolsung  OberflQssig  und  unwirt- 
schaftlich verwendeter  Menschenkrflfte,  an  Zahl  etwas  verminderter 
Arbeiter  sein  werde.  Die  Gestaltung  der  Verhältnisse  in  Teilen 
der  Provinz  Sachsen  und  manche  anderen  einzelnen  Erschei- 
nungen könnten  als  Paradigmen  dafür  dienen,  und  wir  werden 
alsbald  noch  einige  andere  Symptome,  welche  dafür  verwertet 
werden  könnten,  kennen  lernen.  Mit  der  Prüfung  dieser  Frage, 
soweit  die  bisherigen  liu  kenhalten  Beobachtungen  diese  zulassen, 
kehren  wir  noch  einmal  zu  der  Erörterung  zuriuk.  welche  Wir- 
kung die  einzelnen  in  der  Bodenqualität  und  der  Bewirtschaftungs- 
arl  liegenden  Faktoren  auf  die  Lage  der  Arbeiter  ausüben. 

Wir  gehen  wiederum  von  dem  oben  angenommenen  traditio- 
nellen T^'pus  des  mittleren  Ritterguts  aus.  Zunehmende  Gröfse  der 
einzelnen  Betriebe^)  Alhrt  dann,  so  wurde  oben  konstatirt,  zu  einer 


*V  Es  ist  daran  zu  erinnern,  dafs  es  sich  hier  nur  um  Vergleichung  von 
Grofshetrieben  (isolierten  Gutem)  verschiedener  GrSise  unter  sich  handelt  Biuer- 

liche  Betriebe  sind  damit  absolut  unverigleichlMr;  CS  ist  ferner  eine  ganz  von  der 
nach  der  Wirkunt'  der  konkreten  Betriebsgr^vfse  vcrschi»  tlrne  Krane,  wie  <lie 
allgemei  rir  (irundbcsitz-  und  HetriebsgrOlstin  «rtlu  ilunj^  •  iK-idts  darf  im  Osten 
in  der  Hauptsache  idcntilizicrt  werden i  in  einer  Ctegend  itn  Sinne  starken  Vor- 
hemchens  von  Gro£d»etiieben  wirkt.  Ein  solcbes  flthrt  bei  besonders  intensiver 
Kultur  zur  Hebung  der  SnisonlOhne,  oft  auch»  wie  es  scheint,  des  Geldlohnniveaus 
Oberhaupt,  weil  stetig  Arbeitskrlfte  herungetogen  werden  mOsaen.  Dagegen 
scheint  die  Lage  der  stftndigen  Arbeiter  in  solchen  Fallen  nicht  von  der 
Grundbesitzvertcilunp  an  »ich,  sondern  von  fcanz  anderen  L'mständ»  ti  .it>/iili.in<en, 
nämlich  von  der  Stärki  <1i  r  Tr.i<litiuti.  il<  r  nationale  n  lU  rkunft,  mit  tnu  iii  Wort, 
dem  geschichtlich  begründeten  Kulturmveau  der  Arbeiterschaft.  In  Mecklenburg, 
Neuvorpoounern  und  der  Holsteiner  .Grafenecke",  also  dem  ganzen  KOstengebiet 
von  Rügen  bis  Alsen  ist  sie  weit  Qberdurchschnittlich,  in  den  Magnatengegenden 
Scblcaieos,  auch  den  nicht  stark  polnischen,  weit  unterdurchschnittlich  audi  bei 
Gleichheit  der  Bodcnqualität  und  der  Intensität  der  Bewirtschaftung,  Daran  ist 
unbedenklich  ich  habe  das  in  der  Knqvictebearheitung  auszufahren  versucht  — 
die  auch  auf  die  benachbarten  («ebiete  /urfick wirkende ,  alte  und  sozial  fe--ti,'r- 
fugte  Arbeits vcrtaasung  zumal  Mecklenburgs  und  Ostholsteins  im  Gegensatz  zu 
der  achlesbdien  schuld.  IXes  ftbenieht  Kaetger,  wenn  er  in  seiner  Schrift 
Aber  «Die  Arbeitetpacht  als  Mittel  zur  Losung  der  lindlichen  Arbeiterfrage' 
(Beilin  1893)  gegen  eine  allerdings  nur  vermeintliche  Behauptung  von  mir  (siehe 
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relativen  Abnahme  der  ^tandigeI1  Arbeitskräfte  im  Verhältnis 
zur  bebauten  Fläche,  zunehmende  Qualität  des  Bodens  zu  einer 
relativen  Abnahme  derselben  im  Verhältnis  zur  Ertragsfahigkeit, 
also  auch  zum  präsumtiven  Ertrage,  zunehmende  Intensität  zu 
einer  relativen  Abnahme  derselben  jedenfalls  im  Verhältnis  zu 
dem  Gesamtaufwand  von  Arbeit  innerhalb  des  Betriebes,  also 
präsumtiv  auch  zum  Produkt,  bei  hoher  Intensität  sogar  zu  einer 
absoluten  Abnahme,  zunehmende  Extensität  endlich  zu  einer  ab- 
soluten Abnahme  derselben.  Wie  steht  es  nun  in  allen  diesen 
Fallen  mit  der  materiellen  Lage  der  teils  absolut,  theils  relativ 
verringerten  ständigen  Arbeiterschaft? 

Eine  Abnahme  der  ständigen  Arbeiter  im  Verhältnis  zur 
bebauten  Fläche  bei  untereinander  i^leichen  Verhältnissen  der 
Bodcnqualität  und  Intensität  scheint  regelmässig  mit  einer  Hebung 
ihrer  Lage  verbunden  zu  sein'»,  und  das  entspricht  wiederum 
bekannten  Analogien  und  ist  natürlich,  da  es  sich  in  diesem  Falle 
lediglich  um  eine  rationellere  Disposition  über  die  vorhandenen 
Arbeitskräfte  unter  Ersparung  unnützer  Mitesser  handelt.  Daraus 
ergiebt  sich  —  und  das  entspricht  der  Erfahrung  — ,  dafs  ceteris 
paribus,  d.  h.  bei  Reicher  Bodenqualität  und  Wirtschaftsintensität, 

unten)  als  Beispiel  (l<  r  gOnstigcn  Wirkimcr  der  Intensität  der  Bodenkultur  auf  die 
Lage  der  Arbeiter,  Neuvorpommern  in  s  F'cld  ffllirt  Ich  habe  ganz  dasselbe  wie 
vorstehend  bereits  Bd.  III.  S.  40  v«  rb.  mit  S.  /bliit.  oi«  r  Enqufitebearbeitunt;  ^i  ^agt. 

Beispiel:  Nach  einem  sehr  surglaltigcn ,  aus  Angaben  der  Arbeiter  und 
WirtschaitsbQchem  der  Gftter  suiammengeateltten  Bericht  auf  die  Enqutte  de* 
ev.>soi.  Kongr.  au»  dem  Kreise  Königsberg  (Land)  stellt  sich  innerhalb  eines 
Becirkes,  der  so  eng  ist,  dals  die  Bodenverhiltniaae  schwerlich  Einflufs  haben,  bei 
anscheinend  auch  etwa  gleicher  Inten^tit  des  Anbaues,  und  wenn  man  ^'leichmäfsig 
dieselben  Geldumreohnungsfaktoren  anwendet,  das  Reineinkommen  der  Instfamilien, 
abzQglich  Kosten  für  Seharwerkt  r,  auf  iii<  lireren  beiiarhhartcn  Gfltern  wie  folgt: 

1.  lür  1  Inütmann  der  auf  je  35  ha.  Fläche  kommt,  auf  525,35  Mk. 

2.  ,   1       ,         »     ,    •  40  ,       ,         ,       „    742,50  , 

3.  »     1  m  n       »     m    43    na  m  »     752,50  p 

4.  »     1  «  n       »    m    S3    m         w  mm     803,63  , 

Also  ein  völliger  Parallelismus.    In  einem  fi^nften  Fall  stellt  sich  das  F.inkommen: 

5  filr  1  Instmann  der  auf  je  57  ha.  Kiaclje  kommt,  auf  645,00  Mk. 
Hier  wird  teilwciser  Dreschmaschinenbetrieb  gemeldet.  Der  Abstand  von  Fall  1 
zu  Fall  2  ist  auffallend  grols,  auch  hier  wird  für  Fall  1  teilweiser  Dresch- 
masdnnenbetrieb  gemeidet.  Fall  1  und  S  untereinander  folgen  wieder  der  Regel 
Es  zeigt  sich,  dafs  nur  unter  sich  annAhemd  gleiche  Betriebsformen  vergleich* 
bares  Material  ergeben.  (Mit  den  BetriebsgrOfsen  hingt  in  diesen  Fillen  die 
Verschiedenheit  der  Arbeitsintensitflt  nicht  zusammen.) 
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die  Arbeiter  grOfserer  Gro&betriebe  besser  gestellt  sein  werden 
als  die  kleinerer.  Dieser  Satz  hört  aber  sofort  auf  richtig  zu 
sein,  sobald  man  verschieden  intensive  Betriebsformen  und 
namendich,  wenn  man  Goter  aus  verschiedenen  nicht  unmittelbar 
benachbarten  Gegenden  mit  verschiedener  Arbeitsverfassung  und 
Kulturstufe  der  Arbeiter  mit  einander  vergleichen  wollte,  wie 
etwa  Oberschlesien  und  Ostpreussen.  Die  Vergleichbarkeit  be- 
steht in  dieser  Beziehung  nur  filr  lokale  Bezirke  mit  traditionell 
gleichartigen  Verhältnissen. 

Aehnlich  liegt  die  Sache  mit  der  Wirkung  der  Uodenqualität. 
Die  bessere  Qualität  des  Bodens  wirkt,  da,  wie  oben  gesagt,  die 
Relation  der  stündigen  Arbeit.skrülte  zur  Bodenflflche  langsam 
steigt,  zur  Ertragslähigkeit  (iagcgcn  abnimmt,  bei  den  aut  Anteil 
gcse_tztcn  Instleuten  unttr  soii^t  gleichen  WrhAltnissen  natur- 
geni.lfs  steigernd  auf  das  Einkommen;  in  t  inem  gewisisen,  aber 
erheblich  geringeren  Mafse  scheint  das  auch  bei  den  Deputaiiten 
der  Fall  zu  sein.  Was  die  Geldlöhne  anlangt,  so  ist  eine  Ab- 
hängigkeit von  der  Bodengflte  (Grundsteuerreinertrag)  in  unmittel- 
bar benachbarten  Bezirken  selten  sicher  zu  konstatieren.  Hier 
fiberwiegen  die  rein  individuellen  Umstände  (Weite  der  Wege, 
Isoliertheit  des  Gutes  u.  s.  w.).  Fafst  man  Bezirke  von  etwa  vier 
bis  fünf  Kreisen  von  unter  sich*  gleichen  Boden-  und  Bewirt- 
schaftungsverhältnissen zusammen,  so  findet  regelmftfsig  ein  deut- 
licher Parallelismus  der  Lohnhohe  mit  der  Bodengfite  statt ^) 

Beispiele:  IMe  Lohnverhiltnisse  Ostpreuftem,  wo  eine  hocbintensive  Feld- 
bebMiung  (Rflbenknltur  etc.)  im  allgemeinen  anch  auf  den  besten  Bodenklassen  nicht 
besteht, die  Terschiedene  IntensitAt  durchschniulich  vielmehr  der  verschiedenen  Boden- 
gQte  etwa  entsprechen  dQrftc.  Nach  den  allerdings  sehr  rohen,hier  abcrdoch  vorläufig 
genügenden  Zusammenstellungen  in  der  Enquöte  zeigt  sich  folgender  Parallelismus: 


Durchschnitt 
des 
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1.  Regu-rungsbc-zirk 
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Sobald  man  aber  grofse  Gebiete  —  Provinzen  —  zusammenfafst, 
hört  dieser  Parallelismus  auf,  ja,  er  hOrt  nicht  nur  auf.  sondern 
kehrt  sich  um,  wenn  man  die  Reinertragsziffern  Schlesiens  mit 
denen  des  Nordens  vergleicht.  Der  Grund  liegt  wiederum  in  der 
Differenz  der  Arbeitsverfassung. 

Wir  fanden  also  für  die  bisher  erörterten  F'aktorcn  —  Be- 
triebsgrölse  und  Wirtschaltsintensität  .  dafs  sie  in  ihrer  Be- 
deutung für  die  Lage  der  Arbeiterschaft  iiinter  dem  EinfUifs  der 
überkonmienen  Arbeitsverlassung  und  der  auf  dieser  (welche  zu- 
gleich auch  die  soziale  Schichtung  der  gesammten  Insassen  der 
grofsen  Güter  in  sich  schliefst,  vielmehr:  mit  ihr  identisch  ist)  be- 
ruhenden traditionellen  Lebenslialtung  der  Arbeiter  jedenfalls 
zurOckstehen.  Es  ist  nunmehr  die  Frage  zu  erörtern,  welcher 
Einflufs  dem  noch  nicht  erörterten  Faktor:  der  zu-  oder  ab- 
nehmende  Intensität  des  Betriebes,  zukommt.  Eine  Abnahme  der 
Betriebsintensitflt  —  sei  es  nun  der  Arbeits-  oder  der  Kapital- 
intensität -  wird  bei  fortbestehendem  Grofsbetrieb  im  Osten  regel- 
mafsig  mit  Verdrängung  der  Feldarbeit  durch  Viehzucht  identisch 
sein,  eine  Steigerung  der  Intensität  gegenüber  der  traditionellen 
Bt  triebsweise  kann  in  Form  intensiverer  \'ichzuclit  erfolgen.  — 
dann  handelt  es  sich  um  Ziuiahme  der  Kapitahutetisität  des  Be- 
triebes —  oder  in  Gt  stalt  int»  nsiverer  Ackerbaukultur  —  dann 
nimmt  der  Betrieb  an  Intensität  der  Kapital-  sowohl  als  der 
Arbeits-Investition  zu. 

Der  üebergang  zur  reinen  oder  fast  reinen  V'iehwirtschaft 
im  Grofsbetriebe  scheint  bei  starkem  Rückgang  der  Zahl  der 
Arbeiter  deren  Lage  da,  aber  auch  nur  da  günstig  zu  beeinflussen, 
wo  die  klimatischen  Verhaltnisse  diesen  Üebergang  entschieden 
provozieren.!)  (Sehr  hohe  Geldlöhne  zahlen  stellenweise  Wiesen- 
wirthschaften  im  Kleinbetrieb).  Das  Material  ist  hier  sehr  un- 
zulänglich, die  Frage  ist  aber  auch  nicht  von  hervorragender 
Bedeutung  fOr  ims;  als  erkennbare  und  uns  interessierende  Wir- 

Die  Tiiutbachc  dieser  Abhängi({k.cit  habe  ich  nicht  nur  niclit,  wie  Kacrger 
offenbar  anmnunt,  in  Abrede  gestellt,  sondern,  und  zwar  ganz  allgemein,  nicht  nur 
flir  Ostpreuasen,  ausdrOcIdich  betont,  fast  mit  den  Worten  des  Textes:  Bd.  3, 

S.  791  der  Enquete. 

'i  In  den  relativ  intcnsivtn  Weidewirtschaften  im  Kreise  Fischhausen,  wo 
das  Klima  die  intensive  Vicliziiciit  entschieden  be^^iinsti^t,  sind  die  Arbeiter  nach 
den  Berichten  besser  gestellt,  als  in  den  KOmcrbau  treibenden  Wirtschaltcn; 
das  Umgekehrte  ist  nach  den  Berichten  aus  dem  Kreise  Filehne  daselbst  der 
Fall,  wo  der  klimatische  Vonug  wegflUlt 
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kung  bleibt  fDr  uns  nur  bestehen,  dals  eine  auf  Kosten  des  Feld> 
anbaues  zunehmende  Viehzucht  die  Zahl  der  Arbeitskralte  Ober» 
haupt  stark  vermindert. 

Der  intensive  Ackerbau  nun.  der  uns  hier  speziell  interessiert, 
führt  zu  v\ncv  solchen  Verminderung  der  henötigtcn  Arbeits- 
kräfte nicht,  da  (i<  r  Krsatz  der  menschlichen  durch  maschinelle 
Arbcitbkraft  in  der  Landvvirthschaft  eine  im  Verhältnis  ;^ur  In- 
dustrie weit  iintcrgcorchictere  Rolle  spielt.  I-",r  lührt  vieimelir  zu- 
niichst  wie  oljen  konstatiert  —  zu  einer  \'t  rschiebung  nur 
innerhalb  der  Arbciterschalt :  der  Anteil  der  stdiuligeii  Arbeits- 
kräfte im  \'erhältnis  zu  den  überhaupt  verwendeten  Arbeits- 
kräften sinkt.  Zu  erörtern  bleibt,  wie  die  materielle  und  soziale 
Lage  -der  ständigen  sowohl  als  der  unständigen  Arbeiter  be- 
einflufst  wird. 

Die  intensivere  Bodenkultur  trägt  an  sich  selbstverständlich 
regelmfilsig  die  Tendenz  zur  Steigerung  des  Kulturniveaus  und 
der  Lebenshaltung  der  Bevölkerung  Oberhaupt  in  sich.  Da,  wo 
eine  grofse  Zahl  von  ansässigen  Eigenvvirten  die  gesteigerten 
Ertrage  voll  perzipiren,  mufs  die  Folge  eine  anhaltende  Steige- 
rung der  Lebensansprüche  aller  Schiclttcn  der  Bevölkerung,  auch 
der  Arbeiter,  sein.  Problematisch  dagegen  liegt  die  Frage  fbr 
die  letzteren  unter  der  \*orherrschaft  des  Grol'sgrundbesitzes. 
\V«i  eine  testgelugte  Arbeitsvcrlassung  Arbeitern,  welche  von 
jeher  an  höht  NahrungsansprOche  gewöhnt  sind,  die  volle  leil- 
nahme  an  der  Steigerung  der  Erträge  sichert,  tritt  derselbe  Erfolg 
ein,  wie  thatbächhch  in  Mecklenburg,  Üstholstein  und  Ncu- 
vorpommem.  Dafs  das  Gegenteil  mindestens  möglich  ist,  zeigt  die 
traurige  Lage  der  Arbeiter  in  den  am  intensivsten  bewirtschafteten 
Teilen  Schlesiens,  wo  die  Arbeitsverfassung,  wie  oben  ausgeführt, 
eine  andere  ist  Damit  scheint  also  auch  die  gröfsere  oder  geringere 
Intensität  der  Kultur  ebenso  wie  die  Bodenqualitat  ein  an  sich 
günstig  wirkendes,  nur  durch  die  Einflösse  der  sozialen  Schieb- 
tung  der  Arbeiterschaft  an  Bedeutung  Qberwogenes  Moment  zu 
sein.  Allein  es  scheint  nur  so.  Denn  wenn,  wie  wir  immer 
wieder  sehen,  in  der  That  die  Art  der  Arbeitsverfassung,  also  der 
sozialer  Schichtung  und  Gruppining  der  Landarbeiter^chaft  das 
für  ihre  materielle  Lage  in  letzter  Linie  Entscheid»  ruie  ist.  und 
wenn  ^ich  ferner  zeigte,  dafs  unter  den  gegenwärtigt  n  Macht- 
verhältnissen auf  dem  Larule  die  geldwii  tschattliciie  (lestaltung 
der  Arbeitsverfassung  die  materielle  Lage  der  Arbeiter  schwer 
gefährdet,  so  mufs  eine  Umwandlung  der  Betriebsweise,  welche 
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diese  geldwirtscliaftliclie  Verfassung  mehr  oder  weniger  vollständig 
herbeizufOhren  die  Tendenz  hat,  die  gleichen  Gefahren  in  sich 
tragen.  Das  aber  ist  bei  der  intensiven  Betriebsweise  der  Fall. 

Es  wurde  oben  hervorgehoben«  dais  der  intensive  Ackerbau 
zunächst,  so  lange  nflnilich  die  Arbeitsverfassung  in  der  Haupt- 
sache unverändert  bleibt,  die  Relativzahl  der  ständigen  Arbeits- 
kräfte zur  Bodenflache  regelmafsig  erhöhe.  Ebenso  erhöht  er 
ihre  BezQge  unter  der  gleichen  Voraussetzung.  Da  der  alte  Inst- 
mann  durch  Anteile  gelohnt  wird,  steigert  sich  bei  gleichbleiben- 
den Verhaltnissen  sein  Verdienst i);  —  das  ändert  sich  nicht  not- 
wendig dadurch,  dals  regelmäfsig  auf  besserem  Boden  und  mit 
steigender  Bodenkultur  das  Anteilsverhältnifs  herabgesetzt  wird, 
und  dals  dies  immer  bei  Einführung  des  Maschinendrusches  der 
Fall  ist. 

Im  weiteren  X  eiiaul  der  Entwicklung  pllcgt  aber  das  Anteil- 
Verhältnis  gänzlich  beseitigt  und  durch  lestes  Deputat  ersetzt  zu 
werden,  womit  der  Teilnahme  der  Arbeiter  an  der  Steigerung 
der  Erträge  ein  Ende  gemacht  wird.  Es  bedeutet  das  wiederum 
nicht  an  sich  eine  Verschlechterung  sei  es  der  Gesamtlage,  sei 
es  speziell  des  Nahrungsstandes,  im  Gegenteil  zunächst  sehr  oft  eine 
•Besserung  durch  Sicherstellung  und  ReguUrung  des  Verbrauchs- 
quantums» aber  es  bedeutet  eine  Verschiebung  nach  Seite  des 
Kartoffel-  zu  Ungunsten  des  Zerealienfaktors  im  Budget  und 
regelmflfsig  gleichzeitig  einen  RQckgang  der  Naturalienlöhnung 
iib(  rhaupt  zu  gunsten  der  Geldlöhnung.  Es  bildet  deshalb  einen 
Schritt  auf  dem  Wege  zur  Proletarisirung  und  damit  auf  die  Dauer 
eine  Gefährdung  des  Gesammtnahrungsstandes  gegenüber  dem- 
jenigen der  Instleute.  Nicht  als  ob  die  relativ  steigende  Be- 
deutung der  KartoflV-1  in  der  Volksernillnung  an  sich  ein  Nach- 
teil wäre.  Im  Gegenteil,  die  Notwendigkeit  der  Ernährung 
gröfserer  Massen  auf  der  gleichen  Fläche  postuliert  dies  Nahrungs- 
mittel. Aber  von  entsprechend  ^teigendcr  Wichtigkeit  für  den 
Gesamtnahrungsstand  ist  dann  die  Frage,  was  neben  den 
Kartoffeln  konsumiert  wird.  Wir  haben  seit  dem  Mittelalter  zu- 
nächst einen  Umschwung  in  der  Volksemährung  zu  Ungunsten 
der  Fleischnahrung  und  zu  gunsten  der  Zerealiennahrung  als 


^)  Wo  die  AnteUsverhllUiifese  auch  nur  annlhMnd  konstant  feblieben  sind, 
fcoomien  in  fruchtbaren  Gegenden  sehr  hohe  Dreschereinnahmen  vor,  im  Kreise 
Königsberg  Land  Iiis  au  120  Nenscheflel  Getreide  ▼ersduedener  Art  das  Jahr 
durdischnittlich  nach  Angaben  von  Beriditen  der  Enquete  des  ev.  s.  Kongresses. 
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Begleiterscheinung  der  steigenden  Kultur  erlebt.  Die  annähernde 
Auischliefsh'chkeit  der  Zerealiennahrung  bei  der  Landbevölkerung 
bildete  vielleicht  nicht  am  wenigsten  die  physiologische  Unterlage 
ihrer  psychischen  EigentOmlichkciten:  stumpfeRcsignationundLenk- 
samkeit.  In  <!iesein  Jahrhundert  beginnt  dann  die  Kieischnahrung 
wieder  den  (jradmc!?scr  der  Kultur  zu  bilden  vmd  der  typische 
Konsimi  des  modernen,  aulhtreljenden  I^roletariats  setzt  sich  mehr 
und  mehr  aus  Kartoffeln  und  Fleisch  oder  —  Schna[)s  zusannucn. 
Entscheidend  ist  lür  die  Volksernäln ung  im  ganzen,  ob  eine  ent- 
sprechende Fleischzufuhr  dem  vermehrten  Kartoffelkonsum  die 
Wage  halt.  Und  von  völlig  entscheidender  Bedeutung  f&r  die 
Lage  der  Landarbeiter,  ihre  soziale  Position  wie  die  Gewahr« 
leistung  eines  relativ  zulänglichen  Nahrungsstandes,  ist  unter 
diesen  Umstanden  das  Schicksal  ihrer  Viehhaltung.  Objektiv 
wie  subjektiv  bildet  sie  den  Mittelpunkt  ihres  Haushalts.  Gerade 
sie  aber  ist  den  schärfsten  Angriffen  von  Seiten  der  intensiven 
Bodenkultur  ausgesetzt,  da  die  Steigerung  des  Bodenwertes  die 
Beseitigung  der  Weiden  fordert. 

Wir  finden  denn  auch,  nicht  überall,  wohl  aber  als  Begleit- 
erscheinung speziell  des  HackfVuchtbaus,  aber  auch  —  und  das 
ist  charakteristisch  —  der  intensiven  Viehwirtschaft,  zunächst  die 
Kin>clirankung.  dann  die  Beseitigung  der  Gänse-,  Schaf-  und 
Kuhhaltung.  Nur  das  Schwein  bleibt.  Dieser  Schritt  wirft  auch 
die  ganze  alte  Bedeutung  der  Deputate  Ober  den  Haufen,  sie 
dienen  nun  wesentlich  nur  konsumtiven,  nicht  produktiven  Zwecken 
in  der  Familienwirtschaft  des  Arbeiters.  Er  ist  damit  Proletarier 
geworden  und  sein  Freiheitsinteressse  fordert  auf  die  Dauer  den 
Geldlohn.  Deshalb  führt  die  Entwicklimg  auch  mit  Notwendig- 
keit  Ober  den  jetzt  herrschenden  Zustand  hinaus,  zu  Veriialt- 
nissen,  wie  sie  in  Schlesien  bei  den  „Lohngärtnern*'  bestehen, 
schon  deshalb,  weil  ein  proletarisierter,  besitzloser  Arbeiter  eine 
Inststelle  garnicht  annehmen  kann.  Die  Gröfse  des  eignen  Be- 
sitzes (Möbel  etc..  \'ieh)  und  die  Bedeutung  der  eigenen  Wirt- 
schaft stehen  in  Wechselwirkung,  wie  ein  Blick  auf  die  \'er- 
sicherung-^zifVern  der  mecklenburgischen  Tagelöhner  itn  Gegensatz 
zu  den  schlesischen  zeigt.  Die  Zahl  der  „freien"  nur  in  Geld 
gelohnten  Arbeiter,  welche  an  Stelle  der  Insticutc  als  ständige 
Arbeitskräfte  treten,  ist  im  stetigen  Zunehmen  begriffen.  Bei 
ihnen  steht  die  Kartoffel  ab  Nahrungsmittel  herrschend  da,  ihr 
Zerealien-  und  Fleischkonsum  ist  problematisch.  Ganz  ober- 
wiegend  wird  berichtet,  dafs  die  materielle  Lebenshaltung  der 
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freien  Arbeiter  eine  schlechtere  sei,  als  die  der  Instleute,  ebenso 
fest  aber  steht,  dafs  sie  einen  stetig  wachsenden  Bruchteil  auch 
der  ständigen  Arbeitskräfte  bilden.  Gerade  die  Nachfrage  nach 
freien  Arbeitern  hat  sich  aus  den  schon  wiederholt  hervor- 
gehobenen Gründen  seit  Jahrzehnten  am  stärksten  vermehrt  und 
ihre  L(")hnc  —  die  Gcldlöhne  —  gesteigert,  wahrend  die  Bezüge 
der  in  Naturalien  abgel<»hnten  Kr)ntraktsarl)eiter  rel.itiv  stabil  ge- 
blieben. (Dies  MiHif  die  Zusainnien.stellung  Bd.  3  S.  803  1.  <lcr 
EnquLtebearbeitung  zeigen.»  Die  freien  Arbeiter  waren  Irüher 
Angeln'irige  der  Dörfer,  die  gelegentlich  einige  Groschen  neben- 
her verdienten,  sonst  nur  eine  zahlcnniilfsig  wenig  erhebliche 
unterste  Schicht  der.  Landbevölkerung,  die  noch  zur  Zeit  der 
Lengerkeschen  Enquete  (1849)  abwechselnd  der  Armenpflege 
anheim  fiel,  in-  und  aufserhalb  der  Landwy-tschaft  Arbeit  fand. 
Jetzt  sind  sie  eine  Gruppe  von  stets  steigender  relativer  Be- 
deutung. Ihr  Lohnniveau  zeigt  die  Tendenz,  sich  innerhalb  der 
einzelnen,  gröberen  Bezirke  mit  annähernd  gleicher  Arbeits- 
verfassung auszugleichen.  Und  zwar  auf  einem  Niveau,  welches 
dem  1873  in  den  reicheren  Gegenden  erreichten  nahe  kommt, 
also  eine  oft  erhebliche  Erhöhung  der  Löhne  in  den  ärmeren 
Gegenden  bedeutet.  Dagegen  gleicht  die  Umwandlung  der  alten 
Instleute  in  Deputanten  das  Lohnniveau  der  Kontraktsarbeiter 
rcgelni.lfsig  auf  einem  Niveau  aus.  welches  um  etwas,  aber  nicht 
erheblich  über  demjenigen  der  weniger  günstigen  Gegenden 
(nicht  gerade  dt  r  allerschlechtcsten )  liegt  und  durch  die  Beseiti- 
gung der  Viehhaltung  hauHg  darunter  gedrückt  wird.  Der  erhöhte 
Geldlohn  der  freien  Arbeiter  bedeutet  aber  für  die  materielle  Lage 
nur  in  den  günstigsten  Fällen  das  gleiche,  wie  die  Gesanit- 
aufkünfte  der  Deputanten,  auf  deren  Kosten  sie  zunehmen.  Wir 
haben  als  Gesamtergebnis  in  den  Gegenden  mit  noch  vor- 
wiegender patriarchalischer  Arbeitsverfassung  Nivellierung  der 
Lebenshaltung  der  Landarbeiter  auf  einem  gegen  die  frohere 
Lage  ihrer  unteren  Schichten  gehobenen  allgemeinen  proletari- 
schen Niveau,  verbunden  mit  einer  sozialen  Deklassierung  ihrer 
obersten  Schichten  und  zunehmender  Abschneidung  der  Ver- 
bindungsglieder zum  Kleinuntenu  hmcrtum;  wir  finden  ferner  ein 
konstantes  Vordringen  der  geldwirtschaftlichen  und  kapitalistischen 
Arl)eit>verfassung:  wo  aber  diese  letztere  bereits  länger  besteht 
(Schlesien),  da  Hnden  wir  minimales  Lohnniveau  und  minimale 
soziale  und  materielle  Lebenshaltunii.  beide  durch  die  Entwicke- 
lung  nur  etwa  so  weit  gehoben,  dafs  die  Resignation  diesem 


ju,^  jd  by  Googl 


Entwickdiuigatendenicsi  in  der  Lafe  der  ostelbiscben  Landarbeiter.  33 


Zustande  gegenüber  aufhört. ')  Gerade  entgegen  also  der  Tendenz 
zur  Entwickelung  einer  Arbeiteraristokratie  wie  sie  in  den  ka- 
pitalstarken, englischen  Industrien  entsteht,  führt  hier  die  kapi- 
talistische Umgestaltung   bei  den  ständigen  Arbeitern  zur  Ent- 

Kaerger's  gegen  mich  gerichtete  Kritik,  soweit  sie  von  den  in  \:itiiralicn 
».'•■lohnten  Arbeitern  handelt,  niifsver-teht  mich  dahin,  als  betrachtete  ich  die  zu- 
nehmende Intensität  der  Kuhur  als  an  sich  mit  einer  VcrschIechtenin(L;  derwirt- 
schafUichen  Lage  und  deshalb  des  Nahrungsatandes  der  Arbeiter  verbunden,  ich 
hätte  nicht  geglanbc,  mich  ao  undeutlich  amgedrOckt  xu  haben,  sumal  ich  Ukr 
solche,  die  des  BOcherlesens  entwöhnt  oder  ihm  abgeneigt  sind,  daa  genaue 
Gegenteil  mOndlich  auf  der  (•(  neralversammlung  des  W-reins  für  Sozialpolitik 
von  1893  pe>iagt  hatte  ivgl.  VerhandhinKen  etc.  S.  131V  Die  intensive  Kultur 
an  sich  bewirkt  meines  Erachtens  lediglich  die  Pr<ilctarisierun|^  der  Landarbeiter 
und  die  geldwirtschaitlichc  Umgestaltung  der  Arbeitsverfassung.  Beides  kann 
irein  wirtsdwIUich)  ttae  Hebung  bedeuten  gcgenAber  der  iOeinutttemehmer* 
Stellung,  bedeutet  es  auch  tliataftchlich  oft  Die  besonderen  Verhältnisse  des 
Ostens  aber  fthrmi  meines  Erachtens  dazu,  dalii  diese  mögliche  Hebuqg  regel- 
nriUsig  keine  dauernde  ist,  sondern  Ge&hr  besteht,  daft  sie  in  ihr  Gegenteil 

umschlägt. 

Dies  war  die  von  mir  vertretene  Ansicht.  Mit  seinen  Gcgenar^umetitatinitcn 
hat  Kaerger  deshalb,  ghiube  ich,  mit  Obrigens  grofser  scbriftstclicriächcr  Ge- 
wandtheit, nicht  sowol  meine  ganie  9Beweiafllhrung*,  wie  er  sagt,  als  vielmehr 
selbstgefertigte  WindmOhlen  «medergeachmettert".  Sein  Gegenbeweis  gegen 
diesen  fiktiven  Gegner  enthält  im  Qbrigcn  dankenswerte  Korrekturen  von  EinzeU 
tliatsachen,  ist  aber  für  den  verfolgten  Zweck  doch  wol  wenig  glücklich. 
I><  n  F.influfs  der  intensiven  Kultur  auf  die  V  i  e  h  Ii  .i  1 1  u  n  g ,  auf  welchen  ich 
Uberall  das  entscheidende  Gewicht  legte,  ignoriert  er  in  seiner  Bedeutung  für 
den  Nahrungaatand,  ebenao  den  Wegfall  des  Flachalandes  und  der  Wolle  und 
die  damit  gegebene  Nötigung,  nun  auch  den  KJeidungsbedarf  durch  Ankauf  au 
beachaffen.  Er  ignoriert  es  femer,  dafo  ich  bei  der  FeststeUung  des  relativen 
Sfeeigens  des  Kartoffelkonsuma  die  Dcpntantc  n  nicht  als  an  sich  schlechter  ge- 
nährte Arbeiter,  sondern  als  eine  charakten-^tisclic  Etappe  behandelt  habe,  auf 
dem  Wege  zu  den  rein  in  Geld  gelohnten  „treien"  Arbeitern:  Diese  sind  das 
Kartoffel  cssende  Proletariat,  von  dem  ich  sprach.  -  Kaerger  befafst  sich  im 
Gegensals  dazu  nur  mit  den  Verhältnissen  der  Instleute  der  einzelnen  Distrikte 
and  speaeD  der  Instleute  und  Deputanten  untereinander.  Er  glaubt  dabei,  im 
Gegensätze  zu  mir,  ^methodisch'  zu  verfahren,  indem  er  die  Grundsteuer-Rein- 
ertrfge  der  Berichtsgöter  eines  Regierungsbezirkes  untereinander  nach  der  Höhe 
der  Ertragsziffer  aneinander  reiht,  (irundsteuer-Reinertra^;  und  Intensität  der 
Kultur  identifiziert  {'.}  und  nun  das  Steigen  der  ZerealieneinkQnftc  mit  der  Kultur- 
hohe  nachzuweisen  sucht.  Ich  halte  sddie  Paralleliamen  cwar  als  Experiment 
fhr  nicht  unfruchtbar,  die  Ziehung  von  SchlAaaen  aber,  wie  Kaerger  sie  aus 
Gruppienu^ien  entnimmt,  welche  die  Aufsuchung  charakteristischer  und  ver- 
^eichbarer  Fllle  dem  von  aller  lokalen  Bedingtheit  absehenden  Tabellenwesen 
ArcUv  flir  ms.  Gciccigcbg.  u.  Sutfotik.  VIL  3 
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Wickelung  einer  unter  sich  gleichartigen  proletarischen  Masse. 

Es  wäre  auch  seltsam,  wenn  die  Entwickelung  anders  verliefe, 
da  gerade  die  hochintensiven  Kulturen  (Rüben)  eines  Maximums 

opfern.  Ar  du  Gegenteil  von  «lletliode''.  Das  gleiche  gilt  verstArkl  von  der 
Art,  wie  Kaeiger  diese  ScfalOase  nun  zieht  Sieht  man  sich  s  B.  seme  Tabelle 

über  Wcstpreufsen  iS.  23),  welche  als  das  nach  seiner  Ansicht  oflenbar  beweis- 
kräftigste Beispiel  statt  aller  hier  hcranpezopcn  sei,    an,    «o    brw<'ist  sie  ^enau, 
was  ich  behauptet    habe,    w<  nn   sit-   korrekt  aufpcsteUt  winl.     Kaergcr  läfst  zu- 
nächst aus  dem  ,kulturreiclicn"  Be/ii  k  gerade  das  Weichscldelta  wep.    {Bei  seiner 
Argumentation  Aber  das  Beispiel  ans  dem  Kreise  Elbing  [S.  2SJ  abenieht  er, 
wie  Oberhaupt  regelmifsig  infolge  seines  nur  durch  den  1865  festgestellten  Grund» 
Steuer-Reinertrag  zu  befriedigenden  BedOrfnisses  nach  einem  Zahlentabellaristnus, 
dass  nach  den  Berichten  [S.  216  Her  Enquete]  dort  Raps  und  Zuckerrübenbau 
besteht.     Daf--   jener  „kulturreiche"  Distrikt  schon  in  den    seeh/iper  Jahren  eine 
niedrigere  Lebenshaltung  der  Arbeiter  aufwies,  als  die  extensiv  wirtschaftenden 
HOhenkreise,  konnte  Kaerger  schon  aus  den  Angaben  in  Meitzen's  grofsem 
Bodenwerk  ersehen.)  Dagegen  bezieht  er  in  der  Zusammenstellung  Aber  den 
akulturarmen*  Bezirk  eine  Angabe  aua  dem  Kreise  Dansig  hinein,  welche  dem 
Hohendistrikt  angehrtrt ,  aber  sichtlich   unter  dem  Einflufs  der  Deltaverhftltnisse 
steht.     I.äfst    man    der  VerpK  ichbarkeit    halber    auch    «üese   fort    und    zieht  den 
Durchsihiiitt    aus    den  Spalten    über  die  Zerealieneinkünftc  der  Depu  tauten  in 
beiden  Bezirken,   so  zeigt   sich,   dafs   die   Deputate   im   Durchschnitt   in  dem 
»kttlturreichen*  Distrikt  29,9  Ctr,  d.  h.  nur  2>/«  Ctr.  mehr  betragen,  als  in  dem 
„kuttursrmen* ,   wobei  dem  letzteren  aber  auch  die  erbirmlidisten  Bedrke 
(Schlochau  u.  s.  w.)  zugezIhH  sind.   Dem  stdit  die  ausnahmslose  Gewihrung 
von  Kuhweide   in  dem  „kulturarnien",  die  nur  teilweise  in  dem  »kulturreichen* 
gegenOber.     Da^'eiren    verhalten    sich    die  DreschereinkOnfte    in  beiden  in  der 
That  so,  wie  Kaerger  angiebt,  zu  einander,   nämlich  wie  1:2.    In  Verbtudung 
mit  der  berichteten  Tendenz  zum  Ersatz  der  Drescher  durch  I>eputanten  ergiebt 
dies  genau  das,  was  ich  gUubte  aus  den  Angaben  folgern  zu  mOsaen.  Bestitigt 
wird  das  durch  das  Beispiel  aus  dem  Kreise  Stuhm  im  Vergleidi  mit  den  Krdaen 
Graudenz  und  Thom,  welches  er  mit  seltsamer  Entrüstung  gegen  mich  ver> 
wendet.     Aus  meinen  Angaben  <S.  217    unten,    S.  275  <>bcn>   hätte  er  ergehen 
können,    dafs  ich  allerdings  „Anhaltspunkte"  dafür  hatte,    dafs  die  Rübenkullur 
auf  dem  betreffenden  Gute  erst  in  den  Anfängen  vorhanden  ist,  während  sie  auf 
den  shdlichen  Gfltem  teite  Alter,  teib  Intensiv  MIrfcer  besteht   In  Verbindoi^ 
mit  der  höchst  charakteristischen  Angabe  (ß.  226),  dafo  im  Kreise  Stuhm  infolge 
der  sunelmienden  Kulturintensitflt  die  dortigen,  entsprechend  dem  auageaeiichBetBn 
Boden   enorm   hoch   in  Zerealien  abgelohnten  Drescher  als  ,unverhältnism4fsig 
kostspieiiji"  abgeschafft  werden  sollen,  ergiebt  dies  penau  meine  Behauptung, 
und  Kaerger,   der  darin  Recht  hat,    dafs  ich,    weil   mir  das  (leider  vergrilTeneJ 
Gemeinddexikon  erst  am  Schlufs  der  Arbeit  zukam,  irrltimlich  auch  die  Boden- 


qualiat  der  sAdlichen  GAter  fAr  besser  gehalten  habe,  als  auf  dem  Gute  im 
Kreise  Stuhm,  hat  dessen  ungeachtet  „den  Spiefii'  nicht,  wie  er  ($.  21)  meint. 
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an  Arbeitskräften  ohne  jede  Qualifikation  bedOrfen  und  der  Be- 
darf  nach  einer  den  „gelernten*  Arbeitern  der  Industrie  ähnlichen 
Kategorie  von  Arbeitskräften  zwar  durchaus  nicht  völlig  fehlt, 

nach  der  richtigen  Seite  hin  , umgedreht".  Das  für  den  a].s  typisch  geltenden 
<nicht  notwendig  wirklicken)  Nahrungsstand  weit  bczdchnendere  BeispM  aus  den 
Kreisen  Graodenz  und  Strasburg  (S.  214),  wobei  auch  die  Bodenqnalität  dem 
Intenaitttsverhfiltntsse  entspricht,  ignoriert  er. 

Alle  solche  vereinzelte  Beispiele  beweisen  allerdings  ganz   gewifs  nichts 
—  darin  hat  er  ganz  rt-clit    -  allein  „beweisen"  sollten  sie  .uicli  nit  hN,  sondern 
<iic  Wirkung    einer  Entwickelung    charaktcn>u  !  rn  ,    weK  hi    uu>    der  Natur  des 
festen   Deputats  im  Verhältnis  zum   Ertragsanteil   an  sich  schon   folgt.  Nicht 
Zahtenreihen,  sondern  die  Parallelisinuig  diarakteristiacher  EintellUle  sind  von 
Wert,  und  desliaib  habe  ich  nur,  wo  ich  Anlafii  hatte  zu  glauben,  sie  seien 
cliandlteristisch,  Heispiele  als  Beläge  aufgeführt.  —  Ich  mnia  hier  darauf  verudlten, 
Kaeiger  in  Ähnliche   Details   in   die    übrigen   Provinzen   zu   folgen.    Auch  in 
Pommern  ignoriert  er  die  Viehhaltung,  die  sich  z.  B.  in  dein  .kulturarmcn"  Kreise 
I^ucnburg   bis  zu  drei  Kühen  steigert,   und   es   wiedcrhüleu   sich  die  in  West* 
preuisen  gemachten  Fehler.    In  Brandenburg  vergleicht  er  Bezirke  mit  ganz 
4lifrerenter  Arbeitsverfiusung  (die  Lansits  und  den  Norden)  miteinander.  Schlesien« 
dasjenige  Gebiet,  wo  die  Hasaenwirkongen  inten^ver  Kultur  und  geldwirttchaftt 
Ucher  Arbeitsveriaasang  auf  vorzQglichem  Boden  gerade  am  besten  studiert  werden 
können  und  auf  dessen  Zust.Tndo    ich    meine  Ansicht    in   erster  Linie  gestützt 
habe,  Ufst  er  überhau|)t  aufscr  Betracht.     Damit  hat  t-r  sich,  glaiilie  irh ,  seine 
vermeintliche  Aufgabe  mir  gegenüber,  nämlich  „die  Rettung  der  Kultur"  (S.  33) 
doch  etwas  sa  leiclit  genacht   Gans  allgemein  ist  es  femer  ein..  Fehler  —  and 
2war  ein  schwer  begreiflieber,  —  wenn  Kaerger  Zerealienkoaaum  und  Brot« 
konsum  identifiziert  und  damit  gegen  mich  argumentiert,  dals  die  Deputate  selten 
unter  die  normale  B  r o  t  konsumziffer  heruntergehen.    Er  konnte  sich  (S.  777  der 
EnquÄtebcarbeitung)   davon  überzeugen ,   dafs   ich  gerade   die  Verdränn\ing  des 
Zerealicnkoosums  aufscr  halb  des  Brotkonsums  für  die  charakteristische  Aende» 
mng  der  Votkaenlhrung  halt«.  —  Die  IrrtOmlidikeit  adner  Voraussetzung,  als  ob 
ich  den  vermehrten  KartofTelkonstim  an  sich  und  auch  sofern  Gewihr  fttr  die 
entsprechend  vermehrte  Zufuhr  von  Fett  und  Fleisch  gegeben  wird,  fUr  ein  Un- 
glück hielte,  erübrigt  eine  Auseinandersetzung  über  diesen  Punkt. 

Auf  einer  Idiosynkrasie  vnn  ihm  aber  l>eruht  ch,  wenn  ich  liim  der 
„Kulturfeiudschaft",  insbesondere  <lcr  Feindschaft  get;en  die  Intensität  der  Biuien- 
kultur  verdächtig  bin.  Bei  der  Bearbeitung  des  Materials  ging  ich  von 
der  Voraiwwtanng  aus,  die  er  für  bewiesen  eraditet,  dals  die  intensive 
Ackerimukoltur  die  Lebenshaltung  der  Arbeiter  selbstverstindlich  hebe.  Die 
Zr&hrung  aus  den  Berichten  belehrte  mich,  dsfs  dies  im  Osten  nur  be« 
dingt  und  Ober  eine  gewisse  Grenze  hinaus  geradezu  nicht,  sondern  das 
<itg;entcil  der  Fall  sei,  und  zwar  weil  die  derzeitige  (Irundbesitzvcrteilung  und 
die  Entwickclungstcndenzcn  der  Arbeitsverfassung  das  Eintreten  dieses  Erfolges 
hindern.    Die  gezogene  Folgerung  war,  dafs  im  Kulturintcrcsse  die  Grund- 
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ihm  aber  fbr  den  hochintensiven  Landwirtschaftsbetrieb  auch 
nicht  in  irgend  vergleichbarem  Mafse  eine  ahnliche  Bedeutung 
zukommt,  wie  in  technisch  hochentwickelten  Industrien. 

Weit  einschneidender  noch  gestaltet  sich  diese  Erscheinung 
angesichts  des  stetigen  Umsichgreifens  des  Wanderarbeitertums. 
Denn  hier  iconimcn  di<-  nationalen  Gegensätze  zur  Geltung.  Ich 
wiederhole  hier  die  Argumente  nicht,  durcli  welche  ich  anderwärts 
die  Gefahr  einer  Poloni^iierung  und  damit  einer  I  lerabdrückung  des 
Kulturniveaus  der  Landarbeiterschaft  zu  begründen  suchte,  welche 
den  Versuch  eines  organisierten  Klassenkampfes  für  sie  von  vorn- 
herein aussichtslos  gestalten  würde.  *j  Nicht  die  Arbeiter  mit  höch- 

boitzverteilunir  gdndert  tuid  die  ArbeitaverfaMung  in  Zuaammenliang  damit  uin* 
geatahet  «rerden,  den  Tendeaicn  dea  Gn^lietriebea  aor  Heraozidiuiig  von  Arbeits- 

krAften  niedrigerer  Kulturstufe  aber  unbedingt  gewehrt  werden  mOssc.  Kaerpcr 
erblickte  darin  nun  im  Grunde  doch  wol  nicht  eine  Bedrohung  der  Kultur  und 
Beförderung  „reaktionärer"  Bestn  bunKen ,  sondern  vielmehr  eine  Bedrohung  der 
übermächtigen  Stellung  des  landwirtschaftlichen  Grofsbetriebes  im  Osten,  für 
die  «r  gemlfa  «einen  politJachen  Anichaaungen  leidenachaftlicb  Partei  nimnit. 
Hinc  illae  lacrimae. 

Weilei«  prinaiptelle  Auseinandersetzungen  mit  Kaerger*a  Standpunkt  veraage 
ich  mir  hier.  Keineswegs  glQcklich  scheinen  mir  auch  die  SohlufsausfOhrungen, 
riima!  Oher  dir  Bedeutung  der  Bauern ,  deren  vermeintliche  „Verhätschclunir" 
Kacrgcr  mit  Sorge  erfüllt  und  die  er  mit  leidenschaftlichen  Zornesworten  bewirlt. 
Zur  Zeit  wenigstens  ist  hier  aber  doch  wol  das  bekannte  .Glashaus*  etwas  be- 
denklich auf  Seilen  derer,  die  er  in  Schuts  zu  ndunen  fttr  notig  hilt:  »vcr- 
ItHscbelt"  werden  auf  dem  Lande  —  wenn  irgend  Jemand  flberiiaupl  —  gani 
andeie  Leute  als  Bauern  oder  Landarbeiter. 

'i  Völlig  unverständlich  ist  mir,  wie  Quarck  in  einem  seiner  Artikel  (Sozial- 
pol. Ccntralbl.  Bd.  2,  S.  331  i  behaupten  kann,  von  dieser  Seite  der  Sache  der 
Gefährdung  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  durch  den  Polcnimport  —  habe 
pkaum  Jemand'  gesprochen.  Es  ist  von  meiner  Seite  von  nichts  anderem  mit 
solcher  Betonung  gesprochen  worden,  als  eben  hiervon.  Man  bat,  wie  ea  scheint 
—  und  zwar  nidit  Quarck  allein  —  in  meinen  Bemerkungen  darOber  einen 
deplaaierten  Appell  an  nationale  Empfindungen  finden  wollen.  Ich  Inn  aber  der 
Ansicht,  dafs  ein  Pole  oder  Moiijrole  als  Beherrscher  des  Ostens,  wenn  er  sich 
die  Aufgabe  der  Krhaltunt,'  des  Kiilturniveaus  der  Arbeiter  stellte,  nicht  ander«- 
verfahren  könnte  als  ein  Deutscher.  Kreilich  erechoplt  sich  für  mich  die  Be- 
deutung der  Zugehörigkeit  zu  einer  Nationalität  nicht  in  dieser  hier  einmal  nach- 
weisbaren materiellen  Beziehung.  Aber  voriuinden  ist  eben  auch  dieae  Seite 
der  Sache.  Ein  sentimentaler  Koamopolitismus,  wie  ihn  auch  Quarck  andeutet, 
indem  er  sich  an  dem  Gedanken  erwärmt ,  dals  im  Verlauf  dieaer  Entwickelung 
immer  weitere  Schichten  tiefstehender  Völker  an  das  I.icht  unserer  Kultur  heran- 
gezogen worden,  vetgiOst,  dafs  es  sehr  fraglich  ist,  ob  diese  Volkerschaften  bei 
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ster,  sondern  die  mit  niedrigster  Lebenshaltung  werden  bevorzugt 
und  behalten  das  Feld,  und  zwar  entscheidet  auch  hier  nicht  das 
rein  wirtschaftliche  Interesse  der  Unternehmer  allein,  sondern  ihr 
damit  nur  indirekt  verknQpftes  Machtinteresse.  Die  Herbeixsehung 
der  Polen  ist  im  eigentlichsten  Sinne  Kampfmittel  in  dem  hier 
schon  antizipierten  Klassenkampf,  gerichtet  g^;en  das  erwachende 
Selbstbewufstsein  der  Arbeiter,  und  triumphierend  melden  die 
Berichte,  dais  sie  in  dieser  Beziehung  recht  wirksam  gewesen 
sei.  Niemals  wird  der  Streit  verstummen,  ob  die  Abwanderung  die 
Zuwanderung,  oder  diese  jene  veranlafst  habe,  lOr  die  Wardigung 


c-incm  solchen  Modus  proredendi  ctwa^  von  uns  proHtieren,  sicher  dagegen  da« 
Umgekehrte,  dafs  die  ^o(se  Masse  unserer  Arbeiter  bei  freier,  internationaler 
Konkurrenz  «uf  dem  AHieitmnritt  (mag,  bdtlufig  bemerkt,  die  WirtadMAsorgani- 
sation  eine  kapitalistische  oder  eine  soäalistische  sein,  wenn  sie  nur  international 
ist)  mit  mathematischer  Sicherheit  gezwungen  werden  wQrde,  sich  den  gewoiinten 
l.ebensbedflrfnisscn  dic-cr  „interessanten"  Bevölkerungen  zu  akkomodicrcn. 

Kaerifcr  (1.  c.  S.  37  und  39  t  t)L •-ti  f  itct  umcek<  hrt  einen  Einflufs  der  Polcnein- 
fuhr  auf  die  Lebenshaltung  der  einheimischen  Arbeiter,  ohne  die  Scibstironie  zu 
bemerken,  die  in  der  Begründung  Hegt,  dafs  sie  ja  abwandern  konnten,  wenn 
sie  die  Konkurrenz  der  Fremden  Alrcfateten.  —  Selbst  aas  der  Wettersa  wird 
berichtet  (conf.  «Land'  1893,  No.  17).  dafs  ein  Versuch  der  Arbeiter,  dl*  dor^ 
tigen  zum  Tefl  ungewöhnlich  niederen  Lohne  aufirabessem,  zur  Heranziehung  von 
Polen  flihrte. 

Bei  di«er  (Jelci^'enhcit  mOchtc  ich  auch  mit  einem  Wort  auf  Quarck's  Er- 
örteninp  im  Sozialpolitischen  C(rntralblatt  Bd.  2,  S.  39  H.  und  S.  329  ff.  über  den 
Wert  der  Enquete   zurQckkontmen.    Ich  halte   ^cuic  Bedenken  teils  für  unzu- 
tvefeid,  teils  Ar  nebemichliche  Punkte  betreffend.   Die  von  3im  gewUs  mit 
Recht  gewanachten  eiageheoden,  auch  die  Arbeiter  ab  Experten  heranaidtenden 
Monographien  Ober  die  Lage  der  Laadarbeiter  in  den  einsrinen  Gegenden  sind 
durch  die  Enqudte  nicht  nur  nicht  präkludiert,  sondern  diese  ist  die  uncrUfslichc 
<irundla<e    dafür,    ebenso    wie   sie  es  für  die  Enquete  des  Evangeliseh-So/iaien 
Kon^rt  sses  war.    Kine  recht  wertvolle  Monographie  dieser  Art  liegt  in  Kaer^jer  s 
Schnlt  vor.    Ich  glaube  angesichts  der  Ergebnisse  der  £nqu£te,  dafs  Quarck  sich 
nicht  zu  nahe  getreten  wlre,  wenn  er  sela  erstes  Abenuis  ungünstiges  Urteil 
ab  in  der  That  etwas  »voreilig"  oMKÜllziert  bitte.   Aber  er  ist  so  sehr  von 
MUstnuen  dsgcfea  erAOt,  dab  er  gbubt,  diese  Ergebnisse  einer  von  mir  m. 
W.  nie  prätendierten  besonderen  Sachkenntnis  meinerseits  zuschreiben  zu  mOsseifc 
Ich  ziehe  es  vor,   dic<es  unverdiente  Lob  meines  Herrn  Gcpners  mit  der  Beur- 
teilung zu  kompensieren,  die  mir  mein  Freund  Kacrger  in  der  zitierten  Schrift  ange- 
dcihen    Usst,   woselbst   ich   teils   als    .Liberaler",   teils  al»  .Kathedcrsozialist', 
jedeofalb  aber  nicht  unter  denen  Bguiiere,  welche  »die  Verhlltnisse  das  LMMtaa 
«IS  eigener  Anachaunng,  kennen*.  —  Bei  einer  anderen  Gdegenheit  komme  ich, 
wie  idi  hoffe,  auf  einzelne  sachliclie  Ausstellungen  Quardi*s  zufAck. 
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ihrer  Bedeutung  ist  er  ganz  mafsig:  beide  steigern  sich  gegen- 
seitig, weil  sie,  wie  gesagt,  Kampfmafsregeln  in  einem  latenten 
Kampfe  zwischen  Besitz  und  Arbeit  darstellen.  zeigt  sich  aber 
dabei  zugleich  die  Aussichtslosigkeit  dieses  Kampfes  filr  beide 
Teile.  Der  Klassenkampf  in  der  Ostlichen  Landwirtschaft  wäre  ein 
Ringen  auf  einem  versinkenden  Kahne:  Beide  Teile  wQrden  zu 
gründe  flehen.  Dies  um  so  sicherer,  als  der  Kampf  auf  seilen 
der  Arbeiter  auch  nach  Aufhebung  des  Koaiitionsverbots  not- 
wendig ein  unorganisierter  bleiben  würde.  Die  Koalitionsfreiheit, 
welche  den  Landarbeitern  zu  gcw.ihrcn  lech'ghch  t  in  Ciebot  drr 
formalen  GereclUigkeit  ist.  wird  ihnen  ai-?  Kaniplinittei,  von  lokalen 
Streitfällen  abgc.->chen.  nichts  nut/tii,  weil  die  Art  ihrer  Dislokation 
deren  zieibewulstcn  Gebrauch  dauernd  hindert.  Dies  auch,  nach- 
dem die  fortschreitende  Proletarisierung  sie  einander  unter  äich 
gleichartiger  gemacht  haben  wird,  —  zur  Zeit  kommt  die  Un- 
möglichkeit einer  Vereinigung  ihrer  in  ihrer  Interessen  weit  aus- 
einanderstrebenden Gruppen  dazu. 

So  sieht  sich  unter  dem  Gesichtspunkte  dieser  Entwicklungs- 
tendenzen betrachtet  die  Zukunft  der  Landarbeiter  und  die  „Land- 
arbeiterfrage", welche  Kaerger  so  ruhigen  Muthes  in  eine  „Frage, 
wie  denGrofsgrundbesitzern  Arh«  It^kräfte  geschafft  werden  können** 
auflösen  zu  können  meint,  ^)  doch  wohl  etwas  unfreundlicher  an. 

1)  Kaei^er  hebt  (1.  c.  S.  1)  hervor,  duk  nur  die  »Theoretiker*  ntdit, 
dagefen  alle  „praktischen  Landwirte"  und  alle  die,  welche  „die  Veriidtiiisse 
des  Landes  aus  eigener  Anschauung  kennen*',  die  Frage  so  wie  er  for* 

nuilicren  wOrdcn.  Wenn  die  „praktischen  Landwirte"  die  Frage  anders  als  SO 
lurmulicrcn  würden,  wän-  dns  seltsam,  von  wissenschaftlicher  Seite  aber  ist  diese 
Formulierung  bisher  Kacr^^cr  allein  vorbehalten  geblieben  (conf.  darüber  v.  d.  (ioltz 
—  einen  wissenächaltiicben  i:lxpertcn  aut  diesem  Gebiete,  der  zugleich  dem  Re- 
quisit Kaerger's  „praktischer  Landwirt"  gewesen  zu  sein»  genOgt  ~>  im  „Handeb- 
mnseum*  1893,  No.  8);  ich  kann  nicht  finden,  dafs  die  halbwahren  Sentiments 
glQcklich  Wircn,  nh  welchen  er  jetzt  S.  38 — 40  seiner  Schrift  diesen  Satz  zu 
Stötten  sucht  und  deren  letzter  Grundton  mit  peringcn  Variationen  immer  wieder 
Ist:  erstens  dafs  die  l  öhne  der  Arbeiter  sich  stetig  besserten,  «iafs  --ie,  /Weilens, 
soweit  dies  nicht  der  Fall,  ja  fortziehen  könnten,  und  dafs  sie,  drittens,  über- 
haupt nicht  Wülsten,  was  sie  wollten.  Aus  den  ersten  Punkt  soll  folgen,  dafs 
die  Landarbeiter  in  gOnstigerer  Lage  seien  ab  die  gewerblichen  Arbeiter.  Un- 
begreiflich mufs  dann  fttr  Kaerger  das  Bestehen  einer  gewerblichen  Arbeiter* 
frage  sein,  denn  auch  die  Lohne  der  gewerblichen  Arbeiter  haben  sich,  wenn 
man  mit  Durchschnitten  rechnet,  seit  Jahr/(  boten  fortpesetzt  gehoben.  Der  zweite 
l'uiikt  enthalt  einen  Circulus  viliosus:  Ziehen  die  l.andai^eitcr  nicht  fort,  so  be- 
weist das,  dafs  ihre  Lage  gut  ist,  ziehen  sie  aber  fort,  nun  —  so  wissen  sie  laut 
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Mit  dem  Tröste,  daft  ihr  EinkomiDen  vielfach,  teilweise  be- 
trächtlich, gestiegen  ist,  werden  nur  die  landläufigen  Wohlfahrts* 
Politiker  oder  Interessenvertreter  der  Unternehmer  sich  zufiieden 
geben.  Thatsftchlich  wird  die  Lage  auf  diesem  Gebiete  auf  die 
Dauer  mindestens  so  ernst  werden,  wie  auf  dem  der  Industrie, 
und  die  erwachsenden  Probleme  erschöpfen  sich  wahrlich  nicht 
im  „Arbeitermangel".  Es  findet  eine  überaus  tiefgreifende  Um- 
wandlung des  Charakters  der  Bodenbesitzer  sowohl,  als  ihrer 
Arbeiter  statt,  welche  die  Stellung  des  Staates  zu  beiden  wesent- 
lich ver--chiehen .  die  ersteren  ihrer  Qualifikation  zu  politischen 
V^ertrauenspcrsonen  des  Staats  entkleiden  niufs.  Und  diese  Um- 
wandlung hat  eine  gewaltige  Versciiiebung  der  Bevölkerung, 
Kulturgefahren  sowohl  für  die  Produktion  als  lür  die  Arbeiter- 
schaft im  Gefolge,  welche  auch  rein  politisch  nicht  gleichgültig 
sind.  Indessen  diesen  letzteren  Punkt  erörtere  ich  hier  nicht  ein- 
gehender, da  es  hier  nicht  auf  praktische  Vorschlage  zur  Aende- 
rung  der  bestehenden  Situation  abgesehen  ist^)  Solche  Vor- 
schlage waren  ja  Oberhaupt  ganzlich  aussichtslos,  wenn  die 
hier  herausgehobene  Entwickelungstendenz  den  Charakter  eines 
allein  herrschenden  Naturgesetzes  hatte.  Allein  das  ist  nicht  der 
Fall,  sie  kann  vielmehr  ihre  Wirkung  nur  entfalten  unter  den 
eigenartigen  Bedingungen,  welche  die  Besitzverteilung  auf  dem 
Lande  im  Osten  in  Verbindung  mit  den  I  lerrschaltsansprüchen 
einer  sinkenden  Klass«.-  mit  sich  bringt.  Andernfalls  müfste  sie 
auch  im  Westen  unter  gleichen  Bodenverhältnissen  in  gleicher 

Punkt  3  f.bvn  nicht,  was  sit-  wollen,  <i<nii  ihr«-  \.k\gc  ist  ja  gut.  Daf,-.  sie  nicht 
wissen,  was  sie  wollen,  ist  nun  im  allgemeinen  richtig  und  hat,  abgesehen  von 
ihfoi  ihnen  nicht  sor  Last  lu  legenden  Kultaniiveni,  leinen  Grand  darin,  daA 
aie  garnicht  in  der  Lage  sind,  bd  der  deneitifen  GrundbesitiverteUnng  irgend 
welche  praktikable  Ziele  auf  dem  Lande  zu  verfolgen  —  das  möchte  selbst 
Kaergor,  wmn  er  Instnunn  wire,  schwer  fallen.  Dagegen  scheinen  sie  eben  — 
un<J  in«.hr  kann  man  von  ihnen  nicht  verlanpen  —  doch  ungefähr  zu  wissen,  was 
sie  nicht  wollen:  die  patriarchalische  Gebundenheit  in  den  Fesseln  der  Grund- 
herriichk«L  Der  entziehen  sie  sich  durch  Ab-  und  Auswanderung,  oft  gegen 
ihr  materielles  Interesse.   Wflrde  Kaerger  anders  verrinnen? 

>)  In  den  Ansichten  Ober  das,  was  xa  geschehen  habe,  stimme  ich,  so  viel 
ich  sehe,  mit  Kaeiger  überdn,  nachdem  dieser  seine  froheren  Ansichten  entsprechend 
geändert  hat.  Das  Material,  welches  er  in  seiner  neuesten  Sdurift  sar  BegrOn- 
dung  beibringt  und  mit  der  ihm  eigenen  Umsicht  und  Energie  gesammelt  hat,  ist 
ebenso  neu  als  ausgezeichnet,  wie  mich  denn  die  vorstehende  Polemik  Qberhaupl 
nicht  abhalten  darl,  den  hohen  Wert  der  Schrift  auch  hier  zu  betonen. 
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Starke  eintreten,  und  das  ist  nicht  der  Fall.  —  womit  nicht  gesagt 
sein  soll,  dafs  etwi^  der  Westen  und  Sflden  auf  dem  gleicht 
Gebiete  keine  Probleme  aufzuweisen  hatten.  Aber  fiUr  die  hier 
geschilderten  wirtschaftlichen  Umwälzungen  ist  es  eben  nicht  un- 
gefahr  dasselbe,  ob  der  Grofsbesitz  und  -Betrieb  20  oder  ob  er 
50  pCt  der  Flache  okkupiert,  sondern  es  ist  das  Gegenteil  von 
einander. 

Vorbedingung  eines  erfolgreichen  Eingreifens  des  Staates 
in  die  grofse  Kuiturfrage,  die  sich  hier  erhebt  —  ich  glaube  die 
Bedeutung  der  Landarbeiterverhältnisse  und  ihrer  Entwickelung 
durch  diese  Bezeichnung  nicht  zu  überschätzen  — ,  ist  eben,  dafs 
man  die  jetzige  Grundbesitzverteilung  im  Osten  nicht  als  eine 
unantastbare  Grundlage  der  bestehenden  pohtischcn  und  sozialen 
C)rganisation  betrachtet,  in  welche  ein  radikaler  Kingrit^"  jeden- 
falls nicht  geplant  werden  dürfe.  Die  Gefahren  der  intensiven 
Kultur  sowohl ,  als  der  W'eltmarktskonjunkturen  überhaupt,  auch 
soweit  sie  die  intensive  Kultur  nicht  begünstigen,  bestehen  für 
unsere  Kultur  im  Osten  in  der  Hauptsache  im  Zusammenhang 
mit  der  bestehenden  Grundbesitz  Verteilung;  vielleicht  nicht  der 
günstigste  Boden  (z.  B.  Reg.-Bez.  Stralsund),  oder  andrerseits  der 
allerschlechteste  Boden,  wohl  aber  der  typische  »mittlere  Sand- 
boden", das  charakteristische  Qberwiegende  Areal  des  Ostens,  be- 
findet sich  zum  Schaden  der  Bodenkultur  und  des  Kultumiveaus 
der  Landarbeiter  in  dieser  Besitzverteilung  festgelegt  und  durch 
die  goldenen  Klammem  der  Hypothekenverschuldung  zusammen- 
gehalten. 

Und  auch  die  Arbeitsverfassung  kann  nicht  ohne  gleich- 
zeitige Aenderung  der  Besitzverteilung  etwa  in  dem  von  Kaerger 
(und  mir)  gewünschten  Sinne  umgeschaflfen  werden.  Es  mag 
lokal  vorkommen,  im  ganzen  aber  ist  es  schlechterdings  Illusion, 
zu  t,dauben,  dafs  bei  der  jetzigen  Besitzverteilung  die  Arbeiter 
bich  zur  l'ebernahme  von  Heuerlingsstellen  entschlielsen  werden. 
Mit  Recht  hob  Knapp  hervor  (Verb,  des  Vereins  f.  Sozial-Politik 
S.  16),  dafs  die  Entwickelung  im  allgemeinen  den  umgekehrten 
Verlauf  nimmt.  Es  ist  das  auch  vom  Standpunkt  der  Arbeiter 
selbstverständlich.  Mag  das  abfilllige  Urteil  Kaerger's  über  ihre 
Intelligenz  noch  so  berechtigt  sein,  einen  Erfolg  hat  die  inten- 
sivere Kultur  bei  ihnen  gehabt,  und  zwar  einen  Kulturerfolg,  aber 
er  liegt  nicht  auf  materiellem  Gebiet:  sie  lernten  die  Freiheit 
kennen  und  dem  dumpfen  Streben  darnach  sind  sie,  das  zeigt 
sich,  in  steigendem  Mafse  geneigt  anderes,  selbst  ihr  materielles 


uyiu^cd  by  Google 


Entwickclungatemleiuea  in  der  Lage  der  ostelbiadien  Landarbeiter.  41 

VV^ohl befinden  zu  opfern.  Es  kann  für  .sie  bei  der  jetzigen  Grund- 
besitzverteilunt^  die  Vorstellung  —  diese,  nicht  die  objektive  Mög- 
lichkeit ist  entscheidend  —  eines  Weges  nach  oben  innerhalb  der 
Heimat  nicht  eovachsen.  Und  unter  diesen  Umstanden  ziehen 
sie  unb«wii^,  aber  sicher,  den  sutreffenden  Schlufs:  dais  unter 
der  vorwiegenden  Herrschaft  des  Grofsbesitzes  und  Großbetriebes 
auf  dem  Lande  Heimatlosigkeit  und  Freiheit  ein  und  dasselbe  ist 
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Von 

Dr.  LEO  VERKAUF. 
I. 

Man  nuils  die  Bedeutung  der  Arbeiterver^icherung  für  das 
Gebiet  der  sozialen  Frage  nicht  überschätzen,  wenn  man  die  Kon- 
sequenz und  Energie  anerkennt,  welche  die  Aktion  des  Deutschen 
Reiches  zur  Verwirklichung  der  Zwangsversicherung  vor  der 
Oesterreichs  auszeichnet 

Dort  —  man  mag  Ober  die  Details  denken  wie  man  will  — 
ein  grois  angelegter  Plan.  Die  kaiserliche  Botschaft  vom  17.  No- 
vember 1881  nimmt  nicht  nur  die  Unfall-  und  Krankenversiche- 
rung, sondern  auch  die  Fürsorge  far  diejenigen  in  Aussicht, 
welche  durch  Alter  und  Invalidität  erwerbsunfähig  werden.  In 
wenigen  Jahren  fördert  die  Legislative  den  Gedanken  so  weit, 
dafs  nunmehr  fast  die  gesamte  lohnarbeitende  Bevölkerung  in 
die  Versicherung  einbezogen  ist. 

Hier  —  in  Oesterreich  —  begnügt  man  sich  schon  in  der 
ersten  Enunziation,  die  unter  dem  frischen  Kindrucke  der  Bot- 
schaft des  deutschen  Kaisers  stand,  mit  der  Forderung  der  Un- 
fall- und  Krankenversicherung.  Die  Regierung  glaubt  sogar 
lediglich  die  Durchführung  der  Unfallversicherung  in  V'orschlag 
bringen  zu  sollen.  Acht  Jahre  nach  Einbringung  der  ersten  Re- 
gierungsvorlage ist  nicht  die  geringste  Aussicht  auf  Fortbildung 
und  konsequente  Durchfahrung  des  Gedankens  der  Zwangsver- 
sicherung vorhanden. 

Indem  man  aus  dem  Komplex  der  Au%aben,  die  auf  dem  Ge- 
biete der  Versicherung  der  Arbeiter  fOr  den  Fall  der  Invalidität, 


L  lyui^ed  by  Google 


Die  Reform  der  UnCülveniciierung  in  Oesterreich. 


43 


sowie  aul  dem  Gebiete  der  Witwen-  und  Waisenversorgung  zu 
lösen  waren,  die  Unfallversicherung  herausgegriffen  hat,  war 
sachlich  der  Versicheningsrahmen  enge  genug  gezogen.  Nicht 
weniger  enge  war  aber  auch  der  Kreis  der  der  Zwangsversiche- 
ning  unterworfenen  Personen. 

Auch  wer  die  politischen  Verhältnisse  Oesterreichs  zur  Zeit 
des  Zustandekommens  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887,  be- 
treffend die  Unfallversicherung  der  Arbeiter,  nicht  kennt,  wird 
aus  dem  Inhalte  desselben  die  politischen  Konstellationen  heraus- 
lesen, denen  es  seine  Entstehung  wie  seine  Gestaltung  verdankt. 
Weder  die  Landwirtschaft  noch  das  Kleingewerbe  wurde  in  die 
Versicherung  einbezogen,  nur  der  Grolsiuciustrie  der  Ueber- 
gang  von  dem  Zustande  der  Unvcrantwortlichkeit  des  Unter- 
nchnu  rs  für  die  Kolgen  von  Betriebsvinlällcn  zur  otVentlich-recht- 
liciien  Zwangsversicherung  aulerlegt.  Vergebiicii  mühten  sich  die 
Vertreter  der  Grofsindustrie  an  dem  Nachweise  ab,  dafs  es  ein 
Gebot  der  Gerechtigkeit  sei,  auch  die  in  der  Land-  und  Forst- 
Wirtschaft  Beschäftigten  zur  Versicherung  heranzuziehen.  Sie 
mufsten  sich  mit  einer  Resolution  begnügen,  in  welcher  die  Re* 
gierung  aufgefordert  wurde,  «die  Ausdehnung  der  Unfallversiche- 
rung auf  die  durch  das  jetzige  Gesetz  noch  nicht  berührten  Kreise 
der  Arbeiter  in  den  gewerblichen  sowie  in  den  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Betrieben  ehethunlichst  der  verfassungsmafsigen 
Behandlung  zuzuführen." 

Kannte  man  schon  bei  Beratung  des  Gesetzes  vom  28.  De- 
zember 1887  die  Lückenhaltit^keit  desselben,  so  hat  die  mehr- 
jährige Wirksamkeit  der  Unfallversicherung  in  noch  schärferer 
Weise  Mängel  zutage  gefördert,  deren  Beseitigung  ledighch  durch 
enie  Erweiterung  des  Kreises  der  X'ersicherten  zu  erreichen  ist. 
Der  Notwendigkeit  der  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  ver- 
mochte sich  auch  die  österreichische  Regierung  nicht  zu  ent- 
ziehen, sie  legte  nach  langen  Vorbereitungen  dem  Abgeordneten- 
hause einen  Gesetzentwurf  zur  Beschlulsfassung  vor^).  Sowohl 
was  dieser  Entwurf  enthalt,  als  was  er  vermissen  Itflst,  wird  uns 
im  Folgenden  zuerst  beschäftigen. 

Im  engsten  Zusammenhange  mit  der  Frage  der  Ausdehnung 
der  Unfallversicherung  steht  die  der  Organisation.  Es  bedarf 
nicht  nur  der  Untersuchung,  ob  die  mit  dem  Unfallversicherungs- 


')  286  der  Beilagen  zu  den  «tcnographischeo  Protokollen  des  Abfeordneten- 
hauaes,  XL  Session  1891. 
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gesetze  gewählte  Organisationsform  sich  bewährt  hat.  Es  iriufs 
auch  geprflft  werden,  ob  durch  die  Einbeziehung  weiterer  Kreise 
von  gewerblichen  und  landwirtschaftlichen  Arbeitern  in  die  Ver- 
sicherung Aenderungen  an  den  bestehenden  Einrichtungen  zur 
Notwendigkeit  werden. 

Daran  schliefst  sich  die  Frage  der  Fortbildung  der  gegen- 
wärtigen Institutionen.  Es  bedarf  insbesondere  einer  Erörterung, 
ob  sich  die  Selbstverwaltung  bewahrt  hat  und  welches  VerhAltnis 
zwischen  den  Organen  der  Kranken«  und  Unfallversicherung  heute 
herrscht. 

Nicht  minder  fordert  aber  auch  das  Verhalten  der  Durch- 
führungsbchördcn  eine  kritische  Beleuchtung.  Die  Hoftnungen, 
die  man  in  die  Wirksamkeit  der  zur  Durchführung  des  Gesetzes 
berufenen  öffentlichen  Organe  gesetzt  hatte,  waren  von  vornherein 
keine  überschwänglichen.  Wurden  ja  im  Abgeordnetenhaiise  ganz 
unverblümt  Befürchtungen  geäufsert.  dafs  den  Landesregierungen 
wie  den  i^ezirkshauptmannschaften  gleichmäf^ig  die  Befähigung 
und  der  Wille  fehlen  werden,  in  befriedigender  Weise  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  zu  realisieren.  Hat  sich  diese  Voraussagung 
verwirklicht  oder  ist  sie  durch  die  Thatsachen  widerlegt  worden? 

Zu  den  neugeschaffenen  Organen  der  Unfallverucherung 
zflhlen  die  Schiedsgerichte  wie  der  dem  Minister  des  Innern  zur 
Seite  gestellte  Versicherungsbeirat  Auch  bezQglich  dieser  Insti- 
tutionen niQssen  die  Erfahrungen  geprflft  werden,  welche  die  Zeit 
ihrer  Wirksamkeit  ergeben  hat 

Erst  nach  Besprechung  dieser  oiganisatorischen  Probleme 
werden  das  Verhalten  und  die  Forderungen  der  Unternehmer  und 
Arbeiter  gegenOber  der  Unfallversicherung  zur  Erörterung  ge- 
langen. 

II. 

Nach  §  1  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  unterliegen 
der  Versicherung  gegen  die  Folgen  der  beim  Betriebe  sich  er- 
eignenden Unfälle  alle  Arbeiter  und  Betriebsbeamte,  die  be- 
schäftigt sind: 

1.  in  Fabriken  und  Hottenwerken,  in  Bergwerken  auf  nicht 
vorbehaltene  Mineralien,  auf  Werften,  Stapeln  und  in 
BrOchen,  sowie  in  den  zu  diesen  Betrieben  gehörigen 
Anlagen, 

2.  in  Gewerbebetrieben,  die  sich  auf  die  Auslbhrung  von 
Bauarbeiten  erstrecken. 
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3.  in  Betrieben,  in  welchen  explodierende  Stoffe  erzeugt  oder 

verwendet  werden, 

4.  in  gewerblichen  oder  land-  und  forstwirtschaftlichen  Bc 
trieben,  bei  denen  nampfkessel  oder  solche  Triebwerke 
in  Verwendung  kommen,  die  durch  elementare  Kraft 
(Wind.  Wasser,  Dampf.  Leuchtgas,  Heifsluft.  Elektrizität 
u.  s.  w.)  oder  durch  Tiere  bewegt  werden.  Bei  der 
Land-  oud  Forstwirtschaft  unterliegen  jedoch  der  Ver- 
slcherungspflicht  nur  diejenigen  Personen»  welche  der 
mit  dem  Maschinenbetriebe  verbundenen  Gefahr  ausge- 
setzt sind. 

Wahrend  in  Deutschland  sofort  nach  Beginn  der  Wirksam- 
keit des  Unfall  Versicherungsgesetzes  demselben  drei  Millionen  ge- 
werblicher Arbeiter  unterworfen  waren,  betrug  in  Oesterreich  im 
Jahre  1891  die  Zahl  der  versicherten  gewerblichen  Arbeiter 
957525,  die  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  412238.  wobei 
überdies  die  letzteren  nur  18  Tage  im  Jahre  durchschnittlich  der 
Versicherung  unterlagen'). 

Die  Ursachen  die^^er  Verschiedenheit  sind  nicht  allein  in  der 
verschiedenen  Bedeutung  der  deutschen  und  österreichischen  In- 
dustrie zu  suchen.  Auch  die  Nichteinbezichung  des  Transport- 
gewerbes, der  Bergwerke,  des  Betriebes  der  Post-,  Telegraphen- 
und  Eisenbahnverwaltungen  hat  zum  grofsen  Abstände  beige- 
tragen. Ueberdies  hat  das  deutsche  Gesetz  vom  6.  Juli  1884  filr 
die  zweckmftisigere  und  weitgehendere  Fassung  des  Fabriks- 
b^riffes  Sorge  getragen ,  indem  nach  §  1  als  Fabrik  Jedes  ge- 
werbliche Unternehmen  zur  Bearbeitung  oder  Verarbeitung  von 
Gegenständen  anzunehmen  ist,  in  welchem  regelmäßig  mindestens 
zehn  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Dem  gegenüber  fafst  die  österreichische  Praxis  auf  Grund 
einer  Verordnung  des  Handelsministeriums  erst  jene  Unterneh- 
mungen als  fabriksmäfsige  auf.  „in  welchen  die  Herstellung  oder 
Verarbeitung  von  gewerblichen  Verkehrsgegenständen  in  ge- 
schlossenen Werkst«1tten  unter  Beteiligung  einer  gewöhnlich  die 
Zahl  von  20  übersteigenden,  aufserhalb  ihrer  Wohnungen  be- 
schäftigten Anzahl  von  gewerblichen  Hilfsarbeitern  erfolgt,  wobei 


^}  Die  Gcbahrung  und  die  Ergebnisse  der  Unfallstatistik  der  im  Cirundc  de» 
GeteUes  vom  28.  Dezember  1887  (Rcichbgcsetzbl.  No.  1  ex  1888),  betreffend 
die  Unfiührersiehcruiig  der  Arbiter,  errichteteii  Arbeiter- UnfaUvenkhemiig»- 
aasudten  im  J«hre  1891.    Wien  1893.   S.  140. 
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die  Benutzung  von  Maschinen  als  Hilfsmittel  und  die  Anwendung 
eines  arbeitsteiligen  Verfahrens  die  Regel  bildet,  und  bei  denen 
eine  Unterscheidung  von  den  handwerksniäfsig  betriebenen  Pro- 
duktionsgcwcrben  auch  durch  die  Persönlichkeit  des  zwar  das 
Unternehmen  leitenden,  jedoch  an  der  manuellen  Arbeitsleistung 
nicht  teilnehmenden  Gewerbeunternehmers,  dann  durch  höhere 
Steuerleistung,  durch  Firniaprotokollierung  u.  dgl.  eintritt.* 

Mag  diese  Praxis,  wie  Menzel  ausführt^),  jeder  gesetzlichen 
Grundlage  entbehren,  dies  hindert  nicht,  dafs  das  Ministerium  des 
Innern  in  den  „Amtlichen  Nachrichten*  auf  die  zitierte  Verord- 
nung hinweist,  es  hindert  insbesondere  nicht,  dafs  fortdauernd 
<lie  Unfallversicherung  von  dieser  Verordnung  beeinflufet  wird. 
Menzel  int  aber  zweifellos  darin»  dafs  er  den  FabriksbegrifT  filr 
einen  leicht  definierbaren  halt.  Eben  wegen  der  mannigfachen 
Schwierigkeiten,  welche  die  Wirklichkeit  einer  Abgrenzung  der 
handwerksmäfsigen  von  grofsindustriellen  Betrieben  entgegenstellt, 
hat  das  deutsche  Gesetz  es  mit  Recht  vorgezogen,  für  das  Ge- 
biet der  Unfallversicherung  den  Fabriksbegriff  an  wenige,  keiner 
Interpretation  bedflrftige  Merkmale  zu  knüpfen. 

Die  osterrcichis(  he  Gesetzgebung  hat  sonach  nicht  einmal  die 
gesamte  Industrie  in  die  Versirherung  einbezogen.  Will  man 
eine  Erklärung  für  dieses  Wrhalten  haben,  so  mufs  man  die  Ab- 
sichten kennen,  von  welclien  bei  der  Einführung  der  Zwangsver- 
sichenmg  ausgegangen  wurde.  Nur  die  Arbeiter  der  „gröfseren, 
namentlich  der  mit  Kraftmaschinen  arbeitenden,  sowie  anderer- 
seits der  besonders  gefährlichen  Industriebetriebe"  sollten  in  die 
Versicherung  einbezogen  werden.  Von  der  Heranziehung  des 
Kleingewerbes  wollte  man  absehen,  weil  in  demselben  sich  an- 
geblich nur  selten  Unfälle  ereignen,  die  von  denjenigen  des  ge- 
wöhnlichen Lebens  abweichen,  weil  femer  die  Durchflihrung  des 
Gesetzes  sehr  erschwert  wQrde  und  es  überdies  nicht  angehe, 
die  hftufig  selbst  in  Qblen  Verhältnissen  lebenden  Handwerks- 
meister zu  nennenswerten  Leistungen  ftlr  ihre  Gehilfen  heranzu- 
ziehen. Bezüglich  der  land«  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe 
wurde  auch  darauf  hingewiesen,  dafs  hier  unter  den  Arbeitern 
das  Bedürfnis  nach  einer  derartigen  Gesetzgebung  sich  noch 
weniger  geltend  mache  als  in  der  Grofsindustrie/'O 

*)  Die  Arbeitervenidierang  nach  Oaterreiehudieiii  Rechte.   Leipzig  1893. 

S.  243. 

')  75  der  Beilagen  zu  den  stenofraphischeii  Protokollen  des  Abgeordneten'* 

hauses,  X.  Session,  S,  54. 


uyiu^cd  by  Google 


Die  Reform  der  UnikUrersicliening  in  Oesterreich. 


47 


Bei  dieser  Sachlage  mufsten  die  ohnehin  nicht  sehr  lebhaflen 
Bemühungen  im  Abgeordnetenliause  erlolglos  und  die  über- 
wiegende Mehrzahl  der  Lohnarbeiter  von  der  Unfallversicherung 
ausgeschlossen  bleiben.  Erst  in  der  letzten  Zeit  ist  eine  Wand- 
lung der  Ansichten  zutage  getreten,  welche  sich  in  der  Regie- 
rungsvorlage, betreffend  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung, 
zuerst  dokumentierte.  Zwar  wird  nur  die  Einbeziehung  eines 
Bruchteiles  der  bisher  unversichert  gebliebenen  Personen  in  Vor> 
schlag  gebracht  Zwar  weist  die  Regierung  wieder  auf  die  Ver- 
schiedenartiglLeit  der  Verhältnisse  im  Kleingewerbe,  bei  der  See- 
schiffahrt, vor  allem  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  hin.  Gleich* 
zeitig  erfahren  wir  jedoch  auch,  dafs  die  Regierung  „die  Einführung 
der  obligatorischen  Unfallversicherung  fttr  land-  und  forstwirt- 
schaftliche Betriebe  bereits  in  Aussicht  genommen  und  diese  so- 
wohl als  auch  die  Einführung  der  Krankenversicherung  für  diese 
Bethebe  zum  Gegenstande  eingehender  Studien  gemacht**  habe. 

III. 

Auf  welche  Arbt'iterkategorieeti  .->(>11  nach  der  vom  Abgeord- 
netenhause modilizierten  Regierungsvorlage  die  Unfallversicherung 
ausgedehnt  werden? 

Das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887  schliefst  die  Verkehrs* 
bediensteten  der  Eisenbahnen  von  der  Versicherung  aus.  Die 
Regierungsvorlage  hatte  dies  seinerzeit  damit  zu  rechtfertigen 
gesucht,  da(s  fbr  die  Haftpflicht  der  Eisenbahnuntemehmungen 
gegenüber  den  im  Eisenbahnverkehre  beschäftigten  Personen  be- 
reits durch  das  Gesetz  vom  5.  März  1869  Vorsorge  getroffen  sei, 

Ueberdies  sei  die  ThAtigkeit  dieser  Personen  an  keine  feste 
Betriebsstätte  gebunden  und  deren  Subsumption  unter  den  Orga- 
nismus eines  Unfallversichcrungsgesetzes  nur  mit  den  gröfsten 
Schwierigkeiten  zu  ermöglichen.  Kndlicii  verursache  es  erheb- 
liche Komplikationen,  dafs  die  Linien  einzelner  Bahnunter- 
nehmungen sich  auch  auf  auslandisches  Gebiet  erstrecken. 

Diese  Schwierigkeiten  scheint  die  Regierung  nunmehr  im 
wesentlichen  als  überwunden  anzusehen,  vielleicht  deshalb,  weil 
die  Eisenbahnverwaltungen  selbst  „die  einfochste  und  beste  Lö- 
sung der  Frage  nunmehr  darin  erblicken»  dafs  sie  mit  ihrem 
ganzen  nicht  versicherungspflichtigen  Personale  einfach  einer  auf 
Grund  des  Unfallversicherungsgesetzes  errichteten  Versicherungs- 
anstalt  beitreten." 

Die  Zaghaftigkeit  und  Halbheit,  welche  das  Verhalten  der 
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Regierung  in  dieser  Frage  charakterisiert.  is,t  abi  r  auch  im  letzten 
Stadium  nicht  gewichen:  sie  bringt  statt  der  obligatorischen  die 
Ireiwilligc  Versicherung  der  Eisenbahnbediensteten  in  Vorschlag. 
Mit  Recht  tritt  dem  der  Gewerbeausschuls  des  Abgeordneten- 
hauses entschieden  entgegen.  Er  verweist  darauf,  dals  auch  in 
Oesterreich  das  Haftpflichtprinzip  günstige  Wirkungen  nicht  ge- 
zeigt habe,  da  der  Verletzte  in  der  Regel  zur  Prozefefllhnuig 
genötigt  war,  die  Mehrzahl  der  verkrQppelten  Arbeiter  bestenfalls 
eine  gnadenweise  Abfertigung,  hflufig  genug  auch  diese  nicht  zu 
erlangen  vermochte.  Deshalb  fordert  er  konsequent  die  zwangs- 
weise Einbeziehung  auch  des  Eisenbahnpersonales  in  die  Ver- 
sicherung.*) Die  vor  wenigen  Jahren  als  unüberwindlich  ge- 
schilderten Schwierigkeiten  löst  Artikel  II  in  einfacher  Weise, 
zum  Teile  weist  er  deren  Lösung  (lern  Verordnungswege  zu. 

Die  Bediensteten  der  Eisenbahnen  iiaben  sich  mit  der  Fler- 
auzieluing  zur  obligatorischen  Versicherung  im  Prinzipe  einver- 
standen erklärt.  Sie  wenden  sich  jedoch  mit  Entschiedenheit 
gegen  den  Fortbestand  der  nur  llir  die  Eisenbahnen  geschaftencn 
berufsgenossenschaftlichen  Versicherungsanstalt  und  fordern  Ober- 
dies  eine  Erhöhung  der  Mazimalrente  bb  zu  jenem  Ausmafte, 
auf  welches  die  Verletzten  nach  dem  Haftpflich^^esetze  und  den 
Bestimmungen  des  allgemeinen  bargerlichen  Gesetzbuches  An- 
spruch haben.  Nach  den  §§  1325—1327  hat  der  SchadenersaU 
zu  bestehen:  bei  Verletzungen  in  dem  Ersätze  der  Heilungs- 
kosten, des  vollen  Verdienstentganges  und  der  Zahlung  eines 
Schmerzensgeldes;  bei  tötlicher  VerunglQckung  im  Ersätze  aller 
entstandenen  Kosten,  sowie  desjenigen  an  Frau  und  Kinder  des 
Getöteten,  was  denselben  durch  den  Tod  ihres  Ernährers  ent- 
gangen ist. 

Von  diesen  Bestimmungen  weicht  das  Unfallversicherungs- 
gcsetz  sehr  erheblich  ab,  indem  es  den  V^crletzten  im  Maximum 
eine  Rente  von  60  pCt.  des  Jahresarbeitsverdienstes,  den  Witwen 
20  pCt.  und  den  Kindern  10—20  pCt.  desselben  zuerkennt.  Zur 
Geltendmachung  weitergehender  AnsprOche  sind  der  Versicherte 
oder  dessen  Hinterbliebene  nach  §  46  des  Unfallversicherungs- 
gesetzes nur  dann  berechtigt,  wenn  der  Betriebsunfall  von  dem 
Unternehmer  oder  dessen  gesetzlichen  Vertreter  vorsätzlich  herbei- 
gefilhrt  wurde. 


>)  649  der  BejUgen  tu  den  stenographischen  Protokollen  des  Al^eordneten- 
hmiaes.  XI.  Sesmon  1893,  S.  IC 
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Dem  \'erlangen  der  Kiscnbahnarbeiter  ist  vom  Ahgcordneten- 
hause  nicht  Kecliminj^  jrctragen  worden.  Dagegen  macht  Ar- 
tikel Iii  des  vorliegenden  Ausdehnungsgesetzes  den  h(')heren 
Beamten  der  Eisenbahnen  eine  weitgehende  Konzession.  Bei 
Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes  durften  bisher  im  Maxi- 
mum 1200  fl.  angenommen  werden,  wahrend  darflber  hinaus- 
gehende Betrage  aufser  Betracht  zu  bleiben  hatten.  FOr  die 
Beamten  der  Eisenbahnen  soll  nunmehr  bei  Bemessung  der  Rente 
das  Einkommen  voll  in  Berechnung  kommen.  Damit  ist  der 
Gnmdsatz,  dafs  die  Unfallversicherung  nur  in  engen  Grenzen 
Leistungen  gewähren  soll,  gerade  zu  gunsten  der  bestsituierten 
Versicherten  fallengelassen  worden.  Umsoweniger  lafst  es  sich 
rechtfertigen,  dafs  die  Forderungen  der  niedrig  gelohnten  Arbeiter 
keinerlei  Berücksichtigung  gefunden  haben.  Da  es  sich  bei  den 
Kisenbahnen  um  kapitalskrältige  Unternehmungen  handelt,  so 
w.'ire  mit  Leichtigkeit  die  Tragung  jener  ln")heren  Kosten  zu  er- 
reiciien  gewesen,  welche  durch  Gewährung  gröfserer  Renten  er- 
wachsen waren. 

Die  Zahl  der  Personen,  aut  welche  die  Unfellverncherung 
durch  Einbeziehung  der  Eisenbahnen  ausgedehnt  wird,  lalst  sich 
aus  der  amtlichen  Krankheits-  und  (Jnfallsstatistik  annähernd  be- 
stimmen. Am  31.  Dezember  1890  betrug  die  Zahl  der  bei  den  Be- 
triebskrankenkassen der  Eisenbahnen  versicherten  Personen 
121205.  Von  diesen  waren  im  Jahre  1891  28700  Bedienstete  be- 
reits in  die  Unfallversicherung  einbezogen.  Zum  Kanzleiperso- 
nale gehörten  7057.  Da  das  letztere  in  die  Unfallversicherung 
nicht  einbezogen  wird,  so  ergibt  sich  sonach  eine  Anzahl  von  an- 
n.iheriid  8.5(X)()  Persr.nen,  welche  nunmehr  der  Zwangsversicherung 
teilhaftig  werden  sollen. 

IV. 

Aus  gleichen  Gründen  wie  die  Eisenbaiiiiuntcrnehmungen, 
hat  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887  auch  die  Binnenschiff- 
fahrtsbetriebe |und  die  den  Seegesetzen  unterliegenden  Betriebe 
von  der  Versicherung  au^^nommen.  Auch  hier  wurde  auf  den 
Mangel  einer  festen  Betriebsstätte  hingewiesen,  wodurch  die  ftlr 
die  Aufrechthaltung  und  Abwicklung  des  Versicherungsgeschaftes 
unentbehrlichen  fortlaufenden  Beziehungen  zwischen  dem  Unter- 
nehmen und  der  Verwaltung  der  Versicherungsanstalt  nicht  her- 
gestellt werden  können.  Das  Beruhren  ausländischen  Gebietes 
( rfordere  auch  ganz  besondere  Vorkehrungen  fOr  dort  eintretende 
UnfäJJe. 

Arctiir  fflr  aoi.  GeKUgcbg.  u.  Statittik.   VIL  4 
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Nur  bezüglich  der  Binnenschiftahrtsbetriebc  vtrlälst  da.-.  Auä- 
dehnungsgesetz  diesen  Standpunkt  Rücksichtiich  der  Seeschiff- 
fahrt  hat  das  deutsche  Gesetz  vom  13.  Juli  1887  den  Beweis  er- 
bracht« dafs  auch  hier  eine  Ueberwindung  der  zweifellos  vor- 
handenen Schwierigkeiten  möglich  sei.  Trotzdem  lafst  sich  die 
österreichische  Regierung  daran  genQgen,  von  den  Besonder- 
heiten zu  sprechen,  die  eine  abweichende  Behandlung  erfordern, 
ohne  jedoch  mit  konkreten  Vorschlagen  diesen  Besonderheiten 
Rechnung  zu  tragen.  Nach  Analogie  der  bei  den  Eisenbahnver- 
waltungen gemachten  Erfalirungen  wird  man  fast  zu  dem  Schlüsse 
gei!r.ln<;t.  dafs  es  lediglich  an  der  Zustimmung  des  österreichi- 
schen Lloyd  in  I  ric  st  /ur  Einbeziehung  der  SeeschiÜ'ahrt  in  die 
Unfallversicherung  mangle. 

Nach  den  Ergebnissen  der  Volkszählung  des  Jahres  1880 
waren  beim  Personen-  und  Gütertransport  zu  Wasser  12065  Per- 
sonen gegen  Lohn  oder  Gehalt  beschäftigt.  Wie  sich  diese  Zahl 
zwischen  Binnen-  und  Seeschiffahrt  verteilt,  ist  nicht  zu  ersehen. 
Nimmt  man  an.  dafs  als  Seeleute  die  in  dieser  Gruppe  für  Triest, 
GOrz,  Gradiska  und  Istrien,  sowie  fQr  Dalmatien  ausgewiesenen 
Personen  anzusehen  sind,  so  beziffert  sich  deren  Zahl  auf  6075, 
demnach  knapp  auf  die  Hfllfte  aller  beim  Personen-  und  Güter- 
transport zu  Wasser  Beschäftigten.  Diese  Zahl  dOrfte  seit  dem 
Jahre  1880  wohl  eine  Steigerung  erfahren  haben. 

Die  Natur  der  Verhältnisse  bringt  es  mit  sich,  dals  fdr  die 
Seeleute  die  Unfallversicherung  ein  dringendes  Gebot  der  Not- 
wendigkeit ist.  FOr  die  Binnenschiffahrtsbetriebe  hat  den  Be- 
weis der  Dringli' Ii!  rit  der  SchiiTahrtsgewerbeinspektor  seit 
Jahren  in  seinen  Berichten  geführt.  Unter  anderem  weist  er 
darauf  hin,  dafs  nach  den  Aufzeichnungen  der  k.  k.  priv.  Donau- 
Dampfschiflahrts-Gesellsc  halt  in  den  letzten  15  Jahren  im  j<lhr- 
liclu  n  Durchschnitte  33  Ys  tötlichc  Verunglückungen  vorge- 
kommen sind.M  Mit  nur  wenigen  Ausnahmen  bekunden  die 
Unterneiunungen  in  bezug  auf  Unfallverhütung  einen  schier  un- 
V  erantwortlichen  Leichtsinn. 

Dank  den  Mitteilungen  des  Schiffahrtsgewerbeinspektors  soll 
nach  Artikel  II  der  vorliLgmden  Novelle  zum  Unfallversiche- 
rungsgesetze  die  Versicherungspflicht  sich  nunmehr  auf  alle 
BinnenschiflOfahrtsbetriebe  erstrecken,  die  in  Oesterreich  ihren 


1)  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeimpektoren  Ittr  das  Jahr  1891.  Wiea  1892. 
S.  397. 


Digitized  by 


I>ie  Reform  der  UnCUlveraicherung  in  Oesterreich. 


51 


Sitz  oder  eine  ständige  Vertretung  haben  und  deren  l'alirzeuge 
auäschlielalicli  oder  auch  nur  zeitweilig  im  Inlande  verkehren. 
Die  Versicherung  findet  statt,  sowohl  gegen  Unfälle,  die  sich  im 
Geltungsgebiete  des  Gesetzes  oder  in  Grenzgewftssern  ereignen, 
als  auch  gegen  solche  Unfälle,  die  im  Auslande  vorkommen,  so« 
bald  der  Unfall  sich  auf  einem  den  Verkehr  mit  dem  Auslande 
vermittehiden  Schiffe  abspielt  und  nicht  schon  nach  den  Gesetzen 
des  Landes  fOr  die  Versicherung  Vorsorge  getroffen  ist 

Nebst  den  bisiier  aufgezählten,  fallen  aucli  alle  anderen  Unter- 
nehmungen, die  sich  gewerbsmflfsig  mit  dem  Transporte  von 
Personen  oder  Sachen  zu  Lande  befassen,  unter  die  Zwangsver- 
•sicherung.  Hierher  gehören  namentlich  die  Fuhrwerksbetriebe, 
das  Speditionsgewerbe  und  dcrgl.  Es  lag  nahe,  mit  diesen  Ka- 
tegorieen  auch  die  Betriebe  der  Post-  und  Telegraphenvrrwaltung 
in  die  Versicherung  einzubeziehen.  In  der  That  sprach  sich 
der  Gcwerbeausschufs  des  Abgeordnetenhauses  in  diesem  Sinne 
aus.  indem  er  betonte,  dafs  kein  Grund  vorliege  den  in  diesen 
Betrieben  beschäftigten,  „zweifellos  erheblichen  Unfallsgefahren 
ausgesetzten^  Arbeitern  und  Beamten  die  Vorteile  der  Versiche- 
rung vorzuenthalten.  Auch  hier  brachte  die  Regierung  eine  Reihe 
von  Bedenken  technischer  Natur  vor  und  veranlafste  dadurch 
eine  Vertagung  der  Frage. 

Der  Unfallversicherung  sollen  endlich  noch  unterworfen 
werden:  die  Baggereien,  Unternehmungen,  die  sich  gewerbs- 
mäfsig  mit  der  Reinigung  von  Strafscn  und  Gf-bäuden  befassen, 
Warenlagerunternehmungen,  einschiielsiich  der  Lagerhäuser  und 
der  Bt  triebe  von  Holz-  und  Kohlenlagern  im  grofscn.  l'nter- 
nehniuiiL^cn  von  ständigen  1  heaterii.  Berulsteuerwehi  cn.  sowie 
die  Gewerbe  der  Kanalräumer,  Rauchlangkehrer,  Steinmetze  und 
Brunnenmacher. 

V. 

Die  Regierungsvorlage  weist  mit  Recht  darauf  hin,  dafs  bei 
kleinen  Gewerbebetrieben  die  Lage  des  Unternehmers  oft  genug 
von  der  seiner  Hilfsarbeiter  sich  nur  wenig  unterscheidet  Diese 
Erwflgung  hat  im  Deutschen  Reiche  zur  Bestimmung  des  §  2  des 
Gesetzes  vom  6.  JuK  1884  geführt,  wonach  durch  Statut  festgesetzt 
werden  kann,  „dafs  und  unter  welchen  Bedingungen  Unternehmer 
der  nach  §  I  versicherungspflichtigen  Betriebe  berechtigt  sind, 

sich  selbst  gegen  die  Folgen  von  Betriebsuniailen  zu 

versichern." 

4* 
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Noch  weiter  geht  das  Bauunfallversicherungsgesetz  vom 
11.  Juli  1887,  indem  es  den  fakultativen  Versicherungszwang  ffir 
bestimmte  Untemehmerkategorieen  statuiert  Nicht  nur,  dafs  durch 
die  Satzungen  die  Versicherung  von  Unternehmern  zugelassen 
werden  kann,  deren  Jahresarbeitsverdienst  2000  Mk.  Obersteigt; 
durch  das  Statut  kann  auch  die  Versicheningspflicht  auf  Gewerbe- 
treibende ausgedehnt  werden,  welche  nicht  regelmaisig  wenig- 
stens  einen  Lohnarbeiter  beschäftigen  (§  2).  Diese  Verpflichtung 
der  kleinen  Baugewerbetreibenden  zur  Selbstversicherung  ist  von 
allen  Baugewerks-Berufscrenossenschaflen  ausgesprochen  worden. 
Der  Versicherung  unterliegen  darnach  diejenigen  Unternehmer, 
welche  im  Laufe  fines  Jahres  an  weniger  als  250  Baugewerks- 
tagewerken  Arbeiter  beschäftigen.')  Aehnliche  Vorschriften  gehen 
rücksiclitHch  der  \'crsichcrungspflicht  kleiner  Betricb.-iiintcrnehnier 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  1  und  2  des  Gesetzes  vom 
9.  April  1886). 

Den  von  der  deutschen  Gesetzgebung  zuletzt  gewählten  Weg 
des  fakultativen  Versicherungszwanges  für  die  Unternehmer  be- 
tritt der  Osterreichische  Entwurf  nicht.  Vielmehr  begnügt  er  sich 
damit,  das  Institut  der  freiwilligen  Versicherung  Air  selbständige 
Gewerbetreibende  einzuftlhren.  Zu  diesem  Zwecke  normirt  Ar- 
tikel V,  dafs  allen  Unternehmern  versicherungspflichtiger  Be> 
triebe,  ohne  Rocksicht  auf  den  Umfang  des  Unternehmens  ge- 
stattet ist,  sich  selbst,  ihre  Bevollmächtigten  und  Reprflsentanten, 
sowie  andere  Personen,  die  den  Betriebsgefahren  ausgesetzt  sind, 
gegen  die  Folgen  von  Betriebsunfällen  nach  Mafsgabe  der  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  zu  versichern. 

Damit  wird  ein  neues  Element  in  die  Zwangsversicherung 
eingeführt:  die  Zulässigkeit  der  Versicherung  aurh  für  gutsituierte 
Unternehmer.  Denn  darüber  darf  nian  sich  keinen  Moment  einer 
Täuschung  hingeben,  die  wirtx  haltlich  Schwachen  unter  den 
Gewerbetreibenden,  die  kleinen  Bauhandwerk(  r  insbesondere, 
werden  es  nicht  sein,  die  von  der  gesetzlich  gewährten  Fakultät 
im  gröfseren  Ausmafse  Gebrauch  machen  werden.  Wenn  irgend- 
wo, so  wftre  hier  der  Zwang  am  Platze  und  die  Notwendigkeit 
desselben  wird  mit  dem  Momente  zugegeben,  wo  man  die  wirt- 
schaftliche Lage  vieler  Handwerker  als  eine  ebenso  bedrflngte 
erklart,  als  die  der  Arbeiter.   VemOnftigerweise  mOfste  selbst 


Woedfke»  UnfallveraicheruiigBgesetz  vom  6.  Juli  1884.  KommeiitMr,  4.  Aufl. 
Berlin  1889,  S.  106. 


Digitized  by  Google 


Die  Reform  der  Unfallversictierttog  in  Oesterreich. 


53 


darüber  hinausgegangen  werden,  was  das  deutsche  Gesetz  vom 
II.  Juli  1887  statuiert.  Einerseits  darf  die  Einfnhrun:^  des  Ver- 
sicheruncjszwanges  für  Gewerbe-Inhaber  nicht  dt  ii  Satzungen  der 
Unfallvcrsicherungsanstalten  überlassen  bleiben,  sondern  im  Ge- 
setze selbst  ausgesprochen  werden,  d.  h.  der  direkte  Zwang 
hätte  an  die  Stelle  des  fakultativen  zu  treten.  Andererseits 
niüt'ste  dieser  Zwang  auch  auf  jene  Gewerbetreibenden  aus- 
gedehnt werden,  die  im  Laufe  des  Jahres  regelmäfsig  höchstens 
einen  Lohnarbeiter  beschäftigen. 

Der  Zweck,  der  durch  eine  solche  Mafsregel  zu  erreichen 
wflre,  ist  neben  der  Linderung  des  durch  Unfiüle  auch  bei  Ge» 
werbetreibenden  herbeigeführten  Notstandes,  die  Befreundung 
der  kleinen  Unternehmer  mit  der  Institution  der  Unfallversicherung, 
der  sie  heute  schroff  ablehnend  gegenOberstehen. 

Anf-cr  der  angeführten  Kategorie  von  freiwillig  Versirhi  rtcn 
sucht  die  Vorlage  noch  eine  zweite  zu  schaffen:  Artikel  Vi  der 
Novelle  gestattet  den  l'nternehmern  nichtversicherungspflichtiger 
Betriebe  den  korporativ  i  n  Beitritt  zur  l'nfallversicherung  für  sich 
und  ilir  gesamtes  Personal.  Auch  diese  Mafsregel  ist  eine 
Halbheit  urui  -oll  die  Nothwendigkcit  der  Avisdebnung  der  Wr- 
sicherung  aut  weitere  Kreise  \ ei schleiern.  Wird  aber  einmal  die 
freiwillige  Versicherung  für  zulässig  erklärt,  dann  ist  es  ein 
sozialpolitisches  Gebot,  im  Gesetze  daftlr  Kautelen  zu  schaffen, 
dafs  eine  Benachteiligung  der  Arbeiter  nicht  platzgreifen  kann. 
Die  vorliegende  Novelle  bietet  statt  dessen  eine  bequeme 
Handhabe  zur  Ueberwalzung  der  Versicherungsprämie  auf  die 
Versicherten.  Der  zweite  Absatz  des  Artikel  VI  bestimmt,  dafs 
die  Berechtigung  des  Unternehmers,  den  Versicherten  eine  Quote 
des  Beitrages  anzurechnen  und  sonach  auch  die  Höhe  dieser 
Quote,  von  der  zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  getroffenen 
Vereinbarung  abhängig  sei.  Hier  kommt  das  Prinzip  der  „\'er- 
tragsfrciheit"  wieder  zu  Ehren  und  die  Konsequenzen  dürftrn 
nicht  ausbleiben:  es  lebt  sich  die  Gewohnheit  ein.  die  Lasten  der 
Unfallversicherung  unmittelbar  den  Arbeitern  aufzul)ürden. 

In  dritter  Linie  wird  den  als  Vereine  konstituierten  freiwilligen 
Feuerwelu  en  und  den  \'erbänden  derselben  die  korporative  Ver- 
sicherung ihrer  aktiven  Mitglieder  gegen  die  Folgen  von  Unfällen 
im  Dienste  gestattet  Gegen  Schlufs  des  Jahres  1890  haben  in 
Oesterreich  5561  Feuerwehrvereine  mit  annähernd  500000  Mit- 
gliedern besUnden.  Die  Zweckmflfsigkeit  der  Unfallversicherung 
steht  hier  aufser  Frage.   Daran  ändert  der  Umstand  nicht  das 
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Mindeste,  dafs  zum  erstenmale  der  Zweck  der  Versicherung  er- 
weitert wird:  er  soll  sich  nicht  blofs  auf  die  Folgen  von  Betriebs- 
unfällen erstrecken,  die  bei  Lohnarbeitern  entstanden  sind,  ein 
neuer  Kreis  von  versi(  herungsbedflrftigen  Personen  wird  der 
IVivatvcrsicherung  entzogen  und  den  Instituten  öffentlichen 
Rechtes  zugeführt. 

Der  Gewerbeaus-schufs  hat  vollkonuiicn  koiit-ki  gehandelt, 
als  er  die  Kinwände  der  Regierung,  es  sei  hier  kein  Lohn- 
verhältnis vorhanden,  die  Gefahrenklassifikation  werde  Schwierig- 
keiten bereiten,  nur  die  eingeschriebenen  Hilfskassen  seien  be- 
rufen, Remedur  zu  schaffen,  unberücksichtigt  liefs.  Konsequenter- 
weise hatte  er  allerdings  weitergehen  und  wenigstens  den 
fakultativen  Versicherungszwang,  unter  Heranziehung  der  Ge- 
meinden zu  den  Beitragen  statuieren  sollen.^)  Vorhandenen  Uebel- 
stflnden  soll  man  mit  Hilfe  des  Gesetzes  an  den  Leib  gehen, 
diesen  Kampf  aber  nicht  dem  guten  Willen  der  Beteiligten  Ober- 
lassen, denen  zumeist  jedes  Verständnis  fOr  die  Notwendigkeit 
der  Benutzung  der  vom  Gesetze  gebotenen  Gelegenheit  mangelt. 

VI. 

Der  Fortschritt.  w<  Ichen  dir  besprochene  Novelle  zum  (je- 
set/e  vom  28.  l>czcniber  1887  Itiirii^t.  ist  sonach  ein  .lufserst  be- 
scheidener. Ware  selbst  die  ojjtimistische  Schätzung  des  Ge- 
werbeausschusses richtig,  dann  kämen  im  ganzen  15()(XX)  f^er- 
sonen  in  den  Bereich  der  Zwangsversicherung.  Die  wichligstt  ti 
Berufszweige:  die  Landwirtschaft  sowie  das  Kleingewerbe 
bleiben  noch  immer  aufserhalb  des  Kreises  der  Unfallver- 
sicherung. 

Bei  Beratung  des  Unfallversicherungsgesetzes  gingen  Re- 
gierung und  Parlament  von  der  Auffassung  aus,  dafs  die  Ver- 
sicherung ftlr  Land-  und  Forstwirtschaft  flberflOssig  sei.  Es 
wurde  die  Behauptung  aufgestellt,  dafs  lediglich  der  Motoren- 
betrieb erhebliche  Unfallsgefahren  herbeiibhre,  die  Ober  die  Ge- 
fahren des  gewöhnlichen  Lebens  hinausreichen.  An  dieser  An- 
sicht wird  auch  heute  noch  im  Osterreichischen  Abgeordneten- 
hause festgehalten,  wie  ja  Meinungen  oft  am  hartnackigsten 
verteidigt  werden.  i\\v  die  am  wenigsten  thatsächliche  Grund- 
lagen vorhanden  sind. 


Achnlich  Srhiff.  ..Dir  Reform  <lfr  Axtrrroichischcn  Arbciteninfallversiche- 
rung''  in  den  «Deutschen  Worten",  Jahrgang  1893,  S.  276. 
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Hat  nun  schon  die  deutsche  und  Osterreichische  Unfalls- 
statistik  gezeigt,  dafs  in  den  gewerblichen  Betrieben  die  Motoren 

keineswegs  die  am  reichlichsten  fücfsenden  Gefahrenquellen  sind, 
SO  ist  der  gleiche  Beweis  durch  die  kürzlich  ertolgtc  Publikation 
des  deutschen  Reichsversicherungsamtes  für  das  Gebiet  der  Land- 
und  Forstwirtschaft  erbracht  worden.^) 

Die  fragliche  Statistik  bezieht  sich  auf  das  Jahr  1891  und 
die  bestehenden  48  landwirtschaftlichen  Beruf>gen(tssenschaften 
mit  durchschnittlich  12289415  versicherten  l\rsonen,  sowie  aut 
die  50  landwirtschaftlichen  Au^fülirung-belu^rden  mit  218586  Ar- 
beitern. Die  Zahl  der  der  Untersuchung  zugrundegelegenen 
Betriebsunfälle  beträgt  19918,  da  nur  diejenigen  mit  Folgen  von 
mehr  als  13wöchentlicher  Dauer  in  Betracht  kamen.  Von  den 
Unfiülen  mit  tötlichem  Ausgange  sind  nur  solche  in  die  Statistik 
einbezogen  worden,  bei  welchen  EntschAdigungsberechtigte  vor> 
banden  waren  oder  eine  Erwerbsunfähigkeit  des  Verletzten  von 
mehr  als  13  Wochen  eingetreten  ist.  Dafs  nicht  alle  entschädi- 
gungspflichtigen UnfiUle  zur  Kenntnis  der  Berufsgenossenschaften 
tmd  Ausfahningsbehörden  gelangt  sind,  bedarf  nach  den  von 
der  Grofsindustrie  bekannten  Thatsachen  kaum  eines  besonderen 
Hinweises. 

Die  19918  entschädigun^rspfllchtigen  Betriebsunfälle  verteilen 
sich  in  der  Weise,  dafs  durch  Motoren.  Transmissionen.  Arbeits- 
maschinen. Hebevorrichtungen.  Dampt kessel  und  Dampfleitungen 
2785  gleich  14pCt.  aller  Unfälle,  anderweitig  dagegen  17  133  gleich 
86  pCt.  der  Betriebsunfälle  herbeigeführt  worden  sind.-j  Nur  ein 
Bruchteil  der  X'erletzungen  hängt  sonach  mit  dem  maschinellen 
Betriebe  zu^annnen. 

Es  sind  aber  keineswegs  die  schwersten  Verunglückungen, 
die  durch  Motoren  und  Arbeitsmaschinen  veranlaist  werden. 


*>  Statistik  der  entscfaidigujigspaichtigen  UnflUIe  der  Laad-  und  Fontwiit 
•dMft  des  Dentadien  Rcicliea  Air  das  Jahr  1891  in  den  »Amtlichen  Nachrichten 

des  R<^ichsve^sicherungsa^ltcs'',  Jahrgang  DC,  No.  19. 

Die  Verteilung  der  entschldigungspflicliti^cn  Unfälle  nach  deren  Veran- 
lassung ist  im  ein/rlncn  folgende:  Es  wurden  hcrb«  ipefQhrt  durch  Maschinen  etc. 
2785  =  13.97  pCt.,  durch  Zusammenbruch.  Einsturz,  Um-  und  Herabfallen  von 
G^ensUUidcn  2638  13^3  pCt,  Fall  aus  der  Hohe  und  auf  ebener  Erde 
4172  =  20,95  pCt,  Auf-  und  AUadcn  von  Hand  1317  «=  6,IS1  pCt..  Fuhrweric 
3966  =  19,1  pCt,  durch  Tiere  (Stöfs,  Bifs  et&)  2328  11,69  pCL,  Hand- 
wericstetig,  fand-  nad  forstwirtschaftliche  Gerftte  1381  »  6,93  pCt.  A.  a.  O. 
S.  276C 
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Durch  dieselben  wurden  im  Jahre  1891  139  totlichc  \'er- 
unglQckungen  bewirkt,  so  dals  auf  je  100  entschädigungspflichtige 
Betriebsunfälle  dieser  Kategorie  4,99  tötliclie  entfielen.  Bei  den 
anderweitigen  W-rletzungcn  sind  2097  TodtsläHc  eingetreten, 
12.24  auf  je  100  Verunglückungen. Da.s  ist  ein  Al).stand,  der  Be- 
achtung um  so  mehr  verdient,  als  die  Ergebnisse  der  öster- 
reichischen UnfallstaiiNtik  ganz  analoge  sind.  Was  die  Land- 
wirtschaft vor  der  Grofäindustrie  thatsächlich  nach  den  Ergebnissen 
der  Unfallstatistik  voraus  hat.  das  ist  das  Fehlen  von  Massenver» 
unglackungen  und  dieses  mag  manchen  Irrtttm  der  Kreise  er- 
klären, welche  nicht  gewohnt  sind,  Qber  den  engen  Horizont 
ihrer  nächsten  Umgebung,  aber  auch  ihrer  Interessen  hinaus- 
zublicken. 

Nach  diesen  Erfahrungen  ist  mit  der  Einbeziehung  der  beim 

maschinellen  Betriebe  beschäftigten  land-  und  forstwirtschalUichen 
Arbeiter  in  die  Versicherung  kaum  filr  */?  «^^i"  Verletzten  Soi^e 
getragen,  wobei  in  betracht  kommt,  dafs  es  sich  bei  den  vor> 
liegenden  Zahlen  nur  um  Unfälle  mit  Folgen  von  mehr  als 
13 wöchentlicher  Dauer  handelt.  Nimmt  man  im  Sinne  der  öster- 
reichisch tn  Gesetzgebung  die  Karenzfrist  mit  4  Wochen  an. 
so  bedeutet  dies,  dafs  die  Zahl  der  unvcrstjrgt  bleibenden  Ver- 
unglückten absolut  wie  relativ  eine  weil  grolsere  ist.  Zur  Be- 
seiligimg  der  so  erwiesenen  krassen  l  ngerechtigkeit  ist  das  einzig 
zweckdienliche  Mittel  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf 
die  gesamte  Land-  und  Forstwirtschaft. 

Im  österreichischen  Abgeordnetenhause  wurde  korzlich  der 
Vorschlag  gemacht,  vorerst  lediglich  die  landwirtschaftlichen 
Grofsbetriebe  in  die  Versicherung  einzubeziehen.  Eine  Reihe 
von  gewichtigen  Momenten  spricht  gegen  diesen  Vorschlag.  In 
erster  Linie  die  Schwierigkeit  der  Abgrenzung  der  Grofsbetriebe 
von  den  mittleren  und  kleinen,  eine  Schwierigkeit,  die  un- 
angenehme Erfahrungen  auf  dem  Gebiete  der  gewerblichen 
Unfallversicherung  gebracht  hat.  Aber  auch  die  Anzahl  der 
Betriebsunfälle  ist  in  den  Kleinbetrieben  keineswegs  eine  so 

Im  einielnea  kirnen  tstüdie  Verletzungeii  vor  durdi  Murlimm  etc. 
139  4,99  pCt  der  entschfldigiuigspiUchtigen  Unftlle,  dnrch  ZusuDmenbnidi, 
Einston,  Herab-  und  Umfallen  von  Gegenstinden  359  =  13,61  pCt,  Fall  aus 

der  Hohe  und  auf  ebener  Erde  468  =  11,22pCt.,  Auf-  und  Abladen  von  Hand 
129  —  9,79  pCt.,  Fuhnvcrk  599  =  15,10  |»Ct.,  Tiere  (Stöfs,  Schlag,  Bifs»  und 
beim  Rtiten  276  =  11,86  pCt  ,  Handwerkszeug,  laiui-  und  forstwirtschaftliche 
Gerate  43  =  3,11  pCt.,  Verschiedenes  157  =  16,15  pCt.    A.  a.  O.  b.  276. 
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geringe,  als  man  anzunehmen  geneigt  i»t.  Die  Unfallstatistik 
des  Deutschen  Reichsversicherungsamtes  für  das  Jahr  1891  bietet 
daftor  Belege.  Bei  19  zu  diesem  Zwecke  herangezogenen  Berufs- 
genossenschaften betrug  die  Zahl  und  das  Geschlecht  der  Ver- 
letzten,  bei  welchen  die  Folgen  des  Unfalles  eine  mehr  als 
13 wöchentliche  ErwerbsunfiUiigkeit  oder  der  Tod  war  bei  den 
Grofsbetrieben  .  .  .  3086  Manner  u.  593  Frauen,  zus.  3679  Personen 
mittleren  Betrieben  2999  ,  ,  8(H  «  »  3803  \ 
Kleinbetrieben  .  .  .  2588     „       ,  992     .         „  3580 

Auf  die  Grofabetriebe  kommen  im  Durchschnitte  42,19,  aut 
die  Mittelbetriebe  6.09,  auf  die  Kleinbetriebe  1.69  Versicherte. 
Nicht  nur.  dafs.  absolut  genommen,  die  Zahl  der  Verunglückungen 
in  den  Klein-  und  Mittelbetrieben  zwei  Drittel  aller  Verict/uni;(  ti 
umfafst,  so  istbe^ondcr»  autVallend  die  grolV,c  Anzahl  der  verletzten 
weiblichen  Personen,  die  bei  den  Kleinbetrieben  27.71  pCt.  sämt- 
licher Unfälle  iimfalst.!)  Allerdings  ist  die  Zahl  der  auf  einen  Be- 
trieb entfallenden  \'erlet7.ungen  beim  Grolsbctriebe  gröfser  als  beim 
Kleinbetriebe.  Unseres  Erachlens  ist  die»  aber  eine  Frage,  die 
mehr  entscheidend  ist  fOr  das  Problem  der  UnfaliverhQtung  und 
der  Gefahrenklassifikation,  als  ftkr  die  Frage  der  Heranziehung 
zur  Unfallversicherung.  Ftlr  die  letztere  entscheidend  ist  die 
absolute  Zahl  der  vorgekommenen  Betriebsunfiüle. 

Das  Interesse  der  landlichen  Bevölkerung  erfordert  demnach 
die  Einbeziehung  der  gesamten  Land-  und  Forstwirtschaft  in 
den  Bereich  der  Unfallversicherung.  Nicht  in  erster  Reihe  von 
dieser  Erwägung  hat  sich  die  österreichische  Regierung  leiten 
lassen,  als  sie  in  der  Begründung  des  Entwurfes  eines  Aus- 
dehnungsgesetzes erklärte,  die  Einbeziehung  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft in  die  Versicherung  sei  eine  nicht  mehr  zu  umgehende 
N- )i\vendigkeit.  Das  Interesse  der  bestehenden  territorialen  Un- 
faiK er>icherungsanstalten  war  es,  weiches  diese  Ueberzeugung 
der  Regierung  hervorgerufen  hat. 

Wie  schon  früher  hervorgehoben  wurde,  sind  nach  §  1  Abs.  3 
des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  alle  land-  und  forstwirt- 
schaftlichen Betriebe  versicherungspilichtig,  bei  denen  Dampf- 
kessel oder  solche  Triebwerke  in  Verwendung  kommen,  die 
durch  elementare  Kraft  oder  Tiere  bewegt  werden.  Wird  dabei 
eine  Kraftmaschine  in  der  Weise  benutzt,  dafs  nur  eine  bestimmte 
Anzahl  von  Arbeitern  der  mit  dem  Maschinenbetriebe  verbun- 


<)  A.  «.  O.  S.  3238. 
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denen  Gefahr  ausgesetzt  ist,  so  beschrankt  sich  die  Versiche- 
rungspflicht auf  die  dieser  Gefahr  ausgesetzten  Personen. 

Die  finanziellen  Wirkungen  dieser  sonderbaren  Bestimmung 
finden  in  den  folgenden  Ziffern  ihren  Ausdruck.  Es  betrugen 
die  Prämienzahlungen  H^r  versicherungspflichtigen  land- und  forst- 
wirtschaftlichen  Betriebe  im  Jahre 

I89()  fl.  47149.29 

1Ö91    .    .    .    .    .     „  584()2.65 

zusammen  fl.  105551.94. 
DiescrEinnahme  stand  gegenüber  eine  Belastung  für  erwachsene 
Rentenansprüche  im  Jahre 

1890   fl.  139282.43 

1891  .   162025.02 

zusaiiinien  Ii.  301  307,45. 

Nur  wenig  über  ein  Drittel  der  Ausgaben  hat  durch  die  ver- 
einnalunten  Pr«1tnien  Deckung  gefunden.  Dabei  ist  der  Anteil  an 
den  Verwaltungskosten  noch  garniclit  in  Betracht  gezogen,  trotz- 
dem derselbe  kein  unerheblicher  ist. 

Hat  die  far  das  Gesetz  vom  28.  Dezember  1887  mafs- 
gebend  gewesene  Interessenpolitik  einerseits  sich  mit  der  Heran- 
Ziehung  eines  Bruchteiles  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  be- 
gnflgt,  so  hat  sie  aufserdem  den  Unternehmern  die  Möglichkeit 
geboten,  selbst  der  hieraus  erwachsenden  Belastung  sich  zum 
Teile  zu  entziehen* 

Wahrend  im  Jahre  1890  78133  land-  und  forstwirtschaftliche 
Betriebe  mit  338491  Personen  versichert  waren,  stieg  im  Jahre 
1891  die  Zahl  der  Betriebe  auf  86923  mit  412238  Versichert(  n. 
Im  Durchschnitte  waren  danach  bei  jedem  Betriebe  im  Jahre  1890 
4.3.  im  Jahie  1891  4.7  Arbeiter  beschäftigt,  und  es  betrug  der  auf 
einen  \"e^^ichcrten  entfallende  Lohn  5,06  und  6,6  11. h  Die  Niedrig- 
keit dieses  Betrages  wird  verständlieli.  wenn  man  erführt,  dafs 
die  Be.-5chcittigung:^dauer  im  Jahre  1891  durchschnittlich  18  l  äge 
betrug  und  sich  zwischen  2  Tagen  bei  der  Salzburger  und  70 
Tagen  bei  der  Lcmberger  L'nfallversicherungsanstalt  bewegte. 

Für  uns  ergibt  sich  aus  diesen  Feststellungen  fürs  erste, 
dafs  es  heute  dem  Belieben  der  Unternehmer  Oberlassen  ist,  die 
Zahl  der  bei  der  Maschinenarbeit  verbrachten  Arbeitstage  und  die 
Hohe  des  dabei  verdienten  Lohnes  anzugeben,  eine  Freiheit,  von 

')  Sämtliche  D.ntcn  sind  den  bereits  zitierten  Berichten  des  Mtnisterioins 
des  Innern  an  den  Reichsrat  entnommen. 
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der  offenbar  im  weitgehendsten  Mafse  Gebrauch  gemacht  wird. 
Ferner  ergibt  sirh.  dafs  die  Kosten  der  Festsetzung  und  Ein- 
hebung der  Prämien  bei  den  land-  und  forstwirtschaltlichen  Be- 
trieben in  krincni  Verhältnisse  zu  der  Höhe  dieser  Prämien 
stehen.  Khigen  die  Unfallversicheruntjsanstalteti  schon  über  die 
Geringlügigkeit  der  Versicherungsbeiträge  bei  den  gewerbliciieti 
Unternehnuingefi.  sowie  über  die  unverhähnismäisig  hohen  ivostcn. 
welche  die  Einhebung  derselben  erforderte^),  so  mufs  die  Lage 
bei  der  Landwirtschaft  eine  geradezu  unhaltbare  sein.  In  der 
That  teilt  beispielsweise  die  Anstalt  in  Salzburg  mit,  dais  der 
Jahresbeitrag  zahlreicher  landwirtschaftlicher  Betriebe*  sich  auf 
10  -30  Kreuzer  beziffert  und  von  den  Kosten  der  Einhebung  er- 
heblich flbertroffen  werde. 

Das  Mafe  der  Pflichten  der  versicherungspflichtigen  Grund- 
besitzer ist  sonach  einer  strengen  Kontrolle  entzogen  und  dem 
guten  Willen  der  Unternehmer  überlassen.  Es  erscheint  zweifel- 
haft, ob  es  in  Rücksicht  auf  die  .Ansprüche  der  Verletzten  viel 
besser  bestellt  ist.  Wer  die  österreichische  Armengesetzgebung 
kennt  und  die  Lage  der  ländHchen  Arbeiter  bei  Eintritt  eines 
Betriebsunfalles  ins  Auge  fafst.  der  wird  die  Annahme  nicht  ab- 
wehren können,  dafs  zuweilen  lietricbsunfäile  bei  nichtversiche- 
rungsptlichtigen  Arbeiten  den  Unfallversicherungsanstalten  aufge- 
bürdet werden. 

Aus  der  Unfallstatistik  wollen  wir  freilich  solche  Konse- 
quenzen  nicht  ziehend  trotzdem  dies  nahe  genug  liegt.  Es  ent- 
fielen auf  10000  Vollarbeiter  im  Jahre  1891  bei  den  gewerb- 
lichen Betrieben  lOOA  hei  den  landwirtschaftlichen  165,6  ent- 
schädigungspflichtige Unfälle.  Schon  dieser  Abstand  ist  ein 
grofser.  Er  wird  noch  schwerwiegender,  wenn  die  Folgen  der 
BetriebsunfUle  mit  in  Betracht  gezogen  werden.  Auf  10000  Voll- 
arbeiter kamen  Unfälle  mit  dauernder  teilweiser  Erwerbsun- 
fähigkeit bei  dt-n  gewerblichen  Betrieben  22.3.  bei  den  land-  und 
forstwirtschaftlichen  76,5.  nnt  dauernder  gänzlicher  Erwerbs- 
unfähigkeit 1.1  und  5.3.  Auch  bei  den  t^Hlichen  Verun- 
glückungen ist   das   Uebergewicht  der  Landwirtschaft  ein  er- 


'i  Bei  der  BrOnner  Anstalt  fleckten  83,5  pCt.  d«T  >rc werblichen  Betriebe 
kaum  12,7  pCt.  der  Versicherungsbeiträge.  Bei  797  fiiternehmiinpen  überstieg 
der  Beitrag  nicht  I  fl.,  bei  703  Betrieben  bewegte  er  sich  zwischen  1,01  und 
2  iL,  bd  1364  zwischen  2,01  Ms  5  fl.  ti.  ».  f.  S.  12  des  Berichtes  ete.  fBr  das 
Jahr  1891. 
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liebliches,  indem  auf  1()0(X)  V'ollarbeitcr  beim  Gewerbe  6,5,  bei 
der  Landwirtschat t  10.2  Todesfälle  kamen. 

Angesichts  dieser  Sachlage  liOiuien  wir  nur  zustimmen,  wenn 
die  Regierung  erklärt,  dafs  die  geschilderten  Mifsstände  erst 
dann  verschwinden  werden,  sobald  die  gesamte  Land-  und  Forst- 
wirtschaft in  die  Versicherung  einbezogen  ist. 

vn. 

Die  kleingewerblichen  Unternehmer  erfreuen  sich,  wie  auf 
dem  (icbictc  der  Arbeiterschutzgesetzgebung,  so  auch  auf  dem 
Gebiete  der  Arbeiterversicherung  einer  besonders  bevorzugten 
Stellung.  Selbst  fOr  jene  Sozialpolitiker,  welche' die  Einschrän- 
kung der  Vertragsfreiheit  bei  der  Grofsindustrie  als  ein  Postulat 
der  Gerechtigkeit  anerkennen,  verliert  der  Arbeiterschutz  jede 
Berechtigung,  sobald  er  sich  der  Werkstatte  des  Kleinmeisters 
nähert.  Das  BemOhen,  dem  Kleingewerbe  den  Konkurrenzkampf 
zu  erleichtern,  bethädgt  sich  eben  nicht  auf  Kosten  der  Grofs- 
industriellen,  sondern  der  Handwerksgesellen.  Durch  Zulassung 
unbeschrankter  Ausbeutung  jugendlicher,  wie  erwachsener  Hilfs- 
arbeiter, soll  der  Boden  wiedergewonnen  werden,  der  an  die 
Grofsindustrie  verloren  gegangen  ist.  Durch  die  Befreiung  von 
Lasten,  welche  als  notwendig  anerkannt  werden  müssen,  soll  der 
Kampf  der  I  laruhverker  gegen  die  Industriellen  zu  gunsten  der 
ersteren  becinflufst  werden. 

In  Deutschland,  wie  in  Oeslerreich  erklärt  es  sich  so.  dafs 
das  Kleingewerbe  bisher  von  der  Kinbeziehung  in  die  Unfall- 
versicherung befreit  geblieben  ist.  Dafs  dadurch  ein  ganz  er- 
heblicher Teil  der  gewerblichen  Arbeiterschaft  selbst  um  jene 
bescheidenen  Vorteile  gekommen  ist,  welche  die  Zwangsversiche- 
rung darbietet,  zeigen  die  Ergebnisse  der  Volkszahlung  filr  das 
Jahr  1880.  In  Industrie  und  Gewerbe  waren  damals  1581287 
Personen  beschäftigt,  wozu  noch  882599  Taglöhner  mit  wechseln- 
der Beschäftigung  kommen,  so  dafs  die  Gesamtzahl  2463886  be- 
trug. Gegen  die  Folgen  von  Betriebsunfällen  waren  im  Jahre  1891 
957525  gewerbliche  Arbeiter  versichert  und  die  Zahl  «lor  unver- 
sichert gebliebenen  Personen  bezifferte  sic  h  mit  rund  1  ^ji  Mil- 
lionen, von  welchen  wohl  der  gröfste  Teil  im  Kleingewerbe  be- 
schäftigt war. 

Die  österreichische  Regierung  hat  in  dem  Entwürfe,  betref- 
fend die  Kinführung  der  rnfallversicherung  der  Arbeiter  die 
Notwendigkeit  der  Einbeziehung  des  Kleingewerbes  in  die  V'er- 
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Sicherung  deshalb  in  Abrede  gestellt«  weil  bei  demselben  Kraft* 
maschinen  nicht  zur  Anwendung  kommen  und  BetriebsunftUe 
selten  sind,  die  aber  die  UnfiÜle  des  gewöhnlichen  Lebens  hin- 
ausgehen. Es  ist  derselbe  Einwand,  dem  wir  schon  begegnet 
sind,  als  wir  die  Frage  der  Versicherung  der  land-  und  forst- 
wirtschaftlichen Arbeiter  untersuchten.  Durch  die  Erhebungen 
des  Verbandes  der  Genossenschaftskrankenkassen  Wiens  ist  lür 
Wien  der  Nachweis  erbracht  worden,  dafs  die  Untallshäufigkcit 
im  Kleiniiewcrbc  keineswegs  gering  ist,  tiafs  sir  vielmehr  zahl- 
reiche Analogieen  mit  den  Verhältnissen  bei  der  Grol'sindustrie 
aufweist. 

Der  gedachte  Verband  umüfst  73000  vorwiegend  kleingewerb- 
liche Arbeiter.  Die  Kassenärzte  sind  verpflichtet,  alle  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangenden  BetriebsiuißÜle  zur  Anzeige  zu  bringen, 
und  haben  im  Jahre  1892  1158  solcher  Anzeigen  erstattet.  Der 
Veranlassung  nach  verteilen  sich  diese  Unßdle  wie  folgt.  Es 
wurden  herbeigefilhrt  durch: 

1.  Arbeitsmaschinen  177  Unfälle  »  IS^pCt.  der  UnfilUe. 

2.  feuergefiüirliche,  giftige,  heifse  und  atzende  Stoffe  83  Un- 
fiüie  mn  72pCt  der  UnOUle, 

3.  Zusninmenbruch,  Heben  und  Umfallen  von  Gegenständen 
188  Unfälle  =  16,2  pCt.  aller  Unfälle. 

4.  Fall  von  Leitern,  Gerüsten,  Stiegen  133  Unfälle  ■»  1 1,5  pCt. 
aller  Unfälle. 

5.  Gebrauch   von  Handwerkszeug  und   einfachen  Geräten 
451  Unfälle  =  38.9  pCt.  aller  UnfälleM. 

Ziehen  wir  zTir  Vergleichung  die  analogen  Zirtern  dei'  öster- 
reichischen Untallstatistik  lür  das  Jahr  1891  heran,  so  sind  die 
l<elati\ zahlen  in  der  oben  angegebenen  Keihenfolge  21,5,  6.4, 
16,6,  12,9  und  10.4  pCt. 

Bei  den  Gruppen  2—4  ist  eine  auffallende  Gleichmäfsigkeit 
zu  bemericen.  Diese  Gefahrenquellen  scheinen  demnach  bei 
Grofsindustrie  und  Kleing^erbe  mit  relativ  gleicher  Intensität  zu 
wirken.  Dagegen  weisen  die  erste  und  letzte  Gruppe  starke  Ab- 
weichungen auf,  weil  eben  in  den  Grofsbetrieben  die  Arbeits- 
maschinen, beim  Handwerke  die  einfacheren  Geräte  vorwiegen. 

Auch  die  Art  der  Verletzungen  weist  manche  Aehnltchkeit 
auf.   Die  Verwundungen  der  Finger  betragen  beim  Kleingewerbe 


ty  Bericht  des  Verbandes  der  r;<  nci^scnschaftskrankcnkassen  Wiens  samt  der 
St^Üg^  der  Vert»andskassen  für  das  Jabr  1892.    Wien  1893.    S.  106. 
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Wiens  37,8  pCt,  bei  der  Grofsindustrie  Oesterreichs  30,8  pCt., 
Verletzungen  an  Beinen  und  Fflfsen  17,4  und  23,1  pCc.  sämt- 
licher UnfiÜIe.  Kann  man  auch  diese  Daten  als  absolut  ver> 
gleichbar  nicht  hinstellen,  so  scheint  doch  hervorzugehen,  dafs 
es  sich  beim  Handwerke  Iceineswegs  blofs  um  Gefahren  handelt, 
die  auch  das  gewöhnliche  Leben  bietet  Vielmehr  zeigt  das 
Kleingewerbe  spezidle.  mit  der  Betriebsart  verknüpfte  Gefahren. 
Das  Vorherrschen  von  Handwerkszeug  und  einfachen  Geräten 
bedingt  häufige  Verletzungen  durch  dieselben  und  zahlreichere 
Unfälle  an  Händen  und  Armen,  die  beim  Kleingewerbe  Wiens 
30  pCt..  beim  Grorsbetricbe  17,3  p("t.  sämtlicher  l'nfälle  ausmachen. 

Die  Koliken  der  Verletzungen  sind  beim  Kleingewerbe  keines- 
wegs geringere  als  bei  der  Fabriksindustrie.  Die  Statistik  der 
(■österreichischen  Unfallversicherung  für  das  Jahr  1891  zeigt,  dafs 
öö.  1  pCt.  der  Unfälle  vor  Ablauf  von  vier  Wochen  geheilt  waren 
Heim  Verband  der  Genossen.->cliali-->  Krankenkasscn  Wiens  war 
die  Heilung  vor  Ablauf  von  vier  Wochen  nur  bei  75,9  pCt.  der 
Verletzungen  eingetreten.  Dieser  Abstand  kann  als  unbedeutend 
gewifs  nicht  angesehen  werden. 

Ernst  ist  der  Einwand  zu  nehmen,  dafs  die  ökonomisch  ge> 
drOckte  Lage  des  Kleingewerbes  die  Einbeziehung  in  die  Unfall* 
Versicherung  unmöglich  mache.  Es  sei  zu  erwflgen,  meint  die 
Regierungsvorlage,  dafs  es  nicht  wohl  anginge,  die  hflufig  selbst 
in  Oblen  Verhältnissen  befindlichen  Handwerksmeister  zu  irgend 
nennenswerten  Leistungen  für  ihre  Gehilfen  heranzuziehen,  zumal 
dieselben  die  etwa  vorhandene  Unfallsgefahr  bei  der  gemeinsamen 
Arbeit  selbst  mit  ihren  Gehilfen  teilen. 

Nach  dieser  Argumentation  müfsten  wenigstens  alle  hand- 
werksmäfsigen  Betriebe  der  \'^ersichcrungs[illichl  unterworfen 
werden,  bei  welchen  schon  aus  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
auf  eine  wirtschaftliche  Notlage  nicht  geschlossen  werden  kann:  das 
wären  rtwa  jene  Gewerbeunternehmungen,  welche  regelmäfsig 
wenigstens  fünl  I  lilfsarbciter  beschäftigen.  Für  die  überwiegende 
Mehrzahl  der  Kleingewerbetreibenden,  die  mit  weniger  als  fünf 
Hilfsarbeitern  arbeiten,  wäre  wohl  die  Heranziehung  der  Meister 
zur  Unfallversicherung  ein  sozialpolitisch  richtigerer  Ausweg,  als 
ihn  die  Ausschliefsung  der  Gehilfen  von  der  Unfallversicherung 
darstellt. 

*)  75  der  Beilagen  tu  den  stenognq>hischen  Protokollen  des  Abgeordneten- 
hauses, X.  Session,  S.  54. 
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Die  ökonomische  Lage  des  Handwerkes  hat  Qbrigens  die 
Gesetzgebung  nicht  abgehalten,  auch  für  das  Kleingewerbe  die 
Krankenversicherung  zu  statuieren  und  damit  gOnstige  Erfolge  zu 
erzielen.  Die  Lasten  der  Unfiülversichening  scheinen  uns  aber 
leichter  erschwinglich  zu  sein^).  Vor  allem  ist  aber  die  Lage  der 
Gehilfen  eine  weit  traurigere  als  die  der  Meister.  Die  Kenntnis 
der  Vorteile,  welche  die  Grofsindustrie  rOcksichtlich  der  Ver- 
sicherunp  bietet,  verbreitet  sich  unter  der  Arbeiterschaft  stetig 
und  muls  dazu  führen,  dafs  die  bcstqualiHzi<  rten  (iehillen  sich 
der  Fabriksarbeit  zuwenden.  Gerade  im  Handwerke  kruiiint  es 
aber  auf  die  Qualität  der  Hilfskräfte  in  hötierem  Mafse  an  als 
bei  der  Grofsindustrie. 

Diesen  Erwägungen  scheint  sich  auch  der  Gewerbeausschufs 
des  Abgeordnetenhauses  bei  Beratung  des  Ausdehnungsgesci/es 
nicht  verschlossen  zu  haben.  Die  ROcksichten  auf  die  klein- 
gewerblichen  Wflhler  waren  aber  ausschlaggebender  als  sachliche 
Argumente,  und  so  gelangte  denn  der  Bericht  zum  Schlosse,  dals 
^dermalen"  wegen  der  ungünstigen  wirtschaftlichen  Lage  an  die 
Ausdehnung  der  Versicherung  auf  das  Handwerk  nicht  zu  denken 
sei,  vielmehr  mOsse  «ein  hoffentlich  nicht  allzu  lange  ausblei- 
bender Zeitpunkt  günstiger  Gestaltung  der  Verhaltnisse''  abge- 
wartet werden.  Aus  welcher  Thatsache  die  Hoffnung  auf  eine 
Besserung  der  ökonomischen  Lage  des  Kleingewerbes  geschöpft 
wird,  verschweigt  uns  der  Bericht  des  Gewerbeausschusses  aller- 
dings. Es  entgeht  auch  seiner  Beachtung,  dafs  diese  Hoffnung 
seit  Dezennien  gehegt  wird  und  bisher  unerfüllt  geblieben  i>t. 

Die  Regierung  steht,  wie  wir  gesehen  haben,  einer  V(>lligen 
Einbeziehung  des  Kleingewerbes  in  die  Unfallversicherung  vorerst 
nicht  freundlich  gegenüber.  Wohl  aber  tritt  sie  für  die  partielle 
Ausdehnung  auf  das  Bauhandwerk  ein.  Das  Gesetz  vom  28.  De- 
zember 1887  normiert  die  Versicherungi>pllicht  von  Arbeitern  und 
Betriebsbeamten,  welche  in  Gewerbebetrieben,  die  sich  auf  die 
Ausführung  von  Bauarbeiten  erstrecken  oder  sonst  1^  der  Aus- 
flUining  von  Bauten  beschäftigt  sind  (§  1,  Abs.  2). 


während    der  Beitrag   des  Meisters  zur  Krankenkasse  gegenwärtig  fOr 
jeden  Gehilfeii  zwischen  3,12  und  3,64  fl.  jlbriicb  betragt,  beredmct  dam  Gut- 
acblen  des  mederOaterradiiacbeii  Gewerbevereins  an  das  k.  k.  Mialsterium  des 
iBnern  (verOlReiitficbt  ia  der  Wochenscbrift  des  BiederMterreiduschen  Geweibe- 
Vereins  No.  37  ex  1893)  die  Prämie  &kr  die  Unfallversicherung  eines  GehQfen 
ooter  Zngruadelesunc  odcs  Lohnes  von  500  fl.  mit  jAhrlich  0,75  fl. 


Digitized  by  Google 


64 


Leo  Verkauf, 


Um  die  Bauhandwerker  zu  schonen,  erklärte  die  Ministerial- 
verordnung  vom  3.  April  1888  in  Beilage  A  die  Baugewerbe- 
arbeiter nur  dann  für  versicherungspflichtig,  wenn  sie  Bauarbeiten, 
nicht  aber  dann,  wenn  sie  Werkstättenarbeiten  ausfilhren»  eine 
Gesetzesinterpretation,  die  strikt  im  Gegensatze  zu  der  sonstigen 
Auslegung  des  l^nfallvcrsicheningsgesetzes  seitens  der  Regierung 
steht.  Diese  Interpretation  hat  in  mehrfacher  Richtung  ungünstig 
gewirkt.  Sie  hat  es  vor  allem  in  die  Hand  des  Gewerbetreibenden 
gegeben,  die  (irenze  zwisclien  Bau-  und  Werkstättenarbeit  zu 
zielien.  Dem  Beheben  der  Bauhandwerker  wurde  es  ferner 
faktisch  überhi>^.sen .  jenen  Teil  des  Lohnes  zu  bestimmen,  der 
für  Bauarbeiten  verausgabt  wurde.  Als  Folge  konnte  man  a  priori 
ein  Müsverhflltnis  zwischen  Beitrag  und  Rentneransprüchen  er- 
warten. Als  Unbilligkeit  mufste  es  zweifellos  auch  erscheinen, 
dals  mit  dem  Ueberschreiten  der  Schwelle  der  Werkstfltte  für 
UnAlle  keine  Entschädigung  geleistet  wurde,  für  die  dieselben 
Arbeiter  eine  Rente  erhalten,  sobald  das  Ereignis  sich  beim  Bau 
abspielt 

Das  Mifsverhaltnis  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben  ist  in 
der  Thal  bald  genug  zutage  getreten,  bei  der  Gruppe  „Bau- 
gewerbe"  sowohl  als  auch  „bauliche  Nebengewerbe".  Zur  ersteren 

werden  die  Dachdecker.  Zimmerer  und  Maurer,  zur  letzteren  die 
Anstreicher,  Bauglaser.  Bausrhlosser,  Bauspängier.  Bautischler, 
Bi  unnenmacher,  I^Hasterer.  Stuckateure,  Telegraphen*  und  Blitz- 
able i te r- 1 n s tal I ate u  r e  i; e zä  h 1 1. 

Da>  Bautrewerbe  hat  nun  im  Jahre  1890  ein  Defizit  von 
4658  tl..  im  Jahre  1891  ein  solches  von  65847  il.  ergeben.  Die 
baulichen  iXebengcvverbe .  die  im  Jahre  1890  noch  einen  l'eber- 
schufs  von  6442  11.  aufwiesen,  hatten  im  Jahre  1891  ein  Mank(» 
von  17961  fl.  Insgesamt  konnten  in  den  beiden  Jahren  nur 
63  pCt  des  Rentenerfordernisses  gedeckt  werden.  Das  Defizit 
steigert  sich,  wenn  die  Vetwaltungskosten  gleichfalls  in  Betracht 
gezogen  werden. 

Von  keiner  Seite  wird  bezweifelt,  dafs  eine  Remedur  ledig- 
lich auf  dem  Wege  der  Beseitigung  der  verschiedenen  Behandlung 
von  Bau-  und  Werkstättenarbeitern  zu  erwarten  sei.  Trotzdem 
ist  der  dahingehende  Regierungsvorschlag  abgelehnt  worden. 
Diese  Frage  hänge  mit  der  prinzipiellen  der  Einbeziehung  des 
gesamten  Kleingewerbes  in  die  Versicherung  zusammen  und 
könne  nur  mit  dieser  gleichzeitig  gelöst  werden.  In  Wirklichkeit 
hängt  aber  diese  Stellungnahme  des  Gewerbeausschusses  wie  des 
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Abgeordnetenhauses  nur  mit  dem  Einflüsse  der  Wahler  aus  dem 
Kleingewerbestande  zusammen,  die  in  den  städtischen  Wahl- 
bezirken häufig  das  Zonglein  an  der  Wage  bilden. 

So  erklärt  es  sich,  dais  selbst  diese  bescheidene  Ausdehnung 
der  Unfallversicherung,  trotz  der  Bitten  der  UnfaliversiGherungs« 
anstalten,  trotz  der  Befürwortung  seitens  der  Regierung  abge- 
lehnt  wurde.  Bezeichnend  ist  es,  dafs  der  Bericht  des  Gewerbe- 
ausschusses die  Kogiorung  in  unklaren  Redewendungen  auf- 
muntert „auf  Grund  der  bestehenden  gesetzlichen  Normen,  auf 
administrativem  Wege  thunlichst  Remedur  eintreten  zu  lassen". 

Vffl. 

Zu  den  meistumstrittenen  Fragen  auf  dem  Gebiete  der  Ar- 
beiterversicherung  gehört  das  Organisationsproblem.  Berufs- 
genossenschaften und  territoriale  Unfallversicherung  stehen  hier 
einander  gegenOber.  Im  Deutschen  Reiche  hatte  man  in  die  Be- 
nifsgenossenschaiten  die  weitgehendsten  Erwartungen  gesetzt, 
manchenorts  dieselben  als  Basis  für  den  Aufbau  einer  Organi- 
sation der  gesamten  Industrie  betrachtet.  Heute  sind  diese 
Hoffnungen  stark  herabgestimmt,  selbst  diejenigen,  die  eine  heil- 
same Wirksamkeit  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  er- 
hoffen .  sind  nicht  mehr  h?lufig  anzutreffen.  Auch  die  deutsche 
Gesetzgebung  hat  die  bct"ufsgeno>scnschaftiiche  (Organisation  bei 
der  SchalTung  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  unbertick- 
sichtigt  gelassen. 

Von  vornherein  hat  diesen  Standpunkt  das  Osterreichische 
Gesetz  vom  28.  Dezember  1887,  betreffend  die  UnMversicherung 
der  Arbeiter,  eingenommen.  Der  §  9  dieses  Gesetzes  bestimmt, 
dafs  in  der  Regel  flu*  jedes  Land  in  der  Landeshauptstadt  eine 
Versicherungsanstalt  zu  errichten  ist,  deren  Mitglieder  die  Unter- 
nehmer der  im  Anstaltsbezirke  gelegenen  versicherungspflichtigen 
Betriebe  und  die  in  den  letzteren  beschäftigten  Arbeiter  und  Be- 
triebsbeamte sind.  Das  Gesetz  spricht  also  hier  die  vollständige 
Anerkennung  der  territorialen  Organisation  aus.  Nur  ausnahms- 
weise gestattet  es  die  V'ereinigimg  von  Unternehmern  zur  Er- 
richtung einer  besonderen  berufsgenossenschaltlichen  Versiche- 
rungsanstalt. In  jedem  Falle  ist  hierzu  jedoch  die  Cienehmigung 
des  Ministeriums  des  Innern  wesentliche  X'oraussetzung,  wobei 
die  Regierung  nicht  nur  auf  che  ErlüHung  der  vtrsicherungs- 
technischen  Anh>rderungen  Bedacht  zu  nehmen,  sondern  auch  in 
Betracht  zu  ziehen  hat,  ob  durch  die  Ausscheidung  von  Betrieben 
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aus  dem  Verbände  der  territorialen  Anstalten  deren  fortdauernde 

Leistungsfähigkeit  nicht  gefährdet  erscheint  (§  58). 

Die  berufsgenossenschaftliche  Form  der  Organisation  ist  so 
gesetzlich  als  die  subsidiäre  festgelegt,  in  der  That  ist  auch 
neben  sieben  territorialen  V'ersichenmgsanstalten  nur  eine  be- 
rufsgcnosscnschaftliche  für  die  Betriebe  der  Eisenbahnverwaltungen 
errichtet  worden. 

Will  man  untersuchen,  ob  die  in  Oesterreich  gewählte  Orga- 
nisation hich  bewährt  hat,  so  müssen  vorerst  einige  Fragen  beant- 
wortet werden,  die  nur  scheinbar  mit  der  Organisation  im  Zu- 
sanmienhange  stehen.  \\"\v  meinen  die  I'rage  nach  den  Erfolgen 
der  Unfallversicherung  schlechthin  und  die  weitere  nacli  dem 
Mafse  der  Verwirklichung  der  Selbstverwaltung, 

Der  Geist,  der  die  junge  Organisation  in  Oesterreich  erAlllt, 
kann  nun  als  ein  erfreulicher  nicht  bezeichnet  werden.  Der 
Ideenkreis  des  Versicherungstechnikers,  der  schon  dem  Gesetze 
seinen  Stempel  aufgedrückt  hat,  ist  in  erhöhtem  Mafse  bei  der 
Durchführung  der  gesetzlichen  Vorschriften  zutage  getreten.  Wer 
die  Aufgaben  der  Arbeiterversicherung  erfafst  hat,  weifs,  wie 
schwer  der  Vorwurf  wiegt,  den  wir  hier  erheben.  Wie  schon 
gesagt,  hat  das  Gesetz,  aber  auch  die  Auswahl  der  leitenden 
Personen  den  Grund  dazu  gelegt,  daf^  bei  Handhabung  der 
Arbeiterversieherung  heute  sozialpolitische  Ideen  vergeblich  nach 
Geltung  und  Anerkennung  ringen. 

In  den  Motiven  zur  Regierungsvorlage,  betreffend  die  Fin- 
führung  der  Unfallver.-.icherun^ .  war  daiaut  hingewiesen  worden, 
dafs  die  privaten  \'ersichcrungsge^ellschaften  aus  mannigfachen 
Gründen  bei  Durchtulirung  der  Arht  iterversicherung  nicht  in  Be- 
tracht kommen  dürlen.  Das  naturgemäfse  Bestreben  der  Privat- 
gesellschaft sei  auf  Erzielung  möglichst  hohen  Gewinnes  gerichtet, 
dieses  wirke  auf  die  Hohe  der  Prämie  zurOek.  Das  Agenten- 
wesen beeinflusse  hinwieder  die  Verwaltungskosten  ungQnstig.  In 
erster  Linie  mangele  es  an  jeder  Garantie  dafllr,  dafs  Privat- 
gesellschaften als  Organe  sozialer  Versöhnung  sich  betrachten 
und  ihre  Gebahrung  als  solche  einrichten  worden.  Notorisch 
hätten  die  deutschen  Versicherungsgesellschaften  aus  geschäft- 
lichen Rücksichten  vor  Anerkennung  ihrer  Ersatzpflicht  aus  Be- 
triebsunfällen häufig  die  Durchführung  des  Haftpflichtprozesses 
gefordert 

Diesen  Uebelstand  hoffte  man  durch  die  neugeschaffenen 
Institute  öffentlich-rechtlicher  Natur  zu  verboten.   Die  Hoffnung 


Digitized  by  Google 


Die  Kclorm  der  Unlallverbichcrung  m  Oesterreich. 


67 


scheint  uns  nur  zum  geringen  Teile  in  Erflillung  gegangen  zu 
sein.  Gewifs  ist  das  Streben  der  Unfallversicherungsanstalten 
nicht  auf  die  Erxielung  von  Gewinn  gerichtet  An  Stelle  dieses 

Strebens  ist  jedoch  das  Verlangen  getreten,  günstige  Rechnung^- 
abschlösse  zu  erreichen,  ein  Verlangen,  das  bis  jetzt  wohl  nicht 
zur  Erhöhung  der  Prämie,  auch  wo  eine  solche  gerechtfertigt 
wäre,  dafür  aber  zur  Verkürzung  der  Rentner  geführt  hat. 

Hier  tritt  ein  Reflex  der  österreichischen  politischen  \'er- 
haltnissc  auf  einem  anscheinend  der  Politik  so  fernstehenden  Ge- 
biete, wie  es  das  der  Unfallversicherung  ist.  zutage.  Die  Leiter 
der  Anstalten  wagen  e.->  nicht,  Ausfälle  durch  grofsere  Strenge 
gegenüber  den  Unternehmern,  durch  Einreihung  in  höhere  Ge- 
fahrenperzente  oder  gar  durch  Forderung  der  Prflinienerhöhung 
zu  decken.  Die  gesetzgebenden  Körperschaften  wie  die  Presse 
worden  solche  Mafsiiahmen  kaum  ruhig  hinnehmen.  Weit  be- 
quemer und  unbedenklicher  scheint  es,  sich  an  die  Rentner  zu 
halten  und  durch  Einschränkungen  bei  der  Gewährung  von  Ent- 
Schädigungen  die  nach  anderer  Richtung  begangenen  Fehler  zu 
reparieren. 

So  wird  denn  jede  noch  so  oberflächliche  Erfahrung,  jede 

kaum  geprüfte  Mitteilung  zu  Rentenherabsetzungen  benOtzt.  die 
Simulantenmanie  fast  systematisch  ausgebildet,  jede  formelle  Hand- 
habe des  Gesetzes  verweiidt  t.  um  sich  den  Verpflichtungen  gegen- 
über den  Verletzten  zu  entziehen.  Wenn  wir  angesichts  solcher 
Verhältnisse  in  Abrede  stellen,  dals  die  neuerrichteten  Versiche- 
rungsanstalten Organe  sozialer  Versöhtuing  geworden  sind,  so 
wird  uns  jeder  vorurteilslose  Beurteiler  der  Sachlage  Recht  geben. 

Der  Bericht  des  Gewerbeausschusses  vertritt  die  Ansicht, 
lediglich  das  Jahr  1890  mit  seinen  grofsen  Ueberschflssen  habe 
die  Meinung  aufkommen  lassen,  dafs  bei  der  neuen  Institution  der 
privatwirtschafUiche  Zug  viel  zu  sehr  vorwalte.  Seit  den  Ergeb- 
nissen des  Jahres  1891,  mit  den  zum  Teile  erheblichen  ÄusßÜIen, 
könne  eine  solche  Anschauung  nicht  mehr  aufrecht  erhalten 
Werden.  Wir  haben  bereits  darauf  hini;ewiesen,  dafs  der  privat- 
wirtschaftliche Zug  sich  nicht  nur  in  dem  Bemühen  auf  Steige- 
rung der  Prämien,  sondern  auch  in  dem  Bestreben  manifestieren 
könne,  durch  systematische  Verkürzung  der  \'erletzten  eine  Bei- 
trag.->vernu-hrung  hintanzuhalten.  So  nur  läfst  sich  die  vom  Ge- 
werbeausschusse  zugestandene  Thatsache  erklären,  dafs  die  Ar- 
beiter der  neuen  Institution  überaus  kritisch,  um  nicht  zu  sagen 
direkt  übelwollend  gegenüberstehen. 
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Vom  prinzipiellen  Gesichtspunkte  betrachtet,  kann  sonach  von 
Erfolgen  der  Unfallversicherung,  wie  sie  innerhalb  des  beschei- 
denen  Rahmens  dieser  Institution  immerhin  erwartet  werden 
durften,  nicht  gesprochen  werden.  An  die  Stelle  sozialpolitischer 
Ideen  sind  versicherungstechnische  Erwägungen  und  politische 
Motive  getreten  und  haben  die  Anstalten  von  dem  ihnen  vorge- 
zeichneten  Wege  abgedrängt. 

Nicht  minder  ungünstig  mufs  das  Urteil  Ober  die  Art  der 
Verwirklichung  der  Selbstverwaltung  lauten.  „Es  geht",  um  mit 
dem  Berichte  des  Cicwerbeausschusses  zu  sprechen,  „durch  die 
ganze  Institution  in  Ocstt  i  reich  ein  so  stark  prononziert  bureau- 
kratischcr  Zug,  dafs  von  autonomer  X'erwaltung  auch  nur  im  be- 
scheidensten Sinne  des  Wortes  nicht  gesprochen  werden  kann.* 

Nach  §  12  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  ist  der  Vor- 
stand der  Lnfallversicherungsanstalten  als  ein  Kollegium  in  der 
Weise  zu  organisieren,  dafs  derselbe  aus  einer  durch  3  teilbaren 
Zahl  von  Mitgliedern  gebildet  wird,  von  welchen  ein  Drittel  aus 
Vertretern  der  Betriebsuntemehmer,  das  zweite  Drittel  aus  Ver- 
tretern der  Versicherten  und  das  letzte  Drittel  aus  solchen  mit 
den  wirtschaftlichen  Verhaltnissen  des  Bezirkes  vertrauten  Per- 
sonen besteht,  welche  vom  Minister  des  Innern  zu  dieser  Funk- 
tion berufen  werden.  Dem  Vorstande  liegt  die  gesamte  Gc- 
schflftsftlhrung,  sowie  die  \'ertretung  der  Anstalt  ob,  nur  bei 
Anstellung  und  Entlassung  der  leitenden  Beamten  ist  er  an  die 
Zustimmung  der  Regierung  gebunden. 

Von  ihrem  Ernennungsrechte  hat  die  Regierung,  wie  uns 
scheint,  einen  ziemlich  ungeschickten  Gebrauch  gemacht.  Sie 
hat  einerseits  das  rnternehmerelement  zu  stärken  gesucht,  an- 
dererseits Versicherungstechniker  in  den  V'orstand  berufen,  deren 
Einflufs  zum  Teile  der  Mirscrfblg,  der  mit  der  Selbstverwaltung 
zu  verzeichnen  ist.  zuzuschn  iben  sein  dürfte.  Durcli  sie  sind 
eben  Grundsätze  und  .Ansichten  der  privaten  \'ersiclicrung?»gesell- 
schaften  zur  Herrschaft  gelangt  und  haben  ein  heilsames  Ein- 
wirken der  Arbeiter,  wie  der  Unternehmer  verhindert. 

Der  ausschliefsliche  Einflufs  des  Beamtentums,  wie  der  Ver- 
sicherungstechniker auf  die  Leitung  der  Anstalt,  sowie  die  vollige 
Einflufslosigkeit  der  gewählten  Vertreter,  hat  besonders  prägnanten 
Ausdruck  in  dem  Statute  der  Arbeiterunfallversicherungsanstalt 
filr  NiederOsterreich  in  Wien  gefunden.  Im  Sinne  des  Gesetzes 
fallen,  wie  schon  hervorgehoben,  die  wichtigsten  Entscheidungen 
in  die  Kompetenz  des  Vorstandes.  Hierin  ist  bei  der  gedachten 
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Anstalt,  ohne  dafs  eine  Aenderung  des  Gesetzes  vorausgegangen 
wäre,  eine  radikale  Veränderung  eingetreten.  Ueber  die  Ver- 
sicherungspflicht der  Betriebe.  Ober  die  Zu-  und  Aberkennung 
von  Heilverfahrens-,  Kinder-  und  Witwenrenten,  sowie  von 
Renten  bei  vorübergehender  En\'erbsunfähigkeit  entscheidet  end- 
giltig  der  Anstaltsdirektor.  £r  nimmt  die  Einreihung  der  Be- 
triebe in  die  rrcfahrenklassen  und  Gefahrenprozente  vor.  Ihm 
steht  endlich  ilas  Recht  zu.  nichtsystemisiertc  Vcrwaltungsauslagen 
bis  zum  Betrage  von  100  tl.  für  den  finzcliieii  Fall  sich  selbst 
zu  bewilligen.  Die  weiteren  Entscheidungen  bctretletid  die  Ent- 
schädigung von  Verletzten  kommen  einem  dreigliedrigen,  von 
dem  \  orstande  gewählten  Komitee  zu. 

Im  Widerspruch  mit  den  Intenlionen  und  dem  Wortlaute 
des  Gesetzes  ist  somit  in  allen  belangreichen  Fragen  die  Kom- 
petenz des  Vorstandes  beseitigt.  Er  kann  lediglich  Anträge  auf 
anderweitige  Behandlung  in  kflnitigen  Fallen  stellen.  Damit  sind 
auch  formell  die  letzten  Reste  der  Selbstverwaltung  beseitigt, 
der  bureaukratische  Charakter  der  Anstalt  ausdrQcklich  anerkannt 
Gerade  bei  der  Unfallversicherung,  wo  es  sich  um  individuelle 
Behandlung  eines  jeden  Falles  handelt,  wo  die  Schematisiening 
den  Grundsätzen  des  Gesetzes  widerspricht,  scheint  uns  die 
bureaukratische  Organisation  weniger  am  Platze  zu  sein,  als  bei 
andi  ren  Zweigen  der  Arbeiterversichcrung.  Weder  bei  der 
Kranken-  noch  bei  der  Invalidiläts-  und  Altersversicherung  kann 
es  auf  die  konkieten  Verhältnisse  des  konkreten  Falles  in  solchem 
Mafsc  ankommen,  als  bei  Bestimmung  des  Grades  der  Erwerbs- 
unfähigkeit nach  Betriebsunfäll«  n.  Hei  der  l'nfallversicherung 
ist  deshalb  die  Mitwirkung  von  im  praktischen  Leben  stehenden 
Personen  dringend  geboten. 

IX. 

Von  den  oben  dargelegten  Mifsständen  müssen  wir  abgehen, 
wenn    wir    an   die   Beurteilung   der  territorialen  Organisation 

schreiten.  Nach  unserem  Dafürhalten  hat  sich  die  letztere  in 
Oesterreich  vollständig  bewährt.  Ohne  dieselbe  wäre  es  kaum 
gelungen.  leistungsfähige  In--titiite  für  sämtliche  versicherungs- 
p/lichtige  Indu.-3triezweige  zu  schaffen. 

Dies  zeigen  die  Ergehiiis-^e    der  L'nfall.-,t.iti-^tik    für   das  Jahr 
1891.  aus  welcher  auch  die  Zahl  der  Betriebe  und  der  versicherten 
Personen  nach  Industriegruppen  zu  ersehen  iaO)    Es  tritt  dabei 

DieGcbahrunc  und  dicErgdmisse  derUnüdlstatistik  etc.  im  Jahre  1891.  S.2S. 
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zutage,  dafo  nur  4  Gruppen  in  der  Lage  gewesen  wflren,  Uber 
das  ganze  Reich  sich  erstreckende  Berufsgenossenschaften  zu 
bilden.  Es  zählte  die  Gruppe  IV  (SteinbrOche.  Gruben.  Ver- 
arbeitung von  Steinen  und  Erden  etc.)  116970  Wrsicherte.  die 
Gruppe  IX  ( Textilindustrie)  228522.  die  Gruppe  XII  (Erzeugung 
von  vegetabilischen  und  animalischen  Genufsimitteln  und  Tabak- 
fabrikation)  122460  und  die  Gruppe  XIV  iBauf^ewcrh«  )  155662 
versicherte  I^ersonen.  Dagegen  beschäftigten  5  Gruppen  so  wenig 
Arbeiter,  dafs  st  lbstündige  Anstalten  kriiit-  I ,«  bensfähigkeit  er- 
langt hatten.  r)ic  Gruppe  III  (HvUtenwcrke  und  deren  Neben- 
betriebe) weist  16037  Pers<jnen  aus.  die  Gruppe  VII  (chemische 
Industrie  und  Erzeugung  von  Farben.  Teer.  Harz.  Explosion>- 
stoffen  etc.)  17810.  die  (jruppe  Vlll  (Erzeugung  von  Heiz-  und 
Leuchtstoffen,  Oelen  und  Fetten)  11496,  die  Gruppe  XIII  (Erzeu- 
gung von  Bekleidungsgegenständen)  18113  und  die  Gruppe  XIV 
(polygraphische  Gewerbe)  15500  Arbeiter. 

Aber  selbst  bei  jenen  Industriegruppen,  bei  welchen  eine 
entsprechend  grofse  Zahl  von  Versicherten  vorhanden  ist,  kann 
von  einer  Zusammenfassung  gleicher  Berufe  kaum  die  Rede  sein. 
Viel  eher,  in  Umkehning  eines  Ausspruches  von  Schflffle.  von 
einem  beruflichen  Mischmasch.  Es  dOrfte  zum  Beispiel  schwer 
sein,  einen  mehr  als  äufserlichen  Zusammenhang  in  Gruppe  IV 
zwischen  Steinbrüchen,  £rzeugung  von  Glas,  Verarbeitung  von 
Steinen  und  Erden  nachzuweisen.  Der  berufliche  Zusammen- 
hang zwischen  der  Fabrikation  von  Getritnkcn .  Tabak  und 
der  Erzeuguni^  von  vegetabilischen  und  atu'tnah'schcn  (iciuifs- 
niittein  ist  noch  schwerer  herzusti  llcn.  Die  von  anderen  Ge- 
sichtspunkten ausgehende  Gruppt  iitt  ilunf^  kann  sonach  die 
Grundlage  einer  berufsgenos-,«  haltlii  hen  Organisation  zu 
Zwecken  der  l'nl'alh crsicherung  nicht  abgeben.  Zerreifst  man 
aber  die  Gruppen  in  iine  heterogenen  Bestandteile,  so  bleiben 
kaum  2 — 3  Industriezweige  Qbrig,  bei  welchen  eine  benifsge- 
nossenschaiUiche  Organisation  vom  versicherungstechnischen 
Standpunkte  möglich  erscheint 

Bei  DurchfUhrung  des  Gesetzes  hat  sich  ergeben,  dafs  eine 
nicht  geringe  Anzahl  von  Unternehmern  sich  mit  Erfolg  ihren 
Verpflichtungen  zu  entziehen  verstanden  hat.  Oft  hat  nur  der 
Zufäll  zur  Entdeckung  versicherungspflichtiger  Betriebe  gefllhrt 
deren  Anmeldung  unterblieben  war.  Diese  Schwierigkeiten  wAren 
ins  Mafslose  gewachsen,  wenn  die  Anstalten  sich  auf  das  ganze 
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Reich  erstreckt  und  den  Ueberblick  Ober  die  zugehörigen  Be- 
triebe völlig  verloren  hfltten. 

Die  Verwaltungsbehörden  würden  den  Verkehr  mit  zahl- 
reichen Versicherungsanstalten  noch  viel  schwerer  zu  bewältigen 
in  der  Lage  sein,  als  dies  heute  gegenüber  einer  territorialen  An« 
stall  gelingt.  Nicht  zu  unterschätzen  wären  dabei  die  sprach- 
lichen Schwierigkeiten  im  \'erkchre  mit  l^nternchmern  und  Ar- 
beitern, zuweilen  selbst  im  X'erkehre  mit  den  Gemeinden. 

Die  vielfach  gehegte  Hetürchtung.  dafs  die  L'eberwälzung  der 
Lasten  von  dem  einen  Intlustriezweige  auf  den  anderen  bei  der 
territorialen  Organisation  nicht  zu  verhindern  sein  werde,  hat 
sich  als  unbegründet  gezeigt.  Vor  kurzem  hat  die  Regierung 
Materialien  zur  Schaffung  einer  neuen  Gefahrenklassifikation  ver- 
öfTentUcht,  die  zeigen,  dafs  alle  Behelfe  vorhanden  sind,  um  eine 
angemessene  Verteilung  der  Lasten  nach  den  einzelnen  Zweigen 
der  Industrie  durchzuführen.  Wenn  sich  diese  Aufgabe  verzö- 
gert, so  ist  dies  nicht  an  der  Undurchftihrbarkeit,  sondern  an 
dem  Widerstreite  der  Interessen  und  dem  Widerstande  mach- 
tiger Interessengruppen  gelegen. 

Als  den  wichtigsten  Prüfstein  der  Organisation  fafst  man  — 
nicht  ganz  mit  Recht  —  das  Verhältnis  der  Verwaltungskosten 
zu  den  sonstigen  Ausgaben  auf.  Sehen  wir,  wie  dieses  Ver- 
hältnis sich  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  Deutsch- 
lands (exklusive  der  Knappschaftsberutsgcnossenschaft)  und  wie 
sich  dasselbe  bei  der  österreichischen  Unfallversicherung  ge- 
staltet. 
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Am  wichtigsten  sind  die  erste  und  die  letzte  Rubrik.  Der 
auf  die  Lohnsumme  entfallende  Anteil  der  Verwaltungskosten  ist 
im  ersten  Jahre  in  Oesterreich,  im  zweiten  in  Deutschland  gOn» 
stiger.   Der  Abstand  ist  allerdings  ein  geringer  und  kann  mög- 
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licherweise  durch  das  verschiedene  Mafs  von  Gewissenhaftigkeit 

bei  Bekanntgabe  der  ausgezahlten  Lohnbeträge  erklärt  werden, 
üeberdies  sind  wie  in  Deutschland  so  auch  in  Oesterreich  die 
Abstände  unter  den  einzelnen  Genossenschaften  und  Anstalten 
gröfser  als  der  zwischen  beiden  Landern.  Es  bewegt  sich  in 
Oesterreich  de  r  Anteil  der  Verwaltungskostcn  in  pro  Mille  der 
Löiine  zwischen  1.36  bei  der  Brünner  und  4,55  bei  der  Lemberger 
Unfall  versicherunghanritalt. 

Der  auf  den  Kopf  eines  V'ersicherten  entfallende  Betrag  der 
Verwaltungsküsten  ist  in  Oesterreich  andauernd  erheblich  nie- 
driger als  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  Deutsch- 
lands. Auch  hier  weisen  die  einzelnen  Anstalten  grofse  Schwan- 
kungen auf.  Die  höchsten  Verwaltungsausgaben  zeigt  die  benifs- 
genossenschaftliche  Anstalt  der  Eisenbahnen  mit  0.97  fl.,  die  nie- 
drigsten die  Brflnner  Anstalt  mit  0,18  fl. 

Der  Vergleich  auf  Grund  der  geleisteten  Entschädigung  ist 
wegen  der  bedeutenden  Verschiedenheiten  in  der  Art  und  dem 
Mafse  der  Rentenzuerkennung  kaum  von  erheblichem  Werte. 

Immerhin  läfst  sich  sagen,  dafs  die  Verwaltung  der  territo- 
rialen Anstalten  Oesterreichs  keine  teuerere  ist  als  die  der  deutschen 
Berufsgenosscnschaltt  n.  Vom  Gesichtspunkte  der  Verwaltungs- 
kostcn liegt  also  zum  niindebten  kein  Anlafs  vor.  die  im  Deutschen 
Reicht  L^ewählte  Organisationsform  zu  bevoizut^en.  Zieht  man 
noch  die  in  Oesterreich  mit  der  subsitiiiir  zugelassenen  berufs- 
genossenschafdichen  Organisation  gemachten  Erfahrungen  in  Be- 
tracht» so  ei^bt  dch  eine  dringende  Warnung  vor  jeder  weiteren 
Ausdehnung  derselben. 

Bei  der  ftlr  die  Betriebe  der  Eisenbahnverwaltungen  errich- 
teten Anstalt  hat  sich  gezeigt,  dafs  die  Mitwirkung  der  Arbeiter- 
schaft an  der  Verwaltung,  auf  die  im  Interesse  der  Versicherten 
Gewicht  gelegt  werden  mufs.  unmöglich  ist  Die  Eisenbahnver- 
waltungcn  sind  gegen  die  Vertrauenspersonen  der  Arbeiter  mit 
Mafsregelungen  vorgegangen.  Selbst  die  Verwaltung  der  Staats- 
bahnen hat  in  dieser  Richtung  ein  schlechtes  Beispiel  gegeben. V» 
So  ist  es  gelungen,  alle  energischen  Llemente  aus  dem  Vor- 
stande fernzuhalten  vmd  Mil'strauen  in  reichlichem  Mafsc  zu  säen. 
Dieses  Mifstrauen  aufsert  .sich  in  der  Behauptung,  dafs  es  den 
Verletzten  unmöglich  sei,  gegen  den  Willen  der  Vorgesetzten 

Man  vcrgkiche   die  Darlegungen  in  der  Wiener  »Arbeiterzeitung"  vom 
12.  D«zemt>er  1893  wie  in  dem  .Arbcitenchutc*  vom  16.  Desember  1893  u.  ff. 
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einen  Kntsch.l(lii,nmg.san.s{)nicli  geltend  zu  mach«  n.  Ks  wird  darauf 
hingewiesen,  dals  bei  der  berulsgenossenschaftlichen  Liifallver- 
sicherungsanstalt  der  Eisenbahnen  weit  häutiger  Ansprüche  nach 
der  Entlassung  aus  der  Arbeit  geltend  gemacht  werden,  als  bei 
den  territorialen  Anstalten.  Das  Mifstrauen  richtet  sich  selbst 
gegen  Schiedsgericht,  Zeugen  und  Sachverstandige,  welchen  zum 
Teil  Abhängigkeit  von  den  Bahnverwaltungen,  zum  Teil  Befangen- 
heit zum  Vorwurfe  gemacht  wird.  Einzelne  Behauptungen  linden 
in  den  Ergebnissen  der  Unfallstatistik  einen  ROckhalt.  Bei  den 
territorialen  ünfallversicheningsanstalten  gelangten  im  Jahre  1891 
19576  Betriebsunfälle  zur  Anzeige,  von  welchen  8107.  sonach 
41,4  pCt.  zu  einer  Entschädigungsleistung  führten.  Bei  der  Be- 
rufsgenossenschaft der  Eisenbahnen  erforderten  von  den  1198  zur 
Anzeige  gelangten  riifiillcn  nur  270.  demnach  22.6  pCt.  der  Ge- 
samtzahl, eine  Rcntenbenicssung.  Eigentümlich  ist  auch  die 
X'crteilung  der  entschädigungspflichtigen  Unfälle  nach  den  Folgen, 
wie  sie  sich  aus  der  nachfolgenden  Zusammenstellung  ergibt. 


Auf  100  entscbldigungspflichtige 
UnfUle  kamen  solche  mit 

vorüber-  dauernd 

Tod 

gehender  |  teilweuer  |  gänzlicher 

ErwerbsunlUiigkeit 

BeniftgcnosaenscIuifbaitstBlt  der  Eisea- 

69.7           22.6  1,1 

j  1 
86,7     1       8.5  2.2 

6.6 
2,6 

Der  Abstand  in  den  ersten  zwei  Rubriken  ist  ein  auffillliger. 
während  er  in  den  letzten  wegen  der  kleinen  Zahlen  auch  ein 
zufalliger  sein  kann.  Es  macht  den  Eindruck,  als  würde  bei  der 
beriifsgenoesenschaftlichen  Anstalt  das  Bestieben  vorwalten,  die 
dauernden  Verpflichtungen  thuniichst  einzuschränken.  Während 
die  territorialen  Anstalten  bei  nahezu  25  pCt.  der  entschädigungs- 
pflichtigen Unfälle  eine  dauernde  Rente  gewähren,  geschieht  dies 
bei  der  Anstalt  filr  die  Eisenbahnen  lediglich  in  etwa  10  pCt 
aUer  Unfiüle. 

So  dürften  sich  noch  andere  Ergebnisse  der  Unfallstatistik 
des  Jahres  1891  erklären  lassen.  Die  geleisteten  Entschädigungen 
betrugen  bei  der  berufsgenossenschafWichen  Anstalt  der  Eisen- 
bahnen 8,1  pCt.  der  \'ersicherungsbeiträge.  bei  der  Gesamtheit 
der  Anstalten  betnahe  das  Doppelte  15,3  pCt.   Noch  greller  ist 
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der  Unterschied  bei  den  Deckungskapitalien.  welche  0,53  und 
2,16  pCt.  der  Lohnsummen  ausmachten.  Trotzdem  erhebt  die 
berufsgenossenschaftliche  Anstalt  höhere  Beitrage,  132  pCt  der 
Lohnsumme,  als  samtliche  territoriale  Anstalten,  bei  denen  sich 
die  Prämien  zwischen  1J26  und  1,76  pCt  der  I^hne  bewegten. 

Von  den  eingehobenen  Beiträgen  verausgabte  die  berufs- 
genossenschaftliche Anstalt  für  Entschädigungsleistungen  im  Jahre 
1891:  43,03  pCt..  die  territorialen  Versicherungsanstalten  zwischen 
71^7  und  11v5,78pCt.  Damit  sind  die  starken  UeberschOsse  er- 
klärt, welche  die  Versicherungsanstalt  der  Eisenbahnen  auszuweisen 
in  der  Lage  war. 

Auch  diese  Ziffern  scheinen  uns  zu  beweisen,  von  wckheni 
Geiste  die  einzige  berutsgenossenschattliche  Anstalt  in  Oester- 
reich sich  leiten  läi'st. 

X. 

Sollen  Kleingewerbe  und  Landwirtschaft  in  die  Unfallver- 
sicherung einbezogen  werden,  dann  enteteht  die  Frage,  ob  der 
Anschlufs  an  die  bestehende  Organisation  sich  empfiehlt  oder 
die  Schaffung  neuer  Institute  vorzuziehen  ist.  Von  vornherein 
scheint  klar  zu  sein:  Berufsgenossenschaften,  die  sich  auf  das 
ganze  Reich  erstrecken,  sind  hier  noch  weniger  angezeigt,  als 
bei  der  Grofsindustrie.  Alle  Schwierigkeiten,  die  sich  der  Zu- 
sammenfassung der  fabriksmafsigen  Betriebe  eines  jeden  Industrie- 
zweiges entgegenstellen,  wQrden  in  potenziertem  Mafse  bei  der 
Landwirtschaft  und  beim  Kleingewerbe  zutage  treten. 

Die  Frage  spitzt  sich  sonach  dahin  zu:  sind  für  die  land- 
und  forstwirtsrbaftlichen.  sowie  für  die  handwerksmafsigen  Be- 
triebe territorivil  abj^jegrenzte  Berufsgenossenschaltcn  zu  errichten, 
oder  ist  der  Anschlufs  an  die  bestehenden  territorialen  Anstalten 
empfehlensw(  rter?  % 

Die  ScbafTung  neuer  Organisationen  bedeutet  in  jedem  Falle 
eine  Steigerung  der  X'erwaltiingskosten.  Die  Ilölie  derselben 
wird  stets  so  sehr  in  den  V^ordcrgrund  gerückt,  dals  dieser  Um- 
stand gewifs  ein  gewichtiges  Argument  gegen  die  Schaffung 
berufsgenossenschaftlicher  Anstalten  bildet  Es  können  jedoch 
immerhin  Momente  von  so  grofser  Tragweite  ftlr  Errichtung  von 
Berufsgenossenschaften  sprechen,  dafs  die  Bedenken  finanzieller 
Natur  zurücktreten  mQssen. 

BezOglich  des  Kleingewerbes  kann  die  Frage  wohl  keine 
Schwierigkeiten  bereiten.    Die  auf  Grund  des  Gesetzes  vom 
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15.  Marz  1883.  betrefiend  die  Abänderung  der  Gewerbeordnung, 
geschaffenen  gewerblichen  Zwangsgenossenschalten  haben  Ober- 
zeugend bewiesen,  dafs  die  Zusammenfassung  der  Handwerlcer 
nach  Berufen  nur  in  wenigen  Städten  mOglich  ist  In  den  meisten 
Fällen  mufsten  die  verschiedensten  Gewerbe  vereinigt,  gemischte 
Genossenschaften  kreiert  werden,  um  den  gesetzlichen  Vorschriften 
Oberhaupt  Rechnung  zu  tragen.  Der  berufliche  Charakter  wäre 
sonach  von  vornherein  einer  Organisation  zum  Zwecke  der 
Unfallversicherung  versagt. 

Die  Vereinigung  der  handwerksmälVigrn  Betriebe  ohne  Rück- 
sicht auf  das  Cicwerbe  hat  aber  nicht  einmal  den  Schein  eines 
Zweckes,  niau  mag  den  letzteren  von  welchem  Ciesichtspunkte 
immer  auflassen.  .Sie  w.lre  vielmehr  gegen  das  wohlverstandene 
Interesse  der  Kleinmeister,  die  sicher  grOlserc  Lasten  in  der 
Isolierung,  als  in  der  Vereinigung  mit  der  Industrie  zu  tragen 
hätten. 

Wesenth'che  Voraussetzung  filr  die  Schaffung  berufsgenossen- 
schaftlicher Institutionen  wäre  aber  vor  allem  der  Nachweis,  dafs 
eine  faktische  Festlegung  der  Grenze  zwischen  Klein-  und  Grofs- 
betrieb  möglich  und  ohne  Schädigung  der  Versicherten  durch- 

fbhrbar  ist. 

Gewife  wii.I  auf  die  Schwierigkeit  der  Prämienbemessiing 
wegen  mangelnder  Lohnbasis  und  der  I~lereinbringung  der  Bei- 
träge, wegen  der  traurigen  ökonomischen  Lage  des  Handwerks 
hingewiesen  werden.  Diese  Schwierigkeiten  bestehen  jedoch  bei 
jeder  Form  der  Organisation,  sie  hängen  mit  der  territorialen  ^^o 
wenig,  als  mit  der  benit^genosscnschaftlichen  zusammen.  Sie 
sind  vielmehr  der  Ausfluls  der  Riu  kst.indigkeit  der  kleingewerb- 
lichen Belriebsform  und  der  dadurch  geschaflenen  permanenten 
wirtschaftlichen  Notlage.  Kann  nun  zweifellos  die  letztere  nicht 
aus  der  Welt  geschafil  werden,  so  ist  es  doch  möglich  Ein- 
richtungen zu  treffen,  die  die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung 
auf  das  Kleingewerbe  erleichtern. 

Ein  erheblicher  Teil  der  Kleinmeister  arbeitet  jahraus,  jahr- 
ein ausschliefslich  mit  Lehrlingen.  Bei  diesen  wird  der  Jahres- 
arbeitsverdienst nach  ständiger  Uebung  mit  einem  fi.\en  Betrage 
angenommen.  Dadurch  ist  die  Berechnung  der  Prämie  aufser- 
ordentlich  vereinfacht.  Die  Einhebung  der  Beiträge  könnte  ganz 
wohl  mit  den  direkten  .Steuern  zugleich  t  rfVilgen.  zu  welchen  in 
Oesterreich  jeder  Handwerksmeister  herangezogen  wird.  In  Wien 
hat  die  Erfahrung  gezeigt,  dals  bei  einem  gewissen  Malse  von 
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Entschiedenheit  der  gröfste  Teil  der  Kleingewerbetreibenden 
daran  gewohnt  werden  kann,  die  aus  den  Versicheningsgesetzen 
sich  ergebenden  Verpflichtungen  zu  eHbllen.  Die  Lage  der  ge- 
nossenschaftlichen Kranlcenkasseni  die  sich  auf  kleingewerbliche 
Betriebe  beschränken,  mufs  heute  als  eine  günstige  bezeichnet 
werden.  Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  das  gleiche  Resultat 
nicht  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung  zu  erreichen 
sein  soll. 

Zur  F'rage  der  Organisation  der  Unfallversicherung  bei 
der  Land-  und  Forstwirtschaft  scheint  die  Regierung  bereits 
Stellung  genommen  zu  haben.  Der  Entwurf  eines  Gesetzes,  be- 
treffend die  Errichtung  von  Berufsgenossenschaften  der  Land- 
wirte M  dürfte  die  Möglichkeit  geben,  die  Auftassung  der  Re- 
gierung eiiK  T  Kritik  zu  unterwerlen. 

Der  geda(  iilr  ( lesetzentwurf  geht  vom  österreichisclu  n  Acker- 
baunu'tn'steiiuni  aus.  So  oft  von  dieser  Regierungsstelle  eine 
sozialpolitische  Mafsregel  unternommen  wird,  kann  man  mit 
schier  apodiktischer  Sicherheit  voraussagen,  dafs  sie  eine  rück« 
sichtslose  Bevorzugung  der  besitzenden  Klasse  gegenüber  den 
Besitzlosen  bezweckt  und  gleichzeitig  den  Keim  des  Mifserfolges 
in  ihrem  Innern  birgt.  Selbst  jene  bescheidenen  Konzessionen, 
welche  der  gewerblichen  Arbeiterschaft  auf  dem  Gebiete  des 
Arbeiterschutzes  und  der  Arbeiterversicherung  in  Oesterreich 
gewährt  wurden,  sind  den  Bergarbeitern  und  den  landwirtsdiaft- 
liehen  Proletariern  versagt  worden,  so  oft  das  österreichische 
Ackerbauministerium  Gelegenheit  fand,  selbständige  Sozialpolitik 
zu  treiben.  Dieser  Grundzug  tritt  auch  in  der  angeführten  Re> 
gierungsvorlage  zutage. 

Nach  derselben  soll  in  jedem  Gerichtsbezirke  eine  Berufs- 
geno^-^enschaft  der  Landwirte  für  diesen  Bezirk  und  in  jedem 
Lande  eine  Berufsgenossenschaft  tiir  den  Bereich  des  Landes 
errichtet  werden.  Zu  den  Aufgaben  dieser  Beruf>geiios^enschaften 
gehört  auch  „dit:  X'ermittclung  der  Kranken-,  Inx  aHden-  und  Alters- 
versorgung der  landwirtschaftlichen  Dienstboten  und  Arbeiter" 
(§16  lit.  f).  Das  giebt  uns  Veranlassung,  die  Basis  zu  prüfen, 
auf  welcher  die  projektierte  berufsgenossenschaftliche  Institution 
aufgebaut  werden  soll. 

Wahrend  nach  dem  Gesetze  vom  15.  Marz  1883  die  Arbeiter 


')  710  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  ProtokoUen  des  Abgeordneten* 
hausea,  XI.  Session,  1893. 


Digitized  by  Googltf 


Die  Ket'ürm  der  Untallversichcrung  in  Oesterreich. 


77 


des  Kleingewerbes,  wenn  auch  nicht  Mitglieder,  so  doch  An- 
gehörige der  gewerblichen  Zwangsgenossenschaften  sind,  aus 
ihrer  Mitte  den  Gehilfenausschufs  wählen,  der  die  Interessen  der 
Hilfsarbeiter  innerhalb  des  Rahmens  der  Gewerbeordnung  zu 
wahren  hat,  gehören  nach  der  Vorlage  des  Ackerbauininisteriums 
den  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  lediglich  die  Eigen- 
tümcr  der  in  dem  Gerichtsbezirke  gelegenen,  dem  Betriebe  der 
Land-  oder  Forstwirtsrhalt  oder  eines  Zweigc>  derselben  ge- 
widmeten Liegenschaften  an.  Die  Aibeitcr  >inti  sonach  von  der 
Teilnahme  an  der  bcrufss;enosseiis(  h.itthrhen  Organisation  aus- 
geschlossen. Es  scheint  ihnen  daher  selbst  jener  Einflufs  aul 
die  Unfallversicherung  vorenthalten  werden  zu  sollen,  den  die 
gewerblichen  Arbeiter  durch  Entsendung  eines  Drittels  der  Ver- 
treter in  den  Vorstand  der  Unfallversicherungsanstalten,  sowie 
eines  Beisitzers  in  das  Schiedsgericht,  auszuüben  in  der  Lage  sind. 

Aber  nicht  nur  die  besitzlosen  Arbeiter  sollen  in  den  Berufs- 
genossenschaften der  Landwirte  ohne  Vertretung  bleiben,  auch 
die  Kleinbauern  werden  dem  Diktate  des  Grofsgnindbesitzes 
ohne  weiteres  Oberlassen.  Die  Wahlen  in  den  Ausschufs  der 
Bezirksgenossenschaften  sollen  in  der  Weise  vorgenommen 
werden,  dafs  im  Sinne  der  Gemeindewahlordnung  drei  Wahl- 
körper gebildet  werden,  von  welchen  jeder  ein  Drittel  der  Aus- 
schufsmitgliedt  r  entsendet.  Die  Obmänner  der  Bezirksgcnossen- 
>chaften  wählen  aus  ihrer  Mitte  den  Ausschufs  der  Landes- 
genossenschaft. Da  die  Eintcilunt?  in  die  VVahlk«»rpei'  nach  der 
bteuerleistung  erfolgt,  diejenigen,  welche  mindestens  ein  l  ünftel 
der  gesamten  Steuerleistung  aufbringen,  überdies  eine  Virilstimme 
besitzen,  so  wflren  die  Kleinbauern  in  den  Bezirksgenossen* 
Schäften  regelmässig  zur  Minorität  verurteilt,  wahrend  sie  in  der 
Landesgenossenschaft  nicht  einmal  Kontrolle  auszuflben  in  der 
Lage  sein  werden. 

Sollte  die  geschilderte  Organisation  die  Basis  für  die  Unfall- 
versicherung abgeben,  so  wären,  wie  gesagt,  die  Arbeiter  von 
jeder  Teilnahme  an  der  Verwaltung  ausgeschlossen,  der  Einflufs 
der  Bauern  auf  ein  Minimum  reduziert  und  die  Leitung  aus- 
schliefslioh  in  die  Hand  des  Grofsgrundbesitzes  gelegt.  Dies 
genügt,  um  die  berufsgenossenschaftliehe  Organisation  für  das 
Gebiet  der  Unfiillversicherung  zu  verwerfen.  Die  Teilnahme  der 
Arbeiter  halten  wir  nicht  nur  in  ihrem  eigenen,  sondern  auch  im 
Interesse  der  Institution  für  geboten. 

Aber  noch  weitere  Momente  sprechen  gegen  die  von  der 


Digitized  by  Gopgle 


78  Leo  Verkauf, 

Regierung  beabsichtigte  Organisation.  Es  besteht  auch  in  Oesler- 
reich eine  stark  entwickelte  landwirtschaftliche  Industrie,  die  in 
den  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  keine  Vertretung 
finden  wird.  Da  Landwirtschaft  und  landwirtschaftliche  Industrie 
in  derselben  Hand  vereinigt  sind,  wäre  mancher  Grundbesitzer 
genötigt,  mit  seinen  Arbeitern  zwei  Anstalten  anzugehören  und 
beiden  gegenüber  alle  gesetzlichen  Verpflichtungen,  wie  Liefe- 
rung von  Lohnnachweisungen,  Anzeige  von  Unf.lllen  und  dcrgl. 
zu  erfüllen.  Die  Scheidung  der  Arbeiter  in  solciie.  die  aus- 
.schliefslicli  landwirtschaftliche  und  solche,  die  lediglich  gewerb- 
liche Arbeiten  verrichten,  ist  zumeist  gar  nicht  möglich  und  mufs 
zum  Schaden  beider  Anstalten  ausschlagen.  Die  Kompetenz- 
streitigkeiten, die  einen  so  breiten  Raum  in  der  deutschen  Unfall- 
Versicherung  einnehmen,  während  sie  in  Oesterreich  ganz  unbe- 
kannt sind,  worden  zum  Schaden  aller  Beteiligten  in  die  Halme 
schiefsen.  Verwirrend  zugleich  und  Mifstrauen  erweckend  wOrde 
die  verschiedenartige  Behandlung  der  landwirtschaftlichen  und 
gewerblichen  Arbeiter  in  ROcksicht  auf  den  Anteil  an  der  Ver- 
waltung wirken. 

Wollte  man  zur  Beseitigung  dieser  Schwierigkeiten  die  land- 
wirtschaftlichen Industrieen  den  Berufsgenossenschaften  der  Land- 
wirte zuweisen,  so  würden  zwar  die  Kompetenz>treitigkeiten  nicht 
ganz  beseitigt,  wohl  aber  die  Lebensfähigkeit  einzelner  territorialer 
Anstalten  aufgehoben  werden. 

Dabei  ist  ein  Erfolg  bei  dem  mit  den  Berufsgenossenschalten 
der  Landwirte  unternommenen  Versuche  zun»  mindesten  nicht 
gesichert.  Die  Mifserfolge  bei  den  Genossenschaften  des  Klein- 
gewerbes lassen  vielmehr  auch  hier  erwarten,  dafs  die  BemOhungen 
aus  GrOnden  innerer  Natur  Schiffbruch  leiden  werden.  An  eine 
solche  Organisation  das  Schicksal  der  Unfallversicherung  zu 
knOpfen,  ist  sicherlich  unpraktisch.  Unseres  Erachtens  empfiehlt 
sich  sonach  auch  fttr  die  Land-  und  Forstwirtschaft  der  Anschlufs 
an  die  bestehende  territoriale  Organisation. 

Das  darf  nicht  hindern,  die  gewifs  nicht  wegzuleugnende 
Eigenheit  der  Landwirtschaft  zu  berücksichtigen.  Schwierigkeiten 
können  besonders  bei  den  kleinen  landwirtschaftlichen  Betrieben 
in  Bezug  auf  Betriebsanmeldung.  Lohnnachweis,  Pramienentrich- 
tung  und  dgl.  entstehen.  In  jeder  dieser  Fragen  läfst  sich  durch 
Beachtung  der  konkreten  Verhältnisse  Erleichterung  schafien.  So 
kann  die  llcreinhi  ingung  der  Beiträge  gleichzeitig  mit  der  Grund- 
steuer erfolgen.   Die  .Anmeldung  der  Betriebe  kann  mit  Hilfe  des 
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Steuerkatasters  und  der  GnindbOcher  Oberflflssig  gemacht  werden. 
Die  AufteSung  der  Beitrage  kann  wie  in  Deutschland  in  ein  be- 
stimmtes Verhältnis  nicht  zur  gezahlten  Lohnsumme,  sondern  zur 
Steuerleistung  gebracht  werden. 

XI. 

Zur  Entscheidung  über  Entschädigungsansprüche,  welche  vom 
Vorstande  der  Unfallversicherungsanstalten  nicht  anerkannt  werden, 
ist  ein  Schiedsgericht  berufen,  das  für  jeden  Anstaltssprengel 
michtet  ist.  Dasselbe  besteht  aus  einem  ständigen  X'orsitzenden 
und  4  Beisitzern.  Der  Vorsitzende  wird  von  der  Regierung  aus 
der  Reihe  der  richterlichen  Staatsbeamten  ernannt,  von  den  Bei- 
sitzern werden  2  von  der  Regierung  berufen,  je  einer  von  den 
Betriebsinhabem  und  den  versicherten  Arbeitern  gewählt. 

Das  Verfahren  vor  den  Schiedsgerichten  wird  nach  den 
Grundsätzen  der  Oeifentlichkeit,  MOndlichkeit  und  Unmittelbarkeit 
durchgeföhrt.  Die  Richter  entscheiden  nach  ihrer  freien  lieber- 
Zeugung,  ohne  an  Beweisregeln  gebunden  zu  sein.  Gegen  die 
Erkenntnisse  der  Schied^;erichte  sind  Rechtsmittel  oder  Klagen 
nicht  zulässig. 

Die  Wirksamkeit  dieser  Schiedsgerichte  ist  eine  zu  kurze, 
um  ein  endgiltig  abschliefsendes  Urteil  zu  ermöglichen.  Von 
Jahr  zu  Jahr  nimmt  indessen  die  Zahl  der  überreichten  Klagen 
in  steigender  Protrression  zu.  Das  Eine  steht  aber  schon  heute 
fest,  dafs  ein  1  eil  der  Schiedsgerichte  keineswegs  allen  Anlor- 
derungen  entspricht.  Oft  genug  tritt  Mangel  an  -Sachkenntnis, 
ebenso  zutage,  wie  <  )berflächhchkeit  in  der  Behandlung  der 
Rechtsatrcitigkeiten.  Freilich  mufs  zugegeben  werden,  dafs  die 
Ursachen  nicht  in  der  Einrichtung,  sondern  in  der  unrichtigen 
Auswahl  der  Personen  zu  suchen  sein  dürften. 

Gerade  die  Unzulänglichkeit  der  Personen  Iflfst  umso  starker 
einen  Mangel  hervortreten,  der  dem  Gesetze  anhaftet:  den  Aus- 
schluis  jedes  Rechtsmittels  gegen  die  schiedsrichterlichen  Ent- 
scheidungen. Es  ist  zum  Axiom  der  Osterreichischen  Legislation 
geworden,  die  Anfechtung  gerichtlicher  Erkenntnisse  möglichst 
zu  verhindern,  jeder  erfahrene  Jurist  weifs,  dafs  Mangel  an 
Gründlichkeit  dort  am  häutigsten  in  die  Erscheinung  tritt,  wo  die 
Anfechtbarkeit  ausgeschlossen  wird.  Trotzdem  werden  grade 
dort,  wo  die  besitzlosen  \'ol ksklassen  ihre  Rechtsangelegenheiten 
auszufechten  haben,  Berulungen  verpönt.  Das  gilt  sowohl  in  pri- 
vatrechtlichen Angelegenheiten,  wie  in  Strafsachen,  das  hat  auch 
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auf  dem  Gebiete  der  österreichischen  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung Anwendung  gefunden:  hier  ist  selbst  die  Anfechtung 

wegen  Nullität  ausgeschlossen. 

Die  Kolgen  sind  nicht  ausgeblieben.  Nicht  nur  der  Mangel 
an  Gründlichkeit  ist  zutage  getreten  und  hat  eine  Schädigung 
bald  der  Anstalten,  bald  der  Versicherten  herbeigeführt,  auch  eine 
Zerfahrenheit  in  der  Ciesetzesanu  cndung  macht  sich  geltend  und 
bedroht  die  Zukunft  dieses  \'ersicherungszweiges  mit  erheblichen 
Nachteilen.  Diese  Sachlage  wird  von  den  rnfallversicherungs- 
anstalten  so  scinver  empfunden,  dals  sie  die  Regierung  um  ge- 
setzliche Aenderung  angegangen  sind.  Auch  die  letztere  gibt 
die  Nc^wendigkeit  einer  GesetzesSnderung  zu.^)  es  scheint  jedoch 
darüber  keine  Klarheit  zu  herrschen,  ob  lediglich  eine  Kassa- 
tionsinstanz oder  ein  Berufungsgericht  zu  schaffen  wäre. 

Berflcksichtigt  man,  dals  auf  anderen  Rechtsgebieten  in  erster 
Linie  aus  Gründen  finanzieller  Natur  gegen  die  unbeschrankte 
Zulassung  der  Berufung  angekämpft  wird«^  wahrend  hier  der 
Kostenpunkt  von  untergeordneter  Bedeutung  ist,  so  kann  die 
Entscheidung  nicht  schwer  fallen.  Die  Erfahrung  hat  gelehrt, 
dafs  eine  Förderung  der  Rechtssicherheit  wie  des  Vertrauens 
zur  Rechtsprechung  durch  den  Ausschlufs  der  Berufung  keines- 
wegs eingetreten  ist. 

Es  ist  aber  auch  erwünscht.  dal?>  eine  Reihe  von  Personen 
und  sei  deren  Zahl  auch  gering,  sich  berufsmäl'sig  und  nicht  bloss 
im  Nebenamte  mit  den  in  das  Gebiet  der  Arbeiterversicherung 
cinsciilagigen  Fragen  beschäftige.  * 

In  einem  scheinbar  nur  äufserlichcn  Zusammenhange  mit 
dem  hier  behandelten  Gegenstande  steht  das  Gebiet  der  Ent- 
Scheidungen  verwaltungsrechdicher  Natur.  Dafs  es  keineswegs 
gleichgiltig  ist,  in  wessen  Händen  dieselben  gelegen  sind,  bedarf 

I)  Vgl  den  Hinweis  in  «die  Gebahrung  und  die  Ergebnisse  der  UnfoO« 
Statistik  etc.  im  Jahre  1891",  S.  7:  es  .miifs  daher  die  von  sechs  der  Siebes 

territorialen  Versicherungsanstalten  angeregte  Errichtung  einer  gemeinsamen  Oher- 
instanz  für  die  Schiedsgerichte  als  eine  dringende  Notwendigkeit  anerkannt 
werden.  ■ 

*)  Die  Regierungsvorlage  zur  Österreichischen  Strafprozebordnung  vom 
23.  Mai  1873  betont  vor  allem  die  Unzuiftnglicfakeit  der  Gerichtaorganisation  f&r 
die  Eiaftthrung  der  Berufung  (vgL  Ksserer,  Oesterreidiisehe  Gesetie  mit  Ilate> 
riaiien,  Bd.  X  ),  demnach  eine  Frage  finanzieller  Natur.  Von  gleichen  GosidltS- 
punktcn  hat  sich  die  deutsche  GcsotzpeUnnp  leiten  lassen,  die  flbrigens  gegen» 
wirtig  entschlossen  scheint,  die  Beruti>ng  wieder  einzufahren. 
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keines  Nachweises.  Für  alle  Beteiligten,  für  die  Anstalten,  wie 
für  die  Arbeiter  und  Unternehmer,  ist  es  erwünscht,  dais  sach- 
kundige Personen  auch  in  jenen  Fragen  die  Erkenntnisse  schöpfen, 
die  Voraussetzungen  fQr  individuelle  AnsprOche  schaffen,  wie 
dies  bei  der  Entscheidung  der  Versicheningspflichtigkeit  der  Bt" 
triebe  geschieht  Gegenwartig  sind  solche  Angelegenheiten  dem 
administrativen  Instanzenzuge  zugewiesen,  der  von  den  Landes- 
regierungen an  das  Ministerium  des  Innern  geht  Die  Anfech- 
tung der  administrativen  Entscheidungen,  insoweit  dieselben  nicht 
dem  Forum  der  Verwaltungsbehörden  Oberlassen  sind,  kann  vor 
dem  Vcrwaltungsgerichtshofe  erfolgen.  Dieser  erstreckt  seine 
Thatigkeit  auf  ein  so  ausgedehntes  Gebiet,  dafs  Sachkunde  und 
eindringende  Kenntnis  auf  dem  Gebiete  der  Arbeiterversichenmc: 
weder  erwartet,  noch  gefordert  werden  kann.  Auch  ist  die 
L'cberlastuiig  dieses  höchsten  Gerichtshotes  eine  so  bedeutende, 
dafs  bis  zur  Fflllunt^  einer  Entscheidung  über  die  Beschwerde 
ein  Jahr  ver.'.tri  iilu.  Rechnet  man  da/u  die  Dauer  des  admi- 
nistrativen \  erfahrens,  so  kann  man  sich  einen  annähernden  Be- 
griff über  die  Schnelligkeit  machen,  mit  welcher  im  administra- 
tiven Instanzenzuge  die  Austragung  von  Konflikten  erfolgt. 

Zur  Unterstützung  des  Ministers  des  Innern  bei  der  ihm  vor- 
behaltenen Wirksamkeit  hat  §  49  des  Unfallversicherungsgesetzes 
den  Versicherungsbeirat  geschaffen,  der  aus  Fachmännern  ge- 
bildet wird,  die  von  der  Regierung  ernannt  werden.  Wie  schon 
der  Name  besagt  hat  der  Versicherungsbeirat  lediglich  ein  kon- 
sultatives Votum  das  überdies  auf  eine  geringe  Anzahl  von  Ge- 
genständen beschrankt  ist  Die  Anhörung  des  Beirates  ist  näm- 
lich erforderlich:  vor  der  Festsetzung  und  Aenderung  der  An- 
staltsbezirke, vor  V^erört'entlichung  des  Musterstatutes  für  die 
Anstalten,  vor  der  X'ornahme  der  Gefahren-Klassifikation  und 
der  Feststellung  des  Tariles,  endlich  bei  jeder  Verwendung  aus 
dem  genu  insamen  Reservetonds. 

Daraus  ergiebt  sich,  dafs  di  r  Versicheiungsbeii at  voi  wi» m  nd 
Aufgaben  /u  erfüllen  hat.  die  der  I\ i  iodc  der  Entstehung  der 
Anstalten  vorangingen  und  unmittelbar  folgten.  Der  Beirat  ist 
sonach  eine  transitorische  Schöpfung,  deren  Aufgabe  heute 
wesentlich  zu  Ende  ist  In  der  That  hat  der  Versicherungs- 
beirat bis  jetzt,  d.  i.  im  Verlaufe  von  nahezu  5  Jahren  nur 
12  Sitzungen  abgehalten.  Dabei  hat  sich  jedem  die  Ansicht  auf- 
drängen mflssen,  dafs  der  Beirat  lediglich  den  Einflufs  der  Ver- 
sicheningstechniker  zu  festigen  und  die  WOnsche  der  Unter- 
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nehmer  zum  Ausdrucke  zu  bringen  berufen  ist  Dem  entspricht 
wenigstens  die  Zusammensetzung:  Unternehmer,  Versicherungs- 
techniker und  Staatsbeamte  haben  im  Beirate  Sitz  und  Stimme, 
von  der  Berufiing  von  Arbeitervertretern  wurde  ebenso  Umgang 
genommen,  wie  von  der  Ernennung  wirklicher  Fachmänner. 

Ist  nun  der  mit  Scliaft'ung  des  Versichcrungsbeirates  unter- 
nommene Versuch,  dem  Laienelemente  Einilufs  auf  die  Gestal- 
tung der  Unfallversicherung  zu  sichern,  als  gescheitert  zu  be- 
trachten, ist  andererseits  für  dir  richterliche  und  verwaltungs- 
rechtliche Indikatur  eine  fachuKlnnischc  Instanz  ein  dringendes 
Tjchot.  so  liegt  es  nahe,  sich  mit  dem  Getianken  der  Krrichtung 
t  nu  s  Rcichsversicherungsamtes  nach  dem  vom  Deutschen  Reiche 
gt  gebenen  Muster  zu  befreunden.  Wir  wissen  keinen  Weg,  auf 
dem  es  leichter  gelingen  kann,  sozialpolitischen  Ideen  Eingang 
in  die  österreichische  Arbeiterversicherung  zu  verschaft'en,  die 
bisher  vorwiegend  von  versichern ngstechnischen  Gesichtspunkten 
beherrscht  wurde.  Begnügt  man  sich  mit  der  Konstituierung  eines 
Schiedsgerichtes  zweiter  Instanz,  so  ist  man  nur  in  einer 
Richtung  der  Sache  gerecht  geworden.  Ueber  kurz  oder  lang 
mOfste  man  doch  zu  Erweiterungen  schreiten.  Ob  bis  dahin 
nicht  jeder  gesunde  Keim  in  der  Arbeiterversicherung  erstickt 
sein  wird,  ist  eine  Frage,  die  der  Erwägung  nicht  unwert  er- 
scheint. 

XII. 

K>  kann  nicht  geleugnet  werden,  dafs  die  Kreierung  zahl- 
reichei  kleinerer  Org:inisati<tnen  für  die  Durchführung  der  Ar- 
beiterver.>icherung  erhebliclu-  Nachteile  im  Gefolge  hat.  Nicht 
nur  unökonomi^^che  Kriiftevergeudung,  sondern  auch  unvollstän- 
dige Kifüllung  (it-r  gestellten  Aufgaben  sind  die  unvermeidliche 
Konsequenz.  Line  teilweise  Mildt  l  ung  der  Nachteile  kann  durch 
Schaffung  von  Verbanden  herbeigeführt  werden. 

Die  völlige  Trennung  der  Unfall-  und  Krankenversicherung 
ist  in  der  Natur  der  Sache  keineswegs  begrOndet  und  nur  durch 
den  geschichtlichen  Werdeprozefs  zu  erklären.  Das  Bestreben, 
einen  gewissen  Zusammenhang  zwischen  beiden  Institutionen  her» 
zustellen,  ist  demnach  begreiflich.  Das  Osterreichische  Gesetz 
hat  dieses  Ziel  gleichzeitig  mit  dem  der  Vereinigung  der  Kran- 
kenkassen zu  erreichen  gesucht  und  ist  dazu  gelangt,  obligato- 
rische Verbände  der  Bezirkskrankenkassen  für  den  Sprengel 
jeder  Unfallversicherungsanstalt  einzufOhren,  und  mit  der  Ver- 
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waltung  der  Verbandsangelegenheiten  den  Vorstand  der  Unfall- 
Versicherungsanstalten  zu  betrauen. 

Als  Zweck  der  so  eingerichteten  Kassenverbände  wurde, 
neben  der  Schaffung  eines  gemeinsamen  Reservefonds,  auch  die 
gemeinsame  Kapitalsanlage,  die  Kontrolle  der  Verwaltung  der 
Verbandskassen  und  die  Besorgung  der  Statistik  in  Aussicht  ge- 
nommen, überdies  die  Anstellung  gemeinsamer  Beamten,  der  Ab- 
schlufs  gemeinsamer  Verträge  mit  Aerzten,  Apothekern,  Kranken- 
hausern für  zulässig  erklärt  (§  39  Kr.V.G.). 

Von  der  Wirksamkeit  dieser  \'erbände  hat  man  sich  viel  \  cr- 
sprochrii.  Kur/c  Zeit  hat  genügt,  um  zu  zcif^eii.  dal's  der  VAu- 
richtiing  wescntliclie  V'oraussetzungt  ri  des  Ertolgt-s  Ichh  ii.  Der 
\'orstand  der  Llnlallvtrrsichcrung.-^anstalteu  kann  -0  /u--amnuti- 
ge5>etzt  sein,  dals  nicht  ein  einziges  Mitglied  einer  Hczirkski  .iiikcii- 
kas>e  in  demselben  Sitz  und  Stimme  hat.  Der  Kreis  der  lür  den 
Krankheitsfall  und  der  gegen  die  Folgen  von  Betriebsunfällen 
Versicherten  ist  ein  verschiedener.  Ein  erheblicher  Teil  der  dem 
Gesetz  vom  28.  Dezember  1887  unterliegenden  Betriebe  und  Per- 
sonen gehört  keiner  Bezirkskrankenkasse,  sondern  einer  anderen 
Kassenkategorie  an.  So  kann  es  denn  kommen,  dafs  im  Vor- 
stande der  Unfallversicherungsanstalten  jedes  Verständnis  für  die 
Interessen  der  Bezirkskrankenkassen  mangelt. 

Noch  wichtiger  ist  der  Umstand,  dafs  ein  direkter  Interessen- 
gegensatz zwischen  Krankenkassen  und  Unlallversicherungs- 
anstalten  besteht,  ein  Gegensatz,  der  früh  zutage  getreten  ist*), 
zum  Verlangen  nach  .Auflösung  des  Verbandsvcrii.titnisses  geführt 
und  .>i<  h  gegenwärtig  besonders  schrotV  zugespitzt  hat. 

Wäre  die  Lage  der  Ka>seii  und  Versicherungsanstalten  eine 
V(>llig  l)efriedigende .  so  wäre  wahrscheinlich  der  Gegensatz  ein 
latenter  geblieben.  Kine  Reihe  von  Unfallversichorungsanstalten 
weist  aber  in  einzelnen  Jahren  ein  versicherungstechnisches  Defizit 
auf  oder  ist  von  einem  solchen  nicht  weit  entfernt.  Es  wird  des- 
halb eifrig  nach  Mitteln  gesucht,  um  die  erforderliche  Deckung 
zu  finden,  und  da  ist  die  Ueberwälzung  eines  Teiles  der  Unfall- 
lasten auf  die  Krankenkassen  ein  naheliegender  Gedanke. 

Auf  der  anderen  Seite  vertreten  die  Krankenkassen  einmQtig 
die  Ansicht,  dafs  alle  aus  BetriebsunflUlen  hervorgehenden  Lasten 
ausseht iefsl ich  von  den  Unfallversicherungsanstalten  zu  tragen 
seien.   Es  wird  dabei  der  Beachtung  empfohlen,  dafs  die  Lage 

*•  Vgl.  «Arbeitencliutz'  vom  1.  Oktober  1890  und  folgende. 
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vieler  Kassen  krine  glänzende  ist.  So  haben  im  jalire  1890  vor» 
274()  Krankenkassen  891  weniger  als  20  pCt.  für  den  Reservelonds 
erspart.  818  mit  Ciebaiirinigsdefizit  gearbeitet,  während  211  einen 
I^cscrvefonds  übcrliaupt  nicht  besalV.cn.  Das  Jahr  1891  zeigt  keine 
wesentliche  ßesserung:  von  allen  2822  Kassen  konnten  1011  die 
gesetzlich  vorgeschriebenen  20  pCt.  der  Beiträge  nicht  erübrigen, 
weisen  655  Kassen  ein  Gebahrungsdefizit  auf  und  hatten  221 
Kassen  keinen  Reservefond. Im  Jahre  1892  mag  eine  gernige 
Besserung  eingetreten  sein,  das  abgelaufene  Jahr  1893  soll  aber 
wieder  einen  Rückschlag  gebracht  haben. 

Nach  den  gegenwärtig  in  Geltung  stehenden  gesetzlichen  Be- 
stimmungen haben  die  Krankenkassen  bei  BetriebsunfUlen  in  den 
ersten  vier  Wochen  alle  erwachsenden  Lasten  selbst  zu  tragen, 
wahrend  sie  vom  29.  7  agc  ab  für  ärztliche  Hilfe,  Arzneien  und 
therajjeutische  Behelfe  unbedingt  zu  sorgen,  fttr  die  Kranken- 
unterstQtzung  dagegen  einen  Regreisanspruch  bis  zur  Höhe  der 
von  den  Unfallversicherungsanstalten  gewährten  Heilverfahrens^ 
rente  haben.  Die  Krankenkassen  fordern  die  völlige  Beseitigung 
der  vierwöchentlichen  Karenzfrist,  die  Unfallversicherungsanstalten 
die  Ausdehnung  derselben  bis  zur  Dauer  von  13  Wochen.  In 
erster  Reihe  tritt  die  Wiener  Anstalt  nachdrücklich  fllr  die  Ver> 
längerung  der  Karenzfrist  ein. 

In  diesem  Widerstreite  der  Interessen  mufs  vor  allem  in  Be* 
tracht  gezogen  werden,  dafs  die  Krankenkassen  sich  auf  der  ge- 
setzlichen Basis  eingerichtet  haben  und  die  Folgen  gamicht  vor- 
auszusehen sind,  die  eintreten  können,  wenn  den  WOnschen  der 
Unfallversicherungsanstatten  Rechnung  getragen  wflrde.  Nirgends 
ist  ein  planloses  Experimentieren  so  wenig  am  Platze  als  bei 
jungen  Instituten,  die  noch  nicht  tiefe  Wurzeln  geschlagen  haben 
und  die  keine  genügend  geschulten  Kräfte  besitzen,  um  sich  einer 
neuen  Situation  rasch  anzupassen. 

Die  Verlängerung  der  Karenzfrist  würde  aber  auch  eine 
Schädigung  mancher  Verletzten  bedeuten,  da  die  Unfallsrente 
nicht  selten  gröfser  ist  als  die  Krankenunterstützung.  Ein  Grund 
zu  einer  Verkürzung  ist  gewifs  nicht  vorhanden,  nachdem  selbst 
die  \'on  den  Anstalten  gewährten  Kenten  als  ungenügend  von 
vielen  Seiten  anerkannt  werden  müssen. 

*)  Die  Gebahning  und  die  Ergebnisse  der  Krankheitsstatistik  der  nach  dem 
Gesetze  vom  30.  Marz  1886  (R.G.BI.  No.  33),  betreflend  die  Kraakenversidie* 
ning  der  Arbeiter,  eingerichteten  Krankenkassen  im  Jahre  1891.  Wien  1892. 
S.  18. 
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Endlich  ist  noch  ein  L'mstand  zu  betonen,  aui  den  auch  schon 
an  früherer  Stelle  hingewiesen  wurde,  dals  nämHch  der  Kreis  der 
fOr  den  Krankheitsfall  V'ersicherten  sich  nicht  mit  dem  Kreise  der 
gegen  die  Folgen  von  Unfällen  Versicherten  deckt.  Der  erstere 
ist  ein  gröfserer,  und  man  würde  einfach  den  kleingewerblicken 
Gehilfen  und  Meistern  die  Tragung  einer  Last  zu  gunstcn  der 
Unfallversicherung  aufbürden,  von  der  sie  selbst  ausgeschlossen 
sind.  Die  Erhöhung  der  Beiträge  für  die  Krankenkassen  soll  zum 
Teil  eine  Erhöhung  der  Ptflmie  bei  den  Unfall  Versicherungs- 
anstalten ersparen^)  und  Lasten,  die  die  Grofsindustrie  allein  tragen 
soll,  auf  das  Kleingewerbe  Überwilzen. 

Wir  haben  die  Frage  ausfllhrlicher  behandelt,  weil  sich  in 
ihr  der  Gegensatz  zwischen  den  Krankenkassen  und  Unfallver- 
sicherungsanstalten klar  spiegelt.  Wie  soll  nun  der  Vorstand  der 
Anstalten  die  zwiespältige  Rolle  erfUlen,  die  Interessen  der  Be- 
zirkskrankenkassen  und  die  der  Unfallversicherungsanstalt  gleich- 
mflfsig  wahrzunehmen?  Das  ist  ein  unlösbares  Problem.  Und 
mit  dem  Zugestandnisse  seiner  Unlösbarkeit  hat  man  auch  zu- 
begeben, dafs  der  Versuch  einer  Aneinanderkettung  der  Institute 
für  Unfall-  und  Krankenversicherung  vorläufig  als  gescheitert  zu 
betrachten  ist. 

Ist  das  eine  durch  die  Verbände  angestrebte  Ziel  nicht  er- 
reicht. >o  zeigt  gerade  die  Frage  der  Karenzfrist,  wie  notwendig 
ein  Verbandäverhältnis  fQr  die  Krankenkassen  selbst  ist.  Nicht 
allein  die  Provinzkassen  sind  zu  schwach,  um  selbständig  ihr 
Interesse  wahrzunehmen,  dies  gilt  auch  von  den  kleineren  und 
mittleren  Kassen  in  den  Grofsstädten.  So  geboten  die  Lösung 
des  unnatürlichen  Verhältnisses  zwischen  Bezirkskrankenkassen 
und  Unfallversicherungsanstalten  ist.  so  dringend  ist  die  Errich- 
tung obligatorischer  Kassenverbände,  die  allein  die  Erfüllung  der 
gesetzlichen  Pflichten  durch  die  Krankenkassen  zu  gewährleisten 
vermögen. 

XIII. 

Die  Aufgaben,  die  das  Gesetz,  betreffend  die  Unfallversiche- 
rung der  Arbeiter,  den  politischen  Behörden  zuweist,  sind  ebenso 
mannigfach  als  wichtig.  Ihnen  liegt  die  Heranziehung  der  ver- 
sicherung.">pllichtigen  lietriebe  ob.  Sie  sind  Beschwerdeiiistanz 
bei  der  Entscheidung  über  VersicherungspHicht,  üefahrenklassiti- 


Dies  wird  im  Gutachten  des  NiederOsterrcichischen  Gewerbeverciitt  deut- 
lich ausgesprochen  a.  a.  O.  377. 
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kation»  Bemessung  des  Beitrages.  Sie  haben  die  ROckstAnde  im 
Exekutionswege  hereinzubringen.  Sie  Oben  das  staatliche  Auf* 
sichtsrecht  aus.   Sie  besitzen  in  der  Ernennung  eines  Teiles  der 

Mitglieder  des  Vorstandes  und  des  Schiedsgerichtes  bedeutenden 
Einflufs  auf  dir  Ztisanimensetzung  der  wichtigsten  Organe.  Bei 
Anstelhing  und  Ii^ntlassung  der  leitenden  Beamten  ist  ihnen  weit* 
gehende  Mitwirkung  gesichert. 

Bei  so  wichtigen  Aufgaben  h.lnut  von  dem  Verständnis  und 
Kiler  der  Behörden  die  Art  der  Dut chtührunu  der  rnrallver>iche- 
rung  ganz  wesentHch  ab.  Mit  diesem  \'«  rst.1ndnis  und  Kiler  der 
behurdlichrii  Organe  war  es  aber  von  vornheiein  nicht  aul  das 
Beste  bestelh.  Es  ist  gewifs  richtig,  wenn  im  Belichte  des  Ge- 
werbcausschusscs  betont  wird,  dals  es  bei  der  entscheidenden  In- 
stanz, den  Landesbehörden,  an  dem  sachverstandigen,  fachlich  ge- 
schulten Personale  mangele.  Das  einseitig  juristisch-formale  Wissen 
genügt  nicht  mehr  zur  Erfflllung  der  bisherigen  staadichen  Auf- 
gaben, um  so  weniger  der  Aufgaben  sozialpolitischer  Natur.  Die 
UeberbOrdung  der  Osterreichischen  Beztrkshauptmannschaften  und 
Landesregierungen  darf  aber  gleichfalls  nicht  aufser  Betracht 
bleiben.  \\  <  im  man  das  Versagen  des  behördlichen  Apparates  ver* 
stehen  will. 

So  begreift  es  sich,  wenn  klagende  Lücken  sich  allerorts 
zeigen.  In  erster  l-inie  tritt  eine  solche  bei  der  1  leranziehung 
der  versicherungspflichtigen  Betriebe  zutage.  Pic  Z.ihl  der  zur 
Versicherung  herangezogenen  grwrrblichc  ii  l'ntei  nrhiner  wuchs 
von  53193  zu  Ende  des  Jahres  I89()  aul  38386  am  Ende  des 
Jahrr>  1891,  :->onach  um  9,8  pCt.;  die  der  versicherten  landwirt- 
schaltliciien  Betriebe  nahm  in  dem  gleichen  Zeiträume  von  78133 
auf  86923.  d.  h.  um  11,2pCt.  zu.  Der  ollizielle  Bericht  erklärt, 
dafs  die  Zunahme  zum  grofsen  Teile  noch  immer  von  solchen 
Betrieben  herrflhre,  welche  schon  frflher  bestanden,  im  Jahre 
1891  aber  erst  eruiert  wurden  und  in  die  Versicherung  einbezogen 
worden  sind. 

Noch  drastischer  ist  die  von  Schifft)  hervorgehobene  That- 
sache,  dafs  das  statistische  Jahrbuch  des  Ackerbauministeriums 
fllr  das  Jahr  1890  10761  Sägen  detailliert  nachweist,  von  welchen 
im  Jahre  1891  bei  den  Unfaliversicherungsanstalten  nur  5205 


')  .Die  Rerom  der  Osten  eichischen  Arbeiter-Unfallvenicherung*  in  den 
.Deutschen  Worten«,  1893.  S.  278. 
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angemeldet  waren,  so  dal's  sich  die  gröfsere  Hälfte  der  Vcr- 
sichcrungspflicht  entzogen  hat. 

Eine  weitere,  wohl  die  wichtij^ste,  Autgabe  weist  §  31  des 
Untallversicherungsgesetzes  den  p«>litisi  lu  n  Behörden  zu,  indem 
er  ihnen  die  Unfallserhebungen  zur  l'tlicht  macht.  Von  der 
Schnelligkeit  und  GrOndlichkeit  dieser  Erhebungen  hängt  ohne 
Zweifel  viel  ab.  Gerade  hier  wird  aber  am  lebhaftesten  Ober 
schleppenden  Gang,  Verzögerungen,  Oberflächlichkeit  und  Un- 
genauigkeit  geklagt.  Der  Notwendigkeit,  hier  Wandel  ztt  schaffen» 
scheint  sich  die  Regierung  nicht  zu  verschliefsen.  In  dem  schon 
zitierten  Rundschreiben,  mit  welchem  eine  schriftliche  Umfrage 
eingeleitet  wurde,  wird  auch  eine  Beantwortung  der  Frage  ge- 
fordert, ob  nicht  in  Zukunft  die  Unfallsanzeigen  direkt  an  die 
Anstalt  zu  Qbermitteln  wflren,  und  welche  Aenderungen  in  dem 
Verfahren  bei  UnfaUserhebungen  unter  Wahrung  der  Interessen 
aller  Beteiligten,  eine  Beschleunigung  bei  Feststellung  der  Ent- 
schädigungsansprüche herbeizuftlhren  vermöchten. 

Die  Grazer  Anstalt  hat  in  ihrem  Gutachten  auf  das  Mifs- 
trauen  gegen  die  Objektivität  der  Anstaltsbeamten  hingewiesen 
und  deshalb  die  von  anderer  Seite  proponierte  Reform  abgelehnt. 
Im  Gegensatze  hierzu  vertritt  die  Wiener  Anstalt^)  mit  Entschie- 
denheit den  Standpunkt,  dafs  in  Zukunft  die  Unfallserhebungen 
nicht  durch  die  politischen  Behörden,  sondern  durch  Angestellte 
der  Unfallversicherungsanstalten  gepflogen  werden  sollen.  Diesen 
soll  das  Recht  zustehen,  erforderlichenfalls  Vertreter  der  politi- 
schen Behörden,  den  Gewerbeinspektor,  einen  Versicherten  und 
Experten  beizuziehen.  Im  Zuge  der  X'orerhebungen  sollen  Ober 
Verlangen  der  Anstalten  Zeugen  gerichtlich  beeidet  werden. 

Die  Leitung  der  Unfallanzeigen  an  die  Unfallversicherungs- 
anstalten  kann  für  sich  allein  keine  Beschleunigung  der  Er- 
hebungen bewirken.  Man  könnte  viel  eher  eine  Verzögerung 
erwarten,  wenn  die  Unfallserhebungen  auch  fOrderhin  von  den 
behördlichen  Organen  gepflogen  werden  sollen.  Dagegen  würde 
es  sich  empfehlen,  die  Anzeigepflicht  _ auf  Spitaler,  Kassenarzte 
und  Krankenkassen  auszudehnen. 

Einen  Sinn  hätte  die  unmittelbare  Leitung  der  ünfallsan- 


Aeu&erung  der  Arbeiter-UnfnlK  r  rsicberungnnstalt  fQr  Niederostrrreich 
in  Wien  über  die  AbAnderaagen  des  Gesetses  vom  28.  Dezember.  1887.  Wien 
1Ö93.    S.  6  ff. 
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zeigen  an  die  ünfatlvcrsicherungsaiistalten  nur  dann,  wenn  letztere 
auch  berufen  wären,  die  Erhebungen  selbständig  durchzufthren. 
wie  dies  die  Wiener  Anstalt  fordert.  Es  ist  nicht  zu  leugnen, 
dafs  eine  solche  Aenderung  gewifs  Vorteile  mit  sich  bringen 
wOrde.  Aber  auch  Mißstände  sind  nicht  zu  vermeiden,  welche 
unseres  Erachtens  die  Vorteile  erheblich  aufwiegen.  Man  mag 
an  der  Art  der  heutigen  Unfallserhebungen  noch  so  scharfe 
Kritik  flben,  unbestritten  bleibt,  dafs  die  politischen  Behörden  an 
dem  Ausfalle  der  Erhebungen  kein  materielles  Interesse  haben 
dafs  sie  nichts  veranlafst,  dieselben  einseitig  zu  f&hren.  Ein 
solches  Interesse  ist  aber  bei  den  Anstalten  vorhanden  und  ganz 
unvermerkt  wOrde  das  in  der  Fohrung  der  Erhebungen  zum  Aus- 
drucke gelangen.!)  Worden  selbst  die  Anstalten  nicht,  wie  es  in 
der  That  geschieht,  vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkte  be- 
herrscht, wäre  auch  nicht  die  Vermeidung  des  versichenings- 
technischen  Defizits  das  Um  und  Auf  der  Sorge  der  Anstalts» 
leitungen,  so  mQfste  doch  vermieden  werden,  die  Durchführung 
des  Vorverfahrens,  als  welches  sich  die  Unfallserhebungen  darstellen, 
in  die  Hände  einer  der  Parteien  zu  legen.  Durch  einseitige  Füh- 
rung dieser  Kriu  hungen  kann  ein  unwiederbringlicher  Schade 
gestiftet  werden.  Die  Anstalten  selbst  sollen  nicht  vor  das  Di- 
lemma gestellt  werden,  auf  Grund  ihrer  eigenen  Erhebungen 
Entscheidungen  zu  fällen,  bei  weichen  gar  zu  leicht  Ueberzeu- 
gung  und  Voreingenommenheit  verwechselt  werden  können. 

Nicht  entschieden  genug  kann  dem  Verlangen  entgegenge- 
treten werden,  dafs  eine  gerichtliche  Beeidigung  von  Zeugen  ohne 
vorangegangenes  oder  nachfolgendes  kontradiktorisches  \*er- 
fahren  von  den  .-\nstalten  im  Zuge  der  linfallserhcbungcn  ge- 
fordert werden  dart.  Die  Natur  der  Sache  würde  bewirken,  dals 
die  Beeidigung  ->ich  auf  die  der  Anstalt  genelinien  Zeugen  und 
die  Abhörung  derselben  auf  die  dem  Verletzten  ungünstigen 
Momente  beschränken  würde.  Tugeachtet  dessen  wären  die 
Schiedsgerichte  in  der  Regel  genötigt,  sich  an  solclie  Aussagen 
zu  halten.  In  den  Ausnahinstallen.  in  welchen  sie  zu  einer  neuer- 
lichen Vernehmung  eine-.  Zi  ugcn  schreiten,  stände  derselbe  unter 
dem  Drucke  der  einmal  gemachten  1  )epositiünen.  Eine  solche 
Maf^regel  würde  also  das  heute  schon  fühlbare  prozessuale 
Uebergewicht  der  Anstalten  steigern,  wa-,  allerdings  den  Inten- 
tionen des  Gutachtens  der  Wiener  Anstalt  zu  entsprechen  scheint. 

h  Abweichend  Schiff  a.  a.  ü.  S.  289. 
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Bedeutet  das  heutige  Verfahren  bei  den  Unfallserhebungen 
Oberflächlichkeit,  so  wtirde  die  Uebertragung  desselben  an  die 
Anstalten  Einseitigkeit  zur  Folge  haben.  Gegen  die  erstere  Iflist 

sich  mit  Erfolg  ankämpfen,  läfst  sich  oft  im  schiedsgerichtlichen 
V' erfahren  Remedur  schaifen.  viel  schwerer  aber  gegen  die  letztere. 
Mufs  man  also  die  von  der  Wiener  Anstalt  geforderte  Reform 

ablehnen,  so  ist  mit  um  so  gröfserem  Nachdrucke  eine  Einwir- 
kung auf  die  politischen  Behörden  zu  fordern,  damit  jene  Auf- 
gaben, die  das  Unfall  Versicherungsgesetz  ihnen  zuweist,  eine  be- 
friedigende Lösung  tinden. 

XIV. 

Bei  Beratung  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887  wurde 
von  allen  Seiten  beteuert,  dafs  die  Unternehmer  mit  der  Ein* 
fohrung  der  Zwangsversicherung  einverstanden  seien,  dafs  ihr 
Widerspruch  sich  lediglich  gegen  Einzelheiten,  keineswegs  aber 
gegen  das  Prinzip  als  solches  kehre.  Schon  die  erste  Zeit  nach 
begonnener  Durchfllhning  des  Gesetzes  hat  gezeigt,  wie  opti- 
mistisch solche  Ansichten  waren.  Ein  kdneswegs  unerheblicher 
Teil  der  Unternehmer  hat  der  Verwirklichung  der  Unfallver- 
sicherung alle  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt,  die  überhaupt 
ersonnen  werden  konnten,  alle  Locken  ausgenfltzt,  die  ein  neues 
Gesetz  nur  bietet 

Bald  mit  dauerndem,  bald  mit  vorübergehendem  Erfolge 
haben  zahlreiche  Betriebsinhaber  versucht,  sich  der  X  crslche- 
rungspllicht  zu  entziehen,  l'cber  die  Nachhaltigkcit  dieses  Stre- 
bens kann  man  sich  einen  HegritV  bilden,  wenn  man  erfährt.  daf> 
noch  heute,  4  Jahre  nach  Einführung  der  Versicherung,  selbst  in 
W'ien,  noch  mehr  aber  auf  dem  Lande,  die  Beauftragten  so  ganz 
zufällig  eine  ganze  Reihe  von  Betrieben  treffen,  die  bisher  ihrer 
Anmelde-  und  Versicherungspflicht  nicht  nachgekommen  sind. 
Das  bezieht  sich  keineswegs  nur  auf  kleine  Betriebe  und  solche 
mit  geringer  Unfallsgefahr.') 

Der  §  21  des  Unfallversicherungsgesetzes  verpflichtet  die  Be- 
triebsuntemehmer  binnen  14  Tagen  nach  Ablauf  der  statuten- 
roflfslgen  Beitragsperiode  eine  Berechnung  Ober  die  Hohe  des 
Versicherungsbeitrages  vorzulegen.  Kommt  der  Unternehmer 
dieser  Pflicht  nicht  nach,  so  hat  die  Anstalt  von  Amtswegen  die 


Mitteilungen  der  Arbciter-Unfi.!lvenicheniiigBBii8ta)t  fSr  NiederMteireich 
in  Wien,  No.  13  vom  20.  Juli  1893. 
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Mmie  festzustellen.  Gegen  diese  Feststellung  ist  der  Einspruch 
an  die  LandesbehOrde  und  im  weiteren  Rechtszuge  an  das  Mi* 
nisterium  des  Innern  zulässig. 

Ein  erheblicher  Teil  der  Unternehmer  nützt  diese  Bestimmung 
aus  und  legt  den  Anstalten  keinerlei  Ausweis  vor.  Eine  zu  hohe 
Prämien  bemessung  wird  angefochten,  eine  zu  niedrige  als  ehr* 
lieh  erworbener  Vorteil  hingenommen.  Die  Strafsanktion  des 
§  52  ist  eher  eine  Aufmunterung  als  eine  Abschreckung  gegen» 
Ober  diesem  Verhalten. 

Will  man  dem  hieraus  entstehenden  Uebel  entgegenwirken, 
so  darf  man  sich  nicht  mit  der  Forderung  von  Verzugszinsen 
begnOgen.  Die  Nichtablieferung  der  Beitragsberechnung  mufe 
vor  allem  weitergehende  zivilrechdiche  Folgen  nach  sich  ziehen, 
insbesondere  die  Zulässigkeit  eines  erheblichen  Aufschlages  zur 
Prämie. 

Ein  solcher  rechtfertigt  sich  schon  durch  die  stärkere  Inan- 

spruchnahme  des  Verwaltungsapparates  der  Anstalten,  in  erster 
Linie  aber  durch  die  Erwägung,  dafs  die  Haftung  für  die  Richtig- 
keit der  thatsächlichen  Angaben  in  den  Beitragsberechnungen 
nicht  umgangen  werden  darf.  Diese  Haftung  des  Unternehmers 
kann  aber  naturgemäfs  nur  dann  eintreten,  wenn  er  die  Lohn- 
nachweisungen selbst  vorzulegen  verhalten  wird. 

Den  rnfallvcrsicherungsanstalten  steht  heute  schon  das  Recht 
zu,  durch  Beauftragte  nn  Ort  und  Stelle  diejenigen  Aufschrei- 
bungen der  Betriebsunternehmer  einsehen  zu  lassen,  welche  zur 
Erniittching  der  Bezüge  der  Versicherten  notwendig  sind :  die 
Unternehmer  sind  zur  Vorlage  dieser  Aufzeichnungen  verpllichtet. 
Selbst  die  bisher  bescheidene  Ausnütziing  dieser  Befugnis  bat 
überraschende  Ergebnisse  gezeitigt.  Die  Wiener  Anstalt  hat 
konstatiert,  dafs  der  Unterschlcif  oft  mehr  als  die  Hälfte  des  Bei- 
trages ausmacht,  dafs  im  Baugewerbe  ganze  Bauten  verschwiegen, 
anderwärts  der  Lohn  für  reberstunden  und  Montage,  die  Kran- 
kenkasseiibeiträge,  aber  auch  das  Aequivalent  für  Naturalbezüge 
und  dergi.  in  die  Berechnung  nicht  einbezogen  werden.  Auch  die 
(jattung  der  Unternehmer  ist  vertreten,  die  >,\ch  damit  brüstet, 
die  Anstalt  zu  hintergehen  und  andere  zu  gleichem  Verhalten 
aufmuntert.  Die  Mitteilungen  der  Arbeiterunfallsversicherungs- 
anstalt für  Niederösterreich  in  Wien  enthalten  in  dieser  Richtung 
interessantes  Zificrnmaterial  ^) 


»)  No.  14  vom  5.  Oktober  1893. 
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Das  Recht  der  Einsichtnahme  in  die  Aufschreibungen  der 
Unternehmer,  wie  es  §  23  U.V.G.  statuiert,  verliert  jede  Bedeu- 
tung, sobald  Aufzeichnungen  nicht  geführt  oder  die  geführten 
verieugnet  werden.  Dann  sind  die  Anstalten  wehrlos  den  Unter- 
nehmern preisgegeben,  sie  müssen  jede  Beitragsbercclinung  gelten 
lassen,  wenn  ihnen  nicht  der  Zufall  Einsicht  in  die  Verhältnisse 
des  Betriebes  verschafft. 

Von  dieser  Sachlage  beeinflurst,  liat  die  Regierung  die  Frage 
aufgeworfen,  ob  sich  nicht  die  Statuicrung  der  Pflicht  zur  F'ührung 
von  LohnHstcn  empfiehlt,  und  ob  diese  Pflicht  auf  ahe  der  Ver- 
sicherung unterworfenen  Betriebe  auszudeiinen  sei.  Da  die  Initia- 
tive in  dieser  Frage  von  den  Anstalten  ausgegangen  ist.  so 
ivann  das  Ergebnis  der  Umfrage  vorausgesehen  und  die  Ver- 
wirklichung des  Lohnlistenzwanges  umsomehr  erhofft  werden, 
als  er  auch  im  Interesse  der  anstand  igen  Unternehmer  ge- 
legen ist. 

Damit  sind  freilich  nicht  alle  Schwierigkeiten  beseitigt.  Wird 
ja  gegenwartig  dort,  wo  Lohnlisten  vorhanden  sind,  zuweilen 
Ober  Fälschung  derselben  geklagt.   Sachkundige  wollen  wissen, 

dafs  hie  und  da  eigene  Listen  für  die  Unfall  Versicherungsanstalten 
geführt  werden,  die  selbstredend  zum  Nachteile  der  Anstalten 
von  den  richtigen  Aufzeichnungen  abweichen  Hier  kann  nur 
rücksichtslose  Strenge  und  Anwendung  der  Bestimmungen  des 
Strafgesetzes  Remedur  schaffen. 

Nach  §  18  U.V. (1.  iiat  die  Unfallversicherung^anstnlt  (l.uiiber 
zu  entscheiden,  ob  ein  Betrieb  versieherungsplhchtig  ist.  Sic  liat 
ferner  zu  bestimmen,  in  welche  Gefahi  enklasbe  uml  in  weh  lies 
Gefaiirenperzeiu  jeder  versicherungspllichtige  Betrieb  einzureihen 
ist.  Die  Anstalten  haben  ein  erhebliches  Interesse  daran  die 
Ursachen  der  Betriebsunfälle  festzustellen,  da  hiervon  die  Fort- 
bildung des  Gefahrentarifes,  aber  auch  die  Geltendmachung  von 
Regrefsansprflchen  gegenober  den  Unternehmern  abhangt  End- 
lich sind  die  Anstalten  berufen,  bei  den  politischen  Behörden 
erster  Instanz  die  Erlassung  von  Anordnungen  zur  VerhOtung 
von  Unfidlen  zu  beantragen. 

Alle  diese  Pflichten  setzen  voraus,  dafs  die  Anstalten  die 
Möglichkeit  besitzen,  die  versicherten  Betrit  b(  durch  ihre  Ange- 
stellten besichtigen  zu  lassen.  Ohne  ein  solches  Recht  ist  eine 
sachgemäfse  Entscheidung  unmöglich.  In  der  That  hat  auch  die 
erste  Regierungsvorlage,  welche  die  Kinführung  der  Unfall- 
versicherung in  Vorschlag  brachte,  den  Anstalten  im  §  27  das 
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Recht  eingeräumt«  durch  entsprechend  gebildete  Beauftragte  die 
versicherungspflichtigen  Betriebe  besichtigen  zu  lassen.  Den  le* 
gitimierten  Vertretern  der  Anstalten  sollte  der  Eintritt  in  samt- 
liche Lokalitäten  des  versicherungspflichtigen  Betriebes  jeder- 
zeit, wahrend  der  Nacht  nur  bei  Fortsetzung  des  Betriebes  ge- 
stattet sein. 

Zu  einer  solchen  Mafsnahme  konnte  sich  das  österreichische 
Parlament  nicht  aufraffen.  Mutete  man  den  Unternehmern  Geld- 
opfer zu,  so  hielt  man  es  nicht  für  nöüg,  ihnen  die  Möglichkeit 
abzuschneiden«  sich  denselben  ganz  oder  teilweise  zu  entziehen. 
So  wurde  denn  den  Anstalten  das  Recht  der  Besichtigung  der 
Betriebe  nicht  zuerkannt  und  lediglich  die  Befugnis  erteilt,  durch 
den  zustandigen  Gewerbeinspektor  Besichtigungen  der  Unter- 
nehmungen vornehmen  zu  lassen.^)  Damit  auch  von  dieser  Be- 
fugnis kein  allzureichlicher  Gebrauch  gemacht  werde,  wurde  be- 
stimmt, dafs  die  erwachsenden  Kosten  von  den  Anstalten  zu 
tragen  seien. 

Bisher  konnten  deslialb  die  Anstalten  zur  Besichtigung  eines 
Betriebes  nur  dann  gelangen,  wenn  der  Unternehmer  selbst,  be- 
huk  günstiger  Gefahrenklassifikation,  darum  ansuchte.  Die  Re- 
gierung scheint  nun  gegenwärtig  nicht  abgeneigt  zu  sein,  zur 
Fassung  der  ursprünglichen  Vorlage  zurückzukehren.  Dies  wird 
ihr  durch  einzelne  Anstalten  erschwert,  welche  sich  wehren,  auch 
nur  ein  geringes  Mafs  von  Verantwortung  für  Unfallverhütung 
zu  übernehmen.  Auch  dies  spricht  deutlich  genug  für  den  (ieist 
der  in  der  Leitung  der  Anstalten  herrsciit.  Der  uft  geh(»rte  Satz, 
die  beste  Unfallversicherung  sei  die  Unfallverhütung,  wirti  (1<  shalb 
wdhl  auch  noch  lange  ein  schöner  Ausspruch  ohne  thatsächiiche 
Bedeutung  bleiben. 

XV. 

Wie  der  ( lewerbeausschufs  des  Abgeordnetenhauses.  inü.»>en 
auch  wir  das  Verhalten  der  Arbeiterschatt  gegenüber  der  Unfall- 
versicherung als  ein  skeptisches  bezeichnen.  Die  Nützlichkeit 
der  Zwangsversicherung  wird  zwar  ununiwunden  zugegeben,  aber 
das  Mafs  des  vom  Gesetze  gewährten  als  unzulringlich  erklärt 
und  insbesondere  die  Kostspieligkeit,  sowie  der  bureaukratische 

•i  Eine  K(hisc(ihciiz  dieser  Bcstimniuni;  ist,  d.ifs  eine  Bcsichtitiunp;  laiid-  und 
forstwiits.  hattlii  iu  r  Bt  tt  i<  br,  auf  die  sicl>  die  Kompetenz  des  Gcwcrbcinspeklors 
nicht  ci>treckt,  unmöglich  ist. 
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Zu^  in  der  X'erwaltung  der  UnfallversiclK runi^sanstaltt  n  bekämpft 
und  zur  Beseitigung  dt  letzteren  ein  grcHserer  Kinlluls  der  \'cr- 
sicherten  gefordert.  Wir  haben  die  Frage  der  Selbstverwaltung 
im  Verlaufe  dieser  Abhandlung  bereits  berührt,  es  erübrigt  nur 
die  weiteren  Forderungen,  die  bei  verschiedenen  Anlässen  von 
Seite  der  Arbeiterschaft  erhoben  worden  sind,  zu  bespreche n.^) 
Einzelne  Entscheidungen,  welche  das  Vorhandensein  eines 
BetriebsuntaUes  negierten,  haben  vielfach  Unwillen  hervorgerufen. 
Lflfst  sich  auch  nicht  bestreiten,  dafs  manches  der  ablehnenden 
Erkenntnisse  schwer  zu  rechtfertigen  ist,  so  darf  doch  die 
Schwierigkeit  nicht  verkannt  werden,  welche  die  Abgrenzung 
des  Begriffes  Betriebsunfall  bietet. 

Das  einzige  Mittel,  um  IrrtQroer  auf  das  geringste  Mafs  ein- 
zuschränken, ist  die  Erfüllung  aller  autonomen  Organe  mit  einem 
gröfseren  Mafse  sozialpolitischer  Einsicht  in  die  Aufgaben  der 
Versicherung.  Auch  die  Schaffung  eines  Reichsversicherungsamts 
als  zweiter  Instanz  vermag  nur  dann  einen  Fortschritt  zu  bringen, 
wenn  es  gelingt,  hervorragende  Kräfte  für  dasselbe  zu  gewinnen. 
Mit  der  bisherigen  landesflblichen  Sitte,  neugeschaffene  Stellungen 
blofs  als  Versorgungsgelegenheit  aufzufassen,  mOfste  allerdings 
vollständig  gebrochen  werden. 

Von  grOfserer  Wichtigkeit  itlr  die  Gesamtheit  der  Anspnichs- 
berechtigten  ist  die  Art  der  Berechnung  des  Jahresarbeitsver- 
dienstes. Die  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  haben  zu 
völlig  abweichenden  Interpretationen  Veranlassung  gegeben. 
Manche  Anstalten  haben  als  jahresarbeitsverdienst  unter  allen 
Umständen  das  Dreihundertfache  des  durchschnittlichen  täglichen 
Arbeitsverdienstes  angenommen.  Andere  ziehen  in  erster  Linie 
den  faktischen  Verdienst  innerhalb  des  Jahres  vor  dem  Unfälle 
in  Betracht,  erst  in  zweiter  Linie  schreiten  sie  zur  Annahme 
eines  fiktiven  Arbeitsverdienstes  (des  Dreihundertfachen  des 
durchschnittlichen  täglichen  Arbeitsverdienstes).  Mit  Recht  ver« 
langen  die  Anstalten  hier  eine  Fassung  des  Gesetzes,  die  thun- 
iichst  jede  Zweideutigkeit  ausschliefst. 

Von  welchem  Belange  die  Frage  ist,  ergeben  die  ^tati?>lisi  hen 
Daten  über  die  Dauer  der  Beschäftigung  im  Jahre  1891.  Sieht 


*;  Man  vergleiche  hierzu  die  bisher  erschienenen  Jahrpänge  des  , Arbeiter- 
Khut2*  t>cit  1890),  die  Wiener  „Arbeiterzeitung",  sowii-  die  Verhandlungs- 
protokolJc  des  Verbandet^  der  .Mlgemeinen  Arbeiter-KranJienkassea ,  endlich  die 
Berichte  der  einzelnen  Kraukeiikas!>cii. 
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man  von  den  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betrieben  ab,  so 
schwankt  die  durchschnittliche  Beschäftigungsdauer  eines  Ver- 
sicherten bei  den  8  Anstalten  zwischen  215  Tagen  im  Rayon  der 
Lemberger  Anstalt  und  272  Tagen  im  Rayon  der  Prager  Anstalt. 
Der  Abstand  zwischen  und  innerhalb  der  einzelnen  Industrie- 
giuppen  ist  ein  noch  mehr  in  die  Augen  springender.  Von 
Saisongewerben  abgesehen,  betrug  die  Besehaftigungsdauer  im 
Jahre  1891  in  Tagen 

bei  der  Erzeugung  von  Maschinen  zwischen  249  und  299 
„  ^  Verarbeitung  von  Schafwolle  „  274  „  322 
in    „  Papier-Fabrikation  »       301    ,  356 

bei   ,  Holz -Verarbeitung  «        168    „  284 

^  den  polygraphischen  Gewerben  „  292  „  313. 
Der  Gesetzgeber  mag  nun  heute  der  einen  oder  anderen  der 
dargelegten  Auffassungen  zustimmen,  in  jedem  Falle  würde  eine 
Schädigung  eines  Teiles  der  Verletzten  eintreten.  Nimmt  man  aus- 
schliefslich  das  Dreihundertfache  des  durchschnittlichen  täglichen 
Arbeitsverdienstes  als  Jahresarbeitsverdienst  an,  so  schädigt  man 
jene,  die  faktisch  an  mehr  als  300  T^en  in  Arbeit  gestanden 
sind.  BerOcksichtigt  man  in  erster  Reihe  den  faktischen  Verdienst 
des  letzten  Jahres,  so  benachteiligt  man  die  Arbeiter,  die  an 
weniger  als  300  Tagen  im  Jahre  beschäftigt  wurden.  Die  Folgen 
der  toten  Saison,  die  ja  einem  Wechsel  unterliegt,  treffen  dann 
den  Arbeiter  auch  als  Unfallsrentner,*) 

Unseres  Dafürhaltens  dOrften  die  Absätze  3  und  5  des  §  6 
U.V. (i  den  Weg  andeuten,  auf  welchem  allein  den  Ansprüchen 
der  Verletzten  Rechnung  getragen  werden  kann.  »Findet  der 
Betrieb  setner  Natur  nach  nicht  während  des  ganzen  Jahres, 
sondern  nur  während  einer  gewissen  Betriebszeit  statt."  lautet 
die  fragliche  Bestimmung,  „so  wird  demnach  bei  der  Berechnung 
des  durchschnittlichen  tüglicht-n  Arbeitsverdienstes  nur  die  Zahl 

der  Arbeitstage  während   der  I5i  tn\  h-zcit  be  rücksichtigt  

Das  I  )rt  ihundcrtlache  des  durchsc  hnittUciicn  täglichen  Arbeits- 
verdienätes  gilt  als  Jahrcsarbeitsverdienst." 

In  «iner  Entscheidung  des  Wiener  Schiedsgerichtes  vom  29.  April  1892 
wurden  der  Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes  252  Arbeitstage  su  gründe 
gelegt,  nachdem  der  Betriebsinhaber  erfclirt  hatte,  da&  durch  weniger  intensive 

Arbeit  während  der  toten  Saison  nur  eine  so  kurze  Betricbs/eit  resultiere.  Das 
traf  irt-rade  einen  Arbeiter,  der  nur  kurze  Zeit  in  dem  Betriebe  beschäftigt  war 
und  anderwärts  hohe  Lohne  bc20{c;on  hatte.  Eine  Anpassung  an  die  Verhältnisse 
des  Verletzten  ist  hier  schwer  zu  finden. 
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Hier  tritt  die  Absicht  zu  Tage,  den  fiktiven  Lohn  nicht  unter 
ein  gewisses  Minimum  sinken  zu  lassen:  300  Arbeitstage  sollen 
der  Berechnung  des  Jahresarbeitsverdienstes  bei  Saisongewerben 
unter  allen  Umstanden  zugrunde  gelegt  werden.  Dieser  Grund- 
satz mufs  nun  auch  bei  anderen  als  bei  periodischen  Betrieben 
zur  Anwendung  kommen.  Es  ist  nicht  abzusehen,  warum  die 
Arbeiter  eines  Gewerbes  schlechter  gestellt  werden  sollen.  >ei 
welchem  zwar  eine  tote  Zeit,  aber  keine  periodische  Betriebs- 
einstellung vorkommt. 

Diesem  cr-^tcn  drundsat/.  sollte  als  zwt  itt  r  an^'cr*  iht  werden, 
dafs  der  faktische  Jahrcsarbeitsverdicnst  der  Rentt  nl)eiues-,un«j: 
dann  zugrunde  /.n  legen  ist.  wenn  der  Verletzte  an  mehr  als 
300  l  agen  gearbeitet  hat.  Nur  dann  wäre  zu  erreichen,  dafs 
sich  die  Rente  den  individuellen  Verhaltnissen  anschmiegt.  Dem 
Einwände,  dafs  Beitragsbemessung  und  Rentenzuerkennung  eine 
verschiedene  Basis  haben,  kann  gegenQbergehalten  werden,  dafs 
dies  auch  dann  der  Fall  wäre,  wenn  vom  faktischen  Verdienste 
die  Prämie  berechnet  wQrde,  der  Rente  dagegen  im  Maximum 
ein  Verdienst  von  300  Tagen  als  Unterlage  dient 

Die  Erfahrung  hat  gezeigt,  dafs  der  wirkliche  wie  der  fiktive 
Arbeitsverdienst  zuweilen  solch  einen  Tiefstand  erreichen,  dafs 
die  Lebenshaltung  sich  jener  Grenze  nflhert,  deren  Unterschreitung 
den  Hungertod  bedeutet. Vi  Aus  dieser  Erwägung  ist  die  Be- 
stimmung des  deutschen  Unfallversicherungsgesetzes  ent.sprungen. 
wonach  der  für  Lehrlinge  und  jugendliche  Arbeiter  mit  dem 
Dreihundertfachen  de-  ortsüblichen  Tagciohns  gewrihiilicherTagcs- 
arbeiter  zu  berechnende  Jahrcsarhcitsverdil■Il■^l  am  h  die  Mini- 
malgrenze fürErwachsene  zu  bilden  hat  i<j5..\l)s.4).  I )i<  iVnweiulimg 
dieses  Grundsatzes  auf  erwachsene  Arbeiter  würde  auch  auf  dem 
Gebiete  des  österreichischen  Rechtes  eine  Gleichstellung  vieler  mit 


1)  BlAttert  man  die  Entscheidungen  der  Schiedsgerichte  (.verOlTentlicht  in 
den  .Amtlichen  Nachrichten  des  Xinisterinms  des  Innern,  betreffend  die  Unfidl- 
und  KranJcenversiehcning  der  Arbeiter*)  durch,  so  stOfst  man  ununterbroehen 

auf  Jahreslohnc  von  unter  300  fl.  bei  männlichen  erwachsenen  Arbeitern,  ins- 
bc-^ondcr«.-  in  Bfihmen,  Mahnti  und  Schlesien.  Ah< t  aiidi  Löhne  unter  200  fl. 
sind  anzutreffen  und  in  Galizicn  sogar  ein  Jahrosarbeii.->\ ci  dienst  von  unter  100  fl. 
Dagegen  war  der  Lohn  der  Lehrlinge  und  Pralitikanten  mit  300  fl.  bemessen. 
Man  veredle  Jahrgang  1891,  S.  12,  13,  15,  87,  89,  401  u.  s.  w.  Man  ver- 
gleiche  nudi  den  flir  die  einseinen  Industriegruppen  und  Bezirke  gefundenen 
durchschnittlichen  Tagesverdienst  in  .Die  Gebahrung  und  die  Ergebnisse  der 
Unfallstatistik  elc  (hr  das  Jahr  1891". 
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denLehrlingen  herbeifilhren,  denen  gegenüber  sie  heute  iroNachteile 
sind.  Racksichtlich  der  Lehrlinge  und  Praktikanten  empfiehlt  sich  die 
Bestimmung  dcä  §  6  des  deutschen  Gesetzes  vom  9.  April  1886, 
betreffend  die  Unfall-  und  Krankenversicherung  der  in  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Personen.  Danach 
ist  die  ftlr  verletzte  jugendliche  Arbeiter  festgesetzte  Rente  vom 
vollendeten  16.  Lebensjahre  des  Verletzten  ab,  auf  den  nach  dem 
Arbeitsverdienste  Erwachsener  zu  berechnenden  Betrag  zu  er- 
hohen. Der  gegenwartige  Zustand  mufs  Jedem  als  unhaltbar 
erscheinen.  Man  kann  sich  der  Einsicht  nicht  verschliefsen, 
dafs  der  Schaden  des  Lehrlings  sich  mit  zunehmendem  Alter 
steigert,  eine  Steigerung,  die  in  der  Rente  keine  Ausgleichung 
findet. 

Bei  Schaffung  der  Unfallversicherung  hat  man  gewähnt,  durch 
Fixierung  der  Maximalrente  mit  60  pCt  alles  gethan  zu  haben» 
um  billigen  Anforderungen  zu  genügen.  Man  hielt  die  Rente  ftlr 
so  hoch,  dafs  man  es  nicht  unterlassen  zu  dürfen  glaubte*  die 
Unternehmer  von  jeder  Haftung  für  den  ober  die  Rente  hinaus- 
gehenden Schaden  zu  befreien.  Die  kurze  Zeit  der  Wirksamkeit 
des  österreichischen  Gesetzes  hat  gezeigt,  wie  unberechtigt  die 
Annahme  war,  die  dieser  Bestimmung  zugrunde  lag.  Heute  mufs 
die  Regierung,  müssen  auch  manche  Anstalten  zugeben,  dafs  die 
Maximalrente  von  60  pCt.  des  Jahresarbeitsverdienstes  bei  völliger 
Erwerbsunfähigkeit  nicht  jene  Aufgabe  zu  erfüllen  vermag,  die 
der  Unfallversicherung  zufällt:  den  Invaliden  der  Arbeit  ein 
Existenzminimum  zu  gewährleisten. 

Allerdings  wird  aus  diesem  Zugeständnisse  keineswegs  die 
Konsequenz  gezogen,  die  sich  ungezwungen  ergicbt:  die  Fr- 
höhung  des  Rentenmaxinumis.  Vielmehr  hält  tlic  Regierung 
lediglicli  in  dem  Falle  eine  höhere  Rentt-  lüi  notwendig,  wenn 
der  \'<  rletzle  in  einen  Zustand  g.ln/lielu  r  lIil^^losigkcit  verfällt» 
d.  h.  zur  Fristung  ties  Lebens  der  Wartung  bedai  f. 

Nicht  einmal  in  dieser  Richtung  folgt  die  Wiener  Anstalt 
der  Regierung,  da  sie  gegenüber  der  vorgeschlagenen  Erhöhung 
der  Rente  bis  /um  vollen  Jahn  ^arbeitsverdii  nste  lediglich  ein 
Maximum  von  80  pCt.  zuzugt  stehen  bereit  ist.  Auch  dieses  Zu- 
geständnis soll  ein  KoniiKnsationsojtjt  kt  haben.  Es  ist.  als  würde 
man  es  darauf  anlegen,  vor  alh  r  Welt  den  Beweis  lür  die  sozial- 
politische rnzuhinglichkeit  der  Leitung  zu  erbringen. 

Man  habe  die  Lrlahrung  geniaehl.  dafs  Renten  unter  10  pCt. 
eine  bclangreiciie  wirtschaltlichc  Förderung  des  Verletzten  nicht 
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bedeuten.  In  Konsequenz  dessen  müsse  die  Beseitigung  der 
Renten  unter  10  pCt.  gefordert  werden.  Wir  wissen  nicht,  und 
das  Gutachten  uiiterlüfst  es,  uns  darüber  aufzuklären,  worauf 
diese  Erfahrung  beruht  und  ob  sie  etwa  bei  Ausfertigung  der 
schriftlichen  Rentenerkenntnisse  gt  sammelt  wurde.  Man  niufs 
aber  im  Auge  behalten,  dafs  nicht  weniger  gefordert  wird,  als 
die  Tragung  eines  V'erdienstentganges  bis  nahezu  ein  P'ünftel 
des  Einkommens  durch  den  Verletzten.  Erwägt  man,  dafs  nach 
thatsächlichen  Erfahrungen  der  kleinsten  festen  Einnahme  in  einer 
Arbeiterfamilie  eine  Bedeutung  zukommt,  wie  sie  diejenigen 
nicht  verstehen,  die  sozialpolitische  Fragen  vom  Schreibtische 
aus  beurteilen«  dann  stellt  sich  die  Anregung  als  eines  jener 
Mittel  dar,  das  Mifsverhflltnis  zwischen  Einnahmen  und  Ausgaben 
auf  Kosten  der  Verunglflckten  teilweise  zu  beseitigen. 

I»t  dieser  Vorschlag  ein  vollständig  undiskutierbarer.  so  läfst 
sich  das  Gleiche  nicht  von  dem  Verlangen  sagen,  dafs  bei  kleinen 
Renten  die  Auszahlung  des  Deckun^^skapitals  stattzufinden  habe. 
Bedenkt  man  jedoch,  dafs  bei  Schaffung  der  öffentlich-rechtlichen 
V'ersichcrung  einer  der  leitenden  Gedanken  gewesen  ist.  von 
Kapitalsnnszahlungen  Umgang  zu  nehmen;  berücksichtigt  man, 
weich  geringe  Bedeutung  ein  kleines  Kapital  in  den  Händen  des 
Arbeiters  hat  untl  wie  leicht  es  verschwindet,  so  kann  man 
auch  diese  Anregung  als  eine  praktisch  verwertbare  nicht  aner- 
kennen. 

Die  Stellungnahme  der  Unfallversicherungsanstalten  zu  den 
meisten  der  hier  besprochenen  Fragen  kennzeichnet  sich  als 
eine  äufserst  einseitige.  Es  ist,  als  waren  die  Anstalten  um  ihrer 
selbst  willen  gegrflndet,  als  wfiren  sie  nicht  berufen,  die  Inter- 
essen der  Verletzten  in  erster  Reihe  zu  wahren.  Diese  Ein- 
seitigkeit  tritt  in  besonders  schroffer  Weise  in  der  Auffassung 
zutage,  welche  einzelne  Unfallversicherungsanstalten  zu  der 
grundlegenden  Frage  der  \^oraussetzungcn  des  Rentenanspruchs 
einiicnommen  haben.  Die  Frage  greift  so  sehr  in  den  ganzen 
Organismus  der  Unfallversicherung  ein,  daf^  es  notwendig  ist, 
ihrer  B(  sprechung  etwas  mehr  Raum  zu  gönnen. 

Nach  dem  Gesetze  vom  2Ö.  Dezember  1887  bildet  den  (iegcn- 
stand  der  Versicherung  der  Frsatz  des  Schadens,  der  diuch  eine 
Körperverletzung  oder  durch  den  Tod  eines  Versicherten  hervor- 
gerufen wird.  Dieser  Schadenersatz  besteht  im  Falle  gänzlicher 
£rwerbsun(3Üiigkeit  in  einer  Rente  von  60  pCt  des  jahresarbeits- 
verdienstes,  bei  teil  weiser  Erwerbsunfthigkeit  in  einem  Bruchteil 
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dieser  Rente,  welcher  nach  dem  Mafse  der  verbliebenen 

Erwerbsfilhigkeit  zu  bemessen  ist. 

Die  Mehrzahl  der  Anstalten,  an  der  Spitze  die  Wiener,  ver- 
treten die  Auffassung,  dafs  unter  Schaden  lediglich  ein  ökono- 
mischer Nachteil  zu  verstehen  sei.  Mit  dieser  Bezeichnung  haben 
sie  freilich  ihren  Standpunkt  nicht  genügend  charakterisiert.  Eine 
ökonomische  Schädigung  des  Verletzten  ist  gewils  auch  darin  zu 
erblicken,  dafs  er  weit  schwerer  als  ein  Mensch  mit  gesunden 
Gliedern  Arbeit  findet,  dafs  seine  Konkurrenzfähigkeit  auf  dem 
Arbeitsniarkte  eine  geminderte  wird.  Aber  auch  die  Möglichkeit 
der  Krringung  eines  höheren  Einkommens  und  günstigerer  Arbeits- 
bedingungen geht  nach  dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge  für 
Verkrüppelte  verloren,  und  auch  das  mufs  als  wirtschafdicher 
Schade  aufgelafst  werden. 

E'ür  die  österreichischen  Unfallversicherungsanstalten  gelten 
solche  Beeinträchtigungen  der  wirtschaftlichen  Sphäre  nicht  ai^ 
ökonomische  Schädigung,  lediglich  der  Lohnausfall  wird  aK  solche 
anerkannt.  DenigemiUs  wird  die  Rente  jedem  entzogen,  der  nach 
wie  vor  dem  Unfälle  unter  gleichen  Lohiu erhältnissen  beschäftigt 
ist.  Ob  dabei  ein  Teil  des  Lohnes  aus  Mumanitätsrücksichtcn 
gewährt  wird,  bleibt  unbeachtet.  Es  genügt  den  Anstalten  das 
Faktum  der  Auszahlung  desselben  Lohnes,  um  die  Rente  zu  ver- 
weigern, wie  ihnen  die  Hohe  des  nach  dem  Unfälle  erreichten 
Verdienstes  als  Mafsstab  bei  Bemessung  der  Rente  dient^) 

Die  Rente  wird  sonach  nicht  bei  jeder  ökonomischen  Schädi- 
gung, sondern  nur  bei  Lohnverlust  gewahrt  Dieser  Auslegung 
steht  freilich  der  Wortlaut  des  §  6  im  Wege,  indem  er  die  Höhe 
der  Rente  von  dem  Mafse  der  verbliebenen  ErwerbsßÜiigkeit  ab- 
hängig macht  Der  darin  liegenden  Schwierigkeit  zu  entgehen, 
hat  das  Schiedsgericht  der  Wiener  Unfallversicherungsanstalt 
keinen  anderen  Ausweg  zu  finden  vermocht,  als  eine  Interpretation 
des  Begriffes  Erwerbsfähigkeit,  die  jedem  als  eine  gezwungene 
erscheinen  mufs.  „So  lange  ihm  (dem  Verletzten)  ein  Schade 
durch  den  Betriebsunfall  nicht  entstanden  ist,  erscheint  er  auch 

'»  Dies  bedarf  einer  Eiii-.chr.inkutig.  Das  Maxiimiin  der  I<«-ntf  darf  die  so- 
genannte ^medizinische"  Krwt rl''-unraliii:kcii  (in  Ütsttrrc-ich  existiert  noch  eine 
andere,  die  im  Lohneinkomracn  ilircn  Aufdruck  findet»  nicht  überschreiten.  Der 
Lohnaosfiül  hört  auf,  Mafsstab  der  Erwerbsunfähigkeit  zu  sein,  sobald  er  grftfser 
ist,  als  dem  von  den  Aenten  anerkannten  Grade  der  ErwerbsunfUiigkeit  ent- 
spricht; er  wird  zum  Mafsstab ,  wenn  er  kleiner  ist  als  die  Erwerbsunfllugkeit. 
Nach  Logik  wird  man  in  diesem  System  vergeblich  suchen. 
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nicht  erwerbsunfilhig,*  so  lautet  der  flberraschende  Ausspruch  in 
dem  Erkenntnisse  vom  26.  September  1891,  Z.  SH.  Und  in  einem 

weiteren  Urteile  vom  30.  Oktober  1891  wird  wörtlich  erklärt:  „Es 
ist  klar,  dafs  ein  Verletzter,  so  lange  er  den  gleichen  Lohn  wie 
vor  dem  Unfälle  bezieht,  für  die  Dauer  dieses  speziellen  Lohn- 
verhältnisses als  erwerbsunfähig  im  Sinne  des  §  6  nicht  betrachtet 
werden  kann,  weil  die  Voraussetzung  der  Erwerbsunfähigkeit 
ein  Schade  als  P'olge  des  Betriebsunfalles,  d.  i.  ein  Ausfall  an 
Verdienst  gegenüber  der  Zeit  vor  dem  Unfälle  bildet i)." 

Während  man  gewohnt  ist.  einen  Schaden  als  Folge  der 
Verminderung  der  Erwerbslähigkeit  zu  betraehten,  wird  er  hier 
zur  Voraussetzung  derselben  gestempelt.  Mit  anderen  Worten: 
nicht  der  Betriebsunfall,  sondern  der  Lohnentgang  bewirkt  die 
Erwerbsunfähigkeit  Diese  Interpretation,  welche  jede  Wider- 
legung QberflOssig  macht,  hat  Konsequenzen  nach  sich  gezogen, 
die  sie  ohne  weiteres  ad  absurdum  fohren.  Bei  Lehrlingen  mu&te 
mit  der  gleichen  Argumentation  die  Rente  verweigert  werden, 
sobald  mnr  derselbe  Lohn  vom  Lehrlinge  bezogen  wurde.  Bei 
Verletzungen,  die  die  Erwerbsfflhigkeit  nicht  vollständig  auf- 
heben, wird  in  der  Regel  im  späteren  Alter  der  Verdienst  wie 
wahrend  der  Lehrzeit  erreicht  werden.  Diejenigen,  welche  eine 
noch  so  schwere  Verletzung  als  Lehrlinge  erleiden,  sind  vom 
Rentenbezuge  dauernd  ausgeschlossen  und  werden  als  erwerbs- 
unfähig nicht  angesehen,  wenngleich  sie  ein  mit  ihrem  Alter  ent- 
sprechend wacii^endes  Einkommen  nicht  zu  erlangen  vermögen. 
Es  ergibt  sich  hieraus,  dafs  die  Versicherung  der  Lehrlinge 
faktisch  nur  für  den  l  all  völliger  Erwerbsunfähigkeit  heute  in 
Oesterreich  zu  Recht  besteht. 

Ebenso  merkwürdig  ist  eine  wettere  KonMquenz  der  geschil- 
derten Auflassung.  Wer  möchte  es  glauben,  dafs  ein  vor  der 
Amputation  eines  Armes  unmittelbar  befindlicher  bettlägeriger 
Arbeiter  als  erwerbsiUiig,  wenn  auch  im  Sinne  des  Unfallver- 
sicheningsgesetzes  erklärt  werden  kann?  Dies  ist  in  einem  Er- 
kenntnisse des  Schiedsgerichts  der  Wiener  Unfallversicherungs- 
anstatt  geschelu  weil  der  Verletzte  wahrend  des  Heilverfahrens 
seinen  Lohn  fortbezogen  hat.  Das  genQgt,  um  zu  zeigen,  wohin 
die  Interpretation  des  §  6  die  Anstalten  geführt  hat. 

Faf^st  man  dabei  in's  Auge,  wie  mannigfache  unliebsame  Folgen 
die  Verwirklichung  jener  Auffassung  nach  sich  ziehen  mufs ,  so 
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wird  man  Ober  die  Leichtigkeit  staunen,  mit  welclier  die  Anstalten 
darangegangen  sind,  solche  Gesetzesauslegungen  ins  Leben  ein- 
zuführen. Der  Arbeiterwechsel  ist  in  zahlreichen  Betrieben  no« 
torisch  ein  grofser.  Zeiten  der  Arbeitslosigkeit  alternieren  in 
mehr  oder  minder  grofser  Regelmäfsigkeit  mit  Zeiten  voller  Be- 
schäftigung. Es  dflrfte  nicht  unwahrscheinlich  sein,  dals  der 
Wechsel  der  Arbeitsstelle  bei  Verletzten  eine  häufigere  Erschein 
nung  ist.  Mit  Eintritt  der  Arbeitslosigkeit  wird  nun  von  den 
österreichischen  Anstalten  die  Rente  gewährt,  nach  Aufhören  der- 
selben  wieder  entzogen.  So  kann  es  kommen,  dafs  mehrmals  im 
Jahre  Rentenfestsetzungs-  und  Rentenablehnungsbescheide  er- 
fliefsen. 

Viele  Verletzte  unterlassen  es  aus  mannigfachen  Gründen» 
im  Falle  tier  Arbeitslosigkeit  die  Rente  zu  begehren.  Andere 
halten  sich  nicht  für  verpflichtet.  Mitteilung  über  den  Bezug  des 
gleichen  Lohnes  zu  machen.  Dies  hat  zur  Einführung  einer  Art 
Kontrolle  über  die  Einnahmen  der  Rentner  geführt,  die  ein 
Uebriges  thut,  um  die  Anstalten  bei  den  beteiligten  Arbeitern  un- 
populär zu  machen.  Auch  hier  begegnen  wir  jener  sozialpolitischen 
Kurzsichtigkeit,  die  die  ausschliefsliche  Sorge  in  der  Herstellung 
oder  Aufrechtcrhaltung  des  versicherungstcchnischen  Gleich- 
gewichtes sucht.  Mit  tjewohntem  Gefühl  für  das  Richtige,  ist  das 
deutsche  Reichsversicherungsamt  den  Versuchen,  eine  ähnliche 
Interpretation  einzubürgern,  entgei^cngetreten,  indem  es  die  Fort- 
dauer des  bisherigen  Arbeitsverhältnisses,  ebenso  wie  den  Bezug 
eines  gleichen  oder  höheren  Lohnes,  als  gleichgiltig  lür  den 
Rentenbezug  erklärte. 

Von  Bedeutung  ist  noch  die  Forderun<j;  der  Arbeiter  nach 
Gleichstellung  der  unehelichen  und  ehelichen  Kinder  beim  Ri  nten- 
ausujafse.  Man  mufs  sich  denn  doch  die  Frage  vori  gen ,  ob 
die  Bestrafung  der  unehelichen  Waisen  irgend  weli  !u  Berechti- 
gung hat  oder  auch  nur  einen  vernünftigen  Zweck  verfolgt 
lirides  darf  verneint  werden.  Auf  cicm  Gebiete  der  Unfallver- 
sicherung wird  man  sicherlich  den  Schlüssel  zur  Verhütung  un- 
ehelicher Geburten  vergebens  suchen. 

Bei  der  Aszendc  ntriu  ent»-  hai  c]a>  lü  fordernis,  dafs  der  Ge- 
tötete der  einzige  ICmahrer  der  FItern  gewesen  sein  müsse,  zur 
Folge  gehabt,  dafs  im  Jahre  1890  nur  54.  im  Jahre  1891  gar 
nur  30  anspruchsberechtigte  Personen  zugewachsen  sind.  Will 
man  durch  die  Unfallversicherung  in  der  That  die  durch  Be- 
triebsunfiüle  hervorgerufene  Not  lindern,  dann  mufs  man  sich  mit 
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dem  Nachweise  begnügen,  dafs  der  Getötete  zum  Teile  zur  Er- 
haltung seiner  Eltern  beigetragen  habe. 

Nicht  ohne  Belang  ist  die  Vorschrift  Ober  Präklusion  des 
Klageanspruches.  Nach  §  59  des  deutschen  Gesetzes  geht  der 
Anspruch  dann  verloren,  wenn  er  nicht  binnen  zwei  Jahren  vom 
Unfalltage  gerechnet,  angemeldet  wird.  Doch  ist  auch  nach  Ver- 
lauf  dieser  Frist  der  Anmeldung  Folge  zu  geben,  wenn  die  Folgen 
des  Unfalles  erst  spater  bemerkbar  geworden  sind,  oder  der  Be- 
rechtigte an  der  Verfolgung  seines  Anspruches  durch  aufserhalb 
seines  Willens  liegende  Verhältnisse  gehindert  worden  ist.  Das 
österreichische  Gesetz  läfst  den  Anspruch  nach  Ablauf  eines 
Jahres  unter  allen  Umständen  erlöschen,  was  schon  mannigfache 
schwere  Unbilligkeit  bewirkt  hat.  Eine  Annäherung  an  das 
deutsche  Gesetz  ist  hier  am  Platze. 

Von  den  Anstalten  ist  eine  Anregung  in  dieser  Richtung 
nicht  ausgegangen.  Wohl  aber  in  der  Frage  der  Anfechtungs- 
frist  von  Anstaltsbesclieiden,  die  gegenwärtig  glcichlails  I  Jahr 
beträgt.  Mit  Rücksicht  auf  die  Zurückgebliebenheit  mancher  Ge- 
genden, sowie  auf  die  Schwerfälligkeit  der  Massen,  empfiehlt  es  sich 
nicht  eine  kOrzere  Frist  einzuiUhren,  welche  die  Hilflosigkeit  der 
Rentner  noch  steigern  wflrde. 

XVL 

Im  engen  Rahmen  einer  Abhandlung  konnten  wir  nur  die 
wichtigsten  Fragen  auf  dem  Gebiete  der  Unfallversicherung 
streifen,  vereinzelt  in  die  Details  eingehen.  Wir  sind  dabei  zu 
ahnlichen  Ergebnissen  in  der  Kritik  der  gegenwärtigen  Zustände 
gelangt,  wie  der  Bericht  des  (W  werbcausschusses  des  Abgeord- 
n«-tenhau>fs:  Unternehmer  und  Arbeiter  stehen  skeptisch,  ja  fast 
ablehnend,  der  Unfallversicherung  gegenüber. 

Als  l'rsache  dieser  Erscheinung  niufsten  wir  den  Mangel 
sozialpolitischer  Einsicht  in  den  zur  Durchführung  des  Gesetzes 
berufenen  Kreisen,  sowie  den  überwiegenden  Einllufs  der  Ver- 
sicherungstechniker bezeichnen. 

Angesidits  dieser  Sachlage  kann  sich  die  Aufgabe  der  Ge- 
setzgebung nicht  darauf  beschranken,  einzelne  Bestimmun  gen  zu 
verbessern,  andere  neu  aufzunehmen.  Es  muls  organisatorisch 
eingegriffen  werden  und  dazu  bietet  in  erster  Reihe  die  Errich- 
tung  eines  Reichsversicherungsamtes  Gelegenheit.  Auf  diesem 
Wege  kann,  bei  entsprechender  Ausgestaltung,  ein  neuer  Geist 
in  die  Arbeiterversicherung  gebracht  werden. 
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Aber  auch  die  Scha^ng  einer  wirklich  autonomen  Verwal> 
tung  ist  als  Mittel  zu  betrachten,  das  dem  gleichen  Ziele  näher 
bringen  kann.  Daraus  ergiebt  sich  als  Forderung  die  Beseiti- 
gung der  berufsgenossenschaftlichen  Unfallversicherungsanstalt 
der  Eisenbahnen  und  die  Nichtzulassung  weiterer  Berufsgenossen- 
Schäften.  Mit  dieser  Form  der  Organisation  hat  sich  die  Be- 
teiligung der  Arbeiter  an  der  Verwaltung  als  unvereinbar  er- 
wiesen. 

Von  grundlegender  Wichtigkeit  ist  die  Ausdehnung  des  Ver- 
sicherungszwanges auf  die  gesamte  lohnarbeitendc  Bevölkerung, 
sowie  auf  jenr  gewerblichen  und  landwirtschaltlichen  Unter- 
nehmer, die.  gleich  wie  die  Lohnarbeiter,  nichts  besitzen,  als 
ihre  Arbeitskraft,  bei  welchen  der  Verlust  oder  die  X'erminde- 
rung  derselben  die  Vernichtung  der  ökonomischen  Selbständig- 
keit im  Gefolge  hat. 

Dies  sind  die  Forderungen  prinzipieller  Natur,  die  aufge- 
stellt werden  roflssen.  Wie  grofs  ist  heute  die  Hoffnung  auf 
Erftlllung  derselben?  Wir  haben  gesehen,  wie  einschneidend 
die  politischen  Verhältnisse  sich  bisher  bei  dem  Zustandekommen 
und  der  Durchftlhning  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1887 
geltend  gemacht  haben.  Dies  wird  auch  in  Zukunft  nicht  anders 
werden.  Es  ist  deshalb  nicht  schwer  vorauszusagen,  dafs  die 
gegenw.lttige  politische  Machtverteilung  in  Oesterreich  lahmend 
auf  die  Fortentwicklung  der  Arbeiterverstcherung  wirken  wird. 
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Die  preufsische  Steuerrefonn. 
Ihre  Stellung  in  der  allgemeinen  Verwaltungs-  und  Sozialpolitik. 

Von 

Dr.  J.  JASTROW, 
Privatdoient  an  der  Univenittt  Berlia. 

In  den  Stcucrj^esetzen  dei  jahre1891  und  1893  i.-^t  die  preufsische 
Verwaltungsgesetzgebung.  zum  ersten  Mal  seit  langer  Zeit,  wieder 
mit  einer  Leistung  vor  die  Welt  getreten,  welche  einer  weit- 
reichenden Beachtung  sicher  ist   Zu  dem  gesetzgeberischen  Ge- 
meingut der  europaischen  Staatenfamilie  haben  im  Laufe  der  Zeit 
die  verschiedensten  Lander  ihren  Beitrag  geliefert;  und  stellte 
man  Vergleiche  an,  so  konnte  in  froheren  Zeiten  das  Königreich 
Preufsen  in  Ehren  bestehen.   Von  dem  Staate  Friedrichs  des 
Grofsen  war  einst  der  Gedanke  religiöser  Duldung  und  Auf- 
klarung ausgegangen,  der  wenige  Jahrzehnte  spater  die  euro- 
paische Gesellschaft  ergriffen  und  teilweise  umgestaltet  hat  Noch 
vor  Ablauf  des  18.  Jahrhunderts  wurde  hier  das  Allgemeine  Land- 
recht verkandet,  das  erste  geschriebene  Gesetzbuch,  welches  die 
europaische  Geschichte  seit  Justinian  aufzuweisen  hatte;  und  die 
Garantie  der  Freiheit  und  Rechtssicherheit,  die  in  der  schrift- 
lichen Aufzeichnung  des  Rechts  liegt,  ist  kurze  Zeit  spater  durch 
die  zweite  Leistung  dieser  Art,  durch  den  Code  NapoMon  und 
seine  Nachahmungen,  zum  Gemeingut  eines  grolsen  Teiles  der 
zivilisierten  Welt  gemacht  worden.  An  der  Schwelle  des  19.  Jahr- 
hunderts war  der  erste  Staat,  welcher  der  damals  modernsten 
Volkswirtschaftslehre,  den  Ideen  von  Adam  Smith,  in  seine  Ver- 
waltung Einlafs  gewährte,  dieses  im  Kriege  zusammengebrochene 
und  auf  seinen  halben  Umfang  reduzierte  Königreich.  Die  Lösung 
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der  das  Individuum  einengenden  Schranken,  die  Aufhebung  der 
Leibeigenschaft  auf  dem  Lande  und  der  Zunftabhftngigkeit  in  den 
Stüdten.  der  Heginn  einer  Beteiligung  des  Bürgertums  an  den 
Verwaltungsgeschaften  durch  die  „Städteordnung",  die  Ikgrün- 
dung  der  Landesverteidigung  auf  die  demokratische  Grundlage 
der  allgemeinen  Wehrpflicht  —  alles  das  waren  Leistungen, 
welche  nach  dem  damaligen  Stande  sozialpolitisch-volkswirtschau- 
licher  Erkenntnis  den  preufsischen  Staat  zu  einem  der  vorge- 
schrittensten machten.  Die  Wendung  von  der  hergebrachten 
europäischen  Schutzzollpolitik  zu  einer  mehr  freihändlerischen 
Aurtassung  des  Weltverkehrs,  wie  sie  sich  in  dem  Zolltarif  von 
1818  und  sodann  in  dem  deutschen  Zollverein  von  1834  aus- 
s{)rach.  war  mehr  als  das:  sie  stellte  den  preufsischen  Staat  allein 
an  die  Spitze  der  Entwicklung,  welche  zuerst  die  anderen  deut- 
schen Staaten,  dann  aber  auch  das  übrige  Europa  ergriff  und 
Generationen  hindurch  die  Richtung  der  europäischen  Handels- 
politik bestimmte.  Allen  diesen  Leistungen  ging  das  ganze  18.  und 
19.  Jahrhundert  hindurch  die  Ausbildung  einer  peinlich  sauberen 
Finanzkontrolle  zur  Seite,  welche  die  Potsdamer  Oberrechnungs- 
kammer  zum  Schrecken  aller  preufsischen  Beamten  und  zum 
sprichwörtlichen  Ausdruck  eines  Non-plus-ultra  von  rechnerischer 
Genauigkeit  machte.  Es  war  eine  Falle  von  Anregungen,  die  von 
diesem  kleinen  Staatswesen  ausgegangen  waren,  als  dasselbe  aut 
dem  Gebiete  des  Parlamentarismus  sich  zuerst  passiv  und  niemals 
mehr  als  rezeptiv  verhielt 

Seitdem  in  den  sechziger  und  siebziger  Jahren  von  Preufsen 
aus  die  Begründung  des  Deutschen  Reiches  eriolgt  war,  hörte 
man  nichts  mehr  von  ähnlichen  Leistungen  der  preufsischen  Ver* 
waltung.  Was  in  neuester  Zeit  von  unserer  Gesetzgebung  fOr 
andere  europäische  Staaten  vorbildlich  geworden  ist,  namentlich 
die  Armeeverfassung  und  die  Arbeiterversicherungs-Gesetzgebung, 
gehört  dem  Reichsleben  an.  Inzwischen  hatte  die  preufsische 
Verwaltungsreform  lange  gestockt  und  bei  ihrer  Fortführung  in 
einer  Reihe  von  Kreis-  und  Provinzialordnungen,  Zustflndigkeits- 
gesetzen  etc.  ein  Aussehen  erhalten,  das  schon  wegen  der  Kom- 
pliziertheit seiner  Züge  einer  Uebertragung  auf  andere  Staaten 
gflnzlich  unfähig  sein  mufste.  In  dem  Lande,  dessen  Schulmeister 
bei  Sadowa  gesiegt  haben  sollte,  wurde  ein  Schulgesetzcntwurf 
vorgelegt,  der  in  mancher  Beziehung  die  Stellung  der  Schule, 
wenn  auch  nicht  gerade  hinter  die  Vorschriften,  so  doch  hinter 
die  Anschauungen  des  Allgemeinen  Landrechts  zurückgeschraubt 
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hatte.  Die  Verstaatlichung  der  preufsischen  Eisenbahnen,  welche 
eine  zentralisierte  Gcschaft-sverwaltung  schuf,  wie  sie  die  Welt 
liaum  je  gesehen  hatte,  verlief  ohne  die  grofsen  Rdornien,  die 
man  sich  von  dem  Experiment  der  Verstaatlichung  eines  so  be- 
deutenden Verkehrsinstitutes  versprochen  hatte.  Das  Ministerium 
Ar  Handel  und  Gewerbe»  das  eigentliche  preufsische  Ministerium 
für  Sozialpolitik,  hatte  von  den  neuen  Aufgaben  seines  Ressorts 
so  wenig-  in  sich  aufgenommen,  dafs  es  sogar  ein  Jahrzehnt  hin- 
durch im  Nebenamt  verwaltet  werden  konnte.  Es  schien,  als  ob 
diese  Verwaltung  mit  der  von  ihr  ausgegangenen  Neubelebung 
des  deutschen  Gesamtstaatskörpers  seine  Kräfte  nach  oben  hin 
verausgabt  hatte. 

Wo  in  sozialpolitischer  Beziehung  die  Reichsgesetzgebung 
dem  preufsischen  Gesetzgebungsapparat  Raum  liefs.  zeigte  der 
letztere  sich  nir^eruls  als  treibender  Sporn.  Es  mufste  einen 
geradezu  deprimierenden  Eindruck  machen,  wenn  man  sah.  dafs 
selbst  die  geringen  sozialpolitischen  Errungenschatu.ii  ticr  Keichs- 
gewerbenovelle  zu  grofs  waren,  als  dafs  der  pr»  ufsische  Gesetz- 
gebungsapparat, der  dieselbe  Materie  für  die  Bergwerke  zu 
l(Vsen  hatte,  ihnen  auch  nur  hätte  iolgen  können. 

Darin  liegt  die  grofse,  Ober  Preufsen  hinausreichende  Bedeu- 
tung der  neuen  Steuergesetzgebung,  dafs  jetzt  wiederum  auf 
einem  Gebiete  von  Preufsen  eine  Leistung  ausgeht,  welche  alle 
anderen  Staaten  zu  beachten  haben.  Und  hiermit  mag  es  ge- 
rechtfertigt sein,  dafs  die  Vorlagen  des  letzten  Landtages,  ob- 
gleich sie  in  der  Hauptsache  in  der  Form,  in  welcher  sie  im 
filnften  Bande  dit  st  r  Zeitschrift  besprochen  wurden,  auch  Gesetz 
geworden  sind,  hier  gleichwohl  noch  einmal  zum  Gegenstande 
einer  ausführlichen  Besprechung  gemacht  werden. 

Wenn  die  Aenderungen  auch  nirgends  das  System  der  Vor- 
lage erschüttert  haben,  so  sind  sie  doch  nicht  so  unbedeutend, 
dafs  sie  nicht  einer  näheren  BetraclUung  sehr  würtÜLj  würen. 
Auch  ist  im  Laufe  der  N'erhandlungen  manche  Redeäufserung 
gefallen,  mancher  Redekampf  durchgefochten  worden,  der  gerade 
unter  sozialem  Gesichtspunkte  zu  charakteristisch  ist,  als  dafs  er 
in  den  Tiefen  der  stenographischen  Berichte  vergraben  bleiben 
dorfte.  Endlich  aber  wird  von  einem  so  umfiusenden  Gesetz- 
gebungswerk mancher  Abschnitt  in  seiner  Bedeutung  erst  klar, 
wenn  man  ihn  längere  Zeit  durchdacht  hat 

Die  Vermögenssteuer,  welche  nicht  nur  in  der  preufsischen, 
sondern  (wenn  man  von  der  Schweiz  absieht)  in  der  gesaroten  mo- 
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dernen  europäischen  Steiiergeschichte  ein  Novum  bildet,  wollen  wir 
hierbei  durch  die  parlamentarischen  Verhandlungen  hindurch  ver- 
folgen. Im  übrigen  wollen  wir  uns  begnügen,  drei  Seiten  des 
Reformwerkes  an  drei  sozialpolitisch  wichtigen  Beispielen  zu  be- 
sprechen: die  kommunale  Vorbelastung  des  Besitzes  an  der  Be- 
handlung der  (iruiidsteuer ;  die  Erfassung  des  Grofskapitals  an 
der  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften;  den  Kinflufs  auf  die 
allgemeine  Verwaltungspolitik  an  der  Stellung  der  Gutsbezirke. 
Dem  lassen  wir  einen  Abschnitt  zur  „allgemeinen  Orientierung* 
vorangehen  und  ein  Schlufswort  über  „Fortsetzung  der  Reform* 
folgen. 

I. 

Allgemeine  Orientierung. 

Das  System  der  direkten  Staatssteuem  in  Preufsen  bestand 
aus  einer  Grund-,  Gebflude-  und  Gewerbesteuer,  neben  welchen 
eine  Klassensteuer  allmählich  zu  einer  Steuer  vom  Einkommen 
erwuchs.  Die  Grundsteuer,  seit  Jahrhunderten  ein  Gegenstand 
des  Streites  zwischen  den  Grundbesitzern,  welche  sie  als  fixierte 
Last,  und  der  Landesregierung,  welche  sie  als  wechselnde  Steuer 
vom  Ertrage  betrachten  wollte,  war  zuletzt  durch  Gesetz  vom 
Jahre  1861  dahin  geregelt  worden,  dafs  sie  den  festen  Betrag  von 
zehn  Millionen  Thalem  ergeben  sollte,  umzulegen  nach  einer 
Reinertragstaxe,  welcher  sämtliche  Grundstöcke  des  Landes  unter 
Berücksichtigung  der  Getreidepreise  zwischen  1837  und  1860  in 
einem  ewig  sich  gleichbleibenden  Kataster  unterworfen  wurden. 
Die  Umlegung  ergab  eine  Abgabe  von  circa  9,5  pCt  des  einge- 
schätzten Reinertrages.  Nach  Einverleibung  der  neuen  Provinzen 
im  Jahre  1866  wurde  das  Kontingent  der  Grundsteuer  auf  rund 
40  Bilillionen  Mark  erhöht.  —  Im  Unterschiede  von  der  Grund- 
steuer sollte  die  GebAudesteuer  nach  dem  wechselnden  Ertrage 
der  Gebäude  ebenfalls  wechseln.  Doch  sollte  nur  alle  15  Jahre 
eine  Neueinschfltzung  nach  dem  Durchschnitt  der  letzten  10  Jahre 
vorgenommen  werden.  Von  den  dabei  ermittelten  Jahreserträgen 
sollten  Wohngebäude  4  pCt.,  gewerbliche  Gebäude  2  pCt.  ent- 
richten, landwirtschaftliche  Gebäude  jedoch  (als  in  der  Grund- 
Steuer  bereits  veranschlagt)  vollständig  frei  bleiben.  —  Die  Ge- 
werbesteuer, erwachsen  aus  einer  kleinen  Lizenzabgabe,  welche 
an  Stelle  der  ehemaligen  Gewerbebeschränkungen  getreten  war, 
wurde  in  verschiedenen  Klassen  und  Abteilungen  erhoben  mit 
einem  so  bescheidenen  Maximalsatz.  dafs  derselbe  die  im  Zeit- 
alter des  Dampfes  aufkommenden  Grofsindustrieen  fast  gar  nicht 
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belastete  und  weitaus  den  p^röfsten  Teil  der  Steuer  den  mitt- 
leren und  unteren  Schichten  zu  tragen  gab.  —  Die  Klassensteuer, 
ursprünglich  an  die  Stelle  einer  gleichmäfsigen  Kop&teuer  die 
Besteuerung  nach  gesellschafUichen  Klassen  setzend,  hatte  schon 
im  Jahre  1851  für  die  Einkommen  Ober  3000  Mk.  einer  Steuer 
vom  Einkommen  Platz  machen  müssen,  und  auch  was  unter 
3000  ML  als  wKlassensteuer*  Qbrig  blieb«  wurde  in  einen  regel- 
rechten Tarif  nach  der  Höhe  des  Einkommens  gebracht.  Durch 
einige  Novellen  der  siebziger  und  achtziger  Jahre  waren  die 
untersten  Stufen  der  Klassensteu^r  i^anz  oder  teilweise  ausser 
Hebung  gesetzt.  —  Neben  diesem  System  von  Staatssteuern  be- 
standen in  den  circa  40C)00  Gemeinden  des  preufsischen  Staates 
fast  ebenso  viele  autonome  Geim  intle-Steuerverfassungen .  nur 
mtihsani  durch  einige  wenige  Bestimmungen  der  Städtcordnungen 
und  der  Landgemeindeordnungen  sowie  durch  eine  gewiss«  Gleich- 
mäfsigkeit  in  den  Wrlügungen  der  vorgesetztt  n  Staatsbehörden 
vor  allzu  grofsen  Abweichungen  geschützt.  In  der  Kegel  deckten 
die  stadtischen  Kommunen  den  Hauptteil  ihrer  Bedürfnisse  durch 
Zuschlage  auf  die  staatliche  Einkommensteuer.  In  zahlreichen 
Städten  wurde  daneben  auch  ein  Zuschlag  zur  Grund-,  Gebaude- 
oder  Gewerbesteuer  erhoben,  wahrend  auf  dem  Lande  vielfach 
die  Grundsteuer  allein  als  Unterlage  filr  die  Bemessung  der  Kom- 
munalbedOrfnisse  diente.  Statt  dieses  Systems  der  Zuschlage  be- 
sagen aber  viele  Kommunen  auch  eigene  Einkommen*,  Grund-, 
Gebäude-  oder  Gewerbesteuern,  teilweise  auch  Steuern,  welche 
der  Staat  auch  dem  Namen  nach  nicht  kannte  (z.  B.  die  Miets- 
steuer), sowie  vielfach  auch  indirekte  Gemetndeabgaben  und  Ge- 
bohren  aller  Art. 

Dies  etwa  war  der  Zu<^tand  des  preufsischen  Steuerwesens, 
wie  ihn  der  jetzige  Finan/niinisttr  Dr.  Miquel  bei  seinem  Amts- 
antritt im  Jahre  189()  vorfand.  Seine  Steuerreform  vollzog  sich 
in  zwei  Akten,  bezeichnet  durch  zwei  Gesetze  aus  dem  Jahre  1891 
und  deren  drei  aus  dem  Jaiire  1893. 

Das  Einkommensteuergesetz  von  1891  beseitigte  die  nichts- 
sagend gewordene  Unterscheidung  zwrachen  Klassen-  und  Ein- 
kommensteuer und  legte  eine  allgemeine  Steuer  auf  alle  Ein- 
kommen von  900  Mk.  und  darflber.  Dieselbe  steigt  von  und 
1  pCt  auf  den  untersten  Stufen,  zu  2 — SpCt.  auf  den  milderen 
und  zu  4pCt.  auf  den  obersten  Stufen.  Die  Einfllhning  einer 
Deklarationspflicht  sowie  eines  geordneten  Beschwerdeverfahrens 
garantierte  gleichzeitig  die  Strenge  und  die  Gerechtigkeit  der 
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Veranlagung.  Der  Gewerbesteuer  wui  dc  in  demselben  Jalirc  eine 
Verfassung;  gegeben,  welche  die  Kleingcwcrbebetriebe  von  der 
Steuer  ganz  befreite,  für  die  mittleren  das  höchst  eigenartige 
preufsische  System  der  Verteilung  nach  Steuergesellschaften  bei- 
behielt, für  die  bisher  geschonten  allergröfsten  Betriebe  aber  ein- 
fach eine  Besteuerung  nach  Prozenten  des  Ertrages  (1  pCt.)  durch- 
führte. 

Durch  die  Vorschläge,  welche  —  als  zweite  Serie  des  Re« 
formwerks  —  in  der  Landtagssession  1892/93  Gesetz  wurden, 
soll  die  staatliche  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuer  aufser 
Hebung  gesetzt,  dafür  aber  dem  Staate  eint-  allgemeine  Steuer 
vom  Vermögen  in  Höhe  von  1/2  pro  mille  neu  bewilligt  werden; 
dieselbe  soll  keinen  anderen  Zweck  haben,  als  die  Einkommen- 
steuer, soweit  es  für  den  Fortfall  jener  drei  sogenannten  Real* 
steuern  erforderlich  ist,  zu  ergänzen  und  daher  den  ofBzieUeo 
Namen  „Ergänzungssteuer"  führen.  Die  drei  ^Realsteuem*^) 
werden  vom  Staate  weiter  veranlagt.  Den  Kommunen  bleibt  es 
flberlassen,  ob  sie  diese  Steuern  ganz  oder  teilweise  erheben, 
oder  statt  ihrer  „besondere",  anders  konstruirte  Grund-»  Gebäude- 
oder  Gewerbesteuern  einftlhren  wollen.  In  jedem  Falle  aber  sind 
die  Kommunen  gehalten,  in  irgend  einer  Form  Grund-  und  Ge- 
bäudebesitz, sowie  Gewerbebetrieb  zu  belasten  und  dürfen  nicht 
das  ganze  KommunalbedOrfnis  auf  Einkommensteuerzuschlflge 
legen.  Die  Regelung  dieser  Beziehungen  bildet  einen  wesent- 
lichen Tefl  des  neuen  Kommunalabgaben-Gesetzes,  das  auch  sonst 
fdr  das  kommunale  Steuerwesen  zum  ersten  Male  einheitliche 
Normen  in  grOfserem  Umfang  aufstellt.  Dieser  zweite  Teil  des 
Reformwerks  wird  am  1.  April  1895  in  Kraft  treten.  In  dem 
Rechnungsjahr  vom  t.  April  1894  bis  dahin  1895  haben  die  Ge- 
meinden die  vorbereitenden  Beschlüsse  zu  fassen. 

Da  in  Preufsen  das  parlamentarische  wie  das  kommunale 
Wahlrecht  mit  der  Höhe  der  Steuerbetrflge  steigt,  so  erfordert 
eine  Steuerreform,  welche  die  höheren  Schichten  der  Gesellschaft 
höher  besteuert,  eine  Abänderung  des  Wahlrechts,  mindestens 
insoweit  es  sich  um  Bevorzugungen  handelt,  für  welche  eine 
frühere  Gesetzgebung  nur  deswegen  keine  Grenze  bestimmt  hatte, 


>)  Ich  brauche  den  Namen,  da  er  jetzt  gesetdich  eingefOhrt  ist,  ab  gemein- 
sane  Beseichttoiif  ftkr  Grand-,  Gebinde-  and  Gawerbesleuer.   Dan  idi  die 

ganze  herrschende  R<  alsti  ucr-Theorie  nicht  anerkenne,  habe  ich  andern  Orts 
ausgefohrt  (Vierteyabrsschr.  f.  Volks wirtsch.  Bd.  117,  1893,  S.  1—25). 
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ittW  die  Grenze  durch  die  damalige  Steuerverfassung  von  selbst 
gegeben  vrar.  Zu  diesem  Zwecke  wies  die  Regierung  be- 
reits in  den  Steuerentwflrfen  auf  eine  Novelle  zum  Wahlgesetz 
hin  und  legte  dieselbe  im  Laufe  der  Session  vor. 

Die  Steuerreform  und  die  Wahlreform  tragen  einen  sehr 
verschiedenen  Charakter.  Wahrend  jene  auf  modernen  Grund- 
lagen  beruhend  nur  hier  und  da  ihr  Gesicht  allzuweit  rtlckwflrts 
wendet,  lehnte  das  Wahlgesetz  jede  moderne  Grundlage  prin- 
zipiell ab  und  strebte  schon  im  Regierungsentwurf  nichts  als  eine 
minimale  Korrektur  des  Bestehenden  an.  Während  dort  trotz 
aller  parlamentarischen  Verschlechterungen  die  sozialpolitisch 
richtige  Grundidee  stehen  geblieben  ist,  hat  hier  das  Wenige, 
was  allenfalls  davon  vorhanden  war.  in  den  Verhandlungen  der 
beiden  Hfluser  des  Landtags  vollends  seinen  Untergang  gefunden.*) 

Zur  Begründung  dessen,  was  oben  zum  Ruhme  derSteuerreform 
gesagt  ist,  verweisen  wir  die  Leser  auf  die  frühere  Arbeit  Ober 
die  Entwürfe^):  was  wir  in  Ft)!.!>;(  ndem  an  Einzelheiten  aus  der 
parlamentarischen  Behandlung  der  Entwürfe  auszuführen  haben, 
betrifft  zumeist  nur  unrOhmliche  Seiten  eines  rühmlichen  Werkes^). 


')  IVbcr  die  Wahlreform  und  ihren  Zusammenhang  mit  der  Stcucrv'orfas'^ung 
vpl.  die  Sctirift  des  Verfassers:  „Da>  D  r  c  i  k  1  asse  n t  e  m.  Die  preuüiische 
Wahircform  vom  Standpunkte  sozialer  Politik."    Berlin  1894. 

'■')  Archiv  Bd.  5,  S.  527-  605. 

h  Die  parUmentarischen  Drucksachen  und  Verhandlungen,  aus  denen  die 
foifeade  Darstellung  geschöpft  ist,  siod  unter  den  beigesetsten  Nummern  (Druck- 
sachen) bexw.  Daten  (Stenographische  Berichte)  su  finden;  wo  ntcbts  anderes 
angegeben  ist,  sind  die  Verhandlungen  etc.  des  Abgeordnetenhauses  gemeint 

1.  Entwurf  eines  Gesetzes  wegen  Aulhebung  direkter  Staatssteuem:  No.  5; 
nebst  „Denkschrift"  zu  allen  drei  Gesetzentwürfen:  No.  8.  Einbringung:  10.  No- 
vember'« erste  Lesung:  18.  bis  23.  November:  Konimissionsbericht;  No.  126; 
zweite  Lesung:  13.  und  14.  April;  Zii>.imrncnstc-llung  der  Beschlüsse;  No,  150; 
dritte  Lesung:  6.  Mai.  —  Herrenhaus:  27.  Juni. 

2.  Entwurf  eines  Ergänzungssteuergesetzes:  No.  6;  Einbringung:  10.  No- 
vember: erste  Lesung:  24.  November;  Kommissionsbericht:  No.  127;  «weite 
Lesung:  17.  bis  20.  April;  Zusammenstellnng  der  BeschlQase:  No.  170;  dritte 
Lesung:  6.  und  8.  Mai:  Zusammenstdlung  der  Beschlflsse:  No.  229.  —  Herren- 
haus: 26.  Hai  «ad  28.  Juni. 

3.  Entwurf  eines  Koromunalabgabengesetxes:  No.  7;  Einbringung:  10.  No- 
vember; erste  Lesnng:  25.  November:  Kommissionsbericht:  No.  128;  zweite 
I..esung:  22.  April  bis  2.  Mai;  Zusammenstellung  der  Beschlüsse;  No.  217;  diitlc 
Lesung:  8.  und  9.  Ma« ;  beschlossene  Fassung:  No.  245/6.  —  Herrenhaus: 
30.  Juni  nebst  schriftlichem  Kommtssionsbcricht :  No.  SK).  —  Verlnderte,  an  das 
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Vermögenssteuer. 

Die  parlamentarischen  Schicicsale  der  Vermögenssteuer  wurden 
durch  zwei  Thatsachen  bestimmt.  Die  Befreiung  von  der  Grund- 
steuer, das  langersehnte  Ziel  der  grundbesitzenden  Aristokratie, 
war  ohne  den  Preis  einer  Belastung  des  Besitzes  nicht  zu  haben. 
Dieselbe  sollte  bewilligt,  aber  eine  Steuerform,  die  mit  so  ein- 


Abgeordnetenlwus  gdani^e  Fassung  in  dessen  Drucksachen:  No.  272:  ScUnas- 
beratbung  des  Abgeordnetenbauses:  3.  Juli. 

Umfangreiches  statistisches  Material  ist  (zum  Teil  in  besonderen  Beiheften) 
enthalten  in  No.  5  (Grundsteuerentschftdigungcni,  No.  7  (Komtnunaletatsi,  No.  8 
(Einkommcnstrurr  imd  Stcucraufhcbunp» ,  No.  13  i  Umwandlung  der  Slaatsreal- 
stcucrn  in  Kommunalsteucrn i,  nebst  Krgänziingcn :  No.  30  und  64.  -  Ausserdem 
hat  das  Abgeordnetenhaus  samthche  in  seinen  früheren  Drucksachen  betindhchen 
Materialien,  betreffend  Kommunalabgaben,  drucken  lassen  (zu  No.  128):  ein  wert- 
volles Quellenweric,  welches  ein  reichhaltiges,  sonst  nur  schwer  sugingliches 
Material,  wenn  auch  nur  unflbersiditlich,  zusammenstellt.  —  Zur  Erleichterung 
des  Aufiindens  in  sämtlichen  einschligigen  Drucksachen  und  stenographischen 
Berichten  sind  von  dem  Rureaudirektor  des  Abgeordnetenhauses,  Geh.  Re- 
gicrung:srat  A.  Kleinschmidt,  drei  mit  gewohnter  Meisterschaft  abgefafste  .Uebcr- 
sichtcn"  zu  den  drei  Gcsetzentwörfen  erschienen  ilierlin,  W.  Möser's  Hofbuih- 
druckerei  I.  I'iibhziert  sind  säintlii  hc  rlrt  i  (icsct/e  unter  dem  14.  Juli  1893 
((j»  set/.5ammlung  S.  119—  184).  Die  Paragraphen  sind  stets  nach  der  Zählung  der 
fertigen  Gesetze  zitiert;  wo  ausnahmsweise  nach  der  Zählung  des  Entwurfs  zitiert 
werden  mufste,  ist  der  Paragraphenziffer  ein  Sternchen  vorangesetzt. 

tMUmtimr;  Unter  den  zahlreichen  Ausgaben  des  Einkommensteuer-  und 
des  Gewerbesteuer-Gesetzes  von  1891  heben  wir  die  besonders  ausfUulidi 
kommentierten  von  Fuisting  hervor  (Berlin,  Carl  Heyniann>.  —  IXe  drei  Gesetze 
des  Jahres  1893  liegen  bis  jetzt  in  der  Hohinghaus'schen  Snnimlung  mit  Aus- 
zogen aus  den  Motiven  etc.  vor  (Berlin,  F.  DümmlLTt.  sowie  in  di n  kurz  gefafsten 
(iiittentag  sehen  „Textausgaben  mit  Anmerkungen"  :  Kommunalabgaben-  und  Stcucr- 
auniebungs-(iesetz  von  Adickes;  Ergänzungsstcuer-Gcsetz  von  Fernow  i^Berlia, 
Guttentag).  Adickes  hat  aufserdem  eine  etwas  ausfOhrlichere  Ausgabe  des  Kom- 
munalabgabengesetzes  mit  »geschichtlicher  Einleitung*  (von  1863  an)  erscheinen 
lassen  (ebenfalls:  Berlin,  Guttentag).  Die  Ausgabe  desselben  Gesetzes  von  Oertel 
giebt  sich  gleichzeitig  alsErgAnsung  zu  des  Verfassers  rahmlichst  bekannter  .Stidte- 
ordnung'  rLiegnitz,  Knimbhaar).  Durch  einen  Anhang  fortbestehender  Sherer 
Gesetze  zeichnet  sich  der  Kommentar  zum  Kommunalabgaben-Gesctz  i  nebst  Steuer- 
aufhebungsgesctz'i  von  D  tin<l  W.  Schwartz  aus  (Aachen,  R.  Barth».  —  An  einer 
einheitlichen  Ausgabe  samtlicbi  r  preulsischcn  Steucrgrsctze  fehlt  es  bis  jct^L 
Das  „Prcufsischc  Steuerbuch"  des  Verfassers  iLeipzig,  C.  L.  Hirschlcld» 
und  die  darin  enthaltenen  Abdrücke  der  Alteren  und  der  neueren  Gesetze  verfolgen 
populAre  Zwecke  und  sind  in  erster  Linie  zur  flbersichttichen  Orientierung  bestimmt. 
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dringlicher  Deutlichkeit  predigte»  dafs  der  Besitz  als  solcher 
Sieuerobjekt  sei,  wenn  irgend  möglich  vermieden  werden.  Um  der 
verhafsten  Vermögenssteuer  zu  entgehen«  Oberboten  sich  die  Be- 
sitzenden in  anderen  Vorschlägen  zur  Belastung  ihres  Besitzes. 
Kicfat  nur  eine  Steuer  auf  das  fundierte  Einkommen  wurde  dem 
Finanzminister  angeboten,  sondern  dieselben  Kreise,  die  zwei 
Jahre  früher  eine  allgemeine  Erbschaftssteuer  als  ein  sozial- 
politisches Attentat  abgelehnt  hatten,  machten  sich  jvut  daran, 
ihre   gesetzliche  Einführung   zu  beantragen   und    durch  Ver- 
gleichung  mit  fremden  Ländern  zu  begründen.    Um  die  Zeit 
etwa,  als  die  Kommission  in  die  Weihnachtsferien  ging,  erschien 
eine  Brochüre  des  Abgeordneten  Enneccenis^).  welche  bereits 
das    gesamte    wissenschaftliche   Rüstzeug   des  Finanzministers 
gegen  die  beiden  neuen  Pläne  enthielt.    Der  gröfste  Teil  dieser 
Ausführungen   ist    in   den    amtlichen   Kommissionsbericht  über- 
nommen worden  und  macht  denselben   zu   einer  dauernd  wert- 
vollen Quellenschrift  für  Alle,  die  sich  in  Zukuiilt  mit  der  Lehre 
von  der  Steuerbelar^tun^:  zu  beschäftigen  haben.    Iiier  zeigte  sich 
recht  deutlich,  welchen  Wtrt  die  wis-^enschaftiich  exakte  Schulung 
in   der  Mand   eines  praktischen  Verw altungsciiefs  bedeutet.  Die 
\'erteidiger    der    fundierten  Einkommen--)  wie  der  Erbschafts- 
steuer stiefsen  auf  ungeahnte   und  zugleich  unwidei  legliche  Ein- 
Wclnde.   geschöpft    aus   einer  sicheren  Kenntnis  nicht  nur  des 
Steuerwesens,  sondern  vor  Allem  der  Volkswirtschaft,  die  zum 
Träger  desselben  berufen  ist.    Und  das  Ergebnis  war,  dafs  die 
Kommission,   die   bei  Beginn   ihrer  Beratungen   kaum   ein  oder 
zwei  Mitglieder  ziihlte.    die   nicht  grundsätzliche  Gegner  dieser 
Steuer  gewesen  wären,  so  in  die  Enge  getrieben  wurde,  dafs 
sie  die  verhafste  Steuer  mit  überwältigender  Mehrheit  beschliefsen 
mu(ste.    Im  Plenum  konnten  gegenteilige  Stimmen  sich  kaum 
noch  recht  bemerkbar  machen. 

Von  den  kleinen  Aenderungcn,  mit  denen  das  VermOgens- 
steuergesetz  durchging,  sind  sozialpolitisch  allenfalls  bemerkens- 
wert die  Hinaufsetzung  der  Steuerfreiheitsgrenze  von  16000  auf 
20000  Hk.  fllr  Vermögen  von  Personen  mit  kleinem  Einkommen  etc. 
(§  17;  die  allgemeine  VermOgenssteuerfreiheit  bleibt  auf  Ver- 


\t  Marburg,  Eiwcrt  sche  ünivcrbilätsbuchiiandlung. 

.Fundierte  Einkpminenstetter*  steht  sprachlich  mit  der  .Reitenden  Ar- 
tiUcriekaaenie*  auf  esner  Stufe.  Doch  haben  die  AnhAnger  dieser  Steuer  kein 
anderes  Wort  flir  dieselbe  erfanden. 
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mögen  bis  6000  Mk.  beschrankt),  sowie  die  Einfügung  eines  neuen 
Paragraphen  (§  19).  welcher  fttr  Vermögen  bis  32000  Mk.  Vor- 
sorge trifft,  dass  die  „Erganzungssteuer"  stets  hinter  der  Ein- 
kommensteuer zurückbleiben  und  dass  bei  Vermögen  bis 
52  000  Mk.  aus  besonderen  Gründen  eine  Herabsetzung  um  zwei 
Stufen  erfolgen  kann.  —  Weit  bedeutsamer  freilich  sind  die 
Aenderungen.  welche  zu  Gunsten  der  Besitzenden  im  allgemeinen 
vorgenommen  wurden.  Die  Regierung  hatte  die  obligatorische 
Vermögensanzeige  verlangt,  das  Parlament  hat  dieselbe  gestrichen 
und  an  ihre  Stelle  nur  die  freiwillige  Anzeige  gesetzt.  Die  Re- 
gierung hatte  jährliche  Veranla^^uiii,^  verlangt  und  nur  die  Ein- 
führung von  zwei-  oder  drei)ährij>cn  W-ranlagungsperioden  durch 
königliche  Verordnung  i^'eslattet;  das  Parlament  hat  beschlossen, 
dafs  vom  Ende  des  Jahrhunderts  ab.  die-  Vcranlagun:;  nur  alle 
drei  jalire  erlblgcn  solle.  In  den  Schlufsabschnitt  wurde  ein 
neuer  Paragraph  eingefügt,  mit  dem  ebenso  feierlichen  wie  nich- 
tigen X'ersprechen,  dafs  eine  „Veränderung  der  Ergänzungssteuer- 
Sc'ltze  nur  bei  gleichzeitiger  und  verhältnismäfsiger  Abänderung 
der  Eiiik' )nitnensteuer-Sat/e  zulassig"  sei. 

Weniger  harmlos  sind  die  kleinen  KniHe.  mit  denen  man  in 
die  begritVlich  klaren  Vorschriften  der  Regierungsvorlage  t'ür 
die  Wertermittelung  etwas  Versciiwonunerihrit  zu  bringt^n 
suchte.  Eür  die  Bewertung  von  Wertpapieren  nach  dem  Kurs- 
wert hatte  die  Regierung  Tag  und  Ort  bestimmt  („am  15.  Taue 
des  der  Veranlagung  .  .  .  vorhergehenden  Monats  an  der  Berliner 
oder  der  dem  Veranlagungsorte  nächst  gelegenen  deutschen 
Börse").  Nach  den  Erfahrungen,  die  man  in  der  Schweiz  ge- 
macht hat,  ist  es  sehr  wohl  nötig,  genau  zu  sagen,  welcher  Kurs- 
wert zu  versteuern  bt  Wenn  das  Parlament  statt  dessen  den 
allgemeinen  Ausdruck  gewählt  hat  (§  12): 

„Im  Obrigen  sind  Wertpapiere,  wenn  dieselben  in 

Deutschland  einen  Kurswert  haben,  nach  diesem  .  .  .  . 

zu  veranschlagen." 
so  kann  dies  keinen  anderen  Zweck  haben,  als  dem  Bewertenden 
einen  grösseren  Spielraum  zu  geben,  innerhalb  dessen  er  sich 
den  ihm  passend  scheinenden  Börsenkurs  aussuchen  kann.  Aehn- 
lieh  ist  es,  wenn  der  Regierungsentwurf  dem  Schätzung^ausschuss 
zur  Pflicht  gemacht  hatte,  „Verkaufswerte"  der  Grundstocke  und 
Geschäftskapitalien  zu  begutachten  und  das  Parlament  an  Stelle 
von  Verkaufswert  nur  „Wert"  gesetzt  hat,  in  der  ausgesprochenen 
Absicht,  dadurch  die  Möglichkeit  zu  gewahren,  an  Stelle  des 
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wirklichen  Verkaufewertes  auch  den  (oft  viel  niedriger  geschätzten) 
Genufewert  zu  setzen  (§24;  entsprechend:  §  11).  Die  schlimmste 
dieser  Aenderungen  liegt  aber  in  der  Einfahrung  der  neuen  Be- 
stimmung (§  10>: 

„Bei  Landwirtschafts-  und  Gewerbebetrieben,  bei  denen 
regelmäfäige  jährliche  Abschlasse  stattfinden,  kann  bei 
der  Berechnung  und  Schätzung  des  steuerbaren  Ver- 
mögens der  Vermögensstand  am  Schlüsse  des  letzten 
Wirtschafts-  oder  Rechnungsjahres  zu  Grunde  gelegt 
werden." 

Dieser  Paragraph  wird,  wie  sich  mit  Bestimmtheit  voraus- 
sehen läfst.  die  Grundlage  von  massenweisen  Steuerdcfraudationen 
abgeben.  Es  ist  eine  in  der  Geschäftswelt  weit  verbreitete  Sitte, 
die  Vermögensobjekte  in  der  Inventur  geringer  und  oft  bedeutend 
geringer  zu  bewerten,  als  dem  von  dem  Schätzenden  selbst  an- 
genommenen Wert  entspricht.  Es  ist  dies  auch  keineswegs  eine 
betrügerische  Manipulation;  im  Gegenteil,  je  geringer  der  Kauf- 
mann sich  die  X'ermugensobjekte  bewertet,  desto  ^,olider  ist  die 
Grundlage  seines  Geschäfts.  Legt  man  eine  solche  Inventur  aber 
einer  V'ermögensanzeige  zu  Grunde,  so  wird  sie  für  einen  Zweck 
verwendet,  für  welchen  sie  gar  nicht  aufgestellt  ist.  Jeder  Kauf- 
mann, Fabrikant,  Grofsgrundbesitzer,  wird  aus  dem  §  U)  das  Privileg 
herauslesen,  sein  Vermögen  nicht  wie  andere  Leute,  nach  einer 
eigens  gemachten  Aufstellung,  sondern  nach  der  letzten  Inventur 
deklarieren  zu  dürfen.  Nun  ist  zwar  dieses  Privileg  in  dem  Wortlaut 
des  §  10  nicht  enthalten.  Dieser  Paragraph  spricht  vielmehr  nur  vom 
(faktischen)  Vermögensstand  zur  Zeit  der  Inventur,  der  zu  Grunde 
gelegt  werden  darf,  aber  nicht  von  der  Bezifferung  des  Wertes.  Da 
es  aber  ganz  ausgeschlossen  ist,  dafs  Geschäftsleute  oder  Landwirte 
den  Paragraphen  so  lesen,  so  kommt  es  auch  nicht  darauf  an,  ob 
die  Verfasser  des  Paragraphen  durch  die  geschraubte  Wendung 
im  jüngsten  Gericht  sich  dne  Ausrede  gesichert  haben,  sondern 
es  kommt  nur  darauf  an,  wie  die  Fassung  des  Paragraphen  im 
praktischen  Leben  verstanden  werden  wird.  In  dieser  Beziehung 
hege  ich  die  schlimmsten  Bef&rchtungen. 

Alles  in  Allem  genommen,  bezeichnen  die  parlamentarischen 
Aenderungen  am  Vermögenssteuer-Gesetz  einen  Widerstand,  der 
mehr  um  seiner  charakteristischen  Kleinlichkeit  als  um  seiner 
Eriblge  willen  bemerkenswert  ist 
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II. 

Grundsteuer. 

Der  Erlals  der  staatliclu  n  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbe- 
steuer wurde  Seitens  der  Regierung  daniit  begründet,  dals  die 
Ausnutzung  dieser  Sti  vu  rquellen  den  Gemeinden  überlassen  werden 
soll.  Inwieweit  bei  der  Konstruktion  dieser  drei  Steuern  eine 
solelie  Ausnutzung  möglich  sein  wird,  ist  sehr  schwer  zu  sagen. 
Die  Kritik  muü  da  tinsetzen,  wo  die  Schilden  am  deutlichsten 
hervortreten,  und  dies  ist  bei  der  Grundsteuer  der  Fall. 

Zw^eck  und  Wesen  einer  kommunalen  Grundsteuer  lallen  mit 
der  Idee,  deren  Ausdruck  die  preufsische  Staatsgrundhteuer  ist, 
in  keiner  Weise  zusammen.  Die  letztere  war,  wie  wir  wiederholt 
betont  haben,  zu  einer  unveränderlichen  Bodenlast  gestallet, 
welche  sieh  von  einer  ersten  Hypothek  des  Staates  an  allen 
Giundstücken  seines  Landes  durch  nichts  unterschied,  als  durch 
den  öffentlich-rechtlichen  Ursprung.  Das  Ergebnis  der  Veran- 
lagung von  1861/65  wurde  als  unabänderlich  garantiert  und  eine 
Neuvei anlagung  der  StaaU-Gnindsteuer  den  Verwaltungsbehörden 
geradezu  UQtersi^  Infolge  dessen  bleibt  jede  Ertragssteigerung 
des  Bodens  unbesteuert.  Je  grösser  die  Ertragssteigerung  ist, 
einen  desto  geringeren  Teil  des  Ertrages  macht  die  Staats- 
Grundsteuer  aus.  —  Im  genauen  Gegensatz  zu  dieser  Unver- 
ftnderlichkeit  ist  es  der  Hauptzweck  einer  Gemeinde-Grundsteuer, 
die  Wertsteigerungen  des  Grundbesitzes,  welche  gerade  der 
Gemeindethatigkeit  zu  einem  erheblichen  Teile  zu  verdanken  sind, 
im  Wege  der  Besteuerung  teilweise  in  die  Gemeindelcasse  zu 
leiten.  Sollte  dieser  Zweck  erreicht  werden,  so  mafste  vor  alleo 
Dingen  vorgeschrieben  werden,  dafs  die  Gemeinden  eine  Neu- 
veranlagung sammtlicher  Grundstöcke  ihres  Bezirkes  in  jährlichen 
oder  sonst  kurzen  Zwischenräumen  vorzunehmen  haben.  Statt 
dessen  hat  der  Entwurf  eine  derartige  kraftige  Neuveranlagui^ 
den  Gemeindebehörden  nur  gestattet,  d.  h.  er  hat,  —  da  in 
samtlichen  Gemeindevertretungen  des  preufsischen  Staates  die 
Grundbesitzer  die  Mehrheit  haben,  —  das  Recht  der  Neuvenui- 
lagung  in  die  Hände  von  Körperschaften  gelegt,  deren  Mitglieder 
ein  persönliches  Interesse  daran  haben,  von  dieser  Befugnis 
keinen  Gebrauch  zu  machen.  —  Fflr  die  Brauchbarkeit  der  alten 
staatlichen  Veranlagung  wurde  angeführt,  dafs  die  Grundstücke 
in  ein  und  derselben  Gegend  in  der  Regel  in  ihrem  Ertrage 
gleichmalsig  gestiegen  seien,  dafs  also  für  das  Verhältnis  der 
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Grundstocke  unter  einander  die  Ertragssteigerung  als  gleichgültig 
angesehen  werden  könne,  sobald  es  sich  nur  um  den  Bezirk  einer 
einzelnen  Gemeinde  handle.  Gesetzten  Falls  dies  wflre  richtig 
(dais  es  fflr  alle  Gegenden  des  preufeischen  Staates  richtig  sei, 
bestreite  ich  übrigens),  so  wOrde  es  doch  nur  fbr  den  Fall  zu* 
treffen,  dafs  der  alte  Kataster  keine  andere  Bedeutung  behielte,  als 
das  Verhältnis  festzustellen,  in  welchem  die  verschiedenen  Grund- 
stücke an  der  Steuer  teilnehmen.  Der  alte  Kataster  behält  aber 
noch  eine  zweite  und  ungleich  wichtigere  Funktion.  Die  Real- 
stcuern  werden  in  den  Gemcindt  ii  in  gleichmälsigcn  Prozenten 
der  staatlichen  \'eran1a<;ung  erhoben.  Also  nicht  nicht  blos  das 
Verhältnis  der  Grundstücke  unter  einander,  sondern  auch  das 
\'erliAltnis  des  Gesamtaufkomnies  an  Grundsteuern  wird  durch 
den  alten  Kataster  bestimmt.  Werden  in  einer  Gemeinde  100  pCt. 
^Realsteuern"  ausgeschrieben,  so  zahlen  Gewerbtreibendc,  Haus- 
besitzer und  Grundbesitzer  die  Steuer  in  der  Höhe  der  staat- 
lichen Veranlagung,  d.  h.  die  Gewerbtreibenden  nach  der  jähr- 
lichen Steigerung  ihres  Ertrages,  die  Hausbesitzer  wenigstens 
auf  Grund  einer  ibnfzehnjährig  erneuerten  Veranlagung,  die 
Grundbesitzer  aber  nach  ihrem  unbeweglichen  Kataster.  Diese 
Bestimmung  soU  selbst  dann  in  Kraft  bleiben,  wenn  eine  Ge- 
meinde von  dem  Rechte  der  Neuveranlagung  Gebrauch  machen 
sollte.  Selbst  also,  wenn  eine  Gemeinde  ihren  Grund  und  Boden 
alljährlich  neu  veranlagen  wollte,  so  würde  dies  nur  eine  ge- 
rechtere Verteilung  der  Grundsteuer  unter  den  Grundbesitzern 
ermöglichen,  aber  nicht  eine  stärkere  Heranziehung  des  ge- 
stiegenen Gesamtertrages  zu  den  Gemeindelasten.  Es  wüi  de  sich 
der  sonderbare  Zustand  ergeben,  dals  nach  gescheht^ner  \"eran- 
lagung.  wenn  dieselbe  eine  betleutcnde  Steigerung  crgiebt. 
die  Steuersätze  so  tief  herabgesetzt  werden  müssten,  bis  im 
Ganzen  die  Grundsteuer  nach  ihrem  alten  Kataster  nicht  stärker 
herangezogen  erscheint,  als  die  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
nach  ihrer  staatlichen  Veranlagung. 

Also  schon  nach  dem  Regierungsentwurf  hätte  eine  Neu- 
veranlagung in  der  Hauptsache  nur  zu  Gunsten  der  Grundbesitzer 
stattfinden  können  (denn  die  richtige  Verteilung  einer  Steuer  ist  ein 
Vorteil  der  Steuerpflichtigen.)  Das  System  war  von  vornherein 
so  eingerichtet,  dafs  eine  Neuveranlagung  zum  Zwecke  der 
Steigerung  der  Gesamtlast  unmöglich  gemacht  war.  Immerhin 
war  in  dem  Regieningsentwurf  dieses  Verhältnis  noch  durch  drei 
Beatimmungen  gemildert.   Erstens  ging  der  Entwurf  davon  aus, 
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dafs  die  Gemeinden,  wo  es  nötig  sein   werde,   doch  besondere 
Grundsteuern  einführen  würden.   Wenn  dies  auch  in  dem  Gesetz- 
entwurl nicht  ausdrCickhch  gesagt  wurde,  so  war  es  doch  in  den 
Anfangsworten  des  §  26  („So  lange  besondere  Steuern  vom  Grund- 
besitz nicht   eingeführt   sind")   einigermalsen   angedeutet.  Man 
küimte  danach  immerhin   es  als  dem  Geiste  des  Gesetzes  ent- 
sprechend bezeichnen,  wenn   auf  besondere  Grundsteuern  hin- 
gearbeitet würde.  Zweitens  ging  der  Regierungsentwurf  in  gleicher 
Weise  von  der  Voraussetzung  aus,  dafs  in  Gemeinden  mit  geringen 
Bedürfnissen  die  Realsteuern  allein  zur  Deckung  der  Genieinde- 
bedflrfnisse  hinreichen  würden.   Auch  dies  war  stillschweigend 
ausgedrOckt,  indem  der  §  54  in  seiner  ursprünglichen  Form  seine 
Bestimmungen  mit  dem  hypothetischen  Satze  „Werden  ZuscUflge 
zur  Staatseinkommensteuer  erhoben"  eröffnete,  diesen  Fall  also 
als  einen  durchaus  nicht  notwendigen  hinstellte  und  ihn  hinterher 
nur  soweit  beschränkte,  dafs  die  Realsteuem  ohne  Einkommen* 
steuerzuschlage  höchstens  150  pCt.  betragen  darften.    Da  die 
Gemeinden  mit  geringen  Bedarfnissen  hauptsächlich  auf  dem 
Lande  zu  suchen  sind,  wo  die  Gebäude-  und  Gewerbesteuer 
wenig  einträgt,  so  läuft  eine  solche  Bestimmung  praktisch  darauf 
hinaus,  der  Grundsteuer  doch  eine  gröfsere  Praecipualleistung 
zuzumuten.  Endlich  wollte  der  Regierungsentwurf  die  Erleich- 
teningen,  welche  den  Realsteuerpflichtigen  (und  damit  den  Grund- 
besitzem)  zu  Teil  wurde,  bei  der  Steuerverteilung,  „insbesondere* 
berflcksichtigt  wissen,  ebenso  wie  Aufwendungen,  welche  haupt- 
sächlich den  Grundbesitzern  zu  gute  kommen,  auch  durch  Grund- 
steuern gedeckt  werden  sollen. 

Die  Kommission  hat  an  diesem  Regierungsentwurf  einige, 
wenn  auch  kleine,  so  doch  bemerkenswerte  Aenderungen  vor- 
genommen. Sie  hat  zunächst  die  150  pCt  des  £nt¥rurfs  aul 
100  pCt.  herabgesetzt.  Nach  dem  Regierungsentwurfe  sollte  es 
zulässig  sein,  die  Bedürfnisse  einer  Gemeinde  allein  aus  Real- 
steuern zu  decken,  so  lange  die  Realsteuem  nicht  mehr  als 
150  pCt.  betrtlgen.  Nach  der  Kommissionsfassung  soll  dies  nur 
bis  zum  Ilöchstbetrage  von  100 pCt.  zulässig  sein.  Das  heifst  (da 
von  den  Realsteuern  gegenwärtig  lOOpCt  erlassen  werden):  Nach 
dorn  Regierungsentwurf  sollte  doch  wenigstens  ein  Praecipual- 
betrag  von  50  pCt.  über  den  Erlafs  hinaus  den  Grundbesitzern 
auferlegt  werden  dürfen,  bevor  man  daran  ging,  mit  der  Ein- 
kommensteuer an  alle  Einwohner  heranzutreten.  Nach  der 
Kommissionsfassung  soll  das  nicht  zulässig  sein,  sobald  dadurch 
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den  Realsteuerpflichtigen  auch  nur  1  pCt.  mehr  zugemutet  würde, 
als  ihnen  augenbhckHch  vom  Staate  erlassen  wird.  Mit  der  ver- 
änderten Begrenzung  ist  also  nicht  blos  eine  andere  Zahl, 
sondern  ein  anderes  Prinzip  eingesetzt.  —  Zweitens  schuf  die 
Kommission  für  den  Fall,  dafs  Real-  und  Hinkommensteuern 
bereits  bis  auf  150  pCt.  herangezogen  werden,  die  neue  Bestim- 
mung, dafs  von  da  ab  gestattet  5.ein  sollte,  fiir  jedes  Prozent 
Realsteuern  2  pCt.  der  Einkommensteuer  zu  erheben,  d.  h.  die 
Höhe  von  150  pCt,  welche  im  Entwurf  noch  als  so  niedrig  be- 
zeichnet worden  war,  dafs  bis  dahin  die  Realsteuern  allein  heran- 
gezogen werden  dflrften,  wurde  in  der  Kommissionsfassung  als 
so  hoch  hingestellt,  dafe  man  darOber  hinaus  die  Einiiommen* 
Steuer  sogar  schon  schflrfer  heranziehen  könnte.  Und  was  dieses 
jyKOnnen*  in  einem  Staate  bedeutet,in  dessen  Gemeindevertretungen 
ausnahmslos  die  Grundbesitzer  die  Mehrheit,  die  Grundbesitzer 
mit  Gewerbetreibenden  zusammen  sogar  in  den  grOfsten  Städten 
noch  die  erdrückende  Mehrheit  haben,  das  ist  klar.  —  Drittens 
hat  die  Kommission  eine  Grenze  gezogen,  aber  welche  hinaus 
Realsteuem  von  der  Gemeinde  Oberhaupt  nicht  erhoben  werden 
sollen,  und  zwar  hat  sie  diese  Grenze  auf  200  pCt.  festgesetzt. 
Diese  Mazimierung  bedeutet  Air  solche  Gemeinden,  in  denen 
schon  jetzt  100  pCt  Realsteuem  als  Kommunalabgaben  gezahlt 
werden,  eine  Garantie  daftlr,  dafs  die  Reabteuerpflichtigen  Ober 
das  Mafs  ihrer  gegenwärtigen  Belastung  hinaus  nicht  herangezogen 
werden  sollen.  Ja.  in  den  Gemeinden,  in  denen  schon  jetzt  mehr 
als  lOOpCt.  kommunaler  Grundsteuern  erhoben  werden,  soll  in 
Zukunft  die  Vorbelastung  des  Grundbesitzes  sich  zunächst  in  Form 
einer  Steuererleichterung  äufsem.i)  Viertens  hat  die  Kommission 
eine  ümstofsung  selbst  dieser  Grundsätze  zu  Gunsten  der  Real- 
steuerpflichtigen noch  erleichtert.  Nach  dem  Kegierungsentwurf 
sollten  Abweichungen  von  der  Relation  zwischen  Real-  und  Ein- 
konunensteuer,  sowie  Einkommensteuer-Zuschläge  über  100  pCt. 
hinaus  „nur  aus  besonderen  Gründen"  genehmif^t  werden.  Die  Kom- 
mission hat  das  Erfordernis  besonderer  Gründe  für  die  Abweichung 
von  der  Relation  bestehen  lassen,  für  Zuschläge  über  100  pCt. 
der  Einkommensteuer  hinaus  aber  gestrichen.  Es  ist  damit  der 
vorgesetzten  Behörde  leichter  gemacht,  die  Zustimmung  zu  abnorm 
hohen  Einkommensteuer-Zuschlägen  als  zu  einer  Veränderung 


Dafs  es  zahlreiche  Landgemeinden  gibt,  auf  welche  dies  zutriBl,  geht  aits 
den  kommwnaifinaBiatetistiachen  Tabellen  (Drucksachen  No.  30)  hervor. 
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der  Relation  tu  geben.  —  Zu  diesen  vier  sachlichen  Aendeningen 
hat  die  Kommission  eine  Anzahl  stilistischer  Aendeningen  gefügt 
In  $  26  wurde  das  ominöse  «So  lange  besondere  Steuern  vom 
Grundbesitz  nicht  eingeführt  sind"  zu  dem  blofsen  Bedingungs- 
satz j^Sind  besondere  Steuern  vom  Grundbesitz  nicht  eingefilhrt' 
abgeschwächt,  sodafs  die  leise  angedeutete  Voraussetzung,  da£i 
doch  immerhin  ^besondere*  Steuern  vom  Grundbesitz  in  Aus* 
sieht  genommen  seien,  wegfiel.  In  derselben  Weise  strich  die 
Kommission  (§  54)  den  hypothetischen  Satz  „Werden  Zuschlage  zur 
Staatseinkommensteuer  erhoben"  und  gab  durch  Umstellung  der 
Sitze  dem  Paragraphen  eine  solche  Fassung,  dafs  die  Voraus* 
Setzung  von  Realsteuern  ohne  Einkommensteuern  bei  geringem 
Gemeindebedarf  wegfiel.  Nach  dem  Entwurf  sollten  die  gegen- 
wärtig den  Realsteuerpflichtigen  zu  TeU  gewordenen  Erleichte- 
rungen „insbesondere  berücksichtigt  werden* ;  und  von  den  Auf* 
Wendungen  zu  Gunsten  der  Grundbesitzer  war  gesagt,  dafs  sie 
in  der  Regel  durch  Grundsteuern  etc.  gedeckt  werden  „mQssen." 
Die  Kommission  hat  (§55)  zunächst  die  beiden  Sätze  umgestellt,  so 
dais  die  Erinnerung  an  die  Steuergeschenke  in  das  Hintertrefien 
gerät  Dann  hat  sie  den  einen  Satz  durch  die  milde  Fassung: 
„ist  davon  auszugehen,  dafs"  den  anderen  durch  die  noch 
mildere:  „ist  in  entsprechender  Weise  zu  berücksichtigen*  ab- 
geschwächt 

Das  gemeinsame  Ergebnis  dieser  grOfseren  und  kleineren 

Acnderungen  ist  nun,  dafs  in  der  Kommissionsfassung  die 
Paragraphen  einen  gänzlich  veränderten  Charakter  tragen. 
Während  sie  in  dem  Regierungsentwurf  eine  Art  Instruktion 
enthielten,  wie  man  aus  den  Realsteuern  immerhin  noch  «in 
Praecipuum  für  die  GcmeindebcdürlnisNC  herausschlagen  könnte, 
sind  sie  jetzt  eine  Instruktion  zur  Vermeidung  einer  allzu 
grofsen  Heranziehung  der  Realsteuern.  Diesem  Weike 
hat  das  Plenum  des  Abgeordnetenhauses  die  Krtniung  verliehen, 
indem  es  den  Satz,  welcher  an  die  Erleichterungen  der  Grund- 
besitzer erinnerte,  auch  noch  aus  dem  Winkelchen,  das  ihm  die 
Kuinnu'ssion  gelassen  hatte,  verstiels  und  vollständig  strich. 
Damit  war  aus  dem  Gesetz  die  letzte  Erinnerung  verschwvinden. 
dafs  der  Erlafs  flcr  Gruiul.->t<_uer  hauptsächlich  zum  Zwecke 
starker  kommunaler  Heranziehung  des  Grundbesitzes  ertolgte. 
Zur  gröfseren  \'eran.-,chaulichung  der  \  orgenommenen  Aenderung 
lassen  wir  die  einschlägigen  Paragraphen  in  beiden  Fassungen 
nebeneinander  folgen.   V  on  der  Kommissionsfassung  unterscheidet 
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neb  das  fertige  Gesetz  durch  den  Wegfall  des  in  eckige  Klammern  [  | 
gestellten  Satzes.*) 

Regierungsvorlage.  Kommissionsfassttog  und  Gesetz. 

f  «21  («I  Gesetz  I  26). 

So  lange  besondere  Steoem  Ton  Sind  besondere  Steuern  vom  Grund- 
Grundbesitz  nicbt  eingefilhrt  sind,  er-  besitz  nicht  eingefOhrt,  so  erfolgt  die 

folgt  die  Besteuerung  in  Prozenten  der  Besteuerung    in    Prozenten    der  vom 

vom   Staate    veranlagten  Grund-    und  Staate    veranlagten   Grund-    und  Ge- 

Gebäudestcuern.  bftudestcuern. 


S  »45  (- 

Die  Veiteilong  des  Steuerbedarfs 
nuf  die  Einkommen'^teucr  und  auf  Real- 
ateuem  ist  nach  Mafs^abe  folgender 
Bestimmungen  zu  bewirken: 

Werden  Zuschläge  zur  Staatsein- 
kommenstener  erhoben,  so  sind  min- 
destens  gleidi  hohe,  höchstens  um  die 
Hüfte  höhere  Prozente  der  vom  Staate 
veranlagten  Realsteuem  (Grund-,  Ge- 
häiulr  und  Gewerbesteuer)  zu  erheben. 

Werden  Zuschlilge  nur  zu  den  ver- 
anlagten keal-stciiern  erhoben,  so  dürfen 
dieselben  hr>chst<  ns  150  pCt-  dieser 
Steuern  betragen. 


Gesetz  §  54). 


Die  vom  Staate  veranlagten  Resl* 
Stenern  sind  hi  der  Regel  mindestens 
zu  dem  gleichen  und  höchstens  zu 
einem  um  die  HUfte  höheren  Procent- 
satze zur  Kommunalstener  henuizu- 
ziehen,  als  Zaschlfige  zur  Staatsein- 
kommensteuer erhoben  wrrden 

So  lange  die  Realsteuern  100  pCl. 
nicht  übersteigen,  ist  die  Freilassung 
der  Einkommensteuer  oder  eine  Heran- 
ziehung dersdben  mit  einem  geringeren 
als  dem  im  ersten  Absätze  beseich« 
neten  Prozentsätze  znllssig. 

Werden  mehr  ala  150  pCt.  der 
staatlich  veranlagten  Realsteuem  er* 
hoben  und  ist  die  Staatseinkommen- 
steuer mit  150  pCt.  b<  la>trt,  so  können 
von  dem  Mehrbetrage  für  jedes  Procent 
der  staatlich  veranlagten  Realsteuem 
2  pCt.  der  Staala-Einkoouienitetter  er- 
hoben werden. 

Mehr  ab  200  pCt.  der  Realsteuem 
dOrfen  in  der  Regel   nicht  erhoben 


*i  Es  mufs  Qbrigens  anerkannt  werden,  d.^f•^  in  der  Kommissionsfassung 
auch  eine  Vcrbcsseruni:  enthalten  ist.  Nach  dem  keglc^un^sent wurf  konnte  eine 
Gemeinde  bis  zu  150  pCt.  Realsteuem  die  Einkommensteuer  frei  lassen;  über- 
stieg sie  aber  die  1 50  pCU  auch  nur  um  ein  einziges,  so  wAre  sie  genötigt,  so> 
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Regierungsvorlage. 

§  *46  (  = 

Abweichungen  von  den  im  §  *45 
enthaltenen  Vorschriften,  sowie  Zu- 
schläge Ober  den  vollen  Sati  der  Staats- 
einkomneMteaer  hinaus,  sind  nur  aus 
besonderen  Gründen  gestattet  und  be- 
dürfen der  Genehmigung. 

[Bei  der  Verteilung  sind  insbeson- 
dere die  Erlcichteningcn  zu  berück- 
sichtigen, welche  den  Steuerpflichtigen 
einer  Gemeinde  durch  den  Erlass  der 
Staatsreabteuem  au  Teil  geworden  sind.] 
Auch  nOssen,  sofeni  die  Ausgleichung 
nicht  nach  §  *7  oder  §  *16  erfolgt,  Auf- 
wendnnprn  »icr  fitnuinde,  welche  in 
Obcr\vi'>;<  luirrn  Mafsc  dt  rn  riniiidbositzr 
und  dem  (.icwerbcbctriebc  zum  Vorteile 
gereichen,  insoweit  in  der  Regel  durch 
Realsteuem  gededct  werden.  Zu  sol- 
chen Aufwendungen  geboren  nament- 
lich die  Ausgaben  fQr  den  Bau  und 
die  Untcrlialtunjj  von  Strafsen  und 
Wegen,  für  Knt-  und  Bewässerungs- 
anlagen, sowie  fQr  die  Vcr/in^ung  und 
Tilgung  der  au  solchen  Zwecken  auf- 
genommenen Schulden. 


Kommissionsfassung  und  Gesetz. 

Gesetz  §  55). 

Zuschläge  über  den  vollen  Satz  der 
Staatscinkommensteuer  hinaus ,  sowie 
Abweichungen  von  den  im  §  34  ent- 
haltenen Vorschriften  bedflrfen  der  Ge- 
nehmigung; die  Abweichungen  ^d 
imr  aus  besonderen  Grflnden  su  ge- 
statten. 

In  beiden  Fällen  ist  davon  auszu- 
gehen, dafs  Aufwendungen  der  Ge- 
meinde, welche  in  flberwiegendem 
Mafse  dem  Grundbesitae  und  dem  Ge- 
werbebetriebe zum  Vorteile  gereichen, 
insoweit  in  der  Rcpd  dnn-h  Real- 
steuem gedeckt  werden  sollen  ,  sofcm 
die  Ausgleichung  niclit  nach  §§  4,  9,  10') 
oder  20  erfolgt.  Zu  solchen  Aufwen- 
dungen gehören  namentlich  die  Aus- 
gaben fiBr  den  Bau  und  die  Unterhaltuag 
von  Strassen  und  Wegen,  fhr  Ent-  und 
Bewässerungsanlagen ,  sowie  für  die 
Verzinsung  und  Tilpung  der  zu  der- 
artigen Zweclcen  aufgenommenen  Schul- 
den. [Aufserdem  ist  dabei  in  ent- 
sprechender Weise  die  Erleichterung 
SU  berOcksichtigen,  welche  den  Steuer- 
pflichtigen einer  Gemeinde  durch  die 
Aufserhebungset7iing  der  staatlichen 
Reateteuem  zu  Teil  geworden  ist.] 


foit  mindestena  100  pCt  Einkommensteuer-Zuschlag  zu  erheben,  damit  die  ge- 
forderte Relation  zwischen  Realsteuern  und  Einkommensteuern  hergestellt  werde. 
Eine  von  dem  Kegierunpsentwurf  gewif^  ni(  lit  In  alisichtigtc  Strenge,  da  sie  ja 
zuweilen  zur  nutzlosen  Krhcbunp  von  Steuern  (üliien  mfifstc.  Diese  Sonderbar- 
keit ist  in  der  Kommissionsfassung  weggefallen.  Allein  zu  diesem  Zwecke 
wflre  die  Kcnnmisslonsiassung  nicht  nötig  gewesen.  Es  war  in  der  Kommission 
beantragt,  dem  Absatz  2  des  f  *45  in  der  Regierungsfassung  folgenden  Zusatz 
au  geben: 

.Letzteres  gilt  mit  der  Mafsgabe,  dafs  die  Zuschläge  der  veran- 
lagten Realsteuem  sich  in  allen  Fallen  bia  auf  150  pCt.  dieser  Steuern 
belaufen  dürfen  * 
Damit  wäre  dieses  liedcnken  vollständig  beseitigt  gewesen. 
*)  Diese  Paragraphenzahl  ist  im  Plenum  noch  ebgeschoben  werden.  Vgl. 
hierfiber  unten  S.  126*. 
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Oft  haben  wir  als  die  sozialpolitische  Grundsteuer  der  Zu- 
kunft eine  Steuer  bezeichnet,  welche  den  Teil  der  Wertsteigerung, 
der  durch  die  Leistungen  des  Gemeinwesens  produziert  ist,  für 
das  Gemeinwesen  in  Anspruch  nimmt,  völlig  unabhängig  von  den 
sonstigen  Finanzquellen  der  Gemeinde.  Dafs  eine  Grundsteuer- 
Verfassung,  welche  nicht  einmal  Vorsorge  trifft,  die  Grundstücke 
nach  der  Höhe  des  Ertrages  zu  den  Gemeindebedürfnissen  bei- 
steuern zu  lassen,  für  die  Verwirklichung  einer  derartig  sozial- 
politischen Grundabgabe  unbrauchbar  ist.  versteht  sich  von 
selbst.  Immerhin  enthielt  der  Regierungsenlwurf  doch  einen 
kleinen  Ansatz  zu  einer  derartigen  Entwickelung.  Der  §  9  1*7]  be- 
schäftigt sich  mit  Veranstaltungen  der  Gemeinde,  welche  zwar 
durch  das  öffentliche  Interesse  erfordert  werden,  aber  doch 
einzelnen  Grundeigentümern  (und  Gewerbtreibe'nden)  besonders 
zu  gute  kommen  (so  z.  B.  Wasserwerke.  Kanalisation,  Anlagen 
aller  Art).  Der  Entwurf  ermächtigte  die  Gemeinden,  von  den 
GrundeigentQmem  etc.  Beitrage  zu  den  Kosten  der  Veranstaltung 
zu  erheben  und  dieselben  nach  den  Vorteilen  der  einzelnen  Grund- 
besitzer zu  bemessen.  Der  Regierungsentwurf  verwandelte  die 
Ermächtigung  in  eine  Verpflichtung  fOr  den  Fall,  dafs  die  Kosten 
der  HersteUung  und  Unterhaltung  andernfalls  durch  Steuern 
aufzubringen  sein  würden.  Im  Uebrigen,  so  fuhr  der  Entwurf 
fort,  solle  bei  Anlegung  und  Verflndenmg  von  Strafsen  das 
Haufluchtengesetz  von  1875  mit  der  Malst^abe  gehen,  dafs  die  \'er- 
teilung  dcv  lieitr.lge  an  den  dort  gegebenen  Malstab  der  Frontl.liigf 
nicht  gebimden  sei.  Man  beachte  wohl,  dafs  dieser  Entwui  f 
nicht  etwa  darauf"  ausging,  jenen  sozialpolitischen  Gedanken  auch 
nur  zum  Teil  zu  verwirklichen.  Jener  Gedanke  würde  dazu 
fuhren,  die  Lasten  der  Adjacenten  nach  der  Wertsteigerung 
auszuschreiben,  die  oft  weit  Ober  die  blofsen  in  konkretem  Falle 
aufgewendeten  Kosten  der  Gemeinde  hinausgeht,  schon  aus  dem 
einfachen  Grunde,  weil  in  jeder  Spezialaufwendung  der  Gemeinde 
ihre  Generalkosten  und  vor  Allem  die  Generalleistungen  eines 
gut  verwalteten  Gemeinwesens  mit  enthalten  sind.  Der  Entwurf 
blieb  vollstAndig  bei  dem  heute  üblichen  Gedanken  stehen,  dafs 
Abgaben  vom  Grundbesitz  wie  alle  anderen  Abgaben  blofse  Ik-i- 
trflge  zu  den  Kosten  des  Gemeinwesens  seien.  —  Der  Gedanke, 
dafs  die  Grundbesitzer  Kostenbeiträge  in  diesem  .Sinne  zu  zahlen 
haben,  wenn  einzelne  Veranstaltungen  ihnen  zu  besonderem  Vor- 
teile gereichen,  ist  eine  so  einleuchtende  Forderung,  dafs  gegen 
dieses  Prinzip  als  solches  anzukämpfen  unmöglich  war.  Die 
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Kommission  begnügte  sich  damit,  gegen  den  Paragraphen  einen 
kleinen  Krieg  zu  inscenireti.  Zunächst  suchte  man  in  der  Kom- 
mission iür  einen  der  hfluBgsten  FflUe,  die  Anlegung  und  Ver- 
änderung von  Strafsen,  einen  Sonderzustand  2U  schaffen.  Der 
Regierungsentwurf  erstreckte  sein  Prinzip  wie  Ober  alle  Veran- 
staltungen der  Gemeinden,  so  auch  Ober  die  Strafsenanlagen  und 
fllgte  nur  hinzu,  dafs  „im  Uebrigen*  das  Baufluchtengesetz  bestehen 
bleibe.  Die  Kommission  behauptete,  dals  dieser  Wortlaut  nicht 
klar  sei,  sondern  klargestellt  werden  mflsse.  „Die  Anfangsworte 
des  Absatzes  3  ,im  Uebrigen  bewendet  es  . .  .*  konnten  nflmlich 
der  Vermutung  Raum  geben,  dafs  die  Absätze  1  und  2  sich  auch 
auf  die  Fälle  der  Anlegung  und  Veränderung  von  Strafsen  .  .  . 
beziehen  sollen,  dafs  also  in  solchen  Fällen  auch  Ober  die  Be- 
stimmungen des  Baufluchtengesetzes  hinaus  die  EigentQmer  bei 
Anlegung  und  Veränderung  derartiger  Strafsen  auf  Grund  der 
Absätze  1  und  2  des  §  *7  zu  Beiträgen  herangezogen  werden 
können"  (Kommissionsbericht  S.  11—12).  Der  Wortlaut  des 
Regierungsentwurfs  konnte  allerdings  nicht  blos  dieser  „Ver- 
mutung*' Raum  geben,  sondern  sagte  es  ganz  unzweifelhaft 
Wenn  man  in  einem  Paragraphen  zwei  allgemeine  Sätze  aus- 
spricht und  in  einem  dritten  Satze  sagt,  dafs  es  fllr  einen 
speziellen  Fall  „im  Uebrigen"  bei  einem  älteren  Gesetz  sein  Be- 
wenden haben  solle,  so  hatten  die  Worte  „im  Uebrigen*  gar 
keinen  Sinn,  wenn  sie  nicht  eben  den  Sinn  haben  sollen,  dafs 
die  beiden  allgemeinen  Sätze  sich  auf  den  speziellen  Fall  mit  be- 
ziehen sollen,  soweit  das  ältere  Gesetz  nicht  im  Wege  steht 
„Es  wurde  jedoch",  wie  der  Konimissionsbericht  fortfährt,  „fest- 
gestellt (!],  dafs  dies  nicht  die  Absicht  des  Entwurfes  istM". 
Ganz  vereinzelt  wachte  sich  in  der  Kommission  der  Gedanke 
hervor,  dafs  man  nun  doch  etwas  thun  müsse,  um  auch  für  die 
Anlage  von  Stral^rn  das  neue  Pjcitragsvcihnltnis  zum  mindesten 
doch  zu  crniügliclicn ;  nach  dem  bestellenden  Gesetz  könnten 
z.  B.  die  Besitzer  schon  bt  stehender  Häuser  zu  den  Kosten  der 
Strafsenerwriterung  selbst  dann  nicht  herangezogen  werden, 
wenn  sie  davon  crh<  blichen  V  orteil  haben.  Gegen  diese  ver- 
einzelte Stimme  erhob  sich  der  Finanzminister  selbst  und 
wünschte  „Aufrechterhaltung  des  Sinnes  der  Regierungsvorlage" 


')  „Festgestellt"  soll  wohl  nur  eine  Ucbcrsct/ung  des  parlamentarischfn 
Ausdrucks  „konstatiert",  d.  h.  „erklärt"  sein;  der  Indikativ  ,ist"  steht  vermut- 
lich an  Stelle  des  Konjunktivs  «sei**. 
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(dafs  die  R^enuigsvorlage  also  den  gegenteiligen  Sinn  habe 
wie  ihr  Wortlaut  ihn  ausgesprochen,  war  inzwischen  selbstver« 
standlich  geworden).  »Die  Regierung  überlege,  ob  das  Gesetz 
von  1875  geändert  werden  solle;  unter  allen  Umständen  könne 
dies  aber  nur  allein  und  nicht  bei  dieser  Gelegenheit  geschehen". 
Nicht  einmal  provisorisch  wurde  die  Geltung  des  allgemeinen 
Prinzips  fQr  Strafsenanlageti  zugelassen.  Die  Kommission  nahm 
vielmehr  einen  „zur  Klarstellung  dieses  Gedankens  gestellten" 
Antrag  an,  welcher  die  Worte  „im  Uebrigen"  stricli  uiul  aus  der  Kon- 
servieruncc  de?;  Ratifluchtcngesetzcs  einen  besonderen  Paragraphen 
l§  10)  machte,  welclier  /weifellos  die  Strafsenaniagen  von  dem  allge- 
meinen Prinzip  ausnahm.  Auf  diese  Weise  wurde  der  hiluligste 
Fall  der  Beitragsleistung  nicht  durch  einen  rohen  Angriff"  auf 
das  Prinzip,  sondern  durch  geschicktes  Manövrieren  aus  dem 
Felde  gedrängt. 

Diese  Beseitigung  hat  aber  eine  weitergehende  Bedeutung 
als  die  einer  blofsen  Herabminderung.  Das  Baufluchtengesetz  war 
zur  Zeit  seines  Erlasses  ein  zweifelloser  Fortschritt  Heute  wird 
es  bereits  als  ein  Hemmnis  en^funden.  Das  Gesetz  von  1875 
beschrankt  die  Beitragspflicht  auf  die  Adjacenten.  Die  Wert* 
Steigerung  bei  Anlegung  einer  neuen  Strafse  kommt  aber  nicht 
blos  denen  zu  gute,  deren  Grundstücke  unmittelbar  an  die  Strafse 
grenzen,  sondern  allen  Grundstöcken  in  der  Nachbarschaft.  Ks 
mufs  irgend  eine  Möglichkeit  geschaffen  werden,  den  Kreis  der 
Grundbesitzer,  welche  Vorteil  von  der  neuen  Strafscnanlage 
haben,  in  sachlich  richtigerer  Weise  zu  bestimmen,  als  die-,  nach 
dem  Baufluchtengest  tz  möglich  ist.  Selbst  in  den  Kreisen  der 
Berliner  Stadtverwaltung  i>t  der  Gedanke  vertreten  und  sogar 
beliebt,  dafs  es  im  Wege  weiterer  Ausdehnung  des  Interessenten- 
kreises möglich  sei,  einerseits  die  Wertsteigerung  des  Grundbesitzes, 
wenigstens  den  kommunalen  Anlagen  entsprechend,  genügender  als 
bisher  heranzuziehen,  andrerseits  auch  den  Beschwerden  der 
Grundbesitzer  darOber,  dafs  die  Last  jedesmal  auf  Wenige  falle, 
gerecht  zu  werden.  Gerade  also  von  einer  Verbesserung  des 
Baufluchtengesetzes  versprach  man  sich  eine  modernere  Gestaltung 
der  Leistungen  der  Grundbesitzer.  Wenn  jetzt  der  Finanz- 
minister vor  den  leisen  Versuchen  der  Kommission  sofort  einen 
wohlgedeckten  ROckzug  antritt  und  erklärt,  die  Aenderung  des 
Gesetzes  könne  »unter  allen  Umständen  nur  aUein  und  nicht  bei 
Gelegenheit"  eines  Kommunalabgabengesetzes  geschehen,  so 
eröffnet  dies  kein  gOnstiges  Urteil  Ober  das  mutmafsliche  £r- 
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gebnis  der  Ucberlegungen ,  „ob"  das  Baufluchicngcsctz  geändert 
werden  solle.  Dieser  Punkt  mu\<>  cnrrgi-^ch  betont  werden,  wenn 
man  den  regierungsseitigen  üeberiegungen  eine  andere  Riehlung 
zu  geben  wünscht. 

Einen  harmloseren  Verlauf  hatte  die  Verhandlung  Ober  eine 
andere  (ähnlich  geartete)  Unklarheit,  die  aus  der  Mitte  der  Kom> 
mission  zur  Sprache  gebracht  wurde:  ob  nflmltch  unter  Veran* 
staltungen  „auch  die  Anlagen  und  Einrichtungen  zu  verstehen 
seien,  die  eine  Stadt  bei  Aufhebung  oder  Erweiterung  einer 
Festung  mache."  In  der  Kommission  wurde  die  Frage  von  einer 
Seite  bejaht,  von  der  andern  wenigstens  insoweit  verneint,  ab  es 
sich  nur  um  den  Ankauf  und  nicht  auch  um  die  Regulierung  des 
Geländes  handle.  Es  kann  aber  die  Verneinung  nicht  einmal  in 
der  hier  gebotenen  Beschränkung  gebilligt  werden.  Wenn  eine 
Stadt  ein  StQck  Festungsterrain  ankauft,  so  ist  dies  keineswegs  blos 
ein  Besitzwechsel,  sondern  es  ist  die  Umwandlung  eines  Militär- 
grundstocks, das  seiner  ganzen  weitreichenden  Umgebung  Bau- 
beschränkungen aufnötigt,  in  ein  freies  Grundstück,  welches  die 
Adjacenten  von  den  Baubeschränkungen  befreit  und  ihnen  zum 
mindesten  ein  sehr  angenehmes  Luftbassin  bietet.  Wenn  also 
die  Stadt  ein  Stock  bisheriger  Festung  ankauft  und  schon  durch 
den  blofsen  Akt  des  Ankaufs  für  die  Adjazenten  Baufreiheit  und 
Luftbassin  verschafft,  so  ist  nicht  einzusehen,  wieso  ein  solches 
Vorgehen  nicht  eine  „Veranstaltung"^)  wie  jede  andere  darstellen 
sollte.  Wenn  der  Finanzminister  meinte,  es  müsse  nach  Lage 
des  Einzelfalles  entschieden  werden  und  es  sei  zu  unterscheiden, 
ob  die  Stadt  das  Terrain  zu  Spekulationszwecken  oder  etwa  zu 
Verschönerungsanlagen  erworben  habe,  so  kann  dieser  Be- 
hauptung nicht  widersprochen  werden;  denn  selbstverständlich 
kann  die  Anwendung  eines  allgemeinen  Prinzips  auf  einen  ein- 
zelnen Fall  immer  nur  unter  Würdigung  aller  einzelnen  Umstände 
erfolgen.  Aber  bedauerlich  bleibt  es,  dafs  der  Minister  sich  mit 
dem  Ausdrucke  dieses  Unterscheidungsbedürfnisses  begnügt 
und  niciit  mit  zweifelloser  Deutlichkeit  erklärt  liat,  dafs  an  .-ich 
ein  Ankauf  ebenso  eine  Veranstaltung  ist.  wie  jede  andere  l'nter- 
nehmung  der  Gemeinde.  Wenn  eine  Stadt  einen  Festungbrayon 
wirklich  zu  Spekulationszwecken  erwirbt,  d.  h.  wenn  zur  Zeit  der 


')  Dies  ist  der  Ausdruck  des  Gesetzes.  Der  Entwurf  hatte  gesagt:  »An- 
lagen, Anstalten  und  Einrichtungen,"  übrigens  im  Folgenden  den  Ausdruck  ^Ver» 
anstaltungen*  als  gleichwertig  gebraucht. 
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Erwerbung  die  Gemeinde  sich  selbst  die  Grundstöcke  Ober  den 
Ankaufswert  und  etwaige  Verwaltungskosten  hinaus  bewertet,  so 
kann  die  Frage,  ob  Grundbesitzer  mit  Beitragen  zu  den  «Kosten* 

heranzuziehen  seien,  gar  nicht  auftauchen,  weil  es  in  diesem  Falle 
(wo  Kauf  und  Verkauf  zusammen  erst  die  Veranstaltung  dar- 
stellen) gar  keine  Kosten  giebt  Wenn  daher  diese  „Unklarheit* 
auch  in  der  Kommission  zu  keinem  Beschlüsse  geführt  hat,  so 
bleibt  es  doch  bedauerlich,  dafs  die  Erörterung  nicht  mit  voller 
Klarheit  geendet  hat. 

Ein  dritter  wiederum  sehr  erfolirreicher  llnklarhcits-Feldzug 
wurde  mit  dem  §  20  (  "I6|  vorgerioninien.  Dieser  l'aragraph  be- 
schäftigte sich  bei  Gelegenheit  der  allgeiiuinen  Be.stininiungen 
über  direkte  Gemeindesteuern  von  Neuem  mit  der  Frage  von 
„V'eranataltungmi*,  welche  einem  Teile  des  Gemeindebezirks  oder 
einer  Klasse  von  Gemeindeangehörigen  zu  statten  kommen.  Hier 
gestattete  der  Entwurf,  dafs  eine  ungleiche  Verteilung  der 
Steuern  zu  Lasten  der  BegOnstigten  stattfinde,  .^sofern  die  Aus- 
gleichung nicht  nach  §  *7  erfolgt.*  „Hierzu  gab  der  Finanz- 
minister  ohne  Widerspruch  Seitens  der  Kommission  die  Er- 
klärung ab,  dafii  die  Erhebung  von  Beiträgen  nach  §  *7  und 
eine  Mehrbelastung  nach  16  nicht  gleichzeitig  stattfinden 
dürfte;  eine  Verbindung  beider  Arten  von  ungleicher  Heran- 
/iehnncj  der  Abgabepflichtigen  zu  den  Gemeindelasten  würde  leicht 

zu  X'erwirrung  und  zu  nichtgewollter  Doppclbelastung  führen  

Es  sei  Sache  der  Gemeinden,  von  Fall  zu  Fall  zu  prüfen,  welcher 
der  beiden  vom  Gesetze  olTen  gelassenen  Wege  der  geeignetere 
sei  ( Kommissionsbtricht  S.  15)."  Auch  diese  Erklärung  des 
Finanzministers  war  nicht  eine  Deklaration,  sondern  eine  Ab- 
änderung des  Regierungsentwurfs.  Der  Regierungsentwurf  sagte 
nicht,  „wenn*  die  Ausgleichung  nach  §  *7  erfolgt,  sondern  „so- 
fern.* Er  gab  also  eine  Antwort  auf  die  Frage  „inwiefern* 
die  Heranziehung  gestattet  sei,  nicht  auf  die  Frage  „ob.*  Die 
Kommission,  in  welcher  der  Finanzminister  auf  keinen  Wider- 
spruch Stiels  hat  sich  in  diesem  Falle  auch  keineswegs  mit 
Unthatigkeit  begnOgt,  sondern  hat  in  der  That  das  Wort  »sofern" 
gestrichen,  an  seine  Stelle  die  zweifellose  Form  des  Bedingungs- 
satzes gesetzt,  allerdings  in  dem  betreffenden  späteren  Passus 
des  Komraissionsberichts  dies  ohne  besondere  Begründung  blos 
als  „redaktionelle"  Aenderung  bezeichnet.  —  Auch  diese  Aende- 
rung  ist  durchaus  nicht  harmlos.  Es  mufs  immer  wieder  betont 
werden,  dafs  in  allen  Gemeindevertretungen  die  Grundbesitzer 
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die  Mehrheit  haben.  Diese  Versammlungen  haben  es  also  bei 
kostspieligen  Vmnstaltungen  in  der  Hand,  kleine  Beitrage  zu 
erheben  und  sich  dadurch  auf  eine  Reihe  von  Jahren  davor  zu 
sichern,  dafs  man  ihnen  nicht  eine  Mehrbelastung  bei  der  Steuer- 
verteilung zumute.  Durch  diese  Aenderung  ist  den  „Beitragen* 
statt  des  Charakters  der  Last,  oder  doch  wenigstens  neben  den* 
selben,  auch  der  Charakter  eines  Privilegs  filr  die  Grundbesitzer 
(und  Gewerbetreibenden)  gegeben.  Keine  andere  Klasse  der  Be- 
völkerung hat  die  Möglichkeit,  sich  gegen  die  Zumutung 
ungleicher  Steuerrelation  durch  kleine  Beitrage  zu  schützen'). 

Immerhin  mufs  zu  Gunsten  dieser  sehr  einseitigen  Kommission 
hinzugefügt  werden,  dafs  ihr  von  außerhalb  noch  einseitigere 
Stimmen  zugingen.  Wandten  sich  doch  eine  Anzahl  zu  §9  eingelau- 
fener Petitionen  ganz  besonders  dagegen,  dafs  der  Entwurf  nicht 
blos  das  Recht,  sondern  unter  Umstanden  auch  die  Pflicht  zur  Er- 
hebung von  Beitragen  statuiren  wollte;  sie  erblickten  darin  „einen 
ungerechtfertigten  und  unzweckmafsigen  Eingriff  in  die  Selbst- 
verwaltung der  Gemeinden. Man  bedenke,  was  das  heifst 
Wenn  das  Gesetz  den  Vertretungen,  in  denen  Grundbesitzer  und 
Gewt  rbetreibende  stets  die  erdrückende  Mehrheit  haben,  verbieten 
will,  solciie  Veranstaltungen,  die  Grundbesitzern  und  Gewerb- 
treibenden  in  besonders  hohem  Grade  zu  gute  kommen,  aus- 
schliesslich aus  Steuern  zu  decken,  so  wird  dies  als  ein  Eingriff 
in  die  Rechte  der  Selbstverwaltung  hingestellt  So  weit  wird  die 
Miktion  getrieben,  dafs  die  heutigen  kommunalen  Vertretungen 
mit  der  kommunalen  Bevölkerung,  welche  durch  sie  vertreten 
werden  soll,  identisch  seien '<^). 

Mal  inaii  von  den  Koniniissionsänderungen  im  allgemeinen 
<len  Killdruck,  dafs  sie  eine  angemessene  Belastiini;  des  Clrund- 
besitzcs  verhindern  wollen,  xj  ist  doch  ein  Fall  hcrvor^^ulnben. 
in  welchem  die  Kommission  geradf  einen  solchen  \'erhinderungs- 
versuch  des  Kntwurfs  vereitelt  und  ein  zweiter  Fall,  in  welchem 
sie  sogar  die  schärfere  Belastung  erst  durch  ihre  Fassung  er- 


')  Die  oben  ausgefQhrte  Sicherung  erhält  durch  die  Form,  in  welcher  die 
Kominisvion  dieselbe  in  §  55  wiederholt  hat,  noch  eine  venchSrfte  Bedeatuag.  — 
Vgl.  oben  S  120'. 

Als  --ai  Iiliche  Verbesserung,  seitens  der  Kommission,  ist  öbriL't  ns  die 
Kinfriguni;  bcsniulcrcr  Bestimmungen  in  §  9  Qber  die  Auslegung  des  Planes, 
Beächwcrilevcrfahrcn  etc.  anzuerkennen. 
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-^ögUcht  hat.    Die  eine  dieser  Aenderungen  betriüt  die  Wal- 
dungen, die  andere  die  Bau}) Litze. 

Der  Regierungsentwurf  wollte  (§  22)  die  Waldungen  in  der 
Regel  nur  mit  halbem  Steuersatz  belasten  und  eine  weitere  Er- 
inäfsigung  bis  auf  ein  Viertel  zulassen.  Die  Kommission  hat 
diese  Bevorzugung  der  Waldbesitzer  gestrichen.  Obgleich  hier- 
mit der  Versuch  einer  Steuerbegünstigung  gerade  für  oie  reichsten 
Leute  beseitigt  ist.  so  muss  doch  auf  die  Art  der  Einbringung 
dieser  Ausnahmebestimmung  noch  nachtrAglii  h  t  ingi  fangen 
Werden  In  den  Motiven  hiefs  es  zur  Stelle,  daf»  die  X'orschrift 
des  nassauischen  Gesetzes  vom  27.  September  1849.  wonach 
VValdeigentümer  befugt  sind.  Försterbesoldungen  sich  auf  ihre 
Waldsteucrn  verrechnen  zu  lassen,  „unberührt  bleibt".  Wenn 
also  die  Bestimmung  (iesetz  geworden  wäre,  so  hatte  der  Fall 
eintreten  können,  dafs  Jemand  nach  dem  Gesetz  Waid-steuern  zu 
zahlen  hat.  nach  den  Motiven  aber  nicht.  Was  soll  es  heifsen, 
wenn  in  den  Motiven  gesagt  wird,  dafs  eine  Vorschrift  von  dem 
Gesetz  „unberOhrt  bleibt"?  Soll  damit  die  juristische  Ansicht  aus- 
gesprochen sein,  dafs  die  Geltangsbcreiche  der  beiden  Vorschriften 
disparat  seien,  so  nuls  irgend  etwas  zur  Begründung  der  An- 
sieht  ausgesprochen  werden.  Ist  aber  nicht  gemeint,  dafs  die 
Vorschrift  unberührt  bleibe,  sondern  dafs  sie  unberührt  bleiben 
solle,  dann  gehört  eine  derartige  Anordnung  nicht  in  die  Motive, 
sondern  in  das  Gesetz.  Einen  solchen  Satz  statt  dessen  in  die 
Motive  hineinzustellen,  kann  nur  als  ein  Versuch  betrachtet 
werden,  eine  Bevorzugung,  welche  man  sich  scheut  öffentlich 
auszusprechen,  lieber  in  eine  unbemerkte  Ecke  zu  stellen,  als  in 
der  Gesetzsammlung  verkQndigen  zu  lassen.  ^  Viele  sozialpolitisch 
schädliche  Bestimmungen  finden  heute  durch  die  Hinterthoren 
von  Motiven,  unveröffentlichten  Reglements  und  dergl.  Eingang, 
und  man  darf,  auch  wenn  ein  solcher  Versuch  mifslungen  ist,  die 
Gelegenheit  nicht  vorObergehen  lassen,  um  auf  die  aus  diesen 
Hinterthflren  drohenden  Geiahren  aufinerksam  zu  machen.  — 

Die  Bauplätze  (§  27)  definierte  der  Entwurf  als  „Liegen- 
schaften, welche  an  einer  Baufluchtlinie  belegen  sind",  die  Kom- 
mission hingegen  (und  nach  ihr  das  fertige  Gesetz)  als  „Liegen- 
schaften, welche  durch  die  Festsetzung  von  Baufluchtlinien  in 
ihrem  Werte  erhöht  worden  sind".  Diese  veränderte  Fassung  ist 
von  grofser  Bedeutung.  Man  ist  also  in  dieser  Beziehung  nicht 
mehr  wie  bei  den  Baufluchtbeiträgen  blofs  auf  die  Adjazenten 
der  Baufluchtlinie  beschrankt,  sondern  kann  den  Geltungsbereich 
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der  BauplaUsteuer  von  der  neuen  Strafse  aus  nach  beiden  Seiten 
hin  so  weit  umgrenzen,  wie  die  eingetretene  Werterhöhung  reicht. 
Gleichzeitig  ist  dadurch  einem  Kniff,  sich  der  Bauplatzsteuer  zu 
entziehen,  begegnet.  Es  kommt  namentlich  öfter  vor,  dafs  der 
Adjazent  an  der  Baufluchdinie  selbst  einen  kleinen  Streifen  einem 
Strohmanne  abtritt,  der  natürlich  von  der  Bauplatzsteuer  nur  mit 
einem  minimalen  Betrage  getrofTen  werden  kann,  wahrend  hinter 
dieser  sogenannten  „Maske"  der  EigentQmer,  fflr  die  Steuer- 
behOrde  unkenntlich  gemacht,  unbehelligt  bleibt.  —  Der  Entwurf 
wollte  die  Bauplätze  „mit  einem  höheren  Steuersatz*  heranziehen 
lassen,  die  Kommission  (und  das  Gesetz):  „zu  einer  höheren 
Steuer*.  Damit  ist  die  Besteuerung  der  Bauplatze  von  der  Grund- 
Steuer- Verfassung  ganzlich  losgelöst,  und  es  ist  ihr  der  Charakter 
einer  eigenen  neuen  Steuer  gegeben,  wie  denn  auch  die  Kommission 
konsequenterweise  ffkr  eine  solche  Besteuerung  die  kommunale 
Steuerordnung  obligatorisch  gemacht  hat.  —  Nicht  minder  wichtig 
ist  es,  dafs  die  Kommission  als  Norm  fOr  die  Heranziehung  der 
Bauplatze  die  Worte  eingefligt  hat:  „nach  Mafsgabe  ihres  [Gesetz: 
diesesl  höheren  Wertes".  Hier  ist  also  endlich  eine  kommunale 
Steuer  auf  Liegenschaften  geschaffen,  welche  das  Prinzip,  dals 
die  Wertsteigerung  durch  kommunale  Leistungen  der  Kommune 
gehöre,  unverhQllt  ausspricht. 

Das  MerkwQrdige  ist  aber,  dafs  die  Kommission  den  Ge- 
danken der  sozialen  Grundsteuer  nicht  etwa  blofs  einmal  an 
einem  guten  Tage  crtafst.  sondern  innerhalb  des  eng  umgrenzten 
Gebietes  auch  wirkhch  konsequent  durchgeführt  hat.  Wir  haben 
wiederholt  als  das  Merkzeichen  sozialpolitischer  Auffassung  einer 
guten  Grundsteuer  bezeichnet,  dafs  man  sie  gar  nicht  einmal  um 
des  öffentlichen  Bedürfnisses  willen  erhebt,  sondern  nur  um 
dessentwillen,  weil  die  Wertsteigerung  als  vom  Gemeinwesen  pro- 
duziert, auch  dem  Gemeinwesen  zukommt,  Di»  sem  Gedanken  ist 
mit  aller  nur  wünschenswerten  Schärfe  von  der  Kommission  in 
§  58  Ausdruck  gegeben,  indem  es  daselbst  heifst,  dafs  die  Vor- 
schrift» n  über  die  Wrtcilung  des  Steuerbedarfs  auf  die  Bauplatz- 
steuer „keine  Anwendung  finden".  Während  alsn  für  die  Grund-, 
Gebäude-  und  Gewerbesteuern  einerseits,  für  die  Einkommensteuer 
andrerseits  eine  bestimmte  Rehition  zur  Deckung  des  Bedarfs 
vorgesclniebcn  ist.  während  das  Gesetz  ansdrückhch  anordnet, 
dafs  verwandte  Steuern  den  entsprechenden  zuzurechnen  sind 
(z.  B.  eine  \Vohnimi^s.>t»utr  dir  Einkonnucnsteucr ,  eine  Ma- 
schinensteuer der  Gewerbesteuer  etc.),  wird  die  Anrechnung  einer 


Digitized  by  Google 


Die  preubiscbe  Steuerreform. 


129 


Bauplatzsteuer  auf  die  Grundsteuer  ausdrOckltch  untersagt  Das 
Gesetz  stellt  hier  die  Bauplatzsteuer  mit  der  Schanksteuer  auf 
eine  Stufe,  welche  nicht  (oder  nicht  blofs)  wegen  des  Finanz« 
bedOrfnisses,  sundern  zur  Beschränkung  des  Schankbetriebes  er- 
hoben wird.  Der  Gedankengang,  welcher  dem  Gesetze  zugrunde 
liegt,  ist  folgender:  Im  ganzen  System  der  Gemeindesteuer  gibt 
es  mn-  zwei  Steuern,  weiche  ohne  Rücksicht  auf  das  Finanz- 
bedürfnis  erhoben  werden  sollt  ii:  die  Schanksteuer.  weil  sie  zur 
\'erminderung  der  Schenken  dienen  soll;  die  ßauplatzsteuer.  weil 
sie  nur  den  dem  Gemeinwesen  zukommenden  Mehrwert  abgibt. 

Fragt  man,  woher  es  komme,  dafs  eine  iKirlanicntarische  Ver- 
tretung, die  die  Besteuerung  des  Grundbesitzes  durchweg  zu 
Gunsten  der  Besitzer  umarbeitet,  gerade  in  diesen  beiden  Füllen 
zu  ihren  Ungunsten  gearbeitet  hat,  so  ist  der  Grund  darin  zu 
suchen,  dafs  es  sich  im  Allgemeinen  um  das  Interesse  der  ganzen 
sozialen  Klasse  der  Grundbesitzer  handelte,  wahrend  es  in  den  vor- 
liegenden  beiden  SpezialflXllen  sich  nur  um  zwei  bestimmte  soziale 
Gruppen  innerhalb  der  grundbesitzenden  Klasse  handelt  In 
Bezug  auf  die  Bauplätze  ist  es  klar,  dafs  selbst  bei  enger  Ver- 
brüderung vdii  ländlichen  und  städtischen  Grundbesitzern  schlieis- 
lich  doch  der  Berliner  Hausbesitzer  und  Bauspekulant  aus  der 
Verbrüderung  mit  den  ländlichen  Grundbesitzern  am  meisten 
herausfällt  (wenn  auch  der  Berliner  Volkswitz  die  städtischen 
Grundbesitz-Interessenten  die  „1  lausagrarier"  nennt).  IJeberall, 
wo  eine  grofse  oder  auch  nur  eine  Mittelstadt  ihre  Fangarme  in 
die  Nachbarr.chaft  erstreckt,  stellen  die  Ackerflächen,  welche  zu 
Bauflächen  umgewandelt  werden,  die  ktjlossalste  Steigerung  der 
liudenrcnte  dar,  welche  überhaupt  innerhalb  einer  Generation 
erlebt  werden  kann,  und  überall  werden  die  Baustellenbesitzer 
ein  Gegenstand  des  Neides  filr  die  noch  hinter  ihnen  zurQck- 
liegenden  Ackerbauer.  Wenn  der  bekannte  SchOneberger  Bauer 
Ober  Nacht  zum  Millionär  wird,  so  ist  seine  Bereicherung  durch 
Leistungen  der  Gesamtheit  eine  Thatsache»  die  mit  einer  solchen 
"Wucht  auf  die  Nerven  fidlt,  dafs  ihrem  Schwergewichte  sich  selbst 
die  Kreise  nicht  entziehen  können  und  mögen,  welche  fllr  ihr 
Teil  Jene  sozialpolitische  Begründung  der  Wertsteigerung  auf  das 
allerschärfste  bekämpfen. 

Und  in  ähnlicher  Weise  haben  wir  uns  auch  die  Bestimmung 
ober  die  Waldungen  zu  crkl.li  «  n.  Was  der  Bevölkerung  im  all- 
gemeinen gegenüber  die  Grundbesitzer  sind,  das  sind  gegenüber 
dem  Gros  der  Gutsbesitzer  die  Waldeigentümer:  es  sind  die  wirt- 
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schafUich  Bevorzugteren»  welche  sich  nach  Möglichkeit  den  öficnt- 
liehen  Lasten  entziehen  wollen.  Die  Kommission  hat  als  Grund 
fltr  ihre  Streichung  geltend  gemacht,  dafs  in  einer  Gemeinde 
häufig  die  aufgeforsteten  Grundstöcke  ertragreicher  seien  als  die 
Aecker.  „Nur  Geldmangel  verhindere  die  Grundbesitzer  oft  an 
der  Aufforstung".  Dafs  die  Befreiung  hauptsächlich  im  Interesse 
der  grofseh  Waldungen  gefordert  wurde,  ging  allzu  deutlich 
aus  den  Motiven  hervor,  welche  darauf  aufmerksam  machten,  dafs 
„namentlich  die  Besitzer  von  gröfseren  Waldungen  in  der  Regd 
ein  Schutzpersonal  auf  eigene  Kosten  zu  unterhalten  genötigt 
seien".  Und  nimmt  man  nun  noch  dazu,  dafs  die  Motive  mit 
dieser  Anftlhrung  des  Försterpersonals  zum  Zwecke  der  Herab- 
minderung der  Steuer  gleichzeitig  die  Sonderbestimmungen  fiUr 
Nassau  anführten,  um  die  herabgeminderte  Steuer  gegen  Förster- 
gehälter  kompensieren  zu  lassen,  so  wird  es  einleuchten,  daüs 
dies  selbst  für  eine  Kommission,  in  der  die  Gutsbesitzer  das  Wort 
führten,  des  Guten  zu  viel  war.  Ich  halte  die  Streichung  des 
Waldpriviiegs  für  ein  erstes,  wenn  auch  nur  sehr,  sehr  leises 
Anzeichen  davon .  dafs  man  in  unseren  Agrarierkreisen  endlich 
anfängt,  zu  merken,  wie  die  agrarische  Politik  in  ihrem  letzten 
Endziele  nicht  den  grofsen,  sondern  nur  den  allergröfsten  unter 
ihnen  zu  gute  kommt. 

IV. 

Die  Besteuern  ii  g  der  A  k  t  i  e  ii  g  e  s  e  11  s  c  ii  a  t"t  e  n . 

L^nscre  obige  Bemerkung,  dafs  die  Beratung  der  Steuer- 
entwürfe schon  um  der  dabei  gefallenen  Aeufserungen  willen  ein 
Sozialpolitik  lies  Interesse  beanspruche,  gilt  von  keinem  Gegen- 
stände mehr,  als  von  den  Debatten  über  die  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften  und  ihrer  Aktionäre.  Sic  liefern  zur  Cha- 
rakteristik der  parlamentarischen  Zustände  in  Preufsen  einen  Bei- 
trag von  geradezu  überwältigender  Klarlieit.  Daneben  gewährt 
das  Problem  selbst  ein  um  so  grrtfseres  Interesse,  da  es  in  den 
nächsten  Jahren  sowohl  in  Preufsen  wie  in  anderen  Staaten  stets 
aufs  Neue  wieder  auftauchen  wird. 

In  Preufsen  zahlt  von  Alters  her  jede  Aktiengesellschaft  am 
Sitze  ihres  Betriebes  von  der  gesamten,  zur  Verteilung  gelan- 
genden Dividende  volle  Gemeinde-Einkommensteuer,  wahrend 
jeder  Aktionflr  aufserdem  seine  Dividende  an  seinem  Wohnsiue 
versteuert  Staats-Einkommensteuer  wurde  frtlher  nur  von  den 
Aktionären,  nicht  von  den  Gesellschaften  erhoben.  Seit  1891  hat 
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aMcVv  der  Staat  die  Gesellschaften  mit  der  Gesamtdividende  hrran- 
^ezogcn.  jedoch  nur  soweit  dieselbe  8^/3  pCu  des  Grundkapitals 

4\>fcrsicigt. 

In  dem  Entwurf  eines  Kommunalabgabengesetzes  Nchlu^  jetzt 
d\c  Regierung  vor      *44).  dafs  der  Aktionär  an  seinem  Wohnort 
die  Dividende,  welche  er  dem  Staate  gegenüber  versteuert,  ikr 
Gemeinde  gegenüber  solle  absetzen  dürfen,  wenn  die  Gesellschaft  am 
Betriebsorte Ciemeinde-Einkommensteuer  zahlt.  Durch  die^e  Steuer- 
befreiung fühlten  sich  nun  die  (Gemeinden,  in  deren  Mitte  Aktionäre 
ihren  Wohnsitz  haben,  finanziell  beeinträchtigt.    Nicht  nur  einzelne 
stadtische  Vertretungen,  sondern  auch  ganze  Stadtetage  richteten 
Petitionen   an   das  Abgeordnetenhaus  mit  der  Bitte,  diese  Be- 
freiung abzulehnen   und   es  bei  dem  bisherigen  unbeschränkten 
Rechte  der  Gemeinden,   sowohl   die  Aktiengesellschaft  als  die 
Aktionare  zu  besteuern,  bewenden  zu  lassen.    Auf  der  anderen 
Seite  erliefsen  die  in  Interessenvertretungen  organisierten  Aktien- 
gesellschaften Gegenpetitionen ,  welche  all'  und  jeder  Doppel- 
besteuerung des  Aktieneinkomment  ein  Ende  m  machen  baten. 
In  der  Kommission  machten  zuntchst  die  Vorsleliungen  aus  den 
Kreisen  der  städtischen  Verwaltungen  den  grOfsten  Eindruck. 
Die  Stadt  Kettwig  bei  Bonn  wies  nach,  dals  sie  bei  Annahme 
der  Regierungsvorlage  ein  Viertel  der  Staats-Einkommensteuer 
freilassen  mOsse,  die  Stadt  Werden  sogar  zwei  FOnftel. 

Es  zeigte  sich  hier  der  gänzlich  verschiedene  Charakter  der 
Frage,  je  nachdem  es  sich  um  Staats-  oder  um  Kommunal- 
besteuerung handelt.  Ein  Staat  vom  Umfange  des  preufsischen 
kann  es  ab  Regel  ansehen,  dafs  bei  Aktiengesellschaften,  die  ihren 
Sitz  in  Pk'euisen  haben,  sich  auch  die  Aktien  zum  grOfsten  Teil 
in  preufsischen  Händen  befinden.  Er  kann  an  die  Beseitigung  der 
Doppelbesteuerung  herantreten  in  der  Annahme,  dais  von  der 
einen  wie  von  der  anderen  Seite  die  Steuer  in  der  Regel  in 
seine  Kasse  fliessen  wird.  Die  Gemeinden  hingegen  mOssen  mit 
der  Thatsache  rechnen,  dafs  die  Betriebsgemeinde  der  Aktien- 
gesellschaft und  die  Wohnsitzgemeinde  des  einzelnen  Aktionärs 
nichts  miteinander  zu  thun  haben;  wenn  man  zur  Vermeidung 
von  Doppelbesteuerung  auf  der  einen  Seite  einen  Steuernachlafs 
gewahren  wollte,  so  hiefse  das:  einer  Gemeinde  etwas  von  ihren 
Finanzrechten  wegnehmen,  weil  die  andere  sie  bereits  ausgenutzt 
bat  Falle  wie  die  in  Kettwig  und  Werden  bezeichnen  vielleicht 
noch  nicht  einmal  den  Grenzfall.  Wir  können  uns  ja  sehr  wohl 
eine  Gemeinde  vorstellen,  deren  Steuerkraft  im  wesentlichen 
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in  dem  Aktienbesitz  von  Rentiers  ruht,  die  herkömmlichermafsen 
an  einem  auswärtigen  Unternehmen  (z.  B.  an  einem  benachbarten 
Bergwerk)  sich  beteiligen.  Wenn  hier  die  Rentiersgemeinde  die 
Einnahmen  aus  Kuxen  oder  Aktien  nicht  besteuern  soll,  weil  die 
Bergwerksgeroeinde  bereits  das  Bergwerkseinkommen  besteuert, 
so  hie(se  das:  die  Finanzlast  jener  Rentiersgemeinde  ganz  auf  die 
sozialen  Schichten  walzen,  welche  keine  Kuxen  oder  Aktien  be- 
sitzen, d*  h.  ein  Gemeindefinanzwesen  völlig  auf  den  Kopf  stellen 
blofs  deswegen,  weil  eine  andere  Gemeinde  das  ihrige  in  Ord- 
nung halten  will.  Mit  vollem  Recht  ist  in  der  Kommission  auch 
auf  die  sozial-ästhetische  Seite  der  Sache  aufmerksam  gemacht 
worden,  wie  es  sich  ausnehmen  mOsse,  wenn  in  der  Gemeinde- 
steuerUste  gerade  die  wohlhabendsten  Leute  als  ganz  oder  fast 
ganz  unversteuert  erscheinen. 

Zur  Beseitigung  dieser  Hftrte  tauchten  nun  in  der  Kommission 
die  verschiedensten  Vorschlage  auf.  Man  wollte  die  Doppel- 
besteuerung zwar  bestehen  lassen,  aber  die  Betriebsgemeinde 
(ebenso  wie  bei  der  Staatssteuer)  nötigen,  31/9  pCt.  des  Gesell- 
Schaftseinkommens  frei  zu  lassen.  Oder  man  wollte  die  Doppel- 
besteuerung in  der  Richtung  der  Regierungsvorlage  beseitigen, 
aber  der  Wohngemeinde  stets  ein  Viertel  des  Gesamtein- 
kommens des  Aktionars  zur  Besteuerung  lassen.  Oder  man 
wollte  die  Doppelbesteuerung  zwar  bestehen  lassen,  aber  auf  die 
Falle  beschränken,  in  denen  Betriebsgemeinde  und  Wohn- 
gemeinde verschieden  sind. 

AuÖ'allend  schwach  war  die  Verteidigung  der  Regierungs- 
vorlage durch  den  Finanzminister.  Er  hatte  allerdings  die  schwere 
Aufgabe,  nacluuweisen,  dafs  das,  was  dem  Staate  recht  ist,  den 
Gemeinden  gleicluvohl  nicht  billig  sei.  Er  meinte,  zu  diesen  Assozia- 
tionen stehe  der  Staat  anders  als  die  Gemeinden,  weil  er  es  sei.  der 
durch  seine  Gesetzgebung  ihnen  die  rechtliche  Grundlage  verschaffe 
und  sie  mit  Vorteilen  ausstatte,  welche  auch  eine  Steigeruni;  der 
Rentabilitilt  der  derart  vereinigten  Kapitalien  bewirkten.  Darum 
könne  derStaat  iniWegc  derBesteueruiit;  eine  gewisse  Gegenleistung 
in  Anspruch  nehmen:  hei  den  (iemeinden  trcrt'e  dies  aber  nicht  zu. 
Diese  Begründung  nimmt  sich  sonderbar  aus  im  Munde  eines 
Finanzniannes.  welcher  es  sonst  gerade  zu  den  charakteristischen 
Unterscheidungszeichen  des  kommunalen  Abgahenwesens  rech- 
net, dals  es  sich  auf  den  Gesichtspunkt  des  Interesses  gründe. 
Uebrigens  <larf  man  im  Interesse  sozialer  Staats-  und  Gesell- 
schaltsanschauung  keine  Gelegenheit  vorübergehen  lassen,  um 


Digitized  by  GoogL 


Die  prealsiscira  Stetterr^onii. 


133 


gegen  die  Vorstellung  zu  protestieren,  als  ob  die  Form  der  \'er- 
s;e->eUschaUvinu:  ihre  rechtliche  Existenz  erst  von  der  staathclien 
Geselzgebung    lierkite.    Soweit  ist  denn   doch  der  soziale  Ge- 
danke avich  in  die  Jurisprudenz  bereits  cinircdrungen .  dal's  man 
umgekehrt   sagen   mufs:  die  Versagung  der  Korporationsrechte. 
Nvo  sie  ^>tatthndet.  ist  eine  Wirkung  der  staathchen  Gesetzgebung, 
—  Im  Uebrigen  verwies  der  Finanzminister  für  eine  Fortentwicke- 
lung der  Aktiengesellschafts-Besteuerung    auf  Grund   des  §  "36 
(=  Gesetz  §  46)  —  ein  Paragraph,  welcher  überhaupt  nicht  von 
Be^teuerungsrechten.  sondern  nur  von  gütlichen  Vereinbarungen 
mit  Fabriken,  Bergwerken  etc.  über  ein  Stcuer-Fauschquantum 
handelt. 

Zu  den  prinzipiellen  Gegensiilzen  kamen  in  der  Kommission 
praktische  Schwierigkeiten  hinzu.  Wenn  man  das  Aktienein- 
kommen im  Augenblick  der  Veranlagung  von  der  Gemeindesteuer 
freilassen  wollte,  so  könnte  Jemand  gerade  für  die  Zeit  seiner 
Veranlagung  sein  Vermögen  in  Aktien  anlegen,  ja  während  der 
Deklarationszeit  vom  4.  bis  20.  Januar  könnten  dieselben  Aktien 
ZQ  diesem  Zwecke  in  bestandigem  Umtausch  gegen  andere  Effekten 
von  Hand  zu  Hand  wandern. 

Die  Abstimmung  in  der  Kommission  zeigte  die  Unsicherheit 
in  den  herrschenden  Anschauungen.  Der  Antrag,  die  Doppel- 
besteuerung auf  die  Falle  zu  beschranken,  wo  zwei  verschiedene 
Gemeinden  in  Frage  kommen,  wurde  abgelehnt;  der  Antrag,  in 
der  Betriebsgemeinde  3^3  pCt  frei  zu  lassen,  fiel  ebenfalls;  hin- 
gegen wurde  ein  Vermittelungsantrag  angenonunen  des  Inhalts, 
dafe  der  Wohngemeinde  mindestens  ein  Viertel  des  Gesamtein- 
kommens des  Aktionars  bleiben  mllsse,  und  dals  nur  Aktien,  die 
ein  volles  Jahr  im  Besitz  des  Aktionars  gewesen  seien,  einen 
Anspruch  auf  Abzug  geben.  Als  dann  aber  nach  Annahme  dieses 
Vermittelungsamendements  der  Paragraph  im  ganzen  zur  Ab- 
stimmung gebracht  wurde,  fiel  er  mit  12  gegen  12  Stimmen. 
Dieses  Ergebnis  schien  in  der  Kommission  selbst  Qberrascht  zu 
haben.  Denn  in  einer  zweiten  Lesung  wurde  in  der  Hauptsache 
der  Paragraph  in  der  Form,  in  welcher  er  mit  Stimmengleichheit 
abgelehnt  war,  mit  15  gegen  9  Stimmen  angenommen. 

In  der  Plenarberatung  (zweite  Lesung,  Sitzung  vom  28.  April) 
kam  der  freikonservative  Abgeordnete  Dr.  Arendt  auf  diesen 
Umschlag  zwischen  den  beiden  Lesungen  der  Kommission  zu 
sprechen  und  erklärte  denselben  durch  ein  zwischen  National- 
liberalen und  Freikonservativen  abgeschlossenes  Kompromiss. 
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Wir  haben  oben  die  Veränderungen  in  der  Steuerrelation  zu 
Gunsten  der  Realsteuern,  d.  h.  hauptsachlich  zu  Gunsten  des 
Grundbesitzes  erwähnt.  Eine  Gruppe  von  Nationalliberalen 
habe  ihre  Zustimmung  zu  diesen  Aenderungen,  betreffend  die 
Realsteuem,  von  der  Annahme  dieser  DividendenabzOge  abhingig 
gemacht,  und  daraufhin  habe  man  sich  geeinigt.  Beides  zu  bc- 
schliefsen:  sowohl  die  Begflnstigung  der  Realsteuern  als  die  der 
Dividendenabzüge.  Dr.  Arendt  fand  die  dadurch  herbeigefikhrte 
Annahme  des  Dividendenabzuges  verhängnisvoll.  Er  schilderte 
es»  wie  eine  Gemeinde  ihr  Budget  feststellt  und  einen  gewissen 
Kommunalzuschlag  ausschreibt,  vne  dann  in  ihr  wohnende 
Aktionäre  auf  Grund  eines  solchen  Gesetzes  ihre  Abzüge  bean- 
spruchen und  eine  Erhöhung  der  Kommunalzuschläge  auf  alle 
diejenigen  bewirken,  welche  keine  Aktien  liegen  haben.  ,^Ich 
wafste  kaum  eine  Mafsregel,  die  geeigneter  wäre,  eine  Agitation 
in  die  Gemeinden  zu  tragen  und  der  Sozialdemokratie  einen 
Nährboden  zu  schaffen,  wie  diese  Malsregel.  Es  ist  doch 
wohl  ganz  ohne  Zweifel,  da£i  der  Handwerker,  der  kleine  Ge- 
werbetreibende sagen  wird:  «rir  sollen  nicht  nur  das  zahlen, 
was  wir  bis  jetzt  zahlten,  sondern  wir  sollen  noch  eine  vermehrte 
Auflage  zahlen,  weil  diejenigen,  die  steuerkräftig  sind,  die  Aktien- 
besitzer, einen  Abzug  gemacht  haben."  Die  Belastung  in  der 
Betriebsgemeinde  und  in  der  Wohngemeinde  haben,  wie  Dr.  Arendt 
ausführte,  nichts  mit  einander  zu  thun.  Deswegen  weil  die 
Aktiengesellschaft  an  ihrem  Orte  eine  geringe  Gemeinde-Ein- 
kommensteuer von  vielleicht  50  pCt.  bezahle,  solle  der  Aktionär 
in  seiner  Wohn^meinde  berechtigt  sein,  eine  hohe  Gemeinde- 
Einkommensteuer,  vielleicht  eine  von  250  pCt.,  zu  streichen. 
Setze  man  auf  den  Besitz  von  Aktien  die  Prämie  der  Ge- 
meindesteuerfreiheit, so  werde  dies  ein  Anreiz  sein.  Kapital  in 
Aktien  anzulegen.  Der  Redner  schilderte  mit  t,Mof>er  Anschau- 
liclikeit,  wie  in  einer  Unterhaltung  am  StaiiinUisch  der  Eine 
er/ahlt.  er  habe  bi-.her  hohe  Gemeindesteuern  zahlen  müssen, 
jetzt  aber  spare  er  die-,,  weil  er  sich  statt  preufsischer  Konsols 
Aktien  gekauft  habe,  und  wie  die  Andern  es  ihm  naelimachen; 
wie  jeder  Bankier  dein  Kunden,  der  ihn  um  Rat  angeht,  daraul 
aufmerksam  macht,  dafs  er  bei  Aktien  liie  Gemeindesteuer  spare. 
Mit  (liesem  Paragraphen  trage  man  eine  X'orliebe  für  den  Aktien- 
besitz in  die  weitesten  Kreise  der  Bevölkerung.  Man  werde  in 
Preufsen  wie  in  Deutschland  eine  neue  Gründerära  beginnen. 
Die  Bevölkerung  werde  Hypotheken  und  Staatspapiere  verkaufen. 
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um  Aktienpapicrt-   einzukaufen.    Darum  enthalte  der  Paragraph 
eine  Gefährdung  des  Staatskredits    Der  Dividendenabzug  komme 
ferner  nur  für   den   in  Betracht,  der  viele  Aktien  liegen  habe, 
aber  nicht   für  den  kleinen  Mann,  der  eine  kleine  ErsparniN  in 
Aktienbesitz  angelegt  habe.    Den  Versuch,  eine  neue  Bt  stimnuing 
ganz  ausschlicfslich  zur  Entlastung  der  Aktienbesitzer  zu  schaffen, 
charakterisierte   der  Redner  als  ein   steuerpolitisches  Monstrum 
und  drohte    für  den  Fall   der  Annahme   damit,  in  der  dritten 
Lt.-?ung  namcnthchc  Abstimmung  zu  beantragen,  damit  möglichst 
festgestellt  werde,  wen  die  Verantwortung  für  diese  folgenschwere 
und  unbillige  Bestimmung  treffe.  —  Der  nationalliberale  Abgeord- 
nete Enneccerus  erwiderte  seinem  Vorredner  zunächst,  dafs  das 
erwähnte  Kompromifs  nur  in  dem  Kopfe  Dr.  Arendt*s  eadsticre. 
In  der  Komroission  habe  er,  Enneccerus,  den  angenommenen  An- 
trag aus  sich  heraus  gestellt,  und  wenn  jetzt  die  beiden  Fraktionen 
flbereinstimmende  Beschlösse  gefafst  hatten,  so  sei  dies  eine 
Uebereinsdmmung  ohne  vorherige  Verabredung,  Zur  Sache  be- 
stritt Enneccerus,  dals  die  Aktiengesellschaften  Oberhaupt  steuer- 
pflichtige Subjekte  seien.  Dafs  man  in  einer  Aktiengesellschaft 
eine  Korporation  und  also  eine  Person  erblicke,  das  sei  eine 
Abstraktion,  welche  blos  Wert  habe  für  das  juristische  Denken, 
fOr  nichts  weiter.  ,,Es  ist  ein  Hfllfsmittel,  die  Aktiengesellschaften 
oder  Oberhaupt  die  Korporationen  unter  juristische  Regeln  zu 
subsumieren,  welche  ohne  dieses  Holfsmittel  nicht  ohne  eine  ge- 
wisse Veränderung  auf  sie  anwendbar  wären.  Die  Betrachtung 
der  Korporation  als  eines  selbständigen  Subjekts  ist  eine  Fiktion 
und  nichts  weiter."   Wenn  die  Gesetze  sagen,  die  Aktiengesell- 
schaft sei  ein  Rechtssubjekt,  und  wenn  man  infolge  dessen  von 
ihr  Steuern  verlangen  wollte,  so  sei  das  ebenso,  wie  wenn  in 
einem  Eisenbahntarif  nachträglich  gesagt  wOrde,  Braunkohlen 
seien  als  Steinkohlen  zu  befrachten  und  auf  Grund  dessen  Jemand 
die  Braunkohlen  nun  auch  im  wirthschaftlichen  Leben  so  behandeln 
wollte,  als  ob  sie  Steinkohlen  wären.  Aber  selbst  wenn  man  die 
Aktiengesellschaft  als  steuerpflichtiges  Subjekt  anerkenne,  so  sei 
eben  ihr  Gewerbsgewinn  damit  genügend  besteuert,  dafs  man 
die  Gesellschaft  besteure.   Der  Aktionär  seinerseits  habe  dann 
an  seine  Wohngemeinde  dafür  keine  Steuer  zu  entrichten.  Die 
W^hngemeinde  hatte  ja  auch  keinen  Anspruch,  wenn  dem  Manne 
nicrht   blos  ein    Aktienanteil,    sondern  das  ganze  gewerbliche 
^rjternehmen  gehörte.    Die  Aktie  sei  nicht  ein  mobiles  Stück 
Kapital,  sondern  ein  Anteil  am  Gewerbebetrieb.  —  Der  Zentrums- 
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abgeordnete  Fritzen-Borken  befürchtete,  dals  bei  Zulassung  der 
Dividendenabzüge  eine  ganz  neue  Art  von  Börsengeschäften 
entstehen  würde.  Die  Aktionäre,  welche  in  Gemeinden  mit  ge- 
ringen Komnuinalzuschlägen  wohnen,  würden  ihre  Aktien  zum 
Ausleihen  aiU)icten  an  Kapitalisten,  in  deren  Wohngemeinden  die 
Komniiinalzuschlclgc  sehr  hoch  seien  und  also  den  Erwerb  von 
Aktien  lohnend  machen.  Der  konservative  Abg.  v.  Jagow  meinttr, 
die  Unsicherheit  bei  der  Aufstellung  des  Gemeindetats  sei  kein 
Gegeng^und,  da  nachtragliche  Ausfälle  gegenüber  dem  Steuersoll 
ja  so  wie  so  durch  die  Rechtsmittel  entständen.  Der  Finanz- 
minister, der  anerkannte,  dafs  die  Frage  der  Besteuerung  der 
Aktiengesellschaften  „in  den  Gemütern  noch  nicht  geklärt  sei." 
trat  doch  ftlr  den  Paragraphen  ein.  Eine  Ungerechtigkeit  gegen 
die  Wohngemeinden  liege  nicht  vor,  da  diesen  Gemeinden  durch 
die  Aktionäre  keine  besondere  Kosten  erwüchsen,  wahrend  die 
Betriebsgeroeinde  durch  den  Betrieb  der  Aktiengesellschaft  wie 
durch  jede  grOfsere  gewerbliche  Anlage  zu  Verwaltungsauiwen- 
düngen  genötigt  wflrde.  Dem  widersprach  der  Zentrumsabgeordnete 
Mooren.  Er  wies  auf  die  rheinischen  Feuerversicherungs*GeselI- 
Schäften  hin»  deren  Aktionäre  durch  die  ganze  Provinz  zer- 
streut wohnen.  Gerade  diese  aktienbesitzenden  Familien  seien 
es«  welche  die  einzelnen  Gemeinden  zu  kostspieligen  Wohlfahrts- 
und Annehmlichkeits-Einrichtungen  aller  Art  in  erster  Linie  ver- 
anlassen. Auf  ihre  Anregung  worden  höhere  Lehranstalten  ge- 
grandet,  städtische  Verschönerungen  vorgenommen  etc.  Mooren 
erblickte  femer  in  der  Bevorzugung  der  Dividenden  eine  An- 
lockung zum  Aktienankauf  statt  zu  hypothekarischer  Beleihung 
und  fand  diese  Erschwerung  des  ländlichen  Kredits  auch  unter 
sozialpolitischem  Gesichtspunkte  sehr  bedenklich.  ~  Die  Position 
war  so  schwierig,  dafs  das  Schicksal  des  Paragraphen  am  seidenen 
Faden  hing.  Von  dem  Fraktionsgenossen  des  Abgeordneten 
Arendt,  dem  Frh,  von  Zedlitz,  war  daher  schon  zu  Beginn  der 
Sitzung  der  Antrag  gestellt  worden,  den  Wohngemeinden  nicht 
blos  (  in  \'iertel,  sondern  die  volle  Hälfte  des  Gesamteinkommens 
in  jedem  Falle  zur  Besteuerung  zu  lassen.  Damit  waren  nun  die 
Nachteile,  die  dem  Regierungsvorschlage  angehaftet  hatten, 
jedenfalls  auf  die  Hälfte  reduzirt  und  die  einzelnen  Redner, 
welche  mit  Mühe  und  Not  den  Dividendenabzug  verteidigten, 
unterliefsen  auch  nicht,  sich  auf  dieses  Zugeständnis  zu  berufen. 
Frh.  V.  Zedlitz  selbst  befürwortete  seinen  Antrag,  verhehlte  sich 
aber  nicht,  dafs  man  schliefslich  im  staatlichen  Einkommensteuer- 
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gesetz  die  Remedur  suchen  müsse,  um  dann  „den  Gemeinden 
zu  ihrem  vollen  Rechte  wieder  zu  verhelfen."  In  einer  persön- 
lichen Bemerkung  hielt  der  Abgeordnete  Arendt  das  Bestehen 
des  von  ihm  behaupteten  Einverständnisses  wenigstens  zwischen 
den  einzelnen  Mitgliedern  aufrecht,  wenn  auch  ein  formelles 
Kompromifs  nicht  abgeschlossen  sein  möge.  Schliefslich  wurde  die 
Kommissionsfassung  mit  dem  Antrage  Zedlitz  (mindestens  das 
halbe  Gesamteinkommen  mufs  der  Wohnsitzgemeinde  bleiben) 
von  dem  Plenum  in  zweiter  Lesung  angenommen. 

Als  am  8.  und  9.  Mai  jene  merkwürdige  dritte  Lesung  statt- 
fand, welche  das  umfangreiche  Kommunalabgaben-Gesetz  mit  so 
einzig  dastehender  Sdileunigkeit  in  zwei  Tagen  durchberiet, 
waren  doch  die  Grfinde  gegen  die  Befreiung  der  Aktionäre 
stark  genug,  um  bei  diesem  Paragraphen  eine  wirkliche  Beratung 
zu  erzwingen.  Der  Abgeordnete  Herold  erklarte,  dafs  die  Mehr- 
zahl des  Zentrums  in  erster  Linie  den  Paragraphen  ablehnen 
werde.  Eventuell  brachte  er  einen  Verbesserungsantrag  ein: 
statt  jener  komplizirten  Bestimmung,  dafs  der  Wohnsitzgemeinde 
wenigstens  das  halbe  Gesammteinkommen  bleiben  mOsse,  sollte 
umgekehrt  die  Abzugsberechtigung  stets  auf  den  halben  Divi- 
dendenbetrag beschrankt  werden — also  eine  grundsätzliche  Be- 
schrankung des  beantragten  Vorrechts  auf  die  Hälfte  — ;  femer 
sollte  ausdrflcktich  gesagt  werden*  dafs  der  ermafsigte  Betrag 
nach  dem  Steuerfuls  f&r  das  wirkliche  Einkommen  (nicht  etwa 
mit  der  WohlUiat  der  Degression)  besteuert  werde.  Einen 
anderen  Vermittelungsvorschlag  hatte  der  Freiherr  v.  Zedlitz 
eingebracht   Noch  einmal  erhob  sich  der  Abgeordnete  Arendt 
und  machte  darauf  aufmerksam,  dafs  in  der  neuen  Fassung,  wo 
nicht  mehr  die  Wohlthat  der  Degression  in  Betracht  komme,  die 
ganze  Bevorzugung  erst  recht  blos  fOr  die  grofsen  Aktionäre 
tohnend  sein  werde*  aber  nicht  mehr  fllr  die  kleinen.    Hei  Be« 
ratung  des  Staatseinkommensteuer-Gesetzes  habe  die  Regierung 
es  fOr  unmöglich  erklärt,  eine  Kontrole  Qber  den  einjährigen 
Besitz  zu  Oben.  Werde  dieselbe  beim  Kommunalabgaben-Gesetz 
fQr  möglich  erklärt,  so  würden  namentlich  die  kleineren  Aktionäre, 
die  wegen  des  Nachweises  in  Verlegenheit  seien»  genötigt  werden, 
ihren  Aktienbesitz  in  Depot  zu  geben,  schon  um  sich  den  Beweis 
zu  sichern.    Man  habe  in  heutiger  Zeit  alle  Veranlassung,  das 
Depotwesen  nicht  noch  zu  verstärken :  auf  Grund  eines  Depots 
habe  jeder  Private  die  Möglichkeit  und  die  verlockende  delcgcn- 
heit,  durch  seinen  Bankier  Spekulationen  auszuüben.   Die  Be- 


Digitized  by  Google 


138 


J.  Jastrow, 


Steuerung  der  Aktiengesellschaften  und  der  Aktionäre  von  Seiten 
der  Gemeinde  habe  bisher  unangefochten  bestanden;  der  jetzige 
Anfechtungsversuch  habe  keinen  andern  Zweck  als  erst  den 
Abzug  auf  Grund  einer  angeblichen  Doppelbesteuerung  bei  den 
Gemeinden  zu  schaffen  und  nachher  auf  Grund  dieses  Anerkennt- 
nisses  ihn  auch  bei  der  Staattsteiter  durchzusetzen.  «Ich  bin 
dann  aber  auch  der  Meinung,  dafs  man  in  einer  Zeit  wie  der 
heutigen,  in  einer  Zeit  der  sozialen  Gahrung  unmöglich  Bestim- 
mungen wie  diese  treffen  darf,  welche  die  wohlhabendsten 
Klassen  auf  Kosten  der  minder  Wohlhabenden  entlastet  und 
lediglich  dem  mobilen  Grofskapital  zu  gute  kommt. ...  Ich  wQnsche 
nicht,  dafs  auch  nur  der  Schein  entsteht,  als  ob  in  der  heutigen 
Zeit  eine  Volksvertretung  Bestimmungen  erlassen  konnte,  welche 
den  Interessen  der  minder  wohlhabenden  Klassen  zuwiderlaufen. 
Das  ist  nach  meiner  Ueberzeugung  in  diesem  Paragraphen  der 
Fall.  .  .  .  Man  wird  die  kOnstliche  und  theoretische  Konstruktion 
von  der  Doppelbesteuerung  in  den  Wfihlermassen  gewiss  nicht 
begreifen,  sondern  man  wird  nur  sagen:  Die  Kouponabschneider 
haben  hier  eine  Steuerfreiheit  erlangt,  und  was  sie  an  Steuern 
in  der  Gemeinde  abziehen,  das  mflssen  die  flbrigen  Steuerzahler 
aufbringen.  .  .  .  Das  ist  meiner  Ansicht  nach  unzweifelhaft  ein 
Mittel,  die  Sozialdemokratie  zu  zQchten.  Wenn  wir  das  nicht 
wollen,  wenn  wir  der  Verhetzung  im  Lande  entgegenarbeiten 
wollen,  dann  dürfen  wir  solche  gesetzlichen  Bestimmungen,  wie 
diese  hier,  nicht  machen."  Der  Redner  apostrophirtc  schliefslich 
noch  eine  Partei,  aus  deren  Mitte  bis  jetzt  noch  Niemand  das 
Wort  ergriffen  habe,  die  freisinnige  Partei.  Bei  der  schwankenden 
Lage  könne  diese  kleine  Partei  hier  einmal  den  Ausschlag  geben. 
Diese  Partei  habe  für  das  Recht  ch  r  Aktionäre  gestimmt;  ja  nach 
einer  ganz  kurzen  Bemerkung  zur  Geschäftsordnung  hätte  sie  sogar 
noch  lieber  für  das  weitergehende  Vorrecht  der  Kommissions- 
fassung gestimmt.  Wenn  wieder  einmal  die  freisinnige  Partei 
von  den  Liebesgaben  an  die  ürofsgrundbesitzer  sprechen  werde. 
s(i  werde  man  ihr  diese  Liebesgaben  an  die  Aktionäre  und  die 
Haltung  der  freisinnigen  Partei  bei  diesem  Paragraphen  entgegen- 
halten. —  Der  Abgeordnete  Mooren  gab  Kenntnis  von  dein  ihm 
zugegangenen  Angstruf  eines  erfahrenen  rheinischen  Bürger- 
meisters, wonach  die  kleinen  Kentnersitze  an  der  Rheinstralse.  wie 
Mehlem.  Godesberg,  Königswinter,  llonnel".  Rolandseek,  Remagen. 
Sinzig,  Linz  25 — 50  und  mehr  Prozt  nt  iiires  Kinkommensteuer- 
Prinzipals  einbüfsen  würden;  die  btadt  Burtscheid  bei  Aachen, 
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welche  so  glflcklich  ist,  einige  Millionäre  in  ihren  Mauern  zu 
zahlen»  wQrde  Ober  35  pCt  des  bisherigen  Aufkommens  streichen 
mOssen  (und  dementsprechend  alle,  die  keine  Aktien  besitzen, 
desto  starker  belasten).   Wenn  jetzt  so  viel  von  den  sozial- 

reformatorischen  Gedanken  einer  Entlastung  der  mittleren  Stände 
die  Rede  sei,  so  biete  sich  hier  eine  gute  Gelegenheit  zu  einem 
billigen  Ausgleich  zwischen  grofsen  reichen  und  kleinen  be- 
drängten Gemeinden.  Hoffentlich  werde  eine  Reform  der  ganzen 
Aktiensteuer-Gesetzgebung  in  nicht  zu  ferner  Zeit  herbeigeführt 
werden.  Die  Debatte  dr.ingte  zum  Schlufs.  Freih.  v.  Zedlitz 
gab  seine  Zustimmung  dazu,  dafs  dem  Eventualantrag  Herold 
vor  dem  seinigen  der  N  or/ug  gegeben  werde.  Der  Abgeordnete 
Arendt  verzichtete  „mit  Rücksicht  auf  die  Geschäftslage  des 
Hauses  und  auf  Bitten  von  verschiedenen  Seiten*  auf  die  ange- 
drohte namentliche  Abstimmung,  und  so  wurde  der  Paragraph 
mit  dem  Eventualantrag  Herold  angenommen. 

Drückt  man  dieses  Ergebnis  populär  aus,  so  lautet  es,  dafs 
jeder  Aktionär  von  seiner  Dividende  nur  die  halbe  Gemeinde- 
Steuer  zu  zahlen  habe. 

In  dieser  Fassung  gelangte  das  Gesetz  an  das  Herrenhaus. 
Im  Herrenhause  sitzen  als  Vertreter  der  grofsen  Städte  die  Ober- 
bOi^ermeister  oder  andere  mafsgebende  Magistrat >initglieder.  In 
anderer  Weise  sind  daselbst  die  Interessen  des  beweglichen 
Kapitals  nicht  vertreten.  Das  unbewegliche  Kapital  hat  im 
Herrenhaus  einen  so  sicheren  Boden,  dafs  es  keiner  Gcgen- 
kon/rsbion  bedurfte,  um  hier  jene  Privilegierung  der  Grund- 
steuerpflichtigen  zu  sichern,  für  welche  im  Al)neurdnetenhaus  die 
Befreiung  der  Aktionäre  den  Gegenpreis  bilden  sollte.  Obgleich 
im  Herrenhaus  die  Steuergesetze  nur  unter  dem  Gesichtspunkt 
des  Fertigwerdens  behandelt  wurden,  setzten  die  Oberbürgermeister 
in  der  Kommission  gleichwohl  die  Streichung  dieses  Paragraphen 
durch,  wiewohl  der  Regierungskommissar  darauf  aufmerksam 
machte,  dafs  die  vorliegende  Bestimmung  ^das  Resultat  eines  im 
andern  Hause  abgeschlossenen  Kompromisses  sei,  der  nach  lang- 
wierigen  Verhandlungen  zu  stände  gekommen  sei.*  Der  Kom- 
missionsbericht (S.  28 — 30)  fafste  die  Gründe  kurz  zusammen, 
das  Plenum  des  Herrenhauses  trat  dem  bei,  und  nun  war  in  der 
Hitze  des  Sommers  und  der  Reichstagswahlen  der  Schlufs  der 
Session  so  nahe  gerückt,  dafs  alle  Beteiligten  um  das  so  lange 
ersehnte  St<uergesetz  gekommen  wären,  wenn  sie  nicht  im 
Abgeordnetenhause  in  diesem  Punkte  nachgegeben  hätten. 
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Somit  blieb  in  diesem  Punkte  alles  beim  Alten.  Gegenüber 
den  vorgeschlagenen  Abhülfemitteln  ist  in  der  That  das  F'ort- 
bestehen  des  Uebelstandes,  der  in  der  begrifflichen  Doppel- 
besteuerung liegt,  vorzuziehen.  Allein  die  Debatten  haben  doch 
aufs  Neue  den  Beweis  geliefert,  wie  richtig  unsere  Voraussage 
war^),  dafs  die  unlogische  LCsung  des  Problems  im  Staats- 
einkommensteuer-Gesetz  zu  der  gleich  unlogischen  Fordening  von 
immer  neuen  und  weitergehenden  Privilegien  für  das  Einkommen 
aus  Aktien  fbhren  wird.  Diese  Frage  ist  mit  dem  Kommunal- 
abgaben-Gesetz  keineswegs  von  der  Tagesordnung  verschwunden. 

Die  richtige  Besteuerung  von  Aktiengesellschaften  ist  ein 
sozialpolitisches  ebenso  interessantes  wie  schwieriges  und  bedeu- 
tungsvolles Problem.  Die  Aktiengesellschaften  stellen  die  grOfsten 
Kapitalsassoziationen  der  Gegenwart  dar.  Sie  in  ihrer  vollen 
LeistungsfUiigkeit  zu  erfassen  ist  nur  möglich,  wenn  man  den 
Gesamtgewinn  aller  Beteiligten  als  Totalität  betrachtet  und  bei 
der  Gesellschaft  versteuert  Andererseits  aber  stellen  die  Aktionäre 
als  Personen  ein  Besteuerungsobjekt  von  sprichwörtlicher 
Leistungsfilhigkeit  dar,  und  es  wäre  in  sozialer  Beziehung 
geradezu  Aergemis  erregend,  wenn  die  Besteuerung  des  Total- 
einkommens aus  Aktien  in  der  Weise  geregelt  werden  sollte,  dais 
in  den  Steuerlisten  die  notorisch  reichen  Aktionäre  mit  geringen 
oder  vielleicht  gar  keinen  Beitragen  erschienen.  Besteuert  man 
die  Dividende  sowohl  bei  der  Aktiengesellschaft  als  beim  Aktionflr, 
so  besteuert  man  dasselbe  Objekt  zweimal.  Und  macht  man 
eine  Konzession,  wie  sie  der  preufsische  Staat  gemacht  hat,  dafs 
die  untersten  3^2  pCt.  der  Dividende  bei  der  Gesellschaft  frei 
l)lt  il)cn,  so  wirkt,  wie  wir  gesehen  haben,  diese  Konzession  nur 
als  iüngeständnis  der  Doppelbesteuerung  und  ermutigt  zu  un- 
erhörten Kompensationsforderungen. 

Meines  Erachtens  hat  die  bisherige  Erfahrung  mit  Entschieden- 
heit gelehrt,  tiafs  die  Besteuerung  der  Aktiengesellschaften  auf 
logische  Grundlage  gestellt  werden  mufs.  Wir  verlieren  jeden 
Halt  für  die  Aufrechterhaltung  der  Besteuerungsnorm,  sobald  wir 
Gesellschaften  gegenüber  uns  die  BlAfse  des  Eingeständnisses 
geben  müssen,  dafs  dem  fiskalischen  Zweck  zu  Liebe  bei 
ihnen  in  der  That  der  gewöhnliche  BegriÜ  des  Einkommens  ver- 
lassen ist. 


*)  Archiv  Bd.  5,  S.  581  >. 
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Wenn  es  bisher  gleichwohl  meines  Wissens  noch  in  keinem 
Staate  gelungen  bt,  eine  ergiebige  Besteuerung  der  Aktiengesell- 
schaften auf  die  allgemeinen  Grundlagen  der  Steuerveiiassung  zu 
stellen,  so  liegt  dies,  wie  ich  glaube,  nur  daran,  dafs  ßXr  die  sozial« 
politisch  richtige  Ausnutzung  des  Aktieneinkonunens  eine  steuer- 
technische Qualität  desselben  bisher  flbersehen  worden  ist  Der  Ge- 
winn der  Al^engesellschaften  zeigt  heute  in  steuertechnischer  Be* 
Ziehung  von  jedem  anderen  Gewinn  den  Unterschied,  dals  er  in  seinem 
Verhältnis  zum  Grundkapital  genau  kontroliert  werden  kann.  So 
verschleierungsfSshig  auch  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Bilanzen 
der  Aktiengesellschaften  sein  mögen.  Eines  kOnnen  sie  niemals 
verschleiern:  die  Hohe  ihrer  Dividende.  Hier  hat  also  der  Staat 
die  Möglichkeit,  nicht  nur  das  Quantum  des  Gewinnes,  sondern 
auch  das  Mafs  der  Prosperitat  zu  besteuern.  Er  hat  aber  auch 
nach  sozialpolitischen  Gesichtspunkten  das  Recht  dazu.  Denn 
es  ist  gerechtfertigt,  die  Kapitalsassoziation  desto  hoher  zu  be- 
steuern, mit  je  grOfserem  Erfolge  sie  sich  des  Mittels  der  Zu- 
sammenballung bedient.  Es  wflre  daher  richtig,  für  Aktiengesell- 
schaften die  Norm  aufzustellen,  dafs  sie  bei  einer  Dividende  bis 
zu  etwa  5  pCt.  das  Simplum  der  Steuer,  von  da  an  aber  ein 
steigendes  Mafs  entrichten.  Legen  wir  Air  die  Einkommensteuerden 
preuCsischen  Steuerfufs  der  Einkommen  Ober  100000  Mk.  zu  gründe, 
so  hatte  eine  Aktiengesellschaft  bei  einer  Dividende  etwa  bis  zu 
5  pCt  */2o  ihres  Einkommens  als  Steuer  zu   zahlen,   bei  einer 
höheren  Dividende  bis  15pCt.  von  dem  Ueberschufs  eine  höhere 
Steuer,  steigend  bis  zu  ^/jo,  bei  einer  noch  höheren  bis  25  pCt. 
wiederum  von  dem  Ueberbchufs  steigend  bis  zu  '/20    Wenn  man 
auf  dieser  (oder  irgend  einer  ähnlichen  i  Grundlage  eine  steigende 
Skala  errichtet,  und  so  die  staatliche  oder  konimunale  Gemein- 
schaft gewissermafsen  an  dem  Gewinn   der  blühend>ten  Aktien- 
gesellschaften teilnehmen  läfst,  so  schalTi  man  dadurch  die  Mög- 
lichkeit, gegenüber  den  weniger  blühenden  etwas  weitherziger  zu 
sein  und  bei  wirklichen  Schwierigkeiten  der  Hchteuerung  sich 
mit  der  Gewifaheit  zu  beruhigen,  dafs  wenigstens  im  l  alle  späteren 
Prosperierens  der  Gesellschatt  die  entgangene  Steuer  sich  durch 
das  Duplum  und  Triplum  wiedereinbringen  werde. 

Mit  diesem  Mittel  in  der  Hand  könnte  man  den  Aktiengesell- 
schaften zugestehen,  dafs  begrifflich  ihre  Dividende  nicht  zu 
ihrem  Einkommen  gehört.  Als  Einkommen  einer  Aktiengesell- 
schaft würe  ebenso  wie  als  Einkommen  eines  PrivatiiwiiitK  s  die 
Gesamtheit  der  Einnahmen  erst  nach  Abzug  der  Geschältsver- 
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bindlichkeiten  anzusehen:  also  nur  der  geringe,  nach  Vertet« 
lung  der  Dividende  etc.  übrig  verbleibende.  Rest,  welcher  in 
den  Reservefonds  wandert,  zu  Geschaftserweiterungen  benutzt 
wird  etc.  Dies  zugestanden,  wird  von  Seiten  der  Gesellschaften 
nicht  der  geringste  Widerspruch  dagegen  erhoben  werden 
können,  dafs  die  Aktiengesellschaft  auch  Vermögen  besitzt, 
welches  der  Vermögenssteuer  zu  unterwerfen  ist  Ich  glaube 
an  anderer  Stelle^)  gezeigt  zu  haben,  dafs  es  keine  Unbilligkeit 
enthalten  wOrde,  wenn  man  als  Vermögen  der  Aktiengesellschaft 
ihre  gesamten  Aktiva  betrachtet  nach  Abzug  der  Passiva  und  des 
Kurswertes  der  Aktien,  mindestens  jedoch  die  Höhe  ihrer  Re- 
servefonds und  Extrareservefonds.  Für  die  Gewerbesteuer,  welche 
(nach  der  einmal  bestehenden  preußischen  Gesetzgebung  und  der 
in  der  Wissenschaft  noch  immer  herrschenden  Auffassung)  auch  von 
Privaten  nach  dem  „Ertrage**  ohne  Rücksicht  auf  Passivschulden 
erhoben  wird,  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafs  als  Ertrag  der 
gesamte  Gewinn  vor  Abzug  der  Dividende  anzusehen  ist. 

Wenn  bei  Anerkennung  dieser  Grundsätze  der  Staat  gleichwohl 
das  gesamte  Einkommen  aus  Aktien  (einschl.  der  Dividende)  bei 
der  Gesellschaft  besteuern  will,  so  mOfste  er  der  Gesdlschaft 
für  jede  Aktiendividendc  einen  Bon  zufertigen,  der  von  einem 
Aktionär  auf  dessen  Einkommensteuer  in  Zahlung  'genommen 
wird,  sobald  er  nachweist,  dafs  er  wahrend  des  ganzen  letzten 
Jahres  im  Besitze  der  Aktie  gewesen  ist.  Hiermit  wäre  der  Ein- 
wand der  Doppelbesteuerung  abgeschnitten.  Der  Staat  hatte  aber 
den  grofsen  Vorteil:  dafs  er  das  Aktieneinkommen  nicht  zer- 
splittert, sondern  gemeinsam  (also  entsprechend  dem  höheren 
Steuerfufse  der  grofsen  Einkommen)  versteuert  hat:  dafs  aufser- 
dem  das  Einkommen  aus  Aktien  als  solches  erkannt  und  gem.lfs 
dem  Prosperieren  des  .\ktieniintcrnehniens  höher  herangezogen 
ist;  drittens  dafs  er  auch  das  Einkommen  aus  Aktien  in  auslän- 
dischen oder  in  wechscltidf-n  Händen  trjurifVcn  hat  (die  in  dem 
letzteren  MnnuMU  Ii»  ikIc  I)(»ppelbesteuerung  dürfte  schweriich 
einer  AnkchtuiiL:  unterliegen). 

Mit  einer  solclien  Regelung  der  Einkommen-  und  Vermögens* 
Steuer  könnte  der  Staat  auskommen.  Was  die  Gemeinden  be- 
triftt,  so  würde  bei  dieser  Auflassung  die  Einkommen-  und  fie- 
werbesteuer  für  die  grofsen  Städte,  in  denen  sich  zahlreiche 
Aktiengesellschaften  befinden,  ebenfalls  auskömmlich  geregelt  sein. 


»)  Deutsches  Wochenblatt  1892,  No.  1. 
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l)\f  kleinen  Gemeinden  mit  zahlreichen  Aktionären  wüidt  n  ihre 
EinkoniniensteuL  rzuschlägc  auf  die  (in  Bons  gezahlte)  staatliche 
Einkommensteuer  legen.  Eine  V^erlegenheit  würde  bei  diesem 
System  nur  in  kleinen  Betriebsgemeinden  entstehen  können.  Denn 
in  einer  kleinen  Gemeinde,  in  welcher  sich  vielleicht  nur  eine 
Aktiengeselischaft  befindet,  hangt  es  vom  Zufall  ab.  ob  dieselbe 
2tt  den  pros]>erierenden  gehört  oder  nicht  Hier  bteibt  die  Mög- 
lichkeit bestehen,  dafs  die  Gemeinde  alle  ihr  verursachten  Kosten 
zu  tragen  hat  und  doch  die  Aktiengesellschaft  nur  mit  der  Ge- 
werbesteuer, aber  mit  der  Einkommensteuer  vielleicht  last  gar 
nicht  fassen  kann.  Allein  es  ist  ein  vergebliches  BemOhen.  eine 
Steuerverfassung  for  einen  Staat  von  dem  Umfange  des  König- 
reichs Preulsen  so  konstruieren  zu  wollen,  dafs  sie  fi)r  alle  Ver- 
schiedenheiten von  Stadt  und  Land,  für  dOnn  und  dicht  bevöl- 
kerte, filr  kapitalsarme  und  kapitalsstrotzende  Gegenden  auf  jede 
Frage  die  sachgemaise  Antwort  in  Paragraphen  enthielte.  Nament- 
lich die  Kommunalbcsteuening  kann  eben  in  einem  grofsen  Staats- 
wesen nur  dann  Oberall  zu  sachlich  richtigen  Verhältnissen  fahren, 
wenn  den  Kommunalbehörden  der  genügende  Spielraum  zu 
Unterscheidungen,  und  dem  entsprechend  selbstverständlich  den 
Aufeichtsbehörden  das  genflgende  Gegengewicht  zur  Vermeidung 
etwaiger  einseitiger  Mehrbelastungen  gegeben  wird.  Hierin  zeigt 
sich  der  schwere  Mangel  des  ganzen  Kommunalabgaben-Gesetzes. 
Dafs  in  einer  kleinen  Stadt  mit  einer  Riesenaktiengesellschaft  gleich- 
wohl ein  Einkommen  aus  Aktien  zuweilen  nicht  existiert,  ist  eine 
Thatsache,  &kr  welche  die  Steuerverfassung  nicht  verantwortlich 
zu  machen  ist.  Wenn  aber  die  Steuerverfassung  eine  Besteue- 
rung nach  dem  «»Ertrag e"^)  kennt,  hiermit  jener  Gemeinde  die 
Handhabe  bietet,  entsprechend  der  Kostenverursachung  die  ge- 
werblichen Unternehmungen  heranzuziehen,  wenn  sie  ferner  sogar 
eine  besondere  Besteuerung  nach  individuellen  Merkmalen  ge- 
stattet (also  z.  B.  nach  der  Zahl  der  Mascliinen,  nach  der  Zahl 
der  Arbeiter  etc.).  und  dann  für  diese  Belastung  vorschreibt,  sie 
dürfe  unter  keinen  Umständen  mehr  als  das  Doppeitc  der  ge- 
wöhnlichen Gewerbesteuer  betragen,  so  heilst  dies  den  Genieinden 
ein  Schwert  in  die  Hand  geben,  nachdem  man  es  vorher  abge- 
stumpft hat.  Auch  hier  zeigt  sich,  von  wie  weittragenden  Folgen 
die  in  aller  Stille  beschlossene  Maximierung  der  Realsteuern  ist; 


V)  D.  h.  in  der  heutigeii  Terminolope  einsdil.  der  PaasivxiQaeD  u  GUabiger; 
vgL  oben  b.  108^. 
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sie  ist  ein  mit  diabolischer  Sicherheit  wirkendes  Mittel,  um  ganze 
Zweige  der  von  der  Regierung  geplanten  Kommunal-Steuerver- 
fassung  einem  sicheren  Verdorren  entgegenzutreiben. 

V. 

Die  steuerpotitische  Behandlung  der  Gutsbezirke. 

Um  die  Bedeutung  zu  kennzeichnen,  welche  eine  umfassende 
Steuerreform  in  sozialpolitischer  Beziehung  ausfibt,  genügt  es 
nicht,  die  Steuerverteilung  allein  in*s  Auge  zu  fassen.  Auch  die 
Stellung  der  Steuerreform  zu  den  Verwaltungsorganisationen,  die 
sie  vorfindet,  hat  ihre  grofse  soziale  Bedeutung.  Denn  die  ver- 
schiedenen  Verwaltungsorganismen  haben  fOr  die  verschiedenen 
Gesellschaftsklassen  nicht  die  gleiche  Bedeutung;  und  es  ist  nicht 
gleichgültig,  ob  ein  so  umfassendes  Reformwerk,  wie  eine  Steuer- 
reform ist,  sich  zu  jenen  Organismen  stellt  Als  Beispiel  Ar 
dieses  Hinausragen  in  die  allgemeine  Verwaltungspolitik  wfihlen 
wir  die  „selbständigen  Gutsbezirke". 

FOr  ein  Reformwerk,  in  dessen  Brennpunkt  die  Regulierung 
von  Staats-  und  Gemeindesteuern  steht,  welches  Staatssteuern 
aufgiebt,  um  sie  der  Ausnutzung  durch  die  Gemeinden  zu  über- 
lassen und  dafllr  die  letzteren  in  der  Ausnutzung  von  SteuerqueUen 
beschränkt,  die  in  der  Hauptsache  dem  Staate  reserviert  bleiben 
sollen,  für  ein  solches  Reformwerk  müfste  der  Umstand  eine  be- 
sondere Schwierigkeit  bilden,  dafs  es  im  preufsischen  Staate  gar 
nicht  überall  Gemeinden  giebt.  Während  in  den  Städten  die 
Kommunalvcrfassung  überall  durchgeführt  ist,  stehen  in  Preufsen 
auf  dem  Lande  neben  37000  Dorfgemeinden  noch  etwa  16 — 17000 
Bezirke  ohne  jede  Kommunalverfassung,  meistens  in  den  Händen 
eines  Gutsbesitzers,  der  in  seiner  Eigenschaft  als  ..Gutsvorstcher" 
alle  Reclue  übt,  welche  sonst  einer  Gemeinde  zustehen,  dalQr 
aber  auch  alle  Lasten  zu  tragen  hat,  weiche  die  Verwaltung  einer 
Gemeinde  sonst  mit  sich  bringt. 

Die  Frage  der  preufsischen  Gutsbezirke  hat  also  sehr  stark 
ihre  finanz-sozialpolitische  Seite.  Diese  aber  aus-schlicfslich  an  der 
Stelluni;  des  neuesten  Rcfornnverkes  zu  demonstrieren,  ist  nicht 
wohl  angängig.  Wir  müssen  versuchen,  uns  den  ursprünglichen 
Charakter  und  die  bisherige  Behandlung  dieser  Verwaltungs- 
formen  in  den  Haupt/.iigcn  zu  vergegenwärtigen. 

Die  ursprüngliche  Idee  dt  i  Cjut.-^btzirke,  wie  sie  um  die  Mitte 
des  Jaiirhunderts  —  etwa  zu  der  Zeit,  als  Preufsen  in  die  Reilu  n 
der  konstitutionellen  Staaten  eintrat  —  in  voller  Kraft  besUnd, 
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beruhte  auf  der  Vorstellung,  dafs  der  Gutsbezirk,  wie  er  privat- 
rechtlich in  der  Regel  vollständig  der  Verfügung  eines  einzelnen 
Besitzers  unterlag,  so  auch  öffentlich-rechtlich  durch  diesen  Be- 
sitzer vollkommen  rcpr.'lsenticrt  werde.  Dem  entsprach  die  völlig 
ungeschiedene  Wirtschatts-  und  Kassenführung  in  Bezug  auf  Haus- 
und Kommunalvcrualtung.  Es  war  dies  nicht  etwa  eine  Vermen- 
gung verschiedener  Dinge,  sondern  der  natürliche  Ausdruck  einer 
thatsSchlichen  Einheit  in  der  Verwaltung  des  gutsherrlichen  Hauses 
und  der  gutsherrlich-kommunalen  BedOrfnisse  des  Bezirks.  Vom 
Almosen  in  der  herrschaiUichen  KOche  bis  zur  buchmafsig  kon- 
trollierten monadidien  Armenunterstfltzung.  vom  gelegentlichen 
Ausbessem  eines  Feldweges  bis  zu  den  grO&ten  Vicinalwege- 
bauten  zieht  sich  eine  ununterbrochene  Reihe  von  Uebergftngen. 
Selbst  bei  persönlichen  Anstellungen  war  Hausdienst  und  Bezirks- 
dienst nicht  zu  scheiden.  Wenn  der  Gutsherr  eine  Person  an- 
stellte, die  ihm  Haus  und  Hof  sowie  das  umliegende  Gebiet  be- 
wachen sollte,  so  war  der  Ausgabe  in  der  That  nicht  anzusehen» 
ob  sie  eine  Ausgabe  für  die  Hausbewachung  oder  dkr  die  An- 
stellung eines  kommunalen  Nachtwächters  sei,  inwieweit  es  sich 
um  einen  Akt  der  herrschaftlichen  Wirtschaftsverwaltung  oder  der 
kommunalen  Sicherheitspolizei  handle. 

Im  vollen  Umfange  aber  war  jene  Anschauung  wohl  nie 
durchgefthrt  Die  bedeutendste  Ausnahme  wurde  dadurch  herbei- 
gefUirt,  dafs  ÜQr  den  hauptsächlichsten  Teil  der  kommunalen  Ver- 
waltung, fOr  die  Schule,  von  jeher  besondere  Verbände  gebildet 
waren.  Trägerin  der  Schulverwaltung  in  Preufsen  ist  bis  heute 
staatsrechdich  noch  immer  nicht  die  politische  Gemeinde,  sondern 
«SchulverbAnde*,  .Schulsozietäten*'  oder  ahnliche,  welche  zuweilen 
eigene  Zwangsverbände  mit  selbständigen  geographischen  Grenzen 
sind,  zuweilen  mit  der  politischen  oder  kirchlichen  Gemeinde  dem 
Mitgliederbestande  nach  zusammenfallen  und  nur  in  gewissen  Fällen 
(wie  namentlich  in  zahlreichen  Städten)  kraft  besonderer  Anord- 
nung vor  der  politischen  Gemeinde  zum  Verschwinden  gebracht 
sind.  In  den  Gutsbezirken  gilt  in  der  Regel  (insoweit  bei  der 
aufserst  zersplitterten  Gesetzgebung  sich  von  einer  Regel  reden 
lafst)  der  Satz,  dafs  die  Unterhaltungskosten  der  Schule,  nament- 
lich also  die  Lehrergehiilter  von  den  „Hausvätern"  aufzubringen 
sind,  wobei  dieselben  im  Falle  der  Bedürftigkeit  von  den  Guts- 
herren zu  unterstützen  sind.   Besonders  geregelt  ist  meistens  die 
Schulbauiast.   wobei  gewöhnlich  der  Gutsherr  das  Material,  das 
er  auf  dem  Gute  hat  (Holz  und  Ziegel)  unentgeltlich  hergeben 
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mufs.  während  Arbeitskräfte  und  baares  Geld  von  den  Hausvätern  1 
aufgebracht  werden.  —  Wie  durch  den  Schulverband  neben  dem 
Gutsbezirk,  so  entstanden  durch  den  Kreisverband  aber  demselben 
gewisse  Abweichungen  von  der  allgemeinen  Repräsentationspflicht 
des  Gutsherrn.  Die  Kreisabgaben  sind  aus  einer  Art  Selbst- 
besteuerung von  Rittern  luid  Städten,  die  sich  zu  Kreisen  zu- 
sammenschlössen ,  hervorgegangen.  Insoweit  die  Kreisabgaben 
von  den  einzelnen  Gemeinden  im  Kreise  aufzubringen  waren, 
standen  die  Gutsherren  neben  den  Gemeinden;  insoweit  aber  diese 
Gemeinden  berechtigt  waren,  ihre  Steuerkontingente  unter  ihre 
Insassen  zu  repartieren,  mochte  auch  der  Gutsherr  die  Befugnis 
einer  Ueberwälzung  auf  seine  Hintersassen  in  Anspruch  nehmen. 
Inwieweit  dies  in  älterer  Zeit  der  Fall  war,  inwieweit  etwa  auch 
ein  Kreis  diese  Repartition  selbständig  vornehmen  konnte,  darOber 
hatte  die  Feudalzeit  niemab  eine  allgemeine  Regel  ausgebildet 
Die  beiden  Abweichungen  von  der  allgemeinen  Stellung  des 
Gutsbesitzers  gelangten  in  neuerer  Zeit  zu  weitergehender  Be- 
deutung. 

Seitdem  man  an  die  Schulen  höhere  Anforderungen  stellte, 
seminaristisch  geprüfte  Lehrer  mit  höheren  (wenn  auch  noch  so 
niedrigen)  Gehältern  veriangte,  seitdem  man  namenth'ch  nicht 
mehr  duldete,  dafs  in  verfallenden  Lehmhütten  Schule  gehalten 

wurde,  wurde  die  Schulpflicht  zu  der  bedeutsamsten  Kommunal- 
pflicht, und  gerade  diese  stand  aufserhalb  der  gutsherrlichen 
Repräsentationspflicht.  Die  Kreisabgaben  wurden  durch  die  Kreis- 
ordnung von  1872  neu  geregelt  und  zwar  zweifellos  in  dem  Sinne, 
dafs  der  Kreis  befugt  war,  für  die  kommunalen  Bedürfnisse  der 
Kreisverwaltung  Steuern  direkt  auf  die  Kreiseingesessenen  zu 
legen,  so  dafs  also  aueh  in  den  Gutsbezirken  die  Einwohner  zu 
Kreisabgaben  herangezogen  werden  konnten.  Durch  das  Gesetz 
über  die  Wandrrlager-Striier  von  I8Ö0  wurde  bestimmt,  dafs  In 
den  Orten  di:r  untersten  Gi  \verb(\>teut!rabteilunL;  dir  neueSteurr  zur 
Krei-^kasse  fliessen  solle.  Da  das  Gesetz  allgemein  von  „Orten" 
und  nicht  blofs  von  Gemeinden  sprach,  so  bezog  sich  seine  Be- 
stimmung aueh  auf  die  Gutsbezirke;  und  damit  war  zum  ersten 
Mal  durch  Staat.sgest  tz  grund.^ützlieh  und  allgemein  in  den  Guts- 
bezirken eine  Kreissteuer  geüchaflen,  die  nirgends  auf  dem  Guts- 
herrn lastete. 

Freilich  nuifs  man  (von  der  Sciiullast  abgesehen)  diese  Ab- 
weichungen nielit  für  gar  zu  bedeutend  iiaktn.  Da  in  den 
meisten   Gutsbezirken   der   Gulaherr   in   der   That  die  einzige 
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steuerkräftige  Person  darstellt,  so  dürfte  inbetreff  der  Kreisabgaben 
der  alte  Zustand  noch  immer  die  Regel  bilden.  Das  Gesetz  über  die 
Wanderlagcr-Steuer  ist.  daWanderlac:cT  in  Gutsbezirken  schwerlich 
eine  häufige  Erscheinung  bilden,  mehr  in  bcL^rilTiicher  und  prin- 
zipieller als  in  praktischer  Beziehung  hervorzuheben;  wie  denn 
diese  Steuer  überhaupt  nur  von  ganz  geringfügiger  Bedeutung  ist. 

Weit  wichtiger  als  ein  derartiger  kleiner  Einbruch  in  die  alte 
Begriffswelt  war  das  unverändert  fortdauernde  Stilllebcn  der 
Gutsbezirke.  Die  kommunalen  Leistungen  derselben  waren  im 
Allgemeinen  gering.  Wenngleich  der  Ciutsherr  oder  wie  er 
modernisiert  genannt  wurde,  der  Gutsvorsteher,  rechtlich  genau 
diT-eU)en  Staatsaufsicht  unterlag,  wie  jede  wirkliche  Gemeinde- 
verwaltung, so  wirkte  doch  die  soziale  Zusammengehörigkeit  der 
Gutsbesitzer-  und  der  Beamtenkreise  stark  genug,  um  dieselben 
Anschauungen,  welche  in  der  Verwaltung  der  Gutsbezirke  mafs- 
gebcnd  waren,  auch  in  der  Staatsaufsicht  zu  mafsgebendem  Ein- 
flufs  zu  bringen.  Wenn  übrigens  in  den  Gegenden,  in  denen  die 
Gutsbezirke  besonders  dicht  gesät  sind,  keine  bedeutende  Ab- 
weichung ihrer  Leistungen  von  denen  der  dörflichen  Gemeinden 
zu  bemerken  war,  so  lag  dies  daran,  dafs  eben  der  weitreichende 
gesellschaftliche  Einflufs  der  Gutsbesitzer  und  das  traurige  Vorbild 
ihrer  gutsbezirklichen  Verwaltung  das  kommunale  Niveau  alii 
dem  Lande  im  Allgemeinen  herabdrflckte.  Auf  dem  Gebiete  der 
Schule  reichte  dieser  Einflufs  so  weit,  da(s  durch  Gesetz  von 
1887  dem  Staate  das  Bestimmungsrecht  aus  der  Hand  genommen 
und  den  SelbstverwaltungskOrpern  in  Kreis  und  Provinz  (in 
denen  die  ländliche  Aristokratie  das  Uebergewicht  hat)  aus- 
geliefert wurde.  Man  hat  dieses  Gesetz  mit  wohlberechtigtem 
Spott  das  ^Gesetz  gegen  die  gemeingefiihrlichen  Bestrebungen 
der  Schulrftte*  genannt. 

Die  moderne  Gesetzgebung,  welche  flberall  auf  dem  Ge- 
danken gleichmäfsiger  Verpflichtung  aller  beruht,  hat  diesen 
Gedanken  hie  und  da  auch  in  die  Gutsbezirke  hineingetragen. 
Als  das  Deutsche  Reich  die  Leistungen  fflr  die  bewaffnete  Macht 
in  Krieg  und  Frieden  regelte,  stellte  sich  das  Verhältnis  praktisch 
so,  dafs  die  Verpflichtung  zur  Beschallung  von  Quartieren 
von  Verpflegung  und  Fourage,  Vorspann  etc.  den  Gemeinden 
auferiegt,  diesen  aber  die  Berechtigung  gegeben  wurde,  nicht 
blos  die  steuerpflichtigen,  sondern  sflmtliche  Einwohner  und 
Eigentümer  der  Gemeinde  heranzuzieh«  ir  Indem  nun  die  Reichs- 
gesetze von  1868,  1873  und  1875  den  Gemeinden  ausdrücklich 
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die  Gutsbezirke  gleichstellten,  wurden  auch  die  Einwohner  und 
Eipentünier  in  den  Gutsbezirken  für  diese  Reichszwecke  beitrags- 
plliciitig  gemacht.  Die  Bestimmung  der  Last  im  einzelnen  Falle 
wurde  in  Preufsen  dem  Kreisausschufs  überwiesen.  Auch  konnte 
der  Gutsbesitzer  sich  mit  einer  Gemeinde  zusammenthun:  dann 
galt  deren  Statut  für  den  Gutsbezirk  mit.  —  Zu  dem  Reichsgeselz 
über  den  UnterstOtzungswohnsitz  erging  in  Preufsen  das  Aus- 
führungsgesetz vom  8.  Marz  1871.  Der  Grundgedanke  des 
Reichsgesetzes,  dafs  in  der  Regel  die  Armenlast  auf  der  Gemeinde 
ruhe,  wurde  zwar  im  Aligt meinen  auf  die  Gutsbttzirke  in  ihrer 
bisherigen  Organisation  oder  ürganisationslosigkc  it  angewandt. 
Für  den  Fall  jedoch,  dafs  der  Gutsbezirk  nicht  ausschliefslicli  im 
Eigentum  des  Gutsbesitzers  steht,  wurde  ein  Statut  über  Auf- 
bringung der  Armenpflegckosten  durch  die  Insassen  gestattet;  in 
diesem  Falle  hat  das  Statut  auch  die  Beteiligung  der  Verpilichtetcn 
an  der  Verwaltung  zu  regeln.  Das  ist  der  Modus,  den  der  viel- 
besprochene Zedlitz*8che  Schulentwurf  von  1890  audi  Air  die 
Schullasten  durchführen  wollte.  Speziell  für  Westfalen  hat  die 
dortige  Kreisordnung  von  1886  ganz  allgemein  diesen  Modus  der 
statutarischen  Lastenverteilung  auf  die  Insassen  der  Gutsbezirfce 
gestattet 

Betrachten  wir  nun  das  neue  Gesetzgebungswerk  in  seinem 
Verhältnis  zu  den  Gutsbezirken. 

Die  Aufhebung  der  Grundsteuer  haben  wir  nach  dem  Gesetz- 
entwurf bereits  charakterisirt.  Sie  stellt  sich  in  den  Guts- 
bezirken dar  als  ein  einfaches  Geschenk  an  die  augenblicklichen 
Besitzer,  deren  Gut  im  Werte  um  den  Kapitalwert  der  bisherigen 
Grundsteuer  steigt  Der  sonst  gemachte  Gegeneinwand,  dafs  die 
Grundsteuer  vom  preufsischen  Staate  ja  nicht  verschenkt, 
sondern  den  Gemeinden  zur  weiteren  Ausnutzung  Obergeben 
werde,  fkUt  hier  fort.  Es  ist  hier  nicht  ein  Schimmer  von  Hoflf- 
nung  vorhanden,  dafs  die  Aufhebung  der  GrundstcuLr  in  den  Guts- 
bezirken zu  einer  Steigerung  der  kommunalen  Leistungen  fahren 
werde.  Dem  preufsischen  Staate  fehlt  es  geradezu  an  Organen 
um  eine  solche  Steigerung  zu  bewirken.  Das  Parlament  hat  in 
dieser  Beziehung  an  dem  Entwürfe  nichts  geändert. 

Unter  den  erlassenen  Staatssteuern  befindet  sich  eine,  die 
zu  einer  besondr-rm  Regelung  Anlafs  giebt:  die  Schanksteuer. 
Dieselbe  wird  n»  ben  der  Gewerbesteuer  von  jedem  Schank-  und 
Gastwirtschaftsbetriebe  pro  Betrieb  erhoben  (daher  ihr  amtlicher 
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Name  „Betriebssteuer").  Formell  bildet  sie  einen  Bestandteil  der 
Gewerbesteuer  und  ist  mit  dieser  vom  Staate  den  Kommunen 
fl()erwie8en  worden.  Wahrend  aber  die  allgemeine  Gewerbe- 
steuer ebenso  wie  die  Grund-  und  Gebiudesteuer  den  Gemeinden 
als  blofee  Steuerquelle  Oberwiesen  wurde,  die  sie  nacb  Belieben 
ausnutzen  können  oder  nicht,  ist  die  Erhebung  der  Schanksteuer 
mindestens  in  der  bisher  vorgeschriebenen  Weise  obligatorisch 
gemacht;  entsprechend  der  Nebenbestinimung  dieser  Steuer,  die 
einer  Vermehrung  der  SchanksteUen  entgegentreten  solL  Hier 
machte  sich  die  Schwierigkeit,  dais  es  gar  nicht  Oberall  Ge- 
meinden giebt,  die  Schanksteuer  erheben  könnten,  besonders 
geltend.  Aus  Rflcksicht  auf  die  Gutsbezirke  ohne  Gemeinde- 
Verfassung  wurde  die  Schanksteuer  nicht  den  Gemeinden  direkt» 
sondern  den  Kreisen  Oberwiesen  i).  Damit  ist  also  wiederum  fOr 
die  Gutsbezirke  eine  direkte  Kommunalsteuer  geschaffen,  welche 
nicht  vom  Gutsbesitzer  getragen  wird.  Formell  hatte  diese 
Kreis-Schanksteuer  einen  Vorlflufer  an  der  Kreis- Wanderlager* 
Steuer.  Allein  wahrend  diese  blos  eine  ftuiserst  seltene  und 
geringfügige  Abgabe  darstellte,  dOrfte  es  wohl  kaum  einen 
gröfseren  Gutsbezirk  geben,  in  dem  die  Schanksteuer  nicht  auch 
praktisch  wOrde. 

Wieweit  übrigens  die  Heranziehung  einzelner  Einwohner  zu 
den  öffentlichen  Lasten  des  Gutsbezirks  bereits  gediehen  ist.  zeigt 
sich  dann,  dafs  das  neue  Kommunalabgaben-Gesetz  in  dem  Rekla* 
mationsverfahren  den  Einspruch  gegen  diese  Heranziehung 
mit  dem  Einspruch  gegen  Kommunalabgaben  Oberhaupt  bereits 
vollständig  auf  eine  Stufe  stellt  („Vorstehende  Bestimmungen  finden 
sinngemäfse  Anwendung  auf  Einsprüche  wegen  Heranziehung 
oder  Veranlagung  von  Grundbesitzern,  Gewerbetreibenden  und 
Einwohnern  eines  Gutsbezirks  zu  den  öffentlichen  Lasten  des- 
selben". —  §  69,  Sc h  kl  IV). 

Das  Abgeordnetenhaus  hat  in  das  Koniiminalabgaben-Gesetz 
(§  53)  eine  besondere  Bestimmung  lür  den  Kall  aulgenonimen. 
dafs  einer  Gemeinde  durch  umfangreichen  Bergwerks-  oder  Fa- 
brikbetrieb etc.  in  einer  Nachbargemeinde  nachweisbare  Mrhr- 
ausgaben  für  Volksschule  und  Armenpflege  enti^tchen.  In  einem 
solchen  Pralle  soll  die  überbürdete  Gemeinde  berechtigt  »ein.  von 
ihrer  Nachbargemeinde  einen  Verwaltungszuschufs  zu  bean- 
spruchen. Liegt  aber  der  Bergwerks-  oder  Fabrikbetrieb  in  einem 


'j  Steueraufhebungsgesetz  §§  12,  13. 
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Gutsbezirk,  so  soll  sich  der  Anspruch  nicht  gegen  den  Gutsbezirk, 
sondern  gegen  den  einzelnen  GewerbCreibenden  direkt  richten. 

Das  Abgeordnetenhaus  hat  femer  in  die  Kommissions&ssttng 
des  Kommunalabgabengesetzes  die  (bereits  bestehenden)  Be- 
Stimmungen  zur  Vermeidung  von  Doppelbesteuerung  in  zwei 
Gemeinden  aufgenommen  und  auch  das  Verfahren  geregelt.  Wer 
in  einer  Gemeinde  seinen  Wohnsitz  hat  und  in  einer  andern 
Gemeinde  auf  Grund  eines  mehr  als  dreimonatlichen  Aufenthalts 
ebenfalls  besteuert  wird,  kann  eine  neue  Festsetzung  seiner  Ge- 
sammtsteuerpflicht  in  proportionalem  Verhältnis  zwischen  den 
beiden  Gemeinden  verlangen.  Im  Plentmi  wurde  darauf  auf* 
merksam  gemacht,  dafs  hiemach  der  Besitzer  eines  selbständigen 
Gutsbezirks,  der  in  der  Stadt  seinen  Aufenthalt  nimmt»  daselbst 
die  volle  Steuer  zahlen  mflsse,  ohne  wegen  Doppelbesteuerung 
reklamieren  zu  können;  denn  daheim  in  seinem  Gittsbezirk  zahle 
er  ja  keine  »Gemeindesteuer";  ^eichwohl  stelle  doch  die  Er- 
iltllung  der  Gutsbezirks  -  Verpflichtungen  einen  Beitrag  dar, 
welcher  der  Steuer  analog  sei,  und  es  sei  billig,  in  dieser  Be- 
zi(hung  die  Gemeinde,  in  welcher  der  Gutsvorsteher  seinen 
Wohnsitz  genommen  hat,  ebenso  einzuschränken,  als  wenn  der 
Censit  die  Öffentlichen  Beitrage  in  seinem  Gutsbezirk  in  Form 
von  Steuern  zahlte.  Zu  diesem  Zwecke  wurde  ein  eigener  §  52 
geschaffen,  nach  welchem  in  solchen  Fallen  „behufs  Ermittelung 
des  gemeindesteuerpilichtigcn  Einkommens  die  selbständigen  Guts- 
bezirke den  Gemeinden  gleich  zu  achten"  seien. 

Nach  dem  Steueraul  hebungs-Gesetz  (§  5)  sollen  überall,  wo  von 
den  aufgehobenen  Steuern  Rechte  oder  Pflichten  abhängig  ge- 
macht werden,  die  ei  lassenen'Steuern  ebenso  gerechnet  werden, 
als  ob  sie  bezalilt  würden.  Diese  Bestimmung  findet  z.  B.  auf 
die  Wahlen  zum  Kreistage  statt.  Im  Osten  der  Monarchie  be- 
ruht die  Stellung  der  Gutsbesitzer  zu  einem  grofsen  Teil  auf 
diesem  nach  der  Grundsteuer  bemessenen  Wahlrecht.  Hatte  die 
hervorragende  Stellung,  die  einem  bis  über  die  Ohren  ver- 
schuldeten Gutsbesitzer  gegeben  wurde,  noch  einen  gewissen 
Sinn,  solange  er  die  Giundsteuer  wirklich  zahlte,  so  hat  sie  jetzt 
auf  Gnnid  einer  b!os  fingierten  Grundsteuer  jeden  Sinn  ver- 
loren. —  Das  besondere  Gesetz  für  die  Landtagswahlen  sieht 
zwar  von  einer  Anrechnung  der  erlassenen  Steuer  ab  und  will 
das  W'ahlrecht  nach  den  wirklich  bezahlten  Staats-  und  Koni- 
munalsteuern  bemessen.  Allein  §  3  dieses  Gesetzes  schreibt  vor: 
„Wo  direkte  Gemeindesteuern  nicht  erhoben  werden,  treten  an 
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deren  Stelle  die  vom  Staate  veranlagte  Grund-,  Gebäude-  und 
Gewerbesteuer".  Dieses  lokale  „Wo"  an  Stelle  des  staatsrecht- 
lichen Au?>drucks  „Gemeinde"  i>.t  ebenso  bedeutungsvoll,  wie  der 
Ausdruck  Orte  statt  Geineinden  in  dem  harmlosen  Gesetz  Ober  die 
Wanderlagersteuer.  In  jenem  Ausdruck  sind  die  Gutsbezirke  mit  ein- 
begrifTen.  Uebrigens  ist  klar,  dafs  hierbei  sogar  in  erster  Linie 
an  die  Gutsbezirke  gedacht  ist.  Sie  sind  die  einzige  Art  von 
Verwaltungsbezirken,  in  denen  es  ihrer  ganzen  Natur  nach  direkte 
Gemeindesteuern  nicht  gtebt  und  nicht  geben  kann.  Der 
Paragraph  hatte  seinem  wesentlichen  politischen  Effekt  nach  auch 
dahin  gefafst  werden  können,  dafs  in  den  Gutsbezirken  dem  Guts- 
besitzer die  erlassene  Grundsteuer  angerechnet  werden  solle. 

Zugleich  mit  den  Steuerreformgesetzen  legte  die  Regierung 
ein  Schuldotationsgesetz  vor,  welches  ihr  ermöglichen  sollte,  den 
teilweis  geradezu  haarsträubenden  Schulzuständen  auf  dem  Lande 
auch  gegen  den  Willen  der  Selbstverwaltungskörper  ein  Ende  zu 
machen.   Die  Motivierung,  welche  die  Regierung  beigab,  war  in 
einem  last  herzzerreifsenden  Tone  gehalten.  In  ergreifenden 
Worten  wurde  dargestellt,  wie  ohnmächtig  die  Regierung  in 
ihren  Bestrebungen  zur  Förderung  der  Volksschule  dastehe.  Es 
seien  Fälle  vorgekommen,  in  denen  die  Regierung  sich  dazu  er- 
boten habe,  sämtliche  Kosten  der  verlangten  Neuerungen  selbst 
zu  tragen,  und  in  denen  die  Selbstverwaltungskörper  gleichwohl 
die  Ablehnung  beschlossen  hätten,  blos  aus  Furcht,  es  könnten 
sich  doch  aus  den  jetzt  verlangten  Neuregelungen  noch  andere 
Kosten  ergeben,  die  dann  auf  die  Schulverbände  fallen  wOrden. 
Ein  Teil  der  UeberschOsse  aus  den  neuen  Steuergesetzen  sollte 
hierzu  verwendet  werden.    Das  Abgeordnetenhaus  lehnte  die 
Vorschläge  ab  und  nahm  in  das  Vermögenssteuergesetz  den  §  49 
auf,  wonach  die  UeberschOsse  in  erster  Linie  zur  Gewährung 
von  Beihalfen  von  Volksschulbauten  verwendet   werden  sollen. 
Das  heifst   quoad    Gutsbezirke   wurde   der  \'erwendungszweck 
in  erster  Linie   aul   das  Gebiet  gelegt,   in  weicht  m   die  gröfste 
Last  der  Gutsht  rr  zu  tragen  hat.   Für  die  bciilrn  nächsten  Etats- 
jahre wurde  durch  Spezialgesetz  diesem  Verwendungszweck  die 
Ausschliefslichkeit  gesichert.^  ^ 

*)  Gesetz  betr.  BeihQlfe  zu  Volksachnllwuten.  Vom  14.  Juli  1893  (GesetuammL 
S.  1 93). -~  Der  soeben  dem  Abgeordnetenhautesugehende  Nachweis  Ober  die  Verwen- 
dung der Ietztjährigen2]fiU.M.  (1894,  Drucksache  No.  90)  ist  «o  gchalten,dafo  unter  den 
anonymen  Bezcichnunpen  „Schulverband*,  ,,Schulsozi<  t.it.",  ..s»  hiilcnosHrnsch.ift" 
auch  nicht  in  einem  Falle  zu  ersehen  ist,  inwiefern  ein  Guube^irk  mitbedacht  i^t. 


Digitized  by  GoOglc 


152 


J.  Jastrow, 


So  sehen  wir  in  dem  neuen  Gesetzgebungswerk  an  den  ver* 
schiedensten  Stellen,  wo  man  es  vermutet  und  wo  man  es  nicht 
vermutet,  das  Interesse  des  Gutsbesitzers  durchschimmern.  Die 
Grundsteuer  wird  dem  Gutsbesitzer  erlassen,  aber  die  Rechte, 
die  damit  verbunden  sind,  sollen  ihm  bleiben.  Der  Gemeinde- 
charakter des  Gutsbezirks  wird  betont,  wo  es  sich  darum 
handelt,  den  Gutsvorsteher  vor  einer  «^Doppelbesteuerung'  zu 
schotzen;  er  wird  geleugnet  wo  es  sich  darum  handelt,  den 
Anspruch  einer  Nachbargemeinde  von  dem  Gutsbesitzer  ab-  und 
einem  dort  wohnenden  Gewerbtreibenden  zuzuwälzen.  In  Dingen, 
die  an  sich  mit  der  vorliegenden  Frage  nichts  zu  thun  haben,  wie  der 
Schanksteuer  und  dem  Schuldotations-Gesetz,  wird  die  Regelung  so 
geschoben,  dafs  sie  immer  zu  Gunsten  der  Gutsvorsteher  ausschlagt 

Keineswegs  sollen  die  Neuregelungen  alle  als  unberechtigt 
bezeichnet  werden.  Dafs  die  Schulbaulast  auf  veralteten  Be- 
stimmungen beruhend,  teilweise  zu  einer  ganz  unerträglichen 
Last  für  die  Gutsbesitzer  geworden  ist,  ist  gar  nicht  zu  leugnen. 
Zur  Zeit,  als  die  Bestimmung  getroffen  wurde,  dafs  der  Guts- 
besitzer zum  Schulhause  die  Ziegel  aus  seiner  Ziegelei,  das  Holz 
aus  seinem  Walde  zu  geben  habe,  handelte  es  sich  vielfach 
um  eine  kleine  Schule  auf  einem  grofsen  Gute.  Heute  hat  sich 
manchmal  das  Verhältnis  umgekehrt,  und  es  handelt  sich  um  eine 
grofse  Schule  und  um  ein  Gut,  das  inzwischen  verkleinert  ist,  dessen 
Wald  und  Ziegelei  manchmal  ganz  unbedeutend  geworden  sind. 
In  solchen  Fällen  ist  auch  hier  Gesetz  Unrecht  geworden. 
Dafs  es  eine  Unbilligkeit  enthält,  wenn  ein  Gutsbesitzer,  der  zum 
Landrat  gewählt  ist  und  sich  in  de  r  Kreisstadt  aulliäU.  hier  die  volle 
Kommunalsteuer  zahlen  sollte,  ohnedafs  eine  entsprechende  Fro- 
porlionalverteilung  stattfände,  ist  ebenfalls  nicht  zu  leugnen. 
Gewifs  hätte  es  auch  keinen  Sinn,  die  Schnapsschänken  auf  den 
Gütern  unbesteuert  zu  lassen,  blos  um  dem  Gutsbesitzer  da- 
durch nicht  indirekt  einen  Teil  seiner  Kreislasten  abzunehmen. 
Allein  alle  diese  iJinge  beweisen  doch  nur  aufs  neue,  dafs 
der  Gutsbezirk  überhaupt  nicht  mehr  in  unser  V'erfassungsleben 
gehört.  —  —  — 

Wenn  man  verlangt,  dafs  der  (iedanke  kommunaler  Selbst- 
verwaltung endlich  auch  auf  dem  Lande  in  Preufsen  vollständig 
durchgeführt  werde,  so  wird  diesem  Nivellii  ungsgedanken  mit 
besonderem  Xaclulruck  das  ehrwürdige  Alter  der  Gutsbezirke 
entgi  gL iigchalten.  Eine  Institution,  die  allen  modernen  Um- 
wandlungen trotzend,  sich  aus  der  Feudalzeit  bis  heute  erhalten 
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habe,  könne  auch  die  Vermutung  f&r  sich  in  Anspruch  nehmen. 

den  Verhältnissen  zu  entsprechen. 

Gerade  aber  in  dem  Betonen  des  historischen  Charakters  der 
Gutsbezirke  liegt  der  Grundirrtum  ihrer  Verehrer.  Wenn  man  meint, 
in  ihnen  einen  Ueberrest  mittelalterlichen  Verfassungslebens  vor  sich 
zu  haben,  so  ist  man  vollständig  im  Irrtum.    Umgekehrt  beruht 
ecrade  die  mittelalterliche  Feudalverfassung  überall  auf  dem  Ge- 
danken einer  Mitwirkung  der  Beherrschten.    Der  mittelalterliche 
soziale  Gedanke   hat   seine  rechtliche  Verwirklichung   in  zwei 
deutlich  geschiedenen   Formen   gefunden:   in   der  Ciemeinschaft 
gleichberechtigter  Genossen  neben  einander  (Genossenschaft»  und 
in    der    Gemeinschaft    der    Beherrschten    unter    ihrem  Ilerrn 
(Herrschaft).    Aber  sowohl  in   der  Genossenschaft,  wie   in  der 
Herrschaft  beruht  die  Verwaltung  auf  der  gemeinsamen  Thatig- 
keit  der  Beteiligten,  welche   dort  hauptlos  nebeneinander,  hier 
unter  einem   mafsgebenden  Oberhaupt  zur  Thätigkeit  gelangen. 
Eine  derartig  unorganische  Bildung,   in  welcher  der  Herr  ohne 
Vertretung  der  Beherrschten  einfacli  die  ganze  \'erwaltung  an 
sich  reifst,  ist  der  Feudalverfassung  fremd.    Noch  dem  zu  Ende 
des  vorigen    Jahrhunderts   ergangenen   Allgemeinen  Landrecht 
sind  die  selbständigen  Gutsbezirke   als   koordinirte  \'erwaltungs- 
einheiten   neben  den  Landgemeinden  unbekannt.    Es  ist  zwar 
kein  Zweifel,  dafs  die  Bestimmungen  des  Landrechts  über  die 
Landgemeinden  auf  dem  Herrenlande  nicht  galten.   Die  Bauern, 
welche  auf  dem  Vorwerksland  des  Guts  (und  nicht  im  Bauern- 
dorf) safsen,  bildeten  keine  Landgemeinde  im  Sinne  des  Allge- 
meinen Landrechts.  Allein  das  bedeutete  nur»  dafs  ihr  VerhAltnis 
zur  Herrschaft  sich  nicht  nach  dem  filr  die  Landgemeinden  nun* 
mehr  geschriebenen  Recht,  sondern  ausschliefsUch  nach  altem 
Herkommen  richtete.  Uebrigcns  war  zur  Zeit  des  Landrechts 
das  Verhältnis  zwischen  Gutsbezirken  und  Landgemeinden  gerade 
durch  die  mannichfachen  Beziehungen  und  UebergAnge  charak- 
terisirt   Auch  die  Landgemeinde  bestand  in  der  Regel  aus  erb* 
untertham'gen  Bauern,  auch  an  der  Landgemeinde  war  also  der 
Gutsherr  beteiligt.  —  Erst  als  mit  der  Aufhebung  der  Erbunter- 
thflnigkeit  durch  die  Stetn-Hardenberg'sche  Gesetzgebung  eine 
vollkommene  Auseinandersetzung  zwischen  den  Dorfgemeinden 
einerseits  und  ihren  Gutsherren  andererseits  erfolgte,  blieben  die 
letzteren  ohne  Gemeindeveriassung  dastehen.  Die  ganze  Stein* 
Hardenbei^'sche  Gesetzgebung  trug  ja  inbezug  auf  die  Ge- 
meindeveriassung nur  den  Charakter  eines  Ansatzes,  fOr  dessen 
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weitere  Fortbildung  eine  Reihe  gröfserer  Gcact/c  in  Aussicht 
genommen  waren.  Da  diese  Gesetze  durch  die  veränderte  Rich- 
tung der  Politik  nach  den  Freiheitskriegen  unmöglich  gemacht 
wurden,  so  blieb  hier  ein  blofs  als  provisorisch  gedachter  Zu- 
stand bestehen. 

Wann  die  „selbständigen  Gutsbezirice'  entstanden  sind,  ist 
danach  nicht  genau  zu  sagen.  Erblickt  man  das  Wesen  der- 
selben in  dem  Grundsatz,  dafs  es  im  preufsischen  Staate  neben 
den  Gemeindebezirken  auch  solche  Bezirke  giebt,  in  denen  Rechte 
und  Pflichten  der  Gemeinde  durch  den  Besitzer  eines  Gutes  allein 
ausgeabt  werden,  so  wflsste  ich  kein  Älteres  Gesetz  für  diese 
Institution  anzufahren,  als  das  Armengesetz  vom  31.  Dezember  1842. 
Hier  wird  diese  Institution  zum  ersten  mal  von  einem  preufsischen 
Gesetze  prinzipiell  anerkannt  und  (Ober  das  Spezialgebiet  des 
Gesetzes,  die  Armenpflege,  hinaus)  geregelt.  Vorbereitet  aber 
ist  dieses  Ergebnis  bereits  durch  die  oben  erwfihnte  Auseinander- 
setzung zwischen  den  ehemals  erbunterthanigen  Bauern  und  ihreo 
Gutsherren  im  Regulirungsedikt  von  1811. 

Es  ist  also  eine  zwischen  den  Jahren  1811  und  1842  er- 
wachsene Einrichtung,  welche  heute  mit  unentwegter  Zähigkeit 
als  ein  bewährter  Ueberrest  uralter  Zeiten  ausgegeben  wird.  Es 
gehört  zu  den  interessantesten  sozialpsychologischen  Beobach- 
tungen, zu  sehen,  wie  historische  Anschauungen  sich  in  einem 
einzelnen  sozialen  Kreise  bilden.  Die  Institutionen,  in  denen  der 
Knabe  und  jQngling  den  Vater  hat  walten  sehen,  erscheinen 
ihm  zum  Manne  gereift,  als  alte  historische  Ueberlieferungen, 
ohne  dafs  er  noch  darüber  reflektiert,  ob  nicht  vielleicht  dem 
Vater  als  Knabi  n  diese  Institutionen  noch  ebenso  neu  waren, 
wie  dem  lebenden  die  Ideen  neu  sind,  gegen  deren  Andr.ingen 
er  das  Alte  verteidigen  zu  müssen  meint.  —  In  der  preulsisclKn 
Geschichte  gicbt  es  ein  ähnliches  Beispiel  schnell  erwachsentr 
liistorisclier  Tradition;  es  ist  der  Anspruch  des  Adels  auf  die 
Ofti/it  rsstcllt  n.  In  der  alteren  Gescliichte  der  1  lohenzollcrn 
wolmt  der  Adel  fern  von  der  .miiki-  auf  seinen  Schi« )>>,ern: 
das  Bedürfnis  nacii  einer  jederzeit  schlagfertigen  Armee  hatte 
zum  Teil  gerade  in  der  Notwendigkeit  tiner  Verteidigung  der 
Regierungsgewalt  gegen  den  Adel  seinen  Ursprung.  Erst 
Friedrich  Wiliielm  1.  und  Friedrich  der  Grofse  haben  den  Adel 
zu  durchgehendem  Kriegsdienst  in  der  Armee  iierangezogen:  sie 
haben  ein  geradezu  adliges  OfHzierkorps  geschatfen.  Unter  der 
Führung  Friedrich  des  Grofsen  hat  sich  dieses  Oftizierkorps  aul 
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den  Schlachtfeldern  getummelt,  nach  seinem  Tode  ist  es  schnell 
in  Unthätigkeit  verfallen,  hat  sich  aber  daran  gewöhnt,  die 
Offiziersstellen  als  Versorgungen  der  adligen  Söhne  zu  be- 
trachten. Als  ein  Vierteljahrhundert  nach  Friedrich  dem  Grofsen 
diese  Armee,  hei  Jena  und  Auerstädt  zusammengebrochrn.  von 
Scharnhost  und  Gneisenau  auf  breitere  Grundlagen  gestellt  und 
die  Otfiziersstellen,  wie  alle  andertn  Stellen  im  Staate,  nach 
Würdigkeit  der  Person  vergeben  werden  sollten,  da  erschien  dies 
den  adligen  Kreisen  wie  ein  Raub  an  altererbtem  Eigentum. 
Und  doch  hatten  noch  die  Vater  oder  Grofsväter  der  damals 
lebenden  adligen  Generation  erst  mit  vieler  Mühe  und  Geschick- 
lichkeit in  den  Kriegsdienst  gezogen  werden  müssen.  —  Ein 
zweites,  wenn  auch  bisher  weniger  beachtetes  Beispiel  hierlür 
sind  die  preufsischen  Gutsbezirke.  Rechnet  man  nach  alter 
Lcbung  30  Jahre  auf  ein  Menschenalter,  so  zeigt  uns  die  neuere 
preufsische  V^erwaltungsgesetzgebung.  die  mit  der  Kreisordnung 
von  1872  einsetzt,  ziendich  genau,  wie  die  Anschauungen  der 
heutigen  Generation  lür  uralt  historisch  das  halten,  was  in  der 
Zeit  von  1811  bis  1842.  d.  h.  in  der  ein  Menbchenalter  voran- 
liegenden Generation,  erst  entstanden  ist. 

Die  grundsätzliche  Ausschliefsung  eines  Teiles  der  ländlichen 
Bevölkerung  vom  Gemeindeleben  ist  in  der  schroffen  Ausbildung, 
die  sie  in  den  Gutsbezirlien  erhalten  hat,  verhflltnismarsig  jungen 
Ursprungs,  das  Erzeugnis  einer  Periode»  in  welcher  die  preufsische 
Verwaltungsgesetzgebung  angefangene  Aufgaben  unvollendet  liefs 
und  aufkeimenden  Blllsbildungen  Raum  gewährte.  Wer  die  Re- 
form dieser  gemeindelosen  Verwaltung  verlangt,  hat  nicht  nur  die 
modernen  Verwaltungsbedflrfhisse  ftlr  sich,  wie  sie  gerade  bei 
der  Steuerreform  an  der  scharfen  Kante  der  Gutsbezirke  sich 
gestoisen  haben,  sondern  ganz  ebenso  auch  den  historischen  Cha- 
rakter deutschen  Gemeindelebens,  wie  ihn  die  gesamte  deutsche 
Rechtsgeschichte  auf  das  Eindringlichste  predigt.  Allein  wenn 
man  vom  Standpunkte  modemer  Demokratie  die  sofortige  Ein- 
fohrung  der  Landgemeinde-Verfassung  in  sämtlichen  Gutsbezirken 
verlangt,  so  ist  vom  Standpunkte  sozialer  Politik  eindringlich  vor 
diesem  Wege  zu  warnen.  Wie  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse 
in  den  meisten  Gutsbezirken  liegen,  wflrde  die  Einführung  der 
Landgemeinde- Verfassung  keine  andere  Wirkung  haben,  als  dafs 
<ias  erdrückende  Uebergewicht  des  bisherigen  Gutsvorstehers  die 
Gemeindeversammlung  zu  seinem  willenlosen  Werkzeug  machen 
vOrde.  Das  Amt  des  Gemeindevorstehers  könnte  in  den  meisten 
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Fällen  in  keine  andere  Hand  als  die  des  Gutsbesitzers  gelegt 
werden,  weil  es  keinen  andern  .e:il)t.  der  befähigt  wäre,  es  aus- 
zuüben. Während  aber  jetzt  die  Willkür  des  Gutsvorstehers 
doch  noch  durch  die  Furcht  davor  gebändigt  wird,  dats  im 
äuisersten  Falle  die  Aufsichtsbehörde  berechtigt  ist.  auf  seine 
Kosten  einen  Vertreter  zu  ernennen,  würden  nach  Emführung 
der  Geineindcverfassung  die  Gemeindeangehörigen  von  etwaigen 
Beschwerden  durch  die  Furcht  zurückgehalten  werden,  dafs  evcnt. 
der  Genieindevorsteher  nach  Ablauf  seiner  Amtsperiode  damit 
drohen  könnte,  das  Amt  nicht  wieder  anzunehmen  und  in  Er- 
mangelung eines  anderen  Geeigneten  die  Kosten  eines  besoldeten 
Beamten  der  Gemeindekasse  zur  Last  fallen  würden.  Derartige 
Erfahrungen  sind  im  preufsischen  Osten  mit  dem  neuen  Amte 
eines  Amtsvorstehers  in  der  That  vielfach  gemacht  worden.  — 
Es  wftre  vielmehr  empfehlenswert  für  eine  bevorstehende  Reform, 
den  Gedanken,  dafs  an  diesen  Gfltem  die  öfientlich-rechtUcbe 
Pflicht  der  unentgeltlichen  Gutsvorsteherschaft  hafte,  energisch 
zu  betonen.  Dies  ist  schon  unter  dem  finanziellen  Gesichtspunkt 
nOtig,  dafs  eine  Reform  nicht  ausschliefslich  auf  Kosten  der  be- 
sitzlosen Einwohner  geschehe,  sondern  unter  Umstanden  auch 
eine  AblOsungsgebühr  von  den  gegenwärtigen  Gutsbesitzern  f)lr 
die  Entbindung  von  ihrer  Pflicht  verlangt  werden  konne.  Die 
Betonung  dieser  Pflicht  und  der  eventuellen  Ablösung  in  Geld 
ist  aber  auch  femer  notwendig,  um  die  gegenwärtigen  Inhaber 
einer  albnählichen  unentgeltlichen  Reform  geneigter  zu  machen, 
wflhrend  sie  gegenwärtig  mit  einem  Entweder-Oder  oft  genug 
jede  Reform  unmöglich  machen. 

Was  mit  den  Gutsbezirken  geschehen  solle,  in  denen  ein 
Gutsbesitzer  40  oder  SO  abhängigen  Kossäthenfamilien  gegen- 
übersteht, diese  Frage  hat  im  Augenblick  durchaus  nicht  die  Be- 
deutung, die  ihr  vom  demokratischen  Standpunkt  aus  vielfach 
beigelegt  wird.  Viel  wichtiger  ist  die  Frage,  was  mit  den  Guts- 
bezirken geschehen  soll,  die  schon  heute  die  Elemente  zu  einem 
Gemeindeleben  in  sich  tragen.  Dies  kann  gegenwärtig  aus  zwei 
entgegengesetzten  Gründen  der  Fall  sein:  entweder  weil  das  Gut 
so  kh  in  ist,  dafs  das  Uebcrgewicht  des  Gutsbesitzers  dadurch  in 
den  Hintergrund  tritt,  oder  aber  weil  die  Bevölkerung  so  grofs 
ist,  dafs  sie  durch  ihr  numerisches  Schwergewicht  an  Bedeutung 
gewinnt.  Unabhängig  von  beiden  Fällen  kommt  noch  der  fernere 
Fall  in  Betracht,  dafs  der  Gutsbezirk,  ob  klein  oder  grofs,  thatsächlich 
kein  geographisches  Ganze  bildet,  sondern  mit  dem  benachbarten 
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Dorf  »im  Gemenge"  liegt  In  den  beiden  ersteren  Fällen  kann 
dem  Bezirk  eine  kommunale  Verfassung  gegeben,  in  dem  letz- 
teren kann  er  mit  der  benachbarten  Dorfgemeinde  verschmolzen 
werden. 

Von  einem  kleinen  Rest  abgesehen,  liegen  die  Gutsbezirke 
fast  sämtlich  in  den  sieben  östlichen  Provinzen  Preufsens.  Bei 
Vorlegung  der  neuen  Landgemeindcordnung  von  1891  liat  die 
Regierung  auch  statistisches  Material  über  diese  X'erhältnisse 
g:eboten  und  sich  darüber  ausgesprochen,  wie  vit  1  Gutsbezirke 
der  einzelnen  Kategorien  sie  für  gemeindereil  erachte.^ i  Unter 
i  linzunahme  der  allgemeinen  Daten  im  „Gemeindelexikon"  er- 
halten wir  etwa  folgendes  Bild. 

In  den  sieben  östlichen  Provinzen  gab  es  im  Jahre  1885: 

Zur  Kommunali- 
siening  in  Att»- 
MchtgeBommen: 

24  347  L:mdt;omc  iiiden  mit  11     Mill.  HekUu:  und  8i/s  Mül.  Ein- 
wohnern, 

15  729  Gutäbezirke      mit  10'/»MiIl.  Hektar  und  2     Mill.  Ein- 
wohnern   1683    10,7  pCt 

Unter  den  Gutsbezirken  befanden  sich: 
1440  Gutsbezirke  mit  einem  Umfange  von  nur  125  Hektar 

und  darunter*)» 
1990  Gtttsbezirke  mit  grOfserem  Umfange,  aber  weniger 
^  ab  225  Mk.  Grund-  und  GebAudestener, 

xun.  3430  Gutabcziike  von  untemormalem  Umtange  ....  917    26,8  « 

494S         p          im  Gemenge  mit  I^ndgemeinden  ,    .    .  515    10,4  ^ 
1310';      9         mit  mehr  als  300  Einwohnern  oder  (?) 

mit  Koloniecn   138      9,1  « 

darunter  c.  40 — 50  mit  mehr  als  1000 
c.  10^15    .     •     •  2000 
2    .     .     •  5000 

561         «        mit  OrtaannenstaUiten  (?)  (?) 

Ist  nun  hiernach  die  Zahl  cU  r  in  Aussicht  genommenen  Kom- 
munalisicrungen  überaus  gering,  so  ist  es  noch  bedauerhcher, 
dafs  von  einer  ernstlichen  Inangriffnahme  auch  nur  dieses  ge- 
ringen Bilafjies  fast  nichts  verlautet.  Nach  einer  Erklärung  des 


')  Dmckaachen  des  Abgeordnetenhauses  1890/91,  No.  7,  AnUgen  B.  und  C. 

Nämüch:  616  mit  nicht  mehr  als  75  HckUr,  824  mit  7  5     125  Hektar, 
'i  Diese  Zalil  (Anlage  R  ^  ist  sicher  bedeutend  zu  gering,  da  nach  Anlage  C 
allein  die  Zahl  der  Gutsbezirke  mit  Kolonieen  1524  beträgt. 
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Ministers  des  Innern  in  der  Sitzung  des  Abgeordnetenhauses  vom 
17.  Februar  18941)  sind  bis  jetzt  167  Gutsbezirke  kommunali- 
siert Ein  solches  Tempo  sieht  einer  sorgfältigen  Konservierung 
der  Gutsbezirke  ahnlicher  als  einer  allmählichen  Aufhebung.  So 
eng  auch  der  §  2  der  neuen  Landgemeindeordnung  gefafst  ist^. 
so  genflgt  derselbe  doch  einstweilen,  um  eine  Aufhebung  der 
Gutsbezirke  da,  wo  sie  am  dringendsten  geboten  ist.  durchzu- 
setzen. Wird  dieser  Teil  der  Aufgabe  nur  erst  mit  wirklichem 
Ernst  in  Angriff  genommen,  so  werden  sich  dann  die  Formen 
einer  Gemeindeverfassung  finden,  die  in  der  einen  oder  in  der 
anderen  Weise  auch  auf  solche  Gutsbezirke  passen,  an  deren 
Spitze  eine  Persönlichkeit  mit  erdrOckendem  wirtschafUichen 
Uebergewicht  steht. 

Wie  wir  aber  an  dem  vorliegenden  Beispiel  gezei|^  haben, 
dafs  die  soziale  Steuerpolitik,  die  Betrachtung  der  gescllschaft* 
liehen  Träger  der  Steuerpflicht,  in  die  Fragen  der  Verwaltungs- 
organisation hineinführt,  so  lassen  auch  diese  sich  nicht  i^,olicren, 
sondern  führen  wiederum  in  andere  Gebiete  hinein.  Die  beiden 
grofsen  Aufgaben  einer  ländlichen  Politik  Preufsens  >ind  heute 
die  Zerschlagung  des  Latifundienbesttzes  und  die  Beschaffung 
guter  Dorfschulen.  Werden  diese  Aufgaben  nicht  in  ganz 
anderem  Mafse  als  bisli.  r  ihrer  Lösung  entgegengeführt,  so  wird 
alles  Spekulieren  über  Kommunalisierung  der  Gutsbezirke  keinen 
greifbaren  Erfolg  haben. 

VI. 

Die  Fortsetzung  der  Reform. 

Wenn  jetzt  in  Prcufscn  allgeniein  v(hi  dem  gelungenen  „Ab- 
schlufs"  des  grofsen  Rcfornnvcrkes  die  Rede  ist.  so  gebe  man 
sich  darüber  nur  keiner  Täuschung  hin.  dals  Steuerrelormen  nie- 
mals abgeschlossen  sind.  Zunächst  wird  schon  die  Ausführung 
der  eben  erlassenen  Gesetze  eine  Fortführung  des  Reformwerks 
in  sich  enthalten.  Davon  zu  schweigen,  dafs  die  ministeriellen 
Ausliihrungsanweisungen  in  der  Regel  etwas  mehr  leisten,  als  ihr 
Name  sagt,  und  über  die  blolse  Ausführung  des  Gesetzes  hinaus 
auch  praeter  legem  dies  und  jenes  anordnen,  so  lälst  auch  die 

*)  Mir  vorliegend  im  Reichsanzeiger  No.  43. 

•)  .Mlcrding»  hat  der  Minister  mit  Recht  hervorgehoben,  dafs  die  bei  Vor- 

lepung  der  I.andijrmcindcr.rflnuni:  in  Aussicht  pcnommenen  Kommunalisicrungen 
eine  weitere  F.v-sung  (ics  §  2  zur  Vi >raus'~t  tzung  hatten,  dafs  das  Abgeordneten- 
haus aber  eine  Verengerung  bcschlosäcn  hat. 
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loyalste  Betolgung  eines  Verwaltungsgesetzes  den  Behörden  noch 
immer  einen  gewissen  Spielraum  zur  Fortbildung.  So  wird  bei 
der  Vermögenssteuer  eine  energische  Anziehung  der  gesetzlich 
erlaubten  Mittel  zu  vielen  Reklamationen  und  damit  zu  frei- 
wSligen  Angaben  der  Steuerpflichtigen  über  ihre  VermOgensver- 
hjdtnisse  in  der  zweiten  Instanz  ftihren,  was  dann  bei  späteren 
Veranlagungen  einen  immer  häufigeren  Gebrauch  der  fakultativen 
VennOgensanzeige  zur  Folge  haben  kann.  Es  ist  möglich,  dafs  rein 
im  Verwaltungswege  und  ohne  dafs  der  Buchstabe,  ja  auch  nur 
der  Geist  des  Gesetzes  verletzt  wQrde,  die  fakultative  Vermögens- 
anzeige zur  Regel  gemacht  und  der  obligatorischen  ganz  nahe 
gebracht  wird.  Das  Kommunalabgabeh-Gesetz  ist  in  einer  ganzen 
Reihe  von  Bestimmungen  direkt  auf  Ausfilhrungsbeschlflsse  der 
Kommunalbehörden  angewiesen.  Jn  diesen  Beschlossen,  welche 
in  dem  Jahre  vom  I.April  1894  bis  dahin  1895  zu  fassen  sind, 
wird  ein  sehr  wesentlicher  Teil  des  Reformwerks  erst  geschaffen 
werden.    Soweit  die  Kommunaibehörden  sich  innerhalb  der  ge- 
wöhnlichen Normen  des  Gesetzes  bewegen,  werden  die  Aufsichts- 
behörden keinen  direkten  Einflufs  auf  sie  ausüben  können.  Wo 
die  bisherige  Ordnung  des  Gemeinwesens  nicht  geradezu  gegen 
das  Gesetz  verstöfst,  werden  die  Aufsichtsbehörden  in  der  Regel 
auch  dann  nicht  einschreiten  können,  wenn  diese  Ordnung  von 
der  gewöhnlichen  Norm  abweicht,  aber  sich   innerhalb  der  zu- 
lässigen Ausnahmen  hält.    Erst  wenn  eine  Gemeinde  im  Wege 
der  Neuordnung  von   der  gewöhnlichen  Norm   abweichen  und 
eine  genehmigungsbedürltige  Ausnahme  eintühren  will,  ist  eine 
Beteiligung  der  Aufsichtsbehörde  gegeben.    Das  ist  namentlich 
der  Fall  bei  einer  Erhöhung  des  EinkonimensteuL-rziischlags  über 
100  pCt.  hinaus,  sowie  bei  eint  r  X'crändcrung  dci'  St<  ucriclation 
<vergl.  oben  S.  117).    Hier  hängt  von  dem  weisen  Gebrauch  des 
Bestätigungsrechts  das  weitere   Schicksal   de-.  Reformwerks  ab. 
An  einer  Reihe  von  Beispielen  haben  v/ir  den  Nachweis  geführt, 
dafs  das  Gesetz   über  die   ursprüngliche  Absiciit  der  Regierung 
Weil  hinausgehend  zu  einer  Erleichterung  der  Besitzenden  und 
namentlich  der   grundbesitzenden  Klassen  umgeschaffcn  worden 
ist.   Wenn  der  Regierungsentwurf  den  von  der  staatlichen  Ab- 
gabe befreiten  Grundbesitz  und  Gewerbebetrieb  der  kommunalen 
Besteuerung  vollständig  ausliefern  wollte,  so  ist  durch  die  Maxi- 
niierung  der  kommunalen  Belastung  dies  nicht  blos  beschränkt, 
sondern  teilweise  sogar  in  sein  Gegenteil  verkehrt  worden.  Desto 
mehr  ist  es  jetzt  Aufgabe  der  Regierung,  überall  darauf  hinzu- 
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wirken»  dafs  von  dem  BestAtigungsrechte  wenigstens  dahin  Ge- 
brauch gemacht  wird,  diese  Entwicklung  nicht  noch  weiter 
wuchern  zu  lassen.  Ausnahmen  zu  Ungunsten  der  unteren  Stufen 
der  Einkommensteuer  oder  zu  Gunsten  des  Grundbesitzes  und 
Gewerbebetriebes  sollten  in  der  Regel  gamicht  gestattet  werden. 
Da  aber  bei  den  massenweis  bevorstehenden  KommunalbeschlQssen 
sich  voraussehen  läfst,  dafs  in  vielen  Fallen  die  Behörde  Geneh- 
migung wird  erteilen  müssen,  blos  um  im  Interesse  der  Ordnung 
den  Geschäftsgang  nicht  aufzuhalten,  so  ist  dringend  erforderlich, 
(iafs  der  allgemeine  Verwaltungsgrundsatz  aufgestellt  werde,  diese 
Genehmigungen  nicht  anders  als  auf  Zeit  und  wenigstens  das 
erste  mal  nur  auf  kurze  Zeit  zu  erteilen.  Wenn  der  Einflufs  der 
Gesellschaftskreise,  die  in  der  kommunalen  Selbstverwaltung  thatig 
sind,  diesmal  stark  genug  war,  um  die  Konzession  zu  erlangen, 
dais  einmal  bestehende  Ordnungen  in  der  Regel  fortbestehen 
dürfen,  auch  wenn  sie  nach  dem  neuen  Gesetz  genehmigungs- 
bedürftig  wären,  so  ist  damit  zu  rechnen,  dafs  bei  einer  zukünf- 
tigen gesetzlichen  Neurep;elung  dieser  Einflufs  ebenso  stark  sein 
könnte.  Durch  eine  hehr»r(Hiche  Genehmigung  von  Ausnahmen 
würden  also  einer  zukünftigen  Gesetzgebung  die  Hände  gebunden, 
wenn  nicht  der  V'erwaltungsgrundsatz  cinL;:efuhrt  wird,  derartige 
Genehmigungen  stets  nur  auf  Zeit  zu  erteilen. 

Die  Fortlührung  des  Reformwerks  wird  aber  nicht  blos  in 
einer  Ausführung  der  neu  erlassenen  Gesetze,  sondern  vielfach 
auch  in  einer  Abänderung  derselben  bestehen.  Dafs  diese  Ge- 
setze nicht  lange  unverändert  bleiben  werden.  läfst  sich  mit  Be- 
stimmtheit aus  dem  formalen  Grunde  voraussagen,  weil  das 
System  in  seinen  Grundlagen  einige  Kompliziertheiten  enthält, 
mit  denen  schon  nach  wenigen  Jahren  die  Praxis  nicht  mehr 
fertig  werden  wird.  Die  Beziehung  zwischen  dem  staatlichen 
und  kommunalen  Steuerwesen  beruht  im  wesentlichen  darauf, 
dafs  der  Staat  seine  Grund-,  Gebäude-  und  Gewerbesteuern  weiter 
veranlagt,  den  Kommunen  aber  überläfst,  inwieweit  sie  die  ver- 
anlagten Steuern  erheben  wollen.  Dieses  System  ist  im  Augen- 
blick der  Einführung,  wo  jedermann  noch  die  drei  Realsteuern 
als  staatliche  Steuern  kennt,  verstandlich.  Einige  Zeit  spSter 
aber,  wo  die  Erinnerung  an  den  staadichen  Charakter  dieser 
Steuern  verblichen  ist,  ist  es  eine  geradezu  sinnlose  Einrichtung, 
dafs  gewisse  Steuern  vom  Staate  veranlagt  werden,  ohne  da& 
derselbe  diese  Steuern  erhebt,  noch  auch  die  Kommunen  zwingt» 
sie  in  der  veranlagten  Hohe  zu  erheben.  Wenn  nun  noch  gar 
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die  Kommunen  von  ihrem  Rechte,  besondere  Grund-,  Gebäude« 
und  Gewerbesteuern  nach  andern  Grundsätzen  einzuführen,  Ge* 
brauch  machen,  so  wird  sich  immer  häufiger  der  sonderbare  Zu- 
stand ergeben,  dais  der  Steuerpflichtige  erst  eine  staatliche  Ver- 
anlagung Ober  eine  Steuer  erhält,  welche  weder  vom  Staat  noch 
von  der  Gemeinde  erhoben  wird,  dafs  er  dann  zweitens  eine  ge* 
meindliche  Veranlagung  zugeschickt  bekommt  über  eine  Steuer, 
die  die  Gemeinde  zu  erheben  die  Absicht  hat,  und  dafs  er  drittens 
aus  den   Gemeindeberatungen    ersieht,  wie  die  Gesamthöhe 
der  Gemeindesteuer  sich  doch  nach  jener  staatlichen  Veranlagung 
richtet,  die  thatsächlich   in  keinem  einzigen  Falle  zur  Eriiebung 
führt.    Wenn  z.  B.  eine  Gemeinde  eine   rationelle  Grundsteuer 
nach  dem  wirklichen  Jahresertrage  einführt  und  jedes  Grund- 
stück danach  veranlagt,  so  kann  gleichwohl  von   den  Grund- 
stücken insgesamt  nie  mehr  als  das  Doppelte  dessen  erhoben 
werden,  was  die  Grundsteuer  nach  den  Erträgen,  die  vor  mehr 
als  einem  \'icrteljahrhundert  ermittelt  wurden,   ehemals  abwarf. 
Diese  Kompliziertheiten   gehen  aber  in  einzelnen  Fällen  noch 
weiter.    Eine  Nebensteuer  der  Gewerbesteuer  ist  die  besondere 
Schanksteuer.  welche  von  jedem  Bciriebe  der  Schank-  und  Gast- 
wirtschaft erhoben  wird  („Betriebsbteuer"),  selbst  wenn  Ertrag  und 
Betriebskapital    hinter    dem    gewerbestcuerpflichtigen  Minimum 
zurückbleiben.    Das  Gewerbesteuer-Gesetz,  welches  beide  Steuern 
aU  staatliche  Abgaben  regelte,   zählte  einige  gemeinnützige  Ge- 
werbebetriebe auf,  welche  kraft  Gesetzes  gewerbesteuerfrei  sein 
sollten,  und  gab  dem  Finanzminister   die  Ermächtigung,  auch 
weitere  gemeinnützige  Gewerbebetriebe,  z.  B.  Volksküchen,  Kaffee- 
schänken,  Volkbibliotheken,  zu  befreien.  In  dem  Kommunalabgaben- 
Gesetzist  Ar  die  kommunale  Gewerbesteuer  der  Befreiungsgrund 
derGemeinntttzigkeit  ganz  weggefallen.  Nehmen  wir  nun  an,  dafs 
eine  Volkskache,  die  einen  Ueberschufe  von  nur  1000  M.  erzielt 
und  also  um  ihres  geringen  Ertrages  willen  nicht  gewerbesteuer- 
pilichtig,  wohl  aber  schanksteuerpflichtig  ist,  Befreiung  von  der 
Schanksteuer  nachsuchen  will,  so  kann  der  Finanzminister  die- 
selbe nicht  erteilen,  da  er  eine  Befugnis  zur  Schanksteuer-Be- 
freiong  nicht  besitzt  Es  muls  der  Umweg  eingeschlagen  werden» 
dafc  die  VolkskOche  bei  dem  Finanzminister  die  Befreiung  von 
der  Gewerbesteuer  nachsuche,  von  welcher  befreit  zu  werden, 
ut  kein  Interesse  hat,  um  dann  die  Schanksteuer-Befreiung  ipso 
jure  zu  geniefken.   Solche  Beispiele  zeigen,  wohin  die  Fiktionen, 
Mf  denen  das  neue  Abgabensystem  beruht,  flihren. 
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Ist  aber  klar,  dafs  schon  wegen  der  praktischen  Unhaltbar- 
keit  dieser  vielen  Fiktionen  in  kurzer  Zeit  Steuernovellen  not- 
wendig sein  werden,  so  würde  es  aller  Erfahrung  widersprechen, 
wenn  man  sich  bei  diesen  Steuernovellen  mit  der  blolsen  Be- 
seitigung der  schlinini^ten  Uebelstände  begnügen  wollte.  Diese 
Novellen-Gesetzgebung  wird  ein  neues  Relormwerk  werden. 
Und  hierbei  wird  sich  dann  die  Gelegenheit,  und  oft  genug  auch 
die  Notwendigkeit  darbieten,  die  Fehler  des  bisherigen  Reform- 
werks wieder  gut  zu  machen. 

Der  sclilimniste  Fehirr  liegt  in  der  unverantwortlichen  Ge- 
wissenlosigkeit, mit  welcher  der  Grundbesitz  seinen  politisclien 
Einflufs  dazu  mif?^braucht  hat.  sich  seinen  steuerlichen  Pflichten 
zu  entziehen.  Die  Aufhebung  der  schon  oft  besprochenen  Maxi- 
mierung  und  die  allgemeine  LoslOsung  der  kommunalen  Grund- 
steuer von  dem  veralteten  staatlichen  Kataster,  das  sind  Forde- 
rungen, welche  in  der  zukünftigen  Novellen-Gesetzgebung  aus 
blofsen  Gründen  der  Ordnung  werden  bewilligt  werden  müssen. 
Aber  die  stets  wachsenden  staatlichen  Bedürfnisse  werden  dazu 
nötigen,  die  bevorstehenden  Novellen  auch  zu  einer  Vermehrung 
der  Staatseinnahmen  zu  benutzen.  Ueberall,  wo  Steuern  auf 
den  Besitz  ausgeschrieben  worden  sind,  ist  der  unbewegliche 
Besitz  stärker  belastet  worden,  als  der  bewegliche.  Wenn  eine 
vielhundertjährige  Erfahrung  beweist,  dafs  der  unbewegliche  Be- 
sitz tragfUiiger  ist,  als  der  bewegliche,  so  ist  es  in  keiner  Weise 
wahrscheinlich,  dafs  die  jetzt  in  der  preufsischen  Vermögens- 
steuer begonnene  ganz  mechanische  Gleichsetzung  der  beiden 
völlig  verschiedenen  Besitzformen  irgendwie  von  Dauer  sein 
werde.  Es  ist  dies  um  so  weniger  wahrscheinlich,  da  die  Ver- 
fassung der  Staatssteuern  in  Preufsen  in  ihrer  glOcklicfaen 
Mischung  von  Einkommen-  und  Vermögenssteuer  ohne  neue 
Katastrierung  die  Mittel  gewährt,  sowohl  den  Ertrag  als  den 
Kapitalwert  ziemlich  jeden  Grundstocks  festzustellen.  Sobald 
es  sich  um  die  Neubelastung  des  Grund  und  Bodens  handeln 
wird,  wird  jenes  höchst  verwickelte  System  der  Veranlagung 
ohne  Erhebung  immerhin  den  Vorteil  gewähren,  dafs  der 
Staat  seine  Grund*  und  Gebäudesteuer-Verwaltung  nicht  aus 
Händen  gegeben  hat:  die  gesamte  staatliche  Verwaltung  der 
Steuer  ist  so  konserviert,  dafs  nur  ein  Federstrich  dazu  gehören 
wird,  um  die  „aufser  Hebung  gesetzten"  Steuern  wieder  in 
Hebung  zu  setzen.  Gesetze,  die  nur  aus  einem  einzigen  Para- 
graphen zu  bestehen  brauchen,  sind  unendlich  viel  leichter 


Digitized  by  Google 


Die  preuAische  Steuerreform. 


163 


durchzusetzen  als  solche,  die  abgebrochene  organische  Schöpfun- 
gen neu  konstruieren  mOfsten.  Wenn  in  Preufsen  eines  Tages 
ein  Gesetz  ergeht,  welches  die  aufser  Hebung  gesetzte  Grund- 
steuer wieder  in  Hebung  setzt  (sei  es  einfach,  sei  es  in  der  Form, 
dafs  sie  den  kleinsten  Gütern  erlassen,  den  gröfstcn  aber  ver- 
doppelt wird),  so  wird  den  Gescllschaltsklassen.  welche  bei 
diesem  ersten  Akte  des  Reformwerks  sich  auf  Schleichwege  be- 
geben haben,  mit  dem  Mafse  gemessen  werden,  mit  welchem  sie 
gemessen  haben. 

Der  preufsische  Grundbesitz  hat  sich  mit  der  Vermögenssteuer 
eine  Ruthe  gebunden,  deren  Streiche  ihm  frQher  oder  später 
blutige  Striemen  schlagen  werden.  Werden  die  Landgüter  in 
der  Vermögenssteuer  niedrig  eingeschätzt,  so  wird  eine  Statistik  der 
Ertrage  einen  erstaunlich  hohen  Prozentsatz  des  Rendiments  er- 
geben, und  die  notleidende  Landwirtschaft  wird  eingestanden 
haben,  welch  hohen  Prozentsatz  sie  aus  ihren  so  niedrig  be- 
werteten GQtern  herauswirtschaftet.  Werden  die  Güter  hoch 
bewertet,  und  zeigt  die  Statistik,  welchen  immer  steii^cnden 
Wert  der  immobile  Besitz  des  Staates  darstellt,  so  wird  kein 
Finanzminister  imstande  sein,  an  diesem  tragfähigsten  aller  Steuer- 
objekte  vorüberzugehen,  namentlich  so  lange  ein  Gesetz  besteht, 
welches  eine  in  voller  Organisation  bestehende  Steuer  „aufser 
Hebung  setzt." 

Dafs  eine  Fortführung  des  Reformwerks  in  einer  einlachen 
Jn-Hebung-Setzung  der  Realsteuern  oder  auch  nur  der  Grund- 
abgaben bestehen  werde,  halte  ich  gleichwohl  nicht  für  wahr- 
scheinlich. In  unserer  heutigen  Steuerverfassung  liegt  ein  Mo- 
ment, welches  eine  Grundsteuer  notwendig  macht  und  gleich- 
zeitig von  der  einfachen  Wiedereinführung  energisch  ablenkt 
Dies  ist  die  Reichs-Steuerverfassung.  Der  wesentliche  Zweck 
der  Reichssteuern  ist  die  Aufbringung  der  Mittel  zur  Landes- 
verteidigung. Nun  haben  aber  gerade  die  Kosten  der  Landes- 
verteidigung in  der  ganzen  bisherigen  Geschichte  der  europäischen 
\  ölker  überwiegend  auf  dem  Grundbesitz  gelastet.  Das  Binde- 
glied zwischen  Kriegsverfassung  und  Steuerverfassung  liegt  in 
der  Anschauung,  dafs  die  Armee  zu  einem  nicht  geringen  Teile 
zum  Schutze  des  Besitzes,  sowohl  gegen  äuf^,cre  als  auch  gegen 
innere  Gefahren  da  ist.  Je  mehr  diese  Anschauung  auch  heute 
in  den  besitzenden  Klassen  erhalten  wird,  desto  unhaltbarer  wird 
eine  Reichs-Steuerverfassung,  die  grundsatzlich  jede  Frhohung 
xler  Kriegslast  auf  indirekte  Steuern,  d.  h.  im  Wesentlichen  auf 
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die  nichtbesitzenden  Klassen  basieren  will.  Dafs  unsere  Reichs- 
Steuerverfassung  auf  die  Einimpfung  gewisser  Elemente  direkter 
Steuern  angewiesen  ist,  ftngt  nachgerade  an,  au&eriialb  der 
nflchstbeteiligten  Kreise  allgemeine  Ueberzeugung  zu  werden. 
Wahrend  man  aber  im  Allgemeinen  hierbei  nur  an  eine  Reichs- 
Einkommensteuer  oder  an  eine  Reichs-Erbschaftssteuer  denkt 
halte  ich  es  fllr  viel  wahrscheinlicher,  dafs  eine  erhebliche 
Steigerung  der  Kriegslasten  auf  die  Vermögenssteuer  gelegt 
werden  wird.  Ganz  zweifellos  ist  mir  dies  fOr  den  Fall,  dafs  der 
Anlafs  zur  Steigerung  der  militärischen  Lasten  ein  Krieg  sein 
sollte.  Denn  dafs  im  Kriegszustande  ein  Staat,  der  einen  Ver* 
mOgenskataster  besitzt,  eine  plötzliche  Erhöhung  der  Einnahmen 
auf  irgend  ein  anderes  Fundament  als  auf  dieses  breiteste 
basieren  sollte,  ist  so  gut  wie  ausgeschlossen.  Aber  auch  ftr 
den  Fall,  dafs  wir  von  einem  wirklichen  Kriege  verschont 
bleiben,  wird  eine  ruckweise  eintretende  Erhöhung  der  Militär- 
abgaben  unter  der  Herrschaft  des  allgemeinen  Stimmrechts  nicht 
mit  Verschonung  der  Vermögenssteuer  abgehen  können.  Schon 
bei  der  letzten  Militärvorlage  war  das  prononcirte  Eintreten  einer 
Anzahl  Börsenrnflnncr  ein  Symptom  davon,  dafs  die  besitzenden 
Klassen  anfangen  zu  merken,  dafs  sie  für  die  wesentlich  von 
ihnen  befürwortete  Steigerung  der  Militärlasten  auch  Opicr 
bringen  müssen.  Eine  Militürverfassung  wie  die  des  heutigen 
deutschen  Reichs,  welche  die  Dienstpflicht  nicht  wie  das  alte 
Vasalienheer  auf  den  Grundbesitz,  sondern  im  Wesentlichen  auf  die 
nichtbesitzenden  Klassen  wälzt,  wird  geradezu  unhaltbar,  wenn 
diese  an  sich  schon  schwer  zu  tragende  Last  durch  dasselbe 
Experiment  auf  finanziellem  Gebiet  noch  gar  verdoppelt  werden 
soll.  Geht  nun  das  Reich  daran,  seine  Steuerverfassung  mit  auf 
den  Besitz  zu  gründen,  so  wird  jene  Jahrhunderte  lange  Ent- 
wickhuig,  welche  gerade  bei  der  Belastung  zu  kriegerischen 
Zwecken  den  immobilen  Besitz  stärker  getroffen  hat,  als  den 
beweglichen,  mit  der  ganzen  Wucht  historischem  Schwer- 
drucks nachwirken.  Und  dann  wird  der  Zeitpunkt  gekommen 
sein,  wo  man  sich  erinnern  wird,  dafs  in  dem  gröfsten  deutschen 
Staate  ja  eine  Grundsteuer  besteht,  die  alljährlich  ausgeschrieben, 
aber  nicht  erhoben  wird.  Die  mechanische  In-Hebung-Setzung  der 
preufsischen  Grundsteuer  wird  das  Drohmittel  sein,  welches  die 
Besitzenden  und  namentlich  die  Grundbesitzenden  nötigen  wir<t 
die  ihnen  zukommenden  Lasten  auf  sich  zu  nehmen. 

Man  wird  geneigt  sein,  dies  unter  unsem  heutigen  politischen 
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Verbaltnissen  für  eine  sozialpolitische  Utopie  zu  halten.  Ich 
glaube  gleichwohl,  dafs  eine  Entwicklung,  wenn  auch  keineswegs  mit 
diesem  Ziele,  so  doch  nach  dieser  Richtung  hin,  uns  ziemlich 
nahe  bevorsteht  Die  Sozialpolitik  hat  heute  die  verschiedensten 
Ressorts  benagt  und   sich  in  das  eine  mehr,  in  das  andere 
weniger  eingefressen.  Zu  den  Umstanden,  die  diese  Verschieden- 
heit bedingen,  gehört  unter  Anderm  auch  das  verschiedene  Mafs 
des  VerwaltungsbedQrfnisses  nach  sozialpolitischen  RQcksichten. 
In  dieser  Beziehung  aber  nehmen  die  Finanzen  eine  gänzlich 
andere  sozialpolitische  Stellung  ein.  als  alle  übrigen  Ressorts. 
Der  wesentlichste  Finanzsatz  der  Sozialpolitik,  die  Verteilung  der 
Staatslasten  nach  der  Tragfähighcit.  kommt  dem  Bedürfnis  der 
Finanzverwaltung  nach   Erhöhung  der  Erträge  in   ganz  aufser- 
ordentlichcm  Mafse  zu  gute.    Eine  gleichmäfsige  Belastung  aller 
gesellschaftlichen  Kreise  mufs  sich  mit  der  Last  begnügen,  welche 
auch  der  Schwächste  zu  tragen  vermag,  ebenso  wie  nach  be- 
kanntem  physikalischen  Gesetze  die    Tragfähigkeit  einer  Kette 
sich    nach    ihrem   schwächsten    Glicdc    richtet.     Nur  durch 
eine  sozialpolitisch  feine  und  immer  feinere  Unterscheidung  wird 
es  möglich,  aus  den  privaten  Einkommen  und  Besitztümern  eine 
steigende  Quote  für  Staatszwecke  herauszuziehen.   Während  also 
die  sozialpolitischen  Rücksichten,  etwa  in  der  Schulvcrwaltung 
durch  eine  unendlich  gesteigerte  Fürsorge  für  die  unteren  Klassen, 
ebenso    in    der   Eisenbahnverwaltung    durch   Verbilligiing  der 
Personentarife,  vollends  in  der  \'ersicherungsgesetzgebung  durch 
cineFülle  gänzlich  neuer  Aufgaben  beständig  erschwerend  wirken, 
wird  eine  Finanzverwaltung  durch  eine  sozialpolitisch  richtige 
Gestaltung  der  Steuergesetzgebung  wesentlich  erleichtert.  Und 
hierin  beruht  die  begründete  Hoffnung,  dafs  unsere  Sozialpolitik 
—  wie  immer  auch  auf  anderem  Gebiete  sie  sich  gestalten  möge  — 
auf  dem  der  Finanzen  noch  ganz  bedeutende  Erfolge  zu  er- 
ringen hat 


Die  gewerkschaftliche  Bewegung  unter  den 
englischen  Arbeiterinnen. 

Von 

GERTRUD  DYHRENFURTH. 

Seit  einem  Jahrhundert  tritt  in  dem  wirtschafthchcn  Leben 
der  gesamten  Kulturwelt  ein  neuer  Zug  mit  wachsender  Bedeu- 
tung hervor:  die  Ausbreitung  der  F'rauenarbeit  aut  allen  Gebieten 
des  SchalTcns  und  Erwerbens.  Durch  ökonomische  Mächte 
unwiderstehlicher  Art  aus  dem  Einzelhaushaltc  gedrängt,  tritt  die 
Frau  als  ein  neuer  Faktor  in  die  Spiiäre  der  öftentlichen  Pro- 
duktion und  infolge  der  veränderten  Bedingungen,  unter  denen 
sich  ihre  Arbeit  vollzieht,  durch  die  Verschiebungen,  welche  das 
Vordringen  derselben  in  den  bestehenden  Verhältnissen  ver- 
ursacht, entwickeln  sich  neue  Aufgaben  fQr  die  ordnende  und 
disciplinirende  Thätigkeit  der  Gesellschaft.  Allmählich  bricht  sich 
daher  die  Erkenntnis  Bahn,  dafs  das  Erwerbsleben  der  Frau  als 
ein  Teil  des  modernen  Arbeitsproblems  betrachtet  werden  muls, 
wenn  dasselbe  Oberhaupt  zu  einer  erfolgreichen  Lösung  geführt 
werden  soll.  So  tritt  bei  der  Organisation  der  Arbeiterschaft 
jetzt  tiberall,  in  der  alten  wie  in  der  neuen  Welt,  die  Tendenz 
hervor,  die  Bewegung  auch  auf  die  Frauen  auszudehnen;  meist 
werden  sie  durch  die  Propaganda  der  männlichen  Genossen  oder 
durch  philanthropische  BemQhungen  hineingezogen,  zuweilen 
suchen  sie  einen  selbständigen  Anschlufs  an  dieselbe  zu  ge- 
winnen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  und  besonders  in  Australien  stehen 
die  Arbeiterinnen  bereits  in  ansehnlicher  Zahl  in  festgefllgten  Ver- 
einen. In  Italien  und  Oesterreich  werden  die  Frauen  allerwärts  in 
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die  wirtschaftspolitischen  Organisationen  derMflnner  aufgenommen. 
IMe  Generalkomroission  der  deutschen  Gewerkschaften  vertritt 
neuerdings  Ober  4300  weibliche  Mitglieder  und  die  ganze  kon- 
dnentale  Arbeiterschaft  beginnt,  der  Organisation  der  Frauen  das 
allgemeinste  Interesse  zu  widmen.  Bei  der  Bedeutung,  welche 
diese  Frage  gegenwärtig  angenommen  hat,  dürfte  es  vor  Allem 
von  Interesse  sein,  ihre  Entwicklung  in  England  zu  verfolgen, 
dort,  wo  die  Gewerkvereinigung  am  frühesten  begonnen  und  ihre 
höchste  Ausbildung  erfahren  hat>) 

I. 

Bdit  einem  Versuch,  die  gewerbliche  Lage  der  englischen 
Frau  nur  einigermafsen  umlassend  zu  schildern,  würden  die 
Grenzen  dieses  Aufsatzes  weit  überschritten  werden.  Und  doch 
ist  es  schwer  das  vorliegende  Thema  zu  behandeln,  ohne 
wenigstens  einen  Blick  auf  dasjenige  Gebiet  zu  werfen,  auf  dem 
die  Voraussetzungen  der  ganzen  Bewegung,  ihre  Ursachen  und 
treibenden  Kräfte  zu  suchen  sind.  Zu  diesem  Zweck  mögen  hier 
einige  charakteristische  Bilder  aus  dem  Erwerbsleben  der  eng- 
lischen Arbeiterin  ihren  Platz  finden.  Sie  schildern  die  Zustände 
im  Seiler-  und  Konditorgewcrbc.-) 

Vcr  RohstolT,  der  im  Seilergewerbe  verarbeitet  wird,  ist 
nicht  l;c^^un(lhcitsschüdlich.  dagegen  sind  es  die  Bedingungen, 
unter  denen  die  Arbeit  geschieht.  Es  entwickelt  sich  in  den 
Arbeitsräumen  ein  Staub,  der  durch  keinerlei  spezielle  Vorrich- 
tungen, wie  befeuchtende  Dämpfe  etc.  bekämpft  wird  und  häufig 
Brustleiden  bei  den  Frauen  entwickelt.  Aufserdem  ist  die 
Maschinenarbeit  eine  derartig  schwere  dafs  die  Arbeiterinnen 
nicht  selten  wegen  starker  Anschwellung  unter  dem  Arm  ärzt- 
licher Behandlung  bedürfen.    Auch  die  sonstigen  sanitären  An- 

')  Vgl.  Aonual  Reports  of  the  WOfflen's  Trades  Union  Provident  League 
187S— 1892.  The  Womea's  Tnulcs  Union  Review  1891^1893.  Trades 
Unionism  amoDg  Wonen:  L  By  Imiy  DOke;  IL  By  Miss  F.  Routledge.  (Fort* 
nigbtly  Review,  Hsy  1891.)   Trades  Unions  for  Women  by  Lady  Dilke.  The 

Industrial  Position  «>f  Women  by  I^dy  Dilke.  (^Fortnightly  Review  Oct.  1893.) 
The  Pro|;rcls  of  Women"s  Trades-Union.  By  Miss  E.  March  Phillips.  (Fort- 
niL'litly  Review,  Juli  1893.)  Report  of  the  Royal  Commisston  on  Labonr, 
Group  C.     Minute*  of  Evidcncc  Takt  n  bcforr  Group  C. 

^.1  Das  Material  ist  aus  den  Zeugenaussagen  entnommen,  welche  im  Jahre  lÖ9t 
von  GcwerkvereinssekretArinnen  vor  der  »Commission  on  Labour"  gemacht 
Winden. 
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Ordnungen  sind  unzulänglich,  doch  haben  die  Frauen  keine 
Gelegenheit,  sich  mit  den  Inspektoren  in  Verbindung  zu  setzen 
und  ihre  Klagen  vorzubringen.  Erst  seit  Gründung  des  Gewerk- 
vereins sind  mehrfach  Anzeigen  gemacht  worden,  und  in  drei 
Fallen  wurden  grosse  Firmen  zu  den  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Aenderungen  gezwungen. 

Gesetzwidrige  Ueberzeit  ist  selten  geworden,  findet  sich  aber 
doch  noch  hie  und  da.  So  ist  es  vorgekommen,  dafs  Madchen, 
die  während  eines  Inspektionsbesuches  um  lO^/o  Uhr  noch  bei 
der  Arbeit  waren,  heimlich  in  den  Laden  des  Nachbarhauses 
transportirt,  von  da  in  die  Pferdebahn  gefQbrt  und  durch  Verab- 
reichung des  Falirgeldes  zum  Schweigen  gebracht  wurden.  Die 
Fabriken  haben  gröfstenteils  eine  abgelegene  Lage  und  mit  dem 
langen  Hin-  und  Rückweg  und  den  nötigsten  häuslichen  Arbeiten 
bleibt  den  Frauen  kaum  mehr  als  5  Stunden  Nachtruhe.  Eine 
weitere  gesetzliche  Beschr^lnkung  der  Arbeitszeit  würde  als 
gröfste  Wohlthat  von  ihnen  empfunden  wei  den.  Sie  haben  daher 
auch  an  den  Demonstrationen  für  den  Achtstundentag  regen  Anteil 
genommen.  Lohnabzüge  von  4  d.  monathch,  die  von  einer  Anzahl 
Gesch.lfte  gemacht  werden,  sollen  den  Arbeiterinnen  das  Anrecht 
auf  I>ehandlung  im  Hospital  «'rkaufen,  doch  finden  sie  es  so 
schwierig,  sich  die  Autnahmescheine  dafür  zu  verschaft'en.  dafs  sie 
in  den  meisten  Fällen  darauf  verzichten.  Durch  das  Haftpflicht- 
gesetz erhalten  nicht  1  pCt.  der  Betroftenen  im  Ostend  von 
London  Entschädigung.  Hin  Fall  wird  angeführt,  wo  ein  schwer 
verletztes  Mädchen  so  lange  von  seinem  Arbeitgeber  hingehalten 
wurde,  bis  die  Kinklagczeit  verstrichen  war.  Von  den  Beamten 
der  „Employers  Liability  Assurance  Society"  würden  die  Kläge- 
rinnen oit  so  lange  bearbeitet,  bis  sie  eine  Schuld  an  ihrem  Un- 
fall zugeben, Bei  leichten  Verletzungen  lassen  sich  die  Frauen 
oft  nur  in  Eile  verbinden  und  kehren,  um  keine  Einbufse  an 
Lohn  zu  erleiden,  noch  für  den  übrigen  Tag  in  die  Fabrik 
zurück. 

Es  kommt  garnicht  vor,  dass  Arbeiterinnen  Mitglieder  irgend 
welcher  Hilfskasse  werden,  denn  sie  sind  nicht  im  Stande  die 
nötigen  Beiträge  aufzubringen.  Aus  diesem  Grunde  kann  auch 


Die  Enijlicrzigkcit  der  Unternelimcr  in  diesem  Punkte  scheint  überhaupt 
grob  zu  sein,  und  die  Antipathie  der  Frauen,  ihren  Fall  vor  die  Ocfifcntlichkcit 
des  Gctichtshofes  n  bringen,  macht  Qnwn  die  Umgebung  ihrer  Pflichten  oft 
sehr  leicht. 
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der  Gewerkverein  mit  seinem  Mitgliedsbettrage  von  2  d.  wOchent- 
Uch  keinen  Versicherungszwecken  dienen,  sondern  betrachtet  sich 
ausschlieislich  als  eine  Kampf*  und  Schutzorganisation,  um  die 

Interessen  der  Arbeit  zu  vertreten.  Er  zählt  zwar  nur  circa 
250  Mitglieder,  vertritt  aber  auch  Nichtmitglieder,  die  aus  Furcht 
vor  den  Arbeitgebern  nicht  beizutreten  wagen. 

Ursache  der  Streitigkeiten  ist  meist  die  Niedrigkeit  der 
Löhne.  Obgleich  im  Gewerbe  keinerlei  Depression  nachweisbar 
ist.  sind  die  Löhne  in  den  letzten  4  Jahren  gleichmäfsig  herab- 
gegangen. Geübte  Arbeiterinnen,  die  früher  12  S.  3  d.  wöchent- 
lich verdienten,  erwerben  jetzt  nicht  mehr  als  10  S.  6  d..  Neu- 
linge im  Gewerbe  nur  7  S.  6  d.  Zwei  Arbeiterinnen,  die  zu- 
sammen an  einem  Rahmen  arbeiten,  erhalten  Air  gleiche  Arbeit 
statt  19  S.  nur  11.  Die  Sackarbeiterinnen  sind  ebenfalls  im  Lohn 
reduzirt,  und  die  Sacknflherinnen  erhalten  für  das  Hundert,  das 
sie  fertig  stellen,  nunmehr  blos  1  S.  7  d.  gegen  2  S.  4  d.  in 
froheren  Jahren,  also  weniger  als  V«  pro  Stock.  Jeder  einzelne 
Sack  mufs  an  beiden  Seiten  zusammengenaht  und  oben  gesftümt 
werden  und  selbst  die  geübteste  Näherin  kann,  nach  angestellten 
Proben,  nicht  mehr  als  1  I  hindert  in  zwei  Tagen  herstellen.  In 
den  Büchern  der  Arbeitgeber  könnte  vcrmuthlich  die  Auszahlung 
von  Wochenlöhnen,  die  10.  12,  ja  14  S.  betragen,  nachgewiesen 
werden.  Dieselben  erwecken  aber  überhaupt  die  falschesten  Kin- 
drücke bezüglich  des  hausindustriellen  Erwerbes;  denn  die  Arbeit 
wird  auf  den  Namen  einer  einzelnen  Frau  ausgegeben  und  be- 
zahlt; nicht  ersichtlich  aber  ist  aus  den  Listen,  wieviel  Personen 
in  der  Häuslichkeit  mit  Herstellung  der  Arbeit  beschäftigt  sind, 
unter  die  sich  der  Lohn  zu  verteilen  hat 

Das  Seile  rgescfaaft  wird  meist  durch  Privatfirmen,  nicht  durch 
Aktiengesellschalten  betrieben,  und  es  ist  aus  diesem  Grunde 
schwieriger,  sich  ein  Urteil  Ober  den  Reingewinn  zu  bilden.  Er 
muss  sehr  bedeutend  sein,  denn  ein  Inhaber  nach  dem  anderen 
zieht  sich  als  reicher  Mann  aus  dem  Geschäft  zurflck. 

Seit  dem  Bestehen  des  Gewerkvereins  sind  zwei  Strikes 
erfolgreich  und  ganz  ordnungsmäfsig  geführt  worden.  In  dem 
ersten  wurde  eine  Lohnzulage  erreicht;  im  zweiten,  der  11  Wochen 
währte  und  schliefslich  durch  Intervention  des  „Londoner  Trades 
Council  s"  beigelegt  wurde,  ist  die  Forderung  einer  einstündigen 
Mittagspause  und  die  Lieferung  von  heifsem  Wasser  zum  Frühstück- 
kochen  durchgesetzt  worden. 

Im  Jutegewerbe  dagegen,  dem  circa  1500  Frauen  im  Ost- 
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end  angehören,  ist  eine  Aktion  bisher  noch  nicht  möglich  ge- 
wesen. Die  Arbeiterinnen  sind  zu  arm,  um  selbst  einen  Aus- 
stand von  nur  einer  Woche  durchzuAlhren  und  ertragen  lieber 
jede  Ungerechtigkeit,  ehe  sie  sich  eine  Entlassung  zuziehen.  Vor 
einiger  Zeit  suchten  die  Arbeiterinnen  von  Millwall  einer  Lohn- 
reduktion von  10  pCt  zu  widerstehen,  aber  da  sie  gflnzlich  unor- 
ganisiert waren,  kehrten  viele  nach  wenigen  Tagen  in  die  Fabrik 
zurOck,  und  als  der  Widerstand  der  Mehrzahl  gebrochen  war, 
mufsten  sie  schliefslich  die  Arbeit  unter  Bedingungen  aufnehmen, 
die  schlechter  waren  als  diejenigen,  welche  sie  zum  Ausstand  ge- 
trieben hatten.  Es  ist  jederzeit  ein  übermäfsiges  Arbeitsangebot 
im  Ostend  vorhanden.  In  der  MorgenfrOhe  umstehen  stets 
zahlreiche  Frauen  die  Etablissements,  um  nach  Beschäftigung  zu 
fragen:  infolgedessen  werden  die  Löhne  ausschlieüslich  von  den 
Arbe  it  löchern  fixirt 

Im  Konditorgewerbe  stehen  die  Arbeitgeber  im  allge- 
meinen jeder  Vereinsorganisation  absolut  feindlich  gegenüber, 
obschon  die  Mitglieder  derselben  sich  nicht  weigerten,  mit  Nicht- 
mitglicdcrn  zusammenzuarbeiten  und  nie  versuchten,  irgend 
welchen  ungehörigen  Druck  auszuüben. 

Der  erste  Verein,  welcher  sich  im  Gewerbe  gebildet  hatte, 
war  von  seinen  Angehörigen  bald  verlassen  worden,  weil  den- 
selben in  den  Arbeitsstätten  mit  sofortiger  Entlassung  gedroht 
war.  Die  Löhne  gingen  dauernd  herunter,  aber  eine  Neuorgani- 
sation war  sehr  erschwert,  weil  die  Frauen  aus  Furcht  vor 
Spionage  oft  seilest  nicht  wagten,  den  Meetings  beizuwohnen, 
oder  dadurch  am  Kommen  verhindert  wurden,  dafs  man  sie  zur 
Zeit,  wenn  die  Versammlungen  anberaumt  waren,  Ueberstunden 
arbeilen  liefs.  Aber  obgleich  der  Terrorismus  der  Unternehmer 
die  Frauen  grcjlstentcils  davon  abhält  Vereinsmitglieder  zu  werden, 
ist  der  genossenschaftliche  Sinn  doch  stark  genug  in  ihnen  ent- 
wickelt, dafs  sie  sich  nicht  verleiten  lassen,  die  Stellen  der  Aus- 
ständigen einzunehmen.  Und  wenn  auch  die  grofse  Mehrzahl 
der  „Union"  nicht  angehört,  ist  ihre  Bildung  doch  von  segens- 
reichem Einflufs  gewesen.  Sie  hat  den  Herren  gezeigt,  dafs  die 
Arbeiterinnen  zum  Bewufstsein  ihrer  Lage  erwacht  ^d,  und  sie 
in  manchen  Fflllen  nachgiebiger  gemacht,  als  zuvor.  Gleich  der 
erste  Strike,  aus  dem  die  Organisation  hervorging,  ist  erfolgreich 
gewesen.  Die  Ausstandigen  haben  in  ihrem  Betriebe  die  Ab- 
schaffung der  übermaisigen  Geldstrafen  durchgesetzt  und  eine 
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Frühstückspause  von  10  Minuten  erlangt,  während  früher  das  Ver- 
zehren eines  Morgcnimbisses  schon  straffälHg  war. 

Im  Allgemeinen  sind  die  Strafen  im  Verhältnis  zu  den 
Löhnen  ott  ganz  enorm  und  werden  wegen  der  geringfügigsten 
Uebertretung  diktiert.  In  dieser  Beziehung  sind  die  Arbeiterinnen 
ganz  der  kleinliciien  Tyrannei  des  Aufsehers  preisgegeben,  der 
z.  B.  ein  Zuspätkommen  mit  vierzehntägiger  Arbeitsentziehung 
bestrafen  kann.  Der  Arbeitgeber  weifs  oft  sehr  wenig  von  der 
Behandlung,  die  seinen  Leuten  widerfahrt:  „The  foremen  rule  the 
factory"  heilst  es  allgemein  in  den  Kreisen  der  Arbeiter.  Lohn- 
abzüge wurden  filr  die  Krankenkasse  wie  ftlr  Ärztliche  Behand- 
lung  gemacht,  doch  wird  Ober  die  Unzulänglichkeit  der  letzteren 
geklagt,  und  die  Wahl  des  Arztes  steht  nicht  frei.  Es  wird  als 
eine  besondere  Ungerechtigkeit  empiunden,  dafs  auch  fdr  die 
Zeit  der  Arbeitslosigkeit,  die  stellenweise  bis  zu  3  Monaten 
dauert,  die  vollen  Abzüge  gemacht  werden,  wahrend  welcher  nur 
die  Arztliche  Behandlung  gewfthrt  wird,  die  KrankenunterstOtzung 
aber  wegfällt  Die  Verwaltung  der  Kassen  liegt  ausschliefslich  in 
den  Händen  der  Arbeitgeber,  obgleich  sie  zu  den  Fonds  keine 
Beitrage  zahlen. 

Was  nun  die  sanitären  Anordnungen  betrifft,  so  sind  die- 
selben zum  Teil  ganz  unzulänglich.  Unfillle  durch  Platzen  der 
Flaschen  sind  an  der  Tagesordnung.  Das  Heben  allzuschweren 
Gewichtes  wird  von  den  Vormännem  verlangt,  was  um  so  be- 
denklicher ist,  als  es  sich  häufig  um  kochende  FlQssigkeiten 
handelt,  die  in's  Schwanken  geratend,  tiberlaufen  und  die  Trä- 
gerinnen verbrühen.  Die  Verwendung  von  Aetzmitteln  und  Am- 
moniak erweist  sich  als  gesundheitsschädlich,  ebenso  wie  die 
zur  Herstellung  der  Süfsigkeiten  benutzte  StArke  von  schlechtem 
Einflufs  auf  die  Lungen  ist.  Keinerlei  Fürsorge  wird  seitens  der 
Betriebe  getroffen,  um  die  Nässe  abzuhalten,  die  bei  einzelnen 
Arbeiten  die  Kleidung  der  Frau  völlig  durchdringt,  ohne  dafs 
ihnen  während  vieler  Stunden  ein  Wechsel  derselben  möglich 
ist.  Die  Lieferung  von  Schürzen,  Masken  und  Mänteln  müfste 
den  Arbritgebern  obliegen,  jedenfalls  sind  die  Arbeiterinnen  zu 
arm,  um  dieselben  zu  beschaffen.  Die  Gefäfse  mit  den  Rück- 
ständen von  Orangen.  Kokosnüssen  etc.  werden  oft  eine  volle 
Woche,  ja  14  Tage  nicht  geleert,  und  in  den  Räumen,  wo  diese 
Gerüche  sich  entwickeln,  müssen  gleichwohl  die  Frauen  in 
einigen  Betrieben  ihre  Mahlzeiten  einnehmen.  Das  Essen  wird 
ihnen  von  den  Angehörigen  gebracht,  und  sie  verzehren  es  auf 
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den  Arbeitsbanken  sitzend.  Dafs  verheirathete  Frauen,  die  von 
8  Uhr  frah  bis  7  Uhr  Abends  in  den  Werken  arbeiten«  die 
Mittagspause  nicht  ausserhalb  verbringen  dürfen,  kommt  auch 
vor.  Selbst  Frauen,  die  12  Jahre  im  Gewerbe  thatig  sind,  haben 
nie  einen  Inspektor  innerhalb  einer  Fabrik  gesehen.  In  einer 
Asbestfabrik  ist  es  geschehen,  dafs  Frauen  zwei  Tage  und  eine 
Nacht  hindurch  arbeiteten;  ebenso  hat  man-  bei  einem  »Dry 
salter"  (Einsalzer)  die  Madchen  den  Sonntag  Ober  dabehalten, 
wenn  die  Arbeit  Sonnabend  Nacht  nicht  fertig  wurde.  Die  letzt- 
genannte Werkstatte,  eigentlich  mehr  ein  Stall,  war  aber  der- 
artig gelegen,  dafs  kein  Inspektor  vermuthet  hätte,  dafs  in  einer 
solchen  Lokalitat  überhaupt  gearbeitet  würde.  Vorkommnisse 
dieser  Art  legen  die  Forderung  nahe,  dafs  für  jede  Arbeitsstätte 
der  Zwang  der  Registrierung  bestehen  müfste.  Die  betreffende 
Industrie  ist  eine  grofse  und  wachsende,  und  doch  gehören  die 
Löhne  derselben  zu  den  schlechtesten.  Die  Niedrigkeit  der- 
selben hängt  mit  der  grofsen  Ueberfüllung  des  Arbeitsmarktes 
zusammen.  Diesem  Uebelstande  ist  aber,  wie  die  Dinge  heute 
liegen,  nicht  zu  steuern,  da  die  Erlernung  des  Gewerbes  für  ein 
einigermafsen  geschicktes  Mädchen  in  1 — 2  Wochen  möulich  ist. 
Von  der  Möglichkeit  einer  Ablenkung  der  Arbeitskräfte  in  den 
häuslichen  Dienst,  wo  die  Nachtrage  stets  sehr  grofs  ist,  läfst 
sich  nicht  viel  erwarten,  denn  das  Fabrikniädchen  i^t  nieist 
gänzlich  unerfahren  in  häusliclicn  Geschäften,  für  deren  Erler- 
nung die  Art  des  elterlichen  Hausstandes  keine  Cielegenheit 
bietet.  GewöhnHch  ziehen  die  Mädchen  das  Bleiben  im  Eltern- 
haus oder  Zusauunenzielien  mit  einer  Genossin  vor.  Als  Vier- 
zehnjährige beginnen  sie  mit  einem  Lohn  von  5  S.  wöchentlich, 
brauchen  aber  8—9  Jahre,  ehe  sie  auf  8—9  S.  kommen.  Das 
Maximum  von  12  S.  wird  nur  selten  erreicht. 

Im  Allgemeinen  herrscht  der  Stücklohn,  und  bei  diesem 
System  ist  es  eine  sehr  gewöhnliche  Sache,  dafs  die  Arbeiterinnen 
den  ganzen  Tag  in  der  Fabrik  herumstehen  und  auf  das  Ein- 
laufen der  Bestellungen  warten,  ohne  dafs  sie  für  die  verlorene 
Zeit  entschädigt  werden.  Bei  starkem  Geschäftsgang  erhöht  sich 
wohl  hier  und  da  der  Verdienst,  werden  aber  Waren  auf  Vor- 
rat hergestellt,  so  macht  die  verschärftere  Arbeit  sie  zu  einer 
späteren  Zeit  wiederum  flberflOssig.  Die  Löhnung  pro  Tag  wird 
bei  weitem  vorgezogen. 

Im  Ganzen  ist  die  Beschäftigung  sehr  schwankend,  im  De- 
zember 1890  z.  B.,  zu  einer  Zeit,  wo  die  Laden  mit  Weihnachts- 
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wäre  versorgt  sind,  waren  200  Vereinsniitglieder  ausser  Arbeit, 
und  das  währte  zum  Teil  bis  in  den  Februar  hinein. 

Zu  diesen  beiden  Bildern  aus  dem  Fabrikleben  mögen  nt)ch 
einige  Angaben  aus  einer  häuslichen  Industrie  treten,  aus 
den  Erwerbsverhältnissen  der  Frauen,  welche  im  Osten  Londons 
die  ZOndholzschachteln  verfertigen.  Hier  müssen  die  Bedingungen, 
unter  denen  die  Arbeit  vollzogen  wird.  natiUlich  mit  jedem  Haus- 
halte, entsprechend  dem  Charakter  und  der  Zahl  seiner  Bewohner, 
Wechseln.  Im  Allgemeinen  hat  jedoch  das  häusliche  Gewerbe 
die  Tendenz  sich  das  häusliche  Leben  unterthan  zu  machen,  und 
bei  der  Beschränktheit  der  Subsistenzmittel,  welche  dieser  Klasse 
von  Arbeiterinnen  zur  Veritlgung  stehen,  ergiebt  sudem  die  Not 
der  Lebenshaltung  eine  traurige  Gldchfiürmigkeit  — 

Ein  grofser  Teil  der  Frauen  arbeitet  ftlr  eine  Firma,  die  seit 
1884  in  eine  Gesellschaft  mit  £  300000  Aktienkapital  verwandelt 
worden  ist.  Letzteres  erhöhte  sich  schon  1885  auf  £  400000  und 
hat  in  den  letzten  Jahren  eine  Dividende  von  15 — 20  pCt.  ge* 
geben;  dennoch  erhalten  die  Arbeiterinnen  Löhne,  welche  kaum 
hinreichen,  das  Leben  zu  fristen.  For  Herstellung  eines  Gros 
Schachteln  wird  2V«  d.  gezahlt.  Die  geObtesten  Arbeiterinnen 
geben  an,  dafs  es  nicht  mOgUch  ist,  mehr  als  10  Gros  zu  arbei- 
ten, den  Tag  zu  13  Arbeitsstunden  gerechnet,  was  eine  tägliche 
Bruttoeinnahme  von  1  S.  10  d.  ergiebt  Von  dieser  Summe 
mOssen  aber  abgerechnet  werden:  1.  8 — 9d.  filr  Brennmaterial 
zum  Trocknen,  (das  sich  beim  Einkauf  in  kleinen  Raten  sehr 
teuer  stellt),  2.  1 V4  d.  ÜQr  Kleister  und  3.  Vs— ^-  Hanf- 
stricke zum  ZusammenschnOren  der  Packete.  Von  dem  durch- 
schnittlichen Wochenlohn  von  11  S.  5  d.  gehen  also  circa  5  S. 
filr  Ausgaben  ab.  Zudem  mufs  zu  den  13  Stunden,  wahrend 
welcher  die  Schachteln  thatsächlich  gearbeitet  werden,  noch 
täglich  für  Einholen  des  Materiab  und  Abtragen  der  Ware  ( ine 
Stunde  extra  gezflhlt  werden,  die  sich  auch  je  nach  dem  Belieben 
des  Mittelmannes,  der  die  Arbeit  austeilt,  zu  einer  langen  Warte- 
zeit gestalten  kann,  so  dafs  sich  schlieislich  für  eine  Wochen- 
arbeit von  Ober  80  Stunden  ein  Lohn  von  6  S.  ergiebt  Dabei 
ist  aber  die  Konkurrenz  so  scharf,  dafs,  wie  eine  Frau  sagte, 
man  bitten  und  betteln  muss,  um  sechs  Gros  machen  zu  dürfen, 
und  dafs,  wenn  man  die  Arbeit  wegen  schlechter  Bezahlung  ab- 
lehnen wollte,  gleich  Hunderte  bereit  wären,  dieselbe  zu  übcr- 
iK  hmen.  In  dem  elenden  Raum,  in  dem  geschlafen  und  gewohnt 
wird,  muls  auch  die  Arbeit  verrichtet  werden  und  Stöfse  feuchter 
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ZOndholzschachteln  liegen  dabei  über  Tisch  und  Betten  zum 
Trocknen  ausgebreitet  Wenn  das  Geschäft  gut  geht,  arbeiten 
die  Frauen  abnorm  lange  und  verwenden  noch  dazu  soviel  als 
möglich  die  Arbeitskraft  ihrer  Kinder.  VerhAltnismälsig  am 
günstigsten  gestellt  sind  gerade  die  kinderreichen  Familien,  da 
die  Finger  der  Kleinen  sich  zu  derartiger  Arbeit  gut  eignen. 
NatOrlich  sind  aber  die  Eltern  genötigt  sie  von  früh  bis  spat  da- 
bei festzuhalten,  und  oft  wird  die  SchulbehOrde  betrogen,  um  mehr 
Arbeitsstunden  herauszuschlagen.  — 

Was  in  diesen  Proben  aus  dem  weiblichen  Erwerbsleben  als 
Gemeinsames  entgegentritt,  das  sind  dieselben  Uebelstflnde  des 
modernen  Arbeitsverhältnisses,  die  seit  einem  Jahrhundert  die 
mannliche  Arbeiterschaft  Englands  zur  Coalition  gedrangt  haben. 
Die  Tendenz  des  regellosen  Wettbewerbes,  die  Löhne  auf  das  nie- 
drigste Mafs  dessen,  was  zur  Lebenserhaltung  gehört,  herabzu- 
drücken, die  einseitige  Festsetzung  der  Arbeitsbedingungen  durch 
das  Unternehmerthum,  die  Unfähigkeit  des  Einzelnen  gegen  diese 
Macht  einen  Gegendruck  zu  üben  und  infolgedessen  die  Erzeu- 
gunc:  eines  Abhängigkeitsvcrhclltnisses.  dem  die  Verpflichtung 
der  Fürsorge  des  Herrschenden  für  den  Beherrschten  lehit  und 
das  die  Stetigkeit  und  Sicherheit  der  Existenzbedingungen  ent- 
behrt, welche  die  frühere,  gebundene  Wirtschaftsordnung  als  Ent- 
schädigung bot.  Entsprechend  ihrer  Naturanlage  und  ihrer  sozialen 
Stellung  aber  niussten  die  Nachteile  der  neuen  gewerblichen 
Ordnung  für  die  Frau  besonders  scharf  hervortreten. 

Bekanntlich  waren  schon  in  der  ersten  Hälfte  des  Jahr- 
hunderts so  grofse  Misstände  in  dem  Erwerbsleben  der  englischen 
Arbeiterin  hervorgetreten,  dafs  die  Intervention  des  Staates  als 
unabweisbares  Bedürfnis  empfunden  wurde.  W.ihrend  jeder 
andere  Kingrilf  in  das  Arbeitsverhältnis  noch  zurückgewic>cn 
wurde,  erkannte  man,  dafs  das  alliuachtige  Dogma  von  der  freien 
Konkurrenz  auf  diesem  Gebiet  eine  Einschr.lnkung  erlahren  niüfste 
und  seit  dem  zweiten  Drittel  des  Jahrhunderts  ist  diese  Einsicht  in 
steigendem  Mafse  in  der  ( lesctzgebung  zum  Auadruck  gelangt. 
Die  Bedeutung  der  Gewerkvercine  für  die  Hebung  der  englischen 
Arbeiterklasse  war  noch  nicht  klar  zu  1  age  getreten.  Das  grof>e 
Publikum  verband  damit  nur  die  Erinnerung  an  (iewaltlh<1tigkeit 
und  Ausschreitungen;  die  Doktrin  sah  in  den  Luhnkänijifen  eine 
Auflehnung  gegen  die  Gesetze  der  Nationalökonomie.  Nach  der 
damahgen  Auffassung  glaubte  man  durch  eine  energische  Eort- 
bildung  der  Fabrikgesetzgebung  und  Inspektion  die  Arbeitsbe- 


.i;jiu^ccl  by 


Die  gewerkscIiafUiche  Bewegung  unter  den  englischen  Arbeitehonen.  175 

dingungen  für  die  geschützten  Personen  in  genügender  Weise 
rcformiren  zu  können. 

Allein  eine  lange  Erfahrung  lehrt,  dafs  die  Aufgaben,  welche 
-  4ie  Fabrikgesetzgebung  und  Gewerbeaufsicht  zu  lösen  vermögen, 
doch  nur  begrenzte  sind.  Nachdem  die  Fabrildnspektion  eine 
fdnlzigjahrige  Ausbildung  erfahren  hatte  und  durch  die  ergänzen- 
den Gesetze  der  letzten  Jahrzehnte  ein  entwickeltes  System  von 
Schutzbestinunungen  Olr  die  weibliche  Arbeit  ins  Leben  getreten 
war,  konnten  die  oben  wiedergegebenen  Aussagen  gemacht 
werden,  welche  nur  wenig  Widerspruch  erfahren  haben,  und  die 
durch  korrespondierende  Thatsachen  aus  den  verschiedensten 
Frauengewerben  unterstQtzt  werden  könnten.  Es  bleibt  also  auch 
fflr  diejenigen  Arbeitsbedingungen,  deren  Regelung  der  Staat  für 
die  Frau  flbemömmen  hat,  die  Mitwirkung  ergänzender  Faktoren 
nöthig,  und  hier  bietet  sich  in  erster  Linie  die  Organisation  der 
Gewerkvereine  dar.  Den  Berufsverbänden  ist  nicht  nur  das 
Interesse  und  die  Gelegenheit  gegeben,  die  Durchftlhrung  der 
gesetzlichen  Vorschriften  aufs  Schflrfste  zu  kontrollieren,  sie 
bilden  auch  das  geeignete  Instrument,  um  zwischen  Arbeiterin 
und  Inspektion  zu  vermitteln,  die  Aufmerksamkeit  der  Beamten 
auf  vorhandene  Mifsstflnde  zu  lenken  und  ihren  Besuch  in  solchen 
Betrieben  zu  veranlassen,  in  welchen  notorische  Ungesetzlich- 
keiten vorkommen.  Und  diese  HUisthAtigkeit  im  Dienste  der  Ver« 
waltung  wflre  selbst  dann  noch  notwendig  und  nfltzlich.  wenn 
der  Beamtenstab  der  lnspektion  derartig  vermehrt  und  durch 
weibliche  Hilfskräfte  ergänzt  würde,  dafs  er  seine  Aufgabe  tadel- 
loser ausführen  könnte,  als  bisher.  Denn  wenn  es  auch  so  weit 
käme,  dafs  jede  Arbeiterin  sich  ihres  Vorrechtes  bewufst  würde, 
dem  „Distrikt",  dem  „Superintendent"  oder  dem  „Chief-Inspektor" 
in  Whitehall  ihre  Klagen  schreiben  zu  dürfen,  so  fehlte  ihr  doch 
noch  die  genaue  Kenntnis  der  gesetzlichen  Vorschriften  und  ihrer 
Tragweite,  sowie  die  P'ahigkeit  sie  für  den  speziellen  I-all  in 
Anwendung  zu  bringen,  wie  dit-  zahlreit  lu  n  Briefe  zeigen,  welche 
jetzt  als  unbeantwdrtbar  von  der  Fabrikinspektion  zurückgestellt 
werdf-n  müssen.  Hierzu  kommt,  dafs  in  der  Mehrzahl  der  Fälle 
der  Wunsch,  sich  I^echt  zu  verschatfen,  durch  die  Furcht  vor 
Ungelegenheiten  unterdrückt  wird,  so  lange  nicht  eine  schützende 
Organisation  für  den  Einzelnen  zu  handeln  sucht.  DerGewerkverein 
aber  vermag  der  Arbeiterin  sowohl  die  notwendige  Erläuterung 
des  Gesetzes  zu  geben,  die  es  ihr  erst  verständlich  und  geläulig 
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werden  Iflsst,  als  die  richtige  Initiative  zu  ergreifen,  um  den  Be- 
schwerdeweg für  sie  zu  sichern  und  zu  erleichtern. 

Doch  es  liegt  dem  Verein  noch  mehr  ob.  als  nur  die  Aus- 
führung und  Verwaltung  der  bestehenden  Gesetze  wirksamer  zu 
gestalten.  Der  Einflufs  der  Organisation  mufs  sich  auch  darauf 
erstrecken,  die  Vertrctunf^  der  beruflichen  Interessen  der  Frau 
in  der  Legislative  zu  sichern  Die  Gewerkvereine  vermögen  das 
geeignete  Material  für  die  Gesetzgebung  zu  sammeln.  Petitionen 
und  Vorsciiklge  zu  machen;  sie  sind  im  Stande,  der  Stellung  der 
Frau  zu  neuen  Gesetzentwürfen  der  Regierung  einen  mafsgeben- 
den  Ausdruck  zu  verleihen,  und  vor  allem '  ist  ihnen  durch  die 
Mitwirkung  bei  den  Gewerkvereinskongressen  und  ihren  parla- 
mentarischen Ausschossen  das  Mittel  gegeben,  die  Forderungen 
der  Arbeiterinnen  in  die  Volksvertretungen  selbst' hineinzutragen. 

Die  wichtigsten  Aufgaben  aber  bleiben  fQr  das  weibliche  Ar- 
beitsverhältnis nach  derjenigen  Seite  zu  lösen,  welche  sich  der 
staatlichen  Einwirkung  entzieht  und  allein  der  freien  Vereinbarung 
überlassen  bleibt. 

Bei  der  Gestaltung  der  Lohnverhältnisse  ist  die  Frau,  ebenso 
wie  der  Mann,  allein  auf  Selbsthülfe  angewiesen,  nur  dafs  ihre 
Schwäche  als  Einzelne  noch  viel  grösser  i>t  als  die  seine,  wenn 
sie  nicht  in  der  Vereinii;unt;  Stärke  gewinnt.  Soll  die  Frau  auf- 
hören das  vornehinhchstc  Objekt  der  Ausbeutung  zu  sein  und 
durch  die  Stärke  der  eigenen  wirtschaftlichen  Position  befähigt 
werden,  der  Macht  der  Unternehmer  die  nötigen  Schranken  zu 
setzen,  soll  sie  einen  Preis  für  ihre  Arbeit  erhalten,  welcher  nicht 
durch  blinden  Wettbewerb  oder  durch  die  Niedrigkeit  ihrer 
Lebenshaltung  bestimmt  ist,  so  mufs  sie  zu  demselben  Mittel 
greifen,  durch  welches  ihre  mannlichen  Genossen  erfolgreich  sind: 
dem  Mittel  einer  festen  Organisation.  Der  Anstofs  zu  einer 
solchen  ging  von  der  Gesellschaft  aus,  deren  Entstehung  und 
Geschichte  in  Folgendem  behandelt  werden  soU. 

II. 

Im  April  1874  erschien  in  der  „Labour  News"  ein  Aufruf, 
in  welchem  aufs  dringend->tc  die  Notwendigkeit  dargelegt  wurde, 
für  die  Organisation  der  weiblichen  Arbeit  einzutreten.  „The 
Position  of  VVorking  Women  and  how  to  improve  it",  wie  das 
Cirkular  sich  betitelte,  ging  von  Mrs.  Patterson  aus,  einer  Frau 
der  arbeitenden  Klasse  Londons,  die  es  mit  ihren  Lohnerspar- 
nissen ermöglicht  hatte,  hinflber  nach  Amerika  zu  gehen,  um  die 
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dort  bestehenden  Arbeiterinnenveretne  zu  studieren,  und  die  nun 
versuchte  filr  die  gleiche  Sache  im  eigenen  Lande  Propaganda 
m  machen.  Nach  Icurzem  Hinweis  auf  die  Uebelstflnde  im  weib- 
MitB  Erwerbsleben  erörterte  sie  in  ihrem  Aufruf  den  Plan  ihr 
eine  nationale  Vereinigung  der  Arbeiterinnen,  die  von  einer 
Centralstelle  geleitet,  die  Gestaltung  des  Arbeitsverhältnisses 
beeinflussen  und  ihren  Mitgliedern  den  nötigen  Rechtsschutz  und 
UnterstOtzung  in  Fallen  von  Krankheit  und  Arbeitslosigkeit  ge- 
wahren soUte.  Nach  dem  Vorbild  der  grofeen  Union  der  Land- 
arbeiter dachte  sie  die  Organisation  auf  eine  möglichst  breite 
Grundlage  zu  stellen,  ihr  die  weitesten  und  einfachsten  Statuten 
zu  geben,  um  vorerst,  ohne  Unterschied  der  Gewerbe,  alle  die- 
jenigen zur  Vertretung  ihrer  Interessen  zusammenzufassen,  die 
sich  den  Lebensunterhalt  durch  ihrer  Hände  Arbeit  verdienen 
mOssen.  Die  Bildung  gttrcmiter  Gesellschaften,  nach  den  ver- 
schiedenen ßerufszweigen,  sollte  dann  in  zweiter  Linie  erstrebt 
werden.  Fürs  erste  sah  Mrs.  Patterson  in  einem  allgem^en 
Arbeiterinnenvcrbande  den  Vorteil,  dafs  die  Angehörigen  der 
besser  gelohnten  Gewerbe  im  Stande  wären,  den  schlechter  be- 
zahlten Genossinnen  durch  ihre  gröfseren  Mittel  vorwärtszuhelfen, 
und  dafs  auf  diese  Weise  die  Arbeiterinnen  den  Kampf  um  eine 
bessere  Existenz  in  geschlossener  Reihe  führen  könnten. 

Mrs.  Patterson  s  Vorschlag  erregte  die  ernsteste  Aufmerk- 
samkeit bei  einer  Anzahl  von  Personen,  die  der  sozialen  Lage 
der  Frau  ein  besonderes  Interesse  entgegen  brachten,  und  schon 
nach  kurzer  Zeit  tagte  eine  Konferenz,  welche  sich  mit  Ercirterung 
der  angeregten  Frage  beschäftigte.  Nach  emgchender  Besprechung 
talste  man  folgende  Resolutionen: 

1.  Dafs  sich  ein  Comite  bilden  solle  unter  dem  Namen 
„Wuniens  Protective  and  Provident  Coniiuittee.** 

2.  Dafs  es  Aufgabe  dieses  Komitees  sei,  die  Vereinigung  der 
arbeitenden  Frauen  zum  Schutz  ihre  gewerblichen  Inter- 
essen zu  fördern. 

3.  Dafs  es  Aufgabe  dieses  Comit(5s  sei,  Unterstützungsfonds 
zu  schaffen,  um  Hilfe  in  Kranldieitsfällen  und  anderen 
Notlagen  zu  leisten. 

Dieses  Görnitz,  das  am  13.  Juli  1874  zum  ersten  Male  zu- 
>>nmentrat,  hat  unter  wechselnden  Namen  bis  zum  heutigen 
Tage  fortbestanden,  und  seine  Geschichte  kann  als  die  Ge- 
schichte der  weiblichen  Gewerkvereine  in  England  Oberhaupt  an- 
gesehen werden. 

Hr  to«.  GcMUgebir.  «.  Suditik.  Va  12 
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Die  tirsprOngUche  Idee  von  Mrs.  Patterson  einer  allgemeinen, 
nationalen  Arbeiterinnenunion  ist  gleich  anfänglich  von  dem 
Görnitz  aufgegeben  worden;  man  hielt  es  für  ratsamer,  die  Bil- 
dung getrennter  Vereine  in  den  verschiedenen  Gewerben  anzu- 
streben, ohne  Hlr  die  Zukunft  den  Zusammenschluls  derselben 
in  grOfseren  Föderationen  aus  dem  Auge  zu  verlieren.  Und 
diese  Taktik  ist  gewifs  sehr  berechtigt  gewesen;  denn  auf  eine 
Einsicht  in  die  Solidarität  der  Arbeiterinteressen  konnte  man 
durchaus  noch  nicht  rechnen,  wohl  aber  war  das  starke  Kasten- 
gefahl  zu  berOcksichtigen,  das,  mehr  vielleicht  noch  als  die  Ver- 
schiedenheit der  Verhältnisse  in  den  Gewerben,  ftlr  die  getrennte 
Organisation  der  männlichen  Vereine  bestimmend  gewesen  war, 
und  das  sich  bei  den  Frauen  noch  weit  stärker  geltend  zu  machen 
pflegt.  Ein  Wandel  in  dieser  Beziehung  ist  erst  mit  der  Be- 
wegung des  sogenannten  New-Unionism  gekommen.  Uebrigens 
wurde  in  Bristol,  wo  man  ebenfalls  in  dieser  Sache  einen  Anlaut 
genommen  hatte,  an  dem  Plan  eines  allgemeinen  Arbeiterinnen- 
vereins festgehalten.  Doch  hat  die  dort  entstandene  Gesellschaft 
nie  über  hundert  Mitglieder  gewonnen,  eine  Zahl,  die  zu  niedrig 
ist,  um  eine  Klassifikation  nach  Gewerben  innerhalb  der  Ver- 
bindung vornehmen  zu  können.  Derartige  Vereine  können  aber 
die  gewerblichen  Interessen  nicht  wirksam  vertreten,  sie  müssen 
sich  darauf  beschranken,  Unterstützungen  zu  geben,  sogenannte 
Benetit  Societies  zu  bleiben.  Dir  Fr)deration  wirkt  meist  erst 
zweckniäfsig.  wenn  sich  die  Organisation  nach  Gewerken  schon 
vollzogen  hat,  und  sollte  darum  erst  den  Schlui'sstein  des  Systems 
bilden. 

Das  Programm  der  Wonien  s  Protective  and  Provident 
Leagut; ,  wie  sich  das  Comite  zuerst  nannte,  um  seinen  eigent- 
lichen Zweck  vor  dem  grolsen  Publikum  zu  verhüllen,  ist  von 
Anfang  an  ein  sehr  weites  gewesen.  Es  stellte  sich  die  Aulgabe: 

1.  Eine  propagandi.stische  Thütigkeit  zu  entfalten:  durch  Ein- 
berufung von  Meetings  und  Verbreitung  von  Schritten, 
die  Prinzipien  der  Organisation  durch  Gewerkvereine 
bekannt  zu  machen. 

2.  Die  Kosten  für  die  zur  Organisation  erforderiichen,  ein- 
leitenden Arbeiten.  fOr  Drucksachen  etc.  zu  tragen  und 
gegen  geringe  Vergütung  das  Lokal,  in  welchem  die- 
Vereine  ihre  Geschäfte  eriedigen  können,  zu  beschaffen. 

3.  Die  Funktion  eines  Einigungsamtes  zu  flbernehmen. 

4.  Fflr  BUdungsmittel  jeglicher  Art  Sorge  zu  tragen. 
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5.  Urtheile  über  gesetzliche  Mafsregeln  und  genaues  Material 
über   die   verschiedenen   weiblichen  Arbeitszweige  zu 

sammeln. 

6.  l'cberhaupt  ein  Mittelpunkt  zu  werden  für  alle  Bestre- 
bungen, das  materielle  und  geistige  Wohl  der  Arbei- 
terinnen zu  heben. 

Alle  Hilfe  aber  sollte  nur  in  Formen  gegeben  werden,  die 
bezwecken,  das  unabhängige  Wachstum  der  Vereine  zu  fördern, 
und  sie  auf  durchaus  selbstständige  Basis  zu  stellen.  Die  Geld- 
mittel, die  der  Liga  zur  Verfügung  stehen,  sollen  ausschlicfslich 
fOr  Zwecke  der  Organisation  verwandt  werden.  Die  Unter- 
slQtzungsgelder.  welche  die  Gesell:^charten  gewähren,  müssen  aus 
den  Einzahlungen  ihrer  Mitglieder  fliefsen.  und  wenn  auch  an- 
fänglich die  Leitung  der  X'ereine  häutig  von  der  Liga  üt)ernununen 
werden  mufs,  so  ist  doch  sobald  als  thunlich  einem  \'ereinsmit- 
glicd  die  verantwortliche  Stelle  der  Sekretärin  zu  übergehen, 
das  sogenannte  „Executive  Committee"  des  Gewerkvereins  aus- 
schliefslich  aus  den  Ki  ihen  der  Arbeiterinnen  zu  wählen. 

Nach  sorgfältigem  Studium  der  verschiedenen  Gewerbe  und 
ihrer  augenblicklichen  Lage  wandte  sich  die  Liga  zuerst  an  die 
Buchbinderinnen  Londons.  Die  Arbeiterinnen  dieser  Branche 
hatten  in  einer  jimg-^t  verflossenen  Krise,  während  welcher  die 
männlichen  \'ereine  ihren  unbeschäftigten  Mitgliedern  £  250()  ver- 
abfolgt hatten,  den  Mangel  einer  Oiganisation  schwer  empfunden. 
Ihre  Löhne  betrugen  kaum  die  Hälfte  der  männlichen,  sie  wären 
somit  unfähig  gewesen  die  Mitgliedsgelder  für  den  bestehenden 
männlichen  Gewerkverein  aufzubringen,  selbst  wenn  es  seine 
Statuten  erlaubt  hatten.^)  Das  Comit^  gewinnt  die  UnterstOtzung 
des  Sekretars  der  London  Consolidated  Society  of  Bookbinders, 
und  das  erste  Meeting  wird  in  dem  BOreau  dieser  Gesellschaft 
abgehalten.  Aber  nur  12  Frauen  haben  der  Einladung  Folge 
geleistet  und  statt  einer  geplanten  Versammlung  ergiebt  sich  blos 
eine  zwanglose  Besprechung  der  kleinen  Zahl  der  Erschienenen. 
Das  war  eine  Erfahrung,  die  man  hflufig  machen  sollte,  und  doch 
zog  man  sie  einer  andern  vor:  dem  Zusammenlauf  von  einigen 
Hunderten,  die  nur  zu  spektakeln  wünschten  und  die  Wenigen, 


*)  Der  Inhaber  einer  groläen  Bnchbinderei  inadite  1885  in  einer  Frauen» 
VBIiHBliilmig  die  Angabe,  dafs  seit  seinem  Eintritt  ins  Geschäft  die  Löhne  der 
Minncr  von  30  S.  per  Woche  auf  36 — 40  S.  gestiegen  seien,  den  Frauen  aber 
s«it  circ4  40  Jahren  der  gleiche  Betrag  von  12  S.  wöchentlich  gezahlt  würde. 
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welche  es  mit  der  Sache  ernst  nahmen,  in  den  Hintergrund 
drängten.  Ist  es  aber  möglich  eine  kleine  Zuhörerschaft  von 
Frauen  wirklich  zu  überzeugen,  so  kann  man  sicher  sein,  dals 
sie  unter  iluen  Genossinnen  Propaganda  machen.  So  Hilden  sicli 
bei  dem  2.  Meeting,  das  man  anberaumt  hatte,  schon  mehr  als 
300  Frauen  aus  den  verschiedenen  Zweigen  des  Gewerbes  ein, 
und  man  kann  dazu  schreiten  ein  provisorisches  Comittf  zu 
wählen,  das  mit  Hilfe  der  Liga  die  Statuten  fQr  den  Verdn  ent- 
werfen soll.  Dieselben  werden  dann  auf  dem  darauf  folgenden 
grofsen  Meeting  bestätigt,  ein  Görnitz  von  9  Arbeiterinnen  wird 
gewählt  und  damit  die  Gesellschaft  förmlich  constituirt»  die 
schon  in  den  ersten  8  Monaten  270  Mitglieder  und  einen  Kassen- 
fond von  £  80  aufzuweisen  vermochte. 

Einige  Schneiderinnen,  welche  von  der  Arbeit  der  Liga  ver- 
nommen hatten,  suchten  nun  ihre  Hilfe  nach,  um  die  Bildung 
einer  Union  ins  Werk  zu  setzen.  Demzufolge  wurden  Zirkulare 
ausgegeben  und  in  einem  von  nahezu  400  Frauen  besuchten 
Meeting  der  Beschlufs  gefafst,  für  Schneiderinnen,  Putzmacherinnen 
und  Mflntelnäherinnen  eine  geroeinsame  Organisation  ins  Leben 
zu  rufen.  Diese  drei  Arbeitszweige  sind  eng  verbunden  und 
stehen  in  sozialer  Hinsicht  und  bezOglich  der  Lohnhöhe  auf  ziem- 
lich gleicher  Stufe.  Noch  in  demselben  Jahre  bildet  sich  durch 
die  Thfitigkeit  des  Liga-Comitds  eine  Vereinigung  der  Arbeite- 
rinnen, welche  Männerhate  binden,  nahen  und  besetzen  (eine  im 
Osten  Londons  weit  verbreitete  Beschäftigung):  eine  Vereinigung 
der  Hemden-  und  Kragen-Arbeiterinnen  und  eine  Gesellschaft  der 
Tapeziererinnen,  letztere  wieder  unter  Mithilfe  der  in  ihrem  Ge- 
werbe bestehenden  männlichen  Union. 

Im  Ganzen  entstanden  in  dem  ersten  Jahre  in  London  fünf 
Gewerkvereine  unter  den  Frauen,  und  in  23  Meetings  ist  der 
Versuch  gemacht  worden,  zur  Bildung  von  Gesellschaften  anzu- 
regen und  die  schon  bestehenden  zu  kraftij^en  und  zu  erweitern. 
Sie  haben  in  den  verschiedensten  Lokalitäten  stattgefunden, 
grösstentheils  in  Schulräumcn,  die  von  befreundeten  Geisdichen 
zur  Verfügung  gestellt  wurden,  und  wenn  auch  diese  Versanmi- 
lungcn  nicht  immer  zu  unmittelbaren  Resultaten  gelührt  haben, 
so  sind  sie  doch  ein  Ilauptmittel  gewesen,  die  Arbeit  der  Liga 
bekannt  zu  machen.  Kleinere  Versanuulungen  und  die  Bureau- 
stunden der  Vereine  konnten  in  den  Räumen  der  Liga  selbst 
abgehalten  werden. 

Von  diesen  Londoner  Vereinen  aus  dem  Jalire  1874  haben 
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diejenigen  der  Biichtrinderiimeii  und  Tapeziererinnen  sichdiche 
Fortschritte  gemacht,  die  Mitgliedzahl  und  die  Kassenfonds  sind 
gewachsen,  die  Auszahlung  von  Kranken-  und  Arbeitslosigkeits- 
gektern  konnte  beginnen  und  die  Verwaltung  ist  vollständig  in 
die  Hände  von  Vereinsmitgliedern  Qbergegangen,  die  sich  als 
fidiige  und  energische  FQhrerinnen  erweisen.  Die  Summirung 
der  Ein-  und  Ausgaben,  welche  diese  beiden  Gesellschaften 
innerhalb  zehn  Jahren  machten,  ist  in  der  folgenden  Tabelle 
wiedergegeben. 

Rechnungsabschlufs  innerhalb  zehn  Jahren 

rinn*.     n7»t...  T*J>  C I  i  e  T  C  T  I  ü  n  e  «. 

Oktober  1875  ' 
b«co«o«ii.) 

GesammtcEinnahmen.  £  A  £  d. 

Eintrittsgelder  ( 1  oder  2  s.)  und  Subskrip- 

tion^elder  «2  oder  3  d.  wöchentlich)    805    18     2  236     8  6 

Strafen  und  Verkauf  von  Karten  und  Ste- 
tuten  9     9    11  3    10  3 

Einnahme  von  UnterlMltungBabenden  und 

Ausflügen   46      2    11  12      5  11 

Zinsen   48    18     10  3      4  1 

Umlagen,  Verwaltungsfond   und  Trades- 

ConncU  der  Frauen     > 

Summa   ..  909  14  10  277  14  1 
Gesammte  Ausgaben. 

Krankengelder»^   198  10  —  70  10  — 

ArbettskMi|^tagelder>>    ....  106  14  2  202  5  — 

Snmoe  der  UnterslOtsungen   .   .   30S     4     2  272    15  — 

Verwaltu  ngsausgabr  n. 
Uiethe  far  Bureau,  Meetings,  Drucksachen, 

Post  und  Gehalt  der  Sekretlrin .    .    .   241    17     1  141     2  6Vs 

Aufsben  flir  den  Trades-Union-Konsress 

und  Trades-Council  der  Frauen ...     43    18    —  24     2  3 

Bc^räbnifsgclder»!   4      7    10  13    15  — 

teberscbuis  in  Bank  und  Bureau  .    .    .    314     7     9  37     6  4'/t 

Summa   ..  909    14    10  489     1  2 

Weniger  günstig  ist  die  Entwickelung  der  übrigen  Vereine. 
Die  Gesellschaft  der  Hemden-  mid  Kragenarbeiterinnen  hat  durch 

't  5  oder  7  s.  per  Woche  für  nicht  mehr  als  acht  Wochen  im  Jahre. 

Verschieden«-  Male  sind  Bc^rräbnifsgeldcr  ausbezahlt  worden  und  durch 
besondere  I  niliiif-n  aufgebracht  worden;  im  Rechnungsabschlufs  werden  dic- 
>dbea  nur  erwähnt,  wenn  sie  vom  Kassenfond  genommen  sind. 
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die  Unredlichkeit  ihres  Sekretärs  geh'tten,  ein  Fall,  der  in  der 
Geschichte  der  Vereine  nicht  häußg  ist  Doch  auch  die  Gesell- 
schaften der  Schneiderinnen,  Putzmacherinnen  und  MAntelnahe- 
rinnen  und  die  der  Maschinennäherinnen  nehmen  keinen  energi- 
schen Aufschwung,  und  schon  jetzt  Iflsst  sich  erkennen,  daCs  in 
den  ausschliefslich  weiblichen  Berufezweigen  die  Organisation  am 
wenigsten  erfolgreich  ist.  Teils  sind  die  Frauen  schwieriger 
an  die  Prinzipien  des  Vereinswesens  zu  gewöhnen,  theils  liegen 
andere  Gründe  vor,  denen  später  nachgeforscht  werden  soU. 
Dazu  kommen  aber  noch  die  besonders  schwierigen  Bedingungen, 
welche  in  allen  Bekleidungsbranchen  obwalten,  in  denen  die 
Beschäftigung  schwankend  und  der  Verdienst  sehr  unregelmässig 
ist.  Speziell  in  London  sind  während  der  Saison  die  Löhne 
relativ  ziemlich  hoch,  dann  treten  aber  im  Juli  und  August  und 
im  Winter  während  der  Monate  Januar  und  Februar  zwei  stille 
Jahreszeiten  ein,  in  denen  es  wöchentlich  oft  kaum  für  zwei  Tage 
Arbeit  giebt.  Die  Bestellungen  werden  aber  so  kurz  als  möglich 
vor  Eintritt  der  Sommer-  und  Wintersaison  ausgegeben,  um  noch 
jeden  Wechsel  der  Mode  abwarten  zu  können,  und  zur  Fertig- 
stellung der  Sachen  ist  dann  Oberroässige  Anstrengung  nötig. 
Diejenigen  Arbeiterinnen  gehören  zu  den  Bessergestellten, 
welche  in  den  Geschäften  selbst  arbeiten,  wo  die  gesetzlichen 
Stunden  innegehalten  werden  müssen,  welche  Kost  und  Wohnung 
bei  ihrem  Arbeitgeber  erhalten,  und  die  bei  einem  festen  jähr- 
lichen Gehalt  nicht  nach  Abhefcrung  jedes  fertigen  Stücks 
fürchten  müssen,  arbeitslos  zu  werden.  Aber  diese  Kategorie 
ist  immer  mehr  im  Abnehmen  begriffen.  Fast  durchgängig  wird 
im  Sehneidergewerbe  die  Besehäftigung  dureh  Zwischenpersonen 
vermittelt  uml  daraus  <  ntwickelt  sich  denn  allmählich  jenes  System 
der  Aussaugung.  der  aehtzehnstündigen  täglichen  Arbeitszeit 
gegen  einen  Wochenlohn  von  21/2  5  S.  mit  allem  übrigen 
Elend  der  Sweater-Höhlen,  das  in  letzter  Zeit  die  öffentliche 
Aufmerksamkeit  so  sehr  in  Anspruch  genommen  hat.^)  Die  Liga 

1)  In  der  Regel  erholten  die  Näherinnen  selbst  die  Maschine  von  dieser 
Mittelsperson  geliehen.  Das  Vermittlerwesen  nimmt  su  mit  der  Grosse  der  Ge> 
schftfte.  Zwischen  Unternehmer  und  Arbeiter  schiebt  sich  eine  solche  endlose 
Leiter  von  Mittelspersonen,  dafs  der  eigentliche  Arbeitgeber  sich  nicht  mehr 
verantwortlich  fQhlt  för  das,  was  auf  der  letzten  Sprosse  derselben  vor  «ich 
geht.  Ks  j:L-^chchcn  ^omit  Dinge  innerhalb  der  Sphäre  seines  Geschäfts,  für  die 
er  pcrsi'nlicli  nie  eintreten  würde.  Leute,  die  es  sich  nicht  träumen  lassen 
würden,  ihren  Angestellten  im  Komptoir  udcr  gar  im  eigenen  Haushalte  Hungcr- 
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glaubte  auch  nach  dieser  Richtung  eine  präventive  Wirkung 
üben  zu  können,  wenn  sie  das  Prinzip  der  Produktivgcnossen- 
schalten  mit  dem  der  Gewerkvereine  zugleich  verträte.  Sie  hat  mchr- 
Jach  zur  Gründung  genossenschafthcher  Werkstätten,  speziell  in 
denjenigen  Gewerben,  welche  unter  den  Zwischenhändlern  zu 
leiden  haben,  angeregt.  Zwei  ihrer  eigenen  Mitglieder  riefen 
sogar  schon  in  den  ersten  Jahren  eine  Produktivgesellschaft  der 
Kragen-  und  Hemdenarbeiterinnen  ins  Leben«  welche  zur  Zeit 
noch  besteht  Soweit  ach  aber  erkennen  Itfst,  haben  derartige 
Versuche  nicht  viel  Nachahmung  gefunden.  Ein  wirkliches  System 
genossenschafUicher  Produktion  ist  hier  ebensowenig  wie  unter 
den  männlichen  Arbeitern  realisirbar  gewesen. 

Mit  einem  anderen  Unternehmen  hatte  die  Liga  jedoch  gleich 
den  unbedingtesten  Erfolg.  Es  war  dies  die  Gründung  einer 
Half  Penny  Saving  Bank  im  Jahre  1878,  welche  es  den  Arbei- 
terimien  ermöglichte,  mit  Bequemlichkeit  auch  das  kleinste  Er- 
sparnis anzulegen.  Zugleich  haben  die  Deponenten  das  Recht, 
in  den  halbjahrlichen  Versammlungen  aber  die  Verwaltung  der 
Gelder  zu  bestimmen.  Man  hat  Aber  Letztere  nun  so  verfbgt, 
da&  sie  als  Darlehn  ausgeliehen  werden  können,  an  Gewerkver- 
einler  gegen  5  pCt,  an  Aufsenstehende  gegen  10  pCt,  in  wöchent- 
lichen Raten  zurückzahlbar,  einesteils  um  höhere  Interessen  zu 
erzielen,  andererseits  um  die  Frauen  vor  den  Klauen  der  Wucherer 
und  Pfandleiher  zu  bewahren. 

Sehr  energisch  ist  auch  von  Anfang  an  die  Arbeitsvermtt- 
tehmg  in  dem  Boreau  der  Liga  betrieben  worden,  das  sich  zum 
House  of  Call  für  die  Vereinsmitglieder  zu  gestalten  suchte. 

Ueberhaupt  läfst  sich  erkennen,  dafs  nach  verschiedenen 
Richtungen  fruchtbare  Anfänge  gemacht  worden  sind,  und  dafs 
ein  vortrefflicher  Apparat  für  die  Zwecke  der  Organisation  ge- 
schaffen i>t.  aber  es  fehlt  noch  ein  allgemeinerer  Anschlufs  der 
Arbeiterionen  an  die  Bestrebungen  der  Liga.  Trotz  aller  Be- 
lohne zu  zahlen,  finden  sich  rcsignirt  in  die  sogenannten  „ Nuth\vcn<Iipkciten  des 
Markts*,  welche  eine  derartige  Hcrabj-ctzung  der  Preise  bcdintccn.  tiafs  entweder 
der  Kaufmann  oder  der  Arbeiter  dabei  zu  Grunde  geht.  Naturgcmals  geschieht 
Mter  das  Letztere  und  ebenso  nnturgemils  paasirt  ea  am  häufigsten  den  Frauen. 
Glaagow  spricht  Ober  die  billige  Arb^t  von  London  und  London  von  Belfast  und 
jeder  Arbeitgeber  entschuldigt  sich  mit  dem  Beispiel  der  Uebrigen.  «U  faut 
vivre'  sagt  man  mit  Recht,  veigiiat  aber  diesen  Satz  auch  auf  die  arme 
^^iberin  ansowendcn.  (Aus  Mifii  Simeox's  Vortrag  auf  der  «Industrial  Renume- 
ntion  Cottiierence*). 
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mahungen  ist  in  den  Jahren  1877—79  die  Zahl  der  Gewerkver- 
einler  in  London  nicht  Ober  1300  gestiegen.  Allerdings  fidlt  in 
diese  Zeit  eine  Depression  in  Handel  und  Gewerbe,  die  der 
BtMung  neuer  Gesellschaften  nicht  gQnstig  sein  kann.  Dafbr  bietet 
sie  aber  den  bestehenden  Vereinen  Gelegenheit  sich  als  Stfltze 
ftkr  ihre  unbeschäftigten  Mitglieder  zu  bewahren. 

Doppelt  notwendig  wird  ja  diese  UnterstOtzung  durch  die 
Kflrze  der  KOndigungsfristen.  Dieselbe  Obersteigt  nur  selten  den 
Zeitraum  einer  Woche«  oft  kann  pro  Tag,  ja  pro  Stunde  die 
Arbeit  aufgesagt  werden,  und  bei  der  Stückarbeit,  auf  welche  die 
ganze  Hausindustrie  basirt  ist,  hört  der  Kontralit  einfach  auf 
mit  der  abgegebenen  Arbeit.  Beginnen  dann  aber  die  bitteren 
Zeiten  unfreiwilliger  Arbeitslosigkeit,  so  b.llt  der  Verein  die 
JUifserste  Not,  das  schlimmste  Verderben  von  der  Thür  fern,  und 
ohne  mit  seiner  Wohlthat  das  Gefühl  der  Selbstachtung  zu 
nelimen,  gewährt  er  eine  Stütze,  einen  HaU.  der  den  demorali- 
sirenden  Einflufs  solcher  Krisen  vermindern  mufs. 

Eine  versittlichende  Wirkung  tragen  -suleiie  Verbindungen  aber 
auch  nach  anderer  Richtung  in  sich.  Sie  entwickehi  die  sozialen 
Instinkte  durch  das  (iel'ühl  der  Zugehörigkeit  zu  einem  gröfscren 
Ganzen,  in  dem  sich  der  Einzelne  lür  seine  individuelle  Hand« 
lungsweise  verantwortlich  fühlen  lernt. V)  Man  macht  sich  ja  nur 
schwer  eine  Vorstellung  von  der  grenzenlosen  Vereinsamung,  in 
welcher  manche  der  arbeitenden  Frauen  ihr  Leben  verbringen. 
Aus  dieser  Isolierung  werden  sie  herausgehoben.  Schon  allein 
der  Umstand,  dafe  ein  Raum  filr  ZusammenkOnfte  geschaffen  ist. 
wird  als  Segen  empfunden,  und  die  Liga  sucht  den  geselligen 
Verkehr  auf  jede  Weise  zu  fordern,  der  fOr  die  Armen  schon 
durch  ihre  Wohnungsverhaltnisse  unmöglich  gemacht  ist  Die 
Vereine  unternehmen  Ausflüge,  durch  welche  die  Mitglieder  in 
nflhere  Berflhrung  gebracht  werden.  Auch  finden  an  bestimmten 
Tagen  im  Monat  gesellschaftliche  Zusammenkünfte  in  der  „Indu- 
strial  Hall"  statt,  wie  das  kleine  Lokal  der  Liga  stolz  benannt 
wird,  die  durch  Vorträge  und  Diskussionen  belebt  werden,  und 
in  denen  man  durch  musikalische  Aufführungen,  durch  Verteilen 
von  Blumen  etc.  auch  etwas  von  der  Anmut  des  Lebens  der 
Arbeiterin  zu  bringen  sucht. 

Naturgemafs  gewinnen  die  Mitglieder  der  Liga  durch  ihre 

Es  wird  in  dnan  der  letiten  Jabresbericbte  erwlhnt,  da&  dn  mtilied 

des  Vereins  der  ZOndholzschachtelarboiterinncn  aus  ihrem  dOrftigen  Erwerb  Ulr 
sich  und  zehn  Genossinnen  die  Subslcriptionsgelder  zahit. 
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Thatigkeit  einen  tieferen  Einblick  in  die  BedOrfnisse  der  arbei- 
tenden Klasse  und  können  nach  manchen  Richtungen  eine  wirk- 
same Initiative  ergreifen.  So  oiigamsirt  man  von  der  Central- 
stelle  aus  einen  Schwimmklub,  für  welchen  eine  Lehrerin  engagirt 
wird,  und  ftkr  den  in  einer  Badeanstalt  billige  BiUets  und  passende 
Benutzungsstunden  ausgemacht  werden.  Femer  ist  es  möglich 
durch  Zuwendung  von  Freunden,  jeden  Sommer  an  der  See  eine 
kleine  Erholungsstation  einzurichten  und  die  zirkulirende  Biblio- 
thek, die  man  im  Lesezimmer  der  Liga  eingerichtet  hat.  und 
welche  eifrig  benutzt  wird,  binnen  kurzer  Zeit  auf  140Ü  Bände 
zu  bringen. 

Aul  ihrem  eigensten  Felde  aber  sollte  die  Liga  im  Jahre  1879 
einen  Sieg  erfechten,  als  sie  die  Sache  der  Arbeiterinnen  in  der 
königlichen  Armeebekleidungsfabrik  von  Finilico  glücklich  durch- 
focht. Durch  eine  Notiz  in  der  Presse  war  das  Görnitz  auf  die 
Beschwerden  der  dort  beschtftigten  Frauen  aufmerksam  geworden 
und  berief  ein  Meeting  ein,  um  dieselben  zu  prOfen.  An  800  Ar- 
belterinnen fanden  sich  ein,  und  die  Angaben,  welche  dem  Vor- 
sitzenden aus  ihren  Reihen  gemacht  wurden,  bewogen  die  Liga, 
sich  des  Falles  anzunehmen.  Eine  Deputation  wurde  von  der 
Versammlung  abgeordnet,  die.  begleitet  von  circa  1000  Frauen, 
nach  dem  Unterhause  zog  und  dort  von  den  Comit^mitgliedem 
einigen  Abgeordneten  vorgestellt  wurde.  Die  Sache  führte  zu 
einer  Interpellation  im  Parlamente,  f  ine  Untersuchungskommission 
wurde  eingesetzt,  vor  wclchi  i-  nu  lircrc  fh  r  Arbeiterinnen  ihre 
Aussagen  machten,  und  schliefslich  die  angedrohte  Lohnreduktion 
zurückgezogen. 

Aus  der  Bewegung  ging  eine  Organisation  der  Arbeiterinnen 
hervor,  für  deren  Forderungen  die  Liga  bald  darauf  noch  einmal 
erfolgreich  eintreten  sollte.  Und  diesmal  fflhrte  die  Agitation 
nicht  allein  dazu,  dafis  Mrs.  Fawcett,  Mitglied  des  Council's  der 
Liga,  von  der  Regierung  aufgefordert  wurde,  eine  Besichtigung 
des  ganzen  Etablissements  in  PSmlico  vorzunehmen,  auch  die 
Herabsetzungen  im  StOcklohn  unterblieben  wiederum,  und  die 
Frauen  wurden  aufgefordert,  in  jeder  Arbeitsstube  Vertreterinnen 
zu  wählen,  mit  denen  die  Vorsteher  Aenderungen  im  Lohn  künf- 
tighin erst  besprechen  sollten. 

Die  ganze  Angelegenheit  hatte  die  Notwendigkeit  einer  Or- 
ganisation wie  die  Liga  deutlich  bewiesen,  denn  vor  ihrem  Ein- 
treten hatten  die  Arlieiterinnen  überhaupt  nicht  gewufst,  wohin 
sie  sich  um  Hilfe  wenden  sollten  und  erst  durch  sie  die  Verbin- 
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dung  mit  leitenden  Persönlichkeiten  und  den  Einflufs  der  Presse 
gewonnen. 

In  den  darauf  folgenden  Jahren  scheint  die  Thätigkeit  der 
Gesellschaft  jedoch  nicht  an  Umlang  gewonnen  zu  haben.  Be- 
merkenswert  ist  nur  der  erste  Versuch,  die  Verkäuferinnen  zu 
organisieren,  und  der  Beginn  der  Agitation  für  weibliche  Fabrik- 
inspektoren, eine  Frage,  für  welche  die  Liga  unermOdlfch  gear- 
beitet hat  Es  fehlte  noch  der  gröfsere  Zuwachs  an  praktischen 
Helfern,  die  Zeit  und  Krflfte  der  Gewerkvereinsbewegung  ge- 
widmet hätten.  Vorderhand  herrschte  eben  noch  die  Furcht 
vor.  einer  unpopulären  Sache  damit  zu  dienen.  Vertreter  der 
Geistlichkeit  scheinen  aber  trotzdem  sehr  eifrig  für  dieselben 
eingetreten  zu  sein  und  auch  ihre  Gemeinde  fQr  sie  interessirt 
zu  haben. 

Im  Jahre  1886  erlitt  die  Liga  durch  den  Tod  von  Mrs.  Pat- 
terson  einen  schweren  Verlust.  Sie  war  nicht  allein  die  Schöpferin, 
sondern  auch  die  Seele  der  ganzen  Organisation  gewesen:  aber 
in  der  unermüdlichen  Arbeit  für  das  Wolil  ihrer  arbeitenden 
Schwestern  hatte  sie  ihre  Kräfte  zu  früh  verbraucht.  Man  ehrte 
ihr  Andenken  durch  Gründung  des  „Fatterson  Fonds",  der  zum 
Bau  einer  zentralen  Gcwerbehalle  für  die  Londoner  Arbeiterinnen 
benutzt  werden  sollte  und  binnen  kurzem  derartig  angewachsen 
war,  dafs  es  schon  jetzt  möglich  wurde,  an  die  Verwirklichung 
des  Planes  zu  gehen.  Die  Patterson-Stiftung  ist  mit  dem  Fond 
des  Workmen  Club  and  Institute  vereinigt  worden,  und  beide 
Gesellschaften  werden  binnen  kurzem  ihr  gemeinsames  Haus  be- 
ziehen, in  welchem  sie  zusammen  eine  Halle  ftlr  Meetings  und 
gesellige  Zusammenkünfte  besitzen,  während  sich  die  Geschäfts- 
lokale, Klub  und  Lesezimmer  in  getrennten  FlQgeln  des  Gebäudes 
befinden. 

Damit  ist  jedoch  der  Geschichte  der  Liga  vorgegriffen  wor- 
den. In  den  achtziger  Jahren  wechselte  sie  noch  ihren  Aufent- 
halt in  engen  Mietslokalen;  doch  hatte  sich  die  Organisation  um 
ein  Zweigcomitd  mit  eignem  Sekretär  im  Distrikt  von  Maryle- 
bone  erweitert.  Als  sich  in  einer  immer  weiteren  Peripherie 
Vereine  entwickelten,  wie  z.  B.  unter  den  Schneiderinnen  im 
Ostend  von  London,  unter  den  Cigarrenarbeiterinnen,  welche  eine 
Gesellschaft  von  680  Mitgliedern  bilden,  stellte  sich  auch  die 
Notwendigkeit  heraus,  einen  neuen  Mittelpunkt  fOr  sie  zu  schaffen, 
damit  nicht  durch  die  Gröfse  der  Entfernungen  der  Zusammen- 
hang gelockert  würde. 
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In  diese  Zeit  f^lt  auch  die  Bildung  zweier  neuer  Vereinigungen, 
welche  sidi  von  den  Uebrigen  einigennafsen  unterscheiden.  Die 
Union  der  Scientific  Dressmakers  (akademische  Schneiderinnen) 
bemifst  die  Höhe  des  Eintrittsgeldes  nach  dem  Alter  des  Mit- 
gliedes. In  der  Society  of  Chelsea  Seamstresses  (Naherinnen) 
wird  das  Gewerbe  weniger  spezialisirt  als  sonst;  man  will  im 
Allgemeinen  alle  Frauen  des  Dis.triktes  zusammenfassen,  welche 
Oberhaupt  mit  äimlicher  Arbeit  beschäftigt  sind.  Hier  zeigt  sich 
zum  ersten  Mal  die  Tendenz,  soweit  es  die  Bedingungen  des 
Gewerbes  gestatten,  verschiedene  Gruppen  von  Arbeiterinnen  zu- 
samnienzutassen .  erUsprecliend  dem  Beispiele  das  durch  den 
New-L  nionibm  gegeben  wird,  der  Gesell.schalten  von  dem  Cha- 
rakter der  Union  of  Giasworker  and  General  Labourers  ins  Leben 
gerufen  hat.  Hie  kürzlich  von  der  Liga  organisirlen  V'ereinigungen, 
die  Society  of  London  Laundresses  and  General  Working- Women 
Amalgamated  Association  sind  auf  gleich  breiter  Basis  gcgrOndet. 
Und  insofern  die  Liga  das  Bestreben  des  New^Unionism  teilt, 
die  allerunterste  Klasse  der  Arbeiterschaft  zu  organisiren,  adop- 
tirt  sie  auch  seine  Art  der  Vereinsbildung. 

Warn  auch  die  Liga  die  Versicherungszwecke  der  Gesell- 
schaft neben  den  gewerblichen  betont,  so  ergibt  sich  doch  aus 
den  Verhaltnissen,  dafs  die  Beiträge  meist  nicht  genfigen,  uro 
Beiden  zugleich  zu  dienen,  dafs  vielmehr  erst,  wenn  der  eine 
Zweck  erreicht  worden,  dafs  heifst,  wenn  die  Löhne  in  manchen 
Industriezweigen  nicht  mehr  auf  dem  Mungerniveau  ste  llen,  auch 
die  Mittel  für  die  übrigen,  die  X'er.sicherungszweckc  aufgebracht 
werden  können.  Frauen,  deren  Wochenlohn  nicht  mehr  als  5  S. 
betragt,  können  davon  beim  besten  Willen  nicht  Abgaben  an  den 
Verein  machen,  die  für  seine  beiden  Bestimmungen  ausreichend 
waren.  Es  ist  darum  auch  wahrscheinlich,  dafs  Gesellschaften 
von  dem  Typus  der  Newcastle  National  Labour  Federation, 
welche  die  denkbar  kleinsten  Raten  erhebt  und  ausschliefslich 
gewerbliche  Interessen  verfolgt,  in  Zukunft  den  meisten  Erfolg 
haben  werden.  Bei  der  heutigen  StrOmung  ist  es  überhaupt  wohl 
nicht  ausgeschlossen,  dafs  eine  Teilung  in  Strike-  und  Versiche- 
rungsvereine eintreten  kann.  Für  die  Liga  ist  seit  der  Zeit  in 
der  die  Richtung  des  New-Unionism  mehr  in  den  Vordergrund 
trat,  eine  hoffnungsvollere  Zeit  angehrochen.  Dieselbe  hat  jedenfalls 
dazu  gedient,  mit  dem  Vorurteil  auf/.uriiunien.  das  sich  früher 
gegen  jede  Oiganisation  richtete,  die  nicht  ausschliefslich 
,friendly"  war,  wie  die  Bezeichnung  heifst.    Vor  Allem  aber  hat 
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sie  die  Idee  der  Assoziation  in  diejenigen  Arbeiterschichten  ge- 
tragen, welche  bisher  noch  wenig  von  ihr  berfihrt  waren,  und  ein 
Strike,  wie  der  der  Dockarbeiter  London*8  konnte  den  Beweis 
liefern,  dafs  selbst  die  rohesten  und  schlechtest  bezahlten  Kate> 
gorien  von  Arbeitern  wirksam  zu  organisieren  sind,  ein  Ziel,  f&r 
das  die  Liga  mit  vollen  Kräften  zu  arbeiten  sucht. 

Die  Sympathie,  die  dieser  Kampf  auf  den  Docks  in  weiten 
Kreisen  der  Bevölkerung  hervorrief,  hat  sich  Oberhaupt  auf  die 
Gewcrkvereinsbewegung,  und  nicht  zum  mindesten  auf  die  unter 
den  Frauen,  übertragen.  Die  Liga  hat  seitdem  Unterstützung  aus 
den  allerorthodoxesten  Schichten  der  englischen  Mittelklasse  er- 
halten und  dieses  Zutrauen  durch  eine  möglicht  besonnene  Hal- 
tung und  Vermeidung  jeder  extremen  Mafsregel  zu  verdienen 
gesucht.  Der  Frauenbund.  dc-.sen  Th.ltigkeit  hier  geschildert  wird, 
handelt  und  e.xperinu'ntirt  eben  nicht  aus  sentimentaler  Phi- 
lanthropie, nicht  aus  den  Gefühlsanvvandlungen  heraus,  die  jeden 
Menschenfreund  überkommen,  der  nur  flüchtig  mit  gewissen 
Schäden  der  Ciescllschaftsordnung  in  Brrührung  kommt,  sondern 
(und  darin  diirfte  auch  ein  gewisser  vorbildlicher  Werth  vor 
allem  zu  suchen  sein)  auf  Grund  genauer  Einsicht  in  die  Lage 
der  arbeitenden  Frau.  Und  wenn  selbst  durch  die  Agitation  der 
Liga  die  Arbeiterin  an  mancher  Stelle  erst  zum  Bewufstsein  ihrer 
Lage  gebracht  wird  und  die  dumpfe  Passivität  abschüttelt,  die 
sie  bisher  beherrschte,  wenn  sie  dann  gegen  Arbeitsbedingungen 
protestirt,  durch  die  sie  physisch  und  moralisch  zu  Grunde  geht, 
und  wenn  ihr  Protest  ein  wirksamer  wird  durch  die  Macht  der 
Organisation,  so  ist  solcher  Einflufs  nur  ein  segensreicher  zu  nennen. 
Im  allgemeinen  hat  sich  ja  die  öflfentliche  Aufmerksamkeit  in  den 
letzten  Jahren  wie  nie  zuvor  den  Problemen  der  Arbeit  zuge- 
wandt. Jede  ehrliche  Untersuchung  dieser  Fragen  mufs  aber  zu 
der  Erkenntnis  fahren,  dafs  gute  Löhne,  kürzere  Arbeitszeit, 
bessere  allgemeine  Bedingungen  in  den  organisirten  Gewerben 
herrschen,  dafs  unorganisierte  Arbeit  absolut  hilflos  ist,  und  somit 
das  Prinzip  bestätigen,  auf  dem  die  Liga  beruht.  Ihre  Thätigkeit 
hat  unter  der  Sonne  der  öffentlichen  Gunst  ein  viel  schnelleres 
Wachstum  angenommen,  als  zuvor.  Seit  dieser  Zeit  bekennt  sie 
sich  auch  erst  offen  als  das,  was  sie  ist:  The  Womens  Trades 
Union  Provident  I.eague. 

Ganz  unabhängig  von  der  Liga  und  beiläulig  zu  der  Zeit 
ihrer  Fntstehung,  hatten  sich  in  der  Provinz  zwei  Arbeiterinnen- 
Organisationen  gebildet.    In  Dewsbury  ging  der  Gewerkverein 
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Our  Frauen  aus  einem  Strikc  hervor  und  das  Exckutiv-Comile. 
aus  13  Weberinnen  bt -flehend,  setzte  nach  mehrfachen  Kon- 
ferenzen mit  den  Arbeitgebern  einr  feste  Lohnskala  durch.  Die 
\ereinigung  in  Leicester,  mit  Zweigen  in  den  angrenzenden 
Dörfern,  dankt  jedoch  ihr  Entstehen  wiederum  philanthropischen 
BemQhungen.  Sie  besteht  aus  Arbeiterinnen,  welche  beim  Nahen 
und  Heften  in  den  Strampfwirkereten  verwandt  werden,  und  die 
vor  der  Bildung  der  Union  einen  Wochenlohn  von  nur  5  S.  er- 
hielten. Letztere  hat  jedoch  gleich  anfilnglich  eine  geringe  Lohn- 
erhöhung erreicht,  nachdem  sie  ihre  Fordeningen  einem  Schieds- 
gericht vorgelegt  hatte.  Sie  entwickelte  sich  vortrefflich  und 
eines  ihrer  Mitglieder  ist  in  den  Trades-Council  der  Stadt  aufge- 
nommen worden.  In  Leicester  setzt  sich  auch  die  Bewegung 
selbständig  fort,  und  es  kommt  (gröfstenteils  durch  die  eifrige 
Propaganda  der  bestehenden  männlichen  und  weiblichen  Vereine) 
auch  in  anderen  Industrien,  unter  den  Zigarrenarbeiterinnen  und 
Kammgarnspinnerinnen  zu  lebensfähigen  Organisationen.  Der 
Verein  der  letztgenannten  hatte  schon  löÖÖ  ein  Einkommen  von 
£  400  und  zahlte  £  260  aus. 

Schon  im  zweiten  Jahre  ihres  Bestehens  trflgt  übrigens  die 
Liga  selbst  ihre  Propaganda  in  die  Provinz.  In  den  grofsen  In- 
dustriezentren, wie  Glasgow,  Sheffield  und  Manchester,  wurden 
mit  Hilfe  der  lokalen  Gewerkvereinssekretare  und  Trades-Councils 
grOfsere  Meetings  abgehalten:  das  Resultat  war  die  Bildung  eines 
Vereins  der  Schneiderinnen  in  Glasgow  und  eine  Benefit  Society 
der  Arbeiterinnen  verschiedener  Gewerbe  ebendaselbst.  Ferner 
konstituirt  sich  in  Manchester  eine  Gesellschaft  der  Maschinen- 
näherinnen, in  welche  gleich  anfangs  260  Arbeiterinnen  eintraten, 
und  die  vonvornherein  von  Mitgliedern  verwaltet  wurde.  Die 
Berichte  aus  den  Jahren  1879—85  melden  ferner  die  Entstehung  von 
Sciineid«  rintienassoziationen  in  Oxford.  Manchester  und  Liverpool. 
In  Leeds  wird  ebenfalls  ein  Verein  unter  den  Schneitierinnen 
gegründet,  deren  Zahl  sich  in  dieser  Stadt  auf  80(K)  belaufen 
soll;  er  mufste  aber  durch  Hülfe  von  aufsen  unterstützt  werden, 
einfach  schon  darum,  weil  die  überlangen  Arbeitsstunden  seinen 
Mitgliedern  nicht  Zeit  lielsen,  die  nötigen  Geschäfte  zu  besorgen. 
Seine  Existenz  ist  auch  nicht  von  langer  Dauer  gewesen,  denn 
ein  wirklich  lebhaftes  Interesse  erhalt  sich  nur  fOr  den  Verein, 
wenn  seine  Mitglieder  die  Leitung  selbst  in  Händen  halten. 
Einige  Jahre  spater  fand  ein  Ausstand  von  900  Schneiderinnen 
ebendaselbst  statt»  welcher  zu  einer  neuen  Organisation  gefOhrt 
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hat.  Interessant  ist  es,  dafs  eine  der  Forderungen  der  Strikenden 
sich  dagegen  richtete,  dafs  man  sie  zwang,  den  Zwirn  in  der 
Fabrik  teurer  als  auswärts  zu  kaufen,  ein  Rest  des  Truck- 
systems, für  den  gesetzliche  Abhalte  geschafft  werden  sollte. 

In  Aberdeen  dagegen  entsteht  gleichzeitig  eine  i'rotective 
and  Benelit-Society  of  Workwomen,  die.  obgleich  auch  hier  die 
erste  Initiative  von  Mrs,  Patterson  und  dem  lokalen  Trades  Council 
ausgehen  mufste.  doch  gleich  auf  eigenen Fafsen  zu  stehen  lernt.  Der 
Trades  Council  gewahrt  dem  Verein  nur  das,  was  ibr  die  Dauer 
wQnschenswert  ist:  Rat  in  geschäftlichen  Angelegenheiten  und 
das  Recht  der  Vertretung  durch  Delegirte.  Eine  Fabrikarbeiterin 
wird  als  Sekretärin  angestellt,  die  sich  durchaus  bewahrt. 

Es  ist  Oberhaupt  gamicht  zu  unterschätzen,  wiesehr  dasinteresse 
fbr  den  Verein  zur  Entwicklung  der  Intelligenz  bei  der  Arbeiterin 
beitragen  kann  und  den  Wunsch  nach  Fortbildung  in  ihr  anzu- 
regen vermag.  Eine  Sekretärin  aus  der  Provinz,  welche  eifrig 
mit  der  Liga  korrespondirte,  entschuldigte  sich  wegen  ihrer 
schlechten  Schrift;  sie  habe  aber  das  Schreiben  erst  gelernt,  als 
vor  einigen  Jahren  ihr  Verein  ins  Leben  getreten  sei.  Und  mehr 
oder  weniger  mufs  ja  jedes  Mitglied  versuchen  die  Oekononiie 
seines  Gewerbes  zu  begreifen,  und  Probleme,  wie  die  Ursache  des 
Steigens  oder  Fallens  der  Löhne,  des  Verhältnisses  von  Angebot 
und  Nachfrage,  von  Arbeit  und  Kapital  berühren  und  bescha.ftigen 
das  Denken. 

Im  Jahre  1883  entstand  in  Portsmouth  eine  Gesellschaft 
der  Miederarbeitt  rinnen :  1885  in  Schottland  eine  gröfsere  \"er- 
einigung  der  Dundee  Mill  and  Factory  Operatives,  welche  gleich 
20(X)  Mitglieder  in  sich  begritT,  zum  gröfsten  Theil  weibliche,  doch 
wurden  auch  männliche  Arbeiter  aufgenommen.  Vor  Bildung  der 
Union  waren  die  Löhne  heruntergegangen,  seitdem  hat  eine 
Steigerung  von  20 — 30  pCt.  stattgelunden,  und  dieses  Resultat 
ist  nicht  durch  Strikes,  sondern  allein  durch  Verhandlungen  nut 
den  Arbeitgebern  gewonnen  werden. 

Nach  dem  17.  Jahresbericht  der  Liga  verbreiteten  sich  die 
Gewerkvereinsbestrebungen  mit  wachsender  Schnelle  in  den 
Provinzen,  und  aus  allen  grofsen  Industriebezirken  können 
verheifsungsvolle  Anfänge  gemeldet  werden.  Die  Liga  hat 
in  letzter  Zeit  auch  viele  Aufsenstehende  mit  dem  Eifer  fOr 
ihre  Sachen  inspirirt,  so  dafs  dieselbe  in  Distrikten  vertreten 
wird,  die  scheinbar  nicht  unter  ihrem  Einflufs  stehen.  Und  wo 
immer  sich  jemand  willig  zeigt,  Arbeit  und  Verantwortlichkeit  zu 
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übernehmen,  macht  sie  den  Betreffenden  zum  korrespondirendcn 
Mitgliede  der  Gesellschaft  und  erteilt  ihm  die  nötigen  X'ollmachten. 
Auch  in  Irland  eröffnet  sich  ein  fruchtbares  Feld   für  die  OrL^a- 
nisation.    1891  bildeten  sich  wahrend  des  Autenthaltes  der  DvU  - 
girten    in    Belfast    drei    \'ereine    für  Warenhausarbeiterinnen. 
Weberinnen  und  Spinnerinnen  V).    Die  Union  der  Spinnerinnen, 
eine  unter  den  20  Gesellschalten,  welche  die  Frai^ebogen  der 
Commission  on  Labour  beantwortet  haben,  gab  an,  dafs  Straf- 
abzQgc  in  einzelnen  Fallen  die  Hälfte  des  Lohnes  ausmachten, 
und  dafs  der  durchschnittliche  Wochenlohn  nur  7  S.  9  d.  betrOge, 
also  niedriger  ist  als  die  Minimallöhne  ftlr  gleiche  Arbeit  in 
England.    Die  grofsen  Ortlichen  Unterschiede  in  den  Löhnen 
können  natOrlich  nur  durch  eine  nationale  Gewerkvereinsthätigkeit 
ausgeglichen  werden,  aber  die  Liga  wird  immer  mehr  eine  solche 
reprflsentiren  und  hat      B.  schon  Jttzt  den  Versuch  gemacht, 
eine  Verbindung  zwischen  den  Tucharbeitervereinen  in  Yorkshire 
und  West  Wiltshire  herzustellen,  um  dadurch  die  Löhne  in 
letzterem  Distrikte  zu  heben. 

Das  vergangene  Jahr  hat  zur  Bildung  dreier  Vereine  in  den 
Töpfereidistrikten  geführt,  wo  sanitäre  Uebelstände  vorliegen»  die 
dringendst  der  Abhülfe  bedürfen.  Die  Zigarrensortirerinnen 
und  Börsen-  und  Taschenbucharbeiterinnen  sind  mit  Hülfe  des 
Vereins  der  mannlichen  Arbeiter  organisiert  worden.  In  Trow- 
bridge  hat  sich  unter  den  Tucharbeiterinnen  ein  Verein  gebildet, 
welcher  an  1200  Mitglieder  zahlt,  und  auch  in  der  Seidenindustrie 
in  Leek,  wo  die  gedrücktesten  Löhne  herrschen,  ist  mit  grofsem 
Erfolg  agitirt  und  eine  schnell  wachsende  Vereinigung  ins  Leben 
gerufen  wr.rden. 

Die  Ligadeputirten  linden  jetzt,  bei  den  von  ihnen  anbe- 
raumten Meetings  meist  ein  Auditorium  von  Hunderten  vor.  das 
der  Sache  das  regste  Interesse  entgegenbringt.  M.u  lit  .sicii  dann 
der  Wunsch  geltend,  eine  neue  Ciesell-^chaft  zu  bilden,  so  tritt 
eine  der  geschulten  Organisatorinnen  der  Liga  ein  und  übernimmt 
die  einleitenden  Geschäfte. 

Die  Propaganda  der  Gesellschaft  kann  im  Ganzen  systema- 

*)  Wie  sich  jetst  henuis^t'  11t.  ist  das  Bestehen  dieser  ersten  Verbände  nicht 

von  lang^er  Dauer  gewesen,  doch  i-^t  iJiirch  di«-  BemOhungen  von  L.uly  Düke, 
einer  der  eifrigsten  Arboiti  ; mm  n  in  dieser  Sache,  während  des  h  tzten  (Je- 
wcrkverctnskongrcsses  in  BcUa.->t  eine  Organisation  unter  den  Arbeiterinnen  <ler 
Lctnenindustrie  su  Stande  gekomioen,  wddie  eine  gOnstigere  Entwickelung 
verbeilat 
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tischer  betrieben  werden,  seitdem  sie,  entsprechend  einem  Plane 
von  Lady  Dilke.   die  verstreuten  üewerkvereine  unter  i^cwissen 
Bedingungen   als  Tochtergesellschaften  adoptirt.    Ist  eine  Ver- 
einigung gesetzlich  eingetragen,  gemäl's  der  Trades  Union  oder 
Friendly  Societies  Acte  und  nimmt  sie  weibliche  Mitglieder  auf, 
so  steht  ihr  gegen  Zahlung  eines  Jahresbeitrages  das  Recht  zu, 
von  der  Liga  aftiliirt  zu  werden.    Sic  kann  alsdann  den  Anspruch 
erheben,  dafs  im  Fall  von  gewerblichen  Streitigkeiten  ein  Mitglied 
der  Liga  als  Vermittler  an  Ort  und  Stelle  kommt;  ausserdem 
steht  ihr  der  jalirliche  Besuch  eines  Delegirten  der  Gesellschaft 
zu.  Spexiell  fQr  diesen  letzten  Zweck  wird  jetzt  einmal  jahr- 
lich für  den  Stab  der  Liga  eine  Tour  durch  die  Provinzen  fest- 
gestellt, und  diese  periodischen  Besuche  haben  viel  dazu  beige- 
tragen, die  jungen  Organisationen  aufrecht  zu  erhalten  und  zu 
wachsenden  Anstrengungen  zu  ermutigen.    Es  haben  sich  auch 
bereits  eine  ganze  Anzahl  von  Vereinen,  darunter  einige  der 
grOfsten  aus  der  Textilindustrie  mit  gemischter  Mitgliedschaft, 
von  der  Liga  adoptiren  lassen,  die,  soweit  die  schnell  wachsenden 
Zahlen  zu  kontrolliren  sind,  jetzt  45000  Mitglieder  vertritt 
Durch  das  System  der  Affiliation  ist  nun  die  Möglichkeit  vor- 
handen, sämtliche  weibliche  Gewerkvereinler  in  BerOhrung  mit- 
einander zu  bringen  und  das  GefQhl  wird  ihnen  gegeben,  einer 
grofsen  und  kräftigen  Organisation  anzugehören.  Vor  Allem  aber 
wird  die  Verbindung  der  Liga  mit  den  einzelnen  Gesellschaften 
dadurch  enger  geknüpft,  und  ihr  Einflufs  auf  dieselben  bleibt  ein 
dauernder.    Sehr  oft  war  ja,  wenn  die  Londoner  Delegirten  den 
Distrikt  wieder  verlassen   hatten,   auch  der  erste  Enthusiasmus, 
den  sie  für  die  Sache  entzündet  hatten,  wieder  erloschen.  Wenn 
man  die  Mifsbilligung  der  Arbeitgeber  fürchtete,  oder  die  schnellen 
Erfolge  ausblieben,  die  man  von  dem  Verein  erwartet  hatte,  dann 
zeigte  man  sich  auch  nicht  mehr  willens,   die  nötigen  Opfer  tür 
ihn  zu  bringen.    Manche  der  selbständigen  Arbeiterinnenorgani- 
sationen sind  aber  auch  an  den  Sciiwierigkeiten  der  Verwaltung 
gescheitert,  denn  geschulte  Kräfte,  welche  befähigt  wären  an  ihre 
Spitze  zu  treten,  sind  unter  den  Frauen  aus  dem  Volke  noch 
nicht  häufig.    Selbst  wenn  sich  im  Gewerbe  eine  Arbeiterin 
findet,  die  frei  genug  von  anderen  Pflichten  ist,  um  den  Posten 
der  Sekretärin  Obernehmen  zu  können,  und  die  die  Opferwillig- 
ksit  besitzt,  um  nach  langem,  ermOdendem  Tagewerk  noch  für 
das  gemeinsame  Interesse  zu  arbeiten,  so  ist  es  doch  sehr  selten, 
wenn  sich  mit  diesen  Eigenschaften  auch  noch  die  nötige  Ge- 
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scfaaftsroutine  und  allgemeines  Verständnis  flkr  gewerbliche 
Fragen  verbindet.  Es  giebt  solche  Ausnahmen  und  eine  ganze 
Anzahl  von  Arbeiterinnen  vertritt  ihren  Verein  mit  Eifer  und 
Intelligenz.  Oefters  aber  haben  Gesellschaften,  die  nach  der  Zahl 

ihrer  Mitglieder  und  dem  Stand  des  Gewerbes  einen  wesent- 
lichen Ueberschufs  auf  der  Bank  erwarten  liefsen,  Bankerott  ge- 
macht, nicht  durch  Unredlichkeit  oder  Vertrauensbruch,  sondern 
allein  durch  Unfähigkeit  in  der  Verwaltunt;:.  Das  Komite,  das 
angeblich  zur  Kontrolle  da  ist,  versteht  gewöhnlich  ebensowenig 
wie  die  Sekretärin  Ordnung  in  die  Bücher  zu  bringen  und  mit 
gröfseren  Oeldsummen  umzugehen.  I)it:  Beitrage  werdt^n  uiircgel- 
mäfsig  erhoben  und  eingetragen,  und  diejenigen,  welche  wirklich 
eingelaufen  sind,  in  unwirtschaftlicher  Weise  verwandt:  für  teuere 
Mieten  der  Versammlungslokale,  fOr  kostspielige  Anzeigen  etc.  etc. 
Ganz  abgesehen  davon  nun,  dais  die  Damen  der  Liga  den 
Sekretflrposten  zuweilen  ganz  ausgefüllt  haben,  wenn  sich  in  der 
ersten  Zeit  keine  geeignete  Persönlichkeit  unter  den  Vereinsmit- 
gliedern  finden  wollte,  so  haben  sie  auch  weiterhin  die  nötige 
Anleitung  in  der  Geschäftsführung  gegeben,  bis  die  Arbeiterinnen 
selbst  damit  vertraut  wurden,  insonderheit  da,  wo  auf  die  Hülfe 
der  Männer  nicht  zu  rechnen  war.  —  Hier  dürfte  auch  in  den 
Augen  der  Arbeiterpartei  die  Rechtfertigung  dafür  liegen,  dafs 
Nichtarbeiterinnen.  sondern  Frauen  der  Itcmittehcn  St.lndc.  (aus 
denen  sich  ja  neben  den  Sekretärinnen  der  Londoner  aiiiliertcn 
Venirif.  welche  ex  officio  Mitglied  des  Koniite's  sind,  die  Liga 
grölstenteils  zusammensetzt),  eine  lülirende  Rolle  in  der  Bewegung 
Obernommen  haben. 

Und  die  Holfe  der  Gesellschaft  wird  so  sehr  von  allen  Seiten  in 
Anspruch  genommen,  dafe  sie  sehr  danach  streben  mufs,  ihre  Mittel 
zu  vergrölsem  —  in  dem  letzten  Rechenschafsbericht  der  Liga 
wurden  nur  214  £  ab  Einnahmen  der  Gesellschaft  aufgeführt  — 
um  allen  AnsprOchen  genügen  zu  können.  Irische,  englische  und 
Bchottische  Vereine  haben  ihren  Bifittelpunkt  in  der  Liga  gefunden, 
und  ihre  Arbeit  ist  eine  von  nationaler  Bedeutung  geworden. 
Grösser  und  bedeutsamer  wird  das  Feld  ihrer  Thätigkeit  und  die 
Aufgaben,  die  sie  zu  lösen  hat.  Als  die  Notwendigkeit  gefohlt 
wird,  eine  Föderation  der  gc.-.aniinten  lexlilgewt-rbe  Englands 
herbeizuführen,  ergeht  an  die  Liga  die  Aufforderung,  die  ver- 
schiedenen Zweige  der  Industrie,  in  denen  ja  gröfstenteils  von 
Frauen  gearbeitet  wird,  in  Berüiirung  mit  einander  zu  bringen; 
nach  anderer  Seite  ist  man  wiederum  thätig,  den  Eintlufs  der 
Arehhr  Ar  «os.  Cwetefebg.  o.  Stktiitik.  VO.  13 
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internationalen  Konkurrenz  auf  die  Arbeitspreise  zu  studieren. 
Die  Liga  sendet  einen  Sachverständigen  nach  Schweden  und 
bringt  dadurch  in  Erfahrung,  dafs  der  Lohn  und  die  Lebens- 
haltung der  dortigen  Arbeiter  im  ZOndholzgewerbe  wesentlich 
besser  sind  als  in  England,  dafs  also  der  Druck,  der  hier  auf 
die  Löhne  ausgeübt  wird,  durch  die  schwedische  Konkurrenz 
nicht  gerechtfertigt  ist.^) 

Dafs  die  Thdtigkeit  der  Gesellschaft  sie  in  einen  gewissen 
Antagonismus  zu  der  Unternehmcrklasse  setzen  mufs,  ist  selbst- 
verständlich. Es  i>^t  der  Liga  öfters  der  Vorwurf  gemacht  worden, 
dafs  sie  ein  Strikccomite  sei  und  dafs  durch  sie  die  Beunruhi- 
gung des  wirtschaftlichen  Kampfes  auch  in  das  Lager  der  Frauen 
getragen  würde.  Die  Ausstände  haben  jedoch  mit  der  Bildung 
der  Gewerkvereine  durchaus  nicht  zugenommen,  sie  existierten 
vorher  ganz  ebenso,  nur  dafs  sie  in  unvernünftiger  Weise  ge- 
führt wurden,  ohne  die  Kenntnis  der  Marktbedingungen  und  ohne 
die  Organisation,  durch  die  der  F>inlg  erst  möglich  wird.  Wohl 
gab  es  auch  hier  einsichtsvolle  Arbeitgeber,  welche  die  Bewegung 
befürwortet  haben,  die  eine  bessere  Lage  für  ihre  Arbeiterinnen 
Wünschten  und  in  ihrer  Vereinigung  das  einzige  Mittel  sahen, 
sich  selbst  vor  der  Schmutzkonkurrenz  gewissenloser  Rivalen  zu 
schützen.  Im  ganzen  ist  es  aber  doch  eine  grofse  Ausnahme 
gewesen»  wenn  ein  Arbeitgeber,  (wie  es  der  Inhaber  einer  Schirm- 
fabrik in  Glasgow  gethan  hat),  die  Liga  direkt  aufforderte, 
seine  Arbeiterinnen  zu  organisiren.  Viel  Öfter  findet  sich  eine 
prinzipielle  Gegnerschaft  ab  eine  prinzipielle  Parteinahme  für  die 
Sache,  und  derselbe  Widerstand,  welchen  die  Arbeitgeber  im 
Konditorgewerbe  der  Organisation  entgegensetzten,  hat  sich 
bisher  in  jeder  Industrie  gezeigt,  so  lange  man  noch  glaubte,  die 
Koalition  unter  den  Arbeiterinnen  unterdrücken  zu  können. 

Zuweilen  hat  man,  wenn  die  Bildung  einer  Union  zu  fürch- 
ten war,  plötzlich  den  Arbeiterinnen  Vergünstigungen  gewährt, 
um  sie  von  dem  Gedanken  abzubringen,  eine  schützende  Organi- 
sation zu  schaffen.  Oefters  haben  auch  die  Ligadelegirten  bei 
ihrem  Besuch  der  Werkstätten  und  Fabriken  scharfe  Zusammen- 
stöfse  mit  den  Unternehmern  gehabt.  Als  sie  z.  B.  eine  der 
Fischräuchereien  in  Aberdeen  aufsuchten,  um  die  Mädchen  für 


Der  praktische  Beweis  dafür  ist  übrigens  durch  die  Heils.armce  erbracht 
worden,  die  in  der  Fabrik,  welche  sie  für  ZOndholzarbcitcrimien  errichtet  hat, 
beinah  um  50  pCt.  höhere  Löhne  zahlt 
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das  bevorstehende  Meeting  anzuwerben,  zitirtc  der  Besitzer  drei 
Polizisten,  um  die  Damen  an  die  Luft  zu  setzen,  welche  jedoch 
erklärten,  sich  lieber  einsperren  zu  lassen,  als  nicht  zu  satten, 
was  sie  zu  sagen  hätten.  Schliefslich  liefs  man  sie  gewähren, 
und  es  ist  gelungen,  eine  Vereinigung  unter  den  betreffenden 
Arbeiterinnen  zu  bilden,  deren  Lage  einfach  unerträglich  gewesen 
war.  Es  kommt  oft  vor,  dafs  die  Mädchen,  wenn  grofse  Ladungen 
mit  Fischen  eingetroffen  sind,  36  Stunden  hintereinander  arbeiten 
müssen,  in  offenen  Schuppen,  Wind  und  Wetter  ausgesetzt,  ohne 
dais  die  Ueberzeit  Oberhaupt  extra  vergütet  wird.  Jetzt  hat  nun 
der  Verein  Zeitlohn  und  eine  Normakrbeitueit  von  €0  Standen 
wöchentlich  zu  seiner  Forderung  erhoben.  Im  Ganzen  mOasen 
die  weiblichen  Gewerkvereine  wohl  dieselbe  Erfahrung  machen 
als  die  männlichen.  Sie  erfahren  erst  Milsbilligung,  dann  Wider* 
stand,  aber  zuletzt  werden  sie  doch  von  den  Arbeitgebern  an- 
erkannt, die  es  schliefslich  vorziehen,  mit  dem  Verein  zu  ver- 
handeln, als  mit  dem  verantwortungslosen  Individium,  und  dem 
einzelnen  Verein  noch  die  F<Vderation  vorziehen,  welche  mit  der 
wachsenden  Verantwortlichkeit  auch  an  Einsicht  und  Ueberlegung 
gewinnt  und  die  bei  ihrem  Vorgehen  stets  die  Billigung  der 
öffentlichen  Meinung  im  Auge  behalten  mufs. 

Einen  Einflufs  auf  die  Gesetzgebung  hat  die  Liga  haupt« 
sächlich  durch  die  Teilnahme  ihrer  Arbeiterinnendelegirten  an 
den  Gewerkvereinskongressen  erstrebt,  ganz  speziell  ist  die  Frage 
der  weiblichen  Fabrikinspektoren,  die  jetzt  endlich  nach  16  Jaliren 
durch  Schaffung  zweier  solcher  Aemter  für  England  und  .Schott- 
land eine  teilweise  Lösung  gefunden  hat.  unermüdlich  von  den- 
selben befürwortet  worden  M,  in  den  letzten  Jahren  auch  die 
Early  Giesing  movement,  in  der  sie  für  gleiche  gesetzliche  Re- 
gelung für  Männer  und  Frauen  eingetreten  sind. 

Nur  einmal  hat  es  sich  bisher  ereignet,  dals  ein  aussrhiiefs- 
lich  von  Frauen  vertretenes  Gewerbe  selbstständig  für  eine  ge- 
setzgeberische Mafsregel  agitirt  hat.  Es  war,  als  die  vereinigte 
Gesellschaft  der  Londoner  Wascherinnen  verlangte,  dafs  die 
Waschereien,  in  denen  besonders  lange  Arbeitsstunden  und  unge- 
sunde Bedingungen  herrschen,  unter  das  Werkstattengesetz  ge- 


Bekanntlich  ^ind  die  Posten  durch  zwei  r)amcn  besetzt  wurden,  die 
sich  bereits  durch  ihre  sozialpolitische  Thati^keit  hcrvorgctha»  haben,  und  nach 
dereo  Erfahrungen  die  FtmktüOBea  nnd  Vollinachten  der  weiblichen  Inspektoren 
erst  Biber  bestimmt  werden  sollen. 
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Stellt  werden  sollten.  Und  wenn  auch  ihre  Petitionen  und  De- 
monstrationen (die  erste  Demonstration  von  Arbeiterinnen  in 
Hydepark)  nicht  erfolgreich  waren,  denn  der  Antrag  fand  keine 
Majorität  im  Parlament,  so  hat  doch  die  tapfere  Interessenver- 
tretung dem  Verein  einen  grofsen  Zuwachs  von  Bilitgliedem  zu- 
gefDhrt.  Da  die  Liga  Oberhaupt  das  Prinzip  vertritt,  dafs  die 
staatliche  Inspektion  auf  alle  Lokale  auszudehnen  sei,  in  welchen 
für  den  Verkauf  gearbeitet  wird,  so  hat  sie  selbstredend  diese 
Bewegung  befürwortet  und  unterstützt  Doch  hat  auch  der 
Trades- Council  der  Londoner  Frauenvereine  einen  direkten 
Appell  an  den  Home-Secretary  ins  Werk  gesetzt,  um  gewisse 
Punkte  der  Gesetzgebung  zu  beeinflussen.  Auch  darin  haben 
sich  die  Zeiten  geändert,  denn  noch  1878,  als  das  Fabrik-  und 
Werkstättengesetz  in  seiner  neuen  Konsolidirung  eingebracht 
werden  sollte,  weigerte  sich  der  Minister,  eine  Deputation  der 
weiblichen  Gewerkvereinc  überhaupt  zu  empfangen.  Dieser 
Gewerkrat  von  Frauen,  welcher  ebenfalls  durch  Mrs.  Patterson 
ins  Leben  gerufen  worden,  hat  übrigens  seine  Bedeutung  ver- 
loren, seitdem  die  männlichen  Trades-Councils  die  Aufnahme 
wirklich  qualifizirtcr  Frauen  gestatten,  denn  durch  die  Zugehörig- 
keit zu  diesen  Körperschaften  können  dieselben  mehr  für  ihre 
Saciie  erreichen,  als  durch  irgend  welche  separate  Vereinigung. 
Die  Liga  sucht  deshalb  auch  den  innigsten  Anschlufs  an  den 
Londoner  Trade-Council  zu  gewinnen,  und  seitdem  Mifs  Routledge 
an  die  Spitze  der  Gesellschaft  getreten  ist,  welche  sie  mit  be- 
sonderer Energie  und  Fähigkeit  zu  vertreten  weifs,  steht  dieselbe 
in  Verbindung  mit  sämtlichen  Trades-Councils,  welche  sich  in 
den  Zentren  für  weibliche  Industrie  befinden.  Ihre  Vertreter 
vermögen  die  sicherste  Auskunft  Ober  die  lokalen  Zustände  zu 
geben  und  leisten  dann  allemal  bei  Verbreitung  der  Ligablätter 
und  Zirkulare,  bei  Einberufung  der  ersten  Meetings  etc.  die 
wirksamste  Hilfe.  In  der  richtigen  Erkenntnis,  wie  wichtig  fQr 
die  weibliche  Organisationsfrage  die  Unterstützung  erfahrener 
Gewerkvereinler  sei,  hat  die  Liga  auch  in  allerjüngster  Zeit  ein 
Committee  of  Council  gebildet,  das  während  der  Gewerkvereins- 
kongresse  zusammentritt  und  aus  denjenigen  hervorragenden 
Arbeiterführern  besteht,  welche  mit  der  Frauensache  sympathi- 
siren. 

.Sowohl  die  Liga,  als  auch  der  Londoner  Trades-Council  der 
Frauen  ir,t  aut  den  internationalen  Arbeiterkongressen  vertreten 
gewesen,  erstere  durch  Mr.  Adolphe  Smith,  letzterer  durch  Müs 
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Simcox.  Die  Gleichberechtigung  der  weiblichen  Arbeiter  mit 
den  männlichen  ist  dort  als  Grundsatz  anerkannt  worden,  und 
Mifs  Simcox,  durch  deren  Intervention  in  Paris  die  Konferenz 
der  Bergleute  zu  Stande  kam,  hat  die  Resolution  veranlafst,  dafs 
die  Arbeiterpartei  aller  Länder  die  Bildung  von  Czewerkvereinen 
unter  Arbeitern  beiderlei  Geschlechts  unterstotzen  solle. 

III. 

Bei  allen  Versuchen,  die  weibliche  Arbeit  zu  organisiren, 
hat  noch  ein  Faktor  die  wichtigste  Rolle  gespielt,  welcher  bisher 
nur  beiläufig  Erwähnung  gefunden  hat,  es  ist  die  Stellung  der 
männlichen  Gewerkvereine  zu  dieser  Frage.  Auch  dieses  Ver- 
hältnis hat  gewisserroafsen  seine  Geschichte  gehabt.  Obgleich 
schon  im  Anlang  des  Jahrhunderts  die  Frauenarbeit  in  die  ver- 
schiedensten Berufszweige  gedrungen  .  war,  die  ihr  bisher  ver- 
schlossen gewesen,  ist  man  sich  aber  ihre  soziale  Bedeutung 
doch  lange  nicht  recht  klar  gewesen.  Zwar  empfand  man  die 
Folgen  der  gesteigerten  Erwerbsthatigkeit  der  Frau,  soweit  als 
sie  zu  einer  Schädigung  des  Familienlebens,  der  Gesundheit  von 
Mutter  und  Kindern  führte,  weniger  deutlich  aber  erkannte  man 
ihren  Einflufs  auf  die  eigene  gewerbliche  Position.  So  nahmen 
wohl  die  Gewerkvereine  eifrig  Teil  an  der  Agitation  für  Vcr- 
kür^unt;  der  Arbeitszeit  untl  für  die  anderen  Paragraphen  der 
Scluitzgesetzgebung.  dachten  aber  nicht  daran,  die  Thürt  n  des 
eigenen  Hauses  den  Frauen  aufzuthun.  Im  Grunde  herrschte 
noch  das  Gefühl  vor.  dafs  ihnen  überhaupt  keine  Stellung  im 
Erwerbsleben  gebühre,  das  ja  auch  noch  heute  weit  verbreitet 
ist  Auch  die  ersten  Gewerkvereinskongresse  verhielten  sich 
ablehnend  oder  gleichgültig  und  erst  auf  demjenigen  vom  Jahre 
1875,  wo  die  Delegirten  der  drei  ersten  Londoner  Frauenvereine 
erschienen  waren,  riefen  die  Darlegungen  von  Mifs  Simcoz  leb> 
hafte  Anerkennung  hervor  und  das  Versprechen,  die  Bewegung 
zu  unterstützen. 

Bisher  hatten  die  Gewerkvereine  da,  wo  sie  die  Konkurrenz 
der  weiblichen  Arbeit  stärker  empfanden,  ihren  Mitgliedern  zum 
Teil  einfach  verboten,  mit  Frauen  zusammen  zu  arbeiten.  Dieses 
Mittel  konnte  aber  gegenüber  dem  wachsenden  Probleme  nur 
wenig  Frfolg  haben.  Die  Zahl  der  weiblichen  Arbeiter  nimmt 
stärker  zu  als  die  der  männlichen.  In  der  Textilindustrie  Eng- 
lands allein  sind  gegenwärtig  628,0(X)  Frauen  beschäftigt,  welche 
speziell  in  der  Arbeit  des  Webens  und  VVollkämmens  aufs  llef- 
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tigste  mit  den  Mannern  konkurriren.  Im  Jahre  1861  kamen  in 
der  BaumwolUndustrie  auf  100  Manner,  welche  beschäftigt  wurden, 
130  Frauen;  1871  war  die  Zahl  der  Letzteren  auf  148  gestiegen 
und  1881  auf  164.  In  der  Kammgambranche  finden  sich  1871 
noch  162  weibliche  Arbeiter  im  Verhaltnifs  zu  100  männlichen, 
1881  schon  180  zu  100.  Ebenso  übersteigt  in  dem  Band-  und 
Seiden-Gewerbe  die  Zahl  der  Frauen  bei  weitem  die  der  Männer 
und  zeigt,  wie  beinahe  in  der  ganzen  Texiiiindustrie,  auch  eine 
relative  Zunahme.  1871  werden  auf  100  Männer  208  Frauen  be- 
schäftigt, 1881  schon  224.  Im  Jahre  1871  gab  es  eine  Schneiderin 
auf  drei  Schneider,  1881  eine  Schneiderin  auf  zwei  Schn<  ider. 

Und  es  ist  kein  Zweifel,  dafs  in  den  letzten  12  Jahren  das 
Verhältnis  im  allgemeinen  noch  ungünstiger  für  die  männliche 
Arbeiterschaft  geworden  ist.  Arbeit  jeglicher  Art  geht  in  die 
Hände  der  Frauen  über,  nicht  weil  sie  besser,  sondern  weil  sie 
billiger  von  ihnen  gemacht  wird.  In  den  Töpfereien  leisten  die 
Frauen  Arbeit  für  13  S.  wöchentlich,  für  welche  die  Männer  30  S. 
zu  erhalten  pHegen.  Im  Jahre  188vS  brach  ein  Strikr  unter  den 
West-End-Schneidern  aus,  hervorgerufen  durch  den  \'ersuch 
eines  der  vornehmsten  Geschälte,  in  einigen  Zweigen  der  Arbeit, 
Frauen  mit  der  Hälfte  der  bisher  den  Schneidern  gezahlten 
Löhnen  anzustellen,  wie  denn  an  einigen  Orten  die  Schneide- 
rinnen das  Gewerbe  Oberhaupt  vollständig  aus  den  Händen  der 
Manner  nehmen,  denn  sie  arbeiten  durchschnittlich  um  50  pCt 
billiger. 

Lady  Düke  erzahlt  von  einer  Cigarrenfabrik,  in  welcher  vor 
einigen  Jahren  noch  1200  Manner  beschäftigt  waren  und  einen 
Wochenlohn  von  30  S.  verdienten.  Jetzt  befindet  sich  dort  die 
numerisch  gleiche  Arbeiterzahl,  aber  sie  besteht  ausschliefslich 
aus  Frauen  und  Kindern,  viele  von  ihnen  als  Lehrlinge  mit 
3 — 4  S.  angestellt.  Eine  Fabrik  in  Halifax,  in  welcher  Brüsseler 
Teppiche  gewebt  werden,  beschäftigt,  seitdem  die  Männer  eine 
Lohnreduktion  nicht  annehmen  wollten,  nur  Knaben  und  Frauen, 
obgleich  die  Art  der  Arbeit  bisher  als  ungeeignet  für  Letztere 
gegolten  hat.  Die  Männer  erhielten  35  S.  pro  Woche,  die  Frauen 
jetzt  20  S.  Beim  Schliefsen  der  Konservenbüchsen  beschäftigte 
man  früher  Männer  für  einen  Wochenlohn  von  15—20  S.,  jetzt 
leisten  Frauen  dieselbe  Arbeit,  zwar  <  twas  langsamer,  aber  lür 
den  Preis  von  7  —  10  S.  Die  Einführung  weiblicher  Schriftsetzer 
in  Edinburg.  welche  wenig  mehr  als  ein  Drittel  der  anerkannten 
Gewerkvereinslöhne  erhalten,  hat  zu  einer  Umwälzung  im  ganzen 
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Gewerbe  geführt  und  sehr  wesentlich  dazu  beigetragen  den  Strike 
von  1872 — 1873  scheitern  zu  lassen. 

In  den  verschiedensten  Gewerben  volkteht  sieh  der  gleiche 
Prozefs,  und  aller  Orten,  in  den  nördlichen  Industrien  Schott- 
lands,  in  den  Leinenfobriken  Irlands,  in  den  Schmieden  Sta^ 
fordshire's  und  in  den  Webereien  Yorkshire*s,  flberall  ertOnt 
derselbe  Notschrei:  dais  die  Frau  den  Mann  aus  dem  Gewerbe 
verdränge,  denn  sie  arbeite  für  den  halben  Lohn.  Stets  mache 
es  die  weibliche  Konkurrenz  einer  Menge  gesunder,  kraftiger 
Manner  unmöglich,  Arbeit  zu  erhalten,  und  das  Resultat  sei,  dafs 
ihren  Frauen  nun  nichts  anderes  flbrig  bleibe,  als  in  die  Fabrik 
zu  gehen,  um  mit  Hintansetzung  ihrer  Haushaltungspflichten,  die 
Kinder  gemieteten  Pflegerinnen  Qberlassend,  den  Unterhalt  der 
Familie  zu  erwerben,  während  die  Vater  zum  unfreiwilligen 
Müfsiggang  verurtheilt  sind.  „You  are  not  of  the  right  sort,  we 
want  them  with  petticoats  on"  bekommen  sie  an  den  Thüren 
der  Fabriken  zu  hören,  und  manch  Einer  hat  schliefslich  die 
Arbeit  zu  Frauenlöhnen  angenommen  und  damit  eine  unheilbare 
Bresche  in  die  mühsam  errichtete  Linie  der  Gewerkvereine  ge* 
sclilagen. 

Der  ganze  Prozefs  ist  etwa  so  zu  denken,  dafs  zuerst  die 
Töchter  in  die  Fabrik  gehen,  die  ja  im  kleinen  elterlichen  Haus- 
halte schnell  überflüssig  werden,  um  so  schneller,  je  mehr  alle 
Bedarfsgegenstände  aufserhalb  desselben  produzirt  werden  können. 
Da  sie  zumeist  im  Eltcrnhause  wohnen  bkiben,  gt  nügt  ein  ge- 
ringer Lohn,  um  ihre  übrigen  Bedürfnisse  zu  decken.  Aber  ihr 
billiges  Arbeitsangebot  drOckt  den  Lohn  des  Vaters  bis  zu  dem 
Punkte  herab,  daüs  er  nicht  mehr  zum  Unterhalte  der  Familie 
reicht,  und  nun  wird  auch  die  Mutter  gezwungen,  hinaus  auf  den 
Arbettsmarkt  zu  treten  und  in  verzweifelter  Bereitwilligkeit  Ar- 
beit zu  jedem  Preise  anzunehmen.  Die  Kinder  beginnen  dann 
so  früh  als  möglich  mit  einer  Beschäftigung,  die  nicht  mehr  als 
1  oder  2  S.  wöchentlich  einbringt,  um  das  Familieneinkommen  zu 
vermehren,  und  ohne  richtige  Ausbildung  für  irgend  welchen 
Beruf,  vergrölsem  sie  als  Erwachsene  die  ungeheure  Armee  der 
l  ngelernten,  die  dazu  beiträgt,  den  Standard  der  Arbeit  und  der 
Löhne  im  Lande  zu  erniedrigen.  So  vollzieht  sich  ein  trauriger 
Kreislauf,  und  Mann  und  Frau  pflegen  durch  ihre  gemeinsame 
Arbeit  nicht  mehr  zu  verdienen,  als  ein  Arbeiter  in  einem  aus- 
schlieislich  männlichen  Gewerbe,  dessen  Frau  nur  selten  mitzu- 
arbeiten braucht    Der  Familie  aber  gehen  die  sittlichen  und 
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wirtschaftlichen  Werte  verloren,  die  die  Mutter  im  Hause  er- 
zeugen sollte.^) 

Worden  die  Löhne  der  Frauen  auf  das  Niveau  der  männ- 
lichen erhöht  werden,  so  bliebe  wohl  im  Allgemeinen  der  mflnn- 
lichen  Arbeit  der  Vorzug  (wenn  auch  vielleicht  in  den  Augen 
mancher  Arbeitgeber  der  Unterschied  in  der  Leistungsfthigkeit 
zwischen  Mann  und  Frau  durch  die  grOfsere  Fügsamkeit  der 
Letzteren  aufgewogen  wird),  und  schliefslich  würde  der  Teil  der 
weiblichen  Arbeit,  welcher  nur  um  der  Verbilligung  der  Pro- 
duktion willen  in  Fabrik  und  Werkstatt  gezogen  wurde,  allmählich 
wieder  ausgesondert  und  dem  Familienhaushalte  zurückgegeben 
werden.  So  lange  jedoch  der  blinde  Wettbewerb  zwischen 
den  Geschlechtern  keine  Regulirung  erfahrt,  ist  naturgcniafs 
das  Unigekehrte  der  Fall,  denn  das  billigste  Angebot  be- 
stimmt den  Preis  und  dräni;t  die  anderen  vom  Markt.  Der 
Sekretär  der  Weberassoziationcii  in  \'ork.shire  giebt  an,  dafs  der 
Unterschied  in  der  Ergiebigkeit  zwischen  männlicher  und  weib- 
licher Arbeit  27-2 pCt.  pro  Stück  betrage,  unter  Berücksichtigung 
des  Umstandcs.  dafs  der  Webstuhl  der  Frau  in  G;:ng  gebracht 
werden  mufs  und  dafs  die  weibliche  Kraft  ihn  nicht  in  dem  Grade 
wie  die  männliche  auszunützen  vermag;  dafs  die  Löhne  dw 
Männer  aber  die  Tendenz  hätten,  genau  bis  auf  diese  DiftVrenz 
herabzusinken.  Ueberhaupt  fällt  bei  jeder  vergleichenden  Be- 
trachtung der  Lohnsätze  in  den  verschiedenen  Gewerben,  wie 
sie  z.  B.  die  Angaben  des  Handelsamtes  ermöglichen,  der  eine 
Punkt  in  die  Augen:  der  Einflufs,  den  das  relative  Verhältnis 
von  männlicher  und  weiblicher  Arbeit,  auf  die  Durchschnittslohne 
ausübt.  Ist  der  Prozentsatz  der  männlichen  Arbeiter  ein  hoher 
im  Gewerbe,  so  sind  auch  die  Löhne  höher  und  umgekehrt. 

Solange  aber  die  Frauen  keinen  Begriff  von  der  Solidarität 
der  Arbeiterinteressen  haben,  solange  ihnen  das  Machtgeftlhl 
fehlt,  das  eine  starke  Organisation  giebt,  auf  deren  Kapital  in 

')  Vergleichen  wir  ein  Land  der  zivilisirten  Welt  mit  dem  andi  rn,  oder 
tiiit  ii  l  eil  England  s  mit  dem  andern,  odt  r  ein  (  ;<  \v<  rbc  in  England  mit  <.\vm 
andern,  so  finden  wir,  dafs  die  Entartung  der  Arbeitcrklussen  fast  immer  der 
Menge  der  schweren  Artieit  entspricht,  welche  von  den  Frauen  Terrichtet  wird. 
Das  wertvollste  aller  Kapitalien  ist  dasjenige,  welches  in  dem  menschlichen 
Wesen  angelegt  ist,  und  von  diesem  Kapital  ist  der  köstlichste  Teil  das  Resultat 
der  Sorgfalt  und  des  Einflusses  der  Mutter,  so  lange  sie  ihre  zftrtlichen  und 
srlb-t!M<^(  n  Instinkte  bewahrt  und  nicht  durch  den  Druck  und  die  Sdiuv  rc  un- 
weiblicher Arbeit  abgestumpft  wird.    («A.  Marshall's  Economlcs  of  Industr}**). 
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Zeiten  der  Not  zurOckgegriffen  werden  kann,  so  lange  werden 
sie  sich  als  bequeme  Handhabe  darbieten,  den  Wert  der  Arbeit 
herabzudracken.  Die  Ueberzeugung  hat  sich  denn  auch  in  der 
Politik  der  Gewerkvereine  Bahn  gebrochen,  dafe  dem  Untergebot 
durch  billige  Frauenarbeit  nur  dadurch  zu  begegnen  ist.  dafs 
man  sie  organisirt,  wie  man  die  eigene  Arbeit  organisirt  hat. 
Kann  doch  im  Allgemeinen  behauptet  werden,  dafs  die  Vereini- 
gungen der  Arbeiter  nur  in  denjenigen  Gewerben  erfolgreich 
waren,  in  denen  kein  Wettbewerb  durch  Frauen  möglich,  oder 
aber  die  Lölme  der  Geschlechter  gleich  sind,  wie  in  der  Baum- 
wollindustrie, in  welcher  die  Arbeit  beider  gleichmäfsig  durch 
die  Fabrikgesetzgebung  beeinflufst  wird,  und  die  Frauen  von 
Anfang  an  in  die  starke  Organisation  der  männlichen  Arbeiter 
aufgenommen  wurden.  In  Lancashire,  der  Hochburg  der  Gewerk- 
vereine,  wo  vielleicht  90  pCt.  der  Arbeiterschaft  organisirt  sind, 
haben  die  Frauen  schon  seit  1824  Zutritt  zu  den  Vereinen  er- 
halten. Nicht  allein  Philanthropie,  sondern  das  ausgesprochenste 
Selbstinteresse  mufs  somit  die  Gewerkvereinler  bestimmen,  an 
der  Organisation  der  Frauen  mitzuarbeiten,  der  Fortschritt  der 
Arbeitersache  ist  zum  grofsen  Teil  davon  abhangig  geworden, 
Ihr  Beistand,  der  vor  der  Mitte  der  achtziger  Jahre  eine  Aus- 
nahme war,  ist  nun  auch  zur  Regel  geworden,  wenigstens  in 
denjenicjen  Gewerben,  in  denen  mit  der  weiblichen  Arbeit  als  mit 
einem  eintlursreichen  Faktor  zu  rechnen  ist. 

Das  erste  bemerkenswerte  Vorbild  für  eine  Aufnahme  weib- 
licher Arbeiter  gab  neuerdings  die  nationale  Union  der  .Schuh- 
macher, eine  Vereinigung,  welche  aus  11000  Mitgliedern  und 
30  Zweigvereinen  besteht.  Durch  eine  Umänderung  in  den  Sta- 
tuten ermöglichte  sie  den  Frauen  mit  einem  Wochenbeitrag  von 
3  d.  einzutreten,  und  schon  nach  einem  halben  Jahr  meldete 
allein  der  Zweigverein  in  Leicester  die  Mitgliedschaft  von  136 
Frauen.  Jetzt  gehören  im  Ganzen  schon  3216  Arbeiterinnen  der 
nationalen  Union  dieses  Gewerbes  an.  Am  stärksten  sind  jedoch 
die  Arbeiterinnen  der  Textilindustrie  in  die  Gewerkvereine  ein- 
geströmt und  teilweis  übersteigt  dort  ihre  Zahl  die  der  mann- 
lichen Mitglieder  um  ein  Beträchtliches. 

(Siehe  Tabelle  auf  nächster  Seite.) 

Auch  in  anderen  Gewerkvereinen  ist  die  Zahl  der  weiblichen 
Mitglieder  neuerdings  eine  ganz  beträchtliche  geworden:  der 
Trades-Council  von  Glasgow  vertritt  gegenwärtig  lUUü  Ar- 
beiterinnen.   Zum  Verein  der  Strumpfwirker  Leicester  gehören 
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2380  Frauen,  zu  dem  der  Stricker  am  Dampfrahmen,  Notting- 
hamshire  und  Derbyshire  400.  In  dem  Verein  der  Drucker  und 

Uebcrtrager,  Staffordshire  finden  sich  600  weibliche  Mitglieder 
vor;  in  dem  typographischen  Verein  Liverpool  circa  300.^)  End- 
lich sind  auch  in  die  Vereinigung  der  Gasarbeiter  und  allge» 
meinen  Arbeiter  circa  1300  Frauen  eingetreten. 


Ge  werk  vereine: 

Uinner: 

Frauen : 

1891 

1893 

VriH'iiii^uiii;-  (h  r  Wollkramplrr  

6500 

18500 

21000 

Baumwolbpinncr,  Uldham-Uistrikt  .... 

1044 

7181 

Vereinigte  Weber  der  nArdliciien  Grafscliaften 

29000 

26000 

43000 

180 

220 

do.             Yeadon  und  Guisciy  .  .. 

120 

276 

1140 

3000 

Schottisch)-    Fr.<lcnttion    der  FsbrilcArbeiter 

700 

1411 

2500 

Verein  der  Kmftstuhl-Weber^Bradford  .    .  . 

500 

1500 

Wch<  r\ < K-in,  umfaaiend:  Dewiburg,  B>lUy, 

350 

950 

1000 

1000 

do.        West-Riding  of  YoriEshire   .  . 

2000 

Auch  da  wo  die  Frauen  ans  technischen  Gründen  nicht  in 
die  Organisation  der  Männer  auigcnoromen  werden  können,  finden 
sie  jetzt  durch  deren  Vertreter  die  regste  Förderung  fbr  ihre 
Sache.  Als  im  Dezember  1891  die  Liga  ihre  Jahresversammlung 
hielt  (zu  der  die  verschiedenen  Vereine  mit  ihren  Bannern  ange> 
rOckt  waren  und  ein  enthusiastisches  Auditorium  bildeten),  hatte 
der  Sekretär  des  Londoner  Trade-Councils  den  Vorsitz  Ober- 
nommen'^O  und  dieser  sprach  sich  dahin  aus:  dafs  wie  die  älteren 
Gewerkvereine  die  jüngeren  bei  ihrem  Kntstehen  durch  Rath 
und  Geld  unterstützt  hätten,  sollte  auch  den  weiblichen  Gesell- 
schalteii  in  jeder  Weise  Beistand  und  Hülfe  gesichert  werden. 
Sie  nuilsten  sieh  dieselbe  aber  dadurch  vei'dienen.  dal's  sie  die 
gleiche  Energie  in  der  Vertretung  ihrer  Interessen  zeigten,  lienn 
die  Sache  der  Gewerkvereinigung  könne  nur  fortschreiten,  wenn 
jede  Organisation  auf  völlig  selbst.'lndiger  Basis  ruhe.  Und  dieser 
Standpunkt  wird  immer  allgemeiner;  denn  als  sich  in  der  Tuch- 
industrie zu  Trowbridge  durch  die  vereinte  Anstrengung  der 

')  Die  Zulassung  von  Frauen  zu  den  Vereinen  des  Buchdruckergewerbes  ist 

jedoch  ri'u-h  eine  Ausnahmf. 

Wie  denn  flbcrJiaiipt  die  Gegenwart  und  die  Ansprache  von  Männern  ein 
licrvorMcchcndcr  Zug  in  den  Krauenvcrsammlungen  geworden  ist. 
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Liga  und  des  Sekretare  der  Power  Loom  Association  West 
Riding  of  Yorkshire  der  weibliche  Gewerkverein  bildet,  erklärt 
letzterer»  die  Gesellschaft,  welche  er  verträte,  wQrde  die  junge 
Vereinigung  als  Zweigverein  adoptiren,  wenn  sie  durch  ein  Jahr 
selbständigen  Bestehens  ihre  Lebensfähigkeit  bewiesen  habe. 
Mehrere  Frauenvereine  stehen  auch  bereits  jetzt  zu  den  männ- 
liehen  Gesellschaften  ihres  Gewerbes  im  Verhältnis  der  Aflßliation 
d.  h.  sie  geniefsen  bei  eigenen  Statuten  und  getrennter  Geschäfts- 
fohrung  die  Aufsicht  der  von  den  männlichen  Vereinen  ange- 
stellten Beamten: 

Affilürt  den  männlichen  Gewerkvereinen: 

Mitglicdc  rzahl 
Arbeiterinnen  von  Bettstellen,  Birmingliam .    .    .  700 
Zlgarrenmadieriiiiicii,  Notdiigfaain  und  London  1600 
Hutmacher  und  Filxarbdterinnen,  Denton  .   .    .  4000 
Gesellsdiaft  der  Sdindderinnen,  Zweigverein  der 
.Vereinigten   Gesellschaft    der  Schneider*, 

London    — 

Gcscllschatt  (iiT  Schneiderinnen,  Zweipvcrcin  der 
.Vereinigten  Gesellschalt  der  Schneider", 
Nottingham   — 

IV. 

Ueberau  da,  wo  Männer  und  Frauen  ihre  Kräfte  in  der 
Organisation  vereinigen,  ist  die  Entwickelung  eine  hoffnungsvolle 
zu  nennen,  soviel  auch  noch  zu  leisten  Obrig  bleibt  Am 
ungünstigsten  erscheint  die  Lage  noch  immer  in  den  Gewerben, 
welche  ausschliefslich  von  Frauen  vertreten  werden.  Trotz  aller 
Anstrengungen,  welche  im  Verlauf  von  zwanzig  Jahren  gemacht 
wurden,  ist  die  Zahl  der  Arbeiterinnen  in  den  weiblichen  \'er- 
eincn  erst  aufSTOO  angewachsen,  während  man  die  (i«  ^amtzalil  der 
organisirten  Frauen  nach  den  neue:^ten  Zusammenstellungen  auf 
90000  schätzen  kann*).  —  Und  ganz  abgesehen  davon,  dal's  über- 
haupt erst  in  einem  kleinen  Teil  der  vorhandenen  Frauengewerbe 
die  Gewerkvereinsbildung  begonnen  hat,  ist  auch  keine  derartige 
Organisation  vollendet,  kann  keine  erfolgreich  sein,  welche  nicht 
die  Mehrheit  der  tflchtigen  Arbeiter  ihrer  Branche  in  sich  begreift 
und  durch  Zweigvereine  im  ganzen  Lande  ergänzt  wird.  Von 
diesem  Stadium  sind  jedoch  die  weiblichen  Gewerkvereine  noch 


1  Di«  weibliche  MitgUederzahl  lAist  sich  in  den  gemischten  Vereinen  nicht 
mit  Genauigkeit  feststellen. 
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wdt  entfernt^).  Im  Jahre  1891  stellte  sich  das  Verhältnis  von 
Unionisten  zu  Nonpnionisten,  soweit  sich  dasselbe  bei  einigen 
Frauengewerben  ermitteln  liefe,  wie  folgt: 


Gewerbe: 

Unionisten: 

N  onunionisten: 

500 

3000 

Hemden-  und  Kn^eiMibeiteriimen    .   .  . 

33 

2—300 

Schnetderinnen  (Westend-London)    .   .  . 

360 

2000 

132 

500 

Arbeiterinnen  von  lUnnerrOcken  (Liveqwol) 

130^150 

ISO 

Wischerinnen  ; 

Kcnsal  Green   . 

90 

7000 

110 

2000 

100 

5000 

260 

1700 

Daher  können  auch  vorderhand  die  Frauenvereine  noch  keine 
grofsen  materiellen  Erfolge  aufweisen.  Wohl  haben  z.  B.  die 
Tapeziererinnen  in  Liverpool,  innerhalb  sechs  Monaten  nach  ihrer 
Organisation  einen  Zuschlag  von  2  S.  auf  ihren  Wochenlohn  er- 
erhalten,  und  die  Schneiderinnengesellschaft  ebendaselbst  hat  die 
Arbeitszeit  ihrer  Mitglieder  von  12  auf  10  Stunden  herabgesetzt 
Auch  von  Forfar  und  aus  der  Spitzenindustrie  wird  gemeldet, 
dafs  durch  den  Druck  des  Vereins  die  Auferlegung  von  Strafen 
nachgelassen  habe,  und  noch  andere  Gesellschaften  geben  direkt 
an,  dafs  die  durch  Strikes  gewonnenen  Resultate  im  Ganzen 
gOnstige  zu  nennen  seien.  Doch  im  Allgemeinen  kOnnen  die  Ver- 
einigungen der  Frauen  auf  dieser  Entwickelungsstufe,  bei  der 
kleinen  Zahl  ihrer  Mitglieder  im  Verhältnis  zu  der  flbrigen  Zahl 
der  Arbeitenden  im  Gewerbe,  nicht  stark  genug  zum  Wider- 
stand sein. 

Am  wohlthätigsten  macht  sich  der  Einflufs  der  Organisation 
auf  indirekte  Weise  geltend,  in  der  rücksichtsvolleren  Behandlung, 
welche  den  Gewerkvereinlern  meistens  zu  Teil  wird,  von  denen 
man  eben  weiss,  dals  sie  nicht  mehr  in  ganz  so  ohnmächtiger 
Furcht  den  Vorgesetzten  gegenüberstehen.  — 

Die  schwächere  Entwickelung  der  Organisation  in  den  weib- 
lichen Gewerben  beruht  auf  sehr  verschiedenartigen  und  kom- 


1)  Eine  seltene  Ausnahme  bildet  der  Verein  in  Mobley,  Yorkshlre,  welcher 
von  1500  Weberinnen  «m  Ort  1350  umfolst  Hier  zahlen  auch  gegenwArtig  <fie 
Frauen  1  S.  4  d.  die  MAdchen  B  d.  pro  Woche,  um  die  Schulden,  welche  der 

Verein  während  des  allgemeinen  Ausstandes  gemacht  hat,  abzutragen;  außer- 
dem wird  ein  Kassenfond  l&r  die  Zuliuaft  angelegt. 
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plizirten  Gründen,  die  sich  doch  zuletzt  alle  auf  den  einen  und 
tiefliegenden  zurflckführen  lassen,  auf  die  Lebensbedingungen, 
imter  welche  die  Frau  gestdil  ist,  Bedingungen,  welche  sich  in 
jeder  Weise  von  denjenigen  unterscheiden,  die  bei  den  Minnern 
ihrer  Klasse  zur  Geltung  kommen. 

Wenn  man  in  Betracht  zieht,  dafs  das  Interesse  und  die 
Energie  der  Frau  nie  so  ausschliefslich  auf  das  Berufsleben  kon- 
zentrirt  werden  können  wie  beim  Bfanne,  weil  sie  durch  die 
Ansprache,  welche  die  Familie  an  ihre  weiblichen  Mitglieder 
stellt,  eine  stete  Ablenkung  erfahren,  dafs  die  Zeit,  welche  die 
Arbeit  auiser  dem  Hause  der  Frau  Obrig  läfst,  ztir  Arbeit  im 
Hause  verwendet  werden  mufs,  so  dürfte  ihre  mangelnde  Initiative 
in  der  Organisationsfrage  auch  eine  hinreichende  Erklärung  ge- 
funden haben.  Bedenkt  man  ferner  den  Umstand,  dafs  die  Ver- 
tretung nach  aufsen  in  keiner  anderen  Sache  von  der  Frau  ge- 
fordert wird,  dafs  jede  Beschäftigung  mit  Verwaltungsangelegcn- 
heiten,  welche  Schulung  und  Gewöhnung  nach  dieser  Richtung 
geben  könnten,  der  Frau  durch  Erziehung  und  Lebensgang  bisher 
fremd  geblieben  ist.  so  erscheint  auch  ihre  Unf.lhigkeit,  die 
technischen  Aufgaben  der  Organisation  zu  lösen,  nur  als  die 
natürliche  Folge.  Es  wird  den  Frauen  nachgesagt,  dafs  sie  gute 
Striker  seien,  mutig,  geduldig  und  bereit.  Entbehrungen  zu 
tragen,  dafs  aber,  wenn  die  Zeiten  der  Not  und  der  Erregung 
VDrüber  sind,  die  meist  erst  zur  Bildung  der  X'ercinc  führten.  >ie 
sich  auiser  Stande  zeigen,  die  Organisation  zu  verwalten  und 
weiter  auszubauen.  Und  diese  Ansicht  bestätigt  sich,  nicht  nur 
durch  die  Geschichte  der  Liga,  sondern  Oberhaupt  durch  die 
Thatsache,  dafs  es  fast  immer  der  HDlfe  von  aufsen  bedarf,  um 
die  Fähigkeit  der  Selbsthfilfe  in  der  arbeitenden  Frau  zu  ent* 
wickeln.  In  den  Gesellschalten  der  Mflnner  haben  sich  die  Ar- 
beiterinnen zn  tOchtigen  und  zuverlässigen  Mitgliedern  heran- 
gebildet; In  ihren  selbständigen  Vereinen  schreiten  sie  Verhältnis- 
mflisig  wenig  vorwärts.  Auf  Grund  dieser  Betrachtungen  aber  sollte 
man  danach  streben,  ihre  Organisation  so  wenig  als  möglich  von 
der  der  Mflnner  zu  trennen.  Hier  finden  sie  die  Erfahrungen 
einer  langen  Entvdckelungszeit.  die  Kenntnis  der  Marktbedin- 
dingungen  und  die  dadurch  ermöglichte  taktische  Leitung  des 
Vereins  vor,  vor  allem  aber  die  administrativen  Kräfte,  die  in 
ihren  Reihen  noch  viel  seltener  sind.  Für  den  Teil  der  Ar- 
beiterinnen, die  sich  den  männlichen  Gesellschaften  anschlieisen 
können,  ist  die  Organisationsfrage  demnach  gelöst.  Die  eigene 
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Geschichte  der  männlichen  Gewerkvereine  beweist  jedoch  sehr 
deutlich,  wie  sehr  die  ganze  wirtschaftUche  Natur  der  Gewerbe 
Ober  die  Geschichte  und  die  Erfolge  der  Organisation  entscheidet 
Es  wflre  daher  einseitig,  die  geringeren  Fortschritte  der  Koalition 
in  den  Frauenindustrien  allein  darauf  zurQckzufllhren,  dafs  hier 
die  HQlfe,  das  Vorbild  und  der  Druck  der  männlichen  Vereins- 
genossen  fehlt  Wir  sehen  z.  B.,  dals  auch  die  Midland  Counties 
Federation  vergeblich  die  gröfsten  Anstrengungen  gemacht  hat, 
um  die  Frauen  in  der  Thon-  und  Eisenindustrie  zu  organisiren! 
Es  sind  eben  hier  die  allgemeinen  Bedingungen  des  Gewerbes, 
welche  der  Organisation  als  Hemmnis  in  den  Weg  treten,  und 
diese  Bedingungen  herrschen  in  der  Mein  zahl  der  weiblichen 
Arbeitszweige  vor.  Man  bedenke  nur,  dals  es  fast  durchgängig 
die  kleinen  und  zerstreuten  Gewerbe  sind,  in  denen  ausschliefs- 
lich  Frauen  arbeiten:  Gewerbe,  die  zumeist  im  Hause  oder 
in  kleintMi  Werkstätten  betrieben  werden  und  zum  grol^'n  Teil 
auf  d<  ni  sweating  system  basiert  sind.  Da  wo  die  FVauen  in 
gn)lsen  Fabriken  beschäftigt  werden,  wo  es  allein  schon  durch 
das  Zusammenarbeiten  in  grofser  Zahl  leichter  i^^t  als  in  der 
Isolierung  der  hciu-lichcn  Gewerbe,  zur  Verständigung  und  zu 
einheitlichen  Anstrengungen  zu  gelangen,  sind  auch  die  meisten 
und  bedeutendsten  Vereine  ins  Leben  getreten.  Das  wenigst 
fruchtbare  Feld  für  Gewerkvereinigung  dagegen  ist  in  Distrikten 
wie  Birmingham  zu  finden,  in  denen  die  Arbeit  geteilt  und  wieder 
geteilt  wird,  wo  z.  B.  Gruppen  von  oft  nur  zwei  oder  drei  Frauen 
för  die  Zwischenhändler  in  unAchten  Schmucksachen  arbeiten. 
Ebenso  hat  unter  den  Frauen,  welche  mit  der  Herstellung  von 
Briefumschlägen,  Stahlfedern,  Kartons,  Säcken,  Zwirn,  Kerzen, 
kOnstlichen  Blumen,  Miedern,  Besätzen  und  Stickereien.  Hand* 
schuhen.  Netzen,  mit  Strohflechten«  Federkräuseln  und  Metall- 
poliren  beschäftigt  sind,  (im  wesentlichen  häusliche  Gewerbe,  in 
denen  nicht  weniger  als  83000  Personen  arbeiten)  die  Gewerk- 
vereinigung Oberhaupt  noch  nicht  begonnen;  unter  den  Naherinnen 
und  Hemdenarbeiterinnen,  ungefähr  in  gleicher  Zahl  vertreten, 
sind  kaum  nennenswerte  Anfänge  vorhanden.  FOr  diese  ganze 
Kategorie  von  Arbeiterinnen  ist  vielleicht  erst  dann  etwas  zu 
hoffen,  wenn  sich  Bestrebungen  der  allerjOngsten  Zeit  verwirk- 
lichen sollten^),  wonach  die  Schutzgesetzgebung  Ober  Fabriken 


')  In  dem  Antrag  von  Hr.  Sidney  Buxton  sind  dieselben  teilweis  sum  Ans> 
druck  gekonunen. 
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und  Werkstätten  hinaus  auch  auf  die  häusliche  Arbeit  auszu» 
dehnen,  und  der  Arbeitgeber  f&r  das  Einhalten  der  gesetzlichen 
Arbeitsstunden,  der  Hauswirt  fQr  die  Befolgung  der  sanitären 
Vorschriften  verantwortlich  zu  machen  sei.  Denn,  wie  Mrs.  Webb 
auf  dem  Gewerkvereinskongrefs  von  1892  ausführte:  „Diese 
doppelte  Verantwortlichkeit  des  Wirtes  und  des  Unternehmers 
wäre  ein  direkter  und  verhängnisvoller  Schlag  für  die  Sweater- 
Geweibe.  Die  Wirte  der  Mietskasernen  würden  den  Gebrauch 
einzelner  Stuben  für  Industriezwecke  verwt  iuern.  wenn  sie  bei 
Ueberfüllung  derselben  oder  sonstigen  gesundheitswidrigen  Kin- 
richtungen  schweren  Strafen  verfielen;  Grofshändler  fänden  es 
ökonomischer,  Fabrikgebäude  zu  errichten,  als  einen  Stab  von 
Privatinspektoren  anzustellen,  um  sich  vor  der  Uebertretung  des 
Gesetzes  in  tausenden  von  unbekannten  Heimstätten  zu  sichern." 
Jeder  Umstand,  welcher  das  Ausgeben  der  Arbeit  unvorteilhaft 
und  unbequem  fOr  den  Arbeitgeber  macht,  wOrde  ihn  dazu 
drangen,  sie  in  grolsen  Etablissements  verrichten  zu  lassen  und 
erst  dann,  wenn  der  lose  Triebsand  der  hausindustriellen  Ar- 
beiterinnen in  gröfseren  Betrieben  verbunden  wäre,  gebe  er  für 
den  Bau  der  Organisation  eine  festere  Basis  ab. 

Neben  der  Zerstreutheit  der  weiblichen  Gewerbe,  der  Ver- 
einzelung, in  welcher  sich  ein  grofser  Teil  der  Frauenarbeit  voll- 
zieht, ist  es  ihre  schlechte  Bezahlung,  welche  die  gewerbliche 
X'ereinigung  erschwert.  Fast  durchgängig  gestalten  sich  die 
LühnverhiUtnisse  in  den  weiblichen  Arbelt^zweigcn  ungünstiger 
als  in  den  männlichen.  Und  zwar  ist  der  X'erdienst  der  Frau 
nicht  nur  darum  geringer,  weil  ihre  Arbeit  nicht  so  produktiv 
ist,  als  die  des  Mannes  (nach  Quantität  durch  ihre  geringeren 
physischen  Kräfte,  durch  die  grOfsere  Unregelmftlsigkeit  mit  der 
sie  ihrer  Beschäftigung  nachgeht,  und  die  gesetzlichen  Ein- 
schränkungen, welchen  dieselbe  teilweise  unterliegt,  nach  Quali« 
tät  durch  ihre  mangelhafte  technische  Erziehung);  die  Frau  erwirbt 
auch  weniger,  weil  das  Erzeugnis  der  weiblichen  Arbeit  auf  dem 
Markte  durchschnittlich  niedriger  bewertet  wird,  als  das  der 
männlichen  Arbeit. 

Die  Differenz  in  dem  Preise  der  Arbeit  von  Mann  und  Frau 
existirt  überall:  in  der  alten  und  in  der  neuen  WVlt.  in  manueller, 
in  geschäftlicher  und  in  erzieherischer  Arbeit,  dort  wo  das  Her- 
kommen die  Lohnhöhe  bestimmt,  ebenso  wie  dort,  wo  der  Zeit- 
lohn herrscht  oder  der  Stücklohn,  unter  jeder  Form  der  Lohn- 
zahlung und  in  allen  Graden  und  Klassen  der  Bcschältigung.  Es 
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ist  ein  Problem,  dem  eine  Mehrheit  von  Ursachen  und  Wechsel- 
wirkungen zu  Grunde  Hegt  und  das  einer  einfachen  Lösung 

widerstrebt. 

Zum  Teil  liegt  die  Ursache  in  den  geringeren  Produktions- 
kosten der  weiblichen  Arbeit,  in  der  Thatsacht .  dafs  die  physi- 
schen und  auch  die  geistigen  Bedürfnisse  der  Frau  geringer  sind 
als  die  des  Mannes,  und  dafs  sie  nicht  ausschliefsUch  durch  den 
eigenen  Arbeitsertrag  befriedigt  werden,  sondern  vielfach  durch 
Unterstützung  anderer,  durch  die  des  Mannes  und  der  Familie. 
Ein  weiterer  Grund   ist  die  grofsc  Ueberfüllung  des  weiblichen 
Arbeitsniarktes.    Es  giebt  für  die  Frau  nicht  viele  Alternativen 
in  der  Wahl  des  Berules.  darum  ist  das  Angebot   in   den  ihr 
offenstehenden    Arbeitszvveigen    ein    überni.irsiges.  Aufserdera 
existirt  in  den  weiblichen  Gewerben  kein  so  ausgebildetes  Lchr- 
lingssystem.  wie  es  die  männlichen  aus  der  früheren  Wirlschalts-  . 
Ordnung  mit  herübcrgenomiuLn   und  durch   die  Gewerkvereine 
auch  so  viel  als  möglich  festgehalten  haben.    Sodann  aber  be- 
einflufst  der  allgemeine  Glaube  an  die  Inferiorität  der  weiblichen 
Arbeit  ihre  Schätzung  oft  nachteilig  an  Stellen,  wo  eine  solche 
thatsachlich  nicht  vorhanden  ist,  wo  nur  das  Vorurteil  den  Preis 
der  Frauenarbeit  bestimmt  und  nicht  der  Wert  der  Leistung. 

Die  Bedingungen  in  der  wirtschaftlichen  Lage  der  Frau 
kommen  aber  nicht  nur  bei  der  Entstehung  der  Frauenorganisa- 
tionen in  Betracht,  sie  müssen  auch  die  Art  ihrer  Wirksamkeit 
in  sehr  wesendichen  Punkten  bestimmen,  besondere  Aufgaben 
und  besondere  Schwierigkeiten  fllr  dieselbe  erzeugen. 

Wie  die  Gewerkvereine  die  Lebenshaltung  der  mannlichen 
Arbeiterschaft  gesteigert  haben,  so  könnten  sie  auch  die  der 
weiblichen  zu  heben  suchen,  indem  sie  ihren  Erwerb  nicht  auf 
die  Linie  herabsinken  lassen,  weiche  dit  absolute  Lebensnotdurft 
bezeichnet.  Sie  vermöchten  ferner  den  Wert  der  weiblichen 
Arbeit  dadurch  zu  erhöhen,  dafs  eine  bessere  technische  und 
allgemeine  Ausbildung  der  Frauen  von  den  Berufsverbänden  an- 
geregt und  eingeleitet  würde.  Hier  aber  machen  sich  wiederum 
gewisse  Sclnvierigkeiten  geltend,  die  in  den  Eigentümlichkeiten 
des  weiblichen  ßcrufskbens  begründet  liegen.  Die  Mehrzahl  der 
Frauen  beginnt  ihre  gewerbliche  Laulbahn  nicht  wie  der  Mann 
in  der  Voraussetzung,  ihre  ganze  Existenz  darauf  zu  gründen. 
Meist  ist  dieselbe  nur  das  Vorspiel  zur  Ehe  für  sie,  und  die 
Heirat  bildet  einen  Einschnitt,  der  die  zweite  Hälfte  ihres 
Lebens  unter  ganz  andere  Bedingungen  stellt,   als  die  erste 
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und  die  erworbenen  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  leicht  überflüssig 
erscheinen  läfst.  Dieser  Umstand  macht  auch  schon  die  Eitern 
ireniger  geneigt,  ft)r  die  Ausbildung  der  Tochter  grofsere  Geld* 
opfer  aufiniwenden.  Allein  wenn  es  Iminer  schwer  halten  wird, 
das  Berufsleben  der  Frau  in  einen  geordneten  Stufengang  zu 
bringen,  so  liefse  sich  auf  diesem  Gebiete  doch  unendlich  viel 
thun.  Jedenfalls  könnte  der  Gewerkverein  gewissen  Arten  der 
Lehrlingszttchterei,  wie  sie  jetzt  vorkommen,  erfolgreich  in  den 
Weg  treten.  Das  halbwflchsige  Mädchen  wird  von  vielen  Finnen 
mit  ganz  geringem  Lohn  engagirt  und  mit  mehreren  Andern  zu- 
gleich einer  erfahrenen  Arbeiterin  an  die  Hand  gegeben,  welche 
ftr  ihre  Unterweisung  gewöhnlich  nicht  entschädigt  wird.  Ent* 
-weder  läuft  dann  diese  Gefahr,  ihre  Stellung  zu  verlieren,  wenn 
die  Neulinge  brauchbar  werden,  oder  aber  die  jungen  Arbeite- 
rinnen werden  entlassen,  sobald  sie  höhere  LohnansprOche 
machen  können  und  ebenfalls  auf  den  Arbeitsmarivt  gewoHen, 
um  dort  die  Konkurrenz  zu  erhöhen.  Die  Versuchung,  eine 
längere  und  reguläre  Lehrzeit  zu  umgehen,  steigert  sich  noch 
durch  den  Umstand,  dafs  das  Mädchen  die  primitivsten  Kennt- 
nisse für  ihren  Arbeitszweig  meist  schon  initl)rini:t.  t  ine  natür- 
liche Geschicklichkeit  und  die  Gewöhiuin«^  an  manche  IriandgritTe, 
welche  sich  schnell  bis  zu  einem  gewissen  Grade  ausbilden 
lassen.  Damit  fällt  aber  auch  das  Mittel  weg,  dem  schranken- 
losen Zuströmen  jugendlicher  Arbeitskräfte  einen  iJamm  zu 
setzen,  und  die  Mehrzahl  der  weiblichen  Gewerkvereine  erscheint 
im  Punkte  des  Lehrlingswesens  so  ungünstig  gestellt,  wie  die  der 
ungelernten  Arbeiter. 

Auch  das  zweite  und  hauptsächlichste  Mittel,  durch  welches 
Angebot  und  Nachfrage  auf  dem  Arbeitsmarkt  regulirt  werden 
können,  die  Auswanderung  und  die  Wanderunterstatzung,  werden 
von  den  Arbeiterinnen  nur  in  beschränktem  Mafse  anzuwenden  sein. 
Bestimmend  ftlr  den  Aufenthalt  der  Frau  ist  nicht  so  sehr  die 
eigene  Arbeitsgelegenheit,  als  die  des  Mannes;  an  dem  Ort,  wo 
ihr  Mann  beschäftigt  ist,  wird  auch  sie  festgehalten,  gleichviel 
wie  dort  die  Bedingungen  für  ihr  eigenes  Gewerbe  sind.  Aber 
auch  for  das  Mädchen  wird  ein  Wechsel  des  Aufenthalts 
schwerer  zu  ermöglichen  sein,  weil  die  Tochter  neben  der  Be- 
fufsarbeit  sehr  oft  noch  fOr  den  Dienst  der  Familie  nötig  ist 
und  Oberhaupt  länger  in  einem  Schutz-  und  Abhängigkeitsver- 
hältnis zu  derselben  bleibt  als  der  unverheiratete  Sohn.  Diese 
Abhängigkeit  erstreckt  sich  auch  meist  auf  einen  Teil  des  Unter- 
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haltes  und  daraus  erwachst  wiederum  fOr  die  weiblichen  Lohn- 
verfaaltnisse  und  ihre  Regulirung  eine  ganx  besondere  Kom- 
plikation. Die  Frauen,  welche  anderweitig  unterstatzt  werden, 
bilden  eine  stets  fluktuirende  Masse,  welche  nur  gelegentliche 
oder  partielle  Beschäftigung  sucht  und  eine  feste  Ausgestaltung 
der  Arbeitsverhaltnisse  in  manchen  Gewerben  nahezu  unmöglich 
macht  So  schätzen  z.  B.  die  Buchbinder  Londons  die  regulären 
Arbeiterinnen  in  ihrem  Gewerbe  auf  etwa  2  bis  3000,  doch  min- 
destens 5000  seien  vorhanden,  welche  nur  wahrend  der  Hälfte 
des  Jahres  dem  Gewerbe  angehören  und  wahrend  d^  Obrigen 
Zeit  feiern  oder  einer  anderen  Beschäftigung  nachgehen.  Diese 
Kategorie  von  Frauen  aber  drückt  naturgemäfs  auf  den  Lohn 
derjenigen,  welche  allein  auf  den  eigenen  Verdienst  angewiesen 
sind.  Sie  bietet  ihre  Arbeit  zu  jedem  Preise  an,  der  als  er- 
gänzendes Einkommen  ftlr  sie  genügt,  der  aber  nicht  ausreicht, 
um  den  gesamten  Lebensunterhalt  zu  bestreiten.  Lediglich  um 
ein  Taschengeld  zu  verdienen,  vermieten  sich  z.  B.  Mädchen,  die 
im  l'ebrigen  zu  iiaus  erhalten  werden,  für  10.  15  und  20  £  jähr- 
lich in  die  Geschäfte,  ein  Gehalt,  von  dem  keine  Frau  ihr  ganzes 
Budget  bestreiten  kann.  Und  derartige  Verhältnisse  linden  sich 
in  allen  Kreisen i).  Wo  aber  das  Interesse  an  der  Bezahlung 
ein  so  verschiedenes  ist,  mufs  es  auch  sehr  schwer  fallen,  einen 
einheitlichen  Lohnsatz  aufzustellen,  welcher  die  Konkurrenz  der 
Arbeiterinnen  untereinander  aufheben  kann,  und  dem  Verein  das 
Eindringen  derjenigen  Elemente  fernzuhalten  vermag,  welche  ihn 
nur  belasten  und  nicht  zu  stützen  vermögen. 

Schwierig  für  die  Arbeiterinnenorganisationen  ist  auch  der 
Kampf  flQr  die  gleiche  Löhnung  von  Mann  und  Frau,  wo  sie  ftlr 
gleiche  Leistung  in  Betracht  zu  kommen  hat,  doppelt  schwierig 
natQrlich  in  Zeiten  des  wirtschaftlichen  Niederganges,  in  welchen 
die  weiblichen  Arbeitskräfte  gerade  wegen  gröfserer  Billigkeit 
gesucht  werden.  Far  dieses  Prinzip  gilt  es  aber  einzutreten,  nicht 
nur  im  künftigen  Interesse  der  Vereinsmitglieder,  sondern  wie  vorhin 
schon  gezeigt  worden,  um  der  allgemeinen  Arbeitersache  willen. 

*)  Man  bcdc-nkc  nur,  wieviel  Töchter  aus  den  oberen  Ständen  sticken, 
malen  und  billigen  Unterricht  in  Künsten  und  Wissenschaften  erteilen ,  nur  um 
einen  Zuschufs  zur  Toilette  zu  haben.  —  Sehr  bezeichnend  ist  auch  folgende 
Geschichte:  Eine  Lehrerin  neidet  sich  f&r  eine  Vakanz  an  einer  Töchterschule; 
»ich  kann  aber  nur  Damen  nehmen,  welche  bei  ihren  Eltern  leben*,  ist  das 
Erste,  was  die  Vorsteherin  tufsert,  .denn  das  Honorar,  das  mit  der  Stelle  vei^ 
knOpft  ist,  wSrde  sonst  nicht  für  dieselben  ausreichen!* 
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Von  der  Powerloom  Association  West-Riding  of  Yorkshlre 
wird  gemeldet,  dals  der  StOcklohn  für  die  Frauen  niedriger  be- 
messen sei,  als  für  die  Mflnner,  und  dafs  auch  da,  wo  Frauen 

völlig  gleiche  Arbeit  leisten,  sogar  auch  den  Webstuhl  selbst  in 
Ordnung  brftchten,  die  Differenz  noch  15—30  pCt.  betrage.  Von 
vornherein  waren  bei  Festsetzung  einer  Lohnskala  verschiedene 

Sätze  für  Männer  und  Frauen  angenommen  worden,  und  letztere 
nuifsten.  da  sie  im  Comite  keine  Stimme  hatten,  sich  alles  auf- 
octroyiren  lassen.  Hier  ist  die  Benachteiligung  wieder  nur  dem 
Mangel  an  Organisation  und  Vertretung  zuzu-chrciben.  Schliels- 
lich  aber  bleibt  in  der  billigeren  Frauenarbeit  den  Unternehmern 
immer  eine  Karte  in  der  Hand,  die  sie  gegen  die  männlichen 
Arbeiter  ausspielen  können. 

Es  wäre  aber  auch  Sache  der  Öffentlichen  Autoritäten,  durch 
ihr  eigenes  Vorbild  das  Publikum  nach  dieser  Richtung  zu 
billigeren  Anschauungen  zu  erziehen.  Bisher  ist  das  Gegentefl 
der  Fall  gewesen.  Nicht  nur  in  den  Fallen,  wo  Staat  und  Ge« 
meinde  auf  dem  Wege  der  Submission  Arbeit  ausgeben,  können 
die  Frauen  selten  einen  genügenden  Unterhalt  verdienen,  das 
trifft  die  Arbeiter  ebenso,  und  die  Trades- Councils  verpflichten 
schon  ihre  Kandidaten  für  munizipale  Aemter,  dagegen  zu 
stimmen,  dafs  städtische  Arbeiten  den  Vermittlern  überlassen 
werden.  Aber  auch  da,  wo  Staat  und  Korporationen  direkte 
Arbeitgeber  sind,  bezahlen  sie  weibliche  Arbeit  geringer  als  die 
gleiche  männliche.  Weibliche  Setzer,  welche  die  Regierung  be- 
zahlt, erhalten  14  S.  pro  Woche.  Die  Männer  werden  höher  be- 
zahlt und  als  alleiniger  Grund  für  diese  Mafsregel  wird  angegeben, 
dafs  der  Marktpreis  (hr  ihre  Arbeit  eben  ein  verschiedener 
sei.  Ebenso  erhalten  die  Frauen,  welche  in  dem  Postamt  ange- 
stellt sind  und  genau  die  Pflichten  der  Männer  erfüllen,  ein  viel 
geringeres  Gehalt.  Auch  die  Prudential  Life  Assurance  Company 
beschäftigt  circa  240  Damen  in  den  unteren  Stellungen,  von  denen 
man  sagt,  dafs  sie  besser  und  schneller  als  die  Männer  arbeiten. 
Doch  das  Gehalt,  das  ihnen  für  dieselbe  Zahl  von  Arbeitsstunden 
gezahlt  wird,  beträgt  kaum  die  HaUte. 

Speziell  in  den  sogenannten,  „gentilen"  Berufen  erwerben 
die  Frauen  gewöhnlich  weniger  als  die  Männer,  als  Bureau- 
beamte und  Lehrer  z.  B.,  für  Arbeiten  die  sowohl  an  Qualität 
wie  Quantität  von  gleichem  W'ert  sind.  Vielleicht  wirken  hier 
die  vorher  besprochenen  Ursachen  am  allerstärksten. 

Sie  wären  jedenfalls  abzuschwächen,  wenn  durch  Erweiterung 

1^ 


Digitized  by  Google 


212  Gertrud  Dyhrenfurth, 

der  Bildungs-  und  Erwerbsgelegenheiten  den  Frauen  nach  oben 
hin  Luft  gemacht  wOrde  und  damit  die  Zusammendrflngung  der 
weiblichen  Arbeit  auf  wenige  Beschaftigungsgebiete  entsprechend 
nachliefse. 

Und  nicht  hier  allein,  sondern  nach  all  ihren  wesentlichsten 
Seiten  hflngt  die  Organisationsfrage  mit  der  Frauenfrage  im  AU« 
gemeinen  zusammen.  Jede  Reform,  welche  der  Rechtsstellung 
der  Frau  eine  andere  Grundlage  giebt  als  bisher:  jede  Beseiti- 
gvinpj  willkürlicher  Schranken  die  ihrer  rhiitigkeit  in  der  öffent- 
liclu'ii  Sphäre  f^esctzt  sind  und  wiecieruin  jeder  Versuch,  ihre 
Arbeit  dort  auszuschliofsen ,  wo  sie  tlcin  Kulturzwcck  der  Frau 
zuwiderläuft;  jedes  Streben,  schliefslich  die  Frau  auf  eine  liöhere 
Stufe  technischer,  sittlicher  und  geistiger  Bildung  zu  heben,  mufs 
auch  auf  die  Entwickelung  ihrer  wirtschaftlichen  Organisation 
zurOckwirken.  Sollte  aber  wiederum  die  gewerkschaftliche  Be- 
wcgung  unter  den  Frauen  diejenige  Form  und  Ausbildung  er« 
reichen,  die  sie  im  Principe  in  sich  trflgt,  so  wOrde  sie  auch 
ihrerseits  zu  der  Losung  dieser  Fragen  ein  Wesentliches  bei- 
tragen. 

Gewifs  wäre  es  verfrüht,  von  den  Anfängen  der  Organisation, 
wie  sie  hier  gezeichnet  wurden,  schon  Fntwickelungslinien  weit 
hinaus  in  die  Zukunft  zu  ziehen.    Doch  als  etwas  Gewisses  lafst 

sich  aus  ihnen  folf^ern:  dafs  es  noch  eines  intensiven  Erzichungs- 
prozesscs  bedarf,  um  in  tier  Frau  die  l'rägerin  der  Organisation 
heranzubilden,  dafs  sie  aber  als  solche  nicht  nur  unter  normaleren 
Bedingungen  im  Wirtschaftsleben  stehen  wird,  sondern  über- 
haupt eine  gesichertere  und  zugleich  unabhängigere  soziale 
Stellung  zu  gewinnen  vermag. 


Anhang. 

Verzeichnis  der  Frauen- Gewerkver eine. 
(Nach  dem  Stand  vom  Oktober  1893.) 
Londoner  Vereine. 
(Die  mit  *  bezeichneten  Vereine  nehmen  MW<»hl  lUnaer  «b  Franen  Mif.) 

The  Womcn  employed  in  Bookbinding  (BudiUnderinnen).    SekreUlrin  Mi» 

E.  White. 

Shirt  and  Collar  Makers*Society  ^Hemden-  und  Kragenarbeiterinnen).  öckrcUria 
Mrs.  Houltcn. 

Uphobterewee*  Sodely  (Tapesiererinnen).   SdtreUUrin  Miss  Hein. 
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TtUoresscä'  Trade  Union.  —  Westminster  and  Pimlico  (Schneiderinnen,  Wcsl- 

minster  und  Pimlico).    Sekretärin  Mrs.  Coopcr. 
Tailoreswt  Auxiliary  to  tbe  anuüguiated  Society  of  Taiiors  (SchDeiderinnen- 

Zweigverdn  der  Yeretnigten  Geadlschaft  der  Schneider).   Sekretärin  Mrs. 

Hocks. 

OreMMlien,  MillinerB  and  Mantlemvken  (Kleider>,  Puts-  und  Mintelowclierinnen), 

Sekretärin  Miss  Addis. 
Ci^ar  Makers"  Union  i  CiearrenmachcrinnenV    Sekretärin  Mrs.  Stammore. 
Scientific  Dresscutters  (akademische  Schneiderinnen).    Sekretärin  Miss  Somanzie. 
Matchbox  Makers'  Union  (ZOndhoIzschachtclarbciterinncn).    Ehrensekretärin  Mrs. 

Reilly. 

ConÜNtionen*  Union  (Zudierbickerinnen).    Sekretirin  Mies  James. 
Ropemakers*  Union  ^ilerinnen).   Sekretirin  Mrs.  Hicks. 

Vereine  in  der  Provinz. 

Abcrdecn:  *Workmen-  and  Workwomens*  Society  (Arbeiter-  und  Arbeiterinnen- 

Gesscllschaft  t.    Sekretärin  Miss  ).  A.  Bisset. 
Alva  N.  B. :  *Society  of  Associated   Weavcrs  (vereinigte   Weber).  Sekretär 
John  Jack. 

Biraungham:  .  Women  enployed  in  Bedatead  Trade  (fiettatellenarbeiterfniwn). 
Sekretir  W.  HIUs. 

Biminfbam:  Wonien*8  Trade  Society  (Gewerkverein  der  Frauen).  Gemeinaame 

Sekretärinnen  Mrs.  Steel  und  Mrs.  Thomas. 
Brighton:  I-aundresses  (Wäscherinnen).    Sekretärin  Mr-  Ford. 
Bristol:  .Association  of  Woriiing  Women  (Vereinigte  Arbeiterinnen).  Sekretirin 

Miss  Talbot. 

♦Card  and  Blowing  Room  Operatives,  Amaigainated  Association  (WoUkrämpler). 

GeneraladKretir  W.  HuUin,  Manchester.   21  Zweigvereine. 
Denton:  Association  of  Hat  Trimmers  (Hutbeaetser).   Sekretir  G.  Wilde. 
Dondee:.  «Mill  and  Factory  Operatives*  Union  (Fabrikarbeiter). 

Edinburgh:  Womcns*  Union  (Trauengcwcrkvcrcin). 

Leicester:  *Amalganiated  Hosiery  Union  (Vereinigte  Strumpfwirker).  Sekretir 

J.  Holmes. 

Leicester:    *N.  U.    of  Boot  and  Sliuc  0|)i:rative9  (Nationale  Union   der  Schuh- 

und  Sticftlart>eitcr).    Sekretär  W.  Inship. 
Lecdt:  Tailoresses  Schneiderinnen).   Sekretirin  Mrs.  Panther. 
Leefc:  Union  of  Women  Silk  Workers  (Seidenarbeiterinnen).    Sekretir  Wm. 

Stubbs,  HQl&sekretirin  Miss  N.  Shenton. 
Liverpool:  Bookfolders  (Falzerinnen).    Sekretirin  Maiigaret  McConneUe. 
Dvcrpool:  Tailoresses"  Coatmaking  Union  (Minnerrockari>eiterinnen).  Sekretir 

Mrs.  Walker. 

Liverpool:  Tailoresses"  Trade  Society  i  Schneiderinnen  i.    Sekretärin  Mrs  Shelley. 
Liverpool:  Upholstercsses'  Union  (^Tapczicrcrinnen i.    Sekretärin  Miss  Owen. 
Liverpool:  *Cloth  Cap  and  Hat  Makers'  Union  (Matzen-  und  Hutmacber). 
Manchester:  Shirtmakers*  Union  (Hemdenniherinnen).  Sekretirin  Mrs  M.  Shetton. 
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*Midlajid  Counties  Trades  Federation  (Föderation  der  Gewerkvereine  der  mitt« 

leren  Grafschaften),  neun  Zweige. 
Nolthii^iam:  Cigar  Hakers  Union  (dgarrennwcherinnen).  Sekrelirin  Ifra.  BrianL 
Nottingham  I  Womens*  Hosieiy  Union  (Stnunpfwirkerinnen).  Sekrelirin  S.  Bowers. 

Nottingham :  Tailorcsses'  Union  (Schneiderinnen).    Sekretär  G.  Noble. 
Nottingham:    Women   Lace   Makers*  Union   (Spitxenarlieiterinnen).  Sdcretlr 

H.  Bartellot. 

Oxford:  Protective  and  Provident  Society-  of  Women  working  in  Trades  iSchutz- 

und  Versorgungsgcsellschaft  für  Arbeiterinnen).    SekretArin  Miss  Farrant. 
*Weavers,  Nordiem  Connties  Amalgamated  Association  of  (Weber  der  nörd- 

lidien  Grafschaften).   Generalaekretir  W.  H.  -Wakason.  29  Zweige. 
*Weavers,  West  Riding  of  Yoritshire  Power  Loom  Association  (Weber  an 

Kraftstahlen).    30  Zweige. 
♦Weavers,  Union  of  Tiowbridge  (Weber).    Sekretär  J.  Smith. 
♦Weavci-s,  Ycadon,  Guisclev  and  District  (Weber i.    Sekretär  Mr.  H.  Lockwood. 
*Scottish  Mill  and  Factory  Workers  Federal  Union  (^Schottische  Fabrikarbeiter). 

Sekretfir  A.  White. 

Slafibrdsliire:  *HanI^,  Womens  Pottery  Union  (TOpferinnen).    Sekrettrin  Miss 
Murphy. 

Staffordddre:   Bürsten   Womens  Potteiy   Union   (TApferinnen).  Sekretärin 

Mi-s  Platt. 

SunderlaiKi:    Paper  Mül  Workers'  Union   (Arl}eiterinnen  der  PapiermQhlen). 

Sekr  f  far  R.  Dalc. 

*Shop  Aääistantä'  Union  National  (Verkäufer).    Sekretär  W.  Johnson. 


Wiener  Wohnungsverhältnisse* 


Von 

Dr.  EUGEN  v.  PHILIPPOVICH, 
Professor  an  der  UniversitAt  Wien. 

Schon  seit  mehr  als  fünfzig  Jahren  ist  die  öffenth'che  Auf- 
merlcsanikcit  auf  die  Wohnungsfrage  gelenkt,  als  auf  eine  Ange- 
legenheit, die  nicht  blos  private  Interessen,  sondern  die  Grund- 
lagen der  ganzen  sozialen  Ordnung  auf  das  Tiefste  berührt. 
Rodbertus  und  V.  A.  Huber  haben  in  den  dreifsiger  Jahren  in 
Deutschland  in  diesem  Sinne  ihre  Stimme  erhoben,  in  England 
und  Frankreich  war  in  den  vierziger  und  fünfziger  Jahren  bereits 
das  Wohnungswesen  durch  Gesetzgebung  und  Verwaltung  aus 
der  Sphäre  des  reinen  Privatrechtes  herausgehoben  und  einer 
sozialen  Ordnung  unterworfen,  und  je  mehr  wir  uns  der  Gegen- 
wart nähern,  desto  intensiver  werden  die  Bestrebungen,  auf  diesem 
Gebiete  durchgängig  mit  der  Enge  und  KOmmerlichkeit  des  Ueber- 
kommenen  zu  brechen,  um  das  Wohnen  der  Menschen  —  die  Le- 
bensbedingung der  Familie,  der  Erziehung  und  Gesittung  —  auf 
neue,  vollkommenere  Grundlagen  zu  stellen.  Insbesondere  in 
England  und  Deutschland  sehen  wir,  wie  die  Wohnungsfrage 
zum  Mittelpunkte  der  vielseitigsten  Untersuchungen  der  Techniker, 
Hygieniker,  Volkswirte  und  Politiker  wird.  Im  Staate,  wie  in  der 
Gemeinde,  in  der  Polizeiverwaltung,  wie  in  der  freien  gesell- 
schaftlichen Thatigkeit  wird  das  Wohnungswesen  zum  Gegen- 
stande eifrigster  Bethätigung  und  allerorten  greifen  bauliche, 
hygienische,  wirtschaftliche  oder  rechtliche  Neuerungen  Platz,  die 
der  Besserung  der  Wohnungsverhältnisse  dienen  sollen. 

Von  alledem  ist  in  Oesterreich  wenig  zu  merken.  Wie  an 
einer  seichten  Bucht  die  machtige  Bewegung  des  Meeres  fast 
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spurlos  vorQbergeht  und  nur  hier  und  da  eine  helVige  Strömung^ 
die  stillen  Gewässer  aufregt,  so  hat  auch  Oesterreich  bis  jetzt  an 
der  grossen  sozialen  Bewegung  des  westeuropäischen  Lebens 
einen  verhältnismäfsig  geringen  Anteil.  Nur  selten  hat  das  Be- 
wufstsein  von  der  Notwendigkeit  grofser  sozialer  Reformen 
weitere  Kreise  erfafst»  meist  waren  es  nur  Reflexerscheinungen 
der  Erregung,  die  sich  draufsen  auf  dem  offenen  Meere  bemerk- 
bar machte,  eine  Bewegung,  die  nur  gebrochen  ihren  Eingang 
bei  uns  finden  konnte  und  niemals  tiefgreifend,  niemals  von  nach- 
haltigen Folgen  war. 

So  hatten  wir  nurli  einmal  eine  nicht  unbedeutende  Bewegung 
für  Reform  des  Wohnungswesens,  deren  Spuren  aber  vri  -icgt 
sind.  Vor  etwa  25  Jahren  haben  Dr.  Emil  Sax,  Dr.  Ralkowsky, 
der  gegenwärtige  Finanzminister  Dr.  von  Plener,  die  „Volkswirt- 
schaftliche Wochenschrilt"  in  energischer  Weise  auf  das  Vor- 
handensein i;röbHchster  Mil"--st;hide  in  unserem  Wohnun.i;swesen. 
auf  deren  verderbliche  Folgen  namentlich  für  die  arbeitende  Be- 
völkerung und  auf  Mittel  und  Wege  zur  Besserung  in'ngewiesen. 
Als  kurz  vor  der  Weltausstellung  und  im  Zusanunenhau^e  mit 
ihr  die  Wohnungsnot  sogar  die  oberen  Schichten  der  Bevölkerung 
zu  erfassen  begann,  als  eine  ungeheuerliche  Steigerung  der 
Mietpreise  und  ein  handgreiflicher  Mangel  an  Wohnungen  die 
Thatsache  der  Wohnungsnot  zu  einer  offenkundigen  machten,  be- 
schäftigten sich  Gemeinderat  und  Abgeordnetenhaus  mit  der  Frage, 
an  Vorschlägen  der  verschiedensten  Art  war  kein  Mangel,  aber 
es  geschah  nichts.  War  es  die  Besserung  der  Verhältnisse 
ftor  die  oberen  Klassen,  war  |es  die  Gewöhnung,  die  schliefslfch 
alles  ausgleicht,  war  es  die  Schwierigkeit  der  Aufgabe  oder  die 
Lähmung,  die  in  Folge  der  Krisis  von  1873  alle  Kreise  ergriff, 
die  zu  diesem  negativen  Ergebnis  Alhrte,  —  es  ist  schwer  zu  ent- 
scheiden. Tatsache  aber  ist,  dafs  mit  der  Erwähnung  jener  Ver- 
hältnisse im  Verwaltungsberichte  des  Bfirgermeisters  Dr.  Felder 
Ober  die  Jahre  1871  —73  die  Akten  Ober  die  Wohnungsfrage  in 
Wien  geschlossen  sind. 

Wohl  hat  die  Volkszählung  von  1880  auch  einiges  Material 
über  die  Wohnungsverhältnisse  erhoben,  aber  es  kam  zu  keiner 
Wirkung.!)   Nun  haben  aber  die  umfangreicheren  und  sorgfältig 

Erst  nachdem  dieser  Aufsatz  geschrieben  war,  kam  mir  eine  Broschflre 
des  Dr.  Maximilian  Steiner  i,Ueber  die  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  in 

Wien,"  .Mfrcd  HAldcr,  1884,  sowie  die  Th.its.iche  zur  Kenntni«:,  dafs  Dr  Steiner 
1885  einen  Verein  zur  Erlwuung  Ton  Arbeiterwohnungen  gegründet  hat.  Trots 
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durchgeführten  Erhebungen,  welche  im  Jahre  1890  mit  der  Volks- 
zählung verknüpft  wurden,  neues,  entscheidendes  Material  zutage 
gefordert,  und  sowohl  die  Behandlung,  welche  der  gesamte  Stoff» 
der  in  Bezug  auf  die  Wohnungsverhftltnisse  in  Osterreichischen 
Städten  zusammengetragen  wurde,  seitens  der  statistischen  Zen- 
traUKommission^)  erfahren  hat,  wie  der  vorzügliche  und  in's 
Detail  gehende  Bericht^,  den  der  Leiter  unseres  städtischen 
statistischen  Amtes  Dr.  Sedlaczek  erstattet  hat,  haben  gezeigt, 
dafs  wir  in  Oesterreich,  und  speziell  in  Wien,  Wolinungsverhfllt- 
nisse  von  so  krasser  Natur  haben,  dafs  niemand,  der  fQr  die 
Ent\vic!si  lung  der  Zukunft  ein  Interesse  hat  und  der  ein  wenig 
niitiühh  mit  den  Leiden  der  Bevölkerung,  daran  achtlos  vorüber- 
gehen kann. 

Die  Volkszählung  des  Jahres  1890  hat  im  Ganzen  19  Städte 
und  deren  \'t)rorte  auf  die  Wohnungsverh.lltnisse  hin  geprüft: 
Wien.  Wiener-Neustadt,  Linz  mit  L'rlahi-.  Salzburg  mit  Maxglan, 
Graz,  Marburg,  Klagenfurt,  Leibach  mit  Ober-  und  Unter>Schischka, 
Triest,  Innsbruck  mit  Wilten,  Trient.  Prag  mit  den  Vororten, 
Reichenberg  mit  den  Vororten,  Pilsen,  BrQnn,  OlmOtz,  Troppau, 
Lemberg,  Krakau.  In  allen  diesen  StAdten,  welche  die  bedeu- 
tenderen Landeshauptstädte  und  einige  kleinere  Provinzstädte, 
die  auch  als  Industrialorte  Erwähnung  verdienen,  zusammen- 
fassen, zeigt  sich  die  gleiche  Erscheinung,  dafs  W^ohnungsver- 
hältnissc  existiren,  die  wir  nicht  anders  denn  als  Wohnungselend 
bezeichnen  können. 

Mit  Rücksicht  darauf  dürfte  es,  wenn  wir  im  folgenden  auch  nur 
die  \'ei  haltnisse  in  Wien  einer  etwas  eingehenderen  Betrachtung 
unti  rziehen  wollen,  doch  zvveckmäf:^ig  sein,  wenigstens  einzelne 
der  bezeichnendsten  Ergebnisse  der  gesammten  Krhebungen  ins 
Auge  zu  fassen.  Wir  werden  dann  sehen,  dafs  die  auf  Besserung 
abzielenden  Vorschläge  durchaus  allgemeiner  und  umfassender 
Natur  sein  mOssen. 


grftlster  Energie  »t  es  aber  dem  Genannten  nicht  mOgUcb  gewesen,  fllr  seine 
richtig  motivirten  und  sweckmAfHgen  Plflne  die  thfltige  Mitarbeiterschaft  weiterer 

Kreise  zu  crianpcn. 

'  )  f)cstcrrt  ichischp  Statistik  XXXII.  U<\.  Krt:»  hp.i--c  der  VoIkn/.ililuDg 

vom  31.  Dezember  1890  in  den  im  Kcichsratc  vertretenen  Königreichen  und 
Lindern,  4.  Heft.  Die  Wohnungsverbfiltnisse  in  den  grftfseren  Stödten  und  ihren 
Vororten.    Wien  1893. 

*>  Dr.  Sedlaczek,  Die  Wohnverhältnisse  in  Wien.  Ergebnisse  der  Volles» 
xihlong  vom  31.  Desember  1890.    Wien  1893. 
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I. 

Der  Mafsstab,  den  ich  hier  zur  Prüfung  der  Wohnungsver- 
hältnisse der  österreichischen  Stfldte  im  allgemeinen  anlegen 
will,  ist  ein  dreifacher.  Erstens  das  VerhAltnis  der  ein-  und 
zweirfluroigen  Wohnungen  zur  Gesammtzahl  aller  Wohnungen 
bezw.  der  Bewohnerzahl  jener  Wohnungsgruppen  zu  der  Ge- 
sammtzahl aller  Bewohner;  zweitens  die  Zahl  der  kochenlosen 
Wohnungen;  drittens  die  Dichtigkeit  der  Bewohnung,  d.  h.  die 
Bewohnerzahl,  welche  durchschnittlich  und  absolut  auf  die  ein- 
zelnen Wohnräume  in  den  verschiedenen  Wohnungsgruppeo 
entfiült. 

Wenn  ich  das  erste  Moment  hervorhebe  und  das  Verhflltnüs 
der  ein-  und  zweiräumigen  Wohnungen  und  das  Verhältnis,  in 
welchem  die  Bevölkerung  genötigt  ist,  in  derartigen  Wohnungen 
ihr  Unterkommen  zu  finden,  besonders  betone,  so  geschieht  dies 
mit  ganz  besonderer  Rücksicht  auf  die  Erfahrungen,  welche  ich 
bei  der  Betrachtung  der  Wiener  Wohnungsverhaltnisse  gemacht 
habe.  Die  ein-  und  zweiräumigen  Wohnungen  sind  diejenigen, 
welche  nicht  blofs  das  gröfste  Mafs  der  Wohnungsdichtigkeit 
besitzen,  sondern  welche  nach  den  Stichproben,  die  unten  zu  er- 
wähnen sein  werden,  auch  ganz  abgesehen  von  dem  statistischen 
Mafsstabe  der  Uebervölkcrung.  in  hygienischer  Beziehung  ganz 
aufserordcnthch  schlechte  Zustände  aufzuweisen  haben.  Auch 
wird  Niemand  der  Ansicht  widersprechen,  dafs  ein-  und  zwci- 
raiiniige  Wohnungen  als  Familienwohnungen  an  und  für  sich  ein 
Zeichen  dürftiger  Lebensverhältnisse  sind. 

Wir  linden  nun  unter  den  19,  beziehungsweise  —  bei  be- 
sonderer Berücksichtigung  der  Vororte  —  25  Stadtgebieten  im 
Ganzen  nur  5  (Salzburg,  Klagenfurt,  Innsbruck  mit  Wüten. 
Trient.  Laibach),  in  denen  weniger  als  der  dritte  Theil  der  Be> 
vOlkerung  in  derartigen  klemen  und  zweifellos  in  der  Mehrzahl 
der  Fälle  unhygienischen  Wohnungen  zusammengedrängt  ist 
Wir  finden  aber  6  (Maxglan,  Prag  iVororte],  Reichenberg  Stadt 
und  Reichenberg  Vororte,  Pilsen,  Lemberg),  in  welchen  mehr 
als  die  Hälfte  der  ganzen  Bevölkerung  auf  solche  kleine  und 
kleinste  Wohnräume  angewiesen  ist,  darunter  Reichenberg  Stadt 
mit  58  pCt.,  Reichenberg  Vororte  mit  88  pCt,  Piben  mit  67  pCt., 
Prag  Vororte  mit  70  pCt. 

Zu  dieser  Beschränktheit  des  Wohnens  tritt  dann  die  Kflchen- 
losigkeit  der  Wohnung  als  eine  weitere  Minderung  der  sozialen 
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Lage  der  davon  betroffenen  Bevölkerungsschichten  hinzu.  Dafs 
wir  dem  Mangel  einer  Küche  eine  Bedeutung  zuzuschreiben 
haben»  nicht  blols  mit  Rflcksicht  auf  das  Wohnen,  sondern  mit 
ROcksicht  auf  die  ganse  Gestaltimg  des  Familienlebens,  des  Haus- 
haltes, ist  leicht  zu  ersehen.  Wo  die  KOche  fehlt,  ist  der  Wohn- 
raum nicht  nur  auch  Schlafraum,  sondern  zugleich  Kochraum  und 
Waschraum.  Alles  Ungemach,  alle  Unreinlichkeit,  alle  Unbe- 
quemlichiceit  dieser  Vereinigung  .aller  hftuslichen  Funktionen  in 
dem  einen  Raum  wiricen  dann  zusammen  um  die  Wohnung  ihres 
Charaicters  als  einer  Heimstätte  gemütlichen  Familienlebens  zu 
entkleiden.  Wie  kärglich  mufs  doch  das  Leben  sein  in  jenen 
Orten  Oesterreichs,  in  denen  mehr  als  der  dritte  Thcil.  ja  mehr 
als  die  Hälfte  der  Bevölkerung  nicht  im  Besitze  einer  Wohnung 
ist,  welche  eine  eigene  Küche  hat.  So  hat  Linz  ungefähr  35  pCt. 
seiner  Bevölkerung  in  küchenlosen  Wohnungen,  Urfahr  sogar 
42  pCt.,  Reichenberg  Stadt  über  48  pCt,  Reichenberg  Vororte 
über  76pCt 

Schon  aus  den  angegebenen  Thatsachen  ist  der  Schlufs  zu 
ziehen,  dafs  die  Dichtigkeit  der  Bewohnung  in  den  in  betracht 
gezogenen  Städten  eine  bedeutende  sein  mufs.  Da  wo  die  relativ 
gröfste  Zahl  von  Wohnungen  nur  aus  zwei  oder  wie  in  Reichen- 
berg, Piken,  Lemberg,  Krakau  sogar  nur  aus  einem  Wohnungs- 
bestandteil besteht,  ist  eine  Uebcrfüllung  der  einzelnen  Wohn- 
räume von  vornherein  wahrscheinlich.  Die  Volkszählung  von  1890 
bat  denn  auch  eine  solche  in  hohem  Grade  nachgewiesen.  Man 
wird  annehmen  dürfen,  dafs,  wenn  in  einer  Wohnung  auf  einen 
Wohnraum  —  wobei  als  solcher  Zimmer.  Kammer,  Küche  und 
Vorzimmer  angesehen  werden  —  drei  und  mehr  Personen  entfallen, 
bereits  eine  UeberfüUung  vorhanden  i^t.  Die  Wohnungsstatistik 
gestattet  uns,  diesen  Mafsstab  anzulegen.  Insbesondere  sind  es 
wieder  die  kleinen,  ein-  und  zweiräumigen  Wohnungen,  welche 
ein  so  grofses  Mafs  der  Wohnungsdichtigkeit  aufweisen.  Haben 
doch  in  15  der  oben  erörterten  25  Stadtgebiete  mehr  als  die 
Hälfte  aller  einraumigen  Wohnungen  3—5  und  mehr  Bewohner. 
Nach  einer  auf  Grund  der  Veröffentlichung  der  statistischen  Zentral- 
kommission  angestellten  Berechnung  lebten  in  diesen  Städten 
(mit  Ausschlufs  von  Trient,  fOr  welches  die  Berechnung  unmög- 
lich war)  etwa  560000  Menschen  in  Wohnungen,  die  nach  diesem 
Maisstabe  als  überfüllt  zu  betrachten  sind.  Das  sind  21,9  pCt 
der  rund  2V2  Millionen  zählenden  Gesamtbevölkerimg  jener 
Städte.  Der  fünfte  Teil  der  Bewohner  der  gröfseren  österreichi- 
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sehen  St'idtf  in  überfüllten  Wohnungen  wohnend  —  das  ist  ein 
ernstes  Ergebnis! 

Vor  Kurzem  hat  Charles  Booth  eine  ähnliche  Berechnung 
für  London  angestellt  im  Anschlüsse  an  die  Erhebungen,  die 
auch  dort  mit  der  Volkszählung  von  I89()  verbunden  worden 
sind.M  Darnacii  lebten  von  der  Bevölkerung  Londons  nur 
492370  Personen,  das  sind  12  pCt.  der  Gesammtbevölkerung, 
die  4.2  Millionen  betrug,  in  Wohnungen,  in  welchen  drei  und  mehr 
Personen  auf  einen  Raum  kamen;  d.  h.  London,  die  Weltstadt, 
die  uns  gewöhnlich  angeftthrt  wird  als  die  Summirung.  als  die 
höchste  Potenz  des  krassesten  Gegensatzes  von  arm  und  reich, 
als  jene  Stadt,  in  welcher  die  Armut  ein  gröfseres  Mafs  des 
Elends  und  der  Not  aufweist,  als  irgend  eine  andere  Stadt  der 
Welt,  zeigt  uns  in  Bezug  auf  die  Wohnungsverhaltnisse  einen  viel 
günstigeren  Zustand  als  jene  von  uns  in  Oesterreich  aufgezählten 
Städte.  Es  ist  angesichts  dieser  zahlenmäfsig  festzustellenden  That- 
sache  gewifs  von  Interesse,  dafs  unbefangene  Beobachter,  wie 
z.  B.  Herr  v.  Plener  in  seiner  Schrift  Ober  die  englischen  Bau- 
genossenschaften 1873,  schon  Vorjahren  daraufhingewiesen  haben, 
um  wieviel  günstiger  die  Wohnungsverhältnisse  in  England  gegen- 
über  dem  Kontinente  sind.  Wir  gehen  wohl  nicht  irre,  wenn 
wir  darin  einen  Erfolg  der.  wie  oben  hervorgehoben,  schon  weit 
zurückwirkenden  englischen  Wohnungsgesetzgebung  erblicken. 
Wenn  trotzdem  durch  unsere  Zeitungen  so  häufig  Berichte 
Ober  die  grüfslichen  Zustünde  in  den  englischen  „slums"  gehen 
und  so  selten  unsere  cieene  Lage  Erwähnung  findet,  so  ist  dies 
einerseits  ein  Zeichen  der  Kntschiedrnheit,  mit  der  man  dort  an 
die  Aufdeckung  und  örtcntliche  Erörterung  aller  Ucbel.>tandc 
schreiti  t.  andererseits  ein  Beweis,  wie  wenig  weit  wir  noch  in 
der  Erkenntnis  unserer  eigensten  Lebensverhältnisse  vorgeschritten 
sind. 

Die  angeführten  Thatsachen  aber  beweisen,  dafs  die  Woh- 
nung-.frage  in  Oesterreich  in  einem  grotsen  Umfange  exisiiert  und  • 
dafs  das,  was  im  Eolgenden  bezüglich  Wiens  im  besonderen  aus- 
zuführen sein  wird,  ohne  Gefahr  einer  Uebertreibung  auch  als 
charakteristisch  fOr  die  kleineren  Städten  wird  angesehen  werden 
können. 

Unter  Anwendung  der  eben  filr  die  Gesamtheit  der  öster- 
reichischen Städte  benOtzten  Mafsstäbe  erhalten  wir  fflr  Wien 


Journal  of  thc  Royal  Statistical  Society.   Dez.  1893. 


Digitized  by  Google 


Wiener  Wuhnuiigsverhäluiissc. 


221 


das  nachstehende  Ergebnis:  Es  gab  hier  im  ganzen  306185  Woh* 
nungcn  (davon  286759  bewohnt)  mit  r341899  Bewohnern.  Davon 
waren  einraumig  23921  mit  64621  Bewohnern,  zweirtumig  103433 
mit  411314  Bewohnern.  Diese  Gruppe  von  kleinsten  und  dürf- 
tigsten Wohnungen  zusammen  machte  44  pCt.  aller  Wohnungen 
aus  und  umfafste  35  pCt ,  d.  h.  mehr  als  den  dritten  Teil  aller 
Bewohner.  Von  den  Wohnungen  mit  einer  grösseren  Zahl  von 
Räumen  wird  man  mindestens  noch  jene  zu  den  kleinen  und  im 
Wesentlichen,  von  der  Arbeiterklasse  aufgesuchten  Wohnungs- 
gruppen rechnen  dOrfen,  die  aus  Zimmer,  Kammer  und  Küche 
bestanden.  Deren  gab  es  84601,  bewohnt  von  426516  Bewoh* 
nem.  Zusammen  erhalten  wir  dann  an  kleinsten  und  Ix  sclu  i- 
densten  Wohnungen  211955  mit  902454  Bewohnern,  d.  h.  ta.->t 
drei  Viertel  aller  Wohnungen  (73,9  pCt.)  und  über  zwei  Dritlel 
der  Bevölkerung  (67  pCt.). 

Was  die  küchcnlosen  Wohnungen  anbelangt,  so  wurde  für 
Wien  ermittelt,  dal's  9.24  pCt.  alier  Wolmungen  ohne  Küche 
waren,  ein  \'erhflltnis,  das  sich  natürlich  in  einzeliRn  Bezirken 
noch  weit  ungünstiger  stellt.  So  haben  in  ntun  Bezirkten  mehr 
als  10  pCt.  s.lmmtlicher  Wohnungen  keine  Küche.  76330  Per- 
sonen d.  i.  5,69  pCt.  aller  Bewoliner  waren  auf  solche  Wohnungen 
angewiesen. 

Ganz  besonders  ungünstige  Resultate  ergiebt  der  dritte  Mafs- 
stab,  den  wir  an  die  Wohnungsverhältnisse  anlegen,  der  der 
Dichtigkeit  der  Bewohnung,  wenn  wir  Wien  mit  anderen  Grofs- 
Städten  vergleichen.  Berechnen  wir  die  Zahl  der  Bewohner, 
welche  auf  ein  Haus  kommen,  so  finden  wir  in  Wien  47,29,  in 
Berlin  36,5,  in  Paris  33,1,  in  London  7,2.  Nehmen  wir  die  Beleg- 
Ziffer  eines  Wohnraumes,  d.  i.  die  Zahl  der  Personen,  welche 
durchschnittlich  auf  einen  Wohnraum  entfällt,  wobei  hier  als 
Wohnraum  nur  gerechnet  wird  Zimmer  und  Kammer,  weil  der 
Vergleich  mit  anderen  Städten  sonst  nicht  möglich  wäre,  so  er- 
halten wir  in  Wien  eine  BelegzifTer  von  2,1,  in  Berlin  eine  solche 
von  1,9,  in  Paris  von  1,1,  d.  h.  wir  haben  in  Wien  fast  die 
doppelte  Dichtigkeit  der  Bewohnung,  die  Paris  besitzt.  Nehmen 
wir  noch  einen  anderen  Mafsstab,  welcher  mit  der  Dichtigkeit 
der  Bewohnung  zusammenhängt,  die  Zahl  der  Aftermiether, 
vor  Allem  aber  die  Zahl  der  Bettgeher,  so  können  wir  Berlin 
und  Wien  vergleichen  und  erhalten  dann  das  folgende  Resultat. 
Bei  Zusammenfassung  der  Aftermiether  und  Bettgeher  leben  in 
Wien  179611  Personen,  das  sind  14,13  pCt.  der  ganzen  Bevöl- 
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kening  in  diesem  Wohnungsverhältniss;  in  Berlin,  welches  be- 
kanntlich grosser  ist,  nur  133359,  d.  i.  8,6  pCt,  der  ganzen  Be- 
völkerung. Eine  besondere  Betrachtung  der  Bettgeher,  der 
Schlafleute,  ergiebt,  dafs  in  Wien  6,4  pCt  der  Bevölkerung,  in 
Berlin  6.1  pCt.  der  Bevölkerung  Schlafleute  waren. 

Die  UeberfQllung  von  Wohnungen  ist  in  Wien  in  absoluten 
Zahlen  durch  die  stadtische  Statistik  festgestellt  worden.  Aller- 
dings nahm  man  hierbei  als  QberfüUt  erst  jene  Wohnung  an,  in 
der  vier  und  mehr  Personen  auf  einen  Wohnraum  (Zimmer, 
Kammer,  Köche  oder  Vorzimmer)  kamen.  Darnach  waren  in 
Wien  überfüllt  4,34  pCt.  aller  Wohnungen  mit  90331  Bewohnern, 
das  ist  6,7  pCt.  der  Bevölkerung.  Hier  verhalten  sich  natürlich 
die  einzelnen  Bezirke  ungleich.  Es  gibt  Bezirke,  in  denen 
10,  12.25,  13  und  13.99  pCt.  der  ganzen  Bevölkerung  in  der- 
artigen übervölkerten  Wohnungen  mit  vier  und  mehr  Personen 
auf  den  Wohnraum  leben.  Diese  Zählung  fafst,  wie  es  ja  bei  einer 
grofsen  Zählung  nicht  anders  möglich  ist,  ganze  Bezirke  zusammen. 
Dabei  unterläuft  jedoch  ein  bedeutender  Fehler.  Eine  solche  Zäh- 
lung beruht  auf  der  Vorstellung,  als  ob  die  Gesamtzahl  der  Woh- 
nungen, die  in  einem  Bezirke  vorhanden  ist,  und  die  Ge.sammt- 
zahl  der  Bewohner  dieses  Bezirkes  eine  Einheit  wären  und  mit 
einander  konkurrierten.  Das  ist  nun  zweifellos  nicht  richtig.  Die 
ein-  und  zweiraumigen  Wohnungen  und  eine  grosse  Zahl  der 
dreiräumigen  Wohnungen  stellen  eine  Einheit  Dir  sich  dar,  und 
die  BevOlkerungsklasse,  welche  in  diesen  Wohnungen  lebt,  ist 
ebenfalls  eine  Einheit,  die  für  sich  existiert,  und  die  mit  den  an- 
deren Gesellschaftsschichten  nicht  zusanmiengeworfen  werden 
darf.  Wenn  wir  wissen  wollen,  welches  das  Verhältnis  der  Ober- 
vOlkerten  Wohnungen  ist,  dann  mflssten  wir  fUr  jede  Wohnungs- 
kategorie und  filr  die  BevOlkerungsgruppe,  die  in  dieser  Woh- 
nungskategorie lebt,  besondere  Berechnungen  veranstalten.  Wenn 
wir  z.  B.  ein-  bis  sechsräumige  Wohnungen  zusammenwerfen, 
und  es  ergibt  sich,  dafs  12  pCt.  der  Wohnungen  überfüllt  sind, 
so  können  dabei  die  ein-  und  zweiräumigen  alle  überfüllt,  die 
gröfseren  Wohnungen  alle  nicht  überfüllt  sein.  Die  Gesellschafts- 
klasse, welche  auf  jene  kleinsten  Wohnungen  angewiesen  ist,  ist 
dann  kontinuierlich  und  in  allen  Gliedern  der  Wohnungsnot  aus- 
gesetzt, während  das  statistische  Ergebniss  —  12  pCt.  Ueber- 
fü Ihm  gen  —  das  Bild  einer  gleichmäfsigen  Verteilung  des  Druckes 
hervorruft. 

Ich  habe  nun  versucht,  soweit  als  möglich  aus  den  statisti- 
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sehen  Grundlagen  eine  Berechnung  anzustellen  bezüglich  der 
UebervOlkerung  jener  kleinsten  Wohnungen  von  1  und  2  Räumen. 
Hierbei  konnte  ich  nicht  den  Malsstab  von  4  Personen  anlegen, 
sondern  ich  war  genötigt,  auf  Grund  der  Materialien  auch  jene 
ein-  und  zweiräumigen  Wohnungen  als  Qbervölkert  anzusehen, 
bei  denen  angegeben  ist,  dafs  3—5  Personen  auf  einen  Wohn* 
räum  kommen.  Das  Ergebnis  war,  dafs  z.  B.  in  den  drei  Be- 
zirken Ottakring,  Meidh'ng  und  Favoriten  29.3  bezw.  30,8  bezw. 
31.26  pCt.  aller  ein-  und  zweiräumigen  Wohnungen  übervölkert 
sind.  Zweircllos  ist  dadurch  das  Bild  der  Wohnungsstatistik  be- 
reits etwas  verdüstert  worden,  und  doch  ist  es  noch  nicht  genug 
des  ungünstigen  Urtheils;  denn  dieser  Mafsstab  von  3 — 5  Be- 
wohnern pro  Wohnraum  besagt  noch  nichts  exaktes.  Wenn  in 
einem  Saal  3—5  Personen  leben,  so  wird  er  nicht  aberfflllt  sein; 
wenn  aber  in  einer  kleinen  Kammer  2  Menschen  leben,  kann  sie 
QberfQllt  sein.  Wir  brauchen  einen  genaueren  Mafsstab,  den 
Mafsstab  der  Bodenflache  und  des  Rauminhaltes  der  Wohnung 
uro  feststellen  zu  können,  ob  eine  Wohnung  flberftkllt  ist  oder 
nicht. 

In  der  Absicht,  nach  dieser  Richtung  hin  einen  genaueren 
Einblick  in  die  Lage  der  Bewoliiu  r  der  kleinsten  Wohnungen 

und  zugleich  einen  persönlichen  Eindruck  von  dem  Leben  und 
Wohnen  dieser  Schichten  der  Bevölkerune^  zu  erhalten,  habe  ich 
in  mehreren  Bezirken  Wiens,  in  Favoriten,  Meidlini;.  Ottakring 
und  in  der  Leopoldstadt  eine  Anzahl  von  Arbeiterwoiinungen 
nach  den  wichtigsten  in  Betracht  kommenden  Beziehungen  ge- 
prüft. Das  Ergebnis  dieser  Erhebung  ist  in  den  UebersiclUen  im 
Anhange  wiedergegeben  und  soll  nun  im  Folgenden  besprochen 
werden, 

II. 

Die  Bezirke,  welchen  diese  Wohnungsstichproben  entnommen 
worden  sind,  gehören,  wie  hervorgehoben  werden  mufs,  mit  Aus- 
nahme der  Leopoldstadt  zu  jenen,  bezflglich  welcher  die  offizielle 
Wohnungsstatistik  die  ungünstigsten  Verhältnisse  festgestellt  hat. 
Allein  dies  Moment  darf  bei  der  Beurteilung  des  Folgenden  keine 
Rolle  spielen.  Ich  habe  schon  hervorgehoben,  dafs  die  bezirks- 
weise Beurteilung  der  Wirklichkeit  nicht  gerecht  wird.  Das 
Wohnungselend  knüpft  nicht  an  gewisse  Bezirke,  sondern  an  be- 
stimmte Wohnungskategorien  und  bestimmte  Bcvi ilkcrungsklasscn 
an.   Die  Bezirke  weisen  dann  in  dem  Mafse  günstigere  oder 
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ungünstigere  Verhältnisse  auf,  indem  diese  Wohnungskatego-  | 
rien  zurück-  oder  hervortreten.  Erst  vor  kurzem  wurde  von 
einem  englischen  Architekten  hervorgehoben,  dafs  in  London 
die  schlimmsten  Wohnungszustflnde  nicht  im  Osten,  sondern  im 
reichen  Westen  herrschen,  wenn  sie  auch  hier  verdeckt  er- 
scheinen und  quantitativ  zurücktreten. Darum  möchte  ich  nicht 
80  sehr  Gewicht  darauf  legen,  dass  in  diesem  oder  jenem  Bezirk 
überraschende  Uebelstände  aufgedeckt  wurden.  Das  Entschei- 
dende ist  vielmehr,  dass  in  bestimmten  Wohnungskategorien 
bei  den  vorgenommenen  Stichproben  sich  ein  erschreckendes  i 
Mafs  der  Unzulänglichkeit  unserer  Wohnungsverhältnisse  er- 
wiesen hat.  Was  hier  in  einzehien  Bezirken  erhoben  worden 
ist,  wirft  zugleich  ein  Licht  auf  die  Lage  gleicher  Wohnungs» 
gruppen  in  anderen  Bezirken  i 
Meine  lü  hebung  erstreckte  sich  auf  die  Zahl  der  bei  Tage  ! 
und  der  bei  Nacht  anwesenden  l\*rsonen.  auf  die  Feststellung  ' 
der  Länge,  Breite  und  Höhe  der  Wohnräume,  auf  die  Beleuch- 
tungs-  und  Abtrittsverhältnisse,  endlich  auf  die  Höhe  des  Miet- 
zinses. Die  Auswahl  der  einzelnen  Wohnungsobjckte  erk)lgte 
wesentlich  in  der  Art,  dafs  ich  zunächst  durch  einen  Vertrauens- 
mann, einen  intelligenten  Arbeiter,  Beziehungen  anknüpien  und 
Vorerhebungen  machen  liefs,  die  ich  nachträglich  kontrollierte.  I 
Bei  diesen  Kontrollgängcn  war  es  häufig  möglich,  weitere  Be- 
kanntschaften zu  machen  und  Zutritt  zu  Wohnungen  zu  erhalten, 
deren  Aufnahme  dann  gleichfalls  erfolgte.  Die  ganze  Erhebung 
hat  demnach  nicht  den  Charakter  einer  planvollen  Auslese  be- 
stimmter Wohnungen  aus  einer  bereits  vorher  gekannten  gröfse- 
ren  Wohnungsgruppe,  sondern  sie  ist  thatsachlich  eine  vom 
Zufall  beherrschte  Stichprobe.  In  manchen  Fallen  wäre  eine 
grofse  Erweiterung  der  Aufnahmen  möglich  gewesen.  In  den 
meisten  zur  Aufnahme  von  Arbeitern  bestimmten  Gebfluden  ist 
das  Wohnungs-  oder  richtiger  gesagt,  Raumschema  schon  durch 
die  Aufnahme  von  ein  oder  zwei  Rflumen  für  die  Gesamtzahl 
aller  Wohnungen  im  Hause  zu  gewinnen  und  es  genügte  die 
Umfrage  nach  der  Bewohnerzahl,  um  im  gröfseren  Mafsstabe 
das  Wohnverhältnis  festzustellen.  Allein  dieses  Herumgehen  von 
Wohnung  zu  Wohnung  hätte  immerhin  besondere  Schwierigkeiten 

*)  Worthing  ton,  DwelUngs  of  the  People  London  1893  S.  11:  .The  words 
„Whitechapel**  and  ,East-End*  do  not  locat«  the  worat  areas  of  the  alams  of 
this  great  cnpit.il.  The  filthicst  and  most  insanitary  dwellings  are  often  to  be 
foiind  in  the  pWest->End"  and  in  the  outlying  districts  of  the  metropolis.* 
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bereitet,  da  wir  ja  ohne  Autorität  auf  den  guten  Willen  der  Be- 
wohner angewiesen  waren  und  ausserdem  in  dem  Hausbesorger 
eben  misstrauisch  beobachtenden,  wohl  auch  abwehrenden  Be- 
schotzer  des  Hausrechtes  vorfanden.  Ich  unterliefs  eine  solche 
Erweiterung  meiner  Erhebung,  deren  Ergebnis  kaum  im  Verhält- 
nis zu  den  MOhen  und  Kosten  gestanden  wäre  und  kann  nur  be- 
merken, dais  der  Augenschein  mich  in  solchen  Fallen  Qberzeugt  hat, 
dafs  die  konkret  festgestellten  Thatsachen  sich  in  einzelnen  Ge- 
bäuden einfach  mit  der  Zahl  von  20  od^r  40  oder  100  Wohnungen 
wflrden  vervielfachen  lassen. 

Die  wichtigste  Feststellung  der  Erhebungen  ist  jene,  welche 
sich  auf  die  Gröfse  des  Wohnraumes  bezieht.  Ein  gewisses  Mi- 
nimum an  Bodenlläche  und  Rauminhalt  niufs  —  ganz  abgesehen 
von  allen  anderen  Erfordernissen  —  vor  allem  für  jeden  Bewohner 
vorhanden  sein,  wenn  die  Wohnung  wenigstens  den  elementar- 
sten gesundheidichen  Anforderungen  genügen  soll.  Die  Ermitte- 
lung der  genauen  Gröfsenverhältnisse  der  Wohnräume  ermöglicht 
es  uns  durch  einen  Vergleich  mit  der  Bewohnerzahl  festzustellen, 
ob  dieses  Minimum  vorhanden  ist  oder  nicht.  Dies  ist  der  einzig 
wirklich  zuverlässige  Mafsstab.  mittelst  dessen  sich  die  l'ebcr- 
füllung  oder  Nichtüberfüllung  der  Wohnungen  bestimmen  läl.^t. 
In  Bezug  auf  jenes  Minimum  herrschen  allerdings  verschiedene 
Ansichten.  Die  Anforderungen  der  Hygicniker  schwanken 
zwischen  50  und  480  Kubikmeter  pro  Kopf,  wenn  nicht  eine 
stetige  und  vollständige  Erneuerung  der  Luft  im  Wohnräume 
stattfindet  Auch  das  Mindestmaß  dessen,  was  die  Gesundheits- 
lehre theoretisch  fordert,  wird  in  der  Praxis  in  weitaus  den 
meisten  Wohnungen  nicht  zu  erlangen  sein.  Wir  müssen  mit 
Racksicht  auf  das  praktische  BedOrfhis  und  die  wirtschaftliche 
Leistungsftüiigkeit  der  Bevölkerung  mit  dem  anzulegenden 
Mindestmafsstab  heruntergehen.  Ich  habe  den  gewflhlt,  den  der 
Oberste  Sanitstsrat  und  die  Gesellschaft  der  Aerzte  in  Wien  bei 
einer  Reform  der  Wiener  Bauordnung  zu  Grunde  gelegt  zu 
sehen  wünschen/')  Die  wichtigsten  hier  in  Betracht  kommenden 
Forderungen  sind:  Jede  Wohnung  ist  mit  einer  Küche  zu  versehen. 
—  Für  jede  Wohnung,  auch  für  die  kleinste,  welche  nur  aus 

V  Man  vergl.:  Anbaltspuiikte  fllr  die  Veiiassung  neuer  Bauordnungen  in 
allen  die  Gesundheitspflege  betreffenden  Beziehungen.  Bericht,  erstattet  dem  k.  k. 

Obersten  Sanitätsrat,  von  Hofrat  Franz     Gruber  und  Professor  Dr.  Max  Gmber 

insbcs.  S.  42.    Ferner:  Bericht  des  Ausschusses  der  k.  k.  Gesellschaft  der  Aerzte 
zur  Beratung  der  Reform  der  Wiener  Bauordnung,  Wien  1892,  insbes.  S.  14  ff. 
Archiv  (ar  sox.  GcMUgebg.  u.  Statistik.   VIL  15 
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zwei  Räumen  (Zimmer  und  Küche)  besteht,  ist  ein  besonderer 
Abort  (Abortsitzraum),  wenn  möglich  iiuierhalb  des  Wohnungs- 
verschlusses, einzurichten.  —  Bei  Bemessung  der  Grölse  der 
Wohnräume  ist  für  jede  (Iber  ein  Jahr  alte  Person  ein  Luftraum 
von  mindesiens  10  Kubikmeter  und  eine  ürundlläche  von  minde- 
stens 4  Quadratmeter  zu  veranschlagen.  Die  Mindesthöhe  der 
Räume  mufs  2.5  Meter,  bei  ungünstigen  Lichtverhältnissen  3  Meter 
betragen.  —  In  Wohnungen,  welche  nur  aus  Zimmer  und  Küche 
bestehen,  mufs  das  Zimmer  mindestens  24  Quadratmeter,  die  Küche 
mindestens  6  Quadratmeter  Grundlläche  haben.  —  Wird  in  einem 
Zimmer  statt  eines  Heizofens  ein  Kochofen  aufgestellt,  so  kommt 
bezüglich  der  Belagsfähigkeit  für  letzteren  eine  Belagseinheit 
(10  Kubikmeter)  in  Abzug.  —  Fenster  sollen  für  HauptrSume 
(Zimmer,  Küche)  nicht  auf  den  Gang  gehen,  ihre  Grundflache  soll 
i/so  <lcs  Rauminhaltes  haben. 

Diese  Anforderungen  sind  durchaus  bescheiden  zu  nennen. 
Sie  bleiben  in  Bezug  auf  die  Raumverhaltnisse  unter  den  Minimal- 
forderungen der  Osterreichischen  und  deutschen  Heeresverwaltung, 
welche  in  den  Kasernen  pro  Mann  17  bezw.  13  Kubikmeter 
Schlafraum  fordern,  sowie  unter  den  Ansprachen  der  englischen 
Armen-  und  Gefilngnisverwaltung.  Die  englischen  Armengesetze 
verlangen  ittr  den  Kopf  500  Kubikfufs  13,5  Kubikmeter,  in  den 
englischen  Gefangnissen  kommen  auf  den  Kopf  16  Kubikmeter 
Luftraum.  Wenn  wir  daher  diesen  Mafsstab  an  die  gefundenen 
Gröfsenverhaltnisse  unserer  Wohnungen  anlegen,  so  messen  wir 
mit  dem  nackten  Existenzminimum,  ohne  dals  uns  ein  Spielraum 
für  Behaglichkeit  und  Erhebung  des  W^ohnens  über  die  Befriedi- 
gung des  blofaen  natürlichen  Ruhe-  und  Schutzbedflrfnisses  hin- 
aus bliebe. 

Aber  so  gering  unser  Mafsstab  ist,  die  Thatsachen  hh  iben 
noch  hinter  ihm.  Von  den  101  Wohnungen  unserer  Erhebung 
waren  48  cinräumig.  49  zweiräumig  (Zimmer  oder  Kammer  und 
Küche),  4  dreiräumig  (Zimmer,  Kammer,  Küche).  \'on  allen  diesen 
Wohnungen  hatten  nur  drei,  darunter  zwei  dreiraumige.  (.\o.  84, 
86,  90),  den  Minimalluftraum  und  eine  genügende  Bodenflüche. 
Fünf  weitere  (Xo.  28,  43,  49,  65,  101)  gewähren  den  Minimalluft- 
raum, wenn  wir  den  Rauminhalt  der  Küchen  zu  dem  des  Wohn- 
raumes hinzuschlagen,  nicht  aber,  wenn  wir  diesen,  als  Schlaf- 
raum, allein  betrachten.  Aber  auch  diese  Wohnungen  ge- 
währen nicht  die  Ausdehnung  an  BodenflAche,  die  nach  der  Be- 
wohnerzahl mindestens  zu  fordern  wflre.    Von  den  restlichen 
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93  Wohnungen  besitzt  eine  die  nötige  Grundflache,  aber  nicht 
den  nötigen  Rauminhalt,  alle  anderen  haben  mit  Rflcksicht  auf 
ihre  Bewohnerzahl  und  das  oben  dargelegte  Mindestmafs  weder 
einen  genügenden  Luftraum  noch  eine  genügende  Bodenflüche. 
Zweifeilos  werden  wir  alle  diese  Wohnungen  mit  Ausnahme  der 
drei  erstgenannten  als  überfüllt  bezeichnen  müssen.  Nach  dem 
Mafse  der  Wiener  Wohnungsstatistik,  welche  die  Ueberfüllung 
an  die  Bevvohnung  eines  Raumes  durch  vier  und  mehr  Personen 
knüpft,  waren  aber  nur  53  dieser  Wohnungen  überfüüt.  Die 
übrigen  45  mufsten  den  nicht  überfüllten  zugerechnet  werden, 
obwohl  auch  sie  weder  Licht  noch  Luft,  nuch  Raum  genug  boten 
für  die  Menschen,  die  sie  täglich  beherbergen  müssen.  Wir 
werden  daher  als  sicher  annehmen  dürfen,  dals  die  Zahl  der 
überitülten  Wohnungen  in  Wien,  sowie  ihre  Bewohnermenge 
eine  erhebliche  Steigerung  erfahren  hatte,  wenn  die  Statistik  statt 
des  die  Thatsache  der  Ueberfldlung  nur  schlecht  erlassenden 
Verhältnisses  von  Raumeinheit  und  Personenzahl  die  Raumgröfse 
hatte  ermitteln  können. 

Das  Luft-  und  Raumdefizit  ist  bedeutend.  Es  betragt  im 
Durchschnitt  aller  Wohnungen  28.8  pCt.  des  Minimalraumes  und 
36  pCt.  der  Minimalbodenfläche,  aber  in  vielen  Phallen  ist  es 
£;röfser.  So  fehlen  im  Durchschnitt  tler  einr.'uimigen  Wohnungen 
46.9  pCt.  der  notwendigsten  Bodenilache  und  4U.7  pCt.  des  not 
wen(iig>ten  Raumgehaltes.  Ja,  in  19  unter  den  untersuchten  48 
einraunügen  Wohnungen  stand  den  Bewohnern  nicht  einmal  die 
Hälfte  des  von  uns  oben  als  Existenzminimum  bezeichneten  Luft- 
raumes zur  Verfügung,  in  einigen  von  ihnen  nicht  einmal  ein 
Drittel.  Man  vergleiche  im  Anhange  die  Wohnungen  No.  11, 19, 
33,  59,  76,  87,  88.   Da  finden  wir  „Wohnungen«: 


für  Personen  mit  Grundfläche  mit  Rauminhalt 

in  in  m' 

4  6.9  20,0 

5  5,0  15,0 
4  7,5  19,5 

3  6,5  18.7 

6  6,1  19,0 

4  5,3  14,8 
2  5,6  16,4 


Einen  solchen,  kaum  von  der  Unterbringung  der  Maustiere 
erreichten  Tiefstand  in  der  f^efricdigung  des  Wohnungsbedürf- 
nisses  finden  wir  bei  den  zweiräumigen  Wohnungen  allerdings 

15« 
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nicht  mehr.  Es  ist  hier  nur  eine  einzige,  No.  32»  welche  bei 
einer  Zusammenfassung  von  Wohnraum  und  Kflche  nicht  wenig- 
stens die  Hälfte  des  Raumminimums  gflbe.  Durchschnittlich  ist 
die  gesamte  Bodenflache  und  RaumgrOfse  dieser  Wohnungen 
so.  dafs  das  Defixit  nur  32^1  pCt.  bei  der  ersteren,  23.2  pCt  bei 
der  letzteren  betragt,  also  etwa  1/4  des  notwendigen  Raummini- 
mums vorhanden  ist.  Aber,  das  sei  wnhl  beachtet,  dies  Verhältnis 
ist  nur  unter  der  Voraussetzung  zutreffend,  dals  auch  der  Kochen- 
räum  in  den  normalen  Wohn-  und  Schlafraum  eingerechnet  wird, 
d.  h.  unter  einer  Voraussetzung,  die  nicht  nur  den  Ansprüchen 
einer  normalen,  wenn  auch  noch  bescheidenen  Wohnungsfürsorge 
nicht  angepafst  ist,  sondern  nach  dem  oben  gesagten  auch  vom 
Standpunkte  der  elementarsten  hygienischen  Voraussetzungen 
aus  niclit  zulässig  ist  Sobald  wir  die  Küche  ausscheiden,  linden 
wir  sogleich  unter  den  49  untersuchten  zweirAumigen  Wohnungen 
13,  welche  den  Minimalluftraum  nicht  zur  Hälfte  erreichen. 

Um  auch  den  geringsten,  etwa  noch  bestehenden  Zweifel 
an  der  Berechtigung  des  von  mir  gewählten  Mafsstabes  der  aus- 
reichenden Wohnungsgröise  zu  beseitigen,  sei  hier  noch  in  Kürze 
das  österreichische  Arbeiterwohnungfsgesetz  vom  9.  Februar  1892 
herangezogen.  Dieses  Gesetz  stellt  bestimmte  Minimalanforderungen 
an  die  Arbeiterwohnungen,  fDr  deren  Bau  die  vorgesehene  Steuer- 
befreiung in  Anspruch  genommen  werden  soll.  Es  dOrfen  unter 
anderem  die  einraumigen  Wohnungen  nicht  unter  15  m',  die  zwei- 
raumigen  nicht  unter  40  m>  Bodenflache  haben.  Prüfen  wir  unsere 
Wohnungen  daraufhin,  so  finden  wir,  dafs  von  sammtlichen  ein- 
raumigen Wohnungen  33  unter  jener  Anforderung  bleiben,  wobei 
zu  bedenken  ist.  dafs  der  Gesetzgeber  zweifellos  gedacht  hat, 
dais  derartige  Wohnungen  nur  fllr  eine  Person  bestimmt  seien, 
wahrend  sie  in  unserem  Falle  von  3—6  Personen  bewohnt  sind. 
Die  an  die  zweiräumigen  Wohnungen  gestellte  Minimalforderung 
wird  in  47  von  den  49  von  uns  untersuchten  Fallen  nicht  erfQllt, 
ja  nicht  einmal  die  dreiraumigen  Wohnungen  würden  ihr  ent- 
sprochen haben,  indem  nur  zwei  davon  mit  je  41  m^  gerade  an 
sie  heranreichen.  Wohl  aber  finden  sich  unter  den  49  zwei- 
räumigen Wohnungen  8  solche,  die  nicht  einmal  die  Hälfte  der 
vom  Arbeiterwohnungsgesetz  verlangten  Grundfläche  haben  und 
4,  die  mit  20  m"^  gerade  dem  halben  Anspruch  genügen.  Diese 
Vergleichung  genügt  wohl,  um  zu  zeigen,  wie  tief  die  thatsäch- 
lichen  Wohnungsverhältnisse  nicht  nur  hinter  den  auf  da->  ge- 
ringste noch  vertretbare  Mafs  beschränkten  hygienischen  Grund- 
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forderungen,  sondern  selbst  hinter  den  grundsttzUchen  An- 
sprüchen zurOckbleiben,  die  bereits  gesetzliche  Fomiuiining 
gefunden  haben. 

Ul. 

Diese  Ziffern  sprechen  deutlich  genug  für  jeden,  der  sich  die 
Raumverhältnisse  veiigegenwartigt»  auf  welche  sie  Anwendung 
finden.  Um  zu  ihrem  vollen  VerstiUidnis  zu  gelangen,  ist  es 
aber  notwendig,  in  den  Wohnungen,  denen  sie  entnommen  sind, 
selbst  Umschau  zu  halten.  Es  sei  darum  an  einzelnen  Beispielen 
gezeigt,  welche  KOmmerlichkdt  menschlichen  Lebens  sie  beher- 
bergen. 

Ein  zweistöckiges  Haus  der  Meidlinger  Hauptstraise  (No.  62 
bis  64  der  Uebersicht  im  Anhange),  das  durch  seine  Gröfse 
und  seine  moderne  Bauart  vorteilhaft  gegen  die  kleinen  und 
gedrückten  alteren  Nebengebäude  absticht,  ist  unser  erstes 
Ziel.  Der  Hausflur  allerdings  zeigt  schon  Spuren  der  Ver- 
nachlässigung. Durch  ihn  treten  wir  in  einen  Hof,  in  dem 
sich  ein  Hinterhaus  eriiebt,  ebenso  hoch  wie  das  Vorder- 
haus und  wohl  doppelt  so  hoch,  al>  der  Hof  breit  ist.  In  folge 
dessen  ist  es  etwas  düster  und  kein  Strahl  der  aufsen  scheinen- 
den Sonne  f'Alh  auf  die  unteren  Räume  dieses  Hinterhauses. 
Einr  Durchlahrt  führt  durch  dasselbe  in  einen  zweiten  Hof  Von 
ihr  aus  führt  rechts  eine  Stiege  in  den  Keller,  nach  zwei  Wen- 
dungen sind  wir  unten.  Rechts  und  links  gehen  schmale,  etwa 
75  Centimeter  breite  Gänge,  die  den  Zutritt  zu.  den  Keller- 
Wohnungen  vermitteln.  Das  Licht  iäült  in  diesen  Gang  durch 
hoch  angebrachte,  in  den  zweiten  Hof  führende  Fenster.  Stellen- 
weise ist  er  durch  Einmaueningen  und  Kanalisationsrohren,  die 
offen  liegen,  so  niedrig,  dals  man  sich  backen  mufs,  um  durch- 
zugehen. Wir  treten  durch  eine  ThQr  in  einen  stark  verdunkelten 
Raum  von  4:3,5  Meter  Grundflache.  Rechts  in  der  Ecke,  in  der 
Höhe  von  Ober  2  Metern  vom  Boden  befindet  sich  ein  Fenster, 
das  eindringender  Kälte  wegen  zur  Hälfte  verdeckt  ist,  so  dafe 
etwa  ein  halber  Quadratmeter  Fensterfläche  Licht  spendet.  Aber 
auch  dieses  kommt  nicht  ganz  dem  Zimmer  zu  Gute,  da  sich  das 
Fenster  in  einer  schlauchartig  nach  oben  geschobenen  Erweiterung 
der  Wand  befindet,  die  Zimmerdecke  daher  tiefer  liegt,  als  die 
obere  Fensteriinie.  Die  schief  einfallenden  Lichtstrahlen  fallen 
auf  ein  altes  Sopha,  auf  dem  sich  einige  nackte  Kinder  herum- 
trieben. Im  Halbdunkel  ist  eine  Frau  beschäftigt  an  einem  Tische 
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Wäsche  zu  bflgeln,  der  Raum  selbst  hängt  voll  davon  und  nimmt 
von  dem  bischen  Licht  noch  weg.  Der  zweite,  durch  diese  in 
ein  Wohnzimmer  verwandelte  Kflche  zugängliche  Raum  geht 
nach  der  anderen  Hofseite.  Er  ist  durch  zwei  Fenster  gleicher 
Konstruktion,  wie  die  geschilderte,  stärker  belichtet,  grOfser  und 
geräumiger»  aber  kahl  und  öde.  (Jeher  das  notwendigste  Bett- 
zeug, einen  Tisch,  einen  Kasten  geht  die  Einrichtung  nicht.  Hier 
.vohnt  die  Hauptpartei,  die  KOchenbewohner  sind  Aftermieter. 
Dort  sind  es  6,  hier  5  Personen,  zwei  Elternpaare  und  7  Kinder, 
deren  Heim  hier  unter  der  Erde  liegt.  So  reiht  sich  in  diesem 
Keller  noch  Raum  an  Raum,  etwa  10  Wohnungen  mit  29  Er- 
wachsenen und  34  Kindern  umfassend.  Durch  Wochen,  ja  durch 
Monate  während  des  Winters,  wenn  der  Aufenthalt  im  Freien 
unmöglich  wird,  die  Erwachsenen  nur  ihrer  Reschiltti^ning  nach- 
eilen und  die  Kinder  das  Spielen  im  Hofe  aulgeben  müssen,  die 
Fenster  wenig  gelüftet  werden,  verdämmern  hier  die  armen  Leute 
die  Tage  in  dumpfer,  schlechter  Luft.  Kein  Sonnenstrahl,  ja 
nicht  einmal  direktes  Himmelslicht  hat  zu  ihren  Wohnstätten  Zu- 
tritt, nur  an  den  Graden  der  Helligkeit  entnelmien  sie,  dafs 
draufsen  freundliches  oder  trübes  Wetter  herrscht. 

Der  oberste  Sanitätsrat  und  die  Gesellschaft  der  Aerzte  haben 
sich  nicht  unbedingt  gegen  die  Zulässigkelt  von  Kellerwohnungen 
ausgesprochen,  aber  sie  an  die  Erftillung  wichtiger  Bedingungen 
geknüpft.  Unter  Anderem,  wenn  der  Fufsboden  höchstens  1,5  m 
unter  dem  Strafsen-  oder  Hofniveau  liegt,  —  hier  liegt  er  2,5  m 
tief;  wenn  die  Räume  mindestens  3  m  hoch  sind,  —  hier  sind 
sie  2,5  m  hoch;  wenn  der  Fenstersturz  mindestens  1,5  m  Ober 
das  Strafsen-  oder  Hofniveau  emporragt,  —  hier  ist  er|  fast  in 
gleicher  Höhe;  wenn  die  Fenster  wenigstens  Vs  <^cr  Grundfläche 
grofs  sind,  —  hier  haben  sie  im  besten  Falle  Vis  Grund« 
fläche  u.  s.  w. 

Zu  diesem  trübseligen  Zustande  der  Wohnungsbeschaffenheit 
treten  noch  entsetzliche  Abtrittsverhältnisse.  Für  alle  diese 
Kellerwohnungen  mit  der  zahlreichen  Bewohnerschaft  ist  kein 
eigener  Abtritt  vorhanden.  Die  Leute  müssen  über  die  Stiege 
hinauf  in,  den  zweiten  Hof  gehen  und  die  Abtritte  benützen,  die 
daselbst  für  die  Bewolincr  des  Erdgeschosses  des  Hinterhauses 
errichtet  sind.  Es  sind  deren  drei,  die  auf  angeblich  180,  sicher- 
lich aber  KK) — 120  Personen  entfallen.  Sie  sind  dunkel  und  in 
so  entsetzlichem  Zustande,  dafs  der  Unrat  unter  den  Thüren  her- 
ausläuft. 
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Wenden  wir  uns  von  hier  ab,  den  Wohnungen  der  Wflhelm* 
strafse  (No.  71 — ^73)  zu«  Es  ist  eine  noch  wenig  bebaute  Gegend« 
Das  Haus  ist  neu  und  schön  gelegen.  Es  fehlt  für  das  Ganze 
weder  an  Luft,  noch  an  Licht    Zwei  grolse  Flflgel  breiten 

sich  gegen  Süden  und  Osten  aus.  die  in  dem  Augenblicke,  wo 
wir  das  Gebäude  betreten,  von  hellem  Sonnenschein  überflutet 
sind.  Im  Erdgeschofs  befinden  sich  gröfstenteils  Werkstätten, 
das  erste  und  zweite  Stockwerk  sind  gleichmäfsig  in  zweiräumige 
und  einige  einräumige  Wohnungen  eingeteilt.  \'on  der  in  der 
Mitte  des  Gebäudes  befindlichen  Treppe  gehen  reclits  und  links 
Gänge  ab,  deren  Fenster  in  einen  grofsen  Hof  führen.  Auf  der 
anderen,  der  Strafscnseite,  sieht  man  die  Gänge  entlang  dieselbe 
Einteilung:  eine  Thüre  und  daneben  ein  schmales  Fenster.  So 
oft  sich  dies  wiederholt,  so  viel  Wohnungen  sind  da.  Die  ThOre 
fbhrt  in  eine  kleine  KOche,  von  der  aus  ein  Zimmer  zugänglich 
bt,  dessen  Fenster  auf  die  Stralse  gehen.  Nur  an  bestimmten 
Stellen  sind  die  Raumverhflltnisse  so,  dafs  nur  ein  einziger  auf 
den  Gang  zu  geOflfheter  Raum  freibleibt,  der  dann  als  Kammer 
selbständig  vermietet  wird.  Wir  treten  in  eine  solche  Kammer. 
Ihre  Grundmafee  sind  3,4:2,5  m.  ihre  Höhe  3,2  m.  Licht 
und  Luft  empfängt  sie,  wie  erwähnt,  nur  vom  Gang.  Sie  war 
bewohnt  von  einem  Drechslcrgehilfcn  und  seiner  Familie:  einer 
Frau  und  vier  Kindern.  Die  ganze  Einrichtung  bestand  aus  einem 
grofsen  Rett,  einem  Kinderbett  und  einem  kleinen  Tischchen. 
Als  wir  kamen,  lehnte  in  der  einen  Ecke  noch  ein  Kindersarg 
und  auf  dem  grofsen  Rette  lag  die  Leiche  eines  sechsiäiirigen 
Knaben,  der  den  Tag  vorher  an  der  Wassersucht  gestorben  war. 
Wahrend  der  ganzen  langen  Krankheit  hatten  entweder  die 
Eltern  oder  die  Geschwister  das  Lager  mit  ihm  teilen  müssen. 
Und  sie  mögen  sich  in  den  Wintemächten  dicht  aneinander  ge- 
drängt haben,  denn  es  fehlte  an  jeglichem  erwärmenden  Bett- 
zeug. —  Gleich  daneben  wohnt  eine  siebenköpfige  Familie,  Mann, 
Frau,  Schwiegermutter  und  vier  Kinder.  Sie  haben  Zimmer  und 
Küche,  mit  einer  Grundfläche  von  20.5  bezw.  7.35  qm,  mit  einer 
Höhe  von  3,2  m,  benutzen  aber  im  Winter  die  Küche  nicht,  um 
Heizmaterial  zu  sparen.  Drei  Betten,  ein  Kasten,  ein  Tisch 
bilden  die  Wohnungseinrichtung,  alles  verlottert.  Lumpen  be- 
decken die  Betten;  Fetzen,  die  einmal  Kleider  waren,  hängen  an 
der  Wand.  Ueber  dem  Ganzen  scfnvebt  der  „Arme-Leiit-(ie- 
ruch."  In  dem  einen  Bette  sitzt  ein  etwa  zehnjähriges,  krankes 
und  abgezehrtes  Mädchen.    Mit  blödsinnigem  Ausdruck  in  den 


Digitized  by  Google 


I 


232 


Eugen  V.  Philippovich, 


Augen  drOckt  es  eine  Holzpuppe  an  sich.  Kleinere  Kinder  spielen 
auf  dem  Boden.  Die  zwei  Frauen  stehen  da  und  sehen  stumpf- 
sinnig vor  sich,  ohne  Verwunderung  Ober  unser  Eindringen, 

ohne  Verständnis  für  unser  WoUen.  Es  sind  blasse,  welke 
Gestalten.  —  Eine  gleiche  Wohnung,  wie  diese,  wird  im  anderen 
Stockwerk  von  einer  Witwe  bewohnt.  Sie  hat  zwei  Töchter  und 
zwei  Söhne,  die  bereits  in  Arbeit  gehen.  Zwei  kleinere  Kinder 
sind  noch  zu  Hause.  Sie  war  die  Frau  eines  Magistratsbedien- 
steten und  bezieht  von  daher  eine  kleine  Unterstützung.  Trotz- 
dem könnte  sie.  wie  sie  erklärt,  die  Miete  -  9.20  Gulden  im 
Monat  —  nicht  erschwinijcn.  wenn  sie  nicht  Schlafleiite  hielte. 
So  kommen  zu  den  sieben  l'ersonen  der  Familie  noch  zwei  Bett- 
gchcr  dazu,  die  ihr  in  der  Woche  je  einen  Gulden  bezahlen. 
Alles  schlült  in  dem  einen  Zimmer,  die  erwachsenen  Söhne,  wie 
die  Tochter,  die  ebenfalls  noch  leben.sfrohe  Witwe,  wie  die 
Schialganger.  Man  teilt  sich  in  drei  Betten.  Ein  Sofa,  ein  Kinder- 
bett, ein  Tisch  und  ein  Kasten  lielfen  den  Raum  ausfüllen,  so 
dafs  bei  dem  Zusammensein  der  neun  F'ersonen  die  unmittel- 
barste körperliche  Beengtheit  herrschen  mufs.  So  liegen  auch 
hier,  mitten  im  leuchtenden  Sonnenschein  die  Dinge  so  schlimm, 
wie  unten  in  den  Kellerwohnungen. 

Noch  zwei  kleinere  Wohnungen  in  Meidling  dflrften  der  be- 
sonderen Hervorhebung  wert  sein.  Die  eine  liegt  in  der  Bony- 
gasse  (Nr.  59).  Auch  hier  ist  das  ganze,  Obrigens  nicht  sehr 
grofee  Haus  bienenzellenartig  eingeteilt  und  sind  allgemeine 
Uebelstande,  wie  Feuchtigkeit.  ungenQgende  Abtrittsverhflltnisse, 
vorhanden.  Aber  von  geradezu  ergreifender  KQmmerlichkeit  ist 
die  Lage  einer  daselbst  wohnenden  83  Jahre  alten  PfrQndnerin. 
die  mit  einer  bedeutenden  Wucherung  des  Unterleibes  behaftet, 
nicht  wohl  mehr  erwarten  kann,  als  in  ihrer  Wohnung  ihrem 
Ende  entgegen  zu  sehen.  Die  Kammer,  die  sie  gemietet  hat, 
liegt  im  Hinterhause,  mit  <\rm  lauster  in  den  Hof.  Sie  ist  4,12  m 
lang,  1.58  m  breit.  2.88  m  hoch,  hat  also  6.5  qm  bezw.  18,7  cbm. 
Vor  dem  Fenster  steht  ein  Tisch,  daneben,  den  Raum  füllend, 
ein  Stuhl.  An  den  Längsseiten  der  Kammer  ist  auf  der  einen 
Seite,  an  den  Tisch  anstofsend.  eine  Iruhe,  dann  der  Ofen;  an 
der  anderen  Seite  die  1  hiire  und  ein  Kasten.  Gegenüber  dem 
ienster  schliefst,  quer  über  die  Breite  der  Kammer  stehend,  ein 
Bett  den  Raum  ab.  Mehr  hätte  nicht  Platz.  Aber  dieser  Raum  ist 
nicht  von  der  Pfründnerin  allein  bewohnt.  Sie  könnte  ja  die  Miete 
—  4,30  Gulden  monatlich  — ,  die  mehr  als  ihre  Pfründe  ver- 
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schlänge,  nicht  bezahlen.  So  hat  sie  zwd  Aftermieter.  Ein  an- 
deres altes  Weib,  das  mit  ihr  msammen  im  Bette  schlaft,  und 
einen  Tagelöhner,  auch  bereits  68  Jahre  alt,  dessen  Lagerstätte 
die  Truhe  bildet.  Jammernd  Ober  solches  Elend  safs  die  Frau 
vor  uns,  in  Klagen  darüber  ausbrechend,  da&  so  viele  junge 
Leute  sterben,  sie  aber  noch  leben  müsse.  —  Die  zweite  Woh- 
nung (No.  74)  ist  in  der  Jahngasse.  In  dem  äusserst  sorgfiUtig 
und  hübsch  gehaltenen  Hause  befindet  sich  in  einem  ebenerdigen, 
sich  in  den  Hof  erstreciccnden  Trakt  eine  Kammer  von  13  qm 
Bodenllüche  und  38,5  cbm  Rauminhalt.  Diese  Kammer  bekommt 
spärliches  Licht  dvirch  ein  Fenster  von  47  cm  Höhe  und  16  cm 
Breite,  mithin  Ü.Ü7  qm  Fläche,  d.  i.  ein  Achtzehntel  dessen,  was 
FenstcrHäche  sein  sollte.  Unter  der  Kammer  belindet  sich  eine 
Eisgrube,  so  dafs  eine  stete  und  empfindliche  Bodenkälte  herrscht. 
Das  war  die  Wohnung  fikr  sieben  Personen,  filr  einen  Tischler- 
gehilfen mit  Frau,  Schwiegermutter  und  vier  Kindern. 

Dieses  Wohnungselend  ist  schwer  zu  Qberbieten.  Aber  es 
wird  erreicht  von  den  Bewohnern  des  Hauses  in  der  Ottakringer 
Hauptstrafse,  von  dem  einige  Wohnungen  unter  No.  7 — 9  der 
Ucbersicht  im  Anhange  aufgenommen  sind.  Es  ist  ein  altes  Ge- 
bäude in  schlechtestem  Zustande.  Drei  Wohnungen  wurden  da- 
selbst aufgenommen,  in  allen  hatten  die  Bewohner  mit  Recht 
über  grofse  Feuchtigkeit  zu  klagen.  Die  eine  (No.  9)  liegt  in 
einem  kleinen,  selbständig  im  Hofe  stehenden  Iiiluschen,  das 
ursprünglich  wohl  Waschküche  gewesen  sein  mochte.  Unmittel- 
bar vom  Hofe  tritt  man  in  die  Küche,  von  dieser  gelangt  man 
in  ein  dreifenstrigcs  Zimmer.  Die  Küche  war  nicht  benützt,  also 
auch  nicht  geheizt.  In  ihr  stand  buchstäblich  das  Wasser  an 
den  Wänden.  Der  Boden  war  mit  Ziegelsteinen  natQrlich  nur 
unvollkommen  gedeckt  Im  Zimmer  wurde  wohl  geheizt,  aber 
immer- mufeten  von  Zeit  zu  Zeit  wieder  die  Fenster  aufgemacht 
werden,  da  der  Kamin  so  schlecht  war,  da(s  der  Ideine  eiserne 
Ofen  fllrchterlich  rauchte.  Trotz  Heizung  und  steter  Ldftung 
war  es  auch  hier  so  feucht,  dafs  man  es  nicht  nur  an  den  Wfln- 
den  sehen,  sondern  auch  an  der  Bettwflsche  fühlen  konnte.  Die 
Partei  hatte  gleich  nach  dem  Einzug  zum  frühesten  Termin 
gekündigt,  die  Wohnung  selbst  war  aber  doch  sogleich  wieder 
vergeben,  obwohl  die  neue  Mieterin  von  der  bisherigen  auf  die 
Schäden  aufmerksam  gemacht  worden  war.  „Sie  hätte  es  bisher 
noch  schlechter  gehabt"  erklärte  jene.  —  In  einer  zweiten  Woh- 
nung dieses  Hauses  (No.  Ö)  waren  die  Frau  und  drei  Kinder 
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krank.  Nach  Auasage  des  Arztes  in  .Folge  der  Feuchtigheit 
Aber  sie  konnten  die  Wohnung  nicht  verlassen,  weil  der  Bfann 
bei  5—6  Gulden  Wochenverdienst  eine  bessere  und  theuerere  Woh- 
nung —  die  gegenwärtige  kostete  im  Monat  6,70  Gulden  —  nicht 

erschwingen  konnte. 

Ein  ähnlich  verwahrlostes  und  unzulängliches  Gebäude  ist 
das  in  der  Wichtelgasse  (No.  32  und  33).  dessen  Wohnräume, 
lang  und  schmal,  keinerlei  Bewegungsfreiheit  gewähren.  Die 
Wohnungen  sind   fast  alle  —  das  Gebäude   hat  nur  ein  Erd- 
geschofs  und   ist    so    niedrig,    dafs    seine   Hohe,    aufsen  ge- 
messen, vom  Strafsenbodcn  bis  zum  Dachansatz  nur  3  m  beträgt 
—  vom   Hof  aus  zugänglich.    Man  kommt  (in  No.  32)  in  eine 
Küche,  die  kein  eigenes  Fenster  hat,  sondern  von  der  Thüre 
aus   beleuchtet   wird.     Sie  ist  1.25  m   breit.  3.3  m  lang.  An 
der  anderen  Schmalseite  führt  eine  Thüre  in  das  Zimmer,  das 
ein   wenig  breiter.  2,18  m.   immer  aber  noch    so   schmal  ist, 
dafs  die  Länge,  fast  5  in,  dalür  nicht  entschädigt.    Am  ande- 
ren, der  Thür   gegenüber   liegenden   Ende   dieser   Länge  ist 
endlich  ein  Fenster,  das  nicht  ausreicht»  den  Raum  in  seiner 
ganzen  Tiefe  genügend  zu  beleuchten.  Die  Frau  hatte  eben  ein 
Wochenbett  Oberstanden,  war  noch  leidend  und  von  gehuriger 
Lüftung  war  daher  nicht  die  Rede.  —  Eine  andere  Wohnung 
dieses  Hauses,  eine  Kammer,  hat  eine  Breite  von  1,6  m  auf 
4,7  m  Lflnge.     Sie  war  von  einem   TaglOhner    mit  Frau 
und  zwei  Kindern  bewohnt  Ein  Bett,  eine  Kommode  und  ein 
Tisch  füllten  den  Raum  dermalen  aus,  dafs  für  weitere  Lager- 
stätten kein  Platz  vorhanden  war.  Die  Frau  schlief  mit  dem  — 
zur  Zeit  gerade  kranken  —  Manne  im  Bett,  die  Kinder  schliefen 
auf  dem  Fufsboden.   Zur  Charakteristik  der  eigentümlichen  hier 
geltend  gemachten  Mietsherrschaft  diene  nachstehendes  Schreiben 
des  Hausherrn.    Es  wurde   dem  Inhaber  der  ersterwähnten 
Wohnung,  der  am   15.  Dezember  eingezogen  war  und  seinen 
Zins  bis  Ende  Dezember  gezahlt  hatte,  am  29.  Dezember  zuge- 
stellt: „Ich  mache  Sie  mit  Gegenwärtigem  aufmerksam,  dafs  mit 
31.  Dez.   die   14  Tage,   auf  welche   sie    die  Wohnung  gemietet 
haben,  abgeloffcn  srin   und  mus  daher  das  Kabinet  Sonntag  den 
31.  Dez.   geräumt   sein."    Dals    der   Mieter   Anspruch    aut  eine 
Htägige  Kündigung  vom  Ende  des  bezahlten  Termins  ab  hat, 
wird  hier  kaltblütig  ignoriert. 

Die   trostlosesten  Zustände   herrschten   aber   wohl   in  den 
Wohnungen    Breitenseerstrafse    (No.    1 1 )     und  Schottengasse 
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(No.  15).  Dort  trafen  wir  eine  Kammer,  die  jeglichen  Inhaltes 
Iiis  auf  einen  schlediten  Ofen  entblOlst  war.  Der  leere  Raum, 
TOD  dem  auf  einen  kleinen  Lichthof  gehenden  Fenster  schlecht  be- 
leochtet,  war  bewohnt  von  einer  Frau  mit  zwei  Kindern  und  einem 
jungen  Burschen.  Vor  Kurzem  hatte  der  Gatte  in  der  Trunken- 
heit das  Bett  zerschlagen  und  war  dann  durchgegangen.  Mehr 
Mobiliar  scheint  nicht  vorhanden  gewesen  zu  sein.  Denn  der 
Hausherr  hatte,  zur  Deckung  seiner  Zinsforderung,  den  eisernen 
Ofen  aus  dem  Zimmer  räumen  lassen,  der  erst  spflter  wieder 
durch  einen  schlechteren  ersetzt  werden  konnte.  DerjungeMann  war 
Schlafbursche.  Unter  welchen  Umständen  war  hier  schwerlich 
festzustellen.  Jetzt  mufste  er,  wie  froher  schon  die  Kinder,  da- 
mit vorlieb  nehmen,  auf  dem  nackten  Boden  zu  schlafen.  —  Das 
Haus  in  der  Schottengasse  gehört  zu  jenen,  die  von  oben  bis 
unten,  vom  Keller  bis  unter  das  Dach  mit  Elend  erfüllt  sind,  in 
dem  auch  nicht  eine  Wohnung  sein  dürfte,  die  den  Anforderungen 
in  gesundheitlicher  und  sittlicher  Beziehung  genügen  möchte. 
Aber  der  grölsto  Jammer  herrscht  wohl  in  der  Kammer  unter 
dem  Dache,  die  ein  älterer  Mann  mit  einem  blödsinnigen 
Knaben,  seinem  Sohne,  bewohnte.  Ein  Strohsack  in  der  Ecke 
auf  dem  Boden  und  ein  Tisch  bildeten  die  ganze  Ausstattung. 
Vor  dem  Tische  stand  der  Mann  und  schnitt  Schwenfsblätter  für 
einen  Ilutnuicher.  Wenn  er  ein  Gros,  d.h.  144  Stück  geschnitten 
hat.  hat  er  7  Kreuzer  verdient  und  so  mag  er  sich  nach  dem 
Vorrat,  den  er  aufgehäuft  hatte,  am  Tage  wohl  27  Kreuzer  ver- 
dienen, von  denen  13  Kreuzer  auf  die  Miete  —  4  Gulden  im 
Monat  aufgehen. 

Es  wird  nicht  notwendig  sein,  noch  weitere  Beispiele  der 
grenzenlosen  Armseligkeit  vorzuführen,  auf  welche  wir  bei  einem 
Gange  durch  die  kleinen  und  kleinsten  Wohnungen  Wiens 
stolsen.  Ich  habe  in  den  Bemerkungen  zu  den  Uebersichten  im 
Anhange  noch  auf  einzelne,  durch  besonders  grelle  Mißstände 
ausgezeichnete  Falle  aufmerksam  gemacht  Aber  wie  sehr  sie 
uns  auch  menschlich  ergreifen  mögen,  wenn  wir  ihnen  gegen- 
überstehen, es  sind  ja  doch  immer  nur  Schattirungen  des  einen 
einförmigen  grauen  Tones,  der  die  Lebenslage  der  unteren  Be- 
völkerungsklassen, insbesonders  in  den  Grofsst^idten  überzieht. 
Natürlich  ist  es  am  schlinunsten  da.  wo  die  eigentliche  Armut 
haust,  das  hoflnungslose,  auf  fremde  Unterstützung  angewiesene 
Elend,  Aber  dicht  dabei,  durch  keine  sichtbare  Grenze  getrennt, 
liegen  die  Schichten  der  arbeitenden,  aber  unregelmäfsig  be- 
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schflftigten  oder  ungenOgend  gelohnten  Arbeiterschaft.  Und 
weitaus  die  meisten  der  von  uns  besichtigten  Wohnungen  waren 
nicht  eigentliche  Armeiv-*  sondern  Arbeiterwohnugen,  bewohnt 
von  arbeitsfähigen,  arbeitswilligen  und  auch  wirklich  arbeitenden 
Menschen.  Ihre  dürftigen  Wohnstätten  weisen  Oberall  die  gleichen 
Zoge  auf:  Züge  des  Mangels  und  der  Entbehrung.  Man  kann 
Wohnung  für  Wohnung  abschreiten  ohne  mehr  zu  erblicken  als 
die  notdürftigsten  Einrichtungsgegenstande  und  das  geringst- 
mögliche Mafs  von  Kleidungsstücken.  Von  der  Fülle  der  Pro- 
duktion auf  allen  Gebieten  des  Hausrats  dringt  nichts  in  diese 
Schichten  der  Bevölkerung.  Sie  haben  nur  im  Gebrauch,  was 
zum  Leben  unentbehrlich  ist,  und  das  nicht  immer  in  ausreichen- 
dem Mafse.  Keine  Spur  eines  Schmuckes,  einer  Zierde,  eines 
Gegenstandes,  der  nur  der  Freude  und  dem  Behagen  dienen  soll. 
Die  VVoiinung  ist  nur  die  Schutzdecke  vor  den  Unbilden  der 
Witterung,  ein  Nachtlager,  das  bei  der  Enge,  in  der  sich  die 
Menschen  drangen,  bei  dem  Mangel  an  Ruhe,  an  Luft,  an  Rein- 
lichkeit nur  dem  erschöpftesten  Körper  zur  Ruhest.ltte  werden 
kann.  Zwischen  ihm  und  Arbeit  und  Sorge  schwankt  das  Leben 
dieser  Bevölkerungsklasse  hin  und  her.  Es  fehlt  alles,  was  wir 
als  Grundlage  gesunden  bürgerlichen  Lebens  anzusehen  gewohnt 
sind:  die  selbständige  Existenz  der  Familie,  die  besondere  Fflr- 
sorge  fOr  die  GrundbedQrfnisse  des  taglichen  Lebens,  für  die 
Erkrankten  und  Pflegebedürftigen,  die  Wahrung  der  Schamhaftig- 
keit  durch  Trennung  der  Geschlechter,  Verhüllung  des  Geschlechts» 
lebens  der  Eltern  vor  den  Kindern,  die  erzieherische  Fürsorge 
der  Eltern  für  die  Kinder  in  Stunden  der  Ruhe  und  Erholung. 
Diese  Wohnungen  bieten  keine  Behaglichkeit  und  keine  Er- 
quickung, sie  haben  keinen  Reiz  fbr  den  von  der  Arbeit  Abge- 
mühten.  Wer  in  sie  hinabgesunken  oder  hineingeboren  wurde, 
mufs  körperlich  und  geistig  verkümmern  und  verwelken  oder 
verwildern.  Das  ist  der  Kindruck,  den  Schmoller  aus  gleichem 
Anlasse  mit  den  Worten  wiedergab,  dafs  die  heutige  Gesellschaft 
„die  unteren  Schichten  des  g^olsst;ldti sehen  Fabrikproletariats 
durch  die  Wohnungsverhältnisse  mit  absoluter  Notwendigkeit 
nötige  7um  Zurücksinken  auf  ein  Niveau  der  Barbarei  und  Bestia- 
lität, der  Rohheit  und  des  Rowdvtmns.  das  unsere  X'orfahren 
schon  Jahrhunderte  hinter  sich  hatten."^)    Und  immer  wieder 


h  Zur  So7ial-  und  Gewerbepolitlk  der  Gegenwait.    Reden  und  AuAitie. 
Leipzig  1890  S.  348. 
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imilVte  irli,  wenn  ich  solche  Wohnungen  besucht  hatte,  an  den 
Aus>.pruc!i  eines  enghschen  Richters  denken,  der  erklärte,  nichts 
wundere  ihn  mehr,  als  dafs  nicht  im  Winter  der  Osten  Londons 
sich  in  Bewegung  setze,  um  den  Westen  zu  plündern.  Will 
Jemand  die  Brutstätten  des  Anarchismus  suchen,  hier  findet 
er  sie. 

IV. 

Aber  nicht  nur  in  geistiger»  sittlicher  und  sozialer  Beziehung 
sind  derartige  Wohnungszustände  verderblich.  Sie  nagen  auch 
unmittelbar  an  der  Gesundheit  und  am  Leben  der  von  ihnen  ge- 
trolTenen  BevOliceningsklassen. 

Der  Zusammenhang  zwischen  W^ohnungsverhältnissen  und 
Sterblichkeit  ist  oft  berührt  und  es  ist  wiederholt  die  unmittelbare 
Verbindung  der  beiden  Thatsachen  als  iunktioneller  Gröfsen 
nach«,'' -wiesen  worden.  Es  sei  nur  an  die  Erfahrungen  in  den 
llüusern  der  Peobodystiftung  in  London  erinnert,  in  deren  wohl- 
verwalteteni  Hüuserkomplex  die  Sterblichkeit  gegenüber  der 
gleichartigen  Bevölkerungsgruppe  der  Umgebung  wesentlich  ab- 
nahm. Auch  far  Wien  läfst  sich  dieser  Parallelismus  aufweisen. 
Wie  die  Tabelle  II  im  Anhange  zeigt,  stehen  Ungunst  der 
Wohnungaverl^altntsse  und  erhöhte  Sterblichkeit  in  direktem 
Verhältnis.  Dieselben  Bezirke,  welche  nach  dem  Mafsstabe  des 
Hervortretens  kleinster  Wohnungen  und  der  WohnungsQber- 
völkerung  zu  den  schlechtesten  oder  zu  den  besten  Wiens  ge- 
hören, zeigen  auch  die  höchsten  oder  die  niedrigsten  Sterblich- 
keitsziffern.  Weit  stehen  der  erste  und  zehnte  Bezirk  von  ein- 
ander ab.  Dort  bestehen  nur  7.43  pCt.  aller  Wohnungen  aus 
ein  bis  zwei  R.lumen.  sind  nur  0.84  pCt.  übervölkert;  hier  ge- 
hören in  jene  Wohnungskategorie  61.51  pCt..  in  diese  8.94  pCt. 
l'nd  dementsprechend  ist  die  Sterblichkeit  im  Jahresdurch- 
schnitt dort  11,6  vom  Tausend  der  Bewohner,  hier  35,  d.  h,  im 
zehnten  Bezirk  mehr  als  drei  Mal  so  grofs  als  im  ersten.  Wer 
die  Unsumme  Leides  und  Schmerze,  die  Menge  zerstörten 
LebensglOckes,  vemiditeter  Hoffnungen  und  die  bittere  Sorge, 
den  nagenden  Kummer  der  Hinterbliebenen,  die  ganze  Falle  des 
Elends,  das  das  Sterben  Ober  die  Familien  bringt,  in  Gedanken 
erwflgt,  der  wird  es  nicht  anders  als  gräfelich  finden  können, 
dafs  so  nahe  zusammen  so  fürchterliche  Gegensätze  menschlichen 
Lebens  existieren. 

Wenn  wir  den  Gegensatz  durch  Zusammenfassen  größerer 
Gruppen  abmildern,  bleibt  immer  noch  genug  des  Trüben  flbrig. 
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In  den  vier  ungünstigsten  Wohnbezirken  mit  zusammen  281 225 
Einwohnern  starben  1891  9224  Personen,  d.  i.  32.7  pro  Mille;  in 
den  sechs  günstigsten  Wohnbezirken  mit  390070  Einwohnern 
starben  6548  Personen,  d.  i.  16^  pro  Bilille.  Die  Sterblichkeit 
dort  ist  mithin  um  101.6  pCt.  gröfser  als  hier.  Dafs  hierbei  in 
der  That  die  Wohnverhältnisse  einen  mafsgebenden  Einfluls  aus- 
üben, geht»  abgesehen  von  allen  hygienischen  Erfahrungen, 
schlagend  aus  folgender  Gegenüberstellung  hervor.  Es  starben 
von  1000  Einwohnern 

an  Infektionskrank-      an  Tubec^        an  anderen  Tn- 
hcitcn  überhaupt  kulose  fektionskrankb. 

in  der  günstigeren  Wohngruppc  5,07  3,69  1,38 

inderungQnstigcrctiWohngruppc        11,8t  7,64  4,17 

die  Sterblichkeit  in  der  letzte- 
ren war  gröfser  gegenüber  der 

ersteren  in  Prozenten  ....         133  107  202 

Das  heifst:  die  Sterblichkeit  an  Infektionskrankheiten  ist  in 
den  ungünstigen  Wohnbezirken  noch  besonders  erhöht  und  zwar 
derart,  dafs  zwar  die  SterbHchkeit  an  Tuberkulose  nicht  wesent- 
lich über  das  im  allgemeinen  gröfsere  Stcrblichkcitsmafs  hinaus- 
geht, die  Sterblichkeit  an  den  übrigen  vornehmlich  durch  dichtes 
und  schlechtes  Zusaninienwohnen  zu  verheerender  Wirkung  ge- 
brachten Infektionskrankheiten  aber  sich  um  202  pCt.  lu  bt.  also 
auf  das  Dreifache  der  Sterblichkeit  in  den  günstigeren  Wohn- 
bezirken steigt. 

Der  raschere  Lebensverbrauch,  dem  die  unteren  Bevölkerungs- 
klassen mit  durch  ihre  schlechten  Wohnungsverhaltnisse  aus- 
gesetzt sind,  ist  eine  harte  und  grausame  Thatsache.  Und  doch 
ist  sie  im  eipzelnen  Falle  schwer  zu  fassen  und  bietet  selten  V'er- 
anlassung  zur  Vcrgleichung  mit  der  Lage  jener,  welche  in 
günstigeren  Wohnungsverhflltnissen  sich  befinden,  weil  auch  hier 
der  Tod  gar  oft  das  Leben  frOhzeidg  beendet  Anders  steht  es 
mit  wirtschaftlichen  Thatsachen*  die  für  jedermann  greifbar  sind. 
Hier  drückt  sich  die  schlimme  Lage  der  Inhaber  von  kleinen 
Wohnungen  in  unmittelbar  durch  den  Einzelnen  zu  fassenden 
und  vergleichbaren  Zahlen  aus.  So  ist  es  denn  auch  eine  be> 
kannte  Thatsache,  dafs  die  Kosten  der  kleinen  Wohnungen  im 
Verhältnis  zur  GrOfse,  wie  zum  Einkommen  des  Bißeters  höher 
sind,  als  jene  der  mitderen  und  grofsen  Wohnungen.  Seit 
Büchers  Erhebungen  für  Basel  ist  die  erstere  früher  nur  durch 
Einzelbeispiele  belegte  Thatsache  im  Grofsen  in  genauest(  r  Weise 
klargelegt  worden.   Auch  in  Wien  liegen  die  Dinge  wohl  nicht 
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anders,  doch  steht  mir  ein  ausreichendes  Material  zur  \'er- 
gleichung  der  auf  Raumeinheiten  reduzierten  Mietpreise  mit  jenen 
der  größeren  Wohnungen  nicht  zur  Verfügung.  Die  Mietpreise 
der  untersuchten  Wohnungen  waren  im  Durchschnitt  aller 


pro  Jahr       pro  Quadratmeter 
in  Gnlden    Bodenfliche  in  Gulden 


pro  Kubikmeter 
Rauminhalt 
in  GulUcn 

onräumigen  Wohnunj^en  S9fi9  5,14  1,73 
iwdrluniigen  »  97,80  4,08  1,47 
diciFinmigen        «    145.7  5  3.71  1,31  


Im  Giuizen        82,14  4,56  1,59 

Ob  die  Steigerung  der  relativen  Mietzinshöhe,  die  in  dieser 
ZusamnienstcÜung  bei  den  kleineren  Wohnungen  liervortritt,  als 
ein  Ausdruck  der  erwäiinten  sozialen  Thatsache  anzusehen  ist. 
wage  ich  nicht  zu  entscheiden,  da  die  Zahl  der  herangezogenen 
drcircUnnigen  Wohnungen  doch  zu  klein  ist.  Für  das  Verhältnis 
der  ein-  und  zweiräumigen  dürften  die  Zahlen  aber  mafsgebend 
sein.  In  9  unter  44  in  Betracht  kommenden  einräuniigen  Woh- 
nungen kostete  der  Kubikmeter  Wohnraum  mehr  als  2,  in  4  Fällen 
mehr  als  3  Gulden,  d.  h.  mehr  als  für  den  gleichen  Raum  in  Woh- 
nungen der  teuersten  Quartiere,  auf  der  Ringstrafse,  gezahlt  wird.^) 
Unter  den  zweirflumigen  finden  sich  nur  6,  in  welchen  der  Kubik- 
meter auf  2,05 — 2,41  Gulden  zu  stehen  kam.  Aehnlich  verhalt  es  sich 
bei  einer  Vergleichung  der  Mietpreise  nach  dem  Mais  der  dafür  zur 
Verfügung  stehenden  Bodenflache.  Bei  den  zweiraumigen  finden 
sich  nur  3,  bei  welchen  der  Quadratmeter  6,26  bezw,  6,47  Gulden 
kostet,  bei  den  einraumigen  hingegen  9,  bei  welchem  der  Quadrat- 
meter über  6,  ja  bis  zu  12.30  Gulden  kostet  Das  oben  erwähnte 
Osterreichische  Arbeiterwohnungsgesetz  hat  aufser  Minimalanfor- 
deningen  an  die  Wohnungsgröfse  auch  Maximalgrenzen  für  den 
Mietzins  aufgestellt.  Dieser  darf  in  Wien  1,75  Gulden  pro  Quadrat- 
meter Bodenfläche  nicht  überschreiten.  Hierbei  ist  in  Rechnung 
zu  ziehen,  dafs  derartige  Arbeiterwohnungen  volle  Befreiung  von 
Staatssteuern  und  Ermäfsigung  der  Landes-  und  Konnnunalsteuern 
geniefscn.  Die  volle  Steuerbelastung  beträgt  in  Wien  etwa 
40  pCt.  des  Mietzinses,  so  dafs  -  die  gänzliche  Aufhebung  auch 
der  Landes-  und  Kommunalstcuern  vorausgesetzt  —  jener  Miet- 

Singer,  Sociale  Zustande  im  nordAttlichen  Böhmen  1885,  &  185,  er- 
nittdte  nur  Wiener  Rii^tralsenwolmungen  einen  Mietpreis  von  2,85  Gulden  pro 
Knbikaetcr. 
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preis  von  1,75  Gulden  pro  Quadratmeter  60  pCt  des  nach  Ansicht 
des  Gesetzgebers  normaler  Weise,  d.  h.  unter  der  Voraussetzung 
der  vollen  Steuerbelastung  zu  fordernden  Mietzinses  darstellt 
Es  wird  demnach  vom  Gesetz  angenommen,  dafs  ein  Mietzins 
von  etwa  2,92  Gulden  pro  Quadratmeter  selbst  unter  dem  hohen 
Steuerdruck  ein  vom  Standpunkte  billiger  Anforderungen  des 
Vermieters  ausreichender  Wohnungspreis  sei.  Man  vergleiche 
damit  die  Wirklichkeit.  Aufser  den  drei  Kellerwohnungen  der 
Meidlinger  Hauptstrafse  finden  sich  nur  vier,  und  zwar  zwei- 
räumige  Wohnungen,  deren  Mietpreis  nicht  Ober  diesen  Satz 
hinausginge.  Bei  allen  anderen  94  Wohnungen  wird  er.  zum 
Teil  in  hohem  Grade,  überschritten.  Die  Grflnde  dafür  können 
hier  unerörtert  bleiben.  Welches  sie  auch  sein  mögen,  ob  die 
Ursache  in  den  hohen  Grundpreisen,  in  der  Kostspieligkeit  des 
Bauens  oder  in  der  besonderen  Rentabilität  dieser  Kapitalsanlage 
zu  suchen  ist.  das  eine  ist  gewifs.  dafs  das  Arbeiterwohnungs- 
geset/  diesen  Thatsachen  gegenüber  wirkungslos  hleibt  n  mufste. 

Wichtiger  als  die  absolute  oder  an  Einheiten  des  Wohn- 
raumes gemessene  Höhe  des  Mietzinses  ist  aber  das  Verhältnis, 
in  welchem  sie  zum  Hinkommen  des  Mieters  steht.  Eine  Prüfung 
dieses  letzteren  war  bei  unserer  Wohnungsaufnahme  nicht  mög- 
lich. Wir  können  daher  nur  wahrscheinliche  Falle  konstruieren. 
Um  ihnen  eine  feste  Unterlage  zu  geben,  seien  hier  Lohnangabeii 
herangezogen,  welche  der  von  der  Wiener  Handelskammer  ver- 
öffentlichte „Statistische  Bericht  Ober  die  volkswirtschaftlichen 
Zustande  des  Erzherzogtums  Oesterreichs  unter  der  Enns  im 
Jahre  1890*  enthalt.  Es  standen  darnach  z.  B.  von  12040  Ar- 
beitern der  Metallindustrie  10160  durch  250—300  Tage  im  Jahre 
in  Beschäftigung  und  es  bezogen  von  ihnen 


einen  Lohn  pro  Woche  rro/cnt  (]<  r  Pro/t-nt  dt  r 

von  männlichen  Arbeiter     weibhchcn  Arbeiter 

weniger  als  3  Gulden  2,6  2»7 

3—  5      ,  3,3  31,8 

5~  6      «  3,0  29.8 

6-  8      .  11.4  11.9 

8-10       .  26,3  10,9 

10—12       ,  23,4  12,4 

12-15       ,  18,5  0,5 

15~18       ,  6,5  0,0 

Ober  18      ,  5.0  0,0 
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Nehmen  wir  eine  Beschäftigung  durch  vierzig  Wochen  im 
Jahre  an,  so  erhalten  wir  ein  ungefähres  Jahreseinkommen 
für  die  bezüglichen  Arbeitergruppen  von  80.  160,  220.  280, 
360,  440,  520  ii.  s.  w.  Gulden.  Von  den  männlichen  Arbeitern 
stehen  61  pCt.  in  den  Gruppen  zwischen  280  und  440  Gulden 
Jahreseinkommen,  von  den  Arbeiterinnen  bezichen  73,5  pCt. 
zwischen  160  und  280  Gulden.  Von  den  einzelnen  Lohnkatego- 
rieen  nimmt  den  gröfsten  Prozentsatz  männlicher  .Arbeiter  die 
mit  360  Gulden  auf,  nämlich  26,3  pCt.,  bei  den  Arbeiterinnen 
die  mit  160  Gulden,  nämlich  31,8  pCt.  Daran  schliefsen  sich  die 
Lohngruppe  mit  440  Gulden  (23,4  pCt  der  mannlichen  Arbeiter), 
bezw.  220  Gulden  (29,8  pCt  der  Arbeiterinnen).  Sind  Mann  und 
Frau  regelmflfsig  beschäftigt,  so  mag  bei  mittlerer  Leistungsfilbig- 
keit  und  Entlohnung  ihr  Jahreseinkommen  demnach  520  Gulden, 
bei  günstigerer  Stellung  beider  Teile  660  Gulden  sein.  Da  die 
Frau  nicht  immer  verdienen  kann,  ist  die  Annahme  eines  Jahres- 
einkommens von  600  Gulden  zweifellos  bereits  eine  solche,  die 
für  die  Mehrzahl  der  Arbeiterfamilien  zu  günstig  ist.  Aber  selbst 
von  diesem  Hinkommen  müssen  für  eine  zweiräumige  Wohnung 
im  Durchschnitt  über  16  pCt  ,  in  den  theuereren  Quartieren  der 
Stadt  aber  bis  zu  150  Gulden  (vgl.  Anhang  Uebersicht  1  No.  96 
bis  100»  also  25  pCt.  gezahlt  werden.  Und  wie  aus  der  vorher- 
gehenden Darstellung  ersiclillich  ist,  ist  damit  noch  keineswegs 
für  eine  ausreichende,  den  gesundheitlichen  Minimalforderungen 
genügende  Wohnung  gesorgt.  Dies  Ergebnis  stimmt  voUkommen 
mit  jenem  flberein,  das  vor  kurzem  von  einem  Berliner  Fabrikanten, 
Heinrich  Freese,  auf  grund  einer  Untersuchung  der  Wohnungs- 
Verhältnisse  seiner  eigenen  Arbeiter  veröffentlicht  worden  isO} 
Die  Wohnungskosten  der  verheirateten  Arbeiter  nahmen  hier 
durchschnitdich  18  pCt.  ihres  Einkommens,  bei  den  kleinsten  Ein- 
kommen unter  1000  M.  20,9  pCt.  in  Anspruch  und  stiegen  bei 
starker  Familie  bis  zu  27  pCt 

V. 

Sollen  die  Uebelstände,  welche  aus  den  gegebenen  Wohnungs- 
verhaltnissen folgen,  bekämpft  werden,  so  wird  man  als  Angriffs- 
objekte ins  Auge  fassen  müssen:  erstens  die  Thatsache,  dafs  viel- 
fach Wohnungen  und  ganze  Häuser,  vielleicht  auch  Häuser- 


'j  H.  Freese,  Wohnungsnot  und  Absatzkhsis  in  den  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.  III. 
F.  6.  Bd..  &  641. 

ArcUr  fir  Mc  Cmtontf.  il  Sutbtlk.  VD.  16 
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komplexe  existieren,  deren  Gebrauch  zu  Wohnzwecken  unmittelbar 
gesundheitsschädlich  wirkt;  zweitens,  dafs  unter  den  kleinen 
Wohnungen  die  Zahl  derer  aberwiegt,  die  ihrer  baulichen  An- 
lage und  Ausstattung,  sowie  ihrer  gesamten  Umgebung  nach 
weder  den  gesundheitlichen  Anforderungen,  noch  den  berech- 
tigten  sozialen  AnsprOchen  der  sie  bewohnenden  Bevölkerungs- 
schichten genügen;  drittens,  dafs  auch  die  baulich  allenfalls  ge- 
iiQgenden  kleinen  Wohnungen  in  grofser,  wahrscheinlich  in  über- 
wiegender Zahl  durch  Ueberfüllung  mit  Bewohnern  einen  Zustand 
vollkommener  Unzulänglichkeit  aufweisen;  viertens,  dafs  die  Miet- 
preise im  Verhältnis  zu  dem,  was  geboten  wird,  wie  im  Verhältnis 
zum  Einkommen  der  Mieter  zu  hoch  sind. 

Was  ist  zu  tliun.  um  diese  Uebelstande  zu  beseitigen?  Vor 
allem,  ist  nicht  etwa  das  geschilderte  Wohnungselend  von  selbst 
im  Versinken  begriffen?  Ein  Ueberrest  armer,  vergangener  Zeiten, 
den  die  freie  Bewegung  der  Interessen,  der  steigende  Wohlstand 
von  selbst  vernichten  wird?  Es  hat  ja  eine  Zeit  gegeben,  in  der 
man  die  Wohnungsfrage  von  solchen  Gesichtspunkten  aus  er- 
ledigte. So  auf  dem  9.  volkswirtbcharilichen  Kongrefs  in  Ham- 
burg im  Jahre  1867.  Der  Korreferent,  Herr  Timmcrmann.  erklärte 
damals,  dafs,  wie  die  Arbeiterfrage  nur  in  der  Meinung  einzelner, 
fticht  in  der  Wirklichkeit  existiere,  so  es  auch  keine  Wohnungs- 
frage gebe.  «Jeder  hat  seinen  speziellen  Verdienst  und  es  ist 
seine  Sache,  wie  viel  er  davon  auf  seine  Wohnung  verwenden 
will.  Wenn  man  aber  sagt,  die  Wohnungen  sind  zu  teuer,  so 
verbreitet  man  damit  die  falsche  Ansicht,  als  ob  es  in  der  Macht 
des  Staates  oder  sonst  jemandes  läge,  den  Leuten  bessere  Woh- 
nungen zu  verschaffen,  als  sie  sich  verdienen.  Es  ist  Pflicht, 
den  Arbeitern  die  Ueberzeugung  beizubringen,  dafs  sie  keine 
bessere  Wohnung  haben  können,  als  sie  sich  fOr  ihr  Geld  her- 
zustellen in  der  Lage  sind.  Dann  aber  giebt  es  keine  Wohnungs- 
frage mehr  und  ist  die  Resolution  gerechtfertigt,  wonach  die 
Herstellung  von  Wohnungen  aller  Sorten  der  Privatspekulation 
überlassen  werden  solle."  Damach  wird  die  Wohnungsfrage 
blofs  als  Frage  des  Einkommens  und  der  Freiheit  des  Konsums 
betrachtet.  Das  Angebot  würde  sich  hier,  wie  in  allen  anderen 
Fällen  der  Warenproduktion  schon  nach  der  Nachfrage  richten, 
also  steigen  und  sich  qualitativ  verbessern,  wenn  das  Bedürfnis 
und  die  Zahlungsfähiukeil  wächst.  Dafs  Angebot  wie  Nachfrage 
hier  unter  dem  Einllusse  nicht  nur  der  individuellen  Vermögens-, 
Einkommensverhältnisse  und  Willensentschliefsungen,  sondern 
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auch  unter  dem  eines  lokalen  Monopolts  seitens  der  Grund- 
besitzer, einer  örtlichen  Gebundenheit  seitens  der  Mieter,  unter 
dem  der  kommunalen  Ordnung  des  Verkehrswesens,  der  Bau- 
ordnungen, der  Sanitflts-  und  Feuerpolizei,  der  Steuerverhaltnisse, 
des  Mietrechtes  stehen»  das  wurde  Qbersehen  oder  nicht  berück- 
sichtigt. Inzwischen  haben  sich  die  Meinungen  in  Deutschland 
und  in  England  Ober  die  Wohnungsfrage  gewaltig  geändert  und 
es  wflre  flberilQssig,  die  Meinung  des  Herrn  Timmermann  aus 
dem  Jahre  1867  zu-  zitieren,  wenn  nicht  in  Oesterreich  seine  An- 
schauung  noch  Vertreter  fände. 

Nun  können  wir  uns  aber  durch  einen  Vergleich  der  Gegen- 
wart mit  der  Vergangenheit  die  Gewifsheit  verschaffen,  dafs  in 
der  Gesamtlage  der  Wohnungsverhältnisse  in  Wien  die  sich 
selbst  übcrlassenc  Privntthütigkeit  keine  \' erbcsserung  herbeige- 
führt hat,  ja  es  ist  die  Wahrscheinlichkeit  nicht  abzuweisen,  dafs 
die  Dinge  im  Laufe  der  letzten  10  Jahre  etwas  schlechter  ge- 
worden sind.  Das  einzige  günstige  Symptom  bietet  die  .^Vbnahme 
der  auf  eine  Wohnung  bezw.  auf  einen  Wohnraum  entfallenden 
Belegziffer.  Es  kamen  in  dem  ehemaligen  Gemeindegebiet  auf 
eine  Wohnung  1880  4,97,  1890  4,77  Bewohner.  Und  auf  einen 
Wohnraum  entfielen  1857  1.49,  1869  1,47,  1880  1,37,  1890  134 
Bewohner.  Aber  j^eichzeitig  ist  die  Zahl  der  Wohnräume  pro 
Wohnung  gesunken  und  hat  sich  das  Verhältnis  der  eigentlichen 
Wohnräume,  Zimmer  und  KOche,  verschlechtert.  So  war  im 
ehemaligen  Gemeindegebiet  1880  die  Zahl  der  Wohnräume  pro 
Wohnung  3,64,  1890  aber  3,59.  Seit  1869  ist  der  Anteil  der 
Zimmer  an  der  Gesamtzahl  der  Wohnräume  von  45,1  auf  42,57 
pCt.  und  der  der  Küchen  von  27.1  auf  26,32  pCt.  zurückgegangen, 
während  gleichzeitig  der  Anteil  der  Kammern  von  21,4  auf  22,57, 
der  der  Vorzimmer  von  6.4  auf  8,54  pCt.  gestiegen  ist.  Damit 
im  Zusammenhange  steht  die  Zunahme  der  kleinsten  und  gröfseren, 
die  Abnahme  der  mittleren  Wohnungen.  Ks  betrugen  in  Prozent 
aller  Wohnungen  im  ehemaligen  Gemeindegebiet 

1880  1890 

die  Wohnungen  mit  1—2  RAamen  .   .   .   31,04  32,48 

.  3-4       ,        ...    47,08  44,14 

•          •          •        10     •       ...   19,69  21,35 

Und  endlich  zeigt  sich  als  ein  sehr  bedenkliches  Symptom 
die  Zunahme  der  Kellerwohnungen.  Während  es  deren  1880  nur 
0.3  pCt.  gab,  war  ihr  Anteil  an  der  Gesamtzahl  der  Wohnungen 
i890  0.9  pCt, 

16* 
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Dafs  die  Höhe  der  Mietpreise  sich  nicht  von  selbst  zu  gunsten 
der  llüeter  entwickelt,  ist  eine  kaum  des  Beweises  bedürftige 
Thatsache.  1880  war  das  gesamte  Mietzinsertragnis  im  ehe- 
maligen Gemeindegebiete  54-  Millionen  Gulden  oder  76,60  Gulden 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung,  1890  aber  66  Millionen  oder 
80,40  Gulden  auf  den  Kopf,  d.  h.  wahrend  die  Bevölkerung  um 
15,9  pCt  zugenommen  hat,  ist  das  Mietzinsertragnis  um  21,7  pCt 
gewachsen. 

Wir  bedQrfen  daher  positiver  Eingriffe.  Was  in  dieser 
Hinsicht  bis  jetzt  bei  uns  geschehen  ist  und  auf  Grundlage 

der  bestehenden  Gesetzgebung  geschehen  kann,  ist  absolut 
unzulänglich.  Die  Verwaltungsberichte  der  Stadt  Wien  geben 
uns  zwar  in  jedem  Jahre  ein  Zeugnis  für  das  Vorhanden- 
sein  eines  guten  Willens,  den  sanitätswidrigen  Zustanden  im 
Wohnungswesen  entgegenzutreten.  £s  werden  jährlich  hunderte 
von  Wohnungen  beanstandet,  Anordnungen  zur  Abstellung  von 
Uebelständen  durch  die  Gemeinde  als  sanitätspolizeiliche  Behörde 
getrofien,  allein  das  zur  Wahrung  der  öflfcntlichen  Gesundheits- 
pflege berufene  Organ,  das  Stadtphysikat.  ist  sich  selbst  bewuf^t. 
mit  den  geringen  Handhaben,  die  die  Gesetze  und  die  Ver- 
waltungsgrundsätze der  Gemeinde  ihm  bieten,  nur  unvollkuiiunencs 
leisten  zu  können.  Ja  in  Bezug  auf  die  allgemeine  Wohnungs- 
polizei hängt  meiner  Leberzeugung  nach  seine  ganze  1  hätigkcit 
in  der  Luft.  Es  fehlt  an  Au.-,führungsgesetzen  für  die  program- 
matorischen  Bestimmungen  der  Gemeiiuiebtatuten. 

Das  für  die  Gemeindeorganisation  und  die  Gemeindever- 
waltung mafsgcbende  Grundgesetz  vom  5.  März  1862  führt  im 
Artikel  V  unter  den  Gegenstanden,  die  in  den  selbständigen 
Wirkungskreis  der  Gemeinde  gehören,  auf:  „5.  Die  Gesundheits> 
polizei".  Was  darunter  zu  verstehen  ist,  wird  nicht  gesagt. 
Auch  aus  der  Erklärung  des  Umianges  und  Inhaltes  des  selb- 
ständigen Wirkungskreises  der  Gemeinden  ist  eine  nähere  Ab- 
grenzung ihrer  Befugnisse  in  Bezug  auf  das  Gesundheitswesen 
nicht  zu  ermitteln.  Der  selbständige  Wirkungskreis  umfafst 
nach  der  Bestimmung  des  Gesetzes  Alles  „was  die  Interessen  der 
Gemeinde  zunächst  berührt  und  innerhalb  ihrer  Grenzen  durch 
ihre  eigenen  Kräfte  besorgt  und  durchgefilhrt  werden  kann."  In 
diesem  Kreise  kann  sie  „mit  Bobachtung  der  bestehenden  Reichs- 
und Landesgesetze  nach  freier  Selbstbestimmung  anordnen  und 
verfügen,*  d.  h.  soweit  Reichs-  oder  Landesgesetze  ihr  gewisse 
Machtbefugnisse  zuschreiben  oder  deren  Geltendmachung  nicht 
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im  Wege  stehen,  bt  sie  berechtigt  frdordnend  einzugreifen.  Das 
ist  nicht  mehr  als  eine  Erklärung  des  Wesens  der  Selbstverwal- 
tung, aus  der  die  konkreten  Aufgaben  noch  keine  Begrenzung 
erfahren.   Erst  durch  das  Gesetz  vom  30.  April  1870  Ober  die 

Organisation  des  Sanitatswesens  ist  in  dem  für  uns  wichtigen 
Punkte  eine  nähere  Erläuterung  versucht  worden.  Paragraph  3 
des  erwähnten  Gesetzes  erklärt:  „Die  dem  selbständigen  Wir- 
kungskreis der  Gemeinde  durch  die  Gemeindegesetze  zugewiesene 
Gesundheitspolizei  umfafst  insbesondere:  a)  die  Handhabung  der 
sanitätspolizeilichen  Vorschriften  in  Bezug  auf  Strafsen.  Wege, 
Plätze.  Fluren,  öffentliche  Versammlungsorte,  Wohnungen, 
Unratskanäle  und  Senkgruben  u.  s.  w."  Auch  hier  ist  nur  ein 
Teil  der  sanitätspolizeilichen  Aufgaben  der  Gemeinde  umschrieben 
und  zwar  nicht  gerade  im  Sinne  einer  AusfilUung  ihres  selb- 
ständigen Wirkungskreises,  denn  die  Handhabung  sanitatspoli- 
zeilicher  Vorschriften  ist  Aufgabe  eines  ausführenden,  nicht  eines 
frei  ordnenden  Organes. 

Die  Gemeinde  hat  demnach  einen  vollständig  unbestimmten, 
nach  keiner  Richtung  hin  abgegrenzten  freien  Wirkungskreis  im 
öffentlichen  Gesundheitswesen  und  sodann  den  letzterwähnten 
eines  Ausführungsorganes  für  die  von  anderer  Seite  erlassenen 
sanitätspolizeilichen  Vorschriften.  Solche  Vorschriften  sind  in 
einzelnen  Gesetzen,  7..  H,  in  den  Bauordnungen,  in  der  Gewerbe- 
ordnung u.  s.  w.,  enthalten,  in  der  Mehrzahl  der  Falle  aber  ent- 
behren sie  einer  gesetzlichen  Grundlai^r  und  balancieren  auf  der 
schmalen  Kante  des  Rechtes  der  politischen  Behurd<  n,  derartige 
Vorschriften  zu  erlassen.  In  Bezug  auf  die  Wohnungsverhältnisse 
mufs  das  Recht  irgend  einer  Behörde,  einzugreifen,  nach  dem  ge- 
genwärtigen Stande  der  Gesetzgebung  entschieden  bestritten 
werden.  Die  wiederholten  Erlässe,  z.  B.  der  n.  ö.  Statthalterei 
an  die  Gemeinde  Wien  mit  der  Aufforderung,  Kommissionen  zur 
Untersuchung  sanitfltswidriger  und  OberAlIlter  Wohnungen  einzu- 
setzen, sowie  die  von  der  Gemeindeverwaltung  daraufhin  vorge- 
nommenen Revisionen,  Wohnungsbeanstandungen  wegen  Feuchtig- 
keit, Ueberfflllung  u.  dgl.,  sind  zwar  nützlich,  aber  rechtswidrig 
und  stellen  Ucbcrgriffe  der  Organe  der  öffentlichen  Gewalt  gegen 
das  Hausrecht  dar.  „Zum  Behufe  der  polizeilichen  und  finanziellen 
Aiifsicht  dürfen  von  den  Organen  derselben  Hausdurclisuchungen 
nur  in  den  durch  des  Gesetz  bestimmten  Fällen  vorgenommen 
werden."  heilst  es  im  §3  des  Verfassungsgesetzes  vom  27.  Oktober 
1862  zum  Schutze  des  Hausrechtes.    Es  giebt  aber  —  von  jenen 
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Spezialfällen  der  Unterbringung  gewerblicher  HoUsarbeiter  und 
der  Prüfung  vor  Erthcilung  der  Baubewilligung  abgesehen  — 
kein  Gesetz,  welches  der  Polizei  das  Recht  gäbe,  Wohnungen 
und  Häuser  auf  dt-n  Grad  ihrer  Gesundheitsgtfährlichkeit  hin  zu 
beaufsichtigen.  Wollte  man  die  Ermächtigung  hierzu  in  der  den 
Genu  inden  hzw.  den  politischen  Behörden  generell  überwiesenen 
Pflege  der  Gesundheitspolizei  erblicken,  dann  wäre  der  schranken- 
losesten Willkür  Thür  und  Thor  geöffnet,  da  ja  darnach  den 
befugten  Organen  auch  überlassen  bliebe,  selbst  den  Kreis  ihrer 
Befugnisse  abzugrenzen.  Aber  auch  in  diesem,  auf  dem  Gebiete 
der  Polizei  ja  so  häufig  stillschweigend  geduldeten  Falle  mOfste 
doch  die  gezwungene  Gesetzesi^uslegung  vor  den  klaren  Bestim* 
mungen  der  Verfassungsgesetze  Halt  machen  Das  Hausrecht  ist 
unter  den  Schutz  eines  besonderen  Verfassungsgesetzes  gestellt, 
das  Eigentum  ist  in  dem  Staatsgfrundgesetze  für  unverletzlich 
erklärt  und  eine  Enteignung  gegen  den  Willen  der  Eigentümer 
an  besondere  Gesetze  gebunden  Die  Gemeinde  aber  glaubt  in 
ihrem  Wirkungskreis  das  Reciu  zu  habrn.  das  1  lausrecht  ver- 
letzen, übt  r  fremdes  Eigentum  verfügen  und  seinen  Wert 
durch  \'erbot  der  Bciuitzung  mindern  zu  können!  Ja,  um  zum 
Schaden  den  Spott  zu  fügen,  verhängt  sie  über  jene,  welche 
ihren  Auflagen  und  Verboten  nicht  Eolge  leisten,  Strafen  und 
Exekutionsniittel  auf  Grund  des  Gesetzes  vom  20.  April  1854,  das 
die  innerhalb  ihres  Wirkungskreises  erlassenen  Befehle  der  Be- 
hörden schätzt.  Hier  aber  werden  Staatsbürger  gestraft,  weil  die 
Gemeinde  ihren  Wirkungskreis  Oberschreitet! 

Man  mifsversteht  mich  wohl  nicht.  Ich  halte  das,  was  die 
Gemeindeverwaltung  auf  dem  Gebiete  der  Wohnungspolizei  thut, 
nicht  nur  fQr  nOtzlich  utid  wünschenswert,  sondern  ich  bin  sogar 
der  Ueberzeugung.  dafs  sie  mehr  thun  müsse.  Aber  sie  soll  für 
das,  was  sie  thut,  einen  festen  Rechtsboden  und  ein  klares  Ver- 
waltungsprinzip haben.  Meines  Erachtens  müfste  den  Gemeinde- 
verwaltungen als  Sanitätsbehörden  flas  Recht  verliehen  werden, 
die  Kauuunig  sanit.'Uswidrigcr  Wohnungen  durchzuführen,  das 
Verbot  der  Weiterbenutzung  ohne  vorherige  Abstellung  der 
Uebelstände  auszusprechen  und  seine  Befolgung  zu  erzwingen. 
Heute  haben  wir  eine  allgemeine  gesetzliche  Bestimmung,  welche 
der  Gemeinde  dieses  Recht  gäbe,  nicht.  §  74  der  Gewerbeord- 
nung  in  der  Fassung  vom  8.  März  1885  besagt  unter  anderem: 
«Nicht  minder  haben  Gewerbsinhaber,  wenn  sie  Wohnungen  ihren 
Hilfsarbeitern  aberlassen,  diesem  Zwecke  keine  gesundheits- 
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schfldlidien  Räumlichkeiten  zu.  widmen."  Dieser  Grundsatz  wäre 
zu  verallgemeinem  und  auf  Vermietungen  Oberhaupt  anzuwenden. 
Ein  Mietvertrag  Ober  eine  gesundheitsgefilhrliche  Wohnung 
sollte  ungOltig  sein,  die  Vermietung  solcher  Wohnungen  von 
amtswegen  unmöglich  gemacht  werden,  gerade  so»  wie  es  mit  der 
Verflufserung  von  faulem  Fleisch,  verdorbenem Gemflae,  vermischter 
Milch  geschieht. 

Freilich  wQrde  es  nicht  genflgen,  wenn  von  Zeit  zu  Zeit 
einige  Inhaber  gesundheitsgcfahrlicher  Wohnungen  delogirt  und 
die  betreffenden  Wohnungen  selbst  unter  Aufsicht  sjcstellt  würden. 
In  einer  Stadt  von  bald  1  7j  Millionen  Einwohnern,  die  sich  in 
jedem  Jahr  um  25(X.K)  .Stelen  vermehrt,  werden  Habsucht  und 
Not  immer  wieder  in  \'erbindun£j  treten  und  man  wird  sich  zu 
hüten  haben,  dafs  man  nicht  die  Armuth  und  das  Klend  aus  ihren 
verpesteten  Schlupfwinkeln  heraustreibt,  nur  damit  wo  anders  die 
alten  Zustande  neu  geschaffen  werden.  Die  Sanitätspolizei  der 
Gemeinde  wird  daher  durchgreifend  sein  mOssen.  Sie  mufs  das 
Recht  erhalten,  nicht  nur  einzelne  Wohnungen,  sondern  ganze 
Hfluser  oder  Hauserblocks  zu  beanstanden  und  ihren  Umbau 
durch  die  EigentOmer  zu  erzwingen,  eventuell  sie  zu  ezproprieren 
und  den  Umbau  von  Gemeindewegen  vorzunehmen.  Es  mufs 
dazu  ergänzend  die  Pflicht  treten,  eventuell  für  die  Unterkunft 
der  Delogirten,  wenn  nötig  in  Massenquartieren,  Vorsorge  zu 
treffen. 

Als  Muster  eines  unbefangenen  und  thatkriUtigen  Vorgehens 
in  dieser  Hinsicht  kann  die  i  iiglische  ( Icsrtzgebung  dienen,  die 
nach  mehrfachen  Wrsucluii  in  dem  lUmsing  of  the  Working 
Classcs  Act  (Gesetz  über  Arljcitcrwohmmgcn ).  1890  und  in  dem 
l'ublic  Health  (London)  Act  (Ciesetz  über  das  ört'enthche  Gesund- 
heitswesen), 1891  zu  einer  zusammenfassenden  Ordnung  geführt 
hat.  deren  günstige  Wirkung  heute  bereits  gerOhmt  wird.  Der 
Zweck  des  ersten  Gesetzes  war  der,  die  Eigentümer  ungesunder 
Liegenschaften  für  deren  Zustand  verantwortlich  zu  machen  und 
sie  zu  zwingen,  ihre  Hauser  bei  Gefahr  eines  Benutzungsverbotes 
in  einem  bewohnbaren  Zustande  zu  erhalten.  Die  Beamten  der 
öffentlichen  Gesundheitspflege  haben  die  strenge  Pflicht,  den 
Lokalbehörden  Anzeige  von  allen  gesundheitsschädlichen  oder 
zur  Bewohnung  ungeeigneten  Baulichkeiten  Anzeige  zu  machen. 

Die  Lokalbehörden  selbst  besorgen  periodische  Unter« 
suchimgen  und  KontrolgJlnge.  Im  Falle  einer  Beanstandung  ent- 
werfen sie  den  Verbesserungsplan,  der  vom  Lokalregierungsamt 
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genehmigt  werden  niiifs.  \'ün  diesem  wird  er  mit  oder  ohne 
Abänderung  genehmigt,  woraul  die  Lokalbehürden  an  den  Erwerb 
der  Grundstücke,  eventuell  im  Wege  der  Expropriation  schreiten. 
In  einzelnen  Fallen  sprechen  sie  nur  das  Benutzungsverbot  oder 
das  DemoUerungsgebot  aus.  Der  Public  Health  Act  betrifft  eine 
Reihe  von  einzelnen  Uebelstanden.  insbesondere  solche,  die  sich 
aus  der  Wohnungsbenutzung  ergeben,  und  regelt  das  Eingreifen 
der  Behörden  in  solchen  FflUenA) 

England  hatte  flbrigens  bereits  in  den  sechziger  Jahren  den 
Stftdten  Ezpropriationsrechte  zur  Säuberung  ungesunder  Stadt- 
viertel  verliehen  und  in  einigen  Stftdten  ist  man  mit  grofser 
Energie  und  gutem  Erfolge  vorgegangen.  Besondere  Erwähnung 
verdient  das  Vorgehen  von  Glasgow,  wo  1866  aus  sanitären 
Gründen  der  Plan  zum  Umbau  der  ganzen  alten  Stadt  in  einer 
FJächcnnusdehnung  von  88  Acres  (35.6  Hektar)  gefafst  und  auf 
Grund  der  verliehenen  Expropriation.^rechte  durchgeführt  wurde. 
Die  Kosten  wurden  durch  eine  sechs  Jahre  hindurch  erhobene 
Einkommensteuer,  die  zunächst  27>  pCt.  betrug,  aufgebracht.  Der 
endgiltige,  der  Stadt  nicht  wieder  direkt  in  Geld,  wohl  aber  in 
Stralsen.  Plätzen.  Verbesserung  der  Wohnungen  u.  s.  w.  ersetzte 
Aufwand  belicf  sich  auf  etwa  22  Millionen  Gulden.  Die  Sterb- 
lichkeitszilTcr  sank  in  Folge  dieser  L'inliauten  von  32.4  pro  Tau- 
send in  den  Jahren  1868  —70  auf  25.5  pro  Tausend  in  1880—82. 
Gleichzeitig  sank  die  Zifter  der  Wrbrechen  bedeutend.  Einen 
ähnlich  grofsen  Umbau,  der  43  Acres  umfafste,  hat  Birmingham 
in  den  siebziger  Jahren  unternommen.  Auch  hier  sank  die  Sterb- 
lichkeit^zilfer  und  zwar  in  8  in  Betracht  kommenden  Strafsen  von 
26  auf  20  pro  i  aubcnd.  was  einer  Rettung  von  2400  Leben  im 
Jahre  gleichkommt.  Auch  hier  wurden  die  endgiltig  6,6  Mill. 
Gulden  betragenden  Kosten  durch  eine  Einkommensteuer  gedeckt 

Dafs  Obrigens  in  vielen  Fallen  der  Umbau  sanitätswidriger 
Hauser  gar  kein  schlechtes  Geschäft  ist,  beweist  eine  Gegen« 
Qberstellung  der  Erträgnisse  von  23  älteren  und  20  neuen  an  deren 
Stelle  getretenen  Häusern  der  inneren  Stadt  Wien,  welche  die 
Wiener  Hausherrenzeitung  vom  1.  November  1892  brachte.  Dar- 
nach hatten  die  „alten,  teilweise  sanitätswidrigen  und  baufälligen* 
Häuser  299149  Gulden  Zins  getragen,  die  20  neuen  aber,  die  an 
ihre  Stelle  getreten   und  den  gesteigerten  Bedürfnissen  der 


')  Die  wichtigeren  Bestimmungen  beider  Gesetze  sind  im  Anhange  unter 
IV  wiedergegeben. 
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Gegenwart  an^epafst  waren,  lieferten  676984  Gulden  ab,  also 
eine  Steigerung  um  mehr  als  125  pCt.,  trotzdtni  ein  betrcichtlicher 
Teil  des  Grundes  zu  Strafsenzwecken  abgetreten  werden  mufste. 
Dies  scheint  mir  ein  Beweis  dafür  zu  sein,  dafs  das  Vorhandensein 
so  vieler  alter,  gesundheitswidriger  Häuser  in  Wien  wesentlich 
darauf  beruht,  dafs  die  EigentQnier  entweder  zu  indolent  sind,  ihren 
mit  der  Verbesserung  der  Wohnungen  wachsenden  Vorteil  zu  sehen, 
oder  nicht  kapitalkräftig  genug  sind,  um  den  Umbau  vorzunehmen. 
In  beiden  Fallen  würde  ein  energischeres  Eingreifen  der  Ge- 
sundheitspolizei heilsam  sein,  namentlich  dann,  wenn  man  seitens 
der  Gemeinde  den  Umbau  gesundheitswidriger  Gebäude  durch 
Gewährung  von  Darlehen  unterstatzte.- 

VI. 

X'ielleicht  schlimmer  noch  als  die  titimittelbai-  gesundheits- 
schädlichen Ik'hausungcn  sind  die  manniglaclien  Uebclstände,  die 
aus  der  Gesamtanlage  der  Stadt,  der  Hiluscr  und  der  Wohnungen 
hervorgehen.  IlitTher  rcchiu-  ich  die  geringe  Breite  dei- Strafsen. 
die  Höhe  der  Häuser,  den  Mangel  an  OtTentlichen  Anlagen.  Spiel- 
plätzen, Badeanstalten,  die  starke  V^erbauung  der  Baufläche  und 
daher  geringe  Gröfse  der  Höfe,  die  ungenflgenden  Wasser- 
versorgungs-,  Wasch-  und  Badeeinrichtungen  in  den  Hausern, 
die  Raummafse  der  Wohnungen,  die  Abtritts-  und  Kanalisations- 
Verhaltnisse.  Einer  klar  zu  Tage  tretenden  und  lokalisirten 
Schädlichkeit  wird  man,  selbst  wenn  sie  an  Umfang  nicht  unbe- 
deutend ist,  bei  gutem  Willen  und  genügender  Wachsamkeit  der 
öffentlichen  Meinung  immer  ohne  erheblichen  Widerspruch  mit 
ausreichenden  Mitteln  begegnen  können.  Eine  Aenderung  der 
gesamten  baulichen  Anlage  der  Stadt  aber  verlangt  zusammen- 
stimmende Grundsätze  auf  so  vielerlei  Gebieten  der  \'erwaltung. 
t  iiie  einheitliche  Gesinnung  so  vieler  Organe,  eine  Bei  ücksichti- 
gung  so  mannigfacher  materieller  und  ideeller  Interessen,  dafs 
hier  jeder  Fortschritt  naturgemäfs  erschwert  ist. 

Aber  wenn  auch  das  aus  der  Vergangenheit  Ueberkommene 
nur  langsam  sich  wird  andern  lassen,  so  liegt  es  doch  im  Wir- 
kungskreise der  heutigen  Generation,  allem  Neuentstehenden  die 
richtigen  Wege  zu  weisen. 

„Die  Gegenwart  soll  fQr  eine  hygienisch  gute  Bauweise  retten, 
was  noch  zu  retten  ist*  Dieser  Mahnruf  in  dem  oben  erwähnten 
Bericht  an  den  obersten  Sanitatsrat  verdient  die  ernsteste 
Beachtung.    Die  Art  und  Weise,  wie  dies  geschehen  kann. 
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ist  in  diesem  Berichte  skizziert  und  in  manchen  deutschen 
und  engHschen  Städten  bereits  vorbildHch  ausgeftihrt  worden. 
Das  Mietkasernensystem  mufs  ernstlich  bekämpft  werden. 
Die  Ausdehnung  der  Städte  in  die  Breite  mufs  durch  Begünsti- 
gung der  offenen  Bauweise  und  durch  weitgehendste  Förderung 
der  X'erkehrsmittel  angestrebt  werden.  Die  Neigung  zur  Be- 
wegung im  Freien  ist  durch  Parkanlagen  und  Spielplätze  zu 
unterstützen.  Dem  Reinigungsbedürfnis  ist  durch  reichliche 
Wasserversorgung,  Badeeinrichtungen  in  den  Häusern  und 
öffentliche  Badeanstaltein  entgegenzukommen,  die  Gefahr  der  Ver- 
breitung von  Krankheiten  Ist  durch  zweckentsprechende  Entfernung 
des  Unrates  zu  vermindern.  Auf  dem  Gebtete  des  Verkehrswesens, 
der  Wasserversorgung,  der  Kanalisation  entstehen  dadurch  spe- 
zieHe  Aufgaben,  die  ihre  richtige  Begrenzung  aber  erst  erfahren 
durch  die  Aufstellung  eines  Generalregulirungsplanes  für  die  kflnftige 
Erweiterung  der  Stadt  und  den  allmählichen  Umbau  der  alten  Bau* 
flachen.  Diese  Fragen  weiter  zu  berflhren  ist  hier  nicht  der  Ort 
Wir  können  ja  auch  mit  Befriedigung  feststellen,  da&  dieNotwendig- 
keit  ihrer  Lösung  allseitig  empfunden  wird  und  dafs  die  berufenen 
Organe  es.  nicht  an  emster  Arbeit  fehlen  lassen.  Wien  ist  durch  die 
Natur  seiner  nächsten  Umgebung,  die  nunmehr  für  die  Erweite- 
rung der  Stadt  in  Anpruch  zu  nehmen  ist,  so  aufserordentlich 
begünstigt,  dafs  es  bei  planmflfsiger  Forsorge  eine  der  schönsten 
Binnenstädte  zu  werden  vermöchte,  während  jetzt  ein  kleiner 
Raum  mit  einigen,  allerdings  unvergleichlich  schönen  Prachtbauten 
für  die  kümmerliche  Enge  und  Trostlosigkeit  nicht  entschädigt, 
in  die  in  Vorstädten  und  Vororten  die  Hunderttausende  zu- 
sammengedrängt sind. 

Die  befriedigende  Gesamtanlage  der  Stadt  schaft't  für  jedes 
einzelne  Haus  eine  Umgebung,  die,  gesund  und  schön,  Licht  und 
Luft  frei  eintreten  läfst  und  den  Aufenthalt  im  Freien  zu  einem 
erquickenden  zu  machen  geeignet  ist.  Sie  ist  nicht  denkbar  ohne 
eine  von  grüfserer  Auffassung  beherrschte  Bauordnung.  Wenn 
aber,  wie  dies  nach  der  für  Wien  und  zwar  auch  für  Grofs-Wien 
noch  immer  giltigen  Bauordnung  möglich  ist,  85  pCt.  jeder  Bau- 
fläche verbaut  werden  dürfen,  auch  dann,  wenn  die  Hfluser  bis 
zu  25  m  Höhe  aufsteigen,  dann  müht  man  ach  mit  allen  General- 
regulirungsplanen  umsonst  Das  Gewinninteresse  der  Boden- 
besitzer wird  immer  wieder  zur  intensivsten  Bebauung  treiben. 
Aber  wenn  auch  Bauplan  und  Bauordnung  in  Uebereinstinunung 
die  technische  Seite  der  Wohnungsfrage  im  günstigsten  Sinne 
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lösen,  bleibt  doch  noch  die  Gefahr  der  schlechten  Ausnutzung, 
der  Ueberfüllung.  gegeben.  Ihre  Folgen  werden  ja  gemildert, 
wenn  doch  sonst  die  Luft-  und  Lichtverhdltnisse  günstig  sind, 
aber  immer  bleibt  die  Ueberfüllung  der  Wohnräume  das 
schlimmste  von  der  Sozialpolitik  zu  bekämpfende  Uebel.  Da  aui 
dem  Wege  des  freien  Verkehrs  bis  jetzt  eine  Besserung  nicht 
zustande  gekommen  ist,  bleibt  nichts  anderes  übrig,  als  ein  Ver- 
bot der  Ueberfilllung  auszusprechen  und  seine  Durchfilhrung 
zu  Oberwachen.  Auch  hierfDr  kann  die  Bauordnung  mit  ent- 
scheidenden Bestimmungen  den  Grund  legen,  wie  dies  z.  B.  durc^ 
die  Innsbrucker  Bauordnung  vom  17.  November  1864  geschieht, 
welche  erklärt:  „Die  Wohnzimmer  sollen  aus  GesundheitsrQck* 
sichten  möglichst  geräumig  angetragen  werden.  Jede  Wohnung 
s<»ll  wenigstens  zwei  Zimmer  und  Küche  erhalten.  Kein  Wohn- 
zinmier  darf  unter  3  Quadratklafter  (~  10.8  qnii  messen  und  jedes 
mufs  ein  in  einen  freien  Raum  gehendes  Fenster  haben.  Die 
Küche  soll  für  Wohnungen,  die  aus  zwei  Zimmern  bestehen,  nie 
unter  2^2  Quadratklafier  und  für  gröfsere  Wohtuingen  wenigstens 
3  Quadratklafter  messen."  Dadurch  ist  für  die  kleinsten  Wohnun- 
gen ein  Minimalluftraum  von  74  cbm  gesichert.  Man  vergleiche 
damit  die  Gröfsenverhaltnisse,  die  wir  für  Wien  festgestellt 
haben!  Dafs  jene  Bestimmungen  der  Innsbrucker  Bauordnung 
'  nicht  ohne  Wirkung  geblieben  sind,  zeigt  eine  Vergleichung  der 
Ergebnisse  der  Wohnungsstatistik  fSr  Innsbruck  und  die  übrigen 
österreichischen  Städte.  Innsbruck  weist  nach  allen  Richtungen 
die  günstigsten  Verhältnisse  auf.  Auf  einen  Wohnraum  entföUt 
durchschnittlich  ein  Bewohner;  von  je  100  Wohnungen  bestehen 
nur  2,4  aus  einem,  7.7  aus  zwei,  hingegen  60.8  aus  drei  bis  fünf 
Räumen;  in  einräumigen  Wohnungen  wohnen  nur  0.9  [)Ct ,  in 
zweiräumigen  4,4  pCt.  aller  Bewohner;  überfüllt  waren  nur 
19.2  pCt.  der  einräumigen,  7.1  pCt.  der  zweiräumigen.  2.2  pCt. 
der  übrigen  Wohnungen;  ohne  Küche  sind  nur  3,5  pCt.  aller 
Wohnungen. 

Der  Abstand  zwischen  diesen  und  der  für  Wien  bezw.  die 
Qbrigen  Asterreichischen  Städte  ermittelten  Wohnverhaltnisse  ist 
geradezu  Qberraschend  und  beweist  auf  das  deutlichste,  dafs  die 
die  Wohnungsfrage  keine  Lohnfrage,  sondern  in  erster  Linie 
eine  Frage  des  Bau-  und  Wohnungsrechtes  ist  Das  wurde  denn 
auch  durch  die  Gesetzgebung  und  Verwaltung  anderer  Staaten 
ericannt  und  die  öffentlich-rechtliche  Fixirung  des  far  jeden  Be- 
wohner und  jede  Wohnung  zulassigen  Minimalwohnraumes  ge- 
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winnt  immer  breiteren  Boden,  Aeltercn  Datums  und  weit  ver- 
breitet in  Frankreich.  Belgien,  der  Schweiz  und  Deutschland  ist 
die  Vorschrift,  wonach  in  Gasthöfen  und  MassenquarticriMi  für 
jede  aufzunehmende  Person  ein  Minimalrauin  vorhanden  sein 
murs,  dessen  Ausmafs  zwischen  10  und  16  m-"^  schwankt.')  In 
jüngster  Zeit  wird  dieser  Grundsatz  auf  alle  vermieteten  Woh- 
nungen übertragen.  Sect.  SM-  des  Public  Health  (London)  Act 
1891  giebt  den  Sanitätsbehörden  das  Recht,  ftXr  alle  vermieteten 
Hfluser  Ordnungen  zu  erlassen  und  darin  unter  Anderem  die 
Zahl  der  Personen,  die  in  das  Haus  oder  Teile  des  Hauses  auf- 
genommen werden  darfen,  zu  normieren,  Vorsorge  zu  treffen  ftr 
getrennte  Unterbringung  der  Manner  und  Weiber  u.  s.  w.  Die 
Bestimmung  der  Grölsenverhflltnisse  bleibt  —  immer  unter  Ge- 
nehmigung des  Lokalregierungsam'tes  —  den  Sanitätsbehörden 
vorbehalten.  Die  Norm  ist,  dals  in  Räumen,  die  nur  Schlafräume 
sind,  mindestens  300  Kubikfufs  (8,1  m^,  in  Räumen,  die  zugleich 
anderen  z.  B.  Wohn-,  Koch-  oder  Arbeitszwecken  dienen,  min- 
destens 400  Kubikfufs  (10.3  m')  freien  Luftraumes  pro  Person  ge- 
fordert werden.  Zum  Zwecke  der  fortlaufenden  Inspektion  sind 
die  Miethäuser  mit  allen  für  die  Sanitätskontrolle  wichtigen  An- 
gaben zu  registrieren. 

Zum  freien  England  das  freie  Amerika  I  Die  Ordnungen  des 
Gesundheitsamtes  von  New-York  und  Brooklyn  vom  Jahre  1887 
sind  sehr  ausführlich. 2)  Sie  verbieten  unter  Anderem  die  Ver- 
bauung von  mehr  als  56  j)Ct.  (i»  s  Bauloses,  wenn  nicht  die  für 
Licht-  und  Luftzufulir  bestimmten  Höfe  wenigstens  265  Quadrat- 
fufs  (engl.)  grofs  sind.  In  den  Wohnr«*lumen  mufs  für  jeden  Be- 
wohner 600  Kubikfufs  (16,2  m^i  Rauminhalt  gegeben  sein,  ihre 
Höhe  mufs  8  Fufs  (2,5  m  )  betragen.  Die  Gt  samtflarhe  der 
Fenster  darf  nicht  geringer  sein,  als  Vio  Bodeiillachc.  Alle 
Schlafräume  müssen  in  der  Regel  ein  ins  Freie  gehendes  Fenster 
haben.  In  jedem  Stockwerk  mufs  ein  Wasserzuflufs  sein,  für 
je  15  Bewohner  mufs  ein  Kloset  vorhanden  sein.  Alle  Miet- 
wohnungen müssen  zweimal  im  Jahr  untersucht  werden.  Das 
Gesundheitsamt  hat  das  Recht,  Behausungen,  die  seinen  Vor- 


h  Vpl  I.rutholcl,  Von  welchen  peset/liclicn  Bestimmungen  kann  Minde- 
rung Wolinnncsnot  in  unseren  Grofsslädlcn  erwartet  werden?  in  Sehr.  d. 
Vcr.  1.  Suzialpulil.k  Bd.  XXX,  1886  S.  9  ff. 

')  Vgl  Reynolds,  The  Houaing  of  tbe  Poor  in  Ameriam  Cities,  in  PuUlcm* 
tions  of  the  American  Economic  Association,  VoL  VIII,  S.  53  C 
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schrilten  nicht  genügen,  räumen  zu  lassen,  dem  Eigentümer  Ver- 
besserungen aufzutragen,  eventuell  ihn  mit  Strafen  zu  belegen! 
Man  sieht,  politische  und  wirtschaftliche  Freiheit  bilden  kein 
Hindemife  Dir  sehr  eindringliche  Zwangsordnungen  auf  dem  Ge- 
biete  der  Gesundheitspflege  und  des  Wohnungswesens. 

In  Deutschland  sei  zunächst  auf  das  hessische  Gesetz  vom 
1.  Juli  1893  verwiesen.  Es  giebt  den  Gesundheitsbeamten  des 
Staates,  den  OrtspoIizeibehOrden  und  den  von  ihnen  beauftragten 
Personen  das  Recht,  die  zum  Vermieten  bestimmten  Wohnungen 
und  Schlafstellen  zu  untersuchen  und  zu  prüfen,  ob  aus  ihrer 
Benutzung  zum  Wohnen  oder  Schlafen  Nachteile  für  die  Gesund- 
heit oder  Sittlichkeit  zu  besorgen  seien.  Ebenso  bezüglich  jener 
Räume,  welche  von  Arbeitgebern,  Lehrlingen,  Dienstboten  u.  s.  w. 
zugewiesen  sind.  Für  die  zum  Vermieten  bestimmten  Schlaf- 
räunie  hat  die  Polizei  festzustellen,  wieviel  Luftraum  für  jede 
aurzunchniende  Person  vorhanden  sein  mufs,  wobei  von  einer 
Mindestforderung  von  10  m^  für  jede  erwachsene  Person  auszu- 
gehen ist.  Alle  Blietwohnungen,  welche  aus  drei  oder  weniger 
Räumen  bestehen,  unterliegen  der  Anzeigepflicht  Der  Polizei 
steht  das  Recht  zu,  ein  Benutzungsverbot  auszusprechen.  In 
gleicher  Richtung  bewegt  sich  die  Polizeiverordnung  der  könig- 
lichen Regierung  zu  Düsseldorf  vom  3.  Mai  1893.  Sie  bezieht 
sich  auf  alle  Mietwohnungen  mit  Ausnahme  der  Einfamilienhauser. 
Sic  verbietet  die  Bewohnung  von  Gebäuden  oder  Wohnungen, 
die  als  zum  Wohnen  ungeeignet  oder  als  überfallt  bezeichnet 
worden  sind.  Zum  Bewohnen  ungeeignet  gelten  Wohnungen, 
deren  Fensterflächc  nicht  wenigstens  ^',  »  (bei  bisher  bereits  be- 
wohnten Räumen  Vis)  des  Rauniinlialtes  ausmacht,  die  nicht 
ordentlich  gedielt  sind  u.  s.  w.  Ucbcrfüllt  sind  jene  Wohnungen, 
in  welchen  gewisse  Minimaifordt  rungen  nicht  erfüllt  wenitn. 
Solche  sind:  wenigstens  10  m^  Rauminhalt  für  jede  über  10  Jahre 
alte  Person,  5  für  jede  Person  unter  diesem  Alter,  Trennung 
der  ober  14  Jahre  alten  Personen  nach  Geschlechtern ;  besondere 
Schlafraume  fllr  Eheleute  und  ihre  Kinder. 

Von  ganz  besonderer  Bedeutung  endlich  ist  der  im  Mai  1893 
in  Hamburg  der  Bflrgerschaft  vorgelegte  Entwurf  eines  Wohnungs- 
gesetzes.^)  Er  war  eine  Folge  des  Berichtes  der  zur  Prüfung 
der  Gesundheitsverhflltnisse  Hamburgs  eingesetzten  Senats-  und 


1)  Auch  ctieaer  Geietxeiitwarf  iat  im  Anhange  anter  V  «asf&hrlich  wieder« 
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Borgerschaftskommission.  Die  Kommission  hatte  empfohlen: 
1)  die  Abänderung  des  Batfpolizeigesetzes,  um  zu  erreichen,  dafs 
bei  der  Bebauung  von  Bauplatzen  und  bei  der  inneren  Einrichtung 
von  Wohnhäusern  den  Anforderungen  der  Hygiene  Rechnung 
getragen  werde;  2)  den  Erlafe  eines  Wohnungsgesetzes,  welches 
die  Benutzung  der  alten«  wie  der  neu  zu  erbauenden  Wohnungen 
regelt,  hierfür  eine  fortlaufende  Kontrolle  einibhrt  *  und  das  Ver- 
fahren ftXr  den  Fall  der  Beanstandung  von  Milsständen  ordnet; 
3)  die  Forderung  der  Erbauung  kleiner  Wohnungen  durch  die 
Stadt  als  Ersatz  ftlr  die  Wohnungen,  deren  Vermietung  sei  es 
verboten,  sei  es  eingeschränkt  wird.  Darnach  hat  der  Senat 
neben  einer  entsprechenden  Aenderung  der  Bauordnung  ein 
Wohnungsgesetz  ausgearbeitet,  das  der  Bürgerschaft  nunmehr 
vorliegt.  Ganz  Hamburg  wird  zum  Zwecke  der  Wohnungspflege 
in  36  Bezirke  geteilt.  Für  jeden  Bezirk  werden  ein  Vorsteher 
und  mehrere  Wohnungspflcger  bestellt,  die  ihre  Funktionen  im 
Ehrenamt  ausüben.  Sie  haben  sich  von  der  Beschaffenheit  und 
l^rnut/.uiig  der  Gebäude  und  Wohnungen  im  Hinblick  auf  die 
bestehenden  \  orschrilten  und  die  die  Gesundheit  beeinflus.->enden 
Zustünde  zu  überzeugen  und  der  Baupoiizeibeiiörde  zu  berichten. 
Bei  dieser  wird  ein  eigner  Baupolizeiinspektor  (mit  einem  Jahres- 
gehalt von  72tX)  M.  von  5  zu  5  Jahren  aufsteigend  bis  8640  M.) 
niit  einer  entsprechenden  Anzahl  von  Assistenten  mit  der  Ange- 
legenheit bcfafst.  Sie  iiabcn  die  Abstellung  der  bemerkten  l  'ebcl- 
stände  zu  veranlassen,  eventuell  das  Benutzungsverbot  auszu- 
sprechen. Als  Regel  gilt,  dafs  jede  Wohnung  eigenen  verschliefs- 
baren  Zugang,  eigenen  Abort,  eigene  Kflche,  eigenen  Wasserhahn 
und  Ausgufs  haben  mufs.  Benutzung  derselbien  Wohnung  durch 
mehrere  Haushaltungen  ist  unzulässig.  Erwachsene  Einlogierer, 
Schlafburschen  und  Schlafmädchen  mfissen  nach  Geschlechtem 
getrennt  untergebracht  werden.  Die  lichtgebende  Fensterfläche 
mufs  mindestens  Vio  <lcs  Rauminhaltes  in  jedem  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Menschen  bestimmten  Raum  ausmachen.  Der 
Rauminhalt  bzw.  die  Bodenfläche  wird  mit  10  m'  und  4  m'  lOr  jeden 
Erwachsenen,  5  m>  und  2  m'  flir  Kinder  unter  10  Jahren  im  Mini- 
mum begrenzt 

Die  erwähnten  gesetzlichen  Bestimmungen  und  Verwaltungs- 
verfügungen,  insbesondeir  die  in  Hamburg  vorgeschlagenen, 
zeigen  deutlich,  wie  die  Ordnung  des  Wohnens  der  Menschen 
aus  der  rein  technischen  Behandlung  herauswächst.  Die  dringen- 
den Bedürfnisse  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  und  die  sozialen 
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Anforderungen  haben  hier  ein  ganz  neues  Gebiet  der  Verwaltung 
geschaffen.  Das  Wohnen  bt  nicht  mehr  allein  Gegenstand  eines 
freien  privaten  Vertrages,  sondern  es  wird  im  Öffentlichen  Inter- 
esse unter  eine  Kontrolle  gestellt,  der  private  Bestandvertrag  er« 
halt,  wie  der  Arbeitsvertrag,  einen  sozialen  Charakter. 

m 

Im  Vorstehenden  sind  Vorschläge  zur  Besserung  unserer 
Wohnungsverhaltnisse  gemacht,  die  sich  wesentlich  auf  dem  Ge- 
biete  der  Repression  und  des  Verbotes  bewegen:  Sperrung 
sanitatswidriger  Wohnungen«   Verhinderung  der  Ueberfllllung. 

Diese  rein  polizeiliche  Thätigkeit  wOrde  aber  im  Laufe  der  Zeit 
an  den  Thatsachen  scheitern,  wenn  nicht  gleichzeitig  nach  der 
positiven  Seite  hin  eingegriffen  würde.  Wenn  man  auch  für  die 
Räumung  und  zweckentsprechende  Umgestaltung  der  zur  Zeit 
benutzten  Wohnungen  einen  L'ebergangszt  ilraum  schafTcn  wird, 
so  wird  doch  schon  die  notwendige  Räumung  der  unmittelbar  gc- 
sundheitsschädHchen  Behausungen  die  ärmere  Bevölkerung  zu- 
nächst hart  treffen  und  die  Nachfrage  nach  den  kit  inen  und 
kleinsten  W'ohnungen  plötzlich  vermehren.  Nun  sind  aber  diese 
an  und  ßlr  sich  bereits  stärker  begehrt,  als  die  mittleren  und 
grufseren  Wohnungen,  wie  sich  aus  folgender  Uebersicht  crgiebt. 
Es  waren  1890  in  Wien  gezählt  worden: 


Wohnunpcn 
Oberhaupt 

im  GuMR   308185 

mit  4  und  mehr  Rlnmen  83395 
mit  I — 3  Rflumen.  .  .  224790 
(mit  1-^2  Rftumen    .    .  132764 


pCt.  <ii  r  Iccrstt  hcntio  j)(-t,  drr 

Gesaiiitzatil  Wohnungen  Gesamtzahl 

—             21426  — 

27,1               8127  37,9 

72,9            13299  62.1 

43,0               6  562  30,6). 


Es  sind  demnach  die  kleinen  Wohnungen  in  viel  geringerem 
Maise  an  den  Leerstehungen  beteiligt,  als  die  mittleren  und 
grofseren.  Eine  Steigerung  der  Nachfrage  nach  ihnen,  wie  sie 
die  Folge  einer  Sperrung  von  bisher  benutzten  kleinen  Woh- 
nungen wäre,  mOfste  demnach  die  Lage  dieser  Mieter  ver- 
schlechtem.  Sie  würden  höhere  Mieten  zahlen  müssen  und  die 
UeberüQllung  wOrde  wachsen,  statt  sich  zu  vermindern.  Mit  der 
Räumung  sanitätswidriger  Wohnungen  ist  es  daher  nicht  gethan, 
es  mufs  auch  das  Angebot  an  kleinen  W^ohnungen  vermehrt 
werden,  dies  in  umso  stärkerem  Mafse,  als  ja  während  dc^^  Ucber- 
gangszeitraumes  auf  ein  konstantes  Abströmen  der  Inhaber  über- 
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vOlkerter  Wohnungen  gerechnet  werden  mufs.  Worden  jene 
wohnungsgesetzlichen  Bestimmungen  z.  B.  nach  4  Jahren  fbr  die 
bisher  benutzten  Gebäude  in  Kraft  treten,  so  mofste  während 
dieses  Zeitraumes  das  Wohnungsangebot  so  vermehrt  werden, 
dafs  aufser  dem  regelmäfsigen  Wachstum  der  Bevölkerung  jene 
Summe  von  Personen  aufgenommen  werden  kann,  die  nach  dem 
Wohnungsgesetze  in  den  bisherigen  Wohnungen  überzählig  war. 
Zum  Teil  ist  nun  auf  dieses  Bedürfnis  bereits  Rücksicht  genorn« 
men  worden  in  der  Forderung,  dafs  bei  sanitätswidrigen  Behau- 
sungen der  Umbau  erzwungen,  eventuell  von  der  Gemeinde  selbst 
herbeigeführt  werden  kann  und  dafs  die  Gemeinde  eventuell 
Massenquartiere  zu  errichten  genötigt  sein  soll.  Es  werden  aber 
noch  andere  Mafsnahmen  hinzutreten  müssen,  denn  Massenquar» 
tiere  sind  ja  nur  Notbehelfe. 

Vielleicht  könnte  man  erwarten,  dafs  die  Privatthätigkeit  dem 
infolge   jener  Gesetze    wachsenden   Wohnungsbedürfnis  durch 
gröfsere  Bauthätigkeit   genügen  würde.    Da  durch  den  Bebau- 
ungsplan, die  Bauordnung  und  das  Wohnungsgesetz  jede  Aus- 
wucherung von  Schädlichkeiten  verhindert  wäre,  läge  scheinbar 
kein  Grund  vor.  anderes  anzunehmen.    Sicherlich  wird  man  tla- 
mit  rechnen  dürfen.    Allein  vor  dem  Optiiiiisiiius  ist  zu  warnen, 
der  nach  Vorzeichnung  der  technischen  und  rechtlichen  Grund- 
linien Alles  glaubt  der  Privatthätigkeit  überlassen  zu  dürfen.  Es 
ist  schon  längst  durch  die  Erfahrung  erhärtet,  dafs  das  zum  Bau 
von  zureichenden  Arbeiterwohnungen  verwendete  Kapital  ein  be- 
friedigendes Erträgnis  abwirft,  Itber  ein  genügender  Ansporn  ist 
darin  bisher  nicht  für  das  Kapital  gelegen,  diese  Anlage  in 
grofserem  Mafse  aufzusuchen.  Es  ist  ferner  nicht  wünschens- 
wert, dafs  der  Bau  von  Wohnungen  in  grdfserem  Stil  ausschliefs- 
lieh  im  Gewinninteresse  geschieht  Es  ist  bei  der  grofsen  sozialen 
Bedeutung,  die  das  gesunde  und  befriedigende  Wohnen  hat,  viel- 
mehr wünschenswert,  dafs  bei  der  Anlage  der  Gebäude  auch 
weitergehenden  Bedürfnissen  der  Mieter  —  nach  Bädern,  Ver- 
gnügungsräumen. Spielplätzen  für  die  Kinder  —  Rechnung  ge- 
tragen und  womöglich  durch  die  Verwaltung  ein  erzieherischer 
Einflufs  ausgeübt  werde.  Endlich  kann  durch  blofse  Privatthätig- 
keit niemals  erreicht  werden,  was  als  letztes  grofses  Ziel  einer 
durchgreifenden  Wohnungsreform  ins  Auge  gefafst  werden  mufs, 
die  Verbilligung  der  Mieten. 

Die  Durcliführung  der  oben  besprochenen  Mafsregeln  kommt 
einem  auf  die  ärmsten  Mieter  ausgeübtem  Zwange  gleich,  gröfsere 
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und  bessere  Wohnungen,  als  bisher,  zu  mieten.  Die  notwendige 
Folge  davon  ist  unter  den  gegebenen  Verhaltnissen,  dafs  sie  eine 
gröfsere  Geldsumme  daftkr  auszulegen  liaben,  also  vom  blofsen 
Geldstandpunkte  aus  eine  Verteuerung  des  Wohnens.  Die  9+ 
Wohnungen,  für  welche  ich  die  Mietzinse  erheben  Iconnte,  hatten 
einen  Flflchenraum  von  1871,6  m'  und  einen  Flächendefizit  von 
1025,6  m'.  Ausreichende  Wohnungen  wOrden  daher  einen  Flächen- 
raum von  2897,2  ra'  bedecken  mOssen.  Legen  wir  den  für  die 
dreiräumigen  Wohnungen  berechneten  Grundpreis  —  3,71  Gulden 
für  den  Quadratmeter  —  unter,  so  ergäbe  dies  einen  Mietzins 
von  10748  Gulden  jährlich.  Der  jetzt  für  die  ungenügenden, 
Wohnungen  gezahlte  Zins  betrug  7721  Gulden,  es  träte  mithin 
eine  Steigerung  von  39  pCt.  ein,  d.  h.  es  nuiüte  im  Durchschnitt 
für  eine  Wohnung  statt  82  Gulden  ein  Jahreszins  von  114  Gulden 
gezahlt  werden.  Oben  hatten  wir  berechnet,  dals  gcgenwiirtig 
ein  Arbeiter  mit  600  Gulden  Jahreseinkommen  durchschnittlich 
mindestens  16  pCt  davon  fOr  die  Wohnung  auszugeben  habe, 
jetzt  würden  mindestens  23  pCt  benötigt  werden.  Die  Steige- 
rung  der  Wohnungsausgabe  ist  im  Verhältnis  zu  dem,  was  ge- 
boten wird,  nicht  bedeutend,  denn  die  Voraussetzung  der  er- 
höhten Ausgabe  ist,  dafs  an  die  Stelle  einer  ungesunden  und 
unzureichenden  eine  gesunde  und  ausreichende  Wohnung  tritt. 
Die  Erhöhung  der  Lebenskraft,  die  Minderung  von  Krankheiten, 
das  Erlangen  gemütlicher  und  sittlicher  Vorteile  machen  jene 
M(  hrau>gabe  mehr  als  voll.  Aber  sie  ist  dennoch  hoch  im  Ver- 
hältnis zu  dem  gegebenen  Kiiikonnnen  der  Arbeiter.  Wer  auf 
dem  Standpunkte  steht,  dafs  die  jeweilige  Höhe  des  Einkommens 
der  Arbeiter  auf  naturgesetzlicher  Notwendigkeit  beruhe,  wird 
daher  gegen  die  Wirksamkeit  einer  den  Wohnungskonsum  ver- 
teuernden Mafsregel  Bedenken  haben  müssen.  Aber  sie  werden 
sich  nicht  aufrecht  erhalten  lassen.  So  wenig,  wie  die  gleichen 
Bedenken,  welche  gegen  die  Arbeiterschutzgesetze,  gegen  das 
Verbot  der  Kinderarbeit,  der  Frauenarbeit  in  bestimmten  Ge- 
werben, gegen  die  gesetzliche  Minderung  der  Arbeitszeit,  gegen 
die  gesetzliche  Festlegung  der  Sonn-  und  Feiertagsruhe  erhoben 
worden  sind.  Auch  hier  wurde  immer  das  Lohninteresse  der 
Arbeiter  in  den  Vordergrund  gestellt,  das  durch  die  l\Tirui(  rung 
der  Arbeitsgelegenheit  verletzt  werde.  Wie  hier  die  absolute 
Lohnverkürzung,  so  droht  durch  jene  Wohiiungsmafsregeln  eine 
relative  Lohnniinderung,  indem  für  die  eine  l'tdiirfnisbefriedi- 
gung  ein  grölserer  Teil  des  Lohncinkomraens  beansprucht  wird. 
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Aber  die  erwarteten  ungünstigen  Rückwirkungen  sind  in  jenen 
Fällen  nirgends  eingetreten  und  sie  werden  hier  nicht  eintreten. 
Jede  Verbesserung  der  Lebenslage,  die  auf  die  kOrperiiche  und 
geistige  Kräftigung  des  Arbeiters  einwirkt,  erhöht  seine  Arbeits- 
fähigkeit und  bewirkt  in  letzter  Linie  auch  eine  Steigerung  seines 
Einkommens.  Dazu  kommt  ein  anderes.  Die  gegenwärtig  ge- 
gebene Möglichkeit  am  WohnungsbedOrfnis  zu  sparen  und  eine 
Verminderung  des  Einkommens  durch  das  Aufsuchen  schlechter 
und  schlechterer  Behausungen  weniger  fohlbar  zu  machen,  er- 
leichtert den  Druck  auf  die  Löhne,  erschwert  ihre  Erhöhung. 
«Durch  jene  Wohnungsgesetzgebung  würde  hier  eine  feste  Schranke 
gezogen  werden.  Es  würde  nicht  mehr  möglich  sein,  den  Kon- 
kurrenzkampf durch  ungünstigere  Gestaltung  dieser  wichtigen 
Lebensbedingung  fortzusetzen.  Die  Arbeiter  wären  genötigt, 
einen  höheren  Lcbensfufs  sich  anzugewöhnen  und  ihn  mit  aller 
Energie  ihrer  Arbeitskraft,  eventuell  ihrer  gewerkschaftlichen 
Organisation  zu  verteidigen.  Namentlich  hier  in  Wien,  wo  die 
höherstehenden  Arbeiterschichten  durch  die  an  geringere  Lebens- 
bedingungen gewohnten  Arbeiter  einzelner  Provinzen  fortwährend 
bedroht  sind,  ist  es  für  die  Hebung  der  Arbeiterklasse  von  der 
grüfsten  Wichtigkeit,  dafs  der  Staat  durcii  organisatorische  Mafs- 
regeln.  wie  die  vorgeschlagenen,  der  gesamten  Arbeiterschaft 
gleiche  und  feste  Stützpunkte  zur  Stärkung  und  Sicherung  ihrer 
Lebenshaltung  gewähre. 

Um  aber  die  Zeiten  des  Ueberganges  zu  erleichtern  und  um 
die  Tendenz  zur  Erhöhung  der  Mietzinse  infolge  wachsender 
Grundrente  zu  mildem  oder  zu  bekämpfen,  mufs  das  Angebot 
von  Wohnungen  der  hier  in  Betracht  kommenden  Art  durch 
Bauherren  vermehrt  werden,  die  die  Absicht  einer  Ausnutzung^ 
der  für  Mietsteigerungen  günstigen  Konjunkturen  von  sich  fern- 
halten. Nur  wenn  von  solchen  in  ausgedehntem  Ma(se  Grund 
und  Boden  erworben  und  zu  vorbildlichen,  gerne  begehrten 
Wohnungsbauten  verwendet  wird,  ist  ernstlich  an  eine  Besserung 
dieses  Uebelstandes  zu  denken.  Staat,  Land,  Gemeinde,  Stiftun* 
gen  und  öffentliche  Fonds  müssen  in  die  Bauthätigkeit  eingreifen 
und  zwar  nicht  einmal  und  gelegentlich,  sondern  planmäfsig  und 
dauernd.  Sie  werden  imstande  sein,  den  bei  landesüblicher 
Verzinsung  des  angelegten  Kapitals  mögUchen  niedrigsten  Woh- 
nungszins ihi  t  n  Vermietungen  dauernd  zu  Grunde  zu  legen  und 
werden  dadurcli  ebensowohl  eine  Ausbeutung  der  durch  etwaige 
starke  Nachfrage  bedrängten  Mietergruppen,  wie  ein  Ansteigen 
des  Bodenwertes  über  jenes  Mafs  hinaus  hintanhalten  können. 
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dari  durch  den  Zinsenverlust  eines  längere  Zeit  in  unbebautem 
Boden  angelegten  Kapitals  gerechtfertigt  ist. 

Für  den  Bau  von  Wohnhäusern  seitens  des  Staates  oder  der 
Genieinden  ist  eine  von  Jahr  zu  Jahr  wachsende  Menge  von  Bei- 
spielen anzuführen. 1)  In  Liverpool  hat  die  Gemeinde  Hfluser  ge- 
baut, die  mit  3^2  bis  4  pCt.  rentieren.  Dabei  schwanken  die 
Mietzinse  zwischen  1,20  bis  3,30  Gulden  in  der  Woche,  d.  h.  sie 
sind  um  20  pCt.  geringer  als  bei  sonstigen  Hausbesitzern.  Die 
Sterblichkeit  ist  in  diesen  HSusem  nur  halb  so  grofs,  als  in  den 
Quartieren,  in  welchen  sie  stehen.  Birmingham  hat  Ober  100 
Arbeiterhauser  gebaut  ohne  Belastung  der  Steuerzahler.  Der 
Londoner  Gra&chaftsrat  hat  auf  Grund  des  oben  erwähnten  Ar- 
beiterwohnungsgesetzes  von  1890  än  den  verschiedensten  Stellen 
in  Boundary  Street,  Bethnal  Green,  in  Shadwell,  in  Limhouse, 
Poplar,  Deptford  und  Greenwich  eingegriffen  und  für  den  Erwerb 
von  Häusern  in  Boundarystreet  allein  3,2  Millionen  Gulden  aus- 
gegeben.  Dazu  treten  nach  Worthington  in  London  nicht  weni- 
ger als  16  grofsc  Fonds  und  gemeinnützige  Gesellschaften,  welche 
den  Bau  von  Arbeiterwohnungen  betreiben.  Auch  Deutschland 
geht  in  dic?,cr  Richtung  rege  voran.  Der  hessische  Stddtetag 
von  1893  hat  sich  grundsätzlich  für  den  Erwerb  von  Grund  und 
Boden  durch  die  Gemeinden  und  für  den  Bau  von  kleinen  Woh- 
nungen durch  sie  ausgesprochen.  In  Kolmar  baut  die  Armen- 
verwaltung mit  besonderer  ROcksicht  darauf,  dals  die  Armen- 
Unterstützung  geniefsenden  Personen  vielfach  elend  untergebracht 
sind;  Dresden  hat  Wohnhäuser  fllr  städtische  Arbeiter  und  Be- 
amte erbaut;  Frankfurt  für  geringer  besoldete  Beamte;  Braun- 
schweig gewährt  für  die  Herstellung  billiger  und  graunder 
Wohnungen  auf  10  Jahre  unkündbare  Darlehen  zu  4pCt.;  Aachen. 
Danzig,  Halle.  Bremen,  Dresden  haben  Grundstücke  zu  ermäfsigten 
Preisen  abgelassen;  Aachen,  Bremen  beteiligen  sich  an  Aktien- 
gesellschaften zum  Bau  billiger  Arbeiterwohnungen:  in  Düsseldorf 
baut  eine  milde  Stiftung;  in  Bannen,  Elberfeld.  Baden-Baden,  Ulm 
baut  die  Stadt  Arbeiterwohnungen ;  in  Stralsburg  hat  die  Sparkasse 
mit  Rücksicht  darauf,  dafs  die  B-rübrigungen  der  Anstalt  wesentlich 
ausden  Einlagen  niinderbemittelterKlassen herrühren, cinenTeil  ihres 
Ueberschusses  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen  verwendet;  in 
Berlin  bestehen  neun  gemeinnfitzige  Baugesellschaften  und  drei 
Aktiengesellschaften  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen.  Die 
deutschen  Alters-  und  Invaliditätsversicheningsanstalten  gewähren 

*)  Reiches  Material  findet  man  in  dieser  Hinsicht  in  den  .Blättern  tür  lo- 
ziale  Pnucis*  und  im  «Sozialpolitisclieii  CentnlUatt.* 
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Korporationen  und  Gemeinden  zum  Bau  von  Arbeiterwohnungen 
Vorschosse  zu  3  bis  31/2  pt^t-  In  Preusscn  hat  der  Staat  für 
seine  Bergarbeiter,  iür  Eisenbahnbeamte  und  Eisenbahnarbeiter,  für 
die  Arbeiter  der  MilitärwerkstJltten  in  Spandau  Wohnhäuser  gebaut. 

Der  V^orschhig.  dafs  Staat,  Gemeinden,  öflenthche  Fonds  den 
Bau  von  kleinen  Wohnungen  positiv  unterstützen  sollen,  kann 
sich  daher  auf  eine  weitverbreitete  Bewegung  stützen.  In  Wien 
und  in  Oesterreich  Oberhaupt  wird  er  umsomehr  Beachtung  ver- 
dienen, als  sich  hier  dem  Privatkapital  noch  so  viele  gflnstigere 
Verwendungsgelegenheiten  bieten,  dafs  noch  weniger  als  in 
Deutschland  oder  England  eine  ausreichende  freie  Bauthätigkeit 
mit  der  Wirkung  billiger  Wohnungen  zu  erwarten  ist. 

VIIL 

Bis  jetzt  ist  in  Oesterreich  wie  auf  dem  Gebiete  der  Woh- 
nungspolizei, so  auf  dem  der  Wohnungsfbrsorge  nichts  Nennens- 
wertes geschehen.  Doch  ist,  namentlich  seit  dem  Bekanntwerden 
der  Ergebnisse  der  Wohnungsstatistik  von  1890,  die  Empfindung 
in  weiteren  Kreisen  im  Wachsen  begriffen,  dafe  man  ferner  nicht 
müfsig  sein  dürfe,  wenn  man  nicht  eine  schwer  zu  tragende  Ver- 
antwortung übernehmen  und  grofse  Gefahren  heraufbeschwören 
wolle.  Von  Aerzten,  Technikern,  wie  nicht  minder  von  bedeuten- 
den Industriellen  wird  mit  rühmlichem  Eifer  die  Frage  der  Er- 
richtung von  Arbeiterwohnungen  erörtert  und  wie  aus  den  Be- 
schlüssen des  obersten  SanitiUsrates  und  der  Gesellschaft  der 
Aerzte  zu  ersehen  ist.  ist  man  sich  dabei  in  entscheidenden 
Punkten  des  richtigen  Weges  bewufst.  In  der  praktischen  Agita- 
tion wird  aber  ein  Moment  in  den  Vordergrund  gestellt,  das  zwar 
gerade  in  Oesterreich  nicht  unwichtig  ist,  meines  Erachtens  aber 
nicht  in  erster  Reihe  zu  stehen  hat,  das  ist  die  Stcuerfrage.  Die 
Gebäudebesteuerung  hat  in  Oesterreich  eine  so  ungeheure  Ilölie 
erreicht,  dafs  es  ganz  erklärlich  erscheint,  wenn  die  Verbilligung 
der  Mietpreise  durch  zeitliche  oder  dauernde  Steuerbefreiungen 
angestrebt  wird.  Die  Staatssteuer  wird  in  den  gröfseren  StAdten 
nach  dem  einbekannten  und  kontrollirten  wirklichen  Mietzins  er* 
hoben  und  betragt  in  Wien  etwa  22,5  pCt.  des  Brutto-Mietzinscs. 
Durch  die  Zuschlage  zu  gunsten  des  Landes  und  der  Gemeinde, 
sowie  durch  die  eigentlich  vom  Mieter  zu  zahlende,  thatsachlich 
aber  vom  Hausherrn  erhobene  974prozenttge  kommunale  Miet- 
steuer wachst  die  Gesammtbelastung  des  Mietzinses  auf  40  und 
mehr  Prozent  an,  so  dafs  der  Inhaber  einer  Wohnung  mit  dem 
Jahreszinse  von  100  Gulden  darin  40  Gulden  nicht  dem  Haus- 
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eigentOmer,  sondern  durch  diesen  an  Staat,  Land  und  Gemeinde 
zahlt  Dieser  Zustand  durfte  sowohl  was  die  Hohe  der  Steuer, 
wie  die  Art  der  Veranlagung  und  Einhebung  anbelangt,  un- 
erreicht dastehen  und  ist  nicht  scharf  genug  zu  tadeln.  Allein 
eine  zweifelhafte  Frage  bleibt  es,  ob  die  Verbesserung  dadurch  zu 
erreichen  ist,  dafsman  ftlr  kleine  Wohnungen  die  Staatssteuer  ganz 
aufeer  Hebung  setzt,  die  Landes-  und  Gemeindesteuer  emUUagt. 
Diesen  Weg  hat  das  Gesetz  vom  9.  Februar  1892  eingeschlagen. 

Es  gewahrt  24jährige  Befreiung  von  der  Staatssteuer  unter 
der  Voraussetzung,  dafs  durch  Landesgesetz  for  die  gleiche 
Wohnungskategorie  auch  die  Befreiung  von  Landes-  und  Bezirks- 
zuschlflgen  zu  der  Staatssteuer  und  ErmAfsigung  der  Gemeinde- 
steuer eingeführt  wird.  Die  Befreiung  erstreckt  sich  auf  jene 
Wohngebäude,  „welche  zu  dem  Zwecke  erbaut  werden,  um  aus- 
schlicfslich  an  Arbeiter  vermietet  zu  werden  und  denselben  t^e- 
sunde  und  billige  Wohnungen  zu  bieten  und  zwar,  wenn  solclie 
a)  von  Gemeinden,  gemeinnützigen  V'creinen  und  Anstalten  für 
Arbeiter;  b>  von  aus  Arbeitern  gebildeten  Genossenschaften  für  ihre 
Mitglieder;  c)  von  Arbeitgebern  für  ihre  Arbeiter  errichtet  werden." 

In  materieller  Beziehung  wird  eine  bestimmte  Minimaigröfse 
der  Wohnräume  —  15  m'^  für  einräumige.  40  m^  für  zweiräumige 
Wohnungen  —  und  eine  Maximalhöhe  des  Mietzinses  verlangt. 
Eine  gleichfalls  aufgenommene  Fixierung  der  Maximalgröfsen  iiat 
den  Zweck,  die  Ausbildung  von  Hassenquartieren  zu  verhindern. 
Der  Mietzins  ist  fQr  den  m>  bewohnbaren  Raumes  festgestellt  mit 
1,75  Gulden  ftlr  Wien,  1,15  Gulden  ftlr  Orte  mit  mehr  als  10000 
Einwohnern,  0,80  Gulden  fflr  alle  anderen  Orte. 

Die  Erfahrung  hat  seither  erwiesen,  dafe  mit  solchen  Miet- 
zinsen keine  normale  Verzinsung  des  Baukapitales  zu  erreichen 
Ist,  dafs  das  Gesetz  daher  direkte  Opfer  von  den  Bauherren 
verlangt.  Es  ist  natflrlich,  dafs  es  unter  solchen  Umstanden 
wirkungslos  geblieben  ist  Es  ist  aber  auch  seiner  grundsätz- 
lichen Anlage  nach  nicht  geeignet,  zur  Linderung  der  Wohnungs- 
not in  gröfserem  Mafse  beizutragen.  Privatunternehmer  und 
Aktiengesellschaften  sind  von  einer  Berücksichtigung  durch  das 
Gesetz  ausgeschlossen,  angeblich,  weil  man  die  Arbeiterwohnungen 
nicht  zum  Gegenstand  der  Spekulation  machen  wollte. M  Diese 
Begründung  ist  mir  nicht  verständlich,  denn  das  Bedürfnis  nach 
gesunden  und  billigen  Arbeiterwohnungen  ist  so  grofs,  dafs  man 
keiner  in  dieser  Richtung  sich  bewegenden  Thätigkeit  irgend 

Grofs,   Das  Gesetz  betr.  Bcganstigungen   von  Neubauten  von  Arbeiter- 
wobnuogen,  iaZeitschr.  f.  Volks wirtscb.,  äozialpolitik  u.  Verwaltung.  1.  Bd.  S.  281. 


Digitized  by  Google 


262 


Eugen  V.  Philippovich, 


welche  Schranken  ziehen  sollte.  Endlich  ist  der  Wirkungskreis 
des  Gesetzes  nach  der  Richtung  zu  eng  gezogen,  dais  es  nur 
für  „Arbeiter"  im  engeren  Sinne  dieses  Wortes  Geltung  bat. 
Wir  haben  zwar  auch  in  Anpassung  an  eine  flbliche  Redeweise 
stets  von  Arbeiterwohnungen  gesprochen,  aber  gemeint  sind 
Wohnungen  der  kleinsten  Kategorie,  wie  sie  allerdings  vornehm- 
lich, aber  nicht  ausschliefslich  von  Arbeitern  bewohnt  werden. 
Käme  das  Gesetz  in  dieser  engen  Fassung  zur  Wirkung,  so 
stellte  es  sich  als  eine  Subvention  wesentlich  der  industriellen 
Arbeiter  —  mittelbar  daher  der  in  ihren  Lohnfonds  entlasteten 
Industrie  überhaupt  —  auf  Kosten  der  Gesamtheit  dar.  Es  ist 
mir  sehr  fraglich,  ob  ein  solcher  Vorgang  wünschenswert  ist. 
Unsere  Wohnvci  hilltnisse  sind  derart,  dafs  sie  durchgreifende 
Verbesserungen  brauciicn  und  den  Anspruch  darauf  haben  alle 
Klassen  der  Bevölkerung.  Dem  grofsten  Mifsstand  endlich,  der 
Ueberfüllung.  beugt  jenes  Gesetz  überhaupt  nicht  vor,  da  es 
zwar  absolute,  nicht  aber  relative  Minimalgröfsen  der  Wohnungen 
kennt.  Die  von  mir  oben  vorgeschlagenen  sanitäts-,  bau-  und 
wohnungspolizeilichen  Bestimmungen  würden  nach  einigen  Jahren 
bereits  wesentliche  Veränderungen  herbeiführen,  ohne  dafs  der 
Staat  finanzielle  Opfer  zu  bringen  genötigt  wäre. 

Sollte  die  Verbesserung  der  Wohnungsverhaltnisse  ohne 
solche  nicht  zu  erreichen  sein,  dann  wird  man  allerdings  auf  sie 
Anspruch  erheben  roflssen.  Vermutlich  werden  dabei  Steuerer- 
leichterungen eine  grofee  Rolle  spielen.  Wenn  solche  gewahrt 
werden,  sollen  sie  aber  generell  bestimmten  Wohnungskategorien, 
nicht  Personengruppen  zu  gute  kommen  und  es  erhebt  sich  die 
Frage,  ob  dabei  der  Weg  des  einfachen  Steuemachlasses  be- 
schritten werden  kann. 

Man  wird  ohne  Bedenken  annehmen  dürfen,  dafs  die  Woh- 
nungen mit  einem  Jahreszins  bis  200  Gulden  den  dritten  Teil 
des  gesamten  Mietzinserträgnisses  abwerfen.  Der  Staat  würde 
daher  auf  ein  Drittel  seiner  Hauszinssteuer,  auf  rund  8  Millionen 
Gulden  verzichten.  Und  was  wÄre  gewonnen?  Der  Steuererlais 
bedeutet  noch  keineswegs  eine  wirkliche  Entlastung  des  kleinen 
Mieters,  da  die  Steuern  zwar  nach  dem  Mafsstabe  der  Miet- 
zinshöhe aber  vom  Hauseigentümer  erhoben  werden.  Diesem 
würde  zunächst  die  Steuer  von  dem  20i)  (iulden  nicht  überschrei- 
tenden Mielzinse  nachgelassen  werden,  üb  er  den  Nachlafs  auf 
den  Mieter  übertragen  wird,  wird  einzig  und  allein  davon  ab- 

*•  Kincn  Anhaltspunkt  dafür  bietet   die  von  HtSCMer  im  1.  Jahrgang  des 
österreichischen  SUdtebuchea  vorgefahrte  Mietanaatatiatik. 
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hangen,  ob  er  dazu  gezwungen  ist  und  zwar  kann  ein  solcher 
Zwang  auf  dem  Wege  der  Wohnungskonkurrenz  oder  in  der 
Weise  wirksam  gemacht  werden»  wie  ihn  der  Staat  im  Arbeiter- 

Wohnungsgesetz  ausgeübt  hat,  durch  Feststellung  eines  Maadmal- 
preises  für  die  Steuererleichterung  geniefsenden  Wohnungen. 
Den  letzteren  Weg  halte  ich  nicht  für  gangbar.  Man  hat 
im  Arbeiterwohnungsgesetz  damit  einen  Fehlgriff  gethan  und 
würde  bei  einer  allgemeinen  staatlichen  Fixierung  der  Mietpreise 
noch  weniger  den  individuellen  V^erschiedenheiten.  von  welchen 
die  Freisbestimiuung  abhängig  ist,  gerecht  werden  können.  Ob 
aber  die  Wohnungskonkurrenz  wirksam  werden  könnte,  ist  mir 
zweifelhaft.  Sie  ist  nur  in  der  Art  zu  denken,  dafs  der  durch  den 
Steuemachlais  ftlr  kleine  Wohnungen  gegebene  finanzidle  Vor« 
teil  die  Bauspekulation  anregt,  solche  Wohnungen  zu  errichten 
und  dafs  dann  aui  dem  Wege  der  Konkurrenz  der  Neubauten 
immer  mehr  von  diesem  Vorteil  dem  Mieter  abgegeben  werden 
mufs.  Es  ist  aber  klar,  dafs  er  dabei  ni«  n^als  völlig  aus  den 
Ständen  der  Bauherren  verschwinden  würde,  da  ja  sonst  der  An- 
trieb zum  Häuserbau  aufhörte.  Und  es  ist  Icrncr  zu  bedenken, 
dafs  sich  schon  Irüher  ein  Dritter  einstellen  wird,  der  seinen 
Tribut  von  ditsem  Vorteil  verlangt,  das  ist  der  Cirundbesitzer. 
Die  vermehrte  Bauthätigkeit  mufs  die  (irundju  eise  erhohen  und 
höhere  Grundpreise  können  gezahlt  werden,  weil  ja  den  Neubauten 
bisher  nicht  gekannte  Steuererleichterungen  zu  gute  kommen  sollen. 

Es  werden  ako  die  Besitzer  der  Neubauten  gar  nicht  mehr 
so  viel  von  dem  staatlichen  Steuernachlafs  zu  vergeben  haben. 
Und  soweit  dies  aber  der  Fall  ist,  bleibt  es  immer  noch  fraglich, 
ob  dadurch  eine  wirksame  Konkurrenz  den  gegenwärtigen  Haus- 
besitzern gegenüber  ausgeübt  würde.  Ausgeschlossen  ist  dies 
gewifs  da,  wo  die  Mieter  im  Innern  der  Stadt  wohnen  müssen 
oder  durchaus  wohnen  wollen.  Hier  ist  eine  direkte  Konkurrenz 
der  an  der  Peripherie  entstandenen  Neubauten  vuid  der  dlteren 
Gebäude  gar  nicht  gegeben  und  nur  gebrochen  würde  die 
Einwirkung  zur  Geltung  kiunnien.  Die  Steuererleichterung 
würde  daher  meines  Erachtens  nicht  auf  dem  Wege  einer  Nicht- 
erhebung der  Steuer  von  kleinen  Mietzinsobjekten  gegeben  werden 
dOrfen.  Man  darf  sich  nicht  durch  die  Berechnungsart  der  Steuer 
täuschen  lassen.  Diese  legt  allerdings  die  angegebenen  Miet- 
zinse unter.  Aber  die  Steuer  wird  nicht  auf  die  Wohnungen 
gelegt,  sondern  als  einheitliche  Summe  vom  Eigentümer  erhoben. 
Jeder  Nachlafs  bedeutet  —  welche  Begründung  er  auch  haben 
mag  •-  doch  nur  eine  prozentuelle  Minderung  einer  Zahlungs- 
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Verpflichtung  der  Hausherren,  nicht  eine  Minderung  dieser  oder 
jener  Mietzinskategorie.  Nur  eine  vollständige  Umwandlung  der 
Hauszinssteuer  in  eine  direkte  Miel-  und  eventuell  Gebäudever- 
mögenssteuer wflrde  den  Staat  in  unmittelbare  BerQhrung  mit 
dem  Mieter  bringen  und  ihm  Gelegenheit  geben,  hier  den  kleinen 
Mietern  Vorteile  zukommen  zu  lassen. 

Meiner  Ueberzeugung  nach  ist  daher  der  in  Oesterreich  vor 
allem  immer  beftirwortete  Weg  der  Steuernachlflsse  gegenwärtig 
nur  in  beschränkter  Weise  und  unter  Hindernissen,  wie  sie 
das  Arbeiterwohnungsgesetz  im  Maximalpreise  der  Wohnungen 
fixiert  hat,  gangbar.  Die  anderen,  in  den  früheren  Erörterungen 
beschriebenen  Wege  sind  erst  von  wenigen  Seiten  ins  Auge  ge- 
fafst.  Dafs  sie  zum  Kern  der  Wohnungsfrage  führen,  die  nicht 
als  blofse  Einkommens-  oder  Freisfrat:!:e  aufgefafst  werden  darf, 
hoffe  ich  ^ezeii^t  zu  haben.  Es  handelt  sich  für  uns  vor  allem 
darum,  auf  dem  Gebiete  der  Sanitäts-,  Bau-  und  VVohnungs- 
gesetzgebung  und  -Verwaltung  lange  Versäumtes  nachzuholen, 
und  zwar  nicht  nur  für  Wien,  sondern,  wie  die  Ergebnisse  der 
Wolinungsstatistik  darthun.  lür  ganz  Oesterreich.  W'ohl  aber  sollte 
die  Rcichshauptstadt  das  Zeichen  geben  und  Musterhaftes  schaffen, 
dem  die  anderen  österreichischen  Städte  mit  Befriedigung  Nach- 
folge leisten  können.  Denn  gemeinsame,  umfassende  und  ein- 
dringliche Relormen  thun  uns  not.  Bleibt  es  wie  es  ist.  legen 
wir  die  Hände  in  den  Schofs.  dann  werden  die  gräulichen  \'er- 
wüstungcn,  welche  unsere  Wohnungszustände  im  Leben,  der  Cic- 
sundheit  und  dem  geistigen  Wesen  der  Bevölkerung  anrichten, 
andauern.  Immer  wieder  werden  Krankheitsherde  entstehen  und 
ihre  zerstörenden  Keime  weit  Ober  den  Kreis  der  ärmeren  Klassen 
hinaustragen ;  werden  sieche  Existenzen  dem  Gemeinwesen  zur  Last 
fallen;  werden  die  Leichen  der  frOhzeitig  Gestorbenen  ihre  stumme 
Klage  erheben  und  die  Lebenden  zu  tieferem  Hafs  gegen  die  Be- 
sitzenden und  unsere  Gesellschaftsordnung  entflammen,  als  der  be- 
redteste Agitator  es  könnte;  werden  die  sittlichen  Instinkte  des 
Volkes  ausgelöscht  und  durch  die  roheren  Triebe  des  thierischen 
Lebens  im  Menschen  fiberwuchert  werden.  Nicht  nur  die  Mensch- 
lichkeit, das  Mitgefühl  mit  dem  Leiden  Anderer,  sondern  auch 
die  nüchterne  Klugheit  und  die  verstandige  „Staats raison"  gebieten, 
hier  einzuschreiten  und  die  Grundbedingung  alles  geordneten 
physischen  und  geistigen  Lebens,  die  Wohnung  der  Menschen, 
nach  vemfinftigen  Mafsstäben  zu  regeln. 
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Anhang. 


L  Uebcraicbt  aber  RattmTerbftItnUse  und  Mietpreise  von  loi  Wohnungen  in  cinselnen 

Besirkcn  Wteaa. 


Fortlaufende  Nr.  1 

B  e  s  i  r  k , 
Sm&e 

Anzahl  der 
Räume 

Bei   lag  an- 
wesende Personen 

Schlafende 
Personen 

Boden- 
fläch c 

in  iTi^ 
■II  III 

Kaum- 
inhalt 
in 

Gcgcnt 
ISsstgei 

niur 
ode 

~in»^ 
Boden- 
flAcbe 

Iber  zu- 
in  Hini» 

n  — . 

r  -4- 

Raum« 
tnmlt 

Jahres- 
zins in 
Gulden 

Zins 

m> 
Boden« 
lUche 

pro 

Raum- 
inhalt 

in  Gulden 

Ottakriac  (XVI.) 

1 

1 

Hauptstrafse 

1 

5 

5 

22,0 

48.4 

-  2,0 

11,6 

66. 

3. 

1,38 

2 

1 

5 

6 

21 ,0 

58,8 

—  3,0 

—  1 1  2 

66,— 

3,14 

1,12 

3 

* 

2 

4 

4 

17,3 

46  0 

 12  7 

-  25  1 

Hausbesorger 

4 

m 

1 

3 

4 

22,0 

48,4 

  2  0 

—  1 1  6 

66,— 

3,- 

1,35 

5 

» 

2 

5 

5 

19  7 

54  6 

  6,3 

—  20  4 

78.- 

3.90 

1,42 

6 

w 

2 

6 

7 

21.5 

60.3 

—  12,5 

24,7 

74,40 

3,46 

1,23 

7 

fr 

1 

3 

3 

»4.8 

47.2 

-  5.2 

-  2,8 

54,- 

3,64 

1.14 

8 

w 

2 

7 

9 

20.8 

60.3 

—21,2 

—44,7 

80.40 

3.86 

1,33 

9 

• 

4 

5 

20.0 

57.2 

-  14,0 

—17,8 

62.40 

3,72 

1,09 

10 

Breitensecrstrafsc 

2 

4 

4 

22.6 

55,4 

—  8,4 

—19,6 

74,40 

3.29 

1,38 

11 

1 

-1 

4 

6.9 

20.0 

^17,1 

—40,0 

39,40 

5,71 

1,97 

12 

m 

1 

2 

3 

6,9 

20,0 

— 13,1 

— 30,0 

39,40 

5,71 

1,97 

13 

Scliottengaase 

1 

1 

5 

10,3 

36,0 

13.7 

—  34,0 

54,— 

5.24 

1.49 

14 

m 

1 

2 

4 

14.4 

50,5 

9.6 

-  9.5 

54,— 

3,75 

1,06 

15 

m 

1 

2 

2 

0  O 

-  f 

20,3 

1 1 ,0 

2«, 7 

48. 

5.33 

2,36 

16 

m 

1 

6 

6 

13,3 

38.4 

-  10.7 

-  56,7 

74.40 

5,72 

1,91 

17 

m 

1 

5 

6 

7,1 

20,6 

—  16,9 

62, P 

48. 

6,76 

2,33 

18 

» 

1 

8 

12 

18,9 

54.8 

29,1 

—75,2 

67.60 

3,57  1 

1.23 

19 

LaagcfttBe 

1 

5 

5 

5.0 

15.0 

19,0 

—45,0 

48,— 

9,50 

3,20 

20 

* 

2 

6 

8 

28,0 

71.5 

-10,0 

—  23.6 

7H, 

1 

2,43 

1.09 

21 

• 

1 

4 

4 

19,2 

48,9 

-  4,8 

-11.1 

72, 

3,73  1 

1.47 

22 

» 

1 

4 

6 

19,2 

48,9 

-  4,8 

-21.1 

72. 

3,73 

1.47 

23 

• 

I 

9 

19.8 

50,5 

-  16,2 

-49,5 

78.- 

3,90  , 

1.54 

24 

2 

4 

5 

25,0 

68,8 

—  5,0 

—  6,2 

90.- 

3,52  '■ 

1,30 

25 

MUdeplaU 

2 

11 

11 

23,6 

72»7 

-t26,4 

—52.8 

98.40 

4,10  1 

1.36 

Anmerkung.  Die  mehrrflumigen  Wohnungen  bestehen  aus  Zimmer  oder  Kammer  und 
KOche,  bczw.  aus  Zimmer,  Kammer  und  KOche.  —  Als  zulässiges  Minimum  wurde  ange- 
nommen: für  den  Wohnraum  (bczw.  hei  dreiräumigen  Wohnungen  für  die  beiden  Wohnräume! 
bei  einer  Bewohnerzahl  von  unter  vier  Personen  eine  Bodenfläche  von  20  m'  und  cm  Raum- 
mhalt  von  50  m',  bei  vier  bis  sechs  Bewohnern  eine  BodenflAche  von  24  m"  und  ein  Raum- 
mhalt  von  60  m',  bei  ijröfserer  Bewohnerzatil  für  jcdi-  Person  4  m'  Bodenflächc  und  10  m' 
Rauminhalt.  Bei  Aufütellung  eines  Kocholcns  im  Wohnraum  wurde  für  diesen  eine  Erhöhung 
des  natisca  Raumquantuns  um  10  m'  voiKcnommen.  Ab  Uinima^iröiiM  der  Kflchen  wurde 
6  m*  Bodeafliche  and  15  m'  Rauminhalt  tu  Grunde  get^. 
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u 

a 
XL 

0 

Bezirk, 
Strafsc 

Anzahl  der 
Räume 

Bei  Tag  an- 

Schlafende 
I'crsoiun 

Boden- 
fläche 
in  m' 

Raum- 
inhalt 
in  m'' 

Gi  ^itrnObcr  zu- 
lässigem Mini- 
mum — 
oder 

m*    1  m' 
Boden-  Raum- 
Ii  ar  he  Inhalt 

Jahres- 
zins in 
Gulden 

Zins 

m> 

Boden- 
fläche 

pro 

m» 
Raum- 
inhalt 

in  Gulden. 

26 

Mildeplat/ 

Z 

6 

6 

20,8 

52,4 

—  9,^ 

86.40 

4, — 

1,64 

27 

2 

7 

8 

23,0 

80,7 

-  11.0 

-14.3 

98.40 

4.27 

1,20 

28 

Licnfcldcrstrafse 

o 

6 

5 

24 ,8 

1  5,9 

-  5,2 

+  0,9 

90.— 

3,62 

1,18 

29 

2 

7 

8 

24,0 

72,0 

14.0 

—23,0 

98.40 

4,10 

1.36 

30 

« 

1 

2 

3 

12,1 

35,2 

—  7.9 

—  14.8 

60. — 

4,95 

1.70 

31 

VVichtelgasse 

2 

9 

10 

31.7 

98,2 

14,3 

-  16,8 

105,60 

3.33 

1.07 

32 

2 

5 

5 

1  4.8 

32,8 

15.2 

—  42.2 

^  t~%  Ort 

79.20 

5,35 

2.41 

33 

it 

1 

4 

4 

7.5 

19,5 

—  16,5 

—  40,5 

55,20 

7,36 

2,83 

34 

BlumberRgasse 

3 

3 

1 1.3 

36,4 

-  8.7 

-  13,6 

67.20 

5.94 

1,84 

35 

2 

3 

10,0 

31.4 

-10.0 

—  18.6 

61,20 

6,12 

1.94 

36 

Wagnergasse 

6 

7 

20,6 

57.6 

—  7,4 

—22.4 

74,40 

3,61 

1.29 

37 

(1 

8 

12 

18,4 

51.4 

—29,6 

—78.6 

74,40 

4,00 

1.44 

38 

llofergassc 

1 

4 

5 

15,3 

48,2 

3.7 

—21,8 

Ha 

usbesorger 

39 

5 

5 

9,2 

27.6 

—  1 4,8 

—  42,4 

44.40  4.82 

1,60 

40 

1» 

I 

5 

6 

12.0 

36.1 

-  12.0 

—  33.9 

Ha 

usbc sorger 

41 

Gable  nzgasse 

6 

4 

23.7 

64,7 

—  6.3 

—20,3 

74,40 

3,31 

1.13 

42 

o 

1 

12,5 

39,1 

1  5,5 

Ann 

—  40,9 

68,40 

5,47 

1.60 

43 

Krungasse 

I 

19,3 

67.3 

—  0.7 

+  27,3 

60.— 

3,10 

0,88 

44 

•> 

3 

13,0 

46,0 

-  7.0 

—  4,0 

49.20 

3,78 

1.07 

45 

f 

13,0 

46,0 

-  7.0 

—  4,0 

49,20 

3.78 

1,07 

46 

Wilhclmincnstrafse 

2 

3 

8,8 

28.9 

—  11.2 

—21,3 

44.40 

5,00 

1.53 

47 

A 
*♦ 

C 
J 

8,8 

28,7 

 13,^ 

1  — • 

44,40 

5.00 

1,53 

48 

Römergasse 

2 

7 

7 

25.0 

70.0 

—  9.0 

-15.0 

98,40 

3,93 

1,40 

49 

• 

2 

7 

7 

23,6 

60,9 

-10.4 

1  —24.1 

102. 

4.32 

1,66 

50 

Wendgasse 

2 

9 

12 

29,8 

92,5 

24.2 

—42,5 

87.40 

2.93 

0.93 

51 

Kuimgassc 

2 

6 

7 

21,7 

65.3 

12,3 

-  19,7 

108.— 

4,98 

1.64 

52 

(laitstcrgassc 

2 

4 

3 

14,8 

46.1 

—  15.2 

—  28.9 

62.40 

4,21 

1,35 

53 

Waltgassc 

2 

4 

4 

25.1 

61,1 

-  8,7 

—  18,5 

98,40 

3,92 

1.60 

54 

Lcupoldigassc 

1 

2 

2 

7,2 

20,2 

12,8 

-  29.8 

43.20 

6.00 

1 

Meidllng  (XII.  i 

35 

Bonygasse 

2 

5 

6 

20,0 

64,1 

-  10,6 

—  10,9 

Ha 

usbesorger  H 
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V 

lag  an- 

c  Personen 

c  _ 

Boden- 
däclic 

Raum- 
inhalt 

Gegenüber  zu- 
lässigem Mini- 

Jalircs- 
zins  in 

Zins 

pro 

ift-nde 

Bezirk, 
Strafsc 

•o  c 

Ü  0 

mum  — 
o<ier  -f- 

m' 

Boden- 

m^ 
kaum- 

in  m' 

in  ni^ 

m'' 

Gulden 

nüehc 

inlialt 

U 

lu 

> 

Bodcn- 
flächc 

Raum- 
inhalt 

in  Gulden 

56 

r\  t  ^  n  v  ix  T  w  ^ 

1 
1 

J 

tili 

♦  •t,  1 

—  60.0 

—  5,9 

4,00 

1.27 

57 

1 

2 

3 

29.8 

—  10.5 

—20.2 

58 

H 

1 

4 

5 

10.5 

33,1 

13,5 

—  26.9 

66,- 

6,28 

1.99 

59 

m 

1 
1 

ß 

•j 

o,c» 

1  o,  / 

— 13,5 

— 31 .3 

8.30 

3,42 

60 

w 

2 

1 5 

7 

t99  t 

-30,3 

— 

61 

VA  1 1I  nt  cl  T'i  1  c/^ 

2 

8 

I  n9  9 

13,6 

—32.8 

2,70 

1.06 

62 

1 

6 

8 

26,6 

68,7 

—  5,4 

—21,3 

73,20 

2.75 

1.06 

63 

* 

1 

5 

7 

26,6 

67.3 

1  4 

—  127 

73,20 

2,7  5 

1.08 

64 

•t 

o 

9 

1  1 

1  1 

1  n9  9 

-  7;6 

—25,8 

I  UV  »ZU 

2,70 

1.06 

65 

IT 

O 

1 

■1 

3,6 

+  4,0 

2,67 

0.90 

66 

Kriechbaumgassc 

1 

3 

6 

16,8 

65,5 

7.2 

—  4,5 

68,40 

4,07 

1.04 

67 

1 

3 

4 

15,4 

49.1 

—  8,6 

—  11.1 

74,40 

4,83 

1.51 

68 

1 

7 

8 

15,4 

49.1 

—  16,8 

—40,9 

74.40 

4,83 

1.51 

69 

- 

2 

4 

5 

14,5 

40,9 

-  15.5 

—34,1 

74.40 

5,10 

1.81 

70 

o 

4 

-  7,9 

—  7,7 

OH  4rt 

3.13 

1.46 

71 

V^rf  1  1  llff  *  1  Fn  <^ !"'>  lK.t* 

f 
1 

6 

o 

97  9 

—  15.5 

—32,8 

5,90 

1,86 

72 

2 

3 

9 

27.9 

85,7 

-H.l 

—  18,9 

1 10.40 

3,95 

1,28 

73 

£t 

5 

4 

—  11.4 

—  16,6 

1  U"*  »"tU 

4,61 

1,52 

74 

Jahngaase 

1 

7 

7 

13,3 

38,6 

—  14,7 

—41,4 

54.— 

4.00 

1.48 

75 

Adamsgasse 

2 

6 

34,1 

73.6 

+  4.1 

—  1,4 

85,20 

2.49 

1.15 

76 

1 

2 

J. 
T 

O,  1 

—  17,9 

—40,3 

12,30 

3,80 

77 

Pfarrpassc 

1 

4 

5 

8.6 

27.2 

—  15.4 

—32,8 

60.— 

6,97 

2,20 

78 

2 

8 

1  UV,  1 

 \  S,  A 

  1  J  ,o 

l  1  U,*tU 

3,06 

1.02 

79 

Fuchsbaumgassc 

2 

10 

10 

28,8 

86,4 

—  14,2 

—  28.6 

108,— 

3.76 

1.25 

80 

p 

2 

5 

1 1 

28.2 

84,8 

—  17,8 

—40.2 

1 16,40 

4.12 

1,37 

81 

Quellcngas-bc 

2 

5 

5 

16.6 

50,1 

—  13,4 

—24,9 

91,20 

5,49 

1,82 

82 

f* 

2 

■\ 

4 

22,4 

67,2 

—  8,0 

—  7,8 

96,— 

4,28 

1,42 

83 

N 

2 

5 

5 

16.6 

50,1 

—  13.4 

—24.9 

91,20 

5.49 

1,82 

84 

üuchengassc 

3 

2 

7 

38.8 

104,0 

8,5 

4-19.0 

120,— 

3.09 

1,15 

85 

Mohrcngasse 

2 

4 

6 

23.4 

68.0 

—  5.6 

—  7.0 

98,40 

4,20 

1.4  4 

86 

« 

2 

7 

7 

34.0 

98,5 

-f-13.5 

120.— 

3.52 

1.21 

87 

Wiclandgassu 

1 

4 

4 

5,3 

14,8 

—  18,7 

—45,2 

49,20 

9.47 

3.32 
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Fortlaufende  Nr.  | 

B  c  z  i  r  k  1 
Strafse 

Anzahl  der 

Räume 

Bei  Tag  an- 
wesende Personen 

Schlafende 
Personen 

Boden- 
fläche 

in  m' 

Raum~ 
Inhalt 

in 

Gegenober  zu- 
lässigem Mini- 

zins in 
Gulden 

Zios 

pro 

mum  — 

oder  -t- 

Boden-  Raum- 
flache  inlialt 

m*   1  m* 

Boden-  Raum- 
tläche  1  Inhalt 

in  Gulden 

88 

Waldgasse 

1 

1 

2 

5.6 

16,4 

—14,4 

—33,6 

— 

JUeopoiastaat  i.ii-^ 

89 

Treugasse 

1 

3 

4 

13,1 

56,6 

—  8,9 

-f  6.6 

69.24 

5,28 

1,23 

90 

3 

5 

7 

41,4 

115,2 

+  7,4 

+30,2 

144,— 

3,47 

1,2S 

91 

m 

3 

5 

14 

♦  1,7 

116,2 

20,3 

—38,8 

144,- 

3,47 

1,25 

92 

Geriurdusgasse 

2 

3 

6 

21,8 

48,9 

—  8.2 

—26,2 

96.— 

4.40 

1.96 

93 

2 

6 

6 

1  o,v 

—  13,1 

—35,6 

84, — 

4.94 

2.13 

94 

» 

2 

3 

6 

18.1 

42,4 

-11,9 

—32,6 

96,— 

5,33 

2,26 

95 

2 

3 

6 

27.7 

61 ,6 

-  2,3 

—  13.3 

112,— 

4,04 

1.81 

96 

Hannoveigmase 

2 

8 

8 

23,1 

69.3 

—  14,9 

-25,7 

148,80 

6,47 

2.14 

97 

m 

2 

8 

8 

23.0 

70,1 

-15,0 

—24,9 

144,- 

6,26 

2,05 

98 

m 

^ 

10 

10 

23,2 

70.1 

-22,8 

—44.9 

144,— 

6.26 

2,05 

90 

m 

2 

7 

8 

2^,4 

90,2 

—  8.6 

-  4,8 

132,— 

4,48 

1.46 

100 

m 

2 

6 

6 

29,9 

92.5 

—  0,2  4-17,5 

132,— 

4,42 

1.42 

101 

Wintergasse 

3 

9 

9 

36,1 

110,0 

—  6,0|4-  5,0 

175.— 

4,80 

1,59 

Erlauterungen  zu  Tabelle  I. 

Zu  No.  1—5.  Der  mitten  unter  den  Wohnungen  gelegene  Abtritt  angeblich 
von  40  Personen  gemeinschaftlich  benutzt.  Der  Kubikinhalt  der  Rlume  in  Wirk- 
lichkeit geringer  als  angegeben,  weil  die  Decke  fast  von  der  HAlfte  der  Zimmer- 
Unge  ab  abgeschrägt  ist  Das  Fenster  bei  No.  4  ist  50:95  cm  grofo,  hat  also 
0,47  m*  Grundflflche  sUtt  1,6  m'  (Vm  des  Rauminhaltes). 

Zu  No.  6.  Zahl  der  schlafenden  Personen  wahrscheinlich  gröber.  Woh- 
nungsinhaberin,  eine  VVittwe.  scheute  sich,  es  offen  einzugestehen,  weil  Ste 
flirchtet,  dafs  ihr  die  Auliiahme  von  Sclilafgänj^ern  untcrsaijt  werde. 

Zu  No.  7 — 9.  Das  ganze  Gebäude  auf  das  Acufscrste  verwahrlost;  alle 
besuchten  Wohnvingen  feucht,  in  No.  o  deriiiafsen,  dafs  die  Wände  der  nicht 
geweifäten  Küche  nafs  sind  und  die  Bettwäsche  selbst  des  geheizten  Zimmers 
sich  feucht  anfühlt.  Die  KOche  mit  Zi^elii  belegt,  zwischen  denen  der  Erd- 
boden unmittelbar  heraustritt.  In  No.  8  Frau  und  drri  Kinder  krank,  nach  Aua» 
sage  des  Arztes  infolge  der  Feuchtigkeit;  Wohnungswechsel  nicht  möglich,  weil 
Mietzins  besserer  Wohnungen  zu  hoch.  —  Abtritt  im  Hof,  fttr  circa  25  Per^ 
sonen  gemeinsam. 

Zu  No.  11.    Kammer   ohne  jegriichcs  Mobiliar.    Zwei  Kinder  schlafen  auf 
Lumpen,  deren  Mutter  und  ein  Schlafbursche  auf  dem  nackten  Boden. 
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Za  No.  13— 1&  Ehemaliges  Fabrikacdiiade,  dnrcb  Wellie  Winde  in 
daritige  Wohmtune  geteilt  Vom  Keller  bb  unten  Dach  von  irmater  BerOlice* 
mag  bewohnt  Einrichtung  von  No.  1$  —  bewohnt  von  einem  Mann  mit  blod« 
«innigem  Knaben  —  ein  Strohsack  und  ein  Usch;  die  von  No.  17  —  bewohnt 

von  einer  Wittwe   mit   vier  Kindern   und   einem  Schlafgänper  —  zwei  Betten, 

ein  Tisch,  ein  KiifTer.  Das  unter  rinrm  Meter  hohe  Fenster  letzteren  Raumes 
geht  auf  den  Kellcrgang.  Abtritt  im  Keller  von  25,  im  ersten  Stock  von 
40  Personen  gemeinsam  benutzt. 

Zu  No.  19.  Bewohnt  von  einem  Drechslergchilfcn  mit  Frau  und  drei 
Kindern,  die  zusammen  Ober  ein  Bett  vertagen.  Dieses  und  «n  Tiaeh  die 
ganse  Einrichtung. 

Za  No.  20—23.  Hat  mit  dem  Nachbariuoa  einen  Brunnen  gemetmam,  «fadier 
wird  Ober  Mangel  an  Waaser  gddagt  Abtritt  von  20 — 2S  Personen  gemeinsam 
benutzt 

Zu  No.  31.    Zwei  Familien,  jede  mit  Kindern. 

Zu  No.  32—33.  Ebenerdiges  Gebäude,  ganz  in  kleine,  jeweils  ^selbständig 
vermietete  Wohnräume,  die  durchaus  ungcnücend  sind,  eingeteilt.  Abtritt  lür 
sämtliche  Bewohner  im  Hof.  In  No.  33  Mobiliar:  ein  Bett,  ein  Kasten,  ein 
Tisch:  Kinder  schlafen  auf  dem  Boden. 

Zu  No.  37.    Taglohnerfamilie  mit  sechs  Kindern  und  vier  Schlafgängern. 
Zu  No.  S4.  Hat  gar  kein  Fenster,  sondern  nur  oberlialb  der  anf  den  Hof 
sieb  Offiienden  Thflre  ein  ideinea  Oberiicht 

Zu  No.  55,  58  und  59.  In-  allen  Wohnungen  aber  Feuchtigkeit  geklagt, 
stellenweise  bn  su  einer  Hohe  von  1,5  m  vom  Erdboden  herauf  deren  Spuren 
sn  sehen.  No.  59  bewdhot  von  zwei  alten  PfrOnderinnen,  die  in  dem  einigen 

vorhandenen  Bett  schlafen,  und  einem  Tagelöhner,  der  auf  der  Holzbank  schlflft. 

Zu  No.  60.     Unter  Tags  als  Drechslcrwerkstättc  benutzt. 

Zu  No.  62 — 64.  Sämtliche  aufgenommene  Wohnungen  sind  Kellerwohnungen 
des  Hinterhauses,  die  so  tief  im  Boden  liegen,  dafs  die  Fenster  erst  in  einer  Hohe 
von  2,1  m  vom  Boden  ab  beginnen.  Sie  beleuchten  die  Wohnriume  nicht  direkt. 
IMe  Zimmerdecke  liegt  tiefer,  als  das  obere  Ende  des  Fenaten.  FOr  sämtliche 
Bewohner  der  Kellerrinme  und  des  Erdgeschoasea  aind  nur  die  vom  Hofe  aus 
zminglicfaen  Abtritte  vorhanden.  Im  Kelkr  wohnen  29  Erwachsene  und 
34  Sinder,  im  Erdgeacbofo  mdir,  ao  dab  40 — 60  Peraonen  auf  einen  Abtritt 
kommen. 

Zu  No.  66  und  69.    Abtritt  von  40  Personen  gemeinschaftlich  benutzt. 

Zu  No.  67  und  68.    Abtritt  von  55  Personen  pemein^chaftlich  benutzt. 

Zu  No.  71—73.  Durchgängig  sind  alle  Kiichen  der  Wohnuntjen  dieses 
Hauses  durch  ein  schmales  Fenster  von  0,4t  m^  Grundfläche  auf  den  Gang  be« 
leuchtet  und  gelflftet  Ebenao  hat  die  Wi^ung  No.  71  keinen  anderen  Licht- 
nnd  Luftsutritt,  als  vom  Gang.  No.  71  bewohnt  von  Mann,  Frau  und  vier 
Kindern.  MolnKar:  ein  gro&es,  ein  kleines  Bett,  ein  Tischehen.  In  No.  72 
wohnt  eine  Wittwe  mit  sechs  Kindern,  darunter  zwei  erwadisene  Sohne  und 
ebensolche  Töchter,  dazu  kommen  xwei  SchlalgSnger. 
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Zu  No.  74.  Liegt  Ober  einer  Eisgrube,  das  Fenster  ist  16  cm  breit,  47  cm 
hoch,  hat  also  0,073  m'  Gnindfliche,  statt  des  Hindestmaftes  von  1,28  m*. 

Zu  No.  76.  Bewohnt  von  einem  BretxelhauMerer  und  seiner  Fnui,  deren 
Sohn  und  seiner  Geliebten. 

Zu  No.  78.    Kflchc  ist  an  eine  fonfkopfige  Familie  in  Aftermiete  gegeben, 

aufserdem  sind  in  das  Zimmpr  zwei  Sihlaffjänper  aufgenommen. 

Zu  No.  79 — 83.  Sämtliche  Küclicn  h.ihen  nur  ein  schmales  Fenster  über 
der  EinganKsthiir  und  indirektes  I.iclit  durch  eine  in's  Zimmer  führende,  zur 
Hälfte  mit  Glaseinsatz  versehene  ThQr.    No.  81  von  zwei  Ehepaaren  bewohnt. 

Zu  No.  88.  Hat  kein  Fenster,  sondern  nur  eine  GlasdiOre,  die  aber  nicht 
direkt  dem  Licht  ausgesetzt,  sondern  gegen  cUe  Sti^  gekelirt  ist 

Zu  No.  89.  War  ursprflnglich  WaschkOche.  Das  Fensler  befindet  sich  in 
der  Hohe.  Der  Bewohner,  ein  Schuhmacher,  hat  den  Raum  borisontal  geteilt, 
wohnt  unten  und  arbeitet  oben. 

Zu  N'i.  92 — 95.  Keine  Itanalisicrtcn  Abtritte,  sondern  nur  eine  Senkgrube 
im  Hofe.    Küchenfenster  alle  klein,  zum  Teil  nur  über  der  ThQr. 


II.  SumoMii  wid  DarehtehnlM»  der  In  Ttbdlt  L  cmiMltMnn  Bittwianfaiitii. 
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—  t/1 
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FM.dcn- 
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Raum- 
inhalt 
in  m"^ 


(icuenilber  zulässi- 
gem Minimum  — 
oder  4- 


m* 
Boden- 
fllche 


m 

Raum- 
inhalt 


Jabres- 
zins  in 
Gulden 


Zina  pro 


Boden-  Raun»- 
flAche  I  iniwlt 


in  Galdefl 


Sunnne  der  einrflu- 

migen  Wohnungen 
Summe  der  zwcträu- 

migen  Wohnungen 
Summe  d<  r  dreirSu» 

migcn  Wohnungen 


48 
49 
4 


1  HO 
292 
21 


628.6 
1201 ,0 

158.0 


1872,2 
3413,6 
445,4 


1286,8  3639 


551,6  — 

i 

567,0—1040,3 
10,4  4-  15,4 


Hauptaomme 


KM  ' 


493 


604 


1988,5 


5731,2 


1129,0 


Durchschnitt  der  einräu- 

ni!ij;'--n  ^VMlTtlu^L,M■Il  .  ,  . 
Durchschnitt  der  zweirau- 

migen  Wohnungen  .  .  . 
Durchschnitt  der  dreirSu- 

migen  Wohnungen  .  .  . 


13,1 

24,5 


39,0 
t  1  1.4 


,64 
4499. 
583,— 


226,09 
187,82 


76,22 

67,66 


14,88 


—2311.7  7721,6« 


428^74 14»»18 


11,5 

1  1.6  — 
2.6,- 


—  26.8 


26, 

21, 
3.91 


59.99 
97,80 
145,75 


S,14 
4.08 
3.71 


Gesanuntdurchschn  i  1 1 


19,7 


36,; 


11,1—   22,9  82,14 


1.47 


*)  Ffir  die  Berechnting  der  durchsdinittlichen  MietsinshOhe  kommen  aber  diese  Summen 
nicht  in  Betracht,  da  Ar  einselne  Wohnungen  die  Mietsinsangaben  fehlen,  bcxw.  wegen 
Besetsung  durch  Hausbesorger  Oberhaupt  nicht  su  ermittehn  waren.  Der  entsprechende  Divisor 
ist  bei  den  einrfumigen  Wohnungen  44,  bei  den  sweirlnmigen  46,  in  der  Hauptsumme  94. 
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m.  Utbtnieht  Aber  WohnttogiveililltiiiMt  mA  8lefMleiik«IC  la  den 

diisdiiea  Btrirkn  Witss. 


Von  100  Bewohnern 

wohnten  in  Wohnungen 

b'  -trlu-ii'l  in  1-2  T^,'inni'-!i 

Von  100  Wohnungen 
wufden  übervölkert  (vier 
und  mehr  Personen  auf 

"■II          Mim''  ;ini:rtrf'ffrn 

Von  1000  Einwohnern 
sind  1891  gestorben 

im  Bezirk  Bewohner 

X. '  Favoriten)     61 ,51 
XVI.  (Ottakring)  60,84 
XII.  (Meidling)  60,47 
XL  (Simmering)  54,82 

im  Besirk  Wohnungen 

X.  (Favoriten)  8.94 
XI.  ( Simmering)  8,78 
XIL  (Meidling)  8.28 
XVI.  (Ottakring)  7,20 

im  Besiric  Personen 

X.  (Favoriten)  35,0 
XL  (Simmering)  32,3 
XVI.  (.Ottakring/  32,0 
XIL  (Metdlmg)  31,3 

XIV.  (Rudol&hetm)  50,81 

XVII.  1  Hcrnals)  49,76 
XIII.  (Hietzing t  48.49 
XVin.  ( Währingi  39,74 
XIX    Döbling^  39,48 
XV.  (FQnfliaus)  37.24 
V.  (Margarethen)  34,65 
in.  (Undstrafte)  27,73 
II.  ( Leopoldstadt)  24,27 

XVII.  (Hcrnals)  6,56 
XIV.  (Rudolfsheim)  6.26 
XIX.  (Döbling)  5,82 
XIIL  (Hietzing)  .5.06 

II  (LcoDoldstadt)  4.98 
XV. -Fünniaus»  4,07 

XVIII.  (Währing)  3,88 
in.  (Landstnifse)  3,40 
V.  (Margarethen!  2,45 

XIIL  (Hietzing)  30,1 

XVII.  (Hcrnals)  28,4 
XIV.  ( Rudolfsheim)  26,7 
XIX.  ( Dobling)  26.3 
\'.  ( Margarethen)   24 ,2 
XVlU.  ^Wähnng.  23,7 
XV.  (Fünlliaus)  23,4 
in.  (Landstrafse)  22.6 
IL  (Leopoldstadt)  21,7 

IX.  •  Aisergrund)  20,93 
VII.  (  Neubau)  19.21 

VL  (Mariahilf)  18,85 
Vni.  (Josefstadt)  18.71 

IV.  (  Wieden»  14,08 
I.  (Innere  SUdt)  7,43 

Durchschnitt  35,47 

IX.  (Alsei^rund)  1,81 
VI.  (MariahilO  1,58 
VU.  (NeutMu)  1,15 
IV.  (Wieden)  1.11 

VIII.  (Josefstadt  1  0,98 
I.  >  Innere  Stadt  »  0,84 

Durchschnitt  4,34 

VIIL  (Josefstadt)  20,6 
VL  (Mariahilf»  18,6 
VIL  (Neubau)  16.9 
IX.  (Alsergnind)  16.8 

IV.  Wieden.  16.7 
1.  1  Iniit  re  Stadl»    1  1,6 

Durchschnitt  23.9 

IV.  Attszflge  aus  den  englischen  Gesetzen,  betreffend  ArbelterwohawigtB, 
i8go,  und  die  OETentliche  Gesundheitspflege  in  London  1891. 

1.  53  und  54  Vict.  ch.  70.  Gc-etz  vom  18.  August  1890  zum  Zwecke 
der  Konsolidierung  und  Vcrbce^crung  der  auf  Arlx itcrhauscr  und  die 
Wohnungsverhaltnissc  der  arbeitenden  Kla^äcn  bezüglichen  Gesetze. 

1.  Teil.    Ungesunde  Stadtbezirke. 

Sect  4  verfllgt,  daJa  die  LcdcalbebOrden  einen  Verbessenmgsplan  fOr  den 

Um-  oder  Neubau  oder  die  Neuanlage  von  Häusern,  Hausteilen  oder  Strafsen 
entwerfen  sollen,  wenn  ihnen  die  Anzeige  erstattet  wird,  dafs  innerhalb  ihres 

Gebietes  entweder 

aj  Häuser,  Höfe  oder  Gassen  für  menschliche  Hewohnung  ungeeignet,  oder 
b)  die  Enge.  Gcsdilosaailiat  und  achlechte  Anlage  od«-  der  achleclite  Zu- 
stand von  Straften  und  HAuaem  oder  Gruppen  von  Hlusem,  oder  der 
Mangel  an  Licht,  Luft,  Ventilation  oder  an  geborigen  Einrichtungen  oder 
andere  gesundheitliche  Mängel  fflr  die  Gesundheit  ihrer  oder  benachbarter 
Bewohner  gefiüirlich  oder  nachteilig  sind. 
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Sect.  5  bestimmt,  dafs  die  Anzeigen  Ar  das  Voi^gehen  der  BeliOrdeB  ver- 
pflichtend sein  sollen,  wenn  sie  entweder  von  den  OrtUcben'Gesundheitsbeamten 

oder  von  zwei  Friedensrichtern,  oder  von  mindestens  zwölf  Steuerzahlern  ge- 
macht werden.  Die  GesiindliciLsbeamten  haben  die  ausdrflckliche  Verpflichtung, 
von  jedem  zu  ihrer  K«'niUni>  kDriiinetidcn  Falle  Anzeige  zu  erstatten. 

Srct.  16 — 18   regell   das   n<  riifun}isverfahren ,   im   Falle   die   Anzeige  von 

Sleucr/uhki  ii  nicht  den  ^c\s  iinschtcn  Erfolg  hätte. 

Sect.  6  —  8  ordnet  das  Verfahren  bei  Aufstellung  des  Vcrbcsscrungsplanes 
und  Prilfung:  desselben  durch  die  Obcrbehördc. 

Sect.  1 1  verptlichtet  die  Lokalbehördcn  —  unter  Hervorhebung  gewisser 
Ausnahmen  —  zum  Nachweis,  dafs  die  durch  etwaige  Umbauten  obdachlos  wer- 
denden Angehörigen  der  arbeitenden  Klassen  anderweitig  Unterkommen  finden. 

Sect  1^~15  und  20—25  behandeln  die  Ausführung  der  Verbessenings- 
plflne  und  die  damit  zuaammenhingenden  finauiellen  Fragen.  Es  ist  daraus  ins- 
besondere  das  Folgende  hervorzuheben. 

Sobald  der  von  den  LokalbehArden  entworfene  Verbesserungsplan  von  der 

OberbchOrde  genehmigt  und  durch  Parlamcntsakt  in  Kraft  gesetzt  worden  ist, 
haben  sie  unverweilt  mit  dem  Ankauf  des  Hodens  und  der  Durchführung  der 
Verbesserung  vorzugchen.  Sie  können  selbst  bauen  oder  bauen  lassen,  verkaufen 
oder  in  eigener  Regie  vorgehen.  Bauen  .sie  selbst  Häuser,  so  müssen  sie,  aus- 
genommen die  Ober^ehörde  verfügt  es  anders,  binnen  zehn  Jahren  nach  Voll- 
endung des  Baues  die  Hluser  wieder  verkaufen. 

Erwerben  sie  Land  und  thun  sie  binnen  Ibnf  Jahren  nichts,  um  die  Errich- 
tung von  AibeiterhAuseni  zu  bewirken,  so  hat  die  ObeibehOrde  fllr  ihre  Rech- 
nung den  Boden  mit  der  Bauverpflichtung  für  den  Käufer  zu  veräufsern.  Bei  dem 
zwangsweisen  Erwerb  von  Grund  und  Boden  nach  Mafstrahc  der  Bestimmungen 
dieses  (iest  tzes  ist  der  g<  hörige  Marktwert  zur  Zeit  di  r  F.rwcrhvini;  zujLiiunde  /u 
legen  unter  Berücksichtigung  aller  mafsgebenden  Verhällni.ssc,  Rechte  und  Inter- 
essen. Jedoch  ist  dabei  zu  beachten,  ob  die  Hohe  der  Hausreote  bestimmt 
wurde  durch  einen  etwaigen  GelMraueh  zu  unerlaubten  Zwecken  oder  durch  eine 
gesundheitsgefAhriiche  oder  abtrigliche  Ueberftinung;  oder  ob  das  Haus  in  einem 
vemachlissigten  oder  in  einem  durch  die  Gesundheitsgesetze  vermerkten  ver- 
derblichen Zustande  sich  befindet;  oder  ob  es  zum  Wohngebrauch  ungeeigin  t 
ist.  Im  ersten  F.ill>  •■-t  der  Wert  zu  entschädigen,  den  das  Haus  bei  legalem 
und  in  nicht  flbcrlülltem  Zustande  besäfse;  im  zweiten  ist  der  Wert  zu  er- 
mitteln, den  das  Haus  im  ordentlichen  Zustande  hätte  und  von  ihm  der  Betrag- 
in Abzug  zu  bringen,  den  seine  Herbeiführung  verursacht;  im  dritten  Falle  wird 
nur  der  Boden-  und  Materialwert  entschidigt.  FOr  die  Durdiffthrung  aller  Ver- 
besserungen ist  ein  eigener  Fonds  anzulegen,  und  zwar  sind  die  ersten  Mittel 
dazu  sowie  die  Deckung  etwaiger  Defizite  durch  die  lokalen  Abgaben  oder 
Anlehcn  auizubrini;en. 

Zu  diesem  Zwecke  werden  etwa  bestehende  gesetzliche  Schranken  der  Höhe 
der  Lokalabgaben  liir  den  Fall  aiifgehoben,  dafs  die  Erhöhung  zur  Deckung  von 
Ausgaben  dienen  soll,  die  durch  dieses  Gesetz  vcranlafst  werden. 
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2.  Teil.    Ungesunde  Wohngebäude. 

W.ihr«  ikJ  der  erste  Teil  <\i  >  d  f  i  t/es  sich  auf  panzc  Stadtpchi«  lo  crstrcrkt, 
b(  Cilst  sich  der  zweite  Teil  rmr  mit  den  rehelstäiiden  in  cin/t  hien  Häusern. 
Die  diesbezüglich  gctruti'encn  Bchtiinniungen  äind  den  ersterwähnten  analug. 

Sect  30  und  31  statiiirt  die  Anzeigepflicht  der  Gesundheitsbeamten  und  ge- 
währt vier  Hausinhal>era  das  Recht  der  Anzeige  irgend  eines  Geljaudes,  das 
ihnen  gesundheitswidrig  erscheint. 

Sect.  32  macht  es  aufsei  dr  m  zur  TMlicht  h  der  Lokalbehorde,  dal'Or  zu  sorgen, 
dafs  von  Zeit  zu  Zeit  ihr  Iji  zirk  in-pi/icrt  wi  rdc  mit  Kiu  ksiclit  darauf",  dafs  fest- 
gestellt werde,  ob  sich  irgend  ein  Wohngebaude  in  einem  derartig  gcsundheits- 
gefiUirlichen  Zustande  befindet,  dals  es  zu  menschlicher  Wohnung  ungeeignet  wäre. 

Die  LokalbehOrde  hat  die  Pflicht,  die  Benutzung  eines  solchen  Gebäudes  zu 
sistieren,  eventuell  seine  Demolierung  zu  veranlassen  'Sect.  33)  und,  wenn  der 
Hausei^entfimer  niclit  für  Aufhebung  der  Ucbcistände  oder  fflr  Ocmolierung  Sorge 

trifit,  sflttst.mdiL'  vi>r/>iL;rlien  i  Si  ct.  34  j. 

Wenn  der  Hau.seigentümer  Bauaufträgen  der  Behörde  nachgekommen  ist  und 
Uebelstftndc  abgestellt  hat,  darf  ihm  für  diese  Aufwendungen  eine  durdi  30  Jahre 
laufende  6prozentige  Annuität  mit  VoraugspCandrecht  zu  sdnen  Gunsten  auf  dem 
Hause  sichei^estellt  werden  i  Sect.  36  und  37  >. 

Sect.  38 — 40  geben  den  Lokalbehorden  das  Expropriationsrecht  an  Ge- 
bäuden, wenn  solchi-  tOr  ihre  l'mgebung  gcsuiidheitsgefährlich  wenlen  oder  der 
Abstellung  von  gcsundliettlichen  ücbelständcn  im  Wege  stehen,  oder  cioc  ihrer 
Grundflächen  für  Strafscn  oder  Anlage  eines  Öffentlichen  Platzes  benfttigt  wflrde, 
oder  wenn  es  zweckroAlsig  wäre,  sie  in  WohngebAude  f&r  Arbeiter  zu  ver- 
wandeln. Auch  in  dieser  Hinsicht  haben  die  Behörden  nicht  blofs  aus  eigener 
Initiative,  sondern  auch  auf  die  .\n^eige  von  Gesundheitsbeamten  oder  vier  Haus- 
Inhabern  hin  ihres  Amtes  zu  walten. 

3.  Teil.  Arbeiterwohnhftuser. 

In  diesem  Teil  wird  den  LokalbehOrden  das  Recht  eingerftumt,  Grund  und 
Boden  nach  den  Bes'immungen  des  Public  Health  Act  1875  (d.  h.  mit  be> 

stimmten  Expropriationsrechten  I)  zu  erwerben  Arbeiter  wohnhauser  /u  erbauen, 
vorhandene  W<  hnlniisi  r  aufzukaufen  und  in  Arbeiterwohnhauser  umzuwandeln, 
die  Verwaltung  dieser  Gebäude  in  eigener  Regie  durctizuführcn  und  Haus- 
ordnungen mit  ROcksicht  auf  die  Pflichten  der  Mieter,  insbesondere  mit  RQck- 
^cht  auf  die  getrennte  Unterbringung  der  Geschlechter  aufzustellen. 

2.  54  und  55  Vict.  cli.  76.   Gesetz  vom  5.  August  1891  zum  Zwecke  der 
ConsoUdierung  und  Abänderung  der  auf  das  öfientliche  Gesundheits- 
wesen in  London  bezüglichen  Gesetze. 

Sect  1  sieht  die  Pflicht  aller  SanitAtsbehOrden  vor,  von  Zeit  zu  Zeit  eine 
laapektton  üuer  Besiri(e  zu  venudaasen  zur  Feststellung  etwaiger  Schftdlichkeiten, 

die  auf  Grund  dieses  Gesetzes  abzustellen  wären,  sowie   zur  geeigneten  Durch- 
fOhrung  der  ihnen  inbezug  auf  die  Sicherung  eines  guten  Gesundheitszustandes 
Archiv  fOr  »ox.  GeseUgebg  u.  Statistik    VU.  18 
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in  ihren  Distrikten  Kcpebt  ncn  Machtvollkommenlicitcn.  Sic  unterstehen  in  dieser 
Hinsicht  der  Kontrolle  des  (irafscliaftsrates,  der  in  pceipneter  Weise  sie  zur  Er- 
fülhinp  ihrer  Pflicht  anhalten  kann,  wenn  ihm  ehnihh.ift  nachgewiesen  wird,  dafs 
die  Sanitätsbehörden  nicht  das  Nötige  zur  Ahsu  lluni;  sanitärer  Uebelstände  thun. 

Nach  Sect.  2  können  die  folgenden  Schadhchkciten  von  den  Sanitätsbehörden 
in  summarttchcm  Wege  abgestellt  werden:  der  gesundheitsgeffthrliche  Zustand 
irgend  eines  Grundstockes  oder  GebAndes,  der  Abtritte,  Pissoirs,  WanerabULufe, 
Ausgösse,  KehrichtbehXlter  und  dergleichen:  die  Ansammlung  von  gesundheits- 
schädlichen oder  -gefahrlichen  Stoffen,  soweit  sie  nicht  flurch  die  ordnungs» 
niäfsige  AusObung  eines  Gewerbes  bt  fiinpt  ist;  der  Mangel  einer  ausreichenden 
und  reinen  Wasserversortrung ;  die  gesundheitsschädliche  U  e he  r  f  fi  11  u  n  g 
eines  Hauses  oder  H  a  u  s  t c i  1  e s ,  gleichgültig,  ob  sie  durch  Zusammen- 
wobnen  von  Fremden  oder  Familienangehörigen  bewirkt  wird. 

Sect.  94  fordert,  dafs  jede  SaniUtsbehOrde  fBr  MiethAuser  oder  HAuser,  die 
von  mehr  ab  einer  Familie  bewohnt  sind,  Hausordnungen  aufstellen  und  ihre 
Beobachtung  erzwingen  solle.  Und  zwar  hat  sie  darin  die  Zahl  von  Personen, 
welche  ein  Haus  oder  einen  Teil  eines  Hauses  bewohnen  dürfen,  zu  fixircn; 
Vorsorge  zu  treffen  für  die  Trennung  der  (Geschlechter:  ü"ir  die  Inspektion 
solcher  Häuser:  Iflr  ihre  Kan;ili>ation  .  für  Ke?inlichkeit  und  Lüftung:  f"ür  perio- 
dische Säuberung;  und  Erneuerung  des  Ansiriclio  der  Häuser;  für  Vorkehrung 
von  Vorsichtsmafsrcgeln  bei  ansteckenden  Krauklicilcn. 

Als  Muster  einer  solchen  Hausordudng  möge  jene  des  SanitStsdistriktes 
St.  Pancras  dienen.^) 

Die  ersten  Punkte  beziehen  sich  auf  die  Registrierung  der  MiethAuser. 
Punkt  4  veriangt,  dafs  der  EigentQmer  eines  zu  registrierenden  Hauses  binnen 
sieben  Tagen  nach  erfolgter  Aufforderung  der  Rezirksbchörde  alle  fOr  die  Re- 
gistrierung nötigen  Iiif  u  iniitionen  inbezug  auf  das  Haus  zu  treben  liat,  insbesondere 
ftbcr  die  Zahl  der  RauuK  ,  liie  Gröfsen-  und  Cit  brauchsvcrhaitnisse  de  r  Räume 
und  den  Namen  des  Mieters ,  Zahl ,  Alter  und  Geschlecht  der  Inwohner  jedes 
Schlafraumes.  Weitere  Bestimmungen  veriangen,  dafo  kein  Hauseigentflmer  oder 
Mieter  wissentlich  die  Unterbringung  einer  grOfseren  Zahl  von  Personen  dulden 
soll,  als  einem  VerhAltnisse  entspricht, bei  dem  mindestens  300Kubikfufs  freien 
Luftraums  für  jede  schlafende  Person  entfallen.  Dieses  Ausmafs  gilt  nur  Air 
solche  Räume .  die  ausschliefslich  als  Schlafräume  benützt  werden.  Wird  der 
Kaum  aufscr  als  Schlafraum  noch  zu  andern  Zwt  cken  benutzt,  so  mufs  für  jede 
Person  der  freie  Luftraum  mindc-tens  400  Kubtkfufs  betnigen.  Jeder  Haus- 
eigentümer ist  verpflichtet,  für  genügenden  Luftzutritt  zu  den  Wohn-  und 
StiegenrAumen,  sowie  flir  ausreichenden  Wassemdauf  zu  sorgen.  Der  Haus- 
eigentOmer  hat  alle  Wasserzulauf-  und  -Ablaufeinrichtungen  in  gutem  Stande  zu 
erhalten  und  (Or  je  zwOlf  Personen  unter  den  Hausbewohnern  einen  gut  koa- 
struirten  und  lOftbaren  Abtritt  mit  ausreichender  WasserspOlung  einzurichten  und 
dafür  zu  sorgen ,  dafs  er  in  brauchbarem  Zustande  erhalten  bleibt.  Der  Haus- 
cigentOmer  hat  alle  Höfe,  offene  GrundflAchen,  Waschhäuser  mit  undurchlAasigem 

1|  Nach  Worthington,  D Wellings  of  thc  People,  1893,  S.  129. 
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Pflaster,  WasaerabUnfrinnen  u.  s.  w.  verKhen  zu  lassen  und  daflir  zu  sorgen, 
da&  sie  stets  in  gutem  Stande  sind.  Einmal  im  Jahre  wemi^tens  sind  alle  Hnns* 
rinme,  auch  Böden  und  Keller,  vom  Haosherm  reinigen  zu  lassen. 

V,  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Wohnungspflege  in  Hamborg. 

§  1.  Das  narhstchcndc  Gesetz  findet  Anwendung  in  dem  durch  Bekannt- 
machung vom  13,  Oktober  1884  erweiterten  (ieltungsbercichc  des  Baupoli/ei- 
Gesetzes  vom  23.  Juni  1882,  welcher  sich  auf  die  Stadt  Hamburg,  die  Vorstadt 
St  Pauli,  die  Vororte  und  die  nicht  zu  den  letzteren  gehörigen,  westlich  durch 
den  Kohlbrand,  nordlich  und  OstUdi  durch  die  Norderelbe  begrenslen  Teile  des 
Hambnigischen  Staatsgebietes  entreckt 

§  2.  Die  Handiabtmg  der  Wohnungspflege  im  Geltungsbereiche  des  Ge- 
setzes steht  unter  Ifitwirfcttng  von  Vorstehern  und  WohniinLrspncgem  (§  3)  der 
Baupolizei-BeliOrde  zu,  welche  dieselbe  nach  Mafsgabc  der  Bestimmun^jcn  des 
§  8  des  Baupolizei-Gesetzes  vom  vom  23.  Juni  1882,  des  Gesetzes,  betrctfend  das 
Verhältnis  der  Verwaltung  zur  Kcchtsptlege,  vom  23.  April  1879  und  der  nach- 
stehenden Vorschriften  zu  üben  hat. 

f  3.  Das  in  §  1  angegebene  Geltungsgebiet  wird  in  36  Pflegebeiirfce  ge- 
teilt, deren  Abgrenzung  der  Distriktseinteilung  fllr  die  allgemeinen  direkten 
Wahlen  zur  BQigerschaft  entsprichL  FOr  jeden  dieser  Bezirke  wird  ein  Vor^ 
Steher  und  eine  je  nach  dem  Bedürfnisse  zu  bemessende  Zahl  von  Wohnungs- 
pflegem  be.st'  llt 

Das  Amt  des  Vorstehers  und  des  Wohnungspflegers  ist  ein  bürgerliches 

Ehrenamt. 

Die  Vorsteher  werden  auf  6  Jahre  aus  einem  das  erste  Mal  von  dem  BOr- 
gersuBSchufs,  spiteriiin  von  dem  KoU^um  aller  Vonteher  gelnideten  WaUauf- 
salse  von  je  drei  Personen  durch  die  BQigerschaft  gewiUt 

Die  Bestimmung  der  Zahl  der  Wohnungspfleger,  die  Wahl  und  die  Ent- 
scheidung ober  Entlassungsgesnche  derselben  steht  dem  unter  Vorsitz  des  Cheb 
der  Kaupolizei-Bchördc  zusammentretenden  Kollegium  der  Vorsteher  zu. 

Zur  Mitwirkvmg  bei  den  B<  >chlüssen  der  Baupoli/ei-BeIjörde  in  Gcmäfshcit 
§  7  dieses  Gesetzes  ernennt  das  Vorsteher-Kollegium  einen  Ausschufs  von  5  Per- 
sonen, welcher  bei  Teilnahme  von  3  Mitgliedern  beschlufsfähig  ist. 

§  4.  Die  Vonteher  und  Wohnungspfleger  haben  sich  genaue  Kenntnis  voil 
.den  Grundstöcken  und  Wohnungen  ihres  Besiiks  zu  beschaffen  und  zu  eihalten. 
Insbesondere  haben  sie  ihr  Augenmerk  zu  richten: 

ai  auf  die  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Gebäude,  Gelasse  und  R.Hume 
im  Hinblick  auf  die  bau-  und  sanitütspolizeilichen  Vorschriften,  welche  fOr  Wohn-, 
Schlaf-  und  ArbeiLsräumo,  Küchen  und  Abt)rte  bestehen: 

b>  auf  die  Zahl  der  Bewohner  der  Gelaäse  und  einzelner  Hüume  derselben 
im  Verhältnis  zu  deren  Grö(aiti 

c)  auf  die  mechanisdien  Einrichtungen  zur  Venoigung  des  Gnindstfldm, 
der  Baulichkeiten  und  Wohnungen  mit  Wsaser,  sowie  zur  Entwisserung  der- 
selben; 

d)  auf  sonstige  die  Gesundheit  beeinflussende  Zustände,  namentlich  in  Beireff 

18» 
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der  Trockenheit  bei  Neubauten,  und  Reinlichkeit  in  und  aufseriialb  der  Wohnung, 

in  Gfitij;en  und  Hofen. 

Zu  (iiesem  Hchiife  ii-t  den  \'<ir-t<  h<  rn  uinl  Wohnuntr-^pllegern  —  t^Irii  h 
den  Ijcumttn  der  UaupolLzci  —  innerhalb  ihres  Hezirkes  der  Zutritt  zu  den 
Privatgrundstacken,  den  GeMuden  und  Wohnungen  tu  gewahren  und  anf  Be- 
fragen AuakunA  zu  erteilen,  wo  und  soweit  es  zur  Erfüllung  der  Obliegenhdten 
nötig  ist. 

Werden  von  dem  WohnunK>^pfle>;er  t;«"^""''hfits\vi'iri^''  oder  pesundheit«*- 
bedenklichc  Zustände  \Viihri;«  tninmien,  >ei  <■>  iti  t  aulu  h<  ti  Ma;ir<  iii  «h  r  Wohnung 
und  ihres  Zubehöres  (^Wasserversorgung,  Entwas.serung  u.  dgl.»  oder  in  der  Be- 
nutzung der  Räume,  namentlich  in  Ueberrollung  derselben,  in  Unreinlichkeit 
tt.  s.  w.,  so  hat  er  seine  Wahmehmangen,  wenn  er  selbst  die  Besritigung  der 
Uebelstünde  nicht  herbeizufahren  vermag,  dem  Vorsteher  mitzuteilen,  welcher 
dieselben  zur  geeigneten  Veranlassung  der  Baupolizei -RehArde  zur  Kenntnis 
bringt. 

§  5.  Die  Baupolizei-Inspcktort  n  und  deren  Assistenten  haben  die  Vorsteher 
und  Wohnungspflcger  bei  AusQbung  ihrer  amtlichen  Thdtigkeit  dienstlich  zu 
unterstotzen,  namentiich  ihnen  auf  Verlangen  Auskunft  aus  den  Baupolizei-Akten 
zu  erteilen,  sowie  bei  der  Aufdeckung  gesundheitsbedenklicher  Zustande  behOlf« 
lieh  zu  sein. 

§  6,  Als  Ri  ijel  gilt,  <iaf-i  jedes  (Iclafs  (  \Vi>hnung>,  wclehes  zum  dauernden 
Aufenthalt  von  Mcnr^elien  bestimmt  i^t  uder  dient,  seinen  eigenen  verschliefsbarcn 
Zugang,  eigenen  Abort,  eigene  Kochstelle,  femer,  wo  Siel-  und  Wasserleitung 
vorhanden  ist,  Wasserhahn  und  Ausgufs  haben  mufs,  und  dafs  weder  die  Woh« 
nung,  noch  ein  Teil  derselben,  von  mehreren  Familien-Haushaltungen  benutzt 
werden  darf,  ohne  dafs  vorher  eine  bauliche  Teilung  derselben  erfolgt  ist. 

Erwachsene  KinloL'ierer  vei  srhirdenen  Gt-srhl«  rltfs,  Srlil.ifl>iirschen  und 
Schlalmädclien  diirlen  nicht  in  eim  ni  und  demselben  Räume  unterjiehracht  werden, 
sondern  sind  vielmehr  naeh  dem  Gcschlechte  zu  trennen.  Die  Aufnahme  der- 
artiger Personen  in  die  Schlafzimmer  der  Familie  ist  nur  insofern  erlaubt,  als 
auch  dabei  die  Trennung  nach  dem  Geschlechte  beachtet  wird. 

Alle  zum  Bewohnen,  zum  Schlafen  und  zum  ^onsti^en  dauern  ^  n  Aufcnt- 
hr-lt  \'<n  Mcnsi  li'  ii  i»  stimniU-n  R;nime  mOs5en  den  darfll)er  botflii  tulen  bau- 
[.oli^eiliciicn  Vorschriften  entsprccli>  n.  I'Qr  jeden  dieser  Rüume  darf  die  Ucht- 
^ebondc  Fläche  der  baupolizeilich  notwendigen  Fenster  zusammen  nicht  weniger 
ab  ein  Zehntel  seiner  Grundflache  betragen. 

In  Schlafraumen  massen  auf  jedes  Kind  unter  10  Jahren  mindestens  0,1  qm, 
auf  Jede  altere  r<-rsoti  mindestens  0.2  <\m  FensteHläche  entfallen,  sowie  fltr  jedes 
Kind  unter  10  J.iliien  mind«  -^tri  s  5  chm,  für  jede  altere  Person  mindestens 
lUcbin  Liiltraum  b«  i  mindesU  n^  2  qni,  bezw.  4  qm  Grundfläciie  vorhanden  sein. 
Kinder  unter  einem  Jahre  werden  nicht  mitgerechnet,  sofern  die!>elben  zur  Familie 
des  Haushaltungsvorstandes  geboren. 

§  7.  Insofern  den  ermittelten  Uebebtlnden  nicht  durch  die  von  der  Bau- 
polizei-Behörde anznordtK  tiden  und  eventuell  zwangsweise  durchzufahrenden 
Reinigungsmafsregeln  oder  durch  Beseitigiug  einer  vorgefundenen  Uelierfiallung 
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voD  Wohouagen  abgeholfen  werden  kann,  bat  die  Baitpolizei>BehOnle  unter  Zu» 
Stimmung  des  Vorsteber-Aiiwchuaaes  (§  3)  die  Verwendung  solcber  Räume  als 

Wolin-,  Schlaf-  oder  Arbeits  räume  und  Küchen  zu  verbieten,  welche  den  darüber 
bc'-lchendtn  Vorschriften  des  H,nipoli/<  i-Gtsi  t/fs  oder  den  Anforderungen  des 
§  6  nicht  entsprechen,  oder  wegen  sonstiger  nacli  amtsärzthcher  Begutachtung 
gesundlieitsschidKcher  Zustände  sich  als  unbewohnbar  erweisen. 

Im  Falle  eines  solchen  Verbotes  sind  die  davon  betrofiSenen  Rlumlichkeiten 
den  gesetdidien  Vorsciuriften  gemifs  so  verflndem  und  lu  verbessern,  bis  dahin 
erfordcrlichenfidls  su  riumen  und  als  Gelasse  sum  Aufentlialt  ihr  Mensdien  zu 
scbhcfsen 

Aul  diesem  Wege  gcrüumte  und  geschlossene  Gelasse  dürfen  ihrer  Ursprünge 
liehen  Bestimmung  erst  nach  erfolgter  Aenderung  und  Verbesserung  zurOck- 
gegeben  werden,  und  zwar  nicht  vor  schriftlich  erteilter,  gleidifalls  schriftlich  zu 
beantragender  Genehmigung  der  Baupolizei-Behörde. 

Bei  Durcht'Ohning  dieser  MafsTSgeln  kann  die  Baupolizei-BehOrde  nach  An- 
hOrung  des  Vorstehers,  des  Wohnungspflepcrs  und  de^^  beamteten  Amtes  Fristen 
gewahren  und  von  den  stitn^eren  Vorschriften  dieses  Gesetzes  zcitweihg  dis- 
pcnsiren,  sowie  Erleichterungen  eintreten  lassen. 

I  8.  Beschwerden  g^;en  die  Baupolizei-BehOrde  sind  gemSfs  f  9  des  Bau- 
Polizei-Gesetzes  beim  Senate  anzubringen. 
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GESETZGEBUNG. 


DEUTSCHES  REICH. 

Das  deutsche  Reichsgesetz  über  die  Abzahlungs- 
geschäfte. 

Von 

HERMANN  JAS  TROW, 
Amtsgerichtsrat  in  Berlin. 

In  der  eben  geschlossenen  Session  des  Deutschen  Reichs- 
tages ist  das  in  der  vorigen  Tagung  unerledigt  gebhebene  Gesetz 
Aber  die  Abzahlungstccschäftc  zur  Verabschiedung  gelangt.  Damit 
koninit  eine  Bewegung,  die  seit  Jahren  die  orteiitHche  Meinung 
in  hervorragendem  Mafse  beschäftigt  hat.  zu  einem,  wenigstens 
vorläuligen,  Abschluls.  Wir  geben  im  Nachstehenden  den  Wort- 
laut des  Gesetzes,  dessen  Publikation  im  Reichsgesetzblatt  No.  23 
vom  16.  Mai  1894  erfolgt  ist: 

GeseU,  betreffend  die  Abiahlanssgesclilfle  vom  16.  Hai  1894. 

Wir  WilheliD,  von  Gottes  Gnaden  Deuticlier  Kaiser.  KOnig  von  Preuften  etc. 
verordnen  im  Namen  dea  Reichs,  nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats  und 
des  Reichstags,  was  folgt: 

§  1.  Hat  bei  dem  Verkauf  einer  dem  Käufer  überpcbenen  beweglichen 
Sache,  deren  Kaufpreis  in  Teilzahlungen  bcrirhti)jt  werden  soll,  der  Verkäuler 
sich  das  Recht  vorbehalten,  wegen  Nichterfüllung  der  dem  Käufer  obliegenden 
Verpflichtungen  von  dem  Vertrage  xurQckxutreten,  ao  bt  im  Falle  dieses  Rttck- 
tritts  jeder  Teil  verpfliditet,  dem  anderen  Teil  die  empfangenen  Leistungen  zu- 
rllckzugewlhren.   Eine  entgegenstdtende  VereintNuung  ist  nichtig. 
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Dem  Vorbehalte  des  Rflcktrittsrechts  steht  es  gleich,  wenn  der  Verkäufer 
wegen  NichtcrfQllung  der  dem  Käuicr  obliegenden  Verpflichtungen  kraft  Gesetzes 
die  Auflosung  des  Vertrag«  verlangen  kann.*) 

9  2.  Der  Klufer  bat  im  Falle  des  ROcktritta  de«  Veriiiufer  Ar  die  in 
Folge  des  Vertraga  gemachteii  AufWeadimgen,  sowie  fllr  soWhe  Beschidigimgen 
der  Sache  Ersats  xu  leisten,  wdche  durch  ein  Venchttlden  des  Kinfers  oder 

durch  einen  sonstigen  von  ihm  lu  vertretenden  Umstand  verm%acht  sind.  Für 

■ 

die  Ueberlassuni,'  des  Gebrauchs  od»'r  der  Benutzung  ist  deren  Wert  tu  ver- 
gflten.  wobei  auf  die  inzwischen  einnf  tretene  Wertminderung  der  Sache  Rück- 
sicht zu  nehmen  ist.')  Eine  entgegenstehende  Vereinbarung,  insbesondere  die 
vor  Ausübung  des  RQcktrittsrechts  ^erfolgte  vertragsmlUaige  Festsetzung  einer 
höheren  Vergütung,  ist  nichtig. 

Auf  die  Festsetning  der  Hohe  der  Vetgdtung  finden  die  VorKhriflen  des 
f  260  Absatt  1  der  Zivilproceftordnung^  entsprechende  Anwendung. 

§  3.  Die  nach  den  Bestimmungen  der  i,  2  begründeten  gegensdtigen 
Verpflichtungen  sind  Zug  um  Zug  zu  erfüllen. 

§  4.  Eine  wegen  Nichterfüllung  der  dem  Käufer  obliegenden  Verpflichtungen 
verwirkte  Vertragsstrafe  kann,  wenn  sie  unverhältnismäfsig  hoch  ist,  auf  Antrag 
des  Käufers  durch  Urtheil  auf  den  angemessenen  Betrag  herbgesetzt  werden.*) 
IXe  Hersbsetzung  einer  entrichteten  Strafe  ist  ausgeschlossen. 

>>  Die  Vorschrift  des  Absatz  2  hat  nur  fhr  die  Gebiete  mit  IransOsischem 

Recht  Bedeutung. 

Die  Worte:  »wobei  —  zu  nehmen  ist"  beruhen  auf  einem  Zusat/r  drs 
Reichstages.  Die  Wertminderung  kann  durch  den  Gebrauch,  aber  aucli  1  ni  h 
andere  Ereignisse  eingetreten  sein,  z.  B.  wenn  zu  einer  Maschine  inzwi><  lu  ii  >  uic 
neue  Konstruktion  erfunden,  von  einem  Konversationslexikon  eine  neue  Autiage 
erschienen  ist,  und  dergleichen. 

Die  Vorschrift  lautet:  .bt  unter  den  Parteien  strmtig,  ob  ehi  Scheden 
entstanden  sei,  und  wie  hoch  sich  der  Schaden  oder  ein  xu  ersetiendes  Interesse 
belaufe,  so  entscheidet  hierfkber  das  Gericht  unter  Wflrdigung  aller  Umstlnde 
nach  freier  Ueberzeugung.  Ob  und  inwieweit  eine  beantragte  Beweisaufnahme 
oder  von  .Amtswegen  die  Begutachtung  durch  Sachverstandige  anzuordnen  sei, 
bleibt  dem  Ermessen  des  flerichts  überlassen.  Das  Gericht  kann  anordnen,  dafs 
der  Bcwciäführer  den  Schaden  oder  das  Interesse  eidlich  schätze.  In  diesem 
Fälle  hat  das  Gericht  sugleich  den  Betrag  su  bestimmen,  welchen  die  ddlidw 
Schltxung  lücht  fibersteigen  darf.* 

*)  Der  §  4  hat  Vertragsstrafen  ttar  soldie  Ffllle  im  Auge,  in  denen  der  Verkäufer 
nicht  vom  Vertrage  surficktritt  Tritt  er  zurück,  so  kOnnen  Weitere  Vergfltungen  für 
ihn  als  die  im  §  2  genannten,  überhaupt  nicht  bedungen  werden.  Die  Vorschrift 
soll  wesentlich  dazu  dienen,  einer  Umgehung  des  §  2  vorzubeugen:  es  konnten 
sonst  in  den  Verträgen  auf  jeden  Verzug  des  K.'i\ifets  mit  eint  r  Zahlung  statt  des 
Kücktrittärechtcä  so  hohe  Konventionalstrafen  bedungen  werden,  dafs  der  Käufer 
ndt  den  Zshlungen  einlach  wa  von  wieder  antufangen  bitte.  Dem  soU  das 
ritterliche  Ermifsigungsrecht  entg^genwlriten. 
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Die  Abrede,  dafs  die  Nichterfallung  der  dem  KAufer  obliegenden  Verpflich- 
tungen die  Fälligkeit  «Icr  Rcstsohuld  zur  Kolpe  haben  solle,  kann  rechtsgOltig  nur 

für  r|r-n  Fall  ir'  trniUn  wlt']<  ri,  dafs  der  Käufer  mit  inirulestens  zwei  auf  einan- 
ilt  r  Ii  ili;«Mdeti  I  i  il/ahlungcn  ganz  oder  teil\v<  i>e  im  \'<  tvii^;  i-^t  und  der  Betrag;, 
mit  ilessca  Zahlung  er  im  Verzug  ist,  minderten»  dem  zehnten  Teile  des  Kauf- 
preises der  Qbergebenen  Sache  gleichkommt 

§  S.  Hat  der  VericAufer  aaf  Grund  des  ihm  Torbehaltenen  Eigentums  die 
verkaufte  Sache  wieder  an  sich  genommen,  so  gilt  dies  als  Ausabung  des  Rflck- 
trittsrechts.*) 

§  6.  Die  Vorschriften  der  §§  1  bis  5  finden  auf  VertrSge,  welche  darauf 
abziclrn,  die  Zwi  i  kc  eines  Abzahlnnpsgesehafts  (§  1»  in  ein»-r  iind<  ren  RfH-lu«?- 
form,  inslu^ondore  durch  mietweise  Uebei  l.issiinjr  der  Sache  zu  crri  iclien.  ent- 
sprechende Anwendung,  gleichviel  ob  dem  Emptüngcr  der  Sache  ein  Recht, 
Später  deren  Eigentum  zu  erwerben,  eingcrftumt  ist  oder  nicht*) 

$  7.  Wer  Lotterieloose,  Inhaberpapiere  mit  PrAmten  (Gesetz  vom  8.  Juni 
1871,  Reichs-Gesetzbl.  S.  210)  oder  Besugs-  oder  Anteilscheine  auf  solche  Loose 
oder  Inhab(  rpapiere  get:en  Teilzahlungen  verkauft  oder  durch  sonstige  auf  die 
gleichen  Zwecke  abzielende  Vertrflge  verlufsert,  wird  mit  Geldstrafe  bis  xu 
fünfhundert  Mark  bestraft.^) 


Durch  §  5  soll  vorgebeugt  werden,  dafs  nicht  etwa  Abreden  wie  die 
folgenden  getroffen  werden: 

«Im  Falle  einer  Zahlungsverzuges  darf  der  Verkftufer  die  Sache 

bis  zur  völligen  Bezahlung  in  seine  Verwahrung  nehmen.   Der  Vertrag 

best»  ht  irul<  -,scn  fort  und  dir  Raten  siiul  weiter  /u  leisten.* 
Eine  >ulclie  Vorschrift  würde  diu  Kaiiter   (nnah<  rnil  «  benso  sch.ldigen  wie 
die  Vertallklausel ,   der  Fall   soll  deshalb   dem   des  Rücktrittsrechtes  gleich  be- 
handelt werden. 

*)  Die  gewohnlichsten  Formen  des  Abzahlungsgeschäftes  sind  der  Kauf  mit 
vorbehaltenem  Eigentum  und  der  Mietsvertrag  mit  der  Abrede,  dals  nach  Voll* 
Zahlung  der  —  aK  Wert  der  Sache  verabredeten  Summe  der  Käufer  das 
Eigentum  unter  Anredinun^'  der  Miet^zahlungen  auf  den  Kaufpreis  erwerben  soll. 
Es  kommt  aber  am  h  vor,  dafs  ilcr  Vertrag  als  ein  reiner  Mietsvertra^;  abiieseliloHscn 
wird,  so  dafs  nach  dem  Wortlaut  desselben  der  Kaufer  überhaupt  kein  Recht 
auf  den  Eigentumserwerb  hat,  während  thatsAchlich  die  stillschweigende  Absicht 
der  Kontrahenten  doch  dahin  geht,  dafs  der  Käufer  durch  die  Abzahlungen  das 
Eigentum  erwerben  soll.  Sobald  letztere  Absicht  festgestellt  werden  kann,  sollen 
solche  Verträge  wie  Ab^ahlunfcsverträce  behandelt  werden. 

Der  Schreiber  die-cr  Zeil'  :i  liat  bereits  waiiiend  der  Berathuns  des  Ge- 
setzes an  anderer  Stelle  i  Sozialpolitisch' >  (  entralblatt  IH'^M,  No.  15,  S  1 1)9) 
darauf  hingewiesen,  dafs  die  Vorschrift  augenscheinlich  über  das  Ziel  hinaus- 
schiefst,  indem  nAmlich  nicht  bloili  der  HAndler,  sondern  auch  der  Privatmann 
darunter  fUlt,  der  eimnal  einem  Freunde  ein  Lospapter  verkauft  und  ihm  die 
Bezahlung  in  zwei  Raten  gcsuttet.  F.s  ist  schwer  verstAndlich,  dafs  dieser 
Mangel  an  keiner  Stelle  bemerkt  worden  ist. 
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Es  begründet  keinen  Unterschied,  ob  die  Ucbcrgabe  des  Papiers  vor  oder 
nach  der  Zahlung  des  Preises  erfolgt.') 

$  6.   Die  Bestininiungen  dieses  Geseties  finden  kerne  Anwendung,  wenn 

der  Empfänger  der  Waare  als  Kaufmann  in  das  Handelsregister  einj^ttragcn  ist. 

§  9.  Verträge,  welche  vor  dem  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  abgeschlossen 
worden  -^in«!,  uiiti  rüt  tron  den  Vor^('Iirift<-n  il<  -.st-lbrn  nicht. 

Urkundlich  unter  Unserer  HOchstcigeuhündigen  UnterbchnU  und  bcigcdrucktcm 
Kaiserlichem  Insiegel. 

Gegeben  Prökdwitz,  den  16.  Hai  1894.  (L.  S.)  Wilhelm. 

Graf  von  Caprivi. 

Wer  sich  mit  dem  Gegenstand  einigermafsen  beschäftigt  hat, 
ersieht  aus  dem  vorstehenden  Abdruck,  dafs  das  Gesetz  sich  in  viel 
engeren  Grenzen  halt,  als  die  aus  den  Interessentenkreisen  und 
sonst  hervorgetretenen  Reformbestrebungen,   welche  die  um- 

fass«  nd-ti  II  polizeilichen  und  privatrechtlichen  Einschränkungen 

des  Abzahlungsgeschäftes,  sowohl  nach  den  für  dasselbe  zuzu- 
lassenden Gegenständen,  nach  der  Preisbildung,  nach  dem  sonstigen 
Vcrtragsinhalt,  als  auch  hinsichtlich  dct  K<  >n/essionicrung  und 
Beaufsichtigung  der  betreffenden  Ci»"-.ch;Ute  bt  /\vcckten.  Ja  weiche 
zum  Teil  den  Abzahlungshandel  überhaupt  verbieten  wollten.-)  Die 
Begründung  des  Entwurfs')  äufsert  sich  hierüber  wie  folgt: 

*i  Im  Wesen  des  Abzahlungsgeschäftes  licRt  es  sonst,  daf^  <Iic  Sache  vor 
der  Zahlung  überfrcbcn  wird.  Auf  V'erträs;e,  nach  denen  erst  die  VoHzahlunp 
aller  Raten  erfolgen  mufs,  bevor  die  öache  dem  Käufer  übergeben  wird,  findet 
das  Gesetz  keine  Anwrendnng.  Dies  entspricht  voibtindig  dem  Wesen  des  Ab- 
xahlungsgeschlftes,  dessen  Charakteristikum  es  gerade  ist,  dafs  der  KAufier  die 
Benntntng  der  Sache  «Uttt,  bevor  er  sie  besshit  hat.  Anders  steht  es  bei  Los- 
pai^eren;  hier  besteht  die  Benutzung  PHr  den  Käufer  nur  darin,  dafs  er  die 
Nummer  wcifs ,  tiie  Ziehunpslisten  einsieht  und  eintretenden  Falles  den  Gewinn 
realisiert.  Dies»  alles  lafst  sich  machen ,  auch  wenn  der  Verkäufer  das  Los  zu- 
nfichst  behält.  Oeshalb  werden  die  Abzahlungsverträge  Ober  Lospapiere  meist  so 
abgeachloesen,  dals  der  KAufer  das  Los  erst  nach  der  VoUzahlung  erhält  Wollte 
der  Gesetzgeber  den  Ahzahinngsgeschftft  mit  Losen  entgegentreten,  so  konnte  dies 
deshalb  nur  so  geschehen,  dafs  er  den  Bcf^rifT  des  Abzahlungsgeschäftes  für  diesen 
Fall  erweiterte  und  auch  den  Verkauf  uluie  L'eberi;abe  des  Papiers  dorthin  zählte. 

^1  Eine  Uebersicht  der  gemachten  Vorschlage  giebt  van  der  Borght,  Zur 
Reform  des  Abzahlungsgeschäfts  (in  diesem  Archiv  Bd.  IV,  S.  280 ff.),  woselbst 
auch  (S.  271  ff.  in  den  Anmerkungen;  die  Litteratur  angegeben  ist.  Von  späteren 
Arbeiten  s.  Hausmann  in  der  Vierteljahrsscbrift  tOr  Volkswirtschaft,  Jahrg.  28, 
S.  189  IT,  und  Jahrg.  29,  S.  36 fl".  Eine  Zusammenstellung  der  auf  dem 
21.  Deutschen  Juristentage  die-<  rh.ilh  ircstclllpn  Anträge  siehe  im  Giitarhten  de« 
Verfassers  für  den  22.  Deutschen  Jurij-tentag  ^Verhandlungen  desselben  Bd.  1. 
S.  266-  268):  dazu  die  Verhandlungen  Bd.  IV,  S.  124—172  und  S.  419—421. 

*)  Drucksachen  des  Reichstages  Session  1893/94  No.  113. 
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»Eine  wesentliche  Beschrflnkung  des  Alndduagsverkdirs  wOrde  lur  Folge 

haben,  dafs  die  darauf  angewiesenen  Klassen  auf  die  Besserung  ihrer  Laue  ver* 
ziehten  oder  die  zu  diesem  Zweck  erforderlichen  Haarmittel  anderweit  und  viel- 
fach teurer  borgen  mQfsten.  Mit  Kccht  ist  in  letzterer  Hinsicht  betont  worden, 
dafs  das  Abzahlungssystem  dem  Geldwucher  entgegenwirke. 

Ist  demnach  davon  auszugehen,  dafs  das  Abzahlungsgeschäft  nach  Lage  der 
heutigen  Verfaftltniase  unentbehrlich  ist,  so  Ufst  sich  durch  Gesetz  diese  Ge- 
schftftsform  weder  völlig  untersagen  noch  auch  nur  den  Gegenstftnden  nach 
wesentlich  beschrlnken.  Denn  es  wird  im  Allgemeinen  kaum  eine  Gattung  von 
Gegenständen  geben,  deren  Anschaffung  nicht  je  nach  den  Umständen  einem 
wahren  Bedürfnis  entsprechen  kann.  Eine  l'ntersagung  des  Abzahlungsgeschäfts 
für  Sachen,  die  im  einzelnen  Falle  nur  dt-m  Luxus  des  Erwerbers  dienen,  wäre 
zwar  grundsatzlich  zu  rechtfertigen;  allein  eine  Vorschrift  dieser  Art  würde 
nicht  durchziiftkhren  sein,  ohne  die  Sicherheit  des  Geschäftsverkehrs  zu  schädigen. 
Ebensowenig  empfiehlt  sich  der  Vorschlag,  die  Abzahlungsgeschäfte  einer  be- 
sonderen Steuer  zu  unterwerfen,  da  diese  Mafinegel  einerseits  den  beabsichtigten 
Erfolg  kaum  haben,  anderersnts  auf  eine  Beeinträchtigung  auch  des  berechtigten 
Abzahlungshandcls  hinauslaufen  wQrde.  Nicht  minder  erweisen  sich  Mafsregeln 
auf  gewerbepolizeilichem  Gebiet  als  undurchführbar.  Mehrseitig  ist  befürwortet 
worden,  den  Beirieh  von  Abzahlungsgeschäften,  wie  den  der  Pfandlcih«  r,  von 
einer  Erlaubnis  der  Behörde  abhängig  zu  machen  und  ihn  der  obrigkeiliichcn 
Regelung  und  Kontrolle  zu  unterwerfen  (§§  34,  38  der  Gewerbeordnung)  oder 
doch  die  Untersagung  des  Gewerbebetriebs  fUr  den  Fall  erwiesener  Unzuver« 
Uasigkeit  (§  35  daselbst)  zuzufansen.  Abgesehen  davon,  dafs  derartige  Be> 
schrlnkungen  den  reellen  Abzahlungshandel  schwer  schädigen  und  gerade  die 
solideren  Geschäftsleute  von  diesem  zurückschrecken  mOfsten,  ist  zu  beachten, 
dafs  das  Abzahlungsgeschäft  nicht,  wie  die  Geschäftszweige,  die  von  den  ange- 
führten Vorschriften  betroffen  werden,  eine  sich  äufserlich  kennzeichnende,  be- 
sondere Art  von  Gewerbebetrieb,  sondern  nur  eine  Form  des  Geschäftsabschlusses 
darstellt,  die  in  den  verschiedensten  Arten  von  Gewerbebetrieben  Anwendung 
finden  kann.  In  Folge  davon  wäre  eine  wirksame  Aufidcht  der  Behörde  Ober 
das  Verhalten  der  Abzahlungshändler  und  Ober  die  Befolgung  der  eriassenen 
Anordnungen  nicht  zu  ermöglichen.  Besondere  Vonchriften,  welche  die  Polizei- 
behörden aber  den  Geschäftsbetrieb,  namentlich  Ober  die  Vertragsbedingungen 
bei  den  Abzahlungsgeschäften,  zu  treffen  hätten,  würden  sich  überdies  auf  Neben- 
punkte besi  iir.inken  müssen,  um  die  Freiheit  des  Verkehrs  nicht  in  nachteiliger 
Weise  einzuengen.  An  der  Schwierickeit  der  thatsat  liiu  hcn  Durchführung 
scheitern  auch  die  Vorschläge,  für  den  Abzahlungsvcrkehr  den  Gewerbebetrieb 
im  Umherziehen  und  das  Aufimcben  von  Bestellangen  von  Ort  zu  Ort  und  von 
Haus  zu  Haus  zu  untersagen  oder  auf  Bedarf!«egenstände  zu  beschränken  oder 
die  Vorbedingungen  einer  derartigen  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  (f§44a,55, 
57 ff.  der  Gewerbeordnung)  zu  erschweren.  Zudem  würden  derartige  Mafsregeln. 
insofern  sie  sich  audi  gegen  den  reellen  und  notwendigen  Abzahlungshandel 
richten  mOfsten.  die  h' m  htipten  Interessen  der  Industrie  schädigen  und  den 
Bedürfnissen  des  Publikums  auf  dem  platten  l^nde  widersprechen. 
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Die  Unz\vcckmäfsii;ktil  aller  Mafsrcfroln,  die  behufs  Beschrünkunp  der  Ab- 
zahlungsgeschäfte als  solcher  etwa  in  Betracht  kommen  könnten,  führt  d;uu,  dafs 
die  Gesetzgebung  sich  mit  der  Bekämpfung  einzelner  AuswQchse  auf  dem  frag- 
lichen Gebiete  begnügen  mufs. 

In  dieser  Bedehung  darf  eine  wesentliche  Abhülfe  xunichst  von  der  Straf» 
.  geaetzgebung  erwartet  werden:  nachdem  durch  das  Gesetz  vom  19.  Juni  1893 
CRcichs-Gesctzbl.  S.  197^  der  Thatbcstand  des  Wuchers  auf  die  gewerbs»  und 
gewohnheilsmäfsipe  Ausbeutung  mittelst  gegenseitiger  Vertrage  ausgedehnt 
worden  ist,  kann  auch  ein  wucherisches  Verhalten  in  dem  Gewerbebetriebe  der 
Ahzahfaingsvtffclufo  Bestrafung  nadi  sieh  ziehen.')  Ja»  ^rafbestimmuag  Qbt 
zugleich  eine  weitgreifende  ROckw^rkung  auf  das  VertFagsverhflltnis  aus;  denn 
es  rind  dift  «ntnr  das  Sinfgeaets  fallenden  Verträge  nichtig  und  die  Schuldner 
zur  Rückforderung  ihrer  Leistungen  befugt. 

Hiervon  und  von  der  besonderen  Strafbestimmung  im  §  7  des  Entwurfs  ab- 
gesehen, kann  es  sich  nur  um  ein  Vorgeben  auf  dem  Gebiete  des  bürgerlichen 
Rechts  handdn.  Indem  der  vorfi^jende  Entwurf  es  unternimmt,  Vorschriften 
dieser  Art  zu  treffen,  geht  er  davon  aus,  dafs  gewisse  MÜhstinde  im  AbzaUungs- 
handel  allerdüigs  einige  BeschrSnkungen  der  Vertragsfreibeit  geboten  ersdieinen 
lassen,  dafs  es  aber  im  Uebrigen  so  wenig  zweckmifsig  wie  erwünscht  sein 
wOrde,  das  Abzahlungsgeschäft  aufserhalb  des  gemeinen  Rechts  zu  stellen. 

Die  Klagen  hinsichtlich  der  zivilrechtlichen  Gestaltung  der  Abzahlungs- 
gescbftfte  richten  sich  auf  zwei  Punkte:  man  verneint  die  Angemessenheit  der 
An%vendHflg  gewisser  gesetzlicher  Normen  auf  diese  Geschifie  und  bekloqift  die 
ZulSssigkeit  der  üblichen,  für  den  Schuldner  drfldenden  Abreden.  In  ersterer 
Hinsicht  wird  dir  Ausschlicfsung  des  Handelsrechts  befürwortet,  weil  es  leicht 
zur  Verwirkiing  der  Ansprüche  wegen  mangelhafter  Beschaffenheit  der  Sache 
führe,  einen  Kcchtsbchelf  wegen  Ucbermafses  des  Preises  nicht  gewähre ,  der 
Vertragsstrafe  keine  Schranke  setze;  gegenüber  der  Formfreiheit  der  Verträge 
nach  Handelsrecht  wird  das  Erfordernis  des  schriftlichen  Vertragsabschlusses 
empfohlen.  Allein  auf  der  einen  Seite  wfirde  die  Anwendung  des  allgemeinen 
bftrgerKchen  Rechts  an  Stelle  des  Handdsgcsetzbuchs  den  angeblichen  Uebel- 

')  Dem  ist  entgegenzuhalten,  dafs  seit  dem  fast  einjährigen  Bestehen  des 
neueren  Wucheigesetzes  kein  Fall  der  Anwendui^  desselben  gegen  den  Ab- 
sahlungshandel  bekannt  geworden  ist,  und  dals  andererseits  nodi  weniger  von 

einer  Preisherabsetzung  seitens  der  Abzahlungshändlcr  etwas  zu  merken  war. 
Der  Verfasser  wird  hierdurch  in  seiner  (in  dem  erwähnten  Guiachtf  n  S.  298  fl. 
dargelegten)  Ansicht  bestärkt,  dafs  der  WucherbegritT  auf  den  ^c  wiMinlichen  Ab- 
zahlungshAndler,  welcher  in  seinem  Geschfiftslokal  ohne  jede  Rücksicht  auf  die 
Person  des  Kftufers  zu  festen,  wenn  auch  noch  so  h<riien  Preisen  verkauft.  Aber« 
haupt  nicht  anwendbar  ist,  weil  es  hier  an  der  Ausbeutung  der  konkreten  Not- 
lage u.  s.  w.  durchaus  mangelt.  Nur  besondere  Fille  des  .Abzahlungsverkehrs, 
wif  das  .\iifsuclien  der  Kunden  in  ihren  Wohnungen  und  d.is  .\ufredcn  von  un- 
n  'tigcn  Sachen  zu  enormen  Preisen  unter  Benutzung  des  Leirhtsinns  des  Em- 
pfängers und  dergleichen,  würden  allerdmgs  dem  Wucherbcgntl  unterliegen. 
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sttadea  nicht  in  ftUilbarem  Uafse  abhelfen,  sondern  nur  böswilligen  Schuldnern 
bequeme  Handhaben  fbr  Chikane  und  Prozefsverschleppung  bieten.    Auf  der 

anderen  Seite  gewAhrt  gerade  das  Handelsrecht  in  weiterem  UmOangc  die  MOg» 
lichk'  it ,  i!i<    wall!  «    Willcnsmoinunp  der  Kontrahentt  ri  und  namentlich  mündliche 
Nebetiabreden  /.u  dem  j,chrltlirhi  n  Vfrtraj;c    zu  bt  riicksiilitigrn.     Aus    1<  t/ti  rem 
Grunde  erscheint  es  auch   niclit   angezeigt,   die   bchnftlichc  Form,  die   mi  Ab- 
zahlungsverfcehr  ohnehin  allgemein  flblieh  ist,  zur  Bedingung  flkr  die  Gültigkeit 
des  Vertrags  zu  machen.    Wenn  ferner  mit  ROckatcht  auf  das  Treiben  der 
Agenten  und  Provisionsreisenden  die  allgemeinen  Grundsitze  ttber  BevoUmAchti- 
gunp  für  ungeeignet  erklärt  worde  n  sind,   so  ist  nicht  abzusehen,   wie  hier  auf 
dem  Gebiete    des  Zivilrechts  Wandel    pc  schallen    werden  ki^nnte.  Insbesondere 
würde   eine   gesetzliche  Feststellung   der  Vollmacht  jener  Mittclpersonen  an  der 
Vielgestaltigkcit  der  Veriiältnisse  scheitern  und  mit  den  BedQrfnissen  des  Lebens 
nicht  im  Einklänge  stehen.   Ein  durchgreifendes  Mittel  gegen  Uebervorteilung 
oder  Uebereilung  konnte  man  in  dem  Vorschlag  erblicken,  dafs  dem  Käufer  der 
freie  Rücktritt  vom  Vertra^;c    gegen  Zahlung   eines  Reugeldes   gewährt  werden 
solh .     IHesc  Mafsre^'el  würde  jedoch,    wahrend    sie   den  Handel  mit  last  wcrt- 
los(  r  Ware  kauu)  hemmen  würde,    das   soisde  AhzahhingsKcschäft  zum  Nachti  tl 
des  Publikums  mit  schweren  Unkosten  belasten,  überdies  die  Leichttcrttgkeit  bei 
Eingehung  der  Vertrtge  wesentlich  steigern.    Ein  wirksamer  Sdiutz  würde  dem 
Abzahlungskflufer  auch  nicht  durch  eine  Vorschrift  gewflhrt  werden,  welche  eine 
Klausel  in  dem  schriftlichen  Vertrage  fOr  ungültig  erkUrte,  wonach  mOndlichen 
Nebenabreden  keine  Bedeutung  zukommen  solle;  denn  die  Schwierigkeit,  den  in 
Wahrheit    veralnedeten  Vertragsinhalt   gegenüber   der  hchrifllirlien  Urkunde  zur 
Geltung   zu    briu^-en,    lieruht    im    wcst-ntliclien    niclit  auf  Sätzen  des  luüi  i  :<  llen 
Rcchtä,  sondern   in   der    dem   Abzahlungskjiiufcr   obliegenden   Beweislast.  Die 
Thatsache,  dafs  Abzahlungshindler  ihre  Uel>crlegenheit  häufig  zur  Aufnahme 
drückender  Abreden  in  den  Vertrag  benutzen,  hat  weiteriiin  den  Vorschlag  ver> 
anlabt,  dafs  nur  einige  wenige  Vereinbarungen  zu  Ungunsten  des  KAutcr»  im 
Gesetz  als  zul.lssig  bezeichnet,  alle  anderen  dagegen  verboten  werden  sollten. 
Di'  se  Rei;eluni,'   würde  jedoch  einerseits  für  die  Au-beutiing  immer  noch  einen 
weiten  Spielraum  uttrig  lassen,  andererseits  di«-  Be;  ui  ksichtigung  der  besonderen 
Verhältnisse  aus>chlit  f»en,  die  im   Einzelfalle  die   verschiedenartigsten  Verein- 
barungen notig  machen  kOnnen. 

Das  Gesetz  mufs  sich  deshalb  darauf  beschrinken,  bestimmten  Abreden  die 
Wirksamkeit  zu  versagen.  Dahin  geboren  die  Verwirkungsklausel,  die  Verein- 
barung  über  die  vom  Käufer  im  Falle  der  Zurücknahme  zu  leistende  Vergfltunp, 
die  Festsetzung  einer  öbermäfsigen  Vertrat"^  tra fr,  sowie  die  Vereinbarung  der 
sofortigen  Fälligkeit  der  Re^tschuld  im  Falle  des  Verzugs.  Weiter  zu  geben, 
erscheint  nicht  geboten  " 

Die  danach  aufgestellten  Vorsclil.lgc  des  Entwurfes  -^timmen 
im  wrsentlichen  mit  dem  dttinitivcni  Gcsetzestext  übt  rein:  ein 
vom  Kt'irh-tag  in  zweiter  Lc->uni;  beschlossener  Zusatz,  wonach 
der  Verkäuler  bei  Strafe  gehalten  sein  bollte,  dem  Käuier  ein 
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Exemplar  der  Vertragsurkunde  auszuhändigen,  ist  in  dritter  Le- 
sung auf  den  Widerspruch  der  Regierungen  beseitigt  worden. 
Damach  dürfen  als  die  Rt  foimen  des  riosetzcs  im  wesenthchen 
bezeichnet  worden:  eine  Rcü;(  lun,ü;  <lcr  V<  rfallklauscl   und  das 
X'erbot  des  Abzahlungshandtrls  mit  Losen  und  .Ihtilichcn  I\i|)icrcn. 
Die  Beschrflnkuiit;  bctrcfl's  dcv  \'ei  abi  t  duiiu  sofoi  iiger  Fälli};keit 
der   Kest.schuld    ist  von   minderer  Bedeutung.    Das  Verbot  be- 
tietVs  des  Loshandcls  wird  —   bis   auf  die   zu   weit  gehende 
Fassung  1)  —  ungetheilten  Beifall  finden:  e.>,  wird  mit  ihm  einem 
notorischen  geschäftlichen  Unfug  ein  Ende  bereitet.   Die  Rege* 
lung  der  Verfalltdausel  ist  zweifellos  gleichfalls  von  der  besten 
Tendenz  eingegeben.   Der  bisherige  Rechtszustand  war  der  der 
vollen  Vertragsfreiheit,  von  welcher  in  den  Abzahlungsvertrflgen 
regelmäfsig  der  folgende  dt  brauch  gemacht  wurde:  es  wurde 
bedungen,  dals,  wenn  der  Käufer  mit  einer  Rate  in  Verzug  ge- 
räth.  der  N'erkäufer  die  Sache  zurücknehmen  dürfe  und  dafs  alle 
bereits  gcza1ilt(  ii  Raten   ihm   verfallen  seien.    Das  neue  ("iesetz 
normirt  für  den  Fall  eines  solchen  Rücktritts  des  Verkäufers  vom 
X'erlrage   feste  Regeln   lür  di</   b(  iderseitigi  ii  Rechte.    Die  Ab- 
änderung dieser  (lurt  b  \'ertr.1ge   der  Parteien   ist  allerdings  in- 
sofern gestattet,  als  dadurcii  der  Empfänger  der  Sachen  günstiger 
gestellt  wird,  dagegen  ist  eine  solche  Abänderung  nichtig,  wenn 
sie  den  Emptünger  ungünstiger  stellt.   Der  Veräufserer  hat  nun- 
mehr, wenn  er  die  Sache  zurflcknimmt,  nach  dem  Gesetze  alle 
empfangenen  Zahlungen  zurückzuerstatten  und  darf  von  denselben 
nur  kürzen: 

1.  die  von  ihm  gemachten  Aufwendungen,  das  sind  insbeson- 
dere die  Transportkosten: 

2.  den  Er-at/  für  Besrh.'idigungcn,  insofei  d(  r  Empfänger 
solche  nach  di  ni  Zivilri  eht  zu  vertreten  hat:  hi<  rher  gehören 
insbr  solidere  die  Beschädigungen,  durch  schlechtes  Umgehen 
mit  den  .Sachen: 

3.  für  die  Benutzung  der  Sache  den  W  ert  solcher  Benutzung, 
d.  i.  nach  den  Motiven  (zu  §  2)  „diejenige  Entschädigung, 
die  unter  entsprechenden  Verhältnissen,  fQr  den  gemein- 
gewöhnlichen  Gebrauch  derartiger  Gegenstände  im  allge- 
meinen üblich  ist",  wobei  noch  femer  auf  die  eingetretene 
Wertminderung  der  Sache  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Uebersteigen  die  Zahlungen,  die  er  erhalten  hat,  die  nach 
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N<>.  1—3  zu  eniiiltclnden  Bcirägc.  so  mufs  er  den  Ucber>churs 
herauszalilen  und  zwar  Zug  um  Zug  gegen  Rücknahme  der 
Sache;  bleiben  die  Zahhingen  hinler  den  ermittelten  Beträgen 
zurück,  so  hat  er  Anspruch  auf  Zuzahlung  der  Differenz. 

Der  Stein  der  Weisen  ist  mit  dieser  Lösung  allerdings  schwer- 
lich gefunden.  Sie  bemOht  sich  zwar  offenbar,  die  grofste  Billig« 
keit  gegen  den  Empfilnger  zu  Oben«  aber  in  dem  Bestreben  hier- 
nach hat  man  sich  dazu  bestimmen  lassen»  von  allen  nach  dieser 
Richtung  hin  möglichen  Mitteln  das  denkbar  komplizierteste  zu 
wählen.  Ich  habe  bereits  an  anderer  Stelle^)  an  der  Hand 
praktischer  Ermittelungen  ausgeführt,  dafs  bei  M^ibehi  und 
Nähmaschinen,  welche  am  häufigsten  den  Gegenstand  der  Ab- 
zahlungsverträge bilden,  das  Abnutzungsgeld  regelmäfsig  ein 
aiifserordentlich  holies  sein  wird,  dafs  nur  in  -seltenen  und  be- 
sonders krassen  Fällen  lür  den  Empfanger  etwas  Erhebliches  übrig 
bleiben  wird,  und  dafs  dic-eni  gei  ini;en  Nutzen  für  den  Empfänger 
andrerseits  die  grufse  Kompliziertheit  der  Ermittelung  gegenüber- 
steht. Wenn  ich  mir  heute  den  fertigen  (k-setzestext  vom  Stand- 
punkt des  Richters  aus  durchdenke,  der  die  praktischen  Fälle 
vor  sich  kommen  sieht  und  sich  fragt,  wie  er  sie  entscheiden 
wird,  so  werden  meine  in  dieser  Beziehung  bereits  frClher  ge- 
äußerten Bedenken  noch  ganz  erheblich  verstärkt  Da  ist  zu- 
nächst die  Frage:  in  welcher  Welse  werden  in  Zukunft  voraus- 
sichdich  die  Vertrage  abgeschlossen  werden  und  wie  wird  im 
Falle  einer  Klage  der  Verflufserer  seine  Anträge  stellen?  Ich  denke 
mir:  in  den  Vertragen  wird  der  Handler  fortan  den  Wert  der 
Abnut/.iinir  {>er  Monat  oder  Woche  fixieren,  und  zwar  der  reelle 
Händler  nach  denjenigen  Sätzen,  welche  er  glaubt,  eintretenden 
Falles  als  die  allgemein  übliche  Entschädigung  vor  dem  Richter 
erweisen  zu  können.  Seiner  Klage  wird  er  dann  diese  Berechnung 
zu  Grui\(le  legen,  es  dem  Beklagten  übcriasseiul.  <>l)  er  dieselbe 
angreiten  will.  Oder  auch:  es  wird  in  den  \'i  ruagen  der  Punkt 
mit  Stillschweigen  übergangen;  tlann  mufs  der  1  liliuller  in  der 
Klage  den  Satz,  den  er  furderii  will,  nach  seinem  Ermessen 
fixieren.  Fingieren  wir  also  folgenden  praktischen  Fall:  A.  hat 
an  B.  für  3(X)  M.  iMöbel  gegen  monatliche  Raten  von  20  M.  auf 
Abzahlung  gegeben;  fanf  Monatsraten  mit  100  M.  sind  gezahlt, 
drei  weitere  Monate  hat  der  Händler  gewartet,  ohne  Zahlungen 
zu  erhalten;  nunmehr  klagt  er.   Im  Augenblick  der  Klage  hat  er 


1)  Siehe  das  in  Anmerkung  2  auf  S.  281  zitierte  Gutachten  S.  275ff. 
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also  die  Vergfltong  far  eine  Benutzung  von  acht  Monaten  zu 
fordern.  Er  hflit  als  Möbelmiete  10  M.  monatlich  »  80  M.  fllr 
angemessen  ;i)  wenn  er  Forderungen  wegen  Transports,  Beschä- 
digungen  und  dergl.  nicht  zu  erheben  hat,  wird  er  also  sein«  n 
Klageantrag  auf  Herausgabe  der  Mobel  gegen  Zahlung  von  20  M. 
zu  richten  haben.  Allein  diese  Summe  ist  nur  richtig  im  Augen- 
blick der  Klaq:eerhebunm  der  Anspruch  auf  die  NutzungsvergO- 
tung  wächst  mit  jedem  i  agc.  den  die  Dauer  des  Prozesses  be- 
an.^prurht.  weiter:  der  Händler  wird  also  nicht  umhin  können, 
scim-ii  Antrag  dahin  zu  stillen,  dafs  er  befugt  sein  soll,  für  jede 
weitere  Woche,  die  bis  zur  thatsächlichen  Rückgabe  vergeht, 
fernere  2,50  M.  oder  für  jeden  Tag  35  Pf  in  Abzug  zu  bringen. 
Schon  dadurch  wird  die  Lage  des  Empfängers  fbr  diesen  nicht  immer 
ganz  durchsichtig:  er  wird  nicht  daran  denken»  dafs  das  Ergebnis 
dieses  Antrages  filr  ihn  häufig  das  sein  wird,  dafs  er  auch  noch  die 
20  M.  verliert»  die  er  erhalten  könnte»  wenn  er  dem  Klageantrage 
sofort  zustimmte.  Für  eine  weitere  Dauer  des  Prozesses  wird  näm- 
lich oftmals  der  Empftnger  selbst  sorgen;  denn  er  wird  es  nicht 
glauben  wollen,  dafs  er  mit  den  mühsam  abgerungenen  100  M. 
wirklich  zum  allergröfsten  Teile  blofse  Miete  bezahlt  hat  und 
wird  es  zu  einer  Beweiserhebung  darüber  kommen  lassen,  die  den 
Prozess  stets  hinzieht.  Aber  auch  wenn  im  Moment  der  Urteils- 
fallung  noch  ein  Kestbetrag  für  den  Kmpf;luger  vorhanden  ^ein 
sollte,  wird  sich  der  Händler  (da  notorir,eh  kein  Kaufmann  gern 
Geld  zurückzahlt*  der  Rückzahlung  dieses  Betragrs  zu  entziehen 
wissen:  er  brauci-t  n.iiuhch  mit  der  X'ollstreekuni;  de-,  f'rteils  nur 
>o  lange  zu  warten,  bi.-?  aucli  der  Ueberschul>5  durch  das  Xutzungs- 
geld  aufgebraucht  ist,  wofür  er  sogar  noch  den  Vorwand  anführen 
kann,  dafs  er  das  —  nur  vorifiufig  vollstreckbare  —  Urteil  erst 
wolle  in  Rechtskraft  flbergehen  lassen.  Allerdings  kann  der  Em- 
pfänger dem  vorbeugen»  indem  er  sofort  nach  dem  Urteil  die 
Sachen  dem  Händler  zur  VerfOgung  stellt.  Allein  das  thut  der 
arme  Mann  regelmäßig  nicht;  er  ist  vielmehr  meist  froh»  wenn 
ihm  die  Sachen  noch  weiter  gelassen  werden,  in  der  Hoffnung, 
dafs  er  schliefslich  noch  Mittel  zum  Fortzahlen  finden  und  sich 
mit  dem  Händler  einigen  werde»  eine  Hofi'nung»  die  zweifellos 


'i  Ein  von  mir  za  Rate  gezogener  gcriclitlichcr  Sachverständiger  achfttzt 
für  Berlin  die  blofse  MAbelmiete  cinschlicfslich  des  Transports  auf  etwa  5  pCt. 
monatlich  vom  Barpreis  der  Mobel  «.stehe  das  Gutachten  a.  a.  O.)- 
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in  manchen  Fällen  auch  zu  einer  Realisierung  filhrt,  in  anderen 
aber  nicht.  ' 

Allein  der  vorstehend  gesetzte  Fall  ist  noch  der  verhältnis- 
niäfsit;  eiiifarli-.te :  sehr  viel  verwickelter  wird  er.  wenn  Be- 
•^chckligungen  der  Sachen  in  l'taL'^e  stehen.  Wie  soll  hier  der 
X'eräiirserer  klagen?  1  )cr  l  all  kann  unter  rmst.lnden  so  liegen. 
•  ials  er  gar  nielii  weils.  in  welchem  Zu-.taiule  die  Sachen  gegen- 
wärtig sind:  der  Mniplängcr  kann  ihm  den  ZulritL  zu  dt  n  Sachen 
verweigern,  wozu  er  sehr  leicht  geneigt  sein  wird.  Hier  niülste 
der  Verflufserer  sich  durch  eine  Vorklage  oder  eine  einstweilige 
Verfügung  die  Besichtigung  verschaffen,  um  danach  ermessen 
zu  können,  wie  er  seine  Antrage  zu  stellen  hat.^)  Aber  auch 
wenn  ihm  solche  Besichtigung,  sei  es  zwangsweise  oder  freiwilUg 
ermöglicht  ist,  kann  er  doch  seinen  Antragen  immer  nur  den 
jetzigen  Zustand  der  Sachen  zu  Grunde  legen,  welcher 
keineswegs  identi.->ch  zu  -ein  hraucht  mit  dem  Zustande  zur 
Zeit  der  wirklichen  Rückgahe.  Gesetzten  Fall<->.  der  Händler 
hatte  die  Möbel  in  unbeschildigtem  Zustande  gehmden  und  hätte 
dt  shalb  auf  1  leransgahe  derselben  gegen  Zu/ahlung  von  20  M. 
geklagt,  bei  der  1  leriUi-vgabe  selbst  aber  überzeugte  er  sich.  daU 
inzwischen  die  MTibel  um  mehr  als  20  .M  beschädigt  sind  und 
verlangt  also  nunm«  hr  tlie  unbedingte  Herausgabe,  wälirend  der 
Empt;inger  bei  dem  riteil  stehen  bleibt,  nach  welchem  er  nur 
gegen  Zahlung  von  20  M.  die  .Sachen  herauszugeben  braucht. 
Was  soll  nun  geschehen  und  wie  soll  unter  Un^stflnden  ver- 
hindert werden,  dafs  ein  derartiges  Verfahren  zu  einem  endlosen 
Kreislauf  wird?  Man  könnte  einwenden:  das  seien  juristische 
Streitfragen,  mit  ihnen  mögen  die  Juristen  so  oder  so  fertig 
werden,  für  die  sozialpolitische  Wirkung  des  Gesetzes  inter- 
essirten  dergleichen  Komplikationen  wenig.  Dem  ist  aber  bei 
der  bestehenden  (allerdings  aufserordcntlich  rcformbedörftigen) 
Kostengesetzgebung  leider  nicht  so;  je  komplizierter  nämlich  die 
Rechtslage  eines  Prozesses  ist,  um  so  starker  ist  immer  die  Po- 
sition des  erfahrenen  Gesch.Htsmannes  und  um  so  schwächer  die 
des  unerfahrenen  Gegners:  der  erstere  weifs  die  AntrJige  so  zu 
formieren,  dafs  sie  sich  bei  der  Beweiserhebung  als  die  richtigen 

'}  Wohnt  etwa  der  Käufer  an  einem  andcni  Orte  und  mufs  der  Verkäufer 
zur  Rcsiclitijjuiii;  der  Sachen  tlfirthin  reisen,  so  dürften  seine  Rei:^ekobtcii  zu  den 
^infolge  des  Vertrages  gemachten  Aufwendungen"  gehören,  welche  ihm  der 
Käufer  erstatten  muls. 
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erweisen,  der  Unkundige  dagegen  bringt  sich  durch  Bestreiten 
•behaupteter  Werte  in  die  ungOnstige  Lage,  dafs  er  hinterher  der 
unterliegende  Teil  und  dadurch  mit  den  Kosten  belastet  wird, 
«in  Nachteil,  der  häufig  den  ganzen  Wert  des  Streitgegen> 
Standes  abersteigt. ^)  Die  vorerwähnten  Schwierigkeiten  wegen 
Feststellung  der  Beschädigungen  aber  werden  —  so  ist  zu 
Horchten  —  den  Il.indler  unter  Umständen  zu  einem  Mittel 
zwingen,  mit  welchem  alle  Rechte  des  Empfängers  illusorisch 
würden;  ich  fürchte,  dafs  dem  Händler  bei  Ausübung  des  Rück- 
trittsrechts eine  einstweilige  Verfüt^unc;  nicht  wird  verweigert 
werden  können,  nach  welcher  die  Sache  bis  zum  Ausgang  des 
Prozesses  in  gerichtliche \'erwahrung  genonmien  wird.  Kr  wird  dem 
Richter  vortragen,  dafs  er  ein  Recht  aul  Rücknahme  unbedingt  habe, 
<iafs  dagegen  Streit  über  die  zu  vergütenden  Zahlungen  bestehe, 
«r  wolle  gar  nichts  gewähren,  der  Empfänger  wolle  50  M.  haben, 
•es  bestehe  Ge&hr,  dafs  die  Sache  weiter  verschlechtert  wflrde; 
der  Richter  möge  sie  also  in  Verwahrung  nehmen.  Es  liegen 
hierbei  alle  Voraussetzungen  fllr  eine  einstweilige  Verfflgung 
<Zivilprozessordnung  §§  814.  819)  vor.  Wehe  aber  dem  armen 
Manne,  wenn  diese  erlassen  wird  und  wenn  er  in  seiner  Schätzung 
xler  NutzungsvergOtung  Unrecht  hatte  und  also  schliefslich  fllr  den 
unterliegenden  Teil  erklärt  wird:  zu  den  Kosten  des  Prozesses 
treten  dann  noch  die  der  Aufbewahrung  der  Sachen  in  der  Pfand- 
kammer und  die  des  Hin-  und  Rücktransports.-)  Ist  er  noch 
iiicht  ganz    ruiniert,   so   wird   ihm   dieses   den  Rest  geben. 

I)  Auch  die  Beiordnung  eines  Rechtsanwalts  fllr  den  Kftnfcr  auf  Grund 

des  Arxncnrechts  wörde  ueniir  nfit/i-n.  Bei  Her  Ermittelung  streitiger  Werte  und 
ähnlicher  Dinge  wird  der  Amienanwalt  sich  hüten,  dureh  Zugeständnisse  seinem 
Klienten  auch  nur  das  fiiringste  zu  vcrget>cn ;  er  wird  \ichnehr  gi.iuben ,  ;ini 
sichersten  zu  gehen,  wenn  er,  soweit  seine  Partei  ihn  nicht  ausdrückhcli  andere  er- 
mAchtigt,  mOgUcfaat  indi  bestreüet  und  es  auf  Beweis  aakooinien  li&l;  denn  auf 
diese  Weise  sichert  er  sich  am  besten  vor  nacbtriglichen  Vorwarfen  seitens 
seines  Klienten,  welche  namentlich  beim  Mifstrauen  der  armen  Parteien  liier 
gerade  sehr  hAufig  sind. 

'i  Es  ist  allerdings  nicht  zu  Qberii<  lien,  f!afs  der  Verkauf«  r  liir^e  Kosten 
zuniiehst  \ 'ir/usrhiefsen  hat  und  dafs  «lieber  l'instand  ihn  in  mant  heii  Fallen  Von 
der  Stellung  eines  bezüglichen  Antrages  abhalten  wird.  Hat  aber  der  Empfänger 
nach  den  Grundsttzen  des  neuen  Gesetses  noch  ein  Guthaben  von  seinen  Zah- 
lungen, so  wird  sich  der  Verkiufer  wegen  der  Kosten  durch  dieses  gedeckt 
aeben.  Uebrigens  wird  es  Fälle  geben,  in  denen  der  VerkAufer  genötigt  sein 
wird.  >.elbst  mit  eigenem  Risiko  einer  Verschlechterung  der  Sachen  durch  fort- 
.gesetzten  Gebrauch  entgegenzuwirken. 
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Selbst  bei  günstigem  Ausgang  des  Rechtsstreits  hat  er  übri> 
gens  mindestens  den  einen  Nachteil,  dafs  er  die  ihm  ge^ 
bahrende  Entschädigung  nicht  gleichzeitig  mit  der  Fortnahme 

der  Sache  erhält,  sondern  erst  erhebh'ch  später.  Darum  ist 
es  sozialpolitisch  durchaus  nicht  gieichgiltigt  ob  für  Regelung 
der  Fälle  des  täglichen  Lebens  eine  einfache  oder  eine  kompli- 
zierte Regel  gewählt  wird:  man  kann  dreist  sagen:  der  arme 
Mann  fährt  besser  bei  cinfaehtii  und  chirciisichtigen  Regehi.  auch 
wenn  sie  ihm  etwas  ungünstiger  sind,  als  hei  komplizierten 
Regeln,  die  ihm  erst  durch  grofse  W  rwickelungen  zu  seinem 
Rechte  verhelfen.  Das  Gesetz  aber  hat,  wie  bereits  erwähnt, 
dem  kompliziertesten  aller  Vorschläge  den  Vorzug  gegeben. 

Sehr  viel  wird  femer  davon  abhängen,  wie  sich  die  Praxis 
zu  einer  Streitfrage  stellen  wird,  die  der  neue  Zustand  in  sich 
birgt  und  die  das  Gesetz  leider  ungelöst  gelassen  hat,  nflmlich 
der  Frage,  in  wie  weit  die  Parteien  nach  bereits  erklärtem 
Rflcktritt  des  Veräufscrers  über  die  Modalitäten  dieses  Rück- 
tritts einen  Vergleich  schliefsen  können,  ob  hier  volle  Vertrags- 
freiheit herrscht  oder  ob  doch  noch  gewisse  Beschränkungen 
obwalten.  So  viel  ist  allerdings  zweifellos,  dafs  über  die  Höhe 
der  dem  Veräufserer  gebührenden  Nutzungsvergütung  ein  \'ei-- 
gleich  nach  erklärtem  Rücktritt  unbeschrankt  statthalt  ist.  Die 
Worte  des  Gesetzes 

„insbesondere  die  vor  Ausübung  des  Rücktritts- 
rechtes erfolgte  vertragsmäfsige  Festsetzung  einer 
höheren  Vergfitung  ist  nichtig" 
lassen  keinen  Zweifel,  dafs  nach  erklärtem  Rücktritt  des 
Veräufscrers  die  Parteien  freie  Hand  haben.  Ober  die  Ver- 
gütung zu  bestimmen.  Die  Begründung  zu  §  2  des  Entwurfs 
bestätigt  dies  nicht  nur  ausdrücklich,  sondern  sieht  es  als  wesent- 
lichen Vorzug  des  Gesetzes  an.  dafs  seine  Bestimmung  die 
Abzahlungsh.'lndli  r  in  diesem  Stadium  einer  gütlichen  Einigung 
geneigt  machen  wird.  Nun  hlfst  sich  aber  voraussehen,  dafs  bei 
gerichtlichen  \'erglcichsvcrsuchcn die  I  laudier  gern  den  Vor- 
schlag machen  werden,  die  Sache  wieder  auf  Raten  zu  belassen, 
falls  Verabredel  wird,  dafs  von  nun  an  bei  Nichtzahlung  einerRate  die 
Sache  ohne  jede  Entschädigung  oder  wenigstens  unter  Berechnung 


Dafs  die  gerichtlichen  Vergleiche  im  Abzahlungshandel  eine  aofser- 
ordentlich  grobe  Rolle  spielen,  ist  in  dem  in  Anmerkung  2  auf  S.  281  er- 
wähnten GuUchten  S.  272  nfther  dargelegt. 
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eines  fest  fixirten  Nutzungsgeldes  zurückzugeben  ist.  Es  entsteht 
hierbei  die  Frage  —  die  wiederum  keineswegs  von  blofs  formal - 
juristischer  Bedeutung  ist  —  ob  ein  solcher  Vergleich  giltig  ge- 
schlossen werden  kann.  Das  Pro  wie  das  Contra  haben  gute 
GrOnde  für  sich.  Gegen  die  Zulflssigkeit  Iflfst  sich  folgendes  an- 
fahren: Wenn  der  Verkäufer  vom  Vertrage  zurOcktritt,  so  ist 
der  Vertrag  damit  aufgehoben;  verabreden  nun  die  Parteien, 
dafs  die  Sache  gleichwohl  weiter  auf  Raten  beim  K.'iufer  zu  ver- 
bleiben hat,  so  ist  ein  solches  Gesch.tft.  mag  es  auch  die  Form 
eines  Vergleichs  über  streitige  Rechte  haben,  inhalth'ch  nichts 
anderes,  als  ein  neuer  Abzahlungsvertrai;.  welcher  demnach  dea 
Beschränkungen  des  neuen  Gesetzes  unterliegt. 

Für  die  unbcschrilnkte  ZuUlssigkeit  eines  Vergleichs  dagegen, 
lassen  sich  folgende  Argumente  geltend  machen:  Das  Gesetz 
geht  von  dem  Gedanken  aus.  dafs  der  Kaufer  zu  schützen  ist 
gegen  die  wirtschaftliche  Uebermacht  des  Verkaufers  im  Moment 
des  Vertragsschlusses;  deshalb  sind  ihm  bestimmte  Rechte 
fllr  den  Fall  des  Rücktritts  des  Verkaufers  eingeräumt,  auf  die 
er  im  Voraus  nicht  verzichten  kann.  Efklärt  nun  der  Verkäufer 
seinen  Rücktritt,  so  tritt  der  gesetzliche  Schutz  ein:  der  Käufer 
kann  seine  Gegenansprüche  geltend  machen;  keinerlei  Berufung 
auf  einen  früheren  Vertrag  kann  ihm  entgegengesetzt  werden. 
Damit  ist  der  Schutz  aber  anch  erschöpft;  von  nun  an  bedarf 
der  Käufer  nach  Intention  des  Gesetzes  keines  weiteren  Schutzes: 
von  jetzt  abgestattet  ihm  deshalb  dasGesetz.  wie  klar  ausgespr(»chen. 
über  seine  Rechte  und  Pflichten  mit  dem  Verkäufer  frei  zu  pak- 
tiren.  Gesetzten  Falles  also,  der  Verkäufer  hätte  auf  eine  Sache 
von  100  M.  bis  jetzt  80  M.  erhalten  und  verlangte  als  Nutzungs> 
Vergütung  nicht  nur  diese  80  M.,  sondern  sogar  noch  die  Zu- 
zahlung  von  20  M.  (ein  Fall,  der  sehr  krafs  ist,  aber  logisch 
möglich  bleibt),  so  kann  —  das  ist  ganz  unbestreitbar  —  der 
Käufer  sich  vOlIig  giltig  mit  dem  Verkäufer  auf  dieser  Grundlage 
vergleichen:  dafs  er  nämlich  die  .Sache  zurückgiebt,  die  gezahlten 
80  M.  fahren  läfst  und  noch  20  M.  zuzahlt.  Einem  solchen  Ab- 
kommen gegenüber  aber  stellt  ein  Vergleich  mit  Fortzahlung  der 
Raten  das  minus  dar:  kann  der  Käufer  auf  des  Gezahlte  be- 
dingungslos verziciiten,  so  kann  er  uin  so  mehr  einen  Ver- 
gleich eingehen,  in  welchem  er  diesen  Nachteil  nur  bedingungs- 
weise erleidet,  und  kann  er  weitere Zuzahlungen  bedingungslos 
versprechen,  so  kann  er  um  so  mehr  einen  Vergleich  schliefsen. 
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in  welchem  er  für  den  Fall  solcher  Zuzahlung  das  Eigenthum  der 
Sache  erwirbt 

Endlich  liefse  sich  vielleicht  auch  noch  eine  dritte  Meinung 
vertreten:  dieselbe  konnte  den  gesetzgeberischen  Gedanken  darin 
erblicken,  dafs  verboten  sei»  aber  die  Nutzungsvergfltung  in  fu- 
turum zu  paktiren,  gestattet  dagegen,  solches  in  praeteritum  zu 
thun.  Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  könnte  man  dazu  gelangen, 
einen  Vergleich  in  der  hier  fraglichen  Art  für  zulässig  zu  halten, 
insoweit  er  die  bereits  gezahlten  Raten  und  die  Nutzungsver- 
gfltung für  die  bereits  verflossene  Zeit  betriftt.  dagegen  ftlr  un- 
zulässig in  Ansehung  des  Verfalls  der  zukfUiltigcn  Zahlungen  und 
•  der  Abgeltung  der  zukünftii^en   Nutzung.     Dior  Ansicht  würde 

noch  eine  neue  K(>mj>likation  in  sich  bergen,  falls  die  betrefl'cn- 
den  \Vi  gleiche  eine  derartige  Scheidung  in  Ansehung  der  Nutzungs- 
vergütung  nicht  machen  sollten. 

Welche  der  vorerwähnten  Ansichten  die  richtige  ist,  dies  zu 
erOrtem  ist  hier  nicht  der  Ort;  es  genügt  zu  sagen,  dass,  wo 
mehrere  Ansichten  möglich  sind,  dieselben  regelmässig  unter  den 
Juristen  ihre  Vertreter  fhiden  und  dass  deshalb  eine  erhebliche 
Unsicherheit  der  Praxis  zu  besorgen  ist  For  die  sozialpolitische 
Wirkung  des  neuen  Gesetzes  ist  aber  die  Stellungnahme  der 
Praxis  zu  der  obwaltenden  Kontroverse  von  der  erheblichsten 
Bedeutung.  Geht  man  davon  aus,  dafs  nach  ausgesprochenem 
Rtkcktritt die  Verfallklausel  unbeschränkt  bedungen  werden  kann, 
dann  ist  die  Aenderung  vom  bisherigen  Rechtszustande  noch  ge- 
ringer, als  ohnehin  schon.  Der  Verkäufer  braucht  nämlich  beim 
Ratenverzug  nur  zu  klagen  und  er  wird  den  Käufer  in  den  meist«  n 
Fällen  geneigt  finden,  auf"  einen  X'ergleicli  mit  der  Verfailklausel 
einzugehen  und  zwar  aus  analogen  Gründen,  aus  denen  er  ihn 
nach  dem  bisherigen  Recht  zum  Abschluis  eines  Abzahlungsvcr- 
trages  mit  dieser  Klausel  bereit  fand;  der  weitere  Besitz  der 
Sache  wird  nflmlich  fflr  den  Kftufer  so  sehr  viel  werthvoller  sein,  als 
die  ihm  in  Aussicht  stehende  geringe  Entschädigung,  dafs  er  auch 
auf  harteBedingungen  einzugehen  geneigt  sein  wird.  Nur  wo  es  sich 
um  Luxussachen  handelt,  die  der  Käufer  missen  kann,  oder  wo 
die  geleisteten  Abzahlungen  bereits  sehr  hohe  sind,  während  die 
Abnutzung  nicht  sehr  bedeutend  ist,  und  wo  deshalb  dem  Käufer 
die  Rückzahlung  einer  Baarsumme  winkt  mit  der  er  irgend  etwas 
erhebliches  anfangen  kann,  wird  es  anders  stehen.  Aber  diese 
Fälle  werden  nicht  sehr  häufig  sein.  Es  ist  femer  zu  betürchten, 
dafs  wenn  die  unbeschränkte  Zulässigkeit  eines  Vergleiches  nach 
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erklärtem  Rficktritt  von  der  Praxis  angenommen  werden  sollte, 
solche  Vergleiche  von  den  Händlern  aussergerichtlich  werden 
geschlossen  werden,  und  dafe  hier  der  Mangel  des  richterlichen 

Schutzes  den  Kflufer  noch  schwerer  gefährden  wird.  Anderer- 
seits kann  die  Ansicht  von  der  absoluten  Unzulässigkeit  eines 
Vergleichs  mit  Verfallklausel  oder  mit  Verabredung  festerNutzungs- 
vergütung  —  welche  wohl  für  die  nächste  Zeit  schon  deshalb 
die  niafsgebende  sein  wird,  weil  bis  zum  Eintritt  einer  gesicherten 
Praxis  meistens  die  Händler  aus  Vorsicht  solche  Vergleiciie  ver- 
meiden werden  -  unter  Umständen  die  Käufer  erheblich 
schädigen.  Ich  habe  in  meinem  vorhererwähnten  Outachten  an 
der  Hand  aklenmärsiger  Fälle  dargelegt,  wie  hoch  die  Nutzungs- 
vergfltung  bei  Möbeln  sich  stellt,  und  dafs  z.  B.  in  einem  Falle, 
in  welchem  ein  Kleiderspind  und  ein  Ausziehtisch  fflr  93  M.  ver» 
kauft  waren,  das  Ergebnis  bei  Zugrundelegung  des  Prinzips  des 
neuen  Gesetzes  das  gewesen  wäre,  dafe  der  Käufer  von  den 
bereis  gezahlten  57  M.  etwa  3  M.  zurQckerhalten  hatte.  Wahrend 
der  Herrschaft  des  alten  Rechts  ist  dieser  Fall  unter  Bfitwirkung  des 
Richters  dahin  verglichen  worden,  dafs  mit  Rücksicht  auf  die 
erheblichen  Zahlungen  der  Tisch  dem  Käufer  definitiv  zum  Eigen- 
tum überlassen  worden  ist,  während  in  Ansehung  des  Spindes 
die  Raten  mit  Verfallklausel  weiter  zu  leisten  waren.  Sollte  es 
der  Lage  des  Käufers  zuträglich  sein,  einen  solchen  Vergh-ich 
—  der  selbstverständlich  nur  einheitlich  güllig  odf^r  ungültig  ist, 
mindestens  im  Sinne  solcher  Einheitlichkeit  gt.-.->chlo>-(.:n  wird  — 
unter  allen  Umständen  zu  verbieten  und  den  Käulcr  aul  das 
Linsengericht  der  Herauszahlung  von  3  M.  gegen  Verlust  beider 
Stücke  zu  verweisen?  Ist  man  dessen  sicher,  dass  der  Verkaufer 
zu  einem  Vergleich  wie  dem  angegebenen,  auch  ohne  die  Verfall- 
klausel  oder  wenigstens  ohne  feste,  nicht  mehr  anfechtbare. 
Fixirung  der  Nutzungsgelder  bereit  sein  «rird?  Es  ist  kaum  zu 
bezweifeln,  dass  vielmehr  das  Gegenteil  der  Fall  sein  wird.  Das. 
jenige,  was  einen  Vergleich  den  Parteien  annehmbar  macht,  ist, 
dass  er  sichere  Rechte  an  Stelle  der  bisherigen  unsicheren  setzt 
und  dasjenige,  was  ueru  htliche  Vergleiche  besonders  begünstigt, 
ist,  dass  sie  vollstreckbar  sind  gleich  den  Urteilen.  Hält  man 
die  V'erabredung  fester  Nutzungsgelder  in  einem  Vergleiche  für 
unzulässig,  dann  kann  man  wohl  sagen,  dafs.  damit  diejenigen 
gerichtlichen  X'ergleiche.  welche  auf  weitere  Belastung  der  .Sache 
gehen,  nahezu  ausgeschlossen  sind.  Denn  auf  einen  X'ergleich. 
welcher  im  Ealle  beiner  Nichieinhaltung  eine  neue  Klage  und 
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zudem  eine  solche  mit  gerade  genau  demselben  Streit,  wie  er 
jetzt  vorliegt,  erfordert,  wird  sich  ein  Händler  schwerlich  ein- 
lassen. Dafs  aber  die  Aiisschliersiinc;  von  Vergleichen  mit  Fort- 
zahlung der  Raten  die  Lage  des  Käufers  unter  Umstanden  sehr 
ungünstig  beeinflussen  wird,  kann  nicht  zweilelhaft  sein. 

Die  vorstehenden  KrrMteruni^en  dürften  soviel  ergeben,  dafs 
die  ganze  Reform  in  ilirem  Erfolge  von  sehr  müfsiger  Bedeutung 
sein  und  dals  diese  I'edeutung  noch  aufserordentlich  herab- 
gedrückt werden  wird  duich  manche  Keciitsunsicherheit  und 
durch  grofse  Kumpiizirtlicit  der  einschlagigen  Fi  uzesse.  dafs  end- 
lich in  nicht  seltenen  Fallen  die  Reform  noch  zum  Unsegen  der 
Abzahlungskäufer  ausschlagen  wird«  indem  sie  diese  mit  den 
Kosten  von  Prozessen  belastet,  die  sie  in  gutem,  aber  irrigem 
Glauben  an  die  Wohlthaten  des  neuen  Gesetzes  riskieren  werden. 
Gleichwohl  soll  nicht  verkannt  werden,  dafs  das  Gesetz  die  gute 
Tendenz  verfolgt,  innerhalb  der  Vertragsfreiheit  einen  Schutz 
für  den  Schwachen  zu  errichten  und  dafs  die  Bethatigung  dieser 
Tendenz  durch  den  Gesetzgeber  schon  an  sich  von  sittlichem 
Werte  ist.  Der  Schreiber  dieser  Zeilen  hat  freilich  seiner  Mei- 
nung bereits  anderweit  dahin  Ausdruck  gegeben,  dafs  er  diese 
kasuistische  Kegclunu:  der  l'rage  nicht  billiut.  sondern  den  Schutz 
des  .Schwachen  gegen  ungerechte  Ausbeulung;  mittelst  verklausu- 
lierter Xertriigc  in  allgemeinen  Bestimmungen  ties  Zivilrechte 
suchen  möchte,  welche  es  erübrigen,  jeden  ein/ehicn  Mif^biauch 
der  Vertragsfreiheit  deren  aufserordentlich  viele  gleich  sciiwere 
existieren  —  in  Sondergesetzen  entgegenzutreten,  da  letztere, 
abgesehen  von  dem  Odium  jedes  Ausnahmegesetzes  bei  den 
davon  Betroffenen,  regelmäfsig  einen  doppelten  Nachteil  mit  sich 
fahren:  einmal,  dafs  jeder  Misbrauch  erst  dann  gefafst  werden 
kann,  wenn  er  Jahrzehnte  straflos  bestanden  hat  (denn  früher 
schreitet  die  Gesetzgebung  nicht  ein)  und  sodann,  dafs  die  Sonder- 
gesetzgebung stets  mangelhaft  bleibt  und  der  Umgehung  in  der 
einen  oder  anderen  Art  meist  Raum  bietet.  Der  \'erfasser 
wOnscht  lebhaft,  dafs  die  Praxis  des  neuen  Gesetzes  ihm  in  letz- 
terer Beziehung  l'nrccht  geben  möchte. 

Dafs  eine  der  Ilauptursachen  der  Mifsstimniunt;  tjegen  die 
Abzahlungsgeschäfte,  namlich  di(  hnhen  Preise  derselben,  durch 
das  neue  Gesetz  gar  nicht  getrotten  werden,  erhellt  bereit.^  aus 
dem  vorstehend  Gesagten:  es  steht  sogar  zu  fürchten,  dafs  die 


^)  Siehe  da.s  in  Anmcikuug  2  auf  S.  281   zitierte  Gulaclitcn  S.  281  -291. 
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Unsicherheit  des  Geschäfts  nach  den  Regeln  des  neuen  Gesetzes 
sich  noch  in  einem  Preisaufschlag  äufsern  könnte.  Allein  in 
dieser  Beziehung  ist  in  der  That  eine  Abhilfe  durch  irgend 
weiche  direkte  gesetzgeberische  Mafsrcgeln  nicht  abzusehen,  Dafs 
das  Geld  des  armen  Mannes  nicht  nur  mühsam  er\V()rl)eii  werden 
muls,  und.  absolut  betrachtet,  gering  ij>t,  sondern  dals  es  auch  noch 
relativ  geringere  Kaufkraft  besitzt,  als  das  des  X'erniügenden. 
ist  eine  traurige  Erscheinung  in  unserem  Wirtschaftsleben.  Es 
ist  ein  Irrtum,  anzunehmen,  dass  dem  stets  persönliche  Bo^ek 
gegen  den  Armen  zugrunde  liegt.  Wo  der  Arme  erscheint»  um 
zu  kaufen,  da  sind  vielmehr  meist  die  objektiven  Faktoren  da. 
welche  die  Waarenverteuerung  bewirken.  Keiner  der  bestehenden 
Wirtschaftskretse  ist  zu  vornehm,  um  hieran  mitzuwirken,  und 
diejenigen,  die  am  lautesten  Ober  Wucher  und  Ausbeutung  schreien, 
sind  CS  am  wenigsten.  Die  Gesetzgebung  kann  hier  nur  indirt  kt 
helfen,  durch  allgemeine  sozialpolitische  Mafsnahmen.  nicht  durch 
staatliche  Kinflufsnahmen  auf  die  Höhe  von  Zins  und  Gewinn, 
zumal  wenn  neben  solchen  der  Staat  sich  genötigt  sieht,  für  die 
Pfandleiher  Zin^lax«  ii  bi-  zu  24  pCt.  festzusetzen.')  Nur  in  einer 
solchen  allgemeinen  Richtung  einer  liebung  der  Lebenslage  der 
Armen,  welche  sie  unabhängiger  stellt,  kOnnen  wirksame  Gesetze 
gegen  Ueberteuerung  der  Armen  in  den  Abzahlungsgeschäften  ge- 
sucht werden. 

>;  Prcufsbchcs  Pfandlcihegesetz  vom  17.  März  18ät  (G.-ä.  b.  265;,  §  1. 
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DANEMARK. 

Die  Arbeiterversicherung  in  Dänemark, 

Von 

HARALD  WESTERGAARD. 

Professor  an  der  Universität  in  Kopenhagen. 

Infolge  der  sozialen  und  wirtschaftlichen  Entwickelung  Däne» 
marks  während  der  letzten  Dezennien  ist  das  Assoziationsprinzip 
in  weitem  Umfange  zur  Geltung  gekommen,  und  zwar  nicht  am 
wenigsten  in  der  arbeitenden  Klasse.  Teils  in  Verbindung  mit 
der  sozialistisciicn  Bewegung,  teils  unabh.ingig  von  dieser  sind 
zahlreiche  X'ereine  emporgewachsen,  imd  die  sozialpolitische  Ge- 
setzgebung, welche  hier  wie  in  so  vi(  len  Landern  die  Arbeiter- 
versicherung zu  ordnen  suchte,  mul'ste  daher  vorzugsweise  aui 
diese  freiwillige  Vereinsthätigkeit  Rücksicht  nehmen. 

Die  Krankenversicherung  wurde  am  Schlüsse  des  Jahres  1885 
von  circa  1000  gröfseren  oder  kleineren  Vereinen  betrieben,  wozu 
noch  eine  Anzahl  von  Leichenkassen  kommt  Im  Ganzen  darf 
man  annehmen,  dafs  164000  Personen  gegen  Krankheit  versichert 
waren,  d.  h.  ungefähr  8  pCt.  der  Bevölkerung,  eine  im  Vergleich 
mit  anderen  Landern  recht  grofse  Vcrhnitniszahl.  Insbesondere 
zeigten  die  siebziger  Jahre  eine  riesige  Entwickelung.  Im  Jahre 
1870  wurden  gegen  500  Begräbnis-  und  Krankenkassen  mit  53tXX> 
aktiven  Mitgliedern  ge;r?lhlt;  im  Jahre  1879  war  die  Anzahl  auf 
ca.  80()  mit  106  (KK)  Miti^lii  dern  gestiegen  (der  grofse  W  rein  der 
Waft'enbrüder  mit  ca.  l9tX>0  Mitgliedern  nicht  eingerechnet). 
Wahrend  die  reinen  Leichenkassen  durchgängig  einer  etwas 
älteren  l'eriode  angehören,  sind  die  meisten  Krankenkassen  erst 


^  .d  by  Google 


Ii.  Wcstcrgaard,  Die  Arbeitervcrsichcrung  in  Üäncinark. 


297 


in  neuerer  Zeit  gegrflndet  worden.  Von  79^  Krankenkassen 
deren  GrQndungsjahr  bekannt  war,  wurden  nur  7  im  17.  und 

18.  Jahiluindcrt  errichtet,  und  29  stammen  aus  der  ersten  Hälfte 
dieses  Jahrhunderts.  Dagegen  wurden  nicht  weniger  als  427 
Kassen  nach  dem  1.  Januar  1870  ins  Leben  gerufen.  Besonders 
auf  dem  Lande  hat  die  Krankenversicherung  in  der  letzten  Zeit 
eine  grofse  Verbreitung  geiu nunien ;  vor  50  Jahren  war  diese 
VereinstiiiUigkeit  dort  fast  unbekannt,  wahrend  das  Zunftwesen 
in  den  Städten  eine  Anzahl  Zwangskassen  geschatTen  hatte,  welche 
nach  Einführung  der  Gewerbefreiheit  zum  Teil  das  Leben  in  der 
Form  freiwilliger  Vereine  fortsetzten. 

Dieser  raschen  Entwickelung  entspricht  jedoch  nicht  die 
finanzielle  Kraft  der  Vereine.  Durchschnitdich  betrugen  in  1885 
die  jährlichen  Ausgaben  pro  Mitglied  nur  7,78  Kronen  (8  Kronen  = 
9  Reichsmark)  und  auf  dem  Lande  nur  4,84  Kronen.  Die 
Krankenunterstützung  auf  dem  Lande  bot  nur  1,98  pro  Mitglied, 
in  Kopenhagen  7.2L  und  in  den  Provinzstädten  4,44.  Auf  der 
anderen  Seite  war  in  den  Landdistrikten  die  Administration 
äulserst  billig:  sie  beting  daselbst  nur  (),U7  Kr.  per  Mitglied,  also 
nur  1  V'o  pCt.  der  (icsanuausgabcn ).  während  sie  in  Kopenhagen 
1  .lU  Kronen,  in  den  übrigen  Städten  0.v57  Kronen  betrug  (resp.  8  und 
6  pCt.).  Etwa  Vio  der  Kassen  gaben  überhaupt  gar  keine  direkte 
KrankenunterstOtzung  sondern  nur  Ärztliche  Hfllfe,  meistens  auch 
Medizin,  etwa  ^5  gaben  nur  GeldunterstQtzung,  kaum  Vs  verbanden 
direkte  KrankenunterstOtzung  mit  Ärztlicher  Hälfe  und  Medizin. 
Auf  dem  Lande  bestand  das  Krankengeld  oft  nur  in  V$  Krone, 
selbst  V*  Krone  pro  Krankentag,  wogegen  die  Unterstützung 
in  Kopenhagen  durchschnittlich  wohl  ca.  1  Krone  betrug.  Nur  ein 
geringes  wurde  zu  anderen  Zwecken,  wie  Altersversorgung  und 
Untcrstfitznng  der  Wittwcn  verwendet,  durchschnittlich  VV.  Krone 
pro  Mitglied.  Viele  der  Kassen,  namentlich  auf  dem  Lande, 
konnten  sich  nur  durch  aufserordentliche  Kinnahmen  erhalten, 
durch  Bazare  oder  Beiträge  der  Ehrcnnu'tgüeder,  und  eine  grofse 
Anzahl  der  Krankenkassen  hatten  im  Laufe  des  Jahres  ein 
Defizit  Dennoch  scheint  der  Zustand  sich  allmählich  zu  bessern, 
und  das  Vermögen  wftchst  im  Ganzen,  aber  von  einer  rationellen 
Pramienberechnung  mit  Abstufung  der  Jahresbeiträge  nach  dem 
Alter,  um  auf  die  Zukunft  Rflcksicht  zu  nehmen,  konnte  kaum 
die  Rede  sein.  Eine  Statusberechnung  nach  Art  der  Lebens* 
Versicherungsgesellschaften  würde  wahrscheinlich  das  Resultat 
ergeben,  dafs  die  Qberwiegende  Anzahl  der  Vereine  insolvent 
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war,  was  jedoch  für  einen  gegenseitigen  Verein,  dessen  Stärke 
eben  in  der  i^enu-inschaflliciien  Verantwortung  der  Mitglieder 
liegt,  nicht  von  dcniäclben  Belang  ist,  wie  in  einer  nicht-gegen- 
seitigen Lebensversicherungsansiiill. 

Schon  hinge  war  die  Aulnierkj>anikeit  der  Regierung  nul"  die 
Kranken-  und  Begräbniakasscn  gerichtet,  ohne  dals  jedoch  bis  vor 
kurzem  eine  wesentliche  Aenderung  herbeigeführt  wurde.  Im  Jahre 
1861  erhielt  eine  Kommission  die  Aufgabe,  Normalstatuten  fdr 
Krankenkassen  auszuarbeiten.  1866  wurde  wieder  eine  Kommission 
ernannt,  und  ebenso  auch  im  Jahre  1875.  Die  letztere  Kom- 
mission erhielt  die  umfassende  Aufgabe,  sämtliche  Arbeiter- 
verhältnisse zu  berücksichtigen.  Ihre  Vorschläge  erschienen  1878 
in  einem  trotz  der  knappen  Form  sehr  reichhaltigen  Bcriclit.  Die 
Kommission  schlug  für  die  Krankenkassen  eine  Staatsunter- 
stützung vor.  wünschte  aber  <ier  I'^rciheit  keinen  Einhalt  zu  ttiun: 
nur  eine  Nh'nilerzahl  betrachtete  die  Zwangsver^ichei  ung  als  die 
beste  LtiMiiig  der  Frage.  Während  der  gespannten  politisciien 
Situation  gelang  es  nicht,  die  Vorschläge  der  Kommission  zu 
verwerten,  und  da  die  sozialen  und  ökonomischen  Verhältnisse 
sich  in  steter  Bewegung  befanden,  beschlofs  die  Regierung,  eine 
neue  Kommisston  zu  ernennen,  welche  im  Jahre  1885  zusammen- 
trat und  1887  ihren  Bericht  erstattete.  Die  Kommission  verliefs. 
was  die  Krankenversicherung  betriflft,  nicht  den  frflheren  Stand- 
punkt: HOlfe  zur  SelbsthOlfe.  Man  wollte  nur  den  freiwilligen 
Vereinen,  welche  gewisse  Bedingungen  erhielten,  durch  öffent- 
liche Zuschüsse  eine  bessere  Grundlage  geben,  ohne  übrigens  in 
die  I'reilieit  einzugreifen  oder  die  Wirksamkeit  der  nicht  unter- 
stützten X'crcinc  zu  regulieren.  Erst  im  Jahre  1892  gelang  es. 
auf  dieser  Grundlage  über  ein  Krankenkassengesetz  zur  Ver- 
ständigung zu  konnnen. 

Nach  diesem  Gesetze  (vom  12.  April  1892)  haben  gegenseitige 
Krankenkassen  das  Recht  zu  öffentlicher  Anerkennung.  Doch 
soll  die  Mitgliederzahl  in  der  Regel  nicht  unter  50  sein.  Als 
wirkliche  Mitglieder  dOrfen  nur  unbemittelte  Personen  aufge« 
nommen  werden,  doch  können  Andere  Ehrenmitglieder  der  Kasse 
sein;  die  Kasse  soll  Örtlich  begrenzt,  gewöhnlich  für  ein  Kirch- 
spiel oder  für  ein  bc-tinuntes  Gewerbe  gegründet  sein.  Personen, 
welche  an  einer  chronischen  Krankheit  leiden,  können  nur  auf- 
genommen werden  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  für  die 
betrelVende  Krankheit  kein  Recht  auf  L'nter.^tützung  haben. 

Wenn  eine  anerkannte  Krankenkasse  aufhört  zu  existieren 
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oder  die  Anzahl  der  Mi^^Ueder  unter  ein  Minimum  sinkt  und  die 
Anerkennung  deshalb  wegfiült»  kann  ein  Mi^lied  dieser  Kasse 
Aufnahme  in  eine  andere  anerkannte  Kasse,  deren  Bedingungen 
fflr  die  Aufnahme  es  im  Ganzen  erflUlt,  verlangen,  selbst  wenn  es 
das  Alter  überschritten  hat,  welches  sonst  die  Grenze  für  Auf- 
nahme bildet.  Kein  Mitglied  einer  anerkannten  Krankenkasse 
darf  zugleich  von  einer  anderen  anerkannten  Kasse  Mitglied 
sein  oder  überhaupt  durch  Eintriit  in  andere  Ka^scn  sich  eine 
grölsere  Krankenunterstützung  sichern  als  sein  durchschnittlicher 
Arbeitsverdienst  betragt. 

Die  anerkannten  Krankenkassen  sollen  in  der  Regel  den  Mit- 
gliedern  und  deren  Kindern  unter  15  Jahren  ärztliche  Holfe  und 
Aufenthalt  auf  dem  Krankenhaus  bieten»  femer  Krankengeld, 
höchstens  ^1$  des  am  Orte  durchschnittlichen  Arbeitslohnes,  aber 
mindestens  40  Oere  (45  Pf.);  f&r  Krankheiten,  die  nicht  mehr  als 
3  Tage  dauern,  wird  jedoch  keine  Unterstatzung  gegeben,  und 
es  ist  filr  alle  Krankheiten,  welche  nicht  von  Unglücksfällen 
stammen,  eine  Karenzzeit  von  6  Wochen  vorgeschrieben.  Das 
Recht  auf  Krankenunter>tüt7.ung  erstreckt  sich  über  13  Wochen 
im  Laule  von  12  auleiiiander  folgenden  .Monaten,  doch  kann 
eni  Mitglied,  wenn  die  Statuten  nicht  anderes  bestimmen,  keine 
fernere  Unterstützung  erhalten,  nachdem  es  in  drei  auf  einander 
folgenden  Jahren  im  Ganzen  60  Wochen  Lntcrslützung  genossen 
hat  und  sein  Gesundheitszustand  sich  nicht  so  bessert,  dafs  es  aufs 
Neue  Aufnahme  in  die  Kasse  verlangen  könnte. 

Im  flbrigen  können  die  Krankenkassen  ihre  Verhältnisse 
ordnen  wie  sie  wollen.  Sie  können  z.  B.  Abteilungen  ftkr  Be- 
grflbnisgeld  und  Altersversorgung  einrichten,  sie  dürfen  Kranken- 
Unterstützung  in  gewissen  Fällen  verweigern,  die  Kranken- 
unterstützung herabsetzen  ftlr  den  Fall,  dafs  der  Kranke  in  ein 
Krankenhaus  aufgenommen  wird  u.  s.  w.,  auch  umfassendere 
Abweichungen  von  den  Grundbcstimniungen  können  zugelassen 
werden,  wenn  die  Krankenkasse  schon  bestand,  als  das  Gesetz 
in  Kraft  trat. 

Den  anerkannten  Krankenkassen  wird  ein  jährlicher  Staats- 
zuschuss  (bis  ^/j  Mill.  Kronen;  im  Jahre  1893  345000  Kronen) 
gewährt  Diese  Summe  wird  unter  den  einzelnen  Krankenkassen 
verteilt,  teils  im  Verhältnis  zur  Mitg^iedszahl,  teils  zum  Mitglieds- 
beitrag (jedoch  nicht  Ober  2  Kronen  pro  Mitglied  resp.  ein  Fflnftel 
des  Mitgliedsbeitrages).  Wenn  ein  Mitglied  oder  sein  Kind 
unter  15  Jahren  in  ein  öffentliches  Krankenhaus  aufgenommen  wird 
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und  ein  Ärztliches  Attest  vorliegt,  wonach  Behandlung  in  einem 
Krankenhause  notwendig  ist«  erhalt  es  freie  Aufnahme  (oder  doch 

wenigstens  eine  Ermässigung  zur  Hälfte)  auf  eben  so  lange 
Zeit  als  das  Mitglied  Recht  auf  Unterstützung  von  der  Kranken- 
kasse hat.  Mitgheder  auf  dem  Lande,  welche  selbst  kein  Ptcrd 
und  Wagen  be-itzen.  können  endlich  Beförderung  zum  Arzt  oder 
Hebamnit.  auf  Konten  der  Kommune,  doch  nur  bis  l^j  Meilen 
von  der  Wohnung  des  Kranken  beanspruchen. 

Ein  Krankcnkasscninspcktor  führt  die  staatliche  Aufsicht  über 
die  anerkannten  Krankenkassen.  Wenn  dieser  Beamte  nach 
genauer  Prüfung  zur  Ueberzeugung  gelangt,  dafs  eine  Kranken- 
kasse ihre  Verpflichtungen  wahrscheinlich  nicht  erfollen  kann, 
und  die  Kasse  die  nothwendigen  Veranstaltungen  um  den  Zu- 
stand zu  bessern  nicht  vornehmen  will,  kann  der  Minister  des 
Innern  die  Anerkennung  der  Kasse  wegfallen  lassen.  Der 
Krankenkasseninspektor  hat  jährliche  Versammlungen  von  Ver- 
trauensmännern der  anerkannten  Krankenkassen  zu  veranstalten. 
Die  Direktionen  der  Krankenkassen  wählen  ferner  einen  Aus- 
schuss,  welcher  unter  dem  X'orsit/  des  Krankenkasseninspektors 
die  Entziehung  der  Anerkennung  solcher  Krankenkassen  vor- 
schlagen kaiHi.  die  ohne  unmittelbar  die  Vorschriften  des  Ge- 
setzes zu  übertreten,  doch  auf  eine  Weise  thütig  ist,  die  der 
ganzen  Institution  der  Krankenkassen  schädlich  ist 

Dies  sind  die  Hauptbestimmungen  des  Gesetzes. 

Als  das  Gesetz  in  Kraft  trat  waren  wohl  ca.  1200  Kranken» 
kassen  in  Wirksamkeit.  Von  diesen  waren  jedoch  recht  viele 
wegen  der  geringen  Mitgliederzahl  oder  anderer  Umstände  von 
der  Anerkennung  ausgeschlossen.  Andere  hielten  sich  aus 
ökonomischen  Bedenken  vorläufig  zurück.  Namentlich  galten 
diese  Bedenken  dem  Honorar  des  Arztes.  Der  halb  philanthro- 
pische Charakter  mancher  Krankenkassen  wird  nach  Erscheinen 
des  Krankenkassengesetzes  verschwinden  und  es  liefs  sich  be- 
fürchten, dafs  die  Aerzte.  welche  bisher  ein  geringes  Honorar 
für  ihre  Arbeit  erhalten  hatten,  nunmehr  gröfsere  Ansprüche 
machen  würden.  Dieses  ist  in  der  That  geschehen,  und  der 
Staatszuschufs  wird  teilweise  nicht  den  Krankenkassen,  sondern 
den  Aerzten  zu  Gute  kommen.  Eine  Krankenkasse  könnte 
folglich  in  ihren  Erwägungen  ob  die  Anerkennung  nach- 
gesucht werden  sollte,  nicht  den  ganzen  Staatsbeitrag  in  Rech- 
nung ziehen.  Dennoch  ist  schon  eine  beträchtliche  Anzahl  Vereine 
anerkannt  worden.  Am  1 .  Januar  1894  gab  es  457  anerkannte  Kassen 
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(darunter  410  Ortskrankenkassen,  33  gewerbliche  und  14  Fabrik- 
krankenkassen), das  sind  wahrscheinlich  Ober  die  Hälfte  der 
Kassen  welche  Oberhaupt  die  Bestimmungen  des  Gesetzes  er- 
liDllen  könnten,  und  zwar  zählen  diese  Vereine  die  Mehrzahl  der 
sämmtUchen  KrankenkassenroitgUeder  in  Dänemark.  Im  Ganzen 
hatten  die  anerkannten  Kassen  ndnilich  11400U  Mitglieder,  von 
welcher  Zahl  allerdings  1000  bemittelte  Mitglieder  für  welche 
kein  Staatsbeitrag  beansprucht  werden  kann,  und  ca.  3700  Ehren- 
mitglieder in  Abzug  gebracht  werden  müssen.  Es  crgicbt  das 
ca.  109000  Personen  (58000  Männer.  51000  Frauen)  welchen  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  zu  Gute  kommen  werden.  Im  Ganzen 
hatten  diese  Vereine  ein  Vermögen  von  772000  Kronen.  Der 
durchschnittliche  jährliche  Mitgliedsbeitrag  betrug  ßXr  Männer 
circa  5  Kronen,  Air  Frauen  circa  4  Kronen,  die  durchschnittliche 
Krankenunterstfltzung  ftlr  Mähner  60  Oere,  für  Frauen  50  Oere 
(100  Oere  —  1  Krone), 

Schon  mehrere  Jahre  bevor  das  Gesetz  in  Kraft  trat,  fingen 
die  Krankenkassen  an  sich  für  gemeinschaftliche  Zwecke  zusam> 
menzuschliefsen.  Es  giebt  zur  Zeit  15  Cenlralvereine  der  Kranken- 
kassen, ein  Jeder  lür  >eincn  Landestheil.  Die  Bestimmungen 
gehen  wesentlich  darauf  iiinaus,  den  Mitgliedern  bei  Wohnorts- 
veränderungen  die  Aufnahme  in  einen  anderen  Verein  zu  er- 
leichtern. Gewöhnlich  setzen  die  Kaisen  eine  .Vltersgrenze  fest, 
nach  deren  Erreichung  Niemand  aufgenommen  werden  darf,  auch 
mufs  der  Gesundheitszustand  ein  befriedigender  sein  und  das 
neue  Mitglied  hat  eine  einmalige  Einlage  zu  entrichten.  Von 
diesen  Bedingungen  sehen  die  Vereine  ab.  welche  einem  Central» 
vereine  angehören,  wenn  der  Betreffende  Mitglied  einer  Kasse 
in  demselben  Centraivereine  war. 

Noch  fehlt  aber  eine  endliche  Zusammenschlicfsung  der 
Ccntralvercine  um  den  Mitgliedern  Wohnortsverilnderung  nach 
einem  anderen  Landcstheile  zu  ermöglichen;  derartige  Bestim- 
mungen sind  zur  Zeit  unter  Berathung.  Solche  Bestinuiiungcn 
werden  übrigens  die  Einführung  einer  mit  dem  Alter  steigenden 
Prämienbcala  er.->chweren,  und  dazu  tragt  auch  die  gesetzliehe 
Ordnung  bei.  Die  Krankenkassen  sollen  nicht  länger  durch 
eigene  Kraft  bestehen,  erhalten  dagegen  eine  Unterstützung, 
welche  zum  guten  Teil  nur  nach  der  Mitgliedszahl  berechnet 
wird  und  dadurch  verhältnismäfsig  wenig  zur  Erhöhung  der 
Prämien  auffordert;  ausserdem  enthalt  das  Gesetz  selbst  wie 
oben  angefllhrt,  Bestimmungen  betreffend  den  Uebergang  von 
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einem  Verein  in  einen  anderen,  welche  ebenfalls  einer  Einftihrung 
abgestufter  Prämien  ungQnstig  sind. 

Die  Centraivereine  erinnern  offenbar  an  die  berahmten 
afiiUated  Orders  in  England  (z.  B.  Manchester  Unity  of  odd 
Fellows).  Diese  Krankenkassenorden  beruhen,  wie  bekannt,  aut 
Gemeinschaft  der  einzelnen  Krankenkassen  (Logen)  in  einem 
Distrikt  mit  Rücksicht  auf  das  ßegräbnisgeld,  während  die  ein- 
zelne Loge  selbständig  die  Krankenversicherung  treibt.  Eine 
solche  gemeinschaftliche  Lebensversicherung  würde  auch  in 
Dänemark  sehr  nützlich  sein,  gehört  aber  noch  zu  den  Zukunfts- 
bildern. Dagegen  hat  am  Schlüsse  von  1893  die  Lehcnsversiche- 
rungsgesellschalt  Danniark  durcii  eine  Statutenänderung  die  Rück- 
versicherung der  Begrahiiiskassen  ermöglicht,  und  mehrere  Ver- 
eine haben  schon  derartige  Versicherungsverträge  mit  der  Ge- 
sellschaft abgeschlossen. 

FOr  die  Altersversorgung  haben  die  freiwilligen  Vereine  wie 
oben  erwähnt  nur  wenig  ausrichten  können.  Die  meisten  be- 
trachten diese  Aufgabe  in  der  Regel  als  eine  zu  entfernte,  und 
ausserdem  wflrde  eine  wirkliche  Lösung  dieser  Frage  die  Kräfte 
der  Krankenkasse  sehr  in  Anspruch  nehmen.  Sollte  sich  ein  im 
30 jährigen  Alter  eintretendes  Mitglied  für  das  Alter  von  60  Jahren 
eine  Unterstützung  von  nur  100  Kronen  jährlich  sichern,  mflsste 
es  zu  diesem  Zwecke  viel  mehr  entrichten,  als  die  Kranken- 
kassen jetzt  durchschnittlich  ihren  Mitgliedern  auflegen.  Ist 
es  den  Krankenkassen  schwierig  mit  ihren  jährlichen  Aus- 
gäbet! (lurchzukcüinieii.  selbst  ohne  der  wachst mh  ii  Ausgaben 
der  Zvikunft  zu  gedt  nken.  so  war  es  kaum  zu  erwarten,  dafs  sie 
sich  mit  einiger  Kraft  einer  solchen  Aufgabe  widmen  sollten. 
Allerdings  wurtle  etwas  durch  philanthropische  Bestrebungen  und 
freiwillige  Vereinsthatigkcit  geleistet;  die  Hauptaufgabe  harrte 
dennoch  ihrer  Lösung, 

Seit  vielen  Jahren  hatten  die  Regierung  und  der  Reichstag 
sich  mit  der  Frage  beschäftigt.  Eine  Minorität  der  obengenannten 
Arbeiterkommission  von  1875  schlug  eine  vollständige  Zwangs- 
Ordnung  vor,  die  Mehrzahl  dagegen  plante  eine  vorwiegend  auf 
Freiwilligkeit  beruhende  Ordnung.  Es  sollte  eine  staatliche 
Altersvcrsorgungsanstall  gegründet  werden,  welche  den  unbemit- 
telten Klassen  der  bevölkerung  oflen  stehen  sollte,  mit  Bcitritts- 
zwang  für  Dienstboten,  Handwerkslchrlinge  und  Fai)rikarbeiter 
im  Alter  von  15 — 20  Jahren,  für  welche  der  Arheiti^elu  r  täglich 
2  Oere  entrichten  sollte.   Der  Staat  und  die  Konmiunen  sollten 
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im  Wrein  einen  {gleichen  Bf  itrai^  Ici^ti  ii  wie  das  Mitglied,  jedoch 
nicht  über  2Ü  Kronen  jähdicli.  Nacli  Erreichung  des  25.  Jahres 
(bis  50  Jahre)  sollte  das  Mitglied  seine  Ersparnisse  kündigen 
können  und  die  Öffentlichen  Zuschasse  sollten  dann  dem  Staate 
und  der  Kommune  anheimfallen.  Nach  Erreichung  des  60.  Jahres 
sollten  die  Ersparnisse  zum  Kaufe  einer  Leibrente  verwendet 
werden. 

Eine  Ähnliche  Ordnung  wurde  durch  private  Initiative  in  der 
Reichstagssession  1880/81  und  1881/82  in  Vorschlag  gebracht. 
Als  aber  die  Regierung  selbst  in  den  Jahren  1883/84  und  1884/85 
die  Initiative  ergrift*  verh'efs  sie  gänzlich  das  Zwangssystcni ;  der 
Vorschlag  lief  nur  auf  eine  freiwillige  Altersversorgung  mit 
Staats/.uschüssen  hinaus. 

Einige  Jahre  veiilossen.  bevor  die  Alter.sversorgungsfrage 
wieder  in  den  Vordergrund  trat;  diesmal  erhielt  aber  die  Frage 
einen  unerwartet  raschen  Abschlufs.  Am  17.  Dezember  1890 
schlugen  zwei  Abgeordnete  ein  Altersversorgungsgesetz  vor.  nach 
welchem  ein  jeder  Unbemittelte  nach  Vollendung  des  62.  Jahres 
eine  Leibrente  auf  Kosten  des  Staates  erhalten  sollte.  Diese  sollte 
in  der  Hauptstadt  flQr  Männer  200  Kronen,  für  Frauen  150.  für 
ein  Ehepaar  3(X)  Kronen  betragen,  in  den  Provinzstädten  bezw. 
150.  120  und  240  Kronen,  in  den  Landdistrikten  120,  lüO  resp. 
200  Kronen.  Aufscrdcm  sollten  Unbemittelte  billige  Leibrenten 
für  dieselben  tarifmiifsi^cn  Pr;lniicn  kaufe-n  kiinnen.  Dieser  Vor- 
schlag befriedigte-  die  Reichsta,i;sinajoi-ität  nicht.  Es  wurde  ein 
Gegenvorschlag  formuliert  und  nach  kurzer  Beratung  wurde 
dieser  am  9.  April  1891  zum  Gesetz  erhoben. 

GegenQber  der  deutschen  Ordnung  zeichnet  sich  das  dänische 
AltersunterstOtzungsgesetz  durch  seine  aulserordentliche  Einfach- 
heit aus.  Mit  geringfOgigen  Ausnahmen  hat  eine  jede  arme 
Person  Aber  60  Jahre,  die  während  den  letzten  10  Jahren  keine 
ArmenunterstOtzung  empfangen  hat.  ein  Recht  auf  eine  hin- 
reichende Unterstützung  zum  notwendigen  riitcrhalt.  Die  Unter- 
stützung wird  von  der  kommunalen  Behörde  festL:e^t<  11t.  die 
Ausgaben  werden  teils  von  der  Kommune  (wesentlich  der  Ver- 
sorgungs-  nicht  der  Aufenthalt^^komnnniei  getragen,  teil>  l>is  zur 
Hälfte  v(.in  Staate,  wel.-her  jährlich  1891/92  bis  1894/95  I  Millimi 
zur  X'erfügung  stellt,  später  2  Milh'onen.  Das  Gesetz  trat  am 
1.  Juli  1891  in  Kraft;  für  Kopenhagen  mit  Vorort  Frederiksberg 
jedoch  erst  am  1.  Januar  1892. 

Dieses  Gesetz  kennt  also  keinen  Zwang  den  Versicherten 
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gcgenflber.  Unter  gewissen  Bedingungen  erwirbt  der  Betreffende 
ohne  personliche  Leistungen  ein  Recht  auf  Unterstatzung.  Es 
wird  noch  zu  früh  sein,  um  ein  endgiltiges  Urteil  Ober  diese 
Ordnung  zu  fällen.  Da  den  einzelnen  Kommunen  eine  gewisse 
Freiheit  in  der  Ausführung  zusteht  und  die  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnisse in  den  einzelnen  Landesteilen  recht  verschieden  sind, 
darf  inan  bedeutende  Ungleichheiten  in  den  Ausgaben  zur  Alters- 
-Unterstützung  erwarten,  wie  dieses  auch  aus  folgender  Zusammen- 
stellung betrcftcnd  die  Ausgaben  im  Jabie  1892  in  den  einzelnen 
Teilen  des  Landes  erheilen  wird. 


Auagaben 
zur 

Alters  iinterslülzung 

Volkszahl 
1890 

Ausgabe 

flir  ein  Jah 

pro  Kopf, 

Kopenhagen 

445  000  Kr. 

313  000  Kr. 

1,4  Kr. 

Seeland     ^excl.  Kope 

n- 

.   662000  • 

521000  . 

13  , 

38  000  , 

39000  • 

1,0  . 

LoIUnd-Falster    .  . 

.    122  000  . 

100000  , 

1.2  , 

Fünen   

290  000  , 

257  000  , 

1.1  . 

SQdOstlichcs  jQtland 

.    480  000  „ 

379  000  , 

1.3  . 

Nördliches  , 

.    270  000  ., 

285  000  . 

0.9  . 

Südwestliches  . 

.    244  000  ^ 

278  000  , 

0,9  . 

Das  Königreich    .  . 

.  2551000   „      2172  000  , 

1.2  . 

Die  jährlichen  Ausgaben  lür  Staat  und  Gemeinde  sind  also 
über  2Y.'  Millionen  Kronen.  In  den  ärmeren  Teilen  di  s  Landes 
(West-  und  Nord-Jütland I  sind  die  Ausgaben  vcrhältnismälsig 
gering,  in  der  I  lauptstadt  dagogi  n  ganz  natürlich  vcrhältiiisniäfsig 
hoch.  Kinc  au.^liihrliche  Statistik  liegt  lür  Kopenhagen  vor.  Nach 
dieser  wurden  in  1Ö92  4300  Unterstützungen  gewährt  (im  ganzen 
5300  Personen).  */c  bis  Ys  «-l"-'"  Bevölkerung  über  60  und  fast  Vi 
■der  Bevölkerung  über  70  Jahre  erhielt  Unterstützung. 

Das  Gesetz  ist  offenbar  eine  Erweiterung  des  Amiengeseczes. 
Die  üblichen  bürgerlichen  Wirkungen  der  Armenunterstfltzung 
bleiben  hier  aus.  Man  hat  in  diesem  Fall  das  flIr  die  Krankenkassen 
geltende  Prinzip  Hilfe  zur  Selbsthilfe  verlassen.  Die  Behörden 
werden  wahrscheinlich  in  vielen  Fällen  versucht  werden,  Unter- 
Stützungsanträge  abzulehnen,  wenn  der  betreffende  eine  Ersparnis 
hat,  und  das  Gesetz  wird  daher  leicht  eine  üble  Wirkung  auf  die 
Sparsamkeit  üben  können.  In  dem  günstigsten  Falle  würde  die 
Hehürde  sich  Wohl  die  Ersparnisse  der  Antragsteller  in  eine 
Leibrente  umgewandelt  denken;  aber  selbst  dann  wird  ein  Mann» 


L  lyui^ed  by  Google 


H.  Westergaard,  Die  Arbeiterversicherung  in  Dänemark. 


305 


welcher  durch  Sparsamkeit  und  Entsagung  einen  Sparpfennig 
fllr  die  alten  Jahre  gesammelt  hat,  weniger  günstig  behandelt 
werden  als  derjenige,  welcher  nie  an  die  Zukunft  dachte.  Gesetzt 
er  h;ltte  500  Kronen  gesammelt  und  könnte  für  diese  Summe 
eine  Leibrente  von  50  Kronen  erwerben.  Die  Konimunalbehörde 
würde  vielleicht  dieses  Einkommen  auf  100  Kronen  erhöhen,  der- 
jenige welcher  ganz  unbemittelt  ist,  erhält  aber  .sofort  ohne  Ab- 
zug die  gleiche  Summe  (100  Kronen),  Iiier  ist  ein  schwacher 
Punkt  der  Ordnung;  während  die  altern  Vorlagen  zur  Sparsam- 
keit ermuntern  wollten,  ist  das  entgegengesetzte  hier  der  Fall; 
unter  beiden  Systemen  fliefst  eine  Gabe  von  den  öffentlichen 
Mitteln  dem  UnterstOtzten  zu;  nach  dem  gegenwärtigen  Gesetze 
gilt  das  Selbsthilfepnnzip  aber  nur  insoweit,  als  der  betreffende 
wahrend  eines  gewissen  Zeitraumes  keine  ArmenunterstQtzung 
empfangen  haben  mufs. 

Die  beiden  letzten  Arbeiterkommissionen  hatten  auch  die 
Unfallversicherung  zu  erwägen.  Die  Kommission  von  1875 
schlug  eine  erweiterte  Haftpflicht  des  Arbeitgebers  vor;  die  Kom- 
mission von  1885  dagegen  ging  weiter  und  wünschte  eine  staat- 
liche Unfallversicherungsansialt  mit  Zwangsbeiträgen  der  Arbeit- 
geber (auf  dem  Lande  mit  einer  Steuer  auf  die  Landwirtschalt). 
Die  Regierung  schlofs  sich  diesem  Gedanken  an  und  legte  im« 
Jahre  1888  einen  Gesetzentwurf  zur  Ordnung  dieser  Frage  vor.- 
Es  gelang  aber  nicht,  eine  Verständigung  zu  erzielen,  und  noch 
ist  man  auf  private  Unfallversicherungsgesellschaften  angewiesen, 
welche  eine  kräftige  Thatigkeit  entfalten,  so  die  Winterthur  und 
die  danische  Gesellschaft  Sk)old,  welche  1884  ins  Leben  trat 
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ÖSTERREICH. 


Der  Entwurf  eines  Gesetzes,  betreffend  die  Afbeits- 

statistik. 

Von 

HEINRICH  BRAUN. 

Die  Bestrebungen  für  die  Schaffung  einer  Arbeitsstatistik 
haben  fast  überall  den  gleichen  Verlauf  crenommen.  Die  politi- 
schen und  2:e\verkschaftlichen  Orj^anihationcn  der  arbeilenden 
Klasse  stellten  zuerst  die  Forderung  auf  und  vertraten  sie  je 
mehr  sie  sich  entwickelten  mit  desto  gröfserer  Klarheit  und  Ent- 
schiedenheit. Durch  lange  und  mühselige  Agitation  wurde  der 
passive  Widerstand  der  gesetzgebenden  Körperschaften  über" 
minden  und  in  der  Form  von  Initiativanträgen  gelangte  die  Frage 
der  Arbeitsstatistik  vor  die  Parlamente,  ohne  darum  immer  auch 
nur  zur  Verhandlung  zugelassen  zu  werden,  geschwelge  ein  zu- 
stimmendes Votum  zu  erzielen.  Erst  unter  der  Wucht  der  er- 
starkenden Arbeiterbewegung  und  gedrängt  von  den  nicht  mehr 
abzuweisenden  Bedürfnissen  der  sozialen  Gesetzgebung  ent- 
schlossen sich  endlich  die  Regierungen,  eine  in  der  Mehrzahl  der 
Falle  kümmerliche  Organisation  der  Arbeitsstatistik  in  s  Leben 
zu  rufen. 

Auch  in  Oesterreich  können  wir  diesen  typischen  X'erlauf 
verfolgen.  Seit  mehr  als  zwanzig  Jahren  iUifserten  die  Arbeiter  in 
\erschiedcncn  Formen  das  Verlangen  nach  einer  Arbeitsstatistik 
imd  bemühten  sich  angesichts  der  Fruchtlosigkeit  ihrer  l'orderung, 
dem  Mangel  einigermafsen  dadurch  zu  steuern,  dafs  sie  unter 
Schwierigkeiten  aller  Art  sozialstatistischc   Erhebungen  selbst 
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unternahmen.  Der  Reichsrat  ignorirte  länger  als  ein  Dezennium 
die  Wünsche  der  Arbeiter.  Im  Jahre  1886  taucht  zum 
ersten  Mal  in  dem  Antrag  der  Abgeordneten  Dr.  v.  Plener, 
Dr.  Exner  und  Wrabetz  betreffend  die  Eriiciitung  von  Arbeiter- 
kammern ^)  die  Arbeitsstatistik  als  „Obliegenheit  und  Berechti- 
gung" der  geplanten  Oi^anisation  auf.  Im  Jahre  1892  beantragten 
dann  der  Abgeordnete  Neuwirth  und  Genossen  die  Errichtung 
eines  Amtes  fllr  Arbeitsstatistik.')  Dieser  Antrag  gelangte  aber 
nicht  einmal  zur  ersten  I^ung.  Im  Jahre  1894,  als  die  Hoch- 
fluth  der  sozialdemokratischen  Bewegung  einen  aufserordentlich 
hohen  Stand  erreicht  hatte,  bemächtigte  sich  die  Regierung  des 
Grundgedankens  in  Jenem  Antrage  und  legte  einen  Gesetzentwurf 
betreffend  die  Arl)eitsstatistik')  vor. 

Lieber  die  Frage  des  \'erhältnisses  des  Staates  zur  Si)zial- 
statistik  gehen  die  Ansichten  in  der  W'i.ssi  nschatt  nicht  mehr 
auseinander:  die  systematische  \'ornahnie  sozialstatistischer  Unter- 
suchungen erscheint  ledigiicli  als  die  Erfüllung  einer  ebenso  drin- 
genden wie  selbstverstflndlidien  Pflicht  des  Staates.  Die  Dis- 
kussion bewegt  sich  daher  nur  noch  um  die  Frage,  wie  dieser 
Pflicht  Genflge  geleistet  werden  solL 

Der  Gesetzentwurf  der  Osterreichischen  Regierung  will  ebenso 
wie  der  Neuwirth'sche  Antrag  das  arbeitsstatistische  Amt  in  den 
Organismus  des  Handelsministeriums  eingliedern,  wo  es  eine  selb- 
ständige Abteilung  bilden  soll.  Die  ihm  gestellte  Aufgabe  besteht  in 
der  systematischen  Erhebung.  \'erarbeitung  und  periodischen  \'rr- 
öffcntlichun^  arbeitsstati^tischer  Daten  für  die  Zwecke  der  sozialen 
Gesetzgebung  und  Verwaltung.  r)iese  Daten  werden  sich  auf  die 
Lage  der  arbeitenden  Klasse,  iiir-besondere  in  der  Industrie  und 
im  Gewerbe,  im  Handel  und  Verkehrswesen,  ferner  auf  die  Wirk- 
samkeit der  Einrichtungen  und  Gesetze  zur  Förderung  der  Wohl- 
fahrt derselben,  sowie  auf  den  Zustand  der  industriellen  und  ge- 
werblichen Produktion  zu  beziehen  haben.  Auf  die  land-  und 
forstwirtschaftlichen  Betriebe,  sowie  auf  die  Bergbau- 
unternehmungen sollen  die  Vorschriften  dieses  Gesetzentwurfs 
keine  Anwendung  finden. 

*)  Vgl.  264  der  Balten  zu  den  ttasographiscben  ProtokoUen  des  Ab- 
geordnetenhauaes.  —  X.  Session.  IBM. 

Vgl.         der  Beflsgen  zu  den  stenographischen  Protokollen  des  Ab- 
geordnetenhauses. —  XI.  Session.  1892. 

^1  W'l.  821  der  Beilagen  zu  dm  stenographischen  Protokollen  des  Ab- 
geordnetenhauses. —  XL  Session.  1894. 
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Der  Gesetzentwurf  statuirt  die  Verpflichtung  zur  Erteilung 
der  vom  arbeitsstatistischen  Amt  verlangten  Auskünfte,  will  den 
Organtn  des  Amtes  den  Zutritt  in  die  Arbeitsräume  jederzeit 
auch  während  der  Nacht  und  die  Einsichtnahme  in  die  Arbeiter- 
verzeichnisse, Arbeits-  und  Dienstbücher,  Arbeitsordnungen, 
Lohnlisten  und  dergleichen  gestatten.  Zur  Mitwirkung  an 
den  Arbeiten  des  Amtes  „sind  die  staatlichen  und  Gemeinde- 
behörden, Handels-  und  Gewerbekammem,  Gewerbegenossen- 
schaften, Gewerbegerichte»  genossenschaftliche  und  andere  Schieds- 
gerichte, Arbeiter-UnfaUversicherungsanstalten,  -Krankenkassen 
und  sonstige  Arbeiter-Hilfskassen  in  der  nach  Bedarf  im  Verord 
nungswege  zu  regelnden  Weise  verpflichtet." 

Der  Gesetzentwurf  setzt  Ordnungsstrafen  bis  zum  Betrag  von 
hundert  Gulden  lest,  die  das  arbeitsstatistische  Amt  verhängen 
darf,  wenn  seinen  Anforderungen  nicht  entsprochen  wird.  Gegen 
die  Verfügungen  des  Amtes  steht  die  Berufung  an  das  Handels- 
ministerium frei.  Die  Organe  des  arbeitsstatistischen  Amtes 
dürfen  für  Aufgaben,  die  dem  Bereich  des  letzteren  fremd  sind, 
insbesondere  von  den  Steuerbehörden  nicht  in  Anspruch  ge- 
nommen werden;  die  Geheimhaltung  der  arbeitsbLatistischcn  Er- 
hebungen ist  strenge  Pflicht  der  Beamten.  Der  Verrat  oder  die 
Verwertung  von  Geschäftsgeheimnissen,  die  amtlich  zu  ihrer 
Kenntnis  gelangen,  gilt  als  Vergehen  und  wird  mit  Arrest  von 
drei  Monaten  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

Das  sind  die  wesentlichsten  Bestimmungen  des  Gesetz- 
entwurfes, der  sich  als  ein  eklekticistischer  und  nicht  sehr  kon- 
sequenter Versuch  darstellt,  aus  den  mannigfachen  Formen» 
die  die  Arbeitsstatistik  in  verschiedenen  Ländern  gewonnen, 
ein  den  österreichischen  Verhaltnissen  angepasstes  Organ  zu 
schafl"en. 

Die  Grundforderung,  die  erfüllt  werden  muss.  soll  zu  einer 
befriedigenden  Gestaltung  der  Arbeiterstatistik  der  Weg  gefunden 
werden,  besteht  in  der  Anerkennung,  dass  die  Arbeitsstatistik  ihren 
obersten  Zweck  in  sich  selbst  finden  muss.  ]c  uneingeschr.lnkter 
man  ihr  die  Aufj^abe  zuweist,  in  crsttr  Linie  eine  voraus- 
setzungslose Erkenntnis  alU  r  statistisch  eiialsbarcn  Lebensver- 
hältnisse der  arbeitenden  Klasse  zu  vermitteln,  desto  besser  wird 
sie  sich  dann  geeignet  zeigen,  auch  den  Zwecken,  ftlr  die  man 
die  Arbeitsstatistik  im  Interesse  der  sozialen  Gesetzgebung  und 
Verwaltung  benutzen  will,  zu  entsprechen.  Schlägt  man  aber  den 
umgekehrten  Weg  ein  und  stellt,  wie  das  die  Motive  zu  dem 
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österreichischen  Gesetz  aussprechen, M  die  „jeweiligen"  Be(iürfnisse 
der  Gesetzgebung  und  \  crwaitung  der  u  isscnschaltlichcn  Er- 
kenntnis voran,  dann  erlangt  man  nichts  als  eine  Statistik  ad  hoc, 
die  der  VeiilHilichkeit  und  des  Vertrauens  gleichennafsen  ent> 
raten  wird.  Die  Arbeitsstatistik  soU,  wie  Georg  v.  Mayr  das 
treffend  ausdrackt,  »nicht  eine  gelegentliche  Dienerin,  sondern 
eine  dauernde  Fflhrerin  und  Beraterin  der  Sozialpolitik**)  sein! 
Das  aber  vermag  sie  nur  zu  werden,  wenn  man  ihr  eine  unab- 
hängige Entwickelung  aus  ihren  eigenen,  inneren  Bedingungen 
heraus  ermöglicht,  nicht  aber  indem  man  sie  äusseren  Zwecken 
unterordnet.  Ein  sehr  anschauliches  Beispiel  dafür,  wie  weit  man 
auf  diesem  verkehrten  Weg  vom  Ziele  sich  entfernt,  bieten  die 
Leistungen  der  deutschen  Kommission  für  Arbeiterstatistik  mit 
ihren  Ergebnissen  einer  solchen  Ad-hoc-Statistik,  die  nach  dem 
Urteil  des  für  diese  Frage  sachkundigsten  Kritikers  Georg  v.  Mayr^) 
geradezu  das  Widerspiel  einer  wissenschaftlichen  und  praktischen 
Erfordernissen  genügenden  Statistik  darstellen. 

Nicht  weniger  wichtig  als  jener  programmatische  Gesichts- 
punkt, den  wir  in  dem  Gesetzentwurf  der  Osterreichischen  Re- 
gierung  vermissen,  ist  die  Wahl  der  Behörde,  die  zum  aus- 
führenden Organ  der  Arbeitsstatistik  bestimmt  wird.  Uns  will 
scheinen,  als  ob  das  aufgestellte  Prinzip  auch  die  Konsequenz  in 
sich  schlösse,  dafs  nur  ein  eigenes  und  möglichst  selbständiges 
Amt  die  zweckmflfsige  Organisation  darstelle.  Die  Einfügung  des 
arbeitsstatistischen  Amts  als  Abteilung  in  das  Handelsministerium 
hat  dagegen  viele  Bedenken.  Ganz  abgesehen  davon,  dafs  das 
Handelsministerium  bei  den  Arbeitern  in  einem  ungünstigen  Ruf  steht 
nud  das  hir  eine  gedeihliche  Wirksamkeit  des  arbeitsstatistischen 
Amtes  unentbeiirliche  Vertrauen  der  arbeitenden  Klasse  durch 
die  X'errjuickung  des  Amtes  mit  dem  Handelsministerium  von 
vornherein  erschüttert  würde,  verlangt  die  Arbeitsstatistik  schon 
mit  Rücksicht  auf  ihre  Ircie  Entfaltung  ein  eigenes  Amt.  Die 
Sozialstatistik  greift  in  zahlreiche  Sphären  des  gesellschaft- 
lichen Lebens  ein  und  verlangt  eine  Unterstützung  ihrer  Auf- 
gabe von  vielen  Zweigen  der  staatlichen  Verwaltung.  Das 
arbeitsstatistische  Amt   wird   Fühlung  suchen  und  Hilfe  be- 


*>  A.  a.  O.  S.  7. 

*)  VgL  Georg  v.  Mayr,  Deutscbe  Arbdterstatiatik  in  «einem  AUgemeinen 
StaUatiachen  Archiv,  TQbingen,  1893,  S.  160. 
^  A.  a.  O.  S.  119—163. 
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anspruchen  insbesondere  auch  von  den  Obrigen  statistischen 

Stellen.  Eine  der  wesentlichen  Voraussetzungen  für  eine  be- 
friedigende Arbeitsstatistik  bildet  eine  zuverlässige  und  umfassende 
Berufs-  und  Betriebsstatistik;  in  dieser  Beziehung  wird  es  auf  die 
Leistungen  des  statistischen  Centraiamtes;  angewiesen  sein.  Die 
Statistik  der  Arbeiterversicherung  stellt  ein  weiteres  sehr  wichtiges 
Material  dar  und  hierüber  wird  das  arbeitsstatistische  Amt  mit  den 
Organen  der  Arbeiterversicherung  in  Re;^ieluing  zu  treten  haben. 
Vielfach  aber  wird  auch  von  anderen  W  rwaltungsstellen.  beispiels- 
weise dem  Handelsministerium,  dem  Ackerbauministerium,  den 
staatlichen  Transport-  und  Kommunikationsanstalten  u.  s.  w. 
arbeitsstatistisches  Material  gefördert  werden  und  für  das  Amt 
die  Nothwendigkeit  eines  fortwahrenden  Verkehrs  und  Hand> 
in- Handarbeitens  mit  den  mannigfachen  staatlichen  Stellen 
sich  ergeben.  Dafs  dies  einem  selbständigen,  mit  den  nötigen 
Machtbefugnissen  ausgestattetem  Amte  viel  besser  gelingen 
würde  als  einem  Anhflngsel  des  Handelsministeriums,  ist  klar. 
•Ebenso  sicher  ist.  dafs  die  Arbeiten,  die  das  Amt  lediglich 
aus  eigener  Initiative  auszuführen  haben  wird,  wie  die  Lohn- 
statistik, die  Statistik  der  Arbeitszeit,  der  Lebenshaltung,  der 
Arbeitslosigkeit,  der  Wohnungsverh.lltnisse  u.  s.  w..  durch  ein 
unabhängiges  Amt  besser  gefcirdert  würden,  als  von  einer  „hin- 
sichtlich der  Oberleitung  und  des  Instanzetizuges  dem  Handels- 
ministerium unterstehenden"  1)  Abtheilung.  So  scheint  uns  Alles 
für  ein  eigenes  arbeitsstatistisches  Amt  und  gegen  die  Kintügung 
in  das  Handelsministerium  zu  sprechen. 

Die  GrOnde,  die  der  Motivenbericht  des  Gesetzentwurfes  filr 
die  Einordnung  des  arbeitsstatistischen  Amtes  in  das  Handels- 
ministerium  geltend  macht,  scheinen  uns  dem  gegenober  nicht 
ins  Gewicht  zu  fallen.  Sie  lauten  folgendermafsen: 

aUm  nun  trots  der  sich  nach  diesen  Erwflgungen  eT|;ebeiiden  Notwendig- 
keit der  GfOndung  eines  nenen  Dienstes  möglichst  an  bereits  bestehende  Ein- 
richtungen an^uknflpfen,  sowie  auch  um  den  Arbeiten  des  Amtes  die  thunlichste 
I'nt(  rstützunp  durch  andere  Organe  zu  sichern,  erscheint  es  der  Repierunp  am 
zwcikmafsigsten,  mit  den  einschlägigen  Agenden  eine  eigene  Abteilung  des 
Handelsministeriums  zu  betrauen,  wie  dies  auch  schon  im  Antrage  der  Herren 
Abgeordneten  Nenwirth  und  Genossen  vorgesehen  ist.  Seitens  des  Handels- 
ministeriums werden  bereits  zum  Teile  aibeitsstatistische,  zum  Teile  diesen  nahe 
verwandte  und  damit  in  untrennbarem  Zusammenhange  stehende  Erhebungen 
veranstaltet  und  verarbeitet,  wie  insbesondere  die  Industriestatistik  und  eine 

b  Vgl.  §  2  des  Gesetzentwurfs. 
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Statistik  dtr  Arbeitseinstellungen,  ferner  Zusammenstellungen,  bctrcfl'cnd  dir  ge- 
werblichen Genossenschaften  und  die  bewilligten  Ueberstunden  in  den  fabriks- 
mMsig  betriebenen  Unternehmungen,  gleichwie  auch  dem  Handelsministerium 
die  voraossichüich  in  erster  Linie  zur  Mitwirkung  an  den  diesbezOglichen  kOnf- 
tigen  Erbebungen  berufenen  Organe  (Gewerbeinspditorcn,  Handelsp  und  Ge- 
werb« k:immcrn<  unterstehen  Durch  die  Einreibiiiig  des  neuen  IKeastzweiges  ia 
das  Handclsminibterium  wird  gkithzeitig  in  passender  "Weise  einer  Zersplitte- 
rung der  Kräfte  auf  zu  heterogene  Erhebungsgebiete  vorgebeugt  und  demgemäf» 
erscheinen  auch  die  zum  Ressort  des  Ackerbauministsriums  gehörigen  land-  und: 
forstwirtschaftlichen  Betriebe  und  BergiMiu*Untemdiniungen  ausdrOdtKch  vmi 
den  Voiscbriften  dieses  Gesetzes  ausgeschlossen."!) 

In  der  Hauptsache  sind  die  angeführten  Gründe  durch  unsere 
obigen  Ausführungen  erledigt.  Nur  auf  das  seltsame  den  Aus- 
schlufs  der  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe  und  der  Berg- 
bauunternchmungen  niotivirende  Argument  sei  noch  mit  einem  Wort 
eingegangen.  Dafs  es  sich  dabei  um  heterogene  Krhebungs- 
gebicte  handele,  kann  kaum  ernsthaft  gemeint  sein.  Mit  Hecht 
antwortet  hierauf  die  Handels-  und  Gewerbekanniier  in  Prag:  „In 
der  Eisenindustrie  z.  B.  steht  ja  der  Bergbau,  in  der  Zucker- 
fabrikadon  die  Landwirtschaft  mit  der  Industrie  in  engster  Be» 
Ziehung  und  sind  die  Arbeiter  sämtlicher  dieser  Erwerbszweige 
nicht  nur  lokal,  sondern  auch  durch  ihre  sozialen  Interessen  mit 
einander  so  innig  verbunden,  dafs  eine  richtige  Erfassung  der 
Lage  der  industriellen  ohne  das  gleichzeitige  Studium  der  Lage 
der  übrigen  Arbeiter  völlig  unmöglich  ist."') 

Die  „Zersplitterung  der  Kräfte  auf  zu  heterogene  Erhebungs- 
gehiete"  ist  in  Wirklichkeit  nichts  als  ein  leerer  Vorwand,  um 
Lamlarbeiter  und  Bergarbeiter  der  arbeitsstatistischen  Unter- 
suchung zu  entziehen.  An  diesem  Punkt  zeigt  sich  wieder 
ganz  deutlich,  wie  die  sozialen  Machtverhältnisse  mafsgebend 
sind  auch  für  die  Durchsetzung  der  Arbcjibstatistik.  Die  in- 
dustrielle Arbeiterschaft  ist  in  kraftvollen  Organisationen  ver-  • 
einigt  und  bildet  einen  einfluisreichen  politischen  Faktor.  Das 
gilt  gar  nicht,  resp.  nicht  annähernd  in  dem  gleichen  Malse 
von  den  Landarbeitern,  beziehungsweise  den  Bergarbeitern. 
So  glaubte  die  Regierung  das  Interesse  dieser  Arbeiterkategorien 
an  der  Sozialstatistik  ignoriren  zu  können.  Welch  kurzsichtiger. 


')  A.  a.  O.  S.  57  g. 

Petition  der  Handels-  und  Gewerbekamnier  in  Prag  an  das  hohe  Abge- 
ordnetenhaus in  Bctrcll"  der  Rcgicriinpsvorlage  eines  Grsct/r «  nher  die  Arbeiter^ 
Statistik.    Frag,  1894,  Verlag  der  Handels-  und  Gewerbekammer. 
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im  Interesse  der  betreOenden  Unternehmer  sich  geltend  machender 
Egoismus  hegt  aber  in  diesem  Verhalten!  Dem  gegenüber  ver- 
dient es  Anerkennung,  dal's  der  Abgeordnete  Neuwirth  im  Reichsrat 
gegen  diesen  Standpunkt  energische  Verwahrung  eingelegt  hat.i) 
HoiTentlieh  wird  das  Parlament  sich  der  Auffassung  Neuwirths 
anschliefsen  und  die  Beschränkung  der  Arbeitsstatistik  auf  einen 
Teil  der  arbeitenden  Klasse  kurzer  Hand  ablehnen.  — 

Anscheinend  spricht  immerhin  ein  Grund  für  die  Ein- 
richtung des  arbeitsstatistichen  Amtes  im  Handelsministerium,  das 
sind  die  günstigen  Erfahrungen,  die  mit  dem  Labour  Department 
des  Board  of  Trade  gemacht  worden  sind.  Allein  hier  handelt 
es  sich  um  mit  einander  nicht  vergleichbare  Gröfsen.  In  der 
Gleichstelhing  dieser  Verhältnisse  vvtlrde  man  einen  ähnlichen 
Fehler  begehen,  wie  wenn  man  das  österreichische  Abgeord- 
netenhaus mit  dem  englischen  Unterhaus  in  Parallele  setzen 
wollte.  Bei  dem  Labour  Department  handelt  es  sich  um  eine  In- 
stitution, die  unter  strenger  Kontrolle  der  einflufsreichen  öttent- 
lichen  Meinung  und  eines  machtvollen  Parlaments  steht,  in  dem 
die  Arbeiter  Sitz  und  Stimme  haben,  hier  um  eine  so  gut  wie 
ganz  in  den  Händen  der  Bureaukratie  befindliche  Einrichtung: 
dort  um  ein  Amt,  das  allseitig  Befriedigung  erweckt  und  nur  den 
einen  Vorwurf  sich  zugezogen  hat.  dafs  es  bei  der  Wahl  seiner 
Korrespondenten  die  Sekretäre  der  Trade  Unions  zu  sehr  be* 
gOnstigt,  in  Oesterreich  dagegen  um  eine  gesetzliche  Organisation 
der  Arbeitsstatistik,  zu  deren  DurchHlhrung  das  Ministerium  des 
Innern  mitbestellt  ist,  welches  in  gar  nicht  unvordenklicher  Zeit 
den  Fachverein  der  Bäcker  in  Wien  auflösen  liefs,  weil  er  —  eine 
Lohnstatistik  unternehmen  wollte!''^}  Der  Vergleich  mit  englischen 
Erfahrungen  spricht  daher  auch  nicht  dafür,  das  arbeitsstatisti- 
sche Amt  im  Handelsministeriums  zu  installiren. 

Wir  haben  schon  erWilhnt.  dais  der  Gesetzentwurf  den  aus- 
ländischen Organisationen  der  Arbeiterstati^lik  in  einer  nicht 
immer  glücklichen  Mischung  verschiedene  Bestinnnungen  entlehnt 
hat.  Dazu  gehört  auch  die  Auskunftspllicht,  die  insbesondere  in 
mehreren  Arbeitsämtern  der  Vereinigten  Staaten  strenge  vorge- 
schrieben ist  Allein  auch  hier  begnügt  sich  der  Gesetzentwurf 
mit  einer  gewissermafsen  platonischen  Sympathie  für  dieses  Prinzip. 


*)  VgL  Straographisches  Protokoll.  Haus  der  Abgeordneten.  XI.  Session, 
294  Sitzung,  S.  14  297  fg. 

*)  Vgl.  Arbeiter-Zeitung,  Wien,  1892,  Nr.  6. 
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Die  Energie,  dem  Grundsatz  energisch  Geltung  zu  verschaffen, 
fehlt  Dem  Osterreichischen  arbeitsstatistischen  Amt  steht  das 
Recht,  Unternehmer  und  Arbeiter  vorzuladen  und  unter  Eid  zu 
vernehmen,  so  wenig  zu,  wie  das  Recht,  falsche  Aussagen  mit 
empfindlichen  Geld-  oder  Gefängnisstrafen  zu  bofsen.  In  Kansas 
z.  B.  kann  nach  dem  Gesetz  von  1885  eine  Person,  die  die  voll- 
stflndige  Beantwortung  und  Rücksendung  eines  Fragebogens 
unter  eidlicher  Bestätigung  unterlal'st  oder  verweigert,  vom  Kom- 
missär des  arbeitsstatistischen  Amts  dem  zuständigen  Gericht 
überwiesen  und  von  diesem  mit  einer  Geldbufse  bis  50  Dollars 
oder  mit  Arrest  bis  zu  90  Tagen  oder  mit  beidem,  Geldbufse 
und  Arrest,  bestraft  werden.  In  Michigan  gilt  nach  der  Acte 
von  1883  eine  geihssentlich  falsclic  Auslage  vor  dem  Arbeits- 
kommiss.'lr  als  \'ei  brechen,  das  mit  Haft  bis  zu  fünf  Jahren  be- 
straft werden  kann.  Statt  diesen  Mustern  wenigstens  so  weit  zu 
folgen,  dafs  nicht  geradezu  der  Spott  herausgefordert  wird,  setzt 
der  Gesetzentwurf  der  österreichischen  Regierung  jür  Zuwider- 
handlungen eine  Ordnungsstrafe  von  höchstens  100  Gulden  fest;  da 
flberdies  die  Berufung  an  das  Handelsministerium  offen  steht  und  die 
Motive  in  der  Erläuterung  des  betreffenden  Paragraphen  versichern, 
dafs  das  arbeitsstatistische  Amt  «gewifs  auch  nicht  die  Neigung  be- 
sitzen  (wird),  durch  eine  Obereifrige  Handhabung  der  Stra^ewalt  die 
Popularität  der  Arbeitsstatistik  bei  dem  Publikum  zu  gefährden*'), 
so  kann  man  sich  beiläufig  vorstellen,  dafs  die  Strafgewalt  des 
Amtes  nicht  gerade  geeignet  ist,  grofsen  Respekt  einzuflöfsen. 
In  sehr  fatalem  Gegensatz  hierzu  steht  es.  dafs  die  Beamten  und 
Angestellten  des  arbeitsstatistischen  Amtes  für  jeden  Ver.^tofs 
gegen  die  Vorschrift  der  Geheimhaltung;  zu  iiirer  amtlichen 
Kenntnis  gelangter  Daten  mit  Arrest  von  drei  Monaten  bis  zu 
zwei  Jahren  bestraft  werden  sollen. 

Immerhin  aber,  gemessen  an  der  bisherigen  statistischen 
Praxis  Oesterreichs,  bedeutet  die  mündliche  Erhebung  durch 
Agenten,  das  Recht  der  Einsichtnahme  in  die  Arbeiterverzeich- 
jiisse  und  dergleichen,  der  Betretung  der  Arbeitsräume,  die  Aus- 
kunftspflicht  u.  A.  m.  einen  Fortschritt.  Allein  zu  einer  wirklich 
fruchtbaren  Tätigkeit  des  arbeitsstatistischen  Amtes  bedarf  es 
noch  einer  Reihe  von  Voraussetzungen.  Dazu  gehört  u.  £.  die 
Etablierung  eines  selbständigen  unabhängigen,  mit  gröfseren  Macht- 
vollkommenheiten, als  sie  jetzt  vorgesehen  sind,  ausgestatteten 


^>  A.  a.  O.  S.  8. 
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Amtes;  weiterhin  der  entschiedene  Wille,  die  Arbeitsstatistik 
nicht  ohne  die  Arbeiter,  vielmehr  mit  einer  m(">gh"rhst  ausgedehnten 
Heranziehung  ihrer  Organisationen  diirchzutiihren.  So  vergeblich 
das  Bemühen  ist,  eine  befriedigende  Sozialgesetzgebung  zu 
schaffen  in  einem  Parhiment.  in  dem  die  Arbeiter  unvertreten 
sind,  so  vergeblich  werden  alle  Anstrengungen  um  eine  Sozial- 
statistik bleiben,  die  sich  nicht  der  werkthätigen  Hilfe  der  Ar- 
beiter  erfreut.  —  Ferner  gehört  dazu  die  Ausstattung  des 
Amtes  mit  ausreichenden,  d.  h.  reichlichen  Geldmitteln.  Wenn 
es  wahr  ist.  dafs  Air  das  Amt  60000  fl.  zur  Verfügung  gestellt 
werden  sollen,  dann  ist  der  Verdacht  nicht  abzuweisen,  dals  es 
sich  um  eine  Scheinaktion  handelt,  nicht  aber  um  die  Begrün- 
dung einer  umfassenden  und  gründlichen  Arbeitsstatistik.  Wie 
wenig  man  selbst  in  den  Unternehmerkreisen  den  Rahmen  für 
ausreichend  hält,  in  den  die  Arl)rit>statistik  eingepafst  werden 
soll,  beweist  die  Petition  der  Prager  Handels-  und  (iewcrbe- 
kammer,  in  der  verlangt  wird,  dafs  neben  dem  Centraiarbeitsamt 
in  jeder  Provinz  ein  von  ihm  ressortierendes  Landesarbeitsamt  er- 
richtet werden  soU.^)  Uns  erscheint  diese  Forderung  als  eine  durch- 
aus berechtigte  und  in  bescheidenen  Grenzen  sich  bewegende. 
Vollkommen  unmöglich  ist  es,  dass  eine  einzige»  so  spärlich 
dotierte  Stelle  für  ganz  Oesterreich  die  Arbeitsstatistik  auch  nur 
einigermafsen  vollständig  durchzufahren  vermögen  sollte.  —  Zu 
den  unerlafslichen  Voraussetzungen  gehört  endlich  die  Verpflich- 
tung  des  Amtes  zu  regelm.'lfsigen  VeröffentlicluinL:en  seiner  Er- 
hebungen in  Berichten,  die  durch  ihren  billigen  Prei^  jedermann 
die  Anschaffung  ermöglichen.  Empfehlenswert  erschiene  auch 
die  Herausgabe  einer  Zeitschrift  in  der  Art  der  Labour  Gazette 
des  englischen  Lal)our  Departement. 

Zum  Schlus-5  kann  man  nur  sagen,  dafs  bei  der  selbstver- 
stAndiichen  prinzipiellen  Anerkennung  der  Inangriffnahme  der 
Arbeitsstatistik  durch  den  vorliegenden  Gesetzentwurf  das  Schick- 
sal der  österreichischen  Arbeitsstatistik  doch  wesentlich  davon 
abhängen  wird,  wie  weit  Parlament  und  Regierung  darin  zu- 
sammenwirken werden,  dem  Entwurf  eine  glücklichere  und  mit 
den  Erfordernissen  einer  ernsthaften  Sozialstatistik  besser  harmo- 
nirende  Gestalt  zu  geben. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzentwurfs 
folgen: 


«>  A.  a.  o.  S.  5. 
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Geaets  Yon  betreffrad  dte  AtboUMlatltllk. 

Mit  Zustimmungr  beider  Häuser  des  Reichsrates  finde  Ich  «uuordnen,  wie  folgt: 
§  1.     Fflr   die   Zwecke   der   sozialen   Gesetzgebung   und    Verwaltung  sind 
nrhcits!^tati:3ti'~chc  Daten  systematisch  ZU  erheben  und  zu  verarbeiten,  sowie  pe- 
riodisch zu  vcrt'Wfentlichct). 

Diese  Daten  werden  sich  auf  die  Lage  der  arbeitenden  lvia.>äcn  insbesondere 
in  der  Industrie  und  im  Gewerbe,  im  Handel  und  Verkehrswesen,  femer  auf  die 
DIHrksamkeit  der  Einrichtungen  und  Gesetze  zur  FArderung  der  Wohlfahrt  der- 
selben, sowie  auf  den  Zustand  der  industriellen  und  gewerblichen  Produktion  zu 
beziehen  haben. 

Auf  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Betriebe,  sowie  auf  c)ie  Bergbau- 
Unternehmungen  finden  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  keine  Anwendung. 

§  2.  Mit  den  im  f  1  bezeichneten  Aufgaben  wird  im  Ressort  des  Handels- 
ministeriums dne  abgesonderte  Abteilung  betraut  und  ist  die  hierzu  erforder- 
liche Anzahl  von  Beamten  und  somrtigen  Hilfsorganen  zu  bestellen. 

Diese  Abteilung  Um  hinsichtlich  der  Besorgung  von  Erhebungen  und 
Zwischenverfniriinir<  n  n.u  h  anfsm  hin  als  ein  sHbstSndiges,  nur  hinsichtlich  der 
Oberleitung  und  dcä  Instanzenzuges  dem  Handelsministerium  unterstehendes  Amt 
zu  fungiren. 

f  3.  Die  AnskOnite  und  Angaben,  welche  aus  Anlals  der  arbeitsstatisti- 
schen  Erhebungen,  sei  es  unmittelbar  vom  arbeitsatatistiachen  Amte,  sei  es  in 

dessen  amtlichem  Auftn^e,  abverlangt  werden,  sind  seitens  der  hierzu  Auffor- 
derten ohne  Verzug  genau  und  wahrheitsgemäfs  zu  liefern. 

Den  entsprechend  legitimirtcn  Organen  des  arbeitsstati>ti5Chen  Amtes  ist 
zum  Zwecke  der  ihnen  obliegenden  Erhebungen  die  Einsichtnahme  sowohl  in  die 
Arbeiterverseichnisse,  Ariieits-  und  DienstbOcher,  Arbeitsordnungen,  als  auch  in 
die  im  §  23  des  Gesetzes  vom  28.  Dezember  1867  (R.G.B1.  No.  1  von  1888) 
erwähnten,  für  die  Feststellung  der  Unfallversicherut^beiträge  dienenden  Auf- 
schreibungen und  die  sonstigen  in  den  Unternehmungen  etwa  vorhandenen  Lohn- 
listen zu  gestatten.  Denselben  i>>t  auch  jederzeit,  in  der  Nacht  jedoch  nur 
während  des  Betriebes  der  Eintritt  in  die  Arbeitsräume  und  die  übrigen  zum 
Betriebe  gehörigen  Räumlichkeiten,  sowie  auch  in  geeigneten  und  passenden 
Stunden  in  die  vom  Arbeitgeber  beigestellten  Arbeiterwohnriume  zu  gewihren. 

§  4.  Die  flir  die  DurchfOhrung  der  arbeitsstatistischen  Erhebungen  nötigen 
weiteren  Anotdnunpen,  sowie  jene  in  BetrefT  der  Nutzbarmachuntr  d.  aihcits- 
atati-stischen  Amtes  für  Zwecke  der  sozialen  Verwaltung  sind  im  Verordnungs- 
wege zu  erlassen. 

Zur  Mitwirkung  an  den  Arbeiten  dieses  Arotes  sind  die  staatlichen  und  Ge- 
meindebehörden, Handels-  und  Gewerbekammem,  Gewerbegenossenschaften,  Ge- 
werbegerichte, genossenschaftliche  und  andere  Schiedsgerichte.  Arbciter^Unfall- 

vcrsichrrungsanstalten ,  -Krankenkassen  und  sonstitje  .Arbeiter-Hilfslcassen  in  der 
nach  Bedarf  im  Verordnungswt  i,'«   zu  regelnden  Wc  i^i   \ '  rptlicliiet. 

§  5.  Gegen  die  Betriebsinhaber  und  deren  Beschattigic  können  bei  Zu- 
widerhandlungen gegen  die  Vorschriften  des  §  3  dieses  Gesetzes  oder  die  zu 
letztcrem  eriassenen  DurchfUhrungsbestimmungen ,  insofern  hierdurch  nicht  eine 
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!*ch\vfTfr  verpönte  strafbare  Handluni:  becrOndct  wird,  vom  arbritSStatistischen 
Amte  Oninunp^^sfrafcn  bis  zu  luitidcrt  Gulden  verhängt  werden. 

§  6.  Gegen  die  Vcrfümm^cn  des  arbcitsstatistischen  Amtes  steht  den  sich 
hierdurch  beschwert  erachtenden  Parteien  binnen  acht  Tagen  vun  dem  auf  die 
Zustellung  folgenden  Tage  an  gerechnet  die  Berufung  an  das  Handelsministerium 
ofien. 

Die  eingehciuJcn  Ordnunpsstrafen  flielsen  in  den  Staatsschatz. 

Dir  Verjalu-iint:>iiist  der  im  §  5  erwAbnten  Zuwiderhandlungen  und  Ord- 
nungsstralen  ist  eine  einjalirige. 

Die  näheren  Vorschriften  über  das  Verfahren  bei  der  Verhängung  und  Ein- 
bringung der  Ordnungsstrafen,  Ober  deren  Milderung  oder  Nachsicht,  sowie  Ober 
die  Einbringung  und  Erledigung  von  Berufungen  bleiben  dem  Verordnungswege 
vorbehalten. 

§  7.  Die  Heamten  und  sonstigen  Organe  di  s  arbcit^stalisti^^l-he^  Amtes  dürfen 
mit  Aufgaben ,  welche  dem  Wirkungskreise  des  letzteren  fremd  !>ind ,  niclit  be- 
traut und  insbc:3undcrc  nicht  vun  der  Kinanzverwaltung  nach  irj^cnd  einer  Rich- 
tung bin  in  Anspruch  genommen  werden. 

Die  Geheimhaltung  der  arbeitsstatistischen  Erhebungen  und  Feststellungen 
ist  strenge  Amtspflicht  der  Beamten  und  Angestellten  des  arbeitsstatistischen 
Amtes. 

Dies  gilt  in'^'"  on'l« n  hinsichtlich  der  l:<  1- .  i_  nthch  amtlicher  ErheinitiLien 
etwa  zu  ihrer  Keuninia  gelangten,  von»  Unternehmer  ihnen  als  geheim  bezeich- 
neten Geschäfts-  und  BetriebsverhSltnisse,  technischen  Einriebtungen  und  Ver- 
fabrungs weisen.  Die  Verletzung  dieser  Amtspflicht,  sei  es  wlhrend  der  Dauer 
der  amtlichen  Stellung,  sei  es  auch  nach  dem  Austritte  aus  derselben  durch  un- 
hefiii  i-  Mitteihing,  Ver^  ift  ntlicluius  oder  auch  Verwertung  der  eben  bezeichneten, 
amtli<  Ii  in  Krlahrung  gebrachten  Verhallnissr  und  Umstände  zu  eigenem  Vorteil 
ist,  insotern  luelit  die  strengeren  Bestimmungen  des  allgemeinen  Strafgesetzes 
zur  Anwendimg  kommen,  als  Vergehen  mit  Arrest  von  drei  Monaten  bis  ztt 
zwei  Jahren  zu  bestrafen,  unbeschadet  der  fiberdies  iMCh  den  geltenden  Vor* 
Schriften  eintretenden  Disziplinarbehandlung. 

§  8.  Alle  Eingaben  und  deren  Beilagen,  Ausweise,  Anzeigen,  Urkunden 
und  Correspondcnzen  in  Angelegenheiten  der  Arbeitsstatistik  sind  gebflhren*  und 
stempelfrei. 

§  9.   Das  Gesetz  triu  am  189   in  Wirksamkeit 

§  10.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  ^d  Hein  Handelsminister  und 
Mein  Minister  des  Innern  beauftragt. 


Digitized  by  Google 


MISZELLEN. 


Die  Arbeitsabteilung  des  englischen  Handels- 
ministeriums. 

Von 

STEPHEN  N.  FOX. 
Bamster  in  London. 

Das  Labour  Department  des  Handelsministeriums,  wie  es  nun- 
mehr besteht,  ist  lediglich  die  Weiterbildung  einer  mit  Ausdauer  be- 
fürworteten Idee  des  verstorbenen  Charles  Bradlaugh,  F^arlanunts- 
mitgheds  lür  Nortlianipton.  welche  er  schliefslich  in  einer  von  dem 
Unterhause  am  2.  März  1886  angenommenen  Resolution  durchsetzte. 
Es  wurde  beschlossen,  dafs  »nach  der  Meinung  des  Hauses  sofort 
Schritte  eingelettet  wcrd«i  sollten  zur  vollständigen  und  sorgfiütigen 
Zusammenstellung  und  Veröffentlichung  einer  Arl)citsstatistik  Englands", 

In  Ucbcreinstimmung  mit  diesem  IJcschhils  erhielt  das  Handcls- 
niini.stcrium  vom  Parlament  den  Auftrag,  eine  Abteilung:  für  Ar- 
beitsstatistik zu  errichten,  die  insbesondere  folgende  Aufgaben  zu  er- 
milen  hatte: 

f.  Die  Zusammenstellung  und  Sichtung  der  Lohnstatistiken,  welche 
in  den  Blaubflchem  des  Parlaments  wflhrend  der  letzten  fOnfzig 
oder  sechzig  Jahre  veruflTcnilicht  wurden,  sowie  von  Zeit 
zu  Zeit  erschienener  oder  leicht  erhaltlicher,  her\'orragcndcr 
und  zuverlässiger  nichtamtlicher  Statistiken,  so  dafs  ein  möglichst 
vollständiges  Bild  des  Fortschrittes  der  staatlichen  Gemeinschait 
hinsichtUch  des  Verdienstes  der  lohnarbeitenden  Klassen  während 
des  angegebenen  Zeitraumes  geschaffen  wird. 

2.  Die  Vervollständigung  dieser  Statistiken  durch  ähnliche  Arbeiten 
ühcT  ausländische  Verlulltnissc.  wie  sie  von  Zeit  zu  Zeit  in  den 
Berichten  Ihrer  Majestät  Gesandtschaften  und  Konsulaten  erschienen 
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sind,  oder  wie  sie  das  Handcl>niinisteriuni  nach  den  in  seinem 
Besitze  befindlichen  amtlichen  Publikationen  nushtndisLliLr  Re- 
gierungen unter  entsprechender  Zuhülfenahnie  nichtamtlicher,  zu- 
verla>sige  Daten  enthaltender  Sammlungen  aufzustellen  vermag. 

3.  Die  Zusammenstellung  und  Sichtung  ähnlicher  Statistiken  über 
die  Ersparnisse  und  allgemeinen  Verhftlbiisse  der  genannten 
Klassen,  die  Warenpreise  und  andere  Dinge,  welche  die  Lebens- 
interessen der  Volksmasscn  berühren. 

4.  Die  sofortige  Organisation  von  Hinrichtunsrn.  welche  erm«'^glichen. 
Von  Zeit  zu  Zeit  eine  vollständigere  l'cber^icht  <ier  Löhne  — 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  Arbeitsstunden,  des  Mangels 
oder  Ueberllusses  an  BeschAftigung  und  des  Verhältnisses  der 
lohnarbeitenden  Klassen  zu  jedem  Lohnsatz  —  zu  liefern,  als  es 
solche  bisher  in  England  gab,  und  welche  ferner  gestatten,  der- 
artige Statistiken  regelmfifeig  von  Zeit  zu  Zeit  zusammenzustellen 
und  zu  vcröfientlichen. 

5.  Die  Zusammenstellung  und  Sichtung  von  Statistiken  über  Preise, 
Produktion.  Kosten  des  Lebensunterhalts  und  andere  Gegen- 
stände, die  entweder  in  dem  die  Lohnveriiftltnisse  umfassenden 
Band  oder  gesondert  veröffentlicht  werden  können,  je  nachdem 
es  thunlich  erscheint  Dasselbe  hat  mit  den  JahresQbersichten 
der  Löhne,  Preise  u.  s,  W.  im  Auslande  zu  geschehen. 

Die  ober^-te  Leitung  dicker  neuen  Abteilung  des  Handelsministeriums 
wurde  Robert  (iifVeii.  damals  Chef  der  Handcl^^ahteiluI1g.  übertragen, 
ferner  wurde  Jolin  Burnett,  ein  Gcwerkvereinssckretar  zum  Arbeits- 
korrespondenten  des  Board  of  Trade  ernannt,  der  diese  amtliche  Stellung 
im  Oktober  1886  antrat.  Die  Abteilimg  erhidt  einen  kleinen  Stab 
von  Bureaubeamten,  der  sich  nie  Ober  dreizehn  Personen  belief. 

Man  war  von  Anfang  an  überzeugt,  dafs  die  neue  Abteilung  mit  zu 
schwachen  Kräften  ausgestattet  sei.  als  dafs  sie  die  Schwierigkeiten  des 
ihr  zugeteilten  umfassenden  Arbeitsplanes  bewältigen  könne,  und  den- 
noch konnte  sie,  trotz  so  beschränkter  Ilülfsniittel,  einige  äufserst  wert- 
volle Beitrage  zur  Arbeitsstatistik  liefern.  Von  der  Zeit  ihrer  Begrün- 
dung  an  bis  zu  ihrtf  Neugestaltung  im  Jahre  arbeitete  ihr  Stab 
die  folgenden  Veröfi'entlichungen  aus:  Ein  Memorandum  über  die  Ein* 
Wanderung  von  Ausländern  in  das  Vereinigte  Königreich,  vier  Reports 
Aber  die  ( lewerkvcreine.  betrellend  die  Jahre  1886  bis  cinschliefslich 
1890,  eine  Sammlung  von  Lohnübersichten,  welche  in  der  Zeit  von 
1830 — 1886  veröffentlicht  wurden,  einen  Bericht  über  die  Bewegung  für 
kurze  Arbeitszeit  in  der  Batmiwollenindustrie  Lancashires,  Berichte 
aber  das  Schwitzsystem  in  Ostlondon  und  Leeds.  sowie  Aber  die  Ver- 
hältni>^e  der  Nagelschmiede  und  der  Kleinkettenschmiede  in  den  Mid- 
laiuls.  feiner  einen  Bericht  über  Lohnsätze  in  Belgien.  Arbeiter- 
Budgets,  t  inen  Bericht  über  Ausstände  und  Aussperrungen  in  den 
Jahren  I88Ö— 1890,  eine  L'ebersicht  der  Lohnsätze  in  der  Textilbranche, 
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in  Beiigwerken  und  Steinbrüchen,  von  Polizeibeamten  und  von  im 
Strafsenbau  und  Gas-  und  Wasserwerken  BeschAftigten.  Aulserdem 

hat  das  Handelsministerium  einen  Berieht  uber  das  Verhältnis  der 
Löhne  in  gewissen  Industriecn  zu  den  Protiukti<>ns[<o^t(  ii.  einen  Pnr- 
lamentsbericht  über  die  Arbeitszeit  und  eine  Anzahl  Mitteilungen  Uber 
verschiedene  Gegenstände  in  dem  Board  of  Trade  Journal,  sowie  kurze 
periodische  Berichte  über  den  Stand  des  gewerblichen  Arbeitsmarktes 
veröffentlicht  Ferner  hat  Dr.  Giffen  den  Spezialkommissionen.  weldie 
die  Auswanderung  und  Einwanderung  von  Ausländem  und  das 
Schwitzsystem  zu  untersuchen  hatten,  statistische  Auskunft  Aber  Ar- 
beiterverhältnisse unterbreitet:  de-uleirhen  lieferte  er  der  jetzt  noch 
tagenden  Arbeitskoinnii!->ion  unifas_^ciuic  Unterlagen  für  ihre  Beratungen. 
Auch  Burnett,  der  Arbeiti»korrespondent,  leistete  den  genannten  Kom- 
missionen schätzbaren  Beistand,  und  wahrend  der  beiden  letzten  Jahre 
hatte  er  fflr  die  Arbeitskonunlssion,  welcher  er  als  einer  von  mehreren 
Sekretären  angehört,  auiserst  besdiwerliche  Obliegenheiten  zu  erftlUen. 

Manches  Ersprie&liche  wurde  zu  jener  Zeit  ferner  still  und  unbe> 
merkt  und  ohne  einen  grofsen  Stab  von  der  Handelsabteilung  des 
Board  of  Trade  geleistet.  Zu  Beginn  des  Jahres  1893  indessen  machte 
sich  eine  Bewegung  geltend,  welciie  der  Regierung  den  W'unsch  nahe- 
legte, diese  Abteilung  zur  AusQbung  ihrer  widitigen  Funktionen  geeig- 
neter zu  gestalten.  Mundella,  der  Präsident  dieses  Ministeriums,  empfing 
g^;en  Ende  Januar  dieses  Jahres  mehrere  aus  Parlamentsmitgliedern 
bestehende  Deputationen,  Kommissionen  des  Gewerkvereinskongresses 
und  des  Genossenschaltsverbandes  von  Grofshritannien ,  und  .lufserte 
seine  vollen  Sympathien  für  die  hierbei  vorgebrachten  Anregungen 
für  eine  neue  Organisation.  Er  machte  zugleich  die  Mitteilung,  dafs  die 
Regierung  beschlossen  habe,  die  Handelsabteilung  in  möglichst  kurzer 
Zeit  einer  Neugestaltung  zu  unterziehcm.  Diese  Neugestaltung  ist  nun* 
mehr  auf  dem  Verwaltungsw^e  bewirkt  worden,  ohne  dafs  der  Krlafs 
von  Gesetzen  oder  Verordnungen  als  Richtschnur  für  die  neue  Alitei- 
lung  notwendig  gewc-en  wSre.  In  einem  vi>n  Mundella  den  oben  er- 
wähnten Deputationen  mitgeteilten  Memorandum  wurde  jedoch  aus- 
drücklich hervorgehoben,  dafs  die  bisher  vom  Arbeitskorrespondenten 
und  anderen  aus  der  Handelsabteilung  des  Board  of  Trade  besorgten 
Arbeiten  Ober  Löhne.  Ausstande,  Gewerkvereine,  Einwanderung,  Arbeits- 
zeit  U.S.W,  nunmehr  von  der  neuen  Abteilung  weitergeführt  werden  sollten. 

Unter  der  jetzigen  Organisation  ist  mit  der  Aufgabe  der  Zusammen- 
stellung, Sichtung  und  Ven'^ftentlichung  stati>tischer  und  anderer  Daten 
auf  Arbeiterverhiiltnisse  bezüglicher  Gegenstände  ein  besonderer  Zweig 
des  Handebminiäteriums  betraut.  Dieser  Zweig  hat  die  früher  von 
der  Handelsabteilung  des  Board  of  Trade  eriedigten  Obliegenheiten 
flbemommen  und  besteht  aus  drei  verschiedenen  Sektionen  —  einer 
Handels-.  Arbeits-  und  statistischen  Abteilung  — ,  die  in  ihrer  Gesamt- 
heit Dr.  Giffen  als  GeneralkontroUeur  unterstehen.  So  wurde  eine  bc- 
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sondere  Arbeitsabteilung  geschaffen.  Dem  obersten  Leiter  der  Abtei- 
lung wurden  beigegeben:  Llewellyn  Smith  mit  dem  Titel  eines  Arbeits- 
kommis-^ärs.  Hurntttals  Oberarbeitskorrespondent,  drei  weitere  Arbcits- 
kcrrcspondcntcn  —  iMils  Collet,  Mr.  Dent  und  Mr.  Drummond  .  Mr. 
Macleod  als  llüll^leiter  der  statistischen  Abteilung  und  ein  Stab  von 
ungefiihr  dreifsig  Bureaubeamten  aller  Grade.  Aufser  den  aufgeflUuten 
dauernd  Ang^dlten  werden  von  Zeit  zu  Zeit  noch  die  Dienste  von 
Speiialkonimissaren  und  Sachverständigen  in  Anspruch  genommen.  So 
ist  gegenwärtig  David  Schlofs  von  der  Abteilung  mit  einer  speziellen 
Untersuchung  beauftragt.  Die  Abteilung  besteht  thatsächlich  für  sich 
und  arbeitet  aus  eigener  Initiative,  wenn  sie  auch  der  Überaufsicht  des 
Board  of  Trade  unterstellt  ist  Uewdtyn  Smith  und  Bumett  mit  den 
ihnen  beigegebenen  Arbeitskorrespondenten  sind  die  Mitglieder,  auf 
welche  das  Publikum  zur  Erfüllung  seiner  Wünsche  rechnet,  wahrend 
Robert  Giffen  als  Vertreter  des  Board  of  Trade  der  neuen  Einrichtung 
mit  seinen  Kenntnissen  auf  dem  Gebiete  der  Statistik  und  des  Handels 
dient.  Die  Arbeit  hat  nunmehr  in  der  Regierung  eine  Stimme  und  eine 
eigene  Vertretung  durch  eine  walirhaft  intelligente,  für  ihre  besondere 
Aufgabe  geeignete  Abteilung. 

Des  Weiteren  bt  man  behufs  Erlangung  vollständigerer  Auskunft 
über  die  Arbeitsverhältnisse  in  den  Hauptbezirken  des  Landes,  als  sie 
bisher  möglich  war.  dabei,  sich  mit  .Sekretären  von  bedeutenden  ge- 
werblichen Vereinigungen  und  anderen  mit  solchen  verknüpften  Per- 
sonen. Gewcrberiiten,  Unternehmerverhanden ,  Handelskammern  und 
Bezirksverbänden  der  .Cooperativen  Union",  sowie  mit  anderen  Per- 
sonen, welche  Auskunft  über  die  der  Abteilung  obliegenden  Punkte  er- 
teilen können«  in  Verbindung  zu  setzen,  um  durch  deren  Vermittelung 
Angaben  über  den  Stand  der  Beschäftigung  und  andere  interessierende 
Dinge  zu  erhalten.  Hin  grofser  Teil  dieser  Informationen  wird  kosten- 
los gelielert.  doch  ist  in  den  meisten  bedeutenden  Indu.>triebezirkcn. 
wo  vermutlich  sich  viele  Vorkommnisse  ereignen,  die  für  die  Arbeit 
von  Wichtigkeit,  die  Einrichtung  getroffen,  dafs  besondere  Korrespon- 
denten regelmäfsig  an  die  Abteilung  gegen  eine  kleine  VeigOtung  be- 
richten. Diese  Vergütungen  dürften  sich  im  Laufe  des  Jahres  auf  £  15 
bis  £  20  pro  Kopf  belaufen.  An  solche  Korrespondenten  wurde  fol- 
gende Instruktion  erlassen: 

I.  Die  Ortskorrespondenten  haben  stets  sofort  an  das  Zentralamt 
über  lolgende,  in  ilirem  Hezirke  sich  ereignenden  \%>rfalle  zu  be- 
ricliten:  Uet)er  Ausstände  und  Aussperrungen  (nach  dem  auf  S.  32t 
unten  angegebenenFormular).  Aenderungen  der  Lohnsätze,  Arbeits- 
stunden oder  andere  ArbeitsverhAltnisse  in  den  Hauptindustrieen, 
und  ähnliche  Vorgänge,  die  Streitigkeiten  veranlassen  können: 
über  die  Eröffnvmg  oder  Schliefsung  grofser  Industriebetriebe  und 
die  Bildimg  und  wichtige  X'crhandlungen  von  Gewerkvereinen, 
Gewerberäten  und  Genossenschaften. 


^  .d  by  Google 


ätephen  N.  Fox,  Die  Arbeitsabteilung  des  engl.  Handcbminiälcriums.  321 


2.  Feraer  haben  »e  in  der  lokalen  Presse  oder  anderweit  beriditete 

wichtige  Fälle,  der  Anwendung  des  Gesetzes  über  die  Haftpflicht 
der  Unternehmer  und  anderer  gesetzlicher  Sonderbestimmungen 
über  Arbeitsverhältni>sc.  mitzuteilen,  vmd  überhaupt  das  Ccn- 
tralamt  über  wichtige,  die  Arbeit  angehende  Verhältnisi>c  m 
ihrem  Bezirk  auf  dem  Laufend«!  an  eilialten. 

3.  Am  Ende  dnes  jeden  Monats  haben  sie  der  Arbeitsabteilung 
kurze  Berichte  Ober  Stand  der  Beschäftigung  in  ihrem  Bezirke 
für  den  Monat  und  für  die  Zeit  ihrer  Berichterstattung  einzu- 
reichen. 

Das  unten  mitgeteilte  Formular  tür  Gcwerbestrcitigkeitcn  'j  ist  auch 
anderen  Personen  und  Vereinen  zugegangen,  die  berdt  sind»  die  Ab* 
teüung  dtunch  kostenlose  Erteilung  von  AuskOnften  zu  unterstOtzen. 

Die  den  Ortskorrespondenten  geleistete  Vergütung  hat  zuw  eilen  denCha* 
rakter  einer  Kntschädigung  für  Zeitverlust,  indessen  sind  die  Korrespon- 
denten nicht  als  fest  angestellte,  bezahlte  Beamten  der  Abteilung;  zu 
betrachten.  Es  gibt  zur  Zeit  dreizehn  solcher  Ortskorrespondenten  an 
verschied«ien  Indystriehauptpunkten  des  Vereinigten  KOn^;reichs. 

Zur  vollständigeren  Erreichung  des  durch  die  Anstellung  von  Orts- 
korrespondenten erstrebten  Zieles  hat  man  an  die  Sekretäre  von  Unter» 
nehmerverbänden  und  Handelskammern  ein  Rundschreiben  erlassen, 
in  welchem  diesen  mitgeteilt  wird,  dafs  seitens  der  Arbeitsabteilung 
Einrichtungen  getrotlen  würden  für  eine  umfassendere  Zusammenstellung 
und  Veröffentlichung  der  Daten  Ober  Arbeitsverhältnisse  mit  Einschlufs 
von  ArbeiterstreitQUlen.  Aoiderungen  der  Löhne  und  Arbeitsstunden, 
Schieds-  und  Einigungsverfahren,  Arbeitslosigkeit  und  andere  ein- 
schlägige Punkte;  zugleich  wird  die  Mitwirkung  ihrer  Vereinigung 


*)  Formular  für  Gewerbestreitigkeiten. 

Ortskorrespondentenbezirk  

Erforderliche  Einzelheiten:  Antworten: 
Angabe,  ob  AuHtand  oder  Aiu^errung 
Ort  des  Streitis 

UiMche  des  Streites 

TajET  des  BtKi'ins  der  Streitigkeit 

Angabc  des  Cicwcrbes 

Falls  möglich,  Aufführung  der  einzelnen  Zweige 

des  betroffenen  Gewerbes 
Falls  mflgUcb,  Angabe  der  ungeflUtren  Zahl  der 

direkt  betroffenen  Arbeiter 
Name  und  Adr«-sse  der  UntemehoMr 

Bc  t  ru  I Vf n f  r  G c  wc  r k  vc  rc i  n 

Falls  beendet,  Tag  und  Ort  der  Beilegung 

Name  

Datum  .... 
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rur  möglichst  vollständigen  und  zuverlässigen  Gestaltung  dieser  An- 
gaben erbeten  in  der  Form  von  Mitteilungen  ilinen  zur  Berichterstattung 
geeignet  erscheinender  KinZ(-lh<_itcn  ut)cr  die  ()1)cm  angegehrnen  Gegen- 
stände. Das  Rundschreiben  erwähnt  leruer.  dals  einige  Jalire  lang  das 
Handelsministerittm  die  Praxis  befolgt  habe,  beim  ^»sdilufe  eines 
jeden  zu  seiner  Kenntnis  gelangten  Ausstandes  oder  ^er  Aussperrung 
den  betroffenen  Unternehmern  und  Arbeiterorganisationen  Formulare 
/uzu'^tellen .  in  weKhcn  um  Auskunit  über  dernrtige  Streitigkeiten  er- 
sucht worden  sei;  im  Interesse  aber  von  vollstiindigcren  Angaben  über 
diesen  l'unkt  wäre  es  der  Abteilung  erwünscht,  so  rasch  als  möglich 
über  den  Ausbruch  von  Streitigkeiten  oder  über  Vorkommnisse,  welche 
solche  herbeifllhren  können,  unterrichtet  zu  sein.  Es  sind  daraufhin 
von  ungefthr  fünfzig  SekretAren  von  Vereinigongai  Antworten  einge» 
laufen,  in  welchen  sich  jene  bereit  erklären,  die  Abteilung  in  der  an^ 
geregten  Weise  zu  unterstützen. 

Auf^erdcni  ist  an  die  Bezirkssekretäre  des  Genn<;5enschaftsverbandes 
ein  Kundschreiben  mit  dein  Krsuchen  eigangen.  der  Abteilung  durch 
rcgelmäfsige  Auskunft  über  neue  Fortschritte  innerhalb  der  Vereine 
ihres  Bezirks,  nebst  Angaben  Ober  abzuhaltende  Versammlungen,  durdi 
Abschriften  von  Rechnungsabschlflssen  und  Statistiken  behfllfUch  zu 
sein.  Von  diesen  Sekretären  der  Bczirksverbände  des  Genossenschafta- 
verbandes sind  bisher  vierundzwanzig  gewillt,  dem  Ersuchen  zu  ent- 
sprechen. 

Mit  den  verschiedenen  Zweigen  der  Regierung  sind  behufs  Erlan- 
gung von  Auskünften  für  die  Arbeitsabteilung  folgende  Einrichtungen 
getroffen. 

Auf  Ansuchen  des  Handelsministeriums  hat  das  Auswärtige  Amt 
Ihrer  Majestät  I'.otschaften,  Gesandtschaften  und  Konsulate  in  den  Haupt- 
Staaten  des  Auslandes  angewiesen,  periodische  Berichte  Ober  folgende 

Punkte  ein/uieichi.  ti : 

1.  Ueber  bedeutende  Arbeitei">treitigkeiten. 

2.  Ueber  .\t  nderungen  in  der  Gesetzgebung  oder  Vcrwaltungspraxis 
mit  besonderer  Hinsicht  auf  die  Arbeiierverhältnisse,  sowie  über 
die  Wirkung  der  bestehenden  Gesetze  auf  diese  Verhältnisse. 

3.  Ueber  Aenderungcn  in  den  Lohnsätzen,  der  Arbeitszeit  und  den 
Stand  der  BcschAftigung. 

4.  Ueber  Arbeitervereinigungen,  Schiedsgerichte  und  Einigungs- 
fimter. 

Das  Kolonialamt  hat  die  Verwaltungskommission  des  Auswan- 
derungs-Auskunftsamtes  cr>ucht,   die  Arbeitsabteilung  des  Handela- 

ministeriums  zu  unterstützen  durch  Angaben  ul)er  Gewerbestreitigkeiten. 
.Arheitsnachfrage.  Stand  der  Bescliättigung  luid  Aendcrungen  in  der 
Arbeitsgesetzgebung  in  den  hauptsächlichen  britischen  Kolonieen,  worauf 
die  genannte  Kommission  es  Qbernommen  hat,  derartige  Angaben  zu 
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iianimeln  und  eine  üebersicht  derselben  der  Arbeitsabteilung  allmonat' 
lieh  zu  liefern. 

Das  Ministerium  des  Innern  abermittelt  der  Arbeitsabteilung 
allmonatlich  eine  Uebersicht  der  Unftlle  in  Fabriken,  Werkstätten  und 

Bergwerken,  der  Untersuchungen  wegen  Uebertrctiing  der  Fabrik-  und 
Werkstättengesetze  und  des  Gesetzes,  bctrcHend  Regelung  der  (Jruben- 
bctiicbe,  sowie  weitere  Daten  über  in  Fabriken,  Werkstätten  und  Berg- 
werken beschättigtcn  Arbeiter. 

Das  Gemeindeamt  liefert  der  Arbeitsabteilung  allmonatliche  An* 
gaben  Ober  die  Armcnverhältnisse  in  verschiedenen  Bezirken. 

Der  Oberregisterführer  der  UnterstOtzungsvereine  überreicht 
ein  X'erzeichnis  der  im  Laufe  eines  jeden  Monats  eingetragenen  und 
aulgelosten  Gewerbevereine.  L'nternehmerverbände .  Genossenschaften 
und  HQlfsvereinc.  Aufser  diesen  durch  das  Entgegenkommen  der  ge> 
nannten  Behörden  erlangten  Mitteilungen  erhfllt  die  Abteilung  noch 
regelmftfsig  statistische  Einzelheiten  und  mannigfache  Auskunft  von  den 
fibrigen  Zweigen  des  Handelsministeriums. 

Dies  also  ist  die  Ausrüstung  und  sind  die  HüllNmittel  der  neuen 
Linrichtung.  Betrachten  wir  nunmehr  einen  Moment  erstens  .Art  nnd 
Umfang  der  ihr  gestellten  Aufgabe,  und  zweitens,  was  sie  in  der  kurzen 
Zeit  ihres  selbständigen  Bestehens  geleistet  hat. 

Was  den  ersten  Punkt  anlangt,  so  waren  es  folgende  ihr  zuge- 
wiesene Arbeitsgebiete,  mit  welchen  die  neugestaltete  Abteilung  ihre 
Thätigkeit  begann: 

a»  Die  Fortsetzung  und  Frweiterung  der  bisher  Vim  Arl)eitskorrespon- 
deiUcn  des  Handelsministeriums  und  anderen  in  der  Handelsabteilung 
dieses  Amtes  Beschäftigten  erledigten  Aufgabe,  w'ie  sie  zu  Beginn 
dieses  Aufsatzes  erwähnt  wurde. 

b)  Die  Herausgabe  einer  monatlich  erscheinenden  „Labour  Gazette" 
zu  dem  Zwecke  der  Beschaffung  von  zuverlässiger  Auskunft  über  Gegen- 
stände von  besonderem  Interesse  für  Arbeiter  und  Arbeiterimicn.  Der 
Zweck  dieser  Zeitschrift  ist  ausführlich  dargelegt  in  ilirer  am  15.  Mai 
1893  herausgegebenen  ersten  Nummer  und  läfst  sich  in  Folgendem  zu- 
sammenfassen: 

Sie  will  eine  gediegene  Grundlage  liefern  fflr  die  Verbreitung  von 
Meinungen,  aber  keine  Meinungen  schaffen.  In  Erfüllung  dieser  Auf- 
gabe will  sie  Mitteilungen  über  Arbt  itsvet hältnissc  sammeln  und  einer 
Prüfung  unterziehen,  die  wohl  hen  its  zeitweilig  seitens  mancher  Zweige 
der  staatlichen  Leitung  verülVentlicht  weiden,  aber  oft  in  umfassenden 
und  kostspieligen  Publikationen  begraben  und  hierdurch  der  grofsen 
Ma^ise  der  Arbeiter  unzugäng^dh  sind.  Des  weiteren  wird  es  ihr  in- 
folge des  Entgegenkommens  verschiedener  Staatsbehörden  möglich  sein, 
in  kurzen  Zwi-rhcnrAnnien  KinzLlhLitt  n  zu  bringen  über  Gewerkvereine. 
( i<  i,M--eiiscliaÜcn.  Unterstut/.iing->vereine,  Berichte  über  Arnienwesen, 
Anklagen  auf  Grund  verschiedener  Gesetze  über  industrielle  Verhältnisse 
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und  Tötung  oder  Verletzungen  von  Arbeitern,  die  bisher  entweder 
überhaupt  niclit  oder  erst  so  spät  zur  Kenntnis  des  Publikums  ge- 
langten, claiV  sie  keinen  praktischen  Wert  mehr  hatten.  Aufserdem 
wird  sie  eine  Reihe  \on  Mitteilungen  vcroneiitlichcn.  die,  vom  Stand- 
punkte des  Arbeiters  aus,  die  Verhältnissfe  der  Beschältiguug  in  den 
Haupdndustrieplätzen  einer  Besprechung  unterziehen;  auch  wird  sie 
von  den  bedeutendsten  Arbeitszwistigkelten  und  Verflnderungen  der 
Lohnsätze  und  der  Arbeitszeit  Notiz  nehmen.  Kurzum,  das  Haupt» 
bestreben  der  Zeitschrift  wird  sein,  speziell  die  arbeitenden  Klassen 
auf  dem  Laufenden  zu  erhalten  über  den  Stand  von  Handel  und  Ge- 
werbe und  des  Arbeitsiiiarktes  in  verschiedenen  Teilen  des  Lande-- 

c)  Die  Arbeitsabtcilung  stellte  von  Zeit  zu  Zeit  spezielle  trnmtc- 
lungen  an  Ober  «nchtige  Punkte  der  Arbeitsverhältnisse,  Aber  welche 
wir  gegenwärtig  noch  keine  hinlängliche  Kenntnis  besitzen.  Es  sind 
dies:  1.  die  Höhe  und  Ursachen  der  Schwankungen  der  Beschäftigung 
in  verschiedenen,  nur  zeitweilig  und  unrcgehn.lfsig  betiiehenrii  Ge- 
werben, und  ihr  Kinflufs  auf  die  Verh.lltnisse  und  Leistungsfähigkeit 
der  in  ihnen  Beschäftigten;  2.  die  gegenwärtig  im  Vereinigten  König- 
reich oder  im  Auslande  unternommenen  Versuche  zur  Milderung  von 
Notständen  durch  Einrichtung  öffentlicher  Arbeiten  von  selten  mild- 
thätiger  Anstalten,  städtischer  und  staatlicher  Werkstatten.  Ackerbau- 
kolonieen  und  derph  irhcn,  und  die  Trsachen  ihres  Mifslingens  oder  Er- 
folgo.  3.  verschiedene  Fragen  auf  dem  (  iebietc  der  Kinderarbeit  in  und 
aufser  Fabriken  und  Werkstätten ;  4.  der  F.influfs  gesundheitsvc  hädln  her 
Prozesse,  wie  sie  in  verschiedenen  typischen  Gruppen  von  unge- 
sunden Gewerben,  als  Töpferwerkstätten,  Bleiweiftwerken,  Messer* 
schmiedereien,  chemischen  Fabriken  u.  s.  w.  flblich;  es  sind  diese  so- 
weit als  thunlich  gleichzeitig  vom  Gesichtspunkte  der  Statistik,  der 
Wissenschaft  und  der  Heilkunde  in  s  Auge  zu  fassen.  Aufserdem 
waren  andere  wichtige  Punkte  solche  genannt,  welche  wahrschein- 
lich besondere  Erhebungen  notwendig  machten,  so  z.  B.  die  wirtschatt- 
lichen  Eniflüsse  der  Einwanderung  von  Ausländern,  verschiedene  Me- 
thoden der  Lohnzahlung  und  -Berechnung  (wie  z.  B.  die  gleitende  Skala, 
Gewinnbeteiligung,  das  Genossenschaftssystem  u.  s.  w.),  die  Arbeit  ver- 
heirateter Frauen,  Kosten  des  Lebensunterhaltes,  Arbeitszeit,  lieber- 
stunden  u.  a. 

d)  E)ie  Abteilung  kündigte  an.  daf>  Vorbereitungen  getrotU-n  würtlen 
zur  Durchführung  von  Zeit  zu  Zeit  vom  Parlament  etwa  angeordneter 
Spezialuntorsudiungen  von  Arbeiterfragen. 

e)  Es  wurde  in  Aussicht  genommen,  einen  Jahresbericht  Ober  die 
Thfitigkcit  der  Abteilung  herauszugeben,  und  zwar  soweit  als  möglich 
in  der  Art  eines  bequemen  Nachschlagebuches  für  den  Arbeiter  über 
die  hauptsächlichen  Arbeiterfragen,  welche  im  Laufe  des  Jahres  den 
Stab  der  Abteilung  beschäftigten. 
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Was  nun  wurde  von  der  Arbeitsabteilung  während  der  kurzen  Zeit 
ihres  Bestehens  geleistet? 

a)  Die  g^Labour  Gazette*  erschien  pOnktlich  am  15.  jeden  Monats 
vom  Mai  1899  an  zum  Preise  von  einem  Penny.  und  es  wurde  eine 
grofse  Zahl  von  Nummern  gratis  verteilt  nn  öffentliche  Bibliotheken. 

Arbeitervereine,  Handelskammern  und  andere  In<titutioncn.  Sie  ist 
ein  trcftlich  redigiertes  Blatt  mit  putcm  Druck,  cnthiilt  nmfassende  Mit- 
teilungen und  erlüllt  in  hohem  Mafse  die  gehegten  weitgehenden  Er- 
wartungen hinsichtlich  ihrer  NfltxUcbkeit.  Etwas  abflUig  wurde  die 
Haltung  ihrer  Ortskorrespondenten  in  den  verschiedenen  Hauptindustrie- 
plfltzen  beurteilt,  welchen  man  den  Vorwurf  machte,  die  Dinge  nicht 
so  sehr  vom  Standpunkt  des  Arbeiters,  als  von  dem  eines  Gewerk- 
vcreinlers  zu  betrachten,  und  dies  deshalb,  w'cil  diese  Koircspon- 
denten  grofsenteils  selbst  den  Gewerkorganisationen  als  Mitglieder  an- 
gehörten. Femer  wurde  behauptet,  dafs  man  die  grofse  Masse  der 
nicht  unionierten  Arbeiter  zu  wenig  berfldcsichtige,  welche  im  Lande 
in  der  reberzahl  und  im  Stande  seien,  einen  gewichtigen  Einflufs  auf 
die  He/iehun£fen  von  Unternehmern  und  Angestellten  auszuOben.  Ab- 
gesehen aber  von  solchen  Ausstellungen  wurde  die  „Gazette"  mit 
grolsem  Beifall  autgenommen,  und  bringt  sie  auf  äufscrst  beschränktem 
Raum  imifassende  Aufklflrungen  aber  so  manche  der  verschiedenen 
Phasen  der  gegenwärtigen  Arbeiterbewegung  sowohl  des  In-  als  des 
Auslandes.  Die  erste  Nummer  des  Blattes  liefert  eine  trefiliche  Probe 
für  die  Menge  des  in  seinen  Spalten  behandelten  Stoffes.  Wir  finden 
da  unter  anderem  eine  Uebersicht  der  im  Laufe  des  vorhergehenden 
Monats  berichteten  Veränderungen  im  Lohnsätze  und  der  Arbeitszeit 
der  arbeitenden  Klasse,  femer  Ueberaichten  der  Gewerbestreittgketten 
des  Monats  mit  besonderen  Artikeln  Ober  den  Baumwollstrike  in  Lan- 
cashire  und  den  Streitfall  der  HuH'schen  Dockarbeiter,  eine  Tabelle  Ober 
die  RcsohAftigung  in  den  Londoner  Docks.  Statistiken  Ober  Armen- 
verhaltnisse.  Anklagen  auf  (irund  der  P'al)rik-  und  WerkstAttengesetze. 
Prozesse  über  Arbeitsverhältnisse  und  Detailpreise  von  durch  verschie- 
dene Arbeitergenossenschaften  verkaufte  Nahrangsmittel,  einen  Bericht 
Ober  das  Genossenschaibsystem  und  eine  Reihe  besonders  interessanter 
Mitteilungen  Ober  die  Lage  der  Arbeiter  in  den  verschiedenen  Lflndera 
Europas.  Amerikas  und  in  den  Ijritischen  Koloniecn.  Es  sind  die  ver- 
schiedensten Gegenstande  behandelt;  doch  werden  die  vorstehenden 
Andeutungen  zur  Genüge  über  den  allgemeinen  Charakter  des  Blattes 
aiUkliren,  sowie  Aber  die  grofse  Mannigfaltigkeit  der  berflcksichtigten 
Punkte.  Es  möge  noch  erwähnt  werden,  dafs  eine  spatere  Nummer  der 
«Gazette*  die  bemerkenswerte  Ankündigung  enthält,  es  sei  mit  dem 
französischen  Arbeitsamt  die  Uebereinkunft  eines  monatlichen  Aus- 
tausches von  Mitteilungen  über  Gewerbestreitigkeiten  getroffen. 

b)  Der  Weisung  des  Präsidenten  des  Handelsnunisteriums  ent- 
sprechend, hat  die  Arbeitsteilung  viel  Zeit  auf  die  ZusammensteHuag 
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und  Ordnung  von  Thatsachen  hinsichtlich  der  in  den  verschiedenen 
staatlichen  Verwaltungen  herrschenden  Lohnsätze  etc.  verwendet  Aul 
Grund  der  hierdurch  erlan^^en  Daten  war  es  den  Marine-  und  MiliUü> 
veru'altungen  möglich,  vcrschiedaae  wohlthätige  Aenderungm  in  den 
Vcrliültnissen  ihrer  Angc>tclltfn  einzuführen,  und  man  rci  hnct.  dafs  die 
Lage  von  voll  14000  Arbeitern  durch  das  Vorgehen  des  Staates  in 
dieser  Riclitung  gebessert  werde. 

c)  Ein  weiterer, -die  Abteilung  beschäftigender  Punkt  war  der  Ein- 
flufs  der  Fremdeneinwanderung. 

Am  1.  Marz  v.  J.   reisten    John   Bumett   (der  Oberarbetts« 

korrespondent)  und  David  Schlofs  im  speziellen  Auftrage  der  Abtei- 
lung nach  Amerika,  um  dort  verschiedene  Wirkungen  der  Fremden- 
einwanderung auf  die  Vereinigten  Staaten  zu  studieren  und  darüber  zu 
berichten  I>it  ser  Bericht  wurde  veri itlt. nt'.iciit.  nachdem  er  dem  Parla- 
mente vorgelegen.  Er  i^t  sehr  umlaiigreich  und  behandelt  die  Frage 
von  einem  doppelten  Gesichtspunkt,  indem  er  zuvörderst  auf  die  die 
Einwranderung  in  die  Vereinigten  Staaten  regelnden  Gesetze  eingeht 
und  die  Wirkung  dieser  Gesetze  ausführli«  h  darlegt,  und  sodann  den 
Eiuflufs  der  Einwanderung  auf  die  ver^<  liiedeiien  Industrieen  die^ies 
Landes  untersucht  mit  Berücksichtigung  des  Punktes,  inwieweit  die  ein- 
geborenen Arbeiter  durch  die  eingewanderten  verdrangt  werden. 

d)  Eine  aus  Vertretern  des  Ministeriums  des  Innern,  des  Unter- 
richtsamts und  der  Arbeitsabteilung  zusammengesetzte  Kommission  be- 
riet aber  die  Wirkung  der  Gesetze  betreffend  die  gänzliche  und  teil- 
weise Freilassung  vom  Schulbesuch,  und  die  Erlaubnis  für  Kinder,  als 
„Halb-  und  (laiizzcitcr"  zu  arbeiten.  Ihr  Berirht  wurtir  deni  I'arlainent 
im  vt.rL:ani:;<:nen  August  überreicht  und  enthalt  eine  kurzgefafste  (jc- 
schictiie  der  L'nterrichtsgesetze  in  dieser  Richtung,  der  eine  Uebersicht 
der  geltenden  Gesetzgebung  folgt;  letztere  stellt  die  verschiedenen  Ort- 
lichen oder  staatlichen  Vorschriften  zusammen,  die  den  Schulbesuch  und 
die  Befreiung  hiervon  in  den  aufeinanderfolgenden  Perioden  des  Schul- 
lebens eines  Kindes  sowohl  für  England  wie  für  Schottland  regeln. 
Ferner  enthiilt  der  Bericht  eine  ahnliche  Uebersicht  der  Bedingungen 
der  Zulassung  zur  Arbeit  in  Fabriken  nach  den  Fabrik-  und  Werk- 
stättengeüctzen,  desgleichen  eine  solche  der  Vorschriften  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Verhinderung  von  Mifshandlungen.  Den  Schutz  der 
Kinder,  von  1889,  soweit  sie  auf  die  Frage  der  Kinderarbeit  Bezug 
haben.  Beigegeb«!  sind  Darstellungen  der  bezüglichen  Verhältnisse  in 
Irland  und  drei  ausländischer  Staaten,  Deutschland,  Frankreich  und 
Schweiz. 

e)  Des  weiteren  W'urde  seitens  der  Arbeitsabteilung  eine  Erhebung 
angestellt  aber  die  verschiedenen  Mittel  und  Wege,  die  neuerdings  in 
der  Behandlung  Arbeitsloser  Anwendung  fanden:  die  Ergebnisse  wurden 
dem  Parlament  in  einen  Bericht  eingereicht,  dt  r  ein  aufserordentlich 
weites  Gebiet  umfafst  In  der  Einleitung  dieses  Berichtes  wird  die  ver- 
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schiedene  Bedeutung  erklärt,  in  welcher  der  Ausdruck  Arbeitslose 
gebräuchlich  ist,  und  versucht,  ihn  zutreffend  zu  erlAutem.  Es  folgt 
hierauf  eine  eingehende  Schilderung  der  ThAtigkeit  der-  Gewerkva«ine 

als  des  umfassendsten  Mittels  zur  Abhülfe  des  Arbeitsmangcls.  Ein 
Knpitel  ist  den  Arbeitsbureaux  gewidmet,  deren  Aufgabe  rs  i>t.  als 
Virmittlcr  zur  Beschaffung  von  Arbeitskräften  für  Unti  riu  hnii  r  zu 
dienen  und  Besciiäftigungen  für  jene  zu  tinden.  Ferner  wird  ein  Mittel 
zur  Erlangung  von  Arbeit  in's  Auge  gefafet,  von  d^  in  England  seitens 
der  Angehörigen  mancher  Gewerbe  umfassender  Gebrauch  gemacht 
wird,  nämlich  die  2^itungsin8erate.  Demnächst  schildert  der  Bericht  die 
Einrichtungen  zur  Linderung  der  Not  und  hier  in  erster  Reihe 
die  dauenulcn  Institutionen  zu  diesem  Heimle  und  >odann  die  zeit- 
weiligen Veranstaltungen  zur  Unterstützung  der  Arbeitslosen.  Es  folgt 
die  ausfOhriiche  Darlegung  des  im  letzten  Jahre  in  Teilen  Ostlondons 
von  der  Mansion  House  Conference  angenommenen  zeitweiligen-Unter- 
stützungssy Sterns,  ein  Punkt,  über  welchen  die  Angaben  aufserordcnt- 
lieh  vollständig  sind.  Im  Anschlufs  hieran  sind  die  Resultate  eines 
Versuches  mitget»  ilt.  sich  iiin  r  die  dauernden  Wirkungen  einer  der- 
artigen Unterstützung  durcii  Erkundigungen  über  einige  solcher  Unter- 
stfltzten  nach  einem  Zeitraum  von  sechs  Monaten  zu  vergewissern. 
Hierauf  folgen  spezielle  Mitteilungen  Ober  festländische  Arbeiterkolonteen 
von  Professor  Mavor.  der  einige  dieser  Kolonieen  in  iJeutschland, 
Belgien  und  Frankreich  im  Auftrag  der  Abteilung  be-^uchfc.  Der 
Schlufs  bildet  eine  L'eber  >ielit  ilei'  1  lauptresultate  der  Erhebungen  nebst 
emein  Rückblick  über  die  Wirksamkeit  und  Grenicn  eines  jeden 
Mittels. 

i)  Einer  Aufforderung  des  Staatssekretärs  entsprechend,  bildete  die 
Arbeitsabteilung  im  Verein  mit  dem  Ministerium  des  Innern  eine  Ver> 
waltungskommission  zur  Untersuchung  der  Bleiwcifs-  und  ihr  ver* 
wandten  Industriecn.  w^orauf  gegen  Ende  des  letzten  Jahres  ein  Bericht 
erschien  Ober  den  Einilufs  der  verschiedenen  X'erfahren  auf  die  Ge- 
sundheit der  iVrbeitcr.  Er  enthält  mehrere  Vorschläge  und  Anregungen 
zur  Bdkimpfung  der  voriiandenen  Uebdstände,  und  die  Ansichten  der 
Kommistion  fanden  vor  kurzem  Ausdruck  in  einer  Bekanntmachung  des 
Ministeriums  des  Innern,  welche  im  Anschlufs  an  §  8  (1)  des  Fabrik- 
und  Werkstättengesetzes  von  1891  ausspricht,  dafs  gewisse  Verfahren 
in  den  genannten  Industrieen  (ortan  als  gesundhiitsgetährlich  oder 
schädlich  zu  betrachten  seien,  hifolge  dieser  Bekanntmachung  kann  der 
Oberfabrikinspektor  dem  Inhaber  einer  Fabrik  oder  einer  Werkstftite, 
in  denen  die  angefShrten  Industrieen  betriebeai  w^en,  schriftlich  ent- 
weder spezielle  Anordnungen  vot^ddagen,  oder  die  Annahme  von  spe- 
ziellen Mafsregeln  fordern,  welche  seiner  Meinung  nach  thunlich  und 
geeignet  erscheinen,  den  vurhandencn  Milsstäuden  abzuhelfen. 

Desgleichen  beteiligte  sich  die  Abteilung  an  der  Bildung  einer  Kom- 
mission zur  Ermittelung  der  Verhflltnbse  der  in  Töpferwerkstätten,  che- 
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Hiaselicn. 


mischen  Falniken  und  ZOndhöIzcfaenbetrieben  besdiAftigten  Arbeiter; 

ein  Bericht  Ober  diesen  Gegenstand  erschien  im  Januar  dieses  Jahres. 

g)  Ferner  hat  Mifs  Collet,  eine  Arbeitskorrespondentin  der  Abtei- 
lung, eine  Untersuchung  veranstaltet  der  Lohnsatze  und  der  Arbeit«;- 
verhältnissc  in  verschiedenen  von  der  Einwanderung  betroüenen  Ge- 
werben mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  dort  beschäftigten  Frauen. 
Die  genannte  Dame  veröffentUchte  aufserdem,  von  anderen  Koni- 
missarien  unterstotzt.  einen  Bericht  Otier  die  Verhältnisse  der  in  den 
Textilindustrieen  des  Vereinigten  Königreichs,  den  Beklcidungsgewcrbcn 
in  einigen  der  Ilauptsitze  der  Blciwcifsindustrio  in  England  und 
Schottland,  den  Töpfereien  Stafiordshires  und  vielen  anderen  Industrieen 
beschäftigten  Frauen.  Auch  Berichte  über  die  Lage  der  Laden- 
ge hOlfinnen  und  der  Kelhierinnen  und  Aufwirterinnen  in  Hotels,  Gast« 
hfiusem  und  Restaurants  erschienen.  Die  Ermittelungen  fanden  in  um- 
fassendstem Mafse  statt,  und  die  erwähnten  Berichte  enthalten  eine 
Menge  allgemeiner  und  statistischer  Daten  aber  die  weiblichen  Arbeiter 
des  Königreichs. 

hl  Anlilfslirh  vcrsrhic-dencr  wichtiger  industrieller  Streitigkeiten 
entsandte  die  Arbeilsabtcilung  Vertreter  während  des  Bestehens  der- 
selben behufs  Erhebungen  an  Ort  und  Stelle.  Man  ist  auf  diese  Weise 
bemfiht,  mit  den  die  Arbeit  betreffenden  Bewegungen  in  BerOhrung  zu 
bleiben  und  folgt  genau  allen  etwa  schwebenden  Unteriiandlungen.  Der 
letzte  Strike  in  der  Kohlenindustrie  wurde  mit  gespanntester  Aufmerk- 
samkeit beobachtet,  und  hei  der  unter  dem  Vorsitze  des  Lord  Rose- 
berpv'  stattfindenden  Konferenz  war  der  Arbeitskommissar  als  Schrift- 
führer zugegen. 

i)  Neben  den  vorstehend  aufgeführten  neuen  Arbeitsaufgaben  war 
ein  Teil  des  Personals  der  Abteilung  beschäftigt  mit  der  Zusammen- 
stellung und  Ordnung  des  Stoffes  far  die  alljflhrlidi  ersdmnenden 

Berichte  Aber  Gewerkvereine  sowie  Ober  Ausstände  und  Ausaperrungen, 
welche  seit  einiger  Zeit  vom  Handelsministerium  herausgegeben  werden. 

k)  Endlic  h  ist  die  VeröÜentlichung  des  Jahresberichts  der  Abteilung 
in  Aussicht  genommen. 

Das  vorstehend  Angefahrte  bedeutet  keine  geringe  Leistung  f&r  die 
sechs  oder  neun  Monate  des  Bestehens  der  neuen  Einriditung  auf  seiner 
veränderten  Grundlage.  Man  beabsichtigt  indessen,  ihren  Thätigkeits- 
kreis  noch  weiter  auszudehnen,  und  es  wird  bereits  eine  Vermehrung 
ihres  Personals  in  Erwägung  gezogen. 

Leber  den  Nutzen  einer  Arbeitsabteilung  sind  in  England  fast  alle 
denkenden  Menschen  durchaus  einig.  Man  hält  dafür,  dafs  allein  schon 
hioaicfadich  der  Löhne  die  Veröffentlichung  einer  einachligigen,  zu- 
treffenden  Statistik  für  die  staatliche  Gemeinschaft  ein  wesentlkher  Vorteil 
sei.  Wie  <fie  Löhne  in  den  groisen  Industrieen  des  Landes  schwankten, 
wie  sie  in  nicht  weit  von  einander  entfernten  Orten  differierten  und 
noch  differieren,  wie  und  wann  sie  gezahlt  werden  und  wie  lange  die 
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normale  Dauer  des  Arbeitstages,  sind  alles  Fragen  von  hodiwichtiger 
Bedeutung.  Außerdem  aber  werden  in  den  Spalten  der  monatlich  von 

der  Regierung  \  cr>>nrentlichten  »Labour  Gazette*  behandelt:  das  Mafs, 

in  welchem  die  Beschäftigung  in  einzelnen  ricucrbcn  au>:sctzt,  das 
Vorkommen  von  Ausstanden,  die  Anwendung  des  Sihicd>-  und  Kiui- 
gungsverlahrens  in  der  Beilegung  von  Gevverbestreitigkeiten,  die  Frage 
nach  der  Ersetzung  der  einheimischen  durch  die  Arbeit  des  Auslandes, 
der  wichtige  Punkt  der  Wanderungen  innerhalb  des  Landes  und  so 
manches  andere. 

Früher  dagegen  war  Ober  alles  dies  wenig  oder  gar  nichts  zu  er- 
fahren oder  nur  mit  aufserordentlichem  Zeitaufwand,  da  die  bezütilichen 
Daten  in  Blaubuchern  vermoderten,  oder  aufs  Geratewohl  in  den  Be- 
richten der  Fabrikinspektoren  oder  in  den  Verhandlungen  von  Kom* 
missionen  zerstreut  waren.  Dem  Durchschnittsarbeiter  oder  -Unter- 
nehnier  blieben  sie  Völlig  unzugänglich.  Zudem  hat  die  Unregelmäfsig- 
keit  der  Beschäftigung  oft  ihren  Grund  in  der  l'nwissenheit;  daher  kann 
denen,  welche  ilirc  Gcsohirklichkcit  oder  ihre  Kraft  verkaufen  müssen, 
so  mancher  Irrtum  crfepart  bleiben,  wenn  sie  an  der  Hand  eines  zuver- 
lässigen amtlichen  Fahrers  im  Stande  sind,  den  Bewegungen  des  Ar- 
beitsmarktes  genau  zu  folgen.  Es  ist  unstreitig  ein  grofser  Fortschritt, 
wenn  statistisches  Wissen  eine  bessere  Verteilung  der  Arbeit  bewirkt, 
und  noch  mehr  bedeutet  es.  wenn  wirtschaftliche  Dinge  erörtert  werden 
nicht  mit  leeren  oder  Icidrn^ohaftiichcn  Redensarten,  sondern  auf  der 
Grundlage  sorgsam  zusammengc-stellter  Thatsachen. 


Zur  Statistik  der  Prostitution  in  Berlin, 


Von 

BRUNO  SCHÜENLANK. 

Zu  den  >ozialsiatistisch  anziehendsten  Particcn  des  Vcrwaltungs- 
berichtts.  den  das  Berliner  I\>lizeiprA'>idium  alle  zehn  Jahre  erstattet, 
gehört  der  Al)~chnitt  liix  r  die  Th;'ititikeit  der  Sittenpolizei  V» 

Nur  über  einen  eng  abgesteckten  Aussclinilt  aus  dem  Leben  der 
Prostitution  unterrichtet  uns  die  amtliche  Quellenschrift.  Die  Lohn- 
dimen,  die  „mit  der  Polizei  in  BerOhrung  gekommen  sind",  die  unter 
sittenpolizeilicher  Aufsicht  Stehen,  werden  von  der  PoHzeistatistik  er- 
l"af^t  und  behandelt.  So  •jewi^scnhaft  aber  auch  die  Zahlen  gebucht 
inul  hearh«  itet  sind,  so  deutln  h  cr<;ibt  sich  an>-  den  Mitteilungen  des 
PolizcipraMdiunis,  dafs  enic  vor  den  Ansprüchen  einer  wissenschaft- 
lichen Arbeitsweise  stichhaltende  ziffemmafsige  Darstellung  der  hier  zu 
Tage  tretenden  gesellschaftlichen  Vorgänge  nicht  gegeben  wird,  nicht 
gegeben  werden  kann. 

So  lanpe  nicht  ein  methodologisch  sicherer  Leitfaden  für  die  Er- 
liebungen  auf  ttie-i  in  ( It  liiete  vorhanden  ist,  werden  wir  stet>  mit  dem 
Ungewissen  zu  recluieii  gezwungen  sein.  Auf  Schritt  und  Ihn  aber 
schwankt  uns  der  Boden  unter  den  FQfsen.  Von  festen,  wohlbegrQn- 
deten  Ergebnissen,  die  sich  sozialpolitisch  verwerten  liefsen,  ist  nicht 
die  Rede. 

SolltMi  die  Anuabcn  über  die  Zahl  der  unter  Aufsicht  gestellten 
Lohndirnen  brauchbar  sein.  st>  nuifs  durch  eine  feste  Vorschrift  die 
fortlaufende  regehnäfsigc  Linzeichnung  verbürgt  sein. 

Es  erhellt,  dafs  die  Zahl  der  KontroUdtmen  steigt  und  fUlt  mit  der 
Zahl  der  Anzeigen.  Je  mehr  Prostituirte  von  der  Sittenpolizei  zur  An> 

Zweiter  VcrvvaUungsbcricht  des  küniglichcn  l'ulLZcipräsidtumü  von  Berlin 
mr  die  Jahra  1881—1890.  Berlin  1891.  W.Moser'sHofbitchhuidlung.  S.3S1->359. 
Der  erste  Verwaltungsbericht  fllr  die  Jahre  1871—1880  ist  in  derselben  Buch- 
handlung erschienen. 
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zeige  gebracht  werden,  um  so  höher  ist  die  Ziffer  der  in  die  Listen 
Eingezeichneten,  ist  die  Zahl  der  Beamten  grofs,  dann  Ist  die  Chance 
der  Steigerung  von  Hause  aus  günstiger  als  im  umgekehrten  Falle. 

Dazu  tritt  ein  subjektiver  Faktor,  der  gröfscrc  oder  geringere  Eifer  der 
I^eamtcn  auf  der  einen,  dit.'  jjrt'^fscre  oder  geringere  Ceschickliihkeit 
der  i'i i)>tituirten.  die  sicli,  so  lange  es  angeiit.  der  Sittenkontroile  ent- 
ziehen, auf  der  anderen  Seite.  Gesetzt,  dafs  die  Verwaltungsmaschinerie 
tadellos  arbeite,  so  dafs  die  unter  den  gegebenen  Umstanden  denkbar 
höchste  Anzeigenzahl  erreicht  würde,  so  böte  der  gesammelte  Zahlenstoff 
im  gönstigslen  Falle  eine  Stichprobe.  Nicht  die  Prostitution,  sondern 
die  zur  Reobachtung  gelangte  Prostitution  I.lfst  sich  danach  berechnen. 
Unter  Kontrolle  standen  in  Berlin  im  Jahre  1873  1742  Frauenzimmer, 
und  ein  so  kühler  Beobachter  und  Fachmann  wie  Schwabe  schätzt  für 
dasselbe  Jahr  die  Zahl  der  Berliner  Dirnen  auf  etwa  14000.  Nur  ein 
kleiner  Bruchteil  der  Prostituirten  fällt  unter  die  Polizeiaufsicht  und  also 
unter  die  Polizeistatistik,  die  grofse  Masse  fluktuirenden  Prostitution 
entzieht  sich  ihr.    Darfiber  ist  kein  Zweifel  mehr  möglich. 

Indefs  die  Grofse.  mit  der  wir  hier  zu  thun  haben,  hat  noch  nicht 
einmal  dieverhältnismäfsige  Festigkeit,  die  wir  soeben  angenommen  haben. 
Eine  einfache  Verwaltungsmafsregel  des  Polizeipräsidiums  vermag  das  Er- 
gebnis gründlich  zu  ändern.  Bestimmt  dasPrflsidiam  z.B.,  dafs  die Au&icht 
sich  unter  läfslicheren  Bedingungen  als  bisher  voltziehe,  so  wandelt  sich 
das  Zahlenbild  mit  einem  Schlage  um.  Eine  Vcifii^ung  vnm  27.  No- 
vember 1886  schrieb  vor.  daf-^  dio  .Sittenkontroile  nicht  eher  eintreten 
dürfe,  als  bis  versucht  worden  sei,  die  Kontrolle  entbehrlich  zu  machen. 
Eine  Verfügung  vom  2.  Mai  desselben  Jahres  hatte  bereits  angeordnet, 
dafs  die  Stellung  unter  Kontrolle  in  einem  begründeten,  von  dem  Ab- 
teilungsleiter zu  unterzeichnenden  Beschlüsse  auszusprechen  sei,  und 
dafs  „das  vorangehende  V'ethör  sich  auf  die  rnT-tftndc  und  Ereignisse, 
durch  die  die  Frauenspersonen  der  Pro-tituiion  zugeführt  worden  sind, 
zu  erstrecken  habe".    Es  wurden  in  Herlin  gezählt'): 

1869  .  .  1709  1880  .  .  3186  \ 


Verwailungsbericht  für  1871  —  1880,  S.  277;  zweiter  Vcrwaltungsbericht, 

S.  352. 


1870  .  .  1606 

1871  .  .  1625 

1872  .  .  1701 

1873  .  .  1742 

1874  .  .  1956 

1875  .  .  2241 

1876  .  .  2386 

1877  .  .  2547 

1878  .  .  2767 

1879  .  .  3033 


1881  .  .  3465 

1882  .  .  3900 

1883  .  .  3760 

1884  .  .  >i72l 

1885  .  .  3598 

1886  .  .  3006 

1887  .  .  3063 

1888  .  .  3392 

1889  .  .  3703 

1890  .  .  4039 


eingeschriebene  Prostituirtc. 
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Miszellen. 


Der  beinahe  stetige  Aufstieg  der  Jahre  1869  1885  wird  durch  die 
Jahre  1886.  1887.  1888.  wo  die  Verfügungen  des  Folizeipriisidiums  krilf- 
tigrr  einwirkten,  dcutlit  h  vinterbrochen.  Werden  die  Zü^v]  --i  h.irfer 
angezogen,  wird  die  Zahl  der  Sittenpulizisten  vermehrt,  geiit,  wie  das 
jetzt  geschieht,  die  Kriminalpolizei  mit  der  Sittenpolizei  gemeinsam  vor. 
so  hfluft  sich  die  Menge  der  Sistierungen.  Fflr  die  amtlichen  Ueber- 
sichten  mufs  die  Regel  gelten:  was  der  Sittenschutzmann  nicht  anzeigt, 
i>t  nicht  Vorhanden.  Nicht  sistiert.  nicht  kontrolliert.  Nicht  kontrolliert, 
niciU  registriert.  Man  darf  wohl  ohne  IVbertreibung  behaupten,  dafs 
die  nicht  kontrollierte  Prostitution  zur  kontrollierten  im  Verhältnis  von 
7«:  V*  steht 

Allein  die  schwankenden  Ziffern  der  PoUzeistatistik  lassen  sich  in- 
direkt durch  die  Wirtschaftsgeschichte  kontrollieren.  Dafs  die  ökonomische 

Lage  iimnittelbar  auf  die  Prostitutionsziffer  einwirkt,  ist  des  öfteren 
schi>n  liervorgehoben  worden,  Wenn  man  die  vorhin  gegel)eiie  l'ebcr- 
ijicht  der  eingeschriebenen  Lohndirnen  Berlins  betrachtet  die  Kriegs- 
jahre 1870  und  1871  seien  wegen  der  Anomalie  der  Verhältnisse  aus- 
geschieden — ,  so  ergibt  sich,  dafs  die  GrOnderjahre  1872  und  1873  mit 
ihren  gOnstigen  Erwerbsbedingungen  die  niedrigste  Zahl  Eingeschrie- 
bener aufzeigen,  dafs  die  darauf  folgenden  Jahre  des  Niedergangs  die 
Ziffer  in  die  Hohe  treiben.  Die  schleichende  Krisis  wird  anfangs  der 
achtziger  Jahre  durch  einen  Aufschwung  unterbrochen,  der  in  dem  Zeit- 
raum von  1883—1889.  hier  freilich  unterstützt  durch  die  mildere  Hand- 
habung der  KontroUvorschriften,  auch  in  dem  Dimenverzeichnisse  zum 
Ausdruck  gelangt  Mit  der  Verschlimmerung  der  Lage  begannt  ein  Auf- 
stieg der  Registerziffer.  Nun  ist  zu  beachten,  dafs  die  eingeschrie- 
benen Dirnen  den  ei'-ernen  l'>e>.tand.  den  festen  Stamm  der  Prostitution, 
die  organisierte  und  incorponerte  Masse  der  LohndirnenschaU  bilden. 
Hier  treten  die  Schwankungen,  wie  sie  die  Konjunktur,  der  Wechsel 
der  Brodpreise,  der  Mangel  an  Beschäftigung,  die  Prosperität  mit  sich 
bringen,  nicht  so  scharf  hervor  wie  in  der  unkontrollierten  und  unkon- 
trollierbaren  flottanten  Prostitution,  die  zumeist  nur  durch  ein  indirektes 
Verfahren,  durch  Beobachtungen  bestimmter  Merkzeichen  und  Folge* 
erscheinungen  zu  fas>en  ist. 

Der  zweite  Verwaltungsbericht  gibt  eine  Zusammenstellung  über 
den  GeschAftsumfang  der  Sittenpolizei  im  letzten  Jahrzehnt  Es  gab: 


Jahr 

Einginge 

Sistieniiigen 

VorfiBhniiigen 

UebcrwcMungen 
an  die  Landes- 
polizci  durch  rich> 
terliches 
Erkeaatnis 

24  64  t 

10  878 

4849 

SOS 

23  519 

12220 

7261 

173 

1883  

26  758 

11  269 

6937 

340 

26917 

11  157 

8034 

389 
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Jahr 


Einginge 


Ststieningen 


Ueberwcisungcn 
an  die  Landes- 
Vorflkhrttngen!polizci  durch  rich- 


terliches 
Erkenntnis 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


27  836 
29317 
26  664 
29  769 
34  195 
34  252 


12  450 
14  438 

13  358 
16  288 
16  883 
16605 


8025 
8258 
7410 
9688 
10301 
9165 


432 

123 

171 
132 
102 
128 


Dafs  die  Zustande  sich  verschlechtert  haben,  geht  aus  der  lieber» 
sieht  deutlidi  hervor.  Ununterbrochen  ist  das  Wachstum  der  Eingänge, 

Sistierungen,  Vorftlhrungen.  Aber  die  Tabelle  kiflrt  uns  nicht  darüber 
auf,  wie  viele  eingeschriebene,  wie  viele  der  Prostitution  verdftchtige 
Weiber,  und  wie  oft  sie  sistiert  und  vorgeführt  worden  sind. 

Die  Syphiliszitier.  deren  Zu^aininenhang  mit  den  wirtschaftlichen  Zu- 
standen Stern*)  und  der  Verfasser*)  fOr  Breslau  und  Bayern  nachgewiesen 
haben»  hat  sich  im  verflossenen  Jahrzehnt  in  Berlin  erhöht,  der  Bericht 
stellt  eine  grössere  Verbreitung  der  Lustseuche  unter  den  Prostituirten 
fest   Von  den  eingeschriebenen  Dirnen  wurden  syphilitisch  befunden: 


Die  vorgesdiriebene  Ärztliche  Untersuchung  —  seit  dem  1.  Mai  1867 
sind  sechs  Aerzte  dabei  thätig  ist,  wie  man  sieht,  nur  ein  sehr  ge- 
ringer Schutz  £:egen  die  Verbreitung  der  Syphilis  durch  di«  KontroU- 
dirnen.  von  denen  sich  sehr  viele  übiigens  der  l  iittr^iu  hiiiig  in  entziehen 
wissen.  Wenn  Vcrtheidiger  des  Kontrollbystenis  die  venerische  Er- 
krankungshflufigkeit  kontrollierter  und  nicht  kontrollierter  Dirnen  mit 
einander  vergleichen'),  so  verfallen  sie  in  den  Fehler,  Unvergleichbates 

'l  Ucbcr  die  Ausbreitung  der  venerischen  Erkrankungen  in  Breslau,  in 
Eulcnburg's  Vicrteljahrsächrift  für  gerichtliche  Medizin  und  öfTcntlichcs  Sanitäts- 
weaeiu  N.  F.  XL,  1. 

*)  Die  Syphilis  und  die  Soudzustflnde,  io  der  Neuen  Zeit  1887,  S,  502  ff. 

^  So  im  zweiten  Verwaltunfsbeticbt  Sw  352. 


1869  .  .  .  59.5  pCt. 

1870  ..  .  55,9  , 

1871  .  .  .  51.8  , 

1872  .  .  .  62,8  , 

1873  •  •  .  64,4  B 

1874  .  .  .  57,6  • 

1875  .  .  .  45,3  , 

1876  ...  31,9  , 

1877  .  .  .  82,4  , 

1878  .  .  .  57,2  , 

1879  ...  50,7  . 


1880  ..  .  44,1  pCt 

1881  .  .  .  42,2  , 

1882  .  .  .  40,9  . 

1883  .  .  .  34,7  , 

1884  •  •  •  dt|3  1^ 

1885  .  .  .  30,6  , 

1886  .  .  .  39,5  . 

1887  .  .  .  38,1  , 

1888  .  .  .  47,0  . 

1889  .  .  .  50,2  . 

1890  .  .  .  55.6  • 


Digitized  by  Google 


334 


Misiellen. 


miteinander  messen  zu  wollen.  Die  Zahl  der  eingeschriebenen  Dirnen 
zwar  ist  bekannt  Wie  aber  ist  es  möglich,  festzustellen,  welche  Grappe 

die  höhere  Erkrankungshilufigkt  it  aufweist,  so  lange  man  die  Gc-ammtzahl 
dri- Winkcldirncn.  der  fluktiiirciulcn  I'ro-^timtion  nicht  kennt?  K-  leuchtet 
ein.  dafs  bei  der  ^rof^^en  Zahl  der  K« iiitrt)lldirnen  rauh  ■-eehs  Aerzte. 
deren  jedessmahge  Lntersuchungszeit  zwei  Stunden  betragt,  nicht  aus- 
reichen. Der  Verwaltttngsbericht  verweist  selber  darauf.  Daraus  schon 
ergibt  sich  die  Unzulänglichkeit  der  gelieferten  Syphilisdaten.  Bis  Anfang 
1877  wurde  die  ärztliche  Untersuchung  von  nur  zwei  Aerzten  ausgeführt 
Je  mehr  die  Zahl  der  zu  imtersuchenden  Frauenzimmer  wuch?.  um  so 
oberflflchliciier  wurde  die  l'ntcrsuchung.  Es  wurden  deshalb  1879  noch 
zwei  Aerzte  angestellt.  „Da  die  Untcr.suchung,"  heifst  es  im  er^tea 
Verwaltungsbericht'),  „nunmehr  sorgfältig  ausgeführt  werden  kann  und 
unter  Anwendung  aller  wissenschaftlichen  Hfllfsmittel  geschieht,  wurden 
auch  leichtere,  bisher  unbeachtet  gebliebene  ErkrankungsfäUe  entdeckt 
Hierin  ist  die  Ursache  fOr  die  auffftllige  Zunahme  der  für  1877  nach- 
gewiesenen Syphiliscrkrankungen  zu  suchen.  Seitdem  ist  die  Syphilis 
andcrcr>eits  von  Jahr  zu  Jahr  mehr  in  Abnahme."  Im  l.tliro  1892  wird 
dagegen  die  stetige  Zunahme  der  Sypluliserkrankungen  und  die  Not- 
wendigkeit einer  Vermehrung  der  Aerzte  betont.  Die  Zahl  der  Ärzt- 
lichen Untersuchungen  stieg  von  81 716  im  Jahre  1881  auf  97874  im 
Jahre  1890. 

Eingeschriebene  Dirnen,  die  ein  Arbeits-  «xJer  Dien'^tverlialtni-»  ein- 
gehen, werden  aus  der  Kontrolle  entlassen.  Allerding.s  stellen  sie  nocli 
eine  Zeit  lang  unter  Aufsieht,  und  es  ge.schieht  oft  genug,  dafs  der  Dienst- 
herr oder  Unternehmer  die  eingestellte  Arbeiterin  deshalb  wieder  ent> 
läfst  Auf  jeden  Fall  -ist  es  für  die  Prostituirte  flufserst  schwierig,  sich 
aus  dem  Lumpenproletariat  wieder  zu  erheben:  die  Zustfinde  selbst 
hindern  sie  daran.  So  konunt  es.  dafs  die  Zahl  der  von  der  Kontrolle 
MTcjen  Kinuehung  eines  Dienst-  oder  Arbeitsverhältnisses  befreiten  Pro* 
stituirtcn  in  den  letzten  Jahren  abgenonnnen  hat.   Sie  betrug: 

1886   763 

1887    368 

1888    347 

1889    339 

1890    390 

Der  Verwaltungsbericht  hebt  übrigens  hervor,  dafs  Fflile,  wo  Pro- 
stituirte gute  Hausfrauen  und  Mütter  geworden  seien,  nicht  zu  den  sel- 
tenen gehörten.  Im  all<;emeinen  jedoch  ist  die  Eallgeschwindigkeit  des 
Weibes,  tlas  widerstand-untühiger  und  reehllo-cr  als  der  Mann  i-t.  zu 
grofs.  sind  die  Sozialzustände  so  ungünstig,  dafs  die  Prostituirte,  die 
einmal  amtlich  gebucht  ist,  in  der  Regel  bis  zu  ihrem  Untergange  in  dem 
Banne  des  Lumpenproletariats  bleibt 

>)  A.  a.  O.  S.  502,  503. 
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So  lange  die  Okonomischeii  Bedingungen  fflr  diese  Massenerschei- 
nang  bestehen,  wird  daran  nichts  geändert  Es  erhellt,  dafs  spezifisch» 

kirchliche  Versuche  da  scheitern  mufsten,  wo  allein  eine  soziale  Reform 
Wandel  schaffen  kann.  Im  Jahre  1881  war  mit  dem  Zcntralausschufs 
für  innere  Mission  die  Vereinbarung  getroften  worden,  „zum  Zwecke 
eines  geordneten  Zusammenwirkens  der  Sittenpolizei  mit  freien  und 
kirchlichen  Vereinen  die  Namen  der  zum  ersten  Male  unter  Kontrolle 
gestdlten,  sowie  wegen  Verdachts  der  Prostitution  verwarnten  Frauen 
der  Berliner  Stadtmission  mitzuteilen,  die  durch  ihre  Helferinnen  eine 
Einwirkung  auf  die  ihr  genannten  Dirnen  auszuüben  versucht."  Nach 
dem  Jahresbericht  der  Stadtmission  sind  1890  über  849  Frauenspersonen 
namhaft  gemacht  worden,  wovon  jedoch  der  gröfsere  Teil  von  den 
Oiganen  der  Stadtmission  nicht  ermittelt  und  nicht  angetroffen  wurde. 
«Den  Bekehrungsversuchen,"  heifst  es,  „zeigten  sich  141  zugänglich.* 

Uns  erscheint  diese  Inanspruchnahme  einer  bestimmte  konfessionelle 
Zwecke  verfolgenden  Vereinigung  durchaus  verwerflich.  Dafs  die 
Thätigkeit  der  Stadtmission  nahezu  ergebnislos  war.  wird  ja  offen  zu- 
gegeben. .Bekehrungen"  aber  gilt  es  nicht  vorzunehmen.  Es  ist  viel- 
mdir  notig,  den  Weibera,  die  der  Prostitution  verfallen  sind  oder  zu 
verfidlen  drohen,  Daseinsbedingungen  zu  schaffen,  die  ihnen  ein 
Existenzminimum  verborgen.  Hier  handelt  es  sich  nicht  um  eine  reli- 
giöse, sondern  um  eine  wirtschaftliche  Frage,  nicht  um  eine  Gewissens- 
frage, sondern  um  eine  Magenfrage.  Die  Gesetzgebung  hat  die  Pflicht, 
einzugreifen.  .  .  . 

Im  Einklänge  mit  den  Oblen  Erfahrungen  der  Stadtmission  stehen 
die  Erfahrungen  der  Anstalten  ^ur  Besserung  Gefallener*.  Nur  in 
zwei  Fällen  haben  sich  Dirnen  zur  Aufnahme  in  solche  Anstalten  bereit 
erklärt,  obwohl  der  Eintritt  von  der  Sittenkontr<<llc  befreit.  ,Ks  ist 
sehr  zu  beklagen."  schreibt  der  zweite  Verwaltungsbericht 'i.  „dals  die 
der  Prostitution  verfallenen  Mädchen  gegen  diese  woiilthätigen  An- 
stalten (Magdalenenstift,  Bethabarastiftung  des  Pastors  Behrend  in 
Weissensee,  Zufluchtsstätte  in  der  Trebbinerstralse),  insbesondere  gt^en 
das  Magdalcnenstift  eine  unQberwindliche  Abneigung  haben,  weil  sie 
angeblich  dort  zu  streng  gehalten  und  mit  Arbeit  übermflisig  ange- 
strengt werden." 

Welchen  Abgrund  von  Elend  enthält  die  Angabe  des  amtlichen  Be- 
richts, wonach  es 

1886   7 

1887   5 

1öö8  5 

1889   7 

1890   6 

Kontrolldirnen  unter  16  Jahren  gegebm  hat!  Im  Jahre  1871  wurden  in 
Berlin  5  Prostituirte  im  Alter  von  14  Jahren,  43  im  Alter  von  15  Jahren, 

1)  A.  a.  O.  S.  353. 
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49  im  Alter  von  16  Jahren  gezahlt 0  Es  wAre  erfreulich,  wenn  die 
jetzige  Ziffer  nicht  tröge.  Ob  das  freilich  der  FaU  itt,  Uast  sich,  wie 
die  Dinge  soziaUtatistisch  liegen,  leider  nicht  ermitteln.  Man  weif«  eben 

nicht,  ob  wir  es  mit  einer  mangelhafteren  Erhebung  oder  mit  einer  ver- 
hilltni'^nuirsigcii  iics>criuig  der  Verhältnisse  zu  thun  haben.  Der  Vcr- 
waltungsbcncht  begnügt  sich  damit,  eine  Reihe  von  Thatsachen  zur 
Aufoeren  Gesdiichte  der  kontrollierten  Prostitution  mitzntheilen.  Die 
RelativitAt  der  amtlichen  Zahlen  ist  von  uns  in  Kflrze  nachgewiesen 
worden.  Zur  Erkenntnis  des  gesellschaftlichen  Mittels,  das  die  Daseins- 
bedingungen  der  Prostitution  in  sich  begreift,  ist  die  Hinsicht  in  deren 
innere  Ciesrhichtc  erforderlich.  Nun  ist  in  der  That  der  urkundliche 
Stoß'  für  solch  eine  innere  Geschichte  der  Prostitution  in  Berlin  wenig- 
stens in  den  Anfängen  vorhanden.  Einen  ersten  Versuch,  ihn  zu 
bearbeiten  und  zum  mindesten  die  leichten  Umrisse  zu  einem  anschau« 
liehen  Bilde  zu  entwerfen«  hat  vor  fast  zwei  Jahrzehnten  R  Schwabe  in 
seinem  vorhin  angeführten  Aufsatze  unternommen.  Dabei  ist  es  jedoch 
leider  geblieben,  und  noch  immer  harrt  das  Material  seiner  Aufbereitung 
und  Bearbeitung. 

Eine  Verfügung  des  Polizeipräsidiums  vom  20.  April  1871  iiattc  es 
fir  drtng«Ml  nötig  erkürt.  Ober  die  Ausbreitung  der  Prostitution  in 
Berlin  genauere  statistische  Erhebungen  zu  veranstalten.  Dazu  sollten 
ZflhlblAtter  benutzt  werden;  für  jede  Kontrolldime  sei  ein  ZAhlblatt 

anzulegen.  Vom  1.  Oktober  1872  an  wurden  diese  ZAhlblätter  gefflhrt, 
im  Oktober  1872  betrug  ihre  Zahl  2249.')  Im  ersten  Verwaltungs- 
bcrichtc  des  Polizeipräsidiums  wird  ausdrücklich  hervorgehoben,  dafs 
„die  zum  ersten  Male  wegen  Verdachts  der  Prostitution  vorgeführten 
Frauenspersonen  zunAchst  ausfühiiich  Aber  ihre  persönlichen  Erwerbs- 
verhAltnisse  vernommen  werden.*'*) 

Das  Zählblatt  genügt  bescheidenen  sozialstatistischen  Ansprüchen. 
Was  für  eine  Fülle  von  brauchbaren  Angaben  die  Zählblatter,  die 
sich  heute  auf  viele  Zchntausende  belaufen  müssen,  ^owie  die 
Protokolle  enthalten,  bedarl  keines  Nachweises.  Es  ist  an  der  Zeit, 
dafs  der  Forschung  der  Rohstoff  zugänglich  gemacht  werde.  Eine 
Quelle  der  Belehrung  könnte  man  hier  erschUefsen,  die  f&r  die  Kritik 
und  fflr  die  Reform  recht  nutzbringend  wAre.  Es  veriohnt  sich  sowohl 
methodologisch  wie  sozialpolitisch ,  den  sozialen  Stammbaum  ftlr  My- 
riaden von  Lohndirnen  festzustellen. 


*)  H.  Schwabe,  Einblicke  in  tlas  mncif  und  aulserc  Lcbtn  litr  Bcriinor 
Prostitution,  im  Berliner  Städtischen  Jahrbuch  lür  Volkswirtschaft  und  Statistik. 
Enter  Jahrgang.  Des  Werkes:  Bei)in  und  sdne  Entwickelung,  mebeater  J«hr> 
gang.  Hemusgegeben  von  Dr.  H.  'Sc&wabe,  Direktor  des  statistischen  Bureaus 
der  SUdt  Berlin,  1874.  S.  «2. 

*)  Schwabe  a.  a.  O.  S.  61 — 63. 

^  A.  o.  O.  S.  499. 
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Doch  solch  ein  Unternehmen  wäre  nur  der  erste  vorbereitende 
Schritt  zu  einer  umfassenden  Erhebung,  wozu  die  Kräfte  eines  Privat- 
statistikers natürlich  nicht  ausreichen.  Eine  Reichserhchung  Ober  die 
Prostitution  fördtrrtc  sichcrhch  That^aoficn  ans  Licht,  die  die  deutsche 
Wiitschattsgcschichtc  in  ihrem  V'erlaul'e  von  einem  bisher  nur  zu  wenig 
beachteten  Punkte  aus  beleuchteten.  Schon  die  bruchstückweise  ein- 
gestreuten Beobachtungen  in  der  Enqu^  Qber  die  in  der  Wftsche- 
fabrikation  und  Konfektionsbranche  beschäftigten  Arbeiterinnen*)  weisen 
auf  die  Bedcut>amkcit  der  erst  noch  zu  lösenden  Aufgabe  hin.  Das 
\V(--«  ii  der  hcutifjcn  Wirtschaftsordnung  hcdinj^t  es,  daf^  dir  Industriali- 
sierung dc.>  Weibes  ihm  zugleich  die  Prostitution  als  komplementäre 
Erwerbsweise  aufnötigt. 

Ich  wiederhole  nun  meinen  Vorschlag,  den  ich  bereits  an  anderer 
Stelle')  begründet  habe,  dafs  man  in  die  lex  Heinze,  die  dem  Reichs- 
tage voraussichtlich  wieder  vorgelegt  werden  wird,  einen  statistischen 
i'aragraphcn  einschalte  Lnf-^t  sich  der  Vorschlag  auf  einem  anderen 
Wege  in  die  I^.eichsgesctzgcbung  einfügen,  dann  um  so  besser.  Den 
Vorschlag  selbst  betrachte  ich  als  einen  vermittelnden,  da,  wie  die 
Dinge  heute  liegen,  eine  Reichsenqufite  Ober  die  Prostitution  fOr  die 
nächste  Zeit  ein  frommer  Wunsch  bleiben  wird.  Deshalb  sollte  zum 
mindesten  das  geschehen,  was  sich  mit  verhAltnismäfsig  sehr  geringem 
Aufwand  an  Zeit  luid  Kfistcn  durchführen  Infst.  Bei  der  hohen  Wichtig- 
keit des  ( ieg«  ti-.t, indes  kununen  die  Ausgaben  kaum  besonders  in  Be- 
tracht. Neben  dem  ungeheuerlichen,  rein  bureaukratischen  Schreibwerk 
unserer  Verwaltungsbehörden  erscheint  die  Wirksamkeit  fflr  dieses  Ge- 
biet der  Sozialstatistik  als  eine  leichte  Arbeit. 

Man  verpfliclite  also  die  Polizeiverwaltungen  der  Orte  von  10000 
Einwohnern  und  darüber,  über  die  kontrollierte  Prostitution  Buch  zu 
führen.  Zugrunde  lege  man  das  B(  rlincr  Zählblatt,  das  allerdings  be- 
richtigt und  ergänzt  wt  rdcn  mufs.   Viu]  zwar  etwa  in  folgender  Weise: 

ZäUblatt  für  Prostitairte  No.^ 

1.  Vor-  und  Zunamen  der  Prostituirtcn? 

2.  Geboren  den      ten  18      zu  Prov. 

'i  Die  Erpcbni^st  der  von  den  Bundesregierungen  angestellten  EriTiittcluni;cn 
über  die  Lohnvcrhaltnisse  der  Arbeiterinnen  in  der  Wäschefabrik. iti^ m  und  der 
Konfcktionsbranche ,  sowie  über  den  Verkaut  und  die  Lieferung  von  Arbcits- 
material  (Nflb&den  etc)  seitens  der  Arbeitgeber  an  die  Arbeiterinnen  und  Ober 
die  Hohe  der  dabei  berechneten  Preise.  Stenographische  Berichte  Qber  die  Ver« 
handlungcn  des  Reirhsta^s.  7.  Legislaturperiode.  —  I.  .Session  1887.  Dritter 
Band.  Erster  Anlag«  t>.iii(J.  No.  I — 87  der  anitlirlu  n  Druck.sachen  des  KeichS" 
tags  entiialtend.     Berlin  1Ö87.     Drucksache  Nc  S.  698^749. 

Der  Kampf  gegen  die  Prostitution  in  der  lex  Heinze,  im  Sozialpolitischen 
Centralblatt  IL  Bd.,  S.  368. 

*)  Abgedruckt  bei  Schwabe  a.  a  O.  S.  6f ;  es  enthält  25  Fragen. 
Archiv  für  cos.  Getetigebg.  n.  StatiMik.  VIL  22 
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3.  In,  aufscr  der  Ehe 

4.  Religion 

5.  Des  Vaters  (bei  ehelicher  Geburti  oder  der  Mutter  (bei  uneheL  Geburt) 

Stand  Religion  ev.  Todestag 

Wohnort  Prov.  oder  Todesjahr 

6    Des  Stiefvaters  oder  der  Stiefmutter  Stand  Wohnort 

7.  Erziehung  bei  den  Eltern,  «ien  Stiefeltern,  bei  Pflegeeltern,  im  Waisenhause 

8.  Schulbesuch?  Bildungsgang? 

9.  tingesegnet? 

10.  Bevormundet?   beim?    Gericht  zu 

11.  Verheiratfaet?   wie  oft?   zum     ten  Male,    (»etraut,  in  der  Kirche,  auf 

dem  Standesamt 

12.  Vcrwittwet?  Ges<  liie<len?  Getrennt  lebend?  Ursache  der  Schei- 
dung oder  S  e  p  a  r  a  t  i  <  >  n  ? 

13.  Wie  viel  Kinder  hat  die  Froslituirtc  .•'  wie  alt  eheliche  unehe- 
liche    lebende  todte 

14.  Wohnung?  im  elterlichen  Hause,  im  eigenen  Hause,  zur  Miete,  Cbambre 
gamie,  Bordell,  Schlafstelle  Betrag  der  Miete  mit  ohne  Bekösti- 
gung Sonstige  (pekuniAre)  Verpflichtungen  gegenüber  den 
Vermietern 

15.  Seit  wann  hier? 

16.  Zu  welchem  Zwecke  hierher  gekommen?   Auf  Engagement? 

17.  Ursprünglicher  Beruf?   Bisheriger  Erwerb?   Wie  lange  er- 

w  e  r  l>  - 1  Ii  ,.  •  ;  i;  ? 

18.  Bei   wcl.  lu  m    I  nternchmer,   Dienstherrn  etc.  zuletzt  be- 

se  Ii  a  f  t  i  g  t      «■  \v  c    e  n  '.' 

19.  Arbeits vtrlialtnishc?  ArbcitslohnV 

20.  Erwerb,  jetziger?  Arbeitslos?  Seit  wann  und  wie  lange 
aufser  Arbeit,  Stellung,  Dienst? 

21.  Vermögensverhiltnissc?  Ersparnisse?  Unterstützung  durch 

Wrwandte  u.  s  \v.? 
22-  M  11  f >    die  l' rostitui  rte    alimentationsberechtigte  Angehörige 
oder  sonst  Angehörige  unterstützen? 

23.  Erhalt  sie,  wenn  geschieden  oder  separiert,  eine  gericht- 
lich zugesprochene  Unterstatzung  vom  Gatten? 

24.  Erwerb  des  Mannes?  Louisehe? 

25-  Krluiit  das  uneheliche  Kind  der  P  res  t  i  t  u  i  r  t  e  n  Alimente? 

26.  Wo  befinden  sich  die  Kind<  r?  bei  der  Mutter?  in  Pflege? 
oder  vv  1 1  sonst?    Stand  des  \'  a  t  c  r  s  ? 

27.  Wann  zum  ersten  Male  mit  der  Poluei  in  Berührung  gekommen?  weshalb? 

28.  Unmittelbarer  Anlafs  zur  Prostituirung? 

29.  Polizeiliche  Mafsnahmen?  verwarnt?  Unter  Sanitatskontrolle  gestellt?  von 

30  Den  Ekern  oder  dem  Vormunde  zugeführt  am 

31.  Wie  oft  si stiert?  vorgeführt? 

32.  Der  Landcspolizeibebördc  überwiesen?  am 
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33.  Ausgewiesen?    wann?    von  WO? 

34.  Gerichtliche  Bestrafungen? 
wegen  Kuppelei  am 

,      Verletzung  der  Scharohaftigkeit  am 

^     IKebstahb  am 

«     Hehlerei  am 

9      Unterschlagung  am 

gewerblicher  Unzucht  am 

35.  Polizeiliche  Bestrafungen? 

wegen  lüderlichen  ümhertreibcns  am 
«     Anlockenn  von  M&nnem  am 
«     verbotswidrigen  Aufenthalts  am 
«     Nichtstellnng  xur  firstlichen  Untersuchung  am 
«     Aufenthalts  bei  Kupplern  am 

,       vo- hot-^wi-irigen  Wohnort«  am 

36.  Wurde   m">  Krankenhaus  QberfQhrt   wegen  aj  Krätze?   b)  venerischer 
Krankheiten?  welcher? 

97.  Aus  der  Sittenkontrolle  entlassen?  weshalb?  auf  wie  lange? 
38.  Aeulaere  körperliche  Erscheinung: 

Figur? 

Haare  ? 

Augen  ? 

Besondere  Kcniiieichcn? 
Die  vom  Verfasser  gemachten  Zu!>ätze  und  Erweiterungen  sind 
durch  den  Druck  kenuttich  gemacht  Nach  dem  Vorausgegangenen  er- 
abrigt  es«  die  Bedeutung,  die  die  neuen  Fragen  sozialpolitisch  haben, 

des  Näheren  zu  erOrtem.  Es  versteht  sich  am  Rande,  dafs  das  Zähl- 
blatt  auch  in  seiner  neuen  Gestalt  keineswegs  ein  Ideal  i-^t.  Aber 
gut  wir  aucli  seine  Miingel  kennen,  das  Wirhtiiiste  i--t  doch,  den  Frage- 
bogen für  den  bequemen  und  erschöpfenden  Gebrauch  der  Praxis  ein- 
zurichten. Ihn  mit  allzu  vielen  Fragen  bepacken,  heifiit  AnsprOdie  an 
den  Divchschnittsbeamten  stellen,  denen  er  nicht  gewachsen  ist. 

Fahrt  man  fQr  das  Deutsche  Reich  das  Zflhlblatt  in  der  Art  ein, 
dafs  die  Polizei  Verwaltungen  der  Orte  von  10000  Einwohnern  und  dar- 
über darauf  die-  Bewegung  der  kontrolh'er  ti  ii  Prostitution  verzeichnen 
iniissen.  so  erwächst  daraus  ferner  die  Pfhcht.  für  eine  gewissenhafte 
und  wissenschaftliche  Aufarbeitung  des  wertvollen  Ruhstutles  zu  sorgen. 
Das  kaiseriiche  Statistische  Amt  wäre,  so  lange  wir  kein  eigenes 
sozialstatistisches  Amt  haben,  der  geeignete  Sammelpunkt  fQr  diese 
Arbeit  Unsere  amtlichen  Statistiker,  die  Handel  und  Gewerbe  zahlen- 
mäfsig  zu  ergründen  wissen,  werden  dafür  zu  sorgen  haben,  dafs 
das  Ergebnis  ifirer  soziaLstatisti^rh  vo  sein-  lohmnden  L'ntersucluuigen. 
sachlich  und  übersichtlich  geordnet,  der  Wissenschalt  und  dem  oftent- 
iichen  Leben,  der  Gesetzgebung  und  dem  Kulturfortschritt  gleich  gute 
Dienste  leiste.   
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Siammhammer^  JoMqf^  B^ihgrapkie  des  SosiaUsmus  umä  Korn' 
muniswms,  Jena,  Gustav  Fischer.  1893.  kl.  4^.  303  Seiten. 

Die  Kritik  befindet  sich  dem  Werke  Stammhanuner's  g^enflber 
in  eigcntflmlirlu T  Lage.  Sic  verstummt  förmlich  vor  der  phänomenalen 
Leistung  gcklirtcr  L'nvcrdru>stnhott  und  sammlcrischer  Ausdauer,  die 
ihr  hier  geboten  wird.  Jede  hil)lii »graphische  Arbeit  gröfseren  StiU-s  i>t 
eine  Selbstverleugnung  und  Selbsten  tau  fserung  zum  Wohle  und  Heile 
der  Wissenschaft  und  verdient  daher  im  Grunde  nichts  als  henlicfaen 
Dank.  Diese  ErwAgung  ist  denn  wohl  auch  der  Grund  ftlr  die  bis- 
herigen  Rc/c  n^enten  Stammhammcr's  gewesen,  weshalb  sie  dem  Autor 
lediglicli  eine  Reverenz  machen  zu  mrtssm  glaubten,  ihre  Aussetzungen 
aber  nur  in  einem  unveriit  hnüit  hen  Murniehi  zum  ^Ausdruck  bringen 
wollten.  Nur  die  Neue  Zeit  iiat  ihrer  Natur  nach  etwas  weniger  kon- 
ventionell von  dem  Buche  Notiz  genommen,  doch  hat  auch  ihr  Kritiker 
sich  mit  einigen  wenigen  Randglossen  begnügt. 

Meines  Erachtens  kann  nun  diese  Art.  ein  Buch  von  der  Widitig- 
keit  des  Stammhnii]!^]<  r'schen  einfach  mit  ein  paar  höflichen  Phrasen 
zn  erledigen,  weder  dein  Autor  erwünscht  sein,  noch  viel  weniger  der 
Sache  irgendwie  IVctniineii.  Wenn  die  Kritik  t  twa>  an  dein  Buche  aus- 
zusetzen iiat,  so  soll  sie  es  deutlich  aussprechen,  gerade  weil  m  dem 
vorliegenden  Falle  eine  kritische  Auseinandersetzung  ihre  FrOchte  tragen 
kann,  gerade  weil  das  persönliche  Verdienst  des  Autors  durch  keinerlei 
Kritik  geschmälert  werden  wird. 

Kaut'-ky  hat  in  d»  r  Neuen  Zeit  gesagt:  Stammhammer's  Buch  sei 
k«  ..Hibliogr.ipliii  ".  sondern  ein  „Raritäteiika^ten'*.  Vorausgesetzt, 
dai>  dem  Ausdruck  „Raritütenka.stcn"  keinerlei  ht  rabr,etzende  Bedeutung 
beigelegt  werden  sollte,  dafs  er  vielmehr  nur  ^agcn  soll:  das  Buch  ist 
eine  (^Sammlung  von  Schriften  aber  den  Sozialismus  und  verwandte 
Gegenstände*,  stimme  ich  dem  Urteil  Kautsl^'s  beL  Leider  hat  Kautslqr 
nicht  gesagt,  warum  Stammhammers  Buch  keine  (^Bibliographie  des 
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Sozialismus  und  Konunoiiisinus  sei*.  Ich  versuche,  diese  Lacke  auszu- 
ftllen.  Um  eine  «Bibliographie*  zu  heiisen,  fehlen  dem  Werke  drei 
Requisite: 

1.  die  Kritik  bei  der  Auswahl, 

2.  die  Systematik  in  der  Anordnung. 

3.  die  Vollständigkeit  des  beigebrachten  Materials 

Die  methodische  Kritik  der  Auswalil  des  überreichen  Stoffes 
fehlt.  Es  ist  schon  merkwürdig,  dafs  der  Verfasser  uns  in  der  Vorrede 
nicht  mitteilt,  was  er  unter  «Sozialismns  und  Kommunismus*  verstanden 
hat,  als  er  die  darauf  bezQgliche  Litteratur  sammehe.  Da  so  ungef^  jeder 
Autor  heutzutage  den  Worten  eine  verschiedene  Bedeutung  beilegt, 
kann  man  nicht  wissen,  was  im  einzelnen  Falle  darunter  gemeint  ist 
Es  scheint  fast,  als  ob  unser  Autor  eine  solche  sciiarl'e  Feststellung  des 
Begriffes  —  bei  aller  Schürfe  kann  er  so  weit  gefafst  werden  wie 
irgend  mO^ch  und  sollte  es  zum  Zwecke  einer  bibliographischen  Samm- 
lung sein  —  nicht  fDr  die  notwendige  Voraussetzung  seiner  Arbeit  ge* 
halten  hätte.  DaduK  h  ist  es  wohl  gekommen,  dafs  eine  gewisse  Willkür 
bei  der  Auswahl  d*  <  StotTes  j^eherrseht  hat  Den  ..Anarchismus"  hat 
Stammhammer  niithchandcln  wollen,  auch  den  ..Rrpublikatiismus"  etwa 
Mazzini'scher  Richtung,  auch  die  ..sozialen  Bewegungen  '  der  alten  Zeit 
und  des  Mittelalters?  Mich  dünkt,  nein.  Der  „Karbonariümus"  ist  ein- 
bezogen, »JtfafBa",  „Camorra**,  „Mano  nera"  und  andere  viel  wichtigere 
soziale  GeheimbOnde  scheinen  nicht  berfldcsichtigt.  Aber  mehr  als 
dieses:  in  welchem  Umfan^^r  h  \t  der  Autor  das,  was  wir  unter  der 
„Arbeiterfrage"  zum  Unterschiede  vom  Sozinlisnnis  verstehen,  einbe- 
ziehen wollen?  Hier  habe  ich  gar  kein  Prinzip  der  Auswahl  entdecken 
können.  Gehört  überhaupt  die  Litteratur  über  „Arbeiterfrage  "  in  eine 
Bibliographie  des  Sozialismus?  So  sind  z.  B.  die  Arbeitseinstellungen 
mit  besonderer  Liebe  behandelt:  also  doch  das  allerunsozialistisdiste  in 
der  Arbeiterfrage,  wahrend  Arbeiterschutz  und  Arbeiterversicherung 
fehlen.  Einige  Werke  Ober  die  Lage  der  Arbeiter  sind  genannt* 
machen  aber  in  ihrer  Vereinzelung  den  Kindruck,  als  ob  sie  aus  Ver- 
sehen dem  Verfasser  untergelaufen  wAr(  ii  \'on  hausindustriellen 
Schriften  habe  ich  nur  einen  anonymen  Aufsatz  aub  den  preulsischen 
Jahrbfldiem  entdeckt.  Ober  die  Webemot  in  Schlesien.  Ueber  Hand- 
werkerbewegung, Handwerkerstand.  Handwerkervereine  sind  etwa  ein 
Dutzend  meist  unbedeutender  Schriften  aurLrcführt.  Die  Litteratur  über 
die  sozialen  Bewegungen  in  den  mittelalterlichen  Gewerben,  (icsellen- 
vcrb.inde  etc.  fehlt  dagegen.  Hier  ist  also  vor  .illem  die  bessernde  and  nn- 
zuK  uen  \^on  den  mitgeteilten  Büchern  können  ein  paar  Tausend  sicherlich 
ruiug  gestrichen  werden,  weil  sie  gar  nichts  mit  Sozialismus  oder  Kommu- 
nismus zu  thun  haben:  so  die  gesamte  Litteratur,  welche  von  der  „Arbeiter- 
frage**, den  nArbeiterzostAnden"  und  der  „Arbeiterbewegung**  im  Rahmen 
der  bestehenden  Staats*  und  Gesellschaftsordnung  handelt.  Dafür  werden 
dann  andere  Materien  ganz  neu  in  den  Bereich  der  Bibliographie  ge- 
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zogen  werden  mflssen.  DieLficke  der  ausfallenden  Schriften  wird  reichlich 
gestopft  werden  können:  auch  nur  das  Mafs  der  jetzt  erreichten  Voll- 

ständigkcit  zugrunde  gelegt.  Noch  besser  natürlich,  wenn  Stamm- 
hammer uns  aulser  mit  einer  sozialistischen  Bibliographie  auch  noch 
mit  einer  Bibliographie  über  die  „Arbeiterfrage*"  beschenkt.  Die  wenigen 
Spuren  einer  solchen,  wie  sie  sich  in  dem  bisher  erschienenen  Bande 
zerstreut  finden,  lassen  die  Absicht  des  Autors  nicht  deutlich  erkennen. 
In  der  Vorrede  kOndigt  er  noch  weitere  l&Uide  an.  die  „die  Biblio- 
graphie der  Sozialpolitik,  der  theoretischen  Nationalökonomie,  der  Volks- 
wirtschaftspolittk  und  der  Finanzwissenschat't  bringen'  -^ollen.  Da  läfst 
sich  also  eine  riiethodiscli  bessere  Sichtung  lies  Stofl'es  ^<  hr  wohl  noch 
ermöglichen.  Bclrcnidlich  ist  es  auch,  dal'a  Stanimhaninier  schenibar 
nur  Monographieen  der  AufcftMung  wert  erachtet,  dagegen  Systeme, 
Lehrbücher  etc.  weglflsst.  Das  halte  ich  nicht  für  zweckmAfsig. 
Cohn,  Roscher,  Wagner,  SchäfTle  und  andere  haben  in  ihren  Systemen 
viel  ausführlicher  über  den  Sozialismus  gehandelt.  aK  in  ihren  kleinen 
Bi(>«>chürcn.  Heids  Zwei  Bücher.  Schniollcrs  (irundlVaijcn  enthalten 
ehen>i)Vicl  über  Sozialismus  wie  die  Gekgenheitsschrilten  dieser 
Autoren  u.  s.  w.  Auch  die  Kritiken  gröfseren  ümfanges  dürfen  in 
einer  Bibliographie  nicht  fehlen.  Ebenso  sehe  ich  keinen  Grund  ein. 
weshalb  die  Litteraturgeschichten,  die  doch  stets  ausfohrlich  auch 
die  sozialistische  I  it'(  ratur  behandeln,  von  der  Bibliographie  ausge- 
schlossen bleiben  >oUen:  Ilildebrand,  Blanqui,  Villeneuve,  Kautz,  Eisen- 
hart, Roscher.  Ingram.  Schmollcr  fehlen  sämtlich. 

Hat  der  Autor  >o  seine  Auswahl  nach  richtigeren  Kriterien  ge- 
troffen, so  wird  er  sich  gleichzeitig  entschliefsen  müssen,  .meinem  Werke 
eine  den  wissenschaftlichen  Anforderungen  genügende  Systematik  ange- 
deihen  zu  lassen.  Das  Buch  zerftllt  jetzt  in  zwei  Teile,  einen  gröfseren, 
in  dem  die  vollständigen  Büchertitel  alphabetisch  geordnet  sind,  und 
einen  kleineren,  der  die  Schriften  in  sachlicher  Gruppierung  mit  dem 
blofscn  Autornanien  oder  TiteUtiiliwoit  wiederholt.  Mir  scheint  zu- 
nächst diese  Anordnung  nicht  zweckinaf>ig;  ich  haltt:  c>  entschieden 
für  erwünscht,  dafs  umgekehrt  ~  der  Sachkatalog  als  der  Haupt- 
teil  des  Buches  die  vollen  Titel  auffflhrt  imd  ein  Autorenr^ster  mit 
Verweis  auf  die  Seitenzahl  zur  rascheren  Auffindung  speziell  gesuchter 
Werke  angefflgt  wird.  Dann  sind  alle  Vorzüge  alphabetischer  Anord- 
nung gewahrt  und  die  Grupj)icrun^  gewinnt  äufserst  an  Uebersichtlich- 
keit.  wenn  statt  des  scheineiihatten  Stirhwi>rtcs  cla-^  Hiuh  mit  vollem 
Titel  also  mit  Fleisch  und  Blut  an  dem  i'lalze  und  in  der  Umgebung 
Steht,  wo  es  seinem  Inhaile  nach  hingehört.  Es  wird  vielen  Besitzern 
der  Stammhammer' sehen  Bibliographie  wie  mir  ergehen,  dafii  sie  sich 
nicht  recht  heimisch  in  dem  Buche  fbhlen.  In  setner  jetzigen  Form 
wird  es  nur  gebraucht  werden,  wenn  man  sich  über  den  genauen 
Titel  einer  bekannten  Schrift  informieren  will,  nicht  aber  zur  unaus- 
gesetzten Orientierung  über  Art  und  Umfang  der  je  über  einen  Punkt 
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vorhandenen  Litteratur.  Es  ist  auf  Hiblil>thek^bcamte  zugeschnitten, 
nicht  auf  Gelehrte.  Jene  müssen  die  Gesamtlitteratur  überblicken,  diese 
interessieren  sich  stets  nur  lür  bestimmte  Gebiete,  bestimmte  Fragen, 
deren  Litteratur  sie  zu  beherrschen,  sich  zu  assimilieren  bestrebt  sind. 

Wie  aber  wird  die  systematische  Anordnung  zu  gestalten  sein» 
damit  sie  bestmöglich  den  wissenschaftlichen  Zwecken  diene?  Idi 
mochte  darauf  die  Antwort  zunächst  in  negativem  Sinne  geben:  nicht 
so,  wie  sie  jetzt  von  .Stamnihammer  bei  der  Stich  Wortgruppierung  be- 
liebt ist.  Diese  ist  zu  äulserlich.  Sie  erfolgt  zu  oft  nur  nach  einem 
sich  zufällig  im  Buchtitel  betindlichen  Worte,  zu  wenig  nach  dem  In- 
halt. Was  z.  B.  hat  es  fOr  einen  Wert  die  folgenden  Unterscheidungen 
zu  machen:  Arbeiterfrage  und  Geschäftsstockung,  dgl.  und  Parlament, 
dgl.  und  die  Parteien,  dgl.  und  Politik,  dgl.  und  Sozialismus,  dgl.  und 
Steuern  u.  s.  w.;  oder  Arbeiternot,  Arbeiterorfranisation-  Arbeiter- 
parteien, Arbeiterrecht.  Arbeiterstädte.  Arbeiterunruhen  u.  s.  w.:  oder 
nun  gar  in  der  Nähe  des  Stichworts  .sozial",  z.  B.  Sozialer  Charlata- 
nismus,  S.  Doktrinen,  S.  Einrichtungen,  S.  Entwidcelung,  S.  Erschei- 
nungea  S.  Fortschritt,  S.  Frieden.  S.  Gefahr,  S.  Gesetze,  S.  Ideale.  S. 
Irrtflmer,  S.  Krieg,  S.  Krix.n,  .S  Not,  S.  Ordnung,  S.  Probleme,  S. 
Systeme.  S.  Theoriecn.  S.  L'ebel,  S.  Zustände  u.  s,  w.  Ich  kann  mir 
nicht  denken,  dafs  jemand  auch  nur  ein  einziges  die>cr  in  ihrer  Allge- 
meinheit gänzUch  nichtssagenden  und  farblosen  Stichwörter  aufzu- 
schlagen sich  in  den  Sinn  kommen  lassen  könnte.  Die  BedOrfnisse 
wissenschaftlicher  Forschung  erheischen  eine  Gruppierung  nach  Ge- 
sichtspunkten, unter  denen  diese  Forsch  ui  l:  l^etrieben  wird.  Ich  denke 
doch,  dafs  die  für  unseren  .Stoff  gebotene  leiiung  in  ihren  Grundzügen 
wenigstens  nicht  all/.u  mnstriiten  i>t.  Ich  würde  zunächst  die  Unter- 
scheidung der  Theorie  des  Sozialismus  und  der  Gescliichie  der  sozia- 
listischen Bewegung  als  die  naturgemflfse  Zweiteilung  ansehen.  Die 
theoretischen  Schriften  gliedern  sich  fflglich  nach  Personen,  Schulen, 
Richtungen  in  der  von  der  Wissenschaft  adoptierten  Unterscheidung; 
die  historischen  nacli  Ort  und  Zeit,  gegebenen  Falls  auch  nach  Rich- 
tuiiycn  und  Ter -t mc ii .  wie  ..Internationale",  ..La«.-aili. '>ehe  llewegung'* 
zum  Unterschiede  von  der  Bebel-Liebknecht  scheu  ui  Deutschland  u.  s.w. 

Man  wird  einwenden,  dafs  bei  einer  derartigen  Systematik  Zweifel  ent- 
stehen könnten,  wo  ein  Buch  hingehört  Gewifs.   Nur  ist  darauf  zu 

cr\videm,  1.  dafs  für  die  Mehrzali!  der  .Schriften  ein  solcher  Zweifel 
nicht  bestehen  wird:  2.  dafs  durch  Wiederholung  des  Tilels  an  mehr 
als  einem  Orte  in  vielen  I\'Ulc-n  die  Sch\vierii:kciteii  behohtn  werden 
können;  3.  dafs  für  alle  Eventualitäten  das  alphabetische  Register  da 
ist.  Sidierlidi  nun  ynxrde  kein  Autor  den  Stoff  gerade  auf  dem  hier  in 
Frage  stehenden  Gebiete  so  anordnen  können,  dafe  daran  von  der 
Kritik  nicht  Hungen  gemacht  würden.   Aber  das  schadet  nichts. 

Die  Monita  der  Rezensenten  werden  brauchbares  Material  für  eventuell 
immer  wieder  vorzunehmende  Verbesserungen  abgeben.   So  kann  ein 
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Werk  wie  un.sere»,  dem  viele,  viele  Auflagen  bochicden  sein  suilicn. 
im  Laufe  der  Jahrzehnte  langsam  zum  Gipiel  der  Vollkommenheit  empor- 
klimmen. 

Der  Vollkommenheit  und  damit  aN  anih  der  Vollständigkeit 
des  zusiammengetragencn  Schriftenmatcrial>.  Von  di<  -er  ist  unser  Werk 
zur  Zeit  noch  cben>^o  weit  entfernt,  wie  von  einer  brauchbaren  Syste- 
matik. Wenn  jemand  behauptete,  dafs  vielleicht  noch  nicht  einmal  die 
Hälfte  der  einschlägigen  Litteratur  aufgeführt  ist,  so  wird  er  schwerlich 
daftlr  den  Beweis  «arbringen  können:  vielleicht  ist  es  weniger,  vielleicht 
mehr.  Nadi  den  Stichproben  aber,  die  ich  vorgenommen  habe,  fbrchte 
ich:  weniger.  Am  ausführlichsten  ist  die  alte  englische,  besonders  aber 
französische  l-itteratur  behandelt,  entsprechend  der  Liebhaberei  Anton 
Menger's.  dessen  Bibliothek  zuvaniinen  mit  der  seines  Bruders  den 
Grundstock  der  Stammhanuuer  seilen  Bibliographie  bilden.  Aber  welche 
klaffenden  Lücken  auch  hier!  So  fehlen  nach  meiner  Rechnung  bei- 
spielsweise rund  100  Schrillen  von  Schalern  Fourier*s  (nach  Greulich), 
rund  20  Schriften  Cabet*s  (nach  Lux).  Je  mehr  nach  der  Gegenwart  zu, 
desto  lückenhafter  wird  das  Buch.  Schriften  über  die  Pariser  Kom- 
mune zahlt  Stammhammer  71.  es  fehlt  ii  rund  ebenso  viel  (nach  Adl«  ri; 
voti  .Sclu-ilh  11  ül)er  Lassalle  vecmi>>e  ich  17,  von  Schriften  aber 
Marx  7.  Wahrend  Zeitschriften  wie  Concordia.  Arbeiterfreund.  Ar- 
beiterwohl,  Volkswohl,  Sozialkorrespondenz  figurieren,  fehlt  z.  B.  das 
Sozialpolitische  Centralblatt!  Von  3B  sozialdemokratischen  Zeitungen 
in  Deutschland  vor  1874  (nach  R.  Meyer)  findeich  bei  Stammhammer  4, 
wovon  noch  2  lückenhaft  zitiert  sind.  Die  italienische  Litteratur  fehlt 
so  gut  wie  ganz.  \'on  Mazzini  kennt  Stainmhamnier  4  Schriften,  während 
seine  Werke  in  18  Bänden  erschienen  sind  und  kürzlich  eine  Mazzini- 
Bibliographie  dazu  von  mehr  als  hundert  Seiten  Umfang,  lieber  Sozia- 
lismus, soziale  Frage  und  Bewegung  in  Italien  registriert  Stammhammer 
in  Summa  13  (!)  Schriften.  £s  gibt  deren  zweifellos  zehn-  und  zwanzig- 
mal mehr.  Hier  kann  man  schon  gar  nicht  mehr  sagen:  das  Material 
ist  nur  „nicht  voll-tändig",  es  befindet  >ic\\  in  den  allerersten  Stadien 
der  Sammlung  (vgl.  auch  die  Monita  Kautsky's  in  der  Neuen  Zeit. 
XII.  Jahrg..  I.  1kl..  S.  25t. 

Trifft  für  diese  Lückenhaftigkeit  den  Autor  ein  Tadel?  Ich  glaube 
kaum.  Höchstens  dafs  man  von  ihm  eine  ausgedehntere  Benutzung 
der  Jedermann  bekannten,  schon  vorhandenen  Bibliographien,  z,  B.  im 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften,  in  Mcyer's  Emanzipations* 
kämpf  u.  a.  h.'itte  erwarten  dürfen.  Davon  aber  abgesehen,  kann  man 
getrost  .>agen:  mehr  als  Staminhaniiner  an  Samnicllleifs  zu  leisten,  wird 
nur  wenigen  Sterblichen  beschieden  sein. 

Die  Kritik  wird  sich  also  gegen  einen  anderen  Punkt  richten  müssen, 
als  die  persönliche  Sorgfalt  des  Autors.  Ich  meine,  dafs  der  Grund- 
fehler in  dem  Versuche  Stammhammer's  zu  finden  ist:  allein,  nur  mit 
Hilfe  der  beiden  Menger  das  Werk  zu  unternehmen.  Ohne  irgendwie 
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idie  gewifs  staunenswerte  Litteraturkmntnis  dieser  Herren  anzweifeln 
zu  wollen,  mit  aller  erdenklichen  Hochachtung  und  Verehrung,  die  ich 

als  ein  bescheidener  Sammler  sozialistischer  Litteratur  vor  der  welt- 
bekannten Bibliothek  Anton  Meiiger  s  habe.  e>  mulV  di.ch  behauptet 
werden:  all"  jene  Kenntnis  einiger  weniger  Männer  reicht  nicht  hin. 
um  eine  auch  nur  annähernd  vollständige  Bibliographie  des  Sozialismus 
und  Kommimismus  zu  wege  zu  bringen.  Wenn  irgendwo,  so  ist  hier 
das  Zusammenwirken  einer  gröfseren  Anzalil  vun  Fachleuten 
geboten,  deren  jeder  die  Bearbeitung  eines  Spezialgebietes  übernimmt. 
Es  braucht  von  mehreren  liuud«  rt  1. etilen  der  einzelne  gar  nicht  viel 
beizusteuern:  sie  alle  zu^anunen  bruigen  doch  mehr  als  wenige,  auch 
wenn  diese  sehr  viel  bibliographisches  Wissen  besitzen.  Stammhammer 
wird  sich  entschließen  mOssen,  far  die  zweite  Auflage  mehr  Mitarbeiter 
heranzuziehen.  Werden  dann  auch  Methodik  und  Sy>tematik  vervoll- 
kommnet, so  kann  schon  die  zweite  Auflage  ein  sehr  brauchbares  und 
nützliches  Buch  werden,  das  für  jeden  Fachmann  ein  unentbehrliches 
Hillsmittcl  lür  seine  Studien  ist.  Der  wissenschalilichc  Wert  wird  be- 
deutend sein:  er  liegt  in  der  Befreiung  des  Gelehrten,  von  einem  sehr  be- 
trächtUchen  Teile  der  handw^ksmäfsigen  Technik.  Und  diese  Forde- 
rung der  Wissenschaft  mit  Aufopferung  und  Verleugnung  der  eigenen 
Persönlichkeit  zu  stände  gebracht  zu  haben,  wird  da--  dauernde  \'er- 
dien-t  Staiunihanuners  sein,  der  mit  seinem  Werke  die  erste  wiciitige 
Anregung  zu  einer  Bibliographie  des  Sozialismus  und  Kommunismus 
gegeben  hat. 

Breslau.  WERNER  SOMBART. 


Brooks^  John  GraAam^  Comj^lsory  InsurancB  in  Germofty,  inclU' 
ding  an  appendix  r*lating  io  compulsory  insurance  in  oiher 
counirits  in  Europe.    (  Fourth  special  report  of  the  com- 
missioner  of  labor.    Prcpared  under  the  direction  of 
Carroll  T).  Wright,  commissioner  of  labor.)  Washington, 
Government  printing  ofHce.  1893.    370  .Seiten. 
Die  deutsche  Arbeiterversicherung  erlreut  sich  in  wachsendem  Mafse 
der  Aufmerksamkeit  des  Auslandes.   Ein  Zeugnis  eingehenden  Stu- 
dtums  dieser  Gesetzgebung  bildet  auch  der  vorliegende  Bericht  des 
nordamerikanischen  Arbeitsamtes.    Da  e>  nun  für  Deutsche  einen  be- 
sonderen Reiz  bietet  und  aufserdeiii  auch  überaus  lehrreicli  ist.  das  Bild 
ihres  nationalen  Bemühens  im  ausläudisclieii  .Spiegel  zu  betrachten.  >o 
mag  hier  eine  kurze  Besprechung  dieses  Berichts  ihren  Platz  Huden. 

Im  ersten  —  einleitenden  —  Teil  gietrt  der  Verfasser  einen  Ueber- 
blick  über  die  Entstehung  der  Zwangsversicherung.  Er  sucht  zu  zeigen, 
wie  sich  der  Gedanke  dieser  Versicherung  allmählich  in  der  Theorie 
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entwickelt  hat,  und  wie  sich  nach  und  nach  die  früheren  Versicherungs- 

einrichtnniirn  au>^fic->tnhct  h.Tbcn.  die  mit  den  Innuncen  vcihiinden 
warc-n  und  im  Bergbau  nU  Kiuipp-^rhnftskassen  zur  Hlütc-  gelangten. 

Den  Kern  des  Buches  bilden  das  zweite,  dritte  und  vierte  Kapitel, 
von  denen  je  eines  der  Krankenversicherung,  der  Unfallversicherung 
und  der  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  gewidmet  ist.  Im  ersten 
Teil  jedes  dieser  Kapitel  ist  der  Inhalt  des  Gesetzes  oder  der  Gesetzes» 
gruppe,  syst'  irntisch  geordnet,  kurz  vorgetragen,  im  zweiten  Teil  der 
Tt'xt  (\c<  ink-v  t\cr  ('icsi'tze  in  cnglisrlirr  Ucborsetzung.  wobei  jrdoch 
unwc^entl:chc  Teile  zu>animengt'/i>gcn  ocier  ganz  weggtlasx  n  sind. 

Die  folgenden  vier  Kapitel  verbreiten  .>ich  sodann  über  einige  be- 
stimmte Fragen,  zu  denen  die  Versicherungsgesetzgebung  Anlafs  giebt: 
die  öffentliche  Stimmung  der  Versicherungsgesetzgebung  gegenflber.  den 
Einflttfs  auf  die  Löhne,  die  Simulation  und  den  Einflufs  der  Zwangs- 
vers^ichcrung  auf  die  öffentliche  Wohlthütigkeit.  Das  neunte  Kapitel 
gicbt  den  „Leitfaden  zur  Arbeiterversicherung  dt--  Deutschen  Keichs' 
wieder,  den  das  Reichs- V'ersicherungsamt  für  die  Weltausstellung  in 
Chicago  zusammengestellt  hat;  und  das  zehnte  Kapitel  bringt  einige  all* 
gemeine  Betrachtungen  Ober  die  moralischen,  intellektuellen  und  er^ 
zieherischen  Ergebnisse  der  Zwangsversicherung,  sowie  eine  Litteratnr- 
flbersicht.  Ein  Anhang  enthflft  endlich  noch  eine  gedrängte  Ucbersicht 
über  die  Arbeiterversichcrung  In  andeien  eump.ii'x  heii  Ländern. 

Das  Werk  läs>-t  deutlich  da'^  eifrige  Benuiiieii  de>  Wrfassers  er- 
kennen, in  den  Gegenstand  seiner  Darstellung  einzudringen.  Die  Spuren 
vielfacher  Einzelstudien  --  sowohl  in  der  Litteratur»  als  auch  durdi 
persönliche  Beobachtung  -  treten  Qberall  hervor.  Trotzdem  ist  es 
dem  Verfasser  nicht  immer  gelungen,  sein  Ziel  zu  erreichen,  ein  klares 
Bild  von  dem  Bestehenden  zu  gewinnen  und  wiederzugeben.  Die  ein- 
zelnen Kapitel  sind  mehrfach  ziemlich  unvermittelt  nebeneinander  ge- 
stellt, ohne  in  einen  euiheitlieheii  systeniati^ehen  ( iedcUikeiig.-mg  cm- 
gcordnct  zu  sein.  Es  macht  an  manchen  Stellen  den  Lindruck,  als 
seien  die  einzelnen  Teile  des  Werkes  zu  verschiedenen  Zeiten  ent* 
standen  und  dann  nicht  genflgend  gegen  einander  ausgeglichen  worden. 
So  begegnet  man  vielen  Wiederholungen  und  hier  und  da  Darlegungen 
und  Betrachtungen,  die  schwer  mit  einander  zu  vereinigen  sind. 

Antfal!«  nci  fehlerhaft  ist  die  Darstellung  der  Lnfallver'^icherungs- 
ge-et/g<-biing  (Kapitt  l  3i.  Schon  die  Auskunft  ülier  den  Krei'^  der  ver- 
sicherten Personen  ist  völlig  verfehlt;  hier  heilst  es  unter  anderem 
(S.  90):  „Die  in  der  Forst-  und  Landvifirtschaft  Arbeitenden,  einschlief»* 
lieh  der  Gärtner  und  ländlichen  EigentQmer,  können  durch  Staatsgesetz 
in  die  Versicherung  eingeschlossen  werden,  wie  es  in  Bayern  und 
Sachsen  geschehen  ist."  Am  merkwürdigsten  ist  indefs  die  Auflassung 
vom  Wesen  der  Berufsgenosscnschaftt  n .  die  an  dieser  Stelle  zu  Tage 
tritt.  Auf  S.  92  hcif^t  es  wörtlich:  „.Sie  idie  Bei  uf>genns^<  iix  liaftcn) 
sind  zusamnienge.setzt  aus  den  industriellen  Unternehmern  in  gegebenen 
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Distrikten,  obgleich  eine  starke  Bewegung  besteht,  die  Klassifikation 

nach  Berufen  vorzunehmen  (wie  in  Oesterreich)  und  nicht  nach  geo- 
graphischem Prinzip.  Jeder  industrielle  I 'nternehmer  in  einem  Distrikt 
gehört  zur  Bcnifsgenossenscliaft."  Das  hcilVt  denn  doch  das  wirklich 
Bestehende  aul'  den  Kopf  stellen  I  Trotzdem  gewinnt  man  an  anderen 
Stellen  des  Werkes  den  Eindruck,  dafs  der  Verfasser  von  den  Berufs- 
genossenschaften einen  ziemlich  richtigen  B^riff  hat  Die  einzelnen 
Teile  des  Werkes  sind  eben,  wie  bereits  gesagt,  nicht  miteinander  in 
Uebereinstiinmung  gebracht,  „r.cwöhnürh  i-t  ein  Schiedsgericht  för 
jede  Benifsgenosscn^chaft  vorhanden."  heilet  «  -  ferner  auf  S.  93,  und 
auf  S.  102  ist  von  dem  Herufsgenussensciialt-^taj;  in  Hamburg  am 
10.  Juni  1802  als  von  der  Berufsgenossenschaft  in  Hamburg"  die  Kede. 
Ebenso  erweckt  es  ein  völlig  falsches  Bild  vom  Reichs- Versicherungsamt, 
wenn  auf  S.  94  gesagt  wird:  „Es  besteht  aus  drei  Mitgliedern,  die  auf 
Lebenszeit  vom  Kaiser  ernannt  werden,  und  acht  nicht  ständigen  .Mit- 
gliedern u.  s.  w."  In  Wahrheit  sitzen  im  Reichs-Versicherungsamt  be- 
kanntlich nicht  drei,  sondern  mehr  als  dreifsig  ständige  Mitglieder. 
L'ebrigens  scheinen  äiinliche  irrtümliclie  AutVassungen  über  die  Zu- 
sammensetzung des  Reichs-Versicherungsamtes  im  Auslande  vielfach 
verbrettet  zu  sein;  die  Ursache  ist  wohl  darin  zu  suchen,  dafs  das  Vn- 
fallvcrsicherungsgesetz  von  drei  stAndigen  Mitgliedern  als  der  Minimal- 
zahl spricht. 

Aus  dem  Angeführten  wird  zur  Genüge  hervorgehen,  wie  mangel- 
haft gerade  dieses  Kapitel  ist.  Nichtsdestoweniger  treten  auch  hier 
einige  gute  Beobachtungen  zu  Tage.  So  wird  z.  B.  auf  S.  96  betont, 
dais  der  Streit  um  die  Entschädigung  in  den  Berufsgenossenschaf^en 
gerade  dadurch  verbittert  werde,  dafs  sich  die  Verwaltung  >o  ausge- 
sprochen in  den  I I.Inden  der  Untcrnehmerklassc  befinde.  Interes'-ant 
ist  aut  Ii  die  folgende  Bemerkung  (.S.  93):  ,Die  am  öftesten  wieder- 
kehrende Klage  der  Unternehmer  in  diesen  Genossenschaften  richtet 
sich  gegen  die  , «Einmischung  von  Berlin"*,  womit  gewöhnlich  die 
grofse  Zahl  und  der  ausgearbeitete  (elaborate)  Oiarakter  von  Empfeh- 
lungen etc.  gemeint  ist.  die  den  lokalen  Gcschflftsf&hrem  von  unprak- 
tischer und  unanwendbarer  Natur  ■scheinen." 

Von  den  Unfallversicherung>gc>etzen  sind  das  indu--trielle  und  das 
Seeunfallversicherungsgcsetz  mitgeteilt.  Das  landwirtschaftliche  und  das 
Bau-Unfallversicherungsgesetz  sind  niur  kurz  erwähnt,  obgleich  doch 
gerade  diese  die  besten  Angriffspirnkte  fOr  dne  wiridich  einschneidende 
Kritik  der  Unfallverstcherungsgesetzgebung  bieten. 

Ks  ist  natürlich  unmöglich,  hier  mit  einiger  Ausführlichkeit  auf  jedes 
einzelne  Kapitel  des  Werkes  einzugehen,  wenn  auch  besonders  die 
Schlufskapitcl  dazu  verleiten  könnten,  da  sie  eine  Fülle  von  Beobach- 
tungen und  Betrachtungen  bieten,  die  auch  für  den  deutschen  Leser 
interessant  und  beachtenswert  sind.  Greift  man  z.  B.  das  Kapitel  Ober 
die  Simulation  heraus,  so  mufs  man  dem  Verfasser  entschieden  Recht 
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<;t:ht  n.  wenn  er  behaii))tc  t.  dafs  Uebcrtreibung  und  Simulation  krank- 
haltcr  Zustände  Vinter  der  1  k  i rschatt  der  Kianken-  und  l'nfallvcrsichc- 
rung^gesetzgebiins  aufscrordentlicli  zugeiionnncn  liaben.  Niemand,  der 
mit  der  praktischen  Durehluhrung  der  Gesetze  vertraut  ist,  kann  hieran 
zweifeln.  Der  Verfasser  fafst  jedoch  meines  Erachtens  die  Frage  nicht 
tief  genug  auf.  Es  lassen  sich  ja  eine  Menge  von  auf  der  Oberflflche 
liept/ndrii  ri-nr!u-ii  fiir  dier-c  Ersclieinung  auffinden;  aber  die  eigent- 
liche Wurzel  des  L'cbi  ls  i-t  doch  in  den  gcgt  nu  ärtipien  '^o/ialen  Ver- 
hJiltnisjen  zu  suchen.  Heim  Arl)eiter  Ichlt  lieut/utage  im  allgemeinen 
ein  tielcres  Interesse  an  der  Arbeit.  Lr  hat  ja  keine  Verfügung  über 
das,  was  er  schafit.  ebenso  wenig  wie  Ober  die  Rohprodukte  oder  die 
Produktionsmittel.  Er  ist  nichts  weiter  als  ein  lebendes  Rad  in  dem 
Getriebe  —  ein  Rad,  das,  sobald  e«;  dem  souveränen  Willen  de-^  Unter- 
nehmers zusagt,  entfernt  und  durch  ein  anderes  lebendes  oder  totes 
ersetzt  wird.  Tiiter  die>en  Umständen  kann  die  Arbeit  im  allgemeinen 
keinen  Reiz  irgend  *  welcher  Art  für  den  Arbeiter  haben.  Er  mufs 
arbeiten,  um  leben  zu  können,  und  er  arbeitet  auch  nur  deshalb;  höhere 
Lebensreize  aufserhalb  der  Arbeit  zu  suchen,  ist  ihm  in  der  Regel 
schon  durch  seine  materiell  dürftige  Lage  und  mangelhafte  Bildung  ver- 
sagt. So  wird  einfach  das  Nichtsthnn  als  Genufs  empfunden.  Was  im 
besonderen  die  Unfallversicherimg  anbelangt,  so  handelt  es  sich  hier 
meist  nicht  um  eigentliche  Simulation,  sondern  nur  um  Uebcrtrei- 
bung der  von  einem  Unfall  zurückgebliebenen  Folgen  und  um  einen 
gewissen  passiven  oder  auch  aktiven  Widerstand  gegen  die  Heilungs- 
versuche. Erfahrene  Aerztc  nehmen  an,  dafs  die  Heilung  schwererer 
Vcrletzimgcn  unter  sonst  gleichen  l'mstanden  bei  Versicherten  durch- 
schnittlich doppelt  so  lanjre  dauert  als  bei  Nichtvei  ~-icht  rten,  weil  eben 
die  NichtVersicherten  möglichst  schnell  und  vollkouuncn  geheilt  sein 
wollen,  den  Versicherten  dagegen  in  der  Regel  dieser  Wille 
fehlt  So  betrübend  diese  Erfahrungen  sind,  so  natflrlich  erkUren 
sie  sich  doch  aus  der  jetzigen  wirtschaftlichen  Lage  des  Arbeiters.  Er 
zieht  die  sichere  Rente  dem  unsicheren  Verdienst  durch  Arbeit  vor, 
denn  hinter  der  Arbeit  steht  drohend  das  Gespenst  der  Arbeitslo^^igkeit. 
Auch  eine  kleine  dauernde  Rente  hat  für  ihn  einen  aufserordcntlichea 
Wert.  Aufscrdem  liegt  die  Neigung  zur  Uebcrtreibung,  besonders  zur 
Uebertreibung  k(taperlicher  Schmerzen,  Oberhaupt  in  der  moischUchen 
Natur.  Der  Verfasser  selbst  Obertreibt  auch,  wenn  er  auf  S.  245  sag:: 
„Wenn  die  vorgeschlagene  Ausdehnung  der  Zwangsversicherung  aui 
die  Witwen  kommt,  wie  zu  erwarten  i-^t,  wird  die  Schwierigkeit  noch 
gröfser  weiden,  denn  die  Simulation  wird  nirgends  .so  leicht  sein  wie 
im  Hause,  besonders  da  in  diesem  Falle  keine  Luhne  aufgegeben  zu 
werden  brauchen,"  Soll  diese  Bemerkung  einen  Sinn  haben,  so  kann 
es  nur  der  sein,  dafs  nach  der  Meinung  des  Verfassers  die  Frauen 
simuliren  werden,  dafs  sie  Witwen  geworden  sindl  Vorschläge  wie 
der,  den  der  Verfasser  macht  (S.  249  250).  mögen  gegen  das  eigent* 
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liehe  gewerbsmäfsige  Simulantentum  von  cinigcar  Bedeutung  sein;  die 
Uebcrtrcibung  und  unrechtmäfsige  Ausnutzung  von  Krankheiten  und 
k<")rperlithcii  Schäden  wird  sicli  jedoch  nur  durch  die  wirtschatthche 
und  intellektuelle  Hebung  des  Arbeiterbtaadcij  erlolgreich  bekämpfen 
lassen. 

Das  Schlufsuiteil  des  Verfassers  Aber  die  deutoche  Arbeiterversiche- 

ning  ist  etwa  folgendes;  Die  von  ihren  Sdlöpfem  darauf  gesetzten 
grofsen  liotVnungen  haben  sich  im  allgemeinen  bis  jet^t  nicht  erfüllt; 
die  Arbeiter  sind  nicht  /utiicdi  uer  mit  ihrem  Los  geworclLii,  die  sozial- 
demokratische Propaganda  ist  nicht  zurückgedrängt  worden,  die  Last 
der  dffentlicben  Wohlthfltigkeit  hat  sich  nicht  vermindert,  der  Spartrieb 
der  Blassen  ist  keineswegs  angeregt  worden,  das  VeriiAltnis  zwischen 
Unternehmern  und  Arbeitern  ist  nur  wenig  gebessert  worden.  Die 
Zukunft  kann  indefs  nocfi  manche  günstige  Acnderung  in  dieser  Be- 
ziehung bringen.  Das  Vorgehen  Deutschhuui^  bedeutet  jedcnfall>  einen 
Wendepunkt  in  der  universellen  Geschiciite  der  sozialen  Rctbrmcn. 
Alle  Völker  mOssen  Deutschland  dafür  dankbar  sein,  denn  ifSchlftgt  der 
Versuch  fehl,  so  wird  die  Lehre  unschätzbar  sein,  hat  er  Erfolg,  so  wird 
sich  das  Beispiel  so  nützlich  erweisen,  dafs  andere  Nationen  durch  diese 
kflhne  und  fieschickte  Pionier.irbeil  viele  Hindernisse  entfernt  finden 
werden"  (S.  286).  Der  Hauptwert  der  deutschen  Arbeiter\ersicherung 
liegt  in  ihrem  erzieherischen  Einllufs.  Die  dadurch  angeregten  sozial- 
potitischen  Fragen  aller  Art  stehen  in  Deutschland  im  Vordergrunde 
des  Interesses,  werden  von  Gelehrten,  Beamten,  Aerzten.  Industriellen, 
in  Schriften  und  Zeitungen  fortdauernd  besprochen.  Die  Ergebnisse 
dieser  geistigen  Arbeit  kommen  nicht  nin-  Deutschland,  sondern  der 
Welt  zu  gute.  Die  materiellen  Krfolj^c  treten  hiergegen  weit  zurück. 
ifEin  zutreflendcs  Urteil  über  diese  matcrielien  Ergebnisse  wird  erst 
nach  mindestens  zehn  Jahren  möglich  sdn.  Inzwischen  können  die 
Vereinigten  Staaten  nichts  besseres  thun,  als  die  Entwickelung  ab- 
warten" (S.  293) 

Zum  Schlufs  sei  noch  eine  Bemerkung  gestattet.  Der  Verfasser 
giebt  int  iiifach  seinem  Bedauern  Ausdruck,  dafs  die  kleinen  lokalen 
Urganibationen.  die  sich  vielfach  historisch  und  naturwüchsig  zum 
Zweck  der  gegenseitigen  Unterstützung  in  Krankheitsfällen  u.  s.  w.  ge> 
bildet  hatten,  durch  die  .  Zwangsversicherung  zerstört  und  durch  die 
neuen,  mehr  schablonenhaften  Bildungen  ersetzt  worden  seien.  Diese 
hAtten  zwar  vieles  für  sich,  arbeiteten  wohl  im  allgemeinen  billiger  und 
forme!)  be'^ser.  könnten  aber  doch  in  vieler  Beziehung  das  nicht  er- 
setzen, was  die  Kameradschaft  (fcUowship)  in  den  alten  lokalen  und 
berui  liehen  Verbänden  geleistet  hätte.  Dies  ist  zweifellos  richtig.  Im 
Irrtum  befindet  sich  indefs,  wie  ich  glaube,  der  Verfasser,  wenn  er 
meint,  dafs  die  natürliche  VVeiterentwickelung,  die  vor  allem  auf  baldige 
Vereinigung  der  drei  Vcrsicherungszweige  hinziele,  mm  auch  immer 
gröfsere  und  schablonenhaftere  Verbände  mit  steh  bringen  werde,  in 


Digitized  by  Google 


3S0 


Littentar. 


denen  schliefslich  jeder  perMitiürhc  Zu-ninnunliang  aufhören  nuis'-c. 
Meines  Erachtens  ist  vielmehr  anzunehmen,  dafs  gerade  die  hachliclie 
ZiUHnnmenfassung  und  Erweiterung  der  Versicherung  zu  einer  allge- 
meinen Versorgung  nur  unter  der  Voraussetzung  durchgefOhrt  werden 
kann,  dafs  die  letzten  organisatori^^chen  Einheiten  einen  durchau^  lo- 
kalen Charakter  tragen  ähnlich  den  Zellen  im  lebenden  Organismus. 
Hat  diese  Aun"a<--ung  bisher  auch  noch  keine  crkcnnhnro  litterarische 
Vertretung  getiMulcn.  so  begegnet  man  doch  •.olchcn  Ideen  im  Keime 
überall  in  der  werkthutigen  Bevölkerung.  Das,  was  Brooks  „fellowship* 
nennt,  ist  allerdings  in  den  heutigen  grofsen  Stfldten  mit  Ihren  fluk* 
tuirenden  ArbeiterbevOlkerungen  nicht  herzustellen:  indefs  dieser  Uebel- 
stand  ftUt  gewifs  nicht  der  Versicherung  zur  Last.  Ist  der  Versiche- 
rungszwang erst  zur  allgcnicint  n  V'crsorgungsp (licht  gegen  die  wirt- 
schaftliche Not  entwickelt,  so  wiid  'sich  scliliefslicii  auch  wieder  die 
freie  \'ei>icherung  über  das  eigentlich  Notwendige  hinaus  ungestört 
in  jeder  zwcckm.lfsigen  Form  entfalten  können. 

Berlin-Friedenau.  E.  LANGE. 


Nikoiai—on^  Stuät'ßn  über  unsere  Volkswirtschaft  nach  dgr  Bauern' 
emanaipoHou.  St.  Petei^burg,  1893;  (in  russischer  Sprache). 
XVI  und  353  S.  und  XVI  S.  Tabellen. 
Der  Hauptgedanke  der  vorliegenden  bemerkenswerten  Schrift  Iftüst 

sich  tnlgendcrmafsen  kurz  zusammenfassen.  Die  F.ntwickelung  des  in- 
dust!-i(  llen  Kapitalismus  in  Ruf-l.tiKl  hat  der  b.'uiei  liclicn  Wirtschaft  ihre 
ökonomische  Autoncmi«  gcraiiln  und  fülirt  sie  rapid  dem  Niedergange 
entgegen.  Die  Einnahmen  der  Bauern,  welche  jetzt  aus>chliefslich  aut 
die  Landwirtschaft  angewieben  sind,  werden  dadurch  und  noch  mehr 
infolge  des  Preisfalles  der  landwirtschalUichen  Produkte  mehr  und  mehr 
geschmfllert.  Es  wurde  eine  Masse  von  landwirtschaftlichen  Arbeits- 
krAften  freigt -etzt,  und  es  hat  sich  eine  kolossale  Reservearmee  ge- 
bildet, welche  der  industrielle  Kapitalismus  zu  absorbieren  nicht  im- 
stande ist. 

Indem  der  Kapitalismus  die  bauerliche  Wirtschaft  ruiniit,  untergräbt 
er  seine  eigene  Existenz,  denn  seine  Konsumenten  werden  immer  ärmer 
und  armer,  und  der  Markt  ftlr  seine  Erzeugnisse  mufs  sich  notwendig 

verringern.  Auf  die  Eroberung  auswärtiger  Märkte  kann  aber  für  Rufs- 
land nicht  gerechnet  werden.  So  gerAt  die  kapitalivti>che  Kntwickelung 
Rnfslands  in  einen  argen  Widerspruch,  oder  vielmehr  sie  ist  schon  bei 
diesem  Widerspruch  angelangt  Und  die  Folge  davon  ist.  dais  der 
russische  Kapitalismus  im  Gegensatz  zu  dem  westeuropäischen  den 
Nationalreichtum  nicht  vergröfsert,  sondern  vermindert  hat. 

Dies  im  wesentlichen  der  Gedankengang  des  Verfassers,  welcher 
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zur  Begründung  seiner  Auflassung  ein  ziemlich  griifst  -  statistisches 
Material  zusammengebracht  hat.  Dieses  Material  stein  aber  sehr  oft 
in  ganz  losem  Zusammenhange  mit  der  These,  welche  der  Vertasäer 
verficht. 

Nikolai — on  ist,  was  seine  Konzeption  der  wirtschaftlichen  Ent- 
wickelung  Rufslands  betrifft,  keineswegs  originell.  Diese  Konzeption 

reproduziert  im  wesentlichen  die  Ansicht  WoronzoflT s.  welche  derselbe 
schon  1882  in  seinem  Buche  über  die  „Geschicke  des  Kapitalismus  in 
Rnf-land"  ausgetührt  hat  Nur  ist  Nikolai  -on  mehr  an  das  Marx  sche 
Sclicina  gebunden,  als  sein  V'organger.  Woronzotl"  stellte  sich  nämlich 
die  Sache  so  vor.  dals  die  dezentralisierte  landwirtschaftliche  und  ge- 
werbliche Produktion  den  Kapitalismus  Oberwinden  resp.  aberdauern 
und  sich  dann  selbständig  ^vergesellschaften"  wird.  Nikolai— on  geht 
viel  weiter  und  sagt,  dals  weder  die  baue  rliche  Landwirtschaft  mitsamt 
dem  bäuerlichen  KieinErcwcrbc,  noch  der  Kapitalismus  IcbensfAhi;^  ^oicn, 
und  die  unrnitti-lbare  Zukuiitt  yelioi  e  der  „Ver«:«  '-»  INchaftung"  iK  r  Pro- 
duktion. Wenn  CS  bei  \Vt)rünzofi  völlig  unvtr>tanulich  war,  wie  sich 
denn  aus  der  dezentralisierten  Produktion  eine  kollektivistische  Ordnung 
entwickeln  wird,  so  ist  die  Konzeption  von  Nikolai— on  wo  möglich 
noch  weniger  begreiflich.*)  Denn  ist  auch  die  kapitalistische  Entwickc- 
lung  Ruf^lands  so  weit  vorgeschritten,  dafs  eine  um  uns  eine-  bio- 
logischen Ausdrucks  zu  bedienen  „rcgrcs>-ive  Metamorphose"  im 
Sinne  Woronzotrs  nur  ein  frommer  Wunsch  sein  kann,  so  i>t  ein 
Sprung  aus  den  gegenwärtigen  russischen  Verhältnissen  in  das  Reich 
des  Kollektivismus  eine  historische  Unmöglichkeit. 

Zum  GIflck  oder  zum  UnglOck  steht  es  mit  dem  russischen  Kapita- 
lismus keint  -wt  gs  so  schlecht,  wie  es  seit  WoronzoiT  in  der  russischen 
Litteratur  l'a-t  allgLnicin  behauptet  wird 

l  )as  u  nlie«-ti  eit!);irc  \'erditii>t  von  Woron/otV  i>-t  c>,  dals  er  die  l'n- 
mögliciikeit  der  kapitalistischen  Entwickclung  Kuislands  nach  englischem 
Typus  angedeutet  hat  Wenn  er  dabei  die  Möglichkeit  der  kapitalisti- 
schen Entwidcelung  Oberhaupt  fQr  Rufeland  gdeugnet  hat,  so  liegt  der 
Grund  dieser  meines  Erachtens  ganz  irrtümlichen  Ansicht  darin,  dafs  er 
—  und  hier  hat  ihm  Nikolai — on  vollständig  Folge  geleistet  —  den  in- 
dustrii  llcn  Ka[)italismus  für  den  wirts«  hattliclien  Ruin  dc>  Bauernstandes 
verantwi 'i  tlich  marht.  In  der  Behau{>tung  eino  >oli  lu  n  Kausalncxus 
liegt  der  (Jrundlehler  der  ganzen  Autlassung.    Nikolai    on  hat  eine 

*)  Dem  Verfasser  der  »Studien*  sind,  wie  ich  im  Sozialpolitischen  Central* 
bktt  (Jahrgang  III,  No.  1)  ausfOhrte,  die  soziologischen  Lehren  Marx*  vom 
Klassenkampfe  und  vom  Staate  völlig  fremd,  obgleich  er  in  seinen  Ökonomischen 

Ansichten  sich  vollkommen  an  Marx  anschliefst.  Unri  nnrh  mehr:  er  zitiert  den 
bekannten  Satz,  welcher  die  materialistische  Ge5chicht->aufr.i>svin(r  revnnii«T( ,  um 
gleich  daraut  sie  zn  verleugnen  in  Raisonncments ,  wclclic  mit  lU  i  Marx  si  hcn 
Geschichtsauffassung  auf  keine  Weise  in  Einklang  gebracht  werden  können. 
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ganz  unrirhti^e  Vorstellung  von  der  ökonotnisrhen  liecicutnni;  f!cs 
Fi-t  nt)aluur;mspnrtes  Nicht  darin,  dafs  die  Eisenbahnen  hidii-^trie- 
pindukic  billig  transportieren,  sondern  in  erster  Linie  darin,  dafs 
erst  sie  den  Transport  der  Ackerbauprodukte  im  grofsen  Mafs* 
Stabe  mflglich  machen,  besteht  ihre  revolutionierende  Wirkung.  Mit 
anderen  Worten,  die  Entwickelung  des  industriellen  Kapitalismus  (wenig- 
stens in  solchen  Ländern  wie  Rur-lnndl  basiert  auf  der  Entwidcelung 
des  Ackerbaues  zur  W'a.irrnproduktion  und  nit  lit  imiijckchrt .  wie  es 
Nikolai  — XU  aiininunt.  I  >ie  Kiitwirki  hmi:  d»  >  iiuiu--ti  iclU  ii  i\a|)itjh-'mus 
ist  somit  eine  sekundäre  Krschcinung  und  kann  demnach  weder  als 
primflre  noch  als  die  wichtigste  Ursache  des  bäuerlichen  Notstandes 
gelten.  Und  dies  ganz  abgesehen  davon»  dafs  die  Gel  dausgaben  für 
Bekleidung  —  in  denselben  soll  sich  den  Bauern  nach  der  Ansicht  von 
Nikolai  on  die  wirtschaftliche  Uniw.'ilzung  besonders  schnjerzlich  kund 
thun  jedenfalls  einen  viel  geringertii  Po-tt  ii  ini  Haurrnlnitl^iet  dar- 
stellen al>  die  Steuern.  Und  in  den  am  meisten  hetnigt  suchten  über- 
völkerten Gouvernements  Zcntralrufslands  (z.  B.  Orel,  Kursk  u.  a.j  gibt 
die  Verbreitung  des  Hanfbaues  die  Möglichkeit,  Kleidungsstoffe  (aus 
dem  Femelhanfe)  fOr  den  eigenen  Bedarf  zu  produzieren,  da  als  Maoltt- 
ware  nur  der  Samenhanf  fungiert.  Und  wenn  der  Hanfbau  einen  Feind 
hat,  so  erscheint  als  solcher  nicht  der  Kattun  d(  r  Moskauer  Kapitali>ton. 
wie  es  Nikolai  i>n  dar-tcHt.  sondern  (k  r  ( "lelreidebau.  entwcd«  r  weil 
das  Korn  eine  noch  bessere  Marktware  ist  als  der  Hanf,  oder 
weil  der  Ilanfacker  endlich  auch  Düngung  vei  langt.  Der  letztere 
Umstand  bewirkt  das  Aufgeben  von  Hanfbau,  weil  der  russische 
Bauer,  da  er  keinen  Futterbau  kennt,  sehr  arm  an  Vieh  und 
folglich  an  Dünger  i-t.  Hanf  kann  aber  ohne  reichliche  Düngung  nicht 
gebaut  werden,  l'ebcrhaupt  i>t  die  pcgenwArtige  Kri'-is  der  russischen 
Bau».  riu\  irt-chaft  eine  sehr  komplizici  te  Ki  scheiiuins,  sie  hat  \  <.  r».chic- 
dene  Wurzeln,  deren  wichtigste  nichts  mit  dem  mdustriellen  Kapita- 
lismus zu  thun  haben.  Durch  die  Eisenbahnen  wurde  die  bäuerliche 
Landwirtschaft  in  die  Sphflre  der  Warenzirkulation  einbezogen.  Dieser 
Umstand  im  Verein  mit  den  glcichzeitif^en  psychischen  Wirkungen  der 
Aufhebung  der  Leibeigeii-^chaft  hat  die  Bevulkerungsvermehrunu  in  dem 
ackerl»autreü;enden  Kufsianti  en'Tm  stimuliert.  Während  I8^34  18vS8 
die  BevOlkenmg  sich  sehr  schwach  vermehrt  und  die  Zahl  der  leih- 
eigenen Bauern  sogar  abgenommen  hatte,  wuchs  die  Bevölkeiung  nach 
der  Aufhebung  der  Leibeigenschaft  sehr  stark  an.  Dabei  war  die 
Bauernschaft  mit  Steuern  und  Abgaben  aberlastet,  die  Pacbtpreise 
gingen  von  Jahr  zu  Jahr  in  die  Höhe,  der  landwirtschaftliche  Betrieb 
hat  gar  keine  oder  w<  niL:e  r«irtsc!u-ittc  gemn.  ht  iK  r  Hoden  wurde  mehr 
und  mehr  erschöpft.  Da-^  \'ordrin<;en  der  <  .cldw  irt^i  hatt  miif-^tc  eine 
Dift'erenzierung  der  Bauernschalt  zur  notwendigen  Folge  haben.  Die 
Wirkung  der  technischen  Irrationalität  des  bäuerlichen  Betriebes  und 
deren  Folgeerscheinung  —  der  häufigen  Mifsernten  —  war  und  ist  aber 
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dne  entgegengesetzte,  nivellierende.  Doch  wenn  ich  von  dem  Vor* 
dringen  der  Gddwirtschaft  spreche,  so  mufs  ich  gleich  darauf  hinMreisent 

dafs  man  den  Ucbergangscharakter  der  ganzen  wirtschaftlichen  Ver- 
fassung des  gegt'nw<irti£;cn  Rufslanfh  keineswegs  aus  dem  Auge  ver- 
lieren darf.  Die  Naturalwirtschaft  behauptet  bis  jetzt  noch  den  gröfseren 
Teil  seines  fraheren  Terrains,  und  ledigUch  mit  den  geldwirtschaftlichen 
Kategorieen  ist  die  heutige  Lage  der  Bauemwirtscfaaft  nicht  zu  erklären. 
In  der  Verkennung  dieses  Umstandes  sehe  ich  einen  Hauptfehler  von 
Nikolai— on.  Er  spricht  von  der  landwirtschaftlichen  Reservearmee  des 
ackerbautreibenden  (schwarzerdigen)  Rufslands,  d.  h.  von  der  Uehcr- 
völkcrung  dieses  Gebietes,  wie  von  einer  kapitalistischen  Uebervölke- 
rung  im  Marx'schen  Sinne.    Nichts  verkehrter  als  dies.    Die  Ueber- 
volkerui^  beruht  hier  nicht  auf  technischem  Fortschritt  und  auch  nicht 
auf  dem  Veflust  des  autonomen  Charakters  der  bäuerlichen  Wirtschaft 
(wie  es  der  Verfosser  meint),  sondern  einzig  und  allein  auf  der  Bevöl- 
kerungszunahme —  bei  gleichbleibender  oder  gnr  zurückgehender  Pro- 
duktivität der  Landwirtschaft  und  Man[rel  an  freiem,  nicht  okkupirtem 
Boden.    Vielleicht  die  Hälfte  und  ganz  gewifs  ein  Viertel  der  Bauern 
des  ackerbautreibenden  Rufslands  mflssen  Brotfhicfat  kaufen,  weil  sie 
einen  Mangel  davon  ftlr  den  dgenen  Bedarf  haben.  Nicht,  wie  es 
Nikolai— on  zu  beweisen  sucht,  die  Loslösung  der  Gewerbe  vom  Acker- 
bau, sondern   im  Cetrrnteil  die  ungenügende  Kntwickelung  der  gcsell- 
schaftlirhen  Arbeitsteilung  und  deren  Hegleiter^-cheinung:  niedrige  Pro- 
duktivität der  nationalen  Arbeit,  maclien  das  Wesen  der  gegenwärtigen  wirt- 
schaftlichen Krise  inRufUandans.  Eine  sonderibareVorstdlung  hat  dor  Ver> 
fasser  der  Studien  von  den  Fortschritten  der  Landwirtschaft.  Er  meint, 
dafs  die  wachsende  Produktivität  der  landwirtschaftlichen  Arbeit  not- 
wendig eine  fortschreitende  Vet  rinpcning  der  Hinnahmen  der  Landwirte 
involvieren  wird.    Diese  Vorstellung  steht  in  einem  engen  Zusammen- 
hang mit  dem  Mifsvcrständnis  über  das  Verhältnis  von  der  Produk- 
tivitlt  der  Arbnt  zu  der  ,ylntensitftt*  dersdben,  in  welchem  der  Vtc^ 
fasser  befai^n  ist.  Er  identifiziert  die  Intensität  mit  der  Produktivität, 
ohglcieh  die  wirtschaftlichen  Eftekte  dieser  Faktoren  in  Bezug  auf  den 
Wert  der  Produkte  nach  Marx  vollständig  gegensätzlich  sind.   Und  wenn 
der  berühmte  Salz  der  britischen  Nationalökonomie  von  der  abneh- 
menden Produktivität  der  Landwirtschaft  meines  Erachtens  nichts  weniger 
als  bewiesen  gelten  kann,  so  ist  doch  die  Annahme,  dafs  bei  der  fort* 
sdurittlichen  Entwickelung  der  Landwirtschaft  der  Wert  des  Ertrages 
pro  Flächeneinheit  notwendig  fallen  mufs,  auch  eine  ganz  willkürliche; 
und  im  Falle  der  landwirtschaftlichen  Entwickelimg  in  der  Richtung 
steigender  Arbeitsintensität  schlägt  diese  Annahme  sowohl  den 
Thatsachen  als  auch  der  Marx'schen   I  heiJiie  in  s  (  iesicht.    Und  doch 
ist  gerade  diese  Annahme  ein  Grundpfeiler  in  der  ^Vrgumentation  des 
Verfassers  der  ,,Studien*!  Er  glaubt  auch,  dafs  die  schlechte  Lage,  in 
welche  ein  Teil  der  amerikanischen  Farmer  infolge  des  Preisfalls  der 
Afchiv  flir  aot.  GcMUgebf.  u.  Statlatlk.  VII.  23 
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landwirtschaftlichen  Produkte  geraten  ist,  eine  Wirkui^  der  fortschrei« 
tenden  Loslösung  der  Gewerbe  von  dem  Ackerbau  darstellt  Es  ist  mir 
ganz  unbegreiflich,  wie  man  eine  solche  Behauptung  aufsteilen  kann 
angesichts  der  Thatsache,  dafs  wohl  die  Mehrzahl  der  mnerikanischcn 
Farmer  von  Anfang  an  ans  typischen  Warenproduzenten  bestand, 
weiche  unter  Umstrmdcn  Hrot.  Hier  und  (ienuix  \on  anderen  Bc- 
düiinisgegenständcn  nicht  zu  sprechen  beim  Kräuter  kauten!  Die 
rapide  Besiedelung  des  »Neuen  Westens*  war  nur  unter  der  Voraus- 
setzung der  modernen  verkehrswirtschaftlichen  Zustflnde  mOglich.  An 
der  fortschreitenden  IntensIHkation  der  amerikanischen  Landwirtschaft 
nnd  an  der  landwirtschaftlichen  Konkurrenz  des  Westens  Nordamerikas 
mit  dem  ()>ten  geht  der  Wnlas^er  ganz  vorüber. 

Indem  der  Verla--ser  der  „Studien"  nach  dem  X'orL-angc  W'xri'ii/'ofr- 
einen  Kaus^alnexus  zwischen  dem  Ruin  der  Bauernschalt  und  der  tut- 
Wickelung  des  industriellen  Kapitalismus  statuirt  verirrt  er  sich  in  einen 
Circulus  vitiosus.  welcher  in  der  Wirklichkeit  gar  nicht  existiert  Die 
kapitalistische  Entwickeliing  ist  reich  an  Widersprüchen,  aber  der  von 
Nikolai- (tn  postulierte  hat  keine  Realität,  er  ist  nur  ein  Herzenswunsch 
des  \'errasser>.  nichts  mehr. 

Die  kapitalistische  Entwickelung  Rufslands  wird  sich  meines  Er- 
achtens durch  folgende  Momente  kennzeichnen:  weitere  Au^biidung  der 
gesellschaftlichen  Arbeitsteilung,  Fortschritte  der  Landwirtschaft  und,  im 
Zusammenhange  mit  denselben,  Entstehung  eines  der  Geldwirtschaft 
angepassten.  (ökonomisch  kräftigen  Bau^nstandes.  Prolctarisienmg  eines 
bedeutendi  n  Teiles  der  LrnidhcvAlkcrung.  Vei  Schiebung  tle>  \'t  rhah- 
nisses  zwischen  der  landwirtschaftlichen  und  der  nicht  landwirt-^chaü- 
lichen  Bevölkerung  zu  Guu^ten  der  letzteren,  Wachstum  der  Städte, 
kurz,  um  die  bekannten  Ausdrücke  von  Friedrich  List,  diesem  Herold 
des  kontinentalen  Kapitalismus  zu  gebrauchen,  Rufsland  wird  sich  mehr 
und  mehr  aus  einem  »Agrikulturstaate*  zu  einem  i^Agrikulturmanufaktur- 
Staate"  entwickeln. 

Durch  da<  angedeutete  Enlwickehmgsschcma  wird  auch  (hc  Frage 
von  dem  Markte  für  die  Erzeugni-^c  des  indu'-ti  ielicn  Kapitalismus  ent- 
schieden. Der  in  seiner  Aufnahmetälugkeit  immer  wachsende  innere 
Marict  wird  die  Basis  für  den  Kapitalismus  abgeben.*)  Die  fortschritt- 
liche EntwickeluDg  der  Landwirtschaft  ist  eine  Lebensfrage  f&r  die 
Iftndliche  Bevölkerung  resp.  fOr  deren  ökonomisch  selbständigen  Teil, 
sie  wird  sich  mit  elementarer  Gewalt  vollziehen  müssen.  Diese  Ent- 
wickeln ni,'  i'-t  abrr  gleichbedeutend  mit  fortschreitender  Wrdrängung 
der  Naturalwirt!~i.  hall  nnd  Wachstum  und  rnihildung  der  Hediirfnishe 
der  ländlichen  Bevölkerung.  Vom  sozialen  Standpunkte  betrachtet,  wird 


*j  Diese  Ansicht  hat  sesnerteit  auch  Kablakow  in  der  bemerkensweiten  B«> 
q>rechung  des  oben  genannten  Werkes  von  Woronzoff  (Juriditschesky  Westaik, 
1883,  Bd.  XIII.  S.  67—95)  vertreten. 
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der  ganze  Prozess  in  der  Ausbildung  einer  Iflndlichen  Kleinbourgeoisie 

und  dem  Zusammentreffen  der  Interessen  dieser  Klasse  mit  den  Inter- 
essen der  städtischen  Bourgeoisie  seinen  Ausdruck  finden.    Diese  Ent- 
wickelung  wird  von  Tag  zu  Tag  handgreiflicher.    Wir  >tchen  nicht  vor 
einem  Zusammenbruch  des  Kapitalismus,  sondern  mitten  in  seinen  Ge- 
burtswehen.  Allgemeine  Kolturfertsdiritte  können  diese  Entvd^dung 
nur  beschleunigen.  Den  hflufig  wiederkehrenden  Raisonnements  des 
V^erfasscrs  der  Studien,  dafs  der  russische  Staat,  indem  er  als  Geburts- 
hcltcr  des  Kapitalismus  auftrat,  in  seiner  wirtschaltlichcn  I'oHtik  die 
historischen  Traditionen  der  russischen  wirtschaftlichen  Verfassung  ver- 
leugnet habe,  kann  ich  nur  die  trettVnden  Worte  Friedrich  Engels'  ent- 
gcgeiKsetzen:   .Neben  dem  zweiten  Kaiserreich  in  Frankreich,  neben 
dem  glänzendsten  Aufschwung  der  kapitalistischen  Industrie  in  En^and 
konnte  doch  wahrlich  nicht  von  Russland  verlangt  werden,  es  solle  sich 
auf  Grund  der  Bauemgemeinde  in  staatssozialistischc  Experimente  von 
oben  herab  stürzen.    Etwas  niusste  ge-chehen.    W^as  unter  den  Um- 
standen nuiglich  war,  geschah."')    L^nd  auf  die  Frage  über  die  Vor- 
bedingungen einer  kollektivistischen  Organisation,  deren  Schaffung  durch 
den  modernen  Staat  auf  der  materiellen  Grundlage  des  bäuerlichen 
Gemeindebesitzes  Nikolai-  on  fordert»  hat  Engels  die  vom  wissen- 
schaftlichen,  soziologischen  .Standpunkte  dnzig  mögliche  Antwort:  »(Es) 
ist  eine  historische  rnnu'>glicl)keit.  dafs  rine  niedrigere  «ökonomische 
Fntwickchuigsstule  die  Rätsel  und   Konflikte  ]<>scn  soll,  die   erst  auf 
einer  weit  höheren  Stufe  entspi  ungcn  sind  und  entspringen  konnten. 
Alle  vor  der  Warenproduktion  und   dem  Einzetaustausch  entstan- 
denen Formen  der  Gentilgenossenschaft  haben  mit  der  kQnftigen  sozia- 
listischcn  Gesellschaft  dies  Eine  gemein:  dafs  gewisse  Dinge,  Produk- 
tionsmittel.  im  gemeinsamen  Eigentum  und  gemeinsamer  Nutzung  ge- 
wisse r  (iruppen  sind.   Diese  eine  gemeinschaftliche  Eigenschaft  betahigt 
aber  nicht  die  niedere  Gesellschaftsform,  die  künftige  sozialistische  Ge- 
sellschaft, dies  eigenste  und  letzte  Produkt  des  Ks^italismus,  aus  sich 
zu  erzeugen,  jede  gegebene  ökonomische  Formation  hat  ihre  eigenen, 
aus  ihr  selbst  entspringenden  Probleme  zu  lösen;  die  einer  anderen, 
wildfremden  Formation  lösen  zu  wollen,  w.lre  absoluter  Widersinn, 
l'nd  dies  gilt  von  der  russischen  Gemeinde  nicht  minder  als  von  der 
Südslavischen  Zadruga,  von  der  indischen  Gentilhaushaitung  oder  jeder 
anderen,  durch  Gemeindebesitz  an  Produktionsmitteln  gekennzeichneten 
Gesellschalbform  der  Wildheit  oder  Barbarel*') 

An  diesen  AusfOhrungen  habe  ich  nur  eines  auszusetzen:  die  An- 
sicht von  der  jetzigen  nissischen  Landgemeinde  als  einem  Ueberlebsel 
der  Gentilgenossenschaft  ist  meines  Erachtens  irrtümiich.  Im  wesent- 

'  )  Vgl.  Engels,  Internationales  aus  dem  Volksstaat  (1371 — 75>,  Nacliwort  zu 
Soziales  aus  Kufslaud.    S.  71.    Berlin  f894,  Verlag  des  VorwArts. 
I.  c.  S.  ^ff. 
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liehen  hat  Tschitscherin*)  Recht  behalten:  der  heutige  Gemeindebesitz 
ist  das  ureigenste  Produkt  des  moskovitischcn  Staates. Und  der  mo- 
derne nisi»ische  Staat  wird  vielleicht  Mitt<'l  ausfindig  machen,  diese  In- 
stitution auch  der  Celdwii  t^cliaft  umi  »h  in  Kapitalismus  anzupassen. 
Die  Entwickeluntr-f'ithitrki  it  des  <  icni(  iiidt  !)r>ifzes  iieet  meines  Knü  llten«! 
eher  in  dieser  Kiiluung,  als  in  der  Richtung  zum  Kollektivismus.  Man 
kann  sidi  verschiedene  Mafsregeln  denken,  welche  unter  Beibehaltung 
der  juristischen  Seite  des  Gemeindebc««ltze8,  ihn  mit  den  wirtschaftlichen 
Interessen  des  ökonomisch  leben vfüh igen  Teiles  der  Hauernschaft  in 
Einklang  setzen  werden:  so  sin«!  iauh  die  Rerormpn>jekte  Kawelin's  und 
V.  Kcufslcr's  gedacht.  Die  KegicruiiL:  hat  jetzt  diL-.cn  Wei;  durch  das 
jilngste  (iesetz  über  tlie  Landumteihmgen  l)i  treten.  DieseH  e  l  endenz 
zur  Schaffung  eines  krältigcn  Bauernstandes  liegt  auch  der  bevorstehenden 
Reform  der  Bauernagrarbank  zugrunde.  Ich  brauche  nicht  des  weiteren 
auszufahren,  dafs  von  meinem  Standpunkte  eine  solche  Politik  die  ftlr 
den  modernen  Staat  einzig  mögliche  ist.  Sic  wii  d  aber  auch  den  Illu- 
sionen von  „dem  auserwilhlten  Volke"  der  ^o/j.ilen  rmgotaltung,  Illu- 
sionen, welche  auch  den  \'erra>>Lr  der  „Ötudicn"  noch  vollständig  im 
Banne  halten,  jeden  Boden  entziehen. 

Last  not  least:  ist  dem  Verfasser  der  »Studien**  der  Nachweis  ge- 
lungen, dass  der  industrielle  Kapitalismus  den  Nationalreichtum  Rufs- 
lands nidit  vermehrt,  sondern  vermindert  hat.  Dieser  Nachweis  soll  in 
der  Zusammenstellung  der  Zahlen  des  inländischen  Konsums  der  zwei 
wichtigsten  Fmvi  rstnfle.  Hauinw(»lle  mid  Flache,  wahrend  der  rerinde 
1886  1891  liegen  (S  23Ö— 2 39  der  ..Studien"».  Sechs  Jahre,  von  welchen 
nach  dem  eigenen  Zugeständnis  des  Ver  t.isscrs  das  Jahr  1889  eine 
Ausnahme  (sie!)  aufweist  —  wahrlich  ein  grande  aevi  spatium!  Ich 
mufs  leider  aufrichtig  sagen,  dafs  die  ganze  BeweisfQhrung  des  Ver- 
fassers mir  als  ein  „Versuch  mit  untauglichen  Mitteln*  erscheint.  Denn 
was  kann  man  z.B.  /u  eim  r  einfachen  Addition  von  Gewichtseinheiten 
von  Haujuwollc  und  M.ich-,  welclie  <]c\-  Verfasser  vornimmt,  saoen?! 
Man  liedcnke  nur.  c!af>-  riiii-  Ticwii  ln^-riiihcit  von  Baumwolle  in  Rufs- 
land einen  ungetahr  zweieinhalb  bi>  dreimal  huheicn  Wert  repräsentiert, 
als  eine  gleiche  Gewichtseinheit  von  Flachs,  und  dafs  die  iniflndische 
Verarbeitung  und  der  inlandische  Konsum  von  Baumwolle  beständig 
gewachsen  ist.  Dabei  ist  nicht  zu  vergessen,  dafs  eine  Gewichtseinheit 

.   'i  Essays  zur  Geschichte  <les  rii-- i--chcn  Rechts.     Moskau,  1858. 

Vu!  .iiich  V.  K<  iilvl.  r.  Zur  f  J>m  hiclite  un«1  Kritik  <Ies  bäucriiclu  n  (ie- 
iiuiiidebt  Sitzes ,  1.  llxil,  38  112.  In  <Inii  vor  kiir/"  m  erschietn  lu  n  nach- 
gelassenen Werke  von  .Nikitski,  einem  der  be.-'U  n  Kenner  der  rubsiischen  Öozial- 
gcschichle,  »Wirtschaftsgeschichte  der  Republik  Nowgorod*  (Hoakau  1893)  wird 
auch  der  Nachweis  gefdhrti  dafs  die  damalige  Landgemeinde,  welche  selbst  von 
der  Gentilgcnosscnschaft  wesentlich  verschieden  war,  mit  der  modernen  russi- 
schen Feldgemcinscbaft  gar  keine  Adinlichkeit  hat  (I.  c.  S.  42—44). 
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von  Baumwolle  auch  vid  mehr  Gewebe  und  bedeutend  billigeres  liefert 
Und  weiter:  der  Verfasser  will  die  Abnahme  des  inländischen  Konsums 
-  von  Flachs  allein  beweisen.  Zu  diesem  Zweck  ziehit  er  einfach  von  der 
jährlichen  Produktionsziffer  die  ExportzifiVr  ab.    Dabei  wird  gar  nicht 

l)crücksichtiKt,  dafs  that-iUhlich  sowohl  die  jahrlirhcn  Erträjic  als  auch 
der  jälirliclic  Export  sehr  -tark  schwanken,  und  diese  Schwankungen 
werden  durch  ver.schicdenartigc  Umstände  bedingt.  Dies  mufs  aber 
der  Verfasser  wissen,  denn  er  hat  die  einschlägige  Statistik')  benutzt. 
Er  verschweigt  aber  seinen  Lesern,  dafs  das  Jahr  i886*)  —  mit  welchem 
er  seine  Zahlenreihe  beginnt  —  ein  für  den  Export  besonders  ungiln- 
stiges  und  eben  deshalb  für  den  inländischen  Konsum  ein  äufscrst 
günstiges  war.  Der  Umstand,  dafs  das  letzte  Jahr  der  ijanzcn  Reihe, 
das  traurigen  Andenkens  —  Mifserntejahr  1891,  fiir  i  in  grof:-es  Ti  rri- 
toriuiu  auch  einen  last  vollständigen  Mifswachs  von  Flachs  (und  Hanl) 
mit  sich  brachte,  wu^  ebenso  verschwiegen. 

Wenn  man  aber  diese  zwei  Momente  in  Betracht  zieht,  so  verliert 
die  ganze  „statistische*  Ai|;umentatlon  jede  Beweiskraft.  Man  sehe  sich 
nur  die  Zahlenreihe  an. 

Nach  Abzug  der  Exportniengen  verblieb  an  Flachs  lür  den  inlän- 
dischen Konsum  in  1000  Pud: 

1886^)  (starke  Abnahme  des  Exportes  gegen  das  Vorjalir)  .    .    .  10068 


1887  (der  Export  steigt»   8227 

1888  (dito)   5140 

1889  (gute  Ernte  besonders  in  den  wenig  Flachs  exportierenden 

Gouvernements)   8024 

1890  (im  Vergleich  mit  dem  Vorfahre  schlechtere  Ernte).   .   .   .  5500 

1891  (totaler  Mifswachs   in  den  wenig  Fiachs  exportierenden, 

schwarzerdigen  Gouvernements)   3855 


Der  Verfasser  gtebt  diese  Zahlen  einfach  wieder,  ohne  die  einzelnen 
Jahre  zu  charakterisieren,  wie  ich  es  hier  thue  \'nn  diesen  Zahlen 
kann  im  ines  Erachtens  nur  da<  Eine  gesagt  werdt  n:  weder  in  der  Eragc 
von  der  Bewegung  des  Nationalkonsum.s,  noch  viel  weniger  in  der 
Frage  von  der  Bewegung  des  Nationalreichtums  kann  mit  solchem  Ma- 
terial etwas  bewiesen  und  überhaupt  angefangen  werden.  Thal.sflchlich 
läfst  es  sich  vom  russischen  Kapitalismus  nicht  beweisen,  dafs  er  keine 
objektive  Existenzberechtigung  hat.  Der  russische  Kapitalismus  hat  eine 
Baumwoliindustrie  geschaffen,  welche  gegenwärtig  nach  der  Spindel- 


Namentlich  ..Die  Materialien  zur  .\us,ii bLitiing  der  Tarilc  der  ni^^i^rhcn 
Eiscnb.ihncn".  Hfraiispr  trcbtn  von  «Um  Eisinbahndcpartemcnt  des  Finan2- 
aiiniatenuius.    Baud  II.    ät.  Petersburg  1892. 

•)  Wibrend  der  IS  Jahre  1877^1891  weist  das  Jahr  1886  die  niedrigste 
Ezportzider  auf. 

>>  Export  in  Uuaend  Pud  1885:  11287,  1886:  8622. 
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zahl ')  und,  was  noch  wichtiger,  ihrem  gron^kapitalistischen  Charakter') 

nach  die  cr-^ie  Stelle  auf  dem  europäischen  Kontinent  beanspruchen 
kann.  Die  Zeil,  %v<t  man  von  RnlVlrmd  mit  gewissem  Rerht  sagen 
konnte.  daf>  nui"  t  ino  gute  Fabrik  boit/t.  niimlicli  diejenige,  welche 
Staatspapiergcld  druckt,  ist  langst  vorüber.  Absolut  eine  achtunggebietende 
Gröfse,  ist  die  russische  Grofsindustrle  unentwickelt  im  VaiiAltnis  xu 
den  gesamten,  bis  jetzt  noch  schlummernden  Ressourcen  des  Landes, 
aber  dieser  niedrigen  relativen  Entwickelung  entspricht  auch  voll- 
ständig die  allgemt  inc  Zunu  ku:»  l)!it'lienheit  Rufslands.  Jeder  politische 
und  aüiiemein  kulturelle  Koiirclnitt  wiid  vun  den  Fortschritten  des 
Kapitalismus  begleitet  werden  und  vice  versa. 

Auf  das  Gei>agte  mufs  ich  meine  Auseinandersetzungen  mit  dem 
Verfasser  der  »Studien"  beschränken.  Meine  Ansicht  Aber  die  Bedeu- 
tung der  Schrift  von  Nikolai — on  kann  ich  wie  folgt  resümieren.*)  Die- 
selbe erscheint  mir  al<  das  Invanenlied  deijenigen  socialpoh'tischen 
Richtung  in  Ruf^land.  \V(  Irhr  die  lllu'-ioncn  von  dem  auserwcihltcn 
V'olke  der  sn/i.Tlen  l  iii^e-taltung  mit  den  von  Marx  und  Kngels  ent- 
lehnten Ideen  verMtlmtn  wellte.  Die  rauhe  Wirklichkeit  hat  diese  Illu- 
sionen Lagen  gestraft  und  wird  dies  je  weiter  desto  mehr  thun.  Vor 
einem  tieferen  Eindringen  in  den  Geist  der  Marx'schen  Lehre  und  einer 
vorurteilslosen,  wissenschaftlich  objektiven  Prflfung  der  Thatsacben 
kann  eine  solche  Versöhnung  nicht  .Stand  halten.  Eine  andere  Auf- 
fassung wird  und  mufs  sich  Haiin  brechen.  In  dieser  Entwickelung  der 
sl>/ialpoliti^ch<'n  Ideen  bilden  nun  aber  die  besprochenen  »ötudiea* 
einen  bedeutsamen  Markstein. 

St.  Petersburg.  P.  v.  öTKÜVE. 


Nach  Professor  Langowoi  hat  Rufsland  6  Millionen  ein  Viertel  aller 
Spindeln  auf  dem  europäischen  Kontinent.  Vgl.  Die  Fabrikinduatrie  und  der 
Handel  Rufslands.  Aus  Anlafs  der  Coluinbus-Ausstellung  in  Chicago,  heraus- 
gegeben vom  Dcpartf-iiKMit   lür  Handel   und  Manufaktur  im  Finanzministerium. 

Russ.  Ansp:   S.  13  di  r  AI>liaivihinLr  v  nn  I.ans^owoi  flh<  r  r<  xti1indiistric. 

')  Die  russischen  Spiniu  n  iDctrit  In-  sind  fast  immer  mit  Webereien  und 
manchmal  auch  mit  Druckereien,  Appreturanataltcn  und  Färbereien  vereinigt. 
Solcher  meistens  mit  Webereien  etc.  kombinierten  Spinnereien  gab  es  1890 
65  mit  136403  Arbeltern  (im  europäischen  Ruisland  ohne  Polen).  Auf  ein  Eta> 
blisscment  kommen  somit  mehr  ab  2000  Arbeiter.  Die  aKrenhoItner  Uaiiii- 
faklur"  bei  Narva  im  Gouvernement  F.stland  hatte  (1890>  388  812  Spindeln  und 
ist  wohl  die  gröl'stc  Spinnerei  auf  dem  ouropaisclifui  Kontinent  iviil.  fVlow  und 
Budaguw,  Verzeiclinis  der  Fabriken  des  europäischen  Kufslands.  3.  Auflage. 
St  Petersburg  1894). 

')  Vergl.  den  oben  erwähnten  Aufsatz  im  Sozialpolitiscben  CentnUUalt, 
III.  Jahrf,,  No.  1. 
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Von 

Dr.  HUGO  HEINEMANN, 
Rechtsanwalt  in  Berlin. 

I. 

Auf  kaum  einem  anderen  Gebiete  macht  sich  heute  das  Hcrein- 
t)rechen  sozialpolitischer  Forderungen  mit  so  elementarer  Gewalt 
geltend,  wie  auf  demjenigen  der  Wissenschaft  des  Strafrechts. 
Der  Grund  fbr  diese  erfreuliche  Erscheinung  ist  klar.  Wahrend 
man  in  allen  anderen  Zweigen  staatlicher  Thätigkeit  es  als  selbst« 
versUUidlich  betrachtet,  dafe  die  Interessen  der  Menschheit  und, 
da  die  ungeheure  Mehrzahl  dieser  aus  den  besitzlosen  Volks- 
klassen besteht,  die  Interessen  dieser  in  den  Vordergrund  der 
•  Betrachtung  treten,  war  auf  dem  Gebiete  des . Strafrechts  von 
einer  solchen  Methode  der  Forschung  im  letzten  Jahrhundert 
-ernstlich  kaum  irgendwo  die  Rede.    Der  gesunde  Menschen- 
verstand des  gebildeten  Laien  kann  sich  von  dieser  grofsen  Teil- 
iiahmslosigkeit  der   hervorragendsten  Leuchten  der  Wissenschaft 
;für  die  Anlorderungen  der  Zeit,  von  diesem  Mangel  an  Rück- 
sicht auf  die  soziale  Wohlfalirt  und    die   praktischen  Bedürf- 
nisse  schwerlich  eine    zutreffende  Vorstellung  machen.  Wahr- 
heiten, die  die  breite  Masse  des  Volkes  im  Leben  gleichsam  mit 
•Händen  greift,  werden  von  dem  in  der  Tradition  von  Jahr- 
hunderten befangenen  Fachmann  schrofT  zurückgewiesen,  oder  im 
günstigsten  Falle  mit  einer  kohlen  Vorsicht  wieder  und  wieder 
•geprüft,  die  dann  als  Gelehrtentugend  laut  angepriesen  wird,  die 
Aber  für  ein  Zeitalter,  welches  mit  seinen  Reformen  auf  sozial- 
politischem Gebiete  so  gerne  pnmkt,  recht  wenig  pafst.  Wenn 
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man  sich  die  Fachlittci atur  einmal  genauer  ansieht,  wird  man 
neben  mühevollen,  langatmigen  Erörterungen  über  allerlei  das 
Gebiet  der  Metaphysik  berührende  Fragen  eine  bis  in  die  äulstr- 
sten  Spitzen  und  mit  höchster  Kunst  sorgfältig  und  fein  durch- 
gelührte  Untersuchung  der  strafrechtlichen  HegrilVe  linden;  — 
eine  gewifs  notwendige  und  nQtzliche  Arbeit,  denn  nur  aut 
diese  Weise  kann  ja  der  Angeklagte  gegen  die  sonst  schranken- 
lose richteiliche  WillkQr  hinlänglich  geschützt  werden.  DarQber 
hinaus  aber  ist  man  nicht  gekommen.  Die  Erkenntnis»  dafe  dem 
Strafrecht  ganz  die  gleiche  reale  Aufgabe  zußdlt  wie  allen  an- 
deren staatlichen  Bestrebungen,  nämlich  den  Nutzen  der  Gesamt- 
heit zu  befördern  und  die  einzelnen  Individuien  sozialpolitisch 
tflchttg  oder,  wenn  notwendig,  sozialpolitisch  unschädlich  zu 
machen,  vermochte  nicht  sich  Bahn  /u  brechen  gegenüber  dem 
einseitigen  Vorherrschen  philosophischer  Ideen,  die  auf  Verwirk- 
lichung einer  abstrakten  t^erechtcn  Vergeltung  abzielen,  mit  dem 
praktischen  Leben  und  der  Macht  der  Interessen  aber  nichts  ge- 
mein haben. 

Erfreulicherweise  ist  dieser  Zustand  der  Sterilität  nun  heute, 
und  man  kann  wohl  sagen  fast  mit  einem  Schlage,  gründlich 
geändert  worden.  Nachdem  Franz  v.  iloltzendorff  bereits  vor 
nunmehr  30  Jahren  und  seitdem  bis  an  sein  Lebensende  mit 
immer  steigender  Energie  für  eine  gesunde,  den  realen  Verhalt- 
nissen Rechnung  tragende  Kriminalpolitik,  Dir  eine  Besserung  des 
Vollzuges  der  Freiheitsstrafen  und  fQr  die  kräftige  Ausnutzung 
aller  Mittel  der  Prävention  eingetreten  war,  fängt  man  heute  aller 
Orten  an,  an  der  Gerechtigkeit  und  der  Wirksamkeit  unserer 
Strafjustiz  zu  zweifeln.  Die  im  Jahre  1889  begrQndetc  internatio- 
nale kriminalistische  Vereinigung  und  ihr  unermQdlichet  Vor- 
kämpfer, Professor  Franz  v.  Liszt,  sind  unablässig  bemüht,  auf 
die  schweren  sozialpolitischen  Fehler  hinzuweisen,  welche  die 
künstliche  Auscinandt  rreifsunj^  von  Strafrecht  und  Soziologie,  die 
doktrinäre  Trennunu  des  \'erl)rechers  von  der  ( iescllschaft,  in 
der  er  lebt,  die'  (  in>,eitige  Betrachtung  der  verbrecherischen  That 
ohne  die  soziale  Thätis^keit.  deren  Aeufsenmg  sie  ist,  notwcjidig 
im  Gefolge  haben  mulste.  Die  Wissenschaft  wird  heute  nicht 
müde,  wieder  und  wieder  gegenüber  der  noch  immer  in  unfrucht- 
barem begriiTlichem  Scholastizisrous  verharrenden  Praxis  zu  be- 
tonen, dafs  es  Aufgabe  der  Strafrechtspflege  ist,  dem  Leben  zu 
dienen,  dafs  dies  ihr  Zweck  und  nicht  die  juristische  Konstruktion 
die  Hauptsache  ist. 
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Bei  diesen  Bestrebungen  hat  man  bisher  allerdings  sein 
Hauptaugenmerk  nur  auf  den  sogenannten  allgemeinen  Teil  des 
Strafgesetzbuches  gerichtet  Insbesondere  haben  die  von  v.  Liszt 

in  der  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrechtswissenschaft  unter 
dem  Titel  „KiiminalpoUtische  Aufgaben"  veröffentlichten  bahn- 
brechenden Abhandlungen  sich  in  erster  Linie  damit  beschäftigt, 
den  strikten  Nachweis  zu  erbringen,  wie  das  Gebiet  der  Strafmittel 
und  der  Strafzumessunt?  bis  auf  den  heutigen  Tag  sicli  eine 
geradezu  erstaunliche  sozialpo]iti.-.che  Unberührtluit  bewahrt  liat, 
wie  auch  nicht  der  leiseste  I  laurii  frisch  pulsierenden,  modernen 
Lebens  durch  die  dichtver^iltcrten  Fenster  einer  engherzigen, 
juristischen  Kontroversenmacherei  eindringen  konnte.  War  nur 
der  Begriff  des  Versuches,  der  Teilnahme  u.  s.  w.  mit  feinster 
Dialektik  festgestellt,  so  glaubte  man  seine  Aufgabe  hinlänglich 
erfilUt  zu  haben.  Die  Frage,  wie  der  verbrecherische  Mensch 
und  die  Gesamtheit  ob  dieser  KunststQcke  sich  befand»  inter- 
essirte  daneben  wenig.  Hier  haben  nun  die  Arbeiten  v.  Liszt's 
Wandel  geschaffen.  Er  hat  gezeigt,  dafe  der  Kampf  gegen 
das  Verbrechen  in  erster  Linie  nicht  durch  die  Strafe,  sondern 
durch  die  Einwirkung  auf  die  gesellschaftlichen  Verhältnisse, 
also  auf  sozialpolitischem  Gebiete,  zu  führen  ist,  dafs  neben  die 
Repression,  dieser  an  Wirksamkeit  weit  überlegen,  die  Prävention 
tritt,  dafs  die  Krziehun^'j^-  und  Besserungsanstalten  für  jugend- 
liche Verbrecher,  die  besonderen  Asyle  für  geisteskranke  Ver- 
brecher und  verbrecherische  Geisteskranke,  die  Anstalten  für  ge- 
meingefährliche Trunkenbolde  u.  s.  w.  die  Strafe  an  Wirksamkeit 
im  Kampfe  gegen  das  Verbrechertum  weit  übertretVt  n.  Und 
hieran  reiht  sich  unmittelbar  noch  eine  weitere  Erwägung.  So- 
bald man  auch  nur  einen  Augenblick  Emst  mit  den  kriminal- 
soziologischen Untersuchungen  macht,  wird  man  sofort  mit  Not- 
wendigkeit darauf  geführt,  nicht  den  konventionellen  Begriff  der 
abstrakten  verbrecherischen  That,  sondern  die  verbrecherische 
EinzelpersOnlichkeit  als  das  vor  allem  berflcksichtigenswerte 
Moment  zu  betrachten.  Aus  dem  Typus  heraus  gilt  es  zur  gründ- 
lichen Kenntnis  der  Individualität  zu  gelangen.  Damit  aber  ge- 
winnt der  allgemeine  Teil  der  Strafgesetzbücher  sofort  eine  ganz 
andere  und  weit  höhere  Bedeutung,  als  er  bisher  beanspruchen 
konnte,  während  der  besond*  re  Teil  an  Wert  und  vor  allem  an 
Umfang  erheblich  verlieren  wird. 

Alle  die  zahllosen,  lediglich  an  der  <>  bjektiven  Schwere  der 
Thatgemessenen,  überfeinen  Unterscheidungen  zwischen  den  einzel- 
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nen  Verbrechensbegriffen,  denen  das  Leben  tagtäglich  Hohn  spricht, 
werden  mit  einem  Schlage  beseitigt  werden.  Die  unendliche  Masse 
juristischer  Scholastiic,  welche  sich  unbegreiflicherweise  noch  in 
unsere  Tage  hinObergerettet  hat,  wird  in  ihrer  maskenhaften  Er- 
starrung wie  ein  totes  Gehäuse  mit  kräftigem  Ruck  in  demselben 
Augenblicke  weggebrochen  werden,  in  dem  man  gesund  und 
nüchtern  die  Lebensverhältnisse  erfafst.  Zu  welch'  l^ngeheuer- 
lichkeiten  wir  es  hierin  aus  dem  Gefühl  heraus,  als  ob  das  Recht 
nur  ein  dankbares  Objekt  für  das  logische  Denken  ist.  gebracht 
haben,  ist  zu  bekannt,  als  dafs  es  darauf  eines  näheren  Eingehens 
bedarf.  Wies  doch  v.  I  loltzendortV  schon  im  Jahre  1875  bei- 
spielsweise auf  das  Erkünstelte  des  Begriffes  der  Ucberlegung 
in  der  Definition  des  Mordes  hin.  als  ob  ein  getäuschter 
Liebhaber,  der,  von  Eifersucht  erfüllt,  allmählich  zu  dem  Ent- 
schlufs  gelangt,  seine  Geliebte  zu  töten,  seinen  Vorsatz  vor- 
bereitet und  ausfährt,  nicht  weit  weniger  gefährlich  filr  die  AlU 
gemeininteressen  und  nicht  weit  weniger  antisozial  veranlagt  ist, 
als  der  gewerbsmäfsige  Dieb,  der  einen  ihn  beim  Diebstahl 
störenden  Zeugen  ohne  jeden  Vorbedacht  kalten  Blutes  nieder- 
sticht? Und  doch  ist  der  Thäter  nach  unserem  Gesetze  im 
ersten  Falle  ein  mit  dem  Tode  zu  bestrafender  Mörder,  im 
zweiten  nur  Totschläger.  Zu  welcli"  abstrusen,  dem  Leben  frem- 
den Ergebnissen  ferner  die  Unterscheidungen  von  Diebstahl  und 
UnterschlapimG:,  von  einfachem  und  schwerem  Diebstahl  u.  s.  w. 
oft  genug  führen,  davon  kann  jeder  ein  Lied  singen,  der  auch 
nur  einen  flüchtigen  Blick  in  die  Praxis  geworfen  hat. 

Damit  aber  werden  Resultate  gezeitigt,  die  in  hohem  Grade 
bedenklich  sind.  Denn  es  handelt  sich  hier  um  mehr  als  um 
zwar  wertlose,  aber  unschuldige  juristische  Spielereien,  oft  genug 
wird  vielmehr  das  öifentliche  Gewissen  des  Volkes,  sein  unver- 
fiUschtes  Rechtsgefühl  dadurch  gröblich  beleidigt.  Dieses  ver- 
langt, dafs  das  Strafrecht  wieder  Fühlung  gewinnt  mit  den  That- 
sachen  des  sozialen  Lebens  und  den  Anforderungen  der  Wirk- 
lichkeit, dafs  die  Kluft  zwischen  dem  staatlich  anerkannten  und 
dem  lebendigen  Recht  endlich  ausgeglichen  werde.  Um  dieses 
Ziel  zu  erreichen,  aber  ist  notwendig,  dafs  der  unfruchtbare  For- 
malisnms  des  besonderen  Teils  unserer  Strafgesetzbücher  mit 
seiner  Masse  von  durchweg  nach  der  objektiven  Schwere  der 
That  abgestuften  Strafdrohungen  ganz  anderen,  jiraktisch  brauch- 
baren Gebilden  weicht.  In  den  \'ordergrund  mufs  die  Persön- 
lichkeit des  Thäters  treten,  die  Individualisierung  nach  der  ver- 
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schiedenen  kriminellen  Beanlagung  der  einzelnen  Verbrecher- 
gruppen. Die  wahre  Aufgabe  des  Richters  hat,  um  einen  treffenden 
Ausspruch  von  Prins^)  zu  wiederholen,  darin  zu  bestehen,  „den 
mehr  oder  weniger  antisozialen  Charakter  des  Schuldigen,  den 
Starkegrad  der  antisozialen  Triebfeder,  die  ihn  bewegt,  zu  prüfen, 
als  mechanisch  festzustellen,  ob  die  Elemente  der  theoretischen 
Begriffe  der  verbrecherischen  That  gegeben  sind." 

Von  diesem  Gesichtspunkte  aus  gewinnt  vor  allem  der  von 
der  heutigen  Gesetzgebung  und  Praxis  noch  kaum  erkannte,  ge- 
schweige denn  gewürdigte  GcLjensatz  zwischen  dem  Erstlings- 
delinquenten und  dem  Gewohnheitsverbrecher  die  wichtigste  reale 
Bedeutung.  Das  Bestreben,  auf  der  einen  Seite  dm  noch  unver- 
dürl)enen  Menschen  möglichst  lange  vor  dem  Gelangnis  zu  be- 
wahren, anstatt,  wie  es  heute  geschieht,  ihn  erst  ins  Ver- 
brechen hinein  zu  erziehen  und  insbesondere  auf  den  Besitzlosen 
soziales  Unglück  aller  Art  zu  häufen,  welches  in  gar  keinem  Zu- 
sammenhange mit  den  Strafzwecken  steht,  auf  der  anderen  Seite 
aber  ein  Individuum  mit  schwer  krimineller  Tendenz,  das  infolge 
körperlicher,  seelischer  oder  geistiger  Mangel  unfthig  ist,  ein 
sozial  brauchbares  Glied  der  Gesellschaft  zu  werden,  zu  seinem 
Wohle  und  zum  Nutzen  der  Gesamtheit  zwangsweise  auf  mög- 
lichst lange  oder  dauernd  zu  versorgen  —  dieser  Gegensatz  wird 
in  voller  Stärke  lebendig  werden.  Welche  Fülle  neuer  Bestim- 
mungen damit  in  den  allgemeinen  Teil  aufgenommen  werden 
müssen,  leuchtet  ohne  weitere-,  ein.  Aber  auch  auf  den  bcson- 
tieren  Teil  mufs  dieser  Umwandlungsprozefs  von  Grund  aus  neu- 
gestaltend einwirken,  und  zwar  nicht  blofs  in  der  schon  vorher 
kurz  angedeuteten  Richtung  eines  kräftigen  IJolK'i  hordwt  rfens 
des' nutzlosen  logisch-begriiVlichen  Ballastes,  sondern  aucii  in  der 
Schatfung  eines  volkstümlichen,  auf  den  Schutz  des  wirtschaftlich 
Schwächeren  gegen  die  Ausbeutung  des  Stärkeren  bedachten 
Inhaltes.  Zu  der  wichtigen  Aufgabe  der  sozialen  Gesetzgebung, 
die  rechtliche  Handlungsfreiheit  der  besitzenden  Klassen  einzu- 
schränken, hat  der  besondere  Teil  eines  Strafgesetzbuchs,  sofern 
der  Gesetzgeber  seine  Aufgabe  versteht,  wertvolle  Bausteine  zu 
liefern. 

Die  Aufgabe  der  folgenden  Abhandlung  soll  es  sein,  zu  unter- 
suchen, inwieweit  die  im  Vorstehenden  aufgestellten  Postulate  in 


Vgl.  Mitteilungen  der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung,  Bd.  4, 
Heft  2,  S.  160. 


Digitized  by  Google 


364 


Hugo  Heinemann, 


dem  Entwurf  eines  neuen  österreichischen  Strafgesetzes  zur 
Verwirklichung  gelangt  sind.  Allerdings  können  nur  einige  Haupt- 
gesichtspunkte hier  hervorgehoben  werden. 

Was  zuvörderst  den  allgemeinen  Teil  anbelangt,  auf  den  zu- 

n Hebst  mit  einigen  Worten  eingegangen  werden  soll,  so  kann 
als  Mafsstab  dafür,  ob  ein  Gesetz  sich  zur  Befriedigung  der 
fundamentalen  Forderungen  einer  kraftigen  Kriminalpolitik  durch- 
gerungen hat.  die  Frage  gelten,  welcher  Mittel  bedient  sich 
das  Gesetz,  um  künftige  Verbrechen  zu  verhüten  .■*    Alle  anderen 
Fragen  treten  daneben  an  Wichtigkeit  zurück,  denn  sie  niOssen 
sich  verständigerweise  sämtlich  unter  das  in  Rede  stehende  Pro- 
blem einreihen  lassen.   Sollte  doch  auch  die  richterlich  erkannte 
Strafe  ihre  eigentliciie  und  vornehmste  Aufgabe  darin  suchen,  künf- 
tigen Rechtsbrflchen  vorzubeugen.   In  welcher  Weise  nun  der 
österreichische  Entwurf  sich  zu  unserer  Frage  stellt,  dafllr  liefert 
eine  Stelle  in  den  Motiven  den  charakteristischsten  Beweis. 
Bei  Gelegenheit  der  Besprechung  der  Nebenstrafen  heifst  es^): 
»Diese  Nebenstrafen  und  beziehungsweise  Straffolgen  haben  das 
gemeinsame  Merkmal,  dafs  sie  nicht  Strafen  im  eigentlichen  Sinne 
des  Wortes  sind,  nicht  um  des  Uebels  willen  eintreten,  welches 
daraus  ftkr  den  Schuldigen  erwächst,  sondern  vielmehr  Vor- 
kehrungen sind,  bezüglich  welcher  eine  begangene  strafbare  Hand- 
lung aiifser  Zweifel  gestellt  hat,  dafs  sie  im  Interesse  der  ötTent- 
lichen  Sicherheit  notwendig  seien  und  die  deshalb  von  dem  Cie- 
richt  im  Urteile   angeordnet  werden.    Die  Hcrücksichtigung  des 
polizeilichen  Interesses  kann  dem  Strafgesetze  und  die  Ausführung 
von  Präventivmafsregeln   der  'lliätigkeit  des  Strafrichters  nicht 
gänzlich  entzogen  sein.   Die  Fällung  von  Entscheidungen,  welche 
dahin  gehen,  eine  Gefahr  von  der  Gesellschaft  fern  zu  halten,  ist 
mit  der  Stellung  des  Strafrichters  nicht  unvereinbar,  welcher 
es  auch  vollkommen  entspricht,  dafs  Anordnungen  in  seine  Hände 
gelegt  werden,  welche  wesentliche  Eingriffe  in  das  Privatrecht 
sind  und  oft  mit  gröfserer  Harte  wirken  als  die  Strafe 
selbst." 

Ob  diese  Worte  wirklich  Anspruch  darauf  erheben,  ernst  ge- 
nommen zu  werden,  dies  zu  entscheiden,  fällt  recht  schwer. 
Der  Verfasser  unserer  Stelle  geht  zwar  noch  nicht  so  weit  wie 
Mittelstadt^),  der  die  «erhabene  Aufgabe"  des  Strafrechts  jOngst 

*)  S.  56  XU  2fO  der  Beilagen  su  den  stenographischen  Protokollen  des  Ab- 
geordnetenhauses.   XI.  Session,  1891. 

Mittelstidt,  Im  GcrichUsaal,  Bd.  46,  Heft  3  u.  4,  S.  254. 
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dahin  präzisierte,  „ausschliefslich  darauf  Bedacht  zu  nehmen, 
das  Schwert  der  Gerechtigkeit  blank  und  scharf  und  von  alten 
gefilrchtet  zu  erhalten,  die  bestehende  Rechtsordnung  zu  wahren, 
den  öffentlichen  Frieden  gegen  Friedensbruch  zu  schützen."  an- 
statt schlechte  soziale  Kurpfuscherei  zu  treiben  und  bei  Gelegen- 
heit der  Aburteilung  von  Verbrechen  dem  Verbrecher  gegenüber 
nachholen  zu  wollen,  was  Kirche  unri  Schule.  Familie  und  häus- 
liche Zucht,  was  das  Wirtschaftsleben  und  die  Gesundheitspflege, 
Zufall  und  Schicksal  an  irgend  einem  verunglückten  Individuum 
verbrochen  haben.  Ganz  so  erhaben  wird  in  den  oben  zitierten 
Worten  des  österreichischen  Entwurfs  die  Aufgabe  der  Organe 
der  Strafrechtspflege  nun  allerdings  noch  nicht  gefafst,  und  ganz 
so  schroff  und  schlagend  wird  „die  schale,  öde  Formel  präven- 
tiver Bekämpfung  des  Verbrechertums*  hier  nicht  zurOckgewiesen. 
Immerhin  ist  es  recht  interessant,  zu  sehen,  wie  scheu  und  ängst« 
lieh  sich  auch  der  Entwurf  selbst  da  entschuldigen  zu  mOssen 
glaubt,  wo  es  sich  um  die  ältesten,  abgestandensten  und  niemals 
in  ihrer  Berechtigung  angezweifelten  Vorbeugungsmittel  handelt. 
Besonders  komisch  wirkt  der  in  den  letzten  Worten  ausgespielte 
Haupttrumpf,  dafs  ja  auch  diese  Mittel  Leiden  verursachen,  ja  oft 
mit  noch  gröfserer  Harte  wirken,  als  die  Strafe  selbst.  In  der 
That,  welcher  verstandige  Mensch  sollte  gegenüber  diesem  Argu- 
ment noch  ihre  Berechtigung  anzweifeln? 

Dafs  von  einem  derart  engherzigen  und  kleinlichen  Stand- 
punkt aus  an  eine  saciigeni.ll'se  Würdigung  der  praveiitivcn  Mafs- 
regcln  itn  österreichischen  Entwurf  nicht  zu  denken  ist,  ver- 
steht sich  von  selbst.  Es  ist  kaum  glaublich,  wie  die  doch 
nicht  so  gar  schwer  zu  erwerbende  Erkenntnis,  dafs  man  das 
Verbrechen  nicht  dadurch  aus  der  Welt  schaffen  kann,  dafs  man 
dem  Uebelthäter  eine  bestimmte  Summe  von  Quälereien  auferlegt, 
so  lange  man  die  zum  Verbrechen  treibenden  Ursachen  in  voller 
Brutalität  fortbestehen  läfst,  ein  Buch  mit  sieben  Siegeln  ÜQr  den 
^österreichischen  Gesetzgeber  geblieben  ist  Und  dafs  es  sich 
hierbei  nicht  etwa  um  utopische  Zukunftsschwärmereien,  sondern 
um  Mafsregeln  handelt,  die  sich  sehr  wohl  in  dem  Rahmen 
der  bestehenden  Staats-  und  Gesellschaftsordnung  verwirklichen 
lassen,  und  dafs  bei  der  Lösung  dieser  Aufgabe  auch  der  Straf- 
richter mitarbeiten  kann  und  mitarbeiten  mufs.  dafür  hat  Stoofs 
in  >eineni  Entwurf  eines  schweizerischen  Strafgesetzbuches  einen 
glänzenden  Beweis  geliefert.  Es  wäre  schwer  fafslich,  wenn  die 
weitere  Bearbeitung  des  österreichischen  Entwurfs  diese  gedanken- 
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schwere  Schöpfung  ignorieren  wollte.  Allerdings  ist,  um  sie  zir 
verstehen,  notwendig,  dafs  der  Entwurf  sich  zunächst  freimacht 
von  jenen  verstaubten  Schulformeln,  als  ob  staatlich  überwachte 
Erzii  luini^  jugendlicher  Verbrecher,  zwangsweise  Heilung  gcmein- 
getährlicher  Trunkenbolde,  \  erwahrung  Unverbesserlicher  u.  s.  w. 
einerseits  und  Strafe  andererseits  durch  eine  unüberbrückbare 
Klult  getrennt  seien.  Stool^  ucils  —  und  darin  liegt  sein  ganzes 
Geheimnis  — .  dals  man  die  Erscheinungen  des  Lebens  zwar  in 
Gesetze  bringen,  aber  deshalb  das  Leben  noch  lange  nicht  machen 
kann.  Ohne  diese  dem  Österreichischen  Entwurf  fehlende  Er« 
kenntnis  aber  ist  an  eine  Gesundung  unserer  dem  Leben  ent- 
fremdeten Strafrechtspflege  nicht  zu  denken. 

Besonders  bedenklich  hat  das  kurz  geschilderte  verwerfliche 
System  auf  die  Frage  der  Fürsorge  fOr  die  verbrecherische  und 
verwahrloste  Jugend  gewirkt.  Hier  ist  der  ganze  Krimskrams  der 
alten  Schule  beibehalten,  obwohl  man  doch  längst  darin  einig 
ist.  dafs  unsere  Gesellschaft  sich  gerade  auf  diesem  Gebiete 
Jahrzehnte  hindurch  besonders  schwerer  Sünden  schuldig  gemacht 
hat.  wahrend  es  klar  vor  aller  Augen  liegt,  dafs  die  Be- 
kämpfung der  Kririiiiialit;U  den  sichersten  Erfolg  verspricht,  wenn 
man  den  verhaltnismälsig  noch  unverdorbenen  Verbrechernach- 
wuchs zu  bessern  in  der  Lage  ist. 

Die  Fülle  des  gesammelten  Materials  ist  spurlos  an  der 
österreichischen  Gesetzgebung  vorübergegangen.  Man  ist  nicht 
geneigt,  dem  Gespenst  der  vergeltenden  Gerechtigkeit  irgend 
eines  seiner  Opfer  Ibr  die  Zukunft  zu  entziehen.  Nach  wie  vor 
werden  halbwüchsige,  durch  die  Erziehung  verdorbene  Knaben 
und  Mädchen  ins  Geflingnis  gesteckt  und  damit  systematisch  zu 
Gewohnheitsverbrechern  von  staatswegen  herangebildet,  anstatt 
durch  andauernde  und  planmäfsige  Beaufsichtigung  gerettet  zu 
werden.  Die  Wohlthat  der  staatlichen  Nacherziehung  ferner  ist 
in  beklagenswerter  sozialpolitischer  Kurzsichtigkeit  an  die  Voraus- 
srt/ung  geknüpft,  dafs  die  begangene  Handlung  „mit  einer  Ver- 
brechens- oder  Vergehensstrafe  bedroht  ist".  Dem  grofsen 
Prozentsatz  der  zufällig  noch  nicht  verbrecherisch  gewordenen, 
aber  verwahrlosten  Kindt  r  wird  also  „im  Namen  der  Freiheit" 
das  Vorrecht  gewährt,  moralisch  völlig  zugrunde  zu  gehen.  Die 
Staatsgewalt  sieht  mit  verschrankten  Armen  /u,  bis  das  Kind  in 
den  Ihunnen  gefallen  ist.  Er.st  dann  bequemt  sie  sich  dazu,  ihn 
zuzudecken. 

Es  ist  dringend  zu  fordern,  dafs  die  weiteren  Beratungen 
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Ober  den  Entwurf  hier  Wandel  schaffen  möchten.  Andernfalls 
bliebe  auch  für  Oesterreich  nichts  anderes  übrig,  als  sich  dem 
Wunsche  V.  Liszt  s*)  anzuschliefsen .  die  Vorsehung  möge  die 
sittJich  verwahrlosten  Kinder  recht  früh  in  jedem  einzelnen  Falle 
aus  der  Bahn  des  Laster.s  liinüberführen  auf  die  Bahn  des  Ver- 
brechens und  ihnen  so  den  einzigen  Weg  eröffnen,  auf  dem  sie 
gerettet  werden  können,  da  nur  dann  der  Staat  sich  der  unglück- 
lichen Geschöpfe  annimmt,  die  Kosten  der  Erziehung  trägt  und 
aus  ihnen  tüchtige,  brauchbare  Menschen  macht. 

Weiter  ist  die  traditionelle,  aus  dem  französischen  Recht 
Stammende  Scheidung  der  jugendlichen  Delinquenten  in  solche, 
denen  die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit  ihres  Verhaltens  zuge- 
messen werden  kann,  und  in  solche,  bei  denen  dies  nicht  der 
Fall  ist,  in  ihrer  ganzen  doktrinären  Starrheit  beibehalten,  trotz- 
dem  gerade  der  hervorragendste  österreichische  Strafrechtslehrer, 
Prof(»sor  Lammasch  in  Wien,  die  innere  Unwahrheit,  Ungerech- 
tigkeit  und  soziale  Schädlichkeit  dieser  Bestimmung  treffender  als 
vielleicht  irgend  ein  anderer  dargelegt  hat.^)  Die  Ausführungen 
dieses  Gelehrten  scheinen  auf  den  Ausschufs  des  Abgeord- 
netenhauses einen  gewissen  Eindruck  nicht  verfehlt  zu  haben. 
Die  Worte  der  Regierungsvorlage  im  §  62:  „ jutjendHchc  Per- 
sonen sollen  straflos  sein,  wenn  ihnen  die  zur  Erkenntnis  der 
Strafbarkeit  der  Handking  erforderliche  Einsicht  gefehlt  hat."  ist 
durch  die  Eassung  ersetzt  worden:  „\\  eiiii  ilmen  die  zur  voUen 
Erkenntnis  des  begangenen  I  nrechts  eiforderhche  Reife  gefehlt 
hat."  Für  diese  Verbesserung  ist  nach  der  Angabe  der  Motive') 
ein  doppelter  Grund  mafsgebend  gewesen.  Man  wollte  der 
Schande  des  Gefängnisses  nur  denjenigen  Oberliefem,  der  einmal, 
auch  abgesehen  von  der  Furcht  vor  Strafe,  begreift  und  fllhlt, 
dafs  ein  Verbrechen  ein  Unrecht  ist,  und  der  ferner  die  nötige 
moralische  Kraft  hat,  um  dem  Antriebe  zur  Begehung  des 
Verbrechens  zu  widerstehen.  Die  letztere  Erwägung  ist  zweifei- 

<>  Zcitscbr.  f.  d.  gesamte  Strafrcchtswissenscbatt,  12.  Bd.,  2.  Heft,  ä.  iö2 
und  183. 

'-')  Allgemeine  österreichische  Gericbtszeitung ,  Neue  Folge,  28.  Jahrgang, 
No.  49.  Vgl.  auch  zum  Folgenden  Dbenll  die  Mchgemifsen  AusCDhrungen 
Zuckers  in  der  eingehenden  und  beachtenswerten  Schrift:  «Ueber  die  Behand» 
lung  der  verbrecherischen  und  arg  verwahrlosten  Jugend  in  Oesterreich."  Wien, 
Nanz.  1894. 

S.  12  m  709  der  Beilagen  zu  den  stenographischen  I^rotokoUen  des  Ab- 
geordnetenhauses, 11.  Session,  1893. 
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los  eine  zutrefiende.  Denn  was  unsere  heutige  Gesetzgebung 
sich  dabei  denkt,  wenn  sie  die  in  Schmutz  und  Elend  aufge< 
wachsenen  Kinder,  deren  Strafthaten  lediglich  Ausfluls  der  man> 
gelnden  Erziehung  sind,  auf  kaum  acht  Tage  ins  GefiUignis  steckt, 
ist  nicht  wohl  verstandlich.  Leider  nur  bringt  die  vom  Ausschuß 
gewählte  Wortfassung  den  richtigen  gesetzgeberischen  Gedanken 
nicht  klar  zum  Ausdruck.  Ohne  eine  völlig  prflzise,  jeden  Zweifel 
ausschliefsendc  Hervorhebung  aber  werden  die  in  dem  allein* 
seligmachenden  Glauben  an  die  Theorie  der  vergeltenden  Ge- 
rechtigkeit herangebildeten,  abstrakt  geschulten  Richter  zur  lebens- 
frischen Berücksichtigung  sozialpolitischer  Gesichtspunkte  schwer- 
hch  vrranlafst  werden  können.  Sehr  viel  besser  ist  die  Fassung 
im  Artikel  7  des  schweizerischen  Entwurfs:  „Jugendliche  Per- 
sonen, die  zur  Zeit  der  That  das  14.,  aber  nicht  das  18.  Lebens- 
jahr zurückgelegt  haben,  prüft  der  Richter  auf  ihre  sittliche 
und  geistige  Keife."  In  diesen  Worten  wird  scharf  zum  Aus- 
druck gebracht,  was  der  österreichische  Gesetzgeber  sagen  wollte, 
aber  thatsftchlich  nicht  gesagt  hat,  dafs  es  eine  Barbarei  ist,  die 
meist  in  ärmlichen  Verhaltnissen  aufgewachsenen  jungen  Menschen, 
denen  keine  sorgfältige  Erziehung  die  Reife  des  Charakters  und 
die  Kraft,  sich  zu  beherrschen,  gewahrt  hat,  dem  Fluche  der 
Freiheitsstrafe  zu  überliefern.  Noch  richtiger  wäre  es  vielleicht 
wenn  man  sich  dazu  entschliefsen  könnte,  dem  Richter  überhaupt 
keine  auf  den  Weg  des  Formalismus  drängende  Direktive  mehr 
zu  geben,  sondern  wenn  man  ihm  schlechtweg  je  nach  den  Um- 
ständen des  konkreten  Falles  anheimstellte,  diejenige  Behandlungs- 
art aushndig  zu  machen,  welche  die  vorteilhafteste  und  geeignrtste 
für  den  jugendlichen  Delinqui  iitcn  ist.  niai;  immerhin  auch  die 
orthudoxe  Vergeltung>tlu  i>t  ie  nach  augenfälligerer  Sühne  verlangen. 

Dafs  die  im  \'or.^tehenden  kurz  angedeuteten,  mit  grofsem 
Nachdruck  von  der  intt  rnatioiialen  krinn'nalistischen  Vereinigung 
vertretenen  Grundsätze  die  in  fast  allen  europäischen  Ländern  zu 
Tage  tretende  starke  Zunahme  von  Verbrechen,  Prostitution  und 
Immoralitätin  immer  froheren  Jahren  nicht  allein  und  vollständig  aus 
der  Welt  schaffen  werden,  versteht  sich  von  selbst.  Dies  wfirde  nur 
eine  Gesetzgebung  vermögen,  deren  Leitstern  auch  auf  dem  Ge- 
biete  des  Privatrechts  die  emsteste  Berücksichtigung  der  Interessen 
der  Armen  und  Elenden  unter  Fortbildung  der  von  dem  preufsi- 
sehen  Landrecht  angebahnten  Entwickelung  wäre.  Anton  Menger 

Das  bOrgerliche  Recht  und  die  besitzlosen  Volksklassen.    Im  Archiv  fllr 
soxiale  Gesetzgebung  und  SuHstik,  Bd.  II.  (1889),  S.  27  AT. 
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hat  auf  die  hohe  soziale  Bedeutung  der  Gesetze  Ober  die  unehe- 
lichen Kinder  hingewiesen  und  gezeigt,  welch'  unendliches  Quan- 
tum  physischen  und  morah'schen  Jammers  flDr  die  Mutter  und  das 
Kind  von  frühester  Jugend  an  unsere  einseitige  Klassengesetz- 
gebung auf  diesem  Gebiete  zur  notwendigen  Folge  hat.  Hiermit 
wie  mit  den  in  das  besprochene  Problem  tief  einschneidenden 
Fragen  nach  einer  Umgestaltung  der  Grundsätze  über  die  väter- 
liche (Icwalt  und  die  Voiniundsohatt  hat  der  Kriminalist  niciits 
zu  schallen.  Aber  dcnnocii  kann  auch  er  beitragen  zu  einer  Rege- 
lung, welche  dem  Geiste  unserer  Zeitströniung  nicht  so  schnur- 
stracks widerspricht,  wie  dies  auf  Grund  der  bisherigen  Gesetz- 
gebung der  Fall  ist  Von  diesem  Standpunkt  aus  wird  ein  doppeltes 
Ziel  von  einem  weisen  Strafrecht  zu  erstreben  sein.  Es  wird 
eine  Art  der  Repression  der  im  jugendlichen  Alter  begangenen 
Delikte  zu  finden  suchen,  welche  auf  das  noch  bildsame  und  leicht 
eindrucksflihige  GemQt  des  Kindes  eine  gOnstige  Wirkung  ausObt 
und  den  Verurteilten  in  den  Stand  setzt,  sich  nach  seinem  Wieder- 
eintritt in  die  Freiheit  den  notwendigen  Lebensunterhalt  zu  ver- 
dienen, nicht  aber  ihn  stets  von  neuem  und  mit  eherner  Not- 
wendigkeit der  Vagabondage  und  dem  Verbrechen  in  die  Arme 
treibt.  Eine  solche  sozial  uohlth.'ltige  Art  der  Repression  aber 
ist  gewifs  nicht  die  Freiheitsstrafe  im  eigentlichen  Sinm-,  sondern 
lediglicli  die  vom  österreichischen  Kntwurl"  so  ungej)iihrlich  ver- 
nachlässigte Zwangserziehung,  da  nur  (iicse  den  Verurteilten  den 
bestehenden  X'olksanNchauungen  geinäls  mit  keinem  ihn  im  spa- 
teren Leben  überall  sturenden  Makel  behaftet. 

Ein  seiner  sozialen  Mission  sich  bewufstes  Strafrecht  kann 
aber  auch  noch  hierober  hinaus  auf  präventivem  Wege 
Segen  stiften  und  zu  einer  mächtigen  Schfltzerin  der  Schwachen 
werden,  wenn  es  das  Kind  in  der  Zeit  seiner  grOfsten  Em- 
pfänglichkeit Air  jeden  Eindruck  dem  Dunstkreis  der  Verwahr- 
losung entreifst  und  es  in  den  Stand  setzt,  den  harten  Kampl 
ums  Dasein  wenigstens  einigermafsen  ausgerüstet  aufzunehmen. 
Dies  ist  keine  a  priori  aufgestellte,  sondern  aus  den  Er- 
fahrungen Englands,  Jenes  Musterstaates  des  Zwangserziehungs- 
wesens, hergeleitete  Behauptung.  Die  dort  erzielten  Erfolge  sind 
nach  dem  übereinstimmenden  Zeugnifs  aller  Sachkundigen  über- 
raschend günstige  gewesen,  rrotzdem  scheuen  wir  uns  immer 
noch  aus  öden  juristischen  Bedenken  und  aus  Furcht  vor  Be- 
schränkungen der  „individuellen  Freiheit"  den  gleichen  Weg  zu 
gehen.    Und  doch  ist  das  Verlangen,   welches  die  besitzlose 
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Volksklasse  mit  Ernst  und  Narhdriick  vertreten  sollte,  ein  wahrlich 
nicht  so  gar  grundstörzendcs.  und  es  braucht  nicht  vertagt 
zu  werden,  bis  die  neuen  Rechtsformen  und  Rechtsgedanken 
zur  Verwirklichung  gelangt  sind.  Wenn  nach  weit  verbreiteter 
Rechtsanschauung  uneheliche  Kinder,  ohne  dafs  dem  reichen 
Vater  die  geringste  Last  daAlr  auferlegt  wird,  in  ein  Findelbaus 
gebracht  und  dort  auf  Öffentliche  Kosten  unterhalten  werden, 
der  Staat  oder  die  staatlichen  Verbände  somit,  wie  Menger 
sagt,  die  Kosten  fl)r  die  Ausschweifungen  der  wohlhabenden 
Manner  Obernehmen,  so  kann  es  doch  wirklich  kein  so  arger 
Eingriff  in  die  bestehenden  Rechtsprinzipien  sein,  wenn  man 
fordert,  dafs  die  Staatsgewalt  sich  einmal  auch  der  Kinder  der 
Besitzlosen  annehme,  und  dies  überall  da,  wo  das  Kind  ledig- 
lich infolge  unserer  sozialen  Verhältnisse  ohne  eine 
solche  Mafsregel  notwendig:  /.ugrunde  gehen  inuls.  Hierbei 
soll  gewifs  nicht  verkannt  werden,  dals  auch  die  beste  Anstalts- 
erziehung nicht  die  Erziehung  durch  die  Kitern  ersetzen  kann. 
Doch  hier  hellend  einzugreifen  luid  den  Kitern  die  M<)glichkeit 
zu  verbcliatlrn.  ihre  edelste  Aufgabe  erfüllen  zu  können,  über- 
schreitet die  Kompetenz  der  Strafgesetzgebung. 

II. 

Von  etwas  mehr  gesundem  Verstflndnifs  fOr  die  Anschauungen 
und  die  Bedarfnisse  des  Volkslebens  zeugt  das  Streben  des  Ent- 
wurfs nach  einer  den  Strafzwecken  allein  entsprechenden  schärferen 
Individualisierung  der  Strafen.  Dieses  Ziel  wird  auf  doppelte  Weise 
zu  erreichen  gesucht,  zunächst  dadurch  dafs  man  dem  Richter 
einen  möglichst  weiten  Spielraum  in  der  Strafzumessung  ein- 
räumt und  zwar  nicht  blofs  hinsichtlich  des  Strafmafses.  sondern 
auch  in  der  Wahl  der  Stratart.  In  „besonders  rücksichtswürdigen 
Fällen"  n.lnilich  ist  dem  erkennenden  Gerichte  gestattet,  im  Ur- 
teile auszusprechen,  dafs  dem  zu  Gefüngnifsstrafe  Verurteilten 
unter  den  durch  die  Hausordnung  gebotenen  Beschränkungen  die 
Wahl  der  Arbeit,  die  W-rpllegung  und  die  Bekleidung  auf  eigene 
Kosten  zugebilligt  und  die  \'crwendung  zur  Arbeit  aufserhalb 
der  Anstalt  von  seiner  Zustimmung  abhängig  gemacht  werde. 
Diese  Vorschrift  ist  bei  sachgemäfser  Durchfllhrung  wohl  geeignet, 
die  heute  Oberall  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Klagen  Ober 
die  unwOrdige  Behandlung  politischer  und  ahnlicher  Verbrecher 
aus  der  Welt  zu  schaffen.  Nur  ist  dringend  erforderlich,  dads 
die  Rechtsprechung  als  Richtmafs  für  die  ,,besonders  rOcksichts- 
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wflrdigen  Fälle"  nicht  etwa  das  Vermögen  des  Verurteilten  wählt, 
wie  dies  der  Intention  eines  froheren  Entwurfes  entsprach,  der  mit 
einer  &st  naiv  zu  nennenden  Offenherzigkeit  die  gedachten  Be- 
gOnstigungen  davon  abhangig  machen  wollte,  dafs  „der  venir- 

sachte  Schaden,  soweit  derselbe  seiner  Natur  nach  einen  Ersatz 
zuläfst.  vergütet  ist,  die  Kosten  des  Strafverfahrens  bezahlt 
wurden  und  der  Ersatz  der  Kosten  des  Strafvollzuges  uesichert 
ist."  Hierin  liegt  eine  fast  frivol  zu  nennende  Begünstigung  der 
wohlhabenden  V'olksklassen ,  der  durch  eine  scharf  formulierte 
gesetzliche  Vorschrift  ein  für  alle  Mal  ein  Damm  entgegengesetzt 
werden  sollte. 

Der  Entwurf  geht  aber  in  seinem  Bestreben,  die  Strafe 
der  vollen  Eigenart  des  Thflters  anzupassen  und  damit  aus 
einem  juristischen  Phänomen  eine  sozial  wirkende  Bdaisregel  zu 
machen,  noch  einen  Schritt  weiter.  Er  lafst  im  weitesten  Um- 
fange alternative  Strafdrohungen  zu  und  beseitigt  damit  jede 
scheinbare,  in  Wirklichkeit  nicht  durchführbare  und  daher  wie 
alle  Unwahrheiten  verderblich  wirkende  Kategorisierung.  So 
schwerwiegende  Bedenken  sich  gegen  den  Osterreichischen  Ent- 
wurf auch  vom  Standpunkt  des  Sozialpolitikers  vorbringen  lassen, 
so  wenig  Schwung,  kräftige  Individualität  und  liebevolles  Ver- 
ständnifs  für  die  grofscn  und  neuen  Gedanken  des  modernen 
Lebens  der  allgemeine  Teil  verrät,  ein  so  lahmes  Tempo 
der  besondere  Teil  rücksichtlich  jeden  sozialen  Fortschritts 
einhält,  eine  so  rückschi  itliiche  Gesinnung  die  auch  nur  von 
ferne  das  politische  Gebiet  streifenden  massenhaften  Deliktsbe- 
griffe dokumentieren,  durch  welche  kein  Schimmer  des  Morgen- 
lichts der  Freiheit  hindurchdringen  kann,  die  hohe  Bedeutung 
des  Prinzipes  der  Individualisierung  in  der  Bestimmung  der 
Strafart  hat  der  Entwurf  wenigstens  erkannt  und  gewürdigt.  Hier 
halt  er  sich  frei  von  jeder  doktrinären  Engherzigkeit,  hier  ver- 
sucht er  nicht,  die  Hannig&ltigkeiten  des  Lebens  durch  bin- 
dende Formeln  festzulegen.  Der  Grundgedanke  des  Entwurfs, 
dafs  eine  gleichmäfsige,  schablonenhafte  Behandlung  des  grofsen 
Kreises  von  strafbaren  Handlungen,  die  als  Vergehen  bezeichnet 
werden,  mit  Entschiedenheit  zurückzuweisen  ist,  und  dafs  für 
milde  gelegene  Fälle  eine  besondere  Strafart.  das  Staatsgefängnis, 
die  Ausgleichung  vermitteln  soll,  verdient  unsere  volle  Zustim- 
mung. Fraglich  nur  ist,  ob  die  einzelnen  X'oraussetzungen.  an 
welche  die  gedachte  Begünstigung  geknüpft  i^t.  als  gerecht  und 
glücklich    gewählt    bezeichnet  werden   können.    Das  ist  nicht 
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der  Fall.  Die  Wortfassung:  „Wenn  sowohl  die  Beschaffenheit 
der  That.  als  auch  die  Persönlichkeit  des  Schuldigen  diesen 
als  einer  solchen  Strafart  würdig  erscheinen  lassen."  kann  zu 
groben  Misdeutungen  führen  und  Thür  und  Thor  einer  verwerf- 
lichen Klassenjustiz  ölTnen.  Mit  vollem  Recht  hat  schon  Lain- 
inaschM  darauf  hingcwic-,cn.  wie  leicht  die  unklare  Ausdrucks- 
weise des  Entwurfs  die  Folge  haben  kann,  dafs  das  Staatsge- 
fängnis die  Bedeutung  einer  allgemeinen  Surrogatstrafe  an  Stelle 
des  im  Gesetie  angedrohten  Gefängnisses  itlr  die  leichteren  De* 
likte  der  personae  honestiores  erlangt,  womit  wir  glflcklich 
wieder  auCdie  dem  Rechte  des  vorigen  Jahrhunderts  geläufige  mildere 
Behandlung  derjenigen  zurflckkommen  worden,  die  vermöge  ihrer 
günstigeren  Verhaltnisse  in  höherem  Ma(se  verantwortlich  sind. 
Sehr  viel  richtiger  rechnete  schon  ein  früherer»  von  Glaser  her- 
rührender Entwurf  mit  den  sozialen  Verhältnissen,  wenn  er  die 
Ausnahmebehandlung  demjenigen  zubilligen  wollte,  dessen  Per- 
sönlichkeit als  einer  solchen  „bedürftig  und  würdig"  er- 
scheint. Darin  zeigt  sich  wenigstens  eine  klare  Erfassung  des 
Zweckgedankens  im  Rocht.  Aber  auch  dies  reicht  noch  nicht 
aus.  Es  nuils  mit  einer  keinen  Zweifel  übriglassenden  Deutlich- 
keit ausgesprochen  werden,  dafs  das  Abgehen  von  der  regel- 
mflfsigen  Strafe  des  Gefängnisses  unter  gar  keinen  Umständen 
ein  Privileg  für  eine  bestimmte  Klasse  der  Bevölkerung  werden, 
sondern  dafs  entscheidend  einzig  und  allein  sein  darf  die  ge- 
samte  Individualität  des  Thäters,  seine  Stellung  zur  Rechtsord- 
nung Oberhaupt,  die  gerechte  Würdigung  der  Triebfeder  und 
der  besonderen  Umstände,  unter  denen  die  Strafthat  begangen 
wurde.  Wie  so  oft,  so  hat  auch  hier  der  schweizerische 
Entwurf  mitten  ins  Schwarze  getroffen.  Man  lese  nur  einmal 
den  Artikel  37  daselbst  nach:  „Die  Strafe  kann  gemildert  werden, 
wenn  der  Schuldige  das  Verbrechen  aus  edlen  Beweggründen, 
in  schwerer  Bedrängnis,  unter  dem  Eindruck  einer  Drohung 
oder  des  Befehls  einer  Person,  von  der  er  abhängig  ist.  in 
dem  Wahne,  er  mache  sich  keiner  strafbaren  Handlung  schuldig, 
begangen  hat;  wenn  er  aufrichtige  Reue  über  das  \  erbrechen 
bethätigt  hat;  wenn  die  X'erj.ihiungsl'rist  nahezu  abgelaufen  ist." 
Dies  ist  eine  Regelung,  wtrlche  dem  Rechtsbewul'stsein  des  X'olkes 
gemäfs  ist,   auf  die  sozialen  Zustände  gebührende  Rücksicht 


*)  AUgcnicinc   österreichische   Gerichtszeitung,   44.  Jahrgang,  No.  18,  vom 
29.  April  1693. 
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nimmt,  die  Lebensverhaltiiisse  nicht  nur  vom  Standpunkt  des 
Reichen  und  Vornehmen,  sondern  von  dem  der  flberwiegenden 
Mehrzahl  der  Nation  aus  beurteilt  und  so  einen  lebendigen, 

kräftigen  Zusammenhang  mit  der  Wirklichkeit  hersteUt. 

Endlich  hat  der  Entwurf,  und  dies  ist  wohl  der  sozialpolitisch 
bedeutsamste  Fortschritt,  von  der  Androhung  der  Geldstrafe 
einen  weit  ausgedehn'eren  Gebrauch  gemacht,  als  dies  bislang  der 
Fall  war.  Dieselben  sind  in  betr.lchtlicheni  Umfange  bei  Ver- 
gehen und  l'cbei  tretun^cn  entweder  ausschlicfslich  oder  alter- 
nativ oder  cunuil.'itiv  netjcn  der  Freiheitsstrafe,  bei  X'crbrechcn 
nur  in  der  letzteren  Weise  zur  Anwendung  gei)racht.  Die  cumu- 
lative  Androhung  erfolgt  mit  richtigem  gesetzgebcrischeni  1  akt 
insbesondere  bei  allen  in  Gewinnsucht  wurzelnden  Delikten, 
da  hier  die  Geldstrafe  ein  wirksames,  die  Triebfeder  treffendes 
Straftlbel  bildet  und  auf  diese  Weise  vorzOglich  geeignet  ist,  mit- 
beizutragen zu  einer  wohlthätigen  Ausgleichung  der  Vermögens- 
rechdichen  Gegensatze  oder  wenigstens  hinzuwirken  auf  eine 
Milderung  der  aus  der  ungleichen  Gflterverteilung  entspringenden 
Uebelstände. 

Um  aber  diesen  Effekt  zu  erreichen,  ist  notwendig,  dafs  die 
Höhe  der  Geldstrafe  den  Vermögensverhaltnissen  des  Verurteilten 
möglichst  genau  angcyiafst  wird.  Davon  war  bisher  nun  aller- 
dings sowohl  in  Deujschland  wie  in  Oesterreich  gar  keine  Rede. 
Wahrend  von  den  kurzen  Freiheitsstrafen  der  ausgiebigste  Ge- 
brauch geinacht  wird,  ist  man.  sobald  es  sich  darum  handelt, 
das  Institut  der  (it  ld.^trafe  kräftig  und  schonungslos  zur  An- 
wendung zu  bringen,  von  überraschenfler  Zaghaftigkeit.  Dies 
mag  ein  Beispiel  statt  aller  andern  tiarthun.  An  der  Hand  der 
.  deutschen  Reichskriminalstatistik  aus  dem  Jahre  1Ö86  weist 
v.  Liszt  nach,  dafs  zwei  Dritteile  aller  wegen  Verbrechen 
und  Vergehen  erkannten  Geldstrafen  noch  nicht  den  Betrag  von 
50  Mark  erreicht  haben,  mag  der  Thater  durch  seine  fortgesetzte 
verbrecherische  Thatigkeit  sein  grofses  Vermögen  auch  um 
Tausende  von  Mark  vermehrt  haben.  Von  höheren  Strafen  ist 
nun  vollends  gar  keine  Rede.  Auf  100  Verurteilungen  zu  Geld- 
strafe kommt  noch  nicht  ein  Fall,  in  welchem  auf  500  Mark  und 
mehr  erkannt  ist.  Ganz  das  gleiche  Verhältnis  findet  sich  auch 
in  Oesterreich. 

Woher  nun  dies  augenfällige  Mifsverhältnis?  Der  Grund  ist 
eben  klar  genug.  Auch  hier  hat  eine  ungerechteste  Begün- 
stigung der  besitzenden  und  vornehmen  Volkskiassen  Gesetz« 
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gebung  und  Rechtsprechung  geleitet.  Das  einzige  Besitztum  der 
grofsen  Masse  sind  ihre  persönlichen  Gflter,  Freiheit  und  Arbeits» 
kraft;  in  diese  im  heiligen  Dienste  der  vergeltenden  Gerechtigkeit 
wegen  aller  nur  denkbarer  Kleinlichkeiten  und  oft  ganz  im  Gegen» 
satz  zum  allgemeinen  Rechtsbewuistsein  mit  rauher  Hand  einzu» 
greifen,  tragt  man  nicht  das  leiseste  Bedenken.  Und  nun  vergleiche 
man  einmal  mit  diesem  Uebermafs  in  der  Anwendung  der  kurz- 
zeitigen Freiheitsstrafen  und  mit  diesem  Aufserachtlassen  des  da- 
durch hervorgerufenen  ökonomischen  Elends  die  grofsc  Aengst- 
lichkeit  und  die  wohlwollende  Milde,  sobald  es  sich  darum  handelt, 
den  Besitzenden  ihren  Vermögensverhältnissen  ent.->prcchende  und 
also  wirksame  Cleldstrafen  autzuerle<;en.  Diese  sind  re^ehiKlI^ii; 
so  lächerlich  niedrige,  dal's  sie  gleichsam  nur  als  eine  auf  die  be- 
treffenden Strafthaten  gelegte  Steuer  und  somit  als  ein  Hohn  auf 
die  Gerccliiigkeit  erscheinen.  Und  doch  wären  kräftige,  recht 
energisch  gehandhabte  Geldstrafen  in  vielen  Fallen  ganz  vorzüg- 
lich am  Platz  und  besonders  geeignet,  die  wirtschaftlich  Schwachen 
vor  dem  üebermut  der  Reichen  zu  bewahren.  Wenn  der  Fabrik« 
herr  z.  B.  die  zum  Schutz  von  Leben,  Arbeitskraft  und  Gesund- 
heit des  Arbeiters  erlassenen  Bestimmungen  aus  Habgier  und 
Gewinnsucht  flbertritt,  so  ist  auf  diese  grobe  Selbstsucht  der  Be- 
sitzenden eine  das  Delikt  in  seine  Wurzel,  sein  Motiv  zurück- 
verfolgende  hohe  Geldstrafe  die  beste  und  für  die  Allgemein« 
Interessen  dienlichste  Antwort. 

Der  österreichische  Kntwurf  versucht,  sich  diesem  Ziele  zu 
nähern  imd  damit  den  herben  Worten  Wahlberg  s:  „In  keiner 
Strafart  fühlen  wir  den  Pulsschlag  der  (Gerechtigkeit  schwächer, 
wie  in  der  Geldstrafe,  deren  Sclnverjjunkt  in  der  V'crmögens- 
herrschaft  liegt."  duich  gesunde  soziale  Reformen  die  Spitze  ab- 
zubrechen. §  25  stellt  den  für  jeden  Nichtjuristen  wegen  seiner 
Selbstverständlichkeit  trivial  und  überflüssig  klingenden  Satz  aus- 
drücklich auf:  j^Bei  Bemessung  der  Geldstrafen  ist  stets  auf  die 
Vermögens-,  Erwerbs-  und  Einkommensverhflltnisse  des  Verur- 
teilten  Rücksicht  zu  nehmen."  Auf  die  Festsetzung  eines  allge- 
meinen Höchstmafses  der  Geldstrafe  verzichtet  der  Entwurf,  da- 
gegen  stellt  -er  ein  Mindestmafs  auf,  um  der  Verhangung  von 
Strafen  vorzubeugen,  welche  den  Ernst  derselben  vermöge  ihrer 
Geringfügigkeit  beinträchtigen  könnten.  Die  auf  Grund  dieser 
Bestimmungen  künftig  eingehenden,  nach  dem  Anschlag  der  Mo- 
tive voraussichtlich  sehr  hohen  Strafgelder  sollten  nach  der 
verstandigen  Idee  eines  früheren  Entwurfes  zur  Erreichung  der 
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Staatlichen  Strafxwecke  verwendet  werden,  nämlich  „zur  Unter- 
statzung dOrftiger  Sträflinge  bei  ihrer  Entlassung  aus  der  Haft, 
insbesondere  zum  Zwecke  ihrer  Unterbringung  in  einem  ehrlichen 
Erwerbe  und  zur  Errichtung  und  Erhaltung  von  Besserungs- 
anstalten für  jugendliche  Sträflinge."  Lridrr  hat  der  Ausschufs 
diesen  trefflichen  Gedanken  aus  den  denkbar  doktrinärsten  Er- 
wägungen wieder  beseitigt.  Wieviel  Tausende  von  Menschen 
alljährlich  aller  Mittel  cntblofst  aus  den  Clefängnissen  in  die  lang 
ersehnte  Freiheit  gesetzt  werden,  die  dann  aber  tür  sie  nichts 
wi  iter  ist.  als  eine  Freiheit  des  Verhungerns.  ist  zu  bekannt,  als 
dafs  CS  der  Anführung  statir,ti.sciicr  Angaben  bedürfte.^)  Dieser 
grofse,  in  hohem  Grade  gefahrdrohende  Uebelstand  erfordert 
dringende  Abhilfe,  soll  die  Allgemeinheit  nicht  emstlichen  Schaden 
leiden.  Der  schweizerische  Entwurf  sucht  auch  hier  mit  feinem 
socialpolitischen  Verständnis  dadurch  Wandel  zu  schaffen,  dafs 
er  mit  dem  Grundsatz  des  laisser  faire,  laisser  aller  energisch 
bricht  und  staatliche  Initiative  da  eintreten  läfst,  wo  ohne 
solche  die  Vermehrung  des  Elends  und  damit  des  Verbrecher- 
tums  die  notwendige  Konsequenz  ist.  Zu  dem  Zwecke  erkennt 
er  die  Schutzaufsichtsvereine  staatlich  an,  und  stellt  zwischen 
ihnen  und  den  Strafanstaltsdircktoren  eine  enge,  gleichsam  offi- 
zielle Verbindung  her:  die  Direktoren  haben  den  zuständigen 
Schutzaufsichtsverein  von  der  bevorstehenden  Entlassung  des 
Sträflings  jedesmal  rechtzeitig  zu  benachrichtig<  ii.  um  ihn  so  vor 
Not  und  neuen  Strafthaten  zu  bewahren.  Will  der  österreichische 
Entwurf  aus  der  doktrinären  Angst  vor  staatlicher  Einmischung 
bich  diesem  Vorbilde  nicht  anschliefsen.  so  mag  man  es  wenigstens 
bei  der  ursprQnglich  geplanten  Regelung  belassen,  nicht  aber 
den  alten  Schlendrian  unter  völliger  Verkennung  der  Lebensver- 
hältnisse ruhig  fortsetzen. 

Es  ist  dies  aber  nicht  der  einzige  Punkt  in  der  Normierung 
der  Geldstrafe,  an  dem  der  österreichische  Gesetzgeber  die 
Bahtaen  einer  gesunden  sozialen  Reform  zu  betreten  verschmäht 
und  uns  da,  wo  wir  frisch  pulsierendes  Leben  erwarten  durften, 
bluüose  Gebilde  geboten  hat  Dafs  die  Höhe  der  Geldstrafe 
den  Vermögenverhältnissen  angepafst  werden  soll,  ist  gewifs 
gut.  Allein  diese  Bestimmung  wird  bei  dem  Geiste  unserer 
Strafrechtspflege,  die  zwar  recht  „buchgelehrt  und  aktenempirisch". 


y>  VgL  Fuhr,  SU-afrecbtspflege  und  Sozialpolitik,  Berlin  1892,  S.  29S  ff. 

und  308. 
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sich  um  die  gemeine  Wirklichkeit  der  Dinge  aber  wenig  zu 
kOmmern  gewohnt  ist,  praktisch  wertlos  bleiben.  Das  psycho- 
physische  Grundgesetz  Weber  s,  dals ,  wenn  ich  die  Druck- 
empfindung  des  Ciewichts ,  das  auf  meiner  Hand  liegt,  um 
gleichviel  steigern  will,  ich  das  Gewicht,  welches  den  Druck  be- 
wirkt, nicht  um  gleichvit  1.  sondern  im  gleichen  Verhältnis  steigern 
mufs,  ist  dem  Juristen  eben  immer  noch  eine  terra  incognita. 
Man  würde  sonst  nicht,  sobald  es  sich  darum  handelt,  diesen 
Grundsatz  zur  Anwendung  zu  bringen  und  die  notwendigen 
Konsequenzen  aus  der  ungleichen  Güterverteilung  zu  ziehen, 
sofort  ein  lautes  Geschrei  von  VermOgenskonfiskation  und  aber- 
triebenen  Harten  gegen  die  Besitzenden  erheben  können.  Soll 
also  endlich  einmal  wirklich  Ernst  gemacht  werden  mit  der  Be- 
seitigung der  Bevorrechtigung  des  Reichtums  und  soll  die  Geld- 
strafe eine  solche  Gestalt  gewinnen,  dais  bei  einem  gleichen 
Grade  der  Verschuldung  nicht  die  Gleichheit  des  äufseren  Straf- 
aktes, sondern  die  Gleichheit  des  psychisch  subjektiven  StrafQbels 
entscheidend  ist.  so  mufs  eine  Bemessungsform  gewählt  werden, 
die  für  den  Richter  geradezu  einen  Zwang  zur  Berücksichtigung 
der  Leistungsfähigkeit  des  Schuldigen  in  jedem  einzelnen  Falle  ent- 
hält. Damit  aber  gelangen  wir  notwendig  zu  dem  Satze  von  Liszt's  .M 
„Die  Höhe  der  Geldstrafe  ist  im  Einzelfalle  nach  den  Vernn  igt-ns- 
Verhältnissen  des  Verurteilten  zu  bemessen.  Dabei  ist  der  jährliche 
Steuersatz,  beziehungsweise  der  tägliche  Arbeitslohn  des  Verur- 
teilten zugrunde  zu  legen  und  die  Geldstrafe  nach  Vielfachen 
oder  nach  Bruchteilen  des  so  ermittelten  Einheitssatzes  zu  be- 
stimmen. 

Höchst  bedauerlicherweise  hat  der  Entwurf  sich  aber  nach 
einer  weiteren  Benachteiligung  der  besitzlosen  Volksklasse 
schuldig  gemacht.    Bekanntlich  hat  das  materialistische  Ueber- 

\vuchern  der  Eigentumsinteressen  der  Wohlhabendeti  und  die 
Verständnislosigkeit  für  die  persönlichen  Güter  der  Dürftigen  und 
Enterbten  in  der  Gesetzgebung  fast  aller  Länder  dahin  geführt, 
die  Freiheil  des  Armen  mit  dem  Gelde  des  Reichen  als  gleich- 
wertige Gröfsen  zu  behandeln,  so  dafs  der  Besitzlose,  wenn  er 
nicht  zahlen  kann,  ins  Gefängnis  wandern  mufs,  und  wohgemerkt 
dies  nicht  wegen  des  von  ihm  begangenen  Delikts,  denn  als 
passende  Strafart  iür  dieses  ist  ja  vom  Richter  auf  eine  Geldstrafe  er- 


In  den   Mitteilungen   der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung, 
dritter  Jahrgang,  Heft  1,  Berlin  1891,  S.  220. 
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kannt  worden,  sondern  ausschlielslich  wegen  seiner  Armut  —  zu* 
gleich  flbrigens  die  denkbar  beste  Ulustration  zu  dem  Satze  von  der 
Gleichheit  aller  Bürger  vor  dem  Gesetze.  Der  Osterreichische  Ent- 
wurf geht  ganz  selbstverständlich  bei  der  in  ihm  obwaltenden  Ten- 
denz den  gleichen  \\'cg.  Vielleicht  veranlafst  aber  noch  in  letzter 
Stunde  die  glänzende  Lösung,  welche  das  schwierige  Problem  im 
schweizerischen  Entwurf  gefunden  hat,  auch  den  österreichischen 
Gesetzgeber,  die  Frage  im  Sinne  gröfserer  Menschlichkeit  und 
nnter  Wahrung  der  Interessen  der  wirtächalUich  Schwachen  noch 
einmal  zu  prüfen. 

m. 

Wir  könnten  diese  Betrachtung  noch  lange  fortspinnen. 
Denn  eine  weitere  grosse  Anzahl  von  Bestimmungen  des  all- 
gemeinen Teiles  im  österreichischen  Entwurf,  abgesehen  von 
der  wohlgelungenen,  die  Einseitigkeit  des  deutschen  Rechts 
glocklich  vermeidenden  Regelung  der  Verjährung,  zeugt  von  arger 
Verstandnislosigkeit  ftlr  die  sozialpolitischen  Forderungen.  Da 
aber  die  immer  energischer  an  der  Pforte  der  Gesetzgebung 
klopfende  moderne  Strafrechtstheorie  die  haupts.ichlichsten  hier 
in  Frage  kommenden  Postulate  längst  aufgerollt  hat,  so  woUen 
wir  uns  an  dieser  Stelle  nicht  länger  aufhalten,  vielmehr  uns  in 
unserer  Betrachtung  dem  besonderen  Teile  zuwenden  und 
untersuchen,  ob  es  der  üsterreiohi.>,clic  GeM-tzgelier  wenigstens 
hier  verstanden  hat.  die  einzelnen  Deliktsthalbe.stilnde  den  prin- 
zipalen Forderungen  der  sozialen  Reformthrltigkeit  anzupassen 
und  solche  I  haten  mit  strafrechtlicher  Ahndung  zu  verschonen, 
welche  dem  Volke  in  seinen  breitesten  Schichten  schon  längst 
nicht  mehr  als  strafbedflrftig  und  stra^nrflrdig  erscheinen,  und  ob 
er  auf  der  anderen  Seite  daRlr  diejenigen  Handlungen  mit  Strafe 
belegt,  fOr  welche  das  öffentliche  Rechtsgewissen  energische  Sohne 
heischt  Ins  Konkrete  Obersetzt,  heifst  dies:  Versucht  es  der  öster- 
reichische Gesetzgeber,  mit  dem  starken  Schutze  der  Strafe  die- 
jenigen RechtsgOter  zu  umgeben,  welche  dieses  Schutzes  bedürfen 
und  ihn  besonders  verdienen :  die  Interessen  der  Elenden  und  Be- 
drängten gegenOber  der  Habgier  und  dem  Uebermut  der  Besitzenden? 
Oder  mit  anderen  Worten:  Benutzt  der  Entwurf  das  wirksame 
Mittel  der  Strafe  dazu,  die  Lebensbedingungen  der  Gesellschaft 
vor  Gefährdung  zu  schützen,  oder  begünstigt  er,  ohne  Rücksicht 
auf  die  dadurch  hervorgerutene  Gefahr  revolutionären  Umsturzes, 
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einseitig  die  Interessen  der  herrschenden  Minderheit  auf  Kosten 
der  besitzlosen  grofsen  Mehrheit? 

Wenn  wir  diese  Frage  beantworten  wollen«  so  giebt  es  keinen 
anderen  Weg,  welcher  uns  so  schnell  und  so  sicher  Ober  den  ein 
Gesetz  beherrschenden  Geist  orientiert»  als  wenn  wir  die  die 
Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  sichernden  Bestimmungen  unter- 
suchen. Welch  aufserordentlich  wirksames  Mittel  die  vollkom- 
mene Freiheit  der  Koalition  zum  Schutze  der  wirtschaftlich 
Schwachen  ist.  wie  gerade  sie  am  meisten  imstande  ist,  die  heute 
nur  in  der  Phrase  existierende  Cileichbcrechtiming  der  Arbeiter 
mit  den  Unternehmern  als  vertragschliefsende  Partei  endlich  in  die 
Wirklichkeit  zu  überführen,  kann  kein  Einsichtiger  verkennen. 

Einer  weiteren  Klarlegung  dieser  Ciedanketi  bedarf  es  für 
die  Leser  dieser  Zeitschrift  gewifs  nicht,  nachdem  Loewenfcld^) 
die  gewaltige  Kulturaufgabe,  welche  durch  die  Koalitionsfreiheit 
zu  losen  ist,  glänzender  als  irgend  ein  anderer  an  dieser  Stelle 
geschildert  hat. 

Wie  stellt  sich  nun  der  Osterreichische  Entwurf  zu  unserer 
Frage,  hat  er  die  Aufgabe  erfllllt,  welche  ein  Strafgesetzgeber, 
dessen  klarer  Bück  nicht  von  einseitigem  und  engherzigem 
Klasseninteresse  getrabt  ist,  als  unverrQckbares  Richtmafs  vor 

Augen  haben  mufste,  die  Freiheit  der  Koalition  durch  keinerlei 
kleinliche  polizeiliche  Chikane  einzudämmen,  dafQr  aber  mit 
kräftiger  Hand  alle  diejenigen  Angriffe  abzuwehren,  welche  die 
Unternehmer  auf  dieses  zum  Schutze  des  Arbeiters  gegen  >'\c 
bestimmte  Institut  zu  richten  wage-n?  Die  Antwort  d.irauf  i,M"<  bt 
§  141  des  Entwurfs:  „Wer  antlere  durch  Anw  riniung  oder  An- 
drohung von  Gewalt,  Bedrohung  mit  einer  X'erletzung  an  Kfirper. 
Freiheit.  Ehre  oder  X'ernK'igcn.  einschüchternder  Beschimpfung 
oder  Behinderung  in  dem  berufsniüf^igen  Gebrauche  von  Werk- 
zeugen oder  Geräten  zu  bestimmen  sucht,  an  Verabredungen, 
welche  auf  Einstellung  der  Arbeit  oder  auf  Entlassung  von 
Arbeitern  oder  auf  Erhöhung  des  Preises  von  Waren  ge- 
richtet sind,  teilzunehmen  oder  ihnen  Folge  zu  leisten,  oder 
wer  andere  durch  gleiche  Mittel  an  dem  Rücktritte  von  solchen 
Verabredungen  zu  hindern  sucht,  wird  mit  Geflüignis  bis  zu  sechs 
Monaten  bestraft/'  Diese  Worte  enthalten  so  viel  Ungeheuer» 
lichkeiten,  dafe  ein  Analogon  zu  ihnen  in  der  Gesetzgebung 


*i  Kontraktbruch  und  KoaUUonarecht,  Archiv  fOr  soziale  Gesetzgebung  nod. 
Sutistik,  Bd.  III,  S.  383  ff. 
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anderer  Lflnder  zu  finden  schwer  fallen  dOrfte.  Wird  der  §  141 
des  Entwurfes  Gesetz,  so  ist  ~  das  lft(st  sich  schon  heute  ohne 

jede  Uebertreibung  behaupten  —  schwerlich  ein  einziger  Fall 
noch  denkbar,  in  dem  Strikes  in  Oesterreich  liünftighin  noch 
rechtlich  gestattet  sind.  Die  Motive  sprechen  zwar  davon,  dafs 
die  sogenannten  Strikes  allerdings  oft  fatale  Konsequenzen  nach 
sich  ziehen,  dafs  es  aber  dennoch  Falle  giebt,  in  welchen  sie  als 
die  einzig  mögliche  Wehr  gegen  wirtschaftliche  Ausbeutung  un- 
erl.irblich  sind.  In  dem  Entwurf  selbst  aber  ist  nicht  einmal  von 
diesem  gewifs  recht  schwächlichen  Gedanken  noch  eine  Spur  zu 
finden.  L'm  die  volle  Tragweite  der  in  Rede  .stehenden  Bestimmung 
dem  Nichtjuristen  zu  verbergen,  vermeidet  man  allerdings  ängstlich 
jeden  dies  klar  aussprechenden,  konkreten  Ausdruck  und  bewegt 
sich  in  lauter  abstrakten  und  unvolkstamlichen  Redewendungen. 
Das  klingt  dann  gelehrt  und  giebt  zugleich  in  politisch  oder  sozial 
erregten  Zeiten  dem  Richter  die  Möglichkeit,  den  Wortlaut  des 
Gesetzes  unter  rocksichtslosem  Ueberbordwerfen  des  veralteten 
Grundsatzes:  »In  dubiis  pro  reo"  auf  Thatbestände  gewaltsam 
hinaufzupressen,  an  welche  ursprflng^ich  niemand  gedacht  hat 
Daher  denn  auch  die  schwerfällige  und  gekünstelte  Stilisierung 
im  §  141.  Soviel  Worte  er  enthalt,  soviel  Fufsangeln.  Mit  un- 
verkennbarer und  nicht  schwer  zu  erratender  Absicht  ist 
der  Thatbestand  mit  den  denkbar  elastischsten,  vagcsten  und 
dehnbarsten  Begriffen  angefüllt,  um  in  Zeiten,  in  denen  die 
Energie  der  Arbcitt.r  unbequem  zu  werden  anfängt,  der  Willkür 
Thür  und  Thor  offen  zi:  halten.  Ein  Gesetzbuch,  das  nicht  bc- 
wufst  oder  unbewufst  von  dieser  häfslichen  Icndenz  geleitet  ist, 
bemüht  sich  gerade  umgekehrt  so  gemeinverständlich,  so  einfach 
und  schlicht  wie  möglich  zu  sein.  Man  vergleiche  nur  einmal, 
um  den  nicht  hoch  genug  zu  veranschlagenden  Gegensatz  in 
voller  Lebendigkeit  zu  erkennen,  das  Osterreichische  Gesetz  und 
den  schweizerischen  Entwurf  mit  seinen  goldklaren,  unmittelbar 
auf  den  Zweck  gerichteten  Definitionen  und  seiner  plastischen. 
volkstQmlichen  Ausdrucksweise.  Stoofs  ging  von  dem  Grundsatz 
aus,  dafs.  wenn  die  Wissenschaft  dem  Leben  dienen  und  das 
Gesetz  alle  bekannten  Erscheinungen  des  Lebens  ordnen  soll, 
CS  stets  möglich  sein  müsse,  die  Bestimmungen  so  zu  fassen,  dafs 
sie  ihrem  Inhalt  nach  den  Forderungen  der  Kechtsverständigen 
entsprechen  und  sich  doch  von  jeder  niclit  gemeinverständlichen 
Wendung  freihalten.  .Mifst  man  an  diesem  S.itz  den  österreichi- 
schen Entwurf  mit  seinem  für  Nichtjuristen  oft  ganz  unverständ- 
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liehen  Schwulst  und  seiner  Unklarheit  in  der  Be^riffäbildung.  dann 
versteht  man  es,  wie  hervorragende  österreichische  Gelehrte  es 
offen  aussprechen  konnten,  dafs,  wenn  dieser  Strafgesetzentwiirf 
zum  Gesetz  crhobfn  wird,  daniit  «in  schweres  L'ni^hick  ins- 
besontlere  iür  tlie  arbeitende  Bevölkerung  iieraul  beschwoi ni  wih  wc. 

Der  §  141  ist  hierfür  nur  ein  Beispiel,  allerdings  ein  l»t  -  In- 
ders wichtiges  und  llagrantes.  Was  Idlst  sich  nicht  alles  unter 
die  Worte:  Bedrohung  mit  einer  Verletzung  an  Khre  oder  Wr- 
mögen,  einschüchternde  Beschimpfung  u.  s.  w.  bringen?  Jedes 
einigermafsen  wirksame  Mittel,  jedes  energische  Wort,  um  andere 
Arbeiter  zur  Teilnahme  an  der  auf  die  Einstellung  der  Ar- 
beit gerichteten  Verabredung  zu  bewegen*  Iflfst  sich  mit  einigem 
guten  Willen  darunter  subsumieren.  Vor  allem  ist  zu  beachten, 
dais  es  nicht  etwa  einer  auch  sonst  schon  strafbaren  Handlung, 
einer  Beleidigung  des  Genossen,  bedarf,  um  die  harte  Strafe 
aus  §  141  zu  verwirken,  vielmehr  genügt  schon  die  blofse  Be- 
drohung mit  einer  Verletzung  an  der  Ehre.  Es  wird  schwer 
sein,  diesen  Begriff,  der  dehnbarer  ist,  wie  Kautschuk,  schart  zu 
definieren.  Und  gerade  dem  Lni-^tand.  dafs  dies  nicht  möglich 
ist.  verdankt  dieses  Thatbestandsiiu  i  kmal  ja  wohl  auch  den  \'or- 
zug  seuier  Aufnahme  in  ilas  Ciesetz.  Soviel  aber  ist  dennoch 
klar,  dafs  unter  den  Begriff  der  Ehrvcrletzung  jedenfalls  die  nicht 
unter  Strafe  gestellte  Beleidigung  lallt,  vor  allem  die  Behauptung 
von  Thatsachen,  deren  Inhalt  erweislich  wahr  ist. 

Um  nun  das  ganze  UebelwoUen  zu  würdigen,  mit  dem  der 
österreichische  Strafgesetzentwurf  die  auf  die  Aufhebung  der 
Isoliertheit  des  einzelnen  Arbeiters  gerichtete,  dem  Arbeiter  eine 
volle  Anteilnahme  an  der  menschlichen  Kultur  sichernde  Be- 
wegung betrachtet,  mufs  man  sich  vergegenwärtigen,  dafs  das 
Recht  auf  Wahrheit  sonst  überall  im  österreichischen  Ent- 
wurf strafrechtlichen  Schutz  genicfst.  Ein  früherer  Entwurf  wollte 
allerdings  den  Bew-  i  ^Icr  Wahrheit  bei  Beleidigungen  nur  dann 
zulassen,  „wenn  erkennbar  ist.  dals  der  Beleidiger  dabei  von  der 
Absicht  geleitet  wvirde.  ein  rechtlich  bcgrOndetes  Privatinteresse 
tuler  das  öffentliche  Wohl  zu  t<'>rdern.*'  Gegen  diese  i)edenk- 
liche.  aus  der  Runip»  Ikainmcr  vergangener  Zeiten  hergeholte 
Bestimnuing  wurde  aber  mit  Recht.  in>hrsoiidcre  in  schla- 
gender Beweisführung  von  Lamm.isch  angekainpIt.M  Er  wies 
darauf  hin.  dafs  die  Befugnis,  die  erweisliche  W'ahrheit  auszu- 

*)  DiebaUhl  and  Beleidigung.    Wien,  Manz  1893.    S.  431i: 
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sprechen  und  zwar  auch  dann  auszusprechen,  wenn  sie  anderen 
nachteilig  ist.  rechtlich  durchaus  anerkannt  sei  und  dafs  es  daher 
besonderer  Gründe  bedürfe,  um  in  einem  konkreten  Falle  das 
Aussprechen  der  Wahrheit  für  rechtswidrig  und  strafbar  zu  er- 
achten. Wer  eine  unanständige,  unsittliche,  rechtswidrige  oder 
gar  strafbare  Handlung  verübt  hat.  liat  kein  Recht  zu  fordern, 
dafs  andere,  die  diese  That  wahrgenommen  oder  von  ihr  spater 
erfahren  haben,  sie  verheimlichen.  Die  entgegenstehende,  alle 
freie  Kritik  unterdrOckende  Behauptung,  dais  jedes  selbständige 
Urteil  des  Individuums  Ober  Handlungen  anderer  ein  Eingriff  in 
das  Monopol  des  Staates  sei,  wies  Lammasch  mit  den  treffen- 
den Worten  zurflck,  dafs  eine  solche  Auffassung  den  Absolutis- 
mus  des  siebzehnten  Jahrhunderts  bis  ins  Reich  der  Gedanken 
hineintragt.  Diese  Beweisführung  hat  ihren  Eindruck  auf  den 
Ausschufs  nicht  verfehlt  Er  hat  die  exkulpierende  Wirksamkeit 
des  Wahrheitsbeweises  grundsätzlicii  anerkannt  und  die  Führung 
desselben  nur  bei  öffentlichen  Beleidigungen  ausgeschlossen,  »in- 
sofern es  sich  um  Thatsachen  handelt,  die  das  Privat-  oder  Fa- 
milienleben betreffen. " 

Eine  Ausnahme  von  diesem  Grundsatz  soll  nunmehr  einzig 
und  allein  nur  noch  zu  l'nmmsten  des  Arbeiters  gelten,  der  das 
Ki)alitionsrecht  gegen  wirtschaftliche  Ausbeutung  zu  benutzen 
bemüht  ist.  Er  soll,  wenn  er  in  der  Erregung  —  und  sei  es 
auch  nur  im  Privatgespräch  —  einem  nicht  mitstrikenden  Kol- 
legen seine  Feigheit  oder  Dummheit  vorhält,  um  ihn  zur  Teil- 
nahme an  der  Verabredung  zu  bewegen,  ins  Geßüignis  bis  zu 
sechs  Monaten  wandern,  mag  es  sich  hierbei  auch  um  eine  sonst 
nicht  strafbare  Beleidigung  handeln. 

Und  selbst  die  Wohlthat  der  bedingten  Verurteilung  wird 
einem  solchen,  eigentlich  nur  sein  Recht  zur  Verwirklichung 
bringenden  Manne  keineswegs  in  allen  Fällen,  vermutlich  sogar 
nur  in  recht  wenigen,  zu  teil   werden.     Denn  auch  hier  geht 
der  Entwurf  so  zaghaft  und  ängstlich  wie  möglich  vor.  Die 
Zulässigkeit  des   bedingten  Strafurteils  i.st  zunächst  beschränkt 
auf  Verurteilungen  zu  höchstens  drei  Monaten.     L'nd  sodann 
—  und  dies  ist  das  Wichtigere  —  soll  der  Aufschub  de.->  Voll- 
zuges der  Freiheitsstrafe  dem  Wrurteilten  nur   „in  besonders 
rücksichtswürdigen     Fällen"     zugestanden    werden,  ein 
Zusatz,   der  nach  den  Ausführungen  der  Motive  den  Zweck 
verfolgt,  dem  Richter  stets  vor  Augen  zu  halten,  dafs  die  be- 
dingte Verurteilung  nur  als  Ausnahmefall  einzutreten  hat,  dafs 
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sie  vom  Gesetzgeber  als  eine  Wohltiiat  gedacht  ist,  welche  nur 
dem  Würdigen  zu  teil  werden  soll.  Ob  man  aber  in  diese 
Kategorie  die  strikenden  Arbeiter  rechnen  wird,  mufs  füglich 
wohl  bc/.u  L'ifclt  werden.  Wenn  der  Richter,  wie  dies  ja  seine 
Pflicht  ist.  den  Willen  des  Cie^elzgebers  zu  verwirklichen  trachtet, 
der  jeden  sozialpolitischen  Fortschritt  und  die  für  ihn  Kiinipfen- 
den  mit  iMilstrauen  betrachtet  und  mit  tausend  Mittelchcn 
alles  niederzulialten  sucht,  was  auch  nur  von  ferne  an  das 
Selbstbestimmungsrecht  des  Volkes  gemahnt,  —  dann  wird  man 
schwerlich  darauf  rechnen  dflrfen,  daTs  die  aufrflhrerischen  Köpfe, 
welche  andere  zu  Sfcrikes  zu  verleiten  suchen,  als  .be sonders 
rQcksichtswQrdige"  Menschen  sanft  angeiafst  werden. 

Doch  alles  dies  genQgt  dem  Entwürfe  noch  nicht,  um  die 
Ruhe  der  herrschenden  Klassen  vor  unliebsamen  Störungen  zu 
schützen.  Den  Worten  im  §  141 :  Wer  andere  zu  bestinmien 
sucht,  an  auf  Einstellung  ■  der  Arbeit  gerichteten  Verabredungen 
teil'  zu  nehmen,  folgt  so  ganz  nebenbei  der  unscheinbare  Zu- 
satz: „Oder  ihnen  Folge  zu  leisten."  Diese  Bestimmung  be- 
zieht sich  nach  der  ausdrücklichen  Anleitung  der  Mo- 
tive auf  den  Fall  der  Nötigung  derjenigen  l'ersonen. 
gegen  welche  die  Verabredung  sich  richtet,  mithin 
der  Unternehmer.  Das  heifst  also:  Nicht  nur  derjenige 
Arbeiter  hat  die  Strafe  des  Getangnisscs  verwirkt,  der  seine 
Kollegen  verleiten  will,  sich  dem  Strike  anzuschliefsen,  son* 
dern  auch  schon  der,  welcher  durch  Bedrohung  mit  einer 
Verletzung  an  der  Ehre  oder  am  Vermögen  einen  Druck  auf 
den  Arbeitgeber  auszuüben  sucht,  um  die  Forderungen  der 
Strikenden  durchzusetzen.  Nun  ist  aber  eine  Arbeitseinstellung 
undenkbar,  bei  der  dies  nicht  geschieht  —  es  sei  denn,  dafs  ihre 
Veranstalter  Tollhäusler  seien  — .  in  jedem  anderen  Falle  besteht 
ja  gerade  darin  der  Zweck  des  Strikes,  den  Arbeitgeber  unter 
Androhung  von  Vermögensnachteilen  zu  zwingen,  die  von  den 
Strikenden  erstrebte  Verbesserung  ihrer  wirtschaftlichen  Lage 
ihnen  zuzubilligen.  Soliald  dies  jedoch  der  Fall  ist.  ist  der  Tliat- 
bestand  des  §  141  unwciL;crIich  ertüUt.  Dii-  Bestimmung  könnte 
daher  ebenso  gut  auch  m)  lauten  —  und  der  Einlachheit  halber 
schlagen  wir  diese  Fassung  dem  Ausschusse  vor:  „Wer  andere 
zu  Slrikes  verleitet  oder  selbst  an  solchen  teilnimmt,  wird  mit 
Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten  bestraft. 

Nur  ein  Lachdn  kann  es  uns  noch  abnötigen,  wenn  wir. 
nachdem  auf  diese  Weise  alle  auf  Einstellung  der  Arbeit  gerich- 
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teten  Verabredungen  unmöglich  gemacht  sind,  im  Ausschufsbericht 

die  scheinbar  ernst  gemeinten  Worte  lesen,  die  Majorität  des 
Ausschusses  habe  gefun  I<  n.  dafs  die  Regierung  in  dem  Bestreben, 
die  Verleitung  zur  Teilnalime   an   solchen  Verabredungen  zu 
bekämpfen,   über  das  richtige  Mafs  hinausgegangen  sei.  deshalb 
habe  man  aus  der  Wuiage  die  neben  „Gewalt".  „Drohung"  u.  s.  w. 
aufgeführte  allgemeine  Wendung:  „oder  durch  ähnliche  Mittel" 
eliminiert,  da  diese  Worte  leicht  zu  mifsbrauchlichen  Auslegungen 
Anlafs  geben  könnten  und  es  nicht  ausgeschlossen  sei,  dafs  man 
darunter   überhaupt   alle   stärkeren   \'erleitungsmittel  verstehen 
würde,  was  dann  praktisch  der  Bestrafung  einer  jeden  Verleitung 
zur  Teilnahme  an  dem  Strike  gleichkäme.  —  Die  Arbeiter  werden 
gcwifs  nicht  verfehlen,  dem  Ausschufs  ihren  verbindlichsten  Dank 
für  das  sich  in  diesen  Worten  aussprechende  Wohlwollen  zu 
sagen.   Gebrauch  davon  aber  werden  sie  schwerlich  machen 
können.   Man  hat  schon  ohnedies  die  Koalitionsfreiheit  unter 
Aufwendung  des  gröfsten  Scharfsinns  auf  alle  nur  denkbare  Weise 
illusorisch  gemacht,  der  generalis  clausula  der  ,,flhnlichen  Mittel" 
bedurfte  es  dazu  nicht  erst. 

Der  Ausschufs  hat  weiter  noch  in  Ki  wägung  gezogen,  ob  es 
nicht  zweckm.tfsig  sei.  die  als  Einschüciiierungsmittel  so  oft  ge- 
brauchten sogenannten  Boykottierungen  verschiedener  Art 
ausdrücklich  unter  Strafe  zu  stellen.  Man  hat  jedoch  davon  ab- 
gesehen, weil  —  und  hier  ist  die  vom  Ausschufs  gegebene  Be- 
gründung endlich  einmal  wahr  und  ehrlich  —  dies  unnötig  sei. 
da  „mit  diesem  Mittel  in  den  meisten  Fällen  eine  ohnedies  der 
Bestrafung  unterworfene  Bedrohung  mitZufügung  von  Vermögens* 
nachteilen  verbunden  sein  wird." 

Mit  den  angeführten  Vorschriften  sind  nun  aber  noch  keines* 
Wegs  alle  die  Machtmittel  erschöpfend  aufgezählt,  welche  die 
Österreichische  Gesetzgebung  anwendet,  um  die  Ausbeutung  der 
wirtschaftlich  schwächeren  und  unerfahrenen  Elemente  in  dem 
Konkurrenzkampf  mit  den  Unternehmern  zu  verewigen.  Der  §  85 
der  Gewerbeordnung,  also  ein  neben  dem  Strafgesetzbuch  in 
Geltung  bleibendes  Gesetz ,  bestraft  den  Arbeiter,  welcher  ohne 
Kündigung  den  Dienst  aufgiebt.  oder,  sofern  er  in  Akkord  thätig 
ist.  die  Arbeit  vor  ihrer  Beendigung  verläfst,  mit  Arrest,  l'nd 
wer  nun  gar  zu  einer  solchen  Handlung  (iflentlich  auffordert 
d.  h.  also  mit  anderen  Worten  wiederum,  wer  einen  Strike  einiger- 
malsen  wirksam  zu  inszenieren  versucht,  der  wird  nach  §  1  11  des 
Entwurfs  künftighin  ins  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre  wandern 
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Von  diesem  Grundsatz  soll  es  keine  einzige  Ausnahme  geben. 
Mögen  die  Verhaltnisse,  unter  denen  die  Arbeiter  zu  leiden  haben. 

noch  so  unwürdige  sein,  noch  so  sehr  aller  Humanität  und  Billig- 
keit in  s  Gesicht  schlagen,  vielleiciit  sogar  Leben  und  Gesundheit 
der  Beteiligten  gefährden,  niemand  darf  den  Dienst  vor  Ablauf 
der  vertragsmäfsigcn  Zeit  verlassen  oder  gar  zu  einer  solchen 
F^andliing  auffordern,  es  sei  denn,  dafs  er  lange  Freiheitsent- 
ziehung aut  sich  laden  will.  Ja  sogar  nach  der  vom  Aussciiufs 
beigegebenen  Hegründiing  werden  wir  anzunehmen  berechtigt  sein, 
dafs.  je  rücksiciitsloser  und  willkürlicher  in  einem  bestimmten 
Bezirk  die  Arbeitskraft  von  den  Unternehmern  ausgebeutet  wird, 
eine  um  so  h.irtere  Strafe  der  öffentlichen  Autfbrderung  an  die  Ar- 
beiter zum  Strike  behufs  Verbesserung  ihrer  wirthschaftlichen  Lage 
folgen  dürfte.  Der  Ausschufs  rechtfertigt  nämlich  den  eigentüm- 
lichen Fall,  dafs  hier  einmal  die  Strafe  der  Verleitung  zu  einem 
Delikt  erheblich  harter  ist,  als  die  Strafe,  welche  auf  jene  Hand- 
lung  angedroht  ist,  zu  deren  Begehung  aufgefordert  wird,  mit 
den  Worten:  „Da  es  sich  hier  lediglich  um  öffentliche  Auf- 
reizungen handelt,  somit  unter  Umstanden  eine  ftlr  die  öffentliche 
Ruhe  sehr  gefUirliche  allgemeine  Auflehnung  gegen  die  Gesetze 
bezweckt  werden  kann,  so  ist  es  keineswegs  unlogisch,  dafs  eine 
derartig  qualifizierte  Aufforderung  einer  strengeren  Bestrafung 
unterliegen  mufs,  als  die  Handlung  selbst,  zu  der  hierdurch  andere 
Personen  verleitet  wurden."  Nun  versteht  es  sich  ganz  von 
selbst,  dafs,  je  gewaltiger  die  Erbitterung  der  Arbeiter  durdi 
fortgesetzte  Ausbeutung  angeschwollen,  je  mehr  Zündstoff  ange- 
sammelt ist,  eine  um  so  stärkere  Erschütterung  des  „öffentlichen 
Friedens"  —  soll  heifsen,  eine  um  so  gröfsere  Gefährdung  der  Ver- 
mögensinteressen der  besitzenden  Klassen  sofort  eintreten  muls. 
sobald  den  Arbeitei  ii  d(  r  immense  Vorteil  eines  gemeinschaftlichen 
\'orgehens  klar  gemacht  wird.  Die  dann  aber  nach  dem  Entwurf 
für  die  Friedensstörer  eintretenden  Folgen  hier  weiter  auszu- 
malen, dürfte  nach  dem  Vorangegangenen  überflüssig  s<  in.  Die 
drakonischen  V'orschriften  werden  in  Oesterreich  auf  dem  Ge- 
biete der  Arbeiterbewegung  vermutlich  zunächst  einige  Ruhe 
schaffen.  Dafs  dies  aber  nur  die  Ruhe  vor  dem  Sturm  sein  ttird, 
darüber  sollte  man  sich  keiner  Täuschung  hingeben.  „Gabe  es.' 
sagt  Brentano  1),  „bei  Fortbestehen  der  heutigen  gesellschaftlichen 
und  staatlichen  Ordnung  keine  Möglichkeit,  das  Mafs,  in  dem  die 


Brentano,  Dm  Arbettsveriiflltnis  gemifs  dem  heutigen  Recht   S.  213. 
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Arbeiter  an  der  Kultur  Anteil  nehmen,  von  ihnen  seihst  abhängig 
zu  machen,  so  wäre  heute,  wo  die  Arbeiter  von  ihrer  Gleich- 
berechtigung zur  Teilnahme  an  den  Fortschritten  der  Civilisation 
durchdrungen  sind  und  nach  Verwirklichung  ihres  Rechtes 
drangen,  der  Fortbestand  der  heutigen  Gesellschaftsordnung 
ernstlich  geßlhrdet.*  Auf  diese  Konsequenz  arbeitet  der  öster« 
reichische  Entwurf  in  gefährlicher  Verblendung  systematisch  hin, 
indem  er  auf  eine  für  die  moderne  Zeit  unerhörte  Weise  die 
Koalitionsfreiheit  der  Arbeiter  lahm  legt. 

Aber  noch  einen  anderen  Pfeil  hat  der  österreichische  Gesetz- 
geber zur  Erreichung  dieses  Zieles  im  Köcher.    Im      307  lesen 
wir:   „Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Monaten,  womit  Geklstralt:  bis 
zu  KKKJ  tl.  V(  rbuiidcn  werden  kann,  wird  bestraft,  wer  sich  der 
Krfülhing  einer  übernommenen  V'ertragspflicht  entzieht,  um  unter 
Ausbeutung  der  bestehenden   oder  hierdurch  geschatVenen  Not- 
lage des  anderen  Vertragsteiles  sich  zu  dessen  Nachteil  einen 
durch  die  Umstände  nicht  gerechtfertigten  Vorteil  zu  verschaffen.* 
Dieser  den  sogenannten  wucherlichen  Kontraktbruch  unter 
Strafe  stellende  Paragraph  ist  an  und  ßlr  sich  und  bei  richtiger 
Anwendung  sehr  verstandig  gedacht    Als  in  einem  froheren 
Stadium  der  Beratung  Ober  die  Bestimmung  debattiert  wurde, 
wagte  sich  zunächst  selbstverständlich  wiederum  jener  doktrinäre, 
engherzige  Satz  hervor,  auf  dessen  Erscheinen  wir  jedesmal  mit 
mathematischer  Sicherheit,  aber  auch  nur  dann  rechnen  können, 
sobald  es  sich  darum  handelt,  der  Bedrückung  des  wirtschaftlich 
schwächeren   Teils  einen  starken   Riegel    vorzuschieben.  Man 
habe  es  hier,  so  hiefs  es.   niil  rein  j^rivatrechtlic  In  n  llandkingen 
zu   thun.   mit  der  Abänderung  beziciumgswf  i-c  Nichterfüllung 
von    V'ertrdgen.     Eine    durch    egoistische  Zwecke    diktierte  Be- 
drückung des  wirtschattlich  schwächeren  Vertragsteiles,  welche 
dabei  vorkomnien  kann,  möge  sie  auch  moralische  Milsbilligung 
verdienen,  entziehe  sich,  als  zu  wenig  fafsbar,  der  strafrecht- 
lichen Repression.    Recht  naheliegend  wäre  es  gewesen,  wenn 
die  Herren,  welche  diesen  Gedanken  damals  aussprachen,  sich  zu- 
gleich  dafflr   erwärmt   hätten,   die   den  Kontraktbruch  der 
Arbeiter  mit  Arrest,  also  doch  auch  kriminalrechtlich  ahndende 
Bestimmung  der  Gewerbeordnung  zu  beseitigen.   Allein  davon 
hören  wir  selbstverständlich  nichts.    Von  der  angeblich  unüber- 
brückbaren Klult  zwischen  zivilem  und  kriminellem  Unrecht  wird 
immer  nur  da  geredet,  wo  es  sich  um  ein  schärferes  Anfassen 
der  Besitzenden  handelt.    Die  Besitzlosen  ins  Gefängnis  zu 
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Stecken,  trflgt  man  kein  Bedenken.  So  verlangt  es  die  vergeltende 
Gerechtigkeit.  Verstandigerweise  ging  der  Ausschufs  auf  das  schon 
von  Jheringi)  in  seiner  ganzen  Hohlheit  und  Philisterhaftigkeit 
treffend  gebrandmarkte  doktrinäre  Vorurteil  der  Lehrbuchsjuristen, 
„als  sei  das  Gebiet  der  Vertrflge  ein  privilegierter  Tummelplatz  flir 
das  Zivilunrecht,  das  der  Strafe  prinzipiell  verschlossen  sei,"  nicht 
näher  ein  und  wies  dieses  Argument  dahin,  wohin  es  gehört,  in 
das  (iobiet  der  juristischen  Spielerei.  Man  erkannte  an.  dafs 
das  Bedürfnis  vorhanden  sei.  dem  wucheriichen  Kontraktsbruche 
durch  einen  Strafsatz  entgegenzutreten.  Damit  aber  ist  die 
triviale  Frage,  ob  wir  es  hier  mit  einem  zivilen  oder  kriminellen 
Unrecht  zu  thun  haben,  endgiiltig  entschieden,  es  handelt  sich 
hier  eben  um  gar  nichts  anderes,  als  um  ein  Problem  der 
sozialen  l\)litik.  .Sehr  treffend  heifst  es  dann  auch  im  Be- 
richte des  Ausschusses:  „Bei  den  gegenseitigen  X'erhilltnisscn  der 
Gewerbetreibenden  zu  den  Arbeitern  und  der  Grofshändler  zu 
den  Handwerkern,  die  auf  Grund  einer  allgemeinen  Bestellung 
ihre  sAmtlichen  Erzeugnisse  den  Ersteren  zu  liefern  haben,  bietet 
der  Kontraktbruch,  insofern  er  mit  der  Bewirkung  der  Not  des 
wirtschaftlich  schwächeren  Teils  verbunden  ist,  das  wirksamste 
und  nur  zu  häufig  angewandte  Mittel  einer  rücksichtslosen  Be* 
drflckung.  FQr  die  Bedruckten  liegt  hier  in  dem  begrQndetei 
zivilrechtlichen  Ansprüche  auf  Entschädigung  wahrlich  ein  magerer 
Trost,  denn  die  Möglichkeit,  denselben  im  Rechtswege  durchra* 
setzen,  ist  eben  infolge  der  Notlage  des  Berechtigten  von  vorn- 
herein ausgeschlossen.  Somit  sollte  hier,  da  der  zivilrechtliche 
Schutz  der  praktischen  Bedeutung  entbehrt,  die  Strafsanktion  er» 
gänzend  wirken.  Ohne  diesen  Strafsatz  bleibt  in  den  Fällen,  wo 
die  Nichteinhaltung  der  Verpflichtung  den  andern  Teil  in  wirt- 
schaftliche Not  stürzt,  die  verbindliche  Rechtskraft  der  Verträge 
einfach  ein  toter  Buchstabe." 

Soweit  W.Ire  alles  in  bester  Ordnung  und  wir  würden  den 
§  307  als  einen  weifseii  Raben  im  österreichischen  Entwurf  mit 
Freude  begrüfsen  können.  Doch  das  Danaergeschenk  otVenbart  sich 
schnell  genug  auch  hier.  Der  ursprüngliche  Gedanke,  dafs  diese 
Bestimmung  ein  Bollwerk  der  wii  tschatilich  .Schwaclien  'j^egcn  die 
Ausbeutung  Seitens  der  besitzenden  Klassen  sein  soll,  verkehrt  sich 
kaum  merklich  und  ganz  plötzlich  in  sein  gerades  Gegenteil.  In  den 
späteren  Stadien  der  Beratung  wird  auch  der  §  307  lediglich  von 


Zweck  im  Recht,  Bd.  I,  2.  Aufl.,  S.  485  ff. 
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dem  Gesichtspunkte  aus  betrachtet,  wie  man  daraus  eine  neue  Waffe 
gegen  die  Arbeiter  schmieden  kann,  um  sie  an  der  Erzwingung 
gflnstigerer  Vertragsbedingungen  zu  hindern. M  Man  fürchtete 
eben  offenbar,  noch  nicht  genug  Garantieen  fbr  die  sicliere  Er- 
langung eines  möglichst  grofsen  rnternehmergewinns  geschaffen 
und  vielleicht  noch  irgendwo  ein  Luitloch  offen  gelassen  zu  haben. 
Wir  werden  uns  demnach,  wenn  einmal  in  Oestereich  ein  Strike 
losbrechen  sollte,  auf  die  Konstniierung  eines  wahren  Rattenkönigs 
ideal  konkurrierender  Delikte  ^t  tafst  niachen  können.  Wer  nicht 
den  zweifelhaften  X'orzug  juristi^cht  r  Schulbildung  gcnossrn  hat, 
dem  wird  es  allerdings  schwer  werden,  zu  erkennen,  wie  w<«hl  der 
in  Rede  stehende  Paragraph  dazu  gebraucht  werden  kann.  X'or- 
sorge  dafür  zu  treffen,  dafs  nicht,  um  mit  der  Regierung^vor- 
lage^  zu  reden,  „die  Notlage  der  Arbeitgeber  straflos  von  den 
Arbeitern  ausgebeutet  werde/  Allein  neben  den  anderen  herr- 
lichen Kunststacken  der  neueren  Jurisprudenz,  die  wir  im  Laufe 
der  letzten  Jahre  haben  aufRthren  sehen,  ist  die  kunstvolle  Ein- 
zwängung dieses  Thatbestandes  unter  unsere  Straf  bestimmung  ein 
reines  Kinderspiel,  fast  unwürdig  eines  ordentlichen  Juristen,  der 
gelernt  hat,  nur  mit  Begriffen  zu  operieren. 

Der  §  307  ist  solange  unannehmbar,  als  nicht  mit  einer  keinen 
Zweifel  Obrig  lassenden  Deutlichkeit  ausgesprochen  wird,  dafs  die 
Vorschrift  ausschlielslich  eine  Schutz  wehr  der  Arbeiter 
gegen  die  immer  stärker  um  sich  greifend«  Ausbeutung  seitens 
der  Unternehmer  sein  soll.  Erwähnen  doch  die  Motive  selbst 
den  Fall  und  zwar  als  einen  im  österreichischen  Staat  recht 
häufigen,  dafs  der  Arbeiter  die  bestelltt-  Waare  pünktlich  über- 
bringt, somit  seinerseits  den  Vertrag  erfüllt  hat.  dafs  ihm  aber 
die  volle  Auszahlung  der  schuldigen  ficgcnleistung  des  ver- 
einbarten Arbeitslohnes  unter  den  nichtigsten  \'orw.1nden  ver- 
weigert und  nur  die  Bereitwilligkeit  zur  Zahlung  des  Lohnes 
gegen  einen  verlangten  Abzug  erklärt  wird.  Diese  Zumutung 
des  Zugeständnisses  eines  Abzugs  wird  gemacht  in  der  klaren 
Erkenntnis  der  Notlage,  in  welche  der  Arbeiter  durch  die 
Zurückweisung  des  schmachvollen  Antrags  verfiele,  und  bie 
liat  daher  auch  in  der  Regel  für  den  Besteller  den  beabsich- 
tigten Erfolg,  sich  zum  Schaden  des  um  einen  Teil  des  Lohnes 

*  i  S.  zu  210  der  Beilagen  /u  den  stf-notrt aphi^ch»  ti  Protukollen  des  Ab- 
geordnetenhauses, XL  Session,  1891,  S.  207  und  709  der  Beilagen,  1893,  S.  76 
in  §307. 

*)  Znm  Eatwnrf  IV  zu  §  317. 
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gebrachten  Arbeiters  zu  bereichern.    In  solchen  Fällen  reicht 
der   zivilrechtliche   Schutz  nicht   aus,    derartig  verwerflichem 
Gebahren    kann  nur  mit    energischen   Strafbestimmungen  ent- 
gctiengetreten   werden.     Ober  denken  wir  an  den  in  den  um- 
fangreichen Matrrialit'n   zu   den   verschiedenen   Entwürten  auch 
nirht  mit  einem  Worte  erwähnten   wichtigen  Fall,   dafs  der  Ar- 
beitgeber   aus    gemeiner    (jewinnsucht    die    zum    Schutze  von 
Leib  und  Leben  der  Arbeiter  erlassenen  He.-.tiniinungen  übertritt. 
Hier  liegen  —  und  wahrlich  ohne  dals  es  f  rst  citie-.  Presseua  des 
gesetzlichen \VurtIauti  >  hrdat  l  —  die  samihchen  1  hatl)estandsmcrk- 
male  des  §  307,  insbesondere  die  Nichterfüllung  einer  übcrnoraraC' 
nen  Vertragspfiicht  klar  zutage.  Hat  ja  auch  das  deutsche  Reichs» 
gericht^)  wiederholt  sehr  zutrefiend  darauf  hingewiesen,  dafs 
die  Verpflichtung  des  Gewerbeuntemehniers,  die  zu  thunlichster 
Sicherung  der  Arbeiter  gegen  Gefahren  fQr  Leben  und  Gesund- 
heit notwendigen  Einrichtungen  zu  treffen,  aus  dem  Dienstmiet- 
vertrage  entspringt,  welchen  der  Gewerbeunternehmer  mit  seinen 
Arbeitern  abschliefst  Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  schuldhafte 
Unterlassung  dieser  Verpflichtung  erstandenen  Schadens  ist  daher 
eine  auf  Verletzung  vertragsmflfsiger  Verpflichtung  beruhende 
Forderung.    Hieraus  ergiebt  sich  nun  klar  trotz  des  ganzlichen 
Schweigens  der  Motive  über  rhC^en  Fall,  dafs  die  Zuwiderhand- 
lung gegen  die  sogenannte  Arbeiterschutzgesetzgebung  sich  in 
meisten  Fällen  als   wucherlicher  Kontraktbruch    im  Sinne  des 
österreichischen   Entwurfes    darstelhn    wird,    und  wohlgemerkt 
dies  nicht  etwa  erst,  wenn  eine  N'erletzung  des  Arbeiters  einge- 
treten oder  ein  sonstiger  Schaderi  aiij.;rrichtet  ist.  sondern  schon 
dann,  sobald  der  Unternehmer  es  unterlassen  hat,   die  vom  Ge- 
setze zum  Schutze  der  Arbeit  vorgeschriebenen  Einrichtungen 
/u   treffen.    Denn  bereits  mit   diesem  Moment   hat   er   sich  der 
Kriiillung    einer    übernunnnencn    \  erlragsptlicht  entzogen.  Die 
harte  Strafe  aus  §  307  ist  wohlverdient,  nur  würde  eine  Erhöhung 
des  zugelassenen  Maximums  der  Geldstrafe  in  vielen  Fallen  wohl 
angebracht  sein.    Es  lassen  sich  Verhältnisse  denken,  in  denen 
das  zehnfache  dieser  Strafe  noch  zu  niedrig  ist 

Bekommt  der  §  307  eine  Fassung,  aus  welcher  klar  erhellt, 
dafs  er  nur  fllr  diese  und  ähnliche  Falle  bestimmt  ist,  so  ist 
seine  Aufnahme  ein  entschiedener  sozialpolitischer  Fortschritt 

^)  Entscheidungen  des  Reichsgerichts  in  Zivilsachen,  15.  Bd.  (1886).  S.  52C 
und  die  dort  xitirten  Erkenntnisse. 
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Solange  dies  aber  nicht  geschieht,  ist  er  unannehmbar,  denn  heute 

wird  er,  insbesondere  mit  ROcksicht  auf  die  von  Ausschufs 
beigegebene  Begründung,  lediglich  eine  neue  Wafte  in  den 
Händen  des  Unternehmertums  zur  Ausbeutung  der  wirthschaftlich 
Schwachen  sein. 

Zugleich  mit  dieser  einen  Verbesserung  mufs  aber  noch  eine 
andere  Hand  in  Hand  gehen.     Die  Regierung  hatte  die  gleiche 
Strafe   wie  für  die  Nichterfüllung  einer  bestehenden  Vertrags- 
pflicht,  also  für  den  Kontraktbruch  /um  Zwecke  eigenen  \'orteil>. 
auch  für  die  wucherliche  Abänderung  eines  Kontraktvei  haltni.sses 
milteist  eines  neuen  Vertrages  festgesetzt.    Mit  Getängnis  bis  zu 
sechs  Monaten  und  an  Geld  bis  zu  KKX)  Ii.  sollte  bestraft  werden: 
pW'er  um  seines  Vorteils  willen  die  ilini  bekannte  Notlage  eines 
anderen  dadurch  ausbeutet,  dafs  er  ihn  zu  einer  ihn  bedrückenden, 
durch  die  eingetretenen  Umstände  nicht  gerechtfertigten  Abände- 
rung eines  mit  ihm  eingegangenen  Vertrages  bestimmt."  Dafs 
diese  Bestimmung  aufserordentlich  segensreich  ist  und  unter  den 
beutigen  wirtschaftlichen  Verhaltnissen  einem  entschiedenen'  prak- 
tischen Bedorfiiisse  entgegenkommt,  leuchtet  ohne  weiteres  ein. 
Bedauerlichweise  hat  aber  der  Ausschuls  sich  auch  hier  wieder 
von  engherzigen  kapitalistischen  ErwAgungen  leiten  lassen  und 
die  verständige  Vorschrift  der  Regierungsvorlage  einfach  ge- 
strichen.    Wir  vermögen  uns  daher  der  Ansicht  Laromasch'si)  in 
keiner  Weise  anzuschh'efsen,  welcher  dem  Ausschuls  das  Ver* 
dienst  zuschreibt,  im  Gegensatze  zu  dem  die  ältere  Juristen- 
generation beherrschenden  Dogma  auch  mit  den  Mitteln  straf- 
rechtlicher Repression  gewissen  wirtschaftlichen  und  gesellschaft- 
lichen Gefahren  der  Gegenwart,  die  namentlich  in  der  immer 
rürksiclit-^loser  auftretenden  Ausbeutung  der   Schwachen  durch 
den  Stärkeren  sich  äufsern.   wirksam  entgegengetreten   zu  sein, 
um  hierdurch  wenigstens  einige  der  bisher   bestehenden  Wider- 
sprüche  zwischen   den  X'erboteii    unseres   ethischen  Urteils  und 
den  Erlaubnissen  der  staatlichen  Rechtsordnung  aufzuheben  oder 
d<M  Ii  wenigstens  zu  mildern.  —  Die  ihm  hier  zugeschriebene  Ein- 
sicht hat  der  Ausschufs  bei  unserer  Materie  sicherlich  nicht  be- 
wiesen.   Er  meint,  dafs  es  zwar  bei  den  wucherlichen  Kredit- 
geschäften möglich  sei,  den  Abschlufs  von  sonst  zivilrechtlich 
anstandslosen  und  auf  wirklicher  WillensQbereinstimmung  be- 
ruhenden Vertragen  darum  als  strafbar  zu  erUftren,  weil  sie 


*)  Allgemeine  Mterreicliiadie  Gerichtsxeitiuig,  44.  Jahrg.,  No.  41. 


Digitized  by  Google 


390 


Hugo  Heinemann, 


einen  der  Vertragsteile  schädigen,  dafs  ein  Gleiches  aber  in  dem 
hier  in  Rede  stehenden  Fall  entschieden  iinangängig  erscheine, 
denn  beim  Kreditvvucher  treten  die  Momente  der  unredlichen 
wirtschaftlichen  Bedrückung  viel  präziser  auf  als  hier,  und  über- 
dies könnte  man  sonst  mit  demselben  Rechte  auch  den  Abschlufs 
aller  neuen,  unter  Ausbeutung  der  Notlage  geschlossenen  und  nur 
für  einen  der  Vertragsteile  bedrückenden  Verträge  unter  Strafe 
stellen.  Beide  Argumente  sind  gleich  hinfällig.  In  dem  Vor- 
schlag der  Regierungsvorlage  ist  die  verwerfliche  ökonomische 
Ausbeutung  mit  aller  nur  wünschenswerten  Schärfe  und  Präzision 
zum  Ausdruck  gebracht.  Dem  Richter  sind  Begrifte  an  die  Hand 
gegeben,  die  konkret  und  bestimmt  genug  sind,  dem  richterlichen 
Urteil  wird  keineswegs  eine  unlösbare  Aufgabe  zugemutet.  Wenn 
es  dem  Ausschusse  wirklich  ernstlich  darum  zu  thun  ist, 
mit  der  Unsicherheit  und  der  Unklarheit  in  der  juristischen  Be- 
griftsbildung  aufzuräumen  und  so  zu  verhüten,  dafs  die  Strat- 
gerichte  mehr  zu  einem  Werkzeug  der  Politik  und  der  Macht, 
als  zu  einer  Institution  der  Gerechtigkeit  werden,  dann  mag  er 
da  zu  reformieren  beginnen,  wo  es  in  der  That  dem  Ent- 
würfe an  einer  einfachen,  gemeinverständlichen  Ausdrucksweise 
gebricht,  d.  h.,  wie  wir  sahen,  bei  jenen  Bestimmungen,  die  das 
Freiheitsrecht  der  Koalition  der  Arbeiter  zu  vernichten  bestimmt 
sind.  An  der  in  Rede  stehenden  Stelle  sind  Abänderungen 
gänzlich  überflüssig.  In  Wahrheit  ist  denn  auch  die  den  Aus- 
schufs  leitende  Absicht  offenbar  eine  ganz  andere  gewesen  und 
eine  nicht  so  gar  schwer  zu  erratende.  Anton  Menger')  hat 
längst  auf  den  springenden  Punkt  hingewiesen:  Die  Vorschriften 
gegen  den  Kreditwucher  verfolgen  in  erster  Linie  den  Zweck, 
gewisse  sozial  hervorragende  Gruppen,  wie  die  Grund-  und  Haus- 
besitzer, die  Staatsdiener  und  Offiziere  gegen  die  Folge  ihres 
Leichtsinns  zu  schützen.  Für  die  ärmeren  Bevölkerungsschichten 
sind  sie  zumeist  ohne  grofsen  Wert,  weil  diese  das  zum  Ab- 
schlufs von  Kreditverträgen  notwendige  Vertrauen  nicht  besitzen. 
Daher  hat  unsere  Klassengesetzgebung  den  Kreditwucher  bestraft, 
den  Lohnwucher  straflos  gelassen,  da  sonst  die  herrschenden 
Klassen  sich  in  das  eigene  Fleisch  schneiden  würden.  Denn 
mittelst  des  Lohnvertrages  betreiben  sie  die  Ausbeutung  der  Be- 
sitzlosen, ihn  benutzen  sie  zur  gewissenlosen  Ausnützung  der 
menschlichen   Arbeitskraft,   um   übermäfsige  Vermögensvorteile 


*)  Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik,  Bd.  II.  (1890),  S.  446Ü. 
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einzuheimsen.  Die  verwerflichste  Art  des  Wuchers  also,  der 
gegen  die  ärmsten  Teile  der  Bevölkerung,  liegt  auf  dem  Gebiete 
des  Arbeitsvertrages.  Die  deutsche  Wuchergesetznovelle  vom 
Jahre  1893  hat.  um  hit  r  Abhülfe  zu  schaffen,  einen  bedeutenden 
Schritt  nach  vorwiirts  gethan  und  sich  dem  vom  Ausschufs  als 
so  ungeheuerlich  angesehenen  Ziel,  dafs  man  den  Abschlufs  aller 
neuen,  unter  Au.->beutung  der  Notlage  geschlossenen  und  nur  für 
einen  der  Vertragsteile  bedrückenden  Verträge  unter  Strafe  stellen 
könne,  recht  bedeutend  genähert.  Im  Deutschen  Reich  kann  heute 
jedes  zweiseitige  Rechtsgeschäft  unter  den  Gesichtspunkt  des 
Wuchers  fallen.  Allerdings  hat  man  durch  die  Aufnahme  des 
Merkmals  der  Gewerbs-  oder  Gewohnheitsmäfsigkeit  in  den  That- 
bestand  des  Sach-  und  Arbeitswuchers  wieder  eine  sehr  erheb- 
liche und  recht  bedenkliche  Einschränkung  geschaffen»  aber 
immerhin  hat  man  das  von  dem  Ausschufs  verworfene  Prinzip 
als  richtig  anerkannt.  Die  Begründung  der  Novelle  deckt 
sich  ganz  mit  den  von  Menger  vertretenen  Anschauungen.  Dafs  * 
der  Ausschufs  die  glänzenden  Ausfilhrungen  des  Wiener  Pro- 
fessors  völlig  ignorieren  zu  können  vermeinte,  zeugt  von  wenig 
Einsicht  und  Wrstc'lndnis  für  die  Bedürfnisse  des  modernen 
Lebens.  HotVentlich  gelingt  es  im  Laufe  der  weiteren  Beratung, 
gestützt  auf  ditr  neuste  deutsche  Gesetzgebung,  die  ursprüngliche 
Regierungsvorlage  nicht  nur  wiederherzustellen,  sondern  darüber 
hinauszukommen. 

Die  Novelle  von  1893  bezeichnet  erst  einen  verheifsungsvollen 
Anfang  auf  dem  Wege,  den  das  Recht  des  zwanzigsten  Jahr- 
hunderts gehen  mufs  und  sicherlich  auch  gehen  wird«  dem  der 
Einmischung  des  Staates  in  den  materiellen  Gehalt  der  Vertrage. 
Die  deutsche  Gesetzgebung  hat  sich  um  die  laut  genug  erhobenen, 
individualistischen  Einwendungen  von  drohender  Gefahr  der 
Verkehrsschädigung,  von  unerträglicher  Belästigung  oder  gar 
Untergrabung  des  Handels,  von  zivilisierter  Völker  unwürdigen 
Kingriffen  in  das  privatwirtschaftHche  Leben  nicht  gekümmert. 
Mag  ihr  das  österreichische  Gesetz  hierin  folgen,  welches  ja 
sonst  überall  auf  den  Zusammenhang  mit  dem  deutschen  Recht 
den  gröfsten  Wert  Icyt.  vor  allem  leider  da,  wo  unser  Reichs- 
strafgesetzbuch, oder,  um  den  präziseren  Ausdruck  v.  Liszt's^) 
zu  wiederholen,  unsere  „preufsisch-deutsche  Ausgabe  des  Code 
pcnal"  mitten  in  den  Borniertheiten  der  orthodoxen  Manchcstcr- 


^)  Zeitschrift  für  die  gesamte  Strafrcchtswisbcnschalt,  lid.  XIII.,  S.  353. 
Affchhr  flir  toi.  GeseCiKebf  .  u.  Sutistlk.  VH.  26 
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theorie  stecken  geblieben  ist.  Aber  noch  einmal  und  nicht 
scharf  genug  sei  betont,  dafs  alle  sich  gegen  den  Arbeits- 
wucher richtenden  Vorschriften  für  jeden,  der  nicht  die  Ausbeu- 
tung des  Arbeiters  für  da>  uuver.lufserliche  Recht  des  Unter- 
nehmers ansieht,  so  lange  iindiskutabel  sind,  als  nicht  eine  Fassung 
gefunden  ist.  wclrlic  klar  ausdrückt,  dafs  die  Wuchergesetzgebung 
nicht  zum  Schutze  des  Mächtigen,  sondern  zu  Gunsten  des 
Schwachen  geschaffen  ist.  Auf  diese  Forderung  müssen  wir  des- 
halb immer  wieder  und  wieder  zurückkommen  und  auf  ihre  Duich- 
filhrung  mit  aller  Energie  bestehen,  weil  soeben  selbst  ein  so 
wohlwollender  und  einsichtiger  Gelehrter  wie  SeufTert^)  als  erstes 
Beispiel  ftlr  die  mögliche  Anwendung  der  deutschen  Wucher« 
gesetznovelle  den  Fall  anftlhrt,  dafs  strikende  Arbeiter  „gewohn- 
heitsmflfsig  die  Notlage  von  Fabrikherren  zur  Erlangung  flber- 
triebener  Lohne  ausbeuten".  Dem  gegenober  mufs  eine  absolut 
präzise,  jeden  Zweifel  und  jedes  Mifsverständnis  im  Keime  er- 
stickende Ausdrucksweise  verlangt  werden. 

IV. 

Kehren  wir  nach  diesen  Abschweifungen  nunmehr  wieder  zu 
den  Bestimmungen  über  die  Koalition'-frcihcit  der  Arbeiter  zu- 
rück. Wir  haben  gesellen,  mit  welcher  Strenge  und  Schroft'heit  der 
österreichische  Entwurf  allen  angeblichen  Ueberschreitungen  des 
Koalitionsrechts,  'ällcn  vermeintlich  damit  getriebenen  Mifsbräuchen. 
allen  Mitteln  des  Zwanges  zur  Teilnahme  an  einer  derartigen 
Verabredung  entgegentritt.  Untersuchen  wir  nunmehr  die  Kehr- 
seite der  Sache,  fragen  wir»  was  der  Entwurf  thut,  um  die  Koali- 
tionen, soweit  sie  erlaubt  sind,  im  Interesse  der  Arbeiter  vor 
Vergewaltigungen  seitens  der  Unternehmer  zu  schotzen?  Wir 
können  uns  hier  erheblich  kflrzer  fassen,  als  im  vorigen  Falle, 
oder  noch  richtiger  gesagt,  wir  haben  an  dieser  Stelle  Oberhaupt 
nichts  zu  berichten,  denn  der  Entwurf  hollt  sich,  so  beredt  er 
auch  da  ist,  wo  es  gilt,  die  Mittel  eines  angeblichen  Zwanges  zur 
Teilnahme  an  der  Koalition  wirksam  zu  bekämpfen,  sofort  in  dumpfes 
Schweigen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  der  gewaltsamen  \'er- 
hinderung  einei-  Arbeitcrvcrcinigung  durch  die  Unternehmer 
energisch  entgegenzutreten.  Hier  heifst  es  sofort:  „Ja.  Bauer, 
das  ist  ganz  was  anders."  Wie  verkehrt  aber  ein  derartiger  Stand- 
punkt ist.  wie  gerade  der  umgekehrte  Weg  von  einer  Gesetzgebung, 


*)  ZeiUcbrift  fOr  die  gesamte  Stralrechtswissenscbaft,  Bd.  XIV,  S.  570. 
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die  nicht  ihr  letztes  Ziel  in  einer  Zurücksetzung  der  ohnedies 
schon  Zurückgesetzten  findet,  betreten  werden  mufs.  —  dies 
hat  Loewenfeld  in  musterhafter,  für  Jeden  nicht  Üebelwollcnden 
uinvidcrlegHcher  Weise  in  dieser  Zeitschrift  auseinandergesetzt. 
Kr  zeigt, M  dafs  die  „Versuche  der  Vergewaltigung  bestehender 
Koalitionen  der  Arbeiter  durch  die  Unternehmer  sehr  häutig  vor- 
kommen und  sehr  häufig  bei  den  bestehenden  Machtverhaltnissen 
auch  von  Erfolg  begleitet  «nd.  dafs  gerade  gegenwärtig  in  ganz 
Deutschland  solche  Versuche  im  grofsten  Umfange  und  mit  rechts- 
widrigen Mitteln  seitens  der  Unternehmer  angestellt  werden  und 
die  Arbeiter  in  Verteidigung  ihres  Koalitionsrechtes  herouch* 
aber  bei  der  vollkommenen  gesetzlichen  Schutzlosigkeit  voraus- 
.sichdich  ohne  Erfolg  dagegen  ankämpfen,  so  dafs,  wenn  nicht 
gesetzliche  Handhaben  gegen  solches  Treiben  noch  geboten 
werden,  wohl  bald  thatsächlich  von  einer  Koalitionsfreiheit  der 
Arbeiter  nicht  mehr  die  Rede  sein  wird."  —  Der  österreichische 
Entwurf  macht  mithin  die  Selbsthülfe  der  Arbeiter,  also  doch 
gerade  dasjenige  Mittel,  welches  vdh  den  Lobrednern  der  gegen- 
wärtig bestehenden  Gesellschaftsordnung  als  das  Allheilmittel 
gegenüber  dem  Zwangsstaat  der  Sozialisten  nicht  laut  genug  an- 
gepriesen werden  kann,  auf  doppelte  Weise  unmöglich.  F'r  sucht 
•einmal  die  Existenzmöglichkeit  der  Arbeitervereinigungen  auf  alle 
nur  denkbare  Weise  zu  untergraben  und  sie  in  Konflikt  mit  dem 
Staatsanwalt  zu  bringen,  und  auf  der  anderen  gewährt  die  Staats- 
^ewalt  ihren  starken  Schutz  den  ohnedies  Mächtigen,  indem  sie 
die  Arbeiterkoalitionen  filr  vogelfrei  erklärt,  welche  zu  vernichten, 
ein  verdienstlicher,  mindestens  aber  ein  rechtlich  unanfechtbarer 
Alct  ist. 

Hinzu  kommt  aber  noch,  um  das  Mafs  der  hierin  sich  doku- 
inentierenden  Ungleichheit  vollzumachen,  die  verschiedene  Be- 
handlung, welche  der  Kontraktbruch  von  Arbeitern  und  Unter- 
nehmern in  der  Gewerbeordnung  erfährt:  Wird,  wie  schon  oben 
erwähnt  wurde,  der  Vertragsbrüchige  Arbeiter  neben  der 
Auferlegung  der  Schadensersatzpflicht  mit  Arrest  bestraft,  so 
trifft  den  Arbeitgeber  nur  die  V^erpflichtung  .  Ersatz  des 
-Schadens  dem  Arbeiter  zu  leisten.  Mit  dieser  Regelung  ist  der 
letzte  Rest  von  Scheu,  man  mochte  fast  sagen  von  Scham  abge- 
atreifl  und  die  gänzlich  verfehlte,  manchesterliche  juristische 
Konstruktion,  welche  Richard  Loening  vom  Vertragsbruch  auf- 


1)  A.  a.  O.  S.  480.   Siehe  anch  S.  472. 
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stellt.  1)  in  die  Wirklichkeit  überführt.  Selbst  die  einseitigste 
Klassengesct/gebiing  bemüht  sich  sonst,  wenigstens  den  Ansclu  in 
aufrechtzuerhalten,  als  ob  Arbeiter  und  L'nternclimer  mit  dem- 
selben Mafse  gemessen  werden»  als  ob  &Xr  beide  Teile  dieselben 
Nonnen  gelten  sollen.  Dafs  in  Wahrheit  selbst  die  strenge  Be- 
folgung dieses  Grundsatzes  immer  noch  zu  groben  Ungerechtig- 
keiten und  Härten  führt,  ist  klar.  Denn  eine  wirkliche  Gleich- 
heit wird  nur  dureh  die  ungleiche  Behandlung  des  Ungleichen 
erzielt  Geniefst  also  der  wirtschaftlich  Machtige  mit  dem  wirt- 
schaftlich Schwachen  formal  denselben  Schutz,  so  ergreift  auch 
damit  noch  die  Staatsgewalt  einseitig  zu  Gunsten  der  bevorzugten 
Klassen  Partei.  Immerhin  hat  die  Formel  vom  freien  Spiel  der 
wirtschaftlich  gleichen  Kräfte,  so  hohl  und  unwahr  sie  ist, 
wenigstens  den  einen  Vorzug,  dafs.  sie  den  äufseren  Schein 
der  Gerechtigkeit  wahrt  und  damit  das  Rechtsgefühl  des  Volkes 
nicht  geradezu  verhöhnt.  In  der  österreichischen  Gc>etxgel)ung 
wird  dagegen  künftighin,  solern  der  Entwurf  zum  Gesetz  erhoben 
werden  sollte,  selbst  die  formale  Parität  beseitigt  und  damit, 
abgesehen  von  allen  anderen  Uebelständen,  insbesondere  eine 
in  ihren  Folgen  nicht  absehbare  AbschwAchung  der  Autorität  des 
Rechtes  herbeigefohrt  werden. 

V. 

Und  endlich  kommen  wir  nun  zum  Schlufsstein  des  ganzen 
Gebäudes.  Der  österreichische  Entwurf  steht,  wie  wir  sahen,  der 

Selbsthilfe  den'Arbeiter  mit  unberechtigtem  Mifstrauen  gegenüber, 
er  duldet  nicht,  dafs  sie  aus  eigener  Kraft  mit  energischen  und 
wirksamen  Mitteln  ein  überall  vernehmbares  Veto  dagegen  ein- 
legen, dafs  ihre  Arbeitskraft,  um  mit  den  oft  zitierten  Worten 
Leo  s  XIII.  zu  reden,  als  ein  gemeines  Werkzeug  ausgebeutet 
wird,  ohne  Rücksicht  auf  ihre  Men^chcnuiirde,  ihre  Sittlichkeit 
und  ihren  h.luslichen  Herd.  Dieser  kurzsichtige  Standpunkt  des 
Entwurfs  ist  bedauerlich,  er  kann  erträglich  allen talls  aber  noch 
dadurch  gemacht  wt  rden,  dafs  der  Staat  selbst  dasjeinge  ver- 
richtet, was  er  dem  beschränkten  Unterthanenverstande  nicht  ge- 
stattet» dafs  mithin  statt  durch  Selbsthilfe  mittelst  Staatshilfe 
die  Interessen  der  Arbeiterschaft  wahrgenommen  werden.  Aber 
auch  hiervon  ist  im  Entwürfe  in  einem  ausreichenden,  die  be- 


*)  Vgl.  Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften,  Bd.  I  anter  «Arbdisvciw 
tragsbruch'  S.  750  ff. 
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rechtigten  Forderungen  einer  guten  Arbeiterschutzgesetzgebung 
auch  nur  annähernd  befriedigenden  Malse  keineswegs  die  Rede. 
Allerdings  ist  hierbei  zu  erwägen,  dafs,  soweit  die  Vorschriften 
über  den  Arbeiterschutz  in  der  Gewerbeordnung  enthatten  sind, 
sie  unter  die  Sanktion  des  von  „Uebertretungen  und  Strafen** 
handelnden,  von  dem  Entwurf  unberflhrt  bleibenden  achten  Haupt- 
Stackes  derselben  fallen,  und  zwar  werden  nach  §  131  alle  Ueber- 
tretungen  der  gewerbegesetzlichen  Vorschriften  bestraft;  a)  mit 
Verweisen,  b)  mit  Geldbufsen  bis  zu  400  Gulden,  c)  mit  Arrest 
bis  zu  3  Monaten,  d)  mit  Entziehung  der  Gewerbeberechtigung 
für  immer  oder  auf  bestimmte  Zeit.  Allein  der  damit  gewährte 
Schutz  ist  nicht  gentlgf  nd.  Denn  da  die  vom  Gesetz  ange- 
drohten und  noch  vielmehr  die  thatsächlich  verhängten  Geld- 
strafen für  das  vielleicht  niedriger  Habsucht  entstammende  De- 
likt eines  reichen  Unternehmers  lächerlich  geringe  sind,  so  bleibt 
als  wirksames  und  durchgreifendes  Strafmittel  vor  allem  der 
Arrest  übrig.  Aber  dieser  ist  prinzipiell  leider  wieder  nur  für 
die  wirtschaftlich  Schwachen,  die  Gehilfen  und  die  Lehrlinge, 
nicht  für  die  selbständigen  Gewerbetreibenden  bestimmt.  Der 
dies  festsetzende  §  135  ist  eines  der  bezeichnendsten  Beispiele 
Air  den  Zustand  der  Rechtsgleichheit,  in  dem  wir  uns  ja  bekannt- 
lich am  Ende  des  19.  Jahrhunderts  Oberall  und  so  auch  in  Oester« 
reich  befinden.  Der  so  sehr  charakteristische  §  135  lautet: 
„In  der  Regel  sind  gegen  selbständige  Gewerbetreibende  Geld- 
bufsen, gegen  Gehilfen  und  Lehrlinge  Arreststrafen  zu  verhangen. 
Gegen  erstere  haben  Arreststrafen  nur  dann  einzutreten,  wenn 
eine  Uebertretung  mit  besonders  erschwerenden  Umstän- 
den verbunden  ist,  oder  bei  Zahlungsunvermögen  im  Wege  der 
Umwandlung,  in  welchem  Falle  für  je  fünf  Gulden  Geldbufse  ein 
Tag  Arrest  zu  berechnen  ist."  Man  sieht,  die  Freiheit  der  Un- 
bemittelten nuifs  in  Oesterreich  nicht  gar  hoch  im  Kurse  stehen. 
Der  begüterte  Unternehmer,  dem  vom  sittlichen  Stancipunkt  aus 
nicht  minder,  wie  von  dem  der  'sozialen  Zweckmäfsigkeit  jede 
Uebertretung  der  Gewerbeordnung  besonders  streng  angerechnet 
werden  sollte,  erhalt  eine  kaum  nennenswerte  Geldbufse,  der 
arme  Gehilfe  wandert  wegen  des  gleichen  Vergehens  ins  Ge- 
ftngnis.  Aber,  so  wendet  man  ein,  der  Ausgleich  wird  ja  her- 
beigeführt durch  die  strengste  Strafart,  mit  welcher  Uebertre- 
tungen  der  gewerbegesetzlichen  Vorschriften  Oberhaupt  geahndet 
werden  können,  durch  die  Entziehung  der  Gewerbeberechti- 
gung, welche  auf  den  Unterhaltserwerb  des  davon  Betroffenen 
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und  das  Schicksal  seiner  Familie  von  einschneidendstem  Ein- 
flüsse sind. 

Allein  die  einzelnen  Voraussetzungen,  unter  denen  nach  §  13S 
mit  dieser  schärfsten  aller  Strafen  gegen  einen  Gewerbetreibendea 
vorgegangen  werden  kann,  sind  keineswegs  derartig,  dals  damit 
gerade  fdr  den  wirtschafUich  Schwachen  ein  genügender  Schutz 
gewährt  wird,  und  Überdies  steht  die  Verhangung  derüCafsregel  nicht 
den  ordentlichen  Gerichten,  sondern  den  politischen  Verwaltungs- 
behörden erster  Instanz  zu.  Diese  bilden  zugleich  die  erste  Instanz 
in  Gewerbeangelegenheiten,  ihnen  liegt  die  Handhabung  der  Ge- 
werbcvorschriften,  die  Untersuchung  und  Bestrafung  der  Uebertrc- 
tungen  derOewerbeordnung  in  einem  geheimen,  schriftHchen,  mittel- 
baren Verfahren  ob.    Was  aber  von  solchen,  das  helle  Licht  der 
Oeftentlichkeit  scheuenden  Untersuchungen  erwartet  werden  kann 
und  was  hei  ihnen  thatsüchlich  herauskommt,  davon  haben  wir  ja 
bekanntlich  auch  in  Deutschland  Proben.   Die  Aburteilungen  üiicr 
die  Soldatenmifshandlungen  bilden  ein  recht  lelirreiclies  Kapitel.  0.15 
uns  die  Segnungen  und  die  Unterparteilichkeit  des  geheimen  \  er- 
fahrens  hinreichend  hat  schlitzen  lehren.     Die  Sache  steht  aber, 
was  die  österreichischen  Gewerbebchürden  anbelangt,  insoiern 
noch  viel  schlimmer,  als  die  hier  zu  Gericht  über  das  Unter- 
nehmertum sitzenden  Männer  zum  guten  Teil  von  eben  dieseD 
Unternehmertum  abhangig  sind.  Verkauft)  schildert  die  Verhält- 
nisse sehr  zutreffend,  wenn  er  schreibt:   „Nehmen  wir  die  Orte, 
wo  die  politischen  Behörden  in  den  Händen  der  autonomen  Ge- 
meinden sind.  Wer  sind  da  die  politischen  Behörden?    In  den 
autonomen  Gemeinden  sind  die  Angestellten  der  Gemeinderäte 
die  Angestellten  der  politischen  Behörden,  und  wenn  sie  auch 
den  selbständigen  und  den  Qbertragenen  Wirkungskreis  geteilt 
zu  versehen  haben,  so  kann  sich  doch  niemand  in  zwei  Hälften 
teilen  und  eine  Beeinflussung  des  einen  Wirkungskreises  durch 
den  anderen  ist  nicht  zu  vermeiden.    Es  kann  nicht  die  eine 
Hälfte  den  Wirkungskreis  besorgen  und  die  andere  Hälfte  des 
Menschen  jenen  Wirkungskreis.    Und  doch  konzentriert  sich  ein 
erheblicher  Teil   der  Arbititerschalt,  die  das  betrift't.   auf  Wien. 
Prag,  Reichenberg.  Wiener-Neustadl,  wo  die  politische  Gewalt  in 
den  Händen   der  von   den  Gemeinden,   also   von  den  W'ählcrn. 
also  von  den  Unternehmern  Bestellten,  wenn  auch  nicht  Besol- 
deten liegt."    Mit  welchem  Mafs  von  Objektivität,  mit  welcher 
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Sorgfalt  fllr  die  Interessen  der  Allgemeinheit  da  wohl  hinter  ver- 
schlossenen Thoren  das  Recht  —  ein  Wort,  das  hier  wie 
Hohn  klingt  —  zur  Geltung  kommen  mag.  dies  weiter  auszumalen, 
dflrfte  sich  erübrigen.  Wer  sich  von  den  Dingen,  wie  sie  im 
praktischen  Leben  wirklich  vor  sich  gehen,  ein  Bild  machen  will, 
der  hat  nur  nötig,  die  Berichte  der  österreichischen  Gewerbe- 
inspektoren ein  wenig  naher  sich  anzusehen.  Er  kann  da  lesen, 
wie  im  Kleingewerbe,  sobald  das  Geschält  es  verlangt,  von  .Sonntags- 
ruhe einfach  keine  Rede  ist.  wie  12  bis  HJilhrige  Lehrlinge  weit 
über  ihi  e  Kraft  ausgenutzt  werden,  die  nt)rmicrte  achtsliindige 
Arbeitszeit  ein  tuter  Buch.>>tal)e  gel)lieben  ist,  und  wie  endlich  — • 
was  für  uns  hier  das  Entscheidende  i.^t  —  die  Gewerbeini^pekturen 
selbst  ihre  Ansicht  dahin  zu.-,animenfasscn.  daf^.  die  Einhaltung 
des  Gesetzes  lediglich  von  der  Schärfe  und  der  Energie  der 
Gewerbebehörden  abhängig  ist  Die  Richtigkeit  dieser  Beobach- 
tung wird  durch  die  Heranziehung  der  in  anderen  Ländern  ge- 
sammelten Erfahrungen  vollkommen  bestätigt. 

Fflr  den  österreichischen  Gesetzgeber  war  der  Weg,  der  not- 
wendigerweise betreten  werden  mufste,  damit  klar  vorgezeichnet 
Die  Thfltigkeit  Dir  die  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung mufete  aus  dem  unwflrdigen  Dunkel,  in  dem  sie  sich  bis- 
lang in  Oesterreich  befindet,  hervorgezogen  und  zu  einer  der 
wichtigsten,  unter  der  vollen  Kontrolle  der  Oeffentlichkeit  sich 
abspielenden  Funktionen  der  ordentlichen  Strafgerichte  erhoben 
werden.  Dies  aber  ist  nicht  geschehen.  Allerdings  ent- 
hält der  Entwurf  hier  und  da  einige  brauchbare  Vorschriften. 
Dahin  rechnen  wir  vor  allem  den  §  483:  .,Wer  den  Anordnungen 
zuwiderhandelt,  welche  zur  Verhütung  von  (jefahren  für  die  Ge- 
sundheit oder  k'irperliche  .Sicherheit  bei  der  Errichtung  oder  dem 
Betriebe  von  Theatern,  Bergwerken,  Eabriken  (»der  anderen  Ge- 
werbsunternehmungen, in->besundere  auch  bezüglich  der  Beschäf- 
tigung jugendlicher  Personen  in  denselben  erlassen  worden  sind, 
ist  mit  Haft  oder  an  Geld  bir>  zu  300  fl.  zu  be.->ti  afen."  Allein 
dieser  eine  schüchterne  schwache  Ansatz  zu  einem  kräftigen  An- 
fassen des  Unternehmertums  ist  natQrlich  keineswegs  ausreichend. 
IHe  genannte  Bestimmung  ist  nichts  weiter,  als  ein  Beweis  dafür, 
dals  selbst  der  Osterreichbche  Strafgesetzentwurf  mit  seinen 
reaktionären  und  plutokratischen  Tendenzen,  sich  von  der  sozialen 
Verpflichtung,  dem  Schwachen  Schutz  zu  gewahren,  nicht  mehr 
völlig  zu  emanzipieren  vermochte.  Soweit  dies  aber  irgendwie  an- 
gängig war,  hat  er  es  gethan.  Wie  armselig  nehmen  sich  die 
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paar  Bestimmungen  aus,  die  dazu  berufen  sein  sollen,  die  weit- 
vollsten  Güter  der  überwiegenden  Mehrzahl  der  Nation  kräftig  zu 
verteidigen.  Wie  schweigsam ,  wie  kOhl  bis  ans  Herz  hinan 
ist  hier  der  Entwurf.  Der  Kontrast  wirkt  umso  augenfälliger, 
als  der  Entwurf  sonst  von  Qberfliefsender  Redseligkeit  ist 
Man  vergleiche  nur,  um  den  scharfen  Gegensatz  zu  erkennen, 
die  im  sechsten  HauptstOck  unter  der  Ueberschrift:  „Friedens- 
störungen und  andere  strafbare  Handlungen  wider  die  ötVentliche 
Ordnung"  mit  aller  behaglichen  HriMtc  antgeführten  Bestimmungen 
wider  die  1  rciheit  des  V'ereinswfserib.  oder  gar  den  fast  uner- 
tr.lgliehen  iJallast  in  der  Aufz.lhlung  und  scharfen  Auseinander- 
haltung  der  einzelnen  Diebstahlsarten,  —  Vorschriften,  in  denen 
doch,  wie  schon  von  Liszt  einmal  mit  beifsendem,  aber  gewil's 
nicht  ungerechtfertigtem  Spott  gesagt  hat^),  kein  verständiger 
Mensch  einen  anderen  Zweck  finden  kann,  als  den,  darin  braudi* 
bares  Material  zur  Uebung  des  juristischen  Scharfsinns  behnfe 
Erlangung  der  hohen  WOrde  eines  doctor  juris  utriusque  vor 
sich  zu  haben.  Der  Osterreichische  Entwurf  hat  den  schon  in 
deutschen  Strafgesetzbuch  aberreichlich  vorhandenen  Schwulst 
hier  nicht  nur  getreulich  konserviert,  sondern  noch  um  einige  hcrr* 
.Hche  Blflten  juristischer  Spitzfindigkeit  vennehrt 

Oder  man  denke  auch  an  die  väterliche  Sorgfalt,  die  dtr 
Entwurf  für  die  bemittelten  Volksklassen  auf  Schritt  und  Tiitt 
hegt,  z.  B.  da,  wo  es  gilt,  leichtsinnige,  verstandesschwache  oder 
unerfahrene  Menschen  vor  Verleitung  zu  leichtsinnigen  Börsen- 
spekulationen zu  bewahren,  welche  offenbar  ihren  Vermögen>- 
verh.lltnissen  nicht  entsprechen  und  infolgedessen  ihr  wirtschaft- 
liches \'t  rdei  l)en  herbeiführen  oder  befördern  können.  Von 
weicher  Au-.lülniichkeit  und  überströmenden  Civitherzigkeit  ist  hier 
die  Begründung  des  Entwurfes.  Mit  lebhaften  Farben  werden 
uns  da  die  ruhigen  und  anständigen  Männer  imd  Krauen  ge- 
schildert, denen  mittelst  lügenhaften  Inaussichtstellens  sicherer 
und  midieloscr  Gewinste  ihr  sauer  t  rspartes  Geld  in  listiger 
Weise  herausgelockt  wird.  Deshalb  wäre  es  ganz  verfehlt,  wenn 
der  Staat  noch  länger  mit  verschränkten  Armen  zusehen  wolle, 
vielmehr  sei  es  durchaus  geboten,  Mafsregeln  zu  treffen,  die  zum 
Schutze  des  Publikums  dienen  und  zugleich  im  Interesse  des  i 
reellen  Börsenverkehrs  liegen.  Ja  man  hält  diesen  Paragraphen 
noch  nicht  für  ausreichend,  um  wirksam  die  Verfahrung  zum 
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leichtsinnigen  BOrsenspiel  einzudämmen.  Als  Ergänzung  zu  dieser 
Bestimmung  hat  man  vielmehr  den  sogenannten  „Reklamepara- 
graphen*  geschaffen  gegen  die  öffentlich  und  wider  besseres 
Wissen  erfolgende  Verieitung  zu  BörsenspekulationsgeschAften 
durch  unwahre,  auf  Täuschung  berechnete  Angaben  Ober  den 
mutmafslichen  Erfolg  dieser  Geschäfte. 

Gegen  di«  Trefflichkeit  dieser  Vorschriften  wird  man  an  und 
fOr  sich  nichu  einwenden   können,  vielmehr  ist  es  ganz  im 
Gegenteil  durchaus  zu  billigen,  dafs  der  Ausschufs  die  bekannte 
manchesterliche  Redensart,   welche  selbst  in  den  ungesundesten 
und  verwerflichsten    Auswüchsen    der  Spekulationssucht  nichts 
anderes,    als    die   notwendige   Folge    eines    regen  wirtschaft- 
lichen Verkehres   sieht,   einfach  ignoriert   hat.     Was  wir  aber 
nicht  energisch    genug  tadeln   können,   ist,   dafs  der  Entwurf 
da,  wo  es  sich  um  die  Interessen  der  Besitzlosen,  also  der 
Qberwflltigenden  lutajoritat  des  Volkes,  handelt,  die  gegenflber  den 
gut   Situierten  angewendete  Sorgfalt  vermissen  Iflfst,  und 
dies,  obwohl  es  doch  wahrlich  die  dringendste  Pflicht  einer  Gesetz- 
gebung wäre,  welche  sich  nicht  ausschliefslich  als  Anwalt  der 
Geld  Interessen  der  Besitzenden  fohlt,  vor  allem  den  Enterbten 
Schutz  zuzuwenden.  Man  sollte  meinen,  es  müfste  ohne  weiteres 
klar  sein,  dafs  Leute,  welche  sich  kraft  freien  Willens  durch 
gewagtes  Spiel  zugrunde  richten  lassen,  weniger   Mitleid  und 
vor    allem    weniger   Schutz   verdienen,   als  diejenigen,  welche 
durch   die  gesellschaftlichen  \'erhältnisse  und  durch   bittere  Not 
dazu  gedrängt,   sich  wider  iiiren  Willen  den  Anordnungen  des 
Unternehmers  unterwerlen  müssen,  auch  wenn  ihrem  Leben,  ihrer 
Gesundheit,    ihrer   Arbeit^^kraf't,  ihrer  Sittlichkeit   die  ernsteste 
Gefährdung  droht.     Und  weiter:  Handelt  es  sich  hier  um  die 
höchsten  Güter  der  Menschheit,  so  dort  nur  um  Vermögensinter- 
essen, und  noch  dazu  in  den  meisten  Fällen  um  Vermögen  in 
der  Hand  leichtsinniger  Gesellen  oder  gar  leidenschafUicher 
Spieler.    Aber  wir  haben  ja  schon  wiederholt  im  Laufe  dieser 
Untersuchung  gesehen,  wie  viel  höher  dem  Entwürfe  das  Geld 
der  Besitzenden  steht,   ab  die  fundamentalsten  persönlichen 
Güter  der  Armen.   Von  einem  Gesetzbuch,  dem  sein  Gewissen 
nicht  schlägt,  wenn  es  auf  Schritt  und  Tritt  wahllos  und  mit 
plumper  Hand  bei  allen  nur  denkbaren  Gelegenheiten  die  Besitz- 
losen ins  Gefängnis  steckt,  läfst  sich  nicht  erwarten,  dals  es  sich 
besonders  um   das  Leben,  die  Arbeitskraft  und  Gesundheit  der 
Proletariermassen  aufregt.    Wem  die  Freiheit  eines  Menschen 
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gleichgültig  ist«  von  dem  kann  nicht  erwartet  werden,  dafs  er 
sich  fOr  sein  sonstiges  Wohlergehen  besorgt  zeigt. 

Um  die  Ungerechtigkeit,  welcher  sich  der  Entwurf  gegen- 
Ober  den  Besitzlosen  schuldig  macht,  in  ihrer  ganzen  Trag> 
weite  zu  würdigen,  genügt  es  schon,  wenn  wir  einen  flüchtigen 
Blick  auf  die  Strafsätzc  werfen,  welche  für  die  Delikte  gegen  die 
Begüterten  einerseits  und  die  Armen  andererseits  festgesetzt 
sind.  Der  Unt(  rin  hmer.  welcher  den  zum  Schutze  für  die  Ge- 
sundheit otler  die  kt)rperliche  Sicherheit  der  Arbeiter  erlassenen 
Anordnungen  zuwiderhantlelt.  kann  mit  einer  geringen  Geldbufse 
davonkommen.  Mag  er  auch  immer  aus  schnöder  Ilabsuclu  im  fort- 
gesetzten Widerstand  gegen  das  Gesetz  die  unersetzlichen  Güter 
zahlreicher  Menschen  frivol  aufs  Spiel  gesetzt  haben.  fOr  eine  solche 
StOtze  der  Gesellschaft  ist  eine  minimale  Geldbufse  eine  aus« 
reichende  SOhne,  die  zugleich  ftlr  den  so  Bestraften  die  eindring- 
liche Lehre  hinterlafst,  dafs  er  sich  derartige  Scherze  öfters 
erlauben  dOrfe.  Denn  man  kann  unseren  Unternehmern  das 
Zeugnis,  dafs  sie  gute  Rechner  seien,  im  allgemeinen  wohl  nicht 
versagen,  und  oft  genug  wird  es  der  Fall  sein,  dafs  die  AuCser- 
achtlassung  der  vom  Gesetz  für  die  Arbeiter  vorgesehenen  Schutz- 
mafsregeln  einen  erheblich  gröfseren  Gewinn  einbringt,  als  der 
durch  die  Zahlung  der  Geldstrafe  herbeigeführte  Vermögensver- 
lust beträgt.  Der  Unternelimer  macht  dabei  also  immer  noch  ein 
gutes  Ge.sehätt.  und  darauf  allein  kommt  es  ja  an.  Wehe  aber 
dem  Frevler,  der  Leute  aus  den  vornehmen  bürgerlichen  oder 
militärischen  Kreisen  in  den  Strudel  der  Börse  hineinzieht!  Für 
eine  solche  Uebelthat  ist  Freiheitsstralc  bis  zu  einem  Jahre  die 
unerläfsliche  Folge,  mit  Geld  kann  man  sich  hier  unter  keinen 
Umständen  loskaufen.  Wohl  aber  darf  mit  der  Gefängnisstrafe 
auch  noch  Geldbufse  bis  zu  2000  Gulden  verbunden  werden,  eine 
Summe,  welche  mit  Rocksicht  auf  die  wiederholt  hervorgehobene 
Wertschätzung  des  Geldes  im  österreichischen  Entwurf  eine  ganz 
horrende  zu  nennen  bt. 

Allein  dieses  eine  Beispiel  läfst  über  den  den  Entwurf  be- 
herrschenden Charakter  keinen  Zweifel.  Es  zeigt,  mit  wie  ver- 
schiedenem Mafse  die  österreichische  Gesetzgebung  die  verschie- 
denen Volksschichten  mifst.  welche  grundverkehrte,  in  ihrer  Ver- 
ständnislosigkeit  für  den  Geist  der  Zeit  fast  unbegreiflich  ver- 
blendete Ansicht  über  die  höhere  oder  geringere  Dringliclikcit 
der  Lebensbedingungen  der  einzelnen  Kreise  der  Nation  er  hegt. 

Wir  haben  bisher  von  dem  geringen  Schutze  gesprochen, 
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den  die  wichtigsten  sozialen  Gflter  im  Entwurf  geniefsen.  Noch 
bedauerlicher  ist  die  Thatsache,  dafs  viele  andere  und  nicht 
minder  wichtige  Interessen  der  unbemittelten  Klassen  sogar 
ganzlich  schutzlos  gelassen  sind.  Bekanntlich  ist  in  schwachen 
AnßUigen  auch  in  Oesterreich  eine  Arbeiterschutzgesetzgebung 
geschaffen  worden.  Das  Gesetz  von  1884  und  der  §96a  der 
Gewerbeordnung  in  der  heutigen  Fassung  führt  ftlr  den  Bergbau 
und  die  fabrikmäfsig  betriebenen  Gewerbsunternehmungen  den 
Normalarbeitstag  ein.  Er  ist  zwar  noch  unverhältnis  lang  be- 
messen, immerhin  aber,  und  dies  i;,t  ja  zun.lchst  die  Hauptsache, 
hat  doch  "endlich  die  Idee  von  dem  Kecht  der  staatlichen  Ein- 
mi^ichiing  den  Sieg  davongetragen.  In  einer  anderen  Bestimmung 
wer'den  \'urkehriingen  für  die  den  Arbeitern  zwischen  den  Ar- 
beitsstunden zu  gew.llirenden  Ruhepausen  getroffen,  „welciie  nicht 
weniger  als  anderthalb  Stunden  betragen  müssen,  wovon  nach 
der  Beschaffenheit  des  Gewerbsbetriebes  ihunlichst  eine  Stunde 
auf  die  Mittagszeit  zu  entfallen  hat*  Auch  die  Sonntagsruhe 
hat  gesetzliche  Kraft  erlangt  An  Sonntagen  hat  alle  gewerbliche 
Arbeit  zu  ruhen.  Und  an  den  Feiertagen  ist  den  Arbeitern  die 
notige  Zeit  einzuräumen,  um  den  ihrer  Konfession  entsprechenden 
Verpflichtungen  zum  Besuche  des  Vormittagsgottesdienstes  nach- 
zukommen. In  Fabriken  und  Gewerbsunternehmungen,  in 
welchen  über  20  Hilfsarbeiter  in  gemeinschaftlichen  Lokalen  be-> 
schaftigt  sind,  ist  ferner  eine  vom  Gewerbsinhaber  zu  unter- 
schreibende, sämtlichen  Arbeitern  bei  ihrem  Eintritte  zu  ver- 
lautbarende  Arbeitsordnung  mit  genau  bestimmtem  Inhalte  anzu- 
schlagen, der  sich  u.  a.  über  die  Zeit  der  Abrechnung  und  der 
Auszahlung  der  Arbeitslöhne  zu  verbreiten  hat.  über  die  Behand- 
lung der  Arbeiter  im  Falle  der  Erkrankung  und  X'erunglückung. 
über  die  Konventioualäiratgelder  und  andere  Lohnabzüge  bei 
Uebertretung  der  Arbeitsordnung,  über  die  Kündigungsfristen  und 
die  Falle,  in  denen  das  Arbeitsverhältnis  sogleich  aufgelöst  werden 
kann»  Ober  die  Art  und  Weise,  wie  die  jugendlichen  Hilfsarbeiter 
den  vorgeschriebenen  Schulunterricht  geniefsen  u.  s.  f.  Die 
Frauenarbeit  ist  gesetzlich  geregelt,  das  Trucksystem  verboten, 
endlich  sind  Bestimmungen  aber  die  Kranken-  und  Unfallver- 
sicherung getroffen.  Es  ist  hier  nicht  angängig,  auf  diese  Vor- 
schriften im  einzelnen  des  Naheren  einzugehen.  Es  wird  genügen 
wenn  wir  darauf  hinweisen,  dafs  das,  was  bisher  auf  dem  Gebiete 
der  sozialen  Gesetzgebung  in  Oesterreich  geschehen  ist,  noch 
recht  dürftig  ist 
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Hier  Wandel  zu  sdiafien,  flberschreitet  allerdings  die  Kom- 
petenz des  Strafgesetzgebers.  Was  aber  unter  allen  Umstlnden 
undp  wie  schon  einmal  betont  ist,  gerade  auf  Grund  der  Oster* 
reichischen  Fabrikinspektoren-Berichte  mit  Entschiedenheit  ge- 
fordert werden  mufste,  war,  dafs  die  wenigen  Postulate  einer 
verständigen  Arbeiterschutzgesetzgebung,  welche  in  Oesterreich 
endlich  Gesetzeskraft  erlangt  haben,  mit  Hilfe  ganz  energischer 
Strafdrohungen  praktisch  realisiert  werden.  Davon  aber  ist  im 
Entwürfe  einfach  nichts  gesell»  hen.  Audi  nicht  einen  einzigen 
von  all'  den  aufgeführten  Punkten  hält  der  Strafgesetzentwurf 
eines  Wortes  der  Erwähnung  für  würdig.  D.  h.  mit  anderen 
Worten,  wi  nn  wir  an  die  zahheichen  Mittel  denken,  die  das 
Unternehmertum  besitzt,  um  die  zu  Gunsten  der  Arbeiter  ge- 
troffenen Mafsregeln  illusorisch  zu  machen,  sofern  nicht  Staats- 
anwalt und  Gefängnis  im  Hintergründe  drohen:  von  einein  ziel- 
bewufsten.  energischen  Arbeiterscluitz  ist  in  Oesterreich  keine 
Rede.  Damit  aber  ist  der  österreichische  Strafgesetzenlwurf 
für  jeden  unannehmbar,  der  nicht  das  Recht  der  Ausbeutung  des 
Arbeiters  ÜQr  ein  ius  quaesitum  des  Arbeitgebers  hak,  weichet 
nach  dem  vermeintlichen  Dogma  von  der  nichtrQckwirkenden  Kraft 
der  Gesetze  niemals  angetastet  werden  dürfe.  Der  strafrechtlich 
Schutz  der  unter  dem  Namen  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  mit 
einem  Worte  zusammengefafsten  Vorschriften  mufs  eine  der  wichtig* 
sten  Bestimmungen  des  besonderen  Teiles  eines  jeden  Strafgeseo- 
buchs  bilden,  und  es  Iflfst  sich  mit  Sicherheit  erwarten,  dals  das 
Strafrecht  des  zwanzigsten  Jahrhunderts  hierin  eine  seiner  ersteo 
Aufgaben  finden  wird.  Die  weitere  Beratung  des  Entwurfs  wird 
an  dieser  Stelle  ihre  Hauptkraft  einsetzen  und  den  Standpunkt 
unter  allen  Umständen  festhalten  müssen ,  dafs  ohne  strenge 
strafrechtliche  Ahndung  der  Uebertretungen  der  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung an  die  Gewährung  eines  neuen  Strafgesetzbuches 
nicht  zu  denken  ist. 

Vor  allem  nuifs  dafür  gesorgt  werden,  dafs  die  Brutalitaten 
gegen  das  heranwachsende  Geschlecht,  soweit  dies  auf  Grund 
unserer  wirtschaftlichen  Verhältnisse  irgend  möglich  ist.  auf  das 
denkbar  geringste  Mafs  herabgesetzt  werden.  §  483  bestraft  mit 
Haft  oder  Geidstrali-  bis  zu  300  fl.  denjenigen,  der  bei  der  Be- 
.s<  häftigung  jugendlicher  Arbeiter  den  zur  Verhütung  von  Ge- 
fahren für  ihre  Gesundheit  oder  körperliche  Sicherheit 
erlassenen  Anordnungen  zuwiderhandelt.  Diese  Vorschrift  ist 
unzureichend,  zunächst  in  Ansehung  der  StraffaOhe.  Die  Aus* 
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beutung  der  oft  noch  im  zartesten  Kindesalter  stehenden 
unglückseligen  Geschöpfe,  welche  die  soziale  Not  zum  Erwerbe 
ihres  Lebensunterhaltes  zwingt,  zeugt  von  einem  solchen  Grade 
niedrigster  Gewinnsucht  und  von  einer  solchen  Rücksichts- 
losigkeit gegen  die  Allgenieininteressen,  dafs  die  stärkste 
Abwehr  hiergegen  noch  kaum  stark  genug  ist.  Ferner  aber  ge- 
nügt CS  bei  weitem  nicht,  ledij^lich  die  zur  Verhütung  von  Ge- 
fahren für  die  (iesundheit  und  die  körperliche  Sicherheit 
der  Jugend  erlas->cnen  Anordnungen  autrcchtzuerhaltcn,  jedes 
andere  hier  in  Frage  kommende  Lebensinleresse  erfordert  viel- 
melir  den  glciciien  Schutz,  denn  es  giebt  keine  vviciitigere  soziale 
I  hütigkeit  als  jene,  welche  darauf  abzielt,  in  dem  jugendlichen 
Nachwuchs  der  Gesellschalt  ein  körperlich,  geistig  und  sittlich 
gesundes  Geschlecht  heranzuziehen.  Deshalb  müssen  wir  ver- 
langen, dafs  neben  der  Gesundheit  das  damit  nicht  identische, 
für  das  ganze  spätere  Leben  des  jugendlichen  Arbeiters  aber 
wichtigste  wirthschaftUche  Gut,  die  Arbeitskraft,  strafrecht- 
lichen Schutz  geniesst.  Aber  auch  dies  reicht  noch  nicht  aus. 
Es  müssen  auch  alle  diejenigen  Bestimmungen  der  Gewerbe- 
ordnung, welche  den  Kindern  die  Erfüllung  der  gesetzlichen 
Schulpllicht  sichern,  ihre  gewerbliche  Ausbildung  befördern 
und  für  die  Erweckung  und  die  Kräftigung  ihrer  sittlichen  An- 
schauungen Sorge  tragen  wollen,  in  dem  Strafrichter  einen  energi- 
schen Hüter  finden.  Das  Gesetz  mufs  weiter  aber  auch  dafür 
Sorge  tragen,  dafs  dieser  Hüter  ein  allezeit  wachsamer  sei, 
d.  h.  mit  anderen  Worten,  dafs  jede  IJebertrctung  der  (iewerbe- 
ordnung  seitens  der  l'nternehmer.  soweit  es  irgend  angehl,  auch 
wirklich  zur  Kognition  der  Strafgericlite  gelangt.  Das  Mittel  hier- 
zu sind  die  Gewerbeinspektoren.  Diese  haben  in  der  jüngsten 
österreichischen  Gesetzgebung  das  Recht  erhalten,  jederzeit  den 
Eintritt  in  sämtliche  Arbeitsräume  und  Arbeiterwohnungen  jeder 
ihrer  Aufsicht  unterliegenden  Gewerbsunternehmung,  auch  während 
des  Betriebes  in  der  Nacht,  zu  verlangen,  sowie  jede  Person, 
welche  im  Gewerbeuntemebmen  beschäftigt  ist,  auch  die  Ge- 
werbeinhaber oder  deren  Stellvertreter,  zu  vernehmen.  Wie  aber 
nun,  wenn  dem  Gewerbeinspektor  der  Eintritt  in  die  zu  inspizie- 
renden Lokalitäten  oder  die  von  ihm  verlangte  Auskunft  ver- 
weigert wird?  In  diesem  Falle  darf  der  Gewerbeinspektor  sich 
nicht  eiwa  die  Realisierung  seines  Rechtes  durch  Requirierung 
der  Sicherheilsbehörde  erzwingen,  seine  einzige  Befugnis  besteht 
vielmehr  darin,  die  Anzeige  bei  der  Gewerbebehörde  erster  In- 
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Stanz  zu  erstatten,  der  sodann  das  Recht  zusteht,  eine  Geldstrafe 
zu  verhängen.  Dafs  diese  Bestimmungen  für  die  Bedürfnisse  des 
praktischen  Lebens  unzureichende  sind,  leuchtet  ohne  weiteres  ein. 
Auch  hier  niuls  den  ordcnthchen  Strafgerichten  das  Recht  zuer- 
kannt werden,  durch  Verhängung  wirksamer  Strafen  die  kon- 
troherende  Thätigkeit  der  GewerbeinNpcktoreii  jederzeit  zu  ermög- 
lichen und  erst  damit  den  Arbeitern  die  Wuliltiiat  de»  Gesetzes 
in  vollem  Umfange  zu  sichern.  Der  weite  Umweg,  den  der  Ge- 
werbeinspektor heute  über  die  Gewerbebehörde  zu  der  Sicher- 
heitsbehOrde  hin  machen  mufs,  um  dann  endlich  mit  deren  Hilfe 
den  Eintritt  in  die  Arbeitsrflume  durchzusetzen,  ist  verfehlt 
und,  wie  Verkauft)  sehr  richtig  bemerlct,  nur  dazu  da,  den 
Gewerbeinspektoren  ihre  mühevolle  Aufgabe  zu  erschweren  und 
den  Uebermut  der  einzelnen  Unternehmer  zu  steigern.  Eine 
dem  Ungehorsam  unmittelbar  auf  dem  Fufs  folgende,  energische 
Kriminalstrafe  wird  dagegen  ein  ganz  vorzügliches  Mittel  sein, 
dem  Unternehmer  den  hohen  Ernst  der  Sache  vor  Augen  zu 
führen.  Die  Konsequenzen  werden  sich  gerade  in  Bezug  auf 
die  jut^endlirhen  Arbeiter  in  besonders  wohlthiltiger  Weise  fühl- 
bar machen  und  'die  hier  herrschenden,  zum  Teil  empörenden 
Zustände  beseitigen  (xicr  wenigstens  mildern. 

Alles  dies  aber  reicht  noch  nicht  aus.  Es  genügt 
nicht,  wenn  man  dem  Arbeitgeber  die  bisher  besprochene 
negative  Verplhciuung  auferlegt,  alles  zu  unterlassen,  was  für 
das  Leben,  die  Gesundheit,  die  Sittlichkeit  und  Ehrbarkeit  der 
seiner  Botniflfsigkeit  unterworfenen  Jungen  Menschen  nachteilig 
sein  kann,  wenn  man  die  Kinderarbeit  verbietet  und  der  ver- 
werflichen  Ausbeutung  jugendlicher  Arbeitskräfte  entgegentritt 
Der  Arbeitgeber  mufs  vielmehr  auch  zu  positiven  Leistungen, 
zur  Aufsicht  und  zum  Schutz  der  seiner  Fürsorge  anvertrauten 
Personen  angehalten  werden.  Dafs  es  der  österreichische  Ent* 
wurf  auch  in  dieser  Beziehung  an  geeigneten  Mafsregeln  fehlen 
läfst,  kann  uns  nach  seiner  Grundtendenz  nicht  weiter  Wunder 
nehmen.  Hie  und  da  finden  sich  im  Entwurf  einige  brauchbare 
Ansätze,  so  wenn  §  473  mit  Haft  oder  an  Geld  denjenigen  be- 
straft, der  in  Bezug  auf  ihm  angchOriue  oder  anvertraute  Kinder 
die  ihm  obliegende  Pllicht  zur  Aufsicht,  zum  Schutze  oder  Unter- 
halte oil<-r  zur  Kranken{)llege  gröbhcli  vernaclilässigt.  Aber  da- 
mit ist  nur  das  i  undament  gelegt,  auf  dem  der  eigentliche  Bau 


In  den  Jabrbacbern  fDr  NatioiuKdconomie,  N.  F.,  18.  Bd.,  S.  558. 


Digitized  by  Google 


Der  Österreichische  Strafgesetzentwurf  und  die  arbeitende  Klasse.  405 


erst  zu  errichten  ist.  Wird  der  österreichische  Entwurf  Gesetz, 
so  ist  er  auch  in  der  in  Rede  stehenden  Beziehung  von  zahl- 
reichen Gesetzen  Qberholt,  welche  in  ganz  anderer,  viel 
intensiverer  und  weit  grofsherzigerer  Weise  das  wirksame  Mittel 
der  Strafe  zur  nötigenfalls  zwangsweisen  Verwirklichung  ethischer 
Verpflichtungen  verwenden,  h 

Unter  der  Verstündnislosigkcit  des  Entwurfs  für  die  ethischen 
Prinzipien  im  Recht  hat  auch  die  Frauentrage,  soweit  ihre 
Regelung  durch  das  Strafgesetzbuch  zu  geschehen  hat,  schwer 
zu  leiden  gehabt. 

Mit  einem  Worte  nur  sei  hier  darauf  eingegangen;  Eine  sehr 
verständige  Verbesserung  der  Regierungsvorlage  hat  schon  der 
Ausschuls  durch  die  Neuaufnahme  einer  Strafbestimmung  gegen 
den  Familienvater  getroffen,  wdcher  seine  Familie  verlflfet  und 
dadurch  der  Notlage  preisgiebt.  Hoffendich  behalt  man  diese 
Vorschrift  bei,  welche  wenigstens  in  manchen  Fallen  geeignet 
sein  wird,  Frauen  vor  Veriassung  und  Elend  zu  bewahren.  Doch 
dieser  Punkt  ist  verhältnismäfsig  nebensächlicher  Natur.  Das 
Entscheidende  liegt  in  der  Frage:  Arbeitet  das  Strafgesetzbuch 
innerhalb  der  ihm  durch  seine  Natur  gezogenen  und  allerdings 
nicht  gerade  weiten  Grenzen  daran  mit,  der  durch  die  moderne 
Entwickehing  hervorgerufenen  zersetzenden  Tendenz  entgegen  zu 
wirken,  weiche  die  unbemittelte  Frau  immer  mehr  und  mehr 
dem  Familienkreise  und  der  Häuslichkeit  entreifst  und  das 
Institut  der  Ehe  zur  Autlösung  bringt? 

Der  Verfasser  des  Entwurfs  hat  sich  diese  Frage  offenbar 
auch  nicht  einen  Augenblick  vorgelegt.  Man  würde  sonst  nicht 
den  bedauerlichen  Mut  besessen  haben,  das  Problem  der  Frauen- 
arbeiteinfach zu  ignorieren.  Die  österreidiische  Gewerbeordnung 
hat  nach  langem  Zögern  sich  von  der  doktrinären  Theorie  des 
NichteingreifendOriens  in  die  persönliche  Freiheit  losgesagt  und 
mit  dem  Verbot  oder  wenigstens  der  Beschränkung  der  Frauen- 
arbeit  einen  verheifsungsvoUen  Anfang  gemacht  Dem  Handels- 
minister ist  die  Befugnis  verliehen,  jene  gefährlichen  oder  ge- 
sundheitsschädlichen gewerblichen  Verrichtungen  zu  bezeichnen. 

Vgl.  hierttt)er  Lammasch  in  der  Zeitschrift  filr  die  geninte  Strafreebts- 
wissenschaft,  Bd.  14,  S.  51  SC,  und  die  die  Verletsung  der  Arimterschatigesets- 
getrang  besUvfoMlen  Vorschriften  in  besonderen  Teil  des  schweizerischen  Ent- 
wurfs, z.  B.  Art  65,  welche  die  grofse  Gcsellschaftsgefährlichkeit  dieser  Delikte 
klar  erkennen  und  sie  deshalb  mit  Strafen  belegen,  deren  Hohe  fflr  derartige 
Handlungen  bisher  ab  unerhört  galU 
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bei  welchen  Frauenspersonen  ^ar  nicht  oder  nur  bedingungsweise 
verwendet  werden  diirt(  n.  Wöchnerinnen  ferner  dürfen  erst 
nach  Verlauf  von  vier  Wochen  seit  ihrer  Niederkunft  zu  rcgel- 
mafsigen  gewerblichen  Beschäftigungen  gebraucht  werden.  Die 
Nachtarbeit  in  fabrikmäfsig  betriebenen  Gewerbeunternehnninscn 
hat  man  gänzhch  verboten  und  endlich  noch  darüber  hinaus- 
gehende Vorschriften  für  den  Bergbau  erlas->en.  Hier  dürfen 
Frauen  und  Mädchen  nur  über  lags,  Wöchnerinnen  erst  sechs 
Wochen  nach  ihrer  Niederkunft  verwendet  werden  und  schliefe- 
heb  hat  man  für  Frauen  unter  18  Jahren  die  Beschäftigung  beim 
Berghau  nur  in  der  Weise  zugelassen,  dafs  diese  ihrer  körper- 
lichen Kntwickclung  nicht  nachteilig  ist. 

Das  Mindeste  nun.  was  vom  Entwurf  hätte  verlangt  werden 
müssen ,  wäre  gewesen,  dafs  er  (br  die  Aufrechterhaltung 
dieser  allerelementarsten  Vorschriften  mit  Hilfe  des  Straf- 
schutzes Sorge  getragen  hatte.  Dafs  auch  dies  nicht  einmal 
geschehen  ist.  zeugt  von  einer  Vorliebe  für  die  Interessen  der 
besitzenden  Klassen,  die  vom  Standpunkt  des  sozialen  Friedeos 
aus  ernste  Besorgnis  erregen  mufe.  Lorenz  von  Stein  bat 
einmal  den  Ausspruch  gethan:^)  ^Keine  wirtschaftliche  und 
keine  gesellschaftliche  Ordnung  entspricht  je  der  höheren  Idee 
unserer  Gesittung,  die  nicht  die  Häuslichkeit  ftlr  die  Frau, 
die  Frau  für  die  Häuslichkeit  gegen  das  eherne  Lohngesetz  n 
schützen  gedenkt."  Ist  dieser  Ausspruch  wahr,  dann  ist  ers  mit 
der  Gesittung  des  österreichischen  Entwurfs  nicht  gerade  gut  be- 
stellt. Fr  thut  nichts,  um  die  Frau  für  die  Häuslichkeit  zu  er- 
halten. Ihre  und  damit  auch  ihrer  Kinder  geistige,  sittliche  und 
körperliche  Gesundheit  ist  ihm  gleichgültig,  wenn  es  sich  darum  j 
handelt,  dem  Unternehmertum  materiellen  Abbruch  zu  thun. 

Dagegen  verwandelt  sich  das  Bild  sofort  in  sein  geradts  , 
Gegenteil,   .sobald  es  im   Interesse  der  Besitzenden  geboten  ' 
erscheint,    auf  die   körperliche   Unversehrtheit    der  besitzlosen 
Frauen  acht  zu  haben.    Hier  entfaltet  der  Entwurf  plötzlich  eine 
rührende  Sorgfalt. 

Ein  mit  einer  ansteckenden  Krankheit  behaftetes  Mädchen, 
das  sich  als  Dienstbote  oder  Amme  verdingt,  wird  mit  Haft  oder 
Geldbufse  bestraft.  Und  gegen  die  zur  Strafe  der  Haft  Verur- 
teilte kann  sogar  auf  Anhaltung  zur  Arbeit  und  auf  Verschariung 
der  Freiheitsstrafe  durch  Beschrankung  auf  Wasser  und  Brot, 


^)  Die  Frau  auf  den  Gebiete  der  NatlpnalOlcoiionue  S.  51. 
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durch  hartes  Lager  auf  Brettern  und  einsame  Absperrung  in 
dunkler  Zelle  erkannt  werden.  Ganz  das  Gleiche  gilt  von  der- 
jenigen Person,  die  mit  einer  venerischen  oder  syphilitischen 
Kranldieit  ^behaftet  zu  sein  sich  bewufst  ist*  —  um  das  prachu 
volle  Deutsch  des  Entwurfs  zu  wiederholen  —  und  dennoch  mit 
jemandem  den  Beischlaf  pflegt  Man  sieht,  der  Entwurf  erfiült  voll- 
kommen die  Pflichten  eines  bonus  pater  familias,  um  sich  filr  die 
Bedflrfnisse  der  herrschenden  Klassen  ein  gesundes  Werkzeug 
oder  für  ihre  Leidenschaften  ein  gesundes  Spielwerk  zu  erhalten. 
Ob  es  bei  dieser  Sachlage  wirklich  so  gar  viel  verlangt  ist, 
wenn  die  Arbeiterbevölkerung  fordert,  dafs  die  Staatsgewalt 
sich  für  die  Gesundheit  ihrer  Frauen  auch  da  interessieren  möge, 
wo  es  sich  nicht  um  den  Zusammenstols  der  besitzenden  mit 
den  besitzlosen  Klassen,  sondern  lediglich  um  diese  allein 
handelt?  Es  ist  gewifs  keine  ungerechtfertigte  und  keine  aus 
dem  Rahmen  der  heutigen  sozialen  Zustände  herausfallende 
Forderung,  wenn  man  verlangt,  dafs  die  gesetzgebenden 
Faktoren  in  Oesterreich  bei  der  weiteren  Beratung  des  Entwürfe 
sich  etwa  das  schweizerische  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeit 
in  den  Fabriken  vom  23.  März  1877  zum  Vorbild  nehmen  mögen, 
das  geeignete  und  genagende  Organe  behufs  Kontrollierung  der 
FrauenbeschafUgung  herstellt  und  Zuwiderhandlungen  gegen  die 
Bestimmungen  des  Gesetzes  oder  gegen  die  schriftlich  zu  er- 
teile nden  Anweisungen  der  zuständigen  Aufsichtsbehörden,  ab- 
gesehen von  den  zivilrechtlichen  Folgen,  mit  Bufsen  von  5  bis 
500  Franken  durch  die  ordentlichen  Gerichte  ahndet  und 
überdies  im  Wiederholungsfalle  aufser  angemessener  Geidbufse 
auch  Gefängnis  bis  zu  3  Monaten  festsetzt. 

Wir  fassen  unsere  Ausführungen  dahin  zusammen:  Die  kon- 
sequente und  energische  Durchführung  der  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung  mufs  bei  der  bevorstehenden  Revision  des  Kntwurfs  die 
wichtigste  Aulgabe  der  gesetzgebenden  Faktoren  sein.  Man 
sollte  sich  aber  nicht  blofs  mit  krimineller  Ahndung  begnügen, 
sondern  zugleich  auf  die  Interessen  und  das  Rechtsgefohl  des 
Verletzten  Bedacht  nehmen.  Schon  die  bisherige  österreichische 
Gesetzgebung  ist  in  dieser  Beziehung  weit  weniger  beschränkt 
und  weit  weniger  doktrinär,!)  als  beispielsweise  das  deutsche 
Strafrecht.    Das  österreichisdie  Strafverfahren  wendet  der  Eht- 


*)  VgL  dam  die  AusUDhruiigeD  von  Gett,  Zucker  u.  a.  in  den  Mitteilungen 

der  internationalen  kriminalistischen  Vereinigung^  dritter  Jahrgang,  Heft  2,  S.265ff. 
Archiv  Ar  so«.  GeMUsebf.  n.  StatisUk    VII.  27 
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Schädigung  des  Verletzten  viel  gröfsere  Rücksicht  zu,  als  dies  in 
Deutschland  der  Fall  ist.    Der  Entwurf  billigt  diesen  Gedanken 

wohlM  führt  ihn  aber  nicht  energisch  genug  durch.  Der  schweize- 
rische  Entwurf  schreibt  ini  Artikel  29  vor:   Der  Ertrag  einer 
Geldstrafe  icann  dem  Geschädigten  ganz  oder  teilweise  zuerkannt 
werden.    Nimmt  der  österreichische  Entwurf  diesen  Satz  für 
Fälle,  wie  die  in  Rede  stehenden  auf  und  wird  zugleich  wirklich 
einmal  Ernst  mit  dem  Gedanken  gemacht,  dafs  die  Höhe  der 
Geldstrafe  sich  nach  dcu  X^ermögcnsvcrhitltnisscn  des  X'enirteilten 
richten  soll,  so  kann  man  auf  diese  Weise  dahin  kommen,  dals 
der  Verletzte    eine  wahrhafte  Genugtluiung  empfängt  und  den 
Glauhcn  wiedererlangt,  (hifs  die  Gerichte  dazu  berufen  sind,  dem 
Schwachen  Beistand  zu  leisten.  Dazu  genügt  aber  nicht,  dals  der 
Beschädigte  vollen  Ersatz  für  den  ihm  durch  Krankheit.  Arbeits- 
unfähigkeit u.  s.  w.  erwachsenen  positiven  Schaden  erhält.  Die 
Entschädigungspflicht  mufs  sich  vielmehr  —  wie  von  Liszt-)  sagt  — 
zur  Genugthuungspflicht  erweitern.  Wir  mOssen  aber  die  romani- 
sirende  Engherzigkeit  hinauskommen,  dafs  sich  im  Vermögen  eines 
Menschen  die  Welt  erschöpft,  und  dafs  nur  vermögensrechtlicher 
Schaden  Ersatz  verdient 

Gerade  an  der  in  Rede  stehenden  Stelle  soUte  dieser  Ge- 
danke praktisch  werden.  Wird  mit  den  kostbarsten  Gatern  des 
Menschen  frivole  Ausbeutung  getrieben,  die  leibliche  und  sittliche 
Wohlfahrt  des  heranwachsenden  Geschlechts,  von  Frauen  und 
Famiiienvätern  freventlich  aufs  Spiel  gesetzt,  dann  reicht  der 
Ersatz  des  Schadens  am  Vermögen  —  ein  solcher  braucht  ja  gar 
nicht  einmal  immer  entstanden  zu  sein  —  nicht  aus.  dann  ver- 
langt das  (jflentliche  Rechtsgefühl  Sühne  für  die  Verhöhnung  der 
unschätzbaren  ideellen,  immaterit  Ilm  Güter. 

Viele  andere  Ausstellungen,  zu  denen  der  üsteri  l  iehische 
Entwurf  den  ernstesten  Anlafs  gicbt.  haben  wir  unerwähnt  ge- 
lassen, wir  haben  nicht  von  dem  durch  den  Entwurf  nicht  be- 
seitigten famosen  Institute  des  Schub wagens^j  und  nicht  von 

')  Siehe  210  der  Beilagen  zu  den  stenogiaphiachen  Protokollen  von  1891, 
S.  72  ff. 

*)  Inder  Zeitschrift  (Är  die  gcsammfc  Str.ilrfi-htswi8aensch.ift,  Hd.  10,  H.  1, 
S,  69,  und  die  (Jrenzpcbitti-  zwischen  Privatrecht  and  Strafrecht,  Berlin,  J. 
GuttentaK  1889,  S.  6  11".  und  JÜ  iT. 

UcbtT  dessen  brutale  Handhabung  vgl.  z.  B.  die  Rede  Kronawctteis  vom 
13.  Dezember  1892  in  den  stenographischen  Protokollen  des  Hauses  dci  Abgc> 
ordneten»  11.  Session,  182.  Sitaung  S.  8429  ff. 
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manchen  fOr  die  freie  Entfaltung  der  Arbeiterbewegung  aufser* 
ordentlich  hinderlichen  politischen  Delikten  gesprochen.  Ueber 
die  Verwerflichkeit  der  hier  einschlagenden  Bestimmungen 
und  aber  die  Verwerflichkeit  ihrer  Handhabung  findet  sich 
in  den  stenographischen  Protokollen  des  Hauses  der  Abge* 
ordneten,  insbesondere  in  den  Reden  Kronawctters  und  Per- 
ncrstorfers,  überreichlich  fliefsendes  Material.  Der  Entwurf  hat 
nichts  gethan,  um  hier  Abhilfe  zu  schaffen,  im  Gegenteil  die  reak- 
tioti;ii<  ti  fendenzen  des  geltenden  Rechts  sind  womöglich  noch 
überboten. 

Es  ist  keine  ( 'ehertreibiing.  wenn  man  die  Behauptunj^  auf- 
stellt, dafs  e-<  wohl  noch  niemals  in  einem  Kulturstaate  ein  Straf- 
gesetzbuch gegeben  hat.  das  ein  solches  üebermafs  von  dehn- 
baren, unpräzisen  und  vagen  Begriffsmerkmalen  enthalt,  als  die 
«gegen  die  Wirksamkeit  und  das  Ansehen  der  Staatsgewalt"  sich 
richtenden  Delikte  im  Osterreichischen  Entwurf. 

Man  denke  z.  B.  an  den  §  113,  welcher  im  Gegensatz  zu 
§111  nicht  blofs  die  direkte  Aufforderung  zur  Begehung  von 
Strafthaten»  sondern  schon  das  blofse  Angreifen  verbotener 
Handlungen  bestraft.  Wird  der  Paragraph  Gesetz,  so  ist  es,  wie 
auch  schon  im  AusschuGs,  aber  leider  ohne  Erfolg,  geltend  ge- 
macht wurde,  von  nun  an  in  Oesterreich  schlechtweg  in  das  freie 
Ermessen  der  Staatsgewalt  gestellt,  ob  sie  die  einfache  Mifs- 
billigiing  und  blofse  Kritik  der  bestehenden  rechtlichen  Verhält- 
nisse, welche  ja  die  unentbehrliche  Voraussetzung  jedweden  Fort- 
schritts und  jeder  X'erbes-cruni;  der  Lage  der  arbeitenden  Klassen 
ist,  dulden  oder  mit  Geliingnis  l)is  zu  sechs  Mon.iten  ahnden 
will.  Fline  ähnliche  Tendenz  befolgt  der  §  134,  der  mit  Gefäng- 
nis bis  zu  3  Monaten  oder  an  Geld  bis  zu  500  fl.  denjenigen  be- 
straft, der  amtliche  Erlasse  oder  Verhandlungen,  welche  ausdrück- 
lich als  Dienstgeheimnis  erklärt  sind,  oder  in  betreff  welcher  die 
Bekanntmachung  Oberhaupt  untersagt  ist,  in  die  Oeffentlichkeit 
bringt  Man  sieht,  der  Entwurf  versteht  es,  die  unliebsamen  und 
unbequemen  Erfahrungen,  die  man  in  Deutschland  mit  der  Ver- 
öffentlichung z.  B.  der  Erlasse  gegen  die  Soldatenmifshandlungen 
u.  s.  w.  gemacht  hat,  glQcklich  zu  benutzen.  Diese  Bebpiele 
liefsen  sich  beliebig  vermehren.  Ueberall  im  Entwurf  die  gleiche 
Tendenz,  jede  Regung  wirtschaftlicher  wie  politischer  Freiheit 
im  Keime  zu  ersticken. 


27» 


Digitized  by  Google 


Erweiterung  und  Reform  der  deutschen  Un&U- 

versicherungsgesetzgebung. 

Von 

Dr.  ernst  lange. 

Im  Juni  dieses  Jahres  hat  die  Reichsregierung  zwei  Gesetz- 
entwCrfe  veröffentlicht,  von  denen  der  eine  die  Erweiterung  der 
UntallvL-rsicherunt;.  der  andere  tlie  Al);iiid(  i  unL(  der  bestehenden 
Unlallversicherungsgesetze  betrifft.  Bekanntlich  bestehen  bereits 
sechs  Reichs-Unlailversicherungsgc.->ctze .  von  denen  jedes  eine 
bestimmte  Gruppe  von  Personen  und  Betriebszweigen  der  Ver- 
sicherung unterwirft.  Mit  den  beiden  neuen  Gesetzen  würde 
deren  Zahl  also  auf  acht  steigen.  Nun  soll  zwar  der  Reichs- 
kanzler ermächtigt  werden,  die  alteren  Gesetze  mit  dem  sich  aus 
dem  Abanderungsgesetz  ergehenden  Texte  zu  veröffentlichen, 
und  es  wird  somit  praktisch  nur  mit  sieben  Reichsgesetzen  zu 
rechnen  sein;  trotzdem  aber  wird  der  Stoff  schon  allein  durch 
die  Zahl  der  Gesetze,  zu  denen  Air  die  Land-  und  Forstwirt* 
schaff  noch  Landesgesetze  hinzutreten,  aufserordentlich  unüber- 
sichtlich und  iiompliziert  Selbst  der  Fachmann  vermag  sich 
schwer  in  dem  Gewirr  von  Bestimmungen  zurecht  zu  finden;  für 
Personen,  die  im  praktischen  gewerblichen  Leben  stehen,  vollends 
ist  es  einfach  unmöglich,  sich  den  Stoff  zu  eigen  zu  machen. 
Gerade  diese  Gesetzgebung  beruht  aber  mehr  als  jede  andere 
auf  der  Voraussetzung,  dafs  sie  jeder  .Staat^-bürger,  den  sie  an- 
geht —  und  das  ist  so  ziemlich  das  ganze  Volk  —  kennt  und 
beherrscht.  Diese  Voraussetzung  ist  bei  dem  Charakter  aller 
sozialpolitischen  Gesetzgebung  Bedingung  ihre^  richtigen  Funk- 
tionierens. Leider  mu£i  man  sie  bei  der  Unfallversicherung  als 
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reine  Fiktion  bezeichnen,  und  das  lafst  von  vornherein  be- 
fürchten, dafs  die  Lösung  der  Aufgabe  durch  die  Gesetzgebung 
nicht  gerade  sehr  glücklich  ausgefallen  sein  wird.  Einfachheit 
und  Durchsichtigkeit  ist  offenbar  die  erste  Forderung,  die  an 
sozialpolitische  Gesetze  gestellt  werden  mufs.  Sind  nun  schon 
fdr  ein  verhaltnismaisig  so  kleines  Gebiet  wie  die  Unfallversiche- 
rung sieben  bis  acht  Gesetze  nOtig,  von  denen  die  wichtigsten 
je  Ober  100  Paragraphen  umfassen,  so  kann  einen  in  der  That 
ein  Grauen  ergreifen,  wenn  man  an  die  Weiterentwickelung  der 
sozialpolitischen  Gesetzgebung  denkt,  auf  deren  schnelle  Förde- 
rung der  Zeitgeist  mit  aller  Energie  hindrängt. 

Hoch,  könnte  man  einwenden,  es  kommt  ja  schlielsiich  weniger 
auf  die  Zahl  der  Gesetze  an.  die  ein  bestimmtes  Gebiet  regeln, 
als  darauf,  dafs  die  einzelnen  gesetzlichen  Bestimmungen  klar, 
lückenlos  und  ohne  Rci[)ung  ineinandergreifen;  und  ist  es  nicht 
gerade  eines  der  Hauptziele  des  Abdnderungsgesetzentwurfs,  ein 
derartiges  Ineinandergreifen  da,  wo  es  etwa  bisher  gefehlt  hat, 
herzustellen?  Der  Einwurf  ist  an  und  für  sich  berechtigt.  Die 
genaue  Betrachtung  der  Gesetzentwürfe  wird  jedoch  ergeben, 
dafs  sie  nicht  eine  Vereinfachung  der  Maschinerie,  sondern  das 
Gegenteil  davon  zum  Ziele  haben. 

Das  erste  Unfallversicherungsgesetz  vom  6.  Juli  1884  unter- 
warf im  wesentlichen  die  eigentliche  Industrie  —  im  Gegensatz 
zum  Handwerk  und  zur  Landwirtschaft  —  der  Versicherung.  Die 
Grundlage  der  Versicherung  war  von  vornherein  eine  sachliche, 
nicht  eine  persönliche  —  was  von  grofser  Bedeutung  ist  und 
bei  der  ganzen  folgenden  Betrachtung  nicht  aus  dem  Auge  ver- 
loren werden  darf.  Nicht  die  Personen  (Arbeiter  und  Betriebs- 
beamte) als  solche  wurden  versichert,  sondern  das  Kriterium  der 
Versicherung  bildete  die  Thdtigkeit  in  den  vom  Gesetz  erfafsten 
industriellen  Betrieben.  Ein  Arbeiter,  der  abwechselnd  im  in- 
dustriellen und  landwirtschaftlichen  Betriebe  beschäftigt  war, 
wurde  also  nur  für  seine  Thätigkeit  im  industriellen  Betriebe  ver- 
sichert. Die  Entschädigung  im  Falle  des  Unfalls  im  versicherten 
Betriebe  wurde  auf  Grund  des  individuellen  Verdienstes  des  Ver- 
letzten in  diesem  Betriebe  berechnet.  Als  Träger  der  Versiche- 
rung wurden  die  sogenannten  Berufsgenossenschaften  der  Unter- 
nehmer gebildet.  Auf  die  Mitglieder  der  Berufsgenossenschaften 
wurden  die  Lasten  jedes  Jahres  —  vor  allem  also  die  in  jedem 
Jahre  gezahlten  Renten  —  nach  Mafsgabe  der  von  jedem  Mit- 
gliede  gezahlten  Lohne  umgelegt.  Die  Versicherten  selbst  spielten 
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in  dem  Gesetz  genau  die  Rolle,  die  sie  bis  heute  noch  in  der 
Großindustrie  spielen:  nAmlich  die  eines  unentbehrlichen  Zu- 
behörs der  Maschine.  Das  ganze  Gesetz  war  durchaus  den  in- 
dustriellen Grofsbetrieben  auf  den  Leib  geschnitten.  Die--  zeigte 
sich  sofort  bei  dem  ereten  gröfseren  Schritt,  den  die  Gesetz- 
gebung weiter  zu  thun  hatte:  bei  der  Ausdehnung  der  Versiche- 
rung auf  die  in  der  Land-  und  Forst\virt>.ci)a(t  beschäftigten  Per- 
soneti.  Die  Kcichsregicrunc:  versuchte  zwar,  das  neue  Gesetz  in 
der  Hauptsache  nach  Analogie  di  industriellen  zu  konstruieren, 
scheiterte  aber  damit  luid  in  u  l.-^te  auch  damit  scheitern,  weil  das. 
was  fOr  die  Grftfsindustrie  pafste  und  schon  für  die  KleinindusU ie 
nur  mit  grofser  Mühe  und  unter  oftenbaren  Mifsständen  durch- 
zuführen war,  für  die  Landwirtschaft  eben  wirklich  gar  nicht 
passen  wollte.  So  mufste  als  Grundlage  der  Entschadigungs- 
berechnung  an  Stelle  des  individuellen  Arbeitsverdienstes  des 
Verletzten  der  Durchschnittsarbeitsverdienst  land-  und  forstwirt- 
schaftlicher Personen  gesetzt  werden.  Die  Organbation  der 
Trftger  der  Versicherung  hatte  wenig  mehr  als  den  Namen  mit 
der  berufsgenossenschaftlichen  Organisation  nach  dem  Gesetze 
vom  6.  Juli  1884  gemein.  Das  Umlageverfahren  wurde  zwar  bei- 
behalten, aber  nach  einfacheren  Methoden  ausgeführt  (Zuschlag 
zur  Grundsteuer  etc.).  Dabei  haftete  auch  hier  die  Versicherung 
an  der  Th.ltigkeit.  nicht  an  der  Person.  Viele  tausende  von 
Personen  waren  somit  t.'iglich  je  nach  ihrer  augenblicklichen 
Thiltigkeit  bald  nach  dem  einen,  bald  nach  dem  anderen  Gesetz 
versicheri  —  wobei  alle  ausführenden  Organe  und  Behörden  an 
der  Fiktion  festhalten  niufsten.  dafs  dieser  Wechsel  von  den 
Unternehmern  genau  registriert  und  bei  Aufstellung  der  Lohn- 
nachweisungen u.  s.  w.  beachtet  würde. 

Der  nächste  Schritt  —  das  Bauunfallversicherungsgesetz  — 
nötigte  dazu,  ftlr  gewisse  Arbeiterkategorieen  auch  von  dem  Um' 
lageverfahren  abzugehen  und  das  Kapitaldeckungsverfahren  anzu- 
nehmen. Die  zu  dem  Zweck  gegrflndeten  Versicherungsanstalten 
wurden  indes  den  Baugewerksbenifegenossenschaften  unterstellt, 
so  dafs  der  Bruch  mit  dem  bisherigen  Prinzip  nicht  allzu  stark 
hervortrat.  Erst  der  jetzt  vorliegende  Entwurf  eines  Gesetzes, 
betretend  Krweiterung  der  Unfallversicherung,  durchbricht  ent* 
schieden  die  bisherige  Organbation  mit  der  Einführung  des  neuen 
Begriffs  der  Unlallversicherungsgenossenschaften. 

Der  Entwurf  will  die  Vcrsicheruni?  auf  die  Arbeiter.  Gesellen. 
Gehilfen  und  Lehrlinge,  sowie  Belriebsbeamte,  Werkmeister  und 
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Techniker  in  Betrieben  ausdehnen,  die  nicht  bereits  auf  Grund 
der  froheren  Gesetze  der  Versicherungspflicht  unterliegen.  Der 
Begriff  Betrieb  wird  dabei  nicht  definiert.  Auch  die  Begrün- 
dung des  Gesetzentwurfs  giebt  keine  unzweideutige  Erklärung 
dieses  Begriffs.  Sie  sagt  nur,  dafs  es  sich  vornehmlich  um  die 
gefahrlicheren,  aber  noch  nicht  versichenmgspflichtigen  Betriebe 
im  Handwerk,  im  Handel  und  in  der  Fischerei  handle,  und  führt 
eine  Anzahl  von  einzelnen  Beispielen  auf.  Für  Betriebe,  die  mit 
besoiuien  r  Uniallgefahr  nicht  vcrkniiptt  sind,  kann  der  Bundes- 
rat die  W  rsicherungspflicht  aiisschliclsen.  Ein  klares  Bild  der 
geplanten  Krweiteriing  erhillt  man  also  aus  dem  Fntwurf  nicht. 
Immerhin  unterliegt  es  jedoch  keinem  Zweifel,  dafs  das  gesamte 
Handwerk,  soweit  nicht  einzelne  Zweige  vom  Bundesrat  aufge- 
nommen werden,  unter  das  neue  Gesetz  fallen  soll«  nicht  aber 
die  Hauswirtschaft  Es  giebt  zwar  Hauswirtschaften,  die  man 
gewifs  mit  demselben  Recht  Betriebe  nennen  könnte  wie  manche 
Werkstatten;  da  aber  die  betroffenen  Personen  gegen  die  Folgen  von 
Unßdlen  versichert  werden  sollen,  die  sich  erstens  beim  Betriebe, 
zweitens  bei  häuslichen  oder  anderen  Diensten  ereignen,  zu  denen 
sie  neben  der  Beschäftigung  im  Betriebe  von  ihren  Arbeitgebern 
oder  deren  Beauftragten  herangezogen  wurden,  so  sollen  offenbar 
hausliche  und  andere  Dienste  im  allgemeinen  nicht  von  der 
Versicherung  mit  erfafst  werden.  Es  werden  somit,  wenn  der 
Entwurf  Gesetz  werden  sollte,  noch  weite  Schichten  der  arbei- 
tenden Kla^>sen  unversichert  bleiben  —  vor  allem  die  Dienst- 
boten. Fragt  man  sich,  warum  denn  nun  mit  diesem  siebenten 
Reichsgoet/  über  die  Unfallversicherung  nicht  endlich  tabula 
rasa  gemacht  und  wenigstens  die  ganze  unselbständig  arbei- 
tende Bevölkerung  der  Versicherung  unterworfen  werden  soll, 
so  muOs  erwidert  werden,  dafe  der  letzte  Grund  in  dem  System 
der  Versicherang  ab  solchem  zu  suchen  ist.  An  diesem  will 
man  festhalten,  und  so  sollen  auch  die  neuerdings  der  Versiche- 
rang zu  unterwerfenden  Personen  von  ihren  Arbeitgebern  ver- 
sichert werden.  Die  Arbeitgeber  (Unternehmer)  sollen  die  Ent- 
schädigungen und  Kosten  der  Versicherang  tragen  und  mOssen 
zu  dem  Zweck  in  irgend  welche  Verbände  zusammengefafst 
werden.  Dies  ist  nun  nicht  mehr  möglich,  wenn  man  einfach 
jede  Person,  die  gegen  Lohn  oder  Gehalt  von  einer  anderen  be- 
schäftigt wird,  für  versichert  erklärt;  man  braucht  vielmehr  zur 
Durchführung  solcher  Organisationen  iri^rnd  etwas  Greifbares. 
Sachliches,  mit  einem  Wort  den  äogenannten.  Betrieb.  So 
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wurde  denn  an  dem  Vorhandensein  dieses  Betriebes  als  Voraus» 
Setzung  festgehalten;  wo  der  Betrieb  fehlt,  da  fehlt  das  Kriterium 
der  Versicheningspflicht.  Nun  giebt  es  aber  eine  Reihe  von 
Betriebsarten,  bei  denen  nicht  allzu  viele  Unftlle  kommen  und 

bei  denen  daher  jede  Unternehmerorganisation  mit  unverhältnis- 
mflfsig  hohen  Verwaltungsitosten  im  Vergleich  zu  den  Unfall- 
lasten zu  rechnen  haben  wQrde,  folglich  mufs  die  Möglichkeit 
gegeben  werden,  dafs  auch  diese  von  der  Versicherung  ausge- 
nommen werden.  Die  Begründung  nennt  als  solche  möglicher- 
weise auszunehmenden  Berufszweige  —  für  die  kein  BedOrt'nis 
zur  Unfallversicherung  vorliegen  soll  die  Schneiderei  und 
Schuhmacherei.  \'ielleicht  wird  also  künftig  der  Schneidergcselle, 
dem  ein  Bügeleisen  auf  den  Fufs  fallt  und  der  infolge  dessen 
einen  P'ufs  verliert,  ohne  Entschädigung  bleiben,  während  der 
Tischler,  der  nur  ein  Glied  eines  Fingers  verliert,  entschädigt 
wird.  Wo  bleibt  da  die  soziale  Gerechtigkeit  .•'  Sie  ist  einfach 
dem  einmal  angenommenen  Prinzip  der  Versicherung  durch  ün- 
ternehmerverbände  zum  Opfer  gefallen. 

Dagegen  mufs  hervorgehoben  werden,  dafs  beide  Gesetz- 
entwOrfe  eine  Bestimmung  enthalten,  die  es  ermöglicht,  allzu 
groCse  Harten  den  kleinen  Unternehmern  gegenober,  die  ja  häufig 
schlechter  dastehen  als  viele  dem  Versicherungszwange  unter- 
liegende Personen,  zu  beseitigen.  Durch  Beschlufs  des  Bundes- 
rats oder  durch  Statut  kann  nämlich  das  Recht  der  Unternehmer, 
deren  Jahresarbeitsverdienst  2000  M.  nicht  abersteigt,  sich  selbst 
zu  versichern,  für  gewisse  Betriebszweige  und  Bezirke  in  Pflicht 
verwandelt  werden.  Wenn  der  Bundesrat  von  dieser  Befugnis 
recht  weitherzig  Gebrauch  macht  und  wenn  dann  auch  die  Unter- 
nehmer, die  Oberhaupt  keine  Personen  in  ihren  Betrieben  be- 
schäftigen, von  der  Versicherung  mit  erfafst  werden  —  was  nach 
dem  Entwurf  zweifelhaft  bleibt  — ,  so  kann  diese  Bestimmung 
recht  segensreich  wirken. 

Aus  dem  Gesagten  ergiebt  sieh,  dafs  tlas  Versicherungsrecht, 
wenn  der  Ki  weiterungsgesetzentwurf  angenommen  werden  sollte, 
in  seinen  äulseren  Grenzen  —  in  der  Abgrenzung  des  Gebiets 
der  Versicherung  —  noch  recht  unvollkommen,  unklar  und  ver- 
besserungsbedürtlig  bleiben  wird.  Kine  weitere  Frage  ist  nun, 
wie  sich  das  Recht  im  Inneren  durch  die  vorliegenden  EntwOrfe 
gestalten  wird,  d.  h.  ob  sich  fOr  die  Versicherten  und  Versicherer 
hier  klare,  durchsichtige  Rechtsverhaltnisse  ergeben  werden. 

Wie  bereits  erwähnt,  will  der  Erweiterungsgesetzentwurf  ein 
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neues  organisatorisches  Gebilde  —  die  Unfallversicherungsge- 
oossenschaft  —  schaffen.  Diese  Unfallversicheningsgenossen- 
schaften  sind  Verbände,  die  aUe  diejenigen  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  eines  Bezirks  (Provinz,  Bundesstaat  etc.) 
mit  Ausnahme  der  Reichs-  und  Staatsbetriebe  umfassen,  die 
keiner  Berufsgenossenschaft  angehören.  Zu  diesen  VerbAnden 
werden  in  der  Regel  die  unter  das  Erweitenmgsgesetz  faltenden 
Betriebe  vereinigt  Einzelne  Betriebszweige,  für  die  ausnahms- 
weise die  berufsgenossenschaftliche  Organisation  möglich  und 
zweckmäfsig  ist,  können  jedoch  auch  Berufsgenossenschaftei» 
bilden  oder  sich  schon  bestehenden  Berufsgenossenschaften 
anschliefsen.  Andererseits  können  die  auf  Grund  der  früheren 
Unfallversicherungsgcsctze  gebildeten  Berufsgenossenschaften  ge- 
wisse Kleinbetriebe  abstofscn  und  den  Unfallversicherunggenossen- 
schaften überweisen.  Abweichend  von  dem  Verfahren  der  Be- 
rufsgenossenschaften erheben  die  Unfallversicherungsgenossen- 
schaften ihre  Beiträge  nach  dem  Kapitaldeckungsverfahren.  Ihre 
Venpraltung  wird  in  der  Hauptsache  von  Beamten,  die  von  den 
Kommunalverbanden  oder  den  Landesregierungen  ernannt  wer- 
den,  geführt;  sie  kann  auch  den  Organen  der  landwirtschaft- 
lichen Unfallversicherung  oder  der  Invaliditats-  und  Altersver- 
sicherungsanstalten Obertragen  werden.  Die  Berufsgenossen- 
schaften und  die  Unfallversicherungsgenossenschaften  stellen  also 
in  der  That  ganz  verschiedenartige  Verbände  dar.  Dazu  kommt 
noch,  dafs  in  den  auf  Grund  des  Erweiterungsgesetzes  gebil- 
deten BeruflB-  und  Unfallversicherungsgenossenschaften  die  Ent- 
schädigungen nach  den  für  die  Krankenversicherung  mafsgeben- 
den  Lohnsätzen  oder  dem  ortsübliciien  Tagelohn  gewöhnlicher 
Tagearbeiter  berechnet  werden,  während  das  Abänderungsgesetz 
in  dieser  Beziehung  an  den  früheren  Gesetzen  nichts  ändert. 

Von  einer  Vereinfachung  der  Rechtsverhältnisse  kann  also, 
wenn  beide  Gesetzentwürfe  Gesetze  werden,  nicht  die  Rede  sein: 
vielmehr  wird  das  Versicherungsrecht  ein  geradezu  sinnver- 
wirrendes Durcheinander  bilden.  Je  nachdem  ein  Arbeiter  im 
Moment  des  Unfalles  nach  dem  industriellen,  dem  landwirtschaft- 
lichen oder  dem  Erweiterungs-Unfallversicherungsgesetz  versichert 
war.  wird  seine  Entschädigung  nach  anderen  Prinzipien  berechnet 
und  hoher  oder  niedriger  ausfallen.  Warum  dies  geschieht,  wird 
er  schwer  begreifen;  ist  es  doch  thatsflchlich  nur  aus  der 
historischen  Entwickehing  des  Rechts  zu  verstehen!  Ein  an- 
derer wieder  wird  zu  seiner  Verwunderung  erfahren,  dafs  er 
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Oberhaupt  keinen  Anspruch  auf  Entschädigung  hat  Jedenfalls 
haben  wir  hier  eine  Quelle  berechtigter  Unzufriedenheit  Noch 
seltsamer  wird  die  Lage  vieler  kleinerer  Betriebsunternehmer 
werden.  Stellt  hci^pieUwcise  ein  Handwerksmeister,  der  mit 
soiiK  m  Betriebe  der  ünfallversicherungsgenossenschaft  seines 
Bezirks  angehört,  einen  Gasmotor  auf  oder  ändert  er  seinen  Be- 
trieb sonst  derartig,  dals  er  unter  das  industrielle  rnfallversiehe- 
rnngNgt  sf  t/  nUIt.  so  brechen  plötzlich  alle  die  Bestimmungen 
dieses  (»ex  tze-,  über  Betriebsaiimeldung  ii.  s  w.  übei'  ihn  hinein. 
Er.  der  glaubt,  der  Unlallversicherung>gcno-s^t  uschaft  anzuge- 
hören, ist  nun  thats.lchlich  Mitglied  der  zust.'lndigen  Berut->- 
genossenschatt  geworden  und  setzt  sich  Strafen  und  Unannchin- 
h'chkeiten  aller  Art  aus.  wenn  er  dies  übersieht.  Ein  fortwah- 
rendes Hin-  und  Herwerfen  von  Betrieben  zwischen  Berufs- 
genossenschaflen  und  Unfallversicherungsgenossenschaften  wird 
stattfinden:  der  Konsum  von  Tinte  und  Papier  wird  ins  unge- 
messene steigen.  Dieser  Uebelstand  ist  auch  auf  keine  Weise 
aus  der  Welt  zu  schaffen,  wenn  man  nicht  will,  dafs  nach  we- 
nigen Jahrzehnten  in  einer  Reihe  von  Berufszweigen  ganz  gleiche 
Betriebe  zu  den  beiden  verschiedenartigen  Genossenschaften  ge- 
hören, wobei  dann  nur  das  Alter  der  Betrit  be,  der  Gang  ihrer 
Entwicklung  und  die  Art  ihrer  Gründung  für  die  genossenschaft- 
liche Zugehr»rigkeit  mafsgebend  gewesen  wäre.  Nehmen  somit 
die  durch  die  neuen  Ge>»  tze  geschatVenen  Zustände  für  die  \'er- 
-icherten  eine  schwei"  verständliche  und  dem  natürlichen  Rechts- 
getiihl  widerspi  (■clu  nile  Gestalt  an.  so  wcnlen  sie  für  einen 
Teil  der  Unternehmer  geradezu  unerträglich;  die  L'nternehmer 
werden  in  vielen  Fällen  die  Konsequenzen  der  Rechtslage  einfach 
als  Chikanen  der  ausführenden  Organe  und  Behörden  empfinden. 

Es  mufs  übrigens  anerkannt  werden,  dafs  sich  der  Abände- 
rungsgesetzentwurf bemüht  die  Grenze  zwischen  den  Geltungs- 
gebieten des  industriellen  und  des  landwirtschaftlichen  Unfall- 
versicherungsgesetzes mehr  den  wirklichen  wirtschaftlichen  Ver- 
hältnissen anzupassen,  als  es  das  bisherige  Recht  thut.  Heute  darf 
bekanntlich  niemals  der  industrielle  Nebenbetrieb  dem  land-  oder 
forstwirtschafdichen  Hauptbetriebe  in  die  landwirtschafdiche  Be- 
rufsgenossenschaft folgen.  Beide  Betriebsteile  gehören  vielmehr, 
und  wenn  sie  noch  so  eng  und  thatsächlich  untrennbar  mit  ein- 
ander verbunden  sind,  ver^^chiedenen  Berufsgenossenschaften  an. 
Da>-elbe  gilt  von  industriellen  Hauptbetrieben  luul  land-  oder  forst- 
wirtschaftlichen Nebenbetrieben.  Diesen  Milsstand.  der  in  der  Praxis 
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die  grulstcn  Unzuträglichkeiten  mit  sich  bringt,  sucht  nun  der 
Abänderungsgesetzentwurf  zu  beseitigen.  Der  Wille  ist  da,  aber 
leider  bt  die  Durchführung  recht  wenig  zufriedenstellend.  Es 
sollen  nämlich  industrielle  >Nebenbetriebe  dann  der  Benifsgenos- 
senschaft  des  landwirtschafUichen  Hauptbetriebes  angehören, 
wenn  in  ihnen  Oberwiegend  land-  und  forstwirtschaftliche  Ar- 
beiter beschäftigt  werden:  ebenso  umgekehrt.  Bislang  war  die 
von  Fall  zu  Fall  zu  entscheidende  Frage  die,  ob  ein  bestimmter 
Nebenbetrieb  der  Landwirtschaft  als  landwirtschaftlicher  oder 
als  industrieller  (Fabrik-)  Betrieb  (oder  umgekehrt)  anzusehen 
war;  künftig  wird  die  Fragestellung  lauten:  Sind  bestimmte 
Personen  als  gewerbliche  oder  als  landwirtschaftliche  Arbeiter 
zu  betrachten?  Kriterien  für  diese  BegritTc  sind  gesetzlich  niciit 
festgelegt  und  allgemein  gültig  auch  wohl  kaum  aufzustellen.  In 
sehr  vielen  Fällen  wird  daher  die  Lösung  der  Frage  zweifelhaft 
sein ;  sie  wird  wiederum  von  Fall  zu  Fall  beantwortet  werden 
müssen,  und  es  läfst  sich  mit  {jo-^itiver  Bestimmtheit  voraussagen, 
dafs  sich  hier  wieder  die  wunderlichste,  krauseste  Kasuistik  er- 
geben wird.  Zweifellos  wird  die  Lage  gsgen  früher  bedeutend 
gebessert  werden,  aber  eine  wirkliche,  auch  nur  einigermafsen 
zulängliche  Lösung  der  Schwierigkeiten  giebt  der  X'orschlag 
nicht.  Diese  ist  nur  darin  zu  finden,  dafs  man  jeden  Neben- 
betrieb der  Berufsgenossenschaft  de.>  Hauptbetriebes  zuerteilt  — 
ganz  gleichgültig,  ob  man  es  mit  gewerblichen  oder  landwirt- 
schafUichen Betrieben  zu  thun  hat  Der  Verfasser  des  Gesetz- 
entwürfe hat  dies  auch,  wie  aus  der  BegrOndung  hervorgeht, 
sehr  wohl  erkannt,  aber  er  hat  sich  gescheut,  dieser  Erkenntnis  im 
Gesetz  Ausdruck  zu  geben,  weil  dadurch  eine  gewisse  Anzahl 
von  gewerblichen  Arbeitern  gegen  den  bisherigen  Zustand  be- 
nachteiligt werden  wQrde.  Es  ist  richtig,  dafs  diejenigen  gewerb- 
lichen Arbeiter,  die  damit  spater  .nach  den  Grundsätzen  des  land- 
wirtschafUichen Unfallversicherungsgesetzes  entschädigt  werden 
würden,  im  allgemeinen  geringere  Entschädigungen  bekAmen  als 
jetzt,  wo  die  Bestimmungen  des  industriellen  Gesetzes  für  sie 
gelten.  Umgekehrt  würden  die  Arbeiter  der  landwirtschaft- 
lichen Nebenbetriebe  gewerblicher  Unternehmungen  künftig  besser 
gestellt  werden.  Dies  erscheint  dem  Verfasser  der  Entwürfe  nun 
im  höchsten  Grade  ungerecht.  Er  hält  es  zwar  für  durchaus 
richtig,  dafs  die  Millionen  landwirtschaftlicher  Arbeiter  im  allge- 
meinen schlechter  gestellt  werden  als  die  gewerblichen,  aber  für 
ganz  unzulässig,  dafs  eine  verhältnismäfsig  geringe  Anzahl  ge- 
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werblicher  Arbeiter  so  schlecht  gestellt  werde  wie  die  land> 
wirtschaftlichen  —  obgleich  doch  bekanntlich  die  Lohne  in  den 
gewerblichen  Nebenbetrieben  der  Landwirtschaft  annähernd  die 
gleichen  sind  wie  im  eigentlich  landwirtschaftlichen  Betriebe.  Er 
scheint  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  gleichsam  filr 
eine  niedriger  stehende  Menschenklasse  zu  halten,  deren  Ange- 
hörige von  Natur  und  Rechts  wegen  geringere  Ansprüche  zu 
machen  haben  als  die  gewerblichen  Arbeiter.  Auch  erhält  man 
den  Eindruck,  als  sei  es  für  den  Verfasser  selbstverständlich, 
dafs  die  gewerblichen  Herufsgenossenschaften  die  mit  dci-  Urber- 
nahm<r  von  Nebenbetrieben  der  Landwirtschaft  verbundenen 
Schwierigkeiten  eben  überwinden  niüfsten.  während  die  landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaften  ängstlich  vor  gröfseren 
Schwierigkeiten  zu  bewahren  seien. 

Wie  dem  auch  sei.  jedenfalls  zeigt  sich  hier  recht  deutlich, 
ein  wie  grofser  Fehler  es  war,  die  Entschädigung  der  Arbeiter 
verschiedener  Arbeitszweige  grundsätzlich  verschieden  zu  ge- 
stalten. Dieser  Fehler  verhindert  mit  seinen  Konsequenzen  die 
notwendigsten  Reformen.  Trotz  dieser  Erfahrung  will  man  nun 
durch  das  Erweiterungsgesetz  noch  eine  dritte  Kategorie  von 
Arbeitern  mit  eigenem  Entschädiguugsniodus  schaffen!  Und  es 
mufs  zugegeben  werden,  dafs  sich  diese  Mafsnahme  kaum  vermei- 
den läfst,  —  es  sei  denn,  dafs  eine  gründliche  Reform  der  be- 
stehenden Gesetze  vorgenommen  wird.  Zweifellos  ist  die  Ab- 
lehnung der  berufsgenossenschaftlichen  Organisatit)n  für  den 
gröfsten  Feil  iles  Handwerks  imd  der  sonstigen  Kleinbetriebe 
durchaus  begründet,  und  auch  die  Griuide  lür  die  Ersetzung  des 
individuellen  Arbeitsverdienstes  als  Grundlage  der  Knt?ichä(.li- 
gungsfeslstellungen  durch  Durchschnitts-  oder  Normallohnsätze 
bei  den  in  der  Landwirtschaft,  im  Handwerk  u.  s.  w.  beschäf- 
tigten Arbeitern  sind  in  der  Hauptsache  stichhaltig.  Ebenso 
zweifellos  aber  wird  der  dadurch  entstehende  Wirrwarr  in  den 
Rechtsverhaltnissen  unleidlich.  Aus  diesen  beiden  Sätzen  ergiebt 
sich  unwiderleglich,  dafs  man,  wenn  man  befriedigende  Verhalt« 
nisse  herbeiftlhren  will,  das  bestehende  Recht  in  den  Grundlagen 
andern  mufs.  Der  leitende  Gesichtspunkt  solcher  grflndüchen 
Reform  müfste  sein,  das  Recht  so  einfach  zu  gestalten  wie  irgend 
möglich.  Jeder  Beteiligte  mufs  wissen,  an  welche  Stelle  er  sich 
in  Versicherungsangelegenheiten  zu  wenden  und  was  er  zu  leisten 
und  zu  verlangen  hat.  Vor  allen  Dingen  ist  also  die  Organi- 
sation zu  vereinfachen  und  sind  alle  Arbeiter  nach  denselben 
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Grundsätzen  zu  entschädigen.  Die  Bevorzugung  der  Arbeiter 
der  Grofsindustrie  oder  —  wenn  man  lieber  will  —  die  Benach- 
teiligung der  in  der  Land-  und  Forstwirtschaft  und  im  Handwerk 
beschäftigten  Personen  mufs  aufhören.  Diesen  Forderungen  wird 
man  nun  nur  dadurch  gerecht  werden  können,  dafs  man  das 
System  der  Versicherung  mit  der  Gegenfiberstellung  von  Ver- 
sicherten und  Versicherern  verläfst  zu  Gunsten  des  Systems  der 
Versorgung  durch  die  AllgemeinheiL  Am  rationellsten  würde 
man  dann  das  gesamte  Versorgungswesen  mit  dem  Arbeits- 
nachweis örtlich  und  bezirksweise  zusammenfassen.  Das  zu  er- 
strebende Ideal  würde  sein  der  Schutz  jedes  einzelnen  vor  der 
wirtschaltlichen  Not  durch  die  Cu  nicinschaft  territorialer  Ver- 
bände, in  erster  Linie  der  Kommunen,  weiterhin  der  Kreise,  Pro- 
vinzen, Staaten.  Eine  weitere  Entwicklung  dieser  Gedanken  ge- 
hört hier  nicht  her.  Es  war  indes  nicht  zu  umgehen,  sie  wenig- 
stens kurz  anzudeuten.  Denn  jetzt  wird  es  ohne  weiteres  ver- 
standlich sein,  wenn  wir  hervorheben,  dals  der  Erweiteruags* 
gesetzentwurf  eine  Bestimmung  enthält,  die  fllr  die  kflnftige 
Entwicklung  von  aufserster  Wichtigkeit  werden  kann  und  die  so 
rationell  erscheint,  dals  sie  geeignet  ist,  alle  Schwachen  des  Ent- 
wurfs fast  vergessen  zu  machen.  Wir  meinen  den  §  20,  dessen 
beide  ersten  Absätze  lauten: 

Durch  statutarische  Bestimmung  einer  Gemeinde  oder 
eines  weiteren  Kommunalverbandes  kann  mit  Genehmigfung 
der  höheren  Verwaltungsbehörde  für  bestimmte  Bezirke 
oder  Betriebszweige  angeordnet  werden,  dafs  die  Beiträge, 
welche  auf  die  Betriebsunternehmer  fallen,  an  Stelle  dieser 
Unternehmer  ganz  oder  teilweise  durch  Gemeinden  oder 
Kommunalverbände  aufzubringen  sind. 

Von  solchen  Anordnungen  hat  die  Gemeinde  oder  der 
Kommunalverband  dem  Vorstand  der  Unfailversicherungs- 
Genossenschaft  Mitteilung  zu  machen.  Innerhalb  der  einzelnen 
Gemeinden  oder  Kommunalverbande  werden  die  aus  solchen 
Bestimmungen  auf  dieselben  entfallenden  Lasten  wie  Gemeinde- 
abgaben aufgebracht,  sofern  nicht  durch  die  statutarische 
Bestimmung  ein  anderer  Verteilungsmafsstab  festgesetzt  ist 
Aus  dem  bisher  Vorgetragenen  wird  schon  deutlich  geworden 
sein,  dafs  der  Abänderungsgesetzentwurf  irgendwie  prinzipielle 
Aenderungen  des  Bestehenden  nicht  zum  Ziele  hat.    Er  ist  recht 
eigentlich  ein  konservativer  Entwurf,  der  keine  Weiterentwicklung 
des  behandelten  Stoffs  bezweckt,  sondern  lediglich  eine  Befesti- 
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gung  des  Bestehenden  durch  Beseitigung  oder  Abschwflchung 
einiger  offenbarer  mehr  oder  weniger  nebensächlicher  Mängel. 
Auf  alle  diese  Abftnderungsvorschlflge  im  einzelnen  einzugehen,  ist 
hier  nicht  der  Ort;  die  Hervorhebung  undKritik  derwichtigstenTen* 
denzen,  die  sich  dabei  bemerkbar  machen»  mufs  vielmehr  genQgen. 

Sehr  sympathisch  berOhrt  vor  allem  das  unverkennbare  Be- 
streben, die  Versicherten  materiell  besser  zu  stellen  und  es  ihnen 
auch  zu  erleichtern,  ihr  Recht  zu  erlangen.  Leider  ist  es  aber 
keineswegs  immer  gelungen,  dieser  Tendenz  in  haltbaren  und 
ausreichenden  Bestimmungen  Ausdruck  zu  geben.  So  heifst  es 
gleich  im  Artikel  4.  III :  „Wenn  der  aus  der  Krankenversiche- 
rung erwachsende  Anspruch  auf"  Krankengeld  vor  dem  Beginn 
der  vierzehnten  Woche  nacii  Eintritt  eines  Unfalls  fortfällt,  aber 
bei  dem  Verletzten  noch  eine  Beschränkung  der  Erwerbsf.lhig- 
keit  liirtbesteht.  für  welche  nach  Ablauf  von  dreizehn  Wochen 
St  il  dem  Eintritt  des  L'nfalls  aus  der  Unfallversicherung  Schaden- 
ersatz zu  leisten  w.'lre.  so  ist  dem  Verletzten  für  die  Dauer  dieses 
Zustandes,  jedoch  längstens  bis  zum  Beginn  der  vierzehnten 
Woche  nach  dem  Eintritt  des  Unfalls,  für  jeden  Arbeitstag  eine 
weitere  Entschädigung  in  Höhe  der  Hälfte  des  ortsüblichen  Tage- 
lohns  gewöhnlicher  Tagearbeiter  des  Beschflftigungsorts  von  der 
Genossenschaft  zu  gewähren."  Wenn  sich  also  ein  Arbeiter  eine 
unbedeutende  Fingerverletzung  oder  dergl.  zuzieht,  die  nach 
wenigen  Tagen  geheilt  ist  und  nach  Ablauf  der  Wartezeit  mit  einer 
Rente  von  5-  10  pCt.  der  Rente  fllr  vOUige  Erwerbsunfthig^eit 
entschädigt  wird,  so  hat  er  bis  zum  Beginn  der  vierzehnten 
Woche  Anspruch  auf  eine  tägliche  Entschädigung,  die  der 
Hälfte  des  ortsüblichen  Tagelohns  seines  Beschäftigungsorts  ent> 
spricht.  Welchen  Sinn  das  haben  soll,  ist  schwer  verständlich. 
Ferner  erscheint  es  recht  bedenklich,  dafs  nun  der  bisher  ge- 
setzlich festgelegte  Moment,  an  dem  die  Fürsorge  für  den  Ver- 
letzten von  der  Krankenversicherung  auf  die  Unfallversicherung 
Obergeht,  in  vielen  Fällen  unbestimmt  wird  und  in  erster  Linie 
von  dem  Urteil  der  Krankenkassenorgane  abh.ingig  wird.  Die 
Krankenkassen  werden  natürlich  die  Verptlichtungen  so  viel  wie 
luöglich  von  sich  abzuwälzen  suchen,  und  die  L'nfallvcrsicherungs- 
verbände  andrerseits  werden  sich  dagegen  wehren.  So  wird  eine 
neue  Quelle  endloser  Streitigkeiten  geschaflen  —  was  doch  im 
allseitigen  Interesse  vermieden  werden  sollte.  Will  man  in  der 
That  für  die  hier  besprochenen  Fälle  die  feste  Wartezeit  fallen 
lassen,  so  ist  es  unbedingt  nötig,  dafs  eine  über  den  Interessen 
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Stehende  Instanz  den  Zeitpunkt  bestimmt  von  dem  an  in  den 
einzelnen  Fallen  die  Unfallversicherungsverbande  einzutreten 
haben.  Diese  würden  dann  natOrlich  die  Entschädigung  sofort  nach 
Mafsgabe  der  verbliebenen  Erwerbsfthigkeit  feststellen  mOssen. 

Von  weit  gröfserer  Bedeutung  als  die  eben  besprochene 
Aenderung  ist  der  bereits  erwähnte  Vorschlag,  die  Versicherung 
Ober  die  eigentliche  Thatigkeit  im  Betriebe  hinaus  auch  auf  häus- 
liche und  andere  Dienste  zu  erstrecken,  zu  denen  versicherte 
Personen  von  ihren  Arbeitgebern  oder  von  deren  Beauftragten 
herangezogen  werden.  Aber  auch  diese  Bestimmung  leidet  an 
gewissen  Mängeln.  ZunJichst  ist  es  auffallend,  dafs  hier  der  Be- 
griff  Arbeitgeber,  den  die  «lltercn  Unfallver-.icherungsgesetze 
gar  nicht  kennen,  in  fliese  Gesetze  eingelVilirt  wiid:  indessen  soll 
er  sich  wohl  mit  dem  licgritl"  Hetricbsuntcrnchmcr  decken. 
Ferner  wird  bei  Arbeitern,  die  von  einem  Unternehmer  beschäf- 
tigt werden,  der  mehreren  Genossenschaften  angehört»  oft  schwer 
zu  entscheiden  sein,  welche  Genossenschaft  im  Falle  des  Unfalles 
bei  einer  häuslichen  oder  Ähnlichen  Arbeit  einzutreten  hat  — 
ein  Grund  mehr,  sämtliche  Nebenbetriebe  ohne  Ausnahme  der 
Genossenschaft  des  Hauptbetriebes  zuzuerteilen. 

Weiter  sollen  auch  die  Entschädigungsansprüche  als  solche 
( rtwas  ausgedehnt  werden.  Aszendenten  eines  Getöteten  hatten 
bisher  nur  Anspruch  auf  Entschädigung,  wenn  der  Getötete  ihr 
einziger  Ern.lhrer  gewesen  war:  nunmehr  soll  der  Anspruch 
schon  dann  begründet  sein,  wenn  der  Getötete  zu  ihi  t  ni  Untei  - 
haltc  wesentlich  beigetragen  hat.  Falls  für  Kinder.  Witwe 
und  Aszendenten  der  zula>sii4(  j  lochstbetrag  der  Rente  von 
6<)  pCt.  dr>  Arbeitsverdienste^  de-.  \'erstorbcnen  noch  nicht  be- 
ansj^nu  lu  wird,  sollen  lerner  noch  dessen  Enkel  und  Ge- 
schwister, »olern  der  Verstorbene  zu  ihrem  Lebensunterhalt 
wesentlich  beigetragen  hat,  Anspruch  auf  20  pCt.  des  Arbeits- 
verdienstes haben.  Bei  den  Enkeln  dauert  dieser  Anspruch  wie 
bei  den  Kindern  bis  zum  vollendeten  ftlnfzehnten  Lebensjahre, 
bei  den  Geschwistern  wie  bei  den  Aszendenten  bis  zum  Tode 
oder  bis  zum  Wegfall  der  Bedürftigkeit  Hierdurch  ergiebt  sich 
die  seltsame  Konsequenz,  dafs  unter  Umstanden  der  Enkel  (mit 
20  pCt.)  besser  gestellt  wird  als  das  Kind  (mit  15  pCt.t.  sowie 
dafs  für  das  über  15  Jahre  alte  erwerbsunfähige  Kind  des  V^er- 
storbenen  nicht  gesorgt  wird,  wohl  aber  für  den  Bruder  oder 
die  Schwester.  Dem  unbefangenen  Rechtsgefühl  wird  diese 
Ordnung  schwerlich  entsprechen. 
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Von  den  (ihrigen  Bestimmungen  ahnlicher  Tendenz  mögen 
nur  noch  die  folgenden  erwähnt  werden:  „Wenn  ftlr  die  ÜOhe 
<ler  Rente  der  fietrag  des  Arbeitsverdienstes  des  Getöteten  be* 
stimmend,  dieser  aber  infolge  eines  früher  erlittenen  Betriebs- 
unfalles geringer  gewesen  ist  als  der  vor  diesem  Unfall  bezogene 
Lohn,  so  ist  eine  aus  Anlafs  des  Betriebsunfalles  bei  Lebzeiten 
bezogene   Rente  rlem   Arbeitsverdienst   bis  zur  Höhe   des  der 
früheren  Rentenfeststellung  zu  Grunde  gelegten  A^heitsverdien^te> 
hinzuzurechnen."    Iiiergegen  ist  nichts  einzuwenden:  nur  mülV,tf 
redaktionell   richtiger  statt  von  Betriebsunfällen  von  L;nt.lllen 
schlechthin  gesprochen  werden,  denn  die  Versicherung  soll  >ich 
ja  auch  auf  gewisse  Unfälle  erstrecken,  die  aulserhalb  des  Betriebes 
vorkommen.    Durchaus  mit  Freude  zu  begrüfsen  ist  der  \'or- 
schlag,  dafs  zwischen  den  Versicherungsverbanden  und  solchen 
RentenempfiUigem,  die  eine  Rente  von  höchstens  10  pCt  der 
Rente  fttr  völlige  ErwerbsunfUiigkeit  beziehen,  die  Kapitalabfindung 
■der  Rente  vereinbart  werden  kann.    Die  Erfahrung  lehrt,  dals 
^ie  Entachadigungsberechtigten  sehr  oft  —  und  zwar  häufig  mit 
Recht  —  einer  einmaligen  Abfindung  entschieden  den  Vorzug 
vor  den  kleinen  monatlichen  Renten  geben.  Es  liegt  durchaus  im 
beiderseitigen  Interesse,  dafs  die  Genossenschaften  in  die  Lage 
gesetzt  werden,  derartigen   Wünschen  Rechnung   zu  tragen. 
Weniger  ungeteilte  Zustimmung  werden  die  neuen  Bestimmungen 
Ober  das  Ruhen  der  Rente  finden.    Der  Rentenanspruch  soll 
ruhen:  1)  solange  der  Berechtigte  eine  länger  als  einen  Monat 
dauernde   Freiheitsstrafe   verbülst,   oder  solange    er   in  einem 
Arbeitshause  oder  einer  Besserungsanstalt  untergel)racht  ist.  2)  im 
allgemeinen,  solange  er  nicht  im  Inlande  wohnt.  Hiermit  werden 
zweifellos  manche  Härten  verbunden  sein. 

Das  .Streben,  den  Versicherten  die  Krlangung  ihres  Rechtes 
zu  erleichtern,  hat  zu  drei  wichtigen  Vorschl.lgen  \'eranlas^ung 
gegeben.  Zun.'lchst  soll  dem  Entschädigungsberechtigten  oder 
seinem  Vertreter  auf  sein  V  erlangen  Gelegenheit  gegeben  werden, 
seinen  Anspruch  vor  aem  Feststellungsorgan  mOndlich  zu  ver- 
treten. Hierauf  kommen  wir  spater  in  anderem  Zusammenhange 
^urQck.  Sodann  soll  in  Fallen,  in  denen  es  zweifelhaft  ist 
welche  Genossenschaft  zur  Entschädigung  verpflichtet  ist,  der 
Entschadigungsberechtigte  stets  nur  mit  einer  Genossenschaft 
.zu  thun  haben.  Er  hat  seinen  Anspruch  bei  der  Genossenschaft 
geltend  zu  machen,  die  er  ftlr  verpflichtet  halt,  und  diese  darf 
den  Anspruch  nur  dann  zurOckweisen,  wenn  sie  der  Ansicht 
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ist.  dafs  überhaupt  kein  entschädigungspflichtiger  Unfall  vorliegt 
In  jedem  anderen  Falle  mufs  sie  die  Entschädigung  feststellen  — 
es  sei  denn,  dafs  eine  andere  Genossenschaft  freiwillig  die  Ver- 
pllichtung  übernimmt  —  und  kann  dann  später,  wenn  sie  meint, 
dafs  eine  andere  Genossenschaft  verpllichtet  sei.  diese  wegen 
Uebernahme  der  Verpflichtung  in  Ansprucii  nehmen.  So  ist  also 
der  Versicherte  der  Gefahr  entrückt,  seinen  Anspruch  erst 
nach  jahrelangem  Streit  durchzusetzen  oder  auch  ganz  zu  ver- 
lieren, und  zugleich  ist  ihm  die  Möglichkeit  entzogen,  doppelte 
Renten  zu  erstreiten,  da  er  seinen  Anspruch  nur  bei  einer  Ge- 
nossenschaft geltend  zu  machen  hat.  Um  sicher  zu  sein,  nicht 
materiell  geschadigt  zu  werden,  wird  der  Berechtigte  indes 
immer  gut  thun,  sich  an  die  Genossenschaft  zu  wenden,  die  nach 
Lage  der  Dinge  die  höchste  Entschädigung  festsetzen  mufs  — 
beim  Zweifel  zwischen  einer  industriellen  und  einer  landwirt- 
schaftlichen Berufsgenossenschaft  also  stets  an  die  industrielle. 
Denn  die  Entschädigung,  die  einmal  rechtskräftig  festgestellt 
worden  ist,  bleibt  auch  dann  zu  Recht  bestehen,  wenn  spftter 
eine  andere  Genossenschaft  die  Verpflichtung  übernehmen  mufs. 
Der  Berechtigte  wird  also  benachteiligt,  wenn  die  in  Anspruch 
genommene  Genossenschaft  nach  den  für  sie  geltenden  Grund- 
sätzen eine  geringere  Entschädigung  feststellen  mufste,  als  die  mate  - 
rieil  verpflichtete  ihrerseits  hätte  feststellen  mOssen.  Dies  ist 
nach  mehreren  Richtungen  hin  ein  schwerer  Uebelstand.  der  auf 
alle  Beteiligten  demoralisierend  wirken  kann.  Wendet  sich  z.  B. 
eine  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaft  mit  dem  Gesuch 
um  Ireiwillige  Uebernahme  eines  Anspruclies  an  eine  industrielle 
Berulsgenossenschaft,  so  wird  diese  in  Versuchung  geraten,  das 
Gesuch  auch  dann  abzulehnen,  wenn  sie  davon  überzeugt  ist.  dafs 
sie  später  die  Pflicht  zur  Entschädigung  doch  übernehmen  mufs; 
denn  sie  zwingt  auf  dics-c  Weise  die  landwirtschaftliche  Berufs- 
genossenschaft, die  Entschädigung  nach  ihren  Grundsätzen  fest- 
zustellen, und  erleichtert  sich  so  die  eigene  Last.  Jedenfalls  fehlt 
den  Versicherten  jede  Garantie,  dafs  anders  verfahren  wird.  Un- 
klar bleibt  auch,  wie  bei  spateren  Veränderungen  von  Renten  zu 
verfahren  ist:  ob  alsdann  der  einmal  der  Berechnung  zu  Grunde 
gelegte  Arbeitsverdienst  weiterhin  mafsgebend  sein  soll,  oder  ob 
die  zur  Zahlung  verpflichtete  Genossenschaft  eine  VoUstflndige 
Neufeststellung  nach  den  Ülr  sie  geltenden  Grundsätzen  vor- 
zunehmen hat  Es  ergeben  sich  hier  in  beiden  Fällen  ganz 
offenbare  Ungerechtigkeiten  und  widersinnige  Seltsamkeiten:  bei- 
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spielsweise ,  dafs  jemand  bei  erhöhter  Erwerbsfähigkeit  eine 
höhere  Rente  erhült  als  vorher  und  bei  VcrschHmmcrung  seines 
Zustandes  eine  geringere  Rente  u.  s.  w.  mehr.  Man  sieht,  dafs 
sich  der  Verfasser  der  Gesetzentwürfe  doch  seine  Aufgabe  zu 
leicht  gemacht  hat. 

Endlich  wird  vorgeschlagen,  dafs  in  den  Fallen,  in  denen  die 
rechtzeige  Anzeige  eines  Unfalls  versflumt  worden  ist,  die  zwei- 
jährige Verjährungsfrist  des  Entschädigungsanspruchs  erst  von 
dem'  Tage  an  laufen  soll,  an  dem  die  Anzeige  bei  der  Ortspolizei- 
behOrde  erstattet  worden  ist  Dieser  Vorschlag  wird  damit  be- 
gründet, dafs  der  Versicherte  eigentlich  nur  dann  Gefahr  laufe, 
einen  berechtigten  Anspruch  verjähren  zu  lassen,  wenn  die  Un- 
fallanzeige nicht  rechtzeitig  in  die  Hftnde  der  Ortspolizei  gelangt 
sei;  denn  durch  die  polizeilichen  Untersuchungen  erhielten  die 
Genossenschaften  die  Anregung  dazu,  der  Entschädigungsfrage 
von  Amts  wegen,  ohne  den  Antrag  der  Verletzten  abzuwarten, 
näher  zu  treten.  Nun  welfs  jeder,  der  die  Praxis  einigermafsen 
kennt,  wie  oft  die  Polizeibehörden  ihrer  Verpflichtung  zur  Unfall- 
untersuchung nicht  nachkommen,  wie  oft  sie  erst  durch  die  Be- 
rufsgenossenschaften zur  Untersuchung  angeregt  werden  niQssen. 
Die  Anzeige  bei  der  l'olizei  giebt  dem  Verletzten  thatsächlich 
gar  keine  Gewähr  dafür,  dafs  seine  Sache  in  Flufs  konmit;  weit 
wichtiger  dafür  ist  im  allgemeinen  die  rechtzeitige  Anzeige  bei 
den  genossenschaftlichen  Organen.  Gerade  die  Arbeitei-  ge- 
wissenhafter Unternehmer  könnten  durch  die  vorgeschlagene  Be- 
stimmung in  Nachteil  gesetzt  werden.  Eine  Gefahr  liegt  auch 
darin,  dafs  unter  Umständen  Unternehmer  und  Arbeiter  zusammen- 
wirken könnten,  um  mittelst  verspäteter  Anzeigen  fingierter  Un> 
Alle  und  Erhebung  ungerechtfertigter  Ansprache  im  trOben  zu 
fischen.  Besonders  gefthrlich  wird  die  Lage  da,  wo  die  Unter« 
nehmer  sdbst  versichert  sind,  die  schlaue  Einfildelung  der  Sache 
also  ganz  in  ihrer  Hand  haben.  Auch  auf  dem  Lande,  wo  der 
Vertreter  der  OrtspolizeibehOrde  in  den  meisten  Fallen  selbst 
Unternehmer  ist,  also  die  Unfallanzeigen  aus  dem  eigenen  Betriebe 
sich  selbst  zu  erstatten  hat,  und  wo  aufserdem  die  mündliche  An- 
zeige zugelassen  ist,  ist  es  ganz  unzulässig,  an  den  Moment  der 
Erstattung  der  Anzeige  rechtliche  Folgen  von  solcher  Bedeutung 
zu  knOpfen.  Nur  wer  die  Praxis  nicht  kennt,  wird  in  diesen  Aus- 
fQhnmgen  übergrofsen  Pessimismus  sehen  können.  So  macht 
auch  dieser  V^orschlag  wieder  den  Eindruck  einer  gewissen 
Schwächlichkeit  und  Halbheit  und  erscheint  dalier  unhaltbar. 
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Thatsflchlich  giebt  es  nur  zwei  Möglichkeiten :  entweder  man  lasse 
die  Verjährungsfrist  klar  und  deutlich  bestehen,  oder  man  hebe 

sie  ganz  auf! 

Eine  weitere  mehrfach  hervortretende  Tendenz  des  Abände- 
rungsgesetzentwurfs geht  dahin,  die  Befugnisse  des  Reichs-Ver- 
sicherungsamts  einzuschränken.  Hier  ist  in  erster  Linie  die  viel 
besprochene  Ersetzung  des  Rekurses  durch  die  Revision  hervor- 
zuheben. Will  man  in  dieser  Frage  zu  einem  richtigen  l-rteil 
gelangen,  so  darf  man  vor  allem  nicht  übersehen,  dal>.  der  Be- 
griff Revision  sehr  weit  gefafst  ist.  Die  Revision  kann  nämlich 
darauf  gestützt  werden,  dals  1.  die  angefochtene  Entscheidung 
auf  der  Nichtanwendung  oder  auf  der  unrichtigen  Anwendung 
des  bestehenden  Rechts  oder  auf  einem  Verstols  wider  den 
klaren  Inhalt  der  Akten  beruhe,  2.  das  Verfahren  an  wesent- 
lichen Mangeln  leide.  Nur  die  thatsflchliche  Seite  des  Streits 
wird  also  definitiv  dem  Urtheil  des  Schiedsgerichts  Qberlassen. 
Trotzdem  sieht  man  hierin  vielfach  eine  unannehmbare  Beein- 
trflchtigung  der  Rechte  der  Versicherten,  eine  Beeinträchtigung, 
der  gegenflber  der  zur  Begründung  der  Malsregel  in  den  Vorder- 
grund  gestellte  Gesichtspunkt  der  Entlastung  des  Reichs» Ver- 
sicherungsamts völlig  zurOcktreten  mOsse.  Dabei  flbersieht  man 
merkwflrdiger  Weise  vollständig,  dafs  doch  in  der  grofseren 
Emanzipation  von  dem  Reichs-Versicherungsamt,  in  dem  die  er- 
nannten Beamten  das  Uebergewicht  haben,  an  sich  ein  ent- 
schiedener  Fortschritt  liegt.  Nach  dem,  was  bisher  an  Aeufse- 
rungen  Ober  die  Gesetzentwürfe  bekannt  geworden  ist,  scheint 
dies  wenig  oder  gar  nicht  herausgefühlt  zu  werden  —  was  nicht 
gerade  für  eine  grofse  politische  Reife  derer,  die  in  der  Presse 
und  in  den  \'ersammiungen  das  grofse  Wort  führen,  spricht.  In 
den  Kreisen  der  l'nternehmer  sowiihl  wie  in  denen  der  Arbeiter 
scheint  man  überwiegend  dem  Urteil  der  Geheimen  Räte  über 
den  Grad  der  einem  X'erletzten  etwa  verbliebenen  Erwerbsfähig- 
keit mehr  Vertrauen  zu  schenken  als  dem  der  selbst  gewählten 
Vertreter.  Sonst  wäre  die  Erscheinung  nicht  zu  erklären,  dafs 
man  überall  danach  drängt,  dem  Reichs- Versicherungsamt  mög- 
lichst die  ganze  Last  der  Rechtsprechung  aufzubürden,  statt 
danach  zu  streben,  die  Rechtsprechung  in  erster  und  zweiter  In- 
stanz so  zu  vervollkommnen,  dais  das  Reichs- Versicherungsamt  nur 
noch  in  AusnahmeOallen  angerufen  zu  werden  braucht.  Richtig  wäre 
es  vor  allem,  die  Entschadigungsfeststellung  selbst  nicht  den  Unter- 
nehmerverbftnden  allein  zu  überlassen,  sondern  den  Feststellungen 
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durch  die  Mitwirkung  von  Vertretern  der  Versicherten  den  Cha- 
rakter wirklicher  Urteile  zu  geben.  Nur  so  könnten  die  Ver- 
sicherten das  nötitje  Vertrauen  zu  dem  eigentlichen  Fcststcllungs- 
verfahren  gewinnen.  Wenn  auch  ein  Teil  der  jetzigen  Sch icds- 
gerichte  auf  keiner  Seite  besonderes  \'ertrauen  geniefst,  so  liegt 
dies  hauptsächlicii  an  den  Personen  der  Vorsitzenden  der  Ge- 
richte; denn  nicht  selten  werden  (iiese  Posten  im  Nebenamte  von 
Assessoren  oder  jungen  Regierungsräten  verwaltet,  die  den 
ihnen  hiermit  übertragenen  Aufgaben,  die  viele  Spezialkenntnisse, 
grofse  Erfahrung  und  Menschenkenntnis  erfordern,  nach  keiner 
Richtung  hin  gewachsen  sind.  WOrde  nun  bereits  in  erster  In- 
stanz unter  Mitwirkung  von  Unternehmern  und  Arbeitern  ent- 
schieden werden,  so  könnte  die  Organisation  der  Schiedsgerichte 
aufserordentlich  vereinfacht  und  verbilligt*  das  Verfahren  wesent- 
lich beschleunigt  und  verbessert  werden:  man  könnte  an  eine 
Zusammenfassung  sämtlicher  Schiedsgerichte  fllr  bestimmte  Be- 
zirke oder  an  eine  Vereinigung  mit  den  Gewerbegerichten  denken. 
Durch  eine  derartige  Reorganisation  würde  eine  grofse  Menge 
von  Prozessen  mit  allen  den  bekannten  damit  verbundenen  Uebel- 
stflnden  verschwinden;  das  ganze  Unfallversicherungswesen  würde 
an  Populantat  gewinnen.  Wie  unpopulär  die  jetzige  Ordnung 
ist,  zeigt  recht  deutlich  das  bereits  erwähnte  Verhalten  der  öffent- 
lichen Meinung  in  dieser  Frage.  Man  klammert  sich  förmlich  an 
das  Reichs- Versicherungsamt  als  die  einzige  Institution  in  der 
ganzen  Organisation,  die  Vertrauen  verdiene.  Die  Folge  mufs 
ja  schliefslich  sein,  dafs  das  Reichs-Versicherungsamt  in  allen 
Fällen,  in  denen  es  irgend  angeht,  angerufen  wird.  Damit  wird 
eine  Unsumme  ganz  unproduktiver  Schreibarbeit  u,  s.  w.  not- 
wendig, die  durch  eine  energische  Reform  sehr  wohl  zu  sparen 
wäre,  ohne  dafs  das  Endergebnis  etwa  schlechter  würde.  Der 
Verfasser  der  vorliegenden  Gesetzentwürfe  hat  auch  sehr  wohl 
eingesehen«  dafs  der  Hauptmangel  der  Rechtsprechung  in  der 
ersten  Instanz  liegt  und  dafs  hier  die  bessernde  Hand  angelegt 
werden  mufs.  Er  scheut  indes  wiederum  vor  einer  eingreifenden 
Reform  zurück  und  schlSgt  nur  schüchtern  vor  —  wie  bereits 
vorhin  erwähnt  wurde  ~,  dais  dem  Versicherten  oder  seinem 
Vertreter  auf  Verlangen  Gelegenheit  gegeben  werden  solle,  seinen 
Anspruch  vor  dem  Feststellungsorgan  mündlich  zu  vertreten. 
Diese  Mafsregel  ist  natürlich  gänzlich  unzureichend,  ganz  abge- 
sehen davon,  dafs  sie  bei  der  Art  der  Organisation  vieler  Be- 
ruüsgenossenschaften  praktisch  auch  nicht  überall  so  leicht  durch- 
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zufahren  ist.  Giebt  es  doch  Feststellungsorgane,  deren  Mitglieder 
.  im  Reiche  zerstreut  vrohnen  und  deren  Abstimmungen  fast  aus- 
nahmslos schriftlich  erfolgen!  Eine  weitere  Anerkennung  unserer 
Kritik  ist  in  der  neuen  Bestimmung  zu  erblicken,  dafs  die  Rechts- 
mittel gegen  Bescheide,  die  eine  Herabsetzung  oder  die  Auf- 
hebung einer  Rente  aussprechen,  aufschiebende  Wirkung 
haben  sollen.  Dies  ist  eine  Ausnahmebestimmung,  die  nach  der 
Begründung  deshalb  notwendig  wird,  „damit  die  Aenderung  (der 
Rente)  nicht  auf  einseitige  Verfngung  der  entschädigungspflichtigen 
Genossenschaft  in  Kraft  tritt."  Es  wäre  also  nur  konsequent, 
wenn  man  die  Entschädigung  überhaupt  nicht  einseitig  durch  die 
Genossenschalten  feststellen  liefsc.  Die  vorgeschlagene  Aus- 
nahmebestinunung  trägt  wieder  recht  den  Charakter  einer  halben 
Mafsregel;  sie  wird  schwere  Uebelstände  im  Gefolge  haben.  Zu- 
nächst wird  die  Zahl  der  Berufungen  aufserordentlich  zunehmen, 
denn  viele  Kcntenemplänger  werden  sich  die  schöne  Gelegenheit, 
sicii  die  Rente  ungeschmälert  noch  auf  einige  Monate  zu  er- 
halten, nicht  entgehen  lassen;  und  sodann  wird  später,  falls  das 
Gericht  den  genossenschaftlichen  Bescheid  bestätigt,  die  Lage  für 
beide  Parteien  um  so  tmangenehmer. 

Konnten  wir  uns  mit  dem  Vorschlage,  die  Revision  an  Stelle 
des  Rekurses  treten  zu  lassen»  unter  gewissen  Voraussetzungen 
einverstanden  erklären,  so  müssen  wir  die  übrigen  vorgeschla- 
genen Gesetzesänderungen,  die  zur  Entlastung  des  Reichs- Ver- 
sicheningsamts  dienen  sollen,  um  so  entschiedener  verwerfen. 
Es  sollen  nämlich  einige  angeblich  minder  wichtige  Geschäfte 
dem  Reichs-Versicherungsamt  abgenommen  und  den  Verwaltungs- 
behörden übertragen  werden  —  nach  Analogie  des  Alters-  und 
Invaliditats  -  Versicherungsgesetzes.  AUe  Katasterstreitigkeiten 
hatte  bisher  das  Reichs-Versicherungsamt  zu  entscheiden.  Nun 
soll  die  Entscheidung  zunächst  der  unteren  Verwaltungsbehörde 
(Landräthen  u.  s.  w.)  zustehen,  in  zweiter  Instanz  den  höheren 
Verwaltungsbehörden  (Regierungspräsidenten  etc.);  und  nur  wetui 
der  Streit  zwischen  zwei  Genossenschaften  über  die  Zugehörig- 
keit eines  Betriebes  schwebt,  soll  das  Reichs-\'^er^icherungsamt 
in  zweiter  und  höchster  Instanz  entscheiden.  Ein  geradezu  ko- 
misches Gepräge  mufs  dieses  Verfahren  vielfach  bei  Streitig- 
keiten, die  land-  und  torstu  irtschaftliche  Betriebe  betrefl'en, 
in  der  ersten  Instanz  annehmen.  Der  preufsische  Land- 
rat vertritt  als  Vorsitzender  des  Kreisausschusses  zugleich  den 
Sektionsvorstand  der  landwirtschaftlichen  Benifsgenossenschaft. 
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Er  ist  also  in  der  angenehmen  Lage,  in  eigner  Sache  zu  ent- 
scheiden! Schon  aus  diesem  Grunde  mufs  Jede  Verstärkung  der 
Stellung  der  unteren  Verwaltungsbehörden  als  solcher  den  Be- 
rufsgenossenschaften  gegenober  entschieden  abgelehnt  werden. 
Was  nun  die  höheren  Verwaltungsbehörden  anbetrifll,  so  ist 
diesen  im  allgemeinen  das  Unfallversicherungswesen  völlig  fremd; 
man  wQrde  daher  mit  ihren  Entscheidungen  gar  bald  die  trau- 
rigsten Erfahrungen  machen.  Sich  widersprechende  Entscheid 
düngen  in  verschiedenen  Landesteilen  würden  an  der  Tages- 
ordnung sein,  die  Einheitlichkeit  des  Rechts  im  Reiche  würde 
völlig  verloren  gehen.  Je  komplizierter  die  Rechtsverhältnisse 
werden,  desto  notwendiger  ist  es.  dafs  hier  eine  wirklich  sach- 
kundige Behörde  —  also  das  Reichs-Versichcriingsamt  —  die 
Fäden  in  der  Hand  belialt.  An  liurcaukratismus  fehlt  es  schon 
jetzt  auf  unserem  Gebiete  nicht;  allen  Versuchen,  ihn  noch  zu 
vergröfsern.  niuls  energisch  widerstanden  werden.  Dasselbe  gilt 
von  der  weiteren  Bestimmung  der  Entwürfe,  dafs  Beschwerden 
gegen  die  Strafverfügungen  der  Genossenschafts  vorstände  von 
den  höheren  Verwaltungsbehörden  entschieden  werden  sollen. 
Auch  hier  ist  die  Einmischung  der  Verwaltungsbehörden  nur 
vom  Uebel. 

Es  war  nicht  möglich,  hier  alle  Punkte  von  Interesse  zu  be- 
rtlhren;  aber  das  Gesagte  wird  zur  allgemeinen  Charakteriesirung 
der  GesetzentwQrfe  genfigen.  Der  Leser  wird  erkannt  haben, 
dafs  es  sich  um  eigendiche  reformatorische  Neugestaltungen  fiber« 
haupt  nicht  handelt,  und  dafs  die  Verbesserungen  und  Ausgestal- 
tungen des  Bestehenden,  zu  denen  sich  die  Regierung  entschlossen 
hat.  vielfach  nicht  folgerichtig  durchgefOhrt,  sondern  offenbar 
durch  allerlei  opportunistische  Erwägungen  eingeengt  werden. 
Haben  wir  schliefslich  auch  noch  hier  und  da  eine  eindringende 
Kenntnis  der  Praxis  vermissen  müssen,  so  kann  das  nicht  Wun- 
der nehmen,  wenn  man  bedenkt,  dafs  nach  unwidersprochen  ge- 
bliebenen Melduni^en  nicht  einmal  das  Rcichs-V'ersicherungsamt 
bei  der  Ausarbeitung  der  Entwürfe  hinzuge/.oj^en  worden  ist. 
Ehe  man  aber  im  deutsclien  V'aterlande  nicht  endlich  dazu  über- 
geht, Sachver^t^^ndi^e  und  Interessenten  in  ausschlaggebender 
Weise  zu  derartigen  gesetzgeberischen  Arbeiten  heranzuziehen, 
wird  man  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Sozialpolitik  niemals 
zu  dem  Ziele  gelangen,  das  eigentlich  erreicht  werden  soll.  Der 
Assessorismus  ist  vielleicht  in  der  sozialen  Praxis  noch  mehr 
vom  Uebel  als  im  Verkehrswesen  und  auf  anderen  Gebieten. 
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Hinzugefügt  werden  mufs  endlich  noch,  dafs  auch  die  Sprache 
der  Entwerfe  an  SchwerftlUgkeit  und  Unverstflndlichkeit  nichts 
zu  wQnschen  Obrig  läfst  —  von  eigentlichen  landläufigen  Sprach- 
fehlem,  wie  z.B.  dem  Ausdruck  (»teilweise  Erwerbsunfähigkeit", 
ganz  abgesehen.  Der  §  1  des  Unfallversicheningsgesetzes  vom 
6.  Juli  1884-  mit  seiner  sprachlichen  Hafslichkeit  und  Unverstflnd- 
lichkeit  scheint  als  Stilmuster  fllr  alle  späteren  Versicherungs- 
gesetze gedient  zu  haben.  In  gewissem  Sinne  gilt  der  Satz:  der 
Stil  charakterisiert  das  Gesetz.  Klare,  einfache  Bestimmungen 
lassen  sich  auch  in  einfachen,  jedermann  verstandlichen  Sätzen 
ausdrücken.  Macht  die  sprachliche  Formulierung  der  Gedanken 
Schwierigkeiten,  so  pflegt  der  Fehler  schon  in  den  Gedanken  zu 
liegen,  lloft'entlich  ist  die  Zeit  nicht  mehr  allzu  fern,  die  uns 
klare,  durchsichtige  Gesetze  in  schöner,  ungequälter  Sprache 
bringt! 
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Von 

Dr.  iMlCHAEL  HAINISCH. 

Die  Gesetzgebung  des  Jahres  1848  hatte  den  österreichischen 
Bauern  die  Ablösung  ihrer,  aus  dem  Unterthansverbande  ent> 
springenden  Lasten  gebracht,  und  zwanzig  Jahre  später  wurde 
durch  die  Reichs-  und  Landesgesetzgebung  mit  der  Aufhebung 
der  Bestiniiuungen  über  die  bäuerliche  Erbfolge  und  der  Be- 
schränkung der  IVeiteilbarkeit  der  letzte  Rest  der  singulären  Ge- 
setzgebung für  den  Bauernstand  beseitigt.  Mit  Ausnahme  von 
Deutsch-Tirol,  wo  die  bäuerliche  Erbfolge  noch  heute  durch  das 
Patent  von  1795  geordnet  ist,  war  der  ganze  Grundbesitz  den 
Bestinuuungen  des  allgemeinen  bürgerlichen  Gesetzbuches  unter- 
worfen, welche  bekanntlich  wesentlich  auf  römisch-rechtlichen 
Grundsätzen  beruhen.  Indefs  hat  die  Einlührung  der  Freiteilbar- 
keit und  des  gleichen  Erbrechts  nicht  den  Erwartungen  ent- 
sprochen, welche  man  bei  der  Reform  gehegt  hatte.  Die  Schulden- 
last des  nicht-landtflflichen  Grundbesitzes  vermehrte  sich  ungemein 
rasch,  mit  ihr  stieg  die  Zahl  der  exekutiven  Feilbietungen,  die  im 
Jahre  1880  in  den  Landern  mit  geordnetem  Grundbuchswesen 
(Nieder-  und  OberGsterreich,  Salzburg,  Steiermark,  KAmthen, 
Krain,  Böhmen,  Mahren  und  Schlesien)  allein  die  ansehnliche 
Höhe  von  10843  erreichte.  Entsprechend  diesen  traurigen  Er- 
scheinungen sehen  wir  denn  schon  ein  Jahrzehnt  nach  der  Auf- 
hebung der  bäuerlichen  Erbfolge  und  Einführung  der  Freiteilbar- 
keit eine  Bewegung  entstehen,  welche,  unterstOtzt  von  den  An- 
hängern der  klerikal-feudalen  Partei,  von  Tag  zu  Tag  mächtiger 
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wurde.  1)  An  ihrer  Spitze  stand  Freiherr  v.  Vogelsang,  welcher 
seine  Idee  der  Ablösung  der  Hypotheken  nach  der  Art  der  Ab> 
lOsung  der  bäuerlichen  Lasten,  in  BroschOren,  in  der  hervor- 
ragendsten  conservativen  Zeitung  Oesterreichs:  dem  „Vaterland", 
sowie  in  der  Monatsschrift  für  christliche  Sozialreform  nach- 
drOcklichst  vertrat. 

Freiherr  v.  Vogelsang  setzt  dem  Eigentumsbegriffe  des 
römischen  Rechts  den  lehensrechtlichen  gegenOber.  Ihm  ist 
der  Grundbesitz  ein  „Amt  zum  Dienste  des  Gemeinsamen". 
Dem  Rechte,  das  Monopol  der  nationalen  Ernährung  auszu- 
nfltzen,  entsprechen  Pflichten  ebenso  militärischer  als  sozialer 
und  politischer  Natur.  Deshalb  hätte  man  in  dem  Augenblicke, 
als  bei  der  Gnmdablösung  die  Zwischenstufe  der  Aristokratie 
entfiel,  die  genossenschaftliche  Organisation  des  Bauernstandes 
vollziehen  mOssen.  so  dafs  der  Bauer  den  Grad  der  Ge- 
bundenheit, den  er  scheinbar  ^ei;enüber  dem  1  Icrrschafts- 
besitzer.  in  Wahrheit,  das  heilst  der  Idee  nach,  gegen  Staat  und 
Gesellschaft  hatte,  fortan  der  (ienossenschaft  gegenüber  hätte 
haben  müssen.  Hat  aber  der  Grundbesitz  eine  soziale  Funktion, 
so  hat  er  auch  ein  Recht  darauf,  unverschuldet  zu  sein,  um  der 
ihm  gestellten  Aufgabe  ganz  und  voll  gerecht  werden  zu  können. 
Zu  dem  Behufe,  den  bereits  stark  belasteten  Grundbesitz  zu  ent- 
lasten, schlägt  Freiherr  v.  Vogelsang  vor»  dafs  der  Staat  alle 
sicheren  Hypotheicen  zu  ttbemehmen  und  durch  Leistungen  der 
Verpflichteten  zu  amortisiren  habe»  wobei  entsprechend  der 
höheren  Sicherheit  eine  Herabsetzung  des  Zinsfufses  eintreten 
könne.  Gleichzeitig  seien  die  HypothekenbQcher  fOr  alle  Schulden 
oder  doch  wenigstens  fbr  alle,  welche  nicht  Kulturzwecken  dienen, 
zu  schlielsen.  Damit  will  Freiherr  v.  Vogelsang  sowohl  die  Erb- 
abfindungen als  auch  die  Kaufschillingsreste,  die  er  mit  Rodbertus 
für  die  Hauptquelle  der  Grund  Verschuldung  hält,  beseitigen.  Der 
Thatsache,  dafs  die  Erbabfindung  der  jüngeren  Kinder  des  Grund- 
besitzers  ein  Akt  der  Gerechtigkeit  ist,  vermag  sich  Freiherr 
V.  Vogeisang  allerdings  nicht  zu  entziehen,  er  will  deshalb  den 
Grundbesitzer  verhalten,  durch  Versicherung  seines  Lebens  für 
die  Nacherben  vorzusorgen. 

Die  Klagen  Ober  die  Venchaldung  de«  Gnmdbeflitzes  sind  abrigens 
viel  älter.  So  wird  z.  B.  in  der  Denkschrift  der  mihrischen  Stinde  vom  2.  Juni 
1847  von  der  .auf  Zahlen  gegrOndeten  traurigen  Erfahrung*  gesprodien,  ndafa 
die  Verschuldung  des  Gmndbestties  in  einem  Besorgnisse  erregenden  Ver- 
bftltniase  lunimmt". 
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Der  DurchfOhning  der  Plane  des  Freiherrn  v.  Vogelsang, 
die,  «rie  wir  gesehen  haben,  eine  vollständige  Umwälzung  des 
Agrarrechts  bedeuten»  stellten  sich  Schwierigkeiten  entgegen,  so 
dafs  sich  das  Ackerbauministerium  entschlofs,  zunächst  blofs  eine 
Reform  des  bäuerlichen  Erbrechts  anzubahnen,  was  um  so  leichter 
durchfohrbar  schien,  als  gleichzeitig  auch  im  Deutschen  Reiche 
eine  Strömung  zu  Gunsten  einer  Verallgemeinerung  des  west- 
phälischen  und  hannöverschen  Höferechts  entstanden  war.  Mit 
der  Einführung  des  Hölerechts  in  Oesterreich  glaubte  man  im 
Sinne  des  Freiherrn  v.  Vogelsang  wenigstens  eine  !  lauptquelle 
der  Verschuldung  verstopfen  zu  kr)iincn.  Im  Jahre  1886  legte 
die  Regierung  den  beiden  Uriiiscrn  des  Keich.^ratcs  den  Fntwurf 
eines  Gesetzes,  betretVeiul  (hf  lünfiihr  ung  besonderer  JCrbteiluni:>- 
vorschriften  für  landwii  t-chattiichr  He.->U/ungen  mittlerer  Gröfse. 
vor.  welcher  prinzipiell  die  Hestimniung  enthielt,  dafs  bei  der  In- 
testaterbfolge ein  Bauerngut  imgeteilt  an  einen  Erben  überzugehen 
habe,  zu  dessen  Gunsten  hierbei  bis  zu  einem  Drittel  des  ge- 
richtlich ermittelten,  lastenfreien  Wertes  in  Abzug  gebracht  werden 
könne.  Alle  näheren  Bestimmungen,  und  somit  folgerichtig  auch  die 
Bestimmung  des  Beginns  der  Wirksamkeit  des  Gesetzes,  sollten  der 
Landesgesetzgebung  überlassen  werden,  ein  Verfahren,  das  den 
stark  ausgeprägten  autonomistischen  Neigungen  der  damaligen 
Reichsratsmajorität  entsprach.  Als  Beilagen  waren  dem  Gesetz- 
entwurfe ein  Band  Gutachten  aber  die  Notwendigkeit  der  Ein- 
führung besonderer  Erbteilungsvorschriften  und  ein  Band  statisti- 
scher Tabellen  beigegeben.  MerkwQrdigerweise  ging  aus  diesen 
Beilagen  gerade  das  Gegenteil  von  dem  hervor,  was  die  Re- 
gierung durch  sie  beweisen  wollte.  Denn  wer  die  von  Gerichten, 
Bezirkshauptniannschaften  und  einzelnen,  sei  es  offiziellen,  sei  es 
nicht  offiziellen  Persönlichkeiten  erstatteten  Gutachten  las.  nmfste 
gerade  zur  Ueberzeugung  gelangen,  dafs  die  ICinführung  des  An- 
erbenrechts keinerlei  wesentliche  Aenderung  thats.'lchlicher  Ver- 
hältnisse hervorbringen  werde.  In  Ljtndern.  in  denen,  wie  im 
Küsteniande  und  in  Dalniatien ,  Erbteilungsvorschriften  nie  be- 
standen hatten,  oder  in  welchen,  wie  in  Krain.  (ializien.  Bukowina 
und  Wälschtirol  die  Naturalteilung  zum  miiuie-^tcn  ^^eit  Genera- 
tionen üblich  war.  konnte  doch  an  die  Wirksamkeit  eines  Ge- 
setzes, welches  nicht  blofs  zu  spät  kam.  ^^ondern  auch  wider  ein- 
gewurzelte Gewohnheiten  ankämpfen  mufste,  nicht  gedacht  werden. 
Mittlere  BauerngOter  sind  in  den  genannten  Ländern  selten,  und 
gegen  die  Volkssitte  hätte  sich  das  Gesetz  Qberdies  als  ohn- 
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mächtig  erwiesen,  konnte  doch  der  Grundbesitzer  das  Gesetz 
durch   testamentarische  Verfügung  umgehen.    In  allen  übrigen 
L<1ndern  Oesterreichs,  also  in   den  deutsch-shivischcn  Sudeten- 
ländern und  in  den  deutschen  Alpcnländern  blieb  aber,  wie  dies 
hunderte  von  Gutachten  aus  den  verschiedensten  Kronländern 
bezeugen,  auch  nach  dem  Jahre  1868  die  Sitte,  den  Hof  bei  Leb> 
Zeiten  der  Eltern  oder  aber  auch  nach  ihrem  Tode  ungeteilt 
einem  der  Kinder  zu  Obergeben,  so  allgemein  bestehen,  dafs 
Naturalteilung  oder  Verschuldung  des  Hofes  durch  gleiche  Erb- 
teilung  der  Kinder  zu  den  grOfeten  Seltenheiten  gehörte.  Mochte 
es  daher  noch  so  wünschenswert  sein,  besondere  Erbteilungs- 
vorschriften  zu  erlassen,  um  die  bestehende  und.  wie  man  zu- 
geben mufs,  fllr  die  Erhaltung  des  Bauemstandes  notwendige 
Sitte  zu  kräftigen  und  zu  erhalten,  so  war  doch  fllr  die  Gegen- 
wart mit  einem  solchen  Gesetze  sehr  wenig  gethan.   Mit  dem 
Gutachten  stehen  die  erwähnten  statistischen  Tabellen  in  seltener 
Uebereinstimmung.  Schildern  jene  das  Vorhandensein  einer  that- 
sächlichen  Begünstigung  des  GutsQbernehmers  als  eine  in  weiten 
Gebieten  allgemein  bestehende  Sitte,  so  folgt  aus  diesen,  dafs  die 
Beobachtung,  die  Rodbertus  iU)cr  den  Ursprung  der  X'erschuldung 
bei  den  norddcut:>chen  Rittergutsbesitzern  gemacht  hatte,  bei  dem 
nicht  landtäflichen  ländlichen  Besitze  Otsterreichs  nicht  zu  machen 
ist.   Im  Durchschnitte  der  Jahre  1868  -1884  betrug  hier  der  Geld- 
wert der  Neubelastung  im  V'erlassenschaftswege  vom  Geldwerte 
aller  Arten  der  Neubelastung  11,21  pCt.,  somit  wenig  mehr  als 
ein  Zehntel.    Von  welcher  Bedeutung  konnte  somit  für  die  Ent- 
lastung des  Grundbesitzes  ein  Gesetz  werden,  das  nicht  einmal 
alle  Belastung  im  Verlassenschaftswege  aufheben,  sondern  nur 
eine  Begünstigung  des  Anerben  einflihren  wollte,  welche  in 
weiten  Gebieten  Oesterreichs  bereits  thatsachlich  besteht. 
i|  i    Trotzdem  wagte  es  im  Osterreichischen  Abgeordnetenhause 
nur  der  Abgeordnete  Kronawetter,  vom  Standpunkte  des  gleichen 
Erbrechts  aus,  gegen  das  populäre  Schlagwort  des  Höferechts 
anzukämpfen.  Der  Entwurf  wurde  mit  geringen  Aenderungen, 
aber  mit  grofser  Majorität  angenommen.  Damit  war  jedoch  das 
Anerbenrecht  noch  nicht  zur  Wirksamkeit  gelangt,  da  die  näheren 
Bestimmungen  der  Landesgesetzgebung  oberlassen  waren.  Man 
hatte  nun  meinen  sollen,  dafs  der  Ackerbauminister  nach  der 
Energie,  mit  der  er  seinen  Gesetzentwurf  vor  dem  Reichsrat  vcr- 
theidigte.  die  Regierungsvorlagen  binnen  wenigen  Monaten  bei 
den  einzelnen  Landtagen  einbringen  werde.  Aber  es  verstrichen 
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drei  Jahre,  bevor  die  Landtage  in  die  Lage  kamen,  zu  dem  Höfe- 
rechte  Stellung  zu  nehmen,  und  fast  will  es  scheinen,  dafs  kein 
einziger  Landtag,  möge  er  was  immer  ftlr  eine  Majorität  besitzen, 
sich  für  die  Reform  sehr  erw.lrmen  würde,  denn  seit  der  Vorlage 
der  Regierungsentwllrfe  sind  abermals  fast  zwei  Jahre  verstrichen, 
ohne  dafs  auch  nur  ein  Landtag  hierüber  meritorische  Beschlüsse 
gcfafst  h.lttc.  Der  Grund  liegt  nicht,  wie  Sering^)  anzunehmen 
scheint,  in  einer  Saumseligkeit  der  Landtage,  sondern  einfach 
darin,  dafs  sowohl  die  Regierung  als  auch  die  Parteien  ein- 
gesehen zu  haben  scheinen,  dafs  das  Einrennen  von  offenen 
Thüren  nocii  keine  wirksame  Sozialpolitik  ist. 

Die  Meinung,  dafs  wenigstens  die  Regierung  dem  Hoferechte 
nur  mehr  wenig  Bedeutung  beilegt,  wird  durch  die  Einbringung 
der  beiden  Gesetzentwürfe  über  die  Berufsgenossenschaften  der 
Landwirte  und  über  die  Rentengüter ^)  gekräftigt,  da  mit  diesen 
die  Organisation  des  Grundbesitzes  in  einer  Weise  geplant 
wird,  welche  die  Anwendung  der  Bestimmungen  des  Höfe- 
rechts  ausdrOcklich  ausschliefst.  Die  Organisation,  welche  durch 
diese  beiden  Gesetzesvorlagen  geschaffen  werden  soll,  be- 
steht in  einem  System  von  Zwangsgenossenschaften.  Für  jedes 
Land  und  jeden  Bezirk  sind  Genossenschaften  zu  bilden;  „deren 
Mitglieder  sämtliche  in  dem  betreffenden  Sprengel  wohnenden 
Eigentümer  einer  dem  Betneb  der  Land-  und  Forstwirtschaft  ge- 
widmeten Liegenschaft  sind.  Der  Ausschufs  der  Bezirksgenossen- 
schaften wird  durch  Wahl  der,  entsprechend  dem  Gemeindcwahl- 
rechte  in  drei  Wahlkörper  eingereihten  Mitglieder  bestellt.  Die 
Obmänner  dieser  Bezirksgenossenschaften  wählen  den  Ausschuls 
der  Landesgenossenschaft,  in  den  sowohl  die  Regierung  als  auch 
der  bctrelTende  Landcsausschufs  l)clcgierte  entsendet.  Der  Aus- 
schufs der  Landesgenossenschaft  überwacht  die  Tiiätigkeit  der 
Bezirksgenossenschaften  sowie  jener  Erwerbs-  und  Wirtschalts- 
genossenschaften ,  welche  sich  freiwillig  seiner  Kontrolle  unter- 
werfen. Kl"  besitzt  auch  das  Recht,  über  saumselige  Organe 
und  IJeaniie  Geld>tiaten  zu  verhangen,  die  von  den  Behörden 
eingetrieben  werden.  Aufserdem  kommt  den  Genossenschattcii 
das  Privilegium  der  Gebührenfreiheit  in  bestimmten,  im  Gesetze 
ausdrOcklich  angefahrten  Fällen  zu.  sowie  das  Recht,  zur  Deckung 

')  Jahrbuch  iür  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirtschaft.  1894. 
S.  (385». 

*)  \'gl.  den  Abdruck  des  Wortlautes  dieser  Gesetzentwürfe  in  der  Rubrflt 
Gesetzgebung. 
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ihrer  Auslagen  von  den  Mitgliedern  Beiträge  bis  zur  Höhe  von 
regelniäfsig  5  pCt.  der  staatlichen  Grundsteuer  durch  die  Ge- 
meinden einheben  zu  lassen. 

Als  Zweck  der  Organisation  wird  in  §  2  des  Gesetzentwurfes 
die  Verbesserung  der  sittlichen  und  materiellen  Verhältnisse  der 
Landwirte  durch  Pflege  des  Gemeingeistes,  gegenseitige  Beleh- 
rung und  Unterstützung.  Erhaltung  und  Hebung  des  Standcs- 
bewufstseins  unter  den  Genossen  sowie  Förderung  ihrer  wirt- 
schaftlichen Interessen  bezeichnet.  Diese  sehr  allgemein  gehal- 
tenen Zwecke  der  Genossenschaftsorganisation  werden  hierauf  in 
§  16  naher  umschrieben.  Darnach  soll  es  hauptsächlich  die  Auf- 
gabe dieser  Organisation  sein.  Lagerhäuser  und  Genossenschatten 
zum  An-  und  Verkauf  von  Produkten  zu  gründen.  Darlehenskassen 
nach  dem  System  Raiffeisen  einzurichten,  langfristige  Hypothekar- 
darlehen zu  vermitteln«  Fürsorge  fQr  das  Wohl  der  landwirtschaft- 
lichen Arbeiter  zu  treffen,  statistische  Erhebungen  zu  veranstalten 
und  dergleichen  mehr.  MerkwOrdigerweise  fehlt  in  dieser  Auf- 
zahlung das,  was  sowohl  nach  dem  Sinne  der  Gesetzgebung,  als 
auch  nach  den  offiziellen  und  offiziösen  Mitteilungen  der  wich- 
tigste Zweck  der  Organisation  ist  —  die  Durchführung  des  Renten- 
gOtergesetzes.  In  der  That  kOnnen  alle  die  oben  angefahrten 
Zwecke  mehr  oder  weniger  vollständig  in  anderer  Weise,  als 
durch  Begründung  einer  Benifsgenossenschafl  der  Landwirte  erfüllt 
werden.  Die  Vermittlung  eines  langfristigen,  billigen  Hypothekar- 
kredits und  von  Feuerversichenmgsvertragen,  die  Errichtung  von 
Raiffei.sen'schen  Darlehenskassen  und  dergleichen  wurde  bisher 
als  Aufgabe  der  Landtage  betrachtet,  und  in  der  That  haben  diese 
in  der  letzten  Zeit  nach  der  Richtung  eine  lebhafte  Th.ltigkcit 
entfaltet.  Auch  die  Errichtung  von  Lagerhäusern  und  Kaufs-  und 
Verkaufsgenossenschaften  laf-,t  sicii  bewerkstellim  ii .  olme  dafs 
man  zu  dem  Behufe  unbedingt  eine  durchgreifende  Organisation 
der  Landwirte  durchführen  müfste.  welche  schliefslich  bei  dem 
Umstände,  dafs  den  einzelnen  Bezirksgenossenschaften  keine  be- 
stimmt umschriebenen  und  innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  zu 
erfüllenden  Pflichten  auferlegt  sind,  ebenso  auf  dem  Papit  r  bleiben 
kann,  wie  manche  andere  Organisation,  wenn  es  an  den  geeig- 
neten Persönlichkeiten  fehlt,  den  Willen  des  Gesetzgebers  in 
That  umzusetzen.  Wo  aber  thatkräftige,  von  Gemeinsinn  eritlUte 
Mflnner  vorhanden  sind,  hat  sich,  wie  dies  gerade  aus  der  Ueber- 
sicht  Ober  die  Entwickelung  der  Genossenschaften,  welche  in 
dankenswerter  Weise  in  den  Beilagen  gegeben  wird,  hervorgeht. 
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das  Genossenschaftswesen  auch  ohne  För  derung  durch  die  Z\vang.->- 
•  genossenschaft  niäcluig  entwickelt.  Wir  sehen  also,  rt  chtcs  Leben 
erhält  die  landwirt>chaitliche  Berufsgenossenschaft  erst,  wenn 
man,  wie  dies  ja  auch  der  Zweck  des  Regierungsentwurfcs  ist. 
derselben  in  erster  Reihe  die  Errichtung  und  Erhaltung  der 
RentengQter  Oberträgt.i) 

Diese  Errichtung  der  RentengOter  kann  nun  nach  unserem 
Gesetzentwurfe  auf  doppelte  Art  erfolgen,  zwangsweise  und  frei- 
willig. Die  zwangsweise  Errichtung  geschieht  in  der  Weise,  dafs 
die  Landesgenossenschaft  bei  der  exekutiven  Feilbietung  einer 
jeden  Liegenschaft,  welche  sich  fttr  ein  Rentengut  eignet,  bis  zu 
einem  gesetzlich  bestimmten  Betrage  mitbieten  mufs.  Dieser  Be- 
trag entspricht  dem  zwanzigiachen  Katastndreinertrag,  zu  welchem 
.der  Wert  des  Gebfludes,  des  Inventars  und  der  Waldbestockung 
hinzuzurechnen  und  von  dem  der  Wert  der  Dienstbarkeiten. 
Steuern  und  sonstigen  Lasten  nach  einer  im  Gesetze  bestimmten 
Berechnungsart  in  Abzug  zu  bringen  ist.  Der  Landesgesetz» 
gebung  steht  es  frei,  die  Grenze,  bis  zu  welcher  die  Landes- 
genossenschaft mitbieten  mufs.  bis  zum  25 fachen  Betrage  des 
Katastralrcinertrages  auszudehnen,  wenn  das  Land  an  Stelle  des 
Staates  die  Haftung  für  die  X'erzinsunt;  der  von  der  Landes- 
genossenschaft auszugebenden  Rentenbriefe  übernimmt.  Bei  der 
Feilbietung  geniefst  die  Landtsgenossenschaft  nicht  blofs  den 
\'orteil.  \()n  dem  Erläge  eines  \'adiums  befreit  zu  sein,  sundern 
es  wird  der  Kreis  ihrer  Konkurrenten  auch  durch  die  Aufnahme 
der  Bestimmung  in  die  Feilbietungsbedingungen  verengert,  dafs 
der  Ersteher  verpflichtet  ist,  die  Hälfte  des  Meistbotes  inner- 
halb vierzehn  Tagen  nach  Rechtskraft  des  Zuschlags,  die  andere 
Hälfte  aber  binnen  weiteren  dreifsig  Tagen  baar  bei  Gericht  zu 
erlegen.  Blofs  Dienstbarkeiten,  Reallasten,  sowie  die  Hypotheken 
von  zur  öffentlichen  Rechnungslegung  verpflichteten  oder  unter 
öffentlicher  Verwaltung  stehenden  Anstalten  können  vom  Ersteher 
flbernommen  werden.  Dem  gegenQber  kann  die  Begründung  eines 
Rentengutes  auch  freiwillig  durch  Ansuchen  bei  der  Landes- 
genossenschaft eingeleitet  werden,  wobei,  wenn  die  Liegenschaft 

*)  Aus  dem  Umstände,  dafs  die  Regierung  das  Hauptgewicht  auf  die  Bil- 
dung von  RentengOtern  legt,  erkUUt  es  sich  auch,  dafs  nur  die  GmnddgentAner 
und  nidit  die  PAditer  Mitf^eder  der  Genossenschaften  sind,  obwohl  doch  diese 
an  der  Errichtung  von  An-  und  Verkaufsgenosaenschaften,  Lagerhinsem,  Vidi- 
zuchtgenossenschaften,  Darlehnskassen  u.  s.  w.  unmittelbarer  interessiert  ^ad 
als  jene. 
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wenig  oder  gar  nicht  belastet  ist,  der  Bildung  des  Renten- 
nutes  kein  Hindernis  im  Wege  steht.  Ist  dies  jedoch  nicht  * 
der  Fall,  stellt  sich  also  bei  der  Wertermitteiun«;  eine  grofse 
Belastung  heraus,  so  kann  die  Landesgenussenschalt  bei  dem 
Gerichte  um  Versteigerung  des  Besitzes  ansuchen,  wobei  dann 
das  Verfahren  das  gleiche  ist,  wie  bei  der  zwangsweisen  Errich« 
tung  eines  Rentengutes. 

Auf  den  Erwerb  der  Liegenschaft  folgt  der  Abschlufs  des 
Rentengutsvertrages.  Dies  geschieht  in  der  Weise,  dafs  das 
Gut  dem  früheren  Eigentümer,  und  wenn  gegen  ihn  ein  Anstand 
obwaltet,  seinen  Verwandten  oder  sonst  einem  Bewerber  gegen 
Zahlung  einer  Geldrente  übertragen  wird,  welche  bestimmt  ist, 
nicht  blofs  das  von  der  Landesgenossenschaft  ausgelegte  Renten- 
gutskapital zu  verzinsen  und  zu  amortisieren,  sondern  auch  den 
Verwaltungsaufwand  zu  decken.  Mit  der  Zahlung  der  Rente  ist 
aber  die  V'erpflichtuncj  des  Rentcnr;ut^übernehmers  nicht  er- 
schöpft. So  lange  einem  Gute  die  Kigenschaft  eines  Rentengutes 
zukoninit.  was  durch  Eintragung  in  dem  Grundbuche  und  durch 
Aufnahme  in  ein  bei  der  Be/irksgenossensehaft  zu  führendes 
Rentengutsregister  zum  Ausdrucke  gebracht  wird,  ist  es  Beschrän- 
kungen des  Verkehrs  unterworfen.  Ein  Rentengut  kann  weder 
geteilt  noch  verschuldet  oder  vererbt  werden.  Der  Rentenguts- 
besitzer ist  nicht  der  Herr  über  das  von  ihm  bewirtschaftete  Gut. 
Sein  Vermögen  bilden  blofe  die  bereits  vom  Rentengutsicapital 
getilgten  Beträge.  Sie  werden  ihm  oder  seinen  Erben  bei  even- 
tueller  Zwangsenteignung  oder  bei  seinem  Tode  in  Anrechnung 
gebracht.  Der  Rentengutsbesitzer  ist  aber,  so  lange  dem  Gute 
die  Eigenschaft  eines  Rentengutes  zukommt,  und  diese  wflhrt  so 
lange  als  die  Tilgungsperiode,  mögen  die  Renten  auch  im  voraus 
abgestattet  sein,  nicht  blofs  in  der  Verfügung  über  das  Gut  selbst 
beschränkt,  er  steht  auch  bezüglich  seiner  Wirtschaftsführung,  ja 
bezüglich  rein  persönlicher  Verhältnisse  unter  fortgesetzter  Kon- 
trolle der  Genossenschaft.  Deterriorirt  er  das  Gut  oder  wird  er 
zu  dessen  Bewirtschaftung  kör[)erlich  oder  geistig  unfähig,  so  tritt 
ebenso,  wie  wenn  er  mit  .-.einen  Zahlungen  im  Rückstände  ist. 
auf  seine  Kosten  die  Zwangsenteignung  ein.  Da.s  Verlahren  bei 
dieser  Zwangsenteignung  ist  ein  sehr  summarisches.  Die  Landes- 
genossenschaft ist  berechtigt,  unter  Umgangnahme  von  einem  ge- 
richtlichen Verfahren,  durch  blofsen  Bescheid  Zwangsverwaltung 
oder  Zwangsenteignung  zu  verfügen.  Gegen  diesen  Bescheid 
kann  allerdings  binnen  vierzehn  Tagen  der  Rekurs  an  das  Acker- 
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bauministerium  ergriffen  werden,  aber  ihm  kommt  keine  auf« 
schiebende  Wirkung  zu. 

Erscheint  uns  die  Landesgenossen  schal  t  in  der  angedeuteten 
Weise  als  eine  die  individuelle  Thiltigkeit  hemmende  und  unter 
Umständen  zu  rücksichtslosem  \'orgehen  gegen  säumige  Zahler 
und  zum  Betriebe  der  Landwirtschaft  unfähige  Rentengutsbesitzer 
berechtigte  Behörde,  so  hat  sie  doch  andererseits  auch  die  Pflicht, 
den  Rentengutsbesitzer  in  seiner  wirtschaftlichen  Existenz  zu 
fördern  und  zu  unterstfitzen.  Will  der  Rentengutsbesitzer  seine 
Tochter  verheiraten,  Meliorationen  vornehmen,  oder  gerilt  er  un- 
verschuldet in  Not.  so  kann  er  von  der  Landesgenossenschaft 
Darlehen  erhalten,  wodurch  selbstverständlich  die  Tilgungsperiode 
hinausgeschoben  wird.  Der  Rentengutsbesitzer  ist  jedoch  ver- 
pflichtet, bei  der  Verwendung  des  Rentendarlehens  die  von  der 
Landesgenossenschaft  erteilten  Weisungen  zu  befolgen,  widrigen- 
falls Zwangsverwaltung  oder  Zwangsenteignung  gegen  ihn  ver- 
hängt werden  kann. 

Das  zum  Ankaufe  von  Liegenschaften  sowie  zur  Gewährung 
von  Darlclien  erlbrderliche  Kapital  verschafft  sich  die  Landes- 
genossenschaft durch  die  Ausgabe  von  auf  den  Inhaber  lautenden 
Rentenbriefen,  deren  Noininahvert  ji^enau  der  Sutnnie  des  Renten- 
gutskapitals sowie  der  gewährten  Darlehen  entsprechen  soll.  Zu 
ihrer  Verzinsung  werden  drei  Fonds:  der  Rentenbrief-Zinsen- 
fonds, der  Rentenbrief-Tilgung^^fonds  und  der  Rentenbrief-Reserve- 
fonds gegründet,  denen  die  im  Gesetze  bestimmten  Einnahmen 
zugewiesen  werden.  Fflr  die  Verzinsung  der  Rentenbriefe  haftet 
flberdies  der  Staat,  doch  kann,  wie  bereits  erwähnt  wurde,  unter 
bestimmten  Verhältnissen  das  Land  an  Stelle  des  Staates  die 
Haftung  Obernehmen. 

Es  würde  nicht  schwer  fallen,  die  Persönlichkeiten  zu  ent- 
decken, mit  deren  geistigem  Kapital  die  Entwürfe  aufgebaut  sind, 
selbst  wenn  in  den  Beilagen  zu  den  erläuternden  Bemerkungen 
nicht  ausdrücklich  auf  die  Arbeiten  mehrerer  Gelehrter  und 
Schriftsteller  Bezug  genommen  wäre.  Die  Organisation,  welche 
durch  die  beiden  (iesetze.  deren  Entwürfe  vorliegen,  geschaffen 
werden  soll,  erinnert  an  die  von  .Schäffle  in  seiner  „Inkorporation 
des  Hypothekarkredits"  vorgeschlagene,  von  der  sie  sich  jedoch 
nicht  blofs  durch  das  Moment  der  Rentenverschuldung,  sondern 
auch  dadurch  unterscheidet,  dafs  die  Stellung  des  Besitzers  nach 
dem  Osterreichischen  Entwürfe  eine  viel  abhängigere  ist,  als  dies 
Schäffle  im  Auge  hat  Lehnt  sich  somit  die  Form  der  Organi- 
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sation  an  Schäfile  an,  so  ist  das  Zid,  dem  sie  dienstbar  gemacht 
werden  soll,  ziemlich  ausschliefslich  dem  Gedankenkreise  jener 
entnommen,  als  deren  Wortführer  wir  Freiherm  v.  Vogelsang 
bezeichnet  haben.  Der  Rentengutsgesetzentwurf  will  nicht  ein- 
zelnen, in  Exekution  geratenen  Grundbesitzern  niifhelfen,  damit 
es  ihnen  möglich  wird,  das  Erbe  ihrer  Vater  zu  behalten,  er  will 
eine  grundsätzlich  von  der  heutigen  Agrarordnung  verschiedene 
Organisation  der  Landwirtschaft  herbeiführen.  Die  grofse  Schulden- 
last, unter  der  die  Landwirtschaft  seufzt,  soll  durch  Errichtung 
von  Rentengütern  um!  durch  Ausgab«-  von  Rentenbriefen  auf  die 
Landesgenossenschatt  überwälzt  werden,  welche  sie  einer  phm- 
mäfsigen  Tilgung  zuführt.  Zugleich  -(ill  jnit  tiie^er  Errichtung 
von  Rentengütern  die  Möglichkeit  genommen  werden,  die  be- 
treffenden Liegenschaften  in  gröfserem  l'mfange  zu  anderen 
Zwecken  als  den  der  Melioration  neu  zu  verschulden.  Der  Be- 
sitzkredit, der  nach  der  Idee  von  Rodbertus  dem  Gute  keine 
neuen  Werte  zufilhrt,  sondern  demselben  solche  entnimmt,  soll 
ausgeschlossen  werden,  ohne  dafs  mit  seiner  Beseitigung  das 
Odium  einer  Benachteiligung  der  Geschwister  des  Anerben  ver- 
bunden wäre,  wie  dies  die  Errichtung  von  bAuerlichen  Fidei- 
konunissen  mit  sich  brächte.  Dafs  beabsichtigt  ist,  den  grOfsten 
Teil  der  Landwirtschaft,  zum  mindesten  aber  die  ganze  Bauern- 
schaft in  den  Rahmen  der  Organisation  zu  bringen,  daran  kann 
keinen  Augenblick  gezweifelt  werden.  Denn  zunächst  wird  durch 
die  Feilbietungen  fortwährend  die  M«">glichkeit  zur  zwangsweisen 
Bildung  von  Rentengfltern  geschatVen,  und  sodann  scheint  es  im 
Interesse  aller  hoffnungslos  verschuldeten  Grundbesitzer  zu  liegen, 
freiwillig  die  Bildung  eines  Rentengutes  anzustreben,  um  ihren 
Hals  rechtzeitig  von  dem  Stein  zu  befreien,  der  sie  sicher  zum 
Ertrinken  bringen  niüfste.  Ein  Gut,  welches  einmal  zum  Renten- 
gute geworden  ist.  wird  aber  regelmäfsig  nie  mein  aus  diesem 
Rentenverbande  ausscheiden,  weil  innerhalb  der  mehr  als  ein 
Menschenalter  dauernden  Tilgungsperiodo  immer  wieder  Er- 
eignisse eintreten  werden,  die,  wie  Tod  des  Rentengutsbesitzers, 
Ausheiratung  seiner  Kinder  u.  s.  w.  zu  einer  Verlängerung  der 
Tilgungsperiode  führen  müssen.  Schlief^iich  mag  auch  mancher 
unverschuldete  oder  wohlhabende  Grundbesitzer  sich  zur  Errich- 
tung eines  Rentengutes  entschliefsen,  da  ihm  dadurch  die  Mög- 
lichkeit geboten  wird,  sein  Gut  fbr  einen  längeren  Zeitraum  an 
seine  Familie  zu  binden.  Die  mit  dem  Rentengute  verbundene 
Abhängigkeit  berOhrt  ihn  weit  weniger  als  seine  Genossen,  da  er 
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nicht  nur  keine  Rente  zu  zahlen  hat,  sondern  auch  weit  leichter 
meliorieren  kann  als  die  übrigen. 

Immerhin  ist  mit  jeder  Errichtung  eines  Rentengutes  eine 
Minderung  der  individuellen  Freiheit  verbunden.  Das  Eigentum 
wird  aus  einem  freien  zu  einem  gebundenen,  der  Besitzer  ist  in 
seinen  Verfügungen  beschränkt,  er  kann  nicht  wirtschalten  wie 
er  will,  er  wird  beständig  in  seinem  Gcbahren  kontroUirt  und 
kann  einschneidende  Mehorationen  ohne  (Genehmigung  der  (ie- 
nossenschalt  nicht  vornehmen.  Ja  selbst  seine  kOrperhchen  und 
geistigen  Fähigkeiten  sind  Gegenstand  einer  Prüfung  und  Ueber- 
wachung.  Wird  er  zum  Betriebe  der  Wirtscliaft  unlähig.  so  ent- 
setzt man  ihn.  geradeso  wie  der  Staat  seinen  Diener  von  einem 
Amte  entfernt,  zu  dem  er  ihn  nicht  mehr  tauglich  findet.  Der 
Grundbesitz  soll  wieder  ein  Amt  werden,  wie  er  es,  wenigstens 
der  Idee  nach,  zur  Zeit  der  feudalen  Rechtsordnung  war.  Aus 
dem  frei  schaltenden  Eigentümer  soll,  nach  einer  kurzen  Periode 
der  Freiheit,  wieder  ein  abhängiger  Mann  werden.  Aber  die  Ab- 
hängigkeit des  Rentenbauers  unterscheidet  sich  nichtsdestoweniger 
vorteilhaft  von  dem  vasallitischen  Verhaltnisse  der  Vergangen- 
heit  Nicht  an  eine  Person,  die  sozial  Ober  ihm  steht  und  die 
selbst  bezüglich  der  Erfüllung  ihrer  Pflichten  nur  ihrem  Gewissen 
verantwortlich  ist.  soll  er  gebunden  werden,  sondern  an  eine 
Körperschaft  von  Benifsgenossen ,  in  der  ihm  selbst  Sitz  und 
Stimme  zukommt,  an  deren  Verwaltung  er  somit  thätigen  Anteil 
nehmen  kann.  Hierin  enthält  der  nesetzentwurf.  mag  er  sich 
auch  sonst  noch  so  gerne  an  Kim  ichtungen  der  \'ergangenheit 
anlehnen,  einen  entschieden  modernen,  demokratischen  und  so- 
zialen Zug. 

Das  Hervortreten  organisalori.-^cher  und  soziaKi  Gesichts- 
punkte ist  es  auch,  wa-«  den  österreichischen  Entwun  vorteil- 
haft von  tien  preulV^ischeii  Rentengutsgesetzen  unterscheidet,  wenn 
man  überhaupt  zwei  Einrichtungen,  welche  trotz  gleichen  Namens 
gründlich  verschieden  sind,  miteinander  vergleichen  darf.  Das 
preufsische  Gesetz  will  in  den  Provinzen  des  Ostens,  in  denen 
der  Grofsgrundbesitz  vorherrscht,  einen  mittleren  und  kleinen 
Grundbesitz  schaffen.  Die  österreichischen  Entwürfe  wollen  den 
seit  Jahrhunderten  erbgesessenen  Bauemstand  erhalten,  indem 
sie  ihm  seine  Schulden  ablösen  helfen  und  seiner  neuen  Ver* 
schuldung  wehren.  Das  preufsische  Gesetz  giebt  sich  im  wesent- 
lichen mit  der  Schaffung  mittlerer  und  kleiner  Stellen  zufrieden, 
indem  es  sich  um  die  Existenzbedingungen  dieses  neuen  Bauern» 
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Standes  nicht  weiter  kflmmert  oder  anzunehmen  scheint,  dafs 
schon  mit  der  Grflndung  dieser  Stellen  das  wirtschaftliche  Ge- 
deihen  ihrer  Uebemehmer  im  grofsen  und  ganzen  verbürgt  sei. 
Die  österreichischen  Entwürfe  stehen  auf  dem  Standpunkte,  dafs 
die  Lage  des  selbstwirtschaf^enden  Bauernstandes  an  und  für 
sich  eine  bedrohte  ist,  und  dafs  ihm  somit  die  staatliche  Für- 
sorge zugewendet  werden  müsse.  Dalier  geht  in  dem  österreichi- 
schen Entwürfe  das  Strcbfii,  die  Wirtschaft  des  Bauers  zu  heben, 
mit  dem  Streben,  den  schädlichen  Einflüssen  der  Verschuldung 
zu  wehren,  Iland  in  Hand. 

Nach  dem  usterreichi-^chen  Entwürfe  wird  die  Freiheit  der 
Rentengutsübernehmer  im  hohen  Grade  beschränkt,  so  dafs  die 
Frage  entsteht,  ob  die  thatkräftigen  Elemente  des  stark  indivi- 
dualistisch gefärbten  Bauernstandes  sich  in  das  Joch  werden 
spannen  lassen,  das  ihnen  mit  dem  Gesetzentwurfe  als  wirtschaft- 
liches Rettungsmittel  in  Aussicht  gestellt  wird.  Fraglich  bleibt  es 
auch,  ob  denn  überhaupt  ein  solcher  Stand  beeinflufsbarer  Renten- 
gutsbesitzer  alle  jene  Eigenschaften  besitzen  wird,  die  man  an 
dem  freien  Bauemstande  zu  schätzen  gewohnt  ist.  Unzweifelhaft 
ist  es  jedoch,  dafs  die  Entwürfe  eine  Müiderung  der  individuellen 
Freiheit  der  Rentenbauern  im  Interesse  einer  Volksschichte  oder 
einzelner  Personen  nicht  beabsichtigen  und  dafs  sich  aus  ihnen 
unschwer  jene  Bestimmungen  ausscheiden  hefsen,  welche  zu  Be- 
fürchtungen in  dieser  Richtung  Anlafs  bieten.  So  bietet  es  z.  B. 
keine  Schwierigkeit,  die  Bestimmungen  über  die  Wahl  in  den 
Ausschufs  der  Bezirksgenossenschaften  in  einer  Weise  abzu- 
itnderii,  dafs  dem  Grofsgrundbesitze  ein  geringerer  Einflufs  zu- 
kommt'), als  beabsichtigt  ist,  obwuhl  in  weiten  Gebieten  Oester- 
reichs, so  z.  B.  in  den  Alpenländern,  an  ein  Ueberwuchern  des 
Einflusses  des  Grofsgrundbesitzes  nicht  zu  denken  ist.  Weit  be- 
denklicher scheint  mir  fQr  die  erwähnten  Länder  vorwiegend 
bäuerlichen  Grundbesitzes  das  Institut  der  Vertrauensmänner  zu 
sein,  da  es  die  Möglichkeit  bietet,  dafs  jenen  Dorfwirten  und 
Krämern,  welche  sich  bisher  vielfach  in  die  Leitung  der  Ge- 
meinden eingedrängt  haben,  um  den  Einflufs  ihrer  Stellung  dem 
nebenbei  schwunghaft  betriebenen  Zwischenhandel  oder  Wucher 

*)  Eine  VentSrkunK  des  Einflusses  des  Grofsgrundbesitzes  flkrcbtet  Wittels- 
hofer,  mit  dem  ich  sonst  in  allen  wesentlichen  Punkten  einer  Meinung  bin.  Vgl. 
WittelshOfer,  LsndwirtsdisAHche  Genossenschaften  in  Oesterreich.  Soiialpolit. 
Centralbl.  HI.  Jahrg.,  No.  17,  und:  Die  Osterreiehischen  RentengOter.  Sozialpolit. 
Centralbl.  III.  Jahrg.,  No.  23. 
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dienstbar  zu  machen,  ein  neues  Mittel,  ihre  Opfer  auszubeuten, 
in  die  Hand  gegeben  wird.  Denn  nicht  in  den  Landes-  und  Be- 
zirksgenossenschaften, sondern  in  dem  Institut  der  Vertrauen 
mAnner  liegt  der  Schwerpunkt  der  Oru;nnisation  ,  auf  ihre  Sach* 
kenntnis,  ihre  üneigennatzigkeit  und  ihr  Wohlwollen  kommt  es 
an,  wenn  das  System  der  Rentengüter  sich  bewähren  soll.*)  Wie 
denn  nun  aber  auch  die  Detailbestimmungen  der  EntwOrfe  ver- 
bessrrnngsf.lhig  sein  niTtgcn.  grundsätzlich  brnhsichtigcn  sie  keine 
Abhänpi^kfit  von  Privatpersonen  und  überhaupt  keine  andere 
AbhangiL^k»  it ,   als   durch  das  Wesen  der  Institution  geboten  ist. 

Anders  die  preufsische  Gesetzgebung.  Nach  ihr  kann  jeder 
Grundbesitzer  seinen  Grund  gegen  eine  Rente  verkaufen,  ohne 
dafs  er  bei  Abschluls  dieses  Vertrages  im  geringsten  durch  die 
Gesetzgebung  beschränkt  würde.  Ks  steht  ihm  frei,  die  Kündi- 
gung sich  allein  vorzubehalten  oder  aber  sie  ganz  auszuschliefsen. 
so  dafs  die  Pflicht  zur  Rentenzahlung  eine  ewige  ist  Nun  wird 
allerdings  bei  der  Errichtung  von  RentengOtern  sehr  häufig  die 
Intervention  der  Rentenbanken  in  Anspruch  genommen,  weil  es 
dem  Rentengutsveräufserer  darum  zu  thun  ist,  Kapital  zu  er- 
halten, um  mit  ihm  Schulden  abzustossen.  Dann  entfallt  nicht 
blos  das  peinliche  persönliche  Verhältnis  zwischen  Rentenberech* 
tigtem  und  Rentengutsbesitzer,  indem  an  Stelle  des  Ersteren  die 
Rentenbank  tritt,  sondern  es  wird  auch  nach  einer  bestimmten 
Tilgungsfrist  das  Rentengut  freies  Eigentum  des  Iksitzers.  Diese 
Intervention  der  Renten bank  ist  aber  bei  der  Bildung  kleiner 
Rentengfiter  für  die  landwirtschaftlichen  Arbeiter  ausgeschlossen, 
so  dafs  in  der  Tat  die  Befürchtung  naheliegt,  dafs  das  Renten- 
gütcrgesetz  zu  einer  abbcingigen  Stellung  derjenigen  Arbeiter 
führen  könne,  die  um  eine  im  \'erhältni>se  zum  Grundwerte  hohe 
Rente  solche  Renten^üter  erworl)Cn  haben. 

Und  damit  sind  wir  bei  einer  I-'raue  anu:elanq:t.  in  welch*  r 
dt  r  |L'nterscliied  zwischen  dem  i )slerreiciusclien  Entwürfe  und 
den  preufsisrhen  Gesetzen  ber^onders  grell  in  die  Augen  fällt, 
bei  der  Frage  nach  der  Höhe  der  zu  zahlenden  Rente.  Nach 
dein  östeiTeichischen  Entwürfe  übergiebt  die  Landesgenossenschaft 
die  im  Exekutionswege  oder  aus  freier  Hand  erworbene  Liegen- 
schaft dem  Uebernehmer  gegen  Zahlung  einer  Rente,  welche 


^)  So  liegt  z.  Ii.  die  Hauptschwicrigkcit  bei  der  Bildung  von  Roillciäcn  sehen 
Dariehnskassen  in  dem  Mangel  an  tu  ihrer  Leitung  geeigneten  PenOnlidikeiteB. 
Vgl.  Beilagen  S.  110. 
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aufser  einem  kleinen  Beitrag  fQr  die  Verwaltungskosten  blos  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  der  Ankaufssumme  dienen  soll,  denn  die 
Landesgenossenschalc  soll  aus  der  Errichtung  von  RentengQtem 
keinen  Nutzen  ziehen.  Nach  der  preufsischen  Gesetzgebung  hin- 

gegen  ist  die  Bestimmung  der  Möhe  der  Rente  der  Uebereinkunft 
der  Beteiligten  öberlassen.  d.  Ii.  der  Gutsbesitzer,  der  Grund 
gegen  Rente  verkaufen  will,  kann  dafür  so  viel  verlangen  als  er 
will,  ohne  andere  Grenzen  zu  finden,  als  die  Zahlungsfähigkeit 
der  nach  Grundeigentum  bef^ifrifjcn  Bevölkerung.  Der  Wunsch 
nach  einem  eigenen  Heim  ist  nun  bekanntlich  aus  zum  Teile  be- 
rechtigten, zum  Teile  imberechtigten,  wenn  auch  erklärbaren 
Gründen  ein*  so  greiser ,  dafs  überall  der  Verkehrswert  der  Par- 
/eliengflter  relativ  ein  weit  höherer  ist,  als  der  mittlerer  oder 
gar  greiser  Güter,  woraus  sich  denn  auch  die  Thatsache  erklärt, 
daf->  die  Güterschlächterei  von  jeher  eines  der  besten  Geschalte 
•war.  Fällt  nun  g5r  die  Notwendigkeit  weg,  einen  gröfseren  Teil 
des  Kapitals  beim  Kaufe  eines  solchen  Gutes  anzuzahlen,  wie  dies 
bei  Uebemahme  eines  Rentengutes  der  Fall  ist,  so  wird  der  Kreis 
der  zum  Ankaufe  solcher  Parzellen  BefUiigten  ein  wesentlich 
grOfserer.  Bei  der  Uebernahme  eines  Rentengutes  findet  gleich- 
sam ein  Kauf  auf  Kredit  statt;  der  Uebemehmer  kauft  unter  Be- 
lassung des  denkbar  grOfsten  Kaufschillingsrestes,  so  dafs  jeder- 
mann  die  ökonomische  BeiHhigung  besitzt,  Grund  gegen  Rente 
zu  erwerben.  Je  grOfser  aber  die  Konkurrenz  unter  den  kleinen 
Leuten  werden  kann,  desto  ungünstigere  Bedingungen  mOssen 
dieselben  eingehen,  desto  vorteilhafter  wird  das  Parzellierungs- 
geschäft. Es  kann  uns  daher  nicht  Wunder  nehmen,  wenn  uns 
Rudolf  Mcyer^)  von  einem  Falle  berichtet,  in  dem  der  Renten- 
gütler  für  eine  Parzelle  Ackerland  von  etwas  über  einen  Hektar 
das  136fache  des  Grundsteuerreinertrages  bezahlte,  während  sonst 
in  Preufsen  Kossäthengiiter  durchsclinittlich  imi  das  78fache  ver- 
kauft /u  werden  pflegen.  Nim  vermag  allerdings  die  General- 
koniuiis.^ion  einen  Einllufs  auf  die  Festsetzung  der  Rente  in  der 
Weise  auszuüben,  dafs  sie  unter  Umständen  ihre  Mitwirkung  bei 
Abschlufs  eines  Rentengutsvertrages  versagen  kann.  Da  nun 
diese  wegen  der  geringeren  Ivosten  erwünscht  und  dann  un- 
bedingt notwendig  ist,  wenn  der  Grund  Verkäufer  Kapital  benötigt, 
so  läge  thatsächlich  die  Möglichkeit  vor,  wenigstens  bei  der  Be- 


Kudoli  Meyer,  Die  Rentengütergesetie  In  Preufaen.  Neue  Zeit,  XI.  Jahrg., 
IL.  Bd.,  No.  35,  S.  239. 
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grOndung  bAuerlichcr  Rentengnter.  Fälle  unzweifelhafter  Aus- 
wucherung auszuschiiefsen.  Wenn  aber  die  Kreisverordneten, 
wie  Präsident  Metz  in  der  Versammlung  des  Vereins  für  Sozial- 
politik berichtete^),  regelmäfsig  von  der  Annahme  ausgehen,  dafs 
der  kleine  Besitzer,  trotz  der  Mehrkosten  der  Gebäude,  vermöge 
der  Verwertung  seiner  und  der  Seinigen  Arbeitsknlftc  mehr  Rein- 
ertrag zu  erzielen  imstande  sei  als  der  Grolsgrundbesitzer ,  so 
werden  wir  annehmen  dürfen,  dafs  die  Generalkommissionen 
hohen  Renten  in  den  seltensten  Fällen  wehren  dürften,  wie  denn 
auch  in  dem  von  Meyer  erwähnten  VslUc  die  Mitwirkung  nicht 
versagt  worden  zu  sein  scheint.  Für  die  materielle  Existenz  der 
Rentengutsbesitzer  ist  somit  in  der  preufsischen  Gesetzgebung 
nicht  gesorgt  Nicht  einmal  dem  Rentenprinzip  wird  gnmdsfttz* 
lieh  durchgehende  Geltung  verschafit,  indem  es  dem  Rentenguts- 
besitzer gestattet  ist,  sein  Gut  einer  Kapitalverschuldung  zu  unter- 
ziehen. Unter  solchen  Umstanden  scheint  mit-  das  harte  Urteil, 
das  von  Rudolf  Meyer  und  anderen  Kritikern  aber  die  preufsische 
Rentengutsgesetzgebung  gefidlt  wurde,  nicht  ungerechtfertigt  zu 
sein.  Mag  den  Urhebern  des  Gesetzes  ein  anderes  Ziel  vorge- 
schwebt haben,  so  wie  die  Dinge  liegen,  ist  die  Gefahr  nicht  aus- 
geschlossen, dafs  die  Bildung  von  Rentengütern  zu  Abhängigkeit 
und  Ausbeutung  der  landwirtschaftlichen  Arbeiter  fOhrt,  und  dafs 
die  bäuerlichen  Rentengutsbt  sitzer  den  Grund  zu  einem  Preise 
übernehmen,  der  den  sinkenden  Ertragswert  um  ein  Mehrfaches 
übersteigt. 2) 

Wir  sehen,  auf  der  ganzen  Linie  erweisen  sich  die  öster- 
reichischen Kntwürfe  den  breiten  Volksschichten  freundlicher  als 
die  preufsischen  Gesetze,  so  dafs  sie.  nachdem  hei  ihrer  Abfassung 
auf  die  verwandte  Gesetzgebung  anderer  Läiuicr  Rücksicht  ge- 
nommen wurde,  entschieden  einen  sozialpolitischen  Fortschritt 

*}  Verhandlungen  des  Vereins  flQr  Sozialpolitik  vom  20.  und  21.  Hirz  1893, 
S.  160.  Aehnliche  Erwigangen  durften  dahin  gefftbrt  haben,  dab  in  Ocatenretcfa 
der  kidne  Grundbesitz  unverfaaitnismifiüg  mehr  Grundsteuer  zahlt  ab  der  grobe, 

obwohl  dies  mit  dem  Prinzip  der  Ertragssteuer  nicht  in  Einklang  zu  bringen  ist. 

*_)  Die  Tendenz  zur  Parzellierung,  welche  neuerlich  in  Preulsen  her\'ortritl 
und  aus  der  man  auf  die  Konkurrenzunfähigkeit  des  Grofsgrundbesitzes  schliefsen  zu 
können  glaubt,  scheint  mir  in  erster  Linie  auf  die  Ursaclic  zurückzuführen  zu 
sein,  dafs  die  Grofsgrundbcsitzer  einen  l  eil  ihres  Besitzes  zu  Preisen  lossclUagcn, 
die  nach  der  heutigen  Marktlage  keine  Berechtigung  haben.  Sie  MwiiaaM»  es, 
sofreit  als  nO^ich,  den  kleineren  Grundbcaitieni,  die  Kosten  der  WertiMrsb- 
setsmg  des  Grund  und  Bodens  zu  zahlen. 
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bedeuten.  Indefe  so  vorteilhaft  sich  auch  die  österreichischen 
EntwOrfe  von  der  preufsischen  Gesetzgebung  unterscheiden» 
ist  es  unmöglicht  an  sie  grofse  Erwartungen  zu  knOpfen,  denn 
selbst  wenn  wir  von  allem  Detail  absehen,  leiden  sie  an  Mangeln, 
welche  grofs  pcnug  sind,  die  ganze  Reform  in  Frage  zu  stellen. 
Zunächst  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  dafs  sie  in  ihrer  heutigen 
Fassung  nicht  mehr  zu  bedeuten  haben  als  das  Anerbenrecht, 
d.  h.  sie  würden  eine  Organisation  schuften,  die  einfach  auf  dem 
I'apiere  bliebe,  weil  Rentengüter  unter  den  im  Gesetze  be- 
stimmten Bedmgungen  nur  in  verschwindender  Zahl  gcbiUict 
werden  kf^inten  Aber  auch,  wenn  dem  nicht  so  w.lre,  wenn  es 
also  thatsächlich  gelänge,  den  mittleren  und  kleineren  Belitz  in 
der  Form  der  Rentengütcr  zu  organisieren,  erscheint  es  aU  sehr 
zweifelhaft,  ob  damit  der  Endzweck  der  Reform,  die  Frhaltung 
eines  gesunden  Bauernstandes,  erreicht  werden  würde,  und  zwar 
deshalb,  weil  seine  Not  zum  geringsten  Teile  aus  der  juristischen 
Form  fbr  Besitz  und  VerAulserung  von  Grund  und  Boden  ent- 
steht, sondern  wesentlich  ökonomischen  Ursachen  entspringt. 

Oer  Hauptemwand,  der  sich  gegen  die  Fassung  der  EntwOrfe 
vom,  wenn  ich  so  sagen  darf,  gesetzestechnischen  Standpunkte 
erheben  lafst,  und  der  auch  bereits  wiederholt  gegen  sie  erhoben 
wurde,  geht  darauf  hinaus,  dais  die  Grenze  des  Wertes,  bis  zu 
welcher  die  Landesgenossenschaft  bei  Erwerbung  von  Liegen- 
schaften bieten  darf,  eine  so  enge  ist,  dafs  sie  höchstens  in  ein- 
zelnen Fallen  der  Verschleuderung  der  Güter  zum  Vorteile  des 
Exekuten  oder  der  Gläubiger  wehren,  keineswegs  aber  solche  in 
gröfserer  Menge  erwerben  könnte.  Gegen  Verschleuderung  bei 
exekutiven  Feilbietungen  lassen  sich  jedoch  Vorkehrungen  treffen, 
die  einen  weit  geringeren  Apparat  erfordern,  als  die  Organisation 
der  Landes-  und  Bezirksgenossenschaften.  Schon  das  Gesetz 
vom  10.  Juni  1887  trifft  die  Bestimmung,  dafs  die  exekutive  Ver- 
äufserung  von  Grund  und  Boden  von  dem  Schuldner  angefochten 
werden  kann,  wenn  der  Zuschlagspreis  nicht  einmal  ein  Drittel 
des  Schätzwertes  erreicht,  und  es  steht  nichts  im  Wege,  diese 
Grenze  etwas  zu  erhöhen.  Einen  solchen  Schutz  gegen  Ver- 
schleuderung bei  Exekutionen  zu  gewähren,  ist  aber  trotz  einer 
Bemerkung^),  wdche  sieh  in  den  Beilagen  findet,  gar  nicht  die 
Absicht  des  Gesetzgebers.  Die  Landesgenossenschaft  soll  nicht 
ausnahmsweise,  sondern  ziemlich  regelmäfsig  bei  Feilbietungen 


>)  BflÜH«  Vn,  &  487. 
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oder  auch  ohnr  Fcilbiotungen  Grund  <  rwcrhcn.  daniit  die  Ent- 
lastung derselben  durchgeführt  und  die  Landwirtschaft  in  einer 
Wri'^o  nrcjanisiert  werde,  welche  weitere  Wr-^chuldunc:  aiis- 
schh'el^^t.  Um  dies  nhrr  /u  b»-\\  erksti  lügen .  mülste  die  (irenze 
des  Werte-.  zu  w<  lelier  die-  Landi  si;t  no<>»'nschalt  niitbieten 

darf,  ei  ht,  blich  c  rliöht  werden.  Dic-e  (ii-<  n/e  i-t  heute  mit  dem 
Zwan/Jg-  bis  h()chsten.s  Fiinrundzwanzigtachen  de.-.  Kata->tral- 
reinerti age-.  festgesetzt,  während  aus  den  beigegebenen  statisti- 
schen Tabellen  hervorgeht,  dafs  bei  den  Feilbietungen  regclmäfsig 
mehr  als  das  Doppelte  erzielt  wird.  Die  statistischen  Tabellen 
Ober  die  exekutiven  Verkäufe  im  Jahre  1891  unterscheiden  vier 
Kategorieen  von  exequirten  Objekten,  je  nachdem  sie  blofs  der 
Grundsteuer  oder  neben  der  Grundsteuer  noch  der  Hauszins- 
steuer, der  Hausklassensteuer  oder  allen  dreien  unterliegen.  Ob- 
jekte der  letzten  Kategorie  wurden  im  Jahre  1891  in  sämtlichen 
österreichischen  Kronlflndern  blofs  49  feilgeboten,  so  dafs  wir 
Ober  sie  hinweggehen  können.  Auch  die  661  Objekte,  welche 
neben  der  Grundsteuer  noch  d»  r  Hauszinssteuer  unterlacen.  inter- 
»-ssi(  ren  uns  nicht,  da  --ie.  wie  wir  aus  der  Thafsiche.  dafs  sie 
mehr  als  sechsmal  .so  viel  Hauszins-  als  Cinmdsteuer  (22999  fl. 
und  3558  tl.»  zu  zahlen  halten,  entnehmen  können,  als  vorwiegend 
nicht  landwirtschaftlirh  verwertete,  sonnt  zur  Bildung  \  on  Kenten- 
gütern nicht  geeignete  Liegenschaften  zu  betrachten  sind.  Von 
den  der  Grund-  und  Hausklassenstcuer  unterliegenden  Objekten, 
unter  welchen  sich  der  fOr  die  Bildung  von  RentengQtcrn  be- 
sonders geeignete  bäuerliche  Besitz  befindet,  wurden  im  bezeich- 
neten Jahre  4399  mit  einer  Grundsteuerleistung  von  43501  fl. 
35  kr.  und  mit  einem  Meistbote  von  10857460  fl.  feilgeboten. 
Berechnet  man  aus  der  jährlichen  Grundsteuerleistung  den  Kata- 
stralreinertrag,  so  ergiebt  sich,  dafs  das  erzielte  Meistbot  durch- 
schnittlich das  .56.6 fache  desselben  ausmacht.  Zu  ähnlichem  Er- 
gebnisse führte  die  exekutive  Feiibietung  der  lediglich  der  Grund- 
steuer unterliegenden  Objekte,  die  wir  um  SO  mehr  als  Grund 
ohne  Haus,  also  als  Parzellenbesitz  auffassen  mflssen .  wenn  wir 
aus  der  Statistik  erfahren,  dafs  hier  über  90  pCt.  aller  Meistbote 
in  tiie  Ciröfsenkategorie  bis  zu  1000  fl.  fallen.  Im  Durchschnitte 
wurden  nun  diese  l*arzellen  um  das  54.6 fache  des  Katastralrein- 
ertrages  verkauft,  wa-^  insofern  zu  befremden  scheint,  als  wir 
wissen,  dafs  Parzellen  regelmäfsig  höhere  Preise  erzielen,  als  ge- 
schlossene Wirtschaften.    Dieser  scheinbare  Widerspruch  erklärt 
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sich  jedoch  nicht  blofs  daraus,  dafs  im  ersteren  Falle  auch  noch 
der  Wert  des  Hauses  in  Betracht  zu  ziehen  ist,  sondern  da(s 
auch  die  Parzellen  viel  hoher  eingeschätzt  wurden,  wenn  sie  nicht 
intcgrirender  Bestandteil  eines  Gutskörpers  waren.  Wie  dem 
aber  auch  sein  mag,  in  jedem  Falle  übersteigt  das  Meistbot  die 
in  dem  Gesetze  bestimmte  St  hi  ankc  des  Zwanzig-  beziehungs- 
weise  Fünfundzwanzigfachen  des  Katastralreinertrages  um  ein  Be- 
deutendes, so  dafs  anzunehmen  ist.  dafs  die  Landcsgonossenschalt 
nur  in  den  selten.sten  Fällen  zur  Bildung  von  Rentengütern  werde 
schreiten  können. 

Nun  i->l  es  ailerdiny^s  richtig,  dals  der  Entwurf  einen  Druck 
auf  die  Höhe  der  Meistbote  dadurch  auszuüben  versucht,  dafs 
er  die  Uebcrnahme  von  Kaufschillingsresten  dann  beschränkt, 
wenn  die  Landesgenossenschaft  bei  einer  Feilbietung  mitbieten 
will.  Es  ist  jedoch  fraglich ,  ob  diese  Bestimmung  allein  schon 
den  Grundwert  so  weit  herabdrflcken  wird,  dafs  die  Landes- 
genossenschaft im  grOfseren  Umfange  zur  Bildung  von  Renten- 
gfltem  wird  schreiten  können.  Denn  zunächst  werden  gerade 
Ausnahmen  zu  Gunsten  von  Anstalten  gestattet,  deren  Satzposten 
schon  deshalb,  weil  sie  an  erster  Stelle  stehen,  gern  von  dem 
Kaufer  Qbemommen  werden,  und  sodann  Ulfst  sich  diese  Bestim- 
mung ja  ganz  leicht  umgehen,  indem  der  Käufer  eine  Mittels- 
person sucht,  welche  ihm  das  von  dem  Meistbote  gecfcn  spätere 
Kintragung  in  das  Grundbuch  vorschiefst,  was  er  nicht  gerade 
selbst  haar  besitzt,  ein  \  erfahren.  welches  blofs  einige  Kosten  für 
X'ermögensübertragungsgebühren  und  dergleichen  verursacht. 
\'or  allem  aber  würde  das  Verbot,  bei  E.xekutioiien  einen  Teil 
des  Meistbütes  aut  dem  Gute  stehen  lassen  zu  diufen.  dem 
Güterhandel  einen  mächtigen  Aufschwung  verleihen.  Vermutlich 
wQrde  sehr  bald  ein  Kreis  von  Kapitalisten,  eine  Art  von  Lid- 
tationshyflnen,  bei  Feilbietungen  auf  den  Plan  treten,  welcher, 
dank  den  Bestimmungen  des  Rentengatergesetzes,  billig,  wenn 
auch  Aber  der  den  Landesgenossenschaften  gezogenen  Grenze  zu 
kaufen  vermag,  um  dann  die  Liegenschaft  unter  reichlicher  Be- 
lastung durch  KaufschiUingsreste  aus  freier  Hand  weiterzugeben. 
Aber  selbst  wenn  wir  annehmen  wollten,  dafs  das  Verbot,  Kauf- 
schiUingsreste zu  Obernehmen,  den  Kreis  der  Käufer  in  dem 
Mafse  verringern  sollte,  als  die  Möglichkeit,  gegen  Rente  zu 
kaufen,  diesen  Kreis  erweitert,  so  ist  es  dennoch  fraglich,  ob 
damit  zugleich  die  Meistbote  so  tiel  sinken  würden,  dafs  sie  in 
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das  Zwanzig-  beziehungsweise  Fflnfundzwanzigfache  des  Katastral* 

reinertrages  fielen. ^) 

Kill  weiterer  Einwand,  der  sich  gegen  unsere  Behauptung 
erheben  lafst.  die  Landesgenossenschaft  werde  nur  ausnahmsweise 
GOter  erwerben  können,  kann  dahin  gehen,  dafs  das  Multiplum 
des  Katastralreinertrages  die  Grenze  des  Mitbictcns  nur  ganz 
roh  ausdrücke,  nachdem  doch  auch  der  Wert  der  Gebäude,  des 
Inventars,  der  Bestockunp  u.  s.  w.  mit  in  Rechnung  gezogen  werden 
müsse,  während  umgekehrt  der  Wert  der  Steuern  in  Abzug  zu 
bringen  sei.  So  richtig  die  Bemerkung  ist,  so  sind  wir  nicht  in 
der  Lage,  die  Frage  genau  zu  beantworten,  ob  bei  Berücksichti- 
gung dieser  F'aktoren  die  Grenze  crhebhch  erweitert  würde.  Die 
statistischen  Tabellen  geben  uub  allerdings  die  Höhe  der  Steuern 
an,  und  darnach  läl'st  sich  an  der  Hand  der  gesetzhchen  Bestim- 
mungen der  Hauswert  berechnen.  Nicht  berechnen  läfst  sich 
hingegen  der  Wert  von  Inventar  und  Bestockung,  welcher  zu  dem 
Zwanzigfachen  des  Katastralreinertrages  hinzuzurechnen  ist,  und 
nicht  berechnen  läfst  sich  die  Passivpost  der  Abgaben,  nachdem 
uns  nur  die  staatlichen  Steuern,  nicht  aber  die  Landes-  und  Ge- 
meindeumlagen bekannt  sind.  Ich  habe  deshalb  fllr  fünf  Höfe, 
welche  im  Jahre  1892  in  Obersteiermark  aus  freier  Hand  und 
ohne  Inventar  verkauft  wurden,  und  deren  Verhältnisse  mir  genau 
bekannt  sind,  die  Berechnung  nach  den  Bestimmungen  des  Gesetz- 
entwurfes aufgestellt^)   Sie  ergiebt,  selbst  wenn  wir  25  pCt  des 

*)  Würde  das  Verbot,  bei  Exekutionen  Forderungen  auf  das  Meistbot  zu 
Qbernehmen,  wirksam  werden,  so  stellte  es  Mch  als  sdiwerer  Eingriff  in  wolil- 
erworbene  Privstrechte  dar.  Denn  indem  es  das  Meiatbot  herabsetzte,  bewirkte  es 
soi^eicb,  dafs  ein  bedeatendltfrtiererPerzentsativonHypothekargliubifetQ  mitsdoMm 
Forderungen  durchfiele,  als  dies  bisher  der  Fall  war.  Es  ist  aber  nicht  einzusehen, 
warum  gerade  nur  die  an  zweiter  und  dritter  Stelle  eingetragenen  Hypotheken- 
gläubiger  die  Kosten  der  an  sich  notwendigen  Grundentwertung  tragen  sollen. 

*)  A. 


Hof 

Fliehe  in  Joch  (1  Joch  =  0,575  ha) 

Katastral- 
rcinertrag 

in  (iuldcn 

Anmerkungen 

Bau- 

area 

Utl'l 

f  ..iMi'li 

Acker 

und 

\Vi.  -  .■ 

Wald 

Weide 

zusammen 

I 

II 

496 

736 

1150 

70 
^600 

782 

151,95 
141,70 

Haus  teilweise  ver- 
mialet.  >.-.''<«b 

1600 

1044 
1600 

'*T605 

888 
^^1600 

*^1600 

375 
*'l600 

^°1600 
377 
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Kaufpreises  in  Abschlag  bringen,  da  die  Höfe  sich  in  vollsUndig 
devastiertem  Zustande  befanden,  dafs  die  Landesgenossenschaft 
selbst  bei  gflnstigster  Annahme  wenig  mehr  als  die  Hälfte  des 

Verkehrswertes  hätte  bieten  können,  dafs  somit  in  dem  vorlie- 
genden Falle  auch  durch  die  genaue  Berechnung  aller  in  Betracht 
kommenden  Faktoren  die  Grenze  des  Mitbietens  nur  unmerklich 
erweitert  wurde.  Allerdings  würden  sich  die  Verhältnisse  in  dem 
Augenblicke  verschieben,  wo  der  Wert  der  Bestückung  ein  höherer 
wäre,  da  im  vorliegenden  Falle  eben  der  Wald  fast  vollständig 


FUche  in  Joch  (1  Joch  -*  0,575  ha) 

Katastral- 

Hof 

Bau- 
area 

und 

Garten 

Acker 

und 
Wiese 

Wald 

Weide 

zusammen 

reineitng 
in  Gulden 

Anmeriiungen 

III 

998 
1600 

1510 
2^600 

265 
*'l600 

1310 
1600 

883 
®^1600 

163.21 

IV 

355 
1600 

851 

964 
^'l6ÖÖ 

1159 
1600 

98 

74  

'^1600 

197,52 

61               ,  . 
-  unproduktiv 

1600  ^ 

V 

581 
1600 

1055 
^1600 

788 
^«>16ÖÖ 

1516 
^600 

740 
*^*1600 

126,73 

B. 


u 

i>  e 

20 

25 

Haus 
Steuer 

ert  de 
kung 

S  -2 

Die  Landcsgcno^scn- 

Wurde  im  Jahi 
1892  verkauft  u 

Hof 

facher  Kntasbral- 
rdnertnig 

[  50  fache 
klassen: 

IOfac 
Zinsei 

^  o 

< 

20  fache  1 
und  Ab 

schaft  hatte  mitzubieten 
bis  zum  Betrage  von 

G  II 

1   d  e 

n 

I 

3039 

3798,75 

105 

1030 

«000 

2090 

3084,00  bez.  3843,75 

6900 

II 

2834 

3542,50 

85 

2000 

1440,20 

3478,80  bez.  4187,30 

7500 

III 

3264,20 

4080.'i5 

75 



1000 

1634,20 

2705,00  bez.  3521,05 

7700 

IV 

3950,40 

4938 

85 

1954,60 

2080,80  bez.  3068,40 

9000 

V 

2534,60 

3 1 68.25 

75 

1000 

1298 

2311.60  bez.  2945.25 

9200 

Zus. 

15  622,20|  19  527,75 

425 

1030 

5000 

8417 

13660,20  bez.  17  565,75  |40  300 

In  Steiermark  besteht  die  Naturalverpflegiuif  der  Armen  (Einleger).  Der 
Wert  dieser  Nstorslverpflegnng  ist  in  obiger  Berechnung  for  den  Hof  mit  5  f1. 

angenommen,  was  gewifs  weit  hinter  dem  wirklichin  Aufwände  zurückbleibt. 
Aufscriicm  wurden  seither  die  Steuerzuschläge  ^ur  Deckung  der  Landeserforder- 
nisse von  33  pCt.  auf  40  pCt.  erhöht,  so  dafs  der  zwanzigfachc  Betrag  der 
Steuern  and  Abgaben  entapreehend  gestiegen  ist 
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deva^tit  !  t  ist.  Dies  ist  aber  bei  bauerlichem  Besitze  durchaus  die 
Regel,  da  das  Schlagen  des  Waldes  und  Auftrieb  von  Vieh  in 
denselben  in  der  Regel  ebenso  Symptom  wie  Ursache  des  wirt- 
scliaftlichcii  W  rfalles  bilden.  Man  kann  daher  annehmen,  dnls  in 
dem  Werte  der  im  Jahre  1891  exekutiv  verkanl'trn  Liegenschaften 
der  Wert  der  Waldbestockung  durchaus  eine  unbedeutende  Rolle 
spielte  und  dals  somit  durch  Berücksichtigung  desselben  die 
Grenze,  bis  zu  welcher  die  Landesgenossenschaften  h.'Uten  nu't- 
bicten  können,  nicht  wesentlich  erweitert  worden  wäre.  So  wie 
die  Dinge  liegen,  ist  es  also  derzeit  vollständig  ausgeschlossen, 
dafs  die  Landesgenossenschaften  bei  Feilbietungen  eine  solche 
Menge  von  Gütern  erwerben,  dafs  sich  der  Aufwand  einer  so 
grofsen  und  schwerfalligen  Organisation  rechtfertigen  liefse.  Frei* 
wilUg  wird  aber  unter  den  im  Entwürfe  festgesetzten  Bedingungen 
niemand  ein  Rentengut  bilden,  da  dies  selbst  bei  minder  ver« 
schuldeten  Grundbesitzern  einer  vollständigen  Konfiskation  des 
Vermögens  gleichkäme,  von  dem  der  Grundbesitzer  durch  Ver- 
kauf aus  freier  Man J  wenigstens  noch  Feile  retten  kann. 

Ks  entsteht  nun  die  Frage,  wie  das  Ackerbauministerium 
meinen  konnte,  mit  Hilfe  eiivs  -o  beschaffenen  Gesetzes  eine 
Neuorganisation  dt  r  Landwirt-rlialt  durchlühren  zu  können, 
mufste  es  ihm  doch  ebenso  wie  den  Kritikern  klar  sein,  daf> 
unter  solchen  L'mständen  nur  ausnahmsweise  Liegenschaften  zu 
erwerben  sein  würden.  Da  ist  es  denn  ein  öffentliches  Ge- 
heimnis, dafs  ursprünglich  geplant  war,  die  Landesgenossen- 
schaft weit  höher  mitbieten  zu  lassen,  als  dies  der  Entwurf 
bestimmt,  dafs  dieser  Plan  aber  an  dem  Widerstande  des  Finanz- 
ministeriums scheiterte,  welches  befQrchtete,  da(d  in  dem  Falle 
die  Haftung  des  Staates  für  die  Verzinsung  der  Rentenbriefe 
kein  bloiser  Aufputz  des  Gesetzes  bleiben  werde.  Die  christlich- 
sozialen  Herren  des  Ackerbauministeriums  tragen  somit  an  dem 
Widersinn  des  Gesetzentwurfes  keine  .Schuld,  mit  der  Vorlage 
ihres  verstOmmeiten  Entwurfes  haben  sie  aber  ein  wertvolles 
Zeugnis  für  die  Ohnmacht  ihrer  Bestrebungen  gegenüber  der 
kapitalistischen  Gesellschaft  abgelegt,  denn  eine  günstigere  Zeit 
Regierungsvorlagen  in  ihrem  Sinne  zu  gestalten  als  die.  in 
welcher  sämtliche  beteiligten  Kes-ortminister.  der  Finanzininister 
vor  allem,  entschiedene  Anhjinger  ihrer  Partei  waren,  werden  die 
Christlichsozialen  doch  kaum  mehr  zu  erleben  hoffen. 

Setzen  wir  uns  inde^  einen  Augenblick  über  diese  Schwierig- 
keit hinaus  und  nehmen    wir  an,  daCs  der  Landesgenossen- 
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Schaft  die  Befugnis  erteilt  werde,  auch  bis  zu  einem  höheren 

Betrage  z.  B.  dem  fünfzigfachen  des  Katastratreinertrages  mit- 
znbi«  teil.  Würde  in  diesem  Falle  der  Zweck  des  Gesetzes  die 
Landwirtschaft  zu  entlasten  und  einen  leistungsfähigeren  Grund- 
bt'sitzerstand  zu  schaffen,  erreicht  werden?  Keineswegs.  Zu- 
nächst wäre  durch  die  Bildung  eines  Rentengutes  eine  Entlastung 
des  GruiidkapitaLs  noch  nicht  eingetreten,  es  hätte  sich  blos  die 
Kaj)italschuld  in  eine  Rentenschuld  verwandelt.  Der  Aufwand 
für  die  X'erzin^ung  w;lre  allerdings  kleiner  als  der  für  die  \'er- 
zinsung  der  Kapitalschuld,  wenn  auch  nicht  in  dem  Malse.  als 
n»an  anzunehmen  geneigt  sein  dürfte,  denn  zunächst  steht  nichts 
im  Wege,  auch  unter  der  Herrschaft  der  heutigen  Formen  der 
Verschuldung,  durch  Schaffung  einer  Kreditorganisation  den 
1 1 ypothekenzinsfufs  beträchtlich  herabzudrtlcken^)  und  sodann 
wird  die  Landesgenossenschaft  den  Zinsfufs  fltr  die  Renten- 
kapitalien wenigstens  nicht  zu  Beginn  unter  die  Höhe  des  landes- 
üblichen herabdrOcken  können.  Denn  nachdem  der  Gesamtbetrag 
der  von  der  Landesgenossenschaft  ausgegebenen  Rentenbriefe 
keineswegs  gröfser  sein  darf,  als  die  Summe  der  für  die  einzelnen 
Liegenschaften  bestimmten  Rentenkapitalien  (§  64).  so  iiiufs  die 
Landesgenossenschaft  darnach  trachten,  den  Kurs  der  Kenten- 
briefe  auf  pari  zu  haltt  n.  Neben  der  V^erzinsung  mufs  aber 
der  Rentengutsbesitzer  noch  die  Tilgungsquote  aufbringen,  so 
dafs  die-  von  ihm  zu  leistenden  Zahlungen  durch  r>egründung  des 
Renlengutes  nicht  wesentlich  herabgedrückt  werden  würden. 
Allerdings  wird  durch  die  rcgelmäfsige  liezahhmg  (!<  r  l  ilgungs- 
quote  seine  Schuldenlast  verkleinert,  aber  welclieii  Trost  gewahrt 
die  Aussicht  durch  Zahlung  von  sechszig  Jahresrenten  seine 
Schulden  tilgen  können,  wenn  man  die  erste  nicht  aufzubringen 
vermag! 

Wir  sehen  also,  die  Entlastung  des  Grundbesitzes  bietet 
auch  unter  derHerrschafl  desRentengOtergesetzes  seine  Schwierig- 
keit. Auch  unter  seiner  Herrschaft  wird  sich  nur  jenes  Gut  ent- 
lasten lassen,  dessen  Besitzer  wahrend  der  Tilgungsperiode  die 
Rente  aufzubringen  vermag.  Aber  auch  unter  dieser  Voraus- 
setzung besafsen  wir  erst  in  50 — 60  Jahren«  nachdem  die  Bildung 

')  Vergleiche  den  erschöpfenden  Aufsatz  von  Walter  Schiff:  Die  Konver- 
tirung  der  Hypothekenschalden  und  das  österreichische  Zivilrecht.  Zeitschrift 

für  Volliswirtschaft,  Sozialpolitik  und  Verwaltung.  Organ  der  Gcscllscliaft 
Österreichischer  Volkswirte.  iL  Bd.,  3.  Heft,  S.  419  ff.  und  Ii.  Bd.,  4.  Heft, 
S.  497  ff. 
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von  Rentengatern  aUgemcin  geworden,  einen  kraftigen  Stand  von 

Grundbesitzern,  falls  inzwischen  nicht  neue  Lasten  auf  den 
Grundbesitz  gehäuft  werden.  Soll  daher  die  Ablösung  der  gegen- 
wärtigen Lasten  nicht  eine  reine  Danaidenarbeit  sein,  so  mufe 
zugleich  auch  der  Neuverschuldung  ein  Riegel  vorgesdioben 
werden.  In  der  That  hat  denn  auch  Freiherr  von  Vogelsang  an 
die  Ablösung  der  Hypothckarschulden  die  Forderung  geknüpft, 
die  Grundbücher  in  Zukunft  für  jede  .Schuld  oder  doch  wenigstens 
für  jede,  die  nicht  Meliorationen  zu  dienen  bestimmt  ist,  zu 
schliefscn.  Er  hatte  damit  die  Absicht,  nicht  blos  das  leichtsinnige 
Schuldcnmachen  unmöglich  zu  machen,  sondern  auch  vor  allem 
den  Besitzkredit  zu  beseitigen,  den  er  ja,  wie  bereits  oben  erw.ihnt 
wurde,  in  erster  Reihe  für  die  Versciuildung  unserer  Grund 
besitzer  verantwortlich  macht.  Auch  unsere  Entwürfe  bewegen 
sich  in  derselben  Richtung.  Auch  sie  wollen  nicht  blos  den 
Grundbesitz  entlasten,  sondern  ihn  auch  in  unbelastetem  oder 
doch  wenig  belastetem  Zustande  erhalten,  da  er  nur  so  die 
sozialen  Aufgaben  erfllUen  kOnne,  die  ihm  gestellt  sind.^)  Sehen 
wir  zu,  wie  das  Ackerbauministerium  dieses  Ziel  erreichen  will 
Nach  §  34  des  zweiten  Gesetzentwurfes  kann  an  einem 
Rentengut,  dessen  Früchten,  dessen  Zubehör  und  dem  ftlr  dessen 
Früchte  erzielten  Erlöse  weder  ein  vertragsmäfsiges  noch  gesetz- 
liches Pfandrecht  begründet  werden.  Damit  ist  nicht  blos  jede 
Art  der  Grundverschuldung  ausgeschlossen,  sondern  auch  dem 
Personalkredit  eine  Schranke  gezogen,  da  niemand  einend  Grund- 
besitzer weitgehenden  Kredit  gewähren  wird,  der  gegen  Exekution 
weit  mehr  geschützt  ist.  als  dies  durch  irgend  ein  Heimstatten- 
gesetz der  Fall  sein  konnte.  Nur  in  ganz  bestimmten,  im  Gesetze 
aufgezählten  Fällen  kann  eine  neue  X'ersrhuldung  der  Renten- 
güter eintreten.  Wenn  der  Rentengutsbesitzer  melioriren  will, 
wenn  ihn  ein  erheblicher  Elementarschaden  oder  ein  sonstiger 
Unglücksfall  trifft,  wenn  er  seine  Töchter  auszustatten  oder  aufscr- 
ordentliche  Erziehungsausgaben  zu  leisten  hat,  wird  ihm  von  der 
Landesgenossenschaft  ein  Rentcndarlelien  gewährt,  wodurch  die 
Tilgung  seiner  Rentenschuld  verzögert  wird.  Der  Entwurf  kennt 
somit  neben  dem  Kredit  zu  Meliorationszwecken  noch  zwei  andere 
Arten  des  Kredits,  den  Notkredit  und  den  Abfindungskredit. 
Indem  aber  die  Kreditgewährung  in  diesen  Fallen  an  ganz  be- 
stimmte Voraussetzungen    geknüpft  ist,   soll  eine  irgendwie 


*)  Vergleiche  die  erliatemden  Bemerkungen  lu  den  Gesetzentwürfen.  S.  3. 
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stärkere  Belastung  des  Gruruibesitzes  durch  anderen   als  Melio- 
rationskredit,   also    zu    produktiven    Zwecken  aufgenommenen 
Kredit,  ausgeschlossen  werden.    Dieser  Zweck  wird  aber  hin- 
sichtlich des  Besitzkredites  in  keiner  Weise  erreicht,  denn  wenn 
es  auch   der  Landcsgenossenschaft   freisteht,   auf  die  H(»he  der 
Verschuldung,  die  der  Rentengutsbesitzer  bei  Ausstattung  seiner 
Töchter  eingehen  will,  einen  Einflufs  zu  nehmen,  indem  sie  nur 
berechtigt,  nicht  aber  verpflichtet  ist,  zu  diesem  Zwecke  ein 
Rentendarlehen  bis  zur  gesetzlich  bestimmten  Grenze  zu  ge- 
wahren» so  vermag  sie  doch,  eine  Ursache  einer  neuen  und  meist 
vollen  Verschuldung  ähnlicher  Art  nicht  auszuschliefsen.  Die 
Ursache  dieser  Verschuldung  ist  mit  dem  Besitzwechsel  beim 
Ableben  des  Rentengutsbesitzers,  welcher  innerhalb  eines  Zeit' 
raumes  von  60  Jahren,  also  innerhalb  der  gesetzlichen  Tilgungs- 
periode des  Rentengutskapitals,  mindestens  einmal  eintreten  wird, 
gegeben.    Denn  mit  dem  Ableben  des  Rentengutsbesitzers  er- 
lischt der  ursprüngliche  Renten gutsvertrag.   Es  wird,  wie  bei 
verfügter  Zwangsenteignung,  mit  der  Verlassenschaft  eine  Ab- 
rechnung gepflogen,  wobei  den  Erben  das  Guthaben  des  Renten- 
gutsbe.-^itzers  an  die  Landesgenossenschaft,   das  sich  hauptsAch- 
lich  aus  den  geleisteten  Tilgungsquotcn  zusammensetzt,  ausgefolgt 
wird.    Wer  nun  das  Kentengut   übernimmt,   mag  dies  der  von 
dem  Verstorbenen  bezeichnete  Krbe  sein,  dem  nach  §  52  zun»1chst 
die  Uebernahme  gebührt,  oder  eine  beliebige  andere  Person,  der 
wird  nicht  blos  mit  der  Landesgenossenschaft  einen  neuen  Renten- 
gutsvertrag schliefsen.  sondern  auch  die  Verpflichtung  zur  vollen 
Rentenzahlung  übernehmen  müssen.')  Was  ist  aber  die  Renten- 
schuld, die  der  Rentengutsübemehmer  eingeht,  anders  als  Besitz- 
kredit?  Wodurch  unterscheidet  sich  die  Rentenschuld,  die  der 
Sohn  nach  dem  Ableben  des  Vaters  und  nach  Erbteilung  mit 
seinen  Geschwistern  bei  dem  Abschlufs  des  Rentengutsvertrages 
Qbernimmt,  von  den  heutigen  Abfindungskrediten  anders,  als  durch 
das  rein  aulserliche  Moment  der  Verschuldungsform?  Und  heifst 
es  nicht  Kaufschillingsreste  Qbemehmen,  wenn  nach  dem  Tode 
des  Rentengutsbesitzers  irgend  ein  Dritter  den  Rentengutsvertrag 
mit  der  Genossenschaft  abschliefst,  ohne  zugleich  sämtliche 

^)  Bei  einer  Amortiaationsquotc  von  '/s  pCt.  ist  in  30  Jahren,  und  länger  wird 
man  im  DurchachniUe  die  Wirtschaftspcriode  eines  Rentengutsbesitxers  nicht 
annehmen  können,  erst  */«  des  Rentengatsicapitals  getilgt.  Der  Erbe  wird  daher 
r^lmflfstg  kaum  unter  gfinstigcren  Bedingungen  das  Reatengut  Obemehmen 
können. 


Digitized  by  Google 


454  Michae  Hainisch, 

a 

Renten  im  Voraus  zu  entrichten,  beziehungsweise  das  Renten* 
gutskapitai  zu  erlegen?  Wir  sehen  also,  dafs  die  Verschuldung 
des  Grundbesitzes  durch  Besitzkredit,  worin  das  Ackerbau- 
ministerium  eine  Ursache  des  landwirtschafVlichen  Niederganges 
sieht,  ^)  durch  das  RentengOtergesetz  nicht  nur  nicht  beseitigt 
wftre,  sondern  dafs  ihr  durch  das  erwähnte  Gesetz  erst  recht  Thor 
und  ThQr  geOffnet  wOrde.  Denn  indem  die  Landesgenossenschaft 
von  dem  Uebemehmer  eines  Rentengutes  eine  Rente  zu  ver- 
langen berechtigt  ist,  die  der  Verzinsung  und  Tilgung  des  ganzen 
R  c  n t e n gu  t s k  a  p  i  t  a  1  s  gleichkommt,  wird  d c  r  \' e  r schuldung  durch  B es i tz - 
kredit  eine  Ausdehnung  gegeben,  welche  heute,  wo  gleiche  Erb- 
teiiung  bei  Uebernahme  von  landwirtschaftlichen  Liegenschaften 
äufserst  selten  vorkommt  und  der  Höhe  der  Kaufschillingsreste 
durch  das  Interesse  des  Verkäufers  an  ihrer  Kinbringlichkcit  eine 
(irenze  gezogen  wird,  ganz  unhekaiiut  ist.  Dal-,  aber  der 
i\i  ntengutsübernehmer  von  der  Erlaubnis  des  deselzes.  sich 
durch  Besitzkredit  zu  verschulden,  keinen  Gebrauch  machen 
sollte,  erscheint  ausgeschlossen,  da  mit  der  ICintührung  des 
Rentengutssystems  eine  Erhöhung  seiner  Kaul  kraft  in  keiner  Weise 
gegeben  wäre. 

Wirksamer  als  gegenüber  dem  Besitzkredit  erweisen  sich  die 
Bestimmungen  des  Entwurfes  gegen  die  Verschuldung  aus  anderen 
Ursachen.  Mit  Ausnahme  von  den  im  Gesetz  ausdrücklich  bestimmten 
Fallen  ist  eine  Verschuldung  des  Rentengutes  aus  Not  ebenso 
ausgeschlossen,  wie  die  aus  Leichtsinn.  Es  ist  aber  die  Frage, 
ob  damit  schon  sehr  viel  gethan  ist  Sicher  tragt  die  Leichtig- 
keit mit  der  man  Schulden  aufnehmen  kann,  bis  zu  einem  gewissen 
Grade  zur  Verschuldung  bei,  ahnlich  wie  die  grofse  Zahl  der 
Schenken  den  Alkoholismus  fördert.  Nichtsdestoweniger  wäre  es 
nicinrs  Erachtens  verfehlt,  die  Hunderttausende  von  Landwirten, 
die  derartige  Schulden  aufgenommen  haben,  schlechtweg  mit 
sorglosen  Stud<  nt'  n  '.der  Kavallericoffizieren  auf  eine  Stufe 
stellen  zu  wollen.  Icii  glaube  bei  praktischen  Landwirten  keinem 
Widerspruch  zu  beu«gnen,  wenn  ich  behaupte,  dafs  von  den 
Schulden,  welche  \\  (  (i(  r  zum  Zwecke  der  Ahtiuduug.  des  Kaufes 
oder  lier  .Meliorati*»!!  aufg'  iiunimen  wurcK  ii.  nur  ein  verhältnis- 
niiir>ig  kleiner  Teil  direkt  auf  Leichtsinn  und  Unerfahrcnheit 
zurückzuführen  ist.  und  dafs  der  Rest  seine  Entstehung  einfach 
der  wirtschaftlichen  Not  verdankt,  die,  so  sehr  sie  auch  durch  das 


*)  Vergleiche  licjliigtn  zu  den  Erläuterungen.    S.  402  iT. 


Digitized  by  Google 


Die  geplante  Agrarreform  in  Oesterreich. 


455 


Anwadisen  der  Schuldenlast  vergröfsert  werden  mag.  ihren  Ur- 
sprung in  rein  wirtschaftlichen  Verhaltnissen  findet. 

Wie  in  jeder  anderen  Wirtschaft  stehen  auch  in  der  des 
Grundbesitzers  den  Einnahmen  Ausgaben  gegenober,  die  den 
Ersteren  zum  mindesten  di^  Wage  halten  mflssen»  soll  der  Betrieb 
sich  dauernd  erhalten  können.  Ist  die  Summe  der  Ausgaben 
gröfser  als  die  der  Einnahmen,  sei  es,  weil  die  Ausgaben  ge- 
stiegen oder  weil  die  Einnahmen  sich  vermindert  haben,  so  entsteht 
ein  Defizit,  welches  weder  durch  eine  Aenderung  der  Besitz-  noch 
durch  eine  solche  der  Verschuldungsform  beseitigt  werden  kann. 
Es  kann  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  selbst  die  unverschuldete 
Landwirtschaft  in  weiten  Gebieten  Oesterreichs  keinen  Reinertrag 
abwirft,  ja  dafs  sogar  ein  beträchtlicher  Teil  derselben  eine  Unter- 
bilanz macht,  die  nur  deshalb  zu  keiner  gröfscren  Erhöhung  der 
Gesanitverschuldung  fülirt,  weil  ficr  rirofsgrundbfsitz  -.irh  vor- 
wiegend in  kapitalkräftigen  Händen  beiludet  und  der  gruUle  Teil 
des  Bauernstandes  vom  Kapital  zehrt,  indem  er  eleu  Wald 
abholzt,  die  Gesetze  der  lanclwirischaftlichen  Statik  nicht  tx  achtet. 
seine  Baulichkeiten  vernachlässiqt  und  sein  Inventar  abmitzt.^i 
W'a-.  soll  unter  solchen  Verhältnissen  durch  die  Einiührung  des 
Rentengülerwesens  erreicht  werden?  So  lange  die  Produktions- 
bedingungen und  PreisverhAltnisse  der  landwirtschaftlichen  Pro- 
dukte die  heutigen  sind,  wird  einfach  ein  grofser  Teil  der  Renten- 
gutsbesitzer die  Rente  nicht  regelmflfsig  zahlen  können.  Denn 
wenn  es  in  bäuerlichen  Kreisen  als  Axiom  gilt,  dafs  nur  der  gar 
nicht  oder  nur  der  mftfsig  verschuldete  Grundbesitzer  bei  Fleifs 
und  Sparsamkeit  bestehen  könne,  so  ist  damit  zugleich  das  Todes- 
urteil Ober  jene  gesprochen,  die  neben  den  gewöhnlichen  Aus- 
lagen noch  die  Verzinsung  und  Amortisation  des  ganzen  Grund- 
wertes in  der  Form  einer  Rente  aufzubringen  haben.  Die  Ein- 
bringlichkeit  der  Rente  wird  durch  die  Bestimmung,  dafs  bei  Er- 
werbung von  Liegenschaften  auf  dem  Wege  der  Feilbietung  zur 

Vor  wenigen  l  agen  sprach  eine  Deputatif)n  steierischer  Bauern  bti  dem 
Ackert>aumiiiister  vor,  um  von  ihm  die  Aufhebung  des,  im  Interesse  der  Wuld- 
wiitschaft  eriassenen  VcriK»tes  des  Brandens  zu  erbitten,  da  die  obersteierischen 
Bauern  sonst  nicht  bestehen  konnten.  Auch  die  Thatsache,  da&  in  den  Alpen- 
ttndeni  grO&ere  Beiilser  au^dcanfte  BauemgOter  in  Wald  verwandeln,  ist  nicht 
immer  blos  auf  die  Jai^dlcidcnschaft  zurQckzufDhren ,  deren  AuswQchse  niemand 
vertcidipfn  kann;  die  AulTorstunir«*"  finden  statt,  weil  auf  den  vollständiic  aus- 
gesogenen Gründen  eine  andere  Kultur  privat-  und  voikswirtschaftiich  unmög- 
lich ist. 

ArcUv  für  aot.  GeMicmebg.  u.  SutUtik.  VII.  30 
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Uebernahme  des  Rentengutes  zunächst  der  Exekut  zu  berufen  sei. 
gewifs  nicht  gefordert.  Nicht  als  ob  ich  die  humanen  Er- 
wägungen, denen  diese  Bestimmung  ihren  Ursprung  verdankt. 

nicht  anerkennen  oder  gar  den  Exekutcn  ftlr  den  Niedergang 
seiner  Wirtsc  halt  von  vornherein  verantwortlich  machen  wollte, 
aber  die  Krtahiung  lehrt,  dals  wirtschafiiiche  Not.  au^>  der  es 
kein  Entrinnen  stiebt,  die  Thatkraft  lähmt  und  den  Leicht?,iniJ 
fördert,  mit  anderen  Worten  depravierend  selbst  auf  durchaus 
tüchtige  Menschen  einwirkt.  Es  ist  daher  anzunehmen,  dafs  die 
Bevorzugung  der  Exekuten  bei  der  Bildung  von  Rentengütem. 
selbst  wenn  die  Landesgenossenschaft  von  ihrem  Aussctiliefsungs* 
rechte  vollen  Gebrauch  macht,  nicht  das  Postulat  Schflffler's  er> 
fallt,  dafs  der  Grund  in  die  Hände  des  besten  Wirtes  ge- 
langen solle. 

Der  Rt  ntt  ngütergesetzentwurf  gestattet  es  allerdings,  gegen 
Rentengutsbesit/i  t  wc  K  he  mit  der  Zahlung  ihrer  Rente  ip  ROck- 
Stande  sind  oder  das  Gut  deterriorieren,  mit  Zwangsvcrwaltung 
und  Enteignunc^  vorzugehen.  Diese  summarischen  Mittel  mögen 
ganz  am  Plai/.e  sein,  sobald  die  Saumseligkeit  des  Zahlens  odtr 
die  Deterrioriei  img  eine  vereinzelte  Erscheinung  ist.  Tritt  der 
Fall  aber  hüuhg  ein.  so  wird  Grund  und  Boden  im  grölscren 
Malse  zur  Landesgenossenschaft  zurückkehren,  welche  sich  vor 
diesem  Uebel,  das  zugleich  eine  teure  Verwaltung  der  zurOck- 
gestellten  Güter  bedingt,  nicht  anders  wird  schätzen  können,  als 
indem  sie  die  von  dem  Einzelnen  zu  zahlende  Rente,  entsprechend 
der  Ertragsfthigkeit  des  Gutes,  herabsetzt.  An  der  rein  Öko- 
nomischen Thatsache,  dafs  der  Grund  und  Boden  einen  Verkehrs- 
wert erreicht  hat,  der  mit  dem  sinkenden  Ertrage  in  keinem  X'er- 
hältnisse  steht,  scheitert  der  Versuch,  unsere  derzeitigen  Grund' 
besitzverhältnisse  durch  Reformen  juristischer  Natur  erhalten  zu 
wollen,  da  sie  mit  der  Form  der  Organisation  nur  wenig  zu 
Schäften  iiat.  Denn  auch  unter  der  Ilerischaft  des  heutigen 
Agrarrechtes  würde  bei  dem  sinkenden  Zinsful'se  der  Besit/kredit 
nicht  die  schädliche  Wirkung  üben,  die  ihm  nachgesagt  wird, 
wenn  der  Verkclirswei  t  der  Güter  dem  Ertrage  entspräche.  Soli 
deshalb  der  ganze  Grundbesitzerstand  leistungsfähiger  und  wider- 
standskräftiger werden,  so  kann  dies,  mag  er  in  dieser  oder  jener 
Form  sich  organisieren,  nur  erreicht  werden,  wenn  der  Gnind> 
wert  entsprechend  herabgesetzt  wird.  Diese  Herabsetzung  des 
Verkehrswertes  vollzidit  sich  denn  auch  im  gewissen  Grade,  und 
der  Zusammenbruch  verschuldeter  Grundbesitzer,  sowie  die 
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ücberführung  von  Besitz  in  die  Hände  von  Leuten,  die  entweder 
nicht  ausschliefslich  von  dem  Krtrai^r  der  Landwirtschaft  leben, 
oder  aber  die  Mittel  besitzen,  eine  durch  ein  Men->clienalter 
dauernde,  ungünstige  Konjunktur  auszuhalten,  sind  seine  Sym- 
ptome. Die  I^arzelherung  mittleren  Besitzes  und  die  V'ergröfse- 
rung  der  Latifundien  sind  es  demnach,  welche  den  Prozess  der 
Grundentwertung  aufhalten  und  die  agrarische  Krise  zu  einer 
schleichenden  machen.  Den  Prozess  aber,  wie  dies  vielleicht  ge- 
boten  wflre,  durch  Aufhebung  der  Freiteilbarkeit  und  durch  das 
Verbot  des  Aufkaufens  von  Grund  durch  den  GroCsgrundbesitz 
zu  beschleunigen,  das  widerspricht  dem  Interesse  der  derzeitigen 
verschuldeten  und  unverschuldeten  Grundbesitzer,  ebenso  wie  dem 
der  Hypothekargi.lubiger,  denn  zwischen  dem  Interesse  der  Land- 
wirtschaft und  dem  der  Grundbesitzer  besteht  in  dem  Falle,  wie 
Rudolf  Meyer  richtig  bemerkt,  (  in  Interessengegensat/.^) 

Will  also  die  (»^lerreichische  Regierung  an  Stelle  des  freien 
Besitzes  Rentengüter  setzen,  die  nicht  von  vornherein  existenz- 
unfähig sind,  so  bleibt  ihr  nicht-,  anderes  übrig,  als  sie  mufs  den 
Grund,  den  sie  zum  V'erkehrswert  gckault  liat,  unter  Bedingungen 
weiter  geben,  welche  seiner  Ertragsfähigkeit  bei  herkömmlicher 
Bewirtschaftung  entsprechen,  das  ist  aber  in  aUen  ungünstiger  ge- 
legenen  Gegenden  Oesterreichs,  wo  vom  Boden  keine  Rente  ab- 
fiUlt.  umsonst  Wie  grols  die  Differenz  zwischen  Verkehrswert 
und  Ertragswert  ist,  fflr  die  der  Staat  im  Laufe  weniger  Jahre  und 
Jahrzehnte  aufzukommen  hätte,  entzieht  sich  unserer  Beurteilung. 
Gewifs  scheint  es  mir  jedoch,  dafs  ohiu  eine  Herabsetzung  des 
Verkehrswertes  der  Güter  um  viele  hundert  Millionen  der  Land- 
wirtschaft nicht  geholfen  werden  kann,  mag  man  ihr  was  immer 

h  Rudolf  Ifqrer,  Kapitalismus  fin  de  siide  (S.  354t.  F.in  typisches  Bei- 
spiel fflr  dt-n  Intercs-scngepcnsatz  liefert  die  von  drm  niederöstcrrcichischen  Land- 
tage im  Dezember  189.^  vcninstaltete  Hoierechtb-Enquetc.  Zu  dicb«  r  Enquete 
wurde  je  ein  Experte  aus  jedem  sLädtUichcn  Wahlkreise  und  jedem  ländlichen 
Bctirkafcrichtssprengel  zugezogen,  wobei  der  Landeaauwchufs  im  EiAvemefamen 
mit  den  LaadtagiabgeordneteB  dea  Beiirkea  die  Experten  wlhlte.  Obwohl  nun, 
entsprechend  der  Paiteiatdlnng  der  betreffenden  Abgeordneten,  die  Mehnahl  der 
Experten  aus  Anhingem  der  cbristlich^otialen  Partei  bestehen  mufste,  wurde 
doch  zum  profscn  Vcrdrussc  der  Führer  der  Antrag  auf  Einführung  des  obliga- 
tonschen  l^lofcrcchtä  und  Hofcschlusses  mit  grofser  Mehrheit  abgelehnt,  nachdem 
der  Wortführer  der  Liberalen  den  Bauern  begreiflich  gemacht  hatte,  dala  die 
Anlbebnng  der  Frdteilbazfceit  den  Gnmdwert  hembdrflckeB  mOaae.  Veivleidie 
dan  Beiidrt  dea  f  andciiWirhiiMf a  No.  XXXVI,  1893,  iaabcaoBdere  die  Rede 
daa  Experten  Dr.  Weaiaclk. 

30* 
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fdr  eine  Organisadon  zu  geben  suchen.^)  Und  damit  steht  denn 
die  österreichische  Gesetzgebung  vor  der  Alternative,  entweder 
ein  Rentengutsgesetz  zu  machen,  welches  dem  Staate  kein  Opier 
auferlegt,  aber  vAllig  auf  dem  Papiere  bleibt,  oder  aber  tief  in 
den  Staatssäckel  und  das  ist  in  diesem  Falle  der  Säckel  der 
übrigen  Volksklassen  —  zu  greifen,  um  wenigstens  für  ein 
Menschenalter  die  gegenwärtigen  Grundbesitzverhältnisse  zu  er- 
halten. 

Bringt  der  Staat  der  Landwirtschaft  das  Opfer,  die  Abschrei- 
bung von  dem  Preise  der  Liepen-^chaftcn  zu  übernehmen,  so  hat 
er  ein  Hau})thindernis  für  die  I^ildung  der  Rentengütcr  hinweg- 
geräumt, keineswegs  aber  das  einzige.  Denn  Fragen  einer  tlurch- 
greifenden  Organisation  der  Volkswirtschaft  dürfen  nicht  blos 
vom  Standpunkte  abstrakter,  wirtschaftlicher  Zweckmäfsigkeit  be- 
trachtet werden»  man  mufs  sich  auch  die  Fähigkeit  der  Menschen, 
den  Zweck,  den  sich  der  Gesetzgeber  setzt,  zu  begreifen,  und 
ihre  Bereitwilligkeit,  ihn  selbst  unter  Opfern  erreichen  zu  wollen, 
vor  Augen  halten.  Denn  die  Politik  hat  es  nicht  mit  Zahlen, 
die  sich  beliebig  anschreiben  und  gruppieren  lassen,  sondern  mit 
Menschen  zu  thun,  in  deren  Köpfen  sich  die  Dinge  je  nach  dem 
Standpunkte  verschieden  spiegeln,  den  sie  zufolge  ihrer  Erziehung, 
ihrer  Klassenzugehörigkeit,  kurz  ihrer  sozialen  Verhaltnisse  ein- 
nehmen. Auch  diesbezüglich  scheinen  mir  die  Autoren  der  Ge- 
setzentwürfe die  Schwierigkeit,  ihren  Organisationsplan  in  Praxis 
umzusetzen,  unterschätzt  zu  haben.  Der  Geistes-  und  Gemüts- 
zustand unserer  bäuerlichen  Bevölkerung  ist  leider  bis  vor  kurzem 
eine  völlige  Terra  incognita  gewr-en  ICrst  die  Werke  unserer 
irrofscn  V'olksdichter  und  ein/.e!nrr  aus  dem  bäuerhchcn  X'olke 
stammender  Schriftsteller^)  haben  uns  ein  Bild  dieser  Volks- 
schichten entworfen,  das  mit  den  romantischen  An^,chauungen 
früh(  l  er  Zeiten  nicht  völlig  übereinstinmit.  Wie  man  aber  auch 
immer  über  den  Charakter  des  Bauern  urteilen  mag.  darüber  kann 

In  den  ob  sdner  Gnindbesitzverhiltnisse  so  verlisterten  England  voll- 
zieht sich  die  Grimdentwertung  «n  selmerEtosesten,  indem  die  Grundbetitser 

vermöge  ihres  Reichtums  auf  einfn  Teil  ihrrr  Rente  verzichten  können  und  auch 
innorlialb  t\or  P.irhtp'^ri«  «ini  den  Pachtschilliiig  freiwillig:  htrabstticn.  Vergleiche 
Paaschi-,  Du  Lntwickelung  der  britischen  Landwirtschaft  unter  dem  Drucke  der 
ausländischen  Konkurrenz.  Conrad's  Jahrbuch  für  Natiunaiökonuraic  und  Statistik 
1892,  1.  Heft,  S.  7  ff. 

')  So  inri>esondere  '^HHIlibald  Nagl,  dessen  „B«tterns|rfegel*  weit  mcbr 
Beachtung  verdient,  als  er  bisher  gefunden  hat. 
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kein  Zweifel  sein,  dafs  seine  Haupteigenschaft  ein  ausgeprAgter 
Individualismus  ist,  der  häufig  zum  rücksichtslosesten  Egoismus 
ausartet.  Sein  Haus,  in  dem  er  in  patriarchalischer  Weise  un- 
bedingt gebietet,  sein  Fehl,  welches  er  im  Scluvcilse  seines  An- 
gesichts bebaut,  sind  so  mit  ihm  verwachsen,  dais  ihm  jeder  Ein- 
gritV  ni  sein  \'erfügungsrccht  als  eine  unerhuite  Verletzung  seiner 
Person  erscheint.  Und  dies  mit  einem  gewissen  Rechte;  denn 
wenn  es  je  ein  moralisch  unanfechtbares  Eigentom  an  Grund  und 
Boden  gab,  so  ist  es  sicher  das  des  selbstwirtschaftenden  Bauers, 
das  nicht  zum  werbenden  Kapital  wird,  sondern  das  Produktions- 
mittel in  der  Hand  des  Arbeiters  sichert,  welcher  es  im  Sinne  des 
Dichters  im  Schweifse  seines  Angesichts  täglich  neu  erwirbt,  um 
es  zu  besitzen.  Glaubt  man  nun  über  diese  tief  wurzelnden,  weil 
in  der  Natur  der  Sache  begründeten  Gefühle  mit  einem  kühnen 
Sprung  hinwegkommen  zu  können?  Glaubt  man,  dafs  sich  der 
Nhmn  heute  als  ein  aut  seinen  Besitz  stolzer  Hauer  ;^chlafen  legen 
könne,  um  morgen  als  ein  von  den  X  ertrauen-münnern  derLandes- 
geno^senschaft  auf  Schritt  und  Tritt  überwachter  inid  ihren  An- 
ordnungen gelügiger  I\enteiii;ut.'^bcsitzei'  zu  erwachen?  Ks  wäre 
dies  eine  Metamorphose,  würdig,  von  einem  modernen  üvid  be- 
sungen zu  werden.^) 

Soweit  tmsere  Gesetzentwürfe  nicht  blos  ein  Organ  fflr  die 
Vertretung  landwirtschaftlicher  Interessen,  also  eine  Art  Land- 
wirtschaftskammer begründen  wollen,  stellen  sie  sich  als  ein  Ver- 
such dar,  eine  Oiganisation  der  Landwirtschaft  durchzuführen, 
unbekümmert  darum,  ob  die  ökonomischen  und  psychologischen 
Voraussetzungen  einer  solchen  Organi.-sation  vorhanden  sind  oder 
nicht.  L'nd  hiermit  bewegen  sich  die  Entwürfe  ganz  in  dem  Ge- 
dankenkreise der  christlich-sozialen  Partei.  Denn  wo  wir  immer 
den  christlich-sozialen  Ausführungen  folgen,  in  der  Wis-^enschaft, 
in  der  populären  Litteratur,  in  der  lage.spresse  oder  in  tler 
Volksversammlung,  stets  begegnen  wir  der  Aulfassung,  daf-.  das 
Recht  die  sozialen  Verhältnisse  gestalte ,  dafs  es  sich  somit  nur 
darum  handle,  die  Klinke  der  GeseUgebung  in  der  Hand  zu 
haben,  um  einen  sozialen  Neubau  aufzuführen,  der  den  Idealen 
des  christlichen  Volkes  gerecht  wird.   Dem  entsprechend  gilt  die 

')  r>if  ptf  ufslsclit  All  irdlunpskommiäsior«  in  Westpreufscn  und  l'uscn  hat 
«neb  die  Erf.tlirung  gciiiuctil,  dafs  die  Ansiedler  trotz  der  ihnen  gewährten  gün- 
stigen Bedingungen  nar  »ehr  ungern  auf  die  UnablMbarkett  eines  Zehntels  ihrer 
Rente  «ingingen.  Onbei  sind  diese  Ansiedler  viel  weniger  abhangig,  als  die 
Mterreidiiachen  Rentenbauem  es  wiren. 
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ganze  liberale  Epoche,  mag:  n^an  sie  von  der  Zeit  der  französi<- 
schen  Revolution,  vom  Jahre  1848  oder  von  noch  später  datieren, 
als  nichts  anderes  als  das  Ergel)nis  eines  verhängnisvollen  Iii 
tums.  der  nur  dadurch  iH  seitiqt  werden  kann,  dafs  dei"  (ifselz- 
geber  wie  ein  Wanderer,  der  sieh  \erirrt  hat.  /um  Ausgangs- 
pvuikte  zuriickkchrt.  um  den  richtigen  Weg  einzusehlagcn.  Wenn 
wir  dem  gegenüber  einen  wesentlich  verschiedenen  Standpunkt 
einnehmen,  so  geschieht  es  nicht  deshalb,  weil  wir  den  Einflufs 
der  Gesetzgebung  auf  das  soziale  Leben  leugnen,  sondern  weil 
wir  meinen,  dafs  ihrer  erspriefslichen  Wirksamkeit  gewisse 
Grenzen  gezogen  sind.  Nur  wenn  der  Wille  des  Gesetzgebers 
sich  in  der  Richtung  der  sozialen  Entwicketung  bewegt,  wird  er 
Veraltetes  beseitigen  und  Neues.  Lebenskräftiges  an  seine  Stelle 
st  tzen  können.  Berücksichtigt  der  Gesetzgeber  die  thatsachliclien 
Verhältnisse  nicht,  oder  irrt  er  sich  Ober  die  Richtung,  welche 
die  gesellschartliciie  Kntwickelung  einschlügt,  so  scheitern  seine 
Pläne,  sie  nuigen  norh  --o  wohlwollend  und  grols  angelegt  sein. 
Ks  ist  deshalb  ein  hieihendrs  \'ei  ilien--t  d(  s  deutsehen  wissen- 
schaftlichen Soziali-^nnis .  dafs  er.  auch  tu  i  aller  abÜUligen  Kritik 
des  Bestehenden,  mit  der  Lehre  der  ge.>i  Usciialtlichen  Evolution 
den  Begriff  des  notwendigen  Geschehens  nicht  aus  dem  Auge 
verloren  hat.  Hoffen  wir,  dafs  der  voraussichtliche  Mifserfolg 
der  Osterreichischen  Regierungsentwttrfe  manchen  aurrichtigen 
Freund  der  Sozialpolitik  in  den  Reihen  der  Christlich-Sozialen 
davon  überzeugt,  dafs  sich  die  Welt  soziale  Ideale  nicht  auf- 
z¥ringen  Iflfst,  und  dafs  die  wahre  Sozialpolitik  nur  darin  be- 
stehen kann,  die  fortschreitende  Entwickelung  der  menschlichen 
Gesellschaft  zu  unterstotzen  und  zu  einer  schmerzlosen  und  fried- 
lichen zu  gestalten. 
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GESETZGEBUNG. 


SCHWEIZ. 

Das  Zürcher  Gesetz,  betreffend  den  Schutz  der 

Arbeiterinnen. 

Von 

Du.  F.  SCHULER, 

eidgenössischem  t  abrikinspektor. 

Schon  vor  einem  jähre  wurde  in  dieser  Zeitschrift  über  die 
Anstrengungen  berichtet,  welche  in  der  Schweiz  gemacht  werden, 
den  gesetzlichen  Schutz  auf  iiniucr  weitere  Kreise  der  Arbeiter- 
schaft auszudehnen.  l'!s  wurde  darauf  hingewiesen,  wie  dem 
Bund  das  Gesetzgebungsrecht  auf  dem  Gebiet  des  Ciewerbewesens 
vom  Volk  nicht  zugestanden  wurde,  (jbschon  man  sich  eifrigst 
bemüht  hatte,  einen  Verfassungsartikcl  durchzubringen,  der  ihm 
dieses  Recht  verliehen  hätte.  Es  wurde  gezeigt,  wie  nun  ein 
Kanton  nach  dem  andern  sich  an  die  Aufgabe  macht,  Arbeiter- 
Schutzgesetze  zu  schaffen:  wie  diese  Beschränkung  der  Gesetz- 
gebung auf  bestimmte  kleinere  Landestefle  es  ennOgHcht,  sich 
genau  den  vorhandenen  Bedflrfnissen  und  Anschauungen  anzu- 
passen, um  wirklich  Durchfllhrbares  vorzuschreiben,  wie  endlich 
auf  diese  Weise  eine  Menge  wertvoller  Erfahrungen  gesammelt 
werden  können,  die  schliefslich  wieder  einem  Bundesgesetz  zu 
gute  kommen  werden,  das  mit  der  Zeit  gleiches  Recht  und  gleiche 
Ordnung  auf  dem  ganzen  Gebiet  der  Eidgenoasensdiaft,  trotz 
alles  bidierigen  Widerstrebens,  schaffen  wird. 

Aus  dem  bisherigen  Vorgehen  der  Kantone  hat  sich  aber 
auch  ergeben,  dafs  man  von  schüchternen  Anfängen  an  stets  weiter 
geschritten  ist,  dafs  jedes  Gesetz  wieder  etwas  weiter  ging,  als 
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das  vorhergcheiuk,  trnuitigt  durch  die  in  andern  Kantonen  er- 
langten günstigen  Rcbultatc. 

Der  letzte  dieser  Kantone  war  Zürich,    Wer  die  hochent- 
wickelte Industrie  dieses  Kantons  kennt,  mag  sich  darüber  wun- 
dern, dafs  er  nicht  an  der  Spitze  marschierte.    Schienen  doch 
die  Aussichten  ftlr  die  Annahme  eines  Arbeiterschutzgesetzes 
nirgends  günstiger  zu  sein.   Die  grofsstfldtischen  Verhaltnisse 
der  Stadt  ZOrich»  welche  einen  vollen  Dritteil  der  Bevölkerung 
des  Kantons  beherbergt,  die  daraus  entspringenden  oder  doch 
von  denselben  begOnstigten  Mifsstände  in  der  Klein-  und  Haus- 
industrie liefsen  es  dringend  notwendig  erscheinen,  dals  der 
Staat  sich  der  schutzlosen  Arbeiterschaft  annehme.  Uebermafsige 
Ausbeutung  der  Arbeitskraft,namentlich  der  Arbeiterinnen,  schlechte 
EmAhrung  derselben  und  mangelhafte  Wohnungsverhaltnisse,  wo 
sie  von  den  Arbeitgebern  verpflegt  und  untergebracht  wurden, 
waren  der  Gegenstand  seit  Jahren  immer  aufs  neue  wiederholter 
Klagen  in  den  öH'enthchcn  Blättern.   Eine  vielgestaltige  Industrie 
mit  relativ  hohen  Löhnen,  ein  stetig  lebhafter  Bedarf  nach  tüch- 
tigen Ai  beit^kräftcn  i;ab  den  Arbeitern  ein  Ciclühl  der  Sicherheit, 
wenn  sie   sich   i^cgcn  Unrecht  und  Ausbeutung  wehren  wollten. 
Hier  weggeschickt,   waren  sie   dort   baldiger  Unterkunft  wieder 
gcwifs.      Zu    alledem    kamen    vielfache   Arbeitet  Organisationen, 
welche    allen    Bestrebungen   zur  X'erbesserunt;   der  ArbeiterlaLie 
einen  krakigen  Rückhalt  gewahrten.  ArbeilerbUUter.  welche  jeder 
Klage   bereitwillig  Aufnahme   gewährten.    All   dies   wirkte  zu- 
sammen, dafs  die  Arbeiterschaft  auf  den  Erlafs  von  Schutzgesetzen 
hindrängte. 

Sie  fand  einen  gflnstigen  Boden  (Ur  ihre  Bestrebungen.  Zo- 
rich  ist  einer  der  fortschrittlichsten  Kantone  der  Schweiz.  Es  war 
nur  einer  mehr  als  ein  halbes  Jahrhundert  alten  Tradition  gemäfs, 
wenn  man  liebevoll  auf  die  Wünsche  der  Arbeiter  einging.  Diese 
selbst  bilden  einen  gewaltigen  Prozentsatz  der  stimmfiüiigen  Ein- 
wohnerschaft. Die  Industriellen  hatten  keinen  Grund,  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Arbeitgeber  Opposition  zu  machen  —  unter- 
standen ja  ihre  Grofsbetriebe  längst  dem  Fabrikgesetz  und  war 
es  ja  oft  die  gesetzlich  in  keiner  Weise  beschränkte  Arbeit  in 
den  Kleinbetrieben,  welche  die  Konkurrenz  der  letztern  den  Fa- 
briken gefährlich  werden  liefs.  Aehnlich  stand  es  mit  der  land- 
wirtschaftlichen Bevölkerung.  .Sie  direkt  konnte  ein  Arbcitcr- 
srhutzgesctz  nicht  treffen  —  arbeitete  ja  doch  die  Landwirtschaft 
unter  Verhältnissen,  welche  eine  gesetzliche  Regulierung  ihrer 
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Arbeit  und  Arbeitsbedingungen  fast  unmöglich  erscheinen  h'efsen; 
aber  auch  indirekte  konnte  es  selten  unbequem  werden,  da  in 
reifi  landbautreibenden  Gegenden  die  Bedingungen  selten  genug 
zutreffen,  welche  einen  kleinen  industriellen  Betrieb  unter  ein 
Schutzgesetz  fallen  lassen.  Die  Regierung  endlich  hatte  ;>ich 
von  Anfang  an  einer  gesetzgeberischen  Thätigkeit  behufä  Aus- 
dehnung des  Arbeiterschutzes  geneigt  gezeigt. 

Warum  nun  dies  lange  Zaudern?  Im  Jahre  1878  schon,  d.  h. 
ein  Jahr  nach  Annahme  des  eidgenössischen  Fabrilcgesetzes,  hatte 
der  Regierungsrat  den  Entwurf  zu  einem  voilätandigen  Gewerbe* 
gesetz  ausgearbeitet;  aber  es  blieb  beim  Entwurf.  Man  hatte  mit 
der  Durchführung  des  Fabrikgesetzes  genug  zu  thun  und  wollte 
nicht  zu  viel  auf  einmal  unternehmen.  Aber  nachdem  das  eid- 
genössische Gesetz  feste  Wurzel  gefafst.  machten  die  alten 
Wünsche  nach  weiterer  Ausdehnung  sich  geltend.  Man  hatte 
jedoch  die  Schwierigkeiten  der  Ausführung  kennen  gelernt  und 
wollte  vorsichtig  vorgehen.  Es  wurden  allerlei  vorbereitende 
Studien  unternommen:  Vereine  reichten  X'orschlage  ein,  Amts- 
stellen wurden  zur  genauen  Prüfung  der  Frage  herangezogen. 
Man  wurde  sich  inuner  mehr  klar,  dafs  man  weiter  gehen 
roOsse  und  könne,  als  im  Fabrikgesetz;  dafs  namentlich 
eine  Reduktion  der  Arbeitszeit  eines  der  nächstliegenden  Postu- 
late  des  Arbeiterschutzes  sei.  Je  weiter  man  aber  das  Anwen- 
dungsgebiet dieser  neuen  Bestimmungen  ausdehnte,  je  vor- 
sichtiger mufste  man  sein,  um  so  mehr  Schwierigkeiten  waren 
zu  überwinden. 

Die  Behörden  entschlossen  sich  daher,  ihre  Bestrebungen  auf 
den  Schutz  des  weiblichen  Geschlechts  zu  beschränken. 
Bei  den  Arbeiterinnen  der  Kleinindustrie  machten  sich  die  be- 
kannten Uebelständc  am  allermeisten  und  am  grell-^tcn  gehend: 
zu  lange  Arbeitsdauer,  Sonntag->arbeit,  Ausnutzung  der  Lchr- 
tOchier.  gesundheitsschädliche  Arbeits-  und  Logieräuine.  unge- 
nügende Kost,  willkürliche  Entlassungen,  unregelmafsige  Lohnung, 
flbennafsige  und  wHlkflrliche  Bufsen  und  Lohnabzüge.  Der  Zu* 
Stimmung  des  ganzen  Volkes  war  man  sicher,  wenn  man  Ord- 
nung schuf.  Die  mflnnlichen  Arbeiter  befriedigten  sich  mit  diesem 
partiellen  Schutz,  denn  sie  fllhlten  sich  zum  Selbstschutz  stark 
genug  in  ihren  Vereinen  uud  Genossenschaften. 

Sodann  beschlofs  man  als  selbstverständlich  den  Ausschlufs 
der  landwirtschaftlichen  Betriebe,  die  unmöglich  nach  der- 
selben Schablone  geregelt  werden  könnten.   Man  schlofs  die 


Digltized  by  Google 


464 


GeseUgebung:  Schweis. 


Bediensteten  in  Wirtschaften  aus,  da  man  nicht  durch  far 
sie  unbequeme  Vorschriften  einer  weitverbreiteten  und  aus  nahe- 
liegenden Gründen  mächtigen  Opposition  rufen  woHte,  während 
die  fetzt  bestehende  Gesctzf^cbung  dem  Regieruni^israt  bereits  zum 
Erlafs  schützender  Be>.tiniinungen  das  Recht  einr.lunit  und  dieser 
schon  Gebrauch  davon  geniaclit  hat.  und  nocb  weiter  gehenden 
(kbraucb  davon  machen  wird,  mit  Berücksicbtigung  der  wesent- 
Hch  versehiedencn  VerhäUnisse.  unter  denen  die  gcwerbhcheii 
Arbeiterinnen  und  die  Bediensteten  im  Wirtschaftsgewerbe  ar- 
beiten. Man  berücksichtigte  auch  die  Ladenmädchen  nicht, 
nach  der  Erläuterung  des  Regierungsrats ,  weil  es  sich  hier 
zumeist  darum  handelt,  ihnen  die  Sonntagsruhe  zu  verschaflTen 
und  dies  am  besten  durch  Erweiterung  des  Gesetzes  betreifend 
die  öffentlichen  Ruhetage  geschieht  —  eine  Motivierung,  die  frei- 
lich sehr  ungenOgend  erscheint,  wenn  man  bedenkt,  welcher 
Ueberanstrengung  durch  allzulange  Dienstzeit  diese  Mädchen 
oft  ausgesetzt  sind.  Wenn  endlich  auch  die  Angestellten  der 
kaufmännischen  Bureauz  schutzlos  bleiben,  so  wird  darauf 
verwiesen,  dafs  es  zur  Abstellung  der  hier  bestehenden  Uebel- 
stände  besonderer  auf  die  Ausübung  des  kaufmännischen  Ge- 
werbes bezQglicher  Vorschriften  bedürfe. 

Man  gewinnt  bei  all  diesen  Beschränkungen  den  Eindruck, 
dafs  man  sich  mit  dem  am  sichersten  und  leichtesten  Erhält- 
lichen für  einmal  begnügen  wollte,  um  nicht  mit  all  zu  vielen 
Gegnern  auf  einmal  den  Kampf  aufnehmen  zu  müssen,  nicht  zu 
vielen  Widcrsj)rücheii  und  Bedenken  zu  rufen  und  bei  der  schliefs- 
lichen  V'olksabstinmiung  seiner  Sache  sicher  zu  sein.  Das  Arbei- 
terinnenschutzgesetz in  seiner  jetzigen  Gestalt  kann  als  eine  Ab- 
schlaijszahlung  betrachtet  werden. 

Dafür  durtten  die  das  Gesetz  ausarbeitenden  Behörden  mit 
um  so  gröfscrem  Mut  an  die  Aufnahme  einiger  tiefeinschneiden- 
der Bestimmungen  gehen,  die  einen  erheblichen  Fortschritt  be- 
deuten. Sie  legten  besonderes  Gewicht  darauf,  dafs  schon  die 
einzelne  Arbeiterin  des  gesetzlichen  Schutzes  teflhaft  werde. 
Gerade  die  isolierten  Arbeiterinnen  —  sagt  der  Regierungsrat  — 
werden  am  stärksten  ausgebeutet,  denn  die  Ausnutzung  kann  im 
Stillen  vor  sich  gehen  und  irgend  welcher  Widerstand,  wie  er 
sonst  infolge  eines  gewissen  Solidaritätsgefbhls  noch  möglich  ist, 
kann  da  nicht  stattfinden.  So  richtig  dies  ist,  darf  auch  nicht 
übersehen  werden,  wie  sehr  sich  bei  dieser  Ausdehnung  die 
Grenzen  zwischen  Arbeitern  und  Dienstboten  verwischen,  wie 
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nahe  die  Gefahr  liegt,  dafe  die  Ueberwachung  des  Gesetzes  ab 
ein  Eingriff  ins  Hausrecht,  ins  Familienleben  empfunden  werde. 
Nach  den  bisherigen  Erfahrungen  in  dem  einzigen  Kanton,  wo 
eine  solche  Ausdehnuni^  des  Arbeiterschutzes  besteht,  ist  das 
Gesetz  in  dieser  Hinsicht  so  ziemlich  auf  dem  Papier  geblieben. 
Allerdings  liegen  die  Dinge  etwas  anders  in  einer  Stadt,  wo 
grellere  Mifsstände  bestehen,  das  Publikum  mehr  von  der  Not- 
wendigkeit durchdrungen  ist.  dieselben  abzustellen  und  wo  die 
polizeiliche  Einmischung:  eine  alltAglichei  r.  weniger  ungerne  ge- 
sehene Erscheinung  ist,  als  auf  dem  Lande  und  es  ist  deshalb 
zu  hoffen,  dafs  die  Durchfüiirung  des  Ciesetzes  in  Zürich  eine 
ebenso  energische,  wie  erfolgreiche  sein  werde.  Die  dortigen 
Erfahrungen  werden  sehr  interessant  und  für  die  weitere  Ge- 
staltung der  Gewerbegesetze  in  der  Schweiz  sehr  bedeutungs- 
voll sein. 

Eine  weitere  wichtige  Neuerung  im  ZOrcher  Gesetz  ist  der 
zehnstQndige  Arbeitstag.  Von  der  organisierten  Arbeiterschaft 
langst  angestrebt,  war  er  von  den  Betrieben  der  Holz-.  Metall- 
und  Maschinenindustrie.  Buchdruckerei  vielfach  adoptiert  worden, 
in  geringerem  Mafs  war  er  auch  in  andern  Industrieen,  teihireise 
auch  in  der  Kleinindustrie  eingeflihrt  In  den  Konfektionsgeschäften 
ZOrichs  arbeiteten  1891  schon  153  Arbeiterinnen  der  Altstadt 
Zflrich  blofs  60  und  weniger  Stunden  pro  Woche.  314  hatten  62 
bis  63^3  wöchentliche  Arbeitsstunden.  Die  Ansicht,  dafs  mit  der 
Arbeitszeit  die  Arbeitsleistung  in  gleichem  Mafs  steige  oder  falle, 
war  langst  als  eine  unrichtige  erkannt.  Selbst  die  Grofsindustrie 
macht  sich  mit  dem  Gedanken  vertraut,  dafs  die  nflchste  Revision 
des  Fabrikgesetzes  den  Zehnstundentag  bringen  werde.  Abge- 
sehen davon,  dafs  die  Arbeitszeit  der  Frau  am  meisten  der  Ver- 
kürzung bedarf,  sowohl  in  ihrem  eigenen  Interesse,  als  in  dem 
ihrer  Familie,  eignet  sich  die  Kleinindu;>trie  am  besten  zu  einem 
Versuch  mit  dem  zehnstündigen  Maximalarbeitstag.  Wird  auch 
die  Leistung  etwas  vermindert,  kann  sie  dies,  zum  gröfsten  Teil 
für  den  lokalen  Absatz  arbeitend  und  ohne  die  Notwendigkeit, 
grofse  Kapitalien,  die  in  Gebäuden.  BrtricbsknUten.  Maschinen 
angelegt  sind,  zu  verzinsen,  zu  amortisieren  und  diese  Auslage 
auf  eine  grofse  Produkrion  zu  verteilen,  leichter  ertragen,  als 
die  Grofsindustrie.  Und  zudem  wird  die  Leistung  bei  den 
meisten  Kleinindustrieen  weniger  stark  sinken,  da  hier  die  Pro- 
duktionsmenge in  der  Regel  weit  mehr  von  der  Fertigkeit  des 
Arbeiters  abhängt,  als  von  der  Maschine.   Far  Kleinbetriebe, 


Digitized  by  Google 


466 


Gesetzgebung:  Schweiz. 


welche  auf  dem  Weltmarkt  zu  konkurrieren  haben,  dürften  aller- 
dings  einige  Schwierigkeiten  erwachsen.  Aber  trotzdem  ist  an- 
zunehmen, dals  der  Vorgang  Zürichs  nicht  nur  den  Beweis  leisten 
werde,  dafs  der  Zehnstundentag  ohne  wesentliclie  Schädigung  der 
Industrie  möglich  ist,  sondern  dafs  er  auch  vielfache  Nachahmung 
hndcn  werde. 

In  sehr  verdienstlicher  Weise  setzt  der  Zürcher  Entwurt 
eine  1  '/-.'Stancligc  Mittagspause  fe.^t,  knüpft  die  Erteilung  von 
Ucber/eitbeuilligungen  an  lest  unir^chriebenc  Voraussetzungt-n 
und  die  Uebcrzcitarbeit  an  die  Bedingung  eines  mindestens 
25  prozentigen  Lohnzuschlags  und  fügt  das  Verbot  von  problema- 
tischem Wert  hinzu,  Arbeit  mit  nach  Hause  zu  geben.  Wohl 
wäre  es  sehr  wQnschbar,  dafs  nicht  auf  diese  Weise  das  Gesetz 
umgangen  werden  könne;  wie  aber  die  Beachtung  des  Verbots 
beim  Einverstflndnb  von  Arbeiter  und  Arbeitgeber  kontroliert 
werden  kann,  ist  etwas  schwer  ersichdich.  ^  Dafs  der  Ausschlufs 
der  Wöchnerinnen  im  definitiv  dem  Volk  vorgelegten  Entwurt 
von  6  Wochen  nach  der  Niederkunft  auf  vier  reduziert  worden 
ist,  dürfte  weniger  den  Frauen,  als  den  Kindern,  deaen  die 
Mutterpflege  um  so  viel  frOher  verloren  geht,  zum  Nachteil  ge- 
reichen. 

Ganz  vortreff  lich  sind  dagegen  eine  Reihe  von  Bestimmungen, 
welche  teils  dem  Fabrikgesetz  entnommen  oder  angepafst  sind, 
teils  dasselbe  ergänzen:  die  Bestimmung  Ober  die  Htflgige  Probe- 
zeit, den  schriltlichen  Eehrvertrag.  die  Aufstellung  von  Arbeits- 
ordnungen, die  Bulscn  und  ihre  Ik'sclirilnkung.  das  Verbot  der 
Lohnabzüge  für  das  Lokal  und  (ie-:,-^en  Instandhaltung.  Benut/.iuig 
und  Beleuchtung.  Miete  und  .Abnutzung  des  Werkzeugs.  .Manche 
dieser  Bcstimnuingen,  ja  fast  alle,  sind  den  Erfahrungen  ent- 
nonnnen,  welche  man  bei  der  Anwendung  des  eidgenös.-^ischca 
I- abrikgesetzes  machte;  es  sind  Postulate,  die  bei  einer  künftigen 
Revision  desselben  werden  gestellt  werden. 

Der  ZOrcher  Entwurf  hat  endlich  einem  langst  gefühlten  Be- 
dorfnis  entsprochen,  indem  er  nicht  nur  die  Thätigkeit  und  das 
Befinden  der  Arbeiterin  im  Arbeitsraum  ins  Auge  fafste,  sondern 
auch  für  ausreichende  gesundheitsgemflfse  Kost  und 
Unterkunft  Sorge  trug.  Schätzt  schon  die  Vorschrift  billiger 
Anrechnung,  thut  es  noch  weit  mehr  die  Kompetenz  und  Pflicht 
der  Gesundhettsbehörden,  bei  Uebelstflnden  einzuschreiten  — 
eine  Erweiterung  der  bisherigen  Aufgabe  der  Ortsgesundheits- 
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kommissionen.  die  Arbeitsrftume  der  Arbeiterinnen  ihrer  Aufsicht 

zu  unterstellen. 

Es  ist  damit  in  Kürze  erwähnt,  was  den  Zürcher  Gesetzes- 

entwurf  von  andern  unterscheidet  oder  sonst  ihm  besondere 
Wichtigkeit  verleiht.  Der  nachfolgende  Text  desselben  wird  über 
alles  Detail  Auskunft  ueben.  Der  Entwurt  kam  am  12.  August 
zur  X'olksnbstimniung.  Schon  in  der  \'olksvertretung.  dem  Kan- 
tonsrat, hatte  derjenige  des  Regierungsrats  sehr  wenige  Aendc- 
rungen  erfalnen.  Wohl  waren  verschiedene  Bestimnuingrn  be- 
anstandet worden;  man  hatte  z.  B.  mehr  Freiheit  in  der  Erteilung 
von  Ueberstunden  gewünscht,  man  hatte  das  Verbot  des  Mit- 
nehroens  von  Hausarbeit  wegen  seiner  UnausfDhrbarkeit  ange- 
fochten u.  s.  f.  Aber  im  ganzen  hatte  man  den  Eindruck  einer 
aufserordentlich  günstigen  Stimmung  ftlr  das  Gesetz.  Diese  zeigte 
sich  auch  fast  allgemein  in  der  Presse.  Hie  und  da  erhoben 
sich  freilich  Bedenken,  zum  Teil  recht  eigentflmh'cher  Natur. 
Man  riet  ländlichen  Bezirken,  das  Gesetz  zu  verwerfen,  weil 
dort  die  Mifsbr.tucln"  nicht  v<:trkommen,  die  dadurch  bek.'impft 
werden  sollen.  Um  die  Städte  wollte  man  sich  nicht  kümmern. 
Man  stellte  sogar  «  inen  Feldzug  der  agrikolen  I>evölkerung  gegen 
das  (ie^etz  in  Ausglicht.  Fs  zeigte  sieh,  dafs  manche  nur  dafür 
gewesen  waren,  weil  sie  glaubten,  es  herühre  lediglich  die  Städte, 
auf  dem  Lande  werde  alles  im  Alten  bleiben.  Wohl  wagte  sich 
an  den  veranstalteten  Volksversammlungen  selten  einer  hervor, 
der  das  Gesetz  bekämpfte.  Aber  im  Stillen  wurde  das  Möglichste 
gethan,  dasselbe  zu  Falle  zu  bringen.  Schon  begann  man  ernst- 
liche Befürchtungen  für  sein  Schicksal  zu  hegen  und  dies  um  so 
mehr,  da  es  mit  andern  Gegenständen  zur  Abstimmung  kam, 
welche  im  Volk  einer  beträchtlichen  Erregung  gerufen  hatten. 
Ein  hervorragender  Mann,  der  auf  verschiedene  Aenderungen 
am  Entwurf  seiner  Zeit  gedrungen,  wurde  sogar  gebeten,  sich 
an  di(  Spitze  der  Opposition  zu  stellen.  Statt  darauf  einzugehen, 
empfahl  er  selbst  das  Tiesetz  als  ein  im  Kern  edles  zur  Annahme 
mit  dem  Beilügen,  dafs  er  zwar  heute  noch  manches  anders 
wünsche  —  aber  e-;  komme  vor  allem  auf  die  Art  der  Ausfühnuig 
an.  Sei  diese  eine  verständige,  wie  man  wohl  holTen  dürfe, 
werden  auch  die  Härten  nicht  sehr  fühlbar  sein.  Jedenfalls  bcien 
die  Wohlthaten  des  Gesetzes  viel  hoher  anzuschlagen,  als  die 
Aussetzungen,  die  daran  zu  machen  seien.  Und  ein  anderer 
Redner  aufserte  sich:  ^inan  sagt,  die  Bauersame  werde  verwerfen. 
Warum?   Es  herrscht  ein  starker  Zug  nach  der  Stadt.   Ist  an- 
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zunehmen,  dafs  die  auf  der  Landschaft  Verbliebenen  ihren  Ver- 
wandten und  Freunden,  die  nach  der  Stadt  gezogen,  den  Schutz 
mifsgönnen?  Sie  würden  sich  selbst  strafen,  wenn  sie  das  thun 
wollten."  Selbst  die  eigentlich  konservative  Partei  ging  mit 
diesen  Anschauungen  einig.  Dals  die  Demokraten  und  vor  allem 
die  sozialistische  Partei  dalOr  einstanden,  versteht  sich  wohl  von 
selbst. 

So  hatte  man  das  seltene  Beispiel,  in  einer  wichtigen,  tiet 
ein.schiieidenden  Frage  alle  Parteien  geeint  zu  sehen,  alle  durch- 
drungen von  dem  Gefühl  der  Pflicht,  die  arbeitende  Frau  vor 
Ueberanstreni;ung  und  Ausbeutung  zu  schützen,  vor  allem  aus 
die  weibliche  lugend  zu  schützen  in  den  Jahren,  da  sich  jeder 
Mifsbrauch  an  ihv  selb.-)t  und  an  iliren  künftigen  Spröfslingen  am 
bittersten  rächt.  Und  das.^selbe  Gefühl  durchdrang  das  Volk  troU 
aller  Bearbeitung,  trotz  allem  Appell  an  niedrige  Instinkte.  Mit 
45000  Ja  gegen  12000  Nein  wurde  das  Gesetz  angenommen. 

Die  Folgen  ftlr  die  Qbrige  Schweiz  werden  nicht  ausbleiben. 
Der  Volksentscheid  wird  der  Arbeiterschutzbewegung  einen  neuen 
Anstofs  geben.  Zorich  wird  indes  seine  Erfahrungen  machen.  j 
Sein  jetziges  Gesetz,  nach  Malsgabe  der  hier  und  auswArts  ge> 
machten  Erfahrungen  verbessert,  erweitert,  wird  vielleicht  nach 
einer  Reihe  von  Jahren  berufen  sein,  einem  eidgenössischen  Ge- 
setz als  Vorbild  zu  dienen. 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzes  folgen: 

I 
I 

Q«Mts,  ttetrsflend  dm  Sebuts  der  ArbcittfimMa. 

I.  Allgemeine  Bestimmungen. 
%  1.  Dieses  Gesetz  findet  Anwendung  auf  alle  den  eidgenössischen  Fäbiik* 
gesetze  nicht  unterstellten  Geschäfte,  in  welchen  weibliche  Penonen  gegen  Lühs 

oder  Sur  Erlernung  eines  Berufes  arbeiten. 

Ausgenommen  sind  die  landwirtschaftlichen  Betriebe,  die  kaufmännischen 
Bureaux  und  dsu>  Wirtschaft^gewcrbe ,  sowie  die  Kauflüdcn  in  Bezug  auf  die* 
jenigen  Personen,  welche  ausschliefslicb  xur  Bedienung  der  Kunden  vcriNndtt 
werden. 

Wenn  Zweifel  obwaltet,  ob  ein  Geschäft  diesem  Gesetae  su  unteistdleo  aa, 
so  entscheidet  die  Direktion  des  Innern. 

S  2.  Der  dcf^chäftsinhaber  ist  verpflichtet,  vom  Bestehen  seines  Geschifte» 
der  Direktion  des  Innern  Anzeige  zu  machen. 

Jedermann  ist  berechtigt,  der  Direktion  des  Innern  oder  dem  Gemeindentt 
die  Unterstellung  eines  Geschäftes  unter  dieses  Gesetz  zu  beantragen. 

§  3.  Die  Direktion  des  Innern  and  der  Gemeinderat  Mhren  VerMtchdH* 
der  unter  diesen  Gcsets  fallenden  Geschäfte.  Aeaderangen  haben  sich  diese  Be- 
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iMtathn  fegcBMilig  mitniteilen.   Der  Gemeiiuleimt  hat  der  OrtKchen  GesundheitB- 

behOrdc  von  jeder  Eintrapung  Kenntnis  zu  geben. 

§  4.  Mädchen  unter  14  Jahren  dürfen  weder  als  Arbeiterinnen  noch  ab 
Lehrtöchter  angestellt  werden. 

9  5.  Wöchnerinnen  dürfen  innerhalb  vier  Wochen  nach  ihrer  Niederkunft 
im  Geachlfte  nicht  wieder  hcthitigt  werden;  sie  sind  berechtigt,  bis  auf  sechs 
Wochen  von  der  Aihclt  wegnhleibea. 

%  6.   Die  Arbeit  an  den  Sonn*  und  Festtagen  ist  verboten. 

II.  Arbeitszeit. 

1}  7.  Die  tiLgliche  Arbeitszeit  darf  nicht  mehr  als  zehn,  an  den  Vorabenden 
von  Sonn«  und  Festtagen  nicht  mehr  als  neun  Stunden  betrsgen  und  nn&  in  die 
Zeit  von  morgens  6  Uhr  bis  abends  8  Uhr  verlegt  werden. 

Ueber  die  Mittagszeit  sind  wenigstens  1*/«  Stunden  freisugeben. 

Es  ist  verboten ,  den  Arbeiterinnen  Ober  die  gesetzliche  Arbeitszeit  des  Ge- 
schäftes hinaus  wcitcrr  .Arhcit  nach  Hause  mitzugeben. 

Die  Arbeitsstunden  sind  nach  der  öH'entlichcn  Uhr  zu  richten. 

§  8.  Ruhepausen  kennen  von  der  Arbeitszeit  nur  soweit  abgerechnet 
werden»  als  die  Arbeiterinnen  wahrend  deiaelben  den  Arbeitsnum  verlsssen 
dürfen. 

Obligatorische  Unterrichtsstunden  für  Mftdchen  unter  18  Jahren  zlhlen  bei 
Berechnung  der  /.ulä-^'^ipcn  Arfuitszcit  mit. 

§  9.  Ausnahmsweise  und  mh  überwachend ,  jcdocti  nur  aus  einem  der  fol- 
genden Gründe,  darf  die  Arbeitszeit  verlängert  werden:  Arbeitsversäumnis  in- 
folge  von  Betriebestoning,  Arbdtsaberfaiufung  in  der  Saison,  Bestellungen  an> 
Ufslich  uavorbergesdiener  bestimmter  Ereignisse,  Abwendung  von  grofimm 
Schaden,  drohende  Msterialverderimts,  VerhOtung  der  Arbeitslosigkeit  anderer. 

%  10.  Die  Verlängerung  der  Arbeitszeit  darf  tiglich  höchstens  3  Stunden 
und  nicht  mehr  als  7.S  Stunden  im  Jahr  betragen. 

Die  Ueberzcitarbeit  soll  wo  möglich  vor  abends  8  Uhr  enden  und  auf  keinen 
Fall  ober  9  Uhr  hinausgehen. 

§  11.  Der  Lohn  fikr  Ueberaeitstnnden  soll  wenigstens  um  ein  Viertel 
bfther  sein  als  der  gewöhnliche  Lohn. 

§  12.   Zur  Uebcrzeitarbeit  dürfen  nur  Arbeiterinnen  im  Alter  von  mehr  als 

18  Jahren  iinil  u  ;r  mit  ihrer  Zustimmunt:  hrieezogen  werden. 

§  13.  I)<  r  G«  ■'Chiiftsmhabcr  hat  um  die  Hcwilli^ung  der  Arbcitszcitverlän- 
gerung  unter  Angabc  der  Gründe  einzukummen.  Wird  die  Verlängerung  für 
höchstens  sechs  Tage  im  H<mat  nadigesncht,  so  ist  der  Gemeinderat  zustindig. 
Gesuche  Ar  liiere  Dauer  erledigt  die  Direktion  des  Innern. 

$14.  Jede  Bewilligung  zur  Ueberzeitarbeit  ist  schriftlich  zu  erteilen  und 
im  Arheitsraum  anzuschlagen.  Von  jeder  Bewilligung  haben  sich  die  (lemoiade- 
behOrdc  und  die  Direktion  des  Innern  gegenseitig  Mitteilung  zu  machen. 

9  15.  Der  Kegierungsrat  ist  befugt,  für  Gewerbe,  weiche  iii  Bezug  auf  die 
Fnbrlkationsnrt  oder  den  Eingang  von  Aolkragen  unter  besonderen  Vcrhtiilnissen 
«betten,  eine  abweichende,  immetiiin  den  Zwedc  dieses  Gcsetaes  ndit  vec^ 
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letsende  Arbeitaieit  zu  bewilligeti.  Die  BewUlifoing  kann  indessen  abgeändert 
ndcr  zurückgezogen  werden ,  wenn  diese  besonderen  Verhiltniase  des  Gewerbes 

nicht  mehr  bestehen 

Mifsbraucht  ein  Geschält  diese  Bewilligung,  so  kann  sie  ibin  enlzogeo  werden. 

IIL  Arbeitsriume. 

S  16.  Die  Arbeitsriume  soUen  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  darin  Arbei* 
tenden  hinreichend  groCi,  hell,  trocken,  heizbar  und  leicht  zu  IQften,  Oberhaupt 
derart  beschaffen  sein,  dafs  die  Gesundheit  der  Arbeiterinnen  nicht  bedn« 

trAchtigt  wird. 

Ebenso  situi  alle  erfalirungsgcmafs  und  n.ich  d«iii  jcweilitrrn  Stand  der 
Technik  gebotenen  Schutzmittel  'anzuwenden,  durch  welche  körperlichen  Vcr- 
]et»ingen  und  anderen  Scbidigungen  der  Gesundheit  vorgebeugt  werden  kana. 

f  17.  Die  Ortlichen  Gesundheitsbehdrden  wachen  darüber,  dab  diese  Vor- 
schriften befolgt  werden,  nnd  erstatten  Ober  ihre  ThAtigkeit  der  Direktion  des 
SanitAtswesens  alljfthrlich  Bericht. 

IV.  Dienst-  und  1, e h r \  c r t r ag.  Arbeitsordnung. 

§  18.  Die  ersten  zwei  Wochen  von  der  Austeilung  an  gelten  als  Probez(  il 
in  dem  Sinne,  dafs  bis  zum  Ablauf  dieser  Probezeit  jedem  Teile  freisteht,  das 
Arbeitsverhältnis  unter  Einhaltung  einer  mindestens  dreitägigen  KOndigungsfrist 
aufzulösen. 

Im  Qbrigen  kann  der  Dienstvertrag  von  jedem  Teile  auf  14  Tage,  jedoch 
nur  auf  den  Zahltag  oder  Sonnabend,  gekündigt  werden.   Bei  Stückarbeit  geht 

die  KOndigunu;  auf  den  Zeitpunkt  der  Vollendung  einer  angefangenen  Arbeit,  so> 
fern  dnh<  i  die  ordentUcbe  KOndigungsfrist  nicht  um  metu*  als  vier  Tage  verkftrzt 
oder  verlängert  wird. 

Diese  Fristen  können  durch  die  Arbeitsordnung  oder  besondere  Ueberein- 
kunft  verlingert  oder  verkürzt  werden;  jedoch  mufs  die  Kündigungsfrist  tat  beide 
Teile  auf  die  gleiche  Dauer  angesetzt  sein. 

9  19.  Aus  wichtigen  Gründen  kann  die  Aufhebung  des  Dienstvettrages  vor 
Ablauf  der  Dienstzeit  von  jedem  Teile  verlangt  werden,  lieber  das  Vorhanden- 
sein dieser  Cruiidr  ent-clicirict  iler  Richter  nach  freiem  Ermessen.  Lirsren  die- 
selben in  vertragswidrigem  Verhalten  des  einen  Teiles,  so  hat  dieser  vollen  Er- 
satz zu  leisten. 

Im  übrigen  werden  die  ökonomischen  Folgen  einer  vorzeitigen  Auflösung 
vom  Richter  nach  freiem  Ermessen  bestimmt,  unter  Würdigung  der  Umatinde 
und  des  Ortsgebrauches. 

S  20.  Jeder  Arbeiterin  ist  bei  ihrem  Austritte  auf  Verlangen  dn  Zeugnis 
Aber  Art  und  Dauer  der  ßeschftftigung  auszustellen. 

§  21  W'  T  ein'-  L' Iii  tochter  annehmen  will,  ist  \  erpflichtet,  mit  derselben, 
bczielnin^-swcisc  mit  ihrem  \'ater  oder  Vormumle  eiiu  n  schriftlichen  Lehrvertrag 
abzuschlicfsen.  Dieser  Vertrag  mufs  die  \  erplhchlung  enthalten,  die  Lehrtochter 
in  ihrem  Berufe  ausreichend  zu  unterrichten.  Femer  ist  darin  die  Dauer  der 
Probezeit  und  der  Lehrzeit,  sowie  der  Betrag  eines  allftlligen  Lehrgddes  fcat- 


Digitized  by  Google 


Das  Zürcher  Gesetz,  betreflend  den  Schutz  der  Arbeiterinnen. 


471 


aisetiea;  auch  ist  ra  besUnmieii ,  «tn  wdcbm  GrOnden  und  miter  welchen  Be- 
dingungen der  Vertrag  einseitig  vor  Ablauf  der  vereinbarten  Zeit  aufgehoben 
werden  kOnne. 

f  22.  Arbeitsordnungen  Ober  die  Einteilung  der  Arbeitszeit ,  <!ic  Bedin- 
gungen des  Ein-  und  Austritt«  s,  sowie  fiher  die  Ausbczahlungen  des  Lohnes  be- 
dürfen der  ficncliiiuguuu  der  Direktion  des  Innern;  sie  sind  an  sichtbarer  Stelle 
des  Geächäftblokalcs  anzusclilagen. 

Die  Direktic»  des  Innern  Mt  befugt,  die  Aufstellung  einer  Arbeitsordnung 
vorzuschreiben,  wenn  der  Umfang  oder  die  Natur  eines  Geschäft  es  den  Erlafs 
einer  solchen  rechtfertigt  Sie  kann  Qberdies  die  Revision  einer  Arbeitsordnung 
verlangen,  falls  sich  bei  ihrer  Anwendung  UebelstAnde  ergeben. 

§  23.  Biifseti  dürfen  nur  verhängt  werden,  wenn  sie  in  einer  genehmigten 
Arbcitsoi  dnitng  i§  22 1  angedroht  sind. 

Keine  Huläc  darf  mehr  als  ein  Viertel  des  Tagelobncs  der  GebQfsten  be> 
tragen. 

Die  Bufsen  sind  in  ein  Verzeichnis  einzutragen,  aus  welchem  der  Name  der 
GebOfsten,  die  geahndete  Handlung  oder  Unterlassung,  der  Betrag  und  die  Ver- 
wendung der  Bufse  ersichtlich  sind. 

Die  Rufsen  sind  im  Interesse  der  Arbeiterinnen  7U  verwenden. 

§  24  \Vf  r  die  geniilfs  Gesetz,  .Xrbeitsordnnni;  oder  (.esotiderrn  Verein- 
l»arum:eii  boitelionden  V<  rpiliehjuiigeii  vei  letzt,  iiat  dcit»  anderen  I  eile  den  vcr- 
ursaeiiten  Schaden  zu  ersetzen  »Art.  110  u.  H.  des  Oblij^ationsrechtchi.  Ucber 
die  Hohe  der  Entschftdigung  entscheidet  unter  Würdigung  aller  Verhflltntsse  der 
zuständige  Richter  nach  freiem  Ermessen. 

V.  A  u .-ir  i  ehtung  des  Lohnes. 

§  25.  Die  Auszahlung'  des  Lohnes  hat  in  der  Landesmflnzc,  an  einem  Werk- 
tage und  im  Gescliaflsrauine  zu  geschehen. 

Solern  nicht  Munats-  oder  Jahrcsansleiiung  schnlüicli  vereinbart  ist,  raufs 
die  Auszahlung  mindestens  alle  14  Tage  erfolgen. 

LohnabzOge  fQr  Miete,  Reinigung,  Heizung  oder  Beleuchtung  des  Lokales, 
sowie  fBr  Miete  und  Abnutzung  der  Werkzeuge  sind  untersagt.  Arbeitsmatcrial 
darf  nicht  hoher  als  zum  Selbstkostenpreise  verrechnet  werden. 

§  26.  Lohn  darf  nur  bei  vorausgegangener  gegenseitiger  Vereinbarung  und 
höchstens  bis  auf  die  Hälfte  des  durchschnittlichen  Wochenlohnes  zurückbehalten 
werden  (Decomptei. 

Ebenso  ist  das  Zurückbehalten  von  Lohn  zu  Vcnsichcrungszwccken  nur  bei 
gegenseitigem  Eioverstib^is  zulässig. 

§  27.  Eine  Herabsetzung  des  Lohnes  ist  der  Arbeiterin  so  rechtzeitig  anzu- 
zeigen, dafs  es  ihr  möglich  ist,  die  Stelle  zu  kündigen  (%  18),  ohne  von  der 
Herabsetzung  betroffen  zu  werden. 

§  28.  Wenn  d(  r  ( ".csoliäftsinliaber  Kost  und  Wohnung  giebt,  so  ist  dies  in 
billiger  Weise  in  An:eciuuing  /u  bringen. 

Die  Örtlichen  Gesundheitsbehörden  liaben  darüber  zu  wachen,  d.tfri  den  An- 
forderungen an  eine  ausreichende  tmd  gesundheitsgemäfse  Ernälirung  und  Unter- 
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kuaft  genOgt  werde.   Bei  oflenlMreti  Uebelstinden  haben  «ie  der  Direktion  des 

Innern  zu  brantragen,  dafs  dem  Geschäftsinhaber  untersagt  werde,  Lehrtöchter 
oder  Arbeiterinnen  in  Kost  und  Wohnung  su  nehmen. 

VI.  Straf-  und  Vollstehungsbestimnungen. 

§  29.  Der  Geschäftsinhaber  ist  dafflr  verantwortlich,  dals  in  seinem  Ge- 
schifte den  Anforderungen  dieses  Gesetzes  nachgelebt  werde. 

§  30.  Ucbcrtretungen  der  §§  2  bis  17,  20  bis  23  und  25  bis  28  scitesi 
der  Geschäftsinhaber  und  ihrer  Vertreter  werden  vom  Statthalteramt  mit  Poliiei* 
buise  von  5  bis  200  Franken  ^;e:ihntlet. 

g  31.  jedermann  kann  beim  .Stattiialteramtc  oder  bei  der  Direktion  des 
Innern  Ucbcrtretungen  dieses  Gesetzes  zur  Anzeige  bringen. 

f  32.«  FOr  den  Fall  des  Ungehorsams  gegenüber  Verfilgungen,  wdche  gegeo 
eine  bestimmte  Person  gerichtet  dnd,  kann  Ordnungsbufse  und  bei  fortgesetiteo 
Ungehorsam  Ueberweisung  an  den  Strafrichter  angedroht  werden  (S  80  des 
Stn%e8etzbuches }. 

8  33.  Die  Voll/ichvitii:  dieses  Ges«  t/e^;  ist  Sache  der  Direktion  df  s  Inntm. 
Gegen  Ver  tuv:un."  n  derselben  steht  den  Bcteibgtcn  das  Recht  des  Rekurse»  an 
den  Rcgierungarat  utlcn. 

f  34.  Die  Gemeindertte  haben,  soweit  dies  nicht  nach  H  il  und  28  Auf* 
gäbe  der  ortlichen  Gesundheitsbehörden  ist,  darQber  xu  wachen,  dals  in  den  Ge* 
schAften  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  befolgt  werden. 

Sie  können  indessen  die  iluien  zustehende  Handluibung  dieses  Gesetzes  gsnz 
oder  teilweise  einer  besonderen  .Amtsstelle  übertragen. 

§  3.'>.  Dieses  Gesetz  kann  bei  den  ( iemcinderäten  unentgeltlich  bezogen 
Werden.  £s  ist  in  Plakatfurm  in  jedem  Gescliät'te  an  leicht  sichtbarer  Steile 
anzuschUgen. 

§  36.   Dasselbe  tritt  mit  1.  Januar  1895  in  Kraft. 

Zttricb,  den  18.  Juni  1894. 

Im  Namen  des  Kanlonsrates: 
Der  Präsident:  J.  Lutz. 
Der  erste  Sekretär:  J.  Nufbbaumer. 
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FRANKREICH. 


Das  Gesetz  vom  29.  Juni  1894  über  die  Hülfs-  und 
Pensionskassen  der  Grubenarbeiter. 

Eingeleitet  von 

RAOÜL  JAY, 
Professor  an  der  Rechtslakaltilt  in  Paris. 

Die  HQlfs-  und  Pensionskassen  der  Grubenarbeiter  werden 
nicht  erst  durch  das  vorliegende  Gesetz  ins  Leben  gerufen.  Die 
weit  überwiegende  Mehrheit  dieser  Arbeiter  hatte  (wie  in  der 

Abgeordnetenkammer  gesagt  wurdet)  98  pCt.)  schon  vordem  An- 
spruch auf  die  Wohlthaten  derartiger  Kassen.  Die  bestehenden 
Einrichtungen  derselben  httcn  indes  an  ganz  erheblichen  Mängeln. 
Und  um  diese  zu  beseitigen,  ist  nunmehr  die  gesetzgebende  Ge- 
walt ein.rrcschritten. 

In  BctrclT  der  Hülfskassen  führten  die  Arbeiter  Klage,  dafs 
sie  von  deren  X'erwaltung  au.sgCM'hUissen  seien,  dal's  sie  die  Ver- 
wendung der  Gelder  nicht  kontrollieren  könnten,  deren  Beitrag 
von  ihnen  verlangt  werde.2)  An  den  Pensionskassen  dagegen 
hatte  man  noch  weit  mehr  auszusetzen. 

Der  dem  Senate  erstattete  Bericht  Cuvinot's  (eine  bemerkens- 
werte  Arbeit,  der  wir  die  folgenden  Ausßihrungen  entnehmen) 
unterscheidet  unter  den  Arbeitern,  welche  einer  Sparkasse  zum 
Zwecke  des  Erwerbes  einer  Leibrente  angeboren,  drei  Katcgo- 
rieen:  erstens  Grubenarb«  itor.  deren  Alterspension,  zum  Teil 
wenigstens,  durch  das  Sonderbuch  (livret  individuel)  geschaffen 

*)  Rede  des  Ministers  der  öSentlichen  Arbeiten  in  der  Sitzung  vom  9.  Juni 

1894. 

*)  Cttvinot's  Bericht  Im  Senat,  erstattet  am  26.  Januar  1893,  S.  47. 
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ist,  und  zwar  gehören  dieser  Klasse  20,649  an;  zweitens  Gruben- 
arbeiter, deren  im  Erwerbslaufe  begriffene  Rente  ausschliefslich 

vom  Betriebsunternehmer  zu  leisten  ist,  welcher  Kategorie  28,889 
angehören;  drittens  Grubenarbeiter,  deren  im  Erwerbslaufe  be- 
griffene Rente  von  Sparkassen  zu  leisten  ist,  welche  teils  von 
den  Beiträgen  der  Arbeiter,  teils  von  den  Zuschüssen  der  Arbeit- 
geber unterhalten  werden;  diese  Kategorie  zählt  71,041  Kassen- 
roitglieder. 

Die  erste  Kategorie  ist  Ix  i  weitem  am  besten  daran.  Das 
Sonderbuch  gewährleistet  ihnen  Unabhängigkeit  und  Freiheit 
ihrer  Bewegung.  Dagegen  seheint  es  mit  der  rnabhängigkeit 
und  der  Sicherheit  des  Arbeiters  nur  zu  ott  schlecht  bestelh. 
wenn  die  Alterspension  entweder  vom  IJntcrnt  liiiu  r  oder  von 
der  Sparkasse  zu  gewähren  ist.  Der  Hrwerb  der  Rente  hängt 
dann  in  .sehr  vielen  Fällen  ab  vom  guten  Willen  des  Arbeit- 
gebers oder  zum  mindesten  von  der  Erfüllung  von  Bedingungen, 
welchen  die  meisten  Arbeiter  nicht  genügen  können.  Es  mögen 
hier  einige  von  Cuvinot  gemachte  kennzeichnende  AuszQge  aus 
vorhandenen  Reglements  folgen. 

So  steht  in  dem  Reglement  einer  Bergbau -Gesellschaft: 
(^Selbst  erworbene  und  festgesetzte  Renten  können  aus  gewich- 
tigen Grtlnden,  Ober  welche  der  Verwaltungsausschufs  allein  zu 
befinden  hat,  entzogen  und  verringert  werden."  Ein  anderes 
Reglement  enthält  den  Satz:  „Es  wird  eine  Altersrente  gewahrt 
jedem  Grubenarbeiter  im  inneren  wie  im  äufseren  Betriebe  des 

Unternehmens  von  sofern  er  ein  Alter  von  mindestens 

55  Jahren  erreicht  und  in  der  Grube  von  .  .  mindestens  30  Jahre 
gearbeitet  hat."  In  einem  anderen  Unterm  Innen  wird  zum  Er- 
werb der  l*ension  ein  Lebensalter  von  60  Jahren  und  eine  Dienst- 
zeit von  30  Jaliren  g(  tV)i  (in  t. 

Dil-  angetiiln  ten  Stelli-n  bctrcllen  Werke ,  in  denen  die 
Leistung  der  R(  nten  dem  ['nternehmcr  obliegt.  Die  Reglements 
der  von  Beiträgen  der  Arbeiter  imd  Zuschü--s<  n  der  Arbeitgeber 
unterhaltenen  Kassen  enthalten  ähnliche  Bestinnnungen.  So  /..  B. 
„erhält  Jeder  Arbeiter  im  Alter  von  60  Jahren  und  daiiiber. 
welcher  aulser  Stande  ist,  zu  arbeiten  und  nachweist,  dafs  er 
30  aufeinanderfolgende  Jahre  in  der  Grube  gearbeitet  hat,  täglich 
0  f.  50  c.  während  der  Dauer  des  Unternehmens.  Es  versteht  sich, 
dafs  die  durch  die  vorhergehenden  Artikel  geregelten  Vertei* 
lungen  von  Untersttitzungen  nur  geschehen,  sofern  die  vorhandenen 
Gelder  dazu  ausreichen."  Aufserdem  „können  Renten  zu  Gunsten 
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von  Arbeitern  fcstgesftzt  werden,  die  seit  langer  Zeit  in  der 
Grube  beschältigt  und  durch  Krälteverluste  zur  Arbeitseinstellung 
gezwungen  sind.  Der  Satz  dieser  Renten  wird  von  der  Kom- 
mission bestimmt,  welche  hierbei  die  geleisteten  Dienste  des  Ar- 
beiters und  seine  Stellung  in  Erwägung  zieht."  Und  weiter: 
i^Es  kann  niemand  Anspruch  auf  eine  Rente  erheben,  wenn  er 
nicht  mindestens  60  Jahre  alt  ist  und  nicht  wenigstens  25  Jahre 
bei  der  Gesellschaft  effektiv  und  unterbrochen  gearbeitet  hat  .  . 
Jeder  Arbeiter,  der  freiwillig  die  Grube  verläfst  oder  infolge 
disziplinarischer  Mafsnahmen  entlassen  wird,  geht  seiner  Rechte 
auf  die  Pension  verlustig  ...  Es  versteht  sich,  dafs  die  Ge> 
Währung  von  Unterstützungen  nur  gescheht  ti  kann,  soweit  die 
vorhandenen  Gelder  hierzu  ausreichen.  In  dieser  Hinsicht  hat 
der  Verwaltungsausschufs  alle  Befugnis  zur  Modifikation  der 
Leistungen  an  Arbeiter,  ihre  Witwen  und  ihre  Kinder,  und  zwar 
richtet  er  sich  hierbei  je  nach  dem  Bestände  der  Kasse  und  der 
mehr  oder  weni2:er  dürftigen  Lage  eines  jeden  der  Teilnehmer. " 

Wie  man  sieht,  war  der  Ai  beiter,  welcher  die  AIt(  rsrente 
erwerben  wollte,  in  sehr  vielen  F<'lllen  geradezu  an  die  Grsell- 
-schaft  gebunden.  Er  leistete  in  der  That  Verzicht  auf  seine  l'n- 
abhüngigkeit.  Und  dieser  Verzicht  schaffte  ihm  zudem  noch 
nicht  einmal  volle  Sicherheit.  W^urde  er  entlassen,  selbst  kurz 
vor  dem  Eintritt  des  für  den  Genufs  der  Rente  festgesetzten  Zeit- 
punktes, so  verlor  er  die  so  lang  erwartete  Versorgung;  unter 
Umstanden  genügte  hierzu  sogar  eine  Entscheidung  des  Arbeit- 
gebers oder  der  Verwaltungskommission  der  Kasse.  Nach  den 
in  der  Abgeordneten  -  Kammer  abgegebenen  Erklärungen  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten  betrug  das  Verhältnis  der  ge- 
währten Pensionen  zur  Gesamtzahl  der  Kassenangehörigen  nur 
25pa.i) 

Aber  hiermit  nicht  genug.  „Die  Situation  einer  ganzen  An- 
zahl solcher  Kassen  ist  weit  entfernt,  zu  befriedigen,*  konnte 
Cuvinot  schreiben.^  »Den  von  den  Unternehmern  eingegange- 
nen Verpflichtungen  zur  Gewährung  von  Invaliditäts-  und  Unfail- 
renten  stehen  Reserven  gegenüber,  die  das  zur  Leistung  der 
Pensionen  notwendige  Kapital  bei  weitem  nicht  erreichen.  Das 
Gleiche  ist  bei  den  unter  Beteiligung  der  Arbeiter  und  Ange- 
stellten geschaffenen  Kassen  der  Fall.*^ 


*)  In  der  Sitziini;  vom  9.  Juni  1894. 
'j  A.  a.  O.  S.  46. 
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„Nichts  garantiert  dem  Arbeiter  die  Leistung  der  Renten," 
schrieb  vordem  AudifTred,  Berichterstatter  der  Abgeordneten- 
kammer, „denn  die  Kassen  besitzen  keine  Aktiven  zur  ErfilUung 
ihrer  Verpflichtungen.  Sie  werden  von  einem  zum  andern  Tag 
unterhalten,  und  stellen  die  Gesellschaften  ihren  Betrieb  ein  oder 
werden  sie  insolvent,  so  wQrde  die  Leistung  der  Renten  auf- 
hören." 

Das  Gesamtdefizit  wurde  auf  mindestens  45  Millionen  ver- 
anschlagt.') 

Unter  solchen  Verhältnissen  hatte  der  Gesetzgeber  zwei  ver- 
schiedene Aufgaben  zu  erfüllen:  eine  Organisation  der  Hülfs-  und 
Pensionskassen  tiir  die  Zukunft  zu  schaffen,  die  dem  Arbeiter, 
nach  dem  Ausdrucke  des  Berichterstatters  im  Senate,  die  Frei- 
heit der  Gegenwart  und  die  Sicherheit  der  Zukunft  gewähr- 
leistete, und  sodann  die  Regelung  der  X'crgangenheit  zu  be- 
wirken, d.  h.  die  Ergreilung  von  Mafsregeln  zur  sicheren  Durch- 
fühiung  der  von  den  Unternehmt rii  oder  den  Sparkassen  über- 
nommenen Verbindlichkeiten.  Hit  sf  letztere  Aufgabe  war  eine 
aufscrst  delikate,  da  nur  zu  häufig  keinerlei  Reserve  die  gemachten 
Zusagen  gewährleistete.  Die  Artikel  21—29  regeln  das  bei  der 
Liquidation  zu  beobachtende  Verfahren.  Der  Zweck  der  frag- 
lichen Bestimmungen  wurde  vom  Minister  der  öffenüichen  Ar- 
beiten in  der  Abgeordnetenkammer  bttndig  und  treffend  dar- 
gelegt. Es  scheint  uns  daher  das  Beste,  seine  Worte  hier  ledig- 
lich wiederzugeben. 

Er  äufserte:  „Es  war  zuvörderst  notwendig,  zu  unter- 
scheiden zwischen  den  Einrichtungen  der  Unternehmer  und 
den  eigentlichen  Kassen.  Bei  den  ersteren  Einrichtungen  ist 
das  befolgte  System  sehr  einfach;  ....  es  ist  jenes  der  Super- 
position.  Die  Verpflichtungen  des  Arbeitgebers  bleiben  neben 
der  sich  zukünftig  aus  dem  Sonderbuch  ergebenden  Neugestaltung 
fortbestehen  .  .  .  Was  dalicr  die  erworbenen  Renten  anlangt, 
jene  nämlich,  die  zur  Zeit  Arbeitern  gewflhrt  werden,  die  nicht 
mehr  thätig  sind,  so  werden  sie  ihnen  voll  und  glatt  von  den 
Unternehmern  wie  früher  ausbezahlt.  Hinsichtlich  der  im  Er- 
werbslauf begrilVenen  Renten,  jener,  welche  die  im  Unternehmen 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  des  neuen  Gesetzes  angestellten  Ar- 
beiter in  der  Folge  würden  erhalten  können,  und  auf  welche 

')  In  s<  iium  Bericht  vom  21.  März  1887. 
•>  Cuvinot  s  Bericht  S.  47. 
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diese  Arbeiter  jetzt  noch  kein  gewisses  und  unumstöfslich  festes, 
sondern  lediglich  ein  bedingtes  Recht  haben,  wird  eine  sofortige 
und  unmittelbare  Liquidation,  welche  Jedem  ein  bestimmtes  Ka- 
pital oder  eine  bestimmte  Rente  zuspräche,  nicht  grundsätzlich 
und  obligatorisch  eintreten.  Das  alte  System  mufs  im  Prinzip 
auch  ferner  funktionieren,  wobei  ein  jeder  der  gegenwartigen 
Arbeiter  in  dem  Erwerb  der  Rechte  auf  die  Rente  fortfahren 
kann  und  diese  Rente  erhalten  mufs,  sobald  die  nach  den  alten 
Reglements  notwendigen  Bedingungen  des  Alters  und  der  Dienst- 
zeit fOr  ihn  erfüllt  sind. 

Da  aber  das  Gesetz  im  Grunde  weit  weniger  gleichförmige 
und  obligatorische  Regeln  schaft'en  als  vielmehr  an  den  guten 
Willen  und  das  ZusaninK-n wirken  der  Interessenten  appellieren 
will,  so  stellt  es  auch  den  beiden  Parteien  anheim,  sich  nach 
ihrem  Belieben  über  eine  neue  und  endgültige  Regelung  zu 
einigen,  welche  eine  sofortige  Liquidation  der  alten  Verpflich- 
tungen ermöglicht  und  namentlirli  gestattet,  jedem  ein  seiner  bis- 
herigen Dienstdaucr  entsprechendes  Kapital  oder  eine  dieser  ent- 
sprechende Rente,  welche  beide  in  seinem  Sonderbuch  vermerkt 
werden,  zuzuerkennen. 

Was  die  eigentlichen  Kassen  anlangt,  so  ordnet  das  Gesetz 
grundsätzlich  an.  dafs  sich  die  Interessenten  über  eine  Organi- 
sation einigen  können,  welche  entweder  für  die  früher  eingegange- 
nen Verpflichtungen  das  Fortbestehen  der  alten  Kasseneinrich- 
tungen vorsieht  oder  die  Vergangenheit  sofort  durch  eine  Rege- 
lung der  Zukunft  abwickelt.  Können  sich  die  Parteien  nicht 
einigen,  so  steht  es  ihnen  frei;  sich  an  eine  Schiedskommission 
zu  wenden  (vgl.  Art.  26,  welcher  die  Zusammensetzung  dieser 
Kommission  bestimmt)  .  .  .  Ünd  erst,  wenn  die  Berufung  an  die 
Schiedskommission  keinen  Erfolg  hat,  wird  man  genötigt  sein, 
die  gerichtliche  Liquidation  eintreten  zu  lassen." 

Besondere  Aufmerksamkeit  unter  den  das  hier  anzuwendende 
Verfahren  regelnden  Vorschriften  verdient  Art.  24  des  Gesetzes. 
Nach  seinem  Wortlaut  kann  die  Mehrheit  der  Arbeiter  oder  An- 
gestellten der  Gesammtheit  der  betheiligten  Arbeiter  oder  An- 
gestellten einen  ihr  zusagenden  LiquidationsnKxhis  aufth.'ingen. 
Es  seheint  uns  dies  einen  bemerkenswerten  Fortschritt  auf  dem 
zum  obligatorisch«  ri  Syndikat  führenden  Wege  zu  bedeuten. 

Was  die  Zukunft  betrifft,  so  beschflltigt  sich  das  Gesetz,  wie 
es  nunmehr  vorliegt,  nur  mit  der  Fürsorge  gegen  Krankheit  und 
Alter.    Es  war  anlangs  beabsichtigt,  im  Zusammenhange  hiermit 
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die  Unfallfrage  zu  regeln.  Die  Abgeordnetenkammer  hat  es  je- 
doch vorgezogen,  die  einschlägigen  Bestimmungen  in  dem  in 
Vorbereitung  begriffenen  allgemeinen  Gesetze  Uber  diesen  Gegen« 
stand  aufzustellen. 

Das  Gesetz  vom  29,  Juni  1894  findet  im  Prinzip  lediglich  auf 
die  Grubenbetriebe  Anwendung.  Doch  können  Grflbereien  und 
Steinbrüclu .  unterirdische  wie  zutage  liegende,  den  Grubenbe- 
trieben durch  im  Staatsrate  auf  Antrag  des  Ministers  der  öffent- 
lichen Arbeiten  erlassene  Verordnungen  gleichgestellt  werden.^ 

Arbeiter  und  Angestellte  werden  der  Wohlthaten  der  neuen 
Bestimmungen  gleichmfUsig  toilhaftig.  Arbeiter  und  Angestellte 
indessen,  deren  (ieh.ilter  2400  Franks  überschreiten,  nur  bis  zum 
Betrage  die^t  |-  Summe. 

Die  1  lülfskassc  für  Kranklieilsfaile  wird  unterhalten:  I.  durch 
eine  Vurwegnahme  vom  Lohne  eines  jeden  Arbeiters  oder  An- 
gestellten, deren  Betrag  vom  \'cr\valtungsausschurs  des  Wreins 
festgesetzt  wird,  aber  2  pCt.  des  Lohns  nicht  überschreiten  darf: 

2.  durch  einen  Zuschufs  des  Unternehmers,  der  gleich  der  i  lalfte 
der  von  den  Arbeitern  oder  Angestellten  geleisteten  Beiträge: 

3.  durch  die  staatlicherseits  aus  den  Subventionsfonds  den 
wechselseitigen  Httlfskassen  gewahrte  Summe;  4.  durch  Schen- 
kungen und  letztwillige  Zuwendungen;  5.  durch  den  Ertrag  der 
wegen  Uebertretung  der  Statuten  auferlegten  Geldstrafen,  sowie 
jener,  welche  seitens  der  Kassenmitglieder  auf  Grund  der  inneren 
Betriebsvorschriften  des  Unternehmens  verwirkt  wurden. 

Der  Verein  wird  von  einem  aus  mindestens  neun  Mit^edem 
bestehenden  Ausschufs  geleitet.  Ein  Drittel  dieser  Mitglieder 
kann  der  Unternehmer  ernennen:  die  beiden  anderen  Drittel 
werden  von  den  Arbeitern  und  Angestellten  unter  und  zu  Tag 
gewählt,  welche  F^ranzosen,  im  Besitz  ihrer  politischen  Rechte 
und  in  der  letzten  Lohnliste  eingetragen  sind. 

•(  1):<.  Artlki  1  1  und  2  des  (iesctzts  vom  21.  April  besagen:  Art.  1.  Die 
mincialiachcii  oder  los&jlcn  Substanzmasscn  in  der  Erde  oder  auf  ihrer  Ober- 
fläche werden,  den  Regeln  der  Gewinnung  einer  jeden  von  ihnen  entsprechend, 
unter  die  drei  Bezeichnungen  Gruben,  Gribereien  und  SteinbrOche  klassifiziert. 
Art.  2.  Als  Gruben  gelten  jene,  welche  bekanntenBafs«!  in  Adam,  Schichten 
oder  in  I.ai:rm  GoM,  Silber,  Nickel,  Quecksilber,  BUi,  Eisen  in  Adern  odi-r 
Schichten,  Kuprcr,  Zinn,  Zink.  Gahnci,  Wisrnuth,  K<iha!t,  .\r-rnik,  Mangan,  An- 
timon, Molybd.in,  Graphit  «uli  r  andere  nletall^^Lln•  Slotic,  Si  liw  t  lil,  Steink  ohlen, 
versteinertes  Hol/..  Lrdpcch,  Alaun  und  schwefelsaure  Salze  mit  metaiiischen 
Basen  enthalten. 
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Wählbar  ist  jeder  Wähler  nach  vollendetem  25.  Lebensjahre, 
der  langer  als  fünf  Jahre  in  dem  Betriebe,  welchem  der  Holfs- 
verein  angehört,  thatig  ist,  unter  der  Bedingung,  dafs  er  lesen 
und  schreiben  kann  und  aufserdem  nicht  zu  bestimmten  Strafen 
verurtheilt  wurde.  Jedoch  wird  in  den  ersten  filnf  Jahren  des 
Unternehmens  die  Zahl  der  erforderlichen  Dienstjahre  auf  die 
Dauer  des  Betriebes  selbst  ermafsigt. 

Die  Ausschufsmitglieder  werden  für  drei  Jahre  und  alljähr- 
lich zu  einem  Drittel  neugewahlt 

Die  Statnten  werden  vom  ersten  Ausschufs  ausgearbeitet  und 
sind  (lurrli  V'ermittelung  des  Prafekten  dem  Minister  <!'  r  AfTcnt- 
lichen  Ai  Ih  iten  zur  Genehmigung  zu  unterbreiten.  Die  Entschei- 
dung dv-,  Ministers  unterliegt  übrigens  der  Berufung  an  den 
Staatsrat  als  Vcrwaltiingsstreitsache. 

Durch  die  Statuten  ist  zu  bestimmen  Art  und  Betrag  der 
den  durch  Krankheit  oder  Kntkräftun^  am  Aibeiten  verhinderten 
Kasscnniitgliedern  zu  gewährt  ndc  n  I  nt«  i  >trit/ungen.  sowie  für 
den  Fall  des  Ablebens  von  Kassenmitgliedern  Art  und  IJctrag 
der  ihren  Familieti  oder  dt  ri  Berechtigten  zuzuerkennemlen  Sub- 
ventionen. Im  V.iWr  vlucv  lü  kr.inkung.  welclie  .Vrbeitsuniähigkeit 
von  über  vier  l  agen  inii  Lohnausfall  im  (jcfolge  hat,  leistet  die 
Kasse  des  Hülfsvereins  am  Ende  eines  jeden  Halbjahn^s  dem 
Sonderkonto  des  an.  einer  Pensionskasse  Beteiligten  einen  Zu- 
schufs  von  mindestens  5  pCt.  des  von  den  Statuten  vorgesehenen 
Krankengeldes. 

Dies  sind  kurz  die  vom  Gesetze  fflr  die  Organisation  des 
Hülfsvereins  in  KrankheitsiWen  erlassenen  Bestimmungen.  Wich- 
tiger erscheinen  jedenfalls  die  Vorschriften  Ober  die  Versiche- 
rung gegen  die  Folgen  des  Alters. 

Die  Altersrenten  sind  durch  die  Einzahlung  einer  Summe 
von  mindestens  5  pCt.  des  Lohnes  der  Arbeiter  oder  Angestellten 
zu  sichern.  Diese  Leistung  liegt  dem  Betriebsunternehmer  ob. 
Doch  kann  er  deren  Hälfte  vom  Lohne  abziehen.  Durch  Eini- 
gung beider  beteiligten  Parteien  können  diese  Einzahlungen  er- 
höht werden.  Sie  sind  zu  leisten  entweder  an  die  Nationalknssc 
für  Altersversorgung,  oder  an  eine  Syndikats-  oder  l'nt»  r- 
nehnier-Pen>ionska-se.  Untern»  hmer,  welche  derartige  Syndikats- 
oder Unternehmerkassen  einzuriciUen  gedenken,  bedürfen  hierzu 
der  Genehmigung.  r)ie~,e  Genehmigung  wiid  erteilt  durch  eine 
in  Form  einer  X'erfügung  der  Staatsregierung  erlassene  Verord- 
nung.    Die  Verordnung  bestimmt  den  Geschäftsgang  der  Kasse 
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und  den  Modus  ihrer  Liquidation.  Die  an  eine  Syndikats«  oder 
Unternehmerkasse  eingezahlten  Gelder  dOrfen  nur  in  durch  das 

ru  sctz  selbst  bezeichneten  Werlpapieren  angelegt  werden.  Die 
Führung  dieser  Kassen  unterliegt  der  Prüfung  der  Finanzinspek- 
tion, sowie  der  Aufsicht  des  Unter-Steuereinnehmers  des  Arron- 
dissements,  in  welchem  die  Kasse  ihren  Sitz  hat. 

In  allen  Fällen  werden  die  Finzahluncjcn  in  ein  auf  den 
Namen  des  Arlx  iters  oder  Angestellten  lautendes  Sonderbucii 
(livK  t  individut  li  einj^ctragen.  Ks  kann  ^oniit  fortan  der  Arbeiter, 
wie  (■->  in  der  Abgeordm  tenkanuiier  au-^gesproelien  wurde,  „den 
Betrieb  verla^srn.  ^.einen  Beruf  als  Grubenarbeiter  aufgt  ben; 
seine  Freiheit  bleibt  ihm  unveikür/t.  da  er  tien  Cieinils  der  in 
seinem  Buehe  eiunLlraL;«  iien  Sunuuen  In  hält."')  Dureh  di<'  Wr- 
ordiunig.  welehe  die  Krrichtung  einer  Syndikats-  oder  Unter- 
nehmerkasse genehnjigt,  sind  zugleich  die  Mafsnahmen  zur 
Sicherung  der  Uebertragung  der  im  Buche  eines  jeden  Inter- 
essenten  eingeschriebenen  Summen  an  eine  andere  Syndikats- 
oder Unternehmerkasse  oder  an  die  Nationalkasse  fOr  Alters- 
versorgung festzusetzen. 

Die  Einzahlungen  geschehen  auf  das  Leihkapital.  Der  In* 
haber  des  Sonderbuches  kann  jedoch  verlangen,  dafs  die  Ein* 
Zahlung  des  von  seinem  Lohne  abgezogenen  Teils  auf  das  Re* 
servekapital  geschieht.  Die  Renten  werden  unter  den  durch  das 
Gesetz  vom  20.  Juli  1886  über  die  Nationalkasse  für  Alters- 
versorgung vorge>ebcnen  Bedingungen  erworben  und  liquidiert. 
Der  Eintritt  iiu  es  Genusses  ist  auf  das  fünfzigste  Lebensjahr  fest- 
gesetzt, doch  kann  er  auf  X'erlangen  des  Berechtigten  hinaus- 
geschoben werden.  Innerhalb  der  von  uns  vorstehend  an- 
gegebenen Grenzen  sind  die  Finzahlungen  sowohl  an  die  llülfs- 
kasse.  als  an  die  l'eii.-^ionska-^se  für  Arb(  iler  oder  Angestellte, 
wie  für  die  Arbc  itg<  iu-r  obligat« >ri>eh.  Der  von  iler  Senats- 
kommission au^gearbeitt  te  Fntwurf  ( nthielt  eine  liestiinmung. 
naeh  we  lcher  jeder  21  Jahre  alte  Arbeiter  durch  die  Abgabe 
einer  Erklärung  vor  dem  Maire  -eines  Wohnortes  sieh  von  jeder 
Beitrag-^lei.stung  befreien  konnte.  Fbeii>o  sollte-  die  lOrkl.irung 
des  Arbeiters  auch  den  Unternehmer  von  dem  ihm  obliegenden 
Zuschüsse  befreien.  Der  Senat  jedoch  war  sich  über  das  Ge- 
fährliche dieser  Bestimmung  klar,  welche  dem  Gesetz  vielleicht 


Rede  des  Ministers  der  oft'entlichen  Arbeiten  tn  der  Sitzung  am  9.  Juni 
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jede  Bedeutung  genommen  hätte.  Mit  182  gegen  61  Stimmen 
dehnte  er  am  17.  Februar  1893  die  Beitragspflicht  auf  beide  be- 
teiligten Parteien  aus.  Nur  können  sich  nunmehr  Arbeiter  oder 
Angestellte,  zu  deren  Gunsten  der  Erwerb  einer  Alters-  oder 
Invaliditfltsrente  lauft,  von  dem  vorgeschriebenen  Abzug  be- 
freien (Vgl.  Art.  25). 

Das  neue  Gesetz  fllhrt  somit  die  obligatorische  Kranken- 
und  Altersversicherung  in  das  französische  Wirtschaftsrecht  ein, 
welches  sich  ihr  gegenober  bisher  ablehnend  verhalten.  Es  be- 
deutet dies  eine  bemerkenswerte  Thatsache.  welche  dem  Gesetze 
ganz  besondere  Wichtigkeit  verleiht,  —  einen  Vorgang,  der 
trotz  aller  in  dieser  Beziehung  gemachten  Vorbehalte  zweifels- 
ohne gewichtigen  Kinflufs  üben  mufs.  wenn  es  sich  einst  im  Par- 
lament um  die  Kntscheidung  der  Unfallfrage  und  vor  allem  um 
die  Organisation  der  Alt(  rsv{  rsori;unf^  für  die  Arbeiter  der  ge- 
samten Industrie  handeln  wird.  Herr  de  M<>irtre  erkannte 
unseres  Krachtens  die  Sachlage  richtii;.  als  er  im  Senat  sagte: 
„Wir  müssen  uns  zur  Wahrheit  be(|uem<  ri:  das  neue  (icsetz  ist 
der  Ausllufs  einer  sich  heute  geltend  machenden  neuen  Auflassung 
über  die  Pflichten  des  Staates  hinsichtlich  dt  r  Beziehungen 
zwischen  Arbeit  utui  Kapital.  Es  ist  eine  neue  Situation  ge- 
schaft'en.  welche  unsere  Vorfahren  nicht  voraussehen  konnten, 
eine  ganz  neue  Gestaltung  der  Verhältnisse.  Ich  will  nicht  mit 
ihr  rechten,  ich  fechte  sie*  nicht  an.  jedenfalls  aber  Hegt  sie 
meines  Erachtens  dem  ganzen  Gesetz  zu  Grunde.  Wir  haben 
hier  ein  Eingreifen  des  Gesetzes,  der  Gesetzgebung,  des  Staates 
in  eine  Klasse  von  Thatsachen,  in  welche  dieser  sich  bis  jetzt 
nicht  gemischt  hat.  Es  heifst  hier  annehmen  oder  verwerfen. 
Meines  Erachtens  müssen  der  Senat,  die  Abgeordnetenkammer 
und  im  geringerem  Grade  jedermann  dieser  Notwendigkeit 
sozialer  Natur  nachgeben  und  will  ich  nicht  länger  bei  diesem 
Punkte  verweilen.*!) 

Das  von  uns  erörterte  Gesetz  wurde  von  der  Abgeordneten- 
kammer mit  481  Stimmen  gegen  1  am  9.  Juni  1894  endgültig  an- 
genommen. Diese  so  gut  wie  einstimmige  Annahme  ist  leicht 
erkirirlich.  l'n^treitig  verwirklicht  das  neue  (iesetz  t^ewichtige 
Fc)rt.-(  In  itte ;  namentlich  gewährleistet  es  vermöge  der  X'erallge- 
meinerung  des  Sonderbuches  allen  Grubenarbeitern  eine  Sichcr- 


1  ÖiLzung  vom  16.  Februar  1893. 
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hcitt  eine  Unabhängigkeit,  deren  sich,  wie  wir  sahen,  vordem  nur 
eine  Minderheit  von  ihnen  erfreute. 

Der  nunmehrige  Stand  der  Gesetzgebung  ist  jedoch  bei  weitem 

kein  vollkommener. 

Vor  allem  erscheint  es  fraglich,  ob  man  nicht  dadurch,  dafs 
man  den  Eintritt  des  Genusses  der  Altersrente  auf  55  Jahre 
hinausschob,  im  Grunde  die  Interessen  des  Grubenarbeiters  schA« 
digt.  De  Ramel  brachte  in  der  Abgeordnetenkammer  in  der 
Sitzung  vom  10.  Juli  1894  einen  Gesetzentwurf  ein.  der  den  Ein- 
tritt des  Rentengeiiusses  aut  fiiiil^ig  Jahre  festsetzte.  In  der  Be- 
grüiuhmg  des  Entwurfes  schreibt  er:  „Wir  sind  der  Meinung, 
daü  the  Grenze  von  55  Jahren  deslialb  eine  zu  Imlic  i>t.  weil 
der  Beruf  des  Grubenarbeiters  ein  harter  und  mühsehger  ist.  Der 
Grubenarbeiter  beginnt  sein  Gewerbe  in  den  meisten  Füllen  mit 
dem  18.  Jahre:  ist  er  5U  Jahre  alt,  so  hat  er,  unter  Abrechnung 
seiner  Militärjalire.  sich  ungefähr  30  Jahre  lang  geplagt.  V'er- 
lafst  er  jetzt  die  Grube,  so  ist  er  noch  in  der  Lage,  während  des 
Genusses  seiner  Pension  eine  weniger  anstrengende  Arbeit  zu  über- 
nehmen oder  ein  Kleingewerbe  zu  betreiben;  selten  aber  wird  er 
Ober  dieses  Alter  hinaus  ohne  Schädigung  seiner  Gesundheit  in 
der  Grube  weiterarbeiten  können.  Er  muls  somit  in  den  Stand 
gesetzt  werden,  seine  Rente  vom  vollendeten  50.  Lebensjahre  an 
zu  geniefsen.*  Andererseits  steht  zu  befürchten,  dafs  die  obli- 
gatorischen Beitragsleistungen  in  einer  ganzen  Anzahl  Fflllen  dem 
Arbeiter  keine  hinreichende  Altersrente  ZU  sichern  vermögen. 
Es  wurden  in  dieser  Hinsicht  im  Parlament  sehr  abweichende 
Ziffern  gnannt.  Souchet  sagte  in  der  Abgeordnetenkammer.*) 
dafs  nacli  den  Tarifen  der  Natioiiall<a-;~o  für  Altersversorgung 
—  unter  Annahme  eines  Durchschnittverdienstcs  von  4  Er.  tag- 
lich oder  I3K)  Er.  jährhch  —  bei  dem  Zinsfulse  von  3,50  pCt.  der 
.Arbeiter  naeh  ^Ojähriger  Grubenarbeit  und  im  Alter  von  .S5  Jahren 
kHÜ^lieh  einr  Rente  von  261  Er.  und  einigen  Gentimr>  bean- 
spruchen könne.  Berechnete  man  wegen  des  lallenden  Zins- 
fufses  die  Rente  nach  dem  Satze  von  3  pC.t..  statt  3.50  pCt..  so 
betrüge  die  Pension  unter  den  gleichen  Bedingungen  nicht  mehr 
als  226.08  1  r.  1  lotTentlich  erreicht  die  Rente  einen  höheren  Be- 
trag. Souchet  nahm  allerdings  an,  dafs  die  Einzahlungen  er?t 
mit  dem  25.  Lebensjahre  beginnen.  Nach  der  Behauptung  Au- 
diffred's,  des  Berichterstatters  der  Abgeordnetenkammer,  würde 
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die  Rente  unter  der  Voraussetzung,  dafs  die  ersten  Einzahlungen 
mit  14  Jahren  geschehen,  sich  auf  410  Fr.  belaufen.  Im  Senat 
meinte  Deprez,  dafs  die  Rente  mit  55  Jahren  ungefähr  432  Fr. 
betrage.  Man  wird  jedenfalls,  wenn  Arbeitgeber  und  Arbeiter 
sich  nicht  einigen,  den  obligatorischen  Einzahlungen  fakultative 
zuzuftlgen,  weit  hinter  der  taglichen  Rente  von  2  Fr.  zurück- 
bleiben, wie  sie  öfters  im  Namen  der  Grubenarbeiter  gefordert 
wurde.  Bedauerlich  ist,  dar>  das  Parlament  sieht  nicht  entschliefsen 
konnte,  den  Satz  dt  r  an  die  Pensionskasse  zu  leistenden  Beiträge 
zu  erhöhen.  Ks  ist  anzunehmen,  dafs  bei  dem  gegenwärtigen 
Stande  der  Dini^c  die  (irul)enarl)eiter.  welche  die  Pension  erreichen, 
häutig  vifl  hüheie  Kenten  erhalten,  als  sie  ihnen  das  neue  Ge- 
setz sichert.')  Zwar  würde  nur  eine  Minderzahl  der  Arheiter 
eine  solche  Pension  bekommen.  Nichtsdestoweniger  lassen  sich 
in  dieser  Hinsicht  i  inii;('  Enttäuschungen  voraussehen.  Ks  w«1re 
umsonst,  darauf  hinzuweisen,  dal-^  das  (lesetz  kein  unüberschreit- 
bares  Maximum,  sondern  lediglich  ein  obligatorisches  Minimum 
aufstellt.  Wie  in  der  Kammer  gesagt  wurde.')  dürfte  dies  Mi- 
nimum bald  in  Versuchung  fahren  und  zu  befOrchten  sein,  dafs 
die  Gesellschaften  sich  mitunter  streng  an  ihre  gesetzlichen  Ver- 
pflichtungen halten. 

Endlich  wurde  ein  Einwand  allgemeinerer  Natur  gegen  das 
.neue  Gesetz  erhoben.  In  der  Sitzung  vom  9.  Juni  1894  erklärte 
Jourde,  dafs  er  wohl  ftlr  den  der  Kammer  zur  Beratung  vor- 
gelegten Entwurf  stimmen  werde,  indessen  in  seinem  und  seiner 
Freunde  Namen  ausdrOcklich  Verwahrung  gegen  die  Grundlage 
selbst  t  inl  gen  müsse,  auf  welcher  man  die  Arbeiterrente  ge- 
schafl'en  habe,  gegen  die  Abzüge  von  den  Löhnen.  Und  einige  Tage 
später')  unterbreitete  derselbe  Abgeordnete  im  Verein  mit  meh- 
reren seiner  Kollegen  der  Kammer  einen  Antrag,  nach  welchem 
die  llülls-  und  Pensionskassen  der  Grubenarlx  iter  vom  Unter- 
nehmer zu  unterhalten  seieti.  In  der  Begründung  des  Antrags 
ist  gesagt:  „Man  sollte  in  der  That  nicht  gestatten,  dals  Lohn- 
abzüge als  Mittel  zur  .Sicherung  gegen  Krankheit  und  Alter  der 
Arbeiter  gefordert  werden.  Der  Lohn  reicht  kaum  hin  für  die 
täglichen  Bcdürlni>se  des  Arbeiters,  und  diesen  dafür,  dafs  es 
ihm  in  einem  Alter,  welches  er  durchaus  nicht  sicher  ist   zu  er- 

')  Vgl.   die  Rede  Souchet's  in  der  Sitzung  der  Abgeordnetenkammer  vom 
9.  Juni  1894. 

^  Zwischenruf  Balsan's  in  der  Sitzung  vom  9.  Juni  1894. 
*)  Am  12.  Juni  1894. 
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reichen,  nicht  an  Allem  fehle,  zwingen,  sich  wahrend  der  Dauer 
seines  thatigen  Lebens  zu  berauben  und  den  Seinen  das  zu  ent- 
ziehen, was  gerade  notdürftig  ausreicht,  heifst  seine  Lage  nicht 
verbessern,  sondern  verschlechtern.* 

Ohne  auf  die  schwierigen  allgemeinen  theoretischen  Fragen 
einzugehen,  welche  mit  diesem  Antrag  verknüpft  sind,  und  ohne 
zu  untersuchcT\  wie  die  Verhältnisse  des  Grubenarbeiters,  vom 
Standpunkte  des  Lohnes  betrachtet,  liegen,  sind  wir  doch  der 
Meinung,  dafs  es  wohl  nicht  mehr  als  billig  wäre,  wenn  die  In- 
dustrie dem  Arbeiter  die  Mittel  gäbe,  sich  gegen  die  Folgen  des 
Alters  und  der  Krankheit  zu  schtltzen,  und  wenn  daher  überall, 
wo  der  Lohn  jueradc  zur  Bestreitung  der  täi^lichen  Bedürfnisse 
ausreicht,  wo  er  die  Prämie  der  Versicherung  nicht  übrig  läfst. 
die  Kosten  dieser  Versicherung  vom  Unternehmer  getragen 
werden.  Indessen  dünkt  uns.  als  ob  mangels  eines  gesetzlichen 
Mindcstlohtis  die  Kntscheidung  des  Gesetz. i  s  h.iulig  nur  vorüber- 
gehemle  l>edeutung  haben  könne.  Selbst  wenn  das  Gesetz  die 
Kosten  der  Versicherung  dem  Arbeitgeber  auferlegte,  könnte 
dieser  unter  Ausnutzung  ihm  günstiger  Umstünde  seine  Ausgaben 
durch  eine  Verringerung  des  Lohn-)  wettmachen,  ebenso  wie  um- 
gekehrt die  organisierten  Arbeiter  zuweilen  aus  dem  Stande  des 
Marktes  Vorteil  ziehen  und  eine  den  gesetzlich  vorgeschriebenen 
Lohnabzügen  gleichkommende  Lohnerhöhung  erlangen  könnten. 

Wir  geben  im  Folgenden  den  Wortlaut  des  Gesetzes  wieder: 

Gesets  ttber  die  Uttlfs-  und  Pensiontkasaen  der  Grubenarbeitsr. 

Von  dem  Senate  und  der  Kammer  der  Abgeordneten  angenommen,  wir«! 
das  nacliätelicnde  Gesetz  vom  Präsidenten  der  Republik  in  lolgendem  Wortlaut 
verkQndet: 

Titel  I. 
Allgemeine  Bestimmungen. 

Art.  1.  Unternehmer  von  Grubenbetrieben,  sowie  Arbeiter  und  Aagcstdlte 
solcher  Betriebe  unterliegen  sechs  Monate  nach  Erlaf>  des  gegen  wart  igen  Ge- 
setzes den  Verpflichtungen,  bczw.  werden  dei  Wuhltliatcn  teilhattig,  welche  die 
nacl)st(^ lit  lulcn  Titri  II.  und  III.  hinsichtlich  der  Einrichtung  und  ThAtigkeit  der 
Pcnsiunsk.i^-m  luid  der  Miihbka.'«Äen  bestimmen. 

Auj;ehlcUlcn  und  Arbeitern,  deren  Gehalt  den  Betrag  von  2400  Francs  über- 
steigt, kommen  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetzes  nur  bis  zum  Be* 
lauf  dieser  Summe  zugute. 

Titel  II. 

Pensionskassen. 
Art.  2.    Der  Unternehmer  hat  jeden  Monat  entweder  an  die  Nationalka?-*; 
der  Altersrenten,  oder  an  eine  der  von  Art.  4  vorgesehenen  Kawen  zur  Bildung 
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des  Grtmdlupitals  fikr  die  Pensiotitteistungen  einen  Betrag  etnzuxafalen,  der  gleich 
4  pCt.  des  Lohnes  der  Arbeiter  oder  Angestellten,  dessen  eine  Hfilfte  der 
Unternehmer  vom  Lohne  vorwegnimmt  und  dessen  andere  Hslfte  er  selbst  trigt 

Durch  Uebereinkunft  heider  beteiligter  Partfirn  können  die  Einzalihmgen 
erhöht  werden.  Diese  Kiii/.ahlungcn  werden  in  ein  besonderes,  auf  den  Naracn 
des  Arhciters  odi  i'  Aivtrcsti  liti  n  lautendes  Buch  eingetragen.  Sie  peschchen  auf 
das  Leihkapital.  Auf  Ve  rlangen  indessen  des  Budiiidiabers  geschieht  die  Kiii- 
zahlung  des  von  seinem  Lohne  vorweg  erhobenen  Teiles  auf  das  Kcscrvekapital. 

Dem  Unternehmer  steht  es  frei,  einen  höheren  Bruchteil  als  die  HUfte  der 
Einzahlung  oder  ihren  Gesamtbetrag  zu  llbemehmen. 

Art  3.  Die  Pensionen  werden  unter  den  im  Gesetz  vom  20.  Juli  1686 
Ober  die  National>Altersrentenkasse  vorgeschriebenen  Bedingungen  erworben  und 
erhoben. 

Der  Fintritt  in  den  Genufs  der  Pension  erfolut  mit  dorn  fünfundfünf/igstcn 
Lebrnsjalin- :  eine  Aendcrung  dieser  HcstiinmiiiiL,'  kann  .tuf  Vi-r  Lumen  des  Be- 
rechtigten htatttinden,  doch  sind  die  Ein^cahlungen  von  diesem  Lebensalter  an 
nicht  mehr  obligatorisch. 

Art.  4.  Unternehmer  von  Grubenbetrieben  können  ermächtigt  werden,  Syn- 
dikats- oder  Untemehmer^Pensionskassen  flDr  die  in  ihren  Werken  beschäftigten 
Arbeiter  su  errichten. 

Die  bezOgliche  Erlaubnis  wird  erteilt  durch  ein«-  in  Form  der  Verfngungen 
der  Staalsrcgi«  run;^  erlassene  Verordnung.  Diese  Verordnung  bestimmt  die 
Grenzen  des  Bt/irk-..  <\]c  Bedinijnngen  der  Wirksaniki  i:  d«  r  Kasse  iuitl  "Iii-  Art 
und  Wei.se  ihrer  I.i  juulation  DosgK  ichen  gitbt  sie  Vorschriften  zur  Siclu  i  ung 
der  Üebcrtragung  der  un  Buch  eines  jeden  Beteiligten  eingeschriebenen  Summen 
sowohl  an  eine  andere  Syndikats-  oder  Untemehmerkasse,  oder  an  die  National- 
Altersrentenkasse. 

Die  von  dem  Unternehmer  in  die  Syndikats-  oder  Untemchroeritassc  einge- 
zahlten Gelder  sind  anzulegen  in  staatlichen  Renten,  in  Schatz-  ot!,  r  vom  Staats- 
schätz  garantierten  Werten,   in  Departements-  oder  Kommunalobligationcn ;  die 

Werte  haben  auf  den  Namen  zu  lauten. 

Die  Verwaltung  der  S^'ntlikats-  oder  Unternehnu  rkassen  unterst«  ht  der 
Prüfung  der  Inspektion  der  Finanzen  und  der  Kontrolle  des  Steuereinnehmers 
des  Arrondissements,  in  welchem  die  Kasse  ihren  Siti  hat 

Art  5.  Bestellen  zwischen  den  Unternehmern  und  ihren  Arbeitern  oder 
Angestellten  besondere  Uebereinkommen  zu  dem  Behufe,  letzteren,  ihren  Witwen 
oder  ihren  Kindern  entweder  zusätzliche  Leibrenten  oder  Zeitrenten,  «i  hr  eine 
im  voraus  bestimmte  Sciiadloshaltung  zu  sichern,  so  ist  das  Kapital,  welches  die 
aus  solchen  Uebereinkünften  entstandenen  Verpflichtungen  gewährleistet,  der  I 'e- 
positalkasäe  oder  den  lt.  Art.  4  zu  schaffenden  Kassen  einzuzahlen  oder  vorzu- 
weisen. 

Die  Unternehmer  haben  alljAhrlich  durch  Vermittelung  des  Prftfektcn  dem 
Minister  der  Öffentlichen  Arbeiten  und  in  von  ihm  voi^eschriebenen  Formen  Be- 
ridit  aber  die  in  Ausführung  des  vorhergehenden  Absatzes  ergriffenen  Mafs- 
nahmen  zu  erstatten. 
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Titel  III. 

H  ii  1  f  s  V  c  r  e  i  n  o 

Art.  6.     Die  Kas^e  eines  jeden  Hilllsv  ii  eins  wird  unterhalten: 

1.  durch  eine  Vorwegnahme  vom  Lohne  jeden  Arbeiters  oder  Angestellten, 
deren  Betrag  vom  Verwaltungsausachufs  des  Vereins  festgesetzt  wird, 
aber  2  pCt.  des  Lohnes  nicht  flberschreiten  darf; 

2.  durch  einen  Zuschufs  des  Unternehmers,  der  gleich  der  Hfilfte  jenes  der 
Arbeiter  oder  Angestellten; 

3.  durch  die  seitens  des  Staates  ah  Snhvcntionsgelder  fQr  die  UntcratOtzungs- 
kasiicn  avif  Cei^enspitiirkeit  hcuilliyten  Bctrflgc; 

4.  dnrili  Sclienkuiiucii  und  V'crniäilitniN-e : 

5.  durch  den  Betrag  der  wegen  Uebertretung  der  Statuten  aulerlegten  Geld- 
strafen, sowie  derjenigen,  welche  die  Kassenmitglicder  auf  Grund  der 
inneren  Vorschriften  des  Betriebes  verwirkten. 

Art  7.  Die  Statuten  der  Hfllfsvereine  haben  zu  bestimmen:  t.  die  Art 
und  den  Umlang  der  Unterstützungen  sowie  der  Pflege,  welche  den  durch 
Krankheit  oder  Gebrechlichkeit  am  Arbeiten  verhinderten  Kassenmitglicdern  zu 
gewahren  sind:  2.  für  den  Fall  des  Todes  von  Mitirliedern  die  Art  und  den 
l'mfani^  der  ihren  Familien  oder  sonst  Hcrcchtigtcn  zu  leistenden  Unter- 
Stützungen. 

Die  Sututcn  können  femer  die  Verabfolgung  von  Geldunterstfltzungen  sowie 
von  Arztlicher  Pflege  und  Arzneien  an  Frauen  und  Kinder  von  Kaascnmitgliedero 
und  an  ihre  Aszendenten  bewilligen.  Desgleichen  können  sie  tAglichc  Unter* 
stQtzungcn  an  Frauen  und  Kinder  von  Rcservbten  der  »tehenden  Armee  und 
Angehörigen  der  Territorialarmee,  die  zu  Dienstleistungen  hei  ihren  Truppen» 
teilen  eingezogen  wurden,  und  endliih  i  xzeptionclle  unti  aileutalls  zu  wieder- 
holende Geldspcndi  II  an  Witwen  uml  \Vai-<  n  \  t  i  >(orbener  Arljt  iter  oder  An- 
gestellter vorsehen,  wenn  dR>c  dem  lliill'.svcrcin  aitgeliOrt  haben. 

Art.  8.  In  einem  Krankheitsfälle,  der  ArbeitsunOhlgkeit  von  aber  vier 
Tagen  und  Aufhören  der  Lohnzahlung  zur  Folge  hat,  leistet  die  Kasse  des  HOlfs* 
Vereins  am  Ende  eines  jeden  Halbjahres  zum  Guthaben  des  Vereinsmitgliedcs, 
der  einer  Pensionskasse  angehört,  einen  Zuschuß  von  mindestens  5  pCt  des  von 
den  Statuten  festgesetzten  Krankengeldes. 

Die  Verpllichtuni,'  zur  I.ei^tiiiin  dieses  Zusi  hiisscs  crlisclit  mit  dem  Krankengeld. 

Art.  9.  Können  skIi  (Im-  Interessenten  nieht  einigen,  s^i  wird  der  Bezirk 
jeden  Ilüllsvercins  durch  eine  un  blaatsrat  erlassene  V'erordmmg  bestunmt. 

Ein  Betrieb  kann  in  mehrere  Hfllfsbezirke  eingeteilt  werden. 

FQr  benachbarte  Grubenberechtigungen  oder  Betriebe,  die  entweder  einem 
Unternehmer  oder  mehreren  Berechtigten  gehören,  kann  ein  einziger  Verein  ge- 
schaffen werden. 

Den  Bezirken  der  Grubcnhülfsvcreinc  können  auf  Verlangen  der  t>cteiligtea 

Parteien  und  unter  (ienehmigunj;  des  Ministers  der  rdTenllichcn  Arbeiten  die  mit 
dem  Grul)enbetrieb  zusanimi'nlianL:<'ntien  Iiidu-^trieen  /UL;c\vie-'<  n  werden. 

Art.  10.  Der  Verein  wird  geleitel  dutch  einen  aus  nundestcns  neun  Mit- 
gliedern bestehenden  Ausschufs. 
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Einen  Drittdl  der  Mitglieder  ernennt  der  Untemebmer;  die  betden  amlef«! 
Drittel  werden  von  den  Arbeitern  oder  Anfestellten  ans  der  ZaU  der  Miti^eder 
unter  den  in  nachstehenden  Artikeln  angegebenen  Bedingungen  gewAhlt 

Gleichzeitig  und  unter  denselben  Bedingungen  geschieht  die  Ernennung  von 
drei  Holfsmitcrlio'lrrn.  welche  die  ordentUcben  Mitglieder  im  Falle  der  Abwesen- 
heit oder  Vakanz  zu  vertreten  haben. 

Verzichtet  der  Unternehmer  bei  einer  Wahl  auf  die  gänzliche  oder  teilweise 
AnsObung  der  ihm  vom  vorhergehenden  Absatz  gewahrten  Befugnis,  so  werden 
die  vom  Untemebmer  nicht  ernannten  Auasdraftmitglieder  dureb  die  Arbeiter 
und  Ai^esteOten  gewihh. 

Die  vom  Auflsdiub  getroffenen  Entacbeidiuigea  haben  nur  Kraft»  wenn  mehr 
als  zwd  Drittel  seiner  Mitglieder  gestimmt  haben;  nach  einer  in  der  Qblichen 
Form  geschehenen  zweiten  Zusammenbcrufung  indessen  werd'-n  die  Entschei- 
dungen ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  der  abgegebenen  Stimmen  von  der  Mehr- 
beit  bestimmt. 

Der  Ausschufs  ernennt  aus  der  Zahl  seiner  Mitglieder  einen  Präsidenten, 
eben  Sekretir  und  einen  Sehatnndster. 

Art.  11.  Wahlberechtigt  sind  alle  Arbeiter  und  Angestellten  in  der  Grube 
und  wa  Tage,  die  Franzosen,  im  Genüsse  ihrer  polittschen  Rechte  und  in  die 

letzte  Lohnlit-tc  eingetragen  sind. 

Wählbar  sind  Wiililer  im  Alter  von  über  fflnfiindzwanzip  Jahren,  welche 
länger  als  fQr>f  Jahre  in  dem  Betriebe,  dem  der  HOlfsvercin  angeh<''rt,  beschäftigt 
sind,  unter  der  Bedingung,  dafs  sie  lesen  und  schreiben  kOnnen  und  aufserdcm 
noch  keine  Verurteilung  nach  den  Vorschriften  sowohl  des  gegenwärtigen  Ge- 
setses,  als  des  Gesetxes  vom  21.  April  1810  und  der  Verordnting  vom  3.  Januar 
1813,  oder  der'  Artikel  414  und  415  des  Code  ptaal  erlitten  haben.  In  den 
ersten  fünf  Jahren  des  Betriebes  ermAfeigt  sich  indessen  die  Ansah]  der  erfordere 
liehen  Dienstjahrc  auf  die  Dauer  des  Betriebes  selbst. 

Die  Wähler  werden  zum  ersten  Male  durch  Erlafs  d»-=  PFfifcktr-n  zur  Wahl 
aufgefordert .  der  den  Tag  der  Wahl  sowie  die  Stunden  der  ErOHnung  und  des 
Schlusses  der  Wahlhandlung  festsetzt. 

Die  Wahl  findet  in  der  Maine  der  Gemeinde  statt,  welche  der  bez.  Erlals 
unter  den  im  Beiirk  befindUdien  bestimmt  Vorstand  des  WaUboreaus  ist  der 
Matre. 

Der  Erlafs  ist  in  den  beteiligten  Gemeinden  mindestens  fünfzehn  Tage  vor 
der  Wahl  bekannt  zu  nmchen  und  ansuschlagen.  Dem  Untemdhmer  ist  er  be- 
sonders mitzuteilen. 

Während  der  dieser  Fiekanntmachunp  folf^enden  acht  Tage  sind  die  Wahl- 
listen des  Bezirks  an  den  für  Mitteilungen  an  die  Arbeiter  benutzten  Stellen  auf 
Betreiben  des  Unteniehmers  anzuschlagen. 

Ein  zwrites  Exemplar  dieser  Listen  hat  der  Unteraduner  dem  Maire  einzo- 
reichen,  welcher  mit  dem  Vorrits  des  Wahlbureaus  betraut  ist 

Der  Ujntemehmer,  wddier  sieh  weigert  oder  versäumt,  den  vorstehenden 
Bestimmungen  Folge  zu  leisten,  wird  luch  Art  93  ff.  des  Gesetzes  vom  21.  April 
1810  bestraft. 
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Aufserdem  kann  der  Präfckt  die  Wahlli^^ten  auf  KosU  ti  <ks  Unlcrnchmrrs 
aufstellen  und  anschlagen  lassen;  die  vom  IVafektcn  fdr  vollstreckbar  erkUurteo 
Kosten  werden  in  derselben  Weise  wie  öffentliche  Abgaben  bcigctriebcn. 

Die  Wahlhandlungen  finden  in  dem  angegebenen  Lokal  unter  den  von  den 
Statuten  vorfeaduriebenen  Formen  und  Bedingungen  «iHtt 

Art  12.  Die  Abatimmung  geadiiefat  ateta  im  Liatenakrutininm  an  einem 
Sonntage.  Im  enten  Wahlgange  wird  ala  gewIfaU  nur  betmehtet,  wer  die  d>> 
solute  Mehrheit  der  abgegebenen  Stimmen  und  die  Stitiunen  cinea  Viertels  der 
eingeschriebenen  WShlcr  auf  sich  vcrcinije^.  Im  zweiten  Wahlgange,  zu  welchem 
am  nächsten  Sonntage  /u  schreiton  ist,  genügt  die  relative  Mehrheit.  Bei 
Stimmengleichheit  gilt  der  ältere  der  Kandidaten  als  gewählt 

Die  Mitglieder  des  Ausschusses  werden  auf  drei  Jahre  und  zu  einem  Drittel 
alljlhriich  neu  gewählt 

Die  Neuwahl  von  liit|^iedem,  die  venMorben*  auageachieden»  oder  der  Rlr 
die  Wihlbarkeit  erfordeiiidfeen  Sgenacbaflen  veiiua^  gingen  aind,  hak  in  den 
der  Vakanz  folgenden  sechs  Monaten  zu  geschehen.  Die  Neugewflhlten  werden 
for  die  Zeit  ernannt,  auf  welche  aicb  die  Amtsdauer  der  von  ihnen  Ersetitea 
nach  erstreckt. 

Art.  13.  Streitigkeiten  über  die  Aufstellung  der  Listen  sowie  über  die 
Gültigkeit  der  Wahlhandlungen  sind  innerhalb  f&nizehn  la^cn  vom  Datum  der 
Wahl  an  gerechnet  vor  den  Friedenarichter  der  Gemeinde  su  bringen,  in  welcher 
die  WaUfcandhingen  atattfanden.  Ihre  Anmeldung  erfolgt  durch  einfache  Er> 
klirung  in  der  Kazuki. 

Der  Friedensrichter  entscheidet  innerhalb  fünfzehn  Tagen  nach  dieser  Er> 
klärung  ohne  Ko5?tcn  und  ohne  förmlichem  V<  rtahri  n,  sowie  auf  drei  Tage  vorher 
erfolgte  einfache  Benachrichtigung  an  all«-  In  t,  iligten  Parteien. 

Die  Entscheidung  des  Fricden»nciiten>  lafst  keine  weitere  Instanz  zu,  duch 
kann  sie  dem  Kassationahof  uaterbreitet  werden. 

Der  Berufnng  wird  nur  atattgegeben,  wenn  sie  innertmU»  sehn  Tagen  nach 
ZuateUung  der  Entacheidung  geachieht  Sie  hat  keine  au&chiebende  Wiiltnng. 
Ihre  Einreichung  geschieht  mittelst  einlachen  Geauches  in  der  Kandel  dea  Friedena- 
richters,  welches  den  Beklagten  in  den  hierauf  folgenden  zehn  Tagen  bekannt  zu 
geben  ist.  Sic  ist  dispensiert  vom  Beistande  eines  Advokaten  beim  GeriobtshofiB 
und  wird  als  dringlich  und  oinie  Kosten  oder  <  Jclilstrafen  abgeurti  ilt 

Die  von  den  Parteien  vorgelegten  Akten  und  Schriftstücke  werden  vom  Gc- 
richtaschreiber  dea  Friedensgerichts  dem  Gerichtsschreiber  des  Kassationshofcs 
kostenlos  fibermittdt  Die  Entscheidung  der  Reqdsitionskammer  auf  die  Be- 
rufung ist  eine  endgOltage. 

Alle  Handlungen  geschehen  stempdfrei  und  ihre  Eintragung  erfB%t  nnent- 
gdtlich. 

Art.  14.  Die  Statuten  werden  vom  ersten  Venvaltungsausschufs  aufgestellt 
und  unterliegen,  durch  Vcrmitlclung  des  Präfekten ,  der  Genehmigung  des 
Ministers  der  öffentlichen  Arbeiten.  Nach  der  Genehmigung  werden  sie  dem 
Untemdmier  bekannt  gegeben. 

Gegen  die  Entscheidung  des  Ministen  ist  die  Berufung  an  den  Staatarat  iai 
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Strcitvertahrcn  zuUiisi^.  Sic  ibt  stempelfrei  und  wird  kostenlos  eiaceCn^eil,  auch 
kann  sie  ohne  den  Beistanfl  eines  Advokaten  eingpereicht  werden. 

Jede  Statutcnänderunp  crlordert  eine  neue  Genehmigung:  des  Ministers.  Die 
Statuten  sind  durch  den  Unternehmer  dauern«!  an  den  zu  Mitteilungen  an  die 
Arbeiter  benutzten  Stellen  anzuschlagen.  Ein  Exemplar  derselben  hat  der  Unter- 
ndnwr  jedem  neu  eintretenden  Arbeiter  oder  Angestellten  gegen  Empfangs- 
bescheinigung auainhindigen. 

Art  15.  Die  Hflifsvereine  sind  gehalten,  ihreBfldier,  Protokolle  und  Rech- 
nungsbelege jeder  Art  dem  Präfckten  und  den  Grubeningenieuren  vorzulegen. 
Diese  Vorlage  geschieht  ohne  Ucbcrsendung,  sofern  nicht  durch  Erlafo  des  Prft- 
fcktcn  anders  verfügt  wird. 

Die  Vereint  haben  alljährlich  durch  Vcrmittehing  des  Präfckten  dm  Mini->tcrn 
der  Otfentlicbcn  Arbeiten  und  des  Innern  unter  den  von  diesen  Icstgcselzten 
Formen  einen  Rechenschaftabericbt  Ober  ihre  finanzielle  Lage  und  eine  Ueberskht 
der  unter  den  MitgUedem  im  Laufe  des  Jahres  vorgekommenen  Knmfchdta»  und 
TodesMle  einzureichen. 

Art.  16.  Am  Schlüsse  eines  jeden  Jahres  bestimmt  der  Verwaltungaaui^ 
-<  hiifs  die  Beträge,  welche  aus  den  verfQgbaren  UeberschOssen  in  der  Kasse 
bt  hufs  Sicherung  ihrer  Thätigkeit  zu  bclas'wn  sind,  und  ferner  jene,  welche  in 
«i- 1  1  )epo'<italkassr  hinterlegt  werden  -oIl(  n.  Diese  Hinterlegung  ist  seitens  des 
Au.sschusses  innerhalb  eines  Monats  unter  der  Solidarhaftung  seiner  Mitglieder 
zn  bewirken,  eintrctendenfitlb  unbeschadet  der  Anwendung  des  Alt.  406  des 
Code  ptaal. 

Ausschn£miitgfieder,  welche  eine  in  den  Statuten  nicht  vorgesehene  Anlage 
von  (.eidern  bewirkten  oder  bewirken  Ke&en,  untefliegen  der  gleichen  Haftmg 

und  den  gleichen  Strafen. 

Der  fic^amtbctrag  der  Reserve  darl  das  Doppelte  der  Jahreseinnahmen  nicht 

Obersi  hrciten. 

Art.  17.  Im  Falle  der  Nichtbefolgung  der  Statuten  oder  der  Verletzung 
der  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Gesetaes  kann  vom  Ifinitter  der  ofientlidwn 
Arbeiten  nach  Anhörung  des  Generalbelgrates  die  Absetzung  des  Verwaknngs- 
auaschttsaes  veriUgt  werden,  unbeachadet  der  etwaigen  zivil-  oder  strafrechtlichen 

Haftung  der  Ausschufsmitg^ieder. 

Die  Wähler  sind  behufs  der  Vornahme  der  Ernennung  des  neuen  Aus- 
schusses spätestens  innerhalb  einer  Frist  von  zwei  Monaten  zusammenzuberulcii. 
Die  Kasse  wird  in  der  Zwischenzeit  durch  eine  vom  PrAfekten  ernannte  Persön- 
lichkeit verwaltet. 

Art.  18.  Die  zur  Zeh  heatehaadan  HflMaveielae»  deren  Statuten  die  vor- 
schriftsmfliaifc  Geaehmignng  der  VcrwahungabdiOrden  erfüiren  haben,  bdndten 
auch  fernerhin  ihre  Oiganiaatioa  and  die  Art  der  Ahwiekehag  ihrer  Gesdilfte, 
soweit  die  Bestim munden  des  gegenwärtigen  Titels  in  Betracht  kommen,  ab- 
gesehen von  dem  Falle,  in  welchem  ihre  Umwandlung  vom  Minister  der  öflent- 
iikhen  Arbeiten  nach  Anhörung  des  Grcneralbergrates  fOr  notwendig  erachtet 
werden  sollte. 

32» 
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Im  übrigen  werden  auch  ihnen  die  im  Art  6  dieses  Gesetses  voii;esehenen 

Einnahnirn  zu  teil. 

Art.  19.  Es  kann  durch  die  SUtttten  bestimmt  werden,  dafs  eine  Ver- 
sidierungsfesdlichaft  mit  dem  Kmendienst  iii  betrauen  sei. 

Art.  20.  Vereine,  welche  den  vorstehenden  Artikeln  gemlfii  errichtet  sind, 
fallen  untfer  die  Vorschriften  der  Gesetze  Ober  UnterstOtzungsvereine  auf  G^en* 
seitigkeit  und  unterliegen  den  von  ihnen  bestioimten  Verpflichtungen. 


Art.  21.  Renten,  die  bereits  unter  irgend  wclcbcm  Titel  erworben  wurden 
und  deren  Leistung  dem  Unternelimcr  ubhcgt,  werden  wie  oben  den  besonderen 
Regeln  des  Unternehmens  gemäfs  beschafft. 

Art  22.  Der  Itetrag  der  Renten,  deren  Erwerb  noch  liuft  und  deren 
Leistung  dem  Unternehmer  oUi^,  wird  auf  Grund  der  Anweisungen  oder  Ge> 
wohnheiten  berechnet,  kraft  deren  die  Renten  bisher  gewflhrt  wurden. 

Ist  der  Rentenbetrag,  der  auf  Grund  der  in  Ausführung  des  Art.  2  be- 
wirkten ZuschOsHC  erworben,  niedriger  als  die  wie  vorstehend  angegeben  be- 
rechnete Rente,  so  ist  die  Differenz  vom  Unternehmer  zu  leisten. 

Die  Bestimmungen  der  betden  voriiergehenden  Absitze  kAmen  durch  frei* 
willig  getroffene  Uebereinkunft  zwischen  den  Unternehmern  und  ihren  Arbeitern 
oder  Angestellten  aufgehoben  werden. 

Art  23.  Mit  dem  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes  haben  die 
frflher  unter  dem  Beistande  der  Arbeiter  und  Angestellten  zur  Sicherung  von 
Unterstützungen  und  zur  Schaffung  zeitwi  ilii^fr  Renten,  Alters-,  In\ .ilidit.it^-  oder 
Unfailpcnsionen  errichteten  Sparkassen  ledighch  die  Erfüllung  der  von  ihnen 
froher  eingegangenen  Verpflichtungen  ZU  bewirken,  sowohl  was  die  unter  irgend 
welchem  Titel  erworbenen  Renten,  als  was  die  Altersrenten  t>etrilR,  deren  Er^ 
werb  noch  Haft 

Indessen  haben  im  ersten  Monat  die  Kassen  die  UnterstOtzung  und  Pflege 
der  in  Behandlung  befindlichen  Kranken  zu  beschatTen. 

Art.  24.  Die  Intere-^'^cIlten  werflon  aufgelonlert ,  ^icli  innerhalb  einer 
.Maximalfrist  von  >cchs  Monaten  über  die  wegen  der  vorstehend  genannten  Ver- 
pflichtungen zu  ergreifenden  Mafiwegeln,  sowie  Ober  die  Art  der  BesehaAmg  der 
notwendigen  Mittd  zu  Oufsem. 

Mangels  einer  Verstlndigung  zvrisehen  den  Unternehmern  eineneita  und  der 
Mehrheit  der  Arbeiter  oder  Angestellten  andererseits  können  die  beiden  Parteien 
beschliefsrn,  dafs  die  Regelung  der  zu  ergreifenden  Mafsnahmen  sowie  die  Fest- 
setzung der  zu  leistenden  Zuschüsse  der  durch  den  nachstehenden  Art.  26  vor- 
gesehenen Schiedskommission  zu  überlassen  ist. 

KAnnen  sidi  die  Unternehmer  und  die  Kdirfaeit  der  Arbeiter  und  Ange- 
stellten innerhalb  der  oben  angegebenen  Frist  von  sechs  Monaten  weder  Ober 
die  zu  ergreifenden  Ma&nahmen,  noch  ober  die  Berufung  an  die  Sdiieds- 
kommission  einigen,  so  ernennen  die  Gerichte  auf  Ansuchen  der  am  meisten  um 
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eine  Regelung  bemfihten  Partei  einen  Liquidator  mit  dem  Auftrage,  die  Auflösung 
der  Sparkasse  zum  bebten  der  beteiligten  Intere  ssen  zu  bewirken. 

Der  Bericht  des  Liquiüaturs  unterliegt  der  Beglaubigung  des  Gerichtes. 

Art  2S.  Jeder  Arbeiter  oder  Angestellte,  zu  desMa  Gunsten  der  Erwerb 
einer  Alters-  oder  Invalldititsrente  UUift,  ist  von  dem  im  Art  3  voiscadiriebenen 
Lolinabiag  befreit»  wenn  er  vor  dem  Mnire  seiner  Wobnsitigemeinde  eridirt, 
auf  die  Wohlthatcn  dieses  Artikels  verzichten  zu  wollen. 

Die  Abgabe  dieser  Erklärung  ist  dem  Erklärenden  zu  bescheinigen. 

Desgleichen  ist  im  Falle  und  wAhrend  der  Gesamtdaucr  dieses  Verzichtes 
der  Unternehmer  von  dem  ihm  nach  demselben  Art.  2  obliegenden  Zuschüsse 
befreit. 

Art  26.   IKe  in  Art  24  erwlhnte  Sdiiedikonainsirion  hat  ans  sieben  stin* 
digen  Mitgliedem  su  bestehen,  von  denen  ernannt  werden: 
swei  vom  Genendbergnt; 

swei  von  der  Obersten  Kommission  der  Nationalkasse  der  Altersrenten; 

zwei  vom  Appcllhof  zu  Paris  aus  der  Zahl   der  Rüte   des  Gerichtshofes; 

einer  vom  Reclmunpshof  gleichfalls  aus  den  R.lten  dieser  Behörde. 
Die  Kommission  walilt  ihren  Präsidenten  und  ihren  Sekretär;  ihre  Sitzungen 
finden  im  Ministerium  der  otrcntlichcn  Arbeiten  statt;  ihre  ihätigkeit  ist  eine 
nnentgehlicbe. 

Die  Mitg^iedetxahl  der  Schiedskommission  wird  in  jeder  Sache  auf  neun  er- 
höht durch  den  Hinzutritt  zweier  ICtgliedert  deren  eines  der  Untemduner»  deren 

anderes  die  Mehrheit  der  Arbeiter  und  Angestdlten  ernennt 

Das  Verfahren  ist  frei  von  jeglichen  Kosten ;  sämtliche  vorzulegenden  Akten, 
Dokumente  und  Schriftstaclce  aller  Art  geniefsen  Stempelfreiheit  und  werden 
kostenlos  einregistriert. 

Art.  27.  Streitigkeiten,  welche  in  der  Ausführung  des  gegenwartigen  Ge- 
setzes entatdien  und  vor  die  Zivilgerichte  gelangen,  unteritegen  dem  summarisdiea 
Verfahren  und  werden  ab  dringliche  behandelt 

Die  Interessenten  geniefsen  der  WohUiat  eines  gerichtsseitig  ernannten 
Bebtandes. 

Sämtliche  vorzulegenden  Akten,  Dokumente  und  Schriftstficke  aller  Art  ge- 
niefsen Stcmpelfreihrit  und  werden  kostenlos  einregistriert. 

Intere-^sentcn,  die  als  (icsamtheit  klagen,  werden  von  einem  von  ihnen  durch 
Stimmenmehrheit  ernannten  Mandatar  vertreten,  unbeschadet  des  Rechtes  eines 
jeden  von  ihnen,  für  sich  selbst  aufzutreten. 

Art  28.  Das  vom  Unternehmer  oder  von  Sparkassen  zu  schaffende  Grund- 
lupital  ffUr  die  Rentenzahlungen  kann  ganz  oder  in  aufeinanderfolgenden  Raten 
in  der  Nationalkaase  der  Altersrenten  deponiert  werden,  welche  in  diesem  FaDe 
die  Renten  in  das  Sonderbuch  jedes  Berechtigten  einzutragen  und  ihre  Aus- 
zahlung mit  dem  fQr  den  Eintritt  ihres  Genusses  bestinmiten  Alter  zu  be- 
wirken hat. 

Art.  29.  Das  Verfahren  für  die  Einreicliung,  Prüfung  und  Erledigung  der 
der  Scbiedskoaunission  zustehenden  Sadien,  die  ZaU»  die  Art  der  Ernennung 
und  die  Befugniaae  der  HOlftarbeiter  fUr  die  PrQfung  der  voriiegenden  Fslle,  die 
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Art  der  Erncnniinp  (\e%  in  Art.  27  vor|c:esehenen  Mandatars  und  >lic  zur  Durch- 
führung^ der  Vorsihrift<Mi  des  pcgotnvärtigen  Gesetzes  notwendigen  MaCsiuhmen 
Oberhaupt  werden  durch  Verfügung  der  Staatsregierun^  bestimmt. 

Art  80.  Uebertretungen  der  Vorschriften  des  Art.  5,  Absatz  2,  sowie  der 
Art  15  und  23  unterliegen  efaier  Geldstrafe  von  16—300  Fnuic». 

Im  FsUe  bösen  GUubens  kann  der  Betrag  der  Geldstrafe  auf  500  Fmci 
erhobt  werden.  IMe  Udiertretungett  können  anfter  von  den  Beamten  der  ge* 
richtlichen  Polisei  anch  durch  die  Bergingenieure  und  •Kontrolleure  festgestellt 
werden. 

Art.  31.  Durch  Dekret  des  Staatsrats,  das  avif  Antrag  des  Ministers  Jcr 
öfTenthchen  Arbeiten  zu  erlassen,  können  behufs  i\n\vendung  des  gegenwartigen 
Gesetzes  die  unterirdischen  oder  zu  Tage  liegenden  Betriebe  von  Gräbereies 
und  SieinbrOchen  den  Grubenbetrieben  ^chgcstelh  werden. 

Das  gegenwirtige  Gesets,  beraten  und  angenommen  von  dem  Senate  und 
der  Kanmwr  der  Abgeordneten,  wird  als  Slaatsgesets  voUiogen. 

Geadiehen  zu  Paria  am  29.  Juni  1094. 

Casimir-Perier. 

Im  Namen  de>  Pr.isulent<n  der  Republik: 
Der  Präsident  des  Staatsrates,  Minister  des  Innern  und  des  Kultus 

Ch.  Dupuy. 

Der  Minister  der  Finanzen  Der  Minister  der  öflentKchen  Arbeiten 

R.  Poincari.  Louis  Barthou. 
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QetetE  yom  ,  betreflimd  die  Brrlchtiiiig  von  Benifr- 

genoMeoachaften  der  Landwirte.^) 

Hit  Zostimmans  beider  HAuaer  des  Reidonlea  finde  Idi  «naiiordBen» 
wie  folgt: 

§  1.  In  jedem  Geiiditsbesirke  wird  eine  BerufageDOMcnschaft  der  Land- 
wirte für  diesen  Bezirk  und  tn  jedem  Lande  eine  solche  für  den  Bereich  des 
Landes  errichtet.  Diese  Genossenschaften  flklven  die  Bezeichnung  fieurka-  und 
Landesgenosscnsrhaften  der  Landwirte. 

Der  Ackerbauminüjtcr  ist  ermächtigt,  nach  Anhörung  der  poUtischen  Landcs- 
beliOrde  und  des  Landesauascbusses  zu  bettimmen,  dafii  fiir  einen  Gerichtsbezirk 
mehr  als  eine  Bettringenossenschalt  der  Landwirte  oder  daft  ftr  swea  oder 
mehrere  Gerichtsbeärke  nur  eine  Beiirksgenoisenschaft  der  Landwirte  erriditet 
werde» 

§  2.  Der  Zweck  dieser  Bcrufsgcnossenschaftcn  der  Landwirte  besteht  in 
der  Verbesserung  der  sittlichen  und  materiellen  Verhältnisse  der  I^ndwirte  durch 
J^llege  des  Gemeingeistes,  gegenseitige  liclehriing  und  Unterstützung,  Krhaltung 
und  Hebung  des  Standcsbewufstäcins  unter  den  Genossen  suwic  durch  Forderung 
der  wirtschafUichen  Interessen  derselben. 

§  3.  Mitglieder  der  BesiritsgenoMenschaft  der  Landwirte  sind  die  Eigen- 
tOmer  der  in  dem  Gerichtsbesirke  gelegenen,  dem  Betriebe  der  Land-  oder  Forst- 
wirtschaft oder  eines  Zweiges  derselben  gewidmeten  Liegenschaften. 

Eigentümer  von  Liegenschaften ,  welche  in  verschiedenen  Gerichtsbezirken 
gelegen  sind,  gelten  in  jedem  dieser  Gerichtsbezirke  als  Mitglieder  der  betreffenden 
Bezirksgenossenschaft  der  Landwirte,  wenn  und  insofern  ihr  Grundbesitz  die  zur 
Begründung  der  Mitgliedschaft  erforderlichen  Eigenschaften  besitzt. 

Die  näheren  Bestimmungen  darüber,  inwiefern  eine  Liegenschaft  im  Sinne 
dieses  Gesetses  als  dem  Betriebe  der  Land-  nnd  Foratwirlscfaaft  oder  eines 
Zwdges  derselben  gewidmet  anxiisehen  ist»  werden  vom  Adierlmnainister  im 
Verordnnngswege  eriaaaen. 

')  VgL  Die  Besprechung  dieses  Gesetzentwurfs  wie  des  auf  die  Errichtung 
von  Reatengfttem  besi)|^dien  in  der  Abhandlnng  von  Dr.  Uiehael  Hainiseh,  Die 
geplante  Agrarreform  in  Oesterreich,  S.  430  ff.  dieses  Bandes. 
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f  4.  Im  Zweifel  Ober  die  dem  EigentOmer  einer  Uegensclwtt  in  Gemil»- 
heit  des  f  3  sokommende  Mitgliedsdiaft  entacheidet  die  politisdie  Benrks-  und 
in  letzter  Instanz  die  poUUaclie  LandesbehOrde. 

§  5.  In  jeder  Ortagemeinde  'r,ut<e:<  biet)  des  Gerichtsbezirkes  werden  Ver- 
tnuiensmänneV  a!s  örtliclic  Organe  der  Hczirksgenossenschaftcn  aufgestellt. 

Die  Aiiz.ihI  dicsrr  Vrrtraucnsmännn  wird  nach  dem  W  i  hältnis>c  der  Ge- 
nosscnschaftsmttgiicdcr  und  der  Ausdehnung  der  betretenden  Ort^gemcindc  ^Guts- 
gebiet)  bestimmt 

§  6.  llitgtteder  der  LsndesgenoaaenacluiA  der  Landwirte  sind  die  simtUdien 
Mitglieder  der  in  dem  betreffenden  Lande  bestehenden  Besiritsgenoasenachaftcn 

der  Landwirte. 

§  7.  Die  Mitglieder  der  Bezirks-  beziehungsweise  Landcsgcnossonschaft  der 
Landwirte  sind  berechtigt,  ihre  genossenschaftlichen  Rechte  und  Pflichlen  den 
Gutsverwaltern,  Pächtern,  Fruchtnicfsern  oder  den  in  Gemäfslicit  des  §  1103 
a.  b.  G.  B.  Nutzungsberechtigt'  II  /u  ubertragen. 

Auch  in  «fiesen  FiUen  obliegt  die  X'crpflichtung  sn  den  nach  diesem  Gesetie 
an  die  Genoasenschaft  sa  leistenden  Geldsahlungen  dem  EigentOmer  der  Li^en- 
adiaft  und  kann  derselbe  sein  Wahlrecht  nur  entweder  selbst  oder  durth  einen 
dnxigen  Bevollmächtigten  ausüben. 

§  8.  Für  pflegebcfohlciH-  Eigentümer  der  im  §  3  erwähnten  Liegenschaften 
werden  die  genossenschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  von  ihren  gesetzlichen  Vei^ 
tretern  ausgeübt. 

Wenn  solche  Liegenschaften  im  Eigentume  des  Staates,  des  Landes,  der  Ge- 
meinde, der  öffentlichen  Fonds  oder  sonstiger  juristischen  Personen  stehen,  so 
nraJs  cur  Aoaabnng  der  genossenschaftlichen  Rechte  und  Pflichten  eta  Bevoll> 
mlchtigter  von  diesen  KOiperschaften  bestellt  werden. 

Wenn  die  Liegenschaft,  deren  Eigentum  die  Mitgliedschaft  begrOndet,  im 
Miteigentume  mehrerer  Personen  steht,  so  haben  dieselben  zu  dem  erwähnten 
Zwecke  einen  Bevollmächtigten  aus  ihrer  Mitte  zu  bestellen.  Doch  haften  sie 
solidarisch  für  die  Zalilungsvcrbiudlichkeitcn  gegenüber  der  Genossenschaft 

§  9.  Von  der  in  Gemäfshcit  der  7  und  ti  stalUindenden  Vertretung  sowie  von 
jeder  Aenderung  dieses  Verhiltnisses  ist  der  Genossenschaft  die  Anzeige  au  erstatten. 

§  10.  Die  laufenden  Geschäfte  der  Bezirks»  beaehungsweise  der  Landea- 
genoaaenschaften  der  Landwirte  werden  vom  Bezirksgenosaenschafts-  beziehungs- 
weise LandesgenossenschaftsausHchuaae  besorgt. 

§  11.  Die  Wahl  in  den  Bezirksgenossenschafts.iusschufs  wird  in  der  Weise 
vorgenommen ,  dafs  die  im  Genosscnschafls^prengel  nach  der  Gemeindewahlord- 
nung de'-  bctrefr»  nden  Landes  in  die  einzelnen  Wahlkr.rpei  der  Gemeinden  ein- 
gereihten Mitglieder  der  Hczirksgenossenscbaft  zusammen  den  ersten  beziehungs- 
weise zweiten  und  dritten  Wahlkörper  bilden  und  jeder  dieser  WahlkOrper  die 
^mche  Anzahl  von  Ausschufsmitgliedam  wlhlt 

Doch  dOrfen  Pereonen,  welchen  nach  diesen  Bestimmungen  das  Wahlrecht 
für  den  Bczirksgenossenschaftsausschufs  in  mehreren  WahlkOrpern  oder  mehr- 
mals in  einem  WahlkOrper  zustOnde,  ihr  Wahlrecht  nur  in  einem  WahlkOrper 
und  überhaupt  nur  einmal  ausüben. 
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Wahlfähig  sind  nur  die  im  Sprengel  Wahlbt  i  <  «  hti^;tcn. 

Der  Eigentümer  eines  oder  mehrerer  aufserhalb  des  GemeindevertMOdes 
•tehender  Gutsbetiifce  hat  eine  Virilstinune.  im  AuaKhuase  jener  BezirkageooMen- 
aduift,  in  deren  Sprengel  das  Gut  gdegen  iaL  Stellt  ein  Gatabeiirk  in  Mit- 
cigentnne  mehrerer  PeraMien,  so  haben  aie  behnfii  Ausfibung  der  Virilstimme 

eben  Bevollmächtigten  aus  ihrer  Mitte  zu  bestellen. 

§  12.  Die  Obmänner  der  in  jedem  Lande  vorliandenen  Bezirksgenosses* 
schalten  wählen  aus  ihrer  Mitte  die  Mitglieder  des  Ausschusses  der  betreffenden 
Landesgenubsciiscliaft. 

§  13.  Die  naiieren  Bcstimaiungen  über  daä  Wahlrecht  und  das  Wahl- 
verfahres  werden  vom  Ackerbauminiater  im  Verordnungswege  festgesetzt. 

§  14.  Ebenso  hat  der  Adterbattmiaister  im  Verordnungswege  die  nur  Kon- 
stituierung  der  Bembgenasaenschaiten  netwendigen  VerfOgnngen  sn  treffen  und 
insbesondere  auch  ein  provisorisches  Statut  f&r  dieselben  aufzustellen. 

§  15.  Die  von  den  Fierufsgenosscnschaften  nach  ihrer  Konstituierung  aufzu- 
<-tellenden  definitiven  Statuten  uuterli^en  der  Genehmigung  der  politischen 
LandesbeliOrde. 

Dieselben  haben  audser  den  denselben  durch  dieses  Gesetz,  beziehungsweise 
durch  das  Gesetx  betreffend  die  Errichtung  von  Rentengfltem  vorbehaltenen  Be- 
stimmungen insbesondere  VorKhriften  sn  entiudten  Ober: 

a)  die  Rechte  und  Pflicliten  der  Genossenschafter; 

b)  die  Ofgane  der  Genossenschaft  und  deren  Befugnisse ; 

c)  die  Genossenschaftsversammlungen; 
d'>  den  Sitz  der  Genossenschaft: 

cj  die  Erfordernisse  für  giltige  Beschlufsfassunijen; 
i)  die  Aufstellung  der  Genossenschaftskataster; 

g)  die  Beatellung  und  Entlassimg  von  Genossensdwftsbeamten; 

h)  die  Grtlnde,  aus  welchen  eine  Wehl  abgelehnt  werden  kann,  und  die 
Folgen  einer  ungerecfatfisitigten  Ablehnung; 

i)  die  Befugnisse  der  Revisoren; 

k)  die  Form  der  Bekanntmachungen  der  Genossenschaft; 

Ii  die  (teschäftsordnung; 
m)  das  Rechnungswesen. 

§  16.  Der  Wirkungskreis  der  Bezirks-  und  Landcsgcnossenschatien  der 
Landwirte  ist  durch  den  im'  f  2  festgesetzten  Zweck  derselben  bestinmiL 

Insbesondere  fallen  diesen  Genoasensdiaften  aufter  den  denadben  nach  dem 
Gesetae  betreffend  die  Errichtung  von  Rentengfltem  zugewiesenen  Aufgaben  fol- 
gende zu: 

a)  Die  Errichtung  von  genossenschaftlichen  Lagerhäusern,  Maga/iiien  und  der- 
gleichen für  landwirtschaftliche  Produkte  der  Genossenschafter: 

b.»  der  Verkauf  der  landwirtschaftlirhen  Produkte,  welche  von  «Icti  Genossen- 
schaftern an  die  Genossenschaft  abgeliefert  worden  smd ,  über  Auttrag 
und  für  Rechnung  der  Genoaaenachafter,  inabesondere  auch  zur  Versor- 
gung des  Heereabedarfes; 
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c)  der  Ankauf  von  londwirtacbafUichen  Aitikdnf  wddbe  (fie  GcaiMseiiMluiAar 
20  ihrem  Betriebe  benötigen,  ober  Auftrai^;  und  für  Rechnung  derselben; 

d)  die  GrflndmiK  neurr  und  die  Fr>rcJcrunp  oder  Vcreinipiin?  beistehender 
Darlchcnskasscti,  inshc-^findere  s. ilchcr  nach  dem  System  Kaiffcisen,  behufs 
Pflege  des  landwirtschaftlichen  l'ersonalkredites  und  des  Kredites  auf 
Grund  der  eriblg:ten  AUitteung  luidwbltclwlUidier  Prednkie  an  die 
Lagerbluser«  Ifagasine  u.  s.  w.  der  unter  Kt.  a)  bezeichneten  Art; 

e)  die  Vermittlung  langfristiger,  den  AnunrÜwtioiiiswai^  unterworfener 
Hypotheltardarichen  von  Seiten  der  betrctfendcn  Landeahypothekenbanken 
oder,  wo  keine  solchen  bestehen,  von  Seiten  sonstiger  Kreditinstitute  an 
die  (ienobbcnschafter; 

t)  die  Vermittlung  der  Kranken-,  Invaliden-  und  Altersversorgung  der  land> 
wiitschaltlichen  Dienstboten  und  Arbeiter; 

g)  die  Erriclitung  von  Kranken-  und  Verpflegshiusem  und  die  Vermittlung 

Rcnossenschaftlicher  Naturalverpflegung; 

h)  die  Arbeits-Nachweisiinc  und  -V«  rrnitthinp: 

i)  die  Fürsorge  für  che  Durctifuhrurm  <|(  r  Saiin  nk« introlie  und  den  Verkehr 
der  Genossenschafter  mit  landwuthctiaflhchcn  Versuchsstationen; 

k)  die  Vermittlung  und  Agentur  behufs  AbschKefsung  von  Feuer-.  Hagel* 
oder  Viehversicherungsveitrigen  fbr  die  Genossenschafter  und  Ertielung 
gOnstiger  Bedingungen,  eventuell  Wahl  von  Genoasenschaftem   in  die 
Schätzungskommissionen  der  Versicherungsgesellschaften: 
Ii  die  (jrOndiinK'  und  FArderung  von  Viehzuchtgcnossensctiaften : 
m)  die  Besorgung  der  GenQ.säen!)Chatt.sstatistik; 

die  Vennittiul^r  des  Rechlsbdstnndes  flir  die  GenosBenschafter. 
f  17.  Die  BerufsgenossenschaAen  der  landwirte  haben  bdiufs  Erftllung 
ihrer  wirtschaftlichen  Aufgaben  (f  16),  insofern  diese  nidit  dirdtt  v<m  ihnen  ge- 
Inst  werden,  entweder  die  GrQndung  von  landwirtschaftlicfaen  Frworbs-  und 
Wirtsi-haltsgenossenschaften  auf  Gnintllage  des  Gesetzes  vom  o.  April  1873, 
R.G.  Bl.  No.  70,  insbesondere  solcher  nach  dem  Systeme  Kaiffciscn  anzuregen 
und  dieselben  zu  fördern,  oder  mit  bereits  bestehenden,  insbesondere  landwirt- 
schaftlichen Erwerbs*  und  Wirtschaftsgenossenschaflen  oder  VetbAnden  von 
solchen  oder  auch  mit  landesgesetslich  bestehenden  Kontributions-  oder  Gemeinde- 
und  Bczirk'-v  1  ii  Hchufska^^tn .  kumulativen  Waisenkassen  u.  s.  w.  zu  dem  er- 

Walinteii  Zwecke  m  Veibindunir  7u  trrten  und  difsrlbfn  zu  fördern. 

18.  Die  Berufsgenosst  n^i  haftf  II  der  Lamlwirt«-  initenstehen  nicht  den  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  vom  9.  April  1873,  R. G.  Bl.  No.  70,  über  die  Erwerbs- 
und  Wirtschaftsgenoasenschaften. 

FOr  die  Verbindlichkeiten  der  Berufsgenosaenschaft  haftet  nur  die  Genossen- 
schaft als  jurtstiache  Person. 

Die  Genossenschaft  wird  durch  ihren  Obmann  oder  dessen  Stellvertreter  ge- 
richtlich und  aufsergcrichtlich  vertreten.  Doch  müssen  Urkunden,  durch  weKhe 
Verbindlichkeiten  gegen  dritte  Personen  begründet  werden  sollen,  vom  Obmannc 
und  einem  Mitgliedc  des  Genossenschaftsausschusaes  tmlerfertigt  sein.  Beträft 
die  Urkunde  ein  Geschift,  zu  dessen  Eingehung  die  Zustimmung  des  Genossen- 
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■chaftiiiwrhiiiic«  oder  eme  liObere  Genehmigung  erfordeilich  ist,  so  mufo  fibei^ 
dies  die  Zuatinnaunf  oder  Genehmigung  in  der  Urkunde  unter  Mitfertigung  von 
swei  Milgliedem  des  GcnossenschaftsmMtchttSMs  eraichtlkh  gemacht  werden. 

§  19.  Die  Bezirks-  wie  die  Landesgenossenscheften  haben  bei  ihrer  Enich» 
tiinp  zur  Derkunj;  der  mit  der  Krrichtiing  verbundenen  ersten  Auslagen  von  den 
GcnuAScn^icliaftern  des  Gerichtsbezirkes,  beziehungsweise  des  Landes  die  crt'urder- 
lichen  Beitrlge  in  der  lUxtmalhOhe  von  je  1  pCt  der  von  denselben  im  Sprengel 
tu  ahlenden  stsetlichen  Grundsteuer  einsuheben. 

§  20.  Ebenso  haben  die  Beztilu*  wie  die  Landesgenossensdiaften  sur 
Deckung  der  am  End<-  jedes  Jahres  priliminarmäfstg  fQr  >l;t<:  nächste  Jahr  be- 
rechneten Auserabrn  lit  r  ( icnoSM-nschaften,  worunter  aui  li  die  Bedeckung  ftlr  die 
etw.iigen  Verluste  des  a;i;>i  iaufcnen  Jahres  einzurechnen  ist,  von  den  Genossen- 
bchaftcrn  Beiträge  cinzuheben. 

Diese  Beitrlge  dürfen  bei  der  Besirimgenossenncliafk  4  pCt  und  bei  der 
Landesgenoasenschaft  1  pCt  der  von  den  Genosaensehaftem  im  Sprengel  zu 
zahlenden  staatlichen  Grundsteuer  nicht  Oberschreiten. 

^  21.  Wenn  die  Bczirksgcnosscnschaft  zur  Deckung  der  im  §  20  genannten 
Ausgaben  eine  Urnlage  von  mehr  al.s  4  pCt.  der  Grunrlsteuer  einzuhehen  beab- 
sichtigt, SO  hat  sie  die  bcwilhgung  hierzu  im  Wege  der  Ubergeordneten  L^ndes- 
genesaenadmft  und  der  politiadien  LandcsbehUr^  vom  Finanz-  und  Ackeibmi- 
mintateiium  einzuholen. 

Et>enso  bat  die  Landesgenoiwenschaft  bei  diesen  Wnisterien  im  der 
politischen  I.andesbehOrde  die  Bewilligung  anzusildien,  wenn  sie  eine  Umlage 
von  mehr  als  I  pCt.  der  Grundsteuer  fQr  die  im  f  20  erwAbnten  Zwecke  ein- 
heben  will. 

§  22.  Die  in  den  §§  19  bis  2t  genannten  Beitrlge  werden  als  ZuschlAgc  zu 
der  staatlichen  Grundsteuer  von  den  Gemeinden  eingehoben  und  an  die  Bezirfcs« 
genossenschaften  abgeflIhrL    Die  Beziricagenossenschaften  haben  die  Ar  die 

Landesgenossenschaft  eingehobenen  Beiträge  an  diese  abzuführen. 

Die  Beiträge  geniefsen  als  Zuscldäi^e  zu  den  staatlichen  Steuern  alle  gesetz- 
lichen Pfand-  und  V^orzui;sreclnc  derselben. 

Im  Kalle,  als  für  diese  Beiträge  die  Lxekution  in  die  Liegenschatt  eines  (ie- 
noaaenachaftcTB  geführt  werden  sollte  und  diese  Liegenschaft  ein  Rentengut  ist, 
stehen  der  Genoasenachaft  statt  der  Exekution  gegen  den  Rentengutabeaitzer  alle 
Rechte  zu,  weiche  ihr  in  Gemlfiiheit  des  Gesetzes  betreffend  die  Errichtung  von 
Rentcngntern  zur  Eintreibung  der  rflcicständigcn  Rentenzahlungen  zukommen. 

§  23.  Wer  sich  durch  die  auf  Grundiatcf  des  §  22  aulgetragt  ne  Zahlung 
von  Genossenschaftsbeiträgen  beschwert  erachtet,  kann  gegen  die  betreffende  Ver- 
fügung binnen  14  Tmen  nach  erfolgter  Ventindigung  bti  der  piditiaehen  Be- 
ziritsbehOrde  und  in  zweiter  und  letzter  Instanz  bei  der  politischen  LandeabehOrde 
den  Rekurs  eigimfen. 

§  24.  Die  Bezirksgcnossenachaften  hallen  allj.1hrlich  einen  Rechnungs- 
abschlufs  über  das  abgelaufene  und  einen  Voranschlag  für  das  kommende  Ge- 
schäftsjahr aufzustellen  und  diese  Ausweise  der  übergeordneten  Landesgenossen- 
schaft zur  Prüfung  und  Genehmigung  einzureichen.    Wenn  dabei  die  prftlimi- 
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nieften  GenoiiM:ni»cluiftsbettrige  das  im  §  20  bestimmte  MaxinuUusmafs  Qber- 
schrdtea  sollten,  so  hat  die  Uuidetgeiioiitirmichaft  den  Voranschlag  im  Wege  der 
politiaeben  Landeabehörde  dem  AckcriMu-  ond  Finanamtnialerhim  aar  Gcncfami» 
fOflC  vormlegen. 

Die  Landcs(!;rno9spnschaftcn  haben  alljährlich  einen  analogen  Rechnunä;-.- 
abschliifs  uii'l  \'  .r.iiisrhiat;  aiif/u-^trllen  und  d<*n?>elbcn  der  politischen  Landcs- 
bchördi-  zur  l'rüluiit;  und  <it nehmigun^j  einzureichen,  welche  denselben  im  Kalle 
der  praiiminierten  Cebcrschreitung  des  der  Landesgcnosscnschaft  zustehenden 
Maximaluinlagerechtes  dem  Ackerbau-  und  Finanzministerium  xur  Genehmig;ung 
vorlegen  miük. 

f  25.  Ergiebt  aich  nach  dem  Rechnungaabadduaae  der  Beanrkagenoaaenschaft 
<f  24)  ein  Ueberschufii,  so  werden  90  pCt  deaaalbeB  dnen  bei  jeder  Bestrfcs- 

geoosaenacbafl  xu  >  rrichtettden  Reservefonds  Xtlgefllhrt,  während  10  pCt.  des 
Üeberschusses  an  die  übergeordnete  I..iiide<!ipenossen«»chaft  abzuführen  sind. 

[)rr  Reservefonds^  der  Bezirksgenossenschaften  dient  zur  Deckung  etwaiger 
bilanzmäfsiger  Verluste  derselben. 

§  26.  Ergiebt  sich  nach  dem  Rechnungsabschlüsse  der  Landesgenossenschaft 
(f  24)  ohne  Einbeslehung  etwaiger  Aktivsaldos  der  Renteabrieffonda  (§  6S  des 
Geaetiea  betreffiend  die  Errichtung  von  RentengOtem)  ein  U^rachnfo,  no  ist 
derselbe  xur  Hüfte  dem  bei  jeder  Landeagenoaaenachaft  su  errichtenden  allge- 
meinen Reaervefonds  und  zur  anderen  Hälfte  dem  Rentenbrief-Reservefonds 
l§  67  des  genannten  Gesetzes)  zuzuführen.  In  derselben  Weise  sind  auch  die 
nach  §  25  von  den  Bezirfcsgenossenschaften  etwa  eingehenden  Zuschüsse  auf- 
zuteilen. 

Der  allgemeine  Reservefonds  der  Landesgenussenscliaft  ist,  insoweit  er  nicht 
zur  Zahlung  von  Rentenbrieiinnaen  gemAft  $  74  des  Geaetaea  betrefleatl  die  Er- 
richtung von  Rentengfltem  heranzuziehen  iat,  zur  Dedttmg  etwaiger  bilanz- 
mtlUger  Verluste  der  Landeagenoaaenachaft  beatimmt 

§  27.  Wenn  die  Bezirks-  oder  Landesgenossenschaft  es  unterläfst,  den  ihr 
in  Gemflfsheit  der  §§  19  bis  22  und  24  bis  26  obliegenden  Verpflichtungen  zur 
I'mlegung  und  Eintreibung  der  Beiträge,  Aufstellung  des  Voranschlages  und 
Kcchnungsabschlus?.es  uiul  Dotierung  der  Reservefonds  nachzukommen,  so  werden 
diese  Hafsnalimen  rücksichtiictt  der  Bezirksgenossenschaft  über  Ersudien  der 
1.4Uidesgenoasenachaft  von  der  politiacfaen  BeziriEabehörde  und  rflckaichtlicb  der 
Landeagenoaaenachaft  Ober  Auftrag  dea  Ackerbeumintsteriuma  von  der  politiachea 
lomdeabehorde  durchgeftüart 

§  28.  Das  Ackerbauministerium  tat  berechtigt,  zwei  Mitglieder  in  den  Aus> 
achufs  der  Landestreneisvenschaft  zu  entsenden. 

Diesen  Au-^^i  hufsinitglieiiern.  welche  auch  zum  Obmanne  der  Landesgenossrn- 
5cliaft  (gewählt  werden  ki^unen,  !^teht  in  den  Versammlungen  dasselbe  Stimmrecht 
wie  den  übrigen  Mitgliedern  des  Landcsgenosscnschaitsausschusses  zu.  Doch 
haben  dieselben  keinertm  Genoaaenaehaftsbeitrage  xn  leialeii. 

Ebenao  kann  Aber  ErmAchtignag  des  Ackerbaominialerittaa  die  politisclie 
Laadeabehorde  je  eia  Mit^ed  in  den  Auaacfaufe  der  in  dem  betreSeadea  Laade 
gelegenen  Beiirksgeaoaaenachaftea  mat  dem  erwAhaten  Stiaaarechte  eafeseadea. 
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§  29.  Wenn  in  den  Ländern,  wo  auf  Grund  von  Landesgesetzen  Rezirks- 
gcnossenschaften  der  Landwirte  und  Landeskulturräthe  bestehen ,  durch  die 
Landesgesetzgebung  die  AiiflAsiinp  dieser  Körperschaften  und  die  Ucbertrapung 
ihrer  landeskulturellen  Aiifgabi  n  aul  die  durch  dieses  Gesetz  geschaffenen  Berufs- 
genossenscbaften  der  Landwirte  besclilo&sen  wird,  so  ist  der  Landcsauschufä  be> 
recbtigt,  ebenso  wie  die  politiache  Landttbehftrde,  benefaungswelse  das  Adterbev* 
ministeriimi  je  ein,  beiiehunfsweise  xwei  Mitglieder  in  die  betreffenden  AuS'* 
•cliOsae  der  Benifsgenoasenschaften  zu  entsenden. 

%  30.  Wenn  durch  die  Landesgesetzgebnng  in  Genilsheit  des  §  79  des 
Gesetzes  betreffend  die  Errichtung  von  RentengOtem  ausgesprochen  wird ,  dafs 
das  Land  an  Stelle  des  Staates  die  Haftung  fOr  die  Rentenbriefe  Obernehme,  so 
kommen  dem  Landesausschussc  aufser  den  im  §  79  des  ircnannten  Gr-,etzcs  be- 
zQglich  des  Rcntengutägeschäftc^  erwähnten  Rechten  nuch  folgende  zu: 

a)  Aenderungen  der  Statuten  der  Berufsgenosaenadiaften  Iconnen  nur  mit 
ZnsÜmmuog  des  Landeaauaschuases  erfolgen; 

b)  der  Landesauaschttfe  ist,  auch  wenn  die  Vonuiasetsnngen  des  f  29  nicht 
stttreffen,  berechtigt,  die  in  diesem  Paragraphen  erwihnten  Mitglieder  in 
die  GenossenschaftsausschOssc  zu  entsenden. 

§  31.  Die  Landesgenossenschaft  liat  fOr  ihren  Ht  r»  ich  die  Bildung  eines 
oder  mehrerer  Verbände  der  daselbst  bestehenden  landwirtschaftliclu  n  Krwerbs- 
und  Wirtächaftsgcnosscnschaftcn  anzustreben  oder  schon  bestehende  Verbände  zu 
Ibrdem. 

Der  Zweck  dieser  Verbinde  ist  in  errter  Linie  eine  nicht  nur  die  Gebarung, 
aondem  den  gansen  Geschäftsbetrieb  der  dem  Verbände  angeliOrigen  Genossen- 
schaften umfassende  Revision  auf  Grund  einer  von  der  Landesgenossenschaft  zu 
entwerfenden  und  vom  Ackerbauministtrium  zu  genehmigenden  Revisionsordnung. 

Inwieweit  der  Verband  auch  weitere  Zwecke  zu  verfolgen  hat  u.  B.  Wah- 
runtr  und  VertrctiniLr  der  (icsamtinteressen  der  angehorigcn  Gcnu-^scn««- haften, 
Erteilung  von  Aufhchlüssen ,  Hinausgabe  von  Musterformularen,  Belehrung  in 
swdfelhaften  Fragen,  Venmttlang  der  Anlage  von  verfbgbaren  Kq>italiea  der 
Genossenschaften  bei  Kreditinstitiiten,  Organisstion  des  gemeinschaftlichen  Ein« 
nnd  Verfcnufes  hmdwirtschaftlicber  Artikel,  Bildung  einer  Centnlkasse  u.  s.  w.) 
wird  durch  das  Verbandsstatut  bestimmt 

§  32.  Insoweit  die  Revision  nicht  im  Sinne  des  §  31  durch  den  Verband 
stattfindet,  ist  die  Landesgenossenschaft  verpflichtet,  hinsichtlich  jener  landwirt- 
schaftlichen F>werbs-  und  Wirtsrh.ilt'-penossensciiaften  ihres  Bereiches,  wrlche 
sich  ihrer  Revision  unterwerfen,  dieselbe  auf  Grundlage  der  im  §  31  erwaiinten 
RevisicmaorAumg  gegen  eiaen  dafiDr  m  lastenden  mlfsigen  Bntrag  sdbtt  vor- 
zunehmen. 

Sie  ist  «nch  l>erechtigt,  fikr  solche  landwirtschaftliche  Erwerbs-  und  Wirt« 
schaftsgenossenschaften  ihres  Bereiches,  welche  sich  ihrer  Revision  unterwerfen, 
die  im  §  31,  Absatz  3  erwähnten  anwaltscbaftlichcn  und  sonstigen  Funktionen 
der  Gcno«senschaftsverbän<le  gegen  einen  mäfsiprn  Beitrag  zu  übernehmen. 

Das  Nähere  hierfiber  bestimmt  das  Genossenschaftsstatut  sowie  der  abzu- 
schliefsende  Vertrag. 
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§  33.  Die  Beztrksgenossenschafien  der  Landwirte  imterliegeB  inbezug  auf 
<lic  Bcfoleuni:  dii-scs  r.csctzes,  sowie  inbt  ziiv;  auf  die  GeschflltsfOhning  cinCT  Re- 
vision durch  die  übirgcordncte  Landesgenusscnsi  liaft. 

Die  Landesgenossenschaft  wählt  in  ihrer  Genobäcnschaftsvei^auunlung  eine 
durch  das  SUtut  tu  bestinBeiide  Anxahl  von  Revisoran,  wekhe  sacbreraliadig 
sein  mAssen  und  Jener  Besirksgenosaensehsft  der  Landwirte,  welche  sie  zu  bcauf- 
sichtigen  haben,  nicht  angehören  dflrfen. 

Dieselben  haben  wenigstens  in  jedem  zweiten  Jahre  eine  Revwion  der  Ge- 
balirun^  und  gesamten  Gcsrhäftsführung  bei  den  liczirksgcnossenschaften  vorzu- 
nehmen, und  sttht  (icnselbrn  zu  diesem  Bchufe  das  Recht  zu,  in  sämtliche 
I^ücher  und  Aufzeichnungen  der  betretfcndcn  Bczirksgenosaenschaft  Einsicht  zu 
nehmen. 

§  34.  Der  Revisor  hat  Ober  das  Ergebnb  der  Revision  an  den  Otaiaaa 
der  Landcagenossenschaft  zu  berichten. 

Dieser  setzt  den  Ausachufs  der  Landesgenossenschaft  sowie  <tte  «nxehiea 
Bezirksgenossenschaften  von  dem  dieselben  betreflfenden  En!cbni<ise  der  Revision 
in  Kenntnis  und  veranlalst  das  Geeignete  snr  händigen  VerhQtang  etwa  vor- 
gefundener Mängel. 

Die  Landesgcnossenscliaft  ist  berechtigt,  aul  <irundh»gc  des  H<richt«  s  >ii-> 
Revisors  gegen  die  Organe  und  Beamten  der  Bezirksgenossenschaften  mit  C^ld- 
atrufen  vorzugehen. 

f  35.  Dem  Ackerbauministerinm  steht  die  Oberaufsicht  Ober  die  Benifr- 
genosaenschaften  der  Landwirte  zu. 

Die  Aufsicht  wird  entweder  unmittelbar  oder  durch  die  politische  Landes- 
behörde  ausgeObt,  und  ist  in  derselben  Weise  auch  die  Revisimi  der  Landes- 
genossenschaften  durchzuführen. 

§  36  Wenn  durch  das  Statut  im  Sinne  dt  s  §  15  Ht.  h  Geldstrafen  ange- 
druht  üind,  so  werden  dieselben  von  der  politischen  Behörde  verhängt  und  ebenso 
wie  die  nach  §  34  auferlegten  Geldstrafen  im  Verwaltungswege  eingetrieben. 

Die  Geldstrafen  dOrf«n  nicht  mehr  als  100  fl.  betragen;  diesdben  fliebea  in 
den  Reservefonds  der  Landesgenoaaenachalt 

§  37.  Die  im  Sinne  dieses  Gesetzes  zu  errichtenden  Beniftgenossenschaften 
der  Landwirte  unterliegen  der  Erwerb-  und  Einkommensteuer  nur  insofern .  als 
sie  erwcrb-  oder  einkommensteucrpniciitit'e  Unternehmungen  betreiben,  nach  Mafs- 
gäbe  (\v^  Krtraiies  oder  Einkommens  aus  diesen  Unternehmungen 

Die  GcseUc  vom  27.  Dezember  tSÖÜ,  K.G.Bl.  No.  151,  14.  April  löb5, 
R.G.BI.  No.  43,  IS.  April  1885,  R.G.BL  No.  51,  und  24.  Hirz  1898,  R.G.BL 
No.  40,  finden  auf  die  Besteuerung  dieser  Unternehmung«!  dann  Anwenduf^. 
wenn  sich  der  Geschlftsbetrieb  derselben  in  dem  in  diesen  Gesetzen  bezeichneica 
Umfange  auf  die  Mitglieder  der  Beru&genossenschaften  beschrinlct;  dodi  kOonea 
die  Berufsgenossenschaften,  ohne  die  erwähnten  Steuerbegünstigungen  zu  ver* 
Heren,  ihren  Gcsch-iit  betrieb  aucli  auf  die  im  §  7,  Absatz  1  crwthnten  Nntzuags- 
berechtigttn  ausdelincn. 

§  38.  Den  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  kommen  bezüglich  der 
Stempel-  und  unmittelbaren  GebQhren  die  nachstdbenden  Begflnstigungen  zu: 
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ai  Die  GebQhrt.-nlrc-ibcit  fOr  Empfimglbcititlgtingen  aber  die  Genossenschafts- 
beiträge, sowie  fOr  die  Eintmgmig  des  gcsetxlidien  oder  ezekoliven  Pfand« 
rechtes  för  dieselben: 

bi  *iic  (»cbührcnfrciheit  lür  die  Vt-rtragt-  ,  wciclu-  du-  Bcnir^gcriosscnscliatleii 
im  Sianc  dieses  Gesetzes  mit  Lrwcrbs-  und  Wirtschafte»  und  sonstigen 
GeaoMensdiaftett  und  Verblndeii  id^efiMn: 

c>  die  GebOhrenfreiheit  f&r  die  Statuten  der  Beru&genoMenichnflen: 

di  die  peraOnlicheGebObrenbefretung  hianiclitUdi  ihrerEingaben  und  Korrespon- 
denz mit  den  öffentlichen  Behörden  und  Aemtem  sufiMr  dem  gerichtlichen 
V^erfahren ; 

e)  die  Gcbührenfreih«  it    für    dir  ausschliefshch    ub«  r    «iic  Kti  litsbc/ichunpcn 
der  Geiio>stn.schalt  /»  ihrtn  Mitf;licdfrn  geführten  Bücher  und  Geschäfts» 
aufschreibungcn  der  Berutsgcnusscuschaften; 
0  die  Befrdung  vom  GebQhreniqwvsleiit  in  Ansehung  des  bewegfidiea  Ver> 
mOgens:  rflcksichtUcb  des  unbeweglichen  Vermögens  unterliegen  sie  dem 
Gebohreniquivslente  im  Ausmalse  von1*/spCt  des  Weites  samt  Zubehör. 
§  39.   Dieses  Gesets  tritt  sechs  Monate  nach  dem  Tag«  seiner  Kundmachung 
in  Wirksamkeit. 

§  40.  Mit  dem  VoUziigc  diescä  Gesetzes  sind  Meine  Minister  des  Acker- 
baues,  des  Innern  und  der  Finanzen  betraut. 

Oesets  vom  ,  betreffeDd  die  Errichtung  von  Rentta- 

SIst  Zustimmung  beider  Hluser  des  Reiclisntes  finde  Ich  anzuordnen, 
wie  folgt: 

I.  Begriff  des  Kentengutc^  und  Formen  der  Begründung  von 

Kentcngütern. 

§  1.  Unter  Rentengut  im  Sinne  dieses  Gesetzes  iist  eine  LiegUBSCfaaft  SU 
verstehen,  für  welche  der  Kaufsehilling  in  Form  einer  festen,  nach  den  Beatim- 
mungen  dieses  Gesetzes  ablOabarea  Gddrente  gezahlt  wird  und  deren  Sgen- 
tflmer  den  durch  dieses  Gesetz  festgesetslea  Bescbrlnkungen  seines  Eigentums- 
rechtes unterworfen  ist. 

§  2.  Ein  Rentengut  kann  nur  hinsichtlich  einer  gcmftfs  des  Gesetzes  be- 
tre  ffend  die  Errichtung  von  BerufsgcnosspnschaftPn  der  Landwirte  in  eine  solche 
Gcno  -enschaft  einbezogenen  Liegenschaft  und  nur  unter  Vermittlung  der  be- 
tretenden Landcsgenosseoschaft  errichtet  werden. 

IKe  Errichtung  kann  entweder  zwangsweise  oder  freiwiUig  erfolgen. 

Liegenschaften,  welche  unter  die  Bestimmungen  des  Gesettes  vom  1.  April 
1889,  R.G.B1.  No.  52,  fiülen,  werden  diesen  BcsttsMiungen  durch  Umwandlung 
in  ein  Renteagut  entzogen. 

%  3.  Gelegentlich  der  exakutivea  Sdifit'utm  einer  Liegensdmft  oder  eines 
Liegenschaftsanteiles  und,  wenn  es  zu  einer  exekutiven  Veräufserung  einer  exeku- 
tiven -Schätzung  nicht  bedarf,  vor  Bewilligung  der  exekutiven  Feilbictung  hat  das 
Gericht  festzustellen,  ob  die  Liegenschaft  nach  den  Bcstimmui^en  des  Gesetzes, 
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betreffend  die  Errichtung:  von  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte,  in  eine 
solche  Brnifspenossrnschaft  einbezotrcn  ist.  Die5;e  Feststellung  hat  durch  eine 
bei  der  betrcncndrn  Bczirkspenossrnscliaft  fmziiholtnHe  Auskunft  zu  erfolgen. 

Hinsichtlich  der  in  eine  landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaft  einbezo- 
genen liegeatcluiften  nt  die  Landesgenoetenadiaft  tur  Gettendmachung  aller 
einem  TabnlargUabiger  tuatehenden  Rechte  befugt 

§  4.  Wenn  das  Gericht  die  exekutiTe  Feilbietung  einer  in  eine  Inndwtit- 
sdiaCdiche  Berufiqenonenscbaft  einbezogenen  Liegenschaft  oder  eines  Anteiles 
an  einer  solchen  Liegenschaft  bewilligt,  so  hat  es  die  Bezirksgenossenschaft  und 
die  Landcspcnossensrhaft ,  in  tirrrn  Sprengel  die  Liegenschaft  gelegen  ist.  bei 
sonstiger  iNichtigkeit  (irr  Kcilhietung  von  der  Feilbirtungsbewilligung  unter  Be- 
kanntgabe des  exekutiven  Schätzwertes  oder  in  Ermangelung  eines  solchen  des 
festgestdlten  Aasrufspreises,  sowie  Ton  aUea  folgenden,  in  dar  Sache  getroflenea 
VerflQgungen  gleich  einem  Talmlar^ubiger  sn  verstlndigen. 

Wh  der  Verständigung  von  der  Bewilligung  der  Feilbietung  hat  das  Gericht 
der  Besiricsgenoasenschaft  auch  einen  von  amtswegen  auasnfeitigenden  und  sa 
beglaubigenden  allgemeinen  summarisdien  Grundbuchsauszug  (Hypotheltenzefti- 
fikat)  zuzustellen,  ferner  der  Landesgenos'^rn'^.cliaft  zur  Erklätuni:,  ob  sie  sich  an 
der  Feilbictung  beteilige,  cin«^  angcmes-<  lu-  Frist  /u  bestimmen.  I>iese  Frist 
kann  Qbcr  Ansuchen  der  Landesgenossenschaft  erweitert  werden.  Lang^  eine 
ErklArong  der  Landesgenossenschaft  fl1>er  ihre  Beteiligung  an  der  Feifbietung 
innerlialb  der  gegebenen  Frist  nicht  ein,  so  hat  das  Gericht  mit  der  Dnrch- 
fDbrung  der  Fe&bietnng  nicht  linger  susuwarten. 

§  5.  Die  BenriKSgenoMensehaft  hat,  solxüd  sie  von  der  BeurilUguag  der 
exekutiven  Feilbictung  verstSndigt  worden  ist,  ungesäumt  eine  Wertermittlung 
vorzunehmen  und  die  sonstigen  für  die  Beteiligung  der  Landesgenossettscfaaft  an 
der  Feiibietiini:  nLil-^ebendtn  Daten  zu  erheben. 

§  6.  Al>  Grundlage  für  die  von  der  Bezirksgenossenschaft  vorzunehmende 
Wertermittlung  der  Liegenschaft  dient  der  fiBr  die  letzte  Grundsteuerbemessung 
festgestellte  Katastralreinertrag  der  Grundstttcke. 

Die  Landesgesetzgebung  setzt  ein  bestinimtes  Multiplum,  und  zwar  mindestens 
das  zwanzig-  und  höchstens  das  Anfundzwanzigfache  des  Katastralrdnertnges 
fest,  welch,  s  von  der  Crnos<;enschaft  als  Wert  der  Grundstücke  angenommen 
werden  mufs.    Dieses  Multiplum  kann  flir  verschiedene  LandesteUe  verschieden 

festgesetzt  werden. 

Insolangc  von  der  Landesgesetzgebung  das  Multiplum  nicht  festgesetzt  wird, 
ist  das  zwan/igfache  des  Katastralreinertrages  als  Wert  der  Grundstöcke  anzu- 
nehmen, 

S  7.  Als  Wert  der  Gdtiude  ist  bei  Gebäuden,  wdche  der  Hanssinssteuer 
unterworfen  sind,  das  zehnfache  des  b«  Bemessung  dieser  Steuer  ermittdtett 

jährlichen  Reinertrages,  bei  Gebäuden,  welche  der  Hausklassensteuer  unterliegen, 
das  fQnfzigfache  dieser  Steuer  dem  nach  §  6  ermittelten  Werte  der  Grundstfldte 

hinzuzurechnen. 

§  8.  Das  Inventar  und  das  sonstige  Zubehör,  dann  bei  Liegenschaften, 
welche  der  Forstwirtschalt  gewidmet  sind,  die  Bestückung  sind  in  jenem  Betrage 
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in  Anrechnung  zu  bringen,  welcher  sich  nach  den  für  die  Wertennittlunf  Ün 
Statute  der  Landesgenossenschaft  aufzustellenden  Normen  ergkbt. 

§  9.  Wenn  Grunddienstbarkeiten  oder  andere  Rccht«^  zu  dunsten  der 
Liegenschaft  bestehen,  so  hat  die  Bezirksgenossenächalt  den  Umfang  derselben 
gcttui  festraslellen,  und  wenn  eine  siffeniniAfsige  Bewertmg  demdbea  mOfUch 
in»  in  Ennangelung  einer  anderen  Wertgrundlage  den  Jahrenntten  im  swansig^ 
fiMhen  Betrage  in  Aniedittnas  an  bringen. 

§  10.  Von  dem  nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  ermittelten  Betrage 
ist  der  Wert  der  auf  der  Liegenschaft  haftenden  Dienstbarkeiten,  Ausgedinge 
und  sonstigen  Reallastrn  und  der  von  der  Liegenschaft  zu  entrichtenden  Steuern 
und  sonstigen  öffentlichen  Abgaben  insoweit  in  Abzug  zu  bringen,  als  sie  nach 
den  Feilbietungsbedingungen  oder  kraft  gesetzlicher  Vorschrift  ohne  Anrechnung 
anf  das  Meiatbot  von  dem  Errtefaer  der  Ltegensdiaft  in  flliemelunen  aind. 

Bei  Dienatbariceiten,  Auagediagen  und  anderen  nicht  in  Geldleiatangen  be* 
stellenden  Reallasten  ist  die  aus  dem  Bestände  dieaer  Laalen  aicfa  ergebende 
Weitvenninderuag  des  Jabresertrages  der  Liegenadiaft  der  Ermittlung  des  Wertes 
dieser  Lasten  zugrunde  zu  legen.  Bei  Steuern  und  sonstigen  Abgaben,  dann  bei 
anderen  JährlicheD  Geldieistuogen  dient  die  Jahresleistung  als  Grundlage  der 
Wertcrmittliinp. 

Als  Wert  einer  dauernden  Laät  ist  das  zwanzigfache  des  der  Wertermittlung 
zugrunde  mi  legenden  Betrages  anauadien;  bei  nicht  daueinden  Laatm  riebltt 
sich  das  bd  der  Beredmung  anzuwendende  Multiplum  nach  der  vorauasichdicben 
Onner  der  Brla^tung, 

§11.  Nach  Abschlufs  der  gepflogenen  Erhebungen  hat  die  Bezirksgenos^en* 
Schaft  über  das  Ergebnis  derselben  unter  Anschlufs  aller  Belege  und  eines  ein- 
gehenden Gutachtens  über  die  sonstigen  mafsgebenden  VerhAltnisse  der  Liegen* 
Schaft  an  die  Landc-^f^enossenschatt  zu  berichten. 

§  12.  Die  Landcsgcnossenschaft  liat  zunächst  die  von  der  bczirksgenobseo« 
Schaft  vorgenommenen  Erhebungen  su  Obcrprafen  und  die  Wertermittlnng  der 
Bearfcagencaaenscfaaft  auf  Grund  der  in  den  vontdienden  Panigraii]ie&  enthal* 
lenen  Bestimmungen  erforderlichenfalls  richtigxustellen. 

§  13.  Die  Landesgenossenschaft  ist  verpflichtet,  sich  bei  der  exelcuttven 
Feilbietung  der  Liegenschaft  oder  eines  Liegcnschaftsanteiles  zu  beteiligen,  es 
wäre  denn,  dafs  die  Liegenschaft  vermöge  der  GeringfQgigkcit  ihr(  s  Flächen- 
mafses  oder  ihrer  Ertragsfähigkeit  sich  zur  Umwandlung  in  ein  Rtnt<  ngut  nicht 
eignet  oder  in  solcher  Weise  dcvastierl  ist,  dafs  der  nach  den  §§  6  lü  cr- 
adtldte  Betrag  den  gnudnen  Preb  (§  30S  a.  b.  G.  B.)  der  Liegenschaft  Qber- 
steigt.  An  der  exekutiven  Feilbietung  von  Li^;cnschaftaanteflen  hat  aich  die 
Landesgenoaaenschaft  flberdies  nur  dann  su  beteiligen,  wenn  die  IQgentOmer  der 
nicht  in  Exdtution  gezogenen  Liegenschaftsanteile  innerhalb  einer  ihnen  von  der 
Lande^enosseoschaft  zu  erteilenden  vierzehntägigen  Frist  sich  damit  einver- 
standen erklären,  dafs  die  Landesgenossenschaft  die  gerichtliche  Feilbietung  ihrer 
Anteile  erwirke. 

Die  Landesgenossenschalt  hat  innerhalb  der  ihr  vom  Gericht  erteilten  Frist 
bd  Gericht  die  EcUIrung  absugeben,  ob  ale  sich  an  der  FeiUiietung  beteilige 
Ardiir  Ar  •oi*  Geral^bt.  u.  Statktik.  VIL  33 
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oder  die  Hctf  ilii.'-unir  ablehne.  Die  Ablehnung  kann  nur  mit  Zustimmung  des 
Ackerbauministrnurris  erfolgen. 

Wenn  die  Lundcsgenossenschult  sich  an  der  Feilbietung  beteiligt,  so  liat  sie 
bis  zu  dem  von  ihr  auf  Grund  der  §§  6—10  festgestellten  Betrage  mitznbietien. 
Em  höheres  Anbot  su  stellen»  ist  sie  nicht  berechtigt 

f  14.  Wenn  die  Landesgenostenschaft  erklärt«  sich  an  der  exekutiven  Feil- 
bietung  stt  beteiligen,  so  hat  das  Gericht  in  die  FeübietungsbedinguageB  die  Be- 
stimmung aufzunehmen: 

1.  Dafs  die  Landesgenossenschaft  von  dem  Erläge  <inc?  Vadiums  hctVcit  ist; 

2.  dafs  der  Krstdirr  vorpflithtet  ist,  das  Meisthot  zur  Häiftf  innerhalb 
14  Tagen  nach  Kechtsicrall  des  Zuschlages,  zur  anderen  Hälfte  hinnen  weiteren 
30  Tagen  bar  bei  Gericht  sn  erlegen.  Von  d«>  Veipfliditung  zum  gerichüidiea 
Barerlage  ist  insoweit  Iftngsng  ni  nehmen,  als  nach  den  Feübietungsbediagimgca 
die  Uebemahme  von  Dienstbaikeiten,  Ausgedingen  oder  sonstigen  Resüsaten 
gegen  Abrechnung  vom  Meistbote  durch  den  Ersteher  stattzufinden  hat.  Jeder 
Errteher  mit  Ausnahme  der  Landesgenossenschaft  ist  Qbcrdies  von  der  Verpffiidi* 
tung  des  Barcrlages  insoweit  frei  zu  erklären,  als  auf  der  versteigerten  I.iepen- 
schaft  voraussichtlich  zum  Zuge  irelangeiide  Hypothekarforderungen  v.>ii  /ur 
öffentlichen  Keclinungslcgung  verplliciueten  Anstalten  oder  unter  Öffentlicher  Ver> 
waltung  oder  Aufsicht  stehenden  StiAuogen,  Kirchen,  Pfrfinden,  Fonden,  Ver> 
einen  I  Körperschaften,  geistfichen  oder  weltlichen  Gemeinden  haften,  und  der 
Enteher  den  Exekutionagerichte  den  Nachweis  erbringt,  dslb  diese  GUnbiger 
fDr  den  Fall,  als  ihre  Forderung^  bei  Verteilung  des  Meistbotes  thatslchlirii 
zum  Zuge  kommen,  mit  der  Uebemahme  der  Hypothekarschnld  seitens  des  Er> 
Stehers  einverstunden  sind. 

§  15.  llaiulelt  es  sich  um  die  Fcilbietung  eines  Liegensrliaftsaiiteiles ,  so 
hat  die  Landesgenossenschaft  mit  der  Erklärung  ihrer  Beteiligung  unter  Vorlage 
der  gerichtlich  oder  notsridl  beglaubigten  ZnatimmungseAUrung  der  Eigentümer 
der  nicht  in  Exekution  gesogenen  Liegensehafbanteile  das  Ansuchen  um  Ver- 
ateigemng  dieser  Anteile  su  verinnden.  Diese  Versteigerung  ist  gleich  euwr 
exekutiven  Feilbietung  und  mit  den  Wiricongen  dersdben  nach  den  fllr  exekutive 
Feübietungen  geltenden  allgemeinen  und  des  in  diesem  Geselle  enthaltenen  be> 
sonderen  Anordnuniren  vorzunehmen. 

Die  Versteigerung^  der  sämtlich<  ri  LiegenschaflSiinteile  hat  durch  Feilbietung 
der  Liegenschaft  als  Ganzes  zu  erfolgen.  Hierbei  ist  der  Ausrufspreis  unter 
Zugrundelegung  des  fOr  den  exequierten  Liegenschaftsanteil  festgestellten  Aus- 
rufi^reiaes  su  ermitteln. 

§  16.  Die  freiwillige  Begrttndung  eines  Rentengutes  eriolgt  Ober  Ansuchen 
des  Eigentametm  der  liegenscfaafl. 

Bei  Liegenschaften,  welche  im  Miteigentume  stehen,  ist  ein  gemeinscfaaftp 
liebes  Ansuchen  sämtlicher  Miteigentümer  erforderlich. 

Das  Gesuch  ist  bei  der  Bezirksgcnosseiischaft  zu  überreichen.  Dem  Ge- 
suche ist  ein  gerichtlich  beglaubigter,  allgemeiner  summarischer  Grundbuchsauszug 
(Hypothekenzertifikat),  femer,  wenn  die  Liegenschaft  im  Grundbuche  eingetragen 
Ist,  die  gerichtiiche  Bestitigung  darOber  ansnschlielhen,  dals  die  benbsiditigte 
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Vertttfiemiif  der  Liegensdiaft  bdcherlicli  angemerict  ist  (f  59  allg.  Grund* 
bttchifoeti.) 

§  17.  Die  Bezirksgenossensch. ift  hat  festzustellen,  oh  die  Liegenschaft  im 
genossenschaftlichen  Verbände  steht.  Irifft  diese  V^oraussetziinK  zu,  so  hat  die 
Bczirksgenossenschaft  die  in  den  6 — 9  vorgescluiebcnen  Wertermittlungen 
TOfzunehiiien  und  mit  Bedachtnabne  auf  die  im  f  10  epthaltenen  Gnmdiitie  den 
Wert  simtiidier  auf  der  Liegenschaft  haftenden  öffentlichen  und  privatrechtltchen 
La-sten,  namentlich  auch  der  Hypothelcarschttlden  festzustellen. 

l'ebt  r  das  Krgebnis  hat  die  Bezirksgenossenscliaft  nach  Vorschrift  des  §  11 
an  die  Landesgenossenschafl  zu  berichten. 

§  18.  Die  Landesgenossenschaft  hat  die  von  der  liezirksgenosseuschaft  vor* 
genommenen  Erhebungen  tu  OberprOfen  und  die  Werternütthing  der  Besirks- 
genossenschaft  auf  Grund  der  in  den  §f  6 — 10  enthaltenen  Bestimnungen  er- 
forderlichenfalls zu  beri^tigen. 

Die  Umwandlung  der  Liegenschaft  in  ein  Rentengut  ist  abzulehnen,  wenn 
die  im  §  13,  Absatz  1  erwähnten  Voraussetzungen  vorhanden  sind,  ferner  wenn 
auf  der  Liegenschaft  ein  Wiederkaufs-  V'orkaufs-  oder  Bestandrecht  eingetragen 
ist.  Die  LaodesgeQossenscbaft  ist  berechtigt,  auch  aus  anderen  Gründen  die  Um- 
wandlung abzulehnen.  Zur  Bekanntgabe  der  Abtebnoi^igillnde  ist  die  Landes- 
genoasenschaft  nicht  verpflichtet 

Die  Ablehnung  ist  nur  mit  Zustimmung  des  Ackerbauministeriums  suUasig. 

§  19.  Wird  (He  LTmwandlung  nicht  ab^ekhnt,  so  hat  die  Landesgenossen- 
schalt  festzustellen,  ob  der  nach  den  §§  6—9  ermittelte  Betrag  gröfst  r  oder 
kleiner  ist,  als  der  festgestellte  Wert  sämtlicher  auf  der  Liegenschaft  haftenden 
Lasten. 

§  20.  Uebersteigt  die  Belastung  den  nach  den  f§  6 — 9  ermittelten  Betrag, 
ao  ist  die  Landesgenossenschaft  berechtigt,  bei  dem  zuständigen  Gerichte  um  die 

Versteigerung  der  Liegenschaft  anzusuchen. 

För  diese  Versteigerung  ist  eine  exekutive  Schat/ium  nicht  erforderlich, 
Der  Ausrufspreis  ist  unter  Zugrundelegung  der  Wertermittlungen  der  Landcs- 
genossenschaft  in  der  Weise  festzustellen»  daft  von  dem  nach  den  §§  6 — 9  er- 
mittelten Betrag«  der  gemlfs  §  10  ermittelte  Wert  jener  Lasten  in  Absug  ge- 
bracht wird,  wdciie  nach  den  aufzustellenden  Feilbietungsbedingungen  oder  kraft 
gesetzlicher  Vorschriften  ohne  Anredmung  auf  das  Meiatbot  von  dem  Ersteher 
zu  übernehmen  sind. 

Die  Versteigerung,  bei  welcher  du  I^ndesgcnossenschaft  bis  zur  Höhe  des 
Ausrufspreises  mitzubieten  verpflichtet  ist,  ist  gleich  einer  exekutiven  Feilbietung 
und  mit  den  Wirkungen  derMlben  nach  den  für  exekutive  F«lbietui9eii  geltenden 
allgemdnen  und  den  in  diesem  Gesetze  enthaltenen  besonderen  Anordnungen 
vorzunehmen. 

§  21.  Uebersteigt  dagegen  der  n.ich  den  §§  6 — 9  ermittelte  Betrag  die 
Belastung,  so  hat  die  I.^ndcsgenossenschaft  den  Kaufvertrag  über  die  Liei;en- 
schaft  abzuschliefsen  und  auf  Grund  dieses  Vertrages  um  die  Linverleibung  ihres 
Eigentumsrechtes  bei  Gericht  anzusuchen. 

Die  FeststeUung  des  Kaufpreises  hat  in  der  Weise  zu  erfolgen,  dals  der 
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gemäfs  §  10  ermittelte  Weit  der  auch  dttrdi  AnfkQndigung  nidK  rirfflebmeo  und 
daher  von  der  Landesg^nooMmchaft  la  flbemehiiieiideii  LaalMi  von  dem  nach 
den  H  6—9  ermittelten  Betrage  in  Ahiug  gebracht  wird.  Aua  dem  Kauf- 
Schillinge  hat  die  Landesgenoasenscfaaft  die  flbrigcn  auf  der  Liegmachaft  haftenden 

Forderungen  nach  Vornahme  der  etwa  erforderlichen  Aufkündigung  unmittelbar 
zu  berichtigen;  der  etwa  erObrigende  Restbetrag  ist  den  Verklufer  bar  aostu- 
zahlen. 

n.  Rentengataverfahren. 

f  22.  Die  Landeagenoosttiachaft  hat  Aber  jede  von  ihr  nach  den  Bestim- 
mungen dieses  Gesetzes  erworbene  Liegenscliaft  sofort  das  Rentengutsverfahren 
einsttleiten. 

Dieses  VerfSüiren  umfafirt  folgende  Vorkehrungen: 

a)  Die  Feststellung  des  Rentenkapitals  und  der  Gutsrente; 

b)  die  Ermittlung  des  Rontengutsübt-mehmers; 
C)  den  Abschlufs  dc-^  Reiitcngutsvcrtrages. 

§  23.  Daä  Rcntcnkapital  ist  gleich  dem  Nominalbetrage  der  von  der 
Landesgenossenscbaft  auszugebenden  Rentenbriefe,  durch  deren  bOrsenmAf!>igeii 
Verimuf  der  von  der  Landeagenosaenschaft  filr  die  Erwerbung  der  Liegenschaft 
bar  m  entrichtende  Betrag  beschafft  wurde.  Hierbei  sind  die  niedrigsten  der 
bestehenden  Appointa  in  Verwendung  zu  bringen. 

Hat  die  Landesgenossenschaft  Meliorationen  vorgenommen,  wddie  den  Wert 
der  Liegenschaft  wesentlich  zu  erhöhen  geeignet  sind,  so  kann  sie  mit  Geneh- 
migung des  Arkcrbauininisti  riums  das  Rcntcnkapital  um  einen  den  tbalsAchltch 
aufgewendeten  Kosten  entsprechenden  iNoniinalbetrag  erhöhen. 

Die  Landesgenossensdiaft  ist,  wenn  die  Uebertragung  der  Liegenschaft  an 
eine  nidit  anspruchsberechtigte  Person  zu  erfolgen  hat  (|  29),  und  wenn  sie 
dafürhält,  dafs  das  thatsichliche  Ertrignis  der  Liegenschaft  eine  Erhöhung  des 
Rentenkapitab  rechtfertigt,  mit  Genehmigung  des  Ackerbanministerinms  berechtigt, 
eine  entsprechende  Erhöhung  des  Rentenkapitals  vorzunehmen. 

§  24.    Die  jährliche  Leistung,  welche  der  Rentengutsbesitzer 

a)  zur  Verzinsung  des  Rentenkapitals, 

b)  zur  Tilgung  desselben  und 

c)  zur  Deckung  der  Verwaltuagikosten 

an  die  Landesgenossenschaft  zu  entrichten  iiat,  bildet  die  Gutsrente. 

Die  Verzinsung  des  Rentenkapitals  hat  zu  demselben  Zinsfufte  sa  gesdiehen, 
zu  welchem  die  hinsichtlich  der  Liegenschaft  ausgegebenen  Rentenbriefe  verzinst 
werden.  Die  Tilgung  des  Rentenkapit.ils  !iat  sofort  zu  beginnen,  und  ist  die 
l  iigungspcriode  in  derselben  Dauer  testzustellen  wie  die  TUgungsperiode  der 
Rentcnbriefc. 

Zur  Deckung  der  Verwaltungskosten  iät  der  von  der  Landesgenossenschau 
jeweils  nach  der  vorausaidiüichen  Hohe  dieser  Kosten  zu  bestimmende  Betrag, 
welcher  ein  halbes  Prozent  des  Rentenkapitales  keinesfalls  flbersCeigett  darf,  zu 
entrichtoi. 

§.  25.  Eine  Liegenschaft  kann  nur  einer  einzigen  Person  ab  Rentengut 
Qbertragen  werden. 
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i  36b    Die  Landeagenonenseheft  ist  verpflichtet»  die  UcgCMcbaft  dem 

froheren  EigentOmer  Ober  sein  Verlangen  als  Rentengut  zu  flbergeben. 

Stand  die  Liegenschaft  im  Miteigentume ,  so  hat  die  Genossenschaft  unter 
den  sich  meldenden  früheren  Eipcntömcrn  der  Liegenschaft  jenen  als  Rentengruts- 
übernchmcr  zu  wählen ,  \v(  Icht  r  vrrmüge  seiner  wirtschaftlichen  BeCibigUQg  und 
seiner  Vertrauenswürdigkeit  hierzu  am  geeignetsten  erscheint. 

Von  der  Verpflichtung,  den  frfllieren  EigentQmer,  besi^nagswebe  daen  der 
froheren  MiteigentOner  m  wihlen,  ist  die  Landcsgenoaaensduift  nur  in  den 
FaUe  befreit,  wenn  gegen  die  wirtschaftliche  Befkhigung  oder  gegen  die  Ver- 
tranenswOrdigkeit  des  Bewerbers  begrflndete  Bedenken  bestehen. 

§  27.  Erscheinen  die  im  f  26  bezeichneten  Personen  von  der  Uebernahme 
des  Rentengutes  auseeschlossen ,  so  sind,  insoweit  nicht  einer  der  daselbst  er- 
wähnten Ausscblicfsungsgründe  vorhegt,  in  nachstehender  Reihenfolge  ansprucbs- 
berechtigt: 

1.  der  Ehegatte  des  froheren  EigentOmen; 

2.  die  Verwandten  des  frflheren  EigentOmen  in  absteigender  Linie; 
d.  dessen  Eltern; 

4.  dessen  Geschwister  und  deren  Verwandte  in  absteigender  Linie. 

Unter  mehreren  zur  Uebernahme  gleichberechtigten  Personen  hat  die  Ge- 
nossenschaft nach  den  Bestimmungen  des  §  26  die  Auswahl  zu  treffen. 

§  28.  Die  Bc^irksgcnossenschaft  hat  die  Erhebungen  zur  Ut  stimmung  des 
kentcngutsQbcrnehmers  zu  pflegen,  die  anspruchsbetecbtigtcn  Personen  zu  einer 
innerhalb  acht  Tagen  abzugebenden  Erklirung  aufsttfordem  und  hierOher  an  die 
Landesgenossenschaft  xu  berichten. 

Gegen  die  Entscheidung  der  Landesgenossenschaft,  welche  allen  Beteiligten 
zuzustellen  ist,  kann  binnen  14  Tagen  Beschwerde  an  das  Adcerbauminislerinm 
erhoben  werden. 

§  29.  Erscheint  die  Tcljertragung  i!*  r  I.iLpenschal't  als  Rentengut  an  eine 
nach  den  vorstehenden  Bestimmungen  anspruciisberei  htigte  I'erson  ausgeschlossen, 
so  hat  die  Landcsgenossenscbaft  jenen  Bewerber  als  RcntcngutsQbernehmer  zu 
wählen,  welchen  ne  himu  mit  Rodtsicht  auf  seine  wirtschaftliche  Befähigung 
und  VertrauenswOrdif^t  am  besten  geeignet  erachtet 

§  30.  Sobald  der  RentengutsObemehmer  bestimmt  ist  und,  fidls  die  Be- 
gründung des  Rentengutes  freiwillig  erfolgte,  die  geraift  §  21  aus  dem  Kauf- 
schillinge  zu  berichtigenden  Eorderungen  zur  Löschung  gebracht  sind,  hat  die 
Landesgenossenscbaft  mit  dem  RentengutsObemehmer  den  Rentengutsvertrag  ab- 
zuschliefsen. 

In  dem  Kcntengut&vertrage  ist  festzusetzen,  dafs  der  Rentengutserwerber  die 
auf  die  Landesgenossenschaft  Obergegangenen,  anf  der  Liegenschaft  hafkenden 
Lasten  zn  flbemehmen,  die  VennOgensOhertragungsgebOhr  allein  su  tragen  und 
vom  Zeitpunkte  der  Uebernahme  an  bis  znr  vollen  Tilgung  des  RenteidEapitales 

die  Gutsrente  in  der  gemSfs  §  24  zu  bestimmenden  Hohe  ohne  jeden  Abzug  in 
vierteljährigen   Raten   vorhinein   im  Wege_  der  6czirlu(geno8senschaft  an  die 

Landesgenossenschaft  bar  zu  entrichten  habe. 

Der  Rentengutserwerber  hat  sich  auch  zum  Ersätze  der  von  der  Landcs- 
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genoaenschaft  auf  Erzieluo^  der  stehenden  FrQchte  verwendeten  Kosten  lu  ver- 
pflichten. Die  Hohe  dieser  Kosten  und  der  Zeitpunkt  ihrer  Berichtigung  sind 
im  Vertrüge  festiusetzen. 

§  31.  Nach  Abschlufs  drs  Rcntrnputsvertm(;cs  hat  die  Landesgenossenschaft 
bei  dem  /usfändigcn  Tabularpcrii  htc  um  dii  l'i  1k  rtra^^iuip  des  Eigentumsrechtes 
an  der  Liegenschaft  auf  den  Renten^utstlbcrnclimcr  unter  gleichzeitiger  Eintragung 
der  Rentciij^uticim UM  hafl  der  Liegenschaft  anzusuchen. 

Gleichzeitig  hat  ^ic  die  Eintragung  de!>  Rentengutes  in  ein  bei  der  Bezirks- 
genossenschaft  tu  führendes  Rentengutsregtster  sa  veranlassen.  Das  Renten- 
gtttsregister  ist  Offentlicfa.  Bei  jedem  im  Register  eingetragenen  Rentengute  sind 
insbesondere  die  planmlftige  Tilgungsperiode  und  die  Hohe  der  Gutsrente  er- 
sichtlich zu  mailien.  Die  näheren  Bestimmungen  Ober  das  Rentengutsregister 
sind  im  Verordnungswege  zu  treffen. 

§  32.  Bis  zur  L'ebemahmc  des  Gutes  durch  den  Rentenputsühcrnchmrr  ist 
dasselbe  von  der  I.andesgenossenschaft  unter  Vermittlung  der  zuständigen  be- 
zirksgenossenschaft  zu  bewirtschaften. 

III.  Rechtliche  Stellung  des  Rentengutsbesitsers. 

§  33.  Jede  entgeltliche  oder  unentgeltliche  Veräufserung  eines  R«||ten^utcs 
oder  eines  Teiles  eines  solchen,  «Ii  V-  rpachtung  und  die  Uebergabc  zum  Nicf*- 
brauche,  dann  die  Bestelluni:  von  1  )ienstbarkeiten ,  Ausgedingen  oder  sonstigen 
Ktallasten  ist  ohne  Einwdligung  der  zustän<lii:en  LandesKcnossenschaft  und  Zu- 
stimmung des  Ackerbauministerirros  ohne  rechtliche  Wirkung.  Auch  dürfen 
RentengQter  oder  Teile  derselben  nur  mit  Zustimmung  der  Landesgenossenschaft 
und  des  Adcerbauministeriums  dem  land-  oder  forstwirtschaftlichen  Betriebe  ent- 
zogen werden. 

Die  Zustimmung  ist  zu  versagen,  wenn  die  beabsichtigte  Verfligung  die 

Leistung  i!-  r  Ctitsrente  zu  erschweren  geeignet  ist. 

§  34.  An  Kcntengfitern ,  sowie  deren  Zubehr>r,  dann  an  den  Früchten  des 
Gute«-  und  dem  für  die  Früchte  erzielten  Erlöse  kann  weder  ein  vcrtragsmäfsiges 
noch  ein  gesetzliches  Pfandrecht  begründet  werden.  Auch  kann  daran,  insoweit 
(fieses  Gesetz  keine  Bestimmungen  entiillt,  wnler  durch  Exekutions-  noch  durch 
Sicherungsmafsregeln  ein  Recht  erworben  werden. 

Die  Anwendung  der  Bestimmungen  dieses  Paragnq>hen  kann  durch  Ueber^ 
einkoramen  weder  ausgeschlossen  noch  beschränkt  werden. 

§  35.  Der  Rentengutsbesitzer  ist  verpflichtet,  die  sAmtlichen  Baulichkeiten 
zu  dem  vnn  der  Landesgenossenschaft  bestimmten  Befrage  bei  einer  Von  der 
Land'  -L  f  Iii  IS  (  ns(  haft  genehmigten  Anstalt  gegen  Feuerschaden  zu  versichern 
und  die  Erklärung  der  Versicherungsanstalt  beizubringen,  dafs  sie  die  Brand- 
sehadmvergütung  nur  mit  Zustimmung  der  Landesgenossenschaft  «b  den  Ver> 
sicherten  auazahle. 

Die  Anfrechterhaltung  der  Versicherung,  namentlich  die  recbtteitig;e  Primien- 
Zahlung,  hat  der  Rentengutsbesitzer  jeweils  bei  Abstattung  der  Gutsrente  nach> 
zuweisen.  Die  Landesgenossenschaft  ist  übrigens  berechtigt,  die  VersicherungS' 
primie  far  Rechnung  des  Rentengutsbesitzers  zu  entrichten. 
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§  36.  Der  Rentengutsbesitzer  ist  verpflichtet,  die  das  Rentcng:ut  treffenden 
Steuern,  Gebühren,  Zuschläge  und  sonstigen  öffentlich-rechtlichen  Abgaben  recht- 
zeitijir  zu  entrichten  unil  auf  Vf  rianpen  der  Landcsgenosscnschaft  den  Ausweis 
hierüber  in  bestimmten  Tcnninen  vorzulegen. 

Für  die  beieichneten  Abgaben  haftet  die  Landeagenourmtchaft  gegenüber 
den  Bezugsberechtigten  unbeschadet  ihres  RegreDsrecfates  zur  ungeteilten  Hand 
'wh  dtm  Re&tengvttbesitier. 

§  37.  Ist  der  Rcnlengutsbesitzer  mit  der  Zahlung  der  Gutarente  oder  mit 
der  Leistung  von  Ersätzen  an  die  Landesg^nossenschaft  in  Verxup,  so  hat  er  un- 
beschadet seiner  Verpflichtung  zur  Zahlung  von  Verzugszinsen  auch  die  von  der 
Landesgenossonschaft   zu   bestimmenden  Kinhebungskosten   an  diese  zu  ersetzen. 

§  38.  Ist  der  Rentengutsbesitzcr  durch  Brandschaden,  Hagelschlag,  lieber- 
adifMOUBttttg»  WümwUu  oder  sonstige  aufterordentiicbe  Uo^Qcksfllle  auber 
Stand  gesetzt,  die  Gatsrente  rechtzeitig  zu  bezahlen,  so  kann  ihn  von  der  Landc»- 
gcDoaaenschaft  mit  Zostunmung  des  AckerbanminiaterinoM,  wenn  er  «agesiumt 
nach  Eintritt  des  Ereignissea  um  Stundung  der  zur  Zeit  des  Ansuchens  noch 
nicht  ffllligen  Gutsrente  ansucht,  ein  zwei  Jahre  keinesfalls  Qbersteigender 
Zahlungsaufschub  bewilligt  werden. 

E>cr  Stundungsgrund  ist  durch  die  Bezirksgenossenschaft  zu  bescheinigen. 
FOr  den  Rückstand  sind  Stundungszinsen  in  der  durch  das  Statut  zu  bestim- 
menden Hohe  zu  bezahlen. 

§  39.  Der  Rentengulsbesitzer  ist  jederzeit  berecht^,  den  noch  nicht  ge> 
tilgten  Teil  des  Rentenkapitales  nach  vorausgegangener  halb|ihriger  AofkSndi- 
gnng  ganz  oder  teilweise  abzustatten.  Die  Abstattung  kann  nach  Wahl  des 
Rentenepitsbesitzers  bar  oder  in  Rentenbriefen  der  für  daa  Rentengnk  ausgegebenen 
Gattung  zum  Nominalwerte  derselben  erfolgen. 

Im  Falle  einer  teilweisen  .\bstattunir  des  Kentenkapitales  hat  der  Renten- 
gutsbesitzer in  der  Aufkündigung  zu  erklaren ,  ob  er  eine  entsprechende  Vcr- 
kUrzung  der  Dauer  der  planmflfsigea  Tilgungsperiode  unter  AufrechterhaltuBg 
der  HiAe  der  Gutarente  oder  eme  entsprechende  Herabsetzung  der  Hohe  der 
Gutsrente  unter  Aufrechteriialtttng  der  planmAlaigen  Tllgung^riode  wünsche. 
Sobald  die  Zahlung  erfolgt  ist,  hat  die  Genossenachaft  den  Rentengutsbesitzer 
von  der  hierdurch  bewirkten  Aenderung  der  Rentenzahlung  zu  verständigen. 
Gegen  diesen  Bescheid  kann  binnen  14  Tagen  Beschwerde  an  daa  AckeriMu- 
ministf  rium  erhoben  werden. 

§  40.  Die  Landesgcnossenschalt  ist  berechtigt,  unter  Umgangnahmc  von 
einem  gerichtlichen  Verfahren  durch  Bescheid  das  Rentengut  nach  ihrer  Wahl 
der  Zwangaverwaltung  oder  der  Enteignung  zu  unterwerfen,  wenn  der  Renten* 
gntsbeaitzer: 

a>  die  Gutsrente  oder  andere  nach  diesem  Gesetze  ihm  obliegende  Zahlungen 
an  die  Landesgenossenschaft  nicht  binnen  14  Tagen  nach  der  FAlUgfceit 

leistet: 

b)  das  Gut  in  solcher  Weise  dcterioricrt,  dafs  die  rcpclmafsig«-  Abstattung  der 
Gutsrentc  gefährdet  erscheint,  und  dem  Auftrage,  die  konsutiertcn  Mängel 
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m  beheben,  binnen  der  von  der  Landesgenoasenschaft  angemessen  zu  be- 
«timaMiiden  Friit  nicht  mchkoniittt; 

c)  entgegen  dar  Voriduift  des  f  33  ein«  Verillgang  Ober  das  Gut  trift: 

d)  rar  ordentlichen  Bewirtaduiftnng  dee  Rentengute»  geistig  oder  icOrperlieh 

unfähig  wird. 

Die  Enteignung  ist  auch  nach  Einleitung  der  Zwangsvcrwaltung  zulässig. 

f  41.  Verfällt  der  Rentengutsbesitzer  in  Konkurs,  so  hat  die  Landes- 
gonossensdinft  sofiwt  mit  der  Enteignung  des  Rentengutes  vorzugehen. 

f  43.  Die  Zwsngsverwnltung  eines  Rentengutes  mnis  verfDgt  werden,  wenn 
der  Rentengutsl>edtMr  mit  Leistungen  im  Rttcltstande  ist,  wddie  ilim  vennoge 
der  auf  dem  Rentengute  haftenden  Lasten  gegenüber  einem  Dritten  obliegen, 
und  der  Bcrcchtijrte  unter  Vorlage  eines  gegen  den  Rentengutsbesitzer  erflossenen 
rechtskräftigen  Erkenntnisses  zur  Hereinbrinj<uni;  seiner  Forderung  bei  der  Landes- 
genossenschaft um  die  VerhAngung  der  Zwaiigsverwaltung  ansucht 

§  43.  Die  Kosten  der  ZwanSsverwaltung  und  Enteignung  fidlen  in  dem 
von  der  Landesgenoasensdiaft  zu  bestimmenden  Betrage  dem  Rentengutsbeaitaer 
sur  Last. 

5  44.  Gegen  den  Bescheid,  durch  welchen  die  Einleitung  des  Zwangs- 
Acrwaltungs-  oder  Enteignungsverfahren-  aiisgesproilien  wird,  kann  binnen 
14  Tagen  Beschwerde  an  das  Ackerbauministerium  erhoben  werden.  Die  Be- 
schwerde Int  Iteine  aufscliiebeiide  Wiileung. 

I  45.  Die  Zwangsverwaltong  ist  durch  die  Beitrlcagenossenschaft  filr  Rech- 
nung  der  ijmdesgeBoiBmsHiaft  zu  ffthren. 

In  der  Regel  ist  der  Rentengutsbesitzer  auf  dem  Rentengute  zu  behMOi 
und  zur  Bewirtschaftung  gegen  Entschädigung  heranzuziehen.  Der  Auftrag  zur 
R&umung  des  Rentengutes  seitens  des  Kentengutsbesitzers  kann  nur  von  der 
Laodesgenossenschaft  erlassen  werden.  Gegen  diesen  Auftrag  kann  binnen 
14  Tagen  Beschwerde  an  das  AckerlMuministeriom  erhoben  werden.  Die  Be- 
schwerde hat  keine  aufsdiiebende  Wirltung. 

Die  Zwangsverwaltnng  ist  aufsulieben,  sobald  die  Voransaetinngen  dendben 
weggefallen  sind. 

Jährlich,  sowie  nach  Bccndii;iiny:  der  Zwangsvcrwaltung  hat  die  l^indr-s- 
genossenschaft  dem  Kcntcngutsbcsitzcr  Rechnung  zu  legen.  Haften  auf  dem 
Rentengute  Lasten  zu  Gunsten  Dritter,  so  ist  die  Rechnung  auch  diesen  su  legen. 

Im  flbrigen  ist  das  bei  der  Zwangsverwaltung  m  beobachtende  Verlaluen 
durch  das  Statut  der  Landeagenossenschaft  su  bestimmen. 

§  46.  Die  Landesgenossenschaft  hat,  wenn  sie  die  Enteignung  verfügt, 
gleichzeitig  der  Bezirksgenossenschaft  den  Auftrag  zur  Uebernahmc  des  Gutes  zu 
erteilen  und  sobald  der  Ausspruch  über  die  Enteignung  in  Rechtskraft  erwachsen 
ist,  unter  Vorlage  einer  mit  der  Bestätigung  der  Rochlaltnift  versehenen  Aus> 
fertigung  des  Enteignungahesdietdes  nm  die  Einverldbung  ihres  Dgentunas- 
rcchtes  bei  Gericht  einzuschreiten. 

f  47.  Ist  die  Enteignung  rechtskräftig  ausgesprochen,  SO  hat  die  Landes- 
genossenscliaft  mit  dem  Enteigneten  Abrechnung  zu  pflegen. 

Hierbei  sind  zu  Gunsten  des  Enteigneten  in  Rechnung  zu  stdlen: 
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a)  Jene  Beträge,  welche  bis  zum  Tage  der  Uebcrnahmc  des  enteigneten 
Gutes  durch  die  Landesgenosscnschaft  von  dem  Enteigneten  zur  Tilgung 
des  Rcntenkapiules  gezahlt  wurden.  Diese  Beträge  sind  jedoch  nicht  im 
Baren,  amdeni  in  Rentenbriefen  der  filr  das  Gut  amcegebenen  Gattung 
nach  dem  Nominalwerte  derseUien  in  Rechnung  zn  atdien; 

b)  die  von  dem  Enteigneten  auf  Rechnimg  der  Gutsrente  etwa  Ober  den 
Tag  der  Giitsrihrrnalime  hinaus  gezahlten  Beträge; 

c>  die  auf  Erziclunt;  der  stehenden  FrQchto  verwendeten  Kosten; 

falls  der  Enteignete  Meliorationen  vorgenommen  hat,  welche  eine  £r> 
hOhung  des  Ertrigniaaes  der  Liegenschaft  bewirkt  haben,  der  Nominal- 
betrag  von  Rentenbriefen,  deren  Jfthrliclies  Versinsungs*  und  Tilgongs- 
erfordeniis  durch  die  Erhöhung  des  Jahresertiigniases  gedeckt  wird.  Die 
ZueHccnnung  eines  Ersatzes  für  Meliorationen  ist  Qbrigens  nur  mit  Zu* 
stimmunt;  des  Ackerbamninisteriums  statthaft. 

Dagegen  sind  zu  Lasten  des  Enteigneten  in  Rechnung  zu  bringen: 

a)  ,Wenn  eine  Deteriorierung  oder  sonstige  Wertverminderung  des  Gutes 
stattgefunden  hat,  der  Nominalbetrag  von  Rentenbriefen,  deren  jihrlidicsVcr- 
iinsungs»  und  TUgungserfordemis  der  Verminderung  lies  Jahieserttigniases 
gleichkommt; 

b)  die  von  dem  Enteigneten  der  l.andesgenossenschaft  etwa  geschuldeten 
Beträge,  insbesondere  die  Gutsrente,  bis  zum  Uebei  nalimstage ; 

c)  die  am  Uebernahmstagc  etwa  bestehenden  RQckstünde  an  Leistungen, 
welche  dem  Enteigneten  veimOge  der  auf  dem  Rentei^;ute  haftenden 
Lasten  gegenüber  einem  Dritten  obliegen. 

Insoweit  bei  der  Abrechnung  RentenbriefTorderungen  und  solche  in  Bargeld 
sich  gegenOberstehen,  sin<l  die  Kentenbriefe  zu  ihrem  Kurswerte  am  Abrech- 
nungstage in  Rechnung  zu  stelkii. 

Ergiebt  die  Abrechnung  ein  Guthaben  des  Enteigneten,  so  hat  die  Landes- 
genoascnsdmft  dieses  Guthaben  zu  berichtigen,  andemfiüls  aber  sunichst  ihre 
eigenen  Forderungen  zu  tilgen. 

Die  von  der  Landesgenoasenschaft  im  Wege  der  Abrechnung  herein- 
gebrachten Rackstdnde  der  im  Absatz  3,  lit  c)  bezeichneten  Art  sind  zur  Be- 
friedigung der  HczugsberechtiRlcii  zti  verwenden. 

§  48.  Kann  sich  die  Landesgenosscnbchaft  mit  dem  Enteigneten  über  die 
Frage,  ob  Meliorationen  oder  Wertverminderungen  stattgefunden  haben  und  Ober 
die  hierdurch  bewirkte  Erhöhung  beziebungiweise  Verminderung  des  Jahres- 
ertngnisses,  dann  aber  die  H<Mie  der  Kosten  ihr  Ersidung  der  stehenden  FrOcbte 
nicht  einigen,  SO  hat  die  Entscheidung  hieraber  in  end^ltiger  Weise  durch  drei 
Sachverständige  zu  erfolgen. 

Die  landesgenosscnschaft  und  der  Kntei£;net<  sind  /tir  lievti  !hm^  je  eines 
Sachverständigen  berufen,  der  dritte  Sachverständige  ist  als  Obmann  von  den 
beiden  Sachveistindigen  zu  wAhlen.  Stimmen  die  Ermittlungen  der  l»estellten 
Sachventindigen  nicht  fiberein,  so  hat  der  OboMun  innerhalb  des  Ausspruches 
der  beiden  anderen  Sachverständigen  zu  entMheiden. 
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Wird  die  Bildung  oder  Thatigkeit  des  SacliTerstandigeiikoIlcgiitiiis  vereitelt, 
so  hat  des  Ackerbauministcrium  die  erforderlichen  Sachvcrstlndigen  zu  bestellen. 

Die  vorstehenden  Bestimmungen  gelangen  auch  behufs  Feststellung  der  nach 
8  47,  Absatz  3,  lit.  ci  in  Rechnung  zu  stclkmlcn  Bctrai;^  iti  der  Weise  zur  An- 
wendung, dals  zur  BestclhinK  des  einen  der  Sachvc-r^tandigen  statt  der  Landes- 
genosscnschaft  der  betren'ende  Bezugsberechtigte  berufen  ist. 

§  49.  Die  im  Verfahren  betreffend  die  Zwangsverwaltung  oder  Enteignung 
ergehenden  VerfBgnngen  der  Landesgenossenschaft  sind  im  Verwaltungswege 
vollstreckbar. 

8  50.  Auf  die  nent  i  liche  Uebertragung  eines  enteigneten  Rcntt  ngutt  s  finden 
die  Vorschriften  der  §§  22  25  und  27 — 32  sinnujemäfse  Anwendung.  Es  ist 
demnach  das  neue  Renlcnkapital  in  der  Höhe  des  fröheron  festzusetzen,  insoweit 
nicht  nach  Mafsirahe  des  §  23,  Al».it/  2  und  3.  eine  Erhohunj;  eintritt. 

War  daa  liulierc  Rcnlenkapital  auf  Grund  des  j§  23,  Absatz  3  in  einem 
erhöhten  Betrage  festgestellt  worden,  so  kann  das  Rentenkapttal  bei  der  neuere 
liehen  Uebertragung  mit  Zustimmung  des  Ackerbaumtnisteriums  um  den  Betrag 
dieser  Erhöhung  wieder  herabgesetzt  werden. 

Die  bei  der  Abrechnung  mit  dem  Voibesitzer  berQcksichtigten  Meliorationen 
und  WVrtverminderungen  sind  bei  der  Ft-ststt-UunK  des  neuen  Rent'-nkapitales 
durch  Hinzurechnung  beziehnnfjsweise  Abrechnung  der  hierfflr  nach  %  47  er- 
mittelten Betrüge  in  Ansrlilag  zu  bringen 

Für  das  neue  Rcntenkapital  ist  ein  neuer  Tilgungsplan  aufzustellen. 
51.  Im  Falle  des  Ablebens  des  Rentengutsbeaitzers  ist  das  Rentengut  in 
die  Verlassenschaftsmaase  nicht  einzubeziehen.  Gegenstand  der  Verlaaaenschafta- 
abhandlung  bildet  nur  jener  nach  den  Vorschriften  der  99  ^7  uihI  ^8  zu  er- 
mittelnde  Betrag,  welcher  an  dett  Rentengutsbesitzer  zu  entrichten  wSre,  wenn 
im  Zeitptn^ktc  seines  Ablebens  die  r*  h(  rL;a)>e  des  Kentengutes  an  die  Landes- 
genossen sc  halt  infolge  Enteignung  statlgi  fnndcn  hätte. 

Ergiebt  dii-  Abrecluuing  ein  ('.ntlial)en  für  die  I.andcsgenossenschaft .  ■^o  ist 
dieses  über  Anmelden  der  Landcsgenu-sscnschaft  unter  die  Nachlafspassiven  ein- 
zustellen. 

9  52.  Die  Landesgenossenschaft  ist  verpflichtet,  zunichst  Jene  Person  als 
Uebernehmer  eines  durch  den  Tod  erledigten  Rentengutes  lu  wfthlen,  welche 

von  dem  verstorbenen  Rentengutsbesitzer  unter  Beobachtung  der  fflr  die  Er- 
klärung des  letzten  Willens  vorgcschriebent  n  Furm  zum  Rentengutsöbemchmer 
bestimmt  wurde,  sofern  nicht  ciiu  r  der  .Xii^schlit  fsnng-igründe  des  §  26  vorliegt. 

§  53.  Im  übrigen  hat  die  neuerliche  Uebertragung  nach  den  im  §  50  ent- 
haltenen Bestimmungen  zu  erfolgen. 

Die  Ermittlung  eines  neuen  Rentenfcapitales  und  die  Aufstellung  dnes  neuen 
Tilgungsplanes  entfiUlt  jedoch,  wenn  der  Rentengutaabemehmer  vor  Abschlais 
des  Rentengtttsvertrages  die  Erklflrung  abgiebt,  dafo  er  in  den  Rentengotsvertra^ 
des  froheren  Rentengutsbesitzers  von  dem  Zeitpunkte  des  Ablebens  desselben 
an  eintrete,  und  die  von  der  I.andesgrnossenschaft  gemäfs  §  47  zu  Gunsten  des 
Verstorbenen  in  Rechnung  gestellten  Betrage  derselben  /nrOcker-^tattot. 

8  54.    Nach  Ablauf  der  im  Rcntengut^vcrtragc  bestimmten  i'ilgungsperiode 
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hat  die  LandesgenossensclMft  festsualeUen,  ob  der  Rentengutabesitser  das  im 

Rentcngutsvcrtrage  bestimmte  Rente  nkapital  vollständig  gttUgt  und  auch  sonst 
alle  gemäfs  des  gegen  wärtigeii  Geseties  der  Landeagenoaaenschaft  suatehenden 
Forderungen  beglichen  hat. 

Sobald  «lies  der  Fall  ist,  hat  die  l.andcsgcnossenschaft  mittels  Bescheides 
die  AuDicbung  der  Kcntongutseigenschaft  der  Liegenschaft  auszusprechen ,  die 
Löschung  im  Rentengutsregister  lu  venmlaaaen  und  bei  dem  luatlndigen  T Aular- 
gerichte um  die  Löschung  der  Anmerkung  der  Rentengutaeigenachaft  der  Liegen- 
achaft  anzusuchen.  Die  Löschung  dieser  AnmeAung  bewirkt  die  Anihebung 
der  aus  dem  gcgenwirt^en  Gesetse  sich  ergebenden  Beschrlnkungen  und  Ver^ 
pflichtungon  des  Rentengutsbeisitzers. 

Vor  Ablauf  der  im  Kentc-nmitsvertrage  bestimmten  Tilpunjcspcriode  kann  die 
bücherliche  LOschunjj  der  kt  iiteijgutseim  ni.chaU  ^eil)>l  dann  nicht  erfolgen,  wenn 
die  Tilgung  des  Rentenkapit<ilcs  gcmäfs  %  39  vor  Ablauf  der  Tilgungsperiode 
stattgefunden  hat« 

IV.  Rentendarlehen. 
S  55.    Die  Landeagenossenschaft  ist  berechtigt,  den  Rentengutsbeaitxera 

Darlehen  in  Rentenbriefen  (Rentendarlehen)  zu  gewihren. 
Die  Gewährung  von  Rcntendarlehen  ist  nur  zuliasig: 

a>  Z1I  Meliorationszwecken: 

b)  im  Falle  eines  erheblichen  Elementarschadens  oder  sonstigen  Unglücks- 
falles; 

c)  f&r  Heiratsau^tattung ,  aufserordentticlie  Erziehungsausgaben  und  der- 
gleichen. 

Die  Verzinsung  des  Rentendarlehens  hat  zu  demselben  Zinsfulae  zu  erfolgen, 
zu  welchem  die  dargeliehenen  Rentenbriefe  Terzinslich  sind.  Die  Tilgung  des 
Rentendarlehens  hat  sofort  zu  beginnen,  und  ist  die  Tilgungsperiode  keinesfalls 

Ifinger  festzustellen,  wir  rli»    l  ilLMmpspcriode  der  Rentenbriefe 

§  56  KetUcii'iarlclirii  kAmieii  mir  datm,  wenn  «  ine  Wertverminderung  des 
Gutes  nicht  stattgefunden  lutt,  und  nur  insoweit  gewährt  werden,  als  die  nach 
dem  bisherigen  Rentengutsvertrage  zur  Verzinsung  und  Tilgung  des  Renten« 
kapitales  jAhrlich  zu  leistende  Summe  zur  Versinsui^  und  Tilgung  des  restlichen 
Rentenkapitales  zuzftglich  des  darzuleihenden  Betrages  ausreicht  und  dieser  Be<> 
trag  den  bereits  getilgten  Teil  des  Rentenkapitales  nicht  flbersteigt 

Wenn  seit  der  Ucbemahme  des  Rentengutes  durch  den  Rentengutsbesitzer 
Meliorationen  stattgefunden  haben ,  so  ist  eine  Erhöhung  des  zu  gewihrcnden 
Rfiitetularlchrns  um  jenen  .Nüiiiin.illx  trag  von  Rentenbriefen  zulässig,  dessen 
jährliche?)  Vcrzinsungs-  und  Tilgunnserfordernis  in  der  durch  die  Meliorationen 
bewirkten  Erhöbung  des  Jahreserträgnisses  der  Liegenschaft  seine  Deckung  findet. 

Die  Gewährung  von  Rentendarlehen  auf  Grund  stattgehabter  Meliorationen 
ist  nur  mit  Genehmigung  des  Ackerbauministeriums  zuliasig. 

9  57.  Bei  Gewihning  des  Rentendarlehens  hat  die  Landeagenossenschaft 
mit  dem  Ficntengutsbesitzer  einen  nrurn  Rentengutsvertrag  abzuschliefsen. 

In  die-cm  Vertrage  hat  sich  <ii  r  Rrntenputsbe'-itzer  zu  verpflichten,  die  Guts- 
rente in  der  ursprünglich  bestimmten  Höhe,  wenn  jedoch  bei  der  Üarlehens- 
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gewlhrung  Metiorationen  in  Anschlag  gebracht  wrurden,  in  einem  der  Ertrags- 
steigerung entsprechenden  höheren  Ausrnafsr  insolange  fortzuzahlen,  als  dies  zur 
Verzinsung  und  Tilgung  des  geschuldeten  Kentenkapitales  und  des  Rcnten- 
darlehcDS  erforderlich  ist 

INe  im  t  39  Unslchtlich  des  Rentenkapitale»  getroffenen  Bcatimmungea  ge- 
langen auch  bei  Rentcndarichen  zur  Anwendung. 

f  58.  Die  durch  die  Gewährung  «eines  Rentendarlehens  bewirkte  Verlin- 
gerung  der  Tilgungsperiode  ist  im  Rcnteneutsn-tristor  «Tsichtlich  zu  machen. 

Vor  Ablauf  dieser  verlängerten  Tilgungspcrioile  kann  die  bQcherliche 
Loschung  der  Rcntcngutscigenschaft  nur  dann  erfolgen,  wenn  das  Rentenda riehen 
voOstlndig  getilgt  und  die  im  ursprünglichen  Rentenguttvectisge  bcatimmte  Til- 
gimgaperiode  abgdaufen  iat. 

§  59.  Der  Rentengutsbesitzer  ist  verpflichtet,  bei  der  Verwendung  des 
Rentendarlehens  die  bei  der  Gewibrung  von  der  Lande^enossenschaft  erteilten 
Weisungen  zu  befolgten. 

Die  Landesgenossenschaft  ist  berechtigt,  die  belcihungitgemafse  Verwendung 
des  Reotendarlehena  zu  flberwadien  und  im  Falle  der  Nichlbefolgung  der  von 
ihr  erteilten  Weisungen  nach  den  ||  40— SO  mit  der  Zwangsverwaltung  oder 
Enteignung  vonagehen. 

8  60.  Bei  der  infolge  einer  Enteignung  oder  wegen  Ablebens  des  Rcntcn- 
gutshcsit/LTS  «staltfindenden  Abrechnung  (§  47 »  ibt  der  noch  ungetilgte  Teil  de» 
Rentcndarlehcns  zu  Lasten  des  Enteigneten  in  Rechnung  zu  bringen. 

Tritt  der  Ucbemehtner  eines  durch  Tod  erledigten  Rentengutes  gemAfs  %  53 
in  den  Vertrag  seines  Vorbesitsers  ein,  so  kann  der  Uebemehmer  den  durch 
den  Vorbesitser  nicht  getilgten  Teil  des  Rentendarlehens  von  dem  an  die  Landes- 
genossenschaft  zurOckauerstatteoden  Betrage  in  Abzug  bringen. 

V.  Rentenbriefe. 

§  61.  Die  Landcsgenossenschaft  ist  berechtigt,  halbjährig  nachhinein  ver^ 
zinsliche  Schuldverschreibungen  anazugeben,  welche  auf  den  Inhaber  lauten,  die 
Bezeichnung  »Rentenbrief  der  Landesgenossenschaft  der  Landwirte'  (unter  Be- 
nennung des  Landes)  tragen  und  seitens  des  Inhabers  unkOndbar,  jedoch  durch 

•    Verlosung  im  Nominalbeträge  rdckzalilbar  sind. 
,         Den  Xiii-fufs  der  Rentenbnefe,  den  Tilgungsplan  lierselben,    die  Höhe  und 
das  Formular  der  Appuints  bestimmt  die  Landcsgcnosscnscliaft  mit  Genehmigung 
des  Ackerbau-  und  des  Finanzministeriums. 

S  62.   Die  Ausgabe  der  Rentenbriefe  kann  erfolgen: 

a)  Wenn  eine  Liegenschaft  behufs  Umwandlung  in  ein  Rentengttt  erwOfbes 
wird,  in  der  Höhe  des  nach  §  23,  Absatz  1  oder  2  bestimmten  Renten» 

kapitales : 

b)  wenn  cm  enteignetes  oder  durch  Tod  erledigtes  Rentengut  neuerlich  über- 
tragen wird,  in  jenem  Betrage,  um  welchen  das  neue  Renlenkapital  den 
vom  Vorbewtser  nicht  getilgten  Teil  des  frflheren  Rentenkapitales  zu* 
sflgUch  des  im  Zeitpunkte  der  Abrechnung  (§  47)  noch  nicht  getilgten 
Teiles  eines  ihm  etwa  gewihrten  Rentendarlehens  fibersteigt  EchOhungea 
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de»  froheren  oder  des  neuen  Rentenk^itales  auf  Grund  des  §  23,  Ab- 
setz 3  haben  hierbei  aufser  Anschlag  zu  bleiben; 
c)  wenn  ein  Rentendarlehen  gewährt  wird,  in  der  Hohe  des  gewAhrten 

Darlehens. 

§  63.  Hat  die  Landesgenossenschaft  eine  Liegenschaft  exekutiv  erstanden, 
SO  kann  die  Ausgabe  der  Rentenbriefe  sofort  nach  Rechtskraft  des  Zuschlages 
erfolgen. 

Wurde  eine  Liegenschaft  von  der  Genossenschaft  kaufsweise  erworben,  SO 
ist  liit'  Auspabe  ilf  r  Kcntcnbrif  fe  nur  gleichzeitig  mit  der  Berichtigung  der  von 
der  (itMios'-erisrhait  zur  Zahlung  (ibernommencn  Forderungen  und  des  dem  Vcr- 
käulcr  gebührenden  Kaulschilliugsrcstcs  stattliaft. 

Im  Falle  einer  von  der  Landesgenossenschaft  vorgenonunenen  Melioration 
(§  23,  Absatz  2)  ist  die  Ausgabe  der  hierauf  entfallenden  Rentenbriefe  erst  dann 
zullssig,  wenn  das  Ackerbauministerium  die  Erhöhung  des  Rentenkaintales  ge- 
nehmigt hat. 

Bei  der  neuerlichen  Uebertragung  des  enteigneten  oder  durch  Tod  erledigten 
Kentengutes  kann  die  Ausgabe  erst  nach  Vornahme  der  Abrechnung  47) 
stattfinden. 

Bei  Rentendarlehen  bt  die  Ausgabe  der  Rentenbriefe  zulissig,  sobald  der 
bezOgliche  Vertrag  abgeschlossen  worden  ist 

S  64.  Der  Gesamtbetrag  der  VOn  der  I^ndesgcnossenschaft  ausgegebenen 
Rentcnbriefc  darf  keinesfalls  gr^fser  sein  ,  alN  dif  Summe  der  für  die  einzelnen 
Liegenschaften  bestimmton  Kentcnkapttahcn,  zuzüglich  der  Summe  der  auf  Grund 
von  Meliorationen  gewährten  Rcntcndarlchcn. 

Wurde  bei  der  neuerlichen  Uebertragung  eines  Rentengutes  infolge  einer 
Wertverminderung  das  neue  Rentenkapital  in  einem  solchen  Betrage  bestimmt, 
dafs  der  noch  nicht  getilgte  Rest  des  frttheren  Rentenkapitales  zuzüglich  des  im 
2^itpunkte  der  Abrechnung  (f  47)  etwa  noch  nicht  getilgten  Teiles  eines  Rentcn- 
darlehens  diesen  Hetrasj  Obersteigt.  so  ist  die  Genossenschaft  verpflichtet,  sofort 
Rentenbhefe  in  der  Höhe  dieser  Differenz  einzuberufen. 

Der  erforderliche  Betrag  ist  von  der  Landesgcnosaenschaft  durch  Einhebung 
von  Gcnoasenschaftsbeitrlgen  auf  Grund  des  Gesetzes  betreffend  die  Errichtung 
von  Beraftgenosaenschafien  der  Landwirte  auftubrisgen. 

§  65.  FOr  die  Abwickelung  des  RratenlMiefgeschlftes  sind  von  der  Landes- 
genossenschaft drei  Fonds  zu  errichten: 

a)  Der  Rentenbrief-Zinsenfonds; 

b)  der  Rentenbrief-Tilgungsfonds; 

c)  der  Raitenbrief-Reservefonds. 

I  66.   Der  Rentenbrief-Zinsenfonds  dient  zur  Verzinsung  der  Rentenbriefe 

and  wird  gebildet : 

a)  Aus  den  zur  Vcr;insun<::  der  Rentenkapitalien  und  Rentendarlehen  be- 
stimmten Tfileu  (irr  cingcflosseiien  (lutsrentrn; 

b;  aus  dem  Keinertragnisse,  welches  die  von  der  Landesgenossenschaft  er- 
worbenen Liegenschaften  vor  der  Uebergabe  an  den  Rente  ngutsQber- 
nehmer  abwerfen. 
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Der  Rentenbrief-Zittaenfoiids  kann  bei  vertrauenswArdigen  Kreditinstituten  an- 
gelegt, sowie  zur  Eskomptierung  von  Rcntcnbrief-Coupons,  wenn  sie  linfstens 

in  einem  halben  Jahre  fälliir  werden.  bcnQtzt  worden. 

§  67.  Der  Rcntcnbrict-Rcscrvcfund  dient  zur  Deckung  etwaiger  Abgänge 
des  Rentenbrief-Zinsenfond»  und  wird  gebildet: 

a)  Aus  den  veijihrten  Rentenbriefen  und  Coupons: 

b)  aus  den  an  Verzugs-  und  Stundungssinsen  einfliefsenden  Betrigen; 

C)  «US  jenem  Teile  drr  bilanzm.lfsipcn  I TeberschOsse  der  Landrsijcnosscn- 
scbaft  sowie  der  /uM^hilss«-  der  Bezirks!?cnossenschaften ,  wcklit  in  Ge- 
mäfsheit  des  §  26  des  (it-st  t/cs  betrcHend  die  Krrichtung  von  Bcruls- 
genusscnscliaften  der  Landwirte  dem  Rentenbnef- Reser>'efonds  zuzu- 
wenden «nd; 

d)  aus  jenen  Betragen,  um  welche  der  Erlte  der  nach  §  23  ausxugebenden 
Rentenbriefe  den  for  die  Zahlung  der  Genossenschaft  thatslcblich  erforder> 

Hohen  Betrag  nborstrigt. 

c>  aus  den  Zinsen  der  HcstätxJe  aller  im  §  65  erwähnten  Fonds. 

Der  Rentenbrief-Reservefonds  ist  entweder  bei  vcrtraucnswfiriJigen  Kredit- 
instituten auf  knrie  Zeit  oder  in  pupillarsichercn  Werten  nutibringend  ttsu^en. 

%  66.  Der  Rentenbrief>Tilgungsfonds  dient  sur  Tilgung  der  Rentenbriefe 
und  wird  gel^det: 

a)  Aus  den  zur  Tilgung  der  Rentenkapitalien  und  Rentendarlehen  bestimmtes 

'iVilen  der  eingeflossenen  Gutsrcnlen; 

b)  uu^  den  zur  beschleunigten  Tilgung  von  Rcntcnkapitalien  und  Renten- 
darlehen bar  geleisteten  BetrAgen. 

Der  Rentenbrief-Tllgtti^isfonds  kann  bei  vertranenswOrdigen  Kreditittstitulen 
angelegt,  sowie  zur  Eskomptierung  verloster  Renlenbriefe  benfltzt  werden. 

§  69.  Die  Landesgenossenachaft  hat  den  Tilgungsfonds  nach  ihrer  Wahl 
entweder  zum  Ankaufe  von  eipcnen  Renlciihriefcn ,  sofern  sie  al  pari  oder 
darunter  erhältlich  suul ,  oder  zur  bnrcn  IjuIösuul'  «Irr  durcii  das  Los  /ti  be- 
stimmenden kcntcnbrietc  nach  ihrem  vollen  Nominalwerte  zu  verwenden. 

Die  im  Wege  des  Rückkaufes  oder  der  Verlosung  erworbMien  Rentenbriefe 
sind  gleich  den  behufs  Abstattung  von  Rentenkapitalien  oder  Rentendarlehen 
zurflckgestelHen  Rentenbriefen  sofort  zu  vernichten. 

%  70.  Die  Verlosung  der  Rentenbriefe  hat  öffentlich  und  in  der  Regel  ein- 
mal im  Jahre  zu  erfolgen.  Die  Landcsgenosscnsehaft  ist  jedoch  jederzeit  zur 
Verlosung  selbst  aller  Rentenbriefe  auf  einmal  berechtigt. 

Die  Summe  der  zu  verlosenden  Rentenbriefe  liat  jenem  Betrage  zu  ent- 
sprechen, welcher  acht  Tage  vor  der  Verlosung  den  gesamten  VermOgensatand 
des  Tilgungsfonds  bildete,  insofern  derselbe  nicht  gemlfs  §  69  zum  Ankaufe 
eigener  Rentenbriefc  \crwendct  wird.  Betfige  unter  dem  Nominalbetrage  der 
niedrigsten  Appoints  bliibcn  aufser  Anschlag. 

Die  Nummern  der  /o<;i  nen  K-ntonbricfe  sind  durch  das  Amtsblatt  der 
Wiener  Zeitung  und  der  bctretienden  L.uuii:szcitung  zu  veröffentlichen. 

Die  Verpflichttung  zur  Verlosung  von  Rentenbriefen  wird  erst  zwei  Jahre 
nach  Beginn  der  Rentenbriefausgabe  wirksam. 
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$71.  Die  Zahlung  eines  verlosten  Rentenbriefes  erfolgt  sechs  Monate  nach 
der  Verlosung  gegen  ROckstellung  des  Rentenbriefes  samt  Couponbogen  und 
Talon  unter  Beglcichuntj  der  bis  zum  Verfallstage  allenfalls  nni  h  rflckständigen, 
nicht  verjährten  Zinsen  und  gegen   Abzug  etwa  fehlender,  nicht  verfallener 

Coupons. 

IHe  VeransuQg  der  verlosten  Rentenbricfe  hOrt  vom  Verfidlstage  an  auf. 

f  72.  Der  Inhaber  eines  Rentenbriefes  hat  Anspruch  auf  Zahlung  der 
Coupons  am  FftUigkeitstage  ohne  allen  Abzug  und  auf  RQckzahlung  des  Renten- 
briefes in  seinem  vollen  Nominalbeträge  an  dem  durch  die  Verlosung  bestimmten 

Tage. 

§  73.  Für  die  Erlüliung  ihrer  Ht  iUeiibriet Verbindlichkeiten  haftet  die  Landes 
genoüsenschuft  mit  ihrem  gesamten  Vermögen. 

FOr  die  Befriedigung  der  Ansprache  aus  den  Rentenbriefen  sind  die  im 
$  65  bezeichneten  Fonds  in  der  Gesamtheit  ihrer  jenveiligen  Bestände»  dann  die 
Rentenkapitalien  und  Rentendarlehen,  welche  die  Landcsgenosi^enachafl  von  den 
RrntcnRUtsbcsitzcrn  zu  fordern  h.it,  sowie  die  5onstii;<  n  «It  r  I.aiulcsfjenr>ssenschaft 
tn.ils  des  trcgenwärli^t  n  <  ies<  tzes  gc^i.ii  di<;  Keiitciigiitslu-Mt/cr  zusti  hcndcn 
Forderungen,  endlich  die  jtn  Ligenlume  der  Landcsigenossensciiatt  stehenden,  zur 
Umwandlung  in  RentengQter  oder  zur  neuerlichen  Uebertragung  als  solche  be- 
stimmten Li^ienschafben  mit  der  Bestimmung  als  Kaution  bestelh,  dafs  sie  zur 
vonmgsweisen  Deckung  der  Rentenbriefe  zu  dienen  haben. 

§  74.  Fnr  die  im  §  72  erwähnte  Verpflichtung  zur  ZaUung  der  Renten* 
bricfzinsen  li.ittet  der  Staat  als  Bürge 

Ergicbt  sich,  dafs  der  Rentenbrief-Zin^enfondü  zur  Einlösung  der  un  nächsten 
Coupontermine  fUlig  werdenden  Coupons  voranasichtlich  nicht  hinreichen  werde, 
so  hat  die  Landesgenossenschaft  Ober  jene  RentengQter,  welche  ohne  eriangte 
Sttindung  mit  der  fUligen  Rente  seit  mehr  als  14  Tagen  im  Racicatande  sind* 
9ofOft  die  Zwan^verwaltung  oder  Enteignung  zu  verhängen  und  zur  Dn  kimg 
der  erw.iliiiteii  Zinsenverpflichtungen  zunächst  ^lvn  Renlenbrief-Reservefoiid,  dann 
den  nach  dem  «.icsetzc,  betreffend  die  Errichtung  von  Berufsgenossenschaflen  der 
Landwirte,  zu  bildenden  allgemeinen  Reservefonds  heranzuziehen. 

Reicht  auch  dieser  hierzu  nicht  aus,  so  werden  der  Landesgenossenschaft 
die  zur  Einlösung  der  nichsttllligen  Rentenbriefcoupons  erforderlichen  Vor- 
schösse vom  Staatsschätze  unverzinslich  gcwthrt. 

Dieser  Vorschufs  kann  frühestens  14  Tage  vor  der  Fälligkeit  begehrt  werden. 

8  75.  Die  Landesgenossenschaft  ist  verpflichtet,  dir  gemäfs  §  74  erhaltenen 
StaatsvorschQsse  aus  dem  l'ilgungsfonds  sofort  zuriickzuerstatten.  .Sie  hat  zu 
diesem  Bdiofe  von  der  im  )  69  vorgesehenen  Verwendung  des  Tilgungsfonds 
insolang  Umgang  zu  nehmen,  bis  diese  StaatsvonchQsse  voUsttndig  abge- 
jtahlt  sind. 

Die  aus  dem  Tilgungsfonds  zur  Erstattung  von  StaatsvorschOssen  jeweils 
entnommenen  Beträge  und  das  infolge  des  Aufschubes  der  lilgung  eintretende 
Zinsenerfordernis  sind  von  der  Landesgenossenschaft  durch  Einhebung  von  Ge- 
nesaentchafhbeitrlgen  auf  Grund  des  Gesetzes,  betreifend  die  Errichtung  von 
BeruAgettoatenschaften  der  Landwirte,  zu  decken.  Von  dieser  Einhebung  ist  in- 
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soweit  UnfUf  tu  ndmen»  ato  die  flir  Rentenkapitalien  und  Reatendarlehen 
nach  dem  TUgungaplane  denelben  (|  68,  Itt  e)  thttilchlich  dnfefloaseaen  Til- 
gungsbetrSgc  jenen  Betrag  abersteigen,  der  in  Gemibheit  des  TUgnngsplanes  der 

Rentenbriefe  zu  deren  Einlösung  zu  verwenden  war. 

§  76.  I>as  Statut  der  LandcsKcnosscnschaft  hat  Vorschriften  Ober  die  Bil- 
dung einer  lievisionskommission  fest/usetzcn ,  welcher  die  Kontrolle  Ober  das 
gesamte  Rentenbriefgeschäft  obliegt.  Dem  Ackerbauministcriutn  und  dem  Kinanz- 
miniateriwn  steht  die  Ernennung  einer  im  Statute  zu  bestimmenden  Anzahl  von 
Mitgliedern  der  Reviaionakommiasion  zu. 

Die  Rentenbriefe  darfen  nicht  ausgefertigt  werden,  bevor  durch  die  Revi» 
sionskommission  und  durch  einen  vom  Ackcrbaumtnisterium  im  Einvernehmen 
mit  dem  Finanzministerium  zu  bestellenden  Regieiung^kommissär  die  Berechti» 
gung  zur  Ausgabe  der  Rentenbriefe  im  Sinne  des  §  62  dargclhan  wurde. 

Die  Revisionskommission  legt  alljähriich  der  politischen  LandesbehOrde  eine 
*  Nachweisung  Ober  die  am  Schlüsse  des  abgelaufenen  Jahres  im  Umlaufe  ge« 
wesenen  Rentenbriefe,  Ober  die  Rentenkapitalien,  die  Rentendarlehen,  die  Ein* 
ginge  an  Gutsrenten,  die  Enteignungen  und  Ober  das  sonstige  Ergebnis  der  Ge- 
barung vor.  Die  j>olitisclie  Landesbehörde  übermittelt  diese  Nachwcisung  nach 
vorgenommener  Uebcrprüfung  dem  Finanz-  und  Ackerbauministerium,  welche  zur 
Erteilung  von  Weisungen  an  die  Revisionskommission  berechtigt  sind. 


I  77.  Die  in  den  Gesetzen  vom  2.  Juli  1866,  R.G.B1.  No.  93,  und  vom 
24.  April  1874,  R.G.BL  No.  48,  Ober  Pfandbriefe  und  Ober  dm  Wahrung  der 
Rechte  der  Besitzer  von  Pfandbriefen  getroffenen  Bestimmungen  finden  auch  auf 
die  nach  diesem  Gesetze  ausgegebenen  Rentenbriefe  und  hinsichtlich  der  Wahrung 

der  Rechte  der  Besitzer  solehcr  Rentcnbrii  fe  Anwi  iviung. 

§  78.  Die  zur  }^(  Gründung  oib  r  F.nicignung  eines  Kentengutes  erfordere 
liehen  bücherlichen  Luitragungcn  sind  gebührenfrei. 

Auf  die  von  den  Landesgenossenschaften  ausgegebenen  Rentenbriefe  und 
deren  Coupons,  sowie  auf  die  vmi  den  Landesgenoesensehafken  auagestdhen 
Quittungen  Ober  die  gezahlten  Gutarenten-,  Rentenkapitals-  oder  Rentendarlehens- 
beträge finden  die  Bestimmungen  des  Artikels  III  des  Gesetzes  vom  10.  Tuli 
1865,  R.G.Bl.  No.  55,  mit  der  Mafsgabe  sinngemäfse  Anwendung,  dafs  die 
Quittungsgebühr  nicht  von  jeder  einzelnen  Empfangspost,  sondern  nach  der  Ge- 
samtsumme der  in  einem  Vierteljahre  eingegangenen  Betrige  zu  bemetsca  iaL 

Die  Uebertragung  einer  Liegenschaft  an  die  Landesgenossensdiaft  nach  Haft» 
gäbe  der  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  ist  gebobrenfrei 

Die  Uebertragung  einer  Liegenschaft  von  der  Landesgenossenschaft  an  den. 
RcntengutsQbernehmer  ist  gebührenfrei,  sofern  die  Uebertragung  an  den  früheren 
Eigentümer  oder  Miteigentümer  erfolgt;  für  jede  andere  Uebertragung  eines 
Kentengutes  ist  die  VermOgensübcrtragungsgcbOhr  zu  entrichten. 

Udiertragungen  von  Rentengfltem,  welche  nach  den  vorstehenden  Abtitien 
die  GebOhrenfreilieit  geniefsen,  shid  bei  Ermittelung  eines  NacUaases  an  der  Ge« 


VI.  Schlufsbestimmungen. 


G«setz  vom 


,  betreffend  die  Errichtang  von  RentengOtern.  519 


bohr  fllr  eine  spätere  Uebcrtragung  (Verordnung  vom  3.  Mai  1850,  R.G 
No.  181)  nicht  zu  berfickaiditigen. 

f  79.  In  jenen  Lindern,  in  welchen  vor  Beginn  der  Anagnbe  der  ge- 

noisenschaftlirhf  ;^  Rcntcnbricfc  durch  die  LnncfpsE;rsetzgcbung  ausgesprochen 
wird,  dafs  das  Land  an  Stelle  (i>  s  Staates  in  deni  dtiroli  §  74  hr/eiehnetcn  Um- 
fange die  Haftung  für  die  Ri  iitonln letc  übernehme,  entfällt  die  Bürgschaft  des 
Staates,  und  kommen  die  in  den  §§74  und  75  bestimmten  Verptlichtungcn  und 
Rechte  des  StaatMchaliet  dem  Lande  tu. 

Hierbei  tritt  in  den  Fillen  der  H  23.  38,  39,  47,  48.  50,  S«.  61  und  63 
die  Kompetenz  des  Landesausschusaes  an  Stelle  der  des  Ackerbauministeriums, 
und  hat  das  Ackerbauministerium  in  den  Fällen  der  §§  13,  18,  28,  33,  44  und  45 
vor  seiner  Schlufsfassung  das  Einvernehmen  mit  dem  Landesausschusse  zu  pflegen. 
Dem  Landcsausschussc  steht  überdies  das  Recht  zu,  eine  durch  das  Statut  zu 
bestimmende  Anzahl  von  Mitgliedern  in  die  Rcntmbrief-Revisionskommitsion  tu 
entsenden  und  die  Vorlage  der  im  |  76  beseidmeten  Nachwdsitngen  sa  fordern. 

Wurde  die  Bflrgschaft  l&r  die  Rentenbriefe  vom  Lande  im  Shmt  des 
ersten  Absatzes  Dbernommen.  SO  kann  die  Landesgesetzgebung  auch  anordnen, 
dafs  bei  der  Wertermittlung  von  Liegenschaften  C§  6'>  ein  hOberes  Multiplum  als 
das  25  fache  des  Katasttalreincrtt  ages  zugrunde  zu  legen  ist. 

{  80.  Dieses  Gesetz  tritt  in  den  einzelnen  Ländern  sechs  Monate,  nachdem 
die  Konstituierung  der  Landesgenoasenschaft  auf  Grund  des  Geseties  betreffend 
die  Errichtung  von  Berufsgenossenschaften  der  Landwirte  erfolgt  ist,  in  Wirli- 
samkeit. 

Der  Zeitpunkt  der  erfolgten  Konstituierung  ist  hinsichtlich  jeder  einseinen 
Landesgenossenschaft  durch  das  Rcichsgcsctzblatt  zu  verlautbarcn. 

§  81.  In  jenen  Fällen,  in  welchen  an  dem  Tage,  da  dieses  Gesetz  in  Wirk- 
samkeit tritt,  die  Fein»etnngstermine  sdion  reehtskrifUg  angcortfaiet  weiden 
sind,  ist  «Ue  exekutive  FeUbietung.  wenn  der  Zuaclilag  an  einem  dieser  Termine 
thatsiffhlifh  erfolgt,  ohne  ROckaicfat  auf  die  Bestimmungen  des  gegenwlrtigen 
Gesetzes  durchzufahren. 

In  allen  anderen  Fällen  hat  das  Gericht  mit  der  Durchführung  der  Feil- 
bietung innezuhalten  und  im  Sinne  des  §  3  zunächst  festzustellen,  ob  die  Liegen- 
schaft in  eine  landwirtschaftliche  Genossenschaft  einbezogen  ist.  Hinsichtlich 
Jener  Liegensdiaften,  bei  welchen  diese  Vorauasetsung  zutxift,  ist  sodann  im 
Sinne  der  ||  4 — 15  vorsugdien. 

I  82.  Mit  dem  Vollzage  dieses  Gesetzes  sind  Meine  Hiniater  des  Acker» 
bauen,  der  Justis.  der  Finansen  und  des  Innern  betraut. 


ArcUv  fRr  aec  GcMUgebg.  u.  Sutntik.  VH. 
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MISZELLEN. 
Der  Vollzug  des  schweizerischen  Fabrikgesetzes. 

Von 

E.  NAEF. 
KaatODSstatistikcr  in  Aanu. 

Auf  den  im  Vorjahre  verüfientlichten  Bericht  der  Kantonsregierungen 
über  den  Vollzug  des  Eabrrkgcsetzes  in  den  Jahren  1891  und  1892') 
sind  soeben  die  Berichte  der  schweizerischen  Fabrikinspektoren  über 
ihre  Amtsthätigkcit  in  den  Jahren  1892  und  1893  gefolgt.')  Es  ermöglicht 
uns  dies,  im  Zusammciiliang  ein  liild  der  bchürdiiciieu  Thätigkeit  aut 
dem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  in  der  Schweiz  itlr  die  verflossenen 
drei  Jahre  zu  geben. 

I. 

Die  Thätigkeit  der  Fabrikinspektoren. 

Als  das  Fabrikgesetz  erlassen  wurde,  war  man  vidfacfa  nidit  ganz 
klar  darüber,  welche  Betriebe  als  ^Fabriken*  dem  Gesetz  unterstellt 
werden  sollten.  Unterdessen  sind  Krfahnmgen  gemacht  worden,  und 
es  hat  dies  zur  Folgr  gehabt,  dals  das  Gesetz  immer  weitherziger  inter- 
pretiert wird.  Der  F>iin(iesb(  schluls  von  1891  unterstellte  dem  Fabrik- 
gesetz: a)  Betriebe  mit  mehr  als  5  Arbeitern,  welche  mechanische  Mo- 

*)  Berichte  der  Kantonsregierungen  Qber  die  Attsf&hnuig  d«s  Bundesgeaeliest 

betreffend  die  Arbeiten  in  den  Fabriken  1891  und  1892.  Veröffentlicht  vom 
schweizerischen  Industrie-  und  I.andwirtschaftsdepartement.  Aanuif  Druck  und 
Verlag  von  IL  R.  Sauerländer  &  Co.,  1893. 

')  Berichte  der  schweizerischen  Fabrikinspekiurcn  über  ihre  Amtsthätigkei- 
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toiea  verwenden  oder  Personen  unter  18  Jahren  beschäftigen,  oder  ge- 
wisse Gefahren  für  Gesundheit  und  Leben  der  Arbeiter  bieten;  b)  Be- 
triebe mit  mehr  fds  10  Arbeitern,  bei  welchen  keine  der  sub  a)  genannten 
Bedingungen  zutrifft;  c)  Betriebe  mit  weniger  als  6  resp.  weniger  als 

1t  Arbeitern,  welche  aufsefgewAhnliche  Gefahren  Rkr  Gesundheit  und 

I-(  bcri  bieten,  (uler  den  unverkennbaren  Charakter  von  Fabriken  auf- 
weisen. Wie  man  >icht.  greift  die  Arbeiterschutzt;csetzgebung  bereits 
in  Betriebe  ein.  welche  aK  Kleinbetriebe  eher  unter  ein  ( Itwerbegesetz 
gestellt  werden  sollten.  Leider  sind  aber  die  Aussichten  für  den  bal- 
digen Erlafe  einer  schweiMrisdien  Gewerbeordnung,  nachdem  das 
Schweizervolk  einen  bezQglidien  Zusatzartikel  zur  Bundesverfassung 
verworfen  hat,  so  gering,  dafs  es  begrflist  werden  mufs,  wenn  das 
Fabrikgesetz  in  die  Lücke  tritt  und  die  Wohlthat  des  Arbeiterschutzes 
und  der  Haftpflicht  auch  den  Arbeitern  der  gröfseren  Kleinbetriebe  und 
namentlich  den  get.ihrhchercn  gcwAhrt.  Allerdings  zeigen  «-irh  die  In- 
haber kleinerer  Betriebe  gegen  die  Unterstellung  sehr  widerspenstig  und 
CS  werden  allerlei  Knifl'e  angewendet,  um  derselben  zu  entgehen. 

Infolge  des  vorerwähnten  Bundesbesdilusses  ist  Ende  1893  die  Zahl 
der  dem  Fabrikgesetz  unterstellten  Betriebe  auf  4753  mit  190402  Ar- 
beitern gestiegen.  Entsprechend  der  gröfseren  Arbeiteleistui^  wird  nach 
und  nach  das  Hfilfspersonal  der  Fabi  ikit  -pi  kt  rcn  vermehrt.  Wir 
würden  es  indessen  für  zweck niäf->iger  halten,  die  Zahl  der  Inspektions- 
Ki  L-ise  zu  vermehren,  denn  der  hispektor  hat  gröfserc  Anti>rität  als  seine 
technischen  Gehülkii.  zudem  käme  er  in  engere  Beiührung  mit  d<."n 
Albeitgebern  und  Arbeitern.  Der  Arbeitgeber,  in  dessen  Nähe  der  In- 
spektor seinen  Sitz  bat,  bittet  sidi  weit  mehr  vor  GesetzesQbertretungen 
als  derjenige,  welcher  weifs,  da(s  der  Inspektor  ferne,  ja  wie  es  heute 
vorkommt,  sogar  an  der  Peripherie  des  Kreises  wohnt.  Diesem  Uebel- 
stand  kann  ein  ganzer  Stab  von  Adjunkten  nicht  abhelfen.  Immerhin 
ist  es  durch  die  Vermehrung  des  I  Hilfspersonals  möglich  geworden, 
die  Betriebe  rcgelm;il~ig.  ja  teilweise  noch  hüufiger  als  vorgeschrieben 
ist.  zu  inspizieren.  Daneben  werden  die  In-ptktorcn  vom  Bundesrat 
vielfach  als  Experten  in  iVrbeiterfragen  in  iVn-'pruch  genommen,  häufig 
werden  sie  von  Arbeitern  bei  Zwistigkeiten  mit  dem  Arbeitgeber  zur 
Vcrmittelung  angerufen,  und  von  Jahr  zu  Jahr  vermehrt  sich  die  Zahl 
der  Arbeiter,  Arbeitgeber  und  Beamten,  welche  sich  auf  dem  Bureau 
des  Inspektors  mündlichen  Rat  holen. 

Ueber  den  G.mg  der  Industrie  wissen  die  Inspektoren  im  allge- 
meinen wenig  KriVculiches  zu  berichten.  Am  meisten  scheint  die  einst 
so  blühende  Stickereiindustrie  der  Oatschweiz  zu  kiden.  und  zwar  nicht 
etwa  wegen  der  früher  vielgcfürchteten  Einführung  der  Dampfstick- 
maschine, sondern  neben  den  schlimmen  ZoUverhflltnissen  infolge  einer 
Reihe  von  anderen  Ursachen,  worüber  die  Fachleute  selbst  nicht  einig 
sind.  Thatsache  ist,  dals  schon  langst  immer  mehr  geringe  Ware  zu 
den  niedrigsten  Preisen  hergestellt  wurde,  wobei  gute  Sticker  ihr  an- 
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stftndiges  Aiukommeo  nicht  mehr  fanden  und  sidi  daher  wieder  dem 
Landbau  oder  anderen  industriellen  Beschäftigungen  zuwandten.  Die 
Stimmung  wurde  namentlich  bei  den  kleineren  Unternehmern  immer 
erbitterter,  bald  machten  sie  dir  Kaufmannschaft,  bald  den  Stickerei- 
verband verantwortlich  und  es  wurde  ^'  gen  letztcn-n  mit  Krfolg  Sturm 
gelaufen.  Vor  allem  lockte  die  AbschaiVung  des  Normalarbeitstages. 
Man  hoffle  in  den  Sticlcereien  mit  einer  und  zwei  Maschinen  wieder 
wie  vor  Zeiten  die  Kinder  recht  ausnutzen,  Tag  und  Nacht  arbeiten  zu 
können.  Der  Verein  mufste  auf  eine  Vorschrift  nach  der  anderen  ver- 
zichten, seine  Mitgliederzahl  sank  rasch.  Er  ist  nur  noch  ein  Schatten 
dessen,  was  er  Rewcsen.  Vielleicht  kann  er  noch  als  ein  Krj'stalli- 
sationspunkt  nützlich  sein,  um  welchen  die  ge-imden  Elemente  in  der 
Stirkeiei  sich  wieder  sanunehi.  Bereits  crt<')nt  der  Rui  darnach, 
momentan  aber  ist  die  Lage  der  Stickerei  so  traurig  als  möglich.  Bei 
den  Inspektionen  fanden  sich  von  4759  unter  dem  Fabrikgesetz  stehenden 
Maschinen  962  leer.  Die  Zahl  der  Etablissements  ist  von  663  auf  580. 
die  der  Arbeiter  von  10737  auf  8125,  also  auf  75%  des  froheren  Be- 
standes gesunken.  Grofse  Summen  gehen  dabei  zugrunde;  Maschinen 
und  Gebäude  verlieren  fast  allen  Wert.  In  der  Westschweiz  hatte  die 
Uhrenindusti ie  untrr  niehrer<  ri  Strikcs  zu  leiden.  Beachtenswert  ist  da-^ 
Urteil,  zu  welchem  (la->  Ur^an  des  Uhrenarbcitei Verbandes  die  „Fedc- 
ration  horlugcre"  gelangt  und  das  dahin  geht,  dafs  es  in  Sthkefällen  für 
beide  Parteien  vorteilhaft  sei,  von  Anfang  an  auf  einen  gütlichen  Aus- 
gleich hinzuwirken.  Es  habe  sich  gezeigt,  dafs  selbst  in  Fallen,  wo  die 
GemOter  aufs  höchste  eriiitzt  waren,  durch  die  Dazwischenkunft  des 
Fabrikinspektors  der  Frieden  sofort  wieder  hergestellt  wurde. 

Bezüglich  der  Arbeitsräumc  wird  bemerkt,  dafs  die  vom  Fabrik - 
inspektorat  herausgegebenen  „Normen  für  den  Neu-  oder  Umbau  von 
Fabrikanlagen"  allgemein  günstige  .\ulnahme  gefunden  haben;  allcrding- 
kommt  es  immer  noch  vieltach  vor.  dafs  die  Bauten  zu  jener  Zeit,  in 
welcher  die  Fabrikaufsichtsbehörden  mit  der  PrOfung  der  Plflne  sich  zu 
belassen  in  den  Fall  kommen,  sdion  fix  und  fertig  gestellt  sind,  ja  sich 
vielleicht  schon  im  Betriebe  befinden.  Hinsichtlich  der  Baulqrgiene 
lassen  die  der  Genehmigung  unterbreiteten  Baupl.lne  noch  vieles  zu 
wünschen  übrig.  Ein  Kurs  in  Hygiene  und  speziell  Gewerbehygiene 
wäre  für  die  angrh«  nden  Architekten  dringendes  Bedürfnis.  Leider 
scheint  diese  Einsicht  bei  den  Schülern  unseres  Polytechnikums  noch 
nicht  durchgedrungen  zu  sein:  die  Vorlesungen  über  Gewerbehygiene 
werden  von  den  Bauschülern  ganz  vernachlässigt. 

AufeergewOhnlich  häufig  mufeten  in  den  letzten  Jahren  In  den 
Stickereien  allerlei  Reinhaltungsarbeiten  verlangt  werden,  da  in  diesen 
Betrieben  bei  dem  traurigen  Gang  der  Geschäfte  vielfach  gespart 
wurde.  Zu  kleine  Arbt  :tsräume  fanden  sich  vor  allem  aus  in  den  Kon- 
fektionsan^^talten  alkr  Art.  Die  oft  bckia^te  Gleichgültigkeit  tines 
grofsen  Teils  der  Fabrikbevölkerung  besteht  immer  noch.  Selbst  grolse 
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Etablissements  giebt  es,  wo  man  mit  Zuant^fmafsregeln  wenigstens  die 
Ermöglichung  einer  ordentlichen  Ventilation  lurbciführen  mufs.  An 
Vielen  Orten  sind  urdentliche  Ventilatiuubeinrichtungen  vorhanden,  aber 
sie  werden  nicht  benutzt;  oder  wieder,  die  Benutzung  der  Ventilations- 
einrichtung ist  in  der  kalten  Jahreszeit  unmöglich,  weil  es  an  der  rich- 
tigen Heizung  fehlt.  Zur  Verhütung  und  gegen  die  Verbreitung  des 
Staubs  MTurd  im  ganzen  immer  mehr  gethan,  doch  versucht  man  mit- 
unter unter  allen  mögliclicn  Vorwänden  sich  der  Ausführung  der  von 
den  Aufsichtsorganen  immer  wieder  <;estellten  l\j''tulate  zu  entziehen. 
Der  technl^clle  X'orteil  der  Lultbefeuchtuiij;  wurde  vou  den  Industriellen 
bei  vielen  lnspektionen  hervorgehoben  und  naiuentlicii  ni  Webereien 
an  der  Hand  von  Zahlen  nachgewiesen.  «Das  Weben  geht  viel  besser, 
die  Zahltage  steigen."  Hinsichtlich  der  Beleuchtung  verwenden  noch 
drei  Viertel  aller  Betriebe  Petroleum,  doch  bricht  sich  das  elektrische 
Licht  immer  mehr  Bahn.  Dass  das  Petroleum  gegenwärtig  noch  die 
Hauptrolle  spielt,  daran  ist  teils  die  Billigkeit  der  Beleuchtung  schuld. 
teiN  die  vieltachen  X'erbesserungcn  der  Lampen,  die  jetzt  zum  Teil  mit 
>ciK>nem,  wcifscm  Lichte  brennen.  Bedauerlich  ist  der  hüuhge  Mangel 
an  gesunden  LlsK>kal<  n  in  den  ticschafien,  besonders  arg  steht  es  in 
den  Seiden-  und  Zigarrenfabriken  im  Tessin,  wo  die  Arbeiterinnen  ihr 
Essen  in  offenen  Gefitfsen  in  die  Arbdtslokalc  bringen,  in  welchen  sie 
von  der  sdilechten  Luft  infiziert  werden. 

Das  Unfalismeldewesen  Idfst  immer  noch  in  mancher  Hinsicht  zu 
wünschen  übrig.  Es  herrscht  oft  mafslose  Gleichgültigkeit  im  Anzeigen 
oder  mehr  noch  im  l'utersuchen  untl  im  Weiterbefordern  der  Anzeigen, 
wodurcii  die  Verletzten  schwer  ge^cliadigt  werden  kiumcn.  Auf  eine 
Arbeiterzalil  von  188183  kamen  im  Jahre  1892  7459  Unt.iUe  m  l  abnkcn 
Vor  gegen  im  Jahre  1891 ;  davon  fallen  792  auf  Arbeiter  unter 
18  Jahren  (1891 :  755).  Unfälle  in  anderen  haftpflichtigen  Betrieben 
kamen  im  Jahre  1892  im  ganzen  6062  vor  gegenflber  5812  im  Vorjahre. 
An  Entsdifidigimgcn  wurden  im  Jahre  1892  1  850  197  Franken  bezahlt:  die 
Vermehrung  der  Zahl  der  Fabrikunfällc  rührt  hauptsächlich  davon  her, 
d.nfs  nunmehr  alle  Unfälle  aul"  die  Rechnung  desjenigen  Jahres  aufge- 
tragen werden,  in  welclu  in  sie  sich  ereigneten.  Die  \'<  rmt  Iiruni:  der 
Zahl  der  Niehtfabrikuntalle  rührt  her  von  der  besseren  11  indiiabung  des 
Gesetzes.  96  TodesfUle  werden  pro  1892  verzeichnet  gegenüber  76  im 
Vorjahre.  Eine  betrachtliche  Zahl  dieser  UnfiUle  rührt  her  vom  Fallen, 
Sturz  von  Leitern  und  Gerdsten.  Leider  lAfet  die  Konstruktion  der 
Baugerüste  vlelorts  noch  sehr  zu  wünschen  übrig.  Im  allgemeinen  fallen 
die  tnei.sten  Unfälle  aus  Fabrikbetrieb  auf  die  Metallindustrie,  dann 
fulgcn  Holzbearbeitung,  die  I'apicrindustrie  mit  den  polygi iiphi-^clu n 
(bewerben,  die  Industrie  der  Erden  und  Steine  u.  w.  Neben  der 
grufsen  Zahl  V^erletzungen  durch  lallende  Cjegenstände,  Ausglitschen 
u.  8.  w.  sind  sehr  betrachtlich  die  Verbrennungen,  die  meistens  in  der 
Eisenindustrie  vorkommen.  Auch  UnfUle  an  Krebsagen  sind  wiederum 
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in  erschreckender  Menge  vorgekommen,  und  trotzdem  stflfet  die  Ein« 
fahrung  von  Schutzvorrichtungen  nirgends  auf  grOfsoren  Widerstand, 

als  gerade  in  der  Holzbearbeitungsindu-trir.  und  zwar  nicht  nur  seitens 
der  l^nternehmer,  sondern  nanientlirh  aucli  seitens  der  Aibeitcr  Be- 
klagt wird  ferner  die  grofse  Sorglosigkeit  bei  llrdarbeitcii .   in  Stein- 
brüchen und  dergleichen.  liier  zeichnen  sich  namentlich  manche  Unter* 
ndimer  durch  die  höchste  Gleichgültigkeit  aus.  mit  welcher  sie  der 
Gefährdung  von  Menschenleben  zusehen,  ja  mit  denselben  eigentUdi 
spielen.  Erd«  oder  Felsschichten  werden  unterhöhlt,  brechen  zusammen 
und  erdrücken  die  Arbeiter;  mit  S[)rengmaterial  wird  aufs  sorglo^cvtc 
umgegangen,  ungeübte  Leute  werden  zu  gefilhrlichen  Manipulationen 
verwendet,  und  wird  man  den  Unfall  inne.  ist  längst  die  Ermittelung 
der  Schuld  verunmöglicht.  vorbeugende  Mafsregeln  kommen  zu  spät. 
Auch  fOr  die  Ueberwachung  der  Dampfkessel  wird  bessere  FQrsorge 
gewünscht.  Die  Organe  des  schweizerischen  Vereins  von  Dampfkessel* 
besitzen!  thun  zwar  ihre  Pflicht,  aber  sie  haben  leider  keine  gesetzliche 
Basis,    gestützt  aul   welche  sie  die   Beseitigung  bestehender  Mängel 
fordern  können.    Eine  allgemein  verbindliche  eidgenössische  Verord- 
nung über  Bau  und  Aufstellung.  Prüfung,  periodische  Untersuchung  und 
Bedienung  von  Dampfkesseln  ist  deshalb  dringendes  Bedürfnis.  Im  all- 
gemeinen lAfst  sich  sagen,  dafs,  wenn  auch  zahllose  Schutzvorrichtungen 
teils  aus  eigenem  Antrieb,  teils  auf  Anregung  (!i  r  Inspektoren  von  den 
Arbi  itgebrrn  angebraeht  worden  sind  und  intolge  ilessen  verschiedene 
Kategorieen  von  Unfällen  sieh  enoi  in  verniiiideit  haben  oder  ganz  V(m- 
schwunden  sind  -  immer  noch  uneiuilieh  viel  zu  thiui  übng  bleibt. 
Es  ist  nicht  etwa  immer  Gleichgültigkeit,  Starrköpfigkeit,  mangelnde 
Einsicht  oder  Geiz,  was  von  der  EinfOhrung  von  Verbesserungen  ab- 
hält, sondern  es  sind  auch  Vorurteile,  die  Schwierigkeit,  die  Schutzvor- 
richtungen zu  beschaften,  die  Unsii-lieriicit  in  der  Auswahl  der  zur  Ver- 
fügung stehenden  Apparate,  zum  Teil  aueh  der  l.'mstand.  dafs  die  Ge- 
fahren nicht  gekannt  sind  oder  wenigstens  nicht  daran  gedacht  wird. 
Die  Inspektoren  bemühen  sich  immer  mehr,  audi  in  dieser  Hinsidit 
eine  nfltzliche  Thfltigkeit  zu  entfalten.  Im  Polytechnikum  in  ZOrich  be- 
findet sich  eine  gut  ausgestattete  gewerbehygienische  Sammlung,  welche 
den  Industriellen  —  Prinzipalen  wie  Arbeitern  —  leicht  zugänglich  ge- 
macht ist.    In  diesem  Somnicr  wird  sie,  als  erste  eidgenössische  Ab- 
teilung der  Zürcher  kantonalen  Gewerbeaussteilung,  dem  Publikum  vor- 
geführt und  kann  sich  dadurch  noch  weiteren  Kreisen  nützlich  erweisen. 
Es  wird  aber  auch  eine  direkte  Beteiligung  der  Industriellen  an  den 
Unfallverhütungsbestrebungen  als  sehr  wünschenswert  erklärt,  etwa  eine 
Vereinigung  von  schweizerischen  Fabrikbesitzern,  wie  die  Mülhausen 
Gesellschaft  zum  Schutz  von  Unfällen  sie  darstellt,  eine  Gesellschaft,  die 
schon  so  Grofses  geleistet  hat. 

Solche  Fürsorge  dürfte  sich  aber  nicht  nur  auf  die  Unt^lle,  sondern 
auch  auf  die  gewerblichen  Erkrankungen  erstrecken.  Deren  Zahl  ist 
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allerdings  eine  scheinbar  sehr  geringe,  die  WirUichkeit  dfirfte  eine 
mehrfach  höhere  aufweisen.  Sie  scheinen  aber  inuner  noch  mangdhaft 
angezeigt  zu  werden,  besonders  die  Falle  von  Phosphomekrose.  Die 

Verhältnisse  in  der  ZOndholzindustric  sind  Oberhaupt  derart,  dafs  die 
projektierte  Einführung  dos  Zündhril/cficnmonopnls  je  Ifinger  je  dring- 
licher wird.  Selbst  in  den  besser  eingerichteten  Fabriken  stellt  sich  die 
Nekrose  ein,  die  Reinlichkeit  läfst  vielfach  zu  wünschen  übrig,  es  ent- 
stehen immer  wieder  neue,  kleine,  hygienisch  mangelhaft  eingerichtete 
Etablissemente;  es  werden  trotz  Verbot  Kinder  eingestellt,  der  Besuch 
der  Aerzte  ist  nachltesig.  und  wo  er  noch  gut  ist,  achtet  man  nicht  auf 
ihre  Weisungen.  Man  findet  kleine  Retiiebe  ohne  einen  einzigen  Ar- 
beiter mit  gesunden  Zähnen,  und  doch  verlassen  diese  lieber  ihre  Stelle, 
als  dafs  sie  die  erkranktt,ii  Zähne  entfernen  oder  aiisfüllen  lassen  Rein- 
lichkeit, das  Tragen  von  Uebcrklcidcrn  cto.  bleiben  noch  vielfach  fromme 
Wünsche.  Dafs  es  besser  werde,  ist  um  so  weniger  vorauszusehen, 
als  jetzt  der  Absatz  wieder  stockt,  die  Arbeit  mangelt,  der  Verband  der 
Stretchholzindustridlen  sich  aufgelost  hat  und  der  Preis  per  Kiste  Zflnd- 
holzchen  um  die  HflUte  gesunken  und  audi  die  Lohne  bereits  erniedrigt 
worden  sind.  Daran  sollte  man  freilich  nicht  denken,  wenn  man  sieht, 
wie  doch  immer  wieder  neue  Miniaturfabriken  gebaut  werden,  vermut- 
lich nicht  in  der  I  loftnung  auf  einen  gewinnbringenden  Betrieb,  sondern 
auf  einen  vorteilhaften  X'erkaiif  an  den  Hund. 

Ueber  das  Vorhandensein  und  den  Umfang  der  Entschadi^ungs- 
pilicht  bei  Unfällen  und  Erkrankungen  scheint  noch  vielfach  Unklarheit 
zu  herrschen,  was  von  den  Versicherungsgesellschaften  und  Arbeit- 
gebern zum  Nachteil  der  Arbeiter  sehr  eigiebig  ausgebeutet  wird 
Namentlich  suchen  die  Agenten  der  Versicherungsgesdlschaften  häufig 
direkt  mit  dem  Verletzten,  hinter  dem  Rocken  des  Arbeitgebers,  eine 
Abfindungssumme  zu  vereinbaren  und  sich  eine  Befriedigungserklärung 
ausstellen  zu  lassen.  Auf  die>e  Weise  kommen  ganz  ungenügende  Ent- 
schädigungen zustande-  Wegen  angeblichen  Sclbstx erschuldens  nehmen 
gewisse  Arbeitgeber  häufige  Reduktion  der  Lohnentschüdigung  vor, 
wie  flbeiiiaupt  die  Inspektoren  wegen  ungenügender  Entschfidigungen 
bestftndig  reklamieren  mflssen.  Bestritten  ist  noch  immer  die  Pflicht 
des  Arbeitgebers,  dem  Verletzten  in  den  gewohnten  Terminen  den  ent- 
gangenen Lohn  auszuzahlen.  Doch  wird  die  Weigerung  immer  seltener, 
die  ansdiTickliche  Anerkennung  der  Pflicht  immer  häufiger.  Die  Ver- 
sicherung der  Arbeiter  gegen  Unfall  unterbleibt  immer  otter.  da  die 
Prämien  für  manciie  Industrieen  auf  eine  fast  unerträgliche  Hohe  ge- 
stiegen sind.  Während  die  Versicherten  tür  einen  Termin  von  fünf 
bis  zehn  Jahren  gebunden  sind,  sind  es  die  Gesellschaften  nur  für  einen 
Unfall  und  können  sie  nach  Belieben  den  Prflmiensatz  erhöhen.  Gegen 
diesen  „Mif^brauch",  wie  sie  es  nennen,  haben  mehrere  BerufsverbAnde 
eigene  Versicherung  eingeführt.  Von  den  Versicherungsanstalten  solcher 
Genossenschaften  vernimmt  man  ganz  Befriedigendes.  MiCsbrauchliche 
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Heranziehung  der  Krankenkassen  in  IlaftpflichtflUlen  wird  immer  noch 

vielfach  konstatiert.  Ebenso  bcdnuerhch  ist.  dafs  es  immer  noch  viele 
Krankenkassen  giebt,  welche  X'crlctztcn ,  denen  der  volle  Tagelohu  er- 
setzt wird,  trotzdem  ein  Krankengeld  gewahren. 

Uebcr  Führung  der  Arbeiteriisten,  Aufstellung  der  Fabrikordnuiigcn, 
Regulierung  der  Lohnzahlung  und  Einhalten  der  Arbeitszeit  ertOnen  im 
Berichte  der  Inspektoren  die  alten  Klagen.  Zi^etch  sind  namentlich 
die  Beschwerden  wegen  der  Lohne.  An  den  Grenzorten  erfolgt  die 
Auszahlung  der  Löhne  immer  noch  häufig  in  fremder  LandesmOnze. 
Auch  die  Lohnabzüge  sind  --ehr  oft  die  Quelle  grofscr  Verbitterung, 
hauptsächlich  in  der  Stickerei.    Es  wäre  wünschenswert,  dafs  das  Bei- 
spiel des  Kantons  Neuenbürg   Nachahmung    finden    würde,    der  ein 
scharfes  Gesetz  gegen  niifäbrauchhche  Lohnauszahluiigen  erla^sen  hat. 
Vielorts  sind  die  Zahlungstermine  zu  lang,  aber  merkwQrdigerweise 
stFftuben  sich  gerade  die  Arbeiter,  namentUch  die  Frauen  am  meisten 
gegen  EinfOhrung  kürzerer  Termine.  Das  Bufsenwesen  giebt  ebenfalls 
zu  hftufigen  Klagen  Anlafs.  Für  die  möglichste  Beschränkung  der  Sonn- 
tagsarbeit  war  die  bundesr.ltliche  Verordnung  von  1893  von  grofsem 
Wert.   Die  darin  verlangte  Angabe  der  Arbeitszeiteinteilung  führte  zur 
Entdeckung,   dals  der  in  der  Kabrikordnung  vorgesehene  zweite  tieie 
Sonntag  an  manchen  Orten  in  Wirklichkeit  noch  gar  nicht  gewährt  ist, 
namentlich  in  den  kleinen  Ziegeleien. 

Von  der  Reduktion  des  Normalarbeitstages  wurde  mehr  gesprochen, 
als  daft  Eibebliches  geschehen  wflre.  In  der  Holz-  und  Eisoiindustrie 
allerdings  hat  der  Zehnstun  den  tag  immer  gröfsere  Verbreitung  ge- 
funden, wenigstens  in  den  Industriezentren.  Der  Inspektor  für  die 
romanische  Schweiz  berichtet,  dafs  in  seinem  Kreist  von  997  Arbeit- 
gebern 238  eine  Arbeitszeit  von  zehn  Stunden,  57  eine  solche  von  neun 
Stunden  und  einer  eine  solche  von  acht  Stunden  eingeführt  haben.  Die 
Topographen  der  romanischen  Schweiz  besitzen  den  neunstflndigen 
Arbeitstag.  Dar  gleiche  Inspektor  konstatiert,  dafe  die  Reduktion  der 
Arbeitszeit  i^Qckliche  Folgen  habe,  aber  mit  seinen  Kollegen  beklagt  er, 
dafs  die  Wohlthat  des  Gesetzes  durch  allerlei  Manöver  mit  den  Arbeits- 
pausen und  durch  vielfach  unbegründete  IW willigungen  der  Arbeits- 
zeitverlängerimg  wieder  illusorisch  gemacht  werde. 

Bezüglich  der  Kinder-  und  Frauenarbeit  l>egcgnen  wir  der  alten 
Klage,  dafä  in  der  Stickerei  die  Kinderverwendung  am  meisten  vor- 
kommt Neu  dürfte  nur  sein,  dafs  man  in  einer  rheintfaalischen  Ge- 
meinde mit  Vm-liebe  schulpflichtfreie,  aber  noch  nicht  Hjflhrige  Kinder 
aus  dem  ganz  nahen  Vorarlberg  kommen  zu  lassen  anfing,  in  der 
Meinung,  der  Kindcrartikel  des  Fabrikgesetzes  gelte  nur  für  Schweizer- 
kinder. Heute  liegt  die  Gefahr  nahe,  dafs  die  Beschäftigung  allzu 
junger  Kinder,  der  mit  so  viel  Mühe  und  unter  Aufbietung  bedeutender 
Strenge  einigermaf^en  Einhak  getlian  worden.  auf>  Neue  überhand 
nehme.    Die  niedrigen  Lohne  rufen  im  Sticker  den  Wunsch  wach,  die 
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Fadlerin,  der  er  mehr  befahlen  inufs,  als  sein  eigener  reiner  Erwerb 
beträgt,  dnrch  wenig  kostende  fremde,  noch  lieber  eigene  Kinder  zu 

ersetzen.  Da  heifst  es  mit  aller  Energie  schon  den  ersten  Anfängen 
Wehren,  wenn  nicht  das  jetzige  tolle  Streben  nach  schrankenloser  Kon- 
kurrenz, nach  gegenseitigem  \valin>innigen  l'nterhielen  alle  gesetzlichen 
Beschränkungen,  natürlich  auch  in  Bezug  auf  Kinderarbeit,  über  den 
Hänfen  werten  soll.  —  Dafs  die  Inspektionen  der  eidgenössischen 
Beamten  nicht  genOgen,  alle  Ffllle  ungesetzlicher  Kinderbeschaftigung 
zu  ermitteln,  bedarf  keiner  Auseinandersetzung:  das  wiiksamste  Mittel 
ist  ohne  Zweifel  das  von  St.  Gallen  ergriflene.  seine  Polizeidiener  von 
Zeit  zu  Zeit  die  Arbcitcrlisten  der  Fabriken  einsehen  und  die  Alters- 
au^weisc  der  jugendlichen  Arbeiter  dabei  kontrollieren  zu  lassen 

Der  \Vöchnerinnenau>s<'hlufs.  obwohl  im  ganzen  durchgeführt,  er- 
folgt doch  noch  nicht  immer  nach  den  Absichten  des  Gesetzes,  das  ein 
Verlassen  der  Arbeit  mindestens  zwei  Wochen  vor  der  Niederkunft  zu 
bewirken  bestimmt  war.  Es  ist  hauptsflchUch  der  Wegfall  des  Ver- 
dienstes, welcher  viele  Wöchnerinnen  veranlalat,  das  Gesetz  zu  um- 
gehen. Der  Gesetzgeber  hätte,  als  er  in  wohlmeinender  Absicht  die 
Schonzeit  festsetzte,  gleichzeitig  auch  dafür  sollen  sollen,  dafs  dieselbe 
leichter  ertragen  werden  kann  Es  ist  ganz  schön  zu  sagen,  die  Wöch- 
nerinnen dürfen  während  einer  l)estimmten  Zeit  nicht  arbeiten;  allein 
von  was  sollen  sie  mittlerweile  leben,  wenn  der  Erwerb  fehlt?  Es  ver- 
dienen deshalb  jene  Krankenkassen,  welche  auch  den  Wöchnerinnen 
einen  gewissen  Beitrag  leisten,  sei  es  in  Form  eines  Tage- 
geldes, sei  es  durch  einen  einmaligen  Zuschuls,  alle  Anerkennung. 
Ueber  die  Art  und  Weise  der  Frauenbeschflftigung  wird  nicht  viel 
Tadelnswertes  berichtet.  Es  kamen  Ausnahmen  vor  in  Ziegeleien,  wo 
Frauen  zum  Ziegelschleppen  verwendet  werden,  ebenso  in  der  Band- 
weberei, wo  (Itters  Arbeiterinnen  zur  iNachtarbeit  verwendet  wurden,  mit 
der  Begründung,  sie  hatten  mit  dem  Einziehen  der  Zettel  kerne  eigent- 
liche produktive  Arbeit,  sondern  nur  Hülfsarbeit  verrichtet.  Es  sind 
auch  Falle  vorgekommen,  wo  in  Fremdenhotels  die  Glätterinnen,  Nahe- 
rinnen u.  s.  w.  in  ganz  unglaublicher  Weise  in  Anspruch  genommen 
waren. 

Auf  dem  Gebiete  der  Wohlfahrtseinrichtungen  konstatieren  die  In- 
spektoren erfreuliche  Fortschritte  in  der  BesehatTung  guten  Trink- 
Nva>sers.  in  der  Vermehrung  der  Zahl  der  Bäder  und  Douchen.  Die 
Albeiterküchen  vermehren  sich  ebenfalls,  doch  erfreuen  sie  sich  nicht 
nuner  desjenigen  Zuspruchs,  den  sie  wohl  verdienten.  Verderblich 
wirken  die  da  und  dort  eingefahrten  Fabrikkantinen,  wo  geistige  Ge- 
tränke in  unbesduranktem  Quantum  zum  Ankaufspreis  abgegeben  werden. 
Am  schlimmsten  steht  es  da.  wo  der  Fabrikant  zugleich  Wirt  ist  und 
seinen  Arbeitern  für  geistige  Getränke,  Zigarren,  selbst  Spielschulden 
den  Lohn  zurückhält.  Unter  den  /ahllosen  Fällen,  wo  der  Arbeitgeber 
Barvorschüsse  gewährt  oder  für  seine  Arbeiter  Lebensmittel  oder  andere 
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Lebensbedürfnisse  einkauft,  oder  ihnen  aus  seiner  Landwirtschaft  liefert» 
verbüß  sich  oft  ein  Tnu  k-yvtem  der  ärgsten  Art.  Die  Arbeiterkonsum- 
vereine vermehren  sicli  zahlreich,  namentlich  in  der  romanischen  Schweiz. 
Derlnspektor  dieses  Landcstcils  führt  ferner  eine  Reihe  von  Gcsch;ilten  auf. 
welche  in  dieser  oder  jener  Form  die  Gewinnheteiligung  der  Arbeiter 
eingeführt  haben.  Diese  scheint  sich  überhaupt  in  der  französischen 
Schweiz  grOfserer  Beliebtheit  zu  erfreuen  als  in  der  deutschen  Sdiweiz. 
ebenso  die  Alters-  und  Sparkassen  fflr  die  Arbeiter.  Bezflg^ch  der 
Fabrikkrankenkassen  ist  ein  Stillstand  eingetreten,  weil  man  das  eid- 
genössische Krankenversicherungsgesetz  abwarten  will  Reformen  sind 
hier  drinjcerul  notwendig,  da  viele  Kassen  aller  I  i  i  lmik  Hohn  sprechen 
und  aul'serdcni  dem  Arbeiter  in  kranken  Tagen  nur  Ungenügendes  bieten. 

IL 

Der  Vollzug  des  Fabrikgesetzes  durch  die  Behörden. 

Das  beste  Gesetz  nfltzt  wenig,  wenn  es  nicht  vollzogen  wird.  In 

der  Schweiz  sind  die  Kantone  die  Vollziehungsorgane.  der  Bund  hat 
nur  das  Aufsichtsrecht.  Es  ist  daher  von  grofser  Wichtigkeit,  zu  wissen, 

wie  die  Kantone  ihrer  Pflicht  nachkommen. 

hl  ihrem  Bericht  jjeben  die  Inspektoren  den  Kantonsregierungen 
das  Zeugnis,  dafs  sie  sich  mit  wenigen  Ausnahmen  eine  energische 
Handhabung  der  Arbeiterschutzgesetzgebung  angelegen  sein  lassen,  dafs 
aber  leider  sehr  oft  die  Bestrebungen  der  Kantonsregierungen  bezw. 
der  zustandigen  Departementsvorsteher  durch  ein  gleichgOltiges,  sogar 
oft  widerspenstiges  Verhalten  der  Bezirksbeamten  durchkreuzt  werden. 
Auch  die  Thätigkeit  der  örtlichen  Aufsichtsbehörden  läfst  vielorts  zu 
wünschen  ührij^  Da  kann  oft  ganze  Ahende  und  Sonntage  hindurch 
gearbeitet  werden,  ohne  dafs  sich  die  Ortspolizei  zum  Aufsehen  vcran- 
lafst  sehen  würde,  denn  mit  dem  angesehenen  Fabrikanten  verdirbt 
mans  eben  nicht  gerne.  Andererseits  wird  aber  auch  lobend  hervor- 
gehoben, dafs  sich  mehrere  Kantone  grofse  MQhe  geben,  für  die  Fabrik- 
aufsicht namentlich  für  spezielle  Auftrage,  recht  tflditige  Leute  heraus- 
zusuchen. St.  Gallen  lafst  durchweg,  Zorich  wenigstens  aii  einzelnen 
Orten,  die  Polizeidiener  von  Zeit  zu  Zeit  die  Fabriken  be^urhen.  Zürich 
hat  zudem  einen  eigenen  kuntonalrn  Fahrikinspektor.  In  den  Kantonen 
Zürich  und  St.  (iaileri  hat  d.i--  I ".ibrikinspcktorat  weitere  wirksame  Hülfe 
an  den  ^»rtlichen  Gcsundheitskonimi>sionen. 

Bei  der  Zahl  der  Bestratungcn  tür  Vergehen  gegen  daa  Fabrik- 
gesetz wird  eine  Abnahme  konstatiert,  doch  scheint  dies  nadi  der 
Meinung  der  Inspektoren  eher  davon  herzurOhren.  dafs  namentlich  in 
landlichen  Bezirken  den  Uebertretungen  des  Fabrikgesetzes  eine  viel 
zu  geringe  Bedeutung  beigemes-^(  ii  wird,  ja  dafs  sie  fast  mit  Wider- 
willen bestraft  werden.  Ganz  bedauerlich  ist  es.  dafs  so  viele  Gerichte 
so  wenig  die  (iröfse  der  l Jebertretung.  dirc  Dauer,  das  Beteiligtscin 
einer  gröfscren  oder  kleineren  Anzahl  Personen  ins  Auge  lassen.  Es 
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weiden  manchmal  Urteile  getollt,  welche  das>  Gctühl  erwecken,  dafs 
man  nur  recht  umfangreich  das  Gesetz  verletzen  masse,  um  die  lieber* 
tretung  trotz  Bulse  recht  rentabel  zu  machen. 

Die  Kantonsregierungen  konstatieren  Obereinstinmiend  mit  den 
Fabrikinspektoren .  dafs  infolge  des  bereits  erwähnten  Bundesrats- 
beschlusses vom  3.  Juni  1891  die  Zahl  der  dem  Fabrikgesetz  unter- 
stellten Betriebe  sich  betrachtlich  vermehrt  hat:  nur  in  der  Stickcrci- 
industrie  wird  infolge  der  Krisis  ein  Rückgang  «it  nit  ldet  Die  incist(  n 
Maschinen  in  den  eingegangenen  ätickereien  wurden  demoliert  und  als 
altes  EisoA  behandelt,  indon  der  Stidkereiverband  fOr  die  Zerstörung 
jeder  Stickmaschine  dem  betreffenden  EigentOmer  ein  gewisses  Aequi- 
valent  leistete.  Zahlreiche  Sticker,  wdche  sich  aus  den  Ersparnissen 
ihres  früheren  Fleifses  ein  eigenes  Haus  und  eine  oder  zwei  Stick- 
maschinen gekauft  haben,  befinden  sich  jetzt  in  schlimmer  Lage,  indem 
das  auf  die  Ma^^ohiiic  verwendete  Geld  zum  grofsen  Teil  verloren  ist. 

Hinsichtlich  (irr  Hinrichtungen  zum  Schutz  der  Ciesundhcit  und  des 
Lebens  der  Arbeiter  leisten  nacii  dem  Zeugnis  der  Kantonsregierungen 
die  von  den  eidgenössischen  Fabrikinspektoren  aufgestellten  Normen 
für  den  Neu-  oder  Umbau  von  Fabrikanlagen  sowohl  den  Behörden  als 
anch  den  Unternehmern  ausgezeichnete  Dienste.  Die  meisten  MAngel 
finden  sich  in  solchen  Fabriklokalitflten.  welche  schon  vor  Inkraft- 
treten des  Fabrikgesetzes  bestanden  haben  und  lassen  sich  diese 
oft  schwer  und  nur  mit  grofsem  Kostenaulwand  beseitigen.  Als  ein 
Uebelstand  wird  namentlich  im  Baugewerbe,  wo  l'nlalle  besonders 
häufig  vorkommen,  empfunden,  dafs  viele  Anzeigen  zu  sj>ät  eingehen. 
Dies  hat  für  die  zahlreichen  hier  beschäftigten  Ausländer,  die  meistens 
Italiener  sind,  unangenehme  Folgen  Diese  kennen  in  den  meisten 
Fallen  das  Gesetz  nicht  und  beeilen  sich,  heimzureisen,  wenn  sie  arbeits- 
unfähig geworden  sind.  Wird  der  Unfall  verspätet  angezeigt .  so  kann 
die  Untersuchung  oft  nicht  mehr  vorgenommen  werden  —  sehr  oft  zum 
Nachteil  des  Verletzten  —  in  jedem  Falle  wird  die  Kontrolle  erschwert. 
Wie  fii<-  Iii^pektortn  so  heben  auch  die  Kaiitonsregierungen  <lie  vielen 
Anstände  hervor,  welche  sich  in  der  Regulierung  der  llaltplhchtent- 
schädigung  daraus  ergeben,  dafs  entweder  die  Arbeitgeber  ihre  Arbeiter 
nicht  versidiert  haben,  oder  aber,  wenn  dies  der  Fall  ist,  dafs  einzelne 
Versicherungsbedingungen  den  Bestimmungen  der  Haftpflich^esetze 
nicht  entsprechen,  oder  dafs  die  Arbeiter  ungebührlich  zu  den  Prämien- 
zahlungen herbeigezogen  werden.  Einen  bemühenden  Eindruck  macht 
es.  daf^  namentlich  die  grofsen  Eisrnbahngesellscliaften  sich  alle  Mühe 
geben,  der  Haftpflicht  sich  zu  enlledigen  und  die  (  .rof-zahl  der  Unfälle 
dem  Zufall  zuschreiben,  um  infolge  dessen  die  Krankenkas-e  der  Arbeiter 
in  Mitleidenschaft  ziehen  zu  können.  Klagen  wegen  ungenügender  Ent- 
schädigung sind  hier  häufig  zu  vernehmen. 

Von  den  Fabrikordnuogen  wird  gesagt,  dafs  sie  nicht  selten  zu 
weitschweifig  seien,  alle  möglichen  Buisandrohungen  enthalten,  aber 
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von  der  Hauptsache  schweigen.  Offenbar  stellt  sich  der  Arbeitgeber 

darunter  eine  Art  Polizeireglement  vor  und  nicht  ein  Statut,  welches 
das  Verhältnis  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeiter  ordnen  soll.  Au! 
diesen  Umstand  mag  es  auch  zurückzuführen  sein,  dafs  die  Ai heiter 
vieh'ach  bei  der  AutVtclIunti  von  Fabrikordnungen  nicht  begrülst  und 
deren  Zustimmungserklärungen  nicht  eingeholt  werden. 

Bei  der  Mehrheit  der  Kantonsregieningen  zeigt  sidi  die  Idbtidie 
Tendenz,  bei  Ueberzeitbewilligungen  etwas  zurOckhaltender  zu  sein,  die 
auffallende  Verminderung  der  Bewilligungen,  welche  wir  im  Jahre  1892 
in  den  Berichten  finden,  ist  indessen  mehr  auf  den  flauen  Geschäftsgang 
in  der  Baunnvollenindustrie  zurückzuführen  In  der  Central-  und 
Xnrdschweiz  ist  trotz  andauernder  Klagen  über  geringen  X'erdienst 
euie  Vermehrung  der  Ucherzcitbewilligungen  zu  konstatieren.  Die 
Gründe  liegen  dann,  dals.  abgesehen  von  der  nur  zu  grofsen  Geneigt- 
heit gewisser  Industriellen,  fOr  die  mindeste  Arbeitsanhänfung  Arbtits- 
verlflngerung  zu  begehren  und  der  allzu  grofsen  Bereitwilligkeit  ein* 
zelner  Regierungen  solchem  Begehren  zu  entsprechen,  wesentlidi  die 
in  den  beiden  letzten  Jahren,  namentlich  aber  im  Jahre  1893  vor* 
herrschende  Trockenheit  in  Betracht  kommt,  welche  einen  nll'jcmeinen 
Wa>scrmangel  und  daher  auch  Mangel  an  motorischer  Kraft  zur  Folge 
hatte.  Kiner  Anzahl  iJetriehe  mufste  deshalb  die  Frl;ui!>nis  zur  >chii  htcn- 
\\ eisen  Arbeit  erteilt  werden,  wenn  anders  mchl  ein  1  eil  der  Arbeiter 
auf  die  Gasse  gestellt  werden  sollte. 

Besonderes  Interesse  verdienen  die  Bemerkungen  der  Neuenbui^gi- 
schen  Regierung,  welche  wie  diejenige  von  Zürich,  St.  Gallen  und 
Baselstadt  für  den  Arbeiterschutz  das  meiste  thut.  über  die  Lohn- 
zahlung und  den  Normalarbeitstag.  In  der  dortigen  Industrie  hatte  sich 
der  Mifsbrauch  eingeschlichen,  dafs  an  den  Zahltagen  in  Form  eines 
,.Dixkonti>;«"  willkürliche  Abzüge  gi macht  wurden.  Die  Regierung  falVie 
mit  Recht  dii->e  Art  von  Lohnschnialerung  als  einen  wirklichen  Akt  der 
Beraubung  aut,  da  er  darin  besteht,  an  dem  Betrag,  welcher  die  Aiiiett 
des  Arbeiters  belohnen  soll,  Wuchergewinn  zu  machen  und  dem  Ar- 
beiter einen  Teil  des  Lohnes  wegzunehmen,  zu  dem  er  berechtigt  ist 
Der  Arbeiter  ist  jetzt  schon  häufig  in  die  Notwendigkeit  versetzt,  fünf- 
zehn und  mehr  Tage  seinem  Arbeitgeber  den  durch  seine  Arbeit  dar- 
gestellten Wert  vorzusc  hiefscn.  Um  so  ungerechter  ist  es.  vom  sauer 
verdienten  Lohne  nui  h  derartige  .Abzüge  zu  machen.  Der  Staatsrat  bat 
sicli  denn  auch  veranlafst  geiunden,  durch  scharfe  Strafbestimmungen 
die  mifsbriuchUche  Anwendung  des  Diskontos  zu  unterdrfldcen. 

Ueber  die  Wirkung  des  Normalarbeitstages  bemerkt  die  gleiche 
Behörde  zutreflend:  ^Wird  die  volle  Anwendung  des  Gesetzes  unsere 
Produktion  reduzieren?  Wir  glauben  es  nicht;  wie  man  ja  auch  beob- 
aclitet  hat.  dafs  die  Reduktion  der  Arbeitszeit  innerhalb  vernünftiger 
Grenzen  keine  Schniiilerung  in  der  Produktion  herbeilührt.  zunächst  weil 
die  Betriebsbedingungen  dieselben  bleiben,  dann  aber  auch,  weil  der 
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Arbeiter  mit  gröfserem  Eifer  arbeitet,  und  femer,  weil  er  sdir  sdinell, 

namentlich  wenn  er  geschickt  ist,  dazu  gelangt,  durch  eine  Arbeitsvw- 
mchrung  die  Reduktion  der  Arbeitsdauer  auszugleichen.  Nur  der  un- 
gesclnckte  und  mittelmäfsigc  Arbeiter,  der  mit  Stückarbeit  beschäftigt 
•  ist,  erleidet  einen  Verlust  und  veranlafst  an  der  Gesamtproduktion 
einen  Verlust.  Die  Reduktion  der  Arbeitszeit  hat  au&erdem  die  gute 
Folge,  dals  sie  in  allen  von  intelligenten  GescbaftsfUlhrem  geleiteten  in- 
dustriellen Betrieben  eine  vervollkommnete  Organisation  der  Arbeit  und 
sinnreiche  Konibinationen  im  Betrieb  fördert,  welche  die  Arbeit  inten- 
siver und  produktiver  machen.  Weit  entfernt,  unseren  huiustrieen  zu 
schaden,  wird  diese  Arbeitsreduktion  zu  ihrem  Vorteile  ausfallen  und 
sie  stärken,  indem  sie  ihnen  mehr  und  mehr  Arbeiter  erhalt  und  er> 
zieht,  wdche  physisch  und  intellektuell  denjenigen  der  Konkurrenz- 
industrieen  überlegen  sind;  man  könnte  sogar  ohne  Gefahr  zur  Arbeits- 
zeit von  zehn  Stunden  herabgehen,  wie  es  schon  mehrere  Fabrikanten 
gf  than  haben,  aber  iininerhiii  unter  der  Bedingung,  dafs  der  Arbeiter, 
Weicher  auf  Stück  arbeitet,  unter  dieser  neuen  Reduktion  nicht  leide 
und  diese  Vermehrung  der  freien  Zeit  nicht  mit  einem  Opfer  erkaufe." 

Das  sind  erfreuliche  Kundgebungen!  Und  wenn  die  scharfe  Kritik 
und  Kontrolle  der  Fabrikinspektoren  immer  noch  viele  Uebelstände  im 
Vollzug  des  Fabrikgesetzes  aufdeckt,  so  Ist  doch  unbestritten  Vieles  zum 
Schutz  der  Arbeiter  gethan  worden,  und  das  Iii  ispiel  derjenigen  Kan- 
tone, welche  es  mit  der  Ausführung  des  Fabrikgest  tzes  ernst  nehmen, 
wird  die  weniger  eitrigen  über  kurz  oder  lang  nachziehen.  Es  sollte 
nur  nodi  durch  gröisere  Verbreitung  der  Berichte  der  Fabrikinspek- 
toren auf  die  öffentliche  Meinui^  besser  eingewirkt  werden,  denn  diese 
ist  in  der  Demokratie  ein  wichtiger  Faktor  zur  Forderung  des  Arbeiter- 
schutzes und  Arbeiterwohls 
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buchhandlung,  1894.  VIII  und  298  S..  8«. 
Wollte  man  das  Urteil  über  die  neueste  Schrift  Herkners  in  einen 
Satz  zusammenfassen,  so  {genügte  es  zu  sagen,  dafs  die  Arhoitcrfrage 
von  einem  begabten  und  kenntnisreichen  Schüler  Lujo  iJrt  iitanos  ge- 
schrieben worden  ist.  Was  an  der  Arbeit  lobend  liervorzuhcben .  was 
an  ihr  grundsfttzUch  xu  tadeln  ist.  erklärt  sich  aus  dieser  Sachlage. 
Stellte  man  die  Frage  nach  dem  erzieherischen  Werte  des  BOchleins,  so 
wäre  ebenso  kurz  darauf  zu  antworten»  dafe  es  am  besten  wirkt,  nach- 
dem  der  Anfänger  des  unvergefslichen  Friedrich  Albert  Langes  Ar> 
beitcrfragc.  und  zwar  in  einer  der  ersten,  noch  nicht  durch  Brentanos 
Gewcrkvcreinc  bccintlufstcn  Auflagen,  gründlich  gelesen  hat.  Jedentall? 
ist  die  .Arbeit  Herkiiers  als  ein  ehrlicher  Versuch,  die  grollen  ge>eli- 
schaftiiclicn  Fragen  sachlich  zu  behandeln  und  in  schlichter,  angenehmer 
Weise  darzulegen,  willkommen  zu  heifsen.  Es  ist  ein  Obersichtliches, 
in  knappen  und  scharfen  Umrissen  den  Entwickelungsverlauf  der  bOrger- 
lichen  Gesellschaft  schilderndes  Lese-  und  Nachschlagebuch,  das  recht 
gut  geeignet  ist.  den  Studierenden,  den  Praktiker,  den  Bürgersmann 
Ober  soziale  Pr(iblcnie  zu  unterrichten  und  ihm  für  das  eigene  Studium 
nützliche  Finger/ei^e  zu  geben  Für  biu'gerliche  Kreise  i->t  da^  Buch 
auch  in  cr>ter  Reihe  bt  stimmt  (ielingt  e>  ihm.  zahlreiche  Freundr  (it  r 
von  Herkner  geforderten  Keformen  zu  gewinnen,  so  hat  es  seinen  Zweck 
erreicht  Seinen  Zweck,  fflr  jene  kathedersozialistische  Richtung  An- 
hänger zu  werben,  die  von  der  Schule  Brentanos,  soweit  man  von 
einer  soldien  Schule  reden  kann,  verfolgt  wird.  Ihr  Programm:  Ar> 
beitcrschutz.  Koalitionsfreiheit.  Entfaltung  der  gewerk>chaftlichen  Ver- 
bände. Beseitigung  oder  Herabsetzung  der  drückenden  W  rbr/iuch^- 
abgaben  auf  mawendige  Lebensmittel,  Reform  der  direkten  Bestcuerumr. 
stärkere  Betonung  der  sozialen  Aufgaben  der  Gemeinden,  Wohnungs- 
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reiorm.  Arbeitäiiacnweiä  u.  w.  iat  bekannt.  Herkner  widmet  ihm 
einen  gro&en  und  aiudelienden  Teil  seiner  Schrift. 

Es  verstellt  steh,  da&  Herkner  sich  mit  aller  Entschiedenheit  gegen 
die  Ziele  der  Sozialdeniokratie  wendet  Was  er  vertritt,  ist  ein  Salon- 

Sozialismus,  der  in  Schnallenschuhen  und  Seidenstrflmpfen  geht,  den 
Klassenkampf  fein  säuberlich  in  die  Tasche  steckt  und  mit  der  pro- 
letarischen Bewegung  aber  auch  izaf  nichts  uemein  hat     Dieser  wohl- 
meinende Salonsozialismus  erst  hciiit  clurchau>  iii»  ht  unuüt/:   er  i-t  im 
Gegenteil  ein  förderliches  Gähruugsmittel  in  der  Zersetzung  aller  Vor- 
stellungsweisen, die  heute  sich  vollzieht.  Er  ist  ein  einfacher  Reflex 
jener  wdtbewegenden  Umwälzung,  die  auf  dem  Gebiete  der  Wirtschaft 
den  Kapitalismus  bis  zur  höchsten  Stufe  der  ihm  möglichen  Wirksam- 
keit emporfOhrt,  auf  dem  Gebiete  der  Gesellschaft  die  zwei  Nationen, 
von  denen  schon  Plato  gesprochen,  immer  ticutlicher  scheidet,  auf  dem 
Gebiete  der  Politik  sich  als  die  grundsatzliche  Auseinandersetzung  der 
herrschenden  Klasse  mit  der  Arbeiterklasse  darstellt.    In  solch  einem 
Zeitabschnitte  des  L'eberganges.  des  Zerfalles  rückständiger  lictriebs- 
formen  und  rflckst&ndigcr  Begriffe,  wo  die  Produktivkräfte  ihre  Fessehi 
zu  sprengen  drohen  und  das  Proletariat  sich  als  eigene  Klasse  konso- 
lidiert, erscheinen  auch  die  Vermittler,  die  Uebergangstheoretiker,  wie 
man  sie  nennen  könnte,  die  Verkünder  des  gesellschaftlichen  Friedens, 
die  der  Libeiali-nins  enttäuseht  liat  und  die  der  Komnuinismus  zurück- 
sclireckt.    die  Manner  de>  K<inipr>Mni->e->  und  der  Reiorm.    Ihre  W'elt- 
an-i, hauung  wurzelt  in  kapitalistischem  Grunde,  die  bürgerliche  Wirt- 
schaitsweisc  ist  die  alleinige  Voraussetzung  ihrer  Lehre,  und  ihr  Zu- 
kunftstraum ist  die  Allianz  zwischen  dem  sozialreformerisch  gewordenen 
Bflrgertum  und  einer  Arbeiterpartei,  die  das  ErAirter  Programm  zum 
alte  Eisen  geworfen  hat    Wenn  die  Sozialdemolcratie  verbOrgerlichte. 
dann  hätte  das  goldene  Zeitalter  begonnen. 

So  verneint  diese  sozialpolitische  Gruppe  den  Kern  des  proletari- 
schen Sozialismus  und  fordert  die  Arbt  itei  kl.i^^e  auf.  an  die  Stelle  des 
Emanzipationskampfes,  wie  ihn  die  Sozialdemokratie  wUl  und  tuhrt,  ein 
Programm  der  Verbrüderung  zu  setzen,  das  nur  den  einen  Fehler  hat,  nicht 
durchfohrbar  zu  sein.  An  der  Wende  des  neunzehnten  Jahrhunderts 
erscheinen  auf  der  Wahlstatt,  wo  Bourgeoisie  und  Proletarier  um  die 
Entscheidung  ringen,  neue  Utopisten,  ins  grofsbürgerlich-ethische  uber- 
setzt, ohne  zu  erkennen,  dafs  der  Klassenkampf  eine  geschichtliche 
Thatsache,  eine  ökonomische  Notwendigkeit  ist.  Und  dabei  wenden  sie 
sich  an  die  falsclie  Adre^^c.  Herkner  nimmt  i;leich  so  vielen,  die  dann 
einmal  bitter  enttauscht  sein  werden,  eine  Spaltung  innerhalb  der 
deutschen  Sozialdemokratie  für  gegeben  an.  Wo  es  sich  um  taktische 
lleinungsunterscfaiede  handelt,  erblickt  er  prinzipielle  Gegensätze.  Wo 
praktische  Fragen  auf  dem  Tapet  sind,  sieht  er  theoretische  Zerklüf- 
tung. Hier  ist  der  Wunsch  der  Vater  des  Gedankens.  Die  moderne 
Arbeiterbewegung  wird  proletarisch  sein  oder  sie  wird  nicht  sein. 
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Wohin  aber  der  Zug  geht,  ist  doch  mit  Hftnden  zu  greifen.  Hericner 
selbst  zeichnet  mit  wenig  Strichen  ein  anschauliches  Bild  des  Fort- 
schritts vom  Kleinbetrieb  zum  Grof>betrieb  auf  immer  höherer  Stufen- 
leiter, von  der  sich  stetig  steigernden  Deklassierung  d('<  „Mittelstandes", 
der  Klciii{)roduktion.  An  dem  Tage,  da  die  Soziahicniokratie  diesem 
historischen  Naturgesetze  nicht  Kcchnung  trüge,  hätte  sie  ihre  Daseins- 
berechtigung verloren.  Indes  die  eherne  Macht  der  Verhältnisse  sorgt 
für  die  Stetigkeit  der  Auffassung,  die  um  so  fester  wird,  je  weitere 
Schichten  des  Volkes  das  Klassenbewufstsein  durchdringt  Was  hat 
es  denn  in  Wirklichkeit  auf  sich  mit  der  künstlichen  Spaltung  in  eine 
^Rechte*  und  eine  „Linke"?  Wo  denn  hat  jemals  die  Sozialdemokratie 
sich  geweigert,  positive  Politik  zu  treiben?  Positive  Politik,  die  der 
At  1  eiterklasse  auch  nur  den  geringsten  Vorteil  versprach?  Jedes  Zu- 
geständnis zu  Gunsten  der  Arbeiterschntz^esetze,  zu  Gunsten  der 
Lebenslage  des  Arbeiters  ist  ihr  willkommen.  Dafs  sie  jedes  Zu- 
geständnis nur  als  Teilzahlung,  als  Abschlagszahlung  betrachtet,  leuchtet 
ein.  Aber  wo  sind  die  Hemmnisse  fQr  eine  emstfiafte  Sozialpolitik,  f&r 
eine  durchgreifende  Reform  des  Steuerwesens,  für  Volkswohllahrt  und 
Volksaufklärung  zu  suchen?  Die  bürgerlichen  Parteien  stemmen  sich, 
je  nach  den  Interessen,  die  gerade  berührt  werden,  mit  aller  Kraft 
gegen  jeden  Versuch,  bestehende  Uebel  zu  entternen.  heute  die  Agrarier, 
morgen  die  Grofsindustriellen.  übermor^cti  das  ehrsame  Handwerk  und 
dann  wieder  Börse  und  Handel.  Wem  allerdings  die  Einsicht  in  die 
Zusammenhange  des  Klassenstaates  mangelt,  der  wird  da  böse  Absiebt 
und  Widerstand  sudien,  wo  die  Initiative,  der  gute  WiUe,  die  grOfste 
Bereitwilligkeit,  mitzuthun.  vorhanden  sind.  Wie  aber  kann  man  mit- 
thun.  wo  nichts  geschieht,  nichts  von  Belang  geschieht? 

Wird  so  der  Thatbestand  von  llerkner  verkannt,  kein  Wunder,  dafs 
er  der  Sozialdemokratie  nicht  gerecht  wird  und  hier  aus  dem  objektiven 
lienchterstatter  sich  zum  leidenschaftlichen,  ungerechten  I'arteigänger 
wandelt,  dals  er  z.  B.  von  der  „Doppelzüngigkeit  der  von  Bebel  be- 
herrschten Kreise  <S.  127)"  sprieht,  obwohl  doch  selbst  die  verbissensten 
Gegner  die  Lauterkeit  der  Gesinnung  eines  Bebel  anzuerkennen  ge- 
zwungen sind.  Nach  Herkner  (S.  129)  «macht  die  mit  der  revolutionftren 
Gewalt  spielende  Taktik  eines  Teiles  der  Sozialdemokratie  die  ent- 
gegenstehenden Mächte  immer  konservativer".  Wann  und  wo  hat  denn 
„die  Taktik  eines  Teiles  der  Sozialdemokratie"  mit  der  „revolutionären 
Gewalt  gespi<  Ii"?  l)a<  sind  beweislose  Behauptungen.  Die  ganze  Ge- 
schichte der  l'artei.  ihre  politische  Thätigkeit,  ihr  Programm,  ihre  Litte- 
ratur sprechen  dagegen;  trotz  aller  Freiheit  in  Einzelheiten  ist  die 
Sozialdemokratie  in  Prinzipienfragen  stets  einheitlich  und  geschlossen 
vorgegangen.  So  wie  sie  ist,  ist  sie  geworden  durch  die  sozialen  und 
politischen  Verhältnisse,  unter  denen  sie  entstand  und  sich  entfaltete. 
Heute,  im  Jahre  1894.  wo  die  Vertreter  von  „Bildung  imd  Besitz"  nach 
dem  Fiasko  des  Sozialistengesetzes  neue  ZwangsgeseUe  fordern,  wo 
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die  preufsische  Regierung  sich  schon  rüstet,  den  reaktionären  Wünschen 
diirdi  eine  RQckwArtsrevision  des  reaktionären  Vereinsgesetzes  zu  will- 
fahren, heute,  sagen  wir,  bekundet  es  einen  hohen  Grad  von  sorgloisein 

Optimismus,  zu  schreiben  (S.  129/30):  „Und  doch  hängt  unsere  Zukunft 
davon  ab.  dafs  in  den  bürgerlichen  Parteien  die  nach  link.«;,  in  der  Ar- 
beiterpartei die  nach  rechts  strebenden  Elemente  die  Uebermacht  ge- 
winnen, dafs  sie  sich  die  Hände  reichen  zu  einer  gemeinsamen,  elir- 
lichoi  Reformarbeit*  Hinge  davon  in  der  That  die  Zukunft  der  Nation, 
der  Menschheit  ab,  dann  bitten  wir  das  Ende,  die  GOtterdflmme- 
nms.  Wo  sind  und  was  bedeuten  diese  „links"  stehenden  Elemente 
des  Bürgertums?  Sollen  wir  sie  bei  den  Leuten  des  Herrn  v.  Man- 
teuflel  suchen,  finden  wir  --ie  beim  Freiherrn  v.  Stumm,  bei  Dr.  Bachem, 
bei  den  Herren  v.  Beiuiig^en  und  Möller,  bei  Rickert  oder  Richter? 
Von  den  „nacb  rechts  strebenden  Elementen  der  Arbeiterpart«*,  die 
nichts  sind  als  eine  Sinnestäuschung  der  Brentanoschen  Schule,  ganz 
zu  geschweigen! 

Zu  den  Krhstiirken  eben  dieser  Schule  gehört  auch  neben  dem 
grofsen  Bannlliich  über  die  „revolution.lre  (lewalt",  womit  sozialdemo- 
kratische Taktik  .spielt",  die  Exkommunikation  von  Karl  Marx.  Ver- 
schont uns  Herkner,  wohl  aus  guten  Gründen .  auch  mit  der  Legende, 
„wie  Karl  Marx  zitiert,*  so  kann  er  doch  die  Gdegenheit  nicht  vorQber« 
gehen  lassen,  den  grofsen  Denker  und  Rcvolutionftr  uns  in  einer  Be> 
leuchtung  zu  zeigen,  wie  einst  Herr  Vogt  in  seinem  „.Schwefelbanden"- 
Pamphlet.  Was  Herkner  über  die  Wirksamkeit  von  Mar.x  im  Jahre  1848 
(S.  74,  75)  sagt,  bekundet  einen  aufläUigcn  Mangel  an  geschichtlichem 
Verständnis.  Marx  und  seine  Freunde  konnten  in  den  Rheinlanden 
gar  nicht  anders  voigehen  als  sie  voi^gangen  sind,  sie  waren  von  An- 
fang Ober  Ziel  und  Grenzen  der  Bewegung  im  Klaren  und  vertraten 
mit  aller  Schärfe  die  proletarischen  Elemente  der  Revolution.  Wenn 
Herkner  meint,  das  bekunde  „ebenso  wenig  Achtung  vor  den  (!)  arbei- 
tenden Klassen,  in  deren  (!)  Namen  man  kämpfte,  als  vor  der  eigenen 
.materialistischen  Geschichtsau tiassung*,  nach  der  doch  die  Oekonomie 
die  Politik,  und  nicht  die  Politik  die  Oekonomie  bestimmen  sollte*,  so 
beweist  das  eine  Oberraschende  Unkenntnis  der  Geschichte  und  nichts 
Inniger  als  guten  Geschmack.  Hätte  er  die  Neue  Rheinische  Zeitung, 
diese  glanzcnrlst»-  Urkunde  soziali'^tisrher  l'ubli/istik .  pennuer  flnroh- 
gearbeitet.  dann  wäre  sein  Urteil  iibcr  die  l  lifttigkeit  der  Marx  und 
Engels  sicherlich  anders  ausgefallen.  In  der  Neuen  Rheinischen  Zeitung 
wird  prinzipiell  vom  Standpunkte  der  Sozialdemokratie  Kritik  geübt, 
werden  die  sozialen  Grundlagen  der  Revolution  blofsgelegt,  wird  die 
Kückgratschwächc  des  Bürgertums  enthOUt  Herimer  schreibt:  „In  den 
Feuilletons,  die  Georg  Weerth  verfafste,  machte  sich  die  Zote  breit,* 
oin  Beweis  dafür,  dafs  ihm  der  .Sinn  für  den  urwüchsigen  Humor 
des  leider  zu  früh  gestorbenen  Kreiheitsdichtcrs  völlig  abgeht;  so  ver- 
sieht er  die  kecke,  scharfe  Sittenschilderung  eines  Weerth  fltr  Zoten. 
AreiiiT  Ar  aot.  CtMUgAg.  m.  Statirtik.  VU  95 
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Eine  Illusion  ist  der  Ausgangspunkt  der  licrknerschcn  Sozial thcorie, 
und  sein  Ziikimftsttaat  ist  eine  Utopie.  Die  „Bestimmung  der  lifensdi» 
heit*  ist  ihm  die  (S.  151  ff.)  »geistige  und  sittliche  VervollkommaMg 
der  Menschen"  und  sein  Ideal  ist  die  Annihemng  an  eines  Zustand, 

»wo  ein  breiter  Mittelstand  vorhanden  ist".  „Da  ist  etne  breite  Brflcke 
zwischen  Reich  und  Arm  geschlagen,  welche  den  zwnschen  ihnen  be- 
findlichen Abstand  dem  Ikvvufstsein  entrückt.  Die  oberen  Klassen  er- 
gänzen sich  leicht  aus  den  untere  n.  und  die  zahh  cirhcn  Zwischenglieder 
sorgen  dafür,  dafs  die  KuUurcrrungeni^chaücii  der  Spitzen  der  Gesell- 
schaft sich  allmählich  auch  erstrecken  auf  die  breiten  Massen  des 
Volkes."  Also  „Mittelstand",  „Reich  und  Arm",  „obere  Klassen*, 
„untere  Klassen*«  „Spitaen  der  Gesellschaft*,  „breite  Massen  des 
Volkes",  das  hei&t  der  durch  irgend  eine  traumhafte  Sozialreform  ge- 
milderte  Kapitalismus,  der  Klassenstaat,  t(  mpcriert  durch  die  positive 
Sozialpohtik  ini  Stile  von  Brentano  und  llcrkncr.  Diese  Sozialreform 
soll  die  Klassenunterschiede,  den  degensatz  zwischen  Besitzenden  und 
Besitzlosen  nicht  etwa  beseitigen,  nicht  durch  eine  neue,  bessere  Pro- 
dukdonrtweise  ersetzon,  sondern  blols  „dem  Bewulstsein  entrOdEen*. 
Ein  Schlaipfliverchen  fDr  das  Klasseobewulstsein,  eine  chronische, 
soadale  Narkose  des  Proletariats,  das  ist  das  Endeigebnis  der  Herkner- 
schen  Sozialpolitik,  deren  thatsächliche  Forderungen  wir  schon  eingangs 
angedeutet  haben.  Und  die'^e  Sozialpolitik  kommt  in  ihrer  Halbheit  zu 
den  seltsamsten  Folgerungen.  So  zu  der  Empftlihing  eines  „bureau- 
kratischen  Sozialismus",  will  sagen  zur  Zwangsorganisation  der  Ver- 
kehrs- und  Nahrungsmittelgewerbe,  des  Kohlenbergbaus,  der  Beleuch- 
tuDgsindustrie  von  Staatswegen,  mit  Ersatz  der  Lohn-  u.  s.  w.  Kflmpfe 
durdi  ein  Schiedsgeridit,  mit  strafrechtlicher  Ahndung  des  Vertrags- 
bruchs  in  diesen  Gewerben! 

Trotz  alledem  ist  die  Schrift  Herkners  recht  lesenswert,  vor  allem 
in  den  Partieen,  wo  er  am  Liberalismus  und  Konservatismus  Kritik 
übt,  wo  er  den  ökonomischen  Frozefs  durch  geschickt  hei  ausgegriffene 
Beispiele  erläutert,  wo  er  Thatsachliches  giebt.  Zu  wünschen  wäre  ein 
reichhaltigerer  Litteraturnachweis,  obwohl  das  Nötigste  allerdings  sich 
findet.  Warum  wird  nicht  neben  Heine  auch  Ludwig  Börne  angefikhrt, 
der  in  seinen  Pariser  Briefen  die  St  Simonisten  eingehend  und  geist- 
reich behandelt?  Warum  fehlt  das  heute  noch  sehr  lesenswerte  Schrift- 
chen von  Moritz  Veit,  Saint  Simon  und  der  Saintsimonismus  (Leipzif^ 
A.  Brockhaus.  183h?  Warum  bleibt  die  .Schrift:  Sozialliberal  von 
J.  Jastrow  unerwähnt,  obwohl  sie  die  von  Herkner  aufgenommene  Forde- 
rung einer  sozialliberalen  Eniwickelung  zuerst  formuliert  und  auch  den 
technischen  Ausdruck  dafür  geprägt  hat?  Aufi^lig  ist  es,  dafs  Herkner 
in  dem  Abschnitte  aber  die  Sozialpolitik  der  Gemeinden  (S.  272)  zwar 
eine  Baustellensteuer  empfiehlt,  aber  gar  nicht  zu  wissen  scheint,  dals 
sie  bereits  in  einem  Staate  Gesetz  geworden  ist  Nach  dem  prenlsi- 
sehen  Konnmunalabgabengesetz  vom  14*  Juli  1893  (§  27)  kennen  die 
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Gemeinden  bei  der  AuMdireibung  einer  Grund'  und  Gebaudesteuer 
die  besondere  Heranziehung  von  Bauplätzen  vorschreiben;  die  Gemeinde 
mufs  hierflber  eine  vollständige  Steuerordntmg  besdilielsen  und  der 
vorgesetzten  Behörde  zur  Genehmigung  einreichen. 

Berlin.  BRUNO  SCHOENLANK. 


Sinzheimer ^  Ludwige  Dr.  der  .Staatswirtschaft,  lieber  die  Grenzen  • 
der  Wiiierbildung  des  /aMkmä/sigen  Gro/s6«ir£i^  m 
DmisekUtud,  (MOnchener  volkswirtschaftliche  Studien. 
Herausgegeben  von  Lujo  Brentano  und  Walther  Lötz. 
Drittes  Stück.)  Stuttgart  1893.  Verlag  der  J.  G.  Cotu- 
schen  Buchhandlung  Nachfolger.  IX.  und  197  Seiten,  2^. 

Als  ein  erfreuliches  Zeichen  für  die  der  Gegenwart  und  ihren  Be- 
dürfnissen ■^H'h  mehr  zuwendenden  nationaUikononiischen  Forschung  in 
Deutschland  ist  auch  die  vorhegendc  Schritt  zu  betrachten.  So  wert- 
voll an  sich  jede  wisseuschaliliche  Untersuchung  auch  ist,  so  recht- 
fertigt sich  bei  den  zahlreichen  Aufgaben,  die  das  praktische  Lä»en 
und  die  wirtschaftliche  Entwicklung  an  die  Nationalökonomie  stellen, 
dif  Beschäftigung  mit  zeitlich  weit  hinter  uns  hegenden,  für  das  prak- 
ti>ciie  Leben  abgeschlossenen  Fragen  docii  nicht  in  allen  Fällen,  um 
so  weniger  dann,  wenn  die  Arbeiten  nicht  blofs  belehrend  für 
andere  sein,  sondern  zugleich  wissenschaftliche  Neulinge  zu  metho- 
dischen Untersuchungen  anleiten  sollen.  Den  angehenden  Forscher 
mitten  in  das  praktische  Leben  zu  stellen,  ihn  zwingen,  den  Bücher- 
staub  der  Bibliotheken  abzuschattehi  und  mit  offenen  Augen  sich  die  An- 
schauung von  den  die  Wirtschaft  bewegenden  Faktoren  zu  verschaffen, 
wird  nützlicher  sein  als  die  Einpuppung  in  den  Archiven,  aus  denen 
eher  laudatorcs  temporis  acti  als  nüt/.li(  he  Mitarbeiter  an  der  Gesundung 
der  sozialen  V'erhältiiisse  der  Gegenwart  hervorgehen  können. 

Der  erste  Schritt  zur  Besserung  war  geschehen,  als  die  deskriptiven 
Darstellungen  der  deutschen  Hausindustrie  in  Mode  kamen.  So  nfltzlich 
diese  Beschäftigung  war,  so  drflngt  sich  doch  die  Frage  auf,  warum 
so  viel  Fleifs  auf  die  Erforschung  der  IlausiiKlustrie  verwandt  wurde 
und  nicht  eher  die  die  Gegenwart  charakterisierende  Prodnktionsform, 
das  Fabriksystem  vornehmlich  zum  Gegenstand  des  Studiunis  gemacht 
wurde,  um  so  mehr,  als  den  Anstofis  zur  Anwendimg  der  deskriptiven 
Methode  eine  Darstellung  der  Fabrikzustflnde,  Engels*  Buch  Ober  die 
Lage  der  arbeitenden  Klasse  in  England,  gegeben  hat. 

Es  ist  erfreulich,  dafs  man  nun  dem  Fabriksystem  mehr,  wenn  auch 
noch  lange  nicht  genügende  Aufmerksamkeit  schenkt. 

An  die  Arbeiten  von  Bücher,  Sehmollcr,  Schulze-Gaevernitz,  Hcrkne 
und  Losch  reiht  sich  als  neueste  Untersuchung  über  die  gewerbliche 
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Bctricbslorm  de^  fabrikmäfsigen  Grofsbctriebes  die  Arbeit  an.  mit  dvr 
sich  Sinzheimer  in  vortcilhaAer  Weise  in  die  wissenschaftliche  Littc- 
ratur  einf&hrt.  Am  meisten  Verwandtschaft  hat  diese  Untersuchung 
mit  Losch's  nationaler  Produktion  und  nationaler  Bemfegliederung:  in 

Bezug  auf  statistische  Akribie,  ruhiges,  vorsichtiges,  nflchternes  Abwflgen 

ist  sie  ihr  Oberlegen,  sie  rechnet  nur  mit  gegebenen  sicheren  Grrifscn. 
lafst  dl  r  Phantasie  Ober  die  Entwicklung  der  Technik  nicht  die  Zügel 
schiefsen  und  auch  dort,  wo  die  Mans<'lhaftigkcit  der  statistischen  Unter- 
lagen den  Verfasser  auf  das  gclährlichc  Gebiet  der  Konjekturalstati-tik 
drängt,  entgeht  er  der  naheliegenden. Versuchung,  Schlüsse  zu  ziehen, 
die  sich  nicht  innerhalb  des  Rahmens  des  Möglichen  halten,  und  aber» 
schreitet  nie  die  Grenze  des  unbedingt  Sicheren.  Durch  diese  vorsieh- 
tigc  Methode,  die  strenge  Logik,  die  völlige  Klarheit,  die  er  Ober  den 
Weg  seiner  Untersuchung  verbreitet,  und  durch  die  Ruhe  der  Dar- 
stcllunf?.  in  der  weder  Optimismus  noch  Pessimismus  den  Leser  aul- 
dringlich  zu  bceinllussen  suchen,  wird  er  Ober/eugcnd  auch  auf  die- 
jenigen wirken  können,  welche  die  Erhaltung  des  Handwerks  und  der 
Hausindustrie  als  ökonomisch  und  sozial  möglich  und  vorteilhaft  halten. 
Dafs  wir  hierbei  nicht  an  politische  Interessenten,  sondern  an  die  aus 
wissenschaftlidien  Gesichtspunkten  Urteilenden  denken,  verst^t  sich 
von  selbst. 

Bei  Sinzheimer  finden  wir  neben  der  Kenntnis  der  Litteratur 
Anschauung  des  praktischen  Leben<.  Sein  Ruch  ist  nicht  ein  Stück 
Stubcngdehrsamkeit.  (hi>-  aus  zwölf"  Bin  liern  e  in  drt  izehntcs  macht. 
Einer  Fabrikantenfamilic  entsprossen  und  durch  seine  Disiiertation  „Der 
volkswirtschaftliche  Charakter  der  technischen  Entwicklung  des  deut- 
schen EisenhQttengewerbes  1865--1879''*)  mit  dem  Fabriksystem  vertraut 
gemacht,  ging  er,  gut  vorbereitet,  an  die  Untersuchung,  wie  wtat  diese 
Betriebsform  in  Deutschland  voi  l  Irungen  ist,  welche  Kräfte  es  sind, 
die  ihrer  Weiterbildung  hier  Schranken  setzen,  in  welchen  Industrieen 
diese  Hemmungs widerstände  sich  finden,  und  endlich,  ob  weitere  Fort- 
schritte dieser  Hetriebsform  zu  erwarten  sind  oder  ob  anzunehmen  ist, 
dafs  die  Entwicklung  iliren  Höhepunkt  erreicht  hat. 

In  dem  ersten  Kapitel  ^Die  Formen  der  Weiterbildung  des  tabrik- 
mflfsigen  Grofsbetriebes*  werden  die  Entstehung  des  Fabriksystemes, 
seine  Abgrenzung  gegen  Handwerk  und  Hausindustrie,  die  Notwend^- 
keit  der  Scheidung  der  fabrikmflfsig  produzici  <  nden  Betriebe  in  kleinere, 
mittlere,  grofse  und  Riesenfabriken;  die  Bedeutung  der  Kleinmotoren, 
die  Wiclitigkett  der  Arbeit^maschinen,  die  Fortbildung  der  Crofsbctriebc 
durch  Spczialisation  einerseits,  Kombination  der  Produktion  anderer- 
seits, die  zunehmende  Arbeitsteilung  in  der  Betriebsleitung,  die  Bedeu- 
tung der  örtlichen  Zusammenfassung  der  fabrikmftlaigen  Grofabetriebe 
und  endlich  die  Einvrirkung  der  Kartelle  auf  diese  Tendenzen  in  der 


1)  llttnchen  1892,  Buchdruckerei  von  Dr.  C.  Wolf  und  Sohn. 
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Entwicklung  der  C^olsbetridie  erOrtol»  Die  Aiitsetzungcn.  die  wir  an 
diesem  Abschnitte  zu  machen  haben,  sind  nebensächlicher  Art,  so 
spricht  der  Veriasser  in  Anmerkung  1  auf  Seite  6  von  i^Hausgewerbe*, 

wobei  er  die  durch  die  allseits  akzeptierte  Definition  Rüchcr's  bekannte 
Betriebsform  Hausfleifs  meint.  Die  Verwirrung  in  der  Terminologie 
zu  -teuern.  sollte  endlich  jeder  nationalökonomischc  Srhriftsteller  für 
seine  Pflicht  halten.  Der  Verfasser  ist  vielfach  durch  Marx  hccinflufst. 
>o  z.  B.,  wenn  er  konsequent  die  Hausindustrie  als  dezentralisierte 
Grofsbetriebe  aufiafst  (S.  7  unten),  dann  wo  er  die  Bedeutung  der 
Arbeitsmaschinen  (S.  13)  erörtert,  aber  beim  Zitieren  der  Bdeg- 
stellen  aus  Marz  ist  er  sparsamer  wie  beim  Zitat  anderer  Autoren. 
Seine  ^Qckliche  Polemik  gegen  die  optimistischen  Verfechter  der 
Bedeutung  der  Kleinkraftmaschinen  fQr  die  Erhaltung  zurückgeblie- 
bener Produktionsformcn  wäre  dahin  zu  ergänzen,  dafs,  wenn  Grofs- 
betriebe öfters  mit  Kleinmotoren  auskommen,  die  Anwendung  der- 
selben in  konkurrierenden  Kleinbetrieben,  das  Uebergewicht  des 
Grofsbetriebes  doch  nicht  wesentlich  stören  würde.  Ferner  dafs  die 
Reparaturen  der  Blaschinen  in  einem  Grofsbetriebe,  wo  oft  eigene  Mon- 
teure zur  Verfltgung  stehen,  stets  billiger  sein  werden  als  in  Klein- 
betrieben, wo  olt  Unterbrechungen  des  Betriebes  wegen  der  zur  Re- 
paraturnötigen Fortschaifung  der  Maschinen  erforderlich  sind  und  die  Re- 
paratur langwieriger  und  teurer  sein  wird,  weil  die  Reparaturwerkstätte 
den  kleinen  Kunden  langsamer  und  weniger  vorteilhaft  bedienen  mufs 
als  den  grofsen  Konkurrenten  desselben,  auf  de^seIl  Kundschaft  sie 
naturgemftfs  viel  mehr  Wert  legen  wird.  Die  Behauptung  (S.  16  unten), 
dafü  der  gröisere  Betrieb  eine  grölsere  Arbeiterzahl  als  der  kleinere 
beschäftigt,  bedarf  der  Einschränkung,  da  em  technisch  auf  höchster 
Stufenleiter  angelangter  Betrieb  mit  weniger  Arbeitern  eventuell  gröfsere 
Massen  produzieren  kann,  als  das  technisch  zurflckgebliebene  Eta- 
tdissement. 

Das  zweite  Kapitel  behandelt  „die  unteren  ("irenzcn  (le>  falirik- 
mäfsigen  Grofsbetriebes  im  Lichte  der  dcut>cheii  Gewerbestatistik  vom 
5.  Juni  1882*.  Was  wir  in  der  Einleitung  über  die  vorsichtige  und 
dabei  treffsichere  AusnOtzung  des  Zahlenmaterials  gesagt  haben,  trifft 
besonders  auf  diesen  Absdinitt  zu,  dem  die  schönen  Tabellen  im  An- 
hange zuzurechnen  sind.  Als  wichtigste  Ergebnisse  dieses  Kapitels  sind 
hervorzuheben,  dafs  aus  der  numerischen  Ueberlegenheit  in  der  Zahl 
der  Hetriebe  und  der  Personen  auf  die  dauernde  Widerstandskraft  des 
Handwerks,  der  Hausindustrie  und  der  kleinen  Fabrikindustrie  nicht 
zu  schliefsen  ist,  dafs  blofs  kleine  Wmkel  des  deutschen  Gcwerbe- 
fleifses  Obrig  geblieben  sind,  in  denen  der  fabrikmäfsige  Groisbetrieb 
noch  keinen  Eingang  gefunden  hat,  dafs  die  Widerstandskraft  der 
zurOckgebliebenen  Betriebe  zu  stark  erscheint,  wenn  lediglich  auf  die 
Gliederung  der  Personen  innerhalb  je  einer  einzigen  Gewerbeart  geachtet 
wird,  dafe  auch  das  Gebiet  der  Reparaturaibeit  dem  Handwerke  direkt 
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und  indirekt  immer  mehr  von  der  Grofsindustrie  eingeengt  wird.  Zu- 
treffend ist  auch,  was  Ober  die  Hausindustrie  auf  S.  46  gesagt  wird 
und  dann  auf  S.  48  die  Aussetzung  an  der  Gewerbezflhlung  vom  5.  Juni 
1882.  dafs  sie  die  kombinierten  Betriebe  in  eine  Anzahl  Einzelbetriebe 

zerlegt  hat  und  dadurch  die  Zahl  der  Grof^bctriebe  zu  klein,  die  der 
Mittel-  und  Kleinbetriebe  zu  grofs  erscheinen  licls.  was  zur  Folge  hatte, 
dafs  die  Akkumulation  im  deutschen  (icwtrbe  kleiner  erschien,  al»  sie 
im  Jahre  1882  thatsiirhlieh  war.  iXuszusetzen  haben  wir.  dafs  auf  S.  58 
das  Handwerk  al>  „primitive"  Betriebsform  bezeichnet  wird,  die  sonst 
angewandte  Charakterisierung  desselben  als  „zurflckgebltebene*  Be- 
triebsform ist  weit  treffender.  Unter  primitiven  Betriebsformen  verstehen 
wir  Hausfleifs,  Lohnwerk,  Stoerarbeit  Wandergewerbe.  Die  Anwen- 
dung des  Wortes  ,Gewerb(  M  lnungen"  auf  die  Gruppen  der  Gewerbe- 
statistik berührt  unangenehm,  da  wir  in  Deutsehland  und  Oesterreich 
unter  Gewerbeordnung,  wenn  auch  wenig  treHend,  die  Gewerbegesetz- 
gebung verstehen  müssen. 

Das  dritte  Kapitel  behandelt  die  „Widerstftnde  gegen  den  fabnk- 
mafsigen  Grofsbetrieb  im  Kampfe  gegen  das  Handwerk  und  die  Haus- 
industrie*. In  demselben  werden  an  der  Hand  eines  reichhaltigen 
Materials  die  Vorzüge  des  Fabriksystems  gegenüber  dem  Handwerk 
und  der  Hausindustrie  nachgewiesen,  die  nicht  bl.ifv  in  billigerer  imd 
rascherer,  sondern  immer  häufiger  in  qnalitati\  bc-^ercr  Produktion  be- 
stehen. VortrelViich  ist.  was  über  die  Unalit.it  inul  die  rngleichmäfsig- 
keit  des  handwerksmälsig  und  hausindustriell  hergestellten  Produktes 
gesagt  wird,  ebenso  die  Bemerkungen  über  die  verschiedene  Qualifi- 
kation des  Fabrikarbeiters  und  Handwerkers.  Den  zahlreichen  Wunder^ 
doktoren  des  schwer  kranken  deutschen  Handwerkes  ist  das  Studium 
dieses  Abschnittes  aufs  angelegentlichste  zu  empfehlen. 

Im  letzten  Teile  bespricht  der  Verfasser  die  „oberen  Grenzen  des 
Umfanges  der  einzelnen  fabrikniüfsigen  Grofsbetriebe".  An  der  Hand 
einrs  wenn  auch  nicht  sehr  reichen.  <o  doch  vollkommen  überzeugend 
wirkenden  Materials  konmit  der  \'ertasscr  zu  dem  Schlüsse,  dafs  wir 
das  Recht  haben,  auch  die  allerjüngste  Zeit  (seit  1882)  als  eine  Periode 
Starmischer  grofsindustrieller  Entwicklung  zu  bezeichnen,  dafe  aber 
trotzdem  die  deutsche  Grofsindustrie  noch  in  den  Anfangsstadien  einer 
Entwiddung  steht,  die  weit  Ober  die  heutigen  Verhaltnisse  hioausfllhrt 
Ferner  wird  gezeigt,  wie  infolge  der  sich  zu  Riesenbetrieben  ent- 
wickelnden Grofsbetriebe  die  Persönlichkeit  des  l 'nternehmcrs  immer 
mehr  in  den  Hintergrund  tritt  Trotz  ihrei  Kürze  sind  auch  die  Be- 
merkungen über  die  Kartelle  und  die  Fabrikantenfeudalität  in  diesem 
Kapitel  lobend  zu  erwähnen. 

Zur  Beurteilung  des  Standes  und  der  Tendenzen  für  die  weitere 
Entwickelung  unserer  Industrie,  zur  Bildung  eines  Urteils  Aber  die  Aus- 
sichten des  HandweriES  und  des  industriellen  Klein-  und  Mittelbetriebes 
und  zur  Kritik  unserer  letzten  Gewerbezfthlung  bietet  Sinzheimer's 
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Arbeit  so  viel  trefflldies  Material  und  so  gesunde  Urteile,  dals  es  leb- 
haft zu  bedauern  wäre,  wenn  die  Schrift  nicht  die  ihr  gebOhrende 
Beachtung  finden  würde.  Wir  wollen  hoffen,  dafs  i  r  sein  Versprechen 

einer  ergänzenden  Abhandluni:  über  die  Weiterbildung  des  fabrik- 
mäfsigen  Grofsbethebes  vom  Standpunkte  der  Arbeiterfrage  aus  bald 
erfüllt. 

Berlin.  ADOLF  BRAUN. 


Grünöerg^  A'.,  Die  Bauernbefreiung  und  die  Auflösung  des  gu/s- 
herrlich'bäuerlichen  l'erhä/fnisses  in  Böhmen^  Mähren  und 
Schlesien.   I.  Teil,  ücberblick  der  LCnlwickLlung.  Leipzig, 
Duncker  &  Humblot.  1894.  II.  Teil.  Die  Regulitrung  der 
gutsherriich-bfluerlichen  Verhältnisse  von  1680—1848  nach 
den  Akten.   Leipzig  1893. 
«Die  schuldigen  Roboten  sind  (die  Unterthanen)  schuldig  zu  ver- 
richten;  dafs  man  sie  aber  Tag  fifar  Tag  die  ganze  Woche  will  auf  die 
Robot  trdben.  und  den  Feiertag  ins  Schlofs  kommen  lassen,  Geld  zu 
geben,  wie  an  vielen  Orten  geschieht,  ist  nicht  rühmlich,  sondern  so  zu 
reden  auf  Türkisch.  .  .  .    .Man  iniifs  mit  Wahrheit  bekennen,  wenn  ein 
böhmischer  Hauer  alle  Arbeit,   so   ihm  von  seiner  Obrigkeit  auferleget 
wird,   alle  Kontributionen  und  .schwere  Pressurcn,  die  er  ausstehen 
mufs;  item  alle  Unbilde,  welche  ihm  von  denen  Soldaten  zugefügt  wird, 
mit  Geduld  Obertrflget,  gewiis  wohl  kann  unter  die  heiligen  Märtyrer 
geredinet  werden."   So  schrieb  der  grflfl.  Losy'sche  Schlofshauptmann 
J.  E.  Wegener  (Oeconomia  Bohemo-Austriaca.  Prag  1666).  und  der  Mann 
hatte  Recht.    Es  war  keine  blofsc  wirtschaftliche  Ausbeutung  in  dem 
uns  heute  geläufigen  Sinne,  es  war  ein  zum  llinun»  !  schreiende>,  qual- 
volles Mart\Tium,  das  der  rohe  Uebcrniut  und  die  >chmutzige  Habgier 
der  feudalen  Herren  in  Böhmen  über  die  untertliänigc  Bevölkerung  ver- 
hängt hatte.    Die  Feudalen  dieses  Landes  lieben  es,  sich  als  den 
»historischen*  Adel  zu  bezeichnen.  Thatsftchlich  haben,  wie  die  Grfln- 
berg'sche  Arbeit  zeigt,  viele  Vertreter  dieses  »hblorischen*  Adels  wenig 
Grund,  auf  die  Vergangenheit  ihrer  Geschlechter  besonders  stolz  zu 
sein,  ob  nun  der  Erwerb  oder  die  Nutzung  ihrer  Latifundien  in  Frage 
kommen  mag. 

Der  Erwerb.  Leber  diesen  Ptmkt  enthält  (  m  iipJh  ig  sehe  Buch 
allerdings  nur  kurze  Andeutungen.  Um  so  genauer  aber  ist  die  Dar- 
stellung, die  A.  Gindely  in  dner  nachgelassenen,  1894  erschienenen  Ge- 
schichte  der  Gegenreformation  in  Böhmen  (bei  Dundcer  &  Humblot, 
Leipzig)  vorfahrt  Es  mag  mir  gestattet  sein,  dasjenige  hier  einzuilechten, 
wasGrOnberg  vermutlich  aus  Gindely  übernonunen  haben  würde,  wftre 
dessen  Werk  eben  schon  früher  zugänglich  gewesen. 

Man  wcifs.  dafs  der  Sieg  am  weifsen  Berge  die  Veranlassung  i)ot. 
ungefähr  ein  Drittel  des  Landes  für  den  Kaiser  zu  konfiszieren.  Weniger 
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bekannt  ist  aber  die  Art  und  Weise,  wie  die  konfiszierten  Güter  der 
„Rebellen"  in  den  Besitz  der  Familien  gelangten.  Hie  noch  heute  in 
Böhmen  und  Oesterreich  eine  für  die  Schicksale  des  X'olkes  oft  so  ver- 
hängnisvolle Rolle  spielen.  VV'idei rechtlich  ging  es  zum  Teil  bei  den 
Konfisluitioiieii  tdbst,  widerrechtlich  ging  es  bei  der  Veraufserung  der 
konfiszierten  Gflter  zu.  Die  Zusicherungen,  die  von  den  kaiserlichen 
Bevoihnftchtigten  denen,  die  sich  rechtzeitig  unterworfen  hatten,  gegeben 
worden  waren,  wurden,  wenn  es  dem  Interesse  der  Machthaber  wider- 
sprach, einfach  gebrochen.  So  wurde  der  wertvolle  Besitz  Hans  Georg 
V.  W'artenberg  s  hauptsächlich  dcslialh  eingezogen,  weil  er  in  dein  Teile 
Buh  mens  lag.  den  Wallenstein  für  sich  zu  erwerben  beschlossen  hatte. 
„Die  „PoUtiker"  waren  aber  damals  ebenso  wenig  verlegen  wie  die 
Juristen,  wenn  es  steh  darum  handelte,  den  Rebellen  gegenüber  dem 
Redite  eine  Nase  zu  drehen.' 

Ginddy  spricht  von  .hundertfachem  Unrecht*,  das  neben  der  ,mafs> 
losen  Gewalt"  im  einzelnen  bei  den  Konfiskationen  geübt  wurde,  und 
von  „tausendfachen  Betrügereien",  die  bei  den  Veräufserungen  statt- 
fanden;  und  denen  zufolge  der  Kaiser  llöch.>^tens  den  fünften  Teil  des 
Wertes  erhielt.  I  >as  ging  im  allgemeinen  so  zu  :  die  kaiserliche 
Schalzungskomnussion  taxierte  die  Güter  nach  dem  Range  der  Kaufer. 
und  zwar  um  so  niedriger,  je  einilufsreicher  diese  waren.  Der  Kauf- 
schilling betrug  dann  nur  die  Hftlfte,  oft  nur  ein  Viertel  oder  ein  FOnftel 
des  wiridichcn  Wertes.  Diesen  Kaufsdiilling  bezahlte  der  Erwerber 
in  der  Regel  in  sogenannter  „langer*  Mflnze,  d.  h.  in  einer  stark  ver- 
schlechterten Münze 

Während  ursprünglich  aus  der  Präger  Mark  Silber  19  Gulden  37  Kr. 
geprägt  wurden,  liefs  das  Konsortium  de  Witte,  zu  dem  der  kaiserliche 
Statthalter  Lichtenstein  selbst  mit  seinen  Günstlingen  Michna  und 
Bassevi  und  femer  Albrecht  v.  Waldsteitf  gehörte,  schlielslidi  aus  dem- 
selben  Quantum,  mit  kaiserlicher  Genehmigung  78  Fl.  2  Kr.,  und 
ohne  kaiserliche  Gen^migung  noch  mdir  herstellen.  Die  nominellen 
Zahlungen  machten  also  nur  ein  Drittel  des  ohnehin  tief  genug  ange- 
setzten Schätzungswertes  der  konfiszierten  Güter  aus.  Und  solche 
Zahlungen  in  „langer  Münze"  kamen  auch  dann  noch  vor,  nachdem 
eine  kaiserliche  X'erordnung  die  Annahme  der  ver>clilcchterten  Münze 
bereits  untersagt  hatte,  hu  übrigen  haben  die  Erwerber  nicht  einmal 
immer  diese  so  sehr  verminderten  Verpflichtungen  eingehalten,  sondern 
die  Schenkung  eines  Teiles  mit  Erfolg  angestrebt.  So  klagte  die  kaiser- 
liche Hofliammer.  dafs  zuweilen  schon  die  Mobilien  auf  dem  Schlosse 
mehr  wert  gewesen  seien,  als  die  für  die  ganze  Herrschaft  wirklich  er- 
legte Kaufsumme.  Und  es  waren  die  Angehörigen  der  „vornehmsten*' 
Geschlechter,  die  >ich  eifrigst  an  diesem  B<  utezuge  beteiligten.  Aul«-er 
Lichtcnsteiii  und  Waldj>tein.  die  wohl  den  Löwenanteil  davon  getragen 
haben,  finden  wir  die  Namen  Aldringcr.  Lggenberg  (die  Vorgänger  der 
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Schwarsenberge),  Sternberg,  Martinitz,  Lobbowitz,  Kinsky,  Mansfeld, 
Salm,  Stadion  u.  a.  w. 

Einen  ansehnlidien  Teil  des  konfiazierten  Gutes  erhielt  die  Geist» 

lichkeit,  namentlich  die  Gesellschaft  Jesu. 

Weitere  Gelegenheit  zur  Rcreichening  bot  die  .Ausweisung  der 
rrotestanten.  d.  h.  des  pi  ote>taiUisclicn  Adels  und  der  protestantischen 
bürgen  Den  protestantischen  bäucrliclien  ünterttianen  wurde  die  Mög- 
lichkeit der  Auswanderung  nicht  eröffnet.  Sie  wurden  einfiidi  mit  Ge- 
walt der  katholischen  Kirche  wieder  zugeAlhrt  Ihre  Arbeitskraft  mulste 

Gfltem  erhalten  bleiben.  Immertiin  war  aber  auch  ftlr  diejenigen, 
die  durch  Auswanderung  ihren  Glauben  bewahren  und  sich  der  in 
Böhmen  wütenden  Schreckensherrschaft  entziehen  konnten,  die  Aus- 
wanderung mit  starken  V'ermogensverlusten  verbunden,  da  die  Fristen, 
iniicrhalb  deren  sie  ihren  Grundbesitz  verAufsern  durlteii,  /iendich 
knapp  bemessen  waren.  Dem  Adel  wurde  für  seine  liekeiirung  eine 
Frist  von  sechs  Monaten  zugestanden:  nach  Veriauf  derselben  sollten 
alle  widerspaast^^  Edelleute  zur  Auswanderung  angehalten,  ihnen 
aber  ftU*  den  Verkauf  ihrer  GOter  eine  weitere  Frist  von  sechs  Monaten 
zugestanden  werden.  ^ damit  es  nicht  scheine,  als  ob  der  Kaiser  die 
Reformation  nicht  zur  Ehre  Gottes,  sondern  um  eines  Gewinnes  willen 
durchführen  wolle." 

Doch  genug  vom  Ki  werbe  Fragen  wir  nach  der  Art  der  Nutzung. 
Wie,  traten  die  neuen  lierren  ihren  Untcrthancn  gegenüber  auf  .-*  Die 
der  Bauern  in  Böhmen  war  schon  unter  den  früheren  Verhfllt« 
nisaen  keine  gflnstige  zu  nennen  gewesen.  Immerhin  aber  scheint  es 
doch  Herrschaiten  gegeben  zu  haben,  die  einsahen,  dafs  die  Forderung 
des  materiellen  Wohlstände^  ihrer  Unterthanen  ihnen  .selbst  schliefsUch 
auch  zu  statten  komme:  <l]t  d(  n  Rat  befolgten,  den  Wilhelm  v.  Schröder 
nachmals  den  Fürsten  erteilte,  nämlich:  „der  Für.st  ist  gleich  einem  Haus- 
vater. Nun  mufs  ein  solcher  seinen  Acker  düngen  und  pllügen.  will 
er  etwas  davon  ernten. .  .  .  Das  Vieh  mufs  er  mästen,  will  er  es 
schlachten;  und  die  KQhe  mufe  er  wohl  fottem,  wenn  er  wül.  dalli  sie 
sollen  viel  Milch  geben.  Also  mufs  ein  FQrst  seinen  Unterthanen  erst 
2u  einer  guten  Nahrung  helfen,  wenn  er  etwas  von  ihnen  nehmen 
will."  Es  verdient  wenig'^tens  B*  achtung.  dafs  z.  B.  das  Landvolk  in 
der  Gegend  von  Reichenberg  und  Friedland  sich  1625  zu  Gunsten  seiner 
früheren  Herrschaft,  der  Herren  v.  Kadern,  gegen  Wallenstein  erhoben 
hat.  Dieser  mufste  „etlich  stück  geschücz"  zu  Hülfe  nehmen,  um  die 
Erhebung  zu  bezwingen. 

Man  darf  im  allgemeinen  sagen:  ebenso  wie  die  Güter  erworben 
worden  waren,  so  wurden  sie  bewirtschaftet  Das  Recht  wurde  ge- 
brodien,  die  Sitte  mifsachtet.  Von  Elbogen  bis  Friedland  gerieth  1680 
die  ganze  Bauernschaft  darob  in  Bewegung.  Sie  sandte  Abgesandte 
nach  Prag,  um  dem  Kaiser  ihre  Klageschriften  gegen  die  Grundherren 
zu  überreichen,  .die  mit  den  Unterthanen  ärger  als  die  Türken  und 
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Tartaren  mit  ihrcMi  Sklaven  verfüliren  und  ihnen  nur  das  nackte  Lein  n 
in  Hunger  und  Elend  üefvrn".  Die  Abgesandten  wurden  in  Prag  von 
Musketieren  in  Empfang  genommen  und  ins  Gefängnis  abgeliefert.  Da 
kam  es  zur  offenen  Rebellion,  deren  die  kaiserlichen  Truppen  erst  nach 
längerem  Kampfe  Herr  \iimrden. 

Die  Epoche  von  1680  bis  zum  Regierungsantritte  Maria  Theresias 
bezeichnet  dann  die  Zeit  der  tiefsten  Erniedrigung  des  Volkes  in 
liöhmen.  Wenn  man.  wie  e<  jetzt  üblich  wird.  Leibeigenschaft  für 
gleichbedeutend  mit  Sklaverei  setzt,  so  herrschte  allerdings  auci»  jetzt 
uoch  kerne  Leibeigenschaft,  sondern  nur  eine  „Erbunterthänigkeit". 
Allein,  was  ist  unter  diesem  anheimelnd  patriarchalisch  klingenden 
Worte  zu  verstehen! 

Der  böhmische  Unterthan  ist  nicht  schlediAin  Sache.  Er  darf  nicht, 
wie  es  um  jene  Zeit  in  Holstein.  Neuvorpommern  und  Mecklenburg 
vorkam,  einfach  vcrh.iiid(  U  werden  Allein  er  ist  seiner  Handlungs- 
freiheit, soweit  e.s  irgendwie  im  Interesse  der  Herrschaft  liegt,  durchaus 
beraubt  Er  ist  scholienpflichtig;  er  mufe  an  den  Boden  gebunden 
werden,  wenn  er  nicht  dem  unerträglichen  Drucke  einfach  entlaufen 
solL  Nur  gegen  hohes  Abfahrtsgeld  wird  ihm  die  Erlaubnis  zur  Aus- 
wanderung gewahrt,  wenn  die  Herrschaft  mit  l'nterthanen  genOgend 
versorgt  ist.  Die  diensttauglichen  Kinder  der  l'iit«  i  thanen  niü->scn  gegen 
den  gewohnlichen  Lohn  und  die  Kost  auf  N'erlangcn  der  llerrschalt 
durch  drei  bis  sieben  Jahre  Gesindedienste  leisten.  Will  der  Bauer 
einen  anderen  Beruf  ergreifen,  will  er  sich  verheiraten  oder  ein  Testa- 
ment errichten,  immer  bedarf  er  der  Zustimmung  des  Gutsherrn,  die 
nur  gegen  Geldzahlungen  erteilt  wird.  Aufserdcm  sind  zahlreiche 
Fronden  (Robot).  Zinsungen  und  Ehrungen  zu  leisten  Es  besteht  ein 
Mühlen-,  Getränke-  und  Brauzwang.  Der  Bauer  mufs  sein  Getreide  in 
der  herrschaftlichen  Mühle  vermählen  lassen,  er  darf  Bier  und  Brannt- 
wein nur  von  der  Herrschaft  beziehen.  VTiW  die  Herrschaft  etwas  los 
werden  (verdorbenes  Fleisch,  sonst  unverkäufliches  Vieh,  Fische, 
Butter  u.  s.  w.).  so  mufs  es  ihr  der  P.aiKM"  abkaufen.  Hei  der  Kirch- 
weih  .  bei  Hochzeiten.  Taufen  und  St<  rbefalkn  mufs  dem  Gutsherrn 
ein  bestinuntes  Quantum  von  ( ".etriiiikeii  abgekauft  werden.  Der  Bauer 
ist  aber  auch  verpflichtet,  dasjenige,  was  er  etwa  auf  den  Markt  bringen 
könnte,  der  Herrsdiaft,  wenn  sie  es  wflnscht,  zu  Qberlassen  und  zwar 
zu  Preisen,  die  sie  selbst  festsetzt 

Ebenso  wenig  wie  die  fahrende  Habe  ist  der  Bodenbesitz  vieler 
Bauern  vor  den  EingritVen  der  Herrschaft  sichergestellt.  Ein  guter  Tt-il 
der  Untertlianeii  wird  von  sogenannten  ..uneingekaul'ten"  Angeses>enen 
gebildet,  die  als  „Wirte  bis  weiter"  dem  englischen  Tenant  at  will 
oder  dem  preulsischen  unerblichen  Lassitoi  entsprechen. 

«Die  Gnindobrigkeit,*  schreibt  Granberg,  „kann  ihn  in  jedem  Augen* 
blicke  „freiwillkttrlldi*  abstiften,  auf  eine  andere  Stelle  versetzen,  oder 
zum  blofsen  Inmanne  degradieren,  ihm  einen  Teil  seiner  Grundstacke 
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abnehmen  und  sie  durch  andere  minderer  Qualität  und  in  ungünstigerer 

Lage,  oder  auch  gar  nicht  ersetzen   Kurz,  der  uneingekaufte 

Rustikalist  ist  nach  allen  Richtungen  bin  der  grundobri^eitlicheu  und 

wirtschaffiamtlichen  Willkür  vollkommen  preisgegeben.*  Rechtlich  be- 
trachtet, befinden  •^ioh  die  eingekauften  Rustikalistrn  in  einer  weit 
besseren  Lage.  liniiiLrliin  hat  anch  ihnen  gcgenül)ci"  dif  ( irundhc-rr- 
schaft  das  Recht,  sie  „auszugebictcn",  d.  h.  zum  Verkaufe  ihrer  Stellen 
ZU  veranlassen. 

Natürlich  werden  all  die  Rechte,  die  der  Gnindherr  besitzt.  In  der 
Regel  nicht  unmittelbar  von  ihm  selbst,  sm d.  r;i  durch  Beamte  aus- 
geübt. Diese  Leute  aber  sind  .Infserst  schlLcht  bezahlt  und  benrttzen 
die  hiilllüse  La^e  der  L'nterthanen  zu  Krprcs^ungen  aller  Art.  Noch 
bis  zum  Jahre  1Ö48  pflegen  sie  in  liöhnien  bezeichnender  Weise  Kara- 
bä2niky  (von  KarabAS,  Peitsche)  genannt  zu  werden. 

Zu  all  dem  ist  die  Herrschaft  auch  noch  die  nflchste  staatliche 
Obrigkeit  der  Bauern.  Sie  besitzt  die  civile  und  die  niedere  Kriminal- 
gcrichtsbarkcit.  in  vielen  Füllen  <clbst  den  Blutbann:  sie  besorgt  die 
Forstpolizei  auch  inbetreti"  der  unterthänigcn  Waldungen  und  die  Sub- 
repartierung  der  von  den  Landtagen  für  jedes  Dominium  ausgeschrie- 
benen Steuerleistung  auf  die  eigentlichen  Steuerträger,  d.  h.  die  Bauern. 

Als  Gegenleistung  mufs  der  Grundherr  den  Bauer  in  Notfilllen  unter- 
stfltzen.  Die  Inanspruchnahme  dieses  Rechtes  kommt  dem  Bauer  freilich 
sehr  teuer  zu  stehen.  Aufser  dem  Tribut,  der  an  den  Beamten  zu  ent- 
richten ist.  hat  er  für  die  von  der  Herrschaft  gewährten  Vorschüsse  an 
Brot-  oder  Saatkorn  allgemein  das  fünfte  Viertel  (25  pCt.)  als  Zins  zu 
gewähren. 

Bei  dieser  vollendeten  Abhängigkeit,  in  der  der  Unterthan  schmachtet, 
hat  es  wenig  zu  sagen,  dafs  er  auch  in  den  schlimmsten  Zeiten  das 
Recht,  seine  Herrschaft  vor  rit  richt  und  Verwaltungsbehörden  zu  be- 
langen, nie  vcrloffMi  hat  Zunächst  mufs  der  Linterthan  doch  die  Be- 
sclnvcrd«-  bri  der  Hei  r-t  halt  >elb-t  als  scim  r  nächsten  'Staatlichen  (Obrig- 
keit anbiingen.  Befriedigt  ihn  ihre  Entscheidung  nicht  und  wendet  er 
sich  an  das  Kreisamt,  so  wird  er  Gegenstand  aller  möglichen  Chikanen: 
»Schlage,  Drohung  mit  Abstiftung.  Versetzung  auf  ein  anderes  Gut,  Ver- 
sagung der  Unterstatzung  in  Notfällen  sind  etwas  durchaus  gewöhn- 
liches." r^ic  l'ntrrfh.nicn  halten  sich  daher  fast  niemals  an  den  vorge- 
schriebenen ln-tanz(  nweg.  sondern  wenden  sich  gewöhnlich  durch  Depu- 
tationen direkt  an  den  kaiserlichen  Hof. 

Die  wertvollsten  GOter,  die  man  einem  Menschen  nehmen  kann, 
Glaube,  Freiheit  und  Eigentum,  waren  dem  Landvolke  geraubt  worden. 
Die  Folgen  mufsten  nach  jeder  Hinsicht  schreckliche  sein.  Der  Bauer 
kOmmcrte  sich  blutwenig  um  die  ordentliche  Instandhaltung  von  Haus 
und  Hof.  Er  hatte  kein  Interesse  an  einer  guten  Wirtschaft,  da  er  nie- 
mals ihrer  Früchte  sicher  war.  Und  nnt  einem  Herzen  voll  grinmien 
Hasses  mufste  er  eine  hündische  Unterwflrfigkeit  gegen  seine  Peiniger 
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an  den  Tag  legen.  Man  denke  an  die  erschfltternde  Skizze  der  Frau 
V.  Ebner-Eschenbach,  in  der  der  Tod  eines  unter  den  Peitschenhieben 
verendenden  Bauers  vom  Verwalter  berichtet  wird:  „Er  lafst  die  Hand 

küssen.  Kr  ist  schon  tot."  Und  Frau  v.  Ebncr-Eschenbach,  eine  ge- 
borene Gräfin  Dubsky.  deren  aut  einer  mährischen  Herrschaft  verlebte 
Jugend  noch  vor  das  Jahr  1848  fiel,  spricht  hier  aus  eigener  An- 
schauung. 

So  mandie  unerfreuliche  CharakterzQge,  denen  man  noch  heute 
unter  der  czechischen  Bevölkerung  der  Wenzelskrone  beg^nct,  und  die 

der  Deutsche  gern  als  etwas  dem  Slaven  schlechthin  Eigentümliches 
hinstelh,  dürften  besser  als  Nachwirkungen  dieser  beispiellosen  Knech- 
tung zu  erklären  sein.  Denn  am  ärgsten  ist  es  jedenfalls  in  den  czechi- 
schen Clcbicten  zugegangen.  In  den  deutschen  Teilen  Bi'ihmcns  war  die 
Zahl  der  eingekauften  Wirte  grofser.  der  landwirtsehaltltche  Grofsbctneb 
konnte  sich  bei  der  meist  gebirgigen  Beschaffenheit  des  Landes  weniger 
gut  entfalten  und  schliefslich  scheint  auch  die  in  grofsem  Umfange  be- 
triebene gewerbliche  (hausindustrielle)  Thfltigkeit  der  Deutschböhmeo 
ihnen  eine  etwas  günstigere  Stellung  vorschaift  zu  haben.  £s  ist  zu 
bedauern ,  dafs  GrQnberg  diese  Besonderheiten  so  gut  wie  gar  nicht 
beachtet  hat 

Der  Lc-ci  meines  Buches  wird  kaum  bemerken,  dafs  Böhmen  von 
zwei,  in  ihrer  kulturellen  Entwickelung  m  früheren  Zeiten  doch  sehr 
verschiedenen  Nationalitäten  bewohnt  wird,  «In  deutschen  Gegenden 
sind  Obrigens  die  eingekauften  Wirte  viel  zahlreicher  als  in  den  sla- 
vischen.*  Das  ist  alles.  Die  höchst  interessanten  Beziehungen,  die  lich 
in  den  deutschen  Gebieten  zwischen  Grundherrschaft,  Bergbau  und 
Hausindustrie  ergeben,  werden  vollkommen  übergangen. 

So  lagen  die  Dinpe.  als  Maria  Theresia  die  Regierung  antrat.  Ihr 
und  ihrem  grofsen  Sohne  war  es  vorbehalten,  einige  der  Wunden, 
die  die  Herrschaft  ihrer  Vorfahren  dem  Lande  geschlagen  hatte,  zu 
heilen.  FreiUdi  hatten  Leopold  L  und  Karl  VI.  sdion  Versuche  unter- 
nommen, mittelst  der  sogenannten  Robo^tente  in  das  gutsherritch- 
bäuerliche  Verhflltnia  einzugreifen.  Ein  Erfolg  war  diesen  Mafsnahmen 
aber  nicht  beschieden  gewesen,  da  es  an  geeigneten  Vollziehung»* 
Organen  fehlte.  Erst  die  administrativen  Reformen  der  letzten  Habs- 
burgerin, insbesondere  die  Umgestaltung  der  KreisAmter.  schufen  eine 
Heamtengruppe,  die  den  Befehlen  des  Hofe-  mehr  Beachtung  schenkte 
als  den  Interessen  der  Stande.  Eine  umlasscnde  Hauernschutzgebung. 
die  sehr  gut  mit  der  mo<temen  Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Analogie 
gesetzt  werden  kann,  beginnt  sich  zu  entwickeln.  Während  der  Bauern- 
schütz  der  preufsischen  Könige  auf  die  ^iudtung  der  bftueriichen  Stellen 
beschränkt  bleibt,  suchen  die  österreichischen  Herrscher  das  Quantum 
und  Quäle  der  unterthänigen  Schuldigkeiten  ebenso  zu  regeln,  wie  sie 
sich  die  Besserung  der  bäuerlich«  n  Besitz-  und  Standcsverhältnissc  an- 
gelegen sem  lassen.    Aufserdem  wird  auch  hier  auf  die  Erhaltung  des 
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Bauerolandes  groiser  Wert  gdegt»  damit  nicht  durch  VergrOfserong  der 
steuerfreien  Herrengrflnde  die  Staatseinnahmen  geschädigt  werden.  Wo 
die  Kaiserin  vollkommen  freie  Hand  hatte,  wie  in  der  Ve  r waltun c  Her  Do- 
mänen, dort  wurde  sogar  der  landwirtschaftliche  (irof-lx  trieb  aiitiit  i^eben 
Dii  rntcrthancn  wurden  frei  und  Erbeigentilinrr  ihrer  (iründe  Die 
Kronschuldigkeiten  verloren  ihren  Kntstt  l)ung>^urund  und  wurden  in 
Geld-  oder  Getreideabgaben  verwandelt,  die  herrschaftlichen  Gründe  an 
neu  angesetzte  Wirte  vererbpachtet. 

Was  Maria  Theresia  ihren  Domflnenbauem  gewahrt,  das  suchte 
Josef  n.  auf  das  unterthflnige  Landvolk  Oberhaupt  auszudehnen  Das 
Patent  von  1781  be-^eitlgtc  die  persönliche  Gebundenheit.  Bei  der  Grund- 
stcuerregulierunt:  tarui  eine  Krmittelung  des  Bruttocrtrni,'r<  der  Grund- 
stücke statt.  Nicht  mehr  als  höchstens  ITVapCt  dc<-^elben  durtten  nun- 
mehr die  gesamten  Leistungen  des  Unteith;uien  an  die  Herrschaft  be- 
tragen, und  es  wurde  ihnen  freigestellt,  sie  in  Geld  abzulösen.  Die 
volle  Durchfahning  dieser,  der  eigensten  Initiative  des  Kaisers  ent- 
sprungenen Maisnahmen  ist  bekanntlich  durch  seinen  Tod  gehindert 
worden.  Immerhin  hat  die  theresianisch  -  josefinische  Epoche  den 
dauernden  Erfolg  erzielt,  dafs  die  weitere  V^ergrdf-erung  des  heiTschaft- 
lichen  Besitzes  verhindert  wurde,  die  persönhclie  Stellung  der  Bauern 
gehoben  und  der  L'nifang  meiner  .Schuldigkeiten  eingeschränkt  blieb. 
So  kam  es.  dafs  das  Jahr  1848  überhaupt  noch  icu  belreicnde  Bauern 
in  grofser  Zahl  vorfand.  Ohne  die  Reformen  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts  wOrde  es  nur  noch  grofse  GrundeigentOmer  und  ein  landloses 
Tagelöhnerproletariat  gegeben  haben. 

AU  das  ist  von  GrQnberg  in  ganz  vortrefflicher  Weise  und  im  engen 
Anschlüsse  an  das  ausgezeichnete  Vorbild,  das  in  dem  Knappschen 
Werke  über  Preufsen  vorlag,  auscniandergcsetzt  woidcn.  Im  allgemeinen 
ist  Grünberg  mehr  Jurist  und  weniger  ."^o/ialpolitiker  und  National- 
ökonom als  Knapp.  Die  Anerketuiung,  mit  der  dcslinlb  der  Natiuaal- 
Okonom  in  einigen  Beziehungen  zurflckh^ten  mu(s,  mag  ihm  von 
dem  Rechtsgelehrten  ersetzt  werden.  Die  juristische  Betrachtungs- 
weise hat  GrOnberg  wohl  auch  davon  abgehalten,  uns  die  BrOcke  deut- 
licher zu  kennzeichnen,  die  von  der  feudalen  zu  der  modernen  Arl  cits- 
veriassung  der  böhmisch-mährischen  Herrschaften  führt.  Die  I'ara- 
graphen  der  Ablosung-^ge-ictzgehung  werden  gewi^^enhalt  vorgefulirt, 
aber  wir  bekommen  keinen  rcciitt  n  Begriff  von  dem  «  konuiii i>ch-^o/iaIen 
Umbildungsprozefs,  dem  die  Gutswirtschalten  durcli  die  Ablusung  unter- 
worfen wordm  sind.  Warum  geht  da  so  vieles  rasch  und  glatt  von 
statten,  was  unter  Josef  IL  noch  unmöglich  war? 

Im  Qbrigen  hat  Grflnberg  leider  keineswegs  das  ganze  Material,  das 
zur  Beurteilung  der  gutsherrlich-bfluerlichen  Verhältni>-e  in  Böhmen 
vorliegt,  bei  seiner  Darstellung  verwertet.  So  i'-t  z.  B.  alles,  was  die 
, Mitteilungen  des  Vereins  für  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen" 
enthalten,  durchaus  unberücksichtigt  gebhebcn.    Und  doch  handelt  es 


L.iyui^Lü  L/y  Google 


548  Litteratur. 

sich  hier  um  ziemlich  umfangreiche  und  wcttvollc  Dokumente  Fa-^t 
jeder  der  bis  jetzt  erschienenen  'Stattlichen  33  liiindc  dioer  Mittcihingeii 
enthält  Beitrage  zur  (ieschichte  der  ( irundherr;>chaüeii  und  bauerlichen 
Zustande  de>  Landes.  Unter  den  Aktenstücken,  die  Grünberg  eiit- 
gangea  sind,  mag  n^enUich  der  Vortrag  genannt  werden,  in  welchem 
der  Hoflcrtq^t  dem  Kaiser  Josef  den  Hauptrapport  »Ober  die  in  dem 
Erbkönigreich  BOhnMn  voUbradite  allgemeine  Seelen-  und  Zugvieh- 
beschreibung" erstattete  (unter  dem  8.  Juli  1771)  •).  Er  scheint  uns  für 
das  Verständnis  der  josefinischen  Reformthätigkeit  überaus  wertvolle 

Autschlüsse  zu  enthalten. 

Indes  wir  wollen  über  dem.  \va>  uns  Grunbcrg  vielleicht  hätte 
bieten  können  und  sollen,  nicht  vergessen,  was  er  uns  wirklich  geboten 
hat  Er  bat  das  Fundament  für  ein  fruchtbares  Studium  der  böhmisch- 
mAhrischen  Agrarentwickelung  gelegt«  er  hat  als  erster  die  soziale 
Agrarg«  schichte  Oesterreichs  in  einem  ihrer  interessantesten  Gebiete 
erforscht.  Möchte  sein  Vorgang  bald  Nachfolger  finden  und  zwar  solche, 
die  ihre  Untersuchungen  wie  es  M.  Weber  gegenüber  Knapp  gcthau 
hat  bis  auf  die  Gegenwart  fortführen.  Das  würden  wir  vom  wl,>^eu- 
schaftlichen  wie  vom  sozialpolitischen  Standpunkte  mit  gleich  grol>cr 
Genugthuung  begrüfsen. 

Karlsruhe.  H.  HERKNER. 


Loria^    A.^    Les   bases  iamomifms  dt  la  Constitution  Sociale. 

2^""=  ed.,  trad.  sur  le  ms.  original  par  A.  Bouchard. 
Paris.  Alcan,  et  Turin.  Bocca  1893.  430  pp. 
Die  w-irtschalilichcn  Grundlagen  der  Gcsellschaftsordiunig  aufzu- 
decken, w-irken  heutzutage  die  Nationalökonomie,  die  Geschichte  und 
sogar  die  Philosophie  zusammen.  Ein  ungeheures  Matoial  mehr  oder 
weniger  bestrittener  nationalökonomischer  Beobachtungen  ist  aufge- 
speichert; die  Geschichtsschreibung  lenkt  ihr  Augenmerk  immer  mehr 
auf  die  wirtschalt-ichcn  Vorgänge  der  Vergangenheit,  auch  wenn  »ie 
nicht  direkt  von  Marx'  „18.  Brumaiie"  oder  Las^alle  s  „Arbeiterprogramm" 
becirilluf>-t  ist:  die  Philosophie  luacht  Strcitzüge  ins  soziologische  Ge- 
biet, das  sie  sich  anzueignen  strebt.  Es  gehört  also  viel  Mut  dazu, 
wenn  man,  wie  Achille  Loria,  eine  Art  von  Grundlegung  der  Soziologie 
auf  wirtschaftlicher  Grundlage  in  einem  Bande  von  400  Seiten  zu- 
sammenfafst,  ein  Mut,  der  nicht  getadelt  werden  soll,  auch  wenn  er 
vielleicht  der  Ueberschatzung  dessen  Mtspringt.  was  Nationalökonomie, 
Geschichte  und  Philosophie  bisher  an  wertvollen  Vorarbeiten  geUefcrt 
h  iIhii.  und  der  UnterschAtzung  der  Schwierigkeiten,  die  noch  zu  Ober- 
wuiden  sind. 

1)  VgL  Hitteiluiigen  des  Vereins  filr  Geschichte  der  Deutschen  in  Böhmen. 
XIV.  S.  12S— 149.    Prag  1875. 
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Nach  Loria  besteht  die  Gesdiichte  der  Menschheit  aus  einer  Folge 
von  .drei  Reichen:  auf  das  prähistorische  Reich  der  freien  Bodennutzung 
folgt  das  historische  und  gegenwärtige  Reich  des  Kapitals,  das  aut 
Sklaverei,  Hörigkeit  oder  Lohnarbeit  beruht,  und  auf  dieses  das  Reich 

der  Zukunft,  in  dem  Grund  und  Boden  nicht  mehr  im  Besitze  einer 
Kla>sc  monopolisiert  ist.  jeder  dieser  drei  wirtschaftlichen  Zustände 
entsprechen,  wie  Loria  im  Verlaute  seines  Buches  nachzuweisen  sucht, 
bestimmte  moralische,  rechtUdie,  verfassungsrechdiche  Einriclittti^en.i) 
Diese  Konzeption  ist  nicht  neu,  man  kann  sie  aber  auch  nicht  als  be« 
wiesen  ansehen.  Vielmehr  ist  sie  begründet  auf  der  Ricardo'schen 
Auffassung,  nach  welcher  die  Bodenrente  gebildet  wird  durch  die  Difte- 
renz  des  Ertrages  einc^  Grundstückes  und  des  Ertrages  des  schlech- 
testen noch  angebauten  Grundstückes.  Das  Ricardo  sehe  „Gesetz"  aber, 
mag  es  nun  richtig  oder  unrichtig  sein,  ist  aus  einer  Reihe  psycho- 
logischer Sätze  und  aus  einer  Anzahl  von  Beobachtungen  abgeleitet, 
die  auf  dem  Gebiete  der  wirtschaftlichen  Voigange  dieser  letzten  Zeit 
gesammdt  worden  sind.  Es  leidet  also  an  dem  doppelten  Fehler,  dafs 
seine  Richtigkeit  abhdngig  ist  von  der  Richtigkeit  jener  allgemeinen 
j)^ychologischen  Behauptungen  unti  dafs  es  Gültigkeit  überhaupt  nur 
für  die  Gegenwart  beanspruchen  kann.  Schon  deshalb  ist  es  verkehrt, 
aus  dieser  oder  einer  ähnlichen  Regt,!  soziologische  Folgerungen  zu 
ziehen,  die  doch  allgemeine  Gültigkeit  zu  haben  beanspruchen,  und, 
wenn  möglich,  auch  noch  psycholugische  Vorgänge,  die  doch  schon 
vorausgesetzt  sind,  aus  ihr  zu  deduzieren.  Derartige  ökonomische 
Regeln  sind  aber  auch  deshalb  als  Grundlage  fflr  soziologische  Folge* 
rungen  nicht  zu  gebrauchen,  weil  sie  sich  im  wesentlichen  immer  nur 
auf  die  Verhältnisse  innerhalb  eines  einzelnen  Staates,  einer  einzelnen 
Gesellschaft  anwenden  lassen,  uäliicnd  die  Weltgeschichte  inuner  von 
btaatengruppen  berichtet,  deren  Teile  beständig,  im  Kriege  oder  im 
Frieden,  auf  einander  eingewirkt  haben.  Deshalb  mflssen  Regeln,  aut 
denen  eine  Soziologie  aufgebaut  wird,  auch  fllr  den  weiteren  Kreis,  der 
sich  nicht  in  die  Grenzen  des  Staates  einzwängen  Iflfet,  ihre  Goltigkeit 
bewahren,  sie  mü^-cn  für  die  sogenannte  innere  und  fardie  sogenannte 
äiifsere  Geschichte  gleichmäfsig  wahr  sein.  Erscheinungen  wie  die 
Sklaverei  vermag  meines  Erachtens  Loria  nicht  zu  erklären,  weil  er  die 


1.  Leb  baaes  ^cunomiqucs  de  la  morale,  p.  13 — 76.  —  II.  Lcs  bases  ec. 
da  droit  (vidikeh  im  gleicbm  Sinne,  wie  die  in  dicsesi  Archiv  publizieite  Arbeit 
A.  Mengen:  «Das  bOigerHche  Redit  und  die  besitzlosen  Klassen,*  und  mit  inter* 
eisaien  Erörterungen  Ober  die  Rezeption  des  römischen  Rechts),  p.  77 — 124.  — 

III.  I.cs  bases  cc.  de  la  Constitution  politiquc  t  u.  a.  mit  interessanten  and  vor- 
urteilslosen Ausführungen  Ober  die  wirtscliaftlichen  Faktoren,  die  der  italieni- 
schen Einheitsbewegung:  zugrunde  lagen),  p.  125—392.  Das  Schhifskapitcl 
p.  393 — 422;  cntbült  Erwiderungen  auf  prinzipielle  EinwUrle,  die  von  verschie- 
denen  Seiten  erhoben  wurden. 
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internatioiialen  Verhältnisse  zu  wenig  berflcksichtigt  und  weil  diese 
Prodttktionsfonn  aus  der  Kriegsgefangenschaft  entstanden  ist,  die 

wiederum  nur  unter  der  Voraussetzung  bestimmter  internationaler  Ver- 
haltnisse erklärlich  ist.  Oft  genup;  im  Vorlaufe  der  Geschichte,  wenn 
es  sich  z  R.  um  unterworfen«-  ulkerungen.  um  Hundcsvcrhaltnisse 
oder  dergleichen  handelt,  ist  es  scluver  genug  zu  entscheiden,  ob  die 
Begebenheiten,  von  denen  berichtet  wird,  als  innerer  Zwist  oder 
ftufserer  Ksvsg  anzusehen  sind.  Jedenfalls  darf  die  Sozi<dogie  diesen 
Unterschied  entwickeln  und  feststellen»  nicht  aber  voraussetzen. 

Wenn  diese  Vorbedingungen  nicht  erfflUt  werden,  wenn  nicht  aus 
dem  thatsächlich  Geschehenen  induziert,  sondern  aus  allgemeinen  Sätzen 
deduziert  wird,  "^o  ist  es  kaum  zu  vermeiden,  dafs  diese  allgemeinen 
Sätze  im  Geiste  des  Forschers  zu  vnro:c(afstcn  Meinungen  werden,  die 
die  vorurteilslose  Beurteilung  der  geschichtli«  hen  Vorgänge  unmöglich 
machen,  während  in  der  Darstellung,  wie  bei  Loria,  die  historischen 
Daten,  die  als  Grundlage  dienen  sollten,  mehr  als  erlflutemde  Beispiele 
erscheinen.  Ein  weites  Feld  fflr  Ergänzungen  in  der  gewOnschten 
Richtung  bieten  natürlich  die  Urzustände  der  Menschheit,  Aber  die  nur 
eine  beschränkte  Anzahl  exakter  Beobachtungen  vorliegen,  von  denen 
auch  noch  nicht  festgestellt  ist.  wie  grofs  der  Kreis  ist,  auf  den  sie  sich 
erstrecken  lassen.  Aber  nitht  viel  besser  crut  ht  es  der  römischen  (ie- 
schiehte,  dem  Teile  der  Geschichte  der  .Mcnschlieit,  der  in  seinen  Grund- 
zügen durch  die  historische  Forschung  am  klarsten  dargelegt  ist  und 
der  für  die  soziologische  Forschung  jetzt  und  fernerhin  besonderes 
Interesse  beanspruchen  wird,  weil  er  eine  besonders  lange  Periode, 
wenn  ich  so  sagen  darf,  einheitlicher  Entwickelung  umfafst,  in  der  pri- 
mitive Formen  Oberwunden  und  höhere  Formen  erreicht  wurden. 

Man  kann  es  Loria  vielleicht  nicht  vcriibdn.  wenn  seine  histori- 
schen Studien  nicht  auf  dem  ganzen  weiten  Gebiete  der  Weltgeschichte 
gleich  eindringend  und  gründlich  sind.  Immerhin  ist  es  aber  in  sach- 
licher Beziehung  zu  bedauern,  dafs  er  diesen  wichtigen  Abschnitt  der 
menschlichen  Entwickelung,  die  römische  Geschichte,  in  einem  so 
falschen  Lichte  betrachtet.  Was  er  aber  Patrizier  und  Plebejer  sagt, 
hält  der  modernen  historischen  Kritik  nicht  stand,  und  vollends  seine 
Erklärung  des  Aufhörens  der  Sklavenwirtschaft  im  römischen  Reiche 
gehört  zu  den  merkwürdigsten  Gcschichtskonstrukti<»ncn.  Loria  geht 
nämlich  von  der  An^-icht  aus.  dafs  sich  die  Umwandlung  einer  kapita- 
listischen Wirtschatlsiorm  in  eine  andere  regelmäfsig  auf  die  Weise 
vollzieht,  dafs  die  , unproduktiven  Arbeiter",  die  bisher  durch  materielle 
Interessen  an  die  herrschende  Klasse  gefesselt  waren,  in  das  Lager  der 
Beherrschten  Qbergehen,  weil  die  besitzende  Klasse  infolge  ihres  Öko- 
nomischen Niederganges  nicht  mehr  in  der  Lage  ist,  sie  in  dem 
froheren  Malse  an  ihrem  Gewinne  teilnehmen  zu  lassen.  Naeh  diesem 
Schema  sollen  die  römischen  Klienten,  die  bisher  ein  Interesse  daran 
hatten,  den  Sklaven  ihr  wahres  Interesse  zu  verheimlichen,  angefangen 
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haben«  diese  zu  belehren,  und  so  habe  sich  die  Moral  der  Unterwerfung 
in  eine  Moral  der  Revolution  verwandelt,  die  in  der  Lehre  Jesu  ihr 

Dogma  fand.*)  Sogar  wenn  man  das  Wort  „Klienten"  von  eigent- 
lichen Klienten  kann  nicht  die  Rede  sein  —  nicht  wörtlich  nimmt,  haben 
<ich  die  Dinge  in  Wirklichkeit  ganz  anders  zugetragen.  Eine  irgend 
nennenswerte  erfolgreiche  Erhebung  der  Sklaven,  die  zu  einer,  wenn 
aucli  nur  partiellen,  Befreiung  der  Sklaven  geführt  hätte,  hat  niemals 
stattgefunden;  niemals  hat  im  römischen  Reiche  das  Christentum  zu 
einer  solchen  Erhebung  Anlafs  gegeben;  es  hat  vidmehr  dem  Sidaven 
den  Dienst,  den  Anschauungen  der  Zeit  gemils,  zur  Pflicht  gemacht 
Vielmehr  sind  die  Sklaven  freigelassen  w<^rdcn  oder  ausgestorben  und 
CS  fehlte  an  neuem  Sklavcnmaterial.  Die  hörigen  Arbeiter  aber,  die 
an  ihre  Stelle  traten,  waren  von  vornherein  in  einer  anderen  Lage. 

Vorgelafste  Meinungen  aber  treten  auch  bei  Beurteilung  von  Vor- 
gängen der  jüngsten  Vergangenheit  hervor,  wenn  diese  nicht  der  ge- 
schichtlichen Gesamtentwidtelung  organisch  angegliedert,  sondern  die 
deduktive  Methode  eigenüich  nur  durch  aus  Geschichte  und  Gegenwart 
gewählte  Beispiele  verschleiert  wird.  Dies  zeigt  sich  namentlich  in 
Einzelheiten,  in  denen  die  persönliche  Vorliebe  des  Forschers  nicht 
durch  seine  wissenschaftliche  üeberzeugung  zurückgedrängt  wird.  So 
interessant  im  übrigen  der  Kampf  zwischen  mobilem  und  immobilem 
Kapital  dargestellt  wird"),  so  sehrint  mir  diuh  [>«  i xmliche  Vorliebe 
mitzuspielen,  wenn  Loria  meint,  Bismarck  s  i^uliiik  habe  darin  bestanden, 
dafs  er  diesen  Kampf  dazu  bendtzt  habe,  um  den  herrschenden  Klassen 
Zugeständnisse  zu  Gunsten  der  Arbeiter  abzuringen,  während  doch 
Bismarck  selbst  oft  genug  erklären  liefs,  der  Erfolg  seines  Systemes 
.sei  der  gewesen,  da(s  er  die  Interessen  von  Grundbesitz  und  mobilem 
Kapitale  miteinander  verknüpft  habe,  um  dem  Anstürme  der  arbeitenden 
Klassen  eine  Mauer  entgegenzusetzen.  Nach  einer  anderen  Richtung 
hin  gewagt  erscheint  mir  die  Behauptung,  dafs  die  Tr^ache  für  die  l.in- 
führung  der  Krone,  der  kleineren  Münzeiniieit,  in  Oesterreich  in  dem 
Bestreben  der  wohlhabenden  Klassen  zu  suchen  sei,  kleinere  Trink- 
gelder geben  zu  können.  Ich  glaube  doch,  dafs  bei  einer  genaueren 
Untersuchung  der  einzelnen  Thatsachen  sich  so  willkOrliche  und  sonder- 
bare  VerknOpfungcn  von  möglichen  Ursachen  und  thatsflchlichen  Wir- 
kungen vermeiden  liefsen  —  was  natürlich  nicht  gegen  die  Theorie  von 
der  wirtschaftlichen  BegrQndung  der  historischen  und  politischen  Vor- 
gänge sprechen  ^oll. 

^  Die  Art  und  Weise  dieser  Begründung  ist  natürlich  noch  eine 
strittige,  und  unter  dem  ScMagworte  ^materialistische  Geschichts- 
schreibung* werden  noch  sehr  verschiedene  Methoden  zusammengefafst 

f)  Vergl.  namentlich  p.  54  ff.  und  dam  Deutsche  Zeitachr.  f.  Geschichta- 
wiaaensch.  XI.  1  fT. 

•)  S.  165-  223. 
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Die  Aufgabe  ist  aber  offenbar,  die  Entwicklung  der  Menschheit  als  be- 
dingt von  den  natürlichen  Bedingungen,  unter  d»  ru  ti  sie  vor  sich 
geht,  und  die  geistige  Entwickelung  als  sekundAre  Erscheinung  darzu- 
stellen. 

Ohne  dals  ich  hier  nalicr  auf  die  (Irundfrage.  in  wclclier  Weise 
dies  gesthchcn  soll  und  wie  sehr  unsere  heutige  Wissenschaft  noch 
von  der  dualistischen  Weltanschauung  beeinflufst  ist,  eingehen  konnte, 
mochte  ich  doch  hervortieben,  dafs  mir  audi  Loria  dieser  sekundären 
Erscheinung  als  einem  Movens  noch  zu  viel  Gewicht  beizulegen  scheint; 
schon  jene  Theorie  von  <ler  Stellung  der  unproduktiven  Arbeiter  und 
der  Wirksamkeit  der  verhreitetcn  Irrlehren,  die  man  doch  nur  als  Sym- 
ptom, nicht  als  l'rsachen  ansehen  sollte,  s[)ri<  ht  dalür.M 

Gelingt  aber  die  Zuriu  kfiihruni^  dci  uc  istiijen  auf  materielle  Erschei- 
nungen, so  mufs  die  Entwicklung  der  Men^chheit  als  ein  i  eil  der  Ent- 
>vicklung  der  organischen  Natur  erscheinen,  ihre  Gesetze  mflssen  den 
Gesetzen,  die  für  das  Leben  der  oi^^ischen  Natur  gelten,  untergeordnet 
sein.  Mag  dies  Ziel  auch  erst  in  ferner  Zukunft  zu  erreichen  sein,  so 
mufs  sich  ihm  die  so/:  1  ische  Forschung  doch  zu  nflhern  suchen.  Die 
naturwissenschaftlichen  V'oraut^setzungen.  die  zu  untersuchen  sind,  liegen 
also  teilwci'^c  in  den  X'erhältnissen  des  Menschen  der  belebten  und  im- 
belebt<  n  Natur  gegenüber,  teilweise-  in  dem  Verhaltnis>c  drr  Mt.  iisehen 
zu  einander,  insofern  sie  nül  naturwissenschaltlichen  Methoden  er- 
kennbar und  erklärlich  sind.  Beide  Arten  von  Verhaltnissen  wirken 
auf  einander  ein  und  sind  von  einander  bedingt 

Dals  das  Eigentum  nicht  zu  den  natarlichen  Verhaltnissen  gehört, 
von  denen  der  Soziologe  ausgehen  kann,  braucht  eigentlich  nicht  hervor- 
gehoben zu  werden,  jeder  Verteidiger  der  materialistischen  Meschichts- 
aufla-^sung  —  natürlich  auch  Loria  —  giebt  zu.  dafs  das  Recht  aus  den 
thatsacblichen  \'erh;lltnis>-en  entspringt,  mufs  alsci  die  l'.igriituin>Vfr- 
hältnissc  aus  den  ilialbacblichen  P>esitzverhaltnissen  erklären  und  auf 
diese  zurackgehen,  jene  nur  als  Symptome  ansehen,  wenn  er  nidit  ver- 
hängnisvolle Inkonsequenzen  begehen  will.  Die  Geschichte  dieser  Be- 
sitz- und  Machtverhaltnisse,  ihrer  Aufeinanderfolge  und  Begleiterschei- 
nungen empirisch  aufzudecken,  gehört  also  zu  den  Au%aben  einer 

*)  Seine  ( iriiiul.Hnschauunt:  faf><t  Loria  in  d<  n  lolm-iulun  Sat/rn  rusammrn: 
„I.n  propriclc  capitali>tc  oii  la  su|>pr<  ssion  violentc  de  ia  tei  rc  liiiie  qiii  cn  est 
Ic  |)i<  ii<  "-tal,  nc  peilt  peisisttT  que  gräcc  a  unc  Serie  d 'i n s t i t ii l i o n s  cutmcc- 
tivcä  non-iconomiqucs,  dcstin^es  ä  discipliner  rigoismc  des  closaes  proprietaires, 
ä  combattre  oa  k  vieler  rig^oisme  des  classes  travailleuaes  et  k  leur  fkire  aecepter 
nne  forme  ^conomique  qui  les  opprime  —  Ics  institatioiiB  connectives  . . .  soat 
la  morale,  le  droit  et  la  coastitation  politique;  toutes  elles  sont  domintes  dans 
leur  easence  nii-rru-  par  les  rapports  de  r^conomie  .  . .  lesqucis  seub  donnent  leur 
substratum  trcl  <-t  peuvent  fournir  Texplicatioii  scientifique  de  leur  m^eaniaiDe 
complique  (p.  423). 
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materialistischen  Geschichtsforschung,  auf  der  sich  eine  wissenschafUiche 
Soziol<^e  aufbauen  Ifilst. 

Aber  auch  auf  diesen  Grundlagen  aufgebaut,  mQfste  die  Soziologie 
eine  beschreibende  Wissenschaft  bleiben,  die  auf  nur  unvollständig  be- 
kannte Zustände  nur  unsichere  Analogicsrhlüs<e  zit  hcn  könnte.  Erst 
wenn  es  der  Gcschichtsforscluing  gclinr;t.  viuc  RfilimfoIfTr  von  Zu- 
ständen nachzuweisen,  die  sich  aus  einander  entwickeln  und  in  cnicr 
bestimmten  Richtung  fortschreiten,  ist  es  auch  der  Soziologie  möglich, 
allgemeine  Gesetze  aufzustellen,  die  allerdings  nur  aussprechen  werden, 
dais  gewisse  Erscheinungen  im  Laufe  der  Entwicklung  der  Menschheit 
an  Intensität  regelmäfsig  abnehmen  tnul  -'a  h  cU  m  Punkte  nähern,  in 
dem  virselnvindcn,  während  andere  den  umgekehrten  Weg  gehen 
und  in  bestandig  autstcigondcr  Bewegung  begrifien  sind 

So  lange  dirsc  Tendenzen  aber  nicht  naohgi  wiesen  -ind.  wird  die 
Soziulogic  auch  das  Postulat  nicht  erfüllen  können,  das  sich  Loria  stellt 
und  das  sich  die  Soziologie  schon  gestelh  hat,  seitdem  man  aufgehört 
hat,  an  eine  absolute  Moral  zu  glauben,  das  Postulat,  dafs  sie  imstande 
sein  solle,  nicht  nur  die  moralischen  Zustftnde  der  verschiedenen  Zeiten 
und  Volker  zu  erkiiren,  sondern  auch  den  Menschen  einen  Mafsstab 
für  ihre  Handlungen  zu  geben.  Loria  kommt  wie  andere  zu  dem  trost- 
losen Schlüsse,  dafs  die  Moral  der  kapitalisti-^chen  (icsellschatt  darin 
bestehe,  alle  aul  den  Nutz«  n  der  herrschenden  Kla-^-en  gerichteten 
Handlungen  als  gerechtfertigt  anzu>ehen,  derart,  dafs  der  richtig  ver- 
standene Egoismus  der  Bevorzugten  und  Besitzenden  sie  dazu  treibe, 
im  heutigen  Sinne  moralisch  zu  handeln,  wahrend  die  Beherrschten  und 
Besitzlosen  durch  Zwang  und  Vorurteile  dazu  getrieben  werden,  gegen 
ihr  eigenes  Interesse  im  gleichen  Sinne  zu  handeln.  Erst  die  Gesell- 
scbaftsordnung  der  Zukunft  werde  dahin  führen,  dafs  jeder,  der  mo- 
ralisch, d.  h.  im  Interesse  der  Krhaltung  dieser  Gesellschaftsordnung, 
handele,  auch  in  seinem  eigenen  Interesse  handeln  werde.  Die  Not- 
wendigkeit der  Entwicklung  dieser  Gesellschaftsordnung  aus  jener  ist, 
wie  schon  oben  bemerkt,  nicht  nachgewiesen.  Es  entspricht  aber  auch 
jene  scheinbar  realistische  Auffassung  der  Moral  keineswegs  den  realen 
Verhältnissen.  Die  herrschenden  Einrichtungen  und  Ansichten  ent- 
sprechen allerdings  dem  Interesse  der  herrschenden  Klassen  und  be- 
stimmen die  Handlungen  der  Bevölkenmg  als  Gc«-amtheit.  Aber  sie 
sind  nicht  so  stark,  dafs  sie  jedem  einzeln«  n  Individuum,  auf  das  be- 
sondere Verhältnisse,  ein  spezielles  Milieu  eingewirkt  haben,  dit  Richt- 
schnur für  sein  Handeln  geben.  Deshalb  giebt  es  Verbreclier,  deren 
Handlungen  unter  das  Durchschnittsniveau  des  herrschenden  Moral- 
standpunktes herabsinken;  deshalb  giebt  es  aber  auch  Personen,  deren 
Handlungen  sich  Aber  dies  Niveau  erheben,  deren  Handlungsweise  wir 
im  eminenten  Sinne  als  moralisch  bezeichnen,  weil  sie  in  einem  Kampfe 
gegen  ^Ungerechtigkeiten"  der  bestehenden  Ordnung  bc-^telit.  Wer 
dies  leugnen  wollte,  würde  sich  in  offenbaren  Gegensatz  zur  crfahrungs- 
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mA&igen  Erkenntnis  setzen.  Die  Ursache  fQr  diese  Erscheinung  liegt 
aber  darin,  dafs  auch  jf  cic  Ixstchendc  Gesellschaftsordnung  nicht  als 
etwas  Stabiles  angesehen  werden  kann,  sondern  einer  beständigen,  un- 
unterbrucheiien  Entwicklung  unterworfen  ist.  Verbrecher  werden  ver- 
urteilt und  gerichtet»  weil  sie  Handlungen  begehen,  die  nicht  mehr 
als  gerecht  erscheinen;  Revolutionäre  werden  von  den  Gewalthabern 
beseitigt,  wenn  sie  nicht  die  thatsAcbliche  Macht  erringen,  aber  ihr  Vor- 
gehen wird  nicht  moralisch  mifsbilligl,  wenn  ihre  Handlungen  auf  den 
Nutzen  der  Menschheit  gerichtet  sind.  Wir  suchen  diesen  Nutzen  aber 
nicht  in  der  Aufrechterhaltung  irgend  eines  bestehenden  Zustandes. 
sondern  in  der  Förderung  der  natürlichen  Entwicklung  der  geschicht- 
lich gegebenen  Vcriialtnissc. 

Auch  um  dieser  Moral  einen  Inhalt  zu  geben,  mufe  also  die  Socio- 
logie  dahin  streben,  die  Gesetze  dieser  natarlichen  Entwickeluiig  zu  er- 
forschen  oder  vielmehr  die  Richtung,  in  der  sich  die  historische  Ent- 
Wickelung  bewegt  Lflfst  sich  z,  B.  auf  induktivem  Wege  durch  genaue 
Erforschung  der  uns  zugänglichen  Thatsachcn  der  Weltgeschichte  nach- 
weisen, dafs  die  Menschheit  in  kleinen  (iruppen  iin  c  Kxi>-tenz  begonnen 
hat  und  zu  immer  gröfseren  und  intensiveren  As.soziationen  vorge- 
schritten ist  dadurch,  dafs  die  Zahl  der  Mitglieder  der  einzelnen  Gruppe 
zugenommen  und  der  Anteil  der  einzelnen  Mitglieder  an  der  gemein- 
samen Thatigkeit  und  am  gemeinsamen  Genufs  innerhalb  der  einzelnen 
Gruppe  inrnier  gröfser  wurde,  so  wäre  daraus  zu  schliefsen,  dafs  ob- 
jektiv als  moralisch  anzusehen  ist  jede  Handlung,  die  dazu  beiträgt, 
diese  Assoziationen  zu  fördern.  Läfst  sich  ferner  nachweisen,  dafs 
fliese  alhnalihche  Assoziation  auf  die  Weise  vor  sich  gellt,  dafs  die 
grofscre  und  uilcnsivere  As.soziation  in  der  Konkurrenz  mit  anderen 
Gruppen,  im  Kampfe  ums  Dasein  regclmäfsig  das  Feld  behauptet,  so 
wäre  damit  die  Eingliederung  der  soziologischen  Gesetze  in  das  um- 
fassendere Entwicklungsgesetz  der  organischen  Natur  gefunden,  das 
wir  postuliert  haben. 

Bis  ein  solcher  Nachweis  gelingt,  mögen  nocli  viele  soziologische 
Untersuchungen  angestellt  und  Bücher  geschrieben  werden  Dafs  aber 
die  Förderung  der  .soziologischen  Wissenschaft  nur  auf  Grundlage  einer 
genauen  Erforschung  der  historischen  Vorgänge  und  ihrer  einheitlichen 
Entwicklung  erfolgen  kann,  scheint  mir  zweifellos. 

Wien.  L.  M.  HARTMANN. 
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Karl  Marx. 


Von 

Prof.  Dr.  WERNER  SOMBART. 

Karl  Marx,  Das  Kapital.  Kritik  der  politischen  Oekonomic.  Dritter 
Rand.  cr>ter  Teil.  8».  XXVllI.  und  448  S.;  zweiter  Teü.  422  S. 
Hamburg.  Meifsner  1894. 

Das  Arbeitsgebiet  dieses  Arciiivs  ist  ein  beschränktes;  es 
N\  idmct  sich  der  Erörterung  sozialpolitischer  und  sozialstatistischer 
Probleme  und  schliefst,  neben  vielem  anderen,  die  nationalöko- 
nomische Theorie  aus  dem  Kreise  seiner  Aufgaben  aus.  Wenn 
gleichwohl  an  dieser  Stelle  das  Erscheinen  des  dritten  Bandes 
des  lularx'schen  „Kapitals*  zum  Anlafs  einer  rein  theoretischen 
Studie  genommen  wird,  so  geschieht  es  in  der  Erwägung,  dafs 
grundlegende,  systematische  Behandlungen  des  gesamten  Gebiets 
der  ökonomischen  Wissenschaften  auch  in  einer  sozialpolitischen 
Zeitschrift  nicht  mit  Stillschweigen  Qbergangen  werden  können. 
Ist  doch  die  glückliche  Erörterung  auch  sozialpolitischer  Probleme 
am  letzten  Ende  von  der  Sicherheit  der  allgcmcinthcorctischen 
Fundierung  bedingt,  führt  uns  doch  auch  jedes  praktische  Pro- 
blem zu  den  letzten  Fragen  der  Theorie  mit  zwingender  Gewalt 
zurück.  So  hat  diese  Zeitschrift  es  sich  denn  auch  stets  an- 
gelegen sein  lassen,  trotz  der  prinzipiellen  BeschrJtnkung  ihres 
Arbeitsgebiets  die  grundlegenden  theoretischen  Werke  der 
Nationalökonomie  eingdu  iid  zu  würdigen:  ich  darf  an  die  Be- 
sprechungen Adolph  Wagners  und  —  Julius  Wolfs  erinnern. 

Wenn  ich  es,  in  IJebercinstininiung  mit  dem  Herausgeber, 
somit  für  angezeigt  hielt,  meine  Kritik  des  dritten  Bandes  des 
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„Kapitals"  und  einige   sich    daran    knüpfende,    prinzipielle  Er- 
örterungen  in   diesem   Archiv  zu   veröft'entiichcn,   so  geschieht 
es  in   der  Ueberzeugung,    dafs    es   gegenüber    einem  Werke 
von  dem  Range  des  „Kapitals"  unmöglich  Aufgabe  der  Kritik 
sein  kann,  wenige  Monate  nach  seinem  Erscheinen  das  letzte 
Wort  zu  sprechen,  das  Buch  „zu  erledigen*.   Wenn  wir  auch 
reichlich  Zeit  gehabt  haben,  uns  in  den  Gedankengang  von  Marx 
hineinzuleben,  wenn  auch  vielfach  der  nun  publizierte  dritte  Band 
nur  die  Ergebnisse  bestätigt,  zu  denen  uns  eigenes  Nachdenken 
auf  Grund  der  früheren  Bände,  geführt  hat,  so  verlangt  doch 
offensichtlich  ein  System  wie  der  Marzismus,^)  zu  dessen  Kritik 
es  so  gut  wie  völlig  an  Vorarbeiten  fehlt,  intensiv  wie  extensiv 
eine  andersgeartete  Würdigung  als  sie  eine  kritische  Besprechung 
zu  unternehmen  in  der  Lage  ist.   Ich  kann  deshalb  meine  Auf- 
gabe an  dieser  Stelle  wesentlich  nur  in  Folgendem  erblicken: 
einmal  den  Gesamteindruck  zu  schildern,  den  der  dritte  Band 
des  „Kapitals"  hinterläfst:  eine  vorwiegend  formale  Würdigung 
des  Werkes;  sodann  in  thunliciist  knapper  Form  Ober  seinen  In- 
halt zu  berichten,  mit  steter  Rücksicht  auf  diejenigen  Probleme, 
deren  Erörterung  die  Marx-Diskussion  wesentlich  beherrscht:  end- 
lich den  Versuch  zu  machen:  lür  die  zukünftige  Marx-Kritik  einige 
leitende  Gesichtspunkte  an   die  Hand   zu  geben.    Diese  letztere 
Aufgabe  wird   eine  Skizzierung  der  ökonomischen  Grundlagen 
des   Marx'schen    Systems,    die    meines  Erachtens  ininur  noch 
in   ihrer   Wesenheit  verkannt    werden,    notwendig  erscheinen 
lassen. 

Trotz  der  Einwände,  die  mein  hochverehrter  Lehrer  Adolph  Wagner,  Grund- 
legung, 3.  Aufl.,  I.  H.  A.  II,  281  gegen  diese  von  mir  in  der  Polemik  mit  Julius  Wolf 
gewählte  Bezeichnung  macht,  sehe  ich  mich  nicht  vt-ranlafst,  sie  fallen  zu  lassen.  Ich 
bin  erstaunt,  d.ifs  sich  Wagner  ait  diesem  Ausdruck,  der  der  Lehre  \  on  Marx  „wohl 
eine  von  uUcn  übrigen  sozialiätischea  Systemen  prinzipiell  völlig  abweichende  Stellung 
vindunert,*  Oberhaupt  stofst  ZunAchat  koiuediert  Wagner  selbst,  dab  wenn  anch 
pSeines  Enchlena  doch  nur  teilweise  und  nur  insofern*  der  von  mir  betonte 
i^antiethiscbe'  Charakter  des  Marx'schen  Systems  dieses  t.  B.  von  Rodbertua  n.  a. 
unterscheide.  Aber  anch  davon  abgesehen:  mir  ist  in  keinem  der  bedeutenden 
sozialistischen  Systeme,  vor  aUem  nicht  in  dem  von  Rodbertus,  eine  Theorie  der 
ökonomischen  Entwicklung  — •  und  das  ist  ducli  die  Pointe  bei  Marx  —  be- 
kannt geworden;  denn  die  „metapfiysische*  Geschichtstlieu:  ic  von  der  AufeiTi- 
anderfolge  organischer  und  kritischer  Perioden  kann  doch  hier  nicht  angezogen 
werden.  Und  dab  sich  Rodbertus  und  Marx  wie  Feuer  und  Waaser  in  ihrer 
gesamten  Weltauffassung  unterscheiden,  ist  doch  von  Wagner*s  Mitarbeiter  — 
Dietzel  —  oft  genug  zu  erweisen  unternommen  worden. 
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I. 

Im  X'orworte  zum  ersten  I'eilc  des  dritten  Bandes  (S.  Vf.) 
bringt  Kngcls  die  Pa.ssit»nbgescliichte  seiner  Kedaktionsarbeit; 
sehr  zum  Nutz  und  Frommen  des  Lesers.  Denn  aus  der  Be- 
schreibung des  Marx'schen  Nachlasses,  der  Art  und  Weise,  wie 
ihn  Engels  verarbeitet  hat,  gewinnen  wir  sehr  brauchbare  An- 
haltspunkte zur  Beurteilung  der  einzelnen  Teile  des  Werics.  Im 
allgemeinen  hat  ibr  den  dritten  Band  eine  noch  unvollkommenere 
Manuskripthinterlassenschaft  voi^legen  als  fllr  den  zweiten  Band: 
„nur  ein  noch  dazu  aulserst  iQckenhafter,  erster  Entwurf.  Trotz- 
dem ist  das  Redaktionsprinzip  von  Engels  scheinbar  nicht  ver- 
ändert worden:  es  war  vorwiegend  von  Rflcksichten  der  Pietät, 
nicht  der  Sache  eingegeben. 

Auch  dieses  Mal  hat  Engels  so  viel  als  möglich  von  den  Aus- 
Alhningen  seines  Freundes  in  der  urspi  ünglichsten  Form  zu  be- 
nutzen sich  angelegen  sein  lassen.  Er  teilt  uns  mit  besonderer 
Befriedigung  mit,  dafs  auch  in  dem  schwierigsten  und  wenigst 
vollkommen  hintcrlasscncn  Abschnitte  (dem  lunftcn  i  es  ihm  „end- 
lich gelungen  sei,  alle  irgendwie  zur  Sach»-  gehörenden  Aus- 
sprüche des  Verfassers  im  Text  unterzubringen"  CS.  IX). 

Ich  wcils  nicht,  ob  diese  Methode  der  Bearbeitung  die  rich- 
tige gewesen  ist.  ja  ob  sie  aucli  selbst  aus  Kücksicliten  der  Pietät 
geboten  war.  Sie  hat  dadurch  dem  Gesamtcharakter  des  Werkes 
sicherlich  geschadet.  Ob  es  nicht  vielmehr  in  den  Intentionen 
von  Marx  selber  gelegen  hatte,  der  Welt  unfertige  Sachen  vor- 
zuenthalten? Ob  es  nicht  vielmehr  darauf  angekommen  wftre» 
die  Grundzfige  des  Systems  herauszuschälen  und  uns  in  sinn- 
gemflfser  Bearbeitung  —  wozu  doch  Engels  wie  noch  kein  Nach- 
laisverwalter  vor  ihm  befähigt  war  ~  in  vollendeter  Fassung 
vorzulegen.  Meinetwegen  hätten  ja  alle  Exkurse,  alle  Vorarbeiten, 
die  sich  in  dem  Marx'schen  Manuskripte  vorfanden»  in  der  „Neuen 
Zeit"  in  extenso  abgedruckt  werden  können.  Nun  ist  alles  in  das 
„Kapital"  gepackt:  fertiges  neben  halbfertigem,  nebensächliches 
neben  entscheidend  wichtigem,  Details  neben  Grundzügen.  Wenn 
Marx  aus  Enqu€ten  seitenlange  Exzerpte  gemacht  hat,  so  hat  er  es 
doch  sicherlich  nur  gethan,  um  sie  zu  verarbeiten,  nicht  um  sie 
abdrucken  zu  lassen,  wie  es  nun  geschehen  ist  Wenn  der 
fünfte  Abschnitt  (Kredit-  und  Banklehrc)  der  unvollkommenste  im 
Manuskript  war.  so  hätte  er  ruhig  mit  ein  paar  Sätzen  resümiert 
werden,  in  extenso  aber,  ohne  irgendwo  dem  System  Abbruch 
ZU  thun,  wegbleiben  können.    Aber  auch  in  der  Redaktion  der 
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Darstellung  selbst  ist  Engels  meines  Erachtens  zu  gewissenhaft 
verfahren.  Er  hätte  die  ewigen  Wiederholungen  kappen  sollen, 
die  jetzt  im  dritten  Bande  einen  noch  breiteren  Raum  als  im 
zweiten  einnehmen  und  vielfach  den  Eindruck  erwecken,  als  hflre 
man  das  Kolleg  eines  deutschen  Professors.  Dafs  solche  rein 
kalkulatorischen  Kapitel  wie  das  41.,  42.,  43.,  deren  Ergebnisse 
nicht  einmal  ohne  weiteres  verwendbar  sind,  so  dafs  sich  Engels 
selbst  zur  Aufstellung  anderer  Zahlenreihen  veranlafst  sah  (vgl. 
111^,  250),  ebenfalls  nicht  das  Buch  zieren,  wird  mir  jedermann 
zugeben.  Doch  diese  Ausstellungen  kommen  post  festum  und 
ändern  an  der  fertigen  Thatsache  nichts  mehr.*)  Sie  sollen  im 
wesentlichen  auch  nur  dazu  beitragen,  den  Gesamtcharakter  des 
Werkes  vor  allem  formal  zu  kennzeichnen. 

Dafs  der  Genufs  des  dritten  Bandes  durch  Uebelstände.  wie 
sie  im  Vorstehenden  hervorgehoben  wurden,  nicht  unwesentlich 
beeinträchtigt  wird,  liegt  auf  der  Mand.  Dir  Unebenheiten 
machen  sich  oft  genug  fühlbar:  die  Lektüre  wirkt  olt  ermüdend, 
zuweilen  geradezu  unerquicklich.  Trotz  alledem  jedoch  ist  der 
dritte  Band  des  „Ka[)itals"  ein  Standardwerk,  das  unvergleichlich 
höher  als  der  vorhergehende  I3and  steht  und  sich  dem  ersten 
würdig  anreiht.  Freilich  von  der  frischen  WaldursprüngUchkeit 
des  ersten  Bandes  ist  im  dritten  nicht  mehr  viel  zu  merken;  es 
weht  ein  stillerer  Geist  darin.  An  Stelle  des  dramatischen 
Schwunges  ist  die  epische  Ruhe  getreten.  Aber  ganz  gewiss 
nicht  zum  Schaden  der  Wissenschaft.   Fflr  die  sozialdemokrati- 

*>  In  einigen  l'uiiktcn  jedoch  wäre  es  wohl  nicht  nusqcsclilossen,  dafs 
Engels  liir  sf)atcrc  Aull.igen  zu  einigen  Modifikationen  des  rextes  schritte.  So 
z.  B.  ist  es  schier  unbegreiflich,  warum  uns  zugemutet  wird,  in  einfachen  Zahlen* 
bd^iden  iwdi  wie  vor  uns  mit  der  altotttmlidien  englischen  WAhrung  und 
ihren  iininOglidien  BrQchen  von  £,  sh  und  d  zu  quilen,  wo  wir  die  bequeme 
denmele  Wihmng  in  Deutschland  haben,  oder  mit  acres  und  quarten»  statt  ait 
ha  und  hl?  —  Auch  dOrftc  sich  Engels  bei  näherer  Prüfung  davon  Oberzeugen, 
dafs  ganze  Sejten  aus  alten  Reports  der  vierziger  und  fünfziger  Jahre  nicht  mehr 
mit  den  Tliatsachen  im  Einklang  stehen,  was  er  ja  öfters  selbst  bemerkt.  So 
z.  B.  ist  meinem  Wis.scns  das  Material  des  fOnftcn  Kapitels  nielir  oder  weniger 
veraltet.  Es  liegt  heute  Sehr  häuOg  in  der  TlikIohz  der  natürlichen  Entwicklung 
des  Kapitalismus,  die  rätmüichen  Arbeitsbedingungen  zu  verbessern,  z.  B.  rein» 
liebere  Maachinenhftuser,  hellere  Sheds  u.  s.  w.  zu  bauen,  lediglich  aus  wohl- 
verstandenem GeschAftsinterease.  Ganz  abgesehen  davon,  dab  der  Kapitslisnus 
sich  tMhnische  Erfindungen  zu  Nutze  macht  und  nun  ebenso  billig  wie  vorher 
bessere  Arbeitsbedingungen  schafft,  z.  B.  die  Arbeitsrüume  elektrisch  beleuchtet, 
dabei  gleichzeitig  wiederum  sein  Gesch&ftsinteresse  keineswegs  verletzend,  u.  s.  w. 
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sehe  Agitation  wird  sich  im  dritten  Bande  nur  wenij^  Material 
gewinnen  lassen.  Aber  dieser  Umstand  kommt  der  Theorie  zu 
gute.  Was  den  ersten  zu  einer  so  ergiebigen  Fundgrube  an 
Schlagwörtern  und  Redewendungen  für  agitierende  „Genossen* 
macht,  was  ihn  auch  fOr  den  theorieentwOhnten,  von  der  „rage 
des  faits*  ergriffenen  Durchschnitts-NationalOkonomen  geniefsbar 
und  lesenswert  erscheinen  Hess:  die  häufigen  deskriptiven  und 
historischen  Exkurse,  die  Darstellung  englischer  Arbeiterzustflnde, 
die  kritische  Geschichte  der  englischen  Arbeiterschutzgesetz- 
gebung und  dergl.  stOrte  doch  nur  den  Genuss  an  der  Entwicke- 
lung  der  Gedanken  des  Systems.  Der  dritte  Band  hat  diesen, 
vom  Standpunkt  der  Theorie  unnOtzen  Ballast  nicht.  Deshalb 
wird  die  Freude,  die  der  Theoretiker  bei  der  LektQre  des  dritten 
Bandes  empfindet,  trotz  aller  Unebenheiten,  von  denen  ich  sprach, 
doch  reiner,  ungetrübter  sein.  Mir  ist  der  neue  Teil  in  seiner 
Art  reichlich  so  lieb  als  der  erste  Band.  Um  somit  das  Fazit  zu 
ziehen:  Die  nationalökonomische  Wissenschaft  darf  das  Er- 
sdieinen  des  dritten  Bandes  vom  „Kapital"  als  ein  freudiges 
Ereignis  bcgriifsen,  das  den  literarischen  Herbst  1894  für  unser 
Fach  ausnalimswcise  zu  einem  fruciitbaren  gestaltet  hat.  Wie 
man  auch  immer  zu  den  Ergebnissen  der  Marx'schen  L'nter- 
suchungen  Stellung  nehmen  mag:  wer  überhaui)t  noch  einen 
Funken  theoretischen  Interesses  im  Leibe  hat.  wird  nicht  ohne 
Befriedigung  das  Marx'sche  System  nun  in  dem  dritten  Bande 
vor  seinen  Augen  sich  vollenden  sehen. 

\*ersuchen  wir.  uns  über  den  Inhalt  des  dritten  Bandes  /u 
unterrichten.  Ich  resümiere  zunächst  den  Gedankengang  des 
V'erüissers  ohne  weitere  Kritik.  Wenn  ich  dabei  ausführlicher 
verfahre,  als  es  wissenschaftlicher  Gepflogenheit  entspricht,  so 
geschieht  es  in  dem  Bewufstsein,  dafs  einem  so  systematisch 
mtisverstandenen  Autor  wie  Marx  gegenober  eine  verstandliche 
Wiedergabe  seiner  Ausführungen  oberstes  Gebot  ist. 

n. 

Die  Gesamtaufgabe  Dir  das  dritte  Buch  war  gegeben:  hatte 
das  erste  den  Produktionsprozefs,  das  zweite  den  Zirkulations- 
prozefs  des  Kapitals  dargestellt,  so  blieb  zu  erledigen,  wie  Marx 
es  ausdruckt,  der  Gesamtprozefs  der  kapitalistischen 
Produktion;  mit  andern  Worten  die  Darstellung  der  empiri- 
schen Gestaltung  des  kapitalistisch  geordneten  Wirtschafts- 
lebens.  „In  ihrer  wirklichen  Bewegung  treten  sich  die  Kapitale 
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in  solchen  konkreten  Formen  gegenOber»  fllr  die  die  Gestalt  des 
Kapitals  im  unmittelbaren  Produktionsprozefs,  wie  seine  Gestalt 
im  Zirkulationsprozels,  nur  als  besondere  Momente  erscheinen. 
Die  Gestaltungen  des  Kapitals,  wie  wir  sie  in  diesem  Buche  ent- 
wickeln, nahem  sich  also  schrittweise  der  Form,  worin  sie  auf 
der  Obernäche  der  Gesellschaft,  in  der  Aktion  der  verschiedenen 
Kapitale  auf  einander,  der  Konkurrenz  und  im  gewöhnlichen 
Bewufstsein  der  Produktionsagenten  selbst  auftreten."  Wohl- 
verstanden: „nähern  sich",  ohne  sie  zu  erreichen.  Auch  im 
dritten  Buche  werden  nicht  die  Phänomene  des  wirklichen  Wirt- 
schaftslebens behandelt.  Ausj^^cschiossen  von  der  Darstellung 
bleibt  ausdrücklich  die  Lehre  von  der  Konkurrenz.  Das  dritte 
Buch  zerfällt  in  sieben  „Abschnitte"  mit  zusammen  52  Kapiteln, 

Der  erste  Abschnitt  (Hand  III  ^  1-119)  behandelt  „die 
Verwandlung  des  Mehrwerts  in  Profit  und  der  Rate  des 
Mehrwerts  in  Profitrate". 

Dieser  erste  Abschnitt  liat  die  wesentlich  formale  Aufgabe 
zu  lösen:  Wert  und  Mehrwert  in  ihren  empirischen  Formen  als 
Kostpreib  bezw.  Profit  darzustellen.  Vom  kapitalistischen  Stand- 
punkt aus  kostet  die  Ware  nicht  Arbeit,  sondern  Kapital; 
der  Aufwand,  den  der  Kapitalist  zur  Erzeugung  einer  bestimmten 
Ware  zu  machen  hat,  ist  fOr  ihn  eine  Verausgabung  von  Kapital 
und  erscheint  ihm  als  „die  Kost*  der  Ware;  die  Höhe  dieser 
Kapitalausgabe  bestimmt  den  Kost  preis.  Was  aber  der  Ka- 
pitalist an  Mehrwert  einheimst,  erscheint  ihm,  unter  der  Be- 
zeichnung des  Profits,  als  ein  Ergebnis  seiner  gesamten  Kapital- 
anlage, d.  h.  nicht  nur  des  verausgabten  Kapitalbetrages,  oder 
etwa  nur  des  variablen  Kapitalbestandteils.  Neben  dem  Kost- 
preise erscheint  also  die  neue  der  Vorstellungswelt  des  Kapita- 
listen angehörige,  ökonomische  Kategorie  des  Profits.  So  ver- 
wandelt sich  W  SS  C  -h  V  4-  m  zunächst  in  k  -h  m,  dann  in  k  +  p; 
d.  h,  der  Warenwert  in  Kostpreis  plus  Profit.  „Der  Profit  wie 
wir  ihn  hier  zunächst  vor  uns  haben,  ist  also  dasselbe  was  der 
Mehrwert  ist,  nur  in  einer  mystifizierten  Form,  die  jedoch  mit 
Notwendigkeit  aus  der  kapitalistischen  Produktionsweise  heraus- 
wächst. Weil  in  der  scheinbaren  Bildung  des  Kostpreises  kein 
Unterschied  zwischen  kon-tantem  und  variablem  Kapital  zu  er- 
kennen ist,  mu>->  der  Ursprung  der  Wertverilnderung.  die  während 
des  Produktionsprozesses  sich  ereignet,  von  dem  varial)lcn  Ka- 
pitalteil in  das  Gesamtkapital  verlegt  werden.  Weil  auf  dem 
einen  Pol  der  Preis  der  Arbeitskraft  in  der  verwandelten  Form 
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von  Arbeitslohn,  erscheint  auf  dem  Gegenpol  der  Mehrwert  in 
der  verwandelten  Form  von  Profit."  (III  ^,  11).  Da  sich  in  der 
Form  des  Profits  der  Mehrwert  als  Ueberschuls  Ober  das  Gesamt» 

kapital  (C)  darstellt,  so  ist  (im  Gegensatz  zur  Mehrwertrate 

die  Profitrate  «  ^.    Das  heifst:  „im  Mehrwert  ist  das  Ver- 

h'iltnis  zwischen  Kapital  und  Arbeit  blofsgclegt;  im  X'crhältnis 
von  Kapital  und  Profit,  tl.  h.  von  Kapital  und  Mehrwert  wie  er 
einerseits  im  Zirkulationsprozels  realisierter  Ueberschufs  über 
den  Kostpreis  der  Ware,  andererseits  al:^  ein  durch  sein  Ver- 
hSltnis  zum  Gesamtkapital  näher  bestimmter  l^eberschul's  er- 
scheint, erscheint  das  Kapital  als  Verliältnis  zu  sich  selbst, 
ein  Verhältnis,  worin  es  sich  als  ursprüngliche  Wertsumme  von 
einem,  V9n  ihm  selbst  gesetzten  Neuwert  unterscheidet."  (a.  a.  O. 
22/23).  Heisst  die  Ptofitrate  p^,  die  Mehrwertrate  m^  so  ergiebt 
sich  die  Gleichung: 

pi  =  m^       — ;  oder  p^ :  m*  =  v :  C. 

Die  Ptrofitrate  ist  also  eine  Funktion  mehrerer  Variablen ;  sie 
wird  bestimmt  durch  zwei  Hauptfaktoren:  die  Rate  des  Mehr- 
werts und  die  Wertzusammensetzung  des  Kapitals.  Ein  beson- 
deres Kapitel  (3)  ist  dann  der  rein  mathematischen  Untersuchung 
-gewidmet,  wie  diese  Variablen  durch  ihre  Veränderung  auf  die 
Profitrate  wirken;  ein  anderes  Kapitel  (4)  untersucht  den  Einflufs 
des  Umschlags  auf  die  Profitrate.  Ein  weiteres  Kapitel  (5)  dieses 
Abschnitts  handelt  von  der  „Oekonomie  des  konstanten  Kapitals," 
sc.  in  seiner  Bedeutung  fOr  die  Höhe  der  Profitrate.  Da  nSm- 
lich,  bi  i  gegebenem  Mehrwert,  die  Profitrate  nur  vermehrt  werden 
kann  darch  X'erminderung  des  zur  Warenproduktion  erheischten 
konstanten  Kapitals,  so  ist  die  Untersuchung  derjenigen  Momente, 
die  eine  solche  Wertverniinderung  von  c  herbeifflhren,  wichtig: 
aufser  der  fortwährenden  X'erbesserung  der  Maschinerie  und  der 
Verminderuni;  des  Werts  und  damit  der  Kosten  der  Produktions- 
mittel kommt  hier  aber  vornehmiicli  die  Oekonomie  in  der 
Anwendung  des  konstanten  Kapitals  in  Betracht.  Hierher  ge- 
luvt: Krsparung  der  Arbeitsbedingungen  auf  Kosten  der  Arbeiter; 
()ek«jnomisierung  in  Kraflerzeugung.  Kraftübertragung  und  Bau- 
lichkeiten (I^eschleunigung  der  Ma.'schinerie  etc.);  Nutzbarmachung 
der  Exkremente;  Oekonomie  durch  Erfindungen. 

Endlich  im  sechsten  Kapitel  dieses  vorbereitenden  Abschnitts 
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wird  die  Wirkung  der  Preisschwankungen  auf  die  Profitrate  unter- 
sucht und  zwar  mit  besonderem  Hinblick  auf  die  ßauniwoilkrise 
1061 — 65;  wahrend  das  letzte  Kapitel  des  Abschnitts  eine  Sanim- 
lung  von  Schnitzeln,  unter  dem  l  itcl  „Nachträge"  bringt. 

Im  zweiten  Abschnitt  (S.  120—190)  wird  nun  „die  Ver- 
wandlung des  Profits  in  Durchsc  Imittsprofit"  verfolgt. 
Es  ist  bekannt,  wie  diese  „Verwandlung"  als  das  grofse  Mysterium 
betrachtet  worden  ist.  d<\sscn  Aufhellung  der  Band  des  „Ka- 
pitals" vornehmlich  zu  bringen  berufen  war.  Has  sog.  „Rätsel" 
der  Durchschnittsprolitrate  hat  eine  ganze  Reihe  von  Schrift- 
stellern zu  Lösungssuchungen  angespornt,  nachdem  es  als  ..Auf- 
gabe" von  Engels  im  Vorwort  zum  zweiten  Bande  gestellt  worden 
war.  Die  gelieferten  Preisarhciten.  deren  keiner  der  volle  Preis 
zuerkannt  wird,  unterzieht  nun  Engels  im  Vorwort  zum  dritten 
Bande  einer  eingehenden  Zensur.  Has  bekannte  Problem  wird 
im  8.  Kapitel  des  vorlit  genden  Bandes  noch  einmal  dahin  präzi- 
siert: wie  geht  es  zu,  dafs  gleiche  Kapitale  trotz  ungleicher 
organischer  Zusammensetzung  gleiche  Profite  machen,  während 
doch  der  Mehrwert  nur  im  Verhältnis  zum  variablen  Kapital  er- 
zeugt wird. 

Die  (NB.  selbstverständliche)  ^Lösung"  ist  nun  diese:  un- 
gleiche Profitraten  mflfsten  entstehen»  wenn  die  Waren  zu  ihren 
Werten  verkauft  würden;  dieses  aber  ist  nicht  der  Fall:  während 
nämlich  ein  Teil  der  Waren,  diejenigen  mit  Kapitalien  von  höherer 
als  der  durchschnittlichen  Zusammensetzung  produzierten  Ober 
ihrem  Werte  verkauft  werden,  wird  in  demselben  Verhältnis  ein 
anderer  Teil,  den  Kapitalien  mit  unterdurchschnittlicher  Zusam- 
mensetzung erzeugt  haben,  unter  seinem  Werte  abgesetzt.  So 
ergiebt  sich  eine  Durchschittsprofitrate  wie  folgende  hypothetische 
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„Die  Preise,  die  dadurch  entstehen,  dass  der  Durchschnitt 
der  verschiedenen  Prolitraten   der   verschiedenen  Produktions- 


uiyiii^cü  Uy  Google 


Zur  Kritik  des  ökonomischen  Sy^tcmä  von  Karl  Man. 


563 


Sphären  gezogen  und  dieser  Durchschnitt  den  Kostpreisen  der 
verschiedenen  Produktionssphftren  zugesetzt  wird,  sind  die  Pro- 
duktionspreise" (S.  135).  Der  Produktionspreis  ist  der  natural 
price  bei  Ad.  Smith,  der  price  of  production  bei  Ricardo  der  prix 
nöcessaire  der  Physiokraten  (S.  178).  Die  Ausgleichung  der  „ur- 
sprünglich" sehr  verschiedenen  Profitraten  wird  aber  bewirkt  durch 
die  Konkurrenz  (136). 

„Obgleich  daher  die  Kapitalisten  der  verschiedenen  Produk- 
tionssphären beim  Verkauf  ihrer  Waaren  die  in  der  Produktion 
dieser  Waren  verbrauchten  Kapitalvverte  zurückziehen,  so  lösen 
sie  nicht  den  in  ihrer  eigenen  Sphäre  bei  der  Produktion  dieser 
Waren  produzierten  Mehrwert  und  daher  Profit  ein.  sondern  nur 
soviel  Mehrwert  und  daher  Profit,  als  vom  Gesamtmehrwert  oder 
Gesamlproiit.  der  vom  Gesamtkapital  der  Gesellschaft  in  allen 
Produktionssphären  zusammengenommen,  in  einem  gegebenen 
Zeitabschnitt  produziert  wird,  bei  gleicher  Verteilung  auf  jeden 
aliquoten  l  eil  des  Gesamtkapitals  fällt.  .  .  .  Die  verschiedenen 
Kapitalisten  verhalten  sich  hier,  soweit  der  Profit  in  Betracht 
kommt,  als  blosse  Aktionare  einer  Aktiengesellschaft,  worin  die 
Anteile  am  Profit  gleichroafsig  pro  100  verteilt  werden  und  daher 
für  die  verschiedenen  Kapitalisten  sich  nur  unterscheiden  nach 
der  Gröfse  des  von  jedem  in  das  Gesamtunternehmen  gesteckten 
Kapitals,  nach  seiner  verhältnismftfsigen  Beteiligung  am  Gesamt- 
unternehmen,  nach  der  Zahl  seiner  Aktien.**  (136/137).  Gesamt- 
profit und  Gesamtmehrwert  sind  also  identisch  (140);  der  Durch- 
schnittsprofit ist  somit  nichts  anderes  ab  »die  Gesamtmasse  des 
Mehrwerts  verteilt  auf  die  Kapitalmassen  in  jeder  Produktions- 
Sphäre  nach  Verhältnis  ihrer  Gröfsen"  (153). 

Die  „schwierige  Frage"  nun  (153):  wie  diese  Ausgleichung 
der  Profite  zur  allgemeinen  Profitrate  vorgeht,  soll  das  10.  Ka- 
pitel beantworten. 

Marx  nimtnt  hier  als  Ausgangspunkt  einen  Zustand  des  Waren- 
tausches, in  dem  keine  kapitalistische  Produktion  herrscht.  Hier 
würden,  unter  bestimmten  Voraussetzungen  (156),  die  Waren  sich 
im  Verhiütnis  ihrer  Werte  austauschen;  und  zwar  für  den  Normal- 
fall, dafs  Angebot  und  Nachfrage  sich  decken,  je  zu  ihrem  Markt- 
werte, d.  h.  dem  individuellen  Wert  der  unter  den  durchschnitt- 
lichen Bedingungen  einer  bestinmiten  Produktionssphürc  produ- 
zierten Waaren  (157  f.).  Die  Erörterungen  über  die  Bildung  des 
Marktwertes,  dem  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  der 
Marktproduktionspreis  entspricht  und  der  infolge  einer  Verande- 
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Tung  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  davon  abweichenden 
Marktpreise  enthalten  aber  fllr  die  Lösung  der  aufgeworfenen 
Frage  selbst  nur  wenig;  sie  bereiten  sie  lediglich  vor. 

For  die  Losung  sind  vielmehr,  soviel  ich  sehe,  nur  die  Seiten 
175 — 178  anzuziehen.  Und  die  eigentliche  Antwort  wird  in  den 
folgenden  Sätzen  gegeben:  „ Werden  die  Waren  ...  zu  ihren 
Werten  verkauft,  so  entstehen  .  .  .  sehr  verschiedene  Profitraten  .  .  . 
Das  Kapital  entzielu  sich  aber  einer  Sphäre  mit  niedriger  Profit- 
rate und  wirft  sich  auf  die  andere,  die  höheren  Profit  abwirft. 
Durch  diese  beständige  Aus-  und  Einwanderung,  mit  einem  Wort 
durch  seine  \'crteilung  zwi'^chen  den  verschiedenen  Sphären,  je 
nachdem  dort  die  Profitrate  sinkt,  hier  steigt,  bewirkt  es  solches 
Verhältnis  der  Zululir  zur  Nachfrage,  dafs  der  Durchschnittsprofit 
in  den  verschiedenen  Produktionssphären  di  rselbc  wird  und  da- 
her die  Werte  sich  in  Produictionspreise  verwandeln**  (175y76; 
vgl.  dazu  noch  187). 

In  diesen  Ausführungen  sind  Unklarheiten,  auf  die  ich  in 
meiner  Kritik  zu  sprechen  kommen  werde. 

Der  dritte  Abschnitt  (S.  191 — 249)  entwickelt  in  glänzend- 
ster Weise  das  „Gesetz  des  tenth  nliellen  Falls  der  Pro- 
fitrate", das  sich  aus  der  Wert-  und  Mehrwertlehre  als  eine 
selbstverständliche  Konsequenz  ergiebt.  „Die  progressive  Ten- 
denz der  allgemeinen  Profitrate  zum  Sinken  ist . . .  nur  ein  der 
kapitalistischen  Produktionsweise  eigentümlicher  Ausdruck  ftXr  die 
fortschreitende  Entwicklung  der  gesellschaftlichen  Produktivkraft 
der  Arbeit"  (193);  denn  diese  Entwicklung  stellt  sich  kapitalistisch 
dar,  als  eine  fortschreitende  relative  Abnahme  des  variablen  Ka« 
pitals  im  Verhflltnis  zum  konstanten  und  damit  zum  Gesamt- 
kapital: dieselbe  Rate  des  Mehrwerts  muis  sich  infolgedessen  in 
einer  fallenden  Profitrate  ausdrücken. 

Dafs  mit  dem  Fall  der  Profitrate  eine  Zunahme  der  Profit- 
masse verbunden  sein  kann,  ist  einleuchtend;  Marx  unternimmt 
den  Nachweis,  dafs  sie  in  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung 
damit  verbunden  sein  müsse:  dieweil  deren  ganze  Entwicklung 
auf  Akkumulation  hindränge,  damit  aber  auch  auf  Vermehrung 
der  Arbeiter,  also  der  Masse  der  angewandten  und  entsprechend 
unbezahlten  Arbeit:  S.  198,  199.  „Dieselbe  Entwicklung  der  Pro- 
duktivkraft der  gesellschaftlichen  Arbeit,  dieselben  Gesetze,  welche 
im  relativen  Fall  des  variablen  Kapitals  gegen  das  Gesamtkapital 
und  der  damit  beschleunigten  Akkumulation  sich  darstellen  .  .  . 
dieselbe  Entwicklung  drückt  sich,  von  zeitweiligen  Schwankungen 
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abgesehen,  aus  in  der  stetigen  Zunahme  der  angewandten  Ge- 
samtarbeitskraft, im  steigenden  Wacbstum  der  absoluten  Masse 
des  Mehrwerts  und  daher  des  Profits"  (200). 

Wenn  man,  sagt  Marz,  die  enorme  Entwicklung  der  Pro- 
duktivkrafte  der  gesellschafUichen  Arbeit  selbst  nur  in  den  letzten 
30  Jahren  betrachtet,  so  kann  man  sich  nur  darOber  wundern, 
dafs  der  Fall  der  Profitrate  nicht  viel  grösser  und  rascher  ist. 
Man  wird,  um  sich  dieses  Phänomen  zu  erkliren,  zu  der  Annahme 
gedrangt,  dafs  entgegenwirkende  Etnilflsse  im  Spiel  seien,  welche 
die  Wirkung  des  allgemeinen  Gesetzes  durchkreuzen  und  auf- 
heben. Eine  Reihe  solcher  „entgegenwirkenden  Ursachen"  zahlt 
dann  Marx  im  14.  Kapitel  auf. 

Aber  die  wichtigen  Schlufsfolgerungen  fOr  die  Theorie  der 
ökonomischen  Entwicklung  werden  aus  dem  Profitratengesetz  erst 
in  dem  bedeutsamen  15.  Kapitel  gezogen,  das  von  der  „Entfal- 
tung der  inneren  Widersprüehc  des  Gesetzes"  band«  lt.  Hier 
treffen  wir  neben  alten  Bekannten  vom  Anti-Dühring  her,  wo 
Engel>  einen  Teil  der  hier  entwickelten  dedanken  antizipiert, 
z.  T.  doch  ganz  neue  Raisonnements.  die  auf  die  Entwicklungs- 
theorie nicht  ohne  bestimmenden  Kinllufs  sind.  Die  Profitrate 
wird  jetzt  als  treibende  Kraft  in  den  Mittelpunkt  der  Tiieorie  ge- 
stellt (241),  durch  deren  Wirksamkeit  die  kai^italistische  Produk- 
tionsweise ihrem  E^nde  zugetrieben  wird.  Wenn  also  auch  der 
Grundgedanke  der  Evolutionstheorie  (vgl.  die  Formulierung 
S.  231/32.  240)  derselbe  geblieben  ist:  die  z.  T.  neuen  Einzelheiten 
bedQrfen  um  verständlich  zu  werden,  einer  eingehenderen  Dar- 
legung und  Würdigung  als  sie  hier  geboten  werden  kann. 

Von  hervorragender  Bedeutung  für  das  Verständnis  des  öko- 
nomischen Systems  von  Marx  sind  der  ganze  vierte  und  die 
ersten  Kapitel  des  fbnilen  Abschnitts. 

Im  vierten  Abschnitt  (S.  2S0— 321)  wird  dargestellt  die 
Verwandlung  von  Warenkapital  und  Geldkapital  in 
Warenhandlungskapital  und  Geldhandlungskapital.  Das 
Warenhandlungskapital  ist  nichts  als  die  verwandelte  Form  eines 
Teils  des  beständig  auf  dem  Markte  befindlichen,  in  dem  Prozess 
der  Metamorphose  befindlichen  und  stets  von  der  Zirkuiations- 
sphäre  umfangenen  Zirkulationskapitals  (251).  Das  Warenkapital 
wird  zum  Warenhandlungs-  0(1(  i  kommerziellen  Kapital  dadurch, 
dafs  die  Funktion  des  im  Zirkulalionsprozefs  befindlichen  Kapitals 
überhaupt  als  besondere  Funktion  eines  besonderen  Kapitals  ver- 
selbständigt wird,  sich  ü&iert,  als  eine  durch  die  Teilung  der  Arbeit 
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einer  besonderen  Gattung  von  Kapitalisten  zugewiesene  Funk- 
tion  (250).  Welches  die  reinen  Funktionen  des  Kapitals  in  der 
Zirkulationssphare  sind,  wissen  wir  aus  dem  zweiten  Bande.  Es 
sind  ifdie  Operationen,  die  der  industrielle  Kapitalist  vornehmen 
mufs,  um  erstens  den  Wert  seiner  Waren  zu  realisieren,  und 
zweitens  diesen  Wert  in  die  Produktionselemente  der  Waren 
zurQckzuverwandeln,  die  Operationen  zur  Vermittlung  der  Meta- 
morphose des  Warenkapitals  W' — G — W,  also  Akte  des  Ver- 
kaufens und  Kaufens"  (264).  Grund  der  Verselbständigung  dieser 
Funktionen  ist  die  Oekonoiuic  des  Zwischenhandels  (259).  Wichtig 
ist  es  nun.  uns  der  Ergebnisse  der  Untersuchungen  im  zweiten 
Buche,  die  jetzt  nur  weiter  ausgeführt  werden,  zu  erinnern:  dals 
nämlich  die  reinen  Funktionen  des  Kapitals  in  der  Zirkulations- 
sphare (also  abgesehen  von  den  heterogenen  Funktionen,  wie 
Aufbewahren.  Spedieren.  Transportieren.  Kiiit(  ilen.  die  eine  Fort- 
setzung des  Pidduklionsprozo-^es  in  der  Zirkulatiotiss|)härc  sind) 
weder  Wert  noch  Mein  wert  erzeugen.  Folglich  schafft  aucli  das 
Wa  re  n  h a n  d  1  u  n  g  s  k  a  p  i  t  a  1  w  e  d  e  r  We  r t  n  o  c  h  M  c  h  r  \v  e  r  t  ( 264. 
65).  Da  es  aber,  um  sich  zu  betätigen,  selbstverständlich  aut 
den  Durchschniltsprofit  Anspruch  erhebt,  so  kann  der  Mehrwert, 
der  auf  es  in  Form  des  Profites  entfällt,  nur  ein  Teil  des  von 
dem  sogenannten  produktiven  Ka|)ital  eizcugten  Mehrwerts  sein. 
Diesen  Mehrwert  zieht  das  Kaufmannskapital  in  der  Weise  an 
sich,  dafs  es  pro  rata  in  die  Bildung  der  Durchschnittsprofitrate 
mit  dem  übrigen  Kapital  eingeht  (269).  Das  heifst:  die  Preise, 
wozu  die  industrielle  Kapitalistenklasse  die  Waren  verkauft,  sind, 
wenn  wir  die  Gesamtheit  der  Waren  betrachten,  kleiner  als  ihre 
Werte,  so  dafs  sich  nunmehr  der  wirkliche  Wert  oder  Produk- 
tionspreis als  k  -f-  P  +  ^  h  kommerzielle  Profit  ist)  dar- 
stellt. Der  Verkaufspreis  des  Kaufmanns  steht  so  Ober  dem  Ein- 
kaufspreis, nicht  weil  jener  Ober,  sondern  weil  dieser  unter  dem 
Totalwert  steht  (270).  Interessant  nun  ist  die  Konsequenz,  die 
aus  dieser  Auffassung  vom  kommerziellen  Profit  fbr  den  Arbeits- 
lohn der  kaufmännischen  Angestellten  gezogen  werden 
mufs:  Dieser  nflmlich  kann  auch  nichts  anderes  sein,  als  ein  Teil 
vom  Mehrwert,  den  das  industrielle  Kapital  erzeugt  hat.  Denn 
so  sehr  auch  der  Kaufmann  an  seinen  Arbeiten  „verdienen"  mag, 
Mehrwert  produzieren  sie  ihm  nicht,  sondern  helfen  nur,  einen 
Teil  des  Mehrwerts  bergen,  den  die  ..produktiven"  Arbeiter  er- 
zeugt haben  (276f.).  Ich  halte  es  deshalb  auch  für  irreführend, 
wenn  Marx  mit  Bezug  auf  den  kommerziellen  Lohnarbeiter  von 
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„variablem*  Kapital  und  «unbezahlter*  Arbeit  spricht  (278,  284). 
Die  Ausdrflcke  mOssen  notwendig  bei  diesem  einen  vollständig 
andern  Sinn  annehmen  als  beim  industriellen  Lohnarbeiter,  der 
Werte  und  Mehrwerte  unmittelbar  schafft. 

Ganz  analog  wie  das  Warenhandlungskapital  wird  dann  weiter 
(19.  Kapitel)  das  Geldhandlungsicapital  dai^estellt:  das  da- 
durch entsteht,  dafs  die  rein  technischen  Bewegungen,  die  das 
Geld  im  Zirkulationsprozesse  durchmacht,  zur  Funktion  eines  be- 
sonderen Kapitals  verselbständigt  werden 

Abgeschlossen  wird  der  Abschnitt  durch  einen  wirtschaft- 
historischen Rückblick  auf  die  Entwicklung  des  Kaufmannskapitals: 
eine  Skizze  zwar  l)l()fs.  in  der  vielerlei  durch  neuere  Forschungen 
tiberholt  ist.  die  aber  doch  noch  reich  genug  an  geistvollen  Ge- 
danken ist.  um  mit  Vorteil  und  Nutzen  von  jedermann  gelesen 
zu  werden. 

Von  dem  folgenden  fünften  Abschnitte,  der  von  der 
Spaltung  des  Profits  in  Zins  und  Unternehmer  gewinn 
sowie  vom  zinstragenden  Kapital  handelt,  dürfen  vor  allem 
noch  die  ersten  Kapitel  (21,  22,  23)  unser  lebhaftestes  Interesse 
beanspruchen.  Hier  werden  Zins>  und  Unternehmergewinn  prin- 
zipiell erörtert. 

Die  Zinstheorie  quillt  zwanglos  aus  der  Mehrwert-  und  Profit- 
theorie hervor.  Zins  ist  ein  Teil  des  Profits  und  zwar  derjenige, 
den  das  fungierende  Kapital  an  den  Eigner  des  Kapitals  bezahlt 
als  VergOtung  fdr  die  Ueberlassung  des  Gebrauchswerts  Kapital, 
dessen  nutzbringende  Eigenschaft  darin  besteht,  zur  Gewinnung 
von  Mehrwert  dienen  zu  können  (322,  323).  Die  »natürliche" 
Rate  des  Zinsfufses  wird  durch  Angebot  und  Nachfrage  zwischen 
den  beiden  Sorten  Kapitalisten  reguliert  (341,  355)  und  ist  in  ihrer 
Höhe  durchaus  durch  kein  Gesetz  bestimmbar  (347). 

Was  nach  Bezahlung  des  Zinses  vom  Profit  übrig  bleibt, 
erscheint  in  qualitativer  Bestimmtheit  als  Nettoprofit  od(  r  Unter- 
nehmcrgewinn.  der  nuninchr  als  das  lugrbnis  des  Kaj^itals  als 
Funktion  gegenüber  dem  Zins  als  Produkt  des  Kapitals  als 
Eigentum  erscheint  (365i  In  dem  l'rofit  kann  dort,  wo  der  Ka- 
j)italist  selb-nt  sein  Unterneimien  leitet,  ein  Teil  als  .Arbeitslohn 
für  Leitung  und  Oberaufsicht  abgesondert  werden  (369),  ein 
Betrag,  der  vollständig  als  Verwaltungslohn  vom  Prolit  getrennt 
erscheint,  sowohl  in  den  Kooperativfabriken  der  Arbeiter  wie  in 
den  kapitalistischen  Aktienunternehmungen.  Es  versteht  sich, 
dafe  diese  Arbeit  der  Oberaufsicht  und  Leitung  nur  in  dem 
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Umfange  als  produktive  Arbeit  angesehen  werden  kann,  als  sie 
in  jeder  kombinierten  Produktionsweise  verrichtet  werden  mufs, 
nicht,  soweit  sie  bedingt  ist  durch  die  historische  Form  des 
kapitalistischen    Produktionsprozesses    als  Verwertungsprozefs 

(369—376). 

Der  stattliclu-  Rest  des  fünften  Alischnitts  (bis  auf  ein  sehr 
lehrreiches  Schlufäkapitel  wirtschaftshistorischen  Inhalts)  ist  nun 
der  Darstellung  der  Lehre  von  den  Banken  und  vom  Kredit 
gewidmet.  Dafs  er  das  Schmerzenskind  in  jeder  Hinsicht  sei. 
wurde  von  uns  schon  eingangs  (S,  557)  hervorgehoben.  Ich  be- 
zweifele, dafs  er  viele  Freunde  in  seiner  ungefügen  Gestalt  ge- 
winnen wird.  Was  den  .Systenitheoretiker  an  ihm  etwa  noch 
interessiert,  .^ind  Ausblicke  auf  die  wirtschaftlichen  Krisen,  die 
er  allerdings  in  ziemlich  reichem  Mafse.  wenn  auch  vergraben 
unter  massenhaftem  Rohmaterial  —  seitenlangen  Auszügen  aus 
englischen  Bankenqueten  der  40 er  Jahre  enthält.  Das  übrige 
mag  der  Geld-  und  Kredit-Spc/ialist  nachprüfen.  Kür  unsern 
Zweck,  der  im  wesentlichen  darin  bestellt,  die  im  dritten  Bande 
zusammenlaufenden  Fäden  des  Marx  sehen  Systems  richtig  auf- 
zunehmen und  zu  ordnen,  können  wir  ohne  Schaden  auf  eine 
Wiedergabe  dieses  Teiles  verzichten  und  uns  auf  die  Angabe 
beschränken,  dafs  er  nicht  weniger  als  11  Kapitel  umfafst  und 
die  Seiten  386 — 448  der  ersten,  sowie  die  Seiten  1 — 132  der 
zweiten  Hälfte  des  dritten  Bandes  anfüllt 

Der  sechste  Abschnitt  (III  153—348)  bringt  uns  die 
Lehre  von  der  Grundrente  Verwandlung  von  Surplusprofit 
in  Grundrente*).  Dafs  die  Voraussetzung  fQr  die  Analyse  auch 
hier  rein  kapitalistische  Gestaltung  ist,  versteht  sich;  es  gilt,  ,die 
bestimmten  Produktions-  und  Verkehrsverhaltnisse  zu  betrachten, 
die  aus  der  Anlage  des  Kapitals  in  der  Landwirtschaft  ent- 
springen* (154).  Grundrente  wird  schlechtweg  als  die  „selbst- 
ständige, spezifisch-ökonomische  Form  des  Grundeigentums  auf 
Basis  der  kapitalistischen  Produktionsweise"  bezeichnet  (164). 
„Das  Eigentümliche  ist,  dafs  mit  den  Bedingungen,  worin  sich 
die  Agrikulturprodukte  als  Werte  (Waren)  entwickeln  und  mit 
den  Bedingungen  der  Realisation  ihrer  Werte  auch  die  Macht 
des  Grundeigentums  sich  entwickelt,  einen  wachsenden  Teil 
dieser  ohne  sein  Zulhun  geschaffenen  Werte  sich  anzueignen, 
ein  wachsender  Teil  des  Mehrwerte  sich  in  Grundrente  ver- 
wandelt" (179).  Marx  unter.-^cheidet  Difl'erentialgrundrente  und 
absolute  Grundrente.    Differentialrente  ist  ein  Surplusprofit,  der 
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durch  den  Ueberschufs  des  allgemeinen  Produktionspreises  der 
Waren  Qber  ihren  individuellen  Produktionspreis  entsteht  (181). 
sich  jedoch  dadurch  von  andern  Surplusprofiten  unterscheidet, 
dafs  er  nicht  aus  dem  Kapital  als  solchem,  sondern  aus  der  Ver- 
fflgung  Qber  eine  vom  Kapital  trennbare,  monopolisierbare,  in 
ihrem  Umfange  beschränkte  Naturkraft  entspringt  (186).  Die 
Differentialrente  erscheint  in  zwiefacher  Form:  als  Rente  von 
Kapitalanlagen  auf  fruchtbarerem  Boden  gegenüber  weniger  frucht- 
barem Boden  und  als  Rente  vom  produktiver  angelegten  Kapital 
auf  Boden  gegebener  Fruchtbarkeit.    (Differentialrente  I  und  II). 

Obwohl  Marx  in  seiner  DifferentiaUGrundrententheorie  mehr 
als  in  anderen  Partien  seines  Systems  einen  grofsen  Bestand  an 
Gedanken  von  den  Klassikern  übernimmt,  erscheint  seine  Lehre 
doch  keineswegs  als  eine  blofse  Umschreibung  der  klassischen 
Cirundrcntenthcorie.  Abgesehen  davon,  dafs  er  sie  in  ihren 
Kinzelheiten  von  der  Zentralsonne  seines  Systems  bescheinen 
lafst:  auch  in  der  Weiterführunj;  der  überkommenen  Gedanken- 
gange scheint  er  mir  nicht  Unbeträchtliches  zu  leisten.  Wenn 
ich  zusammenfassen  soll,  worin  ich  einen  wesenthchcn  Fortschritt 
gegenüber  Riearclo  und  seinen  Nachfolgern  ei  hlic  ke.  ist  es  dieses: 
bedeutsam  i.-.t  einmal  der  Versuch  einer  quantitativen  Erfassung 
und  Bestimmung  der  Rentenmasse,  des  „Rentals",  die  darauf 
begründete  Ableitung  einer  Rentrate  und  dergl.  (vgl.  8,207); 
vor  allem  aber  der  genauere  Nachweis  der  gegenseitigen  Ab- 
hängigkeit und  Bedingtheit  der  Differentialrenten  I  und  II  von 
und  durcheinander  (vgl.  z.  B.  S.  220).  Das  im  einzelnen  hier  zu 
verfolgen,  ist  nicht  die  Aufgabe  dieses  Resumös. 

Dafs  Marx,  ebenso  wie  Rodbertus.  dessen  „bedeutende 
Schrift  Ober  die  Rente"  er  anerkennend  hervorhebt  (311),  zur 
Annahme  einer  »absoluten  Grundrente",  d.  h.  einer  Rente 
von  der  schlechtesten  Bodenklasse  auf  Grund  seiner  allgemeinen 
ökonomischen  Theorie  gelangen  wQrde,  konnte  von  vornherein 
nicht  zweifelhaft  sein:  die  Basierung  der  Gestaltung  des  Wirt- 
schaftslebens auf  die  historisch  begründeten  sozialen  Machtver- 
h^iltnisse  mufs  notwendig  zu  dieser  Schlufsfolgerung  führen.  „Das 
blofse  juristische  Eigentum  am  Boden  schaflt  dem  Eigentümer 
keine  Grundrente.  Wohl  aber  giebt  es  ihm  die  Macht,  seinen 
Boden  so  lani^e  der  E.xploitation  zu  entziehen,  bis  die  ökonomi- 
schen Verhaltni.-..-.e  eine  Verwertung  desselben  erlauben,  die  ihm 
einen  Ueberschufs  aljwirft,  sei  es,  dafs  der  Boden  zur  ei}j;ent- 
lichen  Agrikultur  verwandt  werde,  sei  es  zu  andern  Produktions- 
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zwecken,  wie  Bauten  etc.  Er  kann  die  absolute  Quantität  dieses 
Beschäftigungsfeldes  nicht  vennehren  oder  vermindern,  wohl 
aber  seine  auf  dem  Markt  befindliche  Quantität"  (289/290).  Das 
Grundeigentum  stellt  sich  als  „Barriere"  dar,  an  der  ein  »Zoll** 
itkr  jede  neue  Kapitalanlage  auf  bisher  unbebautem  oder  unver- 
pachtetem  Boden  erhoben  wird  (295). 

Um  schliefslich  die  Grundrente  in  das  System  von  Marx  ein- 
zugliedern: jede  normale  Grundrente  kann  nur  ein  Bestandteil 
des  vom  agrikolen  Kapital  produzierten  Mehrwerts  sein.  Wo  sie 
also  nicht,  wie  die  Diflferentialrentc  aus  der  Differenz  zwischen 
Markt- Produktionspreis  und  individuellem  Wert  der  Ware  er- 
wachst, kann  sie  —  also  als  absolute  Grundrente  —  nur  aus  der 
Differenz  zwischen  der  höheren  Profitrate  in  der  Sphäre  dcr 
aj^rikolen  Produktion  überhaupt  und  der  allgemeinen  Profitrate 
erklärt  werden  (297). 

Der  letzte,  s i  e  1) e  n  t e  Abschnitt  unseres  Werkes  ( 349 — 422 ), 
der  sicii  betitelt  „Die  Revenuen  und  ihre  Quellen",  der  also 
der  „Lehre  von  der  Ve  rteilung"  in  der  Say'schen  Systematik 
entspricht,  kann  der  ganzen  Anlage  des  „Kapitals"  nach  nur 
polemischen  Inlialts  sein:  die  „Verteilung"  des  gesellschalllichen 
Produkts  ist  positiv  von  Marx  im  Zusammenhange  mit  der  Lehre 
von  der  Produktion  und  Zirkulation  zur  Darstellung  gebracht. 

So  wendet  er  sich  zunächst  im  48.  Kapitel  gegen  die  Unge- 
reimtheit des  von  ihm  als  „trinitarische  Formel"  bezeichneten» 
üblichen  Verteilungsschemas:  Kapital  —  Zins,  Boden  —  Grundrente, 
Arbeit  —  Arbeitslohn.  Wohl  hat  es  einen  Sinn,  meint  er,  Kapital, 
Boden  und  Arbeit  als  Anrechtstitel  auf.  Anteile  am  Nationalein- 
kommen anzusehen,  behandelt  man  sie  jedoch,  wie  es  hflufig  ge- 
schieht, als  Quellen  des  jährlich  disponiblen  Reichtums,  so  be- 
geht man  zunächst  den  Fehler,  ganz  disparate  Dinge  einander 
gleich  zu  setzen;  die  angeblichen  Quellen  verhalten  sich  zu  einander 
etwa  wie  Notariatsgebflhren,  rote  Rüben  und  Musik.  Sodann 
verfällt  man  dem  weiteren  Irrtum,  statt  die  lebendige  Produktiv- 
kraft bestimmte  Dinge  oder  gesellschaftliche  Produktionsverhält- 
nisse als  Reichtumsquellen  anzusprechen  (349  f.).  So  polemisiert 
das  49.  Kapitel  gegen  den  seit  Adam  Smith  nicht  wieder  ver- 
schwundenen Lapsus,  die  Warenpreise  in  Grundrente,  Profit  und 
Arbeitslohn  als  ihre  Bestandteile  aufzulösen;  das  50.  Kapitel  sucht 
die  Theorie  von  der  preisbildenden  Eigenschaft  der  Grundrente, 
des  Pi'  lits  und  Arbeitslohns  zu  widerlegen,  das  51.  Kapitel  ent- 
hält Apercus  über  den  historisch  bedingten  Charakter  der  kapi- 
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talistischen  Produktions-  und  Distributionsweise;  das  52.  Kapitel  . 
endlich  betitelt  sich  „Die  Klassen". . .  Es  umfafst  nur  zwei  Seiten, 
dann  folgt  der  Schlufsvermerk  von  Engels:  »Hier  bricht  das 
Manuskript  ab."  Wie  vieles  hätte  man  noch  erfahren  mögen! 
So  wie  es  dasteht,  ist  das  (^Kapital"  doch  nur  ein  machtiger 
Torso.  Nicht  nur  weil  das  Manuskript  abbricht;  auch  das  vor- 
hergehende, wissen  wir,  ist  nicht  das  letzte  Wort,  das  Marz  zu 
sprechen  hatte.  Zumal  der  letzte  Abschnitt,  der  offenbar  noch 
einmal  in  mächtigen  Strichen  die  GrundzOge  des  Systems  zu 
z  iclinen  berufen  war,  macht  einen  müden  Eindruck:  er  läfst  die 
Abnahme  der  gewaltigen  Kraft  des  Verfassers  nur  allzu  deutlich 
verspQren. . . 

Es  hat  etwas  wehmütige»  für  alle  Bewunderer  dieses  Cicnius: 
hier  so  mit  Hfliiden  greifen  /u  können,  wie  ein  greiser  Geist 
vorzeitig  langsam  zur  Rüste  ging.  . . 

III. 

Haben  wir  so  einen  l'cbcrbliek  gewonnen  über  den  hihalt 
des  dritten  I^ande>.  so  ist  die  nächste  l'rage.  die  sich  uns  auf- 
drängt, diese:  was  bedeutet,  was  leistet  dicker  neue  Teil  für  das 
Marx'sche  System?  Wie  aus  unserem  Resumc  schon  hervor- 
gegangen ist,  werden  sämtliche  Seiten  dieses  Systems  im  dritten 
Band  berQhrt.  Was  sich  jedoch  ganz  naturgcmftfs  in  den  Vorder- 
grund unseres  Interesses  drangt,  ist  die  Kernfrage  des  ökono- 
mischen Systems  von  Karl  Marx:  die  Wert-  und  Mehrwert-, 
somit  auch  Kapitaltheorie.  Sie  sollte  im  dritten  Bande  ihren 
Abschlufs  finden  und  auf  die  Ausführungen  dieses  Teils  wurden 
alle  diejenigen  vertröstet,  die  ihre  Bedenken  gegenüber  den  Dar- 
legungen, insbesonderedesersten  BuchesnichtunterdrOckenkonnten. 

Es  i>^t  bekannt,  dafs  man  —  neben  vielen  anderen  Einwänden 
gegen  die  Marx'sche  Kapitalthcorie  —  als  den  gewichtigsten  den 
geltend  machte:  sie  lasse  die  Ihatsache  eines  gleichen  Kapital- 
profits unerklärt,  weil  sie  als  einzig  mehrwertbildend  einen  in 
den  verschiedenen  Kapitalen  verhältnisniüfsig  ungleich  grofsen 
Bestandteil,  das  variable  Kapital  ansehe.  Lnst  nun  das  dritte 
Buch  dieses  sog.  Rätsel?  und  wird  damit  der  Haupteinwand 
gegen  die  Marx'sche  Kapitaltheorie  hinweggeräumt? 

Ich  glaube  nun.  dafs  der  dritte  Band   bei   der  Mehrzahl  der 
Leser  eine  und  dieselbe  Wirkimg  hervorbringen  wird,  die  schon 
die  Antworten   des  Kandidaten  jobses  auf  das  hohe  Prüfungs- 
kollegium ausübten:  ein  allgemeines  Schütteln  des  Kopfes! 
Archiv  Air  «os.  Gesctii;cbg.  u.  SutitUk.  VII.  38 
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Was  vernehmen  wir  denn  in  den  beiden  ersten  Abschnitten? 
Um  es  mit  einem  Wort  zu  sagen:  eine  kofnplete  Produktions- 
kosten- und  Profittheorie,  zwar  mit  ein  wenig  anderen 
Worten,  als  man  es  sonst  zu  hOren  gewohnt  ist,  aber  doch  in 
einer  Gedankenfilgung,  die  der  traditionellen  nicht  gflnzlich  ent- 
gegengesetzt ist 

Was  soll  das  neben  der  Werttheorie?  Bedeutet  das  einen 
Rflckzug  des  Verfassers?  Bedeutet  es  eine  Inkonsequenz  im 
System?  oder  was?  Zumal  diejenigen  Marxinterpreten  die 
schon  in  der  Wert-  und  Mehrwertlehre  des  ersten  Buches  nur 
eine  verschleierte  —  Froduktionskostentheorie  (I),  eine  „Variante 
der  Kostentheorie"  glaubten  erblicken  zu  sollen,  werden  sich  Ober 
diese  seltsamen  Abschnitte  des  dritten  Bandes  nicht  genug  ver- 
wundern können.  Die  meisten  aber  werden  die  „Losung"  des 
„DurclisclinittiHolitratcnrätscis".  wie  sie  nun  gegeben  wird,  gar 
nicht  als  eine  „Lösung"  zu  hrtrarlit<  n  geneigt  sein:  sie  werden 
meinen,  der  Knott-n  sei  durcliliautn.  aber  keineswegs  gelöst. 
Denn  wenn  nun  plötzlich  aus  der  Versenkung  eine  „ganz  ge- 
wöhnliche" IVochiktionskt  »stentheorie  auftauchte,  dann  bedeute 
das  eben,  dafs  die  berühmte  Wertlehre  unter  den  Tisch  gefallen 
sei.  Denn  wt  rin  ich  schh'esslich  doch  zu  den  Produktionskosten 
komme,  um  den  Profit  zu  erklären:  wozu  dann  der  ganze  schwer- 
fällige Apparat  der  Wert-  und  Mehrwerttheorie? 

Andere  wiederum  werden  anders  urteilen.  Sie  werden  in 
den  Ausführungen  des  dritten  Bandes  etwas  ganz  selbstverstän- 
liches  erblicken,  das  gar  nicht  anders  hatte  sein  können,  nach- 
dem einmal  die  vorhergehenden  Bocher  geschrieben  waren.  For 
sie  freilich  hat  auch  nie  ein  (yRatsd*  irgend  welcher  Art  be- 
standen. 

Woher  diese  auffallende  Verschiedenheit  des  Urteib?  Mir 
scheint  sie  begründet  zu  sein  in  der  verschiedenen  Auffassung 
vom  Wert  und  Mehrwert  bei  Marz.  Die  ganze  ttRatselhaftigkeit** 
hat  ihren  Ursprung  in  der  Unklarheit,  die  noch  heute  fast 
allgemein  Ober  den  Marx*schen  Begriff  des  Wertes  und  Mehr« 
wertes  herrscht.^) 

Wenn  BAhm-Bawerk  Ergebnifs  der  bisherigen  Man-Kritak  neoerdinbi« 
wieder  (Hdw.  St  VI,  688)  bezeichnet,  dafs  die  Marx'sche  Werttheorie  .vor 
der  gelehrten  Welt  wohl  endgiltig  als  unsnlSnglich  erwiesen*  ist. 
so  kann  ich  dem  hochgeschltzten  Gelehrten  hierin  nicht  beipflichten.  Die  Be- 
hauptung Böhm's  kann  schon  deshalb  nicht  richtig  sein,  weil  meines  Wissens 
die  Marx'sche  Werttheorie  Oberhaupt  noch  nicht  Gegenstand  der  Dis- 
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Wir  werden  daher  nur  dann  zu  einer  sachgemafsen  Wflrdi> 
gung  der  nun  im  dritten  Bande  zu  Ende  geführten  Untersuchungen 
ttber  das  Kapital  gelangen,  wenn  wir  zuvor  uns  Gewifsbeit 
darober  geschafft  haben:  welche  Bedeutung  hat  der  Wert 
in  dem  Ökonomischen  System  von  Marx. 

Zunächst  ist  dieses  klar:  was  im  ersten  Buche  nur  gelegent- 
lich angedeutet  war,  nun  aber  dritten  Buche  od  und  aus- 
drücklich ausgesprochen  wird:  der  Wert  tritt  in  dem  Aus- 
tauschverli  ältn  is  der  kapitalistisch-produzierten  Waren 
nicht  in  die  Erscheinung.  Er  bezeichnet  nicht  etwa  den  Punkt, 
um  den  die  Marktpreise  schwanken,  nach  dem  sie  gravitieren: 
auch  die  „Durciischnittspreisc"  entsprechen  keineswegs  den 
Werten.  Ks  ist  viehnchr  gerade  das  charakteristische  Merkmal 
der  kapitalistischen  rroduktionswcisc,  dafs  sich  die  Waren  der 
Kegel  nach  nicht  zu  ihren  Werten  austausciien,  d.  h.  im  \'vr- 
hclltnis  der  in  ihnen  enthaltenen  Arbeitstnengen,  dafs  es  vit.-imchr 
reiner  Zufall  ist,  wenn  die  Preise  den  Werten  äquivalent  sind. 
Die  im  „normalen"  Preise  für  eine  Ware  hingegebene  Geldmenge 
repräsentiert  also  durchgängig  ein  anderes  Wert-(Arbeits-)quantuni 
als  das  in  der  Ware  enthaltene.  Es  ist  daher  auch  möglich  und 
kommt  oft  genug  vor,  dafs  ein  Preis,  somit  ein  in  Geld  ausge- 
drQcktes  Wertquantum  fOr  Dinge  hingegeben  wird,  die  Oberhaupt 
keinen  Wert  haben,  d.  h.  solche  Dinge,  die  keine  Arbeit  gekostet 
haben,  wie  der  Boden,  oder  doch  nicht  durch  Arbeit  reproduziert 
werden  können,  wie  Altertamer,  Kunstwerke  bestimmter  Meister 
etc.  (IHK.  173,  183.  188). 

Weiter:  der  Wert  lebt  nicht  in  dem  Bewufstsein  der 
kapitalistischen  Produktionsagenten:  er  leitet  also  keines- 
wegs das  Kalkül  des  Kapitalisten.  Kr  .sj)ielt  aber  ebensowenig 
eine  Rolle  etwa  als  Distributionsfaktor  bei  der  Aufteilung 
des  gesellschaftlichen  Jahresprodukts.  Er  ist  auch  keineswegs 
eine  Bewufstseinsthatsache  der  Warenkitufer  und  Ver- 
käufer. Er  ist  also  mit  einem  Wort  keine  „Bedingung  wirt- 
>chaftlicher  Th.1tigkeit",  um  micii  der  von  Gerlach  gut  gewtlhl- 
ten  Ausdrucksweisc  zu  bedienen.  Ja.  wenn  der  „W^ert"  somit 
in  der  Erscheinungswelt  des  kapitalistisch  gestalteten  Wirtschafts- 
kussion gewesen  ist,  sondern  immer  nur  irgend  ein  Phantom,  das  sich  der  be- 
treffende Kritiker  vorgestellt  hatte.  Es  wäre  mir  eine  besondere  Genugtuung, 
wenn  Kfr.-idc  Böhm  «^rine  oben  angeführte  Ansicht  nacl»  I.cktörc  dieser  Stmii'- 
moditi/icrte.  Die  Marx'schc  rhcorie  mag  widerlegbar  sein,  aber  widerlegt 
i.Ht  sie  nicht. 

38* 


Digitized  by  Google 


574 


Werner  Sombart, 


lebens  keine  Existenz  hat.  so  hat  er  Oberhaupt  keine  Existenz? 
Diese  Schlufsfolgerung  wäre  übereilt.  Es  bleibt  offenbar  noch 
eine  Zufluchtsstätte  fflr  den  gescheuchten  Wert:  das  Denken 
des  ökonomischen  Theoretiker-.  In  d<r  Iliat:  will  man 
ein  Schlagwort  zur  Charakteristik  des  Marx'schen  Wertes  haben, 
so  ist  es  dieses:  sein  Wert  ist  keine  empirische,  sondern 
eine  gedankliclu  Thatsache. 

Aber  damit  sind  wir  noch  lange  nicht  am  Knde  unserer 
rntersucluingcn.  Kinstweilen  noch  ganz  von  der  Krage  ab- 
>tralii«  rl:  wclclu  ii  Wert  hat  dieser  Wert?  —  es  ist  noch  die 
genauere  ßesüiumung  jener  nur  formalen  Charakterisierung  not- 
wendii;. 

Zunächst  alxj:   der  Wertbegrifl"  i-l   ein  ilüll>inittcl  unsere- 
Denkens,  dessen   wir    uns   bedienen,    um   die   l'hc'lnomene  des 
Wirtschat'tslel)cns  uns  vet>tUndhrh   /u   machen,   er  ist  eine  lo- 
gische'» 1  hal-.ache.     Was   luer    die   Wertvorstellung  leistet  ist 
liie.^cs;    uns    die   als   Gebrauchsgüter    qualitativ  verschiedenen 
Waren    in    quantitativer    Bestimmtheit   erscheinen   zu  lassen. 
Es  ist  klar,  dafs  ich  dieses  Postulat  erfülle,  damit,  dafs  ich 
Käse,  Seide  und  Stiefelwichse  als  Nur-Produkte  abstrakt  mensch- 
licher Arbeit  denke,  und  sie  als  Arbeitsmengen,  deren  GrOfse 
durch  das  in  ihnen  enthaltene  dritte,  in  Zeitlflngen  mefsbare 
Gleiche  bestimmt  wird,  nur  quantitativ  auf  einander  beziehe.') 
Aehnlich   hat  sich  schon  Konrad  Schmidt   («Neue  Zeit". 
XI.  I,  72)  Ober  die  Bedeutung  des  Marx'schen  Werts  geäufsert: 
„Dieser  Wertbegriflf  ist  fllr  unser  Denken  unentbehr- 
lich, wenn  es  die  qualitativ  verschiedenen  Waren  als  kommen- 
surable Gröfsen,  als  welche  sie  sich  im  Austauschprozesse  be- 
thatigen(?),  erkennen  will."     Schmidt  scheint  mir  jedoch  die 
Wertvorstellung  auch  in  das  Bewufstsein  der  Tauschenden  legen 
zu  wollen,  wenn  er  dann  fortfährt:  „Nur  als  Gallerte  in  sich 
gleicher,  abstrakt  menschlicher  Arbeitszeit  erscheinen  die  Waren 
selbst  als  vergleichbar,  nur  so  begreift  es  sich,  dafs  sie  beim 

'.I  Ich  gebrauche  dk-äcn  Terrainus  der  Kürze  wegen,  obwohl  ich  mir  seiner 
Mehrdeutigkeit  im  philosophischen  ^nchgebrauch  durchaus  bewttssl  bin. 

*)  Marx  selbst  spricht  nirgends  klipp  und  klar  aus,  dafs  er  den  Wert  so 
verstanden  wissen  wollte.  Zahlreiche  Stellen  jedoch,  an  denen  er  den  Wert  als 

notwendiges  Requisit  der  Ökonomischen  Wissenschaft  bezeichnet,  an  denen  er 
mittelst  des  Wertes  Warenmengen  „gemessen"  werden  Ufst  etc.,  deuten  darauf 

hin,  (lafä  er  den  Weit  in  obie'  m  Sinne  verstanden  wissen  wollte.  Ich  verweise 
aus  dem  neuen  Bande  aut  die  Stellen  III  J,  313,  314;  III  II,  315,  376  f.,  394  f. 
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Au stauscliprozc  Ts  in  t^ewissen  Proportionen  einander  gleich- 
gesetzt werden  können." 

Will  das  besagen,  dafs  die  Wertvorstellung  bei  den 
rauschenden  vorausgesetzt  werden  niufs,  um  den  Vollzug  des 
Tauschaktes  zu  erklaren?  Dann  wQrde  der  Wert  allerdings  zu 
einer  «Bedingung  wirtschaftlicher  Thfltigkeit".  Während  es 
zuvor  den  Anschein  hat,  als  wolle  Schmidt  den  Wertbegriff 
lediglich  als  „Bedingung  wirtschafUichen  Denkens"  (ich  wähle 
diese  etwas  inkorrekte  Wendung,  um  den  antithetischen  Charak- 
ter zu  dem  Gerlach'schen  Ausdruck  deutlicher  hervortreten  zu 
lassen)  aufgefafst  wissen. 

Es  genOgte  aber  seiner  Zeit  dieser  verdienstliche,  wenn  auch 
noch  nicht  völlig  klare  Hinweis  Schmidts  auf  die  Bedeutung  des 
Werts  bei  Marx,  um  eine  sehr  lesenswerte  Entgegnung  aus  der 
Feder  Ihitjo  Lande's  hervorzurufen  (a.  a.  O.  S.  588),  in  der  mit 
Entrüstung  die  Schmidt'sche  Deutung  des  Werts  zurückgewiesrn 
wird  mit  drii  Worten  (S.  5^1 1:  „Das  Wertgesetz  ist  nicht,  wie 
Schmidt  zu  nuinrn  scheint,  ein  (>esetz  unseriös  Denken^,  fVir 
dieses  unentbehrlich,  um  uns  die  quahtativ  ver'^chiedenen  War<  ri 
als  kommen?iurable  CirfW'sen  erscheinen  zu  lassen.  Das  Weit- 
gesetz ist  vielmehr  sehr  realer  Natur,  es  i>t  ein  Naturgesetz 
menschlichen  Handelns,  es  ist  nichts  anderes  als  eine  Seite  des 
Gesetzes  der  Konkurren/"  u.  s.  \v.  So  sehr  anfechtbar  die 
weiteren  Ausführungen  Lande  s  a.  a.  O.  sind  und  den  jetzt  im 
dritten  Bande  des  „Kapitals"  entwickelten  Gedanken  viel  weniger 
sich  annähern  als  die  Schmidt'schen:  darin  hat  l4ind^  Schmidt 
gegenaber  entschieden  Recht,  dafs  das  „Wertgesetz*  im  Marx'schen 
System  durchaus  die  Rolle  eines  „Naturgesetzes*  (in  dem 
bekannten  Marx  sehen  Sinne)  wenn  auch  nicht  gerade  eines  Natur- 
gesetzes menschlichen  Handelns  spielt.  Man  vergleiche  die  fol- 
genden Stellen  (ich  zitiere  absichtlich  nur  aus  dem  dritten  Bande): 

Iin,  156  .  .  „Das  Wertgesetz  beherrscht  ihre  (sc.  der  Preise» 
Bewegung. 188  .  .  „Werte,  die  hinter  den  Produktionspreisen 
stehen  und  sie  in  letzter  Instanz  bestimmen. .  .  III"  417  .  . 
„als  .  .  Naturgesetz  wirkt  hier  das  (iesetz  des  Wertes  . .  und 
dazu  III  ',  297,  298.  III".  364,  396 f.,  404.  405. 

Besteht  nun  nicht  ein  unversöhnlicher  Widerspruch  zwischen 
diesen  beiden  Behauptungen:  dafs  der  „Wert"  bei  Mar.s  nur  ein 
„I  lülfsmittel  des  Denkens"  sei  und  das  „Wertgesetz"  als  „Natur- 
gesetz" das  gesamte  wirtschaftliche  Dasein  des  Menschen  in  letzter 
Instanz  beherrsche?    Ich  glaube  nicht. 
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Sehen  wir  uns  den  „Wertbtgrill"  näher  an.  Er  bestellt  darin, 
dafs  wir  uns  die  Waren  in  quantitativer  Bestimmtheit  und  Be- 
ziehung zu  einander  vorstellen.  Aber  etwa  als  Körper,  die  schwer 
sind?  Nein,  sondern  als  Arbeitsprodukte:  das  aber  ist  nun 
keineswegs  gleichgültig,  dass  wir  unserer  Wertvorstellung  gerade 
diesen  Inhalt  geben.  Denn  wir  konstatieren  damit,  dafs  wir  die  Waren 
als  Produkte  gesellschaftlicher  Arbeit  ansehen,  die  ökonomisch 
objektiv  relevanteste  Thatsache  in  ihnen.  OiTenbar  ist  das 
wirtschaftliche  Dasein  der  Menschen,  ist  ihre  materielle  Kultur  be- 
dingt durch  das  Quantum  wirtschaftlicher  GQter,  Ober  die  sie  in 
einem  gegebenen  Zeiträume  zu  verfügen  vermögen,  dieses  aber 
wiederum  ist,  von  allen  Nebenumständen  abgesehen,  die  Natur- 
bedingungen gleichgesetzt,')  in  der  Hauptsache  von  der  Entwick- 
lung der  gesellschaftlichen  IVoduktivkraft  der  Arbeit  abhangig. 
Diese  nun  ist  zunächst  nur  eine  technische  Thatsaclic  und 
somit  qualitativ  und  quantitativ  bestimmt:  sie  aulsert  sich  darin, 
daf«^  ciiu-  besonders  geartete,  d.  h.  konkrete  und  individuelle 
Arbeit  eine  Menge  qualitativ  hestiinmtcr  f "icbrauchsgiitcr  in  ge- 
;^'cf)en{  r  Zeit  zu  erzeugen  vermag.  Mittels  der  Wertvorsteliung 
nun  lösche  ich  die  (lualitative  L'nterschiedliehkeit  in  der  produk- 
tiven Arbeit  au--.  Iiuiem  ich  also  dii-  Waren  als  X'erkörperung 
unterschiedkiser.  abstrakt  gescllschaftlieiier  Arb(  it  denke.-)  thue 
ich  nichts  anderem,  als  den  lechnisclK  ii  Begrift"  der  Produk- 
tivität oder  l'i' iduktivkrafl  in  eine  adäquate  ökonomische  Form 
zu  kleiden  und  ihn  damit  für  ökonomisches  Denken  verwendbar 
zu  machen.  Der  Wertbegriff  in  materieller  Bestimmtheit 
bei  Marx  ist  nichts  anderes  als  der  ökonomische  Aus- 
druck fOr  die  Thatsache  der  gesellschaftlichen  Pro- 
duktivkraft  der  Arbeit  als  Grundlage  des  wirtschaft- 
lichen Daseins. 

Und  nun  das  „Wertgesetz"?  Dieses  in  formaler  Bestimmt- 
heit lautet:  Der  Wert  der  Ware  beherrscht  die  wirtschaft- 
lichen Vorgänge  —  sc.  in  einer  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung —  „in  letzter  Instanz". 

Setzen  wir  für  den  Wert  die  eben  gefundene  Begriffsbestim- 

'j  M.u  x  iiiiter>clici<1et  die  .1 1  u  r  \v  d  r  Ii  s  i  pc'  Produktivität  vtui  der  pc- 
scllscluulichca  rroduklivkraft  (vgl.  III  U,  172,  300).  Nur  IcUtcrc  kommt 
üh  Inhalt  der  Wert^'orstellung  in  Betracht. 

*i  »Wenn  wir  die  Arbeit  als  wertbildend  fixieren  (!),  betrachten  wir  sie 
nicht  in  ihrer  konkreten  Gestalt  als  l'roduktionsbedingung,  sondern  in  ihrer  fre- 
scllschaftlichen  Bestimmtheit«  (Hill,  358/59). 
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mung  ein,  so  hat  das  Wertgesetz  als  Gesetz  der  kapitalistischen 
Wirtschaftsordnung  ganz  allgemein  diesen  Inhalt :  DerWertder 
Waren  ist  die  spezifisch  historischeForm,  in  der  sich  die  in 
letzter  Instanz  alle  wirtschaftlichen  Vorgänge  beherr- 
schende gesellschaftliche  Produktivkraft  der  Arbeit  be- 
stimmend durchsetzt.  Der  Grad  der  gesellschaftlichen  Pro- 
duktivität der  Arbeit,  ihre  Veränderung  etc.  ist  es,  was  ohne  dafs 
es  dem  Produktionsagenten  oder  irgend  einem  wirtschaftenden 
Individuum  zum  Bewufstsein  konunt.  Ober  die  Preise,  Ober  die 
Mehrwertrate,  kurz  Ober  die  gesamte  Gestaltung  des  wirtschaft- 
lichen Lebens  am  letzten  Ende  „entscheidet",  d.  h.  der  indi- 
viduellen Willkür  teste  Cirenzen  setzt.  Man  wird  da^  .Marxsche 
System  nur  dann  richtig  verstehen,  wenn  man  einsieht,  dals  in 
seinem  Mittelpunkt  der  Begriff  der  Produktivität  steht,  der  seinen 
ökonomischen  Ausdruck  in  dem  Wertbegriffe  tindet.M 

So  scheinen  mir  die  in  Schmidt  und  Lande  vei  k^  a  j)erteii 
(j'-gensütze  ihren  Ausgleich  gefunden  zu  haben.  Der  .,  \^ert- 
begiiff"  ist  allerdings  ein  1  lülfsmittel  des  Denkens.  Dadurch 
aber,  dals  ich  zum  Gegenstand  dea  Wert»-,  d'iv  objektive, 
lür  das  Wirtschaftsleben  ausschlaggebende  i  hatbache  die  Pro- 
duktivkraft der  Arbeit  in  gesellschaftlicher  Bestimmtheit  —  mache, 
wird  das  „Wertgesetz"  thatsflchlich  zu  einem  das  gesamte  Wirt- 
schaftsleben beherrschenden  «Gesetz",  oder  vielleicht  korrekter 
»regulierenden  Prinzip".  Die  Bedeutung  der  Marxschen  Wert- 
lehre wQrde  also  darin  zu  suchen  sein:  dafs  sie  ftlr  eine  die  wirt- 
schaftliche Existenz  der  menschlichen  Gesellschaft  objektiv  be- 
herrschende technische  Thatsache  den  adäquaten  ökonomischen 
Ausdruck  gefunden  hat 

So  löst  sich  auch  der  scheinbare  Widerspruch  im  Marxschen 
System,  dafs  der  ^Wert  der  Ware"  nirgends  in  die  Erscheinung 
tritt,  noch  irgendwo  im  Bewufstsein  der  wirtschaftenden  Indi- 
viduen sich  vorfindet  und  doch  die  wirtschafUichen  Vorgänge  am 
letzten  Ende  regelt  und  beherrscht   Wir  «erfahren"  nichts  vom 

')  Es  dürltc  aub  un^>crcn  Ausführungen  hcr\ >  u  gt  lu  n ,  d.if>  liier  die  „Ai  - 
beUs>%''crttlieorie''  einen  ubaulut  anderen  Sinn  bat  als  in  der  üblichen  AutVa^^^uug, 
B.  bei  IMetzel,  Die  klassische  Werttheorie  etc.  (Jal>rl>ttdier  f.  N.-Oek.,  N-  F.. 
XX,  561  f.),  wo  die  Arbeit  sum  Inhalt  der  Wertvonlellung  gemacht  wird,  weil 
UQ*  der  Arbeitsaufwand  das  Gut  .wert'  macht  und  wir  es  im  Verhillms  tum 
^iuantum  der  aufgewandten  Arbeit  schätzen.  Das  ist  die  subjektivisti sehe 
Arbeitswertheoric,  dif-  auf  Adain  Smith  zurQckfQhrt,  keineswegs  auf  Ricardu, 
auf  den  »ich  Dietzel  ni.  L.  irrtümlich  beruft. 


Digitlzed  by  Google 


578 


Werner  Sombart, 


Wert;  er  vollzieht  seine  Wirksamkeit  „geheim"  (III",  -MM);  er 
ist  die  »verborgene  Ursache"  (III«,  405);  das  „Gesetz  des  Wertes* 
ist  ein  „inneres"  Gesetz  (IIP',  417)  u.  s.  f. 

Fassen  wir  so  den  WertbegritV  und  das  Wertgesetz  bei  Marx» 
so  werden  wir  das  Wesen  des  Mehrwerts  mOhclos  verstehen 
können.  Notwendig  für  das  Verständnis  i^t  nur.  dafs  wir  uns 
auf  den  Standpunkt  einer  wirtschaftenden  Gesellschaft  stellen. 
Ausgangspunkt  ist  die  gesellschaftliche  Arbeitszeit,  „das  Quantum 
Arbeit,  worüber  die  Gesellschaft  überhaupt  zu  verfügen  hat" 
(III".  418).  Dieses  Hndet  seinen  Ausdruck  in  einem  bestimmten 
Quantum  Produkt,  das  einen  bc^tinnnti  n  Wert  darstellt.' i  Mehr- 
wert ist  nun  in  formaler  Ut-stinunthcit  der  Wert  clcsjcnitxen  l*ru- 
duktrnquanlums,  das  einen  l  eberschuf^  ührr  den  ainlei  n  iigend- 
\\\c  lixierten  (Resti  Teil  des  i;e.sell,-.eharilichen  Produktes  bildet; 
VcrgegenstUndiichung  der  „Mehrarbeit"  der  Gesellschaft.  „Mehr- 
arbeit" würde  nun  z.  H.  auch  in  einer  sozialistischen  Gesellschaft 
geleistet  werden  müssen:  als  „Arbeit  über  das  Mafs  der  ge- 
gebenen Hedürfnisse  hinaus"  (III",  354):  sie  wäre  erheischt  „durch 
die  Assekuranz  gegen  Zufälle,  durch  die  notwendige,  der  Ent- 
wicklung der  Bedürfnisse  und  dem  Fortschritt  der  Bevölkerung 
entsprechende,  progressive  Ausdehnung  des  Produktionspro- 
zesses'* (ebenda). 

Die  Eigenart  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  besteht 
nur  darin,  dafs  ein  bestimmtes  Quantum  der  gesellschaftlichen 
Arbeit  vom  Kapital  angeeignet  wird :  dieses  vom  Kapital  angeeig- 
nete Quantum  gesellschaftlicher  Arbeit  ist  im  kapitalistischen 
Sinne  die  Gesamtmehrarbeit,  der  Mehrwert  (vgl.  z.  B.  III",  146). 
Es  fragt  sich  nur:  ist  dieses  angeeignete  Quantum  gesellschaft- 
licher Arbeit  quantitativ  bestimmbar?  Marx  antwortet  ja:  es  ist 
alle  tiberschicfsende  Arbeit  über  die  zur  Erhaltung  und  Reproduk- 
tion der  Arbeitskraft  notwendige  Arbeit  (z.  B.  III",  356).  Der  Wert 
des  gesellschaftlichen  Gesamtprodukt-.  t(  ilt  sich  also  in  zwei 
Hälften:  der  eine  Teil  stellt  sich  in  demjenigen  Produktenquantum 
dar.  das  zur  Erhaltung  etc.  der  produktiven  Arbeiter  notwendig 
ist,  der  andere  im  Rest  der  Produkte,  den  sich  die  Kapitalisten- 

1)  Dmb  der  jlhriiche  Produktenwert  thatsflchlich  grft&er  ist  als  das  jährliche 

Wertprodukt,  weil  er  vergangene  Arbeit  mitcnthält,  kann  hier  aufscr  Betracht 
bleiben.  Um  die  Teilung  in  notwendige  Arbeit  und  Mrhrarhcit,  auf  die  es  allein 
hier  ankommt,  zu  entwickeln,  kann  das  Wertprodukt  mit  dem  Produktwrrt  pl'-i.  Ii- 
iccsctzt  werdi  ti.  V^:l.  liierzu  Lcxis,  Die  Marx'sche  Kapitaltheoric  (Jahrbücher  hur 
N.-Ock.,  N.  F..  XI.  ilö85J.  S.  4521.). 
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klassc  aneignet. Der  Mehrwert  ist  also  nur  als  ..gesellschaft- 
liche 'fhatsache**  zu  verstehen. 

Es  entsteht  nun  die  weitere  Frage:  Wie  wird  das  Quantum 
.^oth wendiger*'  Arbeit  in  obigem  Sinne  näher  bestimmt.  Olfen- 
bär  ist  hier  eine  doppelte  Bestimmung  erforderlich.  Einmal  näm- 
lich mufs  der  Begriff  des  notwendigen  Arbeiters,  des  „produk- 
tiven** Teils  der  Bevölkerung  fixiert  werden,  sodann  gilt  es,  das 
fi^r  diese  produktiven  Arbeiter  notwendig  aufzuwendende  Arbeits- 
quantum zu  bestimmen. 

Wer  iät  „produktiv"  im  Sinne  von  Marx?  Wer  Werte 
bildet,  d.  h.  zusetzt.  Damit  sind  wir  noch  nicht  weiter,  denn: 
Wer  setzt  Werte  zu? 

Eine  embryonale  Marxi%ritik  meinte:  der  Handarbeiter.  Das 
ist  natürlich  falsch:  denn  schon  im  ersten  Huche  wird  ausdrück- 
licli  gt'sngt,  dafs  niclit  nur  die  Handarbeit,  sondern  ain  h  die 
leitende,  disponierende  Arbeit  produktiv  sei  (Vgl.  z.  B.  l  ^,  472^ 
473).  Im  dritten  Bande  erlahrcn  wir  genaueres:  wdhrt  nd  der 
„arme"  handarbeitende  Buchhaher  und  I\onnnis  keine  Werte 
schafft,  also  kein  „produktiver"  .Arbeiter  ist.  ist  ein  solcher  event. 
der  unter  Umständen  glünzc  nd  l)e/.ahlte  Direktor  einer  Aktien- 
gesellschaft, der  „managcr",  jene  Leiter  der  Proiiuktion,  die  von 
Marx  geradezu  als  „die  Seele  unseres  Industriesystems"  bezeichnet 
werden  (III  K  373>. 

Die  Antwort  auf  unsere  Frage  also,  die  wir  unter  Zuhilfe- 
nahme des  zweiten  Bandes  (vgl.  dort  z.B.  das  6.  Kapitel)  geben 
können,  ist  diese:  produktiv  «  Werte  schaffend  ist  diejenige  Ar- 
beit, die  gesellschaftlich  notwendig  ist  zur  Herstellung  von 
Gebrauchswerten  in  der  dem  jeweiligen  gesellschaft- 
lichen Bedürfnis  entsprechenden  Menge,  die  also  nicht 
nur  durch  den  eigenartig  historischen  Charakter  der  kapitalisti- 
schen Produktionsweise  bedingt  ist. 

Alle  im  eigentlichen  ArbeiLsprozefs  beschäftigten  Personen 
vom  letzten  Arbeiter  bis  zum  Leiter  des  Betriebes,  dessen  Ar- 
beiterschaft nun  als  „ Gesamtarbeiter''  erscheint  (Bd.  I  a.  a.  O.) 
alle  bei  der  Aufbewahrung,  dem  Transport,  der  Spedition  und 

Dasselbe  kann  auch  in  anderer  Weise  attsgedrOcIit  werden:  man  kann  die 
Gesamtarbeit  der  Arbeiterklasse  derart  teilen  .  ,  .,  „dafs  der  Teil,  der  die  Ge- 
samtlebensmittel  fflr  die  Arbeiterklasse  produziert  ^eingeschlossen  der  liicrfOr 
erheischten  Produktionsmittel),  die  notwendige  Arbeit  för  tlie  ganze  (JescII-^chaft 
Verrichtet.  Die  von  dem  jianzen  fihriern  Teil  der  Arbeiterklasse  verrichtete 
Arbeit  kann  als  Mehrarbeit  betrachtet  werden"  (Ul 172). 
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Zerteilung  (Detaillieren)  der  Produkte  thatigeii  Individuen  machen 
die  „produktive",  wertbildende  Arbeiterschaft  aus.  Der  Wert 
des  von  ihnen  bezogenen  Teils  des  gesellschaftlichen  Produkts 
stellt  die  „notwendige"  Arbeitszeit  dar.  Der  den  Obrigen  Per- 
sonen zufallende  Teil  repräsentiert  den  Mehrwert;  an  ihm  parti- 
zipieren also  zunächst  alle  durch  den  historischen  Charakter 
der  Produktionsweise  bedingten  „Arbeiter":  also  die  Leiter  und 
Disponenten  des  Produktionsprozesses  in  seiner  Gestalt  als  Ver- 
wertungsprozess  des  Kapitals,  ferner  alle  reine  Zirkulations- 
funktionen verrichtenden,  Werte  nur  realisierenden  Personen: 
sodann  die  Oberhaupt  nicht  arbeitenden  Renten«  und  Zins- 
empfänger; endlich  natQrlich  auch  die  gesellschaftlichen  Funk- 
tionäre: wie  Beamte.  Aerzte,  Prediger  etc. 

Fragt  sich  nun:  wie  ist  die  zur  Erhaltung  und  Reproduktion 
der  produktiven  Arbeiter  „notweiKÜge"  Arbeit  bestimmt?  Wenn 
wir  uns  die  Gesamtheit  der  produktiven  Arbeiter  als  Gesamt- 
arbeitskraft der  Gesellschaft  d»  ul  ' n  (und  diese  Vorstellung  in  ge- 
sellschaftlicher Form  ist  überall  notwendig,  um  Marx  zu  ver- 
stehen), so  fällt  die  Frage  mit  dt  r  andern  zusammen:  wie  hoch 
ist  der  Wert  der  Arbeitskraft.  Wie  deplaziert  di«-  immer 
wieder  gehörte  Meinung  von  der  Theorie  eines  Fxistenzmininiunis 
bei  Mar.\  ist.  ergiebt  sicli,  wenn  wii"  die  l'rage  in  dieser  — 
meines  Frachtens  allein  im  Sinne  von  Mvirx  liegenden  —  Be- 
ziehung auf  den  gesellschaftlichen  ( u  samtarbeiter  stellen. 

Es  liegt  auch  keineswegs  ein  Bedürfnis  vor.  in  dem  System 
tlie  Höhe  der  „notwendigen"  Arli«  it  auf  ein  .Minimum  zu  fi-xieren. 
l)afs  eine  Tendenz  in  der  isapit.illNtisclun  Tmcluktionsordnung 
herrscht,  das  Gros  der  Arbeiter  auf  ein  gewisses  Mindestmafs 
von  Subsistenzmitteln  zu  beschränken,  ist  eine  Sache  für  sich,  die 
aber  für  die  Struktur  des  Ökonomischen  Systems  von  Marx  ohne 
Belang  ist  Dieses,  so  verstehe  ich  es.  verlangt  nur,  dass  der 
Wert  der  Arbeitskraft  in  einer  gegebenen  Epoche  und  in 
einem  bestimmten  Lande  als  eine  bestimmte  Gröfse  an- 
genommen werden  kann. 

Marx  sagt  jetzt  im  dritten  Bande  wieder  ausdrOcklieh,  dafs 
dieser  Wert,  also  der  durchschnittliche  Arbeitslohn  (man  denke 
sich  etwa  die  Gesamtsumme  der  in  einem  Jahre  in  Deutsch- 
land bezahlten  Arbeitslöhne  und  Direktorialgehälter  dividiert 
durch  die  Zahl  der  Empfänger)  höher  oder  niedriger  Aber  dem 
„Existenzminimum"  (übrigens  ein  von  Marx  selbst  fast  nie  ge- 
brauchter Terminus)  stehen  kann.   Vgl.  z.  B.  IIP^  356:  «Der 
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Arbeiter  ....  i  liiak  unter  dem  Namen  Arbeitslohn  einen  Teil  de- 
Produkts, worin  sicli  der  Teil  seiner  Arbeit  darstellt,  tlen  wir 
notwendig»  Arbeit  nennen,  d.  h.  die  zur  lühaltung  und  Repro- 
duktion dieser  Arbeitskraft  notwendige  Arbeit,  .seien  die  Be- 
dingungen dieser  Erhaltung  und  Reproduktion  nun 
armUcher  oder  reicher,  günstiger  oder  ungünstiger." 

Und  femer  111"  395:  ,Der  wirkliche  Wert  der  Arbeitskraft 
weicht  von  diesem  physischen  Minimum  (» täglich  notwendige 
Lebensmittel)  ab;  er  ist  verschieden  je  nach  dem  Klima  und  dem 
Stand  der  gesellschalVlichen  Entwicklung;  er  hangt  ab  nicht  nur 
von  den  physischen,  sondern  auch  von  den  historisch  entwickelten 
gesellschaftlichen  BedQrfnissen,  die  zur  zweiten  Natur  werden. 
Aber  in  jedem  Lande  zu  einer  gegebenen  Periode  ist  dieser 
reguh'ercnde  durchschnitdiche  Arbeitslohn  eine  gegebene  GrOfse." 
Das  ist  die  Pointe. 

Erinnern  wir.  uns  nun  unseres  Ausgangspunktes:  wir  gingen 
von  dem  problematischen  Verliältnis  der  Wert-  und  Mehr> 
Wertlehre  zur  Produktionskosten-  und  Pro fi t th eorie  aus 
und  sagten. dals  tlie Beziehungen  der  beiden  zu  einander  ihres  rätsel- 
hallen Charakters  entkleidet  werden  würden,  sobald  das  Wesen 
von  Wtrt-  und  Mehrwert,  wie  es  Marx  verstanden  wissen  will, 
klar  gestellt  \vilre.  Es  fragt  sich,  ob  wir  die  uns  gesetzte  Auf- 
gabe gelöst  und  damit  den  richtigen  Standpunkt  gewonnen  haben. 
um  die  Ausführungen  im  dritten  Bande  würdigen  zu  können. 
Mich  dflucht,  ja. 

Zunächst  tritt  doch  wohl  das  eine  jetzt  offensichtlich  zu  Tage: 
dafs  formell  die  Produktionskosten  nichts  mit  dem  Werte,  und 
der  Profit  nichts  mit  dem  Mehrwerte  zu  schaffen  hat.  Mit  Wert 
und  Mehrwert  werden,  um  mich  eines  bei  Marx  beliebten  Aus- 
drucks zu  bedienen,  „gesellschaftliche  Thatsachen"  (gesellschafl- 
liehe  Produktivkraft  der  Arbeit  —  Verhältnis  zwischen  gesell- 
schaftlichem Mehrwert  und  notwendiger  Arbeit)  konstatiert  und 
unserem  Denken  zuganglich  gemacht;  Produktionskosten  und 
Profit  sind  an  sich  empirische  Thatsachen  des  individuellen,  pri- 
vaten Erwerbslebens.  Es  sind  Kalkulationsverhaltnisse  der  kon- 
kreten Produktionsagenten. 

Da  die  herrschende  Wirtschaftsordnung  durch  ihren  kapi- 
talistischen Charakter  gekennzeichnet  wird,  d.  h.   dadurch,  dass 
die  Produktion  auf  Betreiben  privater  Kapitalisten  in>zeniert  wird, 
ist  es  selbstverständlich.  bei  der  Berechnung  des  Auf- 

wandes, der  zur  Herstellung  einer  Ware  nötig  ist,  sowie  des 
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Gewinnstes,  der  dabei  gemacht  werden  kann«  das  verausgabte, 
bezw.  vorgeschossene  Kapital  die  einzige  in  Ansatz  gebrachte 
GrO(se  ist.  Der  Aufwand  an  Arbeit  ist  dem  Kapitalisten  ebenso 
gleichgUtig  wie  die  konkrete  Gestalt  seiner  Ware  als  Gebrauchs- 
gegenstand: sein  einziges  Interesse  ist  die  Verwertung  seines 
Kapitals:  was  geht  ihn  Wert  und  Mehrwert  an:  wenn  er  nur 
lohnende  Preise  und  Profit  erzielt.  „Was  die  Ware  dem  Kapi* 
talisten  kostet  und  w^as  die  Produktion  der  Ware  selbst  kostet, 
sind  . . .  zwei  ganz  verschiedene  GrOfsen.*  „Die  kapitalistische 
Kost  der  Ware  mifst  sich  an  der  Ausgabe  an  Kapital*  (III',  2i. 

Den  rein  rmpirischen  Charakter  des  Profus,  als  des  \m  Be- 
wvifstsciii  des  Produktionsagenten  lebenden  Zwecks  und  Ziels 
aller  Produktion,  drückt  der  auch  von  Marx  (III 11)  zitieite 
Satz  von  Malthus  vortrefflich  aus:  „der  Kapitalist  erwartet 
gleiclu  n  \'<>rteil  auf  alle  Teile  des  Kapitals,  die  er  vorstreckt." 

Dats  also  auch  der  vom  individuellen  Kapitalisten  erzengte 
Mehrwert  forniell  in  gar  keiner  Beziehung  zu  seinem  I*rot:t 
-teht.  leuchtet  ein.  Ich  hahe  nie  hegreifen  können,  wie  man 
einem  halbwegs  zurechnungsfähigen  Mcnsclien.  der  doch  Marx 
trotz  alledem  ist,  eine  solche  Ah>urdität  hat  zutr.iuen  können, 
die  individuell  erzeugten  Mehrwcile  in  X'erhindung  mit  den 
Profiten  zu  l)ringen.  Ks  wäre  gar  nicht  mehr  eine  falsche 
Theorie,  e-^  wäre  einfacher,  platter  Blödsinn,  eine  irgend  welche 
Relation  zwischen  individuellem  Mehrwert  und  Proht  zu  kon- 
statieren und  etwa  das  Riesenkapital,  das  in  einem  Hochofen 
oder  einer  elektrischen  Beleuchtungsanlage  steckt,  mit  den 
kümmerlichen  Mehrwertbrocken  abspeisen  zu  wollen,  die  die 
Handvoll  beschäftigter  Arbeiter  gemftfs  der  Marx'schen  Theorie 
allein  liefert  .  .  . 

Dafs  nun  aber  trotzdem  die  Wert-  und  Mehrwertlehre  im 
Marx'schen  System  mehr  als  einen  dekorativen  Charakter  hat. 
geht  wohl  aus  unserer  vorigen  Darstellung  deutlich  genug  hervar. 
Sie  leistet  ihm,  haben  wir  gesehen,  einen  doppelten  Dienst: 

1.  ist  sie  das  notwendige  Requisit,  die  Phänomene  der  wirt- 
schaftlichen Welt  unserm  Denken  zugänglich  zu  machen; 

2.  ist  sie  die  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  regelnde  und  be- 
stimmende Instanz:  durch  sie  führt  Marx,  wenn  ich  recht  sehe. 
Gesetzmässigkeit  in  das  Wirtschaftsleben  ein. 

Deshalb  besteht  materiell  all«  rdings  ein  sehr  bedeutsamer 
Zusammenhang  zwischen  Produktionspreisen  und  Werten,  Prorit 
und  Mehrwert. 
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Die  Preise  sind  in  letzter  Instanz  bedingt  durch  den  gesell- 
schaftlich notwendigen  Aufwand  zur  Erzeugung  der  Waren» 
deren  „Wert,"  der  unmittelbar  erscheint  in  dem  Etnflufs  der 
wechselnden  Produktivkraft  der  Arbeit  auf  Sinken  und  Steigen 
der  Preise,  auf  ihre  Bewegung. 

Die  Profite  sind  geregelt  durch  das  Verhältnis  der  Mehr- 
arbeit  zur  notwendigen  Arbeit:  ist  doch  der  Gesamtmehrwert 
gleich  dem  Gesamtprofit.  Warum  deshalb  die  Profitrate  in  einem 
gegebenen  Moment  20  pCt  und  nicht  200  pCt.  oder  20O()  pCt  i^^t. 
hängt  notwendig  ab  von  dem  Gesamtnichrwert  der  Gesellschaft, 
der  unter  die  Kapitalisten  aufgeteilt  wird  u.  s.  w.  .  .  .  £s  kann 
nicht  die  Aufgabe  dieser  Skizze  sein,  nun  im  einzelnen  die  aus 
dem  Wert-  und  Mihrwertgesetz  folgende  Bedingtheit  der  wirt- 
schaftlichen X'org.tnge  darzustellen.  Denn  das  hiefsc  das  Marx- 
-,chc  System  reproduzieren,  dessen  Inhalt  ja  in  nichts  anderem 
besteht,  als  dies  zu  leisten. 

Man  mache  .sich  die  Stellung  des  Wertgesetze  s  im  Marx  sehen 
System,  so  wie  ich  sie  zu  fassen  vi  rsucht  habe,  klar  und  man 
wird  begreifen,  was  Marx  mit  der  oft  wiederholten,  aber  meines 
ICrachtens  selten  verstandenen  Wendung  meint:  er  wolle  nicht 
eine  Theorie  der  wirtschaftlichen  Erscheinungen  geben,  sondern 
die  „innere^  Gesetzmäfsigkeit  der  kapitalistischen  Wirtschafts- 
ordnung aufdecken. 

Er  hat  auch  ftlr  die  politische  Oekonomie  den  Satz  requiriert: 
dafs  die  Wissenschaft  da  anftogt,  wo  der  gesunde  Menschen- 
verstand aufhört  Er  erinnert  (III  ^\  312)  an  das  Wort  Hegels, 
das  diesen  Gedanken  ausdrückt:  dafs,  „was  der  gemeine  Menschen- 
verstand irrationell  findet,  das  Rationelle  und  sein  Rationelles 
die  Irrationalität  selbst  ist."  „Alle  Wissenschaft  wäre  Ober- 
JlÜssig,  wenn  die  Erscheinungsform  und  das  Wesen  der  Dinge 
unmittelbar  zusammenfielen"  (ib.  352):  es  ist  deshalb  „ein  Werk 
der  Wissenschaft,  die  sichtbare  blofs  erscheinende  Bewegung  auf 
die  innere  wirkliche  Bewegung  zu  reduzieren"  (III  ^  297).  Die 
Aufgabe  des  „Kapitals"  ist  es  dementsprechend,  „nicht  die  wirk- 
liche Bewegung  der  Konkurrenz,  sondern  nur  die  innere  Organi- 
sation der  kapitalistischen  Produktionsweise,  so  zu  sagen  in 
ihrem  idealen  Durchschnitt  darzustellen'".  (III  ^\  367).  Alle  diese 
zum  Teil  nicht  völlig  klaren  Aeufscrungen  laufen  sämtlich  aber 


')  Richtung  „Scylla"':    V^I.  Röiun,  Wert,  Kosten  und  Grenznutzen  (Jalir- 
bflcher  f.  N.-Ock.    Dritte  Folge,  III.,  330). 


Digitized  by  Google 


584  Werner  Sombart, 

auf  dieselben  Grundgedanken  hinaus,  die  ich  im  Vorhergebciiden 
aus  dem  ökonomischen  System  herauszuschalen  versucht  habe. 

In  diesem  Sinne  etwa  habe  ich  in  letzter  Zeit  stets  die  öko- 
nomische Lehre  von  Marx  entwickelt»  wo  sich  eine  Gelegenheit 

dazu  bot.  Der  dritte  Band  brachte  mir  im  allgemeinen  eine 
klipp  und  klare  Bestätigung,  dafs  meine  Auffassung  die  richtige 
gewesen  war.  Nur  bei  der  Lektüre  einzelner  Stellen  sind  mir 
Bedenken  aufgestiegen.  Ich  weifs  nicht,  ob  es  mein  mangelhafte» 
Verständnis  oder  eine  nicht  ganz  behobene  l'nklarheit  bei  Ma  x 
ist,  was  diese  Bedenken  erzeugt  hat  Einige  Male  nämlich  habe 
ich  den  Eindruck  gewonnen,  als  ob  Marx  die  strenge  Scheidung 
zwischen  dem  Mehrwert  und  dem  ProHt  aufhöbe  und  einen 
empirischen  Zusammenhang  zwischen  beiden  herstellen  wollte. 
Das  geschieht  z.  B.  in  einzelnen  Bemerkungen  in  d<  r  Lehre  von 
der  Grundrente,  auf  die  ich  hier  nicht  n.lher  eingehe,  vor  alleüi 
aber  in  der  Leine  von  cier  .\  u->gleichung  der  allgemeinen 
Profitrate  durch  die  Konkurrenz.  Hier  könnte  es  den  Ari- 
schein gewinnen,  als  meinte  Marx,  dafs  nicht  nur  theoretisch,  d.  h. 
bei  drui  wissenschaftlichen  Svstemaufbau,  wo  es  natüriicii  durchau- 
ani  Llatze  ist.  sondern  aucii  empirisch,  oder  wie  Mar.x  sagt, 
„historisch"  der  Mehrwert  in  einer  individuellen  Produktions- 
sphäre der  Punkt  wäre,  von  dem  die  kapitalistische  Produktion 
ihren  Ausgang  nähme,  als  ob  also  thatsächlich  infolge  der  un- 
gleichen Zusammensetzung  der  Kapitalien  aus  c  und  v  sich 
zunächst  der  Regel  nach  ungleiche  Profite  herausstellten  und  all* 
mälig  sich  die  ungleichen  Profite  durch  HinQber-  und  Herflber« 
wandern  der  Kapitalien  zu  einem  Durchschnittsprofit  ausglichen 
infolge  der  entsprechend  gesenkten  oder  gesteigerten  Preise. 
Wenn  das  die  Meinung  von  Marx  wflre,  so  wOrde  sie  m.  £.  aui 
einem  grofsen  Irrtum  beruhen:  sie  wäre  logisch  und  empirisch 
gleich  falsch.  Logisch:  denn  es  wflre  ein  entschiedener  Abfall 
von  dem  ganzen  kitenden  Gedanken  des  „Kapitals**,  die  gesell- 
schaftliche Thatsache  der  Mehrwerterzeugung  mit  der  individuellen 
der  Kostengestaltung  zusammenzuwerfen.  Sie  wäre  aber  auch 
empirisch  falsch,  denn  nie  und  nimmer  hat  sich  die  Entwicklung 
in  der  angegebenen  Weise  vollzogen,  noch  vollzieht  sie  sich  so. 
was  doch  wol  wenigstens  bei  jedem  neu  aufkommenden  Ge- 
schäftszweig der  Fall  sein  müfste.  Wäre  jene  Auffassung  richtig, 
so  würtle  man  sich  das  Vordringen  des  Kapitalismus  historisch 
offenbar  ^o  zu  denken  haben,  dafs  er  zunächst  die  Sphäre  nii: 
vorwiegend  lebendiger  Arbeit,  also  nun  unter  durchschnittliche! 


Digitized  by  Google 


Zur  Kritik  des  Ökonomischen  Systems  von  Karl  Marx. 


585 


Kapitalzusammensetzung  (kleines  c,  grofses  v)  okkupiert  habe 
und  dann  langsam  in  andere  Sphären  Obergegangen  sei  in  dem 
Mafse,  ab  durch  Ueberhandnehmen  der  Produktion  in  jenen 
ersten  Sphären  die  Preise  gesunken  wären.  In  einer  Sphäre 
mit  Hervortreten  der  Produktionsmittel  gegenüber  lebendiger  Ar- 
beit hätte  er  bei  einem  Angewiesensein  auf  den  individuell  er- 
zeugten Mehrwert  naturgemäfs  in  den  Anfängen  einen  so  win- 
zigen Profit  realisiert,  clafs  ihn  nichts  verlockt  hätte,  in  jene 
Sphnre  zu  wandern.  Nun  beginnt  aber  die  kapitalistische  Pro- 
duktion historisch  sich  z.T.  gerade  auch  in  Produktionszweigen  der 
letzteren  Art  zu  entwickeln:  Bergbau  etc.  Das  Kapital  hätte  keine 
Veranlassung  gehabt,  aus  der  Zirkulationssphäre,  wo  es  sich  sehr 
wol  fohlte,  in  die  Produktionssphüre  überzugehen  ohne  Aussicht 
auf  einen  „landesüblichen  Profit",  welcher,  das  mufs  doch  bedacht 
werden,  vor  :dlcr  kapitalistischen  Produktion  im  konmicrziellen 
Profit  existieite.  Ai)er  man  kann  die  Irrtümlichkeil  jener  An- 
nahme aucii  von  der  andern  Seite  her  erweisen:  Wenn  in  Sphürcn 
mit  vorwiegend  lebendiger  Arbeit  in  den  Anfängen  kapitalistischer 
Produktion  exorbitant  hohe  Profite  gemacht  würden,  so  setzte 
das  voraus,  dafs  das  Kapital  mit  einem  Schlage  den  betreffenden 
bisher  selbständigen  Produzentenkreis  als  Lohnarbeiter  beschäf- 
tigte, d.  h.  sage  zum  halben*  Verdienstsatze»  als  sie  vorher  ein^ 
genommen  hatten  und  die  Differenz  bei  zunächst  den  Werten 
entsprechenden  Warenpreisen  völlig  in  seine  Tasche  steckte.. 
Was  weiter  eine  vollständig  unrealistische  Vorstellung  wäre:  die 
kapitalistische  Produktion  hat  mit  deklassierten  Existenzen  in  zum. 
Teil  ganz  neu  geschaffenen  Produktionszweigen  begonnen  und 
ist  sicher  bei  der  Preisfestsetzung  sofort  von  der  Kapitalauslage 
ausgegangen. 

Wie  aber  die  Annahme  einer  empirischen  Anknüpfung  der 
Profitrate  an  die  .Mehrwertrate  historisch»  d.  h.  für  die  Anfänge 
des  Kapitalismus  falsch,  ebenso  und  noch  mehr  lür  die  Zustände 
entwickelter  kapitalistischer  Produktionsweise.  Ob  heut  ein  Be- 
trieb mit  noch  so  hoher  oder  noch  so  niedriger  Kapitalzusammen- 
setzung sich  aufthut:  die  Preisfestsetzung  >einer  Produkte  und 
flie  Berechnung  (und  Realisierung)  des  Profits  erfolgt  ausschliefs- 
lich  auf  Grund  der  Kapitalauslage. 

Wenn  zu  jeder  Zeit,  früher  wie  jetzt,  unausgesetzt  in  der 
That  Kapitale  von  einer  Produktionssphäre  in  die  andere  wandern, 
so  hat  das  seinen  Hauptgrund  gewils  in  der  Ungleichheit  der 
Profitraten-   Aber  diese  Ungleichheit  rOhrt  ganz  sicher  nicht  von 
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der  organischen  Zusammensetzung  der  Kapitalien,  sondern  von 
irgend  welchen  Ursachen  der  Konkurrenz  her.  Die  heute  noch 
am  ehesten  florierenden  Produktionszweige  sind  z.  T.  gerade  solche 
mit  sehr  hoher  Kapitalzusammensetzung,  wie  Bergwerke,  chemische 
Fabriken,  Bierbrauereien,  DampfmOllereien  etc.  Sind  das  Ge- 
biete, aus  denen  sich  Kapitalien  zurOckgezogen  haben,  ausgewan- 
dert sind,  bis  die  Produktion  entsprechend  eingeschränkt  wurde 
und  die  Preise  stiegen? 

Wo  man  die  Sache  auch  angreifen  mag:  es  widerspricht  der 
realen  Entwicklung  der  Dinge,  dafs  die  Profitraten  sich  in  An- 
knOpfung  an  die  Mehrwertraten  gebildet  haben,  dafs  sie  Ober- 
haupt in  irgend  welchem  empirischen  Zusammenhange  unter  ein- 
ander stehen. 

Ich  wiederhole:  (ine  >olc!ie  Hypothese,  wie  sie  hier  von 
Marx  im  X.. Kapitel  des  3.  Bandes  gemacht  zu  sein  scheint  — 

ich  sagte  schon,  die  Ausdrucksweise  ist  nicht  frei  von  Unklar- 
heiten —  ist  nicht  nur  entbchrhch,  unnütz  für  das  ökonomische 
System  von  Marx:  e-  würde  geradtzu  einen  Schnnheitsfehh^r  an 
diesem  System  bedeuten,  wollte  man  die  I  lypothese  aulreclu  er- 
halten. 'I  henretisch  natürlirli  mufs.  um  zur  Profitrate  zu  gelangen, 
der  Ausgangs|ninkt  von  der  Mehrwertrate  genommen  werden: 
empirisch  ganz  gewils  nicht,  jene  ..Ausgleichungen"'  hoher  und 
niedriger  Prohtraten  bei  Kai)italien  verschiedener  organischer 
Zusanmiensetzung  zu  einer  Durchschnittsprolitrate  sind  Denkope- 
rationen, aber  keine  X'orgängc  des  wirklichen  Lebens.  Das  will 
ich  denn  auch  als  die  Meinung  von  Mar.x  annehmen,  solange  mich 
nicht  Engels  des  Gegenteils  versichert.  Aber  auch  dann  würde 
ich  an  dieser  Stelle  nur  eine  Uuvollkommenheit,  eine  Inkonse- 
quenz des  Marxschen  Gedankenganges  erblicken,  die  er  wahr- 
scheinlich bei  Selbstvollendung  seines  Werkes  Oberwunden  haben 
wQrde. 

IV. 

Im  Eingang  dieser  Studie  sprach  ich  es  schon  aus,  dafs 
eine  irgendwie  erschöpfende  Kritik  des  Marx'schen  Systems 
jetzt  schon  zu  geben,  eine  kaum  lösbare  Aufgabe  sein  wQrde. 
Jedenfalls  halte  ich  mich  dazu  im  Augenblicke  keineswegs  (Üt 
berufen. 

Nicht  als  glaubte  ich,  der  Marxismus  sei  Oberhaupt  einer 
Kritik  nicht  zugänglich.  Ganz  gcwifs  bietet  er  für  eine  solche 
Angriffspunkte  genug.  Freilich  wird  es  meines  Erachtens  immer 
nur  auf  eine  Weiterentwickelung,  nicht  auf  eine  „Widerlegung* 
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ankommen.  Mit  der  mag  sich  der  politische  Streber  belassen; 
für  den  Gelehrten  kann  es  sich  doch  wohl  bei  einem  irgendwie 
fundierten  Systeme  nicht  um  eine  „Widerlegung"  handeln.  Oder 
sind  Quesnay,  Smith,  Ricardo  und  alle  die  andern  führenden 
Geister  etwa  (pWideiiegf?  Sie  haben  das  ihre  geleistet,  haben 
einen  Baustein  zu  dem  Gebäude  der  Wissenschaft  geliefert,  man 
hat  ihre  IrrtQmer  vergessen  und  ihre  Wahrheiten  verwertet.  So 
wird  es  auch  mit  Marx  gehen.  Ja,  man  darf  sich  freuen  auf  den 
Kampf,  der  gerade  um  den  Marxismus,  einen  der  exponiertesten 
Posten  der  politischen  Oekonomie  entbrennen  wird.  Es  wird 
ein  fröhliches  Jagen  entstehen,  die  Geister,  durch  die  Grenz- 
nutzler  nun  endlich  aus  ihrem  Schlummer  erweckt,  werden  gar 
heftig  aufeinander  platzen.  Aber  das  gerade  ist  ja  trefflich,  in 
majorem  scientiae  gloriani  zu  streiten. 

Es  wird  manchen  Fachgenossen,  namentlich  unter  den  Ael- 
teren  geben,  der  bei  diesen  Worten  ein  Lächeln  nicht  unter- 
drücken  kann:  ob  es  denn  wirklich  Ernst  sei,  einen  längst  Begra- 
benen wie  den  Karl  Marx  wieder  von  den  Toten  zu  erwecken, 
sein  zehnmal  „widerlegtes"  System  wieder  zum  Ciegenstandc  der 
Kritik  machen,  ja  es  geradezu  in  den  Mittelpiuiki  der  wissen- 
-schattlichen  Diskussion  stellen  zu  wollen.  Nun.  wir  jüngeren 
werden  schon  dafür  sorgen,  dals  ihnen  das  Lachen  mälig  vergeht. 
Wir  ->ind  der  Meinung,  dafs  wir  nicht  am  Ende,  sondern  just  am 
Anlang  der  Marx-Kritik  stehen.  Und  können  unser  Verwundern 
nicht  ganz  unterdrücken,  dafs  man  überhaupt  schon  von  einer 
„Kritik*  hat  reden  wollen,  ehe  —  das  System  fertig  war! 

Freilich  —  wenn  die  neu  beginnende  Marx-Kritik  jenen  er- 
freulichen  Charakter  bekommen  soll,  den  jeder  grofse  Streit 
wissenschaftlicher  Meinungen  hat,  so  wird  zuvor  Eine  Bedingung 
notwendig  erfüllt  sein  mflssen:  man  soll  Marx  erst  einmal  richtig 
verstanden  haben  und  nur  bekämpfen,  was  er  meint,  nicht  was 
«r  vielleicht  gemeint  haben  könnte.  Es  ist  eine  höchst  unerfreu- 
liche und  undankbare  Aufgabe,  in  aller  Kritik  immer  nur  die 
Quid  pro  quos  nachweisen  zu  müssen,  deren  sich  der  betreflfende 
Kritiker  in  seiner  Wiedergabe  der  Marx  schen  Gedanken  schuldig 
gemacht  hat.  Deshalb  hielt  ich  eine  kurze  Skizzierung  der  Grund- 
gedanken des  ökonomischen  Systems  von  Marx  für  keineswegs 
fiberflüssig. 

Wird   man   sich,  ehe  man  nun  die  Kritik  erötVnet.  erst  der 
Mühe   unterziehen,   in   den   Geist  des  Marxismus  einzudringen, 
so  dürfen  wir  uns  auch  der  frohen  Hoffnung  hingeben,  dals  zu- 
Archiv für  sot.  Gesetsgebg.  u.  Statistik.   VII.  39 
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nächst  einmal  alle  die  meist  falschen  traditionellen  Einwände 
gegen  Marz,  die  nun  seit  fast  30  Jahren  unsere  LehrbQcher 
zieren,  in  das  Reich  der  Schatten  wandern  werden.  Ich  will  die 
zum  hoffentlich  baldigen  Untergänge  bestimmte  „wohlbekannte 
Schar"  im  Folgenden  Icurz  Revue  passieren  lassen  und  bitte  die 
respektiven  Vdter  oder  Adoptivväter  dieser  mifsratenen  Geistes- 
sprofslinge  ebenso  dringend  wie  herzlich,  eine  irgend  passende 
Gelegenheit  nicht  zu  versflumen,  um  die  Kinderchen  dort  zu 
versenken,  wo  es  am  tiefsten  ist.  Zur  leichteren  Orientierung 
fohre  ich  je  einige  Stellen  aus  dem  dritten  Bande  an,  an  denen 
die  nötige  Auskunft  Ober  die  „Fragen"  zu  erlangen  ist.  Ich  be- 
schränke mich,  wie  ülx  rhaupt  in  dieser  Studie  auf  das  ökono- 
mische System  von  Marx,  lasse  also  sowohl  die  |)hilosopi^chen 
Grundlagen  des  Marxismus  wie  auch  die  ihm  eigentümliche 
Theorie  der  Ökonomischen  und  sozialen  Entwickelung  aufser 
Betracht. 

1.  Obenan  marschiert  ein  fast  zum  Dogma  gewordener  Satz, 
der  in  allen  traditionellen  Literatiirgt  schichten  der  National- 
ökonomie einen  gesicherten  Besitzstand  erworben  hat:  dafs  Marx, 
wie  (Iberhaupt  die  „wissenschaftlichen  Sozialisten"  zwar  eine  Be- 
deutung (ür  die  „Kritik"  iler  Nationah^kom  »mic  hätte,  aber  keine 
für  die  „positive  Weilerbildung"  der  ^Vi^>cnschaft.' »  Ich  hal>e 
das  nie  recht  begreifen  können.  Meines  Krachten:-  kommt  doch 
für  die  „positive  Weiterbildung  der  ökonomischen  Theorie"  neben 
der  österreichischen  Schule  gerade  und  voriuhnilich  der  „wissen- 
schaftliche Sozialismus"  in  Betracht?  Jedenlall.«^  hat  er  doch  ein 
festgefügtes  System  hinterlassen.  .  . 

Das  ist  natürlich  ein  Punkt,  der  nicht  mit  ein  paar  Stellen- 
nachweisen erledigt  werden  kann;  ich  fahre  ihn  hier  nur  an, 
weil  ich  ihn  fbr  das  ttpmw  ^mdoQ  der  traditionellen  Marx-Kritik 
halte,  aus  dessen  IrrtQmlichkeit  viele  andere  Mifsverstflndnisse 
gefolgt  sind. 

2.  Auch  nicht  kurzer  Hand  erledigen  läfst  sich  die  Behaup* 
tung:  Marx  habe  gar  kein  Verständnis  für  die  Leistungen  des 
Kapitalismus,  fbr  die  historische  Bedingtheit  und  historische  Be- 

'  i  So  auch  \vn  tl(  r  in  der  sehr  loc  ii-vM-rtcii  Antrittsx  orh  suiii;  «  incs  V'rrtrcteiS 
der  unter  Lonas  Kiuflufs  stehenden,  Marx  sonst  verherrlichenden  jungitaliciiischea 
Schttlei  des  jetzt  igen  Modenaer  Professon  Ugo  Rabbeno,  L*odterna  crisi  nella 
scienia  economica,  abgedruckt  in  der  sRifoma  sociale'  I  (1894)  p.  850 — 879$ 
auch  französisch  erschienenen  in  der  .Rewe  sociale-  et  poGtique*  1894^ 
No.  6. 
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rrchtigung  der  kapitalistischen  Wirtschaftsordnung  und  damit 
auch  nicht  lür  die  ^Leistungen  "  des  Kapitah'sten  in  Person.  Hat 
man  die  dithyrambische  V'erlierrHchung  der  historischen  Mission 
des  Kapitaiismus  schon  im  konnnunistischcn  Manifest  nie  ge- 
lesen? Einstweilen  will  ich  aber  nur  ein/.elne  Stellen  aus  dem 
dritten  Band  des  Kapitals  anziehen.  Man  vergleiche  etwa  (aufser 
den  folgenden  Stellen,  in  denen  von  der  Funktion  des  Kapi- 
talisten die  Rede  ist.  nämlich  IIP.  116,  358  f.,  365  — )  im  zweiten 
Teil  S.  140,  wo  der  Kredit  als  das  Mittel  bezeichnet  wird,  die 
bedeutendsten  (!)  Manner  der  beherrschten  Klasse  in  die  herr- 
schende Klasse  (Bourgeoisie)  aufzunehmen;  S.  156  „eines  der 
grofsen  Resultate  der  kapitalistischen  Produktionsweise";  S.  162 
i^die  Rechtfertigung  des  Grundeigentums  etc. ...  ist  die,  dafs  die 
Produktionsweise  selbst  historische  transitorische  Notwendigkeit 
besitzt"  S.  309  „ökonomische  und  historische  Berechtigung  des 
Grundeigentums";  S.  354  „eine  der  zivilisatorischen  Leistungen 
des  Kapitals"  u.  s.  w. 

3.  Marx  soll  über  der  technischen  Entwicklung  den  grofsen 
Einflufs  Qbersehen.  den  die  „Gestaltung  des  Marktes"  auf 
das  moderne  Wirtschaftsleben  ausübt.  Ist  das  historisch  gemeint, 
so  beniht  es  auf  einer  ungenauen  Marx-Kenntnis.  Man  denke  nur 
an  die  Stellen  im  kommunistischen  Manifest,  in  denen  die  Ein- 
flüsse der  l'>weiterung  des  Marktes  auf  die  Produktion  erörtert 
wird  und  lese  jetzt  etwa  das  20.  Kapitel  des  dritten  Buches  über 
das  Kaufmaiin>kapital.  Kreih'ch  hat  Marx  —  meines  Eiachtens 
durchaus  mit  R(;rht  —  »  bcnso  energisch  darauf  hingewiesen,  dafs 
zum  grofsen  Teil  die  kajjitalistische  Produktion  ihrerseits  den  Markt 
schafft.  „I  lerstelhuig  des  Weltmarkts"  bezeichnet  er  gei  adi  /u  als 
eine  der  „drei  llauptthatsachen  der  kapitalistischen  Produktion" 
(IIP,  249).  Will  man  aber  mit  jenem  Einwand  die  eigentümliche 
Gestaltung  des  ökonomischen  Systems  bezeichnen,  so  spricht  man 
damit  nur  die  Thatsache  aus,  dafs  Marx  vollbewufeterweise  die  Kon« 
kurrenz  aus  seiner  Betrachtung  ausschliefst.  Die  Frage,  die  sich 
dann  erhebt;  mit  welchem  Recht  thut  er  es  —  mufs  lediglich 
im  Hinblick  auf  den  Erkenntniswert  der  von  ihm  befolgten  Me- 
thode  beantwortet  werden.  Was  nun  noch  an  traditionellen  „Ein- 
wanden* zu  erwähnen  ist,  betrifft  die  Wert  lehre. 

4.  Die  Werttheorie  sei  falsch,  weil  die  Waren  sich  erwie- 
senermafsen  nicht  im  Verhältnis  der  in  ihnen  enthaltenen  Ar- 
beitsmengen austauschten,  mit  einem  Wort:  der  Wert  sei  nicht 
empirisch.   Dazu  vgl.  die  AusHlhrungen  dieser  Studie. 

39* 
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5.  Die  qualitativ  ver>i  hif^driicn  Arbeiten  liefsen  sich  nicht 
auf  eine  abstrakte  Arbeit  ledu/icrcn:  erledigt  sich,  sobald  man 
den  „Wert"  als  gesellschaftliche  Tiiatsache,  d.  h.  als  ökonomi- 
schen Ausdruck  der  gesellschaftlichen  Produktivkraft  betrachtet. 

6.  Marx  behaupte,  nur  die  Handarbeit  sei  „produktiv" :  vgl. 
dazu  die  S.  579  zitierten  Stellen. 

7.  Die  Werttheorie  „abstrahiere^  vom  Gebrauchswert  der 
Waren.  Dazu  vgl.  jetzt  u.  a.: 

Iliu,  175  „denn  die  Bedingung  des  Werts  bleibt  der  Ge- 
brauchswert" ; 

III  176  „  . . .  Gebrauchswert  (ist)  Voraussetzung  des  Tausch- 
werts und  damit  ihres  Werts. . 

111°,  187  (»Gebrauchswert  ist  der  Trdger  des  Tauschwerts* 
u.  s.  w. 

8.  Das  zäheste  Leben  wird  wohl,  fürchte  ich,  das  Bestreben 
haben:  die  Wert-  und  Kapitaltheorie  aus  „moralischen*  GrQnden 
widerlegen  zu  wollen.  Es  beruht  auf  dem  scheinbar  unausrott- 
baren Irrtum:  dafs  die  Begriffe  Wert,  Mehrwert,  Ausbeutung  etc. 
bei  Marx  ethischen  und  nicht  rein  ökonomischen  Gehalt  haben. 
Es  wird  noch  manche  Lanze  eingelegt  werden  mOssen,  ehe  wir 
dieses  Mifsverständnis  ins  Jenseit  befördert  haben. 

Vielleicht  tratjt  die  LcktOre  des  dritten  Bandes  einiges  dazu 
bei.  das  richtige  Verst.lmlni>  in  das  Wesen  jener  Kategoricen  zu 
verbreiten.  Einstweilen  liegnügc  ich  mich  damit,  zur  Illustration 
des  „ethischen"  Charakter^  der  Mar.x'scheii  Mt  hrwerttheoric  dem 
geneigten  Leser  eine  Stelle  au->  dem  dritten  Bande  zu  unterbreiten, 
aus  der  hervorgeht,  dafs  nicht  nur  die  Lohnarbeiter  schmählich 
„auagebeutet"  werden,  um  einen  I'eil  dessen  schnöderweise  ge- 
bracht werden,  was  ihnen  „gebührt",  sondern  auch  man  höre 
—  die  Kapitalisten!  Sie  werden  nümlich  ihrerseits  wieder 
von  den  Grundeigentümern  „exploitiert" :  „wie  der  Kapitalist  dem 
Arbeiter,  so  pumpt  der  Grundeigentümer  einen  Teil  dieses  Mehr- 
werts oder  Mehrprodukts  wieder  dem  Kapitalisten  aus"!  (I1P^ 
356.) . . . 

Doch  genug  davon.  Es  ist  nicht  meine  Absicht,  an  dieser 
Stelle  eine  erschöpfende  Antikritik  der  bisherigen  Marx-Kritik  zu 
geben,  ebenso  wenig  wie  ich  die  Kritik  selbst  hier  bringen  kann 
oder  will. 

Nur  einige  vielleicht  nicht  ganz  QberflQssige  Leitsätze  für 
die  zukünftige  Marx-Kritik  aufzustellen,  hatte  ich  mir,  im  Anschlufs 
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an  die  Anzeige  des  dritten  Bandes  des  Kapitals,  vorgenommen. 
Da  möchte  ich  denn  zum  Schlüsse  noch  folgendes  bemerken. 

Man  wird  Marx  nicht  nur  lydogmatisch*  besser  als  bisher 
begreifen  mflssen,  sondern  auch  methodologisch;  d.  h.  man 
wird  vor  allem  den  schroffenGegensatz  klarer  als  bisher  sich  zum 
Bewuistsein  bringen  mOssen,  in  dem  die  Marx'sche  AufTassungs- 
weise,  seine  „Fragestellung*  zu  der  herrschenden  Denkweise  steht. 

Was  ist  es  denn,  was  Marz  bei  der  Errichtung  seines  öko- 
nomischen Systems  vorschwebte?  Als  den  „letzten  Endzweck" 
des  „Kapitals**  hat  er  bezeichnet  „das  ökonomische  Bewegungs- 
gesetz der  modernen  Gesellschaft  zu  enthoUen."  Zu  diesem 
Behufe  sucht  er  in  seinem  ökonomischen  S\  stcni<  dif  gesellschaft- 
lichen Zusammenhange  blofszulegen ,  in  die  die  einzelwirtschaft- 
liche Existenz  eingeschlossen  ist,  gleichsam  ökonomisch  die  Ab- 
hängigkeitsverhältnisse aufzudecken.  Es  handelt  sich  um  das 
„Aufsuchen  der  ökonomischen  Rediniiungen,  die  vom  Willen  des 
Einzelnen  unabhängig  sind"  dll".  155),  um  die  Krmitthmg  dessen, 
„was  hinter  dem  Kücken  der  einzelnen  dureh  die  Macht  von  ihm 
u  n  ab  h  än  g  i  gc  r  Verhältnisse  vorgeht"  (III".  4(>9).  Ihn  es  an  einem 
Beispiel  zu  verdeutlichen:  es  gilt  die  Preisbildung  zu  erklären. 
Nicht  als  ob  Marx  auch  nur  daran  dachte,  nach  den  inflividuellcn 
Motiven  der  Tauschenden  zu  forschen  oder  auch  nur  v«ui  der 
Produktionskostenberechnung  auszugehen.  Nein,  sein  fiedanken- 
gang  i-^t  dit  ser:  die  Preise  werden  gebildet  durch  die  Konkurrenz, 
wie.  bleibt  dahingestellt.  Aber:  die  Konkurrenz  ihrerseits  wird 
geregelt  durch  die  I'rolitrate,  die  Profitrate  durch  die  Mehr- 
wertrate, diese  durch  den  Wert,  der  selbst  der  Ausdruck  einer 
gesellschaftlich  bedingten  Thatsache.  der  gesellschaftlichen  Pro- 
duktivkraft ist.  Das  stellt  sich  nun  im  System  in  umgekehrter 
Folge  dar:  Wert  —  Mehrwert  —  Profit  —  Konkurrenz  —  Preise 
u.  8.  w.;  Wollen  wir  ein  Schlagwort  haben,  so  können  wir  sagen: 
es  handelt  sich  nie  bei  Marx  um  Motivation,  sondern  immer  um 
Limitation,  sc.  der  individuellen  WillkQr  der  Wirtschaftssubjekte. 

Man  kann  es  in  Einem  Wort  zusammenfassen:  es  ist  ein 
extremer  Objektivismus,  der  das  ökonomische  System  von 
Marx  charakterisiert.  Hier  im  Marx'schen  System  mflndet  der 
Strom,  der  von  Quesnay  ausgeht,  aber  Ricardo  zu  Rodbertus 
weiterströmt:  die  streng  objektivistische  Betrachtungsweise  des 
Wirtschaftslebens,  die  von  der  wirtschaftenden  Gesellschaft  ihren 
Ausgangspunkt  nimmt  und  zu  dieser  zurückkehrt  (formal),  die  die 
gesellschaftlichen  Zusammenhänge  aufzudecken  sucht,  welche  über 
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die  Einzelwirtschaft  und  die  wirtschaftlichen  Vorginge  in  letzter 

Instanz  entscheiden  (material). 

Und  dort  die  suhjektivistir^chc  Richtung  als  Gegensatz: 
sie,  die  die  Vorgänge  des  Wirtschaftslebens  am  letzten  Ende  aus 
der  Psyche  der  wirtschaftlichen  Subjekte  zu  tr  kl  .Iren  versucht, 
die  in  die  psychologische  Motivierung  die  Gesetzmäfsigkeit  des 
Wii  t Schaftslebens  verlegt.  Ihr  naturgeniäfser  Ausgangspunkt:  der 
bedürfende  oder  tauschende  Kinzclmensch  Hasbach  hat  uns 
in  schöner  Weise  die  historischen  Ursprüngi  dieser  Denkiich- 
tung  in  der  naturrechtlichen  Lehre  von  der  Tauschgcseiischaft 
aufgedeckt  — :  ihr  leitender  Begriff,  wenn  sie  einigermafsen  koji- 
sequent  ist.  der  Nutzen.  li>  i>l  der  Strom,  der.  schon  früh- 
zeitig entsprungen,  doch  seine  niUchtigsten  Zuflüsse  durch  die 
Systeme  von  Turgot  und  Adam  Smith  bekommt,  der  Strom,  der 
fast  die  gesamte  herrschende  poHtische  Oekonomic  aufgenommen, 
wenn  auch  in  den  Oesterreichem  seine  konsequenteste  Fortbildung 
erfahren  hat  Der  heutige  Zustand  der  nationalOkononiischen 
Theorie  wird  scheint  mir  im  wesendichen  durch  den  herrschenden 
SubjektivismuSt  der  naturgemflfs  im  Psychologismus  ausUuft,  ge- 
kennzeichnet, Ueberall  ist  die  „Motivation**  der  (individuellen) 
wirtschaftlichen  Handlung  in  den  Mittelpunkt  des  Systems  ge- 
treten. Es  gilt  hier  nicht,  zu  entscheiden,  ob  die  subjektivistiscbe 
Nationalökonomie,  mag  sie  sich  als  historisch,  ethisch,  organisch, 
abstrakt,  klassisch  oder  sonstwie  bezeichnen,  einer  glänzenden 
Zukunft  entgegen  geht,  oder  ob  sie  am  Ende  ihrer  Entwicklung 
steht.  Ob  sie  im  BegritVe  ist  zu  liquidieren  und  ihren  Besitzstand 
hier  der  Historie,  dort  der  Psychologie  zu  überlassen.  Es  gilt 
nur  den  Hinweis.  daf>  hier  zwei  Welten  nationalökonomischen 
Denken-^  neben  einander,  fast  unabhängig  von  einander  entstan- 
den -ind.  zwei  Arten  der  wissenschaftlichen  Betrachtung,  die 
kaum  mein  al-^  den  Namen  gemeinsam  haben.  Und  es  scheint 
mir  nicht  ausgeschlossen,  dafs  all  die  halben  und  ganzen,  mehr 

')  Es  hatte  den  Anschein,  als  ob  unter  den  Neueren  H.  Dietzel  eine  objekti- 
vistische Richtung  in  der  ölconomiscben  Theorie  einschlagen  wOrde  (siehe  seine 

Besprechung;  Wieseris  in  den  Jahrbfichern  für  N.-Ock.,  N.  F.,  Bd.  11,  S.  161  f.  ). 
In  s<  in«  n  Schriften  ist  er  jedoch  immer  subjcktivistischcr  geworden  und  Bölim- 
B.'iwrrk  hat  meines  Erachtens  vollständig  recht  ivirl.  Wert,  Kosten  iin<l  Grenz- 
nut2en,  a.  a.  O.,  Dritte  Folge,  III,  325,  336 f.),  wenn  er  Dict/el  als  einen  halb 
und  halb  bekehrten  Grenznntzler  anspricht,  ebenso  wie  der  ausgezeichnete  Ge> 
lehrte  recht  hat,  wenn  er  zwischen  der  methodologischen  AuflSuning  Mengers 
und  Ad.  Wagner's  keinen  prinsipiellen  Gegensatz  findet. 
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oder  weniger  begrandeten,  mehr  oder  weniger  klaren,  mehr  oder 
weniger  abgebrauchten  Gegensatze  unserer  Schulen,  wie  sie  nun 
so  oft  zur  Aussprache  gekommen  sind,  alle  in  den  methodisch 
Oberragenden  Gegensatz  des  Objektivismus  und  Subjektivismus 
ausmünden  werden  .  .  . 

Und  nur  im  Bewusstsein  dieses  Gegensatzes  wird  auch  eine 
fruchtbare  Manc-Kritik  möglich  sein.  Ist  es  ein  Zufall,  dass  man 
so  lange  gerade  diese  Eigentamlichkeit  des  Marx'schen  Systems: 
tjrpischer  Repräsentant  der  objektivistischen  Nationalökonomie  zu 
sein  —  übersehen  liat?  Zum  grossen  Teil  scheint  mir  die  Anlage 
d<  s  Marx'schen  ,,Kapitals"  selbst  schuld  daran  zu  sein.  Man 
übersah  seinen  streng  objektivistischen  Kern,  weil  es  in  einem 
extrem  subjektivistischen  Gewände  erscheint!  Man  erinnere  sich 
der  bursciiikosen  Art.  in  der  Marx  den  Kapitalisten  im  I.  Bucli 
als  „Charaktermaske"  agieren  lässt.  und  man  wird  es  bef^rcitlich 
linden,  dass  die  an  subiektivistisches  Denken  gewöhnte  Zeit  auch 
im  Marx'schen  .Sy.>teni  nichts  anderes  /.u  sehen  vermochte,  als 
was  ilie  anderen  Darstellungen  der  politischen  Ökonomie  boten: 
eine  aus  den  l''mptindungen.  Trieben.  Urteilen  etc.  der  Subjekte 
sich  aufbauinde  Wirtschaltsonlnung. 

Dass  man  deshalb  nicht  zum  Ziele  kommen  konnte,  weder 
mit  seiner  Würdigung  noch  mit  seiner  Kritik  des  Mant*schen 
Systems,  liegt  auf  der  Hand.  Denn  die  Probleme  wurden  gar 
nicht  gestellt,  von  deren  Lösung  erst  der  Entscheid  weiterer 
Fragen  abhing.  Ich  denke  mir,  dass  man  doch  wohl  in  folgender 
Weise  eine  Würdigung  und  Kritik  des  Marx'schen  Systems  ver- 
suchen mOsste:  Ist  die  objektivistische  Richtung  in  der  national- 
ökonomischen Wissenschah  ausschliefsend  oder  ergänzend  be- 
rechtigt? Hätte  man  diese  Frage  mit  ja  beantwortet. '  )  dann  etwa 
wäre  weiter  zu  fragen:  ist  die  Marx'sche  Methode  einer  quanti- 
tativen Bestimmung  der  wirtschaftlichen  Thatsachen  durch  das 
gedankliche  Hilfsmittel  des  Wertbegriflfs  geboten?  Wenn  ja:  ist 

*i  Wird  sie  vc-riu-iiit,  so  a'ind  die  Qbrigcii  Kragen  gegeni>tandslos.  Nur 
glaub«  ich,  wird  «eh  das  Problem  nicht  so  kuncr  Hand  eriedigen  lassen,  wie 
es  Böhm  gclegenütch  versucht  hat  (GnindzOge  der  Theorie  des  wirtschaftlichen 
Gaterwerts.   JahrbOcher  f.  N.-Oek.,  N.  F.  XIIL  [1886],  S.  77  f.).   Böhm  nimmt 

hier  ah  •-'•Ibstvcrständlich  an,  was  ja  t^craJc  das  thema  probandi  bildet:  'i.ifs 
nämlich  »die  sozialen  tieseUe ,  deren  Erforschung  die  Aufgabe  der  National- 
ökonomie ist,  auf  OhfrcinstiniincniNn  Handlungen  der  Individum  berulien"  etr. 
und  dafs  „ein/ig  durch  die  Ständigkt  it  dieses  Motivs  (sc.  möglichst  viel  ,Wcrf 
zu  gewinnen»  eine  Gcäctzmäfsigkett  unserer  Wirtschad-shandlungen  hervorgerufen 
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die  Arbeit  der  richtig  gewälilte  Inhalt  des  VVeitbegriiTs?  D.  h.  ist 
die  gesellschaftliche  Produktivkraft  bei  konsequenter  Gedanken- 
folge ebenso  sehr  das  Prinzip  der  objektivistischen  National« 
Ökonomie,  wie  der  Nutzen  das  der  Subjektivisten?  Wenn  ja: 
sind  die  Marx'sche  Beweisführung,  der  systematische  Aufbau, 
die  Schlussfolgerungen  u.  s.  w.  anfechtbar  ?  Dann  erst  wären  die 
einzelnen  Teile  der  Theorie  der  Reihe  nach  zu  prüfen. 

Tragen  diese  Zeilen  ein  wenig  dazu  hei.  die  Marx-Kritik  in 
etwas  geordnetere  Bahnen  einzulenken,  so  ist  ihr  Zweck  erfüllt. 


wird."  Allerdings:  wäre  die  Gcscumalsigkcit  im  Wirtschaltslcben  nur  cmc 
psychologische  Thatsache  and  ihre  Ermittelung  Aufgabe  der  politischen  Oeko- 
nomie»  dann  —  stQnde  die  AUeinberechtigung  der  psychologischen  Methode  aufser 
Zwei/el.    Beides  aber  soll  eben  erst  bewiesen  werden. 
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Prof.  Dr.  EUGEN  v.  PHILIPPOVICH. 


In  den  berOhmten  Erlässen  Kaiser  Wilhelm  II.  vom  4.  Fe- 
bruar 1890«  welche  die  Richtung  ftlr  die  künftige  Sozialpolitik 
Deutschlands  hätten  bestimmen  sollen,  lautet  eine  Stelle:  „Far 
die  Pflege  des  Friedens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmero 
sind  gesetzliche  Bestimmungen  Ober  die  Formen  in  Aussicht  zu 
nehmien.  in  denen  die  Arbeiter  durch  Vertreter,  welche  ihr  Ver- 
trauen besitzen,  an  der  Regelung  gemeinsamer  Angelegenheiten 
beteiligt  und  zur  Wahrnehmung  ihrer  Interessen  bei  Verhandlun- 
gen mit  den  Arbeitgebern  und  mit  den  Organen  meiner  Regierung 
befähigt  werden.  Durch  eine  .solche  Einrichtung  ist  den  Arbeitern 
der  freie  und  friedliche  Ausdruck  ihrer  Wünsche  und  Beschwer- 
den zu  ermöghchen  und  den  Staatsbehörden  Gelegenheit  zu  geben, 
sich  über  die  V^erhältnisse  der  Arbeiter  fortlaufend  zu  unterrich- 
ten und  mit  letzteren  l'iihlung  /u  beliallen."  Was  hier  den 
deutschen  Arbeitern  in  Aussicht  gestellt  worden  war.  war  eine 
gesetzliche  Regelung  der  Form,  in  welcher  sie  innerhalb  der 
einzelnen  ßctiiebe  eine  Vertretung  linden  könnten,  um  durch 
sie  die  Ordnung  des  Arbeitsverhältnisses  zu  beeinlKu-^sen.  aUo 
eine  Regulierung  der  Verfassung  der  L'nternehmungen  zu  gun>ten 
eines  Einflusses  der  Arbeiter.  Das  Vorbild,  das  dabei  vor- 
schwebte, waren  die  in  der  deutschen  Industrie  vielfach  errich- 
teten ArbeiterausschOsse,  AeltestenkoUegien  oder  wie  sie  sonst 
biefsen.  Das  Gebiet,  das  ihrem  Einflüsse  zu  unterwerfen  war, 
war  freilich  nicht  abgegrenzt.   In  der  Praxis  schwankte  es  von 
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einer  blofsen  Anteilnahme  an  der  Verwaltung  von  Wohlfahrts- 
einrichtungen  und  dem  Rechte  Gutachten  zu  erstatten,  bis  zu  einer 
meritorischen  Beeinflussung  der  Bedingungen,  unter  denen  die 
Arbeit  zu  leisten  ist.  Diese  Unbestimmtheit  des  Inhaltes  der 
Aufgabe  der  Arbeiterausschflsse  verbunden  mit  ungeklärten  Vor- 
stellungen von  der  Uebertragung  der  Formen  der  Repräsentativ- 
Verfassung  im  Staate  auf  die  Verfassung  der  Unternehmungen 
haben  bis  heute  die  Hoflhungen  und  Befürchtungen,  die  mit  sol- 
chen organisierten  Vertretungen  der  Arbeiter  innerhalb  der  ein- 
zelnen Betriebe  verknüpft  werden,  beherrscht.  In  Deutschland 
wurde  dadurcli  die  in  Aussicht  gestellte  jjesctzliche  Regelung  ver- 
hindert. Doch  hat  die  Anregung  nach  Oesterreich  herübergewirkt 
und  stellt  hier  noch  zur  Diskussion  in  Verbindung  mit  einer  wei- 
teren Organisation,  für  die  man  sich  das  Vorbild  in  England  suchte. 
Arbeiteraiis>ehüs.sr  haben  einen  enge  begrenzten  Wirkungskreis 
und  eine  beschr.lnktc  Autorität.  Sic  können  nicht  über  das  ein- 
zelne l 'nternehinen  hinauswirken.  Nun  ist  aber  unsere  Zeit  erfüllt 
von  .Streitigkeilen  /wischen  Arbeitern  und  rnternehinern.  die  olt, 
auch  bei  der  l)i  ^it  n  \  erfassung  des  Unlernehniens,  nicht  nit  hr 
durch  die  Auseinaiulerselzungen  der  beiden  Streitj)arteien  tried- 
lich  geregelt  werden  ktinnen  odt  r  die  von  vorneherein  über  den 
einzelnen  Betrieb  hinausgreifen  und  das  ganze  Gewerbe  eilassen. 
Für  ihre  Erledigung  haben  sich  in  England  seit  den  sechziger 
Jahren  sogenannte  Schieds-  und  Einigungsämter  in  vielen  Fallen 
als  nfltzlich  erwiesen»  d.  h.  freiwillig  entstandene  Vereinigungen 
von  Arbeitervertretern  und  Unternehmern  innerhalb  eines  Gewer- 
bes zum  Zwecke  der  gfitlichen  oder  schiedlichen  Erledigung  der 
vor  sie  gebrachten,  innerhalb  der  einzelnen  Unternehmungen  nicht 
mehr  zu  schlichtenden  Streitfälle  Uber  die  Bedingungen  der 
WeiterfQhrung  des  Arbeitsverhältnisses. 

Die  Errichtung  solcher  Arbeiterausschüsse  und  Einigungsamter 
war  von  der  früheren  Regierung  in  Oesterreich  auf  der  Grund- 
lage einer  genossenschaftlichen  Organisation  der  gesamten  In- 
dustrie geplant  worden,  Der  diesbezügliche  Gesetzentwurf  ist 
aber  von  der  gegenwartigen  Koalitionsregierung  fallen  gelassen 
und  durch  einen  neuen  ersetzt  worden,  der  von  dem  gröfseren 
Rahmen  absieht  und  jene  Institutionen  allein  zu  ordnen  beab- 
sichtigt. Dieser  letztere  Gesetzentwurf»  der  weiter  unten  S.  676  fg. 

Vi:I.  die  Besprechung  die  ser  Vorlagen  durch  Dr.  Ferdinand  Schntid  im 
5.  Bande  dieser  Zeitschritt  S.  154  fl'. 
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abgedntckt  ist,  soll  im  Folgenden  besprochen  werden.  Von  einer 
ins  Einzelne  gehenden  Auseinandersetzung  kann  abgesehen  wer- 
den, da  die  Grundprinzipien  des  Gesetzes  selbst  noch  in  Frage 
stehen. 

Der  scheinbar  weittragendere  der  beiden  Vorschlage,  der  sich 
mehr  an  uns  bekannte,  allgemein  vertraute  Einrichtungen  anlehnt, 
ist  der  Ober  die  Einigungsämter.  Wir  haben  hier  die  Form  eines 
Gerichtshofes  vor  uns,  eine  Organisation,  die  ein  Urteil  fallen 
soll,  wenn  auch  nicht  nach  juristischen,  so  doch  nach  Billigkeits- 
grOnden.  Wir  besitzen  in  gewerblichen  Schiedsgerichten  bereits 
Anklänge  an  diese  neue  Institution,  und  angesichts  der  sich  meh- 
renden Arbeitcrausstände  Weichst  auch  die  Ueberzeugiing,  dafs 
die  .Austragung  dieser  Streitfälle  eine  ruhigere,  verntlnftigere  Form 
finden  sollte.  Dennoch  bin  ich  überzeugt,  dafs  gerade  diese  Ein- 
richtung bei  uns  in  Oesterreich  noch  nicht  den  Boden  vorfindet, 
um  lebensfähig  zu  sein  und  eine  gedeihliche  Wirkung  zu  entfalten. 
Schiedsgerichte  und  Einigungsämter  bestehen  heiit«  in  Frankreich. 
England,  in  den  \'t  reinigten  Staaten,  seit  jünm  rer  Zeit  auch  in 
Belgien  und  im  Deutschen  Reich.  Malsgebend  für  das  günstige 
Vorurteil,  das  man  fttr  sie  besitzt,  sind  aber  nur  dir  Kinigungs- 
ämter.  welche  in  Fngland  bereits  seit  jahr/rlinteii  in  giotsen.  aus- 
nedrhnten  Industriezweigen  besti  hen.  Sic  haben  hit  r  /weifrllos 
nüt-zlich  gewirkt  durch  die  Aufklärung  bei^icr  Partcic  n  üiier  die 
gegenseitigen  Rechte  und  Ptlichten.  durch  B«■^eitigung  von  kh  in«  ren 
K'üülikten.  wie  sie  immer  in  (len  gew'erbliclu-n  l  lUei  ik  hnunigcn 
vorkwinmen  und.  w»  im  sie  nicht  beseitigt  werden,  sich  ansammeln 
und  den  ZündstotT  für  grolse  Konflikte  bilden.  Aber  wenn  man 
sich  auf  England  beruft  und  dieses  Muster  ins  Auge  fafst,  dann 
darf  man  auch  den  Hintergrund  der  ganzen  Institution  und  ihre 
geschichtliche  Entwicklung  nicht  unbeachtet  lassen.  Die  englischen 
Einigungsämter  sind  nicht  durch  Gesetze^  sondern  durch  die  Bedarf- 
nisse des  Lebens  geschaffen  worden.  Seit  1803  wiederholt,  aber 
erfolglos  durch  Gesetze  propagiert,  haben  sie  erst  in  den  sech- 
ziger Jahren,  seit  den  grofsen  Erfolgen  der  Gewerkvereine,  Lebens- 
f«lhigkeit  erhalten.^)  Erst  nachdem  diese  Organisationen  sich  auf 
das  Lebhafteste  in  zah  und  erbittert  geführten  Streitigkeiten  be- 

V«  Man  vergleiche  die  neueste  Skiue  der  Entwicklung  und  inneren  Struktur 
der  engKachen  Schieds-  und  EinigungsAmter  in  der  Einleitung  zu  den  von  der 
Lahour  ComraiMifm  henusgegebenen  Rules  of  Association»  of  Employers  and  of 
Enployed  P.  P.  1892  C.  6795. 


Eugen  V.  Philippovich, 


thfttigt  haben,  nachdem  durch  die  schlimmen  Erfahrungen  auf 
beiden  Seiten  das  Bewufstsein  sich  eingebürgert  hat,  sowohl  bei 
den  Unternehmern  als  bei  den  Arbeitern,  dafs  man  die  gegen- 
seitigen Organisationen  anerkennen  mOsse.  erst  seitdem  die  beiden 
Parteien  die  Erfahrung  gemacht  haben,  dafs  es  viel  zweclunflfsiger 
ist,  bevor  man  oft  aussichtslose  Kämpfe  auf  sich  nimmt,  den  Ver- 
such einer  gütlichen  Ueberlegung  zu  machen,  sind  diese  Institu- 
tionen lebensfähig  geworden.  Jetzt  hat  sich  erst  die  Möglichki  it 
geboten,  in  die  Einigungsämter  Vertreter  zu  entsenden,  die  den 
beiden  Parteien  wohl  bekannt  sind  und  in  der  That  ihr  X'ertrauen 
geniefsen.  Kein  Schiedsspruch  und  kein  Einigungsversuch  aber 
kann  ohne  ein  derartiges  Vertrauen  gelingen,  da  ja  das  Eini- 
gungsanit  eine  andere  Macht  als  die  der  moralischen  Einwirkung 
nicht  besitzt.  Das  ist  die  engli.sche  Erfahrung.  Nur  wo  si)lrhe 
Organisationen  von  Arbeitern  unrl  Unlernehniern  lange  Ix  ^«landrn 
haben,  an  tieren  Spitze  Peisonliclikeiten  gestanden  haben,  die 
allen  vertraut  waii  n.  von  denen  man  wufstc.  welche  Charakter- 
eigenschaften sie  besitzen,  welches  l  empi  ranient  sie  haben,  die 
bis  auf  Herz  und  Nieren  geprüft  sind  von  den  Arbeitern  aiit  der 
einen  Seite,  von  den  Unternehmern  auf  der  anderen  Seite:  nur 
<ia  war  das  Eundament  gegeben,  auf  dem  sich  Einigungsämter 
autbauen  konnten.  Ein  solches  Fundament  fehlt  bei  uns.  Wir 
haben  keine  derartig  festgefügten  Verbände,  wir  haben  nicht  das 
Bewufstsein  der  Notwendigkeit  der  gegenseitigen  Anerkennung, 
wir  haben  noch  nicht  jene  schlimmen  Erfahrungen  hinter  uns, 
die  eine  ruhige,  nOchteme.  gemeinschaftliche  Erörterung  der  Ver- 
hältnisse, die  hier  in  Frage  kommen,  als  unabweisbar  erscheinen 
liefse.  Es  wird  aufserordentlich  schwer  sein,  unter  den  Arbeitern 
Persönlichkeiten  an  die  Spitze  zu  stellen  und  in  die  Einigungs- 
ämter zu  entsenden,  die  nicht  blofs  einem  lokalen  Kreise  bekannt 
sind  und  hier  das  Vertrauen  einer  örtlichen  Gruppe  von  Arbei- 
tern geniefsen,  sondern  in  der  That  die  ganze  Arbeiterschaft  eines 
Gewerbes  zu  vertreten  die  Befugnis  haben.  Freilich  wird  man 
darin  nicht  einen  Mangel  des  Gesetzentwurft  s  n  blicken  können. 
Ein  Gesetz  kann  nicht  die  historischen  Entwicklungsbedingungen 
und  psychologischen  X'oraussetzungen  für  seine  Wirksamkeit 
schaifen.  Ist  man  der  Meinung,  dafs  sie  doch  vorhanden  sind 
oder  kommen  werden,  so  wird  das  Gesetz  ja  nicht  über- 
flüssig sein. 

Aber    dann    müssen    doch    jene    Bestimmungen  geändert 
werden,  die  nicht  blofs  nicht  Vertrauen  erwecken,  sondern  Mifs> 
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trauen  hcrvorrulcn  müssen.  Nach  §  26  des  Gesetz-Lnlwiii  ls  über 
die  Einigungsämter  würden  sie  zu  errichten  sein  durch  die  poli- 
tische Behörde  nach  Anhörung  des  Gewerbeinspektors,  der  Han- 
dels- und  Gewerbekannnern  und  der  etwa  durch  die  Einigungs- 
Amter  betroffenen  Genossenschaften  des  Handwerks.  Die  Arbeiter 
werden  nicht  befragt.  £s  wird  ihnen  hier  ad  oculos  demonstriert, 
dals  sie  keine  Vertretung  besitzen,  die  die  Autorität  einer  Han- 
dels- und  Gewerbekammer  hatte.  Es  werden  zwar  die  Unter- 
nehmer gehört  und  befragt  werden,  ob  es  zweckmafsig  ist,  ein 
Einigungsamt  zu  errichten,  aber  die  Arbeiter  werden  nur  einge- 
laden werden,  in  das  Amt,  das  die  Unternehmer  für  gut  befunden 
haben,  Vertreter  zu  entsenden.  Eine  solche  Bestimmung  ist 
zweifellos  geeignet,  eine  Voreingenommenheit  gegen  die  In- 
stitution hervorzurufen  und  sie  ist  doch  durch  keine  innere 
Notwendigkeit  bedingt  Als  im  vorigen  Jahre  die  englische 
Regierung  dem  Unterhaus  einen  Gesetzentwurf  vorlegte,  um 
die  Bildung  von  Einigungsamtern  zu  fördern,  da  war  darin 
dem  Handtlsamt  die  generelle  Ermächtigung  gegeben,  „eine 
Person  oder  Personen  zu  ernennen,  welche  die  Verhältnisse  des 
Distriktes  oder  Gewerbes  erforschen  und  mit  Unternehmern 
und  Arbeitern  verhandeln  sollen,  um  ein  lokales  Kinigungs- 
amt  oder  ein  aus  X'ertretern  der  Unternehmer  und  Arbeiter  be- 
stehenden Schiedsgericht  herzu>tell<n."  Dir  Aufnahine  einer 
solchen  ailgeinein  gthalteiu  n  Heauttragung.  l'nterneiinier  und 
.Arbeiter  vor  Errichtung  eines  Kinigungsamtes  zu  hören,  genügte 
auch  t'iir  das  österreichische  Ciesetz.  Wenn  man  nur  will,  wird 
man  überall  Vertrauensper>.<»nen  der  Arbeiter  liiuleii  k<'»nnen. 

Kine  zweite  Gefahr  für  die  Bildung  einer  den  Einigungsämtern 
günstigen  Stimmung  liegt  in  den  Normen,  welche  die  Wahl  der 
Arbeitervertreter  betreffen.  Zunächst  läfst  das  Gesetz  es  unklar, 
ob  auch  hier  —  bei  den  Arbeiterausschüssen  ist  es  zweifellos  der 
Fall  —  die  Werkmeister,  die  Vorarbeiter,  kurz  alle  diejenigen, 
welche  als  die  Unteroffiziere  in  der  Arbeiterarmee  anzusehen  sind; 
mit  den  Arbeitern  zu  wählen  haben.  Wenn  dies  der  Fall  ist,  so 
ist  die  Befürchtung  nicht  ungerechtfertigt,  dafs  sie  ihren  Einflufs  be- 
nOtzen  werden,  um  die  Wahl  in  bestimmtem  Sinne  zu  lenken.  Sicher 
ist,  dafs  die  Wahl  unter  der  Leitung  der  Gewerbebehörde  und 
als  eine  nicht  geheime  stattfinden  soll.  Es  wird  demnach  genau 
festgestellt  werden  können,  wie  die  Einzelnen  gestimmt  haben, 
und  die  Arbeiter  werden  nicht  zur  Kontrolle  des  Wahlaktes 
herangezogen.  In  diesen  drei  Thatsachen:  Wahlrecht  der  Werk- 
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meister,  offene  Wahl,  Nichtbeteiligung  der  Arbeiter  an  der  Wahl- 
kontrolle, erblicke  ich  Klippen,  an  denen  die  Einigungsämter  auch 
dann  scheitern  können,  wenn  die  allgemeine  Stimmung  fl)r  sie 
vorhanden  ist. 

Alle  Obrigen  Bestimmungen  des  Gesetzentwurfs  Ober  W*ahl- 
fthigkeit,  Verhandlungsform  u.  dergl.  sind  zweckentsprechend. 
Wenn  Herkner^)  getadelt  hat,  dafs  die  Urteile  nicht  exequier- 
bar sind,  so  kann  ich  dem  nicht  zustimmen.  Wie  kann  man 
einer  unorganisierten  Arbeiterschaft  gegenüber  solche  Schieds- 
sprflche  zur  Exekution  bringen?  Das  ist  ja  unmöglich.  Der 
Mangel  der  Exequierbarkeit  ist  eine  ganz  notwendige  Folge  des 
Mangels  jeglicher  Organisation  auf  Seite  der  Arbeiter.  Ob  sich 
ohne  eine  solche  die  Einrichtung  von  Einigungsamtern  übcrliaupt 
einleben  wird,  ist,  wie  betont,  aufserordentlich  fraglich.  Für 
wflnschenswert  wird  man  es  ja  immer  halten  müssen,  denn  die 
gegenwärtige  Form  der  Austragung  der  zwischen  Arbeitern  und 
Unternehmern  schwebenden  Konflikte  ist  eine  barbarische.  Stroik> 
und  Auss|ierrung  sind  die  niod<^rnen  Formen  des  Faustrechts 
oder  noi  h  richtiger,  es  ist  der  Zweikampf  als  GottesDrteil.  Nicht 
das  gute  Recht,  nicht  die  iiiorah'schen  oder  juristisciien  driinde 
ftir  die  eine  oder  andere  Saclie,  sondern  die  l.)rutalc  Mai^ht  der 
Fäuste  oder  des  (leldsacks  sind  entscheidend  für  den  Ausgang. 
Wir  werden  alles,  was  geeignet  ist.  derartige  Streitigkeiten  zvi 
beseitigen  und  auf  da=.  niugiichsl  geringe  Mafs  zu  reduzieren,  mit 
Freuden  begiülsen. 

Angesichts  der  grofsen  Schwierigkeit,  unorganisierte  lockere 
Massen  von  Arbeitern  und  Unternehmern  sogleich  in  Eini- 
gungsflmtem  mit  grofser  Wirksamkeit  zu  verbinden,  dürfte  aber 
die  zunächst  Erfolg  versprechende  Einrichtung  nicht  in  dieser 
Institution,  sondern  in  den  Arbeiterausschflssen  gelegen  sein 
d.  h.  in  jener  Organisation  innerhalb  des  einzelnen  Betriebes, 
durch  welche  neben  dem  Unternehmer  eine  Vertretung  der  Ar- 
beiterschaft gebildet  wird.  Sie  wollen  und  können  innerhalb 
gewisser  Grenzen  die  Entstehung  von  Streitigkeiten  im  Keime  er- 
sticken. Allerdings  ist  auch  hier  vor  einem  allzu  grofsen  Opti- 
mismus zu  warnen.  Aber  ein  Minimum  des  Erfolges  wird  hier 
unter  allen  Umständen  zu  erreichen  sein.  Betrachtet  man  näm- 
lich die  Aufgaben,  die  den  Arbeiterausschflssen  gesetzt  werden, 
sei  es  in  der  Praxis,  sei  es  in  den  Gesetzesvorschlägen  der  öster- 


h  Im  Sozialpolitischen  Centnai>latt  1894.  IV.  Jahrg.,  S.  87  fg. 
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reichtschen  Regierung,  so  findet  man,  dafs  sie  zweifacher  Natur 
sind.  Zum  Teil  sollen  sie  ein  Verwaltungsorgan  sein,  zum  Teil 
ist  ihre  Aufgabe  die,  einen  versöhnenden  Ausgleich  zwischen  den 
Gegensätzen  der  verhandelnden  Organe  herbeizuHlhren.  Nach 
dem  Musterstatut  für  ArbeiterausschOsse,  das  z.  B.  der  Industrielle 
Klub  in  Wien  entworfen  hat,  lassen  sich  die  darin  den  Aus- 
schflssen  zugewiesenen  Aufgaben  so  gruppieren: 

1.  für  die  Beobachtung  der  Arbeitsordnung,  der  Kranken» 
vcrsicherungs-  und  ünfallversicherungsvorschA'iften  und  aller  .son- 
stigen, das  Wohl  der  Arbeiter  und  die  Ehre  und  Wohlfahrt  des 
Intemehmens  berührende  Anordnungen  zu  sorgen;  über  jede 
Aenderung  der  Arbeitsordnung  sein  Gutachten  abzugeben:  die 
Fabriksleitung  auf  vorhandene  Milsständc  aufmerksam  zu  machen; 
die  dem  Ausschufs  vorgebrachten  Klagen  der  Arbeiter  zu  unter- 
suchen; die  Erziehung,  den  Schulbe-^uch.  die  technische  Ausbil- 
dung und  den  Lebenswandel  der  jugendlichen  Arbeiter  und  Lehr- 
linge zu  beaufsichtigen;  Mitaufsicht  und  Mitverwaltung  von  VV'ohl- 
fahrtseinriehtungen. 

2.  den  (ieist  der  Zusanunengeluirigkeit  und  u  ahn  r  Kamerad- 
M  haft  unter  den  Arbeitern  zu  pllegen,  für  eine  verstiUuligc  um\  spar- 
same Lebensführung  der  Arbeitt  r  einzutrt^ten ;  gemeinnützige  X'eran- 
staltungen  zum  Wohle  des  L  nii  rnchmcns  und  aller  dabei  Be- 
schäftigten anzuregen:  MifshelUgkeiten  und  Streitigkeiten  unter 
den  Arbeitern  zu  verhüten ;  über  das  gute  Einvernehmen  zwischen 
Unternehmer  und  Arbeiterschaft  zu  wachen;  Wünsche  und  Be- 
schwerden der  Arbeiter  den  Unternehmern  vorzutragen  und  auch 
umgekehrt  die  thatsflchlichen  Anforderungen  und  Bedingungen 
eines  gedeihlichen  Betriebs  der  Arbeiterschaft  gegenüber  zu  ver- 
treten. 

Aehnlich  lauten  die  Bestimmungen  in  den  Statuten  des  Ge- 
werbevereins und  anderer  Unternehmerverbände.  Die  Verschie- 
denartigkeit des  den  Arbeiterausschüssen  zugedachten  Wirkungs- 
kreises springt  in  die  Augen.  Auf  der  einen  Seite  haben  wir  einen 
ganz  klaren  Rechtsboden,  eine  bestimmte  geschäftliche  Aufgabe, 
die  eingeengt  ist  durch  ihre  innere  Natur,  wie  bei  jener  der  Er- 
ziehung der  Lehrlinge,  des  Ueberwachens  des  Lebenswandels  wie 
des  Schulbesuches  der  Lehrlinge,  oder  durch  formelle  Vorschrif- 
ten, wie  bei  der  Uebt  i  w.k  hung  der  Arbeitsordnung  und  Aehn- 
lichem.  Hier  bleibt  für  Stiinmung  oder  Mifstimmung  nur  ein  sehr 
kleiner  Spielraum.  Ganz  anders  bei  der  zweiten  Gnijjpe  von 
Aufgaben.   Hier  ist  alles  Stimmung,  Emptindung,  Takt,  hier  kommt 
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alles  darauf  an,  was  fl)r  Persönlichkeiten  zusammenkommen. 
Hier  kann  durch  Organisationen  als  solche  nichts  erreicht  werden« 
alles  nur  durch  die  Menschen,  welche  darin  wirken.  Das  scheint 
mir  wichtig  zu  sein  ftkr  die  Frage»  wie  die  ArbeiterausschOsse  zu 
verwirklichen  sind.  Ich  bin  flberzeugt,  dafs  das  Schwergewicht 
auf  die  Ausführung  derjenigen  Aufgaben  zu  legen  ist,  die  wir  in 
der  ersten  Gruppe  zusammengefafst  haben.  Aus  zwei  GrOnden. 
Einmal  wird  die  Thatsache  des  Bestandes  einer  solchen  Arbeiter» 
Vertretung,  durch  welche  Unternehmer  und  Arbeiter  zu  rcgel- 
mäfsigen  gemeinsamen  Beratungen  genötigt  werden,  welche  Zwecke 
immer  sie  zu  verfolgen  hat,  ob  sie  jetzt  die  Krankenversicherung 
zu  verwalten  oder  ob  sie  Ober  die  Arbeitsordnungen  zu  wachen 
hat.  auf  beide  Teile  erziehend  wirken.  Sodann  wird  durch  der- 
artige Ausschüsse,  welche  die  Aufgabe  haben,  den  Rechtsboden 
des  Arbeitsverhältnisses  nach  oben  und  nach  unten,  der  Lei- 
tung wie  den  Arbeitern  gegenüber  zu  verteidigen,  eine  klar- 
bestimmte, genaue  Erkenntnis  der  gegenseitigen  Rechte  und 
Pflichten  geschaft\n  werden. 

Was  jene  erste,  die  erziehliche  Wirkung  anbelangt,  so  be- 
ruht sie  in  dem  wachsenden  Verständnis  für  dir  Notwendigkeiten 
eine:^  grofsen  Betriebes  auf  Seiten  der  Arbeiter,  in  der  voll- 
kommeneren Einsicht  in  die  Bedürfnisse  und  Wflnsche  der  Ar- 
beiter auf  .Seite  der  rnternehmer.  Alle  Zeugnisse  über  die  i  hätig- 
kcit  bestehender  Arbeiterau>->chüssi-  oder  ihnen  fthniicher  Insti- 
tutionen bestiltigen  e->.  Es  seien  nur  einige  Stitunien  au>  Deutsch- 
land. England  und  Oesterreich  angeführt.  ( leneraldireklor  Dr. 
Ritter  (Fürstlich  Blesssche  Kohlengruben  der  Stande.-herrschaft 
Eürstenstcin)  schreibt:  „Es  wäre  dies  (die  Wahl  von  unruhigen 
Elementen)  um  so  weniger  schlimm  als  ich  die  Ueberzeugung 
gewonnen  habe,  dafs  selbst  sozialdemokratisch  gesinnte  Ver- 
trauensmanner einer  ruhigen  Auffassung  der  Dinge  durch  Qber- 
zeugende  Rede  und  Gegenrede  im  Ausschufs  entgegengefbhrt 
werden.  Ich  habe  in  unserem  eigenen  Ausschufs  eine  solche  Er- 
fahrung gemacht."  1)  Der  Direktor  der  mechanischen  Weberei 
Linden  (Hannover)  erklärte,  ,,dafs  dadurch  besonders  in  grofsen 
Betrieben  die  Geschaftsgebarung  mit  dem  Arbeiterstande,  welcher 
sich  durch  eine  derartige  Heranziehung  seines  Urteils  und  seiner 
Mitwirkung  gehoben  und  befriedigt  fOhlt,  eine  viel  zuverlässigere 
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und  angenehmere  werde."  Falsche  oder  irrige  Eindrücke  bei 
den  Arbeitern  werden  leichter  behoben,  aber  das  Vorhandensein 
von  Ausschüssen  wirkt  auch  nach  oben:  „es  bessert  entweder  den 
verkehrten  Meister  oder  es  bringt  seine  verkehrte  Handlungsweise 
froher  zur  Kenntnis  der  Leitung,  welche  dann  rechtzeitig  ein- 
schreiten kann.'^)  Rösike  schrieb  schon  1887:  H^lle  diejenigen, 
welche  schon  mit  Arbeitern  in  Kommissionen,  in  Vorstandssitzuno 
gen  und  dergleichen  getagt  und  beraten  haben,  werden  die  aus- 
gleichende und  versöhnende  Wirkung  eines  solchen  gemeinsamen 
Wirkens  auf  dem  Boden  völliger  Gleichberechtigung  nach  beiden 
Seiten  bin  erkannt  haben.*')  Aehnlich  hat  erst  jflngst  ein  erfah- 
rener Arbeitgeber  es  ausgesprochen,  dafs  er  in  solchem  regel- 
mäfsigen  Verkehr  mit  seinen  Arbeitern  viel  gelernt  habe. 3)  Die 
englischen  Erfahrungen  gehen  auf  das  gemeinsame  Wirken  in 
den  Schieds-  und  Einigungsämtern  und  ständigen  Ausschüssen 
der  gröfscren  organisierten  Gewerbe  zurück.  Es  ist  nicht  nötig, 
die  Arbeiten  von  Schulze-Gävcrnit;^.  Fircntano,  Lötz,  Auerbach 
hier  auszuziehen.  Es  sei  nur  t^er^tattot.  auf  die  Erklärungen  des 
Präsidenten  und  der  Arbeiter  im  Einigungsamte  der  Eisen-  und 
Stahlindustrie  des  nördlichen  Etigiand  vor  der  Labour-Konimission 
zu  verweisen:  „Die  Beziehungen  der  Arbeiter  und  ihrer  Unter- 
nehmer scheinen  vollständig  geändert.  Es  ist  nun  mehr  Gefühl 
der  Achtung  und  des  Respektes  vorhanden,  als  je  zuvor  und 
dieses  Gefühl  hat  sich  von  dem  Ausschufs  auf  alle  Werke  übertragen. 
Es  ist  nun  viel  mehr  Vernunft  vorhanden  als  froher."^)  Auch  in 
Oesterreich,  wo  die  Ausschflsse  erst  ein  Produkt  des  Druckes 
sind,  den  die  Regierungsvorlage  von  1891  auf  die  Industriellen 
ausübte,  zeigen  sich  schon  günstige  Erfahrungen.  So  hat  der 
Verband  (teterreichischer  Baumwollindustrieller  Ende  November 
1891  die  Erklärung  abgegeben:  „Fabiiksbesitzer,  welche  Arbeiter- 
ausschOsse  bereits  wählen  liefsen«  behaupten  geradezu,  ohne  die- 
selben kaum  mehr  auskommen  zu  können,  da  die  strikte  Aus- 
führung ihrer  Entscheidungen  durch  das  vom  Ausschufs  vermit- 
telte Vertrauen  so  recht  eigentlich  erst  gewährleistet  werde."  ^) 

i:benda  S.  60. 
')  ArbeiterschuU  S.  42. 

Max  Raster,  Ueber  den  Arbeiterkrieg,  1895. 
*)  Final  Report  of  the  Royal  Conuniasion  on  Laboor,  P.  P.  1894,  C  7421 ; 
Part.  I.  S.  43. 

Ergebnisse  der  von  dem  Gewcrbeaus-schusse  des  österreichischen  .Abge- 
ordnetenhauses veranstalteten  mündlichen  und  schriftlichen  Enquete  über  den 
Aichiv  fflr  soz.  Gesetxgcbg.  u.  Statiitik.    VU.  40 
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Aucii  vor  der  Kiiquetc,  welche  das  Abgeordnetenhaus  im  jalire 

1892  über  den  Gesetzentwurf  der  Regierung  veranstaltete,  wurden 
viele  Aussagen  abgegeben,  welche  das  Segensreiche  des  Wirkens 
von  bestehenden  AusschQssen  hervorhoben, 

Diese  Beispiele  liefsen  sich  noch  vermehren.  Ihnen  stehen 
keine  gegenteiligen  Thatsachen  gegenüber,  sondern  nur  Meinun- 
gen  solcher,  die  ArbeiterausschOsse  nicht  wollen.  Es  ist  eine  der 
interessantesten  Beobachtungen,  die  man  machen  kann,  dafs  in 
dieser  Frage  alle  Grande,  die  der  Erfahrung  entnommen  sind. 
fOr  die  Errichtung  von  ArbeiterausschQssen  sprechen,  und  alle 
Grande,  welche  dagegen  geltend  gemacht  werden,  von  Vertretern 
der  Praxis  rein  deduktiv  gewonnen  sind.  Diesmal  ist  es  die 
Theorie,  welche  die  Arbeiterausschüsse  vertritt  und  die  Wirklich- 
keit hinter  sich  hat,  während  Praktiker  eine  unhaltbare  Theorie 
vertreten. 

Trotz  der  hohen  Bedeutung,  welche  Alles  besitzt,  was  in  dem 
Streite  zwischen  Unternehmertum  und  Arbeitern  zu  einer  gerech- 
teren Würdigung  der  gegenseitigen  Stellungen,  Bedürfnisse  und 
Wünsche  beiträgt,  erachte  ich  aber  doch  die  angedeutete  erzie- 
hende Wirkung  der  Arheiterausscliüsse  nur  als  ein  Nebenprodukt, 
das  nicht  in  erster  Linie  ins  Auu:e  zu  fassen  ist.    Früchte  tragen 
kann   die   durch  sie  i  r/cu^te  .Stimmung  und  (icncigtheit  zu  Kr- 
w.lgungen  billigen  Krmcssens  für  die  i'  ortbildung  des  Arbeitsver- 
hältnisses nämlich  nur  dann,  wenn  der  Rerhtshoden,  auf  dem  sich 
Unternehmer  und  Arbeiter  begegnen,  ein  gesicherter  und  beider- 
seits geachteter  ist.    So  lange   das  nicht  der  Fall  ist.  so  lange 
beide  Teile  sich  nicht  des  L'mki  eiscs  der  für  sie  aus  dem  Arbeits- 
vertrag entspringenden  Rechte  und  Pflichten  bevvufsl  sind  und 
demnach  nicht  einmal  die  Schranken  kennen,  innerhalb  derer  sich 
ihre  Handlungen  bewegen  sollen,  werden  alle  persönlichen  Be- 
rührungen nur  vorabergehend  wirken,  weil  aus  der  Verworren- 
heit  des  Rechtskreises  mit  Notwendigkeit  täglich  neue  Konflikte 
entstehen,  die  immer  wieder  die  Spuren  persönlicher  Vertrautheit 
und  Annäherung  vernichten  werden.  Es  handelt  sich  hier  zu- 
nächst noch  gar  nicht  um  den  Inhalt  der  gegenseitigen  Berechti- 
gungen, um  das  Mafs  der  Ansprüche  und  Verpflichtungen,  son- 

Grsctzcntwurf  betr.  die  r.infüliruri;^'  von  Einrichtungen  zur  Förderung:  des  Km- 
vcrnclimcns  zwischen   den   (jcwcrbsuntcrnehmtru   und   ihren  Arbeitern.  Wien 

1893  S  239. 

*)  Ebenda,  Aussagen  der  Experten  Faber,  Hatitach,  Stross,  Zipperiii^,  Rinf  • 
hoffer.  Roesler  u.  s.  w. 
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dern  nur  um  die  Klarstellung  des  jeweils  durch  den  Arbeitsver- 
trag geschaffenen  Rechtsverhältnisses  und  um  Halten  des  Ver- 
sprochenen bezw.  des  durch  das  Gesetz  Auferlegten.  Im  Wesen 
ruht  ja  heute  das  Arbeitsverhältnis  auf  dem  freien  Vertrage  von 
Unternehmer  und  Arbeiter  innerhalb  der  durch  das  Gesetz  ge* 
stellten  Schranken.  Das  ist  bekannt.  Und  es  wird  präsumiert, 
dafs  der  Arbeiter  als  Geschäftsmann  verfahre,  den  Nutzen  und 
Nachteil  eines  etwaigen  Vertrages  kalkuliere  und  darnach  kontra- 
hiere. Dafs  er  die  Einhaltung  des  vom  Gegenkontrahenten  Ver- 
sprochenen selbst  zu  flberwachen  und  eventuell  mit  den  im  bOrger- 
liehen  oder  Gewerberecht  gebotenen  Mitteln  erzwingen  kann,  gilt 
als  selbstverständlich.  Und  doch  ist  es  thatsächlich  nicht  so,  wie 
eine  Durchsicht  der  Berichte  der  östei  reichischen  Gewerbeinspek- 
toren beweist.  Das  ist  gerade  das  Beunruhigende  unserer  Ar- 
beiterverhältnisse, dafs  wir  im  Lärm  der  Arbeiterversammlungen 
flicht  nur  die  Aufregung  einer  vorw.irts  stürmenden  Klassenbe- 
wegung, sondern  nur  zu  häufig  auch  den  Notschrei  dc^  zu  Boden 
getretenen  guten  Rechtes  hören  müssen.  Es  wird  durch  eine 
Sorte  von  rnternehmern  das  Re(  htshewulVts*  in  in  der  arbeiten- 
den Bevölkerung  systrmati--ch  untergraben,  ja  vielCn  h  kann  es 
liberhaupt  nicht  gech  ihin.  weil  es  den  Arbeitern  gar  nicht 
bewufst  wird,  dafs  sit:  zu  ihrem  I  nternehmer  in  einem  klar  de- 
tinierbaren  Rechtsverhältnis  stehen.  Das  ist  der  Punkt,  wo  die 
Irühcr  erwähnte  Aufgabe  der  Ai  beiterausseliüs^c  nicht  nur  erreich- 
bar wird,  sondern  gerade/u  zu  ein«  r  öfV«  ntlichen  Pllicht  empor- 
wächst.   Ks  sei  dies  an  den  Ihatsachcn  erhiutert. 

Der  Arbeitsvertrag  findet  seinen  formalen  Ausdruck  in  der 
Arbeitsordnung.  Es  war  daher  durchaus  zweckentsprechend,  dafs 
bereits  die  Gewerbeordnung  vom  20.  Dezember  1859  im  §  84  vor- 
schrieb: In  den  Werkstätten  mufs  eine  Dienstordnung  angeschla- 
gen sein,  worin  insbesondere  auszudrücken  sind  Arten  der  Arbeit. 
Dauer  der  Arbeit,  Lohnverhaltnisse,  Zeit  der  Abrechnung,  Befug- 
nisse des  Aufsichtspersonals  u.  s.  w.  Ein  Duplikat  war  der  Behörde 
vorzulegen.  Diese  Vorschrift  galt  für  Gewerbsunternehmungen, 
in  welchen  gewöhnlich  mehr  als  zwanzig  Arbeiter  zusammenwirk- 
ten. In  die  Redaktion  der  .Gewerbeordnung  vom  8.  März  1885 
wurde  die  Bestimmung  im  §88a  im  wesentlichen  unverändert 
herflbergenommen,  nur  wurden  die  Gewerbsinhaber  verpflichtet, 
die  Arbeitsordnungen  vor  Anschlag  in  der  Werkstätte  der  Ge- 
werbsbehörde  zur  Genehmigung  vorzulegen,  welche,  „wenn  sie 
in  der  Arbeitsordnung  nichts  Gesetzwidriges  findet,''  sie  vidiert 
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und  dem  Gewerbsinhaber  zurückstellt  Man  sollte  meinen,  da(s 
eine  solche  während  eines  Menschenalters  bestandene  Gesetzes* 
Vorschrift  sich  hatte  einleben  mOssen.  Aber  weit  entfernt  davon 
ergeben  die  Berichte  der  Gewerfoeinspektoren  bis  auf  die  jOngste 
Zeit  herab  die  folgenden  Thatsachen: 

1.  Arbeitsordnungen  fehlen  häufig  vollständig  oder 
sie  entsprechen  nicht  dem  Gesetz.  Aus  dem  Bericht  über  den 
Aufsichtsbezirk  Prag  für  1893  ist  zu  entnehmen,  daf-,  in  25  pCt.  der 
besuchten  Betriebe  keine  Arbeitsordnungen  vorhanden  waren.  Im 
Aufsichtsbezirk  Rcichenberg  fehlten  sie  in  243  von  1098  inspi- 
zierten Unternchniuni^cn.  Nicht  einmal  die  Erkenntnis  der  recht- 
lichen Vcrpllichtung  ist  überall  hins^edrungen.  1890  erhob  in 
Budvveis  eine  Firma  ICin-ipriich  gegen  eine  auf  Antrag  des  Ge- 
werbcinspektors  erfolgte  Wrfiigung  der  Gewcrbebchörde,  dafs 
in  die  Arbeitsordnung  eine  Bestininning  ül)er  Zeit  der  Abrechnung 
der  Löhne  sowie  der  volle  Wortlaut  ilcr  82  und  82a  der  Ge- 
werbeordnung (welche  die  Gründe  für  berechtigte  plötzhche  Ent- 
lassung oder  solchesVerlassenderArbeit  enthalten) aufzunehmen  sei. 
Sie  begründete  den  Einspruch  damit,  dafs  die  vom  Geweibeinspektor 
zitierten  Paragraphen  irrig  zitiert  seien  und  dafs  sowol  die  Firma, 
als  ihr  Rechtsanwalt  vergeblich  bemQht  gewesen  seien,  die  §§  88a 
und  82a  in  der  Gewerbeordnung  zu  entdecken.  An  Budweis 
scheint  danach  die  ganze  Gewerbeordnungsnovelle  von  1885 
spurlos  vorübergegangen  zu  sein.^)  Auch  in  anderen  Bezirken 
waren  noch  1890  die  Dinge  sehr  arg.  So  berichtete  damals  der 
Gewerbeinspektor  Itlr  Wiener*Neustadt,  dafs  in  47  pCt.  der  von 
ihm  besuchten  Betriebe  keine  Arbeitsordnungen  vorhanden 
waren,  und  die  Ursache  davon  war  nicht  blos  Trägheit,  ün- 
beweglichkeit,  sondern  zweifellos  in  einzelnen  Fflllen  ein  posi> 
tiver  Widerstand  seitens  der  Gevverbeinhabcr.  wie  aus  folgender 
Mitteilung  des  Inspektor-^  hervorgeht:  „Die  Mühlenbesitzer  bringen 
mit  grofser  Ausdauer  iuiiner  wieder  eine  von  dem  \'eri)aii(i  der 
Müller  und  Mühlen  Interessenten  verf.ifste  und  in  Druck  gelegte 
Mühlenordnung  zur  Vor  läge,  welche  in  meht  eren  Punkten  nicht 
ents])richt  und  von  ledcr  Gewerbe  bf  hrirde  des  Aufsichtsbezii  k.^ 
seit  5  Jahren  zurückgewiesen  wird.    Man  kauft  sich,  wenn  die 

Das  Analogon  filr  dwsen  hMrstrftubenden  Mangel  an  RechtskennUiis  bot 

ein  Kiipf«TSchmicd  im  Aufsichtsbezirk  Klagcnfurt,  der  keine  Arbeitsbflrhcr  für 
seine  Hilfsarbe  iter  besafs  und  beim  Besuclic  des  Cicwcrbcinspcktors  1893  sehr 
verwundert  th.it  „fihcr  diese  Neuerung,"  die  ebenfalls  schon  mit  der  Gewerbe- 
Ordnung  von  1Ö59  gegeben  war. 
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Vorlage  einer  Arbeitsordnung  infolge  einer  staUgehahten  Inspek- 
tion verlangt  wird,  zwei  Exemplare  und  schickt  sie  an  die  Ge- 
wcrbebehörde  zur  Vidierung.  nimmt  den  Auftrag  zur  Umarbei- 
tung zur  Kenntnis  und  wartet  mit  der  Neuvorlage  ruhig,  bis  ge- 
legentlich einer  in  1 — 2  Jahren  wiederholten  Inspektion  das  Fehlen 
einer  Arbeitsordnung  abermals  bemängelt  wird,  entschuldigt  sich 
mit  Vergefslichkeit,  reicht  wieder  zwei  Exemplare  dieser  Druck- 
sorte  ein,  die  naturgemäfs  denselben  Weg  gehen.  Dieses  fbr  die 
behördlichen  Organe  ermOdende,  fQr  die  Gewerbeinhaber  lastige 
Spiel  findet  in  dem  Ober  die  in  den  Betriebsstätten  der  MOhlen* 
industrie  herrschenden  Ungesetzlichkeiten  Gesagten  seine  Erklfl- 
ning.  Man  kann  eben  keine  Arbeitsordnung  mit  den  entsprechen- 
den Angaben  Ober  Arbeitszeit  u.  s.  w.  anschlagen,  wenn  man  die 
bestehenden  Gesetze  in  dieser  Richtung  nicht  verstehen  oder 
nicht  befolgen  will.*i)  Seit  dieser  Zeit  scheinen  sich  dieVerhfllt> 
nisse  in  Wiener-Neustadt  gebessert  zu  haben,  wenigstens  nach 
den  neuesten  Berichten  der  Gewerbe-Inspektoren  verallgemeinert 
sich  die  Institution  der  Arbeitsordnungen.  Keineswegs  aber  ist 
das  Bewufstsein  von  ihrer  Notwendigkeit  ein  allgemeines.  Erst  im 
vergangenen  Jahre  kam  es  in  Prag  vfir,  dafs  ein  Bauunternehmer, 
der  eine  Arbeitsordnung  dreimal  einreichte,  alier  immer  zurück- 
gewiesen bekam.  <  lullich  ansuchte,  man  möge  ihn  von  der  Auf- 
stellung einer  Arl»eitso!(hiung  befreieti.  Und  immer  noch  berich- 
ten die  Gewerbe-Inspektoren,  dafs  die  eingereichten  Gewerbeord- 
nungen in  einer  grofsen  Zahl  von  Fällen  nicht  genehmigt  werden 
k(")nncn.  So  mufste  z.  B.  im  Bezirk  Prag  von  71  eingereichten 
Arbeitsordnungen  41  die  Genehmigung  versagt  werden.  Und 
doch  müssen  sie  genehmigt  werden,  wenn  sie  den  Gesetzen  ent- 
sprechen. Ist  es  nicht  eine  Sache,  die  die  grOfste  Gefahr  für  das 
öffentliche  Wohl  in  sich  birgt,  wenn  in  einer  Zeit,  in  der  der 
Staat,  von  Besorgnissen  vor  revolutionären  Bewegungen  erfOllt, 
strenge  darüber  wacht,  dafs  seitens  der  Arbeiter  Recht  und  Ge- 
setz sorgfältig  gewahrt  werden,  die  Unternehmer  das  Gesetz  nicht 
beachten?  Was  kann  dem  Arbeiter  das  Recht  gelten,  das  er  von 
seinem  Herrn,  der  ihm  Muster  und  Vorbild  sein  soll,  straflos 
gebeugt  findet?  Was  soll  man  dazu  sagen,  wenn  eine  Arbeits^ 
Ordnung  zur  Bewilligung  eingereicht  wird,  wie  dies  1888  in  Graz 
geschehen,  mit  folgenden  Bestimmungen:  „Die  Arbeiuzeit  ist  eine 


1)  Bcru-Iit  (Irr  k.  k.  Gewerbe-Inspektorev  Ober  ihre  Amtsthätigkcit  im  Jahre 
1890.    Wien  1891.    S.  98. 
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elfstflndigc.  Die  Fabrik  ist  für  die  TagschichUrbeiter  von  5  Uhr 
morgens  bis  8  Uhr  abends  (also  15  Stunden!)  offen.  Das  Zuspät- 
kommen oder  frohere  Verlassen  der  Arbeit  wird  nach  den  Be- 
Stimmungen  des  §  13  der  Arbeitsordnung  bestraft.''^  Auch  jetzt 
ist  nach  dem  Berichte  des  Fabrikinspektors  ftkr  Graz  die  Lage 
daselbst  nicht  befriedigend,  indem  vielfach  Arbeitsordnungen 
fehlen,  die  bestehenden  aber  häufig  mehr  Strafgesetzen  gleichen* 
als  einem  Arbeitsvertrag,  wobei  auch  wieder  gesetzwidrige  Bestim- 
mungen unterlaufen,  wie  die,  dafs  der  Arbeitgeber  sich  nach 
seinem  Ermessen  für  Verletzimgt  n  oder  Schädigungen  von  Material, 
Werkzeugen  u.  dgl.  am  Lohne  schadlos  halten  dOrfe. 

Diese  Beispiele  werden  genügen  zur  Illustrierung  der  erst- 
hervorgehobenen 1  hatsache,  dafs  Arbeitsordnungen  vielfach  nicht 
bestehen  oder  nicht  dem  Gesetze  entsprechen. 

2.  Ks  bestehen  zwar  Arbeitsordnungen,  abernurzum 
Schein.  Die  Thatsachcn  decken  sich  mit  ihnen  nicht. 
So  schreibt  der  Gcwerbeiiispcktor  lür  W  ien  im  letzten  Bericlitc: 
„Ks  läf^t  >  ch  nicht  verkennen,  dafs  viele  Arbeitsordnungen  nur 
zum  Schein  bestehen,  und  dafs  die  Unternehmer  damit  ledigiicii 
formell  dem  (besetze  genügen  wollen."^)  .Als  Beleg  dafür  lührt  er 
an.  dals  in  mehreren  grülscren  Kürbereien,  Bleichereien  und 
Appreturanstalten  noch  iimner  aus  h  üherer  Zeit  die  zuoh^^^tiindige 
Arbeitszeit  in  der  Arbeitsoi-dnuiii;  enthalten  sei.  obwohl  ai:eli  ^k- 
dem  elfstündigen  ASaxiiiKil.tt  Inrit-^iage  unlei  wol  len  .sind  und  zum  l  iil 
sogar  infolge  eines  gr( »leeren  Streiks  zehnstündige  Arbeit-zeit 
eingeführt  haben.  Die  Arbeitsordnung  wird  eben  so  gering  ge- 
achtet, dafs  sie  davon  keine  Notiz  nimmt.  Der  Gewerbein- 
spektor .für  Reichenberg  berichtet:  „Dafs  die  besten  Arbeits- 
ordnungen nur  allzu  hflufig  als  ein  wertloses  bedrucktes  StQck 
Papier  von  den  Arbeitgebern  und  Arbeitnehmern  angesehen  wer- 
den, ergiebt  sich  aus  den  häufigen  Abänderungen  der  Arbeits- 
ordnung, die  ohne  Zustimmung  der  Gewerbebehörde  vorgenommen 
werden,  sowie  aus  der  mitunter  staunenswerten  Unkenntnis  der 
Arbeiter  Aber  ihren  Inhalt."^)  Die  Arbeiter  sollen  nach  §  88a  der 
Gewerbeordnung  bei  ihrem  Eintritt  in  das  Unternehmen  mit  dem 


')  D.  i.  die  gescUiich  fixierte  Maximalarbeitszeit. 

Ergebnisse  der  . .  .  Enquete  (wie  oben  S.  603  Anm.  5),  S.  175. 
'i  Bericht  der  k.  k.  Gewerbe>Inspektoren  u.  s.  w.  1893,  S.  57. 
*}  Ebenda  S.  238. 
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Inhalt  der  Arbeitsordnung  vertraut  gemacht  werden;  es  geschieht 
aber  nicht. 

Häufig  pflegen  die  Arbeitgeber  in  die  Arbeitsordnung  den  Satz 
aufzunehmen:  „Besondere  Bestimmungen  innerhalb  des  Rahmens 
dieser  Arbeitsordnung  werden  vorbehalten  und  bt^unders  bekannt 
gemacht",  und  auf  Grund  dieser  Bestimmung  glauben  sie  dann 
vielfach,  nachträglich  Aonderungen  vornehmen  zu  können,  die. 
ohne  dem  Geset/  zu\vid(  r  zu  laufen,  doch  dem  Arbeitsvertrag 
widersprecht  n.  Z.  B.:  In  der  Arbeitsordnuni;  steht,  die  Arbeits- 
zeit ist  eine  zehnstündige;  wenn  es  dem  Arbeitgeber  pafst.  er- 
klftrt  er  aber,  von  nun  an  ist  die  Arbeitsz(  it  eine  elfstündige. 
Oder,  es  wird  eine  Kündigungsfrist  stipuliert  und  plötzlich  erklärt 
der  Arbeitgeber:  In  meiner  Fabrik  existiert  keine  Kündigungs- 
frist. Derartige  Willkürlichkeiten  liihrea  auf  eirie  weitere  (iruppe 
von  SchiUilichkeiten,  die  den  Mangel  einer  klaren  Krkcnntnis  des 
Rechtsverhältnisses,  in  das  die  Arbeiter  durch  den  Arbeitsvertrag 
treten,  bekunden. 

3.  Eine  durch  samtliche  Fabriltinspektoren  wiederholt  beklagte 
Erscheinung  nämlich  ist  es,  dafs  das  Verhalten  von  Unter- 
nehmern den  Arbeitern  gegenflber  Gesetzwidrigkeiten 
(anderer  Art  als  die  unter  1.  erwähnten),  Verletzungen  der 
aus  dem  Arbeitsvertrag  erworbenen  Rechte  und  Un* 
billigkeiten  schwerer  Art  aufweise.  Es  wOrde  zu  weit  füh- 
ren, all  die  Beispiele  vorzubringen,  die  darOber  vorliegen,  ich 
will  nur  auf  jene  Zusammenstellung  aufmerksam  machen,  die  der 
Central-Gewerbeinspektor  im  Jahre  1892  der  Enquöte  des  Abge- 
ordnetenhauses vorgetragen  hat*)  Ich  hebe  daraus  hervor:  a)  Ge- 
setzwidrigkeiten:  Nichteinhalten  gesetzlicher  Schranken  der  Ar- 
beitszeit; Nichtzugehörigkeit  der  Arbeiter  zu  den  gesetzlichen 
Anforderungen  entsprechenden  Krankenkassen;  Nichtbeachtung 
gesetzlicher  Ruhepausen;  Fehler  im  Zuwägen  der  Garne:  Ge- 
brauch nicht  richtig  zeigender  Mefsinstrumente ;  Gewichlsirr- 
tflmer  bei  Uebernahme  der  Ware:  hohnabzOge  für  Rechnung 
Dritter;  Zwang,  GegegcnstJinde  des  Bedarfs  an  Zahlungsstatt 
anzunehmen;  Nichtentschüdigung  von  Arbeitern,  deren  Arbeits- 
buch sich  mehrere  läge  nicht  in  der  Fabrik  vorfand  und  die 
dadurch  am  Eintritt  in  eine  andere  Fabrik  gehindert  waren,  b) 
Verletzungen  der  aus  dem  Arbeitsvertrag  erworbenen  Rechte  vuid 
unbilliges  \' erhalten  von  Unternelunern:  Beistellung  von  schlech- 

^)  En*iucte  S.  17  4  tV. 
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tem  Material:  unregelmärsige  Lohnzahlungen;  allzulanges  i  Ii n aus- 
schieben der  definitiven  Abrechnung;  wiederholt  irrige  Lolinbe- 
rechnungen:  Abschaffung  von  Prämien,  die  bei  Eingeliung  des 
Arbeitsvertrags  vereinbart  wurden,  ohne  Aendcrung  des  letzteren; 
Mebrfordcrung  von  Arbeit  oline  Mehrzahlung;  Nichtentlohnung 
der  Wartczt  il  und  Vorarbeiten :  plötzlicher  Uebergang  vom  Akkord- 
lohn zum  Tagt  lohn;  Feststellung  des  Akkordloiines  erst  bei  Ab- 
lieferung der  Ware;  Zwang,  an  Bestattungsfeierliehkeiten  eines 
Familiengliedes  des  rnternehmers  teilzunehmen  und  sodann  Ab- 
zug des  Lohnes  für  einen  ganzen  l  ag;  Nirhtewihaltcn  der  durch 
einen  Agenten  gemachten  \'ersprechungen  an  Arbeiter,  welche 
zum  Eintritt  in  eine  fcrngelegcne  Fabrik  bestimmt  wurden;  Un- 
gleichheit der  Kündigungsfristen;  Forderung  unentgeltlichen 
Waschens  der  FufsbOden  des  Arbeitsrsumes;  Beitragspflicht  der 
Arbeiter  zu  den  Reinigungskosten  der  Abtritte  u.  s.  w. 

Man  sieht  aus  diesen  Beispielen,  wie  ausgedehnt  die  Berüh- 
rungsfläche ist,  die  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  durch 
den  Arbeitsvertrag  geschaffen  wird,  wie  zahlreich  die  Punkte,  an 
denen  es  zu  einer  Reibung  kommen  kann  und  zweifellos  frflher 
oder  spater  kommen  mufs,  wenn  diese  Berflhrungsflächen  nicht 
durch  eine  vollstflndige  Klarheit  Ober  die  gegenseitigen  Rechte 
und  Pflichten  glatt  geschliffen  werden. 

Welches  sind  die  Folgen,  die  sich  aus  dem  ungeordneten 
Rechtszustande  des  Arbeitsverhältnisses  und  aus  der  mangelhaften 
Kenntnis  desselben  bei  den  Arbeitern  ergeben?  Nun,  zunächst 
werden  die  Arbeiter  Unrecht  und  Lnbill  in  sich  hineinwQrgen, 
dann  werden  sie  sich  bemühen,  Abhilfe  zu  schaffen.  Sie  werden 
sich  an  den  Gewerbeinspektor  wenden,  sie  werden  an  die  Gc- 
Werbebehörden  herantreten.  Der  Gewerbeinspektor  kann  nur 
vermitteln,  und  das  wird  manchmal  hir  die  Arbeiter  gefährlich. 
Wieder  ist  es  Hofrat  Migerka,  der  Centraigewerbeinspektor,  der 
das  Zeugnis  dafür  erbringt.'»  Ein  Arbeiter  hatte  3  11.  50  kr.  von 
seinem  Arbeitgeber  zu  fordern,  konnte  das  (leid  aber  nicht  er- 
halten, bis  er  sich  an  den  Gewerbein5>pektor  wendete,  dessen  \"er- 
mittlung  es  auch  gelang,  dem  Arbeiter  zu  seinem  (ielde  zu  ver- 
helf<Mi.  Der  Arbeiter  aber  wurde  entlassen  und  zwar  mit  der 
ausdnlckliclicn  Motivierung,  „weil  er  es  gewagt  hatte,  sich  beim 
Gewerbeinspektor  zu  beklagen."  Die  Gewerbebehörden,  welche 
ja  Gesetzwidrigkeiten  abzustellen  haben,  beziehungsweise  die  Ar- 


»)  Enquete  S.  177. 
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beiter  zu  schützen  haben  in  den  Rechten,  die  sie  durch  den  Arbeits- 
vertrag erworben  haben,  sind  mitunter  gehemmt  durch  die  Unklar- 
heit des  Arbeitsverhältnisses  und  durch  die  Unsicherheit»  die  bei 
den  Arbeitern  selbst  mangels  einer  Kenntnis  der  Arbeitsordnun- 
gen über  ihr  Rechtsverhältnis  zum  Unternehmer  herrscht.  Die 
Arbeitgeber  werden  sich,  wo  irgend  möglich,  auf  den  Bestand 
einer  Arbeitsordnung  berufen.   Festzustellen,  ol)  sie,  wie  das  Ge- 
setz vorschreibt,   den  Arbeitern   bekannt  gegeben  ist,  ist  meist 
nicht  möglich.   Es  wird  die  Präsunipti« )n  dafür  sprechen,  dafs  die 
Bestimmung  des  Gesetzes  befolgt  worden  ist.    Manchmal  fühlen 
sich  die  Gewerbebehörden  so  eingeengt,  dafs  sie  schliefslich  zu 
einer  Handlungsweise  die  Zuflucht  nehmen,  die  im  Gesetze  nicht 
begrtindet  ist,  in  der  Ueberzcugung,  dafs  die  Schädigung  der  Ar- 
beiter doch  zu  weit  getrieben  wird.    Es  war  in  einer  Drahtfabrik 
im  Wiener  Bezirlc,  wo  in  die  Arbeitsordnung  die  Bestimmung 
aufgenommen  wurde,  dafs  Arbeiter,  welche  entlassen  werden, 
nicht  auf  den  Akkordverdienst,  sondern  nur  auf  den  bis  zur 
Stunde  der  Entlassung  entfallenden  Tagelohn  Anspruch  haben. 
Die  GewerbebehOrde  hat  diese  Arbeitsordnung  in  Uebereinstim- 
mung  mit  dem  Gewerbeinspektor  nicht  genehmigt.   Es  wurde 
dagegen  rekuriert  mit  der  Erklärung,  die  Arbeitsordnung  sei  ein 
Dienstvertrag,  der  auf  freier  Vereinbarung  beruhe  und  sich  nur 
in  den  Schranken  des  Gesetzes  zu  bewegen  habe.    Die  Statt- 
halterei  hat  diesen  Rekurs  mit  der  Begründung  verworfen,  dafs 
dem  Arbeiter  doch  eine  zu  grofse  Schädigung  zugemutet  werde 
und   die  Arbeitsordnung  dem  Geiste  des  6.  Hauptstückes  der 
Gewerbeordnung    widerspräche,    das    den   Arbeiterschutz  zum 
Zweck   habe.    Dieser  Entscheid    ist  gewifs  human,  aber  kaum 
dem  Gc.-ictze  entsprechenil.  das  eine  Kinflulsuahme  aut  den  ma- 
teriellen Inhalt  der  Arbeitsordnung  nicht  gestattet.    Sicher  aber 
ist  auch,  dafs  die  Gewerbehehörde  nicht  immer  in  der  Lage  sein 
wird,  in  dieser  Weisr  sich  fiu'  die  Arbeiter  einzusetzen,  wie  denn 
auch   aub  verschieilenen  Aussagen   von  .\rbeitern   anläfslich  der 
Enquete  von  1892  hervorgehl,  dafs  in  ihren  Kreisen  in  bedenk- 
licher Weise  das  Geftkhl  der  Rechtlosigkeit  Platz  greift.   Die  Ar- 
beiter mflssen  verbittert  werden,  wenn  sie  Unbill  und  Unrecht 
erfahren,  sie  mtlssen  an  dem  guten  Willen  der  Behörden  zwei- 
feln, wenn  ihnen  hier  bei  ungeklärtem  Rechtsverhältnis  die  ste- 
reotype Antwort  wird:  Es  Iflfst  sich  nichts  machen.  Die  Folge 
ist  natQrlich,  dafs  sie  endlich  zur  Selbsthilfe  greifen  und  dafs 
wegen  geringfQgiger,  leicht  zu  beseitigender  Konflikte  Ausstände 
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ausbrechen,  die  bei  strenger  Einhaltung  der  Arbeitsordnung  und 
gelegentlicher  Besprechung  derselben  mit  den  Arbeitern  vermie- 
den werden  könnten.  So  wurde  2.  B.  1893  in  Reichenberg  in 
einer  Weberei  gestreikt,  weil  die  Lcutt.  18  Stunden  arbeiten 
sollten,  ohne  dal's  die  behördliche  Bewilligung  dieser  Ueberschrei- 
tungdesMaxinialarbeitstages  bekanntgegeben  worden  war;  in  einer 
anderen  Fabrik  kam  es  unter  anderem  zum  Ausstände  wegen  folgen- 
der Forderungen:  Anschlagen  der  Arbeitsordnung.  Flinführung  der 
Lohnsätze  nach  Metcrmafs,  Einhah»  n  »Icr  Arbeitspause  n :  in  Graz 
wurde  in  den  Müllereien  u^«  streikt  zur  Krzii  luni;  einer  gleiehui.1!sigen 
Arbeitsordnung;  in  Budwcis  waren  Streik"t;rün<le :  Niehtzahhnig  des 
Lohnes  für  einen  Feiei  tag.  tiir  den  bi>.lier  immer  gezahlt  worden  war, 
X'erwende.ng  eines  ungeaiehten  MetcrmafVes  Ix  i  Ahnahme  des 
Arbeit>i)roduktes;  in  Brünn  in  einer  (üeüerei:  Mangel  eines  ver- 
bindlichen Tarifes  für  Akkorciarbeiten.  in  Webereien:  Reduktion 
der  Löhne  ohne  Einhalten  der  Kündigungsfrist,  Xichtentla>-sung 
eines  Meisters,  der  der  Geschenkannahme  beschuldigt  war.  Man 
sieht,  dal's  die  Arbeiter  in  den  Ausstünden  vielfach  nicht  die  An- 
greifenden, sondern  die  Verteidiger  sind,  Verteidiger  des  Gesetzes 
und  ihres  guten  Rechtes,  und  man  wird  nicht  irre  gehen  in  der 
Annahme,  dafs  da,  wo  dies  geschieht,  bereits  ein  vorgeschrittener 
Zustand  vorliegt,  denn  wo  um  das  Recht  gekämpft  wird,  ist  das 
Rechtsbewufstsein  vorhanden.  Aber  welche  Gefahren  und  Ent- 
behrungen bringt  dies  fflr  die  Arbeiter  mit  sich,  welche  mühsame 
Organisationsarbeit  setzt  dies  voraus,  und  wie  unsicher  ist  doch 
der  Erfolg!  Gewifs  in  der  Mehrzahl  der  Falle  wird  aus  der  Verletzung 
des  Rechtes  nicht  der  Kampf  ums  Recht,  sondern  das  Bewufstsein 
der  eigenen  Pflichtenlosigkeit  abgeleitet  werden.  Der  Arbeiter  wird 
thun,  was  er  mufs.  nicht  was  er  nach  dem  Arbei tsvertrage  thun 
soll.  Eine  solche  Verwirrung  der  Rechtsbegriffe,  die  mit  der  der 
sittlichen  Vorstellungen  enden  mufs,  kann  nicht  ohne  Schaden 
für  die  Gesamtheit  andauern.  Es  kann  ihr  aber  nur  auf  zwei 
Wegen  begegnet  werden.  Auf  dem  der  behördlichen  Reglemen- 
tierung der  Unternehnuingen  oder  auf  dem  der  Organisierung  der 
Arbeiter  zur  Vertretung  ihrer  Interessen.  Den  ersteren  Weg 
halte  ich  der  tausendtaeii  verschlungenen  und  ditTerenzierttn  In- 
dividualinteressen wegen,  die  hierbei  in  Betracht  kommen,  für 
ungangbar.  Der  letztere  aber  spaltet  sieh  in  zwei:  man  orLi.uii- 
siert  die  Arbeiterschaft  innerhalb  der  ganzen  gr*»l'sen  Ciewerbs- 
zweige  oder  man  urg.ini^it  it  sie  innerhalb  der  einzelnen  Unter- 
nehmungen.  Ich  will  nicht  die  alte  Frage  nach  dem  Wert  und 
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Nutzen  jener  grödseren  Organisationen  aufwerfen,  sicher  ist,  dafs 
die  organisierte  Vertretung  der  Arbeiterschaft  der  einzelnen 
Untemehmungan  das  Minimum  dessen  ist,  was  durch  die  BedOrf- 
nisse,  die  der  gegenwärtige  Zustand  do  Arbeitsverhältnisses 
hervorruft,  gefordert  wird.  Darum  erachte  ieh  die  Arbeiteraus- 
schosse.  die  ja  nur  solche  Vertretung  darstellen,  für  ein  unent- 
behrliches  Glied  in  der  Entwicklung  der  Organisation  unserer 
Industrie. 

FVeilich  giebt  es  absolute  Gegner  solcher  X'ertretiingen.  Deren 
Gründe  sind  dreifacher  Art.  Die  Kinen  erkLiren,  wir  brauchen 
.Vrbeiterausschüsse  nicht,  denn  wir  ptlegen  noch  per-i'uiliciu-  I><  - 
^ifhungen  zu  ticn  Arbeitcin,  wir  wollen  niclit  zwischen  uns  und 
unsere  Arbi  itcr  irgend  eine  It  enide  Koinjx  tt  11/  setzen.  Die  zweite 
Gruppe  erklärt,  die  X'erhüitnisse  eines  grol'-en  Hetriebes  sind  >o 
verwickelt  und  koniphziert,  dafs  der  einfache  X'erstami  des  Ar- 
beiters nicht  ausreiclit.  dafs  die  wie  hligen  Dinge,  die  zur  Kntschei- 
(lung  kommen,  nur  wieder  von  Ciebildelen  und  auf  höherer  Stufe 
des  Urteils  stehenden  Persönlichkeiten  abgehandelt  werden  könn- 
ten. Und  die  dritte  Gruppe  erkliirt,  dafs  man  mit  Arbeiteraus- 
schüssen nur  der  Sozialdemokratie  die  Wege  ebne,  die  ja  eben 
die  Organisation  der  Arbeiter  wQnscht,  um  ihnen  ein  Herrschafts- 
recht im  Hause  des  Unternehmers,  auf  dem  Boden  des  Unter« 
nehmers  zu  verschaffen.  Was  den  ersten  Einwand  anbelangt,  so 
ist  jeder,  der  die  Verhältnisse  in  der  Industrie  kennt  und  nicht 
parteiisch  voreingenommen  ist,  tkberzeugt,  dafs  eine  eigentliche, 
unmittelbare  Berflhrung  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
nicht  in  dem  Mafse  eintreten  kann,  in  dem  sie  erwünscht  und 
notwendig  ist,  selbst  dort,  wo  auf  Seite  des  Arbeitgebers  ein 
zweifelloses  Wohlwollen  herrscht.  Wegen  einer  Kleinigkeit  wird 
sich  der  Arbeiter  nicht  an  den  Arbeitgeber  wenden,  z.  B.  um  sich 
über  einen  Werkmeister  zu  beschweren,  der  schliefslich  doch 
entscheidend  für  sein  Dasein  ist,  der  ihm  das  Brot  nehmen,  die 
Entlassung  bewirken  kann,  dt  r  ihn  nach  der  Arbeitsordnung 
strafen  kann,  der  wie  ein  Unteroflizier  seinen  Untergebenen  zweifel- 
los beherrschen  kann.  Er  wird  Dinge,  die  ihn  bedrücken,  die 
ihm  unbillig  erscheinen,  in  sich  tragen,  aber  die  Mifssiimnmng. 
die  ihn  erfüllt,  wird  er  nach  aufsen  tragen  und  einen  guten  Bo- 
den abgeben,  auf  welchem  alle  Keime  der  Zwietracht  gedeihen. 
Ks  wird  grofser  X'crhetzung  bedürfen,  bevor  der  Arbeiter  die 
Gefahr,  die  ihm  droht,  riskiert,  vor  tlen  Unternehmer  tritt  und 
sich  beschwert.  Arbeitgeber  aus  Deutschland  und  aus  Oesterreich 
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haben  es  bestätigt,  dafs  bei  unorganisierter  Arbeiterschaft  es  ge- 
'  wohnlich  die  unruhigsten  und  turbulentesten  Elemente  sind,  welche 
mit  den  Unternehmern  verhandeln,  weil  nur  sie  Mut,  Leiden* 
Schaft,  Temperament  besitzen,  weil  nur  sie  es  wagen,  das.  was 
ihnen  nicht  recht  erscheint,  vor  den  Unternehmer  zu  bringen.^) 
So  hat  auch  die  BrQnner  Handels-  und  Gewerbekamroer  in 
ihrem  Guta(  Ilten  Ober  den  froheren  Gesetzentwurf  ausdrücklich 
hervorgehoben,  es  bestünden  heute  in  vielen  Arbeitsordnungen 
Bestimmungen,  welche  den  Arbeitern  das  Recht  geben,  jederzeit 
durch  eine  Deputation  vor  dem  Arbeitgeber  eine  Beschwerde 
vorzubringen.  Es  sei  aber  gar  kein  Zweifel,  dafs  diese  Be^tim- 
munj^en  nur  auf  dem  Papier  stehen  und  nur  in  den  alleräufsersten 
Füllen  prakti^cli  gt-handhabt  werden.-)  Wenn  wir  die  Beschwer- 
den, die  im  täghchtii  Lel>en  des  Arbeiters  auflaufen  oder  auf- 
laufen können,  die.  wie  oben  gezeigt,  so  mannigfacher  Natur  sind, 
und  auf  so  kleine  Dinge  sich  erstrecken,  klein  nach  unseren  Bc- 
grilfen.  grols  im  Auge  des  Arbeiters,  wenn  wir  diese  Beschwer- 
den betrachten,  so  ist  es  ganz  erklärlich,  dafs  der  grofse  Unter- 
nehmer in  einem  Betriebe  mit  tausend  oder  auch  nur  hundert 
Arbeitern  nicht  die  Zeit  hat,  sich  mit  diesen  Dingen  abzugeben. 

Was  den  zweiten  Punkt  anbelangt,  dafs  die  Arbeiter  nicht  im 
Stande  wären,  die  Lage  zu  überblicken,  so  scheint  mir  hier  nicht 
das  berührt  zu  sein,  was  ich  als  erste  und  dringendste  Aufgabe 
des  Arbeiterausschusses  auffasse.  Derartige  Aeufserungcn  sind 
ausgegangen  von  Unternehmern  wie  Krupp,  die  erklärten:  Wohl- 
fahrtseinrichtungen,  wie  wir  sie  haben,  unsere  grofsen  Konsum- 
vereine u.  s.  w.,  die  bedürfen  zur  zweckmäfsigen  Verwaltung  be* 
reits  geschäftlich  geschulter  Persönlichkeiten,  die  können  wir  nicht 
in  die  Hände  von  gewöhnlichen  Arbeitern  legen.  Das  mag  wohl 
nicht  ohne  Berechtigung  sein,  aber  es  wird  auch  nicht  veriangt. 
Wir  verlangen,  dafs  die  Arbeiter  herangezogen  werden  zur  Be> 
urteilung  des  Arbeitsvertrages.  Wenn  die  Unternehmer  erklilren, 
dafs  die  Arbeiter  nicht  imstande  seien,  den  Arbeitsvertrag  zu  be- 
urteilen, dann  ist  der  Arbeitsvertrag  selbst  nicht  in  Ordnung. 
Denn  das  Rechtsverhältnis  mufs  ein  klares,  durchsichtiges  sein. 
Ich  möchte  auch  das  bezweifeln,  dafs  die  Arbeiter  nicht  imstande 
wären,  jene  gröfseren  Dinge,  die  Verwaltung  von  Wohifahrts- 

1)  Sehr.  d.  Ver.  f.  Sozp.  Bd.  46  S.  28. 
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cinrichtungen  vielleicht  nicht  im  ersten  Augenblick  zu  beherrschen, 
aber  ihre  Beherrschung  zu  lernen.    Wir  haben  auch  auf  unserem 
Boden  Arbeitervereine,  wie  den  Niederösterr.  Buchdrucker-  und 
Schriftgiefderverein,  der  einen  jährlichen  Ausgabenetat  von  rund 
70000  Gulden  hat,  die  ganz  aufserordentliches  geleistet  haben  in 
der  geschäftlichen  Leitung  und  Verwaltung  grofser  Vermögen. 
Aber  freilich,  der  dritte  Einwand  bleibt  noch  bestehen:  Wir 
bahnten  dadurch  die  Wege,  welche  die  Sozialdemokratie  be- 
schreitet. Das  ibt  in  Deutschland  den  ArbeiterausschOssen,  wie 
die  Regierung  sie  beabsichtigte,  entgegengehalten  worden  von 
dem  Centraiverband  der  Industriellen,  von  dem  Verein  zur  Wah- 
rung der  wirtschaftlichen  Interessen  von  Handel  und  Gewerbe 
und  diese  Meinung  hat  in  der  Aeuf<.erung  des  Vereines  zur  Wah- 
runs:    der    gemeinsamen  wirtschaftlichen   Interessen  der  Saar- 
indiistrie  und  der  sQdwestMrhen  Gruppe  des  Vereins  deutscher 
Eisen-  und  Stahlindustricller  anlal^lich  seiner  (ienci  alversanimlung 
am  17.  Dezcnihcr    1889   ihren   Ciipfelpunkt   rri  t  irht.   in(h  ni   hi<  r 
folgende  Erkldrung  abgegeben  wui  dc:    „\  <  riiiiiul«  i  ung  des  Wohl- 
wollens,  des  Zutrauens,  der  Achtung  in  dem  persunhchcn  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeitgeber   und  Arbeitnehmer.  Beschränkung 
beider  Teile  auf  den  sogenannten  Arheiisvertrag.  Lockerung  der 
Disziplin  und  Organisierung  hüuliger  Arbeits- Ausstände  zur  Durch- 
setzung auch  unberechtigter  Forderungen  werden  die  nächste 
Folge  der  Errichtung  derartiger  Ausschüsse  sein,  denen  sich 
weiterhin  die  Lahmlegung  des  Handels  und  der  Industrie,  die 
daraus  folgende  Arbeitslosigkeit  einerseits  und  Gefahrdung  des 
Besitzstandes  andererseits  sowie  die  ErschOtterung  der  gesell- 
schaftlichen und  staatlichen  Ordnung  anschliefsen  werden." Nun, 
es  ist  in  der  That  schwer,  gegen  Persönlichkeiten  zu  polemisieren, 
deren  Weitsicht  so  grofs  ist  dafs  sie  die  weltgeschichtlichen  Er- 
eignisse mit  den  kleinsten  Ursachen  in  Zusammenhang  zu  bringen 
versteher     Mir  scheint,  dafs  sie  aber  doch  in  diesem  Falle  dem  i 
biederen  Leberecht  Hühnchen  gleichen,  der  im  Begriffe  sein  ein-  I 
faches  Nachtmahl,  ein  £i,  zu  verzehren,   steh  einen  grofsen  l 
Schlemmer  dflnkt,  denn  von  dem  Ei  hatte  eine  ganze  Generation 
von  Mtlhnern  ihr  Leben  ableiten  können,  die  er  mit  einem  Schlage 
vernichte.    So   brauchten   wir  auch   nur  die  Arbeiterausschüsse 
im  Keime  zu  ersticken,  um  Staat  und  Gescllschalt  vor  der  sozial- 
demokratischen Flut  zu  bewahren.    Ich  mochte  diesen  Herren 
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doch  das  Urteil  des  nationalliberalen  Abj^eordneten  Oechelhfluser 
entgegenhalten,  der  erklarte:  „Man  sollte  doch  denken,  dafs  die 
letzteren  (die  Arbeitgeber)  wenig  Zutrauen  in  die  vemQnftige 
Entwicklung  der  Dinge  bekunden,  wenn  ihnen  der  Staatsschutz, 
die  bevorzugte  bflrgerliche  Stellung,  ihre  höhere  Intelligenz,  ihre 
Kapitalmacht  und  vor  allem  ihre  vollkommene  unantastbare  Frei- 
heit in  Schliefsung  und  Lösung  des  Arbeitsvertrages  nicht  ge- 
nügend erscheinen,  um  ihnen  für  alle  Zukunft  nicht  blos  die 
gleiche  Macht,  sondern  das  Uebergewicht  in  diesen  sozialen  In- 
teressenkämpfen  zu  sichern."  ^ 

Betrachten  wir  nunmehr  den  Gesetzentwurf  der  gegenwarti- 
gen Regierung  über  die  ArbeiterausschOsse  näher,  so  linden  wir 
ihn  in  l^cbertinstimmung  mit  der  Vorlage  von  1891  in  der  Ab- 
grenzung des  Aufgabcnkroises.  der  beide  von  uns  hervorgehobe- 
nen Gruppen  von  Aufgaben  unifalst.  lerner  in  der  Statuieruni: 
eines  weitgehenden  Auf>.ichlsrechtes  der  Gewerbebehörde.  Dagegen 
unterscheidet  er  sich  vor  allem  durch  die  Art  tler  Einführung, 
indem  an  die  Stelle  dtr  obligatorischen  Errichtung  die  fakulta- 
tive gesetzt  wurde,  das  Gesetz  daher  nur  Normativ!)«  Stimmungen 
enthcüt  für  den  Fall  als  L'nlernehmer  Ausschüsse  errichten  wollen. 

Das  Aufsichtsrecht  der  Behörde  soll  sich  nicht  nur  auf  Prü- 
fung und  Genehmigung  der  Statuten  der  zu  errichtenden  Aus- 
schüsse, sondern  auch  auf  die  Ueberwachung  der  Einhaltung  der 
Bestimmungen  des  Gesetzes  sowie  der  Statuten  erstrecken.  „Sie 
kann  einen  Arbeiterausschufs  auflösen,  wenn  Beschlüsse  oder 
Verfügungen  desselben  oder  seiner  Organe  rechtswidrig  sind, 
dann  wenn  er  seinen  gesetzlichen  Wirkungskreis  tiberschreitet 
oder  Oberhaupt  den  Bedingungen  seines  rechtlichen  Bestandes 
nicht  mehr  entspricht."  Ein  Einspruch  oder  eine  Beschwerde 
dagegen  steht  nicht  den  Ausschufsmitgliedern  oder  dem  Unter- 
nehmer, sondern  dem  Gewerbeinspektor  zu,  der  von  der  erfolgten 
Auflösung  zu  verstandigen  ist  (§24).  Diese  Bestimmung  ist  klassisch. 
Sie  kennzeichnet  den  Geist  polizeilicher  Ordnung,  der  die  festeste 
Tradition  in  der  Verwaltung  besitzt,  und  die  Gröfse  des  Mifstrauens 
gegen  eine  freie  Selbstverwaltung.  Sie  ist  dem  Vereinsgesetze 
entnommen  und  unterwirlt  einen  Au  Inifs,  der  zur  Regelung 
privatrechtlicher  Beziehungen  innerhalb  eines  nach  aussen  abge« 
schlossenen  Kreises  privater  Interessen  eingesetzt  wurde,  den 
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Bestimmungen  f)lr  Körperschaften,  die  nach  aussen  ungeschlossen, 
erweiterungsffthig  sind  und  auch  nach  aussen  wirken  wollen  oder 
doch  können.  Bei  den  Vereinen  haben  wir  Mitglieder*  deren 
Aufnahme  nach  bestimmten  statutenmflfsig  festgesetzten  Bedingun« 
gen  vor  sich  geht,  und  Vertretungsorgane,  die  im  Namen  des 
Vereins  und  fflr  diesen  verbindlich  handeln,  Verpflichtungen  ein- 
gehen  können,  die  im  Namen  des  Vereins  klagen  und  geklagt 
werden  können.  Hier  haben  wir  eine  Körperschaft,  die  sich  ihre 
Zwecke  selbst  setzt  und  sie  verändern  kann,  die  nicht  auf  den 
engen  Kreis  der  Mitglieder  beschrankt  bleiben.  Hier  bedeutet 
die  Auflösung  die  Aufhebung  einer  persönlichen  V^erbindung  der 
Mitglieder  nach  bestimmter  Richtung,  die  staatliche  Vernichtung 
des  Vereinszweckes  oder  der  zu  seiner  Erreichung  gewählten 
Mittel,  die  Beseitigung  eines  korporicrtcn  und  doch  unpersön- 
lichen Trägers  irgend  einer  Idee.  In  allen  diesen  Richtungen 
unterscheidet  sieh  ein  Arbciterausschufs  wesentlich  von  einem 
X'ercin.  Er  hat  Oberhaupt  mit  einem  solehen  nichts  gemeinsam, 
als  dafs  er  gew;ihll  winl.  wie  auch  der  Vorstand  eines  N'ereines. 
Aber  sonst  gleicht  e  r  weder  einem  Verein,  noch  dem  X'orstand 
eines  solchen.  Dem  ersteren  niciu.  weil  seine  Mitglieder  nicht 
eigene  Interessen,  sondern  Gesamtinteressen  im  Auftrag  Dritter 
vertreten,  dem  letzteren  nicht,  weil  ja  alle  ihre  Beschlüsse  gar 
keine  verbindliche  Kraft  haben  fflr  die  Gesamtheit,  aus  der  sie 
hervorgegangen  sind.  Sie  sind  Vertrauensmänner,  die  zu  einem 
bestimmten  Zweck  gewählt  werden,  und  so  gut  man  hier  behörd- 
liehe  Ueberwachung  vorschlägt,  könnte  man  diese  Oberall  da  aus- 
führen, wo  irgend  Jemand  zu  irgend  einer  Aufgabe  von  Dritten 
delegiert  wird. 

Eine  praktische  Handhabung  der  Bestimmung  ist  zudem 
kaum  möglich.    .Sic  könnte  wohl  nur  in  der  Weise  vor  sich 

gehen,  dafs  die  Ausschüsse  verpflichtet  werden,  zu  gewissen 
Zeiten  ihre  Protokolle  der  Clcwerbebehörde  vorzulegen,  die  dann 
nachträglich  konstatiert,  dafs  durch  irgend  einen  Beschlufs  .Sta- 
tuten, Recht  oder  Gesetz  verletzt  worden  sind.  Dafs  mit  einer 
dann  erfolgenden  „Auflösung"  eines  Ausschusses,  der  vielleicht 
nicht  einmal  mehr  existiert,  irgend  eine  nüt/.Iiche  Wirkung  er/.ielt 
werden  wird,  ist  nicht  zu  denken.  Wohl  aber  kiinnen  kleinliche 
Chikanen  von  untergeordneten  behördlichen  Organen  geübt  wer- 
den, die  an  sich  wertlos,  nur  den  Kriolg  hal»<  n  würden,  di(-  staat- 
liche \'et waltung  in  den  Augen  ruhiger  lleuitciier  hlcherlich  zu 
machen.    Z.  B.:  Ein  Arbeiicrausschufs  behandelt  die  Thatsache, 


Digitized  by  Google 


618  Eugen  v.  Piiilippovich, 

« 

daüs  die  Fleischpreise  seines  Ortes  um  einige  Kreuzer  erhöht 
werden,  während  in  den  benachbarten  Orten  die  Fleischpreise 
nicht  gestiegen  sind,  und  der  Ausschufs  beschliefst,  die  Metzger 
um  Herabsetzung  der  Fleischpreise  zu  ersuchen.  Da  aber  die 
Metzger  nicht  zu  den  Wohlfahrtseinrichtungen  der  Fabrik  gehören, 
deren  Verwaltung  allein  dem  Ausschufs.  wie  wir  annehmen  wollen, 
übertragen  ist,  liegt  eine  StatutenQbertretung  vor,  und  dieser  Ar- 
beitcrausschufs  kann  aufgelöst  werden.  Oder,  es  besuchen  die 
Kinder  der  Arbeiter  eine  Klosterschule,  und  werden  daselbst  ein- 
mal zu  handgreiflich  an  die  Autorität  des  Lehrers  erinnert.  Der 
Arbeiteraus schuü  hrschliefst  eine  Eingabe  an  den  Ortsschulrat  — 
wie  wird  sich  da  die  Gewcrbebeluirdc  beeilen,  diesen  Ausschurs, 
der  oftenbar  die  Autorität  zu  untergraben  im  Bc^^rift'e  ist.  auf/u- 
lösenl  Oder,  es  werden  einige  Arbeiter  verhaftet,  und  zwar  un- 
gesetzlicher Weise;  der  Arbciteraus^chufs  behandelt  die  Ange- 
legenlieit  und  beschlit  l>t  eine  Hcsciiwerde  an  die  Bezirkshaupt- 
mannschaft Da  sind  nicht  nur  sclb.-^lverst.'lndlich  alle  Gnlndr  für 
eine  Auflösung  gegeben,  es  wird  auch  Anlafs  genug  vorlianden 
sein,  die  Mitglii  iicr  des  ,\usschusses  als  politisch  kompromittiert 
anzusehen  und  woniöglich  noch  |iolizeihch  beaulsichtigen  zu  lassen. 
Diese  Heispiele  sind  nicht  willkürlich  gewählt,  sondern  dem  Wir- 
ken eines  Arbeilerausschusses  entnommen,  der  ein  beschauliches 
Dasein  in  einem  Orte  Nieder-Oesterreichs  führt.  Auf  Grund  der 
Durchsicht  der  Protokolle,  deren  Einsicht  mir  gestattet  war,  bin 
ich  Qberzeugt,  dafs  er  fast  in  jeder  seiner  Sitzungen  die  Statuten 
Qbertritt,  aber  mit  jeder  Statutenübertretung  das  Band  zwischen 
Arbeiter  und  Unternehmer  enger  schlingt,  weil  es  sich  hier  um 
Rat  und  That  in  allen  Wechselfallen  des  taglichen  Lebens  han> 
delt,  die  kein  Jurist  in  ein  Statut  zu  bannen  vermöchte,  deren 
Erörterung  und  Behandlung  aber  die  Mitglieder  des  Ausschusses 
als  Menschen  erst  recht  nahe  bringt.  Wenn  man  die  Absicht 
gehabt  hatte,  ArbeiterausschOsse  zu  schaffen  und  gleichzeitig  den 
Todeskeim  in  sie  hineinzulegen,  wenn  man  den  Keim  der  Zwie- 
tracht und  der  Abneigung  gegen  die  Behörden  hatte  erwecken 
wollen,  man  hatte  keine  bessere  Drachensaat  aussäen  können. 

Diese  Ueberwachungdbestimmungen  bind  aus  der  Vorlage  von 
1891  herübergenommen  worden.  Hier  konnte  man  sie  vielleicht 
mit  dem  Hinweis  darauf  verteidigen,  dafs  die  ArbeiterausschOase 
obligatorische  Wahlkörperschaften  für  die  Vertreter  der  Arbeiter 
in  die  Genossenschalten  der  Hilfsarbeiter  wareti.  Nach  der  neuen 
Vorlage  aber  sind  ArbeiterausschOsse  auf  Freiwilligkeit  gegrün- 
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dete  interne  Einrichtungen  der  Unternehmungen.  Was  durch 
dieses  Gesetz  dem  gegebenen  Zustande,  in  welchem  ja  Jeder- 
mann ArbeiterausschOsse  errichten  kann,  wenn  er  will.  Neues 
geboten  wird,  ist  nichts,  als  die  Polizeiaufsicht.  Es  mOfste  eine 
grofse  Aengstlichkeit  unter  den  Unternehmern  Platz  gegriffen 
haben,  wenn  sie  dadurch  zur  Errichtung  von  Ausschüssen  ange- 
spornt wQrden. 

Aber  auch  an  und  für  sich  ist  der  Gedanke,  fOr  fakultative 
Errichtung  von  Arbeiterausschüssen  ein  Gesetz  zu  erlassen,  ein 
unglücklicher.    Was  soll  ein  Gesetz  helfen,  in  dem  erklärt  wird, 
was  bisher  nicht  verboten  war,  ist  künftighin  erlaubt?  Denn  gröfsere 
Bedeutung  hat  dicsi  s  Cicsctz  —  abgesehen  von   der  Poh'zeicin- 
mischung  —  nicht.   Rc-ondcif  Vorteilt-  und  Stüt/cn  für  die  Errich- 
tung und  Wirksamkeit  ehr  Au^sehris^r  bietet  es  nicht.  lielchrung 
und  Anregung  zur  Errichtung  von  Arbcitcrausschüssen  ist  in  den 
gewerblichen  uiul  mthiNtriellen  Verein ignii!4;eii  zti  Genüge  gegeben 
worden.   Was  nötig  erscheint,  ist  eine  l,rzii;huiig  de  r  Imhistric  zur 
Errichtung  von  Arbeiterausschüssen  nicht  durch  eine  platonische 
Belehrung  im  Reichsgesetzblatt  —  dessen  zwingende  Normen  nicht 
einmal  immer,  wie  wir  gesehen  haben,  von  den  Unternehmern  be- 
folgt werden      sondern  durch  den  festen  Willen  der  Regierung, 
das,  was  sie  selbst  fQr  wttnschenswert  bezeichnet  hat,  auch  zur 
Durchführung  zu  bringen.  Die  Motive  der  alten  Vorlage  enthielten 
aus  diesem  Grunde  den  Satz:   „Es  roflfste  daher  als  eine  halbe 
Mafsregel  bezeichnet  werden,  wenn  die  Gesetzgebung  sich  darauf 
beschränken  würde,  den  Weg  anzudeuten,  der  zu  einer  Interessen- 
ausgleichung zwischen  den  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  führen 
geeignet  und  zugleich  als  dem  Wohle  di'  -er  beiden  Stande  för- 
derlich anzusehen  ist,  es  im  Qbrigen  jedoch  den  beteiligten  Krei- 
sen Oberiiefse,  ob  sie  diesen  Weg  einschlagen  wollen  oder  nicht." 
Die  Motive  zum  neuen  Gesetz-Entwurf  erklären  dagegen  nur.  dafs 
die  Enquete  im  Jahre  1892  gezeigt  hat.  „dafs  die  Anschauungen 
in    dieser  Furage   noch   zu  divergierend,   die  Verh;lltnis>e  in  den 
einzelnen  Industriezweigen   und  Gegenden   noch   zu  verschieden 
sind,   um  eine  derartige   plötzliche  Verallgemeinerung  dieser  In- 
stitution als  wünschenswert,  vielleicht  nicht  tinmal  als  durchführ- 
bar erscheinen  zu   lassen."    Mit  diesen  Motiven  kann  man  aber 
offenbar,  zumal  in  Oesterreich,  mit  seinen  grofsen  nationalen, 
politischen  und  wirtschaftlichen  Gegensätzen  jedes  Gesetz  zunichte 
machen.  Es  wird  kein  Gesetz  geben.  Ober  das  nicht  die  Ansich- 
ten geteilt  sind  und  das  nicht  in  den  verschiedenen  Kronlandern 
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auf  vrrschi(?dcno  Verhältnisse  trifft.  Was  die  Durchlülirbarkcit 
anbelangt,  so  wird  diese  bis  zu  einem  gewissen  Grade  immer 
von  der  Energie  der  Regierung  abhängen,  namentlich  wenn  sie 
sich  dazu  entschliefst,  die  Kontrolle  nicht  blos  auf  bureaukrati- 
schem  Wege  zu  Oben,  sondern  eine  Mittfaätigkeit  der  Bevölkerung 
anzuregen.  Andererseits  aber  wird  die  Sicherheit  der  fehlerlosen 
Durchfilhrung  nie  die  Vorbedingung  iür  das  Erlassen  eines  Ge- 
setzes sein  können.  Wir  haben  seit  1868  die  allgemeine  Wehr- 
pflicht und  doch  sind  z.  B.  in  den  zehn  Jahren  von  80 — 90  im. 
Ganzen  627  756  Stellungspflichtige  von  der  Stellung  weggeblieben; 
wir  haben  die  allgemeine  Schulpflicht  und  doch  9600000  Analpha- 
beten; wir  haben  3660000  schulpflichtige  Kinder  und  doch  be- 
suchen nur  3  Millionen  thatsfichlich  die  Schule.  Niemand  wird 
aber  wegen  dieser  Mängel  der  Durchführung  auf  die  Gesetze 
Ober  allgemeine  Wehrpflicht  und  allgemeine  Schulpflicht  verzich- 
ten wollen. 

Man  wird  uns  einwenden,  die  Arbeiterausschüsse  sollen  das 
gute  Einvernehmen  zwischen  Arbeiter  und  Arbeitgeber  pflegen 
und  zur  Liebe  kann  man  Niemanden  zwingen.  Wenn  die  Stimmung 
zum  guten  Einvernehmen  nicht  vorhanden  ist.  werden  die  Arbei- 
terausschüsse versagen,  auch  wenn  sie  obligatorisch  sind.  Solche 
Einrichtungen  müssen  werden  und  wachsen,  wie  die  Bäume  im 
Walde,  langsam  Kincj  an  Ring  setzend,  bis  sie  erstarkt  sind. 
Man  weist  darauf  hin.  dafs  derartige  Zwangseinriclitungen  nicht 
in  Deutschland,  nicht  in  England  bestehen. 

Nun,  wenn  irgend wc».  s(}  ist  in  diesem  Punkte  der  Ordnung  ^ 
personlichei-  Hei  rschaitsrechte.  nicht  bln>,  auf  Gesetze,  sondern  ' 
auch  auf  die  Verschiedenheit  der  Thatsachen  Rücksicht  zu  nehmen. 
Die  politische  Arbeiterbewegung,  das  allgemeine  Stimmrecht,  die 
gröfsere  Prefsfreiheit  und  der  Bestand  einer  öffentlichen  Meinung 
in  diesen  Dingen  lassen  in  Deutschland  manches  OberflQssig  er- 
scheinen» was  in  Oesterreich  nCtig  ist  Uebrigens  darfauch  nicht  I 
übersehen  werden,  dafs  durch  die  §§  134b  und  134d  der  deutschen 
Gewerbeordnung  nach  der  Novelle  vom  1.  Juni  1891  ein  indirek- 
ter Zwang  zur  Errichtung  von  ArbeiterausschOssen  und  nament- 
lich die  sehr  wichtige  Bestimmung  geschaffen  wurde,  dafs  vor 
Erlafs  einer  Arbeitsordnung  oder  eines  Nachtrages  zu  derselben 
den  grofsjährigen  Arbeitern  bezw.  einem  etwa  bestehenden  Aus- 
schuls  Gelegenheit  zu  geben  ist,  sich  Ober  den  Inhalt  derselben 
zu  flufsern.  Und  wenn  in  England  derartige  Dinge  nicht  durch 
staatliche  Zwangsgewalt  geregelt  werden,  so  hat  ja  dies  wieder 
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seine  besonderen  gesciiichtlichen  und  gesellschaftlichen  X'oraus- 
setzungen.  die  in  unserer  an  den  Pohzeistaat  durch  Tradition  und 
Erfahrung  gewöhnten  Bevölkerung  kein  Analogon  finden.  Unsere 
Bevölkerung  ist  gewöhnt,  den  Staat  als  Führer  und  Leiter  an  der 
Seite  m  haben.  Er  wird  «eh  nicht  in  dem  Augenblick  zurQck- 
ziehen  dflrfen,  wo  er  seine  Macht  zur  Sicherung  und  Erweiterung 
des  persönlichen  Rechtskreises  des  schwächsten  Teiles  der  Be- 
völkerung gebrauchen  könnte,  wenn  er  nicht  der  gefiUirlichen 
Vorstellung  Nahrung  geben  will,  dafs  er  nur  da  zwingt,  wo  er 
zugleich  bedrOckt.  Wie  wenig  durch  die  Freiwilligkeit  auf  un> 
serem  Gebiete  erreicht  wird,  zeigen  die  letzten  Berichte  der  Ge- 
Werbeinspektoren.  ArbeiterausschOsse  werden  vornehmlich  da 
errichtet,  wo  das  Verhältnis  von  Unternehmern  und  Arbeitern 
ohnedies  nichts  zu  wünschen  Qbrig  lafst;  dort,  wo  sie  nötig  wären, 
verhalten  sich  die  Industriellen  ihnen  gegenüber  mifstrauisch  oder 
gleichgültig,  ja  sie  versagen  frei  gewählten  Vertrauensmännern 
der  Arbeiter  dio  Anerkennung.  entlass«Mi  sie  und  lassen  es  selbst 
auf  Arbf'iterausständr  ankommen,  wenn  die  Wiederaufnahme  sol- 
cher Persönlichkeiten  gttordcrt  wird.  Dadurcli  wird  die  Arbeiter- 
schaft in  eine  Kampfstellung  auf  der  Grundlage  viel  gröfserer 
Organisation  gedrängt,  als  jene  ist.  die  man  vermeiden  will. 

Durch  Freiwilligkeit  wird  daher  nichts  erreicht  werden.  Der 
Widerspruch  gegen  die  obligatorische  Krrichtung  von  Arbei- 
terausschüssen ist  falsch,  wenn  anders  man  sie  überhaupt  für 
nützlich  halt.  Wenn  er  trotzdem  von  so  vielen  Seiten  erhoben 
wird,  so  beruht  dies  wesentlich  auf  einer  falschen  Konstruktion 
seiner  Zwecke.  Die  ArbeiterausschOsse  werden  nicht  an  dem 
Zwang  zur  Errichtung,  sondern  an  einer  unpassenden  Abgrenzung 
ihrer  Aufgaben  zu  Grunde  gehen.  Der  Bogen  springt,  nicht  weil 
er  schlecht  ist,  sondern  weil  man  den  Pfeil  zu  weit  entsenden 
will.  Man  darf  nicht  ostentativ  in  den  Vordergrund  der  Aufgaben 
der  Ausschüsse  stellen,  was  sich  durch  Gesetze  in  der  That  nicht 
erreichen  lafst:  die  Herstellung  des  gesellschaftlichen  Friedens, 
des  guten  Einvernehmens  zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern. 
So  sicher  wir  diese  Erde,  die  harte  Arbeit  von  uns  verlangt  und 
uns  dafür  kärglichen  Ertrag  giebt,  nicht  in  ein  Paradies  verwandeln 
werden,  in  dem  Milch  und  Honig  fliefst.  so  wenig  werden  wir  die 
nicn-.clilirhe  Natur  vcründcm  und  aus  dem  dürren  Felsen  der 
Kla'--rnint(  E  t  -,_s(  II  plötzlich  den  spi  udclnden  Quell  der  Menschen- 
liebe zu  schl.i^cii  vermögen.  l)as  ist  zweifellos.  Aber  wir  können 
jedem  sein  Recht  geben  oder  doch  die  Einrichtungen  scharten,  aul 
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Grund  deren  er  sein  Recht  erkennen  und  sich  dasselbe  zu  wahn  ii 
vermag.  Nur  die  erste  oben  erwähnte  Aufgabe  der  Arbeiteraus- 
schQsse  stellt  eine  wirkliche  fafsbare  Aufgabe  dar,  diese  aber 
ist  auch  vollstiiidig  durch  eine  Zwangsorganisation  erreichbar. 
Die  ArbeiterausschOsse  sollen  eine  Vertretung  der  Arbeiter  sein 
zur  Vereinbarung  der  Arbeitsordnung,  zur  Wahrung  der  Beob- 
achtung  ihrer  Bestimmungen,  sowie  zur  Wahrung  aller  gesetzlicher 
auf  das  Arbeitsverhflltnb  bezüglicher  Vorschriften.  Diese  Aufgabe 
ist  nicht  gegen  den  Unternehmer  sondern  mit  ihm  zu  erüQllen. 
Gesonderte  Beratungen  der  Arbeiter  sind  selbstverständlich  zu- 
lassig, schon  aus  dem  Grunde,  weil  sie  sich  nicht  verbieten  lassen. 
Alle  offiziellen  Beschlösse  aber  sind  mit  dem  Unternehmer  zu 
fassen.  Alles,  was  sonst  noch  als  Aufgabe  von  Arbeiteraas- 
schössen  aufgeführt  wird,  sei  fakultativ,  ebenso  wie  die  Detailierung 
der  Rechte  der  ArbeiterausschOsse.  ob  sie  nur  konsultative  oder 
auch  exekutive  Befugnisse  haben  sollen.  £s  handelt  sich  nicht 
darum,  dem  Unternehmer  einen  Teil  seiner  Herrschaft  Ober  das 
Unternehmen  zu  rauben,  sondern  ihm  die  unberechtigte  Gewalt 
über  die  in  seinem  [Unternehmen  arbeilenden  Personen  zu  nehmen 
und  eine  Schutzvvclir  lür  deren  Rechte  zu  errichten.  Der  Ein- 
wand, dafs  dadurch  die  notwendige  Disziplin  zu  leiden  hätte,  ist 
längst  durch  die  Erfahrung  widerlegt.')  Wenn  jemand  gefährdet 
ist,  so  ist  es  nicht  der  Arbeitgeber,  sondern  der  Arbeiter,  der  in 
den  Ausschufs  gewählt  wird  und  hier  bei  etwaiger  energischer 
Vertretung  der  Rechte  der  Arbeiter  das  Uebelwollen  seines  Hrot- 
gebers  auf  sich  zu  ziehen  Gelalir  läuft.  Hat  doch  die  Wiener 
Handelskammer  seinerzeit  obligatorische  Arbeiterausschübsc  unter 
anderem  deshalb  für  unmöglich  erklärt,  „weil  der  Fabrikschef  die 
ihm  nicht  genehmen  Ausschufsmitglieder  entlassen  und  so  ihrer 
Wirksamkeit  ein  Ende  setzen  kann.*^)  Diese  Gefahr  erachte  ich 
fQr  so  grois,  dafe  mir  der  Vorschlag  eines  mit  den  Industriever- 
hAltnissen  Oesterreichs  sehr  vertrauten  Gewährsmannes  besondere 
Beachtung  zu  verdienen  scheint,  der  dahin  geht,  fllr  die  Mitglieder 
der  ArbeiterausschOsse  eine  besondere  MinimalkOndigungsfrist 
von  acht  Wochen  gesetzlich  zu  statuieren,  damit  ihnen  eine 
gröfsere  Unabhängigkeit  gewährleistet  werde.*) 

»)  Man  vgl.  z.  B.  Sehr.  d.  Vereins  f.  Sozialp.  Bd.  45,  S.  XXVI,  Bd.  46,  S.  42. 

*>  Komiteebericht  Ober  die  G«aetiesvorlage  betreffend  «fie  EinAImiiig  von 
Einriclitiiiigefi  zur  FOrderang  des  Einvemefamei»  swiscbeii  den  Gewerbsunler^ 
ndunera  nnd  Olren  Arbeitern,  &  5. 

*)  AoUftlieh  der  RegientngavOTlage  tob  1891  erfolgte  Ober  diewn  Pnakt 


Oigitized  by  Google 


Arbeitcrausschü5sc  und  £ini{^{^mter  in  Oesterreich. 


623 


An  den  Bestand  eines  derartigen  Arbeiterausschiiases  werden 
sich  im  Laufe  der  Zeit  von  sdbst  xweckmifsige  Erweiterungen 
seines  Wiriningskreises  anschlieisen.  Personliche  Beziehungen 
werden  manches  liOfstrauen  beseitigen  und  manches  Vertrauen 
schaffen.  Aus  der  pflichtgemfllsen  gemeinsamen  Arbeit  kann  eine 
freiwillige  Arbeitsgemeinschaft  werden.  Wird  schon  durch  die 

eiae  nicht  verOflentiichte  Aeuberung  eines  Sncfaveratlndigen,  die  ich  ait  denen 
eßüger  Erieubnb  volfinlialdich  hier  fo%en  laaie: 

.Die  Arbeiterausschflsse  werden  ihre  Funktion  als  Anwälte  und  FOrsprecher 
der  Arbeiter  bei  dem  Unternehmer  jedoch  nur  dann  in  zweckdienlicher  W<*isc 
vollziehen  können ,  wenn  die  wirtschaftliche  Stellung  ihrer  Mitglieder  unabhän- 
giger gemacht  wird,  als  diejenige  d«  r  übrigen  Arbeiter  ist.  Die  Arbeitcraus- 
>chQsse  des  Regierungsentwurfcs,  deren  Mitglieder,  sobald  sie  sich  durch  Vor- 
bringung  eine*  unliequenien  Wancbcs  wnHehwwn  henroiyethen  habea,  einftch 
enUassea  und  dadurch  nicht  aUeia  ihres  Mandates,  sondera  auch  ihres  Verdienstes 
benuibt  werden  können,  besttien  fretUcb  nidit  jene  wittsehsfUiehe  Unsbhingig- 
keil,  um  sie  zu  fineinOtlKen  Ffirsprechern  der  Arbeiter  zu  machen. 

Wir  wollen  gerne  zugeben,  dafs  zahlreiche  Unternehmer  die  Zumutung  mit 
Recht  verabscheuen,  ein  Mifirlied  des  Arbcitcrausschusses  deswegen  zu  entlassen, 
weil  <•<  stiner  ges.  t/ln  lu:n  ( Jbiii  genhiit  nachkommt;  nichtsdestoweniger  wird  <iie> 
die  ätetc  Furcht  der  Arbciterausscbufemitglieder  sein.  So  lange  die  Arbeiter 
aber  unter  diesem  beängstigenden  Eindrucke  stehen,  wird  der  nur  auf  Grund 
beiderseitiger  Offenheit  und  Freimflüi^eit  erreichlMve  Zweck  nicht  ersidt  werden. 
Es  werden  die  besonneneren  Elemente  sich  der  Wshl  entstehen  und  den  tem- 
peramentvolleren Platz  machen. 

Will  man  die  Freiheit  der  Meinungsflufserung  der  Arbeiter  über  das  Arbeits» 
Verhältnis,  will  man  zw  Trägern  dieser  Aeufserung  die  besten  Elemente  machen, 
-iann  mufs  man  (\<i\  Mitylifiern  fies  Arbeittraii-^si  fnisst  s  eine  gewisse  Iniinunitat 
garantieren.  Um  den  Fürsprecher  der  Arbeiter  etwas  unabliängigcr  zu  machen, 
als  er  gegenwärtig  in  wirtscbafUicher  Besiehung  ist,  genügt  es,  die  seitens  des 
Untemeiuners  ihm  gegenSber  zu  beobachtende  Kflndiguagsfrist  auf  euien  lingeren 
Zeitraum,  vielleicht  auf  acht  Wochen,  auszndehnen.  Selbstverständlich  wire 
damit  §  82  GO.  nicht  aufgehoben,  wonach  in  den  dort  angefahrten  Fällen  der 
Pflichtverletzung  des  Arbeiters  dieser  sofort  und  ohne  Knndigung  ans  der  Arbeit 
entlassen  werden  kann.  Di<-  I.ingen-  KOnHifrungsfiist  vim  Seiten  <irs  Arhrit- 
gcbers  wird  von  im^  mit  acht  Wochen  in  Vorsriilag  i;ebtaclit,  weil  obsohw«  bcnd« 
Zerwürfnisse  und  deren  Beilegung  erfahrungsgcmäfs  fast  niemals  dieses  Zeitmafs 
errdcben  oder  Aber  dasselbe  hinsumehen  und  dadurch  Ar  die  ganse  Zeit  des 
KottfKktes  und  dessen  Beübung  sowie  die  erste  Zeit  des  neugescUossenen 
Friedens  thnnlichst  unahhlngige  Mittelqiersonen  geschaffen  sind,  welche  den  Vei^ 
kehr  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  aufrecht  halten. 

Aufserordentlich   nahe   würde  es  liegen,   auch  die  Kündigungsfrist  seitens 
der  Arbeitnehmer,  insoweit  sie  Mitglieder  des  Arbeiterausschusses  sind,  auf  den 
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Featigutig  der  Auffassung  des  Arbeitsverhältnisses  als  eines  ver- 
tragsmäfsigen  Rechtsverhältnisses  mancher  Anlafs  zu  Konflikten 
beseitigt  werden,  so  wird  durch  eine  solche  erweiterte  ThAtigkeit 
auch  wirkliches  gutes  Einvernehmen  und  damit  die  Vorbedin« 
gung  geschaffen  werden  ftlr  die  Wirksamkeit  jener  gröfseren 
Institution,  die  das  ganze  Gewerbe  umfassen  soll,  die  Einigungs- 


gldcben  Temin  auaiudelmeii,  um  so  namenttich  in  Zeiten  von  Strikes  das  Ver> 
mittfanfMHcyui  nicht  zu  entbehren.   Wir  haben  uns  dennoch  tur  Erweitenms 

unseres  Vorschlages  nicht  entschlossen  und  zwar  darum ,  weil  das  Einigungsamt 
in  vielen  Fällen  das  praktische  V'i  rmittlungsorgan  sein  wird,  und  weil  anderer- 
seits die  Mitglieder  des  Arbciterausschusses  ja  nicht  gezwungen  sein  werden, 
bei  einem  Strike  die  Kündigung  und  den  Auaatand  mitsumachen.  fan  Gegenteil, 
aie  werden  die  Sadie  der  Arbeiter  beaaer  fördern,  wenn  sie  in  der  Arbeit 
Ueiben.  Auch  mOaaen  wir  berOckaichtigen,  da&  viele  Arbeiterkreiae  Unger  lau- 
fende Kündigungsfristen  seitens  der  Arbeiter  perhorresitiercn. 

Wird  der  Arbeiterausschufs  durch  dieses  Mittel  thunlichst  unabhängig  ge- 
rn.icht.  wird  ihm  eine  Art  von  Immunität  garantiert,  dann  werden  sich  auch  be- 
sonnene Elemente  zur  Uebernahme  der  Funktion  hndcn,  und  es  wird  der  Ar- 
beiterausschufs jenen  Grad  männlicher  OAenhcit  in  der  Vorbringung  der  Wünsche 
der  Arbeiterachaft  benriiunden  kOonen,  welcher  |^ch  weit  entfernt  iat  voa 
sldaviacfaer  UnterwOrfigkeit  wie  von  rebeUiachem  Trots.  Aber  nur  einen  aokhen 
Abettenttnchnne  wird  es  gelingen,  die  aweile  ihm  durch  den  Gcaetientwurf 
zagdeilte  obligatorische  Aufgabe  zu  erfollcn,  nämlich  die  Beilegung  von  Mei- 
nungsverschiedftihciten  inbc/ug  auf  das  Arbeitsverhältnis,  sowie  die  Erhaltung 
des  guten  Kiiu  (  rnchniens  /wisv  In  n  den  Uewcrbeunternehmcrn  und  deren  Organe 
einerseits  und  den  Arbeitern  andererscite. 

Wenn  auui  »ch  diese  allgendnen  Redewendungen  in  die  Sprache  des 
praktischen  Lebens  Obersetzt,  so  soll  es  die  Aufgabe  des  Arbeiterausschusses 
sein,  die  eventudlen  Wttnsche  und  Bes^werden  der  Arbeiter  zu  prflfen  und  die 
notwendige  Zuröckweisung  der  unberechtigten  Wönsche  und  Beschwerden  den 
betreffenden  Arbeitern  derart  und  mit  dt  in  Krfolire  klar  zu  machen,  dafs  der 
Beschwerdelidin  r  thiitsachlitli  sielit,  es  ist  nicht  böser  Wille,  es  ist  nicht 
tyrannische  Machtausübung,  wenn  die  betreifenden  Arbeitnehmer  einem  derartigen 
Wunsche  nicht  entsprechen.  Wie  ein  tüchtiger  Rechtsanwall  im  bOrgerlichen 
Leben  nicht  jede  schlechte  caus«  abemininit,  so  wird  ein  tfichtiger  Arbeller- 
ausschuse  .  keineswegs  sum  Herde  unberechtigter  Querelen  und  ZinkereieB, 
sondern  zu  einer  Quelle  nufrichtigen  Friedens  werden.  IMe  gesamte  Ariieiter- 
Schaft  wird  die  Aufklärung  Ober  die  eventuelle  UndurchfQhrbarkeit  £^<  wisse r 
Wünsche  vcrtrarensvoUer  aus  dem  Munde  der  von  ihr  frei  gewählten  und  unab- 
hängig»  n  Vertreter,  als  aus  dem  Munde  irgi ml  eines  anderen  vernehmen.  Nament- 
lich wenn  durch  die  l'raxis  einer  längeren  Zeit  und  durch  die  mannigfachen  Er- 
folge des  Aibeiterauflschttsses  inbesug  auf  die  Veibesseinng  des  Arbeitsverhilt- 
nisses,  welche  eine  natOrlicbe  Konsequenz  der  durch  die  Immuoitit  ennOgliebten 
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ämter.  Auf  diesem  Wege  wird  manch  flberflflssiger  Streik 
verhindert  und  friedliche  Gesinnung  erhalten  werden.  Jene 
Unternehmer  aber,  die  diesen  Einrichtungen  Widerstand  entgegen- 
setzen zu  mOssen  glauben,  mOgen  eines  Wortes  von  E.  Cheysson 
eingedenk  sein:  „In  früherer  Zeit  gab  es  für  die  Unternehmer 
zwei  Wege,  sich  zu  ruinieren:  Einkauf  und  Verkauf  nicht  zu  ver- 
stehen und  nicht  zu  wissen,  wie  man  gut  fabriziert,  d.  h.  ein 
schlechter  Kaufinann  und  ein  schlechter  Fabrikant  zu  sein.  Heute 
mufs  man  noch  eine  dritte  nicht  minder  sichere  Ursache  des 
Unterganges  hinzufügen,  deren  Bedeutung  noch  dazu  ohne  Unter- 
lafs  wächst:  nicht  zu  verstehen,  wie  man  sein  Personal  behandelt, 
ein  schlechter  Leiter  von  Menschen  zu  sein.^^) 

Wahl  besonnener  Kit- mt:nte  sein  werden ,  liic  Autorität  des  Arbcitcraus^clui^ses 
gewachsen  ist,  kann  es  keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  sich  die  Arbeiter  eines 
Etablissements  dieser  Autorität  in  vielen  Fällen  beugen  werden. 

Dm  Eine  aber  darf  nicht  vergessen  werden,  dals  jenes  Aoamafs  von  Auto- 
riUK,  welches  der  Unteraehmer  den  Arbdterauaschuase  zugeatdit,  aatuigeroSfs 
nuB  Atnnafse  der  Autorittt  wird,  welche  der  Aosschufs  bei  den  Arbeitern  seUMt 
geniefst.* 

')  Im  Bericht  der  Internationalen  Jury  über  die  Weltausstellung  von  1889 
in  Paris,  Abteilung  Ecunomie  sociale,  Section  XIV  Institutions  patronales  p.  3B0. 
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Keine  einzige  Krage  des  russischen  Wirtschaftslebens  hatte 
bi>>  i«'i;:t  eine  gröfsert  Aufmerksanikt  it  seitens  der  (iffentlichen 
Mein  11  ni;  auf  sich  gezogen,  keine  eine  so  ininiensc  Bücher-  und 
journallitteratur  hervorgerufen,  als  die  viehitnstiittene  Frage  <h  s 
bäuerhc  In  n  Gemeindebesitzes.  Im  Gegensatz  hierzu  hat  die  Gesetz- 
gebung auf  diesem  Gebiete  seit  den  grundlegenden  .,I^auerru)rd- 
nungen"'-^»  vom  19.  Februar  1861,  durch  welche  das  grofse  Werk  der 
liauernemanzipation  vollbracht  wurde  und  dem  entsprechenden  Ge- 
setze vom  Jahre  1866  Ober  die  Staatsbauern  fast  vollständig  geruht. 
Es  schien,  als  ob  man  sich  in  den  Regierungssphären  prinzipidl 
zu  einem  „laisser  faire,  laisser  passer*  auf  Grund  des  gegebenen 
Rechtszustandes  entschlossen  hätte.  Eine  solche  Politik  war  auch 
fOr  die  erste  Zeit  in  Anbetracht  des  unfertigen  Standes  der  Dinge 
selbst  als  auch  der  Kenntnisse  von  denselben  wohl  die  einzig 
mögliche. 

Die  Vorschriften  der  Gesetze  vom  19.  Februar  1861  Ober 
den  Gemeindebesitz  tragen  unverkennbar  den  Stempel  des  festen 
Glaubens  der  Verfasser  der  „Bauernordnungen"  an  das  haldige 
spontane  Absterben  dieser  Grundbesitzform.  Und  doch  hat  that- 

•)  Bei  d«  r  Abfassuni;  dieser  Abhandlung  konnte  der  Verfasser  fast  alle 
Denkschriften  und  andere  ollizieile  SchriltstQcke,  die  soant  wenig  zugänglich 
sind,  t>enutzen. 

*)  D.  h.  der  .Allgemeinen  Bauernordnung*  mit  den  vier  .Lokalordnuagen* 
und  der  «Ablosangsordnung*. 
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sachlich  diese  Gesetzgebung  den  Gemeindebesitz  —  in  gewissen 
Beziehungen  und  in  gewissen  Landstrichen  —  mehr  ge- 
festigt, als  es  unter  anderen  Verhältnissen  eine  dem  Gemeinde- 
besitze  entschieden  freundliche  Gesetzgebung  je  thun  könnte. 
Dies  liegt  zwm  Teil  in  den  fiskalisclu  ii  und  politischen  Rück- 
sichten, weiche  bei  der  Abfassung  der  „Bauernordnungen"  mafs- 
gebend  waren,  zum  Teil  aber  in  den  ökonomischen  Wirkungen 
des  Knianzipalions Werkes. 

Fiskali^chf  ROcksichtrn  bedingten  es,  dals  bti  Ablö:-.ung 
des  Bauernlandes  die  Regierung  nur  dann  als  finanzielle  \'er- 
mittlerin  zwischen  den  Gi  uudlieri  en  und  den  Bauern  auftrat, 
wenn  eine  ganze  Gemeinde  da^  Land  abl<»>ie.  Somit  wurde  bis 
auf  einzelne  Ausnahmen  dar.  Land  in  ganz  Rus>,land  ohne  Unter- 
schied der  lukalen  Verschiedenheiten  in  dem  Grundbesitzrecht  an 
ganze  Gemeinden,  nicht  an  einzelne  Bauern  verteilt.  Das  ganze 
Bauemland  vdrd  Gemeindeland  genannt,  selbst  dort,  wo  wiie  in 
Kleinrussland  der  Gemeindebesitz  sensu  stricto,  d.  h.  periodische 
Umteilungen,  welche  auf  einen  Wechsel  in  der  Gröfse  der  Land- 
anteile der  einzelnen  Höfe  absehen,  ganz  unbekannt  sind.  Der 
juristisch  scharfen  Ausbildung  des  freien  individuellen  Eigentums 
war  somit  durch  den  Wortlaut  des  Ablösungsgesetzes  keineswegs 
Vorschub  geleistet. 

Ein  nicht  zu  unterschätzendes  Moment  ist  auch  die  st&n- 
dische  Abgeschlossenheit  der  Bauernschaft  geworden.  Für  die 
foitschrittiiche  politische  Entwicklung  des  Landes  ist  es  geradezu 
verhängnisvoll  geworden,  dafs  durch  «he  Em.m/ipationsgesetze 
die  Landgemeinde  und  der  weitere  \'«  rbanil  die  Wolost  als 
ständische  Institute  constituiert  wurden.  Die  Urheber  der  „Bauern- 
ordnungen" wollten  dadurch  die  Bauerngemeinde  von  der  Beein- 
flussung und  den  L'ebergritlen  der  früheren  Herren  schützen, 
und  doch  erwies  und  erweist  ^^ich  bis.  jetzt  die.-^e  sländi.Mhe  Ab- 
geschiedenheit der  Bauern  eben  als  tiie  wichtigste  \  orausöctzung 
fbr  bureaukralisch  -  feudale  Bevornumdung  des  Bauernstandes. 
Aber  für  die  Erhaltung  de-^  „(jcuit  ingeiste»"  und  de>  (it  iiu  inde- 
besitzes  war  diese  Isoliertheit  der  Bauernsciiatt  vnu  den  Lin- 
flüssen  kultureil  höher  stehender  Gesellschaftsschichten  bis  jetzt 
im  grofsen  und  ganzen  günstig.  Sie  hemmte  die  geistig-kulturelle 
Entwicklung  des  Bauernstandes  in  einem  gar  nicht  angebbaren 
Mafse,  sie  machte  die  Aneignung  und  Verbreitung  neuer  Ideen 
und  Stimmungen  viel  schwieriger  und  langsamer,  sie  hielt  sozu- 
sagen die  individualistischen  Strömungen  nieder.  Durch  die  Ver- 
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waltungsreform  vom  Jahre  1889  wurde  die  russische  bäuerliche 
Landgemeinde,  welche  —  eine  ständische  Personalgemeinde 
—  froher  ganz  sich  selbst  Qberlassen  war  (die  Beschlösse  des> 
selben  wurden  von  den  Behörden  nur  auf  ihre  Gesetzmäfsigkeit 
hin  geprOft)  unter  Aufsicht  von  Beamten  gestellt,  welche  vom 
Minister  des  Innern  aus  der  Zahl  der  adeligen  Gutsbesitzer  des 
betreffenden  Kreises  ernannt  werden.  Zur  froheren  ständischen 
Abgeschlossenheit  ist  eine  de  jure  und  de  facto  sehr  weitgehende 
ständische  Bevormundung  durch  Vertreter  der  wirtschaftlich-anta- 
gonistischen Klasse  getreten.  Welchen  Einfluss  diese  neue  Insti- 
tution der  „Zemskie  Natschalniki"  auf  die  Grund  besitz  Verfassung 
in  letzter  Instanz  ausüben  wird,  ist  bis  jetzt  iiocii  unklar. 

Des   weiteren   hat  die   Reform   vorn    |ahre    1861    in  einem 
grofsen  Teile  Kulslands  ein  derartiges  X'erhaltnis   zwiseht  n  dem 
Krtrage   des  Hoden^   und   den  auf  dem  letzteren  lastenden  Zah- 
lungen gesrhaften.  welches  der  Krhaltung  dt!s  (i»  ineindehesitze> 
höchst  forderlich  wurde.    Im  sogenannten  nicht  schwarzerdigen 
Rufsland,  wo  der  (irundhesitz  längere  Ze  it  keinen  wirt.^chaftlichen 
Wert  für  den  Inhaber  hatte,  sondern  im  Gegenteil  eine  drückende 
Last  repräsentierte,  hat  der  vielgepriesene  „Gcmeingeist"  seine 
schönsten  Bloten  gezeitigt,  haben  die  „Ausgleichungstendenzen" 
sich  am  mächtigsten  erwiesen.   Das  „Recht  auf  Land"  hat  somit 
filr  seinen  Ursprung  aus  der  allgemeinen  Steuerpflicht  der  an  die 
Scholle  gebundenen  Bauern  ein  beredtes  Zeugnis  abgelegt.  Die 
sogenannte  „solidarische  Haftpflicht"  der  Bauemgemeinden  bei 
der  Steuerzahlung,  welche  auf  die  Entwickelung  des  Gemeinde- 
besitzes  während  der  letzten  zwei  Jahrhunderte  einen  einschneie 
denden  Einflufs  ausgeübt  hat,  wurde  in  die  Emanzipationsgesetz- 
gebung ganz  offen  zum  Zwecke  der  Sicherstellung  des  Fiskus 
und  der  Grundherren  aufgenommen.    Sie  war  eit)  bequemes 
Mittel,  sich  —  mit  dem  obligaten  flinweis  auf  den  historischen 
Zusammenhang  der  solidarischen  Haftpflicht  mit  dem  „nationalen" 
Gemeindebesitz  —  aller  Sorgen  um  die  individuelle  Erhebuntj 
der  Zahlungen,  welche   in   einem  grofsen  Teile  des  Landes  im 
gröbsten  iMifsverhjlltnis  zum  Bodenertrag  standen,  zu  überheben. 
Der  wahre  Zusammenhang  der  solidarischen  llaftpllicht  bei  der 
Steuerzahlung  mit  dem  Gemeindebesitze  wurde  aber  sowohl  von 
den  ..Redaktionskommissionen**  für  die  Abfassung  der  Emanzipa- 
tionsgesetze als  auch  von  vielen  Schriftstellern  geradezu  auf  den 
Kopf  gestellt.     Nicht   der  Gemeindebesitz   involviert  die  soli- 
darische Haftpflicht,  sondern  umgekehrt  die  solidarische  Haft- 
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pHicht  fnlirt  notwendig  —  das  Mirsvcrh.1]tnis  zwisrlu  n  dm  Zah- 
lungen lind  dem  Rodenertrage  vorausgi  setzt      zum  erbten  grofs- 
russischen  Gemeindebesitz.    Die   solidarische  Haltptlicht  besteht 
eben  darin,  dafs   1.  die  Feststellung  der  individuellen  Steuer- 
Summen,  nach  welchen  Prinzipien  sie  auch  erfolgen  mag,  2.  die 
Erhebung,  Aufbewahrung  und  Ablieferung  dieser  Steuersummen 
und  3.  die  etwaige  Anwendung  von  Zwangsmafsregeln^)  g<^gen 
rQckständige  Steuerzahler  in  die  Kompetenz  der  Gemeinde  fallen; 
dieser  Kompetenz  entspricht  das  Recht  des  Fiskus  —  im  Falle 
andauernder  SteuerrOckatandigkeit  —  Zwangsmafsregeln  gegen 
die  ganze  Gemeinde  zu  ergreifen.  Mit  Recht  kann  man  sagen, 
dafs  das  Institut  der  solidarischen  Haftpflicht  gewissermafsen  die 
Mission  hatte,  das  Mifsverhftltnis  zwischen  dem  Steuerdruck  und 
dem  Bodenertrag  zu  verschleiern. 

Der  Zusammenhang  des  Gemeindebesitzes  mit  der  Ueber- 
lastung  des  Bauernlandes  durch  Zahlungen  weist  aber  ganz  deutlich 
auf  die  Gefahr  hin.  welche  dem  Gemeindebesitze  durch  die  Ab- 
nahme des  Steuerdruckes  und  die  Zunahme  des  Wohlstandes 
Wenigstens  eines  Teiles  der  Bauerii^clialt  diolu.  Obgleieh  de 
jure  die  ganze  Gemeinde  das  Land  ablristt  .  laktisch  wurden  die 
Zahlungen  von  einzelnen  Gemeindemitgliedern  entrichtet,  und 
dort,  wo  der  Bodenertrag  von  Anfang  an  die  Zahlungen  über- 
stieg, hat  sich  dank  denselben  die  Idee  eines  erkauften  Eigen- 
tums an  die  Landanteile  der  \ einzelnen  Gemeindegenossen  ge- 
knüpft. Dort  aber,  wo  die  Zahlungen  höher  waren  als  der  Boden- 
ertrag, hat  sich  das  Blatt  sofort  gewendet,  als  das  normale 
Verhältnis  hergestellt  wurde:  denn  diejenigen  Bauern,  welche  die 
flbermflfsigen  Zahlungen  getragen  hatten,  wollten  ihren  mit  einem 
teuren  Preis  erkauften  Grundbesitz  nicht  an  andere  abtreten. 
Ueberhaupt  mufste  die  Ablösung  ein  gewichtiger  Faktor  der  Geld- 
wirtschaft werden,  deren  Eindringen  durch  andere  Momente 
mächtig  unterstQtzt  wurde,  in  erster  Linie  durch  die  Revolution 
des  Verkehrs.  Die  Entwicklung  des  Verkehrs  und.der  Geldwirt- 

Diese  Zwani.'^m.il'srti;<-Iii  biliien  i  'iw  ganz«-  ^tniciileitcr ,  in  wcIcIut  prr- 
aOnÜchc  Beschränkungen  einen  ehrenvollen  i^latz  hnden.  Die  Gemeinde  hat  das 
Recht,  1.  das  stetterrackstAndige  Mitglied  oder  jemand  von  dessen  Familien- 
angeliArigen  als  Arbeiter  zu  verdingen  und  seinen  Verdienst  in  die  Ge- 
meindeliaaBe  absuf&hren;  2  fflr  den  SteuenUckstlndigen  einen  Vormund  einxu- 
aetfen,  ohne  dessen  Erlaubniss  der  Bevormundete  nichts  verÄufscrn  darf:  3.  in 
gewissen  Fftllcn  kann  die  ( Gemeinde  xcrpflichtet  werden,  jedem  Mitgliede  die 
Ausstellung  des  Passes  zu  verweigern. 
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Schaft  —  eine  welthistorische  Thatsache  —  hat  ja  Qberall  deo 
wirtschaftlichen  Individualismus  gefördert  und  flberkommene  Wirt- 
schaftsformen  der  Zer^^etzung  zugc führt 

IL 

Alle  Wirkungen  der  Emanzipationsgesetzgebung  auf  den  Ge- 
meindebesitz, sowohl  die  dieser  Institution  günstigen  als  auch  die 
ungünstigen,  waren  aber  sozusagen  unbeabsichtigt  und  stellten 
sich  ganz  unerwartet  ein.  Bei  der  Abfassung  der  Gesetze  hatte 
man  sich  die  Entwicklung  der  Dinge  ganz  anders  vorgestellt. 
Für  die  weitere  Entwicklung  der  Agrarpolitik  sind  folgende  Mo« 
mente  mafägebend  geworden  und  werden  es  noch  iiielir  werden 
Erstens  der  Umschwung  in  den  sozialpolitischen  Anschauungen, 
die  Ueberwindung  des  wirtschaftlichen  Liberalismus  in  West- 
europa und  die  Rückwirkung  dieser  Thatsache  auf  die  sozial- 
politische Stimmung  der  Regierung  und  der  öffentlichen  Meinung 
in  Rufsland.  Besonders  laut  ertönten  die  Rute  nach  Reformen 
seitens  der  Anhänger  des  ( ienieindebesitzes:  sie  wiesen  auf  dit 
fortbchreitende  Differenzierung  der  Bauernsehatt  als  .lufeine  Folge 
der  „schädlichen"  individualistischen  1  endenzen ,  deren  ümsich- 
i;reilen  sie  naiver  Weise  den  direkten  Kinwirkunm-ii  der  indivi- 
dualistisch gedachten  Artikel  der  Knian/ipali«  »n^gcsetz«  /uschrieben. 
Die  Mehr/ahl  der  in  politische!"  Minsicht  liberal  und  radikal  den- 
kenden Leute  Rußland'-  ist  für  den  ( ienu  indeboitz  und  glauhi 
ernsthalt,  tlafs  er  in  seiner  reinen  destali  erhalten  werden  könne, 
die  Regierung  soll  sich  nur  einmal  dazu  entschliefbcn,  energisch 
in  diesem  Sinne  einzugreifen.  Der  wirtschaftliche  Konservatismus 
deckt  sich  also  keineswegs  mit  dem  politischen,  und  diese  Dis- 
krepanz ist  symptomatisch  für  das  wirtschaftliche  Entwicklungs- 
Stadium,  in  welchem  sich  das  Land  befindet  Umgekehrt  finden 
sich  in  politisch  konservativen  resp.  reaktionären  Kreisen  Leute, 
welche  entschieden  jede  Begünstigung  des  Gemeindebesitzes  ver- 
werfen.  Andererseits  ist  auch  in  diesen  Kreisen  und  in  den 
Kreisen  der  Regierung  natürlicherweise  die  ganz  richtige  Ansicht 
verbreitet,  wonach  die  Konservierung  der  hergebrachten  wirt- 
schaftlichen Verfassung  das  beste  Mittel  ist,  auch  die  politische 
Europäisierung  des  Landes  zu  vermeiden  resp.  zu  verzögern. 
Dieser  Hintergedanke  wird  mit  ganz  „modernen"  sozialpolitischen 
Verbrämungen  versehen  und  in  dieser  Gestalt  als  Gipfel  echt 
nationaler  Staatsweisheit  vorgetragen.  Aber  —  und  das  ist  das 
wichtigste  Moment  für  die  zukünftige  Entwicklung  der  Agrar- 
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politik   —  politisch  reaktionäre   RückNiclucn   können   lür  einen 
modernen  Staat  nicht  die  einzig  mafsgebenden  sein:  das  Interesf^e 
der  Produktion  fordert  gebieterisch,  dafs  auch  mit  ihm  gerechnet 
werde.   Und  mit  den  Fortschritten  der  Produktion,  welche  för 
den  modernen  Staat  eine  Lebensbedingung  sind,  ist  diejenige 
Grundbesitzverfassung,  welche  durch  den  grofsrussischen  Ge- 
meindebesitz mit  seinem  vielgerOhmten  ^^Recht  auf  Land"  reprä- 
sentiert wird,  schlechthin  nicht  zu  versöhnen.   Die  Mnationalcii 
Produktivkräfte"  sollen  die  grOfstmögliche  Entfaltung  erfahren 
und  dazu  bedarf  es  der  Entwickhmg  der  gesellschaftlichen  Ar- 
beitsteilung, des  Verkehrs,  der  Geldwirtschaft,  kurz  gesagt:  des 
Kapitalismus  mit  allen  seinen  notwendigen  Konsequenzen.  F\ 
ist  nicht  einfach  eine  ..schlechte  Politik"  —  wie  es  die  Mehrzahl 
unserer  „Radikalen"  denkt  —  welche  in  der  Tendenz  des  moder- 
nen  riissisrhen  Staates,  die  kapitalistische  Kntwieklung  des  Lan- 
des zu  r<>r<iern.  sich  otVenbart.    Henn  nicht   nur  die  wichtigsten 
Lebensinlt  rcssen  de^»  Staate^  vmd  der  < »kniv nni-ch  herrschenden 
Klassen  <  rheischen  eine  ^-olciie  Politik,  die-r  K las^cnpolitik  wird 
bestimmt   durch   die   immanentt-   Kntwicklung   der  Produktions-. 
Austausch-  und  nev(  >lkerung-^\  t-rhiiltnisse,  welche  den  l  eberirani; 
zum  Kapitalismus  objektiv  erzwingen:   bei  den  gegebenen  kultu- 
rellen Verhältnissen  des  Landes  und  des  Volkes  ist  der  Kapita- 
lismus die  einzige  Form,  in  welcher  die  in  erster  Linie  durch  das 
Wachstum  der  Bevölkerung  notwendig  gewordene  Steigerung 
der  nationalen  Produktion  sich  vollziehen  kann.  Es  zeugt  meines 
Erachtens  von  einer  gewissen  nationalen  Verblendung,  zu  glauben, 
dafs  ein  kulturell  so  tief  stehendes  Volk  wie  das  russische  der 
Schule  des  Kapitalismus  entbehren  könne.   Die  Notwendigkeit, 
die  nationale  Produktion,  in  erster  Linie  die  Landwirtschaft  mit 
allen  möglichen  Mitteln  zu  heben,  wurde  am  besten  durch  das 
Hungerjahr  1891  gelehrt.   Es  ist  kein  Zufall,  dafs  die  Hungers- 
not zu  einer  erneuerten  Attaque  gegen  den  Ciemeindebesitz  das 
Signal  gab,  einer  Attaque,  an  welcher  V'ertreter  sowohl  der  Re- 
gierung als  auch  der  öffentlichen  Meinung  teilnahmen.   Bei  dieser 
Gelegenheit  haben   sich  ersten-   die   table  convenue.   dafs  d<  r 
( ienieindelx-sit/.    Rut>>land    von    <ier    ..Wunde   d<  s   rr"!etari;tt>  ' 
retten   könn<  ,   zweitens  die   oben   gekennzeichneten  jjoHtischen 
Kücksichten   und    drittenj>  das  Renommin-  einer  ..nationalen"  In- 
^stitution  —  als   mächtit;«.-  Schutzengel   des  (jenieindL  besitzes  er- 
wiesen.   Im  .Schofse  der  Regierung  >elbst  entbrannte  aus  Anlals 
des  Gesetzentwurfes  über  die  Unveräufserlichkeit  des  Bauern- 


032 


P.  S., 


landeSt  der  jetzt  schon  Gesets  geworden  ist,  eine  förmliche  Po« 
lemik  zwischen  dem  Gegner  des  Gemeindebesitzes,  dem  Minister 
des  kaiserlichen  Hofes  und  der  Apanagen  Grafen  Woronzoff- 
Daschkoff  und  dem  Anhänger  dieser  Grundbesitzreform  Finanz- 
minister Witte.  Diese  Polemik,  welche  in  der  Form  von  Denk- 
schriflen  an  den  Reichsrat  geführt  wurde,  beansprucht  an  sich 
kein  weiteres  Interesse,  denn  sie  bietet  weder  neue  Daten  noch 
neue  Gesichtspunkte,  sie  ist  aber  interessant  als  symptomatische 
Erscheinung.  „Zwei  Seelen  wohnen  —  ach  1  —  in  meiner  Brust" 
könnte  die  russische  Regierung  mit  Faust  ausrufen.  Die  eine 
Seele  die  in  diesem  Falle  j^anz  zufällig  durch  den  konse- 
quenten Gönner  des  russischen  Kapitalismus^)  repr.lscnticrt  wird 
—  sympathisiert  mit  dem  Gcmcindcbisitz .  dessen  soziale  Vor- 
züge und  in  Konsequenz  derselben  auch  die  politischen  in  über- 
.->chw.'lnglichrr  Weise  dargestellt  werden,  die  andere  Seele  ist 
dem  ( iemeindebesit/e  entscliieden  ungünstig  gesinnt.  Es  entbehrt 
nicht  einer  gewissen  Komik,  dals  während  der  eine  Minister  den 
Gemeindebesitz  als  ..sozialistische"  Institution  denunziert,  der 
andere  im  Gegenteil  ihn  als  Schutzmittel  gegen  den  Sozialismus 
und  dessen  Irrlehren  preist.  In  der  Gesetzgebung  mufs  sich  der 
Widerstreit  der  Ansichten  in  den  Regierungssphären,  ein  Wider- 
streit, in  welchem  sich  unter  der  Form  der  persönlichen  Meinungs- 
verschiedenheiten ein  Konflikt  des  politischen  Konservatismus 
mit  den  Forderungen  des  wirtschaftlichen  Fortschrittes  abspielt, 
notwendig  zu  Kompromissen  fahren.  Deshalb  repräsentieren  auch 
die  zwei  neuen  russischen  Agrargesetze  zwei  verschiedene,  ja 
selbst  entgegengesetzte  Tendenzen.  Das  Gesetz,  betreffend  die 
Umteilungen  des  Gemeindelandes,  ist  entschieden  ein  Schritt  auf 
dem  Wege  zur  Liquidation  des  Gemeindebesitzes»  wenigstens  des 
grofsrussischen  Gemeindebesitzes  in  strengem  Sinn;  im  Gegenteil 
zielt  das  Gesetz  betreffend  die  Unveräufserlichkeit  des  Bauem- 
standes —  mindestens  seiner  Idee  nach  —  auf  eine  Einschrän- 
kung dci  wirtschaftlichen  Individualismus  und  eine  Krdftiguiq; 
des  Gemeindebesitzes  ab. 

111. 

Das  (iesetz  vom  8.  Juni  1893  über  die  l^mteilungen  des  Ge- 
meindelandes, welches  in  der  Rubrik  Gesetzgebung  S.  960  fg.  in 

WoronzoflT'Daschkofl'  dOrfte  dagegen  int  allgemeinen  eher  als  Vertreter 

der  Interessen  des  jriundhe^lt/endcn  Adels  gelten.  Aber  wir  bet  men,  dir  Ver> 
teilung  der  Köllen  in  der  Ministerkontroverse  al>er  den  Gemeindebesitz  ist  gant 
2ufUli^. 
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wortgetreuer  deutscher  Uebersetzung  folgt,  wurde  von  langer  Hand 
vorbereitet.  Schon  1883  hat  das  Ministerium  des  Innern  ein  Zirkular 
an  alle  Gouverneure  gerichtet  mit  der  Aufforderung,  nähere  Mittei- 
lungen Ober  die  Praxis,  speziell  der  sogenannten  partiellen  Um- 
teüungen,  und  über  die  Stellung  ihnen  gegenüber  sowohl  von  Seite 
der  bauerlichen  Bevölkerung  als  auch  der  die  bäuerliche  Selbst- 
verwaltung kontrollierenden  Verwaltungsorgane  zu  machen.  Leider 
sind  diese  interessanten  Mitteilungen,  so  viel  mir  bekannt,  nicht 
einmal  gedruckt  worden.  Später  sind  beim  Ministerium  Gesuche 
und  Projekte  einiger  Landschaften  betretTeiul  dic-t  lbe  Fraj^e  ein- 
gelaufen. Endlich  wurde  1892  ein  Gesel/cntwurf  aus*jearbeitet 
und  nach  Begutachtung^  desselben  durch  andere  Ministerien,  vom 
.\nnis.ter  des  Innern  in  den  Reichsrat  eingebracht,  vom  letzteren 
in  veränderter  Gestalt  angenommen  und  vom  Kaiser  am  ö.  Juni  1893 
genehmigt. 

Das  Charakteristikum  des  eigentlichen  Gemeindebesitzes  sind 
die  periodischen  l'mteilungen  des  in  Sondernutzung  der  Ge- 
meindegenossen sich  betindenden  Landes.  Es  wird  entweder  das 
Geroeindeackerland  in  seiner  ganzen  Ausdehnung  (allgemeine 
Umtettung)  oder  nur  ein  Teil  desselben  (partielle  Umteilung)  ge- 
teilt Durch  eine  allgemeine  Umteilung  werden  die  proportio- 
nalen Landanteile  der  einzelnen  Höfe  und  die  Zahl  und  die 
Breite  aller  Landstreifen,  in  welche  das  Ackerland  geteilt  ist,  ver- 
ändert An  einer  partiellen  Umteilung  können  wiederum  ent- 
weder alle  Gemeindegenossen  oder  nur  ein  Teil  derselben  teil- 
nehmen. Der  „Mir"  hatte  bis  zum  in  Rede  stehenden  Gesetz 
das  Recht,  den  einzelnen  Gemeindegenossen  ihre  Landanteile 
wegzunehmen  resp.  zu  kürzen,  um  sie  anderen  zu  Obergeben. 
Diese  Prozedur  führt  die  technische  Bezeichnung  „Ab-  und  Auf- 
wälzung  der  Seelen"^)  und  ist  die  häutigst  vorkommende  Form 
der  partiellen  L'mteilungen.  Eine  Neuvcrlosung  endlich  ändert 
niciits  an  dem  proportionalen  Besitzstande  der  einzelnen  Wütv 
und  ist  eine  Prozedur,  welche  entweder  1.  zur  Ausgleichuni;  tler 
einzelnen  Landanteile  ihrt-r  Bonität  nach  dient  inid  somit  (He  all- 
g;emeine   L'mteilunf.:    (quantitative    Ausgleichung)   ergänzt,  oder 

2.  einfach  durch  das  primitive  Ackerbausystem  bedingt  ist.  oder 

3.  mit  einer  .Arrnndierung  identisch  ist,  oder  4.  cndlicli  durch  zu- 
fällige und  einmalige  Ursachen  hervorgerufen  wird,  z.  B.  durch 

I)  Als  «Seele*  wird  das  Quantum  Land  bezeichnet,  wclclies  iiräprQnglich 
einer  jeden  landberechtigten  mfinnUchen  Seele  zugemessen  ward. 
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Abtrennung  eines  bedeutenden  Stückes  des  Gemeindelandes  »Vir 
eine  neue  E^isenbahn  etc. 

Gemeindebesitz  ohne  allgemeine  und  partielle  Umteilungen, 
d.  h.  mit  konstanten  Landanteilen,  ist  nicht  nur  wohl  denkbar, 
sondern  existiert  auch  in  Wirklichkeit.  Kawelin  und  v.  Keufsler 
sind  fbr  diesen  „Gemeindebesitz  nach  Hofrecht"  eingetreten  und 
wollen  eine  Reform  des  usuellen  Gemeindebesitzes  in  dieser 
Richtung.  Dieses  Grundbesitzrecht»  welches  in  mehr  oder  minder 
vollkommener  Ausbildung  sich  bei  den  deutschen  Kolonisten  in 
Sadrufsland  vorfindet,  charakterisiert  sich  durch  folgende  Prin» 
zipien : 

1.  Jeder  (ii  nuinilcgenos^e  hat  einen  Landanteil,  dessen  Gröfse 
konstant  ist  und  durch  keine  Umteilung  verändert  werden  kann. 
Ideell  konstant.  ->ind  diese  Anteile  aber  in  natura  nicht  fixiert  und 
das  Gemeindeland  unterliegt  Neu  Verlosungen,  weicht-  folgende 
zwei  Zwecke  verfolgen:  al  die  einzelnen,  ideell  gleichen  Hof- 
antf  ile  auch  iiirer  GiUe  nach  auszugleichen,  l))  die  Zahl  der 
Landstreifen.  d.  h.  die  Gemengrlagc  zu  vermindern.  Der  er=.tcre 
Zweck  steht  iihrigeu-s  mit  der  primitiven  l'\  ldgra>\virtschaft  im  Zu- 
sammenhange imd  wird  bei  der  weiteren  Entwicklung  der  Land- 
wirtschaft iniiiur  weniger  in  Betracht  konnnen.  Der  ietzlere 
Zweck  hat  speziell  für  die  deutschen  Kolonisten  Südrufslands 
wegen  der  bei  ihnen  ttblichen  Unteilbarkeit  (resp.  beschränkten 
Teilbarkeit)  der  Bauernhöfe  geringere  Bedeutung,  als  er  sonst 
beanspruchen  könnte.  FOr  die  Beurteilung  des  Gemeindebesitzes 
mit  konstanten  Landanteilen  ist  das  Recht  der  Gemeinde,  Neu> 
Verlosungen  zu  veranstalten,  von  der  gröfsten  Bedeutung,  denn 

2.  bestimmt  die  Gemeinde  die  Verteilung  des  Landes  in  ver* 
schiedene  Nutzungsflächen  (Winter*  und  Sommerfeld,  Brache, 
Weide),  die  Fruchtfolge,  die  Anzahl  des  Viehes,  welches  jeder 
Wirt  auf  die  gemeine  Weide  treiben  darf  etc.  Flurzwang  ist  also 
prinzipiell  eine  wichtige  Eigentümlichkeit  dieses  Grundbesitz- 
rechtes; hier  mufs  der  landwirtächaftUche  Fortschritt  nicht  von 
Einzelnen,  sondern  von  der  ganzen  Gemeinde  ausgehen.  Dank 
dem  Recht  der  Neuverlosungen  kann  aber  die  Gemeinde  den 
Einzelnen  dazu  zwingen,  an  einer  von  der  Majorit.'lt  beschlossenen 
Neuerung  teilzunehmen.  Inwiefern  diese  Grundbesitzverfassung 
sich  den  technischen  Fortschritten  der  Landwirtschaft  in  Wirk- 
lichkeit günstig  erweisen  wird,  ist  unklar,  und  ich  bin  mehr  ge- 
neigt, diese  Frage  in  negativein  als  in  positivem  Sinne  zu  beant- 
worten.   Von  der  Entscheidung  dieser  Frage  hangt  aber  die  Z.u- 
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kunft  des  .»Gemeindebesitzes  nach  Hofrecht**  ab;  wird  sie  in 
negativem  Sinne  erfolgen,  so  wird  die  Befreiung  der  Individual- 
Wirtschaft  von  den  Fesseln  des  Flurzwanges  notwendig  auf  die 
Tagesordnung  Icommen. 

Schon  die  Verfasser  der  »«Bauernordnungen**  haben  betont, 
dafs  der  Gemeindebesitz  sehr  wohl  ohne  Umteilungen  existieren 
könne;  letztere  seien  „im  Gemeindeleben  nur  eine  sekundäre  Er- 
scheinung, welche  eine  primitive  Stufe  in  der  Entwicklung  dieser 
Institution  kennzeichnet  und  eine  Form  darstellt,  die  allmalig  mit 
der  Verdichtung  der  Bevölkerung,  mit  der  Erhöhung  des  Boden- 
wertes  oder  mit  einer  intensiveren  Bewirtschaftung  einfach  fort- 
fällt.*"^) Sie  sahen  in  den  Umteilungen  ein  Uebel.  dessen  Be- 
'^eitigung  wünschenswert  und  für  das  Gedeihen  des  Bauernstandes 
notwendig  sei.  Wenn  sie  sich  auch  nicht  entschliefscn  konnten, 
auf  legislativem  Wege  diese  Institution  einfach  zu  streichen,  so 
trkliirt  >ich  dies  aus  ihrem  autrichtigm  Bestreben,  der  Bauern- 
i:tmeindc  weitgehende  Autonomie  zu  sichern  und  bestehende 
Einrichtungen  möglichst  zu  schonen.  Die  theoretische  .Stellung 
der  ..Redaktionskommissionen"  gegenüber  den  Umteilungen 
scheint  mir  gan/  richtig  und  disrch  die  nachfolgende  Entwicklung 
der  Dinge  als  zutrefleml  erwiesen.  Die  Uniu  ihingen.  deren 
Beibehaltung  und  obligatorische  Eintüluung  mehrere  russische 
«.radikale**  Verfechter  des  Gemeindebesitzes  (Chodski,  Sasonoff, 
Karelin^)  u.  a.  m.)  fordern,  sind  eine  —  ihrem  Wesen  nach  — 
lebensunfähige  Institution.  Es  bedarf  nur  einer  kurzen  Ueberlegung. 
um  einzusehen,  dafs  bei  gleichbleibendem  Grundbesitz  der  Ge- 
meinde und  der  wachsenden  Anzahl  der  landberechtigten  Ge- 
meindegenossen sehr  bald  der  Moment  eintreten  mufs,  wo  eine 
Umteilung  keinen  oder  sehr  wenig  Nutzen  und  viel  Schaden 
bringen  mufs.  Dies  ist  Oberall  der  Fall,  wo,  wie  in  dem  grOfseren 
Teil  des  ackerbautreibenden  Rufslands  das  Gemeindeland,  als 
Arbeits*  resp.  als  Nahrungsflflche,  bereits  übervölkert  ist. 

Es  ist  eine  feststehende  Thatsache,  dafs  die  Umteilungen  den 
Wirtschaftsbetrieb  derjenigen  Höfe,  welche  einen  Verlust  an  Land 
-erleiden,  bedeutend  schädigen.  „Die  Opposition  gegen  eine  neue 
Umteilung  ist,"  wie  v.  Keufsler  treffend  ausfahrt  (Zur  Geschichte 

^  Zweite  Ausgabe  der  Materialien  der  Redaktionskommissionen  fOr  Aus- 
arbeitung der  Gesetze  Ober  die  Emanzipation  der  leibeigenen  Bauern.  St.  Peters- 
burg 1860  (russisch  I,  Hand  III,  Buch  1,  S.  230. 

')  Mit  K.  D.  Kawclin  nicht  zu  verwechseln. 
Archiv  för  mi.  Ccsciigcbg.  u.  St^tittik.   VU.  42 
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und  Kritik  des  bäuerlichen  Gemeindebesitzes  in  Rufsland.  III» 
S.  13),  „eine  Opposition  gegen  die  KOrzung  des  Landanteils, 
denn  diese  ruft  eine  Störung  des  wirtschaftlichen  Betriebes  des 
Hofes  und  des  gesamten    wirtschaltlichen  Lebens  der  Familie 
hervor.     Das  bedarf  nur  des  Hinweises,   keiner  Auseinander- 
setzung.    Eine   irgendwie   eihchh'che   Kürzung    des  Landantcils 
macht  einen  Teil   des   im  Schwi  ifse   des  Angr-sicht-   und  durch 
Entbehrungen  aller  Art  erworbenen  lebenden  und  toten  hn  entars 
überflüssig:    es    liiuiet    keine    X'erwendung,    das  überschüssige 
lebende  Inventar  nuifs  verüufsert  werden,  da  die  Mittel  zur  Fütte- 
rung jetzt  nicht   mehr   leichen.    Dazu   die  leider  nur  zu  haulig 
sich  verwirklichende  Gefahr,  keinen  zahlungsfähigen  Käuler  und 
dem  Werte  entsprechende  Preise  zu  erhalten.  Andererseits  wird 
ein  Teil  der  bisher  auf  die  Besteliung  der  Landstelle  verwen- 
deten Arbeitskraft  hier  unverwendbar  und  mufs  andere  Beschäfti- 
gung suchen.  Die  neue  Umteilung  hat  also  grofse  volkswirt- 
schaftliche Verluste  zur  Folge,  die  um  so  bedeutender  sind,  je 
weniger  in  der  Nähe  Land  zu  pachten  und  Nebengewerbe,  Haus- 
Industrie  vorhanden  sind.    Und  es  wird  dieser  Verlust  nicht 
durch  den  Vorteil,  der  den.  anderen  Höfen  durch  die  VergrOfse- 
rung  des  Grundbesitzes  zufallt,  voll  gedeckt.  Denn  diese  besitzen 
zumeist  noch  nicht  das  Inventar  zur  Besorgung  der  gröfseren 
Wirtschaft,  das  erst  im  Laufe  von  Jahren  allmälig  wird  ange- 
schafft werden  können;  Mitglied(  r  dieser  HOfe  haben  sich  der 
Ackerwirtschaft  entwöhnt,  da  sie  Jahre  lang  auswärts  in  anderen 
Erwerbszweigen  thätig  waren:  sie  kehren  in  die  Heimatgemeinde 
zurück  und  ihre  Stelle  nehmen  Cilieder  der  Höfe  mit  gekürztem 
I.andteil  ein.  die  sich  nnih-ilig  (Zeitverlust  oder  geringer  Krtrag 
der  Arbeit I  Kenntnisse   und   Geschicklichkeit   erwerben  müssen, 
welche  in  den  Zurückkehrenden  brach  liegen. 

Die  Opposition  gegen  eine  neue  Umteilung  ist  also  ein  Kampf 
für  die  Krlialtung  der  Wirtschaft  in  einer  grofsen  Anzahl  der 
Höfe  jeder  Gemeinde." 

Dieses  Ergebnis  v.  Keufsler's  ist  durch  nachfolgende  Lokal- 
forschungen vollständig  bestätigt  worden.  Besonders  wichtiges 
Material  hat  in  dieser  Frage  die  ausgezeichnete  Untersuchung 
von  W.  E.  Postnikoff  Ober  die  sOdnissische  Bauernwirtschaft 
(Moskau  1891,  in  russischer  Sprache)  beigebracht.  „Durch  die 
mit  der  Umteilung  notwendig  verbundene  Perturbation  im  Vyirt« 
Schaftsbetriebe  und  in  der  Ökonomischen  Lage  der  einzelnen 
Familien  werden  die  Bauern  in  vielen  Fallen  bestimmt,  allge« 
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meine  UmteUungen  abzulehnen,  insbesondere  wenn,  wie  es  bei 
kleinen  Landanteilen  der  Fall  ist,  die  Vorteile  der  neuen  Besitzer 
unbedeutend  sind.  Es  giebt  eine  Grenze,  unter  welcher  eine 
weitere  Zersplitterung  der  Landanteile  in  jedem  Falle  zu  unver- 
meidlicher  Verarmung  und  zum  Ruin  flQhrt,  und  die  Bauern  wissen 
dies  sehr  gut   In  der  Mehr/ahl  der  Gegenden  Südrufslands  ist 
diese  untere  Grenze  noch  niclit  erreicht,  aber  in  vielen  Ge- 
meinden hat  man  sich  ihr  bedeut«  n(]  «genähert,  was  dort  be- 
sonders fühlbar  ist.  wo  man  die  Wirtschaft  auf  dem  eigenen 
Landanteil   nicht  durch   Zupachtung  fremden  Landes  erganzen 
kann.   Dir  BewirtschalUing  solcher  LandatUeile  wird  unvorteilhaft 
und  die  liauern  verpachten  dieselben  und  verkaufen  das  Inventar 
und  das  Vieh.    Fehlen  aber  letztere,  so  wird  die  Wirtschaft  auch 
in  der  Zukunft  unmöglich,  und  w'enn  es  dem  Bauer  nicht  gelingt, 
lohnende  Arbeit   in   der  N;ihe  seines  Dorfes  zu  finden,   so  zieht 
er  fort     In  diesem  Falle  verliert  er  auch  die  Rente  von  seinem 
Landanteile. ^)    Das  Recht  auf  Land  wird  eine  Fiktion   und  der 
Grundbesitzer  ein  Proletarier"  (PostnikoiT.  1.  c.  S.  67—68).  Diese 
Sachlage  hatte  auch  zur  Folge,  dafs  Gemeinden,  welche  bereits 
eine  Umteilung  pro  wirklich  vorhandene  Seelen  3)  durchgeführt 
hatten,  später  zur  Verteilung  nach  den  fiktiven  „Revistonsseelen'* 
von  1858')  zurückgekehrt  sind.  Die  Bauern  motivieren  diese  Be- 
schlüsse, wie  es  auch  zu  erwarten  ist,  folgendermassen:  „wenn  wir 
das  Land  je  nach  den  vorhandenen  Seelen  teilen  werden,  so  wird 
eine  jede  Seele  nicht  einmal  eine  Dessjätine  bekommen**  (Postni- 
koff  I.  c.  S.  55)    Die  Kombinaticui  der  Verteilung  pro  Revisions- 
seele mit  derjenigen  pro  vorhandene  Seele,  wobei  letztere  zwei-, 
drei,  vier-,  selbst  fünfmal  weniger  Land  als  erstere  erhalt,  ent- 
springt auch  der  Abneigung  vor  zu  weit  gehender,  wirtschaftlich 
schädlicher  Zersplitterung  des  Grundbesitzes,  die  ohne  dies  durch 
die  freie  Teilbarkeit  gelordert  wird.    Dieser  Modus  macht  aber 
denjenigen  W^irtsciiaflen,   in  welchen  es  keine  ..Revisionsseelen" 
giebt,  einfach  unmöglich  ihren  Betrieb  aufreclit  zu  erhalten:  sie 
verpachten  das  Land  auf  melirere  Jahre  und   verlassen  die 

>)  Denn  btufig  werden  die  Landanteile  der  abwesenden  Genossen  von 
der  Gemeind«  eingezogen.   Weiteres  darüber  unten. 

Also  pro  Kopf  münnlichcn  Geschlechts. 

^)  Im  Jährt-  1858  liat  die  10.  sogenannte  „Revision"  (Volkszählung)  statt- 
gefunden, und  nach  den  durch  diese  erinittelteu  „Revibion^seckn"  (Kopf/ah! 
männlichen  Geschlechts)  wurde  bei  der  Emanzipation  das  Land  den  Gemeinden 
und  innerhalb  derselben  den  einzelnen  Hofen  zugeteilt. 
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Heimatgemeinde.  Dadurch  aber  riskiren  sie,  von  der  Gemeinde 
des  Landes  beraubt  zu  werden;  unter  dem  Vorwande,  da(s  die 
abwesenden  Genossen  an  verschiedenen  obligatorischen  Natural» 
leistungen  nicht  teilnehmen*  werden  ihnen  ihre  Landanteile  vom 
Mir  abgenommen:  im  Kreise  Melitopol«  Gouvernement  Taurien. 
haben  auf  diese  Weise  mehr  als  600  Familien  ihr  ganzes  Land 
verloren,  viele  den  grofsten  Teil  desselben. 

Es  wurde  von  dem  Finanzministerium  in  seinem  Gutachten 
über  den  Gesetzentwurf  vorgeschlagen,  den  Uebcrgang  von  der 
Verteilung  des  Gemeindelandes  pro  vorhandene  Seele  zu  der 
pro  Revisionsseele  einlach  zu  verbieten.  Das  Ministerium  de> 
Innern  hat  meines  Krachtens  ganz  richtig  diesen  Vorschlag  zurück- 
gewiesen, indem  es  besonders  den  rmstaiul  betonte,  dafs  eine 
Verteilung  des  Gemeindelandes  pro  vorhandene  Seele  zur  Ver- 
kleinerung der  einzelnen  Landstreifen  führe,  da  sie  die  Zahl  der- 
selben vergr()fsere  und  somit  die  wirtschaftlichen  Nachteile  des 
Gemeindebesitzes  noch  steigere.  Noch  wichtiger  ist  aber  der 
oben  hervorgehobene  Umstand,  welchen  die  Denkschrift  ignoriert, 
dafs  die  ROckkehr  zur  Verteilung  pro  Revisionsseele  durch  das 
Streben  diktiert  wird,  die  Zersplitterung  des  Gemeinddandes  in 
ftlr  selbständige  Bauernwirtschaften  zu  kleine  Landanteile  zu 
vermeiden. 

Femer  sind  hflufige  Umteilungen  resp.  Neuverlosungen  un- 
zweifelhaft ein  Hemmnis  ftkr  die  technischen  Fortschritte  der 
Landwirtschaft,  und  auch  die  Anhänger  des  usuellen  grofsnissi- 

schen  Gemeindebesitzes  geben  es  zu.    Selbst  die  in  längeren 
Fristen  witdi  r  kehrenden  Umteilungen  kOnnen  den  Fortschrittlern 
unter  den  Ackerbauern  Verluste  bringen  und  somit  die  Energie 
des  Einzelnen  inbezug  auf  Meliorationen  lahmen.  Es  wurde  vor- 
geschlagen (von  A.  Postnikoft),  diesen  Mängeln  der  Umteilungen 
durch  Verlängerung  ihrer  Fristen  und  durch  Entschädigungen  für 
Meliorationen  zu  begegnen.  Je  grofser  aber  der  Zeitraum  zwischen 
zwei  Umteilungen  ist,   desto   licdcutender   mufs   die  Ungleich- 
mäfsigkeit  in  der  Verteilung  des  Grundbe->it/.es  werden  und  desto 
gröfser  und  schmerzlicher  die  Schädigung  derjenigen  Höfe,  deren 
Landanteile  bei  der  Uniteilung  zu  kürzen  sind.    Dem  System  der 
Entschädigungen  steilen  sich  in  praxi  grofse  Schwierigkeiten  ent- 
gegen,^) von  denen  wohl  die  grüfste  in  der  Armut  der  bäuer- 
lichen Bevölkerung  besteht 


>)  Vgl.  V.  Keufsler,  I.  e.  III,  S.  232ff. 
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Zusammenfassend  können  wir  Ober  die  Umteilungen  sagen, 

dafs  sie  ein  in  jeder  Hinsicht  zu  rohes,  weil  zu  mechanisches 
Mittel  der  „Ausgleichung"  sind,  dessen  sozialer  Nutzen  durch  wirt- 
schaftliche Nachteile  reichlich  überwogen  wird.  Und  dies  ganz 
abgesehen  davon,  dafs  die  gesamte  ökonomische  Entwicklung 
nicht  auf  eine  Ausgleichung,  sondern  im  Gegenteil  auf  eine  Diffe- 
renzierung der  Bauernbevölkerung  hinarbeitet.  Dieser  Sachlage 
entspringt  auch  die  wachsende  Abneigung  eines  bedeutenden 
Teiles  der  Bauernschaft  gegen  die  Umteilungen.  Sie  sind  das- 
jenige Requisit  des  grofsrussischen  rtenicindebcsitzcs .  welches 
schon  mit  dem  gegenwfu  tit;eu  .Stande  der  wirtschafilichen  Ent- 
wicklung des  platten  Landes  in  Widerspruch  Ljeraten  ist  und  eine 
selbständige  Opposition  gegen  den  Gemeindebesitz  unter  der 
ländlichen  Bevölkerung  gezeitigt  hat.  Unter  den  obwaltenden 
Verhältnissen  hat  eine  so  einfache  ..Ausgleichung",  wie  sie  durch 
'iie  Umteilungen  geboten  wird,  sehr  wenitj  sozialpolitischen  .Sinn 
und  wirtschaftliche  Berechtigung.  .Man  bedenke  nur,  dafs,  wie 
es  durch  landschaftliche  Aufnahmen  für  ein  sehr  grofses  Terri- 
torium des  europäischen  Rufslands  konstatiert  wird,  1/4  (25.3  pCt.) 
aller  Höfe  kein  Arbeitsvieh  und  ein  etwas  gröfserer  Bruchteil 
(27,2  pCt.)  nur  ein  StQck  davon  besitzen.^)  Man  kann  vorher- 
sagen, dafs  unter  derartigen  Verhältnissen  eine  „Ausgleichung" 
des  Grundbesitzes  zu  einer  nominellen  Verpachtung  und  faktischen 
Verpfandung  der  Landanteile  der  kapitalarmen  Bauern  an  ihre 
wohlhabenden  Gemeindegenossen  fahren  und  das  Problem  der 
gleichmflfsigen  Verteilung  des  Grundbesitzes  keineswegs  der 
Lösung  näher  bringen  wird.  Die  folgenschwere  Thatsache  der 
fortschreitenden  Differenzierung  der  Bauernschaft  ist  durch  die 
ganze  wirtschaftliche  Entwicklung  bedingt,  und  sie  zu  beseitigen 
hoffen  durch  das  Mittel  gesetzlich  erzwungener  Umteilungen, 
zeugt  einfach  von  einer  Verkennung  der  wirklichen  Bedeutung 
der  Rechtsnormen  im  wirtschaftlichen  Leben. 

Obgleich  die  Verfasser  der  „Bauernordnungen  '  die  Umtei- 
lungen keineswegs  als  eine  notwendige  Institution  des  Gemeinde- 
besitzes anerkannten,  haben  sie  es  versäumt,  in  dem  Gesetze  die 
Möglichkeit  v«>n  Uebergangsformen  zwi-chen  dem  usuellen,  grofs- 
russischen  Gemeinflebesitz  und  dem  freien  individuellen  Eigentum 
klar  auszusprechen   und  somit  zu  sanktionieren.    Das  Gesetz 


')  Nacli  der  Zusammenslcllunsr  von  I'.  Skworzoft'  im  Juridits^clicskij  Westnik 
1891:  aÜie  Bauernwirtscbaft  in  dem  südlichen  Gebiete  dei  Dreifcldcrwirtschart.** 
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kennt  nur  denjenigen  Gemeindebesitz,  welchen  es  folgendermassen 
definiert:  „Unter  Gemeindebesitz  wird  dasjenige  Gnindbesitzrecht 
gemeint  p  bei  welchem  das  Land  laut  einem  Gemeindebeschlufs 
unter  die  Bauern  umgeteilt  oder  verteilt  wird  nach  Mafsgabe  der 
Seelen,  der  Tjaglo,*)  oder  auf  irgend  eine  andere  Weise,  und  die 
auf  dem  Lande  lastenden  Zahlungen  unter  solidarischer  Haftpflicht 
entrichtet  werden"  (Anmerkung  zu  113  der  grofsrussischen 
Bauernordnung).  Ein  Gemeindebeschlufs  betretend  die  Umteilung 
hat  nur  dann  Gültigkeit,  wenn  er  von  -/n  Majorität  aller  stimm- 
berechtigten Gemeindeniitglieder  gefafst  ist.  Kinc  andere  Lücke 
in  der  (iesetzgebunir  über  den  Gcnieindebesitz  ist.  wie  ganz 
liciitig  in  den  Motiven-)  zu  dem  de-etzentwurf  über  die  L'mtei- 
lungen  hervorgehoben  wird,  tler  M.uigel  von  irgend  welchen  IHe- 
stimmungen,  welche  die  Rechtt.  eh  r  (-inzelnen  Mitglieder  gegetuiljf  r 
der  Willkür  der  Mai«»rität  garantieren.  „Stand  der  Bauer  früher 
imter  der  XOlIgcwalt  seiner  Grundhei  ren.  so  steht  er  jetzt  unter 
der  unbeschränkten  (icwalt  der  (jemeindc.  In  wesentlichen  ver- 
mögensrechtlichen lieziehungcn.  im  spezit  llcn  inbctrefi  der  Land- 
verteilungen, ist  der  Bauer  schutzlos  gegenüber  der  Gemeinde. 

Das  Gesetz  vom  19.  Februar  1861  kennt  keine  Appellation 
noch  Beschwerde  von  Seiten  einzelner  Bauern  gegen  die  Ge- 
meinde  inbetreflf  der  Verfügung  über  das  Gemeindeland*'  (v.Keufsler, 
1.  c.  I,  S.  215). 

Der  Mir  hat  das  Recht  (d.  h.  er  hatte  dasselbe  vor  dem  In- 
krafttreten des  neuen  Gesetzes),  zu  jeder  Zeit  nicht  nur  allge- 
meine, sondern  auch  partielle  Umteilungen  vorzunehmen.  ,J[n 
welchem  Umfange  die  Verfasser  der  Bauemordnungen  dieses 
Recht  der  partiellen  Umteilungen  zuliefsen,**  sagen  die  zitierten 
Motive,  „diese  Frage  kann  durch  die  direkten  Bestimmungen  des 
Gesetzes  nicht  entschieden  werden.**  Diese  Unklarheit  des  Ge* 
setzes  hatte  auch  zur  Folge  eine  Interpretation  des  Gesetzes,  laut 
welcher  die  jiartiellen  Umteilungen  zu  ihrer  Gültigkeit  nicht  ein- 
mal der  -/s  Majorität  bedürfen.  Dabei  wurden  unter  dem  Vor- 
wandt des  Auf-  und  Abwälzens  der  Seelen  auch  ganze  Land- 
anteile durch  den  Mir  den  einzelnen  Wirten  weggenommen  und 
so  diese  für  den  Zeitraum   zwischen   den   allgemeinen  Um- 

*)  Eine  Steuereinhett,  welche  urspiUnglich  entweder  einem  Ehepaar  oder 
einer  mftnnlichen  ArbeitskraHt  entsprochen  hat. 

Im  Folgenden  ziteren  wir  diese  Motive  einfach  mit  M. 
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teilimgen  vollständig  proletarisiert."  (M.)  Bei  der  vollständigen 
Autonomie  des  ..Mir.'*  in  welchem  Be^tt  chiing  und  jede  Art  der 
Korruption  gar  keine  Seltenheit  sintl.  habe  diese  Anwendung  des 
Rechtes  der  Gcnu  inde.  j)artielle  l'mteilungcn  vorzunehmen,  „eine 
weitgehende  l^raxis  der  Willkür  und  der  Milsbräuche 
geschaffen.'"    (M..  von  mir  untcrslrichen.) 

Um  diesem  Uebel  zu  steuern,  mufäte  der  Senat,  welchem  die 
letzte  Kontrolle  über  die  Gesetzmädsigkeit  der  Gebarung  der  bäuer- 
lichen Setbstverwaltungsorgane  gehört,  zwei  Prinzipien  au&tellen: 
1.  dafs  die  partiellen  Umteilungen  gleich  den  allgemeinen  nur  mit 
3/9  Majorität  beschlossen  werden  dorfen,  und  2.  dass  das  Recht, 
den  einzelnen  Gemeindemitgliedern  den  ganzen  Landanteil  weg- 
zunehmen  resp.  zu  kOrzen,  nur  im  Falle  der  Steuerrackständig- 
keit  der  betreffenden  Genossen  dem  Mir  zustehe.  Diese  Inter- 
pretation liefs  aber  dennoch  die  Möglichkeit  einer  wenn  nicht 
vollständigen,  so  doch  partiellen  Wegnahme  des  Landes  bei  ein- 
zeihen Gemeindegenossen  durch  den  Mir  zu;  und  da  das  Mafs 
dessen,  was  der  Mir  durch  seinen  ßeschlufs  dem  Einzelnen  ab- 
nehmen darf,  im  Gesetze  gar  nicht  bestimmt  ist.  so  wurde  in  ein- 
zelnen Fallen  die  Interpretation  des  Senats  einfach  dadurch  um- 
gangen, dafs  man  den  Genossen  in  dem  Besitze  eines  kleinen 
i  eiles  seines  froheren  Landanteiles  beiiefs,  den  gröfsten  Teil  aber 
wegnahm. 

Die  Hauptbestimmungen  des  neuen  Gesetzes  über  die  Um- 
teilungen lassen  sich  in  folgender  Weise  zusammt  nfassen :  Als 
Regel  für  allgemeine  Umteilungen  wird  zwulfiährige  Frist  statuiert. 
Frülu  r  als  vor  zwölf  Jahren  kann  eine  neue  Umteilung  nur  ..in 
Ausnahmefällen"  genehmigt  werden,  t)der  wenn  die.-ie  Umteilung 
eine  dehnitive  Teilung  des  Ciemeindelandes  in  erbliche  Land- 
anteile von  konstanter  (iröfse  ist.  Bei  jeder  Umteilung  sind  alle 
Meliorationen  zu  entschädigen.  Partielle  Umteilungen  fallen,  .•so- 
weit sie  nicht  eine  einfache  Uebergabe  der  ..vakanten  Land- 
anteile" an  einzelne  Gemeindegenossen  bedeutet,  vollständig  fort. 
Das  Gesetz  zählt  alle  Falle  auf,  in  welchen  der  Mir  befugt  ist, 
den  einzelnen  Gemeindegenossen  ihre  Landanteile  wegzunehmen 
resp.  zu  kOrzen.  Die  Gebarung  der  Gemeinde  in  Sachen  der 
Verteilung  des  Gemeindelandes  ist  unter  die  Kontrolle  der  Landes- 
hauptleute resp.  der  Kreiskollegien gestellt.   Die  betreffenden 

')  Vor  der  Einlührung  der  AuImcIjI  der  „Zcmskie  Natschalniki''  (Landeshaupt- 
leute) Uber  den  Mir  (1889)  war  der  letztere  in  der  That  fast  ganz  autonom. 
*t  Landeshauptleute  sind  die  oben  erwUmten  adligen  Beamten,  welche  die 
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GemeindebeschlOsse  werden  nicht  nur  auf  ihre  Gesetzmäisigkeit. 
sondern  auch  auf  ihre  Konformität  mit  den  Interessen  der  Ge- 
meinde hin  geprüft. 

Es  unterliegt,  meines  Erachtens,  keinem  Zweifel,  dafs  der 
moderne  russische  Staat  durch  die  ganze  wirtschaftliche  Entwick- 
lung  unwiderstehlich  dahin  gedrängt'  wird,  dem  Gemeindebesitz 
—  wenigstens  dem  usuellen  grofsnissischen  Gemeindebesitz  —  ein 
Ende  zu  machen.  Warum  hat  denn  das  neue  Gesetz  nicht  ein- 
fach die  Umteilungen  aufgehoben?  Eine  teilweise  Antwort  auf 
diese  Frage  geben  uns  die  Motive.  „Das  Verbot  der  rmtcilungen 
und  der  definitive  üebergang  der  l^auern  zum  erblichen  Hof- 
l)csitz  —  zu  derjenigen  Form,  welclie  vielleicht  di<:  für  die 
Zukunft  am  meisten  erwtlnsrhtc  wäre  —  diese  Mafsregehi 
mQfsten  notwendig  mit  einer  neuen  W^rteilung  des  Landes  unter 
die  Mitglieder  einer  jeden  (lemeintl«  verbunden  >.ein.  l>enn. 
andernfalls,  hätte  man  die  vorhaiuiene  X'erteilung  gelassen.  -i> 
wäre  —  abgesehen  von  der  rngercchtigkeit  der  definitiven  \'ci- 
gebung  der  Landanteile,  deren  gegenwärtige  (irüfsc  auf  tempo- 
rären und  nieht  auf  definitiven  Besitz  berechnet  ist  —  die  Bci- 
behaltung  der  mit  dieser  X'erteilung  verbundenen  Ciemengelage 
allein  schon  fähig,  vollständig  alle  X'orteile  der  Beseitigung  der 
L.*mteilung(  n  zu  paralysieren.  Ls  ist  kaum  zu  bezweifeln,  dab  in 
der  Beibehaltung  der  Gemengelage  die  hauptsitchlichste  Ursache 
des  Mifslingens  derjenigen  Versuche  des  üeberganges  zum  Hof- 
besitz, welche  bis  dahin  von  den  Bauern  in  verschiedenen  Land- 
strichen unternommen  wurden,  zu  suchen  ist;  diese  Mifserfolge 
waren  aber  so  entschieden,  dafs  nicht  selten  die  Bauern  ge- 
zwungen wurden,  von  neuem  sich  dem  Gemeindebesitze  zuzu- 
wenden, indem  sie  in  der  Umteilung  die  einzige  Rettung  aus  den 
unhaltbaren  Verhältnissen  der  Gemengelage  erblickten.  Diese 
Beispiele,  verstärkt  durch  die  Thatsache  des  in  einigen  Land- 
strichen durch  denselben  Umstand  verursachten  freiwilligen 
Üeberganges  der  „Viertelbesitzer«*  i)  zu  Umteilungen  dürften  wohl 
nicht  nur  den  schädlichen  Einfluss  der  Gemengelage  beim  Klein- 
grundbesitz, sondern  auch  die  Gefährlichkeit  des  Verbotes  der 

ganze  bäuerliche  Selbstverwaltung  kontrollieren.  Die  Kreif-koUegien  setzen  äich 
aus  sämtlichen  Landeshauptlcutefi  des  Kreises  zusammen  und  bilden  die  weitere 
Instanz  gegenOber  den  einzelnen  Landeshauptleuten.  Uefaer  den  Kreiskollegicn 
steht  ein  Gouvemementskoll^um. 

Das  Grandbesitzrecht  der  „Viertclbesitzer*  ist  Gemeindebesitz  mit  kon- 
stanten (erblichen^  und  teilbaren  Landanteilen. 
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Umteiliingeii  bis  zur  Zeit,  wo  die  übcniiafbigc  KiUwicklung  der 
Gemengelage  beseitigt  werden  wird,  zur  Genüge  beweisen."  iM.) 
Diese  Ausführungen  leiden  an  einem  Mangel,  welcher  auch  in 
dem  Gesetze  selbst  sehr  fbhlbar  ist  und  wohl  durch  die  un- 
genügende  ROcksichtRahnie  der  Verfasser  des  Gesetzes  auf  die 
bedeutsamsten  Errungenschaften  der  neuesten  Forschungen  Ober 
den  Gemeindebesitz  bedingt  ist.  Hier  werden  nflroh'ch  die  allge« 
meinen  Umteilungen  mit  Neuverlosungen,  welche  das  Gesetz  volU 
standig  Ignoriert,  vermengt.  Und  doch  sind  dieselben  eines  der 
wichtigsten  Merkmale  eben  der  neuen,  sich  erst  herausbildenden 
Form  des  Gemeindebesitzes,  des  „Gemeindebesitzes  nach  Hof- 
recht*' gemäfs  der  v.  Keufsler'schen  Terminologie. 

Anstatt  dieser  r<  i>crgangsform  durch  ihre  klar  ausgesprochene 
Berücksichtigung  die  Wege  zu  ebnen,  wird  das  neue  Gesetz  in 
seiner  jetzigen  Form  den  reberp;ang  vom  usuellen  Gemeinde- 
besitz zum  Ilofbcsitz  sowohl  ohne  l'mtcilungen  als  auch  ohne 
.Ncuvcrlosungin  lördern.    Denn  da  letztere  von  den  ersteren  nicht 
unterschiechn  werden,   so  wenden  ■sich  die  Hochrilnkungen  des 
fiesetzcs  gegen  beide  Prozeduren,  oder  jedenfalls  kann  das  (iesetz 
in  diesem  .Sinn«j;  aufgelegt  werden.    Andeiv^  w^irc  es.  wenn  das- 
selbe ausdrücklich   ausspreche,   dals   diejenigen  Neuverlosungen, 
deren  Zweck  ist,  die  Landstreifen  der  einzelnen  liöfe  zu  arron- 
dieren oder  den  Uebergang  zu  einem  höheren  Bewirtschaftungs- 
system zu  ermöglichen,  keinen  Beschränkungen  unterliegen  und 
för  ihre  Vornahme  der  Beschlufs  einer  einfachen  Majorität  ge- 
nQge.    Dies  würde  vollkommen  mit  den  Motiven,  welchen  das 
Gesetz  entsprungen,  übereinstimmen  und  wäre,  wenn  die  Regie- 
rung eine  konsequent  durchgeführte  allgemeine  Arrondierung  des 
Ackerlandes  der  einzelnen  Gemeindegenossen  für  unmöglich  hält, 
auch  vom  Standpunkte  des  technischen  Fortschritts  das  einzig 
Zweckmäfsige. 

Da  von  dem  neuen  Gesetze  eine  meines  Krachtens  entschieden 
lahmende  Wirkung  auf  die  Umteilungstendenz  zu  gewärtiget^  i-t. 
so  dürfte  der  Bestimmnng  Ober  die  Entschädigungen')  bei  Meliu- 
rationcn  in  praxi  eine  geringe  Bedeutung  zukonmien.  jedenfalls 
wird  sich  diese  Bestimmung  zu  einem  hemmenden  Moment  in 
der  Iraglichen  Hinsicht  gestalten. 

Die  Bedeutung  des  neuen  Gesetzes  über  die  Lmteilungcn 


Diese  Bestimmung  ist  nach  Vorschlag  des  Finanzministers  Witte  in  das 
CSesetz  eingeigt  worden. 
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liegt  darin,  dafs  dieses  Gesetz  ein  Schritt  ist  auf  dem  Wege  der 
Liquidation  des  grofsrussischen  Gemeindebesitzes.  Derselbe  kann 
von  keinem  Standpunkte  verteidigt  werden,  auch,  wie  ich  fest 
überzeugt  bin,  nicht  vom  sozialistischen.  Denn  die  Hoffnung, 
durch  fortgesetzte  Umteilungen  die  Individualwirtschaft  ad  ab* 
SU r dum  zu  fahren  und  so  durch  den  Zwang  der  Entwicklung 
den  Kollektivismus  in  der  Landwirtschaft  herbeizufohren,  ist  eine 
trügerische.  Solche  Verhältnisse  können  nur  ein  elendes  land> 
liches  Proletariat  züchten,  welches  in  kultureller  und  polidscher 
Hinsicht  zu  gar  keinen  Hoffnungen  berechtigen  kann.  Zum  guten 
Teil  ist  die  russische  Bauernschaft  bereits  ein  solches  Proletariat 
und  ein  Blick  auf  dasselbe,  sowie  die  Krfahrung»  n  der  letzten 
Jahre,  insbesondere  des  Hungerjahres  1891,  sollten  lehren,  dafe 
man  auf  Mdrtschaftlichen  KQckschritt  und  soziale  Verkommenheit 
nichts  bauen  kann. 

Durch  eine  geset/lichc  Begünstigung  des  grol^russischen  Ge- 
meindebesitzes, z.  H.  durch  Einführung  der  nbüi^atorischen  Um- 
teiluntit  n.   würde  nur  das  Landvolk  künstlich  an  die  Scholle  ge- 
hundin   werden:  seine  Lage   könnte  dadurch   nicht  verbessert 
werden,  die  ("ortsclirillliche  ökononiisclie  und  politische  Entwick- 
lung des  Landes   aber  tief  geschädij^a  und  aufgehalten  werden. 
Man   darf  auch  nicht  ohne  weiteres  die  historisch-kulturelle  Be- 
deutung des  wirtschaftlichen  lndividuali.->nui;~.  ignorieren,  besonders 
in  cin<Mn   in   kultureller  Beziehung  S(»   nirdrig  steheiulcn  Lande 
wie  Russland.     Der  wirtschaftliche   liulividualisnius  — •  als  ein 
mächtiger  Hebel  der  gesellschaftlichen  Entwicklung  —  kann  auch 
von  denen,  welche  in  der  Ueberwindung  des  Individualismus  den 
eigentlichen  Kern  aller  zielbewufsten  Bestrebungen  auf  dem  Ge- 
biete der  Sozialpolitik  sehen,  nicht  anders  als  mit  gewissem  Re- 
spekte behandelt  werden.   Eine  weitausblickende  und  wirklich 
fortschrittliche  sozialpolitische  Weltanschauung  darf  weder  den 
intimen  Zusammenhang,  welcher  zwischen  der  wirtschaftlichen 
und  der  politischen  Entwicklung  des  Landes  besteht,  noch  die 
Thatsache,  dafs  der  Kapitalismus  selbst  die  wichtigsten  Bausteine 
fOr  die  ihn  ablösende  Wirtschaftsordnung  zusammentragt,  aus 
dem  Auge  verlieren. 

Alle  vorangehenden  Erwägungen  sollen  keineswegs  eine 
Billigung  der  bureaukratischen  Einmischung  in  die  Gemeinde- 

angelegenheiten .  welche  durch  das  Gesetz  über  die  Umteüuni^en 
eingeleitet  wird,  aussprechen.  Der  Gemeinde  sollte  meines  Erach* 
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tens  die  grOfstmögliche  Autonomie  erhalten,  dem  Individuum  aber 
vollständige  Bewegungsfreiheit  zugesichert  werden.  Dafs  bei  der 
Befolgung  dieser  Maxime,  deren  Auflösung  in  brauchbare  EinzeU 
normen  —  beiläufig  gesagt  —  eine  höchst  schwierige  Aufgabe 
ist,  die  Landgemeinde  als  wirtschaftliche  Gemeinschaft  nicht  lang- 
samer als  bis  jetzt  ihrer  Zersetzung  entgegengehen  wQrde,  steht 
für  mich  auiser  Zweifel.  Ganz  begreiflich  ist  es  aber,  warum  die 
Gesetzgebung  des  heutigen  russischen  Staates  diesen  Weg  nicht 
betritt,  denn  derselbe  ist  der  Weg  des  pf)l  itisrhr  n  Fortschritts. 
Politisch  ist  es  viel  leicht(  r  und  für  das  absolute  Regime  weniger 
riskant,  den  wirtschaftlichen  Fortschritt  durch  Ciesctzesvorschrilten 
und  ßeamtcnaufsicht  besorgen  zu  lassen,  als  dem  „freien  Walten 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  "  zu  überlassen. 

Die  eben  ausgesprochrn»  Maxime  erfordert  1.  Aufstellung 
genauer  Normen,  welche  die  Reciite  der  Cieinciiide  und  des  Ein- 
zrlnen  abgrenzen,  nicht  aber  de  r  (  it-ni<  inde  \  - »r-clireibcn.  wie  sie 
zu  verfahren  hat;  2.  Verweisung  aller  aus  (i('in  ( i(  ineiiuirl)e->it/ 
hervorgehenden  Rechtsstreiligkeiten  vor  das  Gericht.  Jeder  mit 
den  russischen  VerlKlltnis-.en  \  ertraute  w(*if:>.  dafs  dic^t.  Forde- 
rungen eine  radikale  Refurm  auf  dein  (iebictc  der  V\  rvvaltung 
und  der  Justiz  bedeuten:  werden  dnch  jetzt  die  Konflikte  der 
Einzelnen  mit  der  (lemeuide  in  Fragen  der  Landbenutzung  im 
Verwaltungswege  erledigt I 

In  dem  Kreiskollegium  werden  die  Fragen  des  Gemeinde- 
besitzes in  seiner  „Verwaltungssektion",  d.  h.  von  Landeshaupt- 
leuten,  die  zwar  Richter  sind,  aber  keine  gebildeten  Juristen 
zu  sein  brauchen,  beraten  und  erledigt.  Bei  der  Entscheidung 
von  Umteilungsfragen  wird  ihnen  —  charakteristischer  Weise  — 
nicht  ein  Rechtsverständiger,  sondern  der  lokale  Steuerinspektor, 
der  Vertreter  der  fiskalischen  Interessen,  zugesellt.  So  war  es 
selbst  in  einem  ganz  neuen  Gesetze  unmöglich  die  fiskalischen 
Wurzeln  des  „nationalen"  Grundpfeilers  der  sozialen  Gerechtig- 
keit zu  verleugnen. 

IV. 

Die  Ueberzeugung,  dafs  der  meindebcsitz  mit  periodischen 
Cmteilungen  auf  die  Dauer  unhaltbar  sei  und  dem  Individual- 
eigentum  weichen  müsse,  hat  in  den  „Bauernordnungen"  einen 
unumwundenen  Ausdruck  gefunden,  namentlich  in  dem  §  36  der 
..allgemeinen  Rauernordnung"  und  in  dem  §  165  der  ..Ablösungs- 
ordnung".   Der  erstere  spricht  über  die  Ausscheidung  der  Indi- 
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vidualan teile  aus  dem  bereits  abgelösten  resp.  auf  andere  Weise 
erworbenen  Gemein delande,  und  wird  somit  seine  ganze  Be- 
deutung erst  nach  der  erfolgten  Ablösung  erlangen.  Der  letztere 
hattet)  folgenden  Wortlaut:  „Bis  zur  Auszahlung  des  AblOsungs« 
darlehens  ist  die  Ausscheidung  der  Anteile  der  einzelnen  Hof- 
wirte aus  dem  von  der  Gemeinde  erworbenen  Lande  nur  bei 
Zustimmung  der  Gemeinde  zulässig.  Aber  wenn  ein  Wirt,  welcher 
aus  der  Feldgemeinschaft  ausscheiden  will,  bei  der  Rentei  das 
ganze  auf  seinem  Anteile  lastende  AblOsungsdarlehen  einzahlt,  so 
ist  die  Gemeinde  verpflichtet,  dem  Bauern,  welcher  eine  solche 
Zahlung  gemacht  hat.  einen  entsprechenden  Landanteil  auszu- 
scheiden, soweit  thunlich  an  einer  Stelle  (d.  h.  arrondiert):  die 
Auswahl  derselben  wird  dem  Gutdünken  der  riemeinde  über- 
lassen; bis  zur  erfolgten  Ausscheidung  nutzt  der  Hctreffende  das 
von  ihm  erworbene  Grundstüclc  als  Teil  der  Gemeindrmasse. 
ohne  die  AblösungszahlungcTi  /m  entrichten."  Das  ist  die  so- 
genannte ..einmalige  separate  Ablösung  vor  dem  allgemeinen 
Termin  ".  Anders  ist  dieselbe  Fraise  för  die  früheren  Dom^ncn- 
(Staat> ibauf  rn  im  Gc-t  tze  vom  Jahre  1866  entschieden:  die  Au.~- 
scheidunt;  der  einzelnen  Landanteile  aus  dem  Gemeindeland  kann 
hier  nur  mit  ICinw ilh'gung  der  Gemeinde  erfolgen. 

Der  §  165  der  Al)l(")>ungsoi  dnung  ist.  wie  stali-ti.M'lu-  I>aten 
eindringlieh  lehren,  ohne  betrürluliche  Einwirkung  auf  ili<  (n - 
staltung  des  Gemeindelebens  und  der  Grundbesitzvrrteilung  ge- 
blieben. Nach  den  Daten  des  Finan/minisleriums  wurik  von  dem 
gesamten  Bauern-^tand  bis  zum  I.  Januar  1890  f=  96373298  De- s- 
jätinent  in  45  Gouvernements  639276  Dess.  =  0,65  pCt.  vor  dem 
Termin  abgelöst  (die  für  öflcntliche  Zwecke  jEisenbahnbautenl  ab- 
gelösten Landereien  nicht  eingerechnet).  Die  Mehrzahl,  aber 
nicht  alle  diese  Ablösungen,  sind  auf  Grund  des  §  165  erfolgt. 
Das  in  demselben  Zeitraum  in  nichtbäuerliche  Hände  überge- 
gangene, d.  h.  von  den  Bauern  veräufserte  Landareal  macht  einen 
noch  kleineren  Teil  des  gesamten  Bauemlandes  aus  —  i/g  pCt. 
(Daten  des  Ministeriums  des  Innern).  Diese  Daten  beweisen  zur 
GenOge,  dafs  man  von  einer  Proletarisierung  der  Bauernschaft 
durch  andere  Stände  nicht  im  Ernste  sprechen  kann,  umsomehr. 
da  dem  von  dem  Bauernstande  veräufserten  Landareal  von 
122000  Dess.  viel  bedeutendere  Neuerwerbungen  entgegenstehen; 
allein  mit  Hälfe  der  1882  geschaffenen  staatlichen  Bauernagrar- 


>}  Vor  dem  Inkrafttreten  des  in  Rede  stehenden  Gesetzes. 
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bank  haben  die  Bauern  bis  1893  1  750726  Dcss.  dauernd  erworben, 
ein  noch  greiseres   Areal   wurde   durch   IVivatkäute  einzelner 
Bauern  und  ganzer  Bauerngemeinden  erworben.  Der  Prozess  der 
IVoIetarisiening  einerseits»  der  Kapitalakkumulation  andererseits 
wird  nicht  von  flufseren  Machten  getragen»  er  vollzieht  sich  inner- 
halb des  Bauernstandes  und  dabei  zum  guten  Teile  selbst  inner- 
halb der  einzelnen  Gemeinden.  Aber,  wie  die  oben  vorgeftlhrten 
Daten  beweisen»  hat  sich  dieser  Prozess  des  durch  den  §  165  ge- 
botenen Rechtsmittels  nur  in  sehr  unbedeutendem  Mafse  bedient. 
Die  absolut  zahlreichen  Falle,  dafs  Landanteile  vor  dem  allge- 
meinen Tennin  abgelöst  werden,  um  gleich  darauf  von  Dorf- 
itapitalisten  aufgekauft  zu  werden,  sind  relativ  eine  quantite  nögli- 
geable.    Relativ  selten  sind  auch  Falle  von  Verkäufen  des  ge- 
samtenGemeindelandcs.  Häufiger  kommt  Ver  pfandung  desselben 
vor:  so  wissen  wir.  dafs  im  Gouvernement  Ssamara  im  Jahre  1889 
6.3  pCt,  des  gesamten  Grundbesitzes  der  bäuerlichen  Gemeinden 
an  Kapitalisten  verpt.lndet  war.')   Die  Bauern  pachteten  aber  ihr 
Land  bei  den  Pianthiehmern  zurück  und  zahlten  einen  hohen  Pacht- 
zins.   Einzelne  Bauern  werden  in  derselben  wucheti>rhen  Weise 
ausgebeutet:  sie  verpfänden  ihre  Landanteile,  und  liicse  Verj^fan- 
diing  geschieht   oft   in  der  harmlosen  Form  der  Verpachtung 
<ler  Grundstück«-  auf  einen  langen  'i'erniiii.    Die  1  laujHbedeuluni; 
des  §  165  liegt  aber  keineswegs  auf  dem  debietc  der  Ausbeutung 
des  schwächeren  Bauern  durch  den  proteusartigen  Landwuchcrer. 
Die  erste  Periode  der  Ablösungsoperation  charakterisiert  sich  da- 
durch» dafe  dort»  wo  die  Zahlungen  den  Bodenertrag  Obersteigen, 
die  separate  Ablösung  von  einzelnen  Wirten  zu  dem  Zwecke 
vorgenommen  wurde»  sich  gegen  Zuwalzung  des  Landes  seitens 
des  Mir  (d.  h.  gegen  Vergröfserung  der  Steuerlast)  zu  sichern: 
seit  der  Ermafsigung  der  Ablösungszahlungen  und  Abschaffung 
der  Kopfsteuer  ist  der  entgegengesetzte  Zweck»  sich  gegen  Ver- 
kürzung des  Landanteiles  infolge  etwaiger  Umteilung  zu  sichern, 
in  den  Vordergrund  getreten.-)  Die  einmalige  separate  Ablösung 
der  Landanteile  durch  einzelne  Wirte  erscheint  somit  b  i  nor 
malem  Verhältnisse  zwischen  den  Bodenerträgen  imd  den  Zah- 
lungen als  ein  Mittel,  welches  der  Einzelne  gegen  die  Umteilungen 

')  Krasnoperoff»  Formen  des  bSuerlichen  Kredites  im  Gouvernement  Ssanwn 
im  Jariditscheskij  Westnik  1891,  Heft  XI»  S.  426. 

»)  Vgl.  hierzu  V.  Kcufslcr,  Zur  Gescfaichte  etc.  III.,  S.  82—87.  L.  Chodski, 
Das  Land  und  der  Ackerbauer.  St  Petersburg  1891,  Bd.  IL  (in  nissischer 
Sprache). 
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ins  Werk  setzt.  Je  nu  hr  der  Kndpunkt  der  Ablösungsoperation 
in  die  N;ihe  riUkt.  dr>,tf>  kleiner  wird  die  Summe,  welche  zur 
einmaligen  Ablösung  ertortli  i  lieh  i~-t,  und  tiesto  gröfser  der  An- 
reiz, dieselbe  vorzunehmen. M  l)ie  Bt-deutung  des  5^  16.5  in  dem 
Autlösungsprozefs  des  ( iemeindebesitzes  mulste  also  notwendig 
wachsen.  Zu  bemerken  i-->t  aber,  dal's  N  a  t  u  r  a  1  ausscheidung  und 
Arrondierung  auf.  Grund  des  §  165  äulserst  selten  vorge- 
konmirn  ^iinl. 

Die  Forderung  der  Aufhebung  resp.  Modifizierung  des  §  165 
der  Ablusungsordnung  ist  zu  einem  ..Carthago  est  delenda"  der 
Freunde  des  Gemeindebesitzes  geworden.  Zahlreiche  Stimmen 
in  der  Litteratur,  mehrere  Landschaften  (Zemstwos),  die  Experten- 
koromissionen,  welche  Anfang  der  achtziger  Jahre  die  Fragen  der 
Ermäfsigung  der  AblOsungszahhingen  und  der  bauerlichen  Aus- 
wanderung berieten,  haben  diese  Forderung  aufgestellt.  Viel 
seltener  wurde  der  entgegengesetzte  Vorschlag  gemacht,  dem 
§165  eine  schärfere  Fassung  zu  geben,  nämlich  in  dem  Gesetze 
klar  auszusprechen,  dafs  der  aus  der  Gemeindemasse  auszuschei- 
dende Landanteil  dem  froher  in  Gemengelage  genutzten  gleich- 
wertig sein  solle.^)  Denn  vielfach  wurde  konstatiert,  dafs  der  Mir 
den  ausscheidenden  Individualisten  schlechteres  Land  als  das  von 
ihnen  früher  genutzte  zuteilte  und  sie  auf  diese  Weise  hart  be- 
strafte. Auf  diese  Verhallungsweise  der  Gemeinde  dürfte  zu 
einem  gewissen  Teil  die  Seltenheit  der  Naturalausscheidungen 
auf  Grund  des  §  165  zurückzuführen  sein.^) 

Das  Gesetz  vom  14./26.  Dezember  I893-*)  hat  dem  Rufe  nach 
Modifizierung  des  §  165  Folge  geleistet:  von  nun  an  kann  auch 
bei  den  früheren  gutsherrlichen  Bauern  die  Ausseheidung  der 
Landanteile  aus  der  Genieindemasse  sowie  die  einmalige  separate 


')  Die  .\bli'isun); ,  wrli  lio  ;uif  Jalirc  berechiut  ist,  hat  l8ol  boL'nniuTi, 
;»b<  f  nur  seit  1883  ist  sie  ohlij^atoiisi  h  i;e\vi»rden.  Sic  wird  also  waiircnd  des 
Zeitraumes  1910 — 1932  zu  Ende  geführt  werden. 

*)  Diesen  Vondila|p  macht  Prof.  A.  Skwonoff  in  seiner  (ruSMsdien)  Schrift 
«Wirtschaftliche  Ursachen  der  Hungersnöte  in  Rufsland  nnd  Maßregeln  xu  deren 
Beseitigung.'    St.  Petersburg,  1894. 

3)  Vgl.  hierzu  v.  Keufsler  III,  I.  c. 

*)  Die  Ausarbeitung^  diese*  Gesetzes  dauerte  ungefähr  13  Jahre.  Der  Gesetz- 
entwurf wuriie  von  »anderen  Ministerien  bririitaeht'  t  und  in  einer  eigens  daru 
tiesehatlenen  burcaukratisch  zusamm<'iiR«srt/t<'n  Kommission  beraten;  viermal 
wurde  er  umgearbeitet.  Der  Aufwand  des  bureauk ratischen  Kleifses  steht  abe  r 
in  keinem  VerhUtnisse  sur  sozialpolitischen  Bedeutung  des  Gesetzes. 
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Ablösung  derselben   nur  mit  Zustimiiiunii  des  Mir  erfolgen.  Ks 
liegt  eine  handgreifliche  Inkonsequenz  darin,  einerseits  die  L'm- 
teilungen  den  oben  charakterisierten  gesetzlichen  Beschränkungen 
zu  unterwerfen,  andererseits  aber  die  separate  Ablösung,  deren 
Praktizierung  und  weitere  Entwicklung  ganz  spontan  den  Umtei* 
langen  das  gewQnschte  Ende  bereiten  mafste,  zu  erschweren. 
Die  Modifizierung  des  §  165  ist  aber  noch  von  einem  anderen 
Standpunkte  eine  ganz  verfehlte  und  reaktionäre  Mafsregel.  Hier 
ist  wiederum  der  Punkt,  an  welchem  die  sozialpolitische  Betrach- 
tung des  Verfassers  notwendig  von  der  politischen  schlechthin 
beeinflufst  wird.    Die  möglichst  freie  Entfaltung  des  Individuums 
ist  für  Rufsland  keine  abgedroschene  Phrase,  es  ist  ein  ideeller 
Zielpunkt,  welchen  die  ganze  vorangehende  Entwicklung  des 
Volkes  als  ein  brennendes  Bedürfnis  des  gegebenen  historischen 
Momentes  nachweist.    Von  diesem  Standpunkte  erscheint  es  ganz 
verfehlt,  die  Gemeinde  auf  Kosten  der  individuellen  wirthchalt- 
Hchen  Selbstbestimmung  erhalten  zu  wollen.    l)ie  Unterwerfung 
(je-  Individuums  unter  die  Macht  der  (lenicindc    ^i»  bt  ihrerseits 
das  I- undament  ab  für  bureaukratische  Bevoniunuiung  und  Kiit^he- 
lung  der  Gemeinde.    Mit   nackten  Gesetzc--par,ii;i  aphcn  koiuieri 
soziale  Kntsvickiungsprozesse,  welche  in  der  L'nuval/ung  d<  r  I'io- 
duktions-  und  Austauschverhältnisse  wurzeln,  nicht  aufgehalten 
i^erden,  wohl  aber  kann  die  fortschrittliche  politische  Entwicklung 
tief  geschadigt  werden.   FOr  die  letztere  ist  die  Befreiung  des 
Individuums  eine  geschichtliche  Notwendigkeit  —  politische 
Reformen  (Aufhebung  der  Standesunterschiede  mit  allen  ihren 
Konsequenzen,  Erweiterung  der   Selbstverwaltung,  Garantien 
gegen  administrative  WillkOr  etc.)  bilden  aber  auch  die  erste 
Voraussetzung  ifir  fruchtbare  sozialpolitische  Reformen. 

Die  abrigen  Bestimmungen  des  Gesetzes  vom  14./26.  Dezember 
stehen  in  keinem  logischen  Zusammenhange  mit  der  Modifizierung 
des  §  165.    Sie  verbieten  die  Belastung  des  ganzen  Gemeinde- 
landes und  der  einzelnen  Landanteile  mit  Hypotheken  und  die 
Veräufserung  der  einzelnen  Landantedc  an  Angehörige  anderer 
Stande.    Dieses  Verbot,   welches  sich  auch  auf  die  Landstriche, 
wo  der  Gemeindebesitz  gar  nicht  vorkommt,  also  auf  da-,  gesamte 
Bauernland   des  europaischen  Rufslands  mit  Ausschlufs  Polens 
und  der  baltischen  Provinzen   ers-treckl.   wird   vielfach   als  V  er- 
wirklichung des  aii<4el)lich  ^ozial[)olitiseh  wichtigen  Prinzips  der 
Unveräuf-^t  rlirlikeit  des  liauermandcs  g(  jirie>cn.    Wir  haben  oben 
ächon  darauf  hingewiesen,  dafs  die  neueste  Entwicklung  der  Be- 
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sitzesuntcrscliiedc  und  der  Klassenticm  ii-^ätzc  sicli  iniu  rhalb  des 
Bauernstandes  selbst  abspielt.  Vom  scjzialpolitischcn  Standpunkte 
bedeutet  also  das  Verbot  der  Veräufserung  der  Baucrnlandanteilc 
an  Nichtbauern  nichts  anderes  als  ein  Privileg  zu  gunstcn  der 
Atifkäufer  und  Kapitalisten  des  bäuerlichen  Standes,  die  ihre  Stan- 
desgenossen proletarisieren;  das  politische  Motiv  dieser  Malsregcl 
ist  Erhaltung  der  standischen  Abgeschiedenheit  der  Bauernschaft. 
Aus  der  materiellen  Vorgeschichte  des  Gesetzes  heben  wir  hervor, 
dafs  das  Finanzministerium  Wyschnegradski  sich  gegen  das  stän- 
dische Kriterium  aussprach  und  Schutzmafsregeln  fllr  Kleingrund- 
besitz Oberhaupt  forderte.  Die  verschiedenen  Redaktionen  des 
Gesetzes  begrenzten  verschieden  den  Kreis  derjenigen,  welche  das 
Recht  haben,  Bauemland  zu  kaufen.  Im  letzten  Entwurf  des 
Ministeriums  des  Innern  wurde  bestimmt,  dafs  das  Bauernland 
nur  an  Gemeindegenossen  des  Verkäufers  veräufsert  werden  dOrfe. 
Diese  Fassung  wurde  aber  im  Reichsrate  in  dem  oben  erwähnten 
Sinne  modifiziert:  übrigens  war  sie  vom  sozialpolitischen  Stand- 
punkte um  nichts  besser.  Sogar  im  f  i  -enteil,  je  enger  der  Kreis 
der  möglichen  Käufer  der  Baucrniandaiiteile  ist.  desto  schwächer 
der  Wettbewerb  imter  ihnen  und  desto  leichter  ist  es  einer  ge- 
ringen Zahl  der  Dorfkapitalisten,  die  Landanteile  ihrer  herunter- 
gekommenen Gemeindej^'cnossen  aufzukaufen. 

1  cberhaupt  ist  es  ganz  verfehlt,  hier  durch  Verbote  etwas 
entichcn  zu  hoffen.  Das  wirksamste  Mittel,  dein  Bauernlandc 
den  Charakter  des  ricnicindccigcntums  zu  wahren,  wäre  vielleicht, 
der  Gemeinde  das  Vorkaufsrecht  auf  die  Landantcile  der  Ge- 
meindegenossen einzuräumen. M  Dadurch  wäre  eine  ganz  be- 
rechtigte und  w<  (lcr  den  wirtschaftlichen  noch  den  j)(»liii3chon 
Fortschritt  beeinträchtigende  Begünstigung  des  gemeinwirtschaU- 
lichen  Prinzips  geschaffen. 

Was  das  Objekt  des  Schutzes  betrifft,  so  ist  dasselbe  da^ 
Bauernland^im  engsten  Sinne,  d.  h.  dasjenige  Land,  welches  auf 
Grund  der  Emanzipationsgesetze  resp.  der  entsprechenden  Ge- 
setze ibr  Domänen*  und  Apanagebauem  den  Bauerngemeinden 
zugeteilt  wurde.  Die  oben  erwähnte  Kommission  wollte  alle  Lan- 
dereien, welche  sowohl  von  Bauemgemeinden  als  auch  von  ein- 
zelnen Bauern  mit  UnterstOtzung  des  Staates  (z.  B.  die  durch 
Vermitdung  der  Bauernagrarbank)  gekauften  unveräufserlich  im 
obigen  Sinne  erklären. 


Diesen  Vorschli«  macht  v.  Keufsler  III,  S.  342—343. 
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Der  Idee  des  Schutzes  des  btluerlichen  Grundbesitzes  niulsteu 
notwendig  weitere  Folgerungen  entspringen,  welche  auch  zum 
Teil  wahrend  des  Entwurfes  gezogen  wurden;  es  wurde  z.  B. 
vorgeschlagen  das  rirundbesitzminimuni  und  -Maximum  des  ein- 
zelnen Bauernhofes  gesetzlich  zu  normieren.  Dieser  Vorschlag 
wurde  aber  in  Anbetracht  der  ungenügenden  Kenntnis  der  that- 
säclilichen  \'erhältnisse  wieder  (allen  gelassen. 

Zusammenfassend  können  wir  unser  IVteil   über   die  neuen 
russischen  Agrargesetze  in  wenigen  Worten   aussprechen:  nhne 
jeden  sozialpolitischen  Wert,  sind  diese  Gesetze  politisch  reak- 
tionär und  damit  indirekt  auch  sozialpolitisch  schädlich.    Es  ist 
dies  fast  immer  der  Fall  mit  gesetzgeberischen  Versuchen,  welche 
sich  entweder  gar  nicht  in  der  Richtung  der  wirtschaftlich  sozialen 
Entwicklung  bewegen,  oder  dieselbe  mit  Mitteln,  die  einer  wirt> 
schaftlich  und  sozial  ganz  anders  gearteten  Epoche  entlehnt 
werden,  fordern  wollen.  Wenn  in  Mitteleuropa  dem  Bauer  die 
Verdrängung  durch  Parzellenwirtschaft   und  Latifundienbesitz 
droht so  ist  umgekehrt  in  Rufsland  der  Bauemstand  im  west- 
europaischen Sinne,  d.  h.  ein  agrarischer,  verhaltnismflfslg  kapital- 
kraftiger  Mittelstand,  die  aufsteigende  Klasse.  Sie  wird  mit 
der  Naturalwirtschaft  soweit  brechen,  als  letztere  wirtschaftlich 
irrationell  erscheint;  andererseits  wird  dieser  Bauernstand  den 
noch  bis  jetzt  objektiv  möglichen,  ökonomisch  geboten" n  Rest 
der  Naturalwirtschaft  als  einen  Vorzug  im  wirtschaftlichen  E.xistenz- 
kampf  festhalten.    Mit  allen  starken  Seiten  der  Geld-  und  der 
Naturalwirtschaft  gleichzeitig  ausgerüstet,  wird  die  neue  Mittel- 
klasse siegreich  sowohl  gegen  die  zwar  landberechtigten,  aber 
land-  und  kapitallosen  Proletarier,  als  auch  gegen  die  adligen 
Grundeigentümer  aultreten.    Klassenkampfe  sind  nicht  nur  bevor- 
stehend:  ein  aufmerksam   blickendes  Auge  kann  sie  bereits  aus 
dem  aufgeluluften  statistischen  Material  herauslesen.    iK'is  Enipoi-- 
koiTimen  einer  kaufkräftigen  ländlichen  Klcinhourgeoisie  und  die 
Entwicklung  einer  Klasse  Kindlicher  IVoletarier .  welche  auf  den 
Verkauf  ihrer  Arbeitskraft   angewiesen  sind   und   somit  nolen-> 
volens  Geldwirtschaft  treiben,  giebt   die  Basis  für  die  Entwick- 
lung des   industriellen  Kapitalismus  und  des  industriellen  Prole- 
tariates ab.    Letzteres   rekrutiert  sich  aus  den  Landprolctariern. 
deren  Erzeugung  wie  immer  dem  Bedarf  des  industriellen  Kapitals 


*)  Vgl.  M.  Harnisch,  Die  geplante  Agrarreform  in  Oesterreich,  in  diesem 
Archiv  VII,  3. 
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vor  aneilt.  Und  in  diesem  gewaltigen  AuflOsungs-  und  Neugestal- 
tungsprozesse sucht  ^  um  mit  v.  Schultze-Gäveniitz  zu  sprechen 

—  eine  „reaktionäre  Agrarpolitik  niedergehende  Klassen 

mit  Qberlebten  Institutionen  zu  halten.'*  i)  Vergebliches  und  kläg- 
liches Bemühen! 


1)  G.  V.  Scfattitze-Gflvemits,  Der  Nstioiialtsmus  in  Rnfsland  und  seine  wirt- 
scliaitlichen  Trflger.   Preursiache  JahrbAcher  1894  (Mintheft,  S.  518). 


uiyiiizied  by  Google 


GESETZGEBUNG. 

SCHWEIZ. 

Die  schweizerische  Gesetzgebung  fiber  die  Arbeits- 
zeit in  den  Transportanstalten. 

Von 

THKODüR  CURTl. 
Regie rungsrat  in  St  Gallen. 

In  das  schweizerische  „Kiscnhalui^  setz."  vom  Jahr«  1872  ist 
al--  Artikel  9  die  Bestimmung  aiil);eri<>ninieii  worden,  dals  drn 
Beamten  und  Angestellten  der  Kisenbahnen  und  Dampf'schitlc 
wenig-teris  je  der  dritte  Sonntag  freizugeben  --(•i  und  tia:^  (iUmi  Iic 
auch  bei  andi  ren.  vom  Bunde  konzedierten  oder  von  ihm  selbst 
betriebenen  Transportanstalten  (Dampfschiffen,  Posten  u.  s.  w.) 
gelten  soll.^) 

Eine  Kommission  des  Nationalrats  hatte,  gestützt  auf  zahl- 
reiche bei  der  Bundesversammlung  eingelaufene  Petitionen  den 
Antrag  gestellt,  dafs  für  die  Bahnbeamten  und  Angestellten  je  der 
dritte  Sonntag  dienstfrei  sei.  In  der  ganzen  Diskussion  herrschte 
die  gleiche  Ansicht  von  der  Notwendigkeit  und  Wohlthatigkeit 
der  Sonntagsruhe  filr  den  Arbeiter.  Nur  sah  Peyer  von  SchafT- 
hausen,  damals  Mitglied  der  Direktion  der  Nordostbahn,  in  der 
Annahme  des  Antrags  die  Möglichkeit  einer  Gefährdung  des  Be- 
triebs, da  gerade  an  Sonntagen  der  Verkehr,  wenigstens  der  Per- 
sonenverkehr, grofse  Dimensionen  annehme  und  viel  Personal 

Bunfir-gi  srt/  iilii  1  di-n  H.ui  iiivl  B<  tr  i«  1>  der  Kiacnbaliiicn  auf  dem  <  ic- 
bietc  der  schweizerischen  I-idgcnossenschaU  vom  23.  Chhstmonat  1872,  Artikel  9. 
Siehe  Amtficlie  Sraunlung  der  Bundesgesetae  tmd  Vcrordbinngen  Bd.  XI.»  S.  4. 
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erfordere.  Verbesserungen  hätten  übrigens  die  Eibenbahnge-»eil- 
schaften  schon  vorgenommen  und  es  seien  Zweige  der  Staats- 
verwaltung hinter  ihnen  zurflekgeblieben.  Peyer  verlangte  daher, 
es  solle  der  Kommissionsantrag  nur  mit  dem  Vorbehalte  ange- . 
nommen  werden»  dafs  seine  Durchfilhrung  ohne  Gefährdung  der 
Sicherheit  des  Verkehrs  und  des  regelmafsigen  Bahnbetriebes 
möglich  sei.  Diese  Auffassung  wurde  aber  von  den  meisten 
Rednern  bekAmpft.  Einem  Vorschlage  von  Bundesrat  Dubs,  dafs 
die  Angestellten  in  jeder  Woche  einen  Tag  frei  erhalten  und 
dafs  unter  sieben  freien  Tagen  jedenfalls  ein  Sonntag  sich  be- 
finden mOsse,  traten  Heer,  Stflropfli  und  der  Protestant  v.  Büren 
entgegen,  welche  geltend  machten,  dafs  gerade  der  Sonntag  frei 
verlangt  werde,  weil  nur  dieser  Tag  die  geistige  Erholung  ge- 
währe. Der  Vorschlag  von  Dubs  wurde  denn  auch  mit  dem- 
jenigen Pcyer's  abgelehnt  und  mit  einer  von  Ziegler  bt  antragten 
Ergänzung,  dal's  die  Vorschrift  auf  die  vom  Bund  selbst  betrie- 
benen Transportanstaiten  sich  zu  erstrecken  habe,  der  Koro* 
missionsantrag  gutgeheifsen.^ 

Der  neue  Gesetzesartikel  war  nun  der  Keim,  aus  welchem 
die  Gesetzgebung  über  die  Arbeitszeit  in  den  VerkehrsanstalteFi, 
wie  sie  die  Schweiz  gegenwärtig  besitzt,  emporwuchs.  Aber 
Ireihch  ist  dieses  Wachstum  während  einer  längeren  Periode  ein 
kümmerliches  gewesen,  bis  es  in  den  letzten  Jahren  viel  rascher 
von  statten  ging  und  zu  einem  vorläufigen  Abschlufs  gelangte. 
Die  Vorstellungen  von  den  sozialpolitischen  Aufgaben  des  Staates 
haben  sich  in  zwei  lahrzehnten  so  sehr  verändert,  dals  man  den 
Widcr^^tand.  welcher  früher  dem  Arbeiterschutz  bereitet  wurde, 
nur  mit  Mühe  versteht. 

Bald  nachdem  das  Eisenbahngesetz  in  Kraft  getreten  war. 
fragte  der  schweizerische  Bundesrat  bei  den  Eisenbahn-  und 
Dampfschiffahrtsgesellschaften  an,  welche  Anordnungen  sie  ge- 
troffen hatten,  um  die  verlangten  Freisonntage  gewahren  zu 
können,  und  die  Behörde  lernte  nun  solort  die  Hindernisse  kennen, 
welchen  die  Ausführung  des  Artikels  9  begegnete.  Es  stellte 
sich  heraus,  dafs  die  Angestellten  mit  fixer  Besoldung  nicht  so 
viele  Freisonntage  erhielten,  als  das  Gesetz  ihnen  zuerkannte, 
daJs  sie  aber  immerhin  wenigstens  so  viele  Frei-Tage  hatten, 
wie  ihnen  Freisonntage  zugekommen  waren,  wahrend  die  bedeu- 


*)  Diese  Diskuaiion  wird  qitter  yoni  Bundesrat  in  seiner  Botschaft  vom 
28.  November  1888  erwthnt.   Siehe  Bundesblstt  1888,  Bd.  IV.,  S.  831. 
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tende  Zahl  der  in  den  Eisenbahn-  und  Dampfschiffsunterneh- 
mungen  nur  auf  Taglohn  beschäftigten  Arbeiter,  darunter  auch 
solche  mit  standigem  Dienste,  wie  WagenwArter  und  Gepäck- 
träger, ihre  Ruhetage  nur  mit  Einbufse  des  Tagelohnes  zu  ge- 
niefsen  imstande  waren.  Dabei  legten  die  meisten  Verwaltungen 
den  fraglichen  Gesetzesartikel  so  aus,  als  habe  derselbe  nur  für 
sie,  nicht  aber  für  die  Angestellten  einen  gebieterischen  Cha- 
rakter, Den  Angestellten,  erklarten  sie.  stehe  es  frei,  auf  die 
FreisonntaLTf*  ^an;^  oder  teilweise  zu  verzichten,  namentlich  dann, 
wenn  ihnen  die  Beurlaubung  an  Werktagen  besser  zusage,  und 

wäre  der  Artikel  thatstlrhh'rh  wirkungskis  gLwesen.  Der 
Bundesrat  vertrat  dieser  Behauptung  gegenüber  die  Ansiclit.  es 
wolle  das  Gesetz  den  Angestellten  „die  ihrer  Meinung  nach  un- 
erUtüiiche  Sonntagsruhe  samt  all  den  X'orzügen  gewahren,  die 
naeh  vielfach  geteilten  Ansichten  mit  derselben  verknüpft  sind". 
Bcuierkenswerterweisc  fügte  er  bei.  Bestinmiungcn  über  Urlaub 
oder  Frei-Tagc  im  allgemeinen  zur  Vermeidung  ungesunder  Aus- 
nutzung zu  veranlasaen,  habe  das  Gesetz  offenbar  nicht  beab- 
sichtigt Und  auch  die  Sicherung  der  Sonntagsruhe  durch  Frei- 
gebung  jedes  dritten  Sonntags  wurde  schon  als  eine  schwierige 
Aufgabe  bezeichnet,  ^schwierig,  weil  einzelne  Gesellschaften  die 
Ausftlhrung  des  Gesetzes  in  diesem  Sinne  geradezu  als  unmög- 
lich fflr  sie  erklären;  schwierig,  weil  viele  Arbeiter  Werktage  den 
Sonntagen  vorzuziehen  geneigt  sind  mit  Rücksicht  auf  Besorgung 
von  Familenangelegenheiten  oder  landwirtschaftlichen  Arbeiten; 
schwierig,  weil  eine  ungeübte  Ersatzmannschaft  die  Betriebssicher- 
heit gefährdet;  schwierig  endlich,  v.  ril  die  Eisen!)ahnen  derNachbar- 
staaten,  deren  Konkurrenz  die  schweizerischen  Eisenbahnen  zu 
bestehen  haben,  eine  derartige  Institution  nicht  kennen."  Auch 
niüsse,  wird  noch  gesagt,  vorgesorgt  werden,  dafs  der  obliga- 
torischen Sonntagsruhe  nicht  eine  übernulfsige  Belastung  der 
Werktage  mit  Arbeitsstunden  ai)t  dem  l^ufsr  folge. M 

Die  Verwaltungen  der  Ciesellschaften  setzten  jedoch  in  die^^e 
schüchterne  Ciesinnung  der  Aufsichtsbehörde  noch  nicht  ge- 
nügendes Vertrauen,  sondern  strengten  sich  an.  ilie  eingebil- 
deten Schwierigkeiten  zu  vermehren,  indem  sie  ein  neues  Rund- 
schreiben des  Bundesrates,  welches  ein  Jahr  später  nach  der 
Anwendung  des  Gesetzes  sich  erkundigte,  mit  Erklärungen  beant- 


Bericht  des  Bundesrats  Ober  seine  GeschiitsfOhrung  im  Jahre  1873, 

S.  102. 
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worteten»  welche  so  zienilich  einer  Weigerung,  da»  Gesetz  Ober- 
haupt anzuwenden,  gleichkamen.  In  dem  Gebot  von  Freisonntagen 
erblickten  sie  einen  widerrechtlichen  Zwang,  eine  Verletzung  der 
Rechtsgleichheit  und  selbst  der  Glaubens-  und  Gewissensfreiheit 
Die  grofse  Mehrheit  der  Angestellten,  versicherten  sie,  „erhebe 
sich  energisch  wider  jeden  Zwang,  bestimmte  Sonntage  feiern  zu 
mOssen,*  als  wider  eine  unwürdige,  demütigende  Ausnahmebehand- 
lung des  Eisenbahnpersonals  gegenüber  allen  übrigen  Standen 
der  bürgerlichen  Geseltechaft."  Mehrere  Gesellschaften  betonten, 
daia  ihr  Betrieb  es  ihnen  schlechterdings  nicht  gestatte,  die  Sonn- 
tage zu  Ferientagen  zu  machen,  sei  es  wegen  des  grofsen  Per- 
sonenverkehrs an  den  Sonntagen  infolge  reduzierter  Taxen,  sei 
es  aus  Mangel  an  Ersatzpersonal  oder  aus  einem  ahnlichen 
Grunde.  Hinsichtlich  der  Tagclohnarbeiter  sodann  wurde  mit 
Entschiedenheit  der  Standpunkt  verfochten,  dafs  boi  (iewährung 
von  Frei-Tagen  die  Nichtbezahlung  des  Lohius  (für  diese  Tagc> 
eine  selbstverständliche  Sache  >ei  und  dafs  übrigens  das  \'er- 
lanpen.  die  Tagelohnarbeiter  auch  für  diejenigen  Tage  zu  l  lu- 
schädiu'  n.  an  welchen  sie  feiern,  eine  cntsprecheniie  X'crkürzung 
des  Tagelohnes  überhaupt  nach  sich  ziehen  müfstc.  so  daf->  der 
Arbeiter  dabei  nichts  gewönne.  Wiederuni  nahm  der  Bunde-iat 
keine  feste  Haltung  ein.  Er  begnügte  sich,  zu  bemerken,  «laf» 
aus  den  Kreisen  des  von  der  Krage  zunächst  berührten  K!>cn- 
bahnper-ionals  keine  Kundgebungen  erfolgt  seien,  wohl  aber  die 
Schweizerische  Gescllschatt  für  Sonntagsheiligung  eine  lebliafte 
Bewegung  zu  Gunsten  der  Durchführung  iies  Gesetzes  entfalte, 
sowie  dafs  mittlerweile  in  anderen  Staaten  gleiche  Bestrebungen 
wahrgenommen  würden.  In  Schottland  und  Wales,  wird  erwähnt, 
hatten  einzelne  Bahnen  an  den  Sonntagen  den  Betrieb  gänzlich 
eingestellt,  und  in  England  seien  die  Güter-  und  selbst  die  Per- 
sonenzüge auf  ein  Minimum  beschrankt  worden.  Offenbar  stehe 
indes  diese  Thatsache  im  Zusammenhang  mit  der  puritanischen 
Auffassung  des  Sonntags,  wie  sie  in  England  und  Schottland 
noch  weit  verbreitet  sei.^) 

Die  Opposition  der  Eisenbahngesellschaften  setzte  sich  in 
der  Bundesversammlung  selbst  fort,  und  es  sprach  die  Standerat- 
liehe  Geschaftsprüfungskommission  sich  dafür  aus,  dafs  die  zu 
gewahrenden  Ruhetage  nicht  Sonntage  zu  sein  brauchten.'^  Das 


*i  Bundesblatt  der  schweueriachen  Eidgenossenschaft  1875,  Bd.  IL,  S.  512. 
BuadesbUU  1876,  Bd.  II.,  S.  557. 
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Postulat  erhielt  indessen  die  Genehmigung  der  Bundesversamm- 
lung nicht,  und  so  war  der  Bundesrat  von  neuem  in  die  Lage 
gebracht,  den  strikten  Vollzug  des  Gesetzes  fordern  zu  mQssen, 
was  er  zweifellos,  wenn  man  seine  Berichterstattung  liest,  nur 
mit  Widerstreben  that  und  ohne  die  Gesellschaften  durch  ein 
sicheres  Auftreten  zu  entmutigen.  »Der  Verein  fQr  die  Heilig- 
haltung des  Sonntags/'  schreibt  er  in  r^dnem  Geschäftsbericht 
fllr  das  Jahr  1875,  „arbeitet  unermüdlich  in  Wort  und  Schrift 
seinem  Endziele  entgegen;  aber  er  wird  ebenfalls  die  Erfahrung 
zu  machen  haben,  dafs  man  in  solch Fragen  nicht  blofs  in  der 
Schweiz,  sondern  auch  in  anderen  Staaten  langsam  und  nur 
Schritt  für  Schritt  vorwärts  kommt."  Dazu  wird  eim  Aeufserung 
zitiert,  welche  der  Präsident  des  deutsrhen  Reichseisenbahnamtes 
gethan  habe,  dals  iiändich  die  Eintührung  regelmdlsiger  Frei-Tage 
bei  den  Eisenbahnen  eine  X'ermehrung  \nn  über  zehn  l*rozent 
ihres  Personals  zur  Folge  haben  niüfste.^) 

Noch  wird  über  die  Zweckinäl-^igkcit  des  dritten  freien  Sonn- 
tags gestritten:  die  C ieseli.'^chaften  erneuern  ihre  Einwendungen 
und  wir  vern<  hmen  jetzt  auch,  dals.  im  (icgensatze  dazu,  hundert- 
zwanzig Angestellte  der  Westbahnen  eine  Petition  einreichten, 
worin  sie  „aufser  der  luibedingten  Freigebung  von  achtzehn 
Sonntagen  jährlich  auch  noch  die  nötige  Zahl  von  freien  Wochen- 
tagen  verlangen"'^):  da  vollzieht  sich  eine  Wendung,  die  einen 
Sieg  der  Gesellschaften  bedeutet  Es  wird  von  der  Bundesver- 
sammlung ein  Gesetz  erlassen,  welches  den  Artikel  9  des  Eisen- 
bahngesetzes  einschränkt,  indem  es  verftlgt,  ftlr  diejenigen  Kate- 
gorieen  von  Beamten  und  Angestellten,  deren  Ersetzung  an  Sonn- 
tagen mit  besonderen  Schwierigkeiten  verbunden  oder  im  Inter- 
esse der  Betriebssicherheit  nicht  thunlich  sei,  können  die  Bahn- 
verwaltungen mit  Genehmigung  des  Bundesrates  die  Anordnung 
treffen,  dafs  der  Freisonntag  durch  einen  Freiwerktag  ersetzt  werden 
soll,  und  ein  solcher  Tausch  dQrfe  ausnahmsweise  auch  fllr  andere 
Beamte  und  Angestellte  stattfinden,  wenn  diese  selber  bei  ihren 
zustandigen  Vorgesetzten  darum  nachsuchten.^)   Die  Bundesver- 


*)  Bundesblatt  1876,  Bd.  IL,  S.  558. 

^  BoBdesbktt  1877,  Bd.  IL,  S.  214. 

Nacht ragBgewtz,  beUvffend  Abänderung  von  Artikel  9  des  Geseucs  ober 
den  Bau  und  Betrieb  der  Eisenbahnen  auf  dem  Gebiete  der  schwcizci  i-^chcn 
Ki"!ceno«<senschaft  vom  23.  Cliristmonat  1872,  vom  14.  Hornung  1878.  Siehe 
Amtliche  Sammlung,  neue  Folge,  Bd.  III.,  S.  419. 
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Sammlung  hatte  den  Bundesrat  einladen»  einen  Entwuri  dieses 
Inhaltes  vorzulegen,  und  der  Bundesrat  selbst  motivierte  in  seiner 
Botschaft  das  Begehren  damit,  dafs  er  zwischen  Regel  und  Aus- 
nahme unterschied.  *vclche  fortan  gelten  sollten.  Der  freie 
Sonntag  müsse  die  Regel  bilden,  an  diese  aber  knüpfe  sich  die 
Ausnahme,  welche  sich  so  i^enau  als  möglich  an  das  wirklich  vor- 
handene Bedürlnis  anschlielse.  „Es  unterliegt  kaum  einem  Zweilel." 
wird  zur  Rechtferligunt,^  der  l'nterscheidung  gesagt,  ,,dals  in 
dieser  Hinsicht  ein  ganz  !)edeutender  Unterschied  zwischen  ver- 
schieticnen  Kategoriien  der  Bahnangestcllten  besteht  und  dals, 
während  es  zum  Beispiel  in  der  That  bedenklich  wäre.  Loko- 
motivführer. Fahrpersonal,  überhaupt  Weichenwärter  und  der- 
gleichen an  Sonntagen  ohne  weiteres  aufser  Dienst  zu  stellen 
und  durch  minder  erfahrenes  Personal  zu  ersetzen«  gleiche 
Gründe  bei  anderen  Gattungen  von  Angestellten,  zum  Beispiel 
bei  dem  Stationspersonal  für  den  inneren  Dienst,  bei  den  Bureau- 
angestellten, bei  den  Werkstättearbeitem  u.  s.  w.  nicht  vorliegen. 
Es  dflrfte  sich  daher  empfehlen,  diesen  in  der  That  bestehenden 
Unterschieden  Rechnung  zu  tragen,  die  Regel  festzuhalten,  wo 
keine  erheblichen  GrQnde  zum  Verlassen  derselben  nötigen,  und 
hinwieder  die  Ausnahme  zuzulassen,  wo  solche  Gründe  es  recht» 
fertigen."  1)  Ganz  zufrieden  scheint  übrigens  der  Bundesrat  mit 
dem  V'organg  vmd  mit  sich  selbst  nicht  gewesen  zu  sein.  Er 
pllegte  in  der  Folge  in  seinem  jährlichen  Geschäftsbericht  die 
ört'entiichen  Stimmen  für  eine  Einschränkung  der  Arbeitszeit  zu 
verzeichnen,  insbesondere  auf  das  englische  System  der  Ein- 
stellung von  Güterzügen  an  Sonntagen  hinzuweisen  und  die  Ge- 
scllscharten  aufzulc •rtiern.  ^ic  sollen  die  Zahl  der  Frei- Tage  keines- 
wegs unter  die  gesetzliche  Minimalzahl  herabsinken  lassen.^) 

Auch  wurden  last  schon  gleichzeitig  mit  der  Aenderung  dcr^ 
Gesetzes  Wunsche  für  die  Beschrankung  der  täglichen  Arbeits- 
zeit laut,  und  in  dieser  Richtung  bewegte  sicli  meiir  und  mehr 
die  Diskussion.  Die  nationalrätliche  Geschäftsprüfungskomroission 
verlangte  Erhebungen  über  die  Arbeitszeit  gewisser  Klassen  der 
Eisenbahnangestellten  und  dafs  „Normalien  Akr  die  Arbeitszeit 
aufgestellt  werden  möchten,  dann  aber  auch  Bedacht  darauf  ge- 
nommen werde,  dafs  im  Fall  notorischer  Schuld  von  Angestellten 
die  verdiente  Strafe  eintrete,"  und  obgleich  der  Bundesrat  be- 


*)  Botschaft  vom  29.  Januar  1878.  Siehe  Bandesblatt  1878,  Bd.  I..  S.  166  ff. 
Bundesblatt  1878,  Bd.  n.,  S.  S5,  and  1879,  Bd.  II.,  S.  433. 
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zweifelte,  dafs  solche  Normalien  „unter  der  Herrschaft  des  Be- 
triebes der  Privatbahnen"  allgemeine  Geltung  erlangen  könnten, 
so  verhehlte  er  sich  doch  nicht,  „dafs  einzelnen  Angestellten  ein 
zu  grofses  Tagewerk  obläge."*)  Im  Jahre  1882  aber  drückt  er 
sich  noch  schärfer  aus.  bezeichnet  das  Maximum  der  von  manchen 
Eisenbahnangestellten  verlangten  Leistungen  als  „unvereinbar 
mit  den  Geboten  einer  richtigen  Gesundheitspflege"  und  macht 
folgende  Vorschläge:  1.  dafs  die  längste  Prflsenzzeit  eines  Ar- 
beiters per  Tag  16  Stunden  unter  keinen  Umstanden  flberschreiten 
darf;  2.  dafs  das  Maximum  der  wirklichen  Arbeitszeit  auf 
11  Stunden  fixiert  werden  soll:  3.  dafs  nur  ausnahmsweise  und 
gegen  besondere  Entschädigung  die  Arbeit  bis  auf  zwei  weitere 
Stunden  sich  erstrecken  darf;  4.  dafs  nach  sechsstOndiger  un> 
unterbrochener  Arbeitszeit  eine  mindestens  einstflndige  Ruhe* 
pause  zu  gewähren  sei,  und  5.  dafs  für  die  Lokomotiv-  und  Zug- 
fthrer,  die  Kondukteure  und  Heizer  sowie  fQr  die  Weichenwärter 
grOfserer  Stationen  die  bisherige  gesetzliche  Minimalzahl  der 
17  Frei-Tage  vermehrt  werde.  Die  Eisenbahngesellschaften  er- 
widerten auf  ein  Zirkular,  in  welchem  diese  Vorschläge  ihnen 
mitgeteilt  wurden ,  mit  der  Versicherung,  dafs  sie  die  sozialen 
Verhältnisse  ihrer  Angestellten  längst  so  günstig  als  möglich  zu 
gestalten  strebten  und  hierfür  eine  Reihe  von  Einrichtungen  ge- 
troffen hatten;  sie  stimmten  auch  dem  Grundsatze  zu.  dafs  nie- 
mandem eine  tägliche  Leistung  zugemutet  werden  dürfe,  welche 
seine  Kräfte  übersteige,  wiesen  aber  die  Festsetzung  einer  gleichen 
Dauer  für  alle  Arbeitsgattungen  al^  eine  ganz  verfehlte  Mafsregel 
zurück  und  billigten  im  l  iiizi  liuMi  nur  —  mit  Ausnahmen,  welche 
notwendig  werden  könnten  —  den  \'orschlag  betreffend  die  de- 
Wclhrung  einer  einstündigen  Ruhepause  nach  sechsstündiger  un- 
unterbrochener Arbeitszeit.-) 

Das  Püsenbahndepartenient  hielt  an  seiner  Aufstellung  fest  und 
fand  damit  die  Zustimmung  der  Räte.  Man  versuchte,  die  auf- 
gestellten Normen  anzuwenden,  ohne  dals  hierlür  eigens  ein  Cie- 
setz  erlassen  worden  wäre.  Es  ist  also  anzuneluuen .  dafs  da-, 
Departement  vermöge  des  Aufsichtsrechtes,  welches  der  Bundes- 
rat Ober  das  Eisenbahnwesen  hat,  als  berechtigt  angesehen  wurde, 
Aber  die  Arbeitszeit  der  Angestellten  eine  Kontrolle  auszuüben. 

h  Bundesblatt  1879,  Bd.  IL,  S.  424;  1880,  Bd.  II.,  S.  350  u.  351;  und 
1B81,  Bd.  a,  S.  447. 

*>  Btindcdibtt  1882,  Bd.  U.,  S.  468  ff. 
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Die  Erfahrungen  aber,  die  das  Departement  machte,  waren 
keine  zu  gOnstigen.  Es  berichtet  in  den  folgenden  Jahrgängen 
des  Geschäftsberichts,  dafs  die  Nonnen  mehrfach  Oberschritten 
würden,  dafs  die  für  aufsergewöhnliche  Leistungen  ausgesetz- 
ten Gratifikationen  auf  das  Personal  verfilhrerisch  wirkten,  und 
dafs  Zugsverspätuttgen  sowie  manche  Unfälle  im  Zusammenhange 
mit  der  weitgehenden  Ausnfltzung  von  lulaterial  und  Personal 
ständen.  Ferner  wird  Ober  die  Ersetzung  des  Freisonntages 
durch  einen  Freiwerktag  gesagt,  dafs  hiervon  die  Gesellschaften 
vollen  Gebrauch  nuuliten.^)  Die  Halbheit  des  Zustandes  drängte 
immer  mehr  zu  dem  Entschlüsse,  durch  ein  förmliches  Gesetz 
Abhülfe  zu  schaffen,  die  verlorene  Position  des  dritten  Sonntags 
zurückzuerobern  und  eine  Reihe  Bestimmungen  darüber  hinaus 
aufzustellen.  In  diesem  Sinne  sprachen  sich  die  Geschältsprüfungs- 
kummission  des  Nationahates  und  der  Hutidesrat  selbst  aus,  drr 
letztere,  indem  er  in  einer  Botschaft  vom  28.  November  1888 
ausführliche  Mitteilungen  über  die  von  ihm  veranstalteten  Er- 
hebungen machte.-)  Es  hatte  sich  j^t  zeigt,  dafs.  wenn  man  die 
Arbeitszeit  der  samtlichen  Angestellten  zusammenrechnete  und 
die  gefundene  Zahl  durch  die  Zahl  der  Angestellten  teilte,  die 
folgende  mittlere  Arbeitszeit  sich  ergab: 


Station  s- 

.M.ischintn- 

Halinbirwachu 

pcrsonal. 

pcrsonal. 

personal. 

personal. 

Stunden 

Stunden 

Stunden 

Stunden 

Vereinigte  Schweizeriwhnen  . 

11,48 

11,00 

9,53 

10,54 

12,03 

10,52 

9,57 

12,19 

10.45 

10.00 

8.55 

10s56 

Jura-Bcrn-Lii/ernbahn    .  .  .  . 

11.22 

1 1,07 

10,02 

1  1.55 

11,16 

10,03 

7,16 

10.42 

Suissi  Occidrntale  iindSimplon 

10.47 

10.10 

9,39 

11.17 

In  diesen  Prägen/-  und  Arbeitszeiten  waren  aber  die  aiil:>cr- 
ordentlichcn  Lei>tungen  nicht  mitenthalten ,  welche  infolge  der 
Zugsvcrsptitungen .  der  Unfälle,  Krankheiten  und  Beurlaubinicren 
><>wie  bei  gesteigertem  Wrkehr  nötig  wurden.  Auch  betrug  die 
einzelne  Tagesdienstzeit  häufig  über  16  Stunden,  nicht  selten 
über  17  oder  gar  über  18  Stunden.  Als  einen  Fall  besonderer 
l'eberanstrengung  führte  die  Botschaft  denjenigen  an,  wo  eine 
Eisenbahngefährdung  dadurch  verschuldet  war,  dafs  der  Loko- 

i)  Bundesbbtt  1885,  Bd.  II.,  S.  417;  1884,  Bd.  IL,  S.  474;  1886,  Bd.  iL. 

S.  664;  1887.  Bd.  II.,  S.  647. 

>)  Bundesblatt  1888,  Bd.  UI.,  S.  271,  und  Bd.  IV.,  S.  830ff. 
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modvfilhrer  nicht  weniger  süs  vier  Tage  hintereinander  mehr  als 
die  ordentliche  Dienstzeit  hatte.  Wegen  der  Betriebssicherheit 
hauptsächlich  forderte  jetzt  der  Bundesrat  Beschrankungen  der 
Arbeitszeit;  diesen  Beschränkungen,  setzte  er  auseinander,  dürften 
betriebstechnische  Hindernisse  nicht  entgegengestellt  und  finan> 
zielle  Erwägungen  nicht  in  den  Weg  gelegt  werden.  Die  Be- 
rufung auf  die  finanzidle  Seite  der  Frage  sei  um  so  weniger 
statthaft,  als  Einnahmen  und  Ausgaben  in  besseren  Verhältnissen 
zu  einander  ständen  als  früher.  Die  Botschaft  führt  dann  Fol- 
gendes  aus: 

.Das  Recht  des  Staates,  bindende  Vorschriften  aufzustellen  ,  darf  als  unbe- 
stritten angenommen  werden.  Was  die  Ruhetai^'-  bctrifR  ,  wi  li  !tc  iWc  Binides- 
Ycrsammlunj^  von  1872  nur  vom  Standpunkt  der  Wahrung  der  Kcctiti  dr-  an- 
gestellten Personals  auf  die  staatlich  anerkannte  Einrichtung  des  Sonntags  glaubte 
verlangen  zu  soHen,  so  sind  es  die  Bsenbahiigesellacliallen  selber  gewesen,  die 
sich  alle  Mflhe  gegeben  haben  ,  die  sonntiglichen  in  geaetsliche  Ruhetage  unuu- 
kehren,  und  die  bis  heute  mcht  mOde  geworden  sind,  su  beliaupten,  da6  sie  mit 
dr  r  Aiistcilünu  v.^n  17  bis  18  Rasttagen  Oberhaupt  einer  gesetzlicht  n  I'tlicht 
nat  hkomnjcn.  Wenn  es  sich  nun  herausstellt,  daf^  das  vom  Gesetz  bestimmte 
Maf^  nicht  genügt,  so  wird  nicht  beanstandet  werden  kdnaen,  wenn  wiederum 
auf  demselben  Weg  Holfe  geschatfen  wird." 

.Bezüglich  der  Dienstzeit  nehmen  wir  den  gleichen  Rechtsgrund  in  Ait- 
Spruch,  welcher  der  geseltlidien  Bestimmung  der  Ruhetage  zugrunde  liegt,  und 
im  Art  26  der  Bundesverfiunung  von  1874  in  der  Form  sich  ausgedruckt  findet, 
dafe  die  Gcset^ebung  Ober  den  Bau  und  den  Betrieb  der  Eisenbahnen  Bundes- 
snche  sei.  Soweit  die  Sicherheit  des  Betriebes  es  erfordert,  ist  der  Gesetzgeber 
berechtigt  und  verpflichtet,  die  nötigen  Anordnungen  auch  hier  nach  freiem 
Ermessen  zu  treffen." 

.Eis  ist  namcntlicli  vuu  den  gröfscrcn  GescUäctiattcu  weder  die  Unmöglich- 
keit noch  etwa  eine  direkte  Unzwedcmiftigkeit  behauptet,  sondern  es  sind  einzig 
und  allein  die  Interessen  der  Angestellten  vorgeschfltzt  und  ist  eingewendet  und 
beziehungsweise  bewiesen  worden,  dals  diese  letzteren  selbst  die  Neuerung  nicht 
wollen.  Der  Widerstand  der  Angestellten  hinwieder  beruhte  auf  der  Voraus- 
setzung^, dafs  mit  der  Inanspruchnahme  der  gesetzlichen  Freisonnlage  die  dienst- 
freien Werktage  in  Abgang  kommen,  beziehungsweise  in  unannehmbarer  Wei>e 
werden  beschränkt  werden,  und  es  ist  derselbe  nur  zu  begreiflich,  wenn  man 
sich  vergegenwärtigt,  dafs,  so  wenig  der  Mensch  vom  Brot  allein  lebt,  ebenso 
wenig  17  bis  18  Freisonntage  im  Jahre  gee^piet  sind,  den  praktischen  Bedfirf- 
nissen  des  bOrgerlichen  Lebens  zu  genügen.  Der  Freis<Hintag  im  Sfaine  des  Ge- 
setzes vmi  1872  ist  nach  unserer  Ansicht  nur  dann  durchmhrbar,  wenn  neben 
denselben  noch  die  angemessene  Zahl  von  dienstfreien  Werktagen  dem  Personal 
zur  Verfflgung  gestellt  werden,  wie  das  in  unserem  Vorschlag  vorgesehen  ist. 
Im  übrigen  wird  die  Gestaltung  dienstfreier  Werktage  in  diesem  und  noch 
gröfserem  Umfang   unter  der  Voraussetzung   des   dritten  Sonntags  als  Ruhetag 


662 


GcscUgebung ;  Schweiz. 


gar  keine  Scbwierifkeiteo  haben,  de  Je  das  em  Sonntag  notige  vermefaite  Re- 
aervepertonal  euch  an  den  Werktagen  iwr  Verfligiing  etehan  wird.* 

«Wir  stellen  uns  heute  ausdrncklich  der  Ansicht  entgegen,  welche  im  Jahre 
1878  die  Abänderung  des  Artikels  9  mitbegrOndct  hat,  dafs  ein  absolutes 
Hindernis  dt  r  Einführunp  des  Sonntagsdienstes  fflr  das  Zugsbcglcitungs-  und  das 
Lokomolivpcr''Oinl  cnt^cgen5tän^^^'.  Die  Gruppeneinteilung  kann  gar  wohl  der 
Forderung  des  dritten  Frcisonntaga  angepafst  werden." 

»Im  Qbrigen  konnte  ee  weder  auaechUefidich  ran  den  Wftnachea  der  An- 
geatditen  noch  vom  Willen  der  Verwaltungen  abhAngen,  ob  der  Frnsonntag 
dnrdigefllhrt  werden  toU.  Ea  handdt  »ich  nicht  bk>fa  wn  praktiadie  Vei^ 
hlltniaaei  sondern  gleichzeitig  um  ein  sittliches  Prinzip,  und  es  giebt  genug 
Stimmen,  welche  dieses  und  seine  Anforderungen  in  den  Vordergrund  stellen, 
und  aus  Gründen  des  öffentlichen  Wohls  den  Sonntag  als  Ruhetag  auch  fiir  die 
Eisenbalinangcstclltcii  verlangen.  Wir  erinnern  diesfalls  an  die  stete  Thätigkcit, 
welche  in  dieser  Kichtung  die  schwcizcrtächc  Gesellschaft  für  bonntagsheiligung 
entwickelt,  und  an  die  Voratellungen ,  die  spczidl  auch  die  Konferenz  der  Ab- 
geordneten der  cYangeliachen  Kirchenbehorden  der  Schweis  im  Sonuner  1886 
an  den  Bundesrat  gerichtet  hatte  und  wo  die  Sicherang  der  Sonntagprube  flkr 
alles  Personal  als  eine  unabweisbare  Forderung  bezeichnet  ist  Die  Konfereot 
hat  zwar  in  der  Brgrnndung  ihrer  Begehren  sich  dahin  ausgesprochen,  dafs 
diesen  eventuell  auch  ohne  fArmliche  Wiederaufriclitung  des  Artikels  9  von  1872 
R«  (  hnung  ^ctrapcn  wrriit  n  konnte.  Wir  sind  nicht  derselben  Meiniinp:  nament- 
lich nicht,  wenn  die  Konferenz,  um  nicht  anzustofsen,  wieder  die  Möglichkeit 
einet  Tautehes  da  freien  Sonntags  an  einen  firuen  Werkug  in  AmaäxM  ndusen 
möchte.  Die  Eriiüurung  nötigt  uns,  gegen  dieses  sowie  jedes  Indere  halbe  Mittel 
uns  anasusprechen,  das  nur  geeignet  sein  konnte,  der  Urngdiung  des  Willens 
des  Gesetzes  wieder  Thür  und  Thor  zu  oifnen  und  jede  Kontrolle  nutzlos  zu 
machen.  Der  Satz,  welchen  man  aufzuteilen  will,  mufs  einfach  und  klar,  die  Will- 
kür der  Gcscll>chaften  und  die  Vclleitiiten  im  Personal  müssen  aiissreschlossen 
sein;  sonst  stellen  der  Vollziehung;  die  alten  Hinderni^-se  >jcli  wieder  entgegt-n  " 

„Eis  ist  Ulis  nahegelegt  worden,  bezüglich  der  im  Lisenbahndienst  besch<it- 
tigten  Frauen  besondere  Vorschriften  vorzuschlagen,  ähnlich  wie  dies  im  Fnbrik- 
geaetz  geschehen  ist.  Wir  sind  aber  dam  gdangt,  ein  aolches  Voigchen  als 
unsweckmifsig  zu  erkennen,  weil  die  MithOlfe  der  Frauen  in  diesem  Dienat  nur 
in  sehr  beschranktem  Ifafse  stattfindet  Dagegen  haben  wir  geglaubt,  Ukr  den 
Fall,  als  sich  das  BedOrfnis  herausstellen  sollte,  Vollmachten  fflr  den  Bundesrat 
verlangen  zu  sollen,  und  wünschen  wir,  damit  einer  Aufzählung  spezieller  Vor- 
schläge in  dic-er  Richtung  nns  t  ntschhigen  zu  diii  fcn  ' 

.Uie  Linsetzung  der  im  Tagelohn  dauernd  bcscliaftigtcn  Arbeiter  m  den 
Mitgenufs  der  Ruhetage  und  der  Maxiaulfüenatzeiten  ist  tkt  Vorschlag,  den  wir 
angelegentlich  zur  Annahme  empfehlen  mochten.* 

«Die  Einwendung,  weldie  bezOglich  der  Ar  die  Tagelöhner  verlangten 
Ruhetage  seinerwit  erhoben  worden  ist,  dafs  es  diesen  freistehe,  die  Arbeit 
nach  ihrem  Belieben  einzustellen,  ist  unerheblich.  Diese  Freiheit  der  Bewegung 
hat  der  sogenannte  ständige  Arbeiter  nicht,  und  wenn  er  ne  bitte,  so  wflrde 
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keine  Gewflhr  daflir  vorlMuiden  teia,  dato  er  von  dendben  wirklich  Gebnmdi 
mache,  während  Rnhetafe  fiBr  Ihn  ebenso  angenenen  nnd  nAtig  sind,  wie  fDr 
das  im  Monats-  oder  Jahrlohn  aageatcUte  Penonal." 

Von  dieser  Anschauungsweise  erflkUt»  die  den  Zeitforderun- 
gen entsprach,  schlug  der  Bundesrat  einen  Gesetzentwurf 
vor»  welcher  den  Beamten,  Angestellten  und  Tagelöhnern  der 

Eisenbahnen  sowie  denjenigen  anderer  Transportanstalten  —  die 
Arbeiter  ausgenommen,  welche  den  Schutz  des  Fabrik gesetzes 
beanspruchen  iconnten  — je  den  dritten  Sonntag  freigab  und  dazu 
auch  14  dienstfreie  Werktage  im  Jahre.  Auf  je  24  Stunden  sollte 
eine  wenigstens  achtstündige  /.usanuuenhängende  Ruhepause  ge- 
geben werden  mit  einer  Stiuide  Zuschlag  für  Zu-  und  Abgang 
bei  denjenigen,  denen  nicht  in  den  Gebäulichkeiten  auf  den  Bahn- 
höfen oder  an  der  Bahnlinie  Wohnungen  angewiesen  wSren. 
L'eberdics  habe  etwa  um  die  Mitte  der  Arbeitszeit  täglich  eine 
Hauptruhepause  von  mindestens  einer  Stunde  einzutreten  und 
mufsten  daneben  wenigstens  weitere  zwei  Stunden,  sei  es  durch 
Kinlegung  von  Zwischenpausen,  sei  es  durch  Kürzung  der  Ar- 
beitszeit am  Morgen  und  Abend,  freigegeben  werden.  Dem 
Bundesrat  blieb  vorbehalten,  hinsichtlich  der  Einteilung  der  Ar- 
beitszeit Ausnahmen  zu  gestatten  und  mit  Bezug  auf  die  im  Bahn> 
dienst  beschäftigten  Frauen  besondere  Vorschriften  aufzustellen. 
Die  Nichtachtung  des  Gesetzes  konnte  durch  die  Gerichte  mit 
5 — 500  Franken,  im  Wiederholungsfalle  auch  mit  Gefängnis  bis 
zu  drei  Monaten  geahndet  werden.^) 

Bei  den  Verhandlungen  des  National-  und  StAnderates  hat 
dieser  Entwurf  nicht  unwichtige  Veränderungen  erlitten,  indem 
seine  Schutzbestimmungen  erheblich  ausgedehnt  wurden.  Er  nahm 
die  Gestalt  eines  „Bundesgesetzes  betreffend  die  Arbeitszeit  beim 
Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer  Transportanstalten  vom 
27.  Juni  1890"  an  und  enthalt  (mit  Weglassung  der  Eingangs- 
und  Schlufsformeln)  nachstehende  Artikel: 

.\rt.  I.  Dem  gegenw Artigen  Grs<-tzc  sind  unterstellt:  die  Eisenbahn-  und 
Dainpffi  hiftahrtsuntcrnchiTiungcn ,  die  Postverwaltung  sowie  andere  Vom  Bunde 
konzesM-nut  i  tr  odi  r  VDn  ihm  selbst  bctriebt  ne  TiunsportaiiNtaltcn. 

Derselbe  hndet  Anwendung  avif  die  im  Betncbbdicnstc  solcher  I  ransport- 
«nstalten  mit  der  Verpflichtung  zur  gewöhnlichen  Arbeitszeit  angestellten  Per- 
sonen. 


*)  Nnchtngagesetz  betreffend  die  Abänderung  des  im  Gesetz  vom  18.  Februar 
1878  erglasten  Art.  9  des  Bundcsgesctzc?  nhcr  ticn  Bavi  und  Betrieb  der  Eisen- 
bahnen vom  23.  Dezember  1872.  Entwurf.  Siehe  Bundesblau  1886,  Bd.  IV.» 
ö.  870. 
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Vorbehalten  bleiben  die  Bestimmnngen  der  Fabrikgesetigdwmg. 

Art.  2.  Die  Arbeitszeit  der  Beamten,  Angestellten  und  Arbeiter,  soweit 
der  betrieb  eine  mehr  als  gewöhnliche  ArbeitK^t  erfordert,  soll  zwOlf  Stunden 
täglich  nicht  Qbcrsteigt-n. 

Art.  3.  Die  ununtnbrochene  Kuhe/cit  ist  für  das  Ma^ichinen-  und  Zug^• 
personal  wenigstens  zehn  Stunden  und  flir  das  Qbrtgc  Personal  wenigstens  neun 
Stunden  oder,  wenn  Wohnung  auf  dem  Bahnhof  oder  an  der  Bahnlinie  mige> 
wiesen  ist,  wenigstens  acht  Stunden. 

Nach  ungeflUir  der  Hfttfte  der  Arbeitszeit  ist  Ruhe  von  wenigstens  einer 
Stunde  zu  i;<^\v;ihren. 

Art  4  I>pn  Beamten.  Angcstrütm  und  Arbeitern  sind  im  Jahre,  anpe- 
mr^scn  vfitiilt,  52  Tage  freizugeben,  wovon  jedenfalls  17  auf  den  Sonntag 
fallen  .sollen. 

Ein  Abzug  am  Gehalte  oder  Lohne  darf  wegen  der  Dienstbefreiung  nicht 
stattfinden. 

Art.  5.    An  Sonntagen  ist  der  GOterdienst  untersagt.   Vorbehalten  bleibt 

die  BefOrderunK  von  GQtcrn  und  Vieh  in  Eilfracht. 

Art.  6.  \Vii  bi^"ii'lt  I  <■  \'erhal;ni---f  es  notwcndif^  nurli«  ii,  ist  der  Bundes- 
rat <  rin.K  litigt,  gegenüber  den  Bestimmungen  dieses  (jcsclzes  ausnahmsweise  An- 
ordnungen zu  trelTcn. 

Art.  7.  Uebertretungen  dieses  Gesetzes  werden  mit  Geldbufscn  bis  auf 
500  Franken,  im  Wiederholungsfälle  bis  auf  1000  Franken  bestraft. 

Der  Verzicht  auf  die  gesetzlich  zugesicherte  Dienstbefreiung  sehliefst  die 
Strafbarkeit  der  Widerhandlung  nicht  aus.*  >) 

Man  beachtet,  dafs  dieser  Wortlaut  mehrere  Bestimmungen 

des  Ent^vurfes  genaiu  i  ^rfafst  hat  ;  dal's  er  von  den  Frauen  nicht 
eigens  spricht,  weil  der  Bundesrat  bei  allen  besonderen  Verhält- 
nissen Ausnahmen  zu  machen  ermächtigt  ist;  dafs  eine  früher  in 
dem  bundcsratlichen  Geschäftsbericht  enthaltene  Andeutung  über 
die  L'nlerdrückung  der  CiOterzüge  an  Sonntagen  durch  eine  Gc- 
setzrsbestininiung  hier  K('>rper  gewonnen  hat,  wofür  zumeist 
Bund(  srat  Wclti  thiUig  war.  und  dafs  ein  Abzug  am  Gehalt  oder 
Lnhn  wegen  der  Dienstbefreiung  nicht  stattfinden  darf  Die 
wesentlichste  Aiisdt  hnung  des  Kntwurfes  aber  besteht  darin,  dal's 
statt  des  dritten  Sonntags  und  der  14  dienstfreien  Werktage 
!>2  Jage  Inigt -eben  sind,  wovon  17  auf  den  Sonntag  fallen. 
Ueber  diese  Zahl  der  Ruhetage  war  die  Diskussion  im  National- 
rat eine  sehr  lebhafte.  Die  Kommission  beantragte  nämlich  eine 
Fassung,  wonach  36  Frei-Tage»  darunter  17  Sonntage,  gewahrt 
werden  sollten.  Dem  gegenober  schlug  Curti  vor,  52  Tage  frei 
zu  geben,  wovon  26,  die  Hflifte,  auf  einen  Sonntag  fallen  mOfsten, 


*)  Amtliche  Sammlung,  neue  Folge,  Bd.  XL,  S.  713. 
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eine  Forderung,  welche  er  damit  unterstlltste,  dafs  die  Berliner 
Konferenz,  ober  die  ein  Bericht  des  Bundesrates  damals  eben 
ausgeteilt  wurde,  bei  Unternehmungen  mit  ununterbrochenem  Be- 
triebe immerhin  von  zwei  Sonntagen  einen  freigegeben  wissen 
wolle  ;t)  damit  könne  man  die  Transportanstalten  passend  zu- 
sammenstellen. Brosi  wollte  die  LokomotivfOhrer  von  jeder 
schotzenden  Bestimmung  ausgenonunen  wissen,  weil  sie  den  ihnen 
zugedachten  Schutz  nicht  wtlnschten  noch  brauchten.  Es  wurde 
Curti  von  dem  Protestanten  v.  Steiger  und  dem  Katholiken  Keel 
nachdrücklich  unterstotzt,  welche  beide  den  Antrag  um  der  Sonn- 
tagsheih'gung  willen  befürworteten.  Die  \'ersatnmhing  verwarf 
den  Vorschlag  Brosi's  mit  grofst  r  Mehrheit  und  beschlofs,  dal-^ 
izleichmälsig  für  alle  Klassen  von  Beamten.  Angestf^lhcn  und  Ar- 
beitern 32  Frci-Tnge,  worunter  .sich  17  Sonntagi  hetinden  sollen, 
zu  gew.lhr^  n  s(M(  n.  In  der  Hauptabstininumg  fand  das  Gesetz  als 
Gan/c.-^  im  Natmnalrat  und  dann  auch  im  Ständerat  eine  glän- 
zende Annahme.  l)a>  Kelerenduni  ist  gegen  dasselbe,  da  es  als 
sehr  poijulai  galt  und  in  dei'  X'olksabstimimuig  Je^denfalls  gesiegt 
hätte,  nicht  verlangt  worden,  l'm  aber  gleichwohl  gegenüber  den 
Transportgesellschalten  an  billigen  Rücksichten  es  nicht  fehlen 
zu  lassen,  bemerkte  der  Bundesrat,  als  er  das  Gesetz  in  Kraft 
setzte,  es  werde  das  Eisenbahndepartement,  wo  der  Ausfährung 
einzelner  Bestimmungen  unüberwindliche  Hindemisse  entgegen- 
standen, in  Fristverlangerungen  fllr  die  Anwendung  des  Gesetzes 
willigen.*) 

Am  6.  November  1890  erliefs  der  Bundesrat  eine  Vollziehungs- 
verordnung zu  dem  Gesetz,*)  nach  welcher  er  fflr  die  Bericht- 
er^^tattung  an  die  Aufsichtsbehörden  die  Beamten,  Angestellten 
und  Arbeiter  nach  ihrer  Beschäftigung  in  verschi«  deiu  Klassen 
teilte,  solche  der  centralen  Bureaux  des  Betriebe^,  der  Sta- 
tionen (die  Weichenwärter  einbegriffen),  des  Bahnaufsichts- 
und l'nterhaltungsdienstes,  des  Traktionsdienstes  (darunter  die 
Wagenwärter.  Visiteure,  Heizhausarbeiter  und  Lokomotivputzer), 
des  Zugsdienstes  und  endlich  auch  der  Restaurationen  in  den 
Bahnhöfen.  Letzteres  Personal  mufste  fi  (  ili<  h  spatei-  w  iedtM"  aus- 
genommen werden  und  ging  der  Wohlthat  des  Gesetzes  ver- 

Pericht  des  Bundesrates  an  die  Bundeaveraaiiuiilung  betreffend  die  Frage 

internationaler  Rcgelunp   des  Arbritc  rschiitzes  und  die  Rertiner  Konferenz  vom 
9.  Juni  1890.     Siehe  Bundcsblatt  1800.  Bd.  III.,  S.  935. 
*)  Bundesblatt  1890,  Bd    IV  ,  .S  751. 

Amtliche  Sammlung,  neue  Folge,  Bd.  XI.,  S.  716. 


Digitized  by  Google 


666 


GcbtUgcbuug ;  bchwejz. 


lustig,  da  die  Bundesversammlung  einen  Rekurs  der  Bahnhof* 
wirte  genehmigte,  welcher  die  Aufsicht  Ober  ihre  Wirtschaften 
als  Sache  der  kantonalen,  nicht  der  Bundesgesetzgebung  bezeich- 
nete. Die  Vollziehungsverordnung  verlangte,  dafs  die  Verwal- 
tungen möglichst  die  Mittagspause  und  die  zusammenhangende 
Ruhezeit  an  den  Wohnort  der  Angestellten  verlegen  oder,  falls 
dies  nicht  geschehen  kc'^nne,  denselben  zur  Unterkunft  geeignete, 
heizbare  und  für  das  Wärmen  der  Speisen  eingerichtete  Räume 
in  den  Bahnhöfen  oder  deren  Nähe  zur  Verfügung  stellen.  Ebenso 
wird  ausgesprochen,  dafs  die  dienstfreien  Tage  am  Wohnort 
verbracht  werden  müssen.  Sie  sollen  volle  24  Stunden  umfassen 
und  dürfen  weder  durch  die  Uebergabe  noch  durch  die  L'eber- 
nahme  des  Dienstes  gekürzt  sein.  Zwer  Fornuilare  sind  der  \'er- 
ordnung  beigelegt,  um  zu  einer  richtigen  Berichterstattung  über 
die  Eintciluns^  der  Arbeits/eit  zu  veranlassen. 

Eine  zweite  V'ollzit'hung^V(  rordnung ,  vom  9.  Januar  1891.1) 
wendete  die  Gesetzesbestimmungen  auf  die  Postverwaltuiig  an. 
Wobei  jedoch  einzelne  Klassen  der  Beamten.  Angestellten  und 
1  iülfsarheiter  ausgenommen  wurden:  die  Beamten  der  C)bcrpo--.t- 
dircktion  und  der  Kreispostdin  ktinnen ;  diejenigen  Beamten  und 
Angestellten,  welche  nicht  mit  tJer  X'crptlichtung  zur  gewöhnlichen 
Arbeitszeit  angestellt  sind;  die  Aspiranten,  die  Lehrlinge  und 
andere.  Favon  und  Curti  forderten  nachher  im  Nationalrat  die 
Einbeziehung  der  Landposthalter,  Landbrieftrftger  und  Postülone 
in  das  Gesetz,  was  der  Vertreter  des  Bundesrates  zusicherte. 
Die  Postülone  sind  zwar  keine  Angestellten  der  Eidgenossen- 
schaft, sondern  werden  dieser  von  Fuhrhaltem  geliefert;  aber  es 
sollen  nun  in  die  Anstellungsverträge  die  gesetzlichen  Anforde- 
rungen aufgenommen  werden. 

Einige  Zeit  noch  dauerte  es,  um  auch  die  Telegraphen-  und 
Telephonangestellten  unter  das  Gesetz  zu  stellen.  Zuerst  vertrat 
der  Bundesrat  die  Auffassung,  dafs  Telegraph  und  Telephon  unter 
den  Transportanstalten  nicht  mitzuverstehen  seien,  was  Curti  be- 
kämpfte, da  der  Gesetzgeber  sicherlich  die  nervenanstrengende 
Thfltigkeit  der  Telegraphisten  und  Telephonisten  in  nicht  gerin- 
gerem Grade  habe  schützen  wollen  als  diejenige  anderer  Ange- 
stellten, und  zwischen  dem  Transport  von  Personen  oder  Briefen 
und  Telegrammen  oder  Telephongesprächen  eine  Vcr?;chieden- 
heit,  die  zweierlei  Recht  zu  schaffen  brauchte,  nicht  bestehe.  Die 


*)  Amtliche  Saamüttag,  neue  Folge,  Bd.  XIL,  S.  35. 
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BimdesversamiDlung  erklärte  sich,  indem  sie  diese  Meinung  teilte, 
im  Juni  1892  für  die  Ausarbeitung  eines  Nachtragsgesetzes  zu 
Gunsten  der  in  der  Telegraphen-  und  Telephonverwaltung  ange* 
stellten  Personen  und  es  brachte  der  Bundesrat  in  der  nächsten 
Session  der  Bundesversammlung  einen  bezfl^chen  Entwurf  ein, 
welcher  am  22.  Dezember  1892  Gesetzesicrait  erhalten  hat.i>  Die 
Botschaft,  die  ihm  vorausgegangen  war,  erwähnte,  dafs  das  Ge- 
setz für  die  Verwaltung  eine  jährliche  Mehrausgabe  von  wenig- 
stens 30000  Franken  bedeute,')  wozu  wir  hinzufitgen,  dafs  ftlr  die 
Postverwaltung  die  Mehrausgaben  auf  5—600000  Franken  veran- 
schlagt worden  sind.  Der  entscheidende  Artikel  der  kurzen  Ge- 
st tzesnovelle  lautet:  „Dem  Bundesgesetz  betreffend  die  Arbeits- 
zeit beimBetriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer  Transportanstalten, 
vom  27.  Juni  1890.  ist  auch  unt'  r-t(  Ilt  die  Telegraphenverwal- 
tung (mit  Einschlufs  des  Telegraphenbetriebes).'* 

Damit  war  der  Kreis  derjenigen,  welche  sich  die  Gesetz- 
gebung auf  diesem  Gebiete  des  Arbeiterschutzes  annehnu-n  wollte, 
geschlossen  und  die  Bevölkerung  schenkte  der  Neucriinj;  eine 
fast  allgemeine  Sympathie.  Dennoch  hatte  das  ^  ".»  se  tz  da.^  gleiche 
Schicksal  wie  einst  der  Artikel  9  des  Fiscnbahngt  setze-? :  dafs  es 
schon  nach  i^an/  kurzer  Zeit  seines  Bestandes  in  Frage  gestellt 
wurde;  nur  behauptete  es  sieh  viel  kräftiger.  Im  Januar  1892 
stellten  im  Nationalrat  Comtesse  und  Genossen  eine  Motion, 
welche  die  Revision  des  Artikels  über  die  Ruhetagt  verlangte, 
„wobei  das  Hauptaugenmerk  nicht  aul  eine  \'erminderung  der 
freien  Tage  der  Angestellten,  wohl  aber  auf  eine  den  Anforde- 
rungen des  Betriebes  und  der  öfl'entlichen  Sicherheit  besser  ent- 
sprechende und  ibr  das  Personal  selbst  vorteilhaftere  Verteilung 
dieser  freien  Tage  zu  richten  wäre."  Comtesse  führte  aus,  dafs 
die  Feststellung  von  17  Freisonntagen  weit  über  das  Ziel  hinaus- 
schiefse,  eine  zwecJunäfsige  Organisation  des  Eisenbahndienstes 
erschwere  und  den  Gesellschaften  Lasten  auferlege,  welche  klei- 
nere Unternehmungen  an  den  Rand  des  Ökonomischen  Ruins 
bringen  mflfsten.  Auch  die  Angestellten  hatten  von  der  Neue- 
rung nicht  den  erhofften  Nutzen,  da  sie  fortan  ihren  Urlaub  nicht 
mehr  zu  der  ihnen  erwOnschten  Zeit  erhalten  könnten,  und  für 
die  Betriebssicherheit  liege  in  der  Gewfthrung  von  17  Freisonn- 
tagen eine  Gefahr,  weil  nun  gerade  mit  der  gröfseren  Sonntags- 


AmtUdie  Samailiiaf ,  neue  Folge,  Bd.  XIII..  S.  362. 

»I  Bundesblau  1892,  Bd.  IV.,  S.  860  ff. 
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frequenz  die  verhältnismafsig  gröfste  Beurlaubung  zusammentaile. 
Dieser  Motion  Comtesse  stellte  Curti  eine  andere  gegenüber, 
welche  die  Abänderung  des  Gesetzes  verboten  sollte  und  sowohl 
ftlr  den  Fortbestand  des  letzteren  wie  fQr  seine  richtige,  nach 
keiner  Seite  hin  gewaltsame  Anwendung  das  Mittel  in  der  Aus- 
flbung  einer  besonderen  Kontrolle  erblickte.  ,»Der  Bundesrat," 
lautete  diese  zweite  Motion,  „ist  eingeladen,  zu  untersuchen  und 
darüber  Bericht  zu  erstatten,  ob  nicht  eine  besondere  Kontr<dle 
ober  die  Ausführung  des  Gesetzes  betreffend  die  Arbeitszeit  in 
den  Transportanstalten  zu  schaffen  sei."  Es  könne,  wurde  zur 
Begründung  des  Antrages  gesagt,  nicht  im  Willen  der  Bundes- 
versammlung liegen,  das  wohlthatig  wirkende  Gesetz  zu  ändern. 
Wenn  seine  Durchführung  von  Harten  begleitet  sei.  lassen  sich 
dieselben  durch  den  Bundesrat  beseitigen,  indem  dieser  von  dem 
Artikel  6  (Gebrauch  mache.  Eine  passende  Vollziehung  ilbrigens 
habe  Kontrollorgane  zur  Voraussetzung,  wie  Ja  auch  das  Fabrik- 
gesetz seine  Aufgabe  nur  Dank  der  Th.'ltigkeit  der  I- abrikinspek- 
toren  zu  erfüllen  imstande  sei.  Aehnlich  wie  dort  die  Fabriken 
sollte  hier  für  die  privaten  und  staatlichen  Verkehr>anslalten  ein 
Inspektorat  gegründet  werden  und  die  Einsetzung  desselben  liege 
sogar  im  Interesse  der  Transportanstalten  selber,  nicht  blofs  ihrer 
Angestellten,  da  nur  diese  Art  beständiger  und  sachkundiger  Auf- 
sicht dem  Bundesrat  es  möglich  machen  werde,  die  Verhältnisse 
nach  ihrer  Verschiedenartigkeit  zu  würdigen. 

Bei  der  Abstimmung  Ober  die  beiden  Motionen  ereignete  sich 
das  Unerwartete,  dafs  sie  beide  angenommen  Mrurden.  jede  mit 
einer  kleinen  Mehrheit.  Doch  war  auch  in  diesem  scheinbar 
widerspruchsvollen  Entscheide  ein  Sinn  enthalten:  einzelne  An- 
hänger der  Motion  Comtesse  sagten  sicli  offenbar,  dafs  vielleicht 
durch  eine  Kontrolle  ihrem  Wunsche  Rechnung  getragen  werden 
könnte  und  sie  also  die  Untersuchung  ober  die  ZweckmAfsigkeit 
einer  solchen  nicht  zu  verhindern  brauchten. 

Unterm  7.  Juni  1892  erstattete  der  Bundesrat  über  die  beiden 
Motionen  Bericht. M  nachdem  zuvor  ein  Spezialbericht  des  admini- 
strativen Inspektorats  iler  schweizerischen  Eisenbahnen  über  die 
\*ollziehung  des  ticsetzes  erschienen  war.''^)  Mit  Entschiedenheit 
lehnte  der  Bundesrat  die  Motion  Comtesse  ab,  wollte  aber  auch 
auf  die  Motion  Curti  nicht  eintreten.    Doch  behielt  sich  die  Be- 
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Hörde,  ohne  der  letzteren  Motion  beizustiininen .  vor.  die  Fraise 
im  Auge  zu  behalten.  ,,Aber  wir  müssen  un>."  hiels  es  in  dem 
Hericht.  „in  der  That  die  nötige  Zeit  erbitten,  um  die  Angelegen- 
heit nach  allen  Riehtungen  weiter  zu  |)rüfen  und  an  1  land  der 
Re.-ultatc  dieser  Prüfung  die  möglichst  beste  Lösung  zu  fuiden.** 
A:igt deutet  war.  dals  es  wünschenswert  wäre,  wenn  manciie  An» 
Stande  „ohne  die  Dazwischenkunlt  bureaukratischer  Formen  '  aus- 
getragen werden  könnten. 

Die  Rate  wiesen  den  bundesrttlichen  Bericht  an  Kommissionen 
und  eine  geraume  Zeit  verstrich,  bis  die  Kommission  des  National- 
rats, welchem  in  der  Behandlung  die  Priorität  zukam,  sich  * 
schlQssig  machen  konnte.  Zwar  zeigte  sich  diese  Kommission 
von  Anfang  an  nicht  geneigt,  in  die  Abänderung  des  Gesetzes 
zu  willigen,  und  insbesondere  bestritt  Brunner  als  Kommissions- 
prasident  die  Zweckmäfsigkeit  einer  solchen,  aber  auch  die 
Schafliing  einer  Kontrolle  fand  nicht  sofort  Beifall.  Man  kam 
schlielslich  in  der  Meinung  Oberein,  dafs  das  Eisenbahndeparte- 
inent  eine  umfassendere  Enqudte  darQber  vornehmen  soll,  inwie* 
weit  das  Gesetz  seinen  Vollzug  gefunden  habe  und  wie  es  filr 
die  Zukunft  am  besten  angewendet  werde.  Aus  dieser  Enqu6te, 
bei  welcher  3361  Eisenbahnangestellte  vernommen  wurden  und 
worüber  das  Kisenbahndepartement  Bericht  erstattete.^)  hat  dessen 
\'orstand,  Bundesrat  Zemp,  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dafs  die 
Einführung  einer  regelmäfsigen  Inspektion  nicht  länger  unterlassen 
werden  dürfe.  Dieser  Gedanke  trat  jetzt  in  den  Verhandlungen 
der  nationalrätlichen  Kommission  in  den  Vordergrund.  Unter 
anderm  wird  in  dem  Bericht  gesagt,  dafs  867  der  vernommenen 
Angestellten  die  Mittagspause  h.lutig  ausw.irts  zubringen  müssen, 
1  18  zu  wenig  freie  Sonntage  haben.  464  zu  lange  arbeiten  müssen, 
7.^2  sich  der  zu^ammenhängemlen  Ruliepau-e  nicht  erfreuen  und 
147  infolge  des  (iesetzes  Lohnabzüge  erlitten. 

Das  Betriebspersonal  der  Eisenbahn-  und  Dami^fschift'sgesell- 
achaften  betrug,  wie  wir  diesem  Berichte  beifügen,  Entie  1891 
19866  Männer  und  Iraueii  tbei  der  Jura-Simplonbahn  werden 
zahlreiche  Frauen  für  den  Barrierendienst  verwendet)  und  es  be- 
zogen einen  Jahreslohn  12619,  einen  Tagelohn  7247  Personen. 
Die  Tagelohnarbeiter  hatten  frUher  mitunter  hinsichtlich  der  Ar- 
beitszeit schlimmere  Verhältnisse  als  die  Angestellten  mit  fixer 
Besoldung,  welche  sich  eher  zu  organisieren  wufsten  und  zu 
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wehren  verstanden.  Es  giebt  Bahnhöfe,  wo  die  l  agelohnarbcitci- 
keinen  Sonntag  im  Jahre  und  vielleicht  nur  einige  Sonntagnach- 
mittage  die  Arbeit  aussetzen  durften.  Dafs  aber  auch  bei  dei^ 
regelmäfsigen  Angestellten  nach  Einführung  des  Cie^etzes  noch 
starke  Ueberschreitungen  vorkamen,  beweisen  eine  Reihe  zuver- 
lässiger Angaben,  die  vorzugsweise  aus  den  Kreisen  der  Loko- 
motivführer stammen,  welche  mittlerweile  entschiedene  Anhänger 
des  Gesetzes  geworden  sind.  So  hat  innerhalb  vier  Monaten  — 
Januar  bis  Ende  April  —  die  Nordostbahngesellschaft  die  tag- 
liche Arbeitszeit  Oberschritten:  bei  einem  Angestellten  50mal,  bei 
einem  zweiten  37mal,  bei  einem  dritten  50mal.  bei  einem  vierten 
65  und  bei  einem  iäniten  32mal.  Oft  waren  die  Genannten  13, 
14  und  15  Stunden,  auch  selbst  17  und  18  Stunden  unausgesetzt 
beschäftigt,  und  da  hier  von  Lokomotivftlhrem  und  Heizern  die 
Rede  ist,  mag  man  auf  die  Gefahren,  welche  aus  solcher  Ueber- 
anstrengung  entstehen  könnten,  einen  Schlufe  ziehen.  Einer  der 
FOnf  hatte  acht  Tage  lang  13  Stunden  Fahrzeit  und  darüber. 
Bei  der  Centraibahn  waren  die  Ceberschreitungen  nicht  so  häufig; 
immerhin  betrugen  sie  bei  drei  Personen  26.  18  und  11  innerhalb 
vier  Monaten.  Bei  der  Jura-Simplonbahn  Huden  wir  für  den 
gleichen  Zeitraum  21.  34,  21,  59  und  28  l'eberschreitungen  bei 
fünf  Angestellten,  bei  anderen  AnL(cst(  Ihn  allerdings  keine.  Ver- 
haltnismäfsig  gering  scheinen  bald  nach  Erlafs  des  Gesetzes  die 
Ueberzeiten  bei  der  Gotthardbahn  und  bei  den  Vereinigten 
Schweizerbahnen  geworden  zu  sein. 

Aus  weiteren  Aufzeichnungen  crgiebt  sich,  dafs  im  Jahre  1892 
ein  Lokomotivführer  durchschnittlich  per  Monat  lu'cht  die -gesetz- 
liche tägliche  Ruhezeit  von  zehn  Stunden  hatte:  bei  der  Nord- 
ostbahn 10,58nial.  bei  der  Tofsthalbahn  10.5.  bei  der  Centraibahn 
8.04.  bei  den  Vereinigten  Schweizerbahnen  6,06.  bei  der  Gott- 
hardbahn 5.12  und  bei  der  Jura-Simplonbahn  I2.25mal.  Mehr 
wirkliche  Dienstzeit  per  Tag  als  zwölf  Stunden  hatte  während 
eines  Monats  ein  Lokomotivführer;  bei  der  Nordostbahn  6.08,  bei 
der  Töfbthalbahn  10,  bei  der  Centraibahn  4,37,  bei  den  Ver- 
einigten Schweizerbahnen  5,68,  bei  der  Gotthardbahn  6.16  und 
bei  der  Jura-Simplonbahn  7,5  mal.  Die  Ruhetage  sind  von  den 
Gesellschaften  nicht  in  gleicher  Weise  beobachtet  worden.  Die 
Nordostbahn  gab  einzelnen  Lokomotivftlhrem  mehr  als  die  17  Frei- 
Sonntage,  selbst  22  und  23,  andern  blols  8  oder  9.  Bei  der  Cen- 
traibahn kamen  Falle  vor,  wo  die  Freisonntage  17  nicht  er- 
reichten, bei  der  Jura-Simplonbahn  zahlreiche  Falle,  wo  sie  sich 
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zwischen  16  und  10  bewegten.  Wahncheinfich  ist  seitdem  eine 
erfaeblicfae  Besserung  wahrzunehmen,  und  dazu  kann  insbesondere 
die  amtliche  Enquete  beigetragen  haben.  Nicht  selten  auch  sind 
die  Ueberschreitungen,  wo  sie  noch  vorkommen,  erlaubte;  sie 
wurden  vom  Eisenbahndepartement  nach  dem  Artikel  6  des  Ge- 
setzes zugelassen. 

Es  hat  sich  als  nur  sehr  bedingt  richtig  herausgestellt,  wenn 
gesagt  wurde,  die  Angestellten  selbst  seien  mit  dem  Gesetz  iiiv 
zufrieden  und  zumal  mifsfalle  ihnen  die  verhältnismäfsig  grofse 
Zahl  von  17  Freisonntagen.  Gab  es  Angestellte,  die  sich  Qber 
die  Freisonntage  beklagten,  so  thaten  sie  es  wohl  deshalb,  weil 
man  ihnen  nicht  gestattete,  dieselben  an  ihrem  Wohnorte  zuzu- 
bringen und  weil  ihnen  dahin  nicht  freie  Rückfahrt  gestattet 
uurde.  Der  Angestellte  der  Jura-Simplonbahn.  der  in  Lausanne 
wohnte,  blieb  für  den  Sonntag  nicht  gerne  weit  davon  in  Sitten 
oder  Yverdon  sitzen.  Wenn  aber  eine  Mifsstimmunn  auch  da- 
durch erzeugt  worden  ist.  dafs  sich  mit  der  Einfühlung  des  Gr- 
sctzes  das  sogenannte  Kilometergeld  für  manche  Angestellte  ver- 
ringerte, äo  lag  das  keineswegs  in  der  Absicht  des  Gesetzes 
selbst. 

Uebeftrieben  waren  sodann  die  Angaben  der  Eisenbahngesell- 
schaften Qber  die  grofeen  Mehrkosten,  welche  das  Gesetz  ihnen 
verursache  und  die  sie  auf  jährlich  2817340  Franken  fbr  den  Be- 
trieb bezifferten,  wozu  noch  die  einmalige  Ausgabe  von  2V2  Millio- 
nen Franken  liDr  vermehrten  Gfiterpark  hinzutrete.^) 

Es  ist  wahr,  das  Personal  mufste  erheblich  vermehrt  werden, 
aber  das  hatte  da  und  dort  sonst  geschehen  mQssen.  Auch  andere 
Faktoren  wirkten  mit.  So  wurden  die  grofsen  Mehrausgaben  der 
Jura-Simplonbahn  dadurch  veranlafst,  dafs  sie  vorher  überhaupt 
etwa  1000  Angestellte  zu  wenig  hatte,  sowie  durch  das  Steigen 
der  Kohlenpreise.  Bei  fast  allen  Bahnen  hat  die  Erneuerung  von 
Bahnanlagen  und  die  V'ermehrung  der  Züge  das  Ausgabenbudget 
erh<)ht.  und  dafs  bei  steigenden  Betriebseinnahmen  die  Betriebs- 
ausgaben rascher  zunehmen,  ist  im  Kiscnhahnverkehr  keine  neue 

Erscheinung.  Zur  selben  Zeit  zeigten  auswärtige  Bahnen  grOfsere 
^  

*i  Eingabe  der  Verwaltungen  des  achweiseriaeben  Eisenbahnverbudes  an 

die  hohe  Bundesversammlung  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  Ober  den 
Voü/nEf  des  Bundesgesetzes  vom  27.  Juni  1800,  betreffend  die  Arbeitszeit  beim 
Betriebe  der  Eisenbahnen  und  anderer  Tranaportanstalten.  Basel,  Uuchdruckerci 
Kreis,  1892,  S.  14  u.  15. 
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Betriebsausgaben  infolge  der  Vermehrung  ihrer  ZOge,  wahrend 
die  Einnahmen  nicht  in  gleicher  Weise  anstiegen. 

Uebrigens  bemerkte  das  administrative  Inspektorat  zu  dieser 
Seite  der  Frage  nicht  ohne  Ironie:  JEa  will  uns  scheinen,  dafs 
in  dem  Gesetz  eine  Inanspruchnahme  des  Betriebspersonals  der 
Eisenbahnen  gestattet  ist,  welche  nicht  allzu  weit  von  der  Grenze 
der  Leistungsfähigkeit  entfernt  steht,  und  dafs.  wenn  es  wahr 
sein  sollte,  dafs  die  Beschränkung,  welche  im  Gesetz  liegt,  wirk- 
lich eine  Vermehrung  der  Betriebsangestellten  bis  auf  zwanzig 
und  mehr  Pm/cnt  zur  Folge  hätte,  die  Zustände  vor  dem  Gesetz 
schlimmer  gewesen  sein  müfsten.  als  sie  vorausgesetzt  waren." 
l^nd  in  dem  bundesrätlichen  Bericht  wird  mit  Bezug  auf  die  Frei- 
sonntage erklärt:  „Wir  können  konstatieren,  dafs  wenigstens 
bisher  die  Sonntagsstellverlretung  nicht  als  eini  tu  sondcrc  l'r- 
sache  von  Unfällen  sich  herausgestellt  hat.  Im  Ciegenleil  mul's 
gesagt  werden,  dafs  gerade  diejenigen  Gesellschaften,  welche  da-s 
Gesetz  von  1890  zuerst  und  vollständig  zur  Vollziehung  brachten, 
vorab  die  Gotthardbahn,  am  wenigsten  Unftlle  im  Betrieb  zu  be- 
klagen hatten  und  dafs  die  grOfste  Anzahl  dieser  bei  den  Unter- 
nehmungen zu  konstatieren  war,  welche  am  längsten  im  Rück- 
stände blieben." 

Angesichts  der  ganzen  Sachlage  beschlofs  die  nationalratliche 
Kommission,  auf  die  Motion  Comtesse  nicht  einzutreten  und 
Comtesse  hielt  die  Motion  nicht  fest  Was  hingegen  die  Ein- 
führung einer  Kontrolle  betrifft,  wie  die  Motion  Curti  sie  anregte, 
so  sprachen  ihr  in  der  Kommission  aufser  dem  Motionär  auch 
Bundesrat  Zi mp  und  der  neue  Kommissionspräsident  Marti  mit 
Entschiedenheit  das  Wort.  Heller  und  .Staub  hatten  dieselbe 
Auffassung.  Comtesse  erklärte  sich  für  den  Fall  damit  einver- 
standen, dafs  die  Einrichtung  eine  möglichst  wenig  bureavi- 
kratische  sei  und  nur  in  einer  Erweiterung  des  Eisenbalindeparte- 
ments  bestehe.  Ursprung  endlich  äulserte  sich  ähnlich  dahin,  er 
halte  den  Bundesrat  für  befugt,  zur  Durchführung  des  (i<  >etzes 
sich  auch  die  nötigen  Kräfte  beizugeben:  nachdem  aber  der 
Bundesrat  eine  ständige  Kontr«ille  für  notwendig  erachte,  ki-nne 
es  nicht  die  Absiciit  der  Bundesvcrsannnlung  sein,  den»  Begehren 
entgegenzutreten. 

Die  Bewilligung  der  Ausnahmen  im  Sinne  des  Artikels  6  — 
bemerkten  die  Anhänger  des  Inspektorates  —  werde  nur  dann 
eine  zweckdienliche  sein  können,  wenn  der  Bundesrat  durch  In- 
spektoren fortdauernd  Ober  die  Betriebsweise  und  die  Personal- 
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Verhältnisse  der  Eisenbahnen  unterrichtet  werde.  Sonst  bliebe 
der  Zustand  ein  provisorischer,  und  auch  das  ^flckliche  Resultat 
der  Enquete,  welches  in  einer  gewissenhaften  Befolgung  des  Ge- 
setzes bestehe,  wOrde  wieder  verloren  gehen.  Das  Beispiel  der 
Fabrikinspektoren  ermuntere  dazu,  das  Ruhegesetz  mittels  eines 
ahnlichen  Organs  zu  handhaben .  das  freilich  schon  von  Anfang 
an.  wollte  man  das  Gesetz  zur  Wahrheit  machen,  diesem  nicht 
hätte  mangeln  sollen. 

„Die  Betriebsverhältnisse."  so  drückte  sich  uiij^elalir  Bundes- 
rat Zemp  aus.  „sind  sehr  verschiedcnartij.!;e  und  der  Bundesrat 
iiHifste  daher  den  Artikel  6  recht  oft  anwenden.  Doch  wäre  es 
tili  Irrtum,  zu  glauben,  gerade  die  Spezialbahnen  sollten  von  den 
Gesetzesbestimmungen  möglichst  verschont  bleiben.  Es  giebt 
Drahtseilbahnen,  bei  welchen  an  Sonntagen  die  Kondukteure 
aulserordentlich  mitgenommen  werden.  Auch  die  7  l  anuvaykon- 
dukteure  haben  infolge  des  Auf-  und  Abspringens  einen  ermü- 
denden Dienst  Aufsicht  ist  da  geboten.  Hinwieder  können  wir 
bei  den  Bahnen  am  Sonntag  die  Angestellten  nicht  freilassen, 
weil  sonst  die  Betriebssicherheit  Schaden  litte.  Sichere  Nonnen 
lassen  sich  aber  nicht  aufstellen,  wenigstens  gegenwärtig  noch 
nicht  Erst  allmählich  werden  sich  Regeln  herausbilden.  Die 
Gesellschaften  selber  wissen  das  und  zeigten  sich  darum  gegen 
das  Gesetz  nicht  eigentlich  feindselig;  man  konnte  sich  verstan- 
digen. Gewöhnlich  sind  es  mehr  eigensinnige  Stationsvorst&nde 
oder  herrische  Oberbeamte,  welche  den  Angestellten  ihre  Rechts- 
ansprfiche  versagen.  Besitzen  wir  Inspektoren,  so  werden  sie 
Krfahrungen  sammeln  und  diese  auch  zum  Nutzen  der  Gesell- 
schaften verwenden  können.  In  der  That  dar  f  man  hierbei  an 
die  Fabrikinspektoren  erinnern.  Wenn  ein  Fabrikinspektor  die 
Fabrik  betritt,  so  sagt  der  Fabrikant  nicht:  FCs  kommt  der  Feind I 
Im  Gegenteil,  er  weifs.  dafs  die  Fabrikinspektoren  zwischen  be- 
gründeten und  unbegi  üiid«  len  Klagen  wohl  unterscheiden.  Zuerst 
sagte  sich  zwar  der  Bundesrat:  wenn  wir  für  das  (iesetz  kein 
Inspektorat  brauchen,  desto  besser:  die  Enquete  hat  jedoch  ge- 
lehrt, wie  erspriefslich  diese  Finriclitung  sein  könnte,  und  wir 
müssen  die  Arbeit,  welche  die  Enquete  gethan  hat,  indem  sie 
mittlerweile  eine  Kontrolle  ersetzte,  weiterftQhren,  soll  der  Erfolg 
des  Gesetzes  ein  dauernder  seinl'^) 

Noch  war  von  der  Kommission  zu  bestimmen,  welche  Form 
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der  Kontrolle  oder  lnspektion  gegeben  werden  solle.  Zemp  be- 
fürwortete hierfilr  die  Einsetzung  von  zwei  Beamten,  die  dem 
administrativen  Inspektorat  unterstellt  wären.  ,Es  sind  jährlich 
rund  4000  km  Bahnen  zu  inspizieren  und  dazu  bedarf  es  zweier 
Kontrolleure,  die  am  besten  in  ZOrich  und  Lausanne  ihren  Sitz 
nehmen  wQrden.  Durchschnittlich  kann  ein  Kontrolleur  an  einem 
Tage  10  km  beherrschen.  Etwa  200  Tage  mufs  er  draufsen  sein 
und  100  auf  dem  Bureau.  DsJ»  diese  Leistung  den  jetzigen  Kon- 
trollingenieuren des  Bundes  zugemutet  werde,  daran  ist  nicht  zu 
denken;  sie  würden  sich  auch  für  diesen  neuen  Dienst  nicht 
eignen,  der  anderer  Natur  ist."  Post.  Telegraph  und  Telephon 
wollte  Zemp  nirlit  in  gleicher  Weise  einer  Inspektion  unter- 
werfen; es  sei  anzunehmen,  sagte  er,  dafs  der  Bund  in  seinen 
Verwaltungen  ohnedies  das  Gesetz  ausführe,  und  dafs  es  ge- 
schehe, beweise  der  Ausfall  in  den  Einnahmen  dieser  Verkehrs- 
anstalten. Marti  und  Curti  erklärten,  dafs  sie  Inspektoren  in  einer 
mehr  unabhängigen  Stellung  den  \'orzug  gegeben  hätten  und 
dem  letzteren  wäre  auch  ein  Inspektor  für  die  Post-  und  Tele- 
grapiienverwaltung  wilikfunnu  n  gewesen  .  da  die  oberen  X'erwal- 
tungsbeamten  mitunter,  wie  allerlei  Wahrnehmungen  darthun, 
mehr  an  die  Fiskalitat  als  an  die  Hygiene  dächten.  Damit  in- 
dessen die  Kommissionsbeschltlsse  einstimmig  seien  und  nicht 
das  Ganze  an  der  Formfrage  scheitere,  verzichteten  Marti  und 
Curti  auf  Gegenanträge. 

In  beiden  Raten  der  Bundesversammlung  fand  die  beantragte 
ständige  Kontrolle  im  Grundsatz  ohne  weiteres  Zustimmung,  und 
nur  hinsichtlich  der  Form  herrschte  etwelche  Verschiedenheit 
der  Auffassung.  Der  Nationalrat  wollte  durch  den  Bundesrat 
«eine  besondere  Kontrolle  durch  hierzu  bestimmte  Organe  des 
Eisenbahndepartements  schaffen"  und  der  Stflnderat  dieselbe 
„durch  entsprechende  Organe  des  Eisenbahndepartements  aus- 
Oben*  lassen.  Das  heifst:  nach  der  Auffassung  des  Nationalrats 
waren  ausdrücklich  Stellen  von  Beamten  des  Eisen  bah  ndeparte- 
ments  zu  schaffen,  wahrend  das  Departement  nach  der  Fassung 
des  Stflnderates  sich  mit  seinem  Personal  einrichten  kann  wie  es 
will.   Her  Nationalrat  stimmte  dann  dem  Ständeratsbeschlusse  zu.^ 

Auch  wenn  seine  Ausführung  der  Verwaltung  noch  Einige 
zu  thun  giebt,  ist  das  schweizerische  Gesetz  betreffend  die  Ar* 

Uebcrsicht  der  Verhandlungen  der  schweueritchen  Bundesvenamoiluiig, 
ordenUiche  Sommeniession  1894,  No.  54. 
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beitszeit  in  den  Transportanstalten  —  kurz  wird  dasselbe  „das 
Ruhetagsgesetz "  genannt  —  ein  namhafter  Fortschritt  auf  dem 
Wege  des  Arbeitersehutses  und  wird  nun  auch  von  den  Arbeitern 
selbst  und  von  ihnen  am  meisten  als  solcher  anerkannt 


**  Siebe  die  Eii^abe  achweiserischer  Eisenbahnbeaiiileot  Angestellten  und 
Arbeiter  an  die  hohe  Bundesvenemmlung  der  achweixerischen  Eidgenoaaenachaft 
Ober  den  Vollzug  des  Bundcagesetaes  vom  27.  Juni  1890,  betreffend  die  Arbeits- 
zeit beim  Betriebe  der  Eiaenbehnen  und  anderer  Transportanstalten.  Bern,  im 
Februar  1893. 
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Gesetz  yom  betrefitod  die  Brrlchtimg  von  Arbelteraiis- 

•chttesen  und  Einigungeftmtem.  ^) 

979  der  Beilagen  lu  den  stenogr.  Protokollen  des  Abgeordnetenhauses.  — 
XI.  Session  1894.  —  Regierungsvorlage. 

Mit  Zustimmung  beider  Häuser  des  Kcichsrates  finde  Idi  anzuordnen,  wie  folgt 

I.  Abschnitt.  Arbeiterausschasse. 

§  1.  In  den  Gi  werbsuntemehmungen  k<^nnen  ArbeiteraosschOsae  nach  Maß- 
gabe der  nachsU-henden  Rcstimmungen  zur  Errichtung  gelangen. 

5  2.  Die  Arbcitcrausschüssc  haben  im  allgemeinen  die  Aufpahe,  das  i^ute 
E  i  n  \  c  rneh  Ulf  n  zwisclicn  dem  Unternehmer  und  den  Arbeitern  /u  fcrdcrn,  diu 
Unternehmer  oder  dessen  Organe  bei  den  die  Arbeiterschaft  betreffenden  Veran- 
staltungen und  Anordnungen  zu  unterstfltzen,  sowie  flQr  die  aus  der  Beschlftigiuig 
in  einem  Unternehmen  hervorgehenden  gemeinsamen  Interessen  der  Arbeiter  und 
(Cot  eine  gOtliche  Verständigung  Ober  die  Bedingungen  des  Arbeitsverhlltnisses 
SU  wirken. 

Als  Arbeiter  gelten  hierbei  alle  im  Gewerbe  be^chaititrt.  n  Arbeitspersonen, 
ohne  Unlef^i  lii<  d,  "b  sie  in  den  Werkstätten  des  Untf  rnt  limens  selbst  oder 
aufsrrh.ilh  \  oii  >>>Icln  n  fvir  Rechnung  ii<-s  I  nti  ruehmtrs  arbeiten,  einschlie&licta 
der  Werkujcistcr,  Meister,  Vorarbeiter  u.  3.  vv. 

}  3.  Der  Unternehmer  hat  ein  Statut  fttr  den  Arl»eileraua8ditt&  su  entwerfen 
und  der  GewerbsbehOrde  zur  Genehmigung  vorzulegen. 

Die  GewerbsbehOrde  hat  hieraber  die  in  der  Unternehmung  beschäftigten 
Arbeiter  oder  Vertrauenspersonen  derselben,  sowie  den  Gewerbeinspektor  einzu> 
vernehmen  und  je  nach  dem  Ergebnisse  dieser  Erhebungen  die  vorgelegten 
Statuten  zu  {;enehmi^cn  oder  die  Genehmigung  derselben  unter  Angabe  der 
GrOode  zu  versagen. 

')  Vgl.  die  Besprechung  dieses  Gesetzentwurfs  in  der  Abhandlung  von  PraL 
Dr.  Eugen  von  Philippovich,  Arbeiterausschflsse  und  Einigungsimter  in  Oesterreich, 
S.  595  fg. 
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Ib  dar  gleichen  Weise  haben  «UfAllige  Aenderungen  «n  bereits  genehmigten 
Statuten  m  erfotgea;  die  GmnMiHBe  der  Afkdter  oder  voa  VtiiiiiMununmii 
derselben  kans  jedoch  anlerbleiben,  wenn  die  Aeufteroag  des  Im  Untemehnen 
«twa  bereits  bestehenden  Arbeiterattsschttsaes  vorliegt 

1 4.   Das  Statut  hat  die  näheren  Bestimmungen  SU  enthalten  Ober: 

a)  den  Wirkiinj^skrcis  drs  Arbeite  t  au'^schusses  : 

b)  die  Zu>ammt  nsct^uni,'  und  Bildung  desselben. 

S  5.  Der  Wirkungskreis  der  Arbeitcrausschüsse  kann  ökIi  auf  alle  Gegen- 
stände erstrecken,  welche  in  den  Rahmen  der  im  )  2  im  allgemeinen  bezeich« 
neten  Aufgabe  derselben  Ikllen. 

Dasu  gehören  insbesondere: 

a)  die  Mitwirkung  sn  der  GrOndni^ri  Verwaltung  und  Besufsichtigung  der 
Einrichtungen  zur  F^^rdertmg:  «Icr  geistigen,  sittlichen  und  materiellen 

Wohlfahrt  der  Arbeiter  <J<  r  L'ntcrnchniung: 

b)  die  Abgabe  von  Gutachten  vor  Erlassung  oder  Abänderung  der  Arbeits- 
ordnung; 

ci  die  lieber  wachung  der  Befolgung  der  Arbeitsordnung  und  die  Mitwirkung 

bei  ihrer  Handhabung; 
d^  die  mtwirkung  bei  Anordnungen  und  Einrichtungen  tum  Schutze  des 

Lebens,  der  Gesundheit  und  der  Sittlichkeit  der  Aibeiter: 

e)  die  Vermittlung  des  Verkehres  zwischen  dem  Unternehmer,  bezirluines- 
weise  dcs<^cn  Vertretern  und  den  Arbeitern  und  die  Geltendmachung  der 
Wünsche  und  Bedürfnisse  der  letzten  n  in  Beziehung  auf  das  Arbeitsvcr- 
hältnifs  und  die  Einrichtungen  im  Unternehmen-, 

f)  die  Untersuchung  von  Beschwerden,  welche  in  Beziehung  auf  das  Arbcits- 
verhiltnis  und  die  Einrichtungen  im  Unternehmen  von  Arbeitern  desselben 
vorgebracht  werden; 

g>  die  gfltliche  Austngung  von  Streitigkeiten  Ober  die  Bedingungen  des 
Arbeitsverhältnisses  zwischen  dem  Unternehmer  und  dessen  Arbeitern  vor 
Anrufung  de>  Einigungsamtes; 

ii  die  Beaufsichtipuni:  der  Lehrlinge  (§97  der  ( iewerbeordnung)  und  jugend- 
lichen Hiifsarbeiti  t  sj  '  der  <  «csvei  beordniing '  in  He/iehuni;  aul  deren 
gewerbliche  Ausbildung,  lerner  der  letzteren  und  der  minderjährigen  Lehr- 
linge hinsichtlich  ihres  Verhaltens  innerhalb  und  sulseHudb  der  WerfcstAtte, 
sowie  des  Schulbesuches; 

i)  die  Schlichtung  und  schiedsgerichtliche  Entscheidung  von  Streitigkeiten 
unter  den  Arbeitern  der  Unternehmung. 

8  6.  Bei  Handhabung  der  gewerberechtlichen  Vor-cln  iften  kann  die  Gewcrbc- 
behördt  \ur  Hinausgabe  einer  Entscheidung.  \vt  lch<-  die  Interessen  der  in  einer 
intern«  Innung  beschäftigten  Arbeiter  b(  rührt,  die  Vorlage  einer  Aeufscrung  deS 
bei  derselben  etwa  bestehenden  Arbeitcrausscbusses  verlangen. 

f  7.  Die  Bestellung  der  Hitglieder  des  Arbeiterausschosses  geschieht  durch 
Wahl  seitens  der  Arbeiter  der  Untemdimung. 

9  8.  Wahlberechtigt  fllr  den  Arbeiterausschufs  ist  jeder  in  dem  betreffenden 
Unternehmen  seit  mindestens  einem  Jahre,  oder  wenn  dasselbe  nicht  das  ganze 
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Jahr  betrieben  wird,  mindestens  die  letzte  Betriebsperiode  hindurch  beschXftigte 
Arbeiter  ohne  Untendiied  des  Geschlechtes,  welcher  innerhalb  des  Jahres,  in 
welchem  die  Wahl  voiyenomnen  wird,  wenigstens  das  swansigate  Lebensjahr 

zurücklegt. 

8  9.  Wählbar  fOr  den  Arbeiteraiissrhufs  sind  die  nach  §  8  Wahlberechtigten, 
wclclit:  innerhalb  d«-,  jahrcs,  in  welchem  die  Wahl  Vorgenommen  wird,  wenig- 
btens  das  lüniundzwunzigstc  Lebensjahr  zurücklegen. 

f  10.  Ausgeschlossen  von  der  Wihlbarkeit  sind  diejenigen,  welche  rieh  in 
Untersuchuttgs-  oder  Strafhaft  befinden  oder  w^n  eines  VerbrechMis  oder  eines 
usa  Gewinnsucht  begangenen  Vergehens  oder  wegen  einer  solchen  UebertreCnng 
sich  in  strafgcrichtlichcr  Untersuchung  befinden  oder  verurteilt  wurden,  insolange 
die  gesetzlichen  Straffolgcn  dauern. 

Im  ftbripen  kann  da-  Statut  die  in  den  §5  8  und  bestimmten  Erfordernisse 
tür  die  Wahlberechtigung  und  die  Wählbarkeit  im  Hinblicke  auf  die  besonderen 
Verhiltnisse  eines  Gewerbsuntemehmens  zwar  herabsetzen,  nicht  aber  verschärfen. 

Jugendliche  Hilfsarbeiter  und  Lehrlinge  sind  Jedoch  niemals  wahlberechtigt 
oder  wthlbar. 

§11.    Aus  den  je  einer  Fachgruppe  oder  BetriebaableUung  angehOrigen 

wahlberechtigten  Arbeitern  können  besondere  WahlkOtper  gebildet  werden,  welche 
ihre  Vertreter  aus  ihrer  Mitte  zu  wählen  haben. 

§  12.  Die  Mandat^idalte^  der  Gewihlten  darf  nicht  kürzer  als  ein  Jahr  und 
nicht  länger  ab  drei  Jahre  sein. 

Betrigt  dieselbe  mehr  als  efai  Jahr,  so  hat  hi  jedem  Jahre  eine  verfailtnife- 
mftfsig  teilweise  Erneuerung  des  Arbeiteraussehuises  einzutreten. 

f  IS.  Die  Zahl  der  Mitglieder  des  Arbeiterausschuases  darf  nicht  geringer 
als  drei  sein. 

Wenlrn  die  einzelnen  Kacligruppen  oder  Betriebsabteilungen  besondere  VV'ahl- 
köri)cr  gebildet  •§  1  1  >.  -«i  ist  im  statutr  fiir  <  irie  entsprechende  Aufteilung  der 
.Mandate  auf  die  Waiiikörpcr  äurge  zu  tragen. 

Im  Statute  kann  eine  Mindestzahl  der  Mitglieder  des  Arbeitermusschusaes, 
welche  mAnnlichen  Geschlechtes  sein  mossen,  bestimmt  werden.  Dieselbe  darf 
jedoch  nicht  mehr  als  die  HUfte  der  Gesamtzahl  der  Mitglieder  betragen  und  bt 
bei  einer  solchen  Festsetzung  auch  eine  entsprechende  Verteilung  dieser  Mindest- 
zahl auf  die  etwa  vorhandenen  WahlkOrpcr  vorzusehen. 

§  14  Das  Statut  kann  fi  *tsetzen,  dafs  gleichzeitig  mit  den  Mitgliedern  des 
.-Xrlx  itcrausschusses  auch  eine  entsprechende  Anzahl  von  Ersatzmitgliedem  zu 
wählen  sei. 

Wenn  durch  freiwillige  Niederlegung,  durch  Austritt  aus  dem  Unteroehmen, 
durch  Tod  oder  durch  den  Eintritt  von  Umatittden,  weldie  die  Wahlbaricett  nos- 
achlieften  (f  10),  eine  oder  mehrere  Stellen  von  Mitgliedern  den  Arbeiteraus- 
schusses erledigt  werden,  so  haben  die  Ersatzmitglieder  in  der  durch  das  Statut 
bestimmten  Reihenfolge  einzutreten :  bei  einer  solchen  Festsetzung  ist  jedoch  eine 
den  im  Sinne  de^  zweiten  und  dritten  Abs.itze«*  des  §  13  etwa  getroffenen  Be- 
stimmungen entsprechende  Vertretung;  der  einzelnen  Wahlkörpcr  und  des  männ- 
lichen t^iesclilechtc^  zu  wahren.    In  Ermangelung  einer  diesbezüglichen  Bestimmang 
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des  Statutes  hat  zunächst  nach  Thunlirhkeit  rin  Krsat/mitglied  des  deschlechtcs 
des  ausgeschiedenen  Mitgliedes  und  aus  jenem  WahlkOrper  einzurücken,  binsiclit- 
Uch  denen  eine  Erledigung  erfolgte:  beim  Abgange  von  WehlkOrpern  oder  ioner- 
halb  der  von  einem  und  demselben  WahlkArptf  gewihlten  Ersatsmiti^ieder  minn» 
lieben,  beiiehungewreiee  weiUichen  Geschlechtc«  bat  unter  den  in  Frage  Kommen- 
den das  Loa  zu  entscbeiden. 

§15.  Im  Falle  durch  das  Statut  die  Bestellung  von  Ersatzmitgliedem  nicht 
voruesehcn  ist,  oder  solche  nicht  mehr  verfügbar  sind  und  Stellen  durch  die  im 
§  14  bezeii  hnelen  I  mstande  in  Erle<lij;ung  kommen,  hat,  wofern  das  Statut  keim- 
gegenleilige  X'orschrilt  enthält,  innerhalb  vier  Wochen  eine  Ersatzwahl  tür  die 
nodi  Obrige  Dauer  der  Wahlperiode  itattxnünden. 

Sinkt  aber  die  Anzahl  der  Mitglieder  des  Arbeiterausachnsset  unter  die  nach 
S  13  sttlteige  Mindestzahl,  so  ist  jedenfalls  innerhalb  der  angegebenen  Frist  eine 
Emtswahl  zum  Zwecke  der  Erginsnng  des  Arbeiterauaschusses  auf  die  volle 
atatutenmafsigc  Hohe  vorzunehmen. 

§  16.  Die  Verfassung  der  Wählerliste  und  <iie  PurchfOhrung  der  Wahl 
obliegt  triner  Ucsunderen  Kommissiun.  Dieselbe  besteht  aus  dem  Gewerhsunter- 
nehmer  oder  dessen  Stellvertreter  und  zwei  Vertretern  der  Arbeiterschaft,  welche 
letzteren  der  etwa  schon  bestehende  Arbeiterausaciiu&  und  in  Ermangelung  ehies 
»olchea  der  Gewerbmmtemehmer  seibat  zu  bestimmen  hat 

Die  Einladung  zur  Wahl  hat  durch  eine  Kundmachung  zu  erfolgen,  welche 
an  einer  simtlichen  Arbeitern  des  Unternehmens  zugin^ichen  Stelle  der  Betriebs- 
lokalitäten  anzuschlagen  ist. 

Diese  Kundmachung  hat  zu  enthalten: 

a)  den  Ort,  an  welchem  die  WahK  rh-^t<   auOiegt,  und  die  Zeit,  in  welcher 

die  Einsichtnahme  in  dieselbe  gestattet  ist; 
bi  daa  Wahllokal,  den  Wahltag  und  die  Stunden,  innerhalb  welcher  die 

Stimmenabgabe  zu  erfolgen  hat. 
Die  Kundmachung  hat  spitestens  acht  Tage  vor  der  Wahl  und  unter  BerQck« 
aichtigung  der  besonderen  Verhiitnissc  des  Unternehmens  Jedenfiüls  zu  einem 
solchen  Zeitpunkte  zu  erfolgen,  dafs  auch  die  aufserhalb  der  Werkslitten  be- 
schäftigten Arbeiter  rechtzeitig  von  derselben  Keuntiiifs  erhalten  können. 
§  17.     Die  Wahl  erlolgt  durch  geheime  Al»-tuiimung. 

Als  gewählt  gilt  derjenige,  welcher  die  Mehrheit  der  Stimmen  sämtlicher 
erschienenen  Wähler  auf  sich  vereinigt  hat. 

Falls  nach  dem  Ergebnisse  der  Wahl  die  Zahl  der  Gewählten  die  Zahl  der 
zu  besetzenden  Stellen  nicht  erreicht,  ist  sn  einer  engeren  Wahl  zu  schreiten, 
insofern  das  Statut  fbr  diesen  Fall  nicht  etwas  anders  bestimmt 

Wenn  mehr  Personen,  als  zu  wihlen  waren,  die  Mchrbeit  der  Stimmen  auf 
sich  vereinigt  haben,  gelten  jene  als  gewählt,  welche  die  gröfserc  Stimmenzahl 
erhalten  haben.     In  Ffdlcn  von  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Los. 

§  18.  Ueber  Reklaniatinut-n  in  Betreff  der  W^ahlbcrechtigung  oder  Wähl- 
barkeit, sowie  des  Wahl  Verfahrens  überhaupt  entscheidet,  vorbehaltlich  des  in 
I  34  festgesetzten  Aufeichtsrechtes  der  Gcwerbsbebörde,  die  Wahlkommiasion 
(%  16). 
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§  19.  Statiitenmafsig  kann  mit  der  Bcborgung  des  Wahlgcschäftcs  cinschlicfs' 
lieh  der  Erledigung  von  Reklamationeii  der  Arbeitemuaachttf*  betnutt  werden. 

I  2XK  Das  Statut  hat  in  bestimmea,  ob  ttnd  in  welcher  Art  an  den  Arbeiten 
und  Verhandlungen  des  Arbdteraosschosses  auch  der  Unternehmer  oder  Vertreter 
desselben  teilnehmen.  Die  Giltigkeit  von  Beschlossen,  tu  deren  Durchfllhrung: 
die  Mittel  oder  Einrichtungen  des  Untemrhmrns  benötigt  werden,  ist,  unbeschadet 
etwait^er  abwcichenHi  r  diesbezflglirht  i  Ht  stimmungen  des  Statutes,  an  die  Zu- 
Stimmun;;  d«  s  UiitrriK-lmu  r^  oder  seiner  Vertreter  gebunden. 

In  jedem  Falle  bleibt  dem  Arbeiterausschus.sc  das  Recht  gewahrt,  gesonderte 
Beratungen  abiuhalten;  eine  BescMuftflwwiiq?  auf  Grand  mner  aoldiett  in  Ab- 
wesenheit des  Unternehmen  oder  seiner  Vertreter  erfolgten  Beratung  kann  aber 
im  Statute  auagewhloasen  werden. 

I  21 .  Der  Arbeiterausschufs  kann  unter  Zustimmung  des  Unternehmers  eine 
Geschäftsordnung  fOr  seine  Thätigkeit  feststellen.  Dieselbe  hat  den  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes,  sowie  des  Statutes  /u  entsyirerhen 

Im  Statute  ^owol,  wie  iu  'Ihm  r  Gesfh.ilt^ordium^  können  bestimmte  Ge- 
schäfte einzelnen  Aussehufsmitgliedern  udcr  Abteilungen  des  Ausschusses  zur 
selbständigen  Erledigung  zugewiesen  werden. 

§  22.  Ueber  jede  Plenarsitzung  des  Arbeiterauaschuases  ist  ein  Protokoll 
zu  fahren,  welches  zum  mindesten  die  Verhandlungsgegenstinde  und  die  gelalaten 
Beschlösse  entUlt. 

Diese  Protokolle  sind  aufzubewahren  und  ober  Verlangen  den  behördlichen 
Organen  vorzulegen.  Der  Unternehmer  oder  dessen  Stellvertreter  kOnnen  in  die 
Protokolle  jederzeit  Einsicht  nehmen. 

§  23.  Zur  Tragung  der  mit  der  ürrichtung  und  GeschäftsfQtirung  des  Arbeiter- 
ausschusses  verbundenen  Kosten  ist  der  Untemdinier  verpflichtet. 

§  24.  Die  GewerbsbehOrde  überwacht  die  Eänhaltung  der  Bestimmungen 
dieses  Gesetzes,  sowie  der  Statuten. 

Sie  kann  einen  Aibeiteransschulk  auflosen,  wenn  Beschlösse  oder  VerfBgun* 
gen  desselben  oder  seiner  Organe  (§21)  rechtswidrig  sind,  dann,  wenn  er  seinen 
gesetzlirhen  oder  st.itulenmäfsipen  Wirkungskreis  libersclireitrt  oder  Oberhaupt 
den  Bedingungen  seines  rechtlichen  Bestandes  nieht  mehr  entspricht. 

Die  (icAverhsbehArde  hat  den  Ijcwcrbeiiispektor  unter  Mitteilung  sämtliclu  r 
Vertiandlungsakten  von  der  verilkgten  Auflösung  eines  Arbeiterausschusses  sofort 
zu  verstftndigen.  Dem  Gewerbeinspektor  steht  es  frei,  gegen  die  Entscheidungen 
der  ersten  und  zweiten  Instanz  innerhalb  14  Tagen  Einspruch  zu  erheben,  welcher 
die  Wiiitung  hat,  dafs  diese  Angelegenheit  zur  höheren  Entscheidung  voi^elegt 
werden  mufs. 

ricset/-  ndcr  --tatuteuwidriire  Wahlen  können  von  dt  r  Gewerbsbehörde 
annuUirt  werden.  Die^lViIliu'e  Reklamationen  haben  jedoch  keinen  Anspruch  auf 
Berücksichtigung,  wenn  sie  spater  als  vierzehn  Tage  nach  der  Wahl  eingebracht 
werden. 

Jene  Unternehmer,  in  deren  Betrieben  zur  Zeit  des  Geltungsbeginnes  dieses 
Gesetzes  bereits  ArbeiterausschOsse  bestehen,  haben,  sofinm  deren  Statuten  sich 
nicht  im  Einklänge  mit  diesem  Gesetze  befinden,  einen  entsprechend  abgeflnderten 
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Eotwurl  binnen  sectis  Monaten  zur  (Genehmigung  in  Gemäfshcit  des  §  3  dieses 
Gcaelies  vomileg«n. 

Die  Gewerbobehorde  kann  diese  Frist  bei  Bedarf  auch  veglingeru, 

II.  Abschnitt.  Einigungsftmter. 

§  25.  Die  Einigunpsflmter  sind  dazu  bestimmt,  zwischen  den  Gewerbsuntcr- 
rK'limcrn  und  Arbeitern,  für  welche  dieselben  bestellt  wurden,  eine  f;fttliche  Ver- 
sündigung Ober  (iic  Bf  dinpungen  der  Fortsetzung  oder  Wiederaufnahme  des 
Arbeitsverhältnisses  her  bcuuführcn. 

Die  EtiHcheiduag  aber  die  ans  dem  Arbeitsvertnge  bereits  eiworbenen 
Rccbtsansprflcbe  bleibt  den  Uerfttr  auf  Grund  gesetzlicher  Vorschriften  bestehen- 
den besonderen  Einriditungen  vorbehalten. 

I  26.  In  der  Regel  können  Einigungsimter  nur  fllr  gleiche  oder  vemvnndte 
Betriebe  oder  Gewerbe  errichtet  werden. 

Die  Errichtung  eines  Einigunpsamtes  ei  f'  lpt  durrh  Vrrorclnung  d<  r  politischen 
Landrsbchördc,  falls  sich  jo.ioi  li  ii<  i  Spi  .  ntr'  l  iit--selbrn  liher  das  V<  rwaltung3- 
gebici  zweier  oder  mehrerer  poliusi  her  Land«,  sbchördcn  erstrecken  .soll,  durch 
Verordnung  des  HaiMlelsniinisteriunis  im  Einvernehmen  mit  dem  Ministerium  des 
Innern.  Vor  Erlaasung  dieser  Verordnungen  sind  die  zuständigen  Gewerbeinspek- 
toren und  Handds-  nnd  Gewerbekammem  einzuvemehmen,  welche  letzteren  dies- 
falb  die  etwa  beteiligten  Genossenschaften  ihres  Bezirkes  zu  hören  haben. 

Für  alle  das  Einigungsamt  bctn  tlViKlcn  Angelegenheiten  ist  jene  dewerbs- 
behOrde  zuständig,  in  <kr<  n  Bezirk  sicli  de  r  StandDPt  ili  s  Einigungsamtes  bclindi  t. 

§27.  Die  Verordnung,  durch  w  iche  die  Errichtung  eines  Einigungsamtcs 
verfügt  wird,  hat  jedenfalls  zu  enthalten: 

a^  den  Standort  des  Amtes; 

bi  die  Gewerbssweige,  beziehungsweise  die  gewerblichen  Genossenschaften, 
fBr  welche  dieses  Amt  zuständig  sein  soll; 

c)  den  Sprengel,  fiOr  welchen  das  Amt  bestimmt  ist; 

d)  die  Zahl  der  Beisitzer  des  Amtes  aus  dem  Kreise  d<  r  Gewerbsunternehmer 

und  jenem  der  Arbeiter,  ferner  die  Verteilung  der  Bi  isit/.  rstellcn  auf  du- 
einzelnen  Genossenschaften,  wenn  das  Einigungsarat  für  mehrere  solche 
errichtet  wird; 

e>  die  etwa  erforderlichen  näheren  Bestimmungen  Ober  die  Wahl  der  Bei« 

sitzer  im  Sinne  der  nachfolgenden  Vorschriften; 
f  I  die  Dauer  der  Amtsperiode  des  Obmannes,  Obmannstellvertretcrs  und  der 

Beisitzer  des  Einigungsamtes  (§  46>; 

g)  die  Art  der  Aulbringung  der  Kosten  fOr  dasselbe. 

§  28  I>as  Einigungsamt  besteht  ans  <  itu  m  Obmanne,  einem  Obmannstell- 
verlreter  und  aus  einer  gieiclun  Anzahl  \on  mindestens  je  drei  und  höchstens 
je  fünf  Vertretern  der  (iewcrb-'Unleinelimer  und  der  Arbeiter  als  Beisitzern. 

i  29.  Die  Beisitzer  des  Einigungsamtes  aus  dem  Stande  der  Gewerbsunler- 
nehmer  werden  von  diesen,  jene  aus  dem  Stande  der  Arbeiter  von  letzteren  in 
abgesonderten  WahlkOrpem  je  aus  ihrer  Mitte  gewählt. 

I  30.    Die  WahlkOrper  zu  den  Einigungsämtem  werden,  wenn  es  sich  um 
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ein  fOr  eine  oder  mehrere  (ienossenschat'ten  errichtetes  Linigungsaml  tiandclt, 
aus  der  Geaamtlieit  der  Mitglieder  und  Gdiilfen  der  betreffienden  GenoMeucluften, 
und  zwar  in  der  Weise  gebildet,  äab  die  auf  jede  Genossenschaft  nach  f  27  tit  d) 
entfallende  Anxahl  von  Beisitzern  aus  dem  Kreise  der  Gewerbsuntemehmer  von 

der  Gcnosscnschaftsversammlung  (§  119  der  Gewerbeordnung  !  und  jene  aus  dem 
Kreise  der  Arbeiter  von  der  (ichilfenvcrsammlung  (§  120  der  Gewerbeordnung) 
der  bezfi^ilichen  (^cncsscnschaft  /u  walilen  ist. 

Wenn  sich  unter  den  Angehörigen  einer  üenu^scnächaft  eine  crhcbhchc 
Anzahl  von  solchen  Hilfsarbeitem  befindet,  die  zur  Teilnahme  an  der  Gehilfen* 
versamsKlnng  nicht  berechtigt  sind,  so  kann  für  diese  im  Verordnungswege  die 
Bildung  eines  besonderen  Einignngsamtes  verl&gt  werden.  Die  Durchflihrung  der 
Wahlen  oblie)i;t  auch  in  diesem  Falle  der  GenOBSenschaft. 

9  31 .  Andernfalls  bestehen  die  WaiilkOrper  aus  der  Gesamtheit  der  Gewerbs- 
unteriuhm'T  ein«  rsrits  und  der  Arbeitet'  andererseits. 

Wenn  ein  (irwerbe  durch  einen  Stellvertreter  (-teschaftsführer  i  ausgeübt 
wird  Uder  dasselbe  verpachtet  ist  \^%%  2,  55  und  56  der  Gewerbeordnung)  so  ist 
anstatt  des  Gewertwinhabers  der  Stdlvertreter  (GeschlftsfUirer)  oder  Pichter 
wahlberechtigt. 

Ist  eine  Gewerbsunlamehmung  in  dem  Besitze  oder  Betriebe  einer  Aktien« 

gcsellschaft  oder  registrierten  Erwerbs-  und  Wtrtschaftsgenossenscbaft,  so  sind 
die  den  Vorstanfl  dt  rsi  Iben  bildenden  Personen,  bei  Gewerbsunt«  !  nehmunffen, 
weiche  im  Besitze  o<i<  r  I't  triebc  von  anderen  uiristischr;!  I'n  -r.rieii  --tclit  n,  (l<  ri  n 
gesetzliche  Vertreter,  endlich  bei  ollcnen  und  KonimanditgeseliscIiaUen  alle  per- 
sönlich haftenden  GeseQschaftier  in  den  Wafdkörper  der  Gewerbsuntemehmer 
aufzunehmen. 

Den  WahlkOrper  der  Arbeiter  bilden  die  in  f  2  dieses  Gesetzes  beieichneten 

mftnnlichen  und  weiblichen  Arbeiter,   welche  in   dem  Sprengel   des  Einigungs« 
amtcs  bei  einem  der  für  dasselbe  wahlberechtigten  Arbeitgeber  in  Arbeit  stehen. 
Lehrlinge  sind  weder  wahlliercchtiprt  noch  wählbar. 

§  32.  Wenn  ein  Teti  der  zur  Zuständigkeit  eines  Kinigungsarates  gehörigen 
Üewerbsbetriebc  sich  in  einem  genossenschaftlichen  Verbände  befindet,  so  kann 
die  auf  die  Errichtung  des  Einigungsamtes  bezug^iabende  Verordnung  eine  Auf- 
teilung  der  Beisitzerstellen  aus  dem  Stande  der  Gewerbsuntemehmer  und  jenem 
der  Arbeiter  auf  die  genossenschaftlich  vereinigten  Untemehmnngm  eiaeraelts 
und  die  aufserhalb  der  Genossenschaft  stehenden  Betriebe  andererseits  mit  der 
Wirkung  vornehmen,  dafs  erstere  gero&fs  der  Bestimmungen  des  §  30,  letztere 
nacli  ji  nrn  des  §  31   i\\  wablcn  sind. 

§  33.    Von  der  Aufnahme  in  die  Waiilkörper  sind  ausgeschlossen: 

a)  diejenigen,  welche  sich  in  Untersuchungs-  oder  Stnfhaft  befinden,  oder 
welche  wegen  eines  Verbrechens  oder  eines  aus  Gewinnsucht  beganscnen 
Vergehens  oder  wegen  einer  solchen  Uebertretung  sieh  in  strsfi^ericht« 
Hoher  Untersuchung  befinden  oder  verurteilt  wurden,  iasolaage  die  gesetz- 
lichen SlralTolgen  dauern; 

b)  diejeni^M  II,  über  deren  Vermögen  der  Konkurs  eröfiEhet  worden  ist,  während 
der  Dauer  der  Konkursverhandlung,  endlich 


OeseUentwarf  betreffend  die  ErridUung  von  Arbeiterausschüssen  etc.  683 

c>  Penooen,  wddie  innerlwlb  de*  Jahres,  in  wddws  der  im  sweHen  Abwin 
def  §  34  erwihnte  Zehpankt  fUt,  idcht  wenigMem  das  cwaniigste  Lebens- 
jahr zurOddegen. 

Unterbleibt  aus  einem  der  vorgenannten  Grfinde  die  Aufnahme  eines  Arbeit 
gcb^rs  in  den  Wahlkörpcr  der  (icwcrbsunternchmer,  so  sind  die  in  <;cineni  Unter* 
nehincii  bcschafliglrn  Arbeiter  hwol  als  wahlbfrcchtif;!  anziisclun. 

§  34.  Die  Anfertigung  der  Wählerlisten  beider  Wahlk/Nrpcr  obliegt  in  der 
Regel  den  Gemeindevorstehera  jener  Orte,  welche  zum  Sprengel  des  Einigungs- 
anitas gehören.  Doch  kann  in  Verordnnngswqpe  damit  auch  aoaschlieftlich  der 
iSeaeinderocBteher  jenes  Ortes  betnnt  werden»  in  welchem  das  Einigttngaamt 
seinen  Sita  hat 

Die  Gewerbsuntemehmer  sind  verpflichtet,  den  Gemeindevorstehen  t»  diesem 
Zwecke  ein  Verzcichnifn  ihrer  wnhlbererhtieten  Arbeiter  zu  Übergeben,  and  zwar 
nach  dem  Stande  jenes  Zeitpunktes,  welcher  von  der  GewerbsbehOrde  hierzu 
Icstgesctzt  wird. 

Ein  nach  diesem  Zeitpunkte  erfolgter  Austritt  aas  dem  ArbeitsverhAltnisse 
hebt  das  Wahbccfat  des  Arbeiters  nicht  auf. 

Nach  Bedarf  haben  bei  Verfassung  der  Wihleriisten  auch  die  Genoasen- 
schsften  mitzn  wirken. 

Die  angefertigten  WAhlerlisten  sind  zur  Einsichtnahme  öflbntficb  aufzulegen, 
und  ist  dieser  Umstand  ▼on  den  GemeindeTorstehem  in  angemessener  Weise  su 

verlautbarcn. 

§  35.  Binnen  der  Frist  von  vierzehn  Tagen,  vom  Tage  der  im  §  34  erwähn- 
ten  Verlautbarung  an  gerechnet,  können  Reklamationen  gegen  die  erfolgte  oder 
gegen  die  unterbliebene  Aufnahme  in  die  Wihleriisten  mOndfich  oder  schriftlich 
bei  dem  Gemeindevorstdier  erhoben  werden. 

Nach  Ablauf  dieaer  Frist  sind  die  Wihleriisten  samt  den  eingeengten  Re« 
klamationen  der  GewerbsbehOrde  einzusenden. 

Dieser  Behörde  steht  die  Entscheidung  über  die  erhobenen  Relüamationen 
zu,  welche  für  die  im  Zuge  befindliche  Wahl  eine  endiriltif^e  ist. 

§  36.  Nach  h  c>tsti  lliing  der  Wählerlisten  erfolgt  durch  die  GewerbsbehOrde 
die  Auä&chrcibung  der  Wahl  der  Beisitzer  des  Einigungsamtes. 

In  der  Regd  ist  der  Standort  des  Einigungsamtes  auch  der  auaschliefaliche 
Wshlort  Im  Verordnungswege  kann  jedoch  verfügt  werden,  dafs  die  Stimmen- 
abgabe ftberdics  auch  in  anderen,  zum  Sprengel  des  Einignngsamtes  gdittrigen 
Gemeinden  zu  erfolgen  habe. 

Die  Wahl  findet  unter  der  Leitung  eines  Vertreten?  der  GewerbsbehOrde 
des  Wahlortes,  welche  hierzvi  auch  ein  Mitplictl  <ier  Ütineindevertretung  delegieren 
kann,  durch  Slimmzf  ttcl  statt,  welche  die  Wähler  persönlich  abzugeben  haben. 

Wahler  aus  dem  WahlkOrper  der  Gewerbsunternehmer  können  sich  jedoch 
durch  andere  Wihler  ans  diesem  Stande  oder  durch  ihre  Gescbifts-,  Betriebs* 
leiter  oder  Dirdttoren  Tertrelen  bssen.   Diese  Vertreter  haben  Jedoch  die  Er 
mirhfigwng  sur  AnsObnng  des  Wahlrechtes  nachsuweisen. 

f  37.    Ala  gewAhlt  gilt  Derjenige,  welcher  die  absolute  Mehrheit  der  Stimmen 
aimtlichcr  erBchtenenen  W&hler  auf  sich  vereinigt  lut.    Falls  nach  dem  Eigeb- 
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nisse  der  Wahl  die  Zahl  der  GcwAhltcn  die  Zahl  der  ztt  besetaenden  Stellen 
tüeht  erreicht,  ist  zu  einer  engeren  Wahl  zu  schreiten. 

Wenn  mehr  Personen,  als  zu  wählen  waren,  die  absolute  Mehrheit  der 
Stiinmen  auf  sich  vereinigt  haben,  gelten  jene  als  gewählt,  welche  die  grOfsere 
StiMmenialil  eriwUen  haben. 

In  Filleo  voo  Stimmengleichheit  entscheidet  das  Ix». 

§  38.  Auf  die  in  einer  (lenossenschafts*  oder  einer  Gehilfenversammloilg 
Mdi  §  30  zu  voll/iehenden  Wahl  finden  die  §§  33  bis  37  keine  .Anwendung. 

Diese  Wahlen  ^ind  vielmehr  n.ich  den  für  die  Wahl  gcnusscnsv:haüliclier 
Funktionäre  bestehenden  gewerberechtlichen  Vorschriften  statt  und  ist  seitens 
der  Geaosseoschaften  auf  die  rechtzeitige  BertdliiBf  (fer  Beiattaer  Bedacht  au 
nehmen. 

f  39.  Zu  Beiaitzern  des  Einigungaamtes  können,  ohne  Unterachied  dea  Ge- 
^ffhltchte»!  nur  in  dem  betreffenden  WahlkOrper  wahlberechtigte  Personen  gewählt 
werden,  welche  spatesten'-  in»  Laufe  jenes  Jahres,  in  welchem  die  Wahl  statt- 
findet, das  dreifsigste  Lebensjahr  zurücklegen,  eigenberechtigt  und  des  Lesens 
und  Schreibens  kundig  sind. 

f  40.  Der  GewAhlte  ist  verpflichtet,  die  anf  ihn  ge&Uene  Wahl  anzunehmen. 
Es  kann  dieselbe  jedoch  abgelehnt  oder  das  angetretene  Amt  zorOckgd^  werden 
voo  dvi^enigen  Penwien,  welche 

«)  durch  drei  aufeinanderfolgende  Jahre  als  Mitglieder  dea  Einignngaamte» 
fungirt  haben:  oder 

b)  das  scctuigbte  Lebensjahr  Ubersciu'itten  haben;  oder 

c)  an  einem  die  AmtsfOhrung  hindernden  Gebrechen  leiden;  oder 

d)  aufaerhalb  des  Sprengel«  des  Einigungsamtes  ihren  ordentlichen  Wohnaitz 


§  41.  Reklamationen  gegen  den  Wahlakt  können  nur  binnen  einer  Frl-t 
von  vierzehn  Tagen  nach  dem  Tage  der  Wahl  bei  der  Gewert>sbehOrde  erhoben 
werden. 

Diese  Behörde  iiat  die  RckJamutiunen  der  vorgesetzten  politischen  Landc-s- 
bdiOrde  zw  Entscheidung  vorzulegen,  welche,  wenn  daa  Ei;gebnil8  der  Wahl 
wegen  Verletzung  wesentlicher  Förmlichkeiten  als  zweifelhaft  erscheint  oder  dio 
Wahl  den  Bestimmung^  dieses  Gesetzes  widerspricht,  dieselbe  flkr  ungiltig  erfcliran 
kann  und  in  diesem  Falle  eine  neue  Wahl  zu  veranlassen  hat. 

§  42.  Der  Obmann  und  der  ObmaunstelK ertrctcr,  welcher  letztere  die  Funk- 
tionen des  Obmannes  in  Fällen  der  Verhinderung  desselben  zu  versehen  hat, 
werden  von  den  Beisitzern  in  abgesonderten  Walilgängcn  gewählt. 

Der  Obouuui  und  der  Obmannstellvertreter  mOasen  osterreichiache  Staats* 
bttrger  und  minnlichen  Geschlechtes  sein  und  den  sonstigen  UnaiclitUch  der 
Wählbarkeit  zum  Beisitzer  aufgestellten  Bedingungen  (§  39)  entqnecben;  sie 
brauchen  jedoch  nicht  Gewcrbsuntcrnchnier  oder  Arbeiter  zu  sein. 

Die  Wahl  des  01)inaniK.->  und  des  ( )bmannstcllvcrtreten>  wird  durch  die 
GcwerbsbchOrde  veranlafst  und  von  einem  durch  diese  Beiiörde  bestimmten  Wahl- 
kiwnmisslr,  wddier  auch  ebi  W^Hed  des  Gemdndevorstandes  des  betrefienden 
Ortes  sein  kann,  geleitet. 


haben. 
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§  43.   DtcM  Wahl  kann  nur  in  einer  Venanmlonff  erMgen,  in  wdclier 

mehr  als  die  Hälfte  sämtlicher  Beisitier  anwesend  ist. 

An  der  Walil  kann  sii  h  imni<  r  nur  «-ine  >;leicli«'  Zahl  \  nn  Rfisit^ern  aus 
dem  Kreise  der  Gcwcrbsuntcrnchmcr  und  der  Arbeiter  beteiligen;  sind  sie  in 
ungleicher  Zahl  ersciiienen,  so  sind  die  QberzAlihgen  Mitglieder  durch  das  Los 
anmtKheiden. 

Die  Wahl  erfolgt  mittda  StfannuetteL  Gewihlt  erscheint  Derjenige,  auf 
welchen  die  ahaotute  Mehriieit  der  abgegebenen  Stimmen  entfallen  ist. 

%  44.  Wenn  nach  dreimali^f^m  Wahlgange  eine  absolute  Mehrheit  nicht 
erreicht  wurde  oder  wenn  die  Wahlversammlung  dreim.d  fruchtlos  verlief,  weil 
die  Beisitzer  sich  nicht  in  genügender  Zahl  eingefunden  haben,  wird  der  Ob- 
mann und  der  ObmannsteUvertreter  von  der  Gewcrbsbehorde  bestimmt;  doch 
darf  in  dleaea  Falle  weder  ein  Gewerbsanlemdiiner  noch  ein  Arbeiter  Iderzu 
benifen  werden. 

f  45.  Nach  Ablauf  der  Reklamatlontfrist,  sowie  nach  Erledigung  der  ein« 
gelangten  Reklamation  i§  41 1  hat  die  GewerbsbeliOrde  die  erfolgte  Konstituierung 
des  Einigungsamtes  und  die  N;un<  n  des  (Jbmannes,  des  Obmannstellvertreters 
und  der  Beisitzer  Öffentlich  bekannt  zu  geben. 

Jedem  Mi^liede  iat  da  Zertifikat  fiber  daa  ihm  Obertragene  Amt  atmustellen. 

Bn  etwaiger  Wechad  in  der  Ziiaanmenaetiaag  des  EiaigdBgaamtes  ist 
glddiblb  Aflentlich  b^annt  su  machen. 

$  46.  Die  Anrtqwriode  des  Obmannes  und  Obmannstellvertreters,  sowie  der 
Beisitzer  des  Einififungsamtcs  ist  in  der  Reg»  !  eine  dreijährice.  vorltehaltlich  einer 
in  der  das  Finigungsamt  errichtenden  Verordnung  etwa  getroffenen  abweichenden 
Bestimmung  (§  21,  lit.  f). 

Daa  Amt  eines  Obmannes  oder  Obmannstellveftreters  eriischt  aber  jedenftUs 
mit  der  erfdgtea  aUgeneinen  Neuwahl  der  Beisitier  des  Einignngsamtea. 

§  47.  Treten  wahrend  der  Amtsperiod«  eine«  Beiaitters  solche  ümstlnde 
ein.  welche  nach  den  Bestimmungen  des  §  33,  lit.  a)  oder  b)  die  Ausschlie&ong 
desselben  von  der  Aufnahme  in  die  Walilkörpcr  begründen,  so  erlischt  sein  Amt. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Beisitzer  aus  dem  Stande  der  Gewerbsunternehmer 
seine  Mitgliedschaft  bei  der  Genossenschaft  verliert,  beziehungsweise  seine  bis- 
berige  Untemdmnmg,  auf  Grund  deren  er  seine  Wflhlharkeit  filr  daa  betreffende 
Einignngsaat  erlangte,  aufgiebt,  oder  wenn  ein  Bdsitwr  aus  dem  Stande  der 
Arbeiter  durch  Ucbcrtritt  zu  einem  anderen  Berufe  dauernd  die  Arbeitereigen> 
Schaft  einbOfst.  Wenn  ein  Beisitzer  aus  dem  Stande  der  Arbeiter  s<  ii  drei 
Monaten  bei  Untemcbnuingen  in  Arbeit  gestanden  ist,  für  welch»  das  Einigunps- 
amt  nicht  zuständig  ist,  so  kann  er  über  Antrag  der  übrigen  Beisitzer  seines 
WaUkArpera  und  des  Ofanannea  durch  die  GeweibsbehOrde  aetner  Funktion  ent- 
hoben werden.  In  einem  solchen  Falle  ist  ein  Beisitier  auch  berechtigt  «ein 
Amt  fireiwillig  niedemdegen. 

Das  Amt  eines  Obmannes  oder  Obmannstellvertreters  erlischt  durch  den 
Eintritt  eines  der  im  §  33,  lit.  a)  oder  b)  genannten  Umstände  in  seiner  Person, 
durch  den  Verlust  der  Osterreichischen  S taatsb Qrgersciiaft  oder  der  Eigenberech- 
tigung. 
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Im  Falle  der  Erledigung  von  Bcisitzcrstciicn  hat  die  Gewerbsbehörde  bei 
Bedarf  fQr  die  restliche  Dauer  der  Amtsperiode  der  vorlundeiiea  BeUitoer  eine 
Ergiiuungswalil  zu  veranlassen. 

t  4B.  Die  Kuslcn  eines  für  Ucnosäcnschaften  errichteten  Einigungsamtcä 
tragen  diese  GenoescmduifteD,  die  Koetea  eines  anderen  EimgungsaBilea  die  m 
demsellMn  waldbeieclitigten  Arbeitgeber,  insoweit  filr  die  Deckung  dieser  Kosten 
nicht  etwa  durch  fireiwilUge  Beitifge  oder  in  anderer  sullasiger  Weise -voignoigt 
erscheint, 

Fällige  Heitrape  kennen  im  Verwaltunir«weee  eingetrieben  werden. 

§  49.  Den  Mitgliedern  des  Einipunj4samtes  aus  dem  Kreise  der  Arbeiter 
gebührt  nebst  dem  Ersätze  ihrer  Baarau&lageu  eine  EntscbAdigung,  welche  dem 
durch  die  TfaltiglMit  beim  Einigungsamte  erlittenen  VerdienatentgaDge  entspricht. 

Die  Festatellung  dieser  Enlschidigiing  erfolgt  dvrdi  dss  Bnigungasint.  In 
Streitfällen  entscheidet  die  GewerbsbeliOrde. 

§  50.  Dir  nn  das  Einigungsamt  gerichteten  Eingaben  und  deren  Beilagen, 
sowie  die  Ausfertigungen  dieses  Amtes  sind  Stempel-  und  gebührenfrei. 

§  51.  Jedes  Einigungsamt  kann  unter  Bedachtnahme  auf  die  Bestimmungen 
dieses  Geaeties  eine  Geschäftsordnung  beachlielsen. 

f  S3.  Die  Veriwndlung  vor  dem  Einigungsamte  ist  einzuleiten,  wenn  seitens 
eines  oder  mduerer  Mitglieder  «ner  Genoaaenschaft  (f  27  HL  b),  besiehnng»» 
weise  Inhaber,  Geschilftsffthrer,  Pächter  u.  s.  w.  von  Gewerfasuntemehmungea 
(§  31),  auf  welche  sich  die  Zuständigkeit  des  Einigungsamtes  erstreckt,  oder 
seitens  der  bei  einem  Mit^licrie  ein«  r  solclicn  (ienossenschait  oder  in  einer  solchen 
Unternehmung  beschäftigten  Arbeiterschaft  oder  einer  Gruppe  derselben  das  An- 
suchen darum  schriftlich  oder  mOndlich  bei  dem  Obmanne  des  Etnigungaamles 
gestellt  wird. 

Ein  solches  Ansuchen  kann  auch  bei  einer  nun  Sprengel  des  Einignugsamlea 

gehörigen  GewerbsbehOrde  oder  Gemeindevorstehang  oder  bei  dem  Gewerbe- 
inspektor angebracht  werden,  welche  dasselbe  schleunigst  an  den  Obmann  des 
Einigungsamtes  zu  leiten  haben. 

In  dem  Ansuchen  ist  der  Anlals  desselben  genau  danalegen  und  die  ein- 
schreitende sowie  die  Gegenpartei  thunUchst  deutlich  su  beteichnen. 

Eine  Verhandlung  vor  dem  Einigungsamte  ist  auch  dann  einsnlriten,  wenn 
die  politische  LandesbehArde  hienu  im  Interesse  der  Verhinderung  oder  Beilegung 
eines  Arbeitsaus'»tandes  auffordert,  oder  wenn  der  Genossensehaflsvorsteher  oder 
Gchilfenobmann  einer  ( >enossen<^chaft,  auf  welche  sich  die  Zuständigkeit  des 
Einigungsaintes  erstreckt,  aus  dem  gleichen  Grunde  hieraut  antrügt. 

§  53.  Der  Obmann  des  Einigungsamtes  hat  in  den  Flüen  des  §  52  nach 
allfllliger  vorheriger  Emvenidunung  der  Interessenten  und  etwaigen  ndt  oder 
ohne  Zuiiehung  von  Beisitiem  fruchtlos  unternommenen  Vergleichsversacfaen  eine 
Verhandlung  anzuordnen  und  die  Beisitzer,  sowie  die  beteiligten  Parteies  nnd 
den  Gewerbeinspektor  hier\'on  rechtzeitig  zu  verständigen. 

§  5  >.  An  der  Verliandlung  hat  aufser  dem  Vorsitzt  nden  (Obmann  oder 
Obmannstellvertrcler)  eine  gleiche  Anzahl  Beisitzer  au^  dem  Kreise  der  Gewerl»- 
untemeluner  und  jenem  der  Ariieiter  teilsunehmen. 
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Sind  mdirere  Beiaitier  aas  dem  Stande  der  Gewerbsantenehmer  oder  an« 
jenem  der  Arbeiter  enMÜiienen,  so  aiad  die  al>enlliBgen  doreh  das  Los  ausnf 
scheiden. 

Zur  Verhandlung  ist  die  Anwesenheit  von  mindestens  je  zwei  Beisitsem  aus 
dem  Kreise  der  Gewerbsunternehmer  und  Arbeiter  erforderlich. 

§  55.  Jede  der  beiden  an  der  erfolgten  loonspruchnabme  des  Einigung^- 
amles  beteiligten  Parteien  luum  sn  den  Veritandlnngen  derselben  penOnHcb,  sei 
es  in  Begleitnng  von  Vertiauenq>ersonen  oder  oiwe  solelie,  eradieinen  oder  sich 
nodi  fiberiuiupt  durch  letztere  vertreten  lassen. 

Eine  solche  Stelh'f rtrrtnnp^  ist  jedoch  nach  Ermessen  des  Einigun^sarotes 
dann  erforderlich,  wenn  eine  Partei  aus  einer  grOfaeren  Anzahl  von  Personen 
besteht. 

Das  Einigungsamt  hat  Ober  die  zulisnge  Ansah!  sowie  Ober  die  Legitimation 
der  erKhieneaea  Vertrauenspersonen  zur  Stellvertrctnng  erforderfichenlalb  zu 
eAennen. 

§  56  Falls  eine  der  beteiligten  Parteien  die  Anwesenheit  des  Gewerbe* 
Inspektors  bei  der  Verhandlung  als  wünschenswert  bezeichnet,  so  ist  dies  dem- 
selben mitzuteilen.  Einem  solchen  Wunsche  hat  der  Gewerbeinspektor  nach 
Thunhchkeit  zu  entsprechen. 

Dem  GcwerbeittSpelctor  oder  dem  von  ihm  delegierten  Beamten  steht  in  jedem 
Falle  das  Recht  so,  an  der  Verbandlung  und  Beratung  des  Einifungsamtes  teil» 


§  57.  Beisitzer,  welche  ohne  genügende  Entschuldigung  zur  Verhandlung 
nicht  erscheinen,  verfallen  in  eine  ihren  VermOgensverhältnisscn  enfsprcrhcnd  zu 
bemessende  Ordnungsstrafe  bis  zu  20  il.  zu  Gunsten  des  Ortsarmenfunde^  am 
Sitze  des  Cinigungsamtes  und  aind  Oberdies  verpflichtet,  die  durch  ihr  Ausbleiben 
etwa  hervorgerufenen  Kosten  des  Verfahrens  su  ersetzen. 

Die  Strafen  werden  vom  Obmanne  ausgesprochen,  der  auch  die  Kosten  des 
vereitelten  Verfahrens  ermittelt  um\  den  Zahlungspflichtigen  bekannt  giebt.  Da- 
ze^rn  ist  binnrn  acht  Ta^'en  der  RckuTS  an  die  Gewerbsbehörde  zuliasig,  welche 
hierüber  cndgiltig  entscheidet. 

Die  rechtskräftig  verhängten  Ordnungsstrafen  und  Ersätze  können  im  Ver* 
waltungswege  eingetrieben  werden. 

Beiritzer  des  Onignngsamtes,  wdche  ohne  triftige  Entschuldigung  die  Pflich- 
ten ihres  Amtes  dauernd  vemaehlissigeni  können  Ober  Antrag  der  übrigen  Bei- 
sttzer  ihres  WahlkOrpers  und  des  Obmannes  von  der  GewerbsbehOrde  ihrer 
Funktion  enthoben  werden. 

§  58.  Die  Verbandlung  vor  dem  Einigungsamte  ist  eine  mQndhche  und  fin- 
det mit  Atissdiluis  der  Oeflentlichkeit  statt. 

Das  Einignngsamt  kann«  wenn  es  zur  AufUflrung  einzelner  strittiger,  thal> 
saehKcher  Verhlltniase  angemessen  erscheint,  Zeugen  und  Sachventindige  ver- 
nehmen und  von  Behörden  und  behOrdlichea  Organen,  sowie  von  Öffentlichen 

Korporationen  und  von  ArbciterausschOsscn  Auskünfte  einholen. 

In  der  gemeinsamen  WrlianiilutiL'  i^t  bfidcn  feilen  Grlr^'^cnhi  it  zu  bieten, 
alle  entscheidenden  Thatsachcn  anzutührcn  und  glaubwürdig  zu  machen,  äowie 
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sich  Ober  <iie  Angaben  des  anderen  Teika  und  aber  die  voiüegenden  Aoskflnfle 
der  Zengen,  Sachveratlndigen  und  eintretenden  Falls  der  Bdiörden  und  Korpors- 
tionen SU  Aulsem. 

Die  Verhandlung  ist  so  lange  fortsusetzen,  bb  eine  Einigung  swischen  den 

Parteien  oder  den  dieselben  vertretenden  Vertrauenspenonen  enidt  oder  die 

Unthiinlichkeit  einer  Einigung  konstatiert  wurde. 

§  59  Parteien,  welche  die  Einleitung  der  Verhandlung  bei  dem  Einif;iinf»s- 
amte  begehrt  und  dieselbe  ohne  tnltige  Kntschuldigung  durch  ihr  Ausbleiben 
unmöglich  gemaclit  haben,  können  zum  Ersätze  der  hierdurch  etwa  entstandenen 
Kosten  des  Verfahrens  verhalten  werden.  INeee  Kosten  sind  von  dem  Obmanne 
des  Eittigungsamtes  su  ermitteln  und  der  safalnngspflichtigen  Partei  bduumt  su 
geben. 

Die  si4ih  hierdurch  beschwert  erachtende  Partei  kann  dagegen  binnen  acht 
Tagen  den  Rekurs  an  die  Geweri>st>ehOrde  richten,  weiche  hierober  endgittig 

entscheidet. 

Derartige  rechtskräftig  verhängte  Ersätze  können  im  Verwaltungswege  ein* 
getrieben  werden. 

§  60.  Sobald  eine  der  Parteien  oder  die  dieselbe  vertretenden  Vertrauenn- 
Personen  sich  weigern,  an  der  Verhandlung  teilzunehmen,  ist  die  Verhandlung 
absubrecben  und  dies  vom  Obmanne  unter  Beuichnnng  der  sich  weigernden 
Partei  öffentlich  bekannt  su  machen. 

%  61.    Kommt  eine  Einigung  zustande,  so  ist  der  Inlialt  derselben  durch 

eine  von  sAmtlichen  Mitgliedern  des  Einigungsamtes,  welche  an  der  Verhandlung 
teilgenommen  haben,  sowie  von  den  Parteien  oder  den  dieselben  vertretenden 
Vertraiicnspci  soru  n  zu  unterzeichnende  Bekanntmachung  zu  vcrörtcntliclu  n. 

§  62.     Kommt    eine  l.ini^ung    nicht    zustande,  hat  das  Kinigungsaint  in 

Abwesenheit  der  i'arteien  und  Vertraucnspcrsoncn  einen  Schicdhspruch  zu  fällen, 
welcher  sich  Jedoch  nur  auf  die  strittig  gebliebenen  Fragen  zu  erstrecken  hat. 

§  63.  Zur  Giltigkeit  eines  solchen  Schiedsspruches  genügt  die  einfache 
Stimmenmehrheit  der  anwesenden  Bel^tser. 

Bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vorsitsenden. 

Stehen  Jedoeh  bei  der  Bctchlufofassung  Aber  den  Schiedsspruch  die  Stimmen 
sämtlicher  Beisitser  aus  dem  Kreise  der  Gewerbsuntemehmcr  jt-ncn  der  sämt- 
lichen Bci'iitzcr  aus  dem  Kreise  der  Arbeiter  entgegen,  so  k.mn  der  Vorsitzende 
sich  des  Abstimmung  auch  enthalten  und  leslstcllen,  dafs  ein  Schiedsspruch  nicht 
zustande  gekommen  ist. 

§  64.  Ist  ein  Schiedsspruch  zustande  gekommen,  so  ist  derselbe  den  Par- 
teien  mit  der  Aufforderung  zu  eröffnen,  sich  binnen  einer  zu  bestimmenden  Frist 
^arttber  zu  erkltren,  ob  sie  sieb  dem  Schiedaspniche  unterwerfen. 

Nach  Ablauf  der  Frist  hat  das  Einigungsamt  eine  von  simtUchca  an  der 
Veriiandlnng  betdilgt  gewesenen  Mitgliedern  unterzeichnete  öffentliche  Beluuuit- 
machung  zu  erlassen,  welche  den  gefällten  Schiedsspruch  und  die  bezüglich  des- 
selben abgegebenen  Erklärungen  der  Parteien,  be/,ichungsweise  die  Mitteilung 
über  die  Erfolglosigkeit  der  diesfalls  ergangenen  Aufforderung  und,  falls  Qber 
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etudiie  Fragen  eine  Eioigwig  enidt  wurde,  «neb  den  Inhalt  dieser  Einicung 
enthAk. 

§65.  Ist  weder  eine  Einigung  noch  ein  Schicds  pnich  zustande  gekommen, 
so  ist  dies  vom  Obmannc  des  Einigunpsamtcs  nffrntlich  bekannt  zu  machen. 

§  66.  Die  im  Sprengel  eines  Einigung.samtP:s  gelegenen  Gemeinden  sind 
Qber  Verlangen  desselben  verpflichtet,  die  in  den  vorstehenden  §§  60,61,64  und 
65  baeidmeten  Bekanntmachungen  dnrdi  Anschlag  oder  in  der  Ar  die  gemeinde- 
anrtlichen  Knndnachnngen  sonst  QUichen  Weiae  za  veröffentlichen. 

$  67.  Die  Arbeitsbedingungen,  wdche  in  dner  vor  dnem  Einigungsamte 
zustande  gekommenen  Einigung  oder  in  einem  von  demselben  gefällten  Schieds- 
Sprucfae,  dem  sicfi  die  Parteien  unterworfen  haben  i§64i,  festgesetzt  sind,  gelten 
fbr  den  Bereirh  jener  Gewerbeunternclimungcn,  welclie  an  der  Einigunir  oder 
Annahme  des  SchiedäSpruchcs  tei]genomin<  n  haben,  insoUnge  als  vereinbart,  als 
nidit  eine  der  Parteien  der  anderen  gegenüber  durch  dne  deutUche  Erklimng 
ihren''Willen  zu  erkennen  gegeben  hat,  dafs  zwischen  ihnen  hiervon  abwdchende 
Arfadtabedingangen  in  Wirksamkdt  treten  sollen.  Eine  derartige  zwischen  dn- 
zdnen  diesen  Parteien  ungehörigen  Personen  abgegebene  ErkUrung  hebt  nur 
zwischen  diesen  die  Wirksamkeit  der  in  obiger  Weise  als  vereinbart  geltenden 
Arbeitsbedingungen  auf. 

III.  Abechnitt  Schlufsbestimmungen. 

§  68.  Das  gegenwArtige  Gesetz  tritt  drei  Monate  nach  seiner  Kundmachung 
in  Wirksamkeit 

§  69.  Mit  dem  Vollzuge  dieses  Gesetzes  sind  Meine  Minister  des  Handels 
und  des  Innern  im  Einvernehmen  mit  Meinen  beteiligten  Ministem  betraut. 
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RUSSLAND. 

Gesetz  vom  8./20.  Juni  1893  über  die  Umteilungen  des 

OniiiDdelancit. 

(Rcpertorinm  der  Gesetze  und  der  Verordnangen  der  Regierung,  herausgegeben 
von  Arifleraideii  Seatle  No.  113  von  8./15.  Angmk  1899).  *> 
1.  Zar  Efgianug  des  Alinea  6  des  %  51  des  «IlgeneiBett  Gesetscs  Ober  die 

aus  der  Leibeigenschaft  getretenen  Bauern  (Gesetzessammluiig  Bd.  IX,  besondere 
Boilapc  I)  und  zur  Abindening  anderer  einschligiger  Nomen  wird  Folgendes 

bestimmt : 

§  1.  In  Landcstcilcn,  in  welchen  das  Gesetz  über  die  Landeshauptleute 
eingeführt  ist,  werden  folgende  Regeln  betreffend  die  Unteilungen  beolnditei. 

§  2.  Unter  diese  Regdn  fidlen!  1)  dss  gesante  Adcerland  und  2)  diejenigen 
anderen  Nutsnngen,  welche  nsch  gleichen  Prinzipien  wie  das  Ackerland  ungeteilt 

werden. 

§  3.  Dif  Umteilungen  der  im  §  2  <  rwähntcn  Ländereien  werden  nicht  anders 
ausgeführt  als  mit  Beobachtung  vun  Bedingungen,  welche  in  einem  speziellen 
Gemeindebcscbluss  bcstiaimt  werden. 

§  4.  In  den  Geneindebeschlnsse  Ober  die  Bedingungen  der  Unteilung  (§  3) 
nOssen  erwihnt  werden:  1)  die  Unteilungsfrist,  2)  die  Rednungseinbeit,  nach 
welcher  das  Land  unter  die  Hofwirte  verteilt  wird  ^nach  Revisionsseelen  oder 
nach  wirlilich  vorhandenen  Seelen,  nach  Tjaglos  u.  s.  w.,  3)  die  Anzahl  der  nach 
Seelen  oder  anders  berechneten  Landesteile,  welche  jedem  einzelnen  Hofwirt 
zufallen. 

§  5.  Die  Umteilungsfrist  (|  4,  al.  1)  wird  airf  swOlf  oder  mtkr  Jahre  fest- 
gesetzt. 

Ann.  Die  durch  diese  Regeln  ausgespraehenen  Bcscbrinkungen  betreffend 
die  Unteilungsfrist  und  andere  Bedingungen  der  Unteilung  erstrecken  sich  nicht 

'i  Vgl.  die  Abhandlung:  Die  neuere  russische  Gesetzgebung  über  den  Ge> 
mcindcbcsitz  in  diesem  Bande  ä.  626. 

*>  Die  einleitenden  Worte,  welche  kebe  sachliche  Bedeutung  haben,  sind 
w^fclsssen. 
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auf  Fälle,  wo  die  Umteiluif  des  Gemetadeiaiides  lum  Zwecke  der  deÜniUven 

Teilung  desselben  in  konstante  erbliche  Anteile  vorgenommen  wird. 

§  6.  In  AusnahmefSlIcn  darf  eine  neue  Uratrilunp  auch  vor  Ablauf  (J<  r 
Frist,  welche  in  dem  Gemcindebcschlusse  betreffend  die  Bedingungen  der  vorher- 
getienden  Umteilung  statuirt  wurde,  vorgenommen  werden,  aber  nur  unter  der 
Bcdiagwng,  4ab  die  Gemeinde  aicii  eine  speiielle  Erianbols  des  Gouvemenent- 
koOegiinM  sur  Kftmng  dieser  Frist  «oswirkt 

§  7.  Der  Gcmcindrbcschluss  Ober  die  Bedingungen  der  Umteilung  wird  in 
der  im  §  54  der  allpcmrinrn  Bauernordnung  angegebenen  Weise  gefj«i5t  und  tritt 
derselbe  in  Kraft,  nachdrm  t  r  vom  Landeshauptmann  in  der  betreffenden  Ort- 
schaft selbst  geprüft  und  vom  KrciskoUcgium  bestätigt  ist. 

§  6.  Dss  KrdskoUegium,  naehden  es  den  von  dem  Landeshauptmann  nnt 
dessen  Gntachten  vorgelegten  Gemeindebescfaluas  geprflft  hat,  bestitigt  entweder 
denselben  oder  verweigert  die  Bestitigung,  im  Falle  es  erkennt,  dafs  der  Bescblufs 
entweder  den  Gesetzen  widerspricht  oder  offenbar  der  Landgemduidc  Schaden 
bringen  wird  oder  die  gesetzlichen  Rechte  der  einzelnen  Mitglieder  verletzt.  Im 
Falle  die  Bi  stätigung  verweigert  wird,  crriffnet  das  KreinkoUeg^um  die  (iründe 
der  Nichtbcstätigung  der  Gemeinde  und  Qbcrläfst  es  derselben,  einen  neuen  Be- 
sddnls  Ober  «Be  Bedingungen  der  Umleilang  sbtttÜMsen. 

f  9.  Bei  jeder  Umtdinng  wird  denjenigen  Bauern,  wdche  die  Bonitit  ihres 
Landanteiles  durch  DOngung,  Entwässerung,  Irrigation  oder  auf  irgendwelche 
andere  Weise  meliorirt  haben,  gleichwie  den  Rechtsnschfolgem  dieser  Bauern, 
der  Landanteil  nach  Möglichkeit  auf  der  früher  von  ihnen  benutzten  Stelle  zuge- 
wiesen. Im  Falle  dieses  unmöglich  ist,  erhalten  genannte  Personen  entweder 
einen  Landanteii,  welcher  von  der  gleichen  Bonität  ist  wie  der  früher  genutzte, 
oder  eine  Entachfdlgnng,  die  in  dner  entsprechenden  KOruiv  der  Abgeben  be> 
steht  oder  aaf  andere  Weise  elTectvirt  wird. 

§  10.  Im  Zeitraum  zwischen  der  AiisfQhrung  des  Gemeindebt  srhlusses  Ober 
die  Bcdinijungcn  der  Umteilung  bis  zur  Bestätigung  eines  neiim  Bc-chlussc^  Ober 
denselben  Cli  gr  nstand  darf  die  Gemeinde  die  Landanteile  der  e  inzelnen  Ilofwiitc 
weder  in  ihrem  ganzen  Umfange  noch  teilweise  einziehen,  mit  Ausschlufs  folgen- 
der Ffffle:  I)  Tot  des  Hofwiites,  Austritt  aus  itor  Gemeinde,  Ausweisung  dss- 
selben  gemils  efamm  geriehtiichen  Verdikt  oder  einem  Gemetndebeschluls,  nach- 
ridrtslose  Abwesenheit  nnd  Aufgabe  der  Wirtschaft  seitens  des  Hoiwirtes,  wenn 
in  allen  diesen  Fällen  der  gestorbene  resp.  ausgetretene  Hofwirt  in  der  Gemeinde 
keine  Familienmitglieder  hinterlassen  hat,  welchen  der  Landanteil  belassen  wrden 
könnte.  2)  Verzicht  des  Hofwirtes  selbst  auf  die  Benutzung  des  Landes.  3; 
StcucrrfldutAndigkeit  {%  188  der  allg.  Bauemordnungi. 

§  11.  Der  GeoMdnde  wird  es  aidielmgegeben:  1}  Die  LandanteOe,  die  in 
den  unter  Alinea  1 — 3  des  voriiergehenden  f  vorhergesdienen  FUlen  in  Ihre 
Hlnde  gdangen,  in  ganzem  Umfange  oder  teilweise,  anderen  Hofwirten  zur  Be- 
nutzung bb  zur  nächsten  UmteOung  oder  auf  eine  kflrzere  Frist  zu  Obergeben, 
oder  2i  diese  Landanteile  bis  zur  nächsten  Umteilung  in  gemeinsamer  Nutzung, 
als  Gemeindccinnahmequelle  zu  behalten. 

§  12.    Die  Gcmeindcbcschlüssc  Ober  die  in  den  §§  10  und  11  erwähnten 
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Gcgcnstänrif  werden  in  der  durch  §  54  der  Ban<  rnordnuriR;  b<  stimintcn  Weise 
gefafst,  dc-n  intcrcssicrlt  u  Personen  bekannt  gemacht  und  gleichzeitig  dem  Landes- 
hauptmann vorgelegt.  Gegen  diese  BegchlOfwe  kamt  von  den  Interecsenten  im 
Laufe  von  30  Tagen  aeit  der  Bekanntniacliung  bei  dem  Landeahanptnnnne  rekur- 
riert werden. 

f  13.  Der  Landeshauptmann  prüft  in  der  betreffenden  Ortschalt  sdbat  Jeden 
gemflfs  dem  §  12  ihm  vorpclt-^ten  Gcmcindeheschluss  und  die  dagegen  crbobcBun 
Rekurse  und  erlaubt  dann  der  (»emeinde,  d(  n  H<  n  hlufs  in  Au.sführung  zu  bringen 
oder  beantragt  den  Widerruf  derselben  uuf  ullgcmciuem  Wege.  (Gesetz  über 
die  Landeahauptleute,  §  31.) 

§  14.  Bis  xur  Bestätigung  des  errten  auf  Grund  dieses  Geaetaes  gefiUsten 
GemeindelicsGUuases  Ober  die  Bedingungen  der  Umtcilung  hat  die  Landgemeinde 
sich  in  ihren  Verfügungen  ober  die  Landanteile,  welche  den  einzelnen  Hofwirten 
gcmäfs  der  letzten  Umteilung  zug<  wiesen  worden  sind,  nach  den  Bestimmungen 
der  §§  10  — 13  dieses  Gesetzes  zu  richten;  über  die  temporär  nach  der  allge« 
meinen  Umtcilung  den  Hofwirten  aberlassenen  Landanteile  (aufgcwAlste  Scden) 
verfOgt  die  Gemeinde  entsprechend  den  Bedingung«!,  unter  denen  dieae  Grund- 
stöcke den  betreffenden  Hofwirten  Oberlasaen  worden  sind,  jedoch  mit  Beobach- 
tung der  in  den  §§  12  und  13  dieses  Gcsetzi  s  getrofTencn  Bestimmungen. 

II.  Der  §  72  des  Gesetzes  über  die  Landesh.iu|)l!'  iiti  i  Ces^et/saninihint:  15  I  .\ 
besond«  ri  Beilage  Iii  nach  der  Fortsetzung  vom  Jahre  IU90;  soll  folgenden  W^ort- 
laut  erhalten: 

Bd  der  Erledigung  von  VerwaitongsgeschftAen  betreffend  dieErbdMing  ver« 
.  schiedenartiger  Staataateuem,  die  Ldatung  von*  GeidaaMungen  durdi  das  Land« 
Volk  und  die  Umteilungen  des  biueHicben  Gemeindelandes,  nimmt  an  den  Sitcon- 
gen  der  Verwaltungssektion  des  Kreiskollegium;  der  Steuerinspektor  mit  Stimm- 
recht 1'eil.  wenn  der  ihm  unterstellte  Distrikt  sich  nicht  auf  ein  Stadtgebiet 
beschränkt. 

Oesetz  vom  14./26.  Dec«mber  1893  Aber  die  Unveräuberliclikeit 

des  Baaemlandes. 

(Repertorium  der  Gesetae  und  der  Verordnungen  der  Regierung,  herauagegdien 

vom  dirigierenden  Senate  No.  15  vom  15./27.  Januar  1894.) 
I.  Zur  Abänderung  und  in  Erginzung  der  einsdüAgigen  Beatimmungen  werden 

folgende  Normen  aufgestellt: 

§  I .  Der  Verkauf  von  Baucniland  durch  ganze  Gcnieindcn  wird  nicht  anders 
als  auf  Grund  eines  besonderen  Gemeindebescblusses,  gefafst  mit  nicht  minder 
als  */s  Mi^oritftt  aller  auf  der  Gemeindeveraammlung  stimmberechtigten  Bauern 
und  bestitigt  vom  Gouvemementakotteginm  resp.  GonvememenlAaliegliim  für 
bäuerliche  Angeh  gcnlieiten,  zugelassen.  Wenn  der  Wert  des  zur  VcräufserunR 
gelangenden  ( iriindstuckes  500  Rubel  öbersteiirt,  ?o  ist  zum  Verkauf  erforderlich 
die  Geneiiiiiigung  des  MiDislers  des  Innern,  erteilt  in  Linverslandnis  mit  dem 
Finanzminibtcr  und  in  Fällen  der  Vcraufscrung  von  Grundslücken  zu  bergbau- 
lichen Zwecken  —  auch  im  Einverstlndnis  mit  dem  Mintaler  der  ReiehadoniMiB. 

Die  Wirksamkeit  der  durdi  diese  Bestimmung  ausgesprochenen  Beschrinknng 
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erstreckt  sich  nidlt  auf  Fälle:  1)  der  Umwcchselung  von  Grundstackcn  auf  Grand 
des  §36  des  Geseties  über  die  b.luerlirhen  Institutionen')  und  der  l'inwcchslunc: 
bei  Separationen,  2)  der  Zuwoistm^  vun  Land  laut  einem  (icmcindcbcsclilussc 
zu  Gunsten  der  Kleriker  der  ncucrrichtcten  Kirchcnspielc.  Genannte  Umwechs- 
luagen  und  Zuweisungen  werden  auf  Grund  der  geltenden  Bcstinunungen 
gcfBhrt. 

f  2.   Die  Grundstflcke  des  Bnuemlnndes«  welche  von  einzelnen  Bauern 

crw<>rbcn  sind  oder  in  erblicher  Nutzung  der  einzelnen  Hnfc  sie!,  lirfmdi  n,  Ifirfen 
im  Wcgf  der  Schenknni:  und  des  Verkauf«  s  ?mwo1  des  frciwlili^t  n  .ils  ;iuch  der 
zwangsweisen  wpkit  n  Riickstande  in  Ablösungszahlungcn  i  AblAsungsordnung 
}  133 — 138)  nur  an  Personen,  welche  zu  einer  Landgemeinde  gehören  oder  bei 
dieser  Gelegenheit  in  eine  Gemeinde  eintreten  werden,  verilufäert  werdra. 

Die  Wiritsamkcit  der  durch  diese  Bestimmung  ausgeq»rochenen  Beschrlnkung 
erstreckt  sich  nicht  auf  FAlle:  1)  der  Umwechslung  der  Grundstücke  auf  Grund 
des  8  86  des  Gesetzes  Ober  die  biuerlichcn  Institutionen  und  der  Umwechslung 
bei  Separationen,  2|  V'eräufserung  von  Bauernland  für  gewerbliche  Zw.eckc.  In 
dem  letzteren  Falle  können  die  Bauernlandanteilc  an  Angehörige  aller  St«indc 
verkauft  werden,  aber  nicht  anders  als  mit  besonderer  Erlaubnis  des  Ministers 
des  Innern  im  Einverstlndnis  mit  dem  Finansminialer  resp.  mit  ihm  und  dem 
Minister  der  Reichsdomtoen. 

§3.  Den  bäuerlichen  (iemcindcn  und  den  einzelnen  ßauem  Wird  verboten, 
da-  Baviendand  mit  Hypotheken  zu  Gunsten  von  Trivatpersonrn  und  Privat- 
in-itituten  zu  lielasten,  seU>>t  wenn  das  auf  diesem  I^mde  lastende  Atdrtsungsdar- 
Ichen  bereits  getilgt  »st.  Der  Verkauf  solchen  Landes  im  Exckutionswcgc  auf 
Grund  gerichtUcber  Urteile  ist  zultssig,  nur  wenn  es  sich  um  Forderungen  aus 
Piandhriden  handelt,  welche  In  der  Zeit  vor  der  VerAflentUchung  dieses  Gesetzes 
in  gesetzlich  vorgeschriebener  Weise  ausgegeben  worden  sind. 

n.  Zur  Abänderung  und  in  ErgAnzung  der  Ablösungsordnung  wird  Folgen* 
des  bestimmt: 

Bis  zur  Einzahluni;  des  Ablu>ung>darlehens  ist  die  Ausscheidung  der  Land- 
anteile der  einzelnen  Hofwirte  aus  dem  von  der  Gemeinde  erworbenen  Grund- 
besitze und  gesonderte  Ablösung  der  Landantetle  vor  dem  allgemeinen  Tennin 
nicht  anders  zulissig  als  mit  Einwilligung  der  Gemeinde  und  unter  Bedingungen 
welche  in  einem  Beschlüsse  der  betreffenden  Gemeindeversanunliug  anzu- 
geben  sind. 

III.  Die  Wirksamkeit  der  unter  I.  und  l!  ueti  otfenen  Ht  -^tunuiun^cn  cr-treekt 
sich  weder  auf  die  Gouvernements  des  Königrcicli  Polens,  noch  auf  die  baltischen 
Gouvernements,  noch  auf  die  Gouvernements  und  Provinzen  des  kaukaMSchen 
Gebietes  und  des  asiatischen  Rufalands. 

')  Hier  ist  die  Umwechslung  von  ( irniulstückcn  bei  der  endgültigen  Ab- 
grenzung des  bäuerlichen  Landes  von  dem  grundherrlichen  gemeint. 
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Die  Statistik  der  Unfall-,  Invaliditäts-,  Alters-  und 
Krankenversicherung  im  Deutschen  Reich 
für  das  Jahr  1892. 

Von 

Dr.  ernst  lange. 

Die  folgenden  Mitteilungen  bilden  die  Fortsetzung  der  in  den 

früheren  Jahrgängen  des  Archivs  enthaltenen  Aufsatze  über  die  Sta- 
tistik der  deutschen  Arbeiterversicherung:  Bd.  II.  S.  639,  IV.  S.  531, 
V.  S  677  und  VI.  S.  566. 

Die  Quellen  der  Darstellung  sind:  die  „Nachweisung  über  die  ge- 
samten Rechnungsergebnisse  der  Berufsgenossenschaften  u.  s.  w.  fQr 
das  Jahr  1892*  in  No.  1  des  Jahi^angs  1894  der  «Amtlichen  Nadirichten 
de5Reichs-Ver5icherungsamts'',dic  „NachweisungderGeschafts-  undRech- 
nungsergebnisse  der  auf  Grund  des  Invaliditiit-  in.d  Altersversicherungs- 
gesetzes errichtt  tcii  Vrr-^icherungsanstalten  lür  das  Jahr  1892'"  in  \o.  1 
des  Jahrgangs  ]H9A  dci  .Sonderausgabe  für  Invaliditiit>-  und  Aitci --Ver- 
sicherung der  „Ajullichcn  Nachrichten  des  Reichs-Versicherungsamts." 
üowie  das  Rundsdireiben  des  Reichs-Versicherungsamts  an  die  Vor- 
stände der  Versicherungsanstalten  vom  31.  Juli  1893  in  No.  16,  Jahcgang 
1893  dieser  Sonderausgabe,  endlich  die  „Statistik  der  Krankenversiche- 
rung der  Arbeiter  im  Jahre  1892*  im  Baad  72  der  „Statistik  des 
Deutschen  Reichs". 

1.  Organ  i  at  i  n  Im  Jahre  1892  ist  die  Zahl  der  Berufsgenossen- 
schaften dieselbe  geblieben  wie  in  den  drei  vorhergehenden  Jahren. 
Ebenso  hat  sich  in  der  inneren  Organisation  der  Bcrufsgenosscn<chaften 
gegen  früher  so  gut  wie  nichts  verändert.  Es  herrscht  hier  nahezu 
vollständige  Ruhe;  von  irgend  welchem  regeren  Leben,  einer  Entwick- 
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long  kann  nicht  die  Red«  sein,  wie  die  folgende  Zusammenstellung 
beweist: 

GeweiUidie  Landwirtschaftliche 
1888  1889  1890  1891  1892    1888   1889  1890  1891  1892 

Bcrufsgenossen« 

idnfteii    ...     64     64     64     64     64       22      48      48      48  48 

SekUonen   ...    366    365    3S8    3S8    358     549     552     553     555  556 

Mitglieder  der  Ge- 
nossenschaftsvor- 
st 4n  de  140   737    731    734    736     189     352     352     352  353 

MitgHedcr  d.  Sek- 

tionsvorsunde  .  2045  2009  1988  1987  1990  3229  3251  3256  3260  3268 
Vertrauensmänner  7320  8097  7498  7636  7652    8016  13324  14225  15157  15525 

Anpfstdltr-  b'sol- 

detc  Beauftragte     124     152     l4o     «03     157  I         5         2         2  1 

Schiedsgeridite  .  414  413  411  409  404  559  588  589  591  593 
Arbeitervertreter .  2951  2826  2887  2837  2788      960    1176    1185    I1R2  1186 

.Aufscrdem  waren  für  die  Reichs-,  Staats-,  ProvioziaU  und  Korn- 
munalbetriebe  in  ThAtij^eit: 

1888    1889    1890    1891  1892 

AusfiOlinuigsbehenlea  ....     178     285     316     352  348 

Schiedsgerichte   174      275      310      329  334 

Arbcitcrvcrtrcter   954     1275     1385     1445  1576 

Die  Ausführungsbehörden  haben  sich  also  im  licrictitsjahre  nicht 

mdir  vennehrt.  Die  Bestimmung  des  §  4  Z.  3  des  Bauunfattversiche* 

ningsgesetzes  scheint  nicht  mehr  in  dem  Grade  wie  froher  zu  wiricen 

(zu  vergl.  Archiv  Bd.  VI  ,  S.  567). 

Ucber  die  Zahl  der  Ht  trirbc  und  der  Personen,  die  von  der  Ver- 
sicherung erfafst  wurden,  belehren  die  folgenden  Auisteliungen: 

Zahl  der  Betriebe 


1888  1889  1890         1891  1892 

Gewerl>I.Beni&geiiOMeBSchaften  350697  372236  390622  405241  415335 
Land  wi  rtschsftl.  BenifiigeBOtsen- 

Sduften                                  3046007  4753808  4843621  4776520  4859618 

AuOhnuigabehOrdea .   .   .   .        178  285  316        352  348 

Zusammen  3396882  5126329  5234559  5182113  5275301 

Zahl  der  vereicberten  Personen 

1888  1889         1890         1891  1892 

Gewerbl.  Berufsgeoossen- 

tchaften                        4320663  4742548  4926672    5093412  5078132 

Landwirtschaft!.  Berufs- 

genossenschaftea    .    .    5576765  8088698  8088698  1228941S  12289415 

AasflUmingsbehArdea^        446250  S43320  604380     632459  646733 

Znäanm^  10343678  13874566  13619750  18015286  18014280 

Hierbei  ist  angenommen  worden,  dafs  jeder  Aus(illhningri>efaOrde 

ein  einheitlicher  Betrieb  unterstehe,  weiJ  die  amtliche  Statistik  keinen 
Anhalt  für  die  Auflösung  der  von  den  einzehien  Behörden  abhängenden 
Verwaltungen  in  einzelne  Butnche  bietet. 

Dafs  die  Angaben  über  die  Zahl  der  versicherten  Personen  keinen 
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exakten  statistischen  Wert  haben,  ist  bereits  auf  S.  679  Bd.  V  und  S.  588 

Bd.  VI  des  Archivs  dargelegt  worden.  Die  bei  den  landwirtschaftll'  tu  u 

Berufsgenossenschaften  angegebenen  Zahlen  sind  so  \inzuvcrl.1ssig,  dafs 
sie  keine  Schlüsse  irgend  welcher  Art  zulassen.  Etwas  mehr  Wert 
dürfen  die  auf  den  jährlichen  Ermittlungen  der  gewerblichen  Berufs- 
genoswnsdiaften  beruhenden  Zahlen  beanspmchen,  denn  es  ist  anzu- 
nehmen, dafs  die  von  jeder  Berufsgenossenschaft  in  jedem  Jahr  ange> 
gebenen  Zahlen  nach  der  gleichen  Methode  gefunden  sind,  so  dafs  sich 
gröfsere  Entwicklungstendenzen  im  Laufe  der  Jahre  in  den  Zahlenreihen 
bemerkbar  machen  müssen.  Ein  stetiges  Anwachsen  des  Grofsbetriebes 
auf  Kostt  n  des  Kleinbetriebes  nulfste  sich  beispielsw'cise  deutlich  er- 
kennen lassen.  Prüfen  wir  die  mitgeteilten  Zahlenreihen  darauthin,  ao 
ergiebt  sich,  dais  bei  den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  auf 
einen  versicherten  Betrieb  entfiden: 

laRB     1889     1890     1891  1892 

12,3     12,7     12,6     12,6     12,2  beschäftigte  Personen, 

In  diesen  fünf  jähren  ist  also  innerhalb  der  gewerblichen  Kreise, 
die  der  Unfallversicherung  unterworfen  sind,  der  Grofsbi  trieb  aut 
Kosten  des  Kleinbetriebs  nicht  angewachsen.  Trotzdem  steht  es  fest, 
da&  dies  in  einzelnen  Industriezweigen  der  Fall  gewesen  ist;  in 
anderen  mufs  also  der  Kleinbetrieb  verhaltnismifsig  zugenommen  haben. 
Eine  weitere  Erörterung  dieses  interessanten  Ergebnisses  mufs  hier 
unterbleiben,  da  sie  über  den  Rahmen  dieser  Arbeit  hinausgehen  würde. 

Die  Zahl  der  Unternehmer,  die  sich  selbst  versichert  hatten,  hat 
sich  im  Jahre  1892  nur  unbedeutend  erhöht.  In  den  gewerblichen  Be- 
rufsgenossenschaften waren  versichert 

1888     1889     1690     1891  1892 

2909   18656   33678   51881    55878  Untemdmier. 

Im  Berichtsjahre  entfallen  hiervon  Aber  51000  allein  auf  6  Bau- 

gewerks-lU  rufsgenossenschalten. 

2  Unfälle  und  Entschädigungen.  Es  wurden  Unfallanzeigen 

erstattet 

1892  dagegen  1891 

bei  den  gewerbl.  Beruftgenosswischaften  lür  .    .  165003          162674  Verletste 
,     ,    landwirtsch.            .                   ...  50136            42296  » 
,    AusfOhrungsbehOrden                  .  .    .  19587            19087  « 
,         Versiclierungsanstalten  d.  12B.'iugcwerks- 
Berufsgenossenschaften  und  der  Tiefbau-Berufs- 
genossenschaft fQr                                       .      1 539  1  280  , 

Zusammen  236265         225  337  Verlettte 

lieber  den  Wert  oder  vielmehr  die  vollständige  Werdosigkeit  dieser 
Zahlen  ist  schon  auf  S.  679-  680  Bd.  V  das  Nötige  gesagt  worden.  Der 
Grund,  weshalb  die  Zahlen  trotzdem  hier  mitgeteilt  worden  sind,  eigiebt 
sich  aus  dem  auf  S.  568  Iki.  VI  Ausgeführten. 

Für  wic\  ic!  Ui^fallt  1892  im  ganzen  Entschädigungen  gezahlt  wurden, 
zeigt  die  folgende  Aufstellung: 
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Bestand  aus  Im  Laufe  detjalires  1892 

den  Vorjahren  hüuugekommeneFille 

Gewerbl.  BerufsKenossenschaften  .    84  579  28619  113198 

Undwirtsch             ,                  .    29094  23231  52325 

Ausfabrungsbehörden  8212  2977                   11  189 

Versicherungsanstalten  der  12  Bau- 
gewerk»>B.G.  und  der  Hefbao- 

Beruisgenoflaenschaft    .    .    .    ^   1  554  827  2381 

Zusammen  123439  SS 654  ^179093 

Dagegen  1891:    87949  51309  139158 

Auch  im  Jahre  1092  hat  also  die  Zahl  der  zur  Entschädigung  ge> 
langten  UnfUle  —  d.  h.  der  verletzten  und  getöteten  Personen,  fflr  die 

Entschädigungen  festgestellt  wurden  wieder  bedeutend  zugenommen. 
Eine  Zusammenstellung  dieser  Zahlen  vcit  1886  ersieht  folgendes  Bild: 

1886    1887     1888     1889    1890     1891  1892 
Gew«fU.  Beraftgennaaenscb.     9723  15970  18809  22340  26403  28289  28619 

Landwl  tsrh  ,  _         808    6  631  12573  19359  23231 

AusfQhrungsbcbörden  .  .  .  817  1  132  1  440  2048  2  444  2  859  2  977 
Ban-Versicherungsanatolten  .        —      —        179     430     618     702  827 

Zusammen    10540  17102  21236  31449  42038  51209  SS654 

Hierdurch  wird  von  neuem  unsere  firQher  (Bd.  V  S.  682)  auage- 

•^prorhonp  ,\n>icht  bestätigt,  dafs  in  den  späteren  Jahren  nicht  etwa 
mehr  Ünt'Alie  im  Vcrhilltnis  zu  der  Zahl  der  beschäftigten  Arbeiter 
vorgekommen  sind  als  in  den  Irüheren,  sondern  dafs  nur  mehr  be- 
kannt geworden  und  entschädigt  worden  sind.  Fast  die  ganze 
Zunahme  fUlt  1892  auf  die  landwirtschaftlichen  Berursgenossenschaften, 
also  Auf  die  Arbeitskreise,  die  zuletzt  von  der  Unfallversidierung  er- 
griffen worden  sind  und  in  die  naturgemflfs  die  Kenntnis  der  Gesetz- 
gcbimg  am  langsamsten  eindringt. 

Von  den  gewährti  n  E n  ts rh  .1  d  i g u  ii   i  ii    interessieren  in  erster 

Linie  die  Renten,    im  Bcriclitsjahre  bezahlten  Kenten 

an 


Verletzte 


Witwen  Kinder  Assendenten 

Getöteter 

die  gewerbl.  Berufsgenosscnscb.  .    .    92873       12097  25889  1057 

,   landwirtsch.          ,             .    .    45861         4327  7  371  119 

,    Ausföhrungsbchördcn    ....      8665         2020  3714  154 

.    Bau-Versicherungsanstalten    .    .      1  966           285  492  8 

Zusammen  149365        18729  37  466  1338 

Dafegea  1891:  114797       15992  31677  1230 

Fflr  diese  Renten  verausgabten  an 


Verletsttt 


Witwen        Kinder  Aszendenten 
Getöteter 
Mark  Mark  Mark  Mark 

d.  gewerbl.  Bcrufsgenoasensch.  15844558,66  1  891327,45  2940082,60  157362,44 
,  landwirtsch.         ,  3793397,53    313769,50    353557,56  9469.46 

.  AuafUhrungsbehOrden   .    .   2013851,58    267 108,05    346888,88  19623,63 
.  Bau-VerricherungsanstaHen     894467.42     38155.91      41 214,58     1 121,76 
Zusammen  21946275,19  2510360,91  3681  743,62  1 87  577.29 
Dagegen  1891:  17903775,62  2044513,03  3051599,34  159521,06 
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Attfser  diesen  laufenden  Renten  wurden  von  säinlUdien  Berufs- 

genossenpcharteii.  Ausfohrungsboliörden  und  Versicherungsanstalten  zu- 
sammen noch  an  einmaligen  und  vorübergehenden  Entschädigungen 
gezahlt: 

Kosten  des  Heilvcrluhrcns  fikr  30960  Personen  1  195116,50  Marie 

Kosten  der  Uateri»riiq^g  in  Kranken- 
häusern 


,  6159 

II 

180292.67 

b't      •       •  Kinder  

,  13300 

• 

267884,41 

c)      ,        „  Aszendenten                 .  , 

167 

» 

7138^1 

d)      »        ■  Kur-  und  Verpllegungs- 

,  11486 

m 

1606470.45 

Be(  rdiKuneskosti-n                                      •  i 

6114 

m 

289629,46 

Abfindungen  an  Witwen  Getateter  bei 

Wicderveriieiratung  , 

7S0 

m 

345482^5 

AMadttogea  an  AuaUbider  , 

237 

122206,33 

Die  Geaamtsumme  der  Entshfldigungen  belief  sich  bei  den 

I8Q2    dagcprn  180| 

gewerblichen  BcrufsgenosäcnschaUen  auf  .  .  23973 4t>o.0t  20282041.81  Mark 
landwtrlMfa.  .  ...    5032999.21      3436733.92  . 

AusfOhrnnp^behOrden  ,  .  .  2892975.70  2370243,16 
Bau-Vcrs»chcrung»ansUUen  ,    .    .      440  737,07  337  358,1 1 

Zusammen  auf  .       32340777,99    26426  377,—  Mark 

Was  die  1'  ülgci)  der  Verletzungen  anbelangt,  so  gruppieren  sich  die 
UniUle,  fUr  die  Im  Jahre  1892  Entschädigungen  festgestdit  worden  sind, 
wie  folgt: 

dauernde  vorübergehende 
Auf-        Beein-      Aufhebung  oder 
hebttng   trichtigung  Beeintrlchtiguag 


Tod 

der 

Er  wer 

bsfflhigkcit 

Gewerbl.  Berufsgenosaenich. .  . 

3282 

1507 

18049 

5781 

I.andwirtsch.  , 

2026 

785 

11012 

9406 

«^03 

348 

1508 

618 

Bau-Versicherungsanstaltrn 

100 

24 

423 

280 

Zusanuncn 

5911 

2664 

30992" 

16087 

Dagegen  1091: 

6428 

2595 

28097 

14089 

Wie  man  sieht,  beschrankt  sich  die  Zunahme  der  UnfUle  im  Be> 
richtsjahr  in  derselben  Weise»  wie  bereits  in  den  frflheren  Jahren  beob- 
achtet wurde,  in  der  Hauptsache  auf  die  leichtere  n  Falle,  durch  deren 
l'  olgen  die  Verunglückten  teilweise  oder  vorübergehend  erwerbsunfähig 
wurden.  Dies  spricht  entschieden  für  die  vorhin  ausgesprochene  An- 
sicht, dafs  es  sich  hier  weniger  um  ein  Anwachsen  der  vorgekom- 
menen als  der  bekannt  gewordenen  und  somit  entschädigten  Un- 
ßille  handelt  Ebenso  scheint  das  Verhältnis  der  Fälle  von  dauernder 
Beeitttrfichttgttng  der  Erwerbsfthigkeit  zu  denen  von  vorObergehender 
wiederum  ZU  dem  Schlüsse  zu  berechtigen,  dafs  sich  die  gewerblichen 
Berufsgcnnssen-.rhalteii  \  i«'l  wohlwollender  den  Versicherten  gegenüber 
stellen  aK  die  laiuJu  ii  t->  iiafl«  ii  Thatsachlich  soll  jedoch  eine  Reihe 
von  landwu  ischaülichen    ßcrul-sgcnossenschaften   infolge  irrtüniliclicr 
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.\uty.i>-iiti<:;  nur  die  Tabellen  falMli  au^gclüllt  liahtMi,  so  dafs  dieser 
Schlu^^  nictit  zulässig  ist.  Aufl'allcnd  iiiul  iinwahrächeiulich  ist  aller- 
dings die«e  ErUflrung,  denn  die  Anwebung  des  Reichs- Versicherungs- 
amts for  die  Aufstellung  der  Nachweisungen  ist  gerade,  was  diesen 
Punkt  anbelangt,  so  klar,  dafs  man  meinen  möchte,  sie  kdnnte  kaum 
mifsverstanden  werden;  und  ferner  wird  bekanntlich  die  Verwaltung  der 
meisten  landwirtschaftlichen  Berufr^gcnosscnschaften  von  öffentlichen 
Behörden  geführt,  denen  man  einen  solcht  n  Mangel  an  Verst.lndnis 
und  gescl)äftlicher  Gewandtheit  am  wenigsten  zutrauen  mochte.  Wie 
dem  auch  sei,  jedenfalls  lehrt  diese  Erfahrung  zweierlei:  erstens,  dafs 
die  Oiigane  der  Selbstverwaltnng,  die  zur  Ausfahrtmg  der  Unfallver- 
sicherung geschaffen  sind,  den  ftkr  andere  Zwecke  frOher  geschaffenen 
Behörden  überlegen  sind,  und  zweitens,  mit  wie  grofser  Vorsicht  und 
Zurückhaltung  diese  ganze  Statistik  auch  in  ihren  sch<.ii)!iar  zuver- 
lässigsten Teilen  betrachtet  und  \eiwertct  werden  nuils.  Srlhstver- 
^tändlicii  beweist  diese  relative  Aneri<eiinnng  der  C)rgani>atiun  der  ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften  nichts  für  ihre  absolute  Vorzüglich- 
keit; sie  lehrt  nur,  dafs  die  organisatorische  Weiterentwicklung  nicht 
auf  eine  Verstärkung  des  bureaukratischen  Elements  hinauslaufen  darf, 
wenn  sie  nicht  einen  —  audi  vom  rein  praktischen  Standpunkt  aus  — 
rflcklflnfigen  Charakter  annehmen  will. 

Dem  Alter  und  Geschledit  nach  waren  unter  den  Verletzten  bei  den 

*  Jugendliche 

Erwachsene  (unter  16  Jahren» 

männliche    weibliche  mannliche  weibliche 

gewerbl.  Berufssenos8eiiBch«ften  .26613          930  972  104 

landwirtsch.                               .17  145         5209  650  227 

AusfQhrungäbchurden     ....      2935            33  9  — 

Bstt-VersicherangsaBBtalten .    .    .       800  f7  10  — 

Zösamm. -TT  Tt  4c>  <         6189  1641  331 

Dagegen  1891:    44171        5196  1554  288 

Wie  wir  bereits  gesehen  haben  i  S.  697),  fällt  die  Zunahme  der  Zahl 
der  Untiille  überhaupt  vor  allem  der  Land-  und  For-^t Wirtschaft  zur 
l-ii'^t  Dafs  im  besonderen  bei  den  weiblichen  und  jugendlichen  IN  r- 
^onen  überhaupt  von  einer  Zunahme  der  l'nfallc  ge>prochen  werden 
kann,  kommt  allein  auf  da»  Konto  der  Land-  und  Forstwirtschaft,  denn 
im  Jahre  1891  cntschsd igten  die 

gewerbLBerutsg. :  979  weibl.  erwachs.,  940männl.jugendl.,  130  v\eibt.jugcndl.  Pers. 
huKlwirtsch.  ,    4161     „         »       598    .         .      158  . 

Weshalb  bei  den  landwutschaftlichen  Betrieben  die  Verletzungen 
der  weiblichen  und  jugendlichen  Personen  weit  mehr  ins  Gewicht  fallen 
als  bei  den  industriellen,  bedarf  keiner  besonderen  Brklflrung, 

Die  Unfallursachen  fafst  die  amtliche  Statistik  in  14  Gruppen 

zusammen.  Unter  diesen  heben  wir  die  folgenden  7  Gruppen  hervor, 
die  sich  durch  die  weitaus  gröfsten  Zahlen  auszeichnen 
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diui  1» 


ts  wurden  Unfälle  ver- 
ursacht in  den 


ge-worbl.  B«ru&feaoa8ensch. 
landwirtscJi.  « 
AttfflkbnuitisbditadeB .   .  . 
Bau-Veraidiertti^psaostalten  . 

Zusammen 
also  von  allen  entschädigten 
UnfiUlen  pCt  

dapcßcn  1891  pCt.  . 


.S  «i 

a  6 


ä  ^ 
«  .5 

.1 

^< 

5832 
2796 
93 

5 

8726^ 


N 

U 

5  c 

-Ol) 
—    >  T) 
C 

=  n 

N 

5188 
1497 
443 

236 

7364 


15,7  13,2 
17,4      15  3 

Der  eigentliche  niaschiiiellt- 


mm  • 

s  ^ 

ß  i 

■s  -c 

1-1 

> 

a  B 

o 

>  r 

5  ■! 

tx  9 
4748 
6568 
307 
277 

11900~ 

21.4 
18,0 


a  > 
V  " 

US  . 
9 

c  e 

u  V 
<« 

S  -! 
<  c 

1° 

3  ß 

3473 
1448 
469 

_  76 

5466 


P,8 
10,5 


a 
a 

o  c 
b« 

1811 
4449 
35 

27 

6322 


11,4 
M.l 


so  4> 


.2 
o 


u 
i> 

H 

322 
2727 
8 


u 

J5  - 

C  U  . 
3    i>  M 

3    5  = 

s 

1895 
1680 
322 

54 


3057  3951 


5,5 
5,9 


7,1 

6,2 


Betrieb  tritt  aX'^o  als  Unfalhirsachc  im 
Berichtsjahre  noch  mehr  zurück  als  im  Vorjahre.  Dagegen  nimmt  der 
Fall  von  Leitern  und  Treppen,  in  Vertiefungen  u.  s.  w.  nodi  entschie» 
dener  die  erste  Stelle  dn.  Auch  der  Fuhrwerksbetrieb  und  das  Han- 
tieren mit  einfachem  Arbeitszeug  haben  wiederum  eine  absolut  und 
relativ  grAf?ere  Zahl  von  Opfern  gefordert.  Gerade  diejenigen  L'nfall- 
ursachen.  die  auch  im  Handwerksbetriebe,  in  der  Hauswirtschaft  und 
im  gewöhnlichen  Leben  eine  grofse  Rolle  spielen,  nehmen  also  in  der 
Unfallver.sicherung  schon  jetzt  einen  immer  mehr  wachsenden  Raum 
ein  —  ein  Ergebnis,  das  deutlich  fflr  die  Zwedunfifsiglceit  der  Ausdeh- 
nung der  UnfaUversicherung  auf  alle  Thatigkeitskreise  spricht 

3.  Die  Verwaltungskosten.  Gegen  das  Vorjahr  sind  die  Ver- 
waltungskosten wieder  etwas  gestiegen,  wie  es  ja  auch  in  der  Natur 
der  Sache  liegt.  Im  Folgenden  sind  sümtlii  he  Au>g.ibcn  aufser  den 
bereits  behandelten  Entschädigungen  zusammengestellt: 

Kosten  der  Unfall- 

Untersuchungen  und 
d.  Feststellung  d.  Ent- 
schädigungen. 


Schieds-        Unfall-  Allgemeine 
gcrichts-    verhIltongB-  Verwaltungs- 
kosten,      kosten.  kosten. 


Gewerbt.  Hmifsge- 
nossenschaften  .  . 

Landwirtüch.  Berufs- 
genossenschaften . 

AusfQhrungsbehörden 

Bau-Versicherungs- 
anstalten .... 


Zusammen 
Dagegen  1891: 


Mark  Mark  Mark  Mark 

646  884,02  388  077,36  438  744,33  4  229  313,32i| 

363  440,48  116  343,85  7  115,44  1  149  154,56 

12976,77  26  606,73  18  518,99  6564,19 

1 1  834,55  3  278,95  —  257  845,56 

I  035135,82  534  306,89  ~464  378,76^64287^,63») 

872  808,39  495  487,13  454  131,25  5  333  419,86 


IMese  Snmnen  sind  in  den  Rechnunperg^nisaen  um  80740,27  11.  hoher, 
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Wie  man  sieht,  haben  die  L'nlalUerhütungskosten  last  gar  keine 
Steigerung  gegen  das  Vorjahr  erfahren  und  nflchstdem  verhflltnisroftfsig 
die  geringste  Steigerung  die  allgemeinen  Verwaltuogskosten.  Ein  Rflck- 
blick  auf  die  frQheren  Jahre  ergiebt.  dafs  im  besonderen  bei  den  ge- 
werblichen Benifsgenossenschaften  die  allgemeinen  Verwattungskosten 
sich  beliefen: 

1886  auf  2  324  294,32  M.  oder  1  357,Q  M.  auf  1000  M.  Entschidigung 


• 

2  897  165.87 

• 

539,2  . 

• 

m 

m 

1888 

• 

3217  342.11 

■ 

• 

371,4  « 

m 

n 

• 

t880 

m 

3  540  4  t2. 51 

m 

• 

289,1  . 

m 

m 

• 

• 

1890 

3  715  631,37 
3  990337,50 

m 

• 

227,5  . 

m 

• 

m 

1891 

• 

m 

• 

196,7  . 

m 

• 

m 

1892 

• 

4  229  313,32 

• 

176,4  , 

» 

■ 

m 

m 

Die  sich  in  diesen  Zahlen  darstellende  Entwicklung  ist  durchaus 

normal. 

Ucber  die  Art.  wie  da-  •-tatistischt  Material,  das  über  die  V'crwal- 
tung  der  einzelnen  HenitVgcn<'>^LnM  halten  vurlicgt,  beurteilt  und  ver- 
wertet werden  niufs,  ist  auf  S.  684 — ö85  Bd.  V  des  Archivs  das  nütigc 
gesagt  worden.  Es  wird  daher  genügen,  an  dieser  Stelle  einfach  darauf 
zu  verweisen. 

Auch  Ober  die  Unfallverhfltung  ist  wenig  neues  zu  sagen.  Unser 

früher  ausgesprochenes  Urteil,  dafs  der  Aufwand  für  die  Unfallver- 
hütung in  gar  keinem  \'t  rhaltnis  zu  der  Gröfsc  der  Aufgabe  steht,  bleibt 
auch  für  das  Berichtsjahr  uneiiige--chrankt  bestehen.  Die  landwirt- 
.-chaftlichen  Berufsgenosscnschafieii  haben  nach  wie  vor  so  gut  wie 
nichts  ffir  die  Unfallverhütung  gcthan.  Die  gewerblichen  Bcrufb- 
genossenschaften  sind  zwar  auch  auf  diesem  Gebiete  ein  gutes  Stflck 
voraus,  doch  haben  auch  sie  für  die  Unfallverhfltung  in  415335  ge- 
trennten  Betrieben  nur  438744  M.  ausL^c^eben .  also  für  jeden  Betrieb 
durt  hschnittlich  etwas  mehr  als  I  M.  Die  Zahl  der  Revisionsbeamten 
ilkauftragten)  ist  bei  den  gewerblic  hen  Hernf'-gcnos-en^chaften  auf  157 
(1891:  163),  bei  den  landwirtscliat'thehen  auf  I  (1891:  2)  angegeben 
(s.  S.  695).  In  Wirklichkeit  waren  nocli  weil  weniger  Beaufliagtc  thätig, 
denn  diejenigen  tmter  ihnen,  die  von  mehreren  Berufsgenossenschaften 
angestellt  waren,  sind  fQr  jede  Berufsgenossensdiaft  von'  neuem  gezählt 
worden,  so  dafs  einige  Personen  drei«  bis  viermal  gezählt  sind.  Auiser- 
dem  ist  auch  noch  eine  ganze  Anzahl  von  Verwaltungsbeamten  mit- 
gezahlt, die  für  die  eigentliche  technische  Betriebsrevision  nicht  mitzurech- 


weil  darin  die  von  den  Baugewcrks-Berufsgcnossenschaftcn  nachgewiesenen  nicht 
attaacheidbaren  Aateilkosten  der  VersicheningBsiistallen  aüt  enthalten  sind.  Diese 
Anteilkosten  werden  den  Battgewerkagenossenscliallen  nach  $  17  Abs.  6  das  Ban- 
oofallverrichenuigagesetzes  als  Pauacbbetrige  eraetsi,  erscbdaen  also  bei  den 
Versichernngaanstalten  wiederum  als  Ausgah«  n  Soll  die  Cetamtsummc  richtig 
werden,  so  mOssen  sie  also  bei  den  gewerblichen  Bcrufsgenoasenachaftcn  abge* 
setzt  werden  —  was  ja  durchaus  der  wirklichen  Sachlage  entspricht. 
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nen  sind.  Auf  die  Frage,  wie  viele  technische  Revisionsbeamte  that- 
sachlich  im  Dienste  der  Berufsgenossenschaften  beschAfttgt  waren,  glebt 
die  Statistik  keine  Antwort.  Unsere  im  vorigen  Jahre  ausgesprochme 
Ansicht,  dafs  eine  wesentliche  Aenderung  im  Verhalten  der  Berufsge- 
nossen den  Aufgaben  der  Unfallverhütung  gegenüber  nicht  2U  erwarten 
sei,  wird  durch  das  Jahr  1892  bestätigt. 

Wie  im  Jahre  1891  haben  auch  ini  Berichtsjahre  die  g^öf^tcn  Aus- 
gaben fOr  Zwecke  der  Unfallverhatung  die  Steinbnichs-B.G.,  die  Ziegelei« 
B.G.,  die  B.G.  der  chemisdien  Industrie  und  die  Tiefbau  •B.C.  gemacht 

Die  Lage  der  Reservefonds  der  Berufsgenosscnschaflen  und 
Bau-\'ersich(Tung«;anstalten  endlich  (die  AusfOhrungsbe  hörden  sammeln 
keine  Reservefonds  an,  die  hindwirtschaftlichen  Heruf^genossenschaften 
nur  zum  geringeren  Teil)  gestaltete  sich  wie  folgt: 

KiaUgcn  in  die       Bestand  der  Keservetonds 
Reservefonds.     am  Schlüsse  des  Jahres  1892. 
Mark  Mark 
Gcwerbl.  Berufägenossenscbaftcn   «1789  492.40                83  258  218,22 
Uadwirlscb.          .                     800  846,28                2168  288.62 
Baa-Versichemngsaiistaheii  .  ^    149450»34    522  226.74 

Zusammen    12^39  789.02       ~"   '     85  948  7  «, 58^ 
Dagegen  t891:    I3  100ö11,32  7  1098  402,47 

In  der  vorjährigen  Arbeit  hatten  wir  verbucht ,  aus  den  Angaben 
aber  die  Einlagen  in  die  Reservefonds  und  deren  Bestand  die  Höhe  der 
Verzmsnng  der  Kapitalien  zu  berechnen.  Diese  Redinung  ist  indes 
falsch  ausgefallen,  da  sie  von  irrtOmlichen  Voraussetzungen  ausging. 

Die  Summen,  die  in  den  Rechnungsergebnissen  als  „Bestand  ;imSchIuss-c 
des  Jahres"  angegeben  werden,  sind  nämlich  nicht  etwa  thatsächlioh 
vorhanden,  sondern  nur  rechnungsmälsig  festgestellt.  Die  Einlagen  in 
die  Reservefonds  werden  stets  erst  im  folgenden  Jahre  ausgeführt,  nicht, 
wie  es  nach  den  Tabellen  des  Reicbs-Versichemiigsamts  aussidit,  im 
Berichtsjahre.  Der  wirkliche  Bestand  der  Reservefonds  «nir  somit 

Ende  1890:  43  506  395,36  M. 
,      1891  :  57  997  791.16  , 

1892:  73  208  94  1.56  , 

Da  die  1111  Verhältnis  zum  Gesanitkapital  sehr  bedeutenden  Einlagen 
jedes  Jahres  natflriich  zu  den  verschiedensten  Zeitpunkten  erfolgen  und 
diese  gflnzlich  unbekannt  sind,  so  müssen  wir  uns  einstweilen  noch  jeder 
Angabe  Ober  die  durchschnittliche  Verzinsung  des  Kapitals  entfiatten. 
Das  ganze  Material  ist  eben  nur  mit  der  ftufsersten  Vorsicht  zu  ver- 
wenden; nur  die  Kenntnis  des  Urmaterials.  aus  dem  die  amtlichen  Zu- 
sammenstellungen gemacht  worden  sind,  kann  vor  den  gröbsten  Irr- 
tümern bewahren. 

4.  Lohnstatistik.  Bei  den  froheren  Bearbeitungen  dieser  Statistik 
ist  bereits  anseoiandergesetzt  worden  (vergl.  Archiv  Bd.  II  S.  645  und 
Bd.  IV  S.  538),  dafs  die  in  den  RechnungseIgebnis^en  mitgeteilten 
Lohnnachweisungen  gar  keinen  statistischen  Wert  haben.   Auch  das 
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Reichs-Versidieruiigsamt  weist  in  jedem  Jahre  ausdiUcklich  darauf  hin. 

Es  genügt  daher  hier  die  Mitteilung  der  Thatsache.  dafs  die  für  die 
Heitragsbcrechnung  in  Ansatz  gebrachten  Löhne  und  Gehälter  der  in 
den  gewerblichen  Berufsgenossenschaften  versicherten  Personen  im  Be- 
richtsjahre 3292782432,31  M.  betragen  haben  gegen  3311 444320.88  M. 
im  Vorjahre,  also  um  einige  Millionen  Mark  zurückgegangen  sind. 

n.  Invallditäts-  und  Altersversioheningr. 
1.  Organisation.  Das  Jahr  1892  ist  das  zweite  Jahr,  in  dem  das 
bivaliditats-  und  Attersverstcherungsgesetz  wirksam  gewesen  ist.  In 
der  Oi^^isation  ist  insofern  eine  wesentliche  Aenderung  eingetreten» 
als  der  Allgemeine  Knappschaftsverein  zu  Bochum  als  selbständige 
Kasseneinrichtung  zugelassen  worden  ist,  wodurch  die  Versicherungs- 
anstalten Wcstralen  und  Rheinland  eine  bedeutende  Anzahl  Versicherter 
verloren  habm 


Es  waren  in  I  iiatigkeit,  wie  im  Vorjahre,  31  Versichcrung!>an>5talten, 
die  folgende  Organe  hatten: 

1892  dagegen  1891 


150 

149 

72 

72 

26 

29 

799 

578 

69 

51 

618 

618 

58633 

58086 

289 

239 

Schit'Jsgcrichtc  

613 

613 

B'^ondore  Mat  kcnvcrkaufsslcllrn  

8293 

7  984 

Mil  der  Bcitragscinzichung  betraute  Krankenkassen  . 

4  425  ' ) 

4  436 

la  gleicher  Weise  mitwirkende  Gemeindebehörden  u.  sonstige 

von  den  Landcs-Konlrollbehördon  bezeichnete  Steilen  , 

2O06 

5  142 

Wie  man  sieht,  ist  das  Heainten{)crsonal  betriii  litlirh  aiiijcw  aclivcii ; 
im  besonderen  haben  sich  die  Bureau-,  Kassen-  und  Kanzleibeamteu 
um  mehr  als  38  pCt.  vermehrt  —  das  natQrliche  Ergebnis  des  zuneh- 
menden Schreib-  und  Rechnungswerks. 

Aufser  den  Versicherungsanstalten  waren  an  der  Ausfahrung  des 
Gesetzes  noch  9  (1891 :  8)  besondere  Kasseneinrichtungen  beteiligt,  näm- 
lich 5  Ei^enbahnpen>ionskassen  -  die  preiifsische,  baycri'>cho.  sAch^ische, 
badiiclie  und  Reichs-Ei.senbahn-Pt^n>iun>kassc  —  und  4  (1891:  3)  Knapp- 
schaftspensionska^äcn  —  die  norddeutsche,  Saarbrücker,  Bochumer  und 
die  fOr  das  Königreich  Sachsen. 

Die  2^1  der  Versicherten  ist  weder  im  Durchschnitt  des  Jahres 
noch  etwa  fQr  einen  bestimmten  Zeitpunkt  im  Jahre  bekannt.  Da^ 
Reichs-Versiclu-ningsamt  enthält  «^ich  mit  Recht  jeder  Anj^ahc  darüber, 
denn  es  fehlt  that>.1chlich  zur  Zeit  an  sicheren  Anhalt>i»iinktcn  nicht 
nur  lür  eine  genaue  Bestimmung  dieser  Zahl,  sondern  auch  nur  für 
eine  einigermafsen   zuverlässige  Schätzung.    Fest  steht   nur,  daf> 

Zu  vcrgl.  b  712  713. 
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nach  der  Rechtslage  viel  mehr  Personen  versieherungsj^chtig  sind»  als 
die  Rechnung  nach  den  verwandten  Beitragsmarken  < miebt.  Denn  es 
<ind  —  o;anz  wie  im  Jahre  1891  nur  für  etwa  9'  *  Millionen  I'cr«ontti 
Beitragsmarken  verwandt  wurden,  wenn  man  46  Marki-n  anl'cine  Per-on 
rechnet.  Nach  den  Irüheren  amtlichen  Ik rcciinungL ii  müssen  dagegen 
ntlndestens  11 — 12  Millionen  versicherungspflichtig  gewesen  sein.  Die 
Differenz  ist  sehr  bedeutend,  aber  doch  nicht  unverständlich.  Zunächst 
weifs  jedermann,  dafs  ftlr  viele  versicherungspflichtige  Personen  über- 
haupt nicht  oder  nur  sehr  sehen  geklebt  wird  (vorübergehend  beschät 
tigtc  Personen,  S(  hnciderinnen.  Aufwitrterinnen  n.  >.  w.):  sodann  werden 
ui  un/ahhgen  Füllen  nicht  entwertete  Marken  au>  den  Karten  wieder 
gelöst  und  zu  Geld  gemacht.  Ein  stellenloser  Arbeiter,  der  im  Besitz 
einer  Karte  mit  verwertbaren  Maricen  ist.  verkauft  diese  natOrlich  lieber, 
als  dafs  er  hungert  oder  bettelt  zumal  da  fast  die  gesamte  Arbeiter« 
bevölkerung  dem  Nutzen  der  Markenklebcrei  sehr  -keptisch  gegenüber- 
steht. Bei  Todesfällen  liegt  es  für  die  Hinterbliebenen  nahe,  die  in  der 
letzten  Karte  enthaltenen  Marken  noeh  /n  verwerten  und  die  Karte 
selbst  dann  zu  vernichten.  Auch  auslandisclie  Arbeiter,  die  vorüber- 
gehend in  Deutsdiland  thatig  waren  (Polen),  suchen  natuigemflfs  die 
fOr  sie  nutzlosen  Marken,  ehe  sie  die  Grenze  wieder  Oberschreiten,  so 
gut  es  geht,  zu  versilbern.  Dem  Untersohleif.  wenn  man  der.iitii^e 
Manipulationen  so  bezeichnen  will,  sind  überall  Thür  und  Thor  ueofVnet. 
Durch  die  Bestimmungen  über  die  Kntwertung  der  Marken  wird  dem 
in  ganz,  ungenügender  Weise  entgegengearbeitet:  die  Unternehmer 
haben  vielfach  nicht  mehr  Ehrfurcht  vor  den  Marken  als  die  Arbeiter, 
und  viele  scheuen  die  Mflhe  und  das  Risiko  des  Markenentwertens  — 
das  Risiko  insofern,  als  jedem  einmal  bei  dem  Geschäft  des  Entwertens 
irgend  etwas  begegnen  kann  (Ausgleiten  der  Feder,  Irrtum  im  Datum. 
Klecksen  der  Tinte  etc.).  was  spater  möglicherweise  grof>e  Unan- 
nehmlichkeiten für  ihn  zur  Folge  hat.  Uehrigens  darf  nicht  ver- 
gessen werden,  dafs  auch  die  zugelassenen  9  Kasseneinrichtungen 
natflriich  einen  Teil  der  Differenz  eiictftren. 

2.  Aufwand,  Leistungen  und  Vermögen  der  Versiehe« 
rungsan stalten.  Die  Zahl  der  in  den  31  Versicherungsanstalten  be- 
willigten Renten  betrug 

1892  1891  Zusammen 

Altersrenten    .   .   .   42218  130774  172992 

Invalideni«nten    .    .    16529  27  16  556 

Zusammen:  Renten    58747             130801  189548 

Ausgezahlt  wurden  an: 

1892  1891  Zusammen 

M.  M.  M. 

.\hersrenten  12318781,21  9048435,35  21367  216,50 

Invalidenrenten                                       713600.19  9,45  713609,64 

KapiUlabfintlungcn  an  AusUnder .    .    .              64,60  339,6(1  40t,2'» 

Küsten  des  Heilverfahrens  ....            31835.70  301.99  32137,6^ 

Zusammen:  Entschädigungen  13064  281,70  9049086,39  22113368,09 
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Aufserdem  wurden  noch  von  den  zugelassenen  Kasseneinrichtungen 
Renten  ausgezahlt,  deren  Summe  sich  auf 421 581^1  M.  (1891 : 208121  ^  M.) 

berechnen  läfst. 

Die  durch  das  Rechnungshureau  des  l<ciL'hs-\'crsit  hcruiiu-«a!nt-  vor- 
genommene Vcrteihmg  der  Renten  auf  das  Reich,  die  Versicherungs- 
anstalten und  die  Ka^täcncainduungcn  hatte  das  Ergebnis,  dul>  den 
Versicherungsanstalten  aus  den  bis  zum  Schlüsse  des  Jahres  1892  ver- 
leihen Renten  endgOltig  zur  Last  gelegt  wurden 

Anzahl  Jahreabctrag  K.pHiüwert  SlS^n«iUte?b 

M.  M.  M.  M. 

Altenremenantctlc .    .  170168  12411476,—  68346235  72.94 

InvaHdeMcntmanteUe .    13405  828940.65  6984247  61,84 

Alle  Renten,  an  deren  Aulbringung  niclircrc  Versicherungsanstalten 
beteiligt  waren,  sind  hierbei  mit  jedem  der  Anteile,  in  die  sie  zerlegt 
werden  mufsten,  gezahlt  Die  Zahl  der  Rentenanteile  mufs  also  die 
der  Rentenempfänger  betrachtlich  Oberstei^n.  Es  hat  somit  ofienbar 
ein  grofser  Prozentsatz  der  im  Jahre  1892  bewilligten  Renten  an  der 
Verteilung  noch  nicht  teilgenommen. 

Von  den  Rentenanteilen  kamen  bis  zum  Schlufs  des  Jahres  18S^ 
wieder  in  Wegfall 

Grund  des  Wegfalls 
Anzahl  JahresbetnM;:      |,  j       Kapital-   Inv«li>  Erwerbs-  Andere 
Altersrenten-  M.  "        .i!>tni  liinj;    dität     fUhigkeit  Giün>Ic 

anteUe.    .  19765    1410840,82    18926  I  677         -  161 

ImaKdcniMi- 

teauteile .    1406       85916,72     1  373        2  ~         15  16 

Somit  betrug  der  liotand  an  Renienanicilcu  am  bchlu.sse  des 
Jahres  1892 

A«aW  Mrejbetmg 

Akersrcnteoanteilc  ....  150403  11000635,18 
InvalidenrentenanteUe    ...     11999  743023,93 

riiatsachUcli  ausgezahlt  wurden  im  Jahre  1892  durch  die  Postver- 
waltungen  and  Kasseneinrichtungen: 

Anteil 
I     o    u     der  Versichcrungs- 

M.  M.  M. 

Altersrenten   8410061,74       12661540,32  21071602.06 

Invalidenrenten   561010,30  702422,8Q         1  353433,19 

Zusammen  "  8971  072,04        13453963,21        22  425035,25 
DajfCgen  1891  :     6049848,41  9256905,93  15306754.34 

Der  Bestand  an  Rentenanteilen  sämthciier  Versicherungsanstalten 
nach  den  Geburtsjahrgangen  bietet  am  31.  Dezember  1892  fol- 
gendes Bild: 
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Altersrentenanteile. 


Anzahl     p(  I. 


1022  ^70j«hrige  Kcntenempfinger) 


1821  (11 
1820  (72 
1819  (73 
1818  (74 

1817  (75 


) 
) 
) 
) 
) 


13087 
2464S 

23610 
20668 
15  751 

1 2  8 1 2 


1816— 1812  (76— 80jährige  ReateneapOiiBer)  32739 
1811  —  1807  (81—85    .  ,  )  6370 

1806—1802(86—90    ,  .  »  670 

1801  u.  froher  (91j.  u.  ältere        ,  )  51 


8,70 
16,39 

15,70 
13,74 
10,47 
8,52 
21,77 
4.23 
0,45 
0.03 


Jahresbetrag 

M 

1040351,49 
1 848252,43 
1  748433,18 
1  517111,71 
1  139  536,29 

Ol  5  7. H 4, ^6 
2307  793,97 

434  Q9ü,65 
45  019,80 
3404,40 


pCt. 

9,46 
16,80 

15,89 
13,79 
10,36 
8,33 
20,98 
3.95 
0.41 
0,03 


Das  Geburtsjahr  1822  kann  für  die  Vergleichung  nicht  mit  heran* 
ge2<^en  werden,  weil  hier  naturgemäfs  erst  ein  Teil  der  bewilligten 
Altersrenten  —  etwa  die  Hälfte  —  bis  zum  Schlufs  des  Berichtsjahres 
verteilt  war. 


Iiivalidenrcntenantcilc. 


1872    1867   20    25jahri|^  RentenempiAttKer;) 


1866—1862  (26—30 
1861—1857  (31—35 
1856  -  1852  (36—40 
1851  —  1847  (41—45 
1846—1842  (46-  50 
1841  1837  (51—55 
1836—1832  (56—60  . 
1831—1827  (61—65  . 
1826—1822  (66—70  , 
1821  u.  froher  (.7tj.  u.  ältere 


Aniahl 

121 
180 
217 
303 
535 
705 
1  118 
1754 
2976 
3554 
536 


pCt. 

1,01 
1.50 
1.81 
2.52 
4,46 
5.87 
9,32 
14,62 
24.80 
29,62 
4,47 


Jahres  betrag 
M. 
6741,98 
10608,41 
12844.67 
18  458,94 
32  478,24 
43628,25 
69  494,22 
109444,30 
184  896,63  24,89 
220984,69  29,74 
33443.60  4.50 


pCt. 

0,01 
1,43 
1,73 
2,48 
4,37 
5,87 
0,35 
14,73 


Der  Natur  der  Sache  nach  nt  huR  ii  bei  den  Invalidenrenten  diese 
Zahlen  bis  etwa  zum  siebzigsten  Li  l>en->iahr  zu,  von  welchem  Zeitpunkt 
ab  ein  bedeutencicr  Teil  der  erwerbsunlähigen  l'ersoncn  die  bereits  be- 
willigte Altersrente  weiter  bezieht. 

Die  Verwaltungskosten  der  Versicherungsanstalten  stellen  jiicii 
t'ulgendennafsen: 


1892 
M. 

Laufende  Veniraltiingskoftea   3692801,90 

Kosten  der  Erhebungen  vor  Gewährung  von  Renten       47  650,81 

Schiedsgerichtskosten   361001,32 

Kosten  der  Kontrolle   438849,35 

K  .i.  n  der  Rechtshülfe   5847.13 

Andere  nicht  vorgesehene  Ausgaben  55  273,66 

Zusamincn:  Verwaltungükoäten  4601424,17 
Dazu  Entsebidigungen  .    .   .  1306428j,70 

Zusammen:  Auagaben    .   .    .  17665705,87 
An  Einnahmen  stehen  diesen  Ausgaben  gegenOber: 


1891 
H. 

3261147,34 

6892,49 
255875,73 
193453,38 

5  513.46 
398  1 30,51 

4  121021,91 
9049066,39 

13170108,30 
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18Q2  1891 

M.  M. 

Erlös  aus  den  Beitragsmaricen                                 88530623.30  88886971,06 

Erstattung  von  Rentenzahlungen                                     28  570,24  7  968,58 

Strafgelder  und  verschiedene  Einnahm<  n  ....        162744,86  30073,61 

Zinsen                                                                     3340034,28  708  858,58 

Miete  und  Pacht  aus  GmadbesiU                                   8742»07  4  426,83 

Gewinn  bei  Vcrinderuilg  von  Kapitalanlagen                      —  8994,60 

Zusammen:  Einnahmen    92070714,75  89647  293,26 

Davon  ab:  Auagaben    17665705.87  13170108.30 

Bleibt:  Bestand    74405008.88  76477  184,96 
Davon  ab:  EtalageB  in  die  Reservefonds      9276797,31      3440  427,83 

Bleibt  verfügbar    65128^11,57   73036757 J3 
Hierzu  verfügbarer  Bestand  aus  dem  Vorjahr  73373829,31   — 

Ergtebt  verOgbaren  Gesantbestand  am  JahräacMÜrs' 138 5^040^3  73036757,13 

Das  GesamtvermOgen  der  Versicherungsanstalten  setzt  sich  Ende 
des  Jahres  aus  folgenden  Bestandteilen  zusammen: 

1892  1891 

M.  M. 

Kaiaenbestand,  eimchlielalich  der  Guthaben  hei 

Bankhäusern                                                            4  561868,08  1043  557,70 

Wer^piere  und  -Urkunden  (Ankaufspreise)    .    .141535821,—  73445589,90 

GmndstQcke  (Ankaufspreise)                                   5265793,20  1976019,23 

Beim  Ankauf  von  Wertpapieren  erstattete,  am  Schlüsse 

des  Jahres  noch  nicht  wieder  eingezogene  Zinsen           —  12018,13 

Zusammen  151363482,28   76477  184,96 
Hierzu  Wert  der  Inventarien  .       527720,59  283112,31 

GesamtvermOgen  151891 192,87  76760297,27 

Von  dem  Gesamt  vermögen  entfiel  auf  die  Reservefonds  12861 441,40  M. 
(1881:  3440427,83  M.)>). 

Die  in  Wertpapieren  angelegten  Kapitalien  haben  sich  wie  im  Vor- 
jahre zu  3.67  \A.t.  (lui  cli^t  linittlieh  verzinst 

Der  Verkaut  von  Beitragsmarken  gtslahele  >ici»  bei  allen  V'ersiclie- 
rungsanstalten  zusammen  folgendermafsen: 
1892  1891 
99864  782      108252904>/i  Beitragsmarken  I.  Lohnkiassc 
171272806      163529956  ,  II.  , 

94828134       91540992  ,  III.  « 

58452781       62280501  .  IV.  » 

Unter  den  Beitragsmarken  11.  Lohnklasse  befanden  sich  152760 

(1891:  228855)  DoppehiiarkeMi.  Irrtümh'cli  verwendete  und  von  den  Ver- 
>iclitrungsanstalten  erstattete  Marken  >ind  von  der  Zahl  der  verkauften 
abgesetzt  worden.  Es  scheint  sich  hier  zum  Teil  um  recht  ansehnliche 

Die  Reehnungsergebniiae  für  1891  geben  den  Betrag  der  Reservefonds 

.nn  Schlüsse  des  J.ihrcs  IS^I  nur  auf  3  428  409,70  M.  .th.  Die  Differenz  von 
12018,13  M.  stellt  (Ich  bc\m  AnU.iuf  \  on  Wrrtp.ipicrcn  für  aufi(elaiifcnc  Zinsen  pr- 
zaiiltcM  Betrag  ilar,  der  vom  Reichs-Vcrsicherungsamt  irrtümlich  nicht  als  Wert 
aulVefafst  worden  war  (iu  vergl.  Archiv  Bd.  VI  S.  576'. 
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Zahlen  gehandelt  zu  haben,  denn  die  Versicherungsanstalt  B(  rlm  wei-t 
tine  negative  Summe  von  verkauften  Marken  1.  Lohnklas>c  luuh  von 
222648  Stück  und  eine  solche  von  Doppelmarken  von  1062  Stück  — 
ein  deutliches  Zeichen  davon,  wie  vielfach  die  komplizierten  Bestim- 
mungen des  Gesetzes  mifsverstanden  >yerden.  Die  Abnahme  der  Ge- 
samtzahl der  verkauften  Marken  und  ihres  Erlöses  gegen  das  Vorjahr 
erklärt  sich  wohl  in  erster  Linie  aus  der  schon  erwfthntcn  Zulassung  des 
Allgemeinen  Knappschaftsvereins  zu  Bochum  als  selbständige  Kassen- 
cinrichtung. 

Dem  Prozentsatz  nach  cnUiekn  aut  du 

vun  den  Bcitragsinarkeii    vuin  GeäumtcrlöS 
1891     1892  1891  1892 

pCt.    pCt.  pCt.  pCt. 

I.  Lohnklassc  25^5    23,53  17,06  15,78 

II.  .   38.36    40,36  36,87  38.69 

dnnintcr  Doppelmarken)  .    (0,05 1    iO,04»  (0,05)  t'0,03» 

III.  Lohnklasäe   21,66    22,34  24,98  25,71 

IV.  ,    14,63    13,77  21,09  19,81 

Die  durchschnittliche  Höhe  des  einzelnen  Beitrags  stellte  sich  1891 
auf  2031  Pf..  1892  auf  20,86  Pf. 

UL  Krankenverslohenuier. 

1.  Organisation,  Die  gesetzliche  Grundlage  der  Krankenver- 
sicherung hat  <ich  im  Bericlit-jalire  gegen  das  Vorjahr  nicht  verändert. 
Der  Kreis  der  versichcrtin  I'orsoncn  kann  >ich  nur  durch  >tatutarische 
Bestimmungen  von  Gemeinden  u.  s.  w,  verändert  haben.  Auf  der  In>el 
Helgoland  galten  die  Bestimmungen  Ober  die  Krankenversidiemng  im 
Jahre  1892  noch  nicht;  sie  sind  hier  erst  am  1.  Januar  1893  in  Kraft 
getreten. 

Die  Gesamtzahl  der  versicherten  Personen  betrug 

Zunahme  in  Prozenten 

am  Ende  des  Jahres  von  Jahr  zu  Jahr    seit  1885 

1885  4294173 

1886  4570087  6,4  6,4 

1887  4842226  6,0  12,8 

1888  5  516461  13.9  28,5 
IRBP  6  071035  10,1  41.4 

1890  6342828  4,5  47,7 

1891  6530513  3,0  52,1 

1892  6513738  —  0,3  51,7 

Zum  ersten  Male  zeigt  sich  somit  am  Ende  des  Jahres  1892  ein 

Rückgang  der  Zahl  der  Versicherten  gegen  das  Vorjahr.  Das  Sta- 
tistische Amt  bemerkt  dazu:  „Es  deutet  dieses  wohl  auf  eine  für  diesen 
Zeitpunkt  herabgc  -ctztc  Lebhaftigkeit  der  Produktion."  Diese  Erklärung 
ist  sehr  wenig  tröstlich.  al)er  zweifellos  richtig.  Dafür  spricht  auch, 
dafs  die  Knappschaftskassen ,  die  in  der  Statistik  nicht  berücksichtigt 
sind.  Ende  1892  etwas  weniger  (0,25  pCt.)  Versicherte  aufweisen  al» 
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Lndc  1891.  Im  den  Knappsrhaftskassen  genügten  1892  480424  l'cr-uii.  n 
(1891:  481610)  ihrer  Versicherungsptlicht,  so  dals  im  ganzen  6994  162 
Personen  (1891:  7012132)  oder  13.9  pCt  (1891:  14.01)  der  Bev6lkening 
des  Deutschen  Reichs  versichert  waren. 

Auf  die  verschiedenen  Kassenarten  verteilen  sich  die  versicherten 
Personen  folgendermafsen: 


1885 

1886 

1887 

188H 

Gemeinde-Krankenversicherung  . 

.  586584 

o29 

069 

628 

985 

882 

244 

t 

701 

305 

1  909 

046 

2 

200 

937 

B«trifbs-Krankenkas8en 

.  1  261  200 

1 

314 

216 

1  374 

683 

1 

459 

737 

12 

897 

17 

311 

26 

964 

Innniu^'KnBketÜMBsen  .    .  . 

24  879 

32 

013 

41 

700 

50 

447 

KingCMhricbrnc  Hülfslcasscn 

.     730  722 

731 

0|3 

727 

127 

752 

918 

Laodesrcchtlichc  HQlfskasscn  . 

H3  783 

148 

644 

143 

374 

143 

214 

1889 

1890 

1891 

1892 

Gcfnciode-KrankenvenMchcrung  . 

.  1  000  142 

1 

056 

726 

1  089 

506 

1 

099 

339 

Orts-Krankenkassen  .... 

.  2  451  072 

2 

559 

761 

•>  o85 

707 

2 

776 

591 

Betriebs-Krankenkassen 

.  1  601  706 

1 

6R0 

077 

1  707 

767 

1 

693 

342 

21  600 

10 

834 

17 

593 

16 

094 

Innungs-Krankenkassen    .    .  . 

57  868 

61 

554 

62 

898 

61 

470 

F.int;eschriebene  HOlfskassen 

.     792  993 

821 

403 

832 

098 

749 

576 

Landcsr«  t.  hllii  In  Hnlfskassen 

1  45  654 

142 

573 

134 

944 

117 

326 

Somit  kommen  von  je  100  \'cr>iclu  rteii  .nit  die 


1885 

188ö 

188  7 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

Gemeindekrankenversiche- 

runp  

13,7 

13,8 

13,0 

16,0 

16,5 

In. 7 

16.7 

16,9 

Orts-Krankenkaäsen     .  . 

35,7 

37,2 
28.8 

39,4 

39,9 

40,4 
26,4 

40,4 

41,1 

42,6 

Betriebs^KrankeDkassen 

29.4 

28.4 

26.5 

26,6 

26,1 

26.0 

Rau-Kratik(  nkasscri  .  , 

0,3 

0,3 

0.3 

0.5 

0,3 

0,2 

0.3 

0,3 

Innuogs-Krankenkasäcn 

0,6 

0,7 

0,9 

0,9 

0,9 

1,0 

1,0 

0,9 

EingcKbriebenen  HOlfs- 

kassen   

1  7,0 

16,0 

15.0 

13.0 

13.1 

l2,o 

12,7 

I  1.5 

L^desrechtt.  HOltskasscu 

3.3 

3,2 

3.0 

2,4 

2,2 

2.1 

1.8 

Nur  die  Gemeinde-Krankenversicherung  und  die  ()rts-Krankenka-;scn 
zeigen  also  eine  Zunahme  der  Mitghcder/ahl  gegen  das  Vorjahr  und 
zwar  sowohl  absolut  wie  auch  verh.1ltni.sni;ilsig.  Sic  unifalVten  im  Be- 
richtsjahre 59,5  pCt.  der  Versicherten,  1891  dagegen  nur  57.8  pCt.  und 
1885  gar  nur  49,4  pCt  Alle  anderen  Kassenarten  sind  absolut  und  relativ 
gegen  1891  an  Mitgliederzahl  zurflckgegangen.  Besonders  aulföllig  ist  der 
Rflckgang  bei  den  beiden  HOlfskassenformcn,  die  1892  nur  noch  13,3  pCt. 
der  Versicherten  umfafsten  gegen  143  pCt  im  Vorjalire  und  20,3  pCt. 
im  Jahre  1885.  Weniger  z»irflck«jrsnnwen  sind  die  Betriebskranken- 
ka-.seii,  deren  Mitghederzahl  <^ich  im  l'.ci  iclitsjahrc  auf  26,0  pCt.  bchef 
gegen  26,1  pCt.  im  Jahre  IÖ9I  und  29,4  pti.  im  Jahie  I8Ö5.  Die  ßau- 
nnd  Innung^krankenkassen  sind  wegen  ihrer  geringen  absoluten  Mit- 
gliederzahl  ohne  Bedeutung. 

Im  ganzen  loist  die  bisherige  Entwickelung  deutlich  den  allmftligen 
Sieg  der  örtlichen  Organisation  Ober  die  Fach-  und  Berufsorganisation 
erkennen  —  ein  Ergebnis,  dafs  Iflr  die  Richtung,  in  der  sich  ernsthafte 
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Bestrehungen  zur  Reform  der  gesamten  Arbeiterversichening  zu  be- 
wegen haben,  von  grofser  Bedeutung  ist! 

Was  die  Zahl  der  Kassen  anlangt,  so  waren  in  Thätigkeit 


1885 

1886 

1887 

1888 

1889 

1890 

1891 

1892 

Gemeinde-Krankenver- 

sicherunf?  .... 

7  125 

7  170 

7  363 

7  852 

7  926 

8011 

8  145 

8253 

Orts-Krankenkassen  . 

3  700 

3747 

3  763 

3  893 

4  030 

4119 

4219 

4243 

H  c  t  ri  c  b  s  -  K  ra  n  kenkasaen 

5500 

5  658 

5  757 

5  868 

5958 

6124 

6244 

6316 

Bau-Ki  .inkcnka-^srn 

101 

127 

131 

135 

150 

130 

132 

123 

Innungä-Krankenkassen 

224 

289 

352 

401 

425 

452 

467 

471 

Eii^eadirieberie  Holfs- 

kassrn  

1818 

1876 

1878 

1853 

1866 

1869 

1841 

1  739 

Landesrechtliche  Hülts- 

474 

490 

471 

466 

467 

468 

450 

443 

Zusanmen  18942  19357  19715  20468  20822  21173  21498  21588 
Von  je  ICD  thfltigen  Kassen  gehörten  an 

1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891  IB92 

der  Gcmein<it -Krankenversicherung  37,6  37,0  37,3  38,4  38,1  37,9  37,9  38,2 

den  Orts-Krankenkassen  .    .    .    .19.5  19,4  19,1  19,0  19.4  19,5  19.6  19,6 

,  Bctricb5-Krankeiik«M«n  .    .    .29,1  29.2  29,2  28,7  28.6  28,9  29,0  29,3 

,  B.^u-Krankcnkassen     ....    0,5  0,7  0,7  0,6  0.7  0,6  0.6  0,6 

H  Innungs-Krankenkasscn  .             1,2  1,5  1,8  2,0  2,0  2,1  2,2  2,2 

•  eingeschriebenen  HlÜ&kaSBen  .    9,6  9,7  9,5  9,0  9,0  8,8  8,6  8.1 

.  landcsrechüidien        p          .    2,5  2,5  2,4  2,3  2,2  2,2  2,1  2,0 

.\uch  in  diesen  Zahlen  zeigt  sich  deutlich  der  Rückgang  der  beiden 
Hülfskassenformen.  Die  Durchschnittsgröfse  einer  Kasse  betrug  im 
Jahre  1892.  alle  Ka»senartcn  zii^aniinengefafst.  331.5  Mitglieder  gegtn 
1891:  329.2,  1890  :  319.9.  1889  :  306.2.  1888  :  280,4.  1887  :  247,4.  1886  :  237.6. 
1883:  228»7.  Die  Gröfsc  der  einzelnen  Kassen  ist  also  im  Durchschnitt 
stetig  und  sehr  bedeutend  gewachsen.  Im  einzelnen  kommen 

auf  eine           1885  1886  1887  1888  1889  1890  1891  1892 

Ortskrankenkasse  .     .     .  415,6  455,1  .SOR,.'^  587,0  6.'^B,:^  675,7  70I,S 

cingcschneb.    Hülfskassc  404,8  397,1  395,6  409,0  425,5  441.4  4ö4,8  4o9,3 

tandesrechtliche      ,        303,3  310,3  307,7  310,0  312,9  313,8  311,4  303,7 

Haii-Krankcnkassc  .  .  .  146,0  122,8  176,6  248,9  300,1  266,6  248,1  288.8 
Betriebs-  (P'abrik-)  Kran- 

kenkasse                     230,4  234,1  240.2  247,1  262,0  276,9  280,8  278.5 

Innun^s-Krankcnkassc     .  111,1  111,2  119,1  141.4  150,6  166,2  169,0  162,9 
Gemeinde  -  Krankenver- 
sicherung                       83.5  87,7  85,7  112,2  1.3Q,Q  144,8  150.O  151.2 

Auf  die  einzelnen  Staaten  verteilen  sich  die  besonderen  Kasseii- 
fornien  sehr  verschieden.  Der  Mitgliederzahi  nach  nimmt  die  Ge- 
meindeversicherung im  Berichtsjahre  die  erste  Stelle  ein  in  Waldeck 
(70,5  pCt.  der  Versicherten),  Mecklenburg-Strelitz  (57.8  pCt),  Bayern 

(56,5  pCt  I.  P.adcn  (39.0  pCt.).  Anhalt  (39.0  pCt.),  Sachsen-Altenbttrg 
(36.2  pCt. I.  Iii  auiischwcig  (32.0  pCt.i  und  Hessen  (29,7  pCt.».  dagegen 
spielen  die  eingeschriebenen  HülfVkav^cn  die  erste  Rolle  in  I.ippe 
(78.9  pCt  ).  Mamburg  (72,6  pCt.)  und  lircmeii  (48,8  pCt.i.  Die  Betnebs- 
Krankenkassen  Oberwiegen  in  Elsafs-Lothringen  (57,8  pCt.)  und  Sachsen- 
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Meiningen  (33,0  pCt).  In  den  Qbrigen  13  Staaten  kommen  auf  die  Orts- 
Krankenkaasen  die  mdsten  Ifitglieder.  darunter  in  Preufsen  ^9  pCt. 
gegen  52.0  pCt  in  den  beiden  vorhergehenden  Jahren. 

2.  Leistungen  und  Aufwand.   Es  wurde  Httlfe  gewahrt  und 


Krankengeld 

geleistet 

1888  in 

1  762520  Erkrankuiigsiällen 

fiir 

29,5 

MtlI.  Krankheitstagc 

1889  . 

2042082 

■ 

33,4 

1890  . 

,2422350 

• 

39.2 

• 

1891  , 

2397826 

• 

40.8 

1892  . 

2478237 

■ 

42,8 

Auf  100  KassenmitgHeder  entfielen  durchschnittlich 


Erkrank  ungsflUle 

Krankheitstage 

1888  . 

.    .  32,6 

547,0 

1889  . 

.    .  33,2 

544,1 

1890  . 

.    ,  36,8 

595,4 

1891  . 

.     .  34,9 

593,0 

1892 

.     .  35,6 

ol4,7 

Das  Berichtäjalir  ätellt  ^ich  also  recht  uugaui>tig  im  V^erglcicii  zu 
den  vorhergehenden  Jahren.  Der  durchschnittlichen  Zahl  der  Krank- 
heitstage nach  übertrifft  es  sogar  das  Influenza-jahr  1890. 

Dasselbe  gilt  von  der  durchschnittlichen  Dauer  eines  Erkrankung>- 

falles.   Denn  di«  Unterstützung  mit  Krankengeld  dauerte  im  Durch- 

i>chnitt  für  einen  Krkrankungsfall 

1888      1889      1890      1691  1892 

16,8       16,4       16,2      17,0      17,3  Tage. 

Das  Jahr  1890  mit  den  vielen,  aber  meist  verhätnismflfsig  kurzen 

Inlluenza-Erkrankungcn  /«-igt  hier  die  kleinste  Zahl.  Bei  den  einzelnen 

K.issfnartcn  schwankt  di<' Dauer  im  |ahr<_  18^2  \<<n  21.3  bei  den  landes- 
rechtlichen Hülfskas<<  n        15.8  bt-i  den  liiiuing.-ikrankcnkassen. 
Die  gesamten  Krankheitskosten  stellten  sich 

1888         1889        1890        1891  1892 

übrrhaupt  auf  .  .  61561.5  70975.2  84040.0  89l6o,l  Q4258,4  (1000  M.> 
aul  I  Mitglied    .    .        11,40        11,55        12,77        12,96        13,S5  X. 

,   1  Krankheitsfall       34.93       34,76       34,70       37,19       38.03  . 

.  1  Krankheitstag        2,08        2,12        2,12        2,19        2.20  . 

Gegen  die  vorhei^hcnden  Jahr«  sind  di<  Kosten  also  wlrfh  rum 
durchweg  gestiegen,  namentlich  die  für  den  einzelnen  Krankheitsfall  — 
die  natfirliche  Folge  davon,  dafs  die  durchschnittliche  Dauer  der  Er- 


krankungsiülle  gewachsen  ist. 

Bei  Zerlegung  der  Krankheitskosten  in  die  einzelnen  Aufwendungs- 
arten  kommen  auf 


1892 

1891 

1890 

pCt. 

pCt. 

pCt. 

.  46,63 

46,94 

47,46 

.  20,23 

J(».0 

19,97 

.    1 7,02 

16,70 

lo,88 

Verpflegung  in  Krankenanstalten  . 

.  11,06 

II -,30 

10.58 

',77 

3.71 

3,90 

Unterstatzung  an  Wöchnerinnen  . 

1,29 

1,32 

1,21 
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Wiederum  haben  also  die  Ausgaben  fflr  Krankengeld  etwas  abge- 
nommen  im  Verhftltnis  zu  den  Kosten  fttr  Arzt  und  Arznei.  Dagegen 
äind  auch  die  Kosten  für  die  Verpflegung  in  Krankenhäusern  relativ 
zurückgegangen  gegen  das  Vorjahr.    Wenn  wir  im  vor^en  Jahre  an 

dieser  Stelle  sagten,  dnl's  das  Hcil\ erfaliren  im  ganzen  intensiver  ge- 
worden zu  sein  schimc.  so  mochten  wir  jetzt  den  Grund  der  Kntwickr- 
lung,  die  die  obigen  Zahlenreihen  zeigen,  eher  auf  das  verhältnismäfsigc 
Zurückgehen  der  Hülfskassen  und  das  Zunehmen  der  Gemeinde- 
Krankenversicherung  erUicken.  Bei  den  Hfllfskassen  spielt  das  Kranken- 
geld entschieden  die  Hauptrolle,  bei  der  Gemeindeversicherung  dagq;en 
das  HeiK (  rfnhrcn :  da  nun  aber  nicht  bekannt  ist,  ein  \\i<  grofser  Teil 
der  von  den  Hülfskassen  in  Konn  von  Krankengeld  gezahhen  Summen 
noih  für  das  Heilverfahren  verwandt  wird,  so  läfst  sicli  nicht  ent- 
scheiden, ub  im  ganzen  hierfür  thatsäehlich  mehr  Aufwendungen  als 
früher  gemacht  worden  sind. 

Im  Gesamtdurchsdmitt  hat  jedes  Kassenmi^ed  im  Berichtsjahre 
1335  Mark  (1891:  12»96  Mark)  an  Krankheitskosten  empfangen  und 
10.30  Mark  (1891:  10.19  Mark)  an  Beiträgen  und  Eintrittsgeldern  ge- 
leistet, so  dafs  CS  3,25  Mark  (1891:  2,77  Mark)  mehr  erhalten  hat.  Für 
die  einzelnen  Kassen  sind  die  ZaliUn  folgende: 

Krankheits-  Beiträge  und  Mehr  ( -f- >  \  f 

kosten  Eintrittsfrelder  weniger 

Mark                Mark  Mark 

Bau-Krankenkassen  ....  1 9,29             1 3.20  +  6,09 

Betriebs-Krankenkasaen    ..  17,63             11,95  +  5.68 

Orts-Krankenkassen.    .    .    .  12,6«               9,61  +3,08 

Gcincind«  -Kr.inkenvcrsiclier.  .    7,74                4,70  +  3,04 

Innungs-Krankcnknsscn .    .    .11,12               8,70  +  2,42 

Landesrechtliche  Hülfskassen  15,53            15,30  +  0,33 

Eingeschriebene           ,           16,20             y6,85  ^0,65 

Auf  S  703  haben  wir  berichtet.  cia\'>  4425  Krankenka^-cn  hei  dt-r 
Einziehimii  der  Ik-itrSge  für  die  Invalidität^-  und  Altcr-^versichcrutijj; 
mitgewirkt  haben.  Die  Krankenkassen  sind  verpllichtct.  die  durch  Wahi  - 
nelinmng  dieser  Geschälte  entstehenden  Ausgai>en  und  Linnahmen  be- 
sonders nachzuweiseo,  soweit  die  Ausscheidung  möglich  ist.  Ob  nun 
die  hierflber  getroffenen  Anordnungen  der  Btmdesregierungen  nicht  all- 
gemein und  glcichmäfsig  ausgeführt  worden  sind,  oder  ob  sich  der  Aus- 
Scheidung  unüberwindliche  Schwierigkeiten  entgegengestellt  haben,  jeden- 
falls weist  die  Statistik  der  Krankenkassen  nur  1756  Kassen  nach,  die  beson- 
dere Buchungen  über  diesen  Geschäftszweig  gemacht  haben,  und  zwar 

Zahl  der  Einnaluncn  Ausgaben 

Kassen  M.  M. 

Gcnu  in<l< -Kninkenvcrsichening                               323  42011  28  34  5 

Orts-Krankenkassen                                              739  175308  27  B  661 

Betriebs-Knmkeiikassen                                    625  60065  48643 

Baii-Krankcnka.«;srn                                                     8  728  3S0 

innungs-Krankenkaäsen                                         61  4502  aK4o 

Zusammen  1756  282704        364  U4Ö 


i^iyui^ud  by  Google 


Ernst  Lange,  bUtistik  d.  Unfall-  etc.  V'ermchcrung  im  Deutschen  Reich  1892.  713 


Ueber  die  Verteilung  dieser  Kassen  auf  die  einzelnen  Staaten  und 
Landesteile  giebt  folgende  Zusammenstellung  Auftchlufs: 

Zahl  der  Kassen,  die 
VeraicherungB-  mit     r  Einzieluing  der  Bei-    dafür  Einnahmen  und  Aiis- 

anstalten  träge  beauftragt  waren      gaben  nachgewiesen  haben 


Westpreufiwn  .... 

8 

2 

1 

3 

4 

1 

Sacbsen-Anhalt  .... 

28 

1 

Schleswig-Holstein  .    .  . 

9 

t 

52 

24 

146 

42 

1 

Königreich  Sachsen     .  . 

2073 

720 

270 

118 

Baden  ...... 

257 

180 

Grol'bherzogtiini  Heesen 

564 

23 

Mecklenburg  

2 

667 

376 

21 

2 

BnumBchweig  .... 

207 

155 

112 

102 

Gar  nicht  beteiligt  sind  die  Versicherungsanstalten  Os^reufsen, 
Brandenburg,  Posen.  Westfalen,  He.ssen-Nassau,  Oberbayern,  Nieder- 
bayern, Pfalz.  Oberpfalz.  Oberfranlcen,  Mittelfranken,  Unterfranken  und 

Elsafs-Lothringen. 

Was  die  finanzii  Ih  n  Verhältnisse  der  Krankenkassen  anlangt, 
so  ist  Folgendes  von  Interesse: 

Die  gesamten  Einnahmen  aller  im  Jahre  1892  thätig  gewesenen 
Kassen  beUefen  sich  auf  124000436  M.  (1891:  119925617  M.,  1890: 
114558315  M.,  1889:  102529830  M.).  die  Ausgaben  auf  116829818  M. 
(1891:  112734062  M.,  1890:  107850607  M  .  1889:  95380338  M.).  so  dals 
sich  ein  Ucber^chufv  von  7  170618  M.  ( 1891 :  7  191 555  M.,  1890:  6707708  M  . 
1889:  7  149492  M.i  ergicl)!.  Die  Kinnahmcn  und  Ausgaben  für  die  In- 
validitäts-  und  Altersversicherung  sind  hierbei  aufser  Ansatz  geblieben. 
Von  den  Einnahmen  haben  18626760  M.  (1891:  17394437  M.)  nur  rech- 
nungs>  und  kassenmflfsige  Bedeutung,  so  dafs  sich  die  thatsflchlldien 
Einnahmen  auf  105373676  M.  f1891:  102531180  M)  <trlkn:  in  gleicher 
Weise  gehen  von  den  Ausgaben  14528160  M.  (IÖ9I:  I60375I5  M.)  al), 
so  dals  die  eigentlichen  Ausgaben  nur  102301858  M.  (1891 :  96696547  M  ) 
betragen.  Hiervon  entfallen  auf  Verwaltungskosten  6155978  M,  oder 
wie  im  Vorjahre  6,0  pCt.,  und  zwar  bei  den  Innungs-Kr.-K.  12,3  pCt., 
den  Orts-Kr.-K.  10.0  pCt,  den  eingeschriebenen  H.-K.  83  pCt.,  den 
landesrechtlichen  H.-K.  8^4  pCt,  den  Bau-Kr.-K.  1,4  pCt.  und  den  Be- 
triebs-Kr.-K.  0,8  pCt 

Retrachtet  man  die  ein/«  Iticii  Kasten,  tritt  ein  F.innahincüi)er- 
schuls  nur  bei  62,0  pCt.  (1891:  66,9  pCt.,  1890  :  65,4  pCt..  IÖ89  :  76,0  pCt.) 
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ZU  Tage,  wihrend  d8»0  pCt.  (1891 :  33^1  pCt.  1890:  34«6  pCt.  1889: 

24  pCt.)  mit  Unterbilanz  abschliefsen.  Die  Verhältnisse  haben  sich  also 
im  letzten  jahr  wieder  etwas  unp:nnstificr  gestaltet,  und  /war  sinrl  allo 
Kassenarten  an  du -em  Nirdergang  Ijetciligt  Am  günstigsten  stehen 
die  Betriebs-Krankcnkas-sen  da,  bei  denen  68.1  pCt.  (1891:  70.3  pCt. » 
mit  Uebenchufa  gearbeitet  baben,  am  ungünstigsten  die  landesrecht- 
lichen Halfskassen,  bei  denen  nur  50.8  pCt.  (1091:  60.9  pCt.) -Ueber> 
Schüsse  erzielt  haben.  Von  den  eingeschriebenen  HfllfdEassen  haben 
54.4  pCt.  (1891:  64,6  pCt.).  von  den  Orts-Krankenkassen  64.9  pCt.  (1891: 
69.9  pLt.),  v(»n  di  n  Bau-Krankenkassen  55.3  pCt  (1891:  62.1  pCt.)  nnd 
von  den  Gcnu  inde-Krankenvcrsicherungen  58,0  pCt.)  1891:  62,8  pCt.) 
Ueberschüsse  /u  verzeichnen. 

Das  (^samtvermOgen  der  Krankenkassen  ist  im  Berichtsjahre  von 
82851758  M.  am  Schlüsse  des  Jahres  1891  auf  85501962  M.  gestiegen. 
Die  Reservefonds,  die  den  bedeutendsten  Teil  dic<>cs  Vermögens  bilden, 
betragen  Fnde  1892  :  74696641  M  (1891:  71408237  M  ). 

Die  Berechnungen  zur  Statistik  der  Kraiikhcit>p(  rahr  in  einzelnen 
Ai  bcitszweigen  felilen  in  der  amtlichen  Statistik  iür  1892.  Begründet 
wird  dies  damit,  dafs  diese  Aufstellungen  in  Folge  der  Erweiterung  der 
Erhebungen  so  an  Umfang  zugenommen  hatten,  dafs  sie  nicht  mehr  in 
den  Rahmen  eines  Anhangs  zur  Statistik  der  Krankenversicherung  hin- 
einpafsten.  Sie  jjnlien  nunmehr  als  gesonderte  Arbeit  in  einem  der  fol- 
genden „Vierteljahrshefte  zur  Statistik  des  Deutschen  Reichs"  erscheinen. 
Hoffentlich  wird  man  auf  die  Arbeit  nicht  allzu  lange  warten  müssen. 
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Natorp^  Vvoi.  Dr.  Faul,  Pesia/ozst.s  Ideen  über  Arbeiierbildung  und 
soziale  Frage.   Eine  Rede.   Heilbronn,  laugen  Salzer.  1894. 

Im  X'oi  wort  weist  der  Verfasser  darauf  hin.  wie  die  Revolution  und 
die  EÜiik  Kant  $  gleichzeitig  tiefgreifenden  Einilufs  auf  Pestalozzi  geübt 
und  wie  das  Interesse  an  diesem  fQr  unsere  Zeit  In  seiner  Erkenntnis 
der  v<dligen  Einheit  und  Untrennbarkeit  des  pAdagogiscfaen »  des  sozio- 
logischen  und  sittlichen  (religiösen)  Problems  und  besonders  in  der 
daraus  folgenden  sozialp.ldai^ogischi  n  Aufla-sung  der  Religion  zu  suchen 
sei.  Nachdem  dann  l  inlLitend  gegen  etwaige-  KinwAndc  die  Zweck- 
mäfsigkeit  und  Bedeutung  der  gestellten  Aufgabe  verteidigt  ist,  führt 
der  Verfasser  aus,  wie  Pestalozzi's  Pädagogik  zu  einer  grofsen  Ansicht 
des  menschlichen,  individuellen  wie  sozialen  Lebens  wird,  weil  seine 
tiefe  Einsicht  ins  Elend  des  V^olks  und  in  die  Ursachen  desselben  ihn 
das  F'roblem  der  Volkserziehung  nie  isoliert  auffassen  liess.  Dafs  dem 
Volke  durch  h(  s>ero  Erziehung  aufzuhelfen  sei,  hatte  man  vor  Pesta- 
lozzi ^chon  genugsam  erkannt,  aber  den  Weg  zur  Erreichung  tiie>cs 
Zieles  hatte  man  nicht  gelunden.  Pestalozzi  s<  tzt  weder  in  die  irdische 
Vorsdiung  des  Landesherm  noch  in  gesetzgeberische  Akte  des  souve* 
rftnen  Volks  das  Vertrauen,  dafs  sie  imstande  seien,  das,  was  dem  Volke 
not  thut,  die  edelste  Gemeinschaft,  die  de  r  Bildung,  herbeizuführen. 
Seine  Ansicht  über  die  Matcrii  und  die  N'erwirklichung  dieses  Ideals 
erhellt  aus  seiner  Stellung  zur  Kevohitionsidee .  zur  hier  des  „Gesell- 
schaftsvertrags",  zu  Rousseau,  dem  Suzialforscher.  Wie  letzterer  nimmt 
auch  PestakMEzi  seinen  Ausgang  von  der  Hypothese  eines  Naturstandes, 
eines  Standes  kindlicher  Unschuld.  Dieser  wich  sofort  einem  tierischen 
Gewaltzustande,  der  durch  die  Einführung  des  gesellschaftlichen  Rechts 
auf  einen  stillschweigenden  Vertrag  hin,  durch  den  in  Wahrheit  aber 
nur  der  Schwache  sich  dem  .Starken  verkaufte,  nicht  seine  Natur  änderte, 
sondern  nur  eine  Modifikation  erlitt.  Der  so  ent^t.mdene  gesellschaft- 
liche Zustand,  ein  Gewaltzustand  in  Rechtsform,  in  welchem  die  Mflch- 
Ardihr  fkr  ms.  GeMtsgebg.  u.  SUtiatik.  Vit.  47 
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tigen  die  Schwächeren  in  namenloser  &niedrigung  eines  reditlosen 
Dienstes  halten,  hat  zur  naturnotwendigen  Folge  die  Kevoluticm,  von 
der  sich  nur  der  sittliche  Mensch  fernhält.  Doch  schafft  die  Revo* 
lution  nur  eine  andere  Form  des  gesellschaftlichen  Zustandes.  ohne  eine 
sittliche  Veredelung  herbeizuführen.  Diese  geht  überhaupt  iiiclit  von 
reinen  BegriÜ'cn  von  Recht  und  Walirheit,  sondern  notwendig  von  den 
nächsten  sinnlichen  VerhAltnissen  aus ;  diese  der  inneren  sittlichen  Durch- 
bildung, der  Erhebung  des  Menschen  zu  seinem  wahren  Menschentum, 
dienstbar  zu  machen  und  die  Durchbildung  selbst  ist  die  wahre  soziale 
Arbeit.  Individuum  wie  Goell^chaft  müssen  gleichzeitig  bestrebt  sein, 
eine  Harmonie  der  physischen,  geistigen  und  sittlichen  Kräfte  des 
Menschen  herzustellen.  Einzusetzen  hat  diese  Arbeit  der  Volkserziehung 
bei  den  unteren  Schichten,  weil  diese  derselben  vor  allem  bedürftig 
sind  und  weil  in  ihnen  der  Boden  daf&r  besser  zubereitet  ist.  Denn 
die  einfache  physische  Arbeit,  wenn  anders  sie  innere,  seeleneriiebende 
Zwedce  verfolgt  —  und  nur  solche  flufsere  Arbeit  ist  Menschenarbeit 
ist  ein  wesentliches  Fundament  der  <:ei<itigcn  und  sittlichen  Bildung. 
Dieser  Arbeitsbildung,  dct  eti  \Vt  rtheurteilun«;  tiet  mit  der  Pestalozzi- 
schen  Grundidee  der  Elementar-  oder  Grundbildung  zusaninienhaugt, 
kommt  zur  HOlfe  der  Einflufs  der  Religion,  die  Pestalozzi  auf  rein 
menschlichen  Ursprung  zurilckAihrt. 

Wir  verzichten  darauf,  im  einzelnen  zu  untersuchen,  inwieweit  es 
dem  Verfasser  gelungen  ist,  uns  ein  (Gesamtbild  von  Pestalozzi's  Be- 
deutung als  Sozialforscher  zu  geben,  wie  darauf,  ob  der  Inhalt  der 
Schrift  ganz  dem  entspricht,  was  der  Titel  besagt,  näher  einzugehen. 
Wir  halten  uns  an  das,  was  uns  vorliegendes  Büchlein  geboten:  und 
da  können  wir  es  nur  begrOfsen,  dafs  einmal  von  berufener  Seite  das 
Verdienst  Pestalozzfa  auf  einem  Gebiete  anerkannt  wird,  auf  dem  man 
ihn  als  idealen  Träumer  oder  gefährlichen  Revolutionär  zu  betrachten 
in  gewissen  Kreisen  nie  aufgehört  hat.  Wie  Fichte  in  Pestalozzi's 
Wirken  den  Antang  der  Krneuerung  der  Menschheit  sah.  so  erblickt  der 
Verfasser  in  dessen  süzialp.idagogischen  Ideen  den  einzigen  W'eg,  die 
soziale  Frage  zu  einer  befriedigenden  Lösung  zu  bringen:  es  gilt  die 
gesellschaftlichen  Verhaltnisse  nicht  durch  eine  politische  Revolution 
über  den  Haufen  zu  werfen,  nicht  die  entgegenstehenden  Elemente  zu 
negieren,  sondern  ihre  innere  sittliche  Umbildung  anzustreben  auf  dem 
Wege  rechter  N'olkscrziehung.  der  Bildung  durch  Arbeit.  Wir  meinen 
aber,  der  Verfasser  habe  allzu  sehr  den  Gedanken  in  den  Vordergrund 
treten  lassen,  dals  der  Menscii  die  Umstände  mache,  während  Pesta- 
lozzi vor  allem  im  ersten  Teile  von  „Lienhard  und  Gertrud*  von  der 
Ansicht  durchdrungen  ist,  dafs  durdi  die  Verhältnisse  der  einzelne 
Mensch  das  geworden,  was  er  ist:  Pestalozzi  würde  darum,  in  unser 
heutiges  Staatsleben  hineingestellt,  das  Wort  „seiner  Wahrheit  getreu, 
aber  keiner  Partei"  ohne  eine  gewisse  Modifizierung  nicht  zum  Prinzip 
seines  Handelns  machen. 
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Eingehendere  Auätührungen  nun  über  das  Wesen  und  die  Keali« 
siening  der  Arbeitsbildung  finden  wir  in  einer  anderen  Schrift  des  Vcr- 
assere,  in  «Religion  innerhalb  der  Grenzen  der  Humanitit  —  Frei> 
bürg  L  B.  und  Leipzig  1894".  die.  obwohl  frflher  entstanden,  gleichsam 

als  Kommentar  zur  Pestalozzi-Schrift  angesehen  werden  kann.  Nicht 
an  verschiedene  geselUchaftlichc  Klassen  sollen  sich  die  verschiedenen 
Provinzen  menschlicher  Bildung  verteilen.  Fflr  alle  wird  aus  logischen 
und  sittlichen  Gründen  die  gleiche  und  gemeinsame  Kntlultung  aller 
menschlichen  Kräfte  gefordert,  die  humane  Bildung,  in  der  nicht  ein- 
seitig das  intellektnelle  oder  sittliche  oder  Ästhetische  Vermögen,  nidit 
bloss  <Ue  physischen  Krflfte  der  Arbeit  und  des  Genusses  entwickelt 
werden,  sondern  in  der  in  lebendiger  innerer  Teilnahme  des  einzelnen 
am  Leben  der  Gesamtheit  die  harmonische  Entfaltung  aller  die-er  Seiten 
des  menschlichen  Wesens  erstrebt  wird.  Diese  humane  Bildung  schliesst 
in  sich  ^  Speiche  und  gemeinsame  Teilnahme  aller  am  sozialen  Er- 
nflhrungsprozess.  an  Arbeit  und  Arbeitsertrag:  die  eine  kann  ohne  die 
andere  nicht  bestehen.  Wenn  der  Arbeiter  seine  Arbeit  nicht  bloss 
mit  der  Faust,  sondern  mit  dem  Geist  bewältigen  soll,  so  braucht  er 
Verstiindnis  der  Technik  und  der  Nutzung  der  Naturkraft:  er  bedarf 
einer  soziologisch-historischen  Bildung,  um  die  Bedingungen  seiner  Arbeit 
und  ihre  Verwendung  in  der  gegebenen  Gesellschaft  als  einer  vorüber- 
gehenden Entwicklungsphase  zu  begreifen;  Mathematik  und  Logik  sind 
notwendige  Voraussetzungen  eines  erfolgreichen  Studiums  der  genannten 
Wissenszweige.  Ebenso  wie  die  Bildung  des  Intellekts  wurzelt  die  des 
Willens  in  der  Ai  beit^-bildung.  Denn  Willensbildung  wird  wesentlich 
durch  die  Erziehung  erreicht,  d.  h.  durch  Kmlehung  in  die  sittlichen 
Etjrmen  menschhcher  Gesellschaft;  nur  die  sittlich  begründete  Gemein- 
schaft erzieht  unmittelbar,  Unterricht  vermag  nur  insofern  mitzuwirken, 
als  er  durch  Soziologie  und  Geschichte  die  Idee  der  Gemeinschaft  der 
Arbeits-  und  Volksgenossen,  endlich  aller  Menschen  erwecken  und 
nAhren  hilft.  Kern  aber  und  Mittelpunkt  der  sittlichen  Bildung  bleibt 
die  Arbeit  und  Arbeitsgemeinschaft,  in  der  Kamilie.  in  der  Schule,  im 
Staat.  Erwägen  wir  mm.  dafs  sich  die  ä-^tht  tische  Bildung  auf  der  in'- 
tellektucUcn  und  sittlichen  gründet,  so  dürfen  wir  schliefsen.  dafs  die 
verlangte  harmonische  Ausbildung  der  menschlichen  KrAfte  nur  auf  der 
Basis  der  physbchen,  der  Arbeitsbildung  zu  suchen  ist. 

Ein  notwendiger,  erster  Schritt,  um  die  geforderte  Heranbildung 
des  \'olks.  d  h.  der  Gesamtheit  der  Arbeitenden,  auf  dem  festen  (  Irunde 
der  Arbeit  und  Arbeitsgemeinschaft  zur  höchsten  nur  erreichbaren  .Stufe 
wissenschaftlicher,  hittlicher,  ästhetischer  Kultur  zu  realisieren,  ist,  dafs 
man  die  Voücsschiüe  zu  «ner  obl^atorisehen  Schule  für  alle  macht:  die 
höheren  Lehranstalten  worden  aufliören,  ein  Privileg  der  höheren  Ge- 
sellschaftsklassen zu  sein;  es  wAre  zugleich  der  Boden  gegeben  fOr 
weitere  tiefgreifende  Institutiiuien  zur  Höherbildung  des  gesamten  Volks, 
zu  einem  Fortbildungswesen,  das  sich  in  ^stematischem  Anschlufs  an 
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alle  vorhandenen  öffentlichen  Lehranstalten  organisieren  Utfst.  —  Mit  dem 
bisher  Gesagten  können  wir  in  den  Hauptlinien  unsere  Ansicht  für 
identisch  halten;  in  einem  anderen  Punkte  aber,  der  dem  Verfasser  hier 
die  Hauptsachr  i-^t.  in  -einer  Autrassunj;  von  Religion  und  ihrer  sozial- 
piidagogi-i  lu  11  Auttiabc.  scIicn  wir  uns  zu  einigen  iMinvürfen  veranlalst. 
Die  Religion  vertritt  ihm  eine  eigene  Grundgestalt  des  Bewufstseins. 
nämlich  das  Gefllhl  in  seiner  höchsten  Potenz,  in  seinem  Anspnidie 
die  universelle,  alle  andern  um&ssende  und  vereinende  GrundknÄ.  den 
ursprOngUchstcn .  unerschöpflich  lebendigen  Quell  aüc-^  Rt  wtifstseins 
d.irzustellen :  wofern  sie  die  Grenzen,  die  Krkenntnis,  W  ille  und  .ästhe- 
tische Gestaltung  ihr  setzen,  nicht  überschreitet,  sondern  ihren  Trans- 
cendenzanspruch  aufgiebt.  vermag  die  Religion  eine  Aussöhnung  zwischen 
Sollen  und  Sein,  zwischen  Idee  und  Wirklichkeit  im  Subjekt  herzu- 
stellen,  sie  kann  und  soll  die  Gemeinschaft  zwischen  Mensch  und  Mensch 
vertreten.  „Alles  an  der  Religion,  was  auf  echtem  Gef&hlsgrunde  ruht, 
ist  haltbar  und  berechtigt"  fS.  66).  „Das  Sittliche  ist  überall  im  Reli- 
giösen eingeschlovseii"  (S.  78)  In  ihren  „gröfsten  Gestaltungen"  ge- 
winnt die  Kcligion  einen  „nicnschhcitlu  hen  Charakter"  (S.  20)  -  -  das 
Chribtentuni  hat  die  Erhöhung  des  sittlichen  Ideals  für  einen  grofsen 
Teil  der  Menschheit  vollbracht  (S.  22).  Die  christliche  Moral  «bedeutete 
ein  Leben,  nicht  eine  blofse  Lehre",  und  «erst  das  gab  ihrer  Lehre 
Kraft*  (S.  94).  So  wahr  dies  auch  sein  mag,  so  behaupten  wir  doch: 
alles  was  sittlich  ist  im  Christentum,  da-;  ist  auch  ohne  das  Christentum 
und  aufser  ihm  lebendig,  es  kann  auch  ohne  jede  Rücksicht  auf  spe- 
zifisch Christliches  erneuert  werden.  .<Vlle  Religionen  haben  einen 
moralischen  und  änen  intellektuellen  Kern.  Diese  Kerne  metamorpho- 
sieren  unabhängig  von,  ja  im  Kampfe  mit  der  gegebenen  Religion,  in- 
folge von  noch  tiefer  liegenden  Veränderungen  der  ökonomischen  und 
politischen  Struktur  des  sozialen  Lebens.  Die  konservative  Moral 
bleibt  in  den  1  lülh  !i  der  Religion  und  erfreut  <ieh  ihres  Srhutzes.  sie 
ist  aber  auch,  allen  Lehrsätzen  der  Religion  zum  Trotz,  praktisch  nie 
eine  schlechthin  menschliche;  die  freie,  neue  und  rationale  Moral  kann 
ilttr,  indem  sie  diese  HQUen  sprengt  sich  entwickebi,  Moral  ist  aber  doch 
das,  was  allein  als  verbindlich  gedacht  werden  kann;  und  wenn  es,  der 
historischen  Erfahrung  nach,  wahrscheinlich  ist,  dafs  sich  immer  wieder 
ein  ,.C,l:iube"  an  sie  an^rtT't  oder  sogar  von  ihr  erzeugt  wird,  so  sind 
doch  that^aclilich.  wemi  wir  die  gegenwartige.  in  so  hohem  Grade 
kritische  i'hase  zum  Beispiele  nehmen,  von  einer  genieinsam-mensch- 
lichen Ethik  sehr  viele  Keime  (vor  allem  in  den  ökonomischen  Um- 
wftlzungen),  von  einer  gemeinsam-menschlichen  Religion  sehr  wenige 
Keime  vorhanden.  Denn  wenn  das  Christentum,  seiner  Ethik  nach  — 
und  als  Ethik  im  Kampfe  mit  der  Religion  ist  es  entstanden  -  dies 
sein  wollte,  so  hat  es  mit  seiner  Politik  nie  ans  diesem  Willen  Krn<t 
machen  können,  weil  es  in  allen  hi->t<M  i-i  In  n  (iestalten  nicht  an  dem 
christlichen  Betragen,  sondern  an  einem  Glaubensbekenntnis,  oder  an 
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flufserlichen  Werken  den  Wert  eines  Christenmenschen  ebenso  mifst, 
wie  das  von  dem  Nazarener  in  einer  den  öffentlichen  Frieden  gefthr- 

denden  Weise  gescholtene  Pharis.lert um  den  Wert  des  Juden  an  der 
Beobachtung  de>  Gesetzes  mafs,  so  dafs  jeder  christlichen  Kirche  u  dgl. 
die  kleine  (le>chichte  vom  Samariter  immer  von  neuem  vor<(rhalten 
werden  d.irf.  Die  historische  Bedeutung  der  Religionbgemeinschatten, 
als  derer,  die  bestehende  Einrichtungen  und  Meinungen  heiUgen,  wird 
dadurch  nicht  vermindert;  aber  die  Einsicht  in  diese  Bedeutung  darf 
uns  fOr  die  historische  Bedeutung,  die  der  Kampf  gegen  bestehende 
Einrichtungen  und  Meinung^  hat,  nicht  verblenden.  Wir  wissen  den 
Verfasser  dieser  höchst  anregenden  Schriften  darin  mit  uns  einig,  und 
wir  brauchen  uns  auch  ihm  nicht  zu  verweigern,  wenn  er  eine  Erneue- 
rung der  christlichen  Keiigiun.  ja  sogar  der  Kirchen  in  dem  Sinne  fordert 
und  für  möglich  hält,  dafs  sich  die  GlaubensvorstcUungen  eine  philo- 
sophische „Reinigung  gefallen  lassen  mQssen",  dafs  das,  „was  als  un- 
mittelbare Wirklichkeit  geglaubt  wird,  einerseits  zur  Idee  abgeklärt, 
andererseits  zum  Symbol  herabgesetzt  wird"  (S.  78k  nur  meinen  wir, 
dafs  diese  LJmbildungen  viel  mehr  durch  den  Zustand  unseres  iheo- 
reti'-chen.  als  (huih  den  unsere-  prakti>-chen  (moralisch-politischen) 
Denkens  notwendig  werden,  wenn  irgend  welche  Formen  der  R»  Isgion 
sich  erhalten  wollen.  Hingegen  leugnen  wir,  daf.s  diese  Erhaltung 
irgendwie  Voraussetzung  der  Sittenlehre  sein  könne,  und  wollen  viel- 
mehr, dafs  es,  bei  der  unabsehbaren  Aussicht,  zu  einer  Volksreligion 
«innerhalb  der  Grenzen  der  blofsen  Vernunft",  oder,  wie  Natorp  variiert, 
innerhalb  der  Grenzen  der  Humanitfit,  zu  gelangen.  allerding-<  als 
„Privatsache"  anerkannt  wcrdi  .  .>|)  und  wie  sich  der  Einzelne  i>der 
gesinnungseiniirc  (iruppcn  die  Ethik  selbst  zur  Religion  werden  lassen, 
oder  eine  Religion  sich  daraus  erwachsen  lassen,  oder  endlich  ihren 
religiösen  Glauben  daneben  sich  lebendig  erhalten.  Wir  wünschen 
freilich,  dafs  ein  Lehrer  der  Jugend  in  irgend  einem  ethisch  zulässigen 
Sinne  «auch  Religion*  habe,  k<(nnen  aber  den  vom  Verfasser  voi^ 
schlagenen  Weg  zur  Humanisierung  der  Religion,  die  Einführung  eines 
religiösen  uiidogmatischen  Volksunterrichts  auf  christlicher,  nicht  kirch- 
lichci-  Grundlage,  weder  sarlilich  für  empfehlenswert,  noch  praktisch 
för  wahrscheinlich  halten.  Weder  .Staat  noeli  Kirche  <ind  bei  uns  in 
ihrer  heutigen  Gestalt  in  der  Lage,  die  Folgen  einer  solchen  iNeuerung 
ohne  unOberwindliche  Bedenken  auf  sich  zu  nehmen;  femer  soll  man 
nicht  glauben,  dafs  dem  Kinde  religiöse  Vorstellungen  beizubringen 
sind,  ohne  dafs  die  erworbenen  Begriffe  im  Kindesverstande  sogleich  zu 
Deumen  werden.  Und  nach  dem  trefflichen  Grundsatze  In  necessarüs, 
aber  auch  nur  in  necessarüs  unitas  sollte  die  staatliche  Pädagogik 
ihre  Aufgabe  nur  in  moralischen  und  gar  nicht  in  religiösen  Wirkungen 
suchen.  Der  sachlich  richtige  Gaiig  wird  daher  doch  der  reine  Moral» 
Unterricht  ohne  konkurrierende  kirchliche  Unterweisung  sein.  Wenn 
der  Verfasser  meint,  dafs  hierbei  entweder  die  Religion  totgeredet  oder 
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totgeschwiegen  werden  mflsse,  was  beides  unmöglich  sei,  so  vergifst 
er  doch  einen  dritten  Weg:  eine  Religionsgeschichte  würde  nicht  erst 
für  die  höheren  Schulen,  sie  wurde  auch  lür  die  Volksschule  erspriefs- 
lich  sein;  sie  allein  könnte,  wirklich  intcrkonicssionell  und  undogmatisch 
gelehrt,  das  Zid,  das  der  Verfasser  erstrebt,  erreidibar  machen.  Aber 
wir  halten  auch  diesen  Weg  nicht  für  gangbar»  so  lange  nicht  der  Fort- 
schritt des  sozialen  Lebens  den  Staat  aus  den  Fesseln  der  Klassen- 
intcresscn  befreit  haben  wird,  wofilr  wir  eine  gflnstige  Prognose  nidit 
zu  stellen  wagen. 

Kiel  FERDINAND  TÖNNIES. 


Schoenlanky    Hrntio^    Soziale  Kämpfe  vor  dreihunderl  Jahren. 

Altnürnbergischc  Studien.  Leipzig,  Duncker  ik.  Humbiot, 
1894.  8«.  212  Seiten. 

Das  lesenswerte  Buch  soll  einen  ^auf  getreue  urkundUchc  For- 
schung begründeten  Beitrag  zur  Historie  der  mittelalterlichen  Arbeiter- 
bewegung'' liefern.  Der  Verfasser,  der  sich  durch  seine  wirtschafts- 
gcschichtUchen  Studien  in  der  wissenschaAlichen  Welt  bereits  rühmlidist 
bekannt  gemacht  hat.  wendet  sich  mit  dieser  Schrift  an  ein  gröfseres 
Publikum.  „Für  einen  weiteren  Leserkreis  sind  die  Bilder  aus  der  r",r- 
schichte  des  arbeitenden  V  olkes  bestinmit."  Ihr  Studium  »oll  den  „Blick 
für  das  moderne  Leben  schärfen."  (Vorwort.) 

Ob  unsere  Arbeiter,  an  die  Sdioenlank  wohl  in  erster  Linie  denkt. 
fOr  solcherart  wirtschaftsgeschichtliche  Lektüre  bereits  die  nötige  Vor- 
bildung besitzen,  wird  er  besser  zu  beurteilen  vermögen  als  wir.  Dafs 
historische  Studien  fjewi'><er  \'orkenntnisse  und  weitgehender  Keife  des 
Urteils  am  niei-ten  he(iiirl<n.  wird  er  nicht  Ix  strciten  wollen.  Jeden- 
falls wünsche  ich  der  Schuft  weiteste  Verbreitung,  denn  es  ist  reich 
an  Vorzogen.  Obwohl  es  naturgemäfs  prinzipiell  neue  Aufschlüsse 
nicht  enthalt,  so  lafst  es  den  gewiegten  Fachmann  doch  sehr  wohl 
merken.  Die  Darstellung  baut  sich  auf  einem  breiten  Thatsachen- 
material  auf:  der  reiche  Stoff  entbehrt  aber  auch  nicht  der  theoretischen 
Durchleuchtung  und  der  schrilt^^tellerisrh  L;ewandten  Behandlung.  \'iel- 
leicht  k<'Miiite  man  der  S«  hrift,  in>beMMiciere  wenn  man  iiues  eigentlichen 
Zweckes  eingedenk  ist,  eine  strallere,  geschlos.sencre  Disposition,  einen 
fester  gefügten  Gedankenaufbau  wünschen.  Ich  habe  den  Eindruck  ge- 
wonnen, als  ob  die  letzte  Niederschrift  etwas  hastig  von  statten  ge- 
gangen wÄre.  Daher  auch  manche  Unebenheiten  der  Behandlung  und 
Anordnung  des  Stofles.  Doch  da^  sind  mehr  üufscrliche  Ausstellungen, 
die  die  Art  der  Arbeit  nicht  erheblieh  herabzumindern  vermögen. 

Die  „sozialen  Kämple",  die  uns  der  Verfasser  schildert,  sind  die 
Organisationsbestrebungen  der  Handwerksgesellen,  namentlich  tm1&  Jahr- 
hundert und  mit  besonderer  BerOcksicht^ui^  NOmbeigs,  dessen  Archive 
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der  Verfasser  vomehinlich  benutzt  hat.  Dttfs  NOrnberg,  ein  Brennpunkt 
gcwerblichrn  Lebens  im  >!ittclaltcr .  von  der  wirtschaftshistorischen 
Forschung  bislang  sehr  sticlniütterhch  behandelt  worden  ist,  ist  ein 
Grund  mehr,  dem  Verfasser  für  seine  iVrbcit  dankbar  zu  sein. 

Wenn  wir  in  groben  Zogen  den  Inhah  des  Buches  wiederzugeben 
versttdien,  so  erhalten  wir  etwa  folgendes  Bild: 

Den  Ausgangspunkt  einer  kräftigen  Gesellenbewegung  erblickt 
Schoenlank  in  dem  Entstehen  eines  Nur-Gesellenstandes,  das  in  Nürn» 
berg  früher  als  in  vielen  anderen  StAdten  erfolgt  zu  sein  scheint.  Kinc 
solche  soziale  Bewegung  entwickelt  sich  zum  i;iof-( n  1 .11  im  Scliofse 
der  ursprünglich  politisch  farblosen  kirchlichen  ßrüderschattcn.  die  sich 
entweder  mit  weltlichem  Geiste  erfüllen  oder  absterben,  nachdem  sich 
die  Gesellen  hinreichend  zusammengeschlossen  haben,  um  auch  ohne 
das  kirchliche  Gewand  weiter  beieinander  zu  bleiben.  Der  frische 
Luftznc.  der  mit  dem  Ausgang  ties  15.  Jahrhunderts  in  das  europäische 
Cleisteslehen  hineinweiit .  wirkt  auf  eine  Entwicklung  der  Gesellen- 
verbände in  weltlicher  Richtung  wohlthütig  ein.  Die  erste  Hälfte  des 
16.  Jahrhunderts  ist  die  eigentlich  goldene  Zeit  fflr  die  Organisation 
der  Gesellenschaft  Schon  aber  von  den  ersten  Regungen  einer 
selbstAndigen  gewerkschaftlichen  Bewegung  an  haben  die  Gesellen,  zu- 
mal in  Nürnberg,  dessen  öffentliches  Leben  in  jenen  Zeiten  ein  gewisser 
preufsisch-bcvormundcnder.  bureaukrati'-cher  Geist  erfüllte,  mit  den  An- 
feindungen durch  die  öft'entlichen  Gcwalien  ebenso  wie  durch  die 
Meister  zu  kämpfen.  Mau  setzt  alles  daran,  um  die  Bestrebungen  der 
Gesellenschaft  zu  unterbinden.  Man  greift  diese  vor  allem  immer  wieder 
an  ihrem  verwundbaren  Punkte  an:  man  sucht  die  Oi^nisation  dnrdi 
Verbot  der  Zusammenkunft  in  den  SchAnken,  um  die  sich  alles  geweik- 
schaftlichc  Leben  gruppierte,  zu  vernichten.  Der  Kampf  wogt  hin  und 
her  Die  „Ordnung  und  Reformation  guter  Folicey  im  h,  römischen 
Reich"  1530  zu  Augspurg  erlassen,  eröttnet  den  Reigen  der  Unter- 
drflckungsmafsregeln.  Die  Gesellen  behalten  jedoch  einstweilen  noch 
die  Oberhand.  1548 — 1566  wird  ein  ^stematischer  Feldzug  gegen  das 
Koalitionsredit  eröffnet.  Durch  ein  kaiserliches  Mandat  von  1551  wird 
gerade  Nürnberg  zu  energischem  Vorgehen  gegen  die  Gesellenverbände 
gedrängt.  iNoch  einmal  (1553)  erttnt/t  sich  die  Gt  scllcnschaft  die  Frei- 
heit. Aber  di<'  Ix  •rtiliclien  Mafsre^eiuni;«  ii  hören  nicht  auf.  I.SWi 
kommt  es  sogar  zu  einem  gememschaftlicljcn  \  orgehen  des  fränkischen, 
schwabischen  und  bayerischen  Kreises.  Der  Kampf  endigt  schliefslich 
mit  einer  Art  Friedenssdilufs.  Die  vom  Jahre  1573  an  datierenden 
Gesellenordnungen  (sie  mehren  sich  gegen  Ende  des  16.  und  im  17.  Jahr> 
hundert  rasch)  basieren,  wie  Schoenlank  darthut.  auf  einem  Kom- 
proniifs  zwi>clun  den  kämplenden  Parteien  (S.  10811. i.  Mit  der  Dar- 
stellung de>  durch  dieses  Kompromifs  geschaffenen  Zustande»  schliefst 
Schoenlank  seine  Arbeit. 

Und  welches  ist  die  sozialpolitische  Bedeutung  der  Gesellen- 
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verbände  g^ewesen:  was  haben  sie  für  die  Gcsellenschaft  geleistet? 
Mir  scheint,  man  urteilt  hier  viclfarli   zu  günstig     Anrh  Schoenlank 
ist  des  Lobes  voll  ob  der  prächtigen  Lirungenschalten.  die  die  Gesellen- 
organisation  aufzuweisen  habe.  Man  sieht,  wie  ihm  daran  gelegen  ist, 
die  Segnungen  gewerkschaftlicher  Bestrebungen  so  recht  von  Grund 
aus  an  den  Erfolgen  der  mittelalterlichen  Gesellenverb.lndc  den  deutschen 
Arbeitern  seiner  Zeit  ad  oculos       demonstrieren.   Und  trotzdem  habe 
ich  gerade  wieder  aus  Schocnlank  s  Darstellung  den  Kindnu  k  gewonnen, 
dafs  man  die  Leistungen  der  GescUcnvci  bände  aut  eigentlich  gewerk- 
schafUicheni  Gebiet  erfaebUdi  flberschfltzt;  als  ob  es  Oberhaupt  unzu- 
lässig wäre,  sie  an  modernem  tradeunionistischem  Mafsstabe  zu  messen. 
Welches  ist  denn  ihre  Entwicklung?  Sie  gelangen,  wie  aus  den  obigen 
Jahreszahlen  hervorgeht,  im  Anfange  des  16.  Jahrhunderts  rasch  zu 
einer  gewissen  Bedeutung  auch  als  Arheitervertretungcn,  erleben  so- 
fort jedoch  die  schärfste  (Gegnerschaft  von  Seiten  der  Meister  und  Be- 
hörden.   Wir  sahen,  dass  ihr  Schicksal  als      sagen  wir  —  Kampfes- 
organisationen „entschieden*  ist  schon  nach  kaum  einem  halben  Jahr» 
hundert  des  Ringens;  aber  wie  entschieden?  Das  «Kompromifs",  dessen 
Inhalt  uns  Schoenlank  eingehend  schildert,  ist  doch  sdion  nichts  anderes 
als  eine  vollst.lnd  ige  Hankerottcrklarung  der  selbstflnd  igen  Ar- 
beiterbestrebungen: die  Verbände  „dürfen"  sich  wieder  in  den  Her- 
bergen versammeln,  dürfen  wieder  Umschau  halten,  aber  alles  unter 
strengster  Aufsicht  des  lObtichen  Rates  und  der  Mdster,  und  in  ganz  be- 
stimmten Grenzen,  so  dafs  ihnen  das  Quantum  und  Quäle  des  Truakens 
vorgeschrieben,  ihr  Verhalten  in  jeder  Hinsicht  reglementiert  wird.  Und 
dabei  ists  geblieben.   Heifst  das  nicht  ein  gänzliches  Fiasko:  eine  Blüte- 
zeit von  kaum  einem  halben  Jahrhundert,  die  von  Kämpfen  und  An- 
feindungen angclüllt  ist.  und  dann  ein  „Koinpromifs",  das  die  Organi- 
sationen dem  behördlichen  Gutdünken  ausliefert?  Ich  wünsche  unserer 
Arbeiterschaft  von  Herzen,  dafs  sie  nicht  da  endigt,  wo  die  NQmberger 
Schreinergesellen  im  Jahre  1573  angelangt  waren. 

Nein  —  mir  scheint,  dafs  die  Hauptleistungen  der  GesellenverbAnde 
doch  wesentlich  nur  auf  gcnosscnsrhattlichem,  nicht  eigentlich  gewerk- 
schaftlichem (iebiete  gelegen  haben,  und  \<>rnehmlich  in  der  Fliege  des 
Gemeingeistes  und  der  Standesehrc  —  NB.  des  Handwerks,  nicht  des 
Gesellentums,  wenigstens  nicht  in  erster  Linie  —  zu  sudien  seien,  wie 
es  Schoenlank  S.  54fr.  so  schön  schildert;  dafs  sie  aber  den  Anforde- 
rungen eines  ökonomischen  Kampfes  keineswegs  gewachsen  waren. 
Ich  weif-^  nitht  einmal,  ob  die  allgemein  verbreitete  Annahme  richtig 
ist,  dafs  die  f Jesellenverbflnde  der  Entwicklung  eines  lebenslänglichen 
Gescllentuni-s  hauptsachlich  ihre  Ausbildung  verdanken.  Vergessen  wir 
nicht,  dafs  die  Gesellenverbände  schlechthin  als  die  Organisation  der 
ledigen  Gesellen  anzusehen  sind  (Schoenlank  S.  81);  die  ihr  Ld>tag 
Gesellen  zu  bleiben  verdammt  waren,  werden  sich  doch  aber  zum  Teil 
sicher  veriieiratet  haben:  die  Immergesellen  bildeten  also  keineswegs 
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den  Kera  der  Ofganisadonen;  von  ihnen  berichtet  uns  Schoenlank  ge- 
legentlich (S.  SO),  dafs  sie  auf  die  Fledten  und  Dörfer  gingen,  um  hier 
zn  stQmpcrn  oder  vom  Kapitalismus  sich  anwerben  zu  lassen  Als  die 
Gesellenverbcinde  anlangen  \vi>llen.  das  ökonomische  Khi--s(  ninteres;>c 
der  Gesellen  den  Meistern  gegenüber  energisch  geltend  zu  machen, 
werden  sie  rasch  im  Keime  erstickt.  Ich  möchte  gerade  umgekehrt 
sagen:  in  dem  Mafoe,  wie  sich  ein  reiner  Gesellenstand  entwickelt,  ver- 
sagt  die  Organisation  ihren  Dienst.  Und  zwar,  wie  mir  scheint,  sehr 
begreiflicherweise:  aus  dem  einfachen  drundc,  weil  mit  der  fortschrei- 
tenden Zersetzung  de--  Handwerks  dit-  Position  auch  der  ric^-cllen 
schwächer  wird:  das  Handwerk  wird  von  der  vordringenden  kapitalisti- 
schen Produktion  (schon  1530  in  Nürnberg  ^ehr  fühlbar)  hart  bedroht 
und  sucht  sich  —  cf.  Ausgang  des  19.  Jahrhunderts!  —  durch  immer 
weitergehende  Ausbeutung  der  Arbeiterschaft  konkurrenzfUiig  au  erhalten 
(V|^,  S.  45).  Hier  im  Handwerk  wurde  also  der  Kampf  um  die  Arbeitsbe- 
dingungen zwischen  Meister  und  Gesellen  immer  mehr,  wie  Max  Weber 
es  von  unseren  ostclbischcn  Agrariern  und  ihren  Arbeitern  sagt,  ein 
Kampf  auf  sinkendem  Kahn.  In  der  Sphäre  der  kapitalistischen  Pro- 
duktion war  aber  selbstredend  in  jenen  Zeiten  die  Ausbeutungsfreiheit 
noch  so  uferlos,  da&  von  einem  gewerkschaftlichen  Widerstände  gar 
keine  Rede  sein  konnte.  Wo  also  hätte  eine  Kampfesorpanisation 
der  Gesellenschaft  festen  Fuss  fassen  können?  Was  uns  Schoenlank 
selbst  vgl.  nanientlicli  das  IX.  Kapitel  —  von  der  Gestaltung  der 
Arbeitsbedingungen  seit  Ende  des  16.  Jahrhunderts.  al>o  seit  der  kom- 
promittierlichen  Ordnung  von  1573  mitteilt,  läfst  schon  auf  eine  unbe- 
grenate  Ausbeutung  da*  Arbeiterschaft  auch  im  Handwerk  schliefen.  Man 
lese  die  Ausfllhrungen  aber  Kflndigungsfirtsten  (S.  131).  Arbeitszeit  (S.132). 
Lohnfest-  und  -herabsetzungen  (S.  133,  139),  Verlängerung  der  f  W  sdlen- 
wartez«  it  (S.  144).  ein  «ganzes  Bouquet  von  arbeitci'fcindliclien  Mafs- 
nahmen  und  Geschehni->eti.  Wurde  doch  im  I.ifire  1653  den  Nürn- 
berger Gesellen  die  Freiheit  genommen,  Degen  zu  tragen,  eui  Recht, 
das  sie  bis  dahin  besessen  hatten!  Und  während  aUedem  schweigt  die 
Oi^nisation.  Was  Schoenlank  selbst  fillr  die  spätere  Zeit  des  Gesellen- 
wesens zugiebt,  das  gilt  wohl  schon  bald  nach  dem  mannhaften,  aber 
unglücklichen  Vorstofs  der  Gesellenverbandc  im  16.  Jahrhundert:  „es 
gipfelt,  wie  die  (.)rdnung  der  Seidenwcbergesrllen .  die  letzte,  die  der 
Rat  erliefs,  in  Gottesfurcht  und  fünfzehnstündiger  Arbeit"  (S.  146).  Die 
Gesellenverbändc  sind  segensreiche  Genossenschaften  des  Gesellentums 
gewesen  und  haben  sich  vielleicht  in  dem  Mafiie  entfaltet,  als  das  Ge- 
sdlentum  —  lebenslängliches  oder  auch  zeitweiliges  —  entsprechend 
dem  allgemeinen  geistigen  Erwachen  selbstbewufster,  kecker,  lebens- 
kräftiger wurde.  Als  sie  aber  einen  Scliritt  weiter  thun  und  Gewerk- 
schaften, Kauiptc-organisationeii  werden  wollten,  iiin  ein  oppositionelles 
Berufs-Gesellentum  zu  verselbständigen  und  ökonomisch  zu  besseren 
Arbeitsbedingungen  zu  ftthren,  da  brachen  sie  zusammen,  und  mufsten 
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zusammenbrechen,  denn  die  Zeit  der  Gewerkschaften  war  noch  nicht 
erfüllt.  Die  tcv  Iinisch-ökonoin!>che  Kntwicklung  war  aul  lange  lunaus 
der  Organisatiun  der  Arbeiterschaft  ebenso  abträglich  wie  sie  ihr  heute 
fi^rderlich  kt 

Das  ist  der  Eindrudc,  den  ich  wieder  aus  Schoenlank's  anregender 
Sdirift  empfangen  habe. 

Breslau.  WERNER  SOMBART. 


PlaÜMry  Dr,  Juit'us^  Professor  der  Staatswissenschaften  am  eid- 
genössischen Polytechnikum  in  Zürich,  Kriiische  BeifrSf^ 
zur  Erkenntnis  Wtserer  sozialen  Zustände  und  Tkeoriten» 
Basel.  Verlag  von  Dr.  H.  Müller,  1894.    Vi.,  558  Seiten, 

grofs  Oktav. 

Die  wisscnschaftlii  licn  Leistungen  de-  Züricher  Gelehrten  dürften 
in  Deutschland  selbst  manchem  Fachükonumen  noch  ziemlich  unbekannt 
sein.  Platter  hat  kein  System,  keine  dickleibige  Enqu6teverarbeitang, 
keine  weitlAufige  historische  Untersuchung  mit  sauberen  AktenauszQgen. 

kt  inc  S.  hrift  des  Vereins  für  .SozialpDÜtik .  überhaupt  nicht  e  inmal  ein 
richtiges  Buch  veröffentlicht.  Kr  ist  ein  Mann  und  Meister  der  Ab- 
handlung, des  Essai'i.  ICin  kleiner  Teil  ■-l  incr  .Arbeiten  ist  in  I'-rosduiren- 
ti>rm,  der  weitaus  gröfsere  in  Zeit->chrirtcn  erschienen,  aber  zumeist 
nicht  in  solchen,  die  jeder  deutsche  Fachgenosse  genau  kennt,  sondern 
in  E.  Pemerstorfer  s  Deutschen  Worten  (Wien),  in  den  Schweizerischen 
Blättern  flBr  Wirtschafts-  und  Sozialpolitik  (Basel)  und  in  der  Neuen 
Züricher  Zeitung.  Warum  gerade  da?  Warum  in  österreichischen  und 
vchweizerischen  Organen?  Vielleicht,  wtil  Platter  der  Geburt  nach 
( )est(  i  i  t  i rill  1  (Tiroler  I,  meinem  derzeitigen  Wirkungskreise  nach  Schweizer 
ist.  kli  glaube  indes  nicht,  dafs  hierauf  der  Hauptaccent  zu  legen  wäre. 
Ich  meine  vielmehr.  Platter  hat  sich  der  genannten  Organe  deshalb  mit 
besonderer  Vorliebe  bedient,  weil  sie  ihren  Mitarbeitern  eine  unbe- 
dingte Bewegungsfreiheit  gestatten.  Ihre  Herausgeber  sind  keine  MÜnner 
in  Aemtern  und  Würden,  keine  hervorragenden  Gelehrten  von  scharf  aus- 
geprägter Richtung,  sie  sind  weder  durch  Rtick^icliten  nach  oben  noch 
solche  nach  unten  irgendwie  beengt.  VoUkonmienc  Gedankenfreiheit 
ist  aber  für  einen  Mann  wie  Hatter,  der  keine  Partei,  keine  Sdiule. 
kein  Gefflhl  und  keine  Tradition  schont,  der  mit  unerbittlicher  Strenge 
alles  vor  den  Richterstuhl  seiner  Kritik  zieht  und  mit  rflcksichtsloser 
Offenheit  sein  Urteil  f.lUt,  geradezu  Existenzbedingung. 

Wenn  also  je  die  Vereinieung  derartiger,  an  verschiedenen  Orten 
Zerstreuter  Autsatze  wünsctien-?wert  gewesen  ist,  so  trifft  das  in  unserem 
Falle  zu.  Ubwohl  die  Flatter  schen  Arbeiten  zum  grofsen  Teile  Ge- 
legenheitsschriften sind  —  sie  knüpfen  an  eine  neue  litterarische  Er- 
scheinung, an  einen  Gesetzentwurf  oder  ein  Zeitereignis  an  —  kommt 
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ihnen  doch  ein  hoher«  bleibender  Wert  zu.  Vom  Besonderen,  von  der 

jjutälligcii  einzelnen  Erscheinung  geht  der  Verfasser  rascli  und  sicher 
auf  das  Wesen,  das  Grundsätzliche  der  Frage  los.  Unter  hueh'it  un- 
scheinbarem Titel  werden  auf  diese  Weise  schlicf>lieh  die  wichtigsten 
Fragen  der  Theorie  und  l'olitik  cljcn&o  lehrreich  wie  fesselnd  behandelt. 
Platter  s  Kritik  ist  durchaus  positiver  Art  Hier  wird  nicht  einfach  fest» 
gestellt,  dafs  der  Inhalt  eines  Buches  seinen  Auffassungen  widerspricht, 
hier  macht  sich  kein  kleinlidies  schulmeisterliches  Besserwissen  breit, 
wir  erklimmen  an  einer  zuverlässigen  Führerhand  vielmehr  einen 
h'"\heren  Standpunkt,  von  dem  wir  den  Zusammenhnne  der  einzelnen 
Frage  mit  den  ("irundjMohlcmen  unsere^  Wis^cn-gcl^it  tcs.  oft  denen  der 
nienschheitlichcn  Lntwickclung  überhaupt,  leichter  erfassen  können.  Er 
begnügt  sich  nicht  mit  der  Korrektur  des  Fehlerhaften,  er  zeigt,  was 
an  dessen  Stelle  zu  setzen  wäre,  oder  er  deutet  wenigstens  den  Weg 
an,  auf  welchem  eine  bessere  Erkenntnis  winkt.  Es  weht  aus  den 
Platter'srhen  Aufsfltzen  etwas  von  der  anregenden.  »^elKu  fi  ri.  würzigen, 
freien  Luft  des  Hochgebirges,  in  dem  >cinc  Wiege  stand,  und  das  auch 
seinem  gegenwartigen  Wohnsitze  so  nahe  liegt;  etwas  so  Urgesundes. 
Kerniges  und  Erfrischendes,  dafs  man  inuner  wieder  von  neuem  zu 
dem  Buche  greifen  mufs.  Zweifelsohne  zahlt  Platter  zu  den  eigen* 
artigsten  und  unabhängigsten  Nationalökonomen  deutscher  Zunge.  Er 
ist  ein  wissenschaftlicher  Selfmademan  in  des  Wortes  bestem  Sinne. 

Hier  hat  die  mangelhafte  ( )rgani^ation  des  staatswis-enschaftliclien 
l'nterrichte^  an  den  österreichischen  Hochschulen  einmal  eine  gute 
Folge  gehabt.  Es  ist  ja  gcwifs,  je  besser  der  Unterricht,  sei  es  durch 
die  hervorragende  Persönlichkeit  eines  Lehrers,  sei  es  durch  vortreff- 
liche Seminareinrichtungen,  desto  leichter  filUt  es  dem  Durchschnitts- 
menschen, sich  zu  tüchtigen  Leistungen  emporzuarbeiten,  desto  schwerer 
aber  auch  dem  Begabten,  seine  geistige  Sclh-tAndigkrit  zu  l)ewahren. 
Und  mit  solchen  Schwierigkeiten  hatte  Platter  eben  wenig  zu  kam[)feu. 

Es  sind  \ni  ganzen  vierundzwanzig  Aufsätze,  die  das  Buch  entliält, 
gesondert  nach  vier  Gruppen:  Theoretisches,  Kritisches.  Politisches  und 
Sozialpolitisches.  In  der  ersten  Abteilung  verdienen  besondere  Beach- 
tung: „Die  Pflichten  des  Besitzes"  und  die  „Ethik  des  Landbesitzes"; 
in  der  zweiten:  „Karl  Marx  und  Malthus",  ^Sozialdemokratische  Kurio- 
sit;iten"  (Fr.  Engels.  Ursprung  dec  I'amilie  u.  s.  w.),  „Eine  neue  soziale 
Theorie"  (G.  Hansens.  Di  ei  lievölkcrungsstufen ).  „Aus  dem  Lager  der 
.Jungen'  in  der  sozialdemokratischen  l'artei  Deutschlands"  (IL  Müller, 
Der  Klassenkampf  in  der  deutschen  Sozialdemokratie),  „Zu  einem  neuen 
Buche*  (K.  Bachers  Entstehung  der  Volkswirtschaft):  in  der  dritten: 
.Der  Staat  und  die  Nationalitäten  in  Oesterreich";  in  der  vierten:  Die 
kla^-ische  Studie  .Der  Wucher  in  der  Bukowina".  „Die  Bodcnverstaat- 
lichung  der  Freilrinder"  und  „Niedriger  Hypotheken/ins". 

Wie  schon  früher  bemerkt  worden  ist,  sind  auch  die  vorwiegend 
kritischen  AufsAtze  reich  an  positiven  Gedanken.  Es  wird  dem  Fach- 
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mann  nicht  besonders  schwer  fallen,  sich  in  allgemeinen  Zogen  ein 
System  der  positiven  Anschauungen  Platter's  zu  entwerfen.  Nichts- 
destoweniger können  wir  den  Wunsch  nicht  unterdrücken.  Platter 
möchte  uns  einmal  einen  Teil  unserer  Wissenschaft,  sei  es  der  1  hcorie, 
sei  es  der  Sozial-  oder  Agrarpt)litik.  in  systematischem  Znsammeiiliange 
vorführen,  trst  dann  wird  sein  reiches  Wissen  und  Können  sich  wei- 
teren Kreisen  voll  erschlieisen.  Und  das  mufs  jeder  Freund  des  so- 
zialen Fortschrittes  wOnschen.  Giebt  es  heute  doch  kaum  einen  anderen 
Sozialpolitiker,  der  seiner  Begabung  ■  wie  seiner  ganzen  ^dlung  nach 
so  geeignet  wäre,  un-i  -  r  Arbeiter  von  dem  auf  ihnen  lastenden  ver- 
hclngni^volleii  Banne  des  l'.iririclogmati-imns  wirksam  zu  befreien  als 
eben  Julius  Platter,  (ilücklicli  die  Schweizer  Arbeiter,  die  sich  dessen 
voll  bewufst  zu  sein  scheinen.  .Natürlich  geht  Prof.  Platter."  so 
schrieb  der  Baseler  ^Vorwirts",  .auch  mit  der  sozialdemokratischen 
Orthodoxie  ins  Gericht,  und  mancher  Genosse,  der  bisher  weder  rechts 
noch  links  geschaut,  wird  sich  hier  und  da  etwas  unsanft  vor  den  Kopf 
gestofsen  fühlen.  Aber  diese  Bewegung  gehört  sicher  zu  den  ge- 
sundesten und  ist  in  unserem  eigenen  Interessr  nur  zu  wünschen.  Die 
, Kritischen  Beiträge"  sollten  in  keiner  Arbeiterbibliothek  fehlen." 

Karlsruhe.  H.  HERKNER. 


Annuaire  des  syndicais  professionntls  imdusiritis^  eommtrciaux  et 
agricoUs  instäuis  eonformemtni  d  la  hi  du  at  Mars  tS84 
en  France  et  en  Algirie.   4»  et  5«  annde,  1892  et  1Ö»3. 

Libmirie  admini.strative  de  Berger-Levrault  &  O*.  1893 
et  1894.   2  vols  8».  482.  LXVIl,  438pp. 
Die  unter  vorstclu  iidem  Titel  <M  sehienenen  Anniinires,  eine  Publi- 
kation drs  Mini^teriumN  für  Handel  und  Industrie,  gi  ben  uns  ein  über- 
sichtliches Bild  der  Kntwickelung,  welche  die  Fachvercine  in  den  beiden 
letzten  Jahren  genommen. 

Am  1.  Juli  1893  betrug  die  Zahl  der  gesetzmfifsig  konstituirten 
Syndikate  3253.  welche  Zahl  sich  nach  Art  und  Zusammensetzung  ihres 
Personalbestandes  wie  folgt  verteilte: 

Industrielle  und  kommerrielte  Syndikate  von  Arbeitgebern  .  1127 

.           ,           „                 ...    Arbeitern  .    .  1250 

fiemisrluc  industrielle  uiul  komincrztelle  Syndikate    ...  126 

I.iuulvvirtschaitliihr  Vereine   750 

.\in  I.  Juli  1892  wurde  das  Bestehen  von  3811  Syndikaten  festge- 
stellt, die  -i(h  wie  folgt  verteilten: 

Industrielle  und  kommerzielle  Syndikate  von  Arbeitgebern  .  1212 

m          »    Arbeitern  .  1589 

Gemischte  industrielle  und  konuneizielle  Syndikate    ...  147 

Landwirtschaftliche  Syndikate   863 
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Die  Gesammtzunahme  betrug  somit  558  Syndikate,  nAmlich: 
Industrielle  und  kommenielle  Syndikate  von  Arbeitgebern  .  85 

»    Arbeitern  .    .  339 

Gemischte  industrielle  und  kommerzielle  Syndilwte    ...  21 

Landwirtschaftliclie  Symlikate   11 J 

AiilVer  den  gO'^ct/.niar^i;^  kon^tituirtt  n  Syndikaten  lülut  der  An- 
nuaire für  1892  nueh  als  am  1.  Juli  dieses  Jahres  bestehend  an:  177 
irregulAre  Syndikate,  11  von  Arbeitgebern,  159  von  Arbeitern  und 
7  landwirtschaftliche.  Im  Annuaire  filr  1893  geschieht  der  irregulfiren 
Syndikate  keine  Erwähnung.  Am  1.  Juli  1899  belirf  sich  die  Anzahl 
der  gesetzmflfsig  begrflndeten  Syndikate  auf  4448  und  bestand  aus 

1397  industriellen  und  konunendelten  Syndikaten  von  Arbeitgebern 

1926  „  ..  „  ,.  „  Arbeitern 

17.<  l;i  inthi  ht«  ri.  unlu-itrulifii  und  kuinmcrzicllcn  Öyndikaten 

952  laiiii  wii  t-->i-hattl;cht  II  Syndikaten. 

Die  Zunahme  seit  1.  Juli  1892  beträgt  637  V'ereinc,  und  zwar 
sind  dies: 

185  industrielle  und  kommerzielle  Sydikate  von  Arbeitgebern 
337        n  w  w  •         m  Arbeitern 

26  gemisdite,  industrielle  und  kommerzielle  Syndikate 

89  landwirtschaftliche  Syndikate. 

Unter  den  neuen  Syndikaten  vt»n  Arbeitgehern  figurircn  27  Vereine 
von  A(  rztcn  und  Ilebanimrn.  Die  Rechtsprechimi;;  hatte  diesen  die 
Wdhithaten  des  r;e>et/e->  von  1884  versagt.  Als  Reloini  dieser  Recht- 
sprechung liat  nunmehr  das  Gesetz  vom  30.  November  1892  Aerzteu, 
Chirurgen,  Zahnärzten  und  Hebammen  das  Recht  zuerkannt,  sich  zu 
Syndikaten  zusammenzuschlielsen. 

Dem  Herausgeber  des  Annuaire  für  1893  zufolge  „ist  die  Ver- 
mehrung der  Zahl  der  Ai  bciter'-ytulikatc  in  den  meisten  Departements 
sowohl  der  Krriehtung  neuer  Arbt  iterbr>r^en  als  der  Kntwickelung  der 
bereits  vorhandenen  Arbeiterboi sen  zuzustlireil)en.  Die  Feststellung 
der  geschehenen  Zunahmen  Idfst  ferner  eine  sehr  bemerkenswerte 
Thatsache  hervortreten,  die  Ausdehnung  der  Arbeitersyndikatsbewegung 
auf  das  Land,  nachdem  sie  sich  bisher  auf  die  Industriezentren  be- 
schrankt hatte.  Denn  geht  man  der  beträchtlichen  Zunahme  in  einigen 
Departements,  wie  im  Lniret.  in  der  Nievre.  im  C  ht  r,  auf  den  (iiund. 
so  /t  igt  <ieh.  dafs  sie  fast  einzig  herrührt  au^  der  (  ist  jUii^^t  \i»!l- 
zogcnen  Errichtung  von  Syndikaten  von  Ilulziiauern  oder  1- eldarbeitern. 
deren  Anzahl  in  der  von  diesen  drei  Departements  gebildeten  Gegend 
immer  grOfser  wird.*>) 

Die  Syndikate  zahlten  am  1.  Juli  1871  596380  Mitglieder;  von  diesen 
kamen  auf 

*j  .\nnuairc  de  1893,  p.  XXIX. 
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die  Syndikate  von  Arbeitgebern  ....  106 1S7 

.        ,         .    Arbcttem   205152 

„    gemischten  Syndikate   15  773 

.  landwirtschaTtUchen  Syodilcate    .    .    .  26929Ö 

Von  723680  Mitgliedern  am  1.  Juli  1892  kamen  auf 

die  Syndikate  von  Arbeitgebern  ....  102949 

m         ,          w    Arbeitern   288770 

,    (jcmisrhtcn  Syndikate   18  561 

„    landwirtschaftlirlun  Syndikate         .     .  313800 


Am  1.  Juli  iB93  betrug  die  MitgUederzalil  900236,  von  denen  an> 

gehörten 

den  Syndikaten  von  Arbeitgebern     .    .    .     114  170 
...    Arbeitern     ....  402125 

•   gemischten  Syndikaten   30052 

.  landwirtschaftlichen  Syndikaten  .    .    .  353883 

Man  Wild  bcnicrlvLii.  dafs  die  1892  in  der  An/.alil  der  zu  byndi- 
katen  vereinigten  Arbeitgeber  eingetretene  Verminderung  1893  nicht  mehr 
vorhanden  war.  Es  verdient  ferner  hervorgehoben  zu  werden«  dafs  im 
Jahre  1093  die  Zahl  der  Mitglieder  der  Arbeitersyndikate  zum  ersten 
Male  jene  der  landwirtschaftlichen  Sj'ndikate  übi  r'«t<  ij4t. 

Dif  Aii/ahl  der  Syndikatsvci  bände .  wclelie  1891  63  betrug,  beliof 
sich  1892  aiii  93.  von  denen  21  Arbcitj^ebcrverljaiulc.  47  Arbeiter- 
verbande, 8  gemischte  X'erbünde.  14  landwirtscliaftliche  Verbände  waren. 
Am  1.  Juli  1893  zählten  die  Verbände  117,  von  denen  29  Arbeitgeber-, 
61  Arbeiter-, '11  gemischte,  16  landwirtschaftliche  Verbände  waren. 

Die  Arbeitsbürscn  sind,  wie  der  Herausgeber  des  Annuaire  für 
1892  schreibt,  für  die  verschiedenen  Vereine  derselben  Stadt  ein  Band 
semeinsamer  Vereinit:uii£; .  der  .Mittelpunkt  für  Stellennachweise,  die 
Faehkursc,  die  Bibliotheken  nnd  die  Lthrlingswcrkstättcn.  Ks  waren 
ihrer  am  1  Juli  IS^^t  /\v«.ir.  welche  ungefilhr  390  Syndikat--kaninu  rn 
vereinigten,  am  1.  Juli  IÖ93  neunzehn  mit  zusammen  550  Syndikaten. 
Im  Jahre  1893  zählte  man  28,  ohne  die  am  9.  Juli  polizeilich  geschlossene 
ArbeitsbOrse  von  Paris.  Die  Anzahl  der  von  diesen  28  Arbeilsbörsen 
umschlossenen  Syndikate  beläuft  sich  auf  ungefähr  400. 

Der  Annuaire  für  1893  enthält  eine  lange  Aufzählung  der  von  den 
Syndikaten  gcschaflencn  Einrichtungen,  der  wir  folgende  Ziffern  ent- 
nehmen. 

Unter  den  Veranstaltungen  lür  die  gewerbliche  Fachbildung  gab  es: 

1892  1893 

Fachschulen  18  15 

Faehkursc,    Konferenzen,    Prcit.be\vcrbungcn ,  Lchrhngs- 

patronagen  140  173 

Bibliotheken   396  491 
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Unter  den  Spareinrichtungen  gab  es: 


1892 


1893 


305 


38 
«7 
10 
38 


2t 


3 


Im  jaliic  1892  bestanden  38.  im  Jahre  1893  43  von  Syndikaten  ge- 
gründete Ki'iisunu ereine,  ferner  12  Produküvgenos.scnschalten  im  Jahre 
1892  und  16  im  Jahre  1893. 

Auff&Uig  ist  das  weit  schnellere  Fortschreiten  der  Stellenvermitte- 
Inngsbureaus»  welche  1892  271,  1893  dagegen  405  zahlten. 

Paris.  RAOUL  JAY. 
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Der  Dienstvertrag 

des  zweiten  Entwurfes  eines  bürgerlichen  Gesetzbuches  für  das 

Deutsche  Reich. 

Von 

Du.  PHILIPP  LO  TMAR. 

Froicssor  an  der  Universität  in  Bern. 

Bei  den  alten  Lokrern  galt  eine  Satzung  des  Zali  ukus.  welch.- 
nach  Gibbon  die  Reinheit  ihres  Staatswesens  aufrechterhielt.  Di  r 
Lokrer,  welcher  ein  neues  Ciesetz  \orschlug.  nuifste  mit  einem 
Strick  um  den  Hals  vor  die  Volksversammlung  treten  und  wurde, 
wenn  sein  Vorschlag  verworfen  wurde,  alsubaki  erdrosselt.  So 
eilig  und  blutig  verfährt  die  moderne  Zivilisation  nicht  mehr; 
aber  der  Strick  um  den  Hals  ist  nicht  gänzlich  abgekommen,  nur 
tragt  ihn  bei  uns  der  Vorschlag,  nicht  sein  Urheber,  und  Kenner 
wie  Interessenten  darfen  in  Wort  und  Schrift  an  dem  Stricke 
zerren,  um^d^  ihnen  schädlich  dOnkende  Werk  abzuthun.  Die 
PubKkatlbn  des  Vorschlages  soll  die  Kritik  erwecken,  ihm  aber 
•    auch  womöglich  Verteidiger  und  Verbesserer  gewinnen. 

Die  literarische  Bearbeitung  eines  Rechtsinstituts  wird  ver- 
schieden sein,  je  nachdem  essich  um  geltendes,  oder  um  projektiertes 
Recht  handelt.  Ist  die  Geltung  entschieden,  so  kann  sich  nur  noch 
l'ragen,  ob  sie  fortdauern,  nicht  mehr,  ob  sie  anlangen  soll.  Da- 
mit ist  zwar  die  Kritik  nicht  ausgeschlossen,  aher  sie  ist  ferner 
gerückt,  und  ihre  Wirksamkeit  vermindert.  Hier  darf  schon  die 
blofse  Darlegung  des  Bestehenden  auf  Teilnahme  rechnen,  wenn 
sie  seine  Erkenntnis  erleichtert  oder  verbreitet.  Hingegen  das 
erst  entworfene  Gesetz  wird  man  nicht  ohne  kritischen  Blick  lesen 
und  von  Anderen  nicht  blos  dargestellt,  sondern  auch  beurteilt 
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sehen  wollen.  Dieser  Unterschied  beruht  gewifs  vornehmlich 
<larauf,  dafs  die  Kritik,  wo  sie  nicht  zustimmend  ausfällt,  sich 
gegenüber  dem  erst  geplanten  Recht  greiseren  Kinflufs  vei- 
sprechen  darf,  als  gegenüber  dem  schon  ausgeführten.  Die  Lage 
ist  ahnlich  in  der  Architektur.  Uen  fertigen  Bau  können  die 
schwersten  Argumente  nicht  von  der  Stelle  rücken,  die  schärfsten 
Einwürfe  vermögen  keine  Einzelheit  anders  zu  machen,  als  sie 
ist.  Dagegen  mufs  ein  Bauplan  mitunter  schon  sehr  leichten 
Tadelsworten  nachgeben. 

Auf  dem  Gebiet  des  Rechts  ist  das  Walten  der  Kritik  an 
Entwürfen  erst  unlflngst  und  weithin  sichtbar  geworden  nach  der 
vor  sieben  Jahren  geschehenen  Veröffentlichung  eines  Entwurfes 
zu  einem  bOrgeriichen  Gesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Die 
wahre  Fluth  zum  Teil  sehr  wertvoller  Besprechungen,  welche  er 
hervorgerufen  hat.  ist  zum  Anlafs  seiner  Revision  und  der  Auf- 
Ätcilung  eines  neuen  Entwurfes  geworden.  Dafs  die-->er  sicli  vom 
alten  an  vielen  Stellen  und  meist  vorteilhaft  unterscheidet. M  kann 
man  schon  aus  einer  kurzen  Betrachtung  der  Gegenüberstellung 
beider  Entwürfe  entnehmen,  welche  seit  1892  von  Reatz  ver- 
öffentlicht v/irdß)  Der  Entwurf  zweiter  Lesung,  obwohl  seine 
drei  ersten  Bücher  schon  vor  Jahresfrist  an's  Licht  getreten  sind, 
scheint  in  viel  geringerem  Mafs  zu  literarischer  Diskussion  anzu- 
regen,  als  seine  Vorgängen  Die  verhflltnismafeige  Passivität,  mit 
<ler  er  bbher  aufgenommen  worden  ist,  laCst  sich  aus  dem  Weg- 
fall des  Reizes  der  Neuheit  der  Aufgabe,  oder  daraus  erklären, 
dafs  die  zweite  Lesung  sich  eines  allgemeineren  Beifalls  zu  erfreuen 
hat  Andererseits  mufs  rn;;ti  doch  sagen,  dafs  der  neue  Entwurf 
der  Gesetzwerdung  näher  steht,  indem  jede  folgende  Lesung 
mit  gröfserer  Wahrscheinlichl^eit  auf  Behandlung  und  Annahme 
<lurch  die  gesetzgebenden  Gewalten  rechnen  darf.    Der  AnlaCs, 

„Wer  heule  daran  geht,  ein  Stück  des  Entwurfs  zweiter  Lcbuag  öflfcnl- 
lich  IQ  besprechen,  mufs  sich  gedrungen  fikUen,  den  Leitern  (fieser  Lenu^  auf- 
richtigen Dank  zu  sagen."  Bekker  in  Jherings  JahrbQchem  Bd.  34  S.  1.  Nach 
seinem  Bericht  wird  „eine  wesentliche  Besserung"  allgemein  anericannt  Nach 
Unger  a.  a.  O.  Bd.  33,  S.  304  hat  bei  der  zweiten  I.csung  der  Eatmuf  „Ober- 
haupt eine  wc  ^«  ntlic  he  (wenngleich  nicht  ausreichende)  Verbesserung  in  Form 
und  Inhalt  erlaiiren". 

'■^)  „Die  zweite  Lesung  des  Entwurfs  eines  bOrgcrlichco  Gesetzbuchs  für 
das  Deutsche  Reich  unter  GegenOberstellung  der  ersten  Lesung.  Im  Auftrage 
•des  VfMntandes  des  dentschen  Anwallsverdns  dargestellt  und  aus  den  Proto- 
Jtollen  der  zweiten  Lesung  eriiutert." 
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den  neuen  Entwurf  auf  seine  Vorzüge  und  Schwachen  zu  prüfen, 
ist  daher  nicht  kleiner,  sondern  eher  dringender  geworden,  als 
der  durch  die  frühere  Pubh'kation  gebotene.  Wer  etwas  ftkr 
oder  g^en  das  neue  Projekt  glaubt  sagen  zu  können,  sollte  sich 
dadurch,  dafe  die  Entwicklung  des  legislatorischen  Unternehmens 
dem  Ziele  um  eine  Stufe  naher  gekommen  ist,  noch  mehr  auf- 
gefordert finden,  hervorzutreten. 

Liegt  nun,  wie  gesagt,  die  Kritik  eines  Gesetzentwurfes 
schon  in  der  Aufgabe  seiner  Erörterung,  so  mag  es  gut  sein,  sich 
zu  vergegenwärtigen,  von  welcher  Art  solche  Kritik  sein  kann. 
Die  sachHche  —  im  Gegensatz  zur  sprachlichen,  d.  h.  Grammatik 
und  Sprachgebrauch  zur  Richtschnur  nehmenden  —  kann  juristi- 
sche, oder  aber  pohtiscJie  sein. 

Die  juristische  Kritik  hat  ausschhefslich  die  Fassung  oder 
Redaktion  zu  beurteilen,  nicht  auch  den  Inhalt  oder  den  Wert 
der  Satzung.  Für  die  juristische  Kritik  sind  die  Juristen  zuständig, 
sie  wahren  hiermit  unmittelbar  ihr  eigenes  oder  Berufsinteresse, 
mittelbar  auch  das  des  Publikums.  Denn  es  ist  zunächst  ihr 
Interesse,  dals  die  Fassung  des  neuen  Gesetzes  die  beste  sei. 
nämlich  die  grOfstmögliche  Präzision  darbiete.  Hauptsächlich 
durch  diese  wird  die  Erlangung  der  Rechtsgewifsheit,  die  Leichtig- 
keit und  die  Sicherheit  der  Rechtspflege  bestimmt.  Es  ist  klar, 
dafs  die  Rechtgemafsheit  des  Urteils  balder  und  wahrscheinHcher 
erreicht  wird,  wenn  was  Rechtens  sein  soll,  ausdrücklich  oder 
stillschweigend  klar  gesagt  ist.  als  wenn  Zweifel  über  den  Um- 
fang und  die  Tragweite  der  Satzung  den  Rechtsweg  versperren 
oder  verdunkeln.  Nach  der  RechtniiUsigkeii  der  Rechtsprechung 
trachtet  aber  nicht  blos  wer  auf  dem  Richtcrstuhle  --itzt;  auch 
die  Partei,  die  ihre  Sache  vor  dem  Richter  fühi  t.  und  der  Anwalt 
oder  Verteidiger,  der  sie  für  die  l'artei  vertritt,  streben  nach  der 
Rechtmäfsigkeit  und  suchen  den  Anspruch  oder  die  Abwehr  als 
rechtmafsig  darzuthun.  Von  dem  abnormen  Fall  abgesehen,  wo 
sie  im  Trüben  fischen  wollen,  roufs  die  grofste  Klarheit  und 
Genauigkeit  der  Rechtssatzung  ihnen  am  Herzen  liegen,  da  sie 
um  so  eher  ein  von  ihnen  als  rechtmafsig  anzuerkennendes  Urteil 
erhofien  dürfen,  je  weniger  Ungewifsheit  über  das  Recht  auf- 
kommen kann.  Wer  ferner  testiert  oder  kontrahiert,  verpfändet 
oder 'beurkundet,  muls  wiederum  lebhaft  wünschen  den  münd- 
lichen Akt  oder  die  Handschrift  mit  dem  geltenden  Recht  in  die 
gröfste  I  larmonie  zu  setzen  und  vermag  das  um  so  mehr  je 
vollkommener  dessen  Formulierung  ist.  Und  um  so  eher  kann  er 
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darauf  bauen,  dafs  der  Richter  den  auf  die  Urkunde  gegründeten 
Anspruch,  soweit  dieser  vom  Recht  abh.'ingt.  ohne  weiteres  be- 
gründet finden  wird,  ja  dafs.  weil  auf  solciies  Erkenntnis  zu  rechnen 
ist.  schon  ein  Streit  aus  der  Urkunde  nicht  leiciit  sich  entfachen 
wird.  Selbst  die  Unterweisung  im  Recht,  mag  sie  nur  im  einzel- 
nen Fall  erbeten  und  geboten,  oder  systematisch,  schulmäfsig 
(flr  viele  Fälle  gewährt  werden,  mufs  sich  um  so  mOheloser  und 
erfolgreicher  vollziehen,  je  ebener  der  Boden,  auf  welchem,  je 
schärfer  die  Grenzen,  in  welchen  sie  sich  zu  bewegen  hat  Aber^ 
Rials  handelt  es  sich  dabei  um  die  Interpretation  der  Satzung  und 
um  die  Vorbereitung  der  entscheidenden  vom  Richter  geObten, 
Diese,  nach  der  unObertreflflichen  Darlegung  von  Ludwig 
Knapp,  das  Geschäft  des  Juristen  ausmachende  „Erbringung  der 
Rechtsgewi fsheit"  hängt  bei  dem  geltenden  Recht  ab  von  dem 
Grad  der  Präzision,  welcher  bei  seiner  Redaktion  erreicht  worden 
ist.  Was  die  Juristen  als  Redaktoren  verfehlen,  das  haben  sie 
als  Interpreten  zu  büfsen.  und  weiter  leiden  dann  darunter  die 
Rechtsgenossen.  Die  Jurisprudenz  wilrc  also  die  beste,  welche 
die  Gesetze  so  gut  redigiert,  dafs  sie  selbst  dadurch  über- 
llüssig  wird. 

Was  alles  nun  zur  Präzision  gehört,  die  von  der  Redaktion 
um  der  Interpretation  willen  zu  erstreben  ist,  das  pflegt  kein 
Lehrbuch  direkt  anzugeben.  Aber  aus  all  den  Hfilfemitteln  und 
Verhaltungsmafsregeln,  Gebrauchsanweisungen  und  Notbehelfen, 
mit  denen  die  Kompendien  den  Interpreten  ausrüsten,  kann  der 
besonnene  Redaktor  entnehmen,  was  er  thun  und  lassen  mufs, 
um  das  Geschäft  der  Interpretatien  durch  die  gröfste  Präzision 
womöglich  gegenstandslos  zu  machen.*) 

Die  juristische  Kritik  von  Gesetzentwürfen  pflegt  vornehmlich 
die  Juristen  zu  interessieren,  weil  sie  vor  Anderen  zum  Umgang 
mit  dem  Recht  berufen  sind.  Aber  diese  Kritik  verdient  auch 
die  Teilnahme  der  Nichtjuristen,  weil  dabei  eine  Eigenschaft  des 
Rechts  in  Frage  steht,  von  der  alle  Volksgenossen  als  Recht- 
suchende und  Rechtnehmende  betroffen  werden.  Und  bei  der 
Trütung  dieser  Eigenschaft,  der  Sinngcwilsheit,  ist  die  juristische 
Kritik  nicht  an  die  Schranken  gebunden,  durch  welche  die  Frei- 
heit der  politischen  beeinträchtigt  wird. 


*)  aDenn  alles  Redigieren  besteht  nur  in  einem  verdichtenden  Vorschauen 
auf  die  Interpretation*:  Ludwig  Knapp,  System  der  Rechtsphilosophie  (1857) 
S.  220. 
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Die  politische  Kritik  cinesGesetzentwurfs  beurteilt  nicht  seine 
Fassung,  sondern  seinen  hihalt.  sie  schätzt  den  iunnuls  ab. 
welchen  seine  Satzungen  auf  seinen  Gegenstand,  etwa  die  Ge- 
sundheit, die  Sicherheit,  den  Wohlstand,  die  Sittlichkeit,  die 
Macht  Aller  oder  einer  Gruppe  voraussichtlich  ausüben  wird. 
Nachdem  der  Kritiker  mühsam  oder  .mühelos  zum  Verständnis 
dessen  gelangt  ist,  was  der  Gesetzentwurf  bestimmt,  prüft  er  als 
politischer  Beurteiler,  ob  es  wohl  gethan  war,  das  zu  vertilgen, 
was  da  verfügt  worden  ist  Und  diese  Frage  beantwortet  er 
nach  den  Wirkungen,  welche  er  vermöge  seiner  Erfahrung,  seiner 
Kenntnis  der  Wirklichkeit  der  neuen  Satzung  glaubt  zuschreiben 
zu  mnssen.  Die  Frage  selbst  ist  so  zusammengesetzt  und  ver- 
wickelt als  möglich,  und  ihre  Beantwortung  kann  noch  durch 
andere  Umstände  erschwert  sein. 

War  es  wohl  gethan  zu  verfugen  was  da  verfügt  wutlen 
ist?  hcifst  nämlich  auch:  hätte  der. Gesetzgeber  nicht  bes>er  ganz 
geschwiegen,  es  bei  dem  Bisherigen  bewenden  lassen?  Ferner: 
hätte  er  nicht  weniger  und  hätte  er  nicht  mehr  sagen  sollen? 
Und  all  dies  Ob,  Was,  Mehr,  Weniger  betrifft  sowohl  den  That* 
bestand  als  die  Rechtsfolgen.  Mit  anderen  Worten,  es  fragt  sich 
bei  jeder  Satzung  nicht  blofs:  soll  dieser  Thatbestand  geregelt 
werden,  jeder  solche,  ausnahmslos,  nicht  auch  jener  ahnliche?  — 
sondern  auch:  soll  diese  Rechtsfolge  Flatz  greifen,  oder  eine  an- 
dere,  eine  schwerere,  eine  leichtere,  eine  wandelbare,  nach  Er- 
messen der  Beteiligten,  des  Richters  u.  s.  w.? 

Es  versteht  sich,  dafs  die  Fragen  und  die  Antworten  der 
Rechtspolitik  und  damit  der  politischen  Kritik  eine  unvergleich- 
lich gröfsere  Zahl  von  Kenntnissen  voraussetzen  und  ins  Spiel 
bringen,  als  die  juristische  Kritik  erfordert,  für  welche  schon  die 
Jurisprudenz  genügt.  Dieser,  und  zwar  theoretischer  wie  prak- 
tischer, bedarf  auch  der  politische  Kritiker,  vv<nn  er  „Justiz- 
gesetze" zum  Vorwurf  hat.  er  braucht  aber  auch  die  Kenntnis 
des  Handels-,  Börsen-,  Schitfahrts-.  Wechsel-,  Versicherungs- 
wesens, wenn  er  Entwürfe  zu  Handels-,  Börsen-,  Wechsel-  und 
Versicherungsgesetzen  beurteilen  soll.  Er  kann  femer  je  nach 
dem  Inhalt  des  Entwurfs,  der  seiner  politischen  Kritik  unterliegt, 
der  Kenntnis  der  Landwirtschaft,  der  Industrie,  des  Handwerks, 
der  Medicin,  des  Gefängnis-,  Schul-  und  Apothekenwesens  nicht 
entraten,  und  er  müsste  überdies  mit  der  Lebenslage  und  dem 
Bildungsgrade,  den  Strebungen  und  den  Leiden  all  der  Menschen- 
klassen vertraut  sein,  die  von  dem  Gesetzentwurf  unmittelbar 
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oder  mittelbar  crfaCst  werden,  den  er  beurteilen  soll.^)  Wer 
möchte  sich   getrauen   so  vielen  Anfordt  rungen  zu  entsprechen! 

Zu  alledem  hat  die  politische  Kritik  vor  der  juristischen  noch 
die  Schwierigkeit  voraus,  dafs  sie  sich  nicht  unbeschränkt  er- 
gehen kann.  Denn  erstens  mufs  sie  mit  der  Erreichbarkeit 
rechnen.  Der  juristische  Kritiker  kann  vorbehaltlos  die  klarste 
und  schärfste  Fassung  und  jederzeit  die  Redaction  verlangen, 
welche  der  Erbringung  der  Rechtsgewirsheit  am  förderlichsten 
ist.  Er  mag  sich  eingestehen,  dals  das  Ideal  von  Präcision,  das 
vollendete  Kunstwerk,  nicht  realisierbar  ist,  er  braucht  aber  darum 
von  seiner  Erstrebung  nicht  abzulassen.  Ganz  anders  der  poli- 
tische Ikurteiler  eines  Kntwurfs.  Kr  mu(s  sich  stets  gegen- 
wartig halten,  dafs,  wie  PVicdrich  Kusels  sagt,  die  Staatsgesetze 
nicht  rein  willkürliche  Befehle  sind,  die  jeden  Augenblick  ebenso 
gut  durch  ihr  gerades  Gegenteil  ersetzt  werden  können,  dafs  sie 
vielmehr  mit  den  Produktionsbedingungen  zusammenhUngcn.  Der 
politische  Kritiker  mufs  sich  vorstellen,  dafs  der  Gesetzgeber 
selber  durch  die  Gc-schiclue  und  die  Statistik  —  aufser  ihm 
liegende  Mächte  —  gebunden  ist.  daher  nicht  jede  Bewegung, 
nicht  jede  Bewegung  in  der  dem  Kritiker  erwünschten  Richtung 
auszuführen  imstande  ist.  Nimmermehr  kann  er  heute  das  Ver- 
bot des  Zinsennehmens  erlassen»  alle  Zinsverträge  flDr  nichtig 
erklftren.  So  lange  es  ein  Kapital  giebt.  mufs  es  auch  Zinsen 
geben.  Das  Rechtsverbot  wQrde  vom  ökonomischen  Gebot  aber- 
mannt werden.  Nur  in  einem  gehörig  vorbereiteten  Boden  können 
neue  Rechtspflanzen  Wurzel  fossen.  Es  ist  daher  nicht  ein  un- 
billiges, sondern  ein  unmögliches  Verlangen  eines  politischen 
Kritikers,  dafs  der  Gesetzgeber  von  heute  verordne,  was  sich  vor 
hundert  Jahren  bewährt  hat.  och  r  so  legiferiere,  wie  wenn  eine 
heute  erst  wahrnehmbare  Entwicklung  bereits  zum  Abschlufs  ge- 
langt sei.  Freilich  manches,  das  jetzt  unmöglich  erscheint,  ist  es 
schon  j(  t/t  nicht;  Quam  multa  tieri  non  posse  antequam  facta 
sunt  putaiuur! 

Ist  hierdurch  dafür  gesorgt,  dafs  die  Einmütigkeit  der  politi- 
schen Kritik  gestört  werden  kann  —  da  die  Erreichbarkeit  dem 
Dissens  ausgesetzt  ist  —  so  ist  dies  noch  zweitens  der  Fall  in 
Folge  der  Thatsache,  dafs  auf  die  Fragen  jener  Kritik:  was  ist 

*)  .Soweit  der  Reclitsinhalt  geht,  soweit  reicht  die  Politik;  aus  so  viel 
LebenBqudlen  er  herfliefst,  aus  so  viel  Wissensquellen  die  PoIiUk*:  Knapp. 
Rechtsphilosophie  S.  237. 
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gut,  zweckniäfsig,  nOtzlich  u.  s.  w.?  mitunter  verschiedene  Ant- 
worten möglich  sind,  je  nach  den  Wünschen  und  Neigungen, 
welche  der  Kritiker  bewufst  oder  unbewufst  hegt  und  vertritt. 
Die  Entwurfsverfasser  selber,  so  sehr  sie  nach  Unparteilichkeit 
gestrebt  und  die  Wohlfahrt  des  Ganzen  im  Auge  gehabt  haben 
mögen,  können  gar  nicht  mit  der  völlig  gleichen  Empfänglich- 
keit und  Sympathie  für  alle  die  Interessen  ausgestattet  sein,  in 
die  sio  mit  ihrer  Legislation  einc^reifen.  Sie  müssen  selber  - 
kraft  in  ihnen  liegender  Milchte  —  als  Kinder  ihrer  Zeit, 
iinch  ihrer  persönhchen  Geschichte,  als  Glieder  eines  Geschlechts, 
eines  Standes  oder  einer  Klasse  bcsiinimt  haben,  was  Recht 
werden  oder  bleiben  soll.  Dann  nuils  aber  auch  jeder  politische 
Kritiker  eines  Entwurfs  befugt  wie  verpllichtct  sein,  seine  ab- 
weichenden Ansichten  über  Nützlichkeit  und  Schädlichkeit  von 
Bestimmungen  vorzutragen  und  das  Streben  der  Redaktoren 
nach  Gerechtigkeit  teilend  auf  die  Punkte  hinzuweisen,  an  denen 
er  dieses  Ziel  verfehlt  findet 

Mit  diesen  Vorbemerkungen  wird  nichts  prätendiert,  sondern 
höchstens  gezeigt,  dais  sich  der  Verfasser  die  Aufgabe  bewufst 
zu  machen  gesucht  hat.  für  deren  Lösung  das  Folgende  einen 
kleinen  Beitrag  bilden  soll.  In  dieser  Erörterung  ist  die  juristi- 
sche Kritik  von  der  politischen  nicht  getrennt  worden,  weshalb 
einleitungsweise  an  ihren  Unterschied  erinnert  wurde.  Da  es 
nicht  auf  die  BesiJrcchuni;  des  ganzen  K«jdi!ikatinnswerkes  ab- 
gesehen war,  so  konnte  unter  vielen  einzelnen  Gegenständen  die 
Wahl  getrorten  werden.  Die  unsrige  ist  auf  den  Dienstvertrag 
gefallen  —  Buch  II  („Recht  der  Schuldverhältnisse" ).  7,  Abschnitt 
(„Einzelne  Schuldverhältnisse"),  7.  Titel  —  geleitet  durch  die 
gewaltige  Bedeutung  der  Sache.  An  die  Stelle  der  Sklaverei, 
der  Leibeigenschaft  und  der  Frohnden  haben  wir  in  gröfster  Ver- 
breitung die  temporäre  UeberJassung  von  menschlicher  Arbeitskraft 
fbr  einen  Vermögensvorteil.  Dieser  Umsatz  wird  nun  rechtlich  vor- 
bereitet und  garantiert  durch  den  Dienstvertrag.  Es  giebt  für 
den  Kenner  der  untersten  Gesellschaftsschichten  nicht  wenige 
Dienstverhältnisse,  welche  ohne  alle  Rechtsordnung  zu  bestehen 
scheinen.  Wer  sich  in  Gedanken  mit  menschlichem  Mitleid  in 
diese  Tiefen  versenkt,  wo  die  gröfstc  Hülflosigkeit  und  Nach- 
giebigkeit mit  der  gröfsten  Willkür  und  Selbstsucht  zusammen- 
treffen, der  wird  gewifs  nicht  die  Rechts.^eite  des  Dienstverhält- 
nisses immer  für  die  Hauptsache  halten.  Der  Kritiker  eines 
Gesetzentwurfs  über  den  Dienstvertrag  mufs  von  solchen  Sphären 
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faktischer  Rechtlosigkeit  ab>f  hen  und  sich  seinem  Gegenstand 
so  hingeben,  wie  wenn  die  privatrcchtlichc  Gestaltung  des  Dienst- 
verhältnisses von  nie  versagender  Wirksamkeit  w.lre. 

Was  der  deutsche  Entwurf  über  den  Dienstvertrag  festsetzt, 
stimmt  oft  mit  der  vom  schweizerischen  ObHgationenrecht  ge- 
gebenen Ordnung  überein,  und  da  ferner  diese  Kodifikation  der 
jüngste  Vorgänger  des  Reichsentwurfes  ist,  so  war  es  angezeigt. 
Ihn  zur  Vergleichung  herbeizuziehen. 

I.  Thatbestand  des  Dienstvertrags. 

Bei  der  Feststellung  des  Thatbestandes  begegnen  wir  der 

Schwierigkeit,  dafs  der  Entwurf  den  Thatbestand  als  solchen 
oder  explicite  nicht  angegeben  hat  Vielmehr  beginnt  er  seine 
Dispositionen  sogleich  mit  der  Fe^^tsetzung  der  Verpflichtungen 
d.  h.  von  Rechtsfolgen  des  Dienstvertrags  und  bringt  den 
Thatbestand  nur  iinplicite  zum  Ausdruck.  Denn  §  551  Abs.  1 
sagt:  „Durch  den  Dienstvertrag  wird  derjenige,  welcher  die  Dienste 
zusagt'),  zur  Leistung  der  versprochenen  Dienste-),  der  andere  Teil 
zur  Gew.'ihrung  der  vereinbarten  Vergütung  verpflichtet." 

Die  in  dieser  Satzung  statuierten  Rechtsfolgen  ~.ind  nicht  die 
einzigen,  welche  der  Entwurf,  an  den  Dienstvertrag  knüpft.  Es 
ist  nun  wegen  der  Rechtsfolgen  wichtig  den  Thatbestand  heraus« 
zustellen,  damit  man  erkenne,  auf  welche  Arten  von  Vorgangen 
die  Satzungen  vom  Dienstvertrag  anzuwenden  sind. 

Der  angeftihrte  Paragraph  des  Entwurfs  ergiebt.  dafs  sein 
Dienstvertrag  aus  Zusage  oder  Versprechen  von  Diensten  und 
aus  Vereinbarung  einer  Vergütung  besteht.  Man  versteht  nicht, 
warum  die  Dienste  versprochen  sind,  die  Vergütung  verein- 
bart ist  und  nicht  umgekehrt,  oder  beide  versprochen,  beide 
vereinbart:  denn  gewifs  wird  die  vercinl>arte  \'ergütung  ver- 
sprochen und  versprochen  von  dem  Kontrahenten,  dem  die 
Dienste  versprochen  werden. 

Ueber  die  Form   der  beiden  V^ersprechen  wird   im  Entwurf 
nichts  gesagt;  sie  iat  daher  •)  frei,  soweit  nicht  Spezialgesetze^,! 
oder  Privatdisposition  Schranken  aufstellen. 

Sollte  hcifsrn:  zngi^.iut  hat. 

Zur  Leistung  vun  Diensten  kann  man  auch  .kraft  Gesetzes'  verptlichtct 
sein:  §  768. 

*)  Nach  9  104;  ,F&r  dn  Rechtageachflft  »t  eine  besoadei«  Form  avr  er* 
forderlich,  wenn  eine  solche  durch  Gesetz  oder  Recfatsgeschifit  bestinint  ist* 
*)  s.  B.  Seemannsordnung  vom  27.  Desember  1872,  §  11  und  %  24. 
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Die  beiden  Kontrahenten  des  Dienstvertrags  heifsen  im 
deutschen  Entwurf  „der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete*  und 
„der  Dienstberechtigte*,  Namen,  die  schleppend  und  im  Leben 
nicht  gebräuchlich  sind.  Im  schweizerischen  Obligationenrecht 
heifst  jener  „Dienstpflichtiger"  oder  „Arbeitnehmer",  dieser  „Arbeit- 
geber*. Nicht  ganz  mit  Unrecht  aber  nennt  es  Engels  im  Vor- 
wort zur  dritten  Auflage  von  Marx,  Kapital  Bd.  I  j^Kauderwftlsch''. 
dafs  „derjenige,  der  sirli  für  bare  Zahlung  von  andern  ihro  Ar- 
beit geben  läfst.  der  Arbeitgeber  heifst,  und  Arbeitnehmer 
derjenige,  dessen  Arbeit  ihm  für  Lohn  abgenommen  wird", 

Ucber  die  Natur  der  Vergütung  spricht  sich  der  Entwurf  im 
Eingang,  wo  er  ihrer  zuerst  gedenkt,  gar  nicht  aus.  Ucber  die 
Natur  der  Dienste  spriclit  er  sich  hier  allgemein  aus  mit  den 
Worten  des  zweiten  Absatzes:  „Gegenstand  des  Dienstvertrags 
kdnnen  Dienste  jeder  Art  sein.* 

Zunächst  die  Natur  der  Vergütung  lafst  sich  mit  ziemlicher 
Deutlichkeit  aus  den  ferneren  Vorschriften  des  Entwurfs  er- 
kennen. Zwar  ist  nach  den  Motiven  zum  ersten  Entwurf  (II,  460) 
geflissentlich  „eine  Bestimmung  darOber,  worin  die  VergOtung 
bestehen  kann,  nicht  aufgenommen*  worden,  was  ebenso  von  der 
zweiten  L(  r^unj^  zu  gelten  scheint;  auch  halten  es  jene  Motive 
für  Uberflüssig  im  Gesetze  auszusprechen,  dafs  die  VergOtutiL^ 
nicht  blofs  in  Geld,  sondern  auch  in  anderen  Leistungen  be- 
stehen könne.  Allein  nimmermehr  \<  damit  der  Schlufs  be- 
gründet, dafs  die  Redaktoren  des  zweiten  Entwurfs  jede  Leistung, 
oder  gar  —  weil  nach  §  205  „die  Leistung  in  einem  Thun  oder 
einem  Unterlassen  bestehen  kann"  —  jedes  Thun  oder  Lassen 
als  mögliche  Vergütung  ihres  Dienstvertrags  anerkannt  haben. 
Die  Unmöglichkeit  der  zweiten  Folgerung  braucht  nicht  aus- 
gemalt zu  werden.  Genug,  dafs  der  Begriff  der  Vergütung  des 
zweiten  Entwurfes  nicht  nach  den  Aeufserungen  der  Motive  zum 
ersten,  sondern  nach  den  Aussprachen  des  zweiten  Entwurfes 
selber  zu  bestimmen  ist  Und  an  solchen  mafsgebenden  Aus- 
sprüchen fehlt  es  nicht 

Wir  lesen  nftmlich  in  §  552:  Jlst  die  Höhe  der  Vergütung 
nicht  bestimmt  so  ist  bei  dem  Bestehen  einer  Taxe  die  tax- 
mafsigc  VergOtung  ...  als  vereinbart  anzusehen."  liier  ist  von 
Höhe  der  Vergütung  die  Rede,  und  eine  l  axe  dafür  ins  Auge 
gefafst.  Beides  ist  nur  möglich,  wenn  der  Vergütung  Vermögens- 
wert beigemessen  wird.  Es  sprechen  ferner  §  556  und  v557 
davon,  dafs  auf  die  Vergütung  ein  gewisser  Wert  und  ein  ge- 
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wisser  Betrag  angerechnet  werde,  was,  wenn  nicht  die  Ver- 
gOtung  selbst  einen  Wert  oder  Betrag  darstellt  oder  hierauf  zu 
reduzieren  ist,  unausfilhrbar  sein  wflrde.  Endlich  haben  es  §  561 

und  §  565  mit  festen  BezOgen  als  einer  Art  der  Vergütung 
zu  thun.  Aus  alledem  ist  zu  schlicfsen.  dafs  Vermögenswert  der 
Vergntuni;  des  Entwurfs  wesentlich  ist.  dafs  sie  wenn  auch  nicht 
eine  Sach-  oder  gar  Gcldlcistung.  doch  eine  verniAgenswcrtige, 
eine  Verniogrnsleistung  sein  mufs.  Dies  wird  auch  durch  das 
schweizerische  Obhgationenrecht  —  so  oft  das  \'orbild  des 
deutschen  Entwurls  --  bestätigt,  indem  es  Art.  340  sas^t:  „Sötern 
nicht  vorgJingige  oder  |)eriodische  Bezahlung  vereinbart  oder 
üblich  ist,  mufs  die  Vergütung  erst  entrichtet  werden  .  .  ." 
Den  Ausdruck  „entrichten",  der  an  Sachleistung  und  damit  Ver- 
mögensleistung denken  läfst,  finden  wir  auch  vom  Entwurf  in 
§  555  und  §  566  Abs.  1  Satz  3  gebraucht 

Man  hat  dem  Ausdruck  „VergQtung*  vorgeworfen,  dafs  er  im 
gemeinen  Sprachgebrauch  mit  „Entschädigung*  gleichbedeutend 
ist^);  im  kaufmännischen  Verkehr  wird  er  auch  im  weiteren,  der 
Meinung  des  Entwurfs  entsprechenden  Sinne  genommen.  Man 
könnte  ihm  femer  entgegenhalten,  dafs  er  die  Vorstellung  eines 
Aequivalents,  nflmlich  einer  Gleichheil  zwischen  dem  Wert  der 
Dienste  und  der  Vergütung  erwecke;  während  doch  nach  der 
von  vielen  adoptirtcn  Erklärung  des  Mehrwertes  durch  Marx 
zwar  die  Arbeitskraft  im  Lohn  ihr  Acquivalent  findet,  nicht  aber 
die  in  Arbeit  oder  Dini^tni  t  nlfaltetc.  in  der  materiellen  Pro- 
duktion Ilüssig  gemachte  Arbeit.->kraft:  denn  die  Arbeit  wird  dem 
Kapitalisten  in  gröfserem  Umfang  geleistet  als  zur  Hervorbringung 
des  im  Lohn  ausgedrückten  Wertes  der  überlassenen  Arbeits- 
kraft erforderlich  ist.')  Man  kann  endlich  gegen  den  Ausdruck 
„VergOtung*  einwenden,  dafs  er  zweierlei  grundverschiedene 
Handlungen  umfasse,  nflmlich  sowohl  die  Gegenleistung  (Entgelt), 
um  derentwillen  die  Dienste  geleistet  werden,  als  auch  die 
HonorargewährungoderSustentation,  welche  zur  Ermöglichung 
der  liberalen  Berufsleistung  hflufig  vorgenommen  wird.  Die  Ver- 
gütung steht  im  einen  Fall  in  einem  andern  wirtschaftlichen  und 

1)  D^nkolb,  Archiv  für  die  avilistitche  Pnnds  Bd.  76,  S.  23 -2S,  unter- 
scheidet zwei  Repanliraen:  den  Geldenetz  wegen  VermOgensschadens  und  die 
VergOtung  wegen  anderweitiger  Verletzung. 

•)  Vgl.  den  Untcfbchied  von  .Wert  der  Arbeitskraft"  und  ,Wert  ihrer 
Funktion,  der  Arbeit  selbst*  bei  Marx,  Kapital  I^,  6.  Abschnitt,  1  7.  Kapitel,  bes. 
S.  551-  553. 
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psychischen  Vcrhflltnifs  zur  Oienstlfistung  als  im  anderen.  Es 
ist  möglich,  ja  wie  wir  sehen  werden  gewiis,  dafs  die  Redaktoren 
selber  diesen  Unterschied  nieht  anerkannt  haben,  dafs  ihnen  die 
Vergütung  immer  Vergeltung  ist.  Allein  es  wAre  doch  möglich, 
dafs  sie  der  von  anderen  festgehaltenen  Unterscheidung  wie  den 
von  ihnen  selber  anerkannten  flufseren  faktischen  Differenzen 
durch  den  Ausdruck  Rechnung  zu  tragen  gesucht,  dafs  sie  dem- 
gemflis  mit  dem  Wort  „VergOtung*  absichtlich  eine  umfassende 
und  daher  ungewöhnliche,  mitunter  auch  unpassende  Bezeichnung 
gewählt  oder  beibehalten  haben.  Wenn  etwa  ihr  Dienstvertrag 
den  Vertrag  des  Fabrikarbeiters  mit  dem  Unternehmer,  des  kauf- 
männischen  Prinzipals  mit  dem  Handlungsgehülfen,  des  Rheders 
mit  dem  Schiffer,  des  Schiffers  mit  der  Schiffsmannschaft,  des 
Schauspielers  mit  dem  Direktor  der  Truppe,  des  Klienten  mit 
dem  Advokaten,  des  (il.lubigen  mit  dem  l'riester  umfassen  sollte, 
dann  mufste  auch  ihre  Verirütung  für  Lohn,  Salflr,  Gehalt,  Heuer, 
Gage.  Honorar  und  Stolgebühr  stehen,  d.  h.  die  Mannigfaltigkeit 
der  Farben  in  einem  durch  sie  komponirten  farblosen  Weifs  ver- 
schwinden.*) 

Die  Gröfse  oder  Höhe  der  Vergütung  braucht  im  Dienst- 
vertrag nicht  bestimmt  zu  sein.  Ist  sie  unbestimmt  geblieben, 
so  gilt  nach  §  552  Abs.  2^  die  taxmafsige  Vergfltung  als 
vereinbart,  falk  eine  Taxe  besteht,  im  anderen  Fall  die 
übliche  Vergütung.  Indem  hier  das  Uebliche  fOr  mafsgebend 
erklärt  ist.  wird  der  dienstpflichtigen  Partei  der  Vorteil  versagt, 
den  §  267  anderen  Vertragsgläubigem  einräumt  bt  nämlich 
sonst  „der  Umfang  der  für  eine  Leistung  versprochenen  Gegen- 
leistung nicht  bestimmt,  so  steht  die  Bestimmung  im  Zweifel 
demjenigen  1  eile  zu,  welcher  die  Gegenleistung  zu  fordern  hat." 

Was  sodann  die  Dienste  anlangt,  so  können  nach  dem 
Entwurf  „Dienste  jeder  Art"  Gegenstand  des  Dienstvertrags  sein; 
auch  die  „Besorgung  eines  Geschäfts"  (§  567),  was  die  Motive 
des  I.  Entwurfs  für  ein  Kriterium  des  Auftrags  erklärt  hatten 
(Bd.  II.  S.  527)).   Fflr  den  Entwurf  giebt  es  in  Ansehung  der 

Schon  da.s  Gesetz  betreffend  die  Beschlagnahme  des  Arbeits-  oder  Dienst- 
lohnes vom  21.  Juni  186Q  sugt  im  §  1  :  .,Dic  Vergütung  (Lohn,  Gehalt,  Honorar 
tt.  s.  w.)  fQr  Arbeiten  oder  Dienste,  welche  auf  Grund  eines  Arbeits-  oder  Dienst- 
verhlltniaseB  geleistet  werden . .       S.  auch  daselbst  §  3  Salz  t. 

»Ist  die  HAbe  der  VergStung  nieht  bestimmt,  so  ist  bei  dem  Bestehen 
dner  Taste  die  taxnifsige  VergStung,  in  Ermangelung  einer  Taxe  die  Qbliche 
VergQtnng  als  vereinbart  anzusehen." 
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Anwendbarkeit  seiner  Satzungen  vom  Dienstvertrag  keinen  Unter- 
schied unter  den  Diensten,  nur  dafs  er,  filr  den  Fall  dafs  Dienste 
„höherer  Art"  zu  leisten  sind,  in  §  561,  |  565  und  §  567  Be- 
sonderes über  die  Kündigung  bestimmt. 

An  diese  Gleichgültigkeit  der  Dienste  (ihrer  Art  nach)  für 
das  Dasein  des  Dienstvertrags  knüpfen  sich  bemerkenswerte 
Konsequenzen. 

Einmal  erscheinen  danach  als  Dienst  Verträge  die  Verträge  des 
Prinzipals  mit  dem  I  landlungsgchülfen.  des  Rheders  mit  dem 
Schiffer,  des  Schiffers  mit  der  Schiffsmannschaft  und  des  Unter- 
nehmers mit  dem  gewerblichen  Arbeiter,  falls  hier  der  Zusage 
der  betreffenden  Dienste  eine  Lohnzusagc  gegenObertritt  Die 
durch  diese  Dienstverträge  begründeten  Rechtsverhältnisse  der 
genannten  Personen  sind  nun  schon  durch  in  Geltung 
stehende  Reichsgesetze  geregelt,  welche  durch  das  projektirte 
Zivilgesetzbuch  nicht  aufgehoben  werden  sollen.  Diese  Reichsge- 
setze oder  ihre  einschlagenden  Partien,  z.  B.  die  Gewerbeordnung, 
werden  dem  Zivilgesetzbuch  gegenüber  als  Spezialgesetze  er- 
scheinen, welche  von  Dienstverträgen  einer  besonderen  Art 
gelten,  deren  Besonderheit  durch  die  Natur  der  Dienste,  oder 
durch  die  Personen  bestimmt  wird,  welciie  diese  Dienste  zu  leisten 
pflegen.  Das  Zivilgesetzbuch  seinerseits  wird  subsidiäre-^  Recht 
dieser  Spezialgesetze  entlialten.  welches  also  nur  soweit  in  .\ktion 
tritt,  als  das  Spezialrccht  nicht  ausreicht  Diese  blose  Subsidiarität 
für  weite  Gebiete  des  Dienstvertrags  bedeutet  keine  kleine  Ein- 
schränkung des  im  Zivilgesetzbuch  aufzustellenden  Dienstver- 
tragsrechts. 

Für  eine  sehr  zahlreiche  Klasse  von  Personen,  welche  be- 
rufsmäfsig  Dienst^  leisten  und  Dienstvertrflge  im  Sinne  des  Ent- 
wurfs abschliefsen,  nämlich  die  Dienstboten,  die  städtischen  und 

die  ländlichen,  das  sog.  Gesinde,  existiert  kein  reichsgesetzliches 
Spezialrecht.  Ihre  Rechtsverhältnisse  werden  in  mehreren  deut- 
schen Bundesstaaten  durch  nur  diesen  angehörige.  also  particular- 
rechtliche  Gesindeordnungen  geregelt.^)  Hieran  hat  durch  den 
ersten  F.ntwurf,  wie  der  Entwurf  zu  einem  Einführung->gesetz 
Art.  46  Ichrt,''^)  nichts  geändert  werden  sollen.  Mehrere  Beurteiler 

')  , Dieses  Sonderrecht  wird  nicht  lange  mrlir  h.thh.ir  sein,  das  gemeine 
Arbeiterrecht  wie!  mehr  iitifl  mehr  auch  das  Ivuht  des  Gesindes  werden': 
F-  Tönnies,  An  hiv  für  ("iffontlich«  s  Reclit.  Bd.   10  S.  1.H7. 

flJnb^:rü\nt  bleiben  die  laiidesgcsctzliclitn  Vorschriften,  welche  dem  Ge- 
sinderechlc  angehören,  unbeschadet"  u.  s.  w. 
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haben  diese  geflissentliche  Zurückhaltung^  selir  getadt-lt.  nicht 
weil  durch  sie  die  partikuläre  KechtsvcrschicdcnlR  it  aufrecht  «  r- 
halten  wird,  welche  für  alle  anderen  Dit  nstverträge  teils  beseitigt 
worden  ist.  teils  beseitigt  werden  soll,  sondern  vielmehr  darum, 
weil  mehrere  geltende  Gesindeordnungen  Normen  enthalten,  die 
man  mindesten  für  unzeitgemäfs  erklären  darf,  da  sie  Manchen 
mittelalterlich  angemutet  haben.  Dieser  mehrseitige  Tadel  hat 
inzwischen  weder  zur  Aufstellung  einer  Gesindeordnung  von 
Reichswegen  gefllhrt,  noch  zu  einer  solchen  Gestaltung  des  neuen 
Entwürfe,  dafe  seine  Dienstvertragssfltze  als  auch  Air  die  Dienst- 
vertrage  der  Dienstboten  bestimmt  erkennbar  sind.  Dennoch  hat 
sich  die  Kommission  der  zweiten  Lesung  wenigstens  in  einer 
unserem  Titel  zugehörigen  Anmerkung  zu  Gunsten  dieser  Dienst« 
vertrage  vernehmen  lassen.  Sie  will  danach  im  Entwurf  des 
EinfVilirungsi^esetzes  unter  den  Vorschriften,  deren  Geltung  nicht 
l)eeintrachtigt  werden  darf,  den  (unten  zu  besprechenden)  §  558 
aufgerührt  sehen.  Mierin  hat  H.  jastrow.  der  sich  im  „Sozial- 
politisctien  Zentralblatt"  No.  6  (am  5.  November  I894>  tlber  da.s 
Gesinderecht  im  Verhältnis  zum  Kniwurf  ausgesprochen  hat. 
„einen  leisen  Zug  sozialen  Hauches"  zu  spüren  gemeint.  Wird 
nämlich  die  Absicht  jener  Anmerkung  verwirklicht,  so  wird  den 
Dienstboten  Ober  die  partikularen  Gesindeordnungen  hinweg  der 
reichsgesetzliche  Lebens-  und  Gesundheitsschutz  des  §  558  ge- 
boten werden,  und  damit  der  Dienstvertrag  der  Dienstboten 
wenigstens  in  einem  Punkte  auf  die  Möhe  reichsrechtlicher 
Fürsorge  und  Normierung  erhoben  sein.  Im  schweizerischen 
Obligationenrecht  ist  er  einfach  ein  Fall  des  gemeinen  Dienst- 
vertrags. 

An  die  Gleichgültigkeit  der  Art  der  Dienste  für  das  Dasein 
des  Dienstvertrat:s  in  den  Avigen  des  deutschen  Entwurfs  knüpit 
sich  noch  eine  zweite  bemerkenswerte  Folge.  Zu  den  „Diensten", 
die  einer  einem  anderen  zu  leisten  versprechen,  und  für  welche 
eine  „X'crgütung"  vereinbart  werden  kann,  gehört  sicherlich  auch 
die  Aufbewahrung  einer  beweglichen  Saciie.  Wird  aLio  dieser 
Dienst  gegen  Vergütung  versprochen,  so  haben  wir  einen  Dienst- 
vertrag.  Allein  nach  §§  628  und  629i)  des  Entwurfs  ist  dieser 

't  §  628:  „Durch  d<  n  Hinti-rlegungsvcrtrae  wird  d<  r  Verwahr«  r  v<  tptlirlu<  t. 
eine  ihm  von  dem  Hinterleger  Qbcrgebcne  bewegliche  Sache  aufzubewahren."  — 
I  629:  „Für  die  Aufbewahrung  kann  eine  Vergütung  vereinbart  werden.  Eine 
VergQtui^  gilt  ab  stillschweigend  vereinbart,  wenn  die  Aufbewahrung  den  Um- 
stinden  nach  nur  gegen  eine  VergOtung  xu  erwarten  war." 
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nftmliche  Vertrag  auch  ein  Hinterlegungs vertrag.  Diese 
Titelkumulation  ist  eine  Erscheinung,  die  auch  einem  nicht  roma- 
nistisch geschulten  Juristen  sehr  seltsam  vorkommen  mufs  und 
au<  einen  Fehler  in  der  Systematisierung  zu  deuten  scheint  Eine 
praktische  Bedeutung,  nämlich  ein  Einflufs  auf  die  Beurteilung 
vorkommender  Fällt  dürfte  dieser  unerhörten  Congruenz  nicht 
anhaften,  wohl  aber  hätte  sie  zu  einer  Ersparnis  an  Satzungen 
führen  sollen.  Ist  nämlich  der  geschilderte  liinterlegungsvertrag 
ein  Dienstvertrag,  so  gilt  für  ihn  selbstverständlich  die  Bestim- 
mung im  §  552  Abs.  I  und  es  ist  nicht  zu  verstehen,  warum 
dieselbe  in  §  629  Satz  2  (S.  13  Anm.  1)  wiederholt  worden  ist; 
ebensowenig  ist  zu  verstehen,  warum  dann  wiederum  die  Wieder- 
holung von  §  552  Abs.  2^;  im  Anschluls  an  §629  Satz  2  unter- 
blieb e  n  ist  Ist  der  geschilderte  Hinterlegungs  vertrag  ein  Dienstver- 
trag, so  gilt  für  ihn  selbstverständlich  der  §  555'),  und  es  nicht  zu 
verstehen,  warum  diese  Satzung  in  §  639^)  fQr  den  Hinterleger 
wiederholt  worden  ist.  Diese  und  einige  andere,  hier  zu  Ober- 
gehende Erscheinungen  ergeben  sich  daraus,  dafs  der  Hinter« 
legungsvertrag  des  Kntwurfs,  wie  ein  Römer  sagen  würde,  egre- 
ditur  depositi  notissimos  terminos  (Dig.  16,  3,  24).  Die  Verfasser 
des  Entwurfs  waren  im  ht  ij^ehalten,  diese  sehr  bekannten  Grenzen 
des  Depositums  zu  beobachten,  sie  konnten  den  Hinlerlegungs- 
vertrag  nach  eigenen  Heften   begrenzt  n.  haben    die  Ver- 

fasser des  ersten  Entwurfs  schon  beim  Aultrag  gcthan.  indem  sie 
<l.i:^  römische  Erfordernifs  der  l'nentgeltliciikcit  der  Mandatar- 
leistung fallen  liefsen.  Es  ist  aber  \  oriiehmlich  von  Th.  Loewcn- 
ield^*)  gezeigt  worden,  dafs  sie  damit  auch  die  Unterscheidbar- 
keit von  Auftrag  und  Dienst-  oder  Werkvertrag  fallen  liefsen. 


^)  .Eine  Ver^gQtung  gilt  als  BtiUscbwcigend  veFcinbart,  wenn  die  Dient- 
leistung  den  UmsUnden  nach  nur  gegen  eine  Veigfltung  su  erwarten  war." 

.lat  die  Hohe  der  VeifiQtung  nicht  bestimmt,  so  ist  bei  dem  Bestehen 

einer  Taxe  die  taxtnäfsigc  Vergütung,  in'  Ermangelung  einer  Taxe  die  fibliche 

Vergütung  als  vereinbart  anzusehen." 

■^j  pDie  Vergüluni:  ist  nach  der  Leistung  der  Dienste  zw  entrichten.  Ist  die 
Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist  sie  nach  dem  Ablaute  der  ein- 
zelnen Zeitabschnitte  zu  entrichten." 

*)  .Der  Hinterleger  hat  die  vereinbarte  VergOtung  bei  der  Beendigung  der 
Hinterlegung  zu  entrichten.  Ist  die  Vergütung  nach  Zettabschnitten  bemessen, 
so  ist  sie  nach  «ktn  .Vblaut'e  der  einzelnen  Zeitabschnitte  zu  entrichten." 

In  <!en  «iutarhten  aus  dem  Anwaltstatule  über  die  erste  Lesung  dCü  Ent- 
wurfs eines  bürgerliciicn  Gesetzbuchs  u.  s.  w.  Hett  10. 
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Die  Verfasser  des  zweiten  Entwurfs  haben  darum  die  Unentgclt- 
lichkeit  als  wesentliches  Merkmal  des  Auftrags  wieder  aufge- 
nomnuMi.M  Dasselbe  Merkmal  haben  die  Kömer  für  das  Deposi- 
tum .lufgestellt-):  wird  die  Aulbewahrung  unentgeltlich  über- 
nommen, so  ist  depositum.  wird  sie  für  Geld  übernommen,  so 
ist  locatio  conductio  gegeben."^)  Die  Unentgeltlichkeit  ist  also 
für  die  Römer  die  raison  d'^tre  ihres  Hinterlegungsvertrages,  die 
Aufbewahrung  an  sich  ist  ein  Dienst  wie  jeder  andere,  der  der 
Dienstmiete  unterfallen  kann.  Wie  sich  diese  Natur  des  römi- 
schen Depositums  historisch  erklärt  und  dogmatisch  .ausprägt, 
braucht  hier  nicht  verfolgt  zu  werden.  Die  Verfasser  des  deut- 
schen Entwurfs  konnten,  wie  gesagt,  entgeltliche  und  unentgelt« 
liehe  Aufbewahrung  für  einen  sekundären^)  Unterschied  erklären, 
so  tiefgreifend  er  auch  den  Kömern  erschien,  aber  sie  müssen 
dann  auch  das  paradoxe  Ergebnis  hinnehmen,  dafs  ein  Hinter- 
legungsvertrag ein  Dienstvertrag  sein,  also  sowohl  dem  7.  als 
dem  14.  Titel  von  Buch  11  Abschnitt  VU  unterliegen  kann.^) 

*)  S  Hontz,  t\\c  zweite  I.rsiniL'  »1'  s  Kntwurfs  eines  bOrperliclu-ii  Gtsetz- 
biiclis  S.  Jl)o.  Dir  .Motivr  II  571)  sagt  n  ,  (!<  r  Entwurf  bring<'  ,,im  Anschlüsse 
an  die  entsprectiende  Ücstiminun^  tür  daä  Mandat"  ^um  Ausdruck,  dafs  Uncnt- 
geltlichkeit  nicht  mehr  „ein  wesentliches  Erfordernis  des  Hinterlegungsvcrtragcs" 
sei.  Die  „entsprechende  Bestimmung  für  das  Mandat'*  ist  gefallen,  so  sollte  die 
des  Depositums  ihr  aadifol^.  Xach  Unger,  Ihering*s  JahrbOcher  Bd.  33,  S.  325 
„ist  '.:)'!  bleibt  das  Depositum  seiner  Natur  nach  „unentgeltlich",  wenngleich  es 
im  luiiUgfn  K«rht  ilir  Ziisirhcruni;  oder  GfwiSlirung  einer  VcrgiitunK  t'salarium, 
Hoiiorarj  verträgt,  ohne  jedoch  dadurch  /.u  einem  I.ohndienst  ( !  tieiistvertrag, 
Lohnvertrag)  zu  werden."  Allein  die  Vergütung  des  Eulwurfs  i^t  nicht  ein 
Honorar,  sondern  ein  Entgeh,  die  vergütete  Aufbewahrung  eine  entgeltliche  und 
damit  ein  Lohndienst,  die  hierauf  gehende  Vereinbarung  darum  ein  Lohn-  oder 
Dienstvertrag. 

'■')  Einigermafscn  opponiert  Baron,  Pandekten  §  299  I. 

i.  B.  r)iir  It),  3,  I  §  3:  Sl  vestimenta  servanda  balmatori  data  perie- 
runl,  si  quidem  nullam  mcrccdem  servandorum  vestimentorum  percepit,  dc- 
positi  eum  teneri  et  dolum  dumtaxat  praestare  debere  puto:  quod  si  accc- 
pit,  ex  conducto. 

*)  Den  Grad  der  Sorgfalt  beeinflussenden  nach  %  630:  ,lat  die  Auf- 
bewahrung unentgeltlich  (ibcrnonimen,  so  hat  der  Verwahrer  nur  fOr  diejenige 
Sorgfalt  I  iiiz\istehen,  welche  er  in  eit;cn«  n  Angelegenheiten  an/uweiulrn  j^flegt.* 

•'i  Besser  hatten  sietlian,  wenn  sie  in  §  62H  \<ir  „aiif/iiliew. ihren"  ge- 
setzt hatten  aUncntgcltliclr ,  hierauf  629  und  639  gcstriclien,  §  o30  modifi- 
ziert, und  endlich  nach  dem  Vorbild  von  $  606  einen  Paragraphen  aufgenommen 
hätten,  der  bestimmt,  welche  Vorschriften  des  14.  Titeb  Anwendung  finden. 
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Dieses  Ergebnis  beruht  wahrscheinlich  auf  einer  Unter- 
schätzung der  Unentgekhchkeit  bei  der  Definition  der  juristischen 
Thatbeständc,  die  auch  bei  der  des  Dienstvertrags  zum  Vorschein 
kommt.  Denn  an  die  noch  in  Rede  stehende  Nichtunterscheidung  der 
Dienste,  welche  den  Gegenstand  des  Dienstvertrages  soUen  bilden 
können,  knflpft  sich  als  bemerkenswerte  dritte  Konsequenz,  dafs 
dadurch  die  liberalen  Berufsleistungen,  welche  von  altersher 
wesentlich  unentgeltlich  und  unentgeltbar  sind,  vom  Dienstvertrag 
nicht  ausgeschlossen  werden. 

Die  Verfasser  des  ersten  Entwurfs  haben  nach  Ausweis  der 
Motive  gerade  durch  die  Bestimmung,  dafs  Dienste  jeder  Art 
Gegenstand  des  Dienstvertrags  sein  können,  jene  liberalen  Berufs- 
leistungen  (von  Gclelirteti,  Künstlern,  Priestern)  einbeziehen 
wollen.  Sie  haben  damit  einen  von  den  Römern  einge- 
grabenen Grenzstein,  der  die  opcrae  locari  solitae  von  den 
sogenannten  liberales  scheidet,  ausgehoben  und  einen  neuen 
Dienstvertrag  geschaÖ'en.  Dafs  jene  Scheidung  der  Römer 
nicht  auf  nationalem  Vorurteil,  nicht  auf  aristokratischer  Be* 
schrflnktheit,  nicht  auf  dem  Gegensatz  der  Sklavenarbeit  und  der 
freien  Arbeit  beruhe,  dafs  die  Römer,  die  Juristen  unter  den 
Kulturvölkern,  mit  jener  Scheidung  nur  juristisch  formuliert 
haben,  was  die  Auffassung  aller  Stimroföhrer  des  Altertums  und 
der  mittelalterlichen  Kirche  war,  und  heute  noch  von  vielen, 
welche  liberale  Berufsleistungen  empfangen  oder  gewähren,  fllr 
selbstverständlich  und  unumgänglich  gehalten  wird  —  das  Alles 
hat  mit  triftigen  Gründen  und  beweglichen  Worten  Th.  Loewen- 
feld  im  oben  erwähnten  Gutachten  gegenüber  dem  Kntwurf  erster 
Lesung  entwickelt.  „Die  wissenschaftlichen,  theoretischen  wie 
praktischen  Berufe",  sagt  er  im  Hinblick  aufs  Altertum  „unter- 
scheiden sich  von  dem  Gewerbe,  der  „banausen"  Arbeit,  durch 
das  wesentliche  Merkmal  der  Freiheit  vom  Kntgeltsmotiv.  Die 
Abhängigkeit  von  merzenärer  Bestimmung  und  die  Bedingtheit 
durch  solche  ist  nach  den  Anschauungen  der  Alten  nicht  ver> 
einbar  mit  dem  Wesen  und  mit  den  Zielen  der  wissenschaftlichen 
Arbeit."  „Mit  solcher  Berufsauffassung  war  die  Anwendung  der- 
jenigen Vertragsform  unvereinbar,  welche  fOr  das  Lohngewerbe 
^isch  ist,  die  Form  der  locatio-conductio.''  „Nach  römischer 
Rechtsanschauung  bildet  das  beneficium  die  notwendige  £r- 


falls  die  VcfpfllchtHog  zur  Aufbewahrung  durch  einen  Dienst-  oder  efaien  Werk- 
vertrag ttbemonmen  worden  ist. 
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scheinungsform  der  liberalen  Beruisübung  und  ist  von  dieser 
letzteren,  ohne  ROcksicht  auf  persönliche  Beliebung  und  Be> 
Ziehung,  unzertrennlich.  Daher  kann  auch  von  Bezahlung  libe- 
raler Benifsleistung  in  keiner  Form  rechtens  die  Rede  sein, 
sondern  immer  nur  von  Sustentationen  fOr  Berufszwecke. "  Dafs 
diese  von  Loewenfeld  glänzend  geschilderte  und  befllrwortete 
römische  Rechtsanschauung  noch  heute  viele  bewufste  und  un- 
bewufstc  Vertreter  unter  den  Empfängern  wie  den  Spendern 
liberaler  Berufsleistungen  hat,  kann  nicht  in  Abrede  gestellt 
werden. 

Freilich  von  Sciti  n  der  Sprache  l.lfst  sich  nichts  einwenden, 
wenn  die  hberaleii  wie  die  mer/.enüren  lierufsarbeiten  als  „Dienste" 
bezeichnet  werden,  und  wenn  der  Name  „Vergütung"  auf  den 
Lohn,  das  Entgeh  der  Letzteren,  wie  aul  das  Honorar  oder  den 
Sustentationsbeitrag  angewandt  wird,  die  bei  den  ersteren  vor- 
zukommen pflegen.  Aber  das  Verhältnis  der  beiderseitigen 
Leistungen  ist  in  den  zwei  Fallen  verschieden  und  ergiebt  daher 
eine  Verschiedenheit  der  zwei  jene  Leistungen  zusichernden  Ver- 
trage.  Bei  der  Dienstmiete,  in  welcher  vergeltbare  Arbeit  gegen 
Lohn  zugesichert  wird,  ist  eines  jeden  Kontrahenten  Leistung 
(oder  Zusage)  nur  Mittel  die  Gegenleistung  (oder  Gegenzusage) 
zu  erlangen,  so  dafs  beide  auf  Erwerb  ausgehen .  ein  Erwerbs- 
oder Tauschgeschäft  machen.  Wer  dagegen  in  Ausübung  seines 
liberalen  Berufes  einem  Anderen  eine  Leistung  macht  oder  zu- 
sagt, der  thut  dies  nicht  des  eigenen  Erwerbs  wegen,  sondern 
dem  Andern  zum  Wohle,  um  ihn  zu  stärken,  zu  trösten,  zu  heilen, 
aufzuklaren,  7ai  erheit«  in  oder  zu  erheben,  und  das  Honorar,  das 
er  empfängt  oder  sieh  zusagen  lälst,  soll  ihm  nur  die  F'ähigkeit 
zu  solcher  Beri^fsübung  erhalten,  wird  daher  dem  nämlichen 
Zweck  wie  diese  gewidmet:  der  Vertrag  kann  darum  nicht  Tausch- 
oder Erwerbsgeschäft  sein.  Werden  solchergestalt  verschiedene 
Thatbestände  unter  dem  Titel  „Dienstvertrag"  zusammengefafst 
und  einer  gemeinsamen  Regelung  unterstellt,  so  empfängt  man 
den  Eindruck,  dafs  nur  das  Aeufsere  beider  Falle  —  nämlich 
Gewährung  von  Arbeit  nebst  Gewährung  einer  Vergeltung  — 
fflr  jene  Vereinigung  mafsgebend  gewesen  sei,  wo  doch  der 
innere  Unterschied  eine  Trennung  verlangt 

Gleichwohl  haben  die  Urheber  des  zweiten  Entwurfs  die 
Fassung  des  ersten  beibehalten  und  (wie  Reatz  aus  den  Proto- 
kollen mitteilt)  die  Bedenken,  welche  aus  den  Kreisen  der  An- 
wälte und  Aerzte  gegen  die  Anwendung  der  Vorschriften  über 
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den  Dienst-  oder  Werkvertrag  auf  ilirc  Berufsthdtigkeit  geltend 
gemacht  wordt  ii  .».cicn,  für  unbegründet  erklärt. 

Hält  nuu)  diese  Bedenken  daniit  noch  nicht  für  crU-digt.  so 
kann  man  /um  ii  eii  e  n  Entwurte  lolgende  Glossen  maclien.  W't  nn 
er  mit  »einem  I)ii;n->l\ ertrag  nur  die  Locatit)  conductio  operarum 
der  Römer  in  deutüclu  in  Gewände  hätte  vorführen  wollen ,  so 
würden  demselben,  trotzdem  er  alle  Unterscheidung  der  Dienste 
ausschliefst,  die  liberalen,  wissenschafdichen  und  kOnstlerischen 
Leistungen  entzogen  geblieben  sein.  Denn,  wie  Brinz  in  seinen 
Pandekten  (II,  S.  762)  bei  Darstellung  der  Locatio  conductio  ope- 
rarum sagt,  „nur  Arbeiten,  welche  unter  der  Herrschaft  und  nach 
Anordnung  des  Arbeitsgebers  verrichtet  werden,  bei  denen  der 
Leistende  sich  also  in  dienendem  Verhältnisse  zum  Empfänger 
verhält,  nicht  beliebiges  Thun,  sind  operae."  Weitaus  die  meisten 
liberalen  Berufsleistungen:  des  Priesters,  des  Arztes,  des  An- 
waltes, des  Schriftstellers,  des  Künstlers  sind  solche,  bei  welchem 
diese  Unterordnung  unter  einen  Arbeitsherrn  nicht  vorkommt, 
oder  nur  unter  I'rci>.gebung  ihres  Wesens  vorkommen  kann,  bei 
welchen  vielmehr  der  Arbeitende,  um  seinem  Berufe  gerecht  /.u 
werden,  nur  der  Stimme  seines  Glaubens,  seiner  Wissenschaft 
oder  seiner  Phantasie  gehorchen  mufs.') 

Allein  eben  die  Voraussetzung  blofser  Qermanisierung  der 
römischen  locatio  conductio  operarum  braucht  hier  nicht  zuzu- 
treffen. Die  Redaktoren  konnten  wie  einen  eigenen  Hinterlegungs- 
so  einen  eigenen  Dienstvertrag  aufstellen,  dem  die  Direktion  des 
Arbeitsherrn  nicht  wesentlich  ist,  wie  sehr  sie  sich  auch  in  seinen 
meisten  AnwendungsfiÜlen  fühlbar  macht. 

Liegt  insofern  noch  kein  juristischer  MifsgrifT  in  der  Ver- 
einigung der  mcrcenärcn  und  der  liberalen  Berufslcistungen  unter 
dem  Titel  des  Dienstvertrags  (oder  auch  des  Werkvertrags),  so 
lälst  sich  wohl  auch  die  gesetzliche  Verlassung  der  altüber- 
lieferten von  der  Sache  geforderten  Unterscheidung,  wenngleich 
nicht  loben,  doch  befriedigend  erklären,  insofern  die  Erkenntnis 

1)  Man  hat,  wie  Reatz  S.  288  atts  den  Protokollen  mitteilt,  in  der  Kom- 
mission geltend  gl  macht:  „Seibat  der  gewöhnliche  M.iurcr  dürfe  der  Weisung  des 
Bauherrn  niclii  Folge  leisten,  wenn  sie  mit  der  ihm  nach  §  330  des  Strafgesetz- 
liuchcs  obliegenden  Verantwortlirhkcit  für  Beobachtung  der  allgemein  .inorkannten 
Kegeln  der  Baukunst  nicht  im  Einklänge  stehe'  Allein  hier  zeigt  sich  gerade, 
wie  allererst  die  Pflicht  nicht  under  d«t  Stn^;esetzbach  su  vemtoftcB,  den 
Maurer  von  einer  xivilrechtlichen  Unterordi|iing  su  befreien  vermag,  welche  fOr 
den  Kflnstler  und  den  Geehrten  schon  livUrechdich  nicht  aufkommen  kann. 
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der  Gründe  Befriedigung  verschafft.  So  scharfe  Beobachter  des 
^rtschaftlichen  Lebens  und  der  gesellschafüichen  Entwicklung 
wie  Marx  und  Engels  haben  schon  vor  siebenundvierzig  Jahren 
ausgesprochen^):  „Die  Bourgeoisie  hat  alle  bisher  ehrwOrdigen 
und  mit  hroromer  Scheu  betrachteten  Thfltigkeiten  ihres  Heiligen- 
scheins entkleidet.  Sie  hat  den  Arzt«  den  Juristen,  den  Pfaffen, 
den  Poeten,  den  Mann  der  Wissenschaft  in  ihre  bezahlten  Lohn- 
arbeitcr  verwandelt."  Dafs  die  Macht  des  Kapitals,  deren  per- 
sönliche Vertreter,  leitende  Mehrer  und  willige  Geniefser  die 
Bourgeoisie"  ausmachen,  seit  jenem  Ausspruch  nicht  nachge- 
lassen, vielmehr  sich  riesenhaft  aus,e;edchnt  hat.  ist  eine  i^cscliicht- 
lichc  Thatsache  von  solcher  Weltbekanntheit,  dafs  uMin  weder 
auf  den  Kurszettel,  der  sie  direkt,  noch  auf  die  dem  Proletarial 
geltenden  Gesetze,  die  sie  indirekt  am  schnellsten  beweisen, 
hinzudeuten  braucht.  Und  mit  jener  Ausdehnung  ist  der  grölscre 
Teil  der  Menschenarbeit  der  Kapitalmacht  unterworfen  worden, 
indem  der  Austausch  von  Arbeit  und  Lohn  aus  der  Sphftre  der 
Handarbeit  in  die  der  Kopfarbeit  Obertragen  worden  ist.  Noch 
immer  giebt  es  zahlreiche  Köpfe  von  Künstlern,  Gelehrten,  Prie- 
stern, Publizbten,  Juristen  und  Aerzten,  die  sich  in  ihrer  Berufs« 
arbeit  auf  solche  Tauschgeschäfte  nicht  einlassen,  mit  ihren 
Kenntnissen.  Ueberzeugungen  und  Fertigkeiten  nicht  Handel 
treiben  wollen  und  ein  gleichgesinntes  Publikum  finden  ,  aber  aus 
den  stets  sich  erneuernden  Klagen  über  den  „Gewerbebetrieb" 
in  Lehre  und  Scelsorge^).  Ober  die  Eingriffe  des  Kapitals  in 
Presse,  Kunst  und  Literatur.  Uber  die  Soldschreiber  und  über 
die  nioneymakcrs  unter  Aerztcn  unrl  Juristen,  möchte  man  den 
Schlufs  ziehen,  dafs  jene  mutigen  IJckenner  der  Antike  oder 
„Ijürger  derer,  welche  konuuen  werden."  in  die  Minderheit  ver- 
setzt worden  sind.  Sollte  dem  wirklich  so  sein,  was  sich  sta- 
tistisch nicht  erfassen  und  bewähren  läfst,  so  würde  der  Entwurf 
im  Dienstvertrag  mit  Vermeidung  der  Ideologie  sich  der  mo- 
dernen Strömung  angeschlossen,  nur  einen  Standpunkt  einge- 
nommen haben,  den  man  als  herrschenden  anerkennen  mOfste. 

*j  Im  »Kommunistischen  Manifest",  London  18  »8. 

In  der  letzten  Sitzung  der  vereinigten  Kreissynoden  soll,  nach  einem 
Bericht  der  Vossiscben  Zeitung,  ein  Prediger  geäuraert  haben:  .Es  ist  ein 
offenes  Geheimnis,  dafs  arme  Eltern  oft  erst  nach  vielen  BemOhungen  einen 
iSeistUcben  finden,  der  ihr  Kind  in  den  Konfirmandenuntenidit  anfndmten  will, 
femer  mittellose  Hinterbliebene  oft  von  einem  Geistttchen  znm  andern  wandern 
mOasen,  ehe  sie  geistliche  Begleitung  finden." 

2» 


Digitized  by  Google 


20 


Philipp  Lotraar, 


Eine  Umwandlung  der  ökonomischen  Verhaltnisse  und  eine  Re- 
form der  von  diesen  abhängigen  Ideale  konnte  nicht  die  Auf- 
gabe seiner  Verfasser  sein.  „Ein  gerechter  Beurteiler  des  Ent- 
wurfs*» sagt  bei  einer  anderen  Gelegenheit  Strohal.Vi  „wird  dem- 
selben daher  auch  nicht  jede  einzelne  Entscheidung  als  Fehler 
anrechnen  dürfen,  welche  er  von  seinem  Standpunkte  aus  anders 
gctrorten  hätte."  Das  dart  uns  aber  nicht  abhaken  zu  befürchten, 
dafs  die  geplante  gesetzlich«-  ( "rlcirhstcUung  von  Haus  aus  so 
disparater  Dinge,  wie  die  nu  i  c«  naren  und  die  liberalen  Dienste, 
ihrer  kapitalistischen  Gleichstellung  Vorschub  leisten  könnte.  Die 
generelle  Gleichsctzung  im  Eingang  der  Normierung  hat  ferner 
nicht  zu  hindern  vermocht,  dafs  in  der  Folge  fbr  die  „Dienste 
höherer  Art*  ihrer  Besonderheit  Rechnung  tragende  singulare 
Satze  aufgestellt  wurden  (durch  die  §§  561.  565  Abs.  2  und  567 
Abs.  2)»  indem  die  einheitliche  Regulierung  nicht  durchgeführt 
werden  konnte.  Hatte  femer  der  Entwurf  den  Dienstvertrag  nur 
auf  die  diesen  angestammten  Dienste  bezogen»  so  hatte  er  wohl 
den  letzteren  mehr  bieten  können;  denn  wahrscheinlich  würden, 
hatten  die  Verfasser  nur  solche  Dienstpflichtige  ins  Auge  gefafst, 
welche  im  Dienstvertrag  die  unterthänige  Rollt-  spielen,  den 
schwächeren  Teil  bilden  und  daher  des  Rechtsschutzes  besonders 
bedürftig  siiui.  manche  von  den  Lücken  im  Dienstvertragsrecht 
nicht  entstanden  sein,  welche  noch  zur  Sprache  kommen  wei  den. 
Sollte  diese  Vermutung  begründet  sein,  so  w.'ire  die  geplante 
Neuordnung  des  Dienstvertrags  mit  einem  zwiefachen  Nachteil 
erkauft:  eine  den  Interessen  der  wirklichen  Lohnarbeit  im  ein- 
zelnen sorgsam  nachgehende  Gesetzgebung  wäre  versäumt»  weil 
solche  nicht  der  liberalen  Dienstleistung  hatte  angepafst  werden 
können,  und  diese  wiederum  wQrde  durch  ihre  rechtliche  Gleich- 
setzung mit  der  Lohnarbeit  einen  gesellschaftlichen  Hai^  ver- 
stärkt sehen»  der  auf  Zersetzung  ihrer  altruistischen  Natur  ge- 
richtet ist. 

Der  deutsche  Entwurf  wie  das  schweizerische  Obligationen- 
recht stellen  neben  die  bisher  allein  betrachtete  Dienstvertrags- 
form eine  zweite.  Der  Dienstvertrag  beidi-r  Werke  mit 
allen  seinen  Rechtsfolgen  kann  nämlich  auch  vorhanden  sein, 
ohne  dafs  aufser  dem  Versprechen  der  Dienste  eine  Verein- 

*)  Zur  Hcurtf-ür.nj:  des  Rechtes  der  Schuldvcrhäitnissc  nach  der  zweiten 
Lesung'  dc;>  Eiitwurtb  eines  bilrgcrhihen  Gesetzbuchs  fQr  das  Deutsche  Reich, 
in  Ihering's  Jahrbüchern  Bd.  ^i,  S.  36o. 
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barang  einer  VergOtung  stattgefunden  hat.  Diese  Dienstvertrags> 
form  ist  dann  und  nur  dann  gegeben,  wenn  »  wie  §  552  des 
Entwürfe  (und  Ähnlich  das  schweizerische  O.R.  Art.  338  al.  2) 
sagt  —  „die  Dienstleistung  den  Umstanden  nach  nur  gegen  eine 
Vei^tung  zu  erwarten  war."  Auf  die  wirkliche  Erwartung 
kommt  es  nicht  an,  und  der  Empfänger  der  Dienste,  der  die  Um- 
stände verkannt  und  daher  an  eine  Vergütung  nicht  gedacht 
hätte,  würde  gleichwohl  zur  Gewährung  einer  solchen  verbunden 
werden. 

Der  deutscht-  Entwurf  wie  das  schweizerische  Obhgationen- 
recht  sprechen  für  den  Fall,  dals  zwar  Dienste  aber  nicht  Ver- 
gütung versprochen,  vielmehr  jene  nur  gegen  diese  zu  erwarten 
waren,  nicht  die  Rechtstolge  der  Verpflichtung  zur  Vergütung 
aus,  wie  sie  den  vollständigen  Dienstvertrag  durch  Angabe  seiner 
Rechtsfolgen  definiert  hatten  (S.  8).  Konsequent  wflre  die  Fassung 
gewesen:  „Die  Verpflichtung  zur  Gewährung  einer  Vergütung 
besteht  auch  ohne  Vereinbarung,  wenn  die  Dienstleistung  den 
Umstanden  nach  nur  gegen  eine  Vergütung  zu  erwarten  war." 
Man  hat  aber  vorgezogen  den  Thatbestand  in  den  Vorder- 
grund, ja  allein  hinzustellen,  indem  man  sagte:  „Eine  Vergütung 
gilt  als  stillschweigend  vereinbart*  —  was  die  Sprache  der 
Fiktion  ist  Das  Wort  „stillschweigend*  hatte  man  sich  sparen 
können,  wie  es  ja  auch  im  Abs.  2  weggeblieben  ist.*)  Die  Rechts- 
foIiT;e  der  vom  Recht  angenommenen  oder  fingierten  Vereinbarung 
anzugeben  hat  man  sich  e  rspart  —  sie  ergiebt  sich  ohne  weiteres 
aus  der  vorangehenden  Festsetzung. 

Wenn  die  Parteien  eine  Vergütung  nicht  vereinbart  haben, 
so  ist  natürlich  auch  niclit  die  Hohe  der  Vergütung  von  ihnen 
bestimmt  worden.  Aber  der  oben  (S.  1 1 )  besprochene  Abs.  2 
des  §  552  gilt  nicht  blofs  für  den  Fall,  dais  zwar  eine  Vergütung 
vereinbart,  und  nur  ihre  Höhe  unbestimmt  gelassen  worden  ist, 
sondern  auch  flir  den  Fall  eine  Vereinbarung  nicht  erfolgt,  son- 
dern nur  fingirt  ist 

Eine  zweite  Art  fingirter  Dienstvertragsschliefsung  wird 
durch  den  §  564  des  Entwurfs^  geboten,  nämlich  eine  Verlange- 

')  .Ist  die  Hohe  der  Vergütung  nicht  bestimmt,  so  ist  bei  dem  Bestehen 
einer  Taxe  die  taxmilsige  VergOtaag,  in  Ennangelung  einer  Taxe  die  aUiche 
Vergatung  als  vereinbart  ansuaehen.* 

^  aWird  das  Dienstverhältnis  nach  seiner  Beendigung  Ton  dem  zur  Dienst- 
leistung Verpflichteten  mit  Wissen  und  ohne  Widerspruch  des  anderen  Teiles 
fortgesetzt,  so  gilt  es  als  auf  unbestimmte  Zeit  verlAngert.' 
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rung  oder  Erneuerung  eines  früher  abgeschlossenen  Dienstver- 
trages, als  welche  die  Fortsetziintr  eines  abgelaufenen  vertrags- 
mäfsigen  Dienstvorhallnisscs  gilt,  falls  sie  mit  Wissen  und  ohne 
\Vidcrspru(  h  des  1  )icnstbcrcchtij;tcn  erfolgt.  Es  ist  eine  Ueber- 
tragung  des  Rechts  von  der  rclocatio  tacita. 

Zum  ersten  Punkt  unserer  Krörterung.  dem  Tliatbestand  des 
Dienstvertrags,  gehört  endlich  noch  der  §  553.  der  sich  auf  die 
Eingehung  des  Vertrags  bezieht  und  also  lautet:  „Nimmt  jemand, 
der  zur  Leistung  gewisser  Dienste  öfientUch  bestellt  ist  oder  sich 
öffentlich  erboten  hat,  einen  auf  soIcKe  Dienste  gerichteten  An- 
trag  nicht  an,  so  ist  er  verpflichtet  die  Ablehnung  dem  Antrag- 
steiler  unverzQglich  anzuzeigen.  Das  Gleiche  gilt,  wenn  sich 
jemand  dem  Antragsteller  gegentlber  zur  Leistung  gewisser 
Dienste  erboten  hat." 

Diese  erst  in  der  zweiten  Lesung  getroffene  Bestimmung 
entspricht  fast  g<lnzlich  einer  schon  in  der  ersten  I^sung  im 
§  587  (jetzt  594)  für  den  Auftrag  getroffenen.  Sie  demgemäfs. 
auch  für  Dienstvertrag  zu  geben  wird  in  dem  Locwenfcid  schen 
„Gutachten  aus  dem  Anwaltstandc"  S.  870  angeregt.  Man  kann  sie 
als  Uebertragung  und  Erweiterung  eines  Satzes  betrachten,  der 
in  der  Rechtsanwaltsordnung  von  1878  30  für  Rechtsanwalle 
aufgestellt  worden  ist.  Sie  verfolgt  wahrscheinlich  einen  doppel- 
ten Zweck.  Einmal  soll  thatsächlich  der  Antragsteller  so  bald 
als  möglich  von  der  Ablehnung  seines  Antrags  unterrichtet 
werden,  namentlich  damit  er  bfllder  die  Dienste  eines  Dritten  in 
Anspruch  nehmen  kOnne.  Und  dann  soll  dem  Antragsteller,  der 
nach  §  118^)  an  seinen  Antrag  gebunden  ist  und  die  Nicht- 
annahme des  dem  Abwesenden  gemachten  Antrages  nach  §  120^ 
aus  dem  Ablauf  der  Annahmezeit  zu  schliefsen  hat.  eine  au>- 
drückliche  Ablehnung  verschafft  werden.  Möglicherweise  soll 
auch  tiui(h  das  Gebot  unverzüglicher  Anzeige  die  Dauer  der 
Gebundenheit  gegenüber  der  regelmäfsigen  verkürzt  werden. 
Unser  §  553  gebietet  unverzügliche  Anzeige,  bestimmt  aber 
nicht  die  Rechtsfolge  dei  l'ebertretung  dieses  Gebotes.  Diese 
Rechtsfolge  wird  aus  ^  74t)  zu  entnehmen  sein.  Hier  wird  „wer 
gegen  ein  den  Schutz  eines  Anderen  bezweckendes  Gesetz  ver- 

.Wer  einesk  Aaderen  die  Schliefsung  eines  Vertrags  antrftgt,  ist  an  den 
Antrag  gt  hiinden ,   ps  sei  denn,   dafs  er  die  Gebundenheit  anspcschlosscn  hat." 

*)  ,I>ei-  einem  Abwesenden  gemachte  Antrag  mufs  bis  zu  dem  Zeitpunkt 
angenommen  werden,  in  welchem  der  Antragende  den  Eingang  der  Antwort 
unter  regelmflCsigen  Unwtlnden  erwarten  durfte..* 
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stOfst  .  .  .  dem  Anderen  zum  Ersätze  des  dadurch  verursachten 
Schadens  verpflichtet*^) 

Mit  dem  Hinweis  auf  diese  Verpflichtung»  welche  beim  Ver- 
such zur  Eingehung  eines  Dienstvertrages  entstehen  kann»  sind 
wir  zum  zweiten  Hauptpunkt  unserer  Darlegung  gekommen»  den 

II.  Rechtsfolgen  des  Dienstvertrags. 

Von  diesen  sind  die  beiden  hervorragendsten,  nämUch  die 
Verbindlichkeit  zur  Dienstleistung  und  die  Verbindlichkeit  zur 
Gewährung  der  vereinbarten  oder  als  vereinbart  geltenden  Ver- 
gütung schon  durch  den  besprochenen  Eingangsparagraphen 
(§  551)  festgesetzt  Es  ist  bemerkenswert,  dafs  von  dem  flbrigen 
Dienstvertragstitel  des  Entwurfs  —  nach  den  hier  oben  abge- 
handelten  drei  ersten  Paragraphen  —  nur  fflnf  (§§  554^558) 
den  aus  dem  Dienstvertrag  erwachsenden  Rechtsfolgen  gewidmet 
sind.  Der  ganze  Rest  bis  §  568  —  mit  Ausnahme  des  von  der 
relocatio  tacita  handelnden  §  564  (oben  S.  22)  —  ist  der  Kündi- 
gung oder  Aufhebung  des  Dienstverh.lltnisses  und  den  hieran 
anknüpfenden  Rechtsfolgen  gewidmet,  im  schweizerischen  O.K. 
sind  es  gar  nur  drei  Artikel,  welche  nach  dem  grundlegenden 
am  Eingang  zur  Regelung  der  Rechtsfolgen  bestimmt  sind. 

l^nterscheidet  man  weiter  die  Verbindlichkeit  des  Dienst- 
leibtendea  und  die  des  Üienstempfängers,  so  wird  man  nicht 
ohne  Verwunderung  gewahr  werden,  dafs  ebenso  von  den  ftnf 
genannten  Paragraphen  des  deutschen  Entwurfs,  wie  von  den 
drei  Artikeln  des  schweizerischen  Obligationenrechts  nur  ein  ein- 
ziger sich  mit  der  Bestimmung  der  Verbindlichkeit  des  Dienst- 
leistenden befafst  nämlich  §  554  des  deutschen  Entwurfs^  und 

Statt  der  Schadensersatzpflicht  soll,  wie  Unger  in  Ihering's  JahrbCIchem 
Bd.  33,  S.  345,  Anm.  118  g«q[eii  die  Motive  (Bd.  U,  S.  SSO)  beflirwortet,  beim 
Auftrag  als  Priyadiz  des  Schweigens  die  Anmdinw  der  Vertragsofferte  gelten. 

,.Dic  Fiktion  der  Annahme"  f&hrt  nach  dm  cnvähntcn  Motiven  „auch  im  wesent- 
lichen kaum  /u  rincm  anderen  Ert;cl)ni>sc,  als  das  I'rinzip  dcv  St  liadensersatz- 
pflicht."  Für  den  I)  i  e  n  s  t  v c  r t  r  a  inOchten  wir  diese  wesentln  iic  Ueberein- 
stinunung  nicht  zugeben.    Denn   die  Passivität  des  Arztes,   dem  ein  Antrag  zur 

Dienstleistuog  zugegangen,  ist  nach  dem  Prinzip  des  Schadensersatses  nnr  Ver> 
letsung  eines  gesetzlichen  Anzeigepflicht,  nach  dem  Prinzip  der  Veitrags- 
annahme  aber  Vetfetanng  einer  vertragamifsigen  Hfllfeleistungspflieht  Die 
etwaige  Gleichheit  der  SehadensersatsbetrSge  scheint  uns  hier  nicht  das  Wesent- 
liche zu  sein. 

»Der  zur  Dienstleistung  Vcrptlichtetc  hat  die  Dienste  im  Zweifel  in  Person 
zn  leisten.    Der  Anspruch  auf  die  Dienste  ist  im  Zweifel  nicht  übertragbar." 
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Art.  339  des  schweizerischen  Obh^^itioncnrechts.i  i  Und  diese 
beiden  Satzungen  bestimmen  nicht  mehr,  als  dals  der  Dienst- 
pflichtige die  Dienste  im  Zweifel  in  Person  zu  leisten  hat.  und 
dals  er  sie  —  nach  dem  deutschen  Entwurf  —  im  Zweifel  auch 
keinem  anderen  ai:^  dem  ur^-prünglichen  Gläubiger  zu  leisten 
braucht.  Man  begreift  ohne  weiteres,  dafs  mit  dieser  einzigen, 
noch  dazu  sekundären  Satzung  das  gewaltige,  fast  unQberseh- 
bare  Gebiet  der  Verbindlichkeit  zur  Dienstleistung  nicht  hat 
Juristisch  gedeckt  werden  sollen.  Man  wird  auch  nicht  glauben, 
dafs  die  ganze  Qbrige  Regelung,  die  quantitative  und  die  quali- 
tative,  die  örtliche  und  die  zeitliche  Bestimmung  der  Dienst- 
leistung allein  der  Privatautonomie,  der  vertraglichen  Ordnung 
hat  anheimgegeben  werden  sollen.  Vielmehr  greifen  hier  zu- 
vörderst die  zahlreichen  reichs-  und  partikularrechtlichen  Sätze 
aus  Gesetzen  und  Verordnungen  ein,  deren  theilweise  schon  ge- 
dacht worden  ist.  Was  alles  die  Gewerbeordnung  mit  dem  wich- 
tigen Abändcrunf,'sgesetz  vom  I.  Juni  1891.  das  Handelsgesetz- 
buch, die  (ie.-indeordnungen  und  auch  die  Rechtsanwaltsordnung 
hierher  Gehöriges  festsetzen  —  man  denke  nur  an  die  Sonntags- 
ruhe und  an  die  Arbeits-  oder  Fabrikordnungen  —  das  kann 
ohne  beträchtliche  Rahmenflberschreitung  hier  nicht  einmal  an- 
geführt werden. 

Weiterhin  mufs  man  erwarten,  dafs  unser  Entwurt  selber 
aufserhalb  seines  Dienstvertragstitels  noch  Satzungen  enthalten 
werde,  die  auf  seinen  Dienstvertrag  anzuwenden  sind.  Fflr  eine 
Art  von  Dienstleistung,  nflmlich  die  Geschaftsbesorgung,  hat  er 
selber  in  §  606  eine  solche  Anwendung  vorgeschrieben.'-^)  Hier- 
nach sollen  die  596-  601.  603  605,  welche  für  den  Auftrag 
aufgestellt  sind  auf  d(  n  I  )it  nstvertrag  angewandt  werden,  welcher 
wie  der  Auftrag  eine  Ge.srlu'iftsbesorgung  /um  Gegenstand  hat. 
\'on  diesen  analog  anzuwendenden  Paragra|»hen  gehören  nur 
§  ,S96  bis  §  599  hii  rher,  weil  nur  sie  die  Verbindlichkeit  des  Ge- 
schäftsbesorgers  betretK'n. 

Aufser  von  diesen  besonders,  auf  den  Dienstvertrag  über- 
tragenen anderweitigen  Bestimmungen  des  Entwurfs  wird  die 

»Der  Dienstpflichtige  hat,  wenn  sicfi  nicfit  aus  der  Verabredung  oder  aus 
den  Urnntaiulcn  etwas  anderes  ergiebt,  die  versprochenen  Dienste  in  eigener 
l^crson  zu  leisten." 

Im  Titel  vom  Auftrag:  .Die  Vorschriften  der  §§  596— Mf,  603—605 
finden  entsprechende  Anwendung,  wenn  die  Verpflichtung  zur  GeschfliMMsoisung 
durch  einen  Dienst*  oder  einen  Wericvertrag  Obemonmen  isL' 
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Verbindlichkeit  des  Dlensüeistenden  noch  von  vielen  Stttzen  be- 
rührt, die  in  den  sechs  ersten  Abschnitten  des  zweiten  Buches, 
welche  den  „Einzelnen  Schuldverhflltnissen*  vorausgehen,  auf- 
gestellt sind.  So  bt  z.  B.  nach  §  206  der  Schuldner  (in  unserem 
Fall  der  Dienstpflichtige,  z.  B.  die  BOglerin  oder  die  Putzfrau) 
„verpflichtet,  die  Leistung  so  zu  bewiricen,  wie  Treu  und  Glauben 
mit  Rücksicht  auf  die  Verkehrssitte  es  erfordern."  So  richtet 
sich  ferner  die  Vertretung  von  dolus  und  culpa  nach  der  Satzung 
des  §  233.1» 

Obwohl  hiernach  die  Wortkargheit  unseres  Titeis  in  An- 
sthuiig  der  Dicnstleistungspllicht  durch  die  Fülle  anderwärts 
stehender  Regeln  erklärt  und  vvett  gemacht  zu  sein  scheint.  s(» 
muls  docli  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  nicht  noch  wich- 
tige Punkte  übrig  sind,  die  durch  alle  jene  Quellen  nicht  ge- 
regelt werden,  deren  daher  die  Redaktoren  im  Dienstvertrags- 
titel sich  hatten  annehmen  sollen.  Man  weifs  z.  B.  aus  fast  täg- 
licher Erfahrung,  welche  grofse,  in  das  Wohl  und  Wehe  des 
Arbeiters  und  der  Arbeiterin  eingreifende  Rolle  das  Ausschiefsen 
und  Nullen  von  Arbeitsprodukten.  Oberhaupt  die  Bemängelung 
und  Zurückweisung  der  Arbeit  durch  den  Arbeitsherrn  spielt. 
Auch  entspringen  ihr  zahlreiche  Strike  und  Prozesse.'^)  Beim 
Werkvertrag,  wo  Besteller  und  Unternehmer  einander  gegen- 
überstehen, hat  der  Entwurf  in  den  571-577  eingehende  Be- 
stimmungen für  den  Fall  der  Mangelhaftigkeit  des  Werkes  ge- 
troffen. Der  Lohnarbeiter,  der  im  Stücklohn  arbeitet,  ist  gewifs 
nicht  immer  ein  L'nterneiimer  auch  nur  im  Rechtssinn,  sondern 
oft  dienende  i'artei  in  einem  Dienstvertrag.^>    Soweit  es  mit  den 


*)  Abs.  1  :  ,l>cr  Scliuldncr  hat,  s»ofcrn  niclit  ein  Anderes  bestimmt  ist,  V^or- 
satz  und  die  Aufserachtlassung  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  (Fahr- 
lässigkeit) zu  veftreten.   Die  Vonchriftea  der  ||  ISO»  751  finden  Anwendung.* 

*)  In  den  «Berichten  der  schweizeriiclien  Fabrikinspektoren  Ober  ihre  Amts» 

thfttigkeit  in  den  Jahren  1892  und  1893  (Aaraa  1894 1  sagt  Schuler  S.  51 :  „LohnabzQge 
für  schlechte  Arbeit  sind  grsetzlich  zufjcstanden,  viellach  notwcndit:,  aber  recht  oft 
die  Quelle  grufser  \'erbilterunK.  I>as  gilt  besomhrs  fOr  die  Siukfrei,  wo  dif 
Abzüge  oft  zweifellos  zur  Bereicherung  des  Arbeitgebers  dienen  oder  auch,  wie 
die  oben  erwähnten  Voracbtlsse,  dasu  die  Arbeiter  sklaven^eich  an  das  Geschäft 
zu  fenehi.* 

z.  B.  die  Arbeiterfrau,  welche  (br  ein  Konfektaonaliau«  xugeachnittcne 

Knabenanzflge  zu  nähen  hat  und  für  das  Dutzend  6,60  Mark  erhält.  „Die  Qua- 
litlt  der  Arbeit  ist  hier  (beim  Stücklohn»  durch  das  Werk  selbst  kontrolliert, 
das  die  durchschnittliche  Güte  besitzen  mufs,  soll   der  Stückpreis  voll  bezahlt 
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schwachen  Mitteln  des  Gesetzes  möglich  ist,  mOfste  er  dagegen 
geschotzt  werden  in  allen  Fallen  umsonst  oder  mit  Verlust  ge- 
arbeitet zu  haben,  in  denen  seine  Arbeit  nicht  tadellos  ausge- 
fallen ist.  Ein  positiver  Schaden  des  Arbeitsherrn  brauchte 
darum  nicht  unersetzt  zu  bleiben. 

Die  Verbindlichkeit  des  Dienstempfängers,  der  wir  uns  nun 
zuwenden,  ist  schon  im  Dicnstvertragstitel  mit  mehreren  Para- 
graphen —  555— 558V)  —  bedacht,  und  es  greifen  aufserdem 
wicdf-rum  teils  primär  teils  subsidiär  die  übrigen  Ouellen  ein. 
die  bei  der  DicnstleistungspHicbt  erwühnt  worden  sind.  Nach  den 
angezogenen  Paragraphen  sind  es  nur  zwei  Verpflichtungen, 
welche  die  Verbindlichkeit  des  Dienstempfängers  ausmachen.  Die 
eine  hat  die  Vergütung  zum  Gegenstand,  die  andere  Vorkehrungen 
zum  Schutz  von  Leben  und  Gesundheit  des  Dienstpflichtigen. 
Die  Vergfltungspflicht  wird  zunächst  in  Ansehung  der  Zeit  ge- 
regelt durch  §  555,  welcher  sagt: 

,f  Die  Vergütung  ist  nach  der  Leistung  der  Dienste  zu  entrichten. 
Ist  die  Vergfltung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so  ist  sie  nach 
dem  Ablaufe  der  emzelnen  Zeitabschnitte  zu  entrichten.* 

Die  Vorschrift,  dafs  die  Vergütung  nach  der  Dienstleistung 
zu  entrichten  sei,  kann  nur  bedeuten,  dafs  sie  nicht  früher  zu  er- 
folgen brauche,  nicht  dafs  sie  nicht  früher  erfolgen  könne. 
Auf  die  hier  gegebene  gesetzliche  Bestimmung  der  Leistungs- 
zeit hndet  Anwendung  was  §  227  Abs.  2  vielleicht  nur  mit  Bezug 
auf  Zeitbestimmungen  sagt,  die  durch  Pri vat-Disposition  auf- 
gestellt sind,  nämlich:  „Ist  eine  Zeit  bestimmt,  so  ist  im  Zweifel 
anzunehmen,  dals  der  Ciläubiger  vor  dieser  Zeit  die  Leistung 
nicht  fordern,  der  Schuldner  aber  zu  jeder  Irühcren  Zeit  leisten 
kann." 

Schreibt  also  §  555  Postnumeration  der  Vergütung  vor,  so 
kann  sich  der  Dienstberechtigte  selber  jederzeit  von  dieser  Vor- 
schrift entbinden,  so  dafs  sie  eigentlich  Pränumeration  der  Dienste 
vorschreibt  Es  ist  aber  fraglich,  ob  sich  der  Dienstpflichtige 
die  Postnumeration  der  Vergütung  immer  gefallen  lassen  muls. 
Im  §  555  ist  die  Postnumeration  als  Regel  hingestellt,  aber  nicht 
als  eine  Regel,  die  durch  Vereinbarung  oder  Uebung  ausge- 


werden.    Der  SlQcklolin  wird  nach  dieser  Seite  hin  zu  frachüienter  Qudie  von 

Lohnabzügen  und  kapitalistischer  Prellerei."    Marx,  Kapital  I.  3.  Aufl.,  S.  565/66. 

'  I  Die  folgenden  Paragraphen  (bis  §  568)  betreffen  die  Endigung  des  Dienst* 
Verhältnisses. 
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schlössen  wird,')  sondern,  wenn  man  dem  Wortlaut  trauen  dOrfte, 
als  ausnahmslose  Regel.  Eine  Einschränkung  liegt  im  zweiten 
Satz,  welcher  periodische  Entrichtung  der  Vergütung  vorschreibt, 

aber  nicht  auf  Grund  von  Abrede  oder  Ueblichkeit,  sondern 
schlechthin,  sobald  die  VergOtung  nach  Zeitabschnitten  be- 
messen ist 

Es  wäre  nun  aber  gar  nicht  verst.lndiich.  warum  der  Ent- 
wurf den  Grundsatz  der  Postnumeration  der  Verf^ütun^  (oder  der 
Pränumeration  der  Dienste)  vorbehaltlos  hingestellt,  der  Abrede 
und  Uebung  keinen  Raum  gelassen  haben  sollte.  Man  mufs  da- 
her annehmen,  dafs  §  555  nur  als  dispositives  Recht  gemeint 
ist'-j  und  jedenfalls  würde  er  sich  nur  als  solches  halten  können. 
Man  braucht  nicht  der  praktisch  unwichtigen  Polizeiverordnungen 
zu  gedenken,  welche  unter  Umständen  dem  Fahrgast  die  vor- 
gflngige  Bezahlung  der  Droschkenkutscherdienste  gebieten,  zumal 
hier  oft,  wie  bei  Eisenbahn-  und  Posttransporten,  eher  Werkver- 
dingung  als  Dienstmiethe  vorliegt.  Es  sei  vielmehr  an  die  all- 
gemein bekannte  und  massenhaft  vorkommende  Thatsache  erinnert, 
dals  Vergütung  nicht  blos  die  Gestalt  der  Geldzahlung,  sondern 
die  mannigialtige  Gestalt  der  Naturallcistung  hat.  Die  Nahrung, 
Wohnung,  Heizung,  Beleuchtung,  welche  tausenden  von  Gesellen, 
Kellnern.  Kellnerinnen.  Näherinnen.  Wiiscfierinnen,  PK'Uterinnen. 
Wärtern  und  Wärterinnen  —  von  den  Dicn^-tbotcii  gar  nicht  zu 
reden  —  Tag  um  Tag  als  Teil^j  der  Vergütung  ihrer  Dienste 

^)  Wie  im  schweizerischen  ObligaUonenrecbt  Art.  340:  «Sofern  nicht  vor- 
gftngige  oder  periodische  Bezahlung  vereinbart  oder  Qblich  ist,  mufii  die  Ver- 
gütung erst  entrichtet  werden,  wenn  dir-  I)i<-nst<-  geleistet  sind." 

Hierfür  spricht  noch  nicht  livr  in  .too,  .\hs.  1,  Sat/  3  vorlcommcndc 
Fall:  pist  die  Vergütung  tür  eine  spätere  Zeit  im  voraus  entrichtet...';  denn 
diese  Vomusentrichtung  kann  «ne  freiwillige  sein.  —  V/alirscheinlich  wird  auch 
der  zweite  Satz  unseres  §  555  einer  Privatdisposition  nachstehen,  also  die  Mog- 
lichlceit  gelten  sollen,  dafli  dfe  aneh  Tagen  bemessene  VergAtnng  erst  nach  Ab« 
lauf  einer  Woche  entrichtet  werde 

h  Auch  blofse  Naturallcistung,  ohne  <;<  Idlohn,  kommt  vor,  siehe  z,  B.  Hd.  5 
dieser  Zeitschrift,  S.  105  unten.  5.  106  unten.  Die  Gewährung  d<  r  ütltgcnhcit 
ZU  Trinkgeldeinnahmcn  (S.  107;  gebort  zur  GcldlOhnung.  Diese  besteht  bei 
grofistadtiBcben  Restaurationskellnem  oft  nur  in  besagter  Gewihrung:  M.  Schippet, 
Die  Lage  der  giD&atadtischen  KeUner,  Neue  Zeit  1891,  IL  S.  103—105.  143. 
Vielleicht  aber  ist  es  richtiger,  die  Dienste  solcher  Kellner  zu  unterscheiden: 
fOr  dir  dctn  Wirt  grloistctcn  erhalten  sie  von  diesem  Naturalg.ihpn ,  fOr  die  den 
Gasten  gckistiten  erhalten  -iic  von  diesen  (ieldlohn  niarh  Malsgabc  von  §  552). 
^\ndcre  Surrogate  des  festen  Bargebalts  erwähnt  die  Erhebung  über  die  Arbeits- 
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gewährt  wird,  kann  denselben  gar  nicht  erst  „nach  der  Leistung 

der  Dienste"  entrichtet  werden.  Hier  müfste  sich  das  Gesetz, 
auch  wenn  es  nicht  (wie  angenommen)  als  blos  dispositives  ge- 
meint sein  sollte,  einen  durch  die  Natur  der  Sache  diktierten  Ein- 
bruch gefallen  lassen. 

Die  vom  Gesetz  vorgeschriebene  Postnumeration  der  Ver- 
gütung hat  eine  doppelte,  eine  juristische  und  eine  ökonomische. 
Bedeutung, 

Die  juristische  ergiebt  sich  aus  den  §§  271  und  272.  Der 
§  271  sagt: 

i^Bei  einem  gegenseitigen  Vertrage  kann  jeder  Teil,  sofern  er 
nicht  vorzuleisten  verpflichtet  ist,  die  ihm  obliegende  Leistung 
bis  zur  Bewirkung  der  Gegenleistung  verweigern." 

Der  Dienstvertrag  ist  ein  gegenseitiger  Vertrag,  ja  nach  dem 
Entgeltscharaktcr,  den  im  Entwurf  die  Vergütung  haben  soll,  ein 

Austauschvertrag.  Durch  die  \'orschrift  der  Postnumeration  der 
Vergütung  wird  das  im  angezogenen  §  271  aufgestellte  Reten- 
tionsrecht*) als  Recht  provisorischer  Leistungsverweigerung  dem 
Dienstberechtigten  ebenso  bestimmt  eingenlumt.  als  es  dem  Dienst- 
pflichtigen versagt  wird.  Von  dieser  Versagung  wird  im  Not- 
tall  zu  Gunsten  des  Dien^tpOichtigen  eine  Ausnahme  gemacht  im 
zitierten  §  272: 

„Wer  aus  einem  gegenseitigen  Vertrage  vorzuleisten  ver> 
pflichtet  ist,  kann,  wenn  nach  dem  Abschlüsse  des  Vertrags  eine 
wesentliche,  den  Anspruch  auf  die  Gegenleistung  gefährdende  Ver* 
schlechterung  in  den  Vermögensverhflltnissen  des  anderen  Teiles 
eintritt,  die  ihm  obliegende  Leistung  verweigern,  bis  die  Gegen- 
leistung  bewirkt  oder  Sicherheit  für  sie  geleistet  wird." 

Der  Art.  96  des  schweizerischen  Obiigationenrechts  sagt: 

„Wenn  der  eine  Teil  in  Konkurs  geraten  ist  oder  seine 
Zahlungen  eingestellt  hat.  so  kann  der  andere  seine  Leistung 
zurückhalten,  bis  ihm  die  Gegenleistung  sicher  gestellt  wird." 

Man  sieht,  diese  Be.stnnmung  läult  der  deutschen  parallel, 
geht  aber  nicht  so  weit  und  ist  daher  dem  Dienstpllichtigen 
weniger  günstig. 

Sodann  die  ökonomische  Bedeutung  der  Postnumeration 

und  Gehallhverhältnissc  der  Kellner  und  Ktllncritin<  ri  (vom  Jahre  1893).  Druck- 
sachen der  Kommission  filr  ArbcttersUtistik,  Erhebungen  No.  6,  S.  120. 

')  Von  »Zurückbebaltungsrecbt'  konnte  hier  ebenso  wohl  die  Red«  win  wie 
in  §  230  nnd  %23i,  wo  der  Entwurf  diesen  Ausdruck  gebraucht,  den  er  in  den 
SS  271—273  vermeidet. 
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der  VergOtung  erhellt  am  besten  aus  folgender  Aeufserung  von 
Marx,  Kapital  I*,  S.  152:  »In  allen  Landern  kapitalistischer  Pro- 
duktionsweise wird  die  Arbeitskraft  erst  gezahlt,  nachdem  sie 
bereits  wahrend  des  im  Kauf  kontrakt  festgesetzten  Termins  funk- 
tioniert hat,  z.  B.  am  Ende  jeder  Woche.  Ueberall  schiefst 
daher  der  Arbeiter  dem  Kapitalisten  den  Gebrauchswert  der 
Arbeitskraft  vor;  er  läfst  sie  vom  Käufer  konsumieren,  bevor  er 
ihren  Preis  bezahlt  erhftlt,  überall  kreditiert  der  Arbeiter 
dem  Kapitalisten.  Dafs  dieses  Kreditieren  kein  leerer  Wahn 
ist,  zeigt  nicht  nur  der  gelegentliche  Verlust  des  kreditierten 
Lohns  beim  Bankcrf)tt  des  Kapitalisten,  sondern  auch  eine  Reihe 
mehr  nachhaltiger  Wirkungen.** 

Dem  „Verlust  des  kreditierten  Lohns  beim  Bankerott  des 
Kapitalisten*  kann  das  vorhin  erwähnte  Recht  die  Dienstleistung 
bei  drohender  Gefahr  zu  retinieren  nicht  vorbeugen.  Eher  ver- 
mag dies  das  Konkursprivileg,  welches,  alter  Ueberlieferung  fol- 
gend, die  Konkursordnung  (§  54  Ziff.  1)  gewissen  Lohn-  und 
ähnlichen  Forderungen  eingeräumt  hat.  Aber  man  kann  die 
Frage  aufwerfen,  ob  nicht  die  Redaktoren  des  Entwurfs,  da  sie 
im  Einklang  mit  dem  bisherigen  Recht  den  Dienstpflichtigen  zur 
Kreditierung  seiner  Dienste  verhalten  haben,  wohl  gethan  haben 
würden,  diesem  erzwungenen  Kredit  von  Personen,  die  selber 
nicht  Kapitalisten  zu  sein  pflegen,  einige  Sicherheit  zu  ver- 
schatVen.M  Im  §  501  ist  dem  Vermieter  eines  Grundstücks  für 
seine  Forderung  aus  dem  Mietverhältnis  ein  Pfandrecht  an  den 
eingebrachten  Sachen  des  Mieters  gewährt.  Nach  583  hat  der 
Unternehmer  für  seine  Forderungen  aus  dein  Vertrag  ein  i*land- 
recht  an  den  von  ihm  hergestellten  oder  ausgebesserten  beweg- 
lichen Sachen  des  Bestellers.  Man  sollte  denken,  dafs  eine 
Pfandsicherheit,  wie  sie  bei  der  locatio  conductio  rei  und  bei  der 
locatio  conductio  operis  dem  kreditierenden  Teil  eingeräumt 
worden  ist,  sich  auch  bei  der  locatio  conductio  operanim  dem 
Kreditierenden  irgendwie  hätte  gewähren  lassen.  Manchenorts 
mOssen  Notare  oder  Beamte  eine  Kaution  öffentlich  hinterlegen, 
aus  welcher  Schäden,  die  sie  in  Ausübung  ihres  Berufs  anrichten, 

^)  In  einer  Verhandlung,  welche  vor  dem  Kixdorfcr  Schößengericht  tn> 
Oktober  v.  J.  staUfand,  wies  (nach  dem  Bericht  dei  Vorwärts  vom  10.  Oktoberi 
ein  Bauarlieiter  .auf  die  mannigfachen  Schwierigkeiten  hin.  mit  welchen  die 
Bauarbeiter  heutzutage  vielfach  zu  kämpfen  haben,  um  ihren  sauer  verdienten 
Lohn  zu  erhaltrn.  Er  habe  z.  B.  nicht  weniger  als  zehn  ausgeklagte  Lohnforde* 
rungen  an  Bauherren,  könne  aber  keinen  Pfennig  erhalten.* 
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gedeckt  werden  sollen.  Der  Vormund  des  gemeinen  Rechts 
mufs  durch  eine  Kaution  seinen  Mündel  wegen  der  Vormund- 
schaft sicher  stellen.  Richtet,  wer  hundert  Arbeiter,  die  ihm  ihr 
«  inziges  Gut,  den  Wert  ihrer  Arbeitskraft,  anvertraut  haben,  um 
ihren  mühsam  verdienten  W'f  >chenlohn  bringt,  etwa  weniger 
Schaden  an.  als  der  Vornuind.  der  seines  Mündels  Vermögen 
verschleudert?  Und  würde  es  da  so  fern  liegen  und  unausführ- 
bar sein,  von  demjenigen,  der  als  Unternehmer  Dienstverträge 
in  gröfsercr  Zahl  abschliefst,  z.  B.  von  einem  Bauunternehmer 
oder  Theaterdirektor  zu  verlangen,  dafs  er  einen  einer  gewissen 
Lohnperiode  entsprechenden  Geldbetrag  zur  Sicherstellung  der  * 
Lohnforderungen  hinterlege? 

Auf  die  „Reihe  mehr  nachhaltiger  Wirkungen*,  welche 
Marx  im  Auge  hat  und  durch  Beispiele  aus  der  englischen  Praxis 
erläutert,  können  wur  uns  hier  nicht  einlassen.  Es  genflgt  viel- 
mehr darauf  hinzuweisen,  dafs  der  Kredit,  welchen  zu  geben 
der  Arbeiter  durch  die  Postnumeration  des  Lohnes  genötigt  ist, 
ihn  wieder  nötigt  seinerseits  Kredit  zu  nehmen,  ^nämlich  beim 
Bäcker,  beim  Krämer,  bei  sonstigen  Lieferanten.  Wer  als  Prole- 
tarier erst  zahlen  kann  wann  er  selber  bezahlt  worden  ist.  nuifs 
in  der  Zwischenzeit  auf  Borg  leben,  statt  Barkäufe  Kreditkäufe 
abschliefsen.  Dafs  er  dabei  nicht  blofs  höhere  I'reise  bewilligen, 
sondern  auch  schlechtere  Waren  sich  gefallen  lassen  mufs,  also 
doppelt  schlecht  fährt,  ist  männiglich  bekannt.  Die  regelmäfsige 
Pränumeration  im  Dienstvertrag  statt  der  Oblichen,  durch  das 
deutsche  Gesetzbuch  zu  befestigenden  Postnumeration  würde 
wahrscheinlich  nicht  blofs  die  Parteien  des  Dienstvertrags  be- 
rühren,  sondern  mittelbar  die  Volkswirtschaft  wohlthätig  beein- 
flussen. Dies  ist  eine  Vermutung,  nicht  ein  Vorschlag,  eine  Ver- 
mutung, die  noch  lange  keine  Aussicht  hat  erprobt  zu  werden. 
Bei  der  gegenwärtigen  Produktionsweise,  wo  die  Unternehmer 
das  konstante  Kapital  (an  Arlx  itsi:ri:(  nständen  und  Arbeits« 
mittein)  imd  das  variable  fauf  den  Arbeitslohn  verwandte)  im 
ökonomischen  Sinn  riskieren,  indem  die  Rückverwandlung  in 
Geld  ausbleiben  kann,  werden  sie  sich  scheuen  das  variable 
Kapital  auch  noch  im  juristischen  Sinn  zu  riskieren,  d.  h.  sich 
der  Gefahr  auszusetzen,  dafs  die  Gegenleistung  ausbleibe.  Aber 
ist  diese  Gefahrübernahme  notwendig  mit  der  Pränumeration  der 
„Vergütung"  verbunden,  so  notwendig,  dafs  sie  durch  keine 
gesetzgeberische  Maf«iahme  davon  getrennt  werden  kann? 

Von  dieser  ms  Weite  und  Unsichere  fahrenden  Betrachtung 
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haben  wir  uns  zu  den  §§  556  und  557  des  Entwurfs  zurflckzu- 
wenden,  welche  ferner  noch  die  VergOtungspflicht  bestimmen. 
Zunächst  der  erstere,  der  vom  Verzug  des  Dienstberechtigten  als 
Gläubigers  handelt,  hat  keine  Parallele  im  schweizerischen  Obli- 
gationenrecht, obgleich  sein  biiiigenswerther  Grundsatz  sich  im 
römischen  Recht  vorgebildet  bis  auf  unsere  Tage  fortgepflanzt 
hat.  „Kommt  der  Dienstberechtigte  —  sagt  §  5vS6  —  mit  der 
Annahme  der  Dienste  in  Verzujx.  so  kann  der  Vcrptlichtcte  für 
die  infolge  des  Verzugs  nicht  gclci->tcten  Dienste  die  vereinbarte 
Vergütung  verlangen,  ohne  zur  Nachlcistnng  verpflichtet  zu  sein." 
Dieser  l  eil  des  Paragraphen  ist  ohni-  wi  itcres  verständlich  und 
einleuchtend.  Aber  beim  folgenden  zweiten  leil  müssen  sich 
Bedenken  regen:  „Er  (der  Schuldner  d.  i.  der  Dienstpflichtige) 
mufs  sich  jedoch  den  Wert  desjenigen  anrechnen  lassen«  was  er 
infolge  des  Unterbleibens  der  Dienstleistung  erspart  oder  durch 
anderweitige  Verwendung  seiner  Dienste  erworben  hat  oder  hätte 
'  erwerben  können,  wenn  er  es  nicht  böswillig  unterlassen  hätte.'' 
Mit  welcher  peinlichen  Sorgfalt  trachtet  hier  der  Entwurf 
danach  zu  verhindern,  dafs  der  Arbeiter  sich  auf  Kosten  des 
Arbeitsherrn  bereichere  oder  sich  der  UnthäUgkeit  überlasse. 
Dafs  der  Arbeiter,  dessen  Dienste  von  ihm  angeboten,  vom 
Dienstberechtigten  aber  nicht  angenommen  worden  sind,  und  der 
gleichwohl  die  für  jene  Dienste  versprochene  Vergütung  ver- 
langen kann,  in  Abzug  bringen  niufs,  was  er  durch  wirkliche 
anderweitige  \'t  rwenduug  se  iner  Arbeitskraft  n-wdi  ht  n  hat.  war 
schon  der  römischen  bona  fides  entsprechend  uml  wird  man  auch 
heute  nicht  unbillig  linden.  Aber  dafs  der  Arbeiter,  der  den 
J-ohn  zu  verdienen  bereit  war,  sich  von  demselben  in  Abzug 
bringen  lassen  mufs,  „was  er  infolge  des  Unterbleibens  der 
Dienstleistung  erspart",  ist  eine  Genauigkeit  der  Kalkulation, 
welche  von  Liberalität  so  weit  als  möglich  entfernt  ist.  Es  ist 
nicht  leicht  nennenswerte  Ersparnisse  anzugeben,  welche  der 
Dienstpflichtige  durch  die  Nichtdienstleistung  macht,  mag  er  Hand- 
arbeiter, Lehrer,  Arzt  sein.  Man  möchte  daher  vermuthen,  dafs 
den  Verfassern  der  Gedanke  solche  Ersparnisse  anzurechnen 
nicht  hier  bei  der  Dienstleistung  gekommen,  sondern  auf  diese 
nur  konsequenzhalber  aus  §  275  übertragen  worden  ist,  wo  sie 
beim  gegenseitigen  W'rtrag  überhaupt  und  im  Fall  gewisser  Un- 
möglichkeit der  Leistung  vorkomnit.ij  Wenn  ich  eine  Sachleistung, 


')  §  275  (Abs.  1);  .Wird  die  aus  einem  gegenseitigen  Vertrage  dem  einen 
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nicht  eine  Dienstleistung,  nicht  zu  machen  brauche,  so  werde  ich 
leicht  einen  Aufwand  ersparen,  den  ich  daher  von  meiner  Gepen- 
leistungsforderung  in  Abzug  bringen  nuils.  hidessen  da  doch 
auch  der  Dienstpflichtige  an  Kleidung.  Werkzeugen.  Materiahen 
und  Selbsltranspoitkosten  sparen  kann,  dürften  wir  die  Ge- 
nauigkeit der  Kalkulation  nicht  bemängeln,  wenn  sie  nun  auch 
genau,  nämlich  auch  zum  Vorteil  des  Arbeiters  durchgeführt 
wäre.  Wenn  ich  die  Dienste  einer  Näherin  oder  eines  Kochs, 
die  ich  engagiert  habe,  zurOckweise,  damit  in  Verzug  komme  und  den 
Lohn  gleichwohl  zahlen  mufs:  dann  sollen  NAherin  und  Koch  um 
so  viel  weniger  erhidten  als  sie  ersparen»  aber  auch  um  so  viel 
mehr  als  sie  nun  zu  Ihrem  Schaden  aufwenden  müssen  z.  B.  far 
Beleuchtung  und  Heizung  ihres  Zimmers,  deren  sie  nicht  bedurft 
hatten,  wenn  sie  in  meinem  Zimmer,  in  meiner  Küche  gearbeitet 
haben  würden.  Der  Gedanke  solchen  Schadenersatzes  ist  dem 
Entwürfe  nicht  ganz  fremd,  da  er  in  §  258  bestimmt: 

„Der  Schuldner  kann  im  Falle  dc^  \'erzugs  des  Gläubigers 
l-'rsatz  der  Mehraufwendungen  verlangen,  die  er  lür  das  erfolg- 
lose Angebot  .sowie  für  die  Aufbewahrung  und  Erhaltung  des  ge- 
schuldeten Gegenstandes  machen  musste." 

Dürlten  wir  unter  „geschuldetem  Gegenstand"  auch  die  Arbeits- 
kraft verstehen,  so  wäre  unserem  Verlangen  nach  Gleichbchand- 
lung  der  Parteien  entsprochen. 

Dagegen  erscheint  als  unverbesserlich  die  dritte  Bestimmung, 
nämlich  dafs  er  sich  in  Abzug  bringen  lassen  mufe«  was  er. 
„hatte  erwerben  können,  wenn  er  es  (das  Erwerben)  nicht  bös- 
willig unterlassen  hatte.*  Der  Dienstpflichtige,  der  zu  arbeiten 
bereit  war,  ist  durch  einen  Zufall,  den  Verzug  des  Dienstbe- 
rechtigten, in  die  ungewohnte  angenehme  Lage  versetzt  worden, 
den  versprochenen  Loim  auch  ohne  seine  Dienstleistung  bean- 
spruchen zu  können.  Diese  Situation  darf  er  nach  dem  Kntwurf 
nicht  auskosten,  er  mufs  sich^vielmehr  nach  einer  Gelegenheit  zu 
„anderweitiger  Verwendung  seiner  Dien.-^te"  umsehen,  mit  Fleifs 
umsehen  und  die  gefundene  gebrauchen.  Während  er  sonst 
sich  sagen  kann,  dafs  was  er  durch  seine  Arbeit  verdient,  er  für 

Teil  obliegende  Leistung  infolge  eines  von  dem  anderen  Teile  zu  vertreteoden 
UmStandes  unmöglich,  so  bthält  er  den  Aiibprucli  auf  dir  Gegenleistung.  Er 
mufs  >i>  li  jedoch  den  Wert  desjenigen  .nnrechin  ii  l.isscn,  was  er  infolge  der  Be- 
freiung von  der  Leistung  erspart  oder  durcli  anderweitige  Verwendung  seiner 
ArbetUkraft  erworben  hat  oder  hAtte  erwerben  können,  wenn  er  e»  lyeht  bOs* 
willig  unterlassen  bitte." 
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sich  selbst  verdient,  mufs  er  nun  durch  Arbeit  verdienen,  um 
seinem  ersten  Herrn  Kosten  zu  vermindern,  Kosten,  an  deren 
Dasein  der  Arbeiter  unschuldig  bt.  Am  Arbeiter,  der  unter 
solchen  Umständen  seine  Arbeitskraft  schont«  wird  wohl  kein 
Unbefangener  eine  Böswilligkeit  zu  entdecken  vermögen.  Dafe 
er  das  frcinde  Interesse  nicht  wahrnimmt,  wo  er  dies  nur  mit 
eigenem  Aufwand  thun  k<.nnte,  kann  ihm  nur  der  zum  Vorwurf 
machen,  der  sich  aul  tlen  Standpunkt  des  Dienstberechtigten 
stellt  Diesen  nicht  neutralen  Standpunkt  hat  der  Entwurf  hier 
eingenornuien. 

Dafür  iät  er  im  folgenden  §  557  von  der  Strenge  des  Rechts 
zu  Gunsten  des  Dienstpilichtigen,  meist  des  schwächeren  Teils, 
abgewichen,  nach  dem  X'orbild  des  schweizerischen  O.K.  Art.  341, 
ohne  doch  demselben  gleichzukommen.  Im  Entwurf  §274  Abs.  1 
ist  folgender  Grundsatz  aufgestellt:  „Wird  die  aus  einem  gegen« 
seidgen  Vertrage  dem  einen  Teil  obliegende  Leistung  in  Folge 
eines  weder  von  ihm  noch  von  dem  anderen  Teile  zu  vertreten« 
den  Umstandes  unmöglich,  so  verliert  er  den  Anspruch  auf  die 
Gegenleistung."  Ein  solcher  gegenseitiger  Vertrag  ist  der  Dienst* 
vertrag  des  Entwurfs.  Es  würde  daher  nach  dem  §  274  der 
DienstpHichtige  die  Lohnforderung  verlieren,  wann  er  schuldlos 
an  der  Dienstleistung  verhindert  ist,  z.  B.  durch  Krankheit,  durch 
Abwesenheit  als  Zeuge  u.  s.  w.  Hier  bcstinmit  nun  der  Entwurf 
in  §  557:  „Ist  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen,  so 
wird  der  zur  Dienstleistung  X'erpilichtetc  des  Anspruchs  auf  die 
\'ergütung  nicht  dadurch  verlustig,  dafs  er  für  eine  verhültnis- 
mäfsig  nicht  erhebliche  Zeit  durcii  einen  in  seiner  Person  lie- 
genden Grund  ohne  sein  \'erschulden  an  der  Dienstleistung  ver- 
hindert ist."  Hierunter  würden  auch  unverschuldete  Verspätungen 
fallen.  1)  Auch  das  schweizerische  O.R.  Art.  341  hält  die  Ver- 
gütungsansprflche  aufrecht,  wenn  der  Dienstpflichtige  „durch 
Krankheit,  durch  Militärdienst  oder  aus  ähnlichen  Granden  ohne 
eigenes  Verschulden  auf  verhältnismälsig  kurze  Zeit  an  der  Lei- 
stung seiner  Dienste  verhindert  ist*  Aber  während  das  O.R. 
weiter  noch  voraussetzt,  dafs  ein  ,auf  längere  Dauer"  abgeschlos- 
sener Dienstvertrag  gegeben  sei,^  verlangt  der  deutsche  Entwurf, 

')  ^.icht  auch  die  Pausen,  welche  durch  Feiertage  herbeigefthrt  werden. 
Beim  Beriiner  Gewerbegericht  galt  eine  seitlaog  die  Praxis,  die  kOrslich  mit 
Recht  verlassen  worden  ist,  dafs  fQr  Feiertage  Lohnabzflge  gemacht  werden 

konnten  auch  wo  Wochcnlohn  vereinbart  war. 

Auch  der  deutsche  Entwurf  erster  I.esuog  haUe  in  §  562  ein  „dauerndes* 
Archiv  l'ur  suz.  Gesetzgebg.  u.  Statistik.    VlU.  3 
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dafs  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen  sei.  Damit 
ist  das  Anwendungsgebiet  der  Milderung  einerseits  weiter,  anderer- 
seits enger  geworden  als  im  schweizerischen  (icsetz,  wie  auch 
im  Entwurf  erster  Lesung.  Es  ist  weiter,  weil  der  Lohnanspruch 
auch  demjenigen  ijew.'lhrleistet  ist,  der  nur  auf  eine  Woche,  oder 
nur  auf  wenige  Tage  in  Dienst  getreten  war,  in  welchen  Fallen 
man  schwerlich  einen  „auf  lüngere  Dauer"  abgeschlossenen  Dienst- 
vertrag finden  wird.  Es  ist  das  Anwendungsgebiet  aber  enger 
iiibofern,  als  der  neue  Entwurf  nur  für  Zeitlohn,  nicht  auch  für 
Stücklohn  gilt,  während  das  schweizerische  Gesetz,  gleich  dem 
froheren  Entwurf,  diesen  Unterschied  nicht  macht.  FOr  diese 
Unterscheidung  ist  aber  auch  kein  triftiger  Grund  anzuführen. 
Wenn  der  im  Stflcklohn  stehende  Dienstpflichtige  (z.  B.  ein  Heim- 
arbeiter, ein  Setzer)  einen-  Tag  lang  durch  Krankheit  an  der 
Diensdeistung  verhindert  ist,  so  ist  der  Betrag  der  VergQtung, 
dessen  er  verlustig  gehen  würde,  nicht  so  leicht  ersichtlich  wie 
im  Fall  des  Tagelohnes.')  Aber  dafs  die  Vergütung  das  eine  mal 
„nach  Zeitabschnitten",  das  andere  mal  nach  Stücken  bemessen 
wird,  steht  aufser  jedem  Zusammenhang  mit  dem  Grunde,  aus 
dem  im  ersten  Fall  vom  Gesetz  der  Dienstpilichtige  vor  dem 
Verlust  der  X'ergütuiii;  Ix  wahrt  werden  soll.  Denn  nach  den  Mo- 
tiven zu  562  der  d>>t< n  Lesung  „beruht  <iie  eine  Abweichung 
von  den  allgemeinen  (irunds.ltzen  cntlialti  ntie  Bestimmung  auf 
sozialpolitischen  Rücksichten  und  auf  Gründen  der  Humaniiäi"; 
und  anders  liefse  sich  auch  der  jenen  §  562  ersetzende  §  557  der 
zweiten  Lesung  nicht  motivieren.  Diese  Motive  haben  aber  nichts 
mit  der  Form  der  Entlohnung  zu  thun.  Auch  der  Voraussetzung, 
dals  der  Dienstpflichtige  ,^fOr  eine  verhältnismäfsig  nicht  erheb- 
liehe  Zeit*  verhindert  sei,  kann  im  Fall  des  StQcklohns  nicht 
weniger  als  in  dem  des  Zeitlohns  entsprochen  werden. 

Sehr  weit  hingegen  ist  der  neue  Entwurf  hinter  das  schwei- 
zerische Gesetz  wie  hinter  die  erste  Lesung  zurQckgetreten,  in- 
dem er  folgenden  Zusatz  gemacht  hat: 

„er  (nämlich  der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete)  mufs  sich 

nod  obenlies  tm  die  Erwerbsthatigkcit  des  DienslirfUcbtigen  voUstindig  oder  haupt- 
aflchllch  in  Ansprach  nehmendes  Dienstverhlltnis  gefordert 

')  „Der  StQcklohn  ist  nichts  als  verwandelte  Form  des  Zeitlohns  .  .  .  Beim 

Zeitlohn  mif?t  5icli  die  Arbrit  an  ihrer  iinmittrlb.iren  Zeitdauer,  beim  Stück- 
lohn am  Prodiiktenquantuin.  worin  Arbeit  vvährond  bc^timmtc^  Zeitdauer  ver- 
dichtet .  .  .  Aus  der  Praxis  ist  bekannt,  wieviel  das  Durchschnittsprodukt  einer 
Stande.*    Marx,  KapiüU  I,  19.  Kapitel. 
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jedoch  den  Betrag  anrechnen  lassen,  welcher  ihm  für  die  Zeit 
der  Verhinderung  aus  ein^^r  auf  (iiund  gesetzlicher  Verpflichtung 
bestehenden  Kranken-  oder  Unfallversicherung  zukommt." 

Hier  nimmt  abermals  der  Entwurf  in  peinlicher  Kalkulation 
dem  schuldlosen  Dienstpflichtigen  einen  Teil  der  Wohlthat  wieder 
weg,  die  er  ihm  eben  gewährt  hatte.  Diese  anfechtbare  Bestim- 
mung ist  in  §  133  c  der  Gewerbeordnungsnovelle  (vom  1.  Juni 
1891)  für  Betriebsbearate,  Werkmeister  und  Techniker  getroffen 
und  nun  im  Entwurf  auf  die  Dienstpflichtigen  aller  Dienstverträge 
ausgedehnt  worden.  Anfechtbar  ist  diese  Bestimmung  vorzüglich 
darum,  weil  das  dem  Arbeiter  aus  der  gesetzlichen  Krankenver- 
Sicherung  gereichte  Krankengeld  zum  Theil  durch  seine  eigenen 
Beiträge  zu  stände  gekommen  ist.  Es  unter  diesen  Umstanden 
vom  Lohn,  der  ihm  belassen  wird,  ganz  in  Abzug  zu  bringen,  ist 
das  Gegenteil  von  Generosität, 

Wie  vorteilhaft  sticht  hiervon  der  Zusatz  ab,  welchen  das 
schweizerische  O.R.  seinerseits  zu  dem  besprochenen  Prinzip  ge- 
macht hat: 

„I)er  Arbeitgeber  hat  den  DienstpllichligL ii,  welcher  mit  ihm 
in  häuslicher  Gemeinschaft  lebt,  bei  vorübergehender  unverschul- 
deter Krankheit  auf  eigene  Kosten  verpflegen  und  ärztlich  be- 
handeln zu  lassen." 

Eine  ähnliche  Bestimmung  ist  von  Gierke  ftir  den  deutschen 
Entwurf  postuliert  worden,  aber  vergeblich. 

Gröfseren  Erfolg  hat  das  von  mehreren  Kritikern,  am  nach* 
drflcklichsten  und  wärmsten  von  Anton  Menger  (in  dieser  Zeit- 
schrift Bd.  2  S.  454^462)  erhobene  Verlangen  gehabt,  es  im  künf- 
tigen deutschen  Civilgesetzbuch,  nicht  bei  der  VergOtungspflich  t 
des  Arbeitsherm  bewenden  zu  lassen.  Es  wurde  darauf  hingewiesn , 
dafs  in  der  Masse  der  Dienstverträge  der  Dienstleistende  seine  Per  - 
son  aufs  Spiel  setzt  und  meist  nur  mit  dieser  den  wirtschaftlichen 
Kampf  führen  kann,  in  den  er  durch  Schliefsung  des  Dienstver- 
trags rechtlich  eintritt.  Hierauf  gründet  sich  die  Forderung,  dafs 
bei  der  Dienstleistung  alle  persönlichen  und  sachlichen  Güter,  die 
dem  Dienstpflichtigen  gehören,  so  viel  als  möglich  geschützt 
seien.  Die  Erfüllung  dieser  Forderung  ist  durch  die  allgemeinen 
Vorschriften,  dafs  der  Schuldner  (hier  der  Dienstherr)  Vorsatz 
und  Fahrlässigkeit  zu  vertreten  (§  233)  und  jeder  den  Schaden 
zu  ersetzen  hat,  den  er  vorsätzlich  oder  fahrlässig  das  Recht 
eines  Anderen  widerrechtlich  verietzend  verursacht  hat  (§  746), 
nur  unvollkommen  gewährleistet.    Es  mufste  vielmehr  eine  be- 
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sondere  Schutzpllicht  des  Dieiisiciupfängers  als  ReclUslolge  des 
Dienstvertrags  aufgestellt  werden.  Dies  ist  nach  dem  Vorbild  des 
§  120  a  der  Gewerbeordnungsnovelle  —  der  selber  dem  Art  2 
des  schweizerischen  Fabrikgesetzes  nachartet  —  durch  den  §558 
des  neuen  Entwurfs  geschehen,  welcher  besagt: 

„Der  Dienstberechtigte  ist  verpflichtet,  Räume,  Vorrichtungen 
oder  Gerätschaften,  die  er  zur  Verrichtung  der  Dienste  zu 
beschaiTen  hat,  so  einzurichten  und  zu  uiUcrhalten  und  Dienst- 
leistungen, die  unter  seiner  Anordnung  oder  Leitung  vorzunehmen 
sind,  so  zu  regeln,  dals  der  zur  Dienstleistung  V'erpflichtctc  gegen 
Gefahr  für  Leben  und  (lesundheit  soweit  geschützt  ist«  als 
die  Natur  dn  I  )i«;nstleistung  es  gestattet. " 

Der  Schaden,  der  aus  der  schuldhaüen  Nichterfüllung  diocr 
durch  den  Dienstvertrag  begründeten  W-rpIlichtung  entstanden 
ist.  mufs  vom  Dienstberechtigten  ersetzt  werden. V)  und  dieser 
Schadensersatz  regelt  sich  nach  den  §§  765 — 769,  welche  für 
den  Schadensersatz  wegen  unerlaubter  Handlungen  gelten.'^') 

Die  praktische  Bedeutung  der  neuen  Vorschrift  ist  dadurch 
erhöht,  dafs  ihr  gegenober  abweichenden  privaten  und  ]andes> 
gesetzlichen  Dispositionen  das  Uebergewicht  beigelegt  worden 
ist  Denn  einmal  ftigt  der  Entwurf  selbst  bei  (Abs.  2):  «Die  Ver- 
pflichtung des  Dienstberechtigten  kann  nicht  im  voraus  durch 
Vertrag  aufgehoben  oder  bt  schr;inkt  werden." 

l'nd  ferner  soll  nach  einer  Anmerkung  zum  §  558  dieser 
Paragraph  im  Kinführungsgesetz  unter  den  Vorschriften  aufge- 
führt werden,  deren  Geltung  nicht  beeinträchtigt  werden  darf. 

»ErfttUt  er  diese  .Verpflichtung  mcht,  so  bat  er,  wenn  ihm  ein  Ver- 
schulden zur  Last  Hillt,  den  daraus  entstandenen  Schaden  zu  ersetzen:"  §  556 
Abs,  1  Satz  2.  Mit  ..tlaraiis"  kann  der  Kntwiirf  nicht  das  Verschulden  allfin 
gemeint  li.iben,  sondern  die  unter  Vetscliulden  crüilgende  Nichterfüllung.  AUo 
würde  es  besser  sein  zu  sagen:  „Erfüllt  er  dicbc  V'crpüichtung  schuldhafter 
Weise  nicht,  so  hat  er  . . 

*)  .Die  tut  den  Schadensersato  wegen  unerhiubter  Handlungen  geltenden 
Vorschriften  der  §§  765 — 769  finden  entsprechende  Anwendung:'  §  558  Abs.  1 
Satz  3.  Die  §§  213—217  sind  damit  niciit  für  nnanwendbar  «-rkhlrt:  §  217 
kann  Iciclit  <!(  n  §  558  lahm  Iccen  —  In  manchen  llinsicliten  (Kompetenz  der 
(iewerbcgcrichte,  Vcrerblichkcit*  kann  es  wichtig  sein,  festzuhalten,  dafs  diese 
SchadenwnaUpflicfat  auf  dem  Diemtvertrag  basiert  (Vgl.  Loewenfeld,  Kontrakt- 
bruch und  Koalttionsrecht,  in  dieser  Zeitschr.  III.,  S.  395,  402,  und  Jacobi,  Lehre 
vom  Dienstvertrag,  im  Archiv  f.  bOrg.  Recht  IV.,  S.  162.)  Danach  wird  es  auch 
dem  Dienstberechtigten  als  Vertragsschuldner  obliegen  au  beweisen,  dafs  ihm  ein 
Verschulden  nicht  sur  Last  fällL 


Digitized  by  Google 


Der  Dienstvertng. 


37 


so  dnfs  er  auch  für  das  sonst  vom  Entwurf  nicht  berücksichtigte 
partikuläre  Gesinderecht  niafsgebcnd  sein  soll. 

Die  Verbesserung,  welciie  dem  Entwurf  in  zweiter  Lcsiini; 
durch  die  Einfügung  des  ^  558  zuteil  geworden  ist,  liegt  so  sein 
auf  der  Hand,  dafs  sie  nicht  der  Beleuchtung  und  nicht  der  An- 
preisung bedarf.  Aber  auch  einige  Mängel,  die  der  neuen  Vor- 
schrift anhaften,  springen  in  die  Augen.  Es  sind  vornehmlich, 
nicht  ausschliefslich,  folgende  drei.  Einmal  nämlich  verpflichtet 
der  §  558  den  Dienstberechtigten  zur  gefahrlosen  Einrichtung 
und  Unterhaltung  nur  derjenigen  Räume,  welche  er  zur  Ver- 
richtung der  Dienste  zu  beschaffen  hat.  Allein  es  ist  wohl 
bekannt,  dafs  fQr  zahllose  Personen  nflmlich  das  sogenannte 
Dienstpersonal  zu  Lande  und  zu  Wasser,  für  die  städtischen  und 
ländhchen  Knechte  und  Maii^fie,  Kellner  und  Kellnerinnen.  Ge- 
sellen und  Lehrlinge,  der  Arbeitsherr  nicht  blofs  Diensträume, 
sondern  auch  Wohn-,  namentlich  Schlafrüume  zu  beschaffen 
hat.^i  Und  ebenso  haben  viele  Enqurlcn  gelehrt,  dafs  die  Schlaf- 
räume dieser  hausgeruKssischen  Arbeiter  wie  der  in  Baracken  unter- 
gebrachten Ziegler  und  Zuckerarbeiter  in  nicht  wenigen  Fällen 
den  hygienischen  Anforderungen  nicht  entsprechen,  gesundheits- 
schädigend, nicht  selten  menschenunwürdig  sind.'j  Auch  für  ge- 
fahrlose Schlafraume  mafste  der  Herr,  der  mit  Wohnung  ver- 
gütet, zu  sorgen  durch  das  Gesetz  verpflichtet  werden. 

Zweitens  nimmt  das  Gesetz  den  Dienstpflichtigen  nur  gegen 
die  Gefahr  fQr  Leben  und  Gesundheit  in  Schutz;  es  hatte  auch 
Ehre«  namentlich  Geschlechtsehre,  einbeziehen  sollen.';  Auch 

t)  Das  «Btliche  Tettower  Kreisblatt  berichtet  in  seiner  No.  235,  dafs  der 
Landrat  des  Kreises  PlAn  (Holstein)  «sAmtliche  i^mtsvorstdier  seines  Kreises  er- 
sacht habe,  dahin  au  wirken,  dafs  im  Icomnenden  Winter  dem  lAndlicben  Ge- 

sindr  für  den  Abend  stets  eine  warme  Stube  von  der  Diensthf-rrschaft  zum 
Auftnthalt  eingeräumt  wt  ide.  Kr  will  zum  1.  März  k.  J.  Bericht  darüber  haben, 
inwieweit  dieser  Vorbclirift  von  der  Dicnstiierrschaft  freiwillig  oder  auf  behörd- 
liches Eingreifen  nachgekommen  worden  ist  Man  sollte  es  kamn  für  möglich 
halten,  so  meint  das  Kreisblatt,  da&  derartige  selbstverstAndliche  Forderungen 
der  Menschlichkeit  und  su|^ch  des  eigensten  Interesses  der  Dienstherrschalten 
noch  erst  durch  behördliche  Verfügungen  erzwungen  werden  mOssen.*  Vorwirts, 
2.  Beilage,  21.  Nov.  1894. 

Siehe  z.  B.  Cohen,  Lohn-  und  Arbeilsverhällnibsc  der  Münchener  Kellne- 
rinnen, Bd.  5  dieser  Zeitschrift,  S.  114,  113.  Schippel,  Die  Lage  der  grofs- 
stadtisdien  KeUner.  Neue  Zeit  1891.  U.  S.  14S. 

Motivierende  Thatsachen  «.  B.  bei  Cohen  a.  a.  O.  S.  122^124.  —  In 
der  von  Rests  besorgten  Ausgabe  der  EntwQrfe  erster  und  sweiter  Lesung  ist 
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dals  das  geringe  Hab  und  Gut  der  dienencicn  Hausgenossen  und 
ihr  sauer  verdienter  Sparpfennig  gegen  die  Wilustgcl'ahr  ge- 
scbOtzt  werde,  die  der  Mangelhaftigkeit  (namentlich  Feuergei^r- 
lichkeit)  der  Räume  entspringt,  wäre  ein  billiges  Verlangen. 

GegenOber  den  beiden  Ausstellungen,  die  wir  gemacht  haben, 
genOgt  es  nicht  auf  §  565  zu  verweisen»  wonach  der  Dienst- 
pflichtige ohne  Einhaltung  der  Kündigungsfrist  kOndigen  kann, 
wenn  ein  wichtiger  Grund  vorliegt,  und  ein  solcher  wflrde  z.  B. 
der  gefahrdrohende  Schlafraum  sein.  Der  Gebrauch  dieses 
Rechts  ist  zu  kostspielig;  für  den  Berechtigten,  selbst  wenn  er 
nach  §  566  Abs.  2  Schadensersatz  erhält.') 

Vielmehr  ist  es  geboten  -  -  und  damit  kommen  wir  zum 
Dritten  was  wir  in  §  558  vei missen  —  dals  obrigkeitliche  <aI>o 
bundesrätliche  und  polizeiliche)  \'erordnungen,  wie  solche  durch 
§  120d  und  §  120e  der  Gewerbeordnung  vorgesehen  und  deni- 
gcmäfs  erlassen  worden  sind  —  die  Grundsätze  des  §  558  zu 
einzelnen  Forderungen  ausgestalten,  aul  deren  Erfüllung  die  Ge- 
sundheitspolizei zu  dringen  habe,  damit  der  Schade  gar  nicht 
erst  entstehe,  zu  dessen  Ersatz  der  §  558  verbindlich  macht.  Es 
wflre  also  der  §  558  dadurch  wirksamer  zu  machen,  dafs  ihm  der 
Hinweis  aui  AuafOhrungsbestimmungen  einverleibt  wird,  welche 
teils  beim  borgerlichen  Rechtszwang  (Schadensersatz)  stehen 
bleiben,')  teils  Strafen  verhangen. 

hier  S.  290  die  Anmerkung  gemacht:  „Der  bchiitz  des  Dienstpflichtigen  gei;en 
die  Gefabren  für  die  SittHdikeit  gehört  in  das  öfTcntliche  Recht."    Das  dürtte 

mit  ebenso  vid  Grand  von  der  Gefahr  tat  Leben  und  Gesundheit  gesagt  werden 

können. 

Haben  doch  selbst  mittelst  Strikcs  die  Bauarbeiter  nicht  erreichen  kOnnen, 
dafs  gewisse  für  den  Schutz  ihrtr  Gesundheit  und  ihres  Lebens  erforderliche 
Einrichtungen  an  den  Bauten,  ihren  Dicnsträumen,  von  den  Bauunternehmern  be- 
schafft werden.  Siehe  die  aus  eigener  Erfahrung  stammenden  Mitteilungen  eines 
Bauarbeiters  in  der  Neuen  Zeit  1894/95,  No.  17,  S.  524—529. 

*)  Dieser  selbst  wOrde  dadurch  wirksamer  zu  machen  sein,  dad  die  Be« 
dingung  „wenn  ihm  ein  Verschulden  zur  Last  lUlt**  ganz  gestrichen,  d.  h.  die 
ScbadensersatZpflicbt  schlechthin  aufgestellt  wOrde;  von  ihr  würde  sich  der  Dienst- 
berechtigte  nur  durch  den  Beweis  i'dcr  Einrede)  des  eigenen  Verschuldens  des 
Verletzten  befreien  können.  Damit  \v;irc  eine  Ausnahme  von  §  746  Abs  I 
Satz  2  gegeben.  Fälle  von  Haftung  ohne  Verschulden  hat  das  bflrgctiiche  Recht 
schon  im  Haftpflichtgesetz.  Rechtfertigung  bei  Unger,  Ihering  s  JahrbOcher 
Bd.  30,  S.  409—421,  der  selber  „das  flu:  Eisenbahnnntemebmmigen  geltende 
strenge  .HaftirfUchCredit"  „in  entsprechender  Ausdehnung  auf  bestimmte  andere 
gemeingefUirUche  Gewerbebetriebe  dem  bargerlichen  Gesetzbuche  für  das  Deutsche 
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Mit  dem  §  558  hat  der  deutsche  Entwurf  dem  schweizerischen 
Obligationcnrccht  einen  wirklichen  Vorsprung  ahgewonnen.  Man 
kann  aber  ciarauf  rechnen,  dafs  dies  nur  vorübergehend  der  Fall 
sein,  und  tlafs  eh  r  schweizerische  Gesetzgeber  in  nicht  ferner 
Zeit  den  Vormaiin  wieder  überholt  haben  wird.  Ks  ist  nicht 
mehr  eine  Buch-,  sondern  schon  eine  Zeitungswahrheit,  dafs  liie 
Gesetze  nicht  nur  von  den  herrschenden  Klassen,  sondern  auch 
vorwiegend  im  Dienst  ihrer  Interessen  gemacht  werden.  Beides 
ist  eine  geschichtliche  Notwendigkeit,  die  mit  dem  Klassenunter> 
schied  gegeben  ist.  Im  Dienstvertrag  stehen  hauptsächlich  die 
Interessen  der  dienenden  Klasse  auf  dem  Spiel»  und  es  ist  zu 
vermuten,  dafs  diese  Interessen  dort  besser  vertreten  sein  werden, 
wo  der  Klassengegensatz  weniger  entwickelt  und  die  Freiheit 
der  Meinungsflufserung  weniger  beschränkt  ist 

III.  Kndigung  des  Dienstverhältnisses. 

Das  Dienstverhältnis  des  Entwurfs  kann  aus  einem  der  fol- 
genden fünf  Gründe  endigen,  nämlich 

1.  durch  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  es  eingegangen  wor- 
den ist: 

2.  durch  Kündigung; 

3.  durch  Kündigung  und  Ablauf  (U  r  Kündigungsfrist: 

4.  durch  Eintritt  der  UnmOghchkeit  der  Dienstleistung; 

5.  durch  Tod  oder  durch  Eintritt  der  Geschäftsunfähigkeit  des 
Dienstberechtigten.1) 

1.  Dafs  „das  Dienstverhältnis  endigt  mit  dem  Ablauf  der 
Zeit,  fOr  welches  es  eingegangen  (worden)  ist*,  sagt  §  559 
Abs.  1.  Der  Dienstvertrag,  welcher  ein  solches  auf  Zeit  einge- 
gangenes Dienstverhältnis  erzeugt,  ist  nach  dem  Ausdruck  von 
Buch  I  Abschnitt  III  Titel  5  mit  einer  ^Zeitbestimmung*  und  zwar 
nach  §  133  mit  einem  „Endtermin*  versehen. 

Dafs  ein  für  Zeit  eingegangenes  Dienstverhältnis  mit  ihrem 
Ablauf  endigt,  würde  man  nach  dem  Sinn  solcher  Zeitbestimmung 
wie  auch  nach  §  133  unbedenklich  annehmen,  selbst  wenn  es  in 

Reich  einiuverleibcn"  fllr  wQnachenswert  erkUbt.    Unser  Vorschlag  hat  nicht 

„gemeingefährliche  Botriebe",  sondern  jeden  Fall  im  Auge,  in  welchnn  I  -  hen 
oder  Gesundheit  des  Dirnstpfürlitigcn  (als  solchem  duri  Ii  fim  Dicnstbrn  chtigtcn 
gefährdet  wird.  Fremde  mcnsclilichc  Arbeitskraft  soll  nui  ^al\.l  r<  I  suhst.intia  be- 
nutzt werden  kOnnen;  vgl.  üfner,  Studien  sozialer  Jurisprudenz  (^Wien  1894,»,  b.  70. 

')  Daft  auch  di«  Vcreiidiantof  der  Parteien  das  Dienstverhiltai«  endigen 
kann,  iat  fAr  den  Entwurf  sdbstverstandlich. 


Digitized  by  Gopgle 


40 


Philipp  Lotmar, 


§559  Abs.  1  niclit  n;csagt  wäre.M  Im  schweizcrisclien  Obligationen- 
recht  ist  es.  wolil  weil  übcrllüssig,  nicht  ausgesprochen,  kann 
jedoch  aus  Art.  342  und  Art.  343  geschlossen  werden. 

Der  1  linierlegungsvcrtrag,  bei  dessen  Abschluls  eine  \'er- 
gOtung  vereinbart  worden  ist,  ist  —  wie  S.  13/14  gesagt  —  zugleich 
ein  Dienstvertrag.  Auch  filr  die  Hinterlegung  icann  eine  Zeit  be- 
stimmt  sein,  und  aus  §  639  Abs.  2')  ist  zu  schliefsen,  dafs  die 
Hinterlegung  mit  dem  Ablauf  dieser  Zeit  endigen  kann. 

Allein  so  selbstverständlich  unser  §  559  Abs.  1  aussieht,  nflm> 
lieh  die  Bestimmung,  dafs  „das  Dienstverhältnis  endigt  mit  dem 
Ablauf  der  Zeit,  ÜDr  welche  es  eingegangen. ist**:  so  giebt  doch 
dieser  Satz  zu  einer  Frage  Anlafs. 

Fragen  wir  nänilich:  wann  ist  denn  ein  Dienstverhältnis  für 
Zeit  eingegangen,  so  dafs  es  mit  Ablauf  der  Zeit  endigen  kann, 
so  erwarten  wir  wohl  im  4j  559  selbst  die  Antwort  7.u  linden,  in- 
dem sein  zweiter  Absatz  anzugeben  scheint,  wann  der  erste  nicht 
anzuwenden,  und  \va->  dann  anzuwenden  ist.  Der  zweite  sagt 
nun:  „Ist  das  Dienstverhältnis  nicht  für  bestimmte  Zeit  einge- 
gangen und  ergiebt  sich  die  Dauer  auch  nicht  aus  dem  Zwecke 
der  Dienste,  so  kann  jeder  Teil  das  Dienstverhältnis  nach 
Mafsgabe  der  §§  560—562  kOndigen."  Die  folgenden  §§  560  bis 
562  sind  eine  AusHlhrung  der  Bestimmung  des  §  559  Abs.  2. 

Im  §  559  bestimmen  Abs.  1  und  Abs.  2  verschiedenes;  jener 
giebt  als  Endigungsgrund  an  den  Zeitablauf,  dieser  die  KOndi- 
gung  nebst  Ablauf  einer  Kündigungsfrist.  Da  aber  beide  Ab- 
sätze zu  einem  Paragraphen  vereinigt  sind,  so  scheint  der  Schluis 
auf  einen  logischen  Zusammenhang  nahe  zu  liegen,  nämlich  der 
Sciilufs.  dafs  gerade  die  beiden  (im  Abs.  2  angegebenen)  Fälle, 
deren  Nichtvorhandensein  Bedingung  für  den  Absatz  2  ist.  den 
Thatbestand  des  ersten  Absatzes  ausmachen.  Die  obige  Frage: 
wann  ist  ein  Dienstverhältnis  für  Zeit  eingegangen?  würde  da- 
nach so  zu  beantworten  sein;  wenn  entweder  es  für  bestimmte 
Zeit  eingegangen  ist,  oder  seine  Dauer  sich  aus  dem  Zweck  der 
Dienste  ergiebt. 

Allein  diese  Antwort  ist  nicht  im  Sinne  des  Entwurfs  und 
tragt  vielleicht  auch  dem  Wortlaut  des  §  559  —  der  „Zelt"  und 

')  Jedoch  dauern  nach  prcufsischcn  Gcsindcordnun^en  Dicnstvcrlulltnisse  trotz 
Ablaufs  der  vereinbarten  Zeit  fort,  wenn  nicht  vorher  gekündigt  wurden  ist; 
Jacobi  a.  a.  O.  S.  157. 

«Endigt  die  Hinterlegung  vor  dem  Ablaure  der  Air  sie  bestimmten  Zeit, 
so  kann  . .  .* 
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„bestimmte  Zeit"  unterscheidet  —  nicht  Rechnung  (vgl.  unten 

S.  66).  Im  Sinn  des  Entwurfs  ist  nämlich  nicht  zu  bezweifeln, 
dafs  das  Dienstverhältnis  mit  dem  Ablauf  der  Zeit,  für  welche  es 
eingegangen  ist,  nicht  nur  endigt,  wenn  es  für  bestimmte  Zeit 
eingegangen  ist,  oder  sich  die  Dauer  aus  dem  Zweck  der  Dienste 
ergieht.  Nach  §  563  kann  ein  Dienstverhältnis  „für  die  Lebens- 
zeit einer  Perscn"  eingegangen  sein.  Das  kann  sow^ohl  die 
Lebenszeit  des  Dienstempfängers,  als  die  des  Dienstleistcnden 
als  die  eines  Dritten  sein.  Ein  für  die  Lebenszeit  einer  Person 
eingegangenes  Dienstverhältnis  ist  gewifs  nicht  für  bestimmte 
Zeit  eingegangen,  falls  man  unter  bestimmter  Zeit  den  wohl- 
bekannten dies  certus  quando  versteht;  und  sicherlich  ist  ein  ÜQr 
die  Lebenszeit  einer  Person  eingegangenes  Dienstverhältnis 
keines  dessen  Dauer  sich  aus  dem  Zweck  der  Dienste  ergiebt. 
Andererseits  wird  niemand  daran  zweifeln,  dafs  ein  für  die 
Lebenszeit  einer  Person  eingegangenes  Dienstverhältnis  mit  dem 
Ablauf  dieser  Zeit  endigt,  somit  dem  Absatz  1  des  §  559  unterfällt. 

Es  steht  nun  aber  auch  der  Wortlaut  von  §  559  Abs.  1 ,  von 
dem  wir  ausgegangen  sind,  diesem  Ergebnis  nicht  im  Wege. 
„Das  Dienstverhältnis  emligt  mit  dem  Ablaufe  der  Zeit,  für  welche 
es  eingegangen  ist":  gilt  sowohl  von  dem  Fall,  da  diese  Zeit  bei 
Eingehung  des  Dienstverhältnisses  schon  bestinmit  ist  (z.  B.  „drei 
Monate"),  als  von  dem  Fall,  da  diese  Zeit  bei  Eingehung  des 
Dienstverhältnisses  noch  unbestimmt  ist,  d.  h.  sich  noch  nicht 
kalendermäfsig  fixieren  läfst  (z,  B.  „für  die  Zeit  der  Abwesenheit 
des  Sohnes").  Bei  dieser  Auffassung  werden  auch  ohne  wei- 
teres von  Absatz  1  die  Fälle  begriffen,  in  denen  sich  die  Dauer 
des  Dienstverhältnisses  «aus  dem  Zweck  der  Dienste  ergiebt." 
Solche  Dienstverträge  sind  j,auf  Zeit"  eingegangen.  Ist  ein  Knecht 
zum  Zweck  der  Einbringung  einer  HAiemte,  ein  Maler  oder  An- 
Streicher  zum  Zweck  von  Reparaturen,  ein  Krankenwärter  zum 
Zweck  der  Verpflegung  eines  Kranken  gedungen  worden,  so 
endigen  diese  Dienstverhältnisse  zweifellos  mit  der  Einbringung 
der  Heuernte,  mit  der  Vollendung  der  Reparaturen,  mit  der  Ge- 
nesung des  Kranken.  Mit  diesen  Ereignissen  wird  die  l'ngewifs- 
heit  über  das  Wann  des  dtes^  unter  dem  jene  Dienstverträge  ge- 
schlossen worden  sind,  gehoben. 

Ob  in  den  Fällen,  in  denen  das  Dienstverhältnis  mit  dem 
Abiaul  der  Zeit  endigt,  für  welche  es  eingegangen  ist,  nicht  auch 
andere  Endigungsgründe  platzgreifen  können,  ist  eine  später 
(z.  B.  S.  48)  zu  beantwortende  .Frage. 
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2.  Die  Kündigung  gehört  zu  den  Rechtsgeschäften,  welche, 
wie  §  87  sagt,  „die  Eingehung  oder  Aufhebung  eines  Dienst- 
oder Arbcitsverh^Utni-^scs  bctretVen."  Sie  i>t  „eine  Willenserklä- 
rung, die  einem  Anderen  i nämlich  dem  1  )ien^ti)ereehtigten,  bezw. 
dem  Dienstptlichtigcn )  gegenüber  abzugeben  ist",  und  steht  da- 
nach unter  den  Regeln  des  §  107.')  Sie  ist  verschieden  von 
dem  „Rücktritt",  welchen  iiucli  11,  Abschnitt  11  im  fünften  Titel 
(§§  298 f.)  behandelt.  Denn  einmal  ist  dieser  RQcktritt  ein  ver- 
tragsmäfsig  vorbchaltener,  wahrend  die  KOndigung  in  mehreren 
Fallen  von  Rechtswegen  erfolgen  kann.  Femer  sind  die  Par- 
teien,  wenn  der  Rflcktritt  erfolgt»  wie  §  296  sagt,  „unter  ein- 
ander') so  verpflichtet,  wie  wenn  der  Vertrag  nicht  geschlossen 
wäre.**)  Dagegen  hat  die  Kündigung  eine  solche  Wirkung  nie- 
mals,^) sondern  sie  macht  nur,  sei  es  sofort  oder  für  sich  allein, 
sei  es  mit  Ablauf  der  Kündigungsfrist  dem  Dienstverhältnis  ein  Ende. 

Als  Endigungsgrund  des  Dienstverhältnisses  kommt  die  Kün- 
digung für  sich  allein   (d.  h.  ohne  Kündigungsfrist!  vor  in  dt-n 
§§  562  Satz  1.  565 — 567,  635  und  636.    Es  besteht  aber  kein 
Grund  gegen  die  Annahme,  dafs  im  Sinn  des  Entwurfs  auch  in 
anderen  Fallen   oder  allgemein   durch  Vertrag  im   vorau>  d<  r 
blofsen  Kündigung   endigende  Kraft;  beigelegt   werden  küime. 
Jedenfalls  ist  daraus,  dafs  der  Entwurf  Fälle  anführt,  in  denen 
das  Dienstverhältnis  durch  die  blofse  KOndigung  endigt,  nicht  zu 
schliefsen,  dafs  diese  Endigung  nur  in  den  angefllhrten  Fallen 
stattfinden  kann.  Für  das  Gegenteil  findet  man  im  Entwurf  selbst 
Deckung.   Denn  wenn  nach  §  559  ^das  Dienstverhältnis  endigt 
mit  dem  Ablaufe  der  Zeit,  ibr  welche  es  eingegangen  ist,"  und 


')  „Eine  VnilenaerkUUrung,  die  einem  Anderen  gegenolier  alxngeben  ist, 

wird ,  wenn  sie  in  dessen  Abwesenheit  abgegeben  wird ,  mit  dem  Zeitpunkte 
wirksam,  in  welchem  sie  ihm  zugeht.  Sie  wird  nicht  wirkMn,  wenn  vor  oder 
gleichzcitii:;  mit  ihr  ein  Widerruf  zugeht. 

Auf  den  Eintritt  der  Wirksamkeit  der  Willenseriüimng  bt  es  ohne  Einflui's, 
wenn  der  Erklirende  nach  der  Ahfpbe  stirbt  oder  gesdriUlsttttfliiif  wird. 

Die  Wirksamkeit  tritt  nicht  ein,  wenn  der  andere  Teil  zu  der  Zeit  ge> 
schifksunfSUiig  ist,  in  welcher  ihm  die  EritlAning  angeht;  ist  er  in  der  Geschäfts* 
fähigkcit  beschränkt,  so  pilt  'i  Gleiche,  es  sei  denn,  dafs  die  Erklärung  ihm 
lediglich  einen  rechtlichen  Vorteil  bringt  oder  da£s  der  gesetzliche  Vertreter 
seine  Einwilligung  erteilt  hat." 

*)  d.  h.  einander. 

*)  d.  h.  geschlossen  worden  wire. 

*)  Mit  Ausnahme  von  |  566,  Abs.  1,  Satt  3  (unten  S.  61  ff.). 
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wenn,  wie  wir  sahen,  diese  „Zeit"  aucli  eine  unbestimmte  sein 
kann,  so  mufs  ein  Dienstverhältnis  durch  blüfse  Kündigung 
endigen,  falls  es  gemlfs  der  Eingehung  gelten  sollte  „bis  zur 
Kündigung";  denn  mit  der  KQndigung  wftre  hier  die  Zeit  abge- 
laufen,  „ftlr  welche  es  eingegangen  ist".  Zu  dem  nämlichen  Er- 
gebnis gelangt  man  auch  vom  Standpunkt  der  sogenannten  Ver- 
tragsfreiheit» welchen  der  Entwurf  zweiter  Lesung  beim  Dienst- 
vertrag (und  nicht  blofs  bei  diesem)  einnimmt,  wie  ihn  schon  der 
frohere  Entwurf  eingenommen  hat  „\'erniögc  des  Prinzips  der 
Vertragsfreiheit,  von  welchem  das  Recht  der  Schuldverhältnisse 
beherrscht  wird"  —  so  üufsern  sich  die  Motive  Bd.  II  S.  2  — 
„können  die  Parteien  ihre  Rechts-  und  V'crkchrsbcziehungen  nach 
ihrem  Ermessen  mit  obligatorischer  Wirkung  unter  sich  be- 
stimmen, soweit  nicht  allgemeine  oder  bestimmte  einzelne  ab- 
solute Gesetzesvorschriften  entgegenstehen."  Dieses  bestimmende 
Pai  teiermessen  kann  vom  Gesetz  (Entwurf)  gegebene  Rechts- 
folgen auch  noch  in  anderen  Fällen  und  unter  mehr  oder  weniger 
Voraussetzungen  eintreten  lassen,  als  im  Gesetze  stehen.  Und 
ebenso  kann  es  vom  Gesetz  gegebene  Rechtsfolgen  gänz- 
lich oder  teilweise  ausschliefsen.  Indem  der  Entwurf  nur 
von  einer  seiner  Dienstvertragsbestimmungen  —  der  des  §  558 
Abs.  1  —  im  Abs.  2  desselben  Paragraphen  sagt  (oben  S.  36), 
dafs  die  dort  statuierte  Verpflichtung  „nicht  im  voraus  durch 
Vertrag  aufgehoben  fnler  beschrankt  werden  kann",  führt  er  zu 
dem  Schlufs,  dafs  seine  übrigen  Dienstvertragssätze  der  vertrags- 
mflfsigen  Aufhebung  oder  Beschränkung  zugänglich  sind.  Im 
§  554  läfst  er,  indem  er  „im  Zweifel"  anzuwendende  Sätze  auf- 
stellt, der  Privatdisposition  den  Vortritt,  welche  ja  den  „Zweifel" 
nicht  aufkommen  zu  lassen  braucht  und  andere  als  die  „im 
Zweifel"  anzuwendenden  Sätze  zur  Geltung  bringen  kann.  L'nd 
wenn  der  Entwurf  im  §  555  sagt:  „Die  V'ergütung  ist  nach  der 
Leistung  der  Dienste  zu  entrichten",  so  hat  er  gcwifs  nicht  die 
private  Vereinbarung  einer  anderen  Zeitfolge  ausschliefsen  wollen 
(oben  S.  27). 

Wenn  die  Vertragsfreiheit,  wegen  Mangels  einer  sie  aus« 
schliefsenden  Bestimmung  des  Entwurfs,  auch  für  die  blofse  Kün- 
digung gelten  sollte,  so  dafs  diese  auch  in  anderen  als  den  vom 
Entwurf  genannten  Fallen  das  Dienstverhältnis  endigt,  nämlich 

da  wo  dies  vereinbart  worden  ist.  so  könnte  das  Kündigungs- 
recht nicht  nur  beiden  Parteien,  sondern  auch  blofs  einer,  z.  B. 
dem  Dienstherrn,  vertragsmäfsig  eingeräumt  werden.  Man  weifs 
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aber  aus  täglicher  Erfahrung,  und  es  ist  auch  schon  oft  literarisch 
geltend  gemacht  worden,  dafs  bei  Abschliefsung  von  Dienstver- 
tragen Kontrahenten  von  sehr  verschiedener  sozialer  und  wirt> 
schaftlicher  Stflrke  einander  zu  begegnen  pflegen.^)  Man  hat 
namentlich  hervorgehoben,*)  dafs  diese  Differenz  in  vielen  Fallen 
so  grols  ist,  dafs  man  nur  nominell  oder  juristisch  von  V'ertrasf- 
schlier;5ung  noch  reden  kann,')  indem  der  schwächere  Teil  durch 
seine  Schwäche  genötigt  ist.  sich  den  Vertragsbedingungen  des 
anderen  zu  unterwerfen.^ i  Die  ihm  vom  Recht  gi  wrdirte  \'er- 
tragslreiheit  verflüchtigt  sich  vor  »einer  ökonomischen  Zwang.-^- 
lage  bis  zur  IJnsichtbai  keit.  'i  Angesichts  dieses  notoi'ischen 
Sachverhalts  hiltte  der  Enlwurl  im  i\l)schnitt  vom  Dienstvertrag''» 
und  namentlich  wo  die  Beendigung  des  Dienstverhältnisses  be- 
handelt wird  (§§  560—568),  so  deutlich  als  m<Vglich  aussprechen 
sollen,  ob  und  wieweit  seine  Bestimmungen  der  Erweiterung. 
Einengung  oder  Abschaffung  durch  Privatdisposition  unterliegen.^) 

bclbät  ia  den  Mutiveii  zur  ücwcrbcordnuugänovelic  vom  1.  Juni  lti9l 
ist  diese  Ungletdiheit  der  Kontrahenten  beim  (gewerblichen)  Dienstvertrag  betost. 
Loewenfeld  in  dieser  Zeitschr.  Bd.  3,  S.  467.  Mittel  su  ihrer  Behebung  bei  Herfcner, 
Studien  zur  Fortbildung  des  Arbeitsverhiltnisses,  Bd.  4  dieser  Zeitschr.,  S.  563—599. 

z.  B.  Gustav  Pfixcr,  Arbeitsertrag  und  Arbeitsvertrag,  in  der  Beilage  zur 
Allgcm.  Zeitung  1892,  No.  159. 

„Die  fictio  juris  des  Kontrakts"  sayt  mit  Bezug  auf  den  Lohnarbeiter 
Marx,  Kapital  I^,  ö.  588.    Vgl.  Loewenfeld  a.  a.  O.  S.  39t. 

Es  ist  daher  ein  diesem  Sachverhalt  angemessener  Sprachgebrauch,  wenn 
die  Gewerbeordnung  §  105a  und  §  105i  nicht  die  Arbeiter  sich  zu  etwas 
verpflichten  Irifst,  sondern  die  Gewerbetreibenden  die  Arbeiter  zu  etwas 
verprtichtcn  läfst. 

^)  So  wurde  in  den  Verhandlungen  des  ersten  nationalen  Bcrg;u beiter- 
kongrcsses  in  Esäen  (Dezember  1894)  von  Arbeitsordnungen  berichtet,  in  denen 
»bei  Strafe  Ueberarbeit  veriangt  wird*.  Von  erzwungener  Ueberarbeit  berichten 
manche  Fabrikinspektoren;  s.  auch  Marx,  Kapital  IIL  1,  S.  71,  und  Loewenfeld 
a.  a.  O.  S.  435. 

S  .Namctulic  Ii  bei  §  556  (oben  S.  31)  und  §  557  lobcn  S.  33flr.).  Der 
letztere  um  Ir  /  B.  au-^L^cschlo- nch  werden  durch  folgenden  l'a^su>i  eines  Dicnst- 
vcrtrac-s,  den  t m  Berliner  Weifswart!ngeschäft  mit  seinen  Gcliüllinnen  eingeht, 
und  der  im  Reichstag  zur  Sprache  gebracht  worden  ist.  „Die  läge,  an  denen 
Frftttlein  N.  N.  nicht  im  Geschift  ist,  werden  vom  Gehalt  abgezogen.  Geschieht 
das  Fehlen  vor  oder  nach  einem  Sonn«  oder  Feiertage,  so  werden  die  Sonn- 
resp.  die  Feiertage  mit  vom  Gehalt  abgezogen." 

')  Vgl.  Gewerbeordnung  §  122:  »Werden  andere  Aufkündigungsfristen  ver- 
einbart (als  die  vierzchntägigen  i,  so  nifissen  sie  für  beide  Teile  gleich  sein.  Ver- 
einbarungen, welche  dieser  Bestimmung  zuwiderlaufen,  sind  nichtig.*  —  Die 
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Nach  §  607  Ab>.  3  berechtigt  ein  „wichtiger  (irund"  den  Beauf- 
tragten zur  Kündigung  „auch  datin.  wenn  er  auf  das  Kündigungs- 
recht  verzichtet  hat"  d.  h.  der  Verzicht  ist  unwirksam,  hii  §  661 
Abs.  3  wird  „eine  Vereinbarung,  durch  welche  das  (dem  Gesell- 
schafter durch  vorausgehende  Vorschriften  eingeräumte)  KOndi- 
gungsrecht  diesen  Vorschriften  zuwider  beschränkt  wird"  fOr 
„nichtig*  erklärt.  Eine  solche  die  absolute  Geltung  garantierende 
Nichtigkeitserklärung  ist  bei  der  in  Rede  stehenden  Kondigung 
des  Dienstvertrags  im  Entwurf  zu  vermissen,  z.  B.  bei  §  565 
Absatz  1. 

Sollte  —  wie  es  cien  Anschein  hat  —  mit  den  Bestimmungen 

des  Entwurfs  eine  behebige  vertragsmafsige  Vereinbarung  sofort 

wirk("nder  Kündigung  freigestellt  sein  —  beliebig  nach  F;UIen. 
Subjekten  und  (iründen  —  so  würde  damit  der  wirtschaftlichen 
und  gesellschaftlichen  Imparität  der  Kontrahenten  in  vielen  Fällen 
nicht  Rechnung  getragen  sein.  Dit?  fileichbehandlung  des  Un- 
gleichen verstöfst  wider  die  Gerechtigkeit  wie  sie  Aristoteles 
definiert  hat.^) 

Vom  Entwurf  selbst  ist  die  sofort  wirkende  Kündigung  als  Endi> 
gungsgrund  desDienstverhältnisses  vorgesehen  einmal  in§6353)  und 
§  636.')  Beide  scheinen  zwar  nur  von  dem  Hinterlegungsvertrag  zu 
handeln.  Allein  der  Hinterlegungsvertrag  des  Entwurfs  ist,  wenn  für 
die  Aufbewahrung  eine  VergOtung  vereinbart  worden  ist,  wie  wir 
S.  13, 14  gesehen  haben,  auch  ein  Dienstv  ( rtrag.  Das  durch  diesen 
Dicnstvertrag  begründete  Dienstverhältnis  kann  der  Hinterleger 
durch  Kündigung  d.  i,  hier  Zurückforderung  de^  Hinterlegten 
endigen.   Ebenso  kann  vom  Verwahrer  jenes  Dienstverhältnis 

durch  das  Handelsgesetibnch  Art.  61  fOr  „das  Dienstverhiltnis  zwischen  dem 
Prinzipal  und  den  Hsadlungadiener"  hintichtfiefa  der  KOndigongsfrist  garantierte 
VertFagsfreibeit  hat  zu  Mifsstftndcn  gcfQhrt.  Wegen  ihrer  Erhebung  und  Be> 
kämpfun^r  s.  Quarck  im  Sozialpolitischen  Centralblalt,  3.  Bd.,  S.  271. 

')  Die  L'nu:l(  iclihcit  besteht  hier  in  Ansehung  der  wirtschaltlu  hen  I.<  ij^tung;,- 
fähigkcit  und  Widerstandskraft  Auf  ,|den  nacti  konkreter  Staatsverfassung  dem 
Einzelnen  zukommenden  Wert'*  (Stammler  in  dieser  Zeitschrift  Bd.  VI.  S.  621) 
kommt  es  für  die  Gerechtigkeit  als  verUtttnismftrsige  Gleichheit  nach  Aristoteles 
nicht  an. 

-')  ,,Der  Hinterleger  kann  die  iiinterlcgte  Sache  jederzeit  zurückfordern» 
auch  wenn  für  die  Aufbewahrung  eine  Zeit  bestimmt  ist." 

,,Der  Verwahrer  kann,  wenn  eine  Zeit  für  die  Aufbewahrung  nicht  be- 
stimmt ist,  Jederzeit  die  Rücknahme  der  hinterlegten  Sache  verlangen.  Ist  eine 
Zeit  bestimmt,  so  kann  er  die  vorzeitige  ROcknahme  nur  veriangen,  wenn  ein 
wichtiger  Grund  hierfOr  voriiegt" 
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durcli  Kündigung  d.  i.  hier  Verlangen  der  Rücknahme  des 
Ilinterlce^ten  i^ecnditit  werden.  Nur  steht  dem  Verwahrer  diese 
Kündigung  ;:citlicii  unbeschränkt  zu  blols  wenn  eine  Zeit  für  die 
Aufbewahrung  nicht  bestimmt  worden  ist.  Im  anderen  Fall  mulä 
die  Kündigung  durch  einen  wichtigen  Grund  gerechtfertigt  sein, 
lieber  die  Wichtigkeit  spricht  sich  der  Entwurf  nicht  aus.  Vgl. 
unten  S.  49. 

Im  Dienstvertragstitel  selbst  kommt  die  sofort  wirkende  Kfln- 
digung  vor  zunächst  in  §  562.  Dieser  Paragraph  bildet  noch  eine 
Ausfbhrungsbestimmung  zu  §  559  Abs.  2.  Er  setzt  also  voraus, 
dafs  das  Dienstverhältnis  weder  unmittelbar  noch  mittelbar,  näm- 
lich durch  den  Zweck  der  Dienste,  zeitlich  begrenzt  sei.  Ist 
solchenfalls  „die  Vergütung  nicht  nach  Zeitabschnitten  bemessen, 
so  kann  das  Dienstverhältnis  jederzeit  gekündigt  werden."  Da- 
mit ist  nicht  blos  gesagt,  dafs  die  Kündigung  in  jedem  Augen- 
blick nach  Eingehung  des  Dienj^tvertrags  erfolgen  kann,  sondern 
auch  dafs  zum  Kintritt  ihrer  Wirkung,  der  Endigung  des  Dienst- 
vt  i  haitnisses,  nicht  noch  Zeit  nach  der  Kündigung  zu  ver- 
fliessen  braucht.')  Diese  zeitlich  unbeschränkte  und  sofort  wir- 
kende Kündigung  ist  zulässig  und  für  beide  Parteien  zu- 
lässig;, wenn  die  \'ergütung  nicht  nach  Zeitabschnitten,  sondern 
z.  B.  naci)  Arbeitsergebnissen,  etwa  Metern  eines  Gewebes, 
oder  Stücken  bemessen  ist.  Da  ist  nun  zunächst  nicht  ohne 
weiteres  klar,  warum  in  allen  Fällen  der  Zeitvergütung  der 
Entwurf  eine  Kündigungsfrist  gewährt,  nicht  aber  wenn  die  Ver- 
gütung anders  als  nach  der  Zeit  bemessen  ist')    Liegt  in  der 

')  Dies  IcUtoic  cri;icbt  sich  daraus,  dafs  §  562  dmi  oben  angeführten  einen 
Satz  mit  , Jedoch"  folgen  läfst,  in  welchem  für  einen  besonderen  Fall  {des  ersten 
Satzes)  die  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  vorgeschrieben  ist. 

')  Es  ist  wahr,  der  StflcUohn  ist  nar  eine  Metamorphose  des  Zdtlohns 
(oben  S.  34  Anm.  1)  und  wahr,  dafs  die  in  der  Gewerbeordntug  |  122  vorge- 
sehene befristete  Kündigung  fOr  den  Fall  des  Stflcklohns  nicht  minder  als  den 
des  Zeitlohns  gilt;  aber  dadurch  wird  es  nur  um  so  fragwürdiger,  warum  der 
Entwurf  in  allen  Fällen  der  Zeitvcrgütunir  eine  Kündigungsfrist  gewährt  und 
nicht  in  allen  anderen.  Keineswegs  wird  durch  die  angeführten  Thatsachen 
unsere  Fragestellung  selbst  abgeschnitten.  Es  kann  nicht  im  Sinne  des  Entwurfs 
gelegen  haben,  eine  Kandigungsfrist  auch  flir  den  Fall  des  Stflcklohns  anbu» 
stdlen  und  sich  damit  einer  Unterscheiduni;  beider  Löhnungen  für  die 
Frage  der  KOndigung  zu  enthalten,  wie  es  der  erste  Entwurf  f  563  ge- 
than  hatte.  Denn  sonst  hätte  er  von  den  den  §  559  Abs.  2  aus- 
führenden §§  560  562  nicht  die  8§  560,  561  nur  dm  Fällen  widmen  können, 
in  denen  die  Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist,  dagegen  den  §  562 
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Notwendigkeit  der  Einhaltung  einer  Kündigungsfrist  eine  Rück- 
sichtnahme auf  den  Gegner,  so  wcifs  man  nicht,  warum  diese 
Rücksicht  nicht  oder  weniger  angebracht  ist.  im  Fall  die  Vergü- 
tunt'  nicht  nach  der  Zeit  bemessen  ist.  Dem  Bedürfnis  sofort 
wirkender  Kündigung  ist  durch  §  565  hinlänglich  Rechnung  ge- 
tragen. Nach  unserem  §  562  kann,  auch  ohne  dafs  ein  wichtiger 
Grund  vorliegt,  der  sog.  Akkordarbeiter  (z.  13.  ein  nach  dem 
Bogen  bezahlter  Schreiber)  nach  dem  Anfang  oder  mitten  in  der 
Arbeit  das  Dienstverhältnis  beliebig  durch  Kündigung  endigen, 
wie  er  auch  beliebig  durch  Kündigung  entlassen  werden  kann. 
Man  sieht  sofort,  dafs  hierdurch,  d.  h.  wenn  sich  die  angegebenen 
Möglichkeiten  verwirklichen,  schwerwiegende  Interessen  des  Dienst- 
berechtigten oder  des  Dienstpflichtigen  verletzt  werden  können. 
Der  erstere  kann  z.  B.  sich  in  die  Schwierigkeit  versetzt  sehen, 
einen  passenden  Ersatz  für  die  Vollendung  der  Arbeit  zu  finden, 
oder  kann  in  die  Lage  kommen,  den  zur  Vorbereitung  der  Arbeit 
gemachten  Aufwand  umsonst  gemacht  zu  haben.  Auch  der  Dienst- 
pfüclitige  kann  zur  Ennöyliclmng  oder  zur  Erleichterung  seiner 
Dienstleistung  Anschaffungen  gemacht,  oder  mit  Dritten  X'ertr.Mge 
rillgegangen  haben,  deren  er  beim  Ende  des  Dienstverhältnisses 
entledigt  sein  möchte,  so  dafs  er  diese  Entlcdigung  in  einer  ihm 
gegenüber  cinzuliallcnden  Kündigungsfrist  vorzubereiten  wün- 
schen mufs.  Dals  durch  die  sofort  wirkende  Kündigung  be- 
achtenswerte Interessen  des  von  ihr  Betroffenen  leiden  können, 
ist.  wie  §§  567  und  566  zeigen,  dem  Entwurf  selbst  nicht  ent« 
gangen.  Der  §  567  hat  nSmlich  für  den  Fall,  dafs  die  Dienst- 
leistung in  der  Besorgung  eines  Geschäftes  für  den  Dienst- 
berechtigten  besteht,  die  Ausübung  des  Rechts  zu  sofort 


dem  Fall,  da  die  Vergatung  nicht  nach  Zeitabschnitten  beneasen  ist.  Ferner 
kann  man  die  Stacklöhnung  trott  der  angegebenen  Natur  des  StQcklohns  nimmer- 
mehr unter  der  Vergütung  „nach  Zt  it;ibvrluutt<  ii"  vorsttlu  n.  Dieser  in  den 
5.S5,  557,  560  Abs.  4,  561,  562  vorkommende  Ausdnu  k  kann  sich  nicht  .lut 
die  wechselnden  Zeiträume  beziehen,  in  denen  gewisse  Arbeitsergebnisse  erzielt 
werden.  Dieser  Ausdruck  kann  «cb  vielmehr  nur  auf  feststehende,  d.  h.  durch  den 
Kalender  oder  die  Uhr  bemessene  Zeitriume  beziehen,  vgl.  §  156.  Das  hat  nicht  blos 
den  aOgemeinen  Sprachgebrauch  filr  sich,  sondern  auch  die  Fassung  der  §|  560 
und  561.  Nachdem  in  §  560  von  der  nach  Tagen,  Wochen  oder  Monaten  be- 
messenen Vergütung  gesprochen  worden  ist,  wird  fortgefahren:  „Ist  die  Ver- 
gilt tuifr  nach  Vierteljahren  oder  l  a  n  ge  r  c  n  Z  c  i  t  ab  s  t-  h  n  i  tten  bemessen."  Und 
ebenso  sagt  §  561:  „wenn  die  Vcrgtltung  nach  kürzeren  Zeitabschnitten 
als  Vierteljahren  bemessen  ist*' 
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wirkender  Küiuli^uni;  an  Scliraiikm  geknüpft,  wclclic  die  Inter- 
essen des  Dienstberechtigten  waliren  sollen.  Und  der  §  566. 
welcher  ausweislich  seines  ersten  Satzes  die  durch  §  565  ein- 
geräumte, auf  anderen  Voraussetzungen  als  die  unseres  §562  be- 
ruhende, sofort  wirkende  Kündigung  behandelt,  trag^  ebenfalls 
dem  Interesse  des  von  der  KOndigung  betroffenen  Dienstberech- 
tigten Rechnung.^)  Dahingegen  ist  in  unserem  §  562  auf  die 
Folgen  der  sich  an  die  Kündigung  unmittelbar  anschliessenden 
Endigung  des  Dienstverhältnisses  gar  nicht  Bedacht  genommen. 
Es  scheint  uns  hier  wieder  eine  empfindliche  Lacke  zu  bestehen. 
Man  kann  iln-  X'orhandensein  nicht  darum  in  Abrede  stellen,  weil 
der  §  562  durch  seinen  zweiten  Satz  dafür  gesorgt  hat,  dafs  sie 
seltener  empfunden  werden  kann.-)  Nach  diesem  zweiten  Satz 
ist  nämlich  die  sofort  wirkende  Kündigung  in  allen  den  unter 
§  562  gehörigen  Filllrn  ausgeschlossen,  in  denen  das  Dienstver- 
hältnis „die  Erwerhsthätigkeil  dr^  W-rj^nichteten  vollständig  odtr 
hauptsächlich  in  Anspruch"  ninnnt.  Hier  ist  von  beiden  eine 
Kündigungsfrist  von  z\\v\  Wochen  einzuhalten.  Die  vtjui  zweiten 
Satz,  des  §  562  getrotTenen  FaWv  sind  gewifs  sehr  zahlreich. 
I)ildcn  möglicherweise  die  Mehrzahl.  Aber  die  übrigen  dürften 
doch  mehr  als  uza^  iy  dt's  (einmal  oder  zweimall  vorkommen,  so 
dafs  die  Gesetzgeber  nicht,  nach  der  Vorschrift  des  Thcophrast 
( Dig.  1 ,  3,  6),  an  ihnen  vorbeigehen  sollten. 

Von  ungleich  grofserer  Bedeutung  als  die  des  §  562  ist  die 
sofort  wirkende  Ktlndigung,  welche  §565  gewahrt  Denn  sie  be- 
zieht sich  auf  direkt  oder  indirekt  befristete  Dienstverhaltnisse 
nicht  minder  als  auf  solche,  die  nicht  im  Voraus  begrenzt  worden 
sind,  und  macht  auch  letzterenfalls  keinen  Unterschied,  ob  die 
Vergütung  nach  Zeitabschnitten  bemessen  ist,  oder  nicht.  End- 
lich steht  sie  jedem  Theil,  d.  h.  dem  Dienstempfänger  wie  dem 
Dienstleistenden  zu.  Sie  ist  regelmäfsig  nur  an  eine  Bedingung 
oder  „V^oraussetzung"  geknüpft,  welche  im  Abs.  1  angegeben 
ist  Er  lautet:  „Das  Dienstverhältnis  kann  von  jedem  Teile  ohne 

Siehe  unten  S.  54        S.  58. 

Ein  Beispiel  wQrde  der  Dienstvertrag  mit  einem  Musiker  bieten,  der  aaf 
unbestimmte  Zeit  zur  «bendlicben  Mitwirkung  in  einem  Stsdtorchester  verbunden 
ist,  eine  Vergfltung  fQr  jedes  Mal  seiner  Mitwirkung  verlangen  kann  und  seinen 
Unterhalt  hauptsächlich  durch  Unterrichtserteilung  findet.  Fin  anderes  Beispiel: 
der  SchiiUehror ,  der  für  seine  Freistunden  für  Ordnung  und  Kiitalnifisicrung  der 
von  t  in«  m  V<  r>  in  annjrscliafl'ton  und  anzuscliatVcndcn  Duclier  übernommen  bat  und 
eine  Vergütung  lür  je  fünlzig  Büehcrnummcru  cmptaiigcn  soll. 
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Einhaltung  einer  KQndigungäfrist  gekündigt  werden,  wenn  ein 
wichtiger  Grund  vorliegt." 

Diese  Bedingung  ist  auch,  wie  wir  S.  46  gesehen  haben,  im 
§  636  für  die  Kondigung  des  Verwahrers  aufgestellt»  falls  im  ent- 
geltlichen Hinterlegungsvertrag  «eine  Zeit  fbr  die  Aufbewahrung" 
bestimmt  worden  ist.  Ebenso  war  diese  Bedingung  schon  frflher 
Dar  die  Aufhebung  des  Dienstvcrh.lltnisses  von  HandlungsgehOlfen 
aufgestellt  im  Handelsgesetzbuch  Art.  62,  welcher  verordnet:  „Die 
Aulhebung  des  Dienstverhältnisses  vor  der  bestimmten  Zeit 
(Artikel  61)  kann  aus  wichtigen  Gründen  von  jedem  Teile  ver- 
langt werden." 

Dagegen  hifst  der  Entwurf  im  zweiten  Absatz  unseres  §  565 
jene  Bedingung?  für  tjewisse  von  ihm  zu  den  Dienstverhältnissen 
gerechnete  \'erhältnissr  fallen. i)  indem  er  bestimmt:  „Hat  der 
zur  Dienstleistung  X'erpllichtete,  ohne  in  einem  dauernden  Dienst- 
verhältnisse mit  festen  Bezügen  zu  stehen,  Dienste  höherer  Art 
zu  leisten,  die  auf  Grund  besonderen  Vertrauens  übertragen  zu 
werden  pflegen,  so  ist  die  Kündigung  auch  ohne  die  im  Abs.  1 
bezeichnete  Voraussetzung  zulassig.* 

Der  hier  gemachte  Zusatz  f,6bnc  in  einem  dauernden  Dienst- 
verhältnis mit  festen  Bezügen  zu  stehen*  führt  mittelst  argumentum 
e  contrario  zum  Schlufs,  dafs  beim  Bestehen  eines  dauernden 
Dienstverhältnisses  mit  festen  Bezügen  wiederum  die  Regel  des 
ersten  Absat;;es  zur  Geltung  kommt,  d.  h.  die  Kündigung  einen 
wichtigen  Grund  voraussetzt. 

Diese  Unterscheidung  der  höheren,  auf  Vertrauen  gegründeten 
Dienstverhältnisse  läfst  der  Entwurf  wieder  fallen  im  §  567,  wo 
er  eine  einzeilige  Iün>chränkung  des  durch  §  565  Abs.  2 
gewährten  freien  Kündigungsrechtes  vornimmt.  Er  bc->linmit 
nämlich  in  §  567  Abs.  2:  „Sind  Dienste  hölierer  Art  zu  leisten, 
die  auf  Grund  besonderen  Vertrauens  übertragen  zu  werden 
pflegen, so  gelten  diese  Vorschriften  (d.  h.  die  des  Abs.  1) 
auch  dann,  wenn  die  Dienstleistung  nicht  in  einer  Geschafts- 
besorgung  besteht.* 

„Diese  Vorschriften*  des  Abs.  1  geben  eine  einschneidende 
Beschrankung  des  durch  §  565  gewahrten  bedingten  und  unbe- 

^)  Eximiert  sie  vom  Dienstvertragsrecht  und  erkennt  damit  SttUschweigcnd 
an,  dafii  der  DicnstvcitraB  tfaatsAchlicfa  verschieden  i«t  von  dem  Ober  liberale  Be- 
rufsleistungen  gescUonenen  Vertrag. 

Einerlei,  ob  dauemdea  Dienstveriiältnis  mit  festen  Besagen  besteht 

©dfr  nicht. 
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dingten  KOndigungsrechts.  „Hat  der  zur  Dienstleistung  Ver- 
pflichtete —  so  lautet  besagter  Abs.  1  —  ein  Geschäft  f)lr  den 
Dienstberechtigten  zu  besorgen,  so  darf  er,  wenn  ihm  das  Recht 
zusteht,  das  Dienstverhältnis  ohne  Einhaltun^^  einer  Kandigungs- 
frist  zu  kflndigen.  von  diesem  Reclite  nur  in  der  Art  Gebrauch 
machen,  dafs  der  Dienstberechtigte  für  die  Besorgung  des  Ge- 
schäfts anderweitig  Försorge  treffen  kann.  Kündigt  der  Ver- 
pflichtete zur  L'nzcit.  so  hat  er  den  daraus  entstandenen  Schaden 
XU  ersetz«  n.  es  sei  denn,  dafs  ein  wichtiger  Grund  lür  die  un- 
zeitige Kündigung  vorhegt." 

Die  durcli  diise  X'oi^chriften  gemachte  Beschränkung  des 
Rcchl-5  sofort  wirkender  Kündigung  hat  folgenden  Umfang: 

a)  hetriftt  sie  das  Dienstverhältnis,  in  welchem  der  Dicnst- 
j^nichtige  ein  Geschäft  für  den  Dienstbcrcchtigtcn  zu  besorgen 
hat,  und  zwar  sowohl  im  Fall  das  Kündigungsrecht  durch  Ver- 
trag eingeräumt  ist.  als  im  Fall  da  es  ohne  Vertrag  nach  §  565 
Abs.  1  auf  dem  Dasein  eines  wichtigen  Grundes  beruht.  Sie  be- 
trifft femer  den  Fall  da  Dienste  höherer  Art  zu  leisten  sind,  die 
auf  Grund  besonderen  Vertrauens  übertragen  zu  werden  pflegen» 
und  hier  sowohl  die  unbedingte  Kündigung,  die  beim  Fehlen 
eines  dauernden  Dienstverhältnisses  mit  festen  Bezogen  durch 
§  565  Abs.  2  gewährt  ist,  als  die  durch  das  Dasein  eines 
wichtigen  Grundes  bedingte,  welche  bei  dauernden  Dienstver- 
hSltnissen  mit  festen  Bezögen  Platz  greifen  kann. 

h)  Di<  Beschränkung  betriflt  in  allen  ilir  unterhegenden 
Fallen  nicht  de  n  Dienstberechtigten,  sondern  den  Dienstpflichtigen 
—  eine  Einseitigkeit,  die  schwer  begreiflich  ist,  namentlich  wenn 
man  erwägt,  dafs 

c)  die  Beschränkung  nicht  in  unter  l'inständen  stattfmdcnder 
Versagung  der  Kündigung,  sondern  darin  bt  .-.teht.  dafs  der  Dienst- 
pflichtige den  durch  seine  unzeitige  Kündigung  entstanth;nen 
.Schallen  ersetzen  mufs.  Fine  unzeitige,  den  Jünpfänger  schädigende 
Kündigung  kann  doch  auch  vom  Dicnstberechligtcn  ausgehen, 
also  dem  Dienstpflichtigen  widerfahren.  Dafs  die  Verfafser  des 
Entwurfs  dieseSeite  nicht  berficksichtigt,  dem  demDienstpflichtigcn 
aus  unzeitiger  Kündigung  erwachsenden  Schaden  nicht  gieich- 
mäfsig  Rechnung  getragen  haben,  erklärt  sich  wohl  daraus,  dafs 
bei  dem  ihnen  nächstliegenden  Fall  ein  Interesse  des  Dienst- 
pflichtigen nicht  auf  dem  Spiel  zu  stehen  schien.  Dieser  Fall 
war  der,  dafs  der  Dienstpflichtige  ein  Geschäft  des  Dienstherrn 
zu  besorgen  hat  (aufserhalb  der  vertraulichen  höheren  Berufs- 
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leistung).  Denkt  man  hier  an  Kündigung  „zur  Unzeit",  so  scheint 
sich  als  solche  gar  keine  andere  darzubieten,  als  die,  in  welcher 
der  Herr  itlr  die  Besorgung  des  Geschäfts  anderweit  nicht  Für- 
sorge treffen  kann  —  wie  denn  auch  beim  Auftrag,  wo  wirklich 
der  Beauftragte  an  der  Geschäfsbesorgung  von  Rechtswegen  kein 
Vermögensinteresse  haben  kann  und  soll,  nur  beim  Beauf- 
tragten von  unzeitiger  Kündigung  die  Rede  ist:  §  602  vgl.  §  593. 
Allein  nach  §  567  Abs.  2  finden .  wie  wir  unter  a)  gesehen, 
die  die  Kündigung  beschränkenden  Vorschriften  auch  noch  auf 
andere  Fälle  als  die  der  Geschäftsbesorgung  Anwendung.  Zieht 
man  das  beim  erstcji  Absatz  in  Betracht,  so  wird  man  leicht  ein- 
schen, dafs  eine  Unzciti::;kcit  der  Kündigung  sowohl  vom  Stand- 
punkt des  Dienstpflichtigrii  als  von  dem  des  Dienstberechtigten 
gegeben  sein  kann.  Es  kündigt  aus  wichtigem  drund  (§  565 
Abs.  1)  z.  B.  Krzicher,  Privatbcauiter,  Gesellschafterin,  aber  zu 
einer  Zeit,  da  „die  Herrschaft"  nicht  oder  nicht  leicht  „ander- 
weit Fürsorge  treffen  kann",  dafs  ihr  die  Dienste  jener  Personen 
geleistet  werden.  Nach  §  567  haben  solchenfalls  Erzieher,  Privat- 
beamter, Gesellschafterin  „den  daraus  entstandenen  Schaden  zu 
ersetzen.*  Der  nämliche  Paragraph  wflrde  dagegen  keinen  Er- 
satz des  Schadens  gewahren,  der  den  gedachten  Personen  daraus 
entsteht,  dafs  ihnen  aus  wichtigem  Grund  (§  565  Abs.  1)  zu 
einer  Zeit  gekündigt  wurde,  wo  sie  ihrerseits  nicht  oder  nicht 
leicht  „anderweit  Fürsorge  treffen"  kOnnen,  um  neue  Unterhalts- 
mittel in  Gestalt  von  naturalen  und  pekuniären  „Vergütungen" 
zu  erlangen.  Man  wird  wohl  nicht  im  allgemeinen  behaupten 
können,  dafs  bei  den  Dienstverhältnissen,  welche  von  §  S6l  Ab- 
satz 2  den  Vorschriften  des  Abs.  1  unterworfen  werden,  durch 
eine  sofort  wirkende  Kündigung  die  dienende  Partei  seltener  von 
Schaden  betroffen  werde,  oder  weniger  schadensersatzbedürftig 
sei,  als  die  von  ihr  bediente  Partei. 

d)  greift  die  in  Rede  stehende  Beschränkung  dann  nicht 
Platz  —  ftllt  also  auch  die  Schadensersatzpflicht  weg  -  wenn 
„ein  wichtiger  Grund  fbr  die  unzeitige  Kflndigung  vorliegt"  d.  i. 
ein  wichtiger  Grund  nicht  für  die  Kündigung  an  sich  (§  565  Ab- 
satz 1),  sondern  für  die  Kündigung  zu  der  Zeit,  da  sie  erfolgt 
Der  Dienstpflichtige  kann  eines  wichtigen  Grundes  fOr  das  freie 
KOndigungsrecht  bedürfen  —  siehe  oben  unter  a  —  und  kann 
einen  solchen  haben,  ohne  einen  wichtigen  Grund  für  die  un- 
zeitige Kündigung  zu  haben.  Ein  Beispiel  eines  solchen  Grundes 
als  Muster  hat  der  Entwurf  nicht  angegeben. 

4» 
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Nach  dieser  (S.  49  begonnenen»  Betrachtung  der  Schranke, 
welche  in  §  567  dem  durch  §  565  statuierten  freien  Kündigungs- 
recht gesetzt  worden  ist,  kehren  wir  zur  Regel  dieses  §  565 
zurQck.  Es  fallt  auf,  dafs  sich  hier  der  Entwurf  jeder  Bestim- 
mung dessen  enthalten  hat,  was  für  ihn  „ein  wichtiger  Grund* 
ist  Wenn  er  dies  auch  in  §  636  Satz  2  und  in  §  567  Abs.  1 
Sau  2  wie  in  §  602  Abs.  3  Satz  1.  §  661  Abs.  2  Satz  2  gethan 
hat,  so  ist  es  dort  weniger  zu  beanstanden,  weil  es  sich  dort  um 
Falle  handelt,  die  an  praktischer  Bedeutung  dem  in  §  565  vor- 
liegenden entfernt  nicht  gleichkommen.  Denn  der  wichtige  Grund 
wird  in  §  636  nur  für  die  vorzeitige  Kündigung  des  Depositars, 
in  §  567,  §  602  und  §  661  Abs.  2  nur  für  die  schadensersatzfreio 
unzeitige  Kündigung  des  Dienstpflichtigen,  des  Mandatars  und 
des  Gesellscliafters  (socius)  verlangt. 

Im  §■  661  des  Entwurfs  wird  die  Kündigung  bei  der  Gesell- 
schaft behandelt.  Sie  kann  jcder/eit  rrfc>lgen,  wenn  die  Gesell- 
schaft nicht  für  eine  bestimmte  Zeit  eingegangen  worden  ist. 
sonst  d.  h.  vor  dem  Ablauf  der  bestimmten  Zeit  nur  „wenn  ein 
wichtiger  Grund  vorliegt."  L'nd  bei  diesem  Fall,  der  an  prak- 
tischer Bedeutung  hinter  der  sofort  wirkenden  Kümiigung  beim 
Dienstvertrag  gewifs  zurücksteht,  fährt  der  Entwurf  sogleich  mit 
folgender  Erläuterung  fort:  „ein  solcher  Grund  ist  insbesondere 
vorhanden,  wenn  ....  oder  wenn  reiht  also  zwei  Bei- 

spiele als  Muster  an. 

Eine  solche  Exemplifikation  ist  bei  unserer  KOndigung  schon 
im  Entwurf  erster  Lesung  unterblieben.  Seine  Motive  (II  S.  469) 
begründen  dies  damit,  dafs  die  zu  berOcksichtigenden  Vertrage 
so  verschiedenartig  seien,  „dafs  eine  erschöpfende  Aufstellung 
der  einzelnen  Gründe  oder  auch  nur  die  Hervorhebung  einiger 
Beispiele  sich  nicht  als  ausführbar  erweist.  Das  Eine  wie  das 
Andere  ist  mit  Aussicht  auf  Erfolg  nur  möglich,  wenn  die  Rege- 
lung auf  gewisse  Arten  von  Verträgen  beschränkt,  folglich 
in  den  Bereich  der  einschlagenden  Spezialgesetze  eingegriffen 
wird." 

Gleicliwohl  müssen  wir  annehmen,  dafs  die  Hervorhebung 
einiger  wichtig<M-  Gründe,  also  die  Darbietung  von  Konkretem 
>tatt  des  abstrakieti  „wichtigen  Cirundcs"  ausführbar  und  zweck- 
mäfsig  w;ire.  .Sie  wäre  zweckmiUsig  nicht  l)lofs  darum,  weil  sie 
dem  riciiterlichen  Ermessen  eine  Wegleitung  gewähren,  sondern 
auch  weil  sie  den  Parteien  und  namentlich  der  schwächeren  einige 
sichere,  durch  keinen  Richter  zu  versperrende  Aussichten  er- 
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öffnen  wOrde  von  einem  unerträglichen  Dienstverhältnis  erlöst  zu 
werden. 

Die  Motive  zum  ersten  Entwurf  sprechen  aus,  das  Recht  sich 
noch  vor  Ablauf  der  Dienstzeit  unter  gewissen  Voraussetzungen 
vom  Vertrag  fOr  die  Zukunft  „loszusagen"«  mQsse  den  Parteien 
zustehen  „nicht  allein  in  dem  Falle,  wenn  der  andere  Teil  seine 
Vertragspflichten  verletzt  oder  nur  mangelhaft  erfüllt,  sondern 
auch,  wenn  ohne  eine  solclie  Pflichtversäumnis  eine  wesentliche 
Aenderunfj;  der  bei  der  Eingehung  des  Vertrags  mutmafslich  ge- 
würdigten Umstände  eintritt."  Die  ersten  beiden  Momente,  die 
Verletzung  und  die  mangelhafte  Erfüllung  der  Vertragspflichten 
werden  wohl  von  dem  „vertragswidrigen  \'erhalten"  umfafst.  d.is 
als  X'eraniassung  der  Kündigung  in  §  566  wiederholt  vorkommt 
und  da  vielleicht  als  „wichtiger  Grund"  gilt;  daf-i  es  als  wich- 
tiger Grund  gellen  müsse,  ist  im  §  566  nicht  ge.sagt.  Vom 
dritten  Moment  alier.  der  „wesentlichen  Aenderung  der  Um- 
stände", sollte  man  denken,  dafs  es  aus  konkreten  Daten  abstra- 
hiert sei,  von  denen  einige  im  Text  des  Gesetzes  namhaft  zu 
machen  nicht  als  unmöglich  erscheinen  kann. 

Nach  den  Motiven  soll  es  der  richterlichen  WOrdigung  über- 
lassen werden,  welche  Gründe  als  wichtige  anzusehen  sind,  und 
hierftir  soll  „der  Vorgang  des  Art  62  des  Handelsgesetzbuchs 
sich  geltend  machen"  lassen. 

Allein  eben  das  Handelsgesetzbuch  begnügt  sich,  wo  es  das 
Dienstverhältnis  der  Handlungsgehfllfen  regelt^)  nicht  mit  den 
„wichtigen  Gründen*  und  der  Ueberlassung  ihrer  Abwägung  an 
den  Richter,  sondern  es  läfst  dieser  clausula  generalis  in  den 
Artikeln  63  und  64  konkrete  Thatsachen  f  l-*  ri,  bei  welchen 
„insbesondere  die  Aulhebung  des  Dienstverhältnisses  ausge- 
sprochen werden  kann"  gegen  den  Prinzipal-,  bezw.  gegen  den 
Handlungsgehülfen. 

Unter  diesen  Thatsachen  linden  wir  beide  male  „thätliche 
Mifshandlungen"  und  „schwere  (bezw.  „erhebliche")  Ehrver- 
letzungen" aufgeführt.  Sollte  nicht  z.  B.  die  Anführung  dieser 
beiden  Thatsachen  als  wichtiger  Kündigungsgründe  „ausführbar" 
gewesen  sein?  und  sollte  das  „mit  Aussicht  auf  Erfolg"  nicht 
möglich  gewesen  sein,  trotzdem  sich  „die  Regelung"  nicht  „au 


*)  Aehnlich  die  Gewerbeordnimf  beim  Veriiiltnis  der  Gesellen  und  Ge- 
holfen: $  124«  nacb  ||  123  und  124,  beim  Verfaflltnis  der  Betriebsbeamten, 
Werlimdster,  Techniker:  S  133b  mit  Ausfbbnuig  in  S  133c  und  |  133d. 
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gewisse  Arten  von  Vertragen  beschrankt"?  Ja  wäre  es  nicht 
dem  heutigen  Stand  der  deutschen  Kultur  angemessen,  wenn 

die  Erleidung  von  Real-  und  Verbalinjurien  für  so  unverträglich 
mit  dem  Dienstverhältnis,  also  mit  jedem  nienstverhaltnis*)  er- 
achtet wQrde.  dafs  sie  auch  über  die  Gesindeordnungen  hinweg 
das  sofortige  Kündigungsrecht  gewähren  müssen,  ähnlich  wie 
die  Gesindeordnungen  den  Lehens-  und  Gesundheitsschutz  des 
§  558  nicht  beeinträchtigen  dürfen  (oben  S.  MijM). 

Das  schweizerische'  Obligationenrecht  Art.  346  Abs.  1  und  2 
bietet  nicht  mehr  als  §  565  Abs.  1  des  deutschen  Entwurfs.  Das 
kann  aber  für  diesen  keine  Stütze  bilden,  wenn  man  bedenkt, 
dafs  zwischen  le  iden  legislatorischen  Arbeiten  mehr  als  ein  Jahr- 
zehnt liegt.  iNur  einen  Fortschritt  bekundet  der  deutsche  Ent- 
wurf. Im  zweiten  Absatz  verzichtet  er,  wie  wir  sahen,  auf  den 
«wichtigen  Grund",  wenn  es  sich  um  gewisse  liberale  Berufe 
handelt.  Das  schweizerische  O.R.  wendet  im  Art.  348  auf  die 
„freien  Dienste*  schlechthin  die  Vorschriften  des  Dienstvertrages 
an,  ohne  auch  nur  im  Kflndigungsrecht  vom  jus  commune  abzu- 
weichen. 

Dem  im  vorstehenden  besprochenen  §  565,  welcher  die  En- 
digung des  Dienstverhältnisses  durch  sofort  wirkende  Kündigung 
festsetzt,  reiht  sich  der  §  566  auch  inhaltlich  an.  Denn  er  be- 
stimmt, wie  es  im  Fall  solcher  Kündigung  mit  der  Vergütung  und 
mit  dem  Schaden  gehalten  werden  soll.  Das  Recht  auf  die  Ver- 
gütung ist  ein  Recht  nur  der  einen  Partei,  des  DicnstpHichtigen, 
während  die  \'er[>flichtung  zum  Schadensersatz  beiden  Parteien, 
d.  h.  dem  Dienstenipf^nger  oder  dem  Dienstleistenden  obliegen 
kann.  Mit  der  Vergütung  befafst  sich  der  erste,  mit  dem  Schadens- 
ersatz der  zweite  Absatz.  Dieser  lautet:  „Ist  die  Kiüuligung 
durch  vertragswidrige-s  Verhalten  des  anderen  Theiles  vcranlafst.-i 
so  ist  dieser  zum  Ersätze  des  durch  die  Aufhebung  des  Dienst- 
verhältnisses entstandenen  Schadens  verpflichtet." 

Gegen  diese  Begrenzung  der  Schadensersatzpflicht  läfst  sich 
mehreres  einwenden.  Diese  Pflicht  sollte  gelten  nicht  blofs  wenn 
die  Kündigung  durch  vertragswidriges  Verhalten  des  anderen 
Teiles  veranlafst  worden  ist.  Man  kann  nämlich  versucht  sein 
unter  vertragswidrigem  Verhalten  nur  dasjenige  Verhalten  zu  ver- 


1)  Vgl.  §  123  Nr.  5,  %  124  Nr.  2,  §  133e  Nr.  5  nnd  f  133d  Nr.  1  der 
Gewerbeordnungsnovelle  von  1891. 
*)  d.  h.  veraolafst  worden. 
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Stehen,  welches  wider  die  Vereinbarung  verstöfst,  und  den  Gegen- 
stand der  Vereinbarung  bilden  die  Dienste  und  die  VergOtung. 
Nach  §  558  (S.  36E)  ist  der  Dienstempfilnger  zu  einem  ge- 
wissen Thun  —  Einrichtung,  Unterhaltung,  Regelung  —  im  Inter- 
esse von  Leben  und  Gesundheit  des  Diensdeistenden  verpflichtet 
ohne  dafs  diese  Verpflichtung  vereinbart  worden  zu  sein  braucht. 
Da  sie  eine  (unabdingbare)  Rechtsfolge  des  Dienstvertrags  ist,  so 
kann  man  ihre  Vernachlässigung  oder  Nichtcrfölhing  sehr  wohl  als 
„vertragswidriges  Verhalten"  bezeichnen  (S.  36  Anm.  2).  Da  aber 
dieser  Ausdruck  auch  im  engeren  Sinn  eines  Verstofses  gegen 
den  Thatbestand  (die  Vereinbarung)  genommen  werden  kann,  so 
sollte  er  durch  einen  weiteren  ersetzt  werden.  Denn  auch  wenn 
wegen  Vcrnachl.lssigung  der  Pflicht  des  ^  558  gekündigt  worden 
ist.  solltt'  Schadensersatz  zu  leisten  sein.  1  )er  5.58  ist  „ein  den 
Schutz  eines  anderen  be/wcckendi  s  Ciesetz."  Wer  wider  ein 
solches  vcrstöl'st.  begeht  damit,  wie  aus  §  746  zu  schiiefsen  ist. 
eine  „unerlaubte  Handlung."  Es  ist  aber  nicht  einzusehen,  warum 
in  unserem  §  566  Abs.  2  die  Schadensersatzpllicht  auf  die  Fälle 
beschränkt  sein  soll,  wo  die  Kündigung  durch  „vertragswidriges* 
Verhalten  veranlafst  worden  ist,  statt  auch  dann  Platz  zu  greifen, 
wann  die  Kündigung  durch  „unerlaubtes*  oder  „rechtswidriges* 
Verhalten  veranlagt  worden  ist.  Die  schwere  Ehrverletzung  z.  B. 
vrflrde  sonst  hinter  der  Vertragswidrigkeit  zurQckstehen. 

Andererseits  scheint  unser  §  566  Abs.  2  eine  Einengung 
zu  verlangen.  Der  Veranlasser  der  Kündigung  ist  „zum  Ersätze 
des  durch  die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  entstandenen 
Schadens  verpflichtet."  Wem  entstandenen  Schadens?  Gewifs 
kann  durch  die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  auch  dritten 
d.  h.  nicht  am  Dienstverhältnis  beteiligten  Personen  ein  Schaden 
entstehen.  Das  ist  auch  ohne  Beispiele  einleuchtend,  man  denke 
nur  an  den  entgangenen  Gewinn. Solchen  Schaden  eines  Dritten 
sollte  der  \'cranlasser  der  Kündigung  nicht  auch  noch  zu  er- 
setzen verpflichtt  t  sein;  danach  hätte  §  566  Abs.  2  eine  engere 
Fassung  zu  bekommen. 

Eine  solche  i-t  ihm  auch  in  anderer  Hinsicht  zu  wünschen. 
Der   „aus   der   Aulhebung   des  Dienstverhältnisses  enstaudene 


'i  §  214:  ,I>cr  zu  ersetzende  Sch.i(ien  umlafst  ;mch  (Jen  entgangenen  (Ge- 
winn. Als  entgangen  gilt  der  Gewinn,  welcher  nach  dein  gewöhnlichen  Laufe  der 
Dinge  oder  nach  den  besonderen  UmstAnden,  insbesondere  nach  den  getroffenen 
Amtaltea  und  Vorkehrungen  mit  Wahncheinlicbkeit  erwartet  werden  konnte.* 
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Schaden"  dürfte  nämlich  noch  zu  weit  sein.*)  Das  wird  sich 
nicht  bei  der  Berechnung  des  positiven  Schadens,  aber  bei  der 
des  entgangenen  Gewinns  geltend  machen.  Die  Motive  des 
ersten  Entwurfs  (II.  S.  470)  haben  zwar  gesagt,  dafs  eine  den 
Schadensersatz  eingrenzende  Vorschrift  „in  nicht  zulässiger 
Weise  ein  allgemeines,  die  strenge  Durchführung  erforderndes 
Prinzip  modifizieren  würde."  Aber  sie  haben  nicht  gesagt,  warum 
hier  das  Schadensersatzprinzip  „die  strenge  Durchführung  er- 
fordert." Die  Verpflichtung  zum  Ersatz  des  durch  die  Aufhebung 
des  DiensiveriuUlnisses  entstandenen  Schadens  ist,  obwohl  die 
Kündigung  durch  vertragswidriges  Verhalten  veranlafst  ist.-)  nicht 
eine  „Ersatzpflicht  wegen  Nichterfüllung  einer  Verbindlichkeit.* 
Fflr  diese  letztere  ErsatzpfUcht  hat  der  neue  Entwurf  in  §  215') 
eine  Schranke  aufgestellt,  welche,  wie  Reatz  in  seiner  Ausgabe 
S.  109  anmerkt,  «einem  Gebote  der  Billigkeit  zu  entsprechen 
schien.'  Eine  ähnliche  Schranke  sollte  die  Billigkeit  auch  der 
Ersatzpflicht  des  §  566  Abs.  2  (wiejdes  §  567  Abs.  1  Satz  2)  ge- 
wahren. Soll  femer  das  Schadensersatzprinzip  „die  strenge 
DurchfiDhrung''  erfordern  auch  da  wo  das  durch  die  Kündigung 
des  A.  gcendigte  Dienstverhältnis  ebensowohl  durch  die  Kündi- 
gung des  B.  sein  Ende  hätte  linden  können?  Nicht  selten  haben 
die  Parteien  des  Dienstvertrags  einander  vertragswidriges  Ver- 
halten vorzuwerfen,  Soll,  wo  dies  der  Fall,  diejenige  und  gerade 
nur  diejenige  Partei  vollen  Schadensersatz  verlangen  dürfen, 
welche  mit  der  Kündigung  zuvorgekommen  ist?^) 


*)  An  die  Stelle  der  Vcqjflichtunp  „zum  Sch.ulrnsers.ntz",  wie  sie  der  erste 
Entwurf  hatte,  ist  im  zweiten  die  Vrrpfliclitiinp  „zum  F.rs.itz  des  duri.  li  die 
Aufhebung  des  Dienstverliältiüääcs  entstandenen  ächadens"  getreten, 
was  eine  Verbesserung  ist. 

s.  B.  der  Chef  de  cuistne  eines  Hotels  pflege  morgens  so  spät  «ufsu- 
stehen,  dals  er  vertragswidrig  das  Dejeuner  nicht  zubereiten  kanUt  also  dals 
diese  Arbeit  von  anderen  besorgt  werden  mufs.   Es  wird  ihm  gekündigt. 

')  „Die  Ersatipflicfat  wegen  NichterfOllung  einer  Verbindlichkeit  erstreckt 
sich  nicht  auf  den  Schaden,  dessen  Entstehung  nach  den  Umständen,  welche  der 
Schuldner  kannte  oder  kennen  mufstc,  aufserlialb  des  Bctcichs  der  Wahrschein- 
lichkeit lag."  Auf  die  ErsaLzpflicht  des  §  558  ist  die  angeführte  Bestimmung 
anzuwenden. 

*)  Hier  ist  kein  Raum  fOr  Anwendung  von  §  217:  .Hat  bei  der  Ent- 
stehung des  Schadens,  wenn  auch  nur  durch  Unteriassen  der  Abwendung  oder 
Uittdemng  desselbent  ein  Verschulden  des  Beschidigten  mitgewirkt,  so  hii^  die 
Verpflichtung  cum  Ersätze  sowie  der  Umfang  des  zu  leistenden  Ersatzes  von 
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Als  „durch  die  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  entstandenen 
Schaden"  scheint  der  Dienstpflichtige  in  allen  Fallen  einen  ge 
wissen  Gewinnentgang  geltend  machen  zu  können.  Es  bestimmt 
der  §  214:  Der  zu  ersetzende  Schaden  umfafst  auch  den  ent- 
gangenen  Gewinn.  Als  entgangen  gilt  der  Gewinn,  welcher  nach 
dem  gewöhnlichen  Laufe  der  Dinge,  oder  nach  den  besonderen 
Umständen,  insbesondere  nach  den  getroffenen  Anstalten  und 
Vorkehrungen,  mit  Wahrscheinlichkeit  erwartet  werden  konnte." 
Danach  dürfte  der  Dienstpflichtige,  welcher  „durch  vertrags- 
widriges Verhalten  des  anderen  'I\-ils"  veranlalst  gekündigt 
hat,  als  entgangenen  Gewinn  die  Vergütung  ansprechen,  welche 
ihm  bis  zu  dein  Zeitpunkt  zu  teil  geworden  wäre,  in  dem  das 
Dienstverhültnis  ohne  jene  aufserordentliche  Kündigung  frühe- 
stens sein  Ende  hatte  finden  kc'unien.V)  Mähen  wir  es  z.  B.  mit 
einem  der  ordentlichen  (d.  h.  befristeten)  Kündigung  unterliegen- 
den Dienstverhältnis  zu  thun,  su  nuil^^te  der  besagte  Gewinn- 
entgang bis  zum  Ablauf  der  Kflndigungslrist  berechnet  werden. 
Femer  mflfste  der  Arbeitgeber,  welcher  „bei  StQcklohn  nicht  fUr 
ausreichende  Beschäftigung  des  Arbeiters  sorgt"  und  dadurch 
die  durch  §  124  der  Gewerbeordnungsnovelle  dem  Arbeiter  ge« 
stattete  Aufhebung  des  Dienstverhältnisses  herbeifflhrt,  verbunden 
sein,  dem  Arbeiter  den  Durchschnittsverdienst  der  vierzehn 
Tage  zu  vergüten,  welche  nach  §  122  die  Kündigungsfrist  aus- 
machen.  Mit  der  Statuirung  dieser  Verbindlichkeit  des  Arbeit- 
gebers wird  eine  in  der  Praxis  empfundene  Lücke  durch  den  Ent- 
wurf ausgefüllt. 

Allein  andererseits  läfst  sich  denken,  dafs  die  Berechnung 
des  Gewinnentgangs  bis  zum  frühesten  normalen  Ende  des  Dienst- 
verhältnisses den  Dienstberechtigten  in  unbilliger  Weise  benach- 
teiligen kann.  Man  braucht  sich  nur  die  Fälle  vorzustellen,  in 
denen  die  ordentliche  Kündigung  entweder  Oberhaupt  ausge- 
schlossen ist,  weil  das  Dienstverhältnis  für  eine  bestimmte  Zeit 
eingegangen  ist  (unten  S.  65,  66)  oder  nur  auf  einen  gewissen  Zeit- 
punkt zulässig  ist  (§  560,  Abs.  3,  4,  §  564),  Ferner  kann  es  be- 
fremden, dafs  der  Entwurf  seiner  Schadensersatzpflicht  des  §  566, 


den  Umständen,  inhhrsnndcrc  ilavon  ab,  inwieweit  der  Schaden  vorwiegend  von 
dem  einen  oder  dem  anderen  Teile  verursacht  r worden»  ist." 

*)  §  213:  „Wer  tum  SchadenaeiMtse  verpflichtet  ist,  bat  denjenigen  ZwUnd 
herzustellen,  welcher  hcstehen  wQrde,  wenn  der  nun  Ersatse  verpflichtende  Um- 
stand nicht  eingetreten  wSre." 
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Abs.  2  nicht  eine  Schranke  von  der  Art  beigeftigt  hat.  wie  wir 
sie  bei  §  556,  Satz  2  kennen  gelernt  und  oben  S.  31 — 33  ge- 
würdigt haben.  Es  miifs  docli  in  seinem  Sinne  liegen,  dafs  der 
Dienstpflichtige  (z.  B.  Erzieher,  l'rivatbeaniter.  Gesellschafterin, 
Schauspieler),  der  nach  §  566,  Abs.  2  scbadensersatzberechtigt 
geworden  ist.  sich  den  Wert  desjenigen  anrechnen  lassen  mOsse. 
„was  er  infolge  des  Untcrbleibens  der  nien-»tloistung  erspart  <>dt  r 
durch  anderweitige  \'ervvendung  seiner  Dienste  t^rworben  hat 
oder  hätte  erwerben  können,  wenn  er  es  nicht  böswillig  unter- 
lassen hätte."  Wenn  eine  solche  Beschränkung  der  Schadens- 
crsatzleistung  im  Sinne  des  Entwurfes  lag,  so  war  ihre  ausdrück- 
liche Aufrichtung  durch  den  oben  zitiertLii  §  213  nicht  über- 
flüssig oder  nicht  völlig  überflüssig  gemacht. i)  Denn  jedenfalls 
braucht,  so  lange  die  Einschränkung  nicht  getroffen  ist.  die  Gou- 
vernante, welche  „durch  vertragswidriges  Verhalten"  des  Haus- 
herrn zur  Kündigung  veranlafst  worden  ist,  sich  auf  ihren  Schadens- 
ersatzanspruch nicht  anzurechnen,  was  sie  hätte  erwerben  können, 
wenn  sie  nach  dem  Verlassen  ihrer  Stelle  eine  andere  anzu- 
nehmen nicht  ^böswillig  unterlassen  hatte*. 

Dafs  wir  hiermit  eine  Anrechnung  dieser  letzten  Art  nicht  befür- 
wortet haben  wollen,  ergiebt  sich  schon  aus  dem  S.  32/33  Gesagten. 

Endlich  haben  wir  (oben  S.46— 48)  gesehen,  dafs  der  Entwurf 
aufser  der  sofort  wirkenden,  aus  wichtigem  Grunde  gestatteten 
Kündigung  des  §  565,  auf  welchen  sich  unser  Absatz  2  des  §  566 
bezieht,  noch  einen  Fall  solcher  Kündigung  gegeben  hat  in  §  562. 
Wenn  nämlich  das  Dienstverhältnis  die  Erwerbsthätigkeit  des 
Dienstpflichtigen  nicht  vollständig  oder  hauptsächlich  in  Anspruch 
nimmt  und  zugleich  die  Wrgülung  nicht  nach  Zeitabschnitten  be- 
messen ist,  so  kann  „jederzeit  gekündigt  werden".  Man  versteht 
ohne  weiteres,  dafs  auch  diese  Kündigung  „durch  vertragswidriges 
\'erlialten  dc>  andt  ren  Teiles  veranlafst"  sein  und  dafs  aus  solcher 
Aufliebung  des  Dienstverhältnisses  Schaden  entstehen  kann.  Aber 
eine  Verpflichtung  zu  seinem  Ersatz  begründet  weder  §  566. 
Abs.  2,  da  er  sich  nur  auf  die  Kündigung  des  §  565  bezieht,  noch 
§  562  selber,  da  er  von  solcher  Verpflichtung  schweigt.  Hier 
hatte  das  mehrerwähnte  „Schadensersatzprinzip"  einen  dringenden 
Anlafs,  Berücksichtigung  zu  fordern. 


1)  Dafs  $  275  Abs.  1  (oben  S.  31  Anm.  1)  hier  nicht  anwendbar  ist,  bedarf 
keiner  Ausfdhning.  Handelt  es  sich  doch  in  unserem  Fall  um  Schadensersatz 
und  Cemer  nicht  um  Unmöglichkeit  der  Leistung. 
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Der  Absatz  1  des  §  566,  welchem  wir  uns  nun  zuwenden» 
befafst  sich,  wie  schon  S.  54  bemerkt,  nur  mit  dem  Vergfltungs- 
anspnich.  An  der  Spitze  steht  hier  die  Rcji^el:,,  Wird  nach  dem 
Beginne  der  Dienstleistung  das  Dienstverhältnis  auf  Grund  des 
§  565  gekflndigt,  so  kann  der  Verpflichtete  einen  seinen  bis- 
herigen Leistungen  entsprechenden  Teil  der  Vergütung  verlangen," 

Die  durch  §  565  jedem  Teil  gew.ihrte  Kündii^Ming  kann  (nach 
Schlicfsung  des  Üienstvcrtrags)  schon  vor  I^cginn  der  Dienst- 
leistung erfolgen.  Man  möchte  es  nun  fast  für  selbstverständlich 
halten,  dafs  lalls  sie  nach  Beginn  der  Dienstleistung  erfolgt,  ein 
der  bis  dahin  gemachten  Dienstleistung  entsprechender  Teil  der 
Vergütung  verlangt  werden  kann.  In  den  Dienstvertragsfallen, 
in  denen  die  „Vergütung'*  ein  Entgelt  Ütr  Dienste  sein  kann 
und  soll,i)  liegt  es  äulserst  nahe,  dafs  die  Vergütung  nach  Mafs- 
gäbe  der  Diensdeistung  zu  entrichten  ist,  einerlei  ob  die  Ver- 
gOtung  nach  der  Zeit  oder  auf  andere  Art  bemessen  ist.  Wenn» 
gleichwohl  die  Verfasser  des  Entwurfs  die  Bestimmung  von  der 
Vergütung  pro  rata  zu  treffen  für  nötig  gehalten  haben,  so  muls  sie 
ihnen  nicht  selbstverständlich  erschienen  sein.-)  Dann  aber 
müs.sen  wir  sagen,  ciafs  wir  eine  gleichlautende  Bestimmung  im 
§  562  vermissen.  Die  des  §  566  bezieht  sich  ausdrücklich  nur 
auf  die  Kündigung  des  §  565.  Allein  nach  §  562  kann,  wie  wir 
S.  46 — 48  sahen,  eine  sofort  wirkende  Kündigung  vorkommen, 
nachdem  Dienste  geleistet  worden  sind,  deren  Vergütung  nicht 
nach  der  Zeit  bemessen  ist.  Es  lälVt  sich  kein  Grund  dafür  ab- 
sehen, warum  solchenfalls  der  Dienslleistende  nicht  auch  wie  im 
Fall  des  §  566  „einen  seinen  bisherigen  Leistungen  entsprechen- 
den Teil  der  Vergütung*  sollte  verlangen  können.')  Der  Ent> 
wurf  betrachtet  dies  wohl  als  selbstverständlich,  aber  es  dürfte 
besser  sein  es  auszusprechen,  damit  nicht  aus  §  566  e  contrario 
argumentiert  werde. 


Was  im  Sinne  des  Entwurfs  auch  für  die  „Dienste  hnhcrrr  Art"  ziitriflt. 

Auch  für  den  unter  Vereinbarung  einer  Vergütung  geschlossenen  Hintcr- 
]epun^svcrtrag ,  einen  Fall  <lcs  I  )irn5tvertt  ags ,  hcsliiiinil  §  639:  „Endipt  die 
Hinterlegung  vor  dem  Ablaufe  der  für  sie  bcstimmlcn  Zeit,  so  kann  der  Ver- 
wahrer einen  Beinen  bisherigen  Leistungen  entsprechenden  Teil  der  VcrgQtung 
veiiangen,  sofern  sich  nicht  aus  der  Vereinbarung  Aber  die  Vergfltung  ein 
Anderes  ergtebt.** 

*)  §  298,  Abs.  I,  Satz  3  Ci^Or  geleistete  Dien55tr  .  .  .  ist  der  Wert  ZU  ver- 
boten") würde  ni<  ht  anwendbar  seitt,  weil  er  sich  auf  den  vertragsmäTsigen,  vor> 
behaltenen  Rücktritt  bezieht. 
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Nach  der  Regel,  dafs  der  Dienstpflichtige  ,,einen  seinen  bis- 
herigen Leistungen  entsprechenden  Teil  der  Vergütung  verlangen" 

kann,  ist  auch  der  Fall  zu  entscheiden,  in  dem  Pränumeration 
stattgefunden  hat.  Solchenfalls  kann  der  Dienstpflichtige  nur 
„einen  seinen  bisherigen  Leistungen  entsprechenden  Teil  der 
Vergütung"  behalten  und  muls  den  Ueberschufs  dem  Dienst- 
berechtigten lierausgeben.  Man  darf  nicht  glauben,  dafs  sich  auf 
diesen  Fall  dei  dritte  Satz  unseres  Absatzes  beziehe.^)  Denn  einmal 
folgt  dieser  dritte  Satz  nicht  unmittelbar  dem  die  Regel  enthal- 
tenden ersten,  sondern  dem  eine  Ausnahme  bietenden  zweiten 
Satz.  Und  ferner  ergiebt  der  Hinweis  auf  die  §§  298  und  279. 
dafs  der  dritte  Satz  im  Zusammenhang  mit  der  durch  den  zweiten 
aufgestellten  Ausnahme  steht,  in  welchem  Zusammenhang  er 
nachher  betrachtet  werden  wird.  Auf  die  Regel  bezogen  mOfste 
er  ja  lauten:  „Ist  die  Vergütung  ftlr  eine  spatere  Zeit  im  voraus 
entrichtet,  so  hat  der  Verpflichtete  sie,  soweit  sie  den  seinen 
bisherigen  Leistungen  entsprechenden  Teil  Obersteigt,  zurflckzu« 
erstatten." 

Die  Ausnahme  selbst  nun  bestimmt  der  Satz  2  mit  folgeiKien 
Worten:  „Hat  er  (nämlich  „der  zur  Dienstleistung  Verpflichtete" » 
gekündigt,  ohne  durch  vertragswidriges  Verhalten  des  anderen 
Teils  dazu  veranlafst  zu  sein,  oder  hat  er  durch  sein  vertrags- 
widriges Verhalten  die  Kündigung  <les  anderen  Teils  veranlalst, 
so  steht  ihm  ein  Anspruch  auf  die  \'ergütung  insoweit  nicht  zu. 
als  seine  bisherigen  Leistungen  infolge  der  Kündigung  für  den 
anderen  Teil  kein  Interesse  haben." 

Dieser  Satz  ist  eine  Neuerung  der  zweiten  Lesung  und  eine 
solche,  die  nicht  ohne  weiteres  einleuchtet,  also  dafs  man  den 
Mangel  von  Motiven  empfindet.  Dafs  die  bisherigen  Leistungen 
des  zur  Dienstleistung  Verpflichteten  «infolge  derKfindigung** 
fOr  den  anderen  Teil  kein  Interesse  haben,  kann  wohl  nur  von 
der  weiteren  Folge  der  Kündigung,  nümlich  von  der  Aufhebung 
des  Dienstverhältnisses  verstanden  werden.  Denn  wie  könnte 
schon  die  Kündigung  für  sich  die  Ursache  der  Interesselosigkeit 
der  Dienste  sein.  Diese  wenigstens  indirekt  auf  die  Kündigung 
zurückgehende^  Interesselosigkeit  der  Dienste  soll  nun  dem.  der 
diese  geleistet  hat,  den  Anspruch  aui  die  Vergütung  gänzlich 


•)  Er  lautet:  „Ist  die  Vergütung  fftr  eine  spätere  Zeit  im  voraus  entrichtet, 
bo  hat  der  Vcrpthchtcte  sie  nach  Mafsgabc  des  §  29Ö  und  des  §  279,  Satz  2 
zurQck<uersUUen." 
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oder  teilweise  benehmen,  so  dafs  er,  weil  er  umsonst,  nämlich 
frustra  gearbeitet  hat,  nun  auch  umsonst  nämlich  gratis  gearbeitet 
haben  soll.  Das  bedeutet  für  den  Dienstpflichtigen  Verlust  einer 
„VergQtung",  namentlich  eines  Lohnes,  auf  die  er  nach  dem 
Dienstvertrag  und  vermöge  der  geschehenen  Dienstleistung  rech- 
nen  durfte  und  gerechnet  hat.  Ein  solcher  Verlust  wird  als  Strafe 
empfunden  und  kann  eine  Strafe  sein  ohne  Schuld.  Denn  hat 
der  Dienstpflichtige  gekOndigt,  .^ohne  durch  vertragswidriges  Ver- 
halten des  anderen  Teils  dazu  veranlafst  zu  sein",  so  kann 
sein  KOndigungsgrund  doch  ein  solcher  gewesen  sein,  an 
dessen  Auftreten  er  selber  völlig  unschuldig  war.  Man  denke 
die  Baronin  von  Karger  hat  nach  langem  Suchen  die  Mifs  Night- 
ingale  engagieren  können,  welche  die  i^n.ldigc  Frau,  die  nach 
drei  Monaten  eine  Reise  nach  England  machen  will  und  des 
Englischen  unkundig  ist,  in  dieser  Sprache  unterrichten  soll:  für 
je  zehn  Stunden  ist  ein  Honorar  von  25  Mark  vereinbart  worden. 
Nach  Verflufs  von  sechs  Wochen,  während  welcher  30  Stunden 
erteilt  waren,  wird  die  Engl.lnderin  durch  den  Tod  ihrer  aus- 
wärts wohnenden  Mutter  zur  Abreise  und  damit  zur  Kündigung 
veranlafst:  nicht  „durch  vertrag?,wiflriges  \'crhalten  des  aniieren 
Teils."  Aber  für  die  Schülerin  habtn  „die  bisherigen  Leistungen" 
der  Lehrerin  „infolge  der  Kündigung  kein  Interesse."  Sie  ist 
nicht  viel  Ober  die  Anfangsgrande  hinausgekommen  und  wird 
sich,  wie  die  Umstände  liegen,  auch  in  der  ihr  vor  der  Reise 
verbleibenden  Zeit  keine  Fortsetzung  des  Unterrichts  verschaffen 
können.  Nach  unserem  Ausnahroesatz  steht  der  Lehrerin  „ein 
Anspruch  auf  die  Vergütung  insoweit  nicht  zu,  als  ihre  bis- 
herigen Leistungen  infolge  der  Kündigung  fllr  den  anderen  Teil 
kein  Interesse  haben.*'  „Der  andere  Teil"  aber,  der  daraufhin 
die  Honorarzahlung  verringern  oder  verweigern  wflrde,  wQrde 
sich  damit  nichts  weniger  als  ladylike  benehmen. 

Soll  die  Ausnahme,  die  durch  den  eben  besprochenen  Satz 
des  §  566  begründet  wird,  durchgeführt  werden,  so  nuifs  auch 
für  den  l  all  der  Pränumeration  der  \'crgütung  Vorsorge  ge- 
troffen sein.  Das  ist  durch  den  folgenden  Schlufssatz  des  ersten 
Absatzes  geschehen,  mit  den  Worten:  „Ist  die  Vergütung  für  eine 
spätere  Zeit  im  voraus  entrichtet,  so  hat  der  N'erpflichtete^)  sie 
nach  Mafsgabe  des  §  298  und  des  §  279  Satz  2  zurückzuerstatten," 


')  Gemeint  ist,  wie   in  den   beiden  vorangehenden  Sätzen  des  §  566,  der 
»ir  DieMtieistnng  Verpfliditete. 
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Hier  mufs  man  sich  zunächst  Ober  den  im  Bedingiin^satz 
au sgcd rückten  Thatbestand  verständigen.    Aus  dem  Anschlufs 

des  dritten  Satzes  an  den  vorangehenden  Ausnabmesatz  haben 
wir  schon  S.  60  entnehmen  müssen,  dafs  auch  der  dritte  nur 
gilt,  wenn  entweder  der  Dienstpflichtige  gekündigt  hat,  ohne 
durch  vertragswidricjcs  Verhalten  des  Dienstht  rrii  dazu  veran- 
lafst  zu  sein,  oder  wenn  der  Dienstpllichtigc  durch  sein  vertrags- 
widriges \'erhalten  die  Kündigung  des  Dienstherrn  veranlal'st 
hat  und  wenn  im  einen  oder  andern  Fall  die  bisherigen  Dienste 
für  den  Herrn  „in  Folge  der  Kündignng"  kein  oder  nur  gerin- 
geres Interesse  haben.  Man  könnte  nun  meinen,  dafs  eine  „iur 
eine  spätere  Zeit*  entrichtete  Vergütung  auch  „im  voraus"  ent- 
richtet sei,  und  dafs  eine  „im  voraus"  entrichtete  Vergütung  auch 
»Air  eine  spatere  Zeit"  entrichtet  sei,  so  dafs  eine  von  den  beiden 
Zeitbestimmungen  fehlen  könnte.  Allein  dabei  würde  man  nur 
an  die  der  Entrichtung  folgende  Zeit  denken.  Der  Ent- 
wurf hat  aber  mit  der  „spateren  Zeit*  wohl  auch  die  der 
Kündigung  folgende  Zeit,  also  jeden  Fall  von  Pränume- 
ration treffen  wollen  und  konnte  darum  eine  umständlichere 
Ausdrucksweise  wählen,  Ist  also  irgendwie  pränumerirt  worden 
und  sind  die  \'oraussetzungen  des  zweiten  Satzes  gegeben,  so 
mufs  der  Dicnstj^llichtige  die  empfangene  X'ergütung  zuriick- 
erstatten  und  zwar  nach  Mafsgabe  von  §  298  und  §  279  Satz  2. 
Das  will  heisben: 

ai  in  Bezug  auf  den  Teil  der  \'ergütung.  welcher  den 
Diensten  entspricht,  die  zur  Zeit  der  Kündigung  und  der  damit 
eintretenden  Endigung  des  Dienstverhältnisses  noch  nicht  ge- 
leistet sind:  er  ist  ganz  zurückzuerstatten.  Dafs  §  296  fOt  mals- 
gebend eridart  wird,  bedeutet,  dafs  hier  die  Kündigung  unter  die 
Rechtssatze  vom  vertragsmafsigen  Rücktritt  gestellt  wird.  Wenn 
dieser  erfolgt,  so  sind  (nach  §  296)  die  Parteien  einander  so  ver- 
pflichtet, „wie  wenn  der  Vertrag  nicht  geschlossen  (worden) 
wäre."*)  „Jeder  Teil  ist  berechtigt,  die  ihm  nach  dem  Vertrag 
obliegende  Leistung  zu  verweigern,  und  verpflichtet,  eine  em- 
pfangene Leistung  zurückzugewähren."  Empfangen  hat  in  unserem 
Fall  der  Dienstpflichtige  die  Vergütung.   Hat  er  sie  ,»nach  Mafs- 


>)  Zu  dieser  Bestimmung  bemerkt  Strohal  in  J Herings  Jahrbachera  Bd.  33 

S.  367:  ,Es  thut  mir  leid,  s.igen  zu  mflssen,  <\.if^  hinter  dieser  Fassung  ein 
klarer  Gedanke  ülK-rhaupt  nirht  steckt."  Er  rechnet  den  §298  zu  den  ,Formu- 
licrungen  vun  grofätcr  Fragwürdigkeit." 
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gäbe  des  §  296  zurückzuerstatten*»  so  hat  er  —  wovon  hier 
unter  a)  zunächst  die  Rede  ist  jedenfalls  den  Teil  zurOck- 
zuerstatten*  welcher  fbr  die  der  Kündigung  folgende  »spätere 
Zeit  im  voraus  entrichtet"  worden  ist.  Dies  entspricht  auch  dem 
ebenfalls  fOr  mafsgebend  erklärten  §  279  Satz  2,  welcher  besagt: 
(»Erfolgt  der  RQcktritt  wegen  eines  von  dem  anderen  Teile  nicht 
zu  vertretenden  Umstandes,  so  haftet  dieser  Teil  nur  nach  den 
Grundsätzen  über  die  Herausgabe  einer  ungerechtfertigten  Be- 
reicherung."  Wir  dürfen  liier  nicht  an  volle  Anal()£,Me  denken, 
sondern  dem  Hinweis  auf  §  279  Satz  2  nur  die  Anrufung  der 
Grundsatze  von  der  ungerechtfertigten  Bereicherung  entnehmen. 
Ware  volle  Analogie  gemeint,  so  könnte  für  „Rücktritt"  „Kündi- 
gung" gesetzt  werden.  Aber  die  Kündigung  des  §  566  Satz  2 
(und  Satz  3)  erfolgt  als  vom  Die n  s  t  be rech  tigten  ausgehende 
keineswegs  „wegen  eines  von  dem  anderen  Teile  nicht  zu  ver- 
tretenden Umstandes";  und  als  vom  Dienstpfhchtigen  ausgehende 
erfolgt  sie  zwar  „wegen  eines  von  dem  anderen  Teile  nicht  zu 
vertretenden  Umstandes",  aber  in  Ansehung  des  in  Rede  stehen- 
den Teils  der  pränumerierten  Vergütung  kann  von  einer  Haftung 
des  Dienstherm  nach  den  Grundsätzen  von  der  ungerechtfertigten 
Bereicherung  selbstverständlich  nicht  gesprochen  werden.  Wohl 
aber  ergeben  diese  Grundsätze  und  insonderheit  §  737  Abs.  1,^) 
dafs  der  Dienstpflichtige  den  in  Rede  stehenden  Teil  der  Ver- 
gütung —  da  der  „rechtliche  Grund*  mit  der'  Endigung  des 
Dienstverhältnisses  „weggefallen  ist"  —  zurückzuerstatten  hat 

b)  in  Bezug  auf  den  Teil  der  Vergütung,  welcher  den  nach 
ihrer  Entrichtung  und  bis  zur  Kündigung  geleisteten  Diensten 
entspricht:  hier  begegnet  die  vom  Entwurf  verlangte  „Mafsgabe 
des  §  298  und  des  §  279  Satz  2**  einigen  Schwierigkeiten.  Denn 

a)  §  298  verpfhchtct  in  Satz  2'^)  zur  Zurückgcw.ihrung  der 
empfangenen  Leistung.  ni(\sc  völlige  Rückerstattung  wurde  der 
durch  §  566  Satz  2  geschehenen  Versagung  des  Vergütungsan- 
spruchs consequent  sein  für  den  Fall,  die  pränumcrierlt  n  ge- 
leisteten Dienste  „in  Folge  der  Kündigung"  für  den  Dicnstberech- 

«Wer  durch  die  Leiatnng  eines  Anderen  oder  in  sonstiger  Weise  auf 

dessen  Kosten  etwas  ohne  rechtlichen  Grund  erlnngt  hat,  ist  ilini  zur  Heraus- 
gabe verpflichtet  Diese  Vcrpflichtunir  besteht  insbesondere  auch  dann,  wenn 
der  t  cchthche  Grund  später  wc^^efalU  n  oder  der  mit  der  Leistung  nach  dem 
Inhalte  des  Rechtsgebchütts  bizweckte  Erlolg  niclil  eingetreten  ist." 

*)  .Jeder  Teil  ist  berechtigt,  die  ihm  nach  dem  Vertrag  obliegende  Leistung 
au  verweigern  und  verpflichtet,  eine  empfangene  Leistung  xurackzugewShren.* 
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ttgten  kein  Interesse  haben.  Dagegen  vrOrde  völlige  ROck> 
erstattung,  die  allein  dem  §  296  bekannt  ist,  Ober  §  566  Satz  2 
hinausgehen,  wenn  die  Dienste  „in  Folge  der  Kündigung*  nicht 

kein,  sondern  nur  geringeres  Interesse  für  den  Dienstberech- 
tigten haben,  als  dieser  ihnen  bei  Schliefsung  des  Vertrags  oder 
bei  Entrichtung  der  Vrrtjütung  beimafs,  weil  solchenfalls  der 
VergOtung^anspruch  durch  §  566  Satz  2  nicht  versagt,  sondern  nur 
herabgesetzt  wird. 

Ferner  spricht  §  298  im  dritten  Satz  au--.:  „Für  f^clcistete 
Dienste  ...  ist  der  Wert  zu  vergüten."  Dieser  (ohjectiv  e  i  Wert 
ist  von  jenem  (subjectiven)  Interesse  verschirdcn.  Der  Wert- 
ersatz  kann  auch  ohne  Interesse  Platz  greifen,  dreiü  er  nach 
§  566  Abs.  1  Satz  3  wegen  des  Iliinvei--es  auf  §  298  Platz,  so  ist  der 
Dicnstpllichtige  im  Fall  der  Prünu  m  e  r  a  l  i o n  besser  gestellt,  als 
im  Fall  des  §  566  Abs.  1  Satz  2,  wonach  ihm  der  Anspruch  auf 
Vergütung  vorbehaltlos  versagt  sein  kann.  Warum  oder  wozu 
diese  Verschiedenheit  eintritt,  ist  schwer  zu  begreifen. 

ß)  §  279  Satz  2  hat  den  S.  63  oben  angegebenen  Wortlaut 
Ist  was  dort  vom  ROcktritt  gesagt  ist  auf  unsere  Kündigung  an« 
zuwenden,  so  kann  es  sich  nur  auf  die  vom  Dienstpflichtigen 
ausgehende  beziehen,  da  nur  diese  eine  der  beiden  im  §  566 
Satz  2  gemeinten  ist,  nämlich  nur  diese  „wegen  eines  von  dem 
anderen  Teil  nicht  zu  vertretenden  Umstandes  erfolgt."  Solchen- 
falls soll  „der  andere  Teil'*  d.  h.  fOr  uns  der  Dienstberechtigte 
„nur  nach  den  Grundsätzen  von  der  ungerechtfertigten  Bereiche- 
rung" haften.  Was  bedeutet  dies  in  unserem  Fall,  wo  der  Dienst- 
berechtigte Dienste  empfangen  hat.  an  denen  er  ..infolge  der 
Kündigung"  kein  oder  nur  noch  geringeres  Interesse  hat.  und 
deren  X'ergütung  ihm  zurückerstattet  wird?  Nach  §  737  ist 
..Wer  durch  die  Leistung  eines  Anderen  oder  in  sonstiger  Weise 
auf  dessen  K(Ksten  etwas  ohne  rechthchen  Grund  erlangt  hat" 
dem  Anderen  zur  Herausgahe  vtu  pllichtet.  ..Diese  X'erpnichtung 
besteht  insbesondere  auch  dann,  wenn  der  leciuiiche  Grund 
sp.lter  weggefallen  ist."  Diesen  Wegfall  müsaeu  wir  nun  hier 
annehmen,  weil  nach  dem  mafsgebendcn  §  296  nach  dem  Rück- 
tritt die  Parteien  einander  so  verpflichtet  sind,  wie  wenn  der 
Vertrag  nicht  geschlossen  worden  wäre.  Der  §  279  Satz  2  in 
Verbindung  mit  §  737  (nebst  §  742  Abs.  2)  und  §  296  würde  also 
ergeben,  dafs  im  Fall  der  Pränumeration,  wenn  im  übrigen 
der  Thatbestand  von  §  566  Abs.  1  Satz  2  gegeben  ist,  und  der 
Dienstpflichtige  gekündigt  hat,  diesem  ein  Anspruch  auf  Ersatz 
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des  Wertes  seiner  Dienste  trotz  ihrer  Interesselosigkeit  für  den 
Herrn  zusteht.  Indem  allein  Satz  3  (nicht  auch  Satz  2»  sich  auf 
§  279  Satz  2  beruft,  ist  der  Bereiclierungsanspruch  für  den  Fall, 
da  nicht  pränuinerirt  ist.  ausgeschlossen.  Dies  ist  aber  keines- 
wegs einleuchtend,  sundern  erächeint  als  inkunscquent  und  darum 
anstöfsig.  Nach  dem  Aufwand  von  Interpretation,  den  wir  machen 
mufsten,  um  uns  des  §  566  Abs.  1  zu  bemächtigen,  fohlen  wir 
uns  zu  dem  Urteil  gedrängt,  dafs  diese  Partie  ebenso  als  juristi- 
sches Kunstwerk  mifslungen,  wie  sie  dem  Inhalt  nach  anfecht- 
bar ist.1) 

3.  Kandigung  und  Ablauf  der  Kflndigungsfrist  d.  h. 
einer  Frist  nach  der  Kündigung.  Auf  diesen  Grund  der  Endi« 
gung  des  Dienstverhältnisses  beziehen  sich  die  §§  560 — 563  des 
Entwurfs.  Im  X  crhältnis  zu  dem  unter  No.  2  besprochenen  Endi- 
gungsgrund.  der  blofsen  oder  sofort  wirkenden  Kündigung,  ist 
der  in  Rede  stehende  in  den  Autjen  des  Kntvvurls  der  regel- 
mäfsige.  Denn  er  steht  dem  anderen  voran,  und  während  der 
andere  meistens  nur  beim  X'orliegen  eines  ..wichtigen  drundes'* 
platzgreilen  kann,  ist  die  befristete- 1  Kündigung  hiervon  unab- 
hängig. Andererseits  kann,  falls  jener  wichtige  Grund  vorliegt, 
mit  sofortiger  Wirkung  gekündigt  werden  (s.  oben  S.  48),  wo 
ohne  solchen  Grund  die  Endigung  erst  mit  Ablauf  der  KOndi- 
gungsfrist  eintreten  wQrde. 

Wir  haben  schon  gesehen  (unter  No.  1),  dafs  die  durch  die 
§§  560—562  geregelte  befristete  Kündigung  nach  §  559  Abs.  2 
voraussetzt,  dafs  die  Dauer  des  Dienstverhältnisses  weder  aus- 
drücklich noch  stillschweigend  d.  h.  durch  den  Zweck  der  Dienste 
festgesetzt  sei.  Liegt  einer  dieser  beiden  Fnile  vor,')  so  ist  nur 
Raum  für  die  regelmälsig  einen  wichtigen  Grund  voraussetzende 
sofortige  Kündigung.  Jede  Kündigung  hat  die  Aufgabe  dem 
Dienstverhältnis  einen  Endtermin  zu  setzen,  und  die  ordentliche 

V  Die  Anstände,  welche  sich  aus  §  566,  Abs.  1,  Sat2  2  und  3  ergeben 
haben,  sind  durch  Schweix.  OR.,  Art.  346,  Abs.  3,  Satz  2  ausgeschlossen, 
welcher,  nachdeoi  Satz  1  (entsprechend  dem  deutschen  Entwurf  }  566,  Abs.  2} 
die  Schadensersatxpflicht  statuiert  hat,  einfach  fortOhrt:  „Im  abrigen  werden 
die  ökonomischen  Folgen  einer  vorzeitigen  Auflösung  vom  Richter  nnch  freiem 
Ermessen  beistimmt,   unter  \Vnrdi.t;unp;  <ier  t'nistfituJc   und   t\t=>  Ort^pcl>r.un-!ir'-.." 

■'i  So  licif>t  sie  hier  wc^'c  ii  der  Kündigungstrist;  in  rnaiKtu  n  F;ill<  n  ist  J-i«- 
auch  in  dem  Sinne  befristet,   dafs   sie  erst  nach  Ablaut  einer  Frist  htatthatt  ist. 

*)  Von  dem  auch  dahin  gehörigen  des  %  363  wird  vorUufig  (bis  S.  67) 
hier  abgesehen. 
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soll  durch  die  KOndigungslVist  auf  den  Eintritt  dieses  Endtermins 
vorbereiten.  Wo  aber  das  Dienstverhältnis  auf  Zeit  eingegangen 
worden  ist,  da  ist  ihm  von  vornherein  ein  Endtermin  gesetzt,  an 
den  sich  die  Parteien  halten  massen,  falls  nicht  die  aufserordent- 
liche  (sofort  wirkende)  Kündigung  platzgreifen  kann.^)  Als  auf 
Zeit  eingegangen  kann  man  betrachten  ebensowohl  das  Dienst- 
verhältnis, das  „für  die  nächsten  drei  Monate*',  als  das  Dienst- 
verhältnis, das  „ffir  die  Zeit  der  Abwesenheit  des  Sohnes**  ein- 
gegangen worden  ist  (oben  S.  41). 

Allein  nnrh  d«  m  Entwurf  ist  nicht  anzunehmen,  dafs  die 
ordentliche  Kündigung  in  diesen  beiden  Fällen  ausgeschlossen 
ist.  Denn  er  sagt:  „Ist  das  Dienstverhältnis  nicht  für  bestimmte 
Zeit  eingegantrcn  ...  so  kann  jeder  Teil  .  .  .  kündigen."  Hätte 
er  mit  seiner  ..bestimmten  Zeit"  auch  die  unbestimmte  Zeit  des 
zweiten  Beisj)iels  gemeint,  so  würde  woli!  etwa  folgende  Kassung 
gcwillilt  worden  sein:  ..Ist  die  Dauer  drs  Dienstverhältnisses  nicht 
bestimmt  worden  und  «  rgiebt  sie  .-.ich  u.  s.  w.**  Bei  der  wirklich 
gewühlten,  vorliegt  nden  Fassung  kann  sich  die  ..bestimmte  Zeif 
nur  auf  eine  Zeitbestimmung  von  der  Art  des  ersten  Heispiels 
beziehen.  Nur  in  solchem  Fall  ist  die  ordentliche  Kündigung 
ausgeschlossen,  während  sie  da  zulässig  ist,  wo  trotz  der  Zeit- 
bestimmung  die  Dauer  ungcwifs,  ja  das  die  Dauer  begrenzende 
Ereignis  selbst  ungewifs  ist,  wie  im  zweiten  Beispiel. 

Indem  aber  der  Entwurf,  wenn  das  Dienstverhältnis  ..nicht 
für  bestimmte  Zeit  eingegangen  ist'*,  jeden  Teil  kündigen  läfst. 
hat  er  nicht  Vorsorge  getroffen  für  den  Fall,  dafs  das  Dienst- 
verhältnis nur  in  Ansehung  einer  Partei  nicht  für  bestimmte  Zeit 
eingegangen  ist,  während  die  andere  sich  für  eine  bestimmte  Zeit 
gebunden  hat.  In  einem  solchen  Fall  mülst'-  die  Partei,  die  sich 
nicht  für  eine  bestimmte  Zeit  gebunden  hat,  doch  zur  Einhaltung 
einer  Kündigungsfrist  verpflichtet  sein. 

Die  Korrespondenz  der  Kündigungsfrist  und  der  Frist,  nach 
der  die  Vergütung  bemes-^cn  ist.  lindet  sich  in  56()  durchge- 
führt: diese  zwei  1-Visten  sind  nicht  immer  gleich  grof-,  Ist  die 
X'ergütung  nach  einer  Frist  bemessen  i/.  B.  Zeitlohn».  >n  br- 
kundet  das  gcwisserniafsen  die  Absicht  der  Kontrahenten,  dasDienst- 

'i  ,,Ist  nun  aber  dir  Dit  nstzcit  \on  voriilicriin  hrstimmf,  s<»  ist  der  Kündi- 
gung der  Boden  unter  den  rm^cn  \v<  |^:;cnoinnu  ii  und  --ic  liat  logisch  k<  inc:i 
Sinn  mehr."  Dr.  Hilty,  Der  moderne  Gesindevertrag  (2.  Aufl.,  Chur  \ä9^\ 
S.  18.   S.  jedoch  oben  S.  40  Anm.  1. 
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Verhältnis  wenigstens  eine  solche  Frist  bestehen  zu  lassen,  und 
es  liegt  nahe  dem  Ende  eine  um  so  längere  Vorbereitungszett 

(KOndigungsfrist)  vorangehen  zu  lassen  als  eine  längere  Dauer 
t'ür  den  Bestand  des  Verhältnis.--  >  in  Aussicht  genommen  war. 
Diesem  Gedanken  dient  ungefcihr  der  §  560. 

Der  §  560  spricht  von  Bemessung  der  Vergütung  nach  Tagen, 
nach  Wochen,  nach  Monaten,  nach  Vierteljahren  oder  nach  län- 
geren Zeitabschnitten.  Dagegen  ist  des  Falles,  da  die  Vergütung 
nach  halben  Tagen  oder  nach  Stunden  bemessen  ist.  nicht  ge- 
dacht woi  den.  Aber  dieser  Fall  ist  keine  Seltenheit.  Auch  kann 
die  Vergütung  teils  nach  Tagen  teils  nach  Stunden  bemessen 
sein,  indem  neben  dem  l'ageiohn  die  Vergütung  für  ..üeberzcif* 
nach  Stunden  berechnet  wird. 

Die  §§  561 — 563  enthalten  Fälle  befristeter  Kündigung,  in 
denen  die  im  §  560  vorkommende  Korrespondenz  von  Kflndi» 
gungsfrist  und  VergOtungsfrist  nicht  gilt,  bezw.  gar  nicht  gelten 
kann.  Die  befristete  Kündigung  des  §563^)  betrifft  den  Fall,  wo 
„das  Dienstverhältnis  fflr  die  Lebenszeit  einer  Person  oder  fflr 
längere  Zeit  als  fünf  Jahre  eingegangen"  worden  ist.  Wir  haben 
hier  somit  eine  Ausnahme  von  der  Regel,  dafs  die  befristete 
Kündigung  ein  zeitlich  nicht  begrenztes  Dienstverhältnis  voraus- 
setzt. Uebrigens  handelt  §  563  von  Kündigung  nur  des  Dienst- 
ptlirhtigen ;  der  Dienstberechtigte  hat  hier  die  befristete  Kündi- 
gung nicht. 

Der  t.'rwiihnt«  !!  Regel  imtt  rliegt  wiederum  das  Dienstver- 
hnitni>.  welches  .nach  seiner  lieendigung-)  von  dem  zur 
Dienstleistung  X'erpIliclUeten  mit  Wissen  und  ohne  Widerspruch 
des  anderen  Teils  fortgesetzt"  wird.  Denn  nach  §  564  „gilt  es 
als  auf  unbestimmte  Zeit  verlängert**   S.  oben  S.  21/22. 

4.  Eintritt  der  Unmöglichkeit  der  Dienstleistung. 
Ueber  diesen  Grund  der  Endigung  des  Dienstverhältnisses  hat 
der  Entwurf  nicht  unmittelbar  etwas  bestimmt.  Die  Unmöglich- 
keit der  Dienstleistung  kann  eine  subjektive  oder  eine  objektive 
sein.  Unter  subjektiver  ist  die  durch  den  Tod  oder  durch  die 
Dienstunfähigkeit  des  Dienstpflichtigen  herbeigeführte  zu  ver- 

„Ist  das  Dienstverhältnis  (ür  die  Lebcnsseit  einer  Person  oder  für  Iflngere 
Zeit  als  fflnf  Jahre  eingegangen,  so  kann  es  von  dem  zur  Dienstleistung  Ver- 
pflichteten nach  dem  Ablaufe  von  fimf  Jaliren  gekOndigt  worden.  Die  KOndi- 
gungsfrist  beträgt  sechs  Mon.itc.  I>io  Küiulitjunp  ist  nicht  zulässig,  wenn  der 
Verpflichtete  die  Dienste  durch  einen  Anderen  leisten  l.i-  <  n  darf." 

Die  durch  Zettablauf  hcrbeigetührt  worden  sein  kann. 
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htehcn.  Wenn  nach  §  554  ..der  zur  Dienstleistung  X  crpllichtete 
die  Dienste  im  Zweifel  in  Person  zu  leisten  hat,*'\)  so  ergiebt 
sich,  dafs  das  Dienstverhältnis  regelniäfsig  endigen  mufe,  wenn 
der  Dienstpflichtige  stirbt  oder  zur  Dienstleistung  unfähig  wird. 
FOr  den  Tod  sagt  e$  der  Entwurf  geradezu  in  §  604  nebst  §  606 
—  freilich  nur  fOr  den  Dienstvertrag,  dessen  Gegenstand  eine 
Geschaftsbesorgung  ist.  In  diesem  Fall  erlischt  das  Dienstver> 
hftltnis  „im  Zweifel"  durch  den  Tod  des  Dienstpflichtigen.  Nur 
gewissermafsen  besteht  nach  den  angezogenen  Paragraphen  das 
Dienstverhältnis  noch  eine  Zeitlang  fort. 

Unter  objektiver  Unmöglichkeit  sind  die  übrigen  Unmöglich- 
keiten zu  verstehen,  namentlich  auch  die  mit  dem  Unerreichbar- 
werden des  Zweckes  der  Dienste  gegebene.  Nach  §  559,  Abs.  2 
kann  sich  die  Dauer  des  Dicn>tverliültnisscs  aus  dem  Zweck  der 
Dienste  ergeben.  Das  Krankenpllegcrdienstverhältnis  mufs  er- 
löschen mit  dem  Tode  des  Kranken.  Aulserdem  gehören  hierher 
die  §§  232  und  274  des  Entwurfs. 

5.  Eintritt  de.-^  Todes  oder  der  Citsciiäftsunfähigkeit 
des  D  i  f  n  s  i  be  r  eeiiti  gte  n.  Der  endigt  iide  Kinllufs  des  Todes 
kann  aus  §  554  entnommen  werden.  Dals  „dt,i  Anspruch  auf  die 
Dienste  im  Zweifel  nicht  übertragbar  ist."  bezieht  sich  auch  aul 
die  Uebertragung  im  Erbgang.  Hingegen  ergiebt  sich  aus  §  603 
mit  §  606,  dafs  das  Dienstverhältnis,  dessen  Gegenstand  eine  Ge- 
schäftsbesorgung ist,  „im  Zweifel  nicht  durch  den  Tod  oder  den 
Eintritt  der  Geschäftsunfähigkeit*  des  Dienstberechtigten  erlischt. 
Wo  es  doch  geschieht,  wird  nach  §  603  das  Dienstverhältnis  eine 
Zeitlang  gewissermafsen  als  fortbestehend  behandelt 

Im  §  568  hat  endlich  der  Entwurf  eine  Bestimmung  getroffen, 
welche  fOtr  jede  Art  der  Beendigung  von  Dienstverhältnissen  gilt, 
allerdings  nur,  wenn  das  Dienstverhältnis  ein  dauerndes  war. 
Was  ein  dauerndes  sei.  ist  nicht  definiert  worden.  Jene  Be- 
stimmung lautet:  „Bei  der  Beendigung  eines  dauernden  Dienst- 
verhältnisses kann  der  zur  Dienstleistung  \'erpf!ichletc  von  dem 
anderen  Teile  ein  schriftliches  Zeugnis  über  das  Dienstvcrhclltnis 
und  dessen  Dauer  fordern.  Das  Zeugnis  i>t  auf  Verlangen  auf 
die  Leistungen  und  die  Führung  im  l)ienste  auszudehnen."  Ks 
wäre  zu  wünschen,  dafs  nicht  biofs  „bei  der  Beendigung"  gesagt, 
sondern  diesen  Worten  beigefügt  wäre  „oder  bei  der  Kündigung". 

^)  In  §  563,  Satz  3  ist  des  Fnllcä  gedacht,  d.ifs  „der  Verpflichtete  die 
Dienste  durch  einen  Anderen  leisten  lasscB  darf." 
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Wenn  nflmlich  nach  der  Kündigung  eine  Frist  bis  zur  Beendi- 
gung des  Dienstverhältnisses  ablaufen  mufs,  so  hat  der  Dienst« 
Pflichtige,  der  die  KOndigungsfirist  zur  Eingehung  eines  neuen 
Dienstverhältnisses  benutzen  will,  ein  grofses  Interesse  daran 

zur  Erreichung  dieses  Zweckes  das  ihm  vom  Entwurf  zu- 
gesicherte Zeugnis  benutzen  zu  können.  Er  sollte  es  darum 
nicht  erst  „bei  Beendigung"  des  Dienstverhältnisses  fordern 
können. 

Dir  Wahrheit  dt-s  Zeugnisses,  namentlich  des  „auf  die 
Leistungen  und  ilic  Führung  im  Dienste"  ausgedehnten,  wird 
durch  §  748  rechtUch  insoiern  garantieit.  als  hier  eine  Pflicht 
zum  Ersatz  des  durch  unwahre  Angaben  zugefügten  Schadens 
begründet  worden  ist. 


Die  im  Vorausgehenden  einzeln  und  gelegentlich  geäuiserten 
Bedenken  und  Vorschläge  hier  zum  Schlüsse  noch  einmal  zu- 
sammenzustellen, wird  Vielen  Oberflflssig  scheinen.  Hingegen 
mag  es  Manchem  willkommen  sein,  wenn  unter  Beiseitelassung 
alles  dessen*  was  in  sprachlicher  und  in  juristischer  Hinsicht  am 
Entwurf  ausgesetzt  worden  ist  und  durch  redaktionelle  Arbeit 
verbessert  werden  kann,  drei  umfassendere  Postulate  heraus- 
gestellt werden,  deren  Erftülung  zu  einer  inhaldichen  Umgestal- 
tung des  Entwurfs  führen  wOrde,  die  aus  vielen  Einzelheiten  ge- 
folgert und  weder  n»  n  noch  unerfüllbar  sind. 

Erstens  sollte  der  Entwurf  den  Honorarvertrag  vom  Lohn- 
vertrag trennen  0  und  nicht  beide  im  Dienstvertrag  zusammen- 
fassen.  Nicht  darum  ist  dies  zu  wünschen,  weil  dann  nicht,  wie 
im  jetzigen  Dienstvertragstitel,  Bestimmungen  gegeben  w.lren. 
weiche  nur  auf  den  Lohnvertrag,  und  andere,  welche  nur  auf  den 
I  lonorarvertrag  passen:  denn  diese  Verquickung  ist  nicht  vm- 
mitteibar  von  Einllufs  auf  den  Inhalt  der  Satzungen.  X'ielmeiir 
ist  die  Trennung  darum  zu  wünschen,  weil  sie  allein  ermöglicht, 
die  beiderlei  Thatbeständc  jeden  lür  sich  allein  mit  derjenigen 
Aufmerksamkeit  auf  seine  Besonderheiten  ins  Auge  zu  fassen, 
welche  die  durch  das  Recht  zu  befriedigenden  Bedarfnisse  eines 


wie  fKes  in  der  anonym  erschienenen  Schrift  ,Ein  Rcichsgesetzbuch 
Ober  das  Privatrecht*,  erstes  Heft,  Berlin  1895,  geschehen  ist  und  daselbst 
S.  12—13  begrflndet  wird. 


Digitized  by  Google 


70 


Philipp  Lotmar, 


jeden  entdecken  lafsi.  Der  auf  beide  Thatbeatiinde  zusammen 
gerichtete  Hlick  nuifs  zu  einer  Abstraktion  führen,  in  der  die 
eigenen  Rechtsbedürfnisse  des  einzelnen  verschleiert  oder  aus- 
gelöscht sind. 

Z\veiten.s  sollte  innerhalb  des  Lohnverlrags.  des  eigentlichen 
Dienstvertrags,  das  nachgiebige  Recht  vom  zwingenden  allent- 
halben unterschieden  und  das  Gebiet  des  letzteren  auf  Kosten 
des  ersteren  betrachtlich  erweitert  werden.  Das  ist  selbstver> 
stündlich  nicht  eine  juristische  Forderung,  denn  der  Inhalt  des 
Rechts  ist  ein  anderer,  je  nachdem  eine  Satzung  Platz  greift,  oder 
ausgeschlossen  ist,  weil  eine  anderweitige  Privatabrede  vorliegt. 
Es  ist  beispielsweise  ein  inhaltlicher  Unterschied,  ob  der  Dienst- 
herr, der  mit  der  Annahme  der  Dienste  in  Verzug  gekoninieR  ist, 
ohne  Nachleistung  der  Dienste  verlangen  zu  können,  dt  n  Lohn 
zahlen  mufs.  oder  ob  er  es  nicht  niiifs.  Lüfst  das  Recht  die 
MOglichkt  it  ofi'en,  dieses  Müssen  durch  Abrede  auszuschliefsen, 
so  i.-,l  die  für  den  Annahmevorzug  geltende  Satzung  im  Inhalt 
wesentlich  anders,  als  wenn  jene  Möglichkeit  :il)gcschnittt_ n  ist. 
Dafs  aber  beim  Lohnvertrag  das  Gebiet  des  nai  hgiebigen  Rechts 
zu  Gunsten  des  zwingenden  verengert  werden  soil.  ist  daraul  zu 
gründen,  dafs  beim  Loiinvertrag  die  dienstleistende  Partei  nicht 
blofs  durch  den  Lohnvertrag  rechtlich  in  dienende  Stellung  ge- 
bracht wird,  sondern  auch  schon  vor  dem  Lohnvertrag  sozial  in 
dienender  Stellung  sich  befindet und  in  geringerem  Mafs  im- 
stande ist,  bei  nachgiebiger  Rechtssatzung  durch  Abrede  ihren 
Vorteil  wahrzunehmen  und  der  Uebervorteilung  durch  den  über- 
legenen Gegner  vorzubeugen.  Der  §  557  giebt  dem  Dienst- 
pflichtigen den  Lohnanspruch  auch  für  die  kurze  Zeit,  in  der  er 
dienstunfähig  ist.  Aber  der  Arbeitslose  und  Stellungsuchende  ist 
schlechterdings  aufserStande,  derZumutung  seines  Mitkontrahenten 
zu  widerstehen  auf  Lohnanspruch  für  die  Zeit  der  Dienstunfähig- 
keit  zu  verzichten.    Vgl.  oben  S.  44  Ann).  6. 


')  Für  einen  häufigen  und  wichtigen  Fall  sagt  Marx,  Kapital  I  ',  S.  593,  594: 
ain  der  That  gehflit  der  Arbeiter  dem  Kapital,  bevor  er  sich  dem  Kapitalisten 
verkauft.  Seine  ökonomische  Hörigkeit  ist  zugleich  vermittelt  und  zugleich  ver- 
steckt durch  die  periodische  Erneuerung  seines  Selt>stverkaurs,  den  Wechsel 
seiner  individuellen  Lohnherren  und  die  OscUlation  im  Marktpreise  der 
Arbeit.  "  Dicsor  HOritikcit  entspricht  auf  Seiten  der  Kapitalisten  das  Recht 
auf  die  Arbeit  der  l'rolctaricr,  das  zwar  nicht  so  proklamiert  wird,  aber 
im  Bestreben  den  Strike  zu  strafen  und  die  Koalition  zu  hindern  sich  gel- 
tend macht. 
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Der  Käufer  darf  den  X'erkäufer  und  dieser  jenen  übervorteilen, 
und  nur  die  Verletzung  über  die  Hälfte  macht  als  laesio  enormis 
den  Handel  anfechtbar.  Wer  seine  Arbeitskraft,  oft  sein  eins 
und  alles,  hingiebt.  ist  gar  leicht  einer  Iae>io  t-normis  ausgesetzt. 
Das  moderne  Privatrecht  erschupft  sich  .schon  lange  nicht  mehr 
(larin,  die  Interes.scn  der  Privatpersonen  nach  Mafsgabe  der 
Linien  zu  schützen,  die  jene  durch  ihre  üebercinkunft  gezogen 
hafaien.  Immer  lauter  und  dringender  und  von  immer  mehr  Seiten 
wird  gefordert»  dafs  das  Privatrecht  selber  Linien  ziehe,  inner- 
halb  welcher  allein,  gemäfs  unserem  Kulturstand,  eine  Ueberein- 
kunft  von  Privatpersonen  Geltung  finden  kann.  Das  ergiebt  nicht 
Beschränkung  der  Freiheit,  sondern  Erweiterung.  Denn  die  Frei- 
heit besteht  aus  den  Freiheiten.  Je  Mehreren  solche  zustehen, 
vom  Recht  erhalten  werden,  um  so  gröfser  ist  der  Bestand  der 
Freiheit.!) 

Das  neue  Gesetzbuch  mufs  bei  seinem  Lohn-  oder  Dienst- 
vertrag unüberschrcitbare  unterste  Grenzen  festsetzen. 

Um  dies  zu  bewerkstelligen,  mufs  der  Gesetzgeber  —  und 
das  ist  das  dritte  Postulat  sirii  viel  tiefer  in  das  Meer  der 
Thatsachen  verdenkt  haben,  die  er  rechtlich  oidnen  .-.oll,  als  im 
gegenwärtigen  Kntwurf  zu  Tage  tritt.  Die  intimste  Kenntnis  der 
gesellschaftlichen  Zustünde,  die  auch  diese  Zeitschrift  zu  erforsciien 
trachtet,  ist  die  selbstverständliche  Voraussetzung  ihrer  rechtlichen 
Regelung.   Diese  Kenntnis  wohnt  den  Juristen,  welchen  man  die 

•  '  N.ich  L.issallc,  System  der  rrworbcncn  Rechte  (2.  Aufl.)  II.,  S.  217  ff., 
hcsteht  „im  allgemeinen  der  kiiltiirlnstorisclie  fJang  aller  Rcchts- 
gcächi eilte  eben  darin,  immer  mclir  die  Eigcntumsspliärc  des  Privat 
Individuums  zu  beschrfinkcn."  Und  dies  bezieht  er  auch  auf  die  in  der 
VertFBgschliefsung  waltende  Herrschaft,  indem  er  sagt,  „dafs  in  immer  fort> 
schreitender  Steigerung  ein  frOher  als  vertu fserlich  gedachter  Teil  der  mensch- 
lichen Freiheit  —  auch  von  den  Juristen  .sehon  P r i vat will k Qr  genannt  — 
sicli  a!^  zur  n  n  v  c  r  il  ti  I  se  r  I  i  e  h  c  n  Freiheit  des  Menschen  gehörig  bestimmt 
weslialb  <  r  nun  al^  der  ^-ittlirhcn  Idee  und  dem  öffentlichen  Recht  entflossen 
angesehen  und  durch  absolute  (.zwingende »  Gesetze  geregelt  wird.  .  .  Dafs  dies 
eine  stetige  Vermehrung  der  menschlichen  Freiheit  ist,  ist  von  selbst  evident 
denn  vermindert  und  beschrankt  wird  dadurch  eben  nur  die  Willkflr  —  die 
eigene  oder  die  fremde  — ,  das  positive  Wesen  der  Freiheit  zu  negieren. 
Diese  Entfaltung  und  Vcrmehrnnp;  der  Freiheit  ist  es  nun  aber, 
wdche  sieh,  in  Bezug  auf  tias  Verhältnis  der  Einzelnen  untereinander,  not- 
wendig als  einr  Beschränkung  dessen,  w.ts  der  .i  u  s  s  c  Ii  1  i  <  l  s  c  n  d  e  n 
Willcnsherrschaft  besonderer  Individuen  unterworfen  werden  kann,  aus- 
drucken . .  .  mnf»." 
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Regelung  zu  übertragen  pflegt»  nicht  in  geringerem,  aber  auch 
nicht  in  grofserem  Umfang  bei,  als  jedem  ihrer  Volksgenossen. 
Die  gesellschaftlichen  Zustande  haben  einen  so  hohen  Grad  von 

Mannigfaltigkeit  und  Vcrwickeltheit  erreicht,  dafs  selbst  denen, 
die  sich  berufsmäfsig  mit  ihrer  Erkenntnis  abgeben,  selten  mehr 
als  einen  Ausschnitt  des  ungeheuren  Gebiets  intellektuell  zu  be- 
wältigen lind  sich  vertraut  zu  machen  gelingen  mag.  Wessen 
Leben  aber  sich  erschüpit  in  täglich  sich  wiederholendem  Ringen 
um  die  Lebensmittel,  oder  wer  als  Forscher  oder  Nachbildner 
der  Natur,  oder  als  Wiedererweckcr  tier  X'ergangenlieit  und  ihrer 
Leistungen  in  Religion,  Kunst.  Sprac  he.  Recht  und  Litteratur  seine 
Tage  verbringt  —  wer  also  v^ar  nicht  planmäfsig  auf  die  Er- 
kenntnis seiner  Zeilgenossenschalt  ausgeht,  wie  sie  in  allen  ihren 
Schichten  wird  und  vergeht,  duldet  und  kämpft,  arbeitet  und  ge- 
niefst:  der  kann  von  den  gesellschaftlichen  Zustanden  der  Gegen» 
wart  nur  den  winzigen  Bruchteil  in  sein  Bewufstsein  aufnehmen, 
den  glQckliche  oder  unglückliche  Zufalle  nackt  oder  im  Kleid  der 
Kunst  und  Dichtung  ihm  vor  die  Augen  bringen.  Es  fehlt  natür- 
lich auch  hier  nicht  an  Abstufung:  aber  die  reichste  arztliche, 
juristische,  priesterliche,  pädagogische,  armenpflegerliche  und 
fabrikinspektorliche  Praxis  wie  arm  erseheint  sie,  wenn  man  sich 
die  schier  unermefsliche  Mannichfaltigkeit  der  Schicksale  und  Ge- 
stalten zu  vergegenwärtigen  sucht,  unter  und  in  denen  die 
iVlülionen  vegetieren  , oder  leben,  die  das  Land  bewohnen,  das 
von  dem  projektierten  Gesetzbuch  beherrscht  werden  soll.  Wenn 
dem  so  ist,  so  können  gewifs  nicht  die  Juristen  beanspruchen, 
vor  Anderen  gehört  zu  werden,  wenn  der  Inhalt  eines  bürger- 
lichen Gesetzbuchs  iierbeigeschalTt  und  ausgelesen  werden  soll. 
Denn  sein  Inhalt  soll  thatsächlichen  Zustanden  angepafst  sein, 
die  jenen  sachlich  nicht  mehr  vertraut  sein  können  als  denen, 
die  in  diesen  Zuständen  leben.  Der  hieraus  sich  ergebende  I'olge- 
satz*)  ist  keineswegs  auf  alle  l^artieen  des  Privatrechts  anwendbar, 
ohne  Zweifel  aber  auf  den  Dienstvertrag.  Die  Juristen  sind  ge- 
wifs  auch  hier  die  zustandigen,  weil  berufsmäfsigen  Redaktoren, 
am  geübtesten  und  geschicktesten  im  Abstrahieren  und  Formu- 
lieren. Aber  was  da  gellen  soll  für  die  Dienstverhaltnisse  — 
und  dieses  Was  ist  die  Hauptsache  —  das  sollten  die  festsetzen, 
welche  Dienstverhaltnisse  einzugehen  und  auszuhalten,  nicht  blofs 


^)  In  Shnlichcr  BegrOndnng  zulettt  aufgestellt  durch  L.  R.  v.  Salb,  Der 
Erlafs  eines  bQrgerlicben  Gesetzbuches  fBem  und  Basel  1894)  S.  24. 
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ZU  beurteilen  pflegen.  Und  hier  wiederum  sollten  in  erster  Linie 
die  gehurt  werden  und  durch  ihre  Vertreter  an  der  Rc^clunj? 
mitwirken,  die  als  Dienstleistende,  nicht  als  Dienstempfänger  in 
Dienstverhältnisse  treten.  Sie  bilden  dabei  nicht  blofs  die  weit 
überwiegende  Mehrzahl,  sondern  auch,  vom  nichtjuriatischen 
Standpunkt,  die  wichtigere  Partei  des  Dienstvertrags. 

Diesem  doppelten  Verlangen  konnte  weder  von  der  Kom- 
mission, die  den  ersten»  noch  von  der  Kommission',  die  den 
zweiten  Entwurf  aufstellte,  entsprochen  werden.  Bestand  jene 
ausschliefslich,  so  besteht  diese  vorwiegend  aus  Juristen,  und 
die  Mitglieder,  die  nicht  Berufsjuristen  sind,  gehören  keineswegs 
zu  den  Personen,  welche  als  Dienstleistende  Dienstvertrflge  ab- 
zuschliefsen  pflegen.  Angehörige  dieser  Klasse  haben  zur  Ent- 
wi  rfung  einer  Rechtsordnung  bisher  nicht  beigesteuert,  deren 
Wirkung  sie  kraft  ihrer  Sachkenntnis  wahrscheinlich  besser  vor- 
auszube^timmen  und  dank  ihrer  Lage  sicherlich  tiefer  zu  em- 
piiiiden  vermögen,  als  die  Mehrzahl  derer,  die  die  Entwürfe  ge- 
.schalTen  haben. 

Ks  ist  dafür  gt-orgi.  dafs  die  Bäume  nicht  in  den  llinnnel 
wachse  n,  uiui  in  eint  r  in  Klassen  /.erlallenden  Gesellschaft  kann 
die  dienende  niciit  erwarten,  dafs  ihre  Antagonisten  die  eigene 
Wohlfahrt  der  fremden  völlig  unterordnen  werden.  Aber  dafs 
die  Wünsche  jener  dienenden  Massen,  wie  sie  ihrer  wirtschaft- 
lichen Lage  notwendig  entspringen,  jetzt,  wo  man  sich  anschickt 
auf  den  alten  Grundpfeilern  eine  erneuerte  Privatrechtsordnung  auf- 
zurichten, ausgiebig,  an  der  Hand  des  Augenscheins,  des  Selbst- 
erlebten und  Selbsterduldeten  zur  Geltung  gebracht  werden,  das 
ist  eine  gerechte  und  erfilUbare  Forderung.  Nimmermehr  können 
sie  mit  Sicherheit  darauf  rechnen,  dafs  in  einer  Kommission, 
die  wie  die  bisherigen  zusammengesetzt  ist.  ihre  Interessen  die- 
jenige Würdigung  und  Berücksichtigung  finden,  die  sie  von 
Ihresgleichen  erwarten  dürfen.  Bleiben  sie  von  der  Grund- 
legung <  ines  Werkes  völlig  ausge.-,chl(^ssen .  das  ihr  Geschick 
bcLintlussen  >(j11  und  in  ihrem  Sinn  ausgebildet  ihnen  wohlthätig 
sein  krmnle.  dann  müssen  >ie  seine  Anlage  wie  seinen  Ausbau 
mit  Mifstrauen  betrachten.  Die  Aufmerksamkeit  aul  die  Vorgänge 
der  Gesetzgebung  ist  in  der  Gegenwart  so  sehr  verbreitet  und 
das  Bewufstsein  des  Klassenunterschiedes  dermafsen  entwickelt, 
dafs  schon  die  Hintanhaltung  von  Kreisen,  die  durch  die  Natur 
der  Sache  zur  Mitarbeit  berufen  sind,  das  Vertrauen  auf  die  Ge- 
rechtigkeit der  Legislation  beeinträchtigen  mufs.  Die  Volkstam- 
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lichkett.  die  wohl  mit  Rücksicht  auf  die  Fassung  am  ersten  Ent- 
wurf vcrmifst  worden  ist,  ist  noch  viel  mehr  vom  Inhalt  zu 
beanspruchen.  Aber  diese  viel  höher  stehende  inhaltliche  Volks- 
tümlichkeit wird  der  Entwurf  bei  alk  n  sonstigen  Tugenden  auf 
seinem  weiteren  Lebensgang  und  durch  die  gesetzgebenden  Ge- 
walten ^  Inverlich  erwerben,  so  lange  er  mit  dem  angeborenen 
Mangel  behaftet  bleibt,  dafs  er  gewissermafsen  hinter  dem 
Rücken  grofser  und  wichtiger  Teile  des  Volkes  gesciiaft'en 
worden  ist. 
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Entwicklung  und  Geist  der  englischen  Arbeiter- 
organisationen. 

Von 

LUJO  BRENTANO. 

Im  Jahre  1870  veröffentlichte  The  Early  English  Text  Society 
als  Einleitung  /u  einer  von  dem  kurz  vorher  verstorbenen  Toulmin 
Smith  zurückgelassenen  Sammlung  von  Gildestatuten  meinen  Essay 
,On  the  History  and  Development  of  Gilds  and  the  Origin  ot 
Trade-Unions".  Die  Vorrede  ist  vom  21.  Januar  1870  datiert. 
Darauf  folgten  meine  „Arbeitergilden  der  Gegenwart",  und  seit- 
dem bin  ich  durch  verschiedene  Veranlassungen  genötigt  worden, 
so  oft  über  die  engh'schen  Gewerkvercine  zu  schreiben,  dafs  ich 
in  den  Augen  Vieler  sogar  lediglich  als  der  Geschichtsschreiber 
und  rix  orctiker  der  englischen  Gewerkvercine  gelte.  Ich  hoffe 
nun  alU  rtlings.  in  nicht  zu  ferner  Zeit  zu  zeigen,  dafs  dieses 
Urteil  denn  doch  ein  zu  enges  ist.  Aber  einstweilen  schäme  ich 
mich  keineswegs  desselben;  vielmehr  ist  dasselbe  mein  Stolz. 
Die  englischen  Gewerkvereine  sind  nichts  anderes  als  die  ortiaiii- 
sierte  Arbeiterklasse.  Es  ist  aber  unbesliittcii.  dafs  das  lVt)blem 
des  Aulstcigcns  der  gewerbliehen  Arbeite^klas.-^e,  welches  die 
wirlhachaftliche  Revolution  der  letzten  ]50  Jahre  gestellt  hat. 
zuerst  in  England  aufgetaucht  und  dort  seiner'  Lösuni;  am  nat  listen 
gebracht  ist.  Geschichtsschreiber  und  Theoretiker  der  organi- 
sierten englischen  Arbeiterklasse  sein,  beifst  also  nichts  anderes 
als  Geschichtsschreibec  und  Theoretiker  des  grofsten  Problems 
sein,  welches  die  Gegenwart  dem  NationalOkonomen  und  Sozial- 
politiker gestellt  hat  Galt  ich  aber  bisher  als  der  Geschichts- 
schreiber der  englischen  Gewerkvereine  xof  1$»;^,  so  werden 
gerade  diejenigen,  die  mich  lediglich  als  solchen  würdigten,  mir 
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nicht  nur  nicht  verübeln,  sondern  geradezu  von  mir  verlangen. 
daHi  ich  mein  Urteil  flufsere  Ober  ein  Werk,  das  sofort  bei  seinem 
Erscheinen  sowohl  von  der  englischen  als  auch  von  der  deutschen 
Presse  als  das  ausgezeichnetste  Ober  die  Materie  begrüfst  worden 
ist:  Tlie  History  of  Trade  Unionism  by  Sidney  and  Beatricc 
Webb.  London:  Longmans,  Green  &  Co.  1894.  Dabei  glaube  ich 
meiner  \Vürdit;ung  desselben  einige  Mitteilungen  über  die  Knt- 
slehung  meitier  Arbeit  vtiraiisschicken  zu  dürlen.  Dienen  die- 
selben ilorh  in'cht  bloss  zur  ik'urteilung  der  letzteren  und  ibres 
X'erhnllnisses  zu  dem  vorliegenden  Werke,  sundern  einige  der- 
selben dürften  auch  als  Ergänzung  von  dessen  Ausführungen 
willkummen  sein. 

bn  August  1868  lolgtc  ich  der  Aufforderung  meines  Leiirer», 
des  Direktors  des  preufsischen  statistischen  Bureaus,  Dr.  Engel, 
ihn  auf  einer  Studienreise  nach  England  zu  begleiten.  Ich  war 
damals  23  Jahre  alt,  und  begreiflicher  Weise  waren  die  An- 
schauungen, die  mich  damals  beherrschten,  die  damals  in  Deutsch» 
land  Ober  die  englische  Arbeiterbewegung  verbreiteten.  Danach 
erschien  die  Genossenschaftsbewegung  als  der  Schwerpunkt  und 
die  Zukunft  derselben.  Von  den  Gewerkvereinen  hatte  man  nur 
trübe  Vorstellungen;  die  Bourgeoislitteratur  kannte  sie  nur  als 
anachronistische  Verbände,  die  mit  Gewaltthätigkeit  zünftigen 
Reminiszenzen  nachjagten:  Lassalle  hatte  sie  bezeichnet  als  den 
vergeblichen  Versuch  der  Ware  Arbeit,  sich  als  Mensch  zu  ge- 
bärden: die  Bericiite  über  die  Sheffielder  Greuelthaten  hefsen  sie 
in  den  Augen  X'ieler  erscheinen  als  die  Vorboten  einer  sozialen 
Revolution,  welcbe  zur  Herrschaft  der  Brutalitilt  und  zum  l'nter- 
gang  d(  r  Cicsittiing  fübren  nuisse.  Diese  \ Orstellungen  waren  in 
mir  allerdings  durcb  das  Studium  des  (u;wcrk\erein>-koMgres>e>. 
der  vom  3.  bis  6  Juni  1868  zu  Manchester  tagt»  .  sowie  durcn 
das  damals  erschienene  Buch  von  j.  M.  Ludlow  und  Lloyd  Jones. 
Progress  of  the  working  class.  erschüttert  worden.')  Aber  noch 
fühlte  ich  keinen  festen  Boden  zu  einer  der  herrschenden  wider- 
sprechenden Auflassung  unter  den  Fofsen. 

In  London  angelangt,  machte  ich  die  Bekanntschaft  LudlowV, 
wodurch  ich  sofort  in  den  Mittelpunkt  der  damaligen  Arbeiter- 
bewegung geführt  wurde.   Ich  erachte  diese  Bekanntschaft  als 

*)  Vgl.  meinen  Bericht  «Der  Congref»  der  Tradcs*  Unions  su  Manchester 
am  3.  bis  6.  Juni  1868*  in  der  Zeitschrift  des  königl.  preuis.  Statist.  Bureaus 
von  1868,  S.  239. 
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eines  der  segensreichsten  Ereignisse  in  meinem  Leben,  durch 
welches  sowohl  der  Gang  meiner  Studien  ungemein  erleichtert, 
als  auch  meine  persönliche  Stellungnahme  zur  Arbeiterfrage  am 

nachhaltigsten  beeinflufst  worden  ist.  Nicht  als  ob  ich  die  öko- 
nomischen und  sozialpolitischen  Anschauungen  Ludlow's  jemals 
vollkommen  geteilt  hAtte.  Um  nur  einen  Unterschied  hervorzu- 
heben —  Ludlow,  ein.  wenn  nicht  der  hauptsächliche  Begründer 
der  chri^>tIich-.sozialen  i^e\vciL,'ung  von  1848.  sah  Schwerpunkt  und 
Zuisuntt  der  Arbeiterbewegung  in  den  Genossenschaften,  w.'ihn  nd 
ich  alsbald  den  Gewerkvertincii  die  Hauptbedeutung  beilegen  zu 
sollen  glaubte.  Allein  das  war  nebensachlich:  da-  ciuonc  Bei- 
spiel Ludlow's  lehrte  mich  alsbald  solche  ünter.schiedo  als  unter- 
geordnet betrachten.  Ich  fand  in  ihm  einen  den  besten  Familien 
des  Landes  angehörigen  Mann,  der  voll  Selbstlosigkeit  seine  um» 
fassende  Bildung  und  seine  aufserordentliche  Arbeitskraft  mit  un- 
erbittlichem Ernste  und  unerschöpflicher  Liebenswürdigkeit  und 
Gate  der  Befreiung  der  arbeitenden  Klassen  aus  dem  Elend,  in 
das  sie  durch  die  wirtschaftliche  Umwälzung  gestürzt  worden, 
und  der  Ersetzung  des  anarchischen  Zustandes  unserer  Volks- 
wirtschaft durch  eine  den  Verhältnissen  entsprc«  hendc  Neuorga- 
nisation derselbt  n  geweiht  hatte.  Waren  auch  die  Genossen- 
schaften sein  Ideal,  so  war  ihm  doch  keine  Bestrebung  fremd, 
welche  demselben  Ziele,  wenn  auch  auf  andere  Weise  zu  dienen 
suchte,  und  alU'  solche  Bestrebungen  erhielten  seine  L'nterstüt/.ung. 
Nur  denen  trat  er  als  erbitterter  Feind  gegenüber,  die  unter  dem 
Schein  der  Fürsorge  für  die  Arbeiterklasse  das  eigentliche  Ziel 
der  Arbeiterbewegung,  die  Erziehung  der  Arbeiter  zu  selbstän- 
digen Menschen  und  freien,  gleichberechtigten  Bürgern  zu  eska- 
motiereh  suchten,  oder  deren  Agitation  nicht  zur  sittlichen  Hebung 
der  Arbeiterklasse,  sondern  zu  ihrer  Verrohung  zu  fahren  in 
Aussicht  stellte. 

Die  Arbeit  Ludlow's  in  der  chrisdich-sozialen  Bewegung  hatte 
ihn  mit  allen  hervorragenden  Persönlichkeiten  der  englischen 
Arbeiterbewegung  —  soweit  sie  sonst  auseinandergingen  —  in 
freundschaftliche  Beziehung  gebracht.  So  war  er  nicht  nur  der 
intime  Freund  des  Oweniten  Lloyd  Jones,  sondern  auch  der  lang- 
jährige Berater  der  Leiter  der  Londoner  Gewerkvereine  und  der 
rückhaltlose  Förderer  der  auf  dit  Bestrebungen  der  christlich- 
sozialen  Arbcitcrfreimdc  folgenden  Bestrebungen  der  Positivisten. 
So  wurden  deiui  auch  Dr.  Fngel  und  mir  durcli  ihn  b«  i  IJercisuni; 
des  Nordens  von  England  nicht  nur  die  i  liüren  aller  Genossen- 
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schafter  geöffnet,  sondern,  nachdem  ich  nach  der  ROckkehr 
Engel's  zu  weiteren  Studien  in  England  blieb,  trat  ich  durch  ihn 
in  freundschaftliche  Beziehungen  zu  Maurice,  Thomas  Hughes. 
Fumivall  und  Vansittart  Neale,  wurde  der  fast  tägliche  Genosse 
von  Lloyd  Jones,  geriet  durch  diesen  in  den  innigsten  Verkehr 
mit  Wm  Newton,  Allan.  Applcgarth.  Guile.  Odger  und  in  das 
freundschaftlichste  Verhältnis  zu  den  Positivisten  F'rederic  Harri- 
son.  Prof.  Becsly  und  Henry  Crompton.  So  wurde  ich  denn  bald 
ein  lebhafter  Teilnehmer  an  jenem  Zusanmicnwirkcn  von  Männern, 
welche  das  vorliegende  Buch  als  die  Junta  bezeichnet,  welche 
zu  Ende  der  sceh-ziirer  und  Anfaui;  der  siebziger  Jahre  die 
Führung  iler  englischen  (jt-werkverrin^bewcgtiiig  in  der  Hand 
hatte.  Während  sieben  M<MKiteii  wurde  ich  in  fast  täglichen  Er- 
•  irterungcii  in  alle  Einzt  ihciteii  (k  r  Arbeiterfrage  eingeführt:  nlk- 
Dokumente,  welche  für  V'crgangenheit  und  Gegenwart  der  Ge- 
werkvercine  Bedeutung  hatten,  wurden  mir  mitgeteilt;  zu  allen 
Versammlungen  und  Beratungen  wurde  ich  mitgenommen,  und 
bald  war  ich  imstande,  meinen  Lehrern  durch  eigene  Arbeiten 
ihre  MOhe  lohnen  zu  können.  Allan,  der  Generalsekretär  der 
Maschinenbauer,  öffnete  mir  das  Archiv  seiner  Gesellschaft,  das 
ich  in  Ordnung  brachte.  Auf  Grund  seiner  spärlichen  Dokumente 
war  ich  nun  imstande,  eine  Geschichte  der  Gesellschaft  zu 
schreiben,  und  wo  die  Dokumente  Lflcken  liefsen,  konnte  vielfach 
die  persönliche  Erinnerung  Newton's  und  AUan's  das  Fehlende 
ergänzen  oder  das  Dunkle  aufklären.  Dann  ging  ich  in  der  Er- 
for-rlning  der  Gewerkvereinsge.-chichtc  Schritt  für  Schritt  zurück. 
Aber  bald  schien  mir  das  Wichtigste  die  Entstehung  derselben 
zur  Zeit  der  Aullösung  der  alten  gewerblichen  Ordnung.  Das 
britische  Museum  lieferte  zu  ihr(M-  Erforschung  die  nötigen  (jueüen, 
und  allmählich  lührte  mich  die  Untersuchung  von  einem  Jahr- 
huiuiei  t  zum  andern  zurück  bis  ins  Mittelalter.  Dies  machte  denn 
auch  gelegentlich  die  Benutzung  des  City-Archivs  nötig,  wenn 
dieses  mei->t  auch  nur  in  der  Bcstätigimg  einiger  Notizen  Aus- 
beute bot.  Aber  bald  war  icli  inistatule.  meinen  I'reunden  mit 
dieser  oder  jener  Mittt  ilung  aus  der  Gcwcrkvereinsgcschichte 
einen  Dienst  zu  erweisen,  woftlr  ich  andererseits  vor  der  defini- 
tiven Feststellung  wichtiger  Dokumente,  wie  z.  B.  des  Minder- 
heitsberichts  der  königlichen  Gewerkvereinskommission,  um  meine 
Meinung  gefragt  wurde. 

Im  Mai  1869  war  ich  genötigt,  nach  Deutschland  zurQckzu« 
kehren.  Ich  zog  mich  mit  meinen  Materialien  nach  Aschaffenburg 
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zurück,  um  sie  dort  in  der  Stille  aufzuarbeiten.  Aber  kaum  war 
ich  daheim»  so  trat  die  stOrmische  Zumutung  meiner  englischen 
Freunde  an  mich  heran,  an  Stelle  des  verstorbenen  Toulmin  Smith 
eine  Einleitung  aber  die  Entwicklung  des  Gildewesens  zu 
schreiben.  Ich  lehnte  energisch  ab.  Aber  bedrängt,  die  viele  mir 
erwiesene  Freundschaft  durch  einen  cnt>pr(  chenden  Dienst  zu 
vergelten,  gab  ich  endlich  nach.  Die  Aufgabe  war  an  sich  eine 
schwierige,  für  mich  eine  doppelt  schwierige.  Denn  niclit  nur, 
dafs  CS  keine  ordentliche  Munizipalgeschichtc  Fngland?»  gab,  fehlte 
es  mir  in  Aschaffeiiburg  vielfach  an  entsprccliendcn  littcrarischen 
l  lülfsniittcin.  Ich  stürzte  mich  in  das  Studium  tlcr  deutschen 
Litteratur  über  (iikh  wcscn.  und  indem  ich  das  mir  zustehende 
englische  Material  in  die  Darstellung  verllocht,  lieferte  ich  eine 
Uebersicht  über  die  Entwicklung  nicht  des  englischen  Gilde- 
wesens, sondern  des  Gildewesens  Oberhaupt  und  eine  Darstellung 
der  Entstehung  der  englischen  Gewerkvereine  mit  Aufhören  der 
alten  zQnftigen  Ordnung.  Bald  darauf  liefs  ich  dieser  Arbeit  eine 
Abhandlung  in  The  North  British  Review  folgen,  in  der  ich  unter 
dem  Titel  „das  Wachstum  eines  Gewerkvereins"  die  Geschichte 
der  Gesellschaft  der  vereinigten  Maschinenbauer  erzählte. 

Der  Erfolg  dieser  Schriften  war  grofs.  Nicht  nur  dafs  sie, 
wie  mir  Harris«  n  p  sagte,  auf  das  L'rteil  der  öftentlichen 
Meinung  über  die  Gcwerkvereine  einen  tiefgehenden  Eintlufs  übten 
und  zur  Erreichung  der  gesetzlichen  Anerkennung  der  Gewerk- 
vereine zu  Anfang  der  siebziger  Jahre  beitrugen,  das  ganze  Ge- 
biet der  Gildegeschichte  war  für  die  englische  Gcschichts•^(■hreibung 
und  Nationalökonomie  damit  erst  gewibaermafsen  entdeckt.  Green, 
der  Ge-'Chichtsschrriber  des  englischen  \'olk>.  schrieb  in  diesem 
Sinne  eine  glanzende  Anzeige  in  l'he  Saturday  Review.  Andere 
Besprechungen  im  ähnlichen  Sinne  folgten.  „Sie  wurden  damals," 
sagte  mir  spater  Professor  Ashley.  „in  Oxford  vergöttert,  um 
dann  allerdings  wiederum  gekreuzigt  zu  werden.*  Allein  in  dem 
letzteren  sehe  ich  keinen  geringeren  und  weniger  willkommenen 
Erfolg  als  in  dem  ersteren.  Denn  von  meinem  Essay  datiert  der 
Beginn  einer  eifrigen  Erforschung  der  Gildegeschichte  von  Seiten 
der  Englander.  Gar  vieles  wurde  nun  richtiger  und  besser  dar- 
gelegt, als  es  mir  mit  meinen  unvollkommenen  Ilülfsmitteln  mög- 
lich gewesen.  Es  kamen  nach  dem  Vorgang  Ochenkowski's  ver- 
schiedene Schriften  von  Ashley,  Cunningham  und  anderen,  die 
mich  da  und  dort  korrigierten,  bis  schlitr  iicli  der  Amerikaner 
C.  Grofs  in  einem  auf  umfassendem  Studium  beruhenden  Werke, 
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The  Güd  Merchaiit,  meine  Grundauflassung  über  das  Gildewesen 
umzustürzen  bemüht  war.  Dieses  Werk  gilt  nunmehr  als  das 
mafsgcbende  für  das  enghsche  Gildewesen  im  Mittelalter,  wenn 
mir  auch  neuerdings  wieder  einige  W-rteidipjer  gogenüber  seinen 
übertriebenen  Angriflcn  inAshleyh  und  anderen  crwach-cn  sind. 
Ich  selbst  aber  habe  gegenüber  (hescn  Angriffen  bisher  ge- 
schwiegen und  zwar  aus  einem  einfachen  Grunde.  AU  nAmlich 
das  Werte  von  Ginfs  erscliicn.  hatten  sich  meine  eigenen  An- 
schauungen auf  (irunii  fortschreitender  Studien  bereits  in  erheb- 
lichem Mafse  geändert.  Ich  selbst  erkannte  längst  viele  meiner 
Darlegungen  Ober  die  Gilden  in  erheblichen  Punkten  nicht  mehr 
als  richtig  an.  und  eben  dies  war  der  Grund  gewesen,  warum  ich 
eine  längst  notwendig  gewordene  neue  Auflage  meiner  „Arbeiter- 
gilden* verweigert  hatte.  Aber  so  sehr  ich  Grofs  in  vielen  seiner 
Bemerkungen  gegen  mich  Recht  gab.  seine  eigene  Auffassung 
halte  ich  fOr  ebenso  irrig  wie  die  in  den  „Arbeitergilden"  ausge- 
sprochene. Indes  bedarf  es,  um  meine  jetzige  Auffassung  darzu- 
legen, vorerst  des  Abschlusses  anderer  Vorarbeiten,  an  dem  ich 
durch  meine  laufende  Berufsthätigkeit  bis  jetzt  verhindert  worden 
bin.  Sobald  diese  Arbeiten  vollendet  sein  werden,  hofft-  ich  auch 
zu  einer  Revision  der  Frage  auf  Grund  neu  gewonnener  Gesichts- 
punkte und  Materialien  zu  kommen. 

Allein  so  viel  meine  Darlegung  der  Entwickkmg  des  mittel- 
alterlichen Gildewesens  in  lüigiand  bestritten  worden  ist.  meine 
Darlegung  der  Knt-tehung  und  weiteren  lüitwicklung  der  erigli- 
srlien  Gewerkvereine  ist  -  von  einigen  ganz  unerhebliciien 
Koi  rekturen  abgeseiien  -  un.mgefochten  geblieben.  Abci  selbst- 
verständlich ist  die  Entwicklung  seit  1872.  dem  Jahre  des  Er- 
scheinens des  zweiten  Bandes  der  „Arbcitergilden",  bedeutend 
fortgeschritten.  Hier  habe  ich  mich  nun  lange  vergeblich  nach 
einem  Erben  gesehnt,  der  die  von  mir  begonnene  Arbeit  in 
besserer  Weise  fortfahren  wQrde.  Die  Aussichten,  welche  das 
1886  erschienene  Werk  von  Baemreither:  „Die  englischen  Ar- 
beiterverbande  und  ihr  Recht"  eröffnet  hatten,  haben  sich  leider 
bis  jetzt  nicht  erfüllt  Das  Werk  von  Schulze-Gävernitz  Ober  den 
sozialen  Frieden  hat  in  vielem  eine  ausgezeichnete  Ergänzung 
und  Fortsetzung  der  „Arbeitergilde n-  geliefert:  aber  da  es  in 
Anlage  und  Aufgabe  viel  umfassender  ist,  ist  die  Geschichte  und 


*)  Y^\.  Ashley,  An  introduction  to  English  economic  histoiy  and  theoiy, 
London  1893,  II.  103  und  an  anderen  Stellen. 
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Theorie  der  Gewerkvereine  dann  selbstverständlich  nicht  in  dem 
ganzen  Umfang  neu  behandelt,  wie  sie  es  erheischt  Da  erscheint 
nun  wirklich  endlich  der  erhoffte  Ersatz  und  die  Fortfflhrung  meines 
seit  lange  veralteten  Werkes.  Und  niemand  Besseren  hatte  ich 
mir  als  Nachfolger  wünschen  können  als  die  durch  Geist, 
Kenntnisse  und  aufopfernde  Hingebung  an  die  Sache  gleich  aus- 
gezeichneten beiden  Verfasser.  Nach  allen  Richtungen  wissen- 
schaftlich geschult,  stehen  sie  seit  Jahren  inmitten  der  englischen 
Arbeiterbewegung,  haben  die  intimsten  Beziehungen  zu  allen 
Arten  von  Bestrebungen  innerhalb  derselben,  haben  praktisch  der- 
selben bereits  die  erheblichsten  Dienste  geleistet  und  durch  glän- 
zende litterarische  Leistungen  —  ich  erinnere  nur  an  das  Buch 
der  Mrs.  Webb  über  die  britische  Genossenschaft^bewegung  und 
an  Sidney  Webb's  historische  Abhandlung  in  den  Fabian  Essays 
in  Socialism  —  ihre  hervorragende  Befähigung  zur  Lösung  der 
gestellten  Au t gäbe  bewiesen. 

Was  die  Verfasser  in  dem  vorliegenden  Bande  liefern,  ist 
zunächst  eine  Geschichte  der  Gewerkvereine  seit  Beginn  des 
18.  Jahrhunderts.  Mit  unermfldlicher  GrQndlichkeit  haben  sie 
dabei  alles  irgend  erreichbare  Material  herangezogen.  Nicht  nur 
jede  Thatsache,  sondern  auch  jede  Broschüre  und  noch  so  ver- 
schollene Zeitung  findet  bei  ihnen  Berücksichtigung.  Dabei  wird 
jedweder  Autor  mit  weitgehendster  Objektivität  von  ihnen  an- 
erkannt. Sie  haben  durchweg  ein  wohlthuendcs  Bestreben,  so- 
wohl allen  praktischen  I^estrebune^en  als  auch  den  verschiedenen 
litterarischen  Leistungen  heute  häufig  ganz  vergessener  Vorgänger 
gerecht  zu  werden.  Besonders  verdienstlich  i>,t  dabei  die  Be- 
handlung der  schwierigen  Periode  von  1825 — 1850.  Als  ich  meine 
Geschichte  der  englischen  üewi  rkvereine  schrieb,  war  es  mir  un- 
möglich, diese  Zeit  für  mehr  als  einen  Gewerkverein  zu  be- 
handeln; denn  ich  kannte  zwar  die  wichtigsten  allgemeinen  Ge- 
werkvereinS'Bestrebungcn  jener  Periode,  aber  es  fehlte  mir  zu 
sehr  an  Material,  um  die  Darstellung  derselben  fflr  die  Gesamt- 
heit der  Gewerkvereine  wagen  zu  können.  Unsere  Verfasser 
haben  zum  ersten  Mal  diese  Periode  fQr  die  Gesamtheit  der 
englischen  Gewerkvereine  zur  Darstellung  gebracht.  Dabei  ist 
rfihmend  zu  betonen,  dafs  sie  auch  für  die  neueste  Zeit,  in  der 
sie  selbst  vielfach  als  Partei  in  der  Gewerkvereinsbewegung  thätig 
gewesen,  wenn  sie  auch  ihren  Parteistandpunkt  nicht  verhüllen, 
das  Streben  nach  objektiver  Würdigung  entgegenstehender  Be- 
strebungen und  Thatsachen  zeigen.   So  ist  ein  Werk  geschaffen. 

Archiv  fttr  soz.  Gesctzgeb|f.  o.  Sttttislik.    VIII,  5 
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das  nur  den  dringenden  Wunsch  hervorrufen  kann,  dafs  ihm  bald 
die  in  Aussicht  gestellte  Kritik  der  englischen  Gewerkvereine 

folgen  möge. 

Nun  bleibt  der  Mensch  stets  insofern  ein  undankbare:)  Ge- 
schöpf, als  er  bei  aller  Anerkennung  für  das  empfangene  Gute 
doch  noch  Wünsche  auf  dem  Merzen  behält.  V'on  diesem  Ge- 
sichtspunkte bitte  ich  die  folgenden  Bemerkungen  zu  verstehen. 
Wenn  ich  noch  Ausstellungen  geltend  mache,  so  geschieht  es. 
weil  die  Verfasser  uns  verwöhnt  haben,  in  manchem  noch  beabci  es 
von  ihnen  zu  erwarten,  als  sie  gi  leistct.  l'nd  zwar  beziehen  sich 
meine  Aussteilungen  sowohl  auf  das  Ganze  der  Behandlung,  als 
auf  manche  Einzelheiten. 

Wer  die  Geschichte  der  britischen  Genossenschaften  von 
Frau  Webb  gelesen  hat,  wird  als  besonderen  Vorzug  derselben 
anerkennen,  wie  meisterhaft  sie  es  verstanden  hat,  die  Entwick- 
lung des  GenossenschafUwesens  mit  der  gleichzeitigen  wirtschaft- 
lichen, politischen,  geistigen  und  sozialen  Entwicklung  in  Verbin- 
dung zu  bringen.  Dadurch  hat  ihr  Werk  eine  Anschaulichkeit, 
eine  Wärme,  ein  Leben  erhalten,  welche  dasselbe  über  eine  reine 
Fachschrift  hinausheben.  In  dieser  Beziehung  bleibt  das  vor- 
liegende Buch  hinter  der  genannten  früheren  Schrift  etwas  zurQck. 
flätte  Frau  Webb  in  ihrer  meisterhaften  W(  i\e  zu  Beginn  eines 
jeden  Kapitels  eine  kurze  Skizze  der  gleichzeitigen  politischen, 
wirt^chaflliciun  und  geistigen  ICntwicklung  Englands  vurau-,- 
gescliickt.  so  wäre  damit  das  jeweilige  politische  und  wiit- 
schaltliche  Kntwicklung.^^^tadium  der  Gewerkvereine  viel  verständ- 
licher geworden.  Die  Beschränkung  der  Darstellung  ausschUefs- 
lieh  auf  die  Gewerkvereinsbewegung  ohne  gleichzeitige  Berück- 
sichtigung  des  allgemeinen  Hintergrundes,  auf  dem  sie  sich  ab- 
spielte, hat  derselben  das  Licht  vorenthalten,  das  meines  Er- 
achtens die  folgende  synchronistische  Uebersicht  (s.  S.  84  und  S5> 
auf  die  Gewerkvereinsentwicklung  fallen  laist 

Ich  möchte  nun  im  Folgenden  unter  Berücksichtigung  der 
gleichzeitigen  politischen,  wirtschaftlichen  und  geistigen  Entwick- 
lung Englands  eine  kurze  Uebersicht  über  die  Entwicklung  der 
englischen  Gewerkvereine  auf  Grundlage  des  Wcbb'schen  Werkes 
geben.  Bei  dieser  Gelegenheit  werde  ich  denn  auch  verschiedene 
Ausstellungen,  die  icii  im  Einzelnen  zu  machen  habe,  zur  Geltung 
bringen. 
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Die  Verfasser  weisen  mit  Nachdruck  die  Vorstellung  zurück, 
als  handle  es  sich  bei  den  Gewerkvereinen  um  die  direkten  Nach» 
koninien  der  Zünfte. 

Als  ich  vor  25  Jahren  meinen  Essay  schrieb,  herrschte  diese 
VorstclhmL,'  l)ei  Freunden  und  Feinden  der  Gewcrkvercine.  Auch 
konnte  sie  sicii  zu  ihrer  Begründung  auf  mancherlei  Züge  be- 
ruten.  welche  diesen  mit  den  vergangenen  Zünften  gemein  sind. 
So  auf  das  Solidaritatsprinzip.  das  Alle  für  Finen  einstchen  läfst. 
auf  das  Ueberwiegen  des  Interesses  der  Gesamtheit  gegenüber 
dem  Interesse  des  Einzelnen,  auf  das  Streben  nach  Sicherung 
eines  Minimaleinkommens  fbr  ihre  Mitglieder  (Lohnminimum),  auf 
die  Begrenzung  der  Lehrlingszahl,  auf  die  Beschränkung  der  Be> 
schflftigung  auf  richtig  ausgelemte  Arbeiter,  auf  den  Ausschlufs 
aller  nicht  zur  Gemeinheit  Gehörigen  von  der  Arbeit  u.  dgl.  m. 
Einige  Schriftsteller  behaupteten  sogar,  die  Gewerkvereine  seien 
dadurch  entstanden,  dafs  die  Meister  sich  allmählich  aus  den 
Zünften  zurflckzogen  und  diese  somit  zu  blofsen  Arbeiterorgani- 
sationen wurden. 

Diesen  Anschauungen  bin  ich  bereits  in  meinem  Essay  ^) 
und  noch  etwas  ausführlicher  in  meinen  Arbeitergilden  entgegen« 
getreten. 

Allein  so  sehr  ich  mich  der  Bekräftigung  dieser  meiner  Aus- 
führungen durch  die  Verfasser  freue,  im  übrigen  ist  das  Kapitel 
des  vorliegenden  Buches,  gegen  das  ich  die  meisten  Einwendungen 
zu  erheben  habe,  das  erste,  und  zwar  enthält  gleich  die  erste 
Seite  die  Behauptungen,  gegen  die  sich  meine  Einwendungen 
richten.    Die  Verfasser  begiiuicn  nämlich  ihre  Darstellung  mit 


So  dankbar  ich  den  Verfassern  dafür  hin,  dafs  sii  der  Hrhauptiing,  irh 
lasse  die  Gewerkvereine  aus  den  Zaoften  entstammen,  energisch  entgegengetreten 
sind,  mochte  ich  doch,  um  ein  Hifsvetstftndnis  eines  Wortes  «af  S.  12  zu  verhflten,  be- 
tonen, da!b  ich  dies  nicht  erst  bei  „erneuter  Betrachtung"  (Reconsideration)  in  meinen 
Arbeitergilden  gethan  habe,  sondern  dafs  es  bereits  in  meinem  Essay,  S.  102 
heifst:  „But  the  fact  is  that  in  no  one  single  instancc  did  such  a  with-drawin^ 
of  the  masters  from  thc  eraft-gild,  Icavintr  it  to  thr  workmrn  alnir-.  evcr  takc 
place  .  .  .  and  whcn  calling  thcm  (tlu-  Trade  Unions)  the  succ»  ssors  of  the  old 
Gilds,  J  did  not  mcan  to  dcsignate  thcm  as  continuations  of  thc  Craft-Gild,  nor 
do  J  think  that  their  descent  from  these  now  certainly  antiquated  societies  could 
jttstify  thdr  exiatence."  Desgleichen  habe  nicht  ich,  „wie  Schanz",  die  Gewerk- 
vereine mit  den  Gesellenbraderschaften  in  VerbindUDiK  gebracht,  sondern  das 
vier  Jahre  n.u  Ii  ricn  „Arbeitei^den"  erschienene  Buch  von  Schanz  thut  dies» 
wie  ich  es  vorher  gethan. 

6* 
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einer  Definition.  „Ein  Gewcrkverein",  so  schreiben  sie.  „ist  eine 
dauernde  Verbindung  von  Lohnarbeitern  /.um  Zweck  der  Hoch- 
haltung und  V^erbesserung  von  Arbeitsbedingungen."  Hierauf 
fahren  sie  fort,  dafs  sie  vor  dem  18.  Jahrhundert  auf  den  briti- 
schen Injf.eln  nichts  fünden.  was  unter  diese  Dclinition  passe. 

Nun  will  ich  von  der  Prüfung  der  Treftlichkcit  dieser  I )efinition 
zunächst  abgehen.  Ks  scheint  mir,  dafs.  wo  es  sich  um  Institutionen 
handelt,  die  nicht  dem  schöiiferischen  Akt  eine-^  Gesetzgebers  ent- 
sprungen, sondern  organisch  gewaciisen  sind,  man  bi-sser  thut, 
sie  erst  nach  statt  vor  der  \'orlührung  ihres  Wachstums  zu  de- 
linieren. Ich  will  mich  daher  auch  erst  am  Schluss  dieser  Ab- 
handlung mit  der  Prüfung  dieser  ßegrifi'sformulicrung  beschäftigen, 
sowie  mit  der  Frage,  worin  etwa  eine  Gemeinsamkeit  der  Ge- 
werkvereine mit  den  alten  Gilden  besteht.  Aber  selbst  wenn  sich 
dann  zeigen  sollte,  dafs  die  Definition  eine  nach  jeder  Richtung 
befriedigende  wäre,  ist  es  wissenschaftlich  bedenklich,  bei  der 
Untersuchung  des  Entstehens  einer  Institution  mit  einer  scharfen 
Definition  zu  beginnen,  um  Alles,  was  nicht  in  deren  Rahmen 
pafst,  unberücksichtigt  lassen  zu  können.  Damit  entsteht  die 
Gefahr,  dafs  eine  Reihe  von  Entwicklungsübergängen  aus  der  Be- 
trachtung ausgeschlos-^t  n  werden  und  damit  die  ersten  Keime  der 
Entwicklung  im  Dunkel  bleiben. 

Wie  berechtigt  diese  Bemerkung  ist,  zeigen  uns  sofort  die 
Consequenzen.  welche  die  \'crfasser  aus  ilirer  liegrilV-^bestimmung 
ziehen.  Nach  der  Behauptung  der  N'ertasser  hatte  es  nüinlich. 
wie  gesagt,  vor  dem  18.  Jahi  hundt  rt  auf  den  hritisciu-n  Inseln 
keine  dauernde  X'erbindung  von  Lohnaiheitern  zum  Zweck  der 
Ilochhaltung  und  X'erbesserung  der  Arl)eitsbedingungen  gegeben. 
Dies  wAre  angesi(^hts  dessen,  was  wir  übi  r  -solche  X'erbindungcn 
vor  dem  18.  Jahi  hundert  auf  dem  Kontinent  wissen.  eiiK"  solche 
Anomalie ,  dafs  die  Verfasser  uns  eine  eingehende  Erklärung 
derselben  zu  geben  verpflichtet  gewesen  wären.  Die  ganze  Be- 
hauptung erscheint  indefs  als  nicht  richtig;  sie  ist  nichts  anderes 
als  die  Folge  einer  falschen,  weil  viel  zu  engen  historischen 
Methode. 

In  begreiflicher  Reaktion  gegen  vorausgegangene  Geschichts- 
konstruktionen leiden  heute  viele  unserer  Historiker  an  dem 
Fehler,  nur  das  annehmen  zu  wollen,  was  die  Quellen  selbst  mit 
unzweideutigen  Worten  aussprechen.  Und  gewifs,  die  Ueberein- 
stimmung  mit  den  Quellen  bleibt  die  erste  um  ]  k  tzte  Forderung 
an  jede  historische  Darstellung!    Aber  heifst  das  etwa,  dafs  wir 
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nur  das  für  wahr  annehmen  dürfen,  was  die  Quellen  mit  dürren 
Worten  direkt  aussprechen?  Bei  der  notwendigen  Lückenhaftig- 
keit unserer  Quellen  —  gerade  auf  wirtschaftlichem  Gebiete  — 
bh'eben  uns  alsdann  gerade  die  wichtigsten  Vorgänge  ganz  un- 
verständlich. So  habe  ich  vor  nicht  lange  darauf  hingewiesen.^) 
dafs  die  meisten  Flachsspinner  und  Leineweber  in  Schlesien  im 
vorigen  Jahrhundert  Hörige  gewesen  sein  mttfsten,  wenn  anders 
die  von  Zimmermann  berichteten  Verhältnisse  im  schlesischen 
Leinengewerbe  verständlich  sein  sollten.  Da  die  von  Zimmer- 
mann benutzten  Quellen  diese  Hörigkeit  aber  nirgends  direkt 
aussprechen,  wurde  ich  wegen  des  Leichtsinns,  einen  solchen 
Einfall  zu  veröffentlichen .  aufs  heftigste  angegriffen.  Darauf 
forschte  ich  weiter,  und  siehe,  es  gelang  mir,  aus  anderen  quellen- 
mäfsigen  Zeugnissen  einen  Nachweis  zu  führen.'')  der  auch  meine 
Gegner  von  der  Richtigkeit  meiner  früheren  Sclihirsfolgerungen 
überzeugt  haben  dürite.  Nun  war  die  Hörigkeit  der  meisten 
schlesischen  Leinenarbeiter  im  vc^rigcn  Jahrhundert  etwas  Offen- 
kundiges —  gerade  deshall)  ja  haben  sie  die  Quellen  nicht  aus- 
drücklich tM-Wtihnt  —  und  dir  Zeit,  da  diese  Ih'irigkeit  bestand, 
liegt  noch  kein  ganzes  Jahrlumdcrt  zurück.  War  aber  sie  schon 
in  Vergessenheit  geraten,  so  liegt  auf  der  Hand,  dafs  es  völlig 
unstatthaft  ist,  aus  dem  Mangel  an  ausführlicheren  Berichten,  die 
uns  Ober  gewerkvereinsähnliche  Verbindungen  der  englischen 
Arbeiter  vor  dem  18.  Jahrhundert  erhalten  sind,  nach  dem  Prinzip 
quod  non  est  in  actis  non  est  in  mundo  den  Schlufs  zu  ziehen, 
solche  Verbindungen  habe  es  nicht  in  England  gegeben.  Man 
bedenke  doch,  dafe  es  sich  um  Verbindungen  unter  Angehörigen 
der  niedrigsten  Klasse  der  Bevölkerung  handelte;  dafs  es  Nie- 
manden gab,  der  ein  Interesse  gehabt  hätte.  Aber  das  Thun  und 
Treiben  dieser  Verbindungen  besonders  zu  berichten;  dafs  da- 
gegen alle  diese  Verbindungen  von  den  Herrschenden  wo  nicht 
als  verächtlich,  so  doch  als  verdächtig  behandelt  wurden,  und 
dafs  sie  daher  allen  Anlafs  hatten,  .^ich  unter  fremdartigen  Hüllen 
zu  verstecken,  ihr  Thun  geheim  zu  halten  rmd  die  Spuren  des- 
selben zu  verwischen.    Erwägt  man  all  dies,  so  wird  man  zu- 


'  (  Ucbcr  den  jrrundherrlichcn  Charakter  des  luitr.industricllen  Leinengewerbes 
in  Schlesien.     Zeitschrift  für  Sozial-  utvl  Wirt-i  hiiftst:i-;rhirlite,  1893^  I  318  ff. 

Urber  den  Einflufs  der  Grundhcnliclikcit  und  Krirdrirhs  d<  s  Grofsen 
auf  das  schicsische  Leinengewerbc.  Zeitschrift  für  Suziul-  und  Wirtschafts> 
«fluchte,  1894,  II  293  ff. 
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geben  mOssen.  dafs  es  nur  zu  wohl  begrtiflich  ist.  wenn  uns  von 
diesen  Verbindungen  nur  dann  berichtet  wird,  wo  ihr  Thun  mit 
dem  Interesse  der  Herrschenden  einmal  in  einen  störenden  Kon- 
flikt geriet.  Man  erwäge  ferner,  dafs  gerade  die  Verfasser  in 
dem  v( »rliei^end«  n  B'iche  (p.  191)  berichten,  dafs  von  den  Doku- 
menten, auf  (irund  deren  ich  vor  2.S  Jahren  die  (beschichte  der 
Ciewt  rk vereine  der  Maschinenbauer  vor  1850  schrieb,  heute  nichts 
mehr  vorhanden  ist.  Nun  habe  ich  nicht  nur  alle  die>c  Doku- 
mente in  der  Hand  gehabt,  sondern  besitze  noch  heute  meine 
daraus  gefertigten,  bis  ins  Einzelne  gehenden  Auszüge.  Gewifs 
war  es  ein  Zufall,  dafs  ich,  ein  Fremder,  kam,  diese  Akten  durch» 
zusehen,  auszuziehen  und  zu  bearbeiten.  Angenommen,  ich  wflre 
nicht  gekommen,  hatten  die  Gewerkvereinsorganisattonen  der 
Maschinenbauer  deshalb  nicht  schon  seit  den  zwanziger  Jahren 
dieses  Jahrhunderts  existiert?  In  der  That,  erwflgt  man,  dafs 
■  einerseits  Furcht,  andererseits  Lässigkeit  und  Nichtachtung  zu 
massenhafter  Zerstörung  der  Spuren  der  regelmälsigen  Thfltig- 
keit  der  froheren  Gewerkvcreinsorganisationen  geführt  haben 
mQssen,  so  reichen  die  vereinzelten  Bemerkungen  der  Quellen 
Aber  sporadische  Störungen  der  Ruhe  der  Herrschenden  durch 
das  Aultreten  vereinter  Arbeiter  vollkommen  aus,  um  Qberall  da 
zum  Schlufs  auf  die  Existenz  dauernder  Vereinigungen  zu  be- 
rechtigen, wo  die  sonstigen  gewerblichen  Verhältnisse  derartige 
waren,  dafs  sie  in  England  ebenso  wie  auf  dem  Kontinent  die 
Existenz  liesonderer  Arbeiterorganisationen   geradezu  forderten. 

Ich  meine,  die  Verfasser  könnten  sich  dieser  .Schlufsfolgenmg 
selbst  nicht  entziehen,  nachdem  sie  meinen  (iedanken  aulgenonnneii. 
dafs  besondere  Verbindungen  der  Arbeiter  zur  Wahrung  ihrer 
Sonderinteressen  überall  in  dem  Augenblicke  entstehen,  da  eine 
Trennung  der  Interessen  der  Arbeiter  als  einer  Klasse  von  denen 
der  Arbeitgeber  stattfindet,  und  nicht  durch  eine  besondere  Ge< 
setzgebung  ibr  diese  Interessen  gesorgt  wird. 

Mit  Recht  heben  die  Verfasser  hervor,  dafs  diese  Trennung 
der  Interessen  nicht  erst  nach  dem  Auftauchen  des  Maschinen- 
betriebs und  des  Fabriksystems  auftritt:  dafs  die  Koalitionen  in 
England  weit  frOher  sind,  als  das  Fabriksystem;  dafs  eine  Masse 
lebenslänglicher  Lohnarbeiter  also  auch  auf  anderem  Wege  als 
durch  da.^  Fabriksystem  entstanden  sein  müsse.  Aber  sie  gehen 
bei  der  l-'orschuug  nach  der  Entstehung  einer  solchen  Klasse 
lebenslänglicher  Lohnarbeiter  noch  immer  nicht  weit  genug  zurück. 
Die  Trennung  des  Arbeiters  vom  Eigentum  an  den  Produktions- 
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instrumenten.  worin  sie  mit  Recht  die  Ursache  der  Klassendiffe- 
renzierung zwischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  erblicken,  fand 
nämlich  nicht  blos  statt  aus  technischen  und  wirtschaftlichen, 
sondern  schon  frOher  aus  rechtlichen  Ursachen.  Die  zahlreichen 
Nachrichten  Ober  englische  Arbeiterkoalitionen  vor  dem  18.  Jahr- 
hundert geben  uns  auch  fQr  England  hierftir  ausreichende  Belege. 

Vergegenwärtigen  wir  uns  kurz,  in  welcher  Weise  vor  dem 
18.  Jahrhundert  das  Gewerbe  in  England  betrieben  wurde. 

Wir  finden  zwei  Arten  von  gewerblichen  Betriebsformen:  das 
Handwerk  und  die  i  lausindustrie. 

Das  Handwerk  ist  die  altere  Betriebsform.  Ls  hat  seinen 
Sitz  in  den  Städten  und  ist  zünftig  organisiert.  Wir  finden  in 
England  wie  überall  die  ii Midien  Entwicklungsstufen  des  Hand- 
werker-^: den  Lehrling,  den  Knecht  oder  Gesellen  und  den  Meister. 
Nun  haben  die  \'erfa-^ser  gewifs  ganz  Recht,  wenn  sie  meinen, 
so  lange  der  Stand  des  Knechts  oder  Gesellen  nur  eine  Durch- 
gangsstufc  zur  Meisterschaft  und  nicht  ein  Lebensberuf  war, 
hätten  etwaige  Mifsstände  in  der  Lage  der  Gesellen  noch  nicht 
zu  einem  Klassengegensatz  und  zu  besonderen  Klassenorganisa- 
tionen führen  können.  Allein  um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts, 
zur  Zeit,  da  die  Zflnfte  flberall,  sei  es  die  Herrschaft  in  den 
Städten,  sei  es  mafsgebenden  Einflufs  auf  das  Stadtregiment  er- 
langt hatten,  ist  es  wenigstens  in  den  reicheren  Zünften  nicht 
mehr  richtig,  dafs  jeder  Knecht  oder  Geselle  auch  Meister  wird. 
Die  Meister  beginnen  ihr  Gewerbe  gegen  die  Konkurrenz  neuer 
Genossen  zu  schützen,  —  namentlich  seitdem  die  Flucht  der 
Hörigen  nach  den  Stfldten  in  umfassendem  Mafse  begonnen. 
Auf  dem  Kontinent  werden  die  so  Eingewanderten  bald  als  blofse 
Schutzverwandten,  d.  h.  als  Minderberechtigte,  aufgenommen  und 
diese  in  den  Vorstädten  angesiedelten  Pfahlbürger  bilden  den 
ersten  Ansatz  zur  F!ntstehung  eines  gewerblichen  Proletariats. 
Denn  waren  sie  den  aufblühenden  Zünften  auch  als  Arbeitskräfte 
willkommen,  so  doch  nicht  als  künftige  Konkurrenten.  Und  so 
kam  nun  eine  rechtliche  Bestimmung  nach  der  anderen,  weiche 
die  nicht  als  Meistersöhne  geborenen  Aermeren.  die  nicht  dazu 
gelangten,  eine  Meisterstochter  oder  Meister.-^wittwe  zu  heiraten, 
von  der  Meistersch.ilt  au.->>chlicfscn  niulsten.  Gleichzeitig  linden 
wir,  dafs  die  Knechte  von  den  iVinkstuben  der  Zunft  ausge- 
schlossen werden,  dafs  sie  bei  Prozessionen  und  anderen  kirch- 
lichen Schaugeprängen  von  den  Meistern  sich  absondern  müssen, 
kurz  es  tritt  zunächst  in  allen  sozialen  Beziehungen  eine  Diffe- 
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renzierung  hervor.  Die  Rückwirkung  derscliien  war  die  Organi- 
sation besonderer  Bruderschaften  der  Kneclite.  Ihre  ersten  Auf» 
gaben  waren  rein  gesellige.  Man  errichtete  eigene  Trinkstuben, 
sorgte  für  besondere  Gottesdienste,  traf  Anstaht  n  zu  besonderer 
Fürsorge  für  die  in  Noth  gerathencn.  Allein  bald  erstreckte  sich 
der  Einllufs  der  eingetretenen  Sunderung  auch  auf  die  Arbeits- 
verhältnisse (ier  Knechte.  Es  taucht  das  Trucksystem  auf;  schon 
damals  versuchte  man.  die  Knechte  durcli  X'orschüs.Ne  zu  fesseln, 
um  sie  besser  in  der  Hand  zu  haben;  schon  in  der  zweiten  Il.llüe 
des  14.  jaiirinindcrts  finden  sich  X'ersuche  der  Meister,  durch 
Verwendung  von  Lehrlingen  an  Stelle  von  Knechten,  diese  zu 
drücken.  Die  Zünfte  werden  immermehr  zu  Assoziationen  Mos 
der  Meister,  welche  die  Gesellen  wie  Instrumente  benutzen.  Und 
gegenüber  dieser  einseitigen  Interessen poHtik  der  Meister  wurde 
die  Bruderschaft  zu  geselligen,  kirchlichen  und  UnterstQtzungs- 
zwecken  zum  Mantel,  unter  dem  sich  ein  Verband  zur  Wahrung 
der  wirtschaftlichen  und  der  übrigen  Standesinteressen  der  Knechte 
verbarg.  Dementsprechend  kann  es  auch  nicht  Verwunderung  er- 
regen, wenn  bereits  gegen  Ende  dos  H.Jahrhunderts  die  Meister  leb- 
haft klagen,  dafs  die  Knechte  ihre  Bruderschaften  zur  Verab- 
redung von  Lohnsteigerungen  benutzten  und  diese  Bruderschaften 
zu  unterdrücken  versuchen.  Indes  ohne  Erfolg.  Die  Bruder- 
schaften bleiben  als  besondere  Organisationen  der  Knechte  be- 
stehen, werden  als  solche  so^ar  anerkannt  und  in  die  Zünfte  ein- 
gegliedert, und  dienen  -^chlu  i-h'ch  unter  der  Oberaufsicht  der 
Zünfte  der  Wahrung  der  besonderen  Kiasseninteressen  der  Knechte 
oder  Gesellen, 

I'  ragen  wir  aber,  worauf  die  Ansprüche  der  damaligen  Knechte 
oder  Gesellen  gei  iclilt  t  waren,  so  handelte  es  sich  damals  aller- 
dings noch  nicht  um  die  modernen  Postulate  der  Gleichberechti- 
gung von  Arbeitgeber  und  Arbeiter  und  die  Anerkennung  gleicher 
Ehre  fOr  beide.  Solche  Gedanken  lagen  jener  Zeit  vollständig 
fern.  Für  die  ganze  Zeit  charakteristisch  war  vielmehr  die  all- 
gemeine Anerkennung  einer  kunstvollen  Hierarchie  der  Klassen 
und  das  Streben  nur  nach  möglichster  Ehre  der  Klasse,  da  Nie* 
mand  fttr  sich  personlich,  sondern  nur  insoweit  es  der  Klasse, 
der  er  angehörte,  zukam,  Ansprüche  erheben  konnte.  Ent* 
sprechend  dem  Geist  der  Zeit  .strebt  man  nach  Anerkennung 
eines  besonderen  Gesellenrechts  und  nach  <  iner  besonderen 
Standesehre  der  Gesellen  als  Schutz  gegen  Willkür  und  Mifs- 
achtung.    Dieses  Streben  umgab  sich  dann  mit  einer  Fülle  von 
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Formen,  auf  deren  Innehaltung  streng  bestanden  wurde,  und  die 
schliefslich  in  die  läppischsten  Zeremonien  und  Gebrauche  aus> 
arteten. 

Mit  der  Entwicklung  der  modernen  Wirtschaftsweise  machten 
diese  von  den  Bruderschaften  getragenen  Ansprüche  der  Knechte 
oder  Gesellen  sich  als  ernstes  Henunnis  des  aufstrebenden  modernen 
Unternehmertums  fflhibar.  Ueberall  werden  die  überkommenen 
Ordnungen  verletzt.  Und  nun  cntv.  :<  k-  In  -ich  die  alten  Bruder* 
srhnftc  n  allinälig  zu  modernen  Gewerkvercincn.  Wenn  1  lerr  und 
Frau  Webb  in  ihrem  Buche  als  „Hauptzweck  des  Gewerkvercins 
den  Schutz  der  Lebenshaltung,  d.  h.  den  organisierten  Widerstand 
gegen  jede  Neuerung,  die  zur  X'erschlechtcrung  der  Lage  der 
Lohnarbeiter  als  Klasse  führen  könnte"  bezeichnen,  werden  sie 
gar  nicht  umhin  kr>nnen.  die  alten  Bruderschaften  als  Gewerk- 
vereine anzuerkennen.  Denn  zur  Zeit  der  Zünfte  war  ihr  Haujit- 
zweck  der  Schutz  des  Staiidesrechtes  und  der  Standesehre  der 
Knechte  gegenüber  den  Meistern  und  allen  übrigen  Ge-.elUcliafts- 
klassen,  und  als  nicht  nur  das  Zunftwesen,  sondern  das  ganze 
Ständewesen  fiel  und  die  Gleichberechtigung  und  der  Contractus 
an  Stelle  des  Status  traten,  verwandelte  sich  ihr  Streben  nach 
Schutz  des  besonderen  Standesrechts  in  das  nach  Schutz  der 
Lebenshaltung.  Zuerst  suchen  sie  diesen  Schutz  in  der  Anrufung 
der  alten  Ordnung,  und,  als  deren  Schutz  ihnen  versagt  wird,  in 
der  Arbeitseinstellung. 

Indem  die  Verfasser  die  Behauptung  aufstellten,  vor  dem 
18.  Jahrhundert  hatten  sie  keine  Spur  von  ihrer  Begriffsbestimmung 
des  Gewerkvereins  entsprechenden  Arbeiterorganisationen  in 
England  gefunden,  haben  sie  sich  die  Kenntnisnahme  dieser  inter- 
essanten Metamorphose  der  alten  Bruderschaften  in  Gewerkvereine 
und  damit  nicht  nur  die  Kenntnis  einer  der  wichtigsten  Ent- 
•-tehungsursachen  der  letzteren,  sondern  auch  die  Erklärung  einiger 
der  charakteristischsten  Merkmale  der  ersten  Gewerkvercine  künst- 
lich verschlossen. 

Aber  vielleicht  werden  sie  mir  er\\  i(it  i  n,  was  ich  von  der 
Entstehung  einer  besonderen  Arbeiterklasse  unti  besonderer  Ge- 
sellenorganisationen um  die  Mitte  des  14.  Jahrhunderts  erziihlt. 
trert'e  vielleicht  für  den  Kontinent  zu,  nicht  aber  für  England. 
Und  damit  komme  ich  zu  dem,  was  ich  oben  über  eine  falsche^ 
we  zu  enge  historische  Methode,  gesagt  habe.  Sehen  wir  ein- 
mal zu,  ob  sich,  so  viel  von  der  englischen  Munizipalgeschichte 
auch  jetzt  noch  unbekannt  ist,  nicht  jetzt  schon  ausreichende  An- 
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haltspunkte  ftlr  die  Annahme  finden,  dass  es  in  England  genau 
so  wie  auf  dem  Kontinent  war. 

1.  Vor  allem  finden  wir,  dafs  die  englischen  Handwerker 
genau  um  dieselbe  Zeit  wie  auf  dem  Kontinent,  d.  h.  im  Laufe 
des  14.  Jahrhunderts,  zu  mafsgebendem  Einflufs  auf  das  städtische 
Leben  gelangten.  In  London  war  sogar  schon  unter  Heinrich  III. 
der  Versuch  gemacht  worden,  das  Wahlrecht  zu  den  städtischen 
Aemtem  den  Zünften  zu  übt  t  trnt^cn.')    Der  Versuch  war  mifs- 
hinpen.    Allein  gewisse  vom  Könige   bestätigte  Beschlüsse  der 
Londoner   Hürper  au^  tK  iii  12.  Jahre  Kduards  II.   sind   ein  Be- 
weis, dafs  die  Ziiiitte  unter  diesetn  Köni.ire  nicht  nur  als  i,tädtische 
Organisatiemen  anerl<annt  waren.   sfHidern   auch  bereits  eine  be- 
vorzugte Stellung  einnahmen.    Demi  die>-e-  Beschlüs>e  bestimmen 
nicht  nur,  dal--,  wie  >chon  früher,  die  Zurücklegung  der  Lehrzeit 
in  einer  Zunft  zmn  Bürgerrecht  führen  solle,  sondern  dafs  jeder 
Angehörige  einer  Zunft  das  Bürgerrecht  von  London  erhalten 
soll,  wenn  sechs  Zunftgenossen  für  ihn  gutsprächen;  allen  übrigen 
konnte  nur  kraft  eines  Beschlusses  der  Communitas  das  Bürger* 
recht  erteilt  werden.^)  Somit  gab  die  Zugehörigkeit  zu  einer 
Zunft  schon  beinahe  das  Bürgerrecht.   Unter  Eduard  III.  aber 
wurden  die  Zünfte  auch  formell  als  die  Organisationen  der  Lon- 
doner Bürger  anerkannt.    Bis  zum  Jahre  1375  n.lndich  wurden 
die  Stadtbehörden  und  die  W  rtreter  der  Stadt  im  Parlament  von 
den  Haushaltern  fwas  damals  identisch  mit  Hausbesitzern  war) 
der  einzelnen  Wards  (Stadtbezirke)  gewählt.    Allein  als  John 
Warde  Bi1rgermeist«  r  war,  als.»  im  Jahre  1375,  bekhigte  sich  die 
Communitas  tier  C  ity  bittei'  Uhei"  das  Regiment  mehrerci*  Bürger- 
meister und  Literleute. '^1    Ohne  Rücksicht  auf  ihren  Lid  und  die 
l»edürfnisse  der  Stadtangehörigen  hatten  dieselben  je  nach  dem 
eigenen  Vorteil  nach  Belieben  Ordonnanzen  erlassen  und  wieder 
aufgehoben.   Die  Reicheren  der  Kommune  hatten  sie  nicht  zu 
Rate  gezogen ;  aber  um  ihr  Vorgehen  zu  decken,  hätten  sie  kleine 
Leute,  die  in  Stadtgeschäften  weder  erfahren  gewesen  seien  noch 
auch  ihnen  zu  widersprechen  gewollt  und*  gewagt  hätten,  zum 
Rate  zusammengerufen  und  dann  behauptet,  ihre  Mafsnahmen,  so 

'>  Vgl.  (Jnci^l,   Gcschichtt:   des  Selfgovernment   in  England,  I8ö3,  S.  202. 

')  Liber  Custuraarum,  cd.  Riley,  London  1860,  I,  269.  270.  Vgl.  da^u 
auch  Liber  Albus,  ed.  Riley,  London  1859,  I,  495. 

*)  Nach  dem  im  Letter  Book  H.,  fol.  45  b  und  46  entlMltemn  Berichte, 
von  mir  vcrofTcntli«  !u  im  3  4.  lUndc  der  Tobinger  Zeitachrift  fOr  die  gesamten 
Staatswissenschaften,  1878,  S.  270  ff. 
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schädlich  dieselben  dem  Volke  auch  gewesen,  seien  alle  unter 
Zustimmung  der  Kommune  erlassen.  Hierdurch  seien  die  Ange- 
hörigen der  Kommune  an  Leih  und  Gut  schwer  geschädigt 
worden.  Infolge  dieser  Beschwerde  wurde  u.  a.  als  Mittel,  um 
die  Wiederkehr  der  beklagten  Mil^st.'iiide  zu  verhindern,  durch 
eine  Ordonnanz  in  demselben  Jahre  das  städtische  Wahlrecht 
den  Zünften  verHehcn  und  die  X'erbindlichkeit  der  Anordnungen 
der  Bürgcrmei.-üter  und  lükerleute  von  der  Zustinnuung  der  Melir- 
heit  der  Zünfte  abhängig  gemacht;  jedoch  so,  dafs  die  reicheren 
und  grüfscren  Zünfte  mehr  Einflufs  als  die  kleineren  erhielten. 
Allein  nicht  lange  blieb  es  bei  dieser  Ordnung  der  Dinge.  Bei 
den  Wahlen  kamen  mehrmals  arge  Gewaltthfltigkeiten  vor.  Ins- 
besondere ereigneten  sich  solche  1386,  indem  der  damalige  Barger- 
meister,  Sir  Nicholas  Brembre,  ein  Grocer»  am  Abend  vor  der 
Bflrgermeisterwahl  durch  bewaffnete  Anhänger  die  Gildhalle  be< 
setzen  Uefs,  um  seine  Wiederwahl  am  darauffolgenden  Tage  zu 
sichern.  Und  wirklich  setzten  die  Grocers  gegen  den  Willen 
der  ganzen  City  seine  Wiederwahl  durch.  Darüber  beklagten  sich 
mehrere  Optimateni.)  und  darauf  wurde  den  Zünften  das  Recht, 
die  Stadtbehorden  zu  wählen,  1386  wieder  genommen  und  den 
Wardversamndungen  zurückgegeben -)  Dagegen  behielten  die 
Zünfte  noch  weitere  84  Jahre  das  Recht,  die  Vertreter  Londons 
im  Parlamente  zu  wählen. Und  weini  ihnen  das  formelle  Wahl- 
recht auch  genommen  war,  so  beherrschten  sie  doch  thatsächhch 
noch  Jahrhunderte  lang  die  Londoner  Wahlen  und  Stadtver- 
verfassung.^j 

2.  Dafs  zu  derselben  Zeit,  da  auf  dem  Kontinent  die  Flucht  der 
Hörigen  nach  den  Städten  stattfand,  das  Gleiche  in  England  vorkam, 
zeigen  die  Worte  bei  Glanvilla  V,  c  5:  ,Item  si  quis  nativus  quiete 
per  unum  annuro  et  unum  diem  in  aliqua  villa  privilegiata  manserit, 
ita  quod  in  eorum  communiam»  scUicet  gyldam,  tanquam  civis 
receptus  fuerit,  eo  ipso  a  villenagio  liberabitur*.  Dies  ist  die- 
selbe Bestimmung,  dafs  Stadtluft  frei  macht,  die  auf  dem  Konti- 
nent zur  Flucht  der  Hörigen  nach  den  Städten  den  Anlafs  gab. 

*)  aPar  cause  qui  eomptdnt  des  plusours  bonez  genz  de  U  viile,  Liber 
Albus  I,  4€2i  „parvipendebantur  majores  a  minoribus*,  Ltber  Albus  I,  41. 

*)  Vgl.  aber  diese  Voiginge  Liber  Albus  I,  4f  und  462—464;  femer 
Norton,  Commcntaries  on  thc  History,  Constitution  and  chartered  Franduses  of 
the  City  of  London,  3  ed.  London  1869,  S.  114 — 116. 

^)  Norton  a.  a.  O. 

*)  Gnciat  a.  a.  O. 
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und  wie  wir  da  der  energischen  Auflehnung  der  Grundherren 
gegen  diese  Flucht  begegnen,  so  finden  wir  auch  in  England  in 
der  Zeit  da  die  Grundherren  mafsgebend  waren  im  Parlament  — 
unter  Richard  II.  und  Heinrich  IV.  —  Gesetze,  welche  die  Ein- 
wanderung der  Arbeiter  in  die  Stfldte  verhindern  sollten. Nun 
bin  ich  allerdings  nicht  imstande,  an/ugcben.  ob  die  nach  der  Stadt 
eingewanderten  Hörigen,  ähnlich  wie  auf  dem  Kontinent,  von  den 
Städten  nur  als  m inderberechtigte  Schutzgenos>:en  aufgenommen 
wurden.  Aber  für  unsere  Zwecke  genügt  vollständig  ein  Statut 
der  T^ondoner  Stadtverwaltung  von  1387.  „dass  von  nun  an  kein 
Fremder  als  Lehrlin«;  eint^ctrnj;en  oder  durch  Zurückleguiig  einer 
Lehrzeit  zum  Bürgerrecht  zugelassen  werden  solle,  es  sei  denn 
er  schwc'ire,  dafs  er  ein  Ficicr  und  kein  Höriger  sei".  L'nd  wie 
Ashley  eingehend  dargethan  hat,-)  zeigen  die  Zunftstatuten  deut- 
lich, dafs  auch  in  England  um  dieselbe  Zeit  wie  auf  dem  Konti- 
nent eine  Diflerenzirung  innerhalb  der  Zünfte  eintrat,  die  zur 
Entstehung  einer  besonderen  Klasse  lebenslänglicher  Lohnarbeiter 
fahren  mufste.  Bereits  1364-  beschltefsen  die  Tuchmacher,  „dafs 
keiner  das  Gewerbe  betreiben  solle,  der  nicht  durch  gemeinsamen 
Beschlufs  der  Zunft  dazu  zugelassen*.  Desgleichen  deutet  auf 
diese  Differenzirung  nach  meinem  DafiQrhalten  die  Bestimmung 
der  Klingenschmiede  von  1406:  »Und  dafs  kein  Angehöriger  des 
genannten  Gewerbes  seinen  Arbeitern  das  Geheimnils  seines 
Gewerbes  so  lehre,  wieder  es  seinen  Lehrlingen  lehren  wOrde*. 
Ich  übergehe  die  übrigen  von  Ashley  beigebrachten  Belege,  um 
nur  noch  die  Einleitung  zu  einem  Gesetze  Heinrichs  VIII.  von 
1536  (28.  IL  VllL  c  5)  anzuftShren,  in  der  es  nach  Aufführung 
verschiedener  gegen  Handwerksmifsbräuche  gerichteter  Gesetze 
heisst,  dass  die  Mc  i-ter  diese  desetze  zu  umgehen  suchten,  indem 
sie  von  den  Lt  hrlingen  unmittelliar  nach  X'ollendung  ihrer  Lehr- 
zeit einen  Eid  auf  das  Evanu«  lium  verlangten,  dafs  sie  sich  nie- 
mals ohne  besondere  Genehmigung  der  Zunft  als  selbständige 
Gewerbetreibende  niederla-scn  w(»llten.  Damit  haben  wir  den 
Höhepunkt  des  Mifsbraueli>-  (U  r  Gcwerlx  autonomie  seitens  der 
Zünfte.  Dafs  die  Entstehung  einer  Klasse  lebenslänglicher  Lohn- 
arbeiter mit  Sonderinteressen  die  notwendige  Folge  war,  läfst 
sich  wohl  nicht  bestreiten. 

3.  Fehlt  es  somit  auch  in  England  nicht  an  denselben  Vor- 

h  Vgl.  Ashley  II.  85,  88. 

*)  Ashley  H.  76-  -78,  84-  106. 
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aussetzungcn.  die  auf  dein  Kontinent  zu  besonderen  Organisationen 
geführt  haben  und  dazu  notwendig  führen  nuil'sten,  so  hat  es 
auch  nie  gänzlfeh  an  direkten  Nachrichti  n  über  solche  Organi- 
sationen in  England  gefehlt,  und  aucli  hier  wiederum  ist  es 
Ashleyi)  der  nachweist,  dafs  diese  keineswegs  Ausnahmen  waren, 
dafs  vielmehr  auch  in  dieser  Beziehung  die  englischen  Zustande 
denen  des  flbrigen  westlichen  Europa  ähnlich  waren. 

Bereits  1303  wird  den  Knechten  der  Corduaner  verboten,^ 
„irgend  welche  Versammlung  zu  halten  oder  Ordnung  zu  treffen, 
welche  dem  Gewerbe  und  dem  gemeinen  Volke  zum  Schaden 
gereichen  könnte."  Die  Ordonnanzen  der  Tuchmacher  von  1350 
erzählen'),  dafs  bei  Streitigkeiten  zwischen  einem  Meister  und 
seinem  Knecht  dieser  zu  allen  Knechten  desselben  Gewerbes 
innerhalb  der  Stadt  zu  gehen  pflege,  und  dafs  sie  dann  „auf  Grund 
von  Vereinbarungen  und  Verschwörungen,  die  sie  mit  einander 
eingingen,  bestimmen,  dafs  keiner  von  ihnen  bei  seinem  eigenen 
Meister  fortarbeite.  bis  jener  Meister  und  Knecht  sich  gütlich 
verständigt  hätten."  Im  Jahre  13Ö3  wird  sodann  ein  allgemeines 
Koalitionsverbot  erlassen.'*)  Allein  dasselbe  blieb  ohne  Erfolg. 
Am  17.  August  1387  vcrkhigten  die  Zunltmcistcr  der  Corduaner 
die  Scliuhknechte.  weil  >ie  entgegen  diesem  \'erbote  eine  Ver- 
bindung gegen  die  Zuiilt  ins  Leben  gerufen  hätten,  und  bei  dem 
Verhöre  stellte  sich  heraus,  dals  sie  einem  Dominikaner  Geld  ge- 
geben, damit  er  ihnen  vom  Papste  eine  Bestätigung  ihrer  Bruder- 
schaft verschaffe,  „so  dafs  Niemand  bei  Strafe  der  Exkommuni- 
kation oder  noch  gröfserer  Strafe  den  Interessen  der  Bruder- 
schaft^ entgegentreten  dürfe. ''^)  Aehnlicher  Weise  hatten  die 
Satderknechte  1396  eine  Bruderschaft  mit  besonderer  Tracht,  be- 
sonderen Versammlungen,  kirchlichen  Feiern  und  Totenmessen 
für  ihre  Mitglieder;  aber  die  Meister  behaupteten,  diese  Frömmig- 
keit sei  nur  Schein;  die  Hauptsache  sei  die  Erzielung  höherer 
Löhne,  und  während  man  früher  einen  Knecht  für  40  Shilling 
oder  5  Mark  jährlich  und  die  Kost  habe  dingen  können,  sei  nun- 
mehr keiner  unter  10  bis  12  Mark  zu  haben  *  i  \'on  nun  an 
nehmen  die  Bestimmungen  gegen  widerspänstige  Arbeiter  in  den 

1;  Vgl.  AsUey  II.  106—124. 
*j  Liber,  Custumarum  II.  541. 

')  Riley,  Memorials  of  London  «nd  London  Life,  London  1868.  247. 
^1  Rlley,  Memorials  480. 

*i  Rilcy,  Memorials  495. 
Rilcy,  Mcmürials  542. 
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Londoner  Zunftartikeln  immer  mehr  zuA)  Der  für  uns  interessant 
teste  Fall  aber  ist  der  der  Londoner  Schneidergeselien,  indem  uns 
hier  eine  Verbindung  der  Lohnarbeiter  von  so  langer  Dauer  ent- 
gegentritt, dafs  selbst  unsere  Verfasser  sie  eigentlich  als  Geweric- 
verein gelten  lassen  mOfsten.  1415  hören  wir  von  Schneider- 
gesellen, welche  zusammen  wohnten.  Versammlungen  und  Kon- 
ventikel  hielten,  eine  besondere  Tracht  anlegten  und  den  Leitern 
der  Schneiderzunft  die  gröfsten  Schwierigkeiten  bereiteten.  Trotz 
des  erlassenen  Verbots  begegnen  wir  zwei  Jahre  später  abermals 
der  Bruderschaft  dieser  Schneidergesellen.  Nun  werden  ihre 
Vcrsamniluugeu  uicht  absohit  verboten,  sondern  nur  die  vor- 
gängige (ienrhinigung  der  Mrjstt  r  zur  Voraussetzung  gemacht. -i 
Dann  scliweigen  die  (juelK  n  hi.-^  I44().  Da  Huden  wii'.  dnU  die 
Bruderschalt  der  Gesellen  —  genau  so  wie  unsere  deut>chen  Ge- 
sellenladcn  —  als  untergeordnete  Genossensciialt  in  die  Zunft 
eingegliedert  worden  ist.  1458  wird  der  Vorsteher  dieser  Bruder- 
schaft erwähnt.  Dann  schweigen  die  Nachrichten  wieder  ein 
Jahrhundert  lang.  Aber  1569  finden  wir  die  Gesellenbruderschaft 
der  Schneider  wieder  ganz  ähnlich  wie  die  gleichzeitigen  deut- 
schen Gesellenladen  organisiert»  mit  Vorstehern  aus  der  Meister- 
schaft, die  sie  gemeinsam  mit  Beisitzern,  die  augenscheinlich  von 
den  Gesellen  gewählt  wurden,  regieren.^)  Ich  will  von  den  Be- 
legen, die  Ashley  des  Weiteren  beigebracht  hat,  um  die  Allge- 
meinheit der  Gesellenbruderschaften  in  England  zu  zeigen,  keine 
weiteren  hier  anführen.  Das  Vorgeführte  dürfte  genügen.  Die 
Auflassung  unserer  Verfasser  bezüglich  der  englischen  Gesellen- 
bruderschaften i>t  aber  imi  so  erstaunlicher,  als  sie  selbst  aus 
dem  16.  Jahrhundert  noch  eitlen  weiteren  Beleg  für  ihr  Vor- 
kommen beibringen:  Im  Jahre  1538  versammelten  sich  21  Schuh- 
knechte von  \Vi>herh  auf  einem  Hügel  vor  der  Stadt  und  liefsen 
die  Schuhmachermeister  durch  drei  Sendboten  zu  einer  Zusammen- 
kunft entbieten,  um  höhere  Löhne  zu  erlangen;  sie  drohten, 
„binnen  Jahr  und  Tag  solle  Niemand  in  die  Stadt  kommen,  für 
diesen  Lohn  zu  dienen,  ohne  dais  sie  einen  Arm  oder  ein  Bein 
von  ihm  haben  wollten,  es  sei  denn,  dafs  er  einen  Eid  schwöre, 
wie  sie  ihn  geschworen."  Noch  mehr  Anstand  erregt,  wenn  unsere 
Verfasser  gegenflber  einem  Dokumente,  das  ich  in  meinem  Essay^) 

Vgl.  z.  B.  Riley,  Memorials  563,  626,  634. 
')  Riley,  Memorials  609. 
*)  AMty  U  112.  113. 

*)  Auf  S.  97:  vgl.  Ariwiteiplden  I  279  Note  351. 
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abgedruckt  habe  und  das  die  Existenz  eines  regulären  Bruder- 
ladcn->  im  Jahre  1666  zeigt,  bezweifeln  (S.  20),  dafs  derselbe 
gedauert  habe,  da  Franklin,  der  1725  als  Setzer  in  London 
j^earbcitct  habe,  ihn  nicht  crwühne.  während  sie  selbst  S.  66 
sagen,  dafs  Franklin  sowol  diesen  Bruderladen  als  auch  seine 
Regeln  erwähne. 

4,  Bereits  aus  dem  über  die  Schneider  im  Vorstehenden  .An- 
führten geht  hervor,  dafs  die  Analogie  der  englischen  Entwick- 
lung mit  der  kontinentalen  sich  aber  nicht  nur  in  der  Entstehung 
besonderer  GeseUenbruderschaften  seit  Beginn  der  Differenzieraiig 
innerhalb  der  Zunft  im  14.  Jahrhundert  zeigt»  sondern  auch  in 
der  Weiterentwicklung  derselben:  in  der  schliefslichen  Eingliede- 
rung  derselben  als  Unterorganisationen  in  die  Zunft.  Dies  zeigt 
noch  mehr  die  Weiterentwicklung  der  Schneider  im  16.  und 
17.  Jahrhundert  Dasselbe  zeigen  aber  die  Qbrigen  Gewerbe, 
für  die  Ashley^)  zahlreiche  Belege  beibringt;  insbesondere  aber 
zeigt  uns  dies  auch  die  Geschichte  der  wichtigen  Londoner  Tuch- 
macherzunft.  Ueberall  zuerst  das  Verbot  „unerlaubter  Versamm- 
lungen, Bruderschaften.  Ansammlungen  und  Aufläufe"  der  Ge- 
sellen, um  dann  nach  Jahrhunderten  mit  der  Bestimmung  zu 
enden:  „Die  Zunttvorsteher  und  ihre  Beisitzer  sollen  den  Vor- 
stelier  der  (iesellenschaft  erwählen;  sie  sollen  die  GcselUnscliaft 
auf  solche  Weise  regieren,  wie  dies  in  früheren  Zeiten  üblich 
gewesen." 

5.  Nachdem  so  dargethan,  dafs  England  dieselben  Gesellen- 
organisationen wie  der  Kontinent  gehabt  hat,  erscheint  auch  die 
auffallende  Uebereinstimmung  der  Gebrauche  der  ersten  eng« 
lischen  Gewerkvereine  mit  den  Gebrauchen,  wie  sie  in  den  deut- 
schen Gesellenladen*)  und  im  ft'anzOsischen  Compagnonnage*) 
<lblich  waren,  nicht  mehr  bedeutungslos.  Die  Verfasser  sagen 
zwar,  dieselben  Gebrauche  fänden  sich  bei  allen  englischen  Hülfs- 
kassen  (Friendly  Societies),  diese  aber  hatten  sie  von  den  Frei- 
maurern, doch  folgere  Niemand  daraus  eine  wesentliche  Aehn- 
lichkeit  zwischen  Ilülfskassen,  FVeimaurern  und  Gewerkvereinen. 
Ganz  richtig!  Aber  nicht  von  Aehnlichkeit,  sondern  von  Ursprung 

»)  Ashiey  II  113—124. 

')  Vgl.  Herbert,  The  history  of  the  twdve  great  Uveiy  companies  of  Lon- 
don, 1836,  II  643  fl. 

Vgl.  Berlepsch.  Chronik  der  Gewerbe  II— IX. 
*)  Vgl.  Agricol  Perdigiaier,  Le  livre  du  compagnoniuge,  3.  ed.,  Paris  1857, 

2  Bände. 
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ist  Iiier  die  Rede.  Der  Ursprung  der  Friendly  Socicties  ist  noch 
im  Dunkel,  und  wer  wcifs,  ob  sie  nicht  auch  aus  den  Iji  udt  r- 
Inden  oder  nach  deren  Vorbild  sich  entwickelt  halien.  Dal.s  die 
Freimaurer  mit  den  Orj^aiiisationen  der  akcn  I^auhand werker  zu- 
sammenh.'lnj^en.  ist  eine  allbekannte  Sache;  aber  nicht  diese  Or- 
ganisationen haben  jene  ("i(  l)i  .luc  he  von  den  Freimaurern,  sondern 
umgekehrt.  Die  ersten  (lewerkvereine,  die  aber  nichts  anderes 
zu  thun  hatten,  als  an  die  Stelle  des  Kampfes  um  das  hc-^ondere 
Standesrecht  und  die  Standesehl e  der  Gesellen  den  Kautj^i  um 
die  Lebenshaltung  und  die  Gleichberechtigung  zu  setzen,  um  sich 
aus  Gesellenladen  in  Gewerkvereine  zu  verwandeln,  haben  diese 
Gebräuche  gewifs  nicht  auf  dem  Umweg  der  Nachahmung  der 
Freimaurer,  sondern  direkt  bezogen.  Dafllr  spricht  auch  noch 
eines:  die  charakteristischste  Unterstützung  der  alten  Gesellen- 
laden,  die  UnterstOtzung,  die  dem  Wandemden  auf  der  Suche 
nach  Arbeit  gewährt  wurde,  hiefs  «das  Geschenk";  genau  so  — 
Donation  —  heifst  noch  heute  die  charakteristischste  Unterstützung 
der  Gewerkvereine,  die  bei  Arbeitslosigkeit. 

Ist  das  zuletzt  Ausgeführte  an  sich  auch  von  untergeordneter 
Bedeutung,  so  scheint  die  dargelegte  Uebereinstimmung  der  Ge- 
brauche doch  als  eine  nicht  zu  vernachlässigende  Unterstützung  der 
übrigen  vorgeführten  Beweise.  Sie  alle  zusammen  machen  mir 
es  unzweifelhaft,  dals  die  ersten  Gewerkvereine  die  Gesellenladen 
waren,  die  bei  Beginn  der  DitVeren/ii  rung  der  hUeresscn  von 
Meistern  und  Knechten  ins  Leben  traten,  zunilchst  um  die  be- 
sonderen .Stande.saiisprüche  der  Arbeiter  zu  wahren;  als  dann 
die  alte  zünftige  Ordnung  fiel,  war  das  \'orbild  für  drn  modernen 
Gewerkverein  da.  Fs  trat  nur  an  di<*  Stelle  des  Kampfes  um  das 
Standesrecht  der  um  die  Lebenshaltung  und  Gleichberechtigung. 

Aber  nur  den  Rahmen,  das  Muster,  den  Geist  haben  die  Ge- 
sellenladen der  Zunftzeit  den  entstehenden  Gewerkvereinen  ge- 
liefert. Dagegen  ist  es  nur  in  wenigen  Gewerben,  wie  bei  den 
Buchdruckern,  vielleicht  auch  bei  den  Hutmachern^)  und  Schnei- 

'i  Bczüglitli  tler  Hutmachcr  mochte  ich  die  Aufmerksamkeit  der  Forscher 
auf  folgende  Thatsachcn  lenken.  Wir  finden  bei  ihnen,  wie  ich  i  Arheileriiiilden 
1,  106»  gezeigt  habe,  bereits  1772  einen  äusserst  energischen  »jewt  rk\ erein. 
Andererseits  6nften  wir  (vgl,  Ortloff,  Corpus  Juris  Opificiarii,  1804,  S.  431). 
dafo  die  deutschen  Hutmacher  im  18.  Jahrhundert  auf  Ihrer  Wanderschaft  auch 
nach  England  gingen,  und  ferner  ist  der  moderne  Gewerkverein  der  deutschen 
Hutmacher  aus  alten  Gesellenverbraderungen  hervorgegangen  (vgl.  Held,  die 
deutsche  Arbeiterpresse,  1873,  S.  139). 
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dern  wahrscheinticfa,  da(s  ihre  ersten  modernen  Gewerkvereine 
direkt  aus  alten  Gesellenladen  hervorgegangen.  Wie  der  mo- 
derne Industriebetrieb  sich  zuerst  nicht  aus  dem  Handwerk,  son- 
dern aus  der  Hausindustrie  heraus  entwickelte  oder  in  ganz 
neuen  Industriezweigen  seinen  Ursprung  nahm,  so  sind  der 
klassische  Boden  der  Entstehung  der  modernen  Gewerkvereine 
nicht  die  Gewerbt-,  die  bis  dahin  handwerksmafsig,  sondern 
diejenigen,  die  hausindustrieü  betrieben  worden  waren.  Wann 
nimmt  der  Gewerkverein  in  ihnen  seinen  Anfang? 

Die  Hausindustrie  war  nicht  zünftig  gcregch.  Sie  wurde  auf 
dem  Lande  betrieben  und  war  eben  deslialb  auf  das  Land  ge- 
zogen, weil  sie  da  frei  war  von  den  Beschränkungen  der  Zünfte. 
Seit  Eduard  IV.  hatten  die  Könige  die  Tuehnianufaktur  durch 
die  mannigfachsten  Schutzmafsregehi  zu  treiben  gesuclit.  Infolge- 
de-isen  waren  die  Wullpreise  gestiegen,  war  die  Schafzucht  in 
Bedenken  erregendem  Ahif^e  an  die  Steile  des  Ackerbaus  ge- 
treten, war  das  kaufniüinii-sche  Element  in  die  Klasse  der  Grund- 
eigentümer gedrungen.  Bereits  1533  finden  wir  den  Gedanken 
an  ein  Gesetz,  „dafs  Kaufleute  ihr  Vermögen  stets  im  Handel 
und  nicht  im  Ankauf  von  Land  nutzbar  machen  und  Handwerker 
ihr  Gewerbe  stets  in  den  Städten  betreiben  und  sie  nicht  ver- 
lassen und  Landgüter  pachten  sollen.*  Mit  dem  Eindringen  der 
Kaufleute  in  die  Klasse  der  GrundeigentQmer  trat  nämlich  an 
Stelle  der  herkömmlichen  Bewirtschaftungsweise  das  Streben  nach 
dem  grOfstmOglichen  Gewinn.  Viele  kleine  Bauernhöfe  wurden 
zu  einer  einzigen  Wirtschaft  vereinigt,  die  Bauernhäuser  wurden 
niedergelegt,  das  Ackerland  in  Weideland  verwandelt,  und  auf 
diesen  grofsen  Landgütern  fand  dann  neben  der  Schafzucht  so- 
fort auch  die  Wollverarbeitung  statt. 

Zuerst  hatte  die  Gesetzgebung  dieser  Entwicklung,  die  sie 
durch  ihr  Schutzsystem  doch  selbst  hervorgerufen  halte  und  fort- 
während neu  hervorrief  durch  Verbote  entgegenzutreten  gesucht. 
Dann  suchte  man  die  \'erhültnisse  der  neu  entstand«  iien  -ewerb- 
lichen Betriebsforni  gesetzlich  zu  regeln.  Die  Mafsnalime.  durch 
die  dies  geschah,  war  der  Act  5  Eliz.  c.  4  von  1562,  das  soge- 
nannte Lchrlingsgesetz. 

Ich  habe  dieses  Ge^>etz  in  früheren  Schriften  als  eine  Kodi- 
fikation der  alten  zünftigen  Ordnung  bezeichnet,  und  diese  Be- 
zeichnung ist  auch  in  zweifacher  Beziehung  zutreffend.  Einmal 
werden  darin  der  bisherigen  zQnftigen  Ordnung  entsprechende 
Bestimmungen  erlassen,  und  zweitens  werden  darin  alle  in  den 
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bisherigen  Arbeitergesetzen  enthaltenen  Bestimmungen  kodifiziert, 
und  es  wird  bestimmt,  dafs  das  neue  Gesetz  an  die  Stelle  der 
bisherigen  treten  solle.  Allein  die  Bezeichnung  würde  unrichtig 
sein,  wenn  sie  so  verstanden  würde,  als  hftlte  das  Lehrlincr-^- 
gesetz  nunmelir  auch  die  (iewerbe  geregelt,  die  kraft  besondert  r 
Privilegien  zünftig  geordnet  waren.  Für  diese  l)licb  vielmehr 
ihre  besondere  Zunftordnung  mafsgebend.  Da  nun  alle  Hand- 
werke zünftig  geordnet  gewesen  sein  dürften,  so  erscheint  da- 
Lchrlingsgesetz  praktisch  als  Gesetz  zur  Ordnung  der  neu  ent- 
standenen Hausindustrie  nach  Gesichtspunkten,  die  den  Regeln 
der  Zünfte  entlehnt  waren.^) 

Durch  dieses  Gesetz  wird  bestimmt,  dafs  in  den  Gewerben 
der  clothiers,  wooUen-cloth  weavers,  tuckers,  fiillers,  clothworkers, 
sheremen,  dyers,  hosters,  taylors,  ahoemakers,  tanners,  pewte* 
rers,  bakers.  brewers,  glovers*  cutlers^  smiths,  farriers,  curriers. 
sadlers,  spurriers,  turners,  cappers,  hat«makers  or  felt-makers, 
bowyers»  fletchers,  arrow-head-makers,  butchera,  cooks,  millers. 
d.  h.  also  wohl  so  ziemlich  in  allen  damals  vorhandenen  Ge- 
werben  niemand  eine  Person  für  weniger  als  ein  ganzes  Jahr 
•dingen  solle,  mit  beiderseitiger  vierteljährlicher  Kündigung.  Nie- 
mand sollte  als  Meister  oder  Arbeiter  irgend  eines  der  genannten 
Gewerbe  betreiben,  der  nicht  7  Jahre  als  Lehrling  dazu  heran> 
gebildet  worden.  Jeder  Haushalter  durfte  Lehrlinge  annehmen; 
wer  indes  3  Lehrlinge  hatte,  musste  einen  Gesellen  halten  und 
für  jeden  Lehrling  über  3  wieder  einen.  Die  Arbeitszeit  wurde 
festgesetzt  auf  12  Stunden  im  Sommer  und  auf  von  Tagesanbruch 
bis  Nacht  im  Winter.  Der  Lohn  sollte  jährlich  von  den  Friedens- 
richtern und  Stadtmagistraten  festgesetzt  werden,  und  zwar  so. 
d.ifs  „der  gedungenen  Person  sowohl  in  Zeiten  des  iMangels  wie 
des  Ueberflusses  ein  hinlänglicher  Lohn  zu  teil  wurde."  Diese 
Behörden  sollten  auch  alle  Streitigkeiten  zmschen  Meistern  und 
Lehrlingen  schlichten  und  die  letzteren  beschatzen.  Arbeitgeber, 
welche  mehr  als  den  festgesetzten  Lohn  zahlten,  sollten  mit  10. 
Arbeiter,  welche  einen  höheren  Lohn  nahmen,  mit  21  Tagen  Ge- 
filngnis  bestraft  werden.  Durch  ein  Gesetz  von  1603  bis  1604 
(1.  Jac.  c.  6)  wurde  die  Macht  der  Friedensrichter  und  Stadt- 
magistrate,  den  Lohn  festzustellen,  noch  einmal  ausdrOcklich  auf 


Ich  habe  dies  berrits  1691  ausgesprochen  in  netnem  Artikel  »Die  Ge> 
werk  vereine  in  England*  im  Handwörterbuch  der  Staatswusenachaften  IV,  8. 
VgL  jetxt  auch  Ashiey,  Economic  History  II,  94 — 98. 
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den  Lohnsatz  aller  und  jeglicher,  ungelernter  und  c:''lt^"'"nter  Arbeiter 
ausgedehnt  und  weiter  bestimmt,  dals  kein  Tuchlabrikant  als  Frie- 
densrichter den  Lohn  irgend  eines  in  der  Tuchfabrikation  beschäf- 
tigten Arbeiters  feststellen  dürfe. 

Es  erhellt,  dals  mit  diesen  Bestimmungen  fast  alles  gegeben 
war.  wofür  die  (i(  werkvereine  im  19.  Jahrhundert  kämpfen  sollten: 
Stetigkeit  der  Beschäftigung,  Regelung  des  Angebotes  der 
Arbeit,  Normalarbeitstag,  Lohnminimum;  das  Einzige  was  fehlte, 
war  die  Anerkennung  der  Gleichberechtigung  der  Arbeiter  mit 
den  Arbeitgebern;  aber  theoretisch  wurde  in  jener  Zeit  der 
Klassenhierarchie  dies  auch  von  den  Arbeitern  nicht  als  IkCangel 
empfunden,  und  auch  praktisch  machte  es  sich  nicht  filhlbar,  denn 
die  Behörden,  welchen  die  Regelung  der  Arbeitsbedingungen 
anvertraut  war,  waren  Grundbesitzer,  welche  schon  mit  ROcksicht 
auf  die  Armenlast  alles  Interesse  hatten,  die  Arbeitsbedingungen 
der  Industriearbeiter  möglichst  günstig  zu  gestalten.  So  lange 
der  Staat  durch  seine  Oi^ane  den  besonderen  Bedürfnissen 
der  Arbeiter  entgegenkam,  war  far  Gewerkvereine  kein  Raum, 
und  daher  finden  wir  auch,  so  lange  dies  der  Fall  war,  in  der 
Hausindustrie  keine  Gewerkvereine. 

Zunfichst  setzten  sich  nun  die  hausindustriellen  Meister 
über  die  Do-^timmungcn.  welche  die  Zahl  der  Lehrlinge  im  \'cr- 
hältniss  zur  Zaiil  der  erwachsenen  männlichen  Arbeiter  regelten, 
hinweg,  und  sofort  entstanden  Arbeiterkoalitionen,  die  auf  ihrer 
Beachtung  bestanden.  Dies  fand  statt  namentlich  mit  dem  Auf- 
kommen der  Manufaktur  —  der  auf  ^Arbeitsteilung  beruhenden 
grofsen  Werkstatte  —  an  Stelle  der  alten  Hausindustrie.  Dann 
kamen  die  Lohnregelungen  durch  die  Behörden  ausser  Gebrauch; 
und  nun  entstanden  Arbeiterkoalitionen,  die  auf  solchen  Lohn- 
regelungen bestanden.  Das  Gesetz  war  auf  ihrer  Seite,  und 
zuerst  war  es  auch  noch  die  Gesetzgebung  und  die  Verwaltung 
—  beides  damals  die  Grundbesitzer.  Allein  die  Arbeitgeber 
leisteten  heftigen  Widerstand  gegen  Massnahmen,  die  mit  ihrer 
modernen  Betriebsweise  im  Widerspruch  waren.  Das  Unterhaus 
gerieth  ins  Schwanken.  Zuerst  erliefs  es  noch  Gesetze,  welche 
die  Bestimmungen  der  alten  Gesetzgebung  bekräftigten,  verbot 
aber  gleichzeitig  alle  Koalitionen  der  Arbeiter,  die  bezweckten, 
sich  selbst  Recht  zu  schaffen.  Dann  wurden  fflr  ein  Gewerbe 
nach  dem  anderen  gesetzliche  und  zünftige  Bestimmungen,  welche 
Lehrlingszahl  und  Lohnsätze  regelten,  auf  .Vndrängen  der  Arbeit- 
geber beseitigt,  und  als  Adam  Smith  s  Verteidigung  des  freien 
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Arbeitsvcrtrai^es  1776  erschien,  mufste  dieselbe,  wie  die  \'er- 
fasser  treffend  bemerken,  nicht  so  sehr  als  eine  Neuerunt;.  sondern 
als  die  Veraligemeineriinp  d«  r  praktischen  Erwägungen  erscheinen, 
zu  denen  die  Erfahrung  bereits  wiederholt  den  Anlafs  gegeben 
hatte. 

Nun  nehmen  die  Arbeiterkoalitionen  zu.  Ueberall,  wo  die 
alten  Regeln  in  Verfall  geraten,  verbinden  sich  die  Arbeiter,  um 
sie  aufrecht  zu  erhalten;  wo  sie  bereits  in  Gesellenladen  unter  Ober- 
aufsicht der  Meister  verbunden  waren,  verwandeln  sich  die  Gesellen- 
laden  in  Organisationen  gegen  die  Arbeitgeber,  wie  bei  den 
Schneidern ;  wo  sie  noch  nicht  verbunden  waren,  entstehen  neue 
Verbindungen  unter  Anschluss  an  das  reformirte  Muster  der 
Gesellenladen.  Da  der  t;es(  tzhrhc  Schutz  venveigert  wird, 
nchnu  n  die  Arbeiter  die  Sache  selbst  in  die  Hand  und  suchen 
durch  Gewcrkvereinsvorschriften  aufrechtzuerhalten,  was  durch 
Gesetze  vorgeschrieben  gewesen  Dabei  finden  sie  zahlreiche 
Freunde  und  Verteidiger  unter  den  wohlwollenden  Anhängern 
der  alten  Zeit.  Aber  diese  kt'^nnen  gegi-nüber  dem  wachsenden 
Einllufs  der  Vertreter  der  modernen  Betriebsweise  untl  ihrer  Be- 
dürfnisse nicht  aufkommen.  Das  Lehrling.>g(  setz  der  Elisabeth 
wird  1Ö14  trotz  des  Protestes  von  3(X)0(K)  Arbeitern  auf  (irund 
der  Petitionen  von  2  000  Arbeitgebern  beseitigt.  An  die  Stelle 
der  Qberkommenen  Ordnung  des  Arbeitsvertrags  tritt  die  Ver- 
folgung der  Gewerkvereine  der  Arbeiter,  welche  ihre  Aufirecht- 
erhaltung  bezwecken. 

So  lange  das  Prinzip  der  alten  gewerblichen  Ordnung  —  die 
Regelung  der  Arbeitsbedingungen  —  in  Geltung  war,  waren  alle 
Arbeitseinstellungen  verboten  gewesen.  Aeufserst  zahlreich  sind 
namentlich  die  wflhrend  des  18.  Jahrhunderts  erlassenen  Koalitions- 
verbote. Allein  diese  Koalitionsverbote  beruhten  auf  einem  ganz 
anderen  Prinzip  als  das  war,  auf  das  sich  seit  Ausgang  des  18.  Jahr- 
hunderts Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  stellten.  Die  früheren 
Verbote  waren  gleichzeitig  Gesetze  gewesen,  die  für  die  Rege- 
lung der  Arbeitsbedingungen  Fürsorge  trafen.  So  lange  der 
Gesetzgeber  von  der  Anschauung  ausging,  dafs  er  selbst  die 
Arbeitsbedingungen  zu  regeln  habe,  konnte  er  keine  Arbeitsein- 
stellung zur  Erlangung  besserer  Arbcitsbcfiingungen.  d.  h.  keine 
Aullehnung  gegen  sich  selbst  zulassen.  Nun  verliess  der  Gesetz- 
geber die  Auffassung,  dafs  er  die  Arbeitsbedingungen  zu  regeln 
habe:  er  proklamierte  laut  die  Ereiheit  des  Arbeitsvertrags;  allein 
nun  verfolgten  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  auch  jede  freie 
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Vereinigung,  welche  sich  zum  Ziele  setzte,  die  Arbeitsbedingungen 
ahnlich  wie  er  sie  früher  selbst  festgesetzt  hatte,  im  freien  Arbeits- 
verträge zur  Geltung  zu  bringen,  als  „Beeinträchtigung  der 
Gewerbefreiheit".  Das  war  die  phvsiokratische  Doktrin,  dafs  der 
volkswirtschaftliche  I^rozcfs  nur  auf  der  isolierten  Aktion  der  In- 
dividuen beruhe  und  jedwede  \'ereinii;ung  von  Verkäufern  und 
Käufern,  Arbeitern  und  Arbeitgebern  als  Störung  derselben  zu 
verbieten  sei.  In  Frankreich  hattr  die  Revolution  sie  zur  Herr- 
schaft gebracht  und  das  Gesetz  vom  14./17.  Juni  1791  hatte  nicht 
nur  die  alten  Korporationen  beseitigt,  sondern  auch  jede  weitere 
Association  von  Arbeitern,  Arbeitgebern  nnd  Warentnhabem, 
sowie  jedwede  Koalition  von  Genossen  desselben  Gewerbes 
verboten.  Aehnlich  die  von  analogem  Geiste  erfüllte  preufsische 
Gewerbegesetzgebung,  welche  die  gewerbliche  Bedeutung  der 
ZOnfte  beseitigte  und  die  Koalitionsverbote  des  Polizeistaats  bei- 
behielt. In  England  wurde  1799  —  also  lange  bevor  mit  dem 
Lehrlingsgesetz  das  Prinzip  der  alten  Gewerbeordnung  beseitigt 
war  —  ein  drakonisches  Koalitionsverbot  erlassen,  und  nach  1814 
konstruierte  man,  um  der  physiokratischen  Auffassung  Geltung 
zu  schaiTen,  die  Koalitionen  als  im  Widerspruch  mit  dem 
Common-law. 

Unsere  \V'rlas>er  sagen  S.  62,  die  Gründe,  welche  zu  dem 
Koalitionsverbot  geführt  hätten,  seien  nirgends  klar  ausgesprochen. 
Da  stofsen  wir  auf  eine  weitere  l'\:)lg("  ihres  Ausgehens  \nn  einer 
zu  engen  Definition  der  Gewerkvcreinf  und  ihres  Absehens  von 
allem,  was  nicht  streng  in  den  Rahmen  derselben  fällt.  Hätten 
sie  die  Gewerkvcrcine  in  ihrer  historischen  Entwicklung  statt  ge- 
mflfs  der  zeitweiligen  Bcthätigung  ihrer  Wirksamkeit  definiert,  so 
waren  sie  ihnen  ak  die  korporativen  Organisationen  der  arbei- 
tenden Klasse  Englands  erschienen,  und  naturgemäfs  wftre  die 
Geschichte  dieser  der  Schlüssel  gewesen,  auch  das  Koalitions- 
verbot von  1799  zu  erklären.  Denn  fafst  man  die  Gewerkvereine 
so  auf,  so  mufste  selbstverständlich  alles,  was  sich  gegen  das 
Aufsteigen  der  arbeitenden  Klasse  richtete,  in  erster  Linie  gegen 
deren  Koalitionen  richten,  d.  h.  gegen  deren  Versuch,  sich  kor- 
porativ zu  gestalten.  So  wird  uns  zwar  gelegentlich,  S.  64,  ge- 
sagt, dafs  „die  regierenden  Klassen  in  England  unter  dem 
Schatten  der  französischen  Revolution  alle  Assoziationen  des  ge- 
meinen V'ülks  mit  der  äufsersten  Furcht  betrachteten."  Aber 
wer  wäre  besser  imstande  gewesen  als  Frau  Webb.  die  den 
politischen  Hintergrund  der  englischen  Genossenschaftsbewegung 
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so  meisterhaft  zu  zeichnen  verstanden  hat.  uns  das  Bild  de-^ 
Englands  der  neunziger  Jahre  des  18.  Jahrhunderts  zu  zeichnen, 
wie  es  z.  B.  —  schriltstellerisch  allerdings  sehr  unvollkommen  — 
in  den  beiden  ersten  Kai)iteln  von  Prentices  Manchester*)  uns 
entgegentritt!  Vergegenwärtigt  man  sich  die  politischen  oder 
richtiger  die  polizeilichen  Zustände  des  damaligen  Englands,  so 
braucht  es  gar  nicht  mehr  der  Angabe  besonderer  Grflnde,  um 
das  Koalitionsverbot  von  1799  zu  verstehen. 

Seit  den  Metzeleien  von  Paris  war  ein  Todesschrei  des  Ent- 
setzens, nicht  nur  von  Seiten  der  französischen  Aristokraten  und 
Emigranten,  sondern  des  ganzen  Europa  ergangen.  Allerdings 
war  England  politisch  ruhig  und  die  enorme  Mehrheit  der 
Engländer  ihrem  Könige  blind  ergeben.  Allein  Georg  der  Dritte 
soll  gesagt  haben:  „Wenn  den  französischen  Prinzipien  kein  Ein- 
halt gethan  wird,  wird  in  wenigen  Jahren  kein  König  in  Europa 
übrig  sein."  Darauf  erfolgte  nicht  blofs  eine  blinde  Verfolgung 
aller  Reformbestrebungen,  sondern  selbst  die  Versammlungen  und 
Vereine  zu  den  friedlichsten  Zwecken  wurden  mit  wOthendem 
Polizcit  ifcr  untcrdnlckt.  Nun  gab  e^  damals  zwar  keine  soziale 
Rcto^^lgesetz^ebung,  deren  Durchführung  und  weitere  Au^bil- 
(king  man  hindern  wollte.  Allein  die  Koalitionen  der  Arbeiter  in 
den  Grafschaften  des  aufstrebenden  modernen  Industriebetriebs, 
in  Yorkshirc  und  Lancashir(  .  nahmen  zu  und  verlangten  eben 
jene  Regelung  der  Arbeitsbedingungen,  die  man  auch  heute  in 
Deutschland  verweigert.  Die  englischen  Industriellen  haben  aber 
schon  fr0her  als  die  deutschen  verstanden,  allgemeine  politische 
Stimmungen  ihrem  Verlangen  nach  Repression  der  Arbeiter 
dienstbar  zu  machen.  Und  unter  der  Nutzbarmachung  dieser 
Stimmungen  erfolgte  die  Annahme  der  damaligen  Umsturzvortage, 
des  Koalitionsverbots  von  1799. 

Der  Erfolg  war  ein  flufserst  betrflbender.  Nicht  als  ob  die 
Koalitionen  damit  unterdrückt  worden  wären.  Liest  man  aller- 
dings die  Bestimmungen  des  Gesetzes,  so  begreift  man  nicht,  wie 
damals  ein  Arbeiterfllhrer  anderswo  als  im  Zuchthaus  sich  auf- 
halten konnte.  Allein  wenn  selbst  die  Koalitionsverbote  des 
deutschen  Polizeistaates  die  Geseilenladen  niemals  ganz  unter- 


')  Es  dorftc  heute  f&r  Manche  in  Deutschland  ein  Trost  sein,  wenn  eine 

Zeitschrift  die  beiden  ersten  Kapitel  von  Archibald  Prentice,  Historical  Sketches 
and  personal  re(  olicctions  of  Manchester,  2.  ed.  Manchester  1851,  in  deutscher 
Uebersetzung  bringen  wollte. 
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drücken  konnten,  so  war  es  bei  der  .lufserst  unwirksamen  Orga- 
nisation der  englischen  Polizei  noch  weit  weniger  möglich,  die 
Gcwerkvereinsbildungcn  zu  unterdrücken.  Die  l'olge  war  viel- 
mehr die  äufserste  Willkür  in  der  Behandlung  aller  Arbeiter- 
Vereinigungen  und  des  weiteren  die  absolute  Verwilderung  der 
Arbeiterklasse. 

Die  Verfasser  fllhren  eine  ganze  Anzahl  von  Gewerkvereinen 
an.  welche  trotz  des  Gesetzes  fortbestanden.  Es  sind  dies  aller- 
dings  Vereine  in  solchen  Gewerben,  in  denen  wahrscheinlich 
schon  zu  Zunftzeiten  Gesellenladen  bestanden  hatten,  wie  im  Ge- 
werbe der  Buchdrucker,  Kofer,  Tischler,  Zimmerleute  u*  s.  w. 
Hier  verhandelten  die  Meister  nach  wie  vor  mit  den  organisierten 
Arbeitern  über  Preislisten  und  Tarife.  Aber  wenn  es  einem 
Arbeitgeber  einfiel,  denunzierte  er  die  Arbeiter  wegen  Verletzung 
des  Koalitionsverbots  von  1799,  und  dann  erfolgten  die  dra- 
konischsten Verurteilungen,  wahrend  es  nie  vorkam,  dafs  Arbeit- 
geber wegen  Verletzung  des  Koalitionsverbotes  verurteilt  wurden, 
trotzdem  es  sich  auch  auf  sie  erstreckte.  Die  Folge  war,  dafs 
der  Charakter  der  Arbeiterorganisationen  sich  änderte.  Wahrend 
ihre  Statuten  früher  viellach  bestimmt  hatten,  „dafs  niemand  als 
Mitglied  aufgenommen  werden  dürfe,  der  nicht  von  treuer  Ge- 
sinnung gegen  Seine  Majestät  und  die  protestantische  'rhrt)nfolge 
und  in  guter  Gesundheit  und  von  ehrbarem  Charakter,"  wurden 
die  Arbeiterorganisationen  nun  zu  geheimen  Verschwörungen. 
Die  innere  Disziplin  wurde  rigoroser,  die  Behandlung  der  Nicht- 
Gewerkvereinler  willkflriicher,  der  Einflufs  der  Vertrauensmänner 
unumschränkter  und  geheimnisvoller.  Die  Wirkung  der  Koa« 
litionsverbote  und  der  Art  ihrer  Handhabung  war,  die  Gewalt 
weniger  Fahrer  enorm  zu  stärken.  Furchtbare  Eide  wurden  ein- 
gefflhrt,  um  gegen  Verrat  zu  schätzen.  Zu  ihrem  Erstaunen 
sahen  die  Arbeitgeber,  wie  an  Stelle  der  alten  zOnftigen  Ri- 
valität ein  SolidaritätsgefOhl  unter  den  Arbeitern  der  verschie- 
denen Gewerbe  entstand,  das  sie  zu  aktiver  gegenseitiger  Unter- 
stützung in  Streitigkeiten  mit  den  Arbeitgebern  veranlafste. 

Namentlich  nach  der  Beseitigung  des  Lchrlingsgesetzes  von 
1814  nahm  die  Entwicklung  unter  den  englischen  Arbeitern  mehr 
und  mehr  diese  Richtung.  Im  übrigen  trug  die  gewerbliche  Po- 
litik der  Arbeiterorganisationen  noch  ein  rein  zünftlerisches  Ge- 
jiräge.  Auch  ist  dies  nicht  zu  verwundern.  Es  war  die  Zeit,  da 
die  alten  gewerblichen  Betriebsformen,  das  Handwerk  und  die 
Hausindustrie,  in  dem  letzten  Stadium  ihres  lodeskampfes  mit 
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dem  aufkommenden  Fabrikbetrieb  sich  befanden.  Was  war  na- 
tQrlicher,  als  dafs  die  darunter  leidenden  Arbeiter  zunächst  an 
den  Mitteln  festhielten,  in  denen  die  vorausgegangenen  Jahr- 
hunderte das  Heil  erblickt  und  gefunden  hatten:  an  der  Be- 
schrankung der  Lehrlingszahl,  am  Ausschlüfs  nicht  richtig  aus- 
gelernter Arbeiter,  am  gesetzlichen  Lohnminimum,  an  Verboten 
von  arbeitssparenden  Maschinen.  Als  der  Protest  gegen  letztere 
im  Zerschlagen  derselben  sich  flufserte,  kam  „das  gro&e  Spezi- 
fikum,  das  nie  fehlbare  Universalrezept  aller  Staatsquacksalber 
von  den  Tagen  Draco's  bis  auf  unsere  Tage,"  es  wurde  ein  be- 
sonderes Gesetz  erlassen,  das  die  Zerstörung  von  Maschinen  mit 
dem  Tode  bestrafte.  Die  Arbeiter  aber  hatten  damals  keinen 
Freund  aulscr  Byron,  der  in  seiner  i^rtifsherzigen.  Indignation  und 
Talent  sprülu  luien  Jungfernrede  im  Überhaus,  wenn  auch  ver- 
geblich, dagegen  prf)testicrte. 

i\ber  bald  sollten  <iie  Arbeiterkoalitionen  einen  wirksameren 
Freund  erhallen:  i  ranci>  l'lace,  seinem  bürgerlichen  Berufe  nach 
Schneidermeister,  im  politischen  Leben  orthodoxer  Oekonomist 
und  Radikaler,  der  Freund  Benthams,  Joseph  Humes,  Ricardos 
und  Macculloch*s,  einer  der  thatkrflitigsten  und  geschicktesten 
politischen  Organisatoren  des  19.  Jahrhunderts.  Es  ist  ein  Haupt- 
verdienst des  vorliegenden  Buchs,  die  Geschichte  der  Aufhebung 
der  Koalitionsverbote  und  der  Rolle,  welche  Place  dabei  spielte, 
zum  ersten  Male  dargelegt  zu  haben.  Zehn  Jahre  widmete  Place 
der  sorgfältigen  Vorbereitung  der  Aufhebung  der  Koalitionsver- 
bote. Er  brachte  alle  Fälle  der  haar>tr.1ubenden  Ungerechtigkeit 
in  ihrer  .Anwendung  zur  öft'entlirhen  Kenntnifs.  Fr  wies  nach, 
wie  diese  Ungerechtigkeit  das  Rechtsgefühl  der  Arbeiter  zerstöre 
und  sie  gleichgiltig  machte  gegen  die  Anwendung  wirklich  ver- 
brecherischer Mittel,  da  ja  auch  die  viUlig  unschuldiger  wie  ein 
Verbrechen  bestraft  wurde.  Fr  ging  noch  weiter:  er  glaubte  in 
seinem  individualistischen  Doktrinarismus,  dafs  nur  die  Koalitions- 
verbote e>  seien,  welche  die  Arbeiter  in  ihren  Associationen  zu- 
^ainmenhielteii :  s>obald  man  die  Koalitionsverhote  aufhebe,  meinte 
er.  würden  die  Koalitionen  —  von  gelegentlichen,  da  und  dort 
und  unter  besonderen  Umständen,  abgesehen  —  alsbald  aufhören. 
£r  erfreute  sich  bei  seinem  Bestreben  keinerlei  Unteratfltzung 
seitens  der  Arbeiter.  Diese  waren  vielmehr  zu  verwildert,  als 
dafs  sie  die  Tragweite  einer  Beseitigung  der  Koalitionsverbote 
so  weit  hätten  begreifen  können,  um  sich  dafür  zu  begeistern 
und  Opfer  zu  bringen*   Und  vielleicht  war  diese  ihre  Teilnahms- 
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losigkeit  etwas,  was  die  Aufhebung  der  Koalitonsverbote 
gerade  erleichterte.  Der  Geist  der  Demagogenverfolt^iinjj:.  der 
seit  den  Kriegen  mit  Frankreich  Kngland  kaum  minder  als  die 
Lflnder  der  heiligen  Allianz  geschändet  hatte,  war  im  Aus- 
sterben. Gerade  die  Tdlnahmslosigkeit  der  Arbeiter  verhinderte, 
dafs  dieser  Geist  neue  Nahrung  erhielt,  indem  die  Aufmerksam- 
keit der  aussterbenden  Demokratenhetzer  der  Frage  sich  zu- 
wandte. So  gelang  es  Hume  die  Aufhebung  zusammen  mit  der 
Aufhebung  der  Verbote  der  Auswanderung  gelernter  Arbeiter 
und  der  Maschinenausfuhr  durchs  Parlament  durchzuschmuggeln, 
ohne  dafs  dessen  Mitglieder  oder  die  Presse  sich  der  Massregel 
recht  bewusst  wurden,  ja  so,  dafs  der  Premierminister  Lord 
Liverpool  und  der  Kanzler  Lord  Eldon  das  Jahr  darauf  erklären 
konnten,  sie  hatten  gar  nicht  bemerkt,  dafs  die  Koalitionsverbote 
aufgehoben  worden  seien. 

Aber  bald  sollte  der  Oeffentlichkeit  die  in  der  Gesetzgebung 
eingetretene  Aenderung  in  unangenehmster  Weise  zum  Bewusst- 
sein  gebracht  werden.  Es  war  eine  Zeit  des  wirtschaftlichen 
i\uüchwunges  und  des  gleichzeitigen  Steigens  der  Lebensmittel- 
preise. Ueberau  —  nicht  in  einem  Gewerbe  —  nein  von  einem 
Ende  des  Landes  zum  andern  fanden  Arbeitseinsteilungen  statt, 
um  Lohnerhöhungen  zu  erzielen.  Die  Arbeitgeber  wurden  mit 
Schrecken  erfüllt,  als  sie  fanden,  dafs  kein  Gesetz  mehr  bestehe, 
das  solche  Arbeitseinstellungen  verbot  Sie  verlangten  dringend 
nach  Wiedererlafs  der  Koalitionsverbote.  Aber  waren  die 
Arbeiter  gleichgiltig,  als  es  sich  um  deren  Beseitigung  handelte, 
so  waren  sie  das  Gegenteil  gegenober  diesen  reaktionären  Be- 
strebungen. Sie  bestormten  das  Parlament  mit  Petitionen,  und 
so  unterstützt  gelang  es  Hume,  die  GesetzentwQrfe  der  Arbeit- 
geber zum  Scheitern  zu  bringen.  Ein  neues  Koalitionsgesetz 
wurde  allerdings  1825  erlassen,  aber  wenn  es  auch  nicht  die 
volle  Koalitionsfreiheit  des  Gesetzes  von  1824  aufrecht  erhielt, 
sondern  die  Verschwörungsverbote  des  Common-law  aufs  neue 
bekräftigte,  so  wurden  doch  alle  Verbindungen  zur  Regelung  der 
Löhne  und  Arbeitszeit  von  dem  Verl)Ot  ausdrücklich  ausgenommen. 
Das  Recht,  über  die  Arbeitsbedingungen  kollektiv  X'ertriige 
zu  schliessen  mit  Einschluss  des  Rechts,  auf  gemeinsame  Ver- 
einbarung hin  die  Arbeit  vom  Markte  zurückzuziehen,  wurde  aufs 
neue  ausdrücklich  anerkannt. 

Aber  alsbald  war  es  an  den  Arbeitern,  Enttäuschung  zu 


Digitized  by  Google 


106 


Lujo  Brentmno, 


ftlhlen.  Es  beginnt  die  Periode  der  tiefsten  Entmutigung  der 
englischen  Arbeiterklasse. 

So  lange  die  Koalitionsverbote  bestanden  hatten,  hatten  die 
Arbeiter  immer  und  immer  wieder  erlebt,  dafs  ihre  Bestrebungen, 
ihre  Lage  zu  bessern,  durch  Anrufung  des  Gesetzes  unterdrückt 
wurden.  Nun  war  das  gesetzliclie  Hindernis  gefallen  und  damit  sahen 
sie  den  Wcc:  frei,  ihre  Emanzipation  zu  erkämpfen.  Aber  Ende 
des  Jahres  1825  folgte  auf  den  vorausgegangenen  wirtschafthchen 
Aufsclnvung  der  Niedergang  und  damit  das  Fehlschlagen  alk  r 
Arbeitseinstellungen.  Damit  brach  nicht  nur  die  damalige  Gewt  rk- 
vereinshewegung  zusammen,  es  erschien  der  praktische  Beweis 
erbracht,  dafs  es  unmöglich  sei  auf  der  von  Place  vertretenen 
Grundlage,  der  Grundlage  der  klassischen  Nationalökonomie,  zur 
Emanzipation  zu  gelangen,  und  es  ist  begreiflich,  dafs  die  Arbeiter 
nunmehr  revolutionären  Bestrebungen  sich  zuwandten. 

Da  war  zunächst  Cobbett  mit  seiner  Agitation  ftlr  Parlaments* 
reform.  Mit  Inbrunst  schloss  man  sich  der  Bewegung  an.  von 
der  man  das  allgemeine  Wahlrecht  erhofite.  Allein  das  Reform- 
gesetz von  1832  brachte  nicht  das  allgemeine  Wahlrecht,  und  nun 
folgen  sich  eine  Reihe  teils  sozialer  teils  politischer  revolutionärer 
Bestrebungen,  die  alle  ihre  Ziel  nicht  erreichen  konnten,  trotzdem 
aber  durch  die  erziehliche  Wirkung,  welche  sie  ausflbten,  von 
nachhaltigem  Einfluss  waren. 

Zunächst  entsteht  eine  neue  Gewerkvereinsbewegung.  die 
von  1829  -  34  in  einem  Anlauf  den  Himmel  zu  stürmen  hoffte. 
Es  ist  ein  besondere^  Verdienst  der  Verfasser  diese  Episode  in 
der  Geschichte  der  englischen  Arbeiterklasse  zum  ersten  Maie 
beschrieben  zu  haben. 

Die  Gewerkvcreinsorganisationen  waren  bisher  nur  lokale 
gewesen  Di«^  Arbeiter  eines  Gewerbes  an  einem  Orte  bildeten 
die  Mitgliedschaft  der  Gesellschalt.  Damit  war  ge.-5agt.  dafs  die 
Mittel  eines  jeden  Vereins  sehr  begrenzte  waren.  Die  Nachteile 
davon  hatte  man  in  dem  Fehlschlagen  der  Bewegung  von  1825 
empfindlich  kennen  gelernt  Um  diesen  Fehler  zu  heilen  ver- 
langte man  nun  nach  Organisationen,  die  das  ganze  Land  um- 
fassten,  nationale  Gewerkvereine.  Allein  statt  diese  Organisationen 
zunächst  fflr  jedes  Gewerbe  besonders  zu  schaffen,  verfolgte  man 
das  Ideal  einer  nationalen  Organisation  der  Lohnarbeiter  aller 
Gewerbe.  So  etwas  konnte  als  Resultat  einer  Entwickelung,  welche 
die  Arbeiter  der  einzelnen  Gewerbe  vorerst  in  Sonderorganisationen 
erzogen  hatte,  sich  einmal  ergeben.    Einstweilen  war  das  Pro> 
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jekt  ein  verfrQhtes.  Trotz  der  Hunderttausende,  die  in  kürzester 
Zeit  dem  grossen  Nationalverein  der  konsolidirten  Gewerbe  bei- 
traten, ging  er  alsbald  an  seinen  inneren  Schwächen,  an  dem 
Mangel  an  Mitteln,  Disziplin,  Opferwiliigkeit  und  an  Sektions- 
streitigkeiten zu  Grund.  Das  Einzige,  was  er  zur  Folge  hatte,  war, 
dafs  er  den  herrschenden  Klassen  einen  heillosen  Schrecken  ein- 
jagte und  —  da  das  Whigniinisterium  den  Mut  nicht  hatte,  ein 
Ausnahmegesetz  einzubringen  —  zur  systematischen  Ausbildung 
jener  Verfolgung  der  Gewerkvereinc  als  Verschwörungen  auf 
Grundlage  des  gemeinen  Rechts  den  Anstoss  gab,  unter  der  die 
Gewerkvereine  lür  Dezennien  leiden  sollten. 

Als  dann  die  himmclsstürmende  Strikebewegung  des  grofsen 
National  -  Gewerkvereins  zusammengebrochen,  erhielten  Robert 
Owen  s  Anschauungen  in  ihm  die  Oberhand.  Der  Strike  wurde 
als  Emanzipationsmittel  laut  periiorresziert;  der  genossenschaft- 
liche Kommunismus  Owen's  mit  seiner  Kulmination  in  den  Ar- 
beitsbörsen, an  denen  die  Produkte  nach  der  Menge  gesellschaft- 
licher Arbeitszeit,  die  ihre  Herstellung  gekostet,  gegen  einander 
umgesetzt  werden  sollten,  wurde  das  Ideal.  Owen  setzte  seine 
Hoffnung  auf  die  Verwirklichung  seiner  Projekte  durch  die  Ge- 
werkvereine, und  diese  ergingen  sich  —  voU  Siegesgewifsheit  — 
bereits  in  den  übermütigsten  Reden.  Da  erfolgte  auch  hier  das 
Fehlschlagen  aller  Experimente,  —  nicht  ohne  dafs  Owen,  wie 
\s  it  gleich  sehen  werden,  fruchtbare  Keime  fOr  eine  neue  Politik 
der  Gewerkverefne  zurücklassen  sollte. 

Dann  kam  aufs  neue  ein  Augenblick  der  Bedrohung  der  Ge- 
werkvereine durch  die  Gesetzgebung.  Die  Baumwollspinner  von 
Glasgow  hatten  ein  Regiment  des  Schreckens  eingeführt,  das  —  wenn 
es  selbst  auch  durch  Klassentyrannei  hervorgerufen  war  -  doch 
gerechte  Entrüstung  hervorrufen  mufste.  O  Connell,  der  mit  den 
irischen  Gewerkvereinen  unzufrieden  zu  sein  Veranlassung  hatte, 
benutzte  dies  zu  einem  heftigen  Angriff  auf  die  Gewerkvereinc 
im  Unterhaus.  Ein  Untersuchungsausschufs  wurde  niedergesetzt. 
Aber  abgesehen  von  2  Banden  Zeugenaussagen  hat  dieser  Aus- 
schufs  nichts  zur  Folge  gehabt. 

Da  kam  der  grofee  wirtschaftliche  Niedergang  zu  Ende  der 
dreifsiger  Jahre.  Damit  gingen  auch  die  Gewerkvereine  zurflck, 
und  wenn  sie  auch  als  solche  keinen  Anteil  nahmen  an  der 
Chartistenbewegung,  so  wandten  ihre  Mitglieder  doch  angesichts 
des  Fehlschlagens  aller  flbrigen  Bestrebungen  des  letzten  Dezen- 
niums der  Bewegung  sich  zu,  welche  von  der  Eroberung  der 
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politischen  Ciewalt  durch  die  Arbeiterklasse  die  wirtschaftliche 
und  soziale  Emanzipation  derselben  erwartete.  Die  Grundlehre 
derselben,  dafs  es  unni«")gli(  h  sei,  die  Arbeiterklasse  innerhalb  der 
bestehenden  Ordnung  wirt.^chaltlich.  sittlich  und  geistig  zu  heben, 
schien  nur  allzusehr  in  Uebereinstiinmung  mit  den  gemachten 
Erfahrungen.  Aber  auch  diese  Bewegung  —  die  erste  eigentlich 
sozialdemokratische  Bewegung  der  Neuzeit  —  schlug  fehl  und 
mufste  fehlschlagen,  weil  sie  Ober  der  Verfolgung  der  politischen 
Interessen  die  Hebung  des  wirtschaftlichen,  sittlichen  und  geistigen 
Menschen  vernachlässigte»  ohne  welche  selbst  ein  Sieg  der  Ar- 
beiter nicht  von  Dauer  sein  konnte.  Trotzdem  hat  sie  wichtige 
Resultate  auch  ibr  die  Entwicklung  der  Gewerkvereine  gebracht 
Einmal  hatte  sie  die  Wirkung,  die  englische  Arbeiterklasse  bis 
in  den  entlegensten  Winkel  des  Landes  aus  den  Oberkommenen 
Anschauungen  der  Unterwürfigkeit  aufzurütteln  und  zum  Bewufet- 
sein  ihrer  besonderen  Klasseninteressen  zu  bringen,  sodann 
brachten  einzelne  ihrer  Führer,  wie  Bronterre  O'Brien,  selbst  den 
zurückgebliebensten  englischen  Arbeitern  zum  Bewufstsein,  dafs 
es  sich  bei  der  sozialen  Bewegung  nicht  um  ein  Zurücklenken  in 
die  Geleise  veralteter  Wirtschaftspolitik,  sondern  um  eine  neue 
gesellschaftliche  Organisation  handle.  Durch  die  Chartistenbewe- 
gung aufgerüttelt  schuf  die  engli-M-he  Arbeiterklasse  in  den  fol- 
genden Dezennien  dann  die  Grundlage  für  ihre  spätere  politische 
Emanzipation,  indcui  >it  ,  unterstützt  durch  die  höheren  Gesell- 
schaftsklassen, nui  unvergleichlicher  Energie  dahin  btrebte,  vor- 
erst die  wirtschaftlichen,  sittlichen  und  geistigen  Grundlagen  ihres 
politischen  Aufsteigens  zu  schaffen. 

Den  Umschwung,  der  nach  dem  Fehlschlagen  der  vorge« 
fahrten  sozialen  und  politischen  revolutionären  Bestrebungen  ein- 
trat, schildern  die  Verfasser  am  Eingang  ihres  4.  Kapitels  mit 
folgenden  Worten:  „Sie  (die  Gewerkvereine)  legten  alle  Projekte 
sozialer  Revolution  bei  Seite,  setzten  resolut  ihre  ganze  Kraft  ein, 
den  schlimmsten  gesetzlichen  und  wirtschaftlichen  BedrQckungen, 
unter  denen  sie  litten,  Widerstand  zu  leisten  und  bauten  langsam 
die  Organisationen  aus,  die  ein  integrirender  Teil  der  modernen 
Wirtschaftsorganisation  geworden  sind.  Wir  sehen  die  Haupt- 
Ursache  dieses  Erfolges  in  der  Ausbreitung  von  Bildung  unter 
der  Masse  und  in  den  praktischen  Ciesichtspunkten,  die  seit  1842 
in  der  Gewerkvereinswelt  die  Oberhand  erhielten.  Indes  dürfen 
wir  die  Wirkungen  der  eintretenden  wirtschaftlichen  Veränderung 
nicht  übersehen.    Die  Periode  von  1825 — 1848  ist  durch  die 
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Häufigkeit  und  Heftigkeit  der  wirtschaftlichen  Krisen  bemerkens- 
wert Seit  1850  (d.  h.  seit  Beginn  der  Aera  des  Freihandeb)  war 
der  wirtschaftliche  Aufschwung  ftkr  viele  Jahre  grOfeer  und  stetiger 
als  in  jeder  vorausgegangenen  Periode.  Es  ist  kein  blofser  Zu- 
fall» dafs  diese  Jahre  des  Wohlstands  die  Annahme  eines  „neuen 
Musters"  der  Organisation  seitens  der  Gewerkvereinswclt  sehen, 
einer  Organisation,  unter  der  die  Gewerkvereine  eine  finanzielle 
Stärke,  einen  gelernten  Stab  besoldeter  Beamter  und  einen 
blcibcndrn  Bestand  an  Mitgliedern  erhielten,  wie  sie  bisher  un- 
bekannt waren."  ..Ks  entstanden  die  gröfseren  „Vereinigten 
Gesellschaften"  aller  gelernten  Arbeiter  zusammengehöriger  Ge- 
werbe, welche  Hilfskasscnzwecke  mit  Gcwcrkvcreinszwccken  ver- 
banden und,  wo  immer  möglich,  „eine  industrielle  Diplomatie" 
an  die  Stelle  der  rauheren  Methode   des  Klassenkriegs  setzten." 

Ich  will  hier  nicht  bei  der  Entstehung  und  Schilderung  des 
„neuen  Musters"  der  Gewerkvereinsorganisation  verweilen.  Dieses 
Muster  ist  die  Gesellschaft  der  Vereinigten  Maschinenbauer,  deren 
Entwicklung  und  Verfiusung  ich  in  meinen  Arbeitergilden  aus- 
f&hrlich  erzählt  habe,  eine  Darstellung,  auf  welche  die  Verfasser 
wiederholt  Bezug  nehmen.  Desgleichen  will  ich  mich  bei  dem 
Versuch  der  vierziger  Jahre,  einen  neuen  Verband  aller  Gewerk- 
vereine in  der  „Nationalen  Assoziation  der  Vereinigten  Gewerk- 
vereine"  zu  schaffen,  nicht  langer  aufhalten.  Er  war  von  unter- 
geordneter Bedeutung  und,  wie  die  Verfasser  treffend  bemerken, 
ein  Uebergangsstadium  zwischen  dem  allgemeinen  Gewerkverein 
der  dreifeiger  Jahre,  von  dem  oben  die  Rede  war.  und  der  ge- 
meinsamen parlamentarischen  Aktion  der  Jahre  1863 — 75.  Wich- 
tiger scheint  mir  die  Betrachtung  des  neuen  Geistes,  der  in  die 
Gewerkvereine  einzog.  Ich  möchte  da  auf  Grund  teils  eigener 
.Studien,  teils  des  persönlichen  Umgangs  mit  den  M.Innern,  die 
in  ihrer  Jugend  die  damalige  Bewegung  geleitet  haben,  die  Aus- 
führungen der  Verfasser  in  nicht  unerheblichen  Punkten  ergänzen. 
Diese  Ergänzung  erscheint  mir  von  Wichtigkeit  fiu"  das  Ver- 
stclndnis  sowohl  der  Gewt  rkvercinsbewegung  überhaupt  als  auch 
insbesondere  derjenigen  der  letzten  zehn  Jahre. 

Die  Verfa.sser  scheinen  mir  nümlich  die  Spuren,  welche  die 
Owen'sche  Bewegung  in  den  Gewerkvereinen  hinterlassen  haben, 
etwas  zu  unterschätzen.  Dieselben  waren  sehr  nachhaltiger  Natur. 
Nur  mufs  man  zwischen  der  esoterischen  und  exoterischen  Auf- 
fassung der  Gewerkvereine  unterscheiden. 

Vor  allem  möchte  ich  daraufhinweisen,  dafs  Owens  Agitation 
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gegen  die  auf  der  Konkurrenz  beruhende  Wirtschaftsorganisation 
in  den  englischen  Arbeitern  ein  nachhaltiges  Verlangen  nach 
planmäfsigcr  Regelung  der  Produktion  hervorgerufen  hat.  Ganz 
unzweideutig  tritt  dies  in  der  iiierkwiirdigen  Adresse  hervur. 
welche  1844  der  Verein  der  Grubenarbeiter  an  die  Gruben- 
besitzer von  Grolsbritannien  und  Irland  gerichtet  hat.^)  Die 
Gl  ubcnai  heiter  verlangen  darin  ein  Lohiiminimum :  dazu  >ollen 
die  Grubenbesitzer  soviel  draufschlagen,  als  sie  als  gehörigen 
und  vernOnftigen  Gewinn  ihres  Kapitals  ansehen;  und  um  die 
Kohlenpreise  auf  einem  Satze  zu  halten,  der  sie  in  Stand  setzt, 
diese  Löhne  zu  zahlen  und  diesen  Gewinn  zu  realisieren,  sollen 
sie  sich,  statt  miteinander  zu  konkurrieren,  kartellieren.  Diese 
Auffassung  haben  mflchtige  Bruchteile  der  englischen  Gruben« 
bevölkerung  seitdem  ununterbrochen  festgehalten.  Macdonald 
hat  dieselbe  gegenober  dem  Verlangen  nach  gleitenden  Lohn* 
Skalen,  von  dem  noch  zu  reden  sein  wird,  wiederholt  geltend 
gemacht.  In  dem  Schiedsgericht,  das  1879  die  Streitigkeiten 
zwischen  den  Grubenbesitzern  und  den  Grubenarbeitern  der 
Grafschaft  Durham  zu  entscheiden  hatte,  hat  sie  der  alte  Owenit 
Lloyd  Jones  mit  Nachdruck  vertreten.^)  Wir  werden  noch  sehen, 
wie  sie  in  neuester  Zeit  noch  lebendig  ist. 

Desgleichen  niufs  ich  noch  betonen,  dafs  gerade  die  leitcnckn 
(ieister.  welche  das  „neue  Muster"  ausgebildet  und  mit  unuber- 
trefflicher  Geschicklichkeit  geleitet  haben,  überzeugte  Oweniten 
waren.  Wie  ult  habe  ich  mit  Newton  und  Allan  zusammen- 
gesessen, wenn  sie  ihren  unverbrüchlichen  Glauben  an  die  Zu- 
kunft einer  konnnunislibchen  Organisation  der  Volkswirtschalt 
darlegten!  Owens  Einflufs  war  also  äufserst  nachhaltig  in  der 
Bestimmung  der  bleibenden  Ideale  der  englischen  Arbeiter.  Aber 
der  Unterschied  gegen  die  dreifsiger  Jahre  war  der,  dafs  diese 
Ideen  den  Charakter  von  Idealen  oder,  wie  Allan  sich  auszu» 
drücken  pflegte,  von  Sonntagsideen  angenommen,  denen  man 
wie  sOfsen  Traume  an  ein  besseres  Jenseits  sich  hingab,  wahrend 
man  an  Werktagen  aufserst  opportunistisch  seine  Politik  den  ge- 
gebenen Verhaltnissen  des  Augenblicks  anpafste. 

War  dies  die  esoterische  Lehre,  so  war  die  ezoterische  nun- 
mehr genau  den  bestehenden  wirtschaftlichen  und  politischen 


Abgedruckt  in  45.  Bande  der  Schriften  des  Vereins  fllr  Sozialpolitik 
Seite  11. 

*)  VgL  Schrillen  des  Vereins  fltr  SozialpoUtik,  45.  Band  S.  187. 
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Verhältnissen  angemessen.  Man  stellte  sich  resolut  aut  die  Basis 
der  herrschenden  ökonomischen  Doktrin,  dafa  der  Lohn  durch 
Angebot  und  Nachfrage  bestimmt  werde.  Dagegen  anzukämpfen 
fiel  niemand  mehr  ein.  Allein  man  verlangte  nur,  ebenso  wie 
andere  Waarenverkäiifer  das  Angebot  ihrer  Waare,  so  das  der 
Arbeit  der  Nachfrage  anpassen  zw  können,  und  zu  diesem  Zweck 
hielt  man  teils  an  Einrichtungen,  die  aus  der  alten  gewerblichen 
Ordnung  überkoniinen  waren  —  wie  an  dcrRegelung  der  Lehrlings- 
zahl und  an  dem  Ausschlufs  nicht  gelernter  Arbeiter  —  fest,  teils 
suchte  man  durch  moderne  Mafsnahmen  —  wie  Regelung  der  Ar- 
beitszeit, insbesondere  des  Ueberzeitarbeitens,  und  durch  Organi- 
sation der  Auswanderung  —  auf  das  Angebot  einen  Einflufs  zu  ge- 
winnen. So  hoffite  man  in  Stand  gesetzt  zu  werden,  eventuell 
wie  andere  Waarenkftufer  bei  ungenügendem  Preise  seine  Waare 
vom  Markt  zurflckhalten  zu  können,  bis  deren  Preis  wieder  stieg. 
Man  bildete  den  Gewerkverein  aus  zur  natOrlichen  und  notwen* 
digen  Ergänzung  der  Nationalökonomie  auf  Grundlage  vollkom- 
mener Freiheit.  Dabei  waren  es  nunmehr  gerade  die  Gewerk- 
vereine, welche  den  Arbeitgebern  vorzuführen  suchten,  dafs  die 
Interessen  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  identisch  seien.  Man 
suchte  die  alte  gesetzliche  Lohnregelung,  wie  sie  sich  am  längsten 
bei  den  Seidenwebern  erhalten  hatte,  zeitgeniclfs  umzugestalten, 
indem  man  nach  Lohnregelung  in  Schieds-  und  Einigungsämtern 
durch  eine  gleiche  Anzahl  von  Arbeitgebern  und  Arbeitern  ver- 
langte. Wie  die  Verfasser  es  treffend  ausdrücken,  entstand  auf 
Seiten  der  Gewerkvereine  ein  allgemeines  V  erlangen,  die  für  die 
Lage  der  Arbeiter  mafsgehenden  wirtschattliehen  und  sozialen 
1  hatsachen  kennen  zu  lernen.  Wie  alle  Arbeitsbedingungen,  so 
sollten  die  Schieds-  und  Einigungsämter  insbesondere  die  Lohn- 
sätze auf  Grund  dieser  Thatsachen  den  Prinzipien  der  National- 
ökonomie gemäfs  festsetzen. 

Nicht  minder  opportunistisch  verfuhr  man  in  politischen  Dingen. 
Es  ist  fast  selbstverständlich,  dafs  die  enorme  Mehrzahl  der  Ge- 
werkvereinler  allzeit  für  das  allgemeine  Wahlrecht  und  sonstige 
weitgehende  politische  Forderungen  war.  Aber  dies  waren  sie 
nur  individuell  —  als  private  Bürger.  Dagegen  hielt  man  streng 
auf  die  Fernhaltung  aller  Politik  und  aller  Religion  von  den  Ge- 
werkvereinen als  solchen.  Die  Erfahrung  hatte  gelehrt,  dafs  nur 
bei  solchem  Verhalten  innerhalb  der  Gewerkvereine  die  nötige 
Eintracht  zu  erhalten  und  von  den  herrschenden  Parteien  die  im 
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Interesse  der  Gewerkvereine  unentbehrlichen  gesctzhchen  Re- 
formen zu  erreichen  seien. 

Dabei  enthielt  diese  strenge  Unterscheidung  zwischen  dem 
aktuellen  Verhalten  und  dem,  was  man  einmal  fQr  eine  ferne 
Zukunft  erhoffte,  keineswegs  eine  Heuchelei.  So  lange  man 
nichts  selbst  that,  um  diese  Zukunft  herbeizufOhren,  wer  konnte 
Einem  das  Traumen  Ober  diese  Zukunft  verwehren?  Hat  nicht 
jede  Partei  aufser  denen,  die,  weil  vollkommen  gesAttigt,  Ober- 
haupt keine  Zukunft  haben,  Träume  Ober  die  Entwickelung,  die 
sie  erhofft,  welche  mit  der  Gegenwart  nicht  übereinstimmen?  Höch- 
stens die  ökonomischen  Doktrinäre,  welche  die  bestehende  Wirt- 
schaftsordnung für  eine  ewige  Kategorie  ansahen,  die  so,  wie  sie 
heute  war,  von  jeher  bestanden  und  in  alle  Zeiten  bestehen 
werde,  konnten  Anstoss  daran  nehmen.  Wer  aber  wusste,  da(s  — 
eb<  nso  wie  die  wirtschaftliche,  soziale  und  politische  Vergangen- 
heit ,c;anz  anders  wie  die  Cieffenwart  aussah  —  bezüglich  der 
Zukunt't  nur  Kines  sicher  sei.  nämlich,  dafs  sie  sehr  ver.-rhiedcn 
von  der  Gegenwart  aussehen  werde,  konnte  an  jenen  „Sonntags- 
idecn"  nicht  Anstofs  nehmen.  War  doch  Eines  gcwifs.  dafs  die 
Zukunft,  so  wie  sie  kummen  wird,  durch  ganz  andere  Momente 
bedingt  wird  als  durch  solche  Träume,  und  dafs  sie  so,  wie  sie 
kommen  soll,  kommen  wird,  gleichviel,  ob  diese  Träume  so  oder 
anders  besehafien  waren.  Also  ging  es  Niemand  etwas  an,  wie 
die  Fahrer  der  Gewerkvereine  Ober  die  Zukunft  dachten,  hoftten 
und  trflumten,  so  lange  sie  sich  in  ihrem  aktuellen  Handeln  streng 
innerhalb  der  Grenzen  des  Bestehenden  und  Gesetzlichen  hiel- 
ten. Fiel  doch  auch  keinem  der  Gewerkvereinler  ein,  die  Qbrigen 
Gesellschaftsklassen  nach  ihren  Zukunftsidealen  zu  fragen,  und 
andererseits  war  sicher,  dafs  nur  bei  solchem  Freigeben  der  Zu- 
kunftsideale, die  Anschauungen,  soweit  sie  utopistische  waren, 
sich  korrigieren  wOrden. 

Indem  man  so  die  Gewerkvereine  von  allen  Theoremen. 
Doktrinen,  Prinzipien,  Glaubensbekenntnissen,  kurz  vor  allem  Un- 
beweisbaren und  Hypothetischen,  um  dessentwillen  die  Menschen 
sich  am  meisten  befehden,  fernhielt  und  sich  streng  auf  das 
konzentrierte,  was  unter  den  t;cgel)enen  Verhältnissen  die  wiii- 
schaftliciic  und  soziale  Lage  der  Arbeiter  zu  heben  im  Stande 
war,  machte  man  den  Gewerkverein  zum  notwendigen  Mittelpunkt 
für  alle  auf  dieses  Ziel  gerichteten  Bestrebungen,  ohne  der  Zu- 
kunft irgend  zu  präjudizieren.  Dadurch  erlangte  man  eine  Stärke, 
die  notwendig  zum  Siege  führen  musste.    Man  machte  den  Ge- 
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werkverein  zu  dem,  was  er  wirklich  geworden  ist.  zur  Organisa- 
tion der  Arbeiterklasse.  Indem  man  ferner  das  I  lülfskassenwesen 
mit  dieser  Organisation  verband  und  in  Verbindung  mit  ihr  weiter 
ausbildete,  schuf  man  ein  zwar  nicht  unentbehrliches,  aber  doch 
Äusserst  wirksames  Mittel,  um  diejenigen,  welche  die  Begeisterung 
im  Augenblick  des  Klassenkampfes  ihr  zugeführt  hatte,  ihr  auch 
in  den  normalen  Zeiten  des  Friedens  zu  erhalten.  Und  was  man 
erhofil  hatte,  trat  ein.  Diese  neue  Politik  ftihrte  das  „neue  Muster" 
und  die  Gewerkvereine,  die  sich  nach  ihm  umgestalteten,  trotz 
mancher  bitterer  Kämpfe,  die  nicht  immer  unmittelbar  erfolgreich 
waren  —  ich  erwähne  der  Aussperrung  der  Maschinenbauer  von 
1852,  derjenigen  der  Londoner  Baugewerbe  von  1Ä59  —  von 
Triumph  zu  Triumph.  Dabei  war  von  wesentlicher  Bedeutung 
die  Unterstützung,  welche  den  Gewerkvereinen  von  ausgezeich- 
neten Angehörigen  der  höheren  Klassen  zu  Teil  wurde,  zuerst 
von  den  christlichen  Sozialisten  —  Maurice,  J.  M.  Ludlow,  Thomas 
Hughes.  Charles  Kingsley,  Lord  Goderich  (dem  jetzigen  Marquis 
von  Ripon),  Furnivall.  Vansittart  Neale  —  dann  von  den  I^ositi- 
visten  —  Frederic  Harrison.  Professor  Beesly,  Henry  Crompton. 
John  Morley.  In  diesen  Personen  erhielten  die  Cjewerkvereine 
eine  Anzahl  der  ghln/.end.sten  Federn  Englands  zu  beredten  Ver- 
teidigern. Wo  immer  eine  Arbeitsstreitigkeit  die  ötlentliche  Mei- 
nung aufregte,  setzten  sie  der  in  den  Blättern  allein  vorherr- 
schenden, den  einseitigen  Standpunkt  der  Arbeitgeber  vertretenden 
Darstellung  die  wirkliche  Lage  und  alle  Thatsachen  des  Streitfalls 
entgegen.  Sie  machten  das  Publikum,  das  die  Meinungen  der  Ar- 
beiter nur  aus  den  Karrikaturen  der  Soldschreiber  kannte,  mit  der 
wirklichen  Auffassung  der  Arbeiter  bekannt,  und  da  sie  nicht  etwa 
beschönigten,  sondern,  wo  sie  nicht  verteidigen  konnten,  auch 
tadelten,  hatten  sie  selbst  wiederum  die  Erziehung  dieser  Auf- 
fassung zur  Folge.  Aber  vor  Allem  bestand  die  Wirkung  doch 
in  der  Beseitigung  der  wahnwitzigen  Vorurteile  der  herrschenden 
Klassen,  und  selbst  die  ökonomische  Wissenschaft  fand  Gelegen- 
heit, sich  von  erheblichen  Irrtümern,  wie  Z.  B.  der  Lohnfond- 
theorie zu  befreien.  Das  Wichtigste  aber,  was  die  Freundschaft 
der  genannten  Advokaten  und  Literaten  den  Gewerkvereinen 
brachte,  war  ihre  Anerkennung  durch  die  (Icsetzgebung. 

Die  vorzüglichsten  Leiter  der  Gewerkvereinsbevvegung  der 
fünfziger  und  sechsziger  Jahre  waren,  abgebt  Im  ii  von  William 
Newton,  dem  eigentlichen  Schöpfer  des  neuen  Musters,  Allan  der 
Generalsekretär  der  Maschinenbauer,  Applegarth   der  General- 
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Sekretär  der  Zimmerleute  und  Schreiner,  GuUe  der  General- 
sekretär der  Eisengtesser»  Coukon  der  Generalsekretär  der  Back- 
steinmaurer, und  Odger.  ein  Damenschuhniacher.  Die  Ver&sser 
haben  diesen  Männern,  die  durch  enge  Freundschaft  mit  einander 
verbunden,  eine  Art  Arbeiterministerium  darstellten,  den  Namen 
der  Junta  gegeben  —  ein  Wort,  welches  aber  vielleicht  doch 
etwas  übertreibt,  indem  es  die  Vorstellung  einer  förmlichen  Or- 
ganisation  hervorzurufen  geeignet  ist,  wfthrend  die  gesamte 
Thütigkeit  dieser  Männer  auf  spontanem  Zusammenwirken  beruhte. 
Halten  wir  aber  das  Wort  fest,  so  wäre  der  Junta  noch  unbedingt 
Lloyd  Jones  hinzuzuzählen,  weitaus  das  geistvollste  und  leben- 
digste Glied  dieses  Bundes  von  Freunden.  Ihm  n  standen  als 
Alliirte  die  schon  genannten  christlichen  Sozialisten  und  l^>siti- 
visten  zur  Seite.  Aus>>erhalb  Londons  waren  die  geistesverwandten 
Führer  A.  Macdonald,  der  Schöpfer  der  Nationalen  Organisation 
der  Grubenarbeiter.  Kane.  der  Scki  t  tar  der  nordenglischen  Eisen- 
arbeiter. Droniielu.  ein  Buchdrucker  in  Shetiield,  und  der  leitende 
Geist  des  (jlasgower  Gewerkvereinsrats  A.  Campbell. 

Die  ganze  Leitung  der  Gewerkvereine  durch  diese  lAflnner 
war  getragen  von  einem  tiefen  Bewufstsein  der  Verantwortlich- 
keit ihrer  Stellung.  Sie  erkannten,  dafs  die  äufserste  Vorsicht 
das  erste  Erfordernis  sei,  um  ihr  Ziel  zu  erreichen.  Daher  waren 
sie  vor  allem  Gegner  aller  sinnlosen  Strikes,  und  energisch  ver- 
weigerten sie  denen  ihre  Unterstützung,  die  sich  sträubten,  den 
Streitfall  einem  Schiedsgericht  unter  einem  wohlwollenden  Un- 
parteiischen zu  unterbreiten.  Sie  suchten  grofse  Reservefonds 
anzusammeln,  aus  denen  sie  den  Arbeitslosen  eine  liberale  Unter- 
stützung zu  Teil  werden  liefsen,  und  unterstützten  vor  allem  die 
Arbeiter  mit  schlechteren  Arbeitsbedingungen  in  dem  Streben, 
die  Arbeitsbedingungen  zu  erlangen,  welche  seitens  der  besten 
Arbeitgeber  gewährt  wurden.  Auf  diese  Weise  suchten  sie  zu- 
nächst ein  ^Icichinülsif^es  Minimum  der  Lebenshaltung  für  die  ge- 
samte Arbeiterschaft  ihrer  Gewerbe  als  eine  unentbehrliche  Vor- 
aussetzung alles  weiteren  Fortschreitens  zu  schafVen.  Im  übrigen 
waren  sie  bemüht,  die  schlimmsten  Mifssiände  der  Gewerbegesctz- 
gebung  zu  beseitigen,  die  grobe  Ungereciitigkeit  in  der  gesetz- 
lichen Behandlung  des  Arbeitsvertragsbruchs,  die  Mängel  der 
Bergwerksgesetzgebung,  die  rechtliche  Schutzlosigkeit  der  Koa- 
litionen und  der  Gewerkvereinsgelder.  Daneben  waren  sie,  wenn 
auch  nicht  in  ihrer  Eigenschaft  als  Gewerkvereinsfilhrer,  so  doch 
als  Borger  eifrig  thatig  ftlr  die  Erweiterung  des  Wahlrechts 
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und  für  alle  gesetzlichen  Mal'snahmen  zur  Hebung  der  Volks- 
bildung. 

Es  war  ktine  leichte  Sache,  die  Arbeiterwelt  zu  dieser  Po- 
litik des  sicheren  und  stetigen  Fortschritts  zu  erziehen.  Heftig 
waren  die  Anfeindungen,  welchen  die  Junta  von  Seiten  der  stür- 
mischeren und  extremeren  Elemente  ausgesetzt  war.  Anderer- 
seits erkannten  die  Arbeitgeber  an  dem  wachsenden  Einflufs,  den 
die  Gewerkvereine  auf  die  öffentliche  Meinung  erhielten,  dais 
diese  realistische  Anpassung  der  Arbeiterpolitik  an  die  bestehende 
Ordnung  ihnen  weit  gefährlicher  war  als  die  revolutionären  Be- 
wegungen der  dreifsiger  und  vierziger  Jahre.  Mit  Zähigkeit  ver- 
teidigten sie  namentlich  auf  dem  Gebiete  der  Kontraktbruchsgesetz- 
gebung das  alte  ungerechte  Gesetz.  Aber  schon  schien  der  fried- 
liche Triumph  der  Gewerkvereine  gewifs,  da  traten  Ereignisse 
ein.  welche  den  Arbeitgebern  noch  einmal  —  es  war  dies  das 
letzte  Mal  —  die  Gelegenheit  geben  sollten,  die  öffentliche  Ent- 
rüstung gegen  die  ('icwerkvcreine  als  krinunellc  Verschwörungen 
zu  entfesseln  und  «i.-^inut  die  weitere  Iricdliche  Kiitwicklung  tlcr 
Arbeiterfrage  in  Fra^c  zu  stellen.  Die  schcufslichsten  Attentate  taiuien 
statt;  zwar  waren  es  keine  Attentate  gegen  souver.'ine  Häupter 
oder  Präsidenten  von  Republiken,  sondern  nur  gegen  Arbeiter; 
aber  was  weit  schlininur  war,  es  waren  wirklich  Gewerkvereine, 
von  denen  sie  ausgegangen  waren.  Die  zurückgebliebenen  Orga- 
nisationen der  Ziegelstreicher  von  Manchester  und  der  Sägen- 
schleifer von  Sheffield  hatten  eine  Anzahl  nichtswflrdiger  Ver- 
brechen gegen  Nichtgewerkvereinler  begehen  lassen  und  die  Voll- 
zieher ihrer  Befehle  aus  Vereinsmitteln  dafür  bezahlt  Abermals 
ging  ein  Schrei  des  Entsetzens  durch  das  Land  und  die  Arbeit- 
geber verlangten  ungestOm  nach  Unterdrückung  aller  Gewerk- 
vereine durch  das  Gesetz.  Eine  Untersuchungskommission  wurde 
niedergesetzt,  um  das  dazu  nötige  Material  zu  beschaffen,  und  nur 
mit  Mühe  gelang  es.  dem  christlichen  Sozialisten  Thomas  Hughes 
und  dem  Positivisten  Frederic  Harrison  als  Verteidigern  der  Ge- 
werkvereine Sitz  und  Stimme  in  dieser  Kommission  zu  ver- 
schaffen. Und  wie  ein  Unglück  niemals  allein  zu  kommen  pflegt, 
gleichzeitig  erklärten  die  Gerichte,  dafs  die  Gewerkvereinc  kein 
Recht  hätten,  ihre  Beamten,  wenn  sie  Gewerkvereinsgelder  unter- 
schlügen, gerichtlich  zu  verfolgen.  Somit  wurde  das  gesamte  an- 
gesammelte Gewerkvereinsvermögen  von  den  Gerichten  lediglich 
der  persönlichen  Ehrenhaftigkeit  der  Gewerkvereinsbeamten  preis- 
gegeben. 
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Aber  gerade  der  flbertriebene  Eifer  der  Arbeitgeber  erleich- 
terte den  Triumph  der  Gewerkvereine.  Je  mehr  die  Arbeitgeber 
alle  Gewerkvereine  mit  den  Missethaten  von  Manchester  und 
Sheffield  zu  identifizieren  suchten,  desto  gUnzender  zeigte  sich 
die  Unschuld,  ab  die  Untersuchung  nunmehr  die  solide,  gesetz- 
liche^  strikefeindliche  Politik  der  grofsen.  nach  dem  „neuen  Muster* 
reorganisierten  Gewerkvereine  offenbarte.  Weit  entfernt  als  revo* 
lutionäre  Störenfriede  erschienen  sie  als  grofsartige  Mülfskassen. 
die,  indem  sie  die  Arbeiter  gegen  Krankheit,  Invalidität.  Alter  und 
Arbeitslosigkeit  versicherten,  einem  wesentlichen  Mangel  in  der 
bestchendcnWirtschaftsorganisation entgegenkamen.  Auch  nutztees 
den  Arbeitgebern  nichts,  als  sie,  aufserStand.  ihre  Anklage  gegen  die 
Gewerkvereine  als  kriminelle  Verschwörungen  aufrecht  zu  erhalten, 
den  Kampfplatz  zu  wechseln  suchten,  indem  si<-  auf  Grund  der  Gut- 
achten von  Vcrsiclicrungslecimikern  die  drohende  Insolvenz  der  Ge- 
werkvereine alsVersicherungsgesellbchaften  denunzierten.  Es  führte 
dies  nur  zu  der  Einrlumung  der  Versicherungstechniker,  dafs 
wo,  wie  bei  den  Gewerkvereinen,  die  Möglichkeit  gegeben  sei. 
jedes  etwa  entstehende  Defizit  durch  eine  aufserordentUche  Um- 
lage zu  begleichen,  alle  ihre  Qblichen  Versicherungsregeln  un- 
anwendbar seien.  Die  Folge  war,  dafs  selbst  der  Mehrheitsbericht 
der  Untersuchungskommission,  von  der  die  Gegner  die  gesetz- 
liche Unterdrückung  der  Gewerkvereine  erwartet  hatten,  mit 
einem  Antrag  auf  Legalisierung  derselben  endete.  Allerdings 
sollte  diese  Legalisierung  teilweise  an  Bedingungen,  die  iür  die 
Gewerkvereine  unannehmbar  waren,  geknüpft  werden.  Aber 
dafür  war  die  Minderheit  der  Kommission  da,  um  dies  zu  ver- 


hindern. Sie  befürwortete  die  Beseitigung  aller  Art  von  Aus- 
nahmsgesetzgebung über  den  Arbeitsvertrag  auf  Grund  des  Prin- 
zips, erstens,  daf:-.  keine  Handlung  ungesetzlich  sein  solle-,  wenn 
von  einem  Arl)eiter  begangen,  es  sei  denn,  dafs  diese  Handlung 
gleichfalls  ungesetzlich  sei.  wenn  von  irgend  einer  anderen  Per- 
son begangen,  und  zweitens,  dafs  keine  Handlung,  die  auf 
Grund  einer  Koalition  von  Personen  begangen,  als  ein  \'er- 
brechen  anzusehen  sei,  es  sei  denn,  dafs  sie  auch  als  Ver- 
brechen erachtet  werde,  wenn  von  einer  einzelnen  Person 
begangen.  Dagegen  forderte  die  Minderheit  den  Schutz  6lr 
die  Gewerkvereinsgelder;  im  übrigen  begnügte  sie  sich  ab- 
sichdich  mit  der  Beibehaltung  des  gesetzlich  abnormen  Zustands, 
dafs  diese  Vereine,  aulser  was  den  Schutz  ihrer  Gelder  anging, 
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in  ihrer  korporativen  Eigenschaft  weder  klagen  noch  verklagt 

werden  konnten. 

Grofse  Schwierigkeiten  standen  der  Verwirklichung  dieses 
Programmes  im  Wege,  und  zwar  kamen  die  Schwierigkeiten  nicht 
blos  von  Seiten  der  Arbeitgeber.  Viele  Arbeiter  wollten  davon 
nichts  wissen.  Man  perliorrcszierte  den  Staat,  selbst  wenn  er 
Wohlthaten  erweisen  sollte.  Der  Grund  hierin  liegt  in  dem  in- 
tensiven Milstrauen,  welches  die  fast  hundertjährige  Verfolgung 
selbst  der  legitimsten  Arbeiterbestrebungen  seitens  der  Gesetz- 
gebung und  der  Verwaltung  in  dem  englischen  Arbeiter  erzeugt 
hatte.  Aufserhalb  des  Gesetzes  waren  ihre  Organisationen  ent- 
standen, gewachsen  und  zu  einer  nicht  mehr  zu  beseitigenden  Macht 
geworden;  daher  der  Wahlspruch:  Je  weniger  die  Arbeiter  mit 
dem  Gesetz,  gleichviel  welcher  Art,  zu  thun  haben,  desto  besser." 
Aber  schliefslich  gelang  es  den  Fflhrern,  die  Massen  zur  Erkenntnis 
der  Vorteile  des  Programms  der  Minderheit  der  Kommission  zu 
erziehen.  Dann  kam  1867  die  Parlaroentsreform,  welche  den 
Gewerkvereinlem  das  Wahlrecht  verlieh.  Nun  folgten  eine  Reihe 
von  Gesetzen,  welche  die  Gewerkvereine  für  gesetzlich  erklärten. 
Aber  immer  noch  blieben  eine  Reihe  von  gesetzlichen  Fall- 
stricken, die  bei  Arbeitseinstellungen  verhängnisvoll  werden 
konnten.  Die  liberale  Partei  hatte  sie,  als  sie  am  Ruder  war, 
nicht  beseitigen  wollen.  Darauf  gingen  die  Gewerkvereine  in  die 
Opposition,  und,  als  Gladstone  1874  Neuwahlen  ausschrieb, 
blieben  die  Liberalen  in  der  Minderheit.  Die  konservative  I'artei, 
die  darauf  ans  Ruder  kam,  hatte  nun  nicht»  Eilip;cres  zu  thun,  als 
das  volle  Programm  des  I  larrison'schen  Miiidcrlicitsberichts  von 
1867  zu  verwirklichen.  Die  koUeklivu  Vereinbarung  der  Arbt  iLs- 
bedingungen  mit  allem,  was  zu  ihrer  Durchführung  notwendig 
ist,  ward  endlich  nach  fünfzigjährigem  Kampfe  von  der  Gesetz- 
gebung des  Landes  anerkannt. 

Gleichzeitig  mit  diesem  Triumph  der  Gewerkvereine  in  der 
Gesetzgebung  ging  eine  bb  dahin  unerhörte  Ausbreitung  der> 
selben  in  allen  Gewerben  und  ihre  gesellschaftliche  Anerkennung 
Hand  in  Hand. 

'  Um  die  erstere  richtig  zu  würdigen,  dflrfen  wir  nicht  aufser 
Acht  lassen,  dafs  auf  den  deutsch-französischen  Krieg  ein  enormer 
Aufschwung  im  Wirtschaftsleben  stattfand,  der  in  England  bis 
zum  Jahre  1874  fortdauerte.  Wie  immer,  so  ging  auch  diesmal 
damit  eine  mflchtige  Bewegung  für  bessere  Arbeitsbedingungen 
und  im  Zusammenhang  damit   ein  Anschwellen   der  Gewerk- 
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vercinsorpanisation  Hand  in  Hand.  Das  benicrkt-nswcrtcste  dal>ci 
war,  dalb  nun  aucli  die  ländlichen  Arbeiter  sich  zu  organisieren 
begannen.  Der  rastlosen  Energie  Joseph  Arch's  gelang  es,  inner- 
halb zweier  Blonate  einen  Nationalverband  ländlicher  Arbeiter 
ins  Leben  zu  rufen,  dem  nahezu  hunderttausend  Mitglieder  an- 
gehörten. Die  alten  Gewerkvereine  unterstQtzten  aufs  lebhafteste 
die  Bewegung,  indem  sie  Gelder  beisteuerten  und  Organisatoren 
entsandten.  Unter  dem  Einfluls  der  Bewegung  wurde  das  Pro- 
gramm der  Gewerkvereine  erweitert  und  auf  die  Bodenbesitzreform 
erstreckt. 

Eine  andere  Folge  des  wirtschaftlichen  Aufschwungs  war  die 
Neunstundenbewegung.  Sie  begann  bei  den  Maschinenbauern  in 
Sunderland  Nach  fanfmonatiichem  Strike  setzten  sie  ihre  Forde- 
rung durch,  und  so  geschickt  führten  sie  ihre  Sache,  dafs  sie  — 
ein  noch  nie  dagewesener  Erfolg  —  sogar  die  Times  auf  ihre 
Seile  brachten.  Dann  wurde  der  Neunstundentag  vom  Lotidoner 
HauL:<  werbe  durchgesetzt,  und  darauf  ergrift*  die  Neunstunden* 
bewcgung  auch  die  Baumwollarbeiter. 

Ich  sehe  mich  hier  genötigt,  in  einem  nicht  ganz  unerheb- 
lichen Punkte  von  der  Darstellung  unserer  Verfasser  abzuweichen. 
Sie  sind  beide  als  lebhafte  Befürworter  einer  Verkürzung  des 
Arbeitstags  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  statt  durch  Gewerk- 
vereinsmittel  bekannt.  Ohne  ihrem  Postulate  prinzipiell  entgegen- 
treten zu  wollen,  mufs  ich  doch  betonen,  dafs  sie,  um  demselben 
die  Wege  zu  ebnen,  die  Dinge  nicht  ganz  sachgemais  darstellen 
und  damit  das  Verständnis  der  Entvricklung,  statt  es  zu  erleichtern, 
erschweren. 

Sie  konstruieren  nämlich  einen  kOnstlichen  Gegensatz  zwischen 
den  damaligen  Londoner  GewerkvereinsfOhrern  und  den  Ge- 
werkvereinen der  Baumwollarbeiter  und  Grubenleute,  der 
wirklich  nicht  bestand,  indem  sie  sagen,  für  die  letzteren  sei  von 
eher  da>  X'rrlangen  nach  einem  Schutz  der  Lebenshaltung,  des 
Standard  of  Life,  durch  die  Gesetzgebung  charakteristisch. 
Dieser  Gegensatz  wäre  nur  dann  anzuerkennen,  wenn  die  Baum- 
Wüllarbciter  und  Ciruhcnlcute  in  drnselben  Fragen  die  Gewalt 
des  Gcsctzgriiers  angcruten  hattm.  in  denen  die  Londoner  Ge- 
werkvereine iim  zurückwiesen,  also  etwa  in  der  Frage  der 
Regelung  des  Lohnes.  Aber  das  aus  der  Zeit  der  alten  gewerb- 
lichen Ordnung  slainnicnde  Postulat  der  gesetzlichen  Festsetzung 
eines  Lohnminimums  hatten  die  Baumvvollarbeiter  und  Gruben- 
arbeiter ebenso  lange  wie  die  Londoner  durch  die  Regelung  des- 
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selben  durch  die  Gewericvereine  ersetzt  Wo  sie  von  der  Gesetz- 
gebung mehr  verlangten  als  diese,  erklärt  sich  dies  einfach  aus  der 
besonderen  technischen  Natur  ihrer  Gewerbe  und  erstreckte  sich 
auf  Pünkte,  wo  dieses  Verlangen  die  volle  Billigung  und  zwar 
die  prinzipielle  Billigung  der  Londoner  hatte. 

Nachdem  die  Maschinenbauer  und  die  Baugewerbe  den  Neun- 
stundentag selbständig  durchgesetzt,  verlangten  nämlich  die  ßaum- 
wollarbeiter  eine  Herabsetzung  ihres  Arbeitstages  von  10  auf  9 
Stunden  durch  die  Gesetzgebung.  Warum  durch  die  Gesetz- 
gebung und  nicht  durch  die  Gewerkvereine?  Die  Antwort  wird 
leicht,  wenn  wir  erwägm.  dafs  die  g^of-^e  Masse  der  in  der 
Baunnvollindustrie  Beschäftigten  Frauen  und  Kinder  sind.  Nun 
hat  die  Gesetzgebung  seit  Beginn  des  Jahrhunderts  anerkannt, 
dafs  sie  für  Frauen  unti  Kinder  den  .Arbeitstag  zu  crnuir:^igen 
habe.  Auch  gab  es  gar  keine  andere  MögHchkeit  für  diese  un- 
organisierten Klassen  die  Herabsetzung  zu  erreichen.  Anderer- 
seits war  die  Arbeit  der  erwachsenen  Männer  von  der  der  Frauen 
und  Kinder  abhängig.  Setzte  das  Gesetz  filr  diese  den  Arbeitstag 
herab,  so  war  gleichzeitig  auch  fOr  die  Gewerkvereinler  dasselbe 
erreicht  Es  war  also  ganz  selbstverständlich,  dafs  die  Gewerk- 
vereine der  Baumwollspinner  filr  eine  gesetzliche  Herabsetzung 
des  Arbeitstags  der  Frauen  und  Kinder  von  10  auf  9  Stunden 
agitierten,  wenn  sie  die  gleiche  Herabsetzung  lOr  sich  erreichen 
wollten.  Und  wie  wenig  sozialistisch  dies  auf  ihrer  Seite  gedacht 
war.  zeigt,  dafs  Mundella  es  war,  der  den  Gesetzentwurf  im 
Parlament  vertrat.  Im  üebrigen  gewährte  die  Gesetzgebung 
weniger  als  die  Maschinenbauer  und  Baugewerbe  bereits  erreicht 
hatten:  statt  des  Neun-^tundentags  wurden  567.)  Wochenstunden 
für  das  Baum wollgc werbe  dekretiert,  für  die  ersten  tünf  Wochen- 
tage ein  Zehnstundentag.  für  den  Samstag  6",  Stunden. 

Ebensowenig  stand  die  von  den  Grubciileutcn  veriangtt-  I><  rg- 
werksgesetzgebung  im  Widerspruch  mit  den  sonstigen  Gewerk- 
vereinsprinzipien.  Sie  erstreckte  sich  auf  die  Beschartung  der 
unenlbehrhchen  V'entihition  und  auf  die  Verhinderung  des  BcLi  ugs 
bei  der  Lohnzahlung  durch  das  Trucksystem  und  durch  Nullen 
der  Förderwagen.  Das  Verhüten  von  Unglücksfällen  aber  konnte 
auch  der  doktrinärste  Individualist  ohne  Verletzung  seiner  Prin- 
zipien der  Gesetzgebung  zumuten,  und  was  die  Verhinderung  von 
Betrug  bei  der  Lohnzahlung  angebt,  so  handelt  es  sich  hier  um 
Maisnahmen,  die  bereits  Adam  Smith  damit  gerechtfertigt  hat, 
dafs  es  sich  hier  um  ein  Eingreifen  des  Staates  nicht  in  die  Be- 
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dingungen  eines  erst  abzuschliefsenden,  sondern  zur  Sicherung 
der  DurchfOhning  eines  abgeschlossenen  Arbeitsvertrags  handle. 
Wo  dagegen  Arbeitsbedingungen,  die  den  Grubenleuten  mit  den 
übrigen  Gewerben  gemein  waren,  in  PVage  standen,  war  ihre 
Politik  in  nichts  von  der  der  übrigen  Gewerkvereinc  verschieden. 

Wühl  aber  unterschieden  sich  die  Gewerkvereine  der  Raum- 
vvollarbeiter  und  Grubenarbeiter  von  den  übrigen  dadurch,  dals 
sie  von  jeher  der  Verbindung  mit  Hülfskassenzwecken  entbelirten. 
Es  ist  eine  beachtenswerte  Bemerkung  der  Verfasser,  dals  die 
lokale  Konzentration  ihrer  Gewerbe  diesen  Gewerkvereineri  die 
Möglichkeit  bot,  auch  ohne  solche  Nebenunterstützungen  ihre  Leute 
in  Friedenszeiten  bei  der  Fahne  zu  halten.  Des  Weiteren  ver- 
dient die  Bemerkung  der  Verfasser  Beachtung,  dafs  diese  Ab- 
wesenheit von  Holfskassenzwecken  dazu  führte,  dafs  diese  Ge- 
werkvereine zuerst  einen  neuen  Typus  von  Beamten  entwickelten. 
Wahrend  der  Beamte  der  flbrigen  Gewerkvereine  notwendig 
etwas  vom  Versicherungsbeamten  annahm,  entstanden  hier  die 
schlauen  Beobachter  der  wirtschaftlichen  Lage  des  Marktes  und 
die  energischen  Organisatoren,  die  bei  der  Weiterentwicklung  der 
Gewerkvereine  die  Hauptrolle  spielen  sollten. 

Die  Triumphe,  welche  die  Gewerkvereine  im  Parlament  und 
bei  ihren  Bestrebungen,  die  Lage  der  Arbeiter  zu  bessern,  feierten, 
erfüllten  die  Arbeitgeber  nun  mit  Entsetzen.  Ende  1873  wurde 
ein  „Nationaler  Bund  vereinigter  Arbeitgeber"  gegründet,  da 
die  „freiwilligen  und  intermittierenden  Anstrengungen  einzelner 
Arbeitgeber",  ja  selbst  die  von  Arbeitgebervereiiien .  wenn  sie 
sich  nur  auf  ein  Gewerbe  oder  einen  Ort  beschränkten,  hülf- 
los seien  gegenüber  „der  aufserordentlichen  Entwicklung,  den 
weitgehenden  .  eingestandenen  Absichten  und  der  durchgear- 
beiteten Organisation  der  Gewerkvereinc".  „Wenige",  sagt 
das  Manifest  des  Bundes,  „sind  sich  des  Umfangs,  der  Stramm- 
heit  der  Organisation,  der  grofsen  Hfllfsmittel  und  des  grofsen 
Einflusses  der  Gewerkvereine  bewufst  Diese  verfügen  Ober  enorme 
Gelder,  die  sie  zur  Förderung  ihrer  Zwecke  reichlich  verausgaben, 
und  der  Bruchteil  ihres  Verdienstes,  den  die  Arbeiter  dem  Dienst 
ihrer  Fahrer  weihen,  ist  erstaunlich.  Sie  haben  einen  wohl- 
bezahlten und  zahlreichen  Stab  von  FOhrem,  deren  Mehrzahl  in 
der  Leitung  von  Strikes  wohl  erfahren  ist;  viele  von  ihnen  sind 
geschickte  Organisatoren:  dieselben  bilden  eine  besondere  Klasse, 
eine  Profession,  und  die  Interessen  derselben  stehen,  wenn 
auch  nicht  notwendig  den  Interessen  der  von  ihnen  geführten 
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Arbeiter,  so  doch  naturgemAfs  denen  der  Arbeitgeber  und 
des  ganzen  Landes  feindlich  entgegen.  Durch  die  Gelder* 
aber  die  sie  verfilgen,  durch  das  Imponierende  ihrer  Or- 
ganisation und  in  Folge  der  verfehlten  humanitären  Bestre- 
bungen einer  Anzahl  von  Schriftstellern  von  Ruf,  steht  ihnen 
eine  groise  Armee  literarischer  Talente  zur  Verfügung,  wo  immer 
eine  Kontroverse  entsteht.  Sie  haben  eine  eigene  Presse.  Ihre 
Schriftsteller  haben  freien  Zutritt  zu  den  leitenden  Londoner 
Journalen.  Sie  halten  häufig:  öffentliche  Versammlungen,  in  denen 
bezahlte  Redner  die  Arbeiterklasse  mit  ihren  Anschauungen  durch- 
tränken und  sie  anspornen,  den  Parlamentskandidaten  Bedin- 
gungen vorzuschreiben.  So  üben  sie  einen  Druck  auf  die  Mit- 
glieder des  Parlaments  und  auf  diejenigen,  die  nach  der  Ehre, 
es  zu  werden,  strt-ben .  der  aulser  Verhflitnifs  steht  zu  ihrer 
wirklichen  Macht  und  der  wc-it  grcilser  ist,  als  diejenigen  glauben, 
die  seine  Wirkungen  nicht  selbst  beobachten  konnten.  Sie  haben 
einen  permanenten  parlamentarischen  Ausschula  und  ein  Pro- 
gramm, und  aktive  Parlamentsmitglieder  sind  energisch  in  ihiem 
Dienste.  Sie  haben  das  Ohr  des  Ministeriums,  und  ihre  Mittei- 
lungen werden  sofort  und  mit  achtungsvoller  Aufmerksamkeit 
entgegengenommen.  So  oft  das  Parlament  eine  der  Fragen  be- 
handelt, die  auf  ihre  Anregung  ihm  vorgelegt  sind,  haben  sie  eine 
zahlreiche  Vertretung  in  London.  So,  unbehindert  durch  peku- 
niäre Erwftgungen,  speziell  filr  diese  Arbeit  ins  Leben  gerufen, 
ohne  andere  hemmende  Beschäftigung,  gleichen  sie  dem  Stab 
einer  wohlorganisierten  und  wohlverpflegten  Armee,  ftlr  die  alles 
zur  Verfügung  ist,  was  Voraussicht  und  Vorbereitung  für  einen 
bestimmten  Zweck  zu  beschaften  vermag.**  —  Gewiis  ist,  dafs 
dieser  Angstschrei  Obertrieb;  aber  im  Grofsen  und  Ganzen  waren 
seine  Angaben  richtig.  Nie  ist  den  Gewerkvereinen  und  ihren 
Leitern  eine  glänzendere  Anerkennung  geworden  als  die  vor- 
stehende aus  der  Feder  der  Arbeitgeber,  und  es  ist  begreiflich, 
dafs  die  Gewerkvereinsführer  das  Manifest  in  Tausenden  von 
Exemplaren  unter  den  Arbeitern  verbreiteten. 

Aber  —  nach  dem  poiitiachen  Triumphe  und  den  wirtschattlichen 
Errungenschaften  wurde  den  Gewerkvereinen  nun  auch  die  ge- 
sellschaftliche Anerkennimg  zu  Teil.  Jene  Gewerkvereinsführer, 
die  man  noch  vor  wenigen  Jahren  als  elende  Schmarotzer,  die 
von  Arbeiterpfennigen  ein  faules  Leben  führten,  hingestellt  und 
wie  die  Pest  gemieden  hatte,  wurden  nun  aufgesucht  und  geehrt 
Einer  der  Gewerkvereinssekretare  wurde  zum  Unterstaatssekretar 
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gemacht,  ein  anderer  zum  Vorstand  der  Abteilung  fOr  Arbeit  im 
Handelsministerium,  wieder  andere  zu  Friedensrichtern,  zu  Fa- 
brikinspektoren, um  es  kurz  zu  sagen,  wie  die  übrigen  als  „respek- 
tabel" angesehenen  Gesellschaftsklassen  erhielten  nun  die  Arbeiter 
einen  Anteil  an  der  Regierung  und  Verwaltung  des  Landes  — 
der  zahlreichen  Gewerkvereinssekrctdrc .  die  ins  Parlament  ein- 
traten, ganz  zu  geschweigen.  K-^  war  nur  naturgeniäfs.  dafs  die 
Arbeiter  sich  aufs  cng>te  mit  der  liberalen  Partei  verbunden 
lühlten,  deren  Politik  ihnen,  tidtz  des  Bediii  tnisses  gelegentlichen 
Nachdrucks  seitens  der  Arbeiter,  diese  Triumphe  gebracht  iiatten. 

Da  konnte  es  denn  nicht  ausbleiben,  dafs  auch  die  Arbeitgeber 
ihre  Stellung  gegenüber  den  Gewerkveretnen  änderten.  Früher 
hatten  sie  sich  stets  geweigert,  sie  als  die  Organisationen  der  Arbeiter 
anzuerkennen.  Ihren  Beamten,  wenn  sie  zur  Verhandlung  in  einer 
Arbeitsstreitigkeit  kamen,  hatte  man  die  Thflre  gewiesen.  Herr 
V.  Stumm  kann  nicht  feindseliger  gegen  das  Prinzip  der  gemein- 
samen Vereinbarung  der  Arbeitsbedingungen  in  Schieds-  und 
EinigungsAmtern  sein,  als  es  die  englischen  Arbeitgeber  gewesen. 
Nun  wurde  dies  alles  anders.  Von  Nichtanerkennung  und  Fort- 
weisen war  keine  Rede  mehr;  das  Prinzip  der  gemeinsamen 
Vereinbarung  der  Arbeitsbedingungen  wurde  sogar  bis  in  die 
minutiösesten  Einzelheiten  ausgearbeitet:  die  Gewerkvereine 
hatten  auf  der  ganzen  Linie  gesiegt. 

Aber  nun  kam  eine  Zeit,  welche  die  Gewerk vereine  bis  in 
ihr  inner-tes  Mark  erschüttern,  zur  erneuten  Prüfung  ihrer  Prin- 
zipien nötigen  und  zu  enier  neuen  Umgestaltung  führen  sollte. 

Ich  habe  oben  ausgeführt,  man  müsse  bei  den  Gewerkvereins- 
leitern  der  Periode,  in  der  das  „neue  Muster"  aulkarn.  zwischen  eso- 
terischen und  exoterischen  Anschauungen  unterscheiden.  In  ihren 
Idealen  seien  sie  Oweniten  gewesen,  und  wenn  sie  eine  ferne  Zu- 
kunft sich  ausmalten,  hatten  sie  sich  dieselbe  kommunistisch  ge- 
dacht; wo  aber  praktische  Fragen  zur  Behandlung  standen,  hatten 
sie  sich  mit  grofser  staatsmannischer  Geschicklichkeit  den  Ver- 
hältnissen angepafst.  um  die  gewünschten  Fortschritte  zu  er- 
reichen. So  hatte  man,  indem  man  sich  auf  den  Boden  der  in- 
dividualistischen Nationalökonomie  stellte  und  alles  Revolutionare 
vermied,  die  vorgeführten  grofsen  Triumphe  erzielt.  Es  ist  ganz 
naturgeni.nfs.  dafs  nichts  so  sehr  auf  die  Umgestaltung  auch  der 
esoterischen  Anschauung  der  Gewerkvereine  einwirken  mufste, 
als  gerade  diese  aut  Basis  der  individualistischen  Nationalöko- 
nomie erzielten  Fortschritte.   Ganz  besonders  gilt  dies  für  die 
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neue  Generation  von  Gewerkvereinsfthrern,  die  unbeeinflufst  von 
den  Ideen  der  dreiisiger  und  vierziger  Jahre  in  der  Zeit  des 
Sieges  von  1850—1874  herangewachsen  war. 

FOr  die  absterbende  Generation»  welche  jene  Fortschritte 
wirklich  herbeigefilhrt  hatte,  trifift  dies  weit  weniger  zu.  Die  Ver- 
fasser haben  bezflgitch  der  einzelnen  Persönlichkeiten  derselben 
nicht  immer  die  richtige  Vorstellung;  so  z.  B.  nicht  bezüglich  des 
Generalsekretärs  der  Maschinenbauer  William  Allan,  und  ebenso 
nicht,  wenn  sie  Applegarth  als  die  eigentliche  Seele  der  Junta 
bezeichnen.  Nach  aufsen  mag  Applegarth  bei  seiner  weit 
gröfseren  Beweglichkeit  wohl  Manchen  in  diesem  Lichte  erschienen 
sein,  im  Kreise  derer,  welche  di«-  entscheidenden  Beschlüsse 
wirklich  falsten,  trat  seine  Bedeutung  hinter  derjenigen  der  alten 
Garde  —  Newton's,  Allan  s.  Guile's.  Odger  s.  Lloyd  Jones"  —  er- 
heblich zurück.  Der  geniale  Gewerkvereinsorganisator  unter 
diesen  war  Newton.  Allan  war  der  solide  Gesch.'Ulsmann  di  r 
neuen  Organisation.  Von  den  esoterischen  Anschauungen  dieser 
Männer  habe  ich  schon  oben  gesprochen;  sie  blieben  dieselben 
nach  wie  vor  dem  Siege.  Aber,  wie  gesagt,  diese  Anschauungen 
waren  nur  ihre  Sonntagsideen.  Nie  habe  ich  dagegen  Arbeiterfflhrer 
gesehen,  die  da,  wo  praktisches  Handeln  in  Frage  war,  weniger 
beeinflufst  von  irgend  welchen  Doktrinen  gewesen.  So  hat  Allan 
sich  zu  einer  Zeit,  da  Applegarth  für  die  Mundella'schen  Schieds- 
und Einigungsflmter  die  lebhafteste  Agitation  betrieb,  dem  Prinzip 
derselben  zwar  freundlich  gezeigt;  aber  fl)r  sein  Gewerbe  wollte  er 
praktisch  nie  etwas  davon  wissen,  da  er  der  Sache  aus  konkreten 
Ursachen  mifstraute.  Andererseits  hielt  er  sich  stets  von  der 
Internationalen  fern,  obgleich  damals  Karl  Marx  mit  einem 
Opportunismus,  der  ihn  zur  Zeit  des  Streites  Bebel- Vellmar 
heftigen  Rekriminationen  seitens  der  sozialdemokratischen  Partei 
ausgesetzt  hätte,  sich  lebhaft  um  die  englisrht  ii  Gewerk- 
vereine bemühte.  l'.r  teilte  in  dieser  Beziehung  den  für  die 
englischen  Arbcitei-  jener  Zeit  und  vielfach  noch  heute  charak- 
teristischen Standpunkt:  Man  sympathisierte  aufs  lebhafteste  mit 
dem  kontinentalen  Arbeiter,  aber  man  perhorre-^zierte  ebenso  leb- 
haft ihre  Taktik.  Der  englische  Arbeiter  will  j)rakti-,che  Erlolge. 
Von  den  kontinentalen  Arbeitern  aber  sagte  er,  dafs  er  nichts 
thue,  als  durch  ein  revolutionäres  Bravado  die  herrschenden 
Klassen  zu  Repressivmafsregeln  reizen,  welche  statt  zu  Fort« 
schritten  zu  (Ühren,  die  Hebung  der  arbeitenden  Klassen  für  De- 
zennien zurQckzuwerfen  drohten.  Außerdem  Alrchtete  man  durch 
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eine  nähere  Verbindung  mit  den  kontinentalen  Arbeitern  plötzlich 
in  irgend  welche  tolle  Verschwörungen  derselben  verwickelt  zu 
werden.  Dafs  diese  zu  nichts  führten,  hatte  man  in  den  dreifsiger 
und  vierziger  Jahren  ausreichend  erlebt.  Dagegen  sah  man  vor* 
aus,  dafs  sobald  eine  Verschwörung  auf  dem  Kontinent  einen 
neuen  Sturm  der  uftentlichen  Entrüstung  ciitfesseln  werde,  die 
englischen  Arbeitgeber  nicht  verfehlen  würden,  die  Gewerkvereiiie 
für  ihre  Freunde  auf  dem  Kontinent  mit  verantwortlich  zu  machen. 
Man  sagte  sich  aber,  dafs  man  dadurch,  dafs  man  die  öft'entliche 
Meinung  in  England  gewonnen,  alle  gemachten  Fortschritte  er- 
zielt hatte;  man  scheute  also  die  Gefahr,  diese  grofse  Macht 
aufs  Neue  gegen  sich  zu  wenden.  So  dachte  die  alte  Garde. 
Applegarth  dagegen  brachte  es  mit  wunderbarem  Eklektizismus 
fertig,  gleichzeitig  für  Schaffung  kleinbäuerlicher  Besitzer  ein- 
zutreten und  Mitglied  des  Ausschusses  der  Internationalen  zu 
sein  und  noch  einer  Menge  sich  ähnlich  widersprechender  Be- 
strebungen  zu  dienen.  Er  war  Oberaus  thätig,  hat  unbestreitbare 
Verdienste;  aber  er  war  flberall  nur  Nachahmer  und  rezeptiv,  und 
so  schatzbar  er  als  Streiter  war,  im  Rate  stand  er  an  Wucht 
und  Gewicht  den  flbrigen  Mitgliedern  der  Junta  doch  nach. 

Nun  aber  verschwanden  diese  Männer  überhaupt  von  dem 
Schauplatz.  Allan  starb  1874,  Newton  1876;  Applegarth  fiel  dem 
Neide,  den  seine  Heranziehung  seitens  der  Regierung  bei  seinen 
Gewcrkvereinsgenossen  erweckte,  um  dieselbe  Zeit  zum  Opfer.^) 
Mit  dem  Schwinden  dieser  Männer  traten  ihre  Epigonen  an  ihre 
Stelle,  und  es  wiederholte  sich  das  Gesetz  alles  Epigonentums: 
die  Thaten  der  Vorbilder  wurden  auf  Prinzipien  gezogen  und 
dogmalisiert.  Dies  bedeutete  für  die  mit  Hülfskassen  veibundenen 
Gewerkvereine  eine  Stagnation:  für  die  übrigen  ein  doktrinäres 
Ueberwuchern  der  Lehren  der  individualistischen  Nationalökonomie 
über  die  Anforderungen,  welche  die  konkreten  Veriiällnissc  an 
das  Handeln  stellten;  desgleichen  wurden  gewisse  Fehler  des 
Vorbilds  bis  zu  positiven  Schäden  gesteigert. 

Schon  unter  Allan  hatte  die  Verbindung  der  HQlfskassen- 
zwecke  mit  den  Gewerkvereinen  deren  Thätigkeit  zur  Hebung 

Es  war  dies  nicht,  wie  die  Verf.isscr  sagen,  eine  Folge  des  Zuges  des 
Schwerpunktes  der  Gcwcrkvcreinsbcwcgung  von  London  nach  dem  Norden, 
sondern  der  Sitz  des  Gewerkvereins  der  Zimmerleute  und  Schreiaer  wurde  nach 
Kanchester  veriegt,  um  den  Generabekretflr  der  Versuchung,  sich  an  anderen 
Bewegungen  zu  beteiligen,  zu  entziehen,  und  der  Gewerkverein  knnkte  lange 
an  den  Folgen  dieser  Veriegung. 
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der  Arbeitsbedingungen  zii  lahmen  begonnen.  Ich  erinnere  mich 
noch  deutlich  der  Sorgen,  die  Allan  äusserte.  Die  Gutachten 
der  Versicheningsaktuare,  dais  die  Gewerkvereine  von  Insolvenz 
bedroht  seien,  hatten  ihn,  trotzdem  sie  siegreich  zurflckgewiesen, 
doch  mit  einem  gevnssen  Unbehagen  erHaUt.  Nicht  als  ob  es 
nicht  richtig  gewesen  wäre,  dafs  die  Gewerkvereine  in  den  aufser- 
ordentltchen  Umlagen,  die  sie  jederzeit  ausschreiben  können,  ein 
Bftittel  hatten,  um  den  an  sie  gestellten  AnsprOchen  jederzeit  ge- 
nügen zu  können.  Aber  die  Anwendbarkeit  dieses  Mittels  beruhte 
denn  doch  darauf,  dafs  allezeit  eine  ausreichende  Anzahl  he« 
geisterter  Jüngerer  dem  Verein  beitraten,  die  bereit  waren,  solchen 
aufserordentiichen  Anforderungen  zu  entsprechen.  Und  der 
sechzigjJihrige  Allan,  der  an  einem  unheilbaren  Leiden  krankte, 
sah  nicht  mehr,  dafs  gerade  das  resolute  ICintretcn  für  Besserung 
der  Arbeitsbcchni^ungen  am  ersten  geeignet  sei,  ihm  diesen  wach- 
senden Zutritt  Jungi  rer  zu  schaffen.  Kr  glaubte  vor  allem  alles 
meiden  zu  müssen,  was  die  Lasten  hätte  steigern  können,  um 
niemanden  vom  Beitritt  abzuschrecken.  Seine  Nachfolger  aber 
hielten  an  dieser  vorsiclitigen  Politik  in  einem  Malse  fest,  das 
bald  die  lebhafte  Opposition  gerade  der  Jüngeren  hervorrufen 
sollte. 

Noch  interessanter  waren  die  Wirkungen  des  Epigonentums 
auf  die  Gewerkvereine,  die,  wie  die  der  Grubenarbeiter,  der  Ver> 
bindung  mit  Holfskassenzwecken  entbehrten.  Ich  habe  in  meinen 
Arbeitergilden  mit  besonderem  Nachdruck  nachgewiesen  i),  dafs 
nicht  der  in  jedem  Augenblicke  höchstmögliche  Lohn,  sondern 
ein  ausreichendes  aber  stetiges  Einkommen  die  traditionelle  Lohn- 
politik der  englischen  Gewerkvereine  gewesen  ist.  Mit  ROcksicht 
darauf  hatten  sie  bei  Aufhören  der  alten  gewerblichen  Ordnung 
zunächst  um  die  Aufrechterhaltung  der  gesetzlichen  Festsetzung 
der  Löhne  petitionirt  Hierauf  haben  sie  mittelst  ihrer  Gewerk- 
vereine ein  Lohnminimum  festzuhalten  gesucht.  Sie  suchten  dann 
spater  dieses  Lohnminimum  in  der  Weise  fe^tzuhaltt  n.  dafs 
sie  nur  solche  Arbeiter  aufnahmen,  die  den  von  ihnen  liir  nr>tig 
erachteten  Minimallohn  zu  verdienen  im  Stande  waren.  An  diesem 
Minimallohn  hielten  sie  aber  dann  utivt  rhrdehlich  fest.  Dalu  r 
waren  sie  denn  auch  im  Müttengewerbc  und  in  den  Bergwerken 
die  heftigsten  Gegner  der  gleitenden  Lohnskala,  als  die.-^e  zuerst 
auftauchte.    Abgesehen  von  den  Mifsbräuchen  bei  Feststellung 
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der  Verkaufspreise  von  Eisen  und  Kohlen,  mit  denen  die  Lohne 
auf-  und  abschwanken  sollten,  ibrchteten  sie  von  der  gleitenden 
Lohnskala  ein  eventuelles  Heruntergehen  der  Löhne  unter  den 
zur  Aufrechterhaltung  der  Lebenshaltung  der  Arbeiter  unentbehr« 

liehen  Minimallohn.  Nun  aber  waren  in  der  Zeit  ihres  Triumphes 
jene  Mifsbräuche  bei  Feststellung  der  Verkaufspreise  beseitigt 
worden,  und  die  Gefahr  eines  Heruntersinkens  des  Lohnes  schien 
ausgeschlossen  in  einer  Zeit  der  steigenden  Konjunktur,  wie  sie 
gleichzeitig  staltfand.  Desto  leichter  triumphirten  die  Lehren  der 
Nationalökonomie,  welche  das  Festhalten  eines  Lohnminimunis 
für  überhaupt  unmöglich  erklärten,  und  nicht  nur.  dafs  trotz  des 
Protestes  von  Macdonald  und  Lloyd  Jones  die  gleitende  Lohn- 
skala nunmehi'  vr)lligLn  Eingang  fand,  die  Führer  der  (iewerk- 
vereine  der  Grubenleute  von  Northumberland,  Duiliain  und  Süd- 
wales wurden  auch  insofern  gliiubige  Adepten  der  National- 
ökonomie, als  sie  nicht  blos  die  gleitende  Lohnskala  für  das 
beste  Mittel  hielten«  um  den  Arbeitern  ohne  Strikes  ihren  An- 
teil an  der  steigenden  Konjunktur  zu  sichern,  sondern  als  sie 
auch  ausdrOcklich  das  Festhalten  an  einem  Minimallohn  fllr 
ökonomisch  unmöglich  erklarten.  Wir  werden  sofort  die  Folgen 
erkennen«  die  sich  daraus  ergaben. 

Nach  dem  grofsen  Aufschwung  zu  Anfang  der  siebziger 
Jahre  kam  1874  der  wirtschaftliche  Niedergang,  der  1879  seinen 
ärgsten  Tiefstand  erreichte,  um  nach  kurzem  Aufflackern  der 
Geschäfte  zu  Anfang  der  achtziger  Jahre  sich  bis  zum  Jahre  1889 
fortzusetzen.  Nun  wurden  die  Arbeitn  zu  Zehntausenden  brod- 
los. Alles,  was  in  der  Zeit  des  Aulsdiwungs  an  wirtschaltlichcn 
Vorteilen  gewonnen  worden  war,  ging  wieder  verloren  oder 
drohte  wi'  dcr  verloren  zu  gehen.  Lohiilu  lab-etzung  folgte  auf 
Lohnlu  rabsetzung.  In  vielen  (iewerhen  wurde  die  Arbeitszeit 
verlängert.  Aller  Widerstand  dagegen  endete  mit  kläglichen 
Niederlagen.  Die  Gewerkvereitiskassen  drohten  durch  die  An- 
sprüche, welche  die  Unler.stüt/.ung  der  Arbeitslosen  an  .^jie  ^teilte, 
erschöpft  zu  werden.  Schon  triumphirten  die  Gegner  der  Gewerk- 
vereine, die  von  rechts  und  die  von  links«  dafs  deren  Ende  nun  vor  der 
Thfire  stehe.  Aber  trotz  dieser  gewaltigen  Anforderungen«  welche 
die  Ungunst  der  Zeiten  an  die  Gewerkvereine  stellten«  das  Rückgrat 
ihrer  Organisation  blieb  unversehrt.  Die  Mitglieder  blieben.  Die 
durch  die  Unterstützungen  ihren  Kassen  entzogenen  Gelder 
wurden  nach  Rückkehr  der  guten  Zeiten  durch  aufserordentliche 
Umlagen  wieder  ersetzt   „Die  Prüfung  von  1879*.  schreiben  die 
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Wrfasser.  „bewies,  dals  die  Gcwerkvercinsbewegung  endlich  Ober 
alle  (icfahr  der  Vernichtung  oder  des  Zusammenbruchs  hinaus 
und  daü  die  üewcrkvereinsürganisaliün  zu  einem  dauernden  Be- 
standteil unserer  gesellschaftlichen  Organisation  geworden  war." 

Aber  andererseits  führten  die  Ereignisse  der  Jahre  1874^1889 
zu  einer  erneuten  Kritik  der  Grundlage  der  Gewerkvereins- 
bewegung,  zu  neuen  Organisationen  und  wichtigen  Ausgangs- 
punkten. 

Zuerst  wandte  sich  der  Sturm  gegen  die  individualistische 
Nationalökonomie,  deren  Auffassung,  nachdem  sie  die  Gewerk- 
vereine zu  ihrem  Siege  zu  Beginn  der  siebziger  Jahre  geführt 
hatte,  in  den  Gewerkvereinsleitungen  zur  Herrschaft  gelangt  war. 
Wie  schon  einmal,  als  sie  1824  die  Beseitigung  der  Koalitionsver- 
böte  herbeigeführt  hatte,  erschien  sie  aufs  neue  ungenügend  im 
Falle  der  Not.  Und  wie  damals  die  Sozialrevolutionäre  Aera 
Owens  und  der  Chartisten,  begann  eine  Periode  sozialrevolutionärer 
liochfluth.  Unter  dem  Kinfluss  zuerst  von  Henry  George,  dann 
der  Schule  von  Karl  Marx  entstand  eine  Agitation  nicht  mclir 
zur  Krhmgung  besserer  Arbeitsbedingungen  sondern  zur  Be- 
seitigung der  gesammten  privatwirtschaftlichen  Produktionsweise. 
Henry  George  erschütterte  das  Wrlangen  nach  Ersi  tzung  der 
Latifundien  durch  kleinbc'iuerliche  Besitzer.  Karl  ^h^rx  den  Glau- 
ben an  die  Fortdauer  selbständiger  gewerblicher  Unternehmungen. 
Es  entstand  eine  Propaganda  für  die  alleinseligmachende  Ver- 
staatlichung der  Produktionsmittel. 

Abgesehen  aber  davon  erhob  sich  noch  spezieller  Wider- 
stand gegen  einzelne  Punkte  in  der  Gewerkvereinsleitung,  die 
zunächst  starr  und  steif  auf  ihrem  traditionellen  Standpunkt  ver- 
harrte. 

Man  eiferte  gegen  die  Verbindung  der  Hülfskassen  mit  den 
Gewerkvereinen.  Die  Sorge  für  die  HQl&kassenzwecke  habe  diese 

zu  ängstlichen  Versicherungsgesellschaften  gemacht  und  sie  des 
Muts  der  Initiative  in  allen  Fragen  der  Vertretung  und  Besserung 
der  Arbeitsbedingungen  beraubt. 

Man  verlangte  nach  gesetzlicher  Verkürzung  des  Arbeit-^t;i[;<"s 
als  nach  einem  Mittel  zur  Minderung  der  Zahl  der  ArbeUslu.^en. 

Gegenüber  den  Lohnlicrabsetzungen  waren  es  zuerst  die 
Arbeiter  der  Baumwollindustrie,  welche  die  Forderung  nach 
planmässiger  Regelung  der  Produktion  durch  X'ereinbarungen 
der  .Arbeitgeber  wieder  erhoben.  In  dt  r  Bergwerks -Industrie 
aber   erhob    sich    gegenüber    dem   fortwahrenden   Sinken  der 
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Verkaufspreise  der  Kohlen  erneuter  Widerstand  gegen  die 
Lohnskalen,  und  die  alte  Forderung  eines  Lohnmintmums  trat 
aufs  Neue  hervor. 

Besonders  aber  erhob  sich  eine  Agitation  gegen  die  Ex- 
klusivitat  der  alten  Gewerkvereine,  welche  nur  den  gelernten 
Arbeitern  und  zwar  nur  den  tüchtigsten  unter  diesen  zugute 
kämen.  Gerade  aus  der  Mitte  der  alten  Gewerkvereine  erhoben 
sich  Führer,  welche  die  bisher  so  Ausgeschlossenen  organisierten, 
um  auch  sie  zur  Besserung  ihrer  Lage  zu  führen. 

Angesichts  des  Widerstandes  der  alten  Gewerkvereinsleitcr 
und  der  Heftigkeit  der  Jungen  drohte  der  Zwiespalt  zwisc!ien 
der  alten  und  neuen  Gewerkvereinsbewegung  zu  einem  dauern- 
den Rifs  zu  führen,  der  die  Zukunft  nicht  nur  der  englischen 
Arbeiterbewegung,  sundern  damit  auch  die  Zukunft  Englands 
ernstlich  bedroht  hätte. 

Da  bewahrte  sich  auis  Neue  die  Erfahrung,  welche  die  Ge- 
>cliichte  der  Arbeiterbewegung  in  England  so  oft  aufweist.  Nicht 
die  Niederlage  der  Arbeiter,  sondern  ihr  Sieg  brachte  die  Be- 
ruhigung und  damit  die  Abwendung  der  Gefahr  fOr  die  weitere 
glOckliche  Entwicklung  nicht  nur  der  Arbeiterbewegung,  sondern 
auch  des  Landes. 

Das  Jahr  1889  brachte  den  grossen  Dock-Strike.  Ich  werde 
die  bekannte  Geschichte  dieser  grofsartigen  Bewegung  der  un« 
gelernten  Arbeiter  und  ihres  Erfolges  unter  Beihflife  der  Gewerk» 
vereine  und  der  Angehörigen  der  höheren  Gesellschaftsklassen 
nicht  nochmals  erzählen.  Dieser  Sieg  und  die  weitere  daran 
knüpfende  Entwicklung  führten  zur  Wiederversöhnung  der  ver- 
schiedenen Gewerkvereinslager  auf  neuer  Grundlage. 

Zunächst  entstanden  allenthalben  im  Lande  Gewerkvereine 
der  ungelernten  Arbeiter  und  zwar  ohne  Hülfskassenzwccke. 
Wie  die  l'il/c  scho.ssen  sie  hervor  und  unerhört  war  die  Ziffer 
ihrer  Milgliedcrzahl.  Aber  dei-  wirt.schaftliche  Autschwung,  der 
^ic  hervorgerufen,  war  nicht  von  langer  Dauer.  Damit  gingen 
auch  die  hohen  Mitgliederzahlen  wieder  zurück,  und  es  zeigte 
sich  auch  den  Jungen,  dals  die  \'erbindung  mit  Hülfskassen- 
zwecken  doch  nicht  blos  die  Bedeutung  habe,  die  Gewerkvereins- 
initiative  zu  lähmen.  Vielmehr  zeigte  die  weitere  Betrachtung, 
dafs,  wo  eine  solche  Lähmung  eingetreten  war,  sie  nicht  mit  der 
Verbindung  mit  den  Hfllfskassenzwecken  an  sich  zusammenhange, 
sondern  damit,  dafs  einer  wachsenden  Geschflitslast  ein  unge* 
nOgender  Beamtenstab  gegenOberstand.    Wo  man  dieser  Ge- 
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schilft^slast  entsprechend  den  Beanitenstab  vcrgrosserte  und  je 
nach  den  f)cs()ndercn  Aulfiaben  der  Organisation,  Cu  wcrkvereins- 
verwakung,  I  lülfskassenverwaltung  und  Führung  difterenzierte. 
wie  bei  den  Kesselschmieden,  blieb  die  Initiative  lebendig  und 
gleichzeitig  diente  die  Verbindung  mit  Holfskassenzwecken  der 
Erhaltung  des  Mitgliederbestands.  Daher  denn  auch  die  Gewerk> 
vereine  der  Ungelernten  anfangen,  HQlfskassenzwecke  mit  ihren 
Organisationen  zu  verbinden. 

Sodann  nahm  die  Agitation  fllr  eine  gesetzliche  Begrenzung 
des  Arbeitstags  mehr  und  mehr  zu.  Nach  heftigem  Widerstand 
der  alten  Gewerkvereinler  erhielt  dieselbe  auf  den  Gewerkvereins- 
kongressen  stets  wachsende  Majoritäten.  Aber  andererseits  er- 
kannte man.  dafs  die  Frage,  ob  die  von  Allen  glelchmfllsig  ge- 
wünschte Herabsetzung  des  Artx  itstags  durch  Gesetz  oder 
Gewerkvereinsmittcl  stattfinden  solle,  weniger  eine  Prinzipien-  als 
eine  Zweckmäfsigkeitfrage  sei;  man  ist  übereingekommen,  dafs 
diese  Frage  der  Entscheidung  eines  jeden  Gewerbes  zu  über- 
lassen sei,  und  der  Streit  dreht  sich  nunmehr  darum,  oh  ge- 
setzlich bestimmt  werden  solle,  dal's  es  von  der  Mehrheit  eines 
Gewerbes  abhänge,  ob  der  Achtstundentag  in  ihm  zur  Anwen- 
dung kommen  solle,  oder  ob  das  Gesetz  den  Achtstundentag  ein- 
führen und  bestimmen  solle,  dafs  es  von  der  Mehrheit  eines  Ge- 
werbes abliiinge,  ob  er  in  ihm  nicht  zur  Anwendung  kommen  solle. 

Noch  wichtiger  ist  die  Entwicklung  der  Frage  des  Lohn- 
minimums. Als  die  Konjunktur  wieder  zurückging,  zeigte  sich, 
dafs  die  Grubenbesitzer  mit  Rücksicht  auf  den  erwarteten  Rück- 
gang lange  Kontrakte  abgeschlossen  hatten  und  zwar  zu  ex- 
orbitant niedrigen  Preisen,  um  sich  auch  bei  rückgängiger  Kon- 
junktur einen  steten  Absatz  zu  sichern.  Da  die  Lohnskalen  es 
mit  sich  brachten,  dafs  die  Löhne  entsprechend  den  sinkenden 
Preisen  herabgingen,  waren  die  Grubenbesitzer  imstande,  sich 
für  die  niedrigen  Kontraktpreise  schadlos  zu  halten  und  wfllzten 
so  das  Risiko  der  niedergehenden  Konjunktur  vom  Unternehmer 
auf  den  Arbeiter  ab.  Da  trat  die  Bedeutung  eines  Lohn- 
minimums, unter  welches  die  Lohnskala  niemals  herabgehen 
dürfe,  wieder  hervor.  Als  bedeutungsvolles  Symptom  zeigte 
sich  ferner  das  VViederauftauchen  des  Projektes  einer  planmäfsi- 
gen  Regelung  der  Ri  oduktion  durch  Kartelle,  welche  die  Gruben- 
arbeiter bereits  1844  gefordert  hatten.  Aber  diesnuil  waren  es 
nicht  die  Grubenarbeiter,  welche  sie  forderten,  sondern  Sir 
George  EUiot,  einer  der  gröfsten  Grubenbesitzer  des  Landes. 
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Als  letztes  sei  endlich  genannt  das  Schwinden  des  exklusiven 
Geistes  in  den  alten  Gewerkvereinen  und  ihr  Streben,  an  die 
Stelle  der  minimalen  Arbeitsbedingungen,  was  Lohn  und  Arbeits» 
seit  angeht,  auf  denen  sie  bisher  nur  zu  Gunsten  ihrer  Mitglieder 
bestanden,  die  Forderung  zu  setzen,  dafs  Staat  und  Gemeinden 
keine  Arbeiter  zu  anderen  als  diesen  Bedingungen  beschäftigen 
und  dafs  sie  Arbeiten  nur  an  solche  Arbeitgeber  iHSgeben.  die  diese 
Minimalbedingungcn  verwirklichen.  Und  vermöge  des  Einflusses, 
den  die  Arbeiter  mit  dem  oben  geschilderten  Siege  ihrer  Ge- 
werkvereine seit  Beginn  der  sicbcnzigcr  Jahre  in  Staat  und  Ge- 
meinde erlangt  haben,  sehen  sie  diese  ihre  Forderung  in  steigen- 
dem Mafsf  erfüllt. 

So  hat  wenigstens  die  Mehrznlil  der  alten  Cicwcrkvereinier 
sich  zu  wichtigen  Revisionen  ihres  Programms  verstanden.  Wcr 
aber  nicht  blofs  die  Anschauungen,  wie  sie  von  1867  bi^.  1885  in 
der  Gewerkvcrt  inswelt  die  herrschenden  waren,  sondern  die  Bt  - 
strebungen,  welche  sie  Wcihrcnd  der  ganzen  Entwicklung  seit  dem 
Untergang  der  alten  gewerblichen  Ordnung  beherrschten,  in* 
Auge  lasst,  wird  darin  keine  grundstOrzende  Neuerung,  sondern 
nur  ein  ZurOcl^eifen  auf  altere  Anschauungen  erblicken,  das  da 
stattfand,  wo  die  individualistische  Nationalökonomie  der  sieben- 
ziger  Jahre  sich  als  unzureichend  zeigte,  um  dem  Arbeiter  die 
elementarsten  Lebensbedingungen  zu  sichern.  Da  die  ganze  Ge- 
werkvereinsentwicklung  durchweg  von  praktischen,  nicht  aber 
von  irgend  welchen  doktrinären  oder  theoretischen  Gesichts- 
punkten getragen  ist,  lag  es  ganz  im  Geiste  derselben,  diejenigen 
unter  den  alten  Forderungen  —  teils  in  alter,  teils  in  etwas 
veränderter  Form  —  wieder  aufzunehmen,  welche  die  Locken 
und  Fehler  des  alten  Programms  zu  verbessern  versprachen. 
Damit  steht  nun  nicht  etwa  in  Widerspruch,  wenn  auf  den 
beiden  letzten  Gewcrkvereinskongressen  die  Anträge  auf  V^er- 
staatlichung  der  Produktionsmittel  Mehrheiten  gefunden  haben. 
Derartige  Resolutionen  entsprechen  ganz  den  „Sonntagsideen" 
meines  alten  Freunde-^  Allan,  der  niciit  nur  der  I  ypus  eines 
alten  Gewcrkvereinlers.  sondern  sogar  einer  der  ilauptschöpfer 
des  „neuen  Musters"  der  alten  Gewerkvercine  war.  Sie  zeigen 
nur.  dafs  diese  Sonntagsideen  nun  die  Soiuitagsideen  einer 
grossen  Anzahl  von  Gewerkvcreinlern  sind.  Aber  sie  haben  keine 
gröfsere  Bedeutung  als  wenn  etwa  ein  Katholikenkongrefs  erklärt 
dafs  alle  Christen,  gleichviel  welcher  Konfession,  geistliche  Unter- 
thanen  des  Papstes  seien  und  dafs  kein  Heil  zu  erhoffen,  bis  die 
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ganze  Menschheit  als  eine  Herde  unter  einem  Hirten  stehe.  So 
lange  der  opportunistische  Geist,  der  die  ganze  Gewerkvereins* 
entwicklung  beherrscht  hat,  weiter  in  derselben  maisgebend 
bleibt,  haben  derartige  Resolutionen  gar  keine  praktische  Bedeu- 
tung; denn  so  lange  geschieht  nichts  zu  deren  Verwirklichung, 
sondern  es  geschieht  immer  nur  das,  was  das  den  jeweiligen 
Verhältnissen  Entsprechende  ist.  Dafür  aber,  dafs  dieser  Geist  der 
herrschende  bleibt,  giebt  gerade  die  Entwicklung  der  Gewerk- 
vereine seit  1889  die  schlagendsten  Belege.  Denn  nicht  nur  die 
alten  Gewerkvereinler  haben  Einkehr  bei  sich  gehalten,  sondern 
ebenso  die  neuen.  Die  neuen  Gewerkvereinler  haben  sich  von 
der  revolutionären  {Propaganda  von  Ilyniiniann  und  Genossen, 
wie  uns  die  Verfasser  ausdrücklich  berichten,  abgekehrt.  An  die 
Stelle  des  revolutionären  sozialdemokratischen  Pro^ranmis  ist 
das  konstitutionell-staatssoziahstische  der  Fabier  getret»  n.  john 
Burns  und  Tom  Mann,  die  llauptführer  der  neuen  dewerk- 
vereinsbewegung,  sind  trotz  der  hettigen  Schmühredcn  von  ge- 
wisser Seite,  die  sie  sich  damit  zuzogen,  aus  der  sozialdemokra- 
tischen Föderation  ausgetreten.  An  Stelle  des  froheren  Schlag- 
worts: jeder  Gewerkvereinler  und  Genossenschafter  mflsse  ein 
Sozialdemokrat  werden,  lautet  das  jetzige  umgekehrt,  jeder 
Sozialdemokrat  mOsse  ein  Gewerkvereinler  und  Genossenschafter 
werden.  So  ist  die  Bewegung,  nachdem  sie  eine  Zeitlang  eine 
revolutionäre  Wendung  zu  nehmen  drohte,  wieder  auf  die  Wege 
geleitet  worden,  die  sie  zu  ihrem  Heile  und  zum  Heile  des  Landes 
schon  einmal  —  nach  den  Stürmen  der  dreifsiger  und  vierziger 
Jahre  —  zur  Gesetzlichkeit  und  damit  zum  fortschreitenden  Siege 
geführt  haben. 

Für  uns  Kontinentalen  hat  es  selbstverständlich  grofses  Inter- 
esse, uns  besonders  der  I^cdingungcn  hrwufst  zu  werden,  ver- 
möge deren  England  immer  und  immer  wieder  der  Sozialrevo- 
lutionären Anläufe  Herr  geworden  ist.  sowohl  derjenigen  der 
dreifsiger  und  vierziger  als  auch  derjenigen  der  achtziger  Jahre. 
Mir  erscheinen  als  solche  Bedingungen  sowohl  politische  als  auch 
wirlschaltliche. 

Die  politischen  liegen  meines  Erachtens  in  der  Haltung  so- 
wohl der  herrschenden  Parteien  als  auch  der  Arbeiter.  Die  Ar- 
beiterbewegung der  dreifsiger  und  vierziger,  wie  die  der  acht- 
ziger  Jahre  trat  zunächst  auf  in  heftiger  Rebellion  gegen  die 
herrschenden  Parteien.  Auch  in  England  war  das  Schlagwort 
der  Arbeiter,  dafs  alle  flbrigen  Gesellschaftsklassen  ihnen  gegen- 
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Ober  nur  eine  reaktionäre  Masse  seien,  und  in  besonderer  Feind- 
schaft wandten  sie  sich  h.'iufig  auch  dort  gegen  die  ihnen  nach 
der  Natur  der  Sache  von  Haus  aus  am  nächsten  stehende  liberale 
Partei.  Allein,  als  sie  sahen,  dals  sie  damit  die  Liberalen  wirk- 
lich nur  ins  reaktionäre  Lager  trieben,  lenkten  sie  ein,  um  nicht 
durch  Besorgung  der  Geschäfte  der  Reaktion  die  Erreichung 
ihres  Ziels  zu  vereiteln.  Die  Liberalen  aber  benutzten,  sobald 
die  Arbeiter  wieder  vernünl"tiu,ere  Saiten  aufzogen,  willig  die 
ihnen  gebotene  fielt. geiiht  it.  durch  entsprechende  Frogramni- 
erweitcriuig  die  neuen  I>urule-.!.j;cno>sen  an  sich  zu  fesseln.  So 
sind  die  Arbeitei'  ein  zwai  mitunter  —  und  zwar  mit  Recht  — 
störrischer  aber  doch  immer  ein  Bestandteil  der  liberalen  l^artei. 
d.  h.  einer  der  herrschenden  Parteien  geworden.  Sie  haben 
dabei  nichts  geopfert,  was  nicht  opfemswert  war;  aber  sie  haben 
dabei  den  grofsen  Vorteil  erreicht,  dafe  sie  nach  und  nach  die 
liberale  Partei  mit  ihrem  Programm  durchtränkt  haben  und  weiter 
durchtränken.  Der  Abgeordnete  Keir  Hardie  ist  der  einzige  unter 
den  gegenwärtigen  sogenannten  Arbeitervertretem  im  Parlament, 
welcher  den  Standpunkt  unverbrOchlicher  Feindschaft  gegen  die 
bestehenden  Parteien  und  die  gesamte  bestehende  Staats-  und 
Gesellschaftsordnung  vertritt.  Die  Thatigkeit  von  John  Burns 
im  i^arlamcnt  charakterisiert  den  Standpunkt  des  auf  dem  linken 
Flügel  der  liberalen  Partei  stehenden  neuen  Gewerkvereinlers. 
Die  relativen  Erfolge  beider  sind  bezeichnend  für  den  Wert  der 
einen  und  dt  r  anderen  Politik  für  die  Arbeiter  wie  für  das  Land. 
Vor  allem  aber  ist  diesem  Verhalten  iler  liberalen  Partei  wie  der 
Arbeiter  zu  danken,  dafs  das  englische  Cieset/buch  von  jedem 
Gesetz  bewahit  geblieben  ist.  bloss  bestinmU.  das  naturgeniäf^^ 
Aufsteigen  der  arbeitenden  Klasse  zu  hindern. 

Danu't  ist  denn  auch  eine  Erklärung  tür  die  wirtschaftlichen 
Bedingungen  gegeben,  denen  gegenüber  bis  jetzt  noch  stets  die 
Sozialrevolutionären  Anläufe  in  England  verschwunden  sind.  Da 
man  den  Arbeitern  die  nötige  Freiheit  liefs,  die  zur  Beseitigung 
der  Mifsstände.  unter  denen  sie  litten,  nötigen  Organisationen 
und  Agitationen  ins  Leben  zu  rufen,  und  das  Land  wirtschaftlich 
weiter  fortschritt,  sind  ihnen  auch  die  wirtschaftlichen  Erfolge  der 
letzteren  nicht  ausgeblieben;  und  mit  jedem  Erfolge  im  Rahmen 
der  bestehenden  Ordnung  minderte  sich  das  Streben,  gegen  sie 
anzustürmen. 

So  gingen  denn,  seit  der  grofsc  Dock-Strike  von  1889  auch 
den  Ungelernten  gezeigt  hat.  dafs  innerhalb  des  bestehenden 
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Staates  ihr  Fortschreiten  möglich  sei,  die  Bestrebungen  des 
englischen  Sozialismus,  wie  die  Verfasser  ausführen,  nicht  mehr 
auf  Revolution,  sondern  dahin,  fflr  die  Masse  der  unorganisierten 
Arbeiter  durch  Gewerkvereinsorganisationen,  durch  die  Gemeinde 
und  durch  den  Staat  zu  sorgen.  Statt  die  bestehenden  sozialen  und 
staatlichen  Organisationen  zu  verdrängen,  suchte  man  sie  dem 
Interesse  der  Lohnarbeiter  dienstbar  zu  machen  und  mit  den 
eigenen  Idealen  zu  durchdringen.  Dabei  ist  diese  Politik,  so  sehr 
sie  einigen  staatssozialistischen  Programmen  dc>  Kontinents  zu 
ahnein  sch(  im  doch  in  einem  wesentlichen  I'unkte  himmelweit 
von  diesen  Programmen  verschieden.  Auch  nach  diesen  werden 
ja  Gemeinde  und  Staat  in  Anspruch  genommen,  und  es  ist  riclitig, 
dals  heute  auch  die  englischen  Gewerkvereine  sich  nicht  mehr 
scheuen,  die  ersten  Staatsbeamten  in  Ai  beitssti  eiiigkeitcn  als 
vSchitdsrichter  anzunitrn  und  sich  der  Gesetzgchuni,^  und  \'er- 
waltung  zur  VerwirkHcluing -  ihrer  Postulate  zu  bedienen.  Wey 
aber  daraus  den  Schlurs  ziehen  würde,  die  englischen  Gewerk- 
vereine stünden  heute  auf  dt-rn  Boden  der  slaal^sozialistischen 
Programme  des  Kontinents  oder  das  Programm  der  Fabier  wäre 
mit  diesem  identisch.  wOrde  ein  wesentliches  Moment  Obersehen. 
Was  ist  es  denn,  warum  die  englischen  Gewerkvereine  frfiher 
eine  so  grofse  Scheu  vor  dem  Staate  hatten  und  heute  zum 
grofsen  Teil  diese  Sehen  aberwunden  haben?  Der  Grund  ist 
der,  dais  der  Staat  ein  anderer  geworden  ist.  So  lange  der  Staat 
der  Staat  der  Grundbesitzer  war  und  dann  der  Staat  der  Fabri- 
kanten, waren  —  seit  dem  Niedergang  der  alten  gewerblichen 
Ordnung  —  die  Interessen  und  Bestrebungen  der  gewerkvereinten 
Arlieiter  verfolgt  worden.  Die  Anstrengungen  der  alten  radi- 
kalen Individualisten  und  der  alten  Gewerkvereinler  haben  dann, 
wie  die  Verfasser  treffend  bemerken,  die  gesetzgebende  Gewalt 
und  die  Zivilverwaltung  in  die  Hand  der  vom  Volke  gewühlten 
\'cnietungsk*irpcr  gebracht.  Die  Besteuerung  steht  heute  unter 
der  Kontrolc  der  Arbeiter,  ^latt  der  Landbesitzer.  Die  X'erwal- 
tung  wird  heute  geleitet  gemiirs  den  Interessen  der  Arbeiter- 
bevülkerung.  nicht  geniäls  denen  der  Kajiitalisten.  Die  staallichen 
und  gemeindlichen  Organe  erhalten  ihre  Richtschiuu'  heule  nicht 
von  einem  den  Arbeitern  fremden  Willen,  der  für  sie  bestimmt, 
sondern  von  den  Arbeitern  selbst.  Ganz  naturgemflfs,  dafs  da 
die  Stellung  der  Arbeiter  zum  Staat  eine  andere  geworden  ist  — 
dafs  sie  sich  der  staatlichen  und  gemeindlichen  Organe  nunmehr  zur 
Verwirklichung  ihrer  Postulate  zu  bedienen  versuchen,  wo  eine  solche 
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V'crvviiklichug  auf  (iic^cin  Wege  möglich  ist.  L'iid  denigeinärs 
geht  die  heutige  Pohtik  der  Arbeiterführer  vor  allem  dahin,  die 
grolsen  Massen  dt  r  undisziphnicrten  Arbeiter  zu  erziehen  und 
-ie  zu  lehren,  wie  ^,ic  iliren  neu  errungenen  poHtischen  Einflufs 
zu  benutzen  haben,  um  auf  völlig  konstitutionellem  Wege  alle 
Veränderungen  in  der  Gesetzgebung  und  Verwaltung  zu  erreichen, 
nach  denen  sie  verlangen.  Nichts  verkehrter  aber  wäre,  als  an- 
zunehmen, dafs  die  englische  Arbeiterbevölkerung  heute  die 
gleiche  Stellung  zum  Staate  auch  da  einnehmen  würde,  wo  ein 
ihr  fremder  Wille  für  Gesetzgebung  und  Verwaltung  mafs- 
gebend  wäre. 

So  haben  denn  die  Gewerkvereine  nicht  blos  zur  wirtschaft- 
lichen und  sittlichen  Hebung  der  englischen  Arbeiterklasse  ge- 
fbhrt,  sondern  es  ist  dieser  als  eine  nicht  zu  umgehende  Folge  der 

stattgefundenen  Hebung  der  politische  Einfluss  zugefallen,  den 
die  Chartisten  in  den  dreifsiger  und  vierziger  Jahren  dieses 
Jahrhunderts  vergeblich  erstrebt  hatten.  Die  Arbeiterklasse  ist 
heute  ein  ausschlaggebender  Faktor  im  englischen  Staatslebcn. 

Indem  die  Freiheit  der  Organisation  zu  dieser  Entwicklung  ge- 
führt hat,  hat  sie  aber  nicht  nur  den  Interessen  der  Arbeiter,  sondern 
denen  des  ganzen  Landes  gedient.  Denn  >ie  hat  das  grofse  Problem 
unserer  Zeit,  das  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse  zu  niafsgebender 
Stellung  im  Staats-  und  Gesellschaftsleben,  für  England  in  friedlich- 
ster Weise  seiner  Lösung  nahe  gebracht.  Dabei  zeigt  sich  uns. 
dafs  heute,  ebensowenig  wie  vor  Jahrliunderten,  als  es  sich  um 
das  Aufsteigen  des  vom  beweglichen  Besitz  lebenden  Bürgertums 
handelte,  ein  solches  Aufsteigen  einer  neuen  Klasse  das  Ver- 
schwinden der  froher  herrschenden  bedeutet.  Mit  dem  Aufkommen 
des  Bflrgertums  in  Staat  und  Gesellschaft  ist  nicht  etwa  der 
grundbesitzende  Adel  verschwunden,  der  ja  noch  heute  vorhanden 
ist.  Er  ist,  was  die  Personen  der  Herrschenden  angeht,  vielfach 
noch  heute  an  der  Regierung  beteiligt.  Aber  trotzdem  dies  der 
Fall  ist,  hat  sich  mit  dem  Aufkommen  des  Bflrgertums  alles 
in  Staat  und  Gesellschaft  geändert;  das  Bürgertum  fing  an,  dem 
ganzen  ötTcntlichen  Leben  das  Geprflge  zu  geben,  in  Wirtschaft 
und  Politik,  in  Litteratur  und  Kunst;  und  selbst  wo  der  gnind- 
besitzende  Adel  persönlich  am  Ruder  blieb,  regierte  er  fortan 
durchtränkt  von  btlrgerlichen  Gesichtspunkten,  So  sehen  wir 
auch  heute  mit  dem  Aufsteigen  der  Arbeiterklasse  in  England 
nicht  etwa  die  bisher  regierenden  Klassen  verschwinden.  Nach 
wie  vor  sind  sie  da,  und,  trotz  der  zunehmenden  Beteiligung 
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von  Angehörigen  der  Arbeiterklasse  selbst  an  der  Regierung, 
gehört  wie  froher  die  ganz  flberwiegende  Mehrzahl  der  re- 
gierenden  Personen  zu  den  besitzenden  Klassen.  Aber  trotzdem 
sind  es  nicht  mehr  die  Besitzenden,  die  ihrer  Regierung  das 
Gepräge  geben;  die  Interessen  und  Anschauungen  der  Arbeiter- 
klasse sind  es,  die  mehr  und  mehr  in  ihrer  Regierung  zur  Geltung 
gelangen;  wie  auf  die  Epoche  der  vorherrschenden  Interessen 
und  Anschauungen  des  Grundbesitzes  die  des  Uebergewichts  des 
Bfirgertums  gefolgt  ist.  so  hat  nunmehr  in  England  bereits  un- 
zweideutig  die  Aera  der  Arbeiterklasse  beg;onnen. 

Nun  habe  ich  freilich  Arbeitgeber  in  England  getroflen,  die 
sich  sehr  darüber  wunderten,  dafs  man  sich  in  Deutschland  wegen 
der  Sozialdemokraten  beunruhii^c.  Dieselben  seien  doch  weit 
bequemer  als  die  englischen  Arbeiter.  Die  deutschen  Sozial- 
demokraten rebellierten  allerdings  gegen  Staat  und  Gesellschaft, 
im  übrigen  seien  sie  aber  mit  niediigen  Löhnen  zufrieden;  die 
englischen  Gewerkvereinler  dagegen  lühlten  sich  in  vollkommener 
L'ebereinstimmung  mit  der  bestehenden  Orilnung  der  Dinge,  dagegen 
verlangten  sie  höhere  Löhne.  L'nd  >o  mag  es  auch  viele  geben, 
welche  die  Freiheit  und  die  Arbeiterorganisationen,  eben  weil  sie  zu 
dieser  friedlichen  Lösung  des  Problems  des  Aufsteigens  der  Ar- 
beiterklasse geftihrt  haben  und  fahren,  verurteilen,  statt  sie  des- 
halb anzuerkennen.  Das  sind  die  Herren,  deren  Lösungsmittel 
der  sozialen  Fragen  einesteils  in  Wohlfahrtseinrichtungen  be- 
steht, um  die  Arbeiter  in  Unterwürfigkeit  zu  erhalten,  und  anderen- 
teils in  der  Anwendung  von  Gewalt  gegen  diejenigen,  die  Ober 
das  hinausstreben,  was  der  Patriarchalismus  der  Wohltäter  ihnen 
zumifst.  Wer  aber  statt  der  engen  Interessen  der  Arbeitgeber 
und  der  dermals  herrschenden  Klassen  die  dauernden  Interessen 
des  Ganzen  ins  Auge  fafst.  wird  ebenso  wie  Ober  jenes  Urteil  der 
erwähnten  englischen  sich  über  dieses  unserer  deutschen  Arbeit- 
geber entrüsten.  Schon  einmal  hat  der  Unverstand  der  Herr- 
schenden in  Deutschland  dazu  geführt,  das  naturgemäfsc  Auf- 
steigen der  Klassen  mit  Gewalt  niederzukämpfen.  Als  gegen 
Lnde  des  15.  und  zu  Anfang  dcb  16.  Jahrhunderts  die  Bauern  in 
Deutschland  nach  di  tiselben  Rechten  strebten,  die  sie  in  anderen 
vorgeschrittenen  Landern  bereits  erlangt  hatten.  gritTen  die  Besser-, 
berechtigten  zu  demselben  Mittel,  das  Fürst  Bismarck  im  Jahre 
1889  dem  Deutschen  Kaiser  angeraten  haben  soll:  sie  schlugen 
die  Bauern  tot  Das  deutsche  Volk  aber,  dem  die  Verjüngung 
mit  neuer  Lebenskraft,  welche  das  gcsetzmäfsige  Aufsteigen  der 
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Gesellschaftsklassen  mit  sich  bringt,  versagt  bheb.  versiegte  im 
Innern  wie  nach  Aussen.  In  Politik  wie  Kultur  wurde  es  von 
den  westlichen  Nationen  weit  ttberflilgelt,  und  erst  nach  Jahr- 
hunderten  begann  wieder  ein  neues  Aufsteigen,  als  die  Gesetz- 
gebun!^  verspätet  nachholte,  was  die  Kurzsichtigkeit  der  Herr- 
schenden den  früheren  Jahrhunderten  versagt  hatte. 

Kehren  wir  aber  von  diesen  Betrachtungen,  welche  das  Lesen 
de-  Webb'schen  Buches  in  den  gciienwflrtigcn  Zeitläuften  auf- 
drängt, zu  den  Verfassern  zurück.  Ich  überi^ehe  das  letzte  Ka- 
pitel mit  seiner  anschaulichen  SchildciuiiLC  des  Lebens  des  Ge- 
werkvereinlers.  I)age,ij:en  niufs  ich  jetzt  —  nach  \'oiTi"ihrung  der 
Gewerkvereinsentwickluni;  —  die  zu  Anfang  dieser  Abhandlung 
aufgeworfene  Frage  nach  dem  Begriff  des  Gewerkvereins  wieder 
aufnehmen. 

Erscheint,  wenn  wir  die  Gewerkvereine  in  ihrer  Entwickelung 
von  ihren  ersten  Anfangen  bis  heute  ins  Auge  fassen,  der  Ge- 
werkverein wirklich  ausreichend  definiert  mit  jener  Begrii)s- 
bestimmung.  welche  die  Verfasser  an  die  Spitze  ihres  Buches 
gestellt  haben?  Ist  der  englische  Gewerkverein  wirklich  nichts 
anderes  als  „eine  dauernde  Verbindung  von  Lohnarbeitern  zum 
Zweck  der  Hochhaltung  und  Verbesserung  von  Arbeits- 
bedingungen"? Gewifs  ist  es,  dafs  er  dies  ist.  Aber  ist  er 
nicht  mehr?  Lnd  besteht  seine  einzige  Aehniichkeit  mit  dm 
alten  Gilden  darin,  dafs  er  wie  diese  die  Lebenshaltung  der  Mit- 
glieder hochzuhalten  bestrebt  ist? 

Wer  nu't  dem  alten  Gildenwesen  auch  nur  einigermafsen  ver- 
traut ist.  weifs  wie  richtig  Gierke  den  Charakter  der  alten 
Gilden  gekennzeichnet  hat.  indem  er  sagte,  sie  hätten  die  Ten- 
denz gehabt,  den  ganzen  Menschen  zu  ergreifen.  Sie  waren 
nicht  blos  die  (Organisation,  mittelst  d(  ren  die  Gildegenossen  um 
ihre  wirtschaftlichen  Existenzbedingungen  kämpften,  sondern  sie 
waren  die  Organisation,  innerlialb  deren  sich  ihr  ganzes  Dasein 
abspielte,  das  .Vlillel  /ur  Sleigei  ung  der  gesellschaftlichen  Stellung 
und  zur  Erlangung  politischen  Einflusses.  Nach  allen  diesen 
Richtungen  haben  wir  die  Gewerkvereine  dieselbe  Aufgabe  er- 
füllen sehen.  Daher  genügt  es  nicht,  sie  als  dauernde  Ver- 
bindungen zur  Hochhaltung  und  Besserung  der  Arbeitsbedingungen 
zu  definieren.  Sie  sind  vielmehr,  wie  sie  schon  Ludlow  bezeich- 
net hat.  der  \>rsuch  der  lohnerhaltenden  Klasse  von  Gewerbe 
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ZU  Gewerbe  sich  korporativ  zu  gestalten.  Was  dann  in  die 
Aufgaben  dieser  Korporation  HUIt,  ist  verschieden,  je  nach  dem 
Wandel  der  Zeit  und  der  Umstände.  Es  filUt  Alles  hinein,  was 
je  nach  diesen  Gegenstand  des  Arbeiterinteresses  wird. 

Hatte  ich  aber  in  dem  Vorstehenden  im  Ganzen  wie  im 
Einzelnen  gar  manche  Ausstellungen  an  den  Ausführungen  der 
Verfasser  zw  machen  gehabt,  so  sind  diese  doch  alle  unter- 
geordneter Natur  gegenüber  der  lauten  Anerkennung,  welche 
mir  ihr  Werk  abnötigt.  Dasselbe  ist  ohne  Zweifel  bis  jetzt  die 
beste  Geschiciite  der  enijli^chen  Gewerkvereine,  Mögen  die 
Verfasser  desselben  recht  bald  die  in  Aussicht  gestellte  kritische 
Bearbeitung  des  Gewerkvereinswesens  folgen  lassen! 
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Von 

PAUL  NATORP. 

Der  Mensch  bildet  sich  zum  Menschen  nur  in  menschlicher 
Gemeinschaft.  Unigekehrt  besteht  und  entwickelt  sich  eine  mensch- 
liche Gemeinschaft  allem  durch  die  menschliche  Bildung  ihrer 
Glieder.  Sie  bedeutet  im  höchsten  Sinn  Gemeinsamkeit  des 
wesentlichen  geistigen  Inhalts  des  Daseins:  Gemeinschalt  der  Er- 
kenntnis, des  Wollens,  selbst  des  künstlerischen  Empfindens;  Ge- 
meinschaft der  ganzen  Lebensarbeit  und  Lebensauffassung,  folglich 
der  Bildung  im  denkbar  umfassendsten  Sinn. 

Diese  notwendige  Wechselbeziehung  der  Begriffe  Bildung 
und  Gemeinschaft  in  Erinnerung  zu  halten .  soll  der  Ausdruck 
„Sozialpädagogik"  uns  dienen.  Kine  Individualpädagogik  würde 
lediglich  (las  individuelle  Subjekt,  das  gebildet  werden  soll,  und 
die  individuelle  Einwirkung  auf  es  als  Mittel  der  Bildung  ins 
Auge  lassen.  Aber  alle  Bildung  des  Einzelnen  durch  den  Ein- 
zelnen nuils  ^ich  dem  ungleich  mächtigeren  erziehenden  Einflufs. 
den  das  Lehen  der  Gemeinschaft  auf  alle  an  ihm  Teilnehmenden 
übt.  unterordnen.  Die  cntscheidentlen  Bedingungen  auch  der  Bil- 
dung des  l'ünzelnen  liegen  im  Lel)en  der  Gemeinschaft.  Also 
weist  die  Imliviciiiaipadagogik  zurück  aui  die  Sozialpädagugik  und 
ist  nur  durch  diese,  wissenschaftlich  und  praktisch,  zu  begründen. 

Indem  wir  also  diesen  Begriff  der  sozialen  Pädagogik,  der 
Bildungsgemeinschaft  und  Gemeinschaftsbildung,  zugrunde  legen, 
fragen  wir:  welche  Aufklärung  bietet  derselbe  fllr  den  Begriff 
des  Staats? 

Eine  tiefe  Beziehung  der  Begriffe  Staat  und  Erziehung  wQrde 
sich  ergeben,  wenn  man  voraussetzen  dflrfte,  was  mancher  wohl 
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aucil  ohne  Beweis  zugestehen  würde:  dafs  auf  der  Idee  mensch- 
licher Geraeinschaft,  auf  der  Idee,  dafs  diese  Gemeinschaft  sein 
soll»  der  Staat  selbst  beruht  Denn  auf  eben  diesen  Grund  weist 
wie  wir  uns  Oberzeugt  haben,  der  Begriff  der  Bildung  oder  Er* 
Ziehung  zurflck.  Beide.  Staat  und  Erziehung,  worden  also  auf 
ein  und  dasselbe  letzte  Ziel  gerichtet  sein  und  nur  gleichsam 
nach  zwei  Seiten,  sagen  wir  nach  aufsen  und  nach  innen,  die- 
selbe menschliche  und  zwar  gemeinmenschliche  Aufgabe  zu  lösen 
haben. 

Allein  jene  Auflassung  des  Staats  ist  keineswegs  selbstver- 
ständlich. Staat  ist  nicht  Gemeinschaft  im  präzisen  Sinn  des 
Worts.  Er  trägt  in  seinem  Begriff  ein  Mericmal.  das  mit  Gemein- 
Schaft  zunächst  kaum  vereinbar  scheint,  das  Meriimal  der  Zwangs- 
gewalt. Gemeinschaft  im  strengen  Sinn  besagt  innere  Einigkeit 
über  das  Ziel  des  Menschseins  nml  selbst  über  die  wesentlichen 
Mittel,  diesem  Ziel  näher  zu  koiiinu  n.  Sie  l<1f>t  sich,  wo  sie  nicht 
vorhanden  ist.  nicht  erzwingen ;  wo  sie  vorhanden,  hat  der  Zwang 
sein  Recht  verloren.  Staat  bedeutet  vielmehr  eine  .lufserc  Rege- 
lung bestimmter  allgemeiner  V'erhültnisse  menschlichen  Zusammen- 
lebens, die  auf  eine  vorhandene  innere  Gemeinschaft  weder 
rechnet  noch  sie  erzwingen  will,  dagegen  das  äufsere  Verhalten 
seiner  Angehörigen  mafsgeblich  zu  bestimmen  beansprucht  und 
diesen  Anspruch,  soweit  möglich  und  nötig,  durch  Zwang  aufrecht 
halt  Zwischen  Gemeinschaft  und  Staat  liegt  also  die  ganze  Kluft, 
die  wir  in  AusdrOcken  Kant's  bezeichnen  worden  durch  den 
Unterschied  und  Gegensatz  von  Autonomie  und  Heteronomie. 
Gesetzlichkeit  der  Freiheit  und  aufserer  Gesetzlichkeit. 

Allein  wo  Gegensatz,  da  mufs  auch  positive  Beziehung  sein. 
Und  wie  sollten  wohl  äufsere  Gesellung  und  innere  Gemeinschaft 
zu  einander  beziehungslos  bleiben?  Inneres  und  Aeufseres  mOssen 
sich» hier  wie  allenthalben  im  menschlichen  Wesen  verhalten  als 
Geist  zum  Buchstaben,  als  die  begriffene  Grundlage  zu  den  erst 
begriftlos  aus  blofs«  r  Kt  lahrung  hingenommenen  Wirklichkeiten. 
Kein  Aeufseres  kann  l'iu"  den  cntwicklungsfiihigen  Menschengeist 
ein  blofs  Aeufseres.  bleiben,  es  verlangt  ins  Innere  iiineinbezogen, 
von  ihm  aus  begriffen,  ja  in  ein  Inneres  zurückverwandelt  zu 
Werden.  Die  Knechtschaft  unter  dem  äufseren  Gesetz  soll  zur 
Freiheit  werden,  sie  hat  überhaupt  nur  ein  Recht  als  Vor- 
bereitung, als  Schule,  als  mehr  und  mehr  zu  überwindende  Vor- 
stufe zu  ihr. 

Auch  die  schlechteste  äufsere  Regelung  menschlichen  Zu- 
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sammenlebens  schafit  in  der  That,  dadurch  allein,  dafs  sie  sich 
auf  einen  bestimmten  Verband  von  Menschen  gleichermafsen 
erstreckt  und  sie,  wlre  es  auch  mit  brutaler  Gewalt,  zusammen- 
hält, zwar  sicher  nicht  wahre,  innere  Gemeinschaft,  aber  doch 
einen  Boden,  auf  dem  sie  erwachsen  kann,  schliefsh'ch  erwachsen 
mu(s.  Ein  gewisser  Grad  von  Gemeinschaft,  ein  dunkles  GefQhi 
von  Zusammengehörigkeit  wenigstens  mufs  vorhanden  sein,  wenn 
man  sich  den  Zwang  der  äufseren  Ordnung  überhaupt  gefallen 
läfst:  durch  ihren  dauernden  Bestand  festigt  sich  dies  Gefühl  der 
Zusammengehörigkeit.  Niclit  aus  der  äufscrn.  staatlichen  (Ord- 
nung zwar,  aber  doch  auf  ihrem  Boden,  unter  ihrer  schützenden 
Hülle  entwickelt  sich  in  steigender  Klarheit  das  Bewufstsein.  dafs 
wahre,  innere  Gemeinschaft  unter  den  Menschen  sein  sollte.  la 
dauernd  gar  nicht  entbehrt  werden  kann,  wo  erst  nur  der 
äufsere  Zwang  des  Miteinanderlebens  und  Sichvertragens  sie  zu- 
sammenhielt. 

Gerade  infolge  dieser  Entwicklung  zwar  wendet  sich  die  sitt- 
liche Idee  der  Gemeinschaft  notwendig  kritisch,  oft  revolutionär 
gegen  die  gegebenen  Staatsordnungen.  Ist  eine  staatliche  Ord- 
nung Oberhaupt  zuletzt  allein  zu  rechtfertigen  durch  die  sittliche 
Forderung  der  Gemeinschaft,  so  wird  diese  einer  jeden  be- 
stehenden Staatsordnung  gegenflber  ihr  ursprflnglicheres  Recht 
behaupten.  Für  eine  gewisse  Stufe  des  Gemeinschaftsbewufst- 
seins  wird  die  bedingungslose  Anerkennung  dieses  Rechtes  der 
sittlichen  Kritik  zur  unerläfsüchen  Voraussetzung  einer  menschlich 
erträglichen  Staatsordnung,  Ist  aber  diese  Voraussetzung  erfüllt, 
so  ist  und  bleibt  die  ^ittliche  Idee  der  Gemeinschaft  die  festeste, 
die  allein  unerschütterliche  Grundlage  staatlicher  Ordnung  Ober- 
haupt, insofern  die  eigentlich  staatserhaltende  Kraft. 

Folglich  iiüngt  lür  dm  Staat  selbst  nicht  weniger  als  alles 
daran,  dafs  diese  Idee  möglichst  in  allen  lebendig  sei.  Das  selzt 
aber  voraus,  dafs  der  Staat  ausnahmslos  in  allen  seinen  Kinricli- 
lungcn  auf  die  möglichste  sittliche  Bildung  seiner  Bürger,  aul 
ihre  Bildung  zum  Geiste  der  Gemeinschaft  berechnet  sei.  So 
allein  würde  er,  auf  zugleich  realstem  und  idealstem  Grunde 
ruhend,  sich  stetig  selber  zu  erhalten  fähig  sein,  während  jeder 
nicht  so  begrOndete  Staat  des  inneren  Gleichgewichts  entbehrt 
und  so  aus  den  Schwankungen  und  Umwälzungen  nicht  heraus- 
kommt 

Diese  sozialpädagogische  Idee  des  Staats  ist  es,  die 
ihren  klassischen  Ausdruck  durch  Plato  gefunden  hat.  Eine  Er- 
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Orterung  der  GrundzQge  seiner  Staatslehre  wird  uns  vorzQglich 
dienen,  jene  Idee  vollständiger  zu  entwickeln  und  auf  ihre  Halt* 
barkeit  zu  prüfen. 

Das  Erste,  was  an  Piatos  Lehre  auffällt,  was  sie  in  den 
Augen  der  Meisten  schon  richtet,  ist,  dafs  sie  den  Staat  nicht 
als  thatsächliches  Gebilde  beschreibt  und  auf  seine  faktische  Ent- 
•^tchitni;  untersucht,  sondern  eine  allgemeingültige  Idee  des 
.Staat>.  aufstellt,  und  so  auch  nur  in  der  Idee  ihti  v>)r  uns  ent- 
stehen liifst.  So  war  es  frcihch  leicht  (sagt  man),  ihm  alle  er- 
•Jenidiche  VortrefiHciikeil  anzudichten,  ihn  gipfeln  zu  lassen,  wo 
■  1er  wirkliche  Staat  wahrlich  nicht  gipfelt,  in  den  IhWien  der 
hlecneikenntni.s.  Aber  so  bleibt  auch  das  (ianze  ein  Clediiht. 
vielleicht  vom  höchsten  künstlerischen  Wert,  ein  Ilochgenuf:^  für 
ideale  Geister,  die  in  der  glücklichen  Lage  sind ,  sich  um  die 
rauhe  Wirklichkeit  nicht  besonders  kQmmern  zu  mflssen,  doch 
ohne  alle  Realität»  weil  der  Erfahrung  ganz  und  gar  entfremdet. 

Ware  dies  Urteil  zutreifend,  so  wäre  allerdings  kein  An- 
lafe,  aufser  den  Grenzen  rein  historischer  Betrachtung  von  der 
Sache  zu  reden.  Aber  die  Geschichte  selbst  belehrt  uns  ahders: 
von  Flato  ist  Morus»  von  diesem  der  moderne  Sozialismus  aus- 
gegangen»  dessen  nicht  blofs  {K)etische  Bedeutung  heute  wohl 
keinem  erst  bewiesen  zu  werden  braucht. 

Was  also  ist  es  mit  der  Idealitat  des  platonischen  Staats? 
Was  hat  sie  zu  bedeuten,  wie  ist  sie  zu  rechtfertigen?  Das  mufs 
unsere  erste  Frage  sein. 

An  den  Empirikern  der  Staatslehre  fehlte  es  auch  damals 
nicht,  wir  kennen  sie  aus  Plato's  eigenen  Darstellungen.  So 
tührt  er  uns  den  Meister  der  .Sophisten.  Protagoras,  vor  mit 
einer  Staatstheorie.')  die  ungefähr  den  reinen  ( Gegensatz  der 
seinigen  darstellt  und  ihr  doch  ersichtlich  zum  Ausgangspunkt 
gedient  hat. 

1)  Plato,  Protagons  S.  320—328.    Man  hat  vielfach  gezweifelt»  ob  die 

Tlicoric  wirklich  dem  Sophisten  angehört  und  nicht  vielmehr  eine  platonische 
Fiktion  ist.  Abgesehen  von  Gründen,  die  ^ich  .ms  einer  genauen  Prüfiins;  der 
.\iil.ige  un<l  Ahsiriit  der  platonischen  Seln  ilt  ei  pc  Ijcd,  spricht  lür  die  crstcre  .\n- 
nahme  1.  die  klare  Liebereinstimmung  mit  dem,  was  aus  IMato's  „Theätet"  über 
die  politisch-pädagogische  Weisheit  des  Protagoras  bekannt  ist;  2.  selbst  die  Bc- 
rflhnmgen  mit  Plato's  eigener  Theorie  („Staat**  S.  369»  ».Staatsmann"  S.  274j, 
da  Aristozenus  (bei  Diog.  Laert  III  37)  eine  weitgehende  Uebereinstimmung  des 
pfaitoniscben  Staats  mit  den  »»Antilogika"  des  Protagorss  behauptet  haL 
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Die  Theorie  verdient  auch  ihrer  selbst  wegen  unsere  Auf- 
merksamkeit. Schon  sie  setzt  die  Begriffe  Staat  und  Krzic  hung 
i[i  die  denkbar  engste  Verbindung,  Die  einleuchtende  Analogie 
des  Staatsgesetzes  mit  dem  Gebote  des  Erziehers,  buchstüblich 
mit  der  Vorschrift  des  Sclireiblehrers .  der  Zwani^sc^ewalt  de< 
Staats  mit  der  Zwan^sgewalt  des  Pädagogen  emplieldt  die  Ver- 
knüpfung beider  Hegritfc  schon  dem  genieinen  Menschenverstand. 
Aber  auch  auf  eine  ernsthafte  Theorie  vom  Ursprung  des  Staats 
versucht  Protagoras  sie  zu  stützen. 

Sein  Daseinsgrund  ist  nach  ihm  das  Bedürfnis  wechselseitiger 
Hülfe  im  Kampf  ums  Dasein  unter  den  lebenden  Wesen,  da  der 
Einzelne  für  sich  den  Naturgewalten  im  Wettbewerb  aller  mit 
allen  um  die  Existenzmittel  nicht  gewachsen  wftre.  Dem  Zweck 
gemeinsamer  Lebenserhaltung  dient  erstlich  die  Technik  im  ge- 
wöhnlichen Sinn:  Landbau  und  Industrie  mit  Hülfe  des  der  Sage 
nach  von  den  Göttern  entwendeten  Geheimnisses  des  Feuer- 
gebrauchs. Aber  das  allein  würde  nicht  ausreichen»  denn  der 
schlimmste  Feind  des  Menschen  ist  der  Mensch.  Daher  bedurfte 
es  noch  einer  zweiten  Technik,  besonderer  Veranstaltungen 
nAmlidh,  um  Sitte  und  Recht,  auch  Religion  den  GemOtem,  und 
zwar  möglichst  allgemein.  cinzupfIan/(  n.  Dazu  dienen  die  zu- 
sammenwirkenden, dem  Wesen  nach  gleichartigen  Zwangsmittel 
der  Erziehung,  der  Gesetzgebung  (die  den  Kultus  einschliefst)  und 
der  Rechtsprechung,  die  zusammen  jene  zweite,  sagen  wir  soziale 
Technik  ausmachen.  Der  Staat  ist  somit  der  eigentliche  Er- 
zieher, seine  ganze  Absicht  eine  erziehende,  zivilisatorische;  der 
einzelne  Erzieiier:  Vater  oder  Mutter.  Pädagog  oder  Sophist  (so 
etwas  wie  Professor),  ist  nur  Beauftragter  des  Cienieinwesens. 
\'ollslrecker  des  (leineinwillens.  Des  Ciemeinwillens:  denn  es 
mufs  —  naturnotwendig  der  Wille  aller  sein,  dafs  Recht  und 
Sitte  allgemein  beobachtet  werden,  da  es  so  im  eigenen  Interesse 
eines  jeden  liegt;  und  so  sehen  wir  denn  auch,  dafs  thatsächlich 
jeder  an  dem  gemeinsamen  Erziehungswerk  willig  teilnimmt. 

Die  Theorie  geht  etwas  summarisch  zu  Werk,  aber  sie  ent- 
hält  eine  Reihe  richtig  der  Erfahrung  abgelauschter  Zflge. 

Es  ist  zutreffend,  dafs  Staat  Zwangsgewalt  bedeutet  In 
Plato's  Darstellung  ist  dieser  Grundzug  der  Heteronomie  mit 
absichtlichem  Nachdruck  betont:  der  Staat  als  solcher  erkennt 
keinen  eigenen  Willen  an;  er  scheut  auch  vor  den  härtesten 
Zwangsmitteln  nicht  zurück,  um  dem  Gemeinwillen  gegen  den 
abweichenden  Willen  des  Einzelnen  Nachdruck  zu  verschaffen. 
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Es  ist  ebenso  zutreffend,  dafe,  auch  abgesehen  von  jedem 
Cedanken  an  sittliche  Gemeinschaft,  das  nackte  LebensbedOrfnis 
•die  Menschen  zusammenzwange;  ja  dafs  Sitte,  Recht,  Religion  in 
ihren  primitiven  Formen  fast  nichts  sind  als  ein  System  von  Ver- 
anstaltungen,  die  Existenz,  die  durch  die  gemeine  Lebensnot  auf- 
gezwungene gesellige  Existenz  des  Menschen  zu  äichcrn.  Ein 
Staat  ist  erstwesentlich  eine  Wirtschaftsordnung;  durch  diesen 
seinen  dringlichsten  Zweck  sind  alle  seine  Einrichtungen,  ist  auch 
die  ganze  durch  ihn  direkt  und  indirekt  getlbtr  Erziehung  auf 
allen  Stufen  niitbedingt.  und  unter  dem  Zwange  der  Lebensnot. 
unter  der  Drangsal  des  Kampfes  ums  Dasein,  in  dem  der  Mensch 
des  Menschen  ärgster  Feind  ist.  wird  die  soziale  Ordnung  auf 
dieser  Stufe  so  lange  festgehalten,  als  nicht  eine  I'orm  der  Wirt- 
schaft sich  durchgesetzt  hat.  welche  die  quälendste  aller  sozialen 
Fragen,  die  1  lungerfrage .  in  einer  Weise  li».->t  oder  doch  be- 
schwichtigt, dafs  für  Höheres  überhaupt  erst  Kaum  wird. 

Das  alles  gesteht  Plato  dem  Kerne  nach  zu  und  legt  es  seiner 
eigenen  Theorie  zugrunde.  Dafs  man  aber  dabei  nicht  stehen 
bleiben  kann,  ist  ihm  von  Anfang  an  klar.  Jener  Staat  ist  ihm  noch 
gar  kein  Staat,  denn  ihm  fehlt  das  wesentlichste  Merkmal:  die 
^Gemeinschaft. 

So  lange  man  von  der  blofsen  Existenzfrage  ausgeht,  ist  dem 
nackten  —  oder  schwach  verhfllhen  —  Individualismus  auf  keine 
Weise  zu  entrinnen.  Jene  Theorie  vermeidet  ihn  in  der  That 
blofs  zum  Schein,  indem  sie  von  einem  Gemeinwillen  spricht,  wo 
wirklich  kein  Gemein wille  ist.  Das  blofse  Interesse  der 
LrCbenserhaltung  begründet  keinen  Ciemeinwillen.  Mein  Leben 
kann  ich  in  zahllosen  Fällen  nur  erhalten  auf  Kosten  des  Lebens 
anderer:  an  dem  Brote,  das  ich  esse,  an  dem  Wein,  den  ich 
trinke,  klebt  Schweifs  und  Blut  meiner  Bn'ider. 

Zwar  die  Erarbeitung  der  Existenzmittel  lordert  mehr  und 
mehr  gegenseitige  Hülfe;  darin  allein  liegt  das  Verführende  jener 
Theorie.  Aber  das  führt  wirklich  zu  keiner  Gemeinschaft,  sondern 
blofs  zu  einer  losen  Gt"sellung  Einzelner,  wobei  jeder  an  sich 
nicht  den  Zweck  des  andern,  sondern  seinen  eigenen  im  Auge 
hat.  der  mit  dem  des  andern  in  gewissen  Grenzen  zufällig, 
aber  nicht  innerlich  und  wesentlich  zusamroentrifil.  Die  unent- 
rinnbare Folge  ist  —  die  Ungleichheit,  die  Bevorrechtung 
derer,  die  sich  durchzusetzen  die  Kraft  haben,  wflhrend  der 
Schwache  gutwillig  weichen  mufs  oder  mit  Gewalt  bei  Seite  ge- 
schoben  wird. 
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Dafs  dies  das  Reinergebnis  einer  jeden  nicht  auf  die  Idee 
der  Gemeinschaft,  sondern  auf  den  vermeinten  Erfahrungs- 
grund der  unbegrenzten  Selbstsucht  gestützten  Auffassung  des 
sozialen  Lebens  ist,  hat  Plato  in  manchen,  auf  Theorie  und  Praxis 
der  zeitgenössischen  Politik  hinweisenden  Ausführungen  in  grellem 
Lichte  dargestellt.  Es  rrenügt,  an  die  Figur  des  Kallikles  im 
Dialog  Gorgias  zu  erinnern,  einen  Typiis  des  politischen  Streber- 
tums von  einer  psychologischen  Wahrheit,  dafs  jedes  Zeitalter 
seine  Leute  darin  wiedererkennt.  Diesem  Manne  ist.  rund  heraus, 
der  Vorteil  des  Machthabers  das.  was  im  Staate  den  Ausschlag 
giebt.  Die  Gleichheit  vor  dem  (iesetz  ist  widernatürliche  Er- 
Undung  der  Schwachen,  ein  Zaubergesang,  mit  dem  sie  die  Löwen 
der  Gesellschaft  einlullen  möchten,  sie  um  ihren  Löwenanteil  zu 
betrügen;  nach  dem  wahren  Gesetze  der  Natur,  das  sich  denn 
auch  thatsachltch  immer  wieder  durchsetzt,  gilt  vielmehr  das  Vor« 
recht  des  Stärkeren,  die  herrliche  Freiheit  der  Ausbeutung,  des 
schrankenlosen  Geniefsens,  die  nur  in  der  persönlichen  Ueher- 
legenheit  des  Einzelnen  den  nötigen  Rockhalt  haben  mu(s.  Von 
solcher  Höhe  sieht  er  auf  die  dienstfertige  Erziehung  im  Interesse 
des  „Gemeinwillens",  wie  die  Sophisten  sie  anbieten  (und  dafOr 
ordendiche  Bezahlung  nehmen),  mit  aller  Verachtung  herab; 
vollends  kindisch  mutet  das  Gebahren  des  Traumers  Sokrates 
ihn  an,  der  im  verborgenen  Winkel  vor  einem  Häuflein  Stu- 
dierenderideologischen Träumen  von  Gleichhei t,  von  Gerech- 
tigkeit nachhangt:  er  soll  sich  nur  vorsehen,  dafs  ihm  nicht  sein 
Traum,  in  dem  er  sich  zum  Richter  der  bestehenden  Staatsord- 
nung aufwirft,  die  HeiligtOmer  des  Patriolismus  angreift  und  den 
Machthabern  mit  verwegener  Kritik  entgegentritt,  einmal  schleelu 
bekommt;  ist  er  dorh  in  soleher  Trilumerei  mit  dem  wirklichen 
Staat,  mit  den  realen  Faktoren,  die  da  entscheiden,  mit  der  Praxis 
des  Gerichts  und  iler  X'olksversaniuilung  so  unbekannt  geblieben, 
dafs  es  dem  sclilechtesten.  nur  etwas  geriebenen  Kerl  ein  Leichtes 
sein  mufs,  ihn  zu  Fall  zu  bringen. 

So  kennt  Plato  die  Natur  des  wirklichen  Staats.  Solche 
Anschauungen  waren  es,  die  ihm  in  den  Erfahrungen  seiner  Zeit 
allenthalben  entgegentraten.  Mit  der  Ruhe  des  Theoretikers  er- 
klart er  sie  als  Frucht  der  Erziehung,  nicht  jener  sophistischen, 
wie  man  mifsverstanden  hat,  sondern  der  ungleich  erfolgreicheren 
durch  den  Erzsophisten  und  Jugendverderber,  wie  er  ihn  einmal 
nennt:  das  BOrgertum  Athens;  dessen  Erziehung  um  so  wirk- 
samer ist,  weil  sie  den  Worten  die  Thaten  auf  dem  Fufee  folgen 
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laisM)  Die  herrschende  Staats-  und  Gesellschaftsord- 
nung, das  ist  die  Erziehung,  die  solche  Charaktere  und  Theorieen 
zeitigt. 

Mehr  noch:  er  erkennt,  dafs  auch  die  Gemeinsamkeit  der 
wirtschaftlichen  Arbeit,  die  fOr  Protagoras  die  erste  Voraus- 
setzung bildete  und  von  der  auch  seine  Theorie  den  Ausgang 
nimmt,  zuletzt  verloren  gehen  muis,  wo  die  Faktoren  fehlen,  die  eine 
wahre,  innere  Gemeinschaft  sichern.  Es  ist  für  uns  heute  lebende 
besonders  nberraschcnd.  mit  welcher  Bestimmtheit  er  bereits  aus- 
spriclit,  was  heute  auf  allen  Ciassen  wiedertönt:  wie  die  Gewalt, 
die  der  Besitz  dem  Besitzenden  über  den  Nichtbcsitzendcii  ver- 
leiht, endlich  dahin  lührcn  mufs.  dafs  die  Inhaber  der  Produk- 
tionsmittel nicht  mehr  arbeiten,  die  Arbeitenden  sich  von  den 
Produktionsmitteln  entblufst  sehen-):  wie  so,  was  man  einen 
Staat  oder  ein  Volk  nennt,  zuletzt  i^ar  nicht  mehr  einer,  sondern 
ihrer  viele  sind,  indem  sich  zum  wenigsten  zwei  Nationen,  die 
Besitzenden  und  die  Nichtbesitzenden,  jede  in  sich  durch  starke 
natOrliche  Interessen  zusammengehalten,  in  unversöhnlichem  Krieg 
gegenüberstehen.')  Fast  wie  aus  einer  heutigen  sozialistischen 
Predigt  entnommen,  muten  die  Worte  uns  an,  in  denen  er  den 
Zustand  schildert,  der  daraus  schlielslich  erfolgt:  wie  die  Herr- 
schenden, aus  Helfern  zu  Sklavenhaltern  ihrer  Mitbürger  ge- 
worden, hassend  und  gehafst,  verfolgend  und  verfolgt,  in  gröfserer 
Furcht  vor  dem  inneren  als  vor  dem  auswärtigen  Feinde  leben,  und 
so  selber  mitsamt  dem  Staat  haltlos  dem  Verderben  entgegen- 
rennen.'*) 

Die  Palliative  der  Gesetzgebung  müssen  da  machtlos  bleiben. 

Sie  stufst  nur  heute  um,  was  sie  gestern  selber  aufgebaut;  der 
Staat  führt  dabei  ein  Leben  wie  das  des  Patienten,  der  immer 
neue  Kuren  probiert  und  damit  seine  Krankheit  in  Wahrheit  nur 
mannigfaltiger  macht  —  um  sich  nur  nicht  der  Radikalkur  unter- 
ziehen zu  müssen,  dafs  er  abliefse  zu  schlcnmien,  zu  saufen, 
niederen  Lüsten  zu  fröhnen  und  auf  der  faulen  Haut  zu  liegen. 

>)  Stmat  S.  493. 
StMt  S.  421. 

Ebenda  S.  422,  5S1  ff.   Das  Wort  von  den  „swei  Nationen"  hat  nicht 

erst  Carlyle  oder  Disradi,  Sondern  bereits  Condorcct  wieder  aufgebracht  Sielie 
.,(*  ndorcct's  Ideen  zur  Nationalerztehung",  Monatsh.  d.  Comenius-Gesellachaft 

1894.  S.  132. 

*(  Ebenda  S.  417.     Auch   hierzu  vergl.  die  Schilderung  der  Oligarchie 
S.  551  ff. 
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Einer  solchen  Kadikaikur  bedurfte  zu  seiner  Hesundung  der  Staat, 
dann  könnte  er  die  Mittel  und  Mittelchen  der  Gesetzgebung 
sparen.  1) 

Arhnliches  gilt  von  der  Justiz.  Gleich  unsern  Modernsten 
legt  I'lato  das  Verbrechen  wesentlich  der  Geseilschart,  nicht  dem 
Einzelnen  zur  Last;  er  sieht  darin  eine  Krankheit,  aber  eine 
sozial  verursachte -)  Nur  die  Radikaländerung  der  Gesellschaft 
würde  auch  dagegen  helfen. 

Kannte  also  wohl  l'lalo  den  wirl^liclicn  .Staat  —  Uni  so 
schlimmer,  wird  man  entgegnen,  wenn  er,  bei  solchen  Einblicken 
in  die  realen  Faktoren  des  Staatslebens  es  dennoch  fertig  bringt, 
zu  dem  ideologischen  Wahngebild  eines  Staates  zu  (Iflchten,  der 
von  dieser  Wirklichkeit  aus  offenbar  nie  zu  erreichen  ist 
So  ist  es  von  je  gewesen,  so  ist  es  bis  heute,  so  mufs  es  immer 
bleiben.  Was  hilft  uns  die  »Idee*,  dafs  es  anders  sein  sollte! 

Nochmals  also:  was  ist  es  mit  dem  Appell  an  die  Idee?  — 
Auch  Kant  erlaubt  sich,  die  Berufung  auf  Erfahrung,  sofern 
sie  aus  dem,  was  bisher  gewesen  und  noch  ist.  Beweise  schmieden 
will  gegen  das,  was  sein  soll,  mit  dem  unsanften  Beiwort  ,pöbel> 
haft"  abzufertigen.  Mit  welchem  Recht,  da  gerade  ihm  sonst  Er- 
fahrung so  viel  wie  Wissenschaft,  ein  Vorgehen  anders  als 
nach  den  Gesetzen  der  Erfahrung  Nichtachtung  der  ewigen 
Grenzen  menschlicher  Erkenntnis  bedeutet? 

Nicht  das  Zeugnis  der  Erfahrung  wird  verworfen,  sondern 
diejenige  Berufung  auf  Erfahrung,  welche  für  ihre  stets  bedingten 
Aussagen  unbedingte  Geltunj^^  in  Ansprucli  nimmt.  Erfahrung 
ist  jederzeit  bedingte  Erkenntnis;  der  Ausspruch  eines  Erlahrungs- 
satzes  als  eines  unbedingt  gültigen  ist  also  dem  Grundgesetz  der 
Erfahrung  selbst  entgegen. 

Daher  allein  begreift  sich  die  Möglichkeit,  dem  Willen  Aul- 
gaben zu  stellen,  die  über  alles  bisher  Erfahrene  hinausgehen. 
Von  einem  Willen  hätten  wir  gar  keine  Veranlassung  zu  reden, 
fände  sich  der  Mensch  in  einen  unabänderlich  abgegrenzten 
Interessenkreis  ein  für  allemal  eingeschlossen,  stände  ihm  nicht 
der  Ausblick  frei  auf  eine  nirgend  prinzipiell  begrenzte  Erweite- 
rung seiner  Ziele,  auf  eine  imendliche  vor  ihm  liegende  Bahn  der 
Entwicklung.  Das  und  nichts  anderes  ist  es,  was  uns  be- 
rechtigt, von  Idee  anders  als  von  einem  Himgespinnst  zu  reden. 


>)  Ebenda  S.  435 1 

Am  merkwQrdigsten  im  „Timim"  S.  86  f. 
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Der  unendlich  ferne  Richtjuuikt  solchen  Ausblicks,  das  und 
nichts  anderes  heilst  uns  Idee,  liue  Behauptung  streitet  daher 
mit  keiner  Erfahrung;  Erfahrung  besagt  nur  den  Fortschritt  im 
Endlichen,  Bedingten,  der  den  Ausblick  auf  ein  unendliches,  un- 
bedingtes Ziel  nicht  nur  nicht  verwehrt,  sondern  fordert.  Der 
Aufblick  zur  Idee  bedeutet  nicht  ein  Verlassen  des  Weges  der 
Empirie,  sondern  vielmehr  die  Wegraumung  jeder  absoluten 
Schranke,  die  dem  unbegrenzten  Fortschritt  der  Erfahrung 
erst  freie  Bahn  schafft. 

Plato  hat  die  »Idee*  nicht  anders  verstanden.  Er  schildert 
sie  oft  fiberschwänglich.  Aber  dicht  daneben  stehen  wieder  ganz  . 
schlichte.  nQchterne  Ableitungen,  die  in  gar  keinen  „Oberhimm- 
lischen Raum**,  sondern  recht  mitten  in  die  Erfahrung  hinein 
führen.  Die  Idee  bedeutet  ihm  ursprQnglich  etwas  so  Verständ- 
liches, Ja  Alltägliches  wie  das  Muster  oder  Modell,  das  dem 
Geiste  des  Künstlers,  richtiger  des  Technikers  vor  Augen  steht, 
indem  er  sich  Mühe  giebt.  sein  Werk  möglichst  gut.  d.  i.  mög- 
lichst so,  wie  es  sein  soll,  zu  gestalten.  Es  soll  in  allen  I'cilen 
harmonisch  sein,  einstimmig  nur  das  reine  Gesetz  des  darzu- 
stellenden Gegenstands  ausdrücken.  Betrachten  wir  nun  (wie 
wir  schon  thaten)  auch  den  Staat  als  das  Werk  einer  eigenen 
Technik,  so  wird  sofort  verständlich,  was  demgeniäfs  die  Idee 
des  Staats  bedeuten  niufs:  auch  dies  menschliche  Werk  kann 
vollkommener  oder  miiuier  vollkommen  gearbeitet  sein:  also  wird 
sich  auch  ein  Modell  aufbauen  lassen,  nicht  aus  Holz  oder  Stein, 
sondern  aus  dem  fügsameren  Stoff  des  Gedankens;  von  dem 
jeder  gegebene  Staat  zwar  mehr  oder  weniger  weit  entfernt 
bleiben  wird,  dem  er  jedoch  entsprechen  sollte,  d.  h.  in  dem  das 
reine  Gesetz  staatlicher  Ordnung  überhaupt  eribUt  wflre. 

Bestimmter  richtet  Plato  sein  Staatsmodell  auf  die  „Idee  des 
Guten*.  Darin  hat  man  ich  weifs  nicht  was  fOr  mystische  Tiefen 
gesucht;  wir  sehen  jedoch,  wie  schlicht  und  geraden  Weges  sich 
auch  das  aus  dem  platonischen  Sinn  der  Idee  Oberhaupt  ergiebt 
Man  mufs  sich  dabei  erinnern  an  die  hausbackenen  sokratischen 
Analogieen,  von  denen  Plato  in  seinen  Ableitungen  der  Idee  regel- 
mäfsig  ausgeht:  was  ist  ein  guter  Tisch,  ein  gutes  Messer  u.  s.  f.? 
Dasjenige,  welches  dem  Begriff',  dem  Gesetz  eines  solchen  Ge- 
räts, der  allgemeinen  Eorderung  dessen,  was  es  leisten  soll, 
möglichst  rein  entspricht.  So  ist  der  Leib  des  Menschen  in 
guter,  tüchtiger  Verfassung,  d.  i.  gesund,  wenn  alle  seine  Funk- 
tionen mit  einander  und  ihrem  gemeinsamen  Gesetz  in  reinem 
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Einklang  sind.  Gar  nicht  anders  ist  die  Gate  oder  Tugend  der 
Seele  aufzufassen,  die  daher  fort  und  fort  beschrieben  wird  als 
Gesundheit,  als  Harmonie,  kurz  gesetzentsprechende  Verfassung 
des  GemQts.  Was  mufs  demgemafs  die  Idee  „des"  Guten  allge- 
mein bedeuten?  Nichts  anderes  als  die  Idee  der  Idee  selbst, 
das  Gesetz  der  Gesetzlichkeit  überhaupt,  das  Gesetz,  welches  die 
gesetzmflfsige  Verfassung  eines  jeden  Gegenstands  als  die  wahre, 
seinsollende  ausspricht. 

Auf  keinen  andern  Wei;  als  den  der  Gesetzesforschung 
also  weist  un>  Platos  Idee;  die  Idee  besai^t  die  Deduktion*). 
Zwar  wenn  schon  ehr  r(  ine  \'oliendun^^  eines  Cier.lts.  sagen  wir 
die  absohlt  reine  Sliuiniung  eines  niusikahschen  Instrument?«, 
vollends  die  Gesundheit  des  phy>isehen  Oruanisnius  eine  „blolse" 
Idee  ist,  mit  der  keine  gegebene  F.rfahrung  sieh  jemals  deckt-n 
wird  —  obgleich  Krlahrung  lehrt,  von  welchen  Bedingungen  es 
abhangt,  dafs  ein  gegebenes  Gebild  von  der  Idee  mehr  oder 
weniger  weit  entfernt  bleibt  — ,  so  wird  das  im  höchsten  Mafse 
gelten  von  der  seelischen  Vollendung  sei  es  des  Individuums 
oder  eines  ihm  analog  gedachten  sozialen  Gebildes.  Denn  Seele 
bedeutet  Bewufstsein,  und  dem  Bewufstsein  gerade  ist  es  eigen, 
das  Bedingte  der  Erfahrung  zu  messen  an  der  Idee  des  Unbe- 
dingten: aber  keines  andern  als  des  unbedingten  Gesetzes.  Sucht 
Erfahrung,  die  Erfahrung  der  Wissenschaft,  in  den  Erschei* 
nungen  die  Spur  des  Gesetzes,  so  legt  sie  eben  damit  an  Er- 
fahrung selbst  den  Mafsstab  der  Idee  an,  welcher  der  Mafsstab 
des  Bewufstseins  ist. 

Das  erste,  was  dann  klar  wird,  ist  freilich  die  notwendige 
Inkongruenz,  die  Unendlichkeit  des  Abstands  zwischen 
Erfahrung  und  Idee,  zwischen  dem  was  ist  und  was  sein  soll.  Es 
begreift  sich.  dafs.  wer  das  zum  ersten  Mal  erkannte,  nicht  so- 
gleich den  Mut  fand,  der  Idee  eine  andere  als  kritische  Bedeu- 
tung der  Erfahrung  gegenüber  einzuräumen.  Sokrates'-^)  ist 
darüber,  wie  es  scheint,  nicht  hinausgekommen,  und  die  Schriften 
der  Frühzeit  Flato's  bleiben  wesentlich  dabei  stehen.  Wird  der 
Inhalt  der  Idee  des  Guten  zwar  bald  in  positiver  Bestimmtheit 
gedacht,  so  bleibt  ihm  dennoch  die  Idee  vorerst  ein  Jenseiliges, 


')  Obwohl  dieser  Sinn  cicr  ..IcIpc"  nllciUhalbcn  l>ci  Plato  iso  auch  in  der 
bcrulimtcii  DarslclluDg  im  6.  und  7.  Buch<-  des  ,, Staats"  i  zu  erkennen  ist,  sei 
Huf  die  vorzQghch  klare  I).-irlegung  im  ,,Phado"  S.  lOOfl.  besonders  hingewiesen. 

*)  „Ueb«r  Sokrates",  PhUos.  Monatshefte  Bd.  30,  S.  356  ff. 
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2u  dem  die  Seele  „so  schnell  als  möglich"  von  der  Vergänglich- 
keit und  dem  Verderben  des  Diesseits  flüchten  mufs,  denn  die 
Idee  allein  besteht,  wenn  alles  hienieden  vergeht 

Von  solcher  Transzendenz  ist  denn  anfangs  auch  die 
Staatslehre  Piato's  noch  beherrscht.    In  dieser  Stimmung  ist 
ramcnthch  der  „Gorgias"  geschrieben,  der  sonst  in  sehr  vielem 
aul"  das  Werk  der  reifsten  Zeit,  den  „Staat",  vorausdeutet.  Schon 
dort  steht  die  Idee  einer  rein  sittlichen  Gestaltung  der  Gcmein- 
schaüsordnung  ihm  klar  vor  AuL;>:n.    Diese  erkennt  der  Phisosoph, 
und  indem  er  zur  gleichen  Erkenntnis  auch  nur  wenige  Einzelne 
erzieht,   sorgt   er   besser   für  das  wahre  Heil  des  Staats  als  die 
gepriesenen  Staatsmänner  alle,  die  vergötterten  Helden  des  patrio- 
tischen Atheners.   Das  ist  sein  herbefe  Urteil  über  sie:  sie  haben 
als  dienstwillige  Köche  und  Zuckerbäcker  mit   ihren  Leckereien, 
als  Haien,  Werften,  Festungswerken   und   derlei    „Possen"  lica 
Sülsen  Bengel,  den  Demos  von  Athen,  verfüttert  und  damit  seine 
physische  und  geistige  Gesundheit  untergraben,  statt  als  Aerzte» 
sei's  auch  mit  Schneiden  und  Brennen,  ihn  2U  bessern.  Man 
preist  die  Mflnner,  die  die  Bargerschaft  gut  bewirtet  haben  mit 
allem,  was  ihr  Herz  begehrte,  und  sagt,  sie  haben  die  Stadt 
grofs  gemacht;  man  merkt  nicht,  dafe  sie  durch  sie  nur  faulig 
und  innerlich  krank  geworden  ist.  Denn  alle  jene  Herrlichkeiten 
machen  einen  Staat  nicht  grofs,  wenn  es  an  der  inneren  TOchtig* 
keit  der  Borger  fehlt,  ohne  die  sie  solche  flufseren  Machtmittel 
nur  zu  ihrem  eigenen  Verderben  gebrauchen  werden.  Darin  liegt 
der  positive  Kerngedanken  der  platonischen  Staatslehre:  das  Heil 
der  Staaten,  ja  der  Menschheit  hängt  schliefslich  ab  von  der" 
wissenschaftlich  sittlichen  Erziehung  und  der  Regierung  der  so 
Erzogenen;  denn  es  ruht  nicht  auf  den  nur  dienenden  Künsten 
der  Lebenserhaltung,  nicht  auf  Heer,   Flotte  und  Festungen, 
sondern  auf  der  Erkenntnis  der  ewigen  Gesetze,  von  denen  die 
innere,  physische  und  geistige  Gesundheit  des  sozialen  Körpers 
abhängt,  und  der  iViedhchen  Herrschaft,  die  solche  Erkenntnis 
sich,  durch  keine  andere  Macht  als  die  der  Wahrheit,  zu  erringen 
imstande  ist. 

Allein,  dafs  dies  nun  ein  erreichbares  Ziel  wäre,  erreichbar 
von  dem  gegebenen  Zustand  aus,  dessen  \'erderben  er  so  klar 
vor  Augen  sieht,  das  bleibt  noch  verborgen.  Den  Sokrates,  der 
ihnen  unbeirrt  die  Wahrheit  sagte,  haben  sie,  aus  schlechtem 
Gewissen,  als  „Jugendverderber"  verurteilt  —  wie  die  Kinder 
den  Arzt,  den  der  Koch  verklagt.    Und  ein  Archelaus,  der 
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meuchelmörderische  Usurpator  Mazedoniens,  hat  sich  in  Glanz 
und  Macht  behauptet  bis  ans  Ende!  Aber  nicht,  wer  Unrecht 
leidet  —  und  geschähe  ihm  hier  das  Aeulserste  —  sondern  wer 
Unrecht  thut  —  und  behauptete  er  äufserlich  den  Sieg  bis  zuletzt 
—  ist  unselig,  weil  vor  dem  ewigen  Gericht  des  Sittengesetzes 
verdammt  Die  Idee  hat  ihr  Königreich  und  ihr  Gericht  im  Un> 
sichtbaren,  im  Hades,  die  herrschenden  Machte  haben  gewisser- 
mafsen  Recht,  ihre  Fürsprecher  je  bäider  je  heber  dorthin  zu 
entsenden!')  Dafs  die  Idee  auch  die  Kraft  beweisen  sollte  lue* 
nieden  iiir  Reich  zu  gründen,  anders  als  in  den  Träumen  ein* 
samer  Ideologen,  die  im  weltverlorenen  Winkel  abseits  vom  Ver- 
derb des  öffentlichen  Lebens  der  geräuschlosen  Arbeit  der 
Wissenschaft  obliegen,  das  kommt  nicht  zum  V^orschcin.  Di'- 
revolutionäre  Kraft  der  Idee  scheint  noch  sich  zu  erschöpfen  in 
vernichtender  Kritik  des  Bestellenden. 

Aber  bei  dieser  „akademischen"  Haltung  ist  der  Stifter  der 
Akademie  nicht  stehen  geblieben.  Um  in  seinem  Gleichnis  zu 
sprechen:  es  hat  dem  wie  vom  überirdisclien  Glanz  Geblendeten 
Zeit  gekostet,  bis  sein  Auge  sich  in  das  Dunkel  dieser  Höhle,  in 
die  wir  hienieden  gebannt  sind,  erst  wieder  gewöhnte.  Aber  es 
hat  sich  gewöhnt.  Vielleicht  lassen  sich  die  Hauptschritte  der 
Entwicklung  in  seinen  Schriften')  und  seinem  flulseren  Lebens- 
gang noch  nachweisen,  die  ihn  von  jener  negativ  kritischen 
Stellung  zum  Staat  zu  einer  mehr  und  mehr  positiv  revolu* 
tionfiren  ftlhrte. 

Diese  Haltung  zeigt  vor  allem  der  „Staat*.  Das  schmeckt 

*)  Ich  cntoebme  den  herben  Scherz,  in  freier  Nachbildung,  dem  „Phido** 
(S.  64),  Aber  denen  politische  Beriehung  s.  u.  An».  2  auf  S.  154.  Die  e^rmo» 
logisierende  Metapher:  „Hades**  (&r  „to  aide«**,  da«  Unsichtbare,  d.  b.  das  nur 
dem  Gedanken  erfiilUidie  Reich  der  Ideen  lifst  sich  im  Deutschen  schwer  in 
einem  ahnlichen  Wortspiel  wiedergeben.  „Schattcnwclt"  z.  B.  träfe  den  Sinn 
Plato's  nicht,  da  ihm  vielmehr  die  Erscheinungen  die  Schatten  der  Ideen  sind. 

-I  Hier  ist  vorzüi,'lich  das  Gastmahl"  zu  beachten,  wo  Menschliches  und 
(jötlliclics,  Sterbliches  und  Unsterbliches  (Erfahrung  und  Idee)  in  einer  genauen 
Stufenfolge  wissenschaftlicher  Vcrfahrungsweiscn  zusammenhangen  und  ein  streng 
in  sich  verknOpftes  Game  bilden;  wo  die  leiblich-geistige  Fortpflanzung  des 
Menschentums  von  Geschlecht  su  Geschlecht  eine  Unsterblichkeit  des  SterbUchen» 
ein  Leben  der  Idee  inmitten  der  Erfahrung  darstellt  Wenn  dann  in  eben  diesem 
Zusammenhang  der  ..unsterblichen"  Werke  *1er  Di«  Itter  und  Gesetzgeber  gedacht 
und  zum  Wettstreit  mit  diesen  aufgefordert  wird ,  kann  man  wohl  nicht  um- 
hin, an  den  Dichter  und  Gesetzgeber  in  einer  Person,  den  Verfasser  des  „Staats", 
zu  denken. 
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nicht  nach  blofs  akademischer  Erörterung,  wie  er  sich  dort  mit 
erschfittemder  Predigt  nach  aufsen,  an  sein  Athen,  ja  an  ganz 
Hellas  wendet,  nicht  mehr  mit  bitterer  Kritik  altein,  die  freilich 
nicht  gespart  wird,  sondern  mit  positiven,  ernst  gemeinten,  er- 
weislich an  geschichtliche  Vorbilder  überall  anknüpfenden^)  Re- 
formvorschlägen. Ein  besonderer  Teil  erörtert  eingehend  die 
Möglichkeit  der  Verwirklichung  seines  Kntwurfe.  Die  Ent- 
scheidung lautet:  Der  gedachte  Staat  ist  möglich,  wenn  auch  die 
Hoffnung  der  Verwirklichung  gering.  W.'lrc  es  anders,  so  würde 
man  ihn  allerdings  mit  Recht  auslachen,  dafs  er  sich  mit  frommen 
Wünschen  unterhalte.  Er  weist  auf  bestimmte  ihm  vorschwebende 
Aussichten  der  Verwirklichung  hin.  Die  Bedingung  wäre,  dafs 
„entweder  die  Philosophen  Könige  oder  die  Könige  Philosophen 
würden".  Das  steht  nicht  da  als  lediglich  theoretischer  Satz :  wie  es 
gemeint  ist,  das  lehrt  sein  eigener,  dramatisch  bewegter  Lebensgang. 

Eine  Tragödie  schon  im  Hintergrund :  der  Tod  des  Sokratcs 
hatte  seine  Berufung  bedeutet;  in  die  Eufsstapfen  des  politisch 
Verurteilten  trat  er.  Seine  Denkschrift  Ober  das  Geschehene, 
eine  „Apologie  des  Sokrates",  vielmehr  die  bitterste  Anklage 
gegen  das  demokratische  Athen,  bezeichnet  sein  erstes  Öffent- 
liches Hervortreten.')  Im  (^Gorgias"  aber  spricht  er  klarlich 
von  sich,  nicht  von  Sokrates  allein:  fOr  sein  eigenes  Auftreten 
erwartet  er  kaum  einen  andern  Lohn  als  den  Sokrates  davon- 
getragen.*)  Und  dasB  das  nicht  rhetorische  Wendung  ist,  be- 

'i  K.  F.  Heini,T,nn,  Dif  historischen  Elemente  des  platonischen  Staatsideals, 
in  „Ges.  Abhandlungen  und  Beitrige",  Göttingen  1849,  S.  140  ff.  Herniann 
kommt  zu  dem  Schluss,  dass  PUto  „(»st  jeden  einzelnen  Zug"  äcines  Staats- 
bildcs  „BUS  der  Wirklichkeit  des  griechischen  Staatslebens  geschöpft"  hat  Was 
seine  Theorie  nach  dieser  AnlEuaang  an  „vermdnter  Idealität**  veriiere,  werde 
sie  »auf  der  anderen  Sdte  wieder  durch  die  Einsicht  in  die  Schärfe  und  Ge- 
diegenheit gewinnen,  mit  welcher  Plato  die  Lebensbedingungen  hellenischer 
Staatsgemeinschaft  in  ihrem  tiefsten  Grunde  nufeefafst  und  ihre  Srhiiden  der- 
gestalt durchschaut  hat,  liafs  die  Unausführb.irkeit  scim  r  Verbesserungsvorsclilage 
selbst  nur  einen  Beweis  mehr  für  die  gänzliche  Unheilbarkeit  der  politischen 
Zostlnde  sdnes  Volke«  ergicbt"  Ucher  die  ernste  Absicht  des  platonischen 
Entwurfs  s.  auch  Oncken,  Staatslehre  des  Aristoteles,  105—148.  Schon  Rousseau 
Obrigens  urteilt  (im  J^nile»  1.  U:  Die  platonische  Staatsveriäasung  gdte  Ar  ein 
utopisches  Himgesfrfnnst ,  aber  hätte  Lykurg  die  seinige  btoft  in  einem  Buche 
vorgeschlagen,  so  würde  sie  für  weit  utopischer  gelten. 

•)  Vgl.  die  oben  zitierte  Abh.     l'eber  Sokrates"  S.  348. 

*i  ,.Ue-ber  Grundabsicht  und  Entbtehungszeit  von  Plato's  Gorgias."  Archiv 
f.  Gesch.  d.  Philosophie,  Bd.  2,  S.  398  ff. 
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stilligcn  seine  Erlebnisse  zu  Syrakus.  Sein  unerscliruckenes  Auf- 
treten vor  dem  Herrscher  Dionys,  der  ihn  zur  Erhöhung  des 
Glanzes  seiner  Hnfhallung  zu  >ich  eingeladen:  seine  Befreun- 
dung mit  dessen  nachmals  einflufsreichem  X'erwandti  n,  dem  edlen 
und  hochbegabten  Dio,  war  nach  bc.-,tinimtcr  Angabe  geleitet 
von  jener  üeberzeugung,  die  der  „Staat"  mit  so  besonderem 
Nachdruck  ausspricht:  der  Philosoph  ist  der  zum  Herrschen  Be- 
rufene, es  sei  denn,  es  entschliefse  sich  der  Herrscher  selbst  zu 
philosophieren.  Doch  jener  dachte  und  that  wie  ein  KalUkles: 
er  lieferte  den  Ueberstolzen  den  wütenden  Feinden  Athens  in 
die  Hände.  Kaum  entging  er  schmachvollem  Tode;  er  sollte  als 
Sklave  verkauft  werden,  ein  glQcklicher  Zufall  gab  ihm  die  Frei- 
heit zurOck.*)  Nach  Athen  heimgekehrt,  sichert  er  nun  durch 
Stiftung  eines  dazu  angekauften  Grundstocks  den  Bestand  und 
die  Unabhängigkeit  seiner  in  sakralen  Formen  organisierten  Ge- 
nossenschaft, der  „Akademie".  \'or  Augen  stand  ihm  das  Vor- 
bild des  pythagoreischen  Bundes,  der  auch  einen  nicht  blofs 
wissenschaftlichen  und  sittlich-religiösen,  sondern  einen  zeitweilig 
sehr  machtigen  politischen  Verein  bedeutet  und  dessen  Einrich- 
tungen er  in  Unteritalien,  wo  sie  trümmerhaft  noch  bestanden, 
kennen  gelernt  hatte.'')  Sein  „Staat''  seihst  läfst  keinen  Zweifel 
darüber,  dafs  die  Akademie  gegründet  war  in  der  bestimmten 
Absicht,  die  notwendige  Staatsreform  anl)ahnen  zu  helfen  durch 
die    wissenschaftlich  -  sittliche    Erziehung  regierungsfähiger 

1)  Des  siebenten  der  Plato-Briefe  (S.  326;,  der,  obschon  Fiktion,  aus  guter, 
historischer  Kenntnis  schöpft.  Zeller  findet  die  Motivierung  bedenklich,  weil  «e 
den  „Staat"  als  damals  schon  geschrieben  voraussetze.  Aber  <%!c  settt  wohl  nur 

voiaiis.  dafs  Plato  die  nachnial-  im  ,,St.-iat"  ausgesprochene  Üeberzeugung  da- 
mals srlion  gehegt  hat,  was  um  sn  wrnipcr  zu  bezweifeln,  da  dieselbe  Üeber- 
zeugung dem  Kerne  nach  schon  im  ,,Gorgiaä"  ausgesprochen  iüt. 

Den  unmittelbaren  Reflex  dieser  Erlebnisse  glaube  ich  im  „Phädo"  zu 
erkennen.  Ungern  berufe  ich  mich  auf  Stimmungsgrflndc.  Aber  mif  weite  For» 
schungsreisen  wird  S.  78  deutlich  hingewiesen;  auf  den  Aufenthalt  in  ItaSen 
weist  die  besondere  Berflcksichtigung  gleichseitiger  pythagoreischer  Lehren, 
namentlich  des  Echckrates,  den  Plato  nach  Cicero  de  fin  V.  29  in  Locri  in 
Unicritalien  hrsurlü  hat;  auf  Kenntnis  des  sizihschen  BotU-ns  (in-  Heschreibung 
des  Aetnakratcrs  iS  III  extr);  nach  Ranz  glaubhcher  ILidition  «Diog. 
Laert.  III  lö  u.  sonst)  hat  Plato  zunächst  des  Aetna  wegen  Sizilien  aufgcsudit. 
Sogar  die  Wahl  des  Phido  als  GesprAchsperson  konnte  durch  die  Erinnerung 
an  dessen  merkwflrdig  ähnliche  Schtdksale  mitveranlafiit  sdn. 

')  Nicht  bedeutungslos  ist  daher  der  Hinweis  auf  die  Stiftung  des  Pytha- 
goras  im  „Staat"  S.  600  (wo  man  die  Worte  «I       ^juofffa  nicht  flbersehe).^ 
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Männer.  Der  Erziehungsplan  der  .Hoter"  seines  Staats  ist  der 
Erziehungsplan  der  Akademie;  die  «HAter"  sind  die  „Philo- 

sophen*.  dieselben  „Philosophen",  als  deren  Haupt  Plato  selbst 
dasteht.i»  Mehr:  das  W  erk  enthalt  eine  denkwürdige  psycholo- 
gische  Charakteristik  des  Tyrannen,  ausdrücklich  aus  eigenem 
persönlichstem  Umgang  geschöpft:  man  hat  das  nie  anders  als 

auf  Dionysius  beziehen  können.-)  Aber  er  deutet  unmifsver- 
ständiich  an.  dals  er  nunmehr  auf  den  Sohn  seine  Hoff- 
nung setzt. -'l  Kr  hatte  alles  Recht  dazu,  nachdem  es  ihm  ije- 
hnigcn.  den  mächtigen  Dio  ganz  für  sich  zu  gewinnen.  That- 
sächlich  hat  er  nach  dem  I Ode  de>  alteren  Dionys,  von  dessen 
Sohn  und  Nachfolger  Dionys  11.  auf  Dios^  Betreiben  herbeigerufen, 

Der  Beweift  im  einzelnen  wQrde  su  weit  fahren;  er  kann  abrigens 
keinem  entgehen,  der  beachtet,  dafo  „die  Philosophen"  bei  Plato  in  polemischem 
Bezug  geradezu  Parteiname  ist  fOr  den  um  ihn  selbst  versammelten  Kreis;  es 
besagt  in  roncrcto  Stets:    »ich   und  die  Meinen".    Ohne  diese  persönliche  Deu* 

tiintr,  die  sich  (;hrieens  auch  auf  Schrilt  und  Tritt  .uifdrriugt ,  \v;lron  die  l.mpen 
E:  i'i;"t<TiniL'i  11  des  St.iats,  S.  AI  3  540,  «-in  li'ni.  n-(  h.ittlichcs  (Icrede  ohne  wirk- 
lichen Hintergrund,  durch  das,  ohne  erkennbaren  Zweck,  der  Plan  des  Ganzen 
in  unerträglicher  Weise  zerrissen  wlre.  So  wirft  vielmehr  dieser  Teil  erst  Lieht 
auf  die  Absicht  des  Ganzen«  Diese  Ericenntnis  tot  auch  entscheidend  lOr  das 
Urteil  aber  die  Abfassungszeit  des  „Staats". 

Staat  S.  562—580,  bes.  S  577.    Vgl.  Hermann  a.  a.  O. 

Die  Bedingung  der  VerwirkHchung  seines  Staatsideals,  dafs  entweder 
die  IMiilo><)j>hen  Kf^nipe  oder  die  Könige  Philosophen  werden  niüfstcn,  wird 
i?.  499  f^t-n.iuer  so  bestisTimt ,  «lafs  entweder  für  jem-  wenigen  IMiilo-^ophen, 
die  man  jetzt  „nicht  schicctit,  aber  unbrauchbar"  schilt,  bicii  eine  Notlage  ergicbt, 
sich  des  Staats,  ob  sie  nun  wollen  oder  nicht,  anzunehmen  und  ihre  Dienste  ihm 
zu  widmen,  oder  die  Sohne  der  heutigen  Machthaber  oder  KAnige  oder 
diese  selbst  wie  von  göttlichem  Anhauch  die  wahre  liebe  der  wahren  Philo- 
sophie ergreift.  Dafs  aber  das  Eine  oder  das  Andere  (oder  auch  Beidesi  un- 
m/Jglich  gescliehcn  könne,  bekennt  er  keinen  Gnind  ?ii  »-chen;  sonst  freilich 
,, würden  wir  mit  Recht  ausgclarht,  oh  wir  nur  fromme  Wünsche  vortrüpen." 
t'nm'iglich  i>t  es  nicht,  schwt  r  aih  rduigs.  Nociimals  S.  502 :  Dals  irgend  einmal 
Nachkommen  von  Königen  oder  Herrschern  mit  philosophischer  Anlage 
geboren  werden,  ist  doch  niditB  Unmögliches.  Zwar  dab  sie  auch  dann  leicht 
verdorben  werden  worden,  ist  gewUs;  aber  dafs  in  aller  Zeit  auch  nicht  Einer 
von  allen  dem  entgehen  sollte,  ist  doch  nicht  anzm^imen.  Das  aber  wflrde  ge- 
nügen: ein  solcher  konnte  dann  kraft  seiner  Macht  die  Geset/c  ändern; 
die  Bürger  würden  sich  s<  hun  darin  finden.  Dafs  Plato  nötigcnf.dls 
vor  Gewaltmaf^i  hT  nidit  i'urücksch«  uen  würde,  lehrt  u.  a.  der  Vorschlag 
S.  540  extr.  Der  wahre  Herrscher  ist  nach  ihm  überhaupt  an  kein  Gesetz 
gebunden,  denn  Vernunft  geht  vor  Gesetz  (vgl.  unten  Anm.  1,  S.  165>. 
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auf  den  noch  jugendlichen  Herrscher  persönlich  einzuwirken  ver- 
sucht: einen  Augenbh'ck  mit  entschiedenem  Erfolj^:  Dionysius 
näherte  sich.  s«t\v«^it  es  sein  Char.ikter  (Kier  seine  Charakterlosig- 
keit zuliess.  einer  [H-r-^onlich  ansstilndigen  Lebensführung  und 
einer  mafsvolleii  Kegiernng.  Aber  das  leicht  erregte,  eifersüch- 
tige Mifstrauen  (.les  I  vrannen  vereitelte  alles.  Seine  Anhänglich- 
keit an  PI. Iii!  saf^)  tief  genug,  dafs  er.  auch  als  es  einer  Cania- 
rilla  gelungen  war.  Dio  zu  entfernen.  Plato  selbst  mit  Ciewalt  bei 
sich  festhielt;  doch  konnte  sich  ein  inneres  Verhältnis  nun  nicht 
mehr  gestalten,  und  Plato  reiste  unverrichterer  Sache  ab.  Ein 
letzter  Versuch,  den  Plato  einige  Jahre  später  wagte;  lief  noch 
unglQcklicher  ab:  da  er  nicht  davon  abstand,  Dionys  mit  Dio  wieder 
aussöhnen  zu  wollen.  erzOmte  sich  der  Tyrann  wider  ihn,  und 
nur  mit  Not  entging  er  ähnlichen  Schicksalen  wie  unter  dem 
alteren  Dionys.  Erst  seitdem  hat  er,  schon  ein  Greis,  wohl  jede 
Hoffnung  eines  persönlichen  Einflusses  auf  die  Geschicke  von 
Hellas  notgedrungen  aufgegeben.  Das  Werk  seiner  letzten  Jahre, 
die  „Gesetze",  spielt  deutlich  auf  jene  Ereignisse  an,>)  zeigt  aber 
im  ganzen  eine  resignierte  Haltung. 

Allerdings,  nur  auf  eine  Art  Wunder  konnte  er  seine  Hoff- 
nung setzen.  An  dem  damaligen  Staatsleben,  wie  es  war.  sich, 
zu  beteiligen,  sich  ihm  als  Staatsretter  gar  aufzudrängen,  dazu 
war  er  von  viel  zu  tiefer  Verachtung  gegen  es  erfüllt.  Da  war. 
nach  meinen  eigenen  Worten,  nichts  gesund;  kein  Bundesgenosse, 
mit  dem  er  zusammengehen  konnte;  sondern  wie  einer,  der  unter 
wilde  Tiere  gefallen,  müsstc  er  entweder  selber  mit  L  nrecht 
thun  oder  ganz  vergeblich  als  Einzelner  gegen  all  die  Wilden 
ankämpfen;  er  wäre,  ohne  der  Stadt  oder  den  Freunden  etwa^>^ 
zu  helfen,  bald  umgekommen,  unnütz  sich  selbst  und  aiuK  rn. 
Somit  blieb  nichts  übrig,  als  sich  still  zu  halten,  sein  Privat- 
geschäft zu  treiben  und  —  wie  einer  im  Winter,  wenn  Staub 
und  Regen  im  Wirbel  herumtreibt,  unter  ein  Dach  tritt  —  wah- 
rend er  andere  voller  Frevel  sah,  nur  ftlr  sich  rein  von  Unrecht 
und  unheiligem  Werk  sein  Leben  daher  zu  vollbringen  und  mit 
besserer  Hoffnung  in  friedlicher  und  freundlicher  Gesinnung  von 
hinnen  zu  scheiden.  Damit  wird  er  schon  nichts  ganz  Geringes 
vollbracht  haben  —  freilich  auch  nicht  das  GrOfste:  weil  er 

')  Ges.  S.  709  712.  Aul"  -lic  u  c  s  r  Ii  c  i  t  ci  t  r-  HotVnimg  und  den  Sturz  des 
Diunys  weist  mit  grOfstcr  Dcuthchkc-it  o9l  i  vgl.  Pöhlmann,  Gesch.  d.  antiken 
Kommunismus  und  Soxialtsmus,  S.  482).  Die  «Iten  Meale  sind  ansdrOcUich  auf- 
gegeben, S.  739;  s.  u.  Anm.  t,  S.  16S. 
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keinen  tauglichen  Staat  gefunden  hat,  in  dem  er  selbst 
grOfser  werden  und  mit  dem  eignen  das  gemeine  Beste  hatte 
fordern  können.^)  Allein  ursprOnglich  war  er  zu  solchem  Ver- 
zicht keineswegs  gestimmt.  Das  Staatsschiff  schwankte  nach 
seiner  Ueberzeugung  dicht  am  Rande  des  Untergangs,  jeder  Tag 
konnte  Air  Athen  und  Hellas  eine  Katastrophe  bringen,  die  viel- 
leicht dahin  fahrte,  dafs  man  sich  in  der  Not  auf  die  rechten 
Steuerleute  besann.  Für  diesen  kommenden  Tag  galt  es  gerüsttt 
sein.  Dafs  er  nicht  kam.  dals  die  Nation  nicht  mehr  die  Kraft 
bewies  zu  einem  ernsten  Aufraffen,  sondern  in  matter  Gleich- 
gültigkeit von  Jahr  zu  Jahr,  von  Geschlecht  zu  Geschlecht  tiefer 
in  Schmach  und  Unbedeutendheit  versank,  das  war  nicht  seine 
Schuld,  es  war  nur  das  Siegel  der  Geschichte  auf  sein  herbes 
Urteil.  Uebertriebenen .  die  wirkHche  Lage  wesentlich  ver- 
kennenden Hotihungen  hat  er  sich  keinen  Augenblick  über- 
lassen. — 

Lernen  wir  denn  nun  seinen  Hntwurf  sell)st  kennen,  so  sind 
wir  jetzt  schon  vorbereitet  zu  der  F]rkennlni>.  dals  es  niclit  jene 
Utopie  ist.  utopischer  als  die  des  Morus,  für  die  man  ihn  ge- 
halten. Realistisch  ist  die  Grundlage,  realistisch  die  letzte  Ab- 
sicht. Er  stellt  sich  entschlossen  fest  inmitten  der  Erfahrung, 
doch  einer  durch  die  Idee  erleuchteten.  Ober  sich  selbst  aufge- 
klarten Erfahrung. 

Zunächst  vrird  die  wirtschaftliche  Grundlage  des  Staats 
rflckhaltlos  anerkannt.  Den  Staat  rief  ins  Dasein^  die  mensch- 
liche Bedarftigkeit:  weil  der  Mensch  des  Menschen  zu  wesent- 
lichen Lebenszwecken  bedarf,  verstand  man  sich  im  eigenen 
Interesse  zu  dauernder  Genossenschaft  und  wechselseitiger  Hfllfs- 
leistung.  Auf  Grund  dieser  allgemeinen  Voraussetzung  wurd, 
wenn  auch  nur  in  grossen  ZOgen,  die  Entwicklung  eines  Gemein- 
wesens typisch  gezeichnet  Mit  Protagoras  geht  er  von  den 
schlichtesten  Bedürfnissen:  Nahrung,  Behausung,  Kleidung  aus; 

Staat  .S.  49ü. 

Plato  iäfst  t^ä.  369Ü'.j  den  Staat  vor  unsern  Augen  entstehen,  aber 
nur  in  der  Idee;  d.  h.  nar  auf  Festttellnng  der  in  der  Natur  und  Lage  des 
Menschen  gegebenen  Bedingungen  des  Bestandet  eines  Staats  kommt  es  an; 
die  historische  Darstellung  bt  nur  bequeme  Form,  die  denn  auch  Ober  die  ersten 
Stadien  hinaus  nicht  festgehalten  wird.  Aehnlich  verhftit  es  sich  mit  der 
Schilderung  des  snccessivcn  Hervorgehens  der  schlechteren  Verfassungen  aus 
dem  erbt  gedachten  besten  Staat  »von  S.  544  an'i.  V^l.  auch  hier  Rousseau's 
Vorgehen  in  der  Abi).  „Ucber  die  Gründe  der  Unglcichtieit". 
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gleich  ihm  führt  er  als  Haupttreiber  des  Fortschritts  die  Technik, 
insbesondere  den  Gebrauch  des  Eisens  ein.  Das  Bedürfnis  der 
Technik,  der  Industrie  wie  des  Landbaus,  begünstigt  eine  immer 
weitergehende  Teilung  der  Arbeit:  ein  auch  schon  bei  Prota- 
goras  angedeutetes,  aber  von  Plato  zuerst  zu  leitender  Rolle  er- 
hobenes Prinzip.  Aus  der  Arbeitsteilung  toigt:  Produktion  nicht 
blofs  zum  eigenen  Bedarf,  sondern  zum  Austauscii,  Waren- 
produktion, und  als  notwendiges  (Icgcnstück:  Warenhandel. 
Die  Funktion  des  Geldes  als  „Symbol  lies  Tausches",  d.  i.  all- 
gemeines Ausdrucksmittei  des  Tauschwerts,  wird  bemerkt.  Diese 
wenigen  Faktoren,  zunächst  in  bescheidenster  Ausdehnung,  reichen 
fOr  die  nächsten  BedQrfnisse  aus.  Mehr  braucht  es  nicht  zu  einem 
naturgemässen,  somit  behaglichen,  freilich  noch  nicht  viel  mehr 
als  tierischen  Dasein.  Aber  dabei  bleibt  es  nicht:  die  Grenze  der 
Notdurft  wird  Qberschritten,  den  natQrlichen  BedOrfnIssen  gesellen 
sich  künstliche  bei«  zu  deren  Befriedigung  jener  einfachste  Staat 
nicht  ausreicht.  Erweitern  aber  kann  er  sich  bald  nur  noch  durch 
Krieg.  Der  Krieg  ruft,  wieder  nach  dem  Prinzip  der  Arbeits- 
teilung, eine  eigene  KriegerklaSse  ins  Leben.  Aus  dieser  er« 
giebt  sich,  wieder  sehr  natQrlich,  eine  Klasse  Regierender, 
welche  beiden  sich  von  der  erwerbenden  Klasse  bestimmt 
scheiden. 

So  sehr  die  Ableitung  in  typischer  Allgemeinheit  gehalten 
ist,  so  trifft  sie  doch  in  den  Hauptzügen  den  Entwicklungsgang, 
wie  er  sich  gerade  bei  den  Griechen  im  grossen  und  ganzen 
vollzogen  hat.  Die  umwälzende  Bedeutung  des  Grofsbctriebs. 
die  in  gewissem  rmfang  schon  damals  zu  l  äge  getreten  war.  i.-t 
zwar  nicht  in  voller  Scharfe  gekennzeichnet,  aber  keineswegs 
übersehen:  erwähnt  wird  doch,  neben  dem  Lu.xus,  der  unbe- 
grenzte Erwei  bstrieb.  der  freilich,  wie  Jener,  mehr  Folge  als 
IVsache  der  ungeheuren  X'er.lnderung  ist.  die  der  Grofsbetricb, 
Hand  in  Hand  mit  dem  Fortschritt  der  Technik  und  der  Erwei- 
terung des  Verkehrs,  herbeiführt. 

Klar -ist  in  jedem  Fall  die  realistische  Absicht  der  Zeichnung : 
dies  alles  nimmt  Plato  als  gegebene  Faktoren,  an  denen  er 
nicht  vorbeisieht,  noch  sie  wegzuschelten  versucht,  die  er  viel- 
mehr als  Hebel  des  Kulturfortschritts  anerkennt  und  unverkürzt 
in  seine  Rechnung  einstellt.  Man  hat  sich  darüber  verwundern 
wollen,  weil  mit  Luxus,  entfesseltem  Erwerbsbetrieb,  vollends 
Krieg  ja  alle  die  Uebel  im  Keime  schon  gesetzt  sind,  gegen  die 
sein  Denken,  seine  Sittlichkeit  sich  auflehnt.   Es  scheint  aber. 
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dafs  die  Achtung  vor  den  Thatsachen,  die  Energie  des  kausalen 
Denkens  in  Plato  mächtiger  war,  als  man  dem  ideologischen 
Träumer  hat  zutrauen  wollen. 

Allerdings  sollte  man  nach  dieser  Ableitung  nun  erwarten,  dafs 

die  Heilung  derSchaden  des  so  gewordenenStaats  ineinerbis  auf  die 
Wurzel  seiner  wirtschaftlichen  Bedingungen  zurückgreifenden 
Umgestaltung  gesucht  würde.  Wir  stehen  vor  der  merkwürdigen 
Thatsache,  dafs  sein  Staatsentwurf  auf  eine  Abänderung  der 

Wirtschaftsordnung  nicht  gebaut  ist.  Er  Tehrt  einen  Kommu- 
nismus, aber  nur  für  die  Oberklasse,  die  Regierenden. 
Gerade  die  Klasse,  in  deren  Händen  die  Produktion  ist.  die  ar- 
beitende und  erwerbende,  bleibt  von  der  gedaciiten  Umvv;iizuni; 
so  gut  wie  unberührt;  eine  neue  Wirtschaftsordnung  wird 
nicht  in  Aussicht  gestellt.^; 

Dies  bedarf  jedoch  der  Einschränkung,  sofern  man  sich  nicht  an  den 

.Staat"  allein  hilt.  Es  ist  so  gut  wie  unbemerkt  geblieben,  dafs  Plato  den 
Gedanken  der  Gemein  Wirtschaft  mit  deutlichen  Worten  .lusge- 
sprochcn  hat,  nur  nicht  im  ,, Staat",  sondern  t  rst  in  den  ,,G<"iitz(n"  (S.  739), 
übrigens  im  Rückblick  auf  das  .iltere  Werk.  Dort  wird  völlig  un/wt  Ideutig  als 
unbedingtes,  freilich  nur  für  „Götter  und  (  öttcrsOhnc'*  erfOllburcs  Ideal  Ge- 
meinsamkeit des  gesamten  Eigentums  Kj^prffxara  ^u/iita^ra)  und  der  ge- 
samten wirtschaftlichen  Arbeit  (xa2  X^Tpaq  Moa  rpdmof  —  *ov/^ 
yampjioäyTmp)  fQr  den  ganzen  Staat  (xard  naaav  t^v  nSiei)»  also  nicht  blofs 
fOr  eine  besondere  Klasse,  aufgestellt,  mit  der  aus  dem  , .Staat"  bekannten  Rc< 
grfmdung,  dafs  nur  so  die  Einheit  <\f^  Staats  zu  Woge  gebracht  werde.  Für 
s(  inrn  zweitbesten  Staat  (s.  oben  .\nin.  I  S.  156»  lautet  seine  Vorschrift:  ,,Man 
soll  erstlich  den  Grund  und  liodcn  nebst  (iebaudcn  teilen,  nicht  aber  ihn  ge- 
meinsam bebauen;  das  wAre  zu  grofs  für  das  jetzige  Geschlecht  und  die 
Artp  wie  es  aufwächst  und  erzogen  wird.  Man  teile  ihn  also,  doch  in 
der  Gesinnung»  dafs  ein  jeder  das  Ackerlos,  das  auf  ihn  ftllt,  als  Gemeingut 
des  ganzen  Staats  ansehen  mOsse,  und  dafs  er,  weil  es  vaterlindischer  Roden 
ist.  f  s  pflegen  müsse  besser  als  Kinder  ihre  Mutter."  Demnach  hat  Plato  den 
«eilten,  wirtschaftlichen  Kommunismus  als  wahre  Konsequenz 
seiner  V  o  ra  u  s  sc  t /.  ii  n  ,i;c  n  wi>hl  erkannt,  und  mir  mit  Kiicksicht  .i  n  1 
die  praktische  Durchführbarkeit,  auf  die  er  nicht  verzichten,  wollte,  m 
seinen  Forderungen  nicht  so  weit  zu  gehen  gewagt,  da  er  das  derzeitige  Ge- 
schlecht dazu  nicht  reif  glaubte.  An  der  Möglichkeit  der  Verwirklichung 
seines  vollen  Ideals,  wenn  auch  in  ferner  Zukunft  (tfn  itoo  m/v  ümv  cfr  ioreu 
ItOti)  hält  er  übrigens  auch  in  den  Gesetzen  unverändert  fest.  —  Dieser  Auf- 
fassung kommt  P^hlmann  (a.  a.  O.  S.  358 ff.)  so  nahe,  dafs  man  sich  nur  ver- 
wundert, sie  nicht  völlig  erreicht  zu  sehen.  (Richtig  da>;eg<.n  Beger,  ZciLschr. 
f.  d.  ges.  Staatswissensch.  1879,  S.  425.1  F(>hlmann  btuhaihtct  zutreffend,  dafs 
auch  schon  im  „Staat"  (S.  462)  die  „Gemeinschaft  von  Lu^t  und  Schmerz",  der 
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Die  Lücke  der  Konsequenz  liegt  am  Tage.  Der  Unterschied 
von  Arm  und  Reich,  hörten  wir,  sei  es.  der  die  Einheit  des 
Staats  zunichte  mache.  Darum  soll  er  fallen  —  für  die  regie- 
rende Klasse.  Warum  blofs  für  sie?  X'crtrilgt  der  Staat  al> 
Ganzes,  vertragt  die  zahlreichste  Kla.ssc  den  Zustand  des  inneren 
Kriegs,  den  Plato  st  lb>t  so  packend  zu  scliildern  weifs  und  so 
klar  als  unvermeidHchc  I'olgc  der  Bcsitzungk  ichhcit  erkannt  hat? 
Oder  würde  eine,  selbst  vom  wirtschaklichcn  Leben  ausgenom- 
mene, eben  damit  aber  von  der  Krwerbsklassc  emplindlich  ab- 
hängige Klasse  dauernd  die  Macht  beweisen,  sich  in  der  ver- 
langten Selbständigkeit  und  Ueberlegenheit  zu  behaupten,  um 
durch  ihren  mflchtigen  moralischen  Einflufs  und  ihre  starke  Exe* 
kutivgewalt  den  wirtschaftlichen  Krieg,  dessen  Quell  nicht  ver- 
stopft ist.  doch  in  den  Grenzen  des  Erträglichen  zu  halten? 

AusschUifs  jedes  ,,Ziicigcnhabcns"  ildtutax^,  nicht  juristisch:  l*riv.it e i  ee n t  u  m  . 
soiulcrn  allgemein  psycholofiisch :  Privat  i  nt  t- r  c  s  s  c  ,  F.goismus)  im  I'riiizip  l  jr 
den  ganzen  SUat  iitäfTSe  ot  noiirat,  wie  in  den  „Gesetzen"  xard  ittkaaf  zi^v 
iiöitv)  als  Ideal  aufgestellt  wird,  woraus  ja  der  wirtschafUiche  Kommunismus  an 
sich  folgen  wQrde  und  Ges.  S.  739  wirklich  gefolgert  wird.  Aber  das  Merk- 
wardige  Ist  eben,  dafs  diese  Folgeriing  im  „Staat"  (auch  in  der  Fortsettong  der 
angefahrten  Stelle)  nicht  gezogen  wird,  dafs  vielmehr  Plato  beim  „batbeB**  K<mi- 
munismus  (P.  S.  359)  liier  durchweg  stehen  bleibt.  Pohlmann  zitiert  darauf 
iS.  362 1  zwar  die  Stelle  der  ..Gesol/c",  übcrsieiit  aber,  wie  fa??t  Alle,  den 
C;rundiint<-rschicd  ge^en  «len  ,, Staat",  d.ifs  hier  aufs  dcutliclislc  der  wirt- 
schaftliche Kummunismus  als  Ideal  au.sgcäprochcn  ist.  Allgemein  nähert  er 
den  „Staat**  viel  tu  sehr  dem  Standpunkte  der  „Gesetze"  an,  wibrend  er  den 
weiten  Abstand  zwischen  beiden  (zeitlich  wohl  um  ungefihr  ein  Menachenalter 
getrennten)  Werken  hinterher  doch  anerkennen  mufs.  Dadurch  wird  flbrigens 
das  Verdienst  seiner  eingehenden  Wardi^ung  der  „Gesetze"  nicht  geschmllert. 
Mit  vollem  Kerbt  rühmt  er  die  Sorgfalt,  die  dort  gerade  der  Lage  der  arbei» 
leiiden  Klasse  /tigcwandt  wird;  er  weist  nach,  wie  der  sittliche  Wert  der 
wii  tschaftlichcn  Arbeit  im  vollen  Umfang  anerkannt,  den  Aufp.Tbcn  einer  allge- 
meinen V^olksbildung  (.S.  794,  819)  mit  unbeschränkter  Ausdehnung  auch  aul  die 
weibliche  Jugend  (bes.  S.  805)  alle  Aufmericsamkeit  geschenkt,  nach  die  Bedeu- 
tung der  Arbeitsbildung  (S.  643)  nicht  Qbersehen  ist;  er  zeigt,  dafs  die  allge- 
meine Arbeitspflicht  auch  schon  im  „Staat"  (z.  B.  S.  423)  prinzipiell  voraus- 
gesetzt, in  d<  n  ,,(;r  ^cti^en"  in  aller  Strenge  durchgefflhrt,  Oberhaupt  die  Bedeu- 
tung der  Technik  /u  allen  Zeiten  von  l'bUo  p<  wiirdipt  worden  ist,  sehr  gegen 
die  licrj;ebrachtc  Meinuni;  von  dem  blinileii  ,,aristokratisciien  \"ur«rteil"  Plato's. 
Unsere  Darlegung  wollte  sich  zunächst  aul  den  „Staat"  beschranken:  um  so  mehr 
sei  hier  auf  die  sozialpädagogisch  wichtigen,  auch  von  Morus  ys.  unten  Anm.  1 
&  166)  sehr  beachteten  Auafahrungen  in  den  „Gesetzen"  wenigstens  im  Vor- 
Abeiigehen  hingewiesen. 
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Wenn  auch,  würde  es  dann  nicht  zum  mindesten  immer  neuer 
Palliative  bedOrfen,  statt  der  von  Plato  selbst  verlangten  Ra- 
dikalkur? 

Doch  urteilen  wir  noch  nicht,  bis  wir  den  Grund  des  auf- 
fälligen Umstands  ganz  erkannt  haben.  Er  begreift  sich  zuletzt 
aus  der  psychologischen  Ableitung  der  drei  Grundfunktionen 
des  Staatslebens,  die  wir  jetzt,  als  den  originalsten  und,  ich  stehe 
nicht  an  zu  sagen,  bleibend  wertvollsten  Bestandteil  der  Theorie 
kennen  lernen  wollen.  Es  ist  zugleich  derjenige,  in  dem  ihr 
sozialpädagogischer  Charakter  rein  und  klar  zu  Tage  tritt. 

Der  Staat  ist  der  Mensch  im  Grofsen,  der  Mensch  der  Staat 
im  Kleinen.  Dieselben  Grundfunktionen  müssen  wiederkehren  im 
Leben  des  Individuums  und  in  dem  der  Gesellschaft,  da  doch  der 
soziale  Körper  aus  den  Individuen  besteht.  So  ist  es  an  sich  zu 
erwarten,  und  ^.o  findet  seine  auch  hier  ganz  empirisch  geführte 
Untersucliuiig  es  bestiUigt. 

Sic  weist  drei  Clrundfunktioiicn  nach,  auf  deren  gesiuideni, 
normalem  Verhältnis  zu  einander,  aul  deren  Gleichc^ewicht  die 
rechte  Beschaffenheit  oder  „Tugend"  des  Individuiuns  wie  des 
Gemeinwesens  berulit.  Die  niederste,  elementarste  ist  die,  um 
die  sicii  bisher  alles  drehte,  sie  bezieht  sich  in  erster  Linie  auf 
das  Gebiet  der  Ernährung  und  Fortpflanzung;  die  psychische 
•  Kraft,  der  dies  Gebiet  unterstellt  ist,  ist  die  des  Begehrens  oder 
des  sinnlichen  Triebs,  ihre  soziale  Gestalt  das  Wirtschaftsleben. 
Die  zweite,  edlerer  Natur,  erstreckt  sich  auf  die  thatkräftige 
Lenkung,  den  entschlossenen  Einsatz  der  natflrlichen  Kräfte  ffir 
das  fttr  gut  Gehaltene;  ihre  psychologische  Gestalt  ist  das  ,,Mut' 
artige",  gemeint  ist  die  aktive  Energie  des  Triebs,  die  zwar  auch 
sinnlicher  Natur,  aber  nicht  wie  die  Begierde  vom  Gegenstande 
des  Verlangens  passiv  abhängig  ist;  im  sozialen  Leben  entspricht 
ihr  die  exekutive,  disziplinierende  Gewalt,  dargestellt  in  dem 
Faktor,  der  erst  zuletzt  eingeführt  wurde:  dem  Heer,  dem  bei 
Plato  auch  die  ganze  Exekutivgewalt  im  Innern  zufällt  Die 
dritte,  beherrschende  I  ui^ktion  ist  die  der  Einsieht,  ihr  psycho- 
logischer Ausdruck  die  Vernunft;  im  Staat,  nämlich  im  Idealstaat 
Piatos,  entspricht  dem  der  höchste,  aus  dem  Heer  erst  wieder 
abgeleitete  Stand  der  auf  Cirund  wissenschaftlicher  Erkenntnis 
Regierenden.  Ihnen  als  den  ,,HiKern"  des  Staats  sind  die  Krieger 
als  „Helfer"  beigeordnet:  dk->v.  beiden  .Stände  bilden  in  der  Art 
eine  engere  Einheit,  dafs  die  Regiereuden  aus  der  Kriegerklassc 
durch    eine   sehr   gründliche  Auslese  hervorgehen,  namentlich 
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durch  eine  8org£lUüge  und  langdauernde  wissenschaftlich-sittliche 
Erziehung  erst  zu  den  regierenden  Stellungen  vorbereitet  werden, 
die  sie  denn  auch  erst  in  höhcrem  Alter  antreten  dürfen. 

Das  System  versteht  sich  vornehmlich  aus  den  psychologischen 

Voraussetzunqtn  der  Kthik  Plato's.  Als  Sokratiker  i^t  er  über- 
zeugt, dafr^  Erkenntnis,  wo  sie  nur  in  gehöriger  Kraft  entwickelt 
ist.  eine  unbedingte  Herrschaft  über  die  sinnlichen  Triebe  üben 
mufs.  Von  der  rechten  Ausrüstung  des  regierenden  Standes, 
nämlich  der  gründiiehen  wissenschaftlichen  und  sittlichen  Er- 
ziehung der  I  lüterklasse  hängt  daher  das  Wohl  des  Staates  ganz 
allein  ab.  Oie  Erziehung  —  wir  begrcilen  jetzt,  warum  es  sich 
allein  um  die  Erziehung  der  regierenden  Klasse  handelt  —  ist 
daher  fQr  ihn  die  „eine  grofse  Sache",  wogegen  alles  Andere 
nur  Kleinigkeiten  sind.  Ware  dafilr  recht  gesorgt,  so  MrQrde  es 
einer  Gesetzgebung  und  Rechtsprechung  nicht  mehr  bedarfen, 
so  wie  eine  gesunde  Gymnastik  die  Heilkunde  entbehriich  machen 
würde. 

So  bt  denn  auch  ein  sehr  bedeutender  Teil  seines  »Staats" 
der  Erziehungslehre  gewidmet  Der  Staat  mufs  in  allen  seinen 
Einrichtungen  einstimmig  auf  die  sittliche  Bildung  seiner  BOiiger 
berechnet  sein.  Nicht  nur  ein  genau  vorgezeichnetcr  musisch» 
gymnastischer,  dann  eigentlich  wissenschaftlicher  Unten  ichtskursus 
dient  diesem  Zwecke,  sondern  das  ganze  Leben  im  Staat  soll 
einen  und  denselben  ethischen  Charakter  ausprägen  von  den 
Ammenmärchen  an  bis  zu  den  Werken  der  Handwerker  und 
Künstler,  Musik  und  I  )ichtung  b<  snndn  s.  Denn  alles,  was  man  nur 
sieht  und  hört,  nuifs  zur  sittlichen  Bildung  der  Bürger  beitragen; 
WMe  ja  selbst  die  V'erfassung  dieses  iiU  alcn  Staats  nur  ein  ver- 
gröfsertes  Abbild  der  Normalverfas^-ung  des  Individuums  ist  und 
so  auf  dessen  normale  Bildung  mit  unwiderstehlichem  Lintlufs 
zurückwirkt. 

So  ganz  ist  ihm  die  reine  Bildung  des  IndividuuniN  von 
der  reinen  Gestaltung  des  Gemeinschaftslebens  abhängig. 
Umgekehrt  zielt  diese  Bildung  auf  möglichste  Entfaltung  des 
Sinns  der  Gemeinschaft,  und  damit  auf  die  Selbsterhal- 
tung des  Staats  in  dieser  allein  sittlich  zuträglichen  Verfassung. 
Gemeinschaftlicher  Besitz,  gemeinsame  Erziehung,  Gemeinschaft 
der  ganzen  flufseren  Lebensordnung,  eine  Gemeinschaft,  von  der 
das  Weib,  von  der  die  Ordnung  der  Fortpflanzung  nicht  ausge- 
nommen  ist,  blofs  damit  alles  Eine  Familie  sei:  das  zusammen 
mufs  eine  durchgangige  .Gemeinschaft  von  Lust  und  Schmerz* 
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zur  Folge  haben ,  so  wie  im  Einzelorganismus  jeder  Teil  Freud 
und  Leid  des  Ganzen  spQrt.  Alles  Zueigenhaben  dagegen,  alles 

Mein  und  Nicht-mein  ist  vom  Uebel;  nichts  überhaupt  soll  man 
fOr  äich  haben  als  allein  den  Leib.  Damit  ist  aller  Zwietracht 
die  Wurzel  abgeschnitten  und  so  alle  Schäden  auf  einmal  ab- 
gestellt.M 

Zuletzt  aber  schafft  alle  solche  üufsere  Cicmcin>chaft  nur  erst 
(Ii«'  Vorbedingungen  zu  einer  höchsten,  innerlichsten  Gemein- 
schaft —  im  Aufblick  zur  Idee.  Damit  wird  der  Staat  erst  auf 
den  letzten,  allein  unerschütterlichen  Grund  gestellt:  den  des 
Sittlichen  im  höchsten  Sinn.  d.  i.  der  Erkenntnis  und  des  that- 
kräftigen  Wollens  desselben  Einen,  für  alle  und  alles  gemeinsamen 
Guten.  Zu  dieser  letzten»  eigentlich  philosophischen  Grund- 
legung  dient  vornehmlich  jene  energisch  theoretische  Vertiefung 
nicht  blofs  in  die  besonderen  Wissenschaften,  sondern  dann  auch 
in  deren  wechselseitige  Verkettung  und  letzte  Verwurzelung  in 
dem  transzendentalen  Einheitsgrunde  aller  Erkenntnis,  der  Idee. 
Das  zuletzt  besagt  es,  dafs  die  Herrscher  «philosophieren* 
müssen.  Erst  die  Einsicht  in  den  letzten  Wahrheitsgrund,  auf 
dem  all  unser  Thun  und  Leben  ruht,  giebt  dem  Menschen  „Ein 
Ziel  des  Lebens"/'*)  in  dem  alle  seine  Bestrebungen  sich  ver- 
einigen. Eben  darin  wurzelt  daher  auch  erst  die  letzte  Einheit 
des  Staats;  darin  enthüllt  sich  erst  der  tiefste  Sinn  und  Grund  — 
der  G  e  m  e  i  n  s  c  h  a  f t. 

Dafs  dies  nun  das  höcliste.  eben  damit  freilich  emfiirisch 
fernste  Ziel  ist,  dafs  die  Vorbedingung  dazu  die  Harmonie  der 
drei  Grundkr.'ifte  —  Trieb.  Wille.  Vernunft,  wie  wir  etwa  sagen 
würden^)  —  und  endlic  h,  daf^  diese  Harmonie  für  den  Einzelnen 
nur  dann  sicher  erreichbar  ist.  wenn  auf  die  gleiche  Harmonie 
das  Leben  der  Gesamtheit  gerichtet  ist,  diese  wesentlichen  Grund- 
zflge  der'platonischen  Staatslehre,  denken  wir,  bleiben  unerschütter- 
lich fest. 

Aber  um  so  befremdender  wird  dann  die  Einschränkung 
dieser  grofsen  Forderung  auf  eine  eng  begrenzte  Klasse,  wahrend 
die  grofse  Mehrheit  der  Bürger  aller  Drangsal  des  Lebenskampfes, 

Staat  S.  416,  424  u.  bes.  S.  462—465,  vgl.  GeseUe  S.  739  und  oben 
Anm.  1,  S.  159. 

*)  Staat  S.  519. 

*)  VfL  neine  „Grandliiilen  einer  Theorie  der  'Vraienal^duiig'*,  1.  Stflck, 
Arch.  f.  systematische  Philosophie  Bd.  I.  (1895),  S.  65  ff.  Die  Anwendung  auf 
•das  Gemeinschaftsleben  folgt  in  der  Fortsetzung  der  Abhandlung. 
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ja  allem  sittlichen  Elend  eines  der  blinden  Herrschaft  der  Triebe 
hingegebenen  Daseins  überlassen  bleibt 

Dafs  es  aus  den  wirklich  fundamentalen  Voraussetzungen  der 
Theorie  so  nicht  folgt,  liegt  am  Tage.   Nach  der  Anlage  des 
Systems  mOfsten  den  drei,  nach  Plato's  Vorstellungsweise  schart 
getrennten,  viel^tig  gegen  einander  streitenden  psychischen 
Grundkräften  drei  ebenso  gesonderte  Klassen  entsprechen;  Plato 
hat  deren  nur  zwei,  blofs  mit  einer  ferneren  Abstufung  innerhalb 
der  Oberklasse.    Und  zwar  sind  nicht  etwa  die  beiden  trieb» 
artigen  Kräfte  unter  sich,  sondern  der  edlere,  aktive  Trieb  mit 
der  dritten,  der  Vernunftkraft  gegen  die  niedere,  passive  Begierde 
verbündet;  entsprechend  im  Staat  die  regierende  und  exekutive 
Klasse  (die  eigentlich  nur  eine  sind,  mit  blofs  partieller  Scheidiuii^ 
der  Funktioneni  gegen  die  dritte,  die  erwerbentlc.  die  von  a!km 
Anteil   an   der  Regierung   und   selbst   am   WalVendien^t  ausge- 
schlossen bleibt.    Ist  hier  nicht  geradezu  der  ungesunde  Zu.-^tand 
des  inneren  Zwiespalts,  der  in  der  X(jrnialvt  rfa>>img  des  .Siaai.-> 
wie  der  Einzelseele   doch  niclit  statthaben  düriie,   zur  Norm  er- 
hoben?   Wirklich  sollten  Trieb,  Wille  und  Vernunft  nicht  blofs 
gewaltsam  in  Frieden  gehalten  werden,  sondern  in  natQrlichetn 
Gleichgewicht  stehen.   Mafste  man  aber  einen  ursprQngUchen, 
nie  zu  Oberwindenden  Zwiespalt  in  der  Einzelseele  sogar  zu- 
geben ,  so  würde  doch  die  Folgerung  auf  die  Scheidung  der 
Stände  im  Staat  nicht  einleuchten.  Zerfiele  der  einzelne  Mensch 
wirklich  so  zu  sagen  in  drei  Menschen,  einen  unter  sinnlichen 
Genufs  und  sinnliche  Arbeit  rettungslos  geknechteten,  einen,  dem 
die  Willensdisziplin,  und  einen,  dem  die  leitende  Einsicht  zufiele, 
so  mOfsten  doch  die  Menschen  aller  drei  Klassen  an  allen  drei 
wesentlichen  Funktionen  teilnehmen,  es  dürfte  n  ormaler  Weise 
nicht,  am  wenigsten  in  ganzen  Klassen,  die  eine  Kraft  so  ganz 
auf  Kosten  der  andern  ausgebildet  sein;  das  giebt  verstümmelte 
Menschen,  nicht  weniger  verstümmelt,  wenn  das  Triebleben,  als 
wenn  die  W'illenskralt  oder  die  Klarheit  der  Einsicht  vergewaltigt 
ist.    Plato  .scheint  da>  teilwei.-.e  selbst  empfunden  zu   haben,  da 
er  doch   die   bc  ich  n   (^berklassen   nicht   in   so  schroficr  Weise 
srhcidct.   die  kriegerische   mit  der  höheren.  wissenschaftliciiei> 
Ausbildung  verbindet,   nur   beide,   und  ebenso  die  thatsächliche 
Ausübung  beider  Funktionen,   auf  verschiedene  Lebensalter  ver- 
teilt.   Auch  sollen  iiiuncrhin  geeignet  begabte  Mitglieder  der  Fr- 
werbsklasse  in  die  der  1  ierrschendcn,  untaugliche  Glieder  der  letz- 
teren in  die  erstere  versetzt  werden  können,  so  jedoch,  dafs  die 
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Kluft  zwischen  den  Ständen  selbst  immer  fortbesteht.  Folgerecht 
mQfste  vielmehr  jedem  Gliede  des  Normalstaats  ein  der  erreich- 
baren Höhe  seiner  Ausbildunt^  entsprechender  Anteil  an  allen 
drei  Grundfunktionen  zufallen:  an  wirtschaftlicher  Arbeit,  an  der 
exektitiven  und  an  der  Regierungstluitigkeit;  es  müfste  dein  ent- 
sprechend die  auf  mr.glichst  harmonische  Entfaltung  aller  seeli- 
schen und  leiblichen  Kräfte  gerichtete  f>zirhung  für  Alle  wesent- 
lich gleich  un<i  gemeinsam  sein.  Eine  Abstufung  nach  der  indi- 
viduellen Begabung  und  zuuial  nach  den  Lebensaltern  würde  sich 
auch  so  ergeben,  aber  sie  könnte  dann  nicht  mehr  so  ausfallen, 
dafs  ganze  Klassen  an  ganzen  Grundvermögen  verkürzt  werden, 
wie  es  bei  Plate,  gewifs  sehr  gegen  die  ursprQngliche  Absicht, 
herauskommt^) 

Endlich  ist  auch  das  Prinzip  selbst,  die  Analogie  von  Staat 
und  Einzelwesen,  nicht  in  ganzer  Schärfe  begriffen.   Es  genügt 

M  Wieder   sehr  merkwürdig  ist  es,    wie    nahe  Plato  selbst  der  Erkenntnis 
dieses  ernstesten  Fehlers  seiner  Theorie  gekommen  ist.    Im  , .Staatsmann"  'S.  27  4 
bis  275)   wird   ausgefolirt:    Der  Herrscher   als  Hirt  der  Menschen  —  ein  im 
„Staat"  durchweg  zugrunde  gelegter  Vergleich  —  mOlste  ebenso  hoch  Aber  den 
Beherrschten  stehen,  wie  der  Hirt  Ober  der  gehüteten  Herde;  d.  h.  er  mQfste, 
wenn  doch  die  Beherrschten  Menschen  sind,  nicht  ein  Mensch,  sondern  «n  Gott 
sein.     In   Wahrheit    sei    also    eine    gröfsere    Gleichartigkeit  swischen 
Herrschern   und  Beherrschten   nach  Anlage   und  Erziehung  voraus- 
zusetzen.    Er  foli;ert  daraus  aber  nicht,    dafs   die   untere  Klasse   an  den  Funk- 
tionen  der   oberen   teilnehmen   oder   sicli   schrittwcis   zu   ihr  erheben  inftfste, 
sondern  nfthert  vielmehr  auf  dem  umgekelirten  Wege  beide  einander  an,  indem 
er  von  den  hohen  Forderungen  an  die  herrschende  Klasse  mehr  und  mehr  ab- 
lAfst   So  verteidigt  er  zwar  (S.  294  ff.)  mit  Nachdruck  den  auffallenden  Satz 
seines  „Staats",  dafs  die  ideale  Herrschaft,  weil  auf  Wissenschaft  gestatzt,  an 
kein  Gesetz  gebunden   sein   dürfe,  bricht   aber  seiner  Verteidigvin^  selber  die 
Spitze   ab   durch   das   schliefsliche  Zufr'  ^-tändnis ,   dafs   diese   ideale  Herrschaft 
unter    Mi  nschen    schwerlich     zu    finden    und    also    Gesetze    eine    leidii^c  Not- 
wendigkeit seien  (S.  301).    Dem  entspricht  ganz  das  letzte  Werk,  die  „Gesetze', 
das  an  der  mehr  zitierten  Stelle  S.  739  und  nochmals  S.  875  auf  den  »Staats» 
mann*  zurflckweist    Dort  ist  die  Kluft  zwischen  Hemchem  und  Beherrschten 
fast  geschloss»,  der  stolze  Bau  der  wissenschaftlich  begrOndeten  Staatsregierung 
bis  auf  traurige  Ruinen  wieder  abgetragen,  die  Regierenden  folgerecht  an  strenge 
Gesetze  gebunden.    Nur  die  zäh  festgehaltene  Rücksicht  auf  das  unter  den 
gegebenen   Bedinerungen   Erreichbare    erklärt    diese   förmliche  SelbstzerstArung 
seines  eigenen  theoretischen  Gebäudes.    Das  höhere  Ideal  \vir<l  Jahci  zwar  immer 
festgehalten,  ja  (wie  Anm.  1  S.  159  gezeigt)  erst  ganz  zuletzt  noch  um  eine 
Stufe  höher  erhoben  ~  um  aber  leider  nur  noch  fOr  »Gotter  oder  Gottersfthne* 
oder  f&r  eine  unabsehbar  ferne  Zukunft  des  Menschengeschlechts  zu  gelten. 
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nicht,  dafs  sich  der  Staat  aus  den  hidividucn  zusammensetzt  und 
also  aus  den  Grundkrältcn  des  Individuallebcns  auf  die  Grund- 
kräfte des  Süziallcbens  geschlossen  werden  darf.  Aus  dem 
Leben  der  Individuen  geht  ein  soziales  Leben  vielmelir  erst  da- 
durch hervor,  dafs  die  Individuen  sich  in  ihren  gleichartigen 
Funktionen  vereinen,  so  dafs  aus  den  TeiUetstungen  der  Ein« 
zelnen  Gesamtleistungen,  aus  ihrer  stflckweisen  wirtschaftlichen 
Arbeit  ein  Wirtschaftssystem,  aus  der  Vereinigung  ihrer  Willens- 
leistungen  eine  Gesamtwillensthat,  aus  der  Vereinigung  ihrer 
theoretischen  und  praktischen  VemunftthAtigkeit  eine  Gesamt- 
vemunft  hervorgeht.  Demgemflls  mflssen  sich  umgekehrt  auch 
die  Funktionen  filr  die  Einzelnen  in  eigentOmlicher,  durch  die 
Gemeinschaft  bedingter  Weise  gestalten.  So  wird  zugleich  und 
in  Einem  das  Gesamtleben  durch  das  Leben  der  Einzelnen,  das 
Einzelleben  durch  das  Leben  der  Gesamtheit  bedingt,  und  hängt 
die  harmonische  Gestaltung  des  Einzeliebens  von  der  des  Ge« 
samtlebens  ebenso  entscheidend  ab  wie  umgekehrt.  Die  Konse- 
quenz  auch  dieser  Berichtigung  ist  dieselbe  wie  aller  vorigen. 

Das  unerwartete  Ergebnis  ist,  dafs  Plato,  dem  man  immer 
nur  einen  überküiinen,  die  Bedingungen  der  WirkHchkeit  über- 
fliegenden Idealismus  zum  Vorwurf  gen)acht,  in  Wahrheit  noch 
gar  nicht  frei  genug  über  die  derzeitige  Erfahrung  hinaus 
die  sittliche  Forderung  zu  erheben  gewagt  hat.  indem  er  zwar 
eine  tiefgreifende  Umwandlung  der  regierenden  Klasse  —  hier 
ohne  Zweifel  über  das  Ziel  hinausschiefsend  -  fordert,  an  eine  sitt- 
liche Erneuerung  des  ganzen  Staats  dagegen  nicht  gedacht  zu 
haben  scheint.  Man  kann  nicht  umhin  zu  bewundern,  mit  welcher 
Sicherheit  Thomas  Morus  in  seiner  „Utopie*  fast  in  jeder  Hin- 
sieht  die  richtige  Konsequenz  aus  Plato's  Prämissen  gezogen  hat; 
denn  er  hat  den  Grundgedanken  seines  Kommunismus 
klflrlich  von  Plato  flbernommen  und  glaubt  sich  imGrupde 
mit  ihm  einig.^)   Das  Ergebnis  war  mit  Notwendigkeit:  die 

')  «Utopia,  Unland,  ob  der  Ordn  einst  benannt, 

W.ip  ich  den  Wettstreit  jetzt  mit  Plato's  Staat:  vielleicht 
Sein  Ucberwinder ;  denn,  was  im  geschriebncn  Wort 
£r  nur  entworfen,  ich  allein  stcH  s  wirklich  vor 
Mit  Volk,  Besitztum,  treffUchen  Gesetzen  «och: 
Etttopt«,  W<A]land,  aoUt  mit  Recht  nein  Vtm»  lein.* 
Mit  dieteni  .Hexastichon*  (in  eleganten  Latein)  fthrt  das  bedentsane  Werii 
sich  ein.    In  der  Tbat  beweist  der  ganze  waelitilfe  Schiufr  des  1.  Buchs 
(Froben'sche  Ausg.  1518,  S.  650*.),  dafs  Morus  den  konmunistiscbcn  Grund* 
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Ausdehnung  des  Kommunismus  auf  das  ganze  Gemeinwesen.  Es 
ist  hier  nicht  die  Frage»  ob  der  uneingeschrftnkte  wirtschaft- 
liche Kommunismus  —  insbesondere  nach  der  heute  angenommenen 
Formel  des  „Kollektiveigentums  an'  den  Produktionsmitteln"  — 
aus  den  platonischen  Voraussetzungen  wirklich  unabweisbar  folgt; 
das  Prinzip  allerdings:  dafs  im  Wirtschaftsleben  so  gut  wie  im 
Heer  oder  Beamtenstand  einer  ftlr  alle,  alle  ftlr  einen  stehen 
sollten,  ergiebt  sich  aus  der  platonischen  Deduktion  mit  zwin- 
gender Logik  —  auch  gegen  Plato  selbst. 

Forscht  man  endlich  nach  denGrfinden,  die  Plato  verhindert 
haben,  die  volle  Konsequenz  des  so  sicher  getroffenen  Prinzips 
zu  ziehen,  so  läfst  sich  zwar  manches  anführen,  was  mehr  oder 
weniger  mitgewirkt  haben  mag.^)  der  entscheidende  Grund  aber 

gedanken  in  seiner  ganzen,  jedes  Palliativ  ablehnenden  Schftrfe  mit  Plato  zu 
teilen  sich  bewufst  ist.  ,Wenn  ich  das  bei  mir  bedenke,*  sagt  er,  .nufo  ich 
Plato  wohl  Recht  geben,  und  wundere  mich  weniger,  dafs  er  denen  irgend 
welche  Gesetze  zu  geben  verschmAhte,  welche  die  von  sich  wiesen,  wonach 
Alle  glcichcrmaf  '  :i  an  allen  Vorteilen  teilhaben  sollten."  Auf  Plato 
weisen  tlic  schneidenden  Worte  üb'-r  die  Unmftplirhkeit  für  die  Philosophen,  si«  h 
der  Staaten,  so  wie  sie  .sind,  anzuiK  litn«  n  —  und  dabei  Philosophen  zu  bleihni; 
nicht  minder  die  trotzdetn  fcsttjehaltene,  wenn  auch  noch  so  schwache  Hoffnung, 
dafs  doch  einmal  ein  König  sich  6nden  werde,  der  Philosoph  genug  wäre,  die 
verlangte  Umwilzung  ab  notwendig  su  begreifen  und  durcluusetxen;  wobei  er 
nicht  unterllftt,  an  Plato's  Verhlltnis  zu  Dionysius  zu  erinnern  (S.  54). 
Endlich  das  auch  sozialpAdagogisch  wichtige  Prinzip,  dafs  dem  Verbrechen  viel» 
mehr  durch  gesunde  soziale  Einrichtungen  vorzubeugen  als  hinterdrein  mit  harten 
Straten  zu  begegnen,  dafs  mehr  die  Gesellschaft  dir  einzelne  verbrecherische 
Person  dafür  liaftbar  zu  maclirn  sri,  ist  t:anz  plat'  iiiscii.  Damit  sind  aber  die 
theoretisclien  Grundgedanken  des  ersten  Buchs,  die  zugleich  die  Leitgedanken 
des  Ganzen  sein  wollen  und  sind,  ungcOhr  erschöpft.  Aber  auch  die  Schilde* 
rung  der  utopischen  Znstflnde  selbst  entnimmt  zahlreiche  Einzelheiten  aus  Plato; 
auch  die  utopische  Moral  ist  ziemlich  genau  die  Plato*s  (in  den  .Gesetzen' ; 
s.  Begcr,  Thomas  Morus  und  Plato,  Zeitschr.  f.  d.  ges.  Staatswissensch.  35, 
1879;  bes.  die  Zusammenfassung  S.  466).  Es  ist  das  Verdienst  Kautsky's  (Thomas 
Morus  und  seine  Utopie,  Stuttgart  1890),  nachgewiesen  zu  haben,  <lafs  '•m  h 
Morus  seine  leitenden  Cedanken  auf  Grund  scharfrr  Beobachtung  der  sozialen 
Zustande  se  ines  Zeitalters  sclbstAndig  erarbeitet  hat.  Aber  diese  Beobachtungen 
lehrten  ihn  nichts  anderes,  als  den  Plato  die  setnigen;  eben  damit  begriff  er, 
daft  Piato*8  Staat  wohl  etwas  mehr  als  ein  Himgespinnst  gewesen,  und  wurde 
er  in  Stand  gesetzt  ta  eritennen,  was  die  Philologen  bis  heute  nicht  sehen 
wollen  und  was  doch  klar  am  Tage  liegt:  dab  die  Vorauttetzungen  des  pla* 
tonischen  Staats  den  wirtseliaftlichen  Kommunismus  verlangen ,  auch  trotz  Plato. 
*)  Es  läge  nahe,  in  der  Uebcrspannung  des  Prinzips  der  Differenzierung 
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war  ohne  Zweifel  dieser:  Plato  hatte  nicht  die  Absicht  biofs 
„fromme  Wünsche*  auszusprechen;  er  wollte  nicht  blofs  einen 
„besten",  sondern  einen  „möglichen"  Staat  zeichnen.  Also  mufste 
er  zeigen,  wie  der  ü'egcbcne  Staat  in  folgerechter  Weiter- 
entwicklung /.LI  der  ihm  vorschwebenden  edleren  Gestalt  umge- 
bildet werden  künne.  Eine  l^mwandlung  der  leitenden  Klasse 
aber  in  dem  von  ihm  gedachten  Sinne  liefs  >ich  unter  den  ge- 
gebenen Bedingungen  als  erreichbares  Ziel  ins  Auge  fassen,  zu 
einer  radikalen  Aenderung  der  Wirtschaftsordnung  dagegen, 
vollends  zu  einer  allgemeinen  Erhebung  auch  der  arbeitenden 
Klasse  auf  eine  höhere  Stufe  physisch-geistiger  Bildung,  fehlten 
damals  alle  Vorbedingungen. 

Gerade  der  regierende  Stand  des  platonischen  Staats,  sein 
Stand  der  Hater.  ist  nicht  eine  leere  Konstruktion»  sondern  gilt 
ihm,  den  wesentlichen  Voraussetzungen  nach,  als  gegeben.  Er 
ist  deduziert  aus  so  realen  Ursachen,  wie  Luxus  und  Krieg,  d.  h. 
er  ist  gedacht  als  der  vorhandene  Militär-  und  Besitzadel.  Ob 
jene  Ursachen  an  sich  unheilvoll  gewesen,  soll  ausdrQcklich  nicht 
gefragt  werden;  genug,  sie  hatten  einem  Stande  das  Dasein  ge- 
geben, der  nun  vielleicht  eine  schwache,  aber  leider  die  einzige 
Hoffnung  der  Rettung  bot.  Die  volle  Freiheit  von  der  Erwerbs- 
not gab  doch  diesem  Adel,  ihm  allein,  die  Möglichkeit  zur  Ueber- 
windung  der  verderblichen  Profitwut  und  damit  zu  jener  edleren, 
unabhängig  geistigen  Kultur,  die  die  erste  Voraussetzung  jeder 

der  soiialen  Funktionen  den  Grund  zu  suchen.  Dieses  erklärt  aUerdings  bei 
Plato  den  Bestand  der  drei  Stände;  aber  dals  sie,  in  der  gleichen  schroffen 
Scheidung,  immer  fortbestehen  mOfsten,  folgt  daraus  nicht.  Es  lieiae  sich  an 
sich  wohl  denken,  dafs  seine  Wirkung  wieder  aufgewogen  würde  durch  das  ent- 
gegengesetzte Prinzip  der  „Einheit",  d.  i.  der  G c m e i ns c Iia  f t ,  das  doch  im 
Fortgang  der  platonischen  Konstniivtion  su  sehr  die  Oberhand  gewinnt,  dafs  ilini 
zu  Liebe  selbst  ein  quahtativcr  Unterschied  zwischen  beiden  Geschlechtern  ge- 
leugnet wird.  Und  noch  weiter  gehen  die  Zugeständnisse  im  .Staatsmann' 
(s.  oben  Anm.  1  S.  165).  —  Zumeist  aber  und  mit  dem  scheinbarsten  Recht 
hat  man  sich  auf  das  unQberwindliche  aristokratische  Vorurteil  Plato^s 
gegen  die  Erwerbsarbeit  als  solche  berufim.  Allein  wenigslena  in  lien  Gesetzen 
(ß,  918)  wird  der  Wert  jeder  Arbeit,  auch  der  verachtetsten,  hin'.ichtlich  dessen, 
was  sie  der  Gesamtheit  leistet,  betont  und  die  Veraclituntr,  in  de:  l)r~ondcrs  der 
Haiiiiel  >tcht,  lediglich  der  damit  verbundenen  Veriührung  zur  (tcwinnsucht.  von  der 
die  wenigsten  bicii  trcizuhaiten  vermögen,  zugeschrieben.  Bis  so  weit  bewährt 
sich  also  der  soziale  Zv^  seines  Denkens  auch  dem  Vorurteil  seiner  adUgen  Er* 
Ziehung  zum  Trotz.  Hierher  gehören  denn  auch  die  oben  Anm.  1  S.  159 
(gegen  Schlub)  angeführten  Thatsachen. 
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Besserung  nach  Plato's  Ueberzeugung  ausmachte.  War  es  ein 
allzu  kühner  Gedanke,  durch  eine  tiefgehende,  sehr  durchdachte 
wissenschaftliche  und  sittliche  Ausbildung,  wie  seine  Akademie 
sie  bot,  diesen  Adel  sowohl  regierungstüchtig  als  auch  zu  der 
uneigennfltzigen  Art  der  Regierung,  die  allein  zum  Heile  fbhren 
konnte,  willig  zu  machen?  Hatte  doch  Sokrates  bereits  die  besten 
dieses  Adels  —  einen  Alcibiades,  den  Typus  des  unbändigsten 
Ehrgeizes  und  der  glühendsten  Genulsliebe!  —  durch  die  sieg- 
hafte Kraft  der  unbestochenen  Wahrheit,  die  in  ihm  wie  ver- 
körpert  war,  unwiderstehlich  an  sich  zu  ziehen  imd  wenigstens 
auf  Zeit  fOr  Ideale  zu  entflammen  vermocht,  wie  sie  in  einem 
andern  Spross  desselben  Adels  —  Plato  selbst  —  nur  mächtiger 
wiederaufgelebt  waren,  um  alsbald  eine  Schar  begeisterter  Jüng- 
linge zu  ergreifen  und  zu  einem  edlen,  hohe  Kräfte  des  Geistes 
und  Willens  in  sich  bergenden  Verein  zu  sammeln.  Und  war 
doch  bf-reits  durch  den  Anstois,  der  von  dem  einzigen,  unver- 
^Icicl'.lichcii  Manne.  Sokrates,  mit  seinem  logischen  und  ethischen 
Radikalismus  ausgegancjen.  in  Erlüilung  zugleich  älterer  \'or- 
ahnungen  des  für  Wissen-schaft  Ijcsondcrs  hochbegabten  Grieclien- 
volkes,  eine  in  der  Menschengeschichte  bisher  nicht  erhurte  Tiefe 
der  theoretischen  und  sittliciicn  Krkenntnis  erreicht,  die  nunmehr 
für  das  Leben  der  Nati(jn.  ja  der  Menschheit  fruchtbar  zu  machen 
die  verheifsungsreichc  Aufgabe  war.  Somit  war  es  für  Plato 
kein  fernliegender,  vielmehr  fast  ein  unvermeidlicher  Gedanke, 
dass  jener  ursprüngliche  Militär-  und  Besitzadel  sich  müsse  um- 
wandeln lassen  in  einen  Adel  der  Gesinnung  und  der  wissen- 
schaftlichen Bildung,  der,  in  der  Fülle  des  Besitzes  so  viel  edlerer 
Güter,  auf  den  Wahn  des  Mehr-haben-  und  Mehr-sein-wollens, 
aüf  die  Eitelkeiten  des  Land-  und  Geldeigentums,  auf  das  Trug- 
bild einer  mit  List  und  Gewalt  doch  kaum  aufrecht  zu  haltenden 
Knechtung  der  Mitbürger  mit  Wonne  verzichten,  das  Vorrecht 
der  Freiheit  von  Erwerbspflichten  zwar  behaupten,  aber  nur  an- 
wenden würde,  um  sich  ungeteilt  der  gründlichsten  theoretischen 
Durchbildung  und  dem  redlichsten  Dienste  des  Gemeinwesens  zu 
widmen.  Der  Gedanke  war  nicht  utopisch,  er  war  am  wenigsten 
als  Utopie  gemeint,  er  mutete  dem  Adel  Athens,  den  Fürsten 
und  Fürstenberatern  von  Syrakus  nichts  zu,  was  nicht  Plate  und 
seine  glcichgesinnten  Genossen  gegebenen  Falls  leisten  könnten, 
leisten  würden:  nichts  anderes  als  genau  das,  wozu  seine  .Aka- 
demie die  genial  organisierte  Pllanzschule  darstellte. 

Und  liegt  nicht  schliefslich  in  dem  Gedanken  auch  etwas 
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Berechtigtes?  Was  auch  lür  den  berechtigt  bleibt,  der  überzeugt 
ist.  'dafs  das  sozialistische  Ideal  vielmehr  auf  demokratischen 
Grund  zu  stellen  ist?  Eine  geistige  Aristokratie,  und  wiire  es 
eine  Aristokratie  im  Arbeiterkittel,  müsstc  es  auch  dann  sein,  die 
den  Keim  der  neuen  Gesellschaft  in  sich  birgt  und  nun  die  Kraft 
beweisen  soll,  sie  ganz  mit  ihrem  Geiste  zu  durchdringen  und 
so  zu  erneuen,  Ist  das  Utopie,  so  ist  der  heutige  Sozialismus 
genau  so  utopisch  wie  der  platonische. 

Man  hält  dem  entgegen,  dafs  die  geistige  Höherhebung  der 
heute  gedrflckten  Klassen*  vielmehr  die  Umgestaltung  der  Wirt- 
schaftsordnung zur  Voraussetzung  habe.  Allein  die  herrlichste 
Wirtschaftsordnung  wQrde,  wenn  sie  heute  vom  Himmel  herab« 
fiele,  morgen  wieder  dahin  sein,  wenn  nicht  zuvor  die  Höhe  der 
physisch-geistigen  Bildung,  und  zwar  ftlr  die  Gesamtheit  der  Ar- 
beitenden  errungen  ist,  die  allein  eine  bessere  Ordnung  der 
Dinge  herbeizuibhren  und,  wenn  herbeigefllhrt,  zu  erhalten,  im- 
Stande  ist.  Sicher  müssen  schon  dazu  wirtschaftliche  Vorbedin- 
gungen erfüllt  sein,  die  heute  nicht  erfüllt  sind;  aber  nur  um  so 
aussichtsloser  ist  es.  alles  auf  den  einen  grofsen  Tag  aufsparen 
und  bis  dahin  die  Dinge  gehen  lassen  zu  wollen,  wie  sie  leider 
gehen. 

Nicht  ohne  tiefe  Bewegung  sieht  heute  jeder  aufmerksam 
Beobachtende  weite  Schichten  der  arbeitenden  Klassen  nach  dem 
ihnen  gebührenden  Anteil  am  Menschentum,  an  allen,  auch  den 
geistigsten  Gütern  der  Menschheit  ringen.  Alle  Besonneneren 
unter  ihnen  wissen  ganz  wohl,  dafs  ihr  Ringen  weder  morgen 
noch  übermorgen  auf  den  heifs  ersehnten  Sieg  rechnen  darf.  Das 
Bewufstsein  selbst,  für  die  konnnenden  Geschlechter  zu  kämpfen, 
legt  in  die  gegenw^irtige  Bewegung  der  arbeitenden  Klassen  einen 
sittlichen  Keim,  den  man  um  alles  nicht  ersticken,  sondern  ja 
recht  lebendig  erhalten  sollte.  Das  eine,  was  not  thut,  wogegen 
fast  alles  andere  von  untergeordneter  Bedeutung  ist,  ist  heute: 
dafs  man  diesem  Drange  der  arbeitenden  Klassen  nach  vollem 
Anteil  an  Menschenbildung  mit  allen  nur  zu  Gebote  stehenden 
Kräften  zu  Hülfe  kommt  Wenn  eine  Bewegung,  die  ihrer  wahr- 
sten Tendenz  nach  auf  die  geistige  Erhebung  der  Massen  ge- 
richtet ist,  je  einmal  einen  Charakter  annehmen  sollte,  der  sie 
ft)r  den  Fortschritt,  ja  ftlr  die  Erhaltung  der  bisher  errungenen 
Kulturgüter  bedrohlich  erscheinen  liefee,  so  mache  man  sich 
wohl  klar,  wessen  die  Schuld  ist:  wessen  anders  als  unsere, 
der  Gebildeten  und  Besitzenden,  die  wir  leider  heute  jenen 
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edleren  Keim  melir  zu  unterdrücken  als  zu  fordern  in  Gefahr 
sind,  liier,  meine  ich.  sei  die  Aufgabe  für  uns  alle  klar  vorge- 
zeichnet. Der  Sozialismus  der  Bildung  sollte  über  alle  Klüfte 
hinweg  uns  vereinen.  Zu  ihm  dürfte  sich  ohne  Schwanken  be- 
kennen, auch  wem  die  ökonomische  Frage  noch  nicht  so  glatt 
entschieden  ist  wie  den  Radikalen  in  beiden  Lagern.  Sucht 
man  auf  jenem  Boden  redlich  Verständigung,  man  wird  sie  finden; 
ungleich  leichter  ist  dann  auch  Ober  die  ökonomische  Frage» 
wenigstens  Ober  das  vorerst  Mögliche  und  Notwendige,  Verstän- 
digung zu  erhoffen. 

So  könnte  vielleicht  die  sozialpfldagogische  Idee  des 
Staats,  so  fernab  sie,  heute  wie  in  Plato's  Zeit,  der  bisherigen 
Erfahrung  liegt,  uns  dennoch  jetzt  schon  unsern  Pfad  beleuchten 
und  uns  sichere  Schritte  thun  lassen,  wo  wir  ohne  ihr  Licht 
ratlos  im  Finstem  tappen. 
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SCHWEIZ. 

* 

Die  geplante  Kranken-  und  Unfallversicherung 

in  der  Schweiz. 

Von 

Dr.  ernst  lange. 

Am  26.  Oktober  1890  beschlofs  das  Schweizer  Volk  mit 
grofser  Mehrheit,  folgenden  Artikel  34  b  in  die  Bundesverfassung 
aufzunehmen : 

„Der  Bund  wird  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  die 
Kranken-  und  L'nfallversichcrung  einrichten  unter  Berück- 
sichtigunix tlcr  bestehenden  Krankenkassen.    Er  kann  den 
Beitritt  allgcinciii   oder  für  einzelne  Bevölkerungsklassen 
obligatorisch  erklären." 
Der  Bundesrat  ging  solort  an  die  ihm  hiermit  gestellte  Auf- 
gabe.   Nach   einer   Reihe  von  Vorarbeiten  —  statistischen  Auf- 
nahmen, Studienreisen  nach  Deutschland  und  Oesterreich  u.  s.  w.  — 
beauftragte  er  im  Dezember  1891  den  Nationalrat  Forrer  mit  der 
Ausarbeitung  von  Gesetzentwürfen  Ober  die  Kranken-  und  Un- 
fallversicherung. Im  Frühjahr  1893  hatte  Forrer  beide  Entwürfe 
vollendet,  die  nunmehr  einem  Ausschufs  von  Sachverständigen 
(der  i^Expertenkommission")  vorgelegt  wurden.  Diese  Kommission 
tagte  vom  15.  bis  20.  Mai  und  2.  bis  14.  Oktober  1893  und  unter* 
zog  die  Entwürfe  einer  eingehenden  Durchberatung.  Das  .ySteno- 
graphische  Bulletin"  dieser  Verhandlungen  umfalst  nicht  weniger 
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als  716  Quartseiten.  Man  mufs  diesen  umfangreichen  Bericht 
studieren,  um  einen  Begriff  davon  zu  bekommen,  einerseits,  mit 
welchen  Schwierigkeiten  Forrer  bei  seiner  Arbeit  zu  kfimpfen 
hatte,  und  andererseits,  mit  welcher  GrOndlichkeit  derartige  Ge- 
setze in  der  Schweiz  vorbereitet  und  in  voller  Oeffentlich|ceit 
durchgearbeitet  werden,  ehe  sie  an  die  eigentlich  beschliefsenden 
Körperschaften  gelangen. 

Nachdem  inzwischen  das  geplante  Werk  durch  die  Agitation 
fOr  das  bekanntlich  nicht  zu  stände  gekommene  Initiativbegehren 
auf  Einführung  der  unentgeltlichen  staatlichen  Krankenpflege  vor- 
übergehend in  Frage  gestellt  war,  sind  im  Industrie-  und  Land- 
wirihschafts-Dcpartement  die  Entwürfe  endgültig  festgestellt  und 
Anfang  dieses  Jahres  vom  Bundesrat  in  der  definitiven  Redaktion 
veröffentlicht  worden.  In  dieser  Fassung  werden  sie  demnächst 
den  eidgenössischen  Räten  zur  Beschlufsfassung  unterbreitet 
werden. 

Im  folgenden  soll  nun  auf  die  ganze  Vorgeschichte  des  Werks, 
die  zum  Teil  sehr  intt  ressnnt  und  lehrreich  ist.  nicht  weitt  r  ein- 
gegangen werden:  wir  w<  rden  uns  vielmehr  auf  die  Betrachtung 
der  Entwürfe  in  der  jetzt  vorliegenden  endgültigen  Form  in  ihren 
wichtigsten  Bestimmungen  beschränken. 

1.  Umfang  der  Versicherung.  Dem  Versicherungszwange 
unterworfen  werden  alle  unselbständig  erwerbenden  Personen, 
die  auf  schweizerischem  Gebiet  in  inlandischen  (Transport»,  in- 
dustriellen, gewerblichen,  kaufmännischen,  land-  und  forstwirth- 
schafttichen)  Betrieben  arbeiten,  sowie  alle  Dienstboten  inländi- 
scher Dienstherrschaften  vom  zurflckgelegten  vierzehnten  Lebens- 
jahre an.  sofern  nicht  die  Beschäftigung  durch  die  Natur  ihres 
Gegenstandes  oder  im  voraus  durch  den  Arbeitsvertrag  auf  einen 
Zeitraum  von  weniger  als  einer  Woche  beschränkt  ist.  Aus- 
ländische Betriebe,  die  in  der  Schweiz  Zweigniederlassungen 
haben  oder  gröfsere  Untern»  hmnni^en  a\isführen,  werden  für 
diese  den  inländischen  Betrieben  gleichgestellt  Umgekehrt  bleiben 
versicherte  Personen  auch  dann  im  Versicherungsverbande,  wenn 
sie  vorübergehend  im  Auftrage  des  inländischen  Arbeitgebers  im 
Auslande  arbeiten.  Oeffentlichc  Beamte  sowie  Angestellte  im 
öffentlichen  und  Privatdienste,  deren  Jahresgehälter  den  Betrag 
von  30(10  Franken  übersteigen,  sind  vom  Versicherungszwange  aus- 
gen'>nim'_'n. 

nie  Kanti»nc  und  die  X  ersichcrungsgenieintlen  —  auf  dea 
Begriff  V'ersicherungsgemeinde  werden  wir  sogleich  näher  ein- 
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Ipehen  —  können  den  Versicherungszwang  ausdehnen: 
a)  auf  Tagelöhner  und  andre  abwechselnd  im  Lohne  Dritter 
arbeitende  Personen,  bi  auf  die  selbständig  erwerbenden  Ange- 
hörigen der  Hausindustriebetriebe,  soweit  sie  das  vierzehnte 
Lebensjahr  zurückgelegt  haben. 

Freiwillig  versichern  kann  sich  endlich  bei  den  öffentlichen 
Krankenkassen  gegen  Krankheit  jede  nicht  versicherungspllii  hiige 
I\-rson,  die  bei  der  Meldung  nachweist,  dafs  sie  gesund  ist  und 
das  Alter  von  45  Jahren  noch  nicht  erreicht  oder  gewisse  andere 
Bedingungen,  durch  die  die  Freizügigkeit  zwischen  den  Kassen 
gewährleistet  wird,  erftült  hat  Ob  und  unter  welchen  Bedin- 
gungen auch  fbr  die  Unfallversicherung  die  freiwillige  Versiche- 
rung zugelassen  werden  soll,  hat  der  Bundesrat  unter  Zustimmung 
der  Bundesversammlung  zu  entscheiden. 

Die  Versicherung  erstreckt  sich  auf  die  wirthschaftUchen 
Folgen  von  Krankheiten  und  von  körperlichen  UnfiUlen  jeder  Art, 
nicht  nur  von  UnfSÜlen  beim  Betriebe. 

Vergleicht  man  diese  Bestimmungen  mit  den  in  Deutschland 
geltenden,  so  fällt  sogleich  ihre  Einfachheit  und  Klarheit  vorteil- 
haft auf.  Beide  Gesetze  beziehen  sich  genau  auf  denselben  Kreis 
von  zwangsweise  versicherten  Personen,  und  dieser  ist  gleich  so 
weit  und  umfassend,  dafs  spätere  besondere  Gesetze  für  weitere 
Personenkreise  ausgeschlossen  sind  —  so  lange  man  wenigstens 
von  der  Arbeiterversicherung  nicht  zur  allgemeinen  \'oIks- 
versicherung  übergeht.  Welch  unschätzbarer  Vorzug  hierin  liegt, 
das  vermag  wohl  nur  der  ganz  zu  würdigen,  der  die  Kdmpfe  kennt, 
die  auf  den  Grenzgebieten  der  Wirkungskreise  der  verschiedenen 
deutschen  Versicherungsgesetze  fortwährend  geführt  werden  I 
Ferner  wird  in  der  Schweiz  nicht  nur  die  Kranken-,  sondern 
auch  die  Unfallversicherung  auf  der  Person  ruhen,  nicht  auf 
der  Thätigkeit  der  Person  —  in  der  Hauptsache  gleichfalls  ein 
grofser  Vorzug  gegenüber  der  deutschen  Gesetzgebung.  Jeder  Ein- 
zelne wird  dadurch  in  den  Stand  gesetzt,  jederzeit  zu  wissen,  woran 
er  ist:  er  ist  entweder  in  allen  Lebenslagen  gegen  Unfall  ver- 
sichert, oder  er  ist  es  gar  nicht,  ein  drittes  ist  ausgeschlossen.  In 
Deutschland  dagegen  darf  sich  in  vielen  Fällen  nur  der  Sach* 
verständige  —  und  dieser  auch  oft  nur  mit  grofser  Zurückhaltung 
—  ein  Urteil  darüber  erlauben,  ob  ein  Verunglückter  filr  die 
Thätigkeit,  bei  der  ihm  der  Unfall  ereilte,  gerade  versichert  war 
oder  nicht.  Andererseits  mufs  allerdings  hervorgehoben  werden, 
dafs  gerade  ein  Teil  der  wirtschaftlich  am  schlechtesten  gestellten 
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Personen  —  die  Tagelöhner  und  abwechselnd  im  Lohne  Dritter 
beschäftigten  Personen  —  in  der  Schweiz  von  der  Zwangs^Ver- 
sichening  nicht  mit  erfalst  werden,  soweit  nicht  die  Versichenings- 

gemeinden  oder  Kantone  von  ihrem  Recht  Gebrauch  gemacht 
haben,  sie  dem  Versicherungszwange  zu  unterwerfen;  während 
in  Deutschland  auch  diese  Personen,  sobald  und  solange  sie  in 
Unfall  versicherungspflichtigen  Betrieben  beschäftigt  sind»  wenig- 
Stens  stets  gegen  Betriebsunfälle  versichert  sind. 

2.  Organisation.  Durch  gleiche  Einfachheit  und  Durchsichtig- 
keit zeichnet  sich  im  ganzen  die  gcplantt-  Organisation  aus.  Die 
Schweiz  wird  in  Versicht-rungskrcise  geteilt,  die  ihrerseits 
aus  den  Versicherungsgcmeinden  bestehen.  Jede  Versiche- 
rungsgemeinde sull  mindestens  2(KK)  Einwohner  umfassen  und 
aus  einer  oder  mehreren  politischen  Ciemeinden  gebildet  werden. 
Welche  Organe  der  politischen  Gemeinden  die  für  die  Versiche- 
rungsgemeinden verbindlichen  Mandlungen  vorzunehmen  haben, 
welche  Formen  dabei  zu  beobachten  sind  u.  s.  w.,  bestimmen  die 
Kantone.  Die  Geschäfte  des  Versicherungskrebes  werden  von 
der  Kreisverwaltiing  und  dem  Kreisrat  besorgt.  Die  Kreis- 
verwaltung besteht  aus  einem  Kreisverwalter  als  Vorsteher,  einem 
Kreisarzt  oder  mehreren  Kreisärzten  und  einem  oder  mehreren 
Angestellten.  Der  Bundesrat  bestimmt  die  Zahl  der  Kreisärzte 
und  Angestellten  und  wählt  die  Beamten  und  Angestellten,  wobei 
jeder  stimmberechtigte  Schweizer  Borger  wählbar  ist  Der  Kreis- 
verwaltung zur  Seite  steht  der  Kreisrat,  der  aus  dem  Kreis- 
verwalter oder  dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzendem  und  zwei  Mit- 
gliedern und  deren  Ersatzmännern  besteht.  Die  Mitglieder  und 
Ersatzmänner  des  Kreisrats  werden  vom  Volk  auf  die  Amtsdauer 
von  drei  Jahren  gewählt.  Jeder  im  Kreise  wohnhafte  stimm- 
berechtigte Schweizer  Bürger  ist  wählbar. 

Die  Oberaufsicht  über  die  gesamten  Organe  der  Versicherung 
übt  das  eidgenössische  Versichern  ngsanU ,  das  aus  einem 
Direktor,  zwei  oder  drei  Vizedirektoren  und  dem  erforderlichen 
Hültspersonal  besteht.  Der  Direktor,  die  X'izedirektoren  und  die 
ständigen  liülfsarbeiter  werden  durch  dt  n  Hundesrat  gewälilt. 

In  jeder  Versicherungsgemeinde  be.steht  eine  Gemeinde- 
krankenkasse; in  grofsen  Gemeinden  können  für  einzelne  Ge- 
meindeteile von  mindestens  2000  Einwohnern  besundt:re  Kranken- 
kassen gebildet  werden.  Jeder  Versicherungspflichtige  wird  nun 
Mitglied  der  zuständigen  Gemeindekrankenkasse,  soweit  er  nicht 
einer  Betriebskrankenkasse  angehört  oder  einer  eingeschriebenen 
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Privatkrankenkasse  seines  Wohn-  oder  Beschaftigungsorts  bei- 
getreten ist  Nicht  versicherungspflichtige  Personen  können  der 
Gemeindekrankenkasse  ihres  Wohnorts  als  vollversicherte  oder 

halbversicherte  Mitglieder  beitreten.  Die  Vollversicherten  be- 
sitzen plcich  den  obligatorischen  Mitgliedern  Anspruch  auf 
Krankrnpllege  und  Krankengeld,  die  Halbversicherten  nur  auf 

Krankenpflege. 

Die  Organe  der  Genieindekrankenkassen  sind:  die  General- 
versammlung der  Arbeiter  und  deren  Bureau,  die  Generalver- 
sammlung und  der  Ausschufs  der  Arbeitgeber,  der  Vorstand  und 
der  Kassierer  und  endlich  die  Rechnungsrevisoren.  Die  General- . 
Versammlung  der  Arbeiter  kann  auch  aas  Delegierten  bestehen. 
In  jedem  Jahr  findet  eine  ordentliche  Generalversammlung  an 
einem  Sonntag  im  ersten  Halbjahr  statt;  aufserdem  sind  aufser- 
ordentliche  Generalversammlungen  nach  BedOrfhis  einzuberufen. 
Die  Teilnahme  an  der  konstituierenden  Generalversammlung,  die 
das  Statut  beschliefst,  ist  obligatorisch.  Wer  ohne  ausreichende 
Entschuldigung  fehlt,  verfallt  in  eine  Bufse  von  50  Rappen  zu 
Gunsten  der  Kasse.  Die  Generalversammlung  wählt  ihr  Bureau 
und  den  Vorstand  der  Kasse.  Die  Amtsdauer  dieser  Organe, 
die  hOch-'tens  drei  Jahre  dauern  darf,  bestimmt  das  Statut.  Der 
Vorstand  besteht  aus  mindestens  drei  Mitgliedern  und  drei  Ersatz- 
mftnnrrn.  die  aus  den  handlungsf;ihigi  n  Mitgliedern  der  Kasse 
gewählt  werden,  die  minfiestens  2<>  Jahre  alt  sind.  Dieser  \'i>r- 
stand.  der  also  nur  aus  X'ersicherten  besteht,  betreibt  die  Ge- 
sch.'ifte  der  Kasse,  soweit  sie  nicht  durch  Gesetz  (jder  St.itut 
andren  Organen  zugewiesen  sintl.  Das  N'ermögen  der  Ka.^se 
verw.iliet  unter  der  Aufsicht  des  X'or.^tandes  der  Ka^^aierer.  Der 
Kassierer  und  die  ihm  etwa  beigegebenen  Gehülfen  brauchen 
nicht  Kassenmitglieder  zu  sein.  Die  Jahresrechnung  wird  von 
den  Rechnungsrevisoren,  die  gleichfalls  die  Generalversammlung 
der  Arbeiter  zu  wählen  hat,  geprtlft. 

Alle  diese  Organe  der  Gemeindekrankenkassen  sind  allein 
von  den  Versicherten  abhangig.  Die  Arbeitgeber  kommen  nur 
in  der  Generalversammlung  der  Arbeitgeber  und  dem  von  dieser 
gewählten  Ausschufs  (Bureau)  zu  Worte.  Die  Teilnahme  an  der 
konstituierenden  Generalversammlung  ist  auch  hier  obligatorisch: 
die  Bufse  für  unentschuldigtes  Versäumnis  betragt  einen  Franken. 
Obgleich,  wie  wir  r^püter  sehen  werden,  die  Arbeitgeber  einen 
gleichen  Teil  der  \'ersicherungslasten  zu  tragen  haben  wie  die 
Arbeiter,  sind  die  Befugnisse  der  Generalversammlung  der  Arbeit- 
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geber  sehr  beschrankt  Sie  bestehen  in  der  Hauptsache  darin, 
dafs  die  Versammlung  zu  genehmigen  hat:  das  Kassenstatut  und 
dessen  Revision,  die  Höhe  des  Einheitssatzes  der  Beiträge,  die 
von  der  Generalversammlung  der  Arbeiter  abgenommenen  Rech* 
nungen,  den  An-  und  Verkauf  von  Liegenschaften,  sowie  endlich 
Beschlüsse  der  Generalversammlung  der  Arbeiter,  die  Vertrage 
von  allgemeiner  und  grofser  Tragweite  zum  Gegenstand  haben. 
Direkten  Anteil  an  der  Verwaltung  können  die  Arbeitgeber  nur 
insofern  nehmen,  als  sich  ihre  Generalversammlung  im  Vorstand 
durch  eine  Person  vertreten  lassen  kann,  die  aber  nur  beratende 
Stimme  und  das  Recht  der  Antragstellung  hat. 

Die  Versicherung  bei  den  Gemeindekrankenkassen  bildet,  wie 
bereits  erwähnt,  die  Regel.  Aulserdeni  sind  aber  als  öftentlichc 
Krankenkassen  noch  Betriebskrankenkassen  zugelassen.  Be- 
triebskrankenkassen können  für  jeden  Betrieb  errichtet  werden, 
in  dem  durchschnittlich  mindestens  100  versicherungspflichtige 
Personen  beschäftigt  werden.  Unter  Umständen  kann  der  Be- 
triebsunternehmer  auch  gezwungen  werden,  eine  Betriebs- 
krankenkasse zu  errichten,  selbst  wenn  er  weniger  als  100  Ar- 
beiter beschäftigt.  Die  Bewilligung  und  Anordnung  der  Errich- 
tung von  Betriebskrankenkassen  liegt  dem  eidgenossischen  Ver- 
sicherungsamt ob.  Samtliche  versicherungspflichtigen  Personen, 
die  in  dem  Betriebe  beschäftigt  werden,  gehören  der  Betriebs- 
krankenkasse an.  An  Stelle  der  Generalversammlung  der  Arbeit- 
geber tritt  der  Betriebsuntemehmer.  Die  Betriebskrankenkasse 
kann  jederzeit  durch  das  eidgenössische  Versicherungsamt  auf- 
gehoben werden,  wenn  besondere  GrOnde  die  Aufhebung  recht- 
fertigen —  insbesondere,  wenn  die  Gemeindekrankenkasse 
durch  das  Fortbestehen  der  Betriebskrankenkasse  ge- 
fährdet wird. 

Einzelne  Gemeindekrankenkassen  desselben  Kreises  und 
ebenso  einzelne  Betriebskrankenkassen  desselben  Kreises  können 
unter  sich  Reserveverbnnde  bilden.    Diese  Verbände  können 

zum  Zweck  haben  sowohl  die  Bildung  und  Verwendung  eines 
gemeinsamen  Reservefonds  als  auch  die  gemeinsame  Bestreitung 
der  Kassenleistungen  bis  zu  einem  Teil,  der  die  Hälfte  nicht 
übersteigen  darf. 

Nach  der  am  Anfang  dieses  Berichts  wiedergegebenen  V'er- 
fassungsbestimmung  sollen  die  bestehenden  Krankenkassen  bei 
der  neuen  Einrichtung  berücksichtigt  werden.  Dies  geschieht 
nun  in  der  Weise,  dais  sämtliche  Privatkrankenkassen  derßundes- 
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aufsteht  unterstellt  werden,  und  dafs  ihnen  ftlr  jedes  Mitglied 
schweizerischer  Nationalität  der  Bundesrappen  (vergl.  S.  179)  ge- 
währt wird,  wenn  sie  gewisse  Mindestleistungen  Obernchmen. 
Der  Anspruch  auf  den  Bundesrappen  ÜA\t  aber  für  solche  Per- 
sonen  fort,  die  gleichzeitig  Mitglieder  öffentlicher  Kranlcenkassen 
sind.  Die  Privatkrankenkassen  können  sich  auch,  wenn  sie  den 
Verletzten  mindestens  die  gleichen  Wohlthaten  gewahren  wie 
die  öft'entlichcn  Krankenkassen  und  noch  einige  andere  Bedin- 
gungen erfüllen,  an  der  Zwnngsversicherung  beteiligen.  Sie  er- 
werben alsdann  durch  die  Anmeldung  bei  der  Kieisverwaltung 
den  Charakter  von  eingeschriebenen  Krankenkassen,  so- 
bald nicht  aii/ujieiimen  i.st.  dass  eine  öffentliche  Kranken- 
kasse dailurrh  gefährdet  wird. 

Die  Aulgaben  der  Versicherungsgcnieinde  sind  im  allge- 
meinen gering.  Das  Gemeindekrankenkassenstatut  und  jede  Aen- 
derung  des  Statuts  bedarf  ihrer  Zustimmung;  sie  kann  die  Re- 
vision des  Statuts  beantragen  und  flbt  Oberhaupt  eine  gewisse 
Aufsicht  Aber  die  GeschäftsfiQhrung  der  Gemeindekrankenkasse, 
in  deren  Vorstand  sie  sich  in  derselben  Weise  vertreten  lassen 
kann  wie  die  Generalversammlung  der  Arbeitgeber.  Alles  that- 
sächliche  Eingreifen  in  die  GeschäftsfOhrung/ das  Vorgehen 
gegen  einzelne  Kassenorgane  u.  s.  w.  liegt  jedoch  in  erster  Linie 
den  Kreisbehörden,  in  zweiter  dem  eidgenössischen  Versiche- 
rungsamt ob.  Die  Betriebskrankenkassen  unterstehen  der  un- 
mittelbaren Aufsicht  der  Kreisbehörden.  Auf  diese  Dinge  im  ein- 
zelnen einzugehen,  wQrde  hier  zu  weit  fOhren. 

Für  die  Unfallversicherung  wird  eine  besondere  Unfall- 
versicherungsanstait  errichtet,  die  vom  eidgenossenschaft- 
lichen Versicherungsamt  betrieben  wird.  Das  X'ersicherungsamt 
bedient  sieh  dabei  der  Hilfe  der  Kreisvcrwaltungen  und  der 
ötVentUchen  und  eingeschriebenen  Krankenkassen.  Nach  Sohluss 
jedes  Jahres  werden  den  Krankenkassen  datür  angemessene  Hei- 
tr.lge  zu  den  \'crwaltungskosten  gew.'lhrt.  Dem  eidgenossen- 
schaftlichen Versicherungsamt  wird  lerner  ein  Versichcrungs- 
rat  beigegeben,  der  aufser  dem  Direktor  untl  den  X'izedirektnren 
des  Versicherung ^amts  aus  6  bis  16  Mitgliedern  besteht,  von 
denen  je  mindestens  drei  der  Klasse  der  prftmienpflichtigen 
(vergl.  S.  182)  und  der  Klasse  der  versicherten  Personen  ange- 
hören mflssen.  Er  hat  Ober  wichtige  Angelegenheiten  der  An- 
stalt zu  berathen  und  besonders  bei  der  Aülstellung  des  Ge- 
fahrentarlfs,  des  Rentendeckungstarifs,  von  UnfallverhOtungsvor- 
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Schriften,  des  Jahresberichts  und  der  Jahresrechnung,  sowie  bei 
der  Verwaltung  der  Reserven  mitzuwirken.  Sein  Rat  kann 
auch  in  Angelegenheiten  der  Krankenversicherung  eingeholt 
werden. 

Bestehende  oder  sich  bildende  Berufs  verbände  haben  einen 
An'-pnich  auf  Mitwirkung  beim  Betriebe  der  Anstalt.  Die  Gegen- 
stilndc  und  die  Art  und  Weise  dieser  Mitwirkung  setzt  der  Bundes- 
rat auf  dem  Wege  der  Verordnung  fest.  Vornehmlich  soll  sich 
die  Mitwirkung  beziehen  auf  die  Feststellung  der  l 'nfallereignisse. 
die  Unfallverhütung,  die  Feststellung  und  Aenderung  der  Ge- 
fahrentarife, sowie  auf  die  Einschätzung  in  die  Klassen  des  Ge- 
fahren tarif>. 

Wie  man  sieht,  ist  der  Apparat,  der  für  die  X'ersicherung 
geschaffen  werden  ^oll,  immer  noch  grofs  genug,  aber  ein  wahres 
Muster  von  Einfachheit  und  Verständlichkeit  im  Vergleich  zu 
dem,  der  in  Deutschland  (Ür  dieselben  Zwecke  in  Thfltigkeit  ist. 
In  der  Schweiz  ist  wenigstens  fOr  ein  Zusammenarbeiten  und  In- 
einandergreifen aller  Teile  gesorgt,  während  in  Deutschland  nur 
zu  oft  ein  Teil  dem  andern  im  Wege  steht  und  von  einem  har- 
monischen Zusammenwirken  nur  ausnahmsweise  die  Rede  sein 
kann.  Dafs  im  ganzen  die  territoriale  Dezentralisation  zum  sieg- 
reichen Durchbruch  gelangt  ist  und  den  Berufsverbflnden  nur  die 
ihnen  der  Natur  der  Sache  nach  gebOhrende  sekundäre  Stellung 
eingeräumt  worden  ist,  ist  in  erster  Linie  das  nicht  hoch  genug 
anzuerkennende  Verdienst  Forrers.  Die  Vorverhandlungen  er- 
geben dies  klar.  Er  hat  damit  der  Sache  der  Arbeiterversiche- 
rung im  allgemeinen  —  weit  nber  die  Grenzen  der  Schweiz 
hinaus  —  einen  grofsen  Dienst  geleistet. 

3.  Aufbringung  der  Mittel.  In  die  Lasten  der  Krankenver- 
sicherung teilen  sich  der  Bund,  die  Arbeitgeber  und  die  \'er- 
.-^icherten.  Der  Bund  bezahlt  für  jedes  <)bligat<)^i^che  und  für 
jedes  schweizerische  freiwillige  Mitglied,  einen  Kapjx'ii  —  den 
sog.  Bundesrappen  —  auf  jeden  Tag  der  Mitgliedschaft  an  die 
Krankenkasse.  Der  Rest  der  Betriebsausgaben  wird  in  der  Regel 
durch  die  Beiträge  der  Versicherten  und  deren  Arbeitgeber  auf- 
gebracht. Auf  jedes  obligatori.->ehe  oder  vollversicherte  freiwillige 
Mitglied  entlällt  für  jeden  Arbeitstag  ein  Versicherungsbeitrag 
(die  Vollauflage),  der  einen  Prozentsatz  des  nach  Klassen  ab- 
zustufenden täglichen  Arbeitsverdienstes  bildet.  Auf  jedes  halbver 
sicherte  freiwillige  Mitglied  entfällt  fQr  jeden  Monat  ein  Versiehe- 
rungsbeitrag  (dieHalbauflage),  der  in  der  Regel  fOr  alle  solche  Mit- 
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gliedcr  gleich  hocii  ist.  I  )erEinheitss.itzderVol!autlage  darf  höchstens 
4  pCt..   die   höchste   Halbauflage    nicht   mehr   als   die   auf  die 
unterste  Klasse  der  Vollvcrsichcrtm   entfallende  Monatsauflage 
betragen.    Die  Auflage  ist  in  der  Regel  monatlich  im  voraus  an 
die  Kasse  abzuführen,  und  zwar  sind  zur  Zahlung  verpflichtet: 
fQr  die  kraft  des  Gesetzes  obligatorisch  Versicherten  die  Arbeit- 
geber oder  Diensdierren,  (Ür  die  durch  Gemeinde-  oder  Kantons- 
beschlufs  Versicherten  (Tagelöhner  und  Hausindustrielle)  sowie 
ftlr  die  freiwillig  Versicherten  die  Mitglieder  selbst.  Der  Arbeit- 
geber oder  Dienstherr  ist  berechtigt,  die  Hälfte  der  von  ihm 
entrichteten  Monatsauflage  von  dem  demnächst  fiülig  werdenden 
Lohne  des  Versicherten  abzuziehen.  Wenn  ein  durch  Gemeinde- 
oder Kantonsbeschluss  Versicherter  die  Auflage  nicht  rechtzeitig 
bezahlt,  so  ist  die  Versicherungsgemeinde  zur  Leistung  ver- 
pflichtet, erhält  aber  dafür  ein  RückgrifFsrecht  auf  den  Schuldner. 
Im  Falle  gänzlicher  Arbeitslosigkeit  eines  freiwilligen  Mitgliedes 
kann  der  Vorstand  den  Beitrag  ganz  oder  theil weise  far  höchstens 
vier  Wochen  nachlassen.    Zeigt  sich  beim  Abschlufs  der  Jahres- 
rechnung einer  Gemeindekrankenkassc  ein  Ausfall,  so  kann  die 
Krci-sbeh'ude  bi  stimmen.   dafs  er  ganz  oder  zum  Teil  durch  die 
Versieherungsgcmeinde  zu  decken  ist;   bei  den  Betriebskranken- 
kassen tritt  hier  der  Betriebsunternchmer  an  die  Stelle  der  Ver- 
sicherungsgemeinde.   Erklärt  das  eidgenössische  Versicherungs- 
amt einen  Betrieb  oder  Hetriebsteil  für  besonders  gefährlich,  was 
die  Erkrankungs-  oder  Unfallgefahr  der  darin  Beschäftigten  an- 
belangt, so  kann  die  auf  diesen  Betrieb  oder  Bciricbsteil  ent- 
fallende Auflage  bis  auf  das  dreifache  erhöht  werden;  der  Unter- 
nehmer ist  jedoch  auch  in  diesem  Falle  nicht  befugt,  dem  Arbeiter 
mehr  als  die  Hälfte  der  einfachen  Auflage  vom  Lohne  abzuziehen. 

Wie  man  sieht,  sind  die  wirtschaftlich  Schwächsten  —  die  Tage- 
löhner und  Hausindustriellen  ~,  wenn  sie  Oberhaupt  der  Ver- 
sicherung unterworfen  sind,  doch  noch  am  schlechtesten  ge- 
stellt. Sie  mOssen  die  ganze  Auflage  selbst  tragen  und  werden, 
wenn  sie  dazu  nicht  fähig  sind,  Schuldner  der  Versicherungs- 
gemeinde.  Diese  Aussicht  wird  auch  die  Versicherungsgemeinden 
nicht  gerade  dazu  anregen,  den  \'ersicherungszwang  auf  die  ge- 
nannten Arbeiterklassen  auszudehnen.  Die  Bestimmung  ist  in 
der  That  recht  hart  und  wird  gewifs  noch  manchen  Widerspruch 
erregen.  Beabsichtigt  ist  diese  Härte  gewifs  nicht;  aber  eine  be- 
friedigende Losung  der  Frage,  wie  denn  die  Dinge  für  die  ab- 
wechselnd im  Lohne  Dritter  arbeitenden  Personen  und  die  Haus- 
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industriellen  geordnet  werden  sollen,  ist  bei  dem  System  der  in- 
direkten Heranziehung  der  Arbeiter  zu  den  Beitragen  durch  die 
Arbeitgeber  wohl  Oberhaupt  nicht  möglich,  weil  die  zu  verpflich- 
tenden Arbeitgeber  hier  eben  fehlen.  Jeder,  der  sich  emstlich 
mit  der  Arbeiterversicherung  beschäftigt  hat,  wird  auf  diesen 
Uebelstand  gestofsen  sein.  Der  Verfasser  dieser  Skizze  ist  durch 
das  vergebliche  Bemühen,  dieser  Schwierigkeit  Herr  zu  werden, 
mit  dazu  veranlafst  worden,  die  Forderung  zu  erheben,  das 
System  der  Versicherung  im  eigentlichen  Sinne  durch  das  der 
\'ersorgung  zu  ersetzen,  bei  dem  die  Lasten  durch  allgemeine 
Steuern  aufgebracht  werden.  Nach  Forrers  erstem  Entwurf  wflre 
der  Uebergang  zu  dem  Versorgungssystem  leicht  gewesen,  denn 
er  wollte  (in  den  §§  115  und  116)  den  Kantonen  und  Versiche- 
rung.^gemeinden  das  Recht  geben,  die  Beiträge  an  die  Gemeinde- 
krankenkassen überhaupt  ganz  oder  teilweise  auf  die  eigenen  Kassen 
zu  übernehmen.  Leider  sind  diese  Bestinunungen  schon  von  der 
Mehrheit  der  Expertenkonnnission  abgelehnt  worden.  Es  ist  aber 
anzunehmen,  dafs  man  sich  über  kurz  oder  lang  doch  gezwungen 
sehen  wird,  mit  Rücksicht  auf  die  Tagelöhner  u.  s.  w.  zu  der- 
artigen Mafsregeln  überzugehen. 

Die  obligatorischen  und  die  vollversicherten  freiwilligen  Mit- 
glieder der  Kassen  werden  nach  ihrem  Tagesverdienst  in  Lohn - 
k lassen  eingeteilt;  und  zwar  bestehen  neun  Lohnklassen,  von 
denen  die  erste  die  Versicherten  umfafst,  deren  tagliche  Lohn- 
bezOge  1,20  Franken  nicht  flbersteigen,  die  neunte  die,  deren 
Tagesverdienst  sich  auf  Aber  6  Franken  stellt.  Der  höchste 
Lohn  in  jeder  Klasse  gilt  gleichmafeig  als  Tagesverdienst  sämt- 
licher zu  der  Klasse  gehörenden  Mitglieder,  in  der  neunten  Klasse 
und  -(sniit  iib(  rhaupt  gilt  der  Satz  von  7,50  Franken  als  höchster 
in  Betracht  kummcnder  Verdienst. 

Die  X'erwaltungskosten  der  Unfallversicherung  trägt  voll- 
ständig der  Bund,  aufserdem  noch  ein  Viertel  der  auf  die  Zwangs- 
versicherung entfallenden  Gesamtprämie.  Falls  die  Unfallver- 
sicherung auch  auf  die  freiwillige  Versicherung  ausgedehnt  wird, 
kann  der  Bund  ebenfalls  bis  zu  einem  Viertel  der  Prämien  der 
freiwilligen  Versicherungsnehmer  schwei/erischer  Nationalität 
übernehmen.  Die-  Prämie  wird  so  bestimmt,  dafs  für  Jeden 
Rcntenfall  der  zur  Deckung  der  Rente  erfurderliche  Betrag  in 
dem  Betriebsjalire  aufgebracht  wird,  in  dem  sich  der  Unfall  er- 
eignet hat.  Die  Prämie,  die  auf  jede  versicherte  Person  für  jeden 
Arbeitstag  entfällt,  wird  nach  der  Höhe  der  Unfallgefahr  und  des 
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Tagesverdienstes  festgestellt.  Für  die  Bestimmung  des  Tages- 
vcrdien-'tos  ist  die  Lohnklasse  mafsgebend.  Die  Prämie  für  die 
kraft  des  Gesetzes  versicherten  Personen  hat  nach  Abzug  des 
Biindcsviertels  der  ArbeitL,'cber  allein  zu  tragen.  Die  durch  Ge- 
meinde- oder  Kantoiihbeschlufs  versicherten  Personen  (Tage- 
löhner, Hausindustrielle  u.  s.  \v.)  sind  jedoch,  wie  zur  Zahlung 
der  Krankenversicherungsauflagen,  so  auch  zur  Zahlung  der  Un- 
fallversicherungsprämien  selbst  verpflichtet.  Bei  nicht  recht- 
zeitiger Zahlung  der  Prämie  hat  auch  hier  wiederum  die  Ver> 
Sicherungsgemeinde  einzutreten,  die  dafQr  ein  ROckgrifisrecht  auf 
den  Schuldner  erhalt  For  diese  Verbindlichkeiten  der  Ver> 
Sicherungsgemeinde  haftet  der  Kanton  der  Anstalt  Also  auch 
hier  wieder  die  bereits  besprochene  Harte  diesen  Arbeiterkate- 
gorien  gegenflber!  Da  Air  die  unvermeidlichen  AusfiÜle  schliels- 
lich  die  Kantone  in  Anspruch  genommen  werden  können,  so 
werden  auch  sie  sich  besinnen,  ehe  sie  von  ihrem  Recht,  den 
Versicherungszwang  auf  diese  Personen  auszudehnen,  Gebrauch 
machen.  Die  Prämien  sind  monatlich  im  voraus  zu  zahlen  und 
zwar  in  der  Regel  an  die  Krankenkassen. 

Das  eidgenö.s.->ische  WTsicherunijsartit  erläl'st  einen  Geiahren- 
tarif, der  das  Verhältnis  der  Unfallgcfahr  der  einzelnen  Betriebs- 
arten zu  einander  festsetzt  und   der  jährlich  abgeändert  werden 
kann.    Auf  grund  dieses  Tarifs  werden  die  V^ersicherten  jährlich 
durch  die  Kreisvervvaltungen  nach  der  Unfallgcfahr  eingeschätzt. 
Die  Einschätzung  von  Betrieben  mit  mehr  als  einem  Arbeiter 
kann  zusammen  oder  nach  einzelnen  Arbeitergruppen  geschehen. 
Der  Einschätzungsbeschluls  ist  dem  eidgenössischen  Verstehe* 
rungsamte,  der  zuständigen  Krankenkasse,  dem  Pramienpflich> 
tigen  und  fQr  die  durch  Gemeinde-  oder  Kantonsbeschlufs  Ver- 
sicherungspflichtigen aufserdem  noch  der  Versicherungsgemeinde 
schriftlich  gegen  Empfangsschein  mitzuteilen.  Gegen  die  Ein- 
schätzung steht  dem  Prämienpflichtigen  und  der  Versicherungs- 
gemeinde, sofern  sie  beteiligt  ist,  die  Beschwerde  an  das  eid« 
genossenschaftliche   Versicherungsamt  zu.     Jeder  Arbeitgeber 
und  jede  nach  Gemeinde-  oder  Kantonsbeschlufs  versicherungs- 
pflichtige Person  ist  verpflichtet,  von  jeder  (  rheblichcn  Aende- 
rung  im  Betriebe   oder  in  der  Berufs-   und  Erwerbsart  des  X'er- 
sicherten  der  zuständi{;en  Krankenkasse  oder  der  Krcisvcrwaltung 
Kenntnis  zu  geben,  worauf  eine  neue  Einschätzung  erfolgen  kann. 

Mit  Erstaunen  wird  der  Leser  den  letzten  Darlegungen  ge- 
folgt sein.    Wer  je  praktisch  mit  ähnlichen  Dingen  zu  thun  ge- 
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habt  hat,  wird  von  einem  wahren  Grauen  erfafst  worden  sein  bei 
der  Vorstellung  von  dem  erfolglosen  Hin-  und  Herverhandeln,  von 
den  endlosen  Schreibereien,  die  diese  Einschätzung  zu  den  Klassen 
des  Gefahrentarifs  mit  sich  bringen  mOfste.  Man  hat  den  Ein- 
druck, als  wehe  einem  hier  plötzlich  der  Geist  eines  unverfälschten 
Bureaukratismus  entgegen.  In  der  That  glaube  ich  nicht,  dafs 
wir  es  hier  mit  dem  Forrerschen  Geiste  zu  thun  haben.  Forrers 
Interesse  konzentrierte  sich  vornehmlich  auf  das  Krankenversiche- 
rungsgesetz;  zum  Unfallversicherungsgesetz  hatte  er  der  Ex- 
pertenkommission nur  einen  in  den  Einzelheiten  noch  nicht  völlig 
ausgearbeiteten  Entwurf  vorgelegt.  Ks  wird  nun  irgend  ein 
Bureaukrat  im  Industrie-  und  Landwirthschafts-I^cpartement  die 
weitere  Ausarbeitung  übernommen  und  so  auch  diesen  Bestim- 
mungen ihre  jetzige  Fassung  gegeben  haben.  Gesetzt,  es  gelflnge, 
auf  dem  in  Aufsicht  genomme  nen  Wege  das  erstrebte  Ziel  —  eine  ge- 
rechte Einschätzung  dcr\'or.sicherteii  -  zu  erreichen,  so  wären  doch 
die  damit  verbundene  Arbeit  und  Mühe,  das  Heer  der  zu  erhaltenden 
Beamten  und  Schreiber,  die  erwachsenden  Kosten  so  grofs,  dafs 
man  billig  daran  zweifeln  müfste,  ob  Zweck  und  Mittel  noch  im 
richtigen  \'erhältnis  zu  einander  ständen.  In  Wuklichkeit  Ist  aber 
der  gewollte  Zweck  durch  die  vorge.schlagenen  Mittel  gar  nicht 
zu  erreichen.  Die  Versicherung  erstreckt  sich  nicht  nur  auf  die 
Betriebsunfälle,  sondern  auch  auf  die  Unfälle  des  Privatlebens. 
Bei  diesen  spielen  nun  rein  persönliche,  gar  nicht  abzu- 
schätzende Neigungen  der  Einzelnen  eine  grofse  Rolle.  Wer  am 
Abend  gern  das  Wirtshaus  aufsucht  und  dann  häufig  im  Dunkeln 
unsicheren  Ganges  —  womöglich  auf  holperigen  Wegen  —  seine 
Wohnung  aufsucht,  ist  weit  gröfseren  Unfallgefahren  ausgesetzt 
als  sein  Kollege,  der  des  Abends  meist  mit  einem  Buche  zu 
Hause  sitzt  u.  s.  w.  mehr.  Will  die  Kreisverwaltung  etwa  in 
diese  Privatangelegenheiten  eindringen  und  sie  bei  der  Ein- 
schätzung mit  veranschlagen?  Es  ist  kaum  anzunehmen,  dafs  sich 
die  Schweizer  Bürger  das  gefallen  liefsen  —  zumal  ja  in  der 
Regel  nicht  sie.  die  Versicherten,  sondern  ihre  Arbeitgeber  die 
Prämien  zu  bezahlen  haben.  Die  Einschätzung  allein  nach  der 
Berufsthätigkeit  aber  würde  zu  ganz  unrichtigen  Ergebnissen 
führen.  Ks  läfst  sich  sogar  annehmen,  dafs  bis  zu  einem  ge- 
wissen (irade  ein  Ausgleidi  der  Gefahren  innerhalb  und  aufser- 
halb  des  Betriebes  stattfindet.  Wer  im  Herufe  kürperlich  ange- 
strengt arbeitet,  wird  nach  der  Arbeit  im  allgemeinen  den  Körper 
ruhen.    Wer  dagegen  bei  der  Arbeit  wenig  Bewegung  hat  — 
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etwa  mit  Schreiben  u.  s.  w.  beschäftigt  ist  —  wird  das  BedOrfnis 
haben,  sich  nach  Beendigung  der  Berufsthatigkeit  zu  tummeln. 
Berge  zu  besteigen,  zu  turnen,  Rad  zu  fahren  u.  s.  w.;  er  ist  also 
den  gröfseren  Gefahren  aufserhalb  des  Betriebes  ausgesetzt. 
Selbst  beim  Aufenthalt  im  Hause  sind  je  nach  der  BeschatTenheit 
der  Häuser  und  Wohnungen  (Treppen  etc.)  die  Gefahren  sehr 
verschieden.  Die  wirkHche  L'nfallgefahr .  der  der  Einzelne  aus- 
gesetzt ist,  wird  also  durch  die  rnfall^efahr  im  eigentlichen  Be- 
triebe nicht  gedeckt.  Es  ist  dringend  davor  zu  warnen,  dafs 
man  auch  nur  durcli  den  V<Msuch  einer  EinschiUzung  in  der 
vorgeschlagenen  Weise  die  Gesetzgebung  diskreditiere.  Dem 
Mafs  von  Gerechtigkeit,  das  sich  bei  dem  geplanten  System 
der  Beitragszahlung  überhaupt  erreichen  läfst,  geschieht  voll- 
kommen Genüge,  wenn  die  Möglichkeit  geschaffen  wird,  dafs 
für  besonders  geßIhrUche  Betriebe  oder  Betriebsteile  die  im 
Dbrigen  nach  dem  Tagesverdienst  festgestellte  Prämie  erhöht 
werden  kann,  ähnlich  wie  die  Krankenkassen-Auflage  (vgl.  S.  100). 

4.  Meldewesen  und  Verfahren  bei  Erlcranktingen  und  Un- 
flUlen.  Jeder  Arbeitgeber  und  jede  Dienstherrschaft  ist  ver- 
pflichtet,  der  Gemeindekrankenkasse  den  Ein-  und  Austritt  jeder 
versicherungspflichtigen  Person,  die  keiner  Betriebskrankenkasse 
angehört,  innerhalb  zweier  Tage  anzuzeigen.  Die  durch  Ge- 
meinde- oder  Kantonsbeschlufs  Versicherungspflichtigen  müssen 
sich  selbst  an-  und  abmelden.  Das  Ireiwillige  Mitghed.  das  aus 
dem  Gebiet  der  Gemeindekrankenkasse  fortzieht,  hat  dies  der 
Kasse  mitzuteilen.  Jeder  Arbeitgeber,  der  durclischnittlich  mehr 
als  fünf  Personen  beschäftigt,  ist  verpflichtet,  ein  geordnetes  Ar- 
beiterverzeichni.-.  zu  führen. 

Bei  Erkrankungen  oder  rnfallen  hat  der  Hetrotl'enc  solorl 
seinen  Arbeitgeber  oder  des-^en  Stellvertreter  oder  die  Kranken- 
kasse, in  der  er  versichert  ist.  in  Kenntnis  zu  setzen.  Ebenso  ist 
jeder  Arbeitgeber  zru^  M<  ldung  bri  der  Krankenkasse  verpflichtet, 
sobald  er  von  der  Erkrankung  oder  dem  l'nfall  Kenntnis  erhalten 
hat.  Der  Vorstand  der  Krankt  iikas-,e  iritlt  alsdann  die  weiteren 
Anordnungen;  bei  Unfällen  hat  er  sofort  die  Kreisverwaltung  zu 
benachrichtigen,  aufserdem  die  näheren  Umstände  (die  Ursachen, 
die  voraussichtlichen  oder  bereits  eingetretenen  Folgen  u.  s.  w.) 
sogleich  zu  untersuchen  und  das  Ergebnis  der  Kreisverwaltung 
mitzuteilen.  —  Alle  Meldungen  gehen  also  stets  an  dieselbe  Stelle, 
fiber  die  gar  kein  Zweifel  obwalten  kann.    Dies  bedeutet  einen 
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Vorzug  vor  den  deutschen  Einrichtungen,  der  Icaum  überschätzt 
werden  kann. 

5.  Lelttimgeii  der  Kaneii  und  dar  Venlcbernngsanstilt 

Jedes  erkrankte  Kassenmitglied  hat  Anspruch  auf  freie  arztliche 
Behandlung  und  Arznei  sowie  andere  Heilmittel,  wie  Brillen, 
Bruchbänder  u.  s.  w.  Bleibt  das  vollversicherte  Mitglied  während 
der  Krankheit  nicht  völlig  erwerbsO&hig,  so  hat  es  ausserdem 
noch  Anspruch  auf  ein  Krankengeld;  für  die  halbversicherten 
freiwilligen  Mitglieder  iiUIt  der  Anspruch  auf  das  Krankengeld 
weg.  Das  Krankengeld  beträgt  bei  vöHiger  Enverbsunf^igkeit 
*'^/:',  des  Tagesverdienstes  nach  Mafsgabc  der  bereits  erwähnten 
Lohnklassen  (S.  181);  bei  nicht  aufgehobener,  sondern  nur  ver- 
minderter Ervverbsfähigkeit  wird  das  Krankengeld  verhflltnismafsig 
gekürzt.  Ist  die  Krankheit  durch  einen  Unfall  verursacht  worden, 
so  erfolgen  die  Leistungen  der  Krankenkassen  vom  Beginn  der 
sechsten  Woche  an  auf  Keehnung  der  Unfallversicheningsaiistalt; 
auch  kann  diese  dann  jederzeit  die  Obliegenheiten  der  Kranken- 
kassen auf  sich  übernehmen.  Wrursacht  der  linfall  einen 
dauernden  körperlichen  Nachteil,  so  erh.llt  der  Verletzte  lebens- 
länglich eine  jdhrliche  Rente,  die  -/s  des  ihm  entgehenden  Jahres- 
verdienstes  beträgt,  wobei  als  Jahresverdienst  der  dreihundert- 
fache Tagesverdienst  gilt.  Die  Rente  kann  später  erhöht  und 
verkürzt  werden.  Ob  man  hier  wohl  daran  gethan  hat,  von  dem 
entgehenden  Arbeitsverdienst  statt  von  der  verminderten  Erwerbs- 
fthigkeit  auszugehen,  ist  mir  sehr  zweifelhaft.  Mir  ist  Oberhaupt 
nicht  ganz  klar,  wie  die  praktische  Feststellung  der  Renten 'ge- 
dacht ist;  auch  die  Verhandlungen  der  Expertenkommission  U^sen 
hier  vollständig  im  Stich.  —  In  blofsen  Krankheitsfällen  hören 
alle  Leistungen  nach  Ablauf  eines  Jahres  seit  Beginn  der  Krank- 
heit auf. 

Hier  wird  sich  in  nicht  allzu  femer  Zukunft  die  Invaliditäts- 
versicherung anschliefsen  mflssen,  denn  man  wird  die  durch  die 
vorliegenden  beiden  Gesetzentwürfe  geschaftene  Rechtslage  in 
zahlreichen  Fällen  als  grofse  Härte  empfinden.  Der  Begriff  Un- 
fall ist  im  Gesetze  nicht  definiert,  die  praktische  Auslegung  des 
Gesetzes  wird  erst  lehren,  was  man  in  der  .Schweiz  unter  Unfall 
versteht.  Es  läfst  sich  aber  annehmen,  dafs  man  eine  Erkältung, 
die  durch  kein  bestimmt  anzugebendes  aul'scrgewöhnliches  Er- 
eignis herbeigeführt  ist.  nicht  als  Unfall  gelten  lassen  wird.  Wer 
nun  infolge  solcher  Erkaltung,  die  er  sich  bei  der  Arbeit  zuge- 
zogen hat,  dauernd  erwerbsunfähig  wird,  eriiäit  nach  Ablauf  eincä 
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Jahres  keine  UnterstQtzung  mehr.  Einandererdagegen,  der  bei  einer 
Vergnflgungsfahrt  ins  Wasser  gefallen  ist  und  infolge  der  dabei  er- 
üttenen  Erkaltung  dauernd  erwerbsuafilhig  wird,  erhält  eine 
dauernde  Unfallrente.  Hierin  liegt  in  der  That  eine  offenbare 
Ungerechtigkeit,  die  viel  Unzufriedenheit  —  in  einzelnen  Fallen 
sogar  zweifellos  Erbitterung  —  hervorrufen  mufs  und  die  gar 
bald  mit  Notwendigkeit  zur  Ergänzung  der  jetzt  geplanten  Ge- 
setzgebung durch  die  Invaliditätsversicherung  sowie  zugleich 
durch  die  Witwen-  und  Waisenversorgung  führen  wird.  In 
der  Expertenkommission  war  man  sich  auch  darüber  vollkonuTien 
klar,  dafs  jetzt  nur  ein  erster  Schritt  gemacht  werde,  und  dals 
dieser  so  gemacht  werden  müsse,  dafs  in  der  eingeschlagenen 
Richtung  mit  möglichst  wenig  Schwieriu;kciten  weiter  geschritten 
werden  könne  —  ein  iiewulslsein ,  dafs  den  Schöj)fern  der 
deutschen  Versicherungsgesetze  anscheinend  vollständig  ge- 
fehlt hat. 

Im  Falle  des  nicht  durch  Unfall  hervorgerufenen  Todes  hat 
die  Krankenkasse  die  ortsQbUchen  Bestattungskosten  zu  tragen, 
soweit  sie  nicht  aus  öffentlichen  Mitteln  bestritten  werden, 
höchstens  aber  im  Betrage  von  60  Franken.  Stirbt  ein  Ver- 
sicherter infolge  eines  Unfalls,  so  tragt  die  Versicherungsanstalt 
die  Bestattungskosten  in  diesem  Umfange.  Ausserdem  erhalten 
alsdann  die  Hinterbliebenen  Renten,  die  nach  dem  Arbeitsver- 
dienst des  Verstorbenen  berechnet  werden  und  die  betragen: 

1.  für  die  Witwe  bis  zu  ihrem  Tode  oder  ihrer  Wiedervcr- 
ehelichung  30  pCt, 

2.  fOr  den  Witwer,  wenn  und  so  lange  er  sich  nicht  wieder 
verehelicht,  insofern  er  erwerbsunfähig  ist  oder  innerhalb 
eines  Zeitraums  von  5  Jahren  seit  dem  Tode  der  Ehefrau 
erwerbsunfähig  wird,  für  die  Dauer  der  Erwerbsunfähigkeit 
20  pCt.. 

.  3.  für  jedes  hinterbliebenc  oder  nachgeborene  eheliche  Kind 
des  Verstorbenen  bis  zum  zurückgelegten  16.  Lebensjahre 
15  pCt.  und.  wenn  es  auch  den  zweiten  Elternteil  verliert 
oder  verloren  hat.  25  pCt., 
4.  für  die    minderjährigen   Geschwister,  die   das   16.  Alters- 
jahr noch  nicht  zurückgelegt  haben,  zusannucn  20  pCt.  * 
Der  Gesamtbetrag  aller  dieser  Renten  darf  jedoch  50  pCt. 
nicht  fiberschreiten,  und  die  Geschwister  sind  nur  dann  berech- 
tigt, wenn  der  Witwe  (oder  dem  Witwer)  und  den  Kindern  zu- 
sammen weniger  als  50  pCt.  zukommen.  Adoptierte  und  legiti- 
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micrtf  Kinder  gelten  den  ehelichen  gleich,  ebenso  aufserehcliche 
Kinder,  soweit  es  sich  um  AnsprOche  aus  dem  Tode  der  Mutter 
handelt  -  Aus  dem  Tode  des  Vaters  können  auisereheliehe  Kinder 
nur  dann  Ansprache  herleiten,  wenn  dessen  Pflicht  zur  Alimen- 
tation gerichtlich  festgestellt  ist;  die  Rente  darf  indefs  dann  den 
Wert  der  Leistung,  die  der  Vater  bei  seinen  Lebzeiten  ftlr  die 
gleiche  Zeit  geschuldet  hfltte,  nicht  Obersteigen.  Im  Falle  der 
Wiederverheiratung  erhalt  die  Witwe  den  dreifachen  Betrag  der 
jahresrente  als  Abfindung. 

Jede  Rente,  die  weniger  als  100  Franken  jährlich  beträgt, 
kann  —  auch  gegen  den  Willen  des  Empfängers  —  ausgekauft^ 
werden:  auf  Antrag  des  Berechtigten  kann  dies  ausnahmsweise 
auch  bei  Renten  geschehen,  die  100  Franken  oder  mehr  be- 
tragen. 

Das  Krankenut  id  wird  am  Schlufs  jeder  Woche  baar  ausge- 
zaiilt:  die  Renten  sind  monatlich  im  voraus  von  der  i^ost  zu 
erhel)cn. 

Der  Finflufs  der  deutschen  Versicherung  auf  diese  Bestim- 
mungen ist  unverkennbar.  Es  erübrigt  sich  aber,  hier  auf  das 
Abweichende  und  L  ebereinstimmende  näher  einzugehen,  da  diesen 
Einzelheiten  keine  prinzipielle  Bedeutung  beizumessen  ist 

Die  Krankenkassen  und  die  Versicherungsanstalt  sind  be- 
rechtigt, eigne  Aerzte  zu  bestellen,  an  die  sich  die  Kranken  und 
Verletzten  zu  halten  haben;  doch  soll,  wenn  möglich,  den  Pa- 
tienten mindestens  zwischen  zwei  Aerzten  die  Wahl  bleiben* 
Unter  Umständen  kann  auch  die  UeberDlhrung  in  eine  Heil- 
anstalt angeordnet  werden. 

Wer  sich  eine  Krankheit  oder  einen  Unfall  durch  ein  Ver- 
gehen oder  „auf  arglistige  Weise"  oder  einen  Unfall  vorsätzlich 
zugezogen  hat,  kann  den  Anspruch  auf  die  Leistungen  der 
Krankenkasse  und  der  Versicherungsanstalt  ganz  oder  teilweise 
verlieren,  Ist  eine  Krankheit  oder  ein  Unfall  durch  grobe  Fahr- 
l<1.>sigkeit  verschuldet,  so  kann  das  Krankengeld  und  die  Unfall- 
rente bis  auf  die  Hidfte  gekürzt  werden.  Diese  Bestimnumgen 
sind  insofern  bedenklich,  als  sie  einige  l  nsicherheit  in  das  ganze 
Versicherungsgeschäft  hineintragen,  denn  die  Begritfc  „grobe 
Fahrlässigkeit"  und  „Arglist"  sind  zu  unbestimmt,  als  dafs  sie 
nicht  gelegentlich  mifsdcutet  oder  auch  mifsbraucht  werden  könnten. 
Sehr  scharf  werden  Simulanten  angefafst:  sie  können  bis  zum 
doppelten  Ersatz  der  bereits  erwirkten  Leistungen  angehalten 
werden  und  unterliegen  noch  anderen  schweren  Nachteilen.  In 
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manchen  Fallen  kann  sogar  auf  den  Ausschluss  aus  der  Ver- 
sicherungsanstalt bis  auf  eine  Dauer  von  5  Jahren  erkannt 
werden,  was  zugleich  zur  Folge  hat,  dafs  der  Ausgeschlossene 
wahrend  dieser  Zeit  aufhört  und  unfähig  bleibt,  freiwilliges  Bilit> 
gUed  einer  öffentlichen  Krankenkasse  zu  sein. 

6.  RACbtamitteL  Streitigkeiten  zwischen  Krankenkassenvor- 
ständen und  Kassenmitgliedem  sowie  eine  Reihe  anderer  Streitig- 
keiten, unter  denen  vor  allem  solche  zwischen  Arbeitgebern  und 
Versicherten  (Iber  die  zu  leistenden  Beiträge  hervorzuheben  sind, 
entscheiden  die  Kreisschiedsgerichte.  Für  jeden  Versiche- 
rungskreis besteht  ein  Kreischicdsgericht;  ausnahmsweise  kann 
auch  für  einzelne  abgelegene  Teile  des  Kr«  i-cs  ein  besontU  res 
Schiedsgericht  errichtet  werden.  Jedes  Schiedsgericht  besteht 
aus  dem  Kreisverwalter  oder  seinem  Stellvertreter  als  \'or- 
sitzendeni  und  je  zwei  Schiedsriclitern  aus  dem  Kreise  der  \'er- 
sicherten  und  der  .•\rl)eitjL;eber.  l^ie  General-  otier  Iei;i(  rten- 
versaminluiig  der  Arbeiter  jeder  t'UTentlichen  Krankenkas?>e  wählt 
alljährlich  auf  je  100  Mitglieder  einen  Schiedsrichter,  die  General- 
versammlung der  Arbeitgeber  jeder  Gemcindekrankcnkassc  unter 
Zuziehung  der  Unternehmer  von  Betrieben  mit  eignen  Betriebs- 
krankenkassen  hernach  ebensoviel  Schiedsrichter,  wie  die  Ar- 
beiter gewählt  haben.  Bei  Schiedsgerichtssitzungen  entscheidet 
das  Los,  welche  von  sämtlichen  Schiedsrichtern  des  Kreises  an 
der  Sitzung  teilzunehmen  haben.  Die  Parteien  besitzen  ein  an- 
gemessenes Ablehnungsrecht.  Gegen  das  Urteil  des  Schiedsge- 
richts besteht  kein  anderes  Rechtsmittel  als  das  der  Revision 
durch  das  Schiedsgericht  selbst 

Ueber  Streitigkeiten  zwischen  Versicherten  und  der  Unfall- 
Versicherungsanstalt  tlber  die  Leistungen  der  Anstalt  und  auch 
zwischen  der  Anstalt  und  einer  Krankenkasse  Ober  ihre  gegen- 
seitigen Ansprüche  entscheidet  das  Hund  es  Versicherungs- 
gericht in  erster  und  letzter  Instanz.  Das  Bundesversichcrungs- 
gericht  besteht  aus  drei  ständigen  Mitgliedern  und  drei  Ersatz- 
männern, die  von  der  Bundesversammlung  gewählt  werden,  und 
aus  Mitgliedern,  die  vom  V'olke  gewählt  werden  und  von  denen 
je  vier  an  einer  Sitzung  teilnehmen.  Jeder  V'ersicherungskrcis 
wählt  auf  je  lUüooo  lünwohiKM-  ein  solches  Mitglied.  Auch  hier 
besitzen  ili<-  Parteien  ein  angeme^>enc.■^  Ableluumgsrecht. 

7.  Unfallverhütung.  Zum  Erlais  allgemeiner  l'nfallverhOtung^- 
vorschriften  ist  das  eidgenossenschaltliche  V'ersicherungsamt  be- 
fugt.   Ebenso  kann  das  Amt  mit  Bezug  auf  einzelne  Betriebe 
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oder  einzelne  Personen  besondere  V^orschriften  erlassen.  Gegen 
die  allgemeinen  und  besonderen  Vorschriften  ist  der  Rekurs  an 
den  Bundesrat  zulässig.  Bei  Mifsachtung  derartiger  allgemeiner 
Vorschriften  oder  besonderer  Erlasse  kann  der  Anspruch  auf  das 
Bundesviertel  der  Prflmie  auf  eine  gewisse  Zeitdauer  verloren 
gehen,  die  Prämie  für  die  Zeit  der  Versäumnis  bis  auf  das  zehn- 
fache erhöht  und  aufserdem  der  Betrieb  in  eine  höhere  Gefahren« 
klasse  versetzt  werden.  In  schweren  Fallen  des  Ungehorsams 
kann  sogar  die  Zwangseinstellung  des  Betriebes  angeordnet 
werden.  Diese  drakonischen  Strafen  sind  sehr  charakteristisch 
fOr  die  schweizerische  Auffassung  der  Pflichten  eines  Betriebs- 
unternehmers. 


Was  dem.  der  an  deutsche  Verhältnisse  gewöhnt  bt,  bei  der 
Betrachtung  des  geplanten  Gesetzgebungs Werkes  am  meisten  auf- 
fällt, ist  der  g^rofse  Einflufs,  den  die  Arbeiter  und  das  Volk  bei 
'  der  Durchtührung  der  Versicherung  haben,  und  das  augenfällige 
Zurücktreten  der  Arbeitgeber  und  Betriebsunternchmcr.  Dabei 
haben  diese  den  gröfsten  Teil  der  Lasten  zu  tragen:  abgesehen 
Von  der  Betheiligung  des  Bundes  die  Hälfte  der  Krusten  der 
Krankenversicherung  und  die  ganze  ünfallprämie.  Man  geht  also 
nicht  wie  in  Deutschland  von  dem  Grundsatz  aus,  dafs  die  Be- 
teiligung der  Interessengruppen  an  der  V'erwaltung  der  Ver- 
teilung der  Lasten  auf  die  Interessengruppen,  wie  sie  dem  for- 
malen Recht  nach  erscheint,  entsprechen  mOsse.  Offenbar  ist 
die  schweizerische  Auffassung  von  dem  Wesen  eines  wirtschaft- 
lichen Unternehmens  eine  grundsätzlich  andere  als  die  in  der 
deutschen  Gesetzgebung  bisher  noch  herrschende.  Der  schweize- 
rische Gesetzgeber  betrachtet  den  Betrieb  nicht  nur  als  Mittel, 
■dem  Unternehmer  einen  Gewinn  zu  verschaffen,  sondern  als  die 
gemeinschaftliche  Quelle  fflr  den  Unterhalt  des  Unternehmers  und 
der  Arbeiter.  Der  Arbeiter  ist  nicht  allein  der  unselbständige, 
abhängige  Gehülfe,  dessen  Thatigkeit  nur  für  den  Unternehmer 
da  ist  und  der  seine  Aufgabe  um  so  besser  erfüllt,  je  weniger  er 
für  sich  selbst  verlangt  und  zu  je  grösseren  Gewinnen  er  dem 
Unternehmer  verhilft,  sondern  ihm  als  selbständiger  Person 
gebührt  sein  Anteil  an  dem  Erzeugnis  des  genicinschaftlichen 
L'ntei  nehmens  so  gut  wie  dem  l'ntcrnehmer.  Üa  nun  nach  der 
Lage  der  Dinge  der  Unternehmer  stets  der  Eigentümer  der  Er- 
zeugnisse wird  und  der  Arbeiter  nur  einen  vorher  festgesetzten 
Anteil  in  Gestalt  des  Lohnes  oder  Gehalts  erhält,  die  Versiehe- 
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rungsbeiträge  aber  aus  dem  Erzeugnis  gedeckt  werden  sollen,  so 
erscheint  es  naturgemäfs,  dais  der  Unternehmer  als  Besitzer  und 
Verwerter  der  Erzeugnisse  zur  Zahlung  des  grölsten  Teils  der 
Beitrage  herangezogen  wird.  Die  Beitrage  gelten  in  der  Haupt» 
Sache  mit  als  Geschäftsunkosten  und  sind  somit  wie  alle  Dbrigen 
Unkosten  des  Betriebes  vom  Unternehmer  zu  zahlen.  Da  die 
Versicherung  selbst  aber  eine  Angelegenheit  der  Arbeiter  ist,  so 
haben  auch  sie  die  Verwaltung  zu  leiten,  während  für  die  Unter- 
nehmer ein  gewisses  Aufsichtsrecht  gentkgt.  Wirldiche  Selbst- 
Verwaltung  ist  eben  nur  da  zu  finden,  wo  die  Interessengruppen 
ihr  eigenes  Wohl  und  Wehe  selbst  wahrnehmen,  nicht  abrr  wo 
eine  Interessengruppe  über  das  der  ancicrcn  bestimmt.  Es  heilst 
den  BegritV  Selbstverwaltung  sehr  oberILlchlich  auflassen,  wenn 
man  darin  nur  einen  Gegensatz  zur  Staatsverwaltung  sieht.  Die 
berufsgenossenschattliche  Verwaltung  in  Deutschland  z.  B.  ist 
vom  Standpunkt  der  Versicherten  au?i  das  genaue  Gegenteil  einer 
Selbstverwaltung:  eine  fa;-.t  unbeschränkte  Bevormundung  durch 
die  Interessengruppe,  die  aus  dem  gemeinschaftlichen  Ergebnis 
der  wirtschaftlichen  Arbeit  die  V'ersicherungskosten  absondert 
und  bezahlt,  ohne  selbst  der  Versicherung  zu  unterliegen. 

Ohne  Zweifel  war  den  Schweizern  ihre  Aufgabe  bei  der 
Schaffung  der  Versicherungsgesetzgebung  bedeutend  erleichtert 
durch  das  Vorangehen  anderer  Staaten,  namentlich  Deutschlands 
und  Oesterreichs.  Aufserdem  kam  ihnen  aber  bei  der  Einrichtung 
einer  Verwaltung,  wo  der  Natur  der  Sache  nach  weitgehende  Dezen- 
tralisation  allein  den  wirklich  befriedigenden  Erfolg  gewahrleistet,  die 
Kleinheit  des  Staatsgebiets  und  die  Dezentralisation  der  politischen 
Gewalten  sehr  zu  statten.  Man  möchte  daher  fast  bedauern,  dafs 
auf  dem  Gebiete  dieser  Gesetzgebung  die  Schweiz  nicht  den 
anderen  Staaten  vorangegangen  ist.  Es  ist  sicher,  dafs  viele  der 
Fehler,  die  in  Deutschland  und  Oesterreich  gemacht  worden  sind 
und  in  diesen  grofsen,  in  der  sozialpolitischen  Gesetzgebung 
schwerfälligen  Staaten  nur  äufserst  schwer  wieder  gründlich  zu 
beseitigen  sind,  in  der  Schweiz  einfach  aus  der  Natur  der  \'er- 
hältnisse  heraus  vermieden  wurden  wfiren.  Dailurch  waren  als- 
dann später  voraussichtlich  auch  die  aiuleren  Staaten  vor  diesen 
verhängnisvollen  Mif^gritfcn  bewahrt  geblieben. 

Zum  .Schluls  noch  ein  Wort  über  die  .Sprache  der  Gcsctz- 
entwürie  —  ein  Punkt,  auf  den  bei  sozialpolitischen  Gesetzen, 
die  doch  gerade  für  die  grofse  Masse  des  Volkes  da  sind  und 
daher  auch,  wenn  sie  ihren  Zweck  wirklich  erlüllcn  sollen,  von 


Digitized  by  G(>g^ 


£.  Lange,  Die  geplante  Kranken-  und  Unfallversicherung  in  der  Schweix.  191 


dieser  leicht  verstanden  werden  müssen,  grofses  Gevricht  zu  legen 
ist.  Die  Stilistik  der  EntwQrfe  ist  keineswegs  tadellos.  Es  fallen 
einige  landläufige  Sprachfehler  unangenehm  auf,  und  auch  einige 
Provinzialismen  wären  wohl  besser  vermieden  worden;  einzelne 
von  diesen  berOhren  allerdings  auch  recht  anmuthend,  so  z.  B. 
der  Ausdruck  „in  guten  Treuen".  Doch  diese  Mangel  sind  nur 
Kleinigkeiten  im  Vergleich  zu  dem  Vorzug  der  fast  durdiweg 
sehr  klaren,  einfachen  und  verständlichen  Satzbildung  und  Ge- 
dankenentwicklung. Die  Entwürfe  stehen  in  dieser  Beziehung 
hoch  über  den  deutschen  Versicherungsgesetzen,  und  Forrer 
konnte  mit  vollem  Recht  sagen  (Stenogr.  Bulletin  der  V'erhand- 
lungen  der  Expertenkommssion  S.  418):  „Ich  beanspruche  für 
meine  Entwürfe,  dafs  sie  regelmäfsig  viel  deutlicher  und  leichter 
verständlich  sind  als  die  deutschen  Gesetze,  welche  für  viele 
Millionen  Menschen  mehr  gelten." 
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Die  Fabrikgesetzgebung  der  Vereinigten  Staaten. 

Von 

FLORENCE  KELLEY, 
Chief  ln^»ector  of  Factories  io  Chicago. 

Wenn  im  nachstehenden  versucht  wird,  eine  Skizze  des 
gegenwartigen  Standes  der  Fabrikgesetzgebung  in  der  Union  zu 
geben,  so  wird  Air  den  deutschen  Leser  von  vornherein  hervor- 
gehoben werden  mOssen,  dass  es  in  den  \'ercinigten  Staaten 
zweierlei  Arten  von  Fabrikgesetzen  giebt:  die  Bestimmungen, 
deren  Beobachtung  die  Fabrikinspektoren  kontrollieren,  und  solche, 
bei  denen  dies  nicht  der  Fall  ist.  Eine  Besprechung  bezw.  Dar- 
stellung der  letzteren  erübrigt,  da  sie  lediglich  tote  Buchstaben 
sind,  so  z.  H.  die  Vorschriften  ül)cr  den  Normalarbeitstag  in  den 
Staaten,  wo  keine  Fabrikins|)t.ktion  existiert.  In  den  folgenden 
Zeilen  sind  daher  unter  Fabrikgesctzen  nur  die  der  ersteren 
Kategorie  gemeint. 

Diese  Gcsct/c  nun.  welche  in  allen  Staaten  mehr  oder 
weniger  von  einander  abweichen,  schaffen  das  Amt  der  Fabrik- 
inspektoren, bestimmen  ihre  Pflichten  und  Rechte  und  stellen  an 
die  Leiter  gewerblicher  Unternehmungen  gewisse  Forderungen, 
denen  entweder  allgemein  oder  nur  unter  bestimmten  Voraus* 
Setzungen  Folge  zu  leisten  ist  Eine  Einmischung  in  das  Ver- 
hältnis zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  steht  den  Inspek- 
toren nicht  zu,  und  in  Lohnfragen  haben  sie  nur  dort  einzugreifen, 
wo  ihnen  das  Gesetz  aufträgt,  die  wöchentliche  oder  vierzehn- 
tägige  Barzahlung  der  Löhne  zu  kontrollieren.  Die  Beschflfti- 
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gung  mit  der  Lage  der  industriellen  Verhältnisäe  oder  mit  jener 
der  Arbeiterklasse,  abgesehen  von  dem  Bereiche  ihrer  speziellen 
Aufgabe,  gehört  nicht  zu  ihrer  amtlichen  Thätigkeit.  Um  die 
Wohnungsverhältnisse  der  Arbeiter  haben  sie  sich  allenfalls  nur 
dort  zu  kümmern,  wo,  wie  in  der  Tabak-  und  Kleiderfabrikation, 
Hausindustrie  besteht  und  die  Stube  des  Arbeiters  oder  der  Ar- 
beiterin als  Werkstätte  anc^rsclien  wird.  Auch  Wohlthätigkeits- 
einriclitungen,  wie  GewinnbeU  iliG;ung  u.  s.  w.,  sind  ihrer  amt- 
lichen Einwirkung  entzogen.  Jede  Vermittlerrolle  liegt  ihnen 
fern;  ebensowenig  fungieren  sie  als  Berater,  Sie  sollen  lediglich 
soweit  als  thunlich  sämmtliche  Fabriken  und  Werkstätten  ihres 
Bezirks  revidieren  und  dort,  wo  die  Bestimmungen  der  Fabrik- 
gesetze nicht  befolgt  werden,  einschreiten. 

In  den  die  Verhältnisse  bezw.  Befugnisse  der  Fabrik- 
inspektoren betreffenden  Bestimmungen  sind  die  Fabrikgesetze 
der  verschiedenen  Staaten  allein  einheitlich.  In  allen  Qbrigen 
weichen  sie,  wie  bereits  bemerkt,  mehr  oder  minder  von  ein- 
ander ab.  Die  Gründe  hierfür  sind  mannigfache.  Ein  Fabrik- 
gesetz  filr  die  gesamte  Union  verbietet  schon  die  gegenwärtige 
Bundesverfassung,  welche  die  bezflgliche  Gesetzgebung  den 
Einzelstaaten  oberlftsst.  In  den  Einzelstaaten  wiederum  mttssen 
sich  die  Fabrikgesetze  den  Eigentümlichkeiten  der  Staatsverfassung 
anpassen;  ausserdem  beeinflussen  sie  die  Verschiedenheiten  der 
Industrien  in  den  einzelnen  Landesteilen,  ferner  die  Entwicklung, 
die  Macht  und  die  Intelligenz  der  Arbeiterbewegung,  und 
schlieislich  ist  in  nicht  geringem  Mafse  die  Persönlichkeit  der  In- 
spektoren selbst  für  die  Richtung  mafsgebend,  welche  die  Fabrik- 
gesetzgebung einschlägt. 

Unter  den  44  Staaten  des  nordamerikanischen  Staatenbundes 
haben  nur  14  Fabrikinspcktoren ;  in  den  übrigen  dürfte  das 
Fehlen  dieser  Einrichtung  auf  dem  geringeren  Fortschritt  der  In- 
dustrie zurückzuführen  sein.  Die  hier  bestehenden  Fabrikgesetze 
weisen  gegenüber  denen  der  14  Staaten  mit  Fabrikinspektoren 
keinerlei  Besonderheiten  auf.  so  dafs  wir  schon  aus  diesem 
Grunde  unb  an  die  eingangs  gemachte  Beschränkung  halten 
können. 

Das  Institut  der  Fabrikinspektoren  besteht  in  Maine,  Massa- 
chusetts, Connecticut,  Rhode  Island,  New -York,  New  Jersey, 
Pennsylvania,  Ohio,  Tennessee,  Illinois,  Michigan,  Wisconsin, 
Minnesota  und  Missouri.  Bemerkenswert  ist,  dafs  nur  einer  der 
Sodstaaten  hierher  gehört,  nflmlich  Tennessee.  In  diesem  und 

Aidri*  ffer  SOS.  GctetecebK.  u.  Statittik.  VUL  13 


Digitized  by  Google 


194 


Gesetsgebung:  Vereinigte  Staaten. 


den  sechs  Weststaaten  Ohio,  Illinois,  Michigan,  Wisconsin.  Minne- 
sota und  Missouri  sind  kaum  die  Anfänge  der  Textilindustrie 
vorhanden,  deren  Frauen-  und  Kinder-Ausbeutung  die  ersten 
amerikanischen  Fabrikgesetze  zeitigte.  Die  ersten  Fabrikinspek- 
toren  der  Union  wurden  im  Jahre  1887  vom  Gouverneur  des 
Staates  Massachusetts  ernannt.  Es  waren  ihrer  zwei,  beide  sind 
noch  im  Amte.  Als  im  Jahre  1879  die  International  Association 
of  Factory  Inspectors  of  America  erstmals  in  Philadelphia  tagte, 
waren  erst  vier  Staaten  dem  Beispiele  Massachusetts  gefolgt, 
nftmlich  New-Jersey  (1881),  Ohio,  Wisconsin  und  New-York 
(1886).  Rhode  Island,  Michigan  und  lilinois  führten  das  Institut 
erst  im  Jahre  1893  ein,  während  in  der  Zeit  von  1887—1893  die 
flbrigen  sieben  Staaten  sich  bereits  jenen  angeschlossen  hatten. 

Was  nun  den  Begriff  der  der  Inspektion  unterworfenen  ge- 
werblichen Unternehmung,  der  „Fabrik",  betrifft,  so  hat  er 
im  Laufe  der  Jahre  mancherlei  Aenderungen  erfahren  und 
ist  in  den  einzelnen  Staaten  noch  heute  ein  verschiedener.  In 
den  ältesten  Gesetzen  verstand  man  unter  „Fabrik"  ein  gewerb- 
liches Unternehmen,  in  welchem  zehn  oder  mehr  Personen  be- 
schäftiget waren.  Einige  Staaten  beschränkten  sich  hierbei  in 
ihren  l-"abrikgesetzen  auf  Arbeitsstellen,  in  denen  Frauen  und 
Kinder  beschäftigt  wurden.  Das  zur  Zeit  gültige  Gesetz  des 
Staates  Massachusetts  dagegen  bestimmt,  dafs  jedes  gewerbliche 
Unternehmen  der  Inspektion  unterliege,  in  welchem  Dampf, 
Wasser  oder  andere  mechanische  Triebkraft  zum  Betriebe  ver- 
wendet werde,  und  femer  als  Werkstatte  jede  Räumlichkeit,  in 
der  eine  Person  oder  mehrere  mit  der  Herstellung  zum  Ver- 
kaufe bestimmter  Waren  beschäftigt  seien.  Das  Gesetz  des 
Staates  New-York  unterwirft  der  Inspektion  als  ,,manufacturing 
establishment*  jedes  Werk,  jede  Fabrik  oder  Werkstatt,  wo  eine 
Person  oder  mehrere  zur  Arbeit  angestellt  sind,  desgleichen 
das  Gesetz  von  Illinois  als  „manufacturing  establishment,  factory 
or  Workshop"  jedes  Haus,  jede  Räumlichkeit  oder  jeden  Ort.  in 
denen  Waren  oder  Produkte  gänzlich  oder  teilweise  hergestellt, 
gereinigt  oder  repariert  werden.  Gebraucht  eine  Familie  oder 
eine  Person  die  eigene  Wohnung  als  Arbeitsstelle,  so  gilt  die- 
selbe als  Werkstatte  und  unterliegt  gleichfalls  der  Inspektion. 
In  Pennsylvania  wiederum  untersteht  der  Inspektion  kein  gewerb- 
liches Unternehmen,  das  weniger  als  fünf  Frauen  oder  Kinder 
beschäftigt,  obwohl  es  hierzu  neben  Fabriken  und  Werk- 
stätten auch  kaufmännische  Geschäfte  und  Waschanstalten  rechnet 
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Michigan  unterwirft  der  Inspektion  in  den  Städten  alle  Räumlich- 
keiten, in  denen  GQter,  Waren  oder  Produkte  hergestellt,  repariert 

oder  gereinigt  werden,  aufserhalb  der  Städte  hingegen  nur  solche,  in 
welchen  fünf  und  mehr  Personen  beschäftigt  sind.  In  Missouri 
werden  alle  Fabriken  kontrolliert,  die  fünf  oder  mehr  Personen 
beschäftigen,  dcN^K  ichen  alle  Werkstätten  mit  fOnf  und  mehr 
jugendlichen  Arbeitern,  doch  übt  die  Inspektion  hier  ihre  Auf- 
sicht lediglich  über  die  hvt^ienischen  Verhältnisse.  Den  gesetz- 
lichen Vorschriften  ausnahmslos  unterliegen  in  Missouri  nur  ge- 
werbliche Unternehmungen  mit  mehr  als  zehn  Arbeitern.  Rhode 
Island  beschrünkt  die  Kontrolle  auf  Unternehmungen  mit  mehr 
als  fünf  Personen. 

Die  Kleinwerkstätten  waren  ursprünglich  in  den  Gesetzen 
fast  überall  ausgenommen,  eine  Bestimmung,  welcher  man  heute 
noch  die  Blüte  des  Schwitzsystems  in  Philadelphia  verdankt, 
während  man  in  Massachusetts,  New- York  und  Illinois  nach  Mög- 
lichkeit bemOht  ist,  es  zu  beseitigen.  So  hat  sich  der  Begriff  der 
Fabrik  und  der  Werkstatte  stetig  erweitert  und  umfafst  immer 
kleinere  Gruppen  von  Arbeitern. 

Abgesehen  von  den  angedeuteten  Verschiedenheiten  im  Be- 
griffe der  Fabrik  machen  sich  in  den  Gesetzen  erhebliche  Ab- 
weichungen in  der  Auffassung  von  dem  Amte  des  Fabrik- 
inspektors geltend.  So  zählen  in  Massachusetts  die  Fabrik-In- 
spektoren zur  Distriktspolizei.  Die  26  Beamten,  welche  den 
Dienst  der  Fabrikinspektoren  versehen,  haben  aufser  dm  Fabriken 
noch  alle  Schulen.  Theater.  Hotels  und  groüsen  kaufmännischen 
Etablissements  bezQglich  der  Heizungs-,  Lofhings-,  Fahrstuhl- 
u.  s.  w.  Einrichtungen  zu  beaufsichtigen,  was,  wie  die  Jahres- 
berichte der  Fabrikinspektoren  von  Massachusetts  zeigen,  die 
Durchführung  der  ihrem  Amte  ursprünglich  gestellten  Aufgaben 
wesentlich  bi  eintrdchtigt  hat.  In  anderen  Staaten  unterstehen  die 
Fabrikinspektoren  dem  Bureau  of  Labor  Statistics,  eine  Einrich- 
tung, die  der  Wirksamkeit  beider  Institute  schadet.  Die  In- 
spektoren sollen  das  Gesetz  durehführen.  was  äufserst  hflufig  ein 
gerichtliches  Verfahren  im  Gefolge  hat.  während  die  Aufgabe  des 
Bureaus  für  Arbeiterstatistik  andererseits  ausschlicfslich  in  der 
Untersuchung  und  Veröffentlichung  von  Thatsachen  der  Arbeiter- 
verhältnisse besteht  oder  zum  wenigsten  bestehen  soll.  Es  sollten 
daher  die  Beziehungen  des  Amtes  zu  den  Unternehmern  mög- 
lichst freundliche  sein,  was  sie  aber  nicht  sein  können,  wenn  ein 
dem  Amte  unterstellter  Fabrikinspektor  gegen  einen  Fabrikbesitzer 
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ein  gerichtliches  Verfahren  wegen  Uebertretung  der  Fabrikgesetze 
veranlafst.  In  New-York  liegt  den  Fabrikinspektoren  aufscr  der 
Beaufsichtigung  der  Fabriken  und  der  Verfolgung  der  Ueber- 
tretungen  nach  einem  neuen  Gesetze  noch  die  Pflicht  ob,  zu 
kontrollieren,  dafs  seitens  aller  Körperschaften  mit  Einschlufs 
selbst  der  inkorporierten  Stfldte  die  Arbeitslöhne  bar  und  wöchent« 
lieh  ausbezahlt  werden. 

Die  Anzahl  der  Fabrikinspektoren  ist  in  den  ein* 
zelnen  Staaten  flufserst  verschieden.  So  gab  es  deren  1894  in 
Massachusetts  28,  in  New-York  26,  in  Ohio  13,  in  Illinois  12.  in 
Pennsylvania  12,  in  New-Jersey  7,  in  Michigan  7,  in  Minnesota  4. 
in  Wisconsin  2,  in  Rhode  Island  2,  in  Maine,  Connecticut,  Ten- 
nessee und  Missouri  je  einen.  Selbstverständlich  mufs  bei  einer 
solchen  Verschiedenheit  der  Anzahl  auch  die  Häufigkeit  und 
Gründlichkeit  der  Visitationen  eine  sehr  verschiedene  sein. 

Ebenso  verschieden  ist  die  Besoldung  der  Inspektoren  in  den 
genannten  14  Staaten.  So  erhielten  die  Inspektoren  im  Jahre 
1894:  in  Massachusetts  insgesammt  72  325  $,  und  zwar  an  Gehalt 
für  27  Inspektoren  je  I5(K)  $.  für  den  Oberinspektor  25(H)  $  und 
an  Reisediäten  29326  $;  in  New-York  56ö(K)  $,  und  /war  an  Ge- 
halt für  24  Inspektoren  Je  1200  $.  für  den  Hülfsinspcktor  25(X)  $. 
für  den  Oberinspektor  3(XX)  $,  für  Bureaubcamte  u.  s.  w.  6900  s 
und  an  Reisediäten  14400$.  In  Oliio  beliefen  sich  1894  die  GesanU- 
kosten  für  das  hisj)ektorat  auf  23000  $,  worunter  13000  $  als 
Gehalt  für  13  Inspektoren.  Illinois  weist  für  1894  nur  eine  Aus- 
gabe von  14000  $  lür  die  Fabrikinspektoren  auf,  wovon  10000  $ 
auf  Gehälter  und  4000  $  auf  Reisediaten  entfallen. 

Im  Einklang  mit  dieser  Verschiedenheit  in  Zahl  und  Dotation 
der  Fabrikinspektoren  standen  im  selben  Jahre  ihre  Leistungen. 
Wahrend  der  Jahresbericht  des  New- Yorker  Inspektorats  für 
1894  uns  mitteilt,  dafs  im  Laufe  des  Jahres  13866  verschiedene 
Fabriken  und  Werkstatten  besucht  worden  seien,  darunter  2609, 
welche  zweimal  und  öfter  inspiziert  wurden,  meldet  der  Jahres- 
bericht für  Illinois  nur  von  3440  visitierten  Betrieben,  wobei  der 
Oberinspektor  noch  versichert,  dafs  es  im  Staate  noch  eine  ganze 
Anzahl  von  Industrieorten  gäbe,  die  wegen  mangelnder  Reise* 
diäten  nicht  besucht  \\  erden  konnten.  So  wird  das  Fabrikinspek- 
torat  seiner  obersten  Bestimmung,  eine  gleichmäfsige,  gründliche 
und  alle  gewerblichen  Betriebe  einschlicfscnde  Durchführung  der 
Fabrikge-->etze  hcrbeizufüliren.  in  den  meisten  .Staaten  nur  sehr  un- 
vollkommen gerecht.  Denn  die  Lösung  dieser  Aufgabe  hängt  eben 
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nicht  allein  ab  von  der  Anzahl  und  Tflchtigkeit  der  Inspektoren, 
sondern  auch  von  den  ihnen  zur  Verfügung  gestellten  Geldmitteln. 

Eine  weitere  Verschiedenheit  in  den  Fabrikgesetzen  der  ein- 
zelnen Staaten  zeigen  die  bestehenden  Strafvorschriften.  In 
Illinois  betragt  die  Strafe  3  bis  100  $  oder  statt  dessen  6  bis  SO 
Tage  Haft.  Es  ist  indessen  dort  bisher  noch  niemand  auf  Grund 
dieser  Strafbestimmungen  ins  Gefängnis  gewandert.  In  der  Regel 
hat  es  mit  der  Einziehung  der  Gerichtskosten  sein  Bewenden.  Hin 
und  wieder  erreicht  die  Strafe  einschl.  der  Gerichtskosten  den 
Betrag  von  3  bis  5  $,  und  ganz  vereinzelt  wurde  eine  Bufse  von 
25  S  einschl.  der  Gerichtskosten  auferlegt,  was  fast  ausnahmslos  die 
Berufung  an  das  höhere  Gericht  im  Gefolge  hatte.  Die  Zahl  der 
mit  Verurteilung  endenden  Prozesse  im  Jahre  1894  belief  sich 
auf  163.  welche  gegen  81  Fabrikanten  geführt  wurden.  In  Massa- 
chusetts beginnt  die  Strafe  mit  10  $  und  steigt  bis  auf  1000  $ 
oder  ein  Jahr  Gefängniss  oder  auch  beides  zugleich.  In  New- 
Yurk  variiert  da:,  Strafmaafs  zwischen  20  und  200  $.  Die  Ein- 
leitung des  gerichtlichen  Verfahrens  gegen  einen  Fabrikanten, 
in  Massachusetts  eine  aufserordentliche  Seltenheit,  ist  hier  ziemlich 
häufig.  Es  wurden  im  Laufe  des  Jahres  1894  115  Leiter  indu- 
strieller Unternehmungen  mit  einer  Gesamtstrafe  von  24-10  $ 
belegt 

Zur  Abhälfe  der  Mifsstande,  welche  sich  aus  den  verschie- 
denen  Unzulänglichkeiten  in  der  Fassung  der  Fabrikgesetze,  in 
Zahl,  Besoldung  und  Verfahren  der  Fabrikinspektoren  eiigeben, 
haben  nun  diese  seit  1887  eine  freiwillige  Vereinigung,  die  er- 
wähnte International  Association  of  Factory  Inspectors  of  America, 
gegründet,  welche  in  alljährlicher  Tagung  den  Austausch  ihrer 
Erfahrungen  mit  der  Fabrikgesetzgebung  in  den  einzelnen  Staaten 
und  ihrer  Durchführung  bezweckt  und  ausserdem  die  Legislatur 
der  Staaten  im  Sinne  einer  möglichst  einheitlichen  Gestaltung 
der  Aufgaben  und  der  Wirksamkeit  der  Fabrikinspektoren  beein- 
flussen soll.  In  ihrer  letzten  Jahresversammlung,  welche  Sep- 
tember 1894  in  Philadelphia  stattfand,  wurde  eine  aus  je  einem 
Inspektor  der  in  der  Zusammenkunft  vertretenen  Staaten  be- 
stehende Kommission  mit  der  Aufgabe  betraut,  die  Paragraphen 
der  verschiedenen  Fabrikgesetzgebungen  über  sechs  Haupt- 
punkte zusammenzustellen.  Es  sollen  hierdurch  die  Ocft'ent- 
lichkeit  und  die  gesetzgebenden  Faktoren  besonders  auf  die  be- 
stehenden Ungleichheiten  der  Fabrikgesetzgebungen  aufmerksam 
gemacht  werden.  Die  fragliche  Zusammenstellung  ist  bereits,  vom 
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SekretUr  der  Vereinigung  überarbeitet  und  erg.lnzt.  in  dertn 
kürzlich  erschienenen  Jahresbericht  zur  Vcröftenthchung  gelangt. 
Sic  betrifft  folgt  ncie  Punkte:  Die  Kinderarbeit,  die  Arbeitszeit 
und  den  Nornialarbeitstag.  die  gesetzliche  Regelung  der  Beschäf- 
tigung im  Handelsgevverbe.  das  Schwitzsystem,  die  Schutzmaafs- 
regeln  gegen  Unfälle  (mit  Einschluss  der  Dampf kesselrevi^^ionenj. 
die  sanitären  Einrichtungen  und  endlich  die  Unfallmeldepflicht  der 
Fabrikleiter. 

Eine  treffende  Illustration  der  Unterschiede  in  den  Fabrik» 
gesetzen  der  einzelnen  Staaten  gewähren  die  in  der  Zusammen» 
Stellung  mitgeteilten  Vorschriften  bezQglich  des  Minimal  alters 
der  zu  beschäftigenden  Kinder.  So  dürfen  in  Rhode-Island  in 
Fabriken  oder  kaufinannischen  Geschäften  Kinder  unter  12  Jahren 
nicht  beschäftigt  werden,  wahrend  eine  eidliche  Atissage  der 
Eltern  hinsichtlich  des  Alters  ihrer  Kinder  nicht  vorgeschrieben 
ist.  In  Pennsylvania  dagci^en  soll  kein  Kind  unter  13  Jahren  in 
Fabriken  oder  in  kaufmannischen  Betrieben  beschäftigt  werden, 
auch  wird  hier  die  erwähnte  eidliche  Aussage  der  Eltern  ge- 
fordert. In  New -Jersey  gilt  das  Verbot  der  Fabrikarbeit  für 
Knaben  unter  12  und  für  Mädchen  unter  14  Jahren,  während 
die  eidliche  Aussage  der  Eltern  nicht  erforderlich  ist.  Ohio  ge- 
stattet, jedes  Kind  im  Alter  von  12 — 14  Jahren  täglich  8  Stunden 
in  der  Zeit  zu  beschäftigen,  in  welcher  es  nicht  zum  Schulbesuch 
verpflichtet  ist;  keine  eidliche  Aussage.  In  Michigan  dürfen  kerne 
Kinder  unter  14  Jahren  beschäftigt  werden;  keine  eidliche  Aus- 
sage. Illinois  lässt  keine  Kinder  unter  14  Jahren  zur  Fabrik- 
arbeit  zu  und  fordert  die  eidliche  Aussage  der  Eltern,  desgleichen 
New-York.  In  Massachusetts  ist  verboten,  Kinder  unter  13  Jahren 
in  Fabriken  oder  kaufmannischen  Betrieben  zu  beschäftigen, 
femer  ist  eidliche  Aussage  und  Schulzeugnis  vorgeschrieben. 
Des  weiteren  muss  das  beschäftigte  Kind  zwischen  dem  13.  und 
14.  Lebensjahre  die  Schule  30  Wochen  lang  besuchen,  und  in 
Städten,  wo  in  den  Schulen  Handfertigkeitsunterricht  ertheilt 
wird,  mufs  sich  dieser  Schulbesuch  auf  das  15.  Jahr  ausdehnen. 
Einen  äusserst  schroffen  Gegensatz  in  dieser  Beziehung  bieten 
die  Nachbarstaaten  Indiana  und  Illinois.  Indiana  hat  keine  Fabrik- 
inspektoren  und  daher  nur  Fabrikgesetze  auf  dem  Papier.  In  den 
zahlreichen  Glashütten,  welche  seit  der  Entdeckung  des  Naturgases 
dort  entstanden  sind,  begegnen  wir  einer  mafslosen  Ausbeutung 
kleiner  Knaben.  Vom  siebenten  Jahre  an  arbeiten  sie  dort  Tag 
und  Nacht  Hundert  englische  Meilen  westlich  liegen  die  grofsen 
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Werke  der  Illinois  Glafs  Co.  mit  neun  mächtigen  Glashütten,  wo 
das  Gesetz  von  Illinois  ausnahmslos,  wie  bemerkt,  die  Beschäfti- 
gung von  Kindern  unter  14  Jahren  verbietet  Als  hier  diese 
Vorschriften  in  Geltung  traten,  wurden  von  der  Gesellschaft 
etwa  200  Kinder  unter  14  Jahren  entlassen.  Wie  nunmehr 
versichert  wird,  sind  die  Eltern  solcher  Kinder  einfach  nach  In- 
diana gezogen,  um  sie  dort  weiter  arbeiten  zu  lassen.  Uebrigens 
ist  gegenwärtig  die  gesetzgebende  Gewalt  Indianas  mit  einer 
\'orlage  beschäftigt,  welche  nach  dem  Muster  der  Gesetze  von 
New-York  und  Illinois  die  Beschäftigung  aller  Kinder  vor  vollen- 
detem 14.  Lebensjahre  untersagt  und  aufserdem  das  Institut  der 
Fabrikinspektoren  einführt.  Hin  ähnlicher  Gegensatz  machte  sich 
früher  längere  Zeit  zwischen  Massachusetts  und  den  beiden 
kleineren  Industrie:>taaten  an  seiner  Sodgrenze,  Rhode  Island  und 
Connecticut,  bemerklich.  Sieben  Jahre  nach  der  Einfllhrung  des 
Fabrikinspektorats  in  Massachusetts  blieb  Connecticut  unthatig, 
bis  es  1886  ein  sehr  engherziges  Scbulzwanggesetz  einftihrte,  und 
erst  1889  fllhlte  es  sich  bewogen,  einen  Fabrikinspektor  zu  er- 
nennen. Rhode  Island  folgte  diesem  Beispiel  sogar  erst  im  Jahre 
1893,  14  Jahre  spater  als  der  Nachbarstaat  Massachusetts.  Die 
Beschrankung  der  Kinderarbeit  illustriert  vidleicbt  am  besten  den 
Entwickelungsgang,  welchen  die  Fabrikgesetzgebung  in  diesem 
Mutterstaate  der  amerikanischen  Fabrikgesetze  genommen  hat  Das 
erste  derartige  Gesetz  wurde  in  Massachusetts  1879  erlassen;  es 
wurde  dort  bestimmt,  dafs  Kinder  unter  10  Jahren  in  keiner 
Fabrik  beschäftigt  werden  dOrfen  und  Kinder  zwischen  dem  10. 
und  12.  Jahre  nur,  wenn  sie  in  jedem  dieser  beiden  Jahre  schon 
eine  gewisse  Zeit  lang  die  Schule  besucht  hütti  n.  Allmähh'ch 
wurde  die  Dauer  dieses  Schulbesuches  verlängert,  bis  er  heute 
endlich  von  10  Wochen  auf  das  ganze  Schuljahr  gestiegen  ist. 
Das  Schuljahr  variiert  zwar  in  (ien  verschiedenen  Orten,  doch  be- 
trägt es  nirgends  unter  2U  Wociien  und  umfafst  in  den  Fabrik- 
städten zumeist  36  —  40  Wochen.  Es  hat  sich  somit  das  gesetz- 
liche Mindestalter  für  den  lleginn  der  Lohnarbeit  vom  10.  auf  das 
13.  Lebensjahr  erhöht,  und  ferner  umlafst  diese  Beschränkung 
nunmehr  auch  das  Handelsgewerbe.  Allerdings  enthalt  die  ein- 
schlägige Gesetzgebung  noch  Bestimmungen,  welche  den  Wert 
ihrer  Schutzvorschriften  erheblich  mindern.  So  ist  wohl  vor- 
geschrieben, dafs  jedes  13  jährige  Kind  englisch  lesen  und 
schreiben  können  mfisse,  dodi  darf  man  auch  13  jahrige  Kinder 
beschäftigen,  die  das  nicht  können,  wenn  sie  nur  40  Wochen 
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lang  im  Jahre  eine  Abendschule  oder  Halbtagsschule  besuchen. 
Offenbar  aber  bedeutet  es  eine  Quälerei,  wenn  ein  Kind,  nach- 
dem CS  sich  in  der  Fabrik  oder  im  Laden  10  Stunden  lang  an- 
gestrengt hat.  sich  in  der  Abendschule  noch  weiter  anstrengen 
mufs.  und  dies  in  einem  Alter,  welches  von  den  Aerzten  al.-^  von 
gröfster  Bedeutung  iür  den  ganzen  späteren  Gesundheits- 
zustand bezeichnet  wird.  —  Die  Kinderarbeit  ist  in  Massachusetts 
femer  noch  dadurch  beschrankt,  dafs  kein  ISjflhriges  Kind  nach 
7  Uhr  abends  oder  vor  6  Uhr  morgens  beschäftigt  werden  darf. 
Auch  ist  es  untersagt,  ein  13  jähriges  Kind  eine  Maschine  irgend 
weldier  Art,  die  sich  im  Gange  befindet,  reinigen  zu  lassen,  und 
ebenso,  ein  14  jähriges  Kind  mit  der  Handhabung  eines  Personen- 
oder Waaren-Aufzuges  zu  betrauen.  Des  weiteren  dflrfen  Kinder 
im  Alter  von  14 — 16  Jahren  nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie 
dem  Arbeitgeber  ein  Alters-  und  Schulzeugnifs  behandigt  haben; 
der  Arbeitgeber  ist  zudem  gehalten,  eine  Liste  solcher  Kinder 
zu  führ'n  Ausfer  den  Fabrikinspektoren  liegt  auch  der  Schul- 
behörde ob,  die  Arbeitsstätten,  in  denen  Kinder  beschäftigt  werden, 
zu  visitieren  und  gesetzwidrige  Handlungen  und  Unterlassungen 
der  Arbeitgeber  in  dieser  Hinsicht  gerichtlich  zu  verfolgen. 

Die  einschlägige  Gesetzgebung  des  Staates  Massachusetts  galt 
bis  vor  u:anz  kurzem  als  Muster  für  alle  übrigen  Staaten,  und 
heute  noch  behauptet  sie  diesen  ersten  Rang,  mufs  ihn  aber  seit 
Beginn  dieses  Jahre.-,  mit  der  Gesetzgebung  New -Yorks  teilen. 
Denn  mit  dem  I.  Januar  1895  ist  in  diesem  Staate  ein  Schul- 
zwanggesetz in  Kraft  getreten,  welches  den  obligatorischen  Schul- 
besuch aller  Kinder  bis  zum  vollendeten  14.  Lebensjahre  und 
aufserdem  der  nicht  beschäftigten  im  Alter  von  14 — 16  Jahren 
vorschreibt.  Schon  seit  1889  durfte  übrigens  in  New- York  kein 
Kind  in  gewerblichen  Betrieben  beschäftigt  werden,  das  nidit 
englisch  lesen  und  schreiben  konnte.  Wenn  diese  Bestimmungen 
der  Gesetzgebung  von  Massachusetts  gegenober  einen  unleug- 
baren Vorzug  bedeuten,  so  ist  andererseits  hervorzuheben, 
dafs  Massachusetts  seine  Vorschriften  auch  auf  das  Handels- 
gewerbe ausgedehnt  hat,  was  leider  in  New- York  nicht  der 
Fall  ist  In  Illinois  besteht  überhaupt  kein  Schulzwang.  Auch 
gilt  hier  die  Beschränkung  der  Kinderarbeit  nur  flQr  Fabrik 
und  Werkstätte.  In  diesen  allerdings  darf  kein  Kind  unter 
14  Jahren  beschäftigt  werden;  aufserdem  sind  vom  Fabrikanten 
Listen,  Alterszeugnis  und  Gesundheitskarten  der  von  ihm  be- 
schäftigten Kinder  zu  führen  bezw.  zu  bewahren  und  dem  In- 
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spektor  bei  der  Revision  vorzulegen.  In  Pennsylvania  existiert 
gleichfalls  kein  Schulzwang.  Das  Minimalaltcr  der  arbeitenden 
Kinder  war  1889  auf  das  vollendete  12.  Lebensjahr  festgesetzt 
worden  und  wurde  1893  auf  das  vollendete  13.  erhöht.  Das 
Fabrikinspektionsgesetz  des  Staates  New-Jersey  vom  Jahre  1881 
wurde  1863  durch  die  Bestimmungen  erweitert»  dafs  vor  voll- 
endetem  12.  Lebensjahr  kein  Knabe  und  vor  vollendetem 
14.  Lebensjahr  kein  Madchen  in  einer  Fabrik,  Werkstatt,  Grube 
oder  sonstigen  gewerblichen  Unternehmung  beschäftigt  werden 
darf.  Kinder  im  Alter  von  12  bezw.  15  Jahren  dflrfen  zudem 
nur  beschäftigt  werden,  wenn  sie  im  vorhergehenden  Jahre  min- 
destens 12  Wochen  hintereinander  die  Schule  besucht  haben. 
Als  Schulbesuch  gilt  jedoch  auch  der  Besuch  der  Abendschule,  und 
zwar  ein  zweiwöchiger  Abendschulbesuch  gleich  einer  Woche 
Tagesschulbesuch.  Der  Schulzwang  wurde,  dank  den  unermüd- 
lichen Anstrengungen  des  Oberinspektors  Fells.  1885  für  alle 
Kinder  im  Alter  von  7  bis  12  Jahren  eingeführt.  Eine  Ab- 
schwächung  dieser  \''orschriften  bedeutet  es.  dafs  der  Vor- 
mund armer  Waisenkinder  unter  12  Jahren  eventuell  vom 
Fabrikinspektor  die  Erlaubnis  ihrer  Beschäftigung  erlangen  kann 
„unter  den  Bedingungen,  welche  dieser  für  notwendig  erachtet." 
Es  war  die  Einfügung  dieser  Bestinuuung  das  Resultat  eines 
Kompromisses  mit  den  Glasfabrikanten,  welche  bisher  Kinder  im 
Alter  von  7 — 8  Jahren  beschäftigt  hatten. 

Ueberblickt  man  die  Entwicklung  der  Gesetzgebung  betreffs 
der  Kinderarbeit  im  grofsen  ganzen,  so  mufs  man  sich  gestehen, 
trotzdem  kein  Jahr  vergeht,  ohne  dals  irgend  ein  Staat  neue  Be- 
schränkungen einftihrt  dafs  die  bezüglichen  Mafsnahmen  leider 
in  keiner  Weise  Schritt  halten  mit  der  Riesenentwicklung  der 
Industrie.  Wie  geringfbgig  und  kläglich  erscheint  der  Schutz, 
welcher  armen  Kindern  bisher  in  unserer  grofsen  Republik  zu 
teil  oder  fbr  sie  auch  nur  gefordert  wurde!  Jedenfalls  befindet 
sich  die  ganze  Bewegung  zu  Gunsten  des  Kinderschutzes  noch 
immer  in  ihren  Anftngen,  obwohl  bereits  15  Jahre  verfiossen 
sind,  seitdem  die  ersten  Schritte  in  dieser  Richtung  geschahen. 
Tröstliche  Zuversicht  gewährt  es  indessen,  dafs  man  allgemein 
die  Kinderarbeit  als  Uebel  anerkennt.  Niemand  verteidigt  sie 
heute  mehr  als  notwendige  Einrichtung  der  modernen  Gesell- 
schaft. Man  ist  darüber  einig,  dafs  der  X'ater  selbst  zur  lürnah- 
xung  seiner  Kinder  in  stand  gesetzt  werden  mufs,  wahrend  der 
Staat  oder  die  Frivatwohlthätigkeit  für  die  Waisenkinder  während 
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ihrer  Schulzeit  zu  sorgen  hat  Die  entsprechende  Forderung 
der  Gewerkvereine  wird  diesen  sogar  von  denen  als  Vorzug  an- 
gerechnet, weiche  ihren  sonstigen  Bestrebungen  nicht  freundlich 
gegenflber  stehen.  Und  selbst  die  Fabriltanten,  welche  in  ge> 
rauschvollster  Weise  alle  übrigen  Bestimmungen  der  Fabrikgesetze 
bekämpfen,  wagen  es  nicht,  die  Kinderschutz-Paragraphen  anzu- 
greifen. 

Was  nun  einen  weiteren  bedeutsamen  Punkt  der  Fabrik- 
gesetzgebung, die  l'nfallmeldcp  flicht  der  Fabrikanten  bei 
dem  Inspektor,  anlangt,  so  ist  diese  Pnicht  in  sieben  Staaten 
eingeführt:  in  Massachusetts.  Rhode  Island,  New-York.  Pennsyl- 
vania. Xew-Icrsev.  Ohio  und  Missouri.  Es  soll,  wie  bekannt, 
diese  gesetzliche  \'erpllichtung  dem  Inspektor  Gelegenheit  geben, 
die  Veranlassung  der  Unfälle  zu  untersuchen  und  ihnen  durch 
entsprechende  Einrichtungen  nach  Möglichkeit  vorzubeugen.  Auch 
die  bezOglichen  Vorschriften  der  genannten  sieben  Staaten 
weichen  erheblich  von  einander  ab.  So  ist  in  Massachusetts  die 
Meldung  eines  totlichen  Unfalls  sofort  nach  Eintritt  des  Todes 
zu  erstatten,  andernfalls  am  vierten  Tag  nach  Eintritt  der  Arbeits- 
unßQiigkeit  des  Verletzten.  Ist  die  Arbeitsunfthigkeit  eine  korzere 
als  viertägige,  so  braucht  der  Unfall  nicht  gemeldet  zu  werden. 
In  New-York  ist  jeder  Unfall,  der  den  Tod  oder  eine  erheb- 
liche Verletzung  eines  Arbeiters  im  Gefolge  hat,  innerhalb. 
48  Stunden  unter  Angabe  aller  Einzelheiten  zu  melden;  auch, 
mufs  die  Heilanstalt  angegeben  werden,  nach  welcher  der  \'er- 
letzte  gebracht  wurde.  Pennsylvania  beschränkt  die  Meldefrist 
auf  24  Stunden.  In  New-Jersey  sind  Unfälle  mit  tötlichem  Aus- 
gange binnen  24  Stunden  und  solche,  die  den  Arbeiter  14  Tage 
lang  am  arbeiten  verhindern,  am  Schlüsse  des  14.  Tages  zu 
melden.  In  Ohio  braucht  ein  Unfall,  der  den  Tod  eines  Ar- 
beiters verursachte,  erst  nach  7  Tagen  gemeldet  zu  werden, 
jeder  andere  Ihifall  aber  mit  einer  mindestens  sechstägigen  Ar- 
beitsunfähigkeit des  Verletzten  erst  vor  Ablauf  von  3ü  Tagen. 
In  Illinois  besteht  leider  die  Meldepflicht  überhaupt  nicht.  Die 
Zeitungen  verschweigen  hier  zudem  alle  Unfälle  mit  Ausnahme 
derer,  die  sich  im  Eisenbahn-  und  Dampfschiff  betrieb  ereignen. 
Es  sind  daher  die  Inspektoren  Aber  die  relative  Gefahr  der  ver- 
schiedenen Beschäftigungsklassen  sehr  wenig  unterrichtet  und 
entbehren  hierüber  fast  aller  Erfahrungen. 

Die  Pflicht  der  Fabrikinspektoren,  Sicherheitsvorrich. 
tungen  flQr  die  Maschinen  der  ihrer  Kontrolle  untersteUten 
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Betriebe  vorzuschreiben,  besteht  in  9  Staaten,  zu  denen  leider 
ilhnois  gleichfalls  nicht  gehört.  Die  Iraglichen  iiestimniungen 
setzen  sämmtlich  Fristen  fest,  innerhalb  deren  die  Vorrichtungen 
angebracht  oder  fertiggestellt  sein  mOssen.  In  New- York,  Massa- 
chusetts und  Ohio  haben  die  Inspektoren  die  Befugnis,  an  irgend 
einer  Maschine  oder  einem  Aufzug  eine  Warnung  vor  ihrer  Be- 
nutzung anzubringen  und  diese  so  lange  zu  verbieten,  bis  die 
von  ihnen  angeordneten  Aenderungen  bewirkt  sind.  Dies  Ver- 
fahren hat  sich  indessen  als  durchaus  unzulänglich  erwiesen.  Ist 
der  Inspektor  mangels  zureichender  Mittel  oder  wegen  Arbeits- 
aberbOrdung  aufser  stände,  eine  Fabrik  öfter  als  ein-  oder  zwei- 
mal jährlich  zu  besuchen,  so  ist  Gelegenheit  zu  zahllosen  Un- 
fällen gegeben,  bevor  er  die  Maschinen  besichtigen  kann,  die 
zwischen  seinen  Inspektionen  aufgestellt  und  in  Betrieb  gesetzt 
worden  sind.  Denn  es  ist  dies  letztere  bis  zum  Besuche  des  In- 
spektors keineswegs  untersagt,  sei  auch  die  Maschine  noch  so 
gefahrlich.  Die  Folgen  eines  Unfalls  sind,  abgesehen  von  dem 
eventuell  geforderten  Anbringen  von  Sicherheitsvorrichtungen, 
lediglich  zivilrechtliche  Schadenersatzansprüche,  und  die  Angst 
der  Fabrikanten  vor  diesen  wird  so  ziemlich  auf  null  reduziert 
durch  die  privaten  Unfall-Versicherungsgesellschaften,  deren 
Prilmien,  wenn  auch  nuiiiinell  zum  Teil  von  den  Fabrikanten  be- 
zahlt, doch  in  den  meisten  Fällen  ganz  ungeniert  vom  Lohne  des 
Arbeiters  abgezogen  werden.  Ist  ein  Entschädigungsanspruch 
fällig,  so  beeilt  sich  die  Gesellschaft  (welche  übrigens  nicht  vom 
Arbeiter  selbst,  sondern  vom  Fabrikanten  gewählt  wurde)  durch- 
aus nicht  mit  der  Auszahlung  der  versprochenen  Summe.  Es 
wird  erst  eine  Abfindung  vorgeschlagen  oder  es  wird  der  Aus- 
gang einer  Klage  abgewartet,  wobei  in  sehr  vielen  Fallen  die 
Gesellschaften  in  der  Zwischenzeit  falliert  und  die  Klager  das  Nach- 
sehen haben.  Oefters  ist  auch  die  Witwe  des  Getöteten  nicht 
im  Besitz  der  Mittel,  einen  kostspieligen  Prozefe  zu  fUhren.  Bei 
geringeren  Verletzungen  zahlt  der  Fabrikant  in  der  Regel  allein 
die  Doktorrechnung.  Einem  drohenden  Schadenersatzanspruch 
wird  femer  häufig  dadurch  begegnet,  dafs  man  den  noch  im 
Kifidesalter  stehenden  Sohn  des  Verletzten  anstatt  des  Vaters 
arbeiten  läfst  (und  ihn  selbstverständlich  nur  für  Kinderarbeit 
lohnt),  ein  Gebrauch,  der  die  Gefahr  eines  Unfalls  durch  die 
Jugend  und  Unerfahrenheit  des  Ersatzarbeiters  nur  noch  c^röfser 
macht.  So  wurden  von  einem  Fnhrikinspcktor  bei  seinem  Be- 
suche eines  der  grOfsten  Betriebe  in  Illinois  drei  verschiedene 
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Falle  dkser  Art  entdeckt,  in  denen  Knaben  ihren  Vater  in  der 
Handhabung  gefahrlicher  Maschinen  vertraten. 

Aufserhalb  der  wenigen  Staaten,  in  denen  die  Inspektoren 
mit  der  Beaufsichtigung  des  Maschinenbetriebs  betraut  sind,  ist 
die  Frage  der  Sicherstellung  des  Arbeiters  gegen  Unfälle  kaum 
berOhrt.  Und  selbst  dort  beklagen  sich  die  Inspektoren  fort- 
während darober,  dafs  es  ihnen  hflufig  unmöglich  sei,  ein  drin- 
gend erforderliches  Eingreifen  zu  bethttigen.  Es  verlangt  weder 
die  Regierung  der  Vereinigten  Staaten,  neut  patentierte  Ma- 
schinen mit  Sicherheitsvorrichtungen  zu  versehen,  noch  verbietet, 
wie  bereits  bemerkt,  einer  der  Staaten,  Maschinen  aufzustellen 
und  in  Betrieb  zu  setzen,  die  den  Arbeiter  mit  leicht  vermeid- 
baren  Gefahren  bedrohen.  Es  ist  somit  die  ganze  Verantwort- 
lichkeit der  Entdeckung  und  Abstclluiit;  dieser  (jelaiiren  that- 
süchlich  dem  Eabrikinspektor  aufi^ebürdet.  Nicht  nur  soll  er  die 
Gefahr  erkennen  und  es  verstellen,  die  sie  am  besten  abwendende 
Vorrichtung  anzuordnen,  —  t  r  mufs  auch  auf  die  Befolgung 
dieser  Anordnung  sehen  und  geeignetenfalls  ein  gerichtliches 
Verfahren  veranlassen.  Nun  mache  man  sich  einen  Begriff,  wie 
in  einem  grofsen  Industriestaate  alles  das  ein  oder  zwei  oder 
auch  zehn  oder  zwölf  Inspektoren  bewerkstelligen  sollen!  Zur 
Abhülfe  dieser  Uebelstflnde  machen  nun  die  Inspektoren  Ohios, 
welche  sich  schon  lange  mit  dem  Problem  der  Sicherfaeitsvorrich- 
tungen  befafst  haben»  den  Vorschlag,  Dir  jeden  Industriezweig 
gewisse  Normen  der  Vorrichtungen  aufzustellen  und  deren 
AusfQhrung  als  obligatorische  zu  gebieten.  Diese  Vorschriften 
sollen,  in  Wort  und  Bild  dargestellt,  in  jeder  Fabrik  fflr  jeder- 
mann leicht  und  deutlich  erkennbar  angebracht  werden,  und  es 
soll  der  Betriebsleiter  gehalten  sein,  seine  Fabrik  ihnen  ent- 
sprechend einzurichten.  Die  Unterlassung  dieser  Einrichtungen  soll 
als  Uebertretung  gelten  und  entsprechend  bestraft  werden.  Es 
wflre  auf  diese  Weise  die  Last  der  Verantwortlichkeit  auf  den 
Inspektor  und  den  Fabrikant(  n  verteilt.  Aufgabe  des  Inspektors 
wäre  dann  in  erster  Reihe  die  Aufstellung  der  Normen  und  so- 
dann der  Besuch  der  Fabriken  behufs  Vergewisserung.  ob  die 
Vorschriften  durchgelührt  werden  —  gcwifs  eine  weit  befriedi- 
gendere Rolle,  als  sie  ihm  die  gr^t  nwilrtig  geltende  Geset;^- 
gebung  zuweist.  Es  wäre  auch  unter  einer  derartigen  Regelung 
allein  der  Fabrikant  verantwortlich,  wenn  er  eine  der  allgemeinen 
Vorschrift  nicht  entsprechende  Maschine  aufstellte  und  in  Betrieb 
setzte  und  diese  vor  dem  nächsten  Besuche  des  Inspektors  einen 
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Unfall  verursachte.  Was  unter  den  jetzigen  Vorschriften  alles 
möglich  ist.  möge  daraus  erhellen,  dafs  in  einer  Fabrik  Chicagos 
innerhalb  drei  Jahren  drei  Knaben  ums  Leben  kamen,  von  denen 
der  letzte  drei  Monate  vor  seinem  Tode  bereits  drei  Finger  an 
seiner  MaschiDC  eingcbQfst  hatte.  Und  dabei  wurde  weder  ein 
zivil-,  noch  ein  strafrechtliches  Verfahren  gegen  die  Besitzerin, 
eine  Geseltechaft,  eingeleitet! 

Eine  weitere  Aufgabe  der  Fabrikinspektoren,  die  Dampf- 
kessel-Revision, liegt  in  Blassachusetts  diesen  Beamten  nur 
bezQglich  solcher  Kessel  ob,  welche  nicht  schon  bei  einer  pri- 
vaten Gesellschaft  versichert  sind.  In  New-York,  Illinois  und  den 
meisten  anderen  Staaten  werden  die  Kessel  Oberhaupt  nicht  von 
Organen  des  Staats  revidiert.  In  Pennsylvania  existiert  ein  beson- 
deres staatliches  Amt  fürKesselrevisionen.  Allerw.irts  sonst  herrscht 
eine  erstaunliche  GlcichgOltigkeit  gegenüber  der  Gefahr  nicht 
revidierter  Dampfkessel. 

Was  ferner  die  Aufrechterhaltung  der  Reinlichkeit  in 
den  Betrieben  betrifft,  so  findet  sich  fast  in  jedem  Fabrikgesetz 
die  Vorschrift,  dafs  die  Arbeitsräume  sauber  zu  halten  sind.  Nun 
ist  aber  der  Beuritl  drr  Sauberkeit  ein  so  dehnbarer,  dafs  sich 
eine  derartige  Bestininuinfx  nur  durchführen  läfst,  wenn  sie  ge- 
nauer präzisiert  ist.  So  können  die  Inspektoren  in  Massachusetts 
verlangen,  dafs  jede  Räumlichkeit  mindestens  zweimal  jährlich 
getüncht  werde.  In  Massachusetts  und  Nevv-York  müssen  die 
Inspektoren,  namentlich  bei  der  Fabrikation  von  Zigarren,  Klei- 
dungsstücken etc.,  auf  Reinlichkeit  halten  und  sind  berechtigt,  eine 
Werkstatt,  welche  ihren  bezQgUchen  Forderungen  nicht  nach- 
kommt, zu  schliefsen.  Ueberall,  wo  Frauen  und  Mädchen  be- 
schäftigt werden,  mOssen  Waschräume  vorhanden  sein.  Schwer 
einzusehen  ist  allerdings,  warum  männliche  Arbeiter  der  Tabak-, 
Blei-,  Messing-,  Farben-  u.  s.  w.  Industrie  nicht  gleichfalls  einer 
solchen  Wohlthat  teilhaftig  sein  sollen.  Eine  Gewerbehygiene 
giebt  es  eben  in  den  Vereinigten  Staaten  nicht,  und  die  spär- 
lichen Bemerkungen  darOber  in  den  Berichten  der  Inspek- 
toren oder  der  Bureaus  of  Labor  Statistics  beweisen  nur  allzu- 
sehr, dafs  hier  noch  ein  ungeheueres  Gebiet  der  ersten  Pflege 
harrt. 

In  der  wichtigen  Frage  der  Arbeitszeit  endlich  finden  wir 
von  vornherein,  dafs  allein  für  weibliche  und  jugendliche  Arbeiter 
ein  Normalarbcitstag  festgesetzt  ist.  In  den  meisten  Staaten  be- 
trägt er  zehn  Stunden,  ein  Satz,  der  indessen  nur  dort  inne- 
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gehalten  wird,  wo  es  Fabrikinspeklorcn  giebt.  Die  erste  Be- 
schrankung der  Arbeitszeit  auf  dem  Wege  der  Gesetzgebung  — 
in  Massachusetts  —  datiert  von  1874.  Doch  blieben  die  sich  darauf 
beziehenden  Vorschriften  bis  1879  tote  Buchstaben,  und  selbst  nach 
der  in  diesem  Jahre  erfolgten  Ernennung  zweier  Inspektoren, 
deren  besondere  Aufgabe  darin  bestand,  gegen  alle  Ueberschrei- 
tungen  der  gesetzlichen  Arbeitszeit  gerichtliche  Verfolgung  einzu- 
leiten, stellte  sich  heraus,  dafs  es  wegen  der  Fassung  der  be« 
treffenden  Gesetzesparagraphen  leider  unmöglich  sei,  dieser  Auf- 
gabe gerecht  zu  werden.  Als  hierauf  das  Gesetz  entsprechend 
vervollkommnet  worden  war,  appellierten  die  Fabrikanten  an  das 
oberste  Staatsgericht,  und  erst  als  diest  >  da^  neue  Gesetz  als 
verfassungsmÄfsig  erklärt  hatte,  konnte  der  Arbeitstag  in  Wahr- 
heit als  geregelt  gelten.  Bis  zum  Jahre  1890  liefs  man  es  in 
Massachusetts  in  der  Festsetzung  der  Arbeitszeit  bei  den  6  Ar- 
beitstagen der  Woche  mit  je  10  Stunden  bewenden.  In  diesem 
lainc  indessen  wurden  die  60  Arbcil^stuntien  der  Wociie  auf  58 
reduziert,  und  gegenwärtig  ist  die  gesetzgebende  Gewalt  de> 
Staates  mit  einer  X'orlage  beschäftigt,  welche  die  t.lgliche  Arbeits- 
zeit auf  8  Stunden  bezw.  die  wöchentliche  auf  48  Stunden  fest- 
setzt. —  In  Ncw-York  giebt  es  einen  Normalarbeitstag  für  weib- 
liche Arbeiter  bis  zum  Alter  von  21  Jahren  und  für  männliche 
bis  zum  vollendeten  18.  Jahre.  Er  betragt  für  beide  Kategorien 
60  Stunden  pro  Woche  oder  10  Stunden  pro  Tag.  doch  dürfen 
die  geschotzten  Personen  an  gewissen  Tagen  länger,  beschäftigt 
werden,  um  den  halben  Feiertag  des  Sonnabends  zu  gewinnen. 
Jede  derartige  Verlängerung  des  Arbeitstages  mufs  dem  Inspektor 
gemeldet  und  von  ihm  ftlr  eine  genau  begrenzte  Zeit  genehmigt 
werden.  In  beiden  Staaten  dürfen  femer  die  genannten  Kate- 
gorien zwischen  10  Uhr  abends  und  6  Uhr  morgens  nicht  be- 
schäftigt werden.  >-  In  New-Jersey  ist  zur  Zeit  vor  dem  obersten 
Staatsgerichtshofe  ein  Prozefs,  und  zwar  seit  3  Jahren,  in  der 
Schwebe,  von  dessen  Ausgang  abhflngen  wird,  ob  ein  Normal 
arbeitstag  in  diesem  Staat  existieren  soll.  Es  wurde  dort  im 
Jahre  1891  ein  Gesetz  erlassen,  welches  bestimmte,  dafs  niemand 
ohne  Unterschied  des  Alters  und  Geschlechts  mehr  als  10  Stunden 
tciglich  oder  55  Stunden  wöchentlich  in  einer  gewerblichen  Unter- 
nehmung besch.lfligt  werden  dürfe.  Ferner  schrieb  das  Gesetz 
vor,  dafs  die  I>csclulftigung  nur  für  die  Zeit  zwischen  7  Uhr 
morgens  und  6  Uhr  abends  an  den  ersten  5  Wochenarbeitstagen 
bezw. für  die  zwischen?  Uhr  morgens  und  1  ührnachmittagsamSonn- 
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abend  gestattet  sei.  Schon  in  den  unteren  Instanzen  der  Gerichte 
wurde  entschieden,  dafs  das  Gesetz  sicii  nur  auf  die  geschützten 
Arbeiterkategorien  beziehe n  könne.  So  lange  der  oben  erwähnte 
Prozels  anhängig  ist,  dürfte  es  jedenfalls  fast  unmöglich  sein,  dem 
1891er  Gesetze  Gehorsam  zu  erzwingen.  -  -  Das  Gesetz  des 
Staates  Illinois  bestimmt,  dafs  eine  weibliche  Person  nicht  über 

8  Stunden  taglich  oder  48  Stunden  wöchentlich  beschäftigt  werden 
darf.  Indessen  gilt  diese  Beschränkung  lediglich  fQr  Fabriken 
und  Werkstätten,  nicht  auch  fdr  das  Handelsgewerbe.  Als  das 
fragliche  Gesetz  1893  in  Kraft  getreten  war,  thaten  sich  die  Fabri- 
kanten, welche  vorwiegend  Arbeiterinnen  beschäftigen,  sofort  zu 
einer  Vereinigung  zusammen,  welche  das  Ziel  verfolgte,  eine  Ent- 
scheidung des  obersten  Gerichtshofes  des  Staates  Ober  die  Ver- 
fassimgsmflfsigkeit  des  Gesetzes  zu  ihren  Gunsten  herbeizuführen. 
Zu  diesem  Behufe  liefsen  sich  die  Mitglieder  der  Vereinigung 
allerlei  Gesetzesübertretungen  zu  Schulden  kommen,  und,  in 
über  einem  Dutzend  Fällen  deshalb  verurteilt,  appellierten  sie  in 

9  Fällen  an  den  obersten  Gerichtshof  Die  Verhandlung  in  der 
Sache  v«^r  diesem  letzteren  fand  bereits  am  3.  Mai  1894  statt,  und 
man  erwartete  täglich  die  Entscheidung.  Gleich  dem  obersten 
Gerichtshof  von  New'-Jerscy  scheint  indessen  auch  dt  r  de-,  Staates 
lüinois  mehrjähriger  Erwägungen  zu  l>edürlen,  um  Klarheit  in 
der  Angelegenheit  zu  gewinnen.  Sollte  aber  auch  das  Gesetz 
für  verlassungsmürsig  erklärt  werden,  so  bedürfte  es  dennoch 
einer  Erweiterung,  denn  es  scliützt  nur  die  weibliciien  Arbeiter 
und  überläfst  die  Knaben  der  gewissenlosesten  Ausbeutung.  So 
liefs  man  noch  vor  6  Wochen  in  den  Glashütten  Knaben  die 
ganze  Nacht  hindurch  arbeiten,  und  heute  noch  ist  das  keine 
GesetzesQbertretung,  sofern  nur  die  Knaben  das  Alter  von 
14  Jahren  erreicht  haben.  In  Erkenntnis  dieser  Mifsstände  hat 
man  daher  im  gesetzgebenden  Körper  des  Staates  eine  Voriage 
eingebracht,  welche  fCar  männliche  Personen,  die  das  18.  Lebens- 
jahr noch  nicht  vollendet  haben,  den  achtstündigen  Arbeitstag 
vorschreibt 

Der  gegenwärtige  Stand  der  amerikanischen  Fabrikgesetz- 
gebung  und  vor  allem  ihrer  Durchführung  ist  jedenfalls  direkt 
mehr  oder  minder  dem  Wirken  und  der  Persönlichkeit  der  Fabrik- 
inspektoren zuzuschreiben.  So  in  Massachusetts,  wo  seit  1879 
dem  ursprünglichen  Gesetz  auf  ihre  Anregung  in  jedem  Jahre 
eine  neue  Bestimmung  hinzugefügt  wurde.  Nach  den  unzuläng- 
lichen Anfangen  einer  Regelung  der  Kinderarbeit  kam  die  Ver- 
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pflichtong  der  Inspektoren,  Sicherheitsvorrichtungen  im  Hasdiinen> 
betrieb,  VentUatlons-  und  Feuerwehr-Einrichtungen  vorzuschreiben, 
sowie  Mafsnahmen  zur  Sicherung  der  Dampfkessel  und  Auf- 
zöge anzuordnen.  Auch  2^it  und  Art  der  Lohnzahlung  sind 
nunmehr  der  Kontrolle  dieser  Beamten  unterworfen.  Der  Be- 
schlufs  der  Legislatur  von  Massachusetts,  die  gesamte  Hausindu- 
strie ihrer  Aufsicht  zu  unterstellen,  wurde  vor  vier  Jahren  ge- 
gefafst,  und  es  mufs  nunmehr,  wer  in  seiner  Behausung  arbeiten 
lassen  will,  zuvor  hierzu  die  Erlaubnis  des  Fahrikinspektors  ein- 
holen, soweit  die  Kleider-  und  Tabakindustrie  in  Frage  kommt 
Endlich  wurden  dem  Stabe  der  Fabrikinspektoren  zwei  Archi- 
tekten beigegeben,  welche  vor  der  Errichtung  eines  Fabrik- 
gebäudes dessen  Bauplan  einer  Prüfung  zu  unterziehen  haben. 
In  New-York  war  die  Entwickelung  der  F\Tbriki^esetzgebung  in 
den  8  Jahren  seit  1886  so  ziemlich  die  gleiche,  nur  lehlt  hier 
noch  die  Prüfung  der  Fabrik-Baupläne. 

Su  Weichst  von  Jahr  zu  Jahr  in  den  verschiedenen  Staaten 
Zahl  und  Aufgabe  der  Fabrikinspektoren.  Gleichzeitig  wird  der 
Einfluss  der  Inspektoren  bezw.  der  Oberinspektoren  der  Staaten 
auf  die  Richtung  und  den  Fortschritt  der  Fabrikgesetzgebung 
immer  bedeutsamer.  Es  geschieht  jetzt  nicht  selten,  dafs  der 
Gouverneur  in  seiner  Botschaft  an  die  gesetzgebende  Versamm- 
lung des  Staates  die  vom  Oberinspektor  empfohlenen  Maisnahmen 
besonders  erwähnt,  und  fast  stets  bilden  diese  Vorschlage  die 
Grundlage  eines  Gesetzentwurfes,  der  eingebracht  und  zumeist 
auch  angenommen  wird.  Wesentliche  Unterstützung  in  dieser 
Vorbereitung  von  Gesetzvorlagen  finden  die  Inspektoren  selbst- 
verständlich  in  dem  Wirken  der  Arbeitervereinigungen,  ohne 
deren  kräftigen  Beistand  trotz  aller  BemOhungen  der  Inspektoren 
die  Fabrikgesetzgebung  wohl  noch  nicht  einmal  ihre  gegenwärtige 
mangelhafte  Gestalt  erreicht  hätt^. 

Der  Le^cr  der  vorstehenden  Skizzen  wird  die  Ueberzeugung 
gewonnen  haben,  dafs  die  Fabrikgesetzgebung  der  Vereinigten 
Staaten  keinerlei  glciclimäfsige  und  abgerundete  Entwickelung 
zeigt,  und  dafs  sie  auf  keinem  Systeme,  auf  keiner  Theorie  der 
Gesellschaft  fufst.  Man  versuchte  und  versucht  sich  mit  Gesetzen 
an  bestimmten  Mifsständen,  die.  wie  die  Kinderarbeit  und  die 
Verbreitung  ansteckender  Krankheiten  durch  das  Schwitzsystem, 
unerträglich  geworden  sind.  Werden  derartige  gesetzgeberische 
Unternehmungen  von  der  geachteten  und  energischen  Persönlichkeit 
des  Oberinspektors  unterstützt,  wie  dies  von  Anfang  an  in  Massa- 
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cluisctts  und  Ncw-York  der  Fall  war.  und  ferner  durch  eine 
kräftige  und  geklärte  Arbeiterbewegung,  so  entwickelt  sich  bald 
eine  wirksame  und  fortschreitende  Fabrikgesetzgebung.  Ist  aber 
ilic  Arbeiterbewegung  trage  oder  gar  korrupt,  wird  der  Posten 
des  Oberinspektors  von  ungeeigneten  Männern  eingenommen, 
oder  seine  Besetzung  zu  häufig  gewechselt,  wie  in  Ohio  und 
Pennsylvania,  so  bleibt  alle  Fabrikgesetzgebung  ein  leerer  Schall. 
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Die  niederländische  Fabrikinspektion. 

Von 

Prof.  Dr.  R.  van  der  BORGHT. 

Die  niederländisch«.-  Fahiikin>|)(:ktiün  fülirt  ihren  Ursprung  zurQck 
auf  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1889  In  tr.  Mafsregehi  zur  Verhinderung  Ober- 
mäfsigcr  und  gef;ihrlichcr  Arlicit  von  jungen  Leuten  und  Frauen.  Dies 
Gesetz'»  verstärkte  die  Arbeitcrsehutzbestininiungcn  gegenüber  dem 
ersten  bezüglichen  Gesetz  vom  19.  November  1874  und  schrieb  iu  dem 
Art.  12—16  eine  ständige  Ueberwachung  der  Durchfahrung  des  Ge- 
setzes durch  Fabrikinspektoren  vor.  Die  Zahl  der  Inspektoren  soll 
hOchstois  3  betragen  (§  12);  die  Inspektoren  dürfen  weder  mittelbar 
noch  unmittelbar  an  Fabrik-  oder  Handwerkpunternehmungen  beteiligt 
sein  (§  14)  und  haben  jafirlich  bis  zum  I.  Mai  Herichte  zu  erstatten  (§  16). 
Die  Bctricbsuiitt  rn<;hinrr,  Metricb>leit«  r  und  andere  lietriebspersonen 
müssen  den  hispcktoren  die  erturderten  Auskünfte  geben  (§  13). 

Ueber  etwaige  Unfälle  mit  mehr  als  48stündiger  Erwerbsunfähig- 
keit in  Fabriken  oder  Werkstätten  sind  binnen  48  Stunden  schrifUiche 
Anzeigen  an  den  Gemeindebürgcrmeister  zu  erstatten,  der  seinerseits 
dem  Farikinspektor  binnen  24  Stunden  Kenntnis  von  der  Anzeige  und 
späterhin  von  dem  Erfolg  seiner  Untersuchungen  über  den  Unfall  zu 
geben  hat  Der  Fabrikiuspektor  ist  zu  weiteren  Untersuchungen  befugt 
15). 

Auf  Grund  dieser  gesetzlichen  licstiminungen  erging  unter  dem 
21.  FelMTuar  1890  eine  königliche  Verordnung,  die  des  näheren  die  Be- 
fugnisse  und  Aufgaben  der  Fabrikinspektoren  regelt.  Dieselbe  ist  zur 

Vergl.  darOber  Pringsheim's  Aufsatz  in  diesem  Archiv  Bd.  II  (t889; 
8.  506  ff. 
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Zeit  nuch  in  Geltung;  nur  ist  laut  Verordnung  vom  3.  Februar  1893  an 
Steile  des  Justizministers  als  Aufsichtsorgan  der  Minister  für  Wasser- 
wesen, Handel  und  Gewerbe  getreten. 

Hiemach  sind  zur  Zeit  in  den  Niederlanden  3  Aufsichtsbezirke 
(also  die  gesetzliche  Maxiinalzahl »  eingerichtet.  Der  erste  Bezirk  um- 
fasst  die  Provinzen  Nordbrabant,  Seeland  und  Limburg  und  diejenigen 
Teile  der  Provinzen  Geldcrland  und  Südholland,  welclie  ;-u(llich  des  linken 
Ufers  der  durch  Rhein.  Lek  und  Neue  Maas  bezeichneten  grofscn 
Wasserader  liegen.  Zum  zweiten  Bezirk  gehören  der  nördlich  dieser 
Linie  gelegene  Teil  von  Gelderland  sowie  die  Provinzen  Friesland, 
Ober>Jissel,  Groningen  und  Drenthe.  Der  Rest  (also  der  nördliche 
Teil  von  SOdholland,  sowie  Nordholland,  Utrecht  und  das  zu  keiner 
Provinz  gehörige  Wassergebiet)  bildet  den  dritten  Bezirk. 

Die  amtliche  Bezeichnung  der  Bezirke  ist  „Arbeits- Inspektion** 
(arbcidsinspcctie ).  An  der  Spitze  jedes  Bezirks  steht  ein  „.\rbcits- 
mspcktor":  die  Amtssitze  der  Inspektoren  sind  Breda.  ZwoUe  und  I  laarlem 
Eine  etwaige  Aenderung  dieser  Amtssitze  kann  von  dem  zuständigen  Mi- 
nister für  Handel  und  Gewerbe  angeordnet  werden  und  ist  im  Staats- 
anzeiger bekannt  zu  machen.  Die  Arbeitsinspektoren,  die  vom  zustän- 
digen Minister  auf  „eifrige,  gewissenhafte  und  unparteiische"  Erfüllun<i 
ihrer  Amtspflichten  vereidigt  werden,  dürfen  —  wie  die  Verordnung  im 
Anschlufs  an  das  Gesetz  vom  5.  Mai  1889  wietierliolt  —  weder  mittel- 
bar nocli  unmittelbar  an  Fabrik-  und  Handwerksbetrieben  bezw. -Unter- 
nehmungen beteiligt  sein  und  können  Nebenämter  nur  mit  königlicher 
Genehmigung  bekleiden. 

Ihren  Amtsbezirk  dürfen  sie  nur  mit  Genehmigung  oder  im  Auf- 
trage des  zustfindigen  Ministers  verlassen.  Im  Fall  der  Abwesenheit 
oder  der  Verhinderung  aus  sonstigen  Grflnden  kann  der  Minister  einen 
der  anderen  Inspektoren  mit  der  Vertretung  betrauen. 

Bei  Ausübung  ihres  Amtes  müssen  sie  eine  vom  Minister  ausge- 
stellte Legitimationskarte  bei  sich  führen. 

Die  Autgabe  der  Arbeitsinspektoren  ist  zunächst  die  Aufsicht  über 
die  Durchführung  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1889  nach  Mafsgabe  der 
Verordnungen  tmd  ministeriellen  Vorschriften.  Zu  dem  Zwecke  be- 
sudien  sie,  soweit  es  nötig  ist,  die  Arbeitsplatze.  Der  Zutritt  darf 
ihnen  nicht  verweigert  werden;  gegebenen  Falks  können  sie  den 
Gemeindebürgermeistcr  oder  einen  sonstigen  zuständigen  Hilfsbeamten 
der  Justiz  zu  Hilfe  rufen.  Lieber  die  Arbeitsstätten,  die  sie  besucht 
haben,  und  über  ihre  dortigen  Wahrnehmungen  haben  sie  Aufzeich- 
nungen zu  machen.  Die  Berichte  über  etwaige  Uebertretungen  des 
Gesetzes  haben  sie  dem  zuständigen  Beamten  des  Ministers  der  öffent- 
liehen  Arbeiten  einzusenden  und  gleichzeitig  dem  Minister  fOr  Handel 
und  Gewerbe  <  iiien  Auszug  daraus  zukommen  zu  lassen.  Ueber  eine 
gleichmässige  Handhabung  der  .\ufsicht  haben  sie  sich  untereinander 
zu  verständigen.  Zu  gleichem  Zwecke  werden  sie  mindestens  alle  drei 
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Monate  einmal  zu  einer  Besprechung  in  das  zusttocUge  Ministerium  ein- 
geladen. 

Ihre  zweite  Aufgabe  ist  die  Entgegennahme  der  Unfallanzeigen  und 
der  Untersuchungsberichte  der  BOrgciniei>tcr  darüber  im  Sinne  des 
Art.  IS  des  He^ctzc?  vom  5.  Mai  1889.  In  bestimmten,  vom  zustän- 
digen Minister  iL-tzustcllcnden  Zeiträumen  haben  sie  diesem  von  den 
Unfallanzeigen  und  UntcrsucbungsprotokoUcn  .i\bschriftcn  einzusenden 
und  einen  Bericht  über  ihre  eigenen  näheren  Untersuchungen  beizu- 
legen. 

Den  Arbeitsinspektoren  ist  weiterhin  die  Aufgabe  gestellt,  behufs 
gerechter  Ausfflhrung  des  Arbciicrschutzgesct/es  vom  5.  Mai  1889  be- 
sonders zu  achten  auf  die  (ietahren.  div  für  Gesundheit  und  Leben 
der  Arbeiter  unter  16  Jahren  und  der  weiblichen  Arbeiter  au^  be- 
stimmten Arten  von  Arbeiten  entweder  durch  die  Eigentümlichkeit  der 
Arbeit  selbst  oder  durch  die  verarbeiteten  Stoße  entstehen.  Das  läuft 
auf  eine  standige  Sammlung  von  Material  hinaus,  wie  es  fflr  die  Durch- 
filhrung  des  Arbeiterschutzes  nötig  ist. 

Gleichzeitig  sollen  die  Inspektoren  mit  ihrem  Ratschlag  den  be- 
teiligten'Kreisen  zur  Seite  stehen,  um  die  Anforderungen  des  Gesetzes 
mit  den  Inten^ssen  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  in  F.inklang  zu 
bringen  und  um  Schwierigkeiten  alizu^trllen.  die  für  die  Industrie  aus 
der  Anwendung  der  gesetzlichen  ]ic>iiiiimungen  hervorgehen  können 
Bei  Zweifeln  Ober  die  Auslegung  der  in  Frage  kommenden  Bestim- 
mungen und  Vorschriften  haben  sich  die  Inspektoren  an  den  Minister 
fOr  Handel  und  Gewerbe  um  Auskunft  zu  wenden. 

Endlich  sind  den  Inspektoren  gutachtliche  Obliegenheiten  zuge- 
wiesen. 

In  dit  scr  Beziehung  haben  sie  zunächst  den  königlichen  Kom- 
missaren in  den  Provinzen  und  den  Gemeindehürgcrmeistern  zur  \"er- 
fügung  zu  stehen,  wenn  es  sich  um  Gewährung  von  Ausnahmen  bc- 
zQglich  der  tftglichen  Arbeitszeit  jugendlicher  und  weiblicher  Arbeiter 
und  bezflglich  der  Sonntagsarbeit  handelt  Weiterhin  haben  sie  dem 
Minister  für  Handel  und  Gewerbe  Gutachten  und  Berichte  Aber  gesetz- 
geberische Mafsnahmen  bezüglich  der  Arbeit  zu  erstatten. 

Nachdem  so  durch  Gesetz  und  Vcroi  dnung  der  allgemeine  Rahmen 
für  die  Thiitigkeit  der  Arbeitsinspektoren  geschaffen  worden  war.  ging 
die  Regierung  unverzüglich  zur  Ernennung  der  Arbeitsinspektoren  über, 
die  am  1.  März  1^  ihre  Thätigkeit  begannen. 

Ausser  den  drei  Arbeitsinspektoren  ist  durch  Art  18  u.  ff.  des  Ge- 
setzes vom  5.  Mai  1889  auch  den  Beamten  der  Staats-  und  Gemeinde- 
polizei und  der  Gcnsdarmerie  die  Ucberwachung  der  Durchführung  der 
gesetzlichen  Bestimmungen  übertragen.  I)!* --eii  Heamtf  ii  liegt  die  Fest- 
stellung etwaiger  l'ebertretungen  d^  r  gesetzlichen  und  reglementarischen 
Bc-tinimungen  otx  Der  F.intritt  in  die  Betriebsstätten  darf  den  Beamten 
nicht  verweigert  und  kann  gegebenen  Falles  erzwungen  werden.  Selbst- 
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verständlich  sind  die  Beamten  ebenso  wie  die  Arbeits-Inspektoren  tut 
Wahrung  der  Betriebsgeheimnisse  verpflichtet  und  setzen  sich  im  Falle 
der  Zuwiderhandlung  empfindlichen  Strafen  (bis  zu  6  Monaten  Geftngnis* 

oder  600  Gulden  Geldstrafe)  aus;  unter  Umständen  tritt  Verlust  d«" 
Fähigkeit  zur  licklcidun;;  i'fTcntlichcr  Aemter  ein.  Die  gerichtliche  Ver- 
i'ülgung  tritt  nur  auf  Antrag  ein. 

Ucber  die  Ergebnisse  der  s«>  organisierten  Beaur>icluigung  der  Fa- 
briken liegen  in  vier  starken  Bänden  die  Berichte  der  .drei  Arbeits- 
inspektoren ßir  die  Jahre  1890—1893  vor.  Dafs  dabei  die  Berichte  der 
einaselnen  Inspektoren  unverkürzt  verOff«itlicht  sind,  darf  als  ein  Ver- 
zug angesehen  werden.  Indcfs  wird  die  Benutzung  des  gebotenen  Ma- 
terials dadurch  erschwert,  dafs  weder  eine  zusammenfassende  Bearbei- 
tung, noch  ein  Sachregister  beigegeben  ist  Wenn  man  zu  dieser  Unter- 
lassung durch  die  Krwiigung  gerührt  ^-eiu  sollte.  daf>  ein  einheitliches 
Schema  lür  die  Berichterstattung  zugrunde  gelegt  wird,  so  zeigt  sich 
doch  in  den  Berichten  deutlich  genug,  dafs  dies  allein  nicht  genügt. 
Dem  subjektiven  Ermessen  ist  bei  der  Bearbeitung  des  Berichtes  noch 
genflgender  Spielraum  geboten,  um  abweichende  Stoffknordnung  zu 
ermöglichen. 

Die  Beririite  i^liedern  ^ich  in  je  4  Abschnitte: 

1.  Allgemeine  L'ebc  i  siciit. 

2.  Einrichtung  der  Fabriken  und  Werkstätten. 

3.  Schutz  gegen  Unfälle  in  Fabriken  und  Werkstätten. 

4.  Einrichtungen  im  Interesse  der  Arbeiter. 

Beim  Durdilesen  der  Berichte  Ist  sofort  zu  ericennen,  dass  die 

Beaufsichtigung  noch  nidit  umfassend  genug  durchgefflhrt  wird. 
Drei  Arbeitsinspektoren  für  den  ganzen  Staatsbezirk  ist  wenig,  und 
die  Heranziehung  von  technischen  1  lülfskr.lftcn  wird  von  den  Inspek- 
toren widerholt  als  dringend  nutwendig  bezeichnet.  I)ie  L'cbertragung 
von  Aufsichtsbefugnissen  an  die  Gemeinde-  bezw.  Polizeiorgane  hat 
•»ich  überdies  nicht  überall  als  eine  wirkliche  Erleichterung  für  die 
Inspektoren  erwiesen.  In  jedem  Bericht  kehrt  die  Klage  wieder,  dass 
die  Beaufsichtigung  namentlich  seitens  der  OrtspoIizeibehOrden  nicht 
regelmftfsig  genug  und  auch  nicht  immer  sachverständig  genug  durch- 
geführt werde.  Vorzugsweise  gilt  das  für  kleinere  Getncindcn.  Hier 
fehlt  es  durchaus  nicht  an  Beispielen  dafür.  daf>  die  Bürgermeister  die 
gesetzlichen  Vorschriften  nicht  richtig  verstanden  haben  und  deshalb 
verkehrte  Mafsregeln  trafen.  Dafs  durch  die  Beseitigung  solcher  Mifs- 
verstAndnisse  den  Inspektoren  die  Erfüllung  ihrer  Obliegenheiten  er- 
schwert vrird,  liegt  auf  der  Hand.  Auch  ^in  grOfseren  Gemeinden  be- 
steht Anlafs  zu  Klagen,  weil  man  bisweilen  lediglich  niederen  Beamten 
die  Handhabung  der  Aufsicht  Oberlafst.  Mit  Recht  hebt  der  Inspektor 
des  III.  Bezirks  im  Bericht  für  189t  S.  284  hervor,  dafs  diese  Aufgabe 
von  den  hoheieii  I'ulizeibeaniten  durchgeführt  werden  niufs. 
Die  Inspektoren  selbst  sind  recht  emsig. 
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Die  Zahl  der  von  ihnen  besuchten  Betriebe  und  der  von  diesen 
beschäftigen  Arbeiter  war  folgende: 

darunter 


Jahr 

1890 
1891 
1892 

1893 


Zahl  der 

besichtigten 
Betriebe 

1237 
1518 
1561 

1502 


Zahl  der 
Arbeiter 

65  06  t 
70  728 
64  753 
63  602 


jvigendlichc 
(bis  16  Jahre") 
tnännl.  weibl. 
6934  3252 
7372  3213 
6809  2867 
5958  2459 


erwachsene 
weibliche 

iinverli.  vcrli. 
8580  2105 
8423  1853 
7773  1837 
7032        1 705 


Wie  wenig  aber  damit  die  Gesamtheit  der  zu  überwachenden 
IJctriebe  erfafst  wird,  zeigt  die  Ucbcrsicht  über  die  Betriebe,  die  ge- 
iiiäfs  §  10  des  Arbcit>gcsct/es  Arbeitskarten  für  ihre  jupeiulIu  lK  n  Ar- 
beiler  bezw.  nach  §  1 1  Listen  der  beschättigten  jugendlichen  und 
weiblichen  Arbeiter  haben  müssen.  Da  in  beiden  Fallen  eine  Mitwir- 
kung der  BOrgermeister  (zur  Ausstellung  und  Ausgabe  der  Karten  und 
2ur  Zeichnung  der  Listen)  nötig  ist,  so  kommen  die  betr.  Ziffern  der 
Wirklichkeit  ziemlich  nahe.  Hiernach  wurden  in  den  über  1100  Ge- 
meinden, die  von  den  §§  10  und  ti  berührt  werden,  gezahlt: 


Fabriken 
mit  Listen 
geschOtzter 
Arbeiter 
18  533 
21  071 
23  620 
256 


Zahl  der 
ausgestellten 

Arbeitskarten 


Giltii;'   .\!  hl  it<k;irtcn  Z.ihl  der 

lür  jugciKÜiclic      (.  rwacliscncn  wclbl. 


männL       weibL  Arbeiter 

Afheiter  (nach  den  IJsteo) 

1890  18533  69843  35014         9006  14  845 

1891  21  071  43  932  35  796       10091  21  429 

1R02        23  620  44  074  37  001        10  S  U  24  746 

1893        2>i  256  43  430  37  003        12  000  25  812 

Nach  dicken  Zalilcn  ist  «_>  ohne  \veiterc^  kl;ir.  daf'^  nur  ein  kkim  r 
Bruchteil  bcr  bestehenden  Betriebe  bi.sher  von  den  Arbeitsinspcktorcn 
hat  besucht  werden  können. 

Soweit  Besuche  stattfanden,  haben  die  Inspektoren  bei  den  Arbeit- 
gebern im  allgemeinen  viel  Entgegenkommen  gefunden,  wie  sie  auch 
wiederholt  her\'orheben.  Selbstverständlich  giebt  es  auch  Ausnahmen: 
aber  man  trewiiiiit  doch  beim  Durchlesen  der  Berichte  im  ganzen  einen 
günstigen  Eindruck.  i\uch  die  Zahl  der  Uebertretungen,  die  zur  Ab- 
urteilung: gebraclu  Worden  sind  und  die  in  den  Berichten  nach  den 
Mitteilungen  der  Urtsbehörden  zusammengestellt  werden,  ist  angesichts 
der  Neuheit  der  Sache  nicht  bedenklich  grofs.  Es  mag  sein,  dafs  nicht 
alle  Uebertretungen  zur  Kenntnis  der  Behörden  gelangt  sind;  aber  man 
mufs  doch  annehmen,  dafs  sich  die  Zahl  der  unbekannt  gebliebenen 
Gesetzesverletzungen  fortgesetzt  vermindert,  weil  die  Aufsicht  von  Jahr 
zu  jähr  intensiver  wird.  Deshalb  ist  es  auch  nicht  auffällig,  dafs  die 
rebersichten  über  die  l'ebertrctuni;en  «-in-twtilen  noch  steigende 
ZilVern  aufweisen.    Den  Arbeitsinspekturen  sind  mitgeteilt 

1890:    311  Urteile,  welche  396  Uebertretiaigcn  betrafen 

18^1:     401         ^  ^       552  ,  , 

1892:     460       ,  ,.       738  „  » 

1893:    486       ,.  „      827  ,  , 
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Das  Gros  der  mehr  als  20000  Arbeilgeber,  welche  jugendliche  und 
weibliche  Arbeiter  beschäftigen,  hfilt  hiemach  augenscheinlich  die  ge- 
setzlichen Bestimmungen  innc. 

Die  Uebertretungen  bctreflcn  in  >chr  vielen  Fällen  die  formellen 
V'orscbriften  der  §§  10  und  II  des  Arbcitsgesctzes;  es  bezogen 
sich  auf 


Fohren  der 
Arbeitskarten 

für  jugendl. 
Arbeiter 

1690  127 

189t  157 

1B92  187 

1893  239 


Rückgabe  der 
Arbeitskarten 
bei  Entlassung 
der  jugendl. 
Arbeiter 
36* 

23 

24 

8 


Fohren  der 
Listen  der 
geschätzten 
Arbeiter 

111 
231 

322 
375 


zusammen 


274 

411  «74,3  . 

533=72,2  , 

622  » 75,2  . 


69,2  pCt.  aller  Ueber- 
tretungen 
aller  Ueber» 
tretungon 
aller  Ueber- 
tretungen 
aller  Uebei  - 
tretun{;cn 


Bei  diesen 
handelt  c-^  >ich 


L^cl)crtrctun_ucn,  die  ca  '  4  der  CesamtZcnhl  ausmnchen. 
um  F«M  nialitaten.  die  in  der  I  hat  liir  lu  triebe  mit  vielen 


geschützten  Arbeitern  lästig  sind  und  die  mitunter  auch  durch  unge- 
schickte Handhabung  recht  unbequem  wurd^.  Auch  die  Inspektoren 
erkennen  das  gclegenüich  an. 

Aus  dem  II.  Bezirk  wird  1891  (S.  171)  von  Listen  von  je  IVt  m, 
ja  in  einem  Falle  von  5  m  Länge  berichtet,  die  dadurch  entstanden 
waren,  dafs  man  die  Namen  der  Austretenden  nicht  ausstrich  und  die 
Namen  der  an  ihre  Stelle  tretenden  Arbeiter  unten  anfügte.  Dals  tianiit 
der  Zweck  der  ganzen  Kontrolbestimmungcn  verloren  geht,  leuchtet 
sofort  ein. 

Von  den  verbleibenden  Uebertretungen  bezieht  sich  der  grOfste 
Teil  auf  die  Verletzung  des  §  5  des  Arbeitsgesetzes.  Hier  wird  vor« 

geschrieben,  dafs  für  die  geschützten  Personen  die  iXrbcit^zcit  nicht 
vor  5  l'hr  vorm.  beginnen  und  nicht  nach  7  Uhr  nachm.  aufhören  und 
längstens  11  Stunden  t.'iglich  betrafen  darf.  Von  dieser  X'ur.schrift  sind 
gewisse  Ausnahmen  fur  bestimmte  Betriebszweige  durch  die  Konigl. 
Verordnungen  vom  9.  Dezember  18^,  30.  Oktober  1890,  17.  Oktober 
1891  und  vom  10.  Juni  1892  zugelassen  worden.  Aufserdem  können 
die  Königl.  Kommissarien  in  den  Provinzen  und  die  BQrgermeister  vor- 
übergehende Ausnahmen  flir  einzelne  Betriebe  gestatten.  Davon  ist 
wiederholt  Gebrauch  gemacht  worden.  Es  wurden  Ueberstunden  ge- 
nehmigt durch  den 


1890  in 

1891  , 

1892  , 

1893  . 


KOnigl. 
Kommissar 
.  193 
.  329 
.  331 
.  327 


Bürger- 
meister 

530 

279 

364 

454 


zusammen 

TL' 3  Fillen 
60Ö  „ 
695  „ 
791  » 
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Misiellen. 


Ohne  solche  Krlaubnis  wurde  die  Vorschritt  verletzt 

1890  in  77  Fällen 

1891   113  , 

1802    117  . 

t8Q;H  „   117 

Die  Bewegung  der  letzteren  Zahlen  zeigt,  dals  sii  h  die  \\  l  iialtnis^e 
in  dieser  Hinsicht  nicht  verschlechtert  haben.  In  der  Iliat  kuinnien 
die  Arbeitgeber  mehr  und  mehr  zu  der  Ueberzeugung,  dafs  die  niäfsigc 
Verkarztmg  der  Arbeitszeit  fflr  das  Produlctionsergebnis  nicht  nach- 
teilig ist.  Die  Arbeitsinspektoren  betonen  das  wiederholt,  gestützt  auf 
die  Auslassungen  der  Arbeitgeber.  Bemerkenswert  ist.  dafs  diese  Er- 
fahrung auch  auf  die  Arbeitszeit  der  erwachsenen  Arbeiter  einzuwirken 
b«  ginnt.  Verschiedene  thatsächlichc  Beispiele  weiden  mitgeteilt,  die 
bewei>en,  dafs  die  inäfsige  Verkürzung  dei"  Arbeitszeit  nicht  zur  Minder- 
produktion führt  und  dais  die  Ueberstunden  ult  unwuksani  sind.  Hier 
sei  nur  eins  wiedergegeben  (1891  S.  222).  In  einer  grofsen  Zigarren» 
fabrik  waren  Ueberstunden  eingef)lhrt  worden.  Es  ergab  sich,  dais  da- 
durch die  Produktion 

in  tipr  crsttii  Woche  um   10000  Ziganen« 

in  der  zweiten  Woche  nur  noch  um  ....  7  000  » 
in  der  dritten  Woche  nur  noch  um    ...    .     4000  „ 

Ober  diejenige  vor  Einfflhrung  der  Ueberstunden  hinausging.  In  der 

ftknften  Woche  war  die  Mehrproduktion  beinahe  unmerkbar,  so  dafs  die 

Ueberstunden  wieder  abgeschabt  wurden. 

Dafs  die  Verhältnisse  sich  in  Bezug  auf  die  tägliche  Arbeitszeit  im 
allgemeinen  zum  P>esscren  gewendet  haben,  dafür  fuhrt  der  Inspektor 
des  III.  Bezuks  im  Bericht  für  1893  S.  2ÖÖ  folgende  Zahlen  an:  Vun 
1643  Betrieben,  die  1888/89  aus  Anlafs  der  damaligen  Industriestatistik 
besucht  worden  waren,  hatten 

.'>5,5  pCt.  eine  Arbeitssett  von  mclir  als  11  Stunden» 
44,5    «      ,  „        bis  II  Stunden, 

darunter    3,4    ,      ,  „  ,9  „ 

3»4    ,      ,  ,        von  9»/i  . 

11,0    .      ,  .  •   10  , 

12,4    ,      ,  .  ,    lOV»  . 

1 4|3       na  0  n      11  H 

Dagegen  zeigten  1806  wfihrend  der  Jahre  1890—1893  l>e$uchte  Be* 
triebe  folgende  Verhaltnisse:  Die  Arbeitszeit  war  bei 

42,4  pCt.  mehr  als  1 1  Stunden, 

57.6  „    bis  1 1  Stunden,  darunter 
1.1     .      ^  9 

1.6    ,      9'/«  Stunden. 
12,1    ,    10  • 

11.1   .    10  V»  - 

31.7  ,  11 

Diese  Zahlen  ergeben,  so  weit  man  Oberhaupt  Schlosse  daraus 
ziehen  darf,  dafs  man  die  längeren  Arbeitszeiten  seltener  als  sonst  an- 
wendet. Dabei  steht  der  elfstOndige  Arbeitstag  im  Vordergrunde.  Nach 
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den  MitteiIunt;tMi  über  die  Ai'beitszeit  der  besuchten  Betriebe  stlieint 
indes  auch  eine  noch  kürzere  Arbeitszeit  häutiger  zu  werden.  Genauere 
Nachweise  hierOber  finden  sidi  für  die  Jahre  1890—1892  nur  fUr  den 
II.  und  III.  Inspektionsbezirk.  Erst  1893  wird  auch  in  dem  Bericht  aber 
den  ersten  Bezirk  eine  entsprechende  Ueberncht  gegeben.  Von  den 
besuchten  Fabriken  hatten  im  Sommer  eine  Arbeitszeit 


1890 

1891 

1892 

1893 

1893 

11.  u. 111.  11. u. III. 

11.U.UI.  U.U.1U. 

l.,ll.u.l 

Ber. 

Bei. 

atz. 

■»  

DCZ. 

Bez. 

a)filrgeschOt^ePcnonenbis  9 

Stdn. 

30 

74 

56 

57 

78 

■• 

von  9'/» 

ff 

28 

38 

47 

49 

73 

p 

m 

» 

,  10 

100 

160 

166 

165 

222 

m 

» 

m 

.  loVt 

m 

109 

141 

201 

172 

300 

m 

m 

,  11 

n 

4SI 

452 

408 

329 

520 

Zusammen 

718 

865 

878 

772 

1193 

b)  far  andere  Arbeiter  bis  9  Stdn. 

18 

15 

15 

25 

32 

• 

• 

m 

von  9^1% 

m 

13 

21 

38 

27 

34 

• 

m 

.  10 

■ 

88 

103 

145 

tot 

151 

■ 

• 

» 

.  tov« 

• 

102 

82 

178 

143 

214 

■ 

• 

.  11 

276 

250 

287 

284 

457 

m 

• 

• 

..  11'/» 

w 

72 

118 

98 

109 

185 

m 

• 

m 

.  12 

M 

123 

169 

154 

119 

178 

m 

• 

m 

.  12V2 

30 

56 

37 

46 

67 

• 

m 

-  13 

» 

36 

54 

25 

51 

67 

m 

■ 

■ 

.,    13« '2 

13 

15 

6 

20 

24 

m 

• 

m 

„   1 4  u.  mehrSt.  I  7 

19 

34 

22 

24 

Zusammen 

788 

902 

1017 

947 

1433 

Bei  den  geschützten  i'er^onen  ist  hiernach  die  Anwendung  der  elf- 
stQndigen  Arbeitszeit  seltener  geworden.  In  dem  II.  und  III.  Bezirk 
hatten  1890  circa  63  pCt,  dagegen  1899  nur  circa  43  pCt  der  berOck- 
sichtigten  Fabriken  diese  Arbeitszeit,  wfthrend  die  Zahl  der  Betriebe 

mit  kürzerer  Arbeitszeit  gewachsen  i>t,  Zuverlässige  Schlüsse  sind 
natiirhi'h  l^ci  der  Beschränktheit  des  Materials  und  den  zufälligen  Um- 
stünden, die  bei  dessen  Krniittlung  mitgewirkt  haben,  nicht  möglich. 
Bei  den  Arbeitszeiten  der  niciit  geschützten  Personen  sind  nach  den 
vorliegenden  Zahlen  wesentliche  Verschiebungen  nicht  erkennbar. 

lieber  ungewöhnlich  lange  Arbeitszeiten  der  nicht  geschätzten 
Arbeiter  wird  nur  vereinzelt  berichtet. 

Von  den  sonstigen  Uebertretungen  des  Arbeiterschutzgesetzes  be- 
zogen sich 

1890  ...    36  1892    ...  58 

1891  ...    58  1893    ...  46 

aut  die  V'erletzung  des  Art.  3,  nach  weichem  Kinder  unter  12  Janren 
überhaupt  nicht  gewerblich  beschäftigt  werden  dürfen.  Die  Inspektoren 
selbst  berichten  nur  über  vereinzelte  Fälle  einer  Beschäftigung  von 
Kindern  unter  12  Jahren.  Einmal  wird  sogar  die  gewerbliche  Beschäf* 
tigung  eines  Kindes  von  10  Jahren  erwähnt  (1893  S.  15),  doch  scheint 
die  Arbeit  „spielender  Weise"  geschehen  zu  sein.  In  hausindustriellen 


218  Mtazdieii. 

Ilctricben  sind  dagegen  auch  Kinder  von  7  und  8  Jahren  bei  der  Arbeit 

bemerkt  worden  (1891  S.  164|. 

V^oni  12.  Lebensjahr  an  werden  iVciHch  die  Arbeitskräfte  nicht 
gerade  selten  benutzt.  In  den  besuchten  Betriebsstätten  wurden  gezählt 


*  m  m  m 

m  m  m  m 

m  m  m  m 


13- 


1890 

1891 

1892 

1893 

13  Jahren 

789 

1017 

1031 

840 

14  . 

1580 

1698 

1670 

1466 

«5  , 

1970 

2223 

1950 

1820 

16  * 

2595 

2434 

2098 

1832 

Zusammen 

6934 

7372 

6749 

S9S8 

1 3  Tahren 

361 

34  t 

376 

294 

730 

707 

676 

564 

15  . 

940 

1006 

879 

771 

16  . 

1221 

1159 

936 

8M 

Zusammen 

3252 

3213 

2867 

24S9 

Für  die  geschützten  Personen  ist  durch  Art.  6  des  Arbeitsgesetzes 
eine  mindestens  einstündige  Mitt.ij^spause  \'orf»esehen.  die  in  die  Zeit 
zwischen  11  Uhr  vorniittati>  iiiui  3  l'lir  iiarhniittau^  fallen  muh. 
Während  dieser  Ruhezeil  dürfen  die  geschützten  I'ersonen  niclit  in 
einem  geschlossenen  Raum  bleiben,  in  welchem  gleichzeitig  gearbeitet 
wird.  Diese  Vorschrift  ist  nur  selten  verletzt  worden,  1890  7 mal,  1891 
22mal.  1892  6mal  und  1893  3mal. 

Ebenso  ist  auch  das  durch  Art  7  begründete  Verbot  der  Sonntag- 
arbeit der  geMliützt«  11  Personen  nur  sehen  übertreten  worden,  1890  nur 
Imal,  1891  5nial.  1892  8mal.  1893  7nial. 

Gegen  das  Verbot,  Wöchnerinnen  ni  den  ersten  4  Wochen  nach 
der  Niederkunft  zu  beschäftigen  (Art.  8),  sind  nur  1890  zwei  Ud)er- 
tretungen  ermittelt  worden. 

Im  ganzen  werden  also  doch  die  Vorschriften  des  Gesetzes,  die 
allerdings  weit  hinter  denen  des  deutschen  Arbeiterschutzgesetzes  vom 
1  Juni  1891  /nrürklikilien,  that-;i<hh'ch  befol<;t.  In  manchen  Betrieben 
haben  freilich  die  Scluitzlit  -  tiinuiiiii^cn  anch  da/u  geführt,  dafs  weniger 
geschützte  I'ersonen  angenonunen  wurden.  Üb  das  so  liäutig  geschehen 
ist.  dal's  überhaupt  weniger  derartige  Personen  Arbeit  fanden,  ist  aus 
dem  vorliegenden  Material  nicht  zu  ersehen.  Bei  den  besuchten 
Fabriken  ist  jedenfalls  der  Anteil  der  geschützten  Personen  an  der  Ge- 
samtarbeiterzahl geringer  geworden.  Er  betrug 

18O0  180|  ]Q02  1893 

bei  jugcndl.  männlichen  Arbeitern     iU^öbpCt.  10,4  pCt.  10,4  pCt.      9,4  pCt. 
,       .       weiblichen       ^           5,0    ,        4.5  •        4,4   ,        3,9  . 
^  erwachs.  „ 

unverheirateten    13,2    ,  11,9  .  12,0   ,  11.7  » 
verheirateten     3,3    ,        2,6  .        2,9  »       2,9  • 

Es  Ififst  sich  aber  nicht  erkennen,  wie  weit  hier  zuftUige  Umstftnde 
mitwirken. 

Die  Unfall-Anzeigepflicht  der  Betriebsimtemehmer  bezw.  Betriebs- 
leiter, wie  sie  durch  Art.  15  des  Arbeitsgesetzes  vorgesehen  ist,  wufde 
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aii'chi  ineiul  im  allgemeinen  ertullt.  Wenigstens  werden  für  1890  nur  3. 
für  1891:  16.  für  1892:  15  und  für  1893:  22  Zuwiderliandlungen  aufge- 
führt. Da  aber  eine  geregelte  Unfallversicherung  nicht  besteht,  .so  is-t 
die  Möglichkeit  vorhanden,  dafs  die  Unterlassung  der  Anzeige  nicht 
immer  bekannt  wird. 

Immerhin  ist  für  einen  ansehnlichen  Teil  der  Unfälle  Material  ge- 
wonnen worden,  das  auch  in  den  Beriehten  zu  verschiedenen  Ueber- 
sichtcn  verarbeitet  worden  ist.  Leider  fehlt  es  nn  genügenden  Angaben 
über  die  GesanitzilVern.  die  zum  Vergleioii  herangezogen  wenlt  ii  niül'sten, 
wenn  man  wirklich  Schlüsse  aus  den  Unfallzahlcu  ziehen  wollte.  Uebcr 
die  Folgen  der  nicht  totlichen  Unfälle  liegen  nur  lodtenhafte  Angaben 
vor,  auf  die  hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann. 

Im  ganzen  sind  gemeldet: 

1890    1509  UnOaie 

1891    1920 

1892    2318  , 

1893    2425 

Am  meisten  war  dabei  vertreten  der  Schiffs-  und  Wagenbau  (mit 
463  bezw.  623  bezw.  649  bezw.  641  Unfällen  K  die  Herstellung  von 

Dampf-  und  anderen  Werkzeugen  (mit  331  ~  398  544  -  538  Un- 
fällen), die  Baubetriebe  nnit  75  —  181  —  287  —  363  Unfällen),  die 
I»fahrungs- und  Genuf>inittel-lndustrie  imit  174  222  —  227  -  250  Un- 
fiiüeni.  die  Tc.xtil-lndustric  (mit  105  97  124  -  113  rnlällen».  die 
Metallverarbeitung  (mit  112  112  114—  139  Unlallcn),  und  die 
Holzindustrie  (mit  79  —  76  —  92  —  101  UnfiUlen). 

Ein  sehr  starker  Bruchteil  der  UnßUle  wurde  veranlafst  durch  Fallen 
von  Treppen.  Leitern  etc.  und  durch  herabfallende  Gegenstände, 
nämlich: 

1Ö90    ....    552  =  36,0  pCt.  der  Gesamtzahl 

1891    758  =s  39,5    ,      ,  , 

1892  ....  =^   41.3     „       ,  , 

1893  ....    971  ^  40,0     ,       ,.  , 

Auch  der  Fuhrbetrieb  veranlafstc  viele  Unfälle: 

1890  .    .    .    .  113  —  7,5  pCt.   der  Gcsamlzalil 

1891  ....  135  =  7,0    ,  , 

1892  ....  175  r=  7,5  , 

1893  ....  195  ^  8,0  „ 

Unter  den  verletzten  Körperteilen  >piclen  Hand  und  .Arme,  Finger 

und  1- ufsc  die  llaupirolle.    E.s  wurden  gezahlt  an  Vci letzungen 

der  Hände  und  Arme  der  Finger  der  Fftfse 

laoo    ...             302                      293  191 

1891  .    .    .             364                     375  254 

1892  ...             506                      484  301 

1893  ...             459                     509  294 

Die  Zahl  der  Todesfälle  war  41  bezw.  54  bezw.  64  bezw.  64 
Weibliche  Personen  wurden  nur  weniji  verletzt  (33  bezw.  23  bezw. 
55  bezw.  38),  und  unter  den  männlichen  Verletzten  sind  naturgemäfs 
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die  Altersklassen  20—40  und  40—60  Jahre  am  stärksten  vertreten. 
Dflmlich  die  Altersklasse  von 

20—40  Jahren  40—60  Jahren 

1890  mit   ...    .  611  411  UnfiUlcn 

1891    841  527  . 

1892  ,     ....  1045  587 

1893  .....  1143  671 

Die  Verteilung  auf  Wochentage  bietet  nichts  bemerkenswertes.  Die 
Verteilung  auf  die  Tagesstunden  ist  nicht  voUstAndig  genug  durchge- 
führt, als  (1.1 1-  irgend  etwas  daraus  abgeleitet  werden  k«>nntc. 

Reiciit  das  Material  über  die  Unfälle  hiernach  auch  nicht  aus.  um 

(  inen  '^rnaiu-rcn  Hinblick  zu  ermöglichen,  so  ist  doch  die  Zahl  der  ge- 
meldeten Unfälle  gruls  genug,  um  die  unzulängliche  Regelung  der  Für- 
sorge tür  die  Verletzten  und  ihre  Hinterbliebenen  hervortreten  zu 
lassen. 

Eine  Versicherung  findet  sich  nadi  den  Berichten  nur  vereinzelt, 
und  auch  die  Zahl  der  eigenen  Kasseneinrichtungen  der  Beriebe  ist 
nur  gering.   Eine  Reihe  von  Arbeitgebern  erkennt  zwar  die  moralische 

Verpflichtung  an,  für  die  in  ihren  Betrieben  verletzten  Arbeiter  zu 
sorgen  und  zahlt  den  Lohn  ganz  oder  zu  einem  besiinunten  Bruchteil 
weiter;  aber  meist  geschieht  nichts  und,  wie  an(K  i>wo,  so  hat  >ich 
auch  hier  das  Prinzip  der  freiwilligen  Unfallfürsorge  nicht  als  aus- 
reichend erwiesen.  Bezeichnend  ist  es,  wenn  der  Inspektor  des  III.  Be- 
zirks einmal  i1891,  S.  331)  bemerkt,  dafs  viele  Arbeitgeber  sich  der 
Fürsorge  für  die  Verletzten  enthalten,  weil  ihnen  die  Last  zu  grofs  ist 
und  .weil  auch  ihre  Kollegen  es  nicht  thun."  Wenn  die  Holländer  die 
Statistik  ihrer  Fabi  ikinspektorcn  über  die  Untillle  aufmerksam  studieren 
wulltcn.  so  wiirden  sie  bald  zu  der  Ueberzeugung  kommen,  dals  uhne 
obligatorische  V'ersichcrung  eine  genügende  Fürsorge  nicht  zu  ermög- 
lichen ist. 

Ganz  ebenso  steht  es  mit  der  Fflrsorge  für  Kranke  und  Invalide. 
Die  Inspektoren  heben  gewissenhaft  alle  Ffllle  hervor,  in  denen  hier 

schon  eine  Fürsorge  stattfindet,  offenbar  in  der  Absicht,  auch  andere 

Arbeitgeber  zur  Nai  hahmung  zu  veranlassen.  Aber  das,  was  sie  darüber 
berichten  können,  i>t  im  ganzen  doch  höchst  winzig. 

Nicht  besser  steht  es  mit  der  eisten  IIültclei^tung  für  \'erunglückte; 
nur  ganz  wenige  Fabriken  haben  Verbandkästen  angeschatVt.  Auch  die 
Unfallverhütung  liegt  noch  sehr  im  Argen,  wenn  man  auch  den  bezüg- 
lichen Anordnungen  der  Inspektoren  meist  nachkommt.  Vielfach  wird 
erst  gewartet,  bis  ein  UnfiiU  eingetreten  ist,  und  im  ganzen  ver- 
schweigen die  Inspektoren  nicht,  dafs  hier  noch  sehr  viel  zu  thun  bleibt. 
Möglicher  \Vci>c  trügt  das  zu  Amsterdam  errichtete  Unfallverhütungs- 
museum, das  in  einem  von  der  Gemeinde  gestellten  Lokal  unter- 
gebracht i>t  (1893.  S.  3.3.3 — .334 1.  mit  zu  weiteren  Fortschritten  bei. 

Die  letzten  Bemerkungen  tuhren   uns  schon  auf  das  Gebiet  der 


Digitizcd  by  Google 


R.  van  der  Borght,  Die  niederlindische  Fabrikinspektion.  221 


Linrichtung  der  Fabriken.  Die  Berichte  enthalten  hierüber  zahlreiche 
Einzelheiten,  zum  Teil  recht  unerlVeuhcher  Art.  Wiederholt  und  ein- 
gehend wird  klargelegt,  dafs  oft  nicht  genügend  für  Ventilation  bezw. 
Oberhaupt  fiir  genügenden  Luftraum  in  den  Arbeitsrflumen  gesorgt  sei. 
Auch  die  Beleuchtungs-  und  Erwftrmungsverhältnisse  zeigen  manches 
Bedenkliche.  Für  den  Fall  eines  Brandes  ist  oft  nicht  ausreichend 
gesorgt:  es  fehlt  sowohl  an  Löschvorrichtungen  als  auch  an  geeigneten 
Ausgängen  (Treppen.  Notleitern,  nach  aufscn  schlagenden  Thoren  etc.) 
für  die  Arbeiter.  Insbesondere  wird  in  dieser  Hinsicht  über  einen  Ted 
der  Spinnereien  geklagt,  trotzdem  hier  die  Feuersgefahr  besonders 
grofs  ist. 

In  Bezug  auf  die  Ableitung  des  Staubes  und  schädlicher  Dflmpfe  ist 
auch  noch  nicht  viel  geschehen.  Die  Aborte  sind  zum  Teil  in  sehr 

unbefriedigender  Verfassung,  befinden  sich  sogar  bei  verschiedenen 
Anlagen  im  Arbeitslokal,  und  für  Trennung  der  Geschlechter  ist  di^bei 
oft  genug  nicht  Sorge  getragen. 

Auch  die  Reinhaltung  der  Arbeitslokale  giebt  zu  vielfachen  Au.s- 
stellungen  Anlafs. 

Nicht  minder  ist  in  Bezug  auf  das  Trinkwasser  zu  klagen.  Mufsten 
sich  doch  nicht  selten  die  Arbeiter  mit  Regenwasser  oder  unfiltriertem 
Flufs-  oder  Kanalwasser  begnügen  und  in  verschiedenen  Fflllen  ist 
die  vollständige  l'nhrauchbarkeit  des  Trinkwassers  festgestellt  worden. 

Selbstverständlich  handelt  es  sich  hier  nicht  um  allgemeine  Kr- 
schcinungen.  In  vielen  Betrieben  ist  auch  in  diesen  Dingen  nichts  zu 
beanstanden,  und  in  vielen  anderen  haben  die  Ernialmungen  der  In- 
spektoren schon  zu  wichtigen  Verbeneningen  geführt,  die  fireilich  bis- 
weilen  bei  den  Arbeitern  selbst  auf  Widerstand  stiefsen.  Der  Bericht 
des  Inspektors  ftlr  den  III.  Bezirk  fOr  1893  (S.  312)  fahrt  das  drastische 
Beispiel  an,  dass  die  Arbeiter  das  gute  Wasser  eines  neu  angelegten 
Brunnens  weniger  schmackhaft  fanden  als  das  bisher  getrunkene  Flufs- 
wasser,  da«;  von  einem  Arbeiter  als  „viel  fettiger"  Ijezeichnet  wurde. 
Bei  den  alteren  Anlagen  stehen  den  Verbesserungen  natutgemäfs  oft 
sehr  grofse  Schwierigkeiten  entgegen.  Aber  es  ist  den  fortgesetzten 
BemQhungen  der  Inspektoren  doch  gelungen,  die  Arbeitgeber  dahin  zu 
bringen,  dafs  sie  bei  Erwdterungs»  und  Neubauten  von  vornherein  auf 
gute  hygienische  Verhältnisse  Rücksicht  nehmen.  Im  HI.  Bezirk  sind 
sogar  vielfach  die  Bauplflnc  freiwillig  dem  Arbeitsinspektor  unterbreitet 
worden,  um  ihm  Gele^enlieit  zur  Geltendmachung  hygienischer  Anfor- 
derungen zu  schatlen  «189.3.  .S  308). 

In  Bezug  auf  eigentliche  W'ohllahrtseinrichtungen  ist  manches  — 
vorzugsweise  von  gröfseren  Fabriken  —  geschehen,  aber  noch  viel,  sehr 
viel  mufs  geschehen.  Die  Berichte  können  anerkennend  hervorheben, 
dafs  ein  Teil  der  Unternehmer  aus  freien  Stödten  an  Samstagen  die  Ar- 
beiter früh  er  zu  entlassen  pflegt.  Auch  die  Entlas^vmg  der  Frauen 
um  Vs12  ^^'^  Mittags  ist  freiwillig  bei  einigen  Betrieben  durchge- 
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fahrt  FOr  Fraaeo  und  Mlilchen  haben  manche  Arbeitgeber  besondere 
Abend-Vereinigungen  geschaffen,  denen  günstige  Erfolge  nachgesagt 
werden. 

Vereinzelt  finden  sich  zu  Nutz  und  Frommen  der  jugendlichen  Ar- 
bcit>kraltc  Fabrik>chulcn.  insbesondere  wird  auch  in  manchen  Fabriken 
lür  Zcichcnunt>.rricht  der  jungen  Arbeiter  gesorgt.  Hin  Teil  der  Arbeit- 
geber hiilt  dioclbcn  an,  sich  an  dem  Fortbildungsunterricht  zu  be- 
teiligen. Aber  auch  hier  handelt  es  sich  erst  um  einzelne  Ansäue. 
Jedenfalls  hat  ein  Teil  der  Arbeitgeber  —  und  zwar  allem  Anschein 
nach  der  grOfste  Teil  —  noch  kein  besonderes  Interesse  flDr  diesen 
Zweig  der  praktischen  Sozialpolitik. 

An  eii;f  iitlichen  F'achschulen  für  die  Arbeiter  fehlt  es  noch  in  er- 
heblichem Mafse,  und  mit  Recht  mahnt  der  Bericht  für  1891  (S.  238)  zu 
erhöhter  Thntigkeit  auf  diesem  (iebiet. 

Selten  nur  rinden  sich  besondere  Räumlichkeiten,  ui  welchen  die 
Arbeiter  wflhrend  der  Pause  sich  aufhalten  und  ihr  Mittagessen,  ihren 
Kaffee  etc.  verzehren  können.  Soweit  die  Berichte  auf  solche  Einrich- 
tungen Oberhaupt  zu  sprechen  kommen,  dreht  es  sich  um  ganz  ver- 
einzelte Fälle.  Allerdings  ist  es  nicht  immer  leicht,  solche  Räumlich- 
keiten ohne  imverhältnismäfsigcn  Aul'wand  zu  scliaflcn:  namentlich  bei 
alteren  Bctricbsanlagen  stehen  oft  selir  yrofsc  Schwierigkeiten  im  Wege, 
Auf  der  anderen  Seite  sind  die  Arbeiter  selbst  nicht  immer  solch-  n 
Veranstaltungen  günstig  gesinnt,  weil  sie  nicht  gern  mit  anderen  zu- 
sammen ihr  Essen  verzehren  wollen  (1890,  S.  233,  1891,  S.  249). 

Dagegen  scheinen  die  Arbeiter  sich  der  vereinzelt  geschaffenen 
Badeeinrichtungen  sehr  gern  zu  bedienen,  obwohl  gorade  hier  die  Ar- 
beitgeber vielfach  die  Meinung  hatten,  die  Arbeiter  wflrden  keinen 
Gebranch  davon  machen. 

Nach  dem  Bericht  für  1892  (S.  236  lY.)  hat  z.  B.  in  Enschede  eine 
Firma  am  1.  Juli  1892  eine  Schwimm-  und  Badeeinrichtung  zur  uncnt* 
geltlichcn  Benutzung  für  ihre  Arbeiter  im  Sommer  und  Winter  eröffnet» 
und  bis  Ende  1892  hatten  die  Arbeiter  schon  13327  mal  davon  Ge- 
brauch gemacht. 

Auch  dfer  Bericht  für  1893  (S.  334,335)  führt  ein  bemerkenswertes 
Beispiel  an.  Die  städtische  Gasfahrik  im  Haag  hat  eine  Badeeinrich- 
tung geschaffen,  die  im  Winter  und  Sommer  von  den  Arbeitern  (230  bis 
280 1  uneiitueitlich  benutzt  werden  kann.  Au»  Ii  Seife  und  Handtuch 
werden  uncntgcltlicii  gegeben.  Vom  7.  Juni  bis  31.  Dezember  1893 
wurde  17107  mal  davon  Gebraudi  gemacht  Ueberhaupt  stellt  der  Be> 
rieht  fest,  dafe  die  Arbeiter  diese  Einrichtungen  auch  anderswo  gern 
benutzen,  sofern  nur  die  Einrichtung  gut  ist  —  und  man  darf  wohl 
hinzusetzen,  den  Arbeitern  keine  Kosten  verursacht. 

Selbstverständlich  sind  nur  grofse  Betriebe  in  der  Lage,  sich 
eigene  Badeeinrichtungen  zu  leisten.   Gewifs  licfse  sich  aber  durch 
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gclIlcitl^anle  Tiiatigkcit  noch  manche^  auf  diesem  Gebiet  erreichen,  wo- 
bei freilich  der  Erwerbs/weck  zurücktreten  müsste. 

In  Bezug  auf  die  Wohnungs\  erhflltnisse  der  Arbeiter  herrschen  zum 
Teil  recht  unerfreuliche  Zustande.  Auch  fand  sich  mehrmals,  dafs  Ar- 
I'citer  in  der  Fabrik  übernachteten,  ohne  dafs  genügende  Vorkehrungen 
dafür  getroffen  waren.  Eigene  Arbciterwolinungcn  sind  nur  von  einigen 
jirüfsen  n  Fabriken  i  rrirhtct  worden:  doch  herr-rht  im  ganzen  auf 
diesem  (jtl)i(t  nm!i  wcing  I5ewtuunt:.  Einer  lebhafteren  Thätigkcit 
niufs  CS  cntgLgen^teilcn,  daf^  die  Aibeiter  nicht  uiimcr  bereit  waren, 
diese  Wohnungen  zu  benutzen.  (Vgl.  z.  B.  189t.  S.  136.)  Es  wieder- 
holt sich  eben  immer  wieder  die  Erfahrung,  dafs  ein  Teil  der  Arbeiter 
das,  was  an  Wohlfahrtscinrichtvmgen  geschaffen  ist.  nicht  wirklich  zu 
würdigen  wcifs  und  durch  seinen  Undank  dem  Arbeitgeber  weitere 
Mafsnahmen  erschwert.  Derartige  ungünstige  Erfahrungen  wirken, 
wenn  sie  auch  nur  vereinzelt  aufti  cten.  doch  auf  weitere  Kreise  zurück. 
Jeder,  der  praktische  Sozialpolitik  treibt,  mufs  von  vornherein  ent- 
schlossen und  im  Stande  sein»  viel  Geduld  zu  Oben  und  durch  ungünstige 
Erfahrungen  sich  nicht  abschrecken  zu  lassen:  das  ist  in  Holland  nicht 
anders  als  in  sonstigen  Industriebezirken. 

Arbeitsordnungen  scheint  ii  noch  sehr  wenig  Wurzel  gcfafst  zu 
haben.  AU  Ijeachteii^-werics  Beispiel  cim  r  solchen  Arbcitortluung  ist 
diejenige  der  niederländischen  S])iritus-  und  Oclfabrik  zu  Delft  im  Be- 
ricJit  für  1891,  ö.  326  ff.,  abgedruckt. 

Der  Frage  der  Lohnzahlung  an  Minderjährige  ist  man  nach  dem 
Bericht  fQr  1893  <S.  219  -220)  in  Enschede  nfiher  getreten.  Man  hatte 
hier  wie  in  anderen  Fabrikorten  empfunden,  dafs  die  mtnderjfihrigen 
Arbeiter  infolge  ihres  v{  rh;litnism^\fsig  hohen  Lohnes  verleitet  werden, 
sich   der  elterlichen  .\ul-ieht  /u  früii  zu  entziehen  und  sich  lledürfnissc 
anzuijL Wohnen,  die  spatei'  —  nai  h  der  Verheiratung       nicht  bc friedigt 
wcrtlen  können,  während  andererseits  eine  ausrciciiende  Fürsorge  der 
erwachsenen  Kinder  für  ihre  alten  Eltern  auf  diese  Weise  unmöglich 
wird.   In  Enschede  verliefsen  sogar  14jährige  Arbeiter  die  Wohnung 
der  Eltern,  und  ähnliche  Mifsstände  finden  sich  auch  anderswo.  Der 
Fabrikantenverein  zu  Enschede  hat  sich  bereit  erklärt,  hiergegen  vor- 
zugehen.   Der  zu-t.indige  .Arbcitsiuspektor  empfiehlt  als  Gegenmittel» 
dnfs  die  Arheit>vcrtr.ti:e   bis  zum   Abiaul"  eines   be-tiinniten  Lebens- 
jahres mit  den  Eltern  bezw.  Vormündern  vereinbart  werden  und  daf> 
gleichzeitig  die  Auszahlung  des  Lohnes  an  die  Eltern  bezw.  den  Vor- 
mund vorgesehen  wird.   Eine  Firma  in  Hengelo  hat  seit  1883  die  Ein- 
richtung getroffen,  dafs  den  MinderjAhrigen,  die  nicht  fQr  Anverwandte 
2U  sorgen  haben,  der  über  5  Gulden  wtvhentlirh  hinausgehende  Lohn- 
betrag nur  zu  40  pCt  ausgezahlt  wird,  während  60  pCt.  für  den  betr. 
Arbeiter  aufgespart  werden.    Der  Arbeitsirispektor  des  II.  Bezirks,  der 
bicrilbcr  berichtet,  halt  die  Verallgemeinerung  dieses  Verfahrens  für 
wünschenswert. 
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D«r  Inspektor  des  ersten  Bezirks  kommt  in  den  Bmchten  für  1890 
(S.  106).  1891  (S.  144^146)  und  1893  (S.  146)  auf  die  Ladengeschafte 
Z11  sprechen,  die  von  den  Arbeitgebern  bezw.  von  ihnen  nahestehenden 

Personen  betrieben  werden.  Im  Bciicht  für  18^0  wird  hervorge- 
hoben, dafs  solche  Laden  mit  Ausübung  eines  Zwanges  au!  die  Ar- 
beiter, dort  ihren  Bedarf  zu  decken,  mehr  und  mehr  verschwunden. 

1891  geht  der  Inspektor  dann  des  näheren  auf  die  Sache  ein  mit  sehr 
beachtenswerten  AusfOhrungen.  Er  stdlt  fest,  dafs  ziemlich  ansehn- 
liehe  Gemeinden  mit  viel  Hausindustrie  bestehen,  wo  fast  jeder  Arbeit- 
geber auch  zugleich  ein  Ladengesctiäft  betreibt;  die  Arbeiter  kommen 
naturgemäfs  in  der  Kegel  auch  in  den  Laden. 

Auch  \i(lc  gröfserc  Fabrikanten  halten  solche  Läden  entweder 
sell)st  oder  durch  Vermittluni:  «-iiies  AuLre-^tclltcn  oder  cinc^  \'crwaiidt«  p,. 
Kin  „leiser  Zwang"  zur  lieuutzung  der  Laden  ist  dann  leicht  mög- 
lich, wahrend  der  Arbeiter  nur  schlecht  in  Bezug  auf  Preise,  Besdiafien- 
heit  und  Gewicht  der  Waren  irgend  welche  Ausstellungen  machen 
kann.  Es  kommt  auch  vor,  dafs  die  Löhne  nicht  in  Geld,  sondern  zum 
grofsen  Teil  in  Bons  für  allerlei  Waren  be/a!i!t  werden,  die  dann  von 
einem  bestimmten  Laden  zu  beziehen  siiui  Daraus  entwickelt  sich 
leicht  eine  schädliche  Borswirlschatt,  und  mauclier  Milsbrauch  schlei«  ht 
sich  ein.  wie  der  Inspektor  des  näheren  darlegt.  Auch  in  dem  Bericiu 
für  1893  wird  auf  diese  Gefahr  hingewiesen,  gleichzeitig  aber  auch 
konstatiert,  dafs  mehrere  derartige  Ladengeschäfte  inzwischen  einge- 
gangen sind,  und  dafs  in  anderen  Falten  Vorkehrungen  gegen  etwaige 
Mifsbr&ttche  getroffen  worden  waren.  Immeiiiin  liegt  in  soldien  Elin- 
richtungen,  auch  wenn  sie  an  sich  gut  gemeint  sind,  leicht  ein  Anlafs 
zur  Unzufriedenheit,  weil  beim  Eintreten  eines  auch  nur  mittelbaren 
Zwangs  die  Arbeiter  sich  nur  zu  oft  übei-vorteilt  glauben,  und  nicht 
immer  mit  Unrecht. 

GrOfsere  Arbeitseinstellungen  kamen  in  den  Berichtsjahren  nicht 
vor.  Die  Mitteilungen,  die  der  Inspektor  des  ersten  Bezirks  in  den  Be- 
richten für  1891  (S.  4),  1892  (S.  14)  und  1893  (S.  14)  darOber  macht. 
zei;;en  nur  vereinzelte  lokal  besrlirnnktc  Bewegungen,  von  denen 

1892  zwei  und  1893  eine  einen  bedroh liclien  Charakter  annahmen.  In- 
des wurde  in  allen  F.dlen  bald  die  Sache  /u  Hude  gebracht.  I  )er  In- 
spektor nimmt  aus  den  gemachten  Beobachtungen  Anlafs  zu  betonen 
(1892,  S.  16 — 17),  dafs  es  wünschenswert  sei,  wenn  die  Arbeiter  häuriger 
Gelegenheit  zu  persönlicher  Aussprache  mit  dem  Arbeitgeber  haben. 
Wo  das  der  Fall  sei,  bestehe  auch  ein  gutes  Verhältnis  zwischen  beiden 
Teilen.  In  grofsen  Betrieben  bleiben  sich  freilich  Unternehmer  und 
Arbeiter  fremd.  Hier  müsse  man  ftlr  gute  Meister  und  Vor- 
arbeiter') sorgen  und  insbesondere  dann,  wenn  diese  den  Arbeitern 
selbst  entnommen  werden,  darüber  wachen,  dafs  sie  keinen  allzu 


«Meesterknechts",  eig;eDtIich  entsprechend  dem  deutschen  „Altgeselle". 
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herrischen  Ton  gegen  ihre  früheren  Kameraden  anschlagen.  Diese 
Personen  sollten  mehr  als  wirkliche  Vertranensmftnner  zwischen  Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer  vermitteln. 

Die  vorgebrachten  Einzt-llieiten  dürrteii  genügen,  über  den  hihalt 
der  Berichte  einen  allgemeinen  Ueberbhck  /u  geben  und  zum  genaueren 
Studium  der  vorliegenden  Jahrgänge  anzuregen.  Man  wird  dabei 
manches  Interessante  finden,  namentlich  auch  in  den  näheren  Dar- 
legungen aber  Veranlassung  und  Hergang  d«r  UnflUle. 

Im  ganzen  gewinnt  man  den  Eindruck,  dafs  die  Inspektoren  mit 
Eifer  und  Gt-schick  sich  ihrer  Aufgabe  widmen  und  die  vielfachen 
Scinvierigkeitcn.  die  bei  Neueinrichtung  einer  r,cwcrbt'iiispektion  natur- 
gcm.ils  erwachsen,  in  der  Hauptsache  zu  überwinden  ver;r;tehen.  Man 
fQhlt  aber  auch,  dafs  für  drei  Inspektoren  ohne  technisch  geschulte 
HQlfskrftfte  das  Arbeitsgebiet  zu  grofs  ist.  Namentlich  die  Anregung 
zu  Unfallverhatungsmafsregein,  zu  hygienischen  Verbesserungen  und 
dergleichen  mehr  kann  auf  diese  Weise  nicht  in  dem  wünschenswerten 
Umfang  erfolgen.  Ueberdies  ist  bei  der  bestehenden  Organisation  den 
Wirtlichen  bezw.  Polizei-Behörden  ein  so  erheblicher  Teil  der  Aufsicht 
übertragen,  dafs  sich  leicht  Mils^tSnde  entwickeln  krnincn.  Die  Arbeit- 
geber werden  es  in  Holland  vermutlich  ebenso  wie  in  anderen  Ländern 
auf  die  Dauer  vorziehen,  mit  technisch  durchgebildeten  Männern  anstatt 
mit  Polizeibeamten  die  Einzelheiten  ihres  Betriebes  zu  bespredien  und 
sie  werden  auch  von  solchen  Aufsichtsbeamten  mehr  brauchbare  An> 
regungen  erhalten  können. 

Das  letztere  scheint  durchaus  wünschenswert  zu  sein.  Soweit  man 
sii  h  aus  den  Berichten  ein  Urteil  bilden  kann,  sind  die  holländischen 
Arbeitgeber  im  allgi  iiu  inen  der  praktischen  Ausbildung  eine-  ver- 
nünftigen Arbeiterschutzes  nicht  abgeneigt;  aber  die  holländische  Ge- 
wcrbethatigkeit  ist  zu  lange  ohne  fachmännische  Aufsicht  gewesen, 
als  dafs  nicht  häufige  Anregungen  nOtig  sein  sollten«  um  sie  zu 
praktischen  Verbesserungen  zu  veranlassen.  Ohne  alle  FVage  bedeutet 
die  Einfahrung  der  Gewerbetnspektion  einen  wesentlichen  Fortschritt, 
der  freilich  lange  genug  auf  sich  hat  warten  lassen:  aber  es  ist  auch 
noch  auf  vielen  Gebieten  eine  weitere  Kntwicklung  notig  Manche  Gruppe 
von  zweckmäf-igen  Verbesserungen  steckt  noch  in  den  ersten  Anlängen. 

Mit  der  Neuheit  der  Sache  und  der  Beschränktheit  des  technischen 
Aufsichtspersonals  hängt  es  jedenfalls  zum  Teil  zusammen,  dafs  ge- 
wisse Gebiete,  Ober  die  eine  Aufklärung  erwünscht  wäre,  in  den  Be- 
richten entweder  gar  nicht  oder  nur  unzulänglich  berührt  werden  So 
ist  insbesondere  die  allgemeine  Lage  der  Arbeiter  und  ihre  Beein- 
flussung durch  die  allgemeinen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nicht  bc- 
rOcksichtigt.  Nur  einige  dürftige  Notizen  Uber  die  Löhne  finden  sich. 
Auch  fehlt  es  —  wie  schon  erwähnt  an  genügenden  allgemeinen 
arbeits-stattatisdien  Daten;  sie  sind  auf  die  Dauer  unmtbebrlich,  wenn 
4iie  unfallstatistischen  Erhebungen  wirklich  verwertet  werden  sollen. 
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Die  Unfallstatistik  selbst  bedarf  noch  einer  Krgänzung  nach  verschie- 
denen Richtungen.  Die  Tagesstunden,  in  denen  die  Unfälle  eintraten,  müssen 
weniger  summarisch  behandelt  werden;  die  Ursachen  der  Unfälle  (Leicht- 
sinn, Unerfahrcnheit,  Fehlen  von  Schutzvorrichtungen,  verbotwidrigesHan* 
dein  etc.)  mflssen  tabellarisch  verarbeitet  werden.  Die  Folgen  der  In- 
validitätsfhlle  sind  nnitassender  zu  berQcksichtigen  etc.  So  lange  eine 
gesetzliche  Regelung  der  Unfallversicherung  nicht  besteht,  mufs  eben 
die  Fabrikinspektion  dicjcniu;Ln  Materialien  besihaffcn.  welche  zur  Klar- 
stellung der  Verhältnisse  e  rforderlich  sind.  Dabei  sollte  auch  hkIu 
unierla:5sen  werden,  zu  einiiiteln.  ob  und  in  welchem  Mafse  die  Unfälle 
ZU  gerichtlichen  Streitigkeiten  Anlafs  geben.  Uebeihaupt  mQfsten 
etwaige  Streitigkeiten  zwbchen  Arbei^ebern  und  Arbeitnehmern  in 
den  Berichten  eine  eingehende  Bearbeitung  erfahren. 

Mit  ein«  ni  Wort,  e^  sind  hier  noch  wichtige  Aufgaben  zu  Ifeeil. 
Das  wurde  freilich  eine  Zerlegung  dei-  In-pektionsbezirkc  in  kleinere, 
von  technisth  gebildeten  Beamten  zu  revidierende  Unterbezirke 
nötig  machen,  über  die  von  den  Arbeitsinspektoren  die  Oberaufsicht 
zu  fahren  wAre.  Der  Wortlaut  des  Gesetzes  vom  5.  Mai  1889  steht 
einem  .derartigen  Ausbau  der  Gewerbeinspektion  nicht  entgegen  und 
das  Interesse  der  Arbei^eber  noch  weniger.  Einsichtige  gerechte  und 
humane  Arbeitgeber  mfissen  vielmehr  hier  wie  überall  eine  intensivere, 
aber  sachverständige  und  einheitlich  geleitete  Beaufsichtigung  der  Be> 
triebsstatten  geradezu  wünschen. 
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Die  Arbeitslosenversicherung  in  der  Schweiz. 

Von 

Dr.  E.  hofmann, 
Pfarrer  in  Stettfart»  Kanton  Thurgan. 

Es  ist  wohl  kein  blofser  Zulall,  dals  in  der  Schweiz  die  Stadt  Bern 
die  Arbeitslosenversicherung  zuerst  in  die  Hand  genommen  hat;  denn 
wahrend  in  den  meisten  schweizerischen  Städten,  in  welchen  die  Ar- 
beitslosigkeit als  chronische  Massenorsdidnung  zu  Tage  tritt,  der  Zu- 
sammenhang der  Arbeiterversicherung  mit  der  Armenpflege  und  ihren 
finanziellen  Lasten  wenifjcr  empfunden  wird,  weil  der  arme  Arbeiter 
viflfach  in  einer  anderen  Gemeinde  oder  gar  in  einem  anderen  Kanton 
unter>tLitzungsberechtigt  ist,  als  wo  er  seine  Kräfte  verbrauchi.  mufste 
in  Bern  die  Arbeiterversichcrung  schon  aus  dem  Grunde  unter  den  Ge- 
sichtspunkt der  vorbeugenden  Armenpflege  fallen,  weil  der  Kanton 
Bern  die  Öffentliche  Armenpflege  auf  Grund  des  Territorialprinzips 
reguliert.  Es  war  hier  somit  die  Grundlage  filr  ein  Eingreifen  der  Ge- 
meindeverwaltungen von  vornherein  gegeben,  indem  die  hauptsach- 
lichsten Hedenken.  welche  sich  dem  Projekte  der  Arbeitslosenversiche- 
rung in  der  Schweiz  entgegeiizustt  ilcn  pflegten,  auf  ein  Minimum  redu- 
ziert werden  konnten.  Durfte  man  ja  ganz  sicher  sein,  durch  die  Ein- 
fahrung  dieses  Versicherungszweiges  weder  andere  Gemeinden  von 
ihren  gesetzlichen  Pflichten  zu  entlasten,  noch  den  Zustrom  »aus- 
wflrtiger*  Arbeitskräfte  zu  befördern,  lieber  das  schwerwiegende  Be- 
denken des  Fehlens  ähnlicher  Einrichtungen  in  der  Schweiz  und  der 
Lückenhafti<rkeit  der  Arbeitsstatistik  mochten  die  gerade  in  Bern  mit 
konstanter  Hartnäckigkeit  auftretende  Arbeitslosigkeit  sowie  die  bezüg- 
lichen Wünsche  der  Arbeiterschaft  hinwegjicholfen  haben. 

Bereits  hatte  diese  Arbeitslosigkeit  zu  näheren  Untersuchungen 
aber  Zahl  Beruft  Familienverhältnisse  etc.  der  Arbeitslosen  sowie  zur 
Bildung  eines  Komitees  .zur  Unterstatzung  der  Arbeitslosen*,  wdches 
sich  dann  im  Sommer  1892  zu  einer  Arbeitslosenkommission  erweiterte, 
Anlafe  gegeben,  wAhrend  der  Handlangerbund  Bern  und  Umgebung 

15» 


Digitized  by  Google 


228 


Miszellen. 


den  Zweck  verfolgte,  durch  Gründung  einer  Sparkasse  und  einer  Ar- 
beitslosenkasae  gegen  die  Arbeitslosigkeit  und  ihre  Folgen  anzukämpfen. 
Diesen  Bestrebungen  suchte  die  Arbeitslosenkonunission  dadurch  ent- 
gegenzukommen, dafs  sie  dem  Stadtrat  den  Antrag  unterbreitete,  an 

Arbeiterorganisationen,  welche  die  Untcrstfltsung  ihrer  arbeitslosen  Mit- 
glieder bezwecken,  jährlich  die  ILlll'tc  der  ausgerichteten  Unterstützungen 
bis  auf  den  Gesamthetrng  von  5000  Frcs.  nach  fe^itzusetzcnden  regle- 
mcntarisclien  Bestimmungen  aus  der  Gemcindckassc  zurückzuvergüten. 
Allein  die  Behörden  fürchteten  zunächst  Konflikte  zwischen  ihren  Ver> 
tretem  und  denjenigen  der  Arbeiterunion,  und  dann  erschien  es  unbillig, 
die  durch  den  Gemeindebeitrag  zu  leistende  Hülfe  auf  die  Mitglieder 
eines  einzelnen  Verbandes  zu  beschranken,  weshalb  beschlossen  wurde. 
CS  solle  die  Gemeinde  die  Errichtung  einer  Arbeitslosenkasse  selber  in 
die  Hand  nehmen. 

Mit  dem  1.  A[)i  il  1893  trat  „die  Vcrsiciiermigskasse  gegen  Arbeits- 
losigkeit" ins  Leben,  um  schon  im  ersten  Jahre  sowohl  ihre  unumgäng- 
liche Notwendigkeit  als  auch  ihre  organischen  Fehler  deutlich  zu  zeigen. 
Die  Notwendigkeit  dieses  Instituts  zeigt  sidi  wohl  darin  am  deutlidisten. 
dafs  von  den  354  Mitgliedern  der  Kasse  im  ganzen  216  sich  als  arbeitslos 
anmelden  mufsten.  wovon  165  mit  6835.75  Frcs.  unterstfltzt  wurden, 
während  50  Mitgliede  r  zeitweise  wieder  Beschäftigung  erhielten  I)ic 
dieser  Institution  aniialtenden  Felder  aber  dürften  am  sichersten  durch 
die  geringe  Teilnahme  der  Arbeiterschaft  belegt  werden ,  welche  nicht 
nur  durch  die  Beschränkung  des  freien  Selbstbestimmungsrechts  der 
Versicherten  in  der  Organisation  der  Versicherungskasse  herbeigdüttirt 
wurde,  sondern  wohl  hauptsächlich  der  £rk«mtni8  zu  danken  ist,  dals 
es  sich  hierbei  weniger  um  eine  eigentliche  Versicherung  g^en  Arbeits- 
losigkeit, als  um  Arbeitslosenunterstützung  mit  Sparzwang  für  den 
Arbeiter  handelt. 

In  Stadt  und  Kanton  St.  Gallen  hatte  neben  der  sich  jeden  Winter 
bemerkbar  machenden  Arbeitslosigkeit  die  furchtbare  Ivrisis  der  buckerei, 
welche  im  Winter  1891/92  in  Form  dnes  schweren»  weit  verbreiteteB 
Notstandes  ihren  Höhepunkt  erreichte,  für  den  Gedanken  der  Arbeits- 
losenversicherung den  richtigen  Nährboden  geschaffen.  Das  zeigte  sich 
sowohl  in  der  Art  und  \\'Li-c.  in  welcher  die  Arbeiterschaft  den  Ge- 
danken einer  obliiratorischen  Arbeitslosenversicherung  aufnahm,  als  auch 
in  der  ra>chen  regierungsrätlichen  Abwickelung  dieser  aut  dem  Wege 
einer  Motion  seitens  der  demokiatischeu  Fraktion  in  Flufs  gebrachten 
Angelegenheit  sowie  in  der  überraschend  groisen  Mehrheit,  mit  welcher 
der  Grofse  Rat  dem  ^Gesetz  betreffend  die  Versicherung  gegen  die 
Folgen  der  Arbeitslosigkeit*  seine  Zustimmung  gab.  Dieses  seit  dem 

*)  VersichcruQgskaase  gegen  Arbeitslosigkeit  in  Bern.  Bericht  von  Heim 
S.  Scherz,  Präsident  der  Verwakungskominiaauoa.  ZetUcbr.  f.  schweü.  Stili^tifc, 
Jahrguig  1894,  S.  305  ff. 
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24.  Juni  1894  in  Kimft  bestehend«  Gesetz  beBttnunt  Umltog  und 
Leistungen  der  Arbeitslosenversidierung,  giebt  den  Gemeinden  das 
Recht  dieselbe  fOr  sUe  Arbeiter*  deren  durchschnittlicher  Tagelohn 
5  Frcs.  nicht  übersteigt,  obligatorisch  zu  organisierwi  und  sichert  Staats- 

Leiträge  an  die  Auslagen  für  diesen  Versichcrungszweig.  Trotzdem 
\ermochtc  die  Furcht  vor  finanzieller  Belastung  einem  im  Rahmen  dieses 
Gesetzes  ausgearbeiteten  Statutenentwurf  für  die  Gemeinden  St.  Gallen, 
Tablat  und  Straubenzell  in  den  Vororten  der  Stadt  St.  Gallen  das  Genick 
zu  brechen,  so  dafs  sich  letztere  genötigt  sah,  diese  Frage  fOr  sich  aHein 
zu  losen.  Leider  kam  sie  Aber  der  Furcht  vor  ,,Ueberschwenimttng* 
mit  Arbeitslosen  nicht  zu  einem  Entschlufs  und  hat  der  Grofsc  Rat 
letzthin  bei  der  Budgetberatung  die  Streichung  des  von  der  Regierung 
viirficsehenen  Postens  für  Arbeitslosenversicherung  beschlossen.  Zur 
Stunde  scheint  man  wieder  auf  dem  früheren  Standpunkt  angelangt  zu 
sein,  wie  aus  den  Beratungen  einer  Versammlung  von  Delegierten  der 
Gemeinderite  von  St  Gallen,  Straubenzell  und  der  Arbdterunion 
St  Gallen  hervorgeht  welche  neuerdings  eine  Verständigung  aber  den 
Entwurf  einer  Arbeitslosenversicherung  in  St  Gallen  und  den  beiden 
erwähnten  Vororten  herbeiführte. 

In  Zürich  ist  man  trotz  der  grof'^t  ri  Zalil  von  Arbeitslosen  und  den 
bedeutenden  Summen,  welclie  deren  rntcr->tützung  in  den  dici  letzten 
Wintern  erfi>rderten.  über  die  Vorarbeiten  zur  Arbeitslosenversicherung 
noch  nicht  hinausgekommen.  Glücklicherweise  steht  dem  Stadtrat  bei 
Erfilllung  der  Au%abe,  die  er  am  5.  Dezember  zugewiesen  er« 
halten  hat,  „eine  Vorlage  betreffend  die  Versicherung  gegen  Ar- 
beitslosigkeit auf  r.rund  der  obligatorischen  Versidierung  aufzu- 
stellen."  rin  Ilülfsmittel  zu  Gebote,  um  das  ihn  andere,  an  ähnlicher 
Arbeit  sicli  betindende  I^chördcn  beneiden  könnten.  Das  srh wcizcrische 
.Arheitersckretariat  hat  nanilich  durch  August  Merck*)  eine  Schrift  ge- 
liefert, welche  die  Statistik  der  Arbeitslosigkeit  in  Zürich  während  der 
bdden  verflossenen  Jahre  mit  gröfstmöglichster  Pdnktiichkeit  prak- 
tischem Geschick  und  klarem  Blick  lebensvoll  beleuchtet 

Der  Kanton  Baselstadt  ist  ZOrich  in  der  Frage  der  Arbeitslosen- 
versicherung noch  ein  gut  Stück  vorausgekommen.  Denn  der  Gesetz- 
entwurf, welchen  d(»rt  der  Regierungsrat  am  8  November  1894  drm 
Grofsen  Rat  vorgelegt  hat,-)  bedeutet  unstreitbar  eine  wesentliche  Ver- 
tiefung und  Bereicherung  der  Frage  der  Arbeitslosenversicherung, 
während  das  demselben  beigegebene  Gutachten^)  eine  grofsc  Anzahl 

1)  Die  Arbeitalosigkeit  in  ZQridi  in  den  Wintern  von  1892/93  und  1893/94 
and  VerBttcfa  einer  Arbeitslosen-Statistik.  Zeitscbr.  f.  Schweis.  Statistik,  Jahr- 
gang  1894,  S.  3 14  ff. 

^  Ratschlag  und  Gesetzentwurf  betreffend  die  Versicherung  gegen  Art>eits- 
losigkeit. 

^)  Die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen  Arbeitsiosigkeil   iiii  Kanton  Bascl- 
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praktisdier  und  theoretischer  Bedenken  und  Schwitfi^iten  ^Ocklich 
zu  lösen  wetfs.  Weshalb  eine  Darlegung  der  Prinzipien  der  Arbeits« 
losenversichening,  wie  sie  gegenwärtig  in  der  Schweiz  zur  Gesta]tiBi§( 
zu  komtTicn  suchen,  am  besten  an  der  Hand  dieses  Entwurfes  ge- 
schehen kann. 

L  Umfang  der  Versicherung. 

Die  Erfahrungen  der  Versicherungskasse  gegen  Arbeitslosigkeit  in 
Bern,  der  eigentlich  nur  die  Aermsten  der  Armen,  denen  das  Damokles- 
schwert der  Arbeitslosigkeit  im  Sommer  fast  wie  im  Winter  über  dem 
Haupte  schwebt,  beitraten  und  das  nur  durch  ungenügende  Beteiligung 
der  Arbeiter  herbeigeführte  Scheitern  des  Projekts  einer  Arbeitslosen- 
versicherung in  der  Stickereiindustrie,*)  sowie  die  Erwfigung,  dafs  ein 
Arbeitgeber,  der  einen  Teil  seiner  Arbeiter  entlassen  mufe,  gerade  die 
Versicherten,  welche  er  vor  Not  gcschQtxt  weifs,  entlassen  konnte,  ver* 
anlafsten,  die  Versicherung  für  einzelne  Klassen  obligatorisch  zu  er- 
klären. 

Das  n.isler  Gesetz  sieht  die  Versicherung  der  ständig  an- 
sässigen l  abnk-.  Hau-  und  Erdarbeiter  voraus,  die  weniger  ah 
2000  Frcs.  Jalucäeinkommen  haben,  während  das  eru'ähnte  St.  Gailer 
Statut  die  Versicherung  auf  alle  schweizerischen  Lohnarbeiter  ausdehnt, 
deren  Tagelohn  5  Frcs.  nicht  Obersteigt  Ausgeschlossen  sind  an  beiden 
Orten  Lehrlinge  und  Volontärs  mit  kaum  nennenswertem  Arbeits* 
\rrdienst,  wozu  in  St.  Gallen  noch  die  minderjflhiigen  Arbeiter  mit 
2  Frcs.  Tagelohn  hinzukoniinen  sollen. 

Ferner  werden  in  Bas*  1  die  nicht  ständig  im  Kanton>,£icbict  An- 
sässigen und  in  St.  Gallen  die  Auslander  vom  Versichcrungszwangc 
befreit  Wfihrend  In  Bern  nur  ansAssigc  Arbeiter  oder  Aufenthalter 
schweizerischer  Herkunft  der  Versicherungskasse  beitreten  können 
und  das  St  Galler  Statut  den  Eintritt  von  Ausländem  an  die  Bedin- 
gung längeren  Aufenthalts  in  einer  der  drei  Gemeinden  knüpft,  welcher 
für  Verheiratete  auf  '/a  jähr  und  für  Ledige  auf  Jahr  festgesetzt 
wird,  macht  Hasel  mit  Heziig  auf  die  Nationalität  keinen  Unterschied  — 
was  Wühl  die  einzig  richtige  Losung  sein  dürfte. 

n.  Leistungen  der  Versicherung. 

Hier  handelt  es  sich  vor  allem  darum,  den  vielumstrittenen  Begriff 

der  unverschuldeten  Arbeitslosigkeit  scharf  zu  umschreiben,  um  das 
Anrecht  auf  UnterstOtzung  genau  definieren  zu  können;  denn  Ereignisse. 

Stadt.  Von  Dr.  Georg  Adler,  a.  o.  Professor.  Basel.  Verlag  von  Dr.  H.  Müller, 
1895. 

^)  \'crgl.  hierzu  .Die  Veisicherang  gegen  Aibdtslosigkeit  auf  iadnstridlem 
Gebiete".  Von  Richard  Lenz.  Schweis.  Blitter  fOr  Wirtachafts-  und  Social- 
Politik,  II.  Jahrg.,  I.  Bd.,  S.  278. 
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die  der  Versicherte  voraussehen  konnte  oder  absichtlich  herbeigefQhrt 
hat,  fallen,  als  nicht  zufäüig,  so  wie  so  nicht  in  den  Bereich  der  Ver- 
sicherung.M  Die  Auss(.  luiciung  srhwcren  Ver!=chuldcns  und  absichtliclier 
Handlungen,  die  bei  den  meisten  \'cr>icluTungsz\veigcn  zu  Schwierig- 
keiten führt,  gestaltet  sich  aber  bei  der  Ai beithlosenversicherung  be- 
sonders schwierig,  und  man  merkt  den  Bestimnrangen  an  dieser  Stelle 
an.  dafs  den  Kassen  von  dieser  Seite  Gefahr  droht. 

Als  selbstverschuldet  gilt  die  Arbeitslosigkeit  infolge  «von  Faolhmt 
Liederlichkeit.  Unverträglichkeit,-  Ungehorsam  u,  dergL,*  wie  es  mit  be- 
zeichnender Unabgeschlossenheit  der  Reihe  der  Verwirkungsgrflndc  in 
<j  10  des  Berner  Reglements  heifst.  oder  nls  Folgt;  eines  Verhaltens  des 
X'ersicherten.  das  nach  den  Bestimmungen  des  Obligationenrechts  und 
des  Fabrikgesetzes  zur  sofortigen  Entlassung  berechtigt,  wie  sich  das 
Basler  Gesetz  ausdrtickt.  Ebenso  gilt  die  Arbeitslosigkeit  infolge  von 
Lohnstreitigkeiten  und  fireiwilligen  Austritts  als  selbstverschuldet  Wie 
oft  wird  der  Arbeitgeber  Selbstvcrschulden  seitens  des  Arbeiters  be- 
haupten, wahrend  dieser  das  Gegenteil  zu  beweisen  sucht,  wie  oft 
werden  beide  das  Selbstvcrschulden  verschweigen!  (^b  aus  diesen  und 
ähnlichen  Erwägungen  die  übertrieben  strenge  Bestimmung,  dafs,  ent- 
gegen den  allgemein  gültigen  Sätzen  des  Versicherungsrechtes,  auch  bei 
leichtem  Verschulden  des  Arbeiters  jeder  Anspruch  verwirkt  wird,  sich 
genQgend  rechtfertigt,  wird  die  Zukunft  lehren. 

Nicht  minder  schwierig  ist  die  Umschreibung  der  Gefahr.  Wird 
ja  d:  r  PflichtLiikreis  der  N'ersicherung  wesentlich  eingeengt  durch  die 
Vc  r|)tlichtung  de«-  Arbeitslosen,  angebotene  Arbeit  anzunehmen,  wie 
dies  in  Hern  der  Fall  ist.  wo  die  Ver^valtung  der  Versicherinigsk,i>sc 
bei  eingetretener  Arbeitslosigkeit  in  Verbindung  mit  dem  Bureau  für 
Arbeitsnachweis  den  Arbeitslosen  Arbeit  zu  verschaffen  sucht,  die 
diese  »ohne  genflgenden  Grund*  nicht  ablehnen  dürfen.  Hier  scheint 
also  die  Verpflichtung  zu  bestehen,  die  angebotene  Arbeit  auch  dann 
anzunehmen,  wenn  diese  eine  andere  Bethätigung  als  die  des  früheren 
Berufs  erfordert,  schlecht  gelöhnt  ist,  die  Cfesundheit  bedroht,  oder  die 
Standesehre  verletzt.  Trotz  dieser  Mr>glichkeit  sind  dieser  Versiche- 
rungskasse gröfsere  Schwierigkeiten  blols  deshalb  nicht  entstanden,  weil 
ausgebildete  Arbeiter  sich  im  grofsen  und  ganzen  von  derselben  fern- 
hielten. Denn  entweder  sind  die  Leistungen  der  Versicherungskasse 
nur  als  Entgelt  far  geleistete  Prämien  zu  betrvchten  —  dann  kann  es 
liich  bei  eingetretener  Arbeitslosigkeit  blofs  um  Anweisung  passender 
Arbeit  handeln,  oder  aber  die  zu  beziehenden  Beträge  sind  ein  Almosen. 
ZU  dem  der  Arbeiter  einen  Be  itrag  zu  leisti  n  hatte. 

.Aus  diesen  und  ähnlichen  (jründen  ist  die  Verpflichtung,  Arbeit 
anzumehmen,  im  Entwurf  von  Basel  und  von  St.  Gallen  wesentlich 
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eingeengt  worden  und  handelt  es  sich  in  beiden  Ffillra  btofs  nodi  um 

passende  Arbeit,  welche  für  gelernte  Arbeiter  Bcthfltigung  in  demselben, 
für  halbgelernte  Arbeit  in  ähnlichem  Berufszweige  bedeutet,  wahrend 
nur  für  die  unau-<gel)ildeten  Arbeiter  von  Anweisung  jeder,  ihie  Kraite 
nicht  übersteigenden  Arbeit  die  Rede  ist.  Leider  fehlt  im  Basler  Entwurt 
noch  eine  Einschränkung  dieser  Pflicht,  Arbeit  anzunehmen,  die  sich  in 
dem  erwähnten  Statut  der  St  Galler  Gemeinden  findet,  nftmlich  die 
Bestimmung,  dais  die  angewiesene  Arbeit  su  den  orts-  und  saison- 
ablieben  Tagespreisen  bezahlt  werde.   Es  ist  das  eine  Bestimmung, 
über  deren  Berechtigung  man  wohl  keine  weitere  Worte  zu  verlieren 
braucht.   Ebenso  berechtigt  erscheint  die  Ausdehnung  des  Ausschlusses 
vom  Bezüge  der  Unterstützung  auf  alle  diejenigen  Versicherten.  weKhe 
infolge  Unfalls  oder  Krankheit  arbeitslos  geworden  sind,  sowie  der- 
jenigen, welche  der  Versicherungsanstalt  nicht  mindestens  6  Monate 
lang  angehört  haben  —  weshalb  diese  Bestimmungen  bei  sAmtUchen  in 

Rede  stehenden  Statuten  zu  finden  sind. 

Die  gk  iclu  U(  bercinstimmung  herrscht  mit  Bezug  auf  die  zeitliche 
Beschränkung  der  L«  istungen  der  Arbeitslosenversicherung.  licrn 
unterstützt  blofs  2  Monate  und  nur  un  Winter,  St.  Gallen  sielit  10 
Wochen  und  Basel  13  Wochen  Unterstützungspflicht  voraus.  Aller- 
dings ist  Geflihr  vorhanden,  dafs  derjenige  Teil,  welcher  diese  Grenr« 
Qberschreitet.  der  öffentlichen  Armenpflege  zur  Last  fUlt,  wie  FOrsprech 
A.  SchorrerV)  in  Zürich  ganz  richtig  bemerkt.  Aber  diese  Erwägung 
berechtigt  noch  lange  nicht  zu  dem  Schlufs,  dafs  eine  Arbeitslosen- 
versicherung, die  als  sozialpolitisches  l^nternehmcn  -einen  wirtschatt- 
liehen  Nutzen  bringen  soll,  ihre  Leistungen  zeitlich  nicht  beschränken 
darf. 

Mit  Bezug  auf  die  Höhe  der  zu  gewährenden  Arbeitslosenunter- 
stotzimg  glaubt  man  aus  finanziellen  und  sozialpolitischen  GrOnden  nur 

die  Leistung  des  Existenzminimums  in  Aussicht  stellen  zu  sollen,  ohne 
sich  jedoch  mit  der  Feststellung  dieses  Begriffs  irgend  welche  Mühe 
zu  p:el)«  ii.  So  leistet  die  Versicherungskasse  in  Bern  an  verheirathcti' 
.Mit;;in  der  1,5  Eres.  Taggcld  und  an  ledige  1  Erc.  und  ineinte  wohl 
damit  das  Existenzminimum  garantiert  zu  haben.  Der  in  dieser  Ansicht 
steckende  Irrtum  brauchte  ziemlich  lange,  bis  er  entdeckt  wurde. 
Wenigstens  hat  erst  die  am  8.  Mfirz  a.  c.  vom  Stadtrate  beschlossene 
Reorganisation  der  beiden  Anstalten  fflr  Arbeitsnachweis  und  Versiche- 
rung gegen  Arbeit:  I  i  i i;k<  :t  die  Erhöhung  des  Taggeldes  auf  2  Eres, 
für  Verheirate  ti'  und  aut  1  '  j  Eres,  für  Ledige  gezeitigt.  Der  „Hilfsverein 
für  die  ArbeitLisch.iH  der  schweizerischen  Stickereiindustrie"  stellte 
seinen  Mitgliedern  lür  jeden  Werktag  der  Arbeitslosigkeit  2  Eres.  bczw. 
1  Frc,  soweit  F&dlerinnen  inbetracht  fallen,  in  Aussicht.  Das  St  Galler 
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Statut  stuft  die  Leistungen  einfach  nach  der  Höhe  der  geleisteten 
Prämien  ab  und  verspricht  tflgUch  1,80.  2,10  und  2,40  Frcs.,  wahrend 
in  Basel  das  Taggeld  sowohl  nach  dem  Familienstand  des  Arbeitslosen 

als  auch  nach  «meinem  üblichen  Wohenverdienste  bemessen  wird,  wobei 
in  den  3  Lohnklasst  n  da«^  an  die  ledigen  Mitglieder  ausbezahlte  Mini- 
mum 80,  90  Rp.  und  I  i-Vc.  pro  Tag  beträgt,  wäiwcnd  das  Maximuni, 
welches  an  Verheiratete  mit  mehr  als  einem  Kinde  unter  14  Jahren 
entrichtet  wird.  1,2,  1.7  und  2  Frcs  ausmacht. 

Angesichts  solcher  Leistungen  4connte  der  Einwand  nicht  aus- 
bleiben, dafs  diese  Betrage  zu  niedrig  seien.  Welcher  Einwand  auch 
völlig  stichhaltig  ist.  trotzdem  er  in  Basel  von  den  Handwerksmeistern 
zuerst  und  am  nachdrücklichsten  erhoben  wurde.')  Zu  dieser  Ansicht 
leitet  einmal  die  Thatsache.  dafs  die  Arbeitslöhne  sich  nicht  allzuhoch 
über  der  Grenze  des  ICxi-tenzminimuni:^  zu  halten  pllegen  und  eine 
Verkürzung  der  Einnahmen  um  etwa  die  Hallte,  wie  eine  solche  die 
vorgesehenen  Unterstfltzungsbetrage  mit  sich  fKlhrten,  die  meisten  Ar- 
beiterfamilien zu  den  folgenschwersten,  verhängnisvollsten  Einschran- 
kungen  zwingen  mflfste.  Sodann  zeigen  auch  die  von  Landolt  ver* 
(»ffentlichtcn  Basier  Haushaltungsbudgets*)  klar  und  deutlich,  dafs  selbst 
die  höchsten  Beträfe  der  Arbeitslosenunterstützung  einer  Familie  das 
ICxistenzminimuiu  nocli  lanjjc  nicht  gewähren  wobei  nicht  zu  veige:~sen 
ist,  dafs  die  Arbeitslosigkeit  last  ausschliefslich  in  eine  Jahreszeit  zu 
fallen  pflegt,  die  so  wie  so  erhöhte  Ansprüche  an  die  Bedürfnisbclrie- 
digung  stellt 

Schon  aus  diesem  Grunde  hatte  die  Frage  des  Nebenverdienstes 

dwr  Arbeitslosen  hui  Bcru  hnung  der  von  der  Kasse  zu  leistenden  Unter- 
->tOtzung,  welche  bei  der  Berner  V'ersicherungskasse  wie  auch  beim 
St.  Galler  Statut  aufser  Betracht  fällt,  eine  weniger  subtile  Lüsnng  ver- 
tragen, wenn  auch  nicht  in  Abrede  zu  stellen  ist.  daiV  hier  mit  nied- 
lichster Berücksichtigung  der  theoretischen  und  praktischen  Bedenken 
verfahren  wurde,  wie  folgeikde  Fassung  zeigt:  ^Mitglieder,  wddie  eine 
Unterstatzung  empfimgen,  sind  verpflichtet,  aber  allfailigen  Neben- 
verdienst durch  Arbeit  dem  Verwalter  der  Versicherungsanstalt  spätestens 
bei  der  nächstfolgenden  Abrechnung  genaue  Mitteilung  zu  machen. 
Ein  wöchentlit  her  Arbeitsnebenverdienst  bis  3  Fn  ^  ein^chüi  f^lich  bleibt 
bei  der  Auszahlung  der  Arbcitslosenuntci Stützung  unberücksichtigt. 
Bei  einem  höheren  wöchentlichen  Arbeitsnebenverdienst  wird  die  an 
den  Arbeitslosen  zu  zahlende  Unterstützung  gekürzt,  und  zwar  geschieht 
diese  KOrzung  in  der  Weise,  dafs  immer  zwei  Dritteile  von  dem  Ver- 
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dienst,  soweit  derselbe  3  Frcs.  Obersteigt,  von  der  UnterstOtzung  in  Ab- 
zug gebracht  werden." 

Aus  dem  gleit  heu  (  iruiule  können  wir  nicht  begreifen,  warum  bei 
Ahmessung  der  Untei Xüt/iiiiL;  die  regelmäfsige,  volle,  tagliche  Beschäf- 
tigung der  Frau  noch  in  Betracht  fallen  soll.  Balanziert  da>  Budget  der 
Familie  blofs  durch  den  Arbeitsverdienst  der  Frau,  so  wird  dies  auch 
fflr  die  Zeit  der  Arbeitslosigkeit  des  Familienvaters  zutreffen.  Ist  aber 
die  Frau  auch  Mitglied  der  Versicherungskasse  und  sind  beide  Ehe- 
gatten zugleich  arbeitslos,  so  wird  ihre  Lebenshaltung  in  dieser  Zeit 
knapp  genug  sich  gestalten  mflssen,  auch  wenn  ihnen  der  ganze  Unter* 
stiltzungsbeitrag  ausbezahlt  wird,  abgeselu  n  davon,  dafs  eine  solche 
SchniSlerung  der  l'nterstntzung  vcrsicherung^tcchnisch  aiifeclithar  i-«t 

Entüprccliend  der  Nötigung  für  den  Arbeitslosen,  passende  .fVrbeit 
auch  aufserhalb  seines  Wohnortes  anzunehmen,  sichert  die  Basier  Ver- 
sicherung dem  arbeitslosen  Mitglied,  das  aufserhalb  des  Kantons  eine 
Stelle  annimmt,  einen  »Zehrpfennig*,  der  1  Frcs.  betragt  pro  Reisetag 
für  denjenigen,  der  allein  reist.  2  Frcs.  pro  Reisetag  für  dcnjenigea 
Welcher  mit  seiner  FaniiHc  reist,  '■•»wie  ein  Reisegeld.  <las  im  ErsaLrt- 
der  Kosten  der  Personenbeförderung  bis  zu  einer  i:Jitfernung  von 
höchstens  200  km  besteht. 

m.  Die  Aufbringung  der  Mittel. 

Die  Frage,  wer  die  Kosten  zu  tragen  hat  und  wie  die  Verteilung 

derselben  geschehen  soll,  ist  fflr  die  Entwickelung  dieses  spezifischen 

Zweiges  der  Arbeiterversicherung  von  gröfster  Wichtigkeit.  Vorderhand 
werden  die  Kosten  von  den  n.lchsten  Interessenten  getragen,  was  der 
Volksstimmung  am  be-ten  zu  entsprechen  scheint,  wenn  auch  die  Mei- 
nungen über  die  V  erteilung  der  Lasten  unter  die  Arbeiter,  Arbeitgeber. 
Gemeinden  und  Staat  höchst  verschieden  sind. 

Wenigstens  hat  man  bereits  bemerken  kOnnen,  dafs  man  sich  auf 
den  guten  Willen  der  Arbeitgeber  nicht  veriassen  darf.  Betrugen  ja  in 
Bern  die  freiwilligen  Beiträ-e  der  Arbeitgeber  blofs  949,6  Pres  und 
mufs  eingestanden  werden,  daf-^  „aurh  die  Arbeitgeber  die  auf  sie  ge- 
setzten Hofl'nungen  niclit  erfüllt  haben".  In  Ha-el  sollen  deshalb  die 
Albeitgeber  obligatorisch  zu  Beitragen  herangezogen  werden,  was  sich 
aus  der  Natur  des  Arbeitsvertrags  genügend  reciitfcrtigt.  Trotz  der 
äufserst  niedrig  bemessenen  Beitragspflicht  der  Unternehmer  ist  bei  den 
Christlich-Sozialen  die  Befürchtung  ausgesprochen  worden,  etwelche 
Arbeitgeber  möchten  vorzugsweise  nicht  versicherungspiliditige  Arbeiter 
anstellen,  und  scheint  dem  Gesetze  von  Seite  der  beteiligten  Unter* 
nchmer,  wenn  auch  unter  anderem  Schilde.  Opposition  nicht  erspart  zu 
bleiben,  was  aus  dt-n  \'erhandlungen  dc>  Handwerker-  und  Gewerbe- 
veicins  sowie  aus  den  Einwendungen  einzelner  Handwerksmeister  deut- 
lich zu  ersehen  ist.  Man  betrachtet  also  in  diesen  Kreisen  die  Möglich- 
keit, die  in  Frage  stehenden  Lasten  entweder  auf  den  Verkaufspreis 
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der  Produkte  zu  schlagen,  oder  den  Arbeitern  vom  Lohne  zu  kürzen, 
oder  auf  beides  zu  verteilen,  doch  nicht  als  den  nftdisten  Ausweg,  und 
es  ist  wohl  die  Furdit,  dafs  die  wirtschaftlich  Schwächsten  die  Last  zu 
tragen  haben,  wem  man'  sie  auch  nominell  aufgepackt  haben  mag,  hier 

kaum  gerechtfertigt.*) 

Neben  den  Arbeitern  rücken  Gemeinde  und  Staat  als  Dritte  im 
Bunde  der  Bcitragsptlichtigen  in  die  Linie.  Das  Gesetz  im  Kanton 
St  Gallen  sieht  Zuschüsse  der  pohtischen  Gemeinden  voraus,  welche 
jedoch  in  der  Regel  nicht  mehr  als  2  Frcs.  jalirlich  ftQr  jedes  Verbands- 
mitglied  betragen  sollen,  die  Verwaltungskosten,  welche  ohnehin  von 
der  Polizeikasse  zu  flbemehmen  sind,  nicht  mitgerechnet.  Die  finan- 
zielle Tragweite  dieser  Bc^^timmung  mag  daraus  erhellen,  dof^  die  Ge- 
meinde Tablat  eine  Mehrbelastung  von  rund  3000  Frcs.  durch  die  Kin- 
führung  der  Arbeitslosenversicherung  beliirchtctc.  wAhrend  der  Kanton 
schon  fürs  erste  Jahr  5000  Frcs.  zur  Unterstützung  dieses  Versiche- 
rungszweiges in  Aussicht  nahm.  In  Basel  soll  der  Staatszusächuls  nach 
dem  Entwürfe  von  Prof.  Adler  jährlich  etwa  40000  Frcs.,  d.  h.  die  Ver- 
waltungskosten nebst  einem  Beitrag  von  etwa  25000  Frcs.  betragen. 
Trotz  dieses  bedeutenden  Zuschusses  wünscht  die  Arbeiterschaft  Er- 
höhung des  Staatsbeitrags,  um  die  Beitrage  der  Versicherten  reduzieren 
zu  können. 

Der  Wunsch  nach  Reduktion  ficr  Beiträge  ist  ein  sehr  nahe- 
liegender, und  man  bekommt  einen  hohen  Respekt  vor  dem  Sulidaritäts- 
gefldil  der  Basler  Arbeitenchaft,  die,  trotzdem  nicht  bl<^s  viele  einzelne 
Arbeiter,  sondern  sidierlich  auch  ganze  Branchen  nur  geringe  oder  gar 
keine  Rflckzahlung  aus  der  Kasse  zu  erwarten  haben,  ein  Opfer  von 
je  10,  20  oder  30  Rpp.  wöchentlich  auf  sich  nehmen  will.  Denn  man 
darf  sich  hierbei  nicht  verhehlen,  dafs  die  Berechnung  der  Gröfse  der 
Gefahr,  d.  h.  die  Herstellung  des  Prämientarits  die  grolstcn  .Schwierig- 
keiten bietet,  deren  sich  auch  die  Arbeiter>ehalt  nielir  oder  weniger 
bewulst  ist.  Abgesehen  von  dem  Umstand,  dafs  die  Gefahr  von  Beruf 
zu  Beruf  und  von  Ort  zu  Ort  wechselt  und  wesentlich  abhflngig  ist  von 
dem  Alter,  dem  Familienstand,  der  Geschicklichkeit,  der  Moral  und 
dem  Temperament  des  Versicherten,  macht  sich  hier  der  Mangel  einer 
zuverlässigen  Arbeitsstatistik  schwer  fühlbar.  Allerdings  hat  Adler,  auf 
Grund  eines  sehr  reichhaltigen  Materials  die  Zahl  der  Arbeitslosen  im 
Baugewerbe  auf  66' 3  pCt.  und  in  der  Industrie  auf  II  pCt.  sciiatzend. 
für  Basel  einen  Durchschnitt  von  20  pCt.  angenommen.  Allein  die 
Arbeitdosigkett  nimmt  in  jeder  Stadt  sozusagen  eine  besondere  Gestalt 
an  und  sind  Eiiiebungen  von  ando^en  Orten,  selbst  wenn  sich  diesdben 
durch  grOfste  Genauigkeit  auszeichnen  sollten,  nur  höchst  vorsichtig  zu 

*)  Vcrgl.  hierzu:  Dr.  Krnst  Lange,  Die  positive  Wcitcrentwickclung  der 
deutschen  Arbeiterversicherungsgesetzgebung.  Archiv  f.  soziale  Gesetzgeb.  u. 
Sutistik,  Jahrg.  1892,  S.  397. 
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verwenden.  Vor  allem  sollten  nicht  nur  die  Kontingente,  welche  die 
einzelnen  Berufsgruppen  zu  der  Zahl   der  Arbeitslosen  zu  stellen 

pflegen,  prozentualisch  berechnet  werden,  sondern  es  sollte  zur  Auf- 
steUung  des  Prämientarifs  auch  das  Verhältnis  der  Arbeitslosen  zur 
Gesanitzahl  ihi(  r  speziellen  Berufsgenossen  bekannt  sein.  Ohne  die-es 
Hülfsmittel  lault  man  Gclalu'.  die  Prämienansätze  für  die  meist  ge- 
Abrdeten  Berufsgruppen  zu  niedrig  anzusetzen,  was  eigentlich  darauf 
herauskommt,  armen  Leuten  Geld  zu  nehmen,  um  es  anderen  armen 
Leuten  zu  geben,  wobei  noch  zu  bedenken  ist,  dafs  bei  Arbeitslosigkeit, 
welche  durch  schwere  Krisen  hervorgerufen  wird,  die  Leistungsfähig- 
keit der  Vorsiclu  rung  ohnehin  in  Frage  gestellt  ist  Es  sollten  deshalb 
bei  einer  obligatorischen  Ai beitslosenversicherung  für  verschiedene  He- 
rufsgruppen  die  Pränncn  nicht  blofs  nach  dem  bezogenen  DurchschniitÄ- 
lohn,  sondern  auch  nach  dem  Risiko  al^estuft  werden.  Ist  das  heate 
noch  nicht  möglich,  so  würde  es  sich  wohl  empfehlen,  die  Versicherung 
blofs  auf  dje  am  meisten  gefährdeten  Gewerbe  auszudehnen  und  mit 
den  Bau-  und  Erdarbeitern  sowie  den  Tagelöhnern,  die.  heute  hier, 
morgen  dort  arbeitend,  ein  beträchtliches  Kontingent  zu  den  Arbeits- 
losen zu  stellen  i»tlcgen.  den  Anfang  zu  machen  Müf>ten  auch  die 
Prämien  entsprechend  dem  Risiko  etwas  hochgestellt  werden,  so  wäie 
hier  die  Beschaffung  von  Arbeit,  als  die  beste  Hülfe  filr  die  Afbeits* 
losen,  verhflltnismflfsig  am  leichtesten  durch  eine  planmüfsige  Regelung 
der  öffentlichen  Arbeiten  nach  voIkswirtschafUichen  Rflcksiditen  durch- 
zufahren. Zudem  könnte  die  Ikifragspflicht  der  Arbeitgeber  wesentlich 
erhnht  wei  den,  um  der  1  lert)ciziebung  gröfserer  Arbeitermassen  seitens 
der  Spekulanten  vorzul)cugcn. 

Jede  andere  Regelung  ist  vorderhand  versicherungstechnisch  als 
gewagt  zu  bezeichnen  und  mufs  naturgemftfs  zu  Unbilligkeiten  führen, 
wie  ein  Blick  auf  die  die  Beitragspflicht  normierenden  Bestimmungen 
deutlich  zeigt  So  bestimmt  das  St.  Gatler  Statut  die  Primie  einfadi 
nach  der  Höhe  des  Tagelohns  und  verlangt  bei  3  Frcs.  Lohn  einen 
wöchentlichen  Beitrag  von  15  Rpp..  bei  4  Frcs.  einen  solchen  von 
20  Ri)p.  und  bei  .S  Frcs.  einen  solchen  von  30  Rpp..  während  die  Hcrncr 
\'er>ichcrungskasse  vorn  Versicherten  ohne  Ausnahme  monatUch  40  Rpp. 
bezog,  welcher  Beitrag  durch  die  Neuorganisation  dieses  Instituts  auf 
50  Rpp.  erhöht  wurde.  Selbst  der  Basler  Entwurf  vermag  die  erwflhnte 
Schwierigkeit  nur  ungenügend  zu  überbrücken.  Allerdings  tmterscheidet 
er  nach  der  Gröfse  der  Gefahr  zwei  Klassen  und  normiert  die  wöchent- 
lichen Beiträge  nach  den  bereits  im  früheren  er^'ähnten  Lohnkla-sen 
auf  20.  30.  40  Rpp.  für  alle  Arbeiterkategnrien  mit  Ausnahme  der  Bau- 
arbeiter, deren  Leistungen  auf  40  bezw.  50  oder  60  Rpp.  festgesetzt  werden. 
Dasselbe  Prinzip  zeigt  sich  auch  bei  Festsetzung  der  Beitragspflicht  der 
Arbeitgeber,  welche  für  jeden  Versicherten  in  der  ersten  Klasse  10  Rpp- 
und  in  der  zweiten  Klasse  20  Rpp.  wöchentlich  zu  bezahlen  haben. 
Trotzdem  würde  der  Gesamtbeitrag  des  Baugewerbes  blols  etwa 
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48800  Frcs.  ergeben»  während  durch  die  Industriearbeiter  nebst  ihren 
Arbeitgebern  drca  135650  Frcs.  aufzubringen  wflren.  Der  Antdl  der 
Industriearbeiter  an  den  auf  155100  Frcs.  berechneten  Arbeitslosen- 

Unterstfltzungen  dagegen  würde  blofs  etwa  61  ODO  Frcs.  betragen. 

Angesichts  dieser  Zahlen  will  es  uns  scheinen,  der  Entwurf  bringe 
das  Prinzip  der  Solidaritüt  der  Arbeiterklasse  zu  gunsten  der  ürmsten 
Schicht  allzu  kräftig  in  Anwendung.  Wir  können  es  begreifen,  dafs 
trotz  gleich  grolser  Prüniien  der  Verheiratete  eine  gröfsere  Arbcits- 
losen-Unterstfltzung  beziehen  soll  als  der  Ledige,  der  Vater  mehrerer 
Kinder  unter  14  Jahren  mehr  erhftit  als  der  kinderlose  HaushaltungS' 
vorstand  u.  s.  w.,  dagegen  ersdieint  es  uns  unbillig,  einem  Teile  der 
Arbeiterschaft  zu  gunsten  anderer  Opfer  aufzuerlegen,  die  in  keinem 
Verhältnis  7a\  der  zu  erwartenden  Gegenleistung  stehen.  Wir  müssen 
hierbei  noch  darauf  aufmcrksaiTi  machen,  dafs  diese  staatlich  organi- 
sierte Versichcrungskasse  Neben/wecke,  wie  sie  ähnliciic  auf  Freiwillig- 
keit beruhende  histitutc  im  Auge  haben,  völlig  ausschliefst.  FQr  diese 
Nebenzwedce  bedeutet  die  an  sich  anerkennenswerte  Bestimmung,  dafs 
bei  der  Arbeitsvermittelung  die  durch  Lohnstreiti^eiten  unbesetzten 
Stellen  als  nicht  offen  betrachtet  werden,  nur  hAchst  geringen  Ersatz. 

Diese  Art  der  Prämienberechnung  wäre  weniger  bedenklich,  wenn 
sich  die  „ahernative  Leistung"  der  Versicherung,  welche  A.  Schorrer 
vorschlägt,  verwirklichen  liefsc.  Nach  diesem  Vorschlag  soll  jeder  Ver- 
sicherte nach  Errcicliung  des  60.  .Aitersjahrs  seine  einbezahltcn  Prämien 
nach  Abzug  der  eriialtenen  Leistungen  der  Kasse  zurQckeriialten.  Stirbt 
er  vorher,  so  wird  der  entsprechende  Betrag  seinen  Hinterlassenen 
ausbezahlt.  Leider  ist  dies  schwerlich  durchfahrbar;  denn  die  Ein- 
nahmen  der  Kasse  würden  in  diesem  Falle  bei  denjenigen  Mitgliedern, 
welche  sie  nie  in  Anspruch  genommen  haben,  blofs  in  dem  Zins-  und 
Zinseszinsertrag  der  Prämien  bestehen'»,  was  blofs  durch  enorme  Zu- 
schüsse des  Staats  möglich  wäre.  „Wird  ja  eine  Arbeitslosen- Versiche- 
rungsanstalt froh  sein,  wenn  sie  im  Jahr  so  viel  einnimmt,  als  nötig  ist. 
um  die  Kosten  fOr  die  Arbeitslosen  zu  bestreiten  und  einen  Reserve- 
fonds  fOr  besonders  ungünstige  Jahre  zu  sammeln.**)  Deshalb  giebt 
das  Bemer  Reglement  selbst  nicht  einmal  der  Hoffnung  auf  Gründung 
eines  Reservefonds  Raum  und  fafst  das  St.  Galler  Statut  blofs  für  den 
Fall  der  Autlösung  der  Versicherungskasse  die  Verwendung  der  vor- 
andenen  Gelder  und  F'onds  im  Interesse  der  Arbeiter  ins  Auge. 
Das  Basler  Gutachten  dagegen  rechnet  auf  einen  jälirlichen  Einnahmc- 
Oberschufs  von  48100  Frcs.,  welcher  dazu  dienen  soll,  „den  Reserve- 
fonds so  reichlich  zu  dotieren,  dafs  man  in  nicht  langer  Zeit  dazu  wird 


')  Schorrer  a    a.  O.  S.  290. 

-)  Prof  Dr.  Georp  Schanz,  Der  Schorrer'sche  Vorschlag  zur  Arbeitslosen- 
versicherung. Schweiz.  Blätter  fOr  Wirtscbafts-  u.  Sozialpolitik,  lU.  Jahrgang, 
1.  Bd.,  S.  136. 
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Obergehen  können,  die  Beitrage  der  Arbeiter  herabzusetzen  oder  die 
Zahlungen  an  die  Arbeitslosen  zu  erhöhen.*  Auf  diese  Weise  wird  die 

Sorge  für  die  Zukunft  allzu  ausgiebig  gepflegt,  und  der  V^orschlag 
Adlers  ist  sehr  zu  begrüfseii .  dem  Begehren  der  Arheitersdiaft  durch 
eine  Reduktion  der  wöchentliclien  Beiträge  um  10  Kpp.  zu  entsprechen, 
wodurch  der  ReserveJouds  jälirlich  blols  um  13100  Frcs.  zunehmen 
würde. 

IV.  Die  V^er waltung  der  Kasse. 

Charakter  und  Tendenz  dieser  Versicherungsanstalten  prägen  sich 
fast  am  deudidisten  in  der  Organisation  ihrer  Verwaltung  aus.  soweit 
dies  bei  dem  Streben  nach  gröfster  Einfachheit  der  Gestaltung  möglich 
ist.  Wo  Gemeinde  und  Staat  ihre  Leistung  hauptsachlich  als  Aequiva- 
lent  für  den  vom  Arbeiter  freiwillig  übernommenen  Sparzwang  an- 
sehen, werden  ^icli  dicst  lbcn  üngstlich  den  gröfj;ten  Einflufs  auf  d:e 
Vcrwahung  derartiger  K;i>>cn  wahren  wollen,  wilhrcnd  eine  objektive 
Würdigung  der  sozialpolitischen  Bedeutung  derartiger  Anstalten  sich 
damit  zufrieden  giebt,  den  Einflufs  auf  den  Gang  der  Versicherung 
unter  die  Beitragspflichtigen  nach  dem  Mafsstab  der  Beiträge  verteilt  zu 
wissen. 

In  Bern  wurde  die  Verwaltung  von  einer  siebengliedrigen  Kom- 
mission besorgt,  zu  der  zwei  Mitglieder  von  den  beitraggebenden  Arbeit- 
gebern und  zwei  von  d»  r  Arbcitrrnnion  bezeichnet  wurden,  während 
der  Gemeinderat  die  übrigen  .Nüti^licdt  i-  /u  wälilcn  hatte.  Nach  der 
Reorganisation  dieser  X'ersichcrungsanstalt  soll  die  aus  9  Mitgliedern 
bestehende  Kommission  zu  je  einem  Drittel  vom  Gemeinderat,  dea 
Arbeitgebern  und  den  Arbeitern  gewählt  werden.  Das  St  Galler  Statut 
nimmt  eine  13gliedrige  Kommission  in  Aussicht,  zu  der  4  Mitglieder 
von  den  drei  die  Aufsicht  handhabenden  Gemeinderatskollegien  und 
neun  von  den  versicherten  Arbeitern  abgeordnet  werden.  In  Basel  be- 
steht die  Kommission  für  Versicherung  gegen  Arbeitslosigkeit  aus  neun 
Mitgh'cdcrn.  wovon  der  I'räsident  durch  den  Regicrungsrat .  drei  durch 
die  bcitrag^plliclitigen  Arbeitgeber  und  funl  durch  die  versicherungs- 
pflichtigen Arbeiter  gewählt  werden. 

Die  GeschflftsfOhrung  der  Kasse  wird  je  nach  dem  Umfang  der  zu 
bewältigenden  Schreibereien.  Rechnung^  n  und  Zahlungen  von  für  diesen 
Zweck  angt  stellten  und  besoldeten  Beamten  besorgt  oder  bereits  be- 
stehenden Bureaus  für  Arbeitsnachweis  etc.  übertragen. 

Neben  diesen  Versuchen  gelit  die  Formierung  einher,  es  solle  die 
Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit  von  Bundeswegen  in  die  Hand  ge- 
nommen werden,*)  wobei  man  durch  eine  vom  Bund  ins  Leben  gerufene 

Schorrer  a.  a.  O. ;   A.  Drc.xlcr,   Das  Recht  aut  Arbeit  und  die  Arbcils- 
losenvenicbentiig.  Eine  Anregung  zur  allgcmeiiien  Voiksvenicheniag.  Basel  1894. 
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Organisation  und  Centralisation  des  Arbeitsnachweises  und  einer  damit 
verbundenen  Arbeitslosen-Statlstik  dem  Uebel  am  besten  beizukommen 
hofit  Obschon  diese  Ansicht  vielfach  angefoditen  wird,^)  hat  der 
Bundesrat  in  Vollziehung  des  bekannten,  den  Veiiiandlungen  über  das 
Kecht  auf  Arbeit  entsprungenen  Postulates  der  gesetzgebenden  Räte 
Vom  12  ;26.  Juni  1894  die  Kantonsregieruiigen.  sowie  den  Handels-  und 
Industrieverein.  C.ewerbe\erein  und  Arht  itcrbund  eingeladen,  ihm  bis 
zum  30.  Juni  1895  Bericht  zu  erstatten  über  die  hragc,  ob  und  eventuell 
in  welcher  Weise  eine  Mitwirkung  des  Bundes  bei  Institutionen  fQr  Öffent- 
lichen Arbeitsnadiweis  und  ftlr  Schutz  gegen  die  Folgen  unverschul- 
deter Arbeitslosigkeit  möglich  und  gerechtfertigt  sei 

Hierzu  gesellt  sich  der  Vorschlag,  freiwillige,  auf  Gegenseitigkeit 
beruhende  V^crsicherungskassen,  am  besten  im  Anschlufs  an  die  Kranken- 
kassen, /u  gründen. ■■')  welches  Projekt  in  etwas  anderer  Forin  seiner 
Verwirklichung  näher  gelührt  zu  werden  schien  durch  die  Gründung 
des  bereits  erwähnten  „Halfsvereins  für  die  Arbeiterschaft  der  Schweiz. 
Stickereiindustrie".  Trotz  einer  bereits  beschlossenen  Subvention  von 
5000  Frcs.  seitens  des  Stickereiverbandes  und  fast  sicher  in  Aussicht 
stehender  Zuschüsse  mehrerer  Kantone  gelangte  diese  versicherungs- 
technisch auf  ziemlich  festen  Füfsen  stehende  Anregung  nicht  zur  Ver- 
wirklichung, was  um  so  bedauerlicher  ist.  als  in  der  Periode  des  Suchens 
und  iastens,  in  welcher  sich  die  Arbeitslosenversicherung  zur  Stunde 
befindet  und  wohl  noch  längere  Zeit  befinden  wird,  jeder  Versuch  doppelt 
wertvoll  ist. 


Dr.  Ernst  I^ge,  Zur  Arbeiterversichcrunir  in  der  Schwei«.  Schweiz.  BUtter 
fQr  Wirtschafts-  u.  Sozialpolitik.  II.  Jahr|<.,  1.  Bd.,  S.  385. 

Verpl.  hierzu  z   B. :    Das  Rrcht  auf  Arbeit   tind   der  Kampf  gegen  die 
Arbeitslosigkeit.    Von  Nationalrat  .Scluippi.    Zürich  1894. 

*)  L'Assurance  conUre  le  chomagc  et  la  suciCtt:  moderne.  Par  Louis  Egger. 
Neuchatel  (AtUnger  frires). 
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Von 

RUDOLF  MARTIN, 

Referendar  am  Statistischen  Bureau  des  Kgl.  Sachs.  Ministeriums  des  Innern. 

Es  mag  dein  Verständnis  für  die  Gegenwart  dienlich  ^dti.  wenn  die 
Frage  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  der  incol  ani-clicn  i  extii- 
industrie  zunflchst  an  dem  Handbetrieb  der  Vergangcniieit  erürtert  wird. 

Die  Urkunden  des  Mittelalters  berichten  Ober  die  Arbeitszeit  in  der 
handwerksmflfsig  betriebenen  Textilindustrie  aufserordentUch  wenig. 
Selbst  das  führende  und  entwickeltste  unter  den  zOnftigen  Handwerken 
der  Textilnrbeit.  die  Tucliinacl.erei .  hat  uns  nur  sehr  dürftige  Andeu» 
tunken  über  die  Länge  der  Arbeitszeit  hinterlassen.  Den  Grund  sehe 
ich  darin,  dals  im  allgemeinen  die  X'erkürzung  der  Arbeitszeit  in  der 
Tuchmacherei  nie  zu  einem  dringenden  Bedürfnisse  der  Arbeiter  und 
damit  nicht  zu  einer  brennenden  Frage  geworden  ist 

In  dem  14.  Jahrhundert  scheint  die  tägliche  Arbeitszeit  nicht  sehr 
lang  gewesen  zu  sein.  Im  Winter  mag  sie  oft  kaum  7  Stunden  be- 
tragen haben  Denn  zu  dem  Weben  gehört  viel  Licht  und  es  war  wohl 
allgemein  Brauch,  nicht  bei  Kerzenlicht  zu  arbeiten.  Dieser  Brauch 
beruhte  auf  der  Feuergcfährhclikeit  der  Wolle  und  der  damalige  n,  au- 
Holz  gebauten  Städte.  In  Köln  wurde  im  Jahre  1332  der  Kneclii.  welcher 
mit  Kerzen  wirkt,  mit  Verlust  seines  Amtes  auf  ein  Jahr  bestraft.')  In 
Frankfurt  a.  M.  «nirde  im  Jahre  1355  das  Weben  bei  Nacht')  und  in 
Schweidnitz  in  Schlesien  im  Jahre  1335  das  Weben  bei  Licht  ver- 
boten.') Da  der  Knappe  nach  Stücklohn  arbeitete  und  im  Winter  die 
Versuchung,  bei  Licht  zu  arbeiten,  sehr  grofs  war«  so  setzten  die 


')  SchmoUer,  Strafsburger  TQchcr-  und  Weberzunft.    S.  451. 
'>  Böhmer»  Urkundenbueh  der  Stadt  Frankfurt  a.  H.   S.  636. 
Cod.  Sil.  VIII.  18.  Schweidnitzer  Tuchmacherordnang  1335,  No.  23. 
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Innungssatzungen  der  Tuchmachenneister  zu  Retchoibadi  in  der  Ober- 
laiisitz  vom  Jahre  1346  (§  12)  und  1356  (§  20^  eine  aufsteigende  Geld- 
strafe für  den  ersten,  zweiten,  dritten  und  vierten  Uebertretungsfall 
fest.*)  Die  letztere  (Vt  Mark  damaligen  Geldes)  war  so  hoch,  dafs  man 

voraussah,  der  Knappe  werde  sie  nicht  bezahlen  können,  und  anordnete, 
einen  etwaigen  Fluchtversuch  den  Meistern  anzuzeigen.  Neben  der 
Geldstrafe  sollte  ihm  beim  vierten  Uebertretungsfalle  sein  Handwerk 
auf  Jahr  und  Tag  gelegt  werden.  Werden  wohl  die  Knappen  bei  der 
kOrzeren  Arbeit  im  Winter  so  viel  fertig  gebracht  haben  als  bei  der 
längeren  im  Sommer?  Die  alten  Tuchmachermebter  Reichenbachs 
waren  nicht  der  Meinung,  denn  sie  erhöhten  für  die  Zeit  von  Michaelis 
bis  Weihnachten,  in  der  der  Tag  am  kürzesten  ist,  den  Stücklohn  des 
Webers  um  2  Pfennige,  d.  h.  etwa  15pCt.'^)  Ks  sollte  das  sicher  keine 
volle  Entschädigung  für  den  au-^fallendcn  Gewinn  sein,  aber  vielleicht 
dürften  die  15  pCt.  als  die  liatUe  oder  ein  Drittel  des  Ausfalles  zu  be- 
trachten sein.  Ich  habe  mit  manchem  Tuchmacher,  der  noch  an  dem 
Hand-Webstuhle  mit  dem  Handschatzen  gearbeitet  hat.  Aber  das  Ver- 
hältnis von  Arbeitszeit  zur  Arbeitsleistung  gesprochen.  Und  ich  glaube 
objektiv  ihre  Ansichten  wiederzugeben,  wenn  ich  sage,  keiner  von  ihnen 
glaubt,  dafs  sich  in  7  oder  in  8  oder  in  9  Stunden  das  herstellen  lAfst, 
was  man  in  1 1  Stunden  erreichen  kann. 

Die  Sitte,  nicht  bei  Kerzenlicht  zu  arbeiten,  schwand  übrigens  in 
dem  Mafse,  als  die  deutsche  Textilindustrie  für  den  Weltmarkt  tbfltig 
wurde.  Im  Jahrhundert  der  Reformation  spielt  schon  allgemein  die 
Bezahlung  des  Kerzenlichtes,  das  zu  der  Arbeit  nötig  war,  eine  Rolle 
in  den  Streitigkeiten  zwischen  Gesellen  und  Meistern  in  der  Textil- 
industrie.^) 

Die  Festtage,  der  blaut;  Montag  und  in  gewi^-scr  Weise  auch  das 
Wandern  der  niittclaltrrliclien  Knappen  erinnern  daran,  daf-.  neben  der 
täglichen  Arbeitszeit  stets  nach  der  jährlichen  Arbeitszeit  gefragt  werden 
mufs,  wie  dies  Victor  Böhmert  in  seinem  Artikel  «Arbeitszeit"  in  Con- 
rad's  Hand  Worterbuch  I,  S.  761,  bereits  gefordert  hat  Wie  sehr  die 
Feiertage  vor  der  Reformation  die  jährliche  Arbeitszeit  verkflrzten,  mag 
daraus  ersehen  werden,  dafs  in  dem  katholischen  Oesterreich  noch  um 
das  Jahr  1772  unter  Josephs  11.  Mitregentschaft  niclit  weniger  als  22  Feier- 
tage aufgehoben  und  allerdings  mittels  mehrmaliger  nachdrücklicher 

Hermann  Knothe,  Geschichte  des  Tuchmacberhondwerks  in  der  Ober- 
lausitx.  (Sep.-Abdr.  am  dem  Neuen  Lnuaitzer  Ifaguin,  Bd.  LVI1I.)>  Dresden  1883. 
S.  97  u.  10t. 

*)  Hermann  Knothe,  ebenda  S.  35,  97,  100. 

Ueber  Streitigkeiten  um  das  Licht  in  der  Barchent-  und  Leinen- 
weht  rzunft  in  Nürnbcrt^j  in  den  Jahren  1581  1597  und  t60t.  Vgl.  Brun«> 
Schocnlnnk,  Soziale  Kämpfe  vor  dreihundert  Jaiiren.  Leipzig  1894.  S.  138 
bis  140. 
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Verordnungen  in  Arbeitstage  umgewandelt  werden  konnteiLi)  Es  er- 
scheint mir  wahrscheinlich»  dafs  die  Sitte  des  »blauen*  oder  »guten 
Montags*  in  der  Tudimacherei  sich  wahrend  des  ganzen  t6.  Jahr- 
hunderts in  der  Hauptsache  erhalten  hat.   Wenn  in  den  Urkunden  so 

wenig  über  ihn  zu  HndtMi  i^t.  so  liegt  dies  daran,  dafs  ein  Anlals  zu 
seiner  Erwähnung  lür  die  hinungs-Artikcl  der  Meister  nicht  bestand. 
Knappen-  oder  Ciesellen-Ordnungcn  finden  sich  aber  vor  der  zweiten 
Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  nur  sehr  vereinzelt.  In  der  ersten  Knappen- 
Ordnung,  weldie  den  Tuchmacherknappcn  zu  GroCsenhain  im  Jahre 
1557  vom  Rate  erteilt  Mmrde»  wird  ihnen  der  gute  Montag  ausdrOcküch 
gewahrt.  Der  betreffende  Artikel')  lautet:  „Dieweil  die  Knappen  sich 
selbst  mit  eigener  Kost  zu  ihres  Leibes  Notdurft  versehen  und  alsa^ 
was  sie  die  ganze  Woche  Ober  bedürfen,  wo  sie  wissen,  um  ihr  Geld 
erholen  müssen,  so  soll  ihnen  der  gute  Montag,  wie  von  Alters  her- 
gebracht, freistehen,  doch  bescheidentlicli  also,  falls  ein  Meister  da» 
Prflfwerk  sollte  fördern  (wenn  ein  Meister  zur  baldigen  Schau  nodi 
etwas  fertig  bringen  mufs)  und  es  wäre  schweres  "^uch  zu  wirken  oder 
anderes,  so  dazu  gehört,  zu  arbeiten,  so  sollen  die  Knappen  demsdben 
Meister  auch  am  Montag  ohne  alle  Widerrede  aufs  fleifsigste  „behOlfen* 
sein  bei  Strafe  von  5  Gr.  in  die  l-adc.  so  oft  es  einer  verweigert  *  — 
Wenn  aber  ein  Knappe  sonst  in  der  Woche  einen  Tag  wider  seines 
Meisters  Willeu  feierte,  so  wurde  er  nach  derselben  Knappenordnung 
gestraft.  Da  Grofsenhaius  Tuchniacherei  damals  in  besonderer  Blüte 
stand,  so  ist  anzunehmen,  dafs  die  zahfareichen  dort  vorQbergehend  ar* 
beitenden  Gesellen  die  Sitte  des  „blauen  Montags*  auch  anderswo  fest- 
hielten. In  Meifsen  wurde  den  Tuchmacherknappen  im  Jahre  1622 
nachdrflcklichst  der  „blaue  Montag"  in  den  Zunftsatzungen  verboten*), 
er  mufs  also  doch  bis  dahin  sich  erhalten  hnben. 

Eine  so  übennäfsig  lange  Arbeits/eit,  wie  sie  in  anderen  (iewerben 
üblich  war,  in  denen  bis  zu  15  Stunden  täglich  gearbeitet  wurde,  war 
in  der  Tuchmacherei  aus  mancherlei  Gründen  wirtschaftlicher  und 
sozialer  Art  ausgeschlossen.  Der  Tuchmacherknappe  arbeitete  nahezu 
alles  nach  StOddohn.  Er  wird  sich  also  wohl  gehütet  haben,  die  In- 
tensität seiner  Arbeit  durch  zu  lange  Arbeitszeit  abzuschwächen  Zudem 
war  die  Arbeit  nur  kurz  vor  der  Messe  „pressant",  auch  bestimmte 
keine  Fabrikpfeife  Beginn  und  Ende  seines  Tagewerkes.  Uebcrdies 
arbeitete  er  vieltacli  mit  dem  Meister  au  demselben  Werke.  So  webte 
er  beispielsweise  gleichzeitig  mit  dem  Meister  an  demselben  breiten 
,zweimflnnischen*  Stuhle.    Und  es  ist  anzunehmen,  dafs  auch  der 


Ludwig  Hflbner,  Geschichte  der  R^henberger  Tuchmacfaenuiift.  S.  113 

Un.I  120. 

^)  Chronik  der  Stadt  Grofienhain  von  Dr.  G.  W.  Schuberth  (1881—1892). 

S.  241. 

*)  Dresden,  Hauptstaatsarchiv.    Meifsener  Tuchmacher-Urkunde. 
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Meister  eine  kflnere,  aber  inteasivere  Arbeit  vorgezogen  hat  Die 
Hauptsache  aber  war»  dafs  der  Meister  selten  abermflfstg  viel  Arbeit  hatte. 
Seine  Jahresproduktion  war  vielmehr  teils  direkt,  teils  indirekt  auf  ein  be- 
stimmtes Mafs  begrenzt.  Direkte  Beschränkungen  der  Jahresproduktion 
auf  eine  bestimmte  Anzahl  Tuch  von  festgesetzter  Länge  sind  mir  be- 
kannt ans  Lüneburg  (im  Jahre  1482)'j,  Zwickau  (1526  und  1536)'i, 
Meilsen  (1560  und  1622)^),  Plauen  im  Voigtlande  (1577j*),  Iglau  in 
MAhren  (1569)*).  Freiberg  in  Sachsen  (1606)«).  Krimmitschau  (1610)'), 
Werdau  (1619)«),  Pofsneck  in  Sachsen-Meiningen  (1660)*),  Meerane 
(1651)^*).  An  einem  Beispiele  mag  diese  BeschrAnkung  klargelegt 
werden.  In  Werdau  und  Krimmitschau  durfte  um  das  Jahr  1619  ein 
Tuchmachermeister  nur  auf  einem  Webstuhle  arbeiten  und  nur  65  Stück 
Tuch  im  Jahre  verfertigen.  Dieses  Tuch  hatte  1056 — 1200  Kettenfäden, 
war  also  ein  schmales  Tuch  und  mag  3 — S'/a  Leipziger  Ellen  am  Web- 
stuhle breit  gewesen  sein.  Die  Länge  betrug  45 — 50  Ellen  am  Web- 
stuhle und  26—29  EUen  in  nadelfertigem  Zustande,  d.  h.  nach  der  Appre- 
tur. Die  Maximal-Jahresproduktion  betrug  also  in  Krimmitschau  und 
WVrdau  auf  einem  Stuhle  2925  3250  Ellen  roh  gewebter  Waarc.  Das 
Maximum  war  so  eingerichtet,  dafs  es  von  einem  Meister  mit  den  er- 
laubten oder  üblichen  Arbeitskräften  und  Arbeitsmitteln  bequem  er- 
reicht werden  konnte. 

So  begrenzte  die  jährUchc,  auf  ein  Maximum  gesetzlich  beschränkte 
Arbeitsleistung  ")  die  jährliche  und  durch  sie  auch  die  Übliche  Arbeitszeit. 

Wo  solche  durektai  Beschränkungen  nicht  bestanden,  war  gleich- 
wohl eine  Obermflfsige  Anstrengung  der  KniqE>pen  durch  die  VeriiAltnisse 


')  Bodemann,  Die  älteren  Zunfturkunden  der  Stadt  Lüneburg.    &  253. 
')  Zwickaucr  Ratsarchiv,  3  Alma,  7  Scluibkästlein,  No.  11. 
^)  Dresden,  Hauptstaatsarchiv.    Meifsen,  CLXXVIII.,  Bd.  1-100. 
*)  Bein,  ladusbrie  des  Voigtlandes.    Urktinde  der  Tuchmacher  in  Plauen 
aus  dem  Jahre  1577. 

*)  K.  Werner,  Urkundliche  Geschichte  der  Iglauer  Tucfamacheizunft,  1861. 
■)  Freibcrger  Ratsarcbiv.  Tuchmacher. 

')  Krimmitschauer  Ratsarchiv.  Tuchmacher-Urkunde  vom  Jahre  1575  mit 
.\nhang  vom  Jahre  1610.   Abschritt  dieser  Urkunde  auch  im  Krimmitschauer 

Gcwerbcvercin. 

^)  Dresdener  Hauptstaatsarchiv.    Werdau,  Tuchmacher-Urkunde  vom  Jahre 

1619. 

*)  Po&necker  Tageblatt  No.  96  vom  Jahre  1887.  Geschichte  der  Pofsnecker 
Tuchmacherei  von  Lehrer  B.  Gradler. 

Meeraner  Ratsarchiv,  Akten  vom  Jahre  1705.   Sekt.  XV,  Kap.  II,  No.  12. 
Aufser  den  oben   genannten  findm  sich  iieschiänkuntrcn  der  Jahrespro- 
duktion in  der  Tuchmacherei  zu  London  um  das  Jahr  1300  (vgl.  Ashlcy ,  The 
Early  Hibtory  of  the  English  Woolen  Industry),  und  zu  Basel  um  das  Jahr  1532 
<vgL  Geering,  Handel  und  Industrie  der  Stadt  Basel.    S.  516. 
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•  ausgeschlossen.  Wenn  sich  an  eine  Tuchmacherstadt  nachhaltig  eine 
stärkere  Nachfrage  nach  Tnchcn  richtete,  so  fahrte  dii  ^ü  r  zu  einer 
Vermehrung  der  Mei-^ti  r.  rilf  -r  nirht  711  tincr  gn'ifscren  AuNlH-utung  der 
Ciesellen.  Es  ist  ein  Irrthmn,  wenn  man  meint,  es  sei  zu  irj^eiui  welcher 
Zeit  vor  dem  30jährigen  Kriege  oder  nach  demselben  den  1  uchniacher- 
geseUen  in  Deutschland  schwer  gemacht  worden,  Meister  zu  werden. 
Fast  nirgends  haben  sich  die  Tuchmacherzflnfte  für  geschlossen  ericUüt. 
Nur  in  «dir  vereinzelten  Gebieten  wird  der  Besitz  eines  Hauses  oder 
eines  kleinen  Kapitales  bei  der  Kriangung  der  Meister^i^ürdc  gefordert. 
Einer  der  wenigen  K  ille  dieser  Art  i^t  das  Verlangen  der  Wollwebcr- 
ordnnng  der  MarkgralVchalt  Baden  im  Jahre  i486,')  dafs  der  Meister 
.,hu--hehlieh  •^itzc."  Aber  das  Knistehen  einer  „sozialen  Frage",  einer 
^Vbliängigkeit  der  Arbeit  vom  Kapital  wird  dadurch  verhütet,  daf»  der 
Geselle  sich  daselbst  als  Untemehnier  mit  etwas  beschrankterem  Be- 
triebe  (als  Hausknappe)  niederlassen  konnte.  Diese  badischen  „Haus- 
knappen"  bildete  einen  gesunden  Mittelstand,  durch  den  der  unbe- 
mittelte  Knappe  sich  zu  einem  hausbesitzenden  Meister  durcharbeiten 
konnte. 

Wohl  wurde  von  demjenigen,  welcher  Meister  zu  werden  wünschte, 
an  einigen  Orten  der  Nachweis  eines  kleinen  V  ermögens  -  am  Ende 
des  15.  Jahriiunderts  in  Hamburg  von  10  Mark  damaligen  Geldes  und 
in  Lflbeck  von  20  Mark')  —  verlangt  Aber  solche  Erfordernisse  waren 
grofse  Ausnahmen.. 

Die  üblichen  gesetzlichen  oder  zOnftigen  Bestimmungen,  die  den 
Meister  gewöhnlich  auf  einen,  ausnahmsweise  auf  zwei  bis  drei  Weh- 
stühle, einen  bis  drei  ('«esellen,  kaum  auf  <  inen  Lehriin^  durchschnitt- 
lich und  auf  eine  bestinunte  Jaluoproduktii >n  beschränkten,  sicherten 
den  Kleinbetrieb  und  damit  das  itainionische  Aufsteigen  der  Gesellen 
in  den  Meisterstand. 

Gewifs  hat  sich  vom  13.  bis  zum  17.  Jahrhundert  die  Zeit  ver- 
längert, die  ein  junger  Mensch  als  Lehrling  und  Knappe  arbeiten  mufste. 
um  Meister  werden  zu  können.  Aber  in  dieser  Beziehung  i>t  kaum 
irgendwo  mehr  gefordert  worden,  als  das  Fortschreiten  der  Technik  und 
der  Wirischalt  notwendig  erheischte,  meistens  aber  weniger.  Im  Durch- 
schnitt mag  die  gesamte  erforderliche  Vorbereitungszeit,  um  aus  einem 
unerfahrenen  Knaben  von  14  Jahren  einen  Meister  zu  machen,  um  das 
Jahr  1600  7  Jahre  betragen  haben.  Mehr  als  vieijflhrige  Lehr-  und 
vieijfihrige  Knappenzeit  einschliefst  ich  Mutzeit  ist  nur  sehr  selten  in  der 
Tuchmacherei  gefordert  worden.  Auch  die  AufnahmegebQhren  sind 
im  aUgemeinen  nur  mSfsig  geblieben.   Wem  aber  irgendwo  eine  Be- 


')  Monc,  Zeitschrift  des  Oberrheins,  IX.,  sowie  Gothein,  Wirtschaftägcschichle 
des  Schwarzwaldes.  I.  S.  545. 

')  SchmoUer,  Strafsboi^er  TOcher-  und  Webenunft.   S.  536. 
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dingung  nicht  behagtc,  der  fand  in  zahlreichen  anderen  Stfldten  und 

Städtchen  Gelegenheit,  sich  niederzulassen. 

Wenn  einzelne  berühmte  Plätze  der  Wollenindustrie  dem  fremden 
Knappen  die  Erwerbung  des  Meisterrcchtcs  etwas  erschwerten 
wurde  dadurch  in  keiner  Weise  eine  Notlage  des  Arbeiters  gescliallcn. 
Sowohl  in  seiner  Heimatsstadt  als  auch  in  zahlreichen  kleineren 
Städten  konnte  er  ohne  jede  Schwierigkeit  das  Meisterrecht 
erlangen.  Wenn  die  Stadt  Ulm  von  dem  fremden  Knappen  ver- 
langte,') dafs  er  fünf  Jahre  in  Ulm  gearbeitet  und  als  Bürger  gelebt 
habe,  che  er  das  Meisterrecht  erhielt,  so  stand  es  ja  jedem  jungen 
Knappen  von  17  oder  18  Jahren,  der  soeben  aii-t:<  leint  hatte,  frei,  dort- 
hin zu  wandern,  und  er  konnte  mit  dem  22.  oder  23.  Lebensjahre  Meister 
zu  Ulm  sein. 

Es  bedflrfen  diese  erfreulichen  sozialen  Verliftitnisse  der  mittelalter- 
lichen Tuchmacherci  im  Gebiete  des  heutigen  Deutschland  noch  einer 
Erklärung,  die  in  iK  r  Technik  dieses  Gewerbes  begründet  ist  Die 

überwiegende  Mehrzahl  der  W^ebstühle  waren  schmale,  an  denen  ein 
Mann  allein  arbeiten  konnte,  während  die  breiten  Webstühle,  an  denen 
zwei  Mann  sich  gegenseitig  das  Weberschirtchen  zuwerfen  niufstcn,  nur 
in  der  Minderheit  sich  befinden.  Daher  arbeitete  stets  ein  ansehnlicher 
Teil  der  Meister  ohne  Gesellen  und  ohne  Lehrling.  Den  Gesellen 
brauchte  er  nicht,  und  wenn  ein  Lehrling  bei  ihm  ausgelernt  hatte,  so 
durfte  der  Meister  oft  zwei  bis  vier  Jahre  keinen  neuen  Lehrling  an- 
nehmen.*) 


*)  Bruno  HiMebrand,  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  und  Statistik.  VII. 
S.  109  üahrg.  tö66). 

*)  Die  Tuchnucher^tatuten  der  durch  seine  Tuchmacheret  damals  berOhniten 
Stadt  Zwickau  vom  Jahre  1423  (Zwickauer  Stadtrecht,  Fol.  38a  ff.  im  Rata- 
arcliiv)  besümmten  s.  B.,  dafs  der  Heister  nicht  mehr  ab  einen  Ldirling  und 
nach  Beendigung  der  Lehrzeit  zwei  Jahre  lang  k(  inen  T.i  hrltng  haben  durfte 
«darum,  dafs  ein  ander  Meister  auch  zu  einem  Lehrling  mag  kommen". 

Die  Handwc-rksoniniing  der  Tuchmacher  zu  Chemnitz  vom  12.  März  1470 
(Vgl.  ,Zur  Geschichte  der  Schneider-  und  der  Tuchraacherinnung  in  Chemnitz" 
von  Or.  A.  Mating-Samailer,  S.  37.  Chemnitz,  Druck  von  J.  W.  Geidel,  1889) 
verfllgte:  Wer  noch  nicht  zwei  Jahre  lang  Meister  ist  oder  kein  eigenes  Hau» 
besitzt  oder  bereita  anen  Lehrling  hat,  darf  keinen  Lehrling  annehmen,  ebenso 
wenig  der  Meister,  dessen  letzter  Lehriing  vor  weniger  als  zwei  Jahren  aus- 
gelernt  hat. 

Mach  den  Tuchmacher-Statuten  in  Bernstadt  in  der  Obcrlausitz  vom  Jahre 
1650  (  vgl.  Hermann  Knothe,  Grsc  hiclite  des  Tuchmaclitrliaiui Werks  in  der  Obt  r- 
laubitz.  S.  57;  mufhtc  der  Meister  mindestens  seit  drei  Jahren  Meister  sein,  auch 
ein  eigenes  Haus  und  Geiehe  (Webstuhl)  besitzen,  ehe  er  einen  Lehrling  auf- 
nehmen konnte,  und  mufste  nach  Auslemung  desselben  vier  Jahre  warten,  ehe 
er  einen  neuen  annehmen  durfte. 


Digitized  by  Google 


246 


Miszellen. 


Die  besprochenen  sozialen  und  wirtschaftlichen  Zustande  in  der 
mittelalterlichen  Tuchmachcrci.  avit  die  ich  an  anderer  Stelle  näher  ein« 
gehen  werde,  mögen  hinreichend  beweisen,  dafs  es  in  der  Haupt« 
industric  des  Mittelalter-^  keinen  Arbeitt-rstaiid  gab.  den  die  Unternehmer 
dauernd  durch  schlechte  Arbeitsbcchngungcn  ausbeuten  konnten.  Hatten 
die  L'ntcrnchnier  inlolt;«-  anhaltender  Nachfrage  viel  zu  thun.  so  führte 
das  schnell  zur  Niederlassung  neuer  Meister  und  damit  zum  Ende 
etwaiger  Ueberstundenarbeit.  Hatten  sie  aber  wenig  zu  thun,  so  lag  zu 
Ueberstunden  auch  keine  Veranlassung  vor. 

Schliefslich  sei  noch  darauf  hingewiesen,  dafs  das  Geschflftsleben 
2U  jener  Zeit  Oberhaupt  nodi  nicht  so  anstrengend  und  aufregend  war 
wie  in  dem  19.  Jahrhundert.  Die  Tuchmachermeister  betrieben  als  Neben* 
gewerbe  selbst  in  gröfseren  Städten  h.'iufig.  in  kleineren  StAdtcn  regel- 
mafsig  Ackerbau  und  \'iehzurht.  Kür  einen  Teil  ihrer  Tuche  hatten  sie  im 
Bannkreise  der  Stadt  «»der  ('.ericlit-herr^chaft  einen  sicheren  Absatz,  da 
gewöhnlich  nur  die  Einfuhr  von  theucreren  Tueiien  als  den  cinheiniisdien 
gestattet  war.  Ueberdies  hatte  sich  bis  zum  30Jährigen  Kriege,  von 
Ausnahmen  abgesehen,  nur  die  erste  Stufe  der  Hausindustrie,  das  Kauf- 
system, neben  dem  rein  handwerksmafsigen  Betriebe  mit  lokalem  Ab> 
satze  in  der  Tuchmacherei  eingebürgert. 

So  können  wir  denn  aus  der  Thatsache.  dafs  die  Urkunden  des 
Mittelalters  sich  über  die  tägliche  Arbeitszeit  in  der  Tuchmacherei  aus- 
schu'eigen.  den  Schlufs  ziehen,  ,dafs  sie  keine  unmäfsige,  zu  Klagen 
Anlafs  gebende  war. 

In  einem  Falle  scheint  mir  eine  Verkürzung  der  i\rbeitszeit  direkt 
durch  Steigerung  der  Fruchtbarkeit  der  Arbeit  herbeigeführt  worden 
zu  sein. 

Als  um  das  Jahr  1618  in  Krimmitschau  und  Werdau  das  Spinnrad 
in  der  Tuchmacherei  EinfOhning  fand,*)  bestimmten  die  Innungs* 
Satzungen  beider  Städte,  dafs  derjenige  Meister,  welcher  Radetuche 

machte,  d.  h.  zu  seinen  Tuchen  an  dem  Spinnrade  gesponnenes  Garn 
verwandte,  sein  Werk  in  der  Wolle  und  nicht  im  Garn  färben  sollte, 
defarbte  Wolle  konnte  nun  al)er  abends  bei  Ker/«.iili<ht  nicht  \\r- 
spönnen  werden,  da  die  Spinnerin  den  Faden  nicht  wohl  sehen  konnte 
Die  Absicht  der  Zunftsatzungen  war  meines  Eraclitens,  die  Arbeit 
des  Spinnrades  einzuschränken,  um  der  Spinnerei  mit  Rocken  und 
Spradel,  die  kaum  halb  so  viel  als  das  Rad  produzierte,  das  Leben  zu 
fristoL 

Wahrend  in  Deutschland  die  Gewcrbegesetzgebung  mdst  den 
Zünften  und  Städten  überlassen  blieb  und  die  Staatsgewalt  nur  selten 
eingriff,  ist  in  England  sehr  frühzeitig  durch  das  Lehrlingsgesetz  der 

')  Vpl.  Iiicrzu  meinen  Aufsat/:  „Eine  Revolution  der  Technik  im  Mitte!- 
Biter'  in  der  Kölnischen  Zeitung  vom  12.  und  13.  Oktober  1894,  Morgenaus- 
gabe, Feuilleton. 
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Königin  Elisabeth  im  Jahre  1562  von  Staatswegen  eine  für  alle  Gewerbe 
geltende  Gewerbeordnung  geschafVen  worden.  Dieselbe  war  gt  wis-cr- 
niafsen  eine  Kodifikation  der  unter  den  Zünften  schon  bestehenden 
Ordnung.^)  Durch  sie  wurde,  wie  für  alle  Gewerbe,  so  auch  für  die 
Tudiweberei  die  Arbeitszeit  auf  12  Stunden  im  Sommer  und  im  Winter 
auf  die  helle  Tageszeit  beschränkt 

Die  deutschen  Tuchmacher  jener  Zeit  mögen  im  Sommer  die  gleiche 
Arbeitszeit  wie  die  englischen  gehabt  haben;  im  Winter  arbeiteten  aber 
die  Deutschen  damals  schon  allgemein  bei  Kerzenlicht,  also  lAngcr.  Und 
doch  wurden  von  dem  15.  Jahrhundert  bis  zum  Ausbruch  des  30jährigen 
Krieges  in  immer  steigendem  Mafse  englische  Tücher  in  Deutschland 
eingeführt.  Ob  wohl  bei  Erlafs  des  Lehrlingsgesetzes  der  Elisabeth 
englische  Tuchmacher  unter  Hinweis  auf  die  längere  tägliche  Arbeitszeit  in 
Deutschland  eine  Verlängerung  der  englischen  Arbeitszeit  für  den 
Winter  gefordert  haben  mögen?  Wenn  sie  steh  solcher  Forderungen 
enthalten  haben,  so  hat  ihnen  der  geschichtliche  Voiauf  Recht  gegeben. 
Die  englische  Tuchmacherei  und  übrige  Textilindustrie  hat  damals 
ebensowenig  als  seit  der  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  durch  ihre  kflrzere 
Arbeitszeit  irgend  welchen  .Scliadcn  erlitten. 

Die  weitergehenden  (iesichtspunkte.  von  welchen  aus  heut  der  Ge- 
setzgeber sich  mit  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  befassen  mufs,  lagen 
seinem  mittelalterlichen  Vorgänger  erklärlicher  Weise  fem.  Eine  Ver* 
kflrzung  der  Arbeitszeit  hatte  damals  nicht  entfernt  die  Bedeutung  wie 
in  der  Gegenwart.  Eine  Hebung  des  Arbeiterstandes  sowie  eine  För- 
derung der  Technik  und  Wirtschaft  liefs  sich  nur  in  sehr  bescheidenem 
Umfange  von  ihr  erwarten.  Und  fin-  diese  Wirkungen  fehlte  zudem 
dem  Gesetzgeber  das  sozialpolitische  Verständnis. 

Die  Gelegenheit,  durch  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  aut 
die  sozialen,  wirtschaftlichen  und  technischen  Verhältnisse  fördernd  ein- 
zuwirken, bietet  sich  der  OtVentlichen  Gewalt  erst  durch  das  Aufkommen 
des  geschlossenen  mechanischen  Etablissements,  also  in  Deutschland 
seit  Beginn  dieses  Jahiliunderts.  Auch  im  Mittelalter  hat  die  öffent- 
liche Gewalt  das  Gewerbe  und  insonderheit  auch  die  Textilindustrie  in 
sozialer,  wirtschaftlicher  und  technischer  Hinsicht  zu  fördern  verstanden. 
Aber  die  Art  ihres  Einwirkcns  war  eine  wesentlich  andere  als  die. 
welche  die  modenien  Verhältnisse  erfordern.  In  der  Neuzeit  nämlich  mufs 
die  öfl'entlichc  (  lewalt  vornehmlich  durch  Gestaltung  der  Arbeiterverhält- 
nisse auf  die  Kntwicklung  der  Industrie  einzuwirken  suchen,  während  >ie  im 
Mittelalter  mehr  durch  \'orschriften  anderer  Art  das  Gewerbe  förderte.  Zu 
beiden  Zeiten  bedarf  das  Gedeihen  des  Gewerbes  eines  sorgsamen  Zu- 
sammenwirkens des  zwangsgemeinwirtschafUidien  Systems  mit  dem  der 
freien  Konkurrenz.  Ob  nicht  am  Ende  gar  die  am  meisten  fortgeschrittenen 

i>  Vgl.  Brentano,  Du  ArbeitsverbAhnis  gemftfo  dem  heutigen  Rechte.  S.  43; 
sowie  von  Scfaulze-^ftvemitz,  Zum  sozialen  Frieden.    I ,  S.  18. 
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Kuiiuriändcr  der  Gegenwart  in  noch  weit  höherem  Mafse  ein  dirdrtes 
Eingreifen  der  öffentlichen  Gewalt  in  die  industriellen  Verhältnisse  nötig 
haben  als  die  Staaten  des  Mittelalters? 

Dadurch,  dafs  die  Tcxtilarbeit  aus  der  Familie  und  dem  h  Ui-lich- 
handwerksmäfsigen  Betriebe  in  das  go-^chlosscne  mechanische  Etablisse- 
ment überführt  wurde,  bot  >ic  der  ••iVeiUlicheii  Gewalt  be^'-cr  als  zuvor 
die  Möglichkeit,  ihr  eine  bc-^iiinintc  Ordnung  /u  verleihen.  Die  Form 
aber,  in  der  bisher  die  öffentliche  Gewalt  das  getirerbliche  Leben  bc- 
einflufst  hatte,  war  fernerhin  unverträglich  mit  dem  System  der  freien 
Konkurrenz.  Man  schQtteltc  sie  ab  und  vertraute  sich,  statt  soigsam 
darüber  nachzusinnen,  in  welcher  Form  das  öffentliche  Interesse  sich 
künftig  im  gcwerblic  hen  Leben  geltend  machen  >ollc,  schrankenlos  dem 
privatwirtschaftlichen  .Sy>tcm  der  freien  Konkurrenz  an. 

Ein  wc-rntlirhcr  Teil  von  dem,  was  wir  die  soziale  Frage  nennen, 
ist  daraui  zurückzuführen,  dafs  die  Kulturvölker  beim  Eintritt  in  die 
moderne  Revolution  der  Technik  von  dem  irrigen  Glauben  beseelt 
waren,  die  öffentliche  Gewalt  müsse  nunmehr  sich  einer  Einwirkung 
auf  die  industrielle  Entwicklung  enthalten.  War  es  wirklich  eine  über- 
menschliche Aufgabe  am  Ende  des  voric^en  Jahrhunderts  in  England 
und  um  das  Jahi'  1820  in  Deutschland,  zu  erkennen,  in  welcher  Form 
das  zuan_i;>genieinwntschaftliclie  .Sy>tcni  das  privatwirtschattliche  der 
freien  Konkurrenz  hinfort  zu  ergänzen  hatte,  um  die  soziale,  wirtschaft- 
liche und  technische  Entwicklung  zu  einer  mehr  idealen  zu  gestalten? 
Mufste  insonderheit  jener  Zeit  der  Gedanke  gänzlich  fernbleiben,  die 
Arbeitszeit  in  der  mechanischen  Textilindustrie  durch  Gesetz  zu  ver> 
kflrzen? 

Einzelne  soziale  Ucbel.  mit  deren  Abhilfe  sich  heut  die  Gesetz- 
gebung hcfaf-t.  nuifsten  damals,  wo  sie  neu  auftraten,  noch  deutlicher 
emi>lunden  werden.  Die  Kinder  und  die  Ehefrauen,  die  bis  dahin  aus- 
schliefslich  in  der  Familie  sich  an  der  gewerblichen  Produktion  be* 
teiligt  hatten,  wurden  plötzlich  aus  dem  Hause  in  das  geschlossene 
Etablissement,  in  eine  gewisse  Oeffentlichkeit  zur  Arbeit  überfahrt 

Das  Steigen  der  Fruchtbarkeit  der  Arbeit  hätte  es  der  öffentlichen 
Meinung  nahe  legen  können,  den  Arbeiter  durch  Minderung  seiner  Ar- 
beitszeit in  den  Mitgenufs  dieser  Mehrleistun-g  zu  >ctzcn.  Statt  dessen 
verlängerte  sich  die  Arbeitszeit  durch  Einfuhrung  der  Mechanik  in  sehr 
erheblicher  Weise.  Eine  16st0ndige  Arbeitszeit  in  der  mechanischen 
Spinnerei  des  Königreichs  Sachsen  mag  für  dw  Zeit  von  den  dreilac^ 
bis  sechsziger  Jahren  als  eine  durchschnittliche  betrachtet  werden.  Ge- 
wöhnlich arbeitete  die  Spinnerei  auch  Sonntags  mit  Ausnahme  einiger 
Stunden  während  des  riotte-^dienstes  am  Vormittage  ohne  Unter- 
brechung durch.  Wo  man  Sonntags  aber  nicht  arbeitete,  da  blieb  die 
Fabrik  am  Sonnabend  bis  10  ülu",  ja  12  Uhr  abends  im  Gange. 

Dafs  die  Arbeitszeit  sich  von  selbst  vericOrzen  werde»  konnte  nicht 
als  wahrscheinlich  erscheinen.  Selbst  wenn  die  Fruchtbarkeit  der  Ar- 
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bcit  in  einem  thippelt  oder  i^ar  zehnfach  so  schnellen  Verhältnisse  zu- 
genonunen  iiatle,  als  es  thalsächlicli  geschehen  ist,  wäre  es  den  Fabri- 
kanten nicht  in  den  Sinn  gekoninicn.  die  Arbeitszeit  herabzusetzen, 
aufser  auf  Zeit,  so  lange  eben  eine  Ueberproduktion  dazu  nötigte.  Der 
Ersatz  der  Arbeit  durch  Kapital,  das  gebieterisch  Verzinsung  heischt, 
liefs  es  dem  Unternehmer  wQnschenswert  erscheinen,  dieses  Kapital 
möglichst  aus/u  nutzen.  Je  fruchtbarer  die  Arbeit  oder  je  gröfser  die 
Produktivität  der  Arbeit  war,  um  so  ausgedehnter  war  der  Ersatz  der  Ar- 
beit durch  Kapital,  um  so  wichtiger  erschien  dem  Unternehmer  eine 
lange  Arbeitszeit.  Da,  wo  das  Kapital  auf  das  äulserste  ausgenutzt 
wird,  tritt  allerdings  von  selbst  eine  V'eikiirzung  der  Arbeitszeit  für 
den  Arbeiter  ein.'j  Die  24  Stunden  eines  l  ages  werden  in  eine  1  ag- 
und  Nachtschicht  zerl^;t,  so  dafs.  da  zwischen  beiden  aus  Betriebsrück- 
sichten in  der  Textilindustrie  eine  Pause  von  mindestens  einer  halben 
Stunde  zu  sein  pflegt,  die  Arbeitszeit  einer  jeden  Arbeiterschicht  selten 
mehr  als  11— Stunden  ausschliefslich  etwaiger  Pausen  betrügt. 
Da,  wo  der  Ersatz  der  Arbeit  durch  Kapital  am  vollendetsten  ist.  in 
den  Riescnunternchmungen  der  modernen  Wollkämmereien  arbeitet 
man  mit  iK-^nnden  r  Vorliebe  Tag  und  Nacht. 

Das  gochältMuännische  Denken  legte  den  Arbeitgebern  nur  eine  sehr 
mäfäige  Verkürzung  der  Arbeitszeit  nahe.  Eine  tägliche  Arbeitszeit  von 
14—16  Stunden  mufste  in  ihnen  Bedenken  wachrufen,  da  die  zu  grofse 
Ermüdung  des  Arbeiters  nachteilig  auf  die  Qualität  tmd  auch  auf  die 
Quantität  der  Arbeitsleistung  wirken  .mufste.  hidessen  kamen  solche 
Bedenken  erst  im  Laufe  der  Z&t,  und  nur  ganz  allmählich  hätten  sie 
eine  gr6fsere  Zahl  von  Arbeitgebern  zur  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
veranlassen  können,  und  auch  dann  nur  zu  einer  sehr  mäfsigen  Ver- 
kürzung etwa  bis  auf  12  .Suuulen.  Aber  aucli  eine  12 stündige  Arbeits- 
zeit versetzte  den  Arbeitgeber,  welcher  sie  einlührte.  hinsichtlich 
eines  Teiles  seiner  Maschinen  in  eine  ungünstigere  Lage  gegen- 
über seinem  Konkurrenten,  welciier  eine  14-  oder  gar  16 stündige  Arbeits- 
zeit beibehielt  Die  Gründe  hierfür  werde  idi  weiter  unten  entwidceln. 

Ganz  anders  mufsten  sich  die  Verhältnisse  gestalten,  wenn  der 
Staat  durch  Gesetz  die  Arbeitszeit  in  der  gesamten  mechanischen 
Textilindustrie  verringerte.  Besonders  leicht  liefs  sich  eine  solche 
staatliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  herbeiführen,  wenn  der  Staat  ein 
grofses  Territorium  mit  -starker  Bevölkerung  beherrschte,  dessen  l'edari 
an  Textilwaren  in  der  Hauptsache  im  Inlandc  erzeugt  wurde  und  in 
dem  eine  tüchtige  Maschinenindustrie  schon  bestand  oder  wenigstens 
eich  entwickeln  liefs.  Hätte  etwa  Sachsen-Meiniugen  in  den  fünfziger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  die  Arbeitszeit  seiner  mechanischen  Textil- 

So  ist  die  thatsächliche  UIgUche  Arbeitszeit  des  einselnen  Arbeiters  ta 
der  Textilindustrie  Japans  oder  Belgiens  infolge  der  doppelten  Schicht  meist 
kOrzer  als  die  noch  vor  4  Jahren  in  Deutschland  allgemein  QbUche. 
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industric  (Pöfsncckj  bedeutend  durch  Gesetz  verkürzt,  so  würde  es  die- 
selbe meines  Erachtens  schwer  geschädigt,  vielleicht  vernietet  haben. 
Das  Königreich  Sachsen  war  vielleicht  dazu  schon  eher  in  der  Lage, 
da  es  einen  gröfseren  Teil  der  gesamten  deutschen  Industrie  bedn- 
ilussen  konnte,  was  wiederum  gflnstige  Rückwirkungen  auf  den  Ma- 
schinenbau gehabt  hätte.  Alle  Staaten  des  deutschen  Zoll  Verbandes  zu- 
sammen konnten  schon  recht  ansehnliche  Verkürzungen  der  Arbeit^  •  ' 
ihrer  mechanischen  Textilindustrien  vornehmen.  Hätten  sie  früh/i. 
solche  Verkür/.ungeii  \ «»rgenoinnu  ii .  so  wäre  der  Ersatz  der  Arlxr. 
durch  Ka})ilal  viel  schneller  tortgeschritten,  so  würde  heut  vorau>>icht- 
lich  die  deutsche  Baumwollspinnerei  und  vielleicht  auch  diejenige  be- 
nachbarter Staaten  ihre  Maschinen  in  Deutschland  statt  in  England 
bauen  lassen,  so  würde  femer  die  Konkurrenzfthigkeit  der  deutschen 
Baumwollspinnerei  gegenüber  England  wesentlich  gestärkt  worden  sein. 
Die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  i>t  nur  eine  in  einer  Reihe  von  That- 
sachen,  welche  darauf  hinweisen,  dafs  eine  zeitgemäfse  Ergänzung  des 
Systems  der  freien  Konkurrenz  durch  cia^  z\vangsgem<'in\vlrtscliaftlichc 
System  in  dt  utschen  Landen  die  Begründung  des  Deutschen  Reiches 
zur  \'oraii>setzung  hatte. 

War  schon  vom  Eiiiintt  in  die  moderne  Revolution  der  Technik  an 
eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  der  mechanischen  Teztilindu^xie 
nur  durch  den  Staat  zu  erwarten,  so  wird  in  Zukunft  noch  weniger 
Neigung  auf  Seiten  der  Arbeitgeber  sein,  eine  weitere  Verminderung 
der  Arbeitszeit  eintreten  zu  lassen.  Der  Grund  des  wachsenden  Wider- 
willens der  Arbeitgeber,  selbst  die  Arbeitszeit  zu  verkürzen,  ist  darin 
zu  suchen,  dafs  bei  zunehmender  Mindcnmg  der  Arbeit^^zeit  eine  Steige- 
rung der  Arbeitsleistung  allein  durch  eine  Veränderung  aul 
Seiten  der  .Arbeiter  immer  weniger  zu  erwarten  ist.  Wu  die  .Ar- 
beitgeber ausnahmsweise  selbst  danach  streben,  eine  Minderung  der 
Arbeitszeit  durch  Zusammenschlufs  einer  gröfseren  Zahl  von  Arbeit- 
gebern durchzusetzen,  beabsichtigen  sie,  auch  eine  entsprechende  Min- 
derung der  Produktion  herbeizuführen.  Es  erscheint  nicht  wahrschein- 
lich, dafs  die  Ueberproduktion  einmal  eine  solche  Ausdehnung  gewinnen 
k/innte.  dafs  die  Unternehmer  ihren  Widerwillen  gegen  eine  Verkürzung 
der  Arbeitszeit  überwinden  und  selbst  von  dem  Staate  ein  dieselbe 
herbe  ifi  ihre  Ildes  (lesetz  verlangen  würden. 

Wenn  ein  l'nternehmer  in  der  mechanischen  Textilindu>trie  die 
Folgen  einer  etwaigen  Verkürzung  der  Arbeitszeit  in  Krwägung  zieht, 
so  fragt  er  sich,  ob  seine  Arbeiter  die  auslullende  Arbeitszeit  durch 
intensivere  Arbeit  wett  zu  machen  willens  und  füüg  sind.  Gewühnlidi 
kommt  der  Unternehmer  zu  dem  Resultat,  dafs  der  Ausfall  der  Arbeits- 
zeit nicht  durch  intensivere  Arbeit  ausgeglidien  werden  kann.  So  war 
es  in  der  Vergangenheit,  so  wird  es  nocli  mehr  in  der  Zukunft  sein. 

Und  in  der  That,  die  Möglichkeit,  eine  Minderung  der  Arbeitszeit 
durch  intensivere  Thatigkeit  wettzumachen,  hat,  soweit  sie  bei  den 
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Arbeitern  allein  liegt,  in  der  mechanischen  Textilindustrie  immer 
nur  in  ziemlich  beschränktem  Umfansje  bt  standen,  nimmt  zudem  wohl 
auch  im  allgemeinen,  von  ^\usnahmcn  al)gc>chcn,  ab  in  dem  Malse.  als 
die  \'erkürzung  zunimmt,  und  ist  von  jeher  für  einen  nicht  unbeträcht- 
lichen Teil  der  mechaniischen  Textilindustrie  ganz  ausgeschlossen  ge- 
wesen. Diese  Thatsachen  sind  nicht  in  dem  Wesen  der  Textilarbeit, 
sondern  in  der  Maschinentechnik  l>egrOndet  und  finden  daher  ihre  Be- 
stätigung audi  in  anderen  mechanischen  Industrien,  wenn  auch  in  ver* 
schiedenem  Mafse.  Da  dieser  Sachlage  in  der  Litteratur,  soweit  meine 
Kenntnis  reicht,  noch  nicht  Rechnung  getragen  worden  ist,  so  scheint 
es  aiig«'bracht,  etwas  näher  darauf  einzugehen.  Es  würde  zu  weit 
gehender  Erklärungen  technischer  Zustände  bedürfen,  wenn  ich  meine 
vorstehende  Behauptung  auch  nur  für  die  Ilauptzweige  der  Textil- 
industrie hier  im  einzelnen  rechtfertigen  wollte.  Ich  beschränke  mich 
für  heute  darauf,  ihre  Richtigkeit  an  derjenigen  Industrie  nachzuweisen» 
welche  die  einfachste  Maschinentechnik  besitzt  und  deren  wichtigste 
Maschinen  mit  nur  geringer  Veränderung  sich  in  den  flbrigen  Haupt- 
arten der  mechanischen  Textilindustrie  wiederfinden.  Es  ist  dies  die 
Streichgarniivdustrie.  die  Nachlol-^«  rin  der  alten  Tuchmacherei. 

lietraciite  n  wir  7un.1.  hst  die  Streichgarn -Spinnerei.  Von  den 
ersten  Vorb(  tl itungsmaschinen  konnnt  der  Rohstoff  (.Schafwolle.  Baum- 
wolle oder  Kunstwoile)  auf  d.i>  Krt  ni])cl- Assortiment,  welches  in  der 
Regel  au.s  drei  verschiedenartigen  Krempel-Maschinen  besteht,  deren 
letzte  als  Produkt  das  Vorgarn  liefert.  In  verschiedenen  Teilen  Deutsch- 
lands, in  Schottland,  England  und  Belgien  fand  ich,  dafs  gewöhnlidi 
eine  erwachsene,  meist  weibliche  Person  ein  solches  Krempelassorti- 
mcnt  zu  bedienen  hat.  Da  die  Krempelmaschinen  ohne  jede  Unter- 
brechung die  volle  Arbeitszeit  im  Gange  bleiben'),  .so  ist  das  Quantum 
ihres  Arbeitsresultat<  von  dem  Willen  und  d^r  Fähigkeit  des  Krempel- 
niädchens  vollständig  unal)Iiängig.  Da  die  Bedienung  der  drei  Krempel- 
nla^»hinen  dem  Krempelmädchen  eine  gewisse  freie  Zeit  übrig  läfst 
und  sie  nicht  besonders  anstrengt,  so  ist  auch  bei  sehr  langer  Arbeits- 
zeit keine  fehlerhafte  Behandlung  der  Maschinen  und  des  Rohmaterials 
zu  befarchten.  Wird  nun,  wie  das  in  Deutschland  infolge  der  Gewerbe- 
Ordnung  im  Jahre  1892  vidfach  geschehen  ist,  die  Arbeitszeit  der 
Krempelei  von  12  auf  11  Stunden  herabgesetzt,  so  vermindert  sich  das 
Arbeitsresultat  der  Krempelei  um  eine  volle  Stunde.  Selbst  bei  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  von  einer  ganz  unmAfsigen  Ausdehnung  und 
um  ein  beträchtliches  etwa  von  14  auf  11  Stunden  sinkt  die  Arbeits- 
leistung um  die  Minute,  also  um  volle  3  Stunden.    Darüber  herrscht 

I)  Der  in  der  Woche  raebnnab  auf  ndirere  Standen  sich  ereignende  Still- 
stand der  Krempelmaschinen  zum  Zwecke  des  Auspatzens  kommt  hier  nicht  in 
Betracht (  da  das  Ausputzen  von  einer  besonderen  Arbeiterklasse,  den  Krempel- 
ausputzern, besorgt  wird. 
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Ucbcreiii'^tiininuiig  iiiiti.  r  allen  Fachleuten,  welche  ich  in  den  genannten 
Staaten  gespiucliea  habe,  und  auch  die  Arbeiter,  »o  sclir  sie  sich  meist 
auch  anfangs  strftubten,  diese  Thatsache  anzuerkennen,  gaben  bei  grOnd* 
Jicher  Erörterung  ihren  Widerspruch  auf.  Uebrigens  fQge  ich  schon 
hier  hinzu,  dafs  sich  scheinbar  von  dieser  Regel  Ausnahmen  finden. 
Einzelne  Unternehmer  haben  bei  der  stattgehabten  \'crkarzung  der  Ar- 
beitszeit von  12  auf  11  Stunden  eine  höhere  Arbeitsleistung  pro  Stunde 
erzielt  Der  Ausfall  der  Arbeitszeit  war  ihnen  so  empfindlich,  (laf-  si* 
besseren  Rohstöft'  kauften  und  nunmehr  ihre  Maschinen  schneller  laufen 
lassen  konnten  l.>  bedarf  kaum  der  Erwähnung,  tlafs  diese  Wirkung 
im  allgememcn  nicht  al>  eine  glückliche  bezeichnet  werden  kann.  Auch 
giebt  es  immer  Unternehmungen,  deren  Betrieb  so  schlaff  von  statten  | 
geht,  dafs  erst  die  durdi  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  hervorgonifeiK  I 
Zwangslage  eine  ptlnktliche  Eröffnung  und  Schliefsung  der  Arbeitszeit  i 
zur  Folge  hat.  In  solchen  Unternehmungen  hat  sich  das  Arbeitsresukai 
der  Krempclei  bei  Verkürzung  der  Arbeitszeit  nicht  ganz  um  den  cot* 
sprechenden  Betrag  gekürzt.  Demjenigen  Leser  aber,  welcher  mit  d-.r 
Ma-chincrie  der  Kremix  lei  nicht  vertraut  i-^t.  mochte  ich  die  Machtlo-ig- 
keil  d<  s  Arbeitei-  i;em  nüber  dem  Arbcitsresultat  durch  Hinweis  auf 
die  bekannteste  Maschine,  die  Dampfmaschine,  klar  machen.  An  jeder 
gröfseren  Dampfmaschine,  einerlei  ob  sie  150  oder  500  Pferdekräftc  hat. 
ist  ein  besonderer  Maschinist  angestellt.  Es  leuchtet  ein,  dafs  dieser 
absolut  unßlhig  ist,  bei  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  der  Dampf- 
maschine deren  Arbeitsleistung  pro  Stunde  auch  nur  im  geringstai  20 
erhohen.  Ebenso  verhalt  es  sich  mit  dem  Krempelmfldchen  in  der  j 
Streichgarnspinnerei. 

Etwas  anders  liegen  die  Verhältnisse  in  der  cigentlidien  Spinnerei,  | 
auch  „Feinsj)innerei"  genannt.  Wülnend  der  1 1  ^Arbeitsstunden  ist  der 
Sellaktor  der  Streichgarn^pimierei  im  ganzen  '/a^^  Stunden  nicht  im 
Gange,  sondern  hteht  still,  damit  die  fertigen  Cups  durch  leere  Papier- 
halsen  (Spulen)  und  die  abgelaufenen  Vorgarn-Walzen  durch  volle  er* 
setzt  und  auch  andere  Verrichtungen  vorgenommen  werden  können. 
Es  sei  hier  erwfthnt,  dafs  diese  Pausen  um  so  Öfter  und  lAnger  sindjc 
schlechter  das  Rohmaterial  und  je  niedriger  die  Garn-Nummern  sind. 
'  l^ci  gutem  Rohmaterial  kommen  weniger  Fadenbrüche  vor  und  bei 
hohen  Garn-Nummern  langen  die  Vorgarn-Walzen  sowie  die  Spukn  aut 
den  Spindeln  länger  aus.  Diese  Pausen,  welche  dctn  Eingreifen  des 
Arbeiters  in  die  Ma-chiiu-  und  da-^  Rohmaterial  dienen,  können  durch 
gröfsere  Intensität  der  Arbeit  verkürzt  werden.  So  weit  die  Möglich- 
keit dieser  Verkürzung  reicht,  so  weit  kann  die  Arbeitsleistung  der 
Maschine  pro  Stunde  gesteigert  Wfotien.  Bei  schlechtem  Rohmaterial 
und  niedrigen  Gam-Nummem  ist  also  auch  die  Möglichkeit  einer  Steige-  | 
rung  der  Arbeitsleistung  pro  Stunde  grOfser.  Im  ganzen  ist  aber  die 
Möglichkeit,  die  Pausen  zu  verkürzen,  ziemlich  beschränkt.  Dem- 
entsprechend ist  die  Möglichkeit  einer  Steigerung  der  Arbeitsleistung 
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pro  Stunde  im  Falle  einer  Minderung  der  täglichen  Arbeitszeit  nur  eine 
beschrankte. 

Wie  weit  nun  ist  bei  einer  Verkürzung  der  taglichen  Arbeits- 
zeit  ein  Festhalten  der  froheren  taglichen  Arbeitsleistung  zu 
vvarten?   Bei  einer  Minderung  der  Arbeitszeit  von  12  auf  11  Stunden 

sinkt  das  Arbcitsrcsiiltat  fast  niemals  um  eine  volle  Stunde,  sondern 
höchstens  um  eine  halbe  bis  dreiviertel  Stunden.  In  \it  len  Fällen  ist 
nlkrdino;?;  die  Minderung  sogar  ganz  ausgeglichen  worden.  Und  dies 
war  dann  gewöhnlich  der  Fall,  wenn  den  meistens  nach  Zeitlohn  ge- 
zahlten Fadenanlegem  der  frühere  Tagesverdienst  unter  der  Bedingung 
des  froheren  Arbeitsresultats  zugesichert  war.  Dagegen  ist  bei  einer 
Herabsetzung  der  Arbeitszeit  von  11  auf  10  Stunden  eine  Steigerung 
der  Arbeitsldstung  pro  Stunde  durch  die  Arbeiter,  soweit  es  auf 
sie  allein  ankommt,  nur  in  sehr  beschranktem  Umfange  zu  er- 
warten. 

In  der  Weberei  der  Tuch-,  Bukskin-  und  PalctntstolTfabrikation.  in 
der  auf  schweren  mechanischen  Webstühlen  gearbeitet  wird,  bedient 
ein  erwachsener  männlicher  oder  weiblicher  Arbeiter  einen  Webstuhl. 
Die  Möglichkeit,  aui  diesem  Webstuhle  bei  einer  Verkürzung  der  Ar- 
beitszeit ein  höheres  Arbeitsverhältnis  pro  Stunde  herzustellen,  ist  hier 
weit  grOfser  als  in  der  Spinnerei  Auch  bei  einem  ganz  vorzOglichen 
mannlichen  Arbeiter  steht  ein  mechanischer  Webstuhl,  der  55  Schufs 
in  der  Minute  macht,  in  der  Bukski nfabrikation  (Stapelware)  zu  Krim- 
mitschau von  11  Arbeitsstunden  mindestens  273  Stunden  im  Durch- 
schnitt still.  Diese  2 'y'-j  Stunden  setzen  sich  aus  den  Pausen  zusammen» 
in  denen  der  Weber  in  die  Maschine  und  das  Material  eingreifen  nuifs, 
um  die  neue  Kette  anznschncllen.  zerrissene  Schufs-  und  Kettenfäden 
anzuknüpfen,  neue  Webspulen  einzulegen  und  dergleichen  mehr.  Bei 
einem  Arbeiter  von  geringerer  Leistungsfähigkeit  stdit  der  Webstuhl 
bis  zu  5  Stunden  und  noch  langer  durchschnittlich  taglich  still.  Bei 
einem  normalen  Arbeiter  dOrfte  der  Zeitverlust  3Vt  Stunden  unter  11 
Arbeitsstunden  bei  Krimmitschauer  Stapelware  betragen.  Wenn  nun 
durch  Steigerung  der  Lebenshaltung  und  VerkQrzung  der  Arbeitszeit 
sich  die  Leistung  des  geringen  und  des  normalen  Arbeiters  aufscr- 
ordcntlich  steigern  sollte,  so  ist  es  denkbar,  dafs  sie  wie  der  erwähnte 
vorzügliche  Arbeiter  nur  2*.3  Stunden  unter  11  Arbeitsstunden  den 
Stuhl  stehen  lassen  müssen.  Eine  weitergehende  Verkürzung  der  ver- 
lorenen Zeit  ist  aber  nicht  denkbar.  Denn  der  von  uns  als  typisches 
Beispiel  gewählte  ganz  vorzQgliche  Stuhlarbeiter  ist  eine  ungewöhnliche 
Arbeitskraft  und  verdient  bei  dem  gleichen  Stflcklohn,  wie  ihn  die  anderen 
mannlichen  Stuhlarbeiter  derselben  Krimmitschauer  Stapelwarenbukskin> 
fabrik  beziehen,  (90  Pfg.  pro  sechs  Leipziger  Ellen  roh  gewebter  Ware) 
1125  Mark  pro  Jahr,  während  das  jährliche  Durchschnittseinkommen 
der  mannlichen  Stuhiarbeiter  dieser  Fabrik,  die  nur  einen  Artikel  ver- 
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fertigt.  914  Mark  betrug.^)  Es  sind  abrigens  bei  dieser  Berechnung 
nur  diejenigen  mAnnlichen  Stuhlarbeiter  —  im  ganzen  30  an  der  Zahl - 
in  Betracht  gezogen  worden,  welche  ganze  Jahr  1891  in  der  k 
treffenden  Fabrik  ohne  Unterbrechung  bochattiiit  gewesen  sind.  So!ck- 
vorzüglichen  Weber,  von  denen  es  unter  1000  vielleicht  nur  40— 50  giebt. 
vermögen  sehr  wohl  wenigstens  in  den  l)c>tcn  Lebensjahren  bei  eil- 
stund igcr  Arbeitszeit  ebensoviel  pro  Stunde  zu  leii^ten  als  etwa  bei  zwei- 
stündiger. 

Man  mag  daher  annehmeot  dafs  bei  der  betreffenden  Webware 
«in  durchschnittliches  Stillstehen  des  Webstuhles  wahrend  2Vt  Stnndea 
unter  1 1  Stunden  taglicher  Arbeitszeit  nicht  zu  umgehen  ist.  Ich  möchte 
übrigens  davor  warnen,  solche  Angaben  zu  internationalen  Ve^ 
gU  ichungen  zu  benutzen,  sofern  man  nicht  >clbst  die  Möglichkeit  ha:, 
an  Ort  und  Stelle  den  lliatbestand  sicher  aufzunehmen.  Vm  beurteilen 
zu  können,  ob  ein  Stillstand  von  nur  2 '/a  Stunden  eine  Leistung  ist 
niufs  man  wissen,  wie  oft  die  Kette  angekniii>U  werden  mufs,  wicWd 
Kettenfäden  sie  hat,  ferner,  welcher  Beschaffenheit  die  Game  sind 
insonderheit,  wieviel  Kunstwolle  sie  enthalten,  und  anderes  mdir. 

Es  ist  also  nicht  ausgeschlossen,  dafs  bei  einer  dauernden  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  von  11  auf  10  Stunden  pro  Tag  mit  der  Zeit 
die  Masse  der  Stuhlarbeiter  um  so  viel  intensiver  arbeitet,  dafe  der 
durchschnittliche  Webstuhl  um  etwa  eine  Stunde  täglich  weniger  still 
stünde  als  früher  und  dafs  somit  das  Arbeitsre^nltat  bei  10  Stunden 
dasselbe  wäre  als  trüber  bei  11  Stunden.  In  Krinmiitschau  ist  die 
Mehrzahl  der  Fabrikanten  darüber  einig,  dafs  seit  der  im  Jahre  1881 
erfolgten  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  in  der  Webereiabteilung  der 
Bukskinfabriken  von  12  auf  11  Stunden  pro  Tag  die  Arbeitsleistung 
an  denselben  Stühlen  nicht  abgenommen  hat.  Und  wo  immer  in  der 
Weberei  in  Deutschland,  Belgien  oder  England  diese  VerkOrzung  von 
12  auf  1 1  Stunden  voi^enommen  ist,  fand  ich  dieselbe  Ansicht,  daf$ 
die  frühere  Arbeitszeit  unnötig  und  unwirtschaftlich  lang  gewestti  sei 
bei  den  Fabrikanten  selbst  als  die  herrschende  vor. 

Brentano  leiirt'-'):  Auf  niederer  Stufe  der  Kultur  mindert  die  Mit- 
derinig  der  Arl^citszeit  die  Arbeitsleistung  in  gleichem  Verhältnisse 
Und  auch  bei  den  modernen  Arbeitern  bewirkt  nicht  jede  Kürzung  dir 
Arbeitszeit  eine  Steigerung  der  Leistungen,  sondern  nur  diejenige, 
welche  zu  einer  Steigerung  der  gesitteten  Lebenshaltung  fahrt  Tritt 
nun  infolge  von  Kürzung  der  Arbeitszeit  eine  EriiOhung  der  Lebest 
haltung  ein,  so  ermöglicht  sie  auch  intensivere  Arbeit 

Diese  Angaben  sind  mir,  nebenbei  bemerkt,  von  dem  Besitzer  der  h<- 
treffenden  Fabrik,  tlie  zu  den  >,'röfscren  am  Platze  zAhlt,  AUS  den  BOctaem  Er- 
legt worden  und  bezichen  sich  auf  das  Jahr  1891. 

'■'i  I.ujo  Brentano,  Verhältnis  von  Arbeitslohn  und  Arbeitszeit  zur  Arbeit-" 
Icistung.    Leipzig  1893.    S.  32,  33  u.  34. 
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Sofern  man  aber  auf  griincl  dic-cr  I.«-Iirt-n  Brentanos  erwarten  sollte, 
dafs  eine  gesetzliche,  also  dauernde  Vericürzung  der  Arbeitszeit  zu  einer 
weitergehenden  als  der  von  mir  gekennzeichneten  Steigerung  der  Arbeits- 
leistung der  oben  erwähnten  Arbeitergruppen,  so  weit  es  auf  die 
Arbeiter  selbst  ankommt,  fahren  wQrde,  so  möchte  ich  ausdrQck- 
lieh  versichern,  dafs  dies  nicht  möglich  ist.  Wo  wie  gewöhnlich  in 
Belgien  und  nicht  selten  in  England  an  Stelle  dc<  Krcmpelmadchens 
ein  orwachscncr  Mann  steht,  ist  die  Arbeitsleistung  des  Arbeiters  cctcris 
paribus  auch  nicht  gröfser.  l*nd  wo  an  Stelle  des  weiblichen  ein  aiit 
der  Webschule  <iebildeter  mannlicher  Stuhlarbciter  tritt,  nimmt  auch  die 
Möglichkeit,  auf  demselben  Webstuhle  ein  grüfseres  Arbeitsresultat  zu 
erzielen,  nicht  ohne  weiteres  zu.  Allerdings  aber  kommt  es  zur  Steige- 
rung der  Arbeitsleistung  in  der  Weberei  auf  die  personliche  Gewandt- 
heit  und  Schnelligkeit  des  Arbeiters,  wie  die  obige  Erörterung  ergiebt, 
schon  in  viel  höherem  Mafoe  an  als  bei  den  Andrehem  und  Auslegern 
in  der  Spinnerei  oder  gar  bei  den  Krempclmädchen.  Von  Natur  wenig 
gewandte  und  insonderheit  altere  Stuhlarbeiter  haben  naturgemäfs  in 
viel  beschränktcrem  Mafse  die  Möglichkeit,  eine  Verkürzung  der  Arbeits- 
zeit durch  intensivere  Arbeit  wett  zu  machen.  Im  übrigen  aber  sind 
die  Arbeiter  der  modernen  Streichgarnindustrie,  die  sich  ja  schon  einer 
sehr  fortgeschrittenen  Konzentration  erfreut,  von  Jugend  an  so  an  die 
Maschinen  gewohnt,  dafs  es  nicht  erst  einer  gröfsoren  Lebenshaltung 
bedarf,  um  in  dem  oben  gekennzeichneten  Umüuige  die  Arbeitsleistung 
zu  steigern,  und  dafs  andererseits  auch  eine  wesentliche  Steigerung  der 
Lebenshaltung  nicht  im  stände  sein  wQrde,  eine  weitergehende  Er- 
höhung der  Arbeitsleistung  herbeizuführen. 

Wenn  nun  aber  die  Arbeitsleistung  der  Krempel  gar  nicht,  des  Selt- 
aktor  wenio;  und  des  mechanischen  Webstuhles  nur  gerade  in  etwa> 
höherem  Mafse  sich  steigern  läfst.  so  kann  doch  wohl  ein  Arbeiter  bei 
kürzerer  Arbeitszeit  ein  grofseres  Quantum  dieser  Maschineric  bedienen 
und  dadurch  seine  Arbeitsleistung  erhöhen?  Diese  Frage  berührt  schon 
die  Mitwirkung  der  Arbeitgeber  bei  einer  Erhöhung  der  Arbeitsleistung. 
Wir  wollen  die  Arbeitgeber  zunflchst  aus  dem  Spiele  lassen  und  die 
Frage  nur  insoweit  ins  Auge  fassen,  als  die  Arbeiter  ein  Mehr  von 
Maschinerie  flbernehmen  können,  ohne  dafs  der  Unternehmer  wesent- 
liche Veränderungen  in  der  Technik  und  Wirtschaft  vornimmt.  Nach 
dem  Stande  der  Technik  war  es  mm  bisher  ganz  ausgcschlosen .  daf> 
ein  Krempelmädchen  in  der  Streichgarnspinnerei  ine  lir  als  drei  KrtMni)el- 
maschinen  und  ein  Stuhlarbeiter  mehr  als  einen  >chu  eren  mechanischen 
Webstuhl  leiten  konnte.  Wer  die  Technik  selbst  kennt,  wird  sich 
darüber  im  klaren  sein.  FQr  jedermann  aber  mag  die  Thatsache  als 
Beweis  genflgen,  dafs  eben  diese  Regel  unter  sonst  ziemlich  verschie- 
denen Aibeitsverhftltnissen  sich  in  Deutsdiland,  England  und  Belgien 
findet,  wie  ich  selbst  beobachtet  habe.  Sogar  in  Amerika  bestätigt  sich 
diese  Regel,  so  viel  ich  von  deutschen  Arbeitern  und  englischen  Fabri- 
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kanten,  die  in  der  dortigen  Streichgarnindustrie  thfltig  gewesen  sind« 
in  Erfahrung  gebracht  habe.  Auch  J.  Schönli<if  erwähnt  ausdiUcklich. 
dafs  bei  den  schweren  Tuchwaren  in  England  wie  in  Amerika  ein 
Arbeiter  nur  einen  Webstuhl  vorsorgt.')  Auch  da.  wo  ein  erwachsener 
Mann  die  Stelle  des  Krempelniadchens  einninunt,  konnte  er  bisher  nicht 
mehr  als  drei  Maschinen  bedienen.  In  der  Spinnerei  ist  die  auf 
1000  Spindeln  oder  auf  einen  Seifaktor  von  bestimmter  GrOfse  ent- 
fallende Arbeiterzahl  fast  ausschliefslldi  von  dem  Rohstoff  und  der 
Garnnummer  abhüngig.  Eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  vermag  die 
auf  1000  .Spindeln  entfallende  Zahl  von  Arbeitern,  soweit  es  auf  die 
Arbeiter  aliein  ai\koniint.  in  Zukunft  nicht  mehr  zu  mindern. 

Die  Vorstehenden  Erörterungen  über  die  Streichgarnindustrie  führen 
uns  zu  lolgenden  Sdtzen:  Je  weniger  eine  Maschine  menschlicher  Ein* 
griffe  bedarf,  um  so  geringer  ist  die  Möglichkeit,  ihr  Arbeitsresiütat 
durch  intensivere  Thatigkeit  des  Arbeiters  zu  erhöhen.  Und  ebenso: 
Je  begrenzter  durch  die  Technik  das  Quantum  an  Maschinerie  ist, 
welche  ein  Arbeiter  bedienen  kann,  um  so  geringer  ist  ffir  ihn  die 
Möglichkeit,  seine  Arbeitsleistung  durch  intensivere  Thätigkeit  zu  er* 
höhen. 

Man  mag  diese  beiden  Sätze  dahin  zusammenfassen: 
Je  mehr  durch  die  Technik  das  Quantum  der  Maschinerie 
begrenzt  ist,  welches  ein  Arbeiter  bedienen  kann,  und  *t 
weniger  dasselbe  menschlicher  Eingriffe  bedarf,   um  so 

weniger  vermag  ein  Arbeiter,  soweit  es  an  ihm  allein  liegt, 
eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  durch  intensivere  Thätig- 
kcit  Wettzumachen. 

Die  moderne  Maschinerie  erfordert  nun  weniger  menschlicher  Ein- 
gritfe  als  die  Maschinerie  froherer  Jahrzehnte.  Daraus  folgert,  dafs 
heute  die  Arbeiter  in  geringerem  Mafse  als  früher  die  Möglichkeit 
haben,  die  Arbeitsleistung  durch  intensivere  Arbeit  zu  steigern,  so 
weit  es  auf  die  Arbeiter  allein  ankommt. 

Würde  nun  die  Technik  in  allen  Teilen  der  mechanischen  Textil- 
industrie den  Arbeiter  auf  ein  mäfsiges  Ouantum  an  Maschinerie  be- 
grenzen, so  würde  er  dementsprechend  nur  einen  beschränkten  Spiel* 
räum  fOr  Vergröfscrung  der  Arbeitsleistung  durch  intensivere  Thfttigkeit 
haben.  Aber  die  Technik  ist  wandelbar!  Und  so  erweitert  sich  immer 
wieder  der  dem  Arbeiter  einmal  gesetzte  Spielraum,  in  dessen  Grenzen 
er  durch  sich  selbst  eine  Steigerung  der  Arbeitsleistung  herbeifQhren 
kann. 

Die  Erweiterung  des  Spielraumes,  die  Veränderung  der  Technik  ist 
aber  nicht  allein  Sache  des  Arbeiters.  Sie  lührt  uns  hinüber  in  das 
grofse  Gebiet  der  Veränderungen,  die  auf  Seiten  des  Arbei^ebers  und 

^)  J.  Schdnhof,  The  Economy  of  High  Wages,  p.  339.  New-York  und 
London  1892. 
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durch  Zusammenwirken  zwischen  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer  mög- 
lich sind.  Wir  bedienen  uns  dabei  der  Disposition,  die  Brentano  in 
seiner  genannten,  für  die  Lehre  von  der  Arbeitszeit  und  der  Arbeits* 
leistung  grundlegenden  Schrift  zur  Anwendung  gebracht  hat. 

Um  zu  verstehen,  wie  eine  Verkürzung  der  Arlieitszt  it  (he  Arbeit- 
geber zu  Veraudci  ungen  veranlassen  kann,  die  eine  Lrhöhung  der  Ar- 
beitsleistung 2ur  Folge  haben,  roufs  man  sidi  vergegenwärtigen,  dafs 
seit  Einführung  der  Mechanik  die  Technik  und  Wirtschaft  in  der  mecha- 
nischen Textilindustrie  wie  auch  auf  uideren  Gebieten  in  einem  un- 
unterbrochenen Strome  der  Umwandlung  zu  vollkommneren  Formen 
sich  befindet.  Das  Tempo  dieses  Stromes  wird  in  her^'orragender 
Weise  durch  den  Stand  der  Arbeitsbedingungen  beeinflufst.  Je  besser 
die  ArbeitsbedinguuL"  n,  je  höher  die  Lebenshaltung  der  Arbeiter,  je 
kürzer  insoiuk;  lu  ii  auch  die  Arbeitszeit,  um  so  schneller  verl)essern 
sich  Technik  und  Wirlschatt  der  Produktion.  Diese  Wechselwirkung 
ist  keineswegs  etwas  auffallendes.  Vielmehr  mufs  man  sich  wundern, 
dafs  sie  so  lange  Zeit  der  Volkswirtschaftslehre  verborgen  geblieben  ist. 
Erst  Brentano»  v.  Schulze-Gftvemitz.  Sinzheimer,  Schönhof  und  seitdem 
andere  Schriftsteller  haben  diese  Zusammenhänge  klargelegt.  Die 
moderne  Technik  ist  eine  Unterwerfung  der  Natur  durch  den  Menschen, 
eine  Ersetzung  mcnsciilicher  Arbeit  durch  das  Kapital,  Kam  dem  Unter- 
nehmer die  Arbeit  teuer,  weil  der  Lohn  hoch  war.  wurde  ihm  die  Aus- 
nutzunii  derselben  erschwert,  weil  die  Arbeitszeit  durch  Gesetz  ver- 
kürzt wurde,  so  lühlte  er  sich  veranlaist,  die  Arbeit  durch  Kapital  zu 
ersetzen.  Die  verbesserte  Technik  der  Wirtschaft  erforderte  allerdings 
tüchtigere  Arbeitskräfte.  Aber  diese  wiederum  erstanden  durch  die 
nunmehr  mögliche  höhere  Lebenshaltung  der  Arbeiter  und  die  Zunahme 
der  allgemeinen  Bildung.  Wie  eine  Verbesserung  der  Arbeitsbedin- 
gungen in  der  nn  c  hanischen  Textilindustrie  die  Unternehmer  zur  Ver- 
vollkommnung der  Technik  der  Wirtschaft  veranlafst.  mag  an  der  Hand 
der  Bauniwoll-lndustrie  am  besten  aus  v.  Schulze-Gävernitz  „DerGrofs- 
betrieb.  ein  wirtschattlicher  und  sozialer  Fortschritt"  ersehen  werden. 
Ich  will  mich  an  dieser  Stelle  darauf  beschr.'Vnken.  zu  bemerken,  dafs 
ich  an  der  Schafwull-lndustrie  der  Gegenwart  wie  Vergangenheit  allent- 
halben eine  Bestätigung  der  von  dem  genannten  Volkswirt  in  dieser 
Beziehung  aufgestellten  Lehren  gefunden  habe. 

Es  dOrlte  von  Wert  sein,  wenn  wir  uns  an  dem  einfachen  Ma- 
schinensystem der  Streichgarnindustrie  die  Wirkung  einer  Verkflrzung 
der  Arbeitszeit  auf  Technik  und  Wirtschaft  vergegenwärtigen.  Eine 
solche  Verkürzung  der  Arbeitszeit  etwa  von  65  auf  56 '/a  Stunde  pro 
Woche  kann,  wie  wir  gesehen  haben,  nur  von  einem  Teile  der  Ar- 
beiter, den  Stuhlai  l)eitern.  annähernd  durch  intensivere  Thätigkeit  wett- 
gemacht werden.  Gerade  diejenigen  Arbeiter  aber,  welche  die  teuersten 
Masclüuen  versorgen,  nämlich  die  Krempclmädchen,  können  in  keiner 
Weise  ihre  Arbeitsleistung  steigern.  Ein  schwerer  mechanischer  Web- 
Aidihr  Ar  wm.  Goetigebg.  a.  Sutistlk.  Vm.  f  7 
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stuhl  kostet  ca.  1200  Mark  und  ein  Krcnipclsortimcnt.  bestehend  3u> 
3  Krempelmaschinen,  kostet  7500  Mark.  Kein  Wunder,  dafs  die  \  cr- 
körzung  der  Arbeitszeit  in  dem  Unternehmer  ein  empfindliches  Gefühl 
der  Unlust  und  Besorgnis  wachruft  Was  wird  er  thun,  um  eine  Ver- 
ringerung seiner  Produktion  zu  verhindern?  Er  wird  möglichst  vide 
seiner  alten  Krempelsortimente  mit  einer  Arbeitsbreite  von  48  sadn. 
ZolV)  120  Touren  des  Tambours  in  der  Minute  und  einem  tflgUchen 
Arbcitsresultat  von  65  kg  bei  IlstOndiger  Arbeitszeit  zum  alten  Eisea 
werfen  und  sie  durch  neuere  Krempelassortimentc  mit  einer  Ar- 
beitsbreite von  60  s.'irhsistlu  n  Zoll.  140  Touren  des  Tambours  in  der 
Minute  und  einem  t^iglichcn  Arbeit-^rcsultat  von  100  kg  bei  11  stundiiccr 
Arbeitszeit  ersetzen.  Vielleicht  wählt  er,  wenn  er  unt(  rn»  hmuiigslusti^ 
ist,  sogar  ein  Krempelassortiment  allerneuester  Koustruktion  von  7o 
sächsischen  Zoll  (s  1,80  m)  und  entsprechend  grOfserer  Prodtiktioo.  hh 
dessen  ist  das  Allernetjeste  immer  noch  mit  kleinen  Mftngeln  behaftet 
fOr  deren  Abhilfe  die  Erfahrungen  zu  sammeln,  mancher  Untem^mcr 
gern  seinem  Konkurrenten  Oberläfst.  Aber  da  er  einmal  neue  Ma- 
schinen anschafft,  so  bestellt  er  für  sie  auch  sonst  die  neuestt  n  Vor* 
richtungen.  l^nd  die  wertvollste  derselben  ist  ein  im  Jahre  1893  von 
einer  Werdauer  Maschinenfabrik  erfundener  Apparat,  der  das  Arbeits- 
resultat der  ersten  Kk  inpehnaschinc  automatisch  auf  die  zweite  und 
ebenso  von  dieser  auf  die  dritte  überfuhrt  und  auch  sonst  dem  Krempel 
mädchen  den  wesentlichsten  Teil  seiner  Arbeit  abnimmt.  Wie  gewöhn- 
lich bei  Erfindungen  haben  diese  automatischen  Uebertragungen  schon 
seit  Jahrzehnten  Eingang  gesucht,  aber  erst  die  genannte  neueste  Er^ 
findung  hat  alle  noch  bestehenden  Schwierigkeiten  beseitigt  Kunrodir 
kann  mit  einem  Male  ein  Krempelmfidchen  nicht  nur  ein  Krempd> 
assortiment.  sondern  bequem  zwei,  ja  sogar  diei  Assortimente,  im 
ganzen  also  neun  Krcnipelniaschincn  bedienen  Die-^e  V.irkchrnng  er- 
weitert wiederum  den  Spielraum,  innerhalb  dessen  eine  Arbeiterin  von 
seilest  durch  intensivere  Thütigkeit  das  Arbeitsresultat  zu  erhöhen  ver- 
mag. Eine  gewandte,  nicht  durch  lange  Arbeitszeit  überanstrengte  Ar- 
beiterin kann  nunmehr  3  Assortimente,  eine  des  Denkens  unAhige  und 
auch  körperlich  zurQckgebliebene  aber  kaum  2  Assortimente  bedienen. 
An  Stdle  der  Muskelkraft  wird  nunmehr  Gewissenhaftigkeit,  Beredi* 
nung  und  Schnelligkeit  in  der  Bewegung  verlangt  Solche  Arbeite- 
rinnen, die  für  neun  Maschinen  im  Werte  von  zusammen  ca.  22500 Mk- 
samt dem  von  ihnen  verarbeiteten  .Material  die  Verantwortunj;  traeen  und 
denst  ll)en  die  sarhgemiifse  i'<  li.iiHlIung  angedeihcn  lassen  niüs^en.  be- 
dürfen kürzerer  Arlx  itszcit  und  glt.  ich/t  itig  höherer  Löhne,  kurz  emer 
besserea  Lebens! laltung  und  auch  vermehrter  Bildung. 

In  der  mechanischen  Weberei  schw«ror  Stoffe  wird  der  Fabrikant 
Webstflhle  ftlterer  Konstruktion  mit  48  Schufs  in  der  Minute  dorck 
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solche  neuerer  Konstruktion  mit  70  oder  'gar  80  Schufs  in  der  Minute 
und  entsprechend  höherer  Arbeitsleistung  crsct7.cn.  Hier  zeigt  sich  zu- 
nät'h-t  keine  Mr.ghchkcit.  das  auf  einen  Arbeiter  entfallende  Quantum 
an  Maschinerie  durch  technische  Veränderungen  zu  vermehren.  Aber 
ich  habe  mit  Interesse  gesehen,  wie  gerade  in  der  Gegenwart  gleich- 
zeitig  in  Deutschland,  England  und  Belgien  einzelne  Unternehmer  un- 
ablässig Versuche  machen,  diese  Schranke  der  Produktivität  zu  durch- 
brechen und  einem  Weber  mdirere  schwere  WebstOhle  anzuvertrauen. 
Die  Erfahrung  lehrt,  dafs  solche  Versuche  meist  von  endgültigem  Er- 
folge gekrönt  sind,  und  es  ist  begreiflich,  dafs  ein  eventueller  Druck 
durch  Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  zur  Vermehrung  und  Ver- 
stärkung dieser  Versuche  führen  würde. 

In  der  Streichgarnspi  nnerci  wird  der  Unternehmer  filt«  re  .Seif- 
aktors, deren  Spindel  3000  Touren  per  Minute  macht,  durch  neuere, 
deren  Spindel  3S00  Touren  in  der  Minute  macht  und  die-auch  sonst  besser 
gebaut  sind,  ersetzen  und  damit  das  Arbeitsresultat  qualitativ  und  quan- 
titativ um  etwa  15  pCt  steigern.  Aufserdem  wird  die  Verkflrzung  der 
Arbeitszeit  ihm  ein  Sporn  sein,  die  wirtschaftliche  Organisation  des  Be- 
triebes möglichst  praktisch  zu  gestalten.  Und  gerade  in  der  Fein- 
spinnerei läfst  sich  in  dieser  Hinsicht  meist  viel  verbessern. 

Insonderheit  wirkt  eine  Verkürzung  der  Ari)eitszeit  auf  eine  \'er- 
gröfserung  der  Betriebe  hin.  und  ich  bin  überzeugt,  dafs  die  höliere 
Stufe,  auf  der  auch  die  englische  Streichgarnindustrie  in  dieser  Min- 
siclit  im  Vergleich  zu  der  deutschen  steht,  wesentlich  der  kürzeren 
Arbeitszeit  zu  verdanken  ist 

Die  bisherigen  Erörterungen  Ober  die  Einwirkung  einer  Verkflrzung 
der  Arbeitszeit  an  der  Hand  der  Maschinen  der  Streichgamindustrie 
mögen  uns  als  Schlüssel  dienen,  um  zur  Erkenntnis  zu  gelangen,  was 
unter  den  sich  oft  scheinbar,  oft  in  Wirklichkeit  schroff  widersprechenden 
Behauptungen  über  die  Folgen  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  auf 
die  Arbeitsleistung  in  der  mechanischen  Textilindustrie  das  wahre  und 
was  das  falsche  ist.  Die  Beantwortung  der  Frage,  ob  eine  X'erkürzung 
der  Arbeitszeit  durch  eine  Erhöhung  der  Arbeitsleistung  wettgemacht 
werden  kann,  stellt  sich  sehr  verschieden.  Von  Wichtigkeit  für  die  Be- 
antwortung der  Frage  ist  besonders  zu  wissen:  die  Lflnge  der  bbherigen 
Arbeitszeit,  das  Mafs  der  Verkflrzung,  der  Stand  der  Technik  und  Wirt- 
schaft in  allen  Arbeitsprozessen  des  betreffenden  Etablissements  bezw. 
der  Gesamtheit  der  Etablissements  des  betreffenden  Staates,  die  höchste 
schon  erreichte  Grenze  der  Technik  und  Wirtschaft  in  der  betrefllnden 
Industrie.  Man  dürfte  sich  zwcckmäfsig  des  weiteren  fragen,  oh  <lit  se 
Grenze  iXussicht  hat,  erweitert  zu  werden,  ob  die  Ma>chiiuiibau -In- 
dustrie tlüriert,  ob  andere  Industrien,  insonderheit  andere  mechanische, 
zur  Zeit  besondere  Fortschritte  gemacht  haben.  Denn  die  Proportio- 
nalität des  technischen  und  wirtschaftlichen  Fortschrittes  zwischen  ver- 
schiedenen Industrien  ist  kein  leerer  Wahn.  Endlich  ist  der  allgemeine 
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Bildungsstand,  die  schon  erreichte  und  eventuell  noch  zu  crrciciicndc 
Lebenshaltung  der  Arbeiter  mit  in  die  Berechnung  su  ziehen. 

Eine  mit  den  neuesten  Maschinen  ausgestattete,  technisch  und  wirt- 
schaftlich so  gut  als  möglich  geleitete  Tuch-  und  Bukskinfabrik  wOrde 

bei  einer  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  von  65  auf  46  Stunden  pro 
Woche  einen  sehr  erheblichen  Ausfall  an  der  Gesamt-Arbeitsleistung 
haben.  Ihi  sie  die  neuesten  Maschinen  in  Anwendung  hat.  beschäftigt 
sie  auch  nur  tiichtigo  Arbeiter.  Ein  aher  Mann  von  50 — 60  Jahren  ist 
für  einen  niodeiiun  niechanisclicu  Webstuhl  von  80  Schul's  in  (icr 
Minute  einfach  nicht  zu  verwenden.  Besonders  kräftige  und  gewanate 
Weber  können  aber  sehr  wohl  in  65  Stunden  dasselbe  pro  Stunde  fertig 
bringen  wie  in  48  Stunden.  Einzelne  sehr  gewandte  Maddien,  wie  sie 
sich  ein  gut  geleitetes  Etablissement  leichter  MQhe  durch  einen  sehr 
geringen  Lohnzuschlag  anwerben  kann,  vermögen  sehr  wohl  auch 
65  Stunden  lang  2  3  Assortiments  zu  bedienen.  So  mag  es  kommen, 
dafs  solcii  ein  EtabHssemnnt  eine  nahezu  um  17  Stunden  geringere  Ar- 
beitsleistung bezw.  höhere  Troduktionskosten  aufweist.  Will  eine  solche 
Fabrik  die  alte  Höhe  der  Jalires-I'roduktion  iimehalten,  so  niufs  sie 
eben  das  EtabUssenient  vergröfsern.  Nun  ist  aber  allerdings  unter 
100  Fabriken  der  mechanischen  Tuch-  und  Bukskinfabrikation  kaum  eine, 
die  technisch  und  wirtschaftlich  ganz  auf  der  Höhe  der  Zeit  steht.  Nur 
die  allerneuesten  Fabriken  haben  die  besten  Maschinen,  aber  selbst 
unter  ihnen  finden  sich  solche,  deren  Wirtsdiaftsorganisation  zu  wOn- 
s(  lien  übrig  läfst.  Ich  glaube  in  dieser  Hinsicht  um  so  eher  zu  einem 
Urteil  berechtigt  zu  sein,  als  ich  eine  so  greise  Anzahl  von  Fabriken 
in  den  1  Iaui)t-Indu>trie^taatcn  persönlich  kennen  gelernt  habe,  wie  es 
schwerUch  irgend  einein  Fabrikanten  dieser  Rraiulie  vergönnt  war. 

Wir  sehen,  dafs  es  Fabriken,  weini  auch  nur  in  geringer  Zahl,  gicbt, 
welche  im  Falle  einer  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ihre  Arbeitsleistung 
ohne  Vei^rOfserung  ihres  Etablissements  nicht  zu  erhöhen  vermögen. 
Vielleicht  kann  man  sagen,  dafs  etwa  20  pCt  aller  Etablissements  der 
Streichgarn-Industrie  nur  so  geringe  technische  und  wirtschaftliche  Ver- 
besserungen vornehmen  können,  dafs  eine  Minderung  der  Arbeitszeit 
von  65  auf  48  Stunden,  wenn  auch  nicht  ganz,  so  doch  fast  entsprechend 
die  Ai  beitsleistung  des  Etablissements  vermindert.  Die  übrigen  80  pCt. 
der  Fabriken  der  .Sircichgarn-lndu'^trie  wären  vielleicht  im  stände,  durdi 
Ersetzung  der  aUen  iMa>cbinen  durch  neue  die  Arbeitsleihtung  pro 
Stunde  in  der  Weise  z.u  steigern,  dafs  die  frühere  Arbeitsleistung  pro 
Woche  sogar  noch  von  der  neuen  abertroflfen  wird.  Nach  einiger  Zeit 
mag  die  gleiche  Anzahl  von  Arbeitern,  welche  finher  zur  Zeit  der  län- 
geren Arbeitszeit  in  der  Streichgarn-Industrie  beschäftigt  war,  nunmehr 
in  48  Stunden  pro  Woche  ein  noch  gröfseres  Arbeitsresultat  herstellen 
als  ehedem  in  65  Stunden. 

Nun  ereignet  sich  eine  solche  Umwandlung  nicht  in  der  Weise,  dafs 
nur  diejenigen  Arbeitgeber  Veränderungen  vornehmen,  die  technische 
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und  wirtschaftliche  Verbesserungen  besonders  notwendig  haben.  Sie 
sind  zudem  meistens  nicht  gerade  die  bemitteltsten.  Vielmehr  werden 
gerade  diejenigen  F"abrikcn,  welche  die  beste  Technik  und  Wirtschaft 
bisher  anwandten,  danach  streben,  die  bisherige  Jahresproduktion  fest- 
zuhalten. Sie  werden  also  ihre  Betriebe  vergröfsem.  Der  wachsende 
Grofsbetrieb  wird  ihre  Produktionskosten  nicht  unwesentlich  verringern 
und  ihre  Ueberiegenheit  Ober  andere  Betriebe  vermehren.  Solche 
Unternehmer  aber,  die  bisher  an  einer  veralteten  Technik  festgehalten 
haben  und  nicht  bemittelt  genug  sind,  diejenigen  Verbesserungen  der 
Technik  und  Wirtschaft  vorzunehmen,  welche  notwendig  wAren.  um 
das  frühere  Jahi  csprndukt  zu  erzeugen,  können  allerdings  aus  Anlafs 
der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  zu  (irundc  gehen. 

Im  allgemeinen  ist  nun  aber  gerade  eine  Verkürzung  der  Arbeits» 
zeit  das  geeignetste  Mittel,  um  die  Unternehmer  zu  technischen  und 
wirtschaftlichem  Fortschreiten  finanziell  zu  befähigen.  Indem  die  Ver- 
kflrzung  der  Arbeitszeit  zunächst  die  Produktion  beschrankt  und  da- 
durch die  Preise  hochhält,  erieichtert  sie  dem  Unternehmer  auch  die 
Erlangung  der  Geldmittel,  bessere  Maschinen  zu  kaufen  oder  Neubauten 
vorzunehmen.  Dafs  in  dieser  Beziehung  für  den  einzelnen  Unternehmer 
Schwierigkeiten  verbleiben  können,  liegt  auf  der  Hand.  Aber  das 
System  der  freien  Konkurrenz  bringt  dem  Unternehmerstande  auch 
\' orteile  genug.  Härten  wird  es  für  den  einzelnen  Unternctinur  immer 
in  sich  bergen.  Eine  staatliche  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  allmälig 
und  in  mafsvoUer  Weise  vor  sich  gehend,  erscheint  gerade  als  dn 
Mittel,  um  die  H&rten  des  privatwirtschaftlichen  Systems  der  freien 
Konkurrenz,  die  den  ^nzelnen  Unternehmer  so  oft  betreffen,  zu  mil- 
dern. Sie  fördert  nflmlich  aufserordentUch  eine  organische  Entwicklung 
der  Industrie. 

Die  mechanische  Textilindustrie  Deutschlands  hat  seit  den  dreifsiger 
Jahren  dieses  Jahrhunderts  sehr  darunter  zu  leiden  gehabt,  dafs  sie 
unter  dem  Schutze  hohci-  Kinfuhrzölie  und  in  Ermangelung  einer  Ar- 
beiterschutzgesctzgebung  ihr  Heil  in  langer  Arl)eitszeit  und  niedrigen 
Löhnen,  kurz  in  mangelhatten  Arbeitsbedingungen  suchte.  Gestützt  auf 
lange  Arbeitszeit  und  niedrige  Löhne  verabsäumte  sie  es,  die  Technik 
und  Wirtschaft  zeitgemflfs  zu  verbessern,')  wahrrad  die  englische  In« 
dustrie  durch  den  schon  im  Jahre  1850  in  Kraft  tretenden  zehnstün- 
digen Arbeitstag  fflr  Frauen  und  Kinder,  sowie  die  von  den  Gewerk- 
vereinen erzwungenen  Lohnerhöhungen  einen  mächtigen  Sporn  zur 
Vervollkommnung  erhielt.  Die  traurigen  Folgen  di'-ser  Verhältnisse 
zeigen  sich  darin,  dafs  die  Geschichte  der  deutschen  .Streichgarn-,  Kamm- 
garn- und  Baumwollspinnerei  bis  in  die  siebziger  Jahre  sich  als  eine 
Geschichte  der  Bankerotte  darstellt.    Von  den  mechanischen  Spinnerei- 
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firmen  des  Königreichs  Sacl^^en,  die  im  Jahre  1830  bestanden  und  un^ 
in  Wincks  trefflichem  Buche  namentlich  aufgezählt  sind.  dQrfleii  nidit 
10  pCt.  mehr  bestehen.  Die  Obrigen  haben  bankerott  gemacht  oder 
liquidieren  mOssen.  Die  mit  Millionen  begründeten  Riesenetablisseroeots 
unserer  modernen  deutschen  BaumwoU-  und  Kammgarnspinnerei  steten 
zum  Teil  auf  den  Trflmmern  dahingesunkcner.  auf  den  Sand  schlechter 
Arbcitsbcdiiip;nngen  errichtet  gewesenen  Indusirieen. 

Ein  Punkt  inufs  noch  crArtcit  werden,  der  wichtie;  ist  für  die  Be- 
urteilung: stuatliihen  Kingrcil'cn<  7:uin  Zwecke  der  Verkürzung  der  Ar- 
beit>/«  lt.  Eini-  nicdti«.  rtrhuik  und  Wirtschaft  kann  mit  einer  h<"»herrr 
inuner  bis  zu  einem  gewissen  Grade  sowohl  auf  Grund  »chlechtcrer 
Arbdtsbedingungen  als  auch  auf  Grund  ausgedehnterer  Anwendung 
von  Arbeit  konkurrieren.  Die  höhere  Technik  und  Wirtschaft  ist  nicht 
absolut  notwendig  die  billigere.  Aber  sie  wird  es  stets  im  Laufe  der 
Zeit  Nur  kann  ein  solcher  Konkurrenzkampf  zwischen  niederer  und 
höherer  Technik  bezw.  Wirtschaft  sich  über  lange  Zeiträume  au^ 
dehnen.  Wer  zweifelt  daran,  dafs  ein-^t  der  letzte  Handwehstuhl  in 
Deutscidand  in  den  üfen  wandi  rn  wirti.  weil  dann  die  Hand  Weberei 
aueh  bei  den  tiefsten  L«»hiien  teurer  als  die  mechanische  Weberei  pr<> 
duziert ?  Aber  sie  kann  sich  unter  Umstiniden  nuch  Jalnv.elinte  halten, 
nachdem  sie  auch  in  ihren  letzten  Positionen  schon  seit  Jahrzehntco 
die  Konkurrenz  der  Mechanik  zu  fflhlen  bekommen  hat  Auch  die 
obigen  Darlegungen  Ober  die  Technik  dbr  Streichgamindustrie  zeigen, 
wie  immer  neben  den  neuesten  Maschinen  solche  filterer  und  ältester 
Konstruktion  von  mitunter  kaum  halber  Lci<:tungsfflhigkeit  existieren. 
Wie  für  d(  n  M  ii-t  lu  n.  so  kommt  auch  für'  die  Anwendung  einer 
älteren  Technik  und  Wirtschaftsform  der  Todestag.  Der  Staat  hat 
also  keine  Ur-^ache.  von  einer  Verkürzunu  deshalb  abzusehen,  wci!  sie 
möglicher  Weise  einigi  n  veraltet»  n  Hefriebeii  den  Tode-stcifs  gehen 
kann.  Die  Technik  und  Wirtschaft  bildet  sich  international  weiter  aus. 
Und  über  kurz  oder  lang  würden  die  Konkurrenz  anderer  Staaten  oder 
neue  Gründungen  im  Inlande  den  alten  Betrieben  den  Todesstoß 
geben.  Der  Todestag  Ififst  sich  ungeAhr  berechnen.  Er  kommt  so 
bald  auch  der  billigste  Lohn  und  die  Iflngste  Arbeitszeit  teurere  Pro* 
dukte  liefern  als  die  gebändigten  Naturicrfifte  der  for^eschrittenen  In- 
dustrieen. 

Die  bisherigen  Er<">i-terungen  inachen  uns  auch  die  Heantwnrtung 
der  Erage  leicht,  ob  eine  X'erkürzung  der  Arlieitszeit  die  l»eschaftigungs- 
lo>en  autVaugt  oder  nicht.  Sie  beantwortet  sich  nach  denselben  Ctt- 
sichtspunkteu  wie  die  Erage  nach  der  Steigerung  der  Arbeitsleistung. 
Stand  die  bisherige  Technik  auf  der  Hdhe  der  Zeit  und  gewährte  sie 
dem  Arbeiter  keinen  oder  nur  einen  geringen  Spielraum,  innerhalb 
dessen  er  aus  sich  selbst  heraus  seine  Arbeitsleistung  steigern  konnte; 
so  wird  die  Industrie  zu  einer  der  Verkürzung  der  Arbeitszeit  ent- 
sprechenden Vergröfserung  und  damit  Vermehrung  des  Verbrauchs  an 
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Arbeitskräften  gezwungen.  Nach  Lage  der  thatsAchUchen  Verhältnisse 
ist  anzunehmen,  dafs  im  Deutschen  Reiche  in  der  Gegenwart  eine  Herab- 
setzung der  Arbeitszeit  auf  eine  Maximalarbeitszeit  von  SöVa  Stunden 
für  alle  Arbeiter  der  mechanischen  Textilindustrie  den  Besciiilftigungs- 
loscn  nicht  zu  gute  kommen  würde.  Vi»  Inu lir  wiiifh  n  die  Folgen 
einer  i^i^lrtu  n  Herabsetzung  der  Arbeitszeit  olioW  ich  gegenwärtig  die 
Fabriken  /u  einem  nieht  unerhehhehen  Teile  noch  eirca  70  Stunden  pro 
Woche  beschäftigt  sind  -  nach  aufsen  wenig  hervortreten,  sondern 
sich  hauptsächlich  in  einer  Verbesserung  der  Maschinen  zeigen. 

Inwieweit  werden  nun  die  bisher  gewonnenen  Aufstellungen  von 
der  Prajcis  bestätigt?  Wir  sehen,  dafs  in  der  Krempelei  jede  Verrin> 
gerung  der  Arbeitszeit  entsprechend  die  Arbeitsleistung  der  Maschinen 
verringert  und  dafs  auch  die  Arbeiter  bis  zur  Erfindung  des  zweifachen 
automatischen  Uebcrtragungs-  und  Seibstwiege-Apparates  ihre  Arbeits- 
leistung nicht  durch  Uebemahme  eines  gröfsercn  Quantums  an  Ma- 
schinerie vergn >i'-erii  konnten.  Dem  entsprechend  haben  bisher  die 
Streichgarn-Spiimereien  die  Gewuhnheit  gehabt,  ihre  Krempelei  und  die 
derselben  vorausgehende,  denselben  Bedingungen  unterliegende  Wolferei 
langer  laufen  zu  lassen  als  die  Seifaktor-  oder  Fein-Spinnerei.  So 
arbeiteten  z.  B.  die  Baumwollstreichgam-'  (Vigogne-)  Spinnereien  in 
Krimmitschau  und  Werdau  bis  zum  1.  Januar  1890  im  Durchschnitt 
12  Stunden  täglich.  Die  Krempeleien  samt  Wolfereien  dieser  Industrie 
pflegten  aber  2  Stunden  länger,  also  14  Stunden,  im  Gange  zu  sein, 
nämlich  auch  während  der  den  übrigen  Arbeitern  gewährten  Pausen 
(eine  Stunde  Mittag  und  je  V'a  Stunde  zu  Früh>tück  und  \'e^per).  Als 
diese  huiu-tric  am  1.  Januar  1890  durch  gemein-. nnen  Ikschhifs  der 
Unlenieiuner  ihre  Arbeitszeit  auf  11  Stunden  herabsetzte,  iiefs  man 
wiederum  die  genannten  Vorbereitungsmaschinen  (Wolf  und  Krempeln) 
zwei  Stunden  länger  laufen.  Als  am  1.  April  1892  die  Arbeitszeit  der 
Arbeiterinnen  infolge  des  Reichsgesetzes  vom  I.Juni  1891  auf  11  Stunden 
herabgesetzt  werden  mufste,  waren  die  Vigogne-Spinner  nicht  in  der 
Lage,  ihre  von  Arbeiterinnen  bedienten  Krempeln  nur  11  Stunden 
laufen  zu  lassen,  da  eben  sonst  das  Arbeitsre^ultat  sich  um  2  Stunden 
verringert  lultte.  Sie  halfen  sich  nun  auf  doppelte  Weise.  Einmal  ver- 
mehrten sie  die  Zahl  ihrer  Arbeiter.  >ü  dafs  behendere  Kc^ervcarheiter 
mannlieiien  wie  weiblichen  Geschlechts  die  Krempelmaschinen  in  der 
13.  und  14.  Stunde  leiten  konnten.  Sodann  ersetzten  sie  nach  und  nach 
ihre  alteren  Krempelmaschinen  durch  solche  neuerer  Konstruktion  mit 
gröfserer  Arbeitsleistung.  Durch  die  letztere  Mafsregel  wurde  die  erstere 
mehr  tmd  mehr  flberflQssig  gemacht,  so  dafs  zur  Zeit  auch  die  Krempeln 
viellach  nicht  länger  als  1 1  Stunden  laufen.  Hätte  das  Gesetz  vom 
I.Juni  1891  den  1 1  stündigen  Maximalarbeitstag  auch  auf  die  männlichen 
Arbeiter  ausgedehnt.  «•  würde  gleichwohl  das  System  der  Keserve- 
arbeiter,  die  in  den  Frühstücks-,  X'esper-  und  Mittagspausen  die  .Ma- 
schinen versorgen,  aufgckonmien  sein.    Wäre  aber  ein  1 1  stündiger 
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Maxiliuüarbeitstag  fOr  den  Betrieb,  iflr  die  Maschinen  voi^esdiriebea 
worden,  so  Wörde  die  Folge  ein  sehr  schneller  Ersatz  älterer  durch 
neuere  Krempelmaschinen  gewesen  sein.  Entsprechende  Verhältnisse  habe 
ich  in  (icn  Streichgarn-Spinnereien  des  Voigtlandes,  der  Tuch-  und 
r>uk>kin-liidu-tric  der  Niedcr-Lausitz  und  d«'r  Rhcirilandc  sowie  der 
Flanell-Industrie  zu  Pülsnct  k  in  Sacliscn-Mciningt-n  vorgefunden. 

Eine  weitere  Bestätigung  meiner  Behauptung  mag  darin  gefunden 
werden,  dafs  in  England,  wo  schon  seit  dem  Jahre  1875  eine  Maximal- 
arbeitszeit  von  56yt  Stunde  pro  Woche  für  Frauen  und  jugendliche 
Arbeiter  durch  Gesetz  eingefflhrt  ist,  dennoch  ein  Teil  der  Fabriken 
der  wrolcn-industry  —  unter  diesem  Namen  fafst  der  Engländer  die 
Streichgarn-Industrie  in  ihren  verschiedenen  Unterarten  zusammen  — 
von  vornherein  darauf  eingerichtet  ist.  dafs  die  Wollcrci  und  Krempelei 
wescntlicii  langer  als  56'  9  .Stunde  im  Gange  sind.  Um  die  Arbeitszeit 
dieser  X'orbci  citungs|)roze<sc  zu  vt  rl.1n!.;«  i  ii.  beschüftigt  man  entweder 
in  ihnen  nur  Manner  oder  halt  Keserveai  heiter  zur  Hand.  In  Leeds 
haben  die  mftnnlichen  Wolfereiarbeiter  (willcycrs)  und  Krempelau!>put2er 
(fettlers)  in  den  Pausen  an  Stelle  der  Krempelmfidchen  die  Bedienung 
der  Krempelmaschinen  zu  Obemehmen,  damit  diese  im  Gange  bleiben 
können.  Daher  haben  diese  Arbeiter  eine  durchschnittliche  Arbeitszeit 
von  66  Stunden  pro  Woche.')  Es  ist  nicht  ersichtlich,  ob  es  sich  nur 
auf  die  Wolfcrei  und  Krempelei  oder  auf  die  ganze  Spinnerei  bezieht, 
wenn  Mi  .  j.  Hanni-^t«  i-.  .Sekrctfir  des  Gewerkvereins  der  Wolferei- 
arbeiter  und  KrcnipLlau>put/.er  in  Lccfls,  vor  der  Royal  Commission 
on  Labour  aussagte,  dafs  zwar  die  Fabiik.  in  der  er  selbst  arbeitete, 
nur  56'/«  Stunde  pro  Woche  im  Gange  sei,  dafs  sie  aber  die  ein- 
zige sei,  die  sich  auf  diese  Arbeitszeit  beschränke.*) 

In  Verviers  in  Belgien  sind  in  der  Wolferei  und  Krempelei  gewöhn« 
lieh  nur  Männer  beschäftigt,  wodurch  diese  Arbeitsprozesse  von  den 
gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  die  Arbeitszeit  der  Frauen  sich  ganz 
befreit  haben. 

Es  mufs  noch  eine  offene  Frage  bleiben,  ob  die  erwähnte  neue  Er- 
tindung  die  Arbeitgeber  veranlafst.  die  Arbeitszeit  in  der  Krempelei 
zu  \  i  ikürzen,  damit  nunmehr  ein  Arbeiter  bei  intensiver  Arbeit  drei 
Krempelassortimente  bedienen  kann.  Mancher  Arbeitgeber  steht  zur 
Zeit  vor  dem  Rechenexempel,  ob  es  für  ihn  vorteilhafter  ist,  3  Krempcl- 
assortimcnte  mit  3  Krempelmfidchen  und  noch  Ersatzarbeitem  13  Stun- 
den oder  3  Krempelassortimente  mit  1  Krempelmfldchen  11  Stunden 
arbeiten  zu  lassen.  Der  Wochenlohn  eines  Krempehnfldchens  betragt 
in  Krimmitschau  9 — 10  Mk.,  der  Jahreslolin  also  höchstens  520  Mk. 
Würde  nun  gleichzeitig  etwa  durch  die  ThAtigkeit  eines  machtigen  Ge- 

'   I>igt  st  uf  thc  Evidcnce  taken  bcforc  Group  C  on  the  Royal  Commissioo 
on  I.abuur.     Vol.  II  p.  G. 
')  Ebenda  S.  10. 
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wcrkvcrcines  der  Lohn  der  Krempel mädclicn  wesentlich  aufgebessert, 
so  wOrde  es  dem  Arbeitgeber  ein  weiterer  Sporn  sein,  mit  weniger 
Arbeitskräften  und  verkürzter  Arbeitszeit  unter  Zuhilfenahme  einer 
verbesserten  Technik  nach  Erreichung  des  frOheren  Arbeitsresultates 
zu  streben. 

Unsere  in  der  Wolf«  rei  und  Krempelei  gemachten  Erfahrungen 
haben  eine  gröfsere  Bedeutung  als  die  Ausdehnung  der  Streichgarn- 
industrie vermuten  läfst.  Einmal  kehren  dieselben  Krempelmaschinen 
in  wcni^  veränderter  P^orni  in  der  IJaunnvollspinnerei,  der  Wollkäui- 
merei,  Juteindustrie  wieder.  Dann  aber  hat  gerade  in  der  Baunnvi>ll-. 
Kammgarn-,  Jute-  und  Leincnindustrie  ein  grofser  I  cü  aller  Maschinen 
dieselben  Eigentflmlichkeiten,  welche  wir  an  dtn  Krempelmaschinen 
gefunden  haben.  Die  Krempel-  oder  Kratzmaschinen  der  BaumwoU' 
Spinnerei,  deren  Arbeit  von  Schulze  •Gävernitz  so  anschaulich  be- 
schreibt,^)  bleiben  auch  die  volle  Arbeitszeit  im  Gange,  können  also 
nicht  ihre  Arbeitsleistung  hei  kürzerer  Arbeitszeit  steigern.  Nur  war 
hier  von  jeher  durch  die  Technik  die  Möglichkeit  gegeben,  dafs  der 
Arbeiter  sein  Quantum  an  Maschinerie  vermehrte.  In  manchen  Fa- 
briken hat  eine  Arbeiterin  7.  in  anderen  10  solcher  Kratzmaschinen  zu 
versorgen.  In  der  Baumwollspinnerei  von  W.  Holland  ».V  Son  in 
Manchester,  die  nur  Nummern  über  No.  50,  also  sehr  fein  spinnt,  fand 
ich  sogar,  dafs  je  ein  Krempclmfldchen  20  Kratzmaschinen  zu  versorgen 
hat.  Von  den  meisten  Obrigen  Vorbereitungsmaachinen  der  Baumwoll- 
spinnerei und  von  den  Vorbereitungsmaschinen  dar  WoUkfimmerei  gilt 
das  gleiche  wie  von  den  Krempeln:  das  Arbeitsprodukt  der  Maschinen 
Iflfst  sich  durch  die  Arbeiter  selbst  in  keiner  Weise  pro  Stunde  er- 
höhen, da  sie  während  der  ganzen  Arbeitszeit  ununterbrochen  im  Gange 
sind,  nie  in  beiden  Industrieen  zahlreich  vertretenen  Streckmaschinen 
pausit  i  cn  insonderheit  gar  nicht,  ebenso  die  Kämmstühle  der  Woll- 
kämmerei. 

Was  nun  die  Feinspinnerei  anlangt,  so  vollzieht  sich  dieselbe  in 
der  Baumwoll-  und  Kammgarnspinnerei  noch  weit  mehr  automatisch 
als  in  der  Streichgarnspinnerei.  Die  Spinnerei  der  erstgenannten  In- 
dustrieen bedarf  weniger  der  menschlichen  Eingriffe  in  die  Spinn- 
maschine und  das  Material  und  steht  daher  seltener  still.  Die  GrQnde 
sind  folgende'"'):  In  der  Streich garnspinnerci  ist  das  Vorgarn  weniger 
gründlich  vorbereitet,  da  es  direkt  von  ^den  Krempeln  kommt.  Dazu 
kommt,  dafs  ein  grofser  Teil  des  Rohstoffes  der  Streichgarnspinnerei 
ganz  geriniiwei ti;.:(  r  Art  (Kunstwolle  und  minch  rwerti^e  Baumwolle) 
ist.    Beides  verursacht  viel  mehr  Fadenbrüche.    Die  kleinen,  oft  ver- 


V.  Schulse-Glvemitc,  Grofabetrieb.   S.  123. 
*)  Vgl.  meine  Abhandlung:  Der  wirtaduftliehe  Aufachwiing  der  BaumwoU- 
spinnerei  Im  Königreich  Saclwen.    Schmoller*s  Jahrbuch  1893.    3.  Heft.  S.  20 
bis  23. 
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schiedenfarbigen  Partieen,  welche  die  Wirtschaft  der  Streichgaru- 
industrie  nun  einmal  mit  sich  bringt,  veranlassen  ein  oftmaliges  Putzen 
und  Reinigen  der  Maschinen.  Die  grofse  Verschiedenheit  der  Nom- 
mem  erfordert  ein  häufiges  Umstellen  der  Seifaktors.  Diese  Umstände 

führen  zu  öfter  vorkommendem  und  länger  andauerndem  Stillstehen  der 
Spinnmaschinen,  welches  dadurch  noch  vermehrt  wird,  dafs  in  dieser 
Industrie  der  Sclfaktor  beim  Einsetzen  einer  jeden  neuen  Vorgarn» 
walze  „ausgelegt",  d.  h.  zum  StilUtand  gebracht  werden  mufs. 

Aus  diesen  (iiundLU  hat  der  Arbtifcr  in  der  Streichgarnsellactor- 
spinnerci  inuner  noch  weit  mehr  die  Möglichkeit,  die  Arbeitsleistung 
der  Maschine  zu  steigern  als  etwa  in  der  Selfaktorspinnerci  der 
Kammgarn-  oder  gar  der  englischen  Baumwollindustrie,  in  der  die 
Seifaktors  95  pCt.  der  gesamten  Arbeitszeit  thatsflchlich  im  Gange  zo 
sein  pflegen.*)  Bei  den  Drossel-  oder  Ringspinnmaschinen,  die  in  der 
Baumwollspinnerei  eine  ansehnliche  Verbreitung  haben  und  die  auch 
schon  in  der  Streichgarnspinneroi  in  neuester  Zeit  Eingang  gefunden 
haben,  sind  no(  h  weniger  da-^  betriebe  aufhaltende  Eingrifi'e  des  Men- 
schen errMrcieilich  als  bei  den  Seifaktors, 

Wie  atit  dem  schweren  Web'-tiilile  der  Tuchmachei  ei.  hat  auch 
auf  den  leichten  Stuhlen  der  Kauungarii-,  llalbwoU-  und  Baumwoll- 
weberet der  Weber  in  ziemlich  bedeutendem  Mafse  die  Möglichkeit,  bei 
kürzerer  Arbeitszeit  durch  intensivere  Arbeit  eine  Mehrleistung  pro 
Stunde  zu  erzielen.  Aber  nur  ein  Teil  der  Weber  erscheint  wie  der 
Tuch-  und  Bukskinweber  auf  ein  bestimmtes  Quantum  an  Maschinerie 
durch  die  Technik  begrenzt  zu  sein.  Der  auf  einem  leichten  Stuhle 
arbeitende  Klandlwebcr  hat  in  Deutschland  wie  in  England  nur  einen 
Stuhl.  Die  Kamm^arnweberin  hat  in  beiden  Saaten  wie  auch  in  Belgien 
zwei  Stühle,  aber  iiii  inal>  mehr.  Da  die  Manellweberci  auf  denselben 
leicliten  mechanischen  Stühlen  arbeitet  wie  die  Kammgarnweberei,  dürfte 
es  von  Interesse  sein,  einmal  festzustellen,  wie  die  Technik  mitunter 
den  Arbeiter  begrenzt  Die  Flanellweberin  verwendet  Streichgarn, 
welches  nur  in  gröberen  Nummern  hergestellt  wird.  Die  mit  dem 
groben  Streichgarn  gefällte  Webspule  der  Flanellweberei  Uluft  nun  um 
vieles  schneller  ab,  da  weniger  Garn  auf  die  Spule  geht.  al<  die  mit 
dem  feiner  gesponnenen  Kammgarn  gefüllte  Webspule  der  Kammgarn- 
weberci.  Da  die  Technik  und  keine  Ortsgepflogenheiten  hier  das  be- 
stinuiK  nde  ist.  so  bedient  auch  in  Reichenbaeli  i.  \'uigtl.,  \\o  beide  In- 
du-triren  sicii  neben  einander  finden  und  dieselben  l.ohnwebereicn 
mitimier  i\annngarnsloiV,  nntunter  Flanelle  weben,  der  i- lancüwcbernur 
einen,  die  Kanmigarnweberin  aber  zwei  WebstOhle.  In  der  BaumwoU- 
weberei,  die  gleichfalls  auf  leichten  Stühlen  arbeitet,  versieht  in  Deutsdi- 
land  die  Weberin  meistens  nur  zwei,  in  England  aber  im  Durchschnitt 


*)  V.  Schttlze-Glvemitc,  Grofsbetrieb.    S.  117, 
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vier,  zuweilen  sechs,  in  Amerika  sechs  bis  acht  Stühle.*)  In  der  Bauni' 
Wollweberei  hat  aiüo  eine  Arbeiterin  aucii  die  Möglichkeit,  ein  grüfseres 
Quantum  an  Maschinerie  cu  fibernehmen. 

Nach  diesen  Erörterungen  wird  ans  die  Handhabung  der  Praxis  er- 
klarlich  werden.  So  hat  die  Streichgam-Sfnnnerei  in  England  und 
Schottland  grofse  Neigung,  mehr  als  56'/«  Stunde  pro  Woche  zu  arbeiten, 
ts  ist  hier  durchaus  nichts  seltenes,  dafs  Monate  hindurch  in  einzelnen 
Etablissements  bi»  9  Uhr  abends  ge.irbeitet  wird.  Ich  habe  mich  selbst 
davon  hinlnnf^Hch  durcli  Augenschein  üb<  r/(  u^t  Der  Sekretär  des 
(Jewerkvt n  ins  der  Wollereiarbeiter  und  Kmiipclausput/.er  (WiUeyers 
and  Fettler  s  Union»  zu  Lceds,  Mr.  J.  Bannistcr,  konstatierte  vor  der 
Royal  Commission  on  Labour*)  im  Frühjahr  1892  einen  Fall,  dafs  eine 
Streichgarn-Fabrik  seit  20  Jahren  mit  nur  zeitweiliger  ganz  kurzer 
Unterbrechung  bis  9,  ja  10  und  10*/»  Uhr  abends  zu  arbeiten  pflegte.  Diese 
Firma  gab  kurz  zuvor  ein  Fest  fflr  diejenigen  Arbeiter,  die  Ueberzeit 
arbeiteten,  verweigerte  aber  die  Karten  für  diejenigen,  die  nur  bis 
9  Uhr  und  nicht  länger  thätig  waren,  da  erst  die  Zeit  nach  9  Uhr  abends 
als  „Ueberzeit"  betrachtet  wurde. 

Nicht  wenige  dieser  .Spinneieien  arbeiten,  wenn  auch  nicht  regel- 
mär-ig,  so  doch  längere  Zeiten  hindurch  Tag  und  Nacht.  Hedürl- 
nis  nach  längerer  Arbcit.-'Zeit  iiat  manche  Spinnereien  dazu  geführt,  die 
weibliche  Arbeit  ganz  auszuscheiden.  In  noch  ausgedehnterem  Mafse 
arbeitet  in  Verviers  in  Belgien  die  Streichgarn-Spinnerei  Tag  und  Nacht 
durch.  Wenn  eine  der  führenden  unter  den  auf  den  Export  arbeiten- 
den Streichgarn-Spinnereien  einmal  auf  Zeit  die  Nachtarbeit  einstellt, 
so  weifs  ganz  Verviers,  dafs  schlechte  Geschäftszeiten  in  Anzug  sind. 
Die  Tagschicht  arbeitet  von  6  Vhr  morgens  bis  7  Uhr  abends  mit 
1  Stunde  Mittag-,  Stunde  Frühstück-  und  '  4  Stunde  Vesperpause. 
Sie  arbeitet  al-o  im  ganzen  11'/*  Stunden.  Die  Nachtschicht  arbeitet 
von  7  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  mit  nur  '/a  Stunde  Pause  um 
Mitternacht,  also  im  ganzen  10'/«  Stunden.  In  der  grüfsten  Streichgarn- 
Spinnerei  von  Hauzeur  G^rard  Fils  (25000  Spindeln  und  33  Krempel- 
Assortimente)  wurde  mir  im  Januar  1894  von  dem  Inhaber  versichert, 
dafs  bei  dieser  Arbeitszeit  das  meiste  geleistet  werde  und  dafs  wahrend 
der  Nacht  pro  Stimde  das  gleiche  Arbeitsprodukt  erzielt  werde  als  am 
Tage.  Das  Etablissement  dieser  Firma  war  nachts  elektrisch  erleuchtet, 
und  ich  fand  allerdings,  dafs  der  technische  Betrieb  nächtlicherweile 
so  gut  funktionierte  wie  nur  in  irgend  einer  der  besteingerichteten 


*)  V.  Schulze-Gävernitz,  Grofsbetrieb.  S.  144  — 145.  Es  ist  zu  beachten, 
dafs  auch  in  England  die  BaumwoUwebcrin  stets  nur  zwei  Webstühle  bat,  so- 
bald der  Behufs  aus  Baumwoll-Streichgam  besteht,  was  in  Deutachland  häufiger 
als  in  England  der  Fall  ist 

*)  Royal  Commission  on  Labour.  Digest  of  the  Evidence.  Group  C.  Vol.  II 
p.  10. 
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Spinnereien,  die  ich  besucht  habe.  Unter  diesen  Umständen  ist  das 
Arbeitsprodukt  pro  Woche  und  pro  Sortiment  Krempeln  gleicher  Be> 
schaffenheit  ziemlich  genau  doppelt  so  grofs  als  in  einer  deutschen 
Streichgam-Spinnerei  mit  65  Stunden  wöchentlicher  Arbeitszeit.  Frauen. 

sofern  sie  nur  21  Jahre  alt  sind,  dürfen  in  Belfiicn  auch  die  Nacht 
durch  arbeiten.  In  der  genannten  Fabrik,  die  ich  um  deswillen  hc- 
st^nder'J  orwflhne,  da  sie  anerkaiiiitcrmafscn  die  vollendetste  technische 
und  wirtschaftliche  Einrichtung  hat,  wurden  '/4  der  Krenipelnssortimentc 
von  weiblichen  niul  \'^  von  männlichen  Drusseuren  bei  Tat;  wie  bc\ 
Nacht  geleitet.  Genau  wie  in  Deutschland  oder  England  wurde  je  em 
Krempelassortiment  von  drei  Krempelmaschinen  von  einer  Person 
(Dnisseur)  versorgt  Ein  Verbot  der  Nachtarbeit  der  Frauen  würde  in 
der  Strdchgamspinnerei  in  Verviers  keineswegs  die  Naditarbeit  übtt- 
haupt  in  Wegfall  bringen.  Schon  jetzt  arbeitet  ein  Teil  der  Spinnereien 
nachts  nur  mit  mannlichen  Arbeitskräften.  Streichgamspinncreien.  die 
nur  tags  arbeiten,  pflegen  dort  13  Stunden  in  Gang  zu  sein.  Bei  dieser 
langen  Arbeitszeit  ist  es  nicht  zu  verwundern,  clafs  die  Technik  zu 
Verviers  keitieswej^s  allenlhalben  auf  der  Hohe  der  Zeit  steht.  Ein  an- 
sehnlicher Teil  der  Maschinen  sind  si  hr  altertümlicher  Art  und  inr'>Ii:t 
dessen  weiiij^  Icistungsfäiiig.  Dieselben  haben  aber  für  die  Btsiucr 
den  Vorzug,  dafs  sie  sie  alt  und  daher  zu  äufserst  billigen  Preisen  ge» 
kauft  haben.  Es  sei  an  dieser  Stelle  erwähnt,  dafs  die  verschiedenen 
gesetzlichen  Bestimmungen  Ober  die  Arbeitszeit  sowie  Oberhaupt  Ober 
den  Arbeiterschutz  durch  die  Disharmonie,  die  zwischen  ihnen  besteht 
sehr  eigentümliche  Verhältnisse  in  der  Wirtschaft  erzeugt  haben.  Da 
we  ibliche  Personen  unter  21  Jahren  und  jugendliche  Personen  unter 
16  jähren  nicht  nachts  und  nicht  län}icr  aU  12  Stunden  arbeiten  dürl'cn. 
so  sind  in  lielgien  die  raltacheurs  ( Eadenanlcger)  an  den  Spinnmaschinen 
meist  junge  Männer  über  16  Jahre,  was  die  Produktion  wiederum 
wesentlich  verteuert.  Der  Mangel  eines  Arbeiterschutzes  von  gröfserem 
Umfange  mag  der  belgischen  Streichgarnindustrie  in  diesem  oder 
jenem  untergeordneten  Punkte  die  Konkurrenz  mit  Deutschland  und 
England  erleichtert  haben.  Die  eigentliche  Starke  der  belgischen 
Streichgarnspinnerei  beruht  aber  keineswegs,  wie  man  so 
vielfach,  auch  im  deutschen  Reichstage,  behauptet  hat,  auf  den 
schlechten  A  rbe  i  t  s  b  e  d  i  n  gu  n  £j  en  Sie  beruht  vielmehr  auf  einer 
Reihe  wii tschaltlicher  Wrhältnisse.  die  eben  Belgien  einige  wichtige 
Sfx  /iaiitfiten  zugewiesen  haben.')  Ein  Verbot  der  Nachtarbeit  und  eine 
Herabsetzung  der  wöchentlichen  Arbeitszeit  auf  etwa  56'/»  Stunde 
würde  daher  die  den  Weltmarict  beherrschende  Stellung  der  belgischen 
Streichgam«Spinnerei  nidit  erschOttem.  Es  worden  solche  Mafaregdn 
aber  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Produktionsmittel.  Steigerung 
der  durchschnittlichen  GrOfse  der  Betriebe,  Verbesserung  der  Maschinen 


*)  Diese  VerhAltnisse  werde  ich  tpiter  an  anderer  Stelle  darlegeo. 
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zur  Füllje  Iiabcii  und  somit  höchstens  nur  vorübergehend  die  Preise 
der  Produkte  verteuern,  schliefslich  dieselben  aber  noch  weiter  ver- 
biltigen.  Ich  mochte  noch  erwähnen,  dafs  die  Streichgarnspinnereien 
zu  Aachen  und  zu  Forst  in  der  Nieder-Lausitz  auch  jetzt  noch  72  Stunden 
pro  Woche  arbeiten,  obgleich  diese  lange  Arb^tszeit  grofse  Schwierig« 
kcitcn  in  der  wirtschaftlichen  Organisation  der  Betriebe  mit  sich  bringt, 
Dürfen  doch  in  Deutschland  die  jugendlichen  Arbeiter  nur  10  und  die 
Frauen  nur  II  Stunden  arbeiten!  In  der  12.  Stunde  müssen  daher  die 
Spinnmaschinen  von  den  erwachsenen  männlichen  Spinnern,  den 
Krem(>elausput/.ern  und  elwalijen  F.rsat/arht  itern  männlichen  oder  weib- 
lichen Geschlechts  versorgt  wei  den.  Es  bedarf  keiner  Erwähnung,  dal's 
bei  diesem  System  den  Uebertretungen  des  Gesetzes  Thür  und  Thor 
geöfihet  ist.  In  Aachen  kommt  es  noch  vor,  dafs  die  Madchen  des  Nachts 
in  den  Spinnereien  auf  den  WoUhaufen  schlafen.  Und  das  in  Spinne- 
reien, die  12  Stunden  arbeiten,  wahrend  die  Madchen  nur  11  Stunden 
thatig  sein  dürfen.  Ist  da  die  Gefahr  einer  Verletzung  des  Gesetzes 
nicht  eine  sehr  grofse?  Sehr  bezeichnend  ist  es  nun,  dafs  ich,  wie 
auch  in  Verviers  und  Forst,  so  bt  sonders  in  Aachen  eine  grofse  Zahl 
tler  veralteten  1  Iaiuls[)iiHnna>clunen  ( mule-jemiie> )  vorgefunden  hal)e. 
In  den  Streichgarn-Spinnereien  Aachens  sollen  nur  50  pCt.  der  Spinn- 
maschinen Seifaktors  sein.  Es  giebt  dort  Spinnereien,  die  nur  mit 
Hand-Spinnmaschinen  (mule-jennies)  betrieben  werden.  In  der  Vigogne- 
Spinnerei  zu  Krimmitschau  und  Werdau,  die  schon  seit  dem  I.Januar 
1890  den  11  standigen  Arbeitstag  eingeführt  hat  und  die  in  ihrer  Spe- 
zialität den  Weltmarkt  beherrscht,  giebt  es  unter  nunmehr  ca.  600  000 
Spindeln  nicht  eine  Hand-Spinnmaschine  mehr.  Und  nach  dem  Urteil 
der  Fachmänner  würde  eine  Vigogne-Spinnerei  mit  Hand-Spinnmaschinen 
sehr  schnell  zu  (irundc  uehen.  Dabei  werden  in  Krinmiitschau  und 
Werdau  wesentlich  höhere  Löhne  gezahlt  als  in  Aachen  und  Forst. 

Verleitet  durch  den  Wert,  den  eine  längere  Arbeitszeit  in  der  Wol- 
ferei und  Krempeiei,  sowie,  wenn  auch  in  etwas  geringerem  Mafse,  in 
der  Feinspinnerei  für  sie  hat,  haben  vielfach  Tuch-,  Bukskin-,  Paletot- 
stoff- und  andere  Fabrikanten  streichgarner  Kleiderstoffe  für  ihr  gesamtes 
Etablissement  eine  längere  Arbeitszeit  festgehalten  als  vom  Gesetz  für 
die  Frauen  als  Maximalarbeitstag  vorgeschrieben  ist.  So  arbeitet  ein 
Teil  der  Fabrikanten  dieser  Industrien  in  Lceds  und  Umgegend  nicht 
56*  3.  sondern  60  Stunden  pro  Woche,  obgleich  diese  längere  Arbeits- 
zeit in  vieler  Ilinsiclit  Unbetjuc  iiilichkeiten  bereitet,  da  die  weiblichen 
und  jugendlichen  Arbeiter  an  die  gesetzliche  Arbeitszeit  gebunden  sind. 
Man  findet  daher  sehr  selten,  dafs  die  Weberei  auch  langer  als 
56 '/s  Stunde  pro  Woche  arbeitet,  da  hier  die  weiblichen  Arbeiter  die 
Majorität  darstellen.  Die  mannlichen  Arbeiter  mögen  indessen  von 
einzelnen  Fabrikanten  nur  noch  mit  Rücksicht  darauf  auch  als  Weber 
beschäftigt  werden,  dafs  sie  in  stark  beschäftigter  Zeit  Ueberstunden 
machen  können.  Es  ereignet  sich  daher  in  solchen  Zeiten»  dafs  ein- 
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zelne  Fabriken  vollstftndig  mit  Ausnahme  der  WebstQhle,  die  von 
Frauen  bedient  werden,  bis  9,  ja  IG  Uhr  abends  in  Gang  sind.  Idi 
habe  selbst  in  Galashiels  in  Schottland  sowie  in  der  Umg^end  von 
Huddersfield  HerrenkleiderstofF*  (Tweed-  oder  Bukskin  )  Falmken  be> 
sucht,  die  so  eingerichtet  waren,  dafs  bei  voller  Beschäftigung  die  §c 
samte  Spinnerei  und  die  rci.  nicht  aber  die  Weberei   die  Nach: 

durch  arbeitete.  Selbstverständlich  sind  dann  nachts  nur  männlnhc 
Personen  über  18  Jahre  be>chältigt.  Kinzehie  Tabi  iken  der  Streichgarn- 
Industrie  arbeiten  in  besseren  Jahren  6—7  Monate  lag  und  Nacht  in 
xwei  Schichten.  Da  ich  nur  die  deutsche  Industrie  aus  Augenschein 
kannte,  hat  mich  die  Ausdehnung  der  Naditarbeit  in  der  engliscbea 
Streichgam«lndustrie,  als  ich  sie  persönlich  kennen  lernte,  nicht  wea^ 
überrascht.  Für  die  Anwendung  der  gesetzlichen  wie  der  gesetz- 
widrigen Ueberzcit  der  Nachtarbeit  in  der  Streichgarn-Industrie  sowie 
in  der  Kammgarn-Weberei  auf  schweren  Stühlen  verweise  ich  auch  au' 
die  Aussagen  des  Kammgarn -Webfa!)rikanten  Jates,  Mitghed  der 
Handelskanmier  in  Leeds,  sowie  (h  r  riewerkvereinssckrctäre  Allen 
Gee.  J  W.  Downmg,  ben  l  urntr  vor  der  letzten  Royal  Comnusäion 
on  Lubour.'j 

Welchen  hohen  Werth  die  Unternehmer  der  Streichgarn-Industrie 
auf  lange  Arbeitszeit  legen,  beweisen  am  besten  die  gegenwärtigen 
Verhältnisse  in  der  preufsischen  Niederlausitz.  In  der  mechanischen 
Tuch-  und  Bukskinfabrikation  zu  Forst  (N.-L.)  hat  der  am  1.  April  1892 
in  Kraft  getretene  gesetzliche  Maximalarbeitstag  von  10  Stunden  für 
junge  Leute  zwischen  vierzehn  und  sechszehn  Jahn  ii  und  von  11  Stunden 
fQr  die  Frauen  dt  ti  bisher  üblichen  I2^tundigcn  Hetiieb.  von  einigen 
wenigen  Fabriken  al»ge>chen,  nicht  zu  verkürzen  vermocht.  Die  For>tcr 
Fabrikanten  arbeiten  vielmelir  zumeist  nacli  wie  vor  72  Stunden  pi 
Woche.  Sie  sind  von  jeher  gewohnt,  mit  einem  grolsen  Aufwand  w 
Arbeitskräften  und  veralteten  Maschinen  zu  arbeiten.  Die  Arbeitskrflfte 
sind  erheblich  billiger  als  etwa  in  Krimmitschau  und  Werdau.  Statt 
nun  energisch  die  Arbeit  durch  Kapital  zu  ersetzen,  zogen  sie  es  vor. 
noch  mehr  Arbeit  einzustellen.  Sie  vermehrten  die  Arbeit,  aber  nicht 
da^  fixe  Kapital.  Damit  die  Krempeln  12 — 13  Stunden  fortlaufen  konnten 
nahmen  sie  wt  il)licl)t:  l"r>-atzarbeiter  au.  I)amit  die  Seifaktors  12  Stuniicn 
im  (lange  bleiben  durften,  wählt«  n  sie  die  l'adenatiU  ger  au>  den  jungen 
Männern,  die  das  16.  Lebensjahr  vollendet  hatten,  oder  sie  halfen  sich 
durch  Vermehrung  der  jungen  Leute  zwischen  dem  14.  und  16.  Lebens- 
jahre oder  der  Frauen.  Auch  in  der  Weberei  konnten  sie  sich  nidit 
zu  einer  Verkürzung  des  Betriebes  entschliessen.  Wo  —  wie  es  meist 
der  Fall  ist  —  weibliche  neben  mftnnlichen  Stuhlarbeitem  thfltjg  sind. 

V)  Mititites  of  Evidence  t.ikcn  before  Group  C  of  the  Royal  Commissioo 
on  Labour  (London  1892):  Jales  p.  314  qu.  7877,  Gee  und  Duwning  p.  202 
<iu.  4877—4888,  4956,  5037,  5106—5113,  Turner  p.  237  qu.  5777. 
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da  wurde  den  weihlichen  Arbeitern  aufgeeebcn.  eine  halh^tündigc  Früh- 
stücks- und  Ve>j)erpau>e  innerhalb  der  von  6  12  L'hr  und  von  1 — 7  Uhr 
lür  die  Weberei  währenden  Arbeitszeit  innezuhalten,  damit  ihre  Arbeits- 
zelt auf  11  Stunden  beschrankt  bleibe.  Da  nun  die  mftnnltchen  Weber 
keine  FrOhstacks-  und  Vesperpause  haben,  so  ist  natOrlich  die  Gefahr 
sehr  grofs,  dafs  die  weiblichen  Weber  auch  wahrend  dieser  Pausen 
durcharbeiten.  Unter  diesen  Umständen  hat  es  mich  nicht  verwundert, 
dafs  mir  nicht  nur  die  Führer  der  Arbeiter,  sondern  durchweg  die  von 
mir  hcfrasten  Arbeiter  beiderlei  Geschlechtes  versicherten,  die  Uebcr- 
tretuiig  des  Gesetzes  sei  an  der  Tagesordnung.  Ks  sei  darauf  hin- 
gewiesen, dafs  die  Tuch-  und  l'»iikskint"al:»rikation  in  Forst  eine  auf- 
strebende ist  und  dals  sie  in  ihrem  Hauptartikel,  nämlich  billige,  leichte 
Arbeiterstoffe  aus  gezwirntem  Streichgarn,  in  dem  die  Schafwolle  von 
der  Kunst-  und  Baumwolle  Oberwogen  wird,  geradezu  ohne  Konkurrenz 
im  Deutschen  Reiche  dasteht.  Gerade  aus  diesem  Grunde  wird  Forst 
sich  zu  einem  zeitgemäfsen  Ersätze  der  Arbeit  durch  Kapital,  zu  einer 
vollendeten  Maschinentechnik  erst  dann  bequemen,  wenn  eine  noch 
weiterg<^hende,  alle  Arbeiter  dieser  Industrie  bctrefTctuie  X'erkQrztmg 
der  Arbeitszeit  sowie  eine  Steigerung  der  Löhne  dazu  zwingen. 

Wie  stellt  sich  nun  die  l*raxis  in  der  Kanungarnindustrie?  Die 
Wollkämmerei  pUegt  fast  überall,  von  schlechten  Geschäftszeiten  abge- 
sehen. Tag  und  Nacht  mit  doppelter  Arbeiterschicht  durchzuarbeiten. 
Die  Länge  der  Tagesschicht  entspricht  in  Deutschland  und  England 
genau  und  in  Belgien  ziemlich  genau  dem  für  die  Frauen  festgelegten 
Maximalarbeitstage.  Die  Nachtschicht  füllt  den  Rest  der  24  Tages- 
stunden aus,  ist  also  in  England  länger  als  in  Deutschland.  Wahrend 
der  Nacht  arbeiten  also  in  England  und  Deutschland  nur  cr\\'achsene 
männliche  Arbeiter.  Diesillxii  lösen  die  zum  gröfsten  Teil  aus 
Frauen  und  jugendlichen  -\rbeitern,  zum  kleineren  Teil  aus  Männern 
bestehende  Tagesschicht  ab.  um  an  denselben  Maschinen  die  Arbeit 
zu  übernehmen.  In  England,  wo  sich  die  Kammgarnindustrie  in 
der  Hauptsache  auf  Bradford  und  Umgegend  konzentriert,  beginnt 
die  Tagesschicht  um  6  Uhr  morgens  und  geht  mit  den  üblichen 
Mittag-  und  Frühstückspausen  von  zusammen  IV4  Stunde  bis  Sy«  Uhr 
abends.  Dann  beginnt  die  Nachtschicht  der  Manner  und  dauert 
meistens  ohne  jede  Unterbrechung  bis  6  Uhr  morgens,  also  volle 
12'/*  Stunden.  Gewöhnlich  findet  die  Nachtschicht  nur  in  5  Niichten 
(von  Montag  Abend  bis  Sonnabend  Morgen)  pro  Woche  statt  In 
besseren  Ciescliäti>zeiten  aber  mufs  die  Nachtschicht  Sonnabend  Mittag 
1  Uhr  die  Tagesschicht,  die  dann  ihre  Wochenarbeit  beendet  hat,  ab- 
lösen und  noch  bis  abends  10  Uhr  arbeiten  und  ebenso  in  der  Nacht 
von  Sonntag  auf  Montag  von  12  Uhr  nachts  bis  6  Uhr  morgens  thatig 
sein.^)  So  haben  sie  zu  Zeiten  eine  nachtliche  Arbeitszeit  von  ca.  75 


Vgl.  hierzu  die  Aussagen  der  Abgeordneten  des  Gewerkvereins  der  WoU- 
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Stunden  pro  Woche.  Die  Arbeiter  nehmen  sich  etwas  zu  essen  mit 
und  essen,  wenn  sie  eben  d.izu  Zeit  finden  M  Da  nachts  nur  Mfinner 
arbeiten,  so  kommen  die  Löhne  während  der  Nachtarbeit  pro  Stunde 
viel  höher  zu  stehen  als  am  Tage.  Wo  eine  in  der  Wollkümmerei 
beseliäl'tigte  Arbeiterin  2*/4  d.  pro  Stunde  (am  Tag».  )  bezahlt  bekommt, 
erhält  ein  Mann,  der  ganz  die  gleiche  Arbeit  macht  (nachts).  3^4  d.*) 
Wenn  nun  gleichwohl  die  Wollkämmereien  nur  in  Ermangelung  von 
Beschäftigung  sich  entschliefsen  Icönnen«  die  Nachtarbeit  aufzugeben,  so 
sieht  man  daraus,  welchen  Wert  sie  auf  dieselbe  legen.  In  Belgien 
sind  nun  des  Nachts  auch  Frauen,  die  über  21  Jahre  alt  sind,  in  be- 
deutender Zahl  in  tien  WollkAmmereicn  beschäftigt.  Der  Inhaber  einer 
der  grüfsten  Kaniiniianifabriken  in  X^erviers  sagt«-  mir.  sie,  die  Fabri- 
kanten, hofften,  dals  das  Gesetz  dahin  abgeändert  werde,  dafs  die 
Frauen  schon  vom  18.  Lebensjahre  an  nachts  arbeiten  dQrften. 

In  der  Kammgarnspinnerei  ist  in  England  die  Nachtarbeit  wie 
die  Ueberzeit  ausgeschlossen.  Das  System  der  Spinnmaschinen  (Drossel- 
maschinen) wie  der  zahlreichen  vorbereitenden  Maschinen  erfordert  die 
Anwendung  weiblirlu  r  und  jupjcndlichcr  Arbeit  und  begrenzt  damit  die 
Arlieit>/.eit  aul  deii  tur  dieselben  voi;i;t  '-chriebenen  Maxinialarbeitslag. 
Schon  das  Maschinensystem  —  die  Maschinen  (.frames)  laufen  sämtlich 
nahezu  ohne  Unterbrechung  —  Iflfst  erwarten,  dafs  bei  einer  weiteren 
VerkQrzung  der  Arbeitszeit  etwa  auf  48  Stunden  pro  Woche  die  Ar- 
beiter nicht  in  der  Lage  sind,  so  weit  es  auf  sie  ankommt,  die  Arbeits- 
leistung zu  erhohen.  Selbst  der  vorurteilsfreie,  als  Schriftsteller  be- 
kannte Kammgarnspinnereibesit/er  Mr.  .S\vir<  .Smith  in  Krighley  bei 
Bradford  hat  mir  g«  genüber  im  Herbst  1893  >ieh  dahin  au>gesprochcn, 
dafrs  es  ihm  sehr  zweifelhaft  sei,  ob  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
auf  48  Stunden  eine  weitere  Eiiiöhung  der  Arbeitsleistung  pro  Stunde 
herbeif&hren  könne.  Der  Kammgamspinnereibesitzer  B.  C.  Wates,  Prä- 
sident der  Handelskammer  in  Leicester,  erklärte  vor  der  Royal  Com* 
mission  on  Labour.')  es  sei  unmöglich,  dafs  die  Maschinen  oder  die 
Arbeiter  mehr  pro  Stunde  leisteten  als  dies  schon  gegenw.'^rtig  der 
Fall  Sei:  drei  Viertel  der  angestellten  Kranen  arbeitete  um  Stüeklulin. 
und  dieser  Umstand  schon  treibe  sie  zur  denkbar  gröfsten  Schnelligkeit  an. 

In  Belgien,  wo  das  deutsche  Maschinensystem  (Seifaktors)  besteht 
und,  wie  erwähnt,  die  weibliche  Arbeit  weniger  geschätzt  ist,  wird  am 
Tage  mindestens  IlVt»  oft  13— 14  Stunden  und  mitunter  Tag  und  Nacht 
gearbeitet 


kämmer  vor  der  Royal  Commission  on  Labour.  Group  C.  Minutes  of  Evidencc 
Vol  I.    p.  241.    qu.  5882. 

>)  Ebenda  qu.  6020—6025.   p.  245. 

*)  Ebenda  qu.  5870—5875. 

*)  Digest  of  the  Evidente.  Group  C.  Vol.  IL  p.  76  unter  Rubfik;  B.  Qothinf 
Trade. 
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In  der  Kammgaraweberei  auf  leichten  Stahlen  (Damenkleider- 
stofie)  ist  in  England  (Bradford)  wie  in  Deutschland  (Gera,  Greiz, 

Glauchau)  die  Arbeitszeit  durch  das  Vorherrschen  der  weibh'chen  Ar- 
beiter auf  den  für  dieselben  geltenden  Maximalarbeitstag  beschränkt. 

V'on  der  Baumwollspinnerei  gilt  das  gleiche.  Die  englische  Baum- 
wollspinnerei mag  am  besten  illustrieren,  wie  schwer  citic  weiter- 
gehende Verkürzung  der  Arbeitszeit  (von  56  aut  48  Stunden  pro 
Woche)  durch  den  Arbeiter  selbst  auszugleichen  ist  Bei  der  gegen- 
wartigen Karze  der  Arbeitszeit  und  der  Höhe  der  Löhne  ist  die  Ar- 
beit der  Arbeiter  eine  flufserst  intensive,  die  nicht  wohl  aberboten 
werden  Icann.  Wahrend  nun  eine  Verlängerung  der  täglichen  Arbeits- 
zeit um  eine  oder  gar  mehrere  Stunden  dem  Arbeiterstande  seine  treff- 
lichen Arbcit>gewohnhciten  und  Fähigkeiten  oline  Zweifel  benehmen 
Würde,  bringt  erfahi  ungsgemäls  eine  Verlängerung  der  täglichen  Ar- 
beitszeit um  Minuten  auch  dne  entsprechende  Steigerung  der  Arbeits- 
leistung mit  sich.  Wie  die  Arbeitervertreter  vor  der  Royal  Commission 
on  Labour  (18SM)  Obereinstimmend  behaupteten  und  die  Arbeitgeber 
und  Fabrikin'^pektoren  zugaben,^  bestand  noch  damals  in  nicht  ganz 
unbeträchtlicher  Ausdehnung  das  System  der  cribbing-time  —  man 
mufs  diesen  Arbeiterausdruck  „gemauste  Zeit"  übersetzen  —  in  der 
BaumwoUindustrie,  besonders  in  der  Spinnerei  zu  Lancashire.  Cribbing- 
time  ist  eine  gesetzwidrige  Ueberzeit.  die  dadurch  entsteht,  dafs  eine 
jede  Arbeitszeit  einige  Minuten  (5^7  Minuten)  vor  dem  offiziellen  Be- 
ginn eröffnet  und  einige  Minuten  nach  dem  offiziellen  Schlufs  beendet 
wird.  Auf  diese  Weise  vermehrt  sich  in  gesetzwidriger  Weise  die 
wöchentliche  Maximalarbeitszeit  der  Frauen  von  567$  Stunden  zuweilen 
um  3 — 4  Stunden  pro  Woche.  Mr.  j.  Mawd>!t\v.  der  Sekretär  des 
Gewerkvereines  der  Vereinigten  Baunnvollspiiiner.  konstatierte,  dass 
eine  Spinnerei  16  Jahre  hindurch  sich  solcher  gesetzwidrigen  Ueberzeit 
schuldig  machte.*)  Mr.  Mullin,  Sekretflr  des  Gewerkvereins  der  «Card 
and  Blowing-Room  Operatives*,  bezeichnete')  Stockport.  Wigan  und  die 
meisten  der  kleineren  Platze,  die  von  dem  Fabrikin-^pektor  seltener  be- 
sucht werden,  als  diejenigen,  wo  die«e  Un-^itte  im  Schwünge  ist.  Pro 
Tag  verlängert  --ich  nach  seiner  Ansicht  hierdurch  die  Arbeitszeit  um 
22  Minuten,  Die-e  früher  in  weitcrem  Umfange  verbreitete  Un^itte 
hatte  im  Jahre  1891  infolge  der  Agitation  der  Gewerk vereine  schon  be- 
deutend abgenommen,  bestand  aber  dennoch  fort.  Sie  hielt  sich  nach 
dem  abereinstimmenden  Zeugnis  der  Arbeiter,  Arbeitgeber  und  Fabrik- 
inspektoren gerade  dadurch,  dafs  ein  Teil  der  Arbeiter,  nAmlich  die 


•)  Royal  Commission  on  Labour.  Digest  of  the  Evideoce.  Group  C.  VoL  I. 
Tcxtile  p.  9,  II,  15.  16.  37.     (^London  1892.1 

*)  Royal  Coinmisäion  on  Labour.  Minutc3  of  Evidence.  Group  C  Vol.  I. 
p.  372.   qu.  8965. 

*)  Ebenda  p.  13.  qu.  409  flg. 
Aichiv  Ar  aeu  Geietag^  u.  SutftUk.  VtlL  18 
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Stöcklolinarbeiter.  an  ihrem  Fortbestehen  interessiert  waren.  Die  nach 
Zeit  gelohnten  Arbeiter  bekamen  keine  Vergiitunji  für  die  cribbing- 
timc,  aber  die  btücklohnarbeiter  partizipierten  an  dem  vermehrten  Ar- 
beitsresultat Und  darin  herrschte  wiederum  Einmütigkeit  zwischen 
den  Arbeitern,  Arbeitgebern  und  dem  Falnrikinspektor,  dafs  durch  die 
cribbing>time  entsprechend  die  wöchentliche  Arbeitsleistung 
gesteigert  wurde.  Wenn  ein  Arbeitervertreter  von  solcher  Umsicht 
und  Erfahrung  wie  Mr.  Mullin  M  behauptet,  dafs  die  Arbeitsleistung 
durch  die  cribbing-time  entsprechend  steigt,  so  ist  daran  kaum  zu 
zweifeln. 

Obgleich  an  sich  in  der  Weberei  Iflngere  Arbeitszeit  pro  Tag  weniger 
die  Tendenz  hat,  das  Arbeitsresultat  zu  erhöhen,  da  hier  der  Arbeiter 
in  besonderem  Mafse  die  Möglichkeit  vermehrter  Arbeitsleistung  durch 
intensivere  Arbeit  hat,  so  findet  die  cribbing-time  in  der  Baumwoll- 
web «rri  zu  I.ancashirc  nicht  in  gerinfiercm  Mafse  statt  als  in  der 
Hauinw  oil  s  i>  i  n  ner  e i.  Der  Grund  scheint  nur  ein  zweifacher  zu  sein. 
Einmal  i>^t  die  Arbeitszeit  schon  so  kurz,  nämlich  56  V»  Stunden  offiziell, 
dafs  eine  kleine  Vermehrung  die  Intensitflt  der  Arbeit  nicht  xa 
schwachen  vermag.  Und  dann  sind  in  der  Weberei  fast  alle  Arbeiter, 
nftmlich  alle  Weber,  nach  StQcklohn  bezahlt.  Sie  sind  also  eherboeit, 
einige  Minuten  täglich  länger  zu  arbeiten,  da  sie  ein  entsprechend 
gröfseres  Wocheneinkommen  hal)cn.  In  der  Spinneret  hingegen  sind 
nur  etwa  60  pCt.  der  Arbeiter  Stürklohnarbeiter.'*')  Die  übrigen  40  i>Cl. 
sind  Zeitlohnarbeiter  und  setzen  der  cribbing-time  leichter  Widerstand 
durch  Anzeigier>tattung  bei  dem  Gewerkvereine  oder  der  Fabrik- 
inspektion entgegen.  Auch  Mr.  Th.  Birtwistle,  der  Sekretär  des  Ge- 
werkvereins  der  Weber  von  Nord*  und  Ost-Lancashire.  bezeugte  aus* 
drflcklich.  dafs  die  in  der  Weberei  übliche  cribbing-time  entsprechend 
die  Arbeitsleistung  erhöiit.^)  hi  welchem  Umfange  in  der  Baumwoli- 
weberei  die  rrilibing-tinv  zu  finden  ist,  nia^  aus  folgender  Aeufserung 
dieses  Zeugen  erhelieii^):  „Obgleich  es  Unterneluner  giebt.  welche  die 
genaue  Zeit  innehalten,  so  möchte  ich  sagen,  im  Durchschnitt 
dQrften  die  Unternehmer  15  oder  20  Minuten  Ueberzeit  pro  Tag,  unge- 
(Uir  2Vs  pCt.  6er  gesamten  Arbeitswoche,  erreidien.*  Diese  An- 
gaben finden  eine  sehr  genaue  Bestätigimg  in  den  Aussagen  der  ge- 
meinschaftlich vernommenen  Gewerkvereinsdeputierten  Holmes  und 
Booth.  Mr.  Holmes,  President  des  Gewerkvereins  der  WVber  zu 
Burnley.  bezid'erte  die  t.lgliehc  X'eriänt^erung  der  Arbeitszeit  bei  einem 
Teile  der  mechanischen  Webereien  auf  15 — 20  Minuten,  wies  darauf 

Royal  ConmissloB  on  Labour.   Minules  of  Evidence.  Group  C    VoL  L 
qu.  429,  p.  14. 

*)  Kl.'  rul.i  qu.  425. 

3)  EiM  iida  p.  53.    qu.  1297. 

*)  Ebenda  p.  53.  qu.  1293. 
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hin.  dafs  dadurch  nahezu  die  frahere  Arbeitszeit  von  60  Stunden  pro 

AVoche  erreicht  werde,  und  versicherte  .nii-rinicklich,  dafs  durch  die 
Ucberzeit  die  Produlction  und  entsprechend  der  Gewinn  vermehrt 
werdet 

Es  sei  noch  erwähnt,  dafs  die  gcs«:tzwidrigc  Ucberzeit  im  Ver- 
schwinden ist,  aber  nicht,  weil  die  Arbeiter  zu  der  Erkenntnis  ge- 
kommen waren,  dafs  sie  das  Arbeitsresultat  nicht  entsprechend  erhöhe, 
sondern  weil  die  Gewerkvereine  und  die  Fabrikinspektoren  mit  mehr 
Energie  als  früher  den  üebertretcrn  des  Gesetzes  zu  Leibe  gehen. 

Die  Arheiter  der  englischen  Baunnvollindu?itric  h.ibcn  d.ink  der 
Macht  ihrer  Gewerkvcrcine  einen  bedeutenden  Kinllufs  aul  die  llnhe 
ihrer  Löhne.  Begünstigt  durch  den  ötlenthchen  Charakter,  der  dier,er 
Industrie  aus  wirtschattiichen  und  technischen  Gründen  mehr  als  irgend 
einer  anderen  eigen  ist.  teilen  sie  sich  gewissermafsen  mit  dem  Unter- 
nehmer  friedlich  schiedlich  in  den  Gewinn.  Sie  haben  daher  auch  ein 
ganz  besonderes  Taktgefühl  und  Verständnis  für  das,  was  die  Industrie 
ertragen  kann.  Ihre  berufenen  Vertreter,  die  Sekretäre  der  Gewerk- 
vereine, haben  sich  nun  sämtlich  vor  der  Royal  Commi-^sion  on  Labour 
gegen  den  Acht>tundentag  ausgesprochen.')  Sie  fürchteten,  durch  den 
Achtstundentag  werde  entsprechend  die  Arbeitsleistung  verringert, 
worden  die  Kosten  der  Produktion  erhöht  und  somit  notgedrungen  ihre 
Löhne  verringert  werden.  Mr.  G.  Silk,  der  Sekretflr  des  Gewerkvereins 
der  Card  and  Blowing  Room  Arbeiter  in  Oidham,  versicherte,  dafs  die 
Einführung  des  achtstündif^rn  Arb<  itst.igcs  in  England  die  Konkurrenz 
dc->  Auslandes  zum  Nachteile  der  Industrie  von  Lancashire  um  ungefähr 
HpCt.  stärken  werdest  Der  schon  jicnannte  Sekrctür  der  Spituierei- 
arbeiter  Mr.  iMawdsley  meinte,  sie  hätten  die  .Arbeitgeber  schon  durch 
Steigerung  der  Löhne  so  weit  „geschraubt"  als  irgend  möglich,  sollten 
sich,  wie  zu  erwarten  stftnde,  durch  den  Achtstundentag  die  Produk- 
tionskosten erhöhen,  so  würde  die  Mehrbelastung  in  erster  Linie  von 
den  Arbeitern  zu  tragen  sein.*) 

Es  ist  deutlich  aus  den  Au'^sagen  dieser  Arbeitervertreter  zu  er- 
keinien,  was  sie  zu  der  Ansiclit  brinut.  daf--  t?ine  \'(  ikürzung  der  Arbeits- 
zeit in  entsprechender  Weise  die  Arbeitsleistung  verringern  und  die 
Produktionskosten  erhöhen  müsse.  Sie  sind  nur  gewohnt,  zu  fragen, 
ob  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit  Veränderungen  auf  Seiten  des  Ar- 
beiters, aber  nicht,  ob  sie  auch  Veränderungen  auf  Seiten  des  Arbeit» 
gebers  hervorbringen  werde.  Und  als  vollendete  FachmAnner  gerade 


•i  r-toyal  Cdmmission  on  Labour.  Minutes  of  Evidencc.  Group  C.  Vol.  I. 
p.  44—45.  qu.  1U89  -IU97.    (London  1892.) 

*)  Royal  Commiasion  on  Labour.  Digest  ot  Evidence.  Group  C.  Vol.  I. 
p.  55. 

S)  Minutes  of  Evidence.  Group  C.  VoL  L  qu.  647. 
*)  Ebenda  S.  24—25  qu.  732—734. 
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auf  dem  eng  begrenzten  Gebiete  der  Arbeit  ei^ennen  sie  klar,  dals  eine 
weitere  VerlcOrzung  der  Arbeitszeit  auf  48  Stunden  pro  Woche  nicht 
von  dem  Arbeiter,  so  weit  es  auf  ihn  allein  ankommt,  wett  gemacht 
werden  kann. 

Kann  es  nach  diesen  Auslassungen  so  erfahrener  Arbeiter  ver- 
wundem, dafs  einer  der  gr<'>r>ten  Arbeitgeber  in  der  |utcindu>tne. 
M.  J.  H.  Walker.  Inhaber  der  Firma  Harry  Walker  and  Sons  in  Dundce, 
vor  der  Royal  Coniniission  on  Lal)our  bthauiitetc.  dafs  in  der  Jute- 
industrie durch  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeil  von  56'/»  auf  48  Stunden 
entsprechend  die  Produktion  veriingert  und  damit  die  Kosten  der  Pro- 
duktion erhöht  werden  Mrflrden?  ,In  der  Juteindustrie  kann  man,*  so 
eridärt  er,  „die  Produktion  nicht  Ober  ihren  gegenwärtigen  Stand  er- 
höhen. Sie  lAuft  nach  der  Uhr,  und  wenn  eine  Viertelstunde  Arbeits- 
zeit fehlt,  so  ist  am  Ende  der  Woche  ein  Verlust  von  einer  Viertd- 
stunde.  der  nicht  gut  gemacht  werden  kann."  *)  Und  Mr  Walker  führt 
des  weiteren  aus,  dafs,  auch  wenn  das  Wochcncinkommcn  der  Arbeiter 
sich  entsptcchend  mindere,  dennoch  ein  erheblicber  Verlust  für  den 
Unternehmer  verbleibe.  Unter  den  Unkosten  seien  die  „stehenden"  be- 
sonders hoch,  und  da  sich  dieselben  hinfort  auf  ein  geringeres  Arbeits- 
resultat verteilen  mflfsten,  so  werde  die  Produktion  bedeutend  verteuen') 
Indien,  wo  seit  dem  Jahre  1871  von  England  aus  grofse  mechanische 
Fabriken  errichtet  seien,  mache  immer  fahlbarere  Konkurrenz,  ge* 
stützt  auf  lange  Arbeitszeit  und  niedrige  Löhne.*)  Der  Achtstundentag 
würde  der  Ruin  der  britischen  Juteindustrie  sein  und  würde  die 
Unternehmer  veranlassen,  sich  an  den  Ufern  des  Indus  niedcrzu- 
las-en.  .Seine  eigene  Firma  sei  fest  entschlossen,  aul  der  Stelle 
diese  Uebersicdelung  auszuluhrcn.'*)  Diese  stenographisch  lest^estellten 
Aeufserungen  des  Herrn  Walker  erinnern  ja  sehr  genau  an  Aeul^e- 
Hingen  britischer  Textilindustrieller  aus  den  vierziger  und  siebenzigcr 
Jahren.  Immerhin  ist  zu  bedenken,  dafs  die  grofsen  Spinnereien  und 
Webereien  dieser  Jutefirma,  die  1300  Arbeiter  beschäftigt,  erst  in  den 
letzten  18  Jahren  erbaut  und  jedenfalb  technisch  in  guter  Verfassua^ 
sind.*)  Indessen  ist  aus  den  Aussagen  des  Mr.  Walker  zu  ergehen, 
dafs  er  das  Pri-blcm.  auch  so  weit  es  die  Juteindustrie  allein  betrifft 
ganz  und  gai  nicht  durchdacht  hat.  Auch  er  hat  nur  eine  Steigerung 
der  Arbeitslt  i^tung  erwogen,  so  weit  es  auf  tiie  Arbeiter  allein  ankommt, 
und  selbst  da  nur  oberllachlich.  Mat  doch  in  der  Juteweberei  in 
Dundee  die  Stuhlarbeiterin  gewöhnlich  einen,  hflufig  zwei,  mechanisdie 


Royal  Commission  oo  Labour.   Minutes  of  Evideace.   Groap  C  VoL  L 
p.  454,  qu.  10936  und  qu.  10929. 

*)  Ebenda  qu.  10929. 
h  Ebenda  qu.  19  905,  10920,  10928. 
*)  Ebenda  10937,  10940,  1094t. 
*>  Ebenda  10  731  —  10733. 
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Webstühle  zu  bediene  nl  Hat  doch  die  Spinnerin  zuweilen  eine  Spinn- 
maschine (frame),  zuweilen  zwei  zu  versorgcnl')  So  ist  auch  ein  Teil 
der  Arbeiter  in  der  Juteinciustrie  davon  überzeugt,  dafs  sie  in  9  Stun- 
den täglich  anstatt  in  9  Stunden  20  Minuten  wie  bisher  dasselbe  Ar- 
beitsresultat erzielen  würden.') 

Wir  sehen,  dafs  sich  den  Arbeitern,  so  weit  es  auf  sie  allein  an* 
kommt,  nur  in  sehr  beschranktem  Umfange  die  Möglichkeit  bietet,  bei 
einer  noch  weiteren  Verkürzung  der  Arbeitszeit  durch  intensivere 
Thfitigkeit  die  bisherige  tägliche  Arbeitsleistung  zu  erzielen.  Berech- 
tigt dic-ic  Thatsache  zu  der  Befürchtung,  dafs  ein  zehnstündiger  oder 
gar  achtstüiKÜiier  Ma.viuiaiarbeitstag  für  s/lmtliche  Arbeiter  der  deut- 
schen Textilindustrie  zum  Schaden  gereichen  werde?  Nein,  keines- 
wegs! Gerade,  weil  die  Arbeiter  so  wenig  zu  einer  Erhöhung  ihrer 
Arbeitsleistung  thun  können,  fühlen  sich  die  Unternehmer  veranlafst, 
ihrerseits  um  so  mehr  zu  thun,  um  die  frühere  tagliche  Arbeitsleistung 
in  der  kürzeren  Arbeitszeit  zu  erzielen.  Das  Bewuf&tsein,  dafs  ihre 
Arbeiter  oder  ihre  Maschinen  das  frühere  Arbeitsresultat  hinfort  nicht 
erzeugen  werden,  ruft  ein  Gefühl  der  Unzufriedenlu  it  und  das  Ver- 
langen in  dem  Unternehmer  wach,  diesem  Uebclstand  durch  Verbesse- 
rung der  Technik  und  Wirtschaft  seiner  Fabrik  vorzubeugen  oder, 
wenn  er  schon  eingetreten  ist,  ihm  abzuheilen. 

Aber  das  hlmptinden  des  Unternehmers  in  dieser  Lage  ist  ein 
Empfinden  von  Unlust  und  Unbehagen.  Dieses  Gefühl  würde  ihn  vor- 
aussichtlich auch  dann  erfüllen,  wenn  er  überzeugt  wfire,  dafs  schliefs- 
lich  diese  Umwandlung,  sagen  wir  Reformation,  seiner  Fabrik,  ihm 
selbst,  seinem  Stande  und  seinem  Vaterlande  zum  Heile  gereichen 
werde. 

Nun  ist  aber  i:emeinfun  der  Unternehmer  kein  studieiter  Sdzial- 
politikei-  Er  kennt  die  Ciründe  gar  nicht,  die  aueh  von  seinem  Stand- 
pmikte  aus  für  eine  X'erkürznng  der  Arbeitszeit  sprechen.  Sofern  er 
überhaupt,  was  sehr  selten  der  Fall  ist,  erwogen  hat,  wie  sieh  sein 
Geschäftsbetrieb  bei  verkürzter  Arbeitszeit  gestalten  würde,  so  hat  er 
doch  sicher  noch  nie  darüber  nachgedacht,  in  wie  weit  eine  kürzere 
Arbeitszeit  auf  eine  Verbesserung  der  Technik  und  Wirtschaft  in  der 
gesamten  Industrie  des  Landes  sowie  in  seinem  Etablissement  ein- 
wirken würde.  Gerade  diejenigen  Erwägungen,  aus  denen  hcrau>  allein 
der  Unternehmer  innerhalb  des  Systems  der  freien  Konkm  -  enz  in  eine 
Verbesserung  der  Arbeitsbedingungen  willigen  kann,  sind  ihm  noch 


Royal  Commi'-sion  on  I.abour.  Minuten  ot  Kvidcnce  Group  C.  Vol.  I. 
p.  445.  qii,  10  750;  60wic  Royal  Commission  on  Labour.  The  Employment  of 
Women.  Reports  by  the  Lady  Aasistuit  Commistionere.  (London  1893)  p.  301 
bis  310,  bes. '302. 

*)  Vgl.  die  Aussage  des  Geweckvereinasekretira  Reverend  Henry  Williamson; 
ebenda  p.  463—464.  qu.  1 1 1 75. 
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völlig  fremd  —  und  das  ist  in  England  katim  besser  als  in  DeittsditeiML 
Diese  Erwägungen  setzen,  da  sie  sich  eben  nur  wenig  mit  der  M<ig- 
lichkeit  der  Steuerung  derLeistungsfUiigkeit  des  Arbeiters,  aber  umso 
mehr  mit  der  Möglichkeit  der  Vervollkommnung  der  Industrie  und 

ihrer  Riukwirkungen  zu  bcschäftiircii  hahi  n.  eine  so  weitgehende  vo!k?- 
wirtschaltliche  Bildung  voraus,  wie  man  sie  bei  dcni  L'nternehmer  der 
Gegenwart  schiechlcrdingai  nicht  erwarten  kann.  Man  hat  daher  allen 
Grund  zu  einem  gewissen  Pessimismus  gegenüber  dem  sozialen  Fort- 
schritt. 

Wie  schwer  ist  es  auch  fllr  gebildetere  Arbeiter  zur  Erkenntnis 

der  wahren  Gründe,  aus  denen  die  Arbeitszeit  verkürzt  werden  darf, 
sich  durclizuai bciten I  Ein  beredtes  Zeugnis  für  diese  Thntsarhe  -ind 
dir  Aussagen  des  Gewerkveninssekretärs  der  H;iuiii\viillsp:uner. 
J.  Mawdsley,  vor  der  Koyal  Cominissiun  on  Labour.  Tum  Mann  hat  sich 
bei  dieser  Vernehmung  wie  bei  anderen  das  Verdienst  erworben,  durdi 
seine  Fragen  als  Mitglied  der  Kommbsion  die  weniger  einfachen  so- 
zialpolitischen Gedankengange  dem  Zeugen  vorzufahren.  Auf  seine 
Fragen  antwortete  ihm  Mr.  Mawdsley,*)  nach  seiner  Ansicht  würden 
die  V'  i  hcsscrten  Methoden  der  Produktion  auch  ohne  besondere  \^er- 
kürzung  der  Arbeitszeit  eingeführt  worden  s<  in.  weil  die  Konkurrenz 
unter  den  Unternehmern  sie  dazu  führte,  alle  niOglitiien  Verbesserungen 
zu  ersinnen,  um  die  Produktion  zu  verbilligen.  Diese  Ansicht  des 
Mr.  Mawdsley  darf  als  durch  von  Schulzes  Untersuchungen  widerlegt 
betrachtet  werden.  Allerdings  aber  hat  Mawdsley  ein  gewisses,  wenn 
auch  mehr  unbestimmtes  Gefühl  dafür,  dafs  die  Höhe  der  von  den  Ge- 
werkvereinen errungenen  Löhne  ihren  Anteil  an  diesen  Verbesserungen 
der  Produktion  haben.')  Wenn  die  Vertreter  der  Raumwollspinnerei- 
Arbeiter  sirh  neuerdings  für  den  achtstündigen  Arbeitstag  er  klärt  haben, 
so  ist  dies  als  ein  Kesultat  ihrer  fortschreitenden  Erkenntnis  von  den 
Wirkungen  kurzer  Arbeitszeit  auf  Technik  und  Wirtschaft  zu  betrachten. 

Wenn  die  Möglichkeit,  die  Textilindustrie  eines  Landes  technisch 
und  wirtschaftlich  zu  verbessern,  nicht  bestände,  so  würde  allerdings 
eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit,  die  über  den  Punkt  hinausgeht,  wo 
der  Arl>eiter  die  gröfste  Arbeitsleistung  mit  den  vorhandenen  Arb(  if>- 
mitteln  enthalten  kann,  die  Arbeitsleistung  verringern  und  die  Ko-tcii 
der  Produktion  erhöhen.  Dieser  Punkt  dürfte  bei  dem  derzeitigen 
Stande  der  Technik  und  Wirtschaft  in  Deutschland  im  allgemeinen  bei 
einer  Arbeitswoche  von  65  Stunden  erreicht  sein.  Es  Hesse  sich  wohl 
nur  für  die  Weberei  eine  kleine  Verkürzung  auf  etwa  56*/»  Stunden 
pro  Woche  emplchlcn.  Die  Möglichkeit,  technische  und  wirtschaftliche 
Vt  rbesserungL  n  vorzimehmen ,  ist  aber  lür  die  Textilindustrie  als  ein 
Ganzes  betrachtet  so  aufserordentlich  grofs,  dafs  auch  eine  bedeutende 

*)  Minutes  of  Evidence.    Group  C.    Vol.  I.  qu.  763. 
*)  Ebenda  qu.  765. 
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Verkarzung  der  Arbeitszeit  sehr  wohl  ertragen  werden  kann,  wenn  sie 
nur  zu  technischen  und  wirtschaftlichen  Verbesserungen  führt. 

Wir  haben  schon  oben  geseheUt  dafs  die  MögHchkeit  technischer 
und  wirtschaftlicher  Verbesserungen  für  ein  einzelnes  Ktahlissement 
ausnahmsweise  ganz  ausgeschlc^scn  und  sehr  wohl  für  eine  ^'^'f^ere 
Anzahl  von  P'abrikm  sehr  gering  sein  kann.  Aber  auch  diese  ausge- 
zeichneten Fabriken  iiaben  ein  Interesse  daran,  dafs  sie  noch  weiter  an 
Ausdehnung  gewinnen.  Und  fBr  den  Grofsbetrieb  giebc  es  in  der 
Textilindustrie  nach  oben  zu  keine  Schranke,  die  seine  weitere  Aus- 
dehnung als  unproduktiv  erscheinen  liefse.  Im  Obrigen  hat  aber  der 
Staat  nicht  d,i<  Interesse  dieser  oder  jener  Firma,  sondern  das  Interesse 
der  gesamten  Irniu>trie  zu  vertreten.  Seine  Pflicht  ist  es.  zu  fragen,  ob 
das  technische  und  \\  irtscliaftliche  I,)urclischnitt>nivt'au  der  Industrie  der- 
niafsen  gehoben  werden  kann,  dafs  eine  Verkürzung  der  Arbeitszeit 
durdi  gröfsere  Arbeitsleistung  wettgemacht  wird. 

Es  kann  nicht  die  Aufgabe  dieser  Arbeit  sein,  die  Vervollkonun« 
nungsfAhigkeit  der  deutsdien  Textilindustrie  im  einzelnen  nachzuweisen. 
Ich  mufs  mich  darauf  beschränken,  auf  die  bezügliche  Littcratur  zu  ver- 
weisen M  MeiiK  eigene  Kenntniss  insonderheit  «irr  l'aunnvoll-.  Streich- 
garn- und  Kaniuigarnindustrie  sagt  mir.  dafs  die  Moi;liclikeit  der  Hebung 
des  Durchschnittsniveaus  der  deutschen  Tcxtihndustrie  eine  aufser- 
ordentlich  grofse  ist. 

Es  ist  nun  zu  beachten,  dafs  alle  tedinischen  und  wirtschaftlichen 
Verbesserungen  Geld  kosten,  Kapitalfestlegungen  notwendig  machen. 
"Wenn  dieselben  sich  ohne  Geld  durchführen  liefscn.  würde  der  Fabri- 
kant schon  heut  einen  schweren  mechanischen  Wehstuhl  mit  48  Schufs 
pro  Minute  durch  einen  neuen  mit  70  Schufs  pro  Minute  ersetzen.  Aber 
nicht  nur  diejenigen  Fabrikanten,  welche  kein  Geld  haben,  unterlassen 
heut  diese  Verändeiungen,  sondern  auch  diejenigen,  welche  sehr  viel 
Geld  haben,  gehen  mit  solchen  Kapitalfestlegungen  sehr  langsam  vor. 
Der  Grund  ist,  wie  wir  schon  oben  erwähnten,  darin  zu  suchen,  dafs 
eben  die  bcsseie  Technik  und  Wirtschaft  nicht  immer  sofort  auch  die 
billigere  ist.  Eine  Fabrik  mit  mehr  Arbeit  und  weniger  Kapital  id.  h. 
hier  festgelegtes  Kapital)  kann  sehr  wohl  mit  einer  Fabrik  mit  weniger 
Arbeit  und  mehr  Kapital  hingere  Zeit  konkurriren.  Kbenso  kann  sich 
die  Konkurrenztilhigkeit  niederer  Technik  und  Wirtschaft  auf  schlechtere 
Arbeitsbedingungen  stOtzcn.  Eine  solche  Konkurrenzfähigkeit  niederer 
Technik  und  Wirtschaft,  gestQtzt  auf  grOfsere  Anwendung  von  Arbeit 
oder  auf  sdilechtere  Arbeitsbedingungen,  findet  sich  zwischen  einzelnen 
Etablissements  an  demselben  Platze,  zwischen  den  Industrien  ver- 
schiedener Teile  etwa  des  Deutschen  Reiches,  zwischen  verschiedenen 


*)  V.  Schulze-Gävernitz,  Grofsbetrieb.  —  Ludwig  Staziieimer,  lieber  die 
Grenzen  der  Weiterbildung  des  fabrikmifsigen  Grofsbetriebcs  in  Deutyhknd. 
Stuttgart  1893. 
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Staaten.  Aber  die  niedere  Technik  und  Wirtschaft  ist  allenthalben  die» 
jenige,  welche  zuerst  abstirbt;  sie  hat  gewissermafsen  nur  eine  Galgen- 
frist Und  nach  allen  Erfahrungen  der  Praxis  gehört  demjenigen  Eta- 
blissement, Industriebezirk  oder  Staat,  wo  die  vollendetste  Technik  und 
Wirtschaft  angewandt  wird,  auch  die  industrielle  Zukunft. 

Man  hat  mir  ott  von  Seiten  der  Unternehmer  viM  tjehalten,  dafs  die 
alte  Maschine,  wenn  sie  aiuh  nur  dii  Hälfte  dir  Arbeit  bei  derselben 
Bedienunf,f-mann>(  haft  wie  die  neue  leiste,  doch  noch  einen  Wert  liabf. 
Dieser  Liuwand  i>t  wohl  am  praktischbten  so  zu  widerlegen:  aucb 
Rocken  und  Spindel  haben  noch  heute  einen  ökonomischen  Wert»  näm- 
lich auf  den  Höhen  des  Himalaya-Gebirges,  das  Hand-Spinnrad  fOr  ät 
SchalwoU-Streichgam-Spinnerei  sogar  zu  Donegal  in  Irland,  wo  sidi  in 
kleinem  Umfange  noch  hausindustrielle  Spinnerei  findet.')  Aber  der 
zur  Zeit  vorhandene  Wert  der  Spindel  oder  des  Spinnrades  wird  ebenso 
wie  der  Wert  der  nmlejennies  in  Forst.  Aachen  oder  Verviers  bt  -c  tigt 
durch  das  Auftre  ten  einer  immer  überlegeneren  Technik  und  imnur 
be-^<crer  Arbeitsbedingungen  (höherer  L<'hne.  kürzerer  Arbeitszeit).  Eine 
Verkürzung  der  Arbeitszeit  trügt  in  gewissem  Linfange  dazu  bei.  den 
veralteten  Maschinen  und  Anlagen  ihren  Wert  zu  entziehen. 

Es  ist  nach  dem  gesagten  ein  verkehrtes  Verfahren,  wenn  man  dne 
Verkflrzung  der  Arbeitszeit  innerhalb  müfsiger  Grenzen,  etwa  bis  so 
56Vs  oder  nach  und  nadi  48  Stunden  pro  Woche»-  unter  Hinweis  auf  die 
Konkurrenz  des  Auslandes  ablehnt.  Dasjenige  Land,  welches  in  der 
sozialen  Reformation  zurückl)lcibt,  nicht  dasjenige,  was  am  schnellsten 
vorwärts  schreitet,  hat  den  Schaden  zu  tragen.  Auch  sei  d.uMn  erinnert 
dafs  in  Wirklichkeit  ,£C»Tade  aut  dem  Gel)iete  der  Textilindustrie  die 
Konkurrenz  zwischen  tien  verschiedenen  Staaten  viel  geringer  ist,  als 
man  gemeinhin  annimmt.  Die  internationale  Arbeitsteilung  ist  eine  so 
ausgebildete,  dafs  in  verschiedenen  Staaten  Hauptzweige  der  Textil- 
industrie wie  etwa  die  Kammgarnspinnerei  oder  die  Tuch-  und  Bukskin- 
fabrikation  kaum  in  diesem  oder  jenem  unbedeutenden  Artikel  sieb  be- 
rOhren.  So  hat  z.  I<.  die  englische  Kammgarn-Spinnerei  in  der  Haupt- 
sache ein  anderes  Maschinensystem  (franir-i  als  die  deutsche  (Self- 
actnrs).  l'jit^lisclie  Streichgarne  werden  in  l'eutschland  und  deutsche 
Streichgarne  in  England.  ent;lische  1  lerrenkleiderstotre  werden  in  Deutsch- 
land und  deutsche  in  England  eingeführt,  aber  das  entscheidende  sind 
hier  nicht  die  Produktionskosten,  sondern  ist  die  Arbcit^teilung. 

Die  Erörterungen  dieser  Abhandlung  Ober  den  geringen  Spielraum, 
innerhalb  dessen  der  Arbeiter  selbst  seine  Arbeitsleistung  steigern 
kann,  lassen  es  durchaus  nicht  ausgeschlossen  erscheinen,  dafs  in  einer 
späteren  Zeit,  vielleicht  in  SO  Jahren,  wenn  die  Technik  und  Wirtschaft 
einen  Zustand  der  Vollendung  erreicht  haben  wird,  der  wenigstens  für  ab- 

')  Royal  Commission  on  Latour.  Tht-  Einploymcnt  of  Women.  Loodoa 
1893.    p.  327;  sowie  J.  SchOnhof,  The  cconomy  of  high  wages.    p.  4ö. 
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schbare  Zeit  nicht  verbessert  werden  kann,  auch  einmal  eine  Veilange- 
rung  der  Arbeitzeit  vielleicht  von  7  auf  8  Sttinden  in  der  Absicht  und 
mit  dem  Erfolge  eintritt,  dafs  die  Arbeitsleistung  entsprechend  gesteigert 
werde. 

Es  sei  noch  erwähnt,  dafs  die  Verkürzung  der  Arbeitszeit  nur  in 
untergeordneter  Weise  als  Sporn  zur  V^crbcs-^erung  der  Wirtschaft  und 
Technik  in  Betracht  ktminit.  Sie  ist  in  dieser  He/.ieliung  kaum  von 
höherer  Ijcdcutuiig  als  etwa  die  Ausschlielsung  der  Ehefrauen  bchlccht- 
hin  sowie  derjenigen  Witwen,  die  Kinder  unter  dem  vollendeten 
14.  Lebensjahre  besitzen,  aus  der  mechanischen  Textilindustrie*  Weit 
wichtiger  als  Sporn  zur  Vervollkommnung  der  Technik  und  Wirtschaft 
erscheint  eine  Hebung  des  Arbeitslohnes  der  in  der  Textilindustrie  be- 
schaftiptrn  Ail'citer. 

Der  llauptwert  der  V  erkürzung  der  Arbeitszeit  für  Vervollkommnung 
der  Technik  und  Wirtschaft  ist  darin  zu  suchen,  dafs  sie  zunächst  die  Pro- 
duktion, also  das  Angebot  der  Textilwaren,  einschränkt,  somit  die 
Preise  hochhalt  und  dem  Unternehmer  die  finanzieUen  Mittel  zur  Ver- 
vollkommnung bietet  Sie  wirict  insofern  Ähnlich  wie  eine  soziale  Ge- 
samtreiorm,  welche  die  KonsumtionsßUligkeit  di  r  Massen  und  damit 
ihre  Nachfrage  nach  Textilwaren  steigern  würde.  Ai;  h  ^ie  würde  den 
Untcrnt  him  i  n  die  finanziellen  Mittel  zur  Vervollkoninmung  bieten. 

Zu  keiner  Zeit  durfte  sich  ein  Fortschreiten  der  sozialen  Reform 
auf  dem  Gebiete  der  Arbeitszeitniinderung  so  nahegelegt  haben  als  in 
der  Gegenwart  Wie  die  meisten  Waren,  so  sind  auch  die  Erzeugnisse 
der  Textilindustrie  seit  dem  Jahre  1873  stetig  im  Preise  gesunken. 
Dieses  Sinken  der  Preise  beruht  zu  einem  wesentlichen  Teile  auf  dem 
Wachsen  der  pKiduktion  und  dieses  auf  der  Verbesserung  der  neueren 
Produktionsmittel.  Die  grofse  Menge  der  Fabriken  der  Textilindustrie 
hat  es  im  Durchschnitt  der  letzten  fünf  Jahre  kaum  auf  die  landes- 
übliche Verzinsung  ihrer  Kapitalien  gebracht.  Eine  zeitweilige.  Ein- 
schrftnkung  der  Produktion,  wie  sie  eine  energische  VerkQrzung  der 
Arbeitszeit  zur  Folge  haben  wQrde,  dürfte  die  am  meisten  zweck- 
entsprechende Hülfe  sein,  welche  der  .Staat  den  Unternehmern  an- 
gedeihen  lassen  konnte.  W'ährend  eine  Hebung  des  nominellen  Arbeits- 
lohnes bei  dem  gleiclizeitigcn  Sinken  der  Preise  immer  gröfsercn 
Widerstand  begegnet,  w.ihrend  selb-t  in  England  seit  einem  Jahrzehnt 
das  jährliche  nominelle  oder  Geld-Einkommen  der  Textilarbeiter  nicht 
mehr  steigen  will,  vielfach  sogar  direkt  sinkt,  wahrend  mehr  und  mehr 
die  Ohnmacht  der  freien  Gewerkvereinsbewegung  hinsichtlich  der 
weiteren  Lohnsteig,  rung  zu  tage  tritt,  ist  die  Arbeitszeitminderung  das 
gegebene  Feld  der  aktuellen  staatlichen  Sozialrcform,  zumal  die  Inter- 
essen der  Arbeitsgeber  und  Arbeitnehmer  hier  sich  frcund-i  haftlich  be- 
gegnen. Es  i^t  schwer  zu  sagen,  ob  die  Klasse  der  Kaj)italisten  und 
Unternehmer  oder  die  Klasse  der  Arbeiter  zur  Zeit  an  einer  Ver- 
kdrzung  der  Arbeitszeit  das  gröfsere  Interesse  hat 
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Die  Einführung  des  zehnstündigen  Norniaiarbcitstagcs  lür  junge 
Leute  und  des  elfstfindigen  für  Frauen  seit  dem  1.  April  1892  im  Deutschen 
Reiche  hat  eine  weitere,  ftkr  alle  Arbeiter  geltende  VerkOrzung  der 
Arbeitszeit  schon  wesentlidi  vorbereitet.  So  haben  sich  mir  gegenOber 

eine  gröfsere  Anzahl  der  Vigogne-Spinncreibcsitzor  und  Bukskinfatwi* 
kanten  zu  Krimmitschau,  darunter  gerade  die  Besitzer  der  gröfseren 
Firmen,  d.ihin  f;ciUif>ert.  dafs  sie  mit  der  Eiiilührung  eines  gesetzlichen 
Maximalarbeitslages  von  zehn  Stunden  für  alle  Arbeiter  sehr  wohl  ein- 
verstanden sein  würden.  Hier  wie  in  anderen  Bezirken  habe  ich  ge- 
funden, dafs  die  Unternehmer  des  gegenwärtigen  Zustandes,  wo  die 
jungen  Leute  zehn,  die  Frauen  elf,  die  Manner  aber  unbegrenzt  lange 
arbeiten  dürfen,  so  überdrüssig  sind,  dafs  sie  gern  einen  allgcmeinoi 
lOstündigen  Maximalarbeitstn^  oder  eine  Sö'/tstündige  Maximalarbetts- 
woche  dafür  eintauschen  würden. 

So  wenig  sich  gegen  einen  achtstündigen  Maximalarbeitstag  lur 
sämtliche  Arbeiter  der  mechanischen  TextiUndustrie  einwenden  lalst,  so 
dürfte  es  sich  doch  nicht  nur  aus  politischen,  sondern  auch  aus  wirt- 
schaftlichen  und  sozialen  Gründen  empfehlen,  erst  für  einige  Jahre  eine 
Maximalarbeitswoche  von  56'/«  Stunden  in  Deutschland  einzufflhieD. 
Eine  solche  Mafsnahme  würde  die  organische  Entwickclung  unserer 
Textilindustrie  sehr  fördern.  Aber  sowohl  bei  einer  Se'/a-  als  bei  einer 
48stündigen  Arbeitswoche  wird  es  von  hoher  Wichtigkeit  sein,  dafs  der 
Sonnabend-Nachmittag  von  1  Lhr  ab  gesetzlich  Ireigcgeben  wird.  Der 
freie  Sonnabend-Nachmittag,  wie  er  in  England  seit  mehreren  Jahr- 
zehnten  allgemein  üblich  ist,  hat  in  ganz  besonderer  Weise  zu  einer 
körperlichen  und  geistigen  Hebung  des  Arbeiterstandes  beigetragen. 
Eine  Gesetzesvorlage,  die  eine  VerkOrzung  der  Arbeitszeit  ohne  den 
freien  Sonnabend-Nachmittag  brachte,  würde  eine  empfindliche  Lücke 
enthalten. 
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Die  schwedische  Sozialpolitik  des  Jahres  1894. 

Von 

Dr.  AXEL  RAPHAEL 
ia  Stockholm. 


Was  in  andern  modernen  Staaten  eine  stftrkere  Entwickelung  der 

sozialpolitischen  Seite  in  Gesetzgebung  und  Verwaltung  vcranlafst  hat,  die 
•wachsende  Arbeiterbewegung  und  das  Bestreben  der  leitenden  Ge- 
walten, den  von  ihr  getragenen  Forderungen  durch  positive  Mafsnahmen 
zu  begegnen,  dieselben  Momente  zeiligen  auch  in  Schweden,  wenn  aucli 
erst  seit  den  achtziger  Jahren  unseres  Jaiirhundcrts.  einen  rascheren 
Fortschritt  dieses  Gebietes.  Aber  es  ist  hier  weder  die  Anregung  so 
kraftig  wie  anderwärts,  noch  kann  das  Resultat  sich  den  sozialpolitiadien 
Mafsnahmen  anderer  vorgeschrittener  Länder  an  die  Seite  stellen.  Die 
schwedische  Industrie  ist  noch  jung,  sie  kann  daher  die  Schattraseiten 
des  ausgebildeten  Grofsbetriebs  noch  nicht  in  erheblichem  Mafsstabe 
entfalten.  Die  Agitation  findet  darum  unter  den  schwedischen  Arbeitern 
noch  keinen  besotuler^;  fruchtbaren  Roden,  am  allerwenigsten  bei  den 
ländlichen,  deren  Lage  eine  weit  ungünstigere  ist  als  die  der  gewerb- 
lichen Arbeiter.  In  kleinen  Grup|)en  in  weit  von  einander  entfernten 
Orten  zerstreut,  jeder  Art  von  Organisation  bar,  geduldig  und  genüg- 
sam, voller  Ehrfurcht  vor  der  Obrigkeit,  wozu  auch  der  „Hausherr" 
zahlt,  haben  sie  in  ihrer  grofeen  Masse  kaum  das  Geüahl  der  Unzu- 
friedenheit mit  ihren  Verbaltnissen  und  den  zielbewufsten  Wunsch, 
diese  durch  soziale  Forderungen  zu  verbessern.  Und  selbst  der  In> 
dustriearbeiter,  fortgeschrittener  und  geweckter  als  jene,  ist  schwer  zu- 
gänglich. Auch  fehlen  energische  Geister,  welche  im  stände  wären,  dieses 
mehr  oder  minder  widerspenstige  Mittel  nachhaltig  und  eindringlich  zu 
bearbeiten. 

Ein  zwingender  Anlafs  für  die  Grofsen,  den  Wünschen  der  Kleinen 
besser  als  zuvor  Rechnung  zu  tragen,  existiert  demnach  in  Schweden 
nicht.  Dies  erklart,  weshalb  sich  die  Regierung  in  ihrem  sozialpoliti- 
schen Wirken  durchaus  nicht  beeilt  und  der  Reichstag  eben  nur  be- 
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schliefst,  was  ihm  gerade  palst,  wobei  er  selbstverstandiich  stets  be- 
sorgt ist,  dafs  die  Interessen  der  Besitzenden  keinerlei  Schädigung  er- 
fahren. Und  zwar  dominiert  im  gegenwärtig  nahezu  allmflcbi^ 
Reichstage,  wo  Grofsgrundbesitzer,  Grofs-  und  Mittelbauern  die  MÄr- 
heit  bilden,  das  agrarische  Interesse,  wie  die  Abschreibungen  der 
Grundsteuer  und  die  sich  folgenden  Erhöhungen  der  Getreidezöllc  n.: 
Genüge  beweisen.  So/ialpoliti"=che  Forderungen  haben  hier  kaum  F'ati 
Gelinst  es  auch  bisweilen  in  dei-  zweiten  Kammer,  dem  Hau>e  dci 
Bauern  —  die  übrigens,  nebenbei  bemerkt,  soweit  ihr  Bocienintere>->t 
nicht  berührt  wird,  keineswegs  aller  Reform  abgeneigt  sind  — ,  de: 
kleinen,  zumeist  aus  Städtern  bestehenden  fortschrittlichen  Gruppe,  ex- 
zelne  bescheidene  Forderungen  durchzusetzen,  so  wird  dieses  Resubit 
fast  stets  durch  die  erste  Kammer  vereitelt,  wo  die  Grofsgnmdbentnr 
und  höheren  Beamten  herrschen  und  die  Anträge  der  hier  äufserstvio* 
zigen  Fortschrittspartei  oft  ohne  jede  Verhandlung  einfach  beseitiss: 
Das  Verdienst  der  zweiten  Kammer,  hier  und  da  durch  die  Annahr 
einer  Gesetzvorlage,  eine  Reform  anzul)ahnen,  erscheint  mit  Rüci;-i: 
auf  diesen  fast  stets  vorherzusehenden  negativen  Ausgang  soo*- 
äufserst  zweiiclhaft. 

Soll  diese  Lage  der  Dinge  eine  andere  werden,  so  wfire  vor  allm 
eine  Umgestaltung  des  politischen  Wahlrechts  erforderlich,  welche  leider 
fOr  absehbare  Zukunft  ausgeschlossen  scheint.  Während  in  Frankröd 
27.1  pCt,  in  der  Schweiz  22,6  pCt.,  im  Deutschen  Reiche  205  pCt. 
Preufscn  19,3  pCt.  in  Grofsbritannien  16,1  pCt.  der  Bevölkerung  (ii* 
Wahlrecht  besitzen,  betragt  die  entsprechende  Zahl  in  Schweden  r  ' 
5,9  pCt.  —  eine  Ziffer,  welche  nächst  der  Ungarns  mit  5.6  ptt.  -s. 
allen  modernen  kt>nstitutionellen  Staaten  die  niedrigste  ist.  An  Ver- 
suchen, die  Umgestaltung  des  schwedischen  Reichstagswahlrcchti>  be^ 
beizuführen,  hat  es  nicht  gefehlt  und  fehlt  es  nicht.  Da  sind  immc 
wiederkehrende  und  immer  wieder  fallende  darauf  bezOgliche  Motiooet 
im  Reidistage,  Demonstrationen,  Volksversammlungen,  Stinunredit» 
Meetings,  und  endlich  ein  sogenannter  „Volksreichstag*  —  alles  aber 
leider  nur  „Worte",  denen  seit  Josuas  Tagen  noch  keine  politisdit 
Macht  gewichen  ist.  Wenn  jüngst  das  Komitee  der  „Vierten  AUgemeioc 
Stimmrechts- Versammlung"  nach  Mifsbillii^ung  verschiedener  mehr  oder 
Weniger  gewaltsamer  Mittel  dabei  beharrt,  gelcgenilich  des  1896  J-J- 
sammentretenden  V'olksreiclistages  überall  im  Lande  durch  gleichzeiüg? 
Stimmrechtsdemonsiratiunen  „mit  aller  Sicherheit  einen  aufserordcot- 
liehen  Einflufe  auf  die  Machthaber  zu  Oben,  besonders  dadurch,  difc 
diese  Demonstrationen  an  einem  Arbeitstage  stattfinden  solIen\  so  i* 
es  wohl  gestattet,  dieser  Zuversicht  gegenober  einige  Zweifel  n 
ftufsern.  Die  Grundherren  Schwedens,  grofse  und  kleine,  sind  mrn 
waschechte  Realpolitiker,  als  dafs  Phrasen,  seien  sie  auch  noch 
schön,  ihre  Ueberzeugung  ändern  könnten,  dafs  „die  Gewalt  da  liegü 
bleiben  soll,  wo  sie  liegt''.   Es  raOfsten  zur  Erzielung  der  erstrebtes 
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Acnderung  andere  Mittel  in  Beweo^nn^  gesetzt  werden,  und  da  diese 
für  die  nächste  Zukunft  schwerlich  Anwendung  tindcu  werden,  so  wird 
es  bei  der  Rednerbnivoar  in  Volksversamnilungen  sein  Bewenden 
haben  und  die  sozialpolitische  Reform  infolge  dessen  im  bisherigen 
langsamen  Tempo  ihren  Fortgang  nehmen. 

Somit  wird  es  kaum  Oberraschen,  wenn  das  sozialpolitische  Ergeb- 
nis des  Jahres  1894  in  Schweden  flufserst  dürftig  erscheint.  Nichts- 
destoweniger wird  der  Leser  dieser  Zeitschrift  auch  diese  bescheidenen 
Fortschritte  mit  Interesse  verfolgen,  deren  Schilderung  im  folgenden 
versucht  werden  soll. 

L 

Was  vor  allem  die  Frage  der  Arbeiterversicherung  betrifft,  die 
in  Schweden  seit  1884  auf  der  Tagesordnung  steht  und  bereits  von 
zwei  Kommissionen  berathen  wurde,  so  gelangte  sie  auch  im  ver- 
flossenen Jahre  noch  nicht  zur  Entscheidung,  und  erst  im  laufenden  hat 

die  Regierung  einen  den  ganzen  Gegenstand  um^i'^'^^enclen  Entwurf 
dem  Reichstag  vorgelegt.  Daccgcii  wurden,  wie  für  die  Etatsjahre  1889 
bis  1894.  so  auch  für  1895  100  000  Krönen  zu  Mafsnahmeii  der  Unfall- 
versicherung und  Gründung  und  Verwaltung  von  Krankenkassen  be- 
willigt, auch  wurde  ein  Teil  dieser  Summe  zur  Ausarbeitung  und  Ver- 
öffentlichung von  Jahresberichten  Qber  das  KrankenkMsenwesen  durch 
den  Versicherungsinspektor  bestimmt 

Femer  waren  Anstalten  und  Vereinen,  wdche  Unterrichtskurse 
für  Arbeiter  einrichten,  für  die  Jahre  1889—1894  jährlich  20000  Kronen 
überwiesen  worden,  welchen  Betrag  man  für  1895  auf  25000  Kronen 
erhöhte:  die  Bedingungen  dieser  Zuwendung  blieben  die  gleichen.  Es 
erhält  jede  derartige  An-talt  oder  Vereinigung  einen  1  lüchstbetrag  von 
3000  Kronen,  während  eine  gleiche  Summe  von  Gemeinden,  (uler  Pri- 
vaten zu  leisten  ist.  Die  Kurse  finden  wöchentlich  zu  bestimmten  Stunden 
wahrend  eines  Zeitraums  von  5—8  Monaten  jährlich  statt;  für  landliche 
Verhaltnisse  kann  die  Regierung  besondere  Mafsnahmen  treffen.  Es 
wird  darauf  gesehen*  dafs  geeignete  Lehrkräfte  und  genügendes 
Schreib-  etc.  Material  vorhanden  sind.  Die  Erörterung  politischer  und 
religiöser  Streitigkeiten  im  Unterricht  ist  untersagt  Im  übrigen  unter- 
steht die  Anstalt  oder  der  Verein  der  Beaufsichtigung  der  Regierung, 
wenn  diese  eine  solche  geraten  finden  sollte. 

Die  Frage  der  Regelung  der  Arbeitszeit  hatte  bereits  1891 
die  zweite  Kammer  beschäftigt;  indessen  war  ein  Antrag,  nach 
welchem  die  R^enmg  ersucht  werden  soUte»  Erhebungen  über  diesen 
Punkt  anzustellen,  weder  damals  noch  bei  seiner  Wiederholung  im 
Jahre  1893  zur  Abstimmung  gelangt  Im  vergangenen  Jahre  endlich 
bequemte  sich  der  Kammerausschufs .  ihn  zur  Annahme  zu  empfehlen, 
freilich  in  abgeschwächter  Form.  Die  ursprüngliche  Fassung  hatte  Er- 
hebungen darüber  verlangt,  wie  weit  die  Arbeitszeit,  namentlich  in 
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öffentlichen  und  den  der  Gewerbeinspektion  unterstellten  Betrieben  ge* 
regelt  werden  könne.  Der  Ausschufs  da<;ep;cn  will  vorsichtig  nur  er- 
örtert wissen,  ob  eine  derartige  Regelung  überhaupt  angebracht  seL 
Ohne  die  intellektuellen  und  moralischen  Vorteile  einer  Kürzung  der 
Arbeitszeit  zu  unterschätzen,  betonte  der  Aussclmls  vor  allem  den 
moralischen  Gesichtspunkt  Nach  dieser  Milderung  errang  nunmehr  der 
Antrag  die  Mehrheit  der  Kammer  mit  101  gegen  89  Stimmen.  Die  erste 
Kammer  jedoch  ging  ohne  Abstimmung  Ober  ihn  zur  Tagesordnung 
über,  und  so  fiel  der  Antrag  zum  dritten  male.  Nichtsdestoweniger  hat 
man  ihn  im  laufenden  Jahre  neuerdings  eingebracht  und  hofl't  zuver- 
sichtlich au!"  seine  endliche  Aiuialime.  I);is  Bedürfnis  einer  Regeluns: 
der  Arbeitszeit  ist  in  bchweden  kaum  geringer  als  anderwärts.  Hereit- 
im  Jahre  1884  sprach  sich  die  Arbeiterversicherungskonimission  dahin 
aus,  dafs.  was  die  minder  gesundheitsschädlichen  Betriebe  anlange,  die 
Verhältnisse  in  Schweden  denen  in  England,  der  Schweiz  und  in  DAne- 
mark  gegenüber  im  allgemeinen  besser  seien,  dafs  dagegen  in  den  die 
Gesundheit  st.irker  gefährdenden  Gewerben  die  Arbeiter  jener  Länder 
nit  hr  Schutz  gcniefscn  als  die  schwedischen.  Auch  die  zweite  Arbeiter- 
ver>ii  lu'run;4>koinini-'si(>n  des  Jahres  1891  hat  sich  dieser  .Ansicht  an- 
geschlossen. Die  Gründe,  welche  die  Ablehnung  des  obenerwähnten 
Antrages  im  .Reichstage  veranlafsten,  sind  langst  nicht  mehr  neu.  Wie 
froher  in  anderen  Parlamenten,  wurde  auch  hier  behauptet,  es  werde 
beabsichtigt,  unta*  dem  Deckmantel  sanitärer  Mafsregeln  einen  soziS' 
listischen  Normalarbeitstag  für  erwachsene  Arbeiter  einzuschmuggeln. 
Ferner  wurde  ieder  Zusammenliaiit,'  der  Gcsundhcitsgefahr  gewisser 
Besch.lftigungen  mit  der  Länue  der  Arbeit>zeit  einfach  bestritten,  ts 
sei  unmöglich,  für  landluhc  .Arbeiter,  Goiiuie.  Seeleute  u.  s.  w.  eine 
bestimmte  Arbeitszeit  festzusetzen,  auch  sei  es  unbillig,  dem  Aibeiter 
zu  verwehren,  seine  Arbeit  gegen  StOcklohn  zu  bethAtigen.  Auch  die 
Besorgnis,  dafs  die  geplante  Mafsregel  einzelnen  Industrien  den  Unter- 
gang bereiten  oder  zum  mindesten  eine  Verringerung  der  Löhne  nach 
sich  ziehen  könne,  wurde  geflufsert.  Auch  die  Vertragsfreiheit  des 
Individuums  wurde  ins  TrcfTen  geführt,  wobei  man  allerdings  vergafs. 
dals  diese  Freilich  bereits  durch  die  1870  er  Verordnung  ii!>er  die  Be- 
schränkung der  Arbeitszeit  in  der  l'hospliorindustrie  beeinträchtigt 
worden  ist.  Dem  durch  die  Erfahrung  bewiesenen  Satze,  dafs  oft  bei 
kOrzerer  Arbeitszeit  ein  gleich  grofsea  Produkt  hergestellt  werde  als 
zuvor,  begegnete  man  damit,  dafs  ja  in  solchen  FAUen  die  kOrzere 
Arbeitszeit  auch  ohne  Gesetz  eingeführt  w^erden  könne.  Man  berief 
sich  auf  den  Mangel  an  ausländischem  Gesetzgebungs-Material.  Man 
betonte  die  Ko>-tspieligkeit  «ler  geplanten  Erhebungen.  Ks  wurde  sogar 
trotz  aller  Deniünstratiuncn  des  I .  Mai  behauptet,  dafs  die  Arbeiter  an 
der  Sache  gar  nicht  interessiert  seien.  Des  weiteren  berief  man  sich 
auf  einschlägige  freiwillig  eingeführte  Verbesserungoi,  die  wahrend  des 
vergangenen  Jahres  bewerkstelligt  worden  seien.  Andere  Gegner  des 


DiqitiZOd  bv  ('(x^*^le 


Axel  Raphael,  Die  schwedische  Soxialpolitik  des  Jahres  1894.  287 


Antrags  wollten  zum  mindesten  die  Prüfung  des  1892er  Kommissions- 
berichts aber  die  Verhältnisse  der  roinderjAbrigen  Arbeiter  durch  die 
Regierung  sowie  die  Ergebnisse  einer  beabsiditigten  Arbeiterstatistik 
und  der  Berichte  der  Gewerbeinspektoren  abgewartet  wissen.  Nun 
bringen  aber  diese  Berichte  keinerlei  Material  zur  Beurteilung  der  vor- 
liegenden Frage,  auch  ist  in  der  Instruktion  für  die  Inspektion  diese 
nirgen(is  lirrvorLjclioben  Kbensowenip  kann  ein  Arbeitsamt  die  Lösuncj 
der  Frage  in  Angritl  ncluncn.  da  lediglich  statistische  Daten  über  die 
Arbeiterverhältnisse  sammehi.  >ichlen  und  veröfVentlichen  soll.  Ks  dürltc 
gute  Weile  haben,  bis  ein  solches  Amt  bei  der  Manniglaltigkcit  seiner 
Aufgaben  dazu  kftme.  sich  mit  dem  Maximalarbeitstag  zu  besdiAftigen. 

In  der  Frage  des  Arbeiterschutzes  beschlofs  der  Reichstag,  die 
Regierung  um  Vortage  eines  Zusatzes  zum  Arbeiterschutzgesetze  des 
Jahres  i8B9  zu  ersuchen,  durch  welchen  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
^(  t^es  auch  auf  Unternehmungen  Anwendung  finden  sollen,  die  fQr 
Rechnung  des  Staats  oder  von  Gemeinden  betrieben  werden,  und  zwar 
auch  dann,  wenn  diese  H<  triebe  nicht  als  gewerbliche  gelten.  Ab- 
gelehnt dagegen  wurde  ein  Zusatzantrag,  tkirch  welchen  der  Unter- 
nehmer zur  Anzeige  eines  jeden  Unfalls  mit  nachfolgendem  Tode  oder 
nachfolgender  ErwerbsuntiLhigkeit  an  die  Ortspolizeibehörde  oder  durch 
diese  an  den  Gewerbeinspektor  verpfliditet  werden  sollte,  und  dies 
trotzdem  die  Zahl  der  Unfälle,  die  gegenwartig  zur  Kenntnis  der  Be-  * 
hörden  gelangen,  aufserst  gering  ist  z.  B.  in  den  Jahren  1891—93:  53, 
bezw.  39  und  31  von  vermutlich  10000  UnfiÜlen  alljährlich. 

Die  Anzahl  der  Gewerbeinspektoren  wurde  im  Jahre  1889  auf 
drei  und  ihre  Gehälter  auf  zusammen  16800  Kronen  nebst  Reisediätcn 
Icstiieset/t.  Die  Thatsache  indessen,  dafs  die  Inspektoren  in  2*  3  Jahren 
1393  von  8961  dem  Gesetze  unterworfenen  Betrieben  besuchen  konnten, 
bewies,  dafs  zu  wenig  Gewerbeinspektoren  vorhanden  sind.  Ihre  Anzahl 
wurde  daher  auf  filnf  ertiOht,femerwurden  als  Ausgaben  filr  sie  eingestellt: 
25000  Kronen  Gehalt,  3000  Kronen  (är  Bureaubeamte  u.  dgL  und  aufser- 
dem  2O0O  Kronen  filr  gelegentUch  zur  Kontrolle  der  Sprengstofifabrika- 
tion  und  anderer  dem  chemisch-technischen  Gewerbe  angehörenden  Be- 
triebe ernannte  Inspektoren.  Dagegen  verweigerte  der  Reichstag  die 
Bewilligung  einer,  übrigens  unbetr;ichtlichen  Summe,  welche  den  Druck 
der  vollständigen  Originalberichte  der  Inspektoren  ermöglichen  sollte, 
die  bisher  nur  in  einem  vom  Kommerzkollegium  veranstalteten  Auszuge 
vcröftenilicht  wurden. 

n. 

Eine  bedeutende  Rolle  spielten  in  der  verflossenen  Session  die 
Verhaltnisse  des  Grundeigentums. 

Eine  Regierungsvorlage,  bereits  1893  von  der  zweiten  Kammer  an- 
geregt und  bestimmt,  längst  beklagte  Lflcken  des  schwedischen 

Pachtrechtes  auszufüllen,  wurde  von  der  zweiten  Kammer  ange- 
nommen, von  der  ersten  dagegen  abgelehnt.  Sie  sollte  den  in  mancher 
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Hinsicht  geradezu  schutzlosen  Pflchtcr  sichern  und  wftre  nameodich 
für  Norriand  am  Platze  gewesen,  wo,  wie  unten  nAher  ausgefiHut 
werden  wird,  grofee  Sftgewerk>Gesell scharten  BauemgQter  in  Menge  er- 
werben und  ihre  Besitzer  scharenweise  in  Pachter  vorwandeln. 

Ein  weiterer,  von  besserem  Erfolge  begleiteter  Regierungs-Ent\s'urt 
bezweckte,  unbemittelten  »xler  weniger  bemittelten  Personen   zum  Er- 
werbe eigenen   Grundbesitzes  zu  verhellen  und   hierdurch  der 
Auswanderung  zu  steuern  und  die  ländlichen  Arbeiter  an  den  Boden 
zu  fesseln,    ßereitü  im  Jahre  1891  hatte  der  Reichstag  ein  derartiges 
Ersuchen  an  die  Regierung  gerichtet.  Die  hierauf  eingesetzte  Regie- 
rungskommission  war  der  Ansicht,  dafs  sich  die  angeregte  Frage  lösen 
lassen  wOrde  durch  Parzellierung  und  Verftufserung  gewisser  Stuts- 
domäneii.  durch  staatlichersei ts  zu  bewirkende  EntwAsserung  kultur- 
feiger  Moorflachen  und  endlich  durch  Ueberlassung  geeigneten  Grund- 
besitzes in  den   bridrn  nördlichen  Provinzen  Vesterhotten   und  Norr- 
bütten.    Die  nunmehr  angenommene  Uegierimgsvorlapt    halt   sich  m 
engt  ren  Grenzen.  Es  sollen  die  Domänen,  die  kralt  Reichstagsbcschlusse? 
naeii  Ablaut  der  Pachtzeit  zum  Verkaut  gelangen,  ganz  oder  teilwei^: 
parzelliert  werden.    Ferner  können  TrennstQcke  von  Domänen  sb- 
gegeben  werden,  wenn  es  diesen  an  GcbAuden  mangelt  oder  jene  vos 
der  Stammhufe  zu  entfernt  liegen  und  die  Trennung  ohne  5cfafldigiui|  j 
der  Stammhufe  geschehen  kann.  Ist  &n  solches  Trennstflck  nicht  mit 
Privaten  gehörigen  f  '.ebäuden  besetzt,  so  soll  sein  V'erkauf,  falls  ersidi  | 
nicht  unter  der  Hand  zum  festgesetzten  Preise  bewirken  läfst,  in  öffent- 
licher V» Tsteigerung  gegen  Meistgebot  stattfinden.    Sind  jedoch  solche 
Fiauliclikt  iteii  \  (>i  lianden,   so  i^^t  das  Trennstück  vorerst  deren  Eigen- 
tümer zum  Kaute  anzubieten.  Wird  dieses  Angebot  nicht  angenommen,  so 
darf  das  Stflck  nicht  veriufsert  werden,  sofern  nicht  die  ganze  Domäne 
zur  Parzellierung  bestimmt  ist  In  diesem  Falle  soll  das  Trennstflck 
entweder  unter  der  Hand  oder  in  öffentlicher  Versteigerung  verkauft 
werden.  Dem  Käufer  ist  gegen  genügende  Sicherheit  gestattet,  falls 
das  erworbene  Stück  mit  Gebfluden  besetzt  ist,  den  Kaufschilling  in 
jährlichen  Zehnteln  abzutragen.    Sind  keine  Gebäude  vorhanden,  so  iff 
Sicherheit  lür  die  IliUfte  des  Kaufgeldes  zu  bestellen.    Hat  da•^  IVcnr.- 
stück  nach  fünf  jähren  noch  kein  Wohnhaus  oder  eventuell  erforder- 
liche andere  Bauliciikeiten,  so  gilt  das  Restkaulgeld  als  sotbrt  täilig 
Ferner  wurde  die  Regierung  ermächtigt,  einen  Höchstbetrag  von  2OO00 
Kronen  dazu  zu  verwenden,  Pläne  zur  Entwässerung  und  Kultur  ge- 
eigneter Moorflächen  in  Vesterhotten  und  Norrbotten  entwerfen  zu 
lassen.  Der  dritte  Vorschlag  der  Kommission  indessen,  die  Entwässe- 
rung von  Moorflächen  in  den  flbrigen  Landesteilen,  war  in  der  Voriage 
nicht  berührt. 

Linen  wi(  litiejen  Gegenstand  di  r  Beratungen  des  verflossenen 
Reichstags  bildete  eine  die  sozialen  Verhältnisse  Norrlaads  betreffende 
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Resolution,  welche  angenoiniiien  wurde  und  hoffentlich  die  Besserung 

der  dort  herrschenden  MifestAnde  herbeifahren  wird. 

Nnrrland.  der  ausgedehnteste  Landesteil  Schwedens,  etwa  60  pCt. 
der  Gesamtllächc  des  Staates  umfassend,  besafs  und  besitzt  teilweise 
noch  grofsartigen  Waldrcichtum.  dessen  Wert  uuie>sen  erst  in  der 
zweiten  Häilte  dieses  Jahrhunderts  erkannt  wurde,  als  nach  1860  durch 
die  Befreiung  des  Holzhandels  sowohl  vom  einheimischen  Ausfuhrzolle 
als  von  den  englischen  und  franzosischen  Einfuhrzöllen,  durch  grofse 
Eisenbahnbauten,  durch  die  Entwickelung  des  Bergbaus  und  die  Fon- 
schritte  der  europäischen  Industrie  überhaupt  diesen  schlummernden 
Schätzen  ein  lebhafter  Markt  erstand.  Die  Besitzer  eines  grofsen  Teils 
der  Waldllächen.  die  Bauern,  waren  aufser  stände,  die  Vorteile  der 
wirtschaftlichen  Laut-  selbst  auszunutzen:  anders  gewisse  .Silgewcrk- 
Gesellschaften  und  Kautieute  in  anderen  Landesteilen,  die  nunmehr 
seit  30  Jahren  in  immer  wachsendem  Umfange  und  oft  für  lAch«1ich 
geringe  Preise  entweder  den  Grund  und  Boden  mit  den  dazu  gehörigen 
'VTaldungen  oder  das  Recht  derAbholzung  für  eine  Zeit  bis  zu  SO  Jahren 
jenen  abkaufen.  Diese  Entwicklung  nun,  in  welcher  die  Unbekannt- 
schaft  der  Bauern  mit  der  gesetzlichen  Form,  ihre  Schreibunkenntnis 
u.  s.  w  oft  in  ^chInählich^ter  Weise  geinifsbraucht  wurde,  hat  ver- 
hängnisvolle Wirkung(  n  auf  die  ökononüschcn  und  sozialen  Verhält- 
nisse Norrlands  gezeitigt.  hat  sich  ein  grofser  Teil  des  Bodens  in  ver- 
hflltnismflfsig  wenigen  Hflnden  vereinigt,  hunderte  von  Millionen  Kronen 
sind  einigen  glQcklichen  Spekulanten  zugefallen,  während  andererseits 
die  ehedem  wohlhabenden  und  selbständigen  Kleinbauern  in  vielen 
Gegenden  in  arme  und  gedrückte  Pächter  des  Bodens  verwandelt 
wurden,  der  einst  ihren  Vätern  oder  ihnen  selbst  zu  eigen  gehörte. 
Sicht  man  vf)n  den  Domänen  und  gewissen  relativ  kleineren  Land« 
str«  (  ken  ab.  so  wird  nahezu  die  Hüllte  des  ganzen  weiten  Norrlands 
schon  IUI  Besitze  der  Gesellschaften  sein.  Und  es  scheinen  fast  auch 
die  noch  abrigen  selbständigen  Bauern  bestimmt,  bald  ihre  Unterthanen 
zu  werden,  wenn  sie  nicht  vorziehen,  nach  fremden  Weltteilen  auszu> 
wandern. 

Der  dieses  Resultat  herbeiführende  soziale  Prozels  spielt  sich  regel- 
mäfsig  in  folgender  Weise  ab.  Haben  die  Bauern  ihr  Abholzungsrecht 
verSuIsert.  so  gewahren  sie  leider  bald,  dafs  sie  sich  von  der  Land- 
wirtschaft allein  nicht  ernührcn  kunnen.  Das  erhaltene  Geld  ist  bald 
dahin  und  hat  ledighch  eine  kostspieligere  Lebensweise  hinterlassen, 
fdr  die  keine  Mittel  mehr  vorhanden  sind.  Der  Bauer  sucht  sich  nun 
dadurch  zu  helfen,  dafs  er  sich  bei  den  Gesellschaften  als  Holz- 
hauer oder  Flöfser  verdingt,  was  nur  zu  kümmerlichen  Löhnen,  wenn 
Oberhaupt,  geschieht,  da  die  Gesellschaften  oft  vorziehen,  „Losleute" 
(Tagelöhner)  aus  andern  Landestcilen  zu  werben.  Durch  diesen  neuen 
Berul  aber  wird  die  Bodenwirtschaft  vernüchlilssigt.  es  werden  jetzt 
Schulden  bei  den  Gesellschaften  und  Banken  kontrahiert,  und  früher 
Aidnv  Air  MS,  Gmet/gcb);.  u.  Sutbtik.  VltL  19 
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oder  spater  kommt  es  endlich  zur  Subhastation  des  Besitztams,  das 
nunmehr  in  die  Hände  der  Gesellschaften  oder  von  Grofskapttalislai 

abergeht.  Oefters  aber  entwickelt  Ji  'lie  Sache  auch  in  anderer 
Weise.  In  einigen  Gegenden  Noniands  besteht  noch  der  alte  Gemein- 
besitz am  Waldci^cntum  ( skifteslag).  deren  Interessenten  aus  Furcht  vor 
den  Kosten  der  Separation  sich  dieser  noch  nicht  unterzogen  haben 
Es  suchen  nun  die  Gesellschaften  einen  Anteil  eines  solchen  Gemeinde- 
besitzes an  sich  zu  bringen,  um  dami  auf  Grund  ihres  Erwerbs  die 
Qbrigen  Beteiligten  zur  Auseinandersetzung  zu  zwingen.  Diese  haim 
nun  die  Wahl,  der  Abfindung  halber  Schulden  zu  machen  oder  ^frei* 
willig*  zu  weichen  und  ihren  Anteil  abzutreten.  Zumeist  wird  in 
diesem  Falle  die  Gesellschaft  ihr  Nachfolger,  und  stehen  sie  spAter  out 
ihrem  einstigen  Besitze  noch  in  Beziehung,  so  thun  sie  dies  nur  als 
Pächter.  Aber  auch  dort,  wo  sich  die  Bauern  ihr  Eigentum  noch  ru 
wahren  verstanden  haben,  flufsert  sich  dei  verderbliche  Kinflufs  der  Gesell- 
schaft. Durch  unverantwortliche  Verwüstung  des  Nachwuchses  bei  der 
Abholzung  wird  der  Zuwachs  des  Waldes  erschwert,  das  Wild  wird 
vertilgt,  die  Wiesen,  von  altersher  ein  wichtiges  Element  im  VtHrt* 
scfaaftsleben  der  Bevölkerung,  verlieren  durch  Rflumung  tuid  GerMl* 
legung  der  Wasserlflufe  ganz  erheblich  an  ihrem  Ertrage,  und  endUch 
mindert  die  HolzflOsserei  den  Fischreiditum.  Der  Ersatz  Dir  alle  diese 
Schaden  ist  ofk  durchaus  unzulänglich,  da  er  r^Imftfsig  nicht  durdi 
Schiedsrichter,  sondern  von  Taxatoren  festgesetzt  wird,  welche  die  Ge- 
sellschaften allein  ernennen.  Will  der  Bauer  sein  eigenes  Holz  flöfscn 
so  mufs  er  für  die  Benutzung  der  Wasserläufe  eine  ziemlich  hohe  Ge- 
bühr an  die  Gesellschaften  zahlen,  welche  jene  Befördenmgsniittel.  --o- 
gar  die  sogenannten  „allgemeinen"  Flüsse,  nahezu  unumschränkt  be- 
herrschen. Dazu  icommt  die  wachsende  Steuerlast,  die  um  so  drOdeoder 
ist,  als,  einem  ungereimten  Steuersystem  zufolge,  Hufe,  die  jflhriidi  ftr 
Tausende  von  Kronen  Holz  verkaufen,  nur  wenig  höher  veranlagt  sind 
als  solche,  weldie  eine  derartige  Ergiebigkeit  längst  vermissen  lassen. 
Nichtsdestoweniger  haben  sich  diese  übrig  gebliebenen  Eigentümer 
immerhin  eine  gewisse  Unabhängigkeit  noch  bewahrt  Anders  die 
Pächter  der  Gesellschaften,  deren  Lage,  namentlich  im  oberen  Norr- 
land  und  in  den  Lap[)marken  sich  bisweilen  der  Hörigkeit  in  bedenk- 
lichster Weise  nähert.  Es  haben  nämlich  viele  von  ihnen  keinerlei 
Kontrakte,  oder  es  enthalten  diese  die  drückendsten,  ja  unmögliche  Be> 
dingungen.  So  können  sie  oft  jederzeit  von  den  Gesellschaften  gekOo- 
digt  werden,  ferner  ist  ihnen  verboten,  anderwärts  als  Ihr  die  Gesdl' 
Schaft  zu  arbeiten,  und  dies  können  sie  wiedenmi  nur  zu  von  ihr  selbst 
fes^esetzten  niedrigsten  Löhnen.  Zudem  haben  sich  die  Gesellschaften 
gegenseitig  durch  hohe  Geldstrafen  verpflichtet,  die  Löhne  niedrig  zu 
halten.  Das  Trucksystem  blüht;  die  von  den  Gesellschaften  oder  deren 
Agenten  in  Lohnzahlung  gelieferten  Waren  werden  übertrieben  hoch 
angesetzt,   so   dafs   der    Arbeiter"   bei  der  Abrechnung  bisweilen 
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Schuldner  des  „Arbeitgebers"  bleibt.  Bei  Streitigkeiten  über  die  vom 
Pachter  zu  erfüllenden  Verpflichtungen  entscheiden  wülkflrlidi  erwählte 
Schiedsrichter,  gegen  deren  Entschddung  eine  Berufung  an  den  ordent- 
lichen Richter  nicht  stattfindet  Der  Pachter  mufs  die  Grundsteuer 
zahlen,  ist  aber  andererseits,  dem  Gesetze  entgegen,  des  Gemeinde» 
Stimmrechtes  beraubt;  dieses  üben  die  Verwalter  der  Gesellschaft  fflr 
ihn  aus,  die  unumschrfinkt  die  GemeindebeschlQsse  diktieren  können 
und  es  bisweilen  auch  thiin. 

Eine  weitere  bedauerliche  Folge  dieses  Prozesses  ist  der  Rückgang 
des  Holzbestandes.  Der  rücksichtslose  Abtrieb  hat  die  Waldllächen  in 
magere  Weiden  oder  unfruchtbare  Heide  verwandelt,  und  hier  und  da 
fehlt  es  sogar  auf  ein  halbes  Jahrhundert  hinaus  oder  vielleicht  flDr 
immer  am  BrennholzbedarC  Es  sind  selbst  grofse  Gesellsdiaften  bereits 
genötigt,  stärkeres  Holz  aus  den  Staatsforsten  zu  beziehen.  Der  Ackere 
bau  auf  den  Staatshufen  befindet  sich,  abgesehen  von  den  an  der 
Meeresküste  oder  in  der  Nähe  der  Sägewerke  liegenden,  in  schlechtem 
Zustande:  Zäune,  Wege.  Deiche.  Gebäude  —  alles  verwahrlost.  Die 
Armut  in  den  Gemeinden  niinint  .stetig  zu,  und  gerade  dort  ist  sie  am 
gröfsten,  wo  die  Gesellschaft  Bauernhufen  besitzt.  Hier  rekrutieren 
sich  die  Armen  nicht  nur  aus  den  Pächtern  der  Gesellschaften  und  den 
von  ihnen  depossedierten,  sondern  auch  aus  der  Schar  der  „Losleute*. 
^ie,  von  dar  Gesellschaft  aus  anderen  Landesteilen  angeworben,  ihre 
Krflfte  in  ihrem  Dienste  abnutzen.  Dieser  Teil  der  Bevölkerung  be* 
deutet  übrigens  für  die  Gemeinde  schon  eine  wahre  Plage,  ehe  er 
■aufser  stände  ist.  sich  selbst  zu  unterhalten.  Abgesehen  davon,  dafs 
diese  Elemente  die  ansässige  Bevölkerung  in  den  Abholzungs-  und 
Flöfsereiarbeiten  verdrängen,  haben  sie  diese  durch  wüsten  Lebens- 
wandel in  verderblichster  Weise  bceinflufst.  Schlfigereieii.  Hausfriedens- 
brüche und  ähnliche  Rohlieiten  sind  dort,  wo  sie  hausen,  an  der  Tages- 
ordnung, und  die  Zahl  der  aufserehelich  Geborenen  steigt  rapid.  „Man 
stöfst  jetzt*,  flufserte  unlängst  ein  Abgeordneter  aus  Heijeadiden  in  der 
zweiten  Kammer  ohne  Widerspruch,  «nur  zu  hftufig  auf  schweifwedelnde 
Kriecherei  und  Verkfluflichkeit  fQr  die  schmählichsten  Zwecke,  aut 
wachsendes  Miisvei^flgen,  auf  Versuche,  durch  Prozesse  und  andere 
mehr  oder  weniger  verwerfliche  Mittel  wenigstens  etwas  von  dem 
Grund  und  Boden  zurückzuerobern,  welcher  der  Bevölkerung  abgelockt 
wurde.  Der  bessere  Teil  des  Volkes  ist  verzagt  und  blickt  mit  Sorge 
in  die  Zukunft.* 

Zur  Abstellung  dieser  Uebelstände  oder  vielmehr,  um  zu  retten, 
was  noch  zu  retten  ist,  wurden  nun  mehrere  Vorschläge  gemacht,  von 
denen  der  annehmbarste  kurz  skizziert  werden  soll  Er  bezweckt  vor 
allem,  die  Trennung  des  Waldes  vom  Ackerland  zu  ermOglidien,  um  jenen 

fQr  sich  veräufsem  zu  können,  was  nach  der  gegenwärtigen  Gesetz- 
gebung Schwedens  nicht  angeht.  Doch  soll  der  Wald  nur  an  einen 
Käufer  abergehen  dOrten,  der  sich  bezOglich  seiner  Bewirtschaftung  der 
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Staatsaufsicht  unterwirft.  Sodann  soll  es  den  WaldeigentOmem  frei> 
stehen,  in  zu  bildende  Waldgenossenscliafteii  einzutreten.  Man  wiil 
hierdurch  eine  möglichst  geregelte  Forstwirtschaft  herbeiführen,  welche 
den  Ertrag  der  Wälder  gloichniüfsig  auf  das  lebende  Geschlerlit  und  die  zu- 
künftigen Geschlechter  verteilt,  und  ft  riu.r  den  Genossen  ein  f-inktimm  n 
ohne  willkürliche  Waldverwüstunpien  sichern.  Die  Genossenschaft  bczw, 
ihre  Waldwirtschaft  soll  unter  staatlicher  Kontrolle  stehen.  Es  über- 
lafst  nach  diesem  Plane  der  Eigentümer  seinen  Waldbodcn  der  Ge- 
nossenschaft zu  vollem  Eigentum.  Durch  besonderen  Vertrag  mit  dem 
Besitzer  erwirbt  ferner  die  Genossenschaft  den  auf  diesem  Boden 
wachsenden  Holzbestand.  Das  Kaufgeld  wird  durch  eine  längere  Reihe 
von  Jahresrenten  amortisiert,  welche  der  Staat  der  Genossenschaft  ohne 
Risiko  vorschiefscn  kann,  da  der  Wald  ihm  als  Hypothek  haftet. 
Audi  sollen  die  Vermocensbcstände  der  Genossenschaften  mindesten« 
so  langt-  der  Staaisaulsicht  unterworfen  sein,  als  er  ihr  Gläubiger  i-t. 
Auf  diese  Weise  würde  nicht  nur  der  sich  noch  im  Besitz  der  Bauern 
befindliche  Wald  diesen  erhalten  bleiben,  sondern  auch  die  ungeheuren 
WaldflAchen,  welche  nach  Ablauf  der  Abholzungskontrakte  ihren  Eigen- 
tOmem  wieder  zufallen. 

Zweifelhaft  bleibt  indessen  bei  diesem  Plane,  ob  die  Amortisatioiis- 
käufe  der  Genossenschaften  mit  den  Barzahlungen  der  Gesellschaften 
und  sonstigen  Firmen  werden  konkurrieren  kOnnen,  ebenso,  ob  sich  d  e 
Hufenbesitzer  als  Genossen  halfen  worden,  ob  nicht  ihre  Anteile  all- 
miihlich  in  die  Hände  von  Grofskai)italisten  übergehen.  Jedenfalls  aber 
verdient  der  Vorschlag  alle  Berücksichtigung. 

Die  parKinieiitarisdie  Behandlung  dieser  sozialen  Frage  Norrland> 
ist  noch  jungen  Datums.  Als  erste  Mafsnahme  in  dieser  Richtufl^ 
wurde  im  Jahre  1892  beantragt,  die  Regierung  um  Vorlage  eines 
Gesetzoitwurfs  zu  ersuchen,  welcher  dem  unbeschrankten  Erwerb  von 
Grundeigentum  seitens  der  Gesellschaften  Grenzen  ziehen  solle.  Der 
Antrag  wurde  in  der  zweiten  Kammer  ohne  Abstimmung  genehmigt, 
mifsfiel  aber  der  ersten  als  zu  radikal.  Der  Gegenstand  wurde  nach 
dieser  Ablehnung  in  und  aulser  der  Presse  lebhaft  erörtert  ')  Im 
lahre  1894  wurde  die  Motion  aufs  neue  in  der  zweiten  Kammer  ein- 
gebracht;  sie  verlangte  diesmal  jedoch  nur  eine  Knquete  in  der  An- 
gelegenheit. Diese  Milderung  und  der  Umstand,  dais  sie  von  den 
meisten  Abgeordneten  der  norriftndischen  Provinzen  unterzeichnet 
und  aufserdem  vom  Kreistage  und  der  Landwirtschafts-Gesellschaft 
Vesterbottens  zur  Annahme  empfohlen  wurde»  verschaflEten  ihr  naii- 
mehr  Gnade  vor  den  Augen  der  ersten  Kammer.  Der  Reichstags- 

')  Besondere  Beachtung  verdienen   die   —   vielleicht  etwas  einseitigen 

Bricff  I.  Stadlings  im  „Aftonbl.idct"  1894  (auch  als  Separatabdruck  erschieneii'. 
welche-  die  EuidrOcke  einer  Rcisc  dts  Verfassers  in  Norrland  schildern  uflü 
denen  manche  der  obigen  Mitteilungen  entnommen  sind. 
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beschlufs  lautet  dahin,  die  Regierung  zu  ersuchen  „um  Nachweise  über 
den  Grundbesitz  von  Gesellschaften  in  den  Lnndcsteilcn  mit  erheblicher 
Waldwirtschaft  nebst  statistischen  Angaben  über  die  Vermehrung  dieses 
Gcscllschaftsbesitzcs  und  die  hierdurch  verursachte  Abnahme  der  Klasse 
selbständiger  Landwirte  und  ferner  um  Vorschläge  von  Mafsnahmen 
zur  Erhaltung  einer  selbstflndigen  landbautreibenden  Bevölkerung  in 
jenen  Gegenden.' 

Dafs  die  Regierung  irgend  welche  Schritte  in  der  angeregten 
Richtung  unternommen  h&tte,  ist  bisher  nicht  bekannt  geworden. 

m. 

Von  erheblicher  sozialpolitischer  Bedeutung  sind  ferner  die  Steuer- 
reformen des  verflossenen  Jahres.  Als  es  nach  SOjdhrigen  Be- 
muiiungen  dem  Reichstage  endlicli  gelungen  war,  die  Frage  der  Landes- 
verteidigung zu  lösen,  stellte  diese  Lösung  neue  grofse  Forderungen  an 
die  Steuerkraft  des  Landes,  da  nicht  nur  die  neue  Heeresorganisation 
höhere  Kosten  als  die  alte  erforderte,  sondern  auch  als  Preis  ihrer  Be- 
willigung die  bis  dahin  auf  dem  nicht  privilegierten  landwirtschaftlich 
benutzten  Boden  ruhenden  Lasten  —  die  Grundsteuer  und  die  Vakanz- 
abgaben  — ,  von  denen  1885  bereits  30  pCt.  abgeschrieben  worden 
waren,  auf  diesem  Wege  aufgehoben  wurden.  F.in  vom  Finanzminister 
ausgearbt  iteter  Steuerplan  befreite  die  kleinen  Kinkommen  von  der 
projektierten  Steuererhohung  und  sah  ebenso  von  einer  Höherbelastung 
von  allgemeinen  Gebrauchsartikeln  und  der  notwendigen  Lebensbedürf- 
nisse  ab,  nahm  vielmehr  die  gröfseren  Vermögen  starker  in  Anspruch 
und  forderte  aufserdem  eine  ausgiebigere  R^elung  gewisser  Stempel- 
steuern. Der  Reidistag  schlofe  sich  diesen  Grundzagen  an,  und  eine 
königliche  Kommission  beschäftigte  sich  im  nAchsten  Jahre  mit  der 
Ausarbeitung  entsprechender  Vorlagen,  deren  erste,  betreffend  die  Erb- 
schatt.-steuer  und  andere  Stempelsteuern,  1894  dem  Reichstage  unter- 
breitet, in  den  wesentlichen  Punkten  angenommen  und  Gesetz  wurde. 

Die  Erbschnft^^-steuer  hatte  bisher  in  Schweden  keine  erhebhche 
Ausbildung  erfahren.  Sie  traf  den  Nachlafs  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  der  Erben  und  betrug  0,5  pCt.,  wenn  der  Erblasser  Deszendenten 
hinterliefs,  sonst  (^6  pCt  Die  nunmehr  durchgeführte  Reform  besteuert 
den  einzelnen  Anteil  der  Erben.  Da  aber  die  Eigenart  der  schwedi- 
schen Erbteilung  die  Gröfse  dieses  Anteils  nicht  immer  genau  er- 
mitteln Iflfst,  so  wird  die  praktische  Ausführung  der  fraglichen  Be- 
stimmungen öfters  ihre  Schwierigkeiten  haben.  Die  Erben  zerfallen  in 
drei  Klassen:  1)  Deszendenten  und  Ehegatten,  2)  Eltern,  (k'^chwister 
und  deren  Abkömmlinge  und  3)  die  übrigen  Erben  (mit  Kinschlufs  der 
Testamentserben),  Der  volle  Steuersatz  von  iVa  P*-^t.  bczw.  3  pCt, 
und  6  pCt.  tritt  ein  bei  der  \.  Klasse  mit  einem  Anteil  von  75  000  Kr., 
bei  der  2.  mit  einem  Anteil  von  50000  Kr.  und  bei  der  3.  mit  einem 
solchen  von  40000  Kr.  Im  abrigen  hat  der  Tarif  folgende  Gestalt: 
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1.  Klasse. 

50  Ocre  für  je  volle  1 00  Kr.  eines  Anteils  von  400  Kr.  an  u.  unter  2  000  Kr. 

60   ,  2000  ....       4  000  . 

70,.,,,..       „       .  4  000  ,    •  .    •       6000  . 

ctc 

1  Kr.  00    ,     ,    „  ,  10  000  .             ,      12O00  . 

1,  10    ..   12  000.    ...  25000. 

1   »    20     ......       .         ,         »25  000  ,     ,  .     ,      40  000  , 

1  .    30    40  000  ....      55  000  . 

1  .   40                                           .       .  55  000  .    ...     75  000  . 

1.50..«.                 «       .       0  75  000  und  darOber. 

2.  Klasse. 

50  Oere  f&r  je  volle  1 00  Kr.  eines  Anteils  von  200  Kr.  an  u.  unter     500  Kr. 

60.......       .       .  500  .  1000, 

ctc. 

1  Kr.  90    ^     ,   7  000  ...    .       7  500  . 

2.  00,.^  .  7  500  ...,       8  500  , 

2  „    10  ,  8  SOG  .    ,  ,    ,      10  000  , 

2  .   20   10  000  ...    .      15000  . 

2  .   30                                                  .  15000  ....     20000  . 

rtc. 

3  Kr.  00    ...    .      .     .                      .  50  000  und  darüber. 


3.  Klasse. 

50  Ol  re  für  je  volle  100  Kr.  eines  Anteils  von      200  Kr.  an  u  unter      500  Kr 

75    500  ....     .        t  000  , 

etc. 


4  Kr.  00  ...    .  ,  .  .  ,  .  7  000  .    ,  ,    .       7  500  , 

•♦.   25  .     ...  .  .  .  .  .  7  500  .,..      10  000. 

etc. 

6  Kr.  00  ...    »  •  •  .  .  .  40  000  und  darüber. 


Die  neuen  Stempelsteuern  bleiben  der  ursprflngUdi  vom  Finvu* 
minister  ausgesprochenen  Absicht,  lediglich  mit  ihnen  die  wohlhabenden 
Klassen  zu  treffen  und  nur  Beurkundungen  von  Umsätzen  zu  besteuern. 

welche  Ansammlung  von  Gcldkapitalien  liezwc  rkcn.  nicht  immer  treo. 
Es  werden  auch  andere  (jcschältc  t;etrofi"cn.  und  oft  werden  Leute  den 
Stcnijx  l  traj;en  nuissen.  die  durchaus  niclu  /u  den  Kapitalisten  gehören, 
wählend  andcrcrseith  Transaktionen  frei  bleiben,  bei  denen  das  GrolV 
kapital  interessiert  ist.  Es  wären  diese  Bestimmungen  auch  kauin 
Gesetz  geworden,  hfltte  nicht  plötzlich  inmitten  ihrer  Beratung  die 
Aussicht  auf  einen  Ausfall  des  Zuckerzolles  im  Betrage  von  2  bis 
3  Millionen  nachhaltig  ÜDr  die  Annahme  gewirkt. 

Es  unterliegen  nunmehr  von  1895  an  irgendwelche  Uebertragnngtn 
von  in-  wie  ausländischen  Obligationen,  die  bisher  frei  waren,  in 
-Schweden  einem  Stemj^el  von  0.3  pCt.  Aktien  bleiben  dagej^en  frei,  ob- 
wohl das  Grof>kapital  bei  ihrem  Umsatz  mehr  als  hei  ( )hligati-»ncn 
engagirt  sein  dürfte.  Desgleichen  ist  eine  in  .Schweden  sehr  beliebte 
Art  der  Kapitalanlage,  verzinsliche  Depositen  in  Banken,  mit  einem 
Stempel  belegt  worden,  und  zwar  beträgt  derselbe  fOr  Beurkundungen 
von  Betragen  bis  1000  Kronen:  SO  Oere  und  50  Oere  fflr  je  fernere 
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angefangene  1000  Ki'oiun.  I)c[)Ositenschcinc  über  Betrage  bis  lOOKruiK  ii 
verlangen  einen  Stempel  von  20  Goren  und  solche  über  höhere  Betrage 
bis  500  Kronen  von  30  Oeren.  Giroanweisungen,  Cheks  und  dergl.  Bank- 
papiere  mit  einer  GebQbr  zu  belegen,  weigerte  sich  der  Reichstag  aus 
guten  GrOnden.  Dagegen  wurde  die  Stempelfreiheit  gewisser  anderer 
Handelspapiere  aufgehoben.  Im  Gegensatz  zu  anderen  europäischen 
Staaten  hatte  Schweden  bisher  nur  auf  Wechsel  'nach  und  vom  Aus- 
lande eine  Gebühr  von  50  Oeren  für  Beträge  unter  1000  Kronen  bczw. 
von  1  Krone  für  höhere  Betrüge  erhoben;  WLchsel  von  unter 
100  Kronen  waren  überhaupt  frei.  Dagegen  unterliegen  nunmehr  alle 
Wechsel  im  Betrage  von  nicht  über  1000  Kronen  einem  Stempel  von 
50  Oeren  und  von  weiteren  50  Oeren  für  je  fernere  empiangeue  1000 Kronen, 
dodi  gilt  auch  weiterhin  die  Stempelfreiheit  für  Wechsel  von  unter 
100  Kronen,  die  im  Inlande  ausgestellt  und  im  Auslande  zahlbar  sind; 
auch  betragt  der  Stempel  für  solche  Wechsel  von  unter  300  Kronen 
nur  20  Gere  und  von  unter  500  Kronen  nur  30  Oere.  Derselbe  Satz 
besteht  fQr  Anweisungen  und  Urkunden«  welche  einen  Inkasso-Auftrag 
enthalten. 

Der  Versuch,  vermehrte  Kinnahmen  aus  einer  erhöhten  Be.steuerung 
der  einheimischen  Rübenzuckerproduktion,  die,  namentlirh  in 
Schonen,  wahrend  der  letzten  Jalire  einen  grossen  Aufschwung  genonunca 
hat,  zu  erzielen,  misslang,  trotzdem  infolge  dieser  Entwicklung  die  Zucker- 
einfuhr  beträchtlich  abgenommen  hat  und  mit  ihr  der  Ertrag  des  Zucker- 
zolleSt  der  1891  noch  11,5  Mill.  Kronen,  1894  dagegen  nur  noch  9,6  MiU. 
betrug  und  für  1895  mit  7,8  MilL  veranschlagt  wurde  -~  eine  Annahme, 
die  schwerlich  erreicht  werden  wird.  Das  einzige,  was  in  der  leider 
«ehr  vernachlässigten  Zuckerfrage  geschah,  war  ein  Ersuchen  des 
Reichstags  an  die  Regierung,  zu  erwägen,  ob  zur  Deckung  tier  linan- 
ziellen  Bedürfnisse  des  Staates  nicht  eine  veränderte  Besteuerung  der 
Rübenzuckerproduktion  am  l'lat/e  sei.  Es  ist  aber  bei  der  Furcht,  den 
Interessen  der  grossen  Zuckerfabrikanten  auf  den  Leib  zu  rücken, 
kaum  Aussicht  vorhanden,  dass  irgend  etwas  in  der  Sache  geschieht. 

Ebenso  scheiterten  die  vorgeschlagenen  Erhöhungen  des  Tabak- 
zolles, der  Branntweinsteuer  und  des  KaffeezoHes,  der  von  12  bczw. 
20  Oeren  auf  26  bczw.  35  Oere  pro  Kilogramm  gesteigert  werden  sollte. 
Der  Agitation  für  eine  Rückkehr  zu  den  vor  1892  in  (jehung  gewesenen 
Getreidezöllen  gegenüber  betontt*  (kr  Ministerpr.i^ifU  iit.  clas>  die  Ver- 
einbarung jenes  Jahres  Zi 'llerh> ihungen  auf  nolwemlige  Lel:)en>mittel 
verhindere.  Der  hetretVende  Antrag  Hei.  und  die  Regierung  bheb  trutz 
des  im  Sommer  und  Herbst  vorigen  Jahres  inuner  stärker  werdenden 
Verlangens  nach  höheren  Getreidezöllen  standhaft,  um  gleich  (zu  An- 
fang dieses  Jahres  unter  Benutzung  eines  in  den  letzten  50  Jahren 
nicht  ^angewandten  Paragraphen  des  Grundgesetzes  auf  eigene  Faust 
eine  Erhöhung  zu  dekretieren,  die  sogar  über  die  des  Jahres  1891  hin- 
ausgeht. 
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Wliiii  der  1894er  Rcichst.'tg  auch  in  hetreft"  der  Konsumtions- 
stcucrn  den  !-tatiis  quo  beibehielt,  so  wurde  er  dagegen  wie  sein  Vor- 
gänger gezwungen,  eine  sogenannte  ^Zosatzbewiltigung"  (Zuschlag  zur 
Einkommen»  und  Vermögensteuer)  zu  genehmigen,  die  diesmal  eben» 
viel  betragt,  wie  die  „BewUUgimg*  selbst,  nAmlich  1  pCt  von  allein 
Reineinkommen  mit  Ausnahme  der  landwirthscbafUich  benutzten  Liegen* 
Schäften  sowie  von  Gebäuden  aller  Art.  von  denen  eine  Vermögens- 
steuer (3  bezw.  5  Oere  pro  100  kg  dos  Schtltzungswcrthes)  erhohrn 
wird:  doch  sollen  Steuerzahler,  welche  l-'.nnäfsigungen  der  Steuer>Atzc 
geniefsen,  von  dem  Zuschlage  befreit  bleiben,  lalls  ihr  Hinkommen 
weniger  als  800  Kronen  beträgt.  Es  war  dies  eine  Erneuerung  des 
Keichstagsbeschlusses  von  1893,  obzwar  die  Regierung  damals  volle 
Befreiung  fOr  Einkommen  unter  1200  und  halbe  f&r  solche  von  1200 
bis  unter  1800  Kronen  vorgeschlagen  hatte.  Aenderungen  in  dieser 
Richtung  wurden  abgelehnt.  Nicht  einmal  den  in  finanzieller  Hinsidit 
unwesentlichen  Ersatz  der  Wendung  „falls  ihr  Einkommen  weniger  al« 
800  Kronen  betr^*  durch  „falls  ihr  Einkommen  800  Kronen  nicht 
übersteigt"  lic^s  man  zu.  Diese  Aenderung  wäre  in  politischer  Be- 
ziehung nicht  unwichtig:  gewesen,  da  sie  vermutlich  einer  ganzen  An- 
zahl Personen  das  ix-liti-chc  Wahlrecht  gewahrt  hätte,  dessen  ^ie  nun 
verlustig  gehen.  Denn  das  politische  Wahlrecht  besitzt,  wer  zu  einem 
Mindesteinkommen  von  800  Kronen  veranlagt  ist 

IV. 

Eine  nicht  unbedeutende  Rolle  in  den  Verhandlungen  des  schwe- 
dischen Reichstags  spielten  wahrend  der  letzten  Jahre  die  Mftfsigfceits- 

bestrebungen,  und  in  der  verflossenen  Session  gelang  es  ihnen,  einig? 
ihrer  Wünsche  durchzusetzen. 

Die  Konzession  für  den  Kleinhandel  mit  oder  ohne  Branntwein- 
ausschank  wird  zur  Zeit  in  Schweden  von  der  Provinzialregierung 
verliehen,  darf  aber  in  einer  Stadt  dem  Befinden  des  Magistrats  sowdii 
als  der  Stadtverordneten  entgegen  nicht  bewilligt  werden,  jedenfaUs  ist 
die  Zustimmung  der  Stadtverordneten  stets  erforderlich.  Ebenso  hAngt 
auf  dem  Lande  die  Gewährung  der  Konzession  von  der  Zustimmuic 
der  Gemeindeversammlung  ab  Diese  Befugnis  der  genannten  Körper- 
schaften nun  wird  derart  gehandhabt,  dafs  neben  England  und  den 
Vereinigten  Staaten  in  Schweden  der  Brnnntweinverkauf  am  meisten 
eingeschränkt  und  in  den  meisten  Landgemeinden  überhaupt  verboten 
ist.  In  den  Städten  allerdings  ist  man  nicht  soweit  gegangen :  es  scheint 
sogar,  als  ob  die  Verminderung  in  den  Landgemeinden  cmen  ver- 
mehrten Ausschank  in  den  Stfldten  zur  Folge  gehabt  habe,  wo  die  Land* 
bevölkerung  nunmehr  die  Kundschaft  der  Branntweinschenken  vermehit 
Zur  Abhälfe  dieses  Uebdstandes  wurde  nun  eine  starke  Agitation  fflr  Ein- 
fOhrung  der  »local  option"  entwickelt  und  eine  darauf  bezügliche  Massen* 
Petition  an  die  zweite  Kammer  gerichtet   Es  wurde  in  dieser  bean* 
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tragt,  die  Gestattung  des  Branntweinverkaufes  in  einer  Kommune  von 
einer  Abstimmung  aller  ihrer  Mitglieder  abhängig  zu  machen,  die  ihr 
21.  Lebensjahr  vollendet  haben,  gut  beleumundet  und  sclnvcdische 
.Staatsangehörige  siiui.  Diese  Abstimmung  solle  stattlinden,  sobald  ein 
Zwanzigstel  der  F,inw(jhnrr  sie  beantrage.  Falle  die  Abstimmung  für 
das  Verbot  aus,  so  solle  dieses  drei  Jahre  lang  gelten,  anderntalls  solle 
es  bei  dar  b^rtehenden  Ordnung  fernere  drei  Jahre  verbleiben. 
Die  konzessionierten  Schankstellen  auf  dem  Lande  sollen  jedoch  ihre 
Konzession  ruhig  fortbehalten. 

Ein  in  diesem  Sinne  gehaltener  Antrag  wurde  vom  Gesetzgebungsaus- 
schusse nicht  gutgeheifsen  und  fiel  in  der  ersten  Kammer  ohne  Debatte,  des- 
glt  ichen  in  der  zweiten,  hier  aber  erst  nach  hlnjicrcr  Diskussion  und  mit  141 
gegen  74'Stimnien.  Als  Gründe  seiner  Abiehnum;  wurde  verschiedenes 
angeführt.  S'^  befürchtete  man,  die  Massigkeitbbewcgung  könne  durch 
die  vorgeschlagene  Maassnahme  in  eine  politische  Agitation  für  allge- 
meines  Stimmrecht  ausarten.  Auch  bestritten  viele  Gemeinden  ihre 
Ausgaben  aus  der  Besteuerung  des  Branntweinverkaufs.  Die  Er- 
fahrungen des  Auslandes  mit  dem  Verbot  sprächen  nicht  immer  filr 
seine  EinftUunug.  In  Amerika  dienten  die  Apotheken  insgeheim  als 
Branntweinschenken,  auch  würde  Aethcr  und  dergl  an  Stelle  des  Brannt> 
weins  benutzt.  Zudem  seien  in  Portland  z.  B.  ebenso  viel  Personen 
wegen  Trunkenheit  bestraft  worden  als  in  Stuckholm.  Es  werde  in 
Schweden  mehr  für  die  Abschaffung  des  Bramitwemtrinkeiis  gethan 
als  in  irgend  einem  anderen  Staate.  Norwegen  vielleicht  ausgenommen. 
Im  Jahre  1850  hätte  der  Branntweinkonsum  in  Schweden  pro  Person 
22  Liter  betragen,  1892  dagegen  nur  6^4  Liter.  Allein  in  200  von  2387 
Landgemeinden  sei  der  Branntweinverkauf  gestattet,  und  in  109  von 
diesen  200  hinge  der  Vericauf  von  Privilegien  ab,  deren  Aufhebung  nur 
eine  Frage  der  Zeit  sei.  In  den  grossen  und  mittleren  Stftdten  Hesse 
sich  das  Verbot  nicht  durchführen,  und  in  den  kleinen  wOrden  hierzu 
die  geltenden  Gesetze  hinreichen 

Von  den  Anhängern  (U  s  Antrages  wurde  dafjcuen  betont,  dafs  die 
gr(»fse  Masse  gerade  für  die  Frage  des  Branntweinverbotes  volles  Ver- 
ständnis habe.  Unter  dem  jetzigen  Systeme  wäre  es  in  500  600  Kom- 
munen möglich,  dafs  eine  einzige  Person  allen  andern  gegenüber  die 
Errichtung  von  SchankstAtten  dekretieren  könne.  Die  Branntweinfrage 
sei  im  Grunde  eine  Steuerfrage.  Die  begflterten  Elemente  seien  dem 
jetzigen  Zustande  geneigt,  weil  drei  Viertel  des  Branntweinverkauf- 
preises dem  Staat  und  der  Gemeinde  als  Steuer  zufielen  und  sie  daher 
an  direkten  Steuern  sparten.  Die  Fabrikationssteuer  habe  1892  16192976 
Kronen  und  die  S(  hank-tcn<  r  6  942  078  Kronen  ergeben,  wovon 
401 1  054  Kronen  den  Stacitgemeindcn  zullosscn.  Ks  müsse  also  hier  daa 
moralische  dem  finanziellen  Interesse  weichen.  Nähme  man  den  Städten 
ihren  Anteil  an  der  Schanksteuer,  so  könne  das  Verbot  mit  Leichtig- 
keit durchgeführt  werden. 
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Zwei  weitere  Antrne:e,  deren  einer  der  Provinzialregierung  das 
Recht  zur  Verlängerung  der  gesetzlichen  Zeit  des  Brannt\vein-Au>- 
schanks  entziehen  wollte,  während  der  andere  das  gegenwärtige  Maxi- 
mum der  Strale  für  Trunkenheit  von  20  auf  1(X)  Kronen  erhöhte, 
wurden  i^eichfalls  abgelehnt. 

Dagegen  gelang  es  den  Vertretern  der  Mflfaigkeitsbewegung,  andere 
Wtlnache  durchzusetzen.  So  beschlofs  der  Reichstag,  an  die  Regierung  das 
Ersuchen  um  Erwirkung  der  Aufnahme  einer  Bestimmung  in  den  fian* 
zösisch-<schwedischen  Handelsvertrag  zu  richten,  nach  welcher  fran- 
zösische Handelsreisende  Bestellungen  auf  Branntwein  und  andere  gei'^tise 
Getränke  künftig  mir  vonhihabern  privilegierter  Verkaufsstellen  annelinion 
dürften,  sofern  die  bestellte  Onantität  nicht  die  für  den  Grofsvcrkaiif 
gestattete  kleinste  Menge  oder  250  Liter  erreichte.  Eine  entsprechende 
Klausel  ist  bereits  im  norwegisch-französischen  Vertrage  enthalten. 
Des  weiteren  wurden  vom  Reichstage  in  diesem  Ersuchen  die  An* 
griffe  erörtert,  welche  sich  gegen  die  Thätigkeit  der  GeseUschaften  des 
sogenannten  Gothenburger  Systems  richten,  und  betont,  dafs  die  ein- 
schlflgige  Gesetzgebung  einer  Aenderung  bedürftig  sei.  Der  Zwedt 
der  Gesellschaften  sei  nach  den  gesetzlichen  Anordnungen  nicht, 
ihren  Mitgliedern  Gewinne  und  den  .Städten  vermehrte  Einnahmen 
zu  schatfen.  sondern  es  solle  durch  jene  Organisationen  lediglich  der 
Brainitweinveikauf  im  hitercs^e  der  Sittlichkeit  geregelt  werden.  Daher 
müsse  den  Gesellschaften  untersagt  werden,  Reiscagentcn  zum  Auf- 
suchen von  Bestdhmgen  auszusenden,  wie  dies  von  einigen  Gesell- 
schaften geschehe.  Femer  wurde  der  Regierung  anheimgegeben,  die 
GeseUschaften  zur  besseren  Kontrolle  der  Verordnung  Ober  die  Aktien- 
gesellschaften zu  unterstellen,  wobei  auf  Grund  eines  von  den  Orts- 
behörden zu  erstattenden  Gutachtens  auf  lokale  Verhältnisse  ROcksicht 
genommen  werden  könne. 

Zur  Einschränkung  des  Ausschenkens  von  Branntwein  auf  Kredit 
wurde  aufserdcm  lie-chlossen,  Forderungen  für  kreditierten  Branntwein 
für  nicht  klagbar  zu  erkUü-en,  w-enn  der  gelieferte  BramUwein  den  Sau 
von  SO  Litern  nicht  erreiche  (diese  Quantität  hatte  früher  nur  20  Liter 
betragen).  Auch  wurde  verboten,  beim  Handel  mit  der  Lappenbev<^e- 
rung  Branntwein  zu  verteilen.  Endlich  genehmigte  man,  wie  im  vorher- 
gehenden Jahre,  so  auch  1894  2000  Kronen  fllr  ein  TrinkerasyL 

Zum  .Schlüsse  seien  noch  zwei  Versuche  erwähnt,  die  Aufmerksam- 
keit fkr  Regierung  und  des  Reichstags  auf  wunde  Punkte  des  herr- 
schenden Systems  der  Armenpllege  zu  lenken.  So  wurde  der  Antrag 
gestellt.  Witwen  mit  minderjäln'igen  und  imbemittelten  Kindern  zu 
unterstützen,  auch  wenn  sie  nicht  völlig  arbeitsunfähig  seien,  indessen 
fiel  diese  Motion  sogar  in  dar  zweiten  Kammer.  Man  glaubte  sicfa 
darauf  verlassen  zu  sollen,  dafs  die  Armenverwaltung  in  solchen  FAllen 
von  selbst  ihre  Schuldigkeit  thun  werde,  obwohl  die  Erfahrung  bis> 
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weilen  beweist,  dafs  diese  Annahme  fehl  geht.  Ein  weiterer  Antrag, 
die  Regierung  zu  ersuchen,  Gutachten  der  Pniviiizialrcgicrungcn  dar- 
über einzufordern,  ob  und  wie  weit  in  Armcnliauscrn  und  ähnlichen 
Anstalten  erhebliche  .Mif^stande  bezüghch  der  Hekobtigung.  Kleidung, 
Wohnung  und  Krankcnpilege  der  unterstützten  Armen  VDrhanden  seien, 
wurde  gleichfalls  von  der  zweiten  Kammer  mit  121  gegen  89  Stimmen 
verworfen.  Wie  triftig  auch  die  ftlr  den  Antrag  angefOhrten  GrQnde 
waren  —  die  G^ner  verschlossen  sich  ihnen  geflissentlich,  und  es  hatte 
fast  den  Anschein,  als  ob  man  sich  fürchtete,  Dinge  an  die  Oeffentlich- 
keit  zu  ziehen,  die  am  besten  verborgen  bleiben. 
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Board  of  Trade.  —  Labour  Department.  P§pori  on  A^^eneüs  tmd 
Methods  for  Dealing  with  the  Uitemphyed  (Fresented  to 
both  Houses  of  Parliament).    London  1893.    438  S. 

Der  Bericht  ist  im  September  1893  von  dem  Commissioner  for 
Labour  H.  Llewcllyn  Smith  erstattet  worden  und  K.  ditVen,  Leiter 
der  betn  Ocnden  Abteihmg  des  Ministeriums,  überreichte  denselben  mit 
einigen  Bemerkungen  dem  Board  of  Trade. 

Unter  den  Bemerkungen  Giffen's  sind  zwei  von  ihm  selbst  hervor» 
gehobene  beachtenswert.  Einmal  macht  er  auf  den  Begriff  des  Arbeits* 
losen  aufmerksam,  welcher  kein  feststehender»  sondern  je  nach  Jahres» 
zeit,  Arbeitszweig,  Dauer  u.  s.  w.  verschieden  zu  beurteOen  sei,  dann 
aber  weist  er  auf  die  Unrcgelmäfsigkeit  der  Beschäftigung  hin.  Die 
Ursachen  dieser  Unrcgelmäfsigkeit  zu  studieren,  hält  Giffcn  für  ganz 
besonders  wichtig  und  erwartet  demnach  gerade  von  den  in  Aussicht 
gestcHtcn  weiteren  Veröffenthchungen  für  die  Gesetzgebung  das  wert- 
vollste Material.  Man  wird  dieser  Auflassung  nur  beipflichten  können, 
denn  die  Arbeitslosigkeit  ist  der  Ausnahmezustand  von  der  Regel  der 
Beschäftigung.  Wie  aber  soll  man  Gang  und  Umfang  der  Arbeitslosig- 
keit nach  Gewerbe,  Jahreszeit  u.  s.  w.  verfolgen  kdnnen,  wenn  man 
den  regulftren  Verlauf  des  BeschiftigungsverhAltnisses  noch  nicht 
kennt?  Ehe  man  nicht  die  Regel  gefunden  hat,  kann  man  die  Aus- 
nahmen nicht  verstehen 

Der  vorliegende  Bericht  l)espricht  nach  einer  Einleitung  (Li  in  ge- 
sonderten Teilen  die  dauernden  (II)  und  die  vorübergehenden  (III)  Mafs- 
nahmen  gegenüber  der  Arbeitslosigkeit  (268  S.).  Dann  folgt  ein  weit- 
schweifiger. 90  Seiten  langer  Bericht  über  die  Arbeiterkoionien  (IV i. 
obwohl  man  diese  unserer  Autfassung  nach  kaum  im  Sinne  des  Be- 
richts als  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Arbeitslosigkeit,  sondern  höchstens 
zur  Unterbringung  Arbeitsloser  betrachten  kann,  hierauf  ein  historisdier 
RackbUck  (V,  50  S.).  endlich  fun  VI.  Teil)  ein  Schlufswort. 
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In  der  Einleitung  wird  vorausgeschickt,  dafs  die  Festätellung  der 
Ursadien  und  Ausbreitung  der  Arbeitslosigkeit  in  einem  besonderen 
Berichte  erOrtert  werden  wllrde  und  der  vorliegende  sich  auf  die 
Besprechung  der  dauernden  und  vorflbergehenden  Mafsnahmen  be- 
schränken mOsse.  Dabei  wird  der  Begriff  des  Arbeitslosen  in  folgende 
vier  verschiedene  Teile  zerlegt; 

1.  1  )ie  nur  vorübergehend  zur  Beschäftigung  angenommen  gewesenen 
Arbeiter. 

2.  Die  Arbeiter  in  Gewerbezweigen  mit  wechselndem  Arbeitsquantum. 
Ist  dieses  Arbeitsquantum  geleistet,  so  ist  in  dieser  Branche  Bc- 
schAftigung  nicht  erhAldich. 

3.  Die  Arbeiter,  welche  über  InV^-ic:  sind,  weil  flberhaupt  für  sie 
nicht  genügend  Arbeitsgelegenheit  vorliegt  —  wohl  was  ein 
deutsches  Schlagwort  mit  dem  Namen  „industrielle  Reservearmee" 

benennt. 

4.  Die  minder  kralligen  oder  mii  persünliclien  Defekten  behafteten 
Arbeiter,  welche  wegen  dieser  Eigenschaften  keine  Beschäftigung 
finden. 

Und  in  Verbindung  mit  dieser  Einteilung  wird  noch  die  Bescbftfti- 
gungslosigkeit  selbst  nach  folgenden  hauptsächlichen  Gesiditspunkten 

klassifiziert: 

a)  Schwankungen,  welche  von  der  Jahreszeit  abhängen;  z.  B.  liegt 
das  Baugewerbe  bei  Frost  darnieder. 

b)  Jährliche  Schwankungen,  welche  von  gewissen  Ereignissen  in 
anderen  Ländern  abhängig  sind;  z.  B.  hört  die  Arbeit  filr  die 
Holztrflger  in  den  HAfen  auf,  sobald  der  Frost  die  Schiffahrt  in 
den  Exportländern  unterbricht. 

c)  Regelmäfslge  Schwankungen  in  kürzeren  Zeitabschuittt  u  als  einem 
Jnhrc;  z.  R.  hat  die  Landwirtschaft  zur  Zeit  der  Heu-  und  der 
Kornernte  zwei  Perioden  lebhatten  Betriebes,  während  sie  im 
Winter  leiert,  und  in  der  Wollen-Industrie  sollen  sechs  solcher 
Perioden  vorkommen. 

d)  Schwankungen  in  längeren  Zeitperioden  als  einem  Jahr;  als  Bei- 
spiel werden  Stapelwaren  genannt;  Ausbeute  an  Kohlen,  an 
Eisen;  Schiff-  und  Maschinenbau. 

e)  Unregelmäfsige  Schwankungen,  welche  vom  Wechsel  der  Mode  im 
Lande  und  aulVerh.TÜ)  desselben  n^h/ingen  und  sich  in  der  Textil- 
industrie dauernd  bemerkbar  machen. 

i)  Oertliche  Schwankungen,  welche  durch  die  Verlegung  von  In- 
dustrien von  einem  Landesteil  in  einen  anderen  entstehen  und, 
während  sie  hier  neue  Arbeitsgelegenheit  schaffen,  dort  dieselbe 
verringern.  Beispiel:  die  Veri^;ung  des  Schiffbaues  vor  einigen 
Jahren  von  der  Themse  nach  dem  Clyde  und  Tyne. 

g)  Zeitweilige  Schwankungen  infolge  Aenderung  der  Produktions- 
weise, liierbei  werden  zwar  neue  Aussichten  auf  Arbeit  eröffnet. 
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vorläufig  aber  wfthrend  der  Uebeiigangszeit  Beschäftigte  arbeitslos; 
z.  B.  der  Uebergang  von  der  Hand-  zur  MaschmenwebereL  Auch 
die  Einstellung  standiger  Arbeitskräfte  an  Stelle  von  früher  nadi 
Bedarf  angenommenen  Gelegenheits-Arbeitem  wird  angefahrt 

h)  AufsergewOhnliche  Unterbrechungen  des  Bescbäftigungsveiiilh« 
nisses,  wie  z.  B.  der  amerikanische  Baigerkrieg  die  HungerSMt 
in  Lancashirc  zur  Folge  hatte. 

An  dic.>«e  Einteilung  >chli(_f->t  der  Bericht  die  crnsic  Betrachtung, 
dafs  der  Arbeitslose  —  wodurcli  iininer  seine  Arbeitslosigkeit  verur- 
sacht sein  mag  -  im  allgemeinen  zu  den  wenigst  leistungsfähigen 
Arbeitern  gehören  wird,  nicht  nur  deswegen,  weil  die  weniger  leistnngs- 
fthigen  Personen  zuerst  entlassen  und  zuletzt  wieder  beschäftigt  werden, 
sondern  auch,  weil  der  Mangel  an  Beschäftigung  selbst  den  Arbeitslosen 
köri>eiüch  und  geistig  herunterbringt 

Entsprechend  nun  der  Veranlassung  sind  die  Mittel  zur  Beseitigung 
des  Uebels  der  Beschäftigungslosigkcit  einzuteilen:  als  solche  werden 
angeführt:  Ilülfskassen,  Arbeitsnaclnveisestellen,  Notstandsarbeiten,  die 
öffentliche  und  die  private  Armenpflege,  sowie  die  verschiedenen  Formen, 
unter  denen  die  letztere  sich  geltend  macht 

Vor  allem  werden,  ihrer  für  England  bedeutenden  Wirksamkeit  ent- 
sprechend, die  Gewerkverein  e  ausführlicher  behandelt  Sie  sind  bemf* 
lieh  ofgsnisiert,  sie  kennen  den  Arbeitsmarkt  des  ganzen  Landes,  in 
welchem  sie  in  Filialen  zerstreut  sind,  und  ^e  sind  durch  Selbsthfllfc 
entstanden.  Eine  grofse  Zahl  von  Gesellschaften  gewährt  eine  Arbeits- 
losen-Unterstützung (1890  waren  es  202  Gesellschaften  mit  682025  Mit- 
gliedern, die  gezahlte  Unterstützung  betrug  222088  £).  In  der  Regel  ist 
die  Unterstützung  in  den  späteren  Wochen  geringer  bemessen  als  in 
den  ersten  ;  sie  betrug  z.  R.  in  den  ersten  zwölf  Wochen  10  s.  wöchent- 
lich, in  den  nächsten  zwölf  nur  6  s.  Die  Anfangssatze  schwanken 
llbrigens  zwischen  18  s.  und  3  s.  6  d.  Auch  pflegt  es  vorgeschrieben 
ju  sein,  dafs  das  Mitglied  bereits  eine  Zeit  lang  dem  Verein  angehOit 
Andere  Vereine  gaben  Reise-UnterstQtzungen  theils  neben  der  Axbeits- 
losen-Unterstfltzung,  theils  als  einzige  Form  der  letzteren.  Wieder 
andere  Vereine  helfen  nur  durch  Verschaffung  von  Arbeit,  und  etliche 
verbieten  ihren  Mitgliedern  sogar,  anders  Arbeit  zu  suchen  als  durch 
da'?  eigene  Bureau.  Dieses  bemüht  sich  in  jeder  Weise,  auch  durch 
Annoncen,  und  eine  Gesellschaft  zahlt  6  d.  Belohnung  dem  Mitgliede. 
welches  einem  anderen  eine  Stelle  verschafft.  Auch  werden  Listen 
über  den  Stand  des  Arbeitsmarktes  sowie  auch  der  Werkstätten  in  den 
einzelnen  Distrikten,  wo  Arbeit  vorhanden  ist,  unentgddldi  verteilt 
Endlich  besteht  in  einzelnen  Gewericen  die  Sitte,  die  Arbdt  ausn- 
;|^eichen.  Die  Art  und  Weise,  wie  diese  verschiedenen  Arten  der  Bei* 
hülfe  praktisch  ausgeführt  werden,  wird  dann  in  dem  Bericht  über  ein- 
zelne Gesellschaften  ausführlicher  dargestellt.  Hinsichtlich  der  Aus- 
j;leichung  der  Arbeit  ist  z.  B.  aber  den  Schifibauer-Gewerkveretn  mit- 
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geteilt,  dafs  dies  versucht  wird  durch  Festsetzung  der  Arbeiterzahl  für 
die  Ausführung  bestimnuer  Werke,  durch  die  Festsetzung  der  täglichen 
Arbeitsleistung  des  Einzelnen,  durch  Verhinderung  der  Annahme  von 
Nebenarbeit  seitens  Beschäftigter,  durch  Verbot  von  Stückarbeit»  durch 
Besdirftnkung  der  Ueberstunden-Arbeit,  durch  das  Verlangen,  bei  drin- 
gender Arbeit  möglichst  die  doppelte  Zahl  von  Kräften  oder  noch  mehr 
einzustellen. 

Im  Gegensatz  zu  den  Gewerkvereinen  ist  die  Thätigkeit  der 
Hüir=;kassen  auf  dem  Gebiete  der  Arbeitslosen-Unterstützung  eine  ge- 
ringfügige, wie  ja  auch  diese  Art  von  Arbeitervereinigungen  nicht  so 
streng  beruflich  zergliedert  ist  und  damit  eines  Haupterfordernisses  für 
eine  zweckmäfsigc  Regelung  dieser  Art  von  Hülfe  entbehrt.  Indessen 
soUen  einzelne  Gesellschaften  auch  auf  diesem  Gebiete  besonders  er- 
folgreich wirken»  unter  diesen  die  Hearts  of  Oak  Beneiit  SodeQr  mit 
190000  Mitgliedem.  Dieselbe  unterhalt  einen  Fonds,  aus  welchem  Mit- 
gliedern, die  wegen  Beschäftigungslosigkeit  aufser  stände  sind,  ihre  Bei- 
träge zu  zahlen,  dieselben  gestundet  werden«  Zu  diesem  Fonds  zahlt 
jedes  Mitglied  vierteljährlich  1  d.  Eine  Kommission  entscheidet  über 
die  Gewährung  dieser  Hülfe.  Hei  anderen  Gesellschaften  werden  Reise- 
unterstützung  oder  direkte  Arbeitslosen-Unterstützung  gezahlt. 

In  ganz  anderer  Weise  treten  bekanntlich  die  Arbeitsämter 
oder  die  Arbeitsnachweisestellen  bei  Beschäftigungslosigkeit  ein. 
Ihre  Zahl  ist  jedoch  in  England  geringl  ügig  und  beschrankt  sich  in  der 
Regel  auf  einzelne  engere  Berufszweige,  wie  z.  B.  Dienstboten.  Gleich- 
wohl wurden  im  Winter  1892/93  25  derartige  Arbeitsnachweisestellen 
ermittelt,  von  denen  15  indessen  nur  zeitweilig  in  Funktion  waren. 
Hflufig  jedoch  bedienten  sich  die  Behörden  dieser  Einrichtung  nur  für 
ihren  eigenen  Bedarf,  nicht  zum  Zweck  anderweitiger  Beschalfung  von 
Arbeit.  Unter  den  ständigen  i\rl)eitsnachweisestclien  unterscheidet  der 
Bericht  solche,  welche  alle  Nachl'ragenden  einschreiben,  ohne  nach  den 
näheren  Verhältnissen  zu  fragen,  und  solche,  welche  in  dieser  Be- 
jüehung  bestimmte  Anforderungen  stellen.  Wo  letzteres  nicht  ge- 
schi^t,  sei  zu  fOrchten,  dafs  gerade  die  unfthigen  Arbeiter  sich  an 
das  Bureau  wenden  —  übrigens  eine  in  der  Praxis  in  Deutschland  bis- 
her nicht  begründete  Befürchtung  — ,  wo  aber  Leistung  und  Fähigkeit 
genauer  geprflft  werden,  sei  das  Bureau  nur  eine  Arbeitsnachweise- 
stelle für  einen  bestimmten  Arbeiterkreis. 

Das  erste  der  Arbeitsnachweise-Bureaux  wurde  im  Februar  1885 
zu  Egham  eröft'net.  Es  wird  geleitet  vom  Superintendent  of  Births, 
Deaths  and  Marriages  und  ist  kostenfrei;  jedoch  ist  es  in  das  Belieben 
des  durch  das  Bureau  in  Stellung  gebrachten  Arbeiters  gestellt,  3  pence 
die  Woche  während  der  ersten  Wochen  des  Engagements  zu  zahlen. 
Um  die  Bedingungen  des  Engagements  kOmmert  sich  das  Bureau  nicht 
Andere  Bureaus  bestehen  in  Ipswich,  Wolvorhampton,  Salford,  Chelsea, 
sowie  in  London  in  den  Stadttheilen  St  Pancras,  Battersea,  Camber- 
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wdl.  Ueber  die  angewandten  Regiatofonnulare  u.  s.  w.  werden  nähere 
Mittheilungen  gemacht,  desgleichen  Qber  die  Statistik: 


Ort 

Bewerber 

Vermittelte  Stdka 

.         ,  1  vorüber- 
1  geh««! 

St.  Pancras  23.  Jan.  bis  31.  Aug.  1893    .  . 

3297 

298 

148 

Chelsea  1.  Jan.  bis  31.  Dei.  1892   .    .    .  . 

3402 

1329 

320 

Battersea  1.  Jan.  bis  30.  Jum  1893.     .     .  . 

2315 

68 

501 

Camberwell  19.  Dez.  1892  bis  25.  März  1893 

2230 

57 

Westminster  6.  Mdrx  bis  15.  Juni  1893    .  . 

936 

25 

St  Giles  and  St.  Georges  Bloomsbuiy  1.  Jan. 

* 

bis  28.  IfArz  1893   

80 

Egham  1.  Okt.  1891  bis  31.  Dez.  1892    .  . 

382 

289 

Ipsvich  3t.  Okt.  1891  bis  31.  Okt.  1892  .  . 

458 

150 

141 

Wolverliampton  29.  Des.  1892  bis  20.  Jan.  1893 

763 

10 

10 

Solford  19.  Des.  1892  bis  19.  Jani  1893  .  . 

1456 

217 

78 

Der  Bericht  ist  der  An'^i<  ht,  dafs  es  sich  hier  um  E.xperirnente 
liandelt.  über  welche  man  noch  nicht  abschhefsend  urteilen  kann. 
Gleichwohl  glaubt  er  folgendes  schlielsen  zu  können:  1j  Vorbedingung 
sei  eine  Auswahl  der  Bewerber,  denn  sonst  wQrde  der  Unternehmer 
sich  des  Bureauz  nicht  regelmAfsig  bedienen.  Es  wQrde  also  nMi; 
sein,  ein  Zeugnis  Aber  die  Bewerber  zu  besitzen.  Es  ist  wohl  nidu 
zuviel  gesagt,  dafs  in  Deutschland  gerade  dieses  Verlangen  die  Eot> 
Wickelung  der  Bureaux  hemmen  wOrde.  2)  Man  solle  nidit  Unter- 
stützung und  Arbeitsnachweis  vermengen,  eine  u.  E.  sehr  vernünftige 
F(M-d<'rnng.  .3)  Man  soll  .Streikende  nicht  unterstützen  und  nicht  in  die 
Register  eintragen  Der  l 'nternehmcr.  in  dessen  Werkstatt  eine  .Ar- 
beitseinstellung stattfindet,  soll  dies  dem  Bureau  mitteilen.  Ein  Ein- 
treten bei  Streiks  schmälere  den  Nutzen  derartiger  Bureaux  und  mache 
sie  mifsliebig  —  ein  einseitiger  Standpunkt,  denn  die  Bureaux  mOsseo 
ebenso  unparteiisch  wie  gcgenfiber  den  Unternehmern  auch  den  Ar- 
beitern gegenüber  verfahren.  Dies  kann  aber  u.  E.  nur  dadurch  ge- 
schehen, dafs  entweder  Streikende  in  die  Listen  der  Bewerber  zwar 
nicht  eingetragen,  aber  auch  dem  betrefifenden  Unternehmer  keine  Ar- 
beiter zugewiesen  werden,  oder  indem  beides  unbekümmert  um  den 
Streik  geschieht  und  den  Arbeitern  überlassen  wird,  die  betreflendo 
Werk>tatt  zu  meiden,  den  Arbeitgebern  aber  die  streikenden  Arbeiter 
abzulehnen.  So  allein  dürfte  die  4.  Forderung  erfüllt  werden  können, 
dafs  der  Leiter  des  Bureaus  das  Vertrauen  der  Unternehmer  und  Ar- 
beiter gleichmafsig  haben  mufs. 

Dem  Arbeitsnachweis  für  weibliche  Personen  wird  von  dem  6^ 
rieht  eine  besondere  Beachtung  geschenkt,  indem  mit  Recht  auf  die 
besonderen  Gefahren  aufmerksam  gemacht  wird,  in  welche  die  mdst 
noch  jungen  Madchen  geraten,  wenn  sie  Stellungen  ohne  Kenntnis 
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ihrer  Arbeitgeber  annehmen  oder  sich  während  der  Bemühungen  um 
Anstellung  in  Schlafstellen  aufhalten.  £s  handelt  sich  hier  um  Arbeite- 
rinnen in  Fabriken  und  Ladenmädchen,  vor  altein  aber  um  Dienst- 
mfldchen.  Bei  letzteren  ist  der  seltene  Fall  zu  registrieren,  dafs  die 
Nachfrage  nach  solchen  gr5fser  ist  als  das  Angebot 

Die  privaten  Gesinde- Vermietungsbureaux  sind  flberall  verbreitet. 
Ein  Londoner  Burkau  vermittelt  Stellungen  Ober  das  ganze  Königreich 
hin:  im  Jahre  1892  wurden  38595  offene  Stellen  und  36580  Bewerber 
notiert.  Die  Gebühren  schwanken  je  nach  dem  (Iclialt  zwischen  2  s. 
6  d  his  )C  s  bei  den  Herrschaften.  Dies  Bureau  befafst  sich  mit 
besseren  Dienstboten.  Namentlich  in  den  Vermittelungsbureaux  für 
mittlere  und  niedere  Bienatmadchen  schdnen  erhebliche  Mifsstflnde  zu 
herrschen,  indem  die  Leiter  derselben  die  MAdchen  entweder  selbst  in 
Logis  nehmen  oder  in  schlechte  Logirhauser  empfehlen,  wo  sie  be- 
denklichen Verkehr  finden  und  bei  ihren  kaigen  Einnahmen  Schulden 
machen. 

Aufserdem  werden  noch  zwei  gr^ffserc  gemeinnützige  Cresell- 
schaften  für  die  Dienstboten-V'crmittclung  angeführt.  Die  Gesellschaft 
zum  Schutze  junger  Dienstmiklchen  nimmt  solche  in  Logis  und  ver- 
schafft ihnen  Stellungen.  Im  Jahre  1892  meldeten  sich  10009  Mädchen 
in  den  verschiedenen  Filialen  Londons,  von  denen  6165  durch  den 
Verein  in  SteHungen  gelangten.  3115  llAdchen  wurden  durch  GewAh- 
rung  von  Wohnung  und  Unterkommen  und  1471  durch  Kleidung  unter- 
statzt Eine  andere  Gesellschaft,  welche  mit  der  vorgenannten  su> 
sammenarbeitet,  besetzte  3273  Dienstmftdchen-Stellen,  wfthrend  7629  Be- 
werboinnen  und  7622  offene  Stellen  vorhanden  waren.  Aber  viele 
MAdchen  werden  von  den  Mitgiiecicrn  der  Gesellschaft  durch  Empfeh- 
lung an  Bekannte,  sogar  in  anderen  Städten,  untergebracht,  olme  dafs 
eine  Kmtragung  in  die  Register  der  Vermittelungsbureaux  stattfände. 

Um  nun  auch  die  Rolle  festzustellen,  welche  die  Zeitungs-Inserate 
bei  der  Stellenvermittelung  spielen,  wurden  am  4.  Juni  1893  —  also  zu 
einer  Zeit  des  flotten  Betriebs  in  fast  allen  Gewerbearten  —  aus  vier 
Londoner  und  11  Provinz>61ättem  die  gesuchten  und  offenen  Stdluni^n 
nach  der  Branche  ausgezahlt.  Dabei  ergab  sich: 
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Diese  Zahlen  können  jedoch  nur  wenig  orientieren,  da  sie  nicht  die 
bei  dmi  Vakanzen  dai^ebotenen  Löhne  mitteilen,  welche  das  Hife- 
verhAltnis  zwischen  Angebot  und  Nachfrage  wohl  vielfach  aufkliren 
worden. 

Zu  spezielleren  Mitteilungen  flbergehend,  besdiftftigt  sich  der  Be* 

rieht  mit  den  von  der  Armee  entlassenen  Soldaten,  Reservisten  und 
Pensionären  und  mit  den  entlassenen  Strafgefansrenen.  Hinsichtlich  der 
Soldaten  wird  angeführt,  dafs  im  Jahre  1892  11658  von  der  Armee  ent- 
lassen und  aufserdem  17890  zur  Reserve  erster  Klasse  übertragen 
wurden,  so  dafs  29548  Manner  auf  den  „Arbeitsniarkt"  kamen,  während 
40667  Rekruten  ausgehoben  wurden.  Drei  gemeinnützige  Gesellschaftoi 
befofsten  sich  mit  der  Vermittlung  von  Stellungen  fllr  die  Eat» 
lassenen.  Die  grOlste  vermittelte  im  Etatsjahr  1892/93  2838  soldw 
Stellen. 

Alsdann  werden  Privat-Gesellschaften  allgemeinen  Charakters  in 
ihrer  Wirksamkeit  vorgeführt,  und  zwar  vor  allem  die  bekannte  Charit 
Organisation  Societ>'  und  die  Heilsarmee. 

Die  erstgenannte  Gesellschaft  bildet  den  Centraipunkt  der  Be- 
strebungen von  88  ähnlichen  Vereinen  in  und  aufserhalb  Londons 
und  steht  mit  der  behördlichen  Armenpflege  in  dauernder  Verbindung. 
Im  ganzen  kann  bei  den  verschiedenen  hier  inbetracht  kommenden  G^ 
Seilschaften  eine  dreifache  Thatigkeit  gegenober  den  Arbeitslosen  unter 
schieden  werden:  die  Beschäftigung  seitens  des  Vereins,  die  Unter- 
stOtzung  und  die  BeschalTung  von  Stellungen.  Aber  gerade  ant 
letzterem  Gebiete  erscheint  die  ThAtigkeit  der  Gesellschaft  minder  aus- 
gedehnt. 

iXndt  rs  bei  der  Heilsarmee.  Ihre  Thatigkeit  den  Arbeitslosen  gegen- 
über Ixwcgt  sich  in  drei  Richtungen:  die  Arbeiterbürse  verbunden  mit 
Obducii.  dann  zwei  Werkstatten,  in  welche  ein  Teil  der  in  der  Arbeiter- 
börse  eingetragenen  Personen  dirigiert  wird,  und  emUidi  die  Farm  in 
Essex,  wohin  die  in  den  Werkstätten  beschäftigten  und  andere  Ar- 
beiter gewiesen  werden.  Im  Arbeitsnachweisebureau  wurden  im  Jahre 
1892  10743  Personen  eingetragen,  von  denen  6654  beschäftigt  werden 
konnten,  3223  vorübcrtiehend,  421  dauernd  und  3010  in  den  eigenen 
Werkstätten.  In  der  Farm  arbeiteten  Ende  Juni  1893  253  Personen 
An  dies'-  Mitteilungen  werden  dann  weitere  ül)cr  1  Vivat-Gcscllschaften 
angeschlossen,  die  hier  um  so  eher  ubi  rgangeii  werden  können,  al? 
man  im  ganzen  nicht  den  Eindruck  gewinnt,  als  ob  die  private  Fürsurgc 
Unbeteiligter  in  England  den  Arbeitslosen  wesentliche  Hülfe  zu  TeH 
werden  läfst. 

Weit  wichtiger  ist  der  dritte  Hauptteil  des  Berichts,  welcher  sidi 
mit  den  behördlichen  Mafsnahmen  zur  AbhflUe  bei  vorQbergehender 

Arlx  itslosigkeit  beschäftigt.  Es  wird  hervoigehoben,  dafs  seit  den 
Jahre  1890  die  Beschiiftigungslosigkeit  zunahm  -  in  den  Gewcrkvereiwn 
von  Ende  1891  bis  dahin  1892  von  4,3  bis  \02  pCt.  der  Arbeiter,  welche 
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allerdings  durch  die  Gewerkvereine  unterstfltzt,  also  nicht  in  Not  waren. 
Aber  dennoch  fahrte  die  Arbeitslosigkeit  zu  Versammlungen  und  Re- 
solutionen, wie  sie  bekanntlich  auch  in  den  groCsen  Städten  des 

Kontinents  vorkamen,  und  schliefslich  zu  aufserordentlichen  Mafs- 
nahmen  in  einzelnen  StAdten  führten.  Ueber  diese  wird  dann  aus- 

fOhrlicher  berichtet. 

In  London  fanden  bei  33  Lokalbchördcn  Notstandsarbeiten  statt, 
aufserdem  bei  63  anderen  Magistraten,  wovon  7  auf  Schottland  entfielen. 
Die  Beschäftigung  bestand  in  der  Regel  in  Strafscn-,  Kanalisations-. 
Reinigungs-  und  Erdarbeiten.  Allgemeine  Prinzipien  bei  der  An- 
nahme der  Arbeiten  —  wie  dies  in  deutschen  Städten  mehrfach  der 
Fall  war  —  scheinen  nicht  bestanden  zu  haben.  Die  Lohne  betrugen 
in  der  Regel  zwischen  1  sh.  pro  Tag  oder  6  d.  pro  Stunde.  Mehrfach 
wurden  auch  die  gewöhnlichen  Löhne  gezahlt.  Auch  die  Zahl  der 
Arbeitsstunden  am  Tn^c  und  der  Arbeitstage  in  der  Woche  war  vcr- 
s^chieden.  Die  Arbeiten  wurden  teils  direkt  vergeben,  teils  wurden 
Vertrage  mit  Gesellschaften  abgeschlossen,  weiche  das  weitere  über- 
nahmen. 

Interessant  sind  die  in  London  von  dem  Rathaus-Komitä  geleiteten 
Arbeiten.  Bei  den  Dock-Verwaltungen  nAmlich  bestanden  die  Arbeiter 
zum  grOfsten  Teil  aus  Gelegenheitsarbeitern,  bei  denen  die  UnregeU 
md&igkeit  der  Beschäftigung  von  dem  Mangel  jeglichen  Planes  beim 
Vergeben  der  Beschäftigung  abhing.  Es  wurden  daher  die  stftndigen 
Arbeiter  vermehrt,  die  übrigen  mit  A.-  und  B.-Karten  verschen  der- 
gestalt, dafs  die  A-Karten  an  die  tüchtigeren,  die  B-Karten  an  die 
minder  tüchtigen  Arbeiter  abgegeben  wurden  und  bei  Bedarf  die 
ersteren,  dann  die  letzteren  und  schliefslich  die  ohne  Karten  berück- 
sichtigt wurden.  Dadurch  wurde  zwar  fQr  einen  gewissen  Teil  der 
Arbeiter  eine  weit  rcgelmäfsigere  Arbeitsgelegenheit  geschaffen,  fflr  den 
Rest  jedoch  die  Chance  der  Beschäftigung  nahezu  ausgeschlossen.  Um 
den  hierdurch  versuchten  Notstand  zu  heben,  stellte  die  Stadt  dem 
Komittf  Oedland  zur  Verfügiin<^  Zur  Bestellung  desselben  wurden  die 
in  gewissen  den  Docks  benachbarten  Bezirken  ansässigen  Arbeiter  zu- 
gela<<cn.  Bevorzugt  wurden  die  Arbeiter  mit  Familie,  anstjciclilo^^en  die 
dauernd  erwerbsunfähigen,  ««owie  Personen  im  Alter  von  über  65  Jahren. 
l)er  Lohn  betrug  6  d.  pro  Stunde,  die  .\i  ljeit>zeit  8  Stunden,  am  .^<>rm- 
abend  5.  Der  Arbeiter  wurde  zunächst  auf  2  Wochen  angenommen, 
dann  hatte  er  mit  dem  Komitö  zu  beraten,  wie  ihm  weiter  zu  helfen 
sei.  Die  ganzen  Arbeiten  währten  sieben  Wochen.  Zu  gleicher  Zeit 
arbeiteten  etwa  130  Mann,  im  ganzen  224,  ungerechnet  25  wegen  Un- 
gehorsam. 4  wegen  körperlicher  Schwäche  entlassener,  23,  welche  die 
Arbeit  ablehnten.  Von  den  372  im  ganzen  inbetracht  kommenden  Arbeitern 
waren  228  in  London  geboren.  Nach  Alisi MufV  der  Arbeiten  liat  128 
nicht  weiter  ueholfen  werden  können.  21  bekamen  Arbeitt,  ii.  14  wur(j»-n 
mit  Werkzeugen  versehen.  7  erhielten  eine  B-Karte  für  die  Docks.  2J 
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das  Geld  lür  die  Gewerkvereinsbeiträge,  16  wanderten  aus,  3  gingen  ui 
die  Provinz,  5  wurden  etabliert,  6  mit  Gdd  unterstQtet.  I  an  eine  an- 
dere Gesellschaft  empfohlen. 

Ueber  den  Erfolg  der  Notstandsarbeiten  ist  das  Urteil  des  Beridits, 
wenn  auch  nicht  absprechend,  so  doch  sehr  zurackhaltend  Es  mOsscn 
eben  erst  Erfahrungen  auf  diesem  Gebiete  gesammelt  werden,  und  es 
ist  für  die  so/inle  Praxis  aller  L.Inder  von  grofsem  Wert,  in  dem 
Bericht  rt;cht  riiigchende  Schilderungen  der  Notstancisarlicitt  n  /u  finden. 

Die  Mitteilungt  II  über  verschiedene  Mafsnahmen  clc^  Auslandes, 
i-uwie  über  geschichtliche  Vorgänge  dort  in  England  können  iuer  trotz 
ihres  Umfanges  (136  S.)  abergangen  werden,  weil  siekeine  neuen  Tbat* 
Sachen  beibringen.  Interessant  wird  manchem  im  Schlufswort  das  Ein- 
gestandnis  erscheinen,  dafs  viele  der  gesdiilderten  Veranstaltungen  das 
Uebel  nur  oberflächlich  berOhren.  Mit  Recht  wird  hervorgehoben,  dals 
der  Sdiwerpunkt  nicht  in  Heilmitteln  zu  suchen  sein  wird,  sondern  in 
vorbeugenden  Mafsnahmen,  nicht  s<>  sehr  in  der  Beseitigung  der  Folgen, 
als  in  der  Aufdeckung  und  Unterdrückung  der  Ursachen.  Die  letztere 
Frage  sollen  künftige  Berichte  erörtern.  Man  wird  denselben  mit  um 
•»o  grt'fsereni  Interesse  entgegensehen,  als  die  Literatur  an  solchen 
Darsitellungen  arm  ist;  wie  ja  auch  der  hier  besprochene  vortreffliche 
Bericht  ein  von  den  amtlichen  Publikationen  anderer  Linder  leider 
noch  nicht  behandeltes  wichtiges  Problem  gewissenhaft  aufzuklArea 
sucht 

Berlin.  E.  HIRSCHBERG. 


Pöhlmann^  Dr.  Robert^   Professor  der  alten  Geschichte  an  ucr 
Universität  Erlangen.  Geschichte  des  anfiken  Kommunismus 
UTK/  SoctaIismt4S.    München,  1893,  1 .  H.,  Beck  sche  Verlags- 
buchhandlung, Oskar  Beck. 
Der  Titel  des  Pöhlmannschen  Buches  Iflfst  von  vornherein  zwei 
von  einander  verschiedene  Annahmen  Aber  die  Absichten  des  Ver- 
fassers zu.  Er  konnte  sich  die  Aufgabe  gestellt  haben,  wirklichen  oder 
vermeintlichen  Spuren  des  Kommunismus  und  Sozialismus  in  den  Zu- 
standen des  antiken  Staats-  und  Wirtschaftslebens  nachzugehen  und  ihr 
Wesen  aufzuzeigen,  oder  er  konnte  die  Absicht  haben,  eine  Geschichte 
der  kommunistischen  und  sozialistischen  Theorien  des  Altertums  zu 
geben  ohne  Rücksicht  darauf,  ob  sie  teilweise  in  Wirklichkeit  um- 
gesetzt wurden,   und  nur  mit  Beziehung  auf  die  thai.sachiichcn  wirt- 
schaftlichen Zu.-ntände.  die  jene  Theorien  als  Reaktion  hervorgerufen 
haben.  Er  konnte  also  eine  Geschichte  sozialistischer  Zustftnde,  wenn 
es  eine  solche  gicbt,  schreiben  oder  eine  Litteraturgeschichte  der  sozia- 
listischen Theorien.  Thatsftchlich  hat  er  beides  gethan.  das  eine  fOr  die 
älteste  Zeit  und  für  den  spartanisch-kretischen  Staat,  das  andere  für  die 
klassische  und  die  ihr  folgende  Zeit.   So  fallen  denn  beide  Teile  des 
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Werkes  in  ihren  Absichten  und  Zwecken  völlig  nuscinander  und  können 
wie  zwei  völlig  verschiedene  Bücher  bcuiteili  werden,  ohne  dafs  man 
dem  Verfasser  aus  diesem  durch  die  Art  der  Ueberlieferung  bedingten 
Dualismus  einen  ernsteren  Vorwurf  machen  könnte  als  den,  dafs  er 
zwei  Bacher  statt  eines  hfttte  sdireiben  sollen.  Der  grofste  TeU  des 
Werkes  ist  natariich  der  Geschichte  der  Theorie  und  zwar  speziell  der 
Plates  gewidmet,  und  das  wird  derjenige  bedauern,  der  glaubt,  dafs 
sich  aus  der  Betrachtung  der  Zustände  des  5.  und  4.  Jahrhundert- 
interessantere,  weil  noch  unbekannte  Elemente  sozialistischer  Auf- 
fassungen in  Politik,  Gesetzgebung  und  inneren  Kainptcn  ergeben  hätten, 
wenn  der  Herr  Verfasser  seine  Kraft  einem  solchen  Unternehmen  hätte 
widmen  wollen.  Eine  Geschichte,  d.  h.  eine  Entwicklung,  hätte  sich 
dabei  aber  schwer  nachweisen  lassen,  und  so  vnt  es  ffir  die  Entwerfung 
eines  Gesamtbildes  vorteilhafter,  die  Entwicklung  utopistischer  oder 
wenigstens  unreatisierter  Theorien  darzulegen. 

Das  erste  Kapitel  behandelt  den  „Kommunismus  älterer  Gesell- 
jschaftsstufen*.  Im  Sinne  der  herrschenden  Theorie  wird  in  demselben 
angenommen,  dafs  die  Besiedlung  des  Bodens  auch  in  Griechenland 
von  den  Familienverb.lndcn  ausgegangen,  also  in  gcnossenschalt- 
licher  Form  erfolgt  sei.  nur  wird  bestritten,  dafs  die  Futni  des 
Kollektivbesitzes  über  die  Zeit  der  Sefshaftigkeit  hinaufrage.  Es  wird 
vielmehr  als  methodische  Forderung  aufgestellt,  dafs  für  jedes  indo- 
germanische Volk  gesondert  die  Untersuchung  Ober  die  Form  des  Eigen* 
tums  angestellt  werden  mOsse,  die  sich  bei  ihm  nach  der  Zeit  des 
Uebergangs  zur  Sefshaftigkeit  entwickelt  hat,  und  nicht  eine  stereotyp 
wiederkehrende,  eine  typische  Entwicklung  für  alle  Völker  von  vorn- 
herein angenommen  werden  dürfe.  Mit  Recht  wird  betont,  dafs  einzelne 
Bestimmungen  griechischen  Erbrechts,  welche  unter  l'mständen  eine 
Anwärterschaft  fies  (Geschlechtes  statuieren,  nicht  als  Leben e--te  eines 
ehemaligen  Gemeineigentums  gefafst  werden  müssen.  Es  hätte  noch 
hinzugefügt  werden  können,  dafs  sich  in  zahlreichen  Inschriften  späterer 
Zeit  ein  Weiderecht  für  den  Gemeindeacker  findet,  das  offenbar  jedem 
Borger  zustand,  das  aber  auch  an  Fremde  verliehen  werden  konnte 
(Epinomie).  Es  ist  keine  Frag^,  dafs  ein  solches  Weideland  in  histo- 
rischerZeit  nicht  KoUcktiveigentum  der  Bürger,  sondern  Privateigentum 
des  Staates  oder  der  Gemeinde  war.  Die  Form  der  Ausnutzung  des- 
selben durch  Abweiden  einer  limitierten  Anzahl  von  Vieh  während 
einer  limitierten  Stundenzahl  seitens  der  Berechtigten  könnte  aber  atif 
eine  Entwicklung  aus  ehemaligein  KoUcktiveigentum  schliefseii  lassen: 
freilich  ist  auch  hier  diese  Entwicklung  keineswegs  gesichert  und  jeden- 
falls unbeweisbar. 

Die  filteste  geschlossenere  Ueberlieferung,  aus  der  sich  ein  Bild  der 
wirtschaftlichen  VerhAltnisse  gewinnen  Iflfst,  bieten  die  homerischen  Ge- 
dichte.  In  ihrer  Besprechung  zeigt  der  Herr  Verfasser  eine  glückliche 
Hand,  indem  er  mit  vollem  Erfolg  die  Annahme  einer  Fe.ldgemeinschaft 
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bei  Horner,  wie  sie  namentlich  vnn  Ridi,'c\vay  vertreten  wird,  bekfunpft 
und  aus  den  hierfür  geltend  gemachten  Stellen  nicht  nur  nach\vei>t, 
dafs  sich  dieselben  auch  ohne  Feldgemeinschaft  erklären,  sondern  aud) 
direkt  zeigt,  dafs  der  wirtschaftliche  Betrieb,  wie  ihn  die  homerisdien 
Gedichte  schildern,  mit  einer  Feldgemeinschaft  schlechthin  unvertrBgfidi 
ist  —  und  zwar  nicht  blofs  für  die  Odyssee,  die  eine  fortgeachritteDC 
Ciiltur  anweist,  sondern  auch  für  die  IHas.    Dagegen  hält  der  Herr 
Verfasser  an  der  Hauskommunion  für  die  homerische  Zeit  mit  Rück- 
sicht auf  die  Sohildcnmi^  des  Hauses  des  lYinmos  in  der  llias  fest,  in 
welchem  er  die   „\  ert  inigung  von  Abkömmlingen  desselben  Stamir,- 
vaters.   Blutsverwandten  zweiten  bis  dritten  Cfrades.  welche   in  dem- 
selben Gehöfte  wohnen.  Grund  und  Boden  gemeinschaftlich  bejsiizcß 
und  von. dem  Ertrag  gemdnsam«:  Arbeit  gemeinsam  leben*  erkennt 
Freilich  handelt  es  sich  hier  um  einen  KOnigspalast  und  eine  KfloigS' 
famflie,  und  es  wäre  noch  zu  erwägen,  ob  man  berechtigt  ist,  das  GKM 
der  Hauskommunion  des  Königs  Priamos  auf  die  Verhältnisse  der  G^ 
Samtbevölkerung  zu  übertragen .  eventuell  ob  sich  nicht  in  der  Kflnigv 
familie  ein  überwundener  Standpunkt  älterer  Wirtschaftsordnung  konser- 
viert habe.    Finden  sich   so  in  der  Altesten  Zeit  keine  Spuren  eines 
früheren  Sozialismus  odei'  K(»minuni>nuis,  so  kann  auch  der  sogenannte 
Kommunistenstaat  auf  Lipara,  von  dem  Diodor  berichtet,  nicht  als  an 
Ueberrest  einer  solchen  Wirtschaftsordnung  angesehen  werden,  vielmdir 
erklärt  sich  die  dort  vorkommende  Feldgemeinschaft  als  dne  vorüber- 
gehende müitftrische  Organisation.  Ebenso  erklärt  der  Herr  Verfasser 
die  spartanischen  Syssitien,  die  gemeinsamen  Bargermahlzeiten,  nidit 
als  Ueberrest  einer  Agrarverfassung ,  sondern  fafst  sie  als  einen  »Be- 
standteil der  Wehrverlassung"  auf   Es  ist  die  Organisation  des  reinea 
Kriegerstaates,  welche  die  Watfenbrüderschaftcn  des  Kriegszustandes 
zu   'lischgenossenschaften  des  Friedensstaiides  macht.    Ja  selbst  die 
kretischen  Syssitien,  die  sich  von  den  spartanischen  dadurch  unter- 
scheiden, dafs  ihre  Kosten  von  Staatswegen  bestritten  werden,  während 
in  den  spartanischen  der  einzelne  Teilnehmer  seinen  Beitrag  leisiai 
mufs  und  sogar  das  BOrgerrecht  verliert,  wenn  er  ihn  nicht  aufzubringco 
vermag,  sind  nicht  eine  bewufst  sozialistische  Einrichtung,  sondern  «bc 
organische  Weiterbildung  der  durch  den  kriegerischen  Gesellscliifts> 
typus  bedingten  Konsumtionsgcnossen-^chaft.    Privateigentum  giebt 
.luch  in  Kreta  und  ebcn-^n  grofse  Diflereiizen  in  der  Gröfsc  des  Besitze*, 
walireiid  Froduktionsgemeinschntt  nicht  vorhanden  ist.    Das  wird  sehr 
richtig  gegen  vereinzelte  Aunaiunen  eines  Kommunismus  im  spartanisch- 
kretischen Staat  ausgeführt.  Schwieriger  steht  die  Saclie  mit  der  sp<^' 
tanischen  Landaufteilung.  Es  leidet  keinen  Zweifel,  dafs  das  eroberte 
spartanische  Land  in  Hufen  eingeteilt  war,  in  denen  Heloten  safsen.  die 
einen  bestunmten  Ertrag  und  zwar  immer  den  gleichen  an  ihre  Hencü 
entrichten  mufsten.   Der  Betrieb  dieser  Hufen  ist  zwar  sicher  ein  iiKi»' 
vidualistischer,  jeder  Hof  steht  fflr  sich  und  zinst  an  seinen  Heini; 
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aber  dne  Aufteilung  eroberten  Landes  in  gleiche  Hufen  mufs  doch 
einmal  vorgenommen  worden  sein.  Grotes  Annahme,  dafs  die  Ueber- 

lieferung  von  der  gleichen  Hufenverteilung  unter  Lykurg  erst  durch  die 
Reformpläne  der  Könige  Agis  und  Kleomenes  im  3.  Jahrhundert  hervor- 
gerufen wurde,  ist  nur.  soweit  sie  die  überlieferten  Zaiilcn  betriflt, 
richtig;  dafs  ITufeiiaufteilungen  thats.lchlich  stattgefunden  hatten,  war 
schon  im  4.  Jahriiundert  bekannt.  Namentlich  auf  Grund  der  einschlä- 
gigen Untersuchungen  Duncker's  konnte  man  schon  froher  behaupten, 
dafs  sich  auch  in  diesem  Punkte  wie  in  vielen  anderen  die  Entwicklung 
der  spartanischen  Institutionen  nicht  so  sehr  von  der  anderer  griechi- 
scher Staaten  unterscheide,  und  die  Scheidewand,  die  man  zwischen 
Sparta  und  den  anderen  Staaten  aus  dem  Gesichtspunkte  des  Gewor- 
denen aufgerichtet  hat,  nicht  besteht,  wenn  man  die  Sachen  aus  dem 
Gesichtspunkte  des  Werdens  betrachtet.  Fluraufteilungen  kommen  auch 
sonst  in  griechischen  Staaten  vor,  und  wenn  Eroberungen  stattfinden, 
so  ist  die  Einteilung  in  Hufen  und  angemessene  Zuteilung  der  Hufen 
an  die  Erobernden  das  schlechthin  Gegebene. 

Es  liegt  hier  derselbe  Thatbestand  wie  bei  den  attischen  Kleruchien 
vor.  nur  dafs  dort  vielleicht,  weil  die  Eroberungen  der  Athener  in  Ge- 
bieten erfolgten,  die  aufscrhalb  des  Landes  lagen  und  mit  demselben 
in  kt  incm  natürlichen  geographischen  Zusammenhang  standen,  die  Ver- 
teilungen an  die  arme  und  überschüssige  bürgerliche  Bevölkerung  vor- 
genommen wurden,  vrflhrend  in  Sparta  die  geringe  Bürgerzahl,  die 
flberdies  zum  Hoplitendlenst  verwendet  werden  mufste,  die  Bebautmg 
des  zugeteilten  Landes  durch  Heloten  nOtig  machte  und  die  Kleren- 
besitzer  dadurch  sofort  zu  Gutsherren  stempelte. 

Wenn  der  Hci  i  Verfasser  diese  Darstellung  für  die  historische  Zeit 
vielleicht  zugeben  dürltc,  so  läfst  er  die  ganze  Frage  für  die  Zeit  der 
Besiedlung  Lazedämoniens  durch  die  Dorcr  unentschieden  und  polemi- 
siert nur  gegen  Duncker,  indem  er  die  Möglichkeit  eines  Gemeinde- 
besitzes für  die  Alteste  Zeit  offen  lassen  will;  för  die  spätere  Zeit  nimmt 
er  mit  der  Mehrzahl  der  Forscher  privates  Eigentum  an  und  sieht  ui 
gewissen  Gesetzen,  wie  dem  Verbot  der  Verftufserung  des  Kleros,  nur 
eine  relativ  geringe  Gebundenheit  des  Eigentums. 

Nachdem  der  Herr  Verfasser  so  die  wirtschaftlichen  Zustände  eigent- 
lich nur  für  die  homerische  Zeit  sowie  für  Sparta  und  Kreta  untersucht 
hat  und  zu  dem  Resultate  gekommen  ist,  dafs  sich  erhebliche  Spuren 
sozialistischer  oder  kommunistischer  Ordnung  nicht  vorfinden,  lenkt  er 
in  leisem  Uebergang  zu  dem  eigentlichen  Thema,  der  Darstellung  sozia- 
listischer  Theorien,  Ober.  Es  ist  bekannt,  dafs  die  legendarisdie  Dar- 
stellung des  lykurgtsdim  Staates,  der  auf  der  Gütergleichheit  aufgebaut 
sein  soll,  ihren  Hauptvertreter  in  einem  Historiker  des  4.  Jahrhunderts,  in 
Ephorus,  hat;  nicht  in  ihm  allein,  denn  auch  spartanische  Quellen  des 
4.  Jahrhunderts  scheinen  die  Gütcrglcichhcit  al>  eine  ursprüngliche  Ein- 
richtung des  lakonischen  Staates  angesehen  und  die  Institutiuncn  jener 
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goldenen  Zeit  in  Parallele  gesetzt  zu  haben  mit  den  Zustanden  ihrer 

Gegenwart.  Einzelne  Reformversuche  haben  schon  damals  stattgefunden, 
und  zur  Begründung  des  Erstrebten  konnte  sehr  wohl  das  Ideal  der 
Zukunft  als  in  der  Vergangenheit  venvirklicht  hingestellt  werden.  In 
gewissem  Sinne  ist  es  also  vollkommen  richtig,  wenn  man  die  Kon- 
struktion des  lykurgijjchen  Staates«  die  mit  dem  Anspruch  historischer 
GlaubwQrdigkeit  auftritt,  als  die  erste  sozialistische  Utopie  ansieht 
Fniglidier  aber  ist  es,  ob  auch  die  ausserspartanische  Ueberliefeningi 
die  diese  Ge>chichtsk(»nstruktion  glflubig  nachgeschrieben  hat.  im  spar- 
tanischen Idealstaat  das  Heilmittel  gegen  die  wirtschaftlichen  Uebcl  der 
Zeit  gesehen  hat.  Zweifellos  giebt  es  eine  Reihe  von  Schriftstellerin, 
die  in  der  «-partanischen  Verlassung  die  Blüte  menschlicher  Weisheit 
erblicken,  aber  dafs  deren  wirklicher  oder  vermeintlicher  Sozialismus 
oder  vielmehr,  worauf  es  hier  ankommt,  die  intendierte  Gfltergleichheit 
derselben  dasjenige  gewesen  ist,  was  zu  dieser  Schätzung  Anlafs  bot. 
steht  doch  dahin.  Mit  viel  grOfserem  Recht  zitiert  der  Heir  Verfasser 
die  Schilderung  des  glfldkseligen  Lebens  der  Naturvölker  bei  Ephorus 
als  Px  wcisf  dafür,  dafs  man  nun  begonnen  hatte,  sich  von  den  harten 
Bedingungen  des  Lebens  weg  zu  einer  Staatsform  zu  sehnen,  die  die 
Menschheit  mutwillig  verlassen  zu  haben  schien.  Als  Grote  in  seiner 
epochemachenden  Kritik  der  lykurgischen  Verfassung  diese  als  eine 
bewufste  RQckveriegung  der  Reformplflne  der  Könige  Agis  und  Kleo* 
menes  fafste,  glaubte  man  allgemein,  dafs  diese  Utopie  eben  in  jener 
Zeit  entstanden  sei.  Jetzt  glaubt. man  vielfach  —  und  hauptsftchlich  ist 
das  ein  Verdienst  Eduard  Meyers  —  dafs  das,  was  Grote  für  das  3.  Jahr- 
hundert annahm.  Ijereits  im  4.  eingetreten  sei,  und  weitere  Belege  lür 
diese  AutVassutig  beigebracht  zu  haben,  war  dem  Herrn  Verfasser  in 
dem  eben  besproclienen  Kapitel  vorbehalten. 

Mit  einem  Schlage  werden  wir  nun  aus  dem  engen  Bereich  des 
spartanischen  Staates  in  die  griechischen  Verhältnisse  des  4.  und  3.  Jahr* 
hunderts  Oberhaupt  versetzt  Es  wird  behauptet,  dafs  in  jener  Zeit 
überall  in  Griechenland  eine  Versrh.irfung  der  sozialen  Gegensätze,  ein 
Schwinden  des  Mittelstandes,  ein  Widerstreit  zwischen  Plutokratie  und 
Pauperismus  eingetreten  sei.  Richtig  ist  daran,  dafs  oflenbar  die  Menge 
zirkulierendetj  Geldes  vom  5.  zum  4  Jahrhundert  betr.ichtlich  gestiegen 
ist  und  Vcrmögcnsanhäufungea  daher  nicht  nur  an  Grundbesitz,  sondern 
auch  an  mobilem  Kapital  stattfinden  konnten,  und  dafs  die  Verwertung 
des  mobilen  Kapitals  sich  lukrativer  gestaltete  und  grOfsere  Anhäufungen 
von  Reichtum  gestattete.  Nicht  richtig  ist,  dafs  der  Mittetetsnd  ver- 
schwand So  weit  wir  sehen  können,  niadite  sich  z.B.  in  Athm  gerade 
im  4.  Jahrhundert  die  Notwendigkeit  geltend,  auch  die  offenbar  grofsc 
Anzahl  mittlerer  \'ermr»gen  zu  erhöhten  Steuerleistungcn  heranzuziehen 
Was  endlich  die  arme  Bevölkerung  anbelangt,  so  haben  wir  keinen 
Grund,  ihre  Zahl  lür  wesentlich  vergrolsert  zu  halten.  Aber  ein 
anderes  ist  richtig.  Mit  der  fortschreitenden  Demokntiiieniiig  der  Ge- 
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Seilschaft  hatten  die  Besitzlosen  thatsächlich  politüiche  Rechte  erlangt 
und  waren  im  stände,  sich  den  Besitzenden  gegenüberzustellen.  Wenn 
also  eine  Verschärlung  der  Klassengegensätze  eintrat .  so  war  sie  eine 
Folge  der  politischen  Berechtigung  und  nicht  der  Verschlimmerung  der 
wirtschaftlichen  Lage.  Es  ist  natürlich,  dafs  die  Parteien  einander  auf 
das  heftigste  befehdeten,  und  die  Art,  wie  im  Altertum  politische  Par- 
teien mitemander  den  Kampf  führten,  steht  nicht  im  Geruch  Obei^grofser 
Zartheit  Aber  aus  dem  bestehenden  Parteienkampf  die  Theorie  einer 
atomistischen  Zersetzung  der  Gesellschaft,  eines  extremen  Individua- 
lismus, der  nach  einer  erlösenden  Sozialphilosophic  <^<  schri«  < n  habe,  ab- 
zuleiten, geht  nicht  an.  Sicherlich  war  die  Gcsellschart  des  4.  und 
3.  Jahrhunderts  individualistisch,  aber  es  hat  keine  Zeit  der  griechischen 
Geschichte  gegeben,  in  der  sie  das  nicht  i^ewesen  wäre,  und  wenn  uns 
die  Versuche  der  edelsten  Denker  Griechenlands,  den  besten  Staat  zu 
finden,  sittlich  mehr  anmuten  als  der  wüste  Kampf  des  täglichen  Lebens, 
und  wenn  in  jenen  Versuchen,  wie  sich  von  selbst  versteht,  die  frei- 
willige Einschrftnkung  des  Individuums  zu  Gunsten  der  Allgemeinheit 
eine  so  grofse  Rolle  spielt  wie  im  praktischen  Leben  die  rOcksichtslose 
Ausbeutung  anderer  durch  das  Individuum,  so  berechtigt  uns  das  nodi 
nicht  mit  dem  Herrn  Verfasser  von  einem  bewufsten  „Kampf  der  idea- 
listischen Sozialphilosophie  gegen  den  extremen  Individualismus"  zu 
sprechen  und  zwar  deshalb  nicht,  weil  uns  die  Versuche  jener  Denker 
viel  zu  sehr  auf  die  sittliche  Hebung  der  Staatsbürger  und  viel  zu  wenig 
auf  eine  Aenderung  der  individualistischen  Produktionsweise  abzuzielen 
scheinen.  Die  Theorien,  die  im  4.  Jahrhundert  Aber  Zweck  und  Be- 
deutung des  Staates  aufgestellt  wurden,  haben  daher  auch  wenig  mit 
den  wirtschaftlichen  Fragen  zu  thun.  Wenn  Hippodamos  von  Milet  die 
Gesetzgebung  auf  die  Sicherung  von  Person  und  Eigentum  einschrflnken 
wollte  und  deshalb  als  ältester  Vertreter  der  Rechtsstaatstheorie  ange- 
sehen wird,  so  ist  mir  nach  dem  Wortlaut  der  aristotelischen  Stelle,  die 
dies  berichtet,  noch  sehr  fraglich,  ob  er  wirklich  die  rh;1tigkeit  de-. 
Staates  so  weit  einschränken  wollte.  Vom  politischen  .Standpunkte 
kann  man  hier  vielleicht  von  einer  atomistisch-individuaiisiischen  Staats- 
auffassung  sprechen,  ob  auch  von  wirtschaftlichem,  ist  um  so  fraglicher. 
Ids  Hippodamos  ja  die  Aufteilung  des  Landes  in  heiliges,  gemeinsames 
ünd  privates  forderte  und  den  Ertrag  dieser  drei  Teile  je  flDr  religiöse 
Pflichten ,  den  Kriegerstand  und  den  Bauemstand  bestimmte,  so  dafs 
»Iso  nur  für  den  letzteren  Privateigentum  an  Grund  und  Boden  und 
auch  dieses  nur  eingeschränkt  auf  ein  Drittel  des  Gesamtlandes  be- 
stehen sollte.  Wenn  Aristoteles  gegen  solche  V  orgänger  polemisierte, 
so  wollte  er  nur  die  politi'-che  Fürsorge  des  Staates  auf  ein  weiteres 
Gebiet  ausdehnen  und  au-  h  sittliche  Anforderungen  an  deii-elhen  stellen. 
IJen  Gegensatz  von  Individualismus  und  Sozialismus  sucht  der  Herr 
Verfasser  gerade  in  diesem  Kapitel  so  hAufig  an  Orten,  wo  er  nicht  zu 
suchen  ist,  dafs  er  sich  gelegentlich  zu  emsthaften  Uebertreibungen 
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verleiten  Inf^t,  Als  Beispiel  zitiere  ich,  worauf  Theodor  Gomperz  in 
gelegentlicher  Aeul'serung  aufmerksam  machte,  seine  Witterung  des 
Schlagwortes  der  Manchestersduile  in  dem  Bericht  Ober  die  Lehre  des 
Phaleas  von  Oulkeckm.  Der  Herr  Verfasser  behauptet  nftmlicht  da& 
Aristotdes  gegenüber  dieser  deutlich  ausgesprochenen  Theorie  des 
„laissez  faire*,  die  sich  fast  in  wörtlicher  Uebersetzung  in  den  griechi- 
schen Worten  ndvra  iariov  finde,  die  Notwendigkeit  einer  „sittlichen 
Reinigung  des  Wirtschafi-slchcns  betone",  und  findet  in  der  Note  dazu, 
dafs  diese  Stelle  verdient  hätte,  in  der  Gesrhit  hte  des  laissez  faire  ge- 
nannt zu  werden.  Und  düoh  steht  etwas  ganz  anderes  in  der  Stellt 
Aristoteles  tadelt  nämlich  dort  den  Phaleas  wegen  der  Mittel,  durch 
die  er  die  Gleichheit  des  Vermögens  herstellen  zu  können  meint,  «c2 
er  blofs  den  Grundbesitz  aufVeilen  wolle  und  nicht  beachte,  da&  es 
noch  anderes  VerroOgeo,  wie  Sklaven,  Vieh,  baares  Geld  u.  dgU  gebe, 
und  schliefst  seine  Bemerkung  mit  den  Worten,  man  mflfste  daher  cnt* 
weder  alles  das  teilen,  oder  man  müfste  alles  lassen  (i^  -ravTa  iarini 
Und  aus  diesen  völlig  aus  dem  Zusammenhang  gerissenen  Worten  kon- 
struiert der  Herr  Verfasser  ein  nationalökonoinischcs  Prinzip,  das  dem 
laissez  faire  der*  Manchesterleute  entsprechen  solll 

Um  so  richtiger  ist  es  natürlich,  dafs  der  Gegensatz  zwischen  ann 
und  reich  nicht  aufhörte,  lebhafter  empfunden  zu  werden,  weil  die 
Philosophie  in  dem  Mafse.  als  sie  sich  mit  den  Staatsproblemen  abn- 
geben  begann,  auch  dieses  HauptQbel  in  den  Bereich  ihrer  Betrachtoif 
zog.  Die  scharfen  Worte  Piatos  gegen  die  Anhäufung  von  Reichtamem 
standen  ohne  Zweifel  nicht  vereinzelt  da  und  auch  die  inhärenten  Mife- 
brAuche  des  Reichtums  sind  kundigen  Beurteilem  nicht  entgangen. 
Es  ist  kein  Wunder,  dafs  in  einem  Zeitalter  geschulteren  Denkens, 
welches  nicht  geneigt  war.  überkommene  Zustände  ungc{)rüft  zu  uber- 
nehmen, sondern  bestrebt  war.  sie  auf  die  Notwendigkeit  ihres  Bestandes 
zu  untersuchen,  die  soziale  Frage  und  die  Mittel  zu  ihrer  Losung 
einzelne  Denker  beschAftigte,  wflhrend  Altere  Zeitepochen,  die  an  diesen 
GegensAtzen  ebenso  scharf  gelitten  hatten,  keine  Theoretiker  des  Sozia- 
lismus aufzuweisen  haben.  Namentlich  Plate  hat  an  den  bestehenden 
Zuständen  strenge  Kritik  geübt,  die  von  Pöhlmann  klar  dargestellt  wird. 
In  einem  Kapitel,  welches  „Angrifle  der  idealistischen  Sozialphilosophie 
auf  die  Grundlagen  der  bestehenden  wirtschaftlichen  Rechtsordnung* 
betitt-It  ist,  werden  hauptsäclilicli  Piatos  Einwände  gegen  den  freien 
wirtschaftlichen  Wettbewerlj.  gegen  die  ungemessene  Handelsspekulation, 
seine  Stellung  zum  Zaisgeschäft  mit  zahlreichen,  vielleicht  zu  zaiü- 
reichen  ParaUelen  aus  der  ökonomischen  Litteratur  der  modernen  Zeit 
in  mafsvoUer  Weise  gewOrdigt  und  das  Hauptverdienst  der  platoniscfaea 
Lehre  in  der  Theorie  gesucht,  dafs  die  sozialen  BfifsstAnde  in  d^  Art 
der  Verteilung  der  Güter  ihren  Grund  haben. 

Damit  geht  Pöhlmann  zum  Hauptthema  seines  Werkes  über,  zur 
Besprechung  der  positiven  sozialistischen  Lehren,  die  mit  dem  Anspruch 
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auftraten,  eine  neue  ( "icscUsrliartsordnunE;  zu  hei,fründ(  n.  Nach  kurzer 
Besprechung  der  Pläne  des  Phaleas  von  Chalcedon  wendet  er  sich  zu 
Pkto.  dessen  Staatsideal  in  dem  ireitaus  grOfsten  Teile  des  Budies  ^n- 
gehendst  und  2war  vom  wirtschaftlichen  Standponkte  aus  besprochen 
wird.  ZunAchst  wird  die  HQterklasse  im  Staate  Hato's  besprochen,  die 
einzige  Klasse,  die  wirkHch  eine  soziaUstische  Ordnung  hat.  Die  Ge- 
meinschaft der  Güter,  der  Frauen  und  Kinder,  welche  für  die  Hüter  des 
platonischen  Staats  gefordert  wird,  ist  demnach  nicht  ein  Austlufs  des 
Wunsches  nach  einer  derartigen  Ordnung  der  Gesellschatt  überhaupt, 
sondern  hat  nur  den  Zweck,  diesen  mit  der  Regierung  des  Staates  be- 
trauten Teil  der  Gesellschaft  vöUig  unabhängig  zu  gestalten  und  seinem 
Zweck  entsprediend  zu  machen.  Hervorgegangen  ist  diese  Idee  aus 
der  schon  von  Sokrates  gestellten  Forderung  einer  Herrschaft  der  Tflch- 
tigeii.  und  es  war  nur  die  Frage  zu  erledigen,  welches  die  Garantien 
sind,  die  der  Staat  für  die  Tüchtigkeit  seiner  I  Icrrscherklasse  gewinnen 
könne.  Aus  dieser  Ueberlegung  heraus  fordert  Plato  eine  so  weit- 
gehende kommunistische  Verfassung  des  vornehmsten  Teiles  der  Bürger- 
schaft seines  Idealstaates,  die  ihm  den  Ruhm  des  Ahnherrn  des  Sozia- 
lismus und  Kommunismus  eingetragen  hat  In  etwas  zu  breiter  und 
auch  hier  zu  sehr  mit  modernen  Analogien  versetzter  Ausftkhrung  wendet 
sich  Pdhlmann  sodann  zur  Besprechnng  des  BOigertums  im  platonischen 
Staate  und  bekiimpft  mit  Glück  die  vielbesprochene  Ansicht,  als  ob 
Plato  sich  um  das  Wohl  dieser  zahlreichsten  Klasse  seines  Staates 
nicht  gekümmert,  ja  ihre  Funktionen  nicht  einmal  einer  genauen  Er- 
wägung für  würdig  gehalten  habe.  £s  wird  mit  grofsem  Apparat  nach- 
gewiesen, dafs  es  vielmehr  das  V/cHü  des  Ganzen  gewesen,  zu  dessen 
Forderung  Plato  sein  Staatudeal  entworfen  habe,  dafs  die  Einsetzung 
der  HOterklasse  bei  vornehmer  Glddigaltit^eit  gegen  die  Masse  der 
Bevölkerung  kaum  einen  Sinn  gehabt  hätte,  und  gezeigt,  dafs  eine  Reihe 
von  Einrichtungen  «gerade  für  den  Bürgerstand  geschafien  wurde.  Da- 
liegen gelingt  es  trotz  einzelner  nachgewiesener  gesetzlicher  Bestim- 
mungen, denen  man  soziahstischen  Charakter  nicht  absprechen  kann, 
nicht,  zu  zeigen,  wie  sich  Plato  den  wirtschaftlichen  Ausbau  seines 
Staates,  die  Regelung  der  Produktionsweise  und  die  Verteilung  der 
Gflter  voigestellt  habe.  Mit  Recht  wird  betont,  dafs  der  platonische 
Staat  zwar  mit  Rücksicht  darauf,  dafs  die  Herrschaft  ausschliefslich  bei 
der  Klasse  der  Regierenden  liegt,  ein  aristokratisch-oligarchi scher  ge> 
nannt  werden  könne,  dafs  aber  seine  Tendenz  auf  das  Wohl  des  Ganzen, 
die  Erhaltung  des  Staats  und  das  wahre  Glück  der  Gesamtbevölkerung 
gerichtet  sei.  An  die  Darstellung  schliefst  sich  eine  Kritik  des  plato- 
nischen Staates  und  eine  Wardigung  der  Stellung  der  Politcia  ni  der 
Geschichte,  welche  vielfach  treffende  Gedanken  enthalt  Sehr  lesens- 
wert ist  dann  die  Darstellung  des  Staates  der  platonischen  »Gesetze* 
und  die  Parallele  zwischen  dem  absoluten  Idealstaat  Piatos  und  diesem 
zweitbesten,  der  eine  Konzession  an  die  praktischen  Verhaltnisse  und 


Digitized  by  Google 


316 


Litteratur. 


doch  audk  an  die  iiDEureicheode  Natur  des  Menscben  ist  Ein«  karte 
Darstdiung  des  Aristotelischen  Staatsideals  und  des  sozialen  Staates 
Zenos  beschliefst  das  Buch,  welches  nur  der  erste  Band  des  Gesamt* 

Werkes  ist,  dessen  zweiter  sowohl  Hellas  als  auch  Rom  gewidmet  sein 
soll.  Wir  wünschen  dem  Herrn  Verfasser  Mufsc  und  Arbeitskraft,  um 
uns  bald  mit  diesem  zweiten  Bande  beschenken  zu  können 

Wien.  E.  SZANTO. 

Ovtrbtrgk^  Cyr»  van^  Docteur  en  droit,  Commissaire  d  arron- 
dissement  a  Courtrai,  Les  inspecieurs  du  iraoaü  dans  Its 
fabriques  et  les  aieliers.  Stüdes  d'^conomie  sociale.  Lou- 
vain,  A.  Uystrpriiyst-Dieudonn^,  Paris,  L.Larose,  1893.  VII 
und  488  .S.  gr.  8'^. 
Fs  ist  erstaunlich,  dafs  die  erste  umfangreichere  Arbeit  über  die 
Gevverbcinspcktion  in  französischer  und  nicht  in  deutscher  Sprache 
erscheint.  Die  deutsche  Literatur  hat  so  zahlreiche  und  zum  Teil  wert- 
volle Einzeluntersuchungen  auf  diesem  Gebiete  —  wur  erinnern  blo(s  an 
die  Arbeiten  von  Victor  Adler,  Schuler  und  Weyer  —  in  unseren  wissen- 
schaftlichen Zeitschriften  wird  regelni  if-iL;  über  die  Fabrikinspektoren- 
berichte aller  Länder  referiert  und  docii  i-^t  das  vorliegende  Werk, 
das  von  einem  belgischen  Beamten  herrührt,  die  erste  gröfserc 
Arbeit  über  die  Fahrikinspektion.  der  wir  nichts  ähnliches  an  die 
Seite  zu  stellen  haben.  Wer  vor  zehn  Jahren  von  einem  bel- 
gischen Beamten  vermutet  httte,  dafs  er  sich  auf  eine  zweijährige 
soziale  Studienreise  begeben  wQrde,  der  wflre  verq>ottet  worden,  und 
heute  besitzt  Belgien  eine  umfimgreiche  sozialpoUdsche  Literatur,  und  die 
vorliegende  Schrift  ist  das  Er^^ehnis  eingehenden  in  England.  Frank- 
reich, der  .Schweiz.  Deutschland  und  ( )e'^terreich  gepflogenen  Studiums. 
Leider  i^t  das  umfangreiche  Werk  aber  lilofs  eine  reichlialtige  Mate- 
rialien-aninilung  und  kein  abschlicfsendcs  wissenschaftliche^;  Werk 
Schon  in  der  Beschränkung  seiner  Untersuchungen  auf  die  angeführten 
LAnder  und  in  der  Nichtbehandlung  der  Bergwericsinspektion  liegen 
grofse  Mangel  der  Arbeit.  Die  Fabrikinspektion  ist  nicht  blofs  in  den 
vom  Verfasser  besuchten  Landern,  sondern,  wenn  wir  von  den  Ver> 
einigten  Staaten  und  Indien  ganz  absehen,  in  Europa  doch  auch  in 
Holland.  Ungarn  und  Riif-land  zu  studieren. 

Auf  den  ersten  27  Seiten  jjieht  der  Verfasser  in  einer  Einleitung 
einen  hi^.torischen  Rückblick  auf  die  Geschichte  der  Industrie  und  des 
Fabrik inspektorats  von  den  Zeiten  der  ZQnfte  des  13.  Jahrhunderts  an 
mit  Bemerkungen  Ober  die  wirtsdiaftspolitischen  Theorien  der  Mcr- 
kantilisten  und  Physiokraten  und  einigem  anderen.  Ohne  den  Zwecken 
seiner  Arbeit  und  der  Wissenschaft  zu  schaden,  hatte  diese  Einleitung 
auch  ungeschrieben  bU  ibcn  k«»nnen. 

Der  erste  Abschnitt  iiandett  von  der  Fabrikinspektiou  in  England. 
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Die  ersten  fünf  Kapitel  dieses  Abschnitte^  (S.  29—82)  behandeln  die 
Entwicklung  derselben  bi-.  auf  die  Cicgt  nwart.  Da  sich  diese  Aus- 
führungen im  wesentlichen  auf  Marx,  Plencr,  V.  Adler,  Weyer  stützen, 
so  können  sie  dem  deutschen  Leserpublikum  nichts  neues  bieten.  Mit 
grdfseren  Erwartungen  wendet  man  sich  den  weiteren  Kapiteb  so* 
welche  die  Orgamsation  der  Inspektion  (5. 83 — 96)  und  die  Erfolge  der- 
selben (S.  97 — 109)  behandeln.  In  dem  Kapitel  aber  die  Organisation 
finden  wir  die  äussere  Organisation  ganz  gut  dargestellt,  die  Hierarchie 
des  Corps  der  Aufvichtsbeamten  wird  geschildert,  (  ine  Liste  der  In- 
spektoren, sowohl  der  superintending  inspectors  als  (k  r  inspectors  und 
der  Juniors  mit  Angabc  ihrer  Kreise,  ihrer  Wohnsitze,  Bezahlung,  an- 
gerechneten Spesen  und  zurückgelegter  Meileiizahl.  dann  eine  Tabelle 
Aber  die  Inspektionsbezirke  mit  Angabe  der  Fabriken  und  Werkstätten, 
sowie  der  im  Berichtsjahre-  1890/91  inspizierten  Fabriken  und  Werk- 
stätten wird  mitgeteilt,  ebenso  die  Aufn^mebedingungen  in  das  Corps 
der  Inspektoren.  Was  aber  im  wesentlichen  fehlt  und  was  aus  den 
ei^lischen  Fabrikinspektoren-Berichten  selbst  nicht  genügend  erkannt 
wird,  nämlich  die  innere  Organisation  der  Inspektion,  eine  Darstellung 
und  Kritik  der  Art  und  des  Umfanges,  in  dem  die  l'abrikaufsicht  in  den 
einzelnen  Ktablissenients  gchan(üial)t  wird,  darül)er  erfahren  wir  fast 
gar  nichts.  Das  letzte  Kapitel  über  die  englische  Fabrikinspektion  be- 
handelt ihre  Erfolge,  es  zerfällt  in  zwei  Unterabteilungen:  allgemeine 
und  spezielle  Erfolge  Um  die  allgemeinen  Erfolge  darzustellen,  wihlt 
der  Verfasser  ein  nicht  glQckliches  Verfahren,  er  zitiert  Ansichten  Bakers» 
die  in  einem  vor  einem  Vierteljahrhundert  geschriebenen  Beridite  aus- 
gesprochen sind  und  das,  was  Freycinet  1870  in  einem  Berichte  an  die 
Regierung  Napoleons  III.  über  die  englisch'  Fabrikinspektion  nieder- 
gelegt hat  l'nd  die  wenigen  Zeilen,  die  er  hierüber  aus  englischen 
Fabrikinspektoren-Berichten  mitteilt,  geben  Erfahrungen  aus  den  Jahren 
1868  und  1876  wieder.  Auch  was  er  über  die  Stellung  der  Fabrik- 
inspektoren  in  der  öft'entlichen  Meinung  nntteilt,  stützt  sich  auch  blofs 
auf  Baker  und  Freycinet.  In  den  Debatten  des  Unterhauses,  in  den 
Verhandlungen  der  Trades-unions-Kongresse,  in  den  Aeufserungen  der 
Fabians  und  in  der  in  den  letzten  Jahren  so  Qppig  aufgeschossenen 
sozialpolitischen  Litteratur  Englands  hatte  Verfasser  leicht  Urteile  aus 
der  jüngsten  Gegenwart  beibringen  können,  wenn  er  selbst  mit  der 
Wiedergabe  eigener  Eindrücke  und  Erfahrungen  zurückhalten  niufste. 
Eigentlich  ohne  jeden  Zusammenhang  mit  der  Fabrikiii^pektion  ist  die 
zweite  Unterabteilung  des  letzten  Kapitels  über  England,  welches  die 
sjieziellen  Ergebnisse  behandeln  soll.  Hier  wird  nach  Schultze-Gaever- 
nitz  u.  a.  an  einigen  Zahlen  die  Entwicklung  der  Lohnhöhe  und  der 
Lebensmittelpreise,  dann  der  von  einem  Arbeiter  in  einzelnen  Industrien 
und  von  einzelnen  Industrien  produzierten  Mengen  angegeben,  die 
Fabrikinspektion  aber  mit  keinem  Worte  erwfthnt. 

Mit  weit  mehr  Nutzen  wird  man  die  Ausfilhrungen  des  Verfassers- 
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über  die  französische  Fabrikinspektion  lesen,  hier  kommt  ihm  freilich 
2U  gute,  dafs  die  neuere  tsoxiale  Geschichte  Fnulkreichs  weniger  xaU« 
reidie  und  nicht  so  grOndlicfae  Bearbeiter  gefunden  bat  wie  die  Eng- 
lands.  Das  englische  Fabriksystem  hat  deutsche,  englische  und  fran- 

zösische  Forscher  nller  Richtungen  von  Faucher  bis  Marx  und  unuiMer« 
brechen  seit  mehr  als  50  Jahren  zu  Studien  angeregt.  dapco;en  hat  aiisser 
Gesetzeskommentaren  selbst  die  französische  Litteratur  nur  aiifser- 
ordentlich  wenige  Werke  über  das  Fabriksystem  des  eigenen  Landes 
aufzuweisen,  desto  willkommener  ist  die  Zusammenstellung  van  Over- 
bergh's.  Was  er  mitteilt,  sind  in  erster  Linie  die  Gesetzestocte  und 
Auszflge  aus  den  parlamentarischen  Verhandlungen.  Dann  giebt  er  wie 
für  England  ein  Bild  der  dufseren  Organisation  der  Inspektion.  Eine 
kleine  Tabelle  zeigt,  dafs  die  Zahl  der  Inspektionen  fast  ununterbrochen 
vom  Jahre  1876  mit  10041  bis  zum  Jahre  1891  mit  69951  amtlichen  Be- 
suchen der  Aufsicht-beaniten  j;esticgen  ist.  In  einer  weiteren  Tabelle 
wird  für  das  Jahr  1891  und  jeden  der  21  Aufsichtsbezirke  die  Zahl  der 
Inspektkmen  und  zwar  der  ein-  und  mehrmaligen,  die  Zahl  dtt  Inspdc- 
toren  und  der  auf  sie  im  Durchschnitte  kommenden  Besuche  zusanunen- 
gestellt  In  einer  weiteren  Tabelle  wird  flQr  jeden  Inspektionsbeaik 
die  Bevölkerung,  die  Zahl  der  Unternehmer,  welche  Dampfbetrieb  be- 
sitzen, du  Zahl  der  verwendeten  Fferdekrüfte  und  der  verbrauchten 
Kohlcnnirni^en  ant;;«  geben.  Wertvoll  ist  das.  was  zur  Kritik  der  viel- 
gestaltigen Organisation  der  französischen  Fabnkaufsicht  m  den  Jahren 
1875—1892  gesagt  wird. 

Da  das  Buch  Overberghs  im  Jahre  1893  erschienen  ist,  so  kann  er 
Ober  die  Wirkungen  des  Gesetzes  vom  2.  November  1892  nichts  bei- 
bringen, doch  giebt  er  eine  ganz  kurze  Entstehungsgeschichte,  den  Text 
desselben  und  einen  Ueberblick  über  die  Neuorganisation  der  Fabrik- 
inspektion. 

Was  der  Vertassei  über  die  deutsche  Arbciterschutz-desetzgebung 
und  Fabrik-Inspektion  mitteilt,  ist  im  wesentlichen  richtig,  kann  aber 
einem  Leser  dieser  Zeitschrift  nach  keiner  Richtung  etwas  neues  bieten, 
erwähnt  sei  blofs,  dafs  er  tadelnd  das  wenig  sympadiisdie  Wesen  ver- 
schiedener deutscher  Fabrikaufsichtsbeamten,  den  Mangel  an  konzi- 
lianten Umgangsfornu  n  und  ilu .  zu  intimen  Beziehungen  zu  den  Fabri- 
kanten erwähnt.  Sehr  treflend  ist  das.  was  der  V^erfasser  Qber  die 
Verbindung  von  Fabrikin-pektion  und  Kesselrevision  sagt. 

Am  genaue>ten  scheint  der  X'erfasser  die  schweizerische  Fabrik- 
Inspektion  studiert  zu  haben,  dieser  Teil  seines  Werkes  wird  seine 
Landsleute  weit  besser  als  die  der  englischen  und  deutschen  Fabrik- 
inspektion gewidmeten  Kapitel  aber  die  Bedeutung  der  Institution  in- 
formiert haben. 

Der  Oesterreich  behandelnde  Teil  des  Werkes  enthält  reichhaltiges, 
aber  ungleichwcrfi^^  s  Material.  Mehr  noch  wie  bei  den  anderen  Teilen 
des  Werkes  kommt  hier  der  Enthusiasmus  des  Verfassers  für  die  Fa- 
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brikaufsicht,  sein  grofscr  Eifer,  durch  persönlichen  Verkehr  und  durch 
Studium  der  Litteratur  möglichst  viel  Einzelheiten  zu  erfahren,  aber 
auch  die  grofse  Flüchtigkeit  bei  der  Verarbeitung  des  Materials  2U  Tage; 
kritiklos  wird  andnandergereiht^  schnell  das  wiedergegeben,  was  vor 
kurzem  aufgenommen  wurde.  Der  Verfasser  hat  es  an  Zeit  fehlen 
lassen,  zu  einem  selbständigen  Urteile  zu  kommen. 

Mit  dem  rmchen  Material,  dafs  der  Verfasser  sich  verschafft  hat 
und  mit  seinem  anscheinend  grofsen  Geschick,  Autoritäten  verschiedenster 
Richtungen  zu  bctraf^en.  hätte  er  eine  weit  bessere  Arbeit  liefern  können 
als  die.  welche  vorliegt.  Er  scheint  auch  viel  zu  wenig  vorbereitet  an 
seine  Arbeit  gegangen  zu  sein.  Seine  Darstellung  erweckt  den  i\n- 
schein,  als  oh  er  alles  erst  auf  der  Reise  gelernt  hätte.  Wäre  dies 
nicht  der  Fall,  so  hatten  seine  Studien  und  Erfahrungen  ein  viel  abge« 
ktiürteres  Bild  geliefert,  wäre  alles  in  mehr  verarbeiteter  Form  anstatt 
in  zum  Teil  blofs  nebeneinandergermhten  Materialien  publiziert  worden, 
der  Eindruck  der  Oberflächlichkeit  wäre  nicht  so  oft  erweckt  worden. 
Hätte  der  Verfasser  schon  vor  seiner  Reise  die  einschlägige  Litteratur 
studiert,  so  hätte  er  seine  Zeit  weit  rationeller  verw^erten  können.  Er 
hatte  es  auf  (irund  seiner  Empfehlungen  wahr^-chcinlich  leicht  durch- 
setzen können,  dafs  er  die  Amtsreisen  der  Inspektoren  hatte  mitmachen, 
sie  an  der  praktischen  Arbeit  sehen  können.  Dann  hätte  er  uns  auch 
Ober  die  Technik  der  Inspektion  Aufschiasse  geben  können,  diese  fehlen 
aber  in  seiner  Darstellung  der  Fabrikinspektion  der  einzelnen  Länder 
vollständig  und  ebenso  in  dem  am  besten  geglückten  Teile  des  Werkes, 
in  dem  zusammenfassenden  Schlussabschnitte,  der  eine  wertvolle,  auch 
für  den  deutschen  Fachmann  sehr  lesenswerte  Abhandlung  über  die 
Fabrikinspektion  im  allgemeinen  enthält.  Dieser  Abschnitt  ist  in  fol- 
gende Kapitel  eingeteilt:  Stand  der  Frage,  die  Einrichttinwen  zutu  Zwecke 
der  l-'abrikinspektion  (mit  folgenden  Unterabteilungen:  örtliche  Kom- 
missionen, staatliche  Beauftragte.  Polizeiorgane,  Fabrikinspektoren), 
spezielle  Fabrikinspektion  (mit  den  Unterabteilungen:  Zahl  der  In^pek- 
t<Hren,  die  Inspektionsbezirke,  die  erforderlichen  persönlichen  Eigen- 
schaften der  Fabrikinspektoren,  Inspektoren  aus  dem  Kreise  der  Arbeiter, 
weibliche  Fabrikinspektoren,  Gehältsverhältnisse,  Unvereinbarkeit  mit 
anderen  Berufen  und  andere  Garantien  der  Unparteilichkeit,  die  Bericht- 
erstattung, Taktik,  Befuunis'^e.  Ccntralisation,  Gesetzgebung  und  Re> 
giernng,  Tn^pektion  und  F'olitik  l  Was  in  diesen  Abschnitten  zusammen- 
getragen i-t.  nmfs  der  Referent,  wenn  er  auch  nicht  mit  allen  Kinzcl- 
ansichten  einverst.uulen  ist.  so  z,  B.  mit  der  Ueber-chätzunt;  <U  -  n-tei  - 
reichischenCcntralgewcrbcinspcktors  und  seine>  alljährlichen  allgemeinen 
Berichtes  an  den  Handelsminister,  als  einen  wertvollen  Beitrag  zur 
Beurteilung  der  Fabrikinspektion  bezeichnen. 

Eine  mehr  äufserliche  Bemerkung  zu  dem  sonst  trefflich  ausge> 
statteten  Werke  sei  noch  gemacht:  die  deutschen  Citate  wimmeln  von 
Druckfehlern. 
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Können  wir  auch  in  dem  Werke  keine  hervorragende  wiseenschtft- 
Ikhe  Leistung  sehen  und  bietet  es  auch  dem  deutsdben  Fachmsniie  bkA 

wenig  neues,  so  wird  das  Budi,  wie  wir  hoffen«  für  Belgien  desto  nQtz. 

Ikher  sein.  Dem  Ijclgischen  Staatsmanne,  Parlamentarier,  jedem  Sozial- 
politiker in  Htlgien  wird  das  Werk  wertvoll  sein,  es  kann  als  eine  ge- 
wichtige Stiiiinie  für  die  Eintührung  der  Fabrikinspektion  in  einem 
Lande  wirken,  das  diese  Institution  so  notig  hat  wie  nur  irgend  ein 
anderes  Land. 

Berlin.  ADOLF  BRAUN. 

L.  M.  J/ar/ninriN,  1  Urkunde  einer  römischen  Gärlnergenossen- 
srhajt  vom  Jahre  lojo.  I  Veiburg,  1892.  II.  Zur  Geschichte 
der  Zünfte  im  frühen  Mittelalter.  (Zeitschrilt  iiir  Sozial- 
und  Wirtschaftsgeschichte,  III,  1.) 

Als  ich  vor  kurzem  das  neue  Werk  von  £.  Rodocanachi  besprach,') 
bedauerte  ich,  dafs  derselbe  nidit  versucht  hat,  die  Zünfte,  deren  Ge* 
schichte  vom  13.  Jahrhundert  ab  er  giebt,  in  Verbindung  zu  bringen 
mit  denen,  welche  zweifelsohne  im  Mittelalter  als  Fortsetzung  der  alten 
römischen  bestanden  haben.  Ich  bemerkte,  dafs  er  dies  wohl  hätte 
unternehmen  können,  nachdem  ihm  die  Arbeit  Hartmanns  Ober  die 
Genossenschaft  der  Gärtner  in  Rom,  von  welcher  er  Kenntnis  hatte,  den 
Weg  dazu  eröffnet  hatte.  Hartmann  in  seiner  Besprechung  von  Rodo> 
canachis  Werk  macht  die  gleiche  Bemerkung  mit  dem  Untersdüede, 
dafs  ihn  dies  zu  einer  neuen  und  wichtigen  Untersuchung  (die  zweüe, 
oben  zitierte  Schrift)  veranlafst.  worin  er  überzeugende  GrQnde  ftlr  die 
Abstammung  der  mittelalterlichen  Zünfte  von  denen  der  griechisch* 
byzantinischen  Zeit  beibringt. 

Die  Urkunde  über  die  Gen<ts>eiisi'l)afi  der  Gürtner,  die  Hartmann  mit 
grofser  Gelehrsamkeit  erläutert  hat,  ist  thatsächlich  so  beschallen,  dals 
aber  ihre  richtige  Interpretation  viel&ch  Zweifel  bestehen  bleiben,  be> 
sonders  weil  sie  als  bestehend  und  bekannt  so  viele  Dinge  voraussetzt, 
von  welchen  wir  keine  Kenntnis  haben. 

Acht  Leute,  die  sich  Gflrtner  nennen,  wählen  einen  Prior  für  die 
von  ihnen  gebildete  Genossenschaft.  Dieser  Vnr-^tehci-  erhalt  dadurch 
Pllichten  und  Rechte.  Es  ist  seine  Aufgabe,  Streitigkeiten,  die  unter 
seinen  Gärtnern  eiiisiehen  können,  wegen  Schaden,  die  sie  einander 
verursachen,  zu  entscheiden.  Hart  mann  unterscheidet  hier  mit  Redit 
zwei  Stufen  der  Jurisdiktion,  denn  die  Urkunde  sagt,  da&.  so  oft  der 
Prior  nicht  Recht  sprechen  kann,  die  Streitsache  vor  andere  Vorstdier 
der  G Artner  gebracht  werden  mflsse;  diese  gelten  also  als  höhere 
Richter,  und  ihre  Erwähnung  ist  ein  sicheres  Zeugnis  dafOr,  dafs  es 

')  I.es  Corporaiioiis  ouvriercs  a  RotTic  dcpius  la  Chute  de  rEmpire  RomaiA- 
Kezension  im  Archivio  Storico  Italuno,  letztes  Heft. 
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eine  andere  Vereinigung  der  Gärtner  gab.  von  welcher  die  unsere  nur 
ein  Teil  ist.  Kurz  darauf  setzt  die  l'rkuiulc,  die  zu  dem  Punkt  zurück- 
kehrt, dafs  der  Prior  für  rrutniacluing  der  unter  den  ("»ärtnern  vorkom- 
menden Sch.uh  n  siM  trcn  mufs.  für  eine  bestimmte  (iattung  vun  Schäden 
einen  be-sondercn  Vorgang  fest:  die  ganze  Genossenschaft  kommt  vor 
den  Prior,  welcher  Recht  sprechen  soll;  von  zwei  Arten  der  Recht- 
sprechung ist  nicht  mehr  die  Rede,  weil  der  Vorsteher  nichts  anderes 
zu  thun  hat,  als  anzuwenden,  was  das  Gesetz,  das  ist  das  Statut  der 
Genossenschaft,  vorschreibt  Was  sind  das  aber  nun  für  Schaden?  Ich 
bekenne,  dafs  ich  von  der  allerdings  sehr  scharfsinnigen  Ericlärung  Hart- 
manns nicht  ganz  Qberzeugt  bin.  Die  Urkunde  sagt:  Convenit  inter 
nos,  ut  quoeumque  ex  nobis  dominiealcm  pertiiiet  facerc.  nullam  inten- 
tiitnem  faeiat,  set  studiose.  diligenter  faciat.  ut  nullmn  ortum  dampnatuni 
fiat.  .Sonst  muf^,  wie  gesagt,  nach  dem  .Statut  der  Schaden  i^nt  gemacht 
werden.  Man  mufs  also  in  diesem  Falle  Art  und  Verani.issung  des 
Schadens  in  den  Worten  doniinicalem  facere  suchen.  Was  ist  deren 
Bedeutung?  Hartmann  meint,  es  handle  sich  um  eine  jener  Dienst- 
leistungen, welche  die  Pächter  häufig  dem  Eigentümer  leisten  mufsten 
zum  Vorteile  hauptsächlich  des  von  diesem  selbst  bewirtschafteten 
Grundstückes,  deshalb  dominicalis,  domnicata  genannt  Man  mufs,  um 
diese  Hypothcs«-  annelimen  zu  können,  voraussetzen,  dafs.  wie  Ilartmann 
richtig  ausführt,  dii-  Kxi-tcuz  eines  von  der  Zunft  \ <m -i  hiedenen  und 
ihr  übergeordneten  Migeiitiimers  aii^f5e^chl<tv.<rn  i->t.  und  dafs  der  \'or- 
j^tcher  als  EigentüiiK  r  gilt,  dem  ein  <  iruncUlüik  zugewiesen  wird, 
welches  gegenüber  anderen  den  Chaiakter  einer  domnicata  annimmt. 
Das  scheint  mir  aber  zu  viel  vorausgesetzt;  doch  mochte  ich  es  immer- 
hin zugestehen,  trotz  der  vielen  Lacken  der  Urkunde,  wenn  diese  Hypo- 
these nur  hinreichen  würde,  die  Frage  zu  lOsen.  Mir  scheint  sie  diese 
im  Gegenteil  eher  zu  verwickeln,  indem  sie  das  Bedenken  wachruft 
wie  es  möglich  sei.  dafs  ein  Gärtner,  indem  er  dem  Herrn  Dienst  leistet 
dem  Garten  eines  Genossen  Schaden  zufflgt.  Auch  bleibt  noch  immer 
die  l-"rage  zu  beantworten,  warum  man  für  Gutmachung  dieser  Art  von 
Schaden  einen  von  dem  newohnlichen  abweichenden  \'organg  Norher- 
gesehen  hat.  Allein,  es  ist  \i(  I  leii'hter,  Hinwürfe  zu  machen,  als  ihnen 
zu  begegnen.  Vielleicht  nmf.s  man  dem  dominiealcm  facere  eine  andere 
Auslegung  geben.  Man  bemerice,  die  Urkunde  sagt:  derjenige,  dem  es 
obliegt,  dominicalem  facere;  das  zweite  mal  heifst  es  statt  pertinet: 
tetigerit,  was  die  Vorstellung  von  etwas,  das  nicht  allen  obliegt,  erweckt 
Wenn  es  sich  um  Dienstleistungen  von  der  mit  dominicalis  bezeich- 
neten Art  handelte,  die  dem  Vorsteher,  hier  als  Heri-  cr  -«  hcincnd, 
leistet  werden  müssen,  warum  sollten  sie  nicht  allen  Mitgliedern  ^ii  r 
Genossenschaft  obliegen?  In  der  That  erstreckt  sich  auf  alK-  di(  au>- 
di  iicklich  festgesetzte  \'erpflichtung,  dafs  jeder  Gärtner  d«  in  Prior  t  inen 
Arbeitstag  zu  leisten  hat  XW-mi  man  nun  statt  an  eiiit  n  zu  lt?i>tendeji 
Dienst  an  ein  auszuübendes  Amt  dachte,  scheint  mir.  dafh  alles  sich 
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erklären  liefsc.  Das  heifst,  wenn  unter  dominicalem  facere  ein  Amt 
der  Ueberwachune  verstanden  wQrde  oder  etwas  Ähnliches,  das  eioe 
gewisse  Gewalt  i^er  die  Einzelheiten  der  täglichen  AusObung  des  Ge- 
werbes verleiht,  ein  Amt,  das  von  dem  Gflrtner  versehen  worden  wart 
dem  es  im  Turnus,  durch  Wahl  oder  auf  andere  Weise  zugefallen 
wftre,  so  würde  man  verstehen,  wie  jener  Gflrtner  einem  seiner  Ge- 
nossen Sihaden  habt  thiin  können,  indem  er  sein  Amt  mifsbraiulit« 
lind  man  v«  istniK]r  aucli.  warum,  nachdem  dt-r  Schaden  gethan  wordtti. 
der  \'ur>tch»  r  /u<  r-t  ,  um  (hr  Ttiat-at  licn  re-»t/u-t«  llen .  dit-  t^aiue  Gr 
nü>senst  haft  ht-reii  uiul>ii-  und  nachher  nui'  das  Statut  zur  .Anwendung 
zu  bringen  hatte,  weil  in  demselben  dieser  Fall,  der  von  Wichtigkeit 
war  und  die  Ausübung  eines  Amtes  der  Genossenschaft  betraf,  jeden- 
falls vorhergesehen  sein  mufste. 

Eine  andere  Pflicht  des  Vorstehers  war  die,  die  Gflrtner  im  ruhigen 
Besitz  ihrer  Grundstücke  /u  erhalten,  die  sie  nicht  als  Eigentümer, 
sondern  als  IMchter  besitzen,  h  h  stinnne  vollkommen  mit  dem  Autor 
überein.  dafs  che  Eigeiitümt  rin  der  (i.'irten  dir  Zunft  selbst  als  juristische 
Person  war.  Das  erklart  uns  auch  die  liilduni;  einer'  Genossenschalt 
iuufrhali)  einer  gröfseren  Wreininun^.  Wie  /,  I>.  in  Ravcnna  inn<r- 
halb  der  Kischcrzunft  sich  kleinere  (iesellschaften  unter  denjciugcn  bd 
deten,  welche  auf  dem  Nfarktc  denselben  Platz  einnahmen  und  mit  ge- 
meinsamem Vorteil  verkauften,  so  hfltte  sich  unter  den  Gflrtnem  Ron» 
eine  Genossenschaft  von  acht  derselben  gebildet,  welche  ein  bestimmtes 
Gut  gemeinsam  besafscn.  Die  Gflrtner  waren  der  Zunft  gegenOber  in 
der  Lage  von  Pachtern,  und  der  prior  mufste  fflr  den  ungestörten  Gc- 
nufs  ihres  Besitzes  Sorge  tragen.  Wer  konnte  sie  stc^ren  ?  Ks  soll 
nicht  gestaltet  <i''m,  sagt  die  IVkundc.  dafs  cinrr  den  Anteil  des  andern 
an  sich  bringt.  Ks  war  tlcmnach  eine  innere  lietahr.  die  eintreten 
konnte,  dum  (libellariii  cnini)kti  fuerint.  wie  «■<  h«  ifst,  das  ist  n.wh 
meiner  Ansicht:  nachdem  der  Pachtvertrag  abgelaufen  ist.  So  lange 
er  dauert,  sehen  die  acht  Genossen  schwerlich  für  den  Fall  vor.  dafs 
einer  von  ihnen,  g^en  jedes  Recht,  einen  anderen  von  seinem  Gmnd 
vertriebe,  und  wenn  es  dennoch  vorkflme,  so  ist  ja  schon  dafür  vor* 
gesehen,  dafs  der  Vorsteher  und  die  Richter  ffir  Gutmachung  de^ 
.Schadens  sorgen.  Ich  halte  dafür,  dafs  es  sich  um  einen  neuen  Fall 
handelt.  Der  Pachtvertrag  ist  abgelaufen:  der  Pachter  hat  ein  Intcr- 
t  ssf  an  seiner  Krneucrung  und  bleibt  ifule-->en  auf  dem  Gut.  ein 
anderer  soll  ihm  nun  nicht  Koukuncn/  maciuMi.  noch  viel  weniger  mit 
(iewalt  Vorgehen,  um  ihm  den  Besitz  ;^u  cntreilNLn.  So  will  es  da> 
Gesetz  der  Rück.^icht,  welche  die  Glieder  aller  Genossenschaften  ein- 
ander schuldig  sind,  so  verlangt  es  das  Interesse,  unter  den  Genossen 
das  Gleichgewicht  jener  Bedingungen  zu  erhalten,  für  welche  die  Ge- 
sellschaft gegründet  worden  ist. 

Der  Vorsteher  hat  aber  auch  Rechte.  Die  Gürtner  versprechen  ihm 
ein  Zwölftel  von  gewissen  Summen,  die  an  die  Zunft  zu  zahlen  sind. 
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Wcloher  Art  dioe  seien,  ist  eine  andere  Fra^c,  deren  Krklarung  durch 
Ilariniann  mir  Zweifel  übrig  laßt.  Die  Gärtner  erklären,  dafs  jeder 
von  ihnen  beim  Eintritt  in  das  Pachtverhältnis  eine  Kaution  von  6  De- 
naren bei  der  Zunft  erlegen  soll,  und  fflgen  hinzu:  Si  vero  adquirimus 
denarios  de  placitum  ex  nostra  schola  sibe  de  predicti  libellarii;  von  je 
12  Denaren  erhalt  einen  der  Prior,  die  anderen  gehören  der  Zunft  ge- 
nieinsatn.  llartinann  glaubt,  dafs  liicrinit  das  livellaticum  gemeint  sei. 
das  ist  die  Siiininc.  welche  die  Pachter,  abgesehen  vom  Jahreszins, 
nur  e  inmal  zahlten  bei  Kingehunu  «'clei  !"nu  iicrung  des  Vcrtraije^  Mir 
scheint  die.se  Hypothese  wenig  annehmbar.  Wenn  es  sich  um  das 
livellaticum  handelte,  so  mOfste  man  annehmen,  dafs  die  Gflrtner  noch 
von  der  Pacht  sprachen,  die  sie  eingegangen  sind,  wofOr  sie  die  Kaution 
von  6  Denaren  erlegt  haben;  und  Hartmann  sagt  in  der  That,  es  handle 
si«  li  mn  eine  zweite  Zahlung,  der  dann  die  dritte,  der  jahrllclie  Zins, 
folgt:  davon  hat  die  Urkunde  aber  keine  Andeutnn«;.  wahrend  im  Geijcn- 
teil  aus  ihrem  Wortlaut  hervurj^eiit.  dals  die  (iartner  V(m  einem  da\nii 
Verschiedenen  Akt  sprechen,  der  deutlich  mit  den  Worti-n  -i  vcio  und 
aueh  durch  den  Sinn  des  ganzen  Satze»  ausgedruckt  wird.  Denn  wie 
könnte  eine  Zahlung  wie  das  livellaticum  jemals  als  eine  Erwerbung 
angefahrt  werden?  Si  vcro  adquirimus  denarios,  sagen  die  Gärtner, 
wenn  wir  aber  Geld  erwerben,  übersetzt  Hartmann  richtig;  es  handelt 
sich  also  darum,  zu  cniplangcn,  nicht  zu  zahlen.  Man  bemerice,  wo  sie 
von  der  Kaution  reden,  sagen  die  Gärtner:  quodcumque  de  nos:  sie 
fühlen  sich  aN<>  individuell,  im  zweiten  l-"alle  aber,  indem  sie  im  I'Iural 
sprechen,  erseheinen  sie  ^emeiIlsam  als  Vertreter  der  Interessen  der 
Zuntt.  Deshalb  mochte  ich,  um  eine  1  lypothesc  vorzubringen,  folgende 
Erklärung  geben:  Der  Grundbesitz  der  Zunft  wird  in  Pacht  gegeben 
teils  den  acht  assoziirten  Gärtnern,  teils  auswärtigen.  Diese  letzteren, 
welche  der  Zunft  nicht  angehören,  müssen  g^enflber  den  acht,  (Ür 
welche  die  Krlegung  der  Kaution  genügt,  wie  gewöhnliche  Pachter  livella- 
ticum und  Jahreszins  leisten.  Das  ist  also  das  Geld,  von  welchem  die 
acht  G.'irtner  sprechen  als  zu  erwerben  de  placitum  c\  nostra  schola, 
das  heilst  duri  h  V  ertrag,  den  unsere  Genossenschaft  schliefsen  soll; 
das  ist  das  Geld,  dessen  zwölfter  Teil  dem  Prior  zukommt,  wahrend 
der  Rest  der  gemeinsamen  Kasse  zufliefst.  Diese  Annahme  setzt  Land 
voraus  aufser  dem,  das  von  den  acht  Genossen  in  Pacht  genommen  ist, 
aber  sie  entspricht  dem,  was  die  Urkunde  selbst  dnrchblicken  lafst, 
nämlich  dafs  ein  (irundbesitz  für  den  Genufs  des  Priors  übrig  bleibt, 
der  riadurch  das  Recht  auf  einen  Arbeitstag  von  Seite  jedes  seiner 
Gärtner  erwirbt. 

Diese  Bemerkungen  beziehen  sich  auf  die  Interpretation  der  l'r- 
kuiide.  Ob  sie  nun  annehmbar  seien  oder  nicht,  die  Hauptsache  bleibt 
jedenfalls  erwiesen:  die  Thatsache,  dafs  zu  Beginn  des  11.  Jahrhunderts 
eine  vollkommen  organisierte  Zunftvereinigung  bestand.  Dies  legt,  wie 
Hartmann  richtig  darthut,  nicht  nur  Zeugnis  ab  für  ihr  eigenes  höheres 
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Alter,  das  schon  tJa.>  Bestehen  eines  Statutes  bezeugt,  zu  dessen  Bil- 
dung eine  Gesellschaft  nicht  gelangt,  wenn  sie  nicht  die  Periode  üncr  i 
eigenen  Bildung  flberwunden  hat,  sondern  es  beweist  auch  sicher,  ob- 
gleich nicht  unmittelbar,  dafs  auch  andere  Zflnfte  bestanden.  Wanuc 
sollten  allehi  die  Gärtner  im  Mittelalter  sich  vereinigt  haben  <^'dr 
besser:  vereinigt  geblieben  sein.  d;i  man  doch  weifs.  dafs  gegen  Ende 
des  römischen  Reiches  viele  andere  Handwerker  Zünfte  bildeten?  Auc^^ 
«larin  hat  llartrn.uin  n  t  In.  dafs  er  in  der  Urkunde  von  1030  cir.cn  B< 
weis  zu  (iunstcn  der  für  nnch  sirlurcn  An-chauung  ••icht,  dafs  sich 
die  mittclallei hellen  Zünfte  gr»)fsicnlcii>  \i<n  den  römischen  herleiten. 
IJeber  diese  handelt  er  ausführlich  und  mit  grofser  Kenntnis  in  der 
Einleitung,  die  dem  Text  und  der  ErlAuterung  der  Urkunde  voransgebi 
indem  er  einen  breiten  und  sicheren  Weg  fQr  jeden  bahnt,  der  sid> 
diesem  so  wichtigen  Kapitel  der  Wirtschafts-  und  Rechtsgeachichte  a- 
wenden  will. 

Zu  Gunsten  unserer  Hy])üthesc  hat  llartmann.  wie  schon  ge* 

-agt.    neue   und   gewichtige    (Inlnde.   ja   solche,   die    sie    zu  einer 
erwiesenen  .Sach>    mai  licn.   in   -eint  r  /weiten,   oben   zitierten  Schrift  ' 
l>eigt  bracht.     Für  du  sc   \ <T(l.nikl   llartuiaiin   \  iel   i\rm    I'unde  tint-  j 
Ldiktes  Leos   des  Weisen    (3äb    912)   über  die   Zünfte    in  Konstan- 
tinopel,  welchen  Jules   Nicole*)   in  einem  Genfer  Kodex  genud» 
hat,  desgleichen  dem  Werke  Rodocanachis,  noch  mehr  aber  sdneoi 
höchst  erfolgreichen  Bestreben,  den  EinwOrfen»  welche  gegen  seine 
merkungen  Ober  die  Urkunde  von  1030  erhoben  wurden,  zu  beg^nec 

Der  erste  und  dritte  Abschnitt  dieser  zweiten  Arbeit  Hartmanifc  | 
sind  der  Untersuchung  der  erw.'ihntcn  I'iiblikatioiu-n  Nicoles  und  Ri">di>- 
canachis  g»  \\  idinet.    Der  zweite  Alischnitt  dagegen  l)ehanclelt  die  Frag^  j 
des   ZusaniiiK  nhanges    der    niittelalterlicheii    Zünfte   mit    denen  flei" 
römischen  und  byzantinisclicn  Zeit,   iiuiein   sich  <kr  Autor  die  vielen 
und  wichtigen  Vergleichspunkte  zu  nutze  macht,  die  das  Edikt  Leos  de* 
Weisen  darbietet.   Ich  stimme  in  allem  mit  dem  Autor  Oberein.  der 
hier  einen  voll  giltigen  Beweis  seines  Wissens  und  seines  kritisdicD 
Scharfsinns  gegeben  hat.  Er  zieht  die  Altesten  Zunftvereinigungen  io  | 
Ravenna  zur  Untersuchung  heran,  speziell  die  der  Fischer,  welche  zum 
ersten  mal  nach  unserer  Kenntnis  in  einer  Urkunde  vom  12.  April  W3 
erwähnt  wird.    Zuerst  legt  er  dar.  dafs  aus  der  Urkunde  selbst,  sowie 
aus   anderen   Uinstandeti   (la>   Bestehen   dieser  Zunft   für  eine  tiem  ' 
10  jalii hundert  weit  vorangcliendc  Zeit  sich  t  rgiebt.    Dann  \vci»t  er  I 
auf  alle  die  l'unkte  hin.   na<  h  w(  h  lien  die  Finnchtungen  der  ravcnni- 
tischen  Zunft  nur  als  Wiederholung  derjenigen  der  römisch-byzantinischefl 
erscheinen.  Die  Bestimmung,  dafs  fflr  jedes  Handweric  der  Ort  der 


*)  JcovTOC  To5  co^ö  TÄ  inapjpx^v  ßtßkiw.  Griechischer  Text,  mm  «fsW 
male  herausgegeben  von  Jules  Nicole.  Mit  einer  lateinischen  Ud)eneti«Bf- 
Genf  1893. 
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Aiisühmiq  an  ein  bestimnitc>  «Jiiarticr  s^ohiindcn  wird,  die  Krwahnnng 
des  priiiiicerius  und  (U>  saccllariiis  unter  den  Funktionären  der 
Zunft,  die  Bestätigung  dieser  Vor>t<in(le  dunli  die  <">briiik<.it.  die  (Ge- 
wohnheit, dafs  die  Söhne  der  Zunft  ihres  Vaters  angeliurten,  die  Fe^t- 
setzung  eines  Zwischenraums  zwischen  den  Verkaufsbuden  desselben 
Handwerks,  die  Benennung  der  Werkstätten  als  stationes  in  Ravenna 
wie  im  alten  Rom,  der  Umstand,  dafs  die  Fischer,  die  einen  gemein- 
samen Verkaufsstand  hatten,  sich  in  Ravenna  camaroti  nennen,  wie  in 
Konstantinopel  die  zum  Verkauf  dienenden  Stellen  xafiupat  hiefsen,  die 
Verpflichtung  i.w  gegenseitiger  l-nterstützung  und  Redhehkeit  unter  den 
MitgUcdern  einer  Zunft  und  vitle  andt  rr  Dinge  sind  den  rrtnii«'hen. 
den  byzantinischen  und  den  inittelalterlu  hen  in  Koni,  Kavenna 

und  an  anderen  Orlen  geniein-,.un.  Was  niüsstc  nun  der  thun.  der 
trotz  alledem  nicht  zugebgn  wollte,  dafs  zwischen  diesen  ein  zeitlicher 
und  ursächlicher  Zusammenhang  besteht?  Wie  Ilartmann  sagt,  den 
Beweis  üDr  seine  Behauptung  erbringen.'  Bis  dieser  Beweis  nicht  er- 
bracht ist  und  in  einer  Weise,  dafs  alle  en^egenstehenden  Alimente 
hinfällig  werden,  wollen  wir  an  dein,  was  Hartmann  in  glänzender  Weise 
dargethan  hat,  als  an  einem  Gewinn  für  die  historische  Wissenschaft 
festhalten. 

öiena.  CARLO  LAl.lbSE, 


KuiemanUy  fV,^  Landgerichtsrat  in  Braunschweig,  Die  Reform 
unserer  Sosiahtrsichtrung,  Sonderabdruck  aus  Schniollers 
Jahrbuch  für  Gesetzgebung,  Verwaltung  und  Volkswirt- 
schaft, N.  V.  1 8  Jahrg.,  Heft  3, 4.  Leipzig,  Duncker  &  Hum- 
biet,  1894.    VI.  131  S. 
Wir  haben  es  hier  mit  einer  wirklich  ernsthaften  Arbeit  zu  thun. 
die   im  ganzen  mit  grof-cr  .Sachkenntnis  verfafst  i'^t  und  dert-n  Ver- 
fasser ehrlich  den  K«'rt>chritt  will    l)er  Wrfa'^scr  bleibt  weder  bei  der 
blofsen  Negation  stehen,  noi  h  hit^i  tr  sii  h  durch  die  Tiraden  dt  r  l.ob- 
redner  des  Bestehenden  täuschen.    Den  gehaltlosen  Schauinschlag  der 
Freunde  sowohl  wie  der  Gegner  der  bestehenden  Arbetterversicherung 
erkennt  er  vollständig  als  das,  was  er  ist,  und  versucht  überall  den 
Dingen  auf  den  Grund  zu  gehen ,  um  so  zu  positiven  Verbesserungs- 
vorschlagen  zu  gelangen.    Dadurch  wird  die  Arbeit  aufserordentlich 
lehrn  i.  Ii  und  gehaltvoll.    Sie  besteht  aus  zwei  Abschnitten:  der  erste 
behandelt  die  Reform  des  Invaliditäts-  und  Alter>versicherungsgesctzes, 
der  zweite  giebt  Vorschlafe  zu!  Tmiiotaltung  aller  Arhein  i  versiehc- 
rungsgesetze   zu    einem    (ii  >amtv<  rsii  herungsge^etz.     in   be  iden  .Ab- 
schnitten sind  die  Vor>chlage  zu  lertigcn  Gesetzentwurfen  verarbeitet. 

Es  soll  hier  auf  die  Vorschläge  im  einzelnen  nicht  eingegangen 
werden.  Möge  jeder,  der  sich  fflr  die  behandelten  Fragen  interessiert, 
die  Schrift  selbst  zur  Hand  nehmen!  Durch  eine  Wiederholung  dessen. 
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was  vortrertliches  in  dem  Buche  sieht,  wurde  uh.  wie  ich  glaube,  drr 
Sache  viel  weniger  dienen,  als  wenn  es  mir  gc hinge,  möglichst  viele 
zur  Lektflre  der  Schrift  selbst  anzuregen.  Ebenso  ist  es  mir  nur  um 
die  Forderung  der  Sache,  nicht  etwa  um  eine  Herabsetzung  derKule> 
mannschen  Arbeit  zu  thun,  wenn  ich  Im  folgenden  auf  einige  Schwäche- 
und  Einseitigkeiten,  die  metner  Ansicht  nach  in  den  AusfOhmngcs 
des  Verfassers  hervortreten,  aufmerksam  mache. 

Kuleinann  stellt  zunächst  als  feststehend  dar.  dafs  die  Abncigun; 
gf^cn  das  Invahditiit^«-  und  Alter-versichcriiiiy-iie-etz  allgemein  und  tief- 
gehend sei.  dafs  niemand  mit  dem  (K'<-etz  /ulrieden  >ei  und  ihm  alle  \Vt!t 
mit  einem  Mif&mut  gegi  iiuber.stehe.  der  sich  hier  und  da  zum  Widerwillen, 
ja  zur  Erbitterung  steigere.  Die  allgemein  übliche  Bezeichnung  ,^Klebc- 
gesetz"  sei  charakteristisch  nicht  nur  fDr  die  mifsmutige  Stimmung  im 
Volke  j^egen  das  Gesetz  an  sich,  sondern  auch  fdr  den  Grund  dieser 
Unbeliebtheit.    In  der  Markenkleberei  und  der  damit  verbundener 
Schererei  liege  der  eigentliche'  Grund  der  rnpopularität  des  Gesetze» 
sie  sei  daher  vor  allem  zu  hescitigen.    Kulemann  geht  hier  meines 
Erachtens  insofern  zu  weit,  als  er  einen  anderen  Grund  übere^ieht  der 
besonder-   für  das  man<:ehide  Interes^-e  der  \' e  r  >  i  c  Ii  r  r  t  c  n  selb-t  n 
erster  Linie  -«tcht  und  viel  mehr  zu  hedt  ulen  hat  als  die  Markenklebcrc; 
nämlich  den  Unistand,  dals  man  mit  dtr  Invaliditalsversichcrung  nicht 
gleich  die  Witwen-  und  Waisenversorgung  verbunden  hat   Kein  ver- 
mögensloser Beamter,  der  Familie  hat,  wird  darüber  im  Zweifei  sein, 
dafs  er  auf  die  Pensionsberechtigung  viel  weniger  Gewicht  legt,  weil 
sie  ihn  im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  versorgt,  als  weil  dadurch  im 
Falle  seines  Todes  für  seine  Familie  gesorgt  ist.  Der  Arbeiter  empfindet 
nicht  anders:  th;ite  er  es,  so  wäre  es  hiichst  traurigl    Jedem  tli.itigcn 
Marme   liej;t   der  (lid.mktr.   dafs   er  einmal  dauernd  erwcrbsufif.jhi^ 
\\<  rrlen  kannte,  verhaltnismäfsig  lern,  der  (fcdankc.  dafs  er  sterben  unc 
Fr.iu  iukI  Kmder  im  Klend  zurücklassen  koiuie.  sehr  nahe     l).i>  Wort 
das  man  jetzt  taglich  aus  Arbeitermund  zu  hören  bekommen  kann 
„die  ganze  Kleberei  hat  ja  keinen  Zweck,  ich  habe  nichts  davon,  deor 
70  Jahre  alt  werde  ich  nicht."  ist  nur  zu  erklärlich.  Der  gesunde  Arbeiter 
denkt  eben  gar  nicht  daran,  dafs  er  anders  als  durch  einen  Be- 
triebsunfall arbeitsunfähig  werden  konnte,  und  so  wird  in  der  ver* 
sicherten  Bevölkerung  bei  dem  Gesetz  im  allgemeinen  überwiegend  an 
die    Altersversicherung    gedacht.     Dafs    dieses    Mifsverständnis  v«« 
manchen  Seiten  absi<  htli<  h  im  X'nlke  genährt  und  damit  die  Abneigunc 
gegen  das  Clt  si-tz   mu  h   küiisthch       st.irkt  wird,   ist  allerdings  leider 
richtig.   Doch  wird  die  .Stimiminc;  der  Versicherten  dem  Clesctz  gegenüber 
auch  durch  die  grüudlich>te  Autklärung  über  die  Ziele  des  Gesetzes  nicht 
wesentlich  gebessert  werden.  Hatte  der  Arbeiter  das  Bewufstsein,  dafs 
durch  das  Gesetz  seine  Familie  im  Falle  seines  Todes  vor  Not  und 
Elend  geschützt  würde,  dann  würde  er  sicherlich  seine  Beitrage  gern 
leisten  und  sich  um  die  Unannehmlichkeiten,  die  der  Arbei^eber  voa 
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dem  Markenklcben  hat,  nicht  allzuviel  kümmcm.  W'Are  das  Ct-setz 
ciurcli  die  Kreide,  auf  die  >«ii'h  die  VtT^it h (  Tun i;  erstrockt,  selbst  gemacht 
oder  auch  nur  ausschlaggebend  beemllulst  worden,  so  hätte  es  siciier- 
Uch  von  vom  herein  dem  Empfinden  der  besitzlosen  Massen  mehr  ent- 
sprochen. So  aber  stellt  es  sich  als  ein  Gesetz  dar,  das  fOr  die  eine 
soziale  Klasse  von  der  andern  gemacht  ist  und  daher  dem  Empfinden 
derer,  fflr  die  es  bestimmt  Ist,  nicht  gerecht  wird. 

Sieht  man  indes  von  derartigen  Erwrigungen  ab  und  beschränkt 
man  sich  auf  die  Untersuchung,  wie  die  Invaliditats-  und  Alters-Ver- 
sicheninii  als  solche  populärer  gemacht  werden  kami  namentlich  auch 
in  tleii  Krei-en  lier  Arbeitgeber  — .  so  hat  Kulemann  ganz  reciit.  \dr 
allem  dem  Marken>ystem  den  Krieg  zu  etklären.  Den  Kampf  selbst 
gegen  die  Markenkleberei  führt  er  in  meist  sehr  glücklicher  Weise, 
indem  er  darlegt,  wie  die  wichtigsten  GrQnde,  die  für  das  System  gel- 
tend gemacht  werden  können,  nicht  stichhaltig  sind,  wenn  man  nur  vor 
einer  grandlichen  Reform  des  Gesetzes  nicht  zurOckscheut 

Den  zweiten  Hauptfehler  des  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
gesetzes und  der  Versicherungsgesetze  überhaupt  sieht  Kulemann  darin, 
dafs  man  bei  dem  Aufbau  der  Gesetze  von  d«-m  flegensntze  zwischen 
selbständiger  und  unselbständiger  Arbeit  oder  mit  andereti  Worten 
zwischen  rnternefnnern  (Arbeitgebern)  und  Arbeitern  ausgegangen  ist. 
Versichert  wird  nicht  der  Besitzlose,  der  Arme,  sundern  der  Arbeiter 
(Beamte),  während  der  Unternehmer,  der  selbständig  Arbeitende,  un- 
versichert bleibt,  wenn  er  auch  noch  so  ungünstig  dasteht  Der  Verf. 
hat  hier  mit  seiner  Kritik  zweifellos  recht,  doch  lAfst  er  nicht  klar  genug 
heraustreten,  aus  welchen  Gründen  die  Gesetzgebung  zu  diesem  Aus- 
gangspunkt gekommen  ist  Diese  sind  kurz  folgende:  Man  wollte  die 
Kosten  der  Versicherung  zum  Teil  von  den  Versicherten  selbst  durch 
Beiträge  aufbringen  la-scn:  es  sollte  eben  keine  Versorgung,  sondern 
eine  Versicherung  geschatlen  werden.  Danut  war  der  Ausgangspunkt 
gegeben,  deim  es  giebt  ki  inen  Weg.  derartige  Beiträge  ander-  anzu- 
ziehen als  in  üer  i  oiiu  von  Lohnabzügen.  Wollte  man  sie  direkt  von 
den  in  der  Regel  besitzlosen  Versicherten  einziehen,  so  mfifsten  die 
Ausfälle  ungeheuer  sein,  selbst  wenn  der  Exekutor  fortwährend  auf 
den  Beinen  wflre.  Von  den  besitzlosen  Massen  mit  geringem  Ein- 
kommen sind  solche  regelmafsigen  Beiträge  nur  zu  erlangen,  wenn  man 
sie  ihnen  nimmt,  ehe  sie  überhaupt  in  ihren  Besitz  gelangt  sind,  d.  h. 
wenn  sie  ihnen  von  ihren  Arbeitgebern  bei  der  Lohnzahlung  abgezogen 
Werden.  Somit  ergab  es  sich  aus  rein  praktischen  Rücksichten  von 
selbst,  dafs  keine  Armen-  oder  Be>«itzlosenv<Msicherung.  sondern  eine 
Arbeiterversicherung  geschatVen  wurde.  Man  kann  \on  dioer  zu  eitler 
allgemeinen  Volks  Versicherung  nur  gelangen,  wenn  man  auf  die  indi- 
viduellen Beitrfige  verzichtet  und  die  Kosten  der  Versicherung  oder 
Versorgung  aus  allgemeinen  Steuererträgen  deckt.  Kulemann  empfiehlt 
dann  auch,  einstweilen  den  von  ihm  selbst  als  falsch  erkannten  Aus- 
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gangspunkt  beizubehalten,  die  Versiclici  ung  zwar  auf  die  selbst^digea 
Kleingewerbetreibenden,  die  rcgclniäfsig  nicht  mehr  als  zwei  Arbeiter 
beschaftigen,  und  auf  die  Hausindustriellen  auszudehnen*  dafDr  aber  die 
unständigen  Arbeiter  und  die  weiblichen  Dienstboten  von  der  Ver- 
sicherung auszuschUefsen  ~  gewifs  ein  recht  wenig  zufriedenstellendes 
Ergebnis! 

Sehr  verstnndijsje  Ansichten  entwickelt   Kulemann   ühcr   die  Not 
wciidi^^kcit  der  Dezcntrahsation  dei-  \' erwahuiis/.    Set/t  man  eine  Ntu- 
urdnmm  der  \'er\valtLini;  iiacli  dein   Trin/ip  möglichst   weit  cchtmi'^r 
territurialci  1  )ezcntraU"'ation  voraus,  so  hefsen  sich  in  der  1  hat  aus  dtr 
schon  bestehenden  Verpflichtung  der  lietriebsunternehnier   zur  Ein- 
reichung von  Lohnnachweisungen  an  die  Organe  der  Unfallversicberuoi 
solche  Einrichtungen  entwickeln,  dafs  man  schliefslich  zu  einer  veak- 
liehen  Lohnstatistik  gelangen  könnte.  Kulemann  streift  diesen  Gedanker. 
nur  sehr  flQchtig.  so  dafs  es  fast  den  Kindrnck  macht,  als  wenn  er 
meine,  dafs  bmits  die  jetzt  bestehenden  Berufsgenossensehafien  die 
geeigneten   Organe    zur    SchnfTung    einer    l)raiichharcn  I,n!in-,tati>tii 
w;lre!i.    Nach  d(  ni  (ieist  der  ganzen  Schritt  kann  tUes  aber  munöglicli 
die-  Meiiumg   de--  WiMa-^t  rs   sein:   er   wird   sich   viehnelir  vedlständii 
darüber  klar  sein,  tial.-?  nur  öithche  Organe  im  blande  sind,  hier  etwa-» 
haltbares  zu  schaft'en.    Line  Vülkf^zühlung  ist  sicher  ein  Kinderspiel  im 
Vei^leich  zu  einer  Lohnstatistik.  Wem  würde  es  aber  einfallen,  eine 
Volkszahlung  so  zu  organisieren,  dafs  etwa  von  einer  Zentralstelle  in 
Berlin  alle  Tischler,  von  einer  anderen  in  Leipzig  alle  Schneider  u.  s.  w. 
gezAhlt  wüid'  H?     Noch  viel   weniger   ist  in  .ihnlicher  Weise  eine 
allgemeine  LohnfeNtstcliung  durchzuführen.    Die  Leser  vor  einem  der- 
artigen MifsvcrstHndnis  der  etwas  flnchtigen  Aeiifserimgeii  des  Verfasser- 
über  (liefen  Punkt  zu  bewahren,  schien  mir  zum  Schluls  nicht  unan- 
gebracht. 

Berhn-Fricdenau.  Dr.  ERNST  LANGE. 
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Das  Verbrechen  als  soziale  Erscheinung. 

Von 

Prof.  Dr.  FERDINAND  TÖNNIES. 

I. 

Den  soziologischen  Begriff  des  Verbrechens  bestimme  ich  als 
eine  Spezies  des  juristischen  Begriffes  der  strafbaren  Handlung. 
Es  ist  nicht  zweckmäfsig,  ihn  von  diesem  Begriffe  zu  trennen  und 
als  einen  wesentlich  moralischen  Begriff  zu  definieren;  darum 
nicht  zweckmAfsig,  weil  es  unmöglich  wäre,  zwischen  dem  weiten 
Begriffe  der  unmoralischen  Handlung  und  dem  des  Verbrechens 
einen  festen  und  deutlich  erkennbaren  Grenzstein  zu  errichten, 
und  weil  selbst  jener  weite  Begriff  nirgendwo  durch  eine  aner- 
kannte Autorität  gesetzlich  bestimmt  wird. 

Die  strafbaren  Handlungen  werden  in  den  wichtigsten  neueren 
Gesetzbüchern  nur  nach  Art  und  Mafs  der  angedrohten  Strafen 
unterschieden,  so  dafs  die  leichtesten  „Uebertretungen"  (contra- 
vcntions),  schwerere  „Vergehen**  (d^lits),  die  schwersten  „Ver- 
brechen" (crinics)  heifsen.  Nach  einem  inneren  Merkmale  aber 
zerfallen  sie  in  zwei  Kategorien.  Verbrechen  sind  Unterneh- 
mungen, die  einen  absichtlich  gewolitcii  Bruch  der  Grundregeln 
des  politischen  und  sozialen  Zusammenlebens  enthalten  A.  des 
politischen  Zusammenlebens,  nämlich  einen  Angriff  aut  die  Ver- 
fassung, auf  wesentliche  Einrichtungen  und  Rechte  des  Staates 
(bezw.  der  Regierung  des  Staates);  B.  des  sozialen  Zusammen- 
lebens, nämlich  einen  Angriff  auf  die  Integrität  a)  der  Person, 
b)  des  Besitzstandes,  c)  der  Ehre  jedes  dem  Schutze  der  Staats- 
gewalt unterstehenden  Individuums,  auch  mehrerer  und  unbe- 
stimmter Subjekte.  —  Vergehen  sind  teils  unabsichtliche  Ver* 
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letzungen  jener  Regeln  Ulicl  Rechte,  teils  absichtliche  und  unab* 
sichtliche  Uebertretungen  von  Regeln,  die  der  Gesetzgeber 
als  Bedingungen  eines  guten  Zusammenlebens  aufstellt;  d.  h. 
Verletzungen  oder  Gefährdungen  gemeinsamer  oder  fremder 
Interessen  und  Empfindungen  (nicht  gemeinsamer  und  fremder 
Rechte),  deren  Achtung  das  Gesetz  erheischt. 

Mit  dem  Strafgesetzbuche  des  Deutschen  Reiches  verglichen, 
umfafst  dieser  Begrift"  des  Verbrechens  fa^t  alle  Handlungen, 
welche  dort  als  X'crbrcchcn  bedroht  werden,  greift  aber  darüber 
hinaus  auf  viele  Handlungen,  die  darin  als  „Vergehen"  gelten. 
Hingegen  werden  in  meinem  Begriffe  des  Vergehens  ein  Teil 
derer,  die  das  Strafgesetzbuch  so  bezeichnet,  mit  einigen  « Ver- 
brechen* und  mit  „Uebertretungen"  zusammengefafst  Mein  Be- 
griff des  Verbrechens  bezieht  sich  auf  strafbare  Handlungen 
wider  natOrüches  Recht,  mein  Begriff  des  Vergehens  auf  straf- 
bare Handlungen  wider  positives  Recht,  das  aufserhalb  des 
natürlichen  steht.  Jene  werden  immer  und  überall  von  politiKh 
verbundenen  Gesamtheiten  („politischen  Körpern*)  als  gegen  sie 
gerichtete  Feindseligkeiten  der  Individuen  empfunden;  in  Bezug 
auf  diese  (die  Vergehen)  findet  grofse  Variation  statt.  Jeder  ge- 
setzliche Wille  einer  Regierung  kann  durch  angedrohte  Strafen 
sanktionirrt  werden,  also  jede  gesetzwidrige  Handlung  als  Ver- 
gehen charakterisiert  werden.  Verbrechen  sind  nur  jene  Hand- 
lungen, die  mit  dem  Dasein  eines  politischen  Verbandes,  mit  dm 
Garantien  persfinlichen  Lebens,  persönlichen  Eigentums  und  per- 
sönlicher Wilrdr  in  absolutem  Widerspruch  stehen. 

Das  Naturrerlit  in  dicseni  Sinne  Heckt  sich  nicbt  mit  der 
Moral.  Die  meisten  Verbrechen  sind  zugleich  unmüralische  Hand- 
lungen, aber  nicht  alle.  Die  gültige  Moral  und  das  moralische 
Urteil  wechselt  nach  verschiedenen  Zeiten  viel  stärker  als  das 
Naturrecht.  Ferner  sieht  das  moralische  Urteil  in  Bezug  auf  die 
antimoralisciicn  Handlungen  viel  mehr  auf  die  Motive  oder  die 
Gesinnungen,  denen  sie  entspringen;  das  rechtliche  Urteil  mu(s 
sieh  an  die  Thatsache  des  gewollten  Erfolges  halten. 

Das  positive  Recht  kann  aber  die  Moral  in  ihr  Bereich  hinein- 
ziehen, und  Handlungen,  die  wesentlich  unmoralisch  sind,  mit 
Strafe  bedrohen,  also  als  Vergehen  darstellen.  Solche  Vergehen 
werden  dadurch,  dais  sie  mit  schwereren  Strafen  als  manche  Ver- 
brechen bedroht  werden,  nicht  selber  zu  Verbrechen.  In  diesen 
Sinne  mflssen  die  ehemaligen  Delikte  gegen  die  christliche  Re- 
ligion und  die  Kirche,  als  Atheismus  und  Zauberei,  beurteilt 
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werden.  Sie  waren  niemals  „Verbrechen",  so  wenig  wie  sie  es 
heute  sind,  Sie  waren  aber  schwere  Vergehen  nach  dem  posi- 
tiven Rechte  jener  Zeit,  wie  heute  in  monarchischen  Staaten  die 
Majestätsbeleidigung  ein  schweres  \''ergehen  ist. 

So  bestraft  auch  das  geltende  Recht  heute  in  allen  Ländern 
Vergehen  „gegen  die  Sittlichkeit",  die  nur  insoweit  Verbrechen 
>ind.  als  sie  eine  absichthche  Verletzung  der  Person  oder  der 
Ehre  eines  Menschen  enthalten. 

nie  pflichtwidrigen  Handlungen  von  Beamten  sind,  wenn 
auch  mit  besonders  schweren  Strafen  bedroht.  Vergehen  und 
nicht  Verbrechen,  wenn  sie  von  anderen  Peisonen  begangen, 
nicht  Verbrechen  sein  würden.  Es  gehört  aber  zu  den  gemein- 
samen Interessen  und  Empfindungen  politisch  verbundener  Menschen, 
dafs  eine  besondere  Macht  nur  ihrem  Zwecke  gemäfs  gebraucht, 
und  dafs  jeder  eigennützige  Gebrauch  aufserhalb  dieses  Zweckes 
oder  gar  wider  denselben  verhindert  werde.  Man  sollte  daher 
bei  den  besonderen  Verbrechen  und  Vergehen  der  Beamten 
unterscheiden,  was  darin  Mifsbrauch  der  Amtsgewalt  und  was  an 
und  ibr  sich  ein  Verbrechen  oder  Vergehen  ist.  So  involviert 
das  zu  einer  unrechtmflfsigen  Handlung  sich  bestechen  lassen, 
aufserdem  dafs  ein  Beamter  dadurch  von  seiner  Amtsgewalt 
unerlaubten  Gebrauch  macht  (ein  Vergehen)*  in  den  meisten  Fällen 
das  Verbrechen  <  ines  wenigstens  versuchten  Betruges;  auch 
wenn^die  llaiKÜungder  zufällig  in  den  Gesetzbachern  gegebenen 
Definition  des  Betruges  nicht  entsprechen  sollte. 

II. 

Diese  Erörterung  Ober  den  Begriff  des  V'erbrechens  ist 
darum  für  das  Urteil  über  die  soziale  Erscheinung  des  Ver- 
brechens wichtig,  weil  sie  uns  eine  kritische  Stellung  zu  dem  In- 
halte neuerer  Kriminal-Statistik  verleiht. 

Diese  bezieht  sich  z.  B.  im  Deutschen  Reiche  auf  \'erbrcchen 
und  \'ergehen  geu;en  Reichsgesetze.  Unter  den  Ver gellen  figu- 
rieren eine  erhebliche  Anzahl  solcher,  die  mit  verbrecheriscijen 
Tendenzen  nichts  gemein  liaben.  Ein  charakteristisches  Delikt  in 
dieser  Hinsicht  ist  die  Verletzung  der  Wehrpflicht,  die  auch  von 
den  Bearbeitern  der  Statistik  als  aus  deren  Rahmen  heraustretend 
bezeichnet  wird.  Dies  geschieht,  weil  regelmäfsig  wegen  dieses 
Vergehens  Abwesende  verurteilt  werden,  von  denen  man  nicht 
einmal  weifs,  ob  alle  noch  am  Leben  sind,  von  denen  als  Kinder 
viele  mit  ihren  Eltern  ausgewandert  sind  und  die  Staatsangehörig- 
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keit  rechtsgültig  verloren  haben.    Aber  auch  die  Ursachen  der 
nicht  erlaubten  Auswanderung  berühren  sich  mit  Angriffen  auf 
die  Verfassung  des  Staates  nicht,  oder  nur  in  entfernter  Weise. 
Ebenso  ist  aber  die  Beleidigung  ein  Vergehen,  das  in  weitaus 
den  meisten  FflUen  keine  verbrecherischen  Absichten  kundgiebl 
und  an  und  fflr  sich  keinen  verbrecherischen  Charakter  hat.  Denn 
die  Anwendung  grober  und  geringschätzender  Ausdrücke  nimmt 
einem  Menschen  nichts  von  dem  Rechtsgute  der  Öffentlichen 
Achtung  und  seines  guten  Namens,  dies  geschieht  nur  durch  ge- 
wisse Arten  der  Beleidigung,  insbesondere  durch  Verleumdungen, 
deren  Zahl  aber  aus  der  grofsen  2^1  der  abgeurteilten  Beleidi- 
gungen sich  nicht  herausschälen  läfst   Auch  hat  die  Strafverfol- 
gung dieses  Deliktes  wie  mehrerer  anderer,  nämlich  des  Haus- 
friedensbruchs, der  einfachen  und  fahrlässigen  Körperverletzung 
der  Sachbeschädigung,   des  Ehebruchs,  insofern  besondere 
Voraussetzungen,  als  hier  regelmäfsig  die  Mitwirkung  der  Be- 
troffenen selbst  erforderlich  ist,  um  jene  Verfolgung  herbeizu- 
Dohren.  Eben  darin  kommt  der  nichtkriminalistische  Charakter 
bei  der  Beleidigung,  bei  der  einfachen  Körperverletzung  und 
beim  Ehebruch  zum  Ausdruck.    Andere  Vergehen  —  auiser 
denen,  die  nach  dem  hier  vorgelegten  Begriffe  Verbrechen  sind 
—  haben  diesen  kriminalistischen  Charakter  in  vielen  Fallen,  weO 
sie  mit  Verbrechen  und  mit  einer  auf  Verbrechen  gerichteten, 
vielleicht  darauf  angewiesenen  Lebensweise  nahe  BerQhrungen 
haben;  oder  weil  ihr  äufserer  Thatbestand  dem  eines  VerbrecheiB 
sehr  ähnlich  ist.  Die  in  beiden  Rücksichten  merkwürdigsten  Ver- 
gehen fallen  aber,  obgleich  sie  regelmäfsig  bestraft  werden,  aufscr- 
halb  des  Planes  der  deutschen  Kriminalstatistik.    Die  Bettelei, 
weil  sie  eine  „Uebertretung"  ist  —  während  sie  im  französischen 
Rcclitc  unter  gewissen  Umständen  als  „Vergehen*  gilt  — ;  der 
Holzdiebstahl,  weil  er  nur  nach  Landesgesetzen  abgeurteilt 
wird.  Die  Bestrafungen  des  Betteins,  die  den  lokalen  Gerichten 
anheimfallen,  mOfsten  mit  allen  Fällen  bestraften  Diebstahls  io 
denselben  Gerichten  verglichen  werden  können,  weil  hier  die 
Beziehungen  zwischen  Vergehen  und  Verbrechen  am  deutlichsten 
hervortreten  würden;  so  wäre  es  ein  interessantes  Problem,  zu 
untersuchen,  ob  die  strengere  Verfolgung  des  Betteins  den  Dieb- 
stahl befördere  und  umgekehi  t     O«  r  Holzdiebstahl  ist  darum 
kein  Verbrechen,  weil  er  nicht  mit  dem  Bewufstsein  einer  Ver- 
letzung fremden  Eigentums  zu  geschehen  ptlegt.   sondern  eine 
Art  von  Vindikation  alter  Genieinderechte  darstellt.   Aber  auch 
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hier  wäre  die  Beziehung  zu  dem  verwandten  Verbrechen  des  ge- 
meinen Diebstahls  von  besonderer  soziologischer  Bedeutung. 

Was  nun  die  grolse  Menge  der  übrig  bleibenden  Verbrechen 
und  kriminalistisch  bedeutsamen  Vergehen  anbetrifit,  so  kann  die 
Kriminal-Statistik  ihrer  Natur  nach  nur  eine  beschrankte  Auskunft 
Ober  diese  geben.  Sie  kann  nicht  die  wirklich  geschehenen  Ver- 
brechen  (um  von  jenen  Vergehen  ganz  abzusehen)  registrieren. 
Von  diesen  gelangt  eine  erhebliche  Anzahl  zu  keiner  Öffentlichen 
Kenntnis,  und  zwar  viele  darum  nicht,  weil  sie  nach  dem  Buch- 
Stäben  des  Strafgesetzes  keiner  Verfolgung  unterliegen.  Dahin 
gehört  eine  grofse  Menge  der  Manipulationen,  die  im  Handels- 
verkehr fortwährend  geübt  werden.  Es  bezeichnet  die  Lage 
dieser  Dinge,  dafs  die  Gesetzgebung  der  fortgeschrittensten 
Länder  immer  neue  und  erweiterte  Versuche  macht,  durch  spe- 
zielle Bestimmungen  und  Strafen  die  Urheber  solcher  Manipula- 
tionen verantwortlich  zu  machen.  Man  erinnere  sich  der  immer 
noch  so  unzulnn^h"rhcn  Gesetze  gegen  Verffllscluing  der  Nahrungs- 
mittel und  gegen  Warenverfälschung  überhaupt;  man  denke  an 
die  neueren  ( iesctzcntwürfe  gegen  den  unlauteren  Wettbewerb 
(concurrence  deloyalei.  gegen  die  Unterschlagungen  der  Banquiers, 
die  Praktiken  der  Loshändler  u.  s.  f. 

Andere  N'erbrechen  gelangen  darum  nicht  zur  ötVentiichen 
Kenntnis,  weil  sie  nicht  angezeigt  werden.  Die  verschieden 
gearteten  Gewohnheiten  des  V^olkes  sind  in  dieser  wie  in  anderen 
Hinsichten  niemals  erforscht  worden.  Für  gewifs  darf  gelten, 
dafs  z.  B.  Anzeigen  von  Verbrechen  gegen  die  „Sittlichkeit"  oft 
aus  Scham  unterbleiben,  oft  aber  auch  durch  begOterte  Uebel- 
thflter  abgekauft  werden.  Anzeigen  Ober  geschehene  Diebstahle 
und  BetnigsiiÜle  werden  oft  abhangig  sein  von  der  Schätzung 
des  Wertes  der  gestohlenen  Gegenstande,  mithin  durch  die 
Verhaltnisse  der  Bestohlenen  sich  bedingen;  oft  werden  sie  unter- 
bleiben wegen  geringer  Hoffnung  auf  Wiedererlangung,  oft  weil 
die  Ermittelung  des  Thaters  nicht  einmal  für  wahrscheinlich  ge- 
halten wird.  Von  dem  ganzen  Heere  der  Hausdiebstahle  kommen 
nach  den  meisten  Rechten  nur  solche  zur  Untersuchung,  bei 
denen  ein  ausdrücklicher  Antrag  des  Bestohlenen  vorliegt  — > 
diese  stehen  also  insofern  mit  Beleidigungen  und  den  Übrigen 
vorhin  genannten  Delikten  gleich.  Ferner  werden  in  Berlin 
2.  B.  in  30—  40  pCt  der  Fälle  von  Diebstahlsanzeigen  regelmafsig 
die  Thäter  nicht  ermittelt.  Da  die  Häufigkeit  dieser  Erfolglosig- 
keit in  geradem  Verhältnisse  zur  wachsenden  Volkszahl  der 
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Städte  stehen  dOrfte,  so  ist  ihr  aUgemeines  Wachstum  zu  er- 
warten, weil  ein  immer  gröfserer  Teil  der  Volksmenge  in  gro&en 
Städten  wohnt;  und  diese  zunehmende  Erfolglosigkeit  wird  ver- 
mutlich auf  die  Neigung,  geringere  Diebstähle  und  BetrQgereteo 

zur  Anzeige  zu  bringen,  dämpfend  wirken. 

Ueber  das  Verhältnis,  worin  die  Anzeigen  strafbarer  Hand- 
lungen —  darunter  freilich  auch  falsche  und  irrtflmliche  —  zu 
Anklagen  und  Verurteilungen  führen,  giebt  uns  die  Geschäfts- 
Statistik  der  Justizbehörden  einigen  Aufschlufs.  In  Preufseo 
(d.  h.  den  alten  Departements  ausschliefslich  Köln)  wurde  von 
den  Sachen,  die  bei  den  Staatsanwaltschaften  aniiängig  waren, 
in  den  Jahren  ISS^I — 1878  niemals  mehr  als  die  Häfte  durch  Er- 
hebung einer  Anklage  erledigt;  und  dieser  Teil  sank  von  durch- 
schnittlich 48.6  pCt.  im  Jahrfünft  1854/58  auf  39,5  pCt.  im  Durch- 
schnitte der  Jahre  1874/78.  —  Im  Deutschen  Reiche  wurden 
während  der  zehn  Jahre  1881 — 1891  von  allen  Anträgen  und  An- 
zeigen die  der  Staatsanwaltschaften  vorlagen,  regelmäfsig  —  mit 
sehr  geringen  Schwankungen  —  etwa  17  pCt.  ohne  weiteres  Ver- 
fahren zurücki^ewiesen .  etwa  8  pCt.  an  andere  Hehörden  abge- 
geben. Von  den  beendeten  Vorverfahren  wurden  durch  Ein- 
stellung des  Verfahrens  beendet  etwa  37  pCt.,  und  zwar  ist  die>e 
Quote  eine  leise  zunehmende;  durch  Beschlufs  des  Gerichts  auf 
Erötihung  des  Hauptverfahrens  nur  43 — 45  pC.  Die  Stetigkeil 
dieser  Proportionen  macht  allerdings  jene  Voraussetzung;  leidlich 
wahrscheinlich,  die  schon  Quctelet  als  wesentliche  Grundlage 
unserer  statistischen  Kenntnisse  von  Verbrechen  und  Vergehen 
hingestellt  hat:  dafs  zwischen  den  bekannten  und  abgeurti  ilten 
Handlungen  und  der  unbekannten  Totalsumme  der  begangenen 
ein  nur  unbedeutenden  Schwankungen  unterliegendes  Verhältnis 
bestehe  (Quetelet.  Ueber  den  Menschen.  Deutsche  Uebersetzung. 
S.  407). 

HI. 

* 

Die  Menge  der  von  den  Gerichten  behandelten  Sachen,  die 
Menge  der  untersuchten  Handlungen,  die  Zahl  der  Angeklagten, 
Abgeurteilten  und  der  Verurteilten,  alle  diese  Quantitäten  müssen 
daher  als  verhältnismäfsig  durch  gleiche  Zeiten  in  gleichen  Orten 
gleichbleibende  Ma&stäbe  för  die  wirklich  geschehenen  strafbaren 
Handlungen  gelten. 

Unter  den  strafbaren  Handlungen  ragen  aber  einige  hervor, 
teils  durch  ihre  Häufigkeit  schlechthin,  teils  besonders  dadurch. 
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dafs  sie  von  denselben  Personen  viele  Male  begangen  werden. 
Mit  der  Häufigkeit  wAchst  —  unter  sonst  gleichen  Umständen  — 
die  Wahrscheinlichkeit  strafgerichtlicher  Behandlung,  und  durch 
die  subjektive  Wiederholung  die  Wahrscheinlichkt  it.  dass  die 
begcliLnden  Personen  der  Verurteilung  für  ihre  Handlungsweise 
anheim  fallen. 

Die  Thatsaclie,  dafs  eine  gewisse  (bekannte)  Anzahl  von 
Personen  in  einem  bestitnniten  Gcrichtsbezirke  und  in  einem 
ganzen  Staate,  während  eines  Jahres  wegen  einer  bekannten 
Zahl  strafbarer  Handlungen  verurteilt  wurde,  muss  jedoch  von 
der  Thatsache.  dafs  eine  (unbekannte)  Anzahl  von  Personen  eine 
(unbekannte)  Anzahl  von  strafbaren  Handlungen  —  in  der  gleiciien 
Zeit  und  im  gleichen  Raum  —  begangen  hat.  streng  unter- 
schieden werden.  Die  Verurteilungen  beziehen  sich  zwar  zum 
grösseren  Teile  auf  Handlungen  des  gleichen  Jahres,  aber  zu 
einem  kleineren  auch  auf  früher  geschehene.  Die  Verurteilungen 
mehrerer  Jahre  stehen  in  einem  (unbekannten)  Verhältnisse  zu 
den  strafbaren  Handlungen  der  gleichen  Zeit,  aber  dieses  Ver- 
hältnis darf  nach  vielen  Analogien  als  ein  nicht  sehr  variirendes 
angenommen  werden.  Einen  viel  grösseren  Teil  machen  ohne 
Zweifel  die  verurteilten  Personen  von  den  Personen  aus,  die 
solche  Handlungen  begangen  haben  —  eben  darum,  weil 
gleichartige  Handlungen  von  den  gleichen  Personen  immer  aufs 
neue  begangen  werden. 

Die  Wiederholung  der  gleichen  oder  ähnlichen  strafbaren 
Handlung  entspringt  aus  erneuter  Begierde  und  erneuter  Ge- 
legenheit; wogegen  die  Furcht  vor  neuer,  wenn  auch  schwererer 
Strafe  um  so  weniger  vermag»  je  grösser  die  —  mehr  oder  minder 
begründete  —  Hoffnung,  unentdeckt  zu  bleiben  oder  doch 
nicht  flberfbhrt  zu  werden.  Bei  vielen  solchen  Handlungen  spielt 
diese  Erwägung  der  Chancen  schon  darum  keine  oder  eine 
sehr  geringe  Rolle,  weil  sie  in  einem  Zustande  des  heftigen 
Affektes  und  sehr  hflufig  unter  dem  Einflüsse  berauschender  Ge- 
trfliike  zu  geschehen  pflegen.  So  ist  es  mit  den  meisten  Sitten- 
verbrechen  und  Körperverletzungen.  Ganz  verschieden  von 
diesen  beiden  wichtigen  Kategorien  der  Verbrechen  ist  die  wich- 
tigste, die  der  Verbrechen  gegen  das  Eigentum.  Deren  Aus- 
übung geschieht  zwar  theils  unter  dem  Einflüsse  einer  starken 
Versuchung  und  bei  gOnstigen  Gelegenheiten,  wo  die  Wahr- 
scheinlichkeit der  Entdeckung  gering  ist;  zum  grofsen  Teile  aber 
geschieht  sie  als  eine  Art  von  Kunst,  die  ihre  bestimmten 
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Regeln  hat:  und  ein  wesentliches  Stück  der  Kunst  besteht  tbea 
darin,  sich  die  Chancen  der  Entdeckung  möglichst  gflnstig  n  ' 
gestalten. 

Aus  den  Statistiken  ist  nicht  zu  ersehen,  wie  viele  der  wegen 
Diebstahls  vcrurtheilten  Personen  wirkHche  Diebe  „von  Pro- 
Icssion"  sind,  wie  viele  dagegen  nur  bei  i;ün-tiuer  Gelegenheit 
wenn  auch  zum  oft  wiederholten  Male,  einen  Diebstahl  begangen 
haben:  zu  den  letzteren  gehören  viele  Personen,  die  Hettler  ,von 
F'rolession"  sind  und  die  höchstens  als  ein  ..Xebcngewerhe'*  den 
Diebstahl  betreiben  und  ihn  meistens  an  kleinen,  leicht  verkäuf- 
lichen oder  in  eigenen  (icbraucli  genommenen  Tlegenständen  aus- 
üben. Dazu  kommen  dann  die  Anfänger  und  Lehrlinge  in  der 
diebisclien  Kunst,  von  denen  manche,  auch  ohne  erlittene  Strafen, 
durch  die  Scbwierigkeiten.  die  Geiahren  und  die  Schändlichkeit 
der  Sache,  bei  zuneiimender  Reife  des  Denkens,  abge.>>chicckt  i 
werden  und  wenigstens  X'ersuche  machen,  in  eine  ehrlichere 
Laufbahn  zu  gelangen:  Versuche,  die  teils  durch  Armut,  teil» 
durch  Einflüsse  der  Umgebung,  teils  angeborener,  teils  erwor- 
bener Kameradschaft,  erschwert  und  oft  vereitelt  werden.  Bei 
einigen  sulciier  Individuen  wirkt  die  Strafe,  zumal  wenn  sie  von 
nicht  zu  kurzer  Dauer  und  in  Isolirhaft  vollzogen  wird,  in  der- 
selben Richtung,  bei  manchen  aber  auch  in  umgekehrter  Ridi* 
tung,  zumal,  wenn  jene  Bedingungen  nicht  erftlllt  sind;  fast  in 
allen  Fallen  aber  werden  jene  Versuche  durch  einmal  erlilteiK 
Strafen  noch  mehr  erschwert  werden. 

Wie  viele  dieser  Anfänger  spater  ehrliche  Arbeiter  werden, 
Iftsst  sich  nicht  ermitteln.  Denn  dnmal  beweist  die  Tatsache. 
da(s  sie,  obgleich  noch  am  Leben  befindlich,  nicht  von  neuen 
vor  einem  inländischen  Gerichte  angeklagt  werden,  nicht  mit  G^ 
wifsheit,  dafs  sie  sich  keiner  strafbaren  Thaten  schuldig  gemacbt 
haben;  sie  beweist  nicht  einmal,  dafs  sie  sich  keines  Diebstahls  i 
schuldig  gemacht  haben;  selbst  wenn  aber  dies  fest  stände,  so  | 
hatten  sie  sich  vielleicht  in  eines  der  vielen  grofsstadtischen  Ge- 
werbe begeben,  die  zu  schwer  nachweisbaren  BetrOgereien  reich- 
liche Gelegenheit  geben,  z.  B.  in  die  Profession  des  KeDners: 
ganz  abzusehen  davon,  dafs  es  £rwerbsar4b  gibt,  die.  ohne 
direkt  unter  das  Strafgesetz  zu  fallen  —  und  wenn  sie  darunter 
gestellt  werden,  doch  ohne  ein  Verbrechen  zu  begrOnden  —  I 
ebenso  schmarotzerhaft  sind  und  wirken,  wie  direkter  Diebstahl 
und  Betrug,  z.  B.  die  Dienstteistungen  filr  die  Prostitution  vad 
manche  Handelsgewerbe,  die  nur  auf  Kosten  der  Thorheit  vad 
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Lüderliciikeit  der  Menschen  existieren.  Ferner  aber  begeben 
sich  viele  Individuen,  zumal  jüngere,  die  sich  strafbar  gemacht 
haben,  ins  Ausland,  wo  ihr  Verharren  im  diebischen  oder  ihr 
Uebergang  in  ein  verwandtes  Gewerbe  noch  schwerer  sich  kon- 
statieren lässt. 

Im  übrigen  wird  die  Laufbahn  des  Diebes  teils  durch  länger 
werdende  Freiheitsstrafen  begrenzt,  die  sein  Ableben  während 
dieser  Strafzeit  wahrscheinlicher  machen;  teils  durch  den  Tod 
überhaupt,  der  ohne  Zweifel  durch  die  Strapazen  des  Gefängniss- 
lebens.  wie  durch  die  iinrcgclmflfsigc.  gehetzte,  bald  von  Hunger 
und  P^rost  geplagte,  bald  unnuifsig  ausschweifende  Lebensweise 
in  scimiutzigen  Winkeln  grosser  Städte,  beschleunigt  wird;  noch 
mehr  beschleunigt,  als  der  Tod  gewerblicher  Arbeiter  durch 
lange  Arbeitszeiten,  ungesunde  Werkstätten.  Alkoholismus  u.  s.  w. 
—  ferner  aber  ist  die  Ausübung  der  diebischen  Thätigkeit  in 
ihrer  speziti>clun  Form,  der  des  Einbruchs,  durch  k(»rj)erliche 
Kräfte  und  Gewandtheit  bedingt,  —  sogar  die  Hülfsthatigkeil  da- 
bei durch  die  Fähigkeit  raschen  Entrinnens  —  so  datV,  ein  ge- 
wisses Lebensalter  und  abnehmende  Kräfte  zum  Verzichte  auf 
diese  Berufstätigkeit  nötigen.  Die  Neigung  dazu  und  der  Ge- 
schmack daran  mochte  in  einigem  Malse  gleichzeitig  abnehmen, 
wie  die  gleiche  Koinzidenz  bei  anderen  Thätigkeiten  zutrifft.  Es 
folgt  daraus  nicht  die  Abnahme  eines  „Hanges  zum  Verbrechen" 
(penchniit  au  crime)  schlechthin;  dieser  angebliche  1  lang  lätst  sich 
schon  darum  nur  in  niangelhatter  Weise  an  der  Bevölkerung, 
auch  an  der  kriminalfähigen,  messen,  weil  in  den  h(»heren  Lebens- 
altern zumal  der  freien  Bevölkerung,  d.  h.  aufserhalb  der  Straf- 
anstalten, die  zu  Verbrechen,  insbesondere  zum  Diebstahl  „ge- 
neigten" Individuen  wegen  ihrer  grofsen  Sterblichkeit  schwächer 
vertreten  sind.  Dazu  kommt  aber  nun,  dafs  auch  wegen  zu- 
nehmenden Alters  der  Dieb  sich  in  ein  minder  gefährdetes,  oder 
in  ein  strafrechtlich  nicht  erfafsbares  Gewerbe  zurOckdeht  Die 
ideale  „Begünstigung"  guter  Freunde,  die  noch  im  Gewerbe 
thfitig  sind,  kann  nicht  angeklagt  werden,  wenn  sie  nur  in  der 
Gewährung  von  Obdach  und  Nahrung,  gegen  Entgelt  und  in  leb- 
haftem Interesse  für  die  ausgefllhrten  Coups  sich  äufsert;  aber 
auch  die  reale  Begünstigung  ist,  nach  dem  Deutschen  Straf- 
Gesetzbuche,  straflos,  wenn  sie  dem  Thater  oder  Teihiehmer  von 
einem  Angehörigen  gewahrt  worden  ist,  um  ihn  der  Bestrafung 
zu  entziehen.  In  anderen  Fallen  kann  sie  sich  leicht  in  Formen 
verstecken,  die  als  (^wissentlicher  Beistand*  nicht  nachgewiesen 
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werden.  Ohne  eine  ^^rofse  Zahl  von  jenen  Individuen,  die  in 
der  Spracht-  der  Diebe  „kcss"  heifsen  (d.  i.  Diebes -Vertraute}, 
wäre  der  schwunghafte  Gang  des  Geschäftes  in  grofsen  Städten 
nicht  wohl  denkbar. 

IV. 

Es  wird  neuerdings  sehr  viel  verhandelt  über  den  Unter- 
schied von  Gelegenheits-  und  GewohnheiU-Verbrechern.  Als 
Gewohnheits -Verbrecher  pflegt  man  die  ganze  soziale  Schicht 
zu  verstehen,  die  regelmäfsig  von  den  Ertragen  des  Diebstahls 
oder  des  strafrechtlich  fa&baren  Betruges  ihr  Leben  —  fristet 
oder  pflegt  Viel  zweckmfllaiger  nannte  eine  altere  Literatur 
diese  soziale  Schicht  die  der  |,Gauner*;  denn  als  Gewohnheits- 
Verbrecher  ist  man  genötigt»  auch  alle  Individuen  zu  ver- 
stehen,  die  zu  wiederholten  Malen  wegen  gefahrlicher  Körper- 
verletzung oder  wegen  Sittenverbrechens  verurteilt  wurden;  unter 
diesen  ist  zwar  ein  Teil,  der  jener  sozialen  Schicht  angehört, 
keineswegs  gilt  dies  von  allen.  Unter  den  Gewohnheits-Sitten- 
Verbrechern  sind  manche  Personen  (wenn  auch  unter  den  be- 
straften eine  geringere  Anzahl  als  unter  den  wirklichen),  die  den 
höchsten  Schichten  der  Gesellschaft  angehören,  aufserdem  aus 
allen  Schichten  kranke  und  abnorme  Individuen.  Unter  den 
„Messerstechern"  und  anderen  „Raufbolden"  aber  sind  teils  rohe 
und  streitsüchtige,  bei  Zechgelagen  leicht  reizbare  junge  Männer, 
teils  Oberhaupt  von  Kraft  und  Uebermut  strotzende,  aber  ehrliche 
Gesellen,  die.  wenn  sie  nicht  der  Arbeiterklasse,  sondern  der 
Aristokratie  angehörten,  als  Duellanten  sich  der  höchsten  Achtung 
erfreuen  uml.  wenn  sie  mit  studentischen  nicht  tötlichen  Wafien 
ihre  Körperverletzungen  begingen,  regelmäfsig  straffrei  bleiben 
würden.  Gleichwohl  betrachtet  man  mit  Recht  die  Verurteilungen 
wegen  gefahrlicher  Körperverletzung  als  ein  kriminalistisch  merk- 
wQrdiges  Phänomen,  und  kann  die  Individuen,  die  oft  deswegen 
verurteilt  wurden,  als  ,»Gewohnheits -Verbrecher*  bezeichnen; 
aber  es  ist  klar,  dais  hier  die  Wiederholung,  zumal  da,  wo  sie 
nicht  mit  anderen  Verbrechen  oder  der  Gaunerei  zugethanen 
Gewerben  zusammenhangt,  anders  verursacht  und  anders  begrenzt 
ist  Sie  beruht  nicht  in  einem  spezifischen  Stande  und  Milieu 
der  Verbrecher,  sondern  in  weit  gröfserem  Umfange  in  indivi- 
duellem Naturell  und  Charakter;  sie  begrQndet  keinen  Eiwerbs- 
zweig  und  keine  spezifische  Lebensweise,  wenn  sie  auch  hier 
und  .da  mit  solchen  verknöpft  ist;  in  diesem  Sinne  sind  die 
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Körperverletzungen,  die  von  Zuhiltern  der  Prostitution  begangen 
werden,  ein  für  sich  zu  betrachtendes  Phänomen. 

Auch  der  gemeine  —  „einfache"  —  Diebstahl  ist  ein  Ver- 
brechen; aber  auch  dessen  oft  wiederholte  Begehung  und  die 
wiederholte  Bestraf  ung  dafür,  macht  nicht  jeden  Thäter  zu  einem 
Verbi  cclier  in  dem  Sinne,  der  diesem  Worte  jetzt  gegeben  und 
auch  durch  das  Prädikat  .unverbesserlich"  ausgedrückt  wird; 
dieses  Prädikat  ist  durchaus  zweideutig,  je  nachdem  es  auf  die 
mögliche  Zerst(")rung  vereinzelter  abler  Neigungen  und  Gewohn- 
heiten, oder  auf  die  Umwandlung  des  ganzen  Menschen,  d.  i. 
seiner  wesentlichen  Willensrichtung  sich  bezieht.  Auch  der  Be- 
griff des  „geborenen"  Verbrechers  ist  in  derselben  Hinsicht  der 
Kritik  ausgesetzt.  Die  Unempfindlichkeit  für  den  Unterschied  des 
„Mein  und  Dein"  kann  ihrer  Anlage  nach  ebenso  für  eine  an- 
geborene und  vererbte  Eigenschaft  gelten  wie  ihr  Gegenteil,  die 
Ehrlichkeit  und  Gewissenhaftigkeit  ;  in  Wirklichkeit  wird  es  immer 
um  Grade  des  natürlichen  Leichtsinns  oder  Schwersinnes  in 
Bezug  darauf  sich  handeln.  Bei  dem  armen  Manne  wird  diese 
Anlage  sich  leicht  zu  einer  Gewohnheit  des  Stehlens,  bei  dem 
reichen  zur  rücksichtlosen  Habsucht,  zur  Gewohnheit  des  Schwin- 
deins und  Andere  „übers  Ohr  Hauen-"  sich  entwickeln,  ohne 
dafs  der  letztere  strafbar  wird.  Beide  können  geborene  Ver- 
brecher heilten:  aber  beide  sind  es  nicht  in  dem  Sinne,  dafs  sie 
dazu  prädestiniert  wären,  der  „Verbrecherwelt",  den  „gefähr- 
lichen Klassen"  anzugehören;  auch  nicht,  dafs  sie  jemals  ge- 
sonnen wären,  wesentlich  durch  Diebstahl  oder  Betrug  zu  leben; 
sondern  sie  wollen  das  Gewerbe  betreiben,  das  sie  gelernt  haben; 
das  des  einen  —  etwa  der  Pferdehandcl  oder  die  Gesinde-Agen- 
tur —  giebt  zum  Erwerbe  auf  Kosten  Anderer  reichliche  Gelegen- 
heit; das  des  Anderen  -  etwa  die  Tischlerei  —  führt  ihn  oft 
in  fremde  und  reiche  Häuser,  wo  er  der  Versuchung,  einen 
überflüssigen  silbernen  Löffel  unter  seinem  Wamms  zu  verbergen, 
nicht  widerstehen  kann;  wenn  er  nach  jeder  Bestrafung  seinen 
Wohnort  wechselt ,  so  kann  er  um  so  eher  dem  Strafrichter 
wegen  „Diebstahls  im  wiederKoIten  ROckfall"  vorkommen.  Er 
ist  sonst  vielleicht  ein  fleifsiger  und  tüchtiger  Mann;  auch  wider- 
steht er.  so  lange  als  Not,  Krankheit  in  der  Familie,  Verschul- 
dung ihm  fem  bleiben;  aber  durch  einmalige  Bestrafung  herab- 
gekommen, kann  er  sich  nicht  wieder  erheben.  Die  Not  wieder- 
holt sich,  die  Unredlichkeit  wiederholt  sich.  Ein  ^^geborener" 
Verbrecher,  ein  „Gewohnheits -Verbrecher",  ein  „ünverbesser- 


Digitized  by  Google 


340 


Ferdinand  TOnnies, 


licher".  Und  doch  zugleich  nichts  als  „Gelegenheits -Verbrecher*. 
Darum  ist  auch  jene  Einteilung  Ferri's.  der  sich  Lombroso  an- 
geschlossen hat,  unzulänglich  [sie  unterscheiden  geborene,  Ge- 
wohnheits-,  Gelegenheits-  und  Leidenschafts  «Verbrecher].  Der 
erste  Unterschied  im  Verhaltnisse  des  Menschen  zu  bestimmten 
Handlungsweisen  liegt  darin,  ob  sein  Wille  mehr  passivisch  da- 
von bestimmt  wird  oder  mehr  aktivisch  darauf  gerichtet  ist 
Gewohnheiten  können  auf  der  einen  wie  auf  der  anderen  Grund- 
lage beruhen.  In  Bezug  auf  die  einzelne  Begehung  eines  Ver- 
brechens entspricht  der  Unterschied  dem  von  Culpa  und  Dolus: 
in  Bezug  auf  Gewohnheiten  ist  er  begrifflich  nicht  ausgebildet 
worden.  Von  Verbrechen  schlechthin  wird  aber  weder  ein 
Wille  passivisch  angezogen,  noch  ist  er  aktivisch  darauf  ge- 
richtet —  aufser  in  wenigen  Fällen,  und  aufser  insofern  ver- 
brecherische Thätigkcit  von  einer  Art  mit  den  übrigen  Arten  tu- 
samnicnhängt  oder  sie  als  P'olgen  nach  sich  zieht.  —  Die  Gattuns;. 
in  betri  ff  deren  jener  Unterschied  ausgeprägt  vorliegt,  ist  die  der 
Eigentunis-Vcrbrcchcn.  Der  grofscn  Menge  gelegentlicher  und 
ha1)itueller  Diebe  und  Betrüger  steht  die  engere  Gruppe  der  eigent- 
lichen Gauner  gegenüber.  Die;»e  ist  nicht  fest  begrenzt  gegen  jene: 
aber  sie  ist  noch  viel  weniger  begrenzt  gegen  scheinbar  ehrliche, d.h. 
nicht  direkt  verbrecherische  Gewerbe,  von  denen  oben  die  Rede 
gewesen  ist;  deren  Träger  dem  Strafrichter  vielleicht  garnicht, 
vielleicht  als  einmal  bestrafte,  mithin  ab  „gebesserte*  Verbrecher 
bekannt  sind  und  die  als  friedliche  »Geschäftsleute*  zu  der  .Ge- 
sellschaft" gehören,  die  gegen  jene  i^unverbesserlichen*  Gewohn- 
heits-Verbrecher geschOtzt  werden  soll.  —  Wenn  aber  hier  von 
gelegentlichen  und  habituellen  Betrflgern  wie  von  ebensolchen 
Dieben  geredet  wird,  so  ist  doch  die  DiiTerenz  offenbar.  Der 
Betrug  erfordert  seiner  Natur  nach  einen  aktiveren,  bestimmteren 
Willen,  als  der  gewöhnliche  Diebstahl,  von  dem  sich  in  dieser 
Hinsicht  seine  ausgezeichneten  Arten,  als  Einbruchs-Diebstahl, 
Taschen-Diebstahl,  Laden-Diebstahl  und  andere,  abheben.  Jener 
ist  also  an  und  für  sich  schon  —  gleich  diesen  Arten  des  Dieb- 
stahls —  far  das  Gaunertum  charaktenstiscb.  Er  unterscheidet 
sich  aber  auch  dadurch  von  allem  Diebstahl,  dafs  er  inner- 
halb bestimmter  gewerblicher  Thätigkeiten  —  besonders  des 
Handels  und  der  persönlichen  Dienste  —  ausgeübt  werden 
kann  und  sehr  oft  ausgeübt  wird.  Dennocii  ist  dieser  ge- 
wohnheitsmäfsige  Betrug  von  den  Arten  des  Betruges,  worin 
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das  Gaunertum  sich  bethätigt,  als  soziale  Erscheinung  in  der 
Regel  verschieden. 

V. 

So  ist  Oberhaupt  das  Verbrechen  als  soziale  Erscheinung 
zweierlei: 

1.  Einfacher  und  unmittelbarer  Ausdruck  gewisser  Zustände, 
als:  grofser  Ungleichheit  der  ökonomischen  und  moralischen 
Lage,  wie  sie  durch  das  ländliche  und  industrielle  Prole- 
tariat, einer  Herren-Klasse  gegenOber,  bezeichnet  wird;  spezieller 
Not  durch  Mifsernte.  Teurung,  Arbeitlosigkeit;  individueller  durch 
Krankheit,  Verwitwung,  Verwaisung;  ferner  im  allgemeinen:  eines 
heimatlosen,  zumal  vagierenden  Lebens;  besonders  unter  Stamm- 
fremden; des  Gegensatzes  der  Rassen,  der  Sprache,  der  Gewohn- 
heiten und  Denkweisen;  andererseits  aber  in  einem  homogenen 
\'olksteile,  teils  urwüchsiger,  in  ihrem  Kerne  nicht  verbrecheri- 
scher Sitten,  teils  entfesselter  Roheit,  die  der  Genufs  alkoholi- 
scher Getränke  besonders  fördert;  endlich  aber  sind  besonders 
die  sexuellen  \'erbrechen  Ausdruck  einer  physisch-moralischen 
Entartung  der  Individuen,  die  selber  in  mannigfachen  sozialen 
Zuständen  und  daraus  sicii  entwickelnden  Lebensweisen  und  Ge- 
wohnheiten der  Individuen  selber,  mehr  aber  ihrer  Aszendenten, 
zu  beruhen  pllegt.  Das  V'erbreclien  dieser  letzten  Art  ist  nur 
eine  Hegleitung  der  sozialen  Erscheinung  psychischer  Er- 
krankungen. 

2.  ist  aber  das  Verbrechen  komplizierter  und  mittelbarer 
Ausdruck  aller  dieser  sozialen  Zustände.  Das  Gaunertum  re- 
krutiert sich  daraus,  soweit  es  nicht  aus  sich  selber  sich  erneuert 
Wahrend  jenes  —  das  Obenviegend  kleine  und  planlose  Ver- 
brechen —  mit  der  Zerrüttung  der  Volks-Gemeinschafl  und  der 
Proletarisierung  der  Massen  sich  fortwährend  vermehrt  hat,  ist 
dieses  —  das  nur  eine  der  Formen  des  sozialen  Schmarotzer- 
tums darstellt  —  wie  es  scheint,  durch  Jahrhunderte  in  annähernd 
gleichem  Verhältnisse  zur  Volks-Menge  geblieben,  da  die  anderen 
Formen  des  sozialen  Schmarotzertums  leichteres  Wachstum 
haben.  Das  Gaunertum,  ehemals  überwi»  nd  ohne  festen  Wohn- 
sitz, ist  im  Laufe  dieses  Jahrhunderts  mehr  und  mehr  spezifisch 
grofsstädtisch  geworden.  Seinen  historischen  Kern  bilden  wohl 
überall  volksfremde,  nicht  assimilierte,  wandernde  Elemente:  in 
Deutschland  polnische  Juden  und  Zigeuner,  mit  denen  sich  früh- 
zeilig  Elemente  verbinden,  die  den  verachteten  Gewerben 
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angehören,  und  teils  volksfremden  Ursprunges  sind,  teils  uneiK- 
liehe  Kinder,  entlassene  Soldaten  und  deren  Kinder,  Bediente 
grofser  Herren,  und  grofse  Herren  selber,  die  sich  durch  SjHd 
und  andere  Laster  ruiniert  haben.  Endlich  vereinigt  das  Gauoer« 
tum  in  sich  die  Deklassierten  aller  Volksschichten  —  „vom  ver- 
drängten Thronerben  mit  dem  Stern  auf  der  Brust,  vom  venb* 
schiedeten Offizier,  vom  abgr-setzten  Geistlichen,  vom  abgebranntes 
Bürger  an  bis  zum  elendesten  Bettler"  (Ave-Lallemant,  da^ 
deutsche  Gaunertum,  Bd.  2,  S.  3).  Ebenso  bildet  sich  unterhalb 
der  Clans  in  mehr  primitiven  Kulturen  —  wie  in  Indien  —  aus 
den  Verstofsenen  ein  Räuber-Clan,  „zusammengeschweif-t  unter 
den  verbundenen  Einwirkungen  mannigfacher  Zufälle  und  Inter- 
essen, gemeinsamen  Mifsgeschickes,  eigentümlicher  Neigungen 
und  Gewohnheiten,  besonders  aber  drückender  Not  (Sir  Alfred 
Lyall,  Asiatic  Studies  p.  161). 

VI. 

Die  hier  vorgetragene  Einleitung  in  die  Kriminal-Soziologie 
will  ich  in  folgenden  Thesen  zusammenfassen  und  bündig  er- 
gänzen. 

1.  Aus  der  Statistik  strafbarer  und  abgeurtheilter  Hand- 
lungen wie  Personen  müssen  diejenigen  ausgeschieden  werden; 
die  nicht  mit  Verbrechen  im  soziologischen  Sinne  zu  thmi 
haben. 

2.  Verbrechen  in  Bezug  auf  das  Eigentum  unterscheiden 
sich  von  allen  anderen  dadurch,  dafs  ein  grofser  Teil,  und  gerade 
die  signifikantesten  Formen  von  Personen  begangen  werden,  die 
einen  regelmäfsigen  Erwerb  daraus  zu  gewinnen  versuchen,  oder 
gewohnt  sind. 

3.  Der  „Rürktall",   d.  Ii.   die  erneute  Bestrafung  wegen  der  ' 
gleichen    strafbaren    Handlung,    hat    eine   ganz    und    gar  ver- 
bchiedene  Bedeutung,  je  nach  den  .Subjekten,   die   ihm  unter- 
liegen.   Er  beweist  entweder,  dafs  die  aucli  erlittene  Stralc  i 
so  wenig  als  die  blos  vorgestellte,  starke  Begierden  oder  Leiden«  i 
Schäften  gewisser  Individuen,  bei  starker  Versuchung,  zu  hemraei 
vermag;  und  die  urkundliche  Thatsache  des  Rockfalles  charak- 
terisiert diese  Individuen,  wesentlich  in  psychologischer 
Richtung.   Oder  der  Rückfall  beweist  nur  äufseriich  und  acd- 
dentell,  eine  soziale  Thatsache  in  Betreff  einzelner  Individuen, 
die  an  und  Air  sich  feststeht:  dafs  nämlich  eine  unbestiounte 
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Menge  von  Individuen  fortwährend  auf  eine  nicht  blos  materiell, 
sondern  auch  formell  unredliche  Art  und  Weise  die  Mittel 
ihres  Lebensunterhalts  oder  sogar  ihrer  Bereicherung  erwirbt. 
In  diesem  Fall  ist  der  „Nicht-Rückfall"  keineswegs  ein  Beweis 
der  „Besserung"  :  vielmehr  macht  er  es  wahrscheinlich,  dafs  die 
Polizei  in  Beobachtung  der  gefährlichen  Klasse  nicht  scharf  und 
stark  genug  ist 

4.  Die  Verbrechen  hängen,  auch  als  psychologische  Plul- 
nomenc,  mit  sozialen  Ursachen  zusammen.  Insbesondere  ist  der 
(etwanige)  pathologische  Seelenzu stand  des  Verbrechers  teils  — 
wie  sein  gesamter  persönlicher  Zustand  —  durch  seine  Herkunft 
und  seine  Erziehung,  teils  durch  die  Hemmungen,  die  er  in 
seinem  Kampfe  ums  Dasein  erfahren  hat,  bedingt  Der  gesamte 
Zustand  des  professionellen  «Gauners*  ist  unmittelbarer  Aus- 
druck  seines  sozialen  Zustandes;  dieser  ist  daher  ein  besonderer 
Gegenstand  der  soziologischen  Wissenschaft,  die  ihn  zu  be- 
schreiben und  zu  erklären  hat  Dieselbe  Aufgabe  liegt  ihr  in 
Bezug  auf  das  Verbrechen  als  soziale  Erscheinung  in 
einem  anderen  Sinne  ob.  Insoweit,  als  dessen  Erklärung  auf  den 
Bestand  des  Gaunertums  hinftlhrt,  geht  sie  in  die  Erforschung 
von  Thatsachen  und  Ursachen  dieser  Erscheinung  Ober.  Aufser- 
halb  ihrer  sind  dem  „Verbrechen"  lauter  relativ-zufällige  „Ver- 
brecher" korrelat,  deren  Urheberschaft  teils  in  ihrer  individuellen 
Beschaflenheit,  teils  ihrer  sozialen  Lage  beruht;  ihre  individuelle 
Beschaflenheit  geht  ahci  zum  i'eile  wieder  nachweislich  auf  so- 
ziale Zustände  allgemeiner  und  spezieller  Art  zurück.  Die  all- 
gemeinen Ursachen,  die  das  Verbrechen  fordern  oder  hemmen, 
müssen  mit  den  besonderen  Ursachen,  die  das  Gaunertum 
tördern  oder  hemmen,  verglichen  werden;  aufserdem  aber  die 
Ursachen  der  einzelnen  Verbrechen  unter  einander. 

5.  Das  erste  Ziel  der  Forschung  sollte  eine  Geographie 
und  Genealogie  der  Gauner  und  aller  schweren  Verbrecher 
sein,  in  Verbindung  mit  einer  gleichen  Beschreibung  von  Prosti- 
tuierten, Vagabunden,  Wahnsinnigen,  Idioten  und  Imbecillen. 
D.  h.  man  mufs,  in  möglichst  weitem  Umfange,  von  allen  diesen 
Gattungen  die  biologischen  und  soziologischen  Ursprünge  er- 
forschen, um  ihre  Beschaffenheit  daraus  abzuleiten. 

6.  Die  anthropologische  Analyse  der  Gauner  und  anderen 
Verbrecher  kann  nur  auf  Grund  der  gleichen  anthropologischen 
Analyse  von  Rassen.  Nationen,  Volksstflmmen  und  Familien,  zu 
brauchbaren  Ergebnissen  fahren.    Insbesondere  sollte  ihr  ein 
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empirisch-Statistisches  Studium  der  Physiognomik  vorangehen, 
das  mit  zureichender  Methode  noch  niemals  unternommen  wurde. 
Auf  derselben  Grundlage  bedarf  die  „science  des  rapports  dn 
physique  et  du  moral"  die  durch  Cabanis  und  einige  andere 
Physiologen  mit  Glanz  begonnen  wurde,  der  Erneuerung  und 
des  Ausbaues  durch  Hinzufdgung  der  «rapports  du  milieu  social* 
mit  der  Einheit  physischer  und  moralischer  Phänomene. 
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Die  neuesten  Versuche  einer  staatlichen  Regelung 

des  Getreidehandels. 


Von 

Dr.  iCARL  THIESS. 


Seit  der  Antrag  Kanitz  auf  Verstaatlichung  der  Getreideeinfuhr 
und  Verkauf  des  ausländischen  Getreides  zu  fixierten  Preisen  im 
April  1894  urplötzlich  in  die  politische  Diskussion  geworfen  worden 
ist  und  sich  einen  so  breiten  Raum  in  den  wirtschaftspolitischen 
Erörterungen  der  Gegenwart  gesichert  hat,  hat  man  in  Deutsch» 
land  Oberhaupt  erst  angefangen,  sich  in  weiteren  Kreisen  mit  den 
Vorschlägen  einer  staatlichen  Beeinflussung  der  Kornpreise  und 
einer  Regelung  des  Kornhandels  ernstlich  zu  befassen.  Und  man 
kann  auch  jetzt  noch  nicht  behaupten,  dass  die  Erörterungen  über 
diesen  Gei^t-nstand  besonders  tief  gehen  und  das  Prinzipielle  der 
Sache  treffen;  sie  sind  zu  sehr  beeintlulbt  von  der  in  der  Agi- 
tation für  den  Antrat;  Kanitz  hervorgetretenen  ■speziell  at^rarisrlien 
Ausgestaltung  des  ( irundgedankeiis,  welclie  die  Ki  (»rterungi  ii  iit)er 
den  ganzen  Gegenstand  in  I  )cutsclilantl  zu  lediglich  parteipoliti- 
schen macht  und  sie  dadurch  verllacht.  Diese  Erscheinung  hängt 
zum  Teil  auch  damit  zusammen,  dass  die  Nali«.na]<)k<)nomen, 
welche  in  letzter  Zeit  sonst  fast  alle  wirtschaUspulilischen  Re- 
formen in  jahrelangen  Arbeiten  und  theoretischen  Kontroversen 
vorbereitet  hatten,  von  dem  Antrag  Kanitz  völlig  überrascht  und 
ohne  Vorstudien  dazu  angetroffen  wurden.  Wohl  haben  Einzelne' 
unter  ihnen  seitdem  das  Wort  genommen,^)  aber  auch  sie  be- 
trachten  den  Antrag  Kanitz  nicht  im  Zusammenhang  mit  den  ihm 
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parallel  gehenden  Erscheinungen,  sandern  setzen  sich  last  ledig- 
lich mit  dem  Antrag  als  singulärer  Erscheinung  auseinander;  ihre 
Argumentationen  sind,  wenn  auch  durch  genaueres  Material  ge- 
stutzt und  scharfer  ausgeführt,  doch  im  Grunde  nicht  sehr  ver- 
schieden von  denen  der  Parlamentarier  und  der  Tagespresse. 
Das  liegt  nicht  an  mangelndem  Material;  Erörterungen  aber  Ver- 
staatlichung des  Getreidehandels  t  Ober  staatliche  Beschränkung 
der  Getreideeinfuhr  und  ahnliches  liegen  aus  dem  letzten  Jahr- 
zehnt eine  ganze  Reihe  vor,  und  zwar  aus  verschiedenen  LAnderc 
aber  die  nationalökonomische  Wissenschaft  ist  an  ihnen  vorbei- 
gegangen und  hat  sie  nicht  beachtet,  bis  das  kräftig  geltend  ge 
machte  wirtschaftliche  Interesse   einer   machtigen  Wirtschaft»- 
gruppe  für  eine  von  ihnen  die  allgemeine  Aufmerksamkeit  er- 
zwungen hat    Da  dies  Interesse  unter  allen  Umstiinden  stark 
genug  ist.  um  den  Antrag  Kanitz  oder  ihm  ähnliche  Vorschlüge 
sobald  nicht  wieder  aus  der  volkswirtschaftlichen  Diskussion  ver- 
schwinden zu  lassen,  so  ist  es  um  so  dringender  geboten,  die  Er- 
örterungen darüber  auf  möglichst  tiefer  und  breiter  Grundlage 
führen,  die  theoretische  Kenntnis  von  den  neuen  Ideen  über  die 
Eintlussnahme  des  Staats  auf  den  Getreidehandel  noch  nachträg- 
lich  zu   ergänzen  und  zu  vervollständigen.    Ein  Anlauf  dazu  ist 
bereits  zu   verzeichnen.    Als   im  März   1895  eine  Abteilung  dci 
preuf>isciien  Staatsiats  zu  Beratungen   über  die  Agrarkri^-is  ein- 
berufen wurde,  da  wurden  ihr  als  die  ersten  Punkte  der  Beratung 
die  folgenden  vorgelegt: 

„I.  Maf-JKihmcn  zur  I  lt  bung  der  Preise  landwirtschaft- 
licher Produkte.  1.  Zur  Hebung  des  Getreidepreises.  Dk 
Notlage  der  Landwirtschaft  wird  zumeist  als  eine  Folge  der 
immer  steigenden  Unrentabilitflt  des  Kömerbaues  angesehen. 
Zur  Hebung  dieses  Mifsstandes  sind  aus  den  Kreisen  derer, 
die  sich  mit  dieser  Notstandsfrage  beschäftigen.  Vorschlage 
gemacht  worden,  die  wesentlich  auf  dem  Gedanken  der  Mono- 
polisierung des  Handels  mit  Getreide  bezw.  mit  Brot  beruhen. 

Folgende  Vorschläge  stehen  jetzt  im  Vordergründe  der 
Erörterung:  a)  die  Monopolisierung  des  Handels  mit  aus- 
ländischem Getreide  in  Verbindung  mit  einer  Bestimmung 
der  Preise  dXr  das  eingeführte  ausländische  Getreide  nacfa 
Mafsgabe  des  Preisstandes  im  Inlande  innerhalb  der  letzten 
40  Jahre;  b)  die  Monopolisierung  des  Handels  mit  ausUn£- 
schem  und  inländischem  Getreide;  c)  die  Kontingentierung 
der  Eänfuhr  von  ausländischem  Getreide;  d)  die  B^teuemog 
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des  zum  Verbrauche  ins  Inland  eingeführten  ausländischen 
Getreides  in  Staffelform;  e)  die  Einführung  eines  staatlichen 
Brotmonopols;  f )  der  Ankauf  von  Getreide  seitens  des  Staates 
und  die  Verarbeitung  desselben  zu  Mehl  in  fiskalischen 
Mühlen." 

Unter  diesen  6  Vorschlägen  stellen  4  die  Hauptt3'pcn  der 
in  Betracht  kommenden  Fl.'inc  dar.  während  die  Vorschlüge  unter 
d)  und  f)  untergeordneter  Natur  sind.  Durch  die  Erledigung 
dieses  Beratung^programms  konnte  eine  griini.liichere  Beratung 
auch  des  Antrags  Kanitz  ermögliclit  werden,  und  dieser  durch 
den  Vergleich  mit  den  ihm  nahestehenden  Vorschlägen  seine 
richtige  Beleuchtung  erhalten.  Aber  das  Programm  gelangte  nicht 
zur  AusfQhrung;  nach  den  Veröffentlichungen  aus  dem  Staatsrat 
zu  urteilen,  kam  nur  der  Antrag  Kanitz  zur  Beratung.  In  dieser 
ausschliesslich  aus  Praktikern  bestehenden  Versammlung,  die  zu- 
dem in  Zeit  und  Ziel  der  Beratung  von  vornherein  gebundene 
Marschroute  hatte,  konnte  natOrlich  kaum  Neigung  vorhanden 
sein,  die  Behandlung  eines  politisch  aktuellen  Gegenstandes  mit 
wissenschaftlichen  Erörterungen  von  dreifachem  Umfang  zu  be- 
schweren. Es  würde  aufserordentlich  wOnschenswert  sein,  wenn 
die  Behörde,  die  das  obenstehende  Studienprogramm  entworfen 
hat,  dasselbe  nun  auch  in  vollem  Umfange  durchführen  wollte. 

Im  folgenden  sollen  die  prin/iniell  verschiedenen  Gruppen 
der  auf  die  preisregulierende  staatliche  Beeinflussung  des  Ge- 
treidehandels bezüglichen  Vorschläge  in  ihrem  Wesen  dargestellt 
und  die  einzelnen  dahin  gehörigen  Vorschläge  angeführt  und  be- 
sprochen werden.  Die  Vollständiukeit  des  beigebrachten  Materials 
ist  dabei  freilieii  keineswegs  garantiert,  da  nur  das  benutzt  worden 
ist,  was  in  Deutschland  in  Litteratur  und  X'erhanrllunushcrichten 
zugängig  geworden  ist.  Indessen  reicht  das  Material  doch  hin, 
um  die  Grundideen  der  betretienden  Vorschläge  nach  allen  Rich- 
tungen zu  beleuchten. 


Die  Veranlassung  zu  fast  allen  den  im  letzten  Jahrzehnt  auf- 
getauchten Plänen  einer  Beeinflussung  der  Getreidepreise  und 
des  Getreidehandels  von  staatswegen  ist  der  Wunsch  gewesen, 
dem  Preisfall  des  Getreides,  der  auf  den  mittel-  und  westeuro- 
paischen Markten  infolge  der  gesteigerten  auslandischen  Kon- 
kurrenz etwa  seit  1874  eingetreten  ist,  entgegenzuwirken.  Die 
Konkurrenz  der  neu  erschlossenen  und  billiger  produzierenden 
Getreideproduktionslander  im  Osten  Europas  und  in  den  Qbrigen 
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Weltteilen  unterbrach,  durch  die  Entwicklung  der  modernen  Ver- 
kehrsmittel und  die  Ausdehnung  des  Welthandels  begOnstigt,  in 
den  alten  Kulturländern  die  dort  im  ganzen  aufwärts  gehende 
Preisbewegung  ftr  landwirtschaftliche  Produkte,  drOckte  die  Preise 
allmählich  sehr  erheblich  herab  und  brachte  so  die  Landwirtschaft 
dieser  Länder,  die  sich  in  Produktionskosten,  Betriebsart,  Be* 
lastung  ganz  den  höheren  Preisen  angepasst  hatte,  in  eine 
schwierige  Lage.  Den  Landwirten  durch  Abwehr  und  Rück- 
gängigmachung des  Preisdrucks  für  ihr  Hauptprodukt,  für  Ge- 
treide,  zu  helfen,  war  allgemein  der  nächste  Zweck  der  auf  die 
Beeinflussung  der  Getreidepreise  abzielenden  Vorschläge.  Doch 
blieben  die  Vorschläg«'  nicht  alle  auf  di'-  Bekämpfung  der  zu 
niedrigen  Preise  Ix  srlii  ,inkt.  die  radikaleren  derselben  verlangen 
glt  ieh/.citig  auch  die  Hegn  ii/ung  tlcr  Preise  nach  oben  hin.  also 
ebenrM)\vohl  tlie  X'ernicidung  zu  hoher  wie  tiie  zu  niedriger 
Preis(",  und  die  Fixierung  eines  Preises  auf  mittlerer,  normaler 
1  lohe.  Die  letzteren  Pläne  würden  also  auch  gegen  eine  Preis- 
teuerung  in  Anwendung  gebracht  werden  können. 

Als  technisch  einfachstes  Mittel,  den  durch  das  au.->ländische 
Getreide  verursachten  Preisdruck  auszuschliefsen  oder  abzumildern, 
erwiesen  sich  die  Schutzzölle  auf  Getreide,  welche  den  Preis 
des  ausländischen  Getreides  um  den  Zollbetrag  erhöhen  und  so 
diesem  das  Unterbieten  der  inländischen  Landwirte  erschweren 
sollten,  damit  letztere  ihr  Korn  um  den  ganzen  Betrag  des  Zolles 
oder  doch  um  einen  Teil  desselben  teurer  absetzen  könnten. 
Dieser  Zweck,  die  Getreidepreise  im  Inland  zu  erhöhen,  wurde 
froher  von  den  Schutzzöllnern  aus  taktischen  Grflnden  oft  ver- 
schieiert  oder  geradezu  in  Abrede  gestellt  Gelegentlich  der 
Agitation  ftlr  den  Antrag  Kanitz.  durch  den  die  Preiserhöhung 
offen  angestreift  wird,  ist  aber  in  Deutschland  allseitig  zugegeben 
worden,  dass  die  Preissteigerung  genau  ebenso  auch  der  Zweck 
der  Schutzzölle  gewesen  sei  Dir  GetreidezöUe  waren  namentlich 
von  England  her,  dessen  Landwirtschaft  von  der  kontinentalen 
Getreideausfuhr  schon  in  früheren  Jahrhunderten  eine  ähnliche 
Konkurrenz  wie  jetzt  Mittel-  und  Westeuropa  zu  erleiden  gehabt 
hatte,  bekannt,  und  wurden,  nacluiein  die  älteren  Zölle  in  den 
Jahrzehnten  vorher  fast  überall  beseitigt  worden  waren,  seit  etwa 
1880  in  der  Mehrzahl  der  west-  und  mitteleuropäischen  .Staaten, 
soweit  diese  auf  die  Erhallung  der  Konkurrenzfähigkeit  tlc  in- 
ländischen Getreidebaues  entscheidenden  Wert  legten,  eingclührt. 
in  den  meisten  Ländern  seitdem  auch  wiederholt  gesteigert.  Aber 
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diese  Steigerung  fand  bald  ihre  Grenzen.  Teils  verhindertt-  es 
ein  innerpolitischer  Grund,  das  energisch  sich  geltend  machende 
Interesse  der  Konsumenten  an  billigem  Brotgetreide,  teils  ein  in 
der  auswärtigen  I*olitik  liegender  Grund,  die  Nt»t\vcndiglveit,  den 
Getreideausfuhrländern  als  Entgelt  für  ihn  haudtlspolitischen 
Zugeständnisse  dem  Industrieexport  gegenüber  Konzessionen  auf 
dem  Gebiete  der  Getreideeinfuhr  zu  machen,  dafs  die  Zölle  so 
hoch»  wie  es  in  den  Wünschen  der  Landwirte  lag,  gesteigert 
wurden,  so  in  Frankreich,  oder  die  nflmlichen  GrOnde  schlössen 
jede  Steigerung  durch  internationale  Verträge  Oberhaupt  aus  und 
setzten  sogar  die  Zölle  herunter,  so  in  Deutschland.  Daneben 
wurden  auch  starke  Bedenken  laut,  ob  die  Schutzzolle  wirklich 
die  beabsichtigte  Wirkung  hatten.  Selbst  Agrarier,  wie  in  Deutsch- 
land V.  Grafs-Klanin,  Graf  v.  Kanitz,  Ruhland,  behaupteten,  sie 
hätten  nicht  die  deutschen  Preise  uro  den  Zollsatz  erhöht,  sondern 
nur  die  Weltmarktpreise  gedrückt  Ueberwiegend  herrscht  wohl 
die  Meinung,  dafs  die  Zölle  teils  in  der  einen,  teils  in  der  anderen 
Richtung  wirken,  dafs  man  das  Mafs  der  Wirkung  nach  der 
einen  oder  der  anderen  Seite  im  einzelnen  genau  nicht  abmessen 
kann.  Aber  wie  dem  auch  sei.  jedenfalls  waren  die  Zölle  der 
vorherrschend  sinkenden  Tendenz  der  Preise  nicht  gewachsen. 
Man  sann  auf  andere  Mafsnahmen,  deren  Wirkung  grOndlicher 
und  sicherer  wäre. 

Eine  Hauptursache  des  Preisdrucks  auf  dem  inländischen 
Markt  erkannte  man  in  der  Uebcriührung  desselben  mit  fast  be- 
liebig grofsen  Mengen  ausländischen  Koi  ns.  welche  dann  natür- 
lich, um  abgcsct/t  zu  werden,  einander  und  das  konkurrierende 
inländische  Getreide  unterbieten  und  so  die  Preise  immer  weiter 
drücken  mufsten.  Dagegen  wurde  zunächst  die  Beschränkung 
der  Getreide-Einfuhrmcngen  auf  das  im  Inland  nicht  ge- 
wonnene, zur  Ernährung  der  Bevölkerung  aber  noch  notwendige 
Quantum  in  Anregung  gebracht.  Schon  durch  den  Schutzzoll 
wollten  einige  seiner  l^et'üi  wortcr  eine  derartige  Beschränkung 
mit  erreichen.  Da  dieser  nämlich  die  Konkurrenzbedingungen 
des  ausländischen  Getreides  durch  Ueberwälzung  eines  Teils  des 
Zolls  auf  das  Ausland  erschwerte,  so  hoffte  man,  wQrde  ein  Teil 
des  hnportgetreides  unter  den  ungQnstigeren  Bedingungen  den 
Wettbewerb  auf  dem  zollgeschQtzten  Markte  nicht  mehr  mitmachen 
können.  Diese  indirekte  Wirkung  des  Zolls  war  indessen  ver- 
schwindend. Nun  will  man  die  Beschrankung  direkt  versuchen. 
Ernte  und  Bedarf  des  Inlands  sollen  statistisch  ermittelt  und  aus 
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ihrer  Differenz  die  zur  Eintuhr  notwendige  Menge  fremden  Ge- 
treides ermittelt  werden.    Ucber  diese  Menge  hinaus  soll  fremde? 
Getreide  nicht  hereinkommen  dürfen.   Eine  direkte  Beeinflussung 
der  Preise  über  die  Zölle  hinaus  ist  in  diesen  Plflnen  zumeist 
nicht  mehr  beabsichtigt,  Ja  es  ist  sogar  von  einer  Seite  vorge- 
schlagen worden,  von  dem  notwendigen  Einfuhrquantum  keine 
Zolle  2u  erheben.  Man  hofft  eben,  dafs  wenn  Angebot  und  Nach- 
frage  miteinander  genau  ausgeglichen  sind,  wenn  das  preisver- 
derbende Ueberangebot  beseitigt  ist,  dafs  dann  die  flberwiegende 
Menge  des  inländischen  Angebots  ihren  entsprechenden  Einflois 
auf  die  Preisbildung  wiedererlangt  und  es  durchsetzt,  dafs  fbr 
heimisches  Getreide  ein  den  heimischen  Produktionskosten,  Er- 
werbs- und  Lohnverhältnissen  entsprechender  Preis  gezahlt  wird. 
Dieser  Einflufs  soll  in  den  meisten  betreffenden  Vorschlägen  noch 
durch  die  andere  Bestimmung  gesichert  werden,  dafs  die  Einfuhr 
des  erlaubten  Quantums  nicht  gleich  nach  der  Ernte,  sondern 
immer  erst  dann  stattfinden  soll,  wenn  die  einheimische  Ernte 
gnnz  oder  zu  ihrem  gröfstc  n  Teil  ohne  Belästigung  durch  die 
ausländische  Konkurrenz  verkauft  ist.    Diese  ganze  Gruppe  von 
V^orschlägen  hat  noch  ebenso  wie  der  Schutzzoll  nur  den  Zustand 
als  gegeben  und  dauernd  im  Au<:fe.  dafs  die  Preise  im  Ausland 
ständig  niedriger  sind  als  die  der  geschützten  Länder,  und  dafs 
es  demnach  die  normalen  Preise  nur  gegen   zu   niedrige,  nicht 
auch  i;ei^en  zu  hohe  herzustellen  und  zu  sichern  i,m'U.        Die  Be- 
schrankung der  Kinluhr  auf  ein  bestinmites  Quantum  verlangt  im 
Jnt(  resse  der  gerechten  und  gleiclHnäfsigen  Behandlung  der  Ein- 
fuhrhändler  uikI    schon   mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit  einer 
leichten  und  sicheren  Kontrolle   c\nc   hrstimmte  Regelung  dc~ 
Einfuhrhandt^ls.    Meist  wird  diese   in   der  Weise   verlangt.  dal< 
das  Einluhrquantum   in  einem   Kontingentierungsverfahren  nach 
bestimmten  Regeln  unter  die  Importeure  verteilt  wird,  und  dieser 
Teil  des  Plans  verschafft  der  ganzen  Gruppe  von  \'or5.cli;^^en 
den  Sammelnamen  der  Pläne  einer  „Kontingentierung  der 
Getreideeinfuhr*.    Ein  anderer  Plan  der  Getreide -Einfuhr- 
beschränkung Mrill  die  Einfuhr  des  statistisch  festgestellten  Ein- 
fuhrquantums dem  Staate  in  die  Hand  geben  und  durch  diesen 
zu  den  Marktpreisen  verkaufen  lassen;  er  leitet  damit  zu  den 
Vorschlägen  auf  Verstaatlichung  der  Getreideeinfuhr  Ober. 

Die  Verstaatlichung  der  Getreideeinfuhr  mulste  io 
Ländern,  welche  an  die  Wirksamkeit  einer  starken  und  vielseitig 
thätigen  Staatsgewalt  gewöhnt  sind,  also  namentlich  in  Frankreich 
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und  Deutschland,  als  Vorschlag  leicht  an  die  Stelle  der  Kontin- 
gentierung treten,  da  sie  für  solche  Länder  dem  letzteren  System 
gegenüber  mancherlei  Vorzüge  besitzt  Wenn  man  die  Beschaffung 
der  berechtigten  und  notwendigen  Einfuhrmengen  anstatt  dem 
FVivathandel  dem  Staate  übertragt,  so  werden  damit  alle  die 
grofsen  Schwierigkeiten  und  Bedenken,  welche  jeder,  auch  der 
sorgfältigsten  Kontingentierungsart  anhaften,  vermieden.  Die 
grofsen  Gewinne,  welche  bei  den  entstehenden  grOfseren  Diffe* 
renzen  zwischen  In-  und  Auslandspreisen  aus  dem  Ausfuhrhandel 
resultieren,  und  welche  mit  einem  erhöhten  festen  Zoll  wegzu* 
steuern  wegen  völkerrechtlicher  oder  auch  schon  wegen  tech- 
nischer Schwierigkeiten  nicht  immer  nir>glich  ist,  fallen  dann  nicht 
wenigen  begünstigten  Privaten,  sondern  der  Staatskasse  zu;  und 
vor  allem  ist  die  gewaltige  und  nach  Vieler  Meinung  unüber- 
windliche Schwierigkeit,  mit  den  unvollkommenen  Hülfsmitteln 
unserer  wirtschaftlichen  Statistik  den  Bedarf  des  Landes  an 
fremdem  Getreide  gerade  genau  richtig,  nicht  zu  hoch  und  nicht 
zu  niedrig  anzuschlagen,  für  die  staatliche  Einfuhr  kein  Hindernis. 
Der  Staat  kann  im  Zweite)  iiinner  grüfsere  Mengen  einführen,  um 
jeden  Mangel  an  Nahrungsmittehi  unniüghcii  zu  machen,  denn  er 
kann  die  Überschüssigen  Vorräte  in  seinen  Lägern  zurücklialten, 
w.llirend  in  den  1  länden  der  privaten  Spekuhition  auch  sehr 
kleine  überschü.-^sige  Mengen,  liie  bei  einem  solchen  .System  ohne 
erhebliche  Verluste  nicht  wieder  von  dem  teureren  Markte  des  Ein- 
fuhrlandes entfernt  werden  könnten,  die  Preise  sehr  ungünstig  beein- 
flussen würden.  Darüber,  in  welcher  Weise  und  zu  welchen  Be- 
dingungen der  Staat  das  von  ihm  eingeführte  Getreide  auf  den 
inländischen  Markt  bringen  soll,  gehen  die  Meinungen  sehr  aus- 
einander. Manche  hoffen  schon  davon,  dafs  der  Staat  sich  mit 
seinem  Angebot  nicht  vordrangt  und  dem  heimischen  Getreide 
nicht  geflissentlich  Konkurrenz  macht,  sondern  wie  ein  altes,  so- 
lides Geschäft  die  Käufer  an  sich  herankommen  läfst  und  ihnen 
zu  den  landesüblichen  Preisen  verkauft,  einen  genügenden  Schutz 
der  heimischen  Produzenten.  ILiufiger  aber  wird  dem  Staate 
vorgeschrieben,  dafs  er,  um  die  Konkurrenz  mit  seinen  eigenen 
Landwirten  möglichst  ganz  zu  vermeiden,  erst  dann  nut  seinem 
Angebot  hervortreten  soll,  wenn  das  heimische  Getreide  auf  dem 
Markte  zu  erscheinen  aufhört.  Dann  erst  soll  er  zu  den  an  den 
Orten  seiner  Magazine  üblichen  Marktpreisen  verkaufen.  Ein 
dritter  Vorschlag  endlich,  der  in  Deutschland  durch  die  letzten 
politischen  Erörterungen  am  meisten  bekannt  geworden  ist,  ver- 
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langt,  dais  der  Staat  das  in  seinen  Händen  befindliche  Getreide 
nur  zu  festen,  gesetzlich  bestimmten  Preisen  verkauft.  Die  Vor- 
aussetzung  dabei  ist,  wie  mehr  oder  weniger  bei  allen  -den  hier 
besprochenen  Vorschlägen,  dafs  das  Land,  welches  die  Getreide- 
einfuhr  verstaatlicht  und  die  Verkaufspreise  fixiert,  bestandig 
■mehr  Getreide  braucht  als  es  selbst  erzeugt,  so  dafs  die  Preise 
des  importierten  Getreides  stets  einen  mafsgebenden  Einflufs  auf 
die  gesamten  im  Inland  gezahlten  Preise  haben.  Denn  der  In- 
landspreis kann  dann  nicht  wesendich  niedriger  sein,  weil  die 
Einfuhrmengen  auf  dem  Markte  gebraucht  werden  und  nach  einem 
volkswirtschaftlichen  Gesetz  das  teuerste  Quantum  einer  Ware, 
das  auf  dem  Markte  noch  notwendig  gebraucht  wird,  die  Preise 
diktiert.  Der  Inlandspreis  kann  aber  auch  nicht  wesentlich  höher 
steigen,  weil  in  solchem  I  all  der  Staat  grOfsere  als  die  notwen- 
digen Mengen  dem  Weltmarkt  oder  seinen  Magazinen  entnehmen 
und  sie  zu  seinen  Normalpreisen  verkaufen  kann.  —  Die  Normal- 
preise sind  prinzipiell  so  angenommen,  dafs  sie  dem  inländischen 
Getreidebau  einen  Ersatz  seiner  Profhiktionskosten  und  eine  ge- 
nügende Rentabilität  gewahren,  j)raktisch  sind  sie  teils  nach  den 
Produktionskosten,  teils  nach  den  Landes-Durchschnittspreisen 
der  letzten  jalii/  hntc  berechnet.  Man  will  also  hier  dieselben 
Preise,  wclclie  nach  der  Hoffnung  <iiM'  Anhänger  der  Eintuhr- 
beschränkung  und  der  Verstaatlichung  ohne  feste  Preise  sich  von 
selbst  herausstellen  werden,  auf  jetlen  Fall  sichern  und  festlegen. 
Der  nächste  Zweck  ist  natürlich  auch  hierbei,  dem  herrschenden 
Preisdruck  entgegenzuwirken,  aber  bei  die.->er  letzteren  Mafsregel 
ist  die  Wirkung  schon  nicht  mehr  auf  die  Bekämpfung  zu  niedriger 
Preise  beschränkt.  Die  Normalpreise  können  mit  Hülfe  eines 
Reservefonds  und  eines  staatlichen  Magazinierungs- Systems,  das 
vielfach  mit  ihnen  gleichzeitig  gefordert  wird,  auch  zur  Bekämpfung 
der  Preisteuerung  und  zur  Aufrechterhaltung  der  Normalpreise 
gegen  den  Einflufs  von  dieser  Seite  Her  benutzt  werden,  und  in 
der  That  ist  in  manchen  Plänen  eine  solche  Benutzung  schon 
jetzt  vorgesehen. 

Wie  man  zu  den  Normalpreisen  greift,  weil  man  gegenOber 
der  Kontingentierung  und  dem  staatlichen  Verkauf  zu  Markt* 
preisen  sicherer  gehen  will  und  weil  man  auf  die  selbstthfltige 
Wirkung  der  ersteren  Mafsregeln  auf  die  Preise  kein  rechtes  Ver« 
trauen  setzt,  so  ist  auch  die  Wirkung  der  Normalpreise  Rlr  das 
Importgetreide  auf  die  Preisbildung  im  Lande  nicht  zweifellos 
und  unbestritten.   Wenn  auch  der  Jahresbedarf  des  Landes  an 
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Getreide  durch  die  inländische  Ernte  nicht  ganz  gedeckt  sei,  so 
komme  doch  gleich  nach  der  Ernte  wegen  des  dringenden  Geld- 
bedarfs der  Bauern  ein  viel  zu  grofses  Angebot  auf  den  Markt, 
und  dies  zeitweilige  Ueberangebot  setze  den  Handler  in  die  Lage, 
wie  bisher  die  Preise  zu  diktieren  und  zu  drücken.  Es  sei  ferner 
nicht  ausgeschlossen,  dafs  die  Spekulation  dem  Staate  sein  Im- 
portgetreide abkaufe  und  dann  eine  Preistreiberei  beginne.  End» 
lieh  sei  es  unsicher,  ob  nicht  bei  g^ten  Ernten  und  namentlich 
bei  dem  infolge  besserer  Preise  vermehrten  Anbau  die  Inlands- 
emte  schon  allein  den  ganzen  Bedarf  des  Landes  Übersteigen 
würde,  dann  würde  gar  kein  Einfuhrgetreide  mehr  gebraucht  und 
es  könne  aocfa  keinen  Einflufs  mehr  auf  die  Preise  ausüben.  Die 
Summe  dieser  Bedenken  hat  andere  weitergehende  Vorschläge 
hervorgerufen,  nach  denen  der  Staat  neben  der  Einfuhrverstaat- 
lichung  auch  zu  direkten  Eingriffen  in  den  Handel  mit  in- 
ländischem Getreide  berechtigt  und  verpflichtet  sein  soll. 
Entweder  soll  er  durch  ein  Magazinieriing^system  und  durch 
rechtzeitige  An-  und  V'erkäufe  auch  im  Inland  das  Verhältnis  von 
Angebot  und  Nachfrage  so  regulieren,  dafs  sich  die  Preise  stets 
auf  einer  gewissen  mittleren  Höhe  zwischen  einem  trstgestellten 
Höchst-  und  einem  Mindestpreise  halten,  ein  Sy-.tem.  welches 
durch  die  neuesten  Forschun:;en  als  das  Friedrichs  des  (irofsen 
bekannt  geworden  ist.  Oder  er  soll  jederzeit  gehalten  sein  .  zu 
dem  festgesetzten  Normalpreis  beliebige  Mengen  inländischen 
Kornes  in  seine  Magazine  zu  übernehmen,  um  .-,0  die-en  Preis  in 
steter  Geltung  zu  erhalten.  Oder  aber  es  führen  die.-^e  \'or- 
schläge  zu  der  radikaleren  Forderung,  der  Staat  solle  den 
ganzen  G  e  t  re  i  d  e  h  a  n  d  e  I  —  mit  inländiseheni  wie  mit  ausUln- 
dischem  Korn  übernehmen.  Durch  diese  Ver.^i.iatlu  hung 
soll  jeder  Einflufs  der  Spekulation  auf  die  Preise  des  Brot- 
getreides beseitigt,  den  Landwirten  wie  den  Konsumenten  ein 
-  angemessener  Preis  gesichert,  und  der  Obergrofse  Gewinn,  den, 
wie  man  meint,  der  Zwischenhandel  bisher  unberechtigterweise 
gemacht  hat,  unter  die  Landwirte,  Konsumenten  und  die  Staats- 
kasse  verteilt  werden.  Die  Vorschläge  einer  direkten  Einflufs- 
nähme  auch  auf  den  inländischen  Getreidehandel  berücksichtigen 
durchweg  Landwirte  und  Konsumenten,  die  Fürsorge  gegen  zu 
niedrige  und  gegen  zu  hohe  Preise  prinzipiell  in  gleicher  Weise. 

Aber  wenn  bei  diesem  System,  vorausgesetzt,  dafs  es  zur 
Ausführung  gelangt  und  in  dem  gewünschten  Sinne  funktioniert, 
den  Landwirten  die  ihnen  zugedachten  Vorteile  gesichert  sind. 


Digitized  by  Google 


354 


Karl  Thiess, 


SO  ist  das  ftkr  die  Konsumenten  noch  nicht  ganz  der  Fall.  Wenn 
der  Staat  nur  die  Preise  des  Brotgetreides  mafsgebend  beein- 
flu(st,  so  regelt  er  damit  noch  nicht  die  Brot  preise  selbst  Das 
Getreide  geht  noch  durch  die  Hände  des  Mallers  und  des  Backers, 
vielleicht  noch  einiger  Zwischenhändler«  und  auf  diesem  Wege 
kann. eine  Preisbeeinflussung,  die  den  staatlichen  Absichten  ent- 
gegenwirkt, sehr  wohl  stattfinden.  Diejenigen  Politiker,  die  auch 
nach  dieser  Richtung  hin,  also  in  dem  Schutz  des  Brotkäufers 
ganz  sicher  gehen  wollen,  verfolgen  ihre  Verstaatlichungsvor- 
schlcige  noch  einen  Schritt  weiter.  Sie  verlangen  strengere 
Beaufsichtigung  und  Reglementierung  der  Müller-  und  Bäcker- 
betriebe,  Einführung  von  Brottaxen  und  ähnliches;  oder  sie  ver- 
langen rundweg  die  Verstaatlichung  des  ganzen  Brot* 
gewerbes.  Wenn  nur  der  Staat  mahlen  und  backen  darf,  so 
liegt  darin  in  Ländern  mit  überwiegender  Getreideeinfuhr  von 
vornherein  für  ihn  die  Notwendigkeit,  das  ganze  inländische  Brot- 
getreides, soweit  e^  nicht  zu  anderen  als  Pjiotbereitungszwecken 
gebraucht  wird,  zu  kaufen,  was  zu  Normaiprci>cn  geschehen  soll, 
und  die  Hinfuhr  auf  eigene  Kosten  zu  betreiben.  Von  einer 
solchen  R<  gelung  erhofft  man  einmal  die  Eliminierung  der  jetzt 
von  Handlern.  Müllern  und  Bäckern  gemachten  Handelsgewinne 
und  zu  zweit  eine  X'erbesserung  und  Verbilligung  der  beiden 
\'eredlungsgewerbe ,  so  dafs  man  durch  diese  ICrsparni^sse  in  die 
Lage  gesetzt  wird,  dem  Landwirt  höhere  Preise  als  jetzt  zu  be- 
wiliigen  und  trotzdem  dem  Konsumenten  das  Brot  !)esser  und 
billiger  als  jetzt  zu  liefern.  Damit  meint  man  den  Interessen- 
Widerstand  gegen  die  Neuordnung  leicht  überwinden  zu  können, 
so  dafs  diese  technisch  gröfsere  Umgestaltung  praktisch  eher 
durchzuführen  wäre,  als  die  vorher  erwähnten  Mafsnahmen. 

Damit  ist  die  Uebersicht  Ober  die  vier  Hauptgruppen  der  aut 
staatliche  Regelung  des  Getreidehandels  und  Beeinflussung  der 
Getreidepreise  abzielenden  modernen  Bestrebungen  beendigt.  Der 
Zusammenhang,  die  Stufenleiter  und  die  Grundgedanken  dieser 
Vorschläge  sind  kurz  angedeutet  Nunmehr  sollen,  nach  den 
unterschiedenen  vier  Gruppen  getrennt,  die  einzelnen  Gesetze. 
Anträge  und  Vorschläge,  welche  in  letzter  Zeit  nach  jeder  dieser 
Richtungen  hin  genauer  formuliert  und  eingehender  begründet 
worden  sind,  dargestellt  werden.  Hierbei  werden  die  Beweg- 
gründe im  einzelnen,  der  jeweilige  speziellere  Zweck  und  die  zu 
seiner  Erlangung  vorgeschlagenen  detaillierten  Mittel,  die  Mög- 
lichkeit und  Wahrscheinlichkeit  ihrer  Durchführbarkeit,  ihre  äugen- 
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scheinlichen  oder  mutmafslichcn  Krfolge  und  die  Bedenken  gegen 
sie  besser  erörtert  werden  können  und  deutlicher  erkennbar  sein, 
als  das  bei  einer  sich  an  die  blöfsen  Grundgedanken  anschiielsenden 
Untersuchung  der  Fall  sein  würde. 

I. 

Die  Mengenbeschränkung  und  Kontingentierung  der 
Getreideeinfuhr  ist  die  einzige  der  hier  zu  erörternden  Mafs- 
nahmen,  bei  der  wir  als  Grundlage  der  Untersuchung  nicht  nur 
Gesetzentwürfe,  Antrflge  und  mehr  oder  minder  allgemein  ge- 
haltene Plane  zu  verzeichnen  haben,  sondern  auch  eine  ausge- 
bildete und  in  einem  europäischen  Lande  zu  Kraft  bestehende 
Gesetzgebung  und  die  aus  der  Praxis  geschöpfte  Erfahrung  aus 
neuester  Zeit  In  Portugal  hat  die  auswärtige  Getreidekonkurrenz, 
begünstigt  durch  die  mifslichen  politischen  und  finanziellen  Zu- 
stände des  Landes,  die  Landwirtschaft  so  beeinträchtigt,  dafs  jetzt 
die  Hälfte  des  grofsenteils  fruchtbaren  Landes  öde  liegt.  Be- 
sonders die  Hauptnahrungsfrucht,  Weizen,  nujfs  in  erheblichen 
Mengen  mehreingefOhrt  werden,  auch  Mais,  während  Roggen  und 
Gerste  zeitweise  sogar  exportiert  werden  können.  Eine  erheb- 
liche Schutzzollerliöhung  im  Sommer  1888  wirkte  nicht  genügend, 
obwohl  sie  durch  direkte  kleine  Mafsregeln  zur  Begünstigung  des 
heimischen  Getreides  unterstützt  wurde:  diejenigen  Mühlen,  welche 
sich  verptlichtetcn.  nur  portugiesisches  Getreide  zu  mahlen,  wurden 
auf  10  Jahre  von  der  Gewerbesteuer  befreit,  die  St.'ldte  in  der 
Knichtuiig  kommunaler  Bäckereien  auf  mancherlei  Weise,  u.  a. 
durcii  die  zollfreie  Einluhr  der  dazu  nötigen  Maschinen  und  Ge- 
räte unterstützt,  damit  die  Umwandlung  von  Getreide  in  Brot 
verbilligt  und  so  die  Zahlung  eines  höheren  Preises  für  Getreide 
erleichtert  würde.  Deshalb  ging  Portugal  vom  Schutzzoll-  zum 
Kontingcntienmgssystem  über.  Durch  das  Gesetz  vom  15.  Juli 
18891)  wird  die  freie,  unbeschränkte  Weizeneinfuhr  verboten,  und 
nur  unter  ganz  bestimmten,  genau  formulierten  Bedingungen  eine 
beschränkte  Einfuhr  zugelassen.  Einführen  darf  erstens  nur,  wer 
nachweisen  kann,  dafs  er  in  dem  betreffenden  Erntejahre  bereits 
doppelt  so  viel  einheimischen  Weizen  gekauft  und  vermählen  hat, 
als  er  einführen  will.   Diese  Bestimmung  besagt  damit,  dafs  nur 


Die  betr.  Gesetze  und  Verordnungen  sind  rcgelmAfsig  im  aDeutschen 
Hmdebarchiv'  abgedruckt  worden,  and  diese  ausingsweisen  Uebersetzungen 
sind  die  liauptsftchlidiste  Quelle  der  folgenden  ScbUdenwgen. 
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Mahlen  einftlhren  dflrfen.  Sodann  darf  die  Einfuhr  nur  bei  ein- 
tretender Teuerung  stattfinden»  das  heifst  wenn  der  Preis  für  ein- 
heimischen  Weizen  Ober  60  Reis  das  Kilogramm  (etwa  27  M.  für 
den  Meterzentner)  betragt,  oder  wenn  die  Direktion  des  land- 
wirtschafUichen  Centraimarktes  erklärt,  es  sei  kein  heimischer 
Weizen  auf  dem  Markte  mehr  angeboten  worden.  Doch  darf  die 
Regierung  auch  dann  nur  nach  Anhörung  der  Generalrate  der 
Zolle,  des  Ackerbaues,  des  Handels,  der  Industrie  und  des  Centrai- 
marktes die  für  den  Verbrauch  gerade  erforderliche  Menge  herein- 
lassen. Eine  Ausnahme  von  dem  Einfuhrverbot  bildet  Saatweizen, 
soweit  dessen  \'er\vendungsz\veck  gesichert  erscheint.  Die  Mehl- 
einfuhr wird  im  Interesse  der  heimischen  Mohlenindustrie  ganz 
vrrfinten  und  nur  eine-  einzige  Ausnabnic  zugolas>en:  wenn  n.lm- 
lich  durch  Mangel  an  Mehl,  durch  schlechte  Ikx.haftenheit  des- 
selben, durch  einen  Ausstand  der  Müller  oder  durch  eine  andere 
Ursache  eine  Brotteuerung  unmittelbar  bevorsteht.  Dann  kann 
die  Regierung  nach  Anhörung  des  Parlaments  oder  der  genannten 
Gcneralräte  die  Einfuhr  gegen  einen  Zoll  von  15  30  Reis  pro 
Kilogramm  gestatten.  Das  gleiche  Gesetz  behält  den  Zoll  aul 
W  eizen  mit  20  Reis  bei  und  erhöht  den  für  Mais  von  8  auf 
lö  Reis. 

Das  „Cicsetz.  betrcflend  die  Einfuhr  von  Getreide"  hat  nach 
der  Ueberr?etzung  des  „I  landelsarchivs"  (Jahrgang  1889.  I.  S.  558) 
aus  dem  „Diario  do  govcrno"  vom  16.  Juli  1889  folgenden 
Wortlaut: 

Anikc!  1.  Dio  EiriErangrs.Tbfertigung  (Abfertigung  zum  Verbr.mcii)  von  fremdem 
Weizen  irgend  welchen  Ursprungs  ist  verboten,  ausgenommen  in  folgenden 
Fällen : 

1.  Wenn  nachgewiesen  wird,  dafs  man  doppelt  so  viel  einheimischen  Wctieil 
gekauft  oder  vermählen  hat,  als  man  fremden  einsnflDhreii  gewillt  ist 

2.  Wenn  die  Preise  des  einheiniscben  Weizens  darchsclmittlicli  60  Reis  fitr 
das  Kilogramm  Obenteigen,  oder  sobald  die  Direktion  des  Centraimarktes 
for  landwirtschaftliche  Produkte,  nach  ErflÜlung  der  in  dem  R^emeal 
festzustellenden  Vorschriften,  die  Erklärung  abgiebt,  da&  kein  Angdbot 
von  einheimischem  Weizen  am  Markte  ist. 

§  1.  In  dem  unter  No.  2  dieses  Artikels  vorgesehenen  Falle  kann  die  Re- 
gierunp,  narh  Anhörung  der  Cicnr-ralräte  der  Zielte.  <les  Ai  krrbaucs,  des  HandcU 
und  der  Indiislric  und  des  Rat:.  <it  s  Ci-ntralmarktt  s.  die  Abfertigung  von  fremdem 
Weizen  für  einen  angemcbscn  erscheinenden  Zeitraum  gestatten;  diese  Abferti- 
gung mufs  aber  so  geregelt  werden,  dafs  nur  das  für  den  Konsum  erforderiiche 
Quantum  hereingelassen  wird. 

§  2.  Es  ist  jedoch  nach  Hafsgabe  der  in  Kraft  stehenden  gesetzlichen  Be> 
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atimmangen  und  Reglements  die  Abfertigung  von  Saatweizen  be>  den  von  der 
Regierung  dasu  enniditigten  Zollinitera  gestattet,  doch  hat  «ich  der  Importeur 
den  dnrdi  die  Reglements  auferlegten  Förmlichkeiten  sn  unterwerfen,  um  zn  ver> 
hindern,  dals  solcher  Weizen  einem  anderen  Zwecke  diene. 

§  3  etc. 

Artikel  2.  E>cr  Einfuhrzoll  auf  Weizen  wird  20  Reis  für  «ias  Kilogramm 
betragen.  Die  Einfuhr  von  Mehl  wird  verboten  unter  Vorbehalt  der  Bestim- 
mungen  des  folgenden  Paragraphen. 

Einziger  Paragraph.  Die  Regierung  hat  durch  alle  ihr  zu  Gebote  stehenden 
Mittel  einer,  sei  es  durch  Mangel  an  Mehl  oder  durch  mangelhafte  Qnalilftt  des- 
selben,  oder  durch  einen  Ausstand  der  Müller,  oder  durch  irgend  welche  andere 
Ursadie  herbeigefUhrten  Brotteuerung  vomtbeugen.  Sie  kann  unter  solchen  Um- 
ständen, während  der  V-  rtaL'nng  der  Kort  --,  nach  Anhörung  der  Generalrite 
für  den  Ackerbau,  Handel  und  Industrie  und  'Ics  Oberzollkollcciums,  die  Einfuhr 
von  Mehl  gestatten  und  durch  Dekret  den  Eingangszoll  M  wie  den  Modus  der 
Abfertigung  bestimmen,  jedoch  darf  der  Zoll  nicht  über  30  Reis  und  nicht  unter 
15  Reb  Air  das  Kilogramm  betragen. 

Artikel  3.  Die  Regierang  wird  ermächtigt,  in  möglichst  kumr  Zeit  die 
zur  Au^lQhrung  der  vorhergehenden  Artikel  notwendigen  Reglements  zu  erlassen. 

Artikel  4.  Der  Einfuhrzoll  auf  Mais  wird  auf  18  Reis  erhöht;  die  Re- 
gierung kann  ihn  jedoch,  falls  die  Umstlnde  es  erheischen,  auf  16  Reis  er- 

Einziger  Paragraph.  So  lange  in  der  Umgegend  von  Oporto  das  Institut, 
auf  welches  sich  der  Artikel  4  des  Gesetzes  vom  19.  Juni  1ÖÖ8'>  bezieht,  noch 
nicht  errichtet  ist,  hat  die  Regierung  Sorge  zu  tragen,  dab  die  Bestimmungen 
des  §  1  desselben  Artikeb,  welcher  sich  auf  den  Konsum  von  Mais  und  Roggen 
bezieht,  in  den  Orten,  wo  es  geeignet  erscheint,  sofort  zur  AusfQhrung  kommen. 

.\rtikel  5.  Der  in  den  überseeischen  Provinzen  erzeugte  Mais,  auf  welclien 
sich  das  Gesetz  vom  15.  Juni  1882  ht  zit  ht,  wird  in  den  Hät'cn  des  Königreichs 
und  der  zugehörigen  Inseln  die  Malfte  i]<  v  ZolU  s  auf  fremden  M.iis  h«  /.»lilrn. 

Artikel  6.  Dieses  (iesetz  tritt  von  dem  Tage  seiner  WrolVentliriiung  an  in 
Kraft  in  den  Teilen,  welche  sich  auf  die  Abfertigung  von  fremdem  Weizen  und 
Mais  beziehen  und  welche  nicht  von  dem  Erlafs  des  Reglements  abhingen. 

Artikel  7.    Alle  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  au^ehoben. 

Mit  diesem  Gesetz  und  seinen  Ausfbhrungsbestimmungen  be- 
trat der  Staat  ein  völlig  neues  Gebiet  der  Wirtschaftspolitik ;  die 
praktische  Erfahrung  mufste  die  Brauchbarkeit  der  Mafsregeln 
erweisen  und  ihre  Abänderungen  bedingen.  Die  GrundzQge  und 
manche  Einzelheiten  des  Plans  scheinen  sich  in  den  Augen  seiner 
Urheber  bewährt  zu  haben,  denn  sie  sind  bis  heute  beibehalten 
worden,  die  Einzel bestimmungen  der  Ausführung  haben  dagegen 
manche  Wandlung  erfahren.   Die  Beschränkung  der  Einfuhr  ist 

')  Betreffend  die  Errichtung  kommunaler  Bäckereien. 
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zunächst  eine  zeitliche;  erst  wenn  kein  heimisches  Getreide  zu 
mflfsigen  Preisen  mehr  zu  kaufen  ist,  soll  in  jedem  Jahr  die  Ein- 
fuhr beginnen.   Diese  Beschränkung  ist  mit  einer  erheblichen 
Modifikation  beibehalten  worden.   1890  wurde  die  Einfuhr  vom 
13.  März  ab  (bis  31.  August)  gestattet,  1891  vom  14.  April  ab. 
Von  1892  ab  durfte  nach  einer  neuen  Verordnung  zwar  schon 
eher  eingeführt  werden,  indes  mufste  das  ausländische  Getreide 
so  lange  in  den  Speichern  unter  Zullvcrschlufs  lagern,  bis  die 
inländischen  Vorräte  sich  dem  Ende  zuneigten.    Dann  erfolgte 
auch  in  den  letzten  drei  Jahren  im  März  oder  Februar  die  An- 
kündigung, dals  eingeführt  werden  könne;  doch  verlor  diese  Be- 
stimmung an  Bedeutung,   da   seit  1892  gleichzeitig  die  einzufüh- 
rende Menge  genau   be-^lininit  und   kontingentiert  wurde.  Die 
M  e n  g e  n  b e sch  r  ä n ku  n  g  war  neben  der  zcitliclicn  Bcschränkuoi; 
^che)n  ini  Gesetz  vom  15.  Juli  1889  vorgesehen,  es  S(jllte  nur  „die 
fi'ir  (irn  Verbrauch   gerade   erforderliehe  Menge"  hereingelassen 
werden.    Ji  cloeh  wollten  die  Ausführungsbestimniungen  der  ersten 
Jahre   (üeN  Ziel   nur  indirekt  erreiehen.     Gegenüber    einer  zu 
grofsen  Einfuhr  sollte  neben  der  zeitlichen  und  der   nachher  zu 
besprechenden  persönlichen  Beschränkung  noch  die  Bestimmung 
zum  Schutze  dienen,  dafs  qach  dem  31.  August  die  Mohlen  von 
ihren  Vorräten  nur  die  durchschnittliche  Produktion  jeines  Monats 
verkaufen  durften,  für  den  Rest  aber  auf  je  100  kg  Mehl  260  kg 
einheimischen  Weizen  kaufen  mufsten.   Diese  Beschränkung  der 
Uebernahme  grofser  Vorräte  in  das  neue  Emtejahr  mufste  so* 
wohl  gegen  die  spekulative  Zurückhaltung  mit  dem  Verkauf  wie 
zugleich  gegen  die  Einführung  zu  grofser  Mengen  wirken.  Gegen 
eine  zu  geringe  Einfuhr  war  zunächst  eine  zeitweilige  bedeutende 
Ermäfsigung  der  Einfuhrzölle  in  Uebung  (1891  für  Weizen  von 
20  auf  10,  dann  auf  7  Reis),  deren  Mifsbrauch  durch  die  Be- 
stimmung wirksam  erschwert  wurde,  dafs  falls  trotz  der  ZoU- 
ermäfsigung  bis  zum  31.  August  eine  Brotteuerung  eintrete,  die 
Müller  die  DilTerenz  zwischen  dem   < mu'ifsigten  Zoll  von  7  Reis 
und  dem  früheren  von  10  Reis  nachzahlen  müfsten  (V'erordnuTv^ 
vom  15.  Juli  1891).    Für  den  Fall,  dafs  trotzdem  eine  Brotteucrung 
eintrat,  war  die  radikale,  für  die  einheimisehen  Müller  verliangniD« 
volle  Freigabe   der   Mehleinfuhr  gesetzlich   vorgeseiien  worden. 
Erst  die  könighche  \*erordnung  vom  27.  August  1891  leitete  prin- 
zipiell zur  Regelung  der  direkten  Mengenkontingentierung  der 
Einfuhr  über. 

Diese  wichtige  Verordnung  lautet  nach  dem  „Diario  do  go- 
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vemo"  vom  31.  August  1891  („Handclsarchiv"  Jahrgang  189K  1. 
S.  1026): 

ArL  1.  Die  erste  Bedingung  de«  Art.  1  des  Gesetzes  vom  15.  Juli  1889 
wird  aufgehoben»  die  Qbrigen  Vorschriften  desselben  Gesetzes  jedoch  sollen 
pOnktlich  nnageAlhrt  werden. 

Art.  2.  Falls  die  Preise  des  einheimischen  Weizens,  wenn  sie  in  gcsett- 
mäfsig  i<iirsireniler  Münze  bezahlt  werden,  die  in  der  einen  Teil  der  Verordnung 
vom  29.  August  1889  ausmachenden  Tabelle  festgesetzten  Preise  überschreiten, 
kann  die  Regierung,  indem  sie  von  der  ihr  durch  den  §  1  des  Art.  1  des  ge- 
nannten Gesetzes  gegebenen  Ermächtigung  Gebrauch  macht,  die  Abfertigung  von 
fremdem  Weizen  flkr  den  Kmisum  gestatten,  gegen  Zahlung  des  den  Umständen 
nach  ratsam  erscheinenden  Zolles,  oder  auf  dieselbe  Weise  die  Einfuhr  von 
fremdem  Mehl  erlauben. 

Art.  3.  Die  Ucbcrschüsse  von  fremdem  Weizen,  aufweiche  sich  der  Art.  41 
de.s  Rei^lcments  vom  29.  Antrust  1889  bezieht,  können  in  den  betretfenden  Fa- 
briken, ohne  von  Ccrtifikaten  über  den  Einkauf  von  einheimischem  Weizen  ab- 
hängig zu  sein,  vettnahlen  werden. 

Einziger  Paragraph.  Der  flbrige  in  Speichern  für  den  Konsum  gelagerte 
Weizen  bleibt  unter  2U»llverschlufs  und  kann  nicht  verbraucht  werden,  bevor 
nicht  das  Angebot  von  einheimischem  Weizen  zu  den  Bedingungen  des  Regle- 
ments aufgebort  hat. 

Art.  4.  Die  durch  den  Art.  46  des  Reglements  fßr  den  Wcizcnhandel  >re- 
bildete  bestfindige  Kommission  wird  der  Regierung  sobald  wie  möL^Hcli  die  not- 
weiuiicen  Instruktionen  vorleirrn ,  um  für  den  Zeitraum  zwisclieii  dem  .Aiigen- 
bUck ,  un  welchem  von  den  bctretVenden  htationcn  erklärt  wird,  dafs  der  ein- 
heimische Weizen  aufgebraucht  sm,  bb  zum  Aniisng  des  neuen  Emtejahres  die 
Abfertigung  von  fremdem  Weizen  in  Gemflisheit  dieser  Verordnung  zu  regeln. 

Art.  5.  Der  Prlsident  des  Centraimarktes  fbr  landwirtschaftliche  Produkte 
wird  täglich  an- den  Finanzministcr  und  an  den  Minister  der  Öffentlichen  Arbeiten 
eine  detaillierte  .Aufstellung  der  durch  Vermittlung  des  genannten  Marktes  statt- 
gehabten Operationen  einsenden,  insbesondere  aber  des  Angebots  VOn  Weizcn 
unter  Aufgabe  der  Quantitäten  und  der  Preise. 

Art.  6.  Die  Bestimmungen  dieser  Verordnung  beginnen  am  1.  des  kom« 
menden  Monats  September  ausgeführt  zu  werden. 

Art.  7.  Die  R^ierung  wird  den  Kortes  von  den  Bestimmungen  dieser 
Verordnung  Rechenschaft  ablegen. 

Art  8.   Jede  entgegenstehende  Gesetzgebung  wird  widerrufen. 

Im  Verfolg  dieser  Verordnung  wurde  ftlr  1892  da^  notwen- 
dige Einfuhrquantum  auf  60  Millionen  Kilogramm,  für  1893  aui 
138,  1894  auf  150  und  1895  auf  90  Millionen  Kilogramm  festgestellt 
(das  sind  im  vierjährigen  Durchäclinitt  109500  Tonnen  Weizen, 
während  z.  B.  die  ganze  deutsche  Einfuhr  von  Weizen  im  zehn- 
jährigen Durchschnitte  658000  Tonnen  beträgt:  es  sind  also  sehr 
erhebliche  Mengen,  deren  Verkehr  in  dieser  Weise  reguliert  ist). 
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Mit  dc-ii  Einfuhrmene^en  zii_i;lfich  wird  der  dafür  zu  zahlende  Zoll 
verürt'entlicht,  der  zwischen  1 V2  R^is  (1892)  und  20  Reis  il895> 
pro  Kilogramm  schwankt  und  nach  den  Weltmarktpreisen  so  be- 
stimmt wird,  dafs  er  den  Normalbrotpreis  von  80  Reis  pro  Kilo 
möglichst  festhalt.  Die  Beschränkung  der  an  der  Einluhr  betei- 
ligten Personen,  die  ja,  nicht  aus  wirtschaftlichen,  aber  aus  ver- 
waltungstechnischen GrOnden  mit  dem  System  der  Einfuhrbeschrän- 
kung verbunden  sein  mufe,  ist  in  Portugal  im  Laufe  der  sechs 
Jahre  ebenfalls  verschieden  geregelt  gewesen.  Von  Anfang  an 
wurde  die  Einfuhr  nur  den  Gewerbetreibenden  gestattet,  welche 
das  Getreide  zu  Nahrungsmitteln  verarbeiten,  also  den  MflUern 
und  daneben  zuweilen  den  Nudelfabrikanten.  Die  dem  einzdnen 
MoUer  zugestandene  Einfuhrmenge  war  anfangs  dadurch  be- 
schränkt, dafs  er  nachweisen  mufste,  in  dem  betreffenden  Jahr 
schon  doppelt  so  viel  einheimischen  Weizen  verarbeitet  zu  haben. 
Femer  waren  die  bei  der  indirekten  Mengenbeschränkung  er- 
wähnten Bestimmungen  so  getroffen,  dafs  das  Interesse  der  Moltor 
aufs  engste  mit  der  Einfahrung  der  genau  richtigen  Mengen  zu- 
sammentraf. Eine  Aenderung  der  l>estimmungen  leitete  auch  hier 
die  V'erordnung  vom  27.  August  1891  ein.  denn  mit  der  genauen 
P>ststcllung  des  einzuführenden  Quantums  war  auch  seine  Ver- 
teilung unter  die  Einfuhrberechtigtcn  durchaus  geboten.  Die  Be- 
rechtigung zur  Einfuhr  wurde  nur  den  Mühlen,  die  vor  dem 
1.  Februar  1892  im  Betriebe  waren  und  den  Kaufeiner  ihrer  Pro- 
duktion entsprechenden  Menge  portugiesischen  Weizens  nach- 
weisen konnten,  gewährt.  Für  das  näch.ste  Jahr  wurde  durch 
Verordnung  vom  30.  Öcptember  1892^)  das  Kontingenticrungs- 

Die  Verordnung;  lautet: 
Art.  I.     W.ihrend    der  Dat'.fr   des  laufenden  Ei  nte  {.ihres  wird  die  i  jnfuhr 
von  138  Mill.  kg  Wei/cn   in  (jcmulstieit   der  Bestimmungen   dieser  Verordnung 
gestattet. 

Art.  2.  Die  Abfertigung  zum  Konsum  von  fremdem  Weisen  irgend  wdches 
Ursprungs  ist  ausschliefslich  den  Hehlfabrikanten  gestattet,  die  als  solche  in 
die  bestehende  Matrikel  der  Fabriken  und  Wind-  und  Wassennflhlen  einge> 
tragen  sind. 

Art.  3.  Der  Prozentsatz,  welcher  von  der  Ccs.unteinfuhr  auf  jed(^  einzelne 
Fabrik,  Wind-  und  Wassermühle  entlallt,  wird  n.ich  der  dieser  Verordnung  bei- 
gefügten und  einen  Teil  derselben  bildenden  Liste  geregelt. 

§  1.  Der  Prozentsatz,  auf  welchen  dieser  Artikel  sich  bezieht,  regelt  sack 
die  Verteilung  der  bis  zum  26.  September  bd  dem  Centraimarkte  angemehkica 
Resivonrftte  von  einheimischem  Welsen  unter  die  immatrikulierten  FabrikaateOi 
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verfahren  definitiv  geregelt.  Die  einfuhrberecbtigten  Müller»  zu 
denen  einige  Nudelfabrikanten  treten,  wurden  in  eine  Matrikel 
eingetragen,  der  Anteil  jedes  einzelnen  an  der  Einfuhr  wurde 
nach  Mafsgabe  des  ProduktionsvermOgens  bei  Erlafs  der  Ver- 
Ordnung  vom  27.  August  1891  bestimmt,  doch  mulisten  die  Ein- 
fuhrberechtigten sich  sämtiich  verpflichten,  einen  ihrem  Kontingent 
entsprechenden  Teil  der  bis  zum  26.  September  angemeldeten 
Restvorräte  von  einheimischem  Weizen  anzukaufen  und  zwar, 
bevor  die  Einfuhrerlaubnis  in  Kraft  tritt  Aufserdem  mOssen  sie 
sich  verpflichten,  einen  entsprechenden  Teil  dos  Weizens  zu 
kaufen,  welcher  auf  dem  Centraimarkt  mit  der  einschränkenden 
Bestimmung  zum  Verkauf  angeboten  wird,  dafs  das  Geschäft 
zurückgeht,  falls  der  Weizen  bis  Ende  Mai  wegen  Ueberschwem- 
mungen  zur  neuen  Aussaat  gebraucht  wird.  Die  Zahl  der  Be- 

§  2.  Bevor  der  Fabrikant  den  Kauf  des  ilim  in  r,em;Lfshcit  des  vorher- 
gcht-ndcn  Paragraphen  zukommenden  tjuantums  an  •-mheimischein  Weizen  oacb- 
gcwiesen  liat,  kann  keine  Zollabfertigung  stattlinden. 

§  3.  Um  die  Erlaubnis  zur  Zoliubtcrtigung  zu  erhalten,  ist  ferner  crfurder- 
Uch,  daCi  die  Fabrikanten  sich  verpflichten,  den  entsprecbenden  Anteil  desjenigen 
Weizens  zu  kaufen,  der  im  Centraimarkte  unter  der  Bedingung  angeboten  werden 
könnte,  die  Lieferung  nur  dann  vollziehen  zu  mttssen,  wenn  er  bis  Ende  Mas 
1893  nicht  zur  neuen  Aussaat,  wegen  Ueberschwemmung  der  FluiSniiederungen 
crforderhch  sein  sollte, 

Art.  4.  Die  Abfertigung  bcc^innt  mit  dem  1.  Oktober  und  endet  am  31.  Juli 
1893  mit  der  Beendigung  des  Gctreidcjahrcs. 

Art.  5.  Den  in  der  im  Artikel  3  erwähnten  Liste  mit  einem  Prozentsatz 
bedachten  Fabrikanten  bt  ausdrOcklich  verboten,  das  von  ihnen  erworbene  Recht 
zur  Einfuhr  ihrer  Quote  auf  einen  Anderen  zu  flbertragen. 

Einziger  Paragraph.  Im  Uebertretungs&lle  wird  der  Fabrikant  durch 
Streichung  aus  der  Liste  fQr  das  nAchste  Emtejahr  bestraft 

Art.  6.  Von  der  Quote,  welche  in  Gemftfsheit  des  Art.  3  auf  jeden  Fabri» 
kanten  entfällt,  wird  im  Falle  zeitweiligen  Stillstandes  der  Fabrik  der  seiner 
Dauer  entsprechende  Teil  abgezogen. 

Art.  7.  Dem  Fabrikanten  wird  eine  Toleranz  von  3  pCt.  auf  das  Quantum 
der  letzten  von  ihm  einzuführenden  Ladung  zugestanden. 

Art.  8.  Der  Einfuhrzoll  auf  Weizen  wird  auf  12  Reib  für  das  Kilogramm 
ohne  Zuschlige  irgend  welcher  Art  festgesetzt 

Art.  9.  Die  Regierung  erhält  die  Ermflchtigung,  die  Einfuhr  eines  gd^ent- 
lieh  fesbqusetienden  Quantums  von  Hartwdzen  zn  gestatten  zur  Versorgung 
solcher  Nudelfabriken,  die  in  der  im  Art.  3  erwAhnten  Liste  nicht  einbe- 
griffen sind. 

Art.  10.    Alle  cntt;<  genstf  h  nde  Gesetzgebung  wird  aufgehoben. 
Archiv  fttr  so«.  GcscugebK.  u.  Staiutik.    VIU.  24 
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rechtigten  wird  fOr  das  vorletzte  Emtejahr  auf  47  Mflller  und 
13  Nudelfabrikanten  angegeben. 

Damit  sind  die  HauptzQge  der  jetzt  bestehenden  portugiesi- 
schen Gesetzgebung  bezflglich  des  Getreidehandels  wiedergegeben, 
llian  mag  die  voIkswirtschafUich  vorteilhaften  Erfolge  dieser  wiit> 
schaftspolitischen  Mafsnahmen  in  Zweifel  ziehen  oder  ganz  in 
Abrede  stellen,  man  mag  angesichts  der  wiederholten  Aende- 
rungen  in  der  Ausführung  die  grofsen  praktischen  Schwierig- 
keiten betonen,  und  man  kann  besonders  sagen,  die  Gesetzgebung 
besteht  noch  nicht  lange  genug,  um  endgültige  Schlüsse  ober  itire 
Wirkungen  zuzulassen;  das  eine  wird  man  gegenüber  der  Thal- 
sache dieser  Gesetzgebung  zugeben  müssen,  unmöglich  sind 
derartige  tief  einschneidende  Eingriffe  in  das  moderne  Wirtschafts- 
leben nicht.  Und  direkt  verderblich  tür  die  Volkswirtschaft  des 
betreffenden  Landes,  wie  das  wohl  strikte  Fi  eih.'indler  behaupten, 
sind  sie  auch  nicht.  Im  Gegenteil  haben  alle  Beteiligten  in  Por- 
tugal längs^t  mit  der  neuen  Ordnung  zu  rechnen  gelernt.  Mit 
gröfster  Spannung  verfolgt  man  dort  alle  Nachrichten  über  den 
Stand  der  Saaten,  die  heimische  Ernte  und  die  l*rci>.bildung.  und 
knüpft  daran  Kombinationen  über  den  Zeitpunkt  der  Einfuhrfrei- 
gabe, über  die  kiinftige  Zollhohe  und  über  die  Höhe  des  irei- 
gegebenen  Einruhrcjuantunis.  All  diese  'rhat?>achen  .-^ind  für  die 
dortige  Volkswirtschaft  so  wichtig  geworden,  dafs  .->ie  in  den 
Konsulatsberichten  über  Portugal  die  erste  Stelle  einnehmen. 
Zwar  in  den  deutschen  Berichten  des. „Deutschen  Handelsarchivs* 
hat  der  Verfasser  nichts  darüber  gefunden,  wohl  aber  berichtet 
der  österreichische  Generalkonsul  im  „Handelsmuseum"  Monat 
fllr  Monat  über  die  Verhaltnisse  des  Getreidehandels  in  Portugal. 
Natflriich  versuchen  die  Interessenten  die  KomhandelspoUdk  stets 
zu  ihrem  Nutzen  zu  beeinflussen.  So  wird  berichtet,  dais  die 
Grofsgrundbesitzer,  die  durch  diese  Gesetzgebung  sehr  gekräftigt 
seien  und  die  grOfste  wirtschaftliche  Macht  hätten,  stets  dafiir 
agitierten,  dafs  die  Grenzen  möglichst  spflt  geöffnet  würden,  wenn 
das  Iniflndische  Getreide  vollständig  verkauft  sei.  Dagegen  haben 
die  Müller  und  Bäcker  ein  Interesse  an  möglichst  reichlicher  Ein- 
fuhr, namentlich  wenn  aufsergewöhnlich  wohlfeile  Weltmarktpreise 
die  BeschafTung  des  Rohmaterials  im  Auslande  sehr  viel  billiger 
machen,  die  Müller  aufserdem  noch  aus  dem  technischen  Grunde, 
weil  sich  gemischtes  Getreide  besser  vermahlt  als  der  heimische 
Hartweizen  allein.  In  dem  Augenblick,  wo  durch  die  Verhinde- 
rung der  Einfuhrfreigabe  eine  wirkliche  Knappheit  an  Brotkom 
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und  eine  Freissteigerung  einzutreten  droht,  mufs  sich  auch  das 
gesamte  Konsunienteninteresse  an  ihre  Seite  stellen.  Den  Wider- 
streit dieser  Interessen  schildert  z.  B.  für  das  letzte  Lrntejahr 
der  Dezemberbericht  des  österreichischen  Konsuls  von  189+  wie 
folgt:  „Seitens  der  Müller  und  Bäcker  wird  behufs  Einfuhr  von* 
weichem  Weizen  aus  den  Vereinigten  Staaten  agitiert  Die  MtlUer- 
geben  nicht  das  nötige  Mehl  ab,  da  es  ihnen  angeblich  an  Roh*- 
material  zur  Fabrikation  fehlt  Die  Bäcker  klagen  und  petitio* 
nieren,  man  stellt  Erhöhung  der  Brotpreise  in  Aussicht,  doch  die 
Landwirte  verwahren  sich  gegen  neue  Zufuhren,  so  lange  nicht 
der  letzte  nationale  Weizen  begeben  sei.  Allerdings  macht  sich 
ein  gewisser  Mangel  an  weichem  Weizen  geltend,  was  auch  seine 
Bestätigung  in  dem  Umstand  findet,  dafs  derselbe  höher  als  der 
harte  bezahlt  wird,  während  früher  der  umgekehrte  Fall  eintrat/ 
Die  Regierung  scheint  sich  indes  den  verschiedenen  Interessen 
gegenober  selbständig  zu  entscheiden,  die  Verordnungen  fallen 
mitunter  ganz  anders  aus,  als  man  vorher  kombiniert  hatte;  so 
ist  im  laufenden  Jahre  beispielsweise  eine  weit  gröfsere  Einfuhr- 
menge freigegeben  worden,   als  man  vorher  angenommen  hatte. 

Die  Gesetzgebung;  hat  im  ganzen  wohl  die  von  ihr  erhöhten 
wirtschaftlichen  Krlolgc  gebracht,  die  indessen  nicht  alle  als  sozial- 
politisch richtig  und  wohlthiitig  bezeichnet  werden  können.  Dem 
Konsumenten  ist  ein  gleichmUfsiger.  nicht  übermäfsig  hoher  Brot- 
preis ziemlich  gesichert  worden,  nur  sollen  nach  der  Andeutung 
eines  Konsulatsberichts  bi-^weilen  die  finanziellen  Kalamitäten  und 
der  fortwährende  Geldbedarf  des  Staats  einer  im  Interesse  des 
Preisausgleichs  notwendigen  Zollherabsetzung  entgegengewirkt 
haben.  Einem  übermäfsigen  Preisaufschlag  der  MQller  weifs  der 
Staat  mit  Erfolg  durch  eigene  Mehleinfuhr,  dem  der  Bäcker  durch 
Unterstützung  kommunaler  Bäckereien  entgegenzuwirken.  Aufser- 
dem  hat  er  durch  die  systematische  Verringerung  der  Zahl  der 
im  Brotgewerbe  Beschäftigten  und  durch  die  Begünstigung  des 
Großbetriebs  die  Kosten  der  Brotgewerbe  herabgesetzt  Die 
Grundbesitzer,  in  Portugal  allermeist  Grofsgrundbesitzer,  haben 
die  erhofiften  Vorteile  einer  besseren  Preisgestaltung  vollkommen 
erreicht  und  ihre  politische  und  soziale  Stellung  dadurch  erheb- 
lich verbessert.  Aber  der  landwirtschafUiche  Betrieb  und  die 
Masse  der  auf  dem  Lande  arbeitenden  Bevölkrrung  haben  einem 
privaten  deutschen  Berichte  zufolge^)  keinen  Vorteil  von  dieser 


1)  Frankfurter  Zeitung  No.  126  vom  7.  Mai  1895. 
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Preisaufbesserung  gehabt.  Die  GQter  sind  dort  meist  im  ganzen 
oder  parzelliert  in  kurzfristiger  Pacht,  so  dafs  der  Pachter  trou 
höherer  Preise  kein  Interesse  daran  hat,  Meliorationen  vorzu- 
nehmen. Die  nach  wie  vor  sehr  schlecht  gestellten  Landarbeiter 
wandern  massenweise  in  die  Städte  oder  ins  Ausland  ab.  Diese 
lilifsstände  haben  zur  Folge,  dals  trotz  der  Preiserhöhung  und 
Handelsregulierung  das  Weizenareal  gegenober  den  1880er  Jahren 
sich  nicht  vergröfsert  und  der  Ertrag  pro  Hektar  eher  ab>  als 
zugenommen  hat.  Der  mangelnde  Erfolg  in  dieser  Richtung  liegt 
aber  offenbar  nicht  in  der  neuesten  Kornhandelspolitik,  sondern 
in  den  uni^csunden .  historisch  gewordenen  Besitzverhältnissen 
begründet.  Ware  ein  breiter  Bauernstand  im  Lande  vorhanden 
gewesen  oder  mit  Einführung  der  besprochenen  Gesetzgebung 
gleichzeitig  geschaffen  worden,  er  hätte  unter  dem  Schutz  der 
ausreichenden  und  stabilen  Kornpreise  gewifs  festen  Fufs  fassen 
und  gedeihen  können.  Ob  freilich  in  diesem  Falle  ein  erhebliches 
Anwachsen  des  Weizcnarcals  die  Folge  gewesen  w^re,  das  steht 
auch  dann  dahin:  mancherlei  Erfahrungen  mit  den  Schutzzöllen 
haben  gclciirt.  dafs  ein  geschützler  F^reis  für  Bodenprodukte  viel 
mehr  in  der  Richtung  der  Kon-^olidierung  und  Erhaltung  der  be- 
stehenden Verhältnisse  als  in  der  Richtung  auf  vermehrten  Anbau 
und  intensivere  Kultur  zu  wirken  pflegt.  Eine  Untersuchung 
darüber,  ob  bei  den  eigentümlichen  portugiesischen  X'erhältni-scn 
die  Einfuhrvi  i>.taatlichung  gröfsere  Vorteile  geboten  haben  wurde 
als  die  Kontingentierung,  könnte  nur  nach  genauestem  Studium 
der  gesamten  politischen  V'erhältnisse  des  Lande.-,  mit  Erfolg 
durchgeführt  werden,  sie  mufs  daher  hier  unterbleiben. 

Das  portugiesische  Beispiel  wirkte  auch  nach  Spanien  hin* 
über,  dessen  Landwirtschaft  in  ähnlicher  Lage  sich  befindet  wie 
die  des  kleineren  Nachbarlandes.  Im  Herbst  1894  verlangten  die 
spanischen  Agrarier  nach  Zeitungsmitteilungen  ein  eigentamlicbes 
Sn  stem  der  Einhihrbeschränkung.  Die  Einfuhr  von  ausUUidiscbem 
Getreide  und  Mehl  solle  nur  gestattet  sein»  wenn  auf  sechs  ver- 
schiedenen Binnenmärkten  die  Preise  14  Tage  lang  Ober  24  Pesetas 
(<»  19,44  M.)  für  den  Doppelzentner  Weizen,  Ober  16  (s  12.96  IL) 
für  Roggen,  Ober  14  (»  11,34  M.)  fOr  Gerste  und  Ober  36 
(a  29,16  M.)  für  Mehl  stehen  wflrden.  Dieser  Vorschlag  wQrde, 
in  die  Praxis  Obersetzt,  im  wesentlichen  auf  die  Beschränkung 
der  Einfuhr  auf  die  Zeit  des  Erntejahres,  wo  das  heimische  Ge- 
treide bereits  verkauft  ist,  hinauslaufen,  wenn  er  auch  daneben 
noch  eine  Spitze  gegen  die  Preistreiberei  mit  heimischem  Gc< 
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treide  hat.  Eventuell  verlangten  die  Antragsteller  einen  {^leitenden 
Zoll,  der  ihnen  Normalpreise  gewährleiste.  Die  historisch  er- 
prohtc  rnbohülflichkcit  und  scliiidliche  Wirkung  des  gleitenden 
Zolls  würde  bei  seiner  Annahme  bald  dazu  geführt  haben,  ihn 
wie  in  Portugal  mit  direkter  Mengenbeschr.lnkung  der  F.intuhr  zu 
verbinden.  Diese  Vorschlüge  hatten  ind<.->  keinen  praktischen 
Erfolg,  vielmehr  beschlofs  der  spanische  Ministeirat  nacli  langen 
Kommissionsberatungen,  sich  lür  blofse  KriKjhung  der  Zölle  zu 
entscheiden  und  ihre  Wirkung  durch  erhöhte  Tarile  lür  das  land- 
einwärts gefahrene  Einfuhrgetreide  noch  zu  verschärfen.  Die 
gesetzgebende  Körperschaft  erklärte  sich  nach  eingehenden  Be- 
ratungen schliefslich  damit  einverstanden. 

In  Frankreich  ist  im  Jahre  1890  vom  Grafen  de  Leusse^) 
gleichfalls  ein  Kontingentieningsplan  verfochten  worden.  Nach 
diesem  Plan  sollen  in  einer  zu  gründenden  mitteleuropäischen 
Zollunion,  als  deren  Mitglieder  zunächst  Frankreich  und  Deutsch- 
land gedacht  sind,  die  zur  Ernährung  der  Bevölkerung  nötigen 
Mengen  von  Brotfrucht,  Vieh  und  Viehprodukten  jährlich 
statistisch  festgestellt  werden,  und  die  Einfuhr  sei  dann  auf  diese 
Mengen,  soweit  sie  nicht  durch  die  Inlandserzeugung  gedeckt 
seien,  zu  beschranken.  Zur  Ei  leichterung  der  Kontrolle  wäre 
ferner  bezüglich  der  erlaubten  Einfuhrmengen  genau  zu  be- 
stimmen, zu  welcher  Zeit  und  an  welchen  Grenzpunkten  sie  herein- 
gebracht werden  dürften. 

In  Deutschland  lirachte  die  Einbringung  und  Beratung  des 
Anti  ng->  Kunitz  im  Reichstag  auch  die  Erc»rtcrung  mehrerer  Kon- 
tingcnticrung*^vorschläge  in  Flufs.  Gleichzeitig  mit  dem  Auf- 
tauchen des  Antrags  Kanitz  erschienen  im  „Rcichsboten"  im 
April  und  Mai  1894  eine  lange  Reilie  vnn  Artikeln,  welche  die 
lii-schränkiing  der  Einluhrmengen  aul  den  wirkhchen  Bedarf  und 
die  Kontingentirung  unter  die  am  Einfuhriiandel  bctriHgten  Ge- 
treidegeschake  emplahlen.  In  den  folgenden  Monaten  grillen 
eine  Reihe  von  deutschen  Centrumsblattern,  voran  das  „West- 
fälische Volksblatt",  den  vorgenannten  französischen  Plan  auf  und 
verfochten  dem  Antrag  Kanitz  gegenüber  seine  Durchführung  in 
Deutschland. 

Näher  formuliert  und  eingehend  verhandelt  wurden  hierher 
gehörige  Vorschläge  in  den  Verhandlungen  des  deutschen  Land- 
wirtschaftsrats „Ober  Mafsregeln  zur  Hebung  der  Getreide- 

Union  douaniire  agricnle  du  centre  de  I'Europe.    Parts  1890. 
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preise  in  Deutschland"  am  5.  und  6.  Marz  1895.  Hierzu  lagen 
neben  mehreren  auf  Verstaatlichung  der  Getreideeinfuhr  ab- 
zielenden Anträgen  auch  zwei  die  Beschränkung  der  privatblei- 
bendcn  Einfuhr  fordernde  Anträge  vor.  Graf  ßernstorlf  bean- 
tragte : 

.Der  deutsche  LandwirtachaftBnt  wolle  erlüirea: 

1.  Da  die  Ober  <Ien  thataSchlicbea  Bedarf  hinemgeheiide  Mehrdafnlir  von 
•ualändischem  Getrnde  eine  der  wichtigsten  UrMwhen  des  Prdsdnidcs 

bei  uns  ist,  so  ist  dieselbe  auf  das  richtige  Mafs  znrack^ufahren  —  es  ist 
daher  das  Mals  des  Mehrimportes  j&hrlich  durch  den  Bundesrat  festsn« 

stellen. 

2.  Der  Handel  mit  auswärtigem  Gctrt  i'ic  bedarf  der  Koiiz>  ssion.  Die  Ver- 
teilung des  genehmigten  Mchrimports  auf  die  beteiligten  Geschäfte  erfolgt 
durch  den  Bundesrat.  Die  Einfuhr  susiindischen  Getreides  tum  Aus- 
^eich  von  ausgeftihrteni  iniindischen  Getreide  wird  dadurdi  nidit  berflbit* 

Damit  ist  also  eine  Mengenbeschrflnkung  und  eine  Kontin- 
gentierung gegeben.  Mit  OiTenlassung  der  Kontingentierungs> 
frage  und  mit  Einfügung  einer  indirekten  zeitlichen  Beschrankung 
fordert  der  Antrag  v.  Hammerstein-Metz: 

pDen  Herrn  Reichsiuuttler  und  den  hohen  Bundesrat  so  ersuchen,  dea 
Reichstag  thunlichst  bald  einen  Gesetsentwurf  vorsulegen»  wonach 

die  Einfuhr  «usitadischen  Getrddes  und  Mehles  derart  ger^elt  wird,  dafr 

die  Mengen  des  ausländischen  Getreides  und  Mehles,  welches  in  des 
freien  Verkehr  Deutschlands  cingefQhrt  werden  darf,  vierteljährlich  je  für 
das   nächste   Vierteljahr  durch  den  Bundesrat   festgesteUt»  jede  weitere 

Einfuhr  unter  cmi)findlichc  Strafe  gestellt  wird." 

Graf  Bernstorir  will  die  Zulassung  der  Getreideeinfuhr  an 
eine  Konzession  knüpfen  und  unter  die  jetzt  be.-^tehcndcn  Hand- 
lungen kontingentieren.  Dadurch  hofft  er  den  Handel  so  wenig 
als  nniglich  zu  stören,  v.  I lammcrstein  will  dagegen  alle  Modali» 
täten  der  beschränkten  Einfuhr  dem  Bundesrat  überlassen. 

Kinen  eigentümlichen  Ausführungsmodus  der  Einfuhrbeschrän- 
kung brachte  Dr.  Ruhland  in  Jandwirtschaitlichen  Zeitschriften 
1894  in  Vorschlag.  Er  wollte  gleichfalls  nur  die  zur  Versorgung 
des  Inlands  als  erforderlich  ermittelten  Eintuhrmengen  herein- 
lassen. Zum  Zwecke  der  Einfuhr  sollen  alle  Getreidehändler  in 
Deutschland  in  eine  Zwangsberufsgenossenschaft  zusammengefafst 
werden,  für  welche  der  Bundesrat  als  Aufsichtsbehörde  fungiert 
Alle  näheren  Bestimmungen  Ober  die  Einfuhr,  insbesondere  ihre 
Verteilung  unter  die  Handler,  nimmt  die  Berufsgenossenschaft 
selbst  vor;  sie  unterliegen  der  Genehmigung  des  Bundesrats. 
Diese  Ordnung  würde  zwar  die  Schwierigkeiten  einer  staatlichen 


Digitized  by  Google 


Die  neuesten  Versuche  einer  stMÜichen  R^elnng  des  Getreidefasndels.  367 

Kontingentierung  umgehen,  aber  auch  bei  weitgehenden  Vor- 
sichtsmafsrcgeln  Ringbildungcn  und  Spekulationen  ä  la  hausse 
seitens  der  Händler  geradezu  provozieren. 

II. 

In  Frankreich  und  Deutschland  führte  die  Erkenntnis  von  der 
Unzulclngh'chkeit  der  Getreidc/ölle  mehrfach  mit  Uebergehung  der 
Mengenbeschränkungs-Vorschläge  direkt  auf  den  Gedanken  einer 
Verstaatlichung  der  Getreideeinfuhr.  In  Frankreich  fand  dieser 
Gedanke  formulierten  Ausdruck  in  dem  Antrag,  den  der  sozia- 
listische Abgeordnete  Jaur^s  in  Verbindung  mit  sieben  Partei- 
genossen am  8.  Februar  1894  als  Verbesserungsantrag  gegenüber 
der  Vorlage  auf  Erhöhung  der  Schutzzölle  und  einem  noch  weiter- 
gehenden schutzzöllnerischen  Antrag  in  der  Deputirtenkammer 
einbrachte.  Der  Antrag  lautete: 

Der  Staat  hat  allein  das  Recht,  Getreide  und  Mehl  aus  dem  Ausbnde  ein- 
sufllhren. 

Er  verkauft  es  zu  einen  jflhrlidi  durch  Gesets  fixierten  Preise.  Er  ver- 
kauft das  Mehl  zu  einem  Preise,  der  nach  den  fixierten  Getrddepreis  berechnet 
und  gleichfalls  gesetzlich  besUmmt  !st 

Der  Antrag  war  absichtlich  ganz  allgemein  gefafst,  um  die 
Erörterung  von  allen  Detailfragen  freizuhalten  und  sie  zunächst 
ganz  auf  die  prinzipielle  Seite  des  Antrags  zu  beschränken.  In 
der  Debatte,  vtrelche  am  17.,  19.  und  20.  Februar  stattfand,  ent- 
wickelte der  Antragsteller  in  längeren  Ausführungen  eine  Reihe 
von  Details  seines  Planes,  die  teils  in  Uebereinstimmung  mit 
seinen  Parteigenossen,  teils  als  seine  persönliche  Meinung  vor- 
gebracht wurden.  Jaures  betrachtete  seinen  Vorschlag  gegenüber 
dem  Schutzzoll  als  die  spezifisch  sozialistische  Verbesserung  und 
Ausgestaltung  der  Preisrct>ulierung.  „Sicherlich  entstammt  der 
Vorschlag  der  sozialistischen  Idee,  und  es  ist  die  Ehre  unserer 
Partei,  dafs  alle  partiellen  Reformen,  dafs  alle  Einzelvorschläge, 
welche  wir  aul  dieser  I  ribüne  vorbringen,  demselben  Geiste  ent- 
stammen und  sozusagen  dieselbe  Marke  tragen."  Dem  gegenüber 
hob  in  der  Debatte  allerdings  der  Führer  der  Marxisten,  Jules 
Guesde,  hervor,  der  Vorschlag  sei  nicht  eigentlich  sozialdemo- 
kratisch, seine  Freunde  müfsten  aber  mit  der  Thatsache  rechnen, 
dafs  die  Erhöhung  der  Schutzzölle  unabwendbar  sei,  und  wollten 
nun  diese  Thatsache  wenigstens  so  weit  als  möglich  zum  Nutzen 
der  Bauern  und  Landarbeiter  wenden.  Und  neuerdings  bemOht 
sich  die  deutsche  sozialdemoliradsche  Presse,  es  so  darzustellen. 
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als  ob  der  Antrag  Jaures  nur  der  wenig  Oberlegte  Einfall  eines 
geistreichen  Mannes  gewesen  sei,  von  dem  die  französischen 
Sozialisten  selbst  jetzt  nichts  mehr  wissen  wollten.  Ein  solcher 
Rackzug  ist  aber  nach  deren  offener  Stellungnahme  im  Parlament 
kaum  anzunehmen.  —  Jaurte  fahrt  dann  weiter  aus,  sein  Antrag 
wolle  an  Stelle  des  Zwischenhandels  den  Staat  setzen  und  da- 
durch alle  sdifldlichen  Folgen  der  Spekulation  und  der  unge* 
hinderten  Konkurrenz  beseitigen,  er  wolle  durch  normale  Preise 
der  Agramot  steuern.   Diese  normalen  Preise  will  jaures  nach 
den  Produktionskosten  ennitteln.  Er  hält  etwa  25  Fr.  pro  Doppel- 
zentner, also  200  M.  pro  Tonne  für  den  normalen  Verkaufspreis, 
den  er  persönlich  nach  Möglichkeit  festhalten  mochte,  während 
der  Wortlaut  des  Antrags  ihn  jährlich  nach  dem  Ausfall  der  in- 
ländischen Ernte,  also  nach  der  jeweilig  verschiedenen  Höhe  der 
Produktionskosten  für  die  Mengeneinheit,  zu  verändern  gestattet 
Ein  solch'  r  Normalpreis  sei  notwendig,  um  dem  Bauern  einen  ent- 
sprechenden Ertrag  seiner  Arbeit  zu  ermöglichen.  Allerdings 
liege  eine  groüc  Schwierigkeit  darin,   dafs  dieselbe  Aktion,  die 
dem  kleinen  seibstarbeitcndcn  Eigcntiiiner.  dem  Pächter  und  Halb- 
pächter die  Früchte  seiner  Arbeit  wiedergebe,  .luoh  dem  morsigen 
Grofsgrundbesitzer  eine  ungerechtlertigtc  Rente  wiederherstelle. 
Daher  sei  es  nötig,  durch  ergänzende  Mafsregeln  die  Vorteile  des 
Systems  den  Arbeitenden  zu  sichern.    Für  die  Bauern  lie.uc  der 
Lohn   in  dem   Preise  ihrer   Produkte,   ihnen   würde  durch  die 
Normalpreise  ein  Nonuallohn  gewahrt.    Den  Landarbeitern  aber 
müsse  direkt  ein  Miniinailohn  gewährt   werden,   denn   ob  ihnen 
von   selbst  ein  Anteil  an   den  Vorteilen   der  Besitzer  zullielsen 
würde,  sei  zweifelhaft.   Ingleichcn  müfste  es  für  die  Pächter  sicher 
gestellt  werden,  dafs  die  Früchte  ihrer  Arbeit  und  die  Vorteile 
des  neuen  Systems  ihnen  und  nicht  den  Verpächtern  zu  gute 
kfimen.   Doch  auch  nach  der  anderen  Seite,  gegenüber  einer 
Preisteuerung,  werden  die  Vorteile  der  Normalpreise  und  der 
Einfuhrverstaatlichung  hervorgehoben»  sie  worden  gegen  Hungers- 
not, Brotteuerung  und  übermflfsige  Belastung  der  Konsumenten 
ein  fester  Damm  sein,  während  das  Schutzzollsystem  bei  .Krisen 
die  Preise  Obermäfsig  anschwellen  liefse.    Durch  die  grofeen 
Handelsverdienste  in  guten  Jahren  werde  der  Staat  in  die  Lage 
versetzt,  in  Teuerungsjahren  mit  Verlust  zu  verkaufen  und  da- 
durch  die  Teuerung  vom  eigenen  Lande  fernzuhalten.  In  der 
Diskussion  betonte  L^on  Say  namens  der  Freihändler,  der  An- 
trag würde  den  Sozialismus  herbeiftihren  und  die  jetzige  Gesell- 
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Schaft  vernichten.  Er  würde  auch  nicht  die  erhofften  Vorteile 
bringen,  da  er  auf  die  Löhne  keinen  Einflula  hätte  und  den 
meisten  Kleinbesitzern  nichts  nütze.  Der  Staat  nehme  zudem 
eine  zu  schwere  Verantwortung  auf  sich,  er  sei  bisher  noch  nie 
der  Aufgabe  gewachsen  gewesen,  für  die  Volksernflhrung  in  allen 
Fallen  zu  sorgen.  Mdine,  der  Führer  der  Schutzöllner,  gab  direkt 
zu,  dafs  der  Antrag,  falls  er  seine  Ziele  erreiche,  das  Glück  der 
Welt  sein  würde,  aber  er  sei  undurchfiQhrbar,  und  die  Reglemen- 
tierung der  Löhne  sowie  die  allgemeine  sozialistische  Ordnung, 
welche  die  Folge  sein  würde,  sei  ftkr  die  Arbeiter  selbst  und  fbr 
alle  ein  Unglück.  Von  mehreren  der  folgenden  Redner  wurden 
die  praktischen  Schwierigkeiten  noch  besonders  betont,  so  vom 
Acicerbauminister  Viger  die  Schwierigkeit  des  Einfuhrgeschäfts, 
die  Unmöglichkeit,  nach  der  Ernte,  wenn  viele  Bauern  verkaufen 
rnüfsten.  die  Normalpreise  ohne  Verstaatlichung  des  ganzen  Ge- 
treidehandels aufrecht  zu  erhalten,  die  Schwierigkeit,  die  vorhan- 
denen grofsicn  Preisditferenzen  nach  Gegenden  genügend  zu  be- 
rücksichtigen und  (las  Kintiihr<]uanUun  richtig  zu  bemessen;  so 
ferner  von  (i.  Leygues  aufacrdcm  noch  die  Bedenklichkeit  des 
grofsen  Beatnt'  ria[iparates  und  die  geringe  Befähigung  des  Staats 
zu  Handelsgeschätten ;  so  von  Soutiet  die  Schwierigkeiten,  die 
der  Staat  a!>  Kinkäufer  grof^-en  ausliindischen  Ringbildungen  im 
Getreidehaiuiel  gegenüber  haben  würde.  Da  diese  Einwände  in 
analoger  Weise  beim  Antrag  Kanitz  in  L)cutseliland  wiedei  kein  en, 
so  erübrigt  es  sich,  hier  darauf  im  einzelnen  einzugehen.  Jaures 
wandte  den  Einzelbedenken  gegenüber  ein,  dafs  derartige  Be- 
denken gegen  alle  Monopole  geltend  gemacht  werden  könnten, 
dafs  sie  sich  aber  noch  immer  als  unbegründet  erwiesen  hatten. 
Der  Antrag  Jaurös  wurde  schliefslich  mit  48  t  gegen  52  Stimmen 
abgelehnt. 

In  Dentschland  haben  namentlich  die  beiden  letzten  Jahre 
eine  ganze  Reihe  von  Getreideeinfuhr-VerstaadichungspUnen  ge- 
bracht, die  teils  mit,  teils  ohne  Normalverkaufspreise  gedacht 
sind,  und  die  sich  teils  gegenseitig  bekämpfen,  teils  verbessern 
und  ergänzen  wollen.  Ausgehend  von  der  Kritik  des  Antrags 
Kanitz  hat  E.  Klapper*)  einen  Vorschlag  ausgearbeitet,  der 
zwischen  diesem  und  den  Vorschlägen  auf  Beschränkung  der 
privat  bleibenden  Einfuhr  die  Mitte  tiah.  Darnach  soll  die  Ge- 
treideeinfuhr ausschliefslich  durch  das  Reich  und  auf  Kosten  des 

')  FQblings  Landwirtschaftliche  Zeitung  vom  1.  .Mai  1694. 
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Reichs  erfolgen  und  zwar  in  den  statistisch  als  notwendig  fest- 
gestellten Mengen,  welche  stets  auf  zwei  Jahre  im  voraus  gedeckt 
werden  sollen.    Die  Einfuhrmengen  werden  in  den  Aber  das 
ganze  Reich  zu  errichtenden  staadichen  Magazinen  gelagert  Der 
Verkauf  aus  diesen  Magazinen  ist  zeitlich  beschrankt;  so  lange 
das  inländische  Getreide  auf  den  Markt  kommt,  in  der  Regel  vom 
1.  August  bis  1.  April,  darf  aus  den  Magazinen  nicht  verkauft 
werden,  um  das  inländische  Getreide  nicht  durch  die  Konkurrenz 
im  Preise  zu  drücken  oder  unverkäuflich  zu  machen.   Den  ge* 
nauen  Termin  der  Eröffnung  der  Staatsmagazine  bestimmt  in 
jedem  Jahre  der  Bundesrat,  und  der  Verkauf  geschieht  alsdann 
zu  den  im  freien  Verkehr  des  Magazinortes  zur  Zeit  notierten 
Preisen.  Eine  selbständige  direkte  Preisbeeinflussung  von  Staats- 
wegen  ist  also  nach  diesem  Plane  nicht  beabsichtigt.   Wie  nach 
diesem  System  vermieden  werden  soll,  dafs  die  Händler  durch 
Ringbildung  das  private  Getreide  vom  Markt  fernhalten,  dadurch 
zugleich  die  heftigste  Preissteigerung   und    die  Eröffnung  der 
Magazine  bei  Teuerungspreisen  erzwingen  und   dann,   im  Preise 
gegenüber  dem  Staatsgetreide  Schritt  für  Schritt  ininici-  ein  wenig 
nachgebt  nd.  grofse  Cietreidemassen  zu  übennälsig  liohen  Preisen 
verkaufen  können,  das  wird  in  dem  Vorschhig  nicht  näher  aus- 
gelührt.    Klapper  hat  seine  Vurschlägc  später  so  umgeändert, 
dafs  der  Staat  aucli  in  den   inländischen  Getreidehandel  ein- 
greift.   Dieser  veränderte  Vorschlag  fällt  damit  in  den  nächsten 
Abschnitt. 

Aehnlich  dcju  Klappcrschen  Vorschlag  ist  ein  im  deutschen 
Landwirtschaftsrat  vom  Domänenrat  Rettich  gestellter  Antrag: 

„Der  floulscliL-  L.iiiii wirt-cli.-iftNi .it  wolle  f-rklärm! 

1.  Die  über  das  Maf-^  des  that-^.irhlichm  Bedarfs  hinausgehende  Einfuhr  von 
Getreide  nach  Deutschland  ist  die  hauptsächlichste  Ursache  des  Preis- 
druckes bei  uns. 

2.  Um  dieselbe  auf  das  richtige  Hafs  ztirOckzuftkhren,  ist  die  Verstaatlidiaf 
der  Getrndednfubr  geboten. 

3.  Da  der  Festsetxong  eines  Mindestpreises  ftkr  den  Wiederveriuuif  »oätaA- 

sehen  Getreides  mannigfache  schwere  Bedenken  entgegenstehen,  so  ilt 
von  einer  solchen  abzus*  licn.  Als  den  gleichen  Erfolg  versprechend  — 
namentlich  we  nn  die  deutsche  Landwirtschaft  bald  im  stände  sein  wird, 
den  inlandischen  Bedarf  zn  decken  —  ist  der  Ankauf  ausländischen  Ge- 
treides durch  das  Reich  und  die  Liigcrung  nur  in  staatlichen  Lagern,  die 
erst  bei  Eintritt  des  Nichtausreichens  der  iniindischen  Getreidemeagea  n 
Offnen  tind»  ins  Werk  zu  setzen. 

4.  Das  Reich  soll  verkaufen  zu  den  am  Ort  des  Lagers  gdtenden  Präten, 


'  Digitized  by  Gopgle 


Die  neuesten  Versuche  einer  staatlichen  Regelung  des  Getreidehandels.  371 

muCs  aber  bestrebt  sein,  einen  KrlOs  zu  erzielen,  der  mindestens  den  Ein» 
kaiifspreis  plus  Zinsen  plus  Lagemogskosten  ^us  3^  H.  ab  Enste  Ihr 
den  Zoll  f&r  den  Doppelzentner  deckt' 

Rettich  will  danach  den  Preis  wenigstens  insofern  bestimmen, 
als  er  die  Kosten  und  die  Zolleinnahmen  decken  will,  während 
Klapper  von  dem  als  nötig  befundenen  Einfuhrquantum  keine 
Zolle  mehr  erheben  und  die  Preisbestimmung  unbeschränkt  in 
die  Hflnde  des  inlandischen  privaten  Handels  geben  will.  Be< 
landet  wird  diese  Mafsregel  ganz  analog  den  Kontingentierungs- 
vorschlagen.  Gegen  feste  Preise  wird  hier  noch  geltend  gemacht, 
dafs  diese  auf  die  Dauer  den  Erfolg  nicht  sicherten,  namentlich 
wenn  das  Inland  seinen  Bedarf  wieder  selber  decken  wOrde,  dafs 
s|e  ihn  im  Gegenteil  für  die  Zukunft  schmälerten,  da  sie  den 
steigenden  Produktionskosten  und  den  Wandlungen  des  Wirt- 
Schaftslebens  nicht  folgen  könnten. 

Auch  als  Plan  der  Einfuhrverstaatlichung  mit  festen  Verkaufs- 
preisen steht  der  Vorschlag  des  Grafen  v.  Kanitz  nicht  allein, 
sondern  hat  schon  einige  Vorganger.  Bereits  1883  hat  —  nach 
dem  Referat  von  Klein- Wer thcim  im  deutschen  Landwirtschafts- 
rat —  der  Bürgermeister  Dr.  Weifs  ein  Reichsmonopol  auf  die 
Getreideeinfuhr  mit  direkter  Beeinflussung  der  Preisbildung  beim 
Verkauf  empfohlen  und  hat  diesen  Gedanken  seither  in  mannig- 
fachen Aufsätzen  und  Petitionen  vertreten,  ohne  allgemeine  Beach- 
tung damit  zu  finden.  —  Ende  1893  veröftentlichte  der  mecklen- 
burgische Gutsbesitzer  H.  C.  Bock  in  einer  Schrift  über  „Roggen- 
und  Weizeneinfuhr  durch  das  Deutsche  Reich"  den  Plan  einer 
Verstaatlichung  der  Brotgetreideeinluhr  mit  staatlichem  Verkauf 
des  Roggens  zu  160  M.,  des  Weizens  zu  200  M.  pro  Tonne. 
Eine  spätere  Umformung  dieses  Planes  im  Herbst  1894  wirkte 
auf  die  Umgestaltung  des  ersten  Antrags  Kanitz  durch  den 
Bund  der  Landwirte  mitbestimmend  ein.  —  Graf  v.  Kanitz- 
Podangen  hatte  einen  Vorschlag  zur  Verstaatlichung  der  Getreide- 
einfuhr mit  Minimal-Verkaufspreisen  schon  vor  der  letzten  Zoll- 
erhöhung von  1887  formuliert,  hielt  aber  damaL-.,  um  die  Aktion 
für  den  höheren  Schutzzoll  nicht  zu  stören,  mit  seinem  Plane 
zurück.  Erst  als  im  März  1894  durch  Abschlufs  des  russischen 
Handelsvertrages  jede  Hoffnung  auf  baldige  Erhöhung  des  Zoll- 
schutzes geschwunden  war,  trat  er  damit  an  die  Oeffentlichkeit 
Am  7.  April  1894  brachte  er,  unterstOtzt  von  mehreren  seiner 
konservativen  Parteigenossen,  den  folgenden  Antrag  im  Reichs- 
tage ein: 


Digitized  by  Google 


372 


Karl  Thiess, 


Der  Reichstag  wolle  beschliefsen : 

den  Htrm  Reichakantler  zu  ersuchen,  dem  Reichstage  baldigst  einen  CatU 
entwurf  vorzulegen»  wonach: 

1.  der  Einkauf  und  Veckauf  des  zum  Verbrauch  in  Zollgebiete  hrsliiiitra 

ausländischen  Getreides,  mit  Einschlufil  der  Mflhlenfabrikate,  auasdilicfr- 

lich  fOr  Rechnung  des  Reichs  erfolgt, 

2.  die  Verkaufspreise  im  Mindtstbt  trage  wie  folgt  festgesetzt  werden: 

a)  für  Weizen  auf  21 S  M.  pro  Tonne 

b)  für  Roggen  „    165    ..  ., 

c)  fQr  Gerste  ,   155  ,  , 

d)  für  Hafer  .   155  .    .  . 

e)  für  Halsenfrechte  .   185  ,    .  , 

f)  fOr  Lupinen  ,»  80  ,  .  « 
gl  fftr  Malz  „  175  ,  ,  , 
hl  lür  Mais  „     155  „ 

i)  für  Mehl  und  MuliU  nf.ibnkatc:  entsprechend  den  für  das  Getreide  fcs;- 
gesetztcn  Mindestpreisen,  nach  dem  gesetzlich  fixierten  Ausbeute* 
Verhältnis. 

Graf  Kaiiicz  hatte  ursprünglich  nur  Weizen  und  Roggen  als 
Gegenstand  des  Au-^luhi  iimnupola  im  Auge  geliabt  und  hatte  die 
Preise  dafür  entsprechend  dem  prculsi;>clien  rreisdurclisciinitt  der 
Periode  1850/80  angesetzt.  Die  übrigen  Getreidearten  sind  in  den 
Beratungen  der  konservativen  Fraktion  eingefügt  worden  und  die 
Preise  daflir  als  angemessene  schätzungsweise  gefunden.  Ueber 
das  Funktionieren  dieses  Antrags .  wie  es  der  Antragsteller  sich 
denkt,  giebt  eine  Broschüre  von  ihm^)  nähere  Auskunft  Die 
Preise  im  freien  Verkehr  werden  sich  den  festgesetzten  Mindest- 
preisen angleichen,  nur  in  den  Ostlichen  Getreide  exportierenden 
Provinzen  wird  die  zu  exportierende  Menge,  filr  welche  nur  der 
Mindestpreis  abzüglich  der  Transportkosten  zu  erzielen  ist.  dea 
Gesamtpreis  um  diese  Transportkosten  drücken.  Nur  ein  Fall  ist 
denkbar,  dafs  die  Inlandspreise  erheblich  unter  den  lAindes^reis 
sinken,  wenn  nflmlich  die  inlandische  Getreideproduktion  den  Be- 
darf Obersteigt.  In  diesem  Fall  aber  wären  die  grolsen  Erote- 
mengen  eine  Entschädigung  für  den  niedrigeren  Preis.  Die  Nonnal- 
preise gelten  nur  für  gute  Ware,  schlechtes  Auslandsgctreide 
wird  überhaupt  nicht  angekauft,  und  das  schlechte  inländische 
niufs  im  Preise  etwas  nachgeben.  Bezüglich  der  praktischen  Aus- 
führung führt  Graf  Kanit/  aus:  die  Reichsbehörde  ermittelt  den 
Einkaufspreis  nach  den  Preisen  auf  dem  Weltmarkt   Am  ein- 

')  Die  Festsetzung  von  Mindestpreisen  fQr  das  ausUndische  Getreide.  3.  AirfL 
Berlin  1895. 
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fachsten  würde  sich  das  Geschäft  gestalten,  wenn  das  Getreide  an 
dieselben  Händler,  von  denen  es  die  Reichsregierung  an  der  Grenze 
kauft,  gegen  die  Mindestpreise  sogleich  wieder  verkauft  wQrde. 
Die  Händler  hätten  dann  praktisch  nur  die  Differenz  zwischen 
den  Einkaufspreisen  und  dem  Normalpreis  zu  zahlen,  und  die 
Arbeit  der  Behörden  wäre  alsdann  nicht  grOfser  als  jetzt  die  der 
Zollämter.  Bei  diesem  Plan  übersieht  indes  Graf  Kanitz  ganz, 
dafs  der  von  ihm  betonte  Unterschied  seines  Systems  von  dem 
gleitenden  Zoll  dabei  ganz  wegfiäUt,  und  dafs  die  Aufrechterhal- 
tung des  gleichmäfsigen  festen  Verkaufspreises  nur  eine  Fiktion 
ist  Denn  die  Regierung  kann  den  Händlern  nicht  gerade  den 
von  ihnen  gezahlten  oder  Oberhaupt  immer  einen  auch  nur  durch- 
schnittlich genau  entsprechenden  Einkaufspreis  berechnen,  und  je 
nachdem  den  Händlern  ihre  Einkaufspreise  und  Kosten  vom 
Staate  zu  niedrig  oder  zu  hoch  berechnet  werden,  wachsen  ihre 
Selbstkosten  durch  die  Differenzzahlung  über  den  Normalpreis 
hinaus  oder  bleiben  dahinter  zurück.  Sie  werden  also  auch  ihre 
Verkaufspreise  höher  oder  niedriger  als  die  Normalpreise  an- 
setzen. —  Aber  auch  für  den  Fall,  dafs  das  Reich  selber  den 
Verkauf  an  die  Konsumenten  Obernehme,  meint  Graf  Kanitz, 
würde  sich  dies  ohne  Schwierigkeit  durchführen  lassen.  Die 
nötigen  Magazine  würden,  event.  durch  Miete,  leicht  zu  beschaffen 
sein.  Das  richtige  Mafs  der  Einüihrmcngen  soll  nach  dem  Kanitz- 
schen  Plane  nicht  durch  Kontingentierung  und  direkte  Beschrän- 
kung der  Einfuhr  herbeigeführt  werden,  sondern  ein  zu  grofses 
oder  zu  geringes  Angebot  von  Getreide  soll  durch  eine  geringe 
Herabsetzung  oder  Erhöhung  der  Eink.iulspreisc  ausgeglichen 
werden.  Dadurch  sei  es  der  Regierung  ermöglicht,  alles  an  der 
Grenze  angebotene  Getreide  abzunehmen,  so  dafs  der  Einfuhr- 
handel nicht  ruiniert  und  der  Markt  jederzeit  vollständig  ver- 
sorgt würde. 

Aehnlich  begründete  Graf  Kanitz  in  den  Keichstagsverhand- 
lungen  am  13.  und  14.  April  1894  seinen  Antrag.  Die  Debatte 
ging  bei  der  Neuheit  des  Gegenstandes  nicht  besonders  tief.  Die 
konservativen  und  antisemitischen  Verteidiger  des  Antrags  be- 
gnügten sich  damit,  allgemein  auf  die  grofse  Notlage  der  Land- 
wirtschaft hinzuweisen,  zu  betonen,  dafs  dagegen  etwas  geschehen 
müsse  und  dafs  bisher  kein  besseres  Mittel  vorgeschlagen  sei. 
Die  Redner  aller  anderen  Parteien  sprachen  sich  scharf  gegen 
den  Antrag  aus,  der  nach  ihnen  keiner  ernsten  Verhandlung  be- 
durfte (Dr.  Barth),  der  die  Familie  zu  zerstören  drohte  (Dr.  Bachem) 
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und  der  an  Gemeingefährlichkeit  alle  sozialdemokratiächen  An- 
trüge Oberbote  (Dr.  v.  Bennigsen).  Im  einzelnen  wurde  die  L  n- 
vereinbarkeit  des  Antrags  mit  einer  loyalen  AusQbung  der  Handels- 
verträge, die  Unwirlcsamkeit  der  Normalpreise  in  guten  Ernte- 
Jahren,  die  sozialistische  Konsequenz,  dafs  der  Antrag  zu  wdteren 
Verstaatlichungen  Alhren  mOsse,  hervorgehoben.  Schlie&licb 
wurde  der  Antrag  mit  grofser  Mehrheit  —  mit  159  gegen  46  kon- 
servative und  antisemitische  Stimmen  —  abgelehnt. 

Die  Reichstagsverhandlungen  sollten  nach  dem  Wilien  der 
Reichstagsmehrheit  jeden  Gedanken  an  die  Realisierbarkeit  des 
Antrags  beseitigen.  Doch  das  Gegenteil  wurde  erreicht  Ueberall 
im  Lande  erklärten  sich  Versammlungen  von  Landwirten  fOr  den 
Antrag.  Der  Bund  der  Landwirte  seute  im  Herbst  1894  einen 
Sonderausschuss  zur  Beratung  Ober  Mafsregeln  zur  Hebung  der 
Getreidepreise  ein,  welcher  schliefslich  zu  Beschlüssen  ganz  ÜD 
Sinne  des  Antrags  Kanitz  kam.  Die  Agitation  im  Lande  hatte 
ergeben,  dafs  der  Grundgedanke  des  Antrags,  die  Preisfestlegung, 
grofsen  Anklang  fand,  dafs  aber  die  Nennung  bestimmter  hoher, 
nicht  genügend  motivierter  Preisziffern,  und  die  Preisbegrenzung 
einseitig  nur  nach  unten  hin  die  Nichtlandwirie  abstiess.  Diese 
Bedenken  führten  dazu,  als  Verkaufspreise  „den  Durchschnitt  der 
letzten  40  Jahre"  ohne  Nennung  der  Ziffern  einzusetzen  und  die 
Kanitzschen  Mininialpreisc  in  Normalpreise,  die  auch  Teucrungs- 
preisen  auf  dem  Weltmarkt  gegenüber  Geltung  behalten  sollten, 
zu  verwandeln.  Das  Bestreben,  möglichst  schnell  auf  praktische 
Erfolge  hinzustreben,  führte  die  Kommission  und  den  Gesamt- 
ausschufs  des  Bundes  der  Landwirte  zu  der  Umwandlung  des 
Antrags  in  einen  mehr  detaillierter)  Gesetzentwurf  mit  folgendem 
Wortlaut : 

§  1.  Der  Kinkaut  und  Vt^rkaul  des  2um  Verbrauch  im  deutschen  Zollgebiet 
bestimmten  ausländischen  Getreides,  mit  Einschlufs  der  Müblentabrikate ,  erfolgt 
«usschliefslich  (ür  Rechnung  des  Reiches. 

§  2.  Die  Verkaufspreise  des  Getreides  werden  den  Dnrehschnittqiraaai 
der  letzten  40  Jahre  gemlfs  festgesetzt  unter  enUprechenden  Znscldlgen.  tta  fie 
etnselnen  teuerer  produsierenden  Gebietrteile  des  Deutschen  Reiches.  Die  Prdie 
der  Mahlenfabrikate  richten  sich  nach  dem  wirklichen  Ausbeuteverhiltnis. 

§  3.  Deutsche  Reich  lagert  mindestens  den  dritten  Teil  des  im  Durch- 

schnitt der  letzten  10  Juhre  per  Jahr  eingeführten  Getreides  in  Lagerhäusern 
Aufscrdem  wird  (He  Regierung  ermächtigt,  für  besondere  Bedürfnisse  —  Mifs- 
ernten,  Kriegsfälle  u.  s.  w.  —  aufscrordcntliche  Vorräte  anzusammeln. 

S  4.  Eine  Lagerung  von  Mflhlen&briicalen  findet  in  den  LageiUhiaeni  ä*» 
Reiches  nicht  sUtt.- 
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§  5.  Aus  den  jährlich  erzielten  UeberschQssen  der  Reichs -Getreideein- 
fuhr wird: 

1.  ein  den  jetzigen  Zollsätzen  und  der  thatsftchliehen  Einfuhr  entsprechender 
Betrag  an  die  Reichakasse  abgefhhrt; 

2.  ein  Reserv^iMids  in  gesetzlich  festzustellender  Hohe  gebildet,  um  fllr  Jahre 

mit  hohen  Auslandspreisen  es  dem  Reiche  zu  ermöglichen,  das  auslftndische 

Gctrci'l'-  zu  dem  nach  §  2  zu  ermittelnden  Durchschnittspreise  an  die 
Kunsumcntcn  abzugeben.  Die  Zinsen  dieses  Fonds  flicfsen  in  die 
Reichsliasse. 

3.  IXe  VerfOgung  Ober  den  danach  verbleibenden  Uebersehufii  wird  beson- 
derer Gesetzgebung  vorbehalten. 

f  6.  Für  den  Fall  des  Eintritts  von  Auslandspreisen,  die  zu  den  nach  §  2 
festzustellenden  I^irehsclmittspmaen  im  Müsverbiltnis  stehen,  wird  der  Bundesrat 
ermichtigt,  ein  Ausfuhrverbot  fllr  Getreide  und  Mflhlenfabrikate  zu  erlassen. 

§  1  entspricht  dem  erstell  Absatz  des  ursprOnglichen  Antrags 
Kanitz.  §  2  nimmt  die  40jährigen  Durchschnittsprebe  herein,  die 
ftlr  das  Reich  durch  eingehende  Arbeiten  und  das  Zurückgehen 
auf  das  zerstreute  und  teils  ungedrucktc  Einzelmaterial  noch  erst 
rekonstruiert  werden  mOfsten  und  die  für  die  minder  wichtigen 
Fruchtarten  Oberhaupt  schwer  zu  beschaffen  sein  werden.  Einen 
Anhalt  geben  die  preufsischen  Durchschnittspreise  von  1854/93, 
die  für  Roggen  166.75  M.,  für  Weizen  205,73.  Gerste  158,95  und 
Hafer  153.68  M.  pro  Tonne  betragen,  die  also  den  Proisen  <lrs 
ersten  Antrags  ziemlich  nahe  kommen.  Ausserdem  bringt  §  2  noch 
die  Bestimnumg,  dals.die  Preise  für  die  teurer  produzierenden  ( .cbicte 
entsjH ccliend  erluiht  werden  sollen,  wonach  also  tiic  lii^toriseh  ge- 
wordenen Prcisdirterenzen  der  einzelnen  deutschen  Landschat'ten 
beibehalten  bezw.  wiedcrhergcbtellt  würden.  §  3  bringt  Detail- 
bcstimmungen.  §  4  einen  he-ondercn  Schutz  der  deutschen  Mühlcn- 
industrie,  §  5  triOt  Ue^ummungen  über  die  Verwendung  der  aus 
dem  Monopol  zu  erzielenden  Einnahmen.  Die  jetzigen  Zoliein- 
nahmen  werden  garantiert,  dann  ein  Reservefonds  gebildet,  um 
es  dem  Reich  zu  ermöglichen,  bei  Weltmarktpreisen,  die  höher 
als  die  Normalpreise  sind,  mit  Verlust  zu  verkaufen  und  die 
Normalpreise  im  Inland  auch  dann  aufrecht  zu  erhalten.  Das  ist 
natOrlich  nur  möglich,  wenn  das  mit  Verlust  verkaufte  Import» 
getreide  nicht  beständig  wieder  auf  den  teureren  Weltmarkt  ab- 
strömen und  so  die  Wirkung  der  Mafsregel  auf  den  Inlandsmarkt 
vereiteln  kann.  Deshalb  sieht  §  6  mit  Recht  ein  Ausfuhrverbot 
für  solche  Falle  vor.  Ein  Teil  der  Einnahmen  soll  aufserdem  zur 
VerHlgung  der  Reichskasse  bezw.  der  gesetzgebenden  Körper» 
Schäften  stehen  und  diesen  so  den  Antrag  angenehm  machen. 
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Dieser  Gesetzentwurf  hat  an  Agitationskraft  und  an  Klarheit 
gegenober  dem  ersten  Antrag  unzweifelhaft  gewonnen,  andererseits 
befürchteten  seine  Freunde  aber,  er  wOrde  im  Pariament  einen  noch 
schwierigeren  Stand  haben,  weil  die  Einfilhning  der  Preisunter« 
schiede  nach  Gebieten  die  Landesteile  gegen  einander  aulbrächte, 
die  Detailbestimmungen  die  Schar  der  prinzipiellen  Gegner  bei 
jeder  Einzelbestimroung  um  die  Gegner  dieser  Einzelmafsregel 
vermehrte,  und  namentlich  weil  die  Möglichkeit,  bei  Teuerungen 
mit  grofsem  Verlust  für  das  Reich  zu  verkaufen,  die  Regierung 
abschrecken  würde.  Der  ^Bund  der  Landwirte"  unterbreitete 
seinen  Gesetzentwurf  der  „Wirtschaftlichen  Vereinigung  des 
Reichstags",  einer  Gruppe  von  circa  140  agrarischen  Abge^d- 
neten.  Hier  legte  gleichzeitig  Graf  v.  Schwerin-Löwitz  einen  ab- 
geänderten Gesetzentwurf  vor,*)  der  noch  mehr  Detaalbestiiii- 
mungen  enthielt,  aber  die  einschränkende  Bestimmung  brachte, 
dafs  der  Reservefonds  bei  Teuerungen  nur  die  Zolleinnahmen 
decken  solle,  dafs  aber  das  Reich  nicht  mit  direkten  Verlusten 
unter  dem  Weltmarktpreis  verkaufen  solle,  sondern  in  solchen 
Füllen  entweder  die  \'erkaufspr<'ise  entsprechend  erhöhen,  oder 
für  die  Dauer  dieses  Preisstandes  die  Getreideeinfuhr  der  Pnval- 
unlcrncliinung  freigeben  solle.  Die  „Wirtschaftliche  \'creinigung' 
entschied  sich,  dem  \'orsclilag  der  von  ihr  eingesetzten  Kom- 
mission folgend,  au^  den  oben  erwiihnten  Redi-nken  ilaiür.  die 
Details  drs  Gesetzentwurfs  fallen  zu  lassen  und  ihn  wieder  in 
einen  einlachen  Antrag  zurückzuverwandeln.  So  beschlofs  sie. 
als  revidierten  Antrag  Kanitz  (Antrag  Iloltz,  Graf  v.  Kanitz  und 
Genossen)  den  folgenden  dem  Reichstag  vorzulegen: 

i,Dcr  Reicbbtag  wolle  beschiicfstn : 

den  Reichskaniler  zu  ersuchen,  dem  RdchsUge  baldigst  einen  Gesetscntwari 
vorzulegen,  wonach: 

1.  der  Ein*  und  Verkauf  des  zum  Verbrauch  im  Zollgebiet  bestininten  aus* 
lindischen  Getreides,  mit  EinscMufs  der  MOhlenfabrikate,  ansscWipMicli 

für  Rechnung  des  Reichs  erfolgt, 

2.  die  Verkaufspreise  des  Getreides  nach  den  inländischen  Durchschnitts- 
preisen der  Periode  von  1850 — 1890,  die  Verkaufspreise  der  Muhien- 
fabrikate  nach  dem  wirklichen  Ausbeuteverhältnis,  den  Getreidcprcisco 
entsprechend,  bemessen  werden,  so  lange  hierdurch  die  EinkaufsprdR 
gedeckt  sind,  wflhrend  bei  höheren  Einkaufspreisen  auch  die  Vcfkaob* 
preise  entsprechend  zu  erhöben  sind, 

*)  Abgedruckt  in  seiner  BroscbQre:  Staatliche  Getreide-Einfuhr  oder  Koni* 
zolle.   Anklam  1894. 
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3.  Ober  die  Vcrwendmig  der  mu  den  Vcfknnf  des  GeCreidea  und  der 
MOhlenfabrikate  xu  erzielenden  Ueberschüsse  derart  Bestimmung  getroffen 
wirdp  daft: 

a)  al^ihrlich  eine  den  jettigen  GetreidezoU-Einnahmen  mindestens  gleich- 
kommende Summe  an  die  Reichskassc  abgefnhrt  wird, 

b)  zur  Ansammlung  von  Vorräten  für  .mfserordentliche  Bedürfnisse  (Kriegs* 
fälle  ctr.^  die  nötigen  Mittel  bereit  gestellt  werden, 

C)  ein  Reservefonds  gebildet  wird,  um  in  Zeiten  huher  In-  und  Auslandä- 
prelae  die  Zahlung  der  an  die  Reichakaaae  jAbrlicfa  abtunUirenden 
Summe  (a)  Melier  xu  stellen.* 

Dieser  Antrag  lafst  also  die  Frage  der  lokal  verschiedenen 
Preisfestsetzung  offen,  er  behalt  die  40jahrigen  Durchschnitts- 
preise bei,  nur  legt  er  statt  der  letzten  Jahre  1855/94  die  Jahre 
1850/90  zu  Grunde.  Dagegen  bleibt  die  Umwandlung  des  Minimal- 
preises  in  den  Normalpreis,  dem  Vorschlage  des  Grafen  v.  Schwerin- 
LOwitz  entsprechend,  hier  auf  halbem  Wege  stehen.  Dem  jetzigen 
Zustand  gegenüber  ist  freilich  eine  gewisse  Preisausgleichung  in 
Aussicht  genommen;  während  jetzt  der  Schutzzoll  niedrige  und 
hohe  Preise  unterschiedslos  erhöht,  während  er  nach  verbreiteter 
Ansicht  gerade  in  Teuerungszeiten  am  schärfsten  wirkt,  will  der 
neue  Antrs^  Kanitz  jede  künstliche  Preissteigerung  Ober  die 
Normalpreise  hinaus  aufhören  lassen  und  will  insofern  das  variable 
Element  aus  den  Preisen  heraus  auf  die  Reichseinnahmen  ver- 
legen. Aber  wenn  der  Weltmarktpreis  über  den  Normalpreis 
steigt,  dann  soll  er  nicht  mehr  auf  ihn  zurückgeführt  werden;  die 
dahin  abzielenden  Vorschläge  des  Bundes  der  Landwirte  sind 
aufgegeben  worden. 

Bevor  der  so  gi  >taltete  Antrag  im  Plenum  des  Reichstags 
zur  Erörterung  gelangte,  beschäftigte  er  den  deutschen  Landwirt- 
schaftsrat und  eine  Abteilung  des  preufsischen  Staatsrats  unter 
dem  Vorsitz  des  Königs. 

Der  deutsche  Land wirtschaftsrat  hat  am  5.  und  6.  März 
neben  den  meist  schon  erwähnten  etwas  andersartigen  l^länen 
auch  den  Antrag  seiner  Referenten  beraten,  „eine  auf  den  Grund- 
lagen des  Antrages  Kanitz  beruhende  Mafsnahme  zur  direkten 
Hebung  der  Getreidepreise  in  Aussicht  zu  nehmen"  und  hat 
diesen  Antrag  schliefslich  mit  36  gegen  32  Stimmen  angenommen. 
Doch  ist  bemerkenswert,  dafs  der  erste  Referent  Freiherr  v.  Erffa 
den  Antrag  Kanitz  nicht  als  prinzipiell  bessere  Ordnung  des  Ge- 
treidehandels und  als  dauernde  Einrichtung  empfahl,  sondern  nur 
als  vorabergehende  Holfe,  bis  die  Landwirtschaft  durch  Kündi- 
gung der  Meistbegflnstigungsverträge  und  durch  Aendening  der 
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Währung  wieder  in  bessere  Lage  gebracht  sei.  Auf  die  Dauer 
sei  der  Antrag  Kanitz  nicht  durchführbar,  weil  unter  seiner  Wir- 
kung schon  nach  einigen  Jahren  der  ganze  Getreidebedarf  im 
Inland  gedeckt  werden  wOrde.  Hier  tritt  also  die  Idee,  da&  der 
Antrag  Kanitz  nur  ein  vorläufiger  Notbehelf  sei.  die  bei  seiner 
ersten  Beratung  noch  überwog,  die  dem  Antrag  unter  den  Prak- 
tikern die  meisten  Anhänger  geworben  hat  und  die  noch  heute 
weit  verbreitet  ist,  offen  hervor. 

Der  Staatsrat  hat  Mitte  März  d.  J.  in  achttägiger  Beratung 
neben  vielen  anderen  agrarischen  Fragen  in  erster  Linie  auch 
den  Antrag  Kanitz  beraten  und  ihn  mit  grofser  Mehrheit  abge- 
lehnt. In  einer  im  „Reichsanzeiger"  veröffentlichten  Denkschrift 
wurden  die  Gründe  zusammengestellt,  aus  welchen  die  Ablehnung 
erfolgt  war.  Zuerst  wurde  die  Wirksamkeit  des  Antrags  be- 
zweifelt, er  würde  die  Inlandspreise  nicht  auf  die  Höhe  der 
Normalpreise  heben  und  er  würde  den  an  Zahl  weitaus  über- 
wiegenden Besitzt;rn  von  weniger  als  5  ha  nichts  helfen.  .Sudann 
werden  in  sehr  breiten  Ausführungen  die  technischen  Schwierig- 
keiten des  Antrags  dargelegt  und  dern  Staat  die  Fähigkeit,  sie  tu 
überwinden,  abgesprochen.  Ferner  wird  behauptet,  der  Antrag 
würde  den  ganzen  ausländischen  Gctreidehandcl  vernichten  und 
damit  schliefslich  den  ganzen  deutschen  Exporthandel,  die  Normal- 
preise für  Getreide  müfsten  solche  für  alle  anderen  Produkte  und 
NormallOhne  nach  sich  ziehen,  die  Konsumenten  worden  durch 
den  Antrag  zu  sehr  belastet,  und  endlich  der  Antrag  sei  unver- 
einbar mit  den  Handelsverträgen. 

Im  Reichstag  stand  der  Antrag  am  29.  und  30.  März  1895 
zur  Debatte,  während  seine  Anhänger  gleichzeitig  in  beiden 
Häusern  des  preufsischen  Landtags  zu  seiner  UnterstOtzung  einen 
Vorstois  unternahmen.  Dem  Antrag  ist  eine  BegrQndung  bei- 
gefügt worden,  in  deren  Eingang  betont  wird,  dafs  der  Vorsdilag 
unter  dem  Zwange  der  gesetzlichen  Lage,  wegen  der  UnmOgtich- 
keit,  in  den  nächsten  9  Jahren  die  Zölle  zu  erhöhen,  gemacht 
sei,  und  in  der  dann  die  4  Hauptgruppen  von  Einwänden  g^cn 
den  Antrag  widerlegt  werden.  Diese  Widerlegung  iOhrte  dann 
Graf  V.  Kanitz  in  seiner  BegrQndung  des  Antrags  im  Reichstag 
weiter  aus.  Bezüglich  eines  ilufseren  1  linderungsgnuides  des  An- 
trags, der  Unvereinbarkeit  mit  den  Handelsverträgen,  führte  die 
Begründung  aus,  der  Antrag  verstofse  nicht  gegen  den  Wortlaut 
der  Handelsverträge,  überdies  kOnne  man  die  betreffenden  Handels- 
verträge durch  Verhandlungen  mit  Oesterreich-Ungarn  und  Rufd- 
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land  ändern.  Ciraf  v.  Kanitz  hebt  nur  das  letztere  hervor  und 
betont,  durch  die  Ausdehnung  der  Mandelsvertragsvorteile  auf 
die  Meistbegünstigungsländer  hätten  die  genannten  vertragsver- 
bundenen Länder  eher  Schaden  wie  Nutzen  von  den  Verträgen 
gehabt,  eine  Begünstigung  bei  den  ausländischen  Getreidekäufen 
des  Reichs  wflrde  sie  einem  gütlichen  Abkommen  geneigt  machen. 
Die  Behauptung,  dafs  der  Antrag  mit  den  Handelsverträgen  ver- 
einbar sei,  lAfst  er  fallen  mit  der  Bemerkung,  bei  völkerrecht- 
lichen Verträgen  kommt  eine  einseitige  Auslegung  nicht  in  Be- 
tracht, es  müsse  stets  eine  Uebereinkunft  erzielt  werden.  Dem 
Einwurf  der  ^sozialistischen  Tendenz*  gegenüber  betont  die  Be- 
gründung, der  Antrag  sei  wohl  wirtschaftlich  sozialistisch  und 
und  zwar  (»sozialkonservativ'',  wirke  aber  politisch  auf  Erhaltung 
der  bestehenden  Wirtschaftsverhältnisse  hin.  Der  Antragsteller 
filhrt  aus,  dafs  mit  den  festen  Preisen  wegen  der  Erntever- 
schiedenheiten noch  kein  festes  Einkommen  gegeben  sei,  sozia- 
listisch könne  man  das  System  ebenso  wenig  wie  den  Schutzzoll, 
den  gleitenden  Zoll  und  wie  Monopole  anderer  Art  nennen.  Dem 
Vorwurf  der  Brotverteuerung  gegenüber  führt  die  Begründung 
aus,  die  künstliche  Steigerung  der  Brotpreise  durch  das  Einfuhr- 
monopol sei  durch  den  Normalpreis  nach  oben  begrenzt,  vv.thrend 
sie  jetzt  beim  Schutzzoll  unbegrenzt  sei.  Aufserdem  beinflufsten 
jetzt  die  Kornpreis-Schwankungen  den  Brotpreis  ungünstig  und 
würde  dieser  bei  stabilen  Kornpreisen  sich  relativ  niedriger 
stellen.  Graf  v.  Kanitz  führt  weiter  aus.  die  jetzigen  billigen  Hrot- 
preisc  hülfen  weder  der  Industrie,  wenn  ^ie  wegen  der  Agrar- 
krise keine  AultrJige.  noch  den  Arbeitern,  wenn  sie  aus  dem 
gleichen  Grunde  nicht  genügend  Bcschilttigung  iiätlen.  IJeber 
die  praktische  Durchführbarkeit  des  Antrags,  über  welche  die 
Begründung  ganz  kurz  hinweggeht,  macht  der  .Antragsteller  einige 
nähere  Ausführungen,  in  denen  er  nicht  mehr  auf  seinem  ur- 
sprünglichen l'lan  besteht,  dafs  alle  Händler  an  der  Grenze  nur 
die  DitTeretiz,  d.  i.  einen  gleitenden  Zoll  zahlen  sollten,  (jctreide- 
handel  und  Mühlcnindustrie  würden  nicht  gestört  werden.  Ein 
Drittel  der  Getreideeinfuhr  ginge  von  vornherein  nach  wie  vor 
in  die  Mühlenläger.  Diese  zahlten  die  Preisdifferenz  erst  später. 
Der  Händler  erhält  an  der  Grenze  den  periodisch  von  der  Reichs- 
behörde festgesetzten  Ankaufspreis;  er  kann  auch  event.  sein 
Getreide  in  Transidäger  bringen  und  auf  bessere  Einkaufspreise 
warten.  Das  Reich  verkauft  das  Getreide  an  den  jeUigen  Ein- 
gangsstellen gröfstenteils  sofort  zu  den  Normalpreisen  weiter, 
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zum  Teil  an  die  nämlichen  Händler,  von  denen  es  gekauft  hat 
zum  Teil  gegen  Vorausbestellung  an  die  inländischen  Geschäfte. 
Nur  ein  kleiner  Teil  des  Getreides  braucht  dann  an  den  jetzigen 
Eingangsstellen  in  Magazine  gelagert  zu  werden.  Aufserdera 
sollen  noch  allmählich  im  Innern  des  Landes  Reservevorrflte  fflr 
die  Volksemährung  in  Kriegszeiten  angesammelt  werden.  Die 
Einnahme  des  Reichs  aus  der  Getreideeinfuhr  steigt  durch  das 
Einfuhrmonopol  von  76  auf  230  Millionen  Mark,  und  diese  Steige- 
rung ermöglicht  die  Bildung  eines  Reservefonds,  welcher  bd 
Preisteueningen  auf  dem  Weltmarkt  den  gänzlichen  Verzicht  des 
Reichs  auf  Einnahmen  aus  diesem  Monopol  ermöglicht  Seitens 
der  Regierung  und  der  gegnerischen  Parteien  wurden  im  wesent- 
lichen die  nflmlichen  Gründe  geltend  gemacht,  wie  sie  in  dem 
Gutachten  des  Staatsrats  enthalten  sind.  Von  mehreren  Seiten 
wurde  besonders  hervorgehoben,  dafs  der  Nutzen  des  An- 
trags  bestenfalls  nur  einem  kleinen  Bruchteil  der  Landwirte  zu- 
fallen wQrde,  alle  kleinen  Besitzer  wflrden  eher  Schaden  als  Vor- 
teil davon  haben. 

Der  Antrag  wurde  schliefslich  mit  grofser  Mehrheit  einer 
Kommission  von  28  Mitgliedern  überwiesen,  die  bis  zum  SchluCs 
des  Reichstags  17  Sitzungen  abgehalten  hat.  Sie  erörterte  zuerst 
den  allg(  nunnen  Zweck  des  Antrags  und  lehnte  eine  Resolution 
des  Grafen  v.  Schwerin-Löwitz: 

»Die  Kommission  billigt  den  von  den  Antragstellern  niher  dargelegten  aO- 
gemeinen  Zweck  des  Antrags,  anstatt  der  binherigen  —  zeitweise  unzureichenden, 

bei  hohen  Weltmarktpreisen  dagegen  tintrf rechtffrtiijten  Preissteigeruns:  durch 
Schutzzölle  einen  Ausgleich  der  Getreici<'p! (•i>t  aul'  inittlt  rer  Hohe  zu  surhcn: 
vorbehaltlich  jeder  weiteren  Enlscheidung,  sowohl  über  die  Zweckmalsigkeit  und 
DurcbfQbrbarkeit  der  hierAir  vorgeschlagenen  Mittel  als  «n^  der  PreishAhe,  bei 
welcher  ein  Ausgleich  wQnschenswerth  erscheint." 

mit  13  p^egen  12  Stimmen  ab.  Eigentlich  aber  hatte  diese  Reso- 
lution eine  Mehrheit  in  der  Konimi.^sion  lür  sich,  da  Mitglieder 
des  Centrums  und  der  Sozialdemokratie  nach  ihren  Ausführungen 
nur  aus  taktischen  Gründen  dagegen  stimmten,  um  nicht  den 
Eindruck  zu  erwecken,  dafs  die  Kommission  fdr  den  ganzen  An* 
trag  Kanitz  sei.  Ueber  die  Durchfilhrbarkeit  des  Antrags  gingen 
die  Meinungen  hier  weniger  als  in  den  froheren  Erörterungen 
auseinander.  Dafs  der  Antrag  technisch  zu  realisieren  sei,  wurde 
ganz  aherwiegend  zugegeben.  Das  Hauptbedenken  galt  dem 
Falle,  dafs  Deutschland  seinen  Kornbedarf  wieder  selbst  decken 
wQrde.    Von  den  Anhängern  des  Antrags  befarwortete  Gnf 
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V.  Kanitz  mehr  das  System  der  Differenzzahluni^  und  der  blofsen 
Handelsvermittlung,  v.  Plötz  mehr  ein  vollständiges  Vcrkauts- 
monopol  für  ausländisches  Getreide,  allerdings  neben  einem  er- 
heblichen V'ei  kaut  gU.il  h  an  der  Grenze.  Zu  dem  dritten  Punkte 
der  Kommissiunüberatungen:  ist  der  Antrag  ein  Mittel,  der  Land- 
wirtschaft zu  helfen,  wurden  nur  für  Süddeutschland  Bedenken 
geltend  gemacht  An  sozialen  Bedenken  wurden  vorgebracht,  der 
Bauemstand  wQrde  von  der  Regierung  weit  mehr  als  bisher  ab« 
hängig  werden,  die  Holfe  fbr  die  gröfseren  Besitzer  wQrde  die 
kleinen  noch  mehr  erbittern,  ebenso  die  anderen  Stande  und 
namentlich  die  niedrig  gelohnten  Landarbeiter,  und  schliefelich 
wQrde  die  Ausdehnung  des  Prinzips  des  Antrags  auf  die  anderen 
Stande  zum  sozialistischen  Staate  führen.  Dem  gegenüber  be- 
tonte Graf  V.  Kanitz,  die  staatliche  Regelung  der  Wirtschaftsver- 
haltnisse dürfe  man  nicht  grundsätzlich  verwerfen,  sondern  man 
müsse  sie  fordern,  wenn  das  Bestehen  oder  Fortkommen  von 
ganzen  Berufsständen  in  Frage  stehe.  Die  Erörterung  über  die 
handelspolitischen  Bedenken  ergab  nichts  neues.  Der  Abschlufs 
der  Beratungen  wurde  durch  den  Schlufs  des  Reichstags  ver- 
hindert, so  dafs  es  auch  zu  keiru  r  Gesamtabstimmung  kam. 

Die  Beurteilung  der  FCinfuhrverstaatlichungspläne 
kann  sich  nicht  in  dem  Malse  wie  bei  der  Kcjntingentierung  auf 
die  Kn;ihrung  einer  modernen,  zu  Kraft  bestehenden  Gesetz- 
gebung sliuzen,  sie  kann  aucii  die  üftentliche  Debatte,  die  nament- 
lich Ober  den  Antrag  Kanitz  so  eingehend  und  lebhaft  geführt 
worden  ist,  nur  mit  grofser  Vorsicht  benutzen.  Denn  in  all  diesen 
Debatten  hat  nicht  die  prinzipielle  Aenderung  des  Wirtschafts- 
lebens  durch  staatliches  Eingreifen,  sondern  der  augenblicklich 
damit  verfolgte  agrarische  Zweck  der  Steigerung  der  Getreide- 
preise durchaus  im  Vordergrund  gestanden;  danach  haben  sich 
die  Parteien  gruppiert,  dadurch  ist  die  Auswahl  und  die  Be- 
nutzung der  Argumente  hinüber  und  herüber  mafsgebend  beein- 
flufst  worden.  Um  die  Stei^rrunij;  der  Getreidepreise  zu  er- 
reichen, haben  die  einen  >irh  i  ber  prinzipielle  Bedenken,  denen 
sie  sonst  stattzugeben  pllegen,  hinweggesetzt:  um  sie  zu  hinter- 
treiben, haben  die  anderen  praktische  Schwierigkeiten  aller  Art 
über  Gebühr  aufgebauscht  und  in  den  V^ordci  irrund  gestellt. 

Ob  die  Wrstaallichung  der  Getreideeinfuhr  zur  Regulierung 
und  Au-L;Ifichung  der  Preise  als  wünschenswert  anzusehen  i.st. 
tias  ibt  keine  Einzelfrage,  das  entscheidet  --ich  nach  der  prinzi- 
piellen Stellung  jedes  einzelnen  zu  dem  Problem   der  besten 
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Wirtschaftsordnung  Uberhaupt,  danach,  ob  ihm  das  freie  Spiel 
der  wirtschaftlichen  Kräfte  oder  ihre  bewulste  Beeinflussung  und 
Leitung  als  das  Richtige  erscheint.  Wenn  man  von  prinzipielleo 
Gesichtspunkten  aus  sich  einmal  zur  DurchfQbmng  dieser  Mads- 
regeln  entschlossen  hat,  wenn  man  sie  als  dauernde  Verbesserung 
des  Wirtschaftslebens  ins  Leben  rufen  will,  dann  kann  es  wohl 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  die  praktischen  Bedenken.  da& 
der  Staat  zum  Handel  wenig  geeignet  sei,  dafs  dafQr  keine  ge* 
schulten  Beamten  zu  Gebote  standen,  dafs  die  Handelsvertrage 
im  Wege  ständen,  nur  untergeordneter  Natur  sind,  und  wohl  auf- 
schiebend, aber  nicht  hindernd  wirken  können.  Wer  die  Ein> 
fuhrverstaatlichung  lediglich  als  provisorische  Mafsnahme.  etwa 
nur  für  die  Zeit  der  deutschen  Handelsverträge  durchführen  will, 
dem  gei;enüber  fallen  freilich  jene  Bedenken  aufs  allerschwerste 
ins  Gewicht.  Ob  die  ^lof^c  Masse  derer,  die  jetzt  in  Deutsch- 
land  für  den  Antrag  Kanitz  eintreten,  sich  dazu  entschliefsen 
werden,  sich  prinzipiell  und  dauernd  für  ihn  zu  entscheiden,  oder 
ob  dieser  Frage  gegenüber  die  Parteien  sich  in  tialif-r  Zeit  mehr- 
fach anders  gruppieren  werden,  das  ist  freilich  noch  eine  offene 
Frage,  welche  vielleiciit  die  nächste  Zukunft  entscheiden  wird. 
Die  weitore  IVage.  ob  die  Kinfuhrvcrstaatlichung  die  gewünschte 
WirkunL^  der  Prcisberinflussung  liahcn  wird,  liegt  bei  der  Ver- 
staatlichung analog  wie  bei  der  KontingentierLini;  und  ist  nach 
den  Cjc>ct/en  der  NationalTikononiie  wie  nach  den  Krlahrungen 
in  Portugal  entschieden  zu  bejahen.  Nur  die  Voraussetzung  ist 
dazu  allerdings  uncrlafslich,  dals  dii  lü'ntuhr  noch  zur  Ernährung 
des  Inlandes  notwendig  gebraucht  wird:  trifft  diese  Voraussetzung 
nicht  mehr  zu,  >o  ist  eine  direkte  Eintlufsnahme  lediglich  auf  das 
ausländische  Getreide  nicht  mehr  von  der  beabsichtigten  Wirkung. 

Die  praktisch  so  wichtige  Frage,  welciies  das  Ziel  der  Preis- 
beeinflussung sein  soll,  welche  Preise  als  die  iiurmaien  anzu- 
sehen und  zu  erstreben  sind .  ist  in  der  Diskussion  noch  sehr 
wenig  berührt  worden.  Beim  Antrag  Kanitz  sind  die  Normal- 
preise allein  von  den  Agrariern,  von  den  an  hohen  Preisen  Inter- 
essierten festgesetzt  worden,  und  ihnen  ist  es  während  der  ganzen 
Öffentlichen  Dbkussion  gelungen,  ihren  ganzen  Plan,  seine  sozia- 
listische Gnindbeschaffenheit  und  seine  agrarische  Tendenz  als 
notwendig  zusammengehörend  und  einheitlich  hinzustellen,  so  dafe 
eine  Kritik  der  gewählten  Preishohe  bisher  nicht  stattgefunden 
hat.  Graf  v.  Kanitz  hatte  als  Normalpreise  ursprQngUch  die 
preufsischen  Durchschnittspreise  der  Periode  1850^  zu  gründe 
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gelegt,  weil  diese  Zeil  eine  Periode  des  wirtschaftlichen  Auf- 
schwungs gewesen  sei,  der  abo  durch  derartige  Preise  nicht  ge- 
hemmt sei.  Der  neue  Antrag  fordert  die  Durchschnittspreise  der 
Periode  1850/90,  in  der  Annahme,  dafs  diese  den  Produktions- 
kosten ungefthr  entsprochen  hatten  und  entsprachen.  Diese 
Preise  sind  in  Preufsen  filr  Weizen  203.  Roggen  164,  Gerste  157, 
Hafer  151  und  Erbsen  204-  M.  pro  Tonne,  fllr  die  Obrigen  Frucht- 
arten sind  sie  bisher  noch  nicht  ermittelt  worden.  Die  Verände- 
rungen der  Produktionskosten  in  den  letzten  40  Jahren,  die  Ver- 
teuerung der  Produktion  durch  höhere  Lohne,  Steuern,  Zinsen, 
die  VerbilUgung  durch  technische  Fortschritte  und  billigere 
Frachten  sind  dabei  kaum  genauer  abgewogen  worden,  überhaupt 
ist  die  Richtigkeit  der  Annahme,  dafs  die  Preise  der  letzten 
40  Jahre  sich  mit  den  Produktionskosten  decken,  im  einzelnen 
bisher  nicht  erwiesen.  Die  Preise  mOfsten  noch  viel  genauer  und 
vonFreunden  und  Gegnern  hoher  Preise  geraeinsam  geprüft  werden, 
damit  ,sie  zwar  nicht  niedriger  formuliert  werden,  als  die  Pro- 
duktionskosten einschliefslich  der  Kosten  der  zum  Getreidebau 
gescllschafilich  notwendigen  Arbeit,  aber  auch  nicht  erheblich 
höher,  damit  die  Konsumenten  in  ihrem  wichtigsten  Massen- 
bedürtni^  nicht  über  das  Notwendige  hinaus  belastet  werden. 
Auch  die  1- rage  ist  noch  nicht  genügend  erörtert  umi  zur  Ent- 
scheidung gebracht  worden,  ob  es  sich  enipliehlt.  den  Preis  ein 
für  allemal  lestzu^etzen .  so  dafs  die  F^innaliinen  der  Landwirte 
je  nach  dem  Ernteau^tall  erheblich  schwanken  wurden,  uiehr  als 
bisher,  da  jetzt  die  Schwankungen  der  Erntrmengcii  dureh  ent- 
gegengesetzte .Schwaukun.uen  der  Prei.-^c  in  etwa>  ausgeglichen 
werden;  uder  ob  der  Preis  besser  jährlich  je  nach  ilen  Produk- 
tionskosten des  bctretVenden  Jahres  festzusetzen  ist,  oder  aber 
ob  die  Preisbestimmung,  nachdem  die  jetzigen  schädlichen  Preis- 
einflUsse  des  Auslandes  durch  die  Einfuhrverstaatlichung  beseitigt 
sind,  dem  freien  Verkehr  zu  flberlassen  sei. 

Der  Streit  darOber.  ob  und  in  welcher  Gestalt  die  Einfuhrver- 
staatUchung,  wenn  sie  durchgeführt  wird  und  die  von  ihren 
Freunden  vorausgesagte  Wirkung  hat,  einen  günstigen  Einfluls 
auf  die  Volkswirtschaft  ausüben  wird,  leidet  gleichfalls  daran, 
dafs  die  agrarische  Tendenz  in  ihrer  jetzigen  Form  als  wesent- 
licher Bestandteil  der  Mafsregel  angesehen  wird.  Dadurch  tritt 
der  Kampf  um  die  Vorteile,  welche  die  Befürworter  des  Antrags 
für  sich  verlangen,  fast  allein  in  den  Vordergrund.  —  Die  Normal- 
preise für  Getreide  sollen  auf  der  einen  Seite  dem  Landwirt, 
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dem  Getreideproduzenten  nOtzen.  Während  jetzt  die  ausländische 
Konkurrenz  ihn  in  die  Lage  bringt,  oft  sein  Getreide  unter  den 
Gestehungskosten  abzugeben,  ihn  also  zwingt,  ohne  Verdienst 
oder  gar  mit  Schaden  zu  arbeiten,  wenn  er  seinen  Betrieb  auf- 
recht erhalten  und  nicht  das  im  Boden  steckende  Kapital  sowie 
die  gesicherte  Arbeitsgelegenheit  aufgeben  will,  soll  der  Normal» 
preis  ihm  die  Möglichkeit  zu  existieren  und  einen  angemessenen 
Lohn  herauszuwirtschaften,  wieder  gewähren.  Dieser  Gedanken- 
gang  hat  also  solche  Landwirte  im  Auge,  welche  auf  eigenem 
Boden  selbst  arbeiten  und  welche  genug  gewinnen,  um  Getreide 
auf  den  Markt  bringen  zu  können.    Soweit  solche  Landwirte  in 
Frage  kommen,  werden  die  Folgen  der  Verstaatlichung  günstige 
sein.   Daneben  haben  wir  aber  auf  der  einen  Seite  den  Grofs* 
grundbesitz,  auf  dem  die  Arbeit  ganz  Oberwiegend  von  Lohn- 
arbeitern geleistet  wird  und  der  Gewinn  unmittelbar  nur  dem 
Besitzer  zu  gute  kommt,  und  zwar  ein  Gewinn,  der  falls  der  Be- 
sitz nicht  ganz  überschuldet  ist.  im  Verhältnis  zu  der  gewonnenen 
Getreidemenge,   d.  i.  in  dem  zur  Gröfsc  des  Gutes  und  sehr  oi: 
noch  darüber  steigt,    liier  liegt  ciie  delahr  vor,  dafs  auf  Kosten  der 
gesamten  Konsumenten  neue  arl)eit>lose  Renten  geschaffen  werden, 
dafs   die  Mafsregel.   welche   der  Arbeit   am  Boden   einen  ange- 
messenen Lohn  sichern  soll,  dies  bei  den  Landarbeitern  nur  un- 
genügend thut.   und   dafs  schlielslich  die  grölseren  Gewinne  der 
Grofsgrundbesilzer  für  diese  ein  starker  Anreiz  zur  Vergröfserung 
ihrer  Güter,  zum   Bauernlegen   werden   können,   wodurch  den 
Bauern,  die  man  gerade  durch  den  Antrag  in  ihrem  Besitzstande 
schützen  will,  eine  neue  schwere  Bedrohung  erwüchse.  Diese 
schädliche  Nebenwirkung  kann   beseitigt  oder  doch  gemildert 
werden,  wenn  gleichzeitig  mit  oder  vor  DurchfQhning  der  Ein- 
fuhrverstaatlichung durch  Gesetz  eine  weitgehende  innere  Kolo- 
nisation, eine  Aenderung  und  Modernisierung  des  Landarbeiter- 
rechts  und  eine  Erschwerung  der  Latifundienbildung  in  die  Wege 
geleitet  wird.  Auf  der  anderen  Seite  giebt  es  zahlreiche  Zwerg- 
besitzer, welche  nur  sehr  wenig  Getreide  verkaufen,  oft  nur  ent- 
sprechend den  Brotmengen,  die  sie  kaufen  mOssen.  Diese  worden 
nur  insoweit  Vorteil  haben,  als  die  Brotpreise  mit  den  Getreide- 
preisen nicht  genau  parallel  gehen,  ein  Problem,  das  bei  dieser 
Gelegenheit  auch  erst  gründlicher  untersucht  werden  mflfste.  Der 
zu  kleinen  Besitzungen  könnte  sich  ebenfalls  die  innere  Koloni- 
sation und  die  Rentengutsgesetzgebung  annehmen,  um  auch  nach 
dieser  Richtung  hin  die  Ungleichheiten  abzuschwächen;  ganzlich 
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beseitigen  werden  sie  sich  aurch  dies  System  ebenso  wenig  wie 
aul  irgend  eine  andere  Weise  lassen,  wenn  nicht  die  ganze  Ge- 
sellschaft sozialistisch  organisiert  wird.  — •  Die  Nonnalpreise  fllr 
Getreide  soUen  aber  auch  dem  Konsumenten  nfltzen,  indem  sie 
die  groisen  Preisschwankungen  beseitigen  und  so  ihn  besser  in 
die  Lage  versetzen«  sich  mit  seinen  Einnahmen  und  seiner  ganzen 
Lebensweise  den  vorher  zu  berechnenden  notwendigen  Ausgaben 
anzupassen.  Sie  sollen  ihn  femer  vor  Teuerungspreisen  be- 
wahren, was  sie  nach  dem  Antrag  Kanitz  jetzt  freilich  nur  dem 
Schutzzollsystem»  nicht  aber  dem  Freihandel  gegenüber  thun. 
Hier  wäre  zu  erwägen,  ob  man  nicht  auch  nach  dieser  Ricluung 
weitergehen  und  auf  die  Vorschläge  des  Bundes  der  Landwirte 
zurückgreifen  kann.  Grolse  magazinierte  V^orräte.  die  zu  biHigen 
Preisen  erstanden  sind,  und  ein  Ausfuhrverbot  würden  es  dem 
Staat  erniMglichen.  die  Normalpreise  im  Inland  ohne  eigene  \*er- 
lii-^te  auch  j^ei^en  höhere  Weltmarktpreise  aufrecht  zu  erhallen. 
Alle  diese  Bedenken  sind  in  der  öfientiichen  Erörterung  noeh 
sehr  wenig  berührt,  und  doch  wird  es  vielleicht  wesentlich  von 
der  Möglichkeit  und  Bereitwilligkeit  zu  ihrer  Beseitigung  alj- 
hängen.  ob  eine  Mehrheit  von  Interessen  und  Personen  im  Lande 
sich  von  der  Verwirklichung  des  Plans  Vorteile  versprechen  und 
damit  seine  schliefsliche  Verwirklichung  sichern  wird. 

Als  eigener  Plan  neben  der  Einfuhrverstaatlichung  wird  bis- 
weilen noch  der  Vorschlag  bezeichnet,  nicht  die  Getreideeinfuhr 
zu  verstaatlichen,  wohl  aber  von  dem  eingeführten  Getreide  eine 
besondere  Verbrauchsabgabe  zu  erheben,  welche  sich  praktisch 
mit  der  anfangs  von  Graf  Kanitz  vorgeschlagenen  DiiTerenzzahlung 
bei  der  Einfuhr  im  wesentlichen  decken  wQrde.  Dieser  Vorschlag 
ist  U.  a.  in  dem  einleitend  angeführten  Staatsratsprogramm  be- 
sonders genannt  Es  ist  aber  in  Wirklichkeit  nur  eine  Umschrei- 
bung des  Einfuhrmonopols,  eine  andere  Form,  durch  welche  eine 
Verletzung  der  Handelsverträge  vermieden  werden  sollte.  Diese 
Form  ist  indes  in  gänzlicher  Unkenntnis  der  Verträge  gewählt 
und  verstöfst  direkt  gegen  deren  Wortiaut,  sie  kommt  deshalb 
nicht  ernstUch  in  Betracht. 

m. 

Für  den  einzigen  Fall,  in  welchem  die  preisregulicrende 
Wirkung  der  Getreide-Einfuhrverstaatlichung  gänzlich  in  Frage 
gestellt  wird,  wenn  nftmlich  die  Inlandsernte  den  ganzen  Bedarf 
des  Landes  deckt,  entsteht,  wenn  man  nicht  die  Preisregulierung 
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ganz  lallen  lassen  will,  von  selbst  die  Notwendigkeit,   dafs  der 
Staat  auch  in  den  inländischen  Getreidehandel  eingreift.    Er  muls 
bei  derart  reichlichen  Ernten  im  Inlande  so  viel  Getreide  auf- 
kaufen, dafs  das  private  Angebot  wieder  etwas  kleiner  wird  als 
die  Nachfrage,  und  so  die  Normalpreise  weiter  in  Geltung  bleiben. 
Da  bei  Durchführung  der  Preisregulierung  der  deutsche  Getreide- 
bau steigen  und  in  günstigen  Emtejahren  der  Bedarf  des  Landes 
durch  ihn  gedeckt  werden  kann,  so  wollen  manche  deutsche  Vor- 
schläge die  Einfuhrverstaatlichung  gleich  im  Rahmen  eines  grolseo 
Magazinierungssystems  und  mit  Operationen  auf  dem  inländischen 
Getreidemarkt  ausftlhren.    Dahin  geht  der  Eventualantrag  des 
Professors  Orth  im  „Deutschen  Landwirtschaftsrat"   „um  um- 
gehende baldige  Prüfung,  wie  weit  nach  der  Richtung  der  Ge- 
treidehandelspolitik Friedrichs  des  Grofsen  eine  Abhülfe  der 
jetzigen  schweren  Notlage  berbeigefbhrt  werden  kann."  Denn 
die  Getreidehandelspolitik  Friedrichs  des  Grofsen  ging  nach  den 
neuesten  Forschungen  von  Dr.  W.  Naude  dahin,  durch  ein  Maga- 
zinierungssystem  und  durch  planmäf^iige  Regelung  der  Auikäufe 
im  Aus-  und  Inland  und  der  Verkaufe  die  inländischen  Getreide- 
preise stets  auf  einer  mittleren  Hohe  zu  halten,  bei  der  einer- 
seits die  Landwirte,  andererseits  die  Handwerker,  Arbeiter  und 
Soldaten  bestehen  könnten.    Die  Verkäufe  aus  den  Magazinen 
erfolgten  nicht  nach  lesten  Freisen,  sondern  so,  dafs  durch  sie 
die  Preise  im  freien  V^erkehr  stets  zwischen  einem  gewissen  — 
nach  Provinzen  verschiedenen  —  Maximuni  und  Minimum  sich  hielten. 
Die  Magazine  will  der  Antrag  Orth  auch  dazu  benutzen,  um  die 
Jahresproduktion  auszugleichen,  also  zu  verhindern,   dafs  gleich 
nach  der  Krnte  zu  viel  Getreide  auf  den  freien  Markt  kommt  und 
die  Preise  drückt.    Damit  würde  gleichzeitig  auch  dies  Bedenken 
gegen  die  Wirksamkeit  der  Einfuhrverstaatlichung  beseitigt,  die 
Jahress(  hwankungen  der  Preise  unmöglich  gemacht  und  somit 
das  erreicht  sein,   was  gegenwärtig  eine  starke  agrarische  Strö- 
mung durch  Silogenossenachalten  und  Bcleihung  des  Getreides 
erreichen  will. 

Ebenfalls  in  der  Besorgnis,  dafs  die  Einfuhrverstaatlichung 
bei  grofsen  Inlandsernten  wirkungslos  sein  wird,  ergänzt  neuer- 
dings £.  Klapperl)  seine  bezOglichen  Vorschlage  in  folgender 
Weise.  Das  Reich  legt  grofse  Magazine  mit  bestimmt  fixiertem 
„eisernen  Bestände"  an.  Dieser  Bestand  ist  unbeschadet  des  Ein- 


FOhlings  Landw.  Zeitunj^  vom  15.  Februar  1895. 
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luiirmonopols  in  erster  Linie  im  Inland  zu  bilden,  sobald  hier 
noch  Wei/en  für  nicht  mehr  als  250  M.,  Koggen  für  nicht  mehr 
als  200  M.  pro  Tonne  u.  s.  w.  zu  kaufen  ist.  Erst  soweit  dies 
nicht  mehr  der  Fall  ist,  fbhrt  das  Reich  Getreide  vom  Auslande 
her  ein.  Aufserdem  wird  den  Landwirten  verboten,  ihre  Be- 
stände vom  Markte  zurQckzuhalten,  und  den  Händlern  ein 
Höchstmafs  ihrer  Lagerbestände  vorgeschrieben,  Bestimmungen, 
die  natflrlich  wieder  eine  sehr  umfassende  und  einschneidende 
Kontrole  des  Getreidebaues  und  Getreidehandels  nötig  machen. 
Die  Hauptmasse  des  im  Inlande  gebauten  Getreides  mufs  an  obli- 
gatorische Silogenossenschaften  abgegeben  werden,  denen  ein 
Normalquantum  für  die  Laijerung  vorgeschrieben  wird,  welches 
eventuell  durch  Ankäufe  des  Reichs  im  Auslande  zu  ergänzen 
ist.  Manche  Einzelheiten  dieses  Plans  gehen  von  den  irrigen, 
auf  der  falschen  Annahme  non  einem  Jahr  für  Jahr  gleichen  Ge- 
treidebedarf des  Rcicli>  beruhenden  und  durch  die  Thatsache 
der  starken  Mehreinfuhr  widerlegten  Meinung  aus.  dafs  Deutsch- 
land seinen  Getreidebedarf  eigentlich  schon  jetzt  selber  decken 
könne.  Die  verschiedenartigen  tie!i;chendcn  und  doch  in  ihrer 
Durchführbarkeit  und  ihrer  Wirkung  zweifelhaften  Eingriire  in 
den  inländischen  Getreidehandel,  welche  dieser  Plan  und  ähn- 
liche in  derselben  Richtung  sich  bewegende  vorsehen,  mufsten 
zu  der  Frage  führen,  ob  man  nicht  durch  ein  vollständiges  Ge- 
treidemonopol einfacher  und  sicherer  zu  dem  gewOnschten  Ziele 
käme.  Ebenso  wies  die  BefOrchtung,  dafe  so  lange  der  Getreide- 
handel im  Inland  bestände,  dieser  doch  noch  spekulative  Preis- 
treibereien veranlassen  könne,  auf  denselben  Weg. 

In  der  That  ist  auch  gleichzeitig  mit  dem  Antrag  Kanitz 
ein  vollständiger  Monopolplan  in  landwirt>chartlichcn  Kreisen 
Deutschlands  ernsthaft  erörtert  worden.  Es  ist  das  ein  „Ent- 
w  if  eines  Reichsgesetzes,  betreffend  die  Einrichtung  einer 
landwirtschaftlichen  Produktivgenossenschaft  für  Weizen  und 
Roggen".  Der  Entwurf  will  das  Monopol  zwar  nicht  direkt 
in  die  I  binde  des  Reichs  legen,  sondern  in  die  einer  Zwangs- 
^cnosvcnschaft .  die  aus  allen  rcgelniäfsig  Getreide  verkaufenden 
Landwirten  Reichs  gebildet  wird.  ie<loch  unterliegen  die  Fest- 
setzungen der  ['reise,  der  KontroIIvor-chriften .  Hest.'ltigung  der 
Beamten  etc.  der  Reiclisgesetzgebung .  daf"--  der  Unterschied 
rein  üuL-üeriich  ist.  und  man  ebenso  wohl  die  ganze  Organisation 
als  staatlich,  die  Organe  der  Genossenschaft  als  Selbstverwal- 
tungsorgane auffassen  kann.  Die  Genossenschaft  erhält  allein  das 
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Recht,  BrotfrOchte  (Roggen  und  Weizen)  einzuibhren,  ihre  Mit- 
glieder' —  also  samtliche  Getreide  verkaufenden  Landwirte  — 
mflssen  ihre  gesamten  flberschOssigen  Produktionsmengen  an  die 
Genossenschaft  abgeben;  nur  der  Verkehr  mit  Saatgetreide  und 
Getreide  zu  anderen  als  Brotbereitungszwecken  unterliegt  beson- 
deren Bestimmungen.  Die  Genossenschaft  kauft  im  Inland  zu  dem 
Maximalpreise  von  18  M.  fQr  den  Doppelzentner  Wetzen  und 
15  M.  für  Roggen,  sie  verkauft  im  Maximum  den  Weizen  filr  19 
und  den  Roggen  ftlr  16  M.  Die  Maximalpreise  gelten  fOr  die 
beste  Qualität,  während  für  die  geringeren  entsprechend  weniger 
bezahlt  bezw.  gefordert  wird.  Eingehende  Bestimmungen  des 
von  einem  ehemaligen  höheren  Verwaltungsbeamten  in  Preufsen 
herrQhrenden  Gesetzentwurfes  schreiben  eine  komplizierte  Orga- 
nisation der  Genossenschalt  vor.  Ferner  ist  hier  natOrlich  die 
Preisfeststellung  nach  Qualitätsabstufungen  bis  ins  einzelne  genau 
vorzuschreiben,  weil  jede  freie  Konkurrenz  wegfällt.  Für  jeden 
Ort  sind  jährlich  Ernte-,  Vorrats-  und  Bedarfskataster  aufzu- 
stellen, um  danach  die  Gctreidemengen  entsprechend  über  das 
Land  verteilen  und  den  im  Ausland  zu  deckenden  Mein  bedari 
übersehen  zu  können.  Der  Getreideverkauf  erfüllet  nur  an  die 
Mühlen  auf  Grund  einer  Kontingentierung,  und  oblis^atorische 
Müllerkammern  wirken  bei  ilcrstcilung  der  statistischen  Ueber- 
sichten  und  der  Regelung  des  Kleinverkehrs  mit.  Damit  ist  nach 
Seiten  der  Landwirte  liin  eine  vollständige  Ausgleichung  und 
Slal)ilisicrung  der  Cictreidepreise  gegeben,  eine  inländische  Ueber- 
produktii)n  an  Getreide  müfste  auch  eine  Festsetzung  und  Kon- 
tingentierung der  Anbaullächen  nach  sich  ziehen,  da  sonst  die 
Notwendigkeit,  unbegrenzte  Mengen  über  den  Bedarf  hinaus  zu 
kaufen,  den  Ruin  der  Genossenschaft  herbeiführen  würde.  Nach 
Seiten  der  Konsumenten  hin  sind  die  Preise  fOr  Brotgetreide 
zwar  auch  festgelegt;  wie  sich  aber,  faQs  nicht  weitere  gesetz* 
liehe  Regelungen  erfolgen,  unter  dem  thatsächlichen  Monopol  der 
kontingentsberechtigten  MoUer  die  Mehlpreise,  wie  sich  bei  dem 
staatlich  regulierten  und  beschränkten  Angebot  die  Brotpreise 
gestalten  werden,  das  ist  ganz  unsicher. 

Auch  die  Pläne  eines  Eingriffs  in  den  inländischen  Getreide» 
handel  sind  nicht  auf  Deutschland  beschränkt,  auch  sie  sind  im 
Ausland  älter  als  der  Antrag  Kanitz.  In  der  Schweift)  hat  ein 
Fohrer  der  Sozialdemokratie,  der  jetzige  Arbeitersekretär  Greulich 

V  Vgl.  »DeaUche  Tagesseitung'  vom  3.  Mai  1895. 
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bereits  im  Jahre  1886  einen  Plan  aufgestellt,  nach  welchem  der 
Staat  einmal  die  Getreideeinfuhr  monopolisiert  und  zweitens  das 
von  schweizerischen  Landwirten  gewonnene  Getreide  um  40  Francs 
pro  Tonne  teurer,  als  seine  Selbstkosten  für  die  Einfuhr  sich  be- 
rechnen, zu  kaufen  sich  verpflichtet.  Der  Vorschlag  kombiniert 
also  erstens  die  preissteigende  Wirkung  des  Schutzzolls,  zweitens 
die  Abwehr  des  Preisdrucks  vom  Auslande  her,  welche  die  spe- 
kulative  ÜeberfOhrung  des  Bfarktes  mit  fremdem  Getreide  mit 
sich  bringt,  und  welche  durch  das  Einfuhrmonopol  ohne  Normal- 
preise verhindert  werden  soll,  und  drittens  die  Abwehr  des  Preis- 
drucks, welche  durch  ungewöhnlich  grofse  inländische  Ernten 
entstehen  kann,  und  welche  durch  die  Bereitwilligkeit  des  Staats, 
jederzeit  zu  guten  Preisen  auch  im  Inland  zu  kaufen,  vermieden 
wird.  Dieser  Plan  hat  nur  den  gegenwärtigen  Tiefstand  der 
Preise  im  Auge,  gegen  zu  hohe  Preise  würde  er  ebenso  wenig 
wie  die  jetzt  üblichen  Schutzzölle  Hülfe  bringen.  —  Zu  Anfang 
des  Jahrrs  1895  sind  ähnliche  Bestrebunji;en  in  den  schweize- 
rischen 15aut  riivereinen  eifrig  erörtert  worden.  Der  waadt- 
ländische  Hauernvercin  hat  einen  Antrag  des  Führers  der 
westschweizerisclien  Demokraten  A.  de  Rougemont  sich  zu  eigen 
gemacht,  welcher  einen  Nortnal}neis  fe-tst-tzt  und  diesen  in  :ihn- 
licher  Weise  wie  früher  der  Grat  v.  Kunitz  durch  dii-  Erhebung 
einer  Differenzzahlung  von  dem  ausländischen  Getreide  fest- 
stellen will.   Dieser  Antrag  hat  folgenden  Wortlaut: 

^Die  Eidgenossenschaft  verfügt,  dafs  der  Preis  des  inländischen  Getreides 
nicht  unter  20  Francs  fflr  100  kg  sinken  darf.  So  lanfe  das  fireade  Ge- 
treide diesen  Minimalpieis  nicht  erreicht,  wird  die  Different  swiscben  beiden 
Parteien  von  der  Eidgenoasenschaft  einkassiert,  welche  die  daraus  erwachsenden 
Summen  ganz  oder  teilweise  an  die  Kantone  abgeben  darf.  Sobald  das  fremde 
Getreide  auf  20  Francs  steht,  fallen  die  Gebühren  weg.* 

Ende  Februar  1895  hat  sich  der  schweizerische  Bauern- 
bund mit  diesem  von  den  westschweizerischen  Bauemvereinen 
bereits  vorher  angenommenen  Antrag  beschäftigt  und  hat  sich, 

darüber  hinausgehend,  für  ein  vollkommenes  Getreidemonopol, 
mit  der  Pflicht  des  Bundes,  in  dem  inländischen  Ankaufspreise 
die  Produktionskosten  zu  ersetzen,  entschieden.  £r  fafste  den 
Beschlufs: 

„Der  Bauernbund  unterstützt  das  Begehren  der  Waadtländer  in  dem  Sinne, 

dafs  der  BuntI  verpflichtet  wird:  t.  Sot'orl  «im  panzcn  litciarf  der  Kriegsreserve 
und  des  rruppenuntrr'.all' s  durch  inlanlli^chcs  Produkt  zu  decken.  2.  Das 
Getreidemonopol  einzuführen  mit  der  VerpUichtung ,   im  voraus  das  gesamte 
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zum  Verkauf  siebende  schweizerische  Produkt  zu  einem  den  inllndischea  Pro- 
duktionskosten  entsprechenden  Preise  anzukaufen.* 

Das  Getreidemonopol  wird  hier  offenbar  ebenfalls  nur  als 
Holfe  gegen  niedrige  Getreidepreise  vorgeschlagen,  doch  kann  es 
keinem  Zweifel  unterliegen,  dafs  eine  nähere  Formulierung  des 
Plans  den  Preis  nach  oben  wie  nach  unten  begrenzen  würde. 

IV. 

Die  vorher  besprochenen  Plane  gingen  praktisch  alle  von  der 
Thatsache  der  niedrigen  Getreidepreise  aus  und  suchten  ihnen 
gegenOber  einen  Normalpreis  festzustellen,  ursprünglich  mit  dem 
rohen  und  unsicher  wirkenden  Mittel  des  Schutzzolls,  dann  von 
dem  Wunsche,  sicher  zu  gehen  und  von  dem  Gefühl,  den  Normal- 
preis auch  nach  der  andt  ren  Seite  stut/en  zu  müssen,  gelrieben,  mit 
immer  komplizierter  werdenden  Systemen.  Wer  zeitlich  weit 
zurückgehen  wollte,  in  Perioden,  wo  man  weniger  unter  Getreide- 
tiberllufs  als  unter  zeitu  ei-ein  Mani^c  1  und  I  hcuerungt  n  zu  leiden 
hatte,  der  k()tinte  wolil  eine  arialoge  l\ette  \<in  Malsregeln  und 
Vorschlägen  gegen  ßrotteueruni^  zusamrnenstf^llen :  Brottaxen, 
Festsetzung  von  Normalpreise- n  liir  Hrot.  X'erljote  des  spekula- 
tiven Zurückhallens  von  Mehl,  staatliche  Bäckereien  etc.  Für 
Broltaxen  haben  >ich  übrigens  neuerdings  einige  Befürworter  de^ 
Antrags  Kunitz  zur  Ergänzung  dieses  Antrags  nach  der  Konsu- 
ment enseite  bin  ausgesprochen,  eine  Reglementierung  der  Bäckereien 
und  staatliche  Brotfabriken  linden  wir  im  Anschluls  an  die  portu- 
giesische Kontingeniierungsgesetzgebung  wieder.  Da  Getreide- 
und  Brotpreise  in  letzter  Linie  immer  in  Abhängigkeit  von  ein- 
ander stehen,  so  müssen  beide  Reihen  von  Mafsnahmen,  die 
Regelung  der  Getreidepreise  und  die  der  Brotpreise,  sich  schliefst 
lieh  in  einer  Spitze  vereinen:  Monopolisierung  des  Getreide- 
ankaufs  und  des  Brotverkaufs.  Wer  gleichzeitig  eine  Regulierung 
der  Getreide-  und  der  Brotpreise  durch  staatliches  Eingreifen  im 
Auge  hat,  der  wird  sich  sagen  mOssen,  dafs  er  seine  Absicht 
ganz  sicher  nur  erreichen  kann,  wenn  er  das  Brotgetreide  zu  den 
von  ihm  normierten  Preisen  von  den  Landwirten  kauft  und  es 
dann  in  Hflnden  behalt,  bis  er  es  wieder  als  Brot  an  die  Konsu- 
menten verkauft»  dafs  er  also  die  gesamten  Funktionen  der  Maller 
und  Bäcker,  der  Getreide-,  Mehl-  und  Brothändler  auf  sich  Qber- 
nimmt. 

Ein  Plan,  der  auf  dieser  Idee  beruht,  wird  in  Oeaterreidi 
von  dem  Kunstmflhlen-  und  Backereibesitzer  Vincenz  Till  zu 
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Bruck  a.  d.  Mur  seit  etwa  einem  Jahrzehnt  in  zahlreichen  Bro- 
schüren. F'iugblättern.  Vorträgen  und  Eingaben  verfochten. M  Till 
ist  ursprünglich  nicht  von  agrarischen,  sondern  von  technisch- 
gewerblichen  Gesichtspunkten  auf  seinen  Plan  gekommen,  er  ist 
aber  neuerdings  auch  selbst  mit  seinem  Vorschlag  in  die  Dis- 
kussion über  den  Antrag  Kanitz  eingetreten,  seine  Freunde,  u.  a. 
Rudolph  Meyer,  haben  ihm  sogar  wegen  der  Uebereinstimmung 
mit  diesem  Antrag  in  der  allgemeinen  Richtung  eine  Priorität 
bezüglich  des  letzteren  einräumen  wollen,  was  angesichts  der  im 
vorstehenden  beobachteten  Thatsache,  dafs  ähnliche  Pläne  mit 
viel  mehr  Uebereinstimmung  im  einzelnen  ganz  unabhängig  von 
einander  entstanden  sind,  durchaus  abzuweisen  ist  Till  sah  in 
seinem  Beruf,  wie  die  Maller  und  Bäcker  eine  uralte,  längst  aber- 
holte Betriebstechnik  beibehalten  haben,  wie  sie  weder  wirtschaft- 
lich noch  hygienisch  zweckmäfsig  verfahren  und  durch  ihr  un- 
wirtschaftliches Arbeiten  einen  unverhältnismflfsig  grofsen  Preis- 
aufschlag auf  die  von  ihnen  umgeformten  Produkte  bewirken.  In 
diesen  hohen  Spesen  des  Mohlen-  und  Bäckereibetriebes  sieht  er 
die  Hauptschwierigkeit  einer  guten  und  billigen  Brotbeschaft'ung 
und  auch  eine  hauptsächliche  Ursache  des  Preisdrucks  auf  Ge- 
treide. Namentlich  für  den  Bäckereibetrieb  hält  er  eine  ganz 
durchgreifende  Reform  und  Konzentrierung  für  notwendig,  welche 
es  ermöglichen  w^ürde,  dafs  gleichzeitig  der  Getreidepreis  höher 
und  der  Brotpreis  niedriger  würde.  Diese  Reform  könne  aber 
nur  der  Staat  durch  Uebernainne  des  ganzen  Backergewerbes 
durchführen.  Der  Staat  muls  demnach  alles  Getreide,  was  zu 
Brotbereitungszwecken  überhaupt  im  Lande  gewonnen  wird,  auf- 
kaufen —  und  er  kann  das  ohne  Getahr  in  Oesterreich  wie  in 
allen  Ländern,  die  der  Regel  nach  mehr  Getreide  verbrauchen 
als  sie  gewinnen.  Dies  Getreide  kauft  er  zu  Preisen,  die  er  in 
jedem  Jahr  nach  den  jeweiligen  Produktionskosten  der  Land- 
wirte, also  je  nach  dem  Ernteausfall  verschieden  berechnet  und 
dann  für  das  betreftende  Jahr  öftcntlich  bekannt  giebt.  Diese 
jährliche  Preisfestsetzung  denkt  sich  Till  als  einen  einfachen  Ver- 
waltungsakt, und  er  übersieht  die  Interessenkämpfe  zwischen 
Landwirten  und  Konsumenten,  die  an  diesem  Punkte  einsetzen 
massen.  Er  hat  eben  nur  die  erste  Zeit  im  Auge,  wo  er  beiden 


*)  Vgl.  Till,  Das  Jahr  1910.  Ein  Vorschlag  zur  Verbesserung  der  alige- 
meiaeD  Verhältnisse,  Bruck  a.  d.  M.  1890;  Der  Bauer  und  sein  Getreide,  Graz 
1892;  Die  Umwandlung;  des  Getreides  in  Brot,  Gras  1894. 
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Teilen  auf  Kosten  der  jetzigen  Zwischenhandelsverdienste  gro&e 
Konzessionen  maclien  zu  können  meint  Das  erklärt  auch  die 
folgende  Argumentation,  mit  der  er  die  Vorteile  seines  Planes  aus- 
einandersetzt: der  Landwirt  hat  nur  ein  Interesse  an  höheren  Ge- 
treidepreisen, nicht  aber  an  höheren  Brotpreisen;  umgekehrt  hat 
der  Konsument  nur  Interesse  an  billigeren  Brotpreisen,  nicht  aber 
an  billigeren  Getreidepreisen.   Nur  die  kleine  Klasse  der  IfoUer 
und  Bäcker  —  die  Zwischenhändler  treten  bei  ihm  ganz  zurflck 
—  sei  einerseits  auf  Herabdrückung  der  Getreidepreise  und 
andererseits  auf  Erhöhung  der  Brotpreise  bedacht.    Wenn  diese 
Kreise  ausgeschaltet  würden,  so  fielen  damit  alle  Interessen- 
gegensätze fort.   Das  gilt  eben  nur  fQr  die  erste  Zeit,  hernach 
mOfste  das  gemeinsame  Interesse  aller  an  stabilen  Preisen  und 
an  einer  gesunden  Volkswirtschaft  die  Vorteile,  welche  die  einen 
gegenüber  den  anderen  gewinnen  können,  ausgleichen.  —  Den 
im  Inland  nicht  zu  deckenden  Mehrbedarf  an  Getreide  kauft  die 
Regierung  möglichst  billig  im  Ausland.    Dann  läfst  der  Staat  sein 
Getreide  in  den  Mülilen,  welche  sich  gewissen  technischen  Mindest- 
anforderungen und   der  staatlichen   Kontrolle  unterziehen,  ver- 
mählen.   Gebacken  wird  es  in  staatlichen  Brotfabriken,  bei  deren 
Einrichtung  auf  Beschränkung  der  Kosten  und  Verbesserung  des 
Brotes  besonders  Bedacht  genommen  wird.   Eine  sorgfältig  regu- 
lierte Organisation  de>  Brotverkaufs  zu  möghchst  mäfsigen  Preisen 
vervollständigt  den  Vorschlag. 

Wenn  dieser  Vorschlag  in  dem  angegebenen  Sinne  durdl- 
geführt  würde,  so  ist  es  wohl  zweifellos,  dafs  er  die  von  ihm  er- 
warteten Wirkungen  in  vollem  Umfange  haben  könnte.  Den  An- 
sprflchen  der  Landwirte  an  den  Getreidepreis  wflrde  er  so  voll- 
ständig wie  nur  einer  der  anderen  Pläne  gerecht  werden  können, 
und  die  Ausgleichung  des  Brotpreises  ist  durch  ihn  sicherer  und 
vollständiger  garantiert  als  durch  jeden  der  anderen,  was  be- 
sonders Schmollerl)  gegenOber  dem  Antrag  Kanitz  lebhaft  be- 
tont Aber  wie  seine  Wirkung  am  sichersten  ist,  so  ist  auch 
sein  Apparat  am  gröfsten.  Die  durch  ihn  bedingte  Umgestaltung 
im  heutigen  Wirtschaftsleben  ist  ganz  betrachtlidL  Ganze  Ge- 
werbe, ganze  Zweige  und  Funktionen  des  Handels  werden  durch 
den  Plan  auf  den  Staat  übertragen.  Die  gegen  den  Vorschlag 
zu  erhebenden  Einwände  wQrden  sich  hier  weit  weniger  mit 
denen  gegen  ein  Staatsmonopol  als  mit  denen  gegen  die  sozia- 


>)  A.  ft.  o. 
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listisclie  Regulierung  des  Wirtschaftslebens  decken.  Dadurch 
wächst  aber  die  prinzipielle  und  schroffe  Gegnerschaft  und  wird 
die  baldige  Ausführung  des  Plans  sehr  schwierig  und  proble* 

matisch  gemacht. 

In  Deutschland  hat  der  Tillsche  Plan  in  letzter  Zeit  Befür- 
worter gefunden.  In  der  Berliner  Wochenschrift  Die  Zukunft 
empfiehlt  ihn  Professor  Kleinwächtcr .  und  in  der  Kreuzzeituncj 
vom  24.,  25.  und  26.  Januar  1895  tritt  Paul  Dehn  für  ihn  ein  mit 
einer  der  Tillschen  ganz  aiialugen  Argumentation,  der  Plan  er- 
mögliche die  Steigerung  der  Getreidepreise  ohne  ein  gleich- 
zeitiges Heraufgehen  der  Brotpreise. 


Im  vorstehenden  konnten  aus  sechs  verschiedenen  mittel- 
und  wcsteuropäisciien  Ländern,  die  alle  einen  noch  bedeutencien 
Getreidebau,  aber  trotzdem  eine  Mehreinfuhr  von  Getreide  auf- 
weisen, eine  ganze  Reihe  von  verschiedenen  Planen  besprochen 
werden,  welche,  im  einzelnen  selbständig  und  von  sehr  verschie- 
denen politischen  Richtungen  ausgehend,  doch  die  Hauptpunkte 
Ähnlich  oder  gemeinsam  haben  und  welche  alle  auf  die  Regu- 
lierung der  Getreidepreise  durch  staatliche  Eingriffe  in  den  Ge- 
treidehandel abzielen.  Das  ist  ein  Beweis  dafilr,  dafs  von  vielen 
Seiten  die  jetzige  Bildung  der  Getreidepreise  als  ein  schwerer 
Mifsstand  empfunden  wird  und  dafs  Ober  die  allgemeine  Rich- 
tung der  Abhälfe  eine  gewisse  Uebereinstimmung  herrscht,  dafs 
aber  im  einzelnen  wegen  der  mangelnden  Uebersicht  Aber  alle 
einschlägigen  Verhältnisse,  wegen  der  naturgemäfs  verschiedenen 
Abschätzung  der  Schwierigkeiten  und  wegen  des  Widerstreits 
der  davon  berührten  Interessen  noch  kein  einzelner  Vorschlag 
sich  die  dominierende  Stellung  hat  erringen  können.  Diesem 
Stand  der  Dinge  entsprechend  ist  auch  die  allgemeine  Erörterung 
Ober  die  Berechtigung  und  Zweckmäfsigkeit  eines  Vorgehens  nach 
dieser  Richtung  hin  noch  in  den  ersten  Stadien  und  zu  keinem 
endgültigen  Ergebnis  gelangt.  Bisher  ist  immer  nur  über  ein- 
zelne Ausgestaltungen  des  gemeinsamen  Grundgedankens,  von 
denen  die  Zusätze  der  Interessentengruppen  nicht  getrennt 
wurden,  gestritten,  und  es  ist  also  damit  über  den  Grundgedanken 
selbst  noch  nichts  entschieden  worden.  Sollte  aber  in  einem  der 
grofsen  in  Betracht  koniniendt  n  Länder  eine  Kinit^ung  dahin  er- 
zielt werden,  dafs  ein  preisregulierendes  Eingreifen  des  Staates 
über  die  Schutzzölle  hinaus  berechtigt  ist  —  was  man  nach  dem 
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bisherigen  Gang  der  Wirtschaftspolitik   als  wahrscheinlich  an- 
nehmen darf  —  und  ferner  dnfs  es  zwcckniäfsig  ist,  dann  entsteht 
trst  die  ungleich  scluvcreie  Frage,   für  welchen  der  vielen  vor- 
liandenen  und  vielleicht  in  Zukunft  noch  zahlreicher  auttauchenden 
Vorschläge  man  sich  entscheiden  soll.   Dann  mufs  man  bei  ieiieni 
einzelnen  der  Summe  von  Vorteilen,  die  er  sicher  oder  ualir- 
scheinlich  bringt,  die  Summe  von  Schwierigkeiten,  Bedenken  und 
schädlichen  Nebenwirkungen  gegenQberstellen  und  untersuchen, 
welcher  von  ihnen  die  günstigste  Bilanz  aufweist;  denn  bisher 
kann  auch  die  portugiesische  Gesetzgebung,  selbst  wenn  man  sie 
im  einzelnen  studiert  und  zu  einem  sehr  günstigen  Urteil  ge- 
langt, noch  keine  allgemein  gültige  Norm  abgeben,  sie  darf  nicht 
ohne  weiteres  aus  dem  kleinen  Land  mit  ganz  anderen  politischen 
und  wirtschaftlichen  Zuständen  etwa  auf  Deutschland  übertragen 
werden.  Dafs  die  Erörterung  über  die  behandelten  Probleme 
noch  lange  nicht  abgeschlossen  sein  wird»  dais  man  sie  nicht 
ohne  weiteres  wieder  fallen  lassen  wird,  ist  nach  dem  Angefilhrten 
wohl  klar.  Dafs  von  den  Plänen  in  Deutschland  und  den  Nachbar- 
ländern bei  der  Verworrenheit  der  Ansichten  über  sie  keiner  auf 
eine  sehr  nahe  X'erwirklichung  rechnen  kann,  ist  auch  wohl 
anzunehmen.   Wie  sich  die  Oinge  später  entwickeln  werden,  ob 
aus  all  den  Plänen  sich  eine  neue  und  heilsame  Gesetzgebung 
herauskrystallisiercn .  oder  ob  man  alle  derartigen  Pläne  wiedo* 
fallen  lassen  wird,  darüber  werden  die  Urteile  naturgemäfs  aus- 
einandergehen.    Nach   der  Meinung  des  Verfassers  läfst  sich 
zwischen   der  nnitmafslichcn  Entwickelung  dieser  und  der  einer 
anderen    modernen    sozialpolitischen    Bewegung    ein  Vergleich 
ziehen,  der  freilich  nichts  beweisen,  sondern  nur  die  Anschauung 
des  Verfassers  klarlegen  kann:   Die  Bewegung  für  den  Normal- 
arbeitstag ging  gleichfalls  von   einer  durch  die  moderne  wirt- 
schaftliche Entwickelung  geschalTenen  Notlage  aus.  von  der  Inten- 
sihkation   der  Arbeit   durch    die  Maschinen   ohne  gleichzeitige 
Verkürzung  oder   gar   mit  Verlängerung  der  Arbeitszeit,  wo- 
<kirili   (he  Zerrüttung  der  Gesundheit  der  Arbeiter,  besonders 
der  Frauen  und  Kinder  bedingt  wurde.    Dagegen  tauchten  die 
Forderungen    verkürzter   Arbeiti.zeit    auf.    die    sich    in  einem 
Maximalarbeitstag  ihr  Ziel  setzten.    Die  Arbeitszeitverkürzung 
wurde  zunächst  nur  von  Arbeitern  oder  im  Interesse  der  Ar- 
beiter an  vielen  Orten  vereinzelt  und  ohne  andere  allgemeinere 
Begründung  als  mit  dem  Hinweis  auf  die  im  speziellen  Falle 
offen  liegenden  Schäden  gefordert;  gegen  sie  wurden  zahl- 
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reiche  Bedenken  vorgebracht:  die  Sorge  um  die  individuelle 
und  nationale  Konkurrenzfähigkeit  der  Industrien,  um  den  höheren 
Lohn  der  Arbeiter  selbst,  die  Bedenken  wegen  der  Verteuerung 
der  Baumwolle  des  armen  Mannes,  wegen  der  schlechten  Ver- 
wendung der  freien  Zeit  Das  reichte  wohl  hin,  praktische  Er- 
folge der  Agitation  in  vielen  Fallen  zu  vereiteln,  nicht  aber,  die 
ganze  Bewegung  zu  beseitigen;  vielmehr  erweiterte  sich  die  Argu- 
mentation, statt  des  Mazimalarbeitstages  im  Interesse  der  Arbeiter 
wurde  der  Normalarbeitstag  im  Interesse  der  Arbeitgeber 
wie  der  Arbeiter  gefordert.  Und  allmählich  hat  die  Bewegung 
in  fast  allen  Ländern  der  kapitalistisch  arbeitenden  Welt  Erfolge 
erzielt,  seien  es  auch  direkte  nur  für  Frauen  und  Kinder.  Die 
Urteile  aber  das  Mafs  und  den  Wert  des  Erreichten,  Ober  das 
Mafs  des  noch  zu  Erkämpfenden  gehen  nach  wie  vor  weit  aus- 
einander; aber  darüber  herrscht  wohl  ziemliche  Einigkeit,  dafs 
das  bisher  an  Regelung  der  Arbeitszeit  Erreichte  notwendig  und 
heilsam  ist,  und  dafs  die  Bewegung  des  Wirtschaftslebens  all- 
mählich ganz  notwendig  zu  weiteren  Beschränkungen  der  Arbeits 
zeit  führen  niufs.  So  wird  vielleicht  auch  die  Bewegung  aul 
Regulierung  der  Iirotkornpreise  im  Rahmen  einer  sehr  viel  weiter 
angelegten  sozialpolitischen  Ausgestaltung  des  Wirtscliaftslebens 
in  nicht  zu  ferner  Zukunft  schrittweise  zu  praktischen  Ergebnissen 
führen,  die  allgemein  befriedigen  und  als  Verbesserung  empfunden 
werden,  während  der  Streit  um  Mafs  und  Endziel  der  Eingriffe 
im  einzelnen  nicht  aufhören  wird. 
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Ein  Beitrag  zur  Geschichte  der  wirtschaftlichen 

Kartelle. 


Von 

GUSTAV  COHN. 
I. 

Die  Auffindung  eines  Kartellvertrages  der  Englischen  Kohlen- 
grubenbesitzer, der  dem  letzten  Viertel  des  achtzehnten  Jahr- 
hunderts angehört,  zusammen  mit  manchen  Spuren,  die  zeitlich 
weiter  zurflckreichen  und  auf  ähnliche  Erscheinungen  in  andereo 
Produktionszweigen  deuten,  soll  hier  neben  seiner  Mitteilung  zu 
einigen  erläuternden  Bemerkungen  Anlafs  geben.  Diese  scheinen 
mir  um  so  mehr  geboten,  als  ich  von  den  Verhandlungen  des 
Vereins  für  Sozialpolitik  über  diesen  Gegenstand  den  Eindruck 
erhalten  habe,^)  dafs  die  dabei  im  Streite  liegenden  Ansichten 
der  Klärung  noch  sehr  bedürftig  sind,  während  doch  an  jenen 
Verhandlungen  gerade  diejenigen  Vertreter  des  Faches  sich  be- 
theiligten, die  ihr  besonderes  Interesse  den  Fragen  der  Gewerbe- 
verfassung zugewendet  haben. 

Das  Problem  der  Kartelle  ist  nach  meiner  Auffassung  diese-: 
Wie  soll  sich  unsere  Wirtsrhaft-ordnung  zu  cim  ni  Kntwickelung;- 
prozefs  verhalten,  vermöge  dessen  ein  grundlegendes  Prinzip  der- 

Verhandlungen  df-r  am  2R.  und  29.  Septrmber  1894  in  Wien  abge- 
haltenen Generalversammlung  über  die  Kartelle  und  über  das  lindliche 
Erbrecht  auf  Grand  der  Stenographischen  Niederschrift  hersusg^dieB  von 
ständigen  Ausschub.  (Schriften  des  Vereins  f&r  Sostalpolittk,  Band  LXL) 
Leipzig  1895.  Ueber  wirtschaftliche  Kartelle  in  Deutschland  und 
im  Aaslande.  Fünfzehn  Schilderungen  nebst  einer  Anzahl  Statuten  und  Bei> 
lagen.   (Schriften  des  Vereins  fQr  Sozialpolitik,  Band  LX.)   Leipzig  1894. 
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selben,  die  freie  Konkurrenz,  aus  eigner  Kralt  in  ihr  Gegenteil 
umzuschlagen  droht? 

Der  Versuch,  diese  Frage  über  das  Sollen  zu  beantworten, 
fahrt  zu  einer  Frage  danach,  wie  es  gekommen  ist,  dafs  jenes 
Prinzip  in  sein  Gegenteil  sich  verkehrt  hat,  und  damit  zu  einer 
näheren  Betrachtung  jenes  Prinzips  selber. 

Diese  Betrachtung  setzt  aber  bei  den  Vfltem  unserer  Wissen- 
schaft ein,  die  zugleich  die  Geburtshelfer  der  neuen  Volkswirt- 
Schaft  wurden,  welche  mit  keinem  anderen  Worte  so  oft  und 
vielleicht  so  bezeichnend  von  der  Vergangenheit  unterschieden 
worden  ist  als  mit  dem  der  freien  Konkurrenz. 

II. 

In  den  Schriften  der  physiokratischen  Schule  habe  ich 
leider  vergebens  nach  einer  deutlichen  Vorstellung  oder  gar 
einer  näheren  Erläuterung  des  Wesens  der  Konkurrenz  gesucht. 
Es  entspricht  das  dem  abstrakten  Charakter  ihrer  Methode.  Nur 
das  Wort  selber  kommt  vor  und  auch  dieses  nur  als  eines  ihrer 
Postulate.  welches  als  solches  einer  näheren  Erklärung  nicht  bedarf. 
So  nennt  der  Abbe  Bau  de  au  (Premiere  Introduction  ä  la  Philo- 
sophie ^conomique  1771:  6d.  Daire  p.  729)  da,  wo  er  von  den 
„Prt^judices  faits  au  commerce"  redet,  als  erstes  Hindernifs  des 
Verkehrs:  „Monopole  fd.  h.  obrigkeitliche  Schranken)  cest  tout 
ce  qui  restreint  forcement  le  nombre  et  la  concurrcnce  des  ven- 
deurs  et  acheteurs."  Oder  Le  Trosne  (De  rinter6t  social  ed. 
Daire  p.  895)  sagt:  „La  valciir  depend  de  la  rarete  ou  de  l'abon- 
dance;  mais  c'est  que  cet  cstat  est  relatif  et  c  est  la  concurrence 
qui  le  determine."  In  den  neuerdings  veröffentlichten  Krgänzuni;en 
der  physiokratischen  Literatur,  wie  dem  Briefwechsel  des  Mark- 
grafen Carl  Friedrich  von  Baden  mit  dem  älteren  Mirabcau  und 
Dupont.  der  Korrespondenz  Turgot  s  mit  Condorcet,  findet  sich 
nichts  der  Art.  Auch  Turgot  in  seinen  Rctlcxions  sur  la  For- 
mation et  la  Distribution  des  Richesses  redet  wohl  einmal  (§  63) 
von  der  „Concurrence  des  capitalistes  entreprencurs",  welche 
K^tablit  le  prix  courant  des  fermagcs",  ohne  näher  auf  die  Be- 
schaffenheit dieser  Konkurrenz  einzugehen. 

Adam  Smith  ist  von  der  Wirksamkeit  der  Konkurrenz 
(wenn  nur  keine  obrigkeitliche  Gewalt  sie  hindert),  so  Oberzeugt, 
dafs  er  (Wealth  of  Nations  book  IV«  ch.  5)  in  seiner  Erörterung 
des  Komhandels  »die  verbreitete  Furcht  vor  engrossing  and 
forestalling^  mit  der  verbreiteten  Furcht  vor  Hexerei  vergleicht 
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Er  ist  ganz  der  Geistesverwandte  der  Physiokraten  darin,  dals 
er  es  für  überflüssig  hält,  in  eine  Er("»rtnrung  der  Konkur:  enz 
einzutreten.  Er  setzt  sie  als  Folge  des  Fehlens  obrigkeitlicher 
Schranken  wie  jene  anderen  voraus.  Es  stinnnt  aber  zu  der 
sonstigen  Wrschiedenheit  seiner  Methode  von  derjenigen  der 
Physiokraten.  dafs  er  gelegentlich,  ohne  eigentlichen  Plan,  durch 
«•ine  empirische  Iknunkuiig  die  Zweifel  an  jenem  Postulat  rege 
macht.  An  der  Stelle,  an  cU  r  er  von  dem  Koalition.-.recht  der 
Arbeiter  redet  (book  1  ch.  8i,  tritt  mit  einem  mal  ein  anderes 
Prinzip  herein,  das  doch  eben  so  gut  wie  die  Konkurrenz  frei 
aus  dem  Interesse  der  einzelnen  Gewerbetreibenden  hervorgeht 
Die  Unternehmer,  sagt  Smith  hier,  sind  immer  und  allenthalbeo 
in  einer  Art  von  stillschweigender,  aber  bestandiger  und  gleich- 
förmiger Koalition  behufs  Niederhaltung  des  Lohns  auf  seinem 
gegenwärtigen  Stande.  Ja,  er  fügt  hinzu:  »Wir  hören  selten  von 
dieser  Koalition,  weil  sie  der  gewöhnliche  und,  man  kann  sagen, 
der  natürliche  Zustand  der  Dinge  ist,  von  dem  Niemand  weiter 
redet» 

Wie  ist  nun,  so  lautet  der  Zweifel,  den  Smith  anregt,  die 
Thatsache,  dafs  die  Koalition  der  Unternehmer  zur  Niederhaltung 
des  Lohnes  als  der  natdrliche  Zustand  der  Dinge  erscheint,  in 
Einklang  zu  bringen  mit  der  anderen  Thatsache,  dafs  im  Allge- 
meinen die  Konkurrenz,  das  Gegenteil  der  Coalition,  als  das  aus 
der  wirtschaftlichen  Freiheit  folgende  Verhalten,  als  der  natür- 
liche Zustand  der  Dinge  erscheint?  Denn  es  kann  doch  nicht 
gemeint  sein,  dafs  gerade  nur  bei  der  Lohnbestimmung  die  Koa- 
lition der  natürliche  Zustand  sein,  sonst  aber  die  Koalition  eine 
tibernatürliche  Kraft  sein  soll  gleich  der  Hexerei,  an  welche  ein 
verständiger  Mensch  nicht  glaubt.-* 

Es  ist  bemerkenswert,  dafs  der  in  die  Ideen  der  Physiokraten 
und  des  Ad.  Smith  noch  nicht  eingetauchte  James  Steuart  es 
ist.  welcher  ein  eigenes  Kapitel  ibook  11  eh.  7)  seiner  ausführ- 
lichen BchancHuni,^  der  Preislehre  der  Konkurrenz  widmet,  dafs 
er  zum  Cjegen.-.tande  seiner  Betrachtuni;  die  Frage  macht,  ob  und 
inwieweit  auf  beiden  Seilen  des  Preiskaniples  die  Konkurrenz 
gleich  stark  ist.  Gemilfs  dieser  Prinzipien,  sagt  er.  wird  das 
Monopol  (SC.  das  faktische,  nicht  das  rechtliche»  ein  X'erbrechen. 
weil  es  die  Konkurrenz  vermindert,  die  stattfinden  sollte  unter 
verschiedenen  Personen,  welche  dieselbe  Waare  zu  verkaufen 
haben;  der  Monopolist  kauft  alles  in  der  Absicht,  mit  mehr  Profit 
zu  verkaufen;  nachdem  er  so  alle  Konkurrenten  entfernt  hat. 
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tritt  er  allein  auf  der  einen  Seite  des  Pteiskampfes  auf,  gegen 
mehrere  Konkurrenten  auf  der  anderen  Seite:  dieser  Mensch 
wird  vom  Staate  bestraft,  weil  er  verhindert  hat,  dals  der  Preis 
der  Waare  zu  einem  gerechten  Verhältnis  mit  ihrem  Werte  ge- 
langte; er  hat  das  Publikum  bestohleh;  er  soll  Ersatz  dafbr 
leisten. 

Steuart  also,  anders  als  sein  Zeitgenosse  Smith,  glaubt  noch 
an  die  Hexerei.  Und  es  ist  ein  Hexenglaube,  der  mit  der  alten 
Volkswirtschaft  nicht  begraben  wird.  Er  wird  erneuert  durch  die 
Angriffe  der  Sozialisten  gegen  die  Wirtschaftsordnung  der 
freien  Konkurrenz. 

Louis  Blanc  (Organisation  du  Travail,  1841,  p.  41)  behauptet 
angesichts  der  Erscheinungen  der  neuen  Volkswirtschaft  „La  con- 
currcnce  conduit  au  monopole  et  par  la  mcme  raison,  le  hon 
march(i  conduit  ä  IV-xageration  des  prix."  Inshc^ondere  ist  es 
Proudlion,  der  auf  diese  Seite  der  niodeiiK.Mi  Kntwickelung 
seine  Kritik  richtet.  „Je  mehr  sich,  sagt  (.  r.'i  die  Konkurrenz  ent- 
faltet, desto  mehr  ist  sie  darauf  aus,  die  Zahl  der  Konkurrenten 
zu  vermindern  ....  Die  Konkurrenz  tr)dtet  die  Konkurrenz." 
Und  er  erzählt  einen  Fall,  der  damals  in  Frankreich  die  Oeflent- 
lichkeit  beschäftigte, 

„Ein  Koaiitions-  oder  vielmehr  Assoziationsvertrag  (denn  die 
Gerichte  wären  sehr  in  Verlegenheit,  beide  zu  definiren).  hat  so- 
eben alle  Steink(»hlen\verkc  des  Loirebeckens  in  eine  einzige 
Kompagnie  vereinigt.  Auf  die  Beschwerde  der  Munizipalitäten 
von  Lyon  und  St.  Etienne  hat  der  Minister  eine  Kommission  er- 
nannt, die  den  Charakter  und  die  Absichten  dieser  schrecklichen 
Gesellschaft  untersuchen  soll.  Wohlan!  Ich  frage,  was  vermag 
hier  die  Dazwischenkunft  der  Regierung  mit  Hilfe  der  Civilgesetze 
und  der  politischen  Oekonomie?  Man  schreit:  Koalition!  Kann 
man  aber  die  Grubeneige  ntflmer  hindern,  sich  zu  assoziieren,  ihre 
allgemeinen  und  ihre  Produktionskosten  herabzusetzen  um  durch 
eine  besser  organisirte  Arbeit  mehr  Vorteil  aus  ihren  Gruben  zu 
liehen?  Wird  man  ihnen  befehlen,  ihren  alten  Krieg  wieder  zu 
beginnen  und  sich  durch  die  Erhöhung  der  Kosten,  durch  Ver- 
schleuderung. Ueberproduktion,  Unordnung,  fallende  Preise  zu 
Grunde  zu  richten?  Alles  das  ist  abgeschmackt.  Wird  man  sie 
hindern,  ihre  Preise  zu  erhöhen,  so  dafs  sie  die  Zinsen  ftlr  ihre 


I)  Philosophie  der  StaatsOkonomie,  Deutsch  bearbeitet  von  Karl  GrQn  (1847) 
I.  189,  197. 
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Kapitale  wieder  erlangen?  —  —  Die  Koalition  der  Loiregruben 
hat  die  soziale  Frage  so  scharf  gestellt,  dais  man  nicht  mehr  an 
ihr  vorbeikommen  kann.  Entweder  die  Konkurrenz  das  heilst  das 
Monopol  und  was  daran  hängt;  oder  Ausbeutung  durch  den 
Staat  d.  h.  Theuerung  der  Arbeit;  oder  endlich  eine  Lösung  im 
Sinne  der  Ciicic  hheit,  m.  a.  W.  Organisation  der  Arbeit.** 
Soweit  l'ruudhon. 

Die  Antwort  aul  diese  AngrilVe  gegen  die  bestehende  Wirt- 
schaftsordnung hat  Bastiat  zu  geben  versucht,  indem  er  in 
einem  langen  Kapitel  seiner  „Harmonies  Econoroiques"  (chap.  X: 
concurrence;  5.  ddit  1864  p.  249—^7)  einen  Lobgesang  auf  die 
Konkurrenz  ertOnen  lafst.  Er  wiederholt  bei  dieser  Grundfrage 
wie  sonst  die  Vorstellungen  der  physiokratlsch-Smith'scheD 
Schule.  So  meint  er:  «es  genügt  zu  wissen,  daüs  die  Konkurrenz 
nichts  anderes  ist,  als  die  Abwesenheit  einer  willkQrlichen  Auto* 
ritat,  die  in  die  Tauschakte  eingreift,  um  daraus  zu  folgern,  dais 
die  Konkurrenz  unzerstörbar  ist"  Allerdings  erklart  dieser  Satz 
durchaus  nicht  die  Erscheinungen,  auf  die  Proudhon  hindeutet, 
um  zu  beweisen,  dafs  „die  Konkurrenz  die  Konkurrenz  tötet* 
Und  Karl  Marz  gibt  demselben  Gedanken,  wie  Proudhon,  Aus- 
druck, wenn  er  am  Schlüsse  seines  ersten  Bandes  die  Entwicke- 
lungstendenz  der  heutigen  Produktionsweise  bezeichnet:  „Diese 
Expropriation  vollzieht  sich  durch  das  Spiel  der  immanenten  Ge- 
setze der  kapitalistischen  Produktion  selbst,  durch  die  Konzen- 
tration der  Kapitalien:  je  ein  Kapitalist  schlagt  viele  tot*  (Das 
Kapital,  I  Bd.,  2.  AuA.,  p.  792.) 

III. 

Die  sozialistische  Kritik  hat  die  Annahme,  dafs  die  Kon- 
kurrenz in  dem  Zustande  der  wirtschaftlichen  Freiheit  „unzer- 
störbar" sei.  auf  den  Boden  der  Thatsachen  verwiesen.  Die 
Thatsachen,  welche  die  Kritik  der  Hypothese  entgcgcnh.llt.  sind 
ihrcr:,eits  nur  einzelne  Erscheinungen  im  Gebiete  der  neuen 
Volkswirtschaft;  sie  deuten  auf  gewisse  Entwicklungstendenzen 
der  iieutigen  X'olkswirtsciiaft;  sie  sind  aber  w'eit  davon  entfernt, 
die  ganze  Wahrheit  der  Thatsachen  an  die  Stelle  einer  irrtüm- 
lichen Hypothese  zu  setzen.  Sie  haben  nur  der  Wissenschait 
die  Pflicht  ans  Herz  gelegt,  die  Thatsarlien  näher  zu  beobachten. 

Unterdessen  stehen  die  beiden  Standpunkte  unvermittelt  ein- 
ander gegenüber,  und  ein  llüchtiger  Blick  aul  die  heutige  Volks- 
wirtschaft zeigt,  dafs  sie  beide  einer  begrenzten  Wahrheit  Aus- 
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druck  geben.  Diese  Begrenzung  entspringt  ziinüchst  der  V^er- 
schiedenheit  der  Ervverb  sg  e  b  i  c  te.  aus  deren  l'mständen 
die  Bedingungen  für  eine  verschiedene  Gestalt  der  Konkurren/, 
oder  ihres  Gegensatzes  hervorgehen.  Die  Fusion  der  Kohlen- 
gruben des  Loirebeckens,  welche  vor  einem  halben  Jahrhundert 
in  Frankreich  die  öttentliche  Aufmerksamkeit  erregte  und  die  von 
Pruudhon  erwähnt  wird,  zeigt  die  Aufhebung  der  Konkurrenz 
unter  Umständen,  da  einige  wenige  sehr  grolsc  Unternehmungen 
auf  einem  Erwerbsgebiete,  das  an  sich  der  Konkurrenz  Schwierig- 
keiten entgegenstellt,  allein  als  Mitwerbende  in  Betracht  kommen. 
Die  natflrliche  Beschrtaktheit  des  Vorkommens  von  Kohlengruben, 
die  Oberragende  Gröfse  und  die  kleine  Zahl  der  auf  ihre  Aus- 
beutung gerichteten  Unternehmungen  sind  Eigenschaften,  welche 
dieses  Erwerbsgebiet  von  vielen  anderen  Erwerbsgebieten,  auch 
in  der  gegenwärtigen  Volkswirtschaft,  unterscheiden.  Die  eigen- 
tümlichen Bedingungen  derselben  können  daher  Erscheinungen 
hervorrufen»  die  in  vielen  sonstigen  Produktionszweigen  sich 
deshalb  nicht  einzustellen  brauchen,  weil  hier  die  Bedingungen 
andersartige  sind. 

Jedoch  wflrde  die  Frage  damit  nicht  erschöpft  sein.  Denn 
wenn  der  Nachweis  geliefert  ist,  dafs  die  vorausgesetzte  Wirk- 
samkeit der  freien  Konkurrenz  in  einer  Kategorie  von  Fällen 
versagt,  dafs  hier  an  die  Stelle  der  Mitwerbung  die  Vereinbarung, 
das  Einverständnis,  die  Verschmelzung  tritt,  so  wäre  damit  die 
fernere  Frage  zur  Lösung  aufgegeben,  wie  es  denn  überhaupt 
kommt,  dafs  unter  irgend  welchen  Umständen  mehrere  mit- 
werbende  Unternehmungen  aufhören,  sich  zu  bekämpfen,  und  es 
vorziehen,  Frieden  mit  einander  zu  schliefsen?  Ist  nämlich  die 
Voraussetzung  richtig,  dafs  die  Konkurrenz  jederzeit  in  dem 
Zustande  der  wirtschaftlichen  F'reiheit  Platz  greift,  wo  immer 
mehrere  l'nternchnier  -ich  anheischig  machen,  der  Gesellschaft 
dieselbe  Leistung  darzubieten,  so  darf  eine  Erscheinung,  wie  die 
eben  betrachtete,  niemals  vorkommen.  Kommt  sie  dennoch  vor, 
so  ist  bewiesen,  dafs  nicht  eine  konstante  Form  des  Verhaltens, 
sondern  eine  Mannigfaltigkeit  von  Formen  der  Wirklichkeit  ent- 
spricht. Diese  Thatsache  ist.  wie  wir  gesehen  haben,  von 
Ad,  Smith  bereits  gestreift  worden;  er  hat  nur  nicht  die  wissen- 
schaftlichen Konsequenzen  darau-^  gezogen. 

Wenn  aber  das  Studium  jener  Erscheinungen  aul  eigenartigen 
Erwerbsgebieten  so  lehrreich,  nicht  nur  für  die  Erkenntnis  dieser 
Erwerbsgebiete,  sondern  für  die  Erkenntnis  der  Vorgänge  in  der 
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gesamten  Volkswirtschaft  i-^t.  so  hatten  Arbeiten,  wie  meine 
„Untersuchungen  über  die  cnghsche  Eisenbahnpohtik"  neben 
ihren  speziellen  Zielen  einen  allgemein  wissenschaftlichen  ZwecK 
in  der  Aufhellung  dieses  Problems.    Hierüber  einige  Worte. 

IV. 

Aus  dem  technischen  Wesen  jeder  Strafse,  welche  den 
Verkehr  eines  Gemeinwesens  vermittelt,  folgt,  dafs  sie  eine  do- 
heitliche  Veranstaltung  ist,  deren  volle  Ausnutzung  ihre  Aus- 
schliefslichkeit  in  ihrem  Gebiete  fordert. 

Hierauf  beruht  im  letzten  Grunde  dasjenige,  was  man  den 
öffentlichen  Charakter  der  Strassen  nennt,  und  das  daraus  fol- 
gende Verlangen,  dafs  entweder  ein  centrales  Organ  des  Gemein- 
Wesens  selber  die  Strafse  herstellt,  oder,  wenn  dem  Schwierig- 
keiten im  Wege  stehen,  nur  auf  Grund  obrigkeidicher  Vorkelh 
rungsmafsregeln  private  Unternehmungen  zugelassen  werden,  die 
denselben  Charakter  der  Ausschliefslichkeit  an  sich  tragen.  Hier 
ist  von  vornherein  der  Grundsatz  der  Mitwerbung  abgelehnt 
Die  englische  Gesetzgebung,  welche  seit  zwei  Jahrhunderten  den 
letzteren  Weg  eingeschlagen  hat.  ftihrt  jedoch  alsbald  das  Prinzip 
der  freien  Mitwerbung  herein,  indem  das  Pflichtenheft  des  also 
zugelassenen  Strnfsenuntemehmens  die  unwandelbare  Vorschrift 
enthalt,  dafs  alle  Personen,  ohne  Bevorzugung  des  Einen  oder 
des  Anderen,  Freiheit  der  Benutzung  dieser  Strafse  haben  sollen 
gegen  Entrichtung  der  in  demselben  Pflichtenheft  festgestellten 
Wegezölle.  Wie  entwickelt  sich  diese  Mitwerbung  in  der  Wirk- 
lichkeit? Auf  der  Kunststrafse,  auf  dem  Kanal  entstehen  greise 
Fuhrunternchrnungen,  denen  es  gelingt,  die  Hauptmasse  der  Per- 
sonenbelördcrung  und  der  Giitcrbctördcrung  allniälig  an  sich  zu 
reiften  imd  initwi'rhcnde  l'ntcrnehiner  flav^n  auszuschliefsen. 
Schon  hier  zeigen  sich  die  typischen  Erscheinungen,  durch  welche 
sich  die  Mitweibung  in  Konzentration  der  Unternehmungen  aul- 
löst: zeitweil igei'  Kampf.  Unterwerfung  des  Schwächeren,  Ver- 
einbarung zwischen  Stärkeren,  \'er.-.chmelzung  zur  Einheit. 

Die  lüs(  nliahnen  mit  Dampfbetrieb  führen  ein  neues  Moment 
der  Konzdili  ation  durch  iliie  Technik  ein.  Zwar  versuch: 
die  englische  Gesetzgebung,  die  ni  uen  Eisenbahnen  ebenso  zu 
behandeln,  wie  die  Kanäle  und  Landstrafsen;  mehrere  Jahrzehnte 
lang  sichern  die  Vorschriften  des  Parlaments  dem  Publikum  das 
Recht  zu,  seine  eigenen  Wagen  und  Lokomotiven  auf  der  Eisen- 
bahn fahren  zu  lassen;  aber  die  Erfahrung  zeigt  bald,  dafs  dieses 
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Recht  ein  toter  Buchstabe  bleibt.    Denn  die  Sicherheit  der  Fahrt 
gestattet  es  nicht,  konkurrierende  Züge  auf  derselben  Bahn  fahren 
zu   lassen,   und   das  Widerstreben   der  Eisenbahnverwaltungen 
weifs  etwaige  Versuche  im  Keime  zu  ersticken.     Dadurch  ballt 
sich  ein  so  viel  j^röfseres  Kapital  in  der  Hand   derselben  Unter- 
nehmung zusammen,  die  m  ue  Technik  ist  der  Grund  einer  neuen 
Konzentration   im  Gegensatz  zu  der  gesetzlichen  Fiction  eines 
freien  Wettbewerbes  auf  der  Schiene.  Zugleich  überzeugt  sich  das 
Parlament  von  der  Schwierigkeit,  diese  grofsen  Unternehmungen 
durch  die  fiblichen  Pflichtenhefte  und  durch  neue  gesetzliche  Vor- 
schriften den  öffentlichen  Anforderungen  zu  unterwerfen.   In  die 
Locke,  welche  die  staadiche  Kontrole  offen  läfst,  springt  alsbald 
der  Grundsatz  der  Mitwerbung  wieder  herein.    Jetzt  in  der  Ge- 
stalt einer  Mitwerbung  verschiedener  Eisenbahnuntemehmungen 
auf  konkurrierenden  Linien.  Im  Wesen  der  Strafte  liegt  es  aller- 
dings, daSs  nicht  zwei  Strafsen  neben  einander  ftlr  denselben 
Bezirk  gebaut  werden  können,  ohne  eine  Kapitalvergeudung  zu 
veranlassen.    Und  wirklich  geschieht  dieses  im  strengen  Sinne 
nur  ganz  ausnahmsweise,  bei  ungewöhnlich  grofsem  Verkehr, 
auf  einer  kurzen  Strecke  (zwischen  Liverpool  und  Manchester); 
aber  eine  weniger  direkte  Konkurrenz  der  Bahnlinien  wird  that- 
sächlich  durch  das  Parlament  zugelassen,  ja  ermutigt,  um  eine 
Bürgschaft  für  die  Befriedigung  der  VerkehrsansprOche  zu  er- 
halten. Man  läfst  neue  Bahnunternehmungen  zu,  welche  dieselben 
Endpunkte  verbinden  wie  die  alten  bereits  vorhandenen  Bahn- 
unternehmungen, sofern  sie  nur  einen  anderen  dazwbchen  lie- 
genden Bezirk  durchlaufen.   Die  Verbindung  Londons  mit  Liver- 
pool, mit  Dover,  mit  Schottland,   ist  seit  einem  Menschenalter 
eine  vielfältige;  aber  jede  Eisenbahn  geht  durch  einen  anderen 
Landstrich. 

Auch  zeigt  diese  Methode  der  Fürsorge  für  das  öflentliche 
Interesse  in  den  ersten  Stufen  ihrer  Bethätiijjung  sich  cTlüli^rcich. 
Das  eigentümliche  öffentliche  Streitvertahren  vor  Ausschüssen 
des  Parlaments,  durch  welches  Jedes  neue  Fisenbahnprojekt  hin- 
durchgehen mufs.  ruft  die  niitwerbenden  Interessenten  auf  den 
KanipJplatz.  und  mit  den  Watfen  eines  enormen  Kosti  naulwantles 
wird  hier  um  den  Sieg  gefochten.  Der  Kampf  wird  dem  neuen 
Projekt  um  so  schwerer  gemacht,  je  kleiner  die  Kräfte  desselben, 
je  gröfser  die  Kräfte  des  sich  gegen  neue  Mitwerbung  wehrenden 
bereits  bestehenden  Unternehmens  sind.  Hier  in  diesem  Vor- 
bereitungsstadium bereits  endet  oft  der  Kampf  mit  dem  Unter- 
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liegen  des  Schwächeren,  ehe  die  erwartete  iMitwerbung  aus  den 
Pforten  des  Parlaments  in  das  Leben  hinaus  getreten  ist.  Ge- 
lingt dieses  dennoch,  so  setzt  sich  in  der  That  der  Kampf  in 
dem  Betriebe  der  Bahnuntemehmungen  fort.  Wie  lange  und 
wie  sieht  der  Kampf  aus?  Die  Erwartung,  die  man  mit  der  Vor- 
Stellung  einer  Mitbewerbung  in  der  Volkswirtschaft  verbindet, 
schliefst  zweierlei  in  sich.  Einmal  die  Vernichtung  des  Schwächeren 
durch  den  Stärkeren;  dann  das  nebeneinander  Fortbeatehen  der 
gleich  Starken.  Das  eine  treibt  zur  Aufhebung  der  Konkurrenz 
zu  Gunsten  des  Stärkeren;  das  andere  führt  zur  Vereinbarung 
unter  den  als  Mitwerber  Gedachten.  In  beiden  F"ällen  verändert 
das  Bild  der  Mitwerbung  sein  Gesicht.  Beides  hat  sich  in  der 
Konkurrenz  der  englischen  Eisenbahnen  gezeigt.  Immer  findet 
der  Kampf  sehr  schnell  seine  Schranken  und  so  hat  er  sie  auch 
hier  gefunden.  Kin  vernichtender  Kampf  treibt  den  Gegner  zur 
Unterwri  fuiiL; :  ein  gemilderte!  Kanii)f  legt  sich  selber  die  Fesseln 
auf  und  sciiiiefst  den  Uebergang  zur  Vereinbarung  in  sich. 

Die  Vereinbarung  aber  vollzieht  sich  in  verschiedenen 
Cii  aden  der  Siratfhoit  bis  hinauf  zur  Verschmelzung,  d.  h.  zur 
Herstellung  jener  Centralisation,  die  in  dem  Keime  jeder 
Strafsenanlage  schlummert,  durch  die  Versuche  der  Konkurrenz 
in  der  Niederlage  des  Schwächeren  schndl  wiederhergestellt 
wird,  in  der  Vereinbarung  unter  Gleichen  langsamer. 

Die  erste  Stufe  der  Vereinbarung  ist  die,  bei  welcher  ftr 
gleiche  Tarifsätze  und  mitunter  Air  gleiche  Fahrgeschwindigkeit 
ein  Abkommen  getroffen  wird.  Diese  Art  ist  die  Obliche.  so  lange 
nicht  eine  höhere  Stufe  der  Vereinbarung  erreicht  bt  Sie  kann 
ohne  jede  Sanktion  des  Parlaments  und  ohne  Mitteilung  an  das 
Publikum  jederzeit  eingegangen  werden,  sobald  ein  konkurrierender 
Verkehr  zwischen  zwei  oder  mehreren  Eisenbahnunternehmungen 
sich  einstelh.  —  Die  zweite  Stufe,  eine  vollkommenere  Form 
der  Koalition  als  die  erste,  ist  die  Uebereinkunft  der  Eisenbahn- 
verwaltungen, ihre  Gleise  gemeinsam  zu  benutzen,  mit  der  Be- 
stimmung, dafs  jede  den  ganzen  Ertrag  des  Verkehrs  auf  ihrem 
eigenen  Gleise  empfängt;  oder  in  der  Weise,  dafs  jede  (iescll- 
schaft  der  anderen  gestattet,  ihre  Züge  auf  der  fremden  Bahn 
fahren  zu  lassen,  mit  der  Bedingung,  dafs  die  beiden  Gesell- 
schatten  an  dem  Gewinn  der  so  zugelassenen  Züge  in  gewissen 
fe>ten  Anteilen  partizipieren.  Auch  solche  Uebereinkflnfte  be- 
dürfen keiner  gesetzlichen  Gutheissung.  —  Die  dritte  Stufe  ist 
diejenige,  bei  welcher  die  verschiedenen  Gesellschaften  eine  «ge- 
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mcinsamc  Kasse"  zu  fiilircii  sich  t  inigen.  Sic  verteilen  den  Ge- 
winn aus  einem  bestininiien  X'erkehr.  ohne  Rücksicht  auf  die  Be- 
theiligunf;  ihrer  Cileise  oder  ihrer  Wagen,  in  lesten  Verhältnissen 
unter  einander.  Während  Ix  i  der  zweiten  Stufe  jede  ( iesellschalt 
noch  ein  Interesse  hat.  mOghchbt  viel  von  dem  X'erkehr  auf  ilu  en 
Gleisen  mit  ihren  Wagen  zu  besorgen,  ist  es  bei  der  dritten 
Stute  bereits  filr  die  einzelne  Gesellschaft  gleichgültig,  wie  viel 
sie,  wie  viel  die  andere  leistet,  da  die  gemeinsamen  Einnahmen  in 
eine  gemeinsame  Kasse  gethan  und  daraus  nach  vorher  bestimmtem 
Verhaltnisse  verteilt  werden. 

Die  vierte  und  höchste  Stufe  der  Vereinigung  ist  die  Ver- 
schmelzung (Fusion*  Konsolidation,  Amalgamation).  Sie  lafst  im 
Unterschiede  von  der  dritten  Stufe  keinen  Beweggrund  Obrig, 
dafs  etwa  jede  der  bisher  unabhängigen  Gesellschaften  im  Hin- 
blick auf  eine  zukünftige  Auflösung  des  Uebcreinkommens  ein 
Sonderinteresse  festhält  und  ihre  eigene  Bahn  begünstigt;  sie 
hebt  nicht  nur  alle  thatsächliche ,  sondern  auch  alle  potentielle 
Konkurrenz  auf. 

r)i(\se  vollkonuiienste  l-  orin  ist  in  dem  System  der  englischen 
Eisenbahnunternehmungen  in  ausgedehntem  Mafse  angewendet 
worden.  Bereits  im  Jahre  1871  war  (nach  einer  amtlichen  Stati- 
stik) der  Zustand  dieser.  Die  gröfste  der  l)estehenden  Eisenbahii- 
gesellschaften,  die  London  and  North-Weslern.  iiatte  sich  in  den 
25  Jahren  von  1846—1871  aus  ursprünglich  sechzig  selbständigen 
Eisenbahnunternehmungen  zu  einem  Komplex  von  1507  englischen 
Meilen  entwickelt  Die  nflchstgrofse,  die  Great  Western,  aus 
vierzig  Gesellschaften  zu  einer  einzigen  von  1387  englischen 
Meilen.  Die  dritte,  die  North  Eastern,  im  Jahre  1854  aus  17  ur- 
sprflnglich  selbständigen  Unternehmungen  entstanden,  bis  1871 
durch  Verschmelzung  mit  ferneren  11  Unternehmungen  zu  einer 
Einheit  von  1281  englischen  Meilen  gediehen.  Und  ähnlich 
mehrere  andere. 

Auch  hat  man.  s<  itdem  diese  Entwicklung  deutlich  wurde, 
seit  einem  halben  Jahrhundert  die  Konsequenzen  derselben  ins 
Auge  gefafst  und  ein  Gesetz  behufs  Verstaatlichung  des  eng- 
lischen Eisenbahnnetzes  erlassen.  Da  ist  es  nun  um  so  lehr- 
reicher, dafs  inmitten  dieser  der  Konkurrenz  besonders  ungün- 
stigen, eigenartigen  l'mstände  der  Eisenbahnuntcrnehnumgen.  und 
im  Ciegensatz  zu  manchen  X'oraussagungen,  die  Kctnkuri  c  nz  auch 
heute  noch  im  engli.-chen  Ki.^enbahnsy^tcm  eine  Rolle  spielt. 
Wie  ist  das  gekommen  .-'  Trotz  der  auf  Konzentration  gerichteten 
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Entwicklungstendenz,  tlic  sich  durcli  nahezu  zwei  Menschenalter 
bethJltigt  hat.  gibt  es  noch  im  heutigen  England  (einschhcfshch 
Schottland  und  Irland)  39  selbständige  Eisenbahnuntcrn<  hmungen. 
Sie  stehen  zu  einander  regelmäfäig  in  dem  Veriiältnis  der  Ver- 
einbarung auf  einer  von  deren  niederen  Stufen.  Aber  eben  diese 
sind  so  beschaffen,  dafs  sie  einen  Spielraum  flbrig  lassen  Ar  die 
Bethfltigung  des  Wettbewerbes.  Es  ist  richtig  und  seit  lange 
gesagt  worden,  dafs  die  Vereinbarung  Ober  die  Tarifsatze  in  ihrer 
Konsequenz  auch  die  Vereinbarung  Aber  identische  Leistungen 
in  sich  schliefst;  dafs  daher  der  alte  Trost,  den  die  englischen 
Eisenbahnverwaltungen  angesichts  ihrer  Koalitionen  dem  Publikum 
hinhalten  —  es  bleibe  die  Konkurrenz  in  den  Leistungen  -  in 
sich  zusammenfallen  mOsse.  Gleichwol  ist  es  wahr,  dafs  der  Weg 
zu  dieser  Folgerichtigkeit  in  dem  abstrakten  Denken  kurz,  in  dem 
wirklichen  Leben  lang  ist.  dafs  er  in  dem  heutigen  Eisenbahn- 
System  Englands  noch  lange  nicht  zurückgelegt  ist. 

Wührend  also  in  den  Eisenhahnunternchmungen  voti  ihren 
Anlangen  her.  in  Folge  ihrer  besondere  n  technisch-ökonomischen 
Natur,  eine  hohe  Kapitalkonzentration,  eine  weitgehende  Aus- 
scliüt  iVung  der  freien  Konkurrenz  gegeben  ist.  w.lhrend  diese 
im  Einzelnen  zu  einer  Steigerung  der  Konzentration  geführt  hat, 
welche  in  die  Hand  einer  einzigen  Eiscnbahnvcrwaltung  ein  Ka- 
pital von  mehr  als  zweitausend  Millionen  Mark  (Lond<m  and 
North  Western)  legt  —  ist  dennoch  die  Konkurrenz  nicht  ver- 
tilgt  und  durchsetzt  noch  gegenwärtig  das  englische  System  der 
Koalitionen  und  Fusionen. 

V. 

Es  ist  gleichsam  der  Gipfd  der  Kapitalkonzentration,  aut 

dem  wir  uns  mit  den  eben  betrachteten  Eisenbahnen  befinden. 
Ihm  nähern  sich  die  Unternehmungen  verwandter  Natur,  welche 
eine  einheitliche  Veranstaltung  mit  gröfserem  fixierten  Kapital- 
aufwande  herstellen.  Dahin  gehört  eine  Reihe  der  anderen  Ver- 
kehrsmittel, dahin  gehf">ren  die  Gas-  und  Wasserwerke,  die  man  in 
England  herkdniniiich  unter  ein  ähnliches  Verwaltungsreclit  gestellt 
hat  wie  die  Kanüle  und  Eisenbahnen,  weil  .Ihnlich  wie  diese  das 
Gemeinwesen  sie  dem  privaten  Unternehmungswesen  überlassen 
hat.  Rei  den  elektrischen  Telegraphen,  zumal  den  grofsen  sub- 
marinen Veranstaltungen  für  den  Weltverkehr,  bei  den  Dampf- 
schiffunternehmungen, neuerdings  bei  den  Telephongesellschaften 
in  England,  haben  sich  die   typischen  Erfahrungen  und  die 
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typischen  Entwicklungsstufen  von  Konkurrenz  und  Koalition 
wiederholt. 

Indessen,  wenn  wir  von  dieser  Höhe  eigentümlich  günstiger 
Bedingungen  der  Kapitalkonzentration  hinabsteigen,  so  entdecken 
wir  freilich  nicht  oft  Konzentrationen  von  ähnlicher  Grösse, 
aber  die  Tendenz  zur  Konzentration  oder  doch  zur  Koalition  in 
ihren  ersten  Stufen  erscheint  als  eine  weit  verbreitete  bis  hinab 
in  solche  Zweige  der  Produktion,  welche  der  Entwicklungsstufe 
des  kapitalistischen  Grofsbetriebes  noch  entrückt,  überwiegend  in 
den  Formen  des  alten  Kleinbetriebes  verharren. 

Diese  Gleichartigkeit  der  Erscheinungen  in  dem  scheinbar 
so  weit  von  einander  Getrennten  ist  auch  von  der  Wissenschaft 
längst  betont  worden.^)  Und  wenn  in  diesem  breiteren  Gebiete 
des  wirtschaftlichen  Lebens  die  Thatsachen  weniger  schroff  her- 
vortreten, so  ist  der  Spielraum  ihrer  Entwicklungsstufen  ein  so 
viel  gröfserer.  Die  Unterschicht  wird  hier  gebildet  von  jener 
durch  die  Sitte  gebundenen  Konkurrenz,  bei  welcher  die  Keime 
der  Koalition  in  den  stillschweigend  entstandenen  Schranken  der 
Leistungen  liegen,  einschliefslich  eines  herkömmlichen  Schlen- 
drians, dem  alle  Mitwerbenden  mit  einander  huldigen,  wie  lahme 
Gäule  auf  der  Rennbahn.  Ausgesprochener  tritt  dieselbe  Tendenz 
hervor,  wenn  die  Preise  für  solche  Konkurrenz  infolge  erheblicher 
Aenderungsursachen  durch  gemeinsame  Vereinbarungen  fest- 
gesetzt werden,  wenn  Preise  der  täglichen  Lebensmittel,  des 
Brotes,  des  Fleisches,  der  Milch,  gegenüber  den  Bewegungen  der 
Grofshandelspreise  oder  der  Steuergesetzgebung  von  den  Bäcker- 
meistern, den  Schlächtermeistern,  den  Milchproduzenten  erhöht 
oder  aufrecht  erhalten  werden. 

Aus  dieser  breiten  Unterschicht  weisen  aufwärts  die  ener- 
gischeren Kräfte,  welche  die  Konkurrenz  verschärfen,  gröfseres 
leisten,  wohlfeiler  produzieren,  welche  den  Uebcrgang  bilden 
vom  Kleinbetriebe  zum  Grofsbetriebe.  Es  sind  jene  Erfolgreichen, 
welche  oft  in  einseitigen  Schilderungen  der  heutigen  Produktions- 
weise als  die  einzig  lebensfähigen  bezeichnet  worden  sind.  Aber 
für  gewisse  Gebiete  der  Produktion  ist  es  nicht  mehr  zu  be- 

Vgl.  meine  Untersuchungen  Ober  die  englische  Eiscnbahnpolittk  (1875) 
II,  S.  372—386;  David  Syme,  Outlines  of  an  industrial  sciencc  (1876)  p.  60 
bis  74.  John  B.  Clark,  The  Philosophy  of  Wealth  (1886)  p.  HSff.  Neuer- 
dings F.  C.  Hicks,  Competilion  as  a  basis  of  economic  theory,  Seventh  Annual 
Meeting  of  the  American  Economic  Association,  Deccmbcr  1894  i^Publications 
vol.  X,  No.  3,  Supplement  p.  82  fr.  und  die  Debatte  dazui. 
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Zwcitfhi,  tials  der  grofse  Betrieb  der  allein  lebenslähige  ist.  dafs 
aus  dem  greisen  Betriebe  inuner  grcilsere  hervorgclien .  weil  die 
gesteigerte  Gröl'se  der  gesteigerten  Oekonomie  entspriclit.  Für  sie 
trifft  im  einzelnen  zu,  was  das  ^kommunistische  Manifest"  bereits 
vor  einem  halben  Jahrhundert  von  der  gesamten  Produktion  der 
Gegenwart  gesagt  hat.  Hier  ist  wegen  der  Ruhelosigkeit  der 
neuen  Technik  und  ihrer  Fortschritte  auch  die  ruheloseste  Be- 
wegung  in  Konkurrenz  und  Koalition.  Hier  liegt  die  Haupt- 
masse  der  Organisationen,  welche  die  Aufmerksamkeit  neuerdii^ 
an  sich  gezogen  hat  —  Aktiengesellschaften,  Kartelle,  Trusts, 
Industriemonarchien  u.  s.  w.  —  mit  welchen  Namen  immer  be- 
nannt, nur  die  Wiederholung  dessen,  was  wir  bei  den  Eisen- 
bahnen bereits  kennen  gelernt  haben. 

Unsere  Aufgabe  filhrt  uns  fOr  dieses  mal  in  ein  Sondergebiet 
des  grofsen  Betriebes,  welches  als  eines  der  ersten  dessen  Cha- 
rakterzOge  angenommen  hat,  —  in  das  englische  Koblengewerbe. 
Einem  Redner  in  der  oben  erwähnten  Versammlung  des  Vereins 
fiQr  Sozialpolitik  sind  ^^o^^^  Kartelle  von  englischen  Kohlen- 
bergwerken schon  aus  den  vierziger  Jahren"  (dieses  Jahrhunderts) 
bekannt.  In  Wahrheit  haben  dieselben,  in  das  achtzehnte  Jahr- 
hundert zurückreichend,  in  den  vierziger  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts bereits  aulgehört.  Ich  will  zeigen,  wie  das  Alter  dieser 
Organisation  einerseits,  der  Verfall  derselben  unter  dem  Anprall 
einer  neuen  Konkurrenz  andererseits  diese  Erscheinungen  in  ein 
wesentlich  verschiedenes  Licht  rücken,  vcrgliclien  mit  dcm- 
jenigen.  in  welchem  die  übliche  Betrachtung  der  Kartelle  sie  zu 
sehen  geneigt  ist.  Ich  will  zeigen,  wie  das  I  )oppehvcsen,  welches 
aus  dem  Bcgrifl'e  der  Konkurrenz  entspringt,  sich  auch  in  der 
historischen  Entwicklung  wieder  tindet. 

Vi 

Ich  bin  dabei  S{)uren  gefolgt,  die  an  eine  ältere  Arbeit  von 
mir  anknüpften. 1)  Soweit  in  den  Akten  des  Parlaments  Auf- 
schlüsse zu  finden  sind,  habe  ich  dieselben  zu  finden  mich  be- 
müht Eine  darOber  hinausgehende  Nachforschung  zur  Ausfüllung 
der  Locken,  welche  übrig  bleiben,  hat  im  einzelnen  die  Schwierig- 
keit des  Erfolges  gezeigt. 

Dem  Kohlengewerbe  und  Kohlenhandel  hat  die  englische 


>)  ZeitKhrift  für  die  gesamte  SUatswiaeerachaft,  1877,  S.  103.-.116. 
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Gesetzgebung  im  siebzehnten  und  achzehnten  Jahrhundert  eine 
besondere  Aufmerksamkeit  aus  dreierlei  Gründen  zugewendet: 
wegen  der  ölVentliclien  Wichtigkeit  der  angemessenen  Versor- 
gung des  Bedarfs,  wegen  der  beschrankten  Produktions-  und 
Zufuhrverhiiltnisse .  wegen  der  Heranbildung  von  Schiftsvolk  für 
die  Kriegsmarine  durch  die  Kolilenschitlahrt. 

Der  erste  Grund  entspringt  demselben  Gedankengange,  aus 
welchem  die  assisa  panis  entsprungen  ist,  die  vom  Mittelalter  her 
(1266,  51  Henr.  III)  bis  ins  achtzehnte  Jahrhundert  gegolten  hat.^) 
Im  Jahre  1664  (16  und  17  Charles  II,  bestätigt  durch  7  u.  8  Wil- 
liam III)  ist  ein  Gesetz  erlassen  »behufs  Regulierung  der  Mafae 
und  Preise  der  Kohlen."  Dieses  Gesetz  schreibt  vor:  Zur  Ver* 
meidung  der  mannigfaltigen  Betrügereien  in  dem  Messen  und 
Verkaufen  von  Kohlen  sollen  alle  Seekohlen,  die  in  die  Themse 
gebracht  werden,  nach  dem  Chaldron  verkauft  werden,  enthaltend 
36  Bushel,  und  nach  dem  BusheU  das  zu  diesem  Zweck  in  Guild- 
hall  geaicht  ist  .  .  .  und  soll  der  Lordmayor  von  London  und 
der  Rat  der  Aldermen  und  die  Friedensrichter  der  verschiede- 
nen Grafschaften  bevollmächtigt  sein,  die  Preise  aller  Kohlen  zu 
bestimmen,  so  wie  sie  jeweilen  es  für  angemessen  halten,  indem 
sie  einen  gebahrenden  Gewinn  dem  Händler  zugestehen:  wenn 
aber  irgend  ein  Grofshändler  oder  Kleinhändler  sich  weigert,  zu 
solchen  Preisen  ZU  verkaufen,  dann  soll  die  oben  genannte  Obrig- 
keit einen  Beamten  ernennen  dürfen,  welcher  —  erforderlichen- 
falls mit  Hilfe  eines  Konstabiers  —  in  das  Kohlenlager  sich  be- 
giebt  und  die  Kohlen  zu  angemessenen  Preisen  verkauft,  deren 
Erlös  er  den  Händlern,  abzüglich  der  notwendigen  Auslagen, 
übergiebt. 

Es  ist  nicht  ersichtlich,  dals  dies  Gesetz  angewendet  worden 
ist.  Thatsache  ist,  dals  die  ältere  Gesctzgebunij;  über  die  obrig- 
keitliche Bestimmung  des  Brotpreises  um  dieselbe  Zeit  bereits 
unverständlich  geworden  war  und  bald  ausdrücklich  aufgehoben 
wurde.  Aber,  verschieden  von  dem  Brote,  war  die  Kohlen- 
produktion durch  die  natürlichen  Verhältnisse  und  durch  die  Be- 
dingungen der  damaligen  X'crkchrsmittel  auf  einen  engen  Bereich 
beschränkt,  liier  waren  ualier  die  Voraussetzungen  günstig  für 
das,  was  in  jenem  Zeitalter  überhaupt  die  öffentliche  Meinung 
und  die  Gesetzgebung  beschäftigte,  die  Bildung  von  Koalitionen 

')  Schanz,  Englische  Hundeispolitik  I,  S.  637;  dazu  Faber,  die  Ent- 
stehung des  Agrarschutzes  in  England  S.  67. 

Aichhr  f&r  tos.  Ctuxsgtthg.  u.  Statittik.  Vin.  27 
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behufs  Aufrechterhaltung  oder  EriiOhung  der  Preise.^)  Im  neunten 
Regierungsjahre  der  Königin  Anna  (1711)  wurde  daher  ein  Gesetz 
erlassen,^  des  Inhalts:  Sintemal  die  Stftdte  London  und  West- 
minster  und  andere  Orte  mit  Kohlen  hauptsächlich  zur  See  von 
Durham,  Northumberland  und  Newcastle  am  Tyne  versorgt 
werden,  und  weil  die  Beschaffung  derselben  zu  wohlfeilen  Preisen 
mächtig  zur  Hebung  der  Manufakturen,  des  Handels  und  der 
Schiffahrt  dieses  Königreichs  beitragt,  weil  die  Heranbildung 
vieler  Tausende  von  geschickten  Seeleuten  (iQr  den  Dienst  Ihrer 
Majestät  damit  verknQpft  ist  .  .  .  es  daher  notwendig  ist,  dals  der 
Kohlenhandel  nicht  monopolisiert  werde,  sondern  frei  und  offen 
sei  —  so  wird  vorgeschrieben,  dafs  alle  Vereinbarungen  und 
dergleichen  zwischen  Kohtengrubenbesitzern,  SchiffseigentOmern, 
Leichtcrschiffsleuten  zum  Aufkauf  (engrossing)  von  Kohlen  oder 
zur  Abhaltung  irgend  einer  Person  von  freiem  Kaufen  und  Ver- 
kaufen derselben,  hierdurch  für  null  und  nichtig  erklärt  werden 
bei  Strafe  von  hundert  Pfund  für  jeden  Kohlengrubenbesitzer 
(fünfzii:^.  zwanzig  Pfund  für  Schifi'er  u.  s.  w.).  Im  einzelnen  werden 
bestimmte  Formen  des  hier  im  allgenieinen  bedrohten  Verhaltens 
untersagt.  So  dürfen  im  I  lafen  von  Newcastle  oder  einem  andern 
liafen  zwischen  Newcastle  und  Londt;n  nicht  mehr  als  fünfzig 
mit  Kohlen  beladcnc  Schiflc  länger  als  sieben  1  age.  aufser  durch 
höhere  Gewalt  liegen,  bei  Strafe  von  iünfzig  Pfund  für  jedes 
Schiff.-'') 

Dann  wendet  dieser  Kampf  gegen  die  Koalition,  dem 
das  Gesetz  vom  Jahre  1711  nach  allen  Seiten  der  beteiligten 
Interessen  Ausdruck  giebt,  sich  innerhalb  dieses  Kreises  selber 
von  der  einen  Gruppe  gegen  die  andere.  Im  Jahre  1729  ge- 
langen mehrere  Petitionen  an  das  Unterhaus,*;  von  Schiffseigen- 
tOmern aus  Whitby.  aus  Newcasde,  Sunderland,  Scarborough,  die 
sich  darüber  beklagen,  dafs  der  Kohlenhandel,  die  hauptsachliche 


1)  Hewins,  EngUab  Tnule  «nd  Finance  (1892)  p.  XL  Ad.  Held,  Somle 
Gemdiicbte  EnglaiMit  (1881)  S.  479—483. 

*)  Die  Journals  des  Housc  of  Commons  enthalten  über  die  Entstehung 
dieses  Gesetzes  niclits.  Cobbctts  Pari.  History  enthält  Oberhaupt  nichts,  auch 
nichts  über  die  späteren  Gesetze,  die  uns  beschäftigen. 

')  Dieses  Gesetz  wird  auch  von  Anderson,  Origin  of  Commerce  vol.  III, 
p.  40,  sowie  von  Macpherson,  Annais  of  Commerce  (180S,i,  vol.  3,  p.  15  mit- 
geteat. 

*)  Joonals  of  the  House  of  Commons,  26.  Febr.  1729,  vol.  21,  p.  465, 
ibid.  27.  Febr.,  p.  468;  25.  Mirs,  p.  516—518. 
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Schule  der  Seeleute,  zu  Grunde  gerichtet  werde  besonders  durch* 
die  Gilde  der  Leichterschilbmflnner  von  London,  und  die  darum 
bitten,  dals  der  Kohlenhandel  fQr  jedermann  frei  sein  möge. 
Wenige  Tage  später  folgt  eine  Petition  von  Kohlenhändlern  aus 
London  und  Westminster,  die  sich  Ober  die  grofse  Unzuträglich- 
keit  beklagen,  welche  dem  ausschliefslichen  Vorrecht  entspringt, 
das  den  Leichterschiffsleuten  durch  die  Inkorporation  (als  Water^ 
man*s  Company  vermittelst  Gesetz  von  11  u.  12  Will.  UI)  gewährt 
ist  Ein  Ausschufs  des  Unterhauses  imtersucht  diese  Beschwer^ 
den  und  vernimmt  Zeugen.  Der  Bericht  Ober  das  Ergebnis  der 
Untersuchung  sagt,  dals  es  ober  tausend  Schüfe  im  Kohlenhandel 
gebe,  davon  400  die  nach  London  fahren.  Die  Kohlenhändler 
(SchiffseigentOmer )  klagen .  dafs  sie  in  den  letzten  zwölf  Jahren 
nicht  mehr  als  IVa  pCt.  Gewinn  p:emacht  haben,  weil  ein  ge- 
schlossener Kreis  von  fünfzehn  Personen  für  die  Kohlen  im 
Hafen  von  London  die  einzigen  Käufer  sind .  und  das  ist  die 
Gilde  der  Leichtermänner.  Sie  steigern  und  erniedrigen  den 
Kohlenprcis  nach  Belieben  und  hindern  jede  andere  Person  am 
Gebrauch  von  Leichterfahrzeugen;  sie  nützen  ihr  Monopol  mit 
bedrückender  Willkür  aus.  Der  Ausschufs  erklärt,  dafs  es  der 
Schiffahrt  sehr  nachteilig  gewesen,  wenn  man  die  Kohlenhändler 
verhindert  habe,  in  ihren  eigenen  Leichterfahrzeugen  Kohlen  nacli 
der  Themse  zu  bringen;  dafs  die  Leichterleute.  seit  ihrer  In- 
korporicrung.  unrechtmafsige  Vorteile  gefordert  haben;  dafs 
solches  Verhalten  schädlich  für  die  am  Kohlenhandel  beteiligten 
Schiffseigentümer,  dafs  es  zu  einem  Monopole  führe  und  dem 
Publikum  höchst  verderblich  sei.  Das  Unterhaus  schliefet  sich 
den  Vorschlägen  des  Ausschusses  an  und  beauftragt  ihn  mit  Aus- 
arbeitung eines  Gesetzentwurfs. 

Das  Ergebnis  ist  das  Gesetz  „zur  besseren  Regulierung  des 
Kohlenhandels".^)  Dieses  hat  folgenden  Inhalt:  Es  soll  jedermann, 
der  mit  Kohlen  oder  anderen  Waren  handelt,  das  Recht  haben, 
seine  eigenen  Leichterfahrzeuge  vom  und  zum  Schiff  zu  halten, 
gegen  die  Verpflichtung,  bei  der  Lightermen 's  Company  sich 
eintragen  zu  lassen  und  5  Shilling  Beitrag  zu  dieser  zu  zahlen. 
Im  flbrigen  werden  mehrere  Mifsbrduche,  die  bei  der  Messung 
der  Kt>hlen  sich  eingeschlichen  haben,  durch  schärfere  Kontrolle 


1)  Journals  of  the  Houae  of  Conmons  vol.  21,  p.  576,  587.  VgL  Poblic 
Statutes  1730,  p.  535 — 546,  „An  Act  for  the  better  regulation  of  the  Goal 
Trade/'  3  Geo.  II  ch.  26.   Eine  Efginzung  dasu  bildet  4  Geo.  II  ch.  30. 
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abzustellen  gesucht  Dann  wird  die  Bestimmung,  die  sich  schon 
'  im  Gesetze  von  1711  findet,  es  solle  kein  Kohlenfaktor  sich  von 
einem  Kohlenbesiteer  dafflr  Gratifikation  zahlen  lassen,  dafs  er 
eine  besondere  Sorte  Kohlen  im  Vorzuge  vor  einer  anderen 
Sorte  verkauft  bei  Strafe  von  50  Pfd.  Sterling,  diese  Bestimmung, 
weil  sie  unwirksam  geblieben,  wird  verschärft  durch  Erhöhung 
der  Bufse  auf  500  Pfd.  Sterling. 

Eben  diese];  letztere  Vorschrift  giebt  im  Jahre  1788  zu  einer 
Beschwerde  an  das  Unterhaus  Anlafs.1)  Es  waren  nflmlich  gegen 
die  Mehrzahl  der  Londoner  Kohlenhändler  seitens  eines  banke- 
rotten Kohlenhändlers  Prozesse  eingeleitet  worden  wegen  Ver- 
letzung jener  Vorschrift  des  Gesetzes  vom  Jahre  1730,  deshalb, 
weil  sie  gewisse  Vergütigungen  von  den  Kohlengrubenbesitzem 
erhalten  hatten,  so  dafs  sie  jetzt  durch  die  Kosten  zahlreicher  Pro- 
zesse bedroht  waren,  die  auch  im  Falle  ihres  Obsiegens  angesichts 
der  Zahlungsunfähigkeit  des  Klägers  ihnen  zur  Last  gefallen  sein 
würden.  In  derThat handelte  es  sich  um  usancemäfsige  Vergütungen, 
welche  die  Kohlenproduzontcn  den  Londoner  Kohlenhändlern 
machen,  keineswegs  im  Sinne  einer  Bevorzugung  des  Einen  vor 
dem  Anderen  oder  einer  Kohlcnsorte  vor  der  anderen,  auch 
nicht  mit  drr  Folge  einer  V'crteucrung  der  Kohlen  für  die  Kon- 
sumenten, sondern  als  den  durch  alten  Brauch  begründeten  Ge- 
schäftsgewinn der  Händler,  ohne  welchen  sie  nicht  bestehen 
konnten,  es  sei  denn,  dafs  der  Londoner  Marktpreis  erhöht  wurde. 
Also  ein  System  ähnlich  dem  des  Buchhandels.  Das  Parlament 
gab  diesen  Vorstellungen  nach,  obwohl  der  Denimziant.  ein  Mr. 
Oxladc.  seinerseits  eine  Petition  überreichte,  in  welcher  er  sich 
das  Verdienst  zuschrieb,  eine  lurchlbare  Koalition  der  Londoner 
Kohlenhänder,  die  höchst  verderblich  für  das  Publikum  geworden, 
aufgedeckt  zu  haben,  und  in  welcher  er  Gehör  vor  dem  Aus- 
Schüsse  verlangte.  Die  Folge  war  das  Gesetz  (28  Geo.  Ifl.  ch.  53). 
Dieses  bestimmt  folgendes:  Sintemal  das  Gesetz  aus  dem  neunten 
Regierungsjahre  der  Königin  Anna  verbietet,  dafs  Leichtermflnner 
u.  s.w.  eine  Vergütigung  empfangen,  damit  sie  eine  Sorte  Kohlen 
im  Vorzuge  vor  einer  anderen  Sorte  Kohlen  verkaufen,  und  das 
Gesetz  aus  dem  dritten  Regieningsjahr  Georg's  des  Zweiten  die 
Strafe  dafflr  verschärft,  und  da,  trotz  der  genannten  beiden  Ge- 
setze, es  seit  vielen  Jahren  Brauch  gewesen  ist,  dafs  die  Kohlen- 
produzenten des  Nordens  für  Schiffsladungen  nach  dem  Lon- 

1)  Journals  of  the  House  of  Commons  vol.  43,  p.  161,  194,  330. 
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doner  Markte  höhere  Preise  berechnet  haben,  als  für  die  Ladungen 
nach  den  Aul'senhäfen.  um  damit  den  Londoner  Kohlenhändlern 
ihre  üblichen  V'crgütigung  zu  machen  als  deren  billigen  Geschäfts- 
gewinn.  da  aber  eine  grofse  Zahl  von  Prozessen  gegen  mehrere 
Kohlenproduzenten  und  Kohlenhändler  eingeleitet  worden  ist 
wegen  Verletzung  jener  alten  Gesetze,  die  den  Ruin  des  Be- 
klagten zur  Folge  haben  können  ....  so  sei  hiermit  bestimmt, 
dafs  alle  diese  Personen  von  allen  Strafen  befreit  sein  sollen. 

In  demselben  Augenblicke  aber,  da  an  diesem  Punkte  eine 
alte  Schranke  des  freien  Verkehrs  im  Kohlenhandel  beseitigt 
wird,  errichtet  das  Parlament  eine  neue. 

Bis  zum  Jahre  1769^)  wurde  der  Kohlenmarkt  fflr  London 
in  Billingsgate  an  jedem  Wochentage  Cffentlich  gehalten  (an 
einem  Platze  mit  Namen  Rome  land),  und  zwar  seit  Jahrhun- 
derten, wie  es  namentlich  ein  amtliches  Aktenstück  aus  dem  Jahre 
1682  beweist.  Hier  war  eine  Art  von  KohlenbOrse,  hier  ver- 
kauften  die  Kohlenschiflfer  ihre  Ladungen.  Jedoch  im  Jahre  1768 
errichteten  mehrere  der  gröfsten  Kohlenhändler  ein  Gebäude,'') 
das  sie  die  KohlenbOrse  nannten,  und  wohin  sie  thatsachlich  die 
alte  Börse  verlegten,  indem  sie  Marktgelder  erhoben  von  denen 
die  an  dem  Verkehr  teilzunehmen  beabsichtigten,  ohne  dafs  die 
Obrigkeit  der  City  von  London  ihre  Genehmigung  dazu  erteilt 
hatte.  Es  wurden  mehrere  erfolglose  Versuche  gemacht,  dieser 
Vergewaltigung  Widerstand  entgegenzusetzen .  indem  Klagen 
eingereicht  wurden  wegen  Verletzung  des  in  vielen  Gesetzen 
sanktionierten  Grundsatzes,  dafs  „der  Handel  nicht  monopolisiert 
werden  soll,  sondern  frei  und  offen  sein  soll.**  Thatsächlich  be- 
stand diese  Vergewaltigung  in  der  Forderung  eines  jährlichen 
Börseneintrittsgeldes  von  drei  Pfund  und  achtzehn  Schilling.') 
Auch  gab  die  Gesetzgebung  diesen  Klagen  nicht  direkt  nach. 
Jedoch  verfügte  das  Gesetz  vom  Jahre  1788:  Weil  eine  gewisse 
Anzahl  von  Kohlenhändlern  sich  zu  einer  Gesellschaft  zusamnien- 

')  An  üpiniun  of  John  Read,  üct.  5,  1793:  Appendix  No.  30  zum  Report 
oa  Goal  Trade  23.  June  1800,  p.  132. 

*)  Im  Jahre  1800  sind  es  35  proprietors,  denen  die  64  Anteile  gehören, 
die  das  Kapital  des  Baues  darstellen.  Zu  deren  Verzinsung  eriieben  sie  das 
Eintrittsgeld.  Dasselbe  VerhAltnis,  wie  es  heute  noch  bei  der  Londoner  Stock 
Exchange  besteht. 

Die  Zahl  der  Mitu'if^'li  r  brtn;i:  im  Jahre  1800  reichlich  150:  jedermann 
konntp  Mitglied  werden,  schon  lür  einen  Ilalbjalirsbeitrag  Evid.  R.  Clarke, 
1.  Report  1800,  p.  26. 
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gethan  und  private  Vt  rsammlunp^en  auf  der  Kohlenbörse  von 
London  gehalten  haben,  mit  dem  Zweck,  Ordnungen  fQr  den 
Betrieb  des  Kohlenhandels  zu  srhaflen,  Ordnungen,  die  eine 
Tendenz  haben  mögen,  besagten  Handel  in  seinem  freien  und 
oftcnen  Betriebe  zu  stören,  bo  soll  vom  1.  Juni  1788  ab  jede  An- 
zahl von  Personen,  die  in  covenants  oder  partnerships  vereinigt 
ist,  wenn  sie  mehr  als  fQnf  beträgt,  sei  es,  dafs  sie  den  Kohlen- 
handel zum  Gegenstande  hat  oder  Ordnungen  flDr  dessen  Betrieb, 
als  eine  gesetzwidrige  Koalition  zur  Steigerung  der  Kohlenpreise 
angesehen  werden,  und  jeder  daran  Beteiligte  soll  der  dafflr  ver- 
hängten  Strafe  vor  dem  königlichen  Gerichtshofe  verlallen. 

Erst  später  ist  im  Sinne  des  Unterhausausschusses  vom  Jahre 
1800  jenem  Wunsche  GenOge  geschehen,^)  indem  auf  freiwilliges 
Ansuchen  der  City  beim  Parlament  seit  1803  ein  freier  Markt  f&r 
den  Kohlenhandel  an  Stelle  jener  korporativen  Börse  von  1769 
hergestellt  wurde,  da  die  letztere  durch  die  Stadtverwal- 
tung angekauft  und  unter  Aufsicht  ihrer  Beamten  gestellt 
wurde.  Eine  bemerkenswerte  Entwicklung  im  Gegensatze  zu  den 
korporativ  gebliebenen  andern  BOrsen  des  Londoner  Handels, 
insbesondere  der  Wertpapierbörse. 

Das  Mifstrauen,  welches  sich  in  der  oben  erwähnten  Vor- 
schrift des  Gesetzes  vom  Jahre  1788  gegen  gröfsere  Verein- 
baningen  im  Kohlenhandel  kundgiebt,  erfährt  eine  eigentOmliche 
Beleuchtung  durch  eine  Unterhausdebatte  des  voraufgclienden 
Jahres.  Am  16.  Mai  1787  wurde  eine  Petition  der  Stadtobrig- 
keit von  London  überreicht  gegen  die  im  Jahre  1772  erfolgte 
Aufliebung  „der  meisten  Gesetze,  welche  die  Weisheit  unserer 
Vorfahren  notwendig  erachtet  hat  zur  Veriiinderung  des  Auf- 
kaufs (forestallinfj:  and  regrating)  von  Vieh  und  anderen  Nah- 
rungsmitteln." Anlass  waren  hohe  Preise,  die  angeblich  die 
Folge  von  Autkauf  waren.*-*)  (icL;en  diese  Petition  erhob  sich 
Burke  und  warnte  mit  durchschlagendem  Erfolge  davor,  die 
„trocknen  Knoclien  jener  zum  Galgen  verurteilten  Gesetze  wieder 
mit  Fleisch  zu  bekleiden."    Und  womit  suchte  er  die  Abge- 

Report  1800  Evid.  IfinisoD,  p.  83,  Letter  from  1fr.  Gillespy:  Appendix» 

p.  118.  Report  from  [the  Select  Comittee  of  the  House  of  Commons  on  the 
State  nf  the  Goal  Trade  in  the  Port  of  London  (13.  July  1830^  Evid.  Wood- 
thorpe,  towiiclcrk  to  tlic  City  of  London.  Es  ;,ind  vom  Parlament  drei  Acts 
diescrhalb  erlassen  worden  in  den  Jalircn  1803,  1804,  1807.  cf.  Pcanall,  clcrk 
to  the  Coalmarkct,  Report  1830,  p.  157. 

Pari  Hittoiy  of  England  vol.  26,  p.  1167—1172. 
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schinacktheit  dieser  Gesetze  zu  beweisen?  Er  hielt  den  Handels- 
herren  aus  der  City  das  Beispiel  des  Großhandels  hin,  der  in 
der  Freiheit  das  beste  Schutzmittel  gegen  jede  Unbill  mit  sich 
ftlhre. 

So  voll  von  Widersprochen  war  die  Gesetzgebung  dieses 
Zeitalters.  So  war  der  gesetzliche  Hintergrund  ftlr  eine  Er- 
scheinung,  die  den  eigenüichen  Gegenstand  dieser  Blatter  bildet; 

vn. 

Im  Jahre  1800  wurde  der  hohe  Kohlenpreis  in  London  An- 
lass  zur  Niedersetzung  eines  Untersuchungsausschusses  im  Unter- 
h.iuse.^l  Dieser  kam  zu  der  Ueberzeugung,  dass  der  hohe  Preis 
herbeigeführt  sei  durcii  die  Beschränkung  der  Vcrkaufsmassen 
(Limitation  of  Vends)  vermöge  deren  jede  Kohlengrube  am  Tyne- 
flusse  jährhch  auf  die  Produktion  eines  gewissen  Quantums 
Kohlen  eingesciuänkt  ist  nach  der  gemeinsamen  Festsetzung 
seitens  der  Kohlengrubenbesitzer.  Daneben  wurden  noch  mehrere 
andere  Gründe  genannt,  wie  die  Hinhaltung  der  Kohlenschiffe 
im  Hafen  von  Newcastle  wegen  Abwarten  ihres  Turnus,  der 
Mangel  eines  offenen  Kohlenmarktes  in  London,  der  Aufenthalt 
bei  der  Entladung  aus  Mangel  an  Kohlenmessem.  Auf  den 
ersten  Grund  konzentrierte  sich  mit  Recht  das  hauptsächliche 
Interesse. 

Die  Hauptstadt  London  und  ihre  Nachbarschaft  wird  mit 

Kohlen  in  jener  Zeit  versorgt  vorzugsweise  durch  die  Kohlen- 
gruben im  Nordosten  Englands,  die  an  den  Flossen  Tyne  und 
Wear  liegen  und  deren  Haupthafen  Newcastle  ist.  Die  Kohlen- 
gruben werden  hier^j  entweder  durch  die  Eigentümer  des  Grundes 
und  Hodens  ausgebeutet  oder  durch  Unternehmer,  die  das  Recht 
dazu  erwerben.  Die  Gruben  sind  verschieden  in  der  Qualiiät 
der  Kohlen,  in  der  Tiefe,  in  der  Lage  zum  Hafen.  Der  Gang 
der  Gescliilfte  von  der  Grube  bis  zum  Konsumenten  ist  im  Ein- 
zelnen dieser.  Sobald  die  Kohle  gewonnen  ist.  wird  ein  \'crtrag 
mit  einem  der  Faktors  abgeschlossen,  der  eine  feste  IVovision 
erhalt  für  Vermittlung  des  Kohlenvcrkaufs,  für  Zufuhr  der  Kohlen 
zum  Hafen  und  fbr  die  BOrgschaft.  die  er  auf  sich  nimmt,  dafs 


Macpheraon,  Annais  of  Commerce  vol.  4.  p.  511.  Vgl.  Journals  of  the 
House  of  Commons  vol.  55.  p.  297.  688. 

Report  from  the  Select  Commiltee  of  the  House  of  Conmoos  31.  De* 
ceniber  1800. 
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der  Käufer,  welcher  regelmAfisig  der  Schiffseigentümer  ist,  die 
Zahlung  leistet.  Die  kleinen  Kosten  fflr  Zufuhr  der  Kohlen  zum 
Schiff  aus  den  Hafenfahrzeugen  werden  von  dem  Schifts.eigcn- 
tOmer  getragen.  Sobald  die  Kohlen  an  Bord  gebracht  sind,  er- 
wirkt der  Faktor  ein  Zertifikat  vom  Zollamt,  das  dem  Schiffe 
das  Auslaufen  gestattet,  und  ein  Zeugnis  über  die  von  demselben 
eingenomnicnrn  Kohlen  nach  Quantum,  Cirube.  gezahltem  Preise. 
Es  gehört  lerner  zu  den  Geschürten  der  i'aktors.  in  ihren  Kon- 
tors Li-iten  über  die  Gattungen  der  Kohlen  zu  halten,  über  die 
sie  zu  verfügen  haben,  damit  der  Schift^eigcntümer  (oder  Schiffs- 
kapitan),  wenn  er  in  dem  Halen  anlangt,  einen  Einblick  erhalten 
kann,  um  dann  mit  dem  Namen  seines  Schiffes  die  verlangte 
Sorte  Kohlen  zu  bezeichnen  und  die  Ladung  zu  erhalten,  sobald 
sein  Schiff  am  Turnus  ist  Bei  der  Ankunft  des  Schiffes  im 
Hafen  von  London  werden  die  Schiffspapiere  an  einen  der  Lon- 
doner Kohlenfaktors  ausgehändigt,  durch  welche  die  Verkaufe 
aller  Kohlenladungen  in  London  vermittelt  werden.  Er  ist  es, 
der  die  Papiere  zum  Zollamt  bringt»  der  hier  ein  Zertifikat  er- 
langt gegen  Sicherheit  Dir  die  schuldigen  Zollgebühren,  und  dann 
die  Kohlen  an  der  Kohlenbörse  zum  Kauf  ausbieten  darf.  Hier 
beschränkt  sich  der  Verkehr  auf  die  Zahl  der  ßörsenmitgliedcr 
(Goal  buyers).  Diese  sind  die  Grofshändler,  welche  mit  einem 
angeblich  festen  Gewinn  von  einem  Schilling  für  das  Chaldron 
an  die  grofsen  Konsumenten,  mit  einem  höheren  Gewinn  an  die 
kleinen  Konsumenten  verkaulen.  Das  Zumessen  der  Kohlen  vom 
Schift"  an  den  Grofshändler,  von  diesem  an  den  Konsumenten 
war  mit  mancherlei  alten  Gebräuchen  durchsetzt,  welche  zu  aller- 
hand Unregelmai'sigkeiten  Anlals  gaben  und  reformbedürftig  er- 
schienen. 

Indessen  richtete  sich  das  hauptsächliche  Interesse  des  Par- 
laments auf  jene  Vereinbarung  über  die  Produktion  der  Kohlen 
unter  den  Grubenbesitzern  selber.  Hiermit  hatte  es  folgende  Be- 
wandnis.i) 

Im  Jahre  1771  zeigten  sich  wegen  eines  Mangels  an  Verein» 

h  Dipser  Darstellung  liegen  die  Auss.igcn  mehrerer  s.tchkiinclitjcr  Zeugen 
\^r  dem  r.irl.imcntsaiisschusse  vom  Jahre  1800  zugrunde.  So  diejcnifje  des 
Francis  Thompson,  der  zu  Anfang  des  Jahres  1755  GehQlfe  bei  einem  grofsea 
Grabeabestixer  in  jenem  Revier  wurde,  seit  1768 — 1772  Direktor  eines  KoUen* 
berfwerks,  denn  Teilheber  in  einem  Kohlencesehlft  der  Heoptstedt.  Ferner  das 
Zeugnis  des  Stadtschreibefs  von  Newcaslle,  Clayton.  Evid.  tum  Report  1800, 
p.  13  ff.  n.  19  ff.    Sowie  der  Bericht  des  UnterlianMuseehuKCs  selber. 
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barung  unter  den  Kohlengrubenbesitzern  grofse  Unregelmafaig- 
keiten.  Einer  der  Beteiligten,  Direktor  der  Washington-Kohlen* 
grübe,  die  nahezu  fllnfzehntausend  Pfund  Sterling  gekostet  und 
infolge  dieser  Unordnungen  ganz  geringe  Ertrage  hatte,  regte 
bei  einigen  Vertretern  anderer  Kohlengruben  an,  eine  Versamm- 
lung abzuhalten,  um  die  bestehenden  Mifsbrftuche  zu  beseitigen 
und  feste  Verkaufspreise  zu  normiren.  Es  fanden  damals  drei 
oder  vier  solche  Versammlungen  statt,  denen  dann  in  den  nächsten 
Jahren  andere  folgten.  Hieraus  entstand  allmälig  (1786—87)  ein 
festes  Kartell,  die  „Limitation  of  the  Vends."  Und  zwar  ein 
Kartell  für  die  Gruben  am  Tyne;  dann  ein  zweites  Kartell  von 
ähnlicher  Verfassung  für  die  Gruben  am  Wear.  Die  Einrichtung 
des  ersteren  war  diese: 

Die  K"hI(:nij;i  ul)eiil)esilzer  und  Kohlenpiodu/.i  nten  korninen 
jährlich  zusammen  und  ermitteln  den  gesamten  Absatz  von  Kohlen 
für  das  vergangene  Jahr;  hierzu  machen  sie  einen  Zuschlag  von 
einem  imaginäcn  Umfange  und  verteilen  die  Sununc  unter  die 
sämtlichen  beteiligten  Gruben,  indem  sie  jeder  nach  iin  cn  Kräften 
ein  Produktionsquantum  zuteilen.  Dies  nennt  man  „die  Basis." 
Dann  wird  die  Verkaufsmasse  der  im  bevorstehenden  Jahr  zu 
fördernden  Kohlen  festgestellt  und  dieselbe  ebenfalls  unter  die 
einzelnen  Gruben  verteilt  im  Verhältnis  zu  jener  Basis.  Der 
Zweck  der  Einrichtung  ist,  jeder  Grube  ein  Recht  auf  Lieferung 
eines  bestimmten  Anteiles  an  dem  jährlichen  Gesamtabsatze  zu 
gewähren.  Sofern  nun  eine  Grube  weniger  liefert  als  ihr  zu- 
kommt, so  haben  die  anderen  Gruben,  welche  mehr  liefern  als 
sie  7.U  liefern  berechtigt  sind,  die  Wrpflichtung,  sie  für  den 
Ausfall  zu  entschädigen,  nach  einem  bestimmten  Satze  für  das 
Chaldron.  Weil  aber  dieser  Satz  nicht  so  hoch  ist,  wie  der  Ge- 
winn, den  der  reberschufs  eintragt,  so  be-teht  zur  X'erhülung 
einer  zu  starken  Leberschreitung  des  den  einzelnen  Gruben  zu- 
gemessenen Quantums  und  zumal  zur  Verhütung  einer  L'ebcr- 
flutung  des  Marktes,  aufserdem  noch  ein  aufsichtsrcilu  ender  Aus- 
schuls.  welclier  monatlich  Je  nacii  dem  Absätze  des  verflossenen 
Monats  und  nach  der  Lage  des  Marktes  den  Anteil  jeder  Grube 
bestimmt.  Es  ist  öfter  vorgekommen,  dafs  SchiHe  in  Newcastle 
zurückgehalten  wurden,  weil  sie  gewisse  Qualitäten  Kohlen  laden 
wollten,  deren  Förderungsquantum  fflr  den  laufenden  Monat  er« 
schöpft  war,  so  dafs  sie  erst  im  folgenden  Monat  die  ver- 
langten Kohlen  erhalten  konnten. 

Etwas  lockerer  ist  das  Kartell  der  Kohlengruben  vom  Wear; 
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aber  beide  Bezirke  stellen  mit  einander  in  \'ereinbariing,  derart, 
dafs  sie  ein  Gesanitquantum  gemeinsam  festsetzen,  wovon  drci- 
fünftt'l  die  Gruben  vom  Tyne,  zweiiünltel  die  Gruben  vom  VV'ear 
produzieren. 

Die  Kntwickelung  der  Produktionsmasse  in  jener  Zeit  ist  un- 
bedeutend. Laut  einem  Aktenstück,  das  dem  i'arlamentsaus- 
schusse  vom  Jahre  1800  vorgelegt  wurde  (Appendix  No.  19  to  Re- 
port on  Coal  Trade  23  June  1800:  A  Statement  of  the  actual 
vend  of  Goals  upon  the  Rivers  Wear  and  Tyne  from  1772  to 
1799)  ist  das  verkaufte  Quantum: 

am  Wear  Jahr  1772  :  257274  chaldrons 

,    1799:  287  738 
am  Tyne     ,    1772:  434554  „ 

^  1799:  457427  ,  . 
Der  Zweck  dieser  Ordnung  der  Kohlenproduktion  war  nach 
den  Angaben  der  Interessenten  der  folgende.  Man  wollte  den 
Produzenten  einen  angemessenen  Gewinn  sichern.  Denn  der 
Preisdruck,  der  durch  die  Regellosigkeit  der  Kohlenproduktion 
herbeigeführt  wurde ,  hatte  die  Folge,  dafs  die  Gruben  mit 
höheren  Produktionskosten  nicht  fortarbeiten  konnten.  Ist  aber 
einmal  eine  Grube  abandonniert,  so  ist  die  Gefahr  da,  dafs  sie 
zusammenstOrzt  oder  ersäuft  wird,  dafs  also  die  ganzen  Anlage- 
kosten verloren  gehen,  wenn  nicht  volkswirtschaftlich,  so  für  die 
Besitzer.^)  Die  übrigen  Gruben,  d.  h.  diejenigen  mit  wohlfeileren 
Produktionskosten,  erhalten  durch  den  Ruin  der  anderen  Gruben 
den  Vorteil,  dafs  sie  für  ihre  (unzureichende)  Förderung  soviel 
höhere  Preise  bekommen.  Der  Zweck  war  weiter  der,  eine 
Regclniäfsigkeit  in  der  Zahl  der  besch.lftigten  Arbeiter,  Pferde 
und  in  den  sonstii;rn  Au-gabm  für  jede  Grube  herzustellen. 

Die  Dauer  dieser  Vereinbarung  wurde  jedes  Jaiir  in  PVage 
gestellt  durch  die  Verhandlungen,  die  sich  namentlich  auf  das 
jeder  Grube  zuzumessende  Quantum  bezogen.  Es  gelang  gleich- 

>)  Nach  den  Angaben  vor  einem  späteren  UntenuchungaauaschnfB  (Lord's 
Committee  1829  p.  31  durch  den  Sachverstindigen  Hr.  Bnddle)  kostet  die 
Anhge  einer  Kohlengrabe  10,000  £  bis  150,000  £.    Wegen  des  groben 

Risikos  ist  es  rcgelmäfsig  eine  Gesellschaft  von  Unternehmern,  die  eine  solche 
Anlage  in  die  Hand  nimmt.  Das  also  festgelegte  Kapital  am  Tyne  beträgt  18?0 
etwa  l'/j  Millionen  Pfund  Sterling;  am  Wear  600—700,000  £.  Die  Zahl  der 
beschäftigten  Arbeiter  am  Tyne  ist  damals  nach  amtlichen  Ausweisen  1  1  954, 
aui  Wear  schätzungsweise  9000.  Die  Zahl  der  Schiffe  ist  rund  1400  (zu  220 
London  chaldrons)  mit  17  000  Seeleuten  u.  s.  w. 
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wol  meist,  das  Abkommen  zu  erneuern.  Während  es  in  der 
Zeit  zwischen  1787  und  18Ü()  rcgelmälsig  in  Kraft  war.  gab  es 
nur  einige  Unterbrechungen,  da  die  Produktion  wieder  offen  war. 

Ich  lasse  die  Tabelle  umstehend  folgen,  welche  das  Kartell 
der  Kohlengruben  am  Tyne  für  das  Jahr  1799  enthalt. 

Gegen  dieses  Kartell  ist  der  öffentliche  Anklager  in  New- 
castle  zu  Ostern  1795  eingeschritten,  indem  er  eine  Anzahl  dei 
dabei  beteiligten  Kohlengrubenbesitzt  r  bei  dem  Gerichtshof  dt  i 
Kings  Bcnch  verklagte,  weil  sie  „illcgally,  wickedly  and  oppres- 
sively  confederate,  conspire  and  agree  among  themselves"  .  .  .  . 
„weil  sie  handeln  als  ein  Ausschufs  um  zu  regulieren,  festzusetzen 
und  zu  bestimmen  die  Quantitäten  Kohlen,  die  verkauft  werden 
sollen."^)  Die  Klage  ist  aber  im  Sande  verlaufen,  wie  die  That- 
Sache  beweist,- dafs  die  durch  den  Öffentlichen  Ankläger  verfolgte 
Vereinbarung  fortbestand  und  der  Bericht  des  Parlamentsaus- 
schusses im  Jahre  1800  sich  neuerdings  gegen  dieselbe  aussprach, 
weil  sie  den  Preis  fQr  die  Kohlenkonsumenten  in  London  erhöht 
hat  und  weil  sie  die  Macht  besitzt,  zu  jeder  Zeit  den  Preis  eines 
Artikels  von  solcher  Dringlichkeit  „zur  Unterdrückung  und  Ge- 
ffthrdung  des  Publikums*  zu  erhöhen. 

Die  Vereinbarung  hat  im  Gegensatze  zu  dieser  Absicht  des 
Ausschusses  noch  weiterhin  bis  in  die  vierziger  Jahre  dieses 
Jahrhunderts  fortbestanden.^)  Es  hat  immer  wieder  Unter- 
brechungen der  Vereinbarung  gegeben,  die  namentlich  daher 
rührten,  dafs  sich  die  einzelnen  Kohlenproduzenten  Ober  ihren 
Anteil  an  der  Gesamtproduktion  zeitweilig  nicht  einigen  konnten, 
wenn  etwa  der  Besitzer  einer  Grube  mehr  für  sich  forderte,  als 
die  anderen  ihm  zugestehen  wollten. 

Es  war  in  den  Jahren  1829  und  1830,  wo  neuerdings  das 
Parlament  die  Frage  untersuchte,  wie  die  Kohlenpreise  sich  er- 
mäfsigen  liefsen.  Zuerst  beschäftigte  sich  das  Oberhaus  damit, 
im  folgenden  Jahre  das  ünterhaus.°i 


*)  Appendix  zum  Report  1600,  p.  152—157,  enUiOlt  den  Wortlaut  dieses 
weitadiweifigen  Aktenatflckea. 

*)  This  qrstem  . .  .  has  continucd  in  Operation,  with  occastonal  interruptions, 

to  the  prc^cnt  time,  sagt  der  Ficricht  des  Parlamentsausschusses  zur  Untersuchung 
des  Kohlenhandels  im  Hafen  von  London,  vom  13.  Juli  1830  (p.  6). 

Nach  dem  Unterhausbericht  vom  13.  Juli  1830  S.  6  waren  die  Durch- 
schnittspreise für  das  London  ch.ildron  (1  .Newcastle  chaldron  =  2  London  oder 
Imperial  chaldrons  =  53  Cvvt.  Lords  Report  1829,  p.  11,  \5)  in 
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Einen  wesentlichen  Gegenstand  der  Untersuchung  bildete 
abermals  die  Limitation  of  the  Vends,  wie  sie  in  den  nördlichen 
Kohlenrevieren  fortbestand.  Nach  den  eigenen  Worten,  die  der 
Präsident  dieses  Kartells  vor  dem  Ausschüsse  des  Oberhauses^) 
brauchte,  herrschte  in  der  ötTentlichen  Meinung  der  Eindruck 
vor,  dafs  diese  Vereinbarung  der  Grubenbesitzer  eine  nichtswür- 
dige KoaHtion  sei.  die  den  Zweck  verfolge  exorbitante  Kohlen- 
preise zu  erpressen.  Gegen  diese  \'orwürfe  rechtfertigte  er  sie 
mit  den  uns  bekannten  Gründen.  Die  Klagen  der  Konsumenten 
seien  unbereclitigte.  Dank  dem  Kartell  sei  der  Londoner  Kohlen- 
markt jederzeit  regclmäfsit;  und  zu  einem  festen  Preise  versorgt 
gewesen.  Und  auf  die  Frage,  ob  eine  solche  Vereinbarung  in 
irgend  einem  andern  Gewerbe  vorkommt,  vergleicht  er  dieselbe 
mit  der  Art  und  Weise,  wie  die  Verwaltung  einer  Erwerbsgesell- 
schaft, der  ostindischen  Companie,  der  Bank  von  England,  der 
Kanalgesellschaften,  sich  in  regclmäfsigen  Sitzungen  vereinigt,  um 
die  zweckmäfsigste  Art  ftkr  Leitung  ihrer  Geschäfte  zu  erwägen. 
Die  SchilTsreeder  des  Nordens  hätten  nur  kOrzIich  sich  zusammen» 
gethan  und  eine  öffendiche  Ankündigung  erlassen,  worin  sie  die 
Frachtsatze  mitteilten,  an  die  sich  als  Minima  jedes  Bfitglied  ihres 
Verbandes  gebunden  erklarte. 

Ich  lasse  hier  (S.  423)  zum  Vergleiche  die  Tabelle  aber  das 
Kartell  der  Kohlengruben  am  Tyne  fOr  das  Jahr  1828  folgen.  Das 
Quantum  ist  dasjenige,  welches  dem  Coast  Vend  entspricht, 
60  pCt.  davon  geht  nach  London,  40  pCt.  nach  den  Obrigen 
Kflstenplatzen  Englands.  Nicht  eingeschlossen  ist  das  nach  Ir- 
land und  den  Orkney-Inseln  ausgeführte  Quantum.-) 

Ein  genauerer  Vergleich  der  Quantitäten  von  1799  zu  1828 


NewcasOe  1771  6  shillin;  9  pence 

1800    11  „ 

1828    14 


London  1788    30      „       5  „ 

1800    52      „       3  Vi  „ 

1813  54      „       9  „ 

1829  31      „      6  „ 

GUleapy  berechnet  im  Jahre  1800  (Report  1800,  p.  38  und  Appendix  p.  103 
bis  105}  bei  einem  Londoner  Preise  von  35  sh.  einen  Preis  f.  o.  b.  Kewcastlt- 
von  13  sh.  7Yi  d.,  duu  Fracht  8  sh.  lOYt  d.,  dann  an  Zoll  u.  s.  w.  in  London 
12  sh.  6  d. 

Lords  Committer  1829,  p.  55,  Evid.  Brandiing. 
')  Buddle,  Lords  Committee  1829,  p.  59. 
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ist  schwierig.  Ich  benicikc  nur.  dafs  der  Absatz  an  Kohle  vom 
Tyne  nach  den  Küstenhafen  sich  so  entwickeh  hati^) 

1800  ...  537  193  Newcastle  Chaidrons 

1810  ...  632  299         ,  , 

1820  ...  756513         „  , 

1828  .    .    .  725  082         „  , 

Daneben  die  Ausfuhr  in  das  Ausland: 

1800    .   .   .   47  487  Newcastle  Chaidrons 
1810    .    .    .    17  253        „  „ 
1820    ...    44  826         „  „ 
1828    ...  59325 

Die  Schwankungen,  welche  durch  die  Regulierung  und  die 
Nichtregulierung  der  Kohlenproduktion  in  der  Zufuhr  zum  Lon- 
doner Markt  eintraten,  waren  thatsächlich  diese.  Im  Jahre  1825 
war  die  Vereinbarung  in  Kraft  und  die  Zufuhr  betrug  6564  Schiffe 
mit  1  456162  chaidrons;  dagegen  war  im  Jahre  1826  die  Verein- 
barung unterbrochen  und  die  Zufuhr  betrug  6810  Schiffe  mit 
1  600  229  chaidrons;  im  darauffolgenden  Jahre  1827  bestand  wieder 
die  Vereinbarung  und  die  Zahl  der  Schiffe  ging  auf  6491  (mit 
1  476  331  chaidrons)  zurück.  Der  l'rcis  war  in  dem  Jahre  1826 
um  4—5  sh  niedriger  als  1825  und  1827.'^) 

Die  Vorgänge  im  Parlamente  während  der  Jahre  1829 — 1830 
zeigen,  dafs  die  Grubenbesitzer  zur  Aufklärung  des  Publikums 
eine  gründliche  Untersuchung  forderten.  Nachdem  im  Jahre  1829 
der  Untcrsuchungsausschufs  des  Oberhauses  Zeugen  vernommen 
hat.  überreicht  am  12.  Februar  1830  der  Marquis  von  London- 
derry,  selber  ein  grosser  Grubenbe.^itzer.  dem  Oberhause  eine 
Petition  von  Grubenbesitzern  am  Tyne  und  Wear,  Mitgliedern 
beider  Häuser,  weiche  darum  bitten,  die  Untersuchung  noch  ein* 
mal  aufzunehmen  „über  den  Stand  des  Kohlenhandels  zusammen 
mit  den  Steuern  und  Lasten»  die  darauf  ruhen.*') 

Diese  Aufgabe  Qbemimmt  dann  ein  Ausschufs  des  Unter* 
hauses,  der  im  Gegensatze  zu  dem  Bericht  des  Jahres  1800  am 
Schlüsse  setner  Untersuchung  erklärt:  „Der  Ausschuls  des  Unter- 

Bttddle,  Lords  Committee  1829,  p.  30.  Den  Angaben  desselben  Zengcn 
<a.  a.  O.  p.  57  f.)  ist  auch  die  folgende  Tabelle  über  das  Kartell  enf  nomm-n. 
Buddle  ist  coal  viewer,  war  25  Jftbrc  SekrcUU'  des  Goal  Trade  Committee,  dessen 
Präsident  Brandlinp  ist. 

Evid.  Pearsall,  Comroons  Report  1830,  p.  158. 
f)  Hansard's  Pari.  Debates  N.  S.  vol.  22,  p.  92. 
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l'ync  Vcnd.  showing  Basis,  issues  cach  Month  and  giviiig  oversi 


and  shorts  for  ihe  port  ol"  N  casitle  lor  1828. 


Basis 

Name 

V'i'iided 

o  \'c  r 

M 1  u  n 

r35  Collieriesl 

chftl  draus 

phiJ  Idmns 

27  V, 

Backworth  

22  323 

22  036 

— 

287 

42V, 

Burradon  Killingworth. 

34  499 

32  907 

1  592 

30 

Cnxlodge  ...... 

2»  352V'a 

23  137 

1  2157, 

29 

Fawdon  

23  541 

23  325 '/a 



215Vi 

28 

Healon .  

22  729 

22  729 

28 

Ilebburn  ...... 

22  729 

21  246 



1  483 

23 

ilolywell  

18  670 

18  683 

13 

26 

Hotspur  

21  105«  a 

20  875 



2J0V, 

27 

Jarrow  

21  917 

21  917 

42'/, 

Pcrcy  Main  

34  49Q 

34  347 

 , 

152 

33 

Wallsend  

26  788 

26  788 



25>,3 

Walker  

20  699  Va 

21  712 

10127, 

27 

Widcopen  

21  917 

20  969  Va 

, 

9477, 

32  ».'a 

Willington  

26  362 

25  535 

84  7 

17 

ßenwell  

13  800 

13804 

4 

25 

Colltngwood  Hain  .    .  . 

20  294 

20  794 

500 



18 

Cramlington  

14  6117, 

14  588 

237, 

20 

Eis  Wiek  

16  235 

16  275 

40 

16 

Felling  

12  988 

12  795 



193 

20 

He  Worth  

16  235 

16  191 

_ 

44 

22 

Low  Moor     South  Moor 

17  858V, 

17  471 



387  Vf 

25 

M.inor  Wallsend      .     .  . 

20  294 

19  545 

749 

21 

Pelaw  Main  ..... 

17  047 

17  1287, 

8IV9 

— 

23 

Pontop  St  Garesfield  .  . 

18  670 

17  860 

810 

23V« 

Scghill  

19  076 

19  102 

26 

16V, 

Sheriff  Hill  

13  394 

13  410 

16 

21 

SpringwcU  

17  047 

16  308 

739 

18 

Tanfield  Moor  .... 

14  61  1  Va 

15  251 

63'JV'a 

22 

Team  

17  858«,'3 

20  132 

2273' a 

17 

Townlcy  Main  .... 

13  800 

13  551 

249 

25V, 

Tyoe  Ibin  

20  69CJ'  a 

20  710 

10»/, 

1 1 

U'^wortli   

8  92'J'  j 

8  847 

82V, 

18';, 

Wiilbottlc  

15  017 

15  125 

108 

12 

WhiÜey  

9  741 

9  413 

328 

16 

WyhuD  

12  988 

12  977 

11 

829 Vs 

673  346Vt 

667  484Vi 

47247, 

10  5867, 

hau.'.cs.  der  im  Jahre  180Ü  safs.  sah  sich  veranlalst.  seine  Be- 
sorgnis zu  .lufsern.  dafs  eine  Macht  entspringend  aus  dem  wechsel- 
seitigen Kinvt  rnelimen  der  Grubenbesitzer  zu  irgend  einer  Zeit 
befähigen  mag,  den  Preis  eines  Gegenstandes  von  solcher  Dring- 
liclikeit  zu  erhöhen  zur  Unterdrückung  und  Gefährdung  des 
Publikums.  Jedoch  bei  der  Entscheidung  über  das  Verhalten, 
welches  gegenwärtig  gegenüber  jener  Vereinbarung  angemessen 
sei,  ist  Ihr  Ausschufs  geneigt  zu  glauben,  dafs  man  den  Handel 
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hfs>er  der  Mcnschatt  jrner  Konkurrenz  überläfst.  die  bereits 
eingegiiffen  hat:  und  solange  die  neuen  Kolilenreviere.  die  wir 
im  Auge  haben,  nicht  in  die  Vereinbarung  hineingezogen  sind 
(was.  wie  wir  hellen,  nicht  geschehen  wird),  kann  die  Wirkung 
ihrer  Zufuhr  auf  den  Markt  nicht  veriehlen,  sich  geltend  zu 
machen."  1) 

VIII. 

Was  war  das  für  eine  Konkurrenz,  die  der  Bericht  des  Unter- 
hauses vom  Jahre  \33()  nuintc? 

Es  war  die  Aufschlicfsung  der  anderen  Kohlenreviere  Englands, 
die  ihrerseits  herbeigeführt  wurde  durch  die  Entwicklung  der 
Binnenschiffahrt,  dann  der  Eisenbahnen.  Eine  Konkurrenz, 
welche  die  merkwürdige  Wirkung  haben  sollte,  dafs  allmälig  mit 
dem  Verluste  der  Alleinherrschaft  des  Kohlenreviers  von  Durham 
und  Northumberland  Ober  den  Londoner  Markt  auch  jene  C)rga- 
nisation  sich  auflöste,  nicht  etwa  um  in  einer  umfassenderen  Orga- 
nisation gleicher  Art,  die  sich  auf  ganz  England  und  Schottland 
erstreckte,  aufzugehen,  sondern  um  for  ein  halbes  Jahrhundert 
einem  Zustande  der  nicht  kartellierten  Konkurrenz  Platz  zu 
machen. 

Aus  dem  Hafen  von  Newcasde  sind  ausgeführt  nach  englischen 
Häfen  und  dem  Auslände^ 

1801:  1  331  870  tons  Kohlen  (133562  ins  Ausland) 
1835:  2579638    ,        «      (313107   »        .  ) 

aus  dem  Hafen  von  Sunderland 

1801:  624804  tons  Kohlen  (12607  ins  Ausland) 
1835:1063725    „        »      (154538   .        „  ) 

Es  hat  also  in  dem  ersten  Drittel  des  Jahrhunderts  eine  Stei- 
gerung der  Ausfuhr  des  nordostlichen  Kohlenreviers  Im  Ver- 
hältnis von  2:3Vs  stattgefunden.  Hierzu  tritt  die  Entwicklung 
der  Ausfuhr  von  Stockton  und  Seaham,  die  erst  im  Jahre  1822 
begann  und  1835  bereits  704781  t  betrug.  Hiemach  hätte  sich 
das  Quantum  mehr  als  verdoppelt. 

Daneben  aber  hat  sich  nicht  nur  in  unmittelbarer  Nähe  der 


Im  Oberhause  hdit  Marquis  von  LondondeiTy,  an  diesen  Bericht  an» 

knQpfend,  eine  Rede,  um  die  Grubenbesitzer  /u  verteidigen  gegen  die  Vrrleurn- 
dungcn,  die  in  dem  Publikum  uuilaufen  Kr  hoffe,  dafs  der  Rericht  iJenscIbe.i 
ein  Ende  machen  werde.  Vergl.  Hansard  s  Pari.  Debates  N.  S.  vol.  25  (I830j, 
p.  1237  —  1238. 

'j  Porter.  Progrcss  of  thc  Nation  srct,  II  ch.  6  (1836). 
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Kohlenreviere  von  Lancashire,  Yorkshire,  Nottingham,  Derby, 
Leicester,  Birmingham,  Wolverfaampton,  Coventiy,  Staffordshire 
eine  grosse  Industrie  entwickelt,  deren  Standort  wesentlich  durch 

die  Nähe  der  Kohlenlager  bestimmt  war;  aus  eben  diesen  Kohlen- 
revieren ist  auch  der  Transport  mit  der  Entwicklung  der  Kanflle 
und  der  Eisenbahnen  herangewachsen  und  in  immer  stärkere 
Mitwerbung  gegen  die  Kohlengruben  des  Nordostens  getreten, 
welche  die  Kohle  auf  dem  Seewege  beförderten. 

Bereits  im  Jahre  1816  hat  diese  neue  Konkurrenz  die  Kohlen- 
produzenten des  Nordostens  beunruhigt  und  die  Absendung  einer 
Kommission  veranlafst,  welche  feststellen  sollte,  wie  grofs  der 
Umfang  der  auf  dem  neuen  Wege  versendeten  Kohlenmassen  sei. 
In  dem  Berichte  dieser  Kommission  wurde  mitgeteilt,  dafs  jenes 
Quantum  4  Mill.  Newcastle  Chaldrons  (gleich  10,8  Mill.  Tons)  be- 
trage.^) Diese  Gröfse  nur  schätzungsweise  gewonnen,  hat  sich 
vollends  im  Laufe  der  Jahre  mit  der  Entwickelung  der  neuen 
Binnenwege  vergröfsert  und  die  relative  Bedeutung  von  Northum- 
berland  und  Durhani  verkleinert. 

Schon  der  parlamentarische  Kohlenausschufs  des  Jalires  1800 


*)  Lords  Committcc  1829  p.  59  überreicht  Buddle  „Extract  from  a  Report 
oi  a  Deputation  from  the  Wear,  sent  to  inquirc  into  the  quantitics  of  coal  con- 
ynytd  by  Quial  aad  Railwaj^  in  dtffiefent  parts  of  tlie  Xingdom  in  1816.* 

Im  Jahre  1829  war  man  mit  einer  neuen  Ermittdnng  dieser  Art  beachlf- 
ügt;  das  Eiigebnis  ist  aber  nicht  mitgeteilt  Auch  Porter,  Progreas  of  the  Nation 
a.  a.  O.  reproduziert  nur  die  Angaben  ihr  1816. 

Buddle  (p.  71)  veranschbgt  den  damaligen  (1829)  Kohienverbrauch  In  Eng- 
land und  Wales 

Industrie  S'/a  Mill.  London  Chaldrons 
Haaahalt  5'/,    .  , 

9     Mill.  aus  dem  Innern  kommend 
daau  3      ,    durch  KOatenachiffahrt  zugeflihrt 

12     Mill.  London  Chaldrons. 
Die  3  Hill.  Chaldrons,  die  auf  dem  Seewege  «igeführt  sind,  mflssen  6  sh. 
2^11  sahlen.  London  ihhrt  davon  die  Hftlfte  ein  (1828:  1  476063  Chaldrons  gegen 
1  Mm.  im  Jahre  1800). 

Der  Kohlcnzoll  stammt  aua  der  Zeit  der  Elisabeth ,  er  betrug  bis  5.  April 
1824:  9  sh,  4  d.  p.  Chaldron,  seitdem  6  sh.,  für  Kohle,  die  von  der  Kflste  nach 
London  kam.  Für  das  Obrigc  England  schon  vor  1824  nur  6  sh.  Wales  und 
Irland  hatten  abermals  andere  Sätze.  Seit  1831  fiel  der  Kohlenzoll  ganz.  Die 
Steuer  brachte: 

1820   £  1  041  195 

1828   879  207. 
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hat  sich  mit  dieser  Frage  besch.lftigt.  Er  befand  sich  aber  vor 
einem  seltsamen  Zustande  der  Gesetzgebung  über  die  Kohlen- 
zufuhr nach  London,  der  erst  allmählich,  nach  Verlauf  eines  fer- 
neren Menschenalters  beseitigt  wurde.  Der  Seeweg  hatte  durch 
die  hergebrachte  Ordnung  im  schifFahrtspolitischen  und  finan- 
ziellen Interesse  das  Vorrecht  der  Zufuhr;  dafür  war  der  Eingang 
auf  diesem  Wege  mit  einem  hohen  Zolle  belastet  Die  ZvMa 
auf  dem  Iniandwege ,  sei  es  durch  Binnengewässer,  sei  es  zu 
Lande,  war  von  diesem  Zolle  frei;  dalbr  war  sie  nur  in  engen 
Grenzen  gestatte^)  und  die  einzelnen  neuen  Kanaluntemehmungen 
hatten  dieserhalb  vor  dem  Parlamente  um  Ermächtigungen  zu 
kämpfen. 

In  technischer  Hinsicht  stellte  der  Ausschuß  von  1800  auf 

Grund  genauer  Untersuchung^)  fest,  dafs  ein  fast  unerschöpf- 
licher Ueberflufs  vermittels  der  Binnenschiffahrt  aus  Stafford, 
Worcester,  Warwick,  Salop,  Leicester,  Glamorganshire  zu  ziehen 
sei,  daneben  auf  dem  Seewege  von  Wales  und  Yorkshire.  Eine 
Gefahr  für  die  Ausfuhr  des  Nordostens  und  für  ihre  dem  Reiche 
wichtige  KaufTahrtei^)  sei,  wie  der  Ausschufs  sagte,  dennoch 
nicht  vorhanden  wegen  der  besseren  Qualität  jener  Kohlen.  Der 
Ausschufs  schlug  daher  Aufhebung  der  gesetzlichen  Einschrän- 
kungen des  Kanalverkehrs  vor. 

Durch  diesen  Ausschufs  wurde  daher  bereits  die  Entwicklung 
der  Kanäle,  daneben  der  Eisenbahnen  in  deren  damaliger  primi- 
tiver  Gestalt  zur  Ergänzung  der  Kanäle  erörtert,  als  Werkzeug 
des  neuen  Kohlenverkefars.  Mit  Vorsicht  folgte  das  Parlament 
diesen  Anregungen.  Durch  Gesetze  der  Jahre  1805,  1806,  1807 
wird  den  beiden  Kanälen  des  Grand  Junction  und  von  Paddington 
jeweilen  auf  ein  Jahr  erlaubt,  eine  begrenzte  Masse  Kohlen  nach 
London  heranzubringen  (45  Geo.  3  c.  12^. 

Noch  vor  dem  Unterhausausschufs  des  Jahres  1830  beklagt 
sich  der  Vorsitzende  des  Kohlenkartells  von  Newcastle^)  darflber, 
dafs  zwar  eine  beträchtliche  Zunahme  ihrer  Kohlenausfuhr  neuer- 

*)  Der  Grand  Junction  Canal  durfte  z.  B.  die  Kohlen  nicht  weiter  als  bi» 
Reading  führen. 

Vgl.  Appendix  1600  p.  21—42.  Stchventtadife  m»  des  KoUenbenikca 
Evid.  1800  pp.  7tf~82. 

S)  The  difficulties  of  coel  aevifation  give  the  seamen  superiority  in  skiD, 
expcrtness,  paticnce  of  fatigiie  —  daher  die  Schule  der  Kriegiiaerindewtr,  tagt 

der  Report  von  1800. 

*)  Brandling  p.  251—270. 
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dings  stattgefunden  habe,  aber  nicht  so  beträchtlich  wie  sie  ge- 
wesen sein  würde  ohne  die  Bevorzugung,  weiche  das  Parlament 
der  binnenländischen  Kohlenzufuhr  gegeben  durch  deren  Be- 
freiung vom  Zolle.  Nicht  sowohl  auf  dem  Londoner  Markte  habe 
sich  dieses  geltend  gemacht  als  in  den  kleineren  Seeplätzen,  die 
bedeutende  Massen  zollfreier  Kohlen  durch  Kanäle  und  Eisen- 
bahnen erhalten. 

Auch  macht  sich  jetzt  die  Konkurrenz  der  Kohle  von  Schott- 
land, Wales,  Yorkshire,  Stockton  bemerkbar,  derart,  dals  die 
Preisfestsetzung  des  Kohlenkartells  auf  deren  Preise  Rflckstcht 
nehmen  muls.  Bei  der  Vereinbarung  vom  Jahre  1828^)  war  der 
Preis  etwas  zu  hoch  gestellt,  und  die  Folge  war,  dafs  von  jenen 
mitwerbenden  Revieren  eine  starke  Zufuhr  hereinstrOmte,  so  dafs 
der  Kartellpreis  in  Newcastle  herabgesetzt  werden  mulste. 

Von  der  Aufhebung  des  Zolles  versprachen  die  Interessenten-) 
als  Folge  die  Aufhebung  des  Kartells,  weil  dann  der  Kohlenbedarf 
so  wachsen  würde,  dafs  er  fast  gleichkäme  der  äufsersten  Möglich- 
keit der  Jahresausbeute  der  Kohlengruben  (die  man  bisher  auf 
das  Doppelte  der  wirklichen,  kartellierten  Ausbeute  angenommen 
hatte). 

Als  der  Zoll  im  folgenden  Jahre  aufgehoben  war,  ist  dies  zu- 
nftchst  nicht  eingetreten.  Der  nächste  Parlamentsausschufs,  der 
sidl  mit  unserem  Gegenstande  beschäftigt,  derjenige  vom  Jahre 
1836,  konstatiert  noch  den  Fortbestand,  ja  die  straffere  Zusammen- 
schliefsung  des  Kartells.  Die  Kohlengruben  vom  Tees  (Stockton), 
die  in  den  letzten  Jahren  scharfe  Konkurrenten  des  alten  Kohlen- 
reviers und  seines  Kartells  gewesen,  traten  im  Jahre  1833  in 
diesen  Ring  hinein.*)  Die  Materialien,  welche  der  Ausschuß  von 
1836  veröffentlicht,  enthalten  zwei  Tabellen,  in  denen  die  „Limi- 
tation of  Vend"  filr  April  und  fQr  Mai  1836  wiedergegeben  ist, 
ebenso  wie  die  Statuten  des  Kartells.^)  Abermals  verteidigen  die 
aus  den  früheren  Untersuchungen  bekannten  Zeugen  ihre  Re- 
gulierung von  Produktion  und  Preis.  Ja,  einer  derselben,  einer 
der  ältesten  und  erfahrensten.^)  behauptet  (wovon  ich  bisher  deut- 
lichere Spuren  nicht  habe  auffinden  können),  die  Eisenproduktion 
sei  gerade  so  reguliert  wie  die  Kohlenproduktion.  Ja  im  Jahre 

<)  Evid.  1830,  p.  254 IT. 

*)  Brandting  p.  322. 

*)  Brandling  Evid.  1836,  qu.  93. 

*)  p.  34—55,  p.  6 — 9. 

")  Buddle  qu.  1798—1811. 
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1836  erhalt  man  den  Eindruck,  dafs  dieses  alte  Kartell  stärker 
und  fester  geworden  als  je  zuvor.  Hören  wir»  wie  der  damalige 

Parlamentsbericht  seine  Verfassung  darstellt: 

Jede  Kohlengrube  sendet  einen  Vertreter  zur  Wahl  eines 
Ausschusses,  welcher  aus  sieben  Mitfjliedern  für  die  Gruben  des 
Wear-Flusscs  und  aus  neun  Mitgliedern  für  die  Gruben  des  Tyne- 
Flusses  besteht.  Darauf  werden  die  Produzenten  der  besten 
Kohlen  aufgefordert,  den  Preis  zu  nennen,  zu  welchem  sie  ihre 
Kohlen  während  der  nächsten  zwölf  Monate  verkaufen  wollen: 
nach  diesen  Preisen  se^en  die  Obrigen  Grubenbesitzer  ihre  Preise 
fest  Alsdann  wird  jede  Grube  um  Mitteilung  der  verschiedenen 
Sorten  und  der  bei  voller  Arbeit  herstellbaren  Masse  ersucht 
Auf  Grund  dieser  Ausweise  bestimmt  der  Ausschufs  die  Pro- 
portion des  von  jeder  Grube  zu  liefernden  Quantums;  diese  Pro- 
portion wird  festgehalten,  gleichviel  wie  grols  das  zu  liefernde 
Gesamtquantum  ist.  Das  letztere  wird  in  monadichen  (1830)  oder 
halbmonatlichen  (1836)  Sitzungen  des  Ausschusses  je  nach  der 
zu  erwarte  nden  Nachfrage  bestimmt  und  auf  die  einzelnen  Gruben, 
entsprecht  nd  der  festen  Proportion,  verteilt.  Für  das  Urteil  über 
den  Stand  der  Nachfrage  ist  der  Preis  des  Londoner  Kohlen- 
marktes mafsgebend,  derart,  dafs,  wenn  der  im  Vorwege  verein- 
barte Preis  an  den  Gruben  nebst  Fracht  den  Londoner  Preis 
Obersteigt,  die  Produktion  vermindert  wird,  wenn  der  Londoner 
Preis  dac:;egen  höher  ist.  tlie  Produktion  erweitert  wird.  Die  An- 
ordnuHL;  der  Projjortion  jeder  Grube  findet  auf  Grund  eingehen- 
der Piiitung  durch  den  Ausschufs  statt,  nirt  der  Absicht,  jedem 
Produzenten  einen  gerechten  Anteil  zu  geben.  Bei  Streitigkeiten 
entscheidet  ein  Schiedsgericht  von  drei  Unbeteiligten.  Ueber- 
schreitung  des  festgesetzten  Quantums  wird  mit  Konventional* 
strafen  gebüfst.  Die  Vereinbarung  wird  jährlich  erneuert 

So  der  Bericht  des  Parlamentsausschusses  vom  Jahre  1836. 

Der  im  Jahre  1830  seitens  der  Vertreter  der  nordöstlichen 
Kohlengruben  in  Aussicht  gestellte  Erfolg  einer  Aufhebung  der 
alten  Kohlenzölle  trat  nicht  ein.  Die  im  Jahre  1831  geschehene 
Aufhebung  konnte  die  zugesagte  Wirkung  auf  Steigerung  des 
Kohlcnbedarfs  schon  deshalb  nicht  in  der  Weise  entfalten,  weil 
die  Kohlenproduzenten  sich  bemOhten  und  mit  Erfolg  bemOhten, 
die  Verwohlfeilerung  der  Kohlenpreise  den  Konsumenten  vorzuent- 
halten, derart,  dafs  ein  Teil  der  alten  Zölle  den  Produzenten 
zufiel.  Zu  gleicher  Zeit  hatte  sich  die  alte  Hinrichtung  neu  be- 
festigt, vermöge  deren  der  Verkauf  der  Kohlenladungen  am  Lon- 
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doner  Markt  organisiert  war.  Die  Londoner  Faktoren  arbeiteten 
im  Jahre  1834  ein  neues  Reglement  aus,  nach  welchem  eine, 
gleitende  Skala  eingeführt  wurde,  die  filr  eine  gewisse  Preishohe 
eine  gewisse  Anzahl  von  auszubietenden  Kohlenladungen  be- 
stimmte.!) 

Aber  etwas  Anderes  hatte  sich  ereignet.  Eine  Aktiengesell- 
schaft für  Kohlenhandel  in  London  hatte  sich  um  die^)  Genehmigung 
des  Parlaments  beworben,  indem  sit  sich  anheischig  machte,  die 
Kohlen  zu  4  sh.  p.  t,  wohlfeiler  zu  liefern,  als  die  herrschenden 
Preise  waren.  In  der  Verteidigung  des  Kohlenkartells  war  (da- 
mals schon)  ein  beliebter  Gesichtspunkt  gewesen, 3)  es  werde  da- 
durch vielen  kleinen  Kohlenproduzenten  die  Mitwerbung  möglich 
gemacht,  dagegen  den  Unternehmern  von  mächtigem  Reichtum 
oder  den  grofsen  Aktiengesellschaften  verwehrt,  ein  Monopol  in 
diesem  Gewerbe  zu  erobern.^)  Und  wirklich  hatte  ja  die  eng- 
lische Gesetzgebung  des  vorigen  Jahrhunderts  durch  28.  Geo.  3 
cap.  53  in  dem  Teil  des  Gesetzes,  welcher  gegen  die  Koalitionen 
im  Kohlengewerbe  bessere  Vorkehr  treffen  wollte,  bestimmt,  dafs 
vom  1.  Juni  1788  ab  Jede  Anzahl  von  Personen  in  Gesellschaften 
oder  Partnerschaften,  bestehend  aus  mehr  als  Alnf  Personen, 
zum  Kaufe  von  Kohlen  behufs  Wiederverkaufes  oder  zur  Fest» 
Setzung  von  Vorschriften  filr  die  Art  des  Betriebes  von  ge- 
dachtem Kohlenhandel,  als  eine  gesetzwridrige  Koalition  zur 
Steigerung  der  Kohlenpreise  angesehen  werden  und  jede  dazu  ge- 
hörige Person  strafbar  sein  solle." 

Auch  führt  die  Befragung  von  Rechtsgelehrten  Ober  die  Ge- 
setzmäfsigkeit  des  neuen  Aktienunternehmens  im  Jahre  1836  zu 
dem  Bescheid,  dafs  jenes  Gesetz  im  Wege  stehe.  Der  Aus- 
schufs  von  1836  aber  bemerkte  dazu:  „In  allen  Gesetzen,  welche 
zur  Regulierung  des  Kohlenhandels  erlassen  worden  sind,  hat 
sich  die  augenscheinliche  Absicht  des  Parlaments  bekundet,  Koa- 
lition und  Monopol  zu  verhindern  und  dem  Konsumenten,  soweit 
als  möglich,  eine  reichliche  Zutuhr  jener  Waare  zu  einem  billigen 
Preise  zu  sichern."     Der  Ausschufs  empheiilt  daher  die  Auf- 


>)  Report  1836  p.  XXIX  f.  Evid.  qu.  240— 249,  403,  433—436,  1943—47, 
2191,  2552-2729. 

2j  Report  p.  XXXVI.    Evid.  qu.  2901  —  7. 

')  Vgl.  neuerdings  Verfiandlanfen  des  Vereins  für  Sozialpolitik  a.  tu  O. 
S.  168:  »Die  Schwsdien  sind  immer  fttr  ein  Xartdl*  O^ockert). 
*)  Buddle  Evid.  1836  qn.  1753—55. 
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hebung  des  Gesetzes  von  1788:^)  er  empfiehlt  damit  die  Zu- 
lassung jener  stärkeren  Kapitalkonzentration  als  Waffe  gegen  die 
schwAchere  Kapitalkonzentration  des  alten  Kohlenkartells.  Von 
den  grolsen  Koalitionen  (Syndikaten)  des  Bank-  und  Börsen- 
geschäfts hat  nachmals  vor  einem  Ausschusse  des  englischen 
Parlaments  ein  Sachverständiger  ausgesagt:  jedes  grofse  Bank- 
haus ist  eine  solche  Koalition.^ 

Diese  grofse  Konzentration  beginnt  den  Reigen  auf  einer 
höheren  Staffel  und  setzt  den  Zirkeltanz  der  Konkurrenz  weiter 
fort  Ihr  reicht  die  fortschreitende  Technik  die  Hand  in  den 
neuen  Dampfeisenbahnen,  gegen  welche  sich  gleichfalls  das  alte 
Zeitalter  zu  wehren  sucht.  Vor  den  AusschQssen  von  1830  und 
1836  beklagen  sich  die  Kohlengrubenbesitzer  des  Nordens,  die 
Brandling  und  Genossen  „darOber,  dafs  die  Regierung  den  Be- 
sitzern der  im  Binnenlandc  gelegenen  Kohlengruben  dazu  ver- 
helfen will,  sie  zur  Konkurrenz  mit  den  von  uns  bisher  beherrsch- 
ten Märkten  zuzulassen. "3)  Am  2.  April  1836  land  eine  grofse 
Versammlung  der  Grubenbesitzer  in  Newcastlc  statt,  am  16.  April 
eine  .Ihnliche  in  London,  um  gegen  die  vor  dem  Parlament 
liegende  Bill  der  South  1  )urham-Kis(  nl)alin  zu  besciilierscn,  „sel- 
bige sei  durch  kein  ntlcnlliches  Bedürfnis  gefordert,  sie  sei  für 
die  lange  bestehenden  Gewohnheiten  des  Landes  subversiv  und 
ungerecht  gegen  die  Besitzer  von  Kohlengruben." 

Diese  Proteste  halten  die  Ent\vick(  lung  des  neuen  Zeitalters 
nicht  auf  Weit  über  alle  Erwartungen  hinaus  erschliefsen  die 
Eisenbahnen  die  Kohlenreviere  Grolsbritannicns  und  es  gelingt 
ihnen,  gegenüber  der  alten  Ktlstenschitilahrt  eine  bewunderns- 
werte Ueberlegenheit  zu  entfalten  und^)  damit  den  Rang  des 
alten  Kohlenreviers  herabzusetzen. 

Es  vergehen  seit  jenem  letzten  Parlamentsausschusse  von 
1836  nur  wenige  Jahre  und  das  Kartell  bricht  zusammen»  um 
nicht  wieder  aufzuleben.  In  erweitertem  Spielräume  messen  sich 
jetzt  die  grOfseren  Kräfte  und  man  kann  nicht  voraussagen,  was 

*)  Sie  ist  erfolgt  durch  an  act  to  repeal  eeitain  provitiona  mpeeüaK  tbe 
Coal  Trade  6  and  7  Will.  4  cap.  59. 

'i  F.vid.  Foreign  Loans  CommiUce  1875  qu.  5179,  5226—36.  Vgl.  TQbiiiger 
Zeitschrift  für  die  gesamte  Staatswissenschaft  1877,  113  & 

^)  Report  1 830  p.  269. 

*)  Vgl  den  Att&als  der.Quuterly  Review  (1857)  vol.  108  aber  Geofge 
Stephenaon  ankaOpfeiid  an  Smiles,  Life  of  Geo.  Stephenion,  anch  meine  Unlei^ 
suchungen  Ober  die  engl  EiaenbahnpoKtik  II,  322—390. 
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die  Zukunft  in  ihrem  Schoofse  birgt,  ja  manche  Anzeichen  haben 
in  den  letzten  Jahren  auf  Versuche  zu  neuen  Vereinbarungen  ge- 
deutet Aber  eine  Thatsache  ist  es,  dais  seit  dem  Ausschusse 
von  1836  nie  wieder  von  einer  ähnlichen  Erscheinung  im  Parla- 
ment die  Rede  gewesen,  wie  von  jener  M^^mitation  of  Vends.** 
Trotz  sorgiUtigen  Suchens  ist  es  mir  nicht  gelungen,  in  Han- 
sards  Debatten,  in  den  Blaubüchem,  in  den  Vierteljahrsschriflen 
für  den  seitdem  verflossenen  Zeitraum  etwas  der  Art  aufzufinden, 
wie  eine  Beschwerde  aber  Koalitionen  der  Grubenbesitzer  im 
Kohlengewerbe. 

Die  einzige  Spur  ist  diese. 

Im  Jahre  1873  veranlafste  die  Preissteigerung  der  Kohlen, 
die  mit  der  allgemeinen  Preissteigerung  als  Folge  des  damals 
hochgespannten  Unternehmungsgeistes  zusammenhing,  eine  par- 
lamentarische Untersuchung  über  die  Gründe  des  erhöhten  Kohlen- 
prcises,  nachdem  nur  erst  im  Jahre  1871  die  im  Jahre  1866  nieder- 
gesetzte Königliche  Konmiission  ihre  grofsen  Arbeiten  über  Vor- 
räthe  und  Verbrauch  der  englischen  Kohlenlager  abgeschlossen 
hatte.  Der  Ausschiifs  dts  Unterhauses  hörte  im  Frühjahr  1873 
eine  Reihe  von  Zeugen,  insbesondere  die  grofsen  Kolilengruben- 
besitzer  und  die  Füiirer  der  Gewerkvereine  der  Kohlengruben- 
arbeiter, die  Alexander  Macdonald,  Halliday.  Normanseil  und 
andere.  Ihnen  hatte  man  vorgeworfen,  dafs  die  Mafsregeln  der 
Gewerkvereine  auf  Einschränkung  der  Kohlenausbeute  im  Inter- 
esse höherer  Löhne  gerichtet  seien.  In  der  That  suchte  diesen 
Vorwurf  ein  Mitglied  des  Ausschusses,  auch  nach  dem  Verhör 
aufrecht  zu  erhalten,  indem  es  zu  dem  Bericht  folgenden  Satz 
beantragte:  „Die  Zeugenaussagen  beweisen  die  Thatsache,  dafs 
mächtige  und  ausgebreitete  Koalitionen  der  Arbeiter  bestehen, 
in  einzelnen  Fallen  mit  dem  erklärten  Zweck,  die  Anhäufung  von 
Vorräthen  zu  hindern,  und  in  den  meisten  Fällen  mit  dem  Ver- 
langen, private  Interessen  zu  befördern,  die  nicht  immer  in  Ein- 
klang sind  mit  dem  gemeinen  Wohl."  Dieser  Antrag  wurde  von 
der  Mehrheit  abgelehnt^)  Dasselbe  Mitglied  des  Ausschusses 
beantragte  aber  auch  den  folgenden  Satz: 

„Die  Natur  der  Kohlenproduktion  ist  eine  exzeptionelle.  Die 
Produktion  liegt  in  den  Händen  von  verhftltnismäfsig  wenigen 
Grubenbesitzern;  sie  wird  nicht  beeinflufst  von  der  Konkurrenz 
des  Auslandes  und  konstituiert  daher  ein  Monopol,  das  —  ver- 
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schieden  von  den  Einrichtungen  in  Frankreich,  Belgien,  Nor- 
wegen, Schweden  —  keiner  staatlichen  Kontrole  unterworfen 

ist  Unter  diesen  Umstanden  besteht  eine  grofse  Leichtigkeit 
for  gemeinsames  Handeln  und  eine  Preissteigerung  wird  auf  einen 

Schlag  erfolgen  können." 

Auch  dieser  Satz  wurde  von  dem  Ausschusse  abgelehnt.  In 
der  That  enthalt  das  Zeugenverhör  keinerlei  Material  zür  Unter- 
stützung dieses  Satzes,  während  zu  Gunsten  des  ersteren  doch 
die  Thatsache  der  Arbeiterkoalitionen  vorlag.  Von  Koalitionen 
der  Grubenbesitzer  zeigte  sich  in  den  Aussagen  an  Thatsachen 
nicht  das  geringste.    Daher  erklärt  der  Bericht  :V) 

„Ihr  Ausschufs  sieht  keinerlei  Grund  zu  glauben,  dals  irgend 
eine  Anstrengung  seitens  der  Kohlengrubenbesitzer  gemacht 
worden  sei  behufs  Einschränkung  der  Kohlenzuluhr  und  künst- 
licher Erzeugung  einer  Knappheit  derselben  auf  dem  Markte.  Im 
Gegenteil  haben  dieselben  offenbar  Malsregeln  ergriffen,  um  den 
aufserordentlichen  Bedarf  zu  befriedigen.  .  .  .  Mit  Bedauern  be- 
merkt Ihr  Ausschufs.  dafs  unter  den  Arbeitern  einige  Anstren- 
gungen g(  niaclit  worden  sind,  die  Grubenbesitzer  von  einer  Er- 
höhung der  Kohlenau-sbeute  abzuhalten,  um  dadurch,  wie  sie 
meinen,  eine  Knappheit  zu  erzeugen  und  einen  hohen  Lohnsatz 
aufrecht  zu  erhalten.  Jedoch  angesichts  der  grofsen  Ausdehnung 
der  Kohlenfelder  in  Grofsbritannien,  der  Zahl  der  Kohlengruben, 
die  in  Betrieb  sind,  und  der  Mannigfaltigkeit  der  produzierten 
Kohlen,  glaubt  Ihr  Ausschufs  nicht,  dafs  irgend  eine  Koalition, 
sei  es  von  Unternehmern  oder  von  Arbeitern  durch  kOnstliche 
Mittel  die  normalen  Ergebnisse  der  Beziehungen  von  Angebot 
und  Nachfrage  oder  den  Preis  dauernd  beeinflussen  kann.* 


Wie  aber  endete  jene  alte  Vereinbarung  der  Grubenbesitzer 
in  Durham  und  Northumberland? 

Da  ein  tiefes  Schweigen  den  Zeitraum  seit  dem  Ausschusse 
vom  Jahre  1836  deckt,  da  niemals  wieder  im  Parlament  von  diesen 
oder  ahnlichen  Erscheinungen  geredet  worden  ist,  so  versagen 
die  amtlichen  Quellen.  Ich  habe  mich,  zur  Ausfüllung  dieser 
Lücke,  an  einen  der  gröfsten  Industriellen  des  Gewerbes  in  jenem 
Revier  gewendet,  in  der  Hoffnung,  dafs  Erinnerungen  der  ältesten 
noch  lebenden  Interessenten  zu  Hilfe  kommen  mochten,  dafs 


1)  Report  p.  IX  f. 
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vielleicht  Spuren  von  schriftlichen  oder  gedruckten  Urkunden  aus 
jener  Zeit  an  Ort  und  Stelle  zu  entdecken  seien.  Bis  jetzt  ohne 
anderen  Erfolg,  als  dafs  iehder  freundlichen  Ufitteilung  aus  jener 
Quelle  das  folgende  entnehme  »Die  Limitation,  von  der  Sie 
sprechen,  kam  zu  einem  traurigen  Ende  ungefthr  vor  fQnlzig 
Jahren  .  .  .  meine  eigene  Erfahrung  im  Kohlengewerbe  beginnt 
im  Jahre  1864;  seit  diesem  Jahre  bis  zum  Jahre  1894-  hat  es 
keine  Vereinbarung  gegeben  von  der  Art,  die  Sie  im  Auge 
haben." 

Vielleicht  gelingt  es  mir  in  nicht  zu  langer  Zeit  diese  Lllcke 
durch  fernere  Nachforschungen  zu  iOllen.  Aber  ich  glaube,  schon 
aus  der  hier  dargestellten  Entwicklung  eigiebt  sich  das  Fol- 
gende: 

Das  Wesen  der  Konkurrenz,  das  heiist  einer  Organisation 
der  Volkswirtschaft,  in  welcher  die  Sorge  für  den  Bedarf  der 
Gewinnlust  mehrerer  oder  beliebig  vieler  Einzelner  überlassen 
ist,  um  durch  deren  Wettbewerb  die  Interessen  des  Bedarfs 
sicherzustellen,  schliefst  in  sich  zweierlei  Momente,  die  einander 
im  Verlaufe  der  Dinge  aufzuheben  trachten.  Das  eine  ist  das 
Moment  der  stillschweigenden  oder  ausdrücklichen  Vereinbarung, 
insofern  die  Konkurrenz  die  Möglichkeit  gewähren  soll,  dafs  die 
Mitwerbendf n  neben  einander  bestehen  können,  weil  sonst  der 
Sieg  einzelner  Stärkerer  die  Konkurrenz  aufheben  würde.  Das 
andere  ist  das  Eintreten  dieses  Sieges  der  Starken  und  damit 
der  Untergang  der  Schwachen  als  Folge  gerade  einer  scharfen 
Konkurrenz,  die  von  dem  Element  der  Vereinbarung  sich  losge« 
rissen  hat. 

Welches  der  beiden  Momente  das  stärkere  ist,  bis  zu  welcher 
Höhe  es  seine  Macht  entfaltet,  wie  der  historische  Verlauf  ihrer 
Folgewirkungen  ist,  hängt  von  den  Bedingungen  jedes  einzelnen 
Erwerbsgebietes  ab,  die  den  gesetzlichen,  technischen,  psycho- 
logischen Umständen  desselben  entspringen. 

Es  sind  gesetzliche  Umstände,  welche  gemflfs  der  Tradi- 
tion des  Verwaltungsrechts  die  Konkurrenz  von  Eisenbahnunter- 
nehmungen  von  vornherein  einschränken.  Es  sind  technische 
Umstände,  die  das  alte  Verwaltungsrecht  der  Strafsen  im  letzten 
Grunde  bestimmen  und  die  das  neue  Verwaltungsrecht  der  Eisen- 
bahnen vecschärfen.  Technische  Umstände  sind  es,  welche  die 
relative  Beschränktheit  der  vorhandenen  Kohlengruben  ver- 
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Ursachen  und  damit  die  Beschranktheit  ihrer  Konkurrenz  veran- 
lassen. Technische  Umstftnde  sind  es  auch,  welche  die  verhält- 
nismafsige  Konzentration  jeder  auf  Ausbeutung  der  Kohlengruben 
gerichteten  Unternehmung  ebenso  wie  vollends  jedes  Eisenbahn- 
Unternehmens  bestimmen.  Psychologischer  Art  sind  die 
Gründe,  welche  die  Koalition  der  Arbeitgeber  behufs  der  Lohn- 
bedingungen im  Unterschiede  von  ihren  sonstigen  Koalitionen  in 
so  augenscheinlicher  Weise  hervorrufen,  dafs  Adam  Smith  sie 
als  „natürlich"  ansieht  und  das  Vorhandensein  der  übrigen 
ignoriert.  Psychologisch  ist  jener  Wechsel  der  Vereinbarungen 
und  der  Kämpfe  zu  erklären,  der  uns  in  der  Geschichte  jedes 
Kartells  begegnet. 

Es  sind  Einflüsse  der  Gesetzgebung,  welche  bald  an  dem 
einen,  bald  an  dem  anderen  Ende  des  englischen  Kohlenhandels 
bis  in  das  zweite  Drittel  des  19.  Jahrhunderts  hinein  einer  Ueber- 
vorteilung  der  Koblenkonsumenten  durch  die  Uebennacht  der 
Kohlenproduzenten  (Kohlenschiffer,  Kohlenhändler)  entgegenzu- 
arbeiten suchen.  Das  alte  Landesrecht,  welches  die  Koalition 
verbietet  und  welches  fortbesteht,  auch  nachdem  die  anderen 
Gesetze  jener  Gattung  gefallen  sind,  ist  machtlos  gegen  die  that- 
sachliche  Zweckmflfsigkeit  jener  .»Limitation  of  the  Vends*  die 
zwei  Menschenalter  bestanden  hat.  Aber  gescheitert  ist  diese 
selber  an  der  Macht  der  neuen  Technik,  welche  Verkehrsniittd 
von  unerhörter  Schnelligkeit  und  Wohlfeilheit  schafft  Diese  er* 
schliefsen  neue  Bezirke  des  Landes  und  fahren  eine  neue  Kon- 
kurrenz auf  den  alten  Kampfplatz,  eine  Konkurrenz,  die  so  wirk- 
sam ist,  dafs  die  alte  Vereinbarung  des  einst  alleinherrschenden 
Produktionsiiiebietes.  weil  gegenstandslos,  zusammenbricht.  Psycho- 
logischer Alt  ist  die  Frage,  warum  nun  seit  einem  halben  Jahr- 
hundert die  alten  Beispiele  einer  Vereinbarung  im  Kohlengewerbe 
Grofsbritannicns  niciit  zu  neuen  Organisationen  geführt  haben,  zu 
Organisationen,  weiche  die  Gesamtheit  der  gegenwärtigen  Kohlen- 
grubenbezirke des  Landes  umfassen,  wie  jene  älteren  die  Be- 
zirke des  Nordostens?  Und  wenn  wirklich  dieses  gelungen 
sein  sollte,  wenn  die  psychologische  Frage  im  Sinne  der  auf 
Vereinbarung  gerichteten  Stimmungen  und  nicht  der  auf  Kampf 
gerichteten  gelost  sein  wQrde,  dann  bliebe  wiederum,  die  Dauer 
dieses  psychologischen  Zustandes  vorausgesetzt,  die  Frage  flbiig* 
welche  abermalige  neue  Technik  in  diesen  Frieden  neuen  Kampf 
hineinzutragen  berufen  wäre,  welche  fernere  Entwicklung  der 
Verkehrsmittel,  insbesondere  der  Verkehrsmittel  des  Weltmarktes. 
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oder  welche  neue  Krafterzeugung  in  dieser  Richtung  wirken  könnte, 
die  an  die  Stelle  der  jetzigen  1  räger  des  Kohlenbedarfs  tritt? 

Diese  Ansicht  von  dem  Entwicklungsprozesse  der  Konkurrenz 
ist  Ireilich  weit  entfernt  von  der  abstrakten  Vorstellung  der 
„UnzerstOrbarkeit"  der  Konkurrenz;  sie  will  im  Gegensatze  zu 
einer  solchen  die  Wirklichkeit  der  Erscheinungen  untersuchen, 
sie  will  auf  die  Mannigfaltigkeit  der  Bedingungen  hinweisen, 
welche  die  thatsflchliche  Gestaltung  der  Konkurrenz  bestimmen, 
die  in  jedem  Erwerbsgebiet,  in  jedem  Lande,  in  jeder  Land- 
schaft andere  Formen  derselben  erzeugen.  Sie  will  aber  eben 
darum  zugleich  der  Vorstellung  des  anderen  Extrems  entgegen- 
treten, welche  den  gesamten  Entwicklungsgang  der  heutigen  Pro- 
duktionsweise einem  einzigen  Verhängnis  verfallen  meint,  ver- 
möge dessen  jeder  Rest  der  Konkurrenz  durch  die  Konkurrenz 
verschlungen  werde.  Dieser  Ansicht  gegenüber  ist  namentlich 
darauf  hinzuweisen,  dafs,  wenn  unsere  Beobachtung  der  tech- 
niscli  vorzugsweise  zur  Konzentration  angelegten  Erwerbsgebiete 
zeigt,  welche  Lebenskraft  jenem  Momente  des  Kampfes  inne- 
wohnt, eine  so  viel  grössere  Zähigkeit  der  Menge  der  anderen 
Gebiete  zugeschrieben  werden  darf,  deren  technische  Bedin- 
gungen der  Konzentration  so  viel  weniger  günstig  sind. 

Ist  aber  mit  den  voraufgehenden  Blättern  ein  Beitrag  zu  der 
Erkenntnis  der  wirklichen  Entwicklung  zu  geben  versucht  worden, 
so  sagt  unsere  Betrachtung  zunächst  nichts  Ober  die  praktische 
Seite  des  Gegenstandes,  die  heute  im  Vordergrunde  der  Erörte- 
rungen steht,  sei  es  nun,  dals  man  die  Kartelle  ftlrchtet,  sei  es, 
dafs  man  sie  liebt  und  mit  ihrer  Holfe  die  soziale  Frage  löst, 
sei  es.  dafs  sie  als  die  Uebergangsstufe  zu  dem  unvermeidlichen 
sozialistischen  Staate  erscheinen.  Ich  habe  zeigen  wollen:  erst 
ist  zu  untersuchen,  welche  Geschichte  und  welche  Wirklich- 
keit diese  Gestaltungstendenz  in  der  heutigen  Volkswirtschaft  hat. 

GOtdngen,  Ende  Juli  1895. 
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Von 

Prof.  Dr.  v.  SCHULZE-GAEVERNITZ. 

Die  heutige  russische  Industrie  trägt  einen  kolonialen  Cha- 
rakter; die  modernen  Formen  des  Grofsbetriebes,  Verlagssystem 
und  Fabrik,  wurden  vom  Westen  her  Obernommen  und  unver- 
mittelt aufgebaut  Ober  den  altertOmlichen  Formen  des  „natio- 
nalen Gewerbes",  welches  bäuerlicher  Hausfleifs  war.^ 

Die  Entwicklung  des  Gewerbes  beginnt  in  Rufsland  wie  ander- 
wärts mit  der  Familie  als  der  ursprünglichen,  nach  aufsen  unabhän- 
gigen Wirtschaftseinheit.  Dafs  die  grofse  und  geschlossene  Bauem- 
familie  (pjetschischtsche,  d.  h,  grofser  Herd)  der  Gemeinde  zeitlich 
vorangeht,  ist  für  Rufsland  auf  das  deutlichste  festzustellen.^) 
Denn  erst  im  vorigen  Jahrhundert  sind  in  abgelegenen  Teilen  des 
Nordens  diese  einzelnen  Bauernhöfe  zwangsweise  zu  Gemeinden 
vereinigt  worden. 

Der  Bauernhof  produzierte  zunächst  nur  zum  eigenen  Ver- 

^  Die  Titel  der  ruasiacheii  littentur  gebe  idi  fibenetat  wieder;  ich  fllrchte 
nicht,  dais  dadurch  die  Auffindung  der  betreSeoden  Bflcher  evKhwert  wird» 
wlhrend  der  des  RuMischen  unkundige  Leser  einen  Ueberfalick  Ober  die  benutzte 

Littcratur  erhält. 

Hier  und  im  folgenden  wird  die   BQchcr'sche  Terminologie  angewandt; 
Vergl.  Handwörterbuch  für  Staatswissenschaften,  Art.  Gewerbe. 

')  Vcrgl.  Engelmann,  Leibeigenschaft  in  Rufsland.  Leipzig  1884,  S.  5,  und 
die  dort  angeführte  Abhandlung  von  Jeßmcnko,  Bäuerlicher  Grundbesitz  im 
inlaenlen  Norden,  Russischer  Gedanke,  1882  nnd  1883.  Jefinenko  entwicfc^ 
wie  aus  den  FamiliengQtem  durch  Teilung  dann  Sondereigentum  wird,  wenn  die 
Bauern  frei  bleiben,  wihrend,  wo  das  Land  Staatsbesits  wird,  das  fidudische 
Interesse  des  Grofsfttrtten  den  Gemeittdegesamtbesits  entwickelt 
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brauch,  neben  Nahrungsmitteln  und  Rohstoffen  auch  gewerbliche 
Produkte,  am  frühesten  Gewebe. 

Dies  that,  ähnlich  wie  die  bäuerliche  Familie,  dem  gröfseren 
Verbrauch  entsprechend  in  gröfserem  Mafse,  auch  der  adlige 
Gutshof. 

Eine  solche  sich  selbst  genügende  Gutswirtschaft  mit  bereits 
hoch  entwickelten  gewerblichen  Bedürfnissen  schildert  der  „Do- 
mostroi", ein  Laienbrevier  aus  dem  16.  Jahrhundert,  ähnlich  wie 
auch  im  Westen  derartige  Haushaltsanweisungen  die  Anfänge  der 
volkswirtschaftlichen  Litteratur  enthalten.  Aus  diesem  Buche  ge* 
Winnen  wir  den  Eindruck,  als  habe  eine  wirtschaftfiche  Thätigkeit 
aufserhalb  des  Hauses  gar  nicht  stattgefunden;  es  findet  sich 
keine  Andeutung  von  dem  Begriffe  der  Volkswirtschaft  „Aller 
Lebenszweck  scheint  darin  zu  bestehen,  das  einmal  im  Besitze 
vorhandene  so  zu  verwalten,  dafs  Keller,  Speise-  und  Kleider- 
kammer nicht  leer  werden,  dais  die  hamsterartig  aufgehäuften 
Vorräte  möglichst  vollständig  erhalten,  mit  möglichst  geringen 
Opfern  ergänzt  werden.* 

Hier  wie  tiberall  trieb  die  Bevölkerungsfrage  zu  höheren 
Wirtschaftsformen.  Nur  so  ist  es  zu  erklären,  dafs  im  Norden, 
wo  die  Natur  karg  und  der  Nahrungsspielraum  beschränkt  war, 
die  bäuerlichen  Familien  sehr  früh  begannen,  Ueberschüsse  ihres 
Hausfleifses  zu  verkaufen.  Das  Mittel  bildete  der  Hausierhandel; 
er  vertrieb  die  Erzeugnisse  bäuerlicher  Industrien  nach  dem 
SQden,  der  dafür  Getreide  lieferte. 

Später  kamen  auch  Ausländer,  welche  die  bäuerlichen  Ge- 
werbeprodukte holten;  insbesondere  bestand  eine  seitdem  16.  Jahr- 
hundert rege  Tuch-  und  Leinenausfuhr  über  Archangel  seitens 
der  Engländer,  welche  den  Hanseaten  den  auswärtigen  Handel 
Rufslands  entrissen  hatten.  Bezeichnetwird  dieser  Umschwung  durch 
den  Niedergang  Nowgorods  und  das  Aufblühen  von  Archangelsk, 
nachdem  die  Engländer  1553  den  Seeweg  nach  Rufsiand  durch 
das  Weifse  Meer  endeckt  hatten.  Bis  tief  in  das  Innere  hinein 
wird  von  englischen  Handelsniederlassungen  im  vorigen  und  vor- 
vorigen Jahrhundert  berichtet.  Ivan  IV.  der  Grausame,  der  Zer- 
störer Nowgorods  (1533—84).  wurde  wegen  seiner  regen  Be- 
ziehungen zu  England  auch  „der  englische  Zar"  genannt,  und 
die  Engländer  erklärten  zur  Zeit  der  Elisabeth,  dafs  ihnen  der 


Brückner,  J.  Possoschkow.    Leipzig  1878,  S.  243.    Derselbe,  Russische 
Revue.    IV,  S.  1  ff. 
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Ruföland.V) 

Neben  dem  bäuerlichen  Hausfleifs  war  die  andere  Form  des 
nationalen  Gewerbes  das  Wandergewerbe;  der  Ausgangspunkt 
war  ebenfalls  der  Norden,  Noch  heute  wandern  Tausende  von 
Schreinern,  Maurern,  Glasern  u.  s.  w.  von  Wjatka  und  Wladimir 
nach  dem  landwirtschaftlichen  Süden,  wo  sie  umherziehend  ihre 
Dienste  anbieten.-)  Das  Wandergewerbe  ist  der  Boden,  auf 
welchem  das  Arteil  entstanden  ist  Wie  der  Mensch  flberhaupt 
als  Gruppe  m  die  Geschichte  eintritt,  so  vereinigt  er  sich,  wo  er 
die  natOxiicbe  Gruppe,  die  Familie,  zu  verlassen  gezwungen  ist, 
zu  neuen  konstlichen  Gruppen.  Das  Arteil  trflgt,  gleich  seinem 
Vorbilde  der  Familie,  einerseits,  einen  produktivgenossenschaft- 
liehen  Charakter  und  ist  zugleich  eine  Vereinigung  zum  Zweck 
der  Konsumption:  esumüdstden  ganzen  Menschen  und  verbindet 
ihn  nach  aufsen  in  Solidarhaft.  Bezeichnenderweise  kam  es  nur 
bei  ^wandernden  Industrien"  vor,')  weil  es  hier  eben  die  im 
Boden  wurzelnde  Genossenschaft,  die  Familie,  ersetzte. 

Dies  etwa  der  gewerbliche  Zustand  Rufslands  im  17.  Jahr- 
hundert. Träger  der  Industrie  war  damals  und  bis  tief  in  unser 
Jahrhundert  hinein  der  Bauer. 

Die  Handwerker,  welche  der  Hof  für  seine  Bauten  und  Luxus- 
bedürfnisse brauchte,  wurden  aus  dem  Auslande  verschrieben. 
Erst  waren  es  Griechen;  nach  dem  Fall  des  byzantinischen 
Reiches  folgten  ihnen  die  Deutschen.  Diese  fremden  Handwerker 
befanden  sich  in  einer  halben  Beamtenstellung  und  bildeten  eine 
von  der  einheimbchen  Bevölkerung  streng  geschiedene  Klasse; 
ja  sie  betrachteten  ihre  Kunst  als  Geheimnis  und  hQteten  sich, 
sie  den  Eingeborenen  mitzuteilen,  was  selbst  Peter  d.  Gr.  noch 
gegenQber  den  von  ihm  berufenen  deutschen  Handwerksmeistmi 


>)  Verf  1.  Ordcfi,  Dk  GewmbepoHtik  RnfidMids  tob  P«tar  L  bis  Katiiariiia  IL 
Tabingen  1885,  S.  35  und  42.    Brtckner,  Ivan  PoMMMchkow.   Ldpiig  1878, 

S.  237 — 314.    Derselbe,  Peter  der  Grosse.    S.  6. 

*)  Vcrgl.  .Struvc,  Kritische  Bemerkungen  über  die  wirtschaftliche  Entwick- 
lung Rufslands.  Petersburg  1894,  S.  190/191;  und  Thun,  Landwirtschaft  und 
Gewerbe  in  Mittelrufsland.    Leipzig  1880.  {Missim. 

3)  VergL  Stieda  in  Conrads  JahtbOchen,  Neue  Folge,  Bd.  VI,  S.  193ff.  Mit 
den  modernen  WiitsduftagenosBenscheften  Westeiaropes  »cbeinen  mir  <Ke  ArteDe 
nichts  gemein  zu  haben;  entere  ruhen  auf  individualistischer  Grundlage  und  üve 
Entwicklung  weist  nach  der  Zukunft;  die  Artelle  weisen  nach  der  Vetfnagett» 
hett  und  verfallen  mit  der  Entwicklung  individualistischer  Denkweisen. 
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argwöhnte.  Unter  den  Gewerben,  welche  diese  Ausländer  be- 
trieben, werden  Goldschmiede,  Glocken-  und  Kanonengielser.  Archi- 
tekten, Uhrmacher,  Bildhauer  und  Maler,  Bergleute,  Tucharbeiter 
u.  s.  w.  genannt.  Nach  Brückner  betrug  die  Zahl  der  schon  vor 
Peter  d.  Gr.  in  Rufsland  thätigen  Aushlnder  an  17—18000.1) 

Weil  es  kein  einheimisches  Handwerk  gab,  konnte  es  auch 
keine  Klassenbestrebungen  des  Handwerks  geben,  keinen  Kampf 
gegen  die  Lohnarbeit  in  den  Häusern  der  Kunden,  gegen  das 
ländliche  Gewerbe  und  das  Wandergewerbe,  keine  Regelung  der 
Produktion  innerhalb  des  Handwerks  selbst.  Daher  herrschte  in 
Rufsland  völlige  Gewerbefreiheit  bis  Peter  dem  Grofsen,  wie 
solche  ja  auch  der  Ausgang  unserer  westeuropäischen  Entwick« 
lung  war.  Die  von  Peter  d.  Gr.  dngeüahrte  Zunftverfassung  trug 
einen  rein  bureaukratischen  Charakter  mit  fiskalem  Zweck.  Nach 
Brackner  bestanden  die  Zonfte  nur  nominell;  ein  Ukas  des 
Kaisers  bedrohte  die  Oberpräsidenten  des  Magistrats,  mit  Zucht- 
haus, wenn  die  Zunftverfassung  nicht  binnen  bestimmter  Zeit  ein- 
geftlhrt  sei  —  die  Strenge  der  Strafe  ist  jedenfalls  ein  Beweis 
der  Machtlosigkeit  des  kaiserlichen  Willens.*) 

Weswegen  fehlte  in  Rufsland  eine  einheimische  Handwerks- 
entwicklung  nach  der  Art  unserer  mittelalterlichen?  Es  fehlte 
der  Handel,  welcher  gegenflber  dem  Handwerk  das  primäre  ist, 
indem  er  ursprünglich  mit  ausländischen  Werlgegenstflnden  und 
kostbaren  Naturgaben  des  Inlands  handelt  Damit  schafft  der 
Handel  eine  Klasse,  welche  zwar  Ober  Geld,  weniger  aber  über 
Arbeitskräfte  verfügt  und  Gewerbeprodukte  kauft,  wie  die  Altfreien 
unserer  mittelalterlichen  Städte.  Die  frühen,  viel  versprechenden 
Anfänge  des  russischen  Handels  aber  wurden  vernichtet  durch 
die  Einfälle  asiatischer  Barbaren ;  die  Handelswege  wurden  abge- 
schnitten, welche  vom  Norden  über  Kiew  nach  Griechenland  und 
Asien  wiesen.  Nach  dem  glänzenden  Kulturaufschwung  des  alten 
Rufslands  3)  trat  eine  wirtschaftliche  Rückentwicklung  ein,  mit  der 


I)  BrOckner,  Peter  der  Grofse.  Berlin  1879,  S.  200.  Ordega  a.  a.  O. 
S.  7,  35.  80—83. 

*)  BrOdcner,  Peter  der  Grofse.  S.  521.  Ordega  a.  a.  O.  S.  82.  Als  xxm 
Umbau  des  Schlosses  ia  Petersburg  1761  Tischler  erfordert  wurden,  stellte  sich 

heraus,  dafs  nicht  einer  in  die  Tischlerzunft  eingetragen  war.    Roseaberg,  Ar- 

beitcrschutzgcsetzgcbung  in  Rufsland.    Leipzig  1895,  S.  10. 

^)  Adam  v.  ßremcn  nennt  Kiew  gAemula  sceptri  ConstantinopoUtani  et  da* 
rissimum  decus  Graeciac." 
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verglichen  die  Deutschlands  nach  dem  dreilsigjihHgen  Kriege 
unbedeutend  war.  Seitdem,  insbesondere  seit  der  Tatarenherr- 
Schaft  waren  die  russischen  Städte  nichts  als  Zusammenhflufungen 
adliger,  sich  selbst  versorgender  HerrenhOfe.  Dem  gegenQber 
besais  Westeuropa  auf  Grund  geographischer  und  historischer 
Bedingungen  Handel  und  Handelsstrafsen,  welche  die  Städte  — 
geldwirtschaftliche  Inseln  in  dem  Meere  der  Naturalwirtschaft  — 
untereinander  verbanden. 

Ein  Beweis  fflr  die  Rückständigkeit  des  Handels  in  Rufsiand 
sind  die  steten  Klagen  Ober  BetrOgereien,  in  denen  die  Russen 
den  Ausländern  weit  Oberlegen  seien,  —  ohne  dafs  sie  damit 
dauernde  Vorteile  erreichten.  Peter  der  Grofse  bedrohte  mit 
Todesstrafe  diejenigen,  w  elche  den  Hanf  mit  Steinen  beschwerten, 
da  die  Engländer  sich  weigerten.  1  iant  von  den  Russen  zu  kaufen. 
Russische  BiberwoUe  wurtlc  in  IVankreich  einzulühren  verhüten, 
weil  sie  mit  Katzenhaaren  vermischt  und  für  die  Fabrikation  un- 
geeignet war.i) 

Noch  zur  Zeit  Peters  konnte  eine  Handelsbilanz  von  nur 
2000  Rubel  als  günstig  erwähnt  werden.^) 

Die  kommerzielle  Beherrschung  Rufslands  durch  die  Aus- 
lAnder  in  jener  Zeit  ist  ein  weiterer  Beweis  iür  den  Mangel  eines 
Kaufmannstandes  im  westeuropäischen  Sinne.  Der  einheimische 
Handel,  soweit  er  vorhanden  war,  stand  eben  auf  einer  ähnlichen 
Entwicklungsstufe,  wie  das  Gewerbe.  Grofsenteils  war  er  noch 
Nebenerwerb  der  geschlossenen  Hauswirtschaft.  So  ist  es  zu  er- 
klären, wenn  die  Reformer  noch  zur  Zeit  Peters  über  das  Hin- 
einpfuschen aller  Stande  in  die  Handelsgeschäfte  klagen.  Nach 
einer  Bemerkung  von  Possoschkoff  treiben  Bojaren  und  Edelieute 
Handel.'*')  was  in  dem  Maise  aufhörte,  als  der  Adel  Dienstadel 
wurde.  Die  bäuerliche  Wirtschaft  betrieb  den  Handel  in  der 
Form  des  Hausierhandels.  Man  spricht  vc^n  der  Wanderlust  des 
russischen  Volkes.  Was  als  ein  angeborener  nomadischer  Hang 
angeschen  wird,  war  und  ist  das  Ergebnis  wirtschaftlicher  \'er- 
hältnisse:  der  Wandergewerbe  und  des  Hausierhandels.  I>eidcs. 
verbunden  mit  der  wilden  Feldgraswirtschaft  im  Ackerbau,  be- 
wirkte jene  Beweglichkeit  des  russischen  Volkes,  welche  noch 


*)  Brückner,  ].  PussoschkotV.    S.  303,  304. 

')  VkI.  Brückne  r,  J.  Possoschkoff,  S.  279—304. 

3)  Vgl.  Miljukoir,  Die  Staatawiftscbaft  RulaUnd«  im  «raten  Viertel  des  IS. 
Jabrtmaderts.   Petersbuiiff  1892,  S.  342. 
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heute  den  westeuropäischen  Reisenden  erstaunt:  es  scheint  gleich 
einem  Sandhaufeti.  in  welchem  gerührt  wird. 

Wie  wir  selicn.  fehlte  Handel  und  Handwerk  als  gesonderte 
Berufe  ;  damit  fehlte  zugleich  die  Grundlage  jenes  westcuropUischen 
Büfi^eitums.  in  dessen  Kreisen  gegen  Ausgang  des  Mittelalters 
individualistische  Stimmungen  aufkeimten.  Es  fehlte  eine  Re- 
naissance und  eine  Reformation.  Wenn  die  Slavophilen  diesen 
Mangel  an  Individualismus  bei  tiein  russischen  V'olkc  als  Tugend 
verherrlichen,  so  ist  das  ihre  Sache  und  nicht  mit  ihnen  zu 
rechten.  Nur  so  viel  lüfst  sich  wirtscliaftsgcschichtlich  feststellen: 
um  diesen  Mangel,  beziehungsweise  Tugend  zu  erklären,  bedarf 
es  nicht  eines  besonders  gearteten  russischen  Nationalgeistes. 
Die  ROckständigkeit  der  russischen  Wirtschaftsentwicklung  erklärt 
es,  dafs  das  Individuum  ungeweckt  blieb. 

Man  pflegt  zu  sagen:  Peter  der  Grofse  europäisierte  Rufs« 
land,  indem  er,  was  er  auf  Reisen  kennen  gelernt  hatte,  den 
Merkantilismus  Hollands,  Frankreichs  und  Englands,  nach  seinem 
Reiche  verpflanzte.  Dies  ist  richtig,  aber  erschöpft  nicht  das 
Verhältnis.  Gerade  hierin  zeigt  sich  deutlich  die  Abhängigkeit 
der  Ideen  von  dem  wirtschaftlichen  Boden,  auf  dem  sie  gewachsen 
sind,  dafs  sie  auf  andern  Boden  übertragen  anderen  Zwecken  dienen 
und  zu  andern  Ergebnissen  führen. 

Peter  war  persönlich  durchtränkt  von  den  Ideen  des  Westens. 
Aufgewachsen  unter  dem  Einllufs  der  „deutschen  Vor>ta<it"  Mos- 
kaus und  ihres  angesehensten  Bürgers,  des  Schotten  Ciurdon, 
„litbte  er  die  Deutschen",  wie  das  Volk  zu  seinem  Entsetzen 
wahrnahm;  bald  nach  Regierungsantritt  besuchte  er  Archangelsk, 
die  nach  Europa  gewandte  Seite  und  den  einzigen  Seehafen  des 
damaligen  Rufslands,  Hier  lernte  er  holländisch,  verkehrte  mit 
englischen  Kaufieuten,  schob  mit  holländischen  Matrosen  Kegel 
und  suchte  insbesondere  die  Geheimnisse  der  SchiflTbaukunst  zu 
erlernen.  Die  russischen  Zimmerleute  werden  zu  ,,schiptimmer- 
manni",  der  Boewode  des  Archangelschen  Bezirks  ,roin  her  gu- 
bemor.*  ^)  Später  während  seines  berflhmten  Aufenthaltes  in  den 
Niederlanden  wurde  Peter  halber  Holländer.  Der  Reichtum  der 
Generalstaaten,  die  Macht  Englands  wurden  das  Ideal,  dem  von 
nun  an  all  seine  Thätigkeit  nachsteuerte.  Fast  sämdiche  Mafs> 
regeln  des  westeuropäischen  Merkantilismus  wurden  von  ihm  in 


V»  V§I.  Miljukoff,  Die  SUatswirtschoA  Rußlands  in  der  ersten  Hilft«  des 

18.  Jahrhunderts,  S.  204. 

Archir  fOr  so*.  GcseUgcb^.  u.  Sutiatik.  VUL  29 
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irgend  welcher  Weise  nachgeahmt,  wie  er  denn  persönlich  in 
der  merkantilistischen  Wirtschaftsauffassung  vOUig  befangen  war. 

Trotzdem  besteht  ein  sehr  grofser  Unterschied  zwischen  dem 
Merkantilismus  etwa  einer  Elisabeth,  eines  Colbert  oder  Cromwell 
und  dem  Peters  des  Grofsen.  Der  französische  und  englische 
Merkantilismus  bedeutete  eine  Zusammenfassung  der  Städte  und 
des  Bürgertums,  welches  das  höchste  Ergebnis  der  mittelalter- 
lichen Entwicklung  und  zugleich  geistig  wie  wirtschaftlich  der 
Ausgangspunkt  der  neueren  Geschichtsperiode  war.  Hier  war 
der  moderne  Staat  nichts  anderes  als  die  Organisation  dieses 
Bürgertums.  E^lnichviel  ob  sie  crfolt^te  durch  die  Hand  der  über- 
kommenen Dynastie,  wie  in  Frankreich  und  England,  oder  im 
Gegensatz  zu  ihr,  wie  in  den  Niederlanden.  Des  Staates  bediente 
sich  die  neu  emporgekommene  Klasse,  um  in  Handelskriegen. 
Kolonialpolitik  u.  s.  w.  brutal,  aber  durch  Kralt  licwundernswert 
ihre  Interessen  zu  fördern.  Leute  mit  l)ürgerlichen,  selbst  kauf- 
männischen Zügen  treten  zum  ersten  mal  unter  den  Staatsmännern 
der  Zeit  hi  rvor  —  ein  de  Witt,  ein  Colbert. 

Zwei  Züge  wies  dieser  moderne  Staat  auf,  in  denen  er 
sich  völlig  unterschied  von  dem  sogenannten  Merkantilismus  Ost» 
europas. 

Seine  Finanzwirtschaft  —  weil  aufgebaut  auf  einer  geldwirt- 
schaftlichen Klasse  —  war  geldwirtschaftlich.  Mit  Geld  bezahlte 
der  KOnig  seine  Beamte,  seine  Offiziere  und  Soldaten.  Damit 
unabhängig  vom  Adel,  drängte  er  die  feudalen  Verhältnisse  zu- 
rOck  und  beschränkte  die  Hörigkeit  Mit  dieser  Entwicklung  also 
stieg  zugleich  der  Bauer  empor;  Cromwells  Reiter  waren  Bauern; 
von  der  hohen  Lage  des  französischen  Bauemstandes  legt  ihre 
Kraft  in  der  Revolution  Zeugnis  ab. 

Geistig  war  diese  Entwicklung  individualistisch,  wie  es  der 
Handel  ist,  auf  dem  sie  beruhte.  Man  denke  an  William  Petty, 
den  scharfsinnigsten  aller  merkantilistischen  Schriftsteller;  neben 
aller  Verherrlichung  der  Staatsgewalt  ist  die  stillschweigende 
Voraussetzung  fast  jeder  Seite  seiner  Schriften  ein  starkes,  sich 
selbst  genügendes  Individuum.  Ein  kühner  welterobemder 
Ilandelsgeist  kommt  in  ihm,  einem  Temple,  Raleigh  u.  a.  w.  zum 
Ausdruck. 

Anders  in  PVankreich.  Trotz  aller  Erfolge  auf  dem  Gebiete 
der  Gewerbepolitik  gelang  es  Colbert  nicht,  den  französischen 
Handel  seinen  Rivalen  gleich  zu  machen.  Damit  fehlte  Frank- 
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reich  die  wirtschaftliche  Quelle  des  geistigen  Individualismus; 
der  Staat  erstickte  das  Individuum. 

In  Holland  und  in  England  Oberwog  der  Handel,  der  Trflger  des 
Individualismus.  Daher  wurde  hier  trotz  aller  staatlichen  Zusammen- 
fassung die  Freiheit  des  Individuums  nicht  unterdrOckt  Im  Kampfe 
der  Nationen  aber  siegte  diejenige,  welche  die  stärkste  Organi- 
sation nach  auisen  mit  der  kraftigsten  Entwicklung  von  Individuen 
nach  innen  verband.  Es  war  ein  Blitz  jenes  geistvollen  Realismus, 
womit  A.  Smith  seinen  Deduktionen  häufig  einen  so  grofsen  Reiz 
verleiht,  wenn  er  —  in  Uebereinstimmung  mit  seinem  Freunde 
Humc  —  behauptete,  in  dem  Besitze  gröfserer  innerer  Freiheit 
bestehe  der  wichtigste  Vorteil  Englands  im  Kampfe  mit  Frank- 
reich. 

Vergleichen  wir  hiermit  Rufsland  und  den  osteuropäischen 

Merkantilismus. 

Die  reiche  und  viel  versprechende  mittelalterliche  Entwicklung 
Rufslancis  war  durch  die  tatarische  Eroberung  gebrochen  worden. 
Alles  Land  wurde  Eigentum  des  Chans,  alle  Unterthanen  seine 
Sklaven.  Mit  dem  Wegfall  der  Tatarenherrschalt  1480  rückte 
der  Grolslürst  von  Moskau,  welcher  als  Generalsteuereinnchmer 
des  Chans  eine  Zentralgewalt  entwickelt  hatte,  in  dessen  Stelle. 
1547  nahm  er  den  Titel  des  Zaren  an,  wahrend  der  Staat  den 
tatarischen  Charakter  bewahrte:  eine  absolute,  auf  Eroberung 
ruhende  Monarchie  auf  Basis  eines  naturalwirtschaftlichen  Bauern. 
Dieses  Staatswesen  war  jeder  Entfaltung  des  Individuums  feind- 
lich; der  Gedanke  der  rechtlich  geschotzten  Sphäre  des  Ein- 
zelnen, einer  Sphäre  der  Freiheit  und  des  Eigentums,  in  die 
selbst  der  Staat  nicht  eingreifen  darf,  war  diesem  Staate  von 
Natur  so  entgegengesetzt  wie  möglich,  entgegengesetzt  auch  jede 
Sonderrechtsbildung;  wie  denn  die  fortgeschritteneren  und  frei- 
heitlicheren Zustande  von  Nowgorod  und  Pieskau  durch  Moskau 
gewaltsam  nivelliert  wurden. 

Aber  auch  im  Moskau-Staate  regten  sich  alsbald  nach  Be- 
seitigung der  Tatarenherrschaft  westeuropäische  KntwicklungS- 
momente  in  der  Emporentwicklung  des  Adels. 

Da^  16.  und  17.  Jahrhundert  waren  voll  von  inneren  Un- 
ruhen, welche  zeitweise  die  zarische  Gewalt  gänzlich  zu  besei- 
tigen und  Rufsland  einem  Schicksal  ahnlich  dem  Polens  zu 
überliefern  drohten.  Dazu  kam  die  Gefahr  der  westlichen  In- 
vasion, ja  Eroberung;  Sigismund  von  Polen  befahl  zeitweise  in 
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Rufsland  und  der  Kreml  in  Moskau  enthielt  damals  eine  polnische 
Garnison* 

Wollte  man  nicht  eine  Provinz,  sondern  ein  selbständiges 
Glied  Europas  werden,  so  mufste  man  die  zentrifugalen  Ten- 
denzen der  Bojaren  durch  die  Monarchie  brechen  und  die  Kräfte 
dieser  Monarchie  abwehrend  und  erobernd  nach  auisen  wenden. 
Wie  man  gewerblich  die  Stufe  des  mittelalterlichen  Handwerks 
übersprang,  so  flbersprang  man  politisch  die  Stufe  der  Feuda- 
litAt;  das  Problem  war,  eine  der  westeuropäischen  militärisch 
gewachsene  Monarchie  auf  den  naturalwirtschaftlichen  Bauern  zu 
grOnden. 

Die  militärische  Technik  Westeuropas  in  grofsem  Mafsstabc 
nach  Rufsland  übertragen  zu  liaben,  war  das  Werk  Peters;  ihr 
diente  der  Staat,  ihr  sein  Merkantilismus.  Hier  im  Osten  ist  der 
militärische  Zweck  Selbstzweck  des  Staates. 

In  seinem  gründlichen  Werke  über  das  Finanzsystem  Peters 
des  Grofsen  hat  Miljukofl'  gezeigt,  wie  sehr  die  IIer;>tellung  eines 
Heeres  und  einer  Flotte  nach  westeuropäischem  Muster  „die  be- 
wegende Ursache  aller  Neuerungen  auf  dem  Gebiete  der  Staats- 
wirtschaft war."M  In  dem  Budget  von  1701  machen  die  Aus- 
gaben für  militärische  Zwecke  78  pCt.,  aus,  während  der  nächst- 
höhere Posten  auf  Finanzoperationen  und  merkantilistische  Mafs- 
regeln  füllt,  welche  doch  letztlich  wieder  dem  militärischen  Zwecke 
zu  dienen  hatten.  Dieses  Verhältnis  stieg  immer  weiter,  bis 
1705  die  militärischen  Ausgaben  96  pCt.  der  Staatseinkünfte  ver- 
schlangen.-) 

Der  militärische  Zweck  des  Staates  aber  konnte  nicht  er- 
reicht werden  durch  dieselben  Mittel,  welche  die  westeuropäische 
Monarchie  anwandte:  durch  eine  geldwirtschaftliche,  auf  dem 
Bürgertum  ruhende  Finanzwirtschaft.  Denn  eine  solche  Klasse 
gab  es  in  Ruisland  nicht.  Daher  lag  in  der  Kopfsteuer,  erhoben 
von  Staatsbauern  wie  Gutsbauem,  der  Schwerpunkt  der  Finanz- 
wirtschaft.*) Aber  da  die  Bauern  kaum  etwas  verkauften,  so 
hatten  sie  wenig  Geld,  um  die  Steuer  zu  zahlen;  ihr  Ertrag 
war  auf  nicht  mehr  als  4  Millionen  Rubel  berechnet,  welche  aber 
schlecht  eingingen.  Das  Buch  von  Miljukoff  ist  voll  von  Belegen 


Miljukofl",  a.  a.  O.,  S.  166. 
Miljukoff  a.  a.  O.  S.  162,  234. 
')  Vgl.  Janschul,  Gnindlagen  der  FinaBzwirtschaft.  Peterabviv  1890,  S.  357; 
ferner  HUjakoff,  a.  a.  O.,  S.  635—648,  692  ff. 
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der  Zahlungsunfähigkeit  der  Bauern,  welche  sich  massenhaft  der 
mittelst  schwerer  Strafe  eingetriebenen  Steuer  durch  die  Flucht 
entzogen  —  „teils  nach  Sibirien,  teils  zu  den  Baschkiren,  teils 
über  die  polnische  und  littauischc  Grenze."  „Bald  empfangen  — 
so  schildert  Miljukoff — ganze  Regimenter  jahrelang  keinen  Sold 
und  werden  zu  halben  Bettlern  und  Landstreichern,  bald  kann 
das  Mskadre  nicht  aus  der  Newa  fahren  wegen  Mangel  an  Geld 
und  so  wird  die  geplante  Campagne  um  ein  Jahr  aufgeschoben; 
hier  sterben  die  Artilleristen  vor  Hunger  und  dort  sitzen  Diplo- 
maten  im  Auslande  ganze  Jahre  ohne  Gehalt* 

Nach  weiterer  Schilderung  derartiger  Zustande  fthrt  liOljukoff 
fort:  9 Was  unternahm  die  Regierung?  Zunflchst  bestand  sie 
auf  buchstäblicher  ErflUIung  der  Steuerauflagen,  wiederholte  die 
Befehle  an  die  Gouverneure,  bedrohte  sie  mit  Strafen  und  be- 
strafte sie  zuweilen  thatsachlich,  machte  für  die  Steuern  die 
Steuerkommissare  der  Gouvernements  haltbar  und  setzte  die 
unteren  Beamten  ins  GefiUignis  und  schickte  endlich,  nach  Er- 
schöpfung dieser  Mittel,  Militflr  in  das  betreffende  Gouvernement. 
Wieder  wurde  geschrieben,  geprügelt,  gestraft,  eingesperrt  und 
nachdem  alle  Mittel  des  Zwanges  versucht  worden  waren,  wandten 
sich  die  Offiziere  an  ihre  Vorgesetzten  mit  derselben  Frage:  was 
jetzt  thun?  Es  ist  klar,  dafs  der  Staat  andere  Mittel  versuchen 
mufste." 

Aber  die  anderen  Objekte,  die  man  zu  besteuern  vorfand, 
waren  flufserst  gering:  ein  Beweis  hierfOr  sind  die  merkwQrdigsten 

Steuern,  die  man  mangels  besserer  ersann.  Man  besteuerte 
Bärte,  Särge,  Badestuben.  Schornsteine,  Keller  und  Brunnen; 
sehr  entschieden  tadelt  der  Engländer  J.  Perry  die  Steuer  auf 
Backsteine  -  eine  Mafsregel  allerdings  ganz  entgegengesetzt  dem 
Geiste  des  Merkantilismus. 2) 

Da  ein  I  landelsstand,  den  man  hätte  besteuern  können,  fehlte, 
so  nahm  Peter  den  Handel  in  die  eigc^ne  Hand.  Die  wichtigsten 
Handelswaren  waren  Staatsmonopol:  Juchten,  Hanf,  Pott- 
asche, Theer,  Wachs,  Talg,  Hanföl,  Leinsaat.  Borsten,  Kaviar. 
Wagenschmiere  und  Leberthran.  vor  allem  Salz.  Branntwein  und 
Tabak.  Regal  war  die  Bienenzucht  und  Walfischfang,  regal  war 
auch  der  Handel  mit  China.^j 


*)  Miljukoff.  a.  a.  O.,  S.  505. 

'»  Brückner,  Pctcr  der  Grofse,  S.  512. 

3)  Vgl.  SUeda,  Russische  Revue,  Bd.  IV,  S.  229  ff. 
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Seit  1711  hat  Peter  die  Mehrzahl  dieser  Monopole  fallen 
lassen;  nur  das  Branntwein-»  das  Tabak-  und  das  Salzmonopol 
blieben  bestehen  —  gewifs  nicht  deswegen,  weil,  wie  Ordega 
wilK  der  Zar  nunmehr  ifliberaleren*  GrundsAtzen  huldigte.  Dafe 
kein  prinzipieller  Widerspruch  gegen  Monopole  vorlag,  beweist  die 
Thatsache,,dals  der  Zar  zwar  die  Staatsmonopole  vielfach  aufhob, 
um  so  bereitwilliger  jedoch  Privatleuten  Monopole  erteilte^)  —  oft 
Monopole  der  wunderlichsten  Art;  beispielsweise  wurden  Aus- 
landern Monopole  für  Mastbäume,  Seekarten  u.  s.  w.  erteilt  Noch 
weniger  durchschlagend  ist  der  Grund,  den  Scherer  anführt,  der 
Zar  habe  eingesehen,  dafs  „ein  Fürst  nicht  zur  untergeordneten 
Rolle  des  Kaufmanns  herabsteigen  dürfe,  damit  nicht  der  Handel 
die  königliche  Würde  herabsetze."  Wo  immer  etwas  zu  ver- 
dienen war,  hat  der  Zar  gleich  andern  Monarchen  seiner  Zeit 
selbst  Handelsgeschäfte  gemacht,  z.  B.  nach  Spanien.  Portugal 
u.  s.  W.2)  Wie  wenig  scrupulös  er  in  dieser  Hinsicht  verfuhr,  zeigt 
folgende  Geschichte: 

Der  Zar  kaufte  einmal  eine  bestimmte  Menge  Hanf  und  licfs 
sie  an  seine  Häfen  liefern.  Dann  verbot  er  allen  Kaufleuten 
Hanf  zu  verkaufen,  bis  er  den  seinigen  abgesetzt  hatte,  für  welchen 
er  einen  hohen  Preis  festsetzte,')  womit  das  kurzlebige  Hanf* 
monopol  wieder  aufhörte. 

Der  offenkundige  Grund  der  Aufgabe  der  meisten  Monopole 
ist  vielmehr  der,  dafs  sie  nichts  einbrachten,  d.  h.  an  den  natural* 
wirtschaftlichen  Zustanden  des  russischen  Volkes  scheiterten. 
Alle  Auslander,  welche  Aber  das  damalige  Rulsland  schrieben, 
stimmten  darin  Oberein,  dafs  Rufsland  zwar  viele  kostbaren  Natur* 
Produkte,  aber  „wenig  Geld"  besitze. 

War  auf  dem  Wege  einer  geldwirtschaftlichen  Finanz  das 
angestrebte  Ziel  nicht  zu  errcirhen,  so  blieb  nichts  übrig,  als  die 
Bedürfnisse  des  Staates  und  der  Armee  naturalvvirtschafdich  zu 
befriedigen.  Die  Soldaten  gewann  man  durch  Konskription;  die 
Einstellung  zum  Militär,  welche  der  Hauer  nicht  weniger  als  ein 
Todesurteil  fürchtete,  wurde  zum  schärfsten  Strafmittcl  in  der 
Hand  des  Gutsherrn  gegen  halsstarrige  Leibeigene.  Auch  tür 
andere  staatliche  Arbeiten  bediente  man  sich  der  zwangsweisen 


»)  Stieda,  a.  a,  O  ,  S   220,  229.  230. 

Vgl.  Bnnknn.   i 'o8so5.chkojV,  S.  29t.    Juhn  Perry,  £ut  prisent  de  U 
graml«-  Russie.     Iraduit  de  l'Anglais.    1717.  p.  242. 

^)  Vgl.  StiMlm,  RmaiKlie  Revue.   IV.,  S.  226.  241. 
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Konskription;  so  wurden  die  Erdarbeiter  zum  Baue  St.  Peters- 
burgs zwangsweise  ausgehoben;  nach  der  Rückkehr  aus  dem 
Kri'  gc  verwandte  l'eter  die  Soldaten  zu  Kanalbauten  und  ähn- 
liche m.^j  Da  ihre  Verpflegung  in  Kriedenszeiten  mehr  Schwierig- 
keiten machte,  wie  auf  fremdem  Territorium  im  Kriege,  so  hat 
Fetcr  vielfach  die  Regimenter  Ober  weite  Landstrecken  in  Bauern- 
quartiere zerstreut,  wobei  den  Gemeinden  die  Unterhaltung  der 
Truppen  als  unentgeltliche  Pflicht  auferlegt  wurde.') 

Auch  Offiziere  und  Beamten  wufste  man  auf  naturalwirt- 
schaftUchem  Wege  sich  zu  verschaffen;  man  legte  dem  Adel  die 
Verpflichtung  des  Staatsdienstes  auf  und  gab  ihm  dafllr  die 
Herrschaft  Ober  den  Bauern.   Dies  bezeichnet  einen  besonders 
tiefen  Gegensatz  zwischen  dem  westlichen  und  östlichen  Mcrkan- 
;ilismus.  Auf  dem  Schlachtfelde  vonTewkesbury  1471  rief  Eduard  IV., 
'in  tj'pischer  Vertreter  der  westeuropäischen  Monarchie:  „schonet 
las  Volk  und  tötet  die  Herren"  —  in  Rufsland  führte  Peter  der 
jrofse  die  Lcibeigenschalt  einen   starken   Schritt  vorwärts  und 
nrcn  Höhepunkt  erreichte   diese  Institution   erst  unter  der  er- 
kuchteten  Katharina  11.;  damals  fiel  die  Grenze,  welche  die  Leib- 
cgensclialt  von  der  Sklaverei  scheidet:  auch  ohne  Land  wurden 
Renschen  verkauft,  vertauscht,  vt  i  macht  und  verpfändet  -   in  den 
il;itungen  neben  Hunden  und  Papageien  Zofen  und  Kararaer- 
dsner  ausgeboten,  auf  den  Markten  der  Städte  die  gewOhn- 
lioeren  Exemplare  der  Menschenware  an  den  Meistbietenden 
vesteigert')  1771  mufste  Katharina  verbieten,  bei  Zwangsver- 
sttgerung  von  LandgOtem  die  Bauern  gesondert  vom  Lande 
un»r  den  Hammer  zu  bringen.  Erst  1808  wurde  der  Verkauf 
voi  Menschen  auf  Öffentlichen  Bfflrkten  verboten. 

Der  preufsische  Merkantilismus  des  vorigen  Jahrhun- 
dets,  bisher  meist  vom  Westen  gesehen,  sollte  auch  vom 
Ostn  her  beleuchtet  werden.  In  der  I  hat  ist  er  ein  Mittelding 
zwishen  Westeuropa  und  Rufsland;  das  erstere  ist  er  dem 
„woen"  nach,  das  letztere  in  vielen  Fällen  ist  sein  „vollbringen." 

)as  Finanzsystem  Brandenburg -Preufscns  hat  gegenüber 
dem  Kufslands  einen  westeuropäischen  Zug:  die  Accise  als 
eine  den  Städten  auferlegte  Verbrauchssteuer.    Ihre  Bedeutung 

Brückner,  Peter  der  Grofse,  8.  526. 

■  Miljiikofl,  a.  a.  O..  S.  697. 

•  Vgl.  .Scmjcwski,  Die  Bauern  unter  der  RfRierung  Katharina  II.  Peters- 
burg 81.  Bd.  I,  S.  1 45-- 157.  Vgl.  ferner  Transchc  Roseneck,  Gutsherr  und 
Bauen  Livland.  Strafsburg  1890,  S.  198,199. 
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beweist,  dafs  die  preufsischen  Könige  wenigstens  schwache  Reste 
eines  steuerfahigen  Bürgertums  in  ihrem  Staate  vorfanden. 

Aber  dieselben   waren  finanziell   nicht  stark  genug,  um  das 
Heerwesen  aut  ihnen  ausschliefsiich  aufzubauen.  W'Omit  das  König- 
tum unabhängig  von  den  Junkern  gewesen  wäre.  Osteuropäisch  ist 
der  notgedrungene  Konipromifs  mit  dem  Adel,  auf  welchem  der 
preufsische  Staat  des  vorigen  Jahrhunderts  beruhte.   „Das  fürst- 
liche Klassenbewufstsein*  der  preufsischen  Könige  war  westeuro- 
päisch und  fflhrte  zu  fortgesetzten  Protesten  gegen  die  Leibeigen- 
schaft. So  hat  bekanntlich  Friedrich  der  Grolse  —  Ahnlich  schon 
sein  Vater  —  1763  dekretiert:  es  sollen  absolut  und  ohne  das 
geringste  Raisonnieren  alle  Leibeigenschaften  von  Stund  an  ab- 
geschafft sein;  aber  noch  im  preussischen  Landrecht  1794-  be- 
steht, wenn  auch  unter  anderem  Namen,  die  Leibeigenschaft  fort; 
ja  zu  dem  Paragraphen,  welcher  die  Leibeigenschaft  im  Sinne 
der  Sklaverei  verbietet,  machten  die  Stande  der  Uckermark,  Neu- 
mark und  der  Kreise  Beeskow  und  Storkow  damals  noch  die  Be> 
merkung:  jener  Paragraph  würde  geltendes  Recht  ändern.*)  »De: 
König  war  mehr  als  halb  besiegt  —  dieses  Wort  Knapps  be 
zeichnet  den  fruchtlosen  Kampf  der  preufsischen  Könige  gege* 
die  Leibeigenschaft  überhaupt.    Was  die  preufsischen  König; 
erfolglos  bekämpften,  haben  die  grofsen  Zaren  des  vorigen  Jah- 
hunderts  —  Peter  und   Katharina  -     bewufst   geschaffen.  I)r 
Grund  war  in  beiden  Fällen  der  gleiche:  man  brauchte  den  Acl 
als  Offizit-r  und  Beamten  und  hatte  nicht  das  Geld,  seine  Diente 
zu  bezahlen.    Man  zahlte  mit  Menschen. 

Osteuropäisch  im  preufsischen  Staate  des  vorigen  Jahrhn- 
derts  ist  auch  die  Kantonpflicht,  d.  h.  die  zwangsweise  Kn- 
skription  der  Bauern  zum  I  leer.  Mifsverständlichcrvveise  hat  lan 
diese  Institution  mit  der  modernen  allgemeinen  Wehrptlich  in 
Zusammenhang  gebracht.  Letztere  beruhte  auf  der  Idee  ies 
Volksheeres,  wie  es  zum  ersten  male  die  französische  Revolüon 
der  alten  Monarchie  entgegengesetzt  hat;  eingestandenermcen 
wollte  Schamhorst  das  französische  mit  dem  deutschen  VIks- 
beer  bekämpfen.  Ihrer  Natur  nach  verlangt  die  allgemeine  VthT' 
pflicht  eine  das  Volk  und  Heer  tragende  und  vereinigende  ^ee. 
Nichts  aber  ist  der  Monarchie  des  vorigen  Jahrhunderts  entggen- 


>)  Knapp,  Die  Landarbeiter  in  Knechtadiaft  und  Freiheit  Lcipzi^4  891. 
Derselbe,  Die  Bauernbefreiung  und  der  Ursprung  der  Landarbeiter.  LeipajlSS?, 
L  S.  120. 


Digitized  by  Google 


Eine  Studie  znan  oeteoropAiscIieB  Merlum1;illsmas. 


449 


gesetzter,  die  in  der  Armee  ein  Instrument  ihres  Willens,  nicht 
ein  Organ  des  erst  werdenden  Staates  erblickt  Einsichtsvoller 
als  ihre  Verherrlicher,  haben  die  preufsischen  Könige  daher 
grundsätzlich  das  Werbesystem  vorgezogen  und  nur  wegen  Geld- 
mangels in  gröfserem  Umfange  zur  Konskription  gegriffen. 

Osteuropäisch  endlich  im  Preufsen  des  vorigen  Jahrhunderts 
war  jene  schulmeisterliche  Stellung  des  Staates  zum  Untcrthancn, 
welche  Brentano  mit  folgenden  Worten  dem  westeuropäischen 
Merkantilismus  entgegensetzt^): 

„In  England  war  die  Staatsgewalt  in  ihren  wirtschaftlichen  Mafs- 
nahmen  meist  nur  das  Organ  der  Wirtschaftsinteressenten  selbst. 
Diese  waren  es,  von  denen  die  Initiative  ausging.  Sie  regten 
an,  schlugen  vor,  die  Staatsgewalt  prüite  und  verordnete.  In 
Schlesien  war  es  die  Staatsgewalt,  welche  den  Wirthschaftsinter- 
essenten  befahl,  welche  aus  eigener  Initiative  ins  Leben  rief, 
ordnete  und  regelte*  —  oder  in  der  drastischen  Weise  der  Zeit 
ausgedrflckt:  „Der  Plebs  geht  von  der  alten  Leyer  nicht  ab, 
bis  man  ihn  bei  Nase  und  Armen  zu  seinem  Vorteil  hinschleppt"') 
Wie  Peter  der  Grofse  seine  Kaufleute  als  Kinder  bezeichnete, 
die  »willig  oder  widerwillig*  das  ABC  lernen  sollten,  so  galt 
auch  in  Preufsen  der  Satz:  «Der  Kaufmann  bleibet  bei  dem,  was 
er  erlernt  hat*  Dem  in  der  That  „beschrankten  Unterthanen- 
verstand*  wurde  es  schwer  verdacht,  „die  ihm  geschehenen 
Antrflge  skeptisch  zu  behandeln.**)  Grund  dieser  Erscheinung 
war  die  wirtschaftliche  RQckständigkeit  des  Ostens,  welchem 
jenes  GrofkbQrgertum  völlig  fehlte,  aus  dessen  Kreisen  die  Lite- 
ratur des  westeuropäischen  Merkantilismus  hervorging,  welche 
im  Osten  wie  im  Westen  dem  Staate  selbst  die  leitenden  Ge- 
sichtspunkte angab. 

Wir  haben  damit  die  grundsatzliche  Verschiedenheit  des 


Vgl  Zeitschr.  für  Sotial-  und  WirtschaftsgescUchte,  Bd.  L,  S.  338,  339, 
n.  S.  348  ff. 

Vgl.  Schmollcr,  Studien  Ober  die  wirtscIuftUche  Politik  Friedrich  des 
Greisen.  Jahrb.  t  Geset^b.  u.  Verw.,  N.  F.,  Vm.,  S.  8.  .Allen  ist  bekannt,* 
sagt  in  ähnlicher  Weise  Peter,  ,dafs  unsere  Leute  nichts  von  selbst  anfangen, 
ohne  dafs  man  sie  nicht  zwinfjo.  Dali« t  iiiufs  das  K'immerzkollegiiirn  die  Richtung 
der  Handelscntwicklung  leitend  bestimmeo,  etwa  wie  eine  Mutter  wohl  lür  ihr 
unmündiges  Kind  sorgt." 

^)  Vgl.  bei  Zimmermann,  BlOte  und  Verfall  der  ächlesischen  Leinenindustrie, 
S.  129,  130. 
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west-  und  des  osteuropäischen  Merkantilismus  erörtert,  welche  in 
letzter  Linie  auf  der  Verschiedenheit  der  finanziellen  Grundlagen 
des  Staates  beruht.  Im  folgenden  betrachten  wir  im  besonderen 
die  Gewerbepolitik  des  russischen  Merkantilismus,  bei  welcher 
sich  ebenfalls  gewisse  Analogieen  mit  der  Fridricianischen  Ge- 
werbepolitik  als  naheliegend  ergeben. 

Alle  gewerblichen  Unternehmungen  in  Ruf-^land  zerfallen  bis 
zu  den  Reformen  Alexanders  II.  in  zwei  streng  geschiedene 
Gruppen:  die  gutsherrlichen  und  die  unter  Staatsaufsicht  be- 
findlichen, staatlichen  oder  halbstaatlichen  Fabriken. 
Dieser  Untenschied  beruht  auf  der  Strenge  der  Leibeigenschaft, 
wie  sie  seit  Peter  im  vorigen  Jahrhundert  ihren  Gipfel  erreichte. 

Ntir  der  adlige  Gutsherr  hatte  grundsätzlich  das  Recht»  Leib- 
eigene zu  halten,  also  auch  unbeschrankt  zur  Fabrikarbeit  zu 
verwenden.  Daneben  war  es  nur  der  Staat,  welcher  Bauern  zur 
Fabrikarbeit  zwingen  und  nicht  adligen  Unternehmern  das  Pri- 
vileg der  Leibeignenhaltung  zwecks  Fabrikarbeit  verleihen  konnte. 
Für  dieses  Privileg  behielt  er  sich  ein  weitgehende»  Aufsichts- 
recht des  gesamten  Gewerbebetriebes  vor. 

Betrachten  wir  zunächst  die  g^tsherrlichen  Fabriken,  welche 
sich  ganz  unabhängig  vom  Staate  entwickelten.  Mit  Recht  nennt 
Engelmann  die  Gutsherrschaft  einen  geschlossenen  und  unab- 
hängigen ifStaat  im  Staate",  lediglich  durch  die  Dienstpflicht 
seines  Herrn  (und  die  Kopfsteuer  der  Bauern)  mit  der  Centralregie- 
rung  verbunden. 

1.  Die  gutsherrlichen  Fabriken. 

Die  Leibeigenschaft  ist  gewifs  von  nicht  gerin-eui  Einflufs 
auf  die  russische  Gewerbeentwicklung  gewesen.  Sie  wirkte,  wie 
die  Einführung  der  Unfreiheit  einst  im  westlichen  Europa,  zu- 
nächst zu  Gunsten  des  technischen  Fortschritts.  Wie  einst  die 
Grundherrschalt  im  frühen  Mittelalter  die  fortgeschrittene  land- 
wirtschaftliche Technik  der  römischc:n  Villa  dem  germanischen 
Markgenossen  aufzwang,  so  wurde  hier  auf  gleichem  Wege  die 
fortgeschrittene  gewerbliche  Technik  des  Westens  in  Verhältnisse 
eingeführt t  die  noch  weit  entfernt  waren,  sie  aus  sich  heraus  zu 
entwickeln. 

Ausgang  der  Entwicklung  war  hier  wie  dort  die  ge- 
schlossene Gutswirtschaft.  Geschickte  Bauernsöhne  nahm  der 
Gutsherr  auf  den  Herrenhof  und  bildete  sie  hier  zu  Handwerkern, 
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sogenannten  Hofleuten,  aus.^)  Daneben  mufsten  die  Bauern  aufscr 
landwirtschaftlichen  Abgaben  und  Frohnden  den  Ueberschufs  ihres 
gewerblichen  Hausfleifses  dem  Gutsherrn  abgeben. 

Nach  einer  feinen  Bemerkung  von  A.  Smith  sind  es  die  Luxus- 
beclürfnissc  des  Adels  gewesen,  welche  zuerst  einen  Anstofs  zu  geld- 
wirtschaftlicher Entwicklung  der  Verhilltnisse  des  platten  Landes 
gaben.  So  auch  wünschte  der  russische  Adel  weniger  Natural- 
produkte  als  Geld;  denn  er  hatte  auf  Reisen  vuni  Kriegen  west- 
europäische Bedürfnisse  kennen  gelernt,  die  nur  durch  Geld  zu 
befriedigen  waren. 

Geld  konnte  sich  aber  der  Bauer  immerhin  eher  noch  durch 
Verkauf  gewerblicher  Erzeugnisse  oder  durch  Wandergewerbe 
verschaffen,  als  durch  Verkauf  landwirtschaftlicher  Produkte. 
Daher  begünstigte  der  Gutsherr  die  bäuerlichen  Gewerbe. 
Insbesondere  waren  nach  Haxthausen  im  nördlichen  Rufsland, 
wo  der  bAuerliche  Hausfleifs  seinen  Sitz  hat,  die  Geldabgaben 
der  Bauern  hflufig,  während  im  rein  landwirtschaftlichen  Soden 
Naturalabgaben  und  Frohnden  Oberwogen.  Ein  grofser  Teil 
dieser  fälschlich  sogenannten  Hausindustrien  ist  zweifellos  zwangs- 
weise durch  den  Adel  eingeführt  oder  ausgedehnt  worden.  Noch 
heute  gilt  ein  ähnliches  Verhältnis.  An  die  Stelle  der  gutsherr- 
lichen Abgaben  sind  heute  Ablösungs-  und  Steuerzahlungen  ge- 
treten; um  sie  aufzubringen,  ist  der  sonst  naturalwirtschafUiche 
Bauer  vielfach  zur  Fabrikarbeit  während  des  Winters  gezwungen, 
als  der  einzigen  Quelle  des  Gelderwerbs. 

Diese  gutsherrliche  Hausindustrie  war  nicht  ohne  Analogien 
im  Westen.  So  hat  Brentano  auf  den  gutsherrlichen  Charakter  der 
schlesischen  Leinenindustrie  hingewiesen.^)  Freilich  fehlen  auch  die 
Unter>chiede  nicht.  Der  schlesische  Adel  hatte  das  Recht  zum  Ge- 
werbebetriebe aufGrund  von  Verträgen  seitens  der  Städte  erworben, 
welche  früher  ein  ausschliefsliches  Gewerberecht  besafsen;  der 
russische  Adel  dagegen  hatte  ein  thatsöchliches  Monopol  des  Ge- 
werbebetriebes, wi:il  er  allein  Leibeigene  hatte  und. Menschen  fehlten, 
welche  freiwilhg  dem  Gewerbe  sich  hingegeben  ii.ltten.  Schlesien 
hatte  ein  städtisches  Mittelalter  und  erlebte  lediglich  eine  wirt- 
schaftliche Rückcntwicklung.  bedingt  durch  Verlegung  der  Welt- 
handelstrafsen,  den  dreifsigjährigen  Krieg  u.  s.  w.;  in  Rufsiand 


*)  Onic^-a  a.  a.  O.  S.  80. 

Vgl.  BrenUno,  Zcitschr.  f.  Sozial-  u.  Wirtschaftsgeschichte,  Bd.  I.,  S.  31 8  IT., 
Bd.  IL,  S.  235. 
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fand  die  neuere  Gewt  rbc(  ntvvicklung  überhaupt  keine  städtisch 
gewerbliche  Anknüpfung  vor. 

InI\ulV,Iand  allein  auch  konnte  der  gutsherrliche  Gewerbebetrieb 
seine  Tendenzen  voll  entfalten.  Der  Adel  ging  hier  über  die 
Hausindustrie  hinaus.  In  Uebertragung  der  verbesserten  gewerb- 
lichen Technik  Europas  vereinigte  er  die  unfreie  Arbeit  in  Werk- 
stätten, und  so  entstand  die  gutsherrliche  Fabrik,  der  wichtigste 
Ausgangspunkt  des  modernen  Gewerbebetriebes  in  Rufsland. 

Man  kann  verschiedene  Stufen  dieser  Entwicklung  unter- 
scheiden. Zunächst  wurden  die  Bauern  gezwtmgen,  insbesondere 
des  Winters,  Frohntage  in  den  gutsherrlichen  Werkstatten  zu 
leisten.  Aber  der  Bauer  erwies  sich  als  völlig  unbrauchbar  zu 
halbwegs  gelernter  gewerblicher  Arbeit;  er  arbeitete  so  wenig 
als  möglich  und  verdarb  die  ihm  anvertrauten  Werkzeuge.  Das 
Nächstliegende  war  Trennung  der  gewerblichen  von  der  land- 
wirtschaftlichen Arbeit.  1) 

Die  zur  Fabrikarbeit  tauglichen  Bauern  wurden  dauernd  in 
die  Fabriken  aufgenommen,  in  Arbeiterkasernen  untergebracht 
und  beköstigt;  so  entstanden  gewerbliche  Gebilde,  welche  den 
Sklavenbctrieben  des  Altertums  glichen:  es  handelte  sich  hier 
wie  dort  um  die  wirksamste  Ausnutzung  des  Ueberschusses  an 
Menschenmaterial  des  Oikos.2) 

Aber  es  gab  zahlreiche  Adlige,  die  nicht  in  der  Lage  waren, 
eigene  Fabriken  anzulegen.  Diese  verkauften  oder  vermieteten 
ihre  überschüssigen  Arbeitskräfte  an  Fabriken  (Kabalni  rabotschi); 
man  machte  bakl  die  Erlahrung,  dafs  diese  lokale  Versetzung 
die  Arbeilsh.istung  bedeutend  steigerte.  Daher  zogen  vielfach 
auch  die  Gutsherren ,  welche  mit  eigenen  Leibeigenen  die  Fa- 
briken betrieben,  es  vor,  von  entfernteren  Gütern  die  Arbeiter 
kommen  zu  lassen  und  geographisch  auszutauschen.  In  dieser 
Trennung  vom  Lande  lag  einer  der  Gründe  der  Entstehung  einer 
besonderen  Fabrikarbeiterklasse,  welche  zur  Zeit  der  Befreiung 
schon  vom  Lande  gelöst  war  und  daher  ohne  Land  befreit 
wurde.') 

>)  Vgl.  Semjebski,  Bäuerliche  Frage.  Petersburg  1888.  Bd.  I.,  S.  333—339. 
Ucber  diesen  Gegenstand  stellte  die  Freie  Ökonomische  Gesellschmft  von  Sl  Peters- 
burg sclion  1812  eine  Preisaufgabe. 

^)  Scnijewäki,  Die  Bauern  zur  Zeit  Katharina  II.  Petersburg  1881.  I. 
S.  479. 

')  Vgl.  Ar  die  galsherrliehe  Fabrik  den  Aubats  von  Pogojeff  im  EaropÜ« 
sehen  Boten  1889«  insbesondere  S.  8 — 21:  ferner:  Ssmmlunf  statiatiacher  Wt* 
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Uebrigens  wirkt  diese  geographische  Verpllanzung  noch  heute. 
Nur  in  denjenigen  Bezirken  des  Moskauer  Gouvernements,  welche 
seit  lange  gewerblich  sind,  überwiegt  heute  die  Zahl  der  im  Be- 
zirk geborenen  Arbeiter;  in  den  weniger  und  seit  kürzerer  Zeit 
gewerblichen  Bezirken  bilden  noch  heute  die  Arbeiter  auswärtiger 
Abstammung  bei  weitem  die  Mehrzahl, 

Aber  die  Notwendigkeit,  leistungsfiüiigere  Arbeit  zu  gewinnen» 
wie  sie  zu  gewerblicher  Thätigkeit  unentbehrlich  ist,  trieb  weiter. 
Haxthausen  bemerkt  in  seinem  1847  geschriebenen  Werke,  dafs 
die  Russen  sehr  schlechte  Fabrikarbeiter  seien,  wenn  sie  als  un- 
freie FrOhnder  arbeiten;  .^arbeiten  sie  aber  zum  eigenen  Vorteil, 
dann  arbeiten  sie  herzhaft*  —  ein  Satz,  der  gewiis  nicht  blols 
auf  die  Russen  pafst  Der  letzte  Schritt  also  war  der,  den  Un- 
freien auf  eine  feste  Geldabgabe  zu  setzen  und  die  Verwertung 
seiner  Arbeitskraft  ihm  selbst  zu  Oberlassen  ;  es  geschah  dies  zu- 
meist mit  solchen  Leigeignen,  welche  Handel  oder  selbständig 
Gewerbe  betrieben.  So  gab  es  reiche  Kaufieute,  welche  den 
Obrok  als  Zeichen  der  Unfreiheit  einem  Gutsherrn  Gienerationen 
hindurch  entrichteten. 

Desgleichen  traten  unfreie  Bauern  als  hausindustrielle  Ver- 
leger oder  Fabrikunternehmer  auf  und  erwarben  als  solche  oft 
grosse  Vermögen. 

Höchst  bezeichnend  ist  die  Geschichte  der  Morosoff,  eine  der 
ersten  russischen  Fabrikantenfamilicn  der  Gegenwart.  Der  Stamm- 
vater derselben,  derLeibeigene  eines  gewissen  Rumin,  begann  gegen 
Ende  des  vorigen  Jahrhunderts  eine  Seidenweberei,  welche  durch 
die  Unverfftlschtheit  der  Seide  und  die  Dauerhaftigkeit  ihrer 
Farben  sich  auszeichnete  —  eben  das  Geschäft,  aus  dem  sich 
Später  die  gröfsten  Baumwollspinnereien  des  Wladimirschen  Gou- 
vernements entwickelten.  Erst  1820  gelang  es  ihm,  sich  um 
den  für  jene  Zeit  beträchtlichen  Preis  von  17000  Rubel  freizu- 
kaufen.') Dagegen  wurden  die  Malzofl&,  die  Älteste  russische 
Fabrikantenfamilie,  schon  frOhe,  von  Katharina  II.  1775  in  den 
Adelstand  erhoben,  womit  das  wertvolle  Recht  verbunden  war. 


tetlungen  über  das  Gouvernement  Moskau,  Bd.  IV.,  Teil  I.  Erisinao,  ins- 
besondere S.  55,  ü9,  70,  91. 

^  Erismra  «.  «.  O.  S.  243. 

*)  Schischmaljeff,  Kurse  Betchreibang  der  Industrie  des  Besiriu  der  Eisen- 
bahn Nischni  Novgorod— Schign— Ivanovo.   Petersburg  1892.   S.  29. 
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Leibeigene  zu  kaufen  und  ohne  BeachrAnkung  und  Staatsau&icht 
zur  Fabrikarbeit  zu  verwenden.^) 

Besonders  interessant  waren  die  Verhältnisse  in  Ivanobo, 
welches  seit  Mitte  vorigen  Jahrhunderts  einer  der  ersten  russischen 
Industrieorte,  insbesondere  Mittelpunkt  der  Kattundruckerei  und 
Sitz  zahlreicher  wohlhabender  Fabrikanten  wurde;  bis  1861 
gehörte  es  dem  Grafen  Scheremetjeff  eigentOmlich.  Die  Bauern- 
Fabrikanten  kauften  und  verkauften  Land  und  Leibeigene  zu 
Zwecken  der  Fabrikation,  konnten  jedoch  als  Unfreie  nur  im 
Namen  ihres  Herrn  diese  Rechtsgeschäfte  abschliefsen.  Jedes 
einzelne  ihrer  Geschäfte  bedurfte  der  Bestätigung  des  im  Orte 
ansässigen  gutsherriichen  Verwalters,  welcher  davon  eine  Abgabe 
erhob  nach  dem  Wert  des  Objekts.  Auch  konnten  die  unfreien 
Fabrikanten  rechtlich  niclu  für  sich,  sondern  nur  für  den  Herrn 
erwerben;  Fabriken.  Maschinen  und  Arbeiter  gehörten  dem  Herrn. 
Dieses  Verhältnis  machte  sich  wenig  fühlbar,  solange  die  Leib- 
eigenschaft bestand.  I>enn  der  Herr  hatte  ein  hiteresse  daran, 
dafs  die  Industrie  möglichst  unbehindert  sich  entfaltete.  Ausser 
den  angeführten  Gebühren  sowie  dem  regelmäfsigen  Obrok  be- 
safs  er  nämlich  nocli  andere  Mittel,  sich  den  industriellen  Reich- 
tum seiner  Leibeigenen  zu  nutze  zu  machen.  Reiche  Fabrikanten- 
töchter zahlten,  wenn  sie  aus  dem  Kreise  der  Gemeindemitgiieder 
hinaus  heiraten  wollten,  wodurch  das  grundherrliche  Eigentum 
an  ihrer  Person  verioren  ging,  10000  Rubel  und  mehr.  Nicht 
weniger  (bis  30000  Rubel)  hatten  die  FabrikantensOhne  zu  zahlen, 
um  sich  der  Militärpflicht  zu  entziehen,  die  der  Gutsherr  ihnen 
auferlegen  konnte,  und  die  nicht  viel  weniger  als  Todesstrafe  war. 
In  seltenen  Fällen  gelang  es  einzelnen  Fabrikanten  fflr  sich  und 
ihre  Nachkommen  die  Freiheit  zu  erkaufen,  worauf  der  Herr 
meist  wenig  bereitwillig  einging.  Die  Fabrik  und  das  zugehörige 
Land  blieb  aber  auch  dann  im  Eigentum  des  Herrn;  die  Frei* 
gelassenen  hatten  die  Gebäude  und  Maschinen  nunmehr  von  ihrem 
früheren  Herrn  zu  mieten.  Bei  der  Bauernbefreiung  gingen  die 
Fabriken  nicht  ohne  weiteres  in  das  Eigentum  der  Befreiten  Ober, 
vielmehr  war  hierzu  eine  besondere  Alilösung  erforderlich,  deren 
juristische  Komplikationen  Garelin  beschreibt. 2) 

Aber  auch  bei  Leibeigenen,  welche  nicht  Fabrikanten,  son- 


*)  Schischmarjeff  a.a.O.  S.  41. 

Vgl  Garelia,  Die  Stadt  Ivanobo  Bosneaemk.   Sebi^a  1884,  L,  &  114, 

166;  II.  7 ff. 


Digitized  by  Gopgle 


Eine  Studie  zum  osteuropAiscben  Merkantilismus. 


455 


dem  Fabrikarbeiter  waren»  erwies  sich  eine  flnliche  Behandlung 
als  vorteilhaft.  Der  Herr  begnügte  sich  mit  einer  festen  Geld- 
abgabe und  der  Arbeiter  vermietete  sich  auf  Grund  eines  freien 
Arbeitsvertrages.  Der  Fabrikant  Kosnoff  berichtete  1803,  dafs 
solche  Arbeiter  ein  Gewebe  gegebener  Länge  &ar  9  Rubel  her- 
stellten; wennier  dasselbe  Gewebe  mit  gekauften  Arbeitern  herstellen 
wolle,  so  koste  ihm  Verzinsung  und  Unterhalt  des  lebenden 
Kapitals  pro  StQck  Gewebe  10  Rubel 

Es  ist  interessant,  hier  in  unserm  Jahrhundert  jene  Entwick- 
lungsstufen der  gewerblichen  Arbeit  von  der  Unfreiheit  zur  Frei- 
heit nahe  beisammen  zu  sehen,  welche  wir  ähnlich  bei  dem  Ueber- 
gange  der  Grundherrschaft  zur  Stadt  im  Mittelalter  Westeuropas 
mutmafsen  müssen. 

Die  allgemeine  Befreiung  der  Bauern  1861  setzte  jedoch  ein, 
bevor  die  geschilderte  Entwickhing  allgemein  vollendet  war.  Der 
gröfste  Teil  der  Fabrikarbeiter  leistete  noch  gezwungene  Arbeit; 
nur  bei  wenigen  er.->t  war  das  Kigeninteresse  genügend  in  das 
Spiel  gesetzt,  um  sie  an  der  Arbeit  festzuhalten.  Scharenweise 
flohen  daher  die  befreiten  Bauern  aus  den  Fabriken  in  die  Dörfer, 
so  dafs  das  Befreiungswerk  Alexanders  II.  zunächst  eine  ernst- 
liche Krisis  für  die  russische  Grofsindustrie  überhaupt  bedeutete.'-) 

Gesetze,  wenn  auch  tief  in  das  Wirtschaftsleben  einschnei- 
dend, verändern  eben  nicht  mit  einem  Schlage  die  psychologi- 
schen Bedingungen,  welche  die  Grundlagen  aller  Wirtschalts- 
verhaltnisse  sind. 

Durch  die  Befreiung  wurde  der  Bauer  zwar  „freier  Arbeiter", 
nicht  aber  mit  einem  Schlage  jenes  thatsflchlich  freie  Individuum, 
das  auf  dem  Wege  der  Arbeiterbewegung  seine  Interessen  be- 
wufst  wahrnimmt;  nichts  lag  ihm  zunächst  ferner,  als  Steigerung 
seiner  Lebenshaltung  über  das  gewohnheitsmäfsig  niedrige  Niveau 
des  früheren  Leibeignen  hinaus^  nichts  auch  ferner  als  dement- 
sprechende  Steigerung  seiner  Arbeitsleistung.  WiediegeistigeNach- 
wirkung  der  Leibeigenschaftsverhältnisse  gewifs  einer  der  Grande 
ist,  welche  in  deutschen  Orten  das  Aufkommen  einer  Industrie  auf 
dem  Lande  verhindern,  wie  die  einzige  Ausnahme,  die  schlesische 

^)  Lribnian  a.  a.  O.  S.  75.  Semjewski,  Die  Bauern  unter  der  Regierung 
Katharina  U.  Petenbniv  1881.  S.  481.  Semjewski  erxfthlt  sogar  von  Fflllen, 
in  denen  die  Leibeigenen  raies  iabrikbesitzenden  Gutsherrn  nicht  selbst  arbeiteten, 
flondem  Arbeiter  fOr  die  Fabrili  ab  Stellvertreter  mieteten. 

')  Ueberblick  aber  die  Industrie,  Ausgabe  des  Handdbdepartements.  Peters« 
bnrg  1886.   Bd.  IL,  Abschnitt  Aber  die  Baumwollindustrie.   S.  96. 
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Industrie,  noch  heute  über  eine  weniger  leistungsfähige  Arbeit 
verfügt,  als  der  deutsche  Westen,  so  leidet  die  russische  Industrie 
noch  heute  darunter,  dafs  die  in  ihr  bcbchältigtc  Arbeit  geistig 
der  Stufe  der  Unfreiheit  immer  noch  nahe  steht. 

Wie  ich  in  dem  angefahrten  Buche  entwickelte,  ist  aber  der 
Bruch  gewohnheitsmflfstger  Lebenshaltung  —  auch  wenn  er  mit 
zeitweiser  HerabdrQckung  des  Arbeiters  selbst  verbunden  ist  — 
Voraussetzung  ÜQr  die  Emporentwicklung  wahrhaft  leistungsßlbiger 
Arbeit  und  wichtige  Bedingung  der  Weltmarktsüahigkeit  einer  In- 
dustrie. 

Aber  ebenso  verschieden  wie  der  unfreie  Fabrikarbeiter  Rufs- 
lands von  dem  modernen,  westeuropäischen  Arbeiter  war,  eben* 
sowenig  glich  der  Gutsherr -Fabrikant  dem  westeuropäischen 
Arbeitgeber,  welcher  in  England  wenigstens  bereits  um  die  Wende 
des  Jahrhunderts  das  Individuum  der  klassischen  Nationalökonomie 
so  ziemlich  verwirklichte.  Der  adlige  Fabrikbesitzer  verfolgte 
nicht  im  freien  Kampfe  seine  Interessen  mit  kaufmännischem 
Geiste.  Seine  Stellung  beruhte  auf  rechtlichem  und  thatsflch- 
lichem  Monopol.  Die  unfreie  Arbeit,  welche  er  allein  frei  zu- 
verwenden das  Recht  hatte,  veranlafste  ihn  zu  möglichst  nie- 
drigem Kapitalaufwand  „in  der  HotVnung,  durch  eine  nichts  oder 
wenig  kostende  Arbeit  die  Abwesenheit  technischer  Vervoll- 
kommnung zu  ersetzen.""-^)  Daneben  gewährte  die  Schlechtigkeit 
der  Verkehrsmittel  ein  thatsächliches  Monopol  des  lokalen  Mark- 
tes; ein  Beweis  hierfür  ist,  dafs  z.  B.  die  Petersburger  Kaufleute 
von  dem  Dasein  zahlreicher  Fabriken  in  Moskau  erst  durch  die 
Ausstellung  von  1829  erfuhren.') 

So  lange  die  Leibeigenschaft  bestand,  kämpften  die  aus  dem 
Bauernstande  sich  emporentwickelnden  hausindustriellen  Verleger 
einen  ungleichen  Kampf. 

Erhielten  doch  die  wenigen  damals  vorhandenen  freien  Ar> 
beiter  das  Doppelte  des  Lohnes  der  unfreien,  wobei  freilich  ihre 

')  Vgl.  meinen  Grobbetrieb,  S.  145.   Vgl.  Brentano,  lieber  den  Einflnfs 

der  Grundherrlichkeit  und  den  Einflufs  Friedrichs  des  Grofsen  auf  das  schlesische 
Leinengewerbe.  Zcitschr.  f.  So/ial-  u.  Wirtschaftsgeschichte,  IL,  Hell  3,  S.  341  ff., 
woselbst  Brentano  die  mangelnde  Konkurrenzfähigkeit  iler  schlesischen  Industrie 
gegenübt  r  der  irländischen  auf  die  durch  die  Unfreiheit  bedingte  technische 
Rackstandigkcit  zurückführt. 

^)  Vgl.  Erisman  a.  a.  O.  S.  49. 

Ueberblick  Ober  die  Industrie.  Ausgabe  des  Handdadepartements.  Peters- 
burg 1886.   Abschnitt  Aber  Baumwolle,  S.  83. 
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grossere  Leistungsfähigkeit  zu  berflcksichtigen  ist^)  Ausserdem 
waren  die  Fabrikanten  selbst,  wie  wir  sahen,  mit  oft  beträcht- 
lichen gutsherrlichen  Lasten  belegt. 

Als  die  Leibeigenschaft  aber  gefallen  war,  da  zeigte  sich, 
dafs  die  Unfreiheit  der  Arbeit  auch  die  Herren  in  ihrer  wirt- 
schaftlichen Widerstandskraft  verweichlicht  hatte.  Der  Adel,  ob- 
gleich  er  europaische  BQcher  las,  war  in  der  Selbstbehauptung 
seiner  Interessen  weniger  Europäer  als  die  aus  dem  Bauern- 
stande sich  emporkämpfenden  Fabrikanten.  Aehnlich  wie  in  Eng- 
land die  Quaker,  so  waren  in  Rufsland  die  Altgläubigen  die  Brut- 
stätte für  ein  energisches  Fabrikantengeschlecht.  Wie  der  Schnee  an 
derSonneschmolzen  mit  Auihebungder  Leibeigenschaft  die  gutsherr- 
lichen Fabriken.  Nur  diejenigen,  welche  von  Natur  günstig  gelegen 
waren  oder  te(  hnisch  über  den  Durclischnitt  hervorragten,  blieben 
bestehen;  aber  sie  gelangten  meist  durch  Kauf  in  diclland  jener 
dem  Bauernstand  entstammenden  Fabrikanten,  in  deren  Besitz  sie 
sich  an  Umfang  bald  ausserordentlich  erweiterten.-)  Nunmehr 
erst  kamen  die  Tendenzen  des  modernen  Gewerbebetriebs  nach 
geographischer  und  kapitalistischer  Konzentrirung  voll  zur  Geltung. 

2.  Die  staatlichen  Fabriken. 

Neben  den  Fabriken,  welche  ohne  StaatsbeihQlfe  dem  Adel 
ihreEntstehungverdankten,  gab  es  seitPeter  solche,  welche  aufstaat- 
lichem Privileg  beruhten  und  aus  Staatsmitteln  unterstQtzt  wurden. 
Die  gutsherrlichen,  meist  auf  lokalen  Absatz  arbeitenden  Fabriken 
befriedigten  nämlich  bei  weitem  nicht  die  gewerblichen  BedOrfnisse 
des  Monarchen,  welchen  militärisch -auswärtige  Gesichtspunkte 
zu  Grunde  lagen:  die  Bedürfnisse  der  modernen  Kriegstechnik, 
die  er  im  eigenen  Lande  nicht  kaufen  konnte,  wollte  er  selbst  her- 
stellen, um  im  Kriegsfall  unabhändig  von  den  Nachbarn  zu  sein. 
Peter  wurde  damit  nicht  nur  der  grösste  Kaufmann,  sondern  auch 
der  grOfste  Gewerbetreibende  seines  Landes.  Der  ganze  Staat 
gewann  etwas  von  einer  einzigen  riesigen  Hauswirtschaft  und 
erinnert,  unter  merkantilistischer  Umhüllung,  an  früh  mittelalter- 
liche Monarchieen,  Der  Zweck  der  Gewerbepolitik  Peters  des 
Grofsen  wird  klar,  wenn  man  erwägt,  dafs  fast  sämtliche  von 
ihm  besonders  gepflegte  Gewerbezweige  waren  solche,  die  der 
Ausrüstung  von  Heer  und  Flotte  dienten. 


*)  Vgl.  Erisman  a.  a.  O.  S.  74. 

*)  V^].  Erisman  a.  a.  O.  .S.  49. 
Archiv  fOr  sos.  Gcsetigcbg.  u.  Statistik.  VIIL 


30 


458 


V.  Schuls*>G»evernits, 


An  der  Spitze  stand  die  TuchmanuüüUur,  deren  ausge- 
sprochener Zweck  die  Bekleidung  der  Armee  war.  Zwar  hatte 
Peter  die  Bekleidung  der  Armee  für  eine  Pflicht  der  Kaufmann- 
schaft erklärt,  der  sie  sich  „willig  oder  widerwillig"  zu  unter- 
ziehen hätte.  Aber  die  gewünschten  Fabriken  entstanden  nicht; 
und  wenn  !'( tcr  auch  Gewaltmittel  gegen  die  störrige  Kaufmann- 
schaft angewandt  wissen  wollte,  so  konnten  solche  Maisregeln 
nicht  grülsercn  Ertblg  haben,  als  jene  „Polizeibereuter",  die 
schlesischen  Kaufleuten  in  das  Haus  gelegt  wurden,  um  sie  zum 
Vertriebe  von  Leinengeweben  zu  veranlassen, 

Nur  durch  eigenen  Gewerbebetrieb  a\y^o  konnte  es  dem  Zaren 
gelingen,  das  aufgestellte  Ziel  wenigstens  teilweise  zu  erreichen. 
Peter  verfuhr  dabei  ähnlich  wie  die  preufsischen  Könige.  Er 
baute  die  Fabriken  meist  auf  eigene  Kosten,  und  suchte  sodann 
nach  Privaten,  meist  Ausländem,  welche  ihre  Leitung  gegen 
Privilegien  und  Bezahlung  Obernahmen. 

Wie  naturalwirtschafUich  dieses  System  war,  ersieht  man 
daraus,  dafs  selbst  der  Rohstoff  nicht  gekauft,  vielmehr  eine 
Quote  der  Staatssteuem  in  Wolle  geliefert  wurde.  Wolle  und 
Schaffelle  durften  nur  an  den  staatlichen  Tuchhof  verkauft  wer- 
den.^ 

Nur  durch  jweitgehende  Privilegien  gelang  es.  Persönlich» 
keiten  zu  gewinnen,  die  zur  Uebernahme  der  Fabriken  bereit 
waren. 

Die  allgemeinen  gesetzlichen  Privilegien  waren  nach  Ordega 

folgende: 

a)  Dienstfreiheit  für  die  Gründer  (incl.  Kompagnons)  und 
einen  Teil  des  Personals  der  Fabrik.  Wer  eine  Fabrik  anlegte, 
„der  sollte  mit  seinen  Brüdern  und  Kindern,  welche  mit  ihm  zu- 
sammen in  demselben  Hause  wohnten,  von  allen  Staatsdiensten 

(Krieg^dienstt  n)  befreit  werden." 

b)  Abgabenfreiheit.  Die  Besitzer  von  Fabriken  hatten  keine 
Steuern  und  keinen  Zt  hnten  zu  zahlen. 

c)  Zollprivilegien.  15(  >ilzer  neu  angelegter  Fabriken,  welche 
„wirklichen  Kifer  zeigten."  sollten  einige  Jahre  sowohl  für  die 
Waren,  welche  sie  verkaufen,  als  für  die  Wartn.  die  sie  kaufen. 
Zollfreiheit  „zur  Belohnung"  geniefsen.   Andererseits  wurden  auf 

Vgl.  Zimmermann,  Blüte  und  Verfall  des  Leiaengewerbes  in  Schlesien. 
S.  130,  136,  138. 

Ordega  a.  a.  O.  S.  42  o.  43. 
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alle  auslflndischen  Waren,  welche  in  Rufsland  fabriziert  wurden, 
Tuch  ausgenommen,  hohe  Schutzzölle  gelegt. 

Besondere  BegOnstigungen  wurden  Ausländem  zugesagt,  um 
sie  zu  veranlassen,  nach  Rufsland  zu  kommen  und  in  Rufsland 
Fabriken  und  Manufakturen  zu  gründen,  weil  erfahrungsgemäfs 
wenige  Russen  sich  fanden,  die  trotz  der  ihnen  zugesicherten 
Privilegien  zu  neuen  Fabrikuntemehmungen  bereit  waren.  Allen 
Fremden  wurde  erlaubt,  Fabriken  anzulegen  und  zugesichert: 

a)  Der  freie  Eintritt  und  das  freie  Verlassen  Rufslands  mit 
ihrem  ganzen  Vermögen. 

b)  Der  zollfreie  Verkauf  der  in  ihren  Fabriken  gefertigten 
Produkte,  während  einer  begrenzten  Zeit, 

ri  Das  Recht,  die  notwendigen  RoluuateriaHen  und  Arbeits- 
instrunicntc  zollfrei  in  Rufsland  zu  kaufen  sowie  aus  dem  Aus- 
lande zollfrei  zu  beziehen. 

d)  Sie  sollten  frei  von  allen  Abgaben.  Diensten  und  von  der 
Einquartierung  sein  und  keiner  anderen  Obrigkeit  als  dem  Manu- 
faktur-Kollegium unterstehen,  welches  ihnen  in  Notfällen  zu  helfen 
und  sie  zu  schützen  verpflichtet  war. 

e)  Bei  ihrer  Ankunft  in  Rufsland  sollten  sie  vorbereitete 
Wohnungen  finden  und 

0  einige  Jahre  lang  Geldvorschflsse  von  der  Krone  be- 
kommen. 

Ffir  die  Tuchmanufaktur  traf  Peter  die  weitgehendste  Für- 
sorge. 

Auf  das  genaueste  wurde  den  Fabrikanten  vorgeschrieben, 
welche  Arten  und  wieviel  Stück  Tuch  sie  in  gegebener  Zeit,  so- 
wie zu  welchem  Preise  sie  zu  liefern  hätten;  sie  wurden  be- 
straft, wenn  sie  weniger  produzierten  oder  die  technischen  Vor- 
schriften vernachlässigten.  Ja  sie  wurden  meist  verpflichtet,  nur 
Soldatentuch  zu  weben,  da  gewöhnlich  der  Bedarf  die  Produktion 
weit  überstieg. 

Uebrigens  waren  die  Erfolge  dieser  i'olitik  keinesweL^s  glän- 
zend. L)as  ruch  war  h.'lutig  schlecht  und  unhaltbar.  Heis])iel-->- 
weise  fand  in  den  dreifsiger  Jahren  auf  Antrag  des  Feldmarschalls 
(Irafcn  Münich  eine  Untersuchung  aller  Tuclifal)!  ikt  n  ^tatt.  bei 
der  viel  schlechtes  Fabrikat  kuniisziert  und  die  unsoliden  Fabri- 
kanten hart  bestraft  wurden. 

in  ähnlicher  Weise  verdankte  das  eingehendste  aller  der- 
artigen Reglements  der  Tuchindustrie  1741  wiederum  der  Klage 
der  Militärbehörden  Ober  schlechtes  Tuch  seine  Entstehung. 

30» 
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Gegen  Ende  seiner  Regierung  hat  Peter  die  Grenze  für 
preufsisches  Tuch  wieder  geöffnet;  er  über/rugte  sich,  dafs  die 
einheimischen  i'  .ibrikantcn  den  Bedarf  nicht  befriedigen  konnten. 

Von  anderen  Fabrikationszweigen  sind  zu  nennen:  die  Sal- 
peterindustrie und  die  Pulverfabriken,  Gewehr-  und  Waffen- 
fabriken,  Kanonengiefserei,  im  Zusammenhange  hiermit  Bergbau 
und  Eisenverhflttung,  Segeltuchfabrikation  u.  s.  w.  Daneben 
standen  eine  Anzahl  von  Fabriken,  welche  lediglich  allgemein 
merkantilistischen  Gesichtspunkten  entsprangen:  Spiegelfabriken, 
Seidenwebereien  u.  s.  w.,  letztere  in  gewifs  sehr  geringem  Uoh 
fang. 

Allen  diesen  Fabriken  war  es  gemeinsam,  dafs  sie  unter 
strengster  Staatsaufsicht  standen,  zu  welchem  Zwecke  Peter  1718 
eine  besondere  Behörde,  das  Manufakturkollegium,  grttndete.  Da- 
bei machte  es  keinen  allzugrofsen  Unterschied  aus,  ob  die  Fa- 
briken im  staatUchen  Eigentum  standen  und  auf  Staatsrechniing 
von  HeamU  n  betrieben  wurden  oder  ob  sie  vom  Staate  an  IMvatc 
vermietet  oder  zu  l'^igcntiim  gegeben  waren.  Letztere  waren  eben 
auch  wenig  anders  als  Ikamte,  sie  hatten  „die  i'flicht"  zu  fa- 
brizieren für  die  Privilegien  und  Vorschüsse,  welche  ihnen  die 
Regii  i  ung  ertheilte.  Bezeichnenderweise  werden  >ie  „Unterhalter 
von  Fabriken"  genannt.  Damit  sie  ihre  PÜicht  erfüllten,  bestand 
ein  ganzes  System  von  Strafen,  welches  in  Rückfall  der  Fabriken 
an  den  Staat  gipfelte. 

Aehnlich  wie  die  preufsische  Gewerbepolitik  hatte  auch  die 
russische  des  vorigen  Jahrhunderts  viel  unter  abenteuernden  Aus- 
ländern zu  leiden.  Es  ist  viel  von  Leuten  die  Rede,  die  nur 
„zum  Scheine*  Fabriken  betrieben  und  gegen  die  strenge  Strafen 
angedroht  mrurden.  Aber  auch  die  wirklich  in  Betrieb  befindlichen 
Fabriken  scheinen  häufig  den  Erwartungen  wenig  entsprochen  zu 
haben.  Peter  klagte  darüber,  dafs  ihm  „die  Fabriken  viel  kosteten." 
Hier  wie  sonst  fehlte  eben  dem  bureaukratischen  Gewerbebetriebe 
jener  kaufmännische  Geist,  welcher  Konjunicturen  berücksichtigt, 
technische  Vorteile  selbst  im  kleinsten  wahrnimmt  und  meist  die 
Ueberlegenheit  freier  Unternehmungen  über  staatliche  ausmacht. 
Auch  jene  „Fabrikunlerhalter"  Peters  hatten,  so  scheint  es.  ein 
geringes  Interesse  am  Erfolg  des  Geschäftes.  „Sie  verschmolzen 
mit  der  Klasse  der  Angestellten,  welche  sieh  nicht  bestreben 
•  nach  einer  weiteren  Entwicklung  und  X'ervollkoninnning  der  in- 
dustriellen Unternehmungen,  sondern  nur  an  möglichst  schnellen 
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Gewinn  denken,  um  zu  Ehre  und  sorglosem  Dasein  zu  ge- 
langen." 1) 

Wer  waren  die  Arbeiter  in  diesen  staatlichen  oder  halb- 
staatlichen Fabriken,  welche,  nach  einer  wohl  unausgeführt  ge- 
bliebenen Verordnung,  uniformirt>)  gehen  sollten?  Semjewski  in 
seinem  Buche  über  die  Bauern  zur  Zeit  Katharinas  II.,  einem  der 
trefflichsten  Bücher  der  russischen  Volkswirtschaftslitcratur  Ober- 
haupt, giebt  hierüber  eingehende  Auskunft.  Waren  schon  Fa- 
brikanten, welche  sich  freiwillig  dem  Gewerbe  gewidmet  hätten, 
schwer  zu  linden,  so  war  diese  Schwierigkeit  hinsichthch  der 
Arbeiter  noch  gröfser.  Wie  man  Soldaten  zwangsweise  kon- 
skribierte,  so  war  auch  die  Fabrikarheit  eine  zwangsweise  zu 
leistende  Pflicht  der  Bauernschaft.  In  erster  Linie  entnahm  der 
Zar,  welcher  ja  einen  grofsen  Teil  aller  Bauern  zu  Eigentum  be- 
safs.  diesen  Staatsbauern  das  zur  Industrie  erforderliche  Menschen- 
material. Staatsbauern  teils  mit,  teils  ohne  Land  bildeten  die 
flbliche  Ausstattung  zu  gründender  Fabriken.  Daneben  erhielten 
die  Fabrikanten  das  Recht,  Leibeigene  auch  ohne  Land  von  den 
Gutsherren  zu  kaufen.*)  Nach  einigen  Schwankungen  bestätigte 
Kaiser  Paul  I.  noch  1796  dieses  Recht,  welches  erst  von  Alezan- 
der I.  endgOltig  aufgehoben  wurde.  Seitdem  durften  Fabriken 
nur  benachbarte  Dörfer,  also  die  Menschen  nur  mit  dem  Lande 
kaufen. 

Aber  die  Fabrikanten  konnten  meist  billiger  zu  den  nötigen 
Arbeitskräften  kommen.  Dafür  sorgte  die  Strenge  der  Leib- 
eigenschaft. Es  wimmelte  im  Reiche  von  Ldufüngen,  welche,  wenn 
aufgegriften,  ihre  Abstammung  nicht  zu  wissen  vorgaben.  Peter 
hat  sogar,  um  die  Fabriken  zu  begünstigen,  das  Vindikations- 
recht  des  Gutsherrn  an  entlaufenen  Leibeigenen,  die  einmal  in 
Fabriken  beschdftis^t  waren,  kurzweg  aufgehoben  —  was  jedoch 
von  seinen  gegenüber  dem  Adel  schwächeren  Nachfolgern  zurück- 
genommen wurde.'*) 

Diese  Läullinge  trugen  in  reichem  Mafse  zur  Bildung  des  künf- 
tigen Fabrikproletariats  bei,  indem  sie  einlach  den  Fabriken  zu- 
geschrieben wurden,  schon  damit  der  Staat  die  Kopfsteurer  nicht 


*)  Nisselowiuch,  Geschichte  der  ruBt.  Fabiikgeictzgebung.  Petersburg  1883. 
Teil  I.,  S.  82. 

*)  Semjewski,  Baoero  zur  Zeit  Katlurina  II.    Petersburg  1881.    I.  S.  463. 
*)  Senvewaki  a.  a.  O.  S.  394. 
*)  Semjewski  «.  a.  O.  S.  399. 
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verlöre.  Die  zwecks  Begünstigung  der  Gewerbe  ausgesprochene 
Steuerfreiheit  der  Fabrikarbeiter  wurde  nämlich  schon  unter 
Kaiserin  Elisabeth  aufgehoben. 

1718  wurde  eine  Jagd  auf  die  minderjährigen  Bettler  ge- 
macht, welche  sich  auf  den  Strafsen  (von  Moskau  und  Rjasan 
herumtrieben  ;i)  öffentliche  Mädchen  und  verurteilte  Verbrecher 
wurden  in  die  Fabriken  geschickt;  ebenso  Soldatenkinder,  ent* 
lassene  Soldaten  und  Kriegsgefangene,  insbesondere  Schweden 
nach  der  Schlacht  von  Poltawa.  Soldatenweiber  wurden,  währrend 
ihre  MSnner  im  Kriege  waren,  den  Fabriken  zugeteilt,  und  es 
mag  oft  genug  vorgekommen  sein,  dafs  die  Mflnner  sie  nach 
Rückkehr  aus  dem  Kriege  nicht  mehr  zurflckforderten.^  Wenig* 
stens  bemerkt  Semjewski,  dals,  wer  einmal  —  und  sei  es  auch 
nur  vorObergehend  —  einer  Fabrik  zugeteilt  war,  gewöhnlich  für 
sich  und  seine  Nachkommen  daran  gefesselt  war. 

Trotz  ihres  verschiedenen  Ursprunges  verschmolzen  die  den 
Fabriken  zugeschriebenen  Leibeigenen  gegen  Beginn  des  Jahr- 
hunderts zu  einer  Klasse  (possessionyxe  krestjane).  welche  von  den 
Fabriken  so  wenig  getrennt  werden  durfte,  wie  die  Ackerbau 
treibenden  Bauern  vnni  Lande. 3)  Indem  die  Staatsbauern  durch 
Zuschrcibung  an  eine  Fabrik  von  ihrem  bisherigen  Niveau  herab- 
gedrückt wurden,  stii  gen  zweiiclsohnc  die  der  GutsherrschaÜ 
entlaufenen  Leibeigenen  durch  Aufnahme  in  den  Fabrikarbeiter- 
stand.-*) Der  beste  Beweis  hierfür  sind  die  steten  Reklamationen 
des  Adels  wegen  Aufiiaiune  von  Lctuflingen  in  den  Fabriken. 

In  der  Tiiat  behielt  sich  der  Staat,  indem  er  nichtadiigen  Fabri- 
kanten das  Recht,  Leibeigene  zu  besitzen,  zugestand,  die  Regu- 
lierung auch  des  Arbeitsverhältnisses  vor.  Es  entsprach  dies 
der  Stellung  der  Fabrikanten  als  halber  Beamten.  So  regelte 
der  Staat  die  Arbeitszeit  und  die  Arbeitslöhne,  er  befalü  die 
Landausstattung  der  Arbeiter.  Wenn  auf  einen  Webstuhl  nicht 
weniger  als  42  Seelen  gerechnet  wurden,*)  so  ist  dies  ein 
Beweis  für  den  halbbfluerlichen  Charakter  auch  dieser  Arbeiter 
klasse  und  fbr  die  ungeheure  Verschwendung  an  Arbeitskräften, 
wie  sie  mit  der  Leibeigenschaft  verbunden  zu  sein  pflegt  Die 

Semjewski  a.  a.  O.  S.  403. 
')  Semjewski  a.  a.  O.  S.  404. 

^)  Vgl.  Ober  diese  Aiteiterklassen  aufter  Semjewski  den  Au6«tz  im  Ewv* 
Püschen  Boten  1878,  Oktober  S.  615ft  und  November  S.  153£ 
*)  Dieser  Ansicht  ist  auch  Semjewski  a.  a.  O.  S.  405,  411. 
*)  Eriunan  a.  a.  O.  S.  64. 
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Rechte  dieser  Fabrikarbeiter  waren  geschützt  durch  ein  auch 
wiederholt  ausgeübtes  Beschwerderecht i)  an  die  Behörde.  Das 
Manufakturkolleg,  später  Kommerzkolleg,  sollte  auf  Grund  eines 

mündlichen  Verfahrens  entscheiden.  Aus  dem  Subordinations- 
verhältnis gegenüber  dem  Staat,  in  dem  sich  Fabrikanten  wie 
Arbeiter  befanden,  ergaben  sich  strenge  Strikcverbote,  wie  sie 
noch  heute  als  Nachwirkung  älterer  Statusverhältnisse  in  Rufs- 
land bestehen.  Gegen  Arbeiterbewegungen  wurde  allgemein  mit 
Militär  eingeschritten;  die  Schuldigen  wurden  der  Knute  unter- 
worfen, und  zwar  in  Anwesenheit  ihrer  Kameraden.  1752  wurde 
in  den  Eisenwerken  des  Ural  bei  einer  derartigen  Gelegenheit 
eine  förmliche  Schlacht  geliefert,  bei  der  9  Oihziere  und  löö  Sol- 
daten verwundet  wurden.-)  Aber  gerade  die  Möglichkeit  kräftiger 
Strikebewegung  beweist  eine  günstigere  Lage  dieser  dem  Staate 
direkt  unterstehenden  Arbeiter  gegenflber  den  nur  durch  Ver- 
mitdung  des  Gutsherrn  mit  dem  Staate  verbundenen  Leib* 
eigenen. 

Aehnliches  ergiebt  sich  aus  zahlreichen  Bestimmungen  hin- 
sichtlich der  Arbeitszeit,  welche  meist  im  Interesse  ihrer  Ver- 
längerung erlassen  wurden.  Solange  man  nicht  geaswungen  war,  / 
kostbare  Maschinen  zu  amortisieren,  wai*,  wie  im  Westen,  der 
Arbeitstag  durch  das  Tageslicht  begrenzt;  nach  Erisman  betrug 
die  durdischnittliche  Arbeitszeit  10^12  Stunden,  wonach  eine 
erhebliche  Verlängerung  der  Arbeitszeit  in  unserem  Jahrhundert 
stattgefunden  hätte.*)  Es  entspricht  dies  einer  auch  im  Westen 
gemachten  Erfahnmg,  wonach  z.  B.  in  England  mit  Aufkommen 
der  modernen  Gro&industrie  der  Arbeitstag  stark  verlfingert 
wurde.  — 

Die  Gewerbepolitik  Peters  des  Grofsen  wurde  von  den  Ener- 
gischeren unter  seinen  Nachfolgern  fortgeführt;  beispielsweise  hat 
Paul  I.  wieder  auf  Staatskosten  Fabriken  errichtet  und  bestehende 
erweitert,  für  Fabrikanten  Monopole,  Privilegien  und  Prämien  be- 
willigt. 

Die  von  Katharina  II.  verkündigte  und  vorübergehend  eini;r- 
führte  Gewerbefreiheit  hatte  dem  gegenüber  nur  eine  theoretische 


Vgl.  Semjewski  a.  a.  O.  S.  465. 
'-')  \'gl.  d(  n  zitierten  AuftaU  im  EuropAbchen  Boten,  Oktober  S.  641  ff., 

November  S.  153  IT. 

*)  Vgl.  den   zitierten  Aufsatz  im  Europäischen  Boten,   November,   S.  163, 
ferner  Erisman  a.  a.  O.  S.  72,  78,  85,  endlich  Semjewski  a.  a.  O.  S.  476. 
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Bedeutung  in  einem  Lande,  in  dem  selbst  durch  Belohnungen 
sich  Menschen  zum  Gewerbebetriebe  kaum  bereit  finden  liefsen. 
Bekanntermafscn  hatte  die  Einführung  der  GewerhclVciheit  selbst 
1807  in  Preulsen  noch  geringe  praktische  Bedeutung.^) 

Noch  gegen  Mitte  unseres  Jahrhunderts  war  Rufshmd  im 
grofsen  und  ganzen  ein  ungewerbhches  Land,  soweit  nicht  bäuer- 
licher Mausfleifs  in  Frage  kam.  Die  Gewerbepolitik  Peters  ist  im 
wesentlichen  ohne  Erfolg  geblieben,  ähnlich  wie  auch  die  Erfolge 
der  friederizianischcn  Politik  in  dieser  Richtung  äufserst  geringe 
waren,  was  schon  daraus  hervorgeht,  dafs  noch  bis  in  die  sechziger 
Jahre  dieses  Jahrhunderts  ein  industrielles  Schutzzollintercsse  im 
preufsischen  Osten  nicht  bestand.  Man  hört  fortwährend  von 
Ifaftregelii  zur  Beförderung  einzelner  Gewerbe,  aber  gerade  ihre 
ewige  Wiederholung,  die  Verschärfung  der  Strafen  wegen  Nicht- 
befolgung  der  staatlichen  Regulierung  u.  s.  w.  bt  ein  Zeugnis  der 
Vergeblichkeit  dieser  Anstrengungen. 

Peter  pries  den  Reichtum  Rufslands  an  Metallen  und  suchte 
ihre  Gewinnung  mit  allen  Mitteki  zu  fordern;  Possoschkoff  nachte 
auf  das  Vorhandensein  vieler  Farbstoffe  in  Rufsland  aufmerksam; 
«  er  knüpfte  an  die  Entdeckung  des  russischen  Schwefels,  Naphtas 
und  der  russischen  Steinkohle  grofse  Hoffnungen.  Trotz  aller 
Versuche  einer  merkantilistischen  Gewerbepolitik  blieb  die  Aus- 
beutung dieser  Naturschätze  und  die  darauf  zu  gründenden  Ge- 
werbe lange  Zeit  vöUig  unentwickelt.  Schon  1723  wurden  die 
Kohlenschätze  des  Dnjeprgebietes  entdeckt;  Peter  sandte  zur 
Untersuchung  der  Lager  einen  Sachverständigen  ab;  aber  erst  In 
den  letzten  Jahrzehnten  unseres  Jahrhunderts  hat  diese  Industrie 
Aufschwung  genommen-'-^ 

Im  wesentlichen  blieb  Rufsland  auf  die  Einfuhr  der  meisten 
Industrieprodukte  angewiesen;  ja  die  frühere  Ausfuhr  von  Leinen- 
geweben nach  Westeuropa  und  von  Tuchen  nach  China  ging 
verloren;  gegenüber  den  technischen  Fortschritten  des  Westens 
konnte  der  bnuerliche  Hausfleifs  aul  neutralen  Märkten  eben  nicht 
mehr  konkurrieren. 

Aehnlich  sagt  Brückner,  einer  der  besten  Kenner  der  Zeit 
und  Geschichte  Peters:  „Feters  Schüler  und  Gesinnungsgenosse 
Possoschkow  hofite,  die  Glasindustrie  werde  einen  solchen  Auf- 


')  Vgl.  Schmoller,  Kleingewerbe.    Halle  1870.     S.  5 1  ff. 
')  Vgl.  Stieda,  Peter  der  Grofse  als  Mcrkantilist.    Russ.  Revue,   Bd.  lY, 
S.  206. 
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Schwung  nehmen,  dafs  Rufsland  alle  Lflnder  mit  Glaswaren  werde 
versorgen  können.  Einem  solchen  Optimismus  entsprach  die 
einzige,  nur  eine  unbedeutende  Produktion  aufweisende  Glas- 
fabrik keineswegs."  j^Peter  beabsichtigte  durch  einheimische 
Fabrikation  von  Soldatentuch  den  Bedarf  der  ganzen  Armee  zu 

decken.  Dennoch  war  es  auch  zu  Ende  der  Regierung  . 

Peters  nicht  möglich»  die  Armee  mit  Uniformen  aus  russischem 
Tuche  zu  versehen.  Aehnllche  Bestrebungen  betrafen  die  Leinen- 
industrie, welche  insbesondere  auch  für  den  Export  produzieren 
sollte,  aber  aus  den  Berichten  der  russischen  Residenten  im  Aus- 
lände erfahren  wir.  dafs  die  Gote  der  Waren  den  Anforderungen 
der  westeuropaischen  Konsumenten  nicht  entsprach."^) 

Erst  in  neuester  Zeit  gelang  es  einigen  Industrieen  auf  russi- 
schem Boden  feste  und  zukunftsvolle  Wurzel  zu  schlagen.  Merk- 
würdigerweise aber  waren  es  keineswegs  die  einstigen  Schofs- 
kinder  des  Merkantilismus.  Die  BaumwoUindustric  Centralrufs- 
lands  überholte  weit  die  staatlich  in  erster  Linie  gepflegte  I  iich- 
fabrikation:  die  seit  alters  in  staatlichen  Händen  befindliche 
Montanindustrie  des  Ural  wurde  überllügelt  durch  die  jugend- 
liche Industrie  des  Dnjeprgebietes,  das  noch  vor  kurzem  leere 
Steppe  gewesen  war. 

Aehnlich  ist  in  Deutschland  bekanntlich  nicht  der  Schauplatz 
des  fridricianischen  Merkantilismus,  sondern  der  deutsche  Westen 
der  Sitz  der  modernen  Industrieentwicklung  geworden;  im  Westen 
aber  hatte  früher  schon  die  Kleinheit  der  Staatsgebüde  eine  bewulst 
merkantilistische  Politik  verhindert  Das  industriellste  Land  des 
heutigen  Deutschlands,  das  Königreich  Sachsen,  hat  in  Rücksicht 
auf  den  Leipziger  Handel  wahrend  des  vorigen  Jahrhunderts 
sogar  eher  eine  freihandlerische  Politik  verfolgt  Die  Krefelder 
Seidenindustrie  beherrscht  heute  den  Weltmarkt,  obgleich  die 
preufsischen  Könige  hier  wenig  eingriffen.  Die  mit  aller  Ge- 
walt geforderte  Berliner  Seidenindustrie  ist  dagegen  erloschen. 

Welches  sind  die  Bedingungen,  deren  Mangel  die  Mifs- 
erfolge  des  russischen,  ¥rie  wahrscheinlicherweise  auch  des 
preufsischen  Merkantilismus  begründete?  Eine  Industrie  ver- 
langt zu  ihrer  Blüte  zweierlei:  einen  Markt  für  ihre  Produkte 
und  einen  Handel,  der  sie  mit  dem  Markte  verbindet.  Beides 
aber  ist  Ergebnis  einer  allmählichen  geistigen  und  ökonomischen 
Entwicklung.  Nur  wo  diese  inneren  Bedingungen  vorliegen,  kann 


^)  Vgl.  auch  SÜeda,  Ruas.  IV.,  S.  215. 
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der  staatliche  Eingriff  die  Entfaltung  der  aulseren  BlQte  be- 
schleunigen. 

Aus  den  zahlreichen  Studien  des  letzten  Jahrzehnts  über  die 
fridricianische  Gewerbepolitik  gewinnt  man  den  Eindruck,  dafe 
das  Haupthindernis  einer  Entfaltung  der  Industrie  die  Abwesen- 
heit eines  kauffähigen  und  kauflustigen  Marktes  war.  Die 
schlesischcn  Kaufleute  weigerten  sich,  das  von  Friedrich  ein- 
geführte kunstreichere  Gewebe,  den  Damast,  zu  verlegen,  weil 
ihnen  niemand  diese  Ware  abkaufe.  Der  Hof  war  der  wichtigste 
Alinehmer  der  in  Berlin  und  Potsdam  mit  i;rofsen  Opfern  ins 
Leben  gerufenen  Seidenweberei.  Die  Hu<;enottenkolonie  in 
Magdeburg  ging  am  Mangel  an  Absatz  beinahe  zu  Grunde. 
Das  Preufsen  des  vorigen  Jahrhunderts  setzte  sich  eben  zumeist  zu- 
sammen aus  geschlossenen  adligen  und  bäuerlichen  Wirtschaften; 
der  Absatz  in  das  Ausland  aber  verkümmerte,  weil  der  technische 
Fortschritt  eine  Welt  der  Konkurrenz  und  Freiheit  erfordert; 
erst  der  Zusammenbruch  monopolhafter  Verhältnisse  und  das 
damit  einsetzende  Bestreben  nach  Verbilligung  der  ProdoktioDS- 
kosten  erweckt  das  erfinderische  Genie.') 

In  noch  viel  höherem  Mafse  gilt  das  Gesagte  von  Rufsland. 
Hier  fehlten  die  geistigen  und  volkswirtschaftlichen  Bedingungen 
eines  inneren  Marktes  gänzlich,  während  der  auswärtige,  wie  wir 
sahen,  wegen  der  rflckständigen  Technik  damals  verloren  ging. 

Es  ist  eine  allgemeine  Erfahrung,  dafs  die  BedQrfnislosigkeit 
naturalwirtschaftlicher  Völker  das  schwerste  Hemmnis  industrieUer 
Entwicklung  ist.  Erst  eine  längere  und  wiederholte  BerQhrung 
mit  dem  höher  zivilisierten  Ausland  erweckt  die  Bedürfnisse  der 
Zivilisation.  Den  Nationen  Westeuropas  war  schon  frühe  — 
durch  die  Kreuzzüge  und  die  BerQhrung  mit  der  höheren  Kultur 
(i(  r  Mittelmeerländer  —  die  Armut  und  Schmucidosigkeit  des 
Lebens  nördlich  der  Alpen  zum  Bewufstsein  gebracht  worden; 
denken  wir  an  die  Zeiten,  da  die  Hohenstaufen,  umgeben  von 
orientalischer  Pracht,  ihre  Reichstage  in  Deutschland  abhielten. 
Aehnlich  wirkte  Peter  der  (irofse  für  Rufsland,  ind^m  er  die 
oberen  Schichten  seines  Volkes  mit  westeuropäischen  Lebens- 

■)  Vgl.  z.  B.  Sdunoller,  Jahrb.  f.  Gesetzgeb.  und  Verwaltung.  N.  F.  Jahr- 
gang XI,  Studien  Aber  die  wirtschatUiche  Politik  Friedrichs  des  Grofsen.  Art  XU, 

S.  48  und  das  <^fte^s  zitierte  Buch  von  Zinunennann,  passiin. 

^)  Vgl.  den  öfters  zitierten  Aufsatz  von  Brentano  in  der  Zeitschrift  für 
Sozial-  und  Wirtschaflsgcsch.  Ober  die  Konkurrenz  der  irischen  und  schlesiscben 
Leinenindustrie.    V^l.  ferner  meinen  „Grofsbetricb"  S.  29fil 
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gewohnheiten  durchtränkte.  In  dieser  Richtung  lag  die  Berufung 

zahlreicher  Ausländer  nach  Rufsland,  die  europäische  Ordnung 
des  Hofetaates.  die  Studienreisen,  zu  denen  er  zahlreiche  junge 
Russen  nach  Europa  schickte,  die  Gründung  der  Hauptstadt  aui 
einem  wesentlich  westeuropäischen  Boden,  die  Kriege  des  Kaisers 
mit  Schweden  und  Polen,  die  Erwerbung  der  baltischen  Pro- 
vinzen, auch  die  zu  Unrecht  verspottete  Kleiderordnung  des 
Kaisers  u.  s.  w.  Hierdurcli  hat  Peter  sicherlich  mehr  für  die 
künttige  gewerbliche  Entwicklung  seines  Landes  gethan,  als  durch 
seine  künstlichen  FabrikgrOndungen.  Denn  dadurch  erweckte  er 
erst  die  Nachfrage  nach  gewerblichen  Produkten. 

Aber  die  Entstehung  des  Marktes  verlangt  ausser  der  Ge- 
neigtheit auch  das  Vermögen  zu  kaufen.  Hierzu  gehört  Bargeld 
und  in  dessen  Besitz  gelangt  man  allein  dadurch,  dafs  man  ver- 
kauft. Es  ist  einer  der  verhängnisvollsten  IrrtOmer  des  Merkan> 
tilismus  gewesen,  dafs  er  diese  Wechselwirkung  verkannte.  Erst 
in  dem  Mafse,  als  die  breiten  landwirtschaftlichen  Massen  Rufs- 
lands. Adel  und  Bauern,  geldwirtschaftlich  wurden,  war  eine  Ent- 
faltung des  Gewerbes  in  Rulsland  möglich.  Diese  Vorbedingung 
aber  war  erst  erftUlt  durch  Verkauf  von  Agrarprodukten  in  das 
Ausland.  Denn  jene  kostbaren  Naturprodukte,  welche  auch  in 
unentwickelten  Verkehrsverhältnissen  die  Ausfuhr  lohnen,  Pelz- 
werk, edle  Metalle  u.  s.  w.,  fielen  in  Rufsland  nicht  genügend  in 
das  Gewicht,  um  bar  Geld  in  den  Volksmassen  zu  verbreiten. 
Erst  also  mussten  in  Westeuropa  Handels-  und  Industriestaaten 
entstehen,  welche  der  Getreideeinfuhr  bedurften,  ehe  die  Stunde 
der  Geldwirtschaft  für  Rufsland  schlagen  konnte.  Weit  entfernt 
also,  dafs  die  russische  Wirtschaftscntwickelung  sich  unabhängig 
vom  Westen  vollzog,  wie  die  nationale  Wirtschaftslehrc  sich  vor- 
zustellen beliebt:  der  wichtigste  Fortschritt,  den  Rufsland  seit  dem 
vorigen  Jahrhundert  heute  allmählich  verwirklicht,  der  ücbergang 
zur  Geldwirtschaft  in  den  ländlichen  Verhältnissen,  setzte  die 
westeuropaische  Nachfinge  nach  Agrarprodukten  voraus  und  diese 
war  damit  die  Bedingung  sowohl  der  Befreiung  der  Bauern,  wie 
der  Entfaltung  einer  eigenen  Industrie.  Noch  heute  gilt  ein  ähn- 
liches Verhältnis:  die  russische  Industrie  hat  nur  Abnehmer 
dadurch,  dafs  der  russische  Landmann  durch  Absatz  nach 
dem  Westen  kaufkräftig  geworden  ist  —  auch  ihr  Interesse  ist 
daher  keineswegs  das  des  Abschlusses. 

Aber  jede  Industrieentwicklung  verlangt  nicht  nur  einen 
Markt,  sondern  auch  einen  sie  mit  dem  Markte  verkntkpfenden 
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Handel«  Der  Handel  hat  zunächst  gewisse  technische  Voraus- 
setzungen in  den  VerkehrsroiUeln.  Bis  in  die  Neuzeit  ist  der 
Wasserweg  dem  Landwege  so  sehr  Oberlegen  gewesen,  dafs 
Wasserwege,  insbesondere  maritime  Lage,  für  die  Entfaltung  des 
Handels  und  damit  des  Gewerbes  geradezu  entscheidend  waren. 
Der  moderne  Grofsbetrieb  in  der  Gestalt  des  Vcrlagsystein  ent- 
faltete sich  zuerst  in  den  Sccst.ldten,  weil  hier  Massenaiisfuhr 
eine  Massenproduktion  ermöglichte.  Die  I  landelsblüte  Italiens  und 
Deutschlands,  später  die  Ueberlegenheit  Englands  über  Frank- 
reich weist  auf  solche  geographische  Vorzüge  zurück.  Ruüland 
ist  der  kontinentalste  Teil  Europas  und  war  als  solcher  der 
lösenden  Wirkung  des  Handels  am  wenigsten  zugänglich.  Später 
wurde  der  Bezirk,  welcher  im  ganzen  russischen  Flufssystem 
durch  gröfste  Zugänglich keit  ausgezeichnet  ist»  das  Becken  der 
oberen  Wolga  und  Oka,  der  Sitz  des  Handels  und  der  Industrie, 
bezeichnet  durch  die  Namen  der  beiden  Städte,  zwischen  denen 
er  liegt:  Nischni  und  Moskau. 

Aber  die  Technik  des  Verkehrs  flberwmdet  die  Widerstände 
der  Natur,  zunächst  durch  Kanalbauten,  spater  durch  Eisenbahnen. 
Diese  wie  jede  Technik  lasst  sich  von  einem  Lande  in  das  andere 
Obertragen.  Indem  Peter  Kanäle  baute,  insbesondere  das  Wolga- 
system mit  dem  baltischen  Meere  verband,  legte  er  eine  wert- 
volle  Grundlage  für  die  spätere  Entfaltung  von  Handel  und  Ge- 
werbe. Ganz  besonders  fortschrittlich  aber  wirkte  der  Eisenbahn- 
bau unter  Alexander  II.  Hierdurch  erst  wurde  Rufsland  wahr* 
halt  in  die  Weltwirtschaft  verflochten. 

Wie  sehr  früher  die  Schlechtigkeit  der  Landwege  den  Aus- 
tausch von  Agrar-  mit  Gewerbeprodukten  in  Rufsland  erschwerte, 
ja  unmöglich  machte,  hierfür  giebt  es  eine  Fülle  von  Belegen. 
Die  Gesandtschaften  Rufslands  nach  den  Mittclmeerlflndern  zogen 
vor  Erwerb  der  baltischen  Küste  die  mehrere  Monate  währende  und 
gefährliche  Seefahrt  über  Archangelsk  durch  das  Polarmeer  dem 
Landwege  vor. Für  deutsche  Inclustiieen,  welche  nach  Rufsland 
importirten,  bedeutete  anhaltendes  Regenwetter,  wegen  Unpassier- 
barkeit der  nach  Rufsland  führenden  X'erkehrswege,  GeschälLs- 
stockung.2)  Nach  Wendland  lährt  heute  die  Eisenbahn  1  Pud 
Getreide  für  ^'20  Kopeken  einen  Werst  weit,  selbst  auf  kurze 
Strecken,  also  viermal  billiger,  bei  5üü  Kilometer  für  Kopeken 

')  Brückner,  Pctcr  der  Grosse  S.  8. 

^)  Vgl.  Bein,  Industrie  des  Voigtlandes  IL  S.  88. 
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den  Werst,  also  achtmal  billiger,  und  bei  1000  Kilometer  flDr  Vto 
Kopeken  den  Werst,  also  vierzehnmal  billiger  als  es  selbst 
bei  günstigem  Landstrafsenverkehr  möglich  wäre.  Letzterer  aber 

versagt  bei  Herbstregen  und  wahrend  der  Schneeschmelze  gänz- 
lich.^) Welches  Hindernis  des  Verkehrs  mQssen  erst  die  Entfer- 
nungen und  der  völlige  Mangel  an  Landstrafsen  im  vorigen 
Jahrhundert  gewesen  sein!  Hier  war  der  ganze  Verkehr  that- 
«Jkhlich  angewiesen  auf  den  Schlitten  während  des  Winters. 

Aber  wenn  sich  die  technischen  Grundlagen  des  Handels 
von  einem  Lande  in  das  andere  übertragen  lassen,  so  gilt  dies 
nicht  in  gleicher  Weise  von  den  geistigen  Voraussetzungen.  Der 
„Handelsgeist"  ist  eine  Sache  allmählicher  psychologischer  Ent- 
wicklung; hier  war  mit  dem  Befehle  Peter-s,  dafs  sein  \'olk  „willig 
oder  nicht  willii;"  Mandel  treiben  sollte,  am  wenigsten  zu  machen, 
ebenso  wenig  als  es  dem  Herrscher  Preufsens  gelang,  unter 
Strafe  militaribcher  Einquartierung  seinen  schlesischen  Unter- 
thanen  Lust  an  liandelsgeschüften  beizubringen.  Nichts  wider- 
strebt der  Rcglementicrimg  von  oben  so  sehr  wie  der 
Handel.  Es  ist  denkbar,  und  in  Prcufsen  wie  in  Rulskind  des 
vorigen  Jahrhunderts  mehr  oder  weniger  verwirklicht  gewesen, 
die  gewerbliche  Produktion  —  soweit  innerer  Absatz  in  Betracht 
kommt  —  staatlich  zu  reglementieren;  der  Fabrikant  wie  der  Ar- 
beiter befinden  sich  dann  in  Beamtenstellung  zum  Staate  und  das 
Verhältnis  beider  zu  einander  wird  nach  der  Art  der  militärischen 
Subordination  geordnet  Der  Handel  dagegen  bedarf  seit  seinem 
Auftreten  individualistischer  Motive.  Es  ist  technisch  unmöglich, 
die  Führung  von  Handelsgeschäften  unter  Einzelvorschriften  zu 
stellen,  wie  etwa  die  Tuchfabrikation  oder  diö  Spiegelmanufaktur. 
Die  Entschlösse,  welche  der  Handel  verlangt,  beruhen  auf  der 
BeurteUung  kflnftiger  ungewisser  Konjunkturen  —  Entschlüsse, 
die  ihrem  Wesen  nach  frei  und  unter  der  Strafe  von  persön- 
lichem Verlust  gefafst  werden  müssen.  Noch  mehr;  der  Kauf- 
mann ist  von  Anfang  an  der  seif  made  man,  der  unabhängig  von 
den  überkommenen  Standesverhältnissen  Geld  sammelt,  nm  damit 
seine  soziale  Position  zu  erhöhen.  Er  verkümmert,  wo  die  Ehren 
des  Lebens  allein  durch  staatlichen  \\:\n<j;  bestimmt  werden,  wie 
dies  bis  in  die  neueste  Zeit  in  Rufslaiul  der  Eall  war. 

In  der  verschiedenen  Stellung  des  Staates  zum  Handel  zeigt 
sich  der  tiefste  Unterschied  zwischen  est-  und  westeuropäischem 


^)  H.  Wendland,  Die  deutKhen  GetreidezOUe.    Berlin  1892  S.  6. 
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Merkantilismus.  Beiden  gemeinsam  ist  die  staatliche  Förderung 
des  Handels.  Aber  im  Westen  ist  der  Staat  das  Werkzeug,  im 
Osten  der  Vormund  des  Handels.  Im  Westen  beruht  der 
Staat  auf  dem  Handelsstande  selbst,  wie  er  als  Ergebnis  der 
mittelalterlichen  St.ldteentwicklung  vorlag.  Denken  wir  an  Venedig, 
den  Ausgangspunkt  und  das  Muster  alles  späteren  Merkantilis- 
mus, an  den  nordischen  Nachfolger  Venedigs,  die  Niederlande. 
An  der  Spitze  des  Staates  stehen  im  Westen  oft  Kauflcute  selbst, 
2.  B.  die  Medici  in  Florenz,  COlbrrt  in  Frankreich  oder  Mon- 
archen, welche  vom  Handelsgeisle  durchtränkt  sind.  Im  Osten 
dagegen  begünstigen  die  Monarchen  zwar  den  Handel,  aber 
stehen  ihm  fremd  gegenüber.  Wie  den  Iloniunculus  unter  der 
schützenden  Glasglocke,  bewundern  sie  das  künstliche  fiescliüpfchen. 
ohne  es  zu  verstehen.  Zeitlebens  hat  Peter  der  Grofse  ge- 
klagt, dafs  „das  Kommerzwesen  ihm  besondere  Schwierigkeiten 
bereite  und  dafs  er  sich  von  dem  Zusammenhange  desselben  nie 
habe  einen  deudichen  Begriff  machen  kennen." 

Wie  der  Monarch,  so  die  Beamten.  Im  Osten,  wo  man  den 
Kaufmann  nur  als  Kleinkramer  und  Hausierer  kannte,  achtete 
man  ihn  ^geringer  als  eine  Eierschale".  Indem  man  meinte, 
die  Sache  besser  zu  verstehen  als  die  Nachstbeteiligten,  schädigte 
man  nach  Brückner  oft  mehr,  als  man  nOtzte.  In  England,  sagt 
John  Perry,  ein  sachkundiger  Zeitgenosse  Peters,  sporne  man 
die  Industriellen  und  Kaufleute  zur  Thätigkeit  an;  in  Rufsland 
dagegen  lähme  die  Brutalität  und  Raubsucht  der  Verwaltung  alle 
Industriösität;  wahrer  Reichtum  könne  dort  nicht  gedeihen.  „Die 
Geschichtsquellen",  fügt  Brückner  hinzu,  ^berichten  von  zahl- 
reichen Fällen  der  ärgsten  Mifshandlung  von  Kaulleuten  durch 
Beamte.  Viele  verloren  Leben  und  Eigentum;  manche  wurden 
zu  Tode  gemartert."  Nach  demselben  Schriftsteller  pflegten  In- 
dustrielle und  Kaufleute  ihren  Wohlstand  zu  verbergen,  um  den 
Plackereien  der  Steuerbeamten  zu  entgehen.  Lehrreich  ist  die 
Geschichte  von  J.  SsolowjelV,  welcher  ausgedehnte  Bankgeschäfte 
betrieb:  angeklagt  der  verbotenen  Kiunausfuhr  aus  Rufsland 
\vurde  er  gefoltert,  wobei  ihm  Anne  und  Beine  gebrochen  wurden, 
und  1  Million  Rubel  wurde  ihm  konfisziert.  Später  erkannte  der 
Zar  seine  Unschuld,  bat  ihn  um  Verzeihung,  ohne  jedoch  die 
Million  zurückzugeben,  hn  Gegensatz  zu  Frankreirli.  wo  Colbert 
ausdrücklich  den  Adel  zur  Beteiligung  an  indusiriellen  L'nier- 
nehmungcn  aufforderte,  zu  England,  wo  die  Grundaristokratie 
und  die  City  geradezu  verschmolzen,  galten  in  Rufsland  Handels- 
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geschafte  als  unehrenhaft  für  den  Adel,  welcher  vielmehr  in 
Bcamtenstellungen  auf  dem  einfacheren  Wege  der  Erpressung 
sich  die  kaufmännischen  Reichtümer  aneignete.*) 

Ein  Spiegelbild  der  Verhältnisse  ist  die  Literatur.  Die  west- 
europäische Literatur  des  Merkantilismus  ist  ihrem  Wesen  nach 
individualistisch;  das  treibende  Moment  des  Wirtschaftslebens  ist 
ihr  das  Streben  nach  Cicwinn.  worin  sie  sich  nicht  von  der 
nachfolgenden  sog.  klassischen  Literatur  unterscheidet.  Für  die 
deutschen  Kameralisten  und  noch  mehr  für  den  literarischen  Ver- 
treter des  russischen  Merkantilismus,  Possoschkotf.  steht  als 
treibendes  Moment  der  V' olkswirtschaft  mit  dem  Streben  nach 
Gewinn  zum  minderten  der  staatliche  Zwang  auf  einer  Linie. 
„Püssoschkoff  will  den  Handel  organisieren,  die  Kaufmannschaft 
in  scharf  gesonderte  Gruppen,  je  nach  ihrem  Handelsumsatz, 
teilen,  jeden  einzelnen  Kaufmann  überwachen  und  kontrollieren." 

DaTs  der  osteuropäische  Merkantilismus  nicht  im  stände  war, 
durch  Zwang  die  wirtschaftlichen,  geistigen  und  gesellschaftlichen 
Grundlagen  des  Handels  zu  legen,  darauf  beruht  in  letzter  Linie 
sein  Milserfolg.  Hierauf  beruht  es  femer,  dals  in  Preufsen  wie 
Rufsland  der  Merkantilismus  erst  in  derGegenwart  eine  Renaissance 
feiern  sollte  —  zu  einer  Zeit,  da  auch  in  Mittel-  und  Osteuropa 
die  inneren  Bedingungen  itlr  Handel  und  Geldwirtschaft  auf- 
tauchten. 

Welches  waren  diese  Bedingungen  für  Rufsland?  Den  Anstofs 

zum  wirtschaftlichen  Fortschritt  gab  seit  den  ersten  Jahrzehnten 
unseres  Jahrhunderts  der  steigende  Verkehr.  Bereits  unter  Ni- 
colai deutete  er  sich  an  durch  die  Zunahme  des  Schmuggels  und 
die  Möglichkeit  durch  Zollherabsetzungen  die  Staatseinnahmen 
zu  vermehren.  Daneben  war  es  abermal  die  Nothwendigkeit, 
der  militärischen  Technik  des  Westens  ein  Pari  zu  bieten. 
Sellen  hat  ein  Krieg  so  sehr  als  Kulturträger  gewirkt,  wie 
der  Krinikrieg;  denn  er  machte  den  Eisenbahnbau  zur  strategi- 
schen Notwendigkeit.  Die  Nachbarschaft  des  technisch  fortge- 
schrittenen Westens  und  militärisch- auswärtige  Gesichts|)unkte 
zwangen  abermals  und  zwingen  heute  den  Staat  zur  Beschleuni- 
gung des  wirtschaftlichen  Fortschritts  in  der  Richtung  auf  den 
„Kapitalismus". -j   Mit  dem  Eisenbahnbau  hielt  Tausch  und  Geld- 

y>  Vgl.  BrOrkn.  r,  Possosrhhoff  S.  248,  281,  299,  301.  Brückner,  Peter 
der  Grofse  S  5I8H.,  (ierselbe  Raunen  historisches  Taschenbuch  1877  Ober 
, Russische  Gcldfüi-sten"  S.  8. 

^)  Vgl.   die  Streitfrage  zwischen  Danidson,  dem   Verteidiger  der  Haus- 
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Wirtschaft  Einzug  in  Rufsland;  hierdurch,  nicht  durch  htterarischc 
Bewegungen,  wurde  Rufsland  europäisiert  Dieser  gewahige  Um- 
schwung fand  seinen  Ausdruck  in  dem  Reformwerk  Alexanders  11. 
Die  Bedingungen  für  eine  moderne  (jrofsindustrie  waren  erst 
gelegt,  als  der  Bau  der  Eisenbahnen  an  Stelle  von  Monopol- 
preisen die  Konkurrenz  setzte,  damit  den  technischen  Fortschnti 
erzwang  und  Märkte  erölfnete.  als  die  Sciiairuiii,^  einer  von  der 
Verwaltung  unabhängigen  Ziviljustiz  für  die  rechthche  Sicherung 
des  gewaltig  um  sich  greilenden  X'erkehis  .sorgte. 

Eine  andere  Folge  der  beginnenden  Geld  Wirtschaft  war  die 
Befreiung  der  Bauern.  Indem  der  Bauer  in  die  Lage  kam,  Ge- 
treide zu  verkaufen,  erhielt  er  bar  Geld.  Hier  wie  andcrwäru 
zog  der  Adel  die  Konsequenz  der  auftauchenden  Geidwirt- 
schaft,  indem  er  die  Leistungen  von  Leibeigenen  in  kapitalisierte 
Abfindungssummen  verwandelte.  Zum  erstenmal  erschien  in  der 
russischen  Gesellschaft  durch  die  Ausgabe  der  verkäuflichen  Ab> 
lösungsscheine  eine  grofse  Menge  flOssigen  Kapitals.  Eisenbahn-, 
Bank-  und  Industrieunternehmungen  schössen  aus  der  Erde.  Zu- 
dem wurde  der  Adel  —  zeitweise  wenigstens  —  ein  kaufkraftiger 
Abnehmer  von  Industrieprodukten;  mit  zunehmender  Uebersiedlung 
nach  den  Stedten  legte  er  seine  naturalwirtschaftliche  Gewohn- 
heiten ab.  Sodann  schuf  das  Emanzipationswerk  die  freie  Arbeit. 
In  der  freien  Arbeit  aber  gewann  die  Industrie  erst  die  Grund- 
lage, ohne  welche  die  Anwendung  komplizierter  und  wertvoller 
Maschinen  nicht  möglich  ist.  Mit  Recht  datiert  Mendelejeff  den 
Beginn  der  modernen  Grofsindustrie  von  dem  Reformwerk  des 
Zar-Befreiers.^) 

Die  Bemühungen  Peters  um  die  Industrie  trugen  nunmehr 
erst  ihre  Früchte.  Wir  sahen  oben,  wie  sehr  dem  soeben 
befreiten  Bauern  die  Fabrikarbeit  widerstand.  Soweit  er  niii 
Land  ausgestattet  war,  floh  er  von  den  Fabriken  auf  das 
Land,  Nur  allmählich  unter  dem  Druck  der  Ikvölkerungi- 
zunahme  und  der  Verengerung  des  Landes  wäre  er  im  Laufe  der 
Jahr/ehnte  zur  gewerblichen  Arbeit  zurückgekehrt.  Der  russische 
Merkantilisnuis  aber  hatte  eine  vom  Lande  getrennte  ArbeitsklasjC 
geschatien.  welche  bei  der  Bauernbefreiung  zwar  befreit,  aber 

Industrie,  und  P.  v.  Stru\  c  in  des  letzteren  «Kritischen  Bemcrkungeil  zur  Öko- 
nomischen F.ntwiclclung  RufsLindss".    Pctcrbburp  1804,  S.  27  7. 

')  Vgl.  II<  berblick  über  dir  Entstehung  di  r  rus.sischcn  Industrie.  Aust'ibf 
des  Departements  für  Handel  und  Manufakturen  für  die  Ausstellung  von  Chicago. 
Derselben  Ansicht  ist  Erisman  a.  a.  O.  S.  35. 
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nicht  mit  Land  ausgestattet  werden  konnte.  Sic  \\  ar  von  vorn- 
herein zur  Fabrikarbeit  gezwungen  und  bildete  «..ic  Grundlage 
der  neuentstehenden  freien  Klasse  von  Industriearbeitern.  Auch 
hier  liegt  eine  Aehnlichkeit  mit  dem  preulsischen  Merkantilismus 
vor,  dessen  wichtigster  Erfolg  darin  bestand,  insbesondere  in 
Berlin  und  Schlesien  eine  zur  gewerblichen  Arbeit  bereite  und 
fähige  Bevölkerung  geschaffen  zu  haben.  Nachdem  die  anderen 
Bedingungen  geschaffen  waren,  konnte  sich  ihrer  die  auftretende 
Gro&industne  als  bereiten  Arbeitermaterials  bedienen. 

Vermeidet  die  zweite  Welle  des  Merkantilismus,  welche 
neuerdings  Ober  Rufsland  hingeht,  die  Fehler  der  ersten?  Auf 
diese  Frage  hoffe  ich  noch  weiterhin  Antwort  zu  geben. 
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OSUT8CH£8  REICH.  , 

Die  unehelichen  Kinder  und  das  bürgerliche 

Gresetzbuch. 

Von 

Dr.  Kürt  steinitz. 

Die  Rechtsstellung  der  unehelichen  Kinder  und  ihrer  Mfltter 
hat  in  der  zweiten  Lesung  des  Entwurfs  eines  bfirgerlichen  Ge- 
setzbuchs nicht  unbetrAchtliche  Verbesserungen  erfahren.  Es 
stellt  sich  dieser  Fortschritt  dar  als  eine  Etappe  in  der  wachsen« 
den  Erkentnis  und  Würdigung  der  sozialpolitischen  Bedeutung 
des  Gegenstands.  Seitdem  der  code  civile  durch  Statuierung  des 
Satzes  „la  rccherche  de  la  paternitd  est  interdite*  in  brutaler 
Weise  mit  dem  Grundsatz  der  Haftung  des  unehelichen  Vaters 
für  den  Unterhalt  seines  Kindes  gebrochen  hatte,  hatte  sich  auch 
in  den  mafsgebenden  deutschen  Kreisen  das  Gefühl  für  die  mo- 
ralische Verantwortlichkeit  des  Vaters  und  die  soziale  Notwendig- 
keit einer  Fürsorge  für  die  unehelichen  Kinder  —  von  einigen 
Rückschlägen  abgesehen  —  mehr  und  mehr  abgestumpft.  Das 
preussische  Gesetz  vom  24.  April  1854  ersetzte  die  den  unehe- 
lichen Kindern  aulsei ordenth'ch  günstigen  Bestimmungen  des 
Landrccht.^  durch  ihr  gerades  Gegenteil.  Noch  weiter  ging  der 
deutsciie  juristentag,  auf  dessen  Tagesordnung  die  Paternitäts- 
klage in  den  Jahren  1862  und  1863  stand.  Die  allgemeine  Stim- 
mung zielte  auf  eine  möglichst  nahe  Anlehnung  an  das  franzö- 
sische Prinzip.  Sein  endgiltiger  Beschlufs  ging  dahin,  dass  ,in 
einem  gemeinsamen  deutschen  Gesetzbuch  die  Paternitätsklage 
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nur  in  Ausnahmsfällen  zuzulassen"  sein  sollte.  Denselben  Geist 
athmet  zum  grofsen  Teil  die  Literatur  jener  Zeit,  und  die  prin- 
zipiellen Gegner  der  Vaterschaftsklage  verkünden  mit  Sieges- 
bewufstsein,  dafs  „ein  Rückschritt  von  der  aufgehobenen  Pater- 
nitätsklage zur  Einführung  derselben,  ....  geradezu  unmög- 
lich sei." 

Mit  dem  Wiedererwachen  des  Bewufstseins  von  der  Not* 
wendigkeit  sozialer  Reformen  ist  ein  Umschwung  in  der  Öffent- 
lichen Meinung  eingetreten.  Dort,  wo  in  Verfolg  der  rllcksichts- 
losesten  Interessenpolitik  das  Recfatsband  zwischen  Vater  und 
Kind  völlig  zerschnitten  war,  also  namentlich  in  Frankreich, 
regen  sich  immer  eifriger  Reformbestrebungen.  In  Frankreich 
sind  sowohl  dem  Senat  (1878),  wie  der  Deputiertenkammer  (1883) 
Gesetzentwflrfe  unterbreitet  worden,  welche  sich  gegen  das  Prinzip 
des  Code  civile  richten.  In  der  Literatur  hat  die  weitestgehende 
Haftung  des  unehelichen  Vaters  beredte,  ja  begeisterte  Apostel 
gefunden,  so  namentlich  in  A.  Dumas  fils.  Vor  allem  aber  hat 
die  Praxis  es  verstanden,  dem  sich  gegen  jenen  brutalen  Grund- 
satz mehr  und  mehr  straubenden  Rechtsbewufstsein  durch  Schlufs* 
folgerungen  aus  den  altgemeinen  Grundsätzen  des  Civilrechts 
Geltung  zu  verschaffen.  Auf  Grund  der  Bcstimmunc^en  des 
Schadenersatzrechtes  gewähren  die  französischen  Gerichte  der 
Geschwängerten,  wenn  sie  zum  Beischlaf  verführt  oder  durch 
Mifsbrauch  der  Autorität  bestimmt  worden  ist.  auch  wenn  kein 
strafrechtlich  zu  ahndendes  Delikt  vorliegt,  einen  Entschädigungs- 
anspruch gegen  den  Schwängercr,  und  bei  Bemessung  der  Hohe 
dieses  Anspruchs  wird  auf  die  Unterhaltskosten  des  aus  dem 
Beischlaf  hervorgegangenen  Kindes  weitgehende  Rücksicht  ge- 
nommen. 

Diesem  Umschlag  in  der  öftentlichen  Meinung  entsprechend 
hat  auch  schon  der  erste  Entwurf  des  bürgerlichen  Gesetzbuchs 
mit  dem  noch  kurz  zuvor  so  eifrig  befürworteten  Grundsatz  des 
franzosischen  Rechts  gebrochen  und  eine  Verpflichtung  des  Va- 
ters zur  Gewährung  des  Unterhalts  des  Kindes  und  zur  Erstat- 
tung der  durch  die  Geburt  und  das  Wochenbett  entstandenen 
Kosten  zugelassen.  Aber  man  merkt  es  den  (^Motiven  zum  Ent- 
wurf^ und  noch  mehr  der  Ausgestaltung,  welche  der  Entwurf 
selbst  jenen  Ansprflchen  zu  Teil  werden  liefs,  noch  deutlich  an, 
wie  tief  auch  schon  in  Deutschland  jenes  brutal-egoistische  Prinzip 
Wurzeln  geschlagen  hatte.  Die  Motive  erachten  es  für  nOtig, 
sich  auf  seitenlangen  Erörterungen  ftlr  die  Zulassung  der  Vater- 
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schaiUklage  gewissermafsen  zu  entschuldigen,  während  sie  über 
die  wichtigsten  sozialpolitischen  Forderungen  in  der  Gestaltuog 
der  Unterhaltspflicht  mit  wenigen,  häufig  nichtssagenden  Worten 
hinweggehen. 

Doch  die  Redaktoren  hatten  sich  Ober  den  Stand  der  öffent- 
lichen Meinung  getauscht  Von  keiner  Seite  erfolgte  —  so  tief- 
gehend ist  der  Umschwung  weniger  Jahre  —  ein  Widerspruch 
gegen  das  statuierte  Prinzip  der  Vaterschaftsklage.^)  Auch  so* 
weit  sonst  die  Bestimmungen  zu  Gunsten  des  Kindes  getroffen 
sind,  fanden  sie  allgemeine  Billigung.  So  erhob  sich  kaum  eine 
Stimme,  die  dagegen  Einspruch  erhoben  hätte,  dass  der  Vater 
vor  der  Mutter,  nicht  neben  ihr,  zur  Unterlialtsleistung  verpflichtet 
sein,  ferner  dass  der  Anspruch  gegen  den  Vater  vererblich  sein 
sollte.  Auch  dals  die  dem  Vater  nach  preufsischem  Recht  zu- 
stehende Befugnis,  nach  dem  4.  Lebensjahre  das  Kind  in  eigene 
Obhut  zu  nehmen,  keine  Aufnahme  gefunden  hatte,  welch  letztere 
Bestimmung  nur  all  zu  oft  zu  einer  Ueberweisung  des  Kindes  in 
die  1 'liege  des  Mindest  fordernden  durch  den  Vater  geführt  hatte, 
fand  allgemeine  Billigung. 

Um  so  zahlreicher  und  lebhafter  erhoben  sich  die  Stimmen, 
welche  —  zum  Teil  in  recht  heftiger  Form  —  die  Vorschläge 
des  Entwurfs  als  hinter  den  bescheidensten  sozialpolitischen  An- 
sprüchen zurückbleibend  kritisierten.')  Die  zweifellosen  Fortschritte 
des  Gedankens,  dass  eine  umfassende  Fürsorge  für  die  unehe- 
liche Mutter  und  deren  Kind  im  Interesse  des  Staates,  wie  der 
Menschlichkeit  geboten  sei,  fanden  ihren  Ausdruck  im  Gang  und 
im  Ergebnis  der  zweiten  Lesung.  Nicht  eine  Stimme  erhob  sich 
jetzt  in  der  Kommission  zu  Gunsten  des  Standpunkts  des  franzö- 
sischen Rechts.  Dagegen  vereinigte  der  Antrag,  die  Einrede  des 
Beklagten,  dass  die  Mutter  wahrend  der  Konzeptionszeit  mit 
mehreren  Mannern  zu  thun  gehabt  hatte,  zu  beseitigen,  eine 
Minderheit  von  acht  Stimmen  gegenflber  einer  Mehrheit  von  elf 
Stimmen  auf  sich,  so  dafs  die  ezzeptio  plurium  concumbenttum, 
welche  gewissermafsen  den  PrOfstein  der  Liberalitat  des  Gesetz- 
gebers in  Sachen  der  unehelichen  Kinder  bildet,  nur  mit  knapper 
Mehrheit  zur  Annahme  gelangte. 

')  Vgl.  gutachtliche  Acufserungen  der  Bundesregierungen  I,  167  ff.,  Za- 
sammensleUyiig  der  gutachUtchen  Aeufterungen  zam  Entwurf  IV,  S.  428  ff. 

Vor  allen  Menger,  Das  bQngerliche  Recht  und  die  besitzlosen  Volks- 
klassen,  Archiv  für  soz.  Gesetzgebg.  u.  Statistik  1889.  Genauere  Littentof^ 
angaben  in  dem  Anm.  I  zitierten  Werk. 
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Ist  hier  auch  vorläufig  nur  ein  negatives  Resultat  zu  ver- 
zeichnen, so  nuiss  doch  der  Kommission  für  die  zweite  Lesung 
rückhaltslos  die  Anerkennung  gezollt  werden,  dals  sie  in  weit- 
gehendem Mafse  den  schweren  sozialpolitischen  Bedenken,  welche 
sich  dem  ersten  Entwurf  gegenOber  auftarmten.  Rechnung  ge- 
tragen hat.  Der  entscheidende  Einflufs,  welchen  teils  offen,  teils 
versteckt  die  Interessen  der  herrschenden  Klassen  auf  den  Gesetz- 
geber ausflbten,  war  im  ersten  Entwurf  auf  Schritt  und  Tritt 
nachzuweisen.  Bei  der  Eigenart  unserer  Materie  kreuzen  und 
verbinden  sich  hier  zwei  InteressenstrOmungen  mit  einander.  Es 
ist  nicht  nur,  wie  in  den  Sphären  des  Vermögensrechts  die  so- 
zial hoher  stehende  Klasse,  welche  der  besitzlosen  gegenflber- 
tritt,  sondern  es  gesellt  sich  der  Gegensatz  des  herrschenden 
Mannes  und  des  beherrschten  Weibes  hinzu.  In  der  Praxis  ver- 
einigen sich  diese  Interessen,  ein  Widerstreit  findet  so  gut  wie 
niemals  statt:  die  Fälle,  in  weichen  ein  Mädchen  der  höheren  so- 
zialen Schichten  von  einem  der  Klasse  der  Besitzlosen  ange- 
hörenden Manne  Mutter  wird,  kommen  naturgemafs  selten  vor, 
und  auch  in  diesen  seltenen  Fällen  hat  die  Rechtsfrage  der  Unter- 
haltspflicht keine  praktische  Bedeutung.  Sich  so  gegenseitig 
verstärkend,  wirken  diese  beiden  Strömungen  auf  der  ganzen 
Linie  der  hier  zum  Austrag  kommenden  Fragen  dem  sozialpoli- 
tischen Interesse  entgegen. 

Das  uneheliche  Kind  bleibt  aufserhalb  der  Familie  des  X'aters. 
Diese  X'orschrift  selbst  ist  nach  Lage  der  \'erhältnisse  v/ohl  nicht 
2u  beanstanden.  Interessant  ist  aber  die  Motivierung,  die  ihr  der 
Entwurf  giebt.  „Die  durch  die  Xatur  zwischen  dem  unehelichen 
Kinde  und  seinem  Eizeuger  geknüplten  iiande  führen  in  den 
wenigsten  Fällen  zu  einer  innigeren  Verbindung  zwischen  beiden. 
Meistens  steht  der  Vater  dem  unehelichen  Kinde  gleichgiltig  und 
fremd  gegenttber.  Er  betrachtet  dassdbe  als  eine  Last  und  hat 
kein  Interesse  an  dem  Wohlergehen,  der  körperlichen  und 
geistigen  Ausbildung  desselben."  Dafs  diese  Schilderung  fflr  den 
Vater  aus  den  höheren  Gesellschaftsschichten,  dem  ein  Mädchen 
aus  den  besitzlosen  Klassen  ein  Kind  geboren  hat,  thatsächlich 
zutrifft,  ist  leider  nicht  zu  bestreiten.  Aber  dafs  diese  Moral  der 
höheren  Stände  einfach  als  Thatsache  hingenommen  und  zur 
Motivierung  der  grundlegenden  Bestimmung  Ober  das  Rechts- 
verhältnis der  Kinder  benutzt  wird,  dagegen  mufs  Widerspruch 
erhoben  werden.  Der  roQtterlichen  Familie  gegenüber  werden 
solche  Rücksichten  nicht  genommen.   Das  uneheliche  Kind  wird 
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nicht  nur  al»  Kind  seiner  Mutter  anerkannt,  aondem  tritt  mit  ehe- 
lichen Kindern  gleichberechtigt  in  die  mOtterliche  Familie  ein. 
Hier  erldaren  die  Motive  das  öffentliche  Interesse  daran,  da& 
diese  Kinder  nicht  ohne  den  Schutz  und  die  Wohlthaten  des 
Familienlebens  aufwachsen,  fbr  ausschlaggebend.  «Der  ROck- 
sieht  auf  die  Heiligkeit  und  die  hohe  Bedeutung  der  Ehe*  — 
sagen  sie  —  «wird  aber  schon  dadurch  in  «usreichendem  Maise 
Rechnung  getragen,  dafs  das  uneheliche  Kind  zu  dem  Vater  und 
dessen  Familie  rechtlich  in  keine  Verbindung  tritt."  —  Die  RQck- 
sieht  auf  das  eheliche  Leben  des  unehelichen  Vaters  spielt  über- 
haupt eine  grofse  Rolle,  vor  allem  als  Argument  gegen  die  Zu- 
lassung der  Vaterschaftsklage  überhaupt,  aber  auch  da,  wo  diese 
im  Prinzip  anerkannt  ist,  als  Argument  für  ihre  möglichste  Ein- 
schränkung. Damit  also  der  Mann  der  höheren  Stände  im  Genufs 
seines  Famihcnlcbens  vor  der  Verantwortung  für  seine  eigene 
l'nsittlichkeit  gesichert  ist,  soll  sein  leibliches  Kind  und  dessen 
Mutter  darben.  —  Ein  weiteres  beliebtes  xVrgument  der  Motive 
gegen  eine  Reihe  von  Schutzbestimmungen  für  Mutter  und  Kind 
ist.  dafs  sie  „für  grofse  Reehtsgebiete  eine  Verschärfung  der 
Unteriialtspllicht  des  unehelichen  Vaters  mit  sich  bringen  würden  " 
1  her  tritt  also  der  Interessenstandpunkt  ganz  unverblümt  zu 
Tage. 

Wir  werden  das  Wirken  dieser  InteressenpoUtik  im  einzelnes 
noch  Öfters  zu  beleuchten  haben.  Man  kann  die  Beobachtung 
machen,  dafs  nicht  etwa  eine  Unkenntnis  der  sozialpolitiscbeB 
GrOnde,  welche  einer  ausgiebigen  FOrsorge  ffir  Mutter  und  Kind 
das  Wort  reden,  die  ablehnende  Stellung  des  Gesetzgebers  ver- 
anlafst,  sondern  dafs  in  den  meisten  Fallen  Ober  bekannte  sozial* 
politische  Bedenken  hinweggegangen  wird,  weil  eben  die  Inter- 
essen des  unehelichen  Vaters  Ober  jene  gestellt  werden.  Die 
zweite  Lesung  hat,  wie  noch  zu  zeigen,  mit  diesem  Interessen* 
Standpunkt  nicht  etwa  völlig  gebrochen,  sie  schlägt  aber  die 
sozialpolitischen  Rücksichten  etwas  hoher  an  und  gelangt  so  viel* 
fach  zu  anderen  Resultaten.^) 

Die  Verbesserungen  bewegen  sich  in  drei  Richtungen:  die 
Ansprüche  sind  im  Umfang  erweitert  und  in  ihrem  Bestand  ge- 
festigt, ihre  prozessualische  Geltendmachung  ist  erleichtert  und 
endlich  sind  die  Fälle,  in  weichen  ein  Anspruch  überhaupt  ge* 
geben  sein  soll,  vermehrt  worden. 
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Der  erste  Entwarf  hatte  den  Vater  nur  verpflichtet,  dem 
Kinde  den  notdOrftigen  Unterhalt  und  diesen  nur  bis  zur  Zu* 
rticklegung  des  14.  Lebensjahres  zu  gewahren.  Die  Motive 
konnten,  von  noch  ungQnstigeren  Regelungen  abgesehen,  sich 
nur  zwei  Wege  als  gangbar  d^ken;  entweder  werde  der  Vater 
vor  der  Mutter  zur  Leistung  des  Unterhalts  des  Kindes  ver- 
pflichtet, dann  aber  nur  zu  der  des  notdürftigen,  oder  man  stelle 
auf  Leistung  des  standesmässigen  Unterhalts  ab,  dann  aber  sei 
der  Vater  nur  gemeinschaftlich  mit  der  Mutter  zu  verpflichten. 
Dafs  man  eine  primäre  Unterhaltspflicht  des  Vaters  anerkennen 
und  diese  zugleich  nach  den  standesgeniäfsen  Bedürfnissen  be- 
messen könne,  daran  denken  die  Motive  in  ihrer  Einseitigkeit 
nicht  einmal.  Der  zweite  Entwurf  hat  diesen  Grundsatz  durch- 
geführt. Der  zunächst  von  dem  \'ater  zu  leistende  Unterhalt  ist 
nach  der  Lebensstellung  der  Mutter  bemessen.  Durch  die  Pra.xis 
der  Gcrichtshüfe  ist  in  den  Ländern,  welche  den  Vater  nur  für 
den  notdürftigen  Unterhalt  haften  lassen,  diese  Unterhaltspflicht 
auf  eine  Beitragspflicht  zum  Unterhalt  des  Kindes  bcsciiränkt 
worden.  Bei  der  materiellen  Lage  jener  Bevölkerungsschichten, 
aus  welchen  sich  naturgemäfs  das  Gros  der  unehelichen  Mütter 
rekrutiert,  ist  aber  damit  von  vornherein  das  Kind  zu  einem 
Jammerdasein  bestimmt.  Denn  die  allein  stehende  Mutter,  welche 
in  ihrem  ohnehin  nur  kärglichen  Erwerb  nun  noch  durch  die 
Wartung  des  Kindes  gehemmt  wird,  ist  meist  nicht  im  stände, 
den  fdr  ein  menschenwOrdiges  Dasein,  geschweige  denn  für  eine 
sorgfiUtige  Erziehung  des  Kindes  erforderlichen  Zuschufs  aufzu- 
bringen. So  kommt  es  denn,  dafs  die  unehelichen  Kinder  körper- 
lich wie  geistig  hftufig  verkommen  und  dafs,  wie  die  Statistik 
lehrt,  die  Verbrecherwelt  aus  ihrer  Mitte  einen  erschreckend 
starken  Zuzug  erhält.  Zu  den  Tendenzen  unserer  heutigen  Ge- 
setzgebung, welche  die  Frau  und  vor  allem  die  Mutter  aus  den 
Fabriken  möglichst  entfernen  will,  steht  die  Aufbardung  der 
Sorge  für  den  ausreichenden  Unterhalt  des  Kindes  in  grellem 
Widerspruch.  Auf  der  anderen  Seite  l.ilst  sicii  ein  stichhaltiger 
Grund  für  die  Schonung  des  erwerbsfähigeren  Mannes,  dessen 
einzige  Verpflichtung  gegen  das  Kind  diese  pekuniäre  Fürsorge 
ist,  absolut  nicht  auffinden.  Dafs  der  wohlhabende  Vater  ein  ge- 
nufsreiches  Leben  führt,  während  sein  Kind  mit  der  bittersten 
Not  kämpfen  muis.  kann  nur  von  der  Höhe  des  moralischen 
Niveaus  gutgeheitsen  werden,  den  der  oben  zitierte  Satz  der 
Motive  über  das  Verhältnis  von  Vater  und  Kind  einnahm.  Es 
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wird  somit  an  der  Fassung  des  zweiten  Entwurfs  zur  Linderung 
der  sozialen  Not  der  unehelichen  Kinder  und  ihrer  Mutter  mit 
aller  Zähigkeit  festgehalten  werden  mOssen,  zumal  diese  Fassung 
als  eine  Neuerung  gegenüber  dem  in  sämmdichen  Einzelstaaten 

bestehenden  Zustand  in  den  gesetzgebenden  Körperschaften  auf 
erheblichen  Widerstand  stofsen  dürfte.  Freilich  kann  gerade 
einer  solchen  Bestimmung,  welche  dem  Ermessen  des  Richters 
den  weitesten  Spielraum  gestattet,  Leben  erst  durch  die  prak- 
tische Handhabung  eingeflOfst  werden.  In  dieser  Hinsicht  zeigt 
sieh  die  Wichtigkeit  einer  sozialpolitischen  Schulung  unserer 
jungen  Juristen,  da  sonst  zu  befürchten  ist.  dafs  der  schädliche 
Einflufs  der  in  Fleisch  und  Blut  übergegangenen  Interessen, 
welcher  den  Standpunkt  der  Motive  zu  einem  so  einseitigen  ge- 
staltete, in  der  Beurteilung  jedes  Einzelfalles  wiederkehren  wird. 
Das  Erstrebenswerteste  ist  freilich,  dafs  bei  der  Bemessung  des 
Unterhalts  auch  auf  die  Lebensstellung  des  Vaters  Rücksicht  ge- 
nommen wird. 

Statt  des  vollendeten  14.  hat  der  zweite  Entwurf  die  Zurück- 
legung des  16.  Lebensjahres  als  Grenze  für  die  Alimentations- 
pflicht gesteckt.  Diese  Aenderung  entspricht  den  wirtschafUichen 
Verhältnissen.  Die  Gesetzgebung  verfolgt  die  Tendenz,  die 
Thatigkeit  der  jugendlichen  Arbeiter  möglichst  einzuschrftnken: 
ergreift  das  Kind  ein  Handwerk,  so  ist  in  den  ersten  Lehrjahren 
an  einen  eigenen  Erwerb  des  Unterhalts  noch  nicht  zu  denken. 

Der  so  gestaltete  Anspruch  wird  nun  in  seinem  Bestände 
durch  den  zweiten  Entwurf  gefestigt  und  gesichert.  Dieser  be> 
stimmt,  dafs  der  Unterhalt  auch  fllr  die  Vergangenheit  verlangt 
werden  kann,  was  der  erste  Entwurf,  von  den  Fallen  des  Ver* 
zuges  abgesehen,  dem  Kinde  verweigert  hatte.  Der  Anspruch 
der  Mutter  auf  Ersatz  der  Entbindungs-  und  „Sechswochen*- 
kosten  soll  nicht  schon  in  zwei,  sondern  erst  in  vier  Jahren  ver- 
jähren. Beide  Neuerungen  sind  als  geeignet,  die  materielle  Lage 
der  unehelichen  Kinder  und  Mütter  zu  verbessern,  ohne  dafs  auf 
der  anderen  Seite  ein  berechtigtes  Interesse  verletzt  wQrde,  zu 
begrülsen. 

Von  greiser  sozialer  Bedeutung  ist  die  Neuerung,  welche 
hinsichtlich  der  X'crtolgun.!:'  dieser  Ansprüche  getroffen  ist.  Schon 
vor  der  Geburt  des  Kindes  kann  dem  Sclnvängerer  durch  einst- 
weilige richterliche  Verfügung  die  Hinterlegung  der  Entbindungs- 
und Sechswi  iclienko^ten  und  der  Alinientenbetr.'lge  für  ein  \'iertel- 
jahr  zur  alsbaldigen  Zahlung  nach  der  Geburt  auferlegt  werden. 
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Die  Motive  hatten  sich  Ober  eine  solche  Bestimmung  mit  den 
dorren  Worten/ sie  verdient  keine  Billigung*  und  dem  kurzen 
Hinweis  auf  die  Schwierigkeit  hinweggesetzt,  schon  vor  der  Ge- 
burt festzustellen,  wer  der  Vater  ist  Thatsflchlich  wird  sich  aber 
bei  dem  heutigen  Stande  der  medizinischen  Wissenschaft  auch 
vor  der  Geburt  des  Kindes  die  Konzeptionszeit  mit  genügender 
Sicherheit  feststellen  lassen,  zumal  die  einstweilige  Verfügung 
ja  erst  in  den  letzten  Wochen  der  Schwangerschaft  provoziert 
zu  werden  braucht  und  provoziert  werden  wird.  Sache  des  Klä- 
gers ist  es  dann,  nach  allgemeinen  Prozefsgrunds.ltzen  glaubhaft 
2u  machen,  dafs  der  Beklagte  mit  der  Geschwängerten  den  Bei- 
schlaf in  der  kritischen  Zeit  vollzogen  hat. 

Falls  die  exceptio  plurium  concumbentiiim  anerkannt  wird, 
ist  es  allerdings  nicht  zu  leugnen,  dafs  deren  Beweis  in  dem  ab- 
gekürzten V'etiahren  der  einstweiligen  X'erfügung  erschwert 
(keineswegs  unmöglich  gemacht)  wird.  Diese  summarische  Prü- 
fung ist  jedoch  überall  das  Charakteristikum  der  einstweiligen 
\'erfügung  und  durch  die  Wichtigkeit  einer  schnellen  Entschei- 
dung bedingt.  Wenn  diese  in  Fällen  rein  vermögensrechtlicher 
Katur  mit  in  den  Kauf  genommen  wird,  so  kann  sie  hier  bei  dem 
hohen  menschlichen  und  sozialen  Interesse,  das  auf  dem  Spiel 
steht,  doch  kein  Gegenargument  gegen  die  Zulassung  der  einst- 
weiligen Verfügung  bilden.  Ueberdies  ist  sogar  die  Stellung  des 
Beklagten  hier  eine  günstigere  als  in  anderen  Fallen,  da  es  ihm 
häufig  möglich  sein  wird,  bis  zur  Geburt  des  Kindes  das  ordent- 
liche Verfahren  durchzufllhren.^)  Die  Rflcksicht  auf  Mutter  und 
Kind  erheischt  aber  die  nunmehr  gegebene  Bestimmung  gebiete- 
risch. Es  ist  naheliegend  und  wird  in  der  Spezialliteratur^  nach- 
gewiesen, dafs  gerade  unmittelbar  nach  der  Geburt  die  Not  am 
höchsten  und  das  Elend  von  Mutter  und  Kind  geradezu  bejam- 
mernswert ist.  Es  gehört  eine  außergewöhnliche  Hartherzigkeit 
dazu,  vor  der  Geburt  den  Klageweg  zu  verschliefsen  und  jene 
somit  in  den  ersten  Wochen  dem  bittersten  Elend  jirei^zugeben. 
Die  Erfahrungen  der  Pra.xis  lehren  aber  auch,  dafs  die  Alimenten- 
prozesse, namentlich  durch  Erhebung  der  exceptio  plurium  con- 
cumbentium,  sich  nur  allzu  oft  lange  hinschleppen,  sodafs  jenes 


*)  B«i  der  unten  befllrworteten  Beseitigunc  der  Einrede  lallen  alle  diese 

Bedenken  von  selbst  fort. 

r.iubc,  Sriiiit;  der  i'.tiohclichen  Kinder  in  Leipzig:  Neumann,  Die  unehe- 
lichen Kinder  in  Berlin  und  ihr  SchuU. 
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akute  Elend  bAufig  zu  eineni  chronischen  wird,  und  so  schon  in 
den  ersten  Monaten  die  Keime  zu  späterem  Siechtum  des  Kindes 

gelegt  werden  oder  sein  Leben  vernichtet  wird. 

Die  Fälle,  in  welchen  ein  Anspruch  gegen  den  Schwangerer 
überhaupt  gegeben  sein  soll,  werden  in  beiden  Entwürfen  durch 
die  Zulassung  der  exceptio  plurium  concumbentium  erheblich 
eingeschränkt.    Immerhin  aber  hat  der  zweite  Entwurf  der  Zu- 
läs.sigkeit  dieser  Einrede   engere  Grenzen   gezogen.    Er  hat  sie 
ausgeschlossen,   wenn   der  in  Anspruch  Genommene   die  \'ater- 
schaft  nach  der  Geburl  des  Kindes  in  einer  ölVentlichcn  Urkunde 
anerkannt  hat.    Es  ist  dadurch  im   wesentlichen  der  Standpunkt 
gewonnen,  welcher  in  Preufsen.  Messen  und   dem  französischen 
Rechtsgebiet  schon  geltenden  Rechtes  ist.    Ferner  aber  hat  der 
zweite  Entwurf  die  Berufung  aul  eine  Beiwohnung  ausgeschlossen, 
welche  den  Umständen  nach  zur  Empfängnis  des  Kindes  nicht 
führen  konnte.   Hierher  gehört  auch  der  Fall,  dafs  aus  dem  Keile- 
grad  des  Kindes  der  Beweis  fbr  letztere  Thatsache  erbracht 
werden  kann.  In  diesem  Punkte  war  bei  den  Motiven  die  Ein* 
seitigkeit  des  Standpunkts  auf  das  Krasseste  hervorgetreten.  Sie 
hatten  die  Berufung  auf  diese  Thatsache  zu  Gunsten  des  Kindes 
aosdrttcklich  für  unzulässig  erklärt;  vielmehr  sollte  der  Umstand, 
dafs  die  Mutter  in  der  fast  vier  Monate  langen  Empftngniszeit 
irgend  wann  und  irgend  wie  einmal  mit  einem  anderen  zu  thun 
hatte,  ihren  und  ihres  Kindes  Anspruch  ausschliefsen,  auch  wenn 
z.  B.  der  Reifegrad  des  Kindes  auf  eine  Empitognis  vor  zehn 
Monaten  hinwiese  und  der  Beischlaf  mit  dem  anderen  erst  vor 
sechs  Monaten,  auch  sogar  zu  einer  Zeit,  wo  die  Schwanger* 
Schaft  schon  feststand,  stattgefunden  hat   Zu  Ungunsten  des 
Kindes  sollten  aber  alle  diese  Einwendungen  gestattet  sein.  Denn 
die  Einrede  der  mehreren  Beischläfer,  welche  der  Entwurf  zu- 
lafst»  kann  schon  durch  den  Nachweis,  dafs  der  Beischlaf  des 
Beklagten  zu  der  Schwangerschaft  nicht  hat  führen  können, 
bewiesen  werden.    Diese   kaum  glaubliche,   aber  doch  völlig  be- 
wufst  geschaffene  Reclitsungleichheit  hat   nunmehr   der  zweite 
Entwurf  durch  die  Aufnahme  der  obigen  Bestimmung  beseitigt. 
—  Schiielslich  hat  er  auch  einen  Entschädigungsanspruch  für  die 
geschwängerte  Braut  statuiert,  wenn  sich  die  Verlobung  ohne 
ihre  Schuld  auflöst. 

Damit  sind  die  Verbesserungen,  welche  durch  die  zweite 
Lesung  errungen  worden  sind,  zu  Ende.  Es  fragt  sich,  ob  die 
gegenwärtige  Gestaltung  eine  zufriedenstellende  genannt  werden 


Digitized  by  Google 


Kurt  Steinits,  Die  uoebeUcheo  Kinder  und  das  btUrgerliche  GeseUbuch.  483 


kann.  Die  Frage  mufs  verneint  werden.  Die  Tendenz  zur  fort- 
schreitenden Berücksichtigung  sozialpolitischer  Forderungen» 
welche  wir  oben  kennzeichnen  konnten,  berechtigt  uns  aber  zu 
der  Hoffilling,  dafs  im  weiteren  Fortgang  des  grossen  Gesetz- 
gebungswerks auch  diejenigen  berechtigten  WOnsche,  welche  bis- 
her noch  eine  Zurückweisung  erfahren  haben,  ilire  Rechnung 
finden  werden.  Eben  darum  aber  gilt  es,  die  öffentliche  Meinung 
fiber  das  bisher  Errungene  und  das  noch  zu  Leistende  aufzu- 
klaren und  vor  allem  das  Interesse  der  entscheidenden  Faktoren 
der  Gesetzgebung  zu  wecken. 

Eine  Reihe  von  Vorschlagen,  welche  zu  einer  durchgreifen- 
deren Fürsorge  für  Mutter  und  Kind  geeignet  erscheinen,  ohne 
dafs  auf  der  anderen  Seite  berechtigte  Interessen  gegenüberstehen, 
soll  nur  kurz  angedeutet  werden.  Das  unbedingte  Erlöschen  der 
Alimentationsforderung  mit  dem  16.  Lebensjahre  erscheint  dann 
als  unangebracht,  wenn  durch  besondere  Zufälle  das  Kind  auch 
über  diesen  Zeitpunkt  hinaus  hülfsbedürftig  bleibt.  Das  preufsi- 
sche  Recht  läfst  hier  einen  weiteren  Anspruch  zu.  Ebenso  ist 
nicht  ersichtlich,  weshalb  der  Anspruch  auf  Ersatz  der  Wochen- 
bettkosten auf  die  Zeit  von  sechs  Wochen  beschränkt  sein  soll, 
wenn  im  konkreten  Falle  unverschuldet  die  Mutter  länger  an  das 
Lager  gefesselt  bleibt.  Hier  steht  objektiv  die  Thatsache  einer 
Schädigung  fest:  es  geht  nicht  an,  kurzweg  zu  sagen,  dafs  der 
Schwängerer  nicht  allzuschwer  belastet  werden  solle:  denn  ein 
Teil  mufs  den  entstandenen  Vermögensschaden  tragen;  die 
Gründe,  aus  welchen  der  Vater  hierzu  sonst  vor  der  Mutter  ver- 
pflichtet sein  soll,  sind  aber  auch  hier  malsgebend.  Auch  sollte 
der  Betrag  dieser  Kosten  nicht  in  die  Grenzen  der  Notdurft  ein- 
geengt werden.  Ferner  mflfste  auch  das  im  geltenden  Recht 
Oberwiegend  statuierte  Prinzip  euies  beschränkten  Erbanspnichs 
gegen  den  unehelichen  Vater,  wenn  dieser  ohne  eheliche  Nach- 
kommenschaft verstirbt,  in  dem  Entwurf  Aufnahme  finden.^)  Bei 
Alimentenforderungen  der  ehelichen  Kinder  bestimmt  die  Civil- 
prozessordnung,  dafs  ihretwegen  Gehaltsansprache  des  Schuld- 
ners ohne  Rflcksicht  auf  den  Betrag  pftodbar  sein  sollen.  Eine 
einfache  Ausdehnung  dieser  Bestimmung  auf  die  unehelichen 
Kinder  kann  wegen  der  möglichen  Kollision  mit  den  Familien- 
pflichten des  Vaters  Bedenken  erregen;  doch  liessen  sich  diese 
wohl  durch  Spezialbestimmungen  beseitigen. 


>)  Vgl.  Soziale  Praxis  1895,  No.  40. 
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Diese  Variationen  in  der  Ausgestaltung  des  Anspruchs  sind 
aber  von  geringerer  Bedeutung  gegenOber  der  prinzipiellen  Vor- 
frage, in  welchen  Fallen  denn  Oberhaupt  aus  dem  aufsereheUchen 
Beischlaf  ein  Anspruch,  sei  es  des  Kindes,  sei  es  der  Mutter,  be* 
stehen  soll.  Verglichen  mit  dem  im  gröfsten  Theil  Preulsens 
geltenden  Recht    bezeichnet  der  Entwurf  hier  allerdings  einen 
Fortschritt.  Dort  genOgt  schon  die  Thatsache,  dafs  die  Mutter 
bereits  aufserehelich  von  einem  anderen  Manne  geboren,  dais  sie 
fllr  den  Beischlaf  Geld  oder  auch  nur  Geschenke  angenommen 
hat»  Oberhaupt,  dafs  sie  in  geschlechtlicher  Beziehung  bescholten 
ist,  um  jeden  Anspruch  der  Mutter  und  des  Kindes  auszuschliefsen. 
Diese  Oberaus  harte  Bestimmung  hat  der  Entwurf  sich  nicht  zu 
eigen  gemacht.    Dagegfen  hat  er,  wie  schon  erwähnt,  diejenige 
von  allen  Einreden  aufgenommen,  welche  praktisch  von  der 
gröfsten  Bedeutung  ist.  die  exceptio  plurium  concumbentium. 
Leider  haben  von  allen  Bundesregierungen  nur  zwei.  Sachsen 
lind  Reuss  ä.  L..  diese  Bestimmung  beanstandet,  obgleich  gegen- 
wärtig über  ein  Drittteil  der  deutschen  Bevölkerung  unter  einem 
Rechtssystem  lebt,  welches  die  Einrede  nicht  kennt. 

Also  auch  nach  der  jetzigen  Gestaltung  des  Entwurfs  würden 
die  Fälle  gar  nicht  selten  sein,  in  welchen  Mutter  und  Kind  jeder 
Anspruch  versagt  und  sie  ins  Elend  gestofsen  werden.  Uner- 
klclrlich  erscheint  es  auf  den  ersten  Blick,  dafs  auch  das  unschul- 
dige Kind  hier  für  den  Fehltritt  der  Mutler  büfsen  soll.    Die  Er- 
klärung wird  uns  aber  von  Seiten  der  Juristen  zu  Teil:  der 
Rechtsgrund  jener  Ansprüche,  so  heifst  es,  sei  die  Vaterschaft. 
Nach  allgemeinen  ProzessgrundsStzen  mOsse  diese  vom  Kläger 
bewiesen  werden.    Habe  aber  die  Mutter  während  der  Konzep- 
tionszeit mit  mehreren  Männern  verkehrt,  so  sei  die  Vaterschaft 
ins  Unsichere  gestellt.  Der  Beweis  sei  mifsglOckt  und  die  Klage 
daher  abzuweisen.   Vom  Standpunkt  der  juristischen  Konsequenz 
sei  daher  die  Zulassung  der  exceptio  geboten. 

Thatsächlich  ist  es  dieses  Argument,  welches  nicht  nur  die 
Motive,  sondern  auch  die  Verfechter  der  exceptio  in  der  zweiten 
Lesung  in  den  Vordergrund  stellten.  Dieses  Argument  beruht 
aber  auf  einer  Verkennung  des  Verhältnisses  der  juristischen 
Doktrin  zu  den  Fragen  der  Gesetzgebung.  Obgleich  dieses  Thema 
weit  Ober  den  Rahmen  des  hier  zu  behandelnden  Gegenstandes 
hinausgeht,  wird  es  bei  seiner  Bedeutung  &Xr  diesen  erforderlich 


1)  GeseU  vom  24.  April  1854. 
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sein,  ein  StreiHicht  darauf  zu  werfen.     Zugleich  ist  aber  diese 
prinzipielle  Frage  gerade  für  den  Sozialpolitiker  von  der  gröfsten 
allgemeinen  Bedeutung;  denn,  wie  unser  Beispiel  lehrt  und  die 
Umschau  in  den  Motiven,  wie  in  der  sonstigen  juristischen  Litte- 
ratttr  immer  und  immer  wieder  bestätigt,  sind  es  gerade  sozial- 
politische  Forderungen,  wdche  besonders  häufig  unter  jener  an- 
geblichen juristischen  Konsequenz  zu  leiden  haben.    Um  bei 
unserem  Beispiel  zu  bleiben,  wird  diese  vorgebliche  Konsequenz 
zu  Gunsten  des  Vaters  in  mehr  als  einer  Hinsicht  durchbrochen.. 
Die  Juristen  streiten  darum,  ob  die  Alimentationspflicht  —  von- 
Variationen  abgesehen  —  ein  Deliktsanspruch  oder  ein  familien- 
rechtlicher Anspruch  ist  Die  Motive  statuieren  die  Theorie,  dais  • 
nur  das  durch  die  Zeugung  geknüpfte  Band  der  Blutsverwand- 
schafc  der  „Recht^rund"  jener  Pflicht  sei.   Aber  dieser  Theorie 
widersprechen  ebenso  die  Bestimmungen  des  Entwurfs,  wonach 
die  Alimentationspflicht  nur  bis  zu  einer  bestimmten  Zeit  dauert, 
während  doch  das  Blutsband   fortbesteht;  ferner  die  Bestim* 
mungen,  dafs  nur  der  uneheliche  Vater,  nicht  auch  dessen  Ver- 
wandte zur  Alimentation  des  Kindes  verpflichtet  sind,  und  dafs 
diese  Pflicht  den  Descendenten  des  Kindes  gegenüber,  auf  welche 
sich  das  Blutsband  doch  auch  erstreckt,  nicht  besteht,  endlich  das . 
von  den  Motiven  vorgesehene  Mafs  der  Alimente,  die  ja  dann 
durch  den  Stand  des  Vaters  bestimmt  werden  müfsten.  Die 
Motive  äufsern  selbst  einmal  iS.  882),  dafs  es  keineswegs  geboten 
sei,  alle  Konsequenzen  des  faniilienrcclitlichen  Charakters  zu  ziehen. 
Man  sieht  hier,  wo  es  das  Interesse  der  gesetzgebenden  Klasse 
verlangt,  wird  es  mit  der  angeblichen  Konsequenz  nicht  so  tra- 
gisch genommen ;  der  Beseitigung  der  exceptio  aber  wird  sie  als 
gewichtiges  Argument  entgegengestellt.  Hinsichtlich  der  in  einer 
Ehe  geborenen  Kinder  gilt  femer  das  Prinzip  (§  1466  ff.  I.  Ent- 
wurf, §  1486  II.  Entwurf),  dafs  ein  Beischlaf  mit  anderen  Männern« 
während  der  Empfängniszeit  die  Ehelichkeit  nicht  berOhrt;  und 
dennoch  beruht  gerade  die  Ehelichkeit  doch  lediglich  auf  dem. 
Blutsband  zwischen  Vater  und  Kind.  Bei  den  unehelichen  Kindern . 
aber  soll  eine  analoge  Bestimmung  nicht  angängig  sein. 

Wie  steht  es  nun  mit  der  Behauptung,  dafs  dieser  oder  jener 
Satz,  den  ein  praktisches  BedOrfnis  erheischt,  mit  der  juristischen 
Konsequenz  in  Widerspruch  steht  und  darum  abzuweisen  ist? 
Dafs  zwei  Rechtssätze,  welche  direkt  einander  wide  rsprechen, 
nicht  nebeneinander  bestehen  dürfen,  ist  selbstvt  r  t.indlich,  triiTt 
aber  unser  Thema  nicht,  da  ja  dann  eben  nur  der  eine  oder  der- 
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andere  praktisch  wflnschenswerth  erscheinen  kann.    Die  Doktrin 
behauptet  jedoch,  dafs  dieser  oder  jener  Rechtssatz,  weil  er  einer 
Rechtstheorie  widerspricht,  nicht  Gesetz  werden  solL  Eine 
Rechtstheorie  ist  aber  nichts  als  die  Abstraktion  aus  vorhandenen 
Rechtssatzen;  sie  filhrt  kein  von  ihnen  getrenntes  Dasein.  Sie 
kann  nur  auf  ihre  Richtigkeit  de  lege  lata  oder  ihre  Brauchbar- 
keit de  lege  ferenda  geprflft  werden,  indem  man  auf  deduktiven 
Wege  ihre  Konsequenzen  entwickelt  und  mit  dem  bestehendeo 
oder  wQnschenswerten  Rechtszustand  vergleicht.  De  lege  ferenda 
ist  also  eine  Rechtstheorie  nie  etwas  Gegebenes,  sondern  sie 
unterliegt  der  Prüfung  auf  ihren  Nutzen,  ihre  praktische  \*er- 
wendbarkeit;  und  eine  Kritik  der  Theorie  ist  eine  Kritik  ihrer 
Konsequenzen.   Die  Theorie  kann  hier  für  die  richtige  erst  dann 
erklärt  werden,  wenn  die  Einzelsätze,   als  deren  Abstraktion  sie 
sich  darstellt,  von  der  Gesetzgebungspolitik  gebilligt  sind.  Wider- 
spricht, um  bei  dem   konkreten  Beispiel  zu  bleiben,  die  Beseiti- 
gung der  exceptio  plurium  concumbentium  der  familienrechtlicher. 
Theorie  von  der  Vaterschaftsklage,  so  kann  ich  diese  Theorie 
rechtspolitisch  für  die  richtige  eben  nur  dann  erklären,  wenn  ich 
mir  bei  den  auftauchenden  Zweifeln  vorher  darüber  klar  geworden 
bin,  dafs  die  Aufnahme  der  exceptio  empfehlenswert  ist.  Komme 
ich  aber  dazu,  ihre  Beseitigung  zu  verlangen,  so  folgt  eben  dar- 
aus, dafs  jene  Klage  nicht  rein  auf  dem  familienrechtlichen  Bande 
basiert  sein  soll.  Auf  alle  Falle  aber  mQssen  vorher  die  Zweck- 
mäfsigkeitsgründe  zu  dieser  oder  jener  Gestaltung  der  positives 
Rechtssfltze  geftihrt  haben,  ehe  ich  den  rechtlichen  Charakter  der 
Klage  bestimmen  kann.  Die  Unklarheit  des  Ausdrucks  »Rechts- 
grund",  mit  dem  die  Jurisprudenz  so  viellach  operiert,  hat  ihr 
Teil  zu  der  vorhandenen  Konfusion  beigetragen.  Ein  Rechtssatt 
wird  eingeführt  aus  irgend  einem  Zweckmflfsigkeitsgrund.  sei 
es  sittlicher,  sozialpolitischer  oder  sonstiger  Natur.  Die  Summe 
der  so  Ober  eine  gewisse  Materie  ergangenen  Rechtssatze  zeigt 
dann  einen  bestimmten  rechtlichen  Charakter,  der  durch  Ab- 
straktion aus  den  positiven  Sätzen  sich  ergiebt.   Niemals  aber 
kann  dieser  Rechtscharakter  irgend  einer  Forderung  der  Zweck- 
mafsigkeit  als  Barrikade  entgegengestellt  werden.   Vielmehr  fiült 
der  juristischen  Doktrin  bei  der  Gesetzgebung  lediglich  eine 
formale  Arbeit  zu. 

Demgemäfs  ist  es  ein  logischer  Widersinn,  dem  Drängen  nach 
Beseitigung  der  exceptio  plurium  concumbentium  mit  dem  Hin- 
weis auf  die  juristische  Konsequenz  entgegenzutreten.  Das  Inter- 
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esse  des  Staates,  dessen  Ordnung  durch  die  Verwahrlosung  der 
unehelichen  Kinder  bedroht  ist.  das  finanzielle  Interesse  der  All- 
gemeinheit, deren  Armenlasten  sonst  erheblich  gesteigert  werden, 
das  Interesse  vor  allem  der  Menschlichkeit  an  dem  Wohlergehen 
der  Mutter  und  des  Kindes  erheischen  aber  diese  Beseitigung 
aus  genau  den  gleichen  Gründen,  welche  überhaupt  für  die 
Existenz  der  Vaterschaftsklage  ins  Feld  geführt  werden.  Es  ist 
zwischen  zwei  Möglichkeiten  zu  wählen:  entweder  die  exceptio 
wird  versagt,  dann  ist  es  möglich,  dafs  jemand,  der  nicht  der 
Vater  ist,  auf  den  Unterhalt  in  Anspruch  genommen  wird;  oder 
sie  wird  gewährt,  dann  ist  Mutter  und  Kind  ein  jeder  An- 
spruch, also  auch  der  gegen  den  wahren  Vater  genommen. 
Beide  Wege  sind  also  unvollkommen.  Bei  dieser  Gleichheit  der 
Chancen  mflfste  eine  unparteiische  Gesetzgebung  schon  ohne 
weiteres  den  letzteren  Weg  einschlagen;  denn  UXr  ilm  fallen  eben 
alle  jene  sozialpolitischen  GrOnde  ins  Gewicht  Aber  es  ist  nicht 
einmal  richtig,  dafe  die  Inanspruchnahme  des  Unrichtigen  die 
gleiche  Unbilligkeit  bedeutet,  wie  die  Versagung  des  Anspruchs 
auch  gegen  den  wahren  Vater.  Denn  soweit  es  sich  um  die 
sittliche  Verantwortlichkeit  handelt,  steht  ein  jeder  der  Konkum- 
beuten  gleich.  Sie  alle  haben  ja,  soweit  es  in  ihrem  Willen  stand, 
dasselbe  gethan;  wenn  aus  dem  Beischlaf  des  einen  die  Konzep- 
tion erfolgte,  aus  dem  des  anderen  nicht,  so  ist  dies  ein  Um- 
stand, der  völlig  aufserhalb  ihres  Hinzuthuns  liegt.  Ihre  Ver- 
antwortlichkeit ist  also  genau  die  gleiche  und  mufs  daher,  da 
die  Frage,  wer  der  wirkliche  Vater  ist,  in  Dunkel  gehüllt  bleibt, 
in  einer  Haftung  aller  für  den  Unterhalt  ihren  Ausdruck  finden. 
Ein  UiiteclU  wird  dadurch  keinem  von  ihnen  zugefügt.  Wie  diese 
gemeinsame  Haftung  gestaltet  werden  soll,  ist  eine  Frage  der 
juristischen  Technik,  die  hier  nicht  zu  erörtern  ist. 

Für  die  exceptio  plurium  concumbentium  werden  aber  von 
ihren  Anhängern  noch  -  man  staune  —  Gründe  der  Sittlichkeit 
vorgebracht.  Die  Widerstandsfähigkeit  des  weiblichen  Geschlechts 
soll  durch  ihre  Ausschlielsung,  wie  überhaupt  durch  eine  ihm 
günstige  Gesetzgebung,  geschwächt  werden.  Man  hat  versucht, 
diese  Behauptung  mit  statistischem  Material  zu  belegen,  indem 
man  auf  den  relativ  niedrigen  Prozentsatz  unehelicher  Geburten 
in  Frankreich  und  den  hohen  Prozentsatz  in  Bayern  und  Sachsen 
hinwies.  Dieser  Hinweis  ist  aber  verfehlt.  Denn  die  Zahl  der 
unehelichen  Geburten  wird  durch  so  mannigfache  Umstände  be- 
einflufst,  dafs  es  von  vornherein  völlig  unzulässig  erscheinen 
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niufs,  aus  einer  thatsAchlich  obwaltenden  Verscliicdcnhcit  der  Ge- 
burtenziffer den  Schluls  zu  ziehen,  sie  weide  durch  die  Ver- 
schiedenheit der  Gesetzgebung  Ober  die  unehelichen  Kinder  be- 
dingt. In  der  That  aseigt  uns  auch  eine  nihere  Prüfung  des 
statistischen  Materials  die  Irrtflmlichkeit  jener  Behauptung.  Inner- 
halb ein  und  desselben  Rechtsgebietes  begegnen  wir  ganz  enorme» 
Abweichungen;  so  steht  im  Geltungsbereich  des  preufsischeo  Ge- 
setzes vom  24.  April  1854  im  Durchschnitt  der  Jahre  1883/92 
Westfalen  mit  2,69  pCt  unehelichen  Geburten  neben  Berlin  mit 
13,12  pCt  und  Pommern  mit  10,81,  wAhrend  Posen  mit  6^1  pCt. 
etwa  die  Mitte  hflit.  Von  den  Staaten  mit  einer  den  unehelichen 
Kindern  ungOnstigen  Gesetzgebung  weist  neben  den  angefilhrten 
hohen  preufsischen  Prozentzahlen  z.  B.  auch  Württemberg  9,89  pCt 
unehelicher  Geburten  auf,  während  Baden,  welches  die  exceptio 
nicht  kennt,  deren  nur  8.26  pCt  zahlt. ^)  Man  sieht  so,  dafs 
Staaten  mit  ungünstiger  Gesetzgebung  keineswegs  immer  ein 
gflnstiges  Verhältnis  in  der  Prozentzahl  der  unehelichen  Kinder 
aufweisen,  und  dafs  diese  Zahlen  auch  bei  gleicher  Rechtslage 
von  ganz  anderen  Umständen  becinflufst  hin  und  her  schwanken. 
Was  aber  die  Sachlatjc  beim  Ucbergang  von  einer  günstigen  zu 
der  entgegengesetzten  Gesetzgebung  anlangt,  so  hat  Preutscn 
vor  1854  (im  Durchschnitt  der  Jahre  1845/50)  7,5  und  nachher 
(1865/70)  8,3.  Jetzt  (1883/92)  8.01  uneheliche  Kinder  unter  UM)  Ge- 
borenen aufzuweisen  und  gerade  die  Jahre  1858—68  zeigen  eine 
ausnahmsvveis  hohe  Zahl  der  unehelichen  Geburten.-)  .\uch  in 
Frankreich  ist  die  \'crhältniszahl  der  unehelichen  Geburten  -»eit 
Einführung  des  code  civile  ständig  gestiegen.'')  In  beiden  Fällen 
beobachten  wir  also  gleichzeitig  mit  der  Verschärfung  der  Ge- 
setzgebung sogar  eine  Zunahme  der  unehelichen  Geburten. 

Machen  wir  uns  doch  aber  einmal  die  psychologischen  Mo* 
mente  klar,  welche  bei  Beurteilung  dieser  Frage  den  Ausschlag 
geben.  Allerdings  kann  eine  jede  der  unehelichen  Mutter  und 
ihrem  Kinde  günstigere  Bestimmung  dazu  beitragen,  bei  dtm 
Weibe  die  Furcht  vor  den  Folgen  des  Beischlafs  zu  verringern 
und  so  die  WiderstandsflEUiigkeit  zu  vermindern.  Aber  jede  der 
Mutter  und  dem  Kinde  günstigere  Bestimmung  bedeutet  auf  der 


>)  Viertdljalirshefte  cur  Statistik  des  Deutschen  Reichs  1894,  &  1,  93. 
Firics,  In  der  Zeitschrift  des  preussischen  stattsUlche  Bureaus  1678^ 

S.  367. 

Oettingen,  Horalstatistik,  S.  292,  294. 
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anderen  Seite  eine  stärkere  Belastung  des  Vaters.  Bei  dem 
männlichen  Geschlecht  wird  sie  also  die  gerade  entgegengesetzte 
"Wirkung  haben:  hier  dient  die  Gewährung  der  exceptio  dazu, 
die  Angriffslust  zu  erhöhen.  Und  diese  psychologischen  Einflüsse 
auf  der  einen  und  der  anderen  Seite  halten  sich  keineswegs  nur 
•die  Wagschale;  vielmehr  müssen  sie  beim  männlichen  Geschlecht 
viel  starker  ins  Gewicht  fallen.  Denn  bei  dem  Weibe  ist  jene 
Rflcksicht  nur  eines  von  vielen  Momenten,  welche  seinen  Ent- 
schlnfs  beeinflussen.  Natur»  Moral  und  Recht  vereinen  sich,  um 
«8  dem  Manne  gegenüber  zu  benachteiligen.  Selbst  wenn  die 
Mutter  wegen  der  Unterhaltskosten  sich  an  einen  andern  halten 
kann,  so  hat  ihr  doch  noch  die  Natur  die  Schmerzen  der  Ge- 
hurt,  die  Sitte  den  Makel  der  Bescholtenheit  und  das  Recht  die 
unmittelbare  persönliche  Sorge  für  die  Erziehung  des  Kindes 
.  aufgebflrdet,  zu  welch'  letzterer  in  all'  den  Fallen,  in  denen  aus 
diesem  oder  jenem  Grunde  der  Vater  thatsächlich  Alimente  nicht 
zahlt,  die  pekuniäre  Belastung  doch  wieder  hinzutritt  Beim 
Manne  fallen  alle  diese  Rücksichten  fort.  Für  ihn  ist  die  gesetz- 
liche Unt(  rhaltspflicht  die  einzige  Folge,  welche  der  Beischlai 
nach  sich  ziehen  kann;  jedes  andere  Band  zwischen  ihm  und  dem 
unehelichen  Kinde  ist  zerschnitten,  und  an  dem  Geschlechts- 
verkehr eines  ledigen  Mannes  nimmt  die  öffentliche  Meinung 
keinen  Anstofs.  So  niufs  denn  auch  die  rechtliche  Gestaltung 
der  Unterhaltspflicht  auf  die  Entschliefsung  des  Mannes  einen 
weit  gröfseren  Eintlufs  ausüben  als  auf  die  des  Weibes.  Gerade 
im  Interesse  der  Sittlichkeit  ist  also  eine  möglichst  starke  Be- 
lastung des  Mannes  geboten. 

Es  bleibt  somit  nur  noch  die  von  den  Gegnern  betonte  Ge- 
fahr, dafs  die  Geschwängerte  absichtlich,  um  die  Rechtslage  des 
zu  erwartenden  Kindes  zu  verbessern,  auch  anderen  Männern  den 
Beischlaf  gestattet.  Einmal  würde  aber  hier  in  sehr  vielen  Fällen 
die  zweite  Bcäwohnung  gar  nicht  mehr  in  die  gesetzliche  Em- 
pfängniszeit fallen;  dann  aber  schliefst  die  Thatsache,  dals  die 
Mutter  zu  deren  Zeit  schon  schwanger  war,  nach  den  oben  be- 
sprochenen Bestimmungen  des  Entwurfs  ohne  weiteres  die  In- 
anspruchnahme des  spateren  Konkumbenten  aus.  Der  behauptete 
Anreiz  zu  weiterer  Unsittlichkeit  ist  also  kaum  vorhanden;  so 
weit  er  wirklich  vorhanden  sein  sollte,  wird  er  reichlich  para- 
lysiert durch  die  Thatsache,  dafs  unter  der  Herrschaft  der  exceptio 
plurium  concumbentium  der  Konkumbent,  um  sich  die  Möglichkeit 

Ardiiv  für  «oi.  GcseUsebf.  n.  Stotktik.  VIIL  32 


Digitlzed  by  Google 


490 


GeseUgebung:  Deutsches  Keicb. 


der  Einrede  zu  verschaffen,  häußg  absichtlich  dem  Mädchen  noch 
andere  Männer  zuföhrt 

Soweit  der  Anspruch  des  Kindes.  Der  uneheUchen  Mutter 
gewahrt  der  Entwurf  beider  Lesungen  prinzipiell  nur  einen  An- 
spruch auf  Ersatz  der  Entbindungs-  und  Sechswochenkostenr 
wobei  die  9ifotive  noch  die  geradezu  verblüffende  Bemerkung 
machen,  dafs  dieser  Anspruch  aus  allgemeinen  Grundsätzen  nicht 
hergeleitet  werben  könne  —  ein  krasses  Beispiel  fbr  den  oben 
zurflckgewiesenen  Uebergriff  der  juristischen  Doktrin  in  die  Gesetz- 
gebungspolitik. Die  sogenannte  Deflorationsklage  des  kanonischen 
und  gemeinen  Rechts,  welche  in  ihren  GrundzQgen  auch  ftlr 
Sachsen  und  Württemberg  gilt,  d.  h.  der  Anspruch  der  un- 
bescholtenen Verführten  auf  Ehelichung  oder  Ausstattung  bezw. 
Abfindung,  ist  dem  Entwurf  fremd.    Er  kennt  nur  (§  728,  I.  Ent- 
wurf; §  770.  II.  Entwurf)  eine  „billige  Geldentschädigung"  für  den 
Fall,  dafs  durch  den  Beischlaf  gegenüber  der  Frau  ein  straf- 
rechtlich zu  ahndendes  Delikt  (Notzucht  etc.)  begangen  wurde. 
„Aus  allgemeinen  Cirunds.ltzen"  —  so  bemerken  auch  hier  wieder 
die  Motive  —  „läfst  sich  ein  solcher  Anspruch  (der  Dellorations- 
anspruch)  nicht  rechtfertigen,  selbst  nicht  für  den  Fall  der  Ver- 
führung, da  die  Verführte,  wenn  überhaupt  zurechnungsfähig,  trotz 
der  Verführung  der  Willensfreiheit  nicht  beraubt  ist,  demjenigen 
aber,  welcher  in  eine  ihn  beschädigende  Handlung  einwilligt,  ein 
Anspruch  auf  Schadenersatz  nicht  zusteht  (§  706)."    Was  aber 
in  aller  Welt  könnte  die  V  erführte  dafür,  wenn  wirklich  der  That- 
bestand  der  Verführung  ein  so  eigenartiger  wäre,  dafs  die  sonst 
Übliche  juristische  Schablone  auf  ihn  nicht  paiste!  Zudem  ist 
aber  jene  Deduktion  noch  unrichtig;  denn  gerade  die  Verfbhrung, 
nicht  der  Beischlaf,  ist  hier  die  Handlung,  welche,  wie  niemand 
bezweÜeln  wird,  ein  Unrecht  gegen  das  Madchen  darstellt  und 
welche  für  die  BeschAdigung  kausal  wird.  Die  Verfithrung  aber 
ist  lediglich  Thfitigkeit  des  Mannes,  und  dieser  also,  wie  es  auch 
in  der  französischen  Praxis  anerkannt  vrird,  schon  nach  den 
Grundsätzen  des  Schadensersatzrechts  haftbar.   Dafs  der  Ver- 
führer, welcher,  um  seine  Wünsche  durchzusetzen,  dem  MAdchen 
die  Ehe  versprochen  oder  andere  arglistige  Mittel  angewandt, 
vielleicht  gar  seine  Autorität,  etwa  als  Brotherr,  mifsbraucht  hat, 
später  die  Verführte  ohne  jede  rechtliche  Verantwortung  soll  von 
sich  stofsen  können,  schlägt  allen  Grundsätzen  der  Moral  ins 
Gesicht.   Für  die  Bühne  sind  diese  Verhältnisse  längst  ein  viel 
verwertetes  Problem  geworden,  der  Gesetzgeber  aber  steht  ihnen 
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mit  vcrschrilnktcn  Armen  gegenüber.  Es  wäre  hohe  Zeit,  dals 
der  geradezu  unghiublichen  Frivolität,  welche  in  diesem  Punkte 
häufig  unter  den  jungen  Leuten  der  höheren  Stände  anzutreffen 
ist,  energisch  entgegengetreten  wird.  Auch  dals  der  Schutz  wirth- 
schaftlich  abhängiger  Mädchen  gegen  die  Gelüste  eines  Macht- 
habers, sei  er  der  Brotherr  oder  ein  Angestellter,  verstärkt  wird, 
ist  ein  zeitgemafses  Bedflrfiiis.  Wenn  auch  hier  noeh  die  Motive 
für  die  Verwerfung  des  Entschädigungsanspruchs  die  Sitüichkeit 
ins  Feld  fllhren,  so  ist  dies  nur  ein  krasser  Beweis  dafür,  zu 
welchen  Ungerechtigkeiten  den  Gesetzgeber  das  unbewufste  Ob- 
walten der  Interessen  verleiten  kann.  Einen  kleinen  Schritt  des 
Entgegenkommens  finden  wir  in  der  Bestimmung  des  zweiten 
Entwurfs  (§  1206),  welche  einen  Entschädigungsanspruch  wenig- 
stens der  im  Brautstand  Geschwängerten  gewährt,  wenn  der 
ROcktritt  vom  Verlöbnis  ohne  ihre  Schuld  geschieht  Diese  Be- 
stimmung bedarf  aber  einer  durchgreifenden  Erweiterung,  wenn 
das  bürgerliche  Gesetzbuch  sich  nicht  dem  Vorwurf  aussetzen 
will,  auf  Kosten  der  Moral  eine  engherzige  Interessenpolitik  ge- 
trieben zu  haben. 
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MISZELLEN. 


Die  österreichische  Gewerbeinspektion 
in  den  Jahren  1893  und  1894.^) 

Von 

Prof.  Dr.  ERNST  MISCHLER 

in  Graz. 


Mit  dem  Berichte  fOr  das  Jahr  1893  feierte  die  Institution  der  Ge- 
Werbeinspektion  in  Oesterreich  das  Jubiläum  des  zehnjährigen  Bestandes, 
und  mit  dem  Hcrichte  für  1894  beginnt  ciic  Serie  den  Lauf  des  zweiton 
DcvMiniunis.    Bei  einer  so  tief  eiiigreilcnden  Einrichtung  kann  man 
erst  nach  geraumer  Zeit  erwarten,  dafs  sie  sich  eingelebt  und  spezie.'' 
auch  den  Anschlufs  an  die  benachbarten  Verwaltungsgebiete  getundtm 
habe.  Ebenso  sollte  auch  zu  erwarten  sein,  dafs  sie  sich  innerlich  ge- 
klärt habe.  Ich  habe  schon  in  den  froheren  Besprechungen  an  dieser 
Stelle  betont,  dafs  dieser  Klärungsprozefs  durchaus  noch  nicht  erfolgt 
sei,  und  bin  nun  in  der  Lage,  die  eigenen  Worte  des  Central-Gewerbe- 
inspckt'T^  hierfür  anzuführen,   aus  welchen  hervorgeht,   d.ifs  die  Ge- 
wcrbemspcktorcn  von  vielen  Seiten  als  eine  Art  Wundermänner  an- 
gesehen werden,  von  denen  man  alles  erdenkliche  zu  erwarten  be- 
rechtigt zu  sein  glaubt,  ohne  dafs  so  recht  bekannt  wAre,  wofür  sie 
eigentlich  da  sind:  Es  heifst  nflmlich  an  dieser  Stelle  (1894,  S.  4):  »Die 
Gewerbeinspektoren  (sind)  Spezialorgane  in  Bezug  auf  den  Arbeiter» 
schütz,  keineswegs  aber  Spezialoigane  in  allen  technischen  n:  J 
sanitflren  Fragen  .  .  .:  ebensowenig  sind  sie  gewerbliche  Fach- 
organe Oberhaupt  .  .       Mehr  könnte  man  allerdings  von  diesen 


')  Bericht  der  k.  k.  Gewerbeinspckturcn  über  ihre  Arotsthatigkeit  im  Jahre 
1893.  Wien  1894.  Hof-  und  Staatsdmckerei,  XUI.  und  443  S.  —  Bericht  der 
k.  k.  Gewerbeiflspektoren  aber  ihre  Antsthfttigkeit  im  Jahre  1894.  Wien  189S. 
Hof-  und  Staatsdruckerei,  IX.  und  425  S. 
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wenigen  Männern,  die  ohne  eigentliche  Amtslokale,  ohne  Schreibkräfte 
und  Diener  ihrem  Berufe  nachgehen,  wahilich  nicht  verlangen.  Es  be- 
darf sonach  nicht  einmal  einer  inneren  Expansivkraft,  um  den  Thatig- 
keitsbereich  ausznddmen:  von  allen  Seiten  werden  Thür  und  Thor  ge- 
öffnet« um  dieser  neuen  sozialen  Heilquelle  Einlafs  zu  gewähren.  Wir 
gehen  wohl  nicht  fehl,  wenn  wir  diese  elementare  Wirkung  nicht  nur  auf 
Rechnung  des  eigentlichen  Thätigkeitskreises  der  zu  behandehidcn  Ob- 
jekte schreiben,  so  eminent  wichtig  diese  auch  sind,  sondern  mehr  auf 
die  Methode  des  Vorgehen:>  der  Inspektoren  und  cndUch  aut  Rechnung 
ihrer  Persönlidiketteii  seihst  So  verschiedenartig  also  jetzt  noch,  nach 
reichlich  zehn  Jahren  des  Bestandes,  die  Ansichten  ober  den  eigent- 
lichen Aufgabenkreis  der  Gewerbeinspektion  sind»  ebenso  klar  und 
deutlich  ist  es,  dafs  das  Verfahren  derselben  einen  eklatanten  allge- 
mein anerkannten  Sieg  gefeiert  hat.  Es  ist  zum  Ferment  geworden 
und  wird  holl'cntlicii  in  dem  ganzen  sonstigen  gcwerbrechtlichen  und 
sozialen  Verwaltungsorganismus  eine  heilsame  Gärung  hervorbringen. 

Bisher  standen  diese  Männer  jeder  aul'  sich  gestellt  da,  höchstens 
von  zugeteilten  Assistenten  untorstQtzt,  einander  gleichberechtigt;  sie 
vereinigten  sich  von  Zeit  zu  Zeit  zu  gemeinsamen  Konferenzen,  und 
dem  Central-Gewerbeinspektor  oblag  zwar  im  allgemeinen  die  Leitung 
des  ganzen  Dienstes,  aber  doch  flufserte  sie  sich  weniger  in  steter  Be- 
vormundung oder  autoritativem  Einzeleingreifen,  als  darin.  dalV  allge- 
meine Grundlinien  für  das  Vorgehen  gezogen  wurden.  Nun  scheint 
aber  diese  Auflassung  des  Instituts  zu  Ende  zu  gehen  und  eine  neue 
in  Kraft  zu  treten.  Es  soll  dem  hierarchischen  Gedanken  derUeber- 
tmd  Unterordnung  Eingang  gegeben  und  Weisungen  in  Einzel- 
fällen Raum  gelassen  werdoi.  Allerdings  wird  das  in  keiner  Weise 
entschieden  ausgesprochen  und  durchgeführt,  sondern  mehr  angedeutet 
wie  dies  überhaupt  die  Art  und  Weise  der  Entwickelung  dieses  In- 
stitutes ist. 

In  dem  Staatsvoranschlagc  für  das  Jahr  1895  werden  nicht  mehr 
Gewerbemspektoren  (einerseits  und  Assistenten  andererseits)  angeführt, 
sondern  6  Oberinspektoren  in  der  VI.,  10  Inspektoren  1.  Klasse  in  der 
Vn.  und  9  Inspektoren  U.  Klasse  m  der  VIII.  Rangklasse;  da  der  Stand 
fdr  1894  im  ganzen  39  Inspektoren  und  Assistentoi  ausmacht,  so  dOrften 
zu  diesen  25  Inspektoren  verschiedener  Rangstufen  noch  mindestens 
14  Assistenten  in  der  IX.  Rangklasse  hinzutreten. 

Damit  ist  der  bisherige  Aufbau  des  Personalstandes  abgeschlossen; 
derselbe  hatte  sich  folgendermaafsen  entwickelt; 


Jahr 


Bei  der 
Centrale 


bupektoren 

resp. 
Amlalinter 


Zugeteilte 
Assistenten 


Zusammen 


1884 
1885 
1886 
1887 


1 
1 
1 
1 


9 
12 
15 
15 


10 
13 
16 
16 
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Miäzellcn. 


janr 

Bei  der 
Centrale 

Inspektoren 

resp. 
Amtäleiter 

Zugestellte 
Aasistenten 

Zusammen 

1888  . 

.    .    .  1 

15 

16 

1889  . 

.    .    .  1 

16 

8 

25 

1890  . 

.    .    .  1 

16 

8 

25 

1891  . 

.    .    .  1 

16 

14 

31 

1893  . 

.   .    .  2 

17 

16 

35 

1893  . 

.    ,    .  2 

18 

20 

40 

1894  . 

.    .    .  2 

18 

20 

40 

Was  für  Konsequenzen  mit  dieser  Aenderung  des  Personalstandes 

verknüpft  sein  sollen,  i^t  heute  aus  keinem  Anhaltspunkte  7u  entnehmen. 
Vielleicht,  dafs  nur  ciic  Möglichkeit  crötVnet  wcrtlcn  soll,  die  Inspek- 
toren im  Laufe  der  Dienstjahre  nlhiiählich  materiell  besser  /u  stellen, 
indem  man  sie,  von  der  IX.  Kangklassc  als  Assistenten  beginnend,  bt- 
zur  VI.  hinaufsteigen  lassen  kann.  Es  kann  aber  auch  eine  Abstufung 
der  Kompetenzen  verbtmden  sein,  und  hierflber  mufs  das  Urteil  vcmt- 
behalten  bleiben  bis  näheres  in  die  Oeffentlichkeit  gedrungen  sein  wird. 

Was  die  stärkere  Ausbildung  der  Centraigewalt  anbelangt,  so  sind 
in  dieser  Hinsicht  zwei  im  Jahre  1894  angeführte  Mafsregeln  zu  nennen: 
die  eine  besteht  darin,  dafs  monatliche  Rapporte  nn  die  Ccntralinspektion 

aufgetragen  werden,  statt  der  bisherigen  jährlichen,  und  die  zweite  be- 
sagt, dafs  bei  wichtigen  Fällen  <iif  Akten  an  das  Centralinspektorat  ein- 
zusenden sind.    Was  nun  zunächst  die  neu  eingetührte  monatliche 
Berichterstattung  anbelangt,  so  soll  diese  knapp  gefafst,  eine  zifl'er- 
mAfsige  Darstellung  der  Dienstesthatigkeit  sein  und  den  Zwecken  der 
Ueberwachung  dienen;  gleidizeitig  könne  sie  als  Vorarbeit  f)lr  den 
Jahresbericht  in  Betracht  kommen  und  sie  bedeute  eine  neue  „kaum 
nennenswerthe  Belastung  der  Gewerbeinspektoren".    Ich  bin  hierüber 
durchaus  anderer  Ansicht.  Die  monatliche  Berichterstattung  ist  keine  Vor- 
arbeit für  den  Jahresbericht,  letzterer  daher  keine  Sunnne  aus  den  zwölf 
Monatsposten;  denn  es  giebt  Angelegenheiten,  die  lange  Zeit  schweben, 
wichtige  Dctailbt  obachtungen  lassen  sich  monatlich  garnicht  darstellen, 
wie  Haushaltungsbudgets,  Lohnangaben,  Kantinenrechntingen  etc.  und 
bei  anderen  hat  die  monatliche  Nachweisung  gar  kerne  Bedeutung  wie 
z.  B.  bczflglich  der  UnflSlIe  nach  Wochentagen,  Stunden.  Ursache  und 
Körperteil,  und  vieles  andere  mehr.     Die  monatliche  Darstellung  ist 
vielmehr  eine  Verzwölftachung  der  Jahresarbeit.     Dazu  bedeutet  sie 
eine  enorme  Belastung  des  Schreibgeschäfte-,  welches  nach  den  eigenen 
Angaben  des  Central-Gewerbeinspcktors  die  übrige  Thätigkeit.  nament- 
lich die  eigentliche  Inspektionsthätigkeit  zu  überwuchern  droht.  Dem 
widerspricht  es  nun  sehr,  wenn  der  Central-Gewerbeinspektor  sdbst  die 
Hand  dazu  bietet,  das  Schreibwerk  zu  vermehren.  Wenn  jeder  Inspek- 
tor nur  2 — 3  Tage  für  jeden  Monatsbericlit  —  besonders  dann,  wenn 
er  mangels  einer  Schreibkraft  seinen  Monatsbericht  selbst  arbeiten, 
konzipieren  und  abschreiben  mufs  —  benötigt,  imd  das  braucht  er  doch 
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gewifs.  so  geht  im  Jahr  ein  voller  Monat  für  die  Inspcktionsthätigkeit 
verloren,  was  einen  grofsen  Verlust  bedeutet.  Und  der  Gewinn  iat  sehr 
gering.  Eine  Ueberwachung  der  Inspektoren  an  der  Hand  der  Monats- 
tabellen wird  schwer  möglich  sein.  Dabei  Iflfst  sich  die  Thfltigkeit  der 
Inspektoren  oft  garnicht  in  Monate  abgrenzen,  die  Einteilung  mufs 
ihm  flberlassen  bleiben,  und  endlich  besagen  die  dürren  Zahlen  von 
so  und  so  viel  Strikes.  lnspektionen  u.  dgl.  so  unendlich  wenig  gegen- 
über der  Unsumme  von  Mühe  und  Plage,  welche  hinter  ihnen  ver- 
borgen ist. 

Auch  die  andere  Neucinführung  des  Jahres  1894,  die  Vorschrift  der 
Aktenvorlage  bei  wididgen  Vorkommnissen  an  die  Centraiinspektion 
scheint  wenig  glücklich. .  Der  Effekt  soll  hier  sein,  dafs  Ratschläge  in 
EimselfiÜlen  gegeben  werden  können  und  dafs  es  mOgUcli  sei,  ein 

^eichmftfsiges  Vorgehen  bei  allen  Inspektoren  anzubahnen.  Die  Gründe 
liegen  auf  der  Hand.  Die  „Akten"  des  Gewerbeinspektors  sind  oft  sehr 
kurze  Notizen.  lose  Blätter,  mit  Bleistift  an  Ort  und  Stelle  notierte  That- 
sachen  und  Bemerkungen.  Briefe  u.  dergl.,  hautig  stcnograj)hi>ch  oder 
sonst  gekürzt  geschrieben,  genügend  für  seinen  eigenen  Zweck,  aber 
far  keine  andere  Person.  Wenn  nun  diese  Akten  vorgelegt  werden 
sollen,  so  wird  in  diesen  und  allen  anderen  Fällen  ein  „Akt**  geschrieben 
werden  mfissen  und  die  Schreibarbeit  neuerlich  vermehrt.  Dazu  kommt, 
dafs  die  Akten  notgedrungenerweise  länger  bei  der  Centrale  liegen 
bleiben,  die  Entscheidung  hinausgeschoben  wird,  und  der  Inspektor 
nach  längerer  Zeit  sich  wieder  in  die  „Aktenlage"  Iiineinarbeiten  mufs. 
während  der  Eindruck  der  unmittelbaren  Anschauung  längst  durch 
andere  Eindrücke  verwischt  worden  ist.  Und  ^chliefshch  fehlt  es  der 
Centrale  —  alle  erdenkliche  Sachkennmis  vorausgesetzt  —  doch  an  der 
Unmittelbarkeit,  welche  nur  dem  Inspektor  selbst  innewohnt,  an  dar 
Kenntnis  aller  so  wichtigen  taktischen  Nebenumstände,  der  allgemeinen 
lokalen  sozialen  Beziehungen  etc.,  so  dafs  die  Entscheidung,  d.  h.  der 
Ratschlag  wohl  leicht  fehl  gehen  wird.  Für  den  Inspektor  aber  ist  es 
unter  allen  Umständen  eine  milsliche  Sache,  solche  Ratschläge  nicht  zu 
befolgen.  Dafs  der  Ccntralinspektor  ein  glcichmäfsiges  Vorgehen  an- 
bahnen will,  ist  sehr  zu  billigen,  aber  dies  geschieht  eben  viel  zweck- 
mflfsiger  im  Wege  allgemeiner  Normen,  als  an  der  Hand  einzelner 
Akten.  Ueberdies  werden  ja  vermuüich  Akten  aber  die  verschieden- 
arligstaDi  Dinge  eingeliefert  werden. 

Während  diese  beiden  Emanationen  der  Centraiinspektion  vom 
praktischen  Standpunkte  aus  wenig  Beifall  linden  dürften,  scheint  mir 
eine  andere  sehr  wichtige  Acusserung  derselben  vom  juristischen  und 
überdies  aucli  \om  verwaltungspoUtischen  Standpunkt  aus  bedenklich. 
Der  CentraUnspektor  leitet  (1893)  aus  dem  Wortlaut  des  Gesetzes  (§  12) 
ab,  dafs  es  „den  Gewerbeinspektoren  unter  anderem  zur  Pflicht  ge- 
macht wird,  zwischen  den  Interessen  der  Gewerbeinhaber  .  .  und  der 
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llillsarbeiter  .  .  zu  vermitteln.''  Demnacli  wären  die  Inspektoren  ver- 
pflichtet, in  solchen  Vermittelungsfällen  vorzugehen,  falls  sie  hierzu 
von  einer  Partei  oder  einer  Behörde  aufgefordert  werden,  oder  eventueU 
auch  ex  officio;  in  welchem  Umfange  diese  Pflicht  eintreten  soll,  bleibt 
sich  für  die  juristische  Bedeutung  des  Falles  gleich.  Die  Vcrmittelung 
fiele  also  in  den  Aufgabenkreis.  Nun  ist  aber  dieser  an  anderer  Stelle 
im  Gesetze  taxativ  aufgezählt  und  dabei  von  einer  Vcrmittelung  nicht 
die  Rede.  Wohl  aber  kommt  das  Gesetz  im  §  12  auf  die  Vermittclung 
zu  sprechen,  dieser  enthält  aber  eine  Art  Instruktion,  nämlich  eine  all- 
gemeine proiessttale  Vorschrift  tiber  das  Verfahren  nnd  da  heisstes,  die 
Inspektoren  sollen  bei  Erfllllung  ihrer  Aufgaben  i^bemOht  sein,  .  .  . 
zwischen  den  Interessen  der  Geweibeinhaber  .  .  .  und  Hilfsarbeiter  zu 
vermitteln*.  Dies  ist  also  nur  die  in  Gesetzesform  gekldidete  An- 
leitung, die  Gewerbeinspektoren  sollen  womöglich,  so  lange  als  es 
zweckdienlich,  vermittelnd  und  ausgleichend  vorgehen.  Diese  meine 
Auflassung  wird  übrigens  auch  von  Gewerbeinsju  ktoren  geteilt  (siehe 
Bericht  über  den  IV.  Bezirk  S.  124.  1893),  während  die  Arbeiter- 
schaft nun  nachdrOcUich  auf  der  Auffassung  des  Centndinspektom 
fufst  Ware  die  Ansicht  des  Centraiinspektors  zutreffend,  so  wfire 
ja  mit  den  Gewerbeinspektoren  das  so  lange  und  heifs  gesuchte  Ver- 
miitelungsorgan  gegeben  und  es  wAre  nicht  erforderlich,  Gesetze  Aber 
Einigungsämter  und  ähnliches  zu  machen.  Aber  selbst  wenn  man.  um 
dem  juristischen  Gewissen  zu  genügen,  eine  solche  Bestimmung  in  das 
Gesetz  aufnehmen  würde,  so  müsste  zunächst  eine  Abänderung  der 
Kompetenz  anderer,  heute  in  solchen  Angelegenheiten  kompetenten 
Behörden  erfolgen  und  dann  wOre  der  Paragraph  erst  noch  undurch» 
fahrbarer,  weil  die  Inspektoren  physisch  absolut  aufser  Stande  sind, 
allen  oder  auch  nur  den  meisten  der  an  sie  herantretenden  Ansinnen 
zu  entsprechen. 

Dagegen  harren  zahlreiche  andere  Angelegenheiten  der  Regelung, 
welche  in  Form  von  Anleitungen  des  Central-Gewerbeinspektors  er- 
folgen, oder  durch  Initiative  des>clben.  eventuell  nach  Beratung  in  den 
Konferenzen,  in  einer  neuen  Instruktion  gegeben  werden  könnte,  wie 
z.  B.  die  Frage  der  Kosten  bei  Inspektionen  und  Unfallserhebungen  für 
die  Unfallversicherungsanstalten,  die  genaue  Fixierung  des  Verhältnisses 
der  Assistenten  zu  den  Inspektoren,  die  Einrichtung  der  Kanzlei  mit 
Rücksicht  auf  die  ganz  unzulänglichen  Mittel,  die  Grundzüge  für  die 
Vereinheitlichung  der  Berichte  mit  fixen  Tabellen  zur  Ermöglichung  der 
Vergleichung  nutwendiger,  und  Vermeidung  unübersichtlicher  Darstel- 
lung, die  zweckmässige  Anordnung  des  Tagebuchs  und  seine  Verbin- 
dung mit  Gestionsprotokoll  und  Kataster,  die  Behandlung  von  Brieten, 
die  Regulierung  der  Inspektion  nach  Art  der  Unternehmungen  und  Ort, 
die  Abhaltung  von  Amtstagen,  die  Auslegung  strittiger  Punkte  der  Ge- 
werbeordnung zur  Damachachtung  fttr  die  Inspektoren,  die  Beseitigung 
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ungleichmäfsiger  Praxis,  die  EinfObrung  eines  Amtsblattes  und  manches 

andere  mehr.') 

Eine  weitere,  geradezu  das  Lebensprinzip  der  Gewcrbeinspektion 
berahrende  Angelegenheit  ist  das  Einspruchsrecht  der  Inspektoren 
gegen  Verfflgungen  der  Gewerbebehörde;  dieses  Einspruchrecht  steht 
ihnen  kraft  §  10  des  Inspdrtionsgesetzes  zu,  ist  aber  z.  B.  im  Jahre 

1894  nur  —  14  mal  angewendet  worden,  und  zwar  2  mal  gegen  Ent- 
scheidungen der  1.  und  12  mal  gegen  Entscheidungen  der  II.  Instanz. 
Sollte  in  der  That  in  allen  Inspektoratssprengeln  des  Staates  und 
während  eines  ganzen  Jahre-  nur  14  mal  Veranlassung  zur  Ausübung 
dieses  Rechtes  vorgelegen  haben  ?  Ich  glaube  wohl  nicht.  Die  so  seltene 
Anwendung  desselben  ist  vielmehr  darauf  zurflckzufahren,  dafs  das  Ein- 
spruchsrecht  eine  zweischneidige  Waffe  ist  Wenn  der  Gewerbe- 
Inspektor  bei  Erhebung  des  Einspruchs  gegen  die  ihm  ja  doch  coordi- 
nierte  Gewerbebehörde  siegt,  so  wird  mit  dieser  sofort  gewissermaassen 
ein  gespanntes  Verhältnis  hergestellt,  welches  der  lns]>ektor  mit  Rück- 
sicht auf  seine  sonstige  Thätigkeit  nicht  wünschen  kann;  unterliegt  der 
Gewerbeinspektor  aber  bei  Erhebung  des  Einspruchsrechtes,  so  sieht  er 
seine  eigene  Position  gefährdet.  Und  im  besten  Falle,  wenn  alles  gut 
verlauft,  ist  viel  Zeit  verloren,  wahrend  die  ThAtigkeit  des  Inspektors 
ihren  Wert  unter  anderem  auch  dadurch  erhalt,  dafs  «schnelle  Justiz* 
gehandhabt  wird.  Dennoch  ist  das  Einspruchsrecht  begrifflich  richtig, 
nur  sind  die  Grenzen  seiner  Anwendung  viel  zu  eng  gezogen.  - 

Die  Thätigkeit  der  Gewerbeinspektoren  in  den  beiden  Jahren  1893 
und  1894  ist  im  Vergleiche  mit  den  früheren  Jahren  aus  folgender 
Tabelle  zu  ersehen: 


1884 

1886 

1888 

1890 

1893 

1894 

I.  Inspoktionäthätiglceit: 

2564 

3513 

4068 

5892 

7995 

9666 

Davmi  ohne  Motoren  .... 

797 

1223 

1475 

2494 

3835 

4636 

Arbeiter  in  den  besttchten  Be- 

trieben in  1000   

228 

274 

265 

343 

337 

446 

Arbeiter  im  Durchschniu  per  Bc- 

89 

78 

65 

58 

42 

46 

IL  Sonstige  AmtsgeschAfte: 

Einladungen  su  Kommissionen 

104 

671 

1590 

2786 

8084 

10760 

Ffillc    personlicher  Anteilnahme 

104 

442 

61Ö 

ÖÖ7 

2047 

2617 

Abgegebene  schriftliche  Gutachten 

1100 

? 

? 

? 

5593 

6070 

EntgegengenommencBcschwcrden 

100 

1359 

2780 

5023 

5915 

5817 

Erfolgreich  interveniert  in  Pro- 

zenten ........ 

-> 

• 

75 

64 

41 

35 

35 

Falle  der  Inanspruchnahme  sei- 

tens der  Unternehmer .   .  . 

? 

400 

1  ' 

1978 

2704 

*)  Siehe  hierüber  meinen  Artikel   «Die  Gewerbeinspektion  in  Oesterreich* 
.    im  »Oesterreichuchea  StaatswOrterbuch*  I.  Band,  Wien  1895. 
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Die  Inspcktionsthätigkeit  weist  rasch  ansteigende  Ziftern  auf.  In  den 
letzten  Jahren  sind  in  den  österreichischen  sozialistischen  Blättern  häufig 
dringliche  Wünsche  nach  Vermehrung  der  Inspektionen  laut  geworden. 
Ich  will  damit  durchaus  nidit  sagen,  dafs  ein  Connex  zwischen  diesen 
beiden  Thatsachen  bestehe,  sondern  ich  mOdite  nur  neuerdings  be- 
merken, dafs  man  ein  Urteil  Uber  den  Umfang  der  Inspektionsthatig^t 
aus  der  Anzahl  der  Ktabh'sscments.  der  Arbeiter  und  aus  dem  daraus 
gezoojcnen  Durshschnitte  nicht  erhält.  Ein  einziges  inspiziertes  Riesen- 
etal)lissement  erhöht  die  Arbeiterzahl  enorm,  während  die  Zahl  der 
besuchton  Etablissements  sich  nur  unmerklich  ändert.  Die  Nachweisung 
über  die  Inspektionsthätigkeit  ivflrde  erst  dann  das  richtige  Bild  ergeben, 
wenn  die  Etablissements  nach  GrOfsengruppen  der  Arbeiterzabl  aufgef&hrt 
worden;  es  mflssle  also  z.  B.  gMagt  werden,  wieviele  Etablissements 
mit  0.  1—2.  3  -5.  6—10.  11-20.  21—50.  51—100,  101—200.  201—500.  501 
bis  1000  und  über  1000  Hilfsarbeitern  besucht  worden  sind;  auch  wäre  es 
zwccknulfsiG:.  wenn  bei  der  Unterscheidung  der  Etablissements  mit  und 
ohne  Motoren,  auch  die  jeweilig  auf  beide  Grui)pen  entfallende  Arbeiter- 
zahl ersichtlich  gemacht  würde.  Ich  möchte  sehr  davor  warnen,  sozia- 
listtsdien  Wflnsdien  mit  solchen  Seheinbefiriedigungen  zu  entspredien, 
denn  die  Haldostgkeit  dieser  letzteren  wQrde  sofort  durchblidct. 

Als  Neuerungen  in  der  Berichterstattung  in  den  beiden  Jahren  1093 
und  1894  sind  zu  erwähnen,  dafs  die  beiden  neuen  Inspektorate,  nämlich 
jenes  für  die  Wiener  Verkchrsanlagen  sich  1893,  und  jenes  für  den 
K'UiisJjr^t/cr  Bezirk  sich  1894  mit  dem  Berichte  eingestellt  haben.  Ob 
ein  eigener  Anitssprengcl  für  die  Wiener  Verkehrsanlagen  notwendig 
war.  ist  wohl  sehr  fraglich;  es  wäre  möglich  gewesen,  den  ganzen 
Wieno*  Rayon  weit  geeigneter,  unter  die  2  nun  vorhandenen  Inspectoren 
in  dieser  Stadt  zu  teilen.  Aber  jedmfalls  ist  eine  jede  Vermehrung 
der  Zahl  der  Inspektoren  zu  begrOssen.  Der  Inspector  der  Wiener 
Verkehrsanlagen  ist  bei  der  geringen  Anzahl  der  von  ihm  zu  besuchenden 
Etablissements  in  der  Lage,  manche  sehr  oft.  40.  60,  ja  90  mal  zu  be- 
suchen und  er  kann  eine  genaue  Registerführung  anlegen,  wie  kein 
anderer  seiner  Kollegen,  ^cme  Berichte  pro  1893  und  1894  sind  auch 
thatsächlich  sehr  geschickt  gearbeitet.  Ich  möchte  aus  dem  von  ihm 
Gebotenen  namentlich  folgende  Uebersicht  herausheben  (s.  Tabelle  L). 

Das  alljAhrlich  sich  in  den  meisten  Städten  erneuernde  Bestreben 
der  Bauarbeiter,  den  Beginn  der  Arbeit  —  wie  man  sich  ausdrückt  — 
von  6  auf  7  Uhr  zu  „verlegen",  ist  nach  dieser  vorstehenden  Ueber- 
sicht darin  gelegen,  dafs  sie  bemülit  sind,  den  seit  Oktober  durch  den 
ganzen  Winter  üblichen  späteren  Beginn  auch  im  Frühjahr  aufrecht  zu 
erhalten:  von  einer  „Verlegung"  ist  hier  keine  Rede. 

Sehr  bemerkenswert  sind  auch  die  Beobachtungen  über  die  Wohnver- 
hältnisse der  Wiener  Bauarbeiter  in  den  beiden  Berichten  von  1893 
und  189i,  aus  denen  man  etwa  die  folgenden  Resultate  entnehmen 
kann  (8  Ffille)  (s.  Tabelle  U.). 
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Tabelle  I. 

Die  Arbeitszeit  in  den  Betrieben  der  Wiener  Verkehrs- 

anlagen. 


1  8  93. 

Vinn 

xi«nuc  I 

der 

(Jcr 

Monate 

Arbeit 

Arbeit 

des 

des 

Morg. 

Abeods 

Uhr 

riu- 

Januar  .  . 

? 

■> 

• 

Febr.  .  .  . 

7 

5 

M.W.'   .  . 

6 

6 

April  .  .  . 

6 

6 

Mai  .... 

6 

6  1 

Juni   .  .  . 

6 

6  I 

Juli  .... 

6 

6 

August  .  . 

6 

SepL  .  .  . 

6 

Okt.  .  .  . 

Nov.  .  .  . 

7 

5  1 

Dez.  .  .  . 

Vi* 

Effek- 
tive Ar- 
beits- 
zeit 
in 
Stun- 
den 


189  4. 


Die  effektive  Arlieitszeit  betrug 


bei 
Pro- 
Stunden  I  zenten 
der  Ar- 
better 


Stunden 


bei 
Pro- 
zenten 
der  Ar- 
beiter 


s 
c 


8V'> 
10 

to 

10 
10 

10 
jlO— 11 

jio-i 

9 
8 


ä 
9 

9»/'a  — 10 
1 1 
11 
11 
11 
11 

i|ioV«^ii 

B'a— 9 
8>/«-9 
8-8'/, 


75 
74 

81 
73 
83 
84 
92 
90 
69 
^5 
62 
72 


9 

9^9—10 
1 1 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 
10 

11 


25 
26 
19 
27 
17 
16 
8 
10 
31 
31 
22 
13 


11 

11 

10 


TabeUe  II. 


1 

2 

3 

4 

5 

6 

7 

8 

J 

2 

3 

4 

3 

5 

3 

Zahl  de:  Wohnräume  mit  Rfi«  lit  n    .    .    .  . 

4 

4 

3 

2 

1 

t 

2 

2 

2 

1 

Davon  von  der  Familie  allein  bewohnt     .  . 

1 

2 

1 

1 

2 

•> 

l 

Kubikranm  der  bewohnten  Räume  per  Bc- 

14 

32 

26 

10 

25 

14 

24 

13 

Jahrcsvcnlii  nst  (ies  F;tmilicnha«ptes  in  fl. 

450i 

405 

375 

420 

7 

Jahresverdienst  der  Farnilienglieder  in  11.  . 

*) 

») 

240 

lüO 

•> 

? 

7 

190 

150 

79 

72 

150 

92 

60 

48 

Davon  dnrdi  Bettgeber  ani||dii«cllt>in  ßa.  . 

124 

* 

145 

Da  die  Bauarbeiter  zumeist  als  Bettgeher  oder  Schialleute  wohnen, 
so  hat  der  Inspektor  diesen  Verhältnissen  noch  eine  ganz  besondere 
Aufmerksamkeit  geschenkt  und  teilt  im  1894er  Berichte  einige  Falle 
mit  aus  denen  sich  die  folgende  kleine  Uebersicht  entwerfen  läfst: 


I)  Femer  SpCl.  aiebenstOndig. 

*)  Die  FanilieDgUeder  erhalten  tfdi  selbst 

9)  Kleiner  Verdienst  der  Frau  ab  Bedienerin. 
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Anzahl  der      Aiu^hi  der 
Sdikfleate         ihnen  * 
in  ein  und  gebotenen 
demselben  Betten 
Wohnraum 

1.  Fall.  ...    2  M.iurcr 

2.  «  .  .  .  .    1  Handlanger 

3.  »  .  .  .  .    4  Handlanger 

4.  «   .  .  .  .    1  Handlanger 

5.  ,    .  .  .  .     4  Maurer 

Auch  die  Lohnaiigabeii 


(Divans) 
1 
1 
2 
1 
4 


Jährliches  ScUnf- 
geld  von  allen 

Schlafleutcn  riner 
Wohnung; 
zusammen  in  fl. 

26 
36 
72 

42 
208 


Wöchentliches 
Scblafgeld 

in  kr. 
pro  Mann 

50 
70 
70 

80 
100 

über  die  Wiener  V'erkehr- 


dcs  Berichten 

arbcitcr  sind  sehr  zweckmälsig  gesammelt  ;  wir  möchten  den  dringlichen 
Wunsch  aussprechen,  dafs  alle  diese  schönen  Ansätze  gleichmäfäig 
weiter  geflllirt  werden«  damit  im  Laufe  der  Zeit  ein  Erfolg  in  statisti* 
scher  Hinsicht  erzielt  werden  könne. 

Wenn  wir  auch  gern  auf  einige  Details  aus  den  anderen  Berichten 
genauer  eingehen  möchten ,  so  mfissen  wir  uns  doch  sehr  kurz  fassen, 
was  der  Ucberfölle  des  Stoffe«;  wegen  sehr  schwer  fallt.  Nur  der  Con- 
tinuität  mit  den  früliercn  an  dieser  Stelle  gegebenen  Besprechungen 
wegen  sei  auf  einiges  hingcwteiren 

^ '  I",  !".:  Iii       ,i  I  Ii  T  ;i  :n     <  t  ii  n  d  r  ii. 


Stunden 

Bei 

Bei  Nacht 

Wiener  Beiiric  1894 

Wiener  Neu- 
städter Bezirfc 

Wiener  Neo- 
stidter  Beridit 

1892 

1893  j  1894 

1893 

1894 

1893 

1894 

6—1  Uhr  .... 

Ä  

8—9  

'»-lO  

10—11  

11  —  12  

118 
292 
307 
«1 

382 
263 

197 

374 

471 

602 

549 

319 

246 
513 
620 
861 

723 
459 

86 
140 
160 
241 
271 
171 

85 
j  176 
178 
237 
310 
235 

60 
21 
18 
19 
18 
15 

96 
45 
19 

22 
26 
28 

12—1    Uhr  .... 

43 

102 

34 

49 

Ü 

14 

1-2  

287 

420 

586 

1  12 

87 

16 

21 

2-3  

315 

480 

680 

263 

198 

23 

29 

3—4  

400 

597 

826 

269 

254 

26 

30 

4—5  

390 

600 

728 

201 

263 

27 

31 

5—6  

300 

464 

621 

181 

288 

29 

83 

6—7      ,  .... 

72 

112 

139 

Es  scheint  sich  also  immer  mehr  zu  bestätigen,  dals  die  Unfall- 
gefahr  vormittags  und  nachmittags  ziemlich  gleich  ist,  ebenso  wie  v  - 
Mitternacht  und  nach  Mitternacht,  und  dafs  sie.  was  die  Tagc-ari'cii 
anbelangt,  bei  Begirm  der  Arbeit  am  geringsten  ist,  sodann  gegen  die 
Mitte  der  Vormittagsarbeit  ein  Maximum  erreidit,  gegen  Mittag  zu  ab» 
nimmt,  worauf  sich  nachmittags  ganz  dieselbe  Bewegung  mit  dem 
Maximum  in  der  Mitte  der  Arbeitszeit  zu  wiederholen  scheint  Bd 
Nacht  dagegen  fielen  die  meisten  UnAUe  am  Beginn  und  Sdiluls  der 
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Arbeit  vor,  doch  ist  die  Zahl  der  beobachteten  Fülle  noch  zu  gering, 
um  einen  weiterreichenden  Schlafs  zu  rechtfertigen. 

Auch  die  Angaben  Ober  Berufskrankheiten  (1894,  S.  31.  44)  aber 
die  Ziegeleien,  welche  w^n  des  Strikes  in  allgemeiner  Erinnemng 
sind.  Ober  die  Strikes  u.  dgl.  sind  sehr  beachtenswert.  Dagegen  werden 
die  IffitteOui^en  von  Haushaltungsbudgets  leider  immer  seltener. 


ungen  von 

Ueberstun 

den. 

I. 

Anzahl  der  Bewilligungen. 

Linder. 

1892 

189^ 

1894 

190 

200 
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21 

1 
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31 
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42 
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11 

10 
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1892 
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352 

33f> 

1  Woehe 

20 
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100 

88 

1  13 

2  Wochen 

42 

Metall-  und  Mctaliwat «  n-Eivcugiussc 

40 

53 

63 

3 

192 

Polygrmphie  und  Kunstgewerbe 

40 

55 

4 

28 

Bcklriritings-  und  Pclzwarenindustrie 

36 

46 

5 

12 

35 

38 

6 

^  1 

25 

25 

27 

7 

10 

Nahrungsmittclin  h:' tr  ir  .... 

1  7 

22 

22 

LI 

• 

20 

13 

19 

15  , 

23 

Thon-  und  Glasindustrie  .... 

9 

9 

12  ! 

I1O 

9 

4 

3 

8 

II 
12 
13 

LVi  1  II  '  i'-r 

12 

79 

6 

22 
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638  1 

682 

765  i), 

^  Zusammen 
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Darunter  auch  5  Bewilligungen  an  Baugewerbe  und  2  an  Handels-  und 
Verfcebnuntemehmungen. 
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Im  ganzen  wiirdcn  in  den  543  Betrieben,  welchen  im  Jahre  189- 
Ueberstundcn  gestattet  wurden.  56680  Arbeiter  beschäftigt,  von  welchen 
32231  Arbeiter  auf  246  Betriebe  der  I  cxtilindu^trie,  12  481  Arbeiter  au-' 
76  Betriebe  der  Maschinenindustrie  und  der  Rest,  drca  12  000  Arbeiter, 
auf  die  anderen  Industriegruppen  zusammengenommen  entfallen.  Die 
Zahl  der  Bewilligungen  steigt  stetig  an,  ebenso  auch  die  Zahl  der  £ta> 
blissements,  denen  sie  gewährt  werden;  diese  Praxis  herrscht  in  den 
meisten  Ländern  und  den  meisten,  darunter  auch  den  wichti^ten  In- 
da st  riegat  tu  ngen.  Dabei  sind  es  zumeist  stets  dieselben  Etablissementf 
welche  sich  mit  ihren  Gesuchen  einstellen.  Wenn  diese  Praxis  in  der- 
selben Richtung  weiterschreitet,  so  muss  die  Gesetzgebung  über  den 
Normalarbeitstag  immer  mehr  an  Kraft  verlieren. 
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Berghoff-Ising^  Dr.  Fyanz^  Privatdozent  an  der  Universität 
Bern,  Die  sozialistische  Arbeilerbewegung  in  der  Schweis. 
Ein  Beitrag  zur  Gescliichte  der  sozialen  Bewegung  in 
den  letzten  dreilsig  Jahren.  Leipzig,  Verlag  von  Duncker 
&  Humblot,  1895.  VI.  415  S. 

Eine  Geschichte  der  modernen  Arbeiterbewegung  in  der  Schweiz 
zu  schreiben,  ist  nicht  nur  eine  schwere,  sondern  auch  eine  undankbare 
Aufgabe;  denn  einmal  ist  untere  Ari>etterbewegung  noch  so  im  Kampfe, 
dafs  fast  jede  Darstelluog  zu  einer  parteiischen  werden  mnfs  und  dann 
ist  das  vorhandene  Material  zu  einer  aolchen  so  zerstreut,  die  Quellen 
so  mannigfach  und  hAufig  nur  durch  Zufall  zugänglidi»  eine  Menge 
von  Angaben  so  wider5;pruch>voll.  dafs  selbst  die  Männer,  welche  einen 
Teil  dieser  Geschichte  selbt  miterlebt  und  thätig  mitgemacht  haticn.  bis 
jetzt  vor  diesen  Schwierigkeiten  zurückschreckten.  Allerdings  ist  nicht 
zu  vergessen,  dafs  diese  Geschichtsschreibung  sich  später  noch  wesent- 
lich schwieriger  gestalten  wird,  weil  dann  der  Beaiiieiter  der  sozialen 
Kampfe  unserer  Zot  aus  der  Moise  sich  widerstreitender  Angaben 
kaum  das  Glaubwflrdige  schlank  und  reinlich  von  dem  UnglaubwOrdigen 
wird  unterscheiden  können.  Aus  diesem  Grunde  mufs  die  Darstellung 
der  sozialistischen  Arbeiterbewegung  in  der  Schweiz  als  ein  sehr  vcr- 
(licTistvolles  Hessinnen  erscheinen,  das  des  lebhaftrn  Interesses  seitens 
aller  beteiligten  Kreise  von  vornherein  versichert  sem  durfte;  denn 
über  den  Mangel  an  Unparteilichkeit  pilegt  man  sich  allenfalls  bei  Erst- 
lingswerken hinw^izusetzen,  wenn  sie  eine  grflndliche  Sammlung  und 
Sichtung  des  Materials  darbieten. 

Leider  darf  das  vorliegende  Buch  keinen  Anspruch  auf  diesen 
MUderungsgrund  erheben,  so  notwendig  es  denselben  auch  hatte.  Da- 
gegen wollen  wir  eine  andere  Entschuldigung  gelten  lassen.  Per  Ver- 
fasser ist  ein  Ausländer  und  sind  mannigfache  Unebenheiten,  schiele 
Urteile  und  Uberilächlichkeiten  hierauf  zurückzuführen.  Ebensowenig 
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wollen  wir  zu  konstatieren  vergessen,  dafs  Herr  Berghoflf-Ising  fflr  die 
kurze  Zeit,  welche  er  sich  in  unserem  Lande  aufgehalten  hat,  merk- 
würdig viel  Material  zu  sammeln  wufste.  sowie  dafs  wir  ihm  die  Fähig- 
keit zutrauen,  das  behandelte  Thema  trefflich  zu  gotalten.  wenn  er  e> 
an  der  vor  allem  nötigen  Objektivität  und  an  der  Gründlichkeit, 
die  unsere  ^nrichtungen  nkht  Üofs  aus  dra  Bflchem  kennen  lernt, 
nicht  mangeln  liefse.  In  der  vorliegenden  Gestalt  erscheint  uns  das 
Buch  als  ein  oberflächUcb,  flüchtig  und  eilfertig  zusammenges chriebenes 
Werk,  dessen  Abfassung  kaum  Herzenz-  und  Gewissenssache  gewesen 
sein  dürfte. 

Das  geht  schon  aus  der  Gruppierung  des  Stoffes  hervor,  welcher 
rein  äufserlich,  ohne  Berücksichtigung  des  inneren  Zusammenhangs 
und  ohne  Klarlegung  der  treibenden  Motive  zusammengestellt  wird. 
Statt  weiterer  Worte  lassen  wir  die  KapitdQberschriften  des  Buches 
reden.  «Vor  der  Internationale;  Die  Internationale  in  der  Schweiz; 
Desorganißation  und  Wiederaufbau;  Der  schweizerische  Arbeiterbund 
(1873—1880);  Landespolitische  Gröndungsversuche  im  Arbeiterbunde. 
Reibungen  mit  den  Anarchisten;  das  Interregnum  (1880—1883):  Das 
Aktionskomitee  des  schweizerischen  Arbeitertages  und  die  neue  ^ozlaI- 
demokratische  Partei  der  Schweiz;  Der  Grütliverein  und  die  sozial- 
demokratische Partei  der  Schweiz;  Politische  Aktionen,  Stand  und  Be- 
wegung der  sdiweizerischen  Sozialdemokratie;  Fremde  Sozialisten  und 
Anarchisten  in  der  Schweiz;  Der  allgemeine  schvreizerische  Gcweric- 
schaftsbund  und  die  allgemeine  schweizerische  Arbeiterreservekasse; 
Stand  und  Bewegung  des  allgemeinen  Gewerkschaftsbundes.  Arbeitslosen- 
versicherung; Die  Buchdrucker  und  die  Uhrenarbeiter;  Die  Streiks: 
Die  Gründung  des  schweizerischen  Arbeitersekretariats  und  des 
schweizerischen  Arbeiterbundes;  Die  Aufgaben  und  die  Leistungen  des 
schweizerischen  Arbeitersekretariats;  Kritik  und  Reform  des  Arbeiter- 
sekretariats; Die  Politik  des  schweizerischen  Arbeiterbundes.* 

Als  Proben  der  FlOchtigkeit  mag  folgendes  angefllhrt  werden. 
Seite  31  wird  J.  Ph.  Becker  ein  geborener  Badenser  genannt,  wflhrend 
Seite  34  der  Geburtsort  richtig  in  die  bayrische  Pfalz  v  r!.  at  ist.  — 
Der  Nachruf  an  J.  Ph.  l-ivcker  aus  der  Feder  von  Fricdncii  Ijigcls  er- 
schien im  „Sozialdemokrat"  und  wurde  von  der  „ Aii)eiter>ti[iune"  blofs 
wiedergegeben.  —  Auf  Seite  170  wird  behauptet,  die  Organisation  der 
sozialdemokratischen  Partei  in  der  Schweiz  sei  durch  den  .Arbeiter- 
sekretariatsrummel'  verzögert  worden,  wahrend  diesdbe  in  Wahrheit 
damit  direkt  in  Verbindung  steht  Gleichzeitig  mit  dem  Arbeitertag 
in  Aarau  war  eine  Delegirtenversammlung  der  1883  in  Zürich  gcschaflfe 
nen  Arbeiterorganisation  und  der  ihr  angehörenden  Lokalvereine  in 
Aussicht  genommen.  Blieb  auch  zu  gründlicher  Reorganisation  in  Aarau 
keine  Zeit,  so  wurde  derselben  durch  Verlegung  des  Aktionskomitees 
von  Zürich  nach  Bern  doch  ein  für  allemal  die  Wege  geebnet.  — 
Seite  195  passiert  dem  Verfasser  das  Mifsgeschick,  dafs  er  aus  der 
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.umfangreichen  schweizerischen  Litteratur  Ober  das  Recht  aufArbeit* 
die  Schrift  des  Wieners  Dr.  Rudolf  Singer  aufmarschieren  Iflfst.  — * 
Von  der  Reorganisation  der  Berner  Versicherungskasse  gegen  Arbeits- ' 
losigkeit  weifs  der  Privatdozent  an  der  Bemer  Universität  nichts,  ebenso 
scheinen  ihm  die  bezüglichen  Bestrebungen  in  Genf,  Lausanne  etc. 
sowie  die  Versuche  der  Arbeitslosenversicherung  innerhalb  beruflicher 
Organisationen  unbekannt  zu  sein,  worüber  man  sich  bei  der  Unvoll- 
stftndigkeit  seiner  Litteraturangaben  au  diesem  Punkte  kaum  wundern 
wird.  —  Seite  274  ist  das  Gesetz  Ober  die  gewerblichen  Schiedsgerichte 
im  Kanton  Solothurn,  d.  d.  15.  Januar  1893,  vei^essen.  — .  In 
Kapitel  wird  die  Initiative  fOr  unentgeltliche  Krankenpflege  der  sozial- 
demokratischen Partei  an  die  Rockschofse  gehflngt,  um  sie  für  den 
Mifserfolg  der  Initiative  verantwortUch  zu  machen,  während  an  anderer 
Stelle  der  Arbeiterbund  als  Vater  dieser  Bewegung  aufgeführt  wird.  — 
Die  Kürze  einer  tabelhuischen  Zusaninienstetlung.  welche  die  Strike- 
bewegung  vom  Juü  1890  bis  Ende  1891  darstellen  soll,  um  die  grofse 
Rolle  der  zum  Frieden  ratenden  Thfttigkeit  des  Bundeskomitees  zu 
zeigen,  wird  damit  motiviert,  dafs  eine  Uebersicht  Ober  einen  län- 
geren Zeitraum  nicht  möglich  sei,  trotzdem  jedermann  weifs,  dafs  eine 
solche  Behauptung  unrichtig  ist. 

Aber  auch  aus  den  lebenden  Quellen  hat  der  Verfasser  nicht  gründ- 
lich zu  schöpfen  verstanden  Zudem  ist  die  Auswahl  der  in  der  Ar- 
beiterbewegung stehenden  Persönlichkeiten,  welche  er  um  Auskunft  er- 
suchte, eine  einseitige  und  viel  zu  beschrankte.  Nur  so  lüfst  es  sich 
erklaren,  dafs  die  Darstellung  der  Ausbreitung  des  Weitlingschen  Kom- 
munismus so  dürftig  ausgefallen  ist  Diese  Richtung  war  damals  sozu- 
sagen  »salonfähig*  in  der  Schweiz.  J.  Ph.  Becker  z.  B.  wurde  durch 
den  Aarauer  Frey,  einen  Bruder  des  Bundesrats  Frey-Herose,  in  die 
Theorieen  des  Komnmnismus  eingeführt.  Der  Waadtländer  Volksmann 
und  spätere  Bundesrat  Druey  hat  ein  von  Weitling  vcrfafstes  Buch  ins 
Fran/<isische  übersetzt  und  der  durch  Gottfried  Keller  verewigte 
Sciuicider  Hediger  gewährte  Weitling  in  schwieriger  Zeit  Unterkunft. 
Im  Hause  Hedigers,  wo  der  junge  Gottfiried  hfiufig  verkehrte,  hat  Weit- 
ling  ein  Budi  verfafst  und  in  aller  Heimlichkeit  vermittelst  einer  Hand- 
presse gedruckt  —  J.  Treichler  war  noch  in  den  fünfziger  Jahren  Leiter 
der  sozialistischen  Bewegung  im  Kanton  Zürich.  Als  Sozialist  wurde 
er  Mitglied  des  Kantonsrates.  Kbenso  beschäftigte  sich  der  Hutten- 
verein, eine  geheime  V^erbindung  des  Kantons  Zürich,  in  jener  Zeit  leb- 
halt mit  dem  Komtinun^inus,  wie  ein  früheres  Mitglied  mir  erzählte.  — 
Auch  von  Staaisanwak  ßruhin,  der  Ende  der  sechziger  Jahre  an  der 
Spitze  der  Basler  Arbeiterbewegung  stand,  scheint  Berghoff-Ising  nichts 
gebort  zu  haben.  Ebenso  wenig  scheint  er  zu  wissen,  dafs  Nationalrat 
Salomon  Bleuler,  welcher  sich  selber  mit  Vorliebe  als  Sozialdemokrat 
bezeichnete»  um  das  Gdingen  des  schweizerischen  Arbdterkongresses 
in  Ölten  (1873)  ein  hervorragendes  Verdienst  hatte.    Es  war  Bleulers 
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Rat.  die  Delegirten  der  F^^tion  jurassienne  von  den  Verhandlungen 
anszuschliefaen,  welcher  Rat  denn  auch  befolgt  wurde  Doch  wir 
mfissen  uns  mit  diesen  F^ben  begnOgen  und  wollen  nur  nodi  an- 
fOhren,  dafs  Greulich  natarlich  mit  dem  Monatsgdialt  von  40  Frk..  mit 
dem  er  sich  als  Redakteur  der  Tagwacht  begnügte,  seine  Familie  nicht 
erhalten  konnte,  weshalb  er  als  Nebenverdienst  die  Kaffeerösterei  für 
den  Konsumverein  Zürich  betrieb,  welcher  seine  Entstehiinic:  auch  der 
kommunistischen  Bewegung  der  fünfziger  Jahre  und  namentlich  der 
Thätigkeit  Carl  Bflfklis  verdankt 

Wegen  der  Verstflndnislosi^eit  f&r  die  nur  aus  dem  schwetzerisichen 
Volkscharakter  zu  ericlArenden  Eigentflmlichkeiten  nldit  blofs  unserer 
Ari>eiterbewcgung,  sondern  unserer  gesamten  polltischen  und  wirt* 
srhaftliclu-n  Institutionen,  wollen  wir  mit  dem  Verfasser  nicht  recliten. 
Sind  ja  sehr  viele  seiner  Behauptungen  nach  dieser  Richtung  hin  so 
windschief,  dafs  selbst  ein  Ausländer,  der  unsere  Geschichte  nur  von 
ferne  kennt,  dies  sofort  merken  dürtte.  Statt  weiterer  Stichproben  be- 
gnügen wir  uns  mit  der  AnllDhrung  des  Satzes:  ,,Der  Schwdxer  ist 
durchweg  konservativ  und  sieht  in  den  Neuerem,  zumal  wenn  sidi 
ihre  Plane  nicht  klar  flbersehen  lassen,  in  dubio  die  gefthriichen 
Menschen."  Nach  dem  Gesagten  wird  es  leicht  begreiflich  erscheinen, 
dafs  das  zu  besprechende  Buch  den  Errungenschaften  und  Erfolgen  der 
Arbeiterbewegung  nicht  gerecht  zu  werden  vermag.  So  weifs  der  Ver- 
fasser aus  den  „zahlreichen  arbcitertreundlichen  Bestimmungen  der 
Zürcherischen  Gemeindeordnung,"  welche  die  Arbeiterschaft  ihren  Ver- 
tretern im  Stadtrat  verdankt,  blois  den  Minimallohn  fikr  stAdtiache 
Arbeiter  anzuführen  (S.  206). 

FOr  die  zahlreichen  Erfolge  in  anderen  Gemeinwesen  zu  Stadt  und 
Land,  welche  die  Arbeiterschaft  zur  Besserung  ihrer  Lebensverhaltnisse 
in  vielen  Beziehungen  zu  erringen  vermochte,  hat  er  nicht  einmal  mehr 
in  einer  Fufsnote  Raum.  Doch  niüsscn  wir  uns  auch  da  beschränken 
und  wollen  blofs  noch  auf  zwei  I'unkte  hinweisen.  Die  Anstrengungen 
der  Arbeiterschaft  für  Schaftung  des  schweizerischen  Fabrikgesetzes, 
dessen  Ausddinung  und  Ausführung  sind  viel  tiefere,  grOfsere  und 
nachhaltigere  gewesen,  als  Berghoff-Ising  glauben  machen  will.  Wer 
die  Begeisterung  miterlebt  hat.  mit  der  die  ArbeiterbevOikerung  diesem 
Gesetz  entgegenstrebte,  wer  die  Kampfe  auf  diesem  Boden  miterlebte 
und  die  Freude  mitfühlte,  welche  die  Arbeiterschaft  über  den  endlichen 
Sieg  in  der  Volksabstimmung  empfand,  der  weifs,  dafs  mit  der  An- 
nahme des  eidgenossischen  Fabrikgesetzes  Jahrzehnte  alte  Wünsche 
nicht  blofs  der  Führer  und  ihrer  Kerntruppen,  sondern  des  gröfsten 
Teils  der  AiMterschaft  in  Erfüllung  gingen.  Das  gleiche  Mifsgeschidc 
passiert  dem  Verfasser  bei  der  Besprechu<^  des  Schicksals  der  Initia- 
tive für  das  Recht  auf  Arbeit.  Das  Ergebnis  der  Unterschriftenaunni- 
lung  wird  auf  die  lebhafte,  mit  allen  Mittehl  betriebene  Agitation  zurQdc- 
geführt,  obwohl  neben  der  Arbeiterpresse  nur  sehr  wenige  Zeitungen 
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diese  Initiative  befürworteten.  Die  groCse  Zahl  der  annehmenden 
Stimmen  dagegen  wird  nicht  als  Erfolg  der  Arbeiterschaft  au%efafst. 
sondern  denen  gutgeschrieben,  „die  dafflr  eintreten,  dafs  Staat  und  Ge- 
sellschaft mehr  als  bisher  positive  Mafsnahmen  treffen,  um  die  infolge 
der  um  sich  greifenden  unverschuldeten  Arbeitslosigkeit  bedrohten  be> 
sitzlosen  Klassen  vor  Elend  und  Untergang  zu  bewahren."  Einzig  der 
das  schweizerische  Arbeitersekretariat  behandelnde  Abschnitt  zeichnet 
sich  durch  Gründlichkeit  und  verhältnismAfsig  grofse  Objektivität  aus. 
Die  Quellen  flössen  da  rdichUch  und  ziemlich  mühelos,  weshalb  wohl 
dieser  Abschnitt  eine  aUzu  grofse  Ausdehnung  erhalten  haben  mag. 
Stettfurt  (Schwei7>.  EMIL  HOFMANN. 


Benjamin  Kidd^  Soziale  Evoluiion.  Uebersetzt  von  E.  Pfleidercr. 
Jena.  Fischer,  1895.    V  u.  321  S. 

In  den  oberen  Klassen  Englands  bestehen  seit  einigen  Jahren  lob- 
hafte Interessen  für  soziale  Reformen  im  Sinne  der  Arbeiter  und  der 
Proletarier  —  eine  Bewegung,  die  auf  dem  Kontinent  wohl  hauptsächlich 
deshalb  nicht  die  gebohrende  Beachtung  findet,  weil  sie  keine  so  ein- 
heitliche Zusanunenfassung  und  unzweideutige  Parole  besitzt,  wie  sie 
bei  uns  das  Wort  Sozialdemokratie  bietet.  Und  nicht  nur  die  KrysUlIi- 
sierung  zur  Partei  und  zum  Schlagwort  fehlt;  auch  die  Gesinnung  ist 
eine  vrillig  andere.  Man  könnte  diese  soziale  Tendenz,  die  vielfach  von 
Geistlichen.  Beamten,  Gelehrten  getragen  wird,  als  einen  humanisierten 
Liberalismus  bezeichnen.  Es  handelt  sich  darum,  die  entsetzlichen 
Konsequenzoi  der  individualistischen  Wirtschaftsweise  fOr  den  Arbeiter 
zu  beseitigen,  ohne  auf  die  grofsartq;en  Erfolge  und  Krflfte  zu  ver^ 
ziehten,  die  sie  nach  anderen  Seiten  hin  entwickelt  hat.  Die  Trieb- 
federn, aus  denen  diese  Kreise  die  wirtschaftliche  Reform  ent- 
springen Inssen  wollen,  sind  nicht  selbst  wirtschaftliche,  sie  rufen  nur 
ethische  und  religiöse,  also  persDuale  Motive  auf,  um  das  Licht  des 
Individualismus  von  seiner  Finsternis  zu  scheiden.  So  energische  Ver- 
bindungen geht  gerade  das  religiöse  Empfinden  mit  dem  sozialreforma- 
toriseben  em,  dafs  z.  B.  einer  der  Haupter  der  anglikanischen  Kirche, 
ein  Mann,  der  die  Auferstehung  Christi  fOr  das  bestbezeugte  Faktum 
der  Weltgeschichte  hält,  mir  einmal  beweisen  wollte,  dals  Christus 
überhaupt  ein  Wirtschaftsreformer  gewesen  sei  und  seine  ganze  Thatig- 
keit  sich  als  der  materiellen  Hebung  der  unteren  Massen  gewidmet 
deuten  lasse!  —  Das  vorliegende  Werk  gehört  zu  den  Symptomen 
dieser  Bewegung  und  zwar  sowohl  seinem  Inhalt  wie  seinen  Erfolgen 
nach,  die  in  England  selbst  ganz  ungewöhnliche  sind.  Die  durchaus 
kemhaften  Schlufsreihen,  die  es  vortragt,  lasson  sich  folgendennafsen 
zusammenfassen. 

Wäre  die  biologische  Theorie  richtig,  nach  der  erworbene  Eigen- 
schaften der  Eltern  vererbt  werden  können,  so  dürfte  man  eine  ideale 
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Gesellschaftsverfassung  erhoften,  deren  Entwicklungen  ohne  innere  Kon- 
kurrenz blofs  durch  die  Anhäufung  der  Erbschaften  an  Kultur,  Er-  i 
nehung,  Sittlichkeit  garantiert  wären.   Allein  wahrscheinlich  rcrhfllt  es 

sich  anders:  wahrscheinlich  giebt  es  keinen  Fortschritt  aufscr  dur-li 
Ansammlung  ursprünglich  angelegter,  angeborener  Variationen.  Zu 
dieser  Ansaninilung  kommt  es  aber  nur  durch  fortwährenden  Aus- 
schlufs  der  untcrmittelmäfsigcn  Exemplare.    Wo  die  Konkurrenz  mehr 
unaufhörliche  Selektion  bewirkt,  bleibt  das  Gesamtniveau  nicht  etwa 
stationAr,  sondern  es  mufs  durch  den  nun  zur  Geltung  kommenden 
Einflufs  der  schlechteren  Exemplare  zurflckgehen;  die  erste  Bedingung 
für  die  Erhöhung  der  Gattung  ist  also  die  negative:  dafs  die  schlecht 
beanlagtcn  Individuen  ausgeschlossen  werden;   nur  in  diesem  Falle 
bleiben  die  besten  Exemplare  übrig,  und  es  bedarf  also  der  denkbar 
härtesten  und  strengsten  Lebensbedingungen,  um  die  erforderliche  Se- 
lektion zu  vollziehen.   Aus  dieser  für  die  ganze  Natur  geltenden  That- 
Sache  folgt  ein  unlösbarer  Konflikt  zwischen  den  Interessen  des  Indi- 
viduums und  denen  der  Gattung.  Jenem  mufs  alles  daran  liegen,  sich 
den  unbarmherzigen  Forderungen  der  Konkurrenz  zu  entziehen,  einen 
Zustand  möglichsten  Friedens,  sozusagen  ein  Reibungsminimum  herzu- 
stellen   Die  Gattung  dagegen  bedarf  umgekehrt  eines  Reibungsmaxi- 
mums, einer  unautlK  irliih  wirksamen  —  und  natürlich  nur  durch  den 
Konkurrenzkampf  herstellbaren  —  Selektion,  um  sich  fortzuentwickeln.  ^ 
Aus  der  erstgenannten  Tendenz  nun  geht  der  Soziallsmus  hervor.  Er 
will  einen  Zustand  von  Konkurrenzlosigkeit  sdiaffen«  um  den  Einzelnen  | 
des  Kampfes  ums  Dasein  zu  entheben.  Damit  wflre  der  gegenwartigen  i 
Generation  sicher  eine  viel  höhere  Behaglichkeit  und  Sorglosigkeit  ge- 
währt, zugleich  aber  das  Agens  der  Selektion  beseitigt,  die  allein  die  Gattung 
auf  die  Dauer  hm  hhalten  und  höher  entwickeln  kann.  Der  Sozialismus  ist  i 
also  ein  Individualismus  in  höherer  Potenz,  er  wirkt,  wenn   man  die 
Interessen  der  Gattung  als  ganzer  als  die  eigentlich  sozialen  bezeichnet, 
direkt  antisocial,  indem  er  die  Zukunft  der  Gattung  dem  Wohle  der 
jetzigen  Generation  aufopfert.  Die  blofs  verstandesmflfsige  Weltansicbt  I 
wird  deshalb  Im  Augenblick  zum  Sozialismus  treiben,  denn  es  giebt  | 
keinen  rationalen  Grund,  den  momentanen  Frieden  der  Konkurrenz- 
losigkeit für  den  Fortschritt  künftiger  Generationen,  die  man  nicht  mehr 
erlebt,  dahinzugehen.    Wenn  das  Individuum  sich  dennoch  getrieben  I 
fühlt,  den  Kampf  weiter  zu  kämpfen,  sein  eigenes  Bedürfnis  nach  Bc-  | 
haglichkeit  und  Ruhe  dem  Fortschritt  der  Gattung  aufzuopfern,  so  kann  ! 
dies  nicht  aus  verstandesmAfsigen  Gründen,  sondern  nur  aus  einem  als 
religiös  zu  bezeichnenden  GefÜlhle  hervorgdien.  Jene  biologische  Grunde 
ansieht  lehrt  uns,  dafs  es  im  Laufe  der  blofs  natQrlichen  Entwiddung 
zwischen  den  Interessen  des  Individuums  und  denen  der  Gattung  keine 
Versöhnung  giebt.   Sollen  wir  dennoch  auf  jcnr  verzichten,  so  kann  die 
Entschädigung  und  Triebfeder  nur  in  supcrrationalen  Empfindungen 
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und  Hoffnungen  liegen,  in  Impulsen,  deren  alogisches,  Qberintellektuelles 

Wesen  nur  als  —  im  weitesten  Sinne  —  religiös  zu  bezeichnen  ist. 

Diese  Impulse,  die  freilich  an  der  Oberfläche  des  Bewufstseins  oft 
als  blos  ethische  auftreten,  sind  nun  im  Laufe  der  Geschichte  und  ins- 
besondere seit  dem  Christenthum,  merklich  gewachsen  und  einflufs- 
reicher  geworden.  Die  ganze  demokratisdie  Bewegung  der  neueren 
Zeit  geht  aus  ihnen  hervor.  Denn  zunSchst  ist  diese  keineswegs  nur 
der  Erfolg  der  Kräfte  der  unteren  Stande  und  der  erzwungenen  Nach- 
giebigkeit  der  oberen,  sondern  diese  würden  die  Macht  gehabt  haben, 
die  Bewe^nn^  von  vornherein  zu  unterdrücken,  wenn  nicht  cioch 
schlicfslich  höhere,  aus  dem  blofsen  X'erstand  nicht  hcrleitbare  Empfin- 
dungen die  Anwendung  der  egoistischen  Gewaltmittel  verhinderten. 
Was  aber  die  Hauptsache  ist:  diese  ganze  Demokratisierung  des  Lebens, 
die  ganze  Hebung  der  tieferen  Schichten  zu  den  Rechten  und  An« 
Sprüchen  der  hdheren  geht  nicht  auf  den  Sozialismus  als  einen  Zu- 
stand der  Kopkurrenzlosigkeit  und  der  friedlichen  Koordination  der 
Individuen  los.  sondern  umgekehrt  auf  eine  viel  schärfere  Konkurrenz, 
einen  vic!  erweiterten  Kampf  ums  Dasein,  indem  nun  auf  der  Basis 
der  Cileiciiberechtigung  und  der  gleichen  Chancen  Aller  das  Sf)icl  der 
Kräfte  ein  viel  freieres  wird.  Die  Sonderung  der  Gesellschaft  in  Klassen 
halt  den  eigentlidien  Konkurrenzkampf  noch  hintan,  weil  zu  jeder  Kon- 
Icurrenz  nur  eine  beschrankte  Anzahl  von  vornherein  zugelassen  ist. 
Erst  wenn  alle  Schranken  gefallen  sind,  erst  wenn  jedem  jede  Ge- 
legenheit, die  höchsten  Preise  zu  gewinnen,  offen  steht,  wird  die  Riva- 
lität eine  vollkommene  sein,  der  Begabteste  die  volle  Sicherheit  haben, 
an  die  erste  Stelle  zu  gelangen,  und  die  Selektion  das  gesamte 
Menschenmaterial  zur  Verfügung  haben.  Die  Entwicklung  der  Gesell- 
schaft drängt  also  zur  völligen  Gleichheit  der  Individuen,  nicht  aber, 
ym  die  freie  Konkurrenz  aufzuheben,  sondern  im  Gegentdl,  um  sie  in 
idealer  Weise  durchzufahren,  und  es  zu  sichern,  dafs  wirklich  nur  die 
Besten,  durch  keine  Fessel  von  Stand,  Geburt.  Reichtum,  Ungunst  irgend 
welcher  äufseren  Art  mehr  behindert,  im  Wetlkampf  siegen  und  damit 
die  Ausschlicfsung  aller  Schlechteren  —  die  jetzt  durch  klassenmäfsige 
Bevorzugungen  konserviert  werden  —  und  die  Entwicklung  der  Gattung 
nach  oben  hin  vollziehen. 

Die  näheren  Auslührungen  und  historischen  Beweise  stehen  nicht 
auf  der  Hohe  dieser  Grundgedanken,  von  denen  ich  glaube,  dafs  sie 
die  Elemente  zu  einer  durchaus  emsthaft  zu  nehmenden  Sozialphilo- 
sophie enthalten.  Ich  möchte  zunächst  das  auf  der  Hand  liegende  Be- 
denken nicht  gelten  lassen:  dafs  der  Verfasser  seine  ganze  Theorie  auf 
den  sciu\  ankendcn  Grund  drr  bidlogischen  Hypothese  baut,  nach  der 
keine  erworbenen  Eigen>chaltea  vererbt  werden,  sondern  nur  die  Sum- 
niirung  ursprünglich  günstiger  und  die  fortwährende  Ausstofsung  der 
ursprünglich  ungünstigen  Anlagen  die  Entwicklung  der  Gattungen  be» 
wirkt.  Denn  einmal  ist  diese  Lehre  bedeutsam  genug,  um  die  Unter- 
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suchung  zu  rechtfertigen,  wie  denn  unter  ihrer  Vorau-jotzung 
die  soziale  Entwicklung  unsrer  Art  vor  sich  gehen  muss.  Und  zweitens 
>incl  die  Hauptlehren  des  V^erlasscrs  von  dieser  Theorie  viel  unab- 
hängiger, als  er  selbst  glaubt.  Sie  sind  mit  geringen  Modifikationen 
auch  auf  jede  andere  Gestaltung  der  Entwicklungslehre  anwendbar. 
Als  diese  Hauptldiren  erscheinen  mir  die  beiden  Gedanken  von  der 
UnversOhnbaikeit  des  individuellen  und  des  sozialai  Interesses,  da 
dieses  den  Kampf,  jenes  aber  den  Frieden  verlange  —  und  die  Forde- 
rung einer  völlig  sozialisirten  Verfassung,  damit  die  echte  und  ob- 
jektiv crfolgsicherste  Konkurrenz  —  die  nämlich,  bei  der  alle  Kon- 
kurrenten unter  den  genau  gleichen  Bedingungen  kämpfen  —  statt- 
finden könne. 

Der  erstere  Gedanke  wiederholt  eigentlich  in  modemer  und  sozialer 
Form  eine  Grundlehre  Kant's.  Alle  bisherigen  Philosophen,  so  meinte 
er,  haben  dne  Harmonie  zwischen  der  Tugend  und  der  Glfidcseli^eit 
gelehrt:  allein  das  ist  eine  unhaltbare  Annahme.  Das  Glflck  hflngt 
keineswegs  von  der  moralischen  TrefifUchkeit  des  Menschen  ab.  son- 
dern von  Anla£^rn.  von  Chancen  und  von  der  F.lhigkeit.  sie  au«zunur7en. 
Dennoch  fordert  ein  inneres,  unnachläfsliches  Bedürfnis,  dafs  jene  Har- 
monie bestehe,  dafs  dem  Guten  ein  Lohn,  dem  Bösen  eine  Strafe 
werde.  Da  wir  nun  aber  diese  Gerechtigkeit  auf  Erden  nicht  findeo, 
so  bleibt  nichts  Obrig,  als  die  Unsterblichkeit  der  Seele  und  eine  gOtt' 
liehe  Macht  anzunehmen,  welche  im  Jmseits  die  hier  ausbleibende  und 
dennoch  für  unser  Gefühl  völlig  unentbehrliche  Ausgleichung  zwischen 
der  sittlichen  Qualität  des  Menschen  und  ihrem  endämonistischen  Lohne 
vollzöge.  Das  Gedankenmotiv  ist  das  gleiche,  wie  bei  Kidd:  das  soziale 
und  das  individuelle  Interesse  (bei  Kant  Tugend  und  Glück-^eli^'kcit  ge- 
nannt) trelicn  sich  sozusagen  erst  im  Unendhchen;  sie  sind  einander 
prinzlpidl  so  entgegengesetzt,  dafs  es  der  Beziehung  auf  eine  super- 
rationale  Macht  bedarf,  um  die  Persönlichkeit,  in  der  bdde  sich  geltend 
machen,  nicht  in  einen  unheilbaren  inneren  Zwiespalt  verfallen  zu 
lassen.  —  Die  sozialen  Theorieen  werden  nicht  umhin  kOnnen,  die 
thatsSchliche  Rolle  des  religiösen  Empfindens  in  den  Bewegungen  der 
Gesellschaften,  sogar  der  modernsten,  anzuerkennen.  Diese  Rolle  be- 
weisen nicht  nur  Erscheinungen  wie  die  Christlich-Sozialen  und  die 
Heilsarmee  (die  doch  ernster  zu  nehmen  ist,  als  es  in  Deutschland  ge- 
schieht, wo  man  nur  ihre  kindliche  Aussenscite  kennt),  sondern  ebenso 
auch  die  fanatische  Gegnerschaft  der  offiziellen  Sozialdemokratie  gcftoi 
das  religiöse  Wesen:  die  Beziehung  zwischen  sozialem  und  religiösem 
Interesse  ist  darum  nicht  weniger  vorhanden,  weil  sie  hier  ein  negatives 
Vorzeichen  hat.  Kidd  enthält  sich  jeder  Andeutung  darüber,  welche 
religiöse  Vorstellung,  welcher  historische  Glaubensinhalt  es  denn  wire, 
der,  zu  dem  rationalistisch-egoistischen  Triebe  hinzutretend,  diesen  be- 
wöge, sich  mit  der  Hingabe  an  die  Gattungsinteressen  zu  versöhnen. 
Er  betont  im  Gegenteil,  dafs  der  Glaube  an  etwas  Uebemaiflriiches 
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überhaupt  das  einzig  Gemeinsame  und  eigentlich  Bewegende  in 
der  Mannigfaltigkeit  der  Religionen  sei.  Ich  kann  aber  in  diesem 
Glauben  absolut  die  Kraft  nicht  entdecken,  die  ohne  weiteres  zu  so- 
zial-nfltzUchen  Handlungen  triebe;  das  UebematOrlicbe  sanktiomert  an 
und  f&r  sich  derartige  Handlungen  nicht  mehr  als  beliebige  andere. 
Vielleicht  kommt  man  dem  Zusammenhang  zwischen  Sozialinteresse 
und  Religion  näher,  wenn  man  umgekehrt  annimmt,  dafs  nicht  das  erste 
aus  der  zweiten,  sondern  diese  aus  jenem  her\ orgegangen  sei.  Eine 
grofse  Anzahl  von  Verhältnissen  zwischen  Menschen  oder  von  Be- 
ziehungen eines  Einzelnen  zu  einer  Gesamtheit  gelangen  in  ihrer  Ent- 
widilung  an  jenen  eigenartigen  Grad  von  Fettigkeit,  Erhebung,  Innigkeit, 
den  man  eboi  als  rdigios  bezeichnet  Man  könnte  sagen,  das  Rdigiöse  sei 
ein  bestimmtes  Stadium,  einFormcharaktoTt  ^eidisam  ein  Aggre^^tzustand 
der  Beziehungen  von  Menschen  untereinander.  Das  Verhältnis  des 
Kindes  zu  seinen  Eltern  wie  das  des  Humanitätsenthusiasten  zur 
Menschheit,  des  Beherrschten  zu  seinem  Herrscher  wie  des  Soldaten 
zu  seiner  Armee,  des  Arbeiters  zu  seiner  sich  emporringenden  Klasse 
wie  des  Bürgers  zu  seinem  Vaterland  —  kann  jenen  eigenartigen  Span- 
nungszustand des  Gefflhls,  jene  besondere  Ifischung  aus  Vergeistigung 
und  konkreter  Gefllhlslebendiglteit  annehmen,  die  religiös  hetfst*)  Das 
Uebematarliche  wflre  dann  nichts  als  eine  Hypostasierung  dieses  Ge- 
fühlsverhaltnisses.  ungefähr  wie  man  den  weltschaffenden  Gott  als  eine 
H>*postasierung  des  Kausalbedürfnisses  gedeutet  hat.  Die  Gesellschaften 
verdichten  häufig  Beziehungen,  die  ausschliefslich  innerhalb  ihrer  be- 
stehen, zu  objektiven,  gleichsam  selbständigen  Gebilden;  so  hat  sich  der 
Staat,  so  das  Recht  entwickelt,  so  vielleicht  auch  die  Religion.  Wir 
würden  daraus  verstehen,  dafs  so  viele  und  inhaldich  sehr  verschiedene 
soziale  Bewegungen  das  Stadium  der  religiösen  Charakterisierung  und 
Sanktionierung  durchmachen.  Man  könnte  dann  aber  nicht,  wie  Kidd 
will,  die  ausrrleichenden  und  demolcratisierenden  Sozialbw^ungen  der 
neueren  Zeit  aus  religiösen  Vorgängen  entspringen  lassen,  sondern 
müsste  unigekclirt  aus  den  inneren  Bedingungen  und  Entwicklungs- 
kräften dieser  Bewegungen  herleiten,  wie  so  sie  sich  in  bestimmten 
Epochen  ein  religiöses  Gewand  überziehen,  die  Impulse  und  Pflichten 
im  gegenseitigen  Verhältnis  der  Menschen  zu  Empfindungen  gegen  ein 
UebematOriiches  hypostasieren. 

Von  konkreterer  Wichti^ett  ist  der  andere  Gedanke  Kidd's,  dafs 


*)  Ich  mufs  diese  Deutung  der  ReligiositAt  als  eines  soziologischen  Ent- 
wicklungsstadiums hier  ohne  nähere  Beweise  lassen,  und  will  nur  darauf  hinweisen, 
wie  auch  das  Gefiihlsverhältnis  zu  Objekten  auf  dem  gleichen  Wege  religiöst  n 
Charakter  annehmen  kann,  indem  die  Objekte  entweder  andere  Personen  oder 
Gruppen  symboUsch  repribentieren,  oder  direkt  veraenacUicht  werden,  so  dals 
eine  psyeUache  Weehadwifkung  zwiadien  ihnen  und  den  Subjektea  far  diese 
besteht 
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der  Fortschritt  der  Gattung  cii.  lortwfthrendes  Ausscheiden  der  un- 
tüchtigeren Individuen  durch  den  Konkurrenzkampf  fordern,  und  dals 
die  Aiisg^dcfaung  der  Lebensbedingungen  deshalb  nicht  ein  Aufhören 
der  Konlcurrenz.  sondern  eine  VerscIiArfung  derselben  durch  Heran* 
ziehen  unzähliger,  jetzt  nodi  ferngehaltener  Mitbewerber  zur  Fdge 
haben  dürfe.  Derartige  prinzipielle  Hypothesen  sind  auch  for  den 
reinen  Praktiker  bedeutsamer,  als  er  selbst  zu  wissen  pflept.  Denn  mit 
irgend  welchen  Ideen.  Hnftnunpen.  Prinzipien,  nuil's  sich  doch  auch 
sein  Denken  in  die  Zukunft  liineinerstrecken.  sol)ald  er  nur  den  kleinsten 
Schritt  zur  Weiterentwicklung  oder  Umgestaltung  der  Gegenwart  thun 
wül;  nur  dafs  er  meist  solche  allgemeinen  Voraussetzungen  und  Ver* 
mutungen,  ohne  die  sein  Thun  gar  keinen  Sinn  hätte  und  in  deren 
Dienst  er  steht,  nicht  in  begriffliches  Bewufstsein  erhellt  Zu  der 
Kidd'schen  Theorie  selbst  ist  nun  zu  bemerken,  dafs  die  historische 
Entwicklinig  der  Konkurrenz  grade  den  umgekehrten  Wee  eingeschlagen 
hat.  Sie  ist  zwar  intensiver  und  ausgedehnter  geworden,  und  zwar  so- 
wohl was  die  Anzahl  der  umstrittenen  Preise,  wie  was  die  Masse  der 
Mitbewerber  betrifl't;  allein  sie  führt  immer  weniger  zu  einem  völligen 
Ausschlufs  der  vom  Erfolg  weniger  Begünstigten.  Die  natOrliche  AaS' 
lese  ist  unter  Wilden  und  auf  niederen  Stufen  der  Kultur  aufserordent- 
lich  viel  strenger,  als  in  Kulturländern,  wo  nur  indirekter  um  Leben 
oder  Tod  gekämpft  wird  —  unmittelbar  vielmehr  nur  um  Wohlstand 
oder  Elend,  l'nd  das  letztere  ist  so  weit  entfernt,  geradezu  den  Aus- 
schlufs des  Zukurzgekumnienep.  zu  bedeuten,  dafs  wir  gerade  in  den 
niedrigsten  Schichten  der  Kuiturwelt  den  reichsten  Kindersegen  an- 
treffen. Fflr  die  Menschenwelt  ist  die  Zeit  längst  vorQber,  in  der  dem 
Sieger  im  Kampf  ums  Dasein  eine  lebhaftere  Propagation  als  den  anderen 
zukam;  heute  sehen  wir  z.  ß.  in  Frankreich  eine  erschreckmde  Steri- 
lität der  wohlhabenden  Stände  mit  einer  kräftigen  Fruchtbaiiceit  der 
Ärmeren  und  ärmsten  verhunden.  Mit  der  Milderung  der  Sitten,  mit 
dem  Fortschritt  der  hygienischen  Kultur,  mit  der  Gleichinäfsigkeit  in 
der  Ausbildung  der  Individuen,  die  ja  gerade  nach  Kidd  jede  latente 
Kraft  konkurrenzfähig  niaciien  soll,  wird  der  Schwächere,  Zurück- 
bleibende, immer  seltener  völlig  ecrasirt.  Man  kann  unmöglich  die  von 
Kidd  erhofften  Einrichtungen  treffen,  die  die  Ausgangspunkte  und  Be> 
dtngungen  der  Konkurrenz  humanisieren*  und  egalisieren,  und  dann  von 
irgend  einem  Punkte  an  plötzlich  die  Schwächeren  definitiv  beseitigen. 
Die  demokratisch-egalitäre  Grundlage,  auf  der  Kidd  die  Verschärfung 
dci-  Konkurrenz  sehr  plausibel  aufbauen  will,  verhindert  so  gerade  den 
unbiUMuherzig  radikalen  Ausschlufs  der  Untüchtigeren  von  der  Propa- 
gation, um  dessentw'illen  er  auf  jeuer  Verschärfung  besteht. 

Ich  möchte  umgekehrt  die  Entwicklung  dahin  deuten,  dafs  die  Kon- 
kurrenz.  bei  aller  Steigerung  ihrer  Intensität,  immer  weniger  die  Be> 
Stimmung  Ober  Sein  und  Nichtsein  des  ganzen  Menschen  trifil  Nur 
niederen  Kulturen  ist  jener  Radikalismus  eigen,  der  ein  partidles  Ver- 
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gehen  gleich  mit  dem  Tode  bestraft;  der  gestiegenen  Bildung  erscheint 
die  Missethat  meistens  lokalisiert,  so  dafs  nicht  der  ganze  Mensch  um 
ihretwillen  ausgerottet  zu  werden  braucht.  Ja,  dieser  Lokalisierungs- 
prozefs  ist  auf  allen  Gebieten  eines  der  Hauptmerkmale  der  Kultur: 
sie  entfernt  das  Schfidlidie  in  genau  ziricumskripter  Weise  und  schont 
alle  noch  verwendbaren  Snbstanzen  und  Krftfte,  die  mit  dem  Zu-£nt- 
femenden  zwar  ursprQglich  verbunden  waren,  aber  aus  dieser  Verbin- 
dung herauslösbar  sind.  So  ist  kein  Zweifel,  daiis  doch  auch  in 
schwachen  und  konkurrenzunfähigen  Persönlichkeiten  noch  irgend  ein 
Mafs  von  Kraft,  von  möglicher  Nützlichkeit  steckt,  die  verloren  geht, 
sobald  gleich  der  ganze  Mensch,  weil  er  sich  auf  seinem  Gebiete  nicht 
durchzusetzen  wufste,  aus  der  Gesellschaft  ausgeschaltet  wird.  Die 
Gesellschaft  wflrde  eine  unsinnige  Verschwendung  trefiwn,  wenn  sie, 
nach  Kidd's  Idee,  die  schwtcheren  Krflfte,  die  zum  Höchsten  nicht  zu« 
langenden  Anlagen,  gleich  als  vollkommene  Nullen,  ja.  als  Passiva  des 
Gattungsvermögens  ansehen  wollte,  die  sobald  als  möglich  zu  elimi- 
nieren sind.  Es  wird  viehnehr  darauf  ankommen,  das  noch  so  geringe 
Mafs  von  Kraft  und  Anlagen  für  die  Gesellschaft  auszunutzen,  das 
selbst  der  in  der  Konkurrenz  Besiegte  besitzt.  Je  feiner  und  schonen- 
der bicr  differenziert  wird,  je  mehr  wirklich  nur  das  völlig  Unnütze 
ausgestofsen,  der  Rest  aber  konserviert  wird,  desto  reicher  und  ent- 
wickelter wird  die  Gesellschaft  sein.  Man  kann  dies  auch  so  aus- 
drücken: die  wachsende  Arbeitsteilung  und  Feinheit  der  Organisation 
der  Gesellschaft  wird  so  spezialisierte  Leistungen  fordern,  eine  so  grofse 
Anzahl  ditierenzierter  Arbeitsposten  darbieten,  dafs  schlicfslich  jede 
Persiinlichkeit.  mag  sie  al>  ganze  noch  so  schwach  oder  innonnal  sein, 
einen  Platz  für  sozial-nützliche  Bethätigung  tindcn  wird.  In  diesem 
Falle  wQrde  die  Konkurrenz  nicht  zur  Ausstofsung  des  Bfinderwertigen, 
sondern  nur  dahin  ftlhren,  ihn  .auf  die  ihm  angemessene  Stelle  zu 
bringen. 

Hier  erhebt  sich  nun  freilich  ein  Konflikt,  der  tiefer  greift,  als  der 
von  Kidd  betonte,  weil  er  nicht  zwischen  den  individuellen  und  den 
Gattungsinteressen,  sondern  innerhalb  dieser  letzteren  selbst  spielt. 
Der  kulturelle  Fortschritt  fordert  seinen  objektiven  Inhalltn  nach  die 
angedeutete  Entwicklung,  die  den  Menschen  weniger  und  weniger 
als  unteilbare  Einheit  behandelt,  sondern  die  einzelne  nützliche  Leistung 
von  ihm  und  darum  ihn  selbst  konserviert,  gleichviel  ob  er  als  ganze 
Persönlichkeit  unter  oderaberdemDurchschnittsnsveausteht  Andererseits 
aber  hangt  gerade  von  dieser  ganzen  Persönlichkeit  die  Quali- 
iikation seiner  Nachkommenschaft  ab.  Die  Natur  operiert  mit  dem 
ganzen  und  einheitlichen  Menschen  und  nicht  mit  seinen  einzelnen 
Seiten,  deren  gesonderte  Behandlung  utid  Nutzung  der  Kultur  ot)licgt. 
Das  Interesse  an  dem  Reichtum  und  der  yuaiität  der  objek- 
tiven Kulturinhalte  kollidiert  also  mit  dem  an  der  Qualität 
der  subjektiven  Kulturträger.    Jene  UnterdrOckung  des  aus- 
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wahlenden  und  ausrottenden  Konkurrenzkampfes,  die  Kidd  als  das  aus- 
adüiefsliche  Interesse  des  Individuums  darstellt,  ist  doch  auch  so- 
ziales Interesse,  insofern  die  objektive  Kultursteigerung  es  erfordert 

Schon  die  verschiedenen  Seiten  des  letzteren  also  zeigen  untar  sich 

jenen  Widerstreit,  und  die  Versöhnung  durch  das  religiöse  Agens,  die 
Kidd  für  möglich  hielt,  weil  es  dem  Individuum  eine  Entschädigung  für 
seine  sozialen  0|)fcr  darbot,  zeigt  sich  dieser  Form  des  Konüiktes 
gegenüber  machtlos. 

Gleichviel  indes,  ob  die  von  Kidd  gestellten  Probleme  sich  noch 
vertiefen  und  dadurch  Ober  die  Losung  binausfohren  lassen,  die  er 
selbst  versucht,  seine  beiden  sozialphilosophischen  Grundgedanken 
werden  auf  lange  hinaus  diskussionsf^h  ig  bleiben:  dafs  das  Interesse  der 
Gattung  als  der  jetzigen  Summe  der  Individuen  mit  dem  Sozialismus 
befriedigt  wäre  und  sich  so  in  Gegensatz  stellte  zu  dem  der  Gattung 
als  einer  dauernden  Entwicklunssreihe.  die  zu  ihrem  Fort:>chritt  die 
Konkurrenz  fordert;  und  der  zweite,  dafs  die  Ausgleichung  der  Lebens- 
bedingungen, die  der  Sozialismus  herbeifohren  will,  nicht  dem  Aufhören 
der  Konkurrenz,  sondern  gerade  ihrer  Verbreiterung  und  Verschärfung 
dienen  soll. 

Beriin.  G.  SDIMEL. 


Janschul^  J.  y.,  Professor  an  der  Universität  Moskau  und  Mit- 
glied der  St.  Petersburger  Akademie  der  Wissenschaften. 
Geiverbli'che  Syndikaie  o  fer  Unternehmerverbände  zur  Rege- 
lung der  Produktion  vornehm/ich  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.  Bericht  an  das  Finanzministerium.  Heraus- 
gegeben von  dem  Departement  für  Handel  und  Manufak- 
turen. St.  Petersburg  1895.  XI  u.  459  SS.  (In  russischer 
Spraclie.) 

Die  KartcUfragc  ist  eine  der  akutesten  wirtschaftlichen  Fragen  des 
modernen  Rufslands.  Wer  die  russische  Presse  während  der  letzten 
Zeit  verfolgt  hat,  mufste  einer  sehr  lebhaften  Erörterung  dieser  Fnfe 
in  den  Zeitungsspalten  bq;q(nen.  Die  amerikanische  Antitrustbeweguag 
wiederholte  sich  auf  russischem  Boden,  soweit  von  einer  gesdlsdiaft- 
liehen  Bewq;ung  in  einem  Lande,  welches  eigentlich  der  Organe  für 
die  Acusserung  der  öffentlichen  Meinung  entbehrt,  überhaupt  die  Rede 
sein  kaim.  Das  Buch  von  janschul,  welches  Anfang  1895  erschienen 
ist,  spielte  in  diesen  Erörterungen  eine  gewisse  Rolle.  Auf  den  Kopf 
des  bekannten  Moskauer  Professors  und  früheren  Fabrikinspektors  des 
Moskauer  Gouvernements  entlud  sich  zum  Teil  die  liifsstimmung  des 
russischen  Publikums  gegen  die  Untemehmerverbflnde.  Die  .Ucin- 
hürgerliche  Angst"  (Schippel)  vor  den  Kartellen,  provoziert  durch  die 
Nüchternheit  der  Ansichten  Janschuls  und  die  sogenannte  akademische 
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Objektivität,  mit  welcher  sie  vorgetragen  wurden,  äufserte  sich  in  recht 
stürniis-chcn  Angriften  auf  den  Verfasser  der  in  Rede  stehenden  Schrift, 
z.  B.  braehte  das  einflofareiche  Blatt  .Nowoje  Wremja*  emen  mit  gro&em 
Geschick  und  Talent  geschriebenen  Artikel  Ober  das  Buch  Janschuls, 
wdcher  den  schrdenden  Titel  führte:  Ein  Projekt  der  AusplQnderung  der 
Konsumenten.  Zu  der  vkleinbflfigeilichen  Angst*  gesellte  sich  of^  noch  die 
krasseste  Ignoranz  in  Bezug  auf  den  wirklichen  Stand  der  Dinge,  ins- 
besondere was  die  Erfahrungen  des  Auslandes  betrifft.  Prof.  Janschul 
wurde  als  Liebediener  des  Kapitalismus  und  Erzbourgeois  verschrien. 
Diese  tendenziöse  Charakteristik  wird  aber  den  Anschauungen  Janschuls 
keineswegs  gerecht  Ich  brauche  nur  darauf  hinzuweises,  dafs  dieselben 
die  weitgehendste  Aehnlichkeit  mit  den  Ansichten  des  sozialdemo- 
kratischen Reichstagsabgeordneten  Schippcl.  welcher  1894  das  Re» 
ferat  über  die  Kartelle  auf  dem  Frankfurter  Parteitage^)  hielt,  zeigen, 
und  das  nicht  etwa  —  weil  Prof.  Janschul  ein  Sozialdemokrat  wäre,  son- 
dern aus  dem  einfachen  Grunde,  weil  diese  übereinstimmenden  An- 
sichten das  Resultat  objektiver  Forschung  und  somit  wissenschattliches 
Gemeingut  sind.  Dafs  die  Kartelle  sensu  stricto«  d.  h.  die  gewerblichen 
Untemehmerverbftnde  ein  natumotwendiges  Produkt  der  kapitalistischen 
Entwicklung  sind  und  dafs  ihnen  deshalb  keineswegs  mit  Verboten  und 
anderen  polizeilichen  Mitteln  beizukommen  ist  —  darüber  kann  jetzt  in 
der  Wissenschaft  nicht  mehr  gestritten  werden.  Und  doch  erscheinen 
solche  Ansichten  unseren  an  die  polizeiliche  Fürsorge  gewöhnten  „Klein- 
bürgern" als  Ketzereien,  als  Verrat  des  „Volkes"  an  den  Kapitalismus. 
Gleichwohl  hat  sich  in  dem  ganzen  Entrüstungssturni  gegen  Janschul 
ein  ganz  berechtigtes  dunkles  Gefühl  Luft  gemacht  Das  Buch  Janschuls 
ist  das  Eigebnis  einer  im  Auftrage  des  russischen  Finanzministeriums 
unternommenen  Forschungsreise,  es  ist  ein  Bericht  des  Verfassers  an 
das  Finanzministerium.  Nun,  das  russische  Finanzministerium  hat  seine 
eigene  Kartellpolitik,")  dank  welcher  Rufsland  das  unerquickliche  Schau- 
spiel einer  staatlich  geförderten  und  geleiteten  Kartellbcwcgung  bietet, 
bei  vollständiger  wirtschattlicher  und  politischer  Rechtlosigkeit  der  Ar- 
beiter (Kriminalbestralung  des  Kontraktbruches,  Verbot  der  Strikes  und 
Kriminalbestrafung  derselben,  absolutes  Koalitionsverbot  etc.  etc.)  und 
bei  fast  ebenso  vollständigem  Fehlen  einer  angemessenen  Vertretung 
der  Konsumenteninteressen,  wie  sie  in  Westeuropa  durch  den  Anteil 
der  Volksvertreter  an  der  Gesetzgebung,  durch  die  Prefs-  und  Ver- 


*)  Protokoll  Ober  die  Verhandhingen  des  Parteitages  der  sozialdemokratischen 
Partei  Deutschlands,  abt^c halten  zu  Franlifart  «.  M»  vom  21.  bis  27.  Oktober 
1894.    Berlin  1894.    Sritc-  160  0". 

Der  l^assus  un  Büchcrschen  Referat  über  die  Kartelle  (vgl.  die  Verhand- 
lungen des  Vereins  ftlr  Sozialpolitik,  1894),  wo  dieser  ausgezeichnete  National» 
Ökonom  mit  gewisser  S^'mpsthie  Aber  (fie  lussisdie  KsrIellpoUUk  spricht,  wirkt 
gersdestt  befiremdend. 
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satnmlungsfreUieit  gegeben  ist  Zwnfdlos  mufs  diese  skrupellose 
Klassenpolitik  auch  das  Ueinbargeriiche  Gewissen  veiletzcn,  aber  den 
Ausgang  aus  der  wenig  erfreulichen  Situation  findet  der  Kleinbflrger  nur 
im  Hilferuf  an  die  Polizei  und  gelangt  somit  glücklich  dorthin,  wovor  er 

sich  in  erster  Reihe  retten  sollte.  In  dem  oben  erwähnten  Aufsätze 
des  „Nowoje  Wremja"  stofsen  wir  auf  folgende  Argumentation :  danach 
russischen  Gesetzen  die  Verbindungen  der  Arbeiter  zum  Zwecke  der 
Lohnerhöhung  etc.  verboten  seien,  so  solle  der  gleiche  Zustand  auch  für 
die  Unternehmer  geschaffen  werden.  Ich  glaube,  dafs  man  auch  vom 
Standpunkte  der  Arbdterintereasen  f&r  diese  Art  der  ^sozialen  Ge- 
rechttg^eit"  und  far  diese  Logik  sich  keineswegs  erwärmen  könne. 
Denn  —  abgesehen  davon,  dafs  thats.lchlich  das  Koalitionsverbot  für  die 
Arbeiter  immer  unendlich  mehr  Wirklichkeit  besitzt  als  für  die  Linter- 
nehmer,  welche  tausend  Mittel  finden  können,  es  zu  umgehen,  und  des- 
halb die  gesetzliche  „Gleichheit  vor  der  Polizei"  nur  eine  scheinbare 
sein  kann  -~  verspricht  die  Ungleichheit  in  der  gesetzlichen  Lage  der 
Arbeiter  und  der  Unternehmer  —  aus  naheliegenden  sozialpsychologi- 
schen Granden  viel  eher  in  wirklidie  rechtlich  glriche  Bewegungs- 
freiheit  umzuschlagen,  als  die  gemeinsame  gesetzliche  Unterwerfung 
unter  das  Polizei  verbot.')  Das  Hegeische  Wort:  „Der  Widerspruch 
ist  das  Fortleitende"  gilt  auch  hier.  Deshalb  ist  der  Schrei  nach  dem 
Polizeiverbot  der  Unternchmerkartelle  in  Rufsland  ebenso  reaktionär 
wie  in  Westeuropa.  Von  solchen  reaktionären  Anwandlungen  ist  Prof. 
Janschul  ganz  frei:  er  befürwortet  nur  das  enei^gische  Einschreiten  des 
Staates  gegen  spekulative  Ringe  und  nöthigenfalls  gegen  die  Händler- 
kartelle,  deren  scharf  durchgefflhrte  Unterscheidung  von  gewerb* 
liehen  Kartellen  m.  E.  ein  grofser  Vorzug  der  Janschul  schen  Unter- 
suchung ist.  Für  die  gewerblichen  Kartelle  schlägt  Janschul  folgende 
zwei  Existenzformen  vor:  1)  freie  Kartelle,  welche  nur  geduldet 
werden:  der  Kartellvertrag  geniefst  keinen  Recht--*  hutz  und  das  Kartell 
tragt  demgemäfs  keine  besonderen  PHichten  gegenüber  dem  Staate  und 
der  Arbeiterschaft;  2)  staatlich  anerkannte  Kartelle:  der  Karteltver- 
trag ist  bindend  für  die  Kartellmitglieder  und  geniefst  somit  den  Rechts- 
schutz, welcher  allen  Vertragen  zuteil  wird;  das  Kartell  erhalt  die  Rechte 
der  juristischen  Persönlichkeit,  andererseits  ist  aber  dasselbe  nicht  nur 
zur  alljährlichen  ötVentlichen  Rechnungslegung,  sondern  auch  zur  aus- 
führlichen Protokollierung  und  auszugsweisen  Veröffentlichung  sowohl 

*)  ]>ic  oben  angezogene  Argumentation  des  „Nowoje  Wremja"  erinnert  leb- 
haft an  cm  eigenartiges  littfrarischea  Präzedcns.  Als  Kaiter  Paul  L  dem  imsi- 
schen  Adel  das  ihm  von  der  Katharina  II.  verliehene  Privilegiom  der  FretbcH 
von  der  KOrpentnUe  nahm  (Alexander  I.  stellte  es  gleich  wieder  her),  land  sich 
ein  Dichter,  welcher  ganz  aufrichtig  in  einer  Ode  Paul  für  die  Gleichsteltong 
aller  Russen  vor  der  Knute  feierte.  Vgl.  Taganzeff,  Vorlcsungrcn  Ober  das  Stnf- 
recht,  Lieferung  IV.    (In  nusischer  Sprache.    St.  Petersburg  1892.) 
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des  im  Mitgii'ederplenum  als  auch  im  Kartellvorstande  Verhandelten  ver. 
pflichtet;  dabei  erhalt  der  Staat  das  Recht  auf  faktiache  Kontrolle  der 
Kartelloperationen  und  auf  Preiar^lierung;  endlich  will  Janschul  den 
staatlich  anerkannten  Kartellen  gewisse  Pflichten  gegenQbor  der  Ar- 
beiterschaft auferlegen.  Sonderbarerweise  fehlt  bei  der  Aufzahlung 
dieser  Pflichten  die  Fürsorge  fOr  unverschuldet  Arbeitslose  resp.  deren 
Versicherung.  Prof".  Janschul  tritt  für  Oeffentlichkeit  der  Kartelle  ein. 
Es  sei  mir  aber  die  Frage  gestattet:  welche  Garantie  bietet  die  Oeflent- 
lichkeit  der  staatlich  kontrollierten  Kartelle  in  einem  Staate,  in  wei- 
chem keine  Frdheit  der  MehiungsAufserung  und  somit  keine  Möglich- 
keit einer  wirklich  freien  Kritik  da  ist? 

Die  Behandlung  der  FVage  der  staaUichen  Regelung  der  Unter- 
nehmerverbände  ist  bei  Janschul  Oberhaupt  eine  ganz  abstrakte,  und 
doch  liegt  die  staatliche  Einmischung  und  überhaupt  der  Machtzuwachs 
des  Staates  im  Interesse  der  Volksmchrheit  nur  entweder  unter  ganz 
bestimmter  politischer  Voraussetzung  (maassgcbcnder  thatsächliciicr 
Einfluss  des  Volkes  auf  die  Staatsleitung),  oder  dann,  wenn  diese  Ein- 
mischung resp.  dieser  Machtzuwachs  in  einer  ganz  bestimmten  Richtung 
stattfinden  (Arbeiterschutz!). 

Als  ein  lapsus  calami  mufs  angesehen  werden,  wenn  Janschul  von 
einer  „Bestrafung"  (nakasAnie)  der  vertrngsbrQchigen  Kartellmitglieder 
spricht,  gcwifs  hat  er  dabei  nur  Entschadigungspflicht  oder  Konventio- 
nalstrafe im  Auge. 

Nach  Erörterung  dessen,  was  der  Staat  gegenüber  den  Kartellen 
thun  solle  und  könne,  geht  Janschul  zur  Frage,  was  der  Staat  auf  diesem 
Gebiete  nicht  thun  dOrfe.  Aber.  Hier  gelangt  er  zu  folgenden  Schlössen: 
»Der  Staat  darf  nionanden  zur  Teilnahme  an  einem  Kartell  zwingen 
oder  in  dieser  Richtung  irgend  welchen  Druck  ausüben.  Er  soll  die 
Initiative  zur  Gründung  der  Kai  tt  lle  nicht  ergreifen"  (S.  430).  Lieber- 
haupt  soll  der  Staat  sich  den  Kartellen  gegenüber  mehr  „passiv"  als 
„aktiv"  verhalten.  Bemerkenswert  ist  es,  dafs  die  Praxis  des  russischen 
Finanznnnisteriums  diesen  von  Janschul  aufgestellten  negativen  Forde- 
rungen schnurstracks  entgegenlauft,  was  durch  die  Geschichte  des  russi- 
schen Zucker-  und  nicht  minder  des  Petroleumkartells  zur  Genflge  be- 
wiesen wird. 

Das  Kapitel,  welches  die  kartellpolitischen  Vorschlage  Janschuls 
enth.llt,  ist  das  (  Vlll.)  Schlufskapitel  des  ganzen  Buches  (374—434). 
Hier  streift  der  Verfasser  auch  die  Frage  des  Verhältnisses  der  Kar- 
telle zu  den  wirtschaftlichen  Krisen,  indem  er  sich  zu  der  m.  E.  un- 
begründet optimistischen  Ansicht,  dafs  durch  die  Kartelle  die  Krisen 
beseitigt  werden  können,  bekennt Janschul  bespricht  hier  auch  die 
Radcwirkung  der  Untemehmerkartelle  auf  die  Lage  der  Arbeiteiklasse 


')  VgL  dagegen  Kautsigr,  Das  Erfurter  Prognumn,  und  SdMNnilaiik  in  diesen 
Archiv  Bd.  III  und  in  den  Verhandlungen  des  Frankfurter  Parteitages. 
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und  hebt  die  Notwendigkeit  der  Arbdterverbtade  als  Gegengewidit 
gegen  die  Uebennacht  der  vereinigten  Unternehmer  hervor.  Er  scheint 

in  diesem  Punkte  durch  das  Stadium  der  englischen  Verhältnisse  zu 
einer  einseitigen  Auffassung  gelangt  zu  sein,  welche  ihm  die  Unzuläng- 
lichkeit  des  gewerkschaftlichen-  Kampfes  gegen  die  Kartelle  und  die 
Notwendigkeit  für  die  Arbeiter,  das  organisierte  Kapital  auf  politischem 
Gebiete  zu  bekämpfen,  nicht  erkennen  läfst,*)  Selbstverständlich  er- 
örtert Janschul  in  seinem  Buche,  welches  ja,  wie  gesagt,  ein  Bericht 
an  das  ruasiscfae  Finanxministerium  ist,  die  Bedeutung  der  Unternehmer- 
verbinde  ftlr  die  Arbeiter,  ohne  auf  die  rechtliche  L4ige  der  russischen 
Arbeiter,  welche  eine  notwendige  Konsequenz  der  gesamten  politischen 
Verfassung  des  Landes  ist.  irgendwie  Rücksicht  zu  nehmen.  Hier 
spricht  der  russische  Akademiker  ganz  akademisch,  und  demnach  haben 
seine  Ausführungen  für  den  russischen  Leser  nur  ein  akademisches 
Interesse. 

Bemerkenswert  ist  die,  ich  möchte  sagen  marxistische,  Ent- 
schiedenheit —  obgleich  der  Moskauer  Professor  nichts  weniger  als  Mannst 
ist  — ,  mit  wdcher  Janschul  die  Unvermeidlichkeit  der  fortschreitenden 

Kapitalskonzentration  und  ihre  Verbreitung  auf  immer  weitere  Produk- 
tionszweige betont.  Da  aber  Janschul  eben  kein  Marxist  ist.  so  kann 
hier  mit  Recht,  im  Gegensatz  zur  „kleinbürgerlichen  Angst"  von  einer 
„grofsbürgerlichen"  olympischen  Ruhe  und  Kaltblütigkeit  gesprochen 
werden. 

Der  flbrige  Inhalt  des  Buches  zerftUt  in  eine  Einleitung  0  —33),  in 
wdcher  die  heutige  Phase  der  freien  Konkurrenz  und  deren  Verdrän- 
gung durch  Kombination  und  Assoziation  erörtert  wird,  wobei  Janschal 
das  Wachstum  des  fixen  Kapitals  als  das  entscheidende  Moment  in 

dieser  Entwicklung  hinstellt,  und  7  Kapitel,  deren  erstes  (34 — 87)  die 
Arten  und  Formen  der  Kartelle  bespricht,  zweites  (88— 145)  in  grof->cn 
Zügen  die  europäischen  Ivartelle  beschreibt  und  speziell  über  die  russi- 
schen einige  neue  thatsächliche  Mitteilungen  und  interessante  Urteile 
enthalt,  die  5  folgenden  (146—373)  aber  eine  ausfDhrliche  Darstellung 
der  amerikanischen  Untemehmerverbande,  ihrer  Geschichte  und  recht« 
liehen  Stellung  geben.  Diese  Darstellung  beruht  auf  einem  selbständigen 
Studium  der  amerikanischen  Enqueten  und  der  amerikanischen  Litte» 
ratur.  Die  amerikanische  Antitrustgesetzgebung  hält  Janschul  in  Uebcr- 
einstimmuni;  mit  anderen  F(>r>ch(  rn  für  völlig  verfehlt  und  weist  ganz 
richtig  auf  ihren  besonderen  Ciiarakter,  den  ich  mit  den  Worten  klein- 
bürgerlich-bäuerlicheTendenzgesetzgebung  bezeichnen  möchte, 
hin.  Im  Anhange  (435—459)  sind  Aktenstacke  des  Standard  Oil  Trust 
und  des  Sugar  Trust  in  russischer  Uebersetzung  mitgeteilt 


Vgl.  hieri&r  Dr.  Viktor  Adler  in  den  Verluuidlungen  des  Vereins  ftr 
SofialpoKtik  und  in  den  Veriumdlungen  des  Fnmkfarter  Parteitages. 
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Im  ganzen  verdient  die  gediegene  Schrift  Janschuls,  welche  meines 
Wissens  die  ausfllhrlichste  einheitUcbe  Arbeit  Uber  die  wirtschaftlichen 
Kartelle  in  der  gesamten  wissenschaftlichen  Litteratur  ist,  Beachtung 
auch  seitens  der  westeuropAischen  Fachleute. 

St  Petcrsbui^.  PETER  v.  STRUVE. 


Eingesendete  Schriften. 
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Bleicher,  Dr.  H.,  Statistische  Beschreibung  der  Stadt  Frank- 
furt a.  M.  und  ihrer  Bevölkerung.  Im  Auftrage  des  Magistrats 
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Frankfurt  a.  M  1895.  Sauerländer.    Gr.  8»  385  S. 

Brentano.  Prof.  Dr.  L..  und  Leser.  Prof.  Dr.  E..  Sammlung  älterer 
und  neuerer  staatswissenschafiliclier  Schriften,  No.  5:  William 
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schen ötfentlichen  Rechtes.    Lieferung  Wien  1895,  Hölder. 

Arnold,  Dr.  Ph..  Das  MQnchener  Bäckergewerbe.  Eine  tech- 
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Singer,  Dr.  Karl,  Die  Abminderung  der  Sterblichkeitsziffer 
Münchens.  Ein  Beitrag  zur  Frage  der  Einwirkung  hygienischer 
und  sozialpölitix  her  MalVnahmen  auf  die  Gesuiulhcit  der  .Stridte. 
Beilage  zu  Bd.  der  Mitteilungen  des  Statistischen  Amts  der 
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Von 

WERNER  SOMBART. 
IV.  Die  Arbeiterkamtneni  (Camsro  del  Lavoro)  in  Italien. 

Vorbcnu- rk  ung. 

Diese  Studie  setzt  die  Untersuchungen  lort,  die  ich  im  VI.  Bande 
dieser  Zeitschrift  begonnen  habe. 

Sie  beruht  —  aufser  natOrlich  auf  Einsicht  in  die  Littaratur  und  die 
gedruckten  Qudlen,  die  ich  weiter  unten  zusammenstelle  —  einmal  auf 
persönlicher  Information  im  Frühjahr  1894,  als  ich  die  Arbeiterkammem 
von  Mailand,  Turin,  Rom,  Florenz  und  I^ologna  besichtigte.  Um  mein 
Material  mit  dem  gcgen\v.1rti<ien  Stande  der  Dinge  in  Einklang  zu 
bringen  und  zur  Ergänzung  der  gedruckten  (Quellen  und  der  persön- 
lichen Wahrnehmung,  halie  ich  im  Augu>t  dieses  Jahres  an  sämtliche 
Arbeiterkammern  einen  auslührlichen  Fragebogen  versandt,  aut  den  in 
befriedigendem  Umfange  Antworten  eingelaufen  sind.  Ich  benutze  diese 
Gelegenheit,  um  den  Herren  Vorsitzenden  oder  Sekretären  der  ver- 
schiedenen Kammern  meinen  aufrichtigen  Dank  fflr  ihre  liebenswflrdige 
Mithülfe  auszusprechen. 

Ks  gen  icht  mir  zur  Ehre,  zun.lcfi^t  tncinc  Landsicute  mit  einer  Ein- 
rii'httiiig  bekannt  machen  zu  durlen,  auf  die  ItaHen  stolz  sein  kann. 
Wenn  aber  meinen  Freunden  in  Italien  dieser  crstmaUge  Versuch, 
überhaupt  einen  systematischen  L'cberblick  über  Wesen,  Wirken  und 
Wirkungen  der  Camere  del  Lavoro  zu  gewinnen,  zur  Ermunterung  und 
Bekräftigung  in  ihrem  Streben  und  Mühen  für  die  gute  Sache  dienen 
würde,  so  wäre  das  der  schönste  Lohn  für  meine  Mühe! 

Littemtnr  ead  Quellen. 
A.  Allgemeine. 

Gnocchi-Viani,  Osvaldo,  Delle  Camere  del  Lavoro  in  Italia.  1889.  8^. 
Idem,  Edita  a  Cura  della  Camera  del  Lavoro  di  Milano.  Milano  1893.  8^. 
Idem,  Le  Börse  del  Lavoro;  appendice.   1893.  8®. 

Archiv  fOr  mb.  GcMtsfcbg.  u.  Sutiatik.  VUL  34 
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Minuti,  Luigi,  Le  Camere  operaie  e  le  Camere  e  borse  del  Lavoro. 
Aiticoli  critid.  Firenze  1693.  16*. 

Gnocchi-Viani,  Osv.,  e  Guis.  Garibotti,  Le  Camere  del  Lavoro 

industriali  ed  agricole.    Crcmona  1893.  16". 
Resoconto  del  primo  Conpjrcsso  dcllc   Camere  dcl  Lavoro 

d'Italia.  (Parma  29./30.  Giugno;  1.  Luglio  1893.)  Parma  1893.  8». 
Fcderazionc  italiana  delle  Camere  del  Lavoro.   Atti  del  Comi- 

tato  centrale.  (Flugblatt.)   Bologna.  25.  Juli  1895.  Fol. 
Giornale  delle  Camere  del  Lavoro.  BoUettino  ufRdale  della  Fede» 

razione  italiana.  Comitato  centrale  e  Redazione  del  Giornale  presso 

la  Camera  del  Lavofo  di  Milano.    Gennaio-Settembre  18SH 

9  Numeri. 

B.  Besondere. 

Bologna:  La  Camera  del  Lavoro  di  Bologna  nel  suo  primo  anno 
di  vita.  Relazione  della  Commissione  esecutiva.  Bologna 
1894.  8«. 

Camera  del  Lavoro  di  Bologna  (II  secondo  anno).  Bo- 
logna.  31.  März  1895.  FoL 
Firenze:  Camera  del  Lavoro  di  Firenze  c  Provincia.    Relazione  al 

Consiglio  communale  di  Firenze.    Firenze  1893.  8° 
Milano:    Gitta  di  Milano.  La  Camera  del  Lavoro  nei  äuoi  primi  nove 
mesi  d'esiätenza.   Relazione  della  Commissione  esecutiva 
prowisoria  fatta  al  teatro  della  Canobbiana  il  15  maggio  1892. 
BAilano  1892.   Gr.  8« 

Gitta  di  Milano.  Camera  del  Lavoro  <  Locali  del  CasteUo). 
Statuto  e  Regolamcnto.  Milano  1893.  16^. 
Monza:  Cittä  di  ^^onza.  Canura  di  Lavoro.  (Costitnzione.  Scop: 
della  Camera  del  Lavoro.  Movimenlo  generale  e  bilaiicio 
dal  13  maggio  1894  al  10  giugno  1895.)  Aftiche.  Gr.  fol. 
Napoli:  Cittä  di  Napoli.  Camera  del  Lavoro.  Relazione  presem 
tatate  dalla  Commissione  esecutiva  all*  onor.  Munidpio  di 
Napoli  per  conseguire  la  sede  stabile  e  la  sowenzione  annua. 
Napoli  1893.   Gr.  8«. 

Cittä  di  Napoli  e  Provincia    Camera  del  Lavoro.  Sta- 
tuto c  Regolamento.    Napoli  189-i.  8°. 
Parma:     Cabnni.  .\ngiolo.  Di  una  Camera  del  Lavoro  in  Parma  e 
Provincia.    Conferenza.    Parma  1892.  8®. 

Cittä  e  Provincia  di  Parma.  Camera  del  Lavoro.  Re» 
lazione  della  Commissione  esecutiva  prowisoria  alSindaco 
di  Parma  sui  lavori  del  Primo  Trimestre  di  vita  sociale. 
(1.  Juni  bis  31.  August  1893.)  Parma  1893.  Gr.  8<». 

Camera  del  Lavoro  di  Parma  e  Provincia.  Statuta 
Parma  1894.    Kl.  8». 

Camera  del  Lavoro  di  Parma  e  Provinua.  Relazione 
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dt  IIa  Commissiono  csccutiva  provvisoria  (28.  Mai  1Ö93  bis 

25.  April  1894).    l'arma  1894.  S». 
Torino:   Camera  del  Lavoro  Torino  e  droondario.  Relazione  pre- 

sentata  daUa  Commbsione  esecutiva  all*  onor.  Municipio  di 

Torino  per  consegiure  la  Sede  stabile  e  la  sowenzione 

annua.   Torino  1891.  Gr. 

Camera  dcl  Lavoro  di  Torino.   Statu to  e  regolamento 

generale.    Torino  1894.  )6^. 
Venezia:  Camera  del  Lavoro  Venezia.    Relazione  moralc-finanziaria 

dal  15.gennaio  1893  al  31.  marzo  1894.  Venezia  1894.  Gr.  8» 
Camera  del  Lavoro  di  Venezia.  Relazione  morale  e 

finanziaria.  Statu  to  e  regolamento  e  regolamenti  intemi. 

Venezia  1894.  16*. 


I. 

Der  Begriff,  der  sich  mit  dem  Ausdruck  „Arbeiterkammem* 
verbindet,  ist  so  wenig  feststehend,  andererseits  konkurriren  mit 
der  Bezeichnung  MArbeiterkammem"  so  viele  andere,  dafs  es  rat- 
sam erscheint,  einige  terminologisch- systematisirende  Bemerkungen 
diesem  Aufsatz  Ober  die  Arbeiterkammern  in  Itah'en  vorauszu- 
schicken. 

Die  hierher  gehörigen  Ausdrücke,  deren  Bedeutung  ich  kurz 
prftzisiren  werde,  sind  diese: 

1.  Arbeitsbureaus  oder  Arbeitsämter; 

2.  Arbeitersekretariate; 

3.  Arbeitsbörsen; 

4.  Arbeitskamnicnr. 

5.  Arbeiterkammern, 

In  thunlichster  Anlehnung  an  die  übliche  Terminologie  ver» 
binden  wir  mit  diesen  IJeiicii hnungcn  je  folgende  ßegritVe: 

1,  Arbeitsbureaus  oder  Arbeitsämter  sind  rein  sta- 
tistische Organe,  d,  h.  meist  staatliche  Einrichtungen  zum  Zwecke, 
die  die  Lohnarbeiter  betreffenden  sozialen  und  wirtschaftlichen 
Thatsachen  zu  erforsciien  und  bekannt  zu  machen. 

Hierher  gehören  die  arbeitsstatistischen  Aemter  in  den  Ver- 
einigten Staaten;^)  ferner  die  neuerdings  in  Frankreich  und  Eng- 
land eingerichteten  amtlichen  Centrabteilen  OQr  Arbeiterstatistik, 
das  Office  du  Travail')  und  das  Labour  Department  des  Board 


VgL  hieraber  Carroll  O.  Wrisht  in  diesem  Archiv  Bd.  L,  S.  311 
VfL  darOber  Raool  Jay,  ebenda  Bd.  IV.,  S.  lOOff: 
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of  Trade.i)  Allenfidls  kann  man  hierher  rechnen  auch  die  „Central- 
kommission  fOr  Arbeiterstatistik"  des  Deutschen  Reichs.  Es  sei 
bemerkt,  dass  mit  dem  Wort  „Arbeitsamt*  gelegentlich  auch  noch 
ein  anderer  Sinn  verbunden  wird  (siehe  S.  526),  ebenso  wie 
dafs  zuweilen  die  amerikanischen  Bureaus  Sekretariate  genannt 
werden.  Beides  empfiehlt  sich  nicht  Nahe  verwandt  mit  den 
Arbeiterbureaus  sind  die 

2.  Arbeitersekretariate:  meist  nicht  oder  nur  halbamt- 
liche Organisationen  einmal  wieder  zum  Zweck  der  Thatsachen- 
erroittlung  in  Verbindung  jedoch  mit  der  Funktion  der  AuskunAs- 
erteilung  an  Arbeiter  und  andere  Interessenten. 

Der  wichtigste  Typus  dieser  Gattung  ist  das  „Schweizerisdie 
Arbcitersekretariat",  ein  Organ  des  grofsen  „Schweizerischen 
Arbeiterbundes".  Der  Arbeitersekretär  hat  die  Aufgabe,  sich 
„mit  Erhebungen  Ober  schweizerische  Arbeiterverhältnisse  und 
mit  sozialen  Studien  zu  beschäftigen  und  darauf  bezüghche  Gut- 
achten zu  fertigen".  Nach  diesem  reglementsmäfsigen  Arbeits- 
proj;ramm  ist  das  schweizerische  Arbeitersekretariat  wesentlich 
statistisches  Bureau,  doch  reicht  seine  Bedeutung  im  Verein  mit 
dem  von  ihm  vertretenen  Arbeiterbunde  weiter  und  es  wird  mit 
diesem  eine  Art  von  „staatlich  anerkannter  Organisation  der 
Arbeiterinteressenvertretung", 2j  reicht  also  in  die  Kategorie  4 
hinüber. 

Neuerdings  ist  auch  in  Deutschland  die  Errichtung  von  Ar- 
beitersekretanaten  diskutirt.  die  vornehmlich  als  Erhebungs- 
und Auskunftsstellen  gedacht  werden.  Es  funktionirt  bereits  zur 
Zufriedenheit  ein  solches  Arbeitersekretariat  in  Nürnberg.  Das 
Institut  ist  ein  von  den  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeitern 
Nflrnbergs  unterhaltenes  Auskunftsbureau,  das  von  jedem  Arbeiter 
unentgeltlich  in  Anspruch  genommen  werden  kann.  Es  gewahrt  dem 
Arbeiter  Rat  in  allen  gewerblichen  Streitigkeiten,  giebt  ihm  An- 
weisung, wie  er  seine  Rechte  in  Beziehung  auf  das  Kranken-, 
Unfall-,  Alters-  und  Invalidengesetz  wahren  kann  und  erteilt  prak- 
tische Winke  hinsichdich  des  Versammlungs-  und  Vereinsrechts. 
In  enger  Verbindung  damit  steht  eine  Reihe  anderer  Funk- 
tionen.') 

>)  Vgl.  darOber  Stephen  N.  Fox,  ebenda  Bd.  Vn.,  S.  31 7C 

V^.  jetst  Otto  Lang,  Das  scbweiserische  Arbeitenekretariat  Senk 
Praxis,  IV.  Jahrg.,  S.  885  ff.,  und  Bergfaoff-bing,  Die  sotialistiache  Ai heiler^ 
bewegnng  in  der  Schweiz.    Leipzig  t895. 

Vgl  den  Geschiftsbericht  aber  die  Th&Ugkett  des  Arbeitefsekretariats  im 
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3.  ArbeitsbOrsen.  Wie  der  Name  sagt,  haben  wir  es  hier 
mit  Börsen  für  die  Ware  Arbeitskraft  zu  thun,  d.  h.  mit  einer 
Vereinigung  von  Angebot  und  Nachfrage,  alias  mit  einem  Arbeits- 
nachweis. Mag  dieser  von  den  Parteien,  von  Behörden,  von 
Vereinen  oder  sonstwie  eingerichtet  sein.  Die  Vaterschaft  des 
Gedankens  der  Arbeitsbörsen  (Bourses  du  Travail)  nimmt  G.  de  Mo- 
linari  filr  sich  in  Anspruch. 

Während  heute  die  Bezeichnung  Arbeitsbörsen  für  die  meisten 
Arbeitsnachweise  nicht  beliebt  wird,  hat  sie  sich  erhalten  in  Frank- 
reich, Belgien  und  sporadisch  in  Italien  (borse  del  lavoro),  fOr 
eine  ganz  andere,  viel  umfassendere  Einrichtung,  die  Arbeiter- 
kammern  (Typus  5). 

In  Itah'en  hat  man  im  allgemeinen  sich  gewöhnt,  die  Arbeiter- 
kammern in  einen  gewissen  Gegensatz  zu  den  (Nur  )  Arbcits- 
b<)rseii  zu  bringen,  und  es  empfiehlt  sich  auch,  hier  einen  Unter- 
schied zu  machen.  In  Frankreich,  insbesondere  in  Paris  wird  es 
dagegen  wolil  bei  der  „liourse  du  Travail"  sein  Bewenden  haben, 
auch  als  Bezeichnung  für  das,  was  wir  Arbeiterkammern  nennen 
wollen.  Als 

4.  Arbeitskamniern  werden  wir  lüglich  die  Interessenver- 
tretungen der  Arbeiterschaft  bezeichnen,  die  nach  Analogie  der 
Handels-  und  Gewerbekammern  gedacht  sind,  um  auch  die  sprach- 
liche Parallelität  mit  den  Handels-  etc.  Kammern  zu  markieren. 
Leider  ist  auch  hier  der  Sprachgebrauch  nicht  feststehend.  Wo 
von  jenen  Interessenvertretungen  der  Lohnarbeiterschaft  die  Rede 
war.  hat  es  einmal  «Arbeitskammern",  ein  anderes  Mal  «Arbeiter- 
kammem*  geheifsen.  Letzteres  ist  in  Oesterreich  der  Fall  ge- 
wesen. Hier  hat  das  Projekt  einer  staatlich  anerkannten  Ver- 
tretung des  Arbeiterstandes  durch  besondere,  mit  politischen 
Rechten  ausgestattete  Organe  eine  konkrete,  mit  den  Verfassungs- 
verh&ltnissen  zusammenhangende  Gestalt  gewonnen.  Schon  vor 
mehr  als  zwei  Jahrzehnten  war  hier  mehrfach  die  Rede  von  der 
Errichtung  solcher  Kammern,  die  gleichzeitig  durch  Ausstattung 
mit  einem  Wahlrecht  für  das  Abgeordnetenhaus  als  eine  Ergän- 
zung des  bestehenden  Systems  der  Interessenvertretung  hatten 
gelten  sollen.  Es  sind  dann,  nachdem  zuerst  im  Jahre  1872  eine 


ersten  Halbjahr  1895  und  dazu  Bifltler  Ar  soriale  Praxis  vom  27.  Desenber  1894, 

sowie  Soziale  Praxis  vom  31.  Oktobt-r  1895. 

Vgl.  G.  «l«-  M"linari,  Lt-s  H<jurs«-<  flu  Travail.    Paris,  Guillaiimin  &  Co. 
1893;  insbesondere  Ö.  121  ff.    Der  Gedanke  ist  1842  zuerst  ausgesprochen. 


* 
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Volksversammlung  in  Wien  die  Einrichtung  derartiger  Organe, 
„welche  über  sämtliche  Arbeiterangelegenheiten  Wünsche  und  Vor- 
schläge in  Beratung  zu  nehmen  hatten,  von  der  Regierung  Ober  die 
die  Interessen  der  Arbeiter  berührenden  Gesetzentwflrfe  vor  der  j 
Vorlage  an  die  gesetzgebenden  Körper  um  ihr  Gutachten  zu  be* 
fragen  wdren,  Ober  die  Arbeiterverhältnisse  ihres  Bezirks  perio- 
disch Bericht  erstatten,  eine  bestimmte  Anzahl  von  Vertretern  in 
den  Reichsrat  entsenden  wfirden*  etc.,  gefordert  hatte,  einige 
GesetzentwOrfe  beraten,  Enqueten  veranstaltet,  ohne  dals  lusher  | 
der  Plan  zu  einem  gesetzlichen  Abschlufs  gelangt  wäre.^) 

Ebenfalls  im  Stadium  des  Entwürfe  geblieben  ist  die  von  der  j 
deutschen  Sozialdemokratie  ausgegangene  Anregung  zur  Errich- 
tung von  „Arbeitskammern^,  wie  es  hier  hiefs.  Die  sozialdemo- 
kratische Reichstagsfraktion  hat  mehrmals,  zuletzt  im  Jahre  1890^) 
einen  Gesetzentwurf  hcitn  Reichstage  eingebracht,  worin  sie  bean- 
tragte, dafs  ein  „Reichs  Arbeitsamt.  Arbeitsämter,  Arbeitskammern 
und  Schiedsgerichte"  ein|j:esetzt  werden.  | 

Der  Ausdruck  „Arbeitsamt"  ist  hier,   abweichend  von  der  ! 
sonstigen  ( ieptlogenheit,  im  Sinne  einer  Gewcrbeaufsichts-  und 
Arbeitsnachweisbehörde   gebraucht.    („Die  Beamten    des  Reichs- 
arbeitsamts  und  die  Arbeitsräte  oder  deren  Hül^^pe^sonen  haben 
das  Recht,  jederzeit  Besichtigungen  der  Betriebsstätten  vorzunehnicn  ' 
j§  133a  in  der  der  Gewerbeordnung  neu  zu  gebenden  Fassung)  , 
und   „das  Arbeitsamt  organisiert  innerhalb  seines  Bezirks  den 
unentgeltlichen  Arbeitsnachweis  und  bildet  für  diesen  Zweck  eine 
Centraistelle"  (§  ISScJ). 

Die  Arbeitskammern  dagegen  sind  durchaus  nach  Analogie 
der  Handelskammern  organisiert  gedacht:  „For  die  Vertretung 
der  Interessen  der  Unternehmer  und  ihrer  Hfllfspersonen,  sowie 
zur  Unterstützung  der  Aufgaben  der  Arbeitsämter  tritt  ...  in 
jedem  Arbeitsamtsbezirk  eine  Arbeitskammer  in  Thfltigkeit,  «Ke 
je  nach  der  Zahl  der  im  Bezirke  vertretenen  verschiedenen  Be- 
triebe aus  mindestens  24  und  aus  höchstens  36  Mitgliedern  zu 
bestehen  hat '  Die  Zahl  der  Mitglieder  fOr  die  einzelnen  Bezirke 
bestimmt  das  Reichsarbeitsamt.  Die  Mitglieder  der  Arbeitskaramer 
sind  zur  Hälfte  durch  die  grofsjahrigen  Unternehmer  aus  ihrer 


>)  Vfl.  dmrflber  V.  Hati^ft,  Artikel  »ArbeiterkaniBeni*  (nur  auf  Oolemicii 

besQglich)  im  Hdw.  St 

*)  Siehe  den  Gesetientwurf  in  dieaea  Archiv  Bd.  UL,  S.  620Ü, 
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Mitte,  zur  anderen  Hälfte  durch  die  grofsjährigen  Hülfspersonen 
aus  deren  Mitte  ...  zu  wählen  (§  134). 

Die  Funktionen  solcherart  Arbeitskammern  sind  vornehmlidi 
folgende  (§  135): 

a)  In  allen  das  wirtschaftliche  Leben  ihres  Bezirks  berQhrenden 
Fragen  mit  Rat  und  That  die  Arbeitsämter  zu  unterstützen; 

b)  insbesondere  Untersuchungen  zu  veranstalten  Ober  die  Wir- 
kung der  Handels-  und  SchifiTahrtsvertrflge,  Zölle,  Steuern, 
Abgaben,  Ober  die  Lohnhöhe,  Lebensmittel  und  Mietpreise, 
Konkurrenzverhältnisse,  Fortbildungsschulen  und  gewerb- 
liche Anstalten,  Modell-  und  Mustersammlungen,  Wohnungs- 
zustände,  Gesundheits-  und  Sterblichkeitsverhaltnisse  der 
arbeitenden  Bevölkerung; 

c)  Beschwerden  Ober  Mifsstände  im  gewerblichen  Leben  zur 
Kenntnis  der  bezüglichen  Behörden  zu  bringen; 

d)  Gutachten  Ober  Mafsregeln  und  Gesetzentwflrfe  abzugeben, 
welche  das  wirtschaftliche  Leben  ihres  Bezirks  berühren; 

e)  Berufungsinstanz  wider  die  Urteile  der  aus  ihrer  Milte  zu 
bildenden  Schiedst;erichte  zu  sein.  Diese  letzteren  sollen 
über  Streitigkeiten  zwischen  Unternehmern  und  Arbeitern 
entscheiden  (§§  137fl.);  ob  sie  nur  fakultative  oder  obliga- 
torische Schiedsgerichte  sein  sollen,  geht  aus  dem  Entwur 
nicht  hervor. 

Offenbar:  alle  genannten  Institute  sind  einander  verwandt: 
die  Funktionen  de.-,  einen  gehen  öfters  in  die  eines  anderen  über. 
Sie  unterscheiden  sich  je  nach  dem  prinzipalen  Zweck,  dem  sie 
dienen  und  durch  den  sie  je  ihr  eigentümliches  Gepräge  erhalten. 
Sich  an  eine  etwas  korrektere  Terminologie  zu  gewöhnen,  würde 
sich  empfehlen.  NatQrlich  bleibt  die  Hauptsache,  dafs  man  je- 
weils weifs,  was  es  sachlich  mit  einer  der  fraglichen  Einrich- 
tungen auf  sich  hat;  aber  um  so  besser,  wenn  die  Nomenklatur 
von  vornherein  fördernd  dem  Verständnis  zu  Hfllfe  kommt. 
Darum  möchte  ich  auch  für  die  „Camere  del  Lavoro"  eine  von 
allen  bisher  gebrauchte  abweichende  deutsche  Bezeichnung  wählen 
und  übersetze  deshalb  den  italienischen  Ausdruck  einstweilen  mit 

5.  Arbeiterkammern.  Denn  dafs  die  Camere  del  Lavoro, 
die  die  meiste  Aehnlichkeit  mit  den  ausgewachsenen  und  er- 
weiterten französischen  Bourses  du  Travail  haben,  mit  keiner  der 
durchgesprochenen  Einrichtungen  identisch  sind,  ja  auch  nur  einer 
in  ihrem  Charakter  sich  vorwiegend  nähern,  lehrt  ein  oberfläch- 
licher Blick  auf  ihre  Organisation.  Sie  vereinigen  eher  einen' 
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grofsen  Teil  der  Funktionen  aller  Qbrigen  Ähnlichen  Arbeiter- 
institute in  sich:  sie  sind  Arbeitsnachweise  und  statistische  Bureaus, 
Auskunftsstellen  für  Interessenten  und  Behörden,  Schiedsgerichte 
und  Aufsichtsbehörden  —  alles  in  einem.  Sie  sind  aber  vor  allem 
Sammelpunkte  der  Arbeiterschaft  und  ihrer  Vereine:  raumlich  in 
ihren  Versammlungshäusem  und  geistig.  WoUen  wir  sie  des- 
halb, ehe  wir  ihr  Wesen  naher  kennen,  mit  einem  erklärenden 
Auadrude  bezeichnen,  so  könnte  man  sie  etwa  „CentralstcIIen 
fOr  die  ökonomische  Arbeiterbewegung*  nennen.  Der 
Kürze  halber  spreche  ich  im  Folgenden,  wenn  ich  die  Camere 
del  Lavoro  meine,  von  Arbeiterkammem. 

IT. 

Der  Gedanke.  Arbeiterkammem  oder  so  etwas  ähnliches  in 
Italien  zu  errichten,  ist  nicht  ganz  neu.  Wenn  es  mir  auch  nicht 
statthatt  erscheint,  wie  es  von  einigen  Seiten  her  geschehen  ist, 
ihn  auf  Mazzini  .-,elbsl  zurückzuführen,^)  so  ist  es  doch  die  in 
Mazzinischem  Geist  aufgewachsene  Arbeiterschaft,  von  deren  Or- 
ganen wir  zuerst,  freilicii  in  etwas  krauser  Form,  die  Anregung 
zur  SchalVung  von  „Camere  di  Lavoro",  auch  „Camere  operaic* 
genannt,  ausgehen  sehen. 

im  Jahre  1876  beschliefst  der  „XIV.  Allgemeine  Arbeiter- 
kongrels"^  zu  Genua,  dalbr  zu  wirken,  „dafs  angesichts  der  Handels- 
gerichte und  Handelskammern  auch  Arbeitsgerichte  und  Arbeits- 
kammern, deren  Mitglieder  Lohnarbeiter  sind,  errichtet  werden 
zu  dem  Zwecke,  die  Interessen  der  letzteren  zu  schützen  und 
sachverstandig  über  die  Streitigkeiten  zwischen  Kapital  und  Arbeit 
abzuurteilen."  Also  eine  Kreuzung  von  Gewerbegerichten  und 


*)  Maiiim  aoll  „im  Jahre  1842*  die  Anregung  rar  Errichtung  von  Cun.  dd 
Lav.  gegeben  haben.  Dabei  kann  man  nur  an  die  beiden  Schriften  Mawini»  ans 
jenem  Jahre  denken:  AgU  opend  italiant  del  dover  d*as80ciani  nasionaimcaie 
und  Neceaaitii   dcIF  ordinammto   speciale   dcgli  operai  italiani  (Opere,  VoL  V. 

[1863],  p.  248  et  253).  Doch  liailt  sicli  die  AufTordrrung  Mazzinis  an  die  ita- 
lienibclicn  Arbeiter,  sich  nach  dem  \'ori)il(i  der  cnj;h.scheii  und  fraazösischea 
Arbeiter  zu  «assoziieren*,  so  allgemein,  dafs  man  von  irgend  einer  bestüntntcA 
Mec  einer  C.  d.  L.  nicht  sprechen  Icann;  es  sei  denn,  man  hielte  sich  an  dot 
Hinweis  Hassinis  auf  die  Handelskammern  als  die  natQrlichen  Vertreter  der  in- 
dustriellen Bourgeobie. 

*)  Sc.  der  „Socictä  affratellatc"  Mazzinischer  Observanz;  vgl.  Ober  diese 
den  Aufsatz  im  Sozialpol.  Ccntralbl.  1.  Jahrg.  (1892),  S.  479:  «Der  gegenwirtige 
Stand  der  italieniacben  Arbeiterbewegung." 
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Arbeitskammern  im  Sinne  von  begutachtenden  Interessenvertre- 
tungen strebt  man  an. 

Im  Jahre  1879  wird  dann  die  Anregung,  die  jener  Kongress- 
beschluls  gegeben  hatte,  von  dem  gleichnamigen  Organ  der  Flo- 
rentiner Arbeitervereinigung  „La  P>aiellanza  Artigiana"  i)  wieder 
aulgenommen.  Es  werden  „Camere  operate"  verlangt  und  zwar 
wieder  vorwiegend  im  Sinne  von  Interessenvertretungen  nach 
Analogie  der  Handelskammern.  Unmittelbare  Veranlassung  zur 
Wiederaufnahme  des  Gedankens  hatte  die  Thatsache  gegeben^ 
dafs  von  der  Regierung  ein  Gesetzentwurf  zur  Regelung  der 
Kinderarbeit  den  Arbeitervereinen  zur  Begutachtung  vorgelegt 
war:  man  glaubte,  dafs  die  gewünschten  „Camere  operaie"  nicht 
nur  als  begutachtende,  sondern  spater  auch  als  die  Ausfilhning^ 
des  Gesetzes  beaufsichtigende  Organe  sich  eignen  wQrden.  Offen- 
bar standen  alle  diese  Beschlösse  und  Anregungen  wahrend  der 
1870er  Jahre  unter  dem  Einflufs  der  Vorgange  in  Wien  (vergl. 
S.  525/526).  Zu  irgend  welchen  praktischen  Konsequenzen 
haben  sie  nicht  geführt.  Und  als  die  Idee  der  „Camere  di  La- 
voro",  „Camere  operaie"  zehn  Jahre  spater  vrieder  auftauchte» 
hatte  sie  eine  wesentlich  andere  Gestalt  angenommen. 

Nicht  von  Wien,  sondern  von  Paris  aus  sollte  die  Anregung 
kommen,  die  dann  zur  Realisierung  des  Planes  fahrte.  In  Paris 
war  am  27.  April  1887  die  Bourse  du  Travail  eröffnet  worden. 
An  dieser  Einrichtung  inspirierten  sich  wohl  Manner  wie  Giuseppe 
Croce,  der  im  Jahre  1888  vor  einer  Versammlung  streikender 
Maurer  in  der  Arena  zu  Mailand  den  Gedanken  einer  Arbeiter- 
kammer vertrat,  wie  auch  Osvaido  Gnocchi- Viani ,  der  im  Jahre 
1889  eine  Broschüre  Delle  Camere  dcl  Lavoro  veröffentlichte,  von 
deren  Erscheinen  vielfacii  die  neuere  Geschichte  der  italienischen 
Arbeiterkammern  datiert  wird.  Können  wir  auch  nach  dem  Ge- 
sagten nicht  dem  enthusiastischen  Urteil  eines  F^reundes  Gnocchi- 
Vianis  zustimmen,  dafs  dessen  Schrift  erschien  „come  uii  im- 
provviso  raggio  di  luce  che  irrompa  in  un  buio  assoiuto",  so  läfst 
sich  doch  nicht  leugnen,  dafs  die  Broschüre  Epoche  machte  und 
dafs  Gnocchi-Viani  nicht  mit  Unrecht  als  Vater  —  „papä",  wie 
der  Italiener  gern  sagt  —  der  Camere  del  Lavoro  in  Italien  ge- 
feiert wird.  Die  Hauptsache  war:  es  trat  jetzt  fOr  den  Gedanken 
ein  Mann  von  anerkannter  Energie  begeistert  ein,  der  sich  einer 


1)  Vgl.  .Frat  Art.*  1879»  No.  3,  p.  25—28  und  dazu  Muniti  (Vonilaenden 
der  Fr.  Axt),  Le  Camere  operaie  e  le  camere  e  borM  del  Lavoro  (1893),  p.  6. 
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weitgehenden  Sympathie  in  Arbeiterkreisen  seit  Jalirzehntcn  er- 
freute.Der  persünhchen,  teni{>eramentvnlien  hiitiative  Gnocchi- 
\ianis  ist  es  «  iitschiedcn  zu  danken,  wenn  in  Itahcn  so  rasch 
eine  grolsc  Anzahl  von  Arbeiterkammern  ins  Leben  getreten  ist. 
Dazu  kam,  dafs  Gnocchi-Viani  nach  dem  schon  bewährten  \'ür- 
bilde  der  Pariser  Bourse  du  Travail  seinen  Plan  entwickeln  konnte. 
Verwahrt  er  sich  auch  entschieden  und  mit  Recht  dagegen,  dafs 
die  italienischen  Camere  del  Lavoro  ein  einfacher  Abiclatsch  der 
Cranzösischen  Arbeitsbörsen  seien,  so  wird  er  selbst  nicht  leugnen, 
dals  er  viel  von  den  französischen  Vorgängerinnen  gelernt  hat 
was  er  ftlr  seine  Agitation  in  Italien  verwerten  konnte. 

Eine  wesentliche  Unterstützung  empfing  diese  Agitation  durch 
die  zahlreichen,  vom  Besuch  der  Pariser  Weltausstellung  heim- 
kehrenden Arbeiterdelegierten.  Wieder  ein  Beispiel  far  die  be* 
deutsame  Rolle,  die  Weltausstellungen  in  der  Geschichte  der 
internationalen  Arbeiterbewegung  gespielt  haben. 

MaiUnder  waren  die  Wiedererwecker  der  Arbeiterkammeni 
gewesen ;  Mailand«  die  fortgeschrittenste  Stadt  Italiens,  sollte  auch 
das  erste  Centrum  der  Agitation  fOr  die  neue  Idee  werden.  Auf 
Anregung  Gnocchi*Vianis  nimmt  sich  zunächst  die  Assodazione 
fra  gli  operai  tipografi  italiani  —  der  Buchdruckerverband  —  der 
Sache  an;  der  nächste  Verbündete  wird  die  (sozialdemokratische) 
^italienische  Arbeiterpartei'*,  il  Partito  dei  Lavoratori  itaHani,  die 
ihre  Centrale  in  Mailand  hatte  und  hat.  Aber  auch  die  aufserdem 
vorhandenen  allgemeinen  Arbeitervereinigungen  älteren  Stils  — 
ich  komme  noch  auf  sie  zu  sprechen  —  der  Consolato  operaio  und 
die  Associazionc  fra  gli  operai  di  Milano  —  zeigen  sich  dem  Werke 
günstig.  Auch  die  radikale  bürgerliche  Presse:  der  „Secolo",  die 
„Italia  del  Popolo".  der  „Corriere  della  Sera"  stellt  sich  in  den 
Dienst  der  guten  Sache.  In  der  Arbeiterschaft  herrscht  anfangs 
Mifstrauen  und  Un<;Uuibigkeit.  die  aber  bald  den  vereinten  Kräften 
der  Ini/iatoren  weichen:  Vorträge.  Schriften.  Auskünfte  u.  s.  w. 
klären  auch  weitere  Kreise  über  den  segensreichen  Charakter  der 
geplanten  Arbeiterkammern  auf  Es  beginnt  der  Sturm  auf  den 
Genieinderat.  um  ihn  zur  Bewilligung  einer  I  )otation  geneigt  zu 
machen ;  es  trifft  sich  gut.  dafs  gerade  in  diesem  Jahre  Gnocchi- 
\'iani  Stadtverordneter  wird.    So  gelingt  es  bald,  den  in  seiner 


'i  Di«'  F.irhponosscn  .»nch  in  Deutschland  kcnm  n  Gnocchi-Viani  als  Bericht- 
et >tatt<r  ühov  du  soziale  Bewegung  in  Italien  im  Richterachen  Jahrbucii  für 
Sozialwissenschaftcn  0^79/0 1). 
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Majorität  wohl  radikalen  Mailänder  Gemeinderat  zur  Gewährung 

eines  Zuschusses  —  und  zwar  in  der  respektablen  Höhe  von 
jährlich  15000  Lire  —  sowie  zur  kostenfreien  Uebcrlassiing  eines 
Palazzo  von  80  Zimmern  und  Sälen  zu  bewegen:  am  22.  Sep- 
tember 1891  werden  die  Räumlichkeiten  der  Exekutivkommission 
übergeben,  und  da  bereits  eine  genügende  Anzahl  von  Arbeiter- 
vereinen ihren  Beitritt  erklärt  haben,  so  gilt  nunmehr  die 
erste  italienische  Camera  dei  Lavoro  mit  diesem  Tage  als  be- 
gründet.i) 

Fast  gleichzeitig  wie  in  Mailand  war  in  einer  Reihe  anderer 
itnlienischer  Städte  die  Agitation  für  die  Errichtung  von  Arbeiter- 
kammern  begonnen  worden;  überall  im  selben  Geiste  aus  der 
Initiative  der  Arbeiterschaft  heraus,  und  an  vielen  Orten  auf  spe- 
zielle Anregung  des  rührigen  Buchdruckerverbandes,  eines  der 
wichtigsten  nationalen  italienischen  Gewerkvereine.  Auch  die 
Hergänge  bei  der  Begründung  wiederholen  sich  fast  überall  in 
fthnlicher  Weise  wie  in  Mailand.  Meist  sympathisch  steht  der 
Idee  der  Arbeiterkammern  das  liberale  und  namentlich  radikale 
Bürgertum  gegenüber,  lau  und  argwöhnisch  verhalten  sich  die 
Regierungsbehörden,  positiv  feindlich  die  Klerikalen.^ 

In  Florenz  und  Bologna  bemächtigt  sich  sogar  die  Handels- 
kamroer  des  Gedankens  —  vielleicht  nicht  ganz  ohne  selbstische 
Nebeninteressen  —  und  bemüht  sich  unmittelbar  selbst  fflr  das 
Zustandekommen  der  Arbeiterkammern. 

In  Florenz  ist  es  ein  Circular  der  Handelskammer  vom 
30.  Juni  1892,  von  dem  die  Initiative  ausgeht;  in  der  Börse  (!) 
tagen  am  26.  Februar  1893  die  45  Vereine,  die  die  Statuten  an- 
nehmen 

In  Bologna  erbietet  sich  die  Handelskammer,  die  zu  begrün- 
dende Arbeiterkammer  mit  5000  Lire  jflbriich  zu  subventionieren, 
unter  der  Bedingung,  dafs  Präsident  und  Sekretär  der  Handels- 

*)  Siehe  die  Rclaiione  delJa  Commissione  esecativa  prowisoria  ec.  Milano 

1892.  Man  kann  die  Begründung  einer  Kammer  vom  Tage  der  Ucberweisung 
der  Räumlichkeiten  an  datieren,  wie  es  hier  geschieht;  danach  ist  die  Mailander 
Kammer  die  älteste,  oder  aber  von  irgend  einem  anderen  Termine  an,  etwa  der 
Annahme  der  Statuten  durch  die  konatituiereBden  Vereine;  to  fhnt  es  S.  B.  Turin, 
das  vom  18.  Oktober  1890  schon  ilte  Existenz  seiner  Ksmnuern  redmet 

*)  Ueber  deren  Konkorreuuntemebmen:  katbolisdi  geflrble  Arbeiteikammeni 
tu  begrOaden,  werde  ich  an  anderer  SteUe  berichten. 

Cam.  del.  Lav.  di  Firense.    Relaiione  al  Consiglio  'conmittnale.  Firenxd 

1893,  p.  1>-2. 


532 


Werner  Sombart, 


kammer  auch  ipso  jure  dieselben  Chargen  bei  der  Arbeiterkammer 
bekleideten. 1)    (Ev.  Luc.  Kap.  IV.,  v.  5—7.) 

In  beiden  Städten,  nicht  ohne  einige  Diskussion,  hat  die 
Arbeiterschaft  den  richtigen  Instinkt  gehabt,  sich  von  jeder  Pilo- 
tierung  seitens  der  Handelskammern  freizuhalten:  sie  akzeptiert 
dankend  die  Zuschüsse,  steuert  aber  zielbewufst  auf  die  voll- 
Standige  Autonomie  der  Arbdterkammer  zu.^  Der  Versucher  hat 
keine  Jifacht 

Recht  bittere  Erfahrungen  haben  diejenigen  Stfldte  machen 
niQssen,  deren  Gemeinderäte  sich  klerikaler  Majoritäten  erfreuen: 
obenan  Neapel.  Auch  hier  hatte  im  Juni  1892  wiederum  die  Orts- 
sektion des  Buchdruckerverbandes  die  Begrflndung  einer  Camen 
del  Lavoro  in  Angriff  genommen  und  zwar  anfänglich  mit  gutem 
Erfolg:  die  Handelskammer  hatte  eine  einmalige  Beisteuer  von 
500  Lire,  die  Provinz  einen  jAhrlichen  Zuschufs  von  2000  Lire 
bewilligt;  im  Dezember  1893  wird  von  37  Vereinen  das  Statut 
angenommen:  es  fehlt  nur  noch  der  unentbehrliche  Gemeindc- 
zuschufs.  Der  kgl.  Kommissar  stellt  denn  auch  schon  5000  Lire 
in  den  städtischen  Etat  ein.  Aber»  wider  Erwarten,  lehnt  der 
klerikale  Gemeinderat  mit  42  gegen  18  Stimmen  am  25.  Februar 
1894  die  Forderung  ab  und  dabei  ist  es  geblieben.^)  Die  Camera 
del  Lavoro  funktioniert  gleichwohl  mit  den  Zuschüssen  von  der 
Provinz  und  der  Handelskammer  und  einigen  anderen  Mittein 
weiter. 

Es  hat  nur  lokales  Interesse,  die  Fahrnisse  und  Schicksale 
der  einzelnen  Kammern  in  den  verschiedenen  Städten  des  Landes 


^)  La  Cam  del  Lav.  di  Bologna  nel  suo  primo  anno  di  vita.  Rdaziooe 
della  Commiss  csccutiva  1894,  p.  8. 

La  Cam.  del  Lav.  bisogna  che  sia  la  rappresentanza  pura  e  semplice,  wie 
es  Gttocchi-Viam  einnuü  auadrQckt  (Le  Cam.  dd  Lav.  ind.  ed  agr.  [1899] 
p.  120 

^  Vgl.  Giornale  delle  Cam.  dd  Ifavoro  No.  3,  4,  5»  —  Einigermaftai  ge- 
heilt von  ihrer  harmonieseligen  Auffassung  der  Situation  in  Neapel  müssen  nack 

diesen  Vorgängen  jene  sein,  Hie  in  der  Eingabe  an  den  Gemeindcrat  so  rosij 
die  Einträchtigkeit  unter  den  verschiedenen  Klassen  der  Bevölkerung  eerade  in  - 
Neapel  zu  schildern  wufätcn;  .In  Napoli'  (heilst  es  in  der  Relaiione  pres.  daUa 
Corom.  esec.  ec.  Napoli  1893)  adove  meno  di  altrove  le  cnpide  mite  di  dattt 
si  rivdano  con  forma  brutale,  le  tradisioni  di  amorevole  fratellaaM  (!)...  w« 
smi  venute  mai  meno,  onde  h  che  gli  operai  rivolgeadod  a  voi  son  quad  dani 
dt  neu  veder  reiette*  etc.  etc. 
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ztt  verfolgen:  wie  schon  gesagt,  wiederholt  sich  im  wesentBchen 
immer  derselbe  Vorgang.  Der  heutige  Stand  der  Dinge  ist  fol- 
gender: 

Es  sind  errichtet  und  funktionieren  regelmafsig  Arbeiter- 
kammem  (in  Klammem  das  Datum  der  Begrflndung)  in: 

1.  Bologna  (1.  Juni  1893); 

2.  Bresda; 

3.  Cremona  (27.  August  1893); 

4.  Firenze  (12.  März  ITC); 

5.  Milano  (22.  September  1891); 

6.  Monza  (13.  Mai  1894); 

7.  Parma  (28.  Mai  1893); 

8.  Pavia  (Marz  1893; 

9.  Piacenza  (15.  Juni  1890);  vgl.  die  Anm.  1  S.  531; 

10.  Roma  (1893); 

11.  Torino  (1891); 

12.  \'enezia  (15.  Januar  1893); 

die  sämtlich  der  „Federa2ione  italiana  delle  Camere  del  Lavoro" 
angehören;  dazu  kommt: 

13.  Napoli  (6.  Januar  1894). 

das  tier  „Federazione"  nicht  angehört.  Als  „konstituiert"  —  aber 
noch  nicht  funktionierend  —  bezeichnet  mir  der  Sekretär  jenes 
Verbandes  der  Arbeiterkammern,  Herr  Romeo  Mingozzi,  in  einem 
Schreiben,  d.  d.  Bologna  22.  August  1895  —  ich  nummeriere 
weiter  — : 

14.  San  Pier  d*Arena  (die  bekannte  Fabrikstadt  bei  Genua); 

15.  Padova»  wo  schon  eine  Kammer  bestanden  hatte,  die  aber 
noch  nicht  recht  Leben  gewonnen  zu  haben  scheint^) 

Nach  derselben  Quelle  sind  „wirksame  Initiativen*  (eificaci 
iniziative)  ergriffen  in: 

Ravenna  (16),  Terni  (17),  Palermo  (18),  Modena  (19),  ganz 
neuerdings  („in  questi  giomi")  in  Messina  (20). 

Die  Agitation  filr  Errichtung  von  Kammem  hat  aber  auch 


1)  Man  erfuhr  Ober  die  Padnaner  Kammer,  dafo  sie  1894  eine  JseÜM.  ed 
eslesa  relazione*  Ar  den  Gemeinderat  verfafst  haUe:  Giornale  No.  1,  doch 
bericiitet  im  Juli  1894  G.  Croce,  der  auf  einer  Toumte  auch  Padua  berahrt 

hatte:  Francamente,  la  Camera  a  Padova  non  csistc:  Giorn.  No.  8.  Ein  Rund- 
schreiben der  .Frdcrazione" ,  d.  d  Bologna,  25.  Juli  1895.  bezeichnet  sie  als 
iftravolta  nel  turbine  di  acioglimenli  awenuti  nel  Settembre  1094." 
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schon  begonnen  in  Genua.^)  Vicenza,^)  Macerata,^  StradeUa,*) 
Bergaaio.4) 

Also:  rund  ein  Dutzend  Arbeiterkammern  in  Funktion,  ein 
weiteres  halbes  Dutzend  im  Entstehen  begriffen,  ein  viertes  halbes 
Dutzend  angelegt:  das  ist  das  gewiis  nicht  zu  unterschätzende 
Aufsere  Ergebnis  einer  nur  fQnfjflhrigen  Bewegung. 

Sehen  wir  uns  nun  Wesen  und  Art  der  erst  ganz  im  Rohen 
charakterisierten  Arbeiterkammern  näher  an. 

m. 

Die  Prinzipien  der  Organisation  sind  in  fast  allen  wesent- 
lichen Punkten  bei  samtlichen  italienischen  Arbeiterluimniem  die 
nämlichen.  Diese  weitgehende  Einheitlichkeit  hat  verschiedene 
GrOnde.  Vor  allem  entscheidend  ist  das  rasche  Emporwachsen 
unter  dem  vorherr-rhenden  Einflufs  Mailands  und  der  Mailander 
—  Gnocchi- Vianil  Croce!  —  gewesen.  Dadurch  hatte  man  kaum 
die  Mufse,  etwas  wesensverschiedencs  von  dem  Mailänder  Unter- 
nehmen zu  schaffen;  man  wollte  aber  auch  nichts  anderes  haben, 
denn  so  wie's  die  Mailänder  vorschlugen,  gefiel's  gerade. 

Das  moralische  Uebergewicht  des  indiisiriereichen  Mailand.-^t 
und  der  btdeiitendsten  Agitatoren  bewirkt  also  eine  Art  von 
natürlicher  liinhcitlichkeit  der  Anlage  und  des  Aufljaus  sämtlicher 
italicni:^chcr  Arbeitt- rkammern  im  Sinne  einer  \'erallgemeinerung 
des  Mailänder  Plans.  Statut  und  Reglement  der  Mailänder  Kammer 
wurden  vorbildlich  für  alle  späteren,  die-  ni<  i>t  nur  im  Ausdruck 
von  jenen  abweichen;  der  Leser  sieht  deshalb  in  dem  im  Anhang 
ülterselzten  Statut  und  Reglement  der  Camera  del  Lavoro  von 
Mailand  das  Modell  aller  übrigen  Kamnierstatuten.    Auf  einige 


*)  Laut  oben  zitiertem  Rundschreiben. 

')  Wird   .Ulf  (lern   1.  Congresso  dcUc  C.  d.  L.  in  Parma  1Ö93  «vemiftt' 
^)  Siehe  Giornale,  No.  di  baggio. 
*)  Giorn.  No.  4. 

I)  Die  Arbeiterkammern  sind  keineswegs  nnr  als  Industrie-Aibeiter- 
kammem  gedacht,  sie  sollen  aucli  dem  Iftndlichen  Proletariat  dienen  und  fangen 
an,  ihm  zu  dienen,  x.  B.  in  Cremona,  Parma  und  a.  a.  O.    Ich  werde  mich  je* 

doch  im  wesentlichen  auf  die  Kammern  in  ihrer  Bedeutung  für  die  pewerblicbe 
Arbeiterklasse  beschr.inkcn ,  einmal,  weil  einstweilen  hier  das  Schwergewicht 
liegt,  sodann  weil  Erörterungen  agr.iri^chcr  Probleme  in  Italien  dem  Leser  un- 
verständlich bleiben,  so  lange  er  nicht  über  die  Eigenart  der  Agrarzustände  Italiens 
unterrichtet  ist.  Die  Italia  agricola  aber  stelle  ich  erst  spiter  im  Zusauimen- 
hange  dar. 
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wesentliche  Abweichungen  mache  ich  weiter  unten  noch  auf- 
merksam. 

Zu  dieser  naturwüchsigen  Vereinheitlichung  des  Wesens  der 
Camere  del  Lavoro  sind  dann  im  Laufe  der  Entwicklung  noch 
einige  aus  bewuistem  Streben  nach  einheitlichem  Geschaftsgebahren 
hervorgegangene  Mafsnahmen  bezw.  Einrichtungen  getreten. 

So  wurde  im  Jahre  1893  zu  Parma  der  erste  Delegierten- 
kongrefs  der  Arbeiterkammern  abgehalten,  zu  dem  Zweck,  sich 
Ober  eine  Reihe  noch  strittiger  Punkte  der  Organisation,  Ge- 
schäftsführung etc.  zu  vereinigen,  was  denn  auch  mit  Erfolg  ge- 
schehen ist  Aus  den  sehr  angeregten,  aber  mit  WOrde  und 
Sachkenntnis  geführten  Debatten  dieses  Kongresses  i)  ragen  hervor 
Diskussionen  Ober  die  Regelung  der  Mitgliederaufnahme  —  die 
strittigste  der  Organisationsfragen,  auf  die  ich  eingehend  zu 
sprechen  komme  —  Ober  die  Propaganda  unter  den  landlichen 
Arbeitern,  Ober  die  Schaffung  von  Organen  zur  Herbeiführung 
gröfserer  Einheitlichkeit  des  Vorgehens  etc. 

Die  Erörterungen  Aber  diesen  letzteren  Punkt  haben  das  Er- 
gebnis gehabt,  dafs  man  sich  schlüssig  geworden  ist  Ober 

1.  ein  gemeinsames,  im  wesentlichen  den  bestehenden,  i.  e. 
Mailänder  angepafstes  Programm,  eine  formelle  Sanktio- 
nierung thatsächlicher  Gestaltungen; 

2.  die  Begründung  eines  BoUettino,  d.  h.  Prefsorgans  der  Ar- 
beiterkammern  Italiens; 

3.  die  Begründung  einer  Föderation  sämtlicher  Camere  del 
Lavoro; 

4.  die  Schaffung  eines  „S<^gretariato  nazionale  del  Lavoro", 
einer  Art  von  nationalem  ArbeittM^ckretariatc. 

Von  dicacn  Beschlüssen  ist  der  die  Errichtunt;  eines  Arbeiler- 
sekrctariats  betretVende  einstweilen  nur  soweit  zui-  xVu^führunj^ 
gclani;t.  als  das  Cornitato  centrale  der  Föderation  der  Arbeiter- 
kanmiern  (siehe  S.  536)  gleichzeitig  als  Scgretariato  Nazio- 
nale del  Lavoro  funktioniert;  dagegen  ist  den  beiden  anderen 
(2.  und  3.)  in  vollem  Lniiange  Folge  gegeben. 

Eine  eigene  Zeitscbrift,  das  „Giornale  delle  Camere  del 
Lavoro",  wurde  am  1.  Januar  1894  ins  Leben  gerufen.  Sie 
erschien  monatlich  und  wurde  in  Mailand  redigiert.  Von  ihr  sind, 
so  viel  ich  weifs,  9  Nummern  erschienen,  dann  ist  sie  einge- 


*)  Resoconto  del  primo  Congrcsso  dcllc  Camere  del  Lavoro  d'Italia  (Parma, 
29./30.  Juni,  1.  JuU  1693).    Parma  1893. 
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gangen,  weil  sie,  was  kaum  anders  zu  erwarten  war,  mit  einem 
Defizit  abgeschlossen  hat.  Es  kann  das  mit  solcherart  BiJItteni 
nicht  anders  sein,  die  im  Grunde  nur,  ich  möchte  sagen,  einen 
wissenschafUich-administrativen  Zweck  haben  und  infolge  dessen 
einen  sehr  beschrankten  Leserkreis.  Sie  werden  die  Konkurrenz 
weder  mit  den  poetischen  noch  mit  den  gewerblichen  Fachblattem 
aufnehmen  können. 

Wer  die  Absicht  hatte  wie  ich.  Ober  die  Camere  del  Lavoro 
eine  wissenschaftliche  Abhandlung  zu  schreiben,  wird  das  Auf- 
hören des  »Giomale"  sehr  bedauert  haben,  denn  es  war  ftlr  die 
Zeit  seines  Erscheinens  eine  ganz  ausgezeichnete  Quelle  und  so 
bequem!   Es  brachte  alle  wissenswerten  Dinge  schön  geordnet 
und  gesichtet,  die  man  sich  fOr  die  Zeit  nach  seinem  Heimgang, 
abo  fQr  das  Jahr  1895,  mOhsam  zusammenschleppen  mufs.  Andere 
aber,  vor  allem  Arbeiter  und  Arbeiteragitatoren,  werden  ihm 
keine  Thräne  nachgeweint  haben.    Sein  Verschwinden  ist  des- 
halb auch  keineswegs  ein  Zeichen,  wie  etwas  pessimistisch  ein 
mir  befreundeter  Italiener,  der  an  der  Spitze  der  Arbeiterbewegung 
steht,  höhnend  sagte  für  die  Jämmerlichkeit  das  „bei  movimento*. 
das  nicht  einmal  ein  gemeinsames  Organ  der  Arbeiterkammem 
subventionieren  kann.    Das  Giornale  delle  Camere  del  Lavoro 
wäre  nur  eine  Luxusausgabe  gewesen,   und   die  kann  ^ich  aller- 
dings, so  klein  sie  sein  mag,  die  italienische  Arbeiterbewegung 
noch  nicht  gestatten. 

Die  Föderation  der  italienischen  Arbeiterka  mm  e  i  a 
•(Federazione  italiana  dclle  Camere  del  Lavoro)  ist  im  Jahre  ISVS 
dem  Kongrel"sbe>chlusse  gemäfs  zustande  gekommen  und  besteht 
noch  heute  weiter.  Sie  wird  vertreten  durch  ein  Ccntral- 
komitee  fComitato  centralei.  das  zuerst  seinen  Sitz  in  Mailand, 
seit  dem  21.  März  1895  in  Bologna  bei  der  Arbeiterkammer  des 
Ortes  hat.  Ks  ist  nach  Bologna  verlegt  worden,  weil  Bologna 
der  centralere  Funkt  ist  und  die  Mailänder  Kammer  zu  sehr  mit 
Arbeiten  fiberlastet  war.  Die  Aufgabe  des  Centralkomiiees  bt- 
steht  darin,  eine  beständige  Fühlung  der  einzelnen  Kammern 
untereinander  zu  erhalten,  die  Korrespondenz  zwischen  den 
Kammern  zu  vermitteln  und  die  Kammern  als  solche  zu  reprä- 
sentieren. Es  hat  einstweilen,  wo  der  Charakter  der  Camere  del 
Lavoro  wie  auch  der  gesamten  ökonomischen  Arbeiterbewegung 
in  Italien  noch  ein  vorwiegend  lokaler  ist,  mehr  nur  eine  dekora* 
tive  und  formale  Bedeutung.  Zu  weiterer  Aussprache  und  Ver- 
ständigung werden  dann  noch  .von  Jahr  zu  Jahr  Delegierten- 
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Versammlungen  abgehalten,  auf  denen  sämtliche  Kammern  ver- ' 
treten  sind.  Die  letzte  derartige  „Konferenz",  die  also  die  Fort- 
setzer des  erstjährigen  „Kongresses"  sind  —  in  der  That  pafst 
der  Name  „Konferenz"  für  die  Versammlung  von  18  Menschen, 
wie  z.  B.  in  Parma,  besser  als  der  iiorhtöncnde  j,Kongrefs"  — 
wurde  heuer  in  Mailand  Ende  Milrz  abgehalten. 

Das  alles  sind  Organe,  welche  die  Einheitlichkeit  in  der  Orga- 
sisaiion  und  Funktion  der  einzelnen  Kammern  zum  Zweck  haben. 
Welche  nun  sind  diese  selbst? 

Aus  dem  kurzen  geschichtlichen  Ueberblick  über  die  Ent- 
stehung der  Arbeiterkammern  in  Italien  geht  im  wesentlichen 
schon  der  Charakter  ihrer  Stellung  nach  aufsen  hervor:  es 
sind  selbstständige  Organe  der  Lohnarbeiterschaft,  des  Proleta- 
riats, aus  dessen  Initiative  her\-orgegangen  und  auch  seinem  Ein- 
lluiV.  allt  in  unterworfen.  Die  Canicre  dcl  Lavoro  haben  eine  voll- 
ständig autonome  Verwaltung;  keine  Behörde  hat  ihnen  etwas 
drein  zu  reden,  sie  zu  beaufsichtigen  oder  dergl.  Die  Kammern 
haben  den  Gemeinderäten  Bericht  über  ihre  Thätigkeit  zu  er- 
statten, aber  nur,  weil  sie  von  diesen  subventioniert  werden. 
Vielleicht,  dafs  eine  Art  von  indirekter  Beeinflussung  in  solcher 
Gewährung  von  Zuschüssen  seitens  der  Stadtverwaltungen  ge- 
funden werden  könnte,  denn  der  Zuschufs  ist  natürlich  jedes  Jahr 
widerruflich.  Doch  aber  ist  die  Einwirkung  nur  eine  sehr  in- 
direkte. Vielleicht  äufsert  sie  sich  am  ehesten  in  dem  Zwange,  dem 
die  Kammer  unterworfen  ist,  ihr  Programm  einzuhalten  und  ihre 
Kompetenz  nicht  zu  Oberschreiten,  z.  B.  nicht  in  die  politische 
Agitation  einzutreten.  Im  Obrigen  aber,  das  hat  auch  die  mehr- 
jährige Erfahrung  wohl  zur  GenQge  bestätigt,  kOmmem  sich  die 
Gemeindeverwaltungen  und  natürlich  noch  viel  weniger  die  Pro- 
vinzen und  Handelskammern,  wo  diese  etwa  mit  einem  Zuschufs 
ebenfalls  beteiligt  sind,  um  die  Art  der  Geschäftsfiahrung  und 
Oberhaupt  die  Thätigkeit  der  Arbeiterkammem  gar  nicht. 

Diese  sind  somit  freie  Herren  in  ihren  Räumen  und  unter- 
stehen lediglich  dem  Einflufs  ihrer  Mitglieder  bezw.  deren  Ver- 
treter. 

Ueber  die  Höhe  des  Zuschusses,  den  die  einzelnen  Kammern 
und  woher  sie  ihn  beziehen,  vgl.  S.  557. 

Die  Arbeiterkammern  —  das  sind  ihre  Mitglieder.  Die 
Bestimmungen  Ober  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft,  über  die  Be- 
dingung und  Form  der  Aufnahme,  Ober  die  Gliederung  der  Mit- 
glieder innerhalb  der  Kammer  sind  deshalb  von  entscheidender 
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Wichtigkeit  für  die  Wesenseigentflmlichkeit  der  Kammern.  Sie 
haben  denn  in  der  That  bisher  auch  am  meisten  zu  Diskussioneo 
Anlafs  gegeben. 

Wie  war  das  Material  beschaffen,  das  man  vorfand  und  aus 
dem  eine  Arbcitcrkammer  zu  bilden  war?  Der  Leser  dieser  Zeit- 
schrift ist  im  wesentlichen  durch  meine  früheren  Studien  fiber 
den  gegenwärtigen  Stand  der  Arbeiterbewegung  in  Italien  unter- 
richtet: die  Gewerkschaftsorganisation  fängt  eben  an  und  fing  bei 
Begründung  der  wichtigsten  bestehenden  Arbeiterkammer,  also 
vor  3,  4,  5  Jahren  noch  viel  mehr  nur  an.  sich  zu  entwickeln; 
einige  ältere  Gewerkvereine,  unter  ihnen  die  schon  genannten 
Buchdrucker,  sind  bereits  centralisiert,  die  meisten  dagegen  noch 
lokal  organisiert.  Und  auch  das  nur  in  bescheidenen  Grenzen. 
Das  eine  Mailand  hatte  wohl  schon  im  Jahre  1890  eine  ent- 
wickeltere Gewerkvereinsbewegung,  die  übrigen  Städte  wiesen  nur 
Spuren  auf,  als  Arbeiterkammeni  in  ihnen  errichtet  werden  soUten. 
Zahlreich  dagegen  sind  in  Italien  aUerwflrts  die  Unterstfttzungs- 
vereine,  Sodetä  di  Mutuo  Soccorso,  die  rund  800000  Mitglieder 
aufweisen,  darunter  allerdings  einen  betrachtlichen  Ptozentsati 
von  Nicht-Arbeitern.  Die  Societä  di  Mutuo  Soccorso  findet  der 
Leser  in  meinen  froheren  Studien  beschrieben.  Ich  Aihrte  dort 
aus,  welch  buntes  Bild  diese  zum  Teil  uralten  Vereine  bieteo. 
dais  sie  vor  allem  in  ihrer  Mehrzahl  nicht  den  Charakter  wo 
klassenbewufsten  Vertretungen  des  Proletariats  haben,  vielmehr 
um  den  sozialen  Kampf  unbekümmert  ihre  Zwecke,  hauptsächlich 
Krankengelder  ihren  Mitgliedern  zu  gewähren,  verfolgen,  dafs  die 
Mehrzahl  sich  sogar  der  Patronage  reicher  und  wohlwollender 
Leute  aus  bürgerlichen  Kreisen  erfreut,  die  als  «soci  ononri'. 
Ehrenmitglieder,  durch  Rat  und  That  die  Gesellschaften  fördern. 
Also  alles  in  Analogie  zu  den  Friendly  societies. 

Zu  diesen  Kassen  vereinen  gesellen  sich  dann  die  zahlreichen 
Genossenschaften:  Konsum-,  Kredit-  und  namentlich  (eine  ita- 
lienische Spezialität)  Produktiv -Genossenschaften,  oft  ireilicb 
wahre  Miniaturgebilde. 

Der  Italiener  hat  entschieden  einen  Zug  zur  Vereinsbilduog- 
Man  sehe  sich  das  Leichenbegängnis  eines  populären  Mannes  an 
und  man  wird  erstaunen  über  die  Unmenge  von  Fahnen  und  Em- 
blemen, die  im  Zuge  folgen  und  um  die  sich  je  irgend  eine  Art 
von  Verein  gruppiert.  Es  ist  natürlich,  dafs  hierzu  noch  das 
Kleinbürgertum  ein  starkes  Kontingent  stellt;  doch  ist  auch  das 
Proletariat  nicht  arm  an  Fahnen  und  dazu  gehörigen  Brüder- 
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Schäften:  Societä.  Associazioni,  Fraternita,  Leghe,  Fratellanze, 
Federazioni,  Sindacati,  Circoli  etc.  etc.  heterogenster  Art. 

Alle  diese  Arbeitervereinigungen  fanden  nun  schon  vor  Er- 
richtung von  Arbeiterkammern  in  den  meisten  gröfseren  Städten 
durch  irgend  eine  Föderation  ein  einigendes  Band.  Diese  häufig 
politisch  und  zwar  dann  meist  mazzinistisch,  wenn  nicht  klerikal 
gefärbten  Vereinsverbflnde  sind  eine  Art  von  Voiliufem  der 
Camere  del  Lavoro.  So  u.  a. 

in  Mailand:  H  Conaolato  operaio; 

„      9       L'Associazione  generale  fra  gli  operai; 

^  Turin:    L'Aasociazione  generale  degli  operai; 

,  Bologna:  La  Societä  operaia; 

„  Pavia:    La  Confederazione  operaia  pavese; 

„  Florenz:  U  Fascio  operaio; 

„  „  La  FrateUanza  artigiana. 
Einige  dieser  «aUgemeinen  Arbeitervereine"  erblickten  —  und 
nicht  mit  Unrecht  —  in  den  Camere  del  Lavoro  ein  Konkurrenz- 
unternehmen, dem  sie  anfangs  Opposition  zu  machen  versuchten. 
Es  wurde  davor  gewarnt,  neue  Organe  der  Arbeitervertretung 
neben  den  schon  bestehenden  zu  schaffen,  wodurch  beide  in 
ihrem  Gedeihen  beeinträchtigt  würden,  und  geraten,  lieber  die 
neue  Institution  an  die  alten  Gebilde  anzuknöpfen.  So  z.  B.  von 
•dem  Vorstande  der  FrateUanza  artigiana  in  Florenz,  Minuti*^). 
Doch  haben  die  Arbeiterkammern  auch  diesen  älteren  Schwestern 
gegenüber  ihre  volle  Selbständigkeit  bewahrt,  ohne  die  freund- 
schaftlichen Beziehungen  zu  ihnen  aufzugeben  und  sind  mit  einer 
wirklich  bewundernswerten  Sicherheit  ihren  eigenen  Weg  weiter- 
gegangen. 

Die  entscheidend  wichtige  Frage  war  nun,  wie  schon  gesagt, 
die:  wie  soll  sich  die  Kammer  zu  den  bestehenden  Vereinigungen 
von  Arbeitern  stellen,  soll  sie  sie  bei  der  Bildung  der  eigenen 
Mitgliedschaft  berücksichtigen,  eventuell  wie?  Aus  diesen  mannig- 

')  Le  Camere  opcraie  c  Ic  camere  e  borse  del  Lavoro.  Articoli  critici, 
Fireiue  1893.  Der  Ver&aaer  verteidigt  aufii  w&rmste  die  Fiat  art,  die 
er  za  einer  Art  von  ^Grand  National*  sich  auagebildet  denkt:  sie  sei  cid  che 
si  pu6  ideare  migliore  per  an  eoncetto  di  ordinamento  operaio. . .  Ordinata  per 
cdlegi  di  arti  e  mestieri  e  federati  per  communi  e  regioni,  tendeva  a  eoalituire 
I'unitä  nazionale  operaia  ed  a  formare  entro  lo  stato  politico  lo  sCato  artigiano*  .  . 
Er  fügt  dann  tratirig  hinzu  ('a.  a.  O.  p.  56):  „ma  gli  operai  non  romprrspra  nfe 
comprcndono  ancora  im  osi  importante  ordinamento  nazionale.'  Alle  diese  (je- 
bilde  tragen  den  Stempel  der  Unreife  an  der  Stirn. 
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fachen  Zweifeln  erwuchsen  schlie&lich  mit  ziemlicher  Klarheit  die 
folgenden  scharf  markierten  Fragen,  die  nun  zum  Gegenstande 
der  Diskussion  gemacht  wurden: 

1.  Soll  die  Mitgliedschaft  der  Arbeiterkammer  nur  von  Ver* 
einen  (associazioni)  oder  nur  von  Einzelpersonen  oder  von  beiden 
erworben  werden  können? 

2.  Wenn  auch  von  Vereinen:  sollen  das  immer  nur  „reine" 
Arbeitervereine  sein,  oder  dürfen  auch  „gemischte"  Vereine  (so- 
cietä  miste)»  d.  h.  solche»  in  denen  neben  den  Arbeitern  auch 
Unternehmer  und  andere  Angehörige  der  herrschenden  Klasse 
sich  bcHnden.  zur  Mitgliedschaft  zugelassen  werden? 

3.  Nach  welchem  Prinzip  sollen  sich  die  Vereine  oder  Einzel- 
personen, die  Mitglieder  der  Kammer  geworden  sind,  innerhalb 
dieser  gliedern? 

Ver-^chiedenc  Strömungen  sind  hier  in  der  Auffassung  und 
Beantwortung  dieser  Fragen  zu  Tage  getreten.^) 

1.  Eine,  wohl  die  kleinste  Partei,  wenigstens  numerisch,  haupt- 
sächlich von  Mailändern  gebildet,  wollte  nur  Vereine,  und  zwar 
nur  reine  Arbeitervereine,  also  im  wesentlichen  nur  Fachvereine 
zur  Mitgliedschaft  der  Kammern  zulassen.  Ihre  Gründe  für  diese 
extreme  Auffassung  fanden  sie  in  der  Erwägung,  dafs  Haupt« 
zweck  der  Arbeiterkammem  die  Pflege  der  gewerkschafdichen 
Arbeiterorganisation  sei,  dafe  man  folgeweise  gar  nicht  die  Mdg> 
lichkeit  einer  Mitgliedschaft  ftr  nicht  organisierte  Arbeiter  offen 
lassen  dOrfe,  vielmehr  zur  Bedingung  filr  diese  den  Beitritt  zo 
der  ihr  angehörenden  Fachorganisationen  machen  mOsse. 

Darauf  erwiderten  die  Mittel-  und  Sflditaliener:  wollten  wir 
diesen  rigorosen  Standpunkt  teilen,  so  luefse  das  auf  die  GtHq- 
dung  von  Arbeiterkammern  Oberhaupt  verzichten.  Denn  warten 
wir,  bis  genügend  viele  und  genügend  starke,  reine  Arbeiter- 
vereine sich  im  Distrikt  gebildet  haben,  so  werden  wir  alt  und 
grau  werden,  ehe  wir  auch  nur  den  Anfang  zu  einer  Camera  del 
Lavoro  erleben. 

2.  Gut,  dann  lassen  wir  nur  Vereine  als  Mitglieder  zu  den 
Kammern  zu,  aber  Vereine  jedweden  Charakters:  also  auch  ,gc- 
mischt<  ".  mit  bürgerlichen  Elementen  durchsetzte  Vereine. 

Unmöglich,  behaupten  wiederum  viele  Vertreter  des  mittleren 

Vgl.  insbesondere  die  Verhandlungen  des  1.  Congresso,  die  Diskiiss-oncn 
in  fa^l  sämtlichen  Nummern  des  Giomale  und  dann  die  Vertretung  je  des  be- 
treäenden  SUndpunkU>  cmcr  Kammer  in  ihren  Berichten. 
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und  südlichen  Italiens.  Das  lüefse  der  Kammer  von  vornherein 
ihren  proletarischen  Charakter  nehmen  und  der  lachgcwcrbHchen 
Organisation  den  Weg  verbauen.  Denn  wo  die  Associazioni  miste, 
wie  in  den  meisten  italienischen  Städten,  aufser  Mailand  und  etwa 
Turin,  die  grofse  Mehrzahl  bilden,  würde  sich  sofort  ein  ver- 
derblicher Einflufs  der  „padroni",  der  Brotherren  geltend  machen, 
die  gewerkschaftliche  Organisation  wflrde  verhindert,  ihre  Dring- 
lichkeit wOrde  auch  gar  nicht  empfunden  werden,  da  man  ja 
schon  „organisiert"  in  die  Kammer  hineinkäme. 

3.  Also  —  nehmen  wir  nur  Einzelmitglieder  und  gar  keine 
Vereine  als  Mitglieder  auf. 

Das  wflre  sehr  thoricht,  wird  eingewandt  Einmal  liefse  man 
auf  diese  Weise  etwa  schon  vorhandene  fachgewerbliche  Orga- 
nisationen ganz  ungenützt:  ein  natürlicher,  aufsen  schon  be- 
stehender Zusammenhalt  würde  gewaltsam  bei  Eintritt  in  die 
Kammer  zerrissen.  Aber  man  würde  auch  den  Zufluls  der  Mit- 
glieder zur  Kammer  erheblich  verringern.  Denn  das  Haupt- 
kontingent, so  wufsten  Bologna  und  andere  Städte  zu  erzählen, 
liefern  unserer  Kammer  die  zahlreichen  und  „per  affetto  dei  soci 
ed  estensione  dci  capitali"  mächtigen  Societä  miste  di  M.  S.  u.  a. 

4.  Schön,  ho  mögen  Einzelpersonen  und  Vereine,  aber  nur 
reine  Arbeitervereine  Mitglieder  werden. 

Bliebe  der  zuletzt  unter  3  erhobene  Einwand  bestehen, 

5.  So  nehme  man  Einzelpersonen  und  Vereine  jedweden  Cha- 
rakters auf. 

ja  —  aber  wird  dann  nicht  —  vgl.  unter  2  -  -  die  Gefahr 
heraut"beschworen,  dals  bürgerliche  Elemente  in  der  Kammer  die 
Oberhand  gewinnen  und  die  gewerkschaftliche  Organisation  eher 
gehemmt  als  befördert  wird,  überall  dort,  wo  die  „gemischten" 
Vereine  in  der  überwiegenden  Mehrzahl  sind?! 

Man  schien  vor  einem  unlösbaren  Ratsei  zu  stehen. 

Zweierlei  geht  für  den  aufmerksamen  Beobachter  aus  den 
zahlreichen  Diskussionen  und  Verhandlungen  über  jene  Fragen 
mit  Deutlichkeit  hervor: 

Einmal,  dals  fast  völUge  Uebereinstimmung  über  das,  was 
man  Ar  den  idealen  Zustand,  fllr  den  einer  vollkommenen  Ar- 
beiterkammer entsprechenden  Zustand  hielt  und  halt:  das  ist  eine 
Gliederung  auf  der  Basis  gewerkschaftlicher  Organisation  der 
Mitglieder;  man  wollte  allgemein  den  Aufbau  der  Kammern  ,col 
criterio  professionale  delle  arti  e  mestieri",  wie  ein  Bologneser 
Berichterstatter  sagte. 


Digitized  by  Google 


542 


Werner  Sorabartp 


Sodann  aber  erhellt,  dals  die  Lösung  des  I'roblems,  gerade 
damit  man  denselben  Zweck;  die  Kammern  zu  Förderern  der  ge- 
werkschaftlichen Arbeiterorganisation  zu  machen,  erreichte,  an 
den  verschiedenen  Orten  eine  verschiedene  sein  roufste.  Aus 
dem  einfachen  Grunde,  weil  das  Problem  ein  historisches  ist, 
d.  h.  sich  verschieden  gestaltet  je  nach  dem  Grade  der  erreichten 
ökonomischen  und  sozialen  Entwicklung  und  weil  dieser  augen> 
scheinlich  in  den  verschiedenen  Gebietsteilen  Italiens  —  man 
denke:  Mailand  und  Neapel!  —  ein  ganz  verschiedener  ist.  Hier 
in  Norditalien,  vor  allem  Mailand,  eine  Anzahl  erprobter  Gewerk- 
schaften, die  man  nur  zusammenfassen  brauchte;  dort  in  ganz 
Mittel-  und  Soditalien  ein  buntes  Gemisch  heterogenster  Vereins- 
bildungen und  die  grofse  Schar  der  nicht  organisierten  Arbeiter. 

Es  sind  denn  auch  —  sehr  vernQnftigerweise  —  die  Bestim- 
mungen Ober  den  Erwerb  der  Mitgliedschaft  in  den  verschiedenen 
Kammern  nicht  völlig  identisch.  Fast  alle  Kammern  stimmen  je- 
doch darin  Oberein,  dafs  sie  Einzelmitglieder  und  Vereine  aller 
Art  zulassen.  Es  ist  aber  in  den  meisten  ein  sehr  geschickter 
Ausweg  gefunden,  um  einerseits  der  Gefahr  einer  bürgerlichen 
Patronage  vorzubeugen,  andererseits  auch  für  die  Einzelmitglieder 
und  die  Angehörigen  der  „gemischten"  Gesellschaften  einen  Sti- 
mulus zur  fachgewerblichen  Organisation  zu  schaffen. 

Man  hat  näniiicli  allgemein  das  Prinzip  einer  Gliederung  nach 
Gewerben  innerhalb  der  Kammer  aufgestellt,  d.  h.  fachgewerb- 
liche Sektionen  gebildet,  in  die  sich  die  Mitglieder  einschreiben 
mOssen,  mögen  sie  vereinzelt  sein  oder  sich  in  einen  nicht  fach- 
gewerblichen Verein  befinden.  Dann  ist  nun.  verschieden  in  den 
verschiedenen  Kammern,  an  die  Hedingung  der  Zugehörigkeit  zu 
einer  Fachsektion  der  Kammer  ein  mehr  oder  wcnitjcr  grofser 
Teil  der  Rechte  und  Vorteile  geknüpft,  die  die  Mitgliedschaft  der 
Kammer  gewährt.  Mit  den  Associazioni  miste  hat  man  in  der 
Weise  versucht  fertig  zu  werden,  dafs  man  sie  entweder  nur  für 
eine  beschränkte  Zeit  zuliefs  und  nach  deren  Ablauf  ihre  Auf- 
lösung oder  die  Abstofsung  der  bürgerlichen  Elemente  verlangte, 
oder  dafs  man  doch  wenigstens,  wo  sie  dauernd  als  solche  Mit- 
glieder der  Kammer  sein  dürfen,  die  „Fadroni"  von  aller  Ver- 
waltung und  dem  Genufs  aller  Wohlthaten  der  Kammer  aus- 
schlüfs,  d.  h.  man  liefs  und  läfst  die  „gemischten"  Gesellschalten 
in  die  Kammer  eintreten,  um  sie  sofort  zu  desorganisieren,  gleich- 
sam zu  zersetzen,  indem  man  zur  selben  Zeit  (durch  den  Zwang 
zur  Sektionsangehörigkeit)  dafür  sorgt,  dafs  die  isolierten  Einzel- 
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personell  zu  fachgewerblichen  Verbanden  zusammengeschlossen 
werden. 

Ich  lasse  nun  noch,  zum  besseren  Verständnis»  die  Bestim- 
mungen einiger  Arbeiterlcammern  Ober  den  Erwerb  der  Mit^ed- 
schaft  und  die  Gliederung  der  Mitglieder  innerhalb  der  Kammer 
folgen: 

Mailand,  das  einzige  Mailand kennt  nur  fachgewerbliche 
Arbeitervereine  als  Mitglieder  seiner  Kammer.  Nach  Art  6  der 
Statuten  sind  aufnahmefiüiig  „tutte  le  societi  di  lavoratori  sala- 
riati  di  MUano,  organizzate  per  arti  e  mestieri".  Nach  einer  mir 
im  August  d.  J.  gemachten  AufsteUung  sind  54  Vereine  Mitglieder 
der  Mailänder  Kammer,  die  in  33  Sektionen  (1892)  gegliedert 
sind.   Alle  anderen  Camere  nehmen  auch  einzelne  Arbeiter  auf. 

Turin  bestimmt  in  Art  3  seiner  Statuten:  „Alle  Lohnarbeiter 
und  Lohnarbeiterinnen  sowie  alle  gegen  Gehalt  arbeitenden  Per- 
sonen (den  operai  a  salario  werden  die  lavoratori  a  stipendio 
gegenObergestellt,  also  wohl  Kommis,  Elementarlehrer  und  andere 
niedere  Beamtenkategorien»  die  in  Italien  gern  den  Anschlufs  an 
das  Proletariat  suchen  —  siehe  den  sozialistischen  Elementar- 
lehrer Salsi  im  italienischen  Parlament!  — )  können  an  der  Kammer 
teilnehmen;"  .  .  „es  wird  dann  verlangt,  dafs  sie  sich  in  einheit- 
lichen und  nach  den  i^erufszweigen  gegliederten  Sektionen  orga- 
nisieren." An  den  Wohlthatcn,  welche  die  Kanuner  gewährt, 
können  „alle  Lohnarbeiter,  auch  wenn  nicht  organisiert",  Anteil 
haben  (Art.  6).  Vertreten  und  verwaltet  wird  die  Kammer  von 
Delegierten  der  Sektionen,  die  auf  je  100  Mitglieder  einen  Dele- 
gierten wählen  (Art.  2  des  Reglements):  Wähler  sind  alle  „ein- 
geschriebenen Mitglieder",  wenn  sie  das  21.  Lebensjahr  vollendet 
haben  (Art.  3),  wählbar  sind  alle  Wähler  (Art.  4). 

Arbeitervereine  können  in  der  Camera  del  Lavoro  ihren  Sitz 
aufschlagen,  haben  aber  mit  der  Organisation  der  Kammer  als 
solche  nichts  zu  thun.  Voraussetzung  ihrer  Zulassung  in  die 
Räume  der  Kammer  ist  gleichwohl,  dals  sie  von  wirklichen  aktiven 
Arbeitern  geleitet  werden  und  ihre  Statuten  keine  den  Intentionen 
der  Kammer  widersprechende  Bestimmung  enthalten  (Art.  37,  38). 

Florenz  hat  ähnliche  Aufnahmebestimmungen,  nur  dals  es 
auch  selbständige,  selbst  arbeitende,  jedoch  keine  Holtspcrsonen 


>)  Auch  Monsa  enthält  in  seinen  Sututen  die  niialiciien  Aufnahmebedin- 
gungen wie  Mailmd.  Es  ist  mir  aber  zweifelbeft,  ob  we  eingehalteii  werden. 
Es  wird  Itanlich  wie  in  Neapel  gehen;  vgL  &  545. 
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beschäftigenden  Gewerbetreibende  (»che  possano  provare  di  essere 
lavoratori  e  di  non  aver  alla  loro  dipendenza  altri  lavoratori*) 
als  Mitglieder  zulflfst  (Art.  3  der  Statuten). 

Die  Mitglieder  werden  in  Fachsektionen  organisiert  (ArL4). 
<lie  autonom  werden,  sobald  sie  die  Zahl  von  40  Mitgliedern  er- 
reichen (Regl.  Art.  1).  Aber  ebenso  wie  Einzelpersonen  können 
auch  Vereine  eingeschrieben  werden,  vorausgesetzt,  dafs  sie  nur 
aus  Arbeitern  bestehen.  „Die  gemischten  müssen  die  Padroni 
so  gestellt  haben,  dafs  diese  nichts  mehr  bedeuten  und  keine 
weiteren  beitreten  dürfen. „Die  Mitglieder  sind  nicht  ver- 
pflichtet, sich  in  Fachsektionen  einschreiben  zu  lassen,  jedoch 
wenn  sie  es  nicht  thun,  bleiben  sie  »senza  scopo,  senza  appoggio. 
senza  aiBatamento.''i) 

Venedig  bestimmt  in  Art.  4  und  5  seiner  Statuten  (die  für 
die  uns  beschäftigende  Frage  irrelevanten  Aufnahmebedingungen 
lasse  ich  fort): 

„Alle  Arbeiter  haben  das  Recht,  sich  in  die  Arbeiterkammer 
einschreiben  zu  lassen.  Sie  müssen  jedoch  den  Nachweis  führen, 
dafs  sie  wirklich,  „realmerite",  der  arbeitenden  Klasse  angehören, 
indem  sie  ein  Gewerbe  oder  Handwerk  ausüben  ( „csercitando  un 
mestiere  od  una  professione" ).  Auch  die  Vereine,  die  ausschliefs- 
lich  aus  Lohnarbeitern  (oder  -Arbeiterinnen)  oder  Angestellten 
(lavoratori  .  .  a  salario  od  a  stipendio)  bestehen,  sowie  auch  die 
selbständigen  Produzenten  (liberi  produttori),  die  keine  Arbeiter 
in  ihrer  Abhängigkeit  haben,  können  in  die  Camera  de!  Lavoro 
eingeschrieben  werden." 

„Die  in  die  Arbeiterkannner  eingeschriebenen  Arbeiter  werdt  n 
nach  Gewerben  organisiert,  deren  jedes  eine  Sektion  der  Kammer 
bildet"  (Art.  6).  In  diese  Sektionen  gehen  auch  die  Vereine  ein. 
„Diejenigen  der  Kammer  angehörenden  Vereine,  die  einen  selb- 
ständigen Sitz  in  der  Kammer  aulser  dem  ihrer  Sektion,  der  sie 
angehören,  haben  wollen,  roflssen  Antrag  bei  der  Ezdnitiv- 
kommission  stellen"  u.  s.  w.  (Art.  11  des  Regl.). 

Der  Leser  sieht,  dafe  hier  in  Turin,  Florenz,  Venedig  im  all- 
gemeinen die  Mitgliedschaft  der  Kammern  nach  denselben  Grund- 
sätzen erworben  wird  und  auch  die  Gliederung  der  Mitglieder  in 
gleicher  Weise  erfolgt 

Auch  in  den  flbrigen  Kammerstatuten  finden  sich  keine 
Wesensverschiedenheiten  in  den  einschlägigen  Bestimmungen. 


*)  Anskasft  auf  Grund  melBcs  Frafibogo». 
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Es  scheint  fast,  als  ob  icine  Unterschiede,  wie  sie  der  juribtisch 
geschulte  Leser  in  den  einzelnen  Statuten  findet,  von  deren  Ver- 
fassern gar  nicht  beabsichtigt  sind.  Jedenfalls  halten  sich  die 
Antworten  auf  die  hierher  gehörigen  Fragen  meines  Quistionario 
ziemlich  allgemein  und  lassen  sich  sogar  nicht  immer  mit  dem 
Statut  in  Einklang  bringen.  So  lautet  der  Bescheid  der  Kammer 
in  Neapel  auf  meine  Fragen:  * 

1.  „Werden  Vereine  oder  Einzelpersonen  als  Mitglieder  ein«* 
geschrieben?"   ««Die  einen  wie  die  andern."* 

2.  «Sind  «gemischte*  Gesellschaften  zugelassen?"  «2^itweilig?" 
««Nur  für  das  Jahr  189f."" 

3.  „Besteht  die  Verpflichtung  ftr  die  Mitglieder,  sich  in  Fach- 
sektionen einschreiben  zu  lassen?"  ««Ja,  wenn  sie  die  Zahl 
von  25  erreichen."" 

Wahrend  die  gedruckten  Statuten  dieser  Kammer  wOrtlich 
mit  den  Mailändern  Obereinsdromen,^)  also  keineswegs  eine  Praxisi 
wie  sie  aus  den  obigen  Antworten  sich  entnehmen  laist,  gestatten 
wflrden.  Es  scheint  nicht  so  genau  genommen  zu  werden. 

Im  grofsen  Ganzen  jedoch  sind  die  Prinzipien  klar,  nach 
denen  sich  die  Aufnahme  und  Organisierung  der  Mitglieder  in 
den  italienischen  Arbeiterkammern  regelt  Ich  verzichte  deshalb 
auf  weitere  Mitteilungen. 

Ueber  die  innere  Verwaltungsorganisation  der  Camere 
del  Lavoro  verbreite  ich  mich  ebenialls  nicht.  Sie  ist  überall  die- 
selbe  wie  in  Mailand.  Diese  aber  ergiebt  sich  aus  den  Statuten 
und  Reglements,  die  der  Leser  im  Anhang  in  wörtlicher  Ueber- 
Setzung  findet 

IV. 

Welches  aber  sind  die  Aufgaben  der  Arbeiterkammern, 
die  ihnen  ihre  Begründer  gesteckt  haben,  und  wie  haben  sie  sie 

bisher  erfüllt? 

Wohl  war  der  Ausgangspunkt  für  die  meisten  das,  was  man 
eine  Arbeits börse  im  eigentlichen  Sinne  heifst:  eine  Organisation 
für  den  Markt  der  Ware  Arbeitskraft.  Aber  von  vornherein 
gehen  alle  mafsgebenden  Persönlichkeiten  in  ihrer  Zwecksetzung 
über  diesen  engen  Rahmen  einer  «Borsa"  del  Lavoro  hinaus. 
Mit  einer  gewissen  sittlichen  Entrostung  weisen  sie  darauf  hin, 
«che  Toperaio  odierno  non  puö  essere  merce  solamente,"  wie  der 


Ebenso  wie  die  der  Arbeiterkamme m  in  Mo nza  siehe  oben  S.  543,  Anm. 
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Florentiner  Bericht  von  1893  sagt,  oder  wie  Gnocchi-Viani  selbst 
es  Öfters  betont  :i)  „Occorre  presentarla  subito  alla  mente  dei 
vostri  compagni  di  lavoro  non  come  un  semplice  mercato  del 
lavoro  (Arbettsmarkt)  ma  come  una  nuova  missione  sociale» 
missione  economicamente  e  moralmente  redentrice. . .  L'operaio 
come  produttore  di  richezze  sociali,  non  h  solo  braccia.  ma  h  an- 
zitutto  uomo  e  come  uomo  deve  entrare  nella  Camera  del  La- 
voro e  farla  fiinzionare  e  svüuppare." 

Also  «als  Mensch  sollte  der  Arbeiter  in  die  Kammern  ein- 
treten*: was  einstweilen  noch  kein  recht  greifbares  Programm  be- 
deutet, wie  denn  sich  erst  langsam  aus  dem  allgemeinen  guten 
Willen  eine  Reihe  bestimmter  Zwecke  herauskrystallisiert.  die 
nunmehr  das  Programm  der  Arbeiterkammem  bilden.  Diese  Er- 
schaffung aus  dem  Urnebei  läfst  sich  noch  recht  deutlich  in  dem 
Programm  der  Mailänder  Kammer  nachweisen.  Hier  gehen  die 
einzelnen  Zwecke  und  Aufgaben  noch  recht  bunt  durcheinandefr 
wie  an  einem  ersten  Schöpfungstage,  an  dem  es  auch  noch  an 
der  nötigen  Ordnung  gebricht.  Aus  dem  Mailänder  Programm 
haben  sich  dann  alle  übrigen  entwickelt:  formell  verbessernd, 
ohne  sachlich  etwas  neues  hinzuzuthun.  Der  Leser  möge  sich 
deshalb  die  Mühe  nicht  verdriefsen  lassen,  das  noch  etwas 
chaotische  Mailänder  Programm  hinten  im  Anhang  durchzulesen; 
CS  ist,  wie  gesagt,  das  aller  übrigen  Kammern  geworden.  Zur 
rascheren  Orientierung  ordne  ich  die  einzelnen  Programmpunkte 
etwas  systematischer  an. 

Gleichsam  über  den  Eingangspforten  zu  den  Arbeiterkammem 
steht  die  Warnung  verzeichnet:  „Hier  dürfen  politische  und  reli- 
giöse Fragen  nicht  diskutiert  werden."  Die  strikte  Beschränkung 
auf  das  rein  ökonoinisciie  Gebiet  mufs  als  der  oberste  Grundsatz 
fQr  die  Thfltigkeit  der  Arbcitcrkanmiern  angesehen  werden.  Er 
ist  von  grofser  Bedeutung,  sehr  vernünftig  und  wird,  so  viel  ich 
sehe,  auf  das  Strengste  eingehalten. 

In  dieser  Beschränkung  nun  sollen  die  Kammern  eine  thuo- 
lichst  umfassende  „Interessenvertretung  der  arbeitenden  Klasse' 
sein;  sie  sollen,  wie  der  fast  aberall  wiederkehrende  Ausdruck 
lautet,  „patrocinare  gli  interessi  dei  lavoratori  in  tutte  le  contin- 
genze  della  vita;"  „rappresentare  presso  il  Commune  e  lo  Stato 
i  bisogni  e  gli  interessi  dei  lavoratori  salariatL* 


^)  Vgl.  z.  B.  idiieii  Brief  in  der  Neuauflage  eeiaer  errten  Agitrtioimduift 
Ar  C  «L  L.  (1093)  S.  33-.37. 
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An  einzelnen  Aufgaben,  die  zur  Erreichung  dieses  allgemeinen 
Zweckes  dann  gelöst  werden  müssen,  ergeben  sich: 

1.  Die  Sammlung  von  Nachrichten,  und  zwar  insbeson- 
dere, um  die  Arbeiter  über  die  Bedingungen  des  Arbeitsmarktes, 
quantitative  wie  qualitative,  im  Inlande  wie  im  Auslande  zu  unter- 
richten. 

2.  Die  Errichtung  eines  Arbeitsnachweises  entweder 
von  Seiten  der  einzelnen  Sekretäre  oder  von  Seiten  der  Kammer 
selbst,  so  dann  also,  dais  ein  Generalregister  Ober  angebotene 
und  verlangte  Stellen  im  Centraibureau  der  Kammer  geführt  wird» 
selbstverständlich  in  thunlichster  fachgewerblicher  Anordnung. 
Durch  ein  solches  Generalregister  wird  zweierlei  erreicht:  einmal 
wird  der  etwa  schon  bestehende  Arbeitsnachweis  der  Gewerkt 
Schäften  centralisiert,  die  verwandten  Berufszweige  kOnnen  besser 
Arbeitskräfte  austauschen,  sodann  aber  wird  vor  allem  für  die 
nicht  gewerkschaftlich  organisierten  Arbeiter  ein  Arbeitsnachweis 
Oberhaupt  erst  geschaffen.  Das  Bemühen  der  Kanunern  ist,  das 
Angebot  möglichst  bekannt  zu  machen  und  —  was  die  Haupt- 
sache natürlich  bleibt  —  die  Arbeitsherren  zur  Benutzung  des 
Arbeitsnachweises  zu  veranlassen.  Der  Zusammenhang,  der  schon 
heute  zwischen  den  Kammern  besteht,  gew.lhit  den  Ausblick  auf 
eine  dermaleinstige  Centralisierung  des  Arbeitsnachweises.  Der 
unpolitische  Charakter  der  Arbeiterkaniniern  macht  die  Benutzung 
des  Arbeitsnachweises  durch  die  Unternehmer  wahrscheinlicher, 
als  es  bei  einem  rein  gewerkschaftlichen  Arbeitsnachweis  der 
Fall  ist. 

3.  Kinlluls  aut  den  Gang  der  sozialen  Gesetzgebung 
und  Verwaltung  zu  gewinnen:  für  Ausdehnung  der  Arbeiter« 
Schutzgesetzgebung  zu  agitieren,  vor  allem  auch  Ober  die  strikte 
Ausftlhrung  der  bestehenden  Gesetze  zu  wachen:  eine  in  Italien 
mit  seinen  zwei  Fabrikinspektoren  besonders  dringliche  Aufgabe! 

4.  Einflufs  auf  die  Unternehmerschaft  zu  gewinnen, 
insbesondere  bei  der  Feststellung  der  Lehrlingskontrakte,  der 
Lohntarife  mitzuwirken,  die  Gleichstellung  der  Frau  mit  dem 
Manne  durchzusetzen,  die  Wiederindienststellung  entlassener 
Sträflinge  zu  erleichtem  und  was  dergleichen  schöne  und  er- 
strebenswerte Dinge  mehr  sind. 

5.  Die  Funktion  als  Schiedsgerichte  und  Einigungs- 
tmter,  Genauer  ausgedrQckt:  Die  Kammern  sollen  far  Errich- 
tung solcher  Sorge  tragen,  wie  es  durchgehends  heifst:  .curare 
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(procurare)  la  formazione  di  arbitrati  fra  proprietär!  e  lavoratori 
per  appianare  e  risolvere  le  questioni  di  lavoro  ec." 

6.  Die  Förderung  des  Genossenschaftswesens:  di  con- 
sumo,  di  produzione,  di  credito;  hauptsachlich  auch  dadurch,  dafs 
die  Kammern  für  Ueberweisung  von  StaatsauftrAgen  an  Arbeiter^ 
genossenschaften  Sorge  tragen.  Es  wurde  schon  erwähnt,  dafs 
die  Produktivgenossenschaften  in  Italien  eine  nicht  unbedeutende 
Rolle  spielen,  eine  viel  bedeutendere  jedenfalls  als  z.  B.  in 
Deutschland. 

Hier  ist  eine  Art  Geschaftsvermittlung,  wie  sie  die  Arbeiter- 
kammern  vornehmen  können  zwischen  Genossenschaften  und  Be- 
hörden etc.  von  Wichtigkeit. 

7.  Endlich  soll  den  Kammern  die  PHoum-  der  geistigen 
und  moralischen  Interessen  der  Arbeiterschaft  obliegen; 
„studiando",  wie  es  in  den  Mailänder  Statuten  Art.  5m  heifst, 
„tutli  quei  mezzi  che  valgano  ad  elevare  il  carattere  intellettuale, 
morale  e  tecnico  dei  lavoratori  salariati,  istituendo  biblioteche, 
pubhlicando  un  bollettino  ufficiale"  ec.  ec.  Wenn  mit  letzterem 
das  oben  erwähnte,  bald  wieder  eingegangene  „Giornale  delle 
Camere  del  Lavoro"  gemeint  ist,  so  hat  man  dessen  Bedeutung 
für  die  moralische  und  intellektuelle  Hebung  der  Arbeiterklasse 
entschieden  flberschätzt  Aber  sonst  giebfs  hier  viel  zu  thun: 
Bibliotheken  und  Lesehallen  einzurichten,  Vortrage  zu  veran- 
stalten. Fortbildungskurse  abzuhalten,  Unterricht  im  Lesen  und 
Schreiben  zu  ertheilen  u.  dgl.  m. 

Das  ist  sicherlich  ein  reiches  Programm,  das  hier  die  Männer 
aufgestellt  haben,  aus  deren  Iniziative  in  so  wundersam  rascher 
Zeit  solch  imposante  Einrichtungen  wie  die  italienischen  Arbeiter- 
kammern erwachsen  sind.  Und  ihm  gerecht  zu  werden:  ein  Streben 
wohl  des  Schweifses  der  Edlen  wert 

Fragen  wir  nun  schon  heute:  was  habt  Ihr  denn  erreicht? 
was  habt  Ihr  denn  geleistet?  so  geschieht  es  in  dem  klaren  Be- 
wulstsein,  dafs  die  Zeit  noch  zu  kurz  ist,  die  seit  Gründung  der 
meisten  Arbeiterkammern  verflossen  ist,  um  ein  abschliefsendes 
Urteil  über  das  Mafs  von  Leistungsfähigkeit  Zugewinnen»  das  den 
Kammern  inne  wohnt. 

Immerhin  aber  läfst  sich  heute  mit  voller  Sicherheit  schon 
so  viel  sagen:  sie  haben  sich  als  eine  lebenskräftige, 
hoffnungsreiche  Einrichtung  erwiesen  und  was  sie  ge- 
leistet haben  und  leisten,  ist,  zumal  für  italienische  Zu- 
stände, über  alles  Erwarten  viel  und  bedeutend. 
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Ich  spreche  mein  Urteil  hier  absichtlich  in  solchen  Super- 
lativen  aus,  weil  es  mir  darauf  ankommt,  insbesondere  auch 
meinen  italienischen  Freunden  aus  den  Arbeiterkreisen  zum  Be- 
wufstscin  zu  bringen,  was  sich  hier  in  diesen  Arbeiterkammern 
thatsächlich  in  verhältnismäfsig  sehr  kurzer  Zeit  an  lebensfähigen 
Keimen  entwickelt  hat  und  dafs  keinerlei  Grund  vorliegt,  an  der 
Zukunft  zu  verzweifeln,  wie  der  sanguinische  Südländer  so  gern 
thut,  wenn  er  nicht  alles  in  einem  Ansturm  erringen  kann.  Viel- 
mehr haben  die  italienischen  Arbeiter  und  ihre  Führer  alle  Ver- 
anlassung, auf  diese  Schöpfung  der  Canieic  del  Lavoro  stolz  zu 
sein.  Ich  wollte,  wir  hätten  sie  oder  etwas  ähnliches  in  Deutsch- 
land! 

lieber  die  Mitgliederzahl,  in  der  sich  gleichsam  extensiv 
der  Erfolg  der  Arbeiterkammern  wiederspiegelt,  habe  ich  dieses 
in  Kitahrunu:  bringen  können: 

Bologna,  das  immer  die  genauesten  statistischen  üeber- 
sichten  liefert,  hat  folgende  Mitgliederziffern  aufzuweisen. 

Es  betrug  die  Zahl  der  eingeschriebenen  Mitglieder: 


Stadt 

Provinz 

Insgesamt 

Am 

31.  Dezember  1893  .... 

6441 

79 

6520 

m 

6742 

357 

7099 

m 

31.  März  1895   

7065 

927 

7992 

m 

7367 

2261 

9628 

^Schriftliche  Mitteilunr.) 

Die  Zahl  der  „Societä  aderenti",  also  der  „zur  Kammer  hal- 
tenden" Vereine,  wie  man  aderenti,  wörtlich  anhängend,  vielleicht 
sinngemäfs  am  besten  übersetzen  kann,  beträgt  zur  Zeit  56,  wo- 
von 6  Kampfvereine,  31  UnterstOtzungsvereine  und  19  Genossen- 
scha^n  sind. 

Wie  sehr  jedoch  in  diesen  Vereinen  noch  das  bOrgerliche 
Element  überwiegt,  ergiebt  sich  daraus,  dafs  die  Gesamtmitglieder- 
zahl von  50  dieser  Vereine,  die  im  April  1894  der  Kammer  an- 
gehorten, 26789  betrug  gegenüber  einer  Zahl  eingeschriebener 
Kammermitglieder,  d.  h.  den  Arbeite rmitgliedern  jener  Vereine 
von  7099.1)  Also  zwei  Drittel  bis  drei  Viertel  der  Vereinsmit- 
glieder waren  nicht  einschreibeberechtigt,  d.  h.  waren  nicht 
Arbeiter. 

Cremona.  August  1893  13  Sektionen  mit  1537  Mitgliedern» 
.1894  24       ,         ,  4494 

^)  Erster  Jahresbericht  S.  27. 
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Florenz.  Laut  schriftlicherMitteilung  gehörten  derKaramer  an; 
1893  2005  eingeschriebene  Mitglieder 
1895  4000  „ 

Die  Zahlen  sind  offenbar  abgerundet;  der  Berichterstatter 
schreibt  mir  auch  »oggi  si  calcola".  Im  Gegensatz  zu  anderen 
Städten  Oberwiegen  in  Florenz  die  Einxelmitglieder.  Denn  die 
Zahl  der  SocietA  aderenti  beafferte  sich  auf  nicht  mehr  als  6  (4  di 
resistenza,  1  di  M.  S.,  1  Cooperativa), 

Mailand.  Die  MaUflnder  Kammer  zfthlte  (laut  erstem  Jahres- 
bericht) am  15.  Mai  1892  »  8061  Mitglieder.  Jetzt  (August  1896) 
dflrfte  die  Zahl  zwischen  12000  und  13000  schwanken.  Was  mir 
an  genauem  statistischen  Material  vorliegt,  ist  ein  mir  Qbersandtes 
Verzeichnis  der  der  Kammer  angehörigen  Vereine,  die  sich  auf 
54  beziffem.  Von  diesen  54  Vereinen  (die  in  Mailand  alles  Ar- 
beitervereine sein  müssen)  ist  bei  40  die  Zahl  der  Mitglieder  an- 
gegeben; diese  40  Vereine  haben  zusammen  9612  Mitglieder. 
Darnacht  habe  ich  die  Gesamtziffer  veranschlagt. 

Neapel.  Laut  schriftlichem  Bericht  gehörten  1894  der  Kam- 
mer 2600  Mit^ieder  an,  deren  Zahl  im  1.  Halbjahr  1895  1800  be- 
trug (also  ein  Rflckgang).  Vereine  befanden  sich  in  der  Kammer 
24,  davon  5  Kampfvereine.  11  UnterstOtzungsvereine,  8  Genossen- 
schaften. Bei  Konstituierung  der  Kammer  betrug  die  Zahl  der 
teilnehmenden  Vereine  37  mit  einer  Gesamt -MitgUederzahl  von 
11310.1)  x)ie  schlechte  finanzielle  Lage  der  Kammer  hat  o£fenbar 
ihrer  Entwicklung  geschadet. 

Parma.  Die  Kammer  zfthlte  1893  =  1541;  heute  1800  Mit- 
glieder, von  letzteren  sind  12(X)  in  Sektionen  bereits  konstituiert 
600  noch  nicht  (sparsi). 

Pavia.  Die  Zahl  der  eingeschriebenen  Mitglieder  betrug  1893 
734  und  stieg  im  Jahre  1894  auf  1134.  Fachsektionen  sind  19  ge- 
bildet. Von  Vereinen  gehören  der  Kammer  an:  10  UnterstOtzungs- 
vereine, 5  KanipiVereinc  und  2  Genossenschaken.  (Schrifil.  Bericht.) 

Rom,  Etuie  1893  gehörten  61  Vereine  der  Kammer  an  mit 
10  782  Mitgliedern,  die  sich  wie  folgt  verteilten: 

Genossenschaften     .....    27  mit  2295  Mitgliedern, 

Kampfvereine  14    „    2687  , 

Unterstützungsvcrcine  ....    10    „    5716  „ 

Pro  vi  n  z  i  a  1  -  ( ? )  V  e  r  e  i  n  (associazi  on  i 

provinciali;  1    „       85  „ 


^)  Nach  einer  MiUeilung  im  Giornalc  Noi.  1. 
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Aufserdem  waren  in  der  Kammer  noch  680  Mitglieder,  die 
keinem  Vereine  angehörten. 

Turin.  Zahl  der  Mitgheder  am  30.  September  1891  (laut 
erstem  gedruckten  Bericht)  4806. 

Venedig.  Der  erste  Jahresbericht  bezitTert  die  „eingeschrie- 
benen Mitgheder"  am  23.  November  1893  auf  9163. 

Ueberaus  schwer  is.t  es,  die  Wirksamkeit  einer  Institution 
wie  der  Arbeiterkammern,  ich  möchte  sagen  quantitativ  abzu- 
schätzen. Ihre  Bedeutung  hegt  oft  in  Leistungen,  Verrichtungen, 
die  überhaupt  keine  Gröfsenmessung  zulassen.  Wir  sind  daher 
meist,  um  ein  Urteil  Ober  solcherart  Einrichtungen  zu  gewinnen, 
auf  Schlosse  aus  bestimmten  symptomatischen  Erscheinungen  an- 
gewiesen» wie  es  das  Wachstum  der  Mitgliederzahl,  das  still- 
schweigende oder  ausdrOcIdiche  Urteil  der  Interessenten  ist  und 
dergL  Nur  um  ein  Bild  zu  geben,  wie  unsere  Kammern  funktio- 
nieren, will  ich  einige  Mitteilungen  aus  den  gedruckten  oder 
handschriftlichen  Berichten  Ober  ihre  Thfltigkdt  machen,  aus  denen 
der  Leser  jedenfalls  den  einen  Schlufs  mit  Sicherheit  wird  ziehen 
können,  dais  die  Arbeiteirkammem  blohen  und  gedeihen,  ebenso 
wie  ihm  die  eben  mitgeteilten  Mitgliederzahlen  den  Beweis  ge- 
liefert haben,  dafe  sie  Wachsen. 

Ich  verzichte  auf  eine  dramatisch  belebte  Schilderung  der 
Thfltigkeit  unserer  Kammern  und  steUe,  in  schematischer  Anleh- 
nung an  meine  Uebersicht  Ober  die  Aufgaben,  einige  Leistungen 
der  Kammern  zusammen. 

Nachrichtensammlung.  Eine  Reihe  von  Kammern  hat 
eigene  Enquöten  veranstaltet  So  die  Bologneser  Ober  die  Arbeits- 
losigkeit in  ihrem  Bezirk,  die  Cremoneser  Ober  Frauen  und  Kinder- 
arbeit in  Fabriken.  Augenblicklich  ist  man  dabei,  Erhebungen  über 
Betriebsunfälle  zu  machen.  Die  Arbeiterklasse  fiUigt  an,  die  Kam- 
mern als  Auskunftsstellen  zu  betrachten.^). 

Arbeitsnachweis.  Eine  statistische  Uebersicht  über  den 
bisher  durch  die  Kammern  vermittelten  Arbeitsnachweis  wird 
geplant;  zur  Zeit  ist  man  auf  die  ziemlich  kümmerlichen  An- 
gaben der  einzelnen  Kammern  angewiesen.  Es  scheint,  als 
ob  man  in  diesem  Punkte,  Bologna  und  Mailand  etwa  aus- 
genommen, mit  den  Krfolgen  nicht  sonderlich  zufrieden  wäre. 
,£s  fehlt  einstweilen  noch  an  der  notwendigen  Fühlung  mit  den 
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Unternehmern,  die  sich  noch  nicht  daran  gewöhnt  haben,  aus 
den  Li:5ten  der  Arbeiterkammern  ihren  Bedarf  an  Arbeitskräften 
zu  decken.  Die  Venetianer  Kammer  meint  etwas  naiv,  weil  ihre 
Räumlichkeiten  zu  abseits  vom  Zentrum  der  Stadt  lägen.  Der 
Grund  des  Uebels  sitzt  aber  wohl  tiefer.  Hier  einzelne  An- 
gaben: 

Bologna  schreibt  mir:  „ha  potuto  provedere  in  larga  misura 
a  collocamenti*. 

Cremona.  Arbeitsnachweis  vernachlässigt  wegen  Mangel  an 
Personal.  84  Personen  plaziert  von  August  bis  Dezember  18!H. 
(Giom.  No.  1.) 

Florenz.  „11  coUocamento  va  lentamente" ;  gut  funktioniert 
es  nur  fOr  persönliche  Dienste.   (Schriftlicher  Bericht) 

Mailand.  Von  Dezember  1891  bis  September  1893  wurdea 
5215  Personen  untergebracht;  jährlich  im  Durchschnitt  2500  (desgU 

Neapel.  .^La  Statistica  k  deficiente*',  weil  die  Kammer  noch 
nicht  ordentlich  funktioniert  (desgl.). 

Parma.  .Nicht  20  Personen  plaziert"  (desgl.).  Als  Grund 
giebt  der  Bericht  an  den  primitiven  Zustand  der  gewerbUchen 
Verhaltnisse  in  Parma  und  Umgegend. 

Pavia.  Ein  Arbeitsnachweis  findet  fast  ausschliefslich  in  den 
organisierten  Gewerken  statt  FUr  Köche  und  Kellner  bedient 
sich  seiner  die  ganze  Provinz  (desgl.). 

Piacenza.  Im  Jahre  1893  wurden  insgesamt  582  Arbeitslose 
beschäftigt.  Davon  über  die  Hälfte  Bauhandwerker  und  Hand- 
langer. (Giorn.  No.  4.)  Vom  Juni  1891  bis  dahin  1894-  betrug 
die  Zahl  der  durch  Vermittelung  der  Kammer  untergebrachten 
Personen:  Köche,  Kellner  etc.  577,  Maurer  256.  Handlanger  302; 
Tischler  55,  Gepackträger  40.  Verschiedene  85.   (Ib.  No.  6.) 

Rom.  Uebersicht  über  die  angewiesenen  Stellen  vom  1.  März 
bis  31.  Oktober  1893:  Buchgewerbe  11,  Baugewerbe  365,  Holz- 
arbeiter 12,  Metallindustrie  125,  Manufakturbranche  86,  öffent- 
liche Dienste  234.  Diverse  26. 

Turin.  Bis  zum  Frühjahr  1894  waren  etwa  5000  Personen 
als  Arbeitsuchende  in  die  Register  der  Kammer  eingeschriebeo, 
700  plaziert.    (Mündliche  Mitteilung.) 

Venedig.  Im  Jahre  1893  wurden  1560  Arbeitern  durch  die 
Kammer  Stellen  angewiesen.  Die  Mehrzahl  waren  Kellner,  Maurer, 
üschU  r  und  Handlanger.    (Erster  Jahresbericht,  S.  16  ) 

Mit  Erlülg  haben  bich  viele  Kammer  um  die  Veranstaltung 
v^n  Notstandsarbeiten  bemüht.    Die  Fühlung  mit  den  Stadt- 
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verwaltuntjcn  wirkt  hier  flufserst  segensreich.  So  kann  Wnedig 
(1893)  berichten,  dals  für  mehr  als  500  Arbeiter  auf  längere  Zeit 
durch  Vermittelung  der  Kammer  Beschclftigung  geschaften  sei. 
und  zwar  nicht  nur  Erd-  bezw.  Wasserarbeiten,  sondern  Arbeit 
für  „Bildhauer,  Maurer,  Schmiede,  Tischler"  u,  a. 

Einflufs  auf  den  Gang  der  sozialen  Gesetzgebung 
und  Verwaltung.  Wollte  man  hier  die  Bedeutung  und  Wirk- 
samkeit der  Arbciterkanmu  rn  allein  nach  der  Fülle  sozialpoli- 
tischer Gesetze  beurteilen,  die  sie  etwa  seit  ihrem  Bestehen  ver- 
anlafst  haben,  so  wäre  das  unbillig.  Der  Flavus  Tiber  wird  noch 
manche  Schmubswelle  ins  Meer  wälzen,  ehe  denn  in  Montecitorio 
die  Zeit  für  den  Beginn  einer  sozialpolitischen  Aera  wird  erfollet 
sein.  Auch  die  Arbeiterlcammern  können  kein  Wunder  wirken 
und  plötzlich  eine  sozialpolitisch  fortschrittliche  Regierung  oder 
Kammermehrheit  aus  dem  Boden  stampfen.  Es  wird  langer  aus- 
dauernder Arbeit  bedürfen,  ehe  hier  etwas  erreicht  wird.  Aber 
wer  genau  hinschaut,  wird  doch  schon  Spuren  eines  wolthätigen 
Einflusses  entdecken,  den  die  Arbeiterkammem  auf  die  Entwick* 
lung  der  Sozialpolitik  in  Italien  ausQben. 

Man  schaue  z.  B.  auf  den  von  den  Kammern  ausgehenden, 
Oberaus  lehrreichen  Kongrefs.  den  Vertreter  von  Arbeiterorgani- 
sationen dieses  Frühjahr  in  Mailand  abgeluilten  haben,  um  die 
Frage  der  Betriebsunfallentschädigung  zu  diskutieren. Hier  wer- 
den —  wenn  auch  weiter  nichts  zunächst  erreicht  wird  —  den 
mafsgebcnden  Persönlichkeiten,  sagen  wir  mal  in  alter  Gewohn- 
heit der  herrschenden  Klasse.  Dinge  von  einem  Kaliber  an  den 
Kopf  geworfen,  dafs  hingcic  Z<  it  die  W  irkungen  ^ich  werden 
sjjüren  lassen.  Ich  meine:  an  soK  lu  ii  KongrefaA'ei  handhingen 
und  -Beschlüi^j^en  koiiiu  n  .selbst  die  C  ri.spis  nicht  achtlos  vorüber 
gehen.  Sie  müssen  Fiiuiruck  machen,  sie  müssen  zur  Besinnung 
bringen;  sie  lieiern  aber  auch  Winke  und  Ratschliige.  (icsichts- 
punkte  und  Gedanken,  die  alle  Ministerialkontercnzen  der  Weit 
nicht  zu  Tage  fördern  können. 

So  kommen  denn  auch  unwillkürlich  die  Behörden,  wenn  sie 
etwas  sozialpolitisches  Wissen  und  Können  nötig  haben,  und 

Vgl.  Rcsoconto  k\<\  Coni,'ies^u  su^l'  infortuni  del  l.i\orn  m  r.i|)portu 
ail'  igicnc,  al  lavuro  dcUc  donne  e  dci  fanciiilli  cd  air  istnuiunc-  i)lA>!ii;atoria 
tenutosi  in  Hilano  nei  giorni  17.,  18.  e  19.  roano  1895.  Milano,  tip.  dcgli  opcrai. 
1895.  78  pp.  Die  Verhandlungen  erstreckten  aich  anf  fast  das  gesammte  Gebiet 
des  Arbciterschatzcs,  wie  aus  dem  Titel  hervorgeht. 

ArddT  Ar  tot.  G«s«ttgebf .  o.  Ststiatik.  Vni.  35 
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fangen  an,  sich  an  die  Arbeiterkammern  um  Rat  und  Auskunft 
zu  wenden.  Die  Bologneser  wurde  bei  Bildung  der  Probi  viri 
kollegicn  betragt'),  der  Venetiaiier  wurde  die  Umarbeitung  der 
Schiftcrordnung  vom  Magistrat  überwiesen^)  u.  s.  w.  AnüUige, 
erste  Anfänge,  aber  voller  Brdciitung. 

Einflufs  auf  die  Unternehmerschaft  gewinnen  und  wirk- 
sam als  Schiedsgericht  und  Kinigungsamt  funktionieren, 
sind  sehr  verwandte  Dinge;  in  dem  Falle  wenigstens,  wie  dem 
vorliegenden,  dafs  es  sich  um  eine  aus  Arbeiterkreisen  erwachsene 
Kiiuichtung  handelt.  Denn  dann  ist  sie  des  Vertrauens  der 
Arbt  iter  von  vornherein  versichert  und  es  kommt  nur  darauf  an. 
auch  auf  die  Unternehmerschaft  Kinflufs  zu  gewinnen,  um  ge- 
gebenenfalls auch  zwischen  den  feindlichen  Parteien  mit  gutem 
Erfolg  vermitttrln  /u  können. 

Da  mufs  ich  nun  gestehen,  dafs  ich  im  höchsten  Grade  er- 
staunt bin,  welchen  Rang  die  Arbeiterkammern  in  Italien  schon 
heute  als  schiedsrichterliche  Organe  einnehmen,  wie  weit  schon 
heute  ihr  Einflufs  auf  das  Unternehmertum  reicht.  Allerorts  giebt 
es  Falle  zu  berichten,  in  denen  sich  die  Arbeitgeber  Normalkon- 
trakte,  Lohntarife  u.  dgl.  gefallen  lassen,  die  die  Arbeiterkammer 
veranlafst  hat.  NatQrlich  wird  sich  auch  hier,  wenn  man  nur  die 
quantitative  Wirksamkeit  ins  Auge  fafst,  eine  merkliche  Verbesse» 
rung  der  Arbeitsbedingungen  in  gröfserem  Umfange  kaum  schon 
nachweisen  lassen.  Aber  auch  hier  handelt  es  sich  um  erste  An- 
fänge, die  symptomatisch  wichtig  sind.  Die  meisten  Kammern 
antworten  mir  auch  auf  meine  Fragen,  dafs  ihre  Thatigkeit  als 
Einigungsamt  eine  fruchtbare  sei.  Bologna:  „L'arbitrato  funziona 
efficacemente";  Florenz:  „Si  sono  accommodate  varie  veitenze 
fra  padroni  ed  operai";  Neapel:  „Meno  due  scioperi  con  risultati 
negativi  gli  altri  verificatisi  si  sono  risoluti  favorevolmente  agii 
operai;*  Pavia:  „La  Camera  funziona  egregiamente  per  le  contro- 
versie  tra  imprenditori  e  operai"  u.  s.  w.  Und  die  Rechenschaib- 
berichte  bestätigen  das  vollauf 

Es  h^itte  wenig  Zweck,  die  Spalten  hier  mit  Aufzahlung  ein- 
zelner Falle,  in  denen  die  Kammern  als  Einigungsamt  fungiert 
haben,  zu  füllen.  Diese  Falle  zahlen  schon  nach  Hunderten.  In 
dem  einen  Rom  wurden  nur  vom  März  bis  November  1893  nicht 
weniger  als  50  Streitigkeiten  beigelegt   Man  will  sogar  bemerkt 


'»  Zweiter  Jahresbericht  vom  31.  Hin  1895. 
Erster  Jahresbericht  S.  11. 
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haben. 1)  dafs  dort,  wo  Arbeiterkammern  errichtet  sind,  die  Zahl 
der  Streiks  sich  verringert  hat,  wie  der  Bericht  iiinzufügt  „tro- 
vandosi  conveniente  ed  energico  ufficio  pieventivo  di  tutela  mo- 
rale  e  materiale  degli  operai  nelle  Camere  Stesse." 

Einer  der  Gründe  für  die  auffallend  rasche  Einbürgerung  der 
Arbeiterkammem  in  ihrer  schiedsrichterlichen  Funktion  kann 
wohl  in  der  Tlutsache  gefunden  werden,  dafs  die  Italiener  hflufig 
und  gern  streiken,  oft  auch,  wo  eine  ruhige  Verständigung  un- 
schwer den  Konflikt  vermeiden  würde.*)  In  diesen  Fällen  kann 
die  Gegenwart  jemandes,  der  besonnen  zuredet,  schon  viel  zur 
raschen  Verständigung  beitragen.  Wie  dem  auch  sei:  jedenfalls 
ist  hier  wieder  eine  höchst  segensreiche  Wirksamkeit  der  Arbeiter- 
kammem  in  bester  Entwicklung  begriffen.  Die  italienischen  Ca- 
mere  del  Lavoro  leisten  schon  heute,  so  viel  ich  sehe,  mehr  als 
unsere  Gewerbegerichte  in  der  Beilegung  von  Streitigkeiten  kollek- 
tiver Natur. 

Ohne  auf  die  das  Genossenschaftswesen  fördernde  Thätigkeit 
unserer  Kammern  näher  einzugehen  —  auch  hier  haben  sie  schon 
vereinzelt  günstige  Resultate  aufzuweisen  —  möchte  ich  mit  einem 
Wort  nur  noch  ihrer  Bedeutung  ak  Bildungs-  und  Unter- 
richtsinstitute gedenken.  Dafs  hier  gerade  in  dem  Lande  mit 
dem  prächtig  veranlagten  Volke  und  den  zwei  Fünfteln  Analpha- 
beten grofses  zu  leisten  ist,  wurde  schon  hervorgehoben.  Mit 
Feuereifer  haben  sich  denn  auch  die  meisten  Kammern  angelegen 
sein  lassen,  diesen  Teil  ihres  Programms  zur  Ausführung  zu 
bringen.  Man  hat  Kurse  eingerichtet,  Vorträge  veranstaltet:  in 
Cremona  sind  Kurse  für  italienische  und  französische  Sprache, 
Nationalökonomie  und  Recht,  Hygiene  und  italienische  Litteratur 
abgehalten;  in  Mailand  wurde  Gesetzeskunde  gelehrt:  in  Bologna 
hat  man  Fachschulen  eingeriehtet.  unternimmt  Exkursionen,  ver- 
anlafst  die  Professoren  zu  populären  X'orträgen:  auch  Venedii,' 
hat  für  Fachschulen  Sorge  getragen;  Florenz  brilliert  durch  eine 
Reihe  von  Vorträgen  über  die  schönsten  und  wissenswertesten 
Dinge  u.  s.  w. 

So  sehen  wir  in  allen  Kammern  emsige  Arbeit:  „überall  reget 
sich  Bildung  und  Streben."  Sicherlich,  aus  dem  monotonen  sum- 
maribchen  Bericht,  der  hier  nur  gegeben  werden  konnte,  läfst  sich 
die  Mannigfaltigkeit  der  Thätigkeit  unserer  Kanunern  nicht  im 

Zirkular  des  Ccntr.ilkumitCL-.s  der  „Föderation"'  d.  d.  Bologna  25.  Juli  1895. 
Vgl.  den  AulsaU  über  gewcrbl.  Streiks  tn  Italien  in  diesem  Archiv  Bd.  VI. 
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entferntesten  ersehen;  denn  gar  vielerlei,  was  sie  thun.  g^ört  in 
die  Rubrik  „Diverses",  lafst  sich  beim  besten  Willen  nicht  klassi- 
fizieren, es  sei  denn,  man  wollte  ganz  allgemein  von  einer  Rubrik 
„Interessenvertretung  der  Arbeiterklasse  im  allgemeinen*  sprechen, 
womit  aber  auch  noch  nicht  viel  gesagt  ist  Es  verhalt  sich  hier 
mit  den  Arbeiterkammern  ganz  ähnlich  wie  mit  den  Handels- 
kammern. Auch  deren  Thfltigkeit  ist  oft  eine  so  mannigfaltige, 
vielseitige  und  fQhrt  zu  einer  Beschäftigung  mit  so  heterogenen 
Sachen,  wenn  sie  nur  „Handel  und  Wandel  betrefien",  da£i 
jemand,  der  nicht  selbst  einmal  mitgethan  hat,  sich  schwer  einen 
Begriff  davon  machen  kann. 

Hier  nur  ein  paar  Beispiele  aus  dem  Bericht^)  der  Vene- 
tianer  Arbeiterkammer  fbr  die  „diverse"  Thfttigkeit:  die  Kamroer 
sorgt,  dafs  in  den  neuen  Vertragen  mit  den  Schtfflfahrtsgesell- 
schaften  Bestimmungen  aufgenommen  werden,  die  die  Gesdl- 
schaften  verpflichten,  ihre  Hestellungen  der  nationalen  Industrie 
zukommen  zu  lassen;  Die  Kammer  beroOlit  sich  beim  Minister, 
dafs  eine  grofse  Firma,  die  in  Zahlungsschwierigkeiten  zu  ge> 
raten  und  ihre  Arbeiter  entlassen  zu  müssen  droht,  für  1 50000  L. 
Auftrage  erhalt;  die  Kammer  schickt  Arbeiter  in  die  königlichen 
Schiffswerften  nach  Taranto,  andere  nach  Rumänien,  noch  andere 
näch  Südamerika;  die  Kammer  wirkt  für  Auswanderer  Ermälsi- 
gung  der  Fahrpreise  bei  den  Schift'ahrts-  und  Eisenbahngesell- 
schaftcn  aus:  die  Kammer  nimmt  sicli  der  Perlenarbeiterinnen  an. 
die  von  Zwischcniiici.stern  an.sp;»->ogen  werden ;  die  Kammer  be- 
freit die  Frenidenfiihrer  von  der  jilliclitung,  selbst  die  Ein- 
trittsgelder im  Dogenpalast  bezahlen  zu  müssen,  wenn  sie  Fremcie 
führen  u.  s.  w.  u.  s.  w.  Oder  wie  mir  der  Sekretdr  der  Floren- 
tiner Kammer  am  Schlüsse  seines  Berichtes  schrieb:  „Wir  sorgen 
für  die  l'tlege  des  Unterrichts  durch  Schulen  und  Vortrage,  durch 
i'ubhi<ati(>rien ,  durch  häufige  Versammlungen:  wir  bemühen  uii;. 
dafs  die  Arbeiter  in  die  \'crwaltungcn  der  Opere  pie  kommen. 
Wir  kiiiumeiii  uns.  dal's  die  Wählerlisten  in  Ordnung  sind.  In 
allen  stadtisrhen  i\ngt  legenlu  ilen  lassen  wir  unsere  Stimme  ver- 
nehmen" (Portiamo  la  nostra  parola  m  ,tutte  le  qucstioni  cilta- 
dine!). 

Und  das  alles,  müssen  wir  schliefslieh  noch  hinzufngen.  tr>'iz- 
dem  einstweilen  die  Fonds  zur  Deckung  der  noivvendiuen 
Ausgaben  bei  den  meisten  Kammern  recht  bescheiden  ^ind. 


1)  Relazione  . .  d«!  15.  Gemuiio  1893  al  31.  Marzo  1894.    Venezia  1804. 
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Wie  oben  schon  erwähnt  wurde,  bestehen  die  Einnahmen  der 

Arbcitcrkammcrn  zur  Zeit  im  wesentlichen  aus  den  Subventionen 
der  öficntlichcn  Körper:  der  Stadt,  der  Provinz,  vereinzelt  der 
Handelskammer.  Einzelne  Kammern  erheben  bereits  Mitglieder- 
b(  iiräi;e.  so  Mailand  50  Cts.  jährlich  von  jt  dein  Mitgliede.  Die 
meisten  düitVn  eine  dcrartii;c  Belastung  noch  nicht  wagen! 

Ich  gebt:  zun(ichst  eine  Ucbersicht  über  die  II(')lic  der  Zu- 
schüsse, die  die  einzelnen  Kamme  rn  beziehen,  wo  es  möglich  war 
lür  die  Gegenwart,  sonst  die  letztbekannte  Summe.  Lebrigens 
sind  die  Subventionen  nicht  wesentlieh  verändert  seit  dem  Be- 
stände der  Kanuntrrn.  Aufscr  den  baren  Zuschüssen  werden  viele 
Kanunern  noch  durch  freie  Gewähru  n  g  de  r  Räumlichkeiten 
unterstützt.  So  erhält  die  Mailänder  Kannner,  wie  schon  erwähnt, 
einen  „I'alazzo"  von  80  Zimmern .  Florenz  einen  solchen  von 
14  Zinmiern  zur  ßenulzung,  auch  lurin.  Venedig,  Rom  u.  a. 
haben  freie  Wohnung. 


Die  Kammer  erhfllt  jährlichen  Zuschufs  in  Lire  von: 


Arbeiter- 
kammer  in 

der  Stadt 

der  Pro- 
vinz 

1  der 

1  Handels- 

kamriT-r 

1 

anders-     .            . ' 
woher  l»»Hesaint| 

Ihr  Budget 
balanzicrt 
ungefllhr  mit 

1  V 

Bolop;na 

3000 

1  500 

500  ' 

5000 

6500 

(Volksbank) 

Creroona 

1  600 

? 

o 

7 

•> 

? 

[ImalöÜOOj 

_[1mal  2ü0j 

[Imal  200j.[t 

mal  3400] 

(Volksbank)! 

Flori  n.^ 

2  000 

300 

2  300 

3500  4000 

Mailand 

10  000 

•  200 

1 

10200 

14  000 

Monza 

500») 

600 

1  100 

3  500 

1 

(Vereine) 

Parma 

3  000 

1 

1500  1 

4  500 

? 

1 

• 

^parküMe) 

Pavia 

2000 

2000 

? 

Neapd 

3  000 

3  000 

? 

i 

[tmal  500] 

1 

Venedig 

10000 

i 

1  - 

.       ~  l 

10000 

12000 

Um  einen  Begriff  von  der  Verwendung  der  Einnahmen  zu 
geben,  lasse  ich  noch  den  Ausgabeetat  für  drei  Kammern  — 
eine  grofse,  eine  mitüere  und  eine  kleinere  —  folgen. 


*}  Jetzt  lese  ich  in  dem  .Futuro  sociale*  vom  16.  November  1895,  da& 
der  Gemeinderat  von  Monsa  seinen  Zuschufs  der  Kammer  entzogen  hat,  „con  In 
motivazione  che  la  Camera  era  fomentatrice  dt  scioperi"*  (?!). 
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I.  Venedig  (1893). 

Passiva  aus  dem  Jahre  1892    517  L.  52  C. 

Kaiuleispeaen   293  •  11  . 

Möbelkonto   1  134  .   95  . 

Diverse  Ausgaben.  UntcrstOtzungen  etc   296        48  . 

Beleuchtung  und  Heizung  '   -    .  479  ,   87  . 

Post  und  Tcicgraphie   106.  tiO, 

Konsumarlikrl  loppctti  oonsumo)   1 75        66  . 

Druck,  Aifichcn,  btcmpcl   2  537  ,   17  , 

Gehtlter  «od  Löhne   5  788  »  ~  . 

Unvorhergesehen«  Ausgaben   86,—  , 

l.  Mai  1893    97  ,    16  . 

iieitungsabonneinents   8.05, 

WohltUtigkeit   328  .  70  . 

Reisen  etc.     *   1 1 6  ,   70  . 


Insgesamt  11  965  L.  97  C 

11.  Bologna  (1894). 

Ausgaben  für: 

Ankauf  von  Möbeln  und  Reparaturen   416L.45C 

.  Heizung   73   ,  85  , 

Druckkosten  etc   620  •  —  . 

Beleuchtung   187  •  50  , 

Kanzlei   105  »  —  , 

Miefe   905   ^  40  , 

Gehälter  und  Löhne   2260   ,  —  , 

Annoncen  und  SchreibgebOhren   545  .  15  • 

Darle  hen  (prrstiti  tcmponnci)   175   .  —  , 

Konto:  Gruppen   17.  80, 

Generalunkosten,  Post,  Zettnngsabonnenient   362  ,  5t  , 

Burcaukosten  für  die  (Kamnur-»  Wahlen  1894    262    ,  58  , 

Postausgaben  fOr  den  Arbeitsnachweis    .....    .    .    .  if>7    „  5o  . 


Inagesamt      0098  L.  90  C 
III.  Monzu  (13.  Mai  1894  bis  10.  Juni  1895). 

Ausgaben  für: 

Einweihung   122L.— C 

Möbel   482  ,  85  , 

Lokalmiete   636  ,   67  , 

Druck-  und  Kanzleikostcn   537  ,  63  , 

Gasanlage   167  »  90  » 

Hei/unir   93  .  85  , 

B<.-scbickung  des  Mailänder  Kongresses   32  ,  • 

Gehilter  und  Löhne   525  ,  —  . 

Diverses  ♦    .  87  .  09  , 

Insgesamt      2772  L.  37  C 

V. 

Aber  CS  liiclst  am  Boden  kriechen  und  nur  Bäume  statt  eines 
Waldes  seilen,  wollte  man  w.'ihncn .  dafs  eine  Autzählung  der 
einzelnen  Leistungen  unserer  Arbeiterkammern  deren  geschieht- 
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lieber  Bedeutung  gerecht  werden  könnte.  Es  gilt  den  Standpunkt 
zu  erhöhen:  um  von  der  höheren  Warte  aus  das  Ganze  der 
sozialen  Ent«(|cklung  zu  überschauen  und  in  ihr  die  eigentOm- 
liehe  Funktion  der  Arbeiterkammern  zu  bestimmen. 

Dem  aufmerksamen  Leser  kann  es  nicht  zweifelhaft  ge- 
blieben sein,  worin  diese  zu  suchen  sei:  Bewufst,  obwohl 
es  nicht  im  Programm  steht,  und  noch  mehr  unwillkOrlich, 
mittelbar  wirken  die  Arbeiterkammern  intensiv  befruchtend, 
fördernd,  belebend  auf  die  Organisation  der  Arbeiterklasse 
ein,  deren  proletarisches  Bewufstsein  sie  wach  rufen  helfen;  sie 
bilden  gleichsam  einen  Krystallisationspunkt  fOr  alle  An- 
sfltze  zur  Organisierung  und  Disziplinierung  der  Ar- 
beiterschaft. Und  darin  liegt  ihre  eigentQmliche  historische 
Mission:  da(s  sie  ihrem  Lande  zu  dem  Maximum  von  Ausdehnung 
und  Energie  der  proletarischen  Bewegung  verhelfen,  dessen  es 
nach  dem  Stande  seiner  ökonomischen  Entwicklung  fähig  ist  Es 
werden  auf  natürlichem  Wege  die  Wachstumsbedingungen  dieser 
Bewegung  so  günstig  als  möglich  gestaltet;  auf  natOrlichem:  denn 
da  die  Arbeiterkamroern  aus  der  Eiv  t  -ic  des  Proletariats  hervor- 
gewachsen und  ein  iniziativer  Ausdruck  der  proletarischen  Kraft 
geblieben  sind,  so  ist  ihr  Einflufs  kein  forzierter,  kein  kOnstliches 
Stimulieren  und  treibhausartiges  Züchten,  sondern  eben  nur  ein 
fördernder,  befreiender,  der  Entfaltung  aller  Kräfte  Spielraum  ge- 
währender. 

Denn  wodurch  geschieht  es  denn,  dafs  die  Arbcitcrkainniern 
dicsrn  ihren  organisatorischen  Beruf  ausüben?  Ich  will  nicht 
einmal  ilne  unmittelbar  auf  die  SchaHung  von  Arbeiterorganisa- 
tionen gerichtettr  I  h.ltigkeit  in  den  Vordcr^ruml  stellen.  Obwol 
auch  .sie  nicht  zu  unterschätzen  ist:  gerade  in  den  tiefsten  Schich- 
ten des  Proletariats,  wo  alles  Leben  stockt,  bei  den  „ungelernte- 
sten" Arbeitern:  Strafscnkehrern  und  dergleichen  iiaben  die  Leiter 
der  Arbeiterkanunern  verschiedentlich  durch  selbsttlultiges  Ein- 
greilen  vortretTliche  Erfolge  erzielt  und  den  amorphen  Scharen 
die  ersten  Begrille  von  gewerkschaftlicher  Organisation  beige- 
bracht. 

Aber  auch  hiervon  abgesehen:  Die  Kon/entrierung  aller  vor- 
handenen Arbeiterbestrebungen  und  Heuegungen,  die  räumliche 
und  geistige  Vereinigung  der  sämtlichen  Arbeitervereine  eines 
Ortes  in  den  Kammern  mufs  stimulierend  auf  die  Organisation 
der  gesamten  Arbeiterklasse  einwirken.  Das  gute  Beispiel  der 
einen  stachelt  die  andern  an.    Man  spricht  in  den  Bureaus,  in 
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den  Sitzungszimmern,  in  den  Korridoren  von  den  Schicksalen 
sämtlicher  Organisationen.  Dafs  sich  heute  ein  Gewerkverein  der 
Herrenschneider  konstituirt  hat,  dafs  ihm  gleich  so  und  so  viel 
Mitglieder  beigetreten  sind,  dafs  den  Fflrbem  in  der  und  der 
Fabrik  gekündigt  ist,  dafs  die  Anstreicher  eine  Lohnerhöhung 
bewilligt  bekommen  haben,  dafs  die  Schuhmacher  eine  Produktiv* 
genossenschaft  errichten  wollen,  das  und  hundert  andere  Neuig- 
keiten aus  dem  Arbeiterleben  bilden  den  Gesprächsstoff  zunächst 
der  Sekretare  und  Vorstandsmitglieder  der  Kammer,  dann  aber 
auch  der  Vorstnnde  der  einzelnen  Sektionen,  wenn  sie  auf  ihre 
Bureaus  in  der  Kammer  und  in  Berührung  mit  den  Kollegen 
kommen.  Dadurch  wird  gleichsam  ein  Zustand  bestandiger  Gä- 
rung erzeugt:  wenn  in  dem  Einen  Gewerk  stille  Zeit  ist.  rumorts 
im  andern.  Irgendwo  ist  immer  etwas  los  und  das  Interesse  fflr 
die  IVobleme  der  Arbeiterbewegung  schl.Kt  nie  ein.  Aber  es 
beschränkt  sich  auch  nicht  etwa  blos  auf  die  Führer.  Auch  die 
Massen  werden  zur  l  eilnahme  herangezogen.  Vor  ihren  Augen 
sehen  sie  sich  täglich  irj^^t-nd  wrlchc  Aktionen  der  Arbeiterkammer 
oder  ihrer  Sektionen  abspielen,  die  Vorteile  eines  Anschlusses 
werden  ihnen  ad  oluIos  demonstriert,  weit  deutlicher,  als  wenn 
die  Weilsj^crber  erst  von  den  Lackierern,  oder  die  Hutmacher 
von  den  Friseuren  lernen  sollen,  wie  maus  anlangt,  um  sich  eine 
Position  im  Wirtschattsieben  zu  erringen.  So  plausible  \'orteile 
wie  Arbeitsnaelnv(_is,  gelegentlicli  geglückte  Einmischung  in  Ar- 
beitsstreitii^k«  iten  oder  dergl.  locken  die  Arbeiter  an.  Sie  können 
aber  niclu  Mitglieder  der  Kammer  werden,  ohne  in  das  Regiment 
ihies  Gewerke^.  die  l*"aclisektion.  einrolliert  zu  werden.  Sie  wer- 
den gleich-.am  s(jtort  eingekleidet  und  sehen  sich  von  jetzt  ab 
in  der  l'iiit'orni  ihres  Gewerbes,  nicht  mehr  als  einzelne,  isolirte 
Individuen. 

So  wirkt  die  Arbeitskammer  neubildcnd,  neugestaltend,  was 
noch  amorphe  Masse  ist.  Aber  ebenso  bedeutsam  ist  es,  dafs 
sie  vorhandene  Bildungen  umformt,  sie  mit  neuem,  klassen- 
bewufstcn,  proletarischen  Geiste  Mit,  Ich  habe  öfters  ausgeführt, 
wie  sich  die  zahlreichen  Vereine  Italiens,  die  UnterstOtzungsveretne 
insbesondere,  als  ausgezeichnete  Ansätze  zu  modern -gewerk« 
schaftlichen  Organisationen  erweisen  wOrden,  sobald  es  erst  ein- 
mal gelungen,  sie  von  ihren  borgerlichen  Elementen  zu  befreien 
und  sie  aus  dem  Zwielicht  der  Harmoniefreudigkeit  in  das  helle 
Licht  des  zielbewufsten ,  Ökonomischen  Kampfes  herauszuziehen. 
Das  nun  aber  besorgen  die  Arbeiterkammern  in  einer  verblQfTend 
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raschen  und  sicheren  Weise.  Ihre  Organisationsprinzipien  sind 
deshalb  von  mir  so  ausführlich  dargestellt  worden,  weil  in  ihnen 
das  Geheimnis  für  diese  umgestaltende  Thätigkeit  der  Kammern 
liegt.  Wir  haben  gesehen,  wie  die  Vereine,  die  der  Kammer 
zunächst  ganz  harmlos  beitraten  .  unwcigcriicli  innerlich  zersetzt 
wcrdrn.  in  ihre  Elemente  auseinander  talltn  müssen,  tlic  dann 
(iitr  Kammer  zu  Ncubildunuen  vereint:  überall  bestimmen  die 
Kammeistatuten,  dafs  in  den  .Societä  miste  die  „I^adroni"  zu 
Nolliger  I?edeutunj.;slosigkeit  \<  rtiammt  weiden,  während  gleich- 
zeitig verfügt  wird,  dafs  die  sämtlichen  Arbeiter -Mitglieder  der 
alten  Vereine  in  die  Fachsektionen  der  Kammer  eingeschrieben 
werden.  Ein  wirklich  feines  System  zur  Modernisierung  der  be- 
stehenden Arbeitervereine  und  dessen  was  ihnen  verwandt  ist 
So  kann  man  sagen:  in  den  Arbeiterkammern  werden  die  Ba- 
taillone der  grofsen  proletarischen  Armee  formirt  und  ein- 
exerziert 

Die  Stimmungsberichte  lauten  denn  auch  von  Oberall  her 
flulserst  frohmütig;  fiberall  klingen  I lofTnungsfreudigkeit  und  Früh- 
lingsahnen  durch.  Es  scheint,  als  ob  man  —  namentlich  in  den 
Gebieten  mit  geringerer  industrieller  Entwicklung  —  selbst  er- 
staunt wäre,  wie  belebend  die  Kammern  auf  die  Entfaltung  der 
Arbeiterbewegung  einwirken. M 

Aber  die  Camere  del  Lavoro  stiften  nicht  nur  Segen  da- 
durch, dafs  sie  das  Proletariat  wachrütteln,  dafs  sie  die  Orga- 
nisation der  Arbeiterklasse  fördern,  .-^onticrn  cbtnsc)  sehr  durch 
das  Wie,  das  Quäle  ihrer  Bt  tli.itigung.  l'nd  hierin  äufsert 
sich  das,  was  man  ihre  sozialpädagogische  Mission  nennen 
kann.  So  sehr  die  GrundzUge  der  modernen  proletarischen  Be- 
wegung festliegen,  so  selbstverständlich  ihre  Organisationsprin- 
zipien von  Land  zu  Land  in  der  Hauptsache  Obereinstimmen:  so 
verschieden  kann  doch  die  Grundstimmung,  kann  der  Grundton 
sein,  auf  den  die  Bewegung  abgestimmt  ist.  Der  sozialen  Bewe- 
gung in  Italien  aber  werden  durch  die  Arbeiterkamroem  eine 
Reihe  von  Zogen  aufgeprägt,  die  sie  vorteilhaft  von  denen  anderer 
Länder  unterscheiden. 


Es  war  ursprflnglich  oeinc  Absicht  gewesen,  Ober  die  neuere  gewerk- 
schaftliche Bewegung  in  Italien  im  Anschluß  an  die  Beschreibung  der  Arbeiter* 
kamnem  zu  bcricliteti.  Dir  Darstclluiin  dieser  selbst  ist  jedoch  SO  umfangreich 
geworden,  dafs  ich  die  Erzalilung  der  gewerkschaftlichen  Bewegung  einer  selb- 
»taadigcn  Studie  vorbehalten  will. 
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Einmal  dieses:  sowohl  der  persönliche  Einflufs  der  Mflnner.  aus 
deren  Initiative  die  neue  Institution  erwachsen  ist,  wie  ihre  ganzeAn« 
läge  helfen  dabei  mit,  die  italienische  Arbeiterschaft  vor  den  Kinder* 
krankheiten  eines  fachgewerblichen  Exklusivismus»  ebenso  wie  eines 
Nur-Gewerkvereinlertums  zu  bewahren.  Letzteres  pflegt  sich  ja  nur 
auf  dem  Nährboden  der  fachlich-zOnftlerischen  Isolierung  recht  zu 
entfalten.  Dieser  aber  ist  die  Einrichtung  der  Arbeiterkammer  voo 
Natur  feindlich.  Die  Einheitlichkeit  der  proletarischen  Interessen 
und  Bestrebungen,  die  Zusammengehörigkeit  der  sämmtUchen 
Lohnarbeiter  aller  „Gewerke"  —  bis  zu  den  Elementar lehreni 
und  Bureaubediensteten  —  zu  der  Einen  grofsen  Klasse  wird 
taglich  durch  die  Existenz  und  die  Tätigkeit  der  Kammer  dem 
Einzelnen  vor  Augen  geführt.  Die  Kammer  vertritt  gleichsam 
den  pariikulnristischen  Velleitätcn  der  Gcwcrke  gegenüber  die 
unionistische  Tendenz  des  Proletariats  als  Klasse. 

Dieser  klassenproletarische  Charakt»  r  der  Arbeiter- 
kammern tritt  denn  auch  in  dem  Geist  und  der  Gesinnung  ihrer 
Leute  zu  Tage.    Wir  finden  unter  diesen,  gerade  an  den  be- 
deutendsten Kammern.  Männer,  die  gleich/citig  im  Vorderj^runde 
der  politischen  Ar))(  it(  rl)cvvegun|2:  stehen,  d.  h.  also  bekannte 
Sozialdemokraten.     Und  obwol  die  Kammern  streng  ihren  un- 
politischen Charakter  wahren,  sich  jeder  Beteiligung  an  der  Politik 
als  Kammern  enthalten,  so  sind  sie  (h)ch  —  .^clion  durch  eine  Art  von 
Personahinif)n  —  überall  in  Füiiiung  mit  der  allgemeinen  proleta- 
rischen Bewegung.     Im  Sitzung-^zinniier  des  Zentralkoniites  der 
Mail.inder  Ari)eiterkainnier  sah  ich    tif)er   dem  Priisideiuenstuhle 
den  lIol/>chnitt  von  Karl  Marx  pr.ingt  ii  und  der  I.  Mai  i^^t  überall 
auch  von   den  Kammern   in   sehr  dezenter  aber  entschiedener 
Weise  als  Arbeiterleiei  tag  markiert  worden. 

Ist  so  die  (ielahr  abgewendet,  dafs  die  italienische  Arbeiter 
bewegung  in  einem  ökununii^tischen  Faciiidiotismus  versauert,  su 
wirken  die  Arbeiterkanmiern  doch  nach  der  anderen  .Seite  hin 
ebenx)  segen.sreich .  indem  sie  die  Bewegung  vor  einem  andern 
Extrem,  der  \'erllüehtigung  in  einen  b(»denloscn  Politizismus 
bewahren.  Durch  die  Ari>eiterkamniern  ist  jetzt  schon  eine 
durchaus  sachentsprechende  Berücksichtigung  und  Wertung  der 
gewerkschaftlichen  Seite  der  sozialen  Bewegung  in  Italien 
gewährleistet.  Kann  man  dort  den  Stand  der  Gesanitbewegung 
etwa  mit  der  deutschen  vor  30  Jahren  vergleichen:  welch*  eine 
segensreiche  Wirkung,  welche  fundamentale  Bedeutung  hatte  in 
dem  damaligen  Deutschland  eine  Institution  wie  die  Camere  del 


Dlgltizea  Ly  CgQglß 


Studien  zur  Entwicklungsgeschichte  des  itslienischen  Proletariats.  563 


Lavoro  haben  müssen,  durch  die  die  gewerkschaftlichen  Inter- 
essen als  völlig  gleichberechtigte  neben  die  politisclien  gestellt 
werden,  in  einem  Augenblicke,  wo  auch  diese  sich  eben  erst  zu 
entfalten,  zu  entwickeln  beginnen.  l'nd  gerade  für  ItaHen  ist 
dieser  Eisbeutel,  den  die  Arbeiterkaniniern  darstellen,  von  bester 
Heilwirkung:  für  ein  Land,  das  seiner  Natur  wie  seiner  Geschichte 
nach  zum  Clubismus  und  Revolutionarismus  inkliniert. 

Aber  die  wolthätigen  Wirkungen  der  Caniere  del  Lavoro  sind 
noch  immer  nicht  erschöpft. 

Wie  wir  sahen,  dafs  sie  geeignet  sind,  die  Neigungen  zum 
fachgewerbliciien  Kxklusivismus  im  Keime  zu  unterdrücken,  so 
müssen  wir  hier  hervorheben,  dals  >ic  als  ein  ganz  ausgezeich- 
netes Heilserum  gegen  eine  andere  Kinderkrankheit  erscheinen, 
der  die  soziale  Bewegung  so  arg  leicht  zum  Opfer  fallt.  Man 
vergönne  mir  noch  ein  einziges  Mal,  welches  der  gute  Geschmack 
allenfalls  wol  noch  zuUfst,  den  Gebrauch  eines  Schlagworts,  dann 
möchte  ich  das  Uebel,  das  hier  abgewendet  wird,  als  eine  Art 
proletarischen  Chauvinismus  bezeichnen.  Was  ich  damit 
meine,  ist  jedem  Kundigen  klar:  jenes  Prahlen  mit  der  eigenen 
Kraft  nach  Falstaffart,  jenes  unausgesetzte  Beteuern  der  eigenen 
GesinnungstQchtigkeit,  der  Festigkeit  des  eigenen  Standpunkts, 
jenes  hochmütige  Herabblicken  auf  den  Gegner,  den  man  nicht 
nur  als  Gegner,  sondern  als  Lumpen  glaubt  behandeln  zu  mQssen, 
die  durch  all'  das  hervorgerufene  Neigung  zur  Uebertreibung  in 
der  Form,  die  leicht  zur  Lügenhaftigkeit  und  Gehässigkeit  ftlhrt: 
kurz  alle  jene  Zage,  die  den  nationalen  wie  den  sozialen  Jünger 
Chauvins  in  gleicher  Weise  abstoisend  für  jeden  Menschen  von 
Geschmack  machen. 

Die  Arbeiterkammem  bringen  es  mit  sich,  sie  fordern  es, 
dafs  das  Proletariat  und  seine  Führer  in  steter  Fühlung  mit  der 
Bourgeoisie  und  den  Behörden  bleiben.  Die  ganze  Organisation 
der  Kammern,  ihr  Programm  heischen  eine  gewisse  Verständigung, 
ja  in  gewisser  Hinsicht  ein  Zusammengehen  und  Zusammenarbeiten 
der  feindlichen  Klassen.  Mögen  deshalb  die  Leiter  der  Arbeiter- 
kammern noch  so  zielbewufste  Sozialdemokraten  sein,  sie  werden 
sich  wol  oder  übel  entschliefsen  müssen,  ihre  etwaigen  Krallen 
mit  Sammetpfötchen  zu  versehen,  wann  sie  die  Kammer  nach 
aufsen  vertreten.  Sie  werden  sich  wol  oder  übel  darein  finden 
mQssen.  in  den  liberalen  Stadt  Verwaltern,  von  denen  man  Zu- 
schüsse oder  Notstandsarbeiten  erlangen  will,  wie  in  den  Unter- 
nehmern, die  man  zur  Benutzung  des  Arbeitsnachweises  heran- 
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ziehen  will.  p»»Iiti>chc  unil  -»ozialc  Gegner  ja.  aber  Mcirincr  zu 
erblicken .  (jenen  man  Arbtuni^  in  Form  wie  Inhalt  tlcr  Hehand- 
Inng  scbnidig  ist.  vorausgesetzt  natürlich,  dalü  sie  diese  Achtung 
als  Menschen  verdienen. 

So  weht  denn  in  der  That  ein  Geist  der  Mäfsigung  durch 
alle  Aeufserungen  der  Arbeiterkammern,  der  wolthuend  wirkt 
Man  ist  sich  flberatl  der  eigenen  Kraft,  des  ausgesprochenen 
Standpunkts  mit  Stolz  bewufst,  aber  man  spricht  ohne  Bitteriteit 
und  Vergräinung,  ohne  Hafs  und  Geifer.  Das  Auftreten,  die 
Haltung  ist  wQrdig.  ohne  abstofsend,  aicher,  ohne  hochmfltig  zu 
sein.  Man  will  die  Arbeiterkammern  zielbewufst  zu  mächtigen 
Zentren  der  sozialen  Bewegung  gestalten,  aber  man  verschmäht 
nicht,  gelegentlich  mit  den  Vertretern  der  feindlichen  Klasse  oder 
den  Behörden  in  geschflftsmäfsige  Verhandlung  zu  treten  und 
auf  friedlichem  Wege  Konzessionen  fUr  die  Arbeitersache  zu  er« 
langen.  Ich  mufs  hier  darauf  verzichten,  Einzelheiten  anzufahren, 
die  diese  wardige  Haltung  der  Arbeiterkammern  erweisen.  Sonst 
wOrde  ich  die  ganze  Ansprache  hier  zum  Abdruck  bringen,  mit 
der  der  Vorsitzende  der  Mailänder  Kammer  —  ein  Buchdrucker 
—  deren  ersten  Jahresbericht  eröffnete.^)  Sie  ist  ein  ehrendes 
Wahrzeichen  fOr  die  vornehme,  besonnene  und  doch  fortschritt» 
lich-zielbcwufste  Denkweise  eines  Vertreters  der  modernen  prole- 
tarischen Bewegung. 

l'nd  sclbstverst.lndlich  ist  es  dann,  dafs  auf  der  anderen  Seite 
eine  Einrichtung  wie  die  Arbeiterkammern  auch  das  Verhalten 
der  Behörden  und  der  bürgerlichen  Kreise  der  sozialen 
Bewegung  gegenüber  günstig  beeinflufst.  Etwas,  wozu  bOrger« 
liehe  Körperschaften  ihren  finanziellen  Beistand  gewähren,  kann 
von  vornherein  nicht  als  fluchwürdiges  Beginnen  einer  Rotte  Ver- 
worfener angesehen  werden.  Mag  deshalb  auch  manchem  pater 
conscriplus  beim  Anblick  der  Arbeiterkammern  himmelangst  ge- 
worden und  ihm  der  Cjedankc  aufgestiegen  sein:  hier  wären  Enten 
aus  den  Eiern  gekrochen,  über  denen  die  koniniunale  Henne  ge- 
brütet: e>  wird  sich  doch  nicht  so  leicht  ein  feindseliges  \'er- 
haltni.-^  /wi>chen  B(  b<it  d<  n  und  Arl)eiterkamniern.  zwischen  diesen 
und  der  Bourgeoisie  lieran^bildc  n.  nachdem  die  Einrichtung  unter 
tler  Aegide  und  mit  Bt  ihülte  der  .städtischen  oder  provinzialen 
\'erwaltungsorgane  itis  Leben  getreten  ist.  Selbst  die  Verfol- 
gungen der  Arbeiterklasse  durch  die  staatlichen  Behörden,  selbst 
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■die  Geifsel  Crispis  —  sie  werden  in  ihrer  Wirkung  abgeschwilcht. 
sobald  ihnen  die  Arbeiterkamrner  ein  halb  „städtisches"  In- 
stitut! —  auf  ihrem  Wege  begegnet.  Dals  diese  nicht  alles  Un- 
heil hat  verhüten  können,  das  aus  der  Pandorabnchse  des  Crispi- 
schen  Regimes  ans  Tageslicht  gekrochen  i.st.  braucht  niciu  erst 
ausdrücklich  gesagt  zu  werden.  Aber  so  viel  ist  siclier:  ohne  die 
Arbeiterkammern  wäre  unter  dem  Verfolgungssystem  Crispis  die 
Arbeiterbewegung  noch  viel  mehr  geschädigt,  als  sie  es  ist.  Die 
Antwoi  it  n,  die  mir  Ober  diesen  Punkt  geworden  sind,  bestätigen, 
dals  di(  rein  (ökonomische  Arbeiterbewegung,  wohl  wesentlich 
dank  dtn  Camere  del  Lavoro,  auf  die  Dauer  weniger  unter  Crispi 
gelitten  hat,  als  es  anfangs  schien.*)  Manche  behaupten  sogar: 
Crispis  Verfolgungssystem  habe  die  Entwicklung  der  sozialen  Be- 
wegung gefördert.   Auch  nicht  unmöglich. 

Da  können  wir  Deutsche  denn  zu  unserem  Erstaunen  wahr- 
nehmen, wie  in  Italien  Arbeiterkongresse  (!)  mit  der  Ansprache 
eines  Vertreters  städtischer  Behörden  eröffnet  und  im  Namen  der 
Stadt  willkommen  geheifsen  werden. 

So  begrO&te  ein  Mitglied  des  Magistrats  von  Parma  die  zum 
ersten  Kongress  der  Arbeiterkammer  versammelten  Delegierten 
„SL  nome  della  dttadinanza  e  fa  lieti  auguri  per  la  riuscita  del 
congresso'  —  und  wQnscht  den  Verhandlungen  guten  Fortgang. 
Der  Sindaco  aber,  der  in  dringlichen  Geschäften  von  Parma  ab- 
wesend ist,  entschuldigt  sich  mit  folgendem  Telegramm:  „Drin- 
gende Geschäfte  halten  mich  in  Rom  zurOck.  Bedaure,  nicht  per- 
sönlich den  Gnifs  meiner  Stadt  den  geehrten  Vertretern  der 
italienischen  Arbeiterkammern  darbringen  zu  können.  Bitte  Dich 
(den  Magistratsdelegierten),  mich  zu  vertreten  und  den  willkom- 
menen Gästen  (graditissimi  ospiti)  mein  lebhaftes  Bedauern  aus- 
zusprechen, nicht  persönlich  ihren  wichtigen  Beratungen  bi  iwohnen 
zu  dürfen,  an  denen  ich  das  lebhafteste  Interesse  nehme!"  Worauf 
der  Kongrefs  antwortet  —  man  beachte  den  vornehm  selbst- 
bewuisten  Ton!  —  „Erster  Kongrefs  der  italienischen  Arbeiter- 

In  Mailand  z.  B.  wurden  allerdings  im  September  18*'»  L'o  i'i  .\rln  itcr- 
vercine  pulizeilich  aufgelöst,  weil  sie  der  suziaii:>tiächen  Tartct  angehörten.  Sic 
haben  sich  aber  sofort  wieder  als  rein  ökonomische  Vereine  konstituiert  und 
bestehen  weiter.  ^Schriftliche  Mitteilung.)  So  wird  es  anderswo  auch  gegangen 
sein.  —  Dals  übrigens  Crispi  die  Art>eiteriuunmem  als  Herde  «revolutionärer 
Propaganda'  erbittert  halst»  äufscrte  er  mir  peraAnllch  gegenüber.  Von  seinem 
Standpunkte  aus,  wo  er  in  jedem  Gewerkschaftler  einen  verkappten  Anarchisten 
sielit,  hat  er  so  unrecht  nicht. 
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kammern.  erfreut,  dafii  sich  der  Name  Parma  mit  den  die  Entwick- 
uing  dieser  Kammern  fördernden  Arbeiten  verknOpft,  dankt  ftkr 
Ihr  ErOffnungsteiegramm»  in  dem  er  den  ersten  Anüemg  der  er- 
wflnschten  und  schuldigen  (doverosa)  Teilnahme  der  öffentlichen 
Gewalten  an  dem  heiligem  Werke  der  Emanzipation  des  Prole- 
tariats I  ante  rivcndicazioni  proletariato )  erblickt* 

Wenn  ein  solcher  Ton  zwischen  Behörden  und  Arbeiter- 
führern herrscht:  wie  viel  unnützes  Gerede,  wie  viel  Gehässigkeit, 
wie  viel  Schmutz  wird  aus  dem  öflentlichen  Leben  entfernt! 
Warum  die  Scharfe,  warum  die  Bitternis  auf  beiden  Seiten,  wenn 
die   moderne  Gesellsrhaft   auch  sich  entwickthi  kann  ohne  sie?! 

Aber  ich  will  weder  den  AnklAger  noch  den  Mahner  spielen. 
Auch  diese  Studie  hatte  keinen  anderen  Zweck  als  den  tler  leiden- 
schafialo^en  L'ntersuchuni;  und  Schilderung  sozialer  Zustünde  und 
Geschehnisse.  Wir  waren,  als  wir  nach  der  entwicklungsgeschicht- 
lichen Bedeutung  unserer  Arbeiterkammern  fragten,  zum  Schluis 
nur  unwillkQrlich  dazu  gelangt,  die  der  sozialen  Bewegung  in 
Italien  eigentümlichen  ZOge,  wie  sie  ihr  wesentlich  mit  durch  die 
Camere  del  Lavoro  aufgeprägt  werden,  in  einen  gewissen  Gegen- 
satz zu  den  Dingen  anderwärts  zu  stellen. 

Sind  die  Arbeiterkammern  ein  verpflanzbares  Gewächs?  Soll 
es  etwa  die  deutsche  Arbeiterschaft  mit  ihnen  probieren?  Die 
Antwort  auf  die  Frage  heischte  Erwägungen,  die  aufscrhalb  des 
Rahmens  dieser  Studie  liegen.  Einstweilen  mag  Italien  seiner 
Camere  de!  Lavoro  noch  recht  froh  werden.  So  viel  aber  ist 
aufser  Zweilei:  wo  auch  sich  Arbeiterkammern  in  Zukunft  ent- 
wickeln werden:  sie  werden  trotz  Frankreich  von  Italien  zu  lernen 
haben. 

Italien  hat  bei  aller  Jugend  seiner  sozialen  Bewegung  in  den 
Arbeiteikannnern  eine  Hinrichtung  geschaffen,  mit  der  es  mög- 
licherweise nicht  unwesentlich  den  Gang  der  Kntwicklung  auch 
anderwärts  beeinflussen  kann.  So  entfaltet  sich  die  moderne  pro- 
letarische Bewegung  unter  der  Teilnahme  aller  Kultumationen. 
Italien  hat  gelernt  —  es  wird  uns  lehren.  Und  mit  Recht  betont 
ein  Bericht:  mit  den  Camere  del  Lavoro  „bisogna  portare  nel 
vasto»  mondiale  movimento  operaio  una  nota  nostra!" 
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Anhang. 

Statuten  und  Reglement  der  Arbeiterkammer  zu  Mailand. 

Mailand  1893. 

L  Statuten. 

ArL  1.  Es  wird  in  Mailand  eine  Affoeiterfcammer  errichtet.  Die  Arbeiter^ 
kanuner  begreift  in  sich  die  Bureaux  aller  Vereinigungen  und  Gruppen,  welche 
sie  bilden,  die  Sile  filr  die  Versammlungen  der  einseinen  Sektionen  und  die 

Generalversammlungen  der  Delegationen,  ferner  dir  Rüume,  um  Konferenzen,  ge- 
werbliche Untcrrirhtvkmsf,  ZusammcnkOnftc  zur  Boi^rfnidiing  nriirr  Vereine  ab- 
zuhalten, fisr  VLThamnilun;^i  n  der  Arbeitslosen,  zum  Arbeitsnachweis  und  Ober- 
haupt zur  Erreichung  der  von  diesen  Statuten  gesteckten  Ziele. 

Art.  2.  Die  Vereinigungen  der  Lohnarbeiter  werden,  soweit  sie  der  Arbeiter- 
kammer beigetreten  sind,  in  Gewerbesektionen  (Sezioni  d^arti  e  mestieri)  organi« 
siert  Diese  können  jedesmal,  wenn  das  BedOrfiiis  dazu  vorliegt,  zu  einer  allge- 
meinen Vci  s  itiimbing  zusammentreten,  um  ihre  Angelegenheiten  zu  diskutieren, 
müssen  sich  aber  ihircliaus  auf  das  Studium  und  die  Vertretung  der  rtk<inomischen 
Interessen  in  hidu^trie,  l.andwirtschalt  und  Handel  und  alles  dessen,  was  sich  auf 
die  moralische  und  materielle  Hebung   der  Arbeiterklasse   bezieht,  beschränken. 

Art.  3.  In  der  Arbeiterkammer  darf  keine  Versammlung  abgehalten  werden, 
die  einen  politischen  oder  religiösen  Charakter  trägt,  da  die  Arbeiterkammer 
solchen  Fragen  ginzlich  fem  steht  und  fem  bleiben  mufs. 

Art  4.  Alle  Arbeiter,  ohne  Unterschied  der  Nationalitiit ,  können,  sofem 
sie  nur  in  die  Arheiterkammer  eingeschrieben  sind,  an  den  Vorteilen,  die  die- 
selbe gewährt,  teilnelimen. 

Art.  5.  Die  Arheiterkammer  will  als  Vermittlung  dienen  zwischen  Arbeits- 
angebot und  -Nachfrage  und  die  Interessen  der  Arbeiter  ui  allen  Lebenslagen 
schtttzea,  und  zwar  auf  folgende  Weise: 

a)  sie  bringt  alle  Lohnarbeiter  in  Berfihrung  und  dauernde  Beziehung  zu 
einander,  um  sie  praktisch  zur  BrQderlichkeit,  SolidaiitAt  und  gegenseitigen 
UntcrstOfzung;  zu  erziehen; 

b)  sie  richtet  lür  jede  Cewcrbesektion ,  ;ii  ie;!i  -ic  i;n  Bedarf^lalie  die  Kom- 
munen, die  Handels-  und  Arbciterkammcrii,  ausländische  wie  einheimische, 
dazu  heranzieht,  einen  Nachrichtendienst  (senrizio  d'iaformazioni)  Ober  die 
Lage  des  Arbeitsmailctes  ein;  sie  venchaA  den  Arbeitern  Auskunft  Ober 
Angebot  und  Nachfrage  in  den  bedeutenden  Industrieoentren  und  be- 
zeichnet ihnen  die  Gegenden,  in  denen  die  Ari>eit  am  mebten  gesudit 

und  am  hArhsten  bezahlt  wird; 

c)  sie  sl'  llt  die  Arbeitäbedinirungen  für  die  Lehrlinge  auf;  sie  ruft  wirksame 
Gesetze  über  Frauen-  und  Kinderarbeit  ins  Leben,  sorgt  fQr  deren  genaue 
Befolgung  und  aucht  zu  erreichen,  dafii  die  Gesetzesvorschriften  den  Er^ 
fordemtssen  der  Hygiene  vollstlndig  entsprechen;  sie  verlauft,  dafr  die 
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Arbeit  der  Frau  bei  gleicher  Leistung  ebenso  gelohnt  wird  wie  die  des 
Mennes; 

d)  sie  erleichtert  es  durch  OeflentUchkeit  und  Beauftragte  den  Lohnarbeiten 
beiderlei  Geschlechts,   passende  Arbeitsstellen  un<l  -Kontrakte   an  finden: 

e)  sie  befArrlert  die  Wiederaufnahme  der  ans  der  Haft  Entlassenen  in  des 
Werkstatten  an  und  überwacht  ihre  Rehabilitierung; 

fi  sie  ruft  die  Gründung  von  Syndikatskomitees  für  alle  Gewerbe  ins  Leben: 
dieselben  sollen  die  Arbeiterkammer  bei  der  Zusammenstellung  und  A0- 
wendung  der  Lohntarife  unteratOtsens 

g)  ^e  vertritt  der  Kommune  und  dem  Staate  g^enQber  die  Forderungea 
und  Interessen  der  Lohnarbeiter; 

h)  sie  sorgt  fOr  die  Bildung  von  Schiedsgerichten  zwischen  Unternehmen 
und  Arbeitern,  um  die  Streitigkeiten  aber  die  t&gliche  Arbettadauer,  des> 
gleichen  Lohn  etc.  etc.  zu  schlichten. 

i)  sie  unti  rstilt/t  die  Entwicklung;  der  Konsum-,  l'r  "Juktiv-  und  Kredit- 
genosscnsiiiatten  und  sorgt  dafür,  dafs  die  örtentlichcn  Arbeiten  der. 
Arbeiter-Coopcrativgcnossenschaften  überwiesen  werden; 

k)  sie  richtet  gewerUichen  Unterricht  für  jedes  Gewerbe  ein; 

1)  schliefslich  forscht  sie  nach  all  den  Mitteln,  welche  zur  Hebung  der  is- 
tellektuellen.  moralischen  und  technischen  Eigenschaften  der  Lohnarbeiter 
dienen,  sie  richtet  Bibliotheken  ein,  veröffentlicht  einen  Amtsbericht  etc.  etc 

Art.  6.  Alle  Lohnarbcitcrvercinigungcn  Mailands,  die  nach  Gewerben  oqp* 
nisicrt  sind,  kennen  an  der  Arbeiterkammer  teilnehmen. 

Damit  diese  rej;elmäfsij;  tunktionirrt,  ist  dann  erforderlKh,  dafs  die  Arbeitf-r- 
mitglieder  der  verschiedenen  Vcrcuuguugcn  sich  ui  euuelnc,  nach  Gewerben  ge- 
sonderte Sektionen  susammenthun. 

Beim  Gesuch  um  Aufnahme  müssen  die  Vereinsstatuten  vereinbart  werdea: 
und,  wenn  die  Arbeiterkammer  in  ihnen  eine  ihrem  Geiste  widersprechende  Be- 
stimmung findet,  verlangt  sie  deren  Streichung. 

Art.  7     Recht  auf  Aufnahme  in  die  Arbeiteriummer  haben  die  VereiD.' 
beiderlei  Cevchlechts, 

Art.  H.  Die  Ziele  und  Interessen  jedes  einzelnen  Vereins,  der  in  die  Arh^e.t-  r- 
kammer  aul^enommen  i.st,  werden  herürksichtif."! ,  sofern  sie  dem  Geiste  dieser 
und  dem  Zwecke,  für  den  diese  begründet  ist,  lucht  widersprechen. 

Art  9.  Die  Arbeiterkammer  wird  von  einer  Exekutivkommiasion  verwaltet, 
die  aus  allgemeiner  Wahl  henN>igdit  Sie  setzt  sich  aus  achtzehn  MitgUedera 
zusammen,  die  ein  Jahr  im  Amte  bleiben  und  wieder  wählbar  sind. 

Die  Kommission  ernennt  einen  ersten,  einen  zweiten  Sekretär,  die  monats* 
weise  remuneriert  werd<  n,  uinl  einen  Kassierer,  der  Tagegelder  bekommt 

Die  anderen  Mitglieder  di-r  L.xokutivktimmission  erhalten  eine  Entschältvrnni 
nur  (l.tnn ,  wenn  ^ic  ihre  Arbeit  unterbrechen  müssen,  um  einen  Auftrag  <i<t 
Arbeiterkammer  zu  erledigen. 

Art.  1Ü.  lieber  die  Gehälter  und  Entbchadigungcn  stimmt  die  Versamraluac 
der  Scktionsdelegierten  jedes  Jahr  ab. 

Art  1 1 .    Die  Sektionen  bestimmen  die  Stunden,  in  denen  ihre  Beauftragten 
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die  Arbeituachfmgen  und  •Angebote  to  Empfimg  nehmen  und  die  betreffenden 
Register  fOr  die  Interessenten  in  Bereitschaft  halten  mQtMn. 

Art.  12.  Der  erste  Sekretär  Qberwacht  und  leitet  die  Thätigkcit  der 
Aibcitcrkammer.  Seine  besondere  Aufgabe  ist  die  Einrichtung  der  Sektionen 
und  der  technische  T«  il  «Jcr  Arbcitsnarhweisc.  Er  stellt  die  monatliche  Arbeits- 
statistik zusammen,  iiamlicii  Arbt  itsnachfragc  uiuj  Angebot,  Lohnhöhe,  Zahl  der 
beschäftigten  und  unbeschäftigten  Arbeiter,  Dauer  des  Arbeitstags,  Krisen  etc.  etc. 
Er  fahrt  die  Korrespondenz,  die  «ch  an  diese  seine  Angaben  sehlieftt  Jedes 
Jahr  stellt  er  einen  Generalbericht  susanunen,  in  welchem  der  Fortschritt  des 
Instituts  und  der  Arbeiterbewegung,  soweit  sie  sich  in  der  Arbeiterfcammer 
wiederspiegelt,  dargelegt  wird. 

Der  zweite  Sdcretftr  ist  mit  der  Verwaltung  und  Rechnungsführung  der 
Arbeiterkammer  beauftragt,  er  führt  die  Korrespondenz  administrativen  Inhalts. 
Jedes  Jahr  überreicht  er  der  Exekutivkommission  das  Ausgabebudget  der  Arbeits- 
Jcamroer:  er  unterbreitet  ihr  die  Kriterien  zur  Aufstellung  des  V'oranschlapv. 

Die  beiden  Sekretäre  müssen  sich  unter  einander  Ober  dm  Wechsel  im 
Amte  und  über  alle  etwaigen,  zur  Kompetenz  des  Sekretariats  geiiörigen  Arbeiten 
verständigen. 

Die  Protokolle  der  Sitzungen  werden  unterschiedslos  von  dem  dnen  oder 
•dem  anderen  Sekretir  verläftt 

Art.  13.  Der  Kassierer  und  die  Sekretäre  sind  verantwortlich  der  Exekutiv* 
kommisston  und  der  Versammlung  der  Delegierten  f&r  die  Handlungen,  welche 

sich  auf  die  Institutsleitung  beziehen.  Diese  raufs  auch  jede  Woche  von  einer 
Kontrollkonimission  geprOft  werden,  welche  sich  in  der  vom  inneren  Reglement 
bezeichneten  Weise  zusammensetzt. 

Art.  14.  Die  Exekutivk  >niniission  sorgt  für  die  Ordnung,  die  Disziplin  und 
rcgclmäfsiges  Fimktionicren  der  Arbeiterkammer,  sowie  dafs  die  derselben  ge- 
steckten Ziele  erreicht  werden.  Sie  ist  der  Delegiertcnversammlung  und  der 
.ganzen  Kammer  daftlr  verantwoctiieh. 

Art  15.  IMe  inneren  Reglements  und  Bestimmungen  werden  von  derDele- 
^ertenveraammlung  angenommen  und  genehmigt 

Art  16.  Die  Exekutivkommission  bat  die  Verpflichtung,  der  städtischen  Be- 
hörde die  Jahresbilanz  und  die  Statistik  Ober  Arbeitsnachfrage  und  -Angebot  zu 
Aberreichen. 

Art.  17.  Die  Regeln  für  die  Wahl  der  Exekutivkommission  und  der  anderen 
Kommissionen,  und  auch  jene  für  die  innere  Thätigkcit  des  Instituts,  für  die  Kon- 
trolle d.irübir,  tiir  die  Anfn.Tlimr  der  Vereine,  fi'ir  ihr  ( uM-h.Tf'tsgebahren  wie 
ftlr  ihre  Beziehungen  zu  Mitgliedern  und  dritten  Personen  werden  vom  Reglement 
bestimmt. 

Art.  18.  Die  Arbcitcrkammer  kann  für  aufgelöst  erklärt  werden  nur  aus 
Mangel  an  in  sie  aufgenommenen  Sekttonen. 

Art  19.  Zusätze  und  Aeaderungen  zu  diesen  Statuten  können  angenommen 
werden  nur  mit  Zustimmung  der  Mehriieit  der  die  Arbdtericammer  bildenden 
Sektionen. 
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II.  Reglement. 

ReprAsentatton  und  Verwaltnn? 

Art.  I.  Die  Arbeitcrkainmer  wird  repräsentiert  durch  ein  C e  n  t  r  a  1  b urc atr 
«las  sich  aus  den  Pelegicrtcn  der  Gewerbesektioncn  zus;immfns(  tzt.  un«l  \  erwaJtr' 
von  einer  F. xekutivkommission,  die  aus  allgemeiner  Wahl  seitens  der  Mit- 
glieder aller  Sektionen  hervorgeht. 

Alt.  2.  UnerlKUkhe  Bedingung  für  die  Vereine,  welelie  stir  Art»eiter* 
lunnmer  geboren,  ist,  dals  sie  von  I.olui«rbeitem  geleitet  rnid  verwaltet  werdea. 
die  auch  wiricficb  ein  Gewerbe  ausOben. 

Art  3.  Die  gemäls  Art  2  der  Statuten  in  Sektionen  gesonderten  Veraat» 
gungen  wflhien  einen  Delegierten  auf  je  100  Mitglieder.  Die  Delegierten  bflde» 
das  Ccntralbureau. 

Art.  \  Dir  Drlegicrtcn  bleiben  ein  j.ilir  im  .Amte  und  Sinti  wieder  wählbar 
Sie  sltul  den  Sektionen,  von  denen  sie  gewühlt  wurden,  für  die  Ausübung  ihre» 
Mandats  verantwortlich. 

Nach  drei  «vfeinander  folgenden,  nicht  gerechtfertigten  Vcrsiureniwea  «er» 
Heren  sie  ihr  Mandat,  und  das  Centraibureau  zeigt  dies  der  Sektion  «n.  widche 
so  bald  als  mo^ich  einen  anderen  Delegierten  an  die  Stelle  setsen  nafik 

Art.  5.  Das  Centraibureau  mufs  sich  wenigstens  einmal  in  Monate  ver- 
sammeln, um  Ober  die  von  der  Exekutivkommiason  Qberreichte  ragesordnung  n 
beraten.  .'\b^'cschrn  von  der  allgemeinen  T'rberwarhiing  des  guten  Funktionier'^c- 
der  Arbeitet  kanuiHT  mufs  mittels  tier  gcmafs  .\rt.  27  rrrichtct«  n  Kontroll- 
kommission dafür  sorgen,  dafs  von  der  Exekutivkominissiun  .illen  von  den  Sek- 
tionen regleroentmäfsig  eingebrachten  Anträgen  unvcrweilte  Folge  gegeben  wuc. 
und  dafs  die  ThAtigkeit  der  Arbeiterkanmer  regelmAlaig  fortschreitet. 

Art  6.  Das  Centraibureau  mufs  Ober  seine  Beratungen  Protokoll  fohrs 
und  jedes  Halbjahr  den  in  einer  Generalversammlung  vereinigten  Sdktioocn 
Rechenschaft  ablegen. 

Art.  7.  Das  Centraibureau  bescbliefst  die  Abberufung  der  Verwaher  aas 
folgenden  Gründen: 

a)  drei  nicht  i:cn ditfertigtc  Vi  ^^auinni^se ; 

b)  Veruntreuungen  in  der  Verw.iltung  der  Arbeiterkammer; 

c)  Fahrlässigkeit,  Ungcnauigkcit  und  UnregclmäfHigkeit  in  der  Amtsfüiu-ung. 

d)  begründete  Beschwerde  einer  Sektion. 

Art.  8.  Die  im  Art  7  erwfthnte  Abberufung  kann  nur  von  der  Genetal- 
versammlung  der  Delegierten  ausgesprochen  werden.    Nichtsdestoweniger  haben 

die  KontrolU  und  die  Exekutivkommission  Vollmacht,  den  Verwalter  oder  urte- 
die  Bestimmung  jenes  Artikels  fallrihi.-n  Delegierten  zu  suspcodieren.  Ks  wird 
Jedoch  'larauf  hingewiesen,  dafs  die  rnd^'ültif^e  Abberufung  von  der  Delegierteri- 
versaniinlunt:,  n.ich  Berichterstattung  der  Kxektitiv-  und  Kontrollkommission  uc-l 
nach  Anhörung  tler  Verteidigung  des  Betreffenden  beschlossen  werden  mufs, 

Art  9.  Der  Verwalter  oder  Delegierte,  der  sich  der  UntenchUgung  v.:» 
Geldern  oder  anderen  Institutseigentums  schuldig  macht,  unterliegt  der  Bcsiiifaap 
nach  dem  geltenden  Recht. 
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Art.  10.  Die  Exikutivkommission ,  bestehend  ans  18  Mitgliedern,  ist  pe- 
lialtcn,  Ober  die  genaue  Ausführung  und  Beobachtung  der  Statuten  und  der  in- 
ternen Bestimmungen,  welche  die  Arbeitskammer  regeln,  zu  wachen. 

Art.  11.  Die  Gesuche  um  Slle  mOssen  in  der  Reihenfolge,  in  der  sie  ein- 
laufen, registriert,  und  die  Vereine  und  Sektionen  innerhalb  vienindswansig 
Stunden  von  dem  Erfolg  ihres  Gesuchs  in  Kenntnis  gesetst  werden. 

l'l lichten  der  Vereine,  Sektionen  und  Aufgenommenen. 

Art.  12.  Sobald  ein  Wrtin  oder  eine  S<"klion  rinen  dein  Zwetk  der 
Arbcitcrkammcr  entgegenstehenden  Beschlufs  fafst,  beruft  die  Exckutivkommissiua 
eine  Generalversammlung  der  Delegierten  ein,  welche,  wenn  es  angdmeht  ist, 
die  Uebertreterin  auffordert,  sich  an  das  allgemeine  Statut  zu  halten.  Wenn 
diese  den  Gebote  nicht  Folge  leistet,  wird  ihre  Anastofsung  aus  der  Arbeiter^ 
kammer  beschlossen.  Die  Mitglieder  inQssen  sich  nach  den  Bestimmungen  der 
Statuten  und  des  Keglciürnt-  der  Arhi  iterkaminer  rirhten.  .Sob.ild  H  tn;ind  d.*- 
g'egcn  handelt  od<-r  in  andcK  i  \Vc;':.<-  ilrm  Iiistitiit  urul  seiner  rii.itigkcit  Sihadrij 
bringt,  wird  er  von  der  Exckutivkonimission  zur  IMlicht  gemahnt;  die^e  kann, 
wenn  me  sieht,  dafs  ihre  Ermahnungen  fhichtlos  bleiben,  seine  seitweilige  Aus- 
stofsung  aus  der  Arbeiterkanuner  beschliefsen,  falls  sie  die  Zustimmung  des  Cen> 
tralbureans  hiersu  erhBlt,  an  das,  Berufung  einsulegen,  das  betreffende  Mit- 
glied immer  berechtigt  ist. 

Art.  13.    Jede  Sektion    niufs  ein  Register  Ober  .Vrbcitsnachfrage  und 
g(  bot  tühren.    Diese  Register  müssen  regelmäfsig  nach  Tag  und  Reihenfolge  gc> 
lührt  werden. 

Art  14.  Alle  in  die  Arbeiterkammer  Aufgenommenen  zahlen  einen  Jahres- 
beitrag  von  fllnfzig  Centesimi  und  zwar,  um  sich  mit  der  stAdtischen  Behörde  in 
die  Betriebskosten  des  Instituts  zu  teilen. 

Wahl  des  C e ntfal bu r c a u s. 

.\rt.  15.  Seitens  der  Exekutivkommi^sion  werden  .so  viele  Wahlerli.sten  auf- 
gestellt, als  Gewerbe  in  der  Arbeiterkammer  vertreten  sind.  In  den  Listen  sind 
auch  die  Frauen  inbegriffen. 

Art  16.  Die  Wahl  zur  Ernennung  der  Delegierten,  die  das  Centraibureau 
bilden,  und  der  ExekutivkommlsMon  findet  jedes  Jahr  im  Monat  März  statt. 

In  der  ersten  Hälfte  des  Januar  stellt  die  Exckutivkonimission  die  Listen 
zusammen  \md  läf^t  bis  zum  l.S.  Februar  im  .Mbuin  der  Arbeiterkammer  be- 
hufs Einrcichung  der  Reklamatiuneii  au.slicgcn.  Naih  diesem  Termin  sorgt  die 
Kommission  für  Revision  der  Listen  und  Einberufung  zur  Wahl. 

Art.  17.  Die  Wahl  geht  in  den  Räumlichkeiten  der  Arbeiterkammer  vor 
sich,  nachdem  eine  öffentliche  Bekanntmachung  vorausgegangen  ist,  die  wenig- 
stens acht  Tage  vor  der  Wahl  Öffentlich  angeschlagen  worden  ist. 

Art.  18.  Die  Wahlsektionen  werden  nach  Gewerben  gebildet.  Niemand 
kann  sich  an  der  Abstimmung  beteiligen,  wenn  er  nicht  in  die  Wählerlisten 
(Art.  16)  eingetragen  ist. 

Art.  19.    W&hlcr  der  Arbcitcrkammcr  sind  die  Lohnarbeiter  und  «Arbeitc- 
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rinnen,  welche  in  einen  der  Arbeitervereine,  die  zur  Arbctterkammer  gchi'>rcn. 
eingeschrtebea  sind  oder  —  wenn  sie  auch  nicht  einem  Vereine  «ngdiOrea  — 
•eit  einem  Jahre  in  ifiejaiige  Sektion  der  Kammer  eingetragen  sind,  die  ihren 
Beruf  vertritt»  vorauagesetit 

a)  dafs  sie  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  haben; 

b)  dafs  sie  nicht  cinr  Verurteilung  erlitten  haben,  die  nach  dein  Urteil  d  i 
rcntr.ilbiiic.uis  du  Stn  u  hting  aus  der  Wählerliste  dt-r  A rheiterkammer 
nach  sich  zieht.  Die  Wiederaufnahme  ist  gestattet,  und  auch  hierüber 
entscheidet  das  Centralbureau; 

c)  dals  sie  das  Gewerbe  seit  einem  Jahre  im  Wahlkreis  der  Arl>eiteriuuaaier 
auaAben. 

Art.  20.  Wählbar  in  die  Acmter  der  Arbeiterkammer  sind  die  Lohnarbeiter 
lind  -Arbeiterinnen,  welche  das  zwanzig?>tc  Lebensjahr  vollendet  haben  und  dem 
Abschnitt  bi  des  vorhergehenden  Artikels  genügen. 

Art.  2\.  Jede  Sektion  wählt  auf  je  100  Hitglieder  einen  DcJegiertea. 
Daher  schreiben  die  Wähler  auf  die  Zettel  so  viel  Namen,  ala  es  Hundertschaften 
in  ihrem  Gewerbe  giebt. 

Der  Bruchteil  von  hundert  ober  ganze  Hunderte  hinaus  giebt  das  Recht  sor 
Ernennung  eines  weiteren  Delogierten  nur,  wenn  er  ein  Drittel  überschreitet 

.\rt  22.  Die  Sektionen,  welche  aus  weniger  als  hundert  .Arlieitern  bestehen, 
haben  das  Recht  zur  Ernennung  eines  Delegierten,  wie  klein  auch  ihre  Zahl  sein 
mag,  wenn  nur  nicht  weniger  als  fünfundzwanzig  in  sie  eingeschrieben  sind. 

Art.  23.  Im  Fall  von  ROektritten,  TodesAUen  oder  Abbemliingen  werden 
im  Laufe  eines  Monats  die  Sektionen,  die  vakante  Delegiertenstellen  haben,  ein- 
berufen  und  schreiten  zur  Ergänzungswahl. 

Die  NeuerwAhlten  bleiben  so  lange  im  Amte,  wie  das  Mandat  ihrer  Vor* 
gflneer  reicht. 

Die  Erganzungswahl  geschieht  auf  Grund  der  Wahllisten,  die  zur  letzten  aii- 
gemeinen  Abstimmung  dienten. 

Art.  24.  Die  Wahlzettel  mOssen  aus  weifsem  Papier  gcachmtten  sein  nnd 
tragen  keine  iufoeren  Zeichen,  die  sie  erkennen  oder  von  einander  unter- 
scheiden lassen. 

Art.  25.  J«  de  Wablsi  ktion  wird  von  einem  Vorsitzenden  f;t  leitet,  der  von 
den  zehn  zuerst  gekommenen  Wählern  ernannt  wird.  Wenn  in  der  ersten  halben 
Stunde  nach  dem  Aufruf  sich  in  dem  WaiiUukal  zehn  Wähler  nicht  vortinJen, 
so  geschieht  die  Ernennung  dordi  die  Anwesenden,  welches  ihre  ZaU  aiid» 
sein  mag. 

Der  Vorsitzende  ernennt  unter  den  anwesenden  Wihlem  einen  zum  Sdiretir 

und  zwei  zu  Reisitzern. 

Art.  26.    Die  Wahl  erfolgt  durch  Stimmenmehrheit.  Bei  Gleichheit  bat  der 
Älteste  den  Vorzug. 

Kommissionen. 

Art.  27.   Das  Centralbureau  ernennt  aus  seiner  Mitte  vier  KommisMoneo  zu 
je  sechs  Mitgliedern  mit  folgenden  Namen: 
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SchiedsgeriehtdLomniisrfon, 

Verwaltungakomnisnon, 

Kontrollkontinisston, 

Statistische  und  Arbeitskomraission. 

Art.  28.    Die  Sc h  i  r  ds  gf' r  i  ch  t  sk  ommi 55?  i  on  hat  /um  Zweck,  alle  Streitig 
keiten,  wclchr    zwischen    den    Vereinen    und    zugciiöriiccii    Sektionen  entstehen 
können,   beizulegen;   in   die  Streitigkeiten   zwischen  Kapital   und  Arbeit  cinzu- 
greifen,  sobald  die  ExdmtMconiRinioii  ihre  Daswischenkunft  verlangt. 

Jedesmali  wenn  sie  es  flir  nOtig  enditet,  flbenreicht  sie  dem  Centralbureau 
Berichte  und  bewirkt  g^benen  Falls  auch  Beschlflsse  desselben. 

An  dieser  Kommissioa  beteiligt  sich  auch  der  erste  Sekretlr  der  Exekutiv- 
kommission. 

Art.  29.  I>if  V I- r  wa  1 1  u  n  k  o m  m  i s s i on  hat  du-  AufL'abe,  die  Gesuche 
der  Vereine,  welche  der  Arbeiterkammcr  beitreten  wollen,  zu  prüfen,  iu  sehen, 
ob  ihre  Statuten  mit  denen  der  Kammer  in  Uebereinstinunung  stehen,  und  der 
Exekutivkommissiott  Beridit  sn  erstatten. 

Sie  hat  auch  die  Aufgabe,  darüber  zu  wachen,  dafs  die  Sektionen  sich 
immer  an  den  Tenor  vier  Arbeiterkammer-Statuten  halten.  Sie  sorgt  nach  Bc> 
darfnis  för  die  Einrichtung  und  den  Umzug:  der  Sektinnsbureaus  und  berichtet 
d.irQber  an  die  Exekutivkommission;  sie  schlägt  dieser  die  Kosten  für  Amcuble- 
nicnt  und  alles,  was  zur  Ausstattung  und  Instandhaltung  der  Räumlichkeiten  er- 
forderlich ist,  vor. 

Zu  dieser  Kommission  gehört  der  zweite  Sekretlr  der  Arbeiterkammer. 
Art.  30.    Die  Kontrollkommission  flberwacht  die  Verwendung  der 
Gelder  und  Obcr/ni^t  sich  von  der  genauen  Fohning  der  Register,  die  sie  wenig- 
stens einmal  in  der  Woche  vergleichen  mufs;   jedes  Vierteljahr    riclit- t    sie  an 
das  Centralbureau  einen  Finan/.bericht  über  den  (iang  der  Arbeiterkammer. 

Sobald  sie  Oberflächlichkeit  oder  Ahnliches  nachweist,  berichtet  sie  darüber 
der  Exdtutivkonunission  und  der  Generalversammlung  der  Delegierten,  indem  sie 
bei  der  DarsteUung  die  Mittel  angtebt,  die  geeignet  sind,  den  Unachen  vonm« 
beugen  oder  sie  zu  beseitigen. 

Die  Kontrollkommission  hat  in  Ucbereinstimmung  mit  der  Exekutivkoramission 
Vollmacht,  provisorisch  den  Verwalter,  .Angestellten  oder  Delegierten,  der  den 
Bestimmungen  des  Art.  7  des  allgemeinen  Reglements  vcriallen  ist,  seines  Amtes 
zu  entsetzen. 

Art.  31.  Die  statistische  und  Arbeitskommission  hat  zur  Aufjipibe, 
alles  zu  studieren,  was  zur  allgemeinen  Arbeiterbewegung  gehört,  und  das,  was 

in  dieser  Hinsicht  von  den  .\  rbciterkammern ,  einheimischen  wie  ausländischen, 
geschieht;  im  Bericht  an  das  Centralbureau  legt  sie  die  Resultate  der  Uailftnder 

Arbeiterkammer  dar. 

Die  beiden  Sekretäre  der  Arbeiterkammer  nehmen  an  dieser  Kommission  teil. 


Art  32.  Die  Bibliothek  (Art.  5  m  der  allgemeinen  Statuten),  die  gegrOndet 
ist  zur  Erziehung  und  technischen  Fortbildung  der  Arbeiter,  ist  unter  die  uo- 


Bibliothek. 
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mittelbare  Ldtnng  der  ExekutivkommiBsion  gettdit  In  ihr  werden  die  Biblio- 
theken der  zur  Arbeiterk amtner  gehörigen  Vereine  deponiert. 

Art.  33.  Bri  neuen  Erwerbunpen  soll  dir  Exckutivkommission  solchen 
Hil(  !ifi  n  den  Vorzni;  L'e  txn ,  dli-  sirh  auf  den  I- ortschritt  der  (  icwcrb*  bf-zifhen, 
und  denen,  deren  Lektüre  zur  ilebung  des  Charakters  der  Arbeiter  beiträgt. 

Art  94.  Jeder  Entleiher  iat  vemntwmrtlich  für  das  Buch,  das  er  entnommen 
hat,  und  wenn  er  ea  verliert,  mub  er  die  Bibliothek  mit  dem  entaprechendcn 
Wert  oder  einem  anderen  Exemplar  des  verlorenen  Bandes  entschädigen. 

Alt.  35.  Die  Bibliothek  ist  geöffnet  an  Tagen  und  zu  Stunden,  die  von 
der  Exekutivkommission  fealgesetst  sind. 


Art.  36.  Verfolgungen,  die  in  dem  vorstehenden  Reglement  nicht  getroffen 
sind,  deren  Notwendigkeit  f&r  die  regelmlbige  Thltigkeit  der  Kammer  sich  aber 
herauBstellt,  haben  Geltung  nur  mit  der  Zustimmung  des  Centralburcaus.  Dieses 
kann  auch  Zusätze  und  Aenderungen  am  vorstehenden  Reglement  besclilicfsen ; 
in  diesen»  Falle  ab»  r  ist  es  nOtiß,  dafs  betretfenden  Beschlüsse  von  miDdcstens 
der  Hälfte  der  Delegierten  angenommen  werden. 


Statuten  \vi<-  Ro,;l<  ment  wurden  von  den  Arbeitervereinen  Mailands  in  den 
Versammlung<  n  vom  30.  M.1rz,  20.  und  27.  April  1890  angenommen  und  in  der 
bitzung  des  Lentralbureuus  vom  25.  November  1892  abgeändert. 


Allgemeine  Bestimmungen. 


Zur  Beurteilung  der  Frauenbewegung  in  England 

und  Deutschland. 


Von 

LILY  V.  GIZYCKL 

Wer  die  Frauenbewegung  der  einzelnen  Länder  cinigernialM  n 
richtig  beurteilen  will,  muls  sich  zunächst  über  die  allgemeinen 
GrQnde  ihrer  Entstehung  Klarheit  verschafl'en.  Sic  ist  nicht,  wir 
ihre  Gegner  häulig  meinen,  eine  durch  fanatische  Agitatoren 
künstlich  hervorgerufene  Krscht  inung.  .sondern  ein  notwendiges 
Produkt  der  Entwickekmg.  Wenn  wir  auf  einzelne  Epochen  der 
<jesehichte  hinweisen,  und  von  diesen  ihren  Ursprung  herleiten, 
so  geschieht  es  nicht,  weil  wir  meinen,  dafs  sie  in  jenem  Jahr 
oder  an  bestimmten  Tagen  wie  Athene  gerüstet  aus  dem  Haupte  des 
Zeus  emporstieg,  sondern  weil  die  ökonomische  und  kulturelle 
Entwicklung  gerade  dann  so  weit  vorgeschritten  war,  um  zuerst 
für  die  historische  Betrachtung  sichtbar  zu  werden.  Und  wenn 
■einzelne  Männer  und  Frauen  als  Träger  und  Märtyrer  dieser  Be- 
wegung namhaft  gemacht  werden,  so  behaupten  wir  damit  nicht, 
dsSs  sie  urplötzlich  den  Gedanken  der  Gleichberechtigung  der 
Geschlechter  in  die  Welt  warfen,  sondern  es  soll  nur  anerkannt 
werden,  dafs  sie  es  waren,  welche  zuerst  die  Worte  fbr  das 
Fohlen  und  Denken  Tausender  fanden. 

Der  Flügelschlag  der  Jahrhunderte  hat  den  glimmenden  Funken 
2ur  Flamme  entfacht 

Schon  im  Altertum  und  im  Mittelalter  finden  sich  Spuren  einer 
Frauenbewegung.  Die  Thatsache,  dafs  zur  Zeit  der  Renaissance 
Frauen  die  Lehrkanzeln  der  berahmtesten  Universitäten  Italiens 
und  Spaniens  betraten,  beweist,  dafs  sie  um  dies  mannliche  Vor« 
recht  gekämpft  haben  mttssen,  wenn  es  auch  damals  kein  organi- 
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sicrter  Kampf  um  ein  Allen  zu  gewahrendes  Recht,  sondern  ein 
Kampf  Einzelner  um  eine  persönliche  VergOnstigong  war.  In  allen 

Kulturstaaten  finden  wir  auf  der  entsprechenden  Entwiclcelungsstu^r 
dieselbe  Erscheinung.  Sie  ist  nicht  etwa  nur  darauf  zurOckzu- 
ftlhren»  dafs  hervorragende  Talente  sich  mit  Gewalt  Bahn  brachen, 
sondern  zum  grofisen  Teil  darauf,  dafs  Kochherd,  Spindel  und 
Webstuhl  icein  ausschliefsliches  Besitztum  jedes  einzelnen  Haus- 
halts mehr  waren  und  die  Töchter  in  dem  kleinen  Industriebetrieb 
des  Hauses  nicht  mehr  ausreichende  Bt  s(  haftigung  fanden.  Jede 
Arbeit,  die  der  Hausfrau  und  der  Haustochter  aus  der  Hand  ge- 
rissen wurde,  bedeutete  einen  Schritt  weiter  auf  dem  Wege  zu 
der  in  allen  Kulturstaaten  gleichmflfsig  hervortretenden  Ersehet- 
nung  der  Frauenbewegunp;. 

So  rief  die  Entwirkeluni;  der  linlustrie  mit  ihrem  immer  deut- 
licher zum  Ausdruck  konmn  ndcn  Prinzip  der  Arbeitsteilung  nicht 
nvn-  die  Arbeiterbewegung,   sondern  auch  die  Frauenbeweguni,' 
hervor,    ihre  Aehnlichkeit .  ja  ihr  unlösbarer  Zusammenhang  mi: 
der   allgemeinen   sozialen  Bewegung   tritt   am    klarsten    in  der 
Thatsache  hervor,  dafs  die  Revolutionen  es  waren,  welche  ihre 
Forderungen  zum  Aufdruck  brachten.    Schon  w.'lluend  der  eng- 
lischen Revolutionsstürnie  des  1 7.  Jahrhunderts  nahmen  die  Frauen 
das  Recht  in  Anspruch  bei  der  Leitung  des  Staates  nicht  ohne 
Einilufs  zu  sein.    Die,  so  weit  ich  nachweisen  kann,  erste  grofse. 
von  Frauen  unterzeichnete  Petition  an  eine  gesetzgebende  Körpcr- 
scliaft,  ist  die  der  Engländerinnen  vom  Jahre  1643.  welche  vom 
sogenannten  Langen  Parlament  unter  Berufung  auf  den  wirtschaft- 
lichen Niedergang  des  Landes  die  Herstellung  des  Friedens  ver- 
langte,     Die  zweite  wurde  kurz  vor  dem  Ausbruch  der  franzö- 
sischen  Revolution  an  Ludwig  XVI.  gerichtet;  in  dieser  hiefs  es: 
„dafs  die  Mflnner  die  den  Frauen  zukommenden  Gewerbe, 
wie  Schneiderei.  Stickerei,  Putzmacherei  ihnen  nicht  nehmen 
möchten.  .  .  Wir  wünschen  uns  zu  bilden»  uns  zu  beschafUgeo. 
nicht  weil  wir  des  Mannes  Herrschaft  usurpiren,  sondern  wefl 
wir  geachteter  sein  und  einen  Lebensberuf  gesichert  haben  wollen, 
wenn  wir  in  Unglflck  geraten.*     Die  bescheidene  Sprache  und 
zaghafte  Forderung  dieser  Petition  traf  natOrlich  auf  taube 
Ohren.   Es  war  der  lülarquis  Caritat  de  Condorcet,  welcher,  als 
die  Begeisterung  ftlr  die  allgemeinen  Menschenrechte  die  Masse» 


Cobbets  ParliamenUity  Hiatoiy  of  England.  London  1809.  Vol.  II.,  S.  t«^ 
*)  A.  Lefaure,  Le  Socialisme  pendant  b  Revolution,  S.  122. 
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entflammte,  in  seinen  „Lettres  d  un  Bourgeois  de  New  Häven  ä  un 
citoyen  de  Virginie"')  mit  dem  ganzen  Feuer  seines  reinen  Cha- 
rakters für  die  volle  Gleichberechtigung  der  Geschlechter  eintrat. 
Sein  späterer  Aufsatz  über  die  Zulassung  der  Frauen  zum  Bürgn  - 
recht-)  riet  unter  den  Frauen  jener  Zeit  eine  Bewegung  hervor,  die 
sich  zunächst  in  Olympe  de  Gouge's  etwas  pomphafter  „D^claration 
des  droits  des  femmes*  aiifserte.  Bald  darauf  Qberreichten  eine  An- 
zahl Frauen  der  Nationalversammlung  eine  Petition,  welche  folgende 
Forderungen  stellte:  1.  Alle  Privilegien  des  mannlichen  Geschlechts 
sollen  in  ganz  Frankreich  vollständig  und  auf  alle  Zeiten  beseitigt 
werden.  2.  Das  weibliche  Geschlecht  hat  dieselbe  Freiheit,  die- 
selben Vorteile,  dieselben  Rechte  und  dieselben  Ehren  zu  geniefsen, 
wie  das  männliche.*) 

„Las  femmes  ötaient  i'avant-garde  de  la  revolution"  sagte 
Micheiet.^)  Sie  waren  immer  zur  Stelle,  wo  es  galt,  für  die  Sache 
der  Gerechtigkeit  einzutreten.  Im  Jahre  1830  war  es  Madame  de 
Mauchamps,  die.  von  Männern  wie  janin  und  Chateaubriand 
unterstützt,  nuf"  Grund  der  \%^rfas.sung  an  Louis  Phillippe  eine 
Adresse  richtete,  in  der  es  hiels:  „qu  il  est  roi  des  franc^aises 
comme  il  est  roi  des  francais*'.-*^)  In  der  Revolution  von  1848 
wurde  Victor  Considerant  der  Fürsprecher  der  Frauen,  iudem  er 
die  politischen  Rechte  tür  sie  forderte  und  kurze  Zeit  darauf 
verteidigte  der  Sozialist  Pierre  Leroux  ein  ähnliches,  von  ihm  ein- 
gebrachtes Gesetz. 

Gedanken  haben  eine  Fluggeschwindigkeit,  die  von  keiner 
mechanischen  Kraft  bisher  überholt  worden  ist.  In  ihrem  Werk 
„Vindication  of  the  Rights  ofWomen"^  trat  zu  gleicher  Zeit  mit 
Condorcet  Mary  Wollstonekraft  fOr  die  Rechte  ihres  Geschlechtes 
ein.  Man  bekämpfte  heftig  ihre  „französischen  Ideen",  die  jedoch 
durchaus  auf  ihrem  heimischen  englischen  Boden  erwachsen  waren. 
Wurden  doch  schon  im  16.  und  17.  Jahrhundert  selbststandige 
Frauen  zur  Wahl  zugelassen  und  erst  im  Jahre  1739  wurde  den 

1)  Oeuvres  compl^tes.    Paris  1804.    XIL,  S.  19 — 21. 
*)  Journal  de  la  soci6tt,  1189,  No.  5.    Deutsch  tu  der  «Frauenbewegung* 
1895,  No.  14. 

^)  Wiedergegeben  in  Daniel  Sterne,  Histolre  de  la  Revolution  de  1848, 
S.  379. 

*)  Micli(!<t,  l  os  femmes  de  la  F<t!Voliition,  S  24. 

^1  riicodorc  Stanlon,  Woinan  (Jucstion  in  Kurope.  London  1884,  S.  240. 
^)  London  1792,  und  von  Mrs.  Fawcett  neu  herausgegeben,  London  1890. 
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Frauen  ausdrücklich  v<  rhotcii ,  ihre  Stimme  abzugeben.^)  Auch 
h'elsen  sich  die  „tV.uiZ(>-<i>chen  Ideen"  nicht  unterdrücken.  Sic 
spukten  weiter  in  den  Köpfen  des  freien  Inselvolkes,  bis  sie  unter  i 
den  I  landen  eines  Bentham,  Mill,  Spencer  u.  A.  immer  festere  Gestalt  1 
gewannen. 

Die  erste  Petition  um  das  Stimmreciit  wurde  dem  liaa.^c  der 
Gemeinen  im  Jahre  1832  vorgelegt  und  von  Sir  Robert  Peel  vcr 
teidigt.  Bald  darauf  erklärte  Jeremy  Bentham  sich  für  die  Gleich- 
berechtigung der  Frauen,  Herbert  Spencer  folgte  ihm.'*)  MilU 
Buch  »The  Subjection  of  Women"')  wurde  wenige  Jahre  spater 
das  klassische  Buch  der  Frauenbewegung.  Bedeutender  noch  ist 
die  Rede,  durch  die  er  am  20.  Mai  1867  die  Aufnahme  der  Steucn 
zahlenden  Frauen  in  die  Wahlerlisten  befürwortete.  Nachdem  er 
mit  schlagender  Schärfe  alle,  auch  heute  noch  populären  Einwen- 
dungen widerlegt  hatte,  sagte  er,  dafs  durch  die  Annahme  sdnes 
Antrags  »das  Gesetz  aufhören  wOrde,  den  Frauen  die  Fähigkeit 
sich  mit  ernsten  Dingen  zu  beschäftigen,  abzusprechen,  und  feieriich 
zu  proklamieren,  dafs  ihre  Ansichten  und  Wunsche  über  Ange- 
legenheiten, die  sie  ebenso,  ja  manchmal  noch  weit  näher  an- 
gehen wie  die  Männer,  der  Beachtung  nicht  wert  sind.  Sie  worden 
nicht  länger  mit  Kindern,  Wahnsinnigen  und  Verbrechern  auf 
eine  Stufe  gestellt,  und  fflr  unfähig  gehalten  werden,  aber  ihren 
eigenen  Willen  zu  verfOgen,  nur  darauf  angewiesen,  dafs  andere, 
ohne  nach  ihrer  Meinung  zu  fragen.  Ober  sie  bestimmen.  Weno  | 
heute  unter  zwanzigtausend  Frauen  nur  eine  die  Fähigkeit  besitzt, 
das  Wahlrecht  auszuQben,  so  mufs  es  allen  gegeben  werden- 
Selbst  diese  fast  nur  theoretische  Be  freiung  würde  eine  Last  von 
ihnen  nehmen,  welche  sie  an  der  Entfaltung  ihrer  Fahigkeitcii 
verhindert."^)  Sein  Antrag  wurde  mit  194  gegen  73  Stimmen 
abgelehnt.  Seitdem  haben  tausende  von  Petitionen  mit  hundert- 
tausenden  von  Unterschriften  dem  Parlament  vorgelegen  und  bei 
der  letzten,  aufserordentlich  eingehenden  Debatte  im  Jahre 
welche  der  konservative  Abgeordnete  Sir  Albert  Rollit  mit  einer 
warmen  Empfehlung  des  Frauenstimmrechts  einleitete,  wurde  der 

^)  Vgl.  Modem  Reports.   Select  cases  Adjudget  in  tfae  Courts  of  Kinft 
Bench,  Chancery,  Common  Pleas  and  Exchegners.   5.  ed.   London  1796. 

*)  Einlütung  in  das  Studium  der  Soaologie.    Uebenetit  von  R  Mtf' 

quardsen.    Leipzig  187S.   2.  T.,  S.  218fl'. 

»)  Deutsch  unter  Hern  Titel   „Die  Hörigkeit  der  Frmu*.    Uebenetrt  «■ 

Jenny  Hirsch.    3.  Aufl.     Berlin  lÖOt. 

*}  Vgl.  die  Parliamcntary  Reports  vom  Jahre  ltt92. 
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"betreffende  Gesetzentwurf  nur  mit  der  geringen  Mehrheit  von 
19  Stimmen  abgelehnt. 

Einen  gesetzgeberischen  Erfolg  erzielten  die  Bestrebungen 
um  das  Frauenstimmrecht  in  den  Vereinigten  Staaten,  wo  es  in 
Wyoming,  Colorado  und  Utah  in  die  Verfassung  aufgenommen 
wurde,  und  in  Neu-Seeland,  wo  die  Einführung  des  Frauenstimm- 
rechts zu  besonders  interessanten  Resultaten  geführt  hat.  Einer 
■der  Minister,  Mr.  Reeve.  erklärte,  einem  Interview  in  der  West- 
minster  Gazette  zufolge:  „Die  Majorität  war  auf  Seiten  der 
.sozialistischen  und  liberalen  Parteien.  Die  Einführung  des  Frauen- 
stimmrechts  wird  in  der  ganzen  Welt  den  radikalen  sozialistischen 
Fortschritt  fördern,  denn  die  Frauen  haben  am  wenigsten  Grund 
mit  der  Welt,  wie  sie  ist,  zufrieden  zu  sein.  Selbst  die  Klugen 
und  Geschickten  unter  ihnen  werden  heute  fiberall  durch  die 
sozialen  und  wirtschaftlichen  Zustande  niedergedrückt  und  alle 
ihre  Sympathien  gehören  deshalb  denen,  welche  diese  Zustande 
zu  andern  versuchen."  Auch  hier  finden  wir  wieder  den  Beweis 
•des  engen  Zusammenhangs  der  Frauenbewegung  mit  der  Arbeiter- 
bewegung.  Ein  weiterer,  schwerwiegender  Beweis  ist  der,  dafs 
aberall  dort,  wo  die  Forderung  der  politischen  Gleichberechtigung 
in  den  Vordergrund  gestellt  wurde,  die  Fortschritte  der  Frauen- 
bewegung auf  allen  anderen  Gebieten  besonders  glanzende  waren. 
So  ist  auch  fOr  die  gesammte  fortschrittliche  Bewegung  der  Neuzeit 
das  aUgeraeine  Wahlrecht  der  Ausgangspunkt  und  der  Schlüssel 
zu  allen  anderen  Rechten  und  Freiheiten.  Wir  finden  in  Amerika, 
wo  der  Kampf  um  das  Stimmrecht  seit  Jahrzehnten  mit  grofser 
Energie  und  staunenswerten  Opfern  an  Kraft,  Zeit  und  Geld  ge- 
üQhrt  wird,  die  Gymnasien  und  die  Universitäten  den  Frauen 
geöffnet,  wir  finden  Frauen  in  den  städtischen  und  Schulbehörden, 
in  den  Gerichtshöfen  und  Hospitälern,  auf  den  Kanzeln  der  Kirchen 
und  den  Lehrstühlen  der  Universitäten,  wir  finden  sie  in  England 
als  Aerzte.  als  Kommunalbeamte,  als  Fabrikinspektoren,  als  Polizei- 
matronen thatig,  wir  sehen  sie  in  Frankreich  als  Studentinnen, 
als  Aerztinnen,  als  gleichberechtigte  Wähler  zu  den  Handels- 
kammern, als  Assistenten  der  Fabrikinspektoren.  In  einem  anderen 
Lande  der  Kulturwelt  dagegen,  wo  es  von  dem  Beruf  der  Frauen 
heifst:  „Sie  flechten  und  weben  himmlische  Rosen  ins  irdische 
Leben",  wo  sie  als  „züchtige  Hausfrauen"  daheim  bleiben,  den 
„Mädchen  lehren"  und  „den  Knaben  wehren",  und  der  Mann  allein 
ins  „feindliche  Leben"  hinaus  mufs.  in  jenem  Lande  drang  der 
Lärm  der  Revolutionen  nur  selten  durch  die  Eichenthüren  der 
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Kemenate,  und  das  Licht  eint-r  neuen  Zeit  vermochte  sich  nur 
schwer  einen  Weg  durch  die  Butzenscheiben  hindurchzubahnen. 

Die  deutsche  Frauenbewegung  trägt  einen  ganz  besonderen 
Stempel.     Nirgends  ist  das  weibHche  Geschlecht  so  gering  ge- 
achtet worden,  als  in  den  deutschen  Landen  und  nirgends  hat  es 
weniger  Gefühl   dafiir  gchal)t.     Von  dm  Minnesängern   bis  zur 
Gegenwart   hat   man   es  mit  dem  Zuckerbrote  der  Schmeichelei 
gefüttert  und  ihm  so  gründlich  den  Geschmack  verdorben  .  dafs 
es  sich  nur  schwer  an  kräftige  Speise  gewöhnt.    Mehr  al->  die 
Frauen  anderer  Nationen  gleichen  die  deutschen  Frauen  den 
Sklaven  Griechenlands  und  Roms:  sie  sind  teils  Arbeitssklaven, 
teils  Lustsklaven.   Havelock  EUis^)  hat  den  Nachweis  zu  fohrea 
versucht,  dafs  die  Frau  „als  Pionier,  Erfinder  und  Schopfer  aller 
Industrie"  gelten  kann.   Von  dem  Augenblick  an,  wo  der  Mann 
das  erlegte  Thier  vor  ihre  Höhle,  ihren  Wigwam  oder  ihre  Busch- 
hfltte  warf  und  sie  den  Feuersteinsplitter  abschlagt  um  ihn  als 
Messer  zu  verwenden,  trat  sie  als  der  erste  Arbeiter  in  den 
Frohndienst.  Je  harter  der  Boden  war,  dessen  Bearbeitung  ihr 
fiberlassen  blieb,  wahrend  der  Mann  in  den  Krieg  oder  auf  die 
Jagd  zog,  desto  harter  wurde  ihr  Loos,  desto  gebeugter  ihr 
Nacken.  Je  gespannter  sie  ihren  Blick  auf  die  Erde  heften  mulste* 
desto  trOber  wurde  ihr  Augenlicht,  desto  mehr  erlahmte  die 
Schwungkraft  ihres  Geistes. 

Schon  im  16.  und  17.  Jahrhundert  kam  es  zu  einzelnen  Feder- 
kriegen um  die  Frage  der  Zulassung  des  weiblichen  Geschlechts 
zu  den  höheren  Berufen.  Damals  wurde  noch  allen  Ernstes 
gegen  die  weitverbreitete  Behauptung  gekämpft,  die  Weiber  seien 
keine  Menschen,  und  erst  nachdem  einige  tapfere  Kämpen,  wie 
Andreas  Schoppius  und  Balthasar  Wandel,  mit  Aufbietung  all 
ihres  Scharfsinnes  diese  Ansicht  widerlegt  hatten,  trat  das  ,ge- 
lahrte  Frauenzimmer"-)  selbstbewufst  aus  dem  stillen  Jungfern- 
stobchen  in  die  OetTentlichkeit.  Nicht  nur  FOrstinnen,  sondern 
auch  Adlige  und  Hürgermädchen  —  meist  Gelehrtentöchter  — 
zeichneten  sich  durch  ihr  Wissen  aus.  In  einer  Schrift  vom 
Jahre  1707  wird  sogar  die  Errichtung  einer  deutschen  „Jungfern- 
Akademie"  vorgeschlagen,  da  man  „den  Jungfern  noch  nicht  raten 
dürfte,  mit  den  Herren  Studenten  im  Kollegio  eine  bunte  Reihe 


Havelock  Ellis,  Mann  und  Weib.    Deutsch  von  H.  KoTella.    Leipzic  1894. 
^1  Vgl.  Georg  Steinhausens  Artikel  Aber  dieses  Thema  in  .Nord  and  SAd'r 
Oktober  1895. 
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zu  machen".  Dieser  Plan  tauchte  während  der  nächsten  Jahr- 
zehnte immer  wieder  auf  und  wurde  nach  allen  Richtungen  hin 
besprochen.  Zur  Ausführung  kam  es  nicht,  dagegen  ist  erst  kürz- 
lich nachgewiesen  worden,^)  dafs  an  manchen  Orten  die  Lchrsäle 
den  Frauen  offen  standen.  So  wird  Anna  Christine  Ehrenfried 
von  Balthasar  als  ^^der  Weltweisheit  Baccalaurea"  zu  Greifswald 
in  Oberschwenglicher  Welse  von  ihren  Zeitgenossen  gepriesen. 
Aber  all  diese  einzelnen  Erscheinungen  sind  noch  nicht  die  Sym« 
ptome  einer  starken  sozialen  Bewegung,  sie  sind  nur  leise  An* 
Sätze  dazu. 

Es  sollte  jedoch  auch  an  einem  deutschen  Condorcet  nicht 
fehlen,  dessen  Stimme  freilich  die  eines  Predigers  in  der  WQste 
blieb.  Theodor  Gottfried  v.  Hippel,  der  erste  deutsche  Ver* 
fechter  der  vollen  Gleichberechtigung  der  Geschlechter,  war  ein 
Ostpreufse,  wie  Kant,  und  lebte  zu  gleicher  Zeit  mit  ihm  in  der 
alten  KrOnungsstadt  Königsberg.  Seine  geistreichen  Satiren, 
seine  philosophischen  Reflexionen,  die  der  gewandte  Weltmann 
in  die  gefälligste  Form  zu  kleiden  wufste  und  durch  die  er  den 
Inhalt  der  schwerfälligen  Perioden  Kants  dem  grofsen  Publikum 
mundgerecht  zu  machen  verstand,  haben  ihm  einen  geachteten 
Platz  in  der  Litteraturgeschichte  erobert.  Die  deutschen  Frauen 
aber  haben  ihn  vergessen,  obwohl  er  mehr  als  irgend  ein  Anderer 
verdiente,  von  ihnen  gefeiert  zu  werden.  In  dem  einzigen  ge- 
schichtlichen Werk 3)  über  die  Frauenbewegung  in  Europa,  das 
aus  allen  Ländern  zum  Teil  gründliche  Studien  enthält,  die  von 
Theodor  Stanton  gesammelt  und  herausgegeben  wurden,  haben 
die  drei  deutschen  Autoren  nicht  einmal  seinen  Namen  erwflhnt. 
Kein  Wunderl  Wäre  es  doch  sehr  fatal,  zu  kimstatieren,  dafs 
im  Jahre  1792  von  einem  vornehmen  deutschen  Manne  die  Gleich- 
bcrcchtigung  des  weiblichen  Geschlechts  in  einem  Umfange  ge- 
lordert  wurde,  wie  sie  hundert  Jahre  später  nur  die  schlimmsten 
„L'mstür/ler"  verlangen,  und  dabei  gestchen  zu  müssen,  dafs  keine 
einzige  seiner  Forderungen  bisher  erfüllt  worden  ist.  Sein  Buch 
über  „die  bürgerliche  Verbesserung  der  Weiber"^)  ist  den 
Schriften  eines  Condorcet  und  eines  Mill  getrost  an  die  Seite  zu 
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3)  Die  buiKtrlichc  Verbesserung  der  Weiber.    Berlin  1792.    In  der  Vossi- 
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stellen.  Mit  Witz  und  schlagfertigem  Scharfsinn  weist  er  alle 
GrQnde  zurQck,  welche  gegen  die  „bürgerliche  Verbesserung  der 
Weiber"  vorgebracht  werden  können.  Er  will  den  Frauen  die 
Richter-  und  SchoppcnstOhle,  das  Katheder  und  den  Seziertisch 
erobern,  aber  wichtiger  als  alles  andere  erscheint  ihm  die  Teil- 
nähme  an  der  Staatsverwaltung. 

Ist  sie  gesichert,  «g^wi^s  hatten  wir  alsdann,"  so  sagt  er* 
„weniger  Tyrannen,  die  auf  festem  Grund  und  Boden  SchüT- 
brOchige  mit  Lust  arbeiten  sehen  oder  die  solchen,  die  mit  den 
Fluten  ringen,  vermittelst  einer  heilsamen  Verordnung  Strohhalme 
zuwerfen;  weniger  Blutegel,  die  hier  jeden  Bissen  finanzmflfstg 
zuschneiden,  dort  den  Schweifs  und  das  Blut  der  Unterthanen 
ohne  Mafs  und  Ziel  verschwenden,  die  ihre  Administrationen  mit 
PlOnderungen  anfangen.  Wir  hfltten  weniger  Meister,  die  vom 
Himmel  fallen,  ob  sie  schon  entweder  nur  Kolporteurs  von  alten 
abgetragenen  Meinungen  sind,  oder  aber  eine  neue  verzweifelte 
Kur  nach  der  andern  beginnen." 

Es  war  im  Zeitalter  der  französischen  Revolution,  als  Hippel 
diese  Satze  niederschrieb,  und  es  dürfte  nicht  uninteressant  sein, 
aus  jener  schon  einmal  zitierten  Geschichte  der  Frauenfrage  in 
Europa  zu  hören,  wie  die  deutsche  Autorin  über  die  unleugbare 
Thatsache  des  revolutionären  Ursprungs  der  Frauenbewegung 
urteilt:  „Viele  ausgezeichnete  Reformen  begegneten  auf  dieser 
Seite  des  Rheins  einem  langen  und  heftigen  Widerstand,  weil  sie 
als  das  Produkt  des  Aufstandes  von  1789  galten,  und  infolge 
ihres  unglücklichen  Ursprungs  kam  die  Frauenbewegung 
unter  der  Bezeichnung  der  .Fraueneniaiizipation"  in  Verruf.  Die 
BedcutuiiL;.  welche  diesem  Worte  beigelegt  wurde,  war  der  gröLste 
Stein  des  Anstolse-^  auf  unserem  Wege." 

So  viel  CS  möglich  war.  haben  die  deutschen  Frauenrechtle- 
rinnen diesen  Ursprung  vergessen  gemacht,  und  nieht  nur  da- 
Wort  „Kmanzipation",  sondern  auch  den  ernsten  Sinn  desselben 
aus  ihren  Bestrebungen  verbannt.  Sie  kämpften  zum  grofsen  I  eil 
nicht  um  eine  Befreiung  des  weiblichen  Geschlechts  von  politi- 
schen, sozialen  und  rechtlichen  Fesseln,  sondern  um  die  Sicher- 
stellung des  Lebens  der  ailein;>tehcnden  Frauen.  Zweifellus  ge- 
bort der  Kampf  um  dieses  Ziel  in  die  allgemeine  FrauenbewegUDg. 
zweilellua  würtie  seine  Frreiehung  unendlich  viel  bedeuten,  aber 
ebenso  zweifello-s  ist  e.s .  dal»  e.s  allein  niemals  erreicht  werden 
kann  und  das  einseitige  Streben  darnach  notwendig  auf  Ab- 
wege führt. 
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Von  der  berühmten  Million  überzähliger  Frauen  in  Deutsch- 
land ist  bis  zur  Ermüdung  gesprochen  worden.  Unsere  Frauen- 
rechtlerinnen beriefen  sich  stets  auf  die  hülfsbedürftige  Million, 
und  von  diesem  Standpunkt  aus  hatte  der  Philosoph  des  Unbe- 
wufsten,  Eduard  v.  Hartmann,  nicht  so  ganz  unrecht,  wenn  er 
von  einer  Jungfernfrage  sprach.  Es  handelt  sich  ja  nicht  einmal 
um  diese  überzählige  Million,  denn  da  in  Deutschland  gegen 
10  pCt.  Mftnner  unverheiratet  bleiben,  außerdem  eine  greise  An- 
zahl geschiedener  und  verwitweter  Frauen  gleichfalls  allein  stehen, 
so  kommen  wir  schliefslich,  nach  der  Gewerbezflhlung  von  1882, 
zu  der  stattlichen  Zahl  von  5^2  Millionen  lediger  Frauen.  Wie 
sehr  gerade  sie  darauf  angewiesen  sind,  ftlr  ihren  Unterhalt  zu 
sorgen,  geht  daraus  hervor,  dafs  unter  tausend  erwerbsthätigen 
800  ledige  resp.  verwitwete  und  geschiedene  Frauen  sind. 

Wahrend  sich  in  Frankreich,  England  und  Amerika  die 
Frauenbewegung  zuerst  mit  revolutionärer  Gewalt  aufserte  und 
ihre  Vertreter  im  Namen  der  Gerechtigkeit,  der  feierlich  prokla- 
mierten allgemeinen  Menschenrechte  fflr  die  volle  Gleichstellung 
der  Geschlechter  eintraten,  steckte  sie  sich  in  Deutschland,  nach 
einem  flOchtigen  Versuch,  in  dieselben  Bahnen  zu  lenken,  das 
einzige  Ziel:  Eröffnung  der  höheren  Berufe.  Sie  wurde  eine  Be- 
wegung fdr  die  Ueberzähligen.  Zum  Trager  dieser  Bewegung, 
deren  Berechtigung  vollkommen  anerkannt  werden  muls,  wurde 
der  im  Oktober  1865  in  Leipzig  gegründete  Allgemeine  deutsche 
Frauenverein.  Schon  seine  Gründung  war  eine  That,  welche 
seine  erste  Vorsitzende,  Louise  Otto-Peters,  unvergefslich  machen 
wird.  Sie  hatte  mitten  in  den  StQrmen  von  1848  gestanden  und 
mit  ihrem  nachherigen  Gatten  im  Gefängnis  Verlobung  gefeiert, 
aber  auch  sie  teilte  in  späteren  Jahren  das  Schicksal  des  deut- 
schen Liberalismus,  der  die  Verkörperung  eines  freiheitlichen 
Bürgertums  war.  und  heute  zum  grossen  Teil  nur  noch  den  deut- 
schen Philister  repräsentiert. 

Der  Allgemeine  deutsche  Frauenverein  erklärte  in  seinem  Pro- 
gramm „die  Arbeit  für  eine  Pflicht  und  Ehre  des  weihlichen  Ge- 
schlechts" und  nahm  „das  Recht  der  Arbeit"  für  alle  Frauen  in 
Anspruch.  Als  seine  Aufgabe  erkannte  er.  „für  die  erhöhte  Bil- 
dung des  weiblichen  Geschlechts  und  die  IJefreivmg  der  weib- 
lichen Arbeit  von  allen  Hindernissen  mit  vereinten  Kräften  zu 
wirken."  Seine  dreifsigjährige  Geschichte  ist  für  die  Entwicklung 
der  deutschen  Frauenbewcgvuig  von  grofsem  Interesse.  Wäh- 
rend z.  B.  in  den  ersten  Jahren  seines  Bestehens  nicht  nur  Pe- 
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titionen  um  Zulassung  der  Krauen  zum  Post-  und  Telegraphen- 
dienst von  ihm  ausgingen,  sondern  auch  das  Los  der  Fabrik- 
arbeiterinnen insofern  Berücksichtigung  (and.  als  für  die  Bildung 
von  l-"raucinerb;inden  zum  Zweck  der  Lohnerhöhung  eingetreten 
wurde,  entwirkeite  er  sich  mit  den  Jahren  mehr  und  mehr  zu 
(  iiiem  X'ertin  von  und  für  „iiohcre  Teiehter."  Noch  im  Septcrr- 
her  1883  >prach  Marianne  Menzzer,  eine  der  ältesten  und  radi- 
kalsten Mitgh'eder  de^  X'ereins,  über  die  Lage  der  Handarbeitt- 
rinnen,  und  Gr.lfin  (iuillaume-Schack  trat  mit  ihr  für  die  Gründung 
von  Frauengewerkvercinen  ein  Es  war  der  letzte  energischf 
\'ersuch  im  Allgemeinen  deutschen  Frauenverein  für  die  Recitt 
der  unterdrückte-tcn  Frauen  ebenso  einzutreten,  wie  für  die  ihrer 
bessersituierten  Schwestern.  Iii/.wisehen  war  nicht  nur  der 
waclr-,ende  .Stipendienfond  für  daa  Universitcltsstudium  der  Frauen 
und  für  die  Gründung  von  Frauengymnasien  der  Anlafs  gewesen, 
diese  Richtung  der  Frauenbewegung  zu  bevorzugen,  die  immer 
stärker  hervortretende  Angst  der  deutschen  Bourgeoisie  vor  der 
Sozialdemokratie,  welche  die  Gleichberechtigung  des  weiblicben 
Geschlechts  in  ihr  Programm  aufgenommen  hatte,  ergriff  audi 
die  vorwärtsstrebenden  Frauen.  Marianne  Menzzer,  die  noch  ak 
Achtzigjährige  voll  jugendlichem  Feuer  tapfer  ihre  Ansichteo 
vertrat,  als  ein  kleines  Häuflein  deutscher  Frauen  gegen  die  Um- 
sturzvorlage protestierte,  zog  sich  aus  dem  Vorstand  des  Al]g^ 
meinen  deutschen  Frauenvereins  zurück,  Gräfin  GuiUaume>Schid 
schlofs  sich  der  Sozialdemokratie  an,  als  sie  ohne  Erfolg  bei  aDeo 
bOrgerlichen  Parteien  die  Unterstützung  ihrer  Bestrebungen  g^ 
sucht  hatte. 

Kennzeichnend  iQr  die  deutsche  Frauenbewegung  war  in 
letzter  Zeit  die  Gründung  des  Bundes  deutscher  Frauenveraoe 
und  die  Generalversammlung  des  Allgemeinen  deutschen  Fraueo- 
Vereins  im  Oktober  1895.  Frau  Hanna  Bieber -Böhm  hatte 
vom  Frauenkongress  in  Chicago  die  Idee  eines  nationalen 
Bundes  der  Frauenvereine  mitgebracht,  welcher  sich  wieder  mit 
den  gleichen  Verbänden  anderer  Länder  zu  einer  internationalen 
Union  vereinigen  sollte.  Aus  den  Vei  treterinnen  jeder  Nation 
sollte  alle  paar  Jahre  eine  Art  Weltparlament  zusammentreten, 
das  Ober  die  gemeinsamen  Interessen  zu  verhandeln  und  ße^chlui^ 
zu  fassen  hat.  Die  Gründung  des  deutschen  Bundes  wurde  den 
tonangebenden  Frauen  des  Allgemeinen  deutschen  Frauenvereins 
anvertraut,  und  bereits  in  der  Finleitungsrede  der  konstituieren- 
<*en  Versammlung  erklärte  die  Vorsitzende,  nachdem  sie  von  der 
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Einigkeit,  der  Schwesternscliaft  u.  s.  w.  viel  Schönes  und  Rflhrendes 
gesagt  hatte,  dass  die  sozialdemokratischen  Arbeiterinnenvereine 
zum  Beitritt  weder  aufgefordert  scim  noch  jemals  aufgefordert 
werden  könnten.  £s  fanden  sich  damals  unter  den  zahlreichen 
Delegirten  nur  vier  Frauen,  die  widersprachen,  und  wenn  in  zwei 
Jahren  der  internationale  Frauenkongress  in  London  tagen  wird, 
werden  wir  das  interessante  Schauspiel  erleben,  dass  die  deutsche 
Lehrerin,  Studentin  und  höchstens  noch  die  Kindergärtnerin  und 
die  berühmte  „Stütze  der  Hausfrau".  —  für  beide  ist  zum  deut- 
lichen Unterschied  von  den  vveiblicheti  Dienstboten  der  Name 
„HausbeanUin"  i  rlunden  worden,  —  vertreten  sein  werden,  man 
aber  die  Interessen,  die  Leiden,  die  Kampfe  und  Hoffnungen  der 
Arbeiterin  ebenso  ignorieren  wird,  wie  sie  bei  der  Generalver- 
sammlung des  Allgemeinen  deutschen  Frauenvercins  ignurirt 
wurden.  Unsere  liberale  bürgerliche  Presse  erschöpfte  sich  bei 
dieser  Gelegenheit  in  Lobeserhebungen  über  die  gem.lfsigte  Hal- 
tung der  Rednerinnen,  von  denen  eine  die  Gefühle  der  Anwesen- 
den in  Worte  fasste,  wenn  sie  sagte:  „Alle  sozialistischen  Theo- 
riecn  müssen  an  dem  Widerstande  und  der  Feinfühligkeit  der 
weiblichen  Seele  und  an  der  Zusammenfassung  dieser  Wider- 
stände durch  die  deutsche  Frauenbewegung  scheitern." 

An  der  deutschen  Frauenbewegung  also  sollen  die  sozialisti- 
schen Theorieen  scheitern.  Manche  unerfreuliche  Symptome  . 
acheinen  diese  Ansicht  zu  unterstatzen.  Haben  wir  doch  kOrz- 
lieh  erst  erlebt,  dass  die  Gattinnen  ^notleidender*  schlesischer 
Agrarier  dem  Landwirtschaftsminister  eine  Petition  flberreichten, 
in  der  es  unter  anderem  hiess:  „Wenn  der  Arbeiter  froher 
bei  niedrigeren  Löhnen  zwei  Pfennige  mehr  für  sein  Brot 
ausgeben  konnte,  warum  sollte  es  ihm  jetzt  bei  seinem  hohen 
Lohn  unmöglich  sein?  Es  wäre  im  Gegenteil  ein  hoher  sittlicher 
Vorteil  fOr  unsere  Arbeiter,  wenn  sie  das  Brot  etwas  mehr  kostete, 
<)ann  bliebe  ihnen  etwas  weniger  ftlr  den  entnervenden  Schnaps 
Obrig,  an  dem  sie  sich  immer  gar  zu  gütlich  thun,  und  wodurch 
<die  Rohbeit  und  Entsittlichung  dieses  Elements  tflglich  wächst  und 
immer  gefahrbringender  fOr  alle  Staatsordnung  wird.'* 

Um  der  einen  Seite  der  deutschen  Frauenbewegung  gegen- 
über einen  gerechten  Standpunkt  zu  gewinnen,  müssen  wir  uns 
fragen,  was  sie  bisher  Positives  erreicht  hat.  Da  in  Deutschland 
Frauenbewegung  und  Wohlthätigkeitsbestrebungen  sehr  häufig 
verwechselt  werden,  so  ist  die  Antwort  nicht  ganz  leicht.  Frauen-, 
Jugend-  und  Arbeiterinnenheime,  Kindergärten,  Krankenstationen, 
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Volksküchen,  unentgeltliche  Recht.^liiife  und  dergleichen  mehr 
hahen  mit  der  Frauenbewegung  ebensowenig  zu  thun,  wie  etwa 
Arbeiterküloniecn.  Asyle  für  Obdachlose.  Wärmehallen  u.  s.  w. 
mit  der  Arbeiterbewegung.  iNun  haben  aber  zweifellos  die  deut- 
schen Frauen  auf  dem  Gebiet  der  Wohlthätigkeit  viel  geleistet, 
wenn  auch  nocli  nicht  entfernt  so  viel,  wie  die  in  dieser  Richtung 
thatigen  englischen  Frauen.  Nichtsdestoweniger  haben  die  in- 
telligenten EngUnderinnen  eingesehen,  dafs  die  Beschränkung 
lediglich  auf  das  Gebiet  der  Wohlthätigkeit  im  Grunde  einen 
Verzicht  auf  .die  Losung  der  eigentlichen  Schwierigkeiten  des 
sozialen  Problems  bedeutet  Zieht  man  alle  Gründungen  der 
Barmherzigkeit  von  den  Resultaten  der  deutschen  Frauenbewe* 
gung  ab,  so  ist  der  Rest  beschämend  klein.  Er  reduziert  sich 
auf  die  Zulassung  der  Frauen  zum  Post-  und  Telegraphendienst; 
auf  die  Gründung  der  Mädchengymnasien  in  Karlsruhe,  Berlin  und 
Leipzig,  auf  die  Zulassung  der  Lehrerinnen  zum  Oberlehrerinnen- 
examen. Einer  radikalen  Strömung,  welche  sich  aus  dem  Bann- 
kreis des  Allgemeinen  deutschen  Frauenvereins  nach  und  nach 
herausbildete  und  jetzt  anfängt  in  den  Vordergrund  zu  treten, 
sind  die  Organisationen  der  Handlungsgehilfinnen  in  verschie- 
denen deutschen  Städten  zu  verdanken,  die,  wenn  ihnen  auch 
der  Gedanke  der  Gewerkschaft  nicht  zu  Grunde  liegt,  doch  auf 
Selbsthilfe  beruhende,  das  Solidaritätsbewufstsein  stärkende  Ver- 
einigungen bilden.  Dieselbe  hat  sogar  den  Bund  deutscher 
Frauenvereinc  mit  sich  fortgerissen,  so  dafs  er  sich  entschlossen 
hat,  um  die  Anstellung  weiblicher  Fabrikinspektoren,  die  Ab- 
schaffung der  staatlich  regulierten  Prostitution,  die  Aenderung 
einiger  die  Stellung  der  Frau  betreflenden  Paragraphen  im  Ent- 
wurf des  neuen  bürgerlichen  Gesetzbuchs  zu  petitionieren. 

Werfen  wir  nunmehr  einen  Blick  auf  die  Verhältnisse  in 
England. 

Im  FrOhling  1895  W(^hnt('  ich  in  London  drr  Gründung  dt  > 
Bundes  englischer  Frauenvcrcint-  bei.  Die  Delegirtcn  der  konser- 
vativen l'rinnose-Liguc  fehlten  ebenso  wenig,  wie  tlie  der  organi- 
sierten Arbeiterinnen.  Mrs.  Aniic  Hicks,  eine  Seilerin  von  l>erut'. 
sprach  sich  bei  der  Gelei^enheit  über  ihre  Stellung  /u  dem  geplanten 
Bunde  aus.  „Mehr  als  alle  Anderen",  so  ungefähr  sagte  mc. 
„wissen  wir  Arbeiterinnen  tlen  Werth  des  Zusammenschlüsse» 
zu  schützen.  Wir  bedürfen  für  uns  selbst  keine?,  neuen  Bunde>. 
<Ienn  wir  sind  mit  den  arbeitenden  Frauen,  wir  sind  mit  der  Ar- 
beiterschaft der  Welt  solidarisch  verbunden."    I  roLzdem  erklärte 
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sie  sich  im  Namen  ilirer  Vereine  bereit,  dem  Bunde  beizutreten, 
denn  hier,  wie  überall,  hofte  sie  für  die  Religion  ihrer  Klasse, 
den  Sozialismus,  zu  arbeiten.  Und  die  Frau,  die  dies  sagte, 
wurde  einstimmig  in  den  Vorstand  gewählt. 

Kurze  Zeit  darauf  beobachtete  ich  die  Vorbereitungen  zu 
den  Parlamentswahlen  seitens  der  englischen  Frauen.  In  den 
Bureaus  der  Frauenwahlrechts-Vereine.  —  es  giebt  deren  in  Gross- 
britannien viele  Hunderte  von  allen  Parteischattirungen  mit  Hun- 
derttausenden von  Mitgliedern,  —  entwickelte  sich  eine  fieberhafte 
Thätigkeit.  Neben  den  dauernd  angestellten  Beamtinnen  arbei- 
teten freiwillige  Hülf^kräfte.  Junge  Mädchen  und  alte  l'"raucn 
überboten  einander  an  Eifer.  Da  wurden  auf  den  Strassen  l'  Iug- 
blätter  vertheilt,  dort,  teils  im  Freien,  teils  in  Konzertsälen,  Ka- 
pellen und  engen  Wirtsstuben,  Reden  gehalten,  die  sich  an  Feuer 
des  Ausdruckes  und  Schärfe  der  Beweisführung  mit  den  Reden 
der  Mflnner 'ruhig  vergleichen  liessen.  In  Wagen,  die  den  soge- 
nannten Zigeunerwagen  Ähnlich  sind,  fuhren  andere  Frauen  durdi 
das  Land  von  Dorf  zu  Dorf,  wo  sie  auf  freiem  Platze  Halt  machten 
und  von  da  aus  ihre  Ansprachen  hielten.  Elegante  Ladies  und 
einfache  Borgerfrauen  machten  einander  im  „canvassing'  den 
Rang  streitig,  d.  h.  sie  gingen  in  ihrem  Distrikt  von  Wohnung 
zu  Wohnung,  um  jeden  einzelnen  Wahler  womöglich  ffXr  den 
Kandidaten  ihrer  Partei  zu  gewinnen.  Zu  dieser  Arbeit  gehört 
nicht  nur  eine  genaue  Kenntniss  der  einschlägigen  politischen 
Fragen,  es  gehört  auch  dn  feines  Verständniss  fQr  die  WOnsche 
und  Bedürfnisse,  fllr  die  Lebensverhaltnisse  und  Bedingungen 
eines  jeden  dazu,  mit  dem  verhandelt  wird. 

Eine  andere  Thfltigkeit  sah  ich  in  einem  der  Londoner  Vestries, 
einer  einflussreichen  Körperschaft,  unseren  Kommunalbehörden 
ähnlich,  ftlr  welche  die  Frauen  das  aktive  und  passive  Wahlrecht 
besitzen.  Die  Vestrie  von  St.  Pankras,  deren  Arbeit  ich  näher  kennen 
lernte,  umfasst  einen  Distrikt  Londons  von  ungefähr  45000  Ein- 
wohnern. Sie  hat  das  Recht,  selbständig  Handels-  und  Sanitäts- 
Inspektoren  zu  ernennen,  sie  hat  die  Strassen,  die  Beleuchtung, 
die  öffentlichen  Waschhäuser,  die  Wasserleitungen,  die  Armen- 
häuser u.  s.  w.  unter  sich.  Sie  hat  das  Recht,  ganze  Stadtteile, 
welche  den  Sanitätsvorschriften  nicht  entsprechen,  auf  Antrag 
nur  weniger  Bürger  niederreissen  zu  lassen.  Inmitten  der  unge- 
fähr 100  Mitglieder  der  Vestrie  sass  eine  Danu-,  eine  junge  Irlän- 
derin;  sie  hatte,  als  icli  kam,  grade  einen  Plan  zur  Niederreissung 
eines  der  Slums  von  St.  Pankras  vorgelegt  und  verteidigte  ihren, 
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von  einem  Architekten  sachgcmäss  ausgeführten  Entwurt  zum  ] 
Neuaufbau  der  Arbeiterhäuser  jenes  Viertels.  Ihr  Eifer,  ihre 
Sachkenntniss  und  ihre  Redegewandtheit  wurde  von  keinem  der 
Mflnner  flbertroffen  und  von  allen  so  anerkannt,  da$s  ich  sagen 
hörte:  «Miss  Fitzpatrick  leistet  für  unseren  Stadtteil  mehr,  ak 
wir  alle  zusammen  bisher  geleistet  haben*. 

Ueberall,  wo  die  Frauen  im  öffentlichen  Dienste  stehen, 
hört  man  Ahnliche  Urteile.  Dass  es  nicht  nur  leere  Phrasen  sind, 
beweist  der  Umstand,  dass  bei  jeder  Neuwahl  fOr  die  Schulanf- 
Sichtsbehörden,  die  Armenpfleger,  die  Vestries  und  Parisb-G)iiii* 
cils  nicht  nur  die  weiblichen  Wahler,  sondern  auch  die  weiblichen 
Gewahlten  zahlreicher  werden.  So  sind  seit  dem  Sommer  1895 
900  Frauen  als  Armenpfleger  thatig.  Zu  jedem  Schulau&tcbtsnt 
gehört  wenigstens  eine  Frau,  ja  sie  fahrt  zuweilen  sogar  den 
Vorsitz. 

Der  rastlosen  Agitation  englischer  Frauen,  an  deren  SpitK 
Miss  Balgarnie  stand,  ist  es  femer  zu  danken,  dass  die  AnsteUung 
weiblicher  Polizeibeamte  unter  dem  Namen  Polizeimatronen  in 
den  grösseren  Städten  durchgesetzt  wurde.  Während  der  letzten 
Tage  seines  Ministeriums  schrieb  Mr.  Asquith,  dem  die  englischen 
Frauen  auch  die  neuen  Arbeiterinnen-Schutzgesetze  zu  verdanken 
haben,  an  Miss  Balgarnie.  dass  alle  weiblichen  Gefangenen  sofort 
unter  Aufsicht  einer  Polizeimatrone  gestellt  werden  sollen,  and 
Visitationen  und  dergl.  nur  von  einer  solchen  vorgenoraroen 
werden  dürften.  Der  bedeutendste  Erfolg  aber  der  englischen 
Frauenbewegung  scheint  mir  die  Anstellung  weiblicher  Fabrik- 
inspektoren und  weiblicher  Beamten  im  Arbeits-Ministerium  zu 
sein. 

Als  in  den  Konimissionsverhandlungen  des  prcussischen  \^ 
geordnetenhau-ies  die  Frage  der  Anstellung  weibliclier  Gewerbe- 
inspektoren zur  Besprechung  kam,   erklärte  der  Regierungsver 
treter,  dass  er  nicht  in  der  Lage  sei,  die  Sache  zu  befürworten 
da  ihm  kein  Material  aus  den  Staaten  vorläge,  wo  das  weibliche  ^ 
Fabrikinspekturat   bereit.-»   eingeführt  sei.    Es  schien   ihm  sorai- 
unbekannt  zu  sein.  da-.s  Minister  Asquith  nicht  nur  bei  oitizitÜrn 
und  privaten  Gclegcnlieiten  wiederholt  die  Zufriedenheit  der  R^ 
gierung   mit  tler  Ihatigkeit   dei"   weiblichen   Inspektoren  auagc- 
sprochen  hat,  sondern  dass  che  Regierung  und  die  ArbeiterschlR  ' 
jedes  jähr  die  X'ermehrung  der  Fabrikinspektorinnen  befürwortet  i 
Aber  auch  der  llüchlig=.le  Vergleich  der  englischen  Fabrikinspek- 
toren-Berichte  mit  den  deutschen,  muss,  von  allen  anderen  Vor- 
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Zügen  abgesehen,  uns  in  Bezug  auf  die  Frauenarbeit  die  üebrr- 
zeugung  gewinnen  lassen,  dass  zu  ihrer  Untersuchung  und  Beaut- 
sichtigung  die  Anstellung  weiblicher  Beamten  unbeilingt  erforder- 
lich ist.  Die  Berichte!)  (^ep  englischen  In-pektorinnen  zeichnen 
sich  durch  Objektivität,  rückhaltlose  Oft'enheit  und  Energie  in  der 
Verfolgung  dessen  aus.  was  sie  für  notwendig  halten.  Durch  das 
Vertrauen,  das  ihnen  die  Arbeiterinnen  entgegenbringen,  gewinnen 
sie  einen  Hinblick  in  ihre  häuslichen  V^erhältnisse,  der  einem  Manne 
niemals  gestattet  würde.  Der  Erfolg,  mit  dem  sie  das  Schwitz- 
System  bekämpfen,  wird  im  Bericht  des  Chefinspektors  besonders 
hervorgehoben»  wenn  er  sagt:  „Ihre  Versuche  haben  entschieden 
zu  der  strengen  DurchfQhrung  der  Gesetze  beigetragen  und  sie 
haben  bewiesen,  wie  geeignet  sie  fOr  die  ihnen  übertragenen  Ar- 
beiten sind*.  Das  englische  Fabrikgesetz,  das  auch  die  Werk- 
statten, z.  B.  die  Schneiderateliers  der  Beaufsichtigung  unterstellt, 
kommt  ihnen  dabei  sehr  zu  Statten,  und  das  von  der  ganzen  Presse 
kolportierte  Urteil  der  weiblichen  Inspektoren  Ober  die  maasslose 
Ueberanstrengung  der  Naherinnen  an  den  Sonnabenden,  die  von 
den  Betriebsleitern  dadurch  erklart  wurde,  dass  ihre  vornehmen 
Kundinnen  für  den  Kirchgang  am  Sonntag  stets  noch  eilige  Be- 
stellungen machten,  ist  sicherlich  nicht  ohne  Einfluss  auf  die 
Kundinnen  und  dadurch  auf  die  Arbeiterinnen  geblieben. 

Die  Erfolge  der  Thatigkeit  der  weiblichen  Beamten  im  Arbeits- 
ministerium sind  ebenso  offenkundig  fbr  jeden,  der  sie  nicht  ab- 
sichtlich abersehen  will.  Die  letzte  von  Miss  Clara  Collet  ver- 
anstaltete Statistik  der  Arbeiterinnen  von  England  und  Wales^) 
giebt  eine  so  genaue  Uebersicht  Ober  die  Löhne,  das  Alter,  den 
Familienstand,  dass  ein  Vergleich  mit  deutschen  Verhaltnissen 
höchst  interessant  wäre,  wenn  uns  ein  ähnliches  authentisches 
Material  vorläge.  Wir  haben  nur  vereinzelte  Streiflichter,  welche 
unsere  Gewerbeinspektoren  auf  die  Lage  der  Arbeiterinnen 
werfen,  oder  private  Unt(  rsuchungen,  die  aus  Mangel  an  Kräften 
und  Mitteln  ungenügend  bleiben  müssen. 

Aus  den  zahlreichen  privaten  Institutionen,  die  aus  der  eng- 
lischen Frauenbewegung  hervorgewachsen  sind,  soll  nur  eine  er- 
wähnt werden,  die  nach  mancher  Richtung  hin  charakteristisch 


')  Vgl  Report  of  the  Chief  Inspector  of  Factories  and  Workshops  for  the 
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ist.  Es  ist  dies  ein  Centralausschufs  für  Frauenarbeit,  der  erst  im 
vorigen  Jahre  gebildet  wurde,  und  in  London  und  Glasgow  in 
Thätigkeit  ist.  Die  Gründer,  Leiter  und  Mitarbeiter  sind  Männer 
und  Frauen  der  verschiedensten  politiscfaen  und  religiösen  Rich- 
tungen. Ihre  Thätigkeit  ist  eine  durch  verschiedene  Kommissiotten 
systematisch  geregelte  und  besteht  in  den  Untersuchungen  der 
Frauenarbeit,  besonders  in  Bezug  auf  die  Hausindustrie,  die  sich 
auch  in  England  der  staatlichen  Aufsicht  fast  ganz  entzieht  Es 
werden  Enqueten  veranstaltet,  das  einschlägige  Material  aus  dem 
In-  und  Auslande  wird  gesammelt,  die  einzelnen  Mitglieder  ziehen 
wie  Pioniere  in  alle  Stadtteile,  um  durch  Reden  und  Flugblätter- 
Verteilung  die  Arbeiterinnen  aufzuklären  und  sie  zum  Eintritt  in 
gewerkschaftliche  Organisationen  zu  veranlassen. 

Wer  die  deutsche  Frauenbewegung  mit  der  englischen  ver- 
gleicht, mufs  von  hoffnungsloser  Trauer  befallen  werden,  wenn 
er  Ober  die  Mauer  nicht  hinauszusehen  vermag,  die  ihn  und  seine 
bflrgerliche  Gesellschaft  umgiebt  Auch  wir  haben  bisher  nichts 
weiter  betrachtet,  als  die  Frauenbewegung,  welche  ausschliefslich 
von  den  oberen  Schichten  der  Bevölkerung  ausging,  Ihre  Er- 
folge in  England  sind  auf  die  ganze  freiheitliche  Entwicklung  des 
Königreichs  zurückzuführen,  dessen  Verfassung  schon  seit  drei- 
hundert Jahren  eine  demokratische  ist,  in  dessen  Bourgeoisie 
noch  heute  das  Blut  der  Cromwell  rollt  Betrachten  wir  dagegen 
die  aut  dem  Militarismus  und  AbsoKitismus  aufgebaute  Entwick- 
lung Deutschlands,  welche  mit  eisernen  Sohlen  über  jedes  Freiheits- 
bäumchen  hinwegschritt,  das  einer  oder  der  andere  deutsche 
Idealist  zu  pflanzen  versucht  hatte,  so  dürfen  uns  die  Mifserfolge 
nicht  wunder  nehmen.  Für  den  Engländer,  der  es  seit  Genera- 
tionen gewöhnt  ist.  als  freier  Bürger  bei  der  Gesetzgebung  des 
Landes  mitzusprechen,  war  es  eine  logische  Notwendigkeit,  dafs 
er  schon  verhältnisniilfsig  früh  die  Bürgerrechte  auch  dem  weib- 
lichen Geschlechtc  zuerkannte  und  im  weitesten  Umfange  über 
kurz  oder  lang  zuerkennen  wird,  w.'ihrend  der  Deutsche  sich  erst 
langsam  daran  gewöhnt,  eine  eigene  Meinung  haben  zu  dOrten. 
wo  er  bisher  nur  zu  schweigen  und  zu  gehorchen  hatte.  Wie 
sollte  er  dazu  konmien.  der  Frau  Rechte  einzuräumen,  die  ihm 
gegenüber  dieselbe  Stellung  einnahm,  welche  er  bis  vor  kurzem 
als  gehorsamei-  Unterthan  den»  Landesherrn  gegenüber  bekleidete  .' 
Aber  selbst  da,  wo  er  sich  seiner  eigenen  Rechte  und  Freiheiten 
ganz  voll  bewu.sst  geworden  ist,  vermag  der  deutsche  Bürger 
von  heute  nur  in  einzelnen  Ausnahmefällen  ein  Verteidiger  der 
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Rechte  des  anderen  Geschlechts  zu  werden.  Derselbe  Grund, 
der  ihn  dazu  unfiihig  macht,  ist  auch  die  Ursache  der  allgemeinen 
Stagnation  der  deutschen  bflrgerlichen  Frauenbewegung.  Wenn 
ihre  Fohrerinnen  nicht  häufig  genug  betonen  können,  dafs  sie 
nicht  „blind  nach  Utopien"  jagen,  dafs  sie  nur  „erreiclibare  Ziele" 
erstreben,  so  liegt  hinter  diesen  Worten  stets  derselbe  Sinn,  den 
jene  früher  erwähnte  Frankfurter  Rednerin  klar  ausdrückte,  wenn 
sie  die  Frauenbewegung  aufrief,  in  den  Kampf  für  „Religion. 
Sitte  und  Ordnung"  und  gegen  die  „sozialistischen  Iheorien" 
einzutreten. 

Mit  dem  Augenblick,  wo  die  deut.sciie  Sozialdemokratie  die 
( ileichberechtigung  der  Geschlechter  in  ihr  Programm  aufnahm, 
wurde  es  für  die  bürgerlichen  Parteien  zur  Notwendigkeit,  da- 
gegen Front  zu  machen  oder  sich  mindestens  gleichgiltig  zu 
verhalten.  Die  bürgerliche  Frauenbewegung  stand  vor  der 
Frage,  entweder  mit  der  Sozialdemokratie  gleichen  Schritt  zu 
halten  oder  sich  von  dem  breiten,  grofsen  Wege  zum  Ziel,  den 
jetzt  in  geschlossenen  Reihen  der  vierte  Stand  betrat,  von  diesem 
fort  in  Seitenschleichwege  drangen  zu  lassen.  Da  sie  keine 
andere  als  diese  Entscheidung  trefTen  konnte,  so  machte  sie  sich 
selbst  zu  dem,  was  sie  heute  ist.  Die  Furcht  vor  der  Sozial-  . 
demokratie  hat  die  einst  so  energisch  ausgesprochenen  Forde- 
rungen  des  freiheitlich  gesinnten  Bürgertums  verstummen  machen, 
die  Furcht  vor  der  Sozialdemokratie  hat  die  Frauen  dieses  Bürger- 
tums kraftlos  gemacht.  Ihre  eigt  iie  Sache  erscheint  ihnen  ver- 
dächtig, seitdem  sie  die  .Sache  der  Sozialdemokratie  geworden 
ist.  Die  «  igentliche  Trügerin  dieses  Teiles  der  sozialen  Be- 
wegung, welche  das  weibliche  Geschlecht  betrifit,  ist  in  Deutsch- 
land die  Sozialdemokr.itie.  In  anderen  L.Indern,  z.  B.  in  Eng- 
land, hat  die  Bourgeoisie  bei  Zeiten  erkannt,  dafs  gerade  von 
ihrem  individualistischen  Standpunkt  aus  die  Gleichberechtigung 
der  Frauen  anerkannt  werden  mufs,  sie  hat  es  öffentlich  gethan, 
noch  lange  ehe  die  Sozialdemokratie  auf  dem  Kampfplatz  er- 
schien, und  sie  hat  heute  keine  Ursache,  ihr  altes  Prinzip  aufzu- 
geben. Infolge  dessen  haben  wir  in  England  die  interessante 
Thatsache  zu  konstatieren,  dafs  die  dortigen  Sozialdemokraten 
in  der  Praxis  durchaus  keine  begeisterten  Verteidiger  der  Gleich- 
berechtigung sind,  obwohl  sie  in  der  Theorie  auf  dem  Stand- 
punkt des  Programms  stehen,  welches  ihre  Gesinnungsgenossen 
in  der  ganzen  Welt  zum  Kampfe  für  die  Rechte  der  Frauen  ver- 
pflichtet. 
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Man  hat  die  ritterlichen  Deutschen  stets  gepriesen,  die  zur 
Zeit  Walter  von  der  Vogelweide's  und  Wolfram  von  Eschen- 
bach's  für  ihre  Herze nsicOniginnen  die  gefiüirlichsten  Abenteuer 
bestanden  und  in  wilden  Fehden  wider  einander  stritten.  Be- 
wundernswerter  aber  als  sie  sind  die  modernen  Nachkommen 
ihrer  Knechte  und  Bauern:  sie  stehen  Schulter  an  Schulter  aut 
dem  sozial«  II  Kampfplatz,  um  das  ganze  weibliche  Geschlecht  aus 
seiner  Knechtschaft  zu  befreien.  Und  als  im  Jahre  1891  der  inter- 
nationale Arbeiterkongress  in  Brüssel  tagte,  waren  es  diese  deut- 
sclien  Ritter  der  Neuzeit,  welche  den  Antrag  stellten,  dafs  ihre 
Brüder  sich  in  allen  Ländern  auf  den  Satz  verpflichten  möchten: 
„der  Frau  auf  zivilrechtlichem  wie  politischem  Gebiete  dieselben 
Rechte  wie  dem  Manne  zu  gewähren."  Auf  die  Bitte  des  Vor- 
sitzcndt  n.  „in  imposanter  Weise  den  Beweis  abzulegen,  dafs  die 
Soziali-sten  der  ganzen  zivilisierten  Welt  keine  Rcchtsungleich- 
heit  zwischen  Mann  und  Weib  anerkennen",  wurde  der  Antrag 
mit  allen  gej^cn  3  Stinuncn  unter  jubelndem  Beifall  angenonur,-  -i. 
Diese  Thatsache  wetzt  die  Scharte  wieder  aus.  welche  der  niedrige 
Stand  der  deutschen  Fi auenbewegung  unserem  Vaterlande  cre- 
schlagen  hat.  Wir  müssen  sie  uns  vor  Augen  halten,  wenn  wir 
den  Mut  zum  Kampf  und  die  Hoffnung  auf  den  Sieg  nicht  ver- 
lieren wollen. 

Wenn  eine  Petition  od«  r  ein  Antrag  zu  Gunsten  der  Frauen 
dem  deutschen  Reichstag  vorliegt,  so  ist  es  immer  die  so/iaN 
dt  uiokraiische  Fraktion,  welche  geschlossen  dalür  stininu.  Als 
dort  zum  ersten  Mal  das  Frauenstimmrecht  zur  Besprechung  kam.'» 
war  es  keine  Petition  bürgerlicher  Frauen,  sondern  ein  Antrag 
der  Sozialdemokraten,  welcher  den  Anlafs  dazu  bot. 

Der  Arbeiter,  der  meist  mit  der  Arbeiterin  auf  der  gleichen 
Bildungsstufe  steht,  der  in  den  ländlichen  Volksschulen  in  der- 
selben Schulstube  mit  ihr  aufwachst,  und  sie  später  auf  dem  Feld 
und  in  der  Fabrik  als  Genossin  seiner  Leiden  und  Lasten  wieder- 
findet, um  dann  schliesslich,  wenn  sie  sein  Weib  wird,  zu  sehen, 
wie  sie  sich  abrackern  mufs  von  frOh  bis  spät,  ja  wie  sie  häufig, 
wenn  er  arbeitslos  wird,  für  die  ganze  Familie  allein  zu  sorgen 
hat,  —  der  Arbeiter  mofste  kein  Herz  und  keinen  Verstand  haben, 
wenn  er  in  einen  Befreiungskampf  eintreten  wollte,  der  nicht 
beide  Geschlechter  umfafst,  und  für  jedes  Geschlecht  das  er- 

Vgl.  den  stenographisch«!!  Bericht  der  Verhandlnngen  de«  deutsche» 
Reichstages  vom  13.  Februar  1895. 
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reichen  will,  was  der  Menschheit  im  Allgemeinen  zu  Gute  kommt 
Wie  sehr  er  auf  dem  Boden  der  Wirklichkeit  steht  —  nicht  auf 
dem  abstrakter  Theorien  —  dafür  lieferte  z.  B.  kürzlich  der 
Kampf  um  die  Arbeiterinnenschutz-Gesetzgebung  in  England  den 
Beweis.  Die  aufgeklärten,  organisierten  männlichen  und  weib- 
lichen Arbeiter,  mit  ihnen  die  Sozialisten  aller  Schattierungen 
traten  für  den  Arbeiterinncnschutz  energisch  ein.  während  die 
liberalen  Frauenverbände  unter  Heriifun^  auf  die  dadurch  schwer- 
gefährdetc  Freiheit  des  Individuums  inii  allen  Kräften  dagegen 
agitierten.  Es  waren  übrigens  auch  Arbeiterinnen  luiter  ihnt  n, 
denn  die.  weit  mehr  noch,  als  der  männliclie  Arbeiter,  ausge- 
beutete und  versklavte  Arbeiterin  ist  der  Aufklärung  schwer  zu- 
gänglich. Sie  vermag  oft  nur  das  nflchsdiegende  zu  überblicken. 
Daher  sehen  die  Sozialdemokraten  es  als  eine  ihrer  schwersten 
und  notwendigsten  Aufgaben  an*  den  Frauen  Ober  ihre  eigene 
Lage  die  Augen  zu  öffnen  und  sie  zu  Mitstreitern  zu  erziehen. 

In  England,  wo  die  borgerliche  Gesellschaft  nicht  nur  die 
Frauenfräge,  sondern  auch  die  Arbeiterfrage  schon  seit  Jahr> 
zehnten  mit  einigem  Verständnis  und  vielem  Interesse  erörtert 
und  auf  ihre  Weise  zu  lösen  versucht,  ist  zunächst  durch  die 
gewerkschaftliche  Organisation  der  roflnnlichen  und  weiblichen 
Arbeiter  viel  geleistet  worden.  Männer  und  Frauen  der  ersten 
Kreise  haben  dafür  in  grofsartigcr  Weise  agitiert.  Im  Jahre  1893 
bestanden  29  Gewerkvereine  für  Frauen  allein  mit  5116  .Mit- 
gliedern. Zu  den  Gewerkschaften  mit  männlichen  und  weiblichen 
Mitgliedern  gehören  82  362  Arbeiterinnen.')  Da  im  X'ereinigten 
Königreich  nach  der  neuesten  Statistik  5  081  495  Frauen  erwerbs- 
thätig  sind,-)  so  i.>^t  dem  gegenüber  die  Zahl  der  organisierten 
Frauen  keine  allzu  imponierende.  Wenn  wir  jedoch  die  ent- 
sprechenden deutschen  Zahlen  damit  vergleichen,  wird  unsere 
Ansicht  eine  wesentlich  andere  werden,  denn  nach  der  Berufs- 
zahlung vom  5.  Juni  1882  haben  wir  5541  000  erwerbsthfltige 
Frauen  und  nach  dem  neuesten  Bericht  der  Generalkommission 
der  Gewerkschaften  weisen  die  gewerkschaftlichen  Organisa- 
tionen nur  5251  weibliche  Mitglieder  auf.  Allerdings  ist  bei 
der  Gegenüberstellung  der  Umstand  zu  berücksichtigen,  dafs 
die   Gewerkschaften,   besonders    die   deutschen,  grOfstenteils 


«)  Vgl.  The  7.  Report  on  Trade  Unioos.    C.  7806  of  1895. 
'''  i  Sccond  Annual  Report  of  the  Labour  Department  of  the  Board  of  Trade 
(1894—95/    C.  7900  1895. 
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nur  Industriearbeiter  und  »Arbeiterinnen  umfassen.  Die  andert- 
halb Millionen  weiblicher  Dienstboten  z.  B.  entbehren  noch  jedes 
Zusammenhangs,  garnicht  zu  reden  von  den  2^/4  Millionen 
Frauen,  die  in  der  deutschen  Landwirtschaft  thfltig  sind. 

Nach  dieser  Richtung  ist  kein  Organisationsversuch  gemacht 
worden,  während  in  England  einige  FOhrerinnen  der  Frauen- 
bewegung  sich  augenblicklich  bemQhen,  die  Kindermädchen  und 
die  zahlreichen  in  der  ländlichen  Milchwirtschaft  thfltigen  Frauen 
zu  organisieren.  Bei  beiden  Berufsarten  kann  es  sich  natOrlich 
nur  um  Vereinigungen  von  weiblichen  Mitgliedern  handeln.  Wo 
jedoch  Mflnner  und  Frauen  in  demselben  Gewerbe  arbeiten,  zieht 
man  vor,  sie  gemeinsam  zu  organisieren.    Die  Frauengewerk- 
schaften sind  teils  ganz  mifsglückt,  teils  haben  sie  sich  zu  Unter- 
stfltzungs-,  Bildungs-  und  VergnOgungsvereinen  umgebildet,  die 
auf  die  Arbeitsbedingungen  der  Arbeiterinnen  ohne  jeden  Einfluls 
geblieben  sind.   An  ihrer  Spitze  stehen  meist  Damen  der  bürger- 
lichen Gesellschaft,  die  teils  aus  wirklichem  Bedürfnis  etwas  Nütz- 
liches zu  leisten,  teils  auch  nur  um  die  Mode  mitzumachen,  mit 
den  „working-girls".  —  die  verheiratete  Arbeiterin  heifst  seltsamer- 
weise   „married-girl",    —    singen,    J'ennis   spielen,    turnen  und 
schwimmen.    Wie  wenig  Einsicht  in  die  thatsächlichen  V'erhält- 
nisse,  wie   wenig  X'erstilndMi^   nicht  nur  für  die  Bfdürfni^se  der 
Arbeiterinnen,  sondern   auch   für  die  ganze  soziale  Entwicklung 
diese  Damen   haben,   zeigt  der  schon  oben  erw^ihnte  Umstand, 
dafs  fast   alle    liberalen   Franenvereinc    gegen   den   Schutz  der 
Frauenarbeit  im  Entwurf  des  neuen  Fabrikgesetzes  agitierten,  an 
ihrer  Spitze  energische  Vorkämpferinnen  des  Frauenstimmrecht-, 
wie  Mrs.  Fawcett,  Eady  Carlyle  und  andere.   Auch  auf  die  grof^^en 
englischen  Gewerkschaften,  welche  Mitglieder  aus  beiden  Ge- 
schlechtern  haben,   hat  der  Einflufs  des  bürgerlichen  Elements 
viellach   schädlich  gewirkt.    Wohl   weist  man  mit  berechtigtem 
Stolz  auf  die  Textilarbeiter  und  -Arbeiterinnen  Nordcnglands  hin. 
welche  das  Ziel  „für  gleiche  Arbeit  gleichen  Lohn"  erreicht  haben, 
wohl  denken  wir  mit  stillem  Neid  an  die  Macht  der  Gewerk- 
schaften, welche  die  Unternehmer  zur  Annahme  ihrer  Arbeits- 
bedingungen nötigen,  aber  wir  dfirfen  nicht  bei  dem  einseitigen 
Lob  englischer  Verhaltnisse  stehen  bleiben.  Der  ausschliefsliche 
Kampf  um  bessere  Arbeitsbedingungen  hat  den  politischen  Kampf 
in  den  Hintergrund  treten  lassen.  Der  Ausftdl  der  letzten  Wahlen, 
die  Schwäche  und  Uneinigkeit  der  sozialistischen  Parteien  sind 
der  Beweis  daftlr.  Wer  also  nicht  von  wohlgemeinten  Reformen. 
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sondern  vom  Siege  des  Sozialismus  das  Heil  erwartet,  dem  im- 
poniert die  vergleichsweise  grofse  Zahl  der  organisierten  Arbeiter 
und  Arbeiterinnen  nicht  so  sehr.  Die  englischen  Arbeiterinnen 
stehen  dabei  im  grofsen  und  ganzen  den  deutschen  an  Bildung 
und  an  politischem  Interesse  nach,  nur  sehr  wenige  der  Agita- 
torinnen und  Rednerinnen  sind  aus  der  Arbeiterschaft  selbst 
hervorgegangen.  Die  intensive  Beschäftigung  der  Damen  höherer 
Gesellschaftskreise  mit  den  Arbeiterinnen  hat  Mangel  an  Klasscn- 
bewufstsein  und  Solidaritätsgefühl  zur  Folge  gehabt  und  das  Ver- 
trauen auf  die  eigene  Kraft  geschwächt.  Auf  der  andern  Seite 
hat  es  freilich  dazu  beigetragen,  dafs  die  Frauen  der  englischen 
Bourgeoisie  zu  den  aufgeklärtesten  und  fortgeschrittensten  der 
Welt  gehören. 

In  Deutschland  ist  die  Organisation  der  Arbeiterinnen  fast 
ausschliefslich  von  ihnen  selbst  und  ihren  männlichen  Genossen 
in  die  Hand  genommen  worden.  Mit  Ausnahme  der  Hirsch- 
Dunckerschen  Gewerkvereinc,  denen  verhältnismäfsig  wenig  Frauen 
angehören,  und  einzelner  kleiner  Arbeiterinnenvereinc,  die  ledig- 
lich bürgerliche  Wohlthätigkeitsgründungen  sind,  ist  die  Ent- 
stehung der  Arbeiterinnenvereine  und  der  Männer  und  Frauen  um- 
fassenden Gewerkschaften  der  energischen  Agitation  der  deutschen 
Sozialdemokratie  zu  verdanken.  Sie  hat  das  bürgerliche  Element 
ferngehalten  und  nicht  „Harmonie-Kränzchen",  sondern  Kampf- 
organisationen geschaft'en.  Sie  hat  es  vermocht,  obwohl  das 
Gesetz  von  allen  Seiten  die  Freiheit  der  Bewegung  hemmt  und 
die  Frauen  den  Unmündigen  gleichstellt.  Mit  unermüdlichem 
Eifer  und  wachsendem  Opfermut  gehen  die  sozialdemokratischen 
Arbeiterinnen  von  Ort  zu  Ort,  um  ihre  Genossinnen  aufzuklären 
und  zusammenzuscharen.  Trotz  der  immer  häufigeren  polizei- 
lichen Auflösungen  der  Arbeiterinnenvereine  auf  Gruml  der 
Kautschukparagraphen  unserer  Vereinsgesetzc,  ist  die  Arbeite- 
rinnenbewegung in  stetem  Fortschritt  begriffen,  den  man  an  den 
Zahlen  der  organisierten  Arbeiterinnen  nicht  abmessen  kann, 
wohl  aber  an  der  Zahl  der  sozialdemokratischen  Wähler,  deren 
Zunahme  keine  so  rapide  sein  würde,  wenn  die  Frauen  nicht 
mehr  und  mehr  an  den  Interessen  der  Männer  verständnisvollen 
Anteil  nehmen. 

Zwischen  der  deutschen  bürgerlichen  Frauenbewegung  und 
der  Arbeiterinnenbevvegung  besteht  kein  äufsercr  Zusammenhang, 
sie  ignorieren  meist  gegenseitig  die  immer  häufiger  hervortretende 
Thatsache.  dafs  sie  sich  in  ihren  Wünschen  begegnen.  Während 
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die  borgerlichen  Frauen  um  die  Anstellung  weiblicher  Fabrikin- 
spektoren, uro  Aendeningen  im  Entwurf  des  bflrgerlichen  Gesetz- 
buches bei  dem  Reichstag  petitionieren»  tritt  die  sozialdemokra- 
tische Fraktion  im  Namen  der  Arbeiterinnen  flQr  dieselben  For- 
derungen ein.  Aber  während  weiter  die  bflrgerlichen  Frauen  um 
die  Abschaffung  der  staatlich  regulierten  Prostitution  Bittschriften 
einreichen  und  verschiedene  Mittel  empfehlen,  von  deren  Anwen- 
dung sie  die  Heilung  des  VolkskOrpers  von  dieser  fressenden 
Krankheit  erwarten,  sehen  die  Arbeiterinnen  und  ihre  Vertreter 
im  Reichstag  einzelne  dieser  Mittel  lediglich  als  momentan  nütz- 
liche Palliative  an,  erwarten  aber  die  I  Icilung  allein  von  der  radikalen 
Umgestaltung  der  wirthschaftlichen  Zustände.  Wenn  die  deutschen 
Frauen-Rechtlerinnen  sich  alle  männlichen  Berufe  eröffnet  haben, 
wenn  sie  rechtlich  dem  Manne  gleichstehen  und  das  aktive  und 
passive  Wahlrecht  besitzen  werden,  so  wird  die  Frauenfrage  in 
Deutschland  ebensowenig  gelöst  sein,  wie  in  den  Ländern,  wo  diese 
Wünsche  bereits  erfüllt  sind.    Erst  wenn  sie,  wie  die  Frauen 
Neu-Seelands.  durch  den  Besitz  des  Wahlrechts  die  sozialistische 
Strömung  stärken,  erst  wenn  sie  ihre  \vril)liche  Bestimmung  darin 
erblicken,   auf  der  Seite  der  Leidenden  und  Unterdrückten  zu 
stehen,  nicht  wie  einst,  in  dunkleren  Zciti-n.  unter  dem  Zeichen 
der  WohltlK'Uigk(;it.  sondern  imtcr  dem  Zt  ichen  der  ( jercchtigkeit. 
als  Kinder  eines  wissenschaftlich  durchbiUletcn.  erleuchteten  Ge- 
schlechts, erst   dann  werden  sie  die  Frauenfrage  lösen  helfen. 
Denn  sie  ist  weder  eine  Jungfernfrage,  noch  eine  sexuelle,  noch 
eine  politische  oder  rein   ökonutnischc   Frage,  sie  umfaf^t  alle 
diese  einzelnen  Richtungen  und  ist  selbst  ein  1  eil,  und  zwar  ein 
sehr  wichtiger  Teil  der  sozialen  Frage. 

Die  Frau,  die  in  Folge  dw  wirtschaftlichen  Eiitwickelung  nichi 
nur  aus  der  stillen  Häuslichkeit  mehr  und  mehr  in  das  ütVentiiche 
Leben  gezogen  wird,  sondern  durch  deren  einst  so  engunüric- 
detes  Heim  der  breite  Strom  des  öffentlichen  Lebens  selbst  hin- 
durchflutet, verlangt,  dafs  ihr  dieselben  Bildungsmöglichkeiten, 
wie  dem  Manne  gegeben  werden.  Je  mehr  sie  hinaustritt  in  das 
Leben  und  mit  dem  Manne  Schulter  an  Schulter  den  Kampf  ums 
Dasein  führt,  desto  mehr  wächst  ihr  Interesse  und  ihr  Verständnis 
fOr  die  innere  Politik  ihres  Landes,  unter  dessen  Geseuen  sie 
steht  Sie  wird  sich  ihrer  Pflichten  als  Staatsbürgerin  bewufst  und 
wird  immer  lauter  die  Bargerrechte  fordern.  Aber  der  Kampf 
ums  Dasein,  der  Millionen  Frauen  auf  die  Katheder,  in  die  Fa- 
briken und  Werkstätten,  auf  die  Bahnen  und  in  die  Schaubuden. 
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hinter  den  Ladentisch,  ins  Schanklokol  und  dir  Prostitution  in 
die  Arme  treibt,  ist  ein  aussichtsloser,  solange  sie  sich  nicht  mit 
ihren  münnliclien  Kamplgenossen  solidarisch  erklären.  Wo  dieser 
Kampf  ums  Dasein  zugleich  ein  Konkurrenzkampf  gegen  den 
Bfann  ist»  mQssen  sie  auf  weiten  Gebieten,  als  die  körperlich 
schwächeren,  entweder  selbst  unterliegen,  oder  ihre  Nachkommen 
von  Geburt  an  dem  Untergange  weihen.  Aber  auch  der  kämpfende 
Mann  wird  sein  Ziel  nicht  erreichen,  wenn  er  die  Frau  nicht  mit 
sich  zieht  Wie  ein  Bleigewicht  wird  sie  an  seinem  Fufse  hängen. 
Wir  dürfen  nur  daran  denken,  wie  Qberall  dort  die  Lohne  sinken, 
wo  Frauen  sich  in  Scharen  zur  Arbeit  drängen!  An  Stelle  des 
Kampfes  gegeneinander  mufs  der  Kampf  mit-  und  fareinander 
treten. 

Die  erste  öffentliche  Kundgebung  einer  Gruppe  von  Frauen 
war,  wie  wir  gesehen  haben,  eine  Petition  um  den  Frieden,  der, 
soweit  unsere  historische  Kenntnis  reicht,  immer  nur  einen 
Waffenstillstand  bedeutete.  Der  Frieden,  den  wir  erhoffen,  ist 
der  wahre  Frieden.  Um  ihn  petitionieren  wir  nicht,  wir  käni{)fen 
um  ihn.  Die  Frau  und  der  Arbeiter  haben  vom  Ausgang  dieses 
Kampfes  ihre  Befreiung  zu  erwarten. 

An  der  Frauenbewegung  werden  nicht,  wie  jene  Frankfurter 
Rednerin  sagte,  i^alle  sozialistischen  Theorien  schettem",  die 
Frauenbewegung  wird  vielmehr  diese  Theorien  in  die  Praxis 
übertragen  helfen. 
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GESETZGEBUNG. 


SCHWEDEN. 

Die  Invaliditdts-  und  Altersversicherung  für  das 

Königreich  Schweden. 

Von 

W.  KULEMANN. 

Laodgerichtsrat  in  Braunschweig. 

Die  deutsche  Arbeiter  Versicherungs-Gesetzgebung  ist  nicht 
das  Ergebnis  spezifisch  deutscher  Verhältnisse,   sondern  not- 
wendig geworden  infolge  der  allgemeinen  sozialen  Entwicklung, 
wie  sie  sich  im  wesentlichen  gleichartig  in  der  ganzen  Kulturwelt 
vollzogen  hat.  Es  kann  deshalb  keinem  Zweifel  unterliegen,  daS& 
auch  die  übrigen  Staaten  in  absehbarer  Zeit  gezwungen  sein 
werden,  dem  deutschen  Vorbilde  zu  folgen.    Gilt  nun  freilich 
diese  entwicklungsgcschichtliche  Notwendigkeit  nur  für  den  Grund- 
gedanken einer  staatlichen  Fürsorge  für  diejenigen  Klassen,  die 
mit  Rücksicht   auf  ihre   wirtschaftliche  Lage   von   einer  Störung 
der  normalen  Enverhsverh.litnisse  besonders  hart  betroHV n  werden 
und  dabei  nicht  imstande  sind,  sich  hiergegen  aus  eigener  Kralt 
zu  schützen,   so   liegt  es  doch  nahe,   dafs  man  auch  hinsichtlich 
der  Art  der  Abhültr,   insbesondere   der  Form  einer  Zwangsvcr- 
sichcrung  nicht  umhin  können  wird,  den  von  Deutschland  einge- 
schlagenen Weg  zu  betreten.     Augenblicklich  verhält  man  sich 
freilich  nicht  allein  in  den  romanischen  Ländern,  sondern  auch 
in  England   gegen  diesen  Ciiciankcn  noch  ablehnend,  aber  e> 
scheint  doch  kaum  mehr  einem  Zweitel  zu  unterliegen,  dab  aiii 
die  Dauer  die  Macht  der  Thatsachen  stärker  sein  wird  als  Theo- 
rien und  Prinzipien. 
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Aber  es  ist  nicht  etwa  lediglich  ein  berechtigter  nationaler 
Stolz,  der  uns  veranlafst,  mit  Befriedigung  Ober  unsere  Führer- 
schaft die  weitere  Entwickelung  in  den  aufserdeutschen  Ländern 
zu  verfolgen,  sondern  wir  haben  hieran  ein  aufserordentlich  hohes 
praktisches  Interesse:  haben  wir  doch  unsere  Gesetzgcbiins:;  auf 
diesem  Gebiete  nicht  entfernt  bereits  ab<:,fe>chlossen.  sondern  alle 
Veranlassung,  ähnliche  Versuche  in  anderen  Ländern  sorgsam 
daraufhin  /u  prüfen,  inwieweit  sie  von  uns  bei  weiterer  Aus- 
gestaltung des  zunächst  nur  im  Rohbau  hergestellten  Gebäudes 
zu  verwerten  sind.  Nun  hat  die  deutsche  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung nicht  allein  in  Oesterreich,  sondern  auch  in  der 
Schweiz  bereits  weitgehend  Naciifulge  gefunden,  hinsichtlich  der 
Arbeitslosenversicherung  gehen  uns  schweizerische  Staaten  sogar 
mit  gutem  Beispiel  voran,  dagegen  ist  hinsichtlich  des  gröfsesten 
in  Deutschland  geschalVcnen  Werkes,  der  Invaliditäts-  und  Alters- 
versicherung bisher  das  Königreich  Schweden  der  einzige  Staat, 
der  den  Versuch  unternommen  hat,  das  deutsche  Vorbild  nach- 
zuahmen, und  da  dieses  Gesetz  nicht  allein  das  gröfseste,  sondern 
zugleich  leider  auch  das  unvollkommenste  und  noch  am  meisten 
der  Umgestaltung  bedürftige  sozialpolitische  Unternehmen  dar- 
stellt, so  ist  es  um  so  mehr  am  Platze,  zu  verfolgen,  wie  man  in 
Schweden  versuchen  will,  die  gleiche  Aufgabe  zu  lösen. 

Man  hat  in  Schweden  in  derselben  'Weise  wie  in  Deutsch- 
land zunächst  einen  von  einer  besonderen  Kommission  aus- 
gearbeiteten Entwurf  veröffentlicht,  der  nicht  bestimmt  war,  un- 
mittelbar Gegenstand  der  gesetzgeberischen  Behandlung  zu  werden, 
sondern  den  Zweck  verfolgte,  der  öffentlichen  Erörterung  einen 
greifbaren  Anhaltspunkt  zu  bieten.  Erst  nachdem  man  in  dieser 
Weise  kritisches  Material  gewonnen  hatte,  ist  man  daran  ge- 
gangen, dem  Reichstage  eine  Vorlage  zu  machen;  dieselbe  ist 
allerdings  zunächst  abgelehnt,  doch  besteht  die  Absicht,  sie  in 
fast  unveränderter  Form  dem  Reichstage  in  diesem  Winter 
wieder  zugehen  zu  lassen.  In  der  Anlage  ist  die  Regierungs- 
vorlage in  wörtlicher  Uebersetzung  wiedergegeben.  Es  hat  nun 
allerdings  Interesse,  auch  den  ersten  Entwurf  zu  kennen,  um 
dessen  Abweichungen  in  Betracht  zu  ziehen,  aber  da  derselbe  be- 
reits in  deutschen  Zeitschriften veröffentlicht  und  jetzt  durch 
die  wirkliche  Gesetzvorlage  Qberholt  ist,  so  dOrfte  ein  wörtlicher 


Vgl.  Schmitz,  Arbeiterversorgung,  1894.  No.  19.  Zeller,  Die  InvaUditfts- 
und  Altersversicherung,  1894,  No.  17  u.  18. 
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Abdruck  nicht  erforderlich  sein,  sondern  e^  genügen,  die  Punkte 
zu  bezeichnen»  in  welchen  er  mit  der  jetzigen  Vorlage  nicht  über* 

einstimmt. 

Nach  Mitteilung  des  Materials  soll  dann  in  einem  zweiten 
Abschnitte  eine  V^ergleidning  mit  dem  deutschen  Gesetze  stati- 
lindcn,  um  zu  prüfen,  inwieweit  aus  dem  schwedischen  Vorgehen 
Nutzen  lür  eine  Verbesserung  unserer  eigenen  Einrichtungen  zu 
ziehen  ist. 

I. 

lieber  die  Entwicklung,  welche  die  Sacht-  in  Schweden  ge- 
nommen hat  und  zugleich  über  die  wesentlich-.ten  Punkte  des 
ersten  Entwurfes  erlialten  wir  die  beste  Orientierung  aus  dem 
Berichte,  welchen  Prolessor  A.  Lindtstedt  in  Stockholm,  der 
staatliche  Aufsichtsbeamte  des  schwedischen  Versicherungswesens, 
im  Auftrage  seiner  Regierung  auf  dem  vom  1.  bis  6.  Oktober 
1894  in  Mailand  abgehaltenen  dritten  internationalen  Kongresse 
lür  Arbeiterversichcrung  gehalten  hat.^j  Derselbe  hat  folgenden 
Wortlaut: 

«Seit  dem  Koagrease  von  Bera')  war  in  Sdiweden  hinaichtlidi  der  gesets- 
lichen  Regelung  der  Ailieiterveraicberung  nichts  gescbeben.  Die  Entwicklung 
der  Sozialverticherung  in  Deutachland  und  insbesondere  das  beacbtenswote  Geaels 
ober  die  Invaliditits»  und  Alteraversicherung  ebenso  wie  die  Ergebnisse  des 
Kongressss  in  Bern  hatten  jedoch  die  schwedische  Regierung  veranlalat,  die 
Frage  fincr  erneuten  Prüfung  zu  unterziehen  und  neue  Erhebungen  zu  venUH 
stalten.  Zu  diesem  Zwecke  berief  man  sofort  nach  unserer  Rückkehr  von  Bern 
einen  Ausscliufs  (grofsenleils  aus  Abgeordnelen  beätehendj,  welcher  den  Auftrag 
erhielt,  für  die  gesetzliche  Regelung  der  Unfall*  und  Altersversicherung  der 
Arbeiter  neue  Vorschlage  aussuarbeiten. 

Dieser  Ausschufs  hat  seine  Arbeiten  im  Bfai  1899  beendigt  Das  Haiqit- 
ergebnis  dieser  Arbeiten  war  ein  von  dem  Ausachuase  verialster  Gesetsentworf, 
betreffend  die  Gewährung  einer  Pension  im  Falle  dauernder  Arbcätsnnfthigkeit, 
der  sogleich  auch  in  das  Deutsche  und  das  Französische  flbersetxt  «mrde.  (VgL 
»Arbeiterversorguog*  1894,  No.  19»  und  «Bulletin  du  Comilft  permanent* 
1894,  No.  2. 

Wir  wollen  uns  in  diesem  Berichte  daraut  beschranken,  den  Hauptinhalt 
dieses  Gesetzentwurfes  anzufahren  in  der  Hoffnung,  bei  den  Beratungen  des 
Kongresses  die  Gelegenheit  sn  einer  eingehenderen  Prüfung  der  Einselbestim* 
mungen  und  zur  Mitteilung  der  wesentlichsten  Gesichtspunkte  zu  finden.  Iba 


Der  Vortrag  ist  wegen  Hangels  an  Zeit  nicht  mOndlich  gehalten,  soadem 

gedruckt  an  die  Mitglieder  des  Kongresses  verteilt. 

^)  Der  erste  internationale  Kongrefs  fÜr  Arbeiterversichening  tagte  1889 
in  Paris,  der  zweite  1891  in  Bern. 
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wird  daraus  ersehen,  dafs  der  Entwurf  in  ^vhr  vielen  Beitehungen  sich  mit  den 

deutschen  Gesetzen  deckt,  dafs  er  aber  doch  in  anderen  nicht  minder  wichtigen 
Punkten  von  den  in  Deutschland  aufgestellten  Grundsät2cn  abweicht. 

Indem  der  schwedische  Entwurf  die  Zwangsversicherung  einführt,  be- 
zweckt er: 

1.  jedem  Verdcherten»  sobald  er  arbeitsttnfiUiig  wird  oder  das  70.  Lebens- 
jähr  xurOcfcgel^  hat,  eine  Invalidenrente  zu  verschaffen  ohne  Radtaicht 
darauf,  ob  die  ArbeitaunflUiigkeit  durch  ^en  Unfall  oder  darch  Krank- 
heit, Gebrechlichkeit  u.  s.  w.  herbdgeflihrt  ist; 

2.  eine  jährliche  Rente  zu  gewihren,  welche  bestimmt  ist,  zur  Erziehung 
der  hinterlassenen  Kinder  eines  verstorbenen  Versicherten  und  welche 
gezahlt  wird  vom  Todestage  des  Vaters  oder  der  Mutter  bis  zum 
vollendeten  15.  Lebensjahre. 

Jeder,  der  nicht  im  Staats-  oder  Gemeindcdien^tc  angestellt  ist  oder  ein 
selbstindiges  Geweibe  betreibt  (Arbeiter,  Gehfllfen,  Geselleni  Lehrlinge,  Dienst- 
boten tt.  s.  w.,  ebenso  wie  die  Bemannung  schwedischer  Sdüffe),  ohne  Unter- 
schied des  Geschlechtes,  der  als  Arbeiter  oder  Beamter  dauernd  gegen  Lohn 
oder  Gehalt  angestellt  bt,  sofem  er  nicht  bei  Inkrafttreten  des  Gneises  das 
55.  Lebensjahr  Oberschritten  hat,  ist  vom  vollendeten  18.  Lebensjahre  ab  der 
Versicherung  unterworfen,  die  Beamten  in  gew«  rlilichen  oder  kaufmännischen 
Unternehmungen  (Werkmeister,  Inspektoren,  Aulsciicri,  ebenso  die  SchitVs- 
kapitäne  jedoch  nur  dann,  wenn  ihre  jährliche  Arbcitsvergütung  nicht  1800 
Kronen  (2530  Francs)  übersteigt.  Personen,  die  nur  vorübergehend  beschäftigt 
werden,  sind  nur  dann  versicherungspflichtig,  wenn  ihre  Beschäftigung  bei  dem- 
selben Arbeitgeber  wAhrend  sflmtlicher  Werktage  einer  Kalenderwoche  dauert 

Die  Frauen  der  Versicherten,  selbst  wenn  sie  keine  versicherungspflichtige 
Thfitigkeit  ausüben,  sind  versichert,  ohne  dafs  sie  Beiträge  zu  zahlen  brauchen. 

Jede  versicherungspflichtige  Person  erhält  ein  Rentenbuch  (Quittungsbuch), 
welches  für  5  Jahre  (260  Wochen)  t^ilt,  in  welches  der  Unternehmer  oder  Prin- 
zipal für  jede  Arbeitswoche  eine  Beitragsmarke  einkleben  mufs,  die  er  bei  der 
Postanstalt  käuflich  eriiält;  die  Hälfte  des  Wertes  der  Marke  mufs  von  dem  Ver- 
sicherten erstattet  oder  darf  von  dem  Unternehmer  oder  Prinzipal  bei  der  Lohn- 
sahlung  abgezogen  werden. 

Die  Maricen  (Wochen-,  Monats^-,  Vierteljahrs-  oder  Halt()ahrsmarken  nach 
ihrem  Werte)  tragen  auiiwr  anderen  Beieichnungen  die  des  Ausgab^ahres  und 
dürfen  f&r  eine  weiter,  als  bis  zum  Beginn  des  nichst  vorangegangenen  Kalender- 
jahres zurückliegende  Zeit  nicht  verwandt  werden. 

Der  Entwurf  kennt  keine  Fortsetzung  der  Versicherung  durch  freiwillit^e 
Beitragszahlung  während  zeitweiliger  Arbeitslosigkeit  des  V'ersichcrten  ndcr  wenn 
seine  Verstcherungspflicht  wegen  seiner  Beschäftigung  als  selbständiger  Unter- 
nehmer erloschen  ist;  der  Entwurf  schliefet  auch  vorläufig  die  Selbstversicherung 
aus,  dagegen  vrahrt  er  den  aus  der  Versicherung  Ausscheidenden  filr  den  Fall, 
dafs  sie  spftter  arbeitsunflaig  werden,  die  am  Tage  ihres  Ausscheidens  bereits 
erworbenen  Rechte. 

Weibliche  Personen,  welche  infolge  der  Verheiratung  mit  einem  der  Ver- 
ArchiT  tOr  aot.  Gcaetsgebg.  n.  Sutistik.  VIU.  39 
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Sicherung  unterworfenen  Manne  von  der  Vciiicfaeraiig8p6icht  befreit  sind,  behalten 
ihre  bereits  erworbenen  Anrechte,  ja  diese  steigen  sogar  noch,  ohne  dais  sie 
weitere  BeitrSpr  zw  zahlen  hätten,  und  zwar  in  der  Weise,  dafs  die  von  dem 
Ehemann  gezahlten  Beiträge  nicht  allein  für  ihn  selbst,  sondern  zugleich  für  sc^ine 
Ehefrau  zahlen.  Die  Kosten  dieser  Erhaltung  und  Steigerung  der  Annechte 
werden  gedeckt  durch  aufserordentliche  Beiträge  der  männlichen  Versicherten 
und  belanfcn  «ich  unter  Einschlufs  der  Kosten  der  Erriehungtrentea  der  Kinder 
auf  ein  FAnflel  des  gesamten  Beitrages. 

Wenn  jemand  bei  VoUendang  des  60.  Lebensjahres  nicht  nündcatens  fftr 
5  Jahre  ^260  Wochen)  venichert  gewesen  ist,  so  scheidet  er  für  immer  aus  der 
Versicherung  atts,  erhik  aber  die  von  ilun  selbst  geaaiüten  Beitrige  ohne  Zinsen 
zurück. 

Die  Wochen,  während  welcher  ein  Versiihcrter  infolge  von  Krankheit 
arbcitsunlahig  ist  —  was  er  durch  eine  Bescheinigung  nachweisen  mufs  —  zählen 
als  BeitnigBWochen. 

Alle  Versicherten  «ad  in  drei  Klassen  eingeteilt  *  in  wdchen  sie  nach  der 
Höhe  abgestufte  Bdtrtlge  bezahlen  und  eine  diesen  Beitragen  entsprechende  Reale 
erhalten. 

Die  erste  Klasse  umfafst  die  männlichen  Versicherten,  welche  einen  baarea 
Lohn  von  wöchentlich  mindestens  10  Kronen  (14  Francs»  erh;ilten. 

Die  zweite  Klasse  umfalÄt  die  männlichen  Versicherten,  deren  Wocbenloha 
geringer  als  10  Kronen  ist. 

Die  dritte  Klasse  umfafst  alle  weibhchen  Personen,  welche  der  Vcr^iche- 
mngspffidit  nnterworfen  sind,  einschliefsUch  der  Ehefranen; 

Der  Betrag  der  jihriichen  Rente  setzt  sich  zossonaen  aus  einem  festes 
Satze  von  SO  Kronen  nebst  einer  Steigerung  fBr  jede  besshite  Beitragswoche, 
welche  betrigt: 

2  Oere  (  2Vt  Centimes)  hl  dritter  KIsase 
5     ,     f  7  ,      )  ,  zweiter  , 

10      „      (14  „       ^   ,  erster 

I>ie  wörhentliche  Steigerung  während  der  Dauer  der  Arbeitsunfähigkeit  wird 
bcrerhiv't  für  Männer  nach  der  zweiten  Klasse,  für  Frauen  nach  der  dhttea 
Klasse. 

Die  Waisenrente  beträgt  für  jedes  Kind  jifarllcfa  90  Kronen  (42  Francs). 

Jeder  Versicherte  ohne  Rficksicht  auf  dss  Alter,  welcher  dauernd  aibetis* 
unObig  ist,  erhält  die  Rente,  sofern  nicht  die  ArbeitsunOhigkeit  Torsitzlich 
herbdgeflkhrt  oder  die  Folge  «nes  Verbrechens  ist. 

Arbeitsunfähigkeit  wird  angenommen,  sobald  der  Versicherte  infolge  von 
Alter,  Kr;uikh<  it,  Gebrechlichkeit  u.  s.  w.  oder  Unfälle  nicht  imstande  ist,  di'rch 
eine  seinen  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende  Beschäflicung  seinen  l.ebrn-- 
unterhalt  zu  erwerben.  Jeder  Vetsi<  licrte,  der  das  70.  J.ihr  vollendet  hat.  erb.*il 
die  Rente,  ohne  dafs  er  seine  Arbeitsunfähigkeit  nachzuweisen  braucht.  Die 
Rente  wird  auch  jedem  vorflbergehend  Afbeftsunfahigen  während  der  ganaea 
Dauer  der  ArbeUsunOhigkeit  gezahlt,  sobald  er  ununterbrochen  während  eines 
Jahres  arbeitsnnfthig  gewesen  ist. 
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Der  Gesetzentwurf  setzt  für  Erlangung  der  Rente  eine  Wartezeit  von  fönf 
Jahren  (260  Wochen)  fest,  jedoch  wird  die  Rente  auch  vor  Ablauf  der  Warte- 
zeit gezahlt,  falls  die  Arbeitsunfähigkeit  du:  I'olgc  riru  s  Unfalles  ist  (wahrend 
der  Arbeit  oder  nicht);  in  diesem  Falle  hat  sie  die  Höhe  derjenigen  Summe, 
welche  den  Verncherten  sustehen  wQrde,  wenn  die  Wartezeit  abgelaufen  wäre. 

Di«  Pensen  wird  vierte^rlich  durch  die  Poatanataltea  anslMiahlt  bis  mm 
Ablaufe  des  Sterbemonats  des  Versicherten.  Sie  wird  nicht  beiahlt  wAhrend 
des  Aufenthaltes  des  Versicherten  im  Auslände,  wfthrend  der  Dauer  einer  einen 
Monat  abersteigenden  Freiheitsstrafe  und  wfthrend  der  Untetbriugung  in  einem 
Arbeitshause. 

Die  wöchentlichen  Beiträge  belaufen  sich 

für  die  dritte  Klasse  auf  20  Oere  (28  Centimes) 
fi    ti    zweite  „   30  (42        „  ) 

„    „    erste      „       „   50     „     (70        „  ) 

Diese  Beitrage  sind  su  zahlen  zur  Hilfte  von  dem  Arbeitgeber  und  zur 
anderen  Hfllfte  von  dem  Versicherten;  sie  sind  so  berechnet^  dafii  me  die  Kosten 
decken,  welche  durch  die  Renten  in  dem  Falle  entstehen  wflrden,  da&  alle  Ver> 
sicberten  bis  cur  Zahlung  der  Rente  oder  bis  su  ihrem  Lebensende  in  der  Ver- 
sicherung blieben,  dafs  femer  alle  der  Verslcherungspllicht  unterworfenen  Per- 
sonen in  dieselbe  mit  dem  vorgeschriebenen  Alter  (18 — 20  Jahre  i  einträten  und 
dafs  keine  Verwaltungskosten  in  Betracht  kämen.  Die  Beiträge  stellen  deshalb 
die  Reinkosten  für  das  nicdrig'-te  \' crsicheningsalter  dar  in  de  r  Wr'i^r,  d.ils  die 
künftigen  Generationen  vollständig  die  Kosten  ihrer  Renten  zu  tragen  haben 
werden. 

Die  Kosten,  weiche  daraus  entstehen,  dafs  Personen  in  dem  Aller  von 
20 — 55  Jahren  versichert  werden,  ohne  erhöhte  Beitrage  zu  zahlen,  ebenso  die 
dadurdi  verursacht  werden,  dals  den  Versicherten,  welche  von  der  Verstche- 
rungspflicht  befreit  sind,  ihre  Anrechte  gewahrt  werden,  endlich  alle  Verwal- 
tungskosten werden  durch  Aufwendungen  des  Staates  aus  öffentlichen  Mitteln 
gedeckt  werden  müssen.  (Auf  dieser  Grundlage  wQrdcn  diese  Aufwendungen 
ungefähr  20 — 25  [iCt.  der  gesamten  Kosten  der  Versicherung  betragen.' 

Um  die  Versicherung  ins  Werk  zu  setzen,  nullen  in  jeder  Genieinde  ein 
oder  mehrere  Pensionsanstahen  eingerichtet  werden  unter  der  Verwaltung  eines 
Ortsausschusses  (Vertrauensrates),  der  gebildet  wird  aus  einem  Ar  die  Dauer 
von  vier  Jahren  von  dem  Regierungsprisidenten  emsnnten  Vorsitzenden  und 
vier  Mitgliedern,  von  denen  zwei  aus  den  Arbeitgebern  und  zwei  aus  den 
Arbeitern  zu  wählen  sind. 

Diese  Ausschüsse  haben  die  Ansprüche  auf  Rentenfeststcllun«/  entgegenzu- 
nehmen, Gutachten  abzugeben  u.  s.  w. ;  sie  bilden  zuglcii  h  SrliietlsgcriLliic, 
um  Streitigkeiten  /wischen  Arbeitgebern  und  Arbeitern  zu  entscheiden  und  haben 
das  Recht,  die  ganze  VerMcherung  in  ihren  Bezirken  zu  überwachen  und  zu 
besttfaiehtigen. 

Die  Ausschttbmit^eder  sollen  ihr  Amt  als  Ehrenamt  unentgeltlich  ver> 
walten. 

Die  Rentenfestsetzung,  die  Ausfertigung  der  Pensionsausweise,  die  Verwal- 
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tung  der  belcplen  Gelder  und  die  technischen  V'ersichcrungsarbeitrn  sol  -n 
einer  Centralinstanz  mit  dem  Namen  Pensionsdirektion  übertragen  werden  in  der 
Weise,  dafs  es  nur  eine  einsige  VersieheningseiiiriclitaDg  ftr  den  Ura&ng  der 
gansen,  dnreh  den  Gesetzentwurf  vorgesehenen  Arbeitslast  giebt.  Die  Ceatral- 
instans  kann  Beauftragte  in  den  dnielnen  Bezirken  bestellen,  um  ihre  Befngnaane 
zur  Geltung  zu  bringen.* 

So  weit  der  Bericht  In  dem  Entwürfe  ist  hinsichtlich  des 
Staatszuschusses  bestimmt,  dais  zu  jeder  auf  Grund  dauernder 
Arbeitsunfähigkeit  gewahrten  Pension  der  Staat  jahrlich  eine 
Summe  beisteu<  1 soll,  die  2  Oere  für  jeden  entrichteten  oder 
(wegen  Krankheit)  gut  gerechneten  Beitrag  darstellt  und  dais 
aufserdem  der  Staat  die  Verwaltungskosten  trägt.  Es  soll  femer 
ein  von  anderen  Staatsmitteln  unabhan^ic;^  zu  haltender  Pensions- 
fonds angeleimt  und  durch  alle  10  Jahre  vorzunehmende  Berech- 
nungen auf  derjenigen  Höhe  erhalten  werden,  dafs  derselbe  dem 
Kapitalwerte  aller  dem  Fonds  obliegenden  Zahlungsverpflich- 
tungen, vermindert  um  den  Kapitalwert  aller  zu  erwartenden  Ein- 
nahmen, ent:5pricht.  Was  für  den  Fall,  dafs  der  Fonds  den  so 
berechneten  Betrag  nicht  erreicht,  geschehen,  insbesondere  ob  eine 
Erhöhung  der  Beiträge  oder  des  Staatszuschusses  eintreten  solU 
ist  nicht  gesagt.  — 

Die  mittels  Schreibens  vom  14.  Januar  1895  dem  Reichstage 
gemachte  Vorlage  entspricht  im  wesentlichen  dem  hier  mitge- 
teilten Entwürfe,  weicht  aber  doch  von  demselben  in  mehreren 
wichtigen  Punkten  ab,  die  hier  kurz  zusammengestellt  sein 
mOgen. 

1.  Der  Kreis  der  versicherten  Personen  ist  insofern 

verkleinert,  als  die  im  Entwürfe  aufgenommene  Besatzung  schwe- 
discher Schifte  in  der  Vorlage  ausgeschlossen  ist;  ebenso  ist  das 
Alter,  welches  bei  Inkrafttreten  des  Gesetzes  nicht  überschritten 
sein  darf,  um  von  demselben  umfafst  zu  werden,  von  55  auf 
40  Jahre  herabgesetzt  <§  4».  Da  diese  Personen  die  volle  Rente 
t  rhaltcn,  ohne  doch  die  bei  der  Herechnimg  zugrunde  gelegte 
Volle  Versicherungs/eit  hinduroh  Beiträge  geleistet  zu  haben,  so 
entsteht  hier  ein  Ausfall,  der  sowohl  nach  dem  Entwürfe  als  nach 
der  V'orlage  vom  Staate  getragen  werden  »oll,  derselbe  ermäfsigt 
sich  aber  durch  Herabsetzung  des  Lebensalters  auf  die  Hälfte. 

2.  Nach  dem  Entwürfe  waren,  sofern  überhaupt  barer  Lohn 
gezahlt  wurde,  Naturalbezüge  in  Geld  abzuschätzen.  Nach  der 
Vorlage  kommt  ausschliefelich  der  haare  Lohn  in  Betracht 

3.  Die  Dauer  der  anrechnungsfähigen  Krankheit,  die  im  Ent* 
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Wurfe  nicht  begrenzt  war«  ist  in  der  Vorlage  auf  höchstens  ein  Jahr 
bestimmt;  dies  ist  jedoch  wohl  weniger  eine  Aenderung  als  eine 
Klarstellung,  da  nach  einem  Jahr  der  Krankheitsdauer  das  Recht 
auf  Rente  beginnt  und  während  des  Rentenbezuges  keine  Bei- 
trage zu  leisten  sind  (§  7;  §  17  Mom.  3). 

4.  Die  Pensionsbeitrflge  sind  von  50,  30  und  20Oere  auf 
40,  25  und  15  Oere  ermäfsigt  (§  6). 

5.  Wähi  f  tul  der  Entwurf  dem  Arbeitgeber  das  Recht  gab, 
die  Hälfte  des  Markenwertcs  dem  Arbeiter  abzuziehen ,  also 
beide  in  gleichem  Mafse  beitrugen,  fallen  nach  der  Vorlag«'  die 
Beiträge  dem  Arbeiter  mit  25.  15  und  10  Oere,  dem  Arbeitgeber 
dagegen  nur  mit  15.  10  und  5  Oere  zur  Last  9  Mom.  Ii.  Diese 
Krmälsigung  der  Arbcitgel>i  r!)(  itrage  ist  dadurch  erzielt,  dafs  der 
Staat  die  Konten  für  die  ]•  raiien-  und  Waisenvcrsurgung  über- 
nimmt und  zu  diesem  Zweeke  in  erster  Klasse  15  und  in  zweiter 
Klasse  10  Oere  zu  den  Prämien  beiträgt. 

6.  Eine  Aenderung  von  der  gröfsten  Bedeutung,  auf  die  unten 
noch  näher  einzugehen  sein  wird,  besteht  in  dem  nach  §  9  Mom.  2 
den  kleinen  Arbeitgebern  eingeräumten  Rechte,  ihre  Beitrage 
aus  der  Staatskasse  ersetzt  zu  verlangen. 

7.  Das  Alter,  bei  welchem  der  Versicherte  aus  der  Ver* 
Sicherung  ausscheidet,  falb  er  bis  dahin  nicht  mindestens 
260  Wochenbeiträge  geleistet  hat,  ist  von  60  auf  50  Jahre  herab* 
gesetzt  und  hinzugefügt,  dafs  das  Recht  auf  Rückerstattung  der 
Beiträge  von  einer  im  Auslande  wohnenden  Person  nicht  aus- 
geübt werden  kann  (§  15). 

8.  In  §  20  der  Vorlage  ist,  abweichend  von  dem  Entwürfe, 
bestinmU,  dafs  die  Verwirkung  der  Pension  seitens  des 
Mannes  keinen  Kintluis  auf  die  Rechte  der  Frau  und  der  Kinder 
haben  soll,  auch  ist  die  Verwirkung  durch  ein  Verbrechen  ge- 
strichen. 

9.  Wäinend  nach  dem  Entwürfe  die  Besehlüsst-  über  l>iKiung 
getrennter  Versiclierungsbezirke  innerhalb  derselben  Ge- 
meinde oder  die  Vereinigung  mehrerer  Gemeinden  zu  einem  ein- 
heitlichen Bezii^e  von  der  Plrovinzialregierung  unter  Vorbehalt 
eines  Beschwerderechts  an  den  KOnig  zu  bestätigen  waren,  ist 
durch  die  Vorlage  dieses  Beschwerderecht  an  den  König  be- 
seitigt (§  25). 

10.  Die  Zahl  der  Beisitzer  des  Pensionsausschusses  sollte 
nach  dem  Entwurf  stets  vier  betragen ;  nach  der  Vorlage  ist  ledig- 
lich vorgeschrieben,  dafe  die  Zahl  eine  gerade  sein  soll  (§  26). 


üiyiiized  by  Google 


606 


Gesetzgebung:  Schweden. 


11.  Fflr  die  Beisitzer  sind  einige  im  Entwürfe  vorgesehene 
Erfordernisse  (21.  Lebensjahr,  Freiheit  von  Schulden)  fallen  g^ 
lassen. 

12.  KiUsprechend  dem  deutschen  Gesetze  ist  in  der  Vorlage 
das  im  Kntwurfe  nicht  vorgcselicne  Amt  eines  V^c  rtrau'  ns- 
mannes  (Staatskommissars)  aufgenommen;  allerdings  sind  dessen 
Befugnisse  etwas  anders  als  bei  uns  j^^crcgclt        30.  52). 

13.  Dem  \'or.sitzenden  und  den  Beisitzern  des  Pensionsaus- 
Schusses  ist  für  ihre  Teilnahme  an  den  Sitzungen  eine  Ver- 
gütung zugebilligt  30). 

14.  Für  den  Fall  der  Entziehung  der  Pension  war  in  dem 
Entwürfe  dasselbe  X'erfahren  vorgesehen,  wie  es  bei  der  Bewilli- 
gung stattfindet,  nämlich  eine  vorhiuhge  Entschcidunii  des  l'en- 
sionsausschu.sses  mit  Hest.ltigungsrccht  der  Pensionadireklion. 
nach  der  Vorlage  hat  allein  die  letztere  zu  bcschlielaen,  die  vor- 
läufige Entscheidung  des  Ausschusses  ist  beseitigt. 

15.  Die  Auszahlung  der  Pension  oder  Erziehungsbeihülk 
« rfolgt  nicht,  wie  nach  dem  Entwürfe,  vierteljährlich,  sondem 
monatlich. 

16.  Das  in  §  32  des  Entwurfes  ausgesprochene  Verbot  lü.' 
die  Arbeitgeber,  ihre  zu  Mitgliedern  oder  Ersatzmännern  de» 
Pensionsausschussrs  gewählten  Arbeiter  zu  verhindern,  sich  recht- 
zeitig zu  den  .Sitzungen  einzutinden.  für  dessen  L'ebertretunc 
übrigens  der  Entwurf  eine  besondere  Strafe  nicht  vorgesehen 
hatte,  ist  in  der  Vorlage  nicht  aufgenonnnen. 

17.  Das  Gleiche  gilt  hinsichtlich  der  in  §  59  des  Entwurfes 
entlialtenen  Strafandrohung  für  höhere  als  die  gesetzlich  ge- 
statteten Abzüge  vom  Lohn.  Die  Strafbestimmungen  sind  über- 
haupt noch  unzureichend. 

18.  Auch  die  in  §  6()  des  Entwurfes  aufgenommene  Klau^el. 
dafs  Verabredungen  zwischen  Arbeitern  und  Arbeitgebern,  un 
die  Vorschriften  des  Gesetzes  auszuschliefsen,  ohne  rcchtlidie 
Wirkung  sein  sollten,  fehlt  in  der  \'orlage. 

19.  In  §  52  des  Entwurfes  war  —  abgesehen  von  den  Ver* 
waltungskosten  —  cm  S  t  aatszu  sch  u  fs  von  2  Ocren  für  jeden 
entrichteten  oder  angcreclineten  Beitrag  vorgesehen.  DlCSCT 
Zuschufs  ist  in  der  Vorlage  auf  die  Hälfte  der  Arbeitgeber- 
beitrage in  erster  und  zweiter  Klasse  bestimmt.  Dazu  koDOCB 
noch  die  übrigen  in  §  53  Abs.  3  der  Vorlage  beieicluieten 
Leistungen. 
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20.  W.ihrcnd  nach  dem  Entwürfe  (§  62)  die  Geldstrafen  in 
vollem  Betrage  in  die  Staatskasse  flössen,  soll  nach  der  Vorlage 
(§  51)  der  Ankläger  die  Hälfte  erhalten. 

21.  Nach  dem  Entwürfe  (§  53  Abs.  2)  sollte  freilich  in  zehn- 
jährigen Perioden  eine  Nachprüfung  darüber  stattfinden,  ob  der 
Pensionsfonds  ausreichend  sei»  um  mit  Racksicht  auf  die  Ge- 
samtheit der  Einnahmen  die  Gesamtheit  der  Ausgaben  zu  decken; 
was  in  dem  Falle  geschehen  sollte,  dais  diese  PrOfung  ein  un- 
günstiges Ergebnis  lieferte,  war  nicht  gesagt,  doch  war  offenbar 
eine  gesetzliche  Erhöhung  der  Beiträge  oder  eine  Herabsetzung 
der  Renten  ins  Auge  gefafst  In  der  Vorlage  (§  54)  ist  diese 
Locke  beseitigt,  indem  vorgeschrieben  ist,  da(s,  fiüls  die  Berech- 
nung ergiebt,  dafs  die  Einnahmen  die  Ausgaben  nicht  decken, 
nicht  die  ersteren  erhöht,  sondern  die  letzteren  erniedrigt  werden 
sollen,  und  zwar  dadurch,  dafs  der  bewegliche  Teil  der  Rente 
(die  wöchentlichen  Steigerungen)  ermä&igt  wird.  Das  soll  Obrigens 
nur  ftkr  die  Zukunft,  d.  h.  fbr  die  bis  dahin  noch  gar  nicht  ver- 
sicherungspflichtigen Personen  wirken;  die  bereits  Versicherten 
behalten  ihre  einmal  erworbenen  Rechte  und  die  Deckung  des 
Fehlbetrages  erfolgt  aus  der  Staatskasse. 

22.  Die  wesentlichste  Aenderung,  welche  die  Vorlage  gegen- 
über dem  Entwürfe  enthält,  ist  die  Zulassung  nicht  allein  der 
freiwilligen  Fortsetzung  der  Versicherung,  sondern  auch 
der  Selbstversicherung,  beides  entsprechend  dem  deutschen 
Gesetze.  Bei  der  freiwilligen  Fortsetzung  (§  16),  die  nur  solchen 
Personen  gestattet  ist,  die  260  Wochen  versicherungspflichtig  ge- 
wesen sind,  mu(s  der  Betreifende  die  vollen,  für  Arbeiter  und 
Arbeitgeber  gemeinsam  vorgeschriebenen  Beiträge  zahlen,  da- 
gegen findet  die  Beibringung  von  Zusatzmarken  nicht  statt.  Die 
Selbstversicherung  (§  56)  hat  Bedeutung  nur  für  Personen,  die 
nicht  der  Versicherungspflicht  unterliegen. 

II. 

Wenn  wir  das  schwedische  Gesetz  mit  seinem  deutschen  Vor- 
bilde zu  dem  Zwecke  vergleichen  wollen,  an  beiden  Kritik  zu 
üben,  so  würde  es  zunächst  einer  Erörterung  darüber  bedürfen, 
welche  Forderungen  bei  der  Lösung  der  gestellten  Aufgabe  zu 
erfüllen  und  nach  welchen  obersten  Gesichtspunkten  hierbei  zu 
verfahren  sei.  Eine  solche  L'ntersuchung  würde  jedoch  den  hier 
zu  ziehenden  Kähmen  weit  überschreiten,  und  da  ich  vor  kurzem 


608 


Gesetzgebung :  Schweden. 


an  anderer  Stelle^)  eingehend  darzulegen  versucht  habe,  worin 
die  Hauptfehler  des  deutschen  Gesetzes  zu  sehen  und  in  welcher 
Weise  die  Abhälfe  zu  schaffen  sei»  so  möge  es  mir  gestattet 
sein,  auf  diese  AusfQhrungen  hier  zu  verweisen,  und  im  folgenden 

auf  sie  Bezug  zu  nehmen,  indem  ich  hier  nur  kurz  die  Haupt- 
ergebnisse bezeichne.  Dieselben  bestanden  in  folgenden  Sätzen 
1.  Ein  Hauptnumgel  unserer  Sozial- Versicherung  besteht  in 
ihrer  Zersplitterung  nicht  allein  in  so  zahlreiche  Einzelgesetze, 
sondern  überhaupt  in  die  getrennten  Arten  der  Kranken-,  riifall-. 
Invaliditäts-  und  Altersvcrsicheniiig.  die  weder  in  dein  Krei-.e 
der  umfafsten  Peisonen,  noch  liinhichtlich  der  Grundlagen  der 
X'ersicherung  .selb.st  übereinslinnnen.  So  gilt  für  die  K.-\'.  das 
Prämiensystcni  mit  festen  Sätzen,  für  die  U.-V,  das  Umlage  ver- 
fahren, für  die  I.-  und  A.-V.  eine  Mittelforni,  die  sog.  Präniicn- 
deckung.  Die  Organisation  umfafst  bei  der  U.-V.  grundsätzlich 
das  ganze  Reich,  mindestens  aber  möglichst  grofse  Bezirke;  bei 
der  K.-V.  sind  diese  umgekehrt  möglichst  klein,  während  die  I.- 
und  A.-V.  einen  Mittelweg  geht.  Die  Gliederung  ist  bei  der  U.-V. 
ausschliefslich  eine  berufliche,  bei  der  und  A.-V.  ausschliefslich 
eine  territoriale,  wfljirend  die  K.-V.  beide  Formen  neben  einander 
hat.  Die  Last  der  Versicherung  trifil  bei  der  U.-V.  ausschliefslich 
die  Unternehmer,  bei  der  K.-V.  diese  ZU  —  abgesehen  von 
der  Verwaltung  —  und  die  Versicherten  zu  während  bei  der 
I.-  und  A.-V.  beide  Klassen  in  gleichem  Mafse  beteiligt  sind 
und  daneben  noch  das  Reich  einen  Zuschufs  leistet.  Dem  ent- 
spricht die  Verschiedenheit  der  \'erwaltimg:  Die  U.-\'.  liegt  aus- 
schlietslich  -  bis  auf  die  Mitwirkung  bei  der  Uniail-Ermittelung 
und  Verhütung  —  in  den  Händen  der  Unternehmer,  bei  der 
K.-V.  in  der  Hand  eines  von  beiden  Theilen  (zu  -/a  und  ^/t»  be- 
setzten Vorstandes,  bei  der  I.-  und  A.-V.  in  der  Hand  einer 
wesentlich  bureankratisch  organisierten  Behörde.  Bei  der  U.-V. 
werden  die  Beitrage  am  Schlüsse  des  Jahres  umgelegt,  bei  der 
K.-V.  werden  feste  Wochenbeiträge  erhoben  im  Wege  des  Ein* 
Ziehungsverfahrens,  die  L-  und  A.-V.  endlich  allein  kennt  das 
Markensystem,  als  Regel  verbunden  mit  Selbsteinkleben,  wahrend 
als  Ausnahme  auch  das  Einziebungsverfahren  zugelassen  ist, 
Krankengeld  und  Unfallrente  sind  von  der  Dauer  der  Versiche- 
rungsangehörigkeit völlig  unabhängig;  das  Erstere  besteht  in 


1)  SdimoIIers  Ja(      1R94  Heft  1  u.  3.    Sonderausgabc:  W.  Kulemami,  die 
Reform  unserer  Sozialvcrsicbenioir,  Leipzig  1894,  Duncker  &  Uumblot. 
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festen,  meist  klassenweise  abgestuften  Sätzen,  die  Letztere  in 
einem  Bruchteile  des  letztbezogenen  individuellen  Lohnes;  e  inzig 
und  allein  die  I.-  und  A.-V.  kennt  eine  Abhängij;keit  der  Rente 
von  der  Höhe  der  gezahlten  Beiträge.  —  Wohin  wir  sehen,  eine 
Verschiedenheit  in  allen  Punkten  und  in  dem  Maise,  dafs  man 
denken  sollte,  es  sei  der  Zweck  gewesen,  alle  logisch  konstruier- 
baren Formen  auch  einmal  in  der  Praxis  zu  erproben. 

Aber  wflre  dies  wirklich  beabsichtigt  gewesen,  so  ist  doch 
dieser  Zweck  hinfällig  geworden  mit  seiner  Erfilllung,  und  nachdem 
die  Erfahrung  uns  die  Möglichkeit  geboten  hat,  die  Vorzflge  der 
einen  Einrichtung  gegen  die  anderen  zu  erproben,  mu(s  eine  Ein- 
heitlichkeit des  ganzen  Versicherungswesens  als  unabweisliche 
Forderung  um  so  mehr  aufgestellt  werden,  als  mit  dem  jetzigen 
Zustande  nicht  allein  eine  UnQbersichtlichkeit  und  Kompliziert- 
heit  der  ganzen  Versicherung  verknOpft  ist,  welche  ihre  Volks- 
tflmlichkeit  und  Verständlichkeit  von  Anfang  an  ausschliefst,  son- 
dern ebenso  eine  aufs  höchste  zu  beklagende  Steigerung  der  Ver- 
waltungskosten, die  dem  eigendichen  Zwecke  Abbruch  thut  — 
Das  2äel  ist  deshalb  die  Herstellung  einer  alle  die  bisherigen 
Einzelversicherungen  umfassenden  Gesamtversicherung. 

2.  Aber  auch  abgesehen  hiervon  leidet  unsere  bisherige  Sozial- 
versicherung an  dem  grundlegenden  Mangel,  dafs  sie  von  einer 
völlig  unrichtigen  Auffassung  ihrer  Aufgabe  ausgeht,  indem  sie 
für  die  Frage  der  Versicherungspflicht  den  lediglich  produk- 
ti  on stech nischen  Gegensatz  zwischen  selbständiger  und  un- 
selbständiger Lrwerbsthätigkeit  zu  Grunde  legt,  der  sich  noch 
dazu  auf  den  Grenzgebieten  gar  nicht  durchführen  läfst,  an  Stelle 
des  sozialen  Unterschiedes  nach  der  Höhe  des  Einkommens, 
der  vielmehr  lediglich  bei  einzelnen  Klassen  der  Versicherten  in 
Betracht  gezogen  wird.  Dieser  Fehler  der  GrundautVassung  fuhrt 
zu  unerhörten  Härten  insbesondere  für  die  kleinen  Unternehmer 
auf  gewerblichem  und  iaiidwirtschaftlichem  Gebiete,  und  es  ist 
interessant,  zu  b('()bachten,  wie  der  Gesetzgeber  versucht  hat, 
den  von  ihm  l)egant;enen  Fehler  durch  allerlei  Ausnahmsbestim- 
mungen einii^ermai^t  n  erträglich  zu  machen,  die  aber  trotzdem 
ihren  Zweck  nicht  eni  ichen. 

3.  Gilt  das  unter  I.  und  2.  Gesagte  von  unserer  gesamten  Sozial- 
versicherung, so  kttmmt  bei  der  In validitäts-  und  Altersversiche- 
rung noch  hinzu  das  unglückliche  Markensystem,  dem  in  aller- 
erster Linie  die  Unbeliebtheit  des  Gesetzes  zur  Last  zu  legen  ist. 
Dieses  selbst  beruht  auf  der  völlig  individualistischen,  also  anti- 
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sozialen  und  aufserdem  dem  Grundgedanken  einer  Versicherung 
widersprechenden  Aequivalenztheorie  d.  h.  der  Auffassung, 
dafs  Leistung  und  Gegenleistung  nicht  etwa  nur  in  ihrer  Ge- 
samtheit —  das  mufs  selbstverständlich  der  Fall  sein  — ,  son- 
dern bei  jedem  einzelnen  Versicherten  sich  decken,  dafs 
also  jeder  Versicherte  grundsatzlich  nur  das  erhalten  solle,  was 
von  ihm  selbst  oder  zu  seinen  Gunsten  eingezahlt  ist.  Geht  man 
hiervon  aus.  so  mufs  in  der  That  eine  genaue  Feststellung  dieser 
Leistungen  erfolgen,  und  dann  mag  das  Markensystem  immerhin 
nocli  einlacher  sein,  als  jeder  andere  Weg,  insbesondere  der- 
jenige einer  Buchführung  mit  12  Millionen  Konten. 

4.  I)i<  se  Aequivalen/theoi  ie  ist  luin  aber  auch  durchgeführt 
im  Verhältnis  der  \'er.sjcherungsanstalten  unter  einander.  Ist  es 
schon  an  sich  eine  Jämmerlichkeit,  dafs  man  lediglich  politisch- 
partikularistischen  Empfindlichkeiten  zu  Liebe  die  durch  sach- 
liche Erwägungen  unabweislich  gebotene  Einrichtung  einer  ganz 
Deutschland  umfassenden  Reichsversicherungsanstalt  abgelehnt 
hat»  so  sollte  man  wenigstens  doch  unter  den  jetzt  geschaffenen 
31  territorialen  Versicherungsanstalten  die  flngsdiche  krämerhafte 
Abrechnung  fallen  lassen  und  davon  ausgehen,  dafs  sich  unter 
ihnen  Leistung  und  Gegenleistung  annähernd  ausgleichen  werden. 

Legen  wir  diese  Anschauungen  bei  unserer  vergleichenden 
Kritik  des  schwedischen  und  des  deutschen  Gesetzes  zu  Grunde, 
so  finden  wir  in  dem  ersteren  gegenüber  dem  letzteren  bedeu- 
tende l'ortschritte,  indem  man  teils  die  soeix-n  entwickelten  For- 
<leiungen  in  vollem  L'mfangc  erfüllt,  teil-,  wenigsten--  ihnen  durch 
wichtige  Zugestandnisse  weitgehend  Rechnung  getragen  hat. 

Völlig  erfüllt  ist  /un.1ch-,t  die  For<lerung  einer  Gesamt- 
versicherung. In  Schwetlen  giebt  es  nicht  Kranken-,  L'nfall-. 
Invaliditäts-  und  Altersversicherung  neben  einander,  sondern  ledig- 
lich eine  Versicherung  gegen  das,  was  allen  jenen  Formen  ge- 
meinsam  ist,  die  Arbeitsunfähigkeit,  mag  diese  durch  die 
eine  oder  die  andere  der  angegebenen  Einzelursachen  herbei- 
gefOhrt  sein.  Allerdings  hat  man  sich  zunächst  auf  die  dauernde 
Arbeitsunfähigkeit  beschränkt  und  dadurch  dasjenige  ausge- 
schlossen, was  unsere  Krankenversicherung,  ja  auch  ein  Teil 
dessen,  was  unsere  Unfallversicherung  gewährt.  Aber  will  man 
einmal  schrittweise  vorgehen,  so  eignet  sich  zu  einer  Scheidung 
zweifeflos  am  besten  der  Gegensatz  von  dauernder  und  vor- 
übergehender Arbeitsunfähigkeit,  denn  gerade  darauf,  dafs  bei 
der  Unfallversicherung  beides  vermischt  und  dadurch  ein  Gegen- 
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satz  zwischen  den  Benifsgenossenschaften  und  den  Kranken» 
kassen  geschaffen  ist,  beruht  ein  Hauptmangel  in  der  deutschen 

Gesetzgebung. 

Die  Berufsgenossenschaft  hat  das  Hauptinteresse  daran,  die 
durch  den  Unfall  herbeigefOhrte  Störung  der  Erwerbsfähigkeit 
thuniichst  vollständig  wieder  zu  beseitigen,  denn  je  grölser  der 
dauernde  Ausfall  an  dieser  ist.  um  so  hoher  sind  die  ihr  oblie- 
genden Zuscliüssc  in  Form  von  Kenten.  Deshalb  muls  sie. 
ganz  abgesehen  von  Rücksichten  tlt  r  Mcnschcnfrcumlhchkcit,  alles 
thun.  was  im  Bereiche  der  Möglichkeit  liegt,  um  die  normale  Kr- 
werbsfähigkeit  möglichst  weitgehend  wieder  her/ustcllen.  vnid  selbst 
eine  erhebliche  Krhöhung  der  Kosten  ist  immer  noch  eine  sehr 
wirtschaftliche  Geldanlage,  da  die  dadurch  erzielte  Ermäfsigung 
der  Rente  mit  der  Zahl  der  Jahre,  fOr  welche  sie  zu  zahlen  ist, 
multipliziert  werden  mufs.  Gerade  umgekehrt  liegt  es  bei  den 
Krankenkassen.  Da  ihre  Leistungen  nur  so  lange  dauern,  wie  die 
Krankheit,  d.  h.  derjenige  Zustand  besteht,  den  man  als  vorflber- 
gehend  betrachtet,  und  eingestellt  werden,  sobald  ein  Stadium 
erreicht  ist,  welches,  wenn  auch  nicht  als  völlige  Gesundung,  so 
doch  als  Abschlufs  des  eigentlichen  Krankheitsstadiums  und  viel- 
mehr als  Dauerzustand  anzusehen  ist,  so  geht  ihre  Interesse  dahin, 
dieses  Stadium  möglichst  rasch  herbeizuführen,  auch  wenn  es 
nicht  ausgeschlossen  scheint,  durch  eine  Fortsetzung  der  Krank- 
hcitsbehandlung  und  insbesondere  durch  eine  andere  Art  der- 
selben ein  noch  besseres  Kndergebnis  zu  erzielen.  Mit  anderen 
Worten:  das  Interesse  tiei  Beruf>j4i  ^ll^sen>chaftcn  richtet  sich 
auf  möglichst  gründliciie,  wenngleich  i.ingsami'  und  kostspielige 
Besserung,  dasjenige  der  Krankenkas-^en  tiagegen  auf  möglichst 
rasche  luid  billige,  wenngleich  tuivollsiändige  Heilung.  Es  liegt 
auf  der  Hand,  dafs  dieser  Interessengegensatz  nicht  allein  einem 
guten  Erfolge  der  ganzen  Einrichtung  äufserst  abträglich  ist. 
sondern  auch  zu  höchst  schädlichen  Störungen  und  Reibungen 
fbhren  mufs;  ist  es  doch  eine  sehr  mangelhafte  Maschine,  bei  der 
die  Wirkung  einzelner  Teile  durch  diejenige  anderer  neutralisiert 
wird,  und  das  schwedische  Gesetz  steht  deshalb,  vom  rein  tech« 
nischen  Gesichtspunkte  betrachtet,  auf  einer  sehr  viel  höheren 
Stufe  als  das  deutsche. 

Wenn  in  Schweden  die  ein  Jahr  übersteigende  vorüber- 
gehende Unfähigkeit  der  dauernden  gleichgestellt  ist  (§  17  Mom.  3), 
so  entspricht  dies  dem  deutschen  Vorbilde.  Von  dem  Ausgangs- 
punkte des  schwedischen  Gesetzes  betrachtet,  ist  es  eine  in- 
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konsequenz  und  zeigt  den  Mangel,  an  dem  dasselbe  noch  leidet, 
insofern  es  nicht  auch  die  Falle  der  vorObergehenden  Arbelts- 

unfilhigkeit  mit  uinfarst. 

In  dieser  Beziehung  also  sind  wir  in  Deutschland  schon  einen 
Schritt  weiter,  insofern  auch  die  vorübergehende  Arbeitsunfähig- 
keit, soweit  sie  durch  Krankheit  oder  Unfall  herbeigeführt  wird, 
eint  n  Schutz  |[^efundcn  hat.  I  rotzdcm  ist  die  Art  dieses  Schutze^, 
wie  oben  g(  /eint.  <  iiu-  aufse  rst  unvoilkomniene.  \"orübcrgehcnde 
und  dauernde  Krwerbsuntühigkeit  sind  ihrer  Natur  nach  so  völlig 
verschiedenartig,  dafs  sie  auch  bei  der  gesetzgeberischen  Rtgt  - 
hing  in  verschiedener  Weise  behandelt  werden  müssen,  während 
doch  wieder  die  Gemeinsamkeit  des  letzten  Zieles  eine  Zusammen- 
fassung in  derselben  Organisation  erfordert  Eine  Reform  unserer 
Sozialversicherung  hat  deshalb  von  dem  doppelten  Gesichts* 
punkte  auszugehen,  dafs  einerseits  für  alle  Arten  derVersiche- 
rung  eine  einheitliche  Organisation  zu  schaffen,  andererseits 
aber  innerhalb  derselben  eine  Zerlegung  des  Gesamtgebietes  nach 
der  Unterscheidung  in  vorübergehende  und  dauernde  Arbeits- 
unfähigkeit stattfinden  mufs.  Die  erstere.  welche  die  Kranken* 
Versicherung  und  einen  Teil  der  Unfallversicherung  umfassen 
würde,  erfordert  eine  schleunige  Regelung  seitens  lokaler  Organe 
und  kann  diesen  weitgehend  überlassen  werden,  da  die  finanzielle 
Trag  weite  der  E^ntschtidung  beschränkt  ist:  die  letztere  da- 
gegen, zu  welcher  die  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  sowie 
ein  Teil  der  Unfallversicherung  gehören  würde,  ist  den  Ontral- 
organen  zu  übertragen.  Ich  habe  in  nieinei  inehrgedachlen 
Arbeit  versucht,  die  ( )rganisation  einer  Gesanitversiciicrung  nacii 
diesen  Gesichtspunkten  zu  zeigen  und  mufs  hinsichtlich  der  näheren 
Durchführung  der  hier  nur  kurz  bezeichneten  Forderungen  aut 
das  dort  Gesagte  verweisen. 

Hinsichtlich  des  Begriffes  der  Arbeitsunffthigkeit  steht  die 
schwedische  Vorlage  auf  dem  Standpunkte  des  deutschen  Inva- 
liditäts- und  Altersversicherungs-Gesetzes,  indem  dieselbe  nicht 
schon  dann  angenommen  vrird,  wenn  der  Versicherte  zur  Leistung 
seiner  Berufsarbeit  nicht  mehr  imstande  ist,  sondern  erst  dann, 
wenn  er  eine  „seinen  Kräften  und  Fähigkeiten  entsprechende" 
Arbeit  nicht  mehr  leisten  kann.  In  Deutschland  wollte  man  durch 
diesen  Ausdruck  bekanntlich  die  weitergehende  Fürsorge  der 
Kna{)pschartskassen .  welche  Rente  sch<ni  im  Falle  der  „Berg- 
fertigkeit", d.  h.  der  Unfähigkeit  zur  Fortsetzung  der  Beruf^- 
thätigkeit  gewähren,  ausschliefsen.  aber  immerhin  nicht  so  weit 
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gehen,  dafs  der  Versicherte  jede  beliebige  niedrige  Arbeit  solle 
übernehmen  müssen.  Bei  der  Dehnbarkeit  des  Begriffes  wird 
alles  auf  die  Handhabung  des  Gesetzes  ankommen.  Ober  die  ein 
Urteil  heute  noch  nicht  möglich  ist,  da  Invalidenrenten  bis  jetzt 
erst  in  geringer  Zahl  bewilligt  sind. 

Es  sind  erfreulicherweise  Anzeichen  dafür  vorhanden,  dafs 
man  in  Regierungskreisen  eine  Reform  der  Invaliditütsvcrsiche- 
rung  im  Sinne  der  Knappschaftskassen  ins  Auge  gcfalst  hat. 
wenigstens  ist  einzelnen  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- 
Anstalten.  die  beabsichtigten,  für  Einrichtung  eigener  Rekon- 
valeszentenhäuser erhebliche  Geldmittel  aufzuwenden,  seitens  des 
Reichs- Versicherungsamtes  auf  diesem  Wege  Vorsicht  empfohlen 
und  dies  damit  begründet,  dafs  für  die  n<1cii.^te  Zukunft  eine 
Aenderung  des  Gesetzes  in  dem  Sinne,  dafs  -.chon  die  Unfähig- 
keit zur  Leistung  der  Berufsarbeit  die  Invalidenrente  begründen 
solle,  beabsichtigt  und  damit  eine  Steigerung  der  an  die  Mittel 
der  X'ersicherungsanstalten  zu  stellenden  Ansprüche  zu  erwarten 
sei.  In  der  1  hat  mufs  dies  als  berechtigtes  Ziel  anerkaiuU  werden, 
denn  andere  als  gt^w'öhnlirhe  f^andarbcit  wird  ein  zur  Leistung 
der  eigenen  Herutsarbeit  unfähig  Gewordener  regelmäfsig  nicht 
versehen  können,  jene  aber  ihm  zuzumuten,  hcifst  ihn  auf  eine 
tiefere  soziale  Stufe  und  damit  die  Versicherung  von  ihrer  höheren 
Aufgabe  wesentlich  herabsetzen.  Zwischen  gelernter  und  un- 
gelernter Arbeit  besteht  ein  so  tiefgreifender  Unterschied,  dafs 
man  hier  und  da  von  einem  vierten  und  einem  fünften  Stande 
spricht,  und  der  Hauptunterschied  der  Arbeiterbewegung  in  Eng- 
land und  in  Deutschland  bestand  bis  vor  wenigen  Jahren  gerade 
darin«  dafe  in  England  beide  Gruppen  getrennt,  ja  im  Gegensatze 
zu  einander  vorgingen,  wahrend  die  Sozialdemokratie  diese 
Trennung  aufhebt  Es  ist  eine  der  wichtigsten  Anforderungen, 
die  man  vom  sozialpolitischen  Standpunkte  aus  an  den  Staat 
stellen  mufs,  dafs  er  eine  Verwischung  dieses  Unterschiedes  und 
eine  HerabdrOckung  des  gelernten  Arbeiters  auf  die  Stufe  des 
ungelernten  auf  das  Ängstlichste  vermeidet,  denn  gerade  indem 
er  dem  in  diesem  Unterschiede  sich  ausprägenden,  tief  in  der 
menschlichen  Brust  wurzelnden  Ehrgefühle  Rechnung  trägt,  fordert 
er  die  Hebung  des  allgemeinen  sozialen  Niveaus  der  Bevölkerung. 
Bedenkt  man  endlich,  dafs,  wie  gesagt,  eine  verstandige  Aus- 
legung des  jetzigen  unklaren  Gesetzesausdruckes  im  wesentlichen 
dasselbe  Ergebnis  liefern  wflrde,  wie  die  ausdrückliche  Beschran- 
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kling  auf  die  ncrufsarhcit.  so  kann  die  mehrgedachte  Aenderung 
nur  um  so  wärmer  empfohlen  werden. 

Der  mangelnden  Arbeitsfähigkeit  auch  die  Fälle  der  fehlenden 
Arbeitsgelegenheit,  also  der  Arbeitslosigkeit  hinzuzufügen,  hat 
auch  das  schwedische  (jesetz  nicht  unternommen,  und  in  der 
That  ist  dies  aus  praktischen  Rücksichten  nicht  zu  empfehlen, 
dafür  wird  man  vielmehr  selbständige  Wege  einschlagen  müssen: 
dagegen  hat  dasselbe  zwei  Aufgaben  erfüllt,  an  die  man  sich  in 
Deutschland  noch  nicht  in  ihrem  vollen  Umfange  herangewagt 
hat,  nämlich  die  Versicherung  der  Witwen  und  Waisen; 
das  Unfallversidierungs-Gesetz  kennt  ja  Renten  i)>r  diese,  das 
Krankenversichenings-Gesetz  lafst  die  Gewährung  von  Unter* 
stotzungen  an  Angehörige  zu,  das  Invaliditats-  und  Altersversicbe- 
rungs-Gesetz  gewährt  wenigstens  die  Rockerstattung  der  von  dem 
verstorbenen  Versorger  gezahlten  Beiträge,  aber  eine  grundsätz- 
liche Umfassung  der  Witwen-  und  Waisenversicherung  ist  darin 
nicht  zu  finden. 

In  Schweden  ist  beides  geschaffen,  und  zwar  in  der  Weise, 
dafs  beim  Tode  eines  Versicherten,  mag  dieser  nun  seinerseits 
bereits  im  Besitze  einer  Rente  sich  befunden  haben  oder  noch 
arbeitsfähig  gewesen  sein,  die  Witwe  eine  lebenslängliche  Pension 
und  jedes  eheliche  Kind  bis  zum  zurückgelegten  15.  Lebensjahre 
eine  ErziehungsbeihOlfe  erhalt  Der  Gegenwert  f)lr  diese  Leistungen 
wird  nicht  durch  besondere  Zahlungen  vergQtet,  sondern  ist  in 
den  regelmäfsigen  Heiträgen  des  Mannes  mitenthalten,  so  dais 
Männer,  die  sich  nicht  verheiraten  oder  keine  oder  wenige  Kinder 
hab»  n.  für  diejenigen  mit  bezahlen,  die  eine  Witwe  und  viele 
Kinder  hinterlassen.  Diese  Einrichtung  entspricht  den  bei  uns 
von  den  Staatsbeamten  zu  zahlenden  sogenannten  Reliktenbeiträgcn, 
die  allerdings  in  jüngster  Zeit  für  das  Reich  und  für  Preuüsen 
aufgehoben  sind,  in  vielen  Einzelstaaten  aber  noch  bestehen:  auch 
diese  werden  von  allen  Beamten  ohne  Rücksicht  darauf  bezahlt, 
ob  sie  verheiratet  sind  oder  nicht.  Dagegen  ist  bei  diesen  staat- 
lichen Einrichtungen  die  Höhe  der  Bezüge  der  Hinterbliebenen 
unabhängig  von  der  Hauer  der  Dienstzeit  des  Beamten,  und  dies 
ist  zweifellos  eine  höhere  Stufe  der  Fürsorge.  Für  die  Pension 
des  Beamten  mag  es  aus  praktischen  Gesichtspunkten  ratsam  >ein, 
die  llölie  derselben  mit  der  Dauer  der  Dienstzeit  steigen  zu 
lassen,  da  die  Frage,  ob  der  Beamte  noch  dienstfähig  ist  oder 
niclit.  im  Einzelfalle  recht  schwer  zu  beurteilen  sein  kann  und 
es  sich  deshalb  emphehlt,  in  der  höheren  Pension  ihm  selbst 
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einen  Antrieb  zur  Ausnutzung  seiner  Arbeitskraft  zu  schaffen  — 
obgleich  z.  B.  in  Bayern  die  Höhe  der  Pension  stets  die  gleiche 
ist  —  aber  für  die  Versorgung  der  Hinterbliebenen  trifft  dieser 
Gesichtspunkt  nicht  zu  oder  höchstens  in  so  abgeschwächtem 
Mafse.  dafs  er  keine  Berücksichtigung  verdient. 

In  Schweden  soll  nun  freilich  die  den  Kindern  beim  Tode 
des  Vaters  zu  zahlende  Erzieliungsbeihülfc  stets  jährlich  30  Kronen 
betragen  (§  19),  also  von  der  Höhe  der  Beiträge  unabhängig  sein, 
dagegen  ist  für  die  Witwenpension  eine  solche  Abhängigkeit  vor- 
handen. Allerdings  erscheinen  die  Bestimmungen  Ober  die  letz- 
tere noch  euiigermaisen  unklar.  Wenn  in  §  3  und  8  gesagt  ist, 
dafs  die  Ehefrau  eines  Versicherten,  auch  wenn  sie  selbst  nicht 
versicherungspHichtig  ist,  auf  Grund  der  Beiträge  ihres  Ehemanns 
berechtigt  ist,  bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  Pension  in  der 
dritten  Klasse  zu  beziehen,  so  sind  die  Falle,  in  denen  die  Frau 
selbst  eine  versicherungspflichtige  Beschäftigung  betreibt  und  wo 
dies  nicht  der  Fall  ist,  nicht  auseinander  gehalten,  und  es  ist 
nicht  klar  zu  ersehen,  ob  im  ersteren  Falle,  wo  also  die  Frau 
eigene  Beiträge  zahlen  mufs,  sie  aufser  der  durch  diese  bedingten 
Pension  noch  diejenige  erhalten  soll,  die  ihr  auf  Grund  der  Bei- 
träge ihres  Mannes  gebOhren  würde,  oder  ob  die  letztere  dann 
in  Wegfall  kommt  Far  die  Häufung  der  Pensionen  könnte  man 
geltend  machen,  dafs  wenn  einmal  die  Beiträge  des  Mannes  so 
bemessen  sind,  dafs  aus  ihnen  auch  die  Pension  der  Frau  be- 
stritten  werden  kann,  es  unbillig  ist,  den  eigenen  Beiträgen  der 
Frau  jede  Gegenleistung  zu  versagen;  doch  kann  man  ebenso 
gegen  die  Häufung  anführen,  dafs  dann,  wenn  die  Frau  bereits 
durch  eigene  Beiträge  ein  Recht  auf  Pension  hat,  die  Gewährung 
einer  zweiten  aus  den  allgemeinen  Mitteln  aus  dem  Grunde  un- 
billig ist,  weil  diese  Mittel  nicht  ausschliefslich  aus  den  Beiträgen 
der  verheirateten  Versieh'  rten  bestehen,  die  also  insoweit  in  der 
Pension  ihrer  Frau  einfach  den  Gegenwert  ihrer  Leistungen  er- 
hielten, sondern  dafs  dazu  auch  die  Unverheirateten  und  der 
Staat  beitragen  und  dies  nur  so  lange  berechtigt  erscheint,  als 
es  sich  um  eine  zur  Notdurft  des  Lebens  ausreichende  Pension 
handelt,  nicht  aber,  wenn  dadurch  ein  gewisser  üeberflufs  herbei- 
geführt werden  würde. 

Aber  auch  abgesehen  von  dieser  l'nklarheit  hat  die  Vorlage 
einen  erheblichen  Mangel,  indem  aN  X'uibrdingung  der  Pension 
die  dauernde  A r be i ts u  n f.'l h  i  u k e  i  t  bezeichnet  ist  3i.  Dies 
ist  am  Platze  bei  Frauen,  die  selbst  eine  vcrsicherungsptlichtige 
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Beschäftigung  betreiben,  nicht  aber  bei  solchen,  die  nur  durch 
ihren  Mann  mittelbar  niitvcr^ichcrt  sind,  denn  bei  diesen  ist  der 
Umstand .  von  dessen  Eintritt  die  Pension  abhängig  sein  niufs. 
der  Wegfall  des  Arbeitsverdienstes  des  Mannes,  oder,  da  dieser 
im  Falle  der  Arbeitsunfähigkeit  durch  Pension  ausgeglichen  wird, 
der  Tod  des  Mannes.  Bei  der  vorgeschlagenen  Bestimmung 
wfirde  eine  Frau,  die  bis  dahin  keine  Erwcrbsthätigkeit  ausgeObt, 
sondern  sich  ihrem  Haushalte  gewidmet  hat,  beim  Tode  ihres 
Mannes  gezwungen  sein,  Lohnarbeit  zu  Qbemehmen  imd  Rente 
erst  dann  erhalten,  wenn  sie  hierzu  nicht  imstande  wflre. 

Das  schwedische  Gesetz  schafft  eine  einheitliche  Organi- 
sation  für  das  ganze  Reich;  die  PensionsausschQsse  sind  ledig- 
lieh  Verwaltungsinstanzen,  wahrend  das  ganze  Königreich  einen 
einheidichen  Versicherungsbezürk  bildet.  Damit  ist  also  die 
Thatigkeit  des  Rechnungsbureaus  bei  Verteilung  der  Renten  auf 
die  einzelnen  Versicherungsanstalten  in  Wegfall  gebracht  Da- 
durch, dafs  in  jeder  Gemeinde  ein  Pensionsausschufs  besteht,  bei 
dem  die  Anträge  der  Beteiligten  anzubringen  sind,  ist  das  Ver- 
fahren unendlich  viel  einfacher  gestaltet,  als  in  Deutschland,  wo 
wir  nur  31  Versicherungsanstalten  haben  und  deshalb  filr  die 
Vermittlung  des  Verkehrs  mit  den  Versicherten  die  kommunalen 
und  staatlichen  Behörden  haben  herbeigezogen  werden  mQssen. 

Die  Pensionsdirektion  scheint  auf  den  ersten  Blick  eine  ge- 
wisse Verwandtschaft  mit  unserem  Rcichsversicherungsamte  zu 
haben,  doch  ist  diese  Aehnlichkeit  trügerisch.  Die  Pensions- 
direktion ist  prinzipiell  die  einzige  entscheidende  B«  hr  rde  der 
Versicherung;  wenn  bei  Anträgen  auf  Pen^on  oder  Erzichungs- 
beihOlfe  der  Pensionsausschufs  zunächst  zur  Prüfung  berufen 
ist,  so  ist  diese  doch  nur  eine  vorläufige,  welche,  unabhängig 
davon,  ob  sie  angefochten  wird,  der  Bestätigung  der  Direktion 
unterliegt.  Das  Recht  der  Berufung  hat  deshalb,  abgesehen 
von  dem  Falle,  wo  der  Aussclniss  den  Antrag  ohne  weiteres 
zurückgewiesen  hat,  im  wesentlichen  nur  die  Bedeutung,  dafs 
den  Beteiligten  das  Recht  gegeben  ist,  ihren  Standpunkt  zu  ver- 
treten. 

Bei  der  Kntziehnii^  der  Pension  findet  eine  Vorentscheidung 
des  Aus.sciiu>.^es  gar  nicht  statt,  sondern  die  Akten  werden  so- 
fort an  die  Direktion  eingesandt. 

Dieser  Stellung  dl  r  Direktion  entspricht  es.  wenn  gegen  ihre 
Beschlüsse  eine  Berufung  an  den  König  gegeben  ist. 

..Vis  leitendes  Grundprinzip  für  die  Organisation  habe  ich  in 
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meiner  mehrerw.'ihnten  Arbeit  die  Forderung  einer  Scheidung 
zwischen  der  materiellen  und  der  formellen  Seite,  der  Tragung 
der  Last  und  der  Verwaltung  entwickelt:  die  Last  mufs  cen- 
tralisiert,  d.  h.  auf  möglichst  breite  Schultern,  also  auf  möglichst 
grofse  \'erbände  gelegt,  die  Verwaltung  mufs  umgekehrt  de- 
centralisiert,  d.  h.  tluinlichst  zerlegt,  also  Organen  anvertraut 
werden,  die  den  örtlichen  Verhältnissen  nahestehen.  In  welcher 
Weise  dabei  doch  die  im  Sinne  einer  verständigen  Verwaltung 
wünschenswerte  Beteiligung  der  entscheidenden  Personen  mit 
ihrem  eigenen  Interesse,  also  eine  Verbindung  zwischen  Macht 
und  Verantwortung  herzustellen  sei,  ist  dort  des  näheren  gezeigt. 
Messen  wir  die  schwedische  Vorlage  nach  diesem  Mafsstabe,  so 
verdient  sie  volle  Anerkennung.  Die  Last  ist  dadurch,  dafs  das 
ganze  Königreich  ein  einziges  Versicherungsgebiet  bildet,  auf  die 
denkbar  breitesten  Schultern  gelegt.  Die  Entscheidung  über  die 
wichtigsten  Fragen,  nämlich  Gewährung  und  Entziehung  von  Pen- 
sionen und  Erziehungsbeihülfen,  hat  endgültig  die  Pensionsdireiction 
zu  treffen.  Weshalb  bei  der  Gewährung  derselben,  abweichend 
von  der  Entziehung,  eine  Vorentscheidung  des  Pensionsaus» 
Schusses  vorangehen  soll,  ist  allerdings  nicht  recht  einleuchtend. 
Wäre  die  Zubilligung  durch  den  Ausschufs  vorläufig  und  unter 
dem  Vorbehalte  späterer  Aufhebung  durch  die  Pensionsdirektion 
wirksam,  so  wäre  der  Zweck  verständlich  und  darin  zu  sehen, 
den  Antragsteller  möglichst  rasch  in  den  Genufs  der  Rente  zu 
setzen,  aber  da  der  Pensionsbrief  erst  von  der  Direktion  aus- 
gefertigt (§  42,  Abs.  3)  und  nur  gegen  dessen  Vorzeigung  die 
Pension  gezahlt  wird  (§  47),  so  ist  das  offenbar  nicht  beabsichtigt 
und  deshalb  nicht  einzusehen,  weshalb  das  Verfahren  bei  der 
Gewährung  und  bei  der  Entziehung  verschieden  gestaltet  ist 
Dagegen  ist  es  durchaus  angemessen,  dafs  die  in  §  29,  Ziffer  1 , 2,  3.  5 
bezeichneten  untergeordneten  Angelegenheiten  -  Entscheidung 
Ober  die  Versicherungspflicht,  Ober  die  Eigenschaft  als  Arbeit- 
geber, über  Anrechnung  von  Krankheitswochen,  Kontrolle  Über 
Marken  und  Bücher.  Ausstellunir  von  Bescheinigungen  -  den 
Ausschüssen  übertragen  sind.  Da  die  Vorlage  sich  nur  mit  der 
dauernden  Arbeitsunfähigkeit  beschäftigt,  so  hatte  dieselbe  keine 
Veranlassung,  zu  der  Frage  Stellung  zu  nehmen,  ob  die  Ent- 
scheidung bei  Fällen  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit,  ent- 
sprechend dem  von  mir  gemachten  Vorschlage,  den  Ortsaus- 
schüssen selbständig  zu  übertragen  sei. 

Im  übrigen  ist  die  Organisation  der  deutschen  insofern  nach- 
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gebildet,  als  sie  eine  Vemiittelung  zwischen  staatlicher  und 
Selbstverwaltung  darstellt.  Die  Pensionsdirektion  ist  lediglich 
eine  staatliche  Behörde,  in  den  für  jede  Gemeinde  bestehenden 
PensionsausschQssen  dagegen  sollen  die  Beisitzer,  und  zwar  je 
zur  Hallte,  aus  Arbeitgebern  und  Versicherten  entnommen  sein. 
Wahrend  in  Deutschland  neben  den  Vorstanden  und  Versiche- 
rungsanstalten besondere  Schiedsgerichte  bestehen,  wird  diese 
Thatigkeit  in  Schweden  von  den  PensionsausschQssen  mit  aber- 
nommen. 

Das  Markensystem  hat  das  schwedische  Gesetz  freilich 
ebenfalls  beibehalten,  ja  es  kennt  nicht  einmal  die  durch 
§  112  des  Invaliditflts-  und  Ahersvcrsicherungs- Gesetzes  bei 
uns  zugelassene  Einziehung  der  Beitr^lge.  aber  dadurch,  dafs 
es  für  m.'innliche  Verbicherte  nur  zwei  Klassen,  für  weib- 
liche ^ogar  nur  eine  giebt.  ist  die  Berechnung  aufserordentlich 
vereinfaeht.  Die  Einheitsrente,  die  bekanntlich  in  Deutschland 
in  dem  ersten  Entwürfe  in  Aussicht  genommen  war,  hat  auch 
Schweden  abgelehnt. 

In  Verbindung  hiermit  steht  die  Steigerung  der  Rente 
nach  der  Dauer  der  Beitrag  sie  istung.  Ich  habe  schon  oben 
erwähnt  und  in  der  mehrgedachten  Arbeit näher  ausgeführt, 
dafs  so  lange  man  hieran  festhält,  allerdings  das  Markensystem 
uncntbrhrlich  i^t,  dal;^  aber  diese  Steigerung  wie  die  ganze 
Aequivalcnztheorie  verwerflich  ist.  Weshalb  soll  derjenige,  der 
schon  nach  wenigen  Jahren  seineArbeitsfähigkeit  verliert,  schlechter 
gestellt  sein  als  ein  anderer,  bei  dem  dies  spater  eintritt?  Ist  er 
dafOr  verantwortlich?  oder  ist  seine  Lage  weniger  unglQcklich? 
Beides  ist  offenbar  zu  verneinen.  Aber  ebenso  wenig  bedarf  es 
des  oben  erwähnten  Antriebes,  die  eigene  Arbeitskraft  bis  zu 
Ende  auszunutzen,  denn  die  Rente  wird  immer  gering  genug 
bleiben,  um  dem  Arbeiter  die  Pensionierung  als  ein  Uebel  er- 
scheinen zu  lassen.  Bei  Beamten  liegt  das  anders.  Nicht  selten 
hört  man  die  Ansicht  äufsem,  dafs  ein  bestimmter  Beamter,  der 
um  seine  Pensionierung  nachgesucht  hat,  noch  recht  wohl  arbeits- 
lähig  gewesen  sei.  Das  dürfte  bei  Arbeitern  kaum  vorkommen« 
und  die  Gründe  ftr  diese  Verschiedenheit  der  Verhältnisse  sind 
auch  sehr  einleuchtend.  Zunächst  sind  Beamte  nicht  selten  im 
Besitz  von  PrivatvermOgen,  zu  dessen  Einkflnften  sie  die  Pension 
als  einen  angenehmen  Zuschuis  betrachten,  um  behaglicher  leben 
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zu  können.  Aufscrdem  aber  Klfst  sich  bei  den  den  meisten 
Beamten  obliegenden  Geschäften  komplizierterer  und  insbesondere 
geistiger  Art  die  Frage  der  Arbeitslähigkeit  ungleich  schwerer 
beurteilen,  als  bei  der  Thätigkeit  des  Arbeiters.  Jedenfalls  darf 
man  sich  auf  die  Kranken-  und  Unfallversicherung  berufen,  bei 
denen  die  Höhe  der  Bezüge  von  der  Dauer  der  Mitgliedschaft 
und  Beschäftigung  völlig  unabhängig  ist,  und  hiernach  fragen, 
welche  GrOnde  vorliegen,  die  Invaliden-  und  Altersrente  anders 
zu  behandeln.  Indem  also  die  schwedische  Vorlage  nicht  allein 
die  den  letzteren  Einrichtungen  entsprechenden  Leistungen  nach 
der  Hohe  der  Beitrage  abstuft,  sondern  dies  sogar  auf  die  der 
deutschen  Unfallrente  entsprechende  Pension  ausdehnt,  wobei  nur 
ein  Mindestbetrag  für  260  Wochen  festgesetzt  ist  (§  18),  verdient 
sie  nicht  unsern  Beifall. 

Auch  hinsichtlich  der  falschen  produktionstechnischen  Grund- 
lage folgt  Schweden  dem  deutschen  Vorbilde;  nicht  der  Um- 
stand entscheidet  für  die  Unterstellung  unter  das  Gesetz  und  die 
Gew.ihrung  des  durch  dasselbe  gebotenen  Schutzes,  ob  der  Be- 
tretRiuie  dieses  Schutzes  bedürftig,  also  insbesondere  nicht 
imstande  ist.  aus  eigenen  Mitteln  für  sich  und  seine  Angehörigen 
zu  sorgen,  sondern  ob  er  sei b  >ta n d i ge  oder  unselbständige 
Berufsarbeit  leistet.  Immerhin  hat  gerade  hier  die  schwe- 
dische Vorlage  einen  Schritt  von  der  gröfsten  Bedeutung  gethan, 
der  weit  aber  die  schwächlichen  Ansätze  hinausgeht,  mit  denen 
man  bei  uns  versucht  hat,  durch  Ausnahmebestimmungen  die  un- 
erträglichsten Folgen  des  falschen  Prinzips  zu  beseitigen  oder  zu 
mildern.  Diejenige  Klasse,  die  am  härtesten  von  diesem  betroffen 
wird  und  bei  der  gerade  deshalb  der  Fehler  am  schärfsten  hervor- 
tritt, sind  die  Kleingewerbetreibenden,  die  weder  in  wirt- 
schaftlicher noch  in  sozialer  Beziehung  in  irgend  bemerkenswerter 
Weise  Ober  die  Stufe  des  Lohnarbeiters  hervorragen,  ja  häufig 
schwerer  mit  dem  Leben  zu  kämpfen  haben  als  diese  und  nicht 
selten  aus  der  einen  in  die  andere  Gruppe  übergehen.  Diese 
Personen  nicht  allein  selbst  von  den  Vorteilen  der  Versicherung 
auszuschliefsen.  sondern  sot:ar  zu  Beitragen  für  ihre  Gehülfen  an- 
zuhalten, ist  wirklich  der  Ciipfel  der  Ungerechtigkeit  imd  sollte 
den  Grundfehler  der  ganzen  „Arbciter"-\'ersicherungsgeäetzgebung 
auch  dem  einfachsten  Verstände  begreiflich  machen. 

Während  wir  uns  nun  damit  begnügen,  Kleingewerbtreibenden, 
die  nicht  mehr  als  einen  Gehülfen  beschäftigen,  bei  der  Selbst- 
versicherung und  der  freiwilligen  Fortsetzung  der  Versicherung 
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im  Rahmen  der  Invaliditäts-  und  Altersversicherung  die  Beibrin- 
gung von  Zusatzmarken  zu  erlassen,  befreit  die  schwedische  Vor- 
lage alle  Arbeitgeber,  welche  ein  Vermögen  von  höchsten^ 
3000  Kronen  oder  eine  jährliche  Einnahme  von  nicht  mehr  als 
800  Kronen  besitzen,  insotern  von  der  Heilragsleistung.  als  sie 
vorschreibt,  dafs  diesen  Personen  die  gezahlten  Beitragt-  aus 
Staatsmitteln  erstattet  werden  sollen  (§  9  Mom.  2).  Da-,  i->t  aller- 
dincjs  insofern  etwas  seltsam,  als  man  sie  in  die  Vorderthür  in 
das  Gesetz  hinein-  und  nachher  aus  der  Hinterthür  wieder  hinaus 
führt,  und  in  der  That  läfst  sich  für  das  von  der  Vorlage  ange- 
strebte Ziel  ein  einfacherer  Weg  finden. 

Trotzdem  ist  der  Grundgedanke  ein  völlig  richtiger.  Da: 
Hauptbedenken  nämlich  gegen  eine  Ausdehnung  der  \'ersichen.ing 
über  den  Kreis  der  Lohnarbeiter  hinaus  besteht  tierade  dann 
dafs  man  dann  in  den  Arbeitgebern  ein  vorzügiicii  l;ecignett^ 
Organ  zur  Einziehung  der  Beiträge  verliert,  so  dab  in  der 
einschlägigen  Litteratur  mehrfach  die  Ansicht  vertreten  ist.  dafs 
man  dann  von  Beiträgen  ganz  absehen  und  die  Last  auf  die  afl- 
gemeinen  Steuern  flbernelunen  roOsse.  Ich  halte  das  nicht  Dir 
richtig,  aber  jedenfalls  ist  es  ein  sehr  beachtenswerter  Vorschlag, 
die  kleinen  Arbeitgeber  von  der  Leistung  der  Beitrage  zu 
befreien,  ihnen  aber  die  mit  deren  Einziehung  ver- 
knüpfte Mühewaltung  aufzulegen.  Der  Zweck,  den  man 
durch  die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  zur  Beibringung  der 
Marken  erreichen  will,  ist  die  Sicherung  des  Einganges  der  Bei- 
träge. Liefse  man  Arbeiter  und  Arbeitgeber  ihre  Anteile  selb- 
ständig einzahlen  oder  durch  getrennte  Marken  beibringen,  so 
worden  die  Arbeitgeber,  da  sie  kein  eigenes  Interesse  an  der 
Einzahlung  haben,  sich  um  diese  möglichst  herumzudrflckeo 
suchen,  und  die  Arbeiter  wiederum,  obgleich  sie  ein  hohes  dgeiies 
Interesse  haben,  verstehen  dieses  bisher  noch  so  wenig,  dafe  sie 
ebenfalls  bestrebt  sind,  die  Beitrage  zu  ersparen.  Aufserdem  ist 
von  ihnen,  falls  erst  der  Lohn  in  ihre  Hände  gelangt  ist,  regel- 
mäfsig  nichts  zu  erlangen.  Macht  man  nun  den  Arbeitgeber  Ar 
die  Beibringung  der  Marken  verantwortlich,  so  vermeidet  man 
nicht  allein  die  letztbezeichnete  Gefahr,  sondern,  da  dem  Arbeiter 
die  Verpflichtung  des  Arbeitgebers  und  die  auf  deren  Nicht- 
erfüllung gesetzte  Strafe  bekannt  ist,  so  Wörde  der  letztere,  wenn 
er  selbst  mit  ausdrücklicher  Zustimmung  des  Arbeiter >  das  Ein- 
kleben unterliefse,  sich  doch  der  Gefahr  aussetzen,  demnächst 
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bei  ausbrechenden  Streitigkeiten  zur  Anzeige  und  Bestrafung  ge- 
braclit  zu  werden. 

Erfordert  aber  der  soeben  dargelegte  Zweck  nicht  die  ma- 
terielle Tragung  der  Last  seitens  des  Arbeitgebers,  sondern  nur 
die  formelle  Beibringung  der  Marken,  so  wOrde  es  genflgen,  dem- 
selben witer  Strafandrohung  die  Pflicht  aufzuerlegen,  den  Beitrag 
des  Arbeiters  durch  Einklebung  einer  Marke,  die  er  anzuschaffen 
und  am  Lohn  abzuziehen  hat,  beizubringen,  es  könnte  aber  von 
der  Einzahlung  eines  eigenen  Beitrages,  der  demnächst  erstattet 
wird,  ganz  abgesehen  werden. 

Wenn  ich  bei  dieser  Erörterung  von  dem  Markem  inkleben 
ausgehe,  so  stelle  ich  mich  damit  auf"  den  Standpunkt  des  schwe- 
dischen und  deutschen  Gesetzes.  Dafs  der  hier  bezeichnete  Zweck 
der  Kontrolle  und  Sicherung  das  Markensystem  nicht  erfordert, 
\n  linchr  auch  bei  unniitten>arer  Einziehung  der  Beiträge  von  den 
Arbeitgebern  seitens  der  Kassen  nuf  Grund  von  Anmeldungen 
der  Arbeiter  ohne  V'ernn'tlelung  von  Marken  sich  erreichen  läfst, 
liabe  ich  an  mehrbezeichneter  Stelle  ausführlich  dargelegt. 

Hinsichtlich  der  Aufbringung  der  Mittel  hat  das  schwe- 
dische Gesetz  sich  auf  den  Boden  des  reinen  Pramiensystems 
gestellt,  es  sind  deshalb  die  Beitrage  so  bemessen,  dafs  sie  die 
der  Versicherungsanstalt  zur  Last  fallenden  Leistungen  ftkr  alle 
Zukunft  decken,  indem  sie  deren  versicherungsmflfsigen  Gegen- 
wert darstellen;  eine  Beschrankung  auf  die  in  den  ersten  zehn 
Jahren  erwachsenden  Renten,  und  deshalb  eine  spatere  Erhöhung 
der  Beitrage  um  etwa  70  pCt.,  wie  in  Deutschland,  findet  nicht 
statt. 

Die  Ve rteilung  der  Last  auf  die  3  Faktoren:  Versicherter 
Arbeitgeber  und  Staat,  ist  beibciialten.  aber  die  Antheile  sind 
abweichend  bestimmt.  Die  Arbeitgeber  tragen,  wie  schon  oben 
mitgeteilt,  nach  den  dn  i  KIa>>en  15.  10  und  5  Oere.  die  V^er- 
sicherten  tlagen  25.  15  und  10  Uere.  Der  Staat^izuschufs  besteht 
aufser  der  Tragung  der  Wrwaltungskosten  in  der  Deckung  des 
Ausfalles,  der  dadurch  entsteht,  dals  die  Beitrüge  zu  niedrig, 
nämlich  nur  in  derjenigen  iiöhe  berechnet  sind,  dass  sie  ausreichen 
würden,  wenn  jeder  Versicherte  mit  18  bezw.  20  Jahren  in  die 
Versicherungspflicht  einträte  und  bis  zu  Ende  in  derselben  ver- 
bliebe. Indem  bei  dem  Alter  von  5<)  Jahren,  sofern  die  Ver- 
sicherungspflicht nicht  mindestens  260  Wochen  umfafst,  ein  mit 
Rockerstattung  verbundenes  Ausscheiden  stattfindet,  dadurch 
aber  gerade  gflnstige  Risiken  der  Versicherung  verloren  gehen, 
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vor  allem  aber  dadurch,  dafs  Personen,  die  erst  so  spat  eintretea. 
dals  sie  nicht  mehr  die  der  Durchschnittslebensdauer  entsprechen- 
den Beiträge  zahlen,  dessen  ungeachtet  den  Grundhetrag  von 
SO  Kronen  erhalten,  wird  eine  Schädigung  der  Versicherungs> 
anstatt  herbeigeführt,  die  ihr  aus  staatlichen  Mitteln  ersetzt  werden 
soll  Uebrigens  ist  die  ganze  Versicherung  insofern  anders  ge^ 
stellt,  als  in  Deutschland,  als  sie  ein  unmittelbares  staatliches 
Unternehmen  ist,  der  Staat  also  die  gesetzlich  bestimmten 
Renten  ohne  Rücksicht  darauf  zu  zahlen  hat,  ob  er  in  den  fest- 
gesetzten Beiträgen  die  erforderliche  Deckung  in  dem  zugrunde 
gelegten  Umfange  findet  Während  also  in  Deutschland  bei  Ab- 
weichung des  Ergebnisses  von  der  rechnungsroäfsig-statistiscben 
Unterlage  eine  Erhöhung  oder  Ermäfsigung  der  Beiträge  in  den 
einzelnen  Versicherungsanstalten  stattfinden  mufs,  ist  in  Schweifen 
der  Staat  selbst  die  Versicherungsanstalt,  trägt  also  audi 
—  vorbehaltlich  gesetzlicher  Aenderung  —  das  Risiko  des  Unter- 
nelinitns. 

Wenn  der  oben  wiedergegebene  Bericht  meint,  dafs  die  durch 
den  Eintritt  älterer  Personen  in  die  Versicherung  herbeigeführte 
Einbufse  sich  auf  die  üebergancrszeit  des  Gesetzes  beschränken 
und  künftige  Generationen  die  Kosten  ihrer  Renten  selbst  za 
tragen  haben  würden,  so  übersieht  er,  dafs  auch  künftig  ein  Au^- 
fall  an  Beiträgen  insofern  stattfinden  wird,  als  selbständige  Unter- 
nehmer eine  unselbst.'indige Beschäftigung  übernehmen  und  dadurch 
in  die  X'crsichcrungbpllicht  eintreten  werden.  Dafs,  wie  bemerke 
Personen,  die  bei  Krreichung  des  50.  Lebensjahres  noch  nich: 
für  260  Wochen  Beitrilge  geleistet  und  dadurch  via^  Recht  auf 
Pension  erlangt  haben,  die  von  ihnen  ^ezalilu-  Summe  zurück- 
erstattet erhalten,  i>t  ein  grofser  Vorzug  des  schwedischen  Ge- 
setzes; denn  es  enthält  eine  grofse  Härte,  dafs  Personen,  die  mit 
Bestimmtheit  darauf  rechnen  dürfen,  künftig  aus  der  X'ersichi- 
pflicht  auszuscheiden  —  z.  B.  Handwerksgesellen  —  keinen  andern 
Weg  haben.  Nutzen  aus  ihren  Beiträgen  zu  ziehen,  als  durch 
freiwillige  Fortsetzung  der  Versicherung. 

An  Aenderungen,  die  weniger  grundsätzlicher  und  eingreifen- 
der Art  sind,  sondern  untergeordnete  Punkte  betreft'en,  mag  aul" 
folgende  hingewiesen  werden: 

Die  unständigen  Arbeiter,  d.  h.  solche,  deren  Arbeit?- 
dauer  unter  einer  Woche  liegt,  sind  von  der  Versicherungspflicht 
ausgeschlossen  (vgl.  §  2  Mom.  2);  es  ist  das  eine  Mafsregel,  die 
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als  durchaus  praktisch  zu  billigen  ist,*»  denn  gerade  diese  un- 
ständigen Arbeiter  haben  bei  der  Handhabung  des  deutschen 
Gesetzes  die  allergröfsesten  Schwierigkeiten  bereitet  und  die  Ab- 
neigung der  Bevölkerung  gesteigert.  Gewifs  murs  auch  für  sie 
gesorgt  werden,  aber  nicht  auf  dem  für  die  ständigen  Arbeiter 
gewählten  Wege;  auch  ist  es  im  Interesse  der  Erleichterung  bei 
der  Durchführung  ratsam.  Me  zunächst  auszuscheiden  und  ihre 
Versicherung  demnächst  nachzuholen,  nachdem  sich  die  üeber- 
gangsschwierigkeiten  gehoben  haben  werden. 

Das  Lebensalter,  bei  weldiem  die  Versicherungsp flicht  be- 
ginnt,  ist  nicht,  wie  in  Deutschland,  auf  16,  sondern  auf  18  Jahre 
festgesetzt;  da  die  Erwerbsthätigkeit  regelmäfsig  mit  16,  ja  selbst 
mit  15  oder  14  Jahren  zu  beginnen  pflegt,  so  dürfte  unsere  Ein* 
richtung  den  Vorzug  verdienen,  ja  man  konnte  die  Frage  auf- 
werfen, ob  es  Oberhaupt  einer  solchen  Untergrenze  bedaff. 

Nach  dem  schwedischen  Gesetze  kommt  als  Arbeitsver- 
gfltung  bei  Berechnung  der  Lohnklasse  (§  5)  lediglich  der  bare 
Lohn  oder  Gehalt  in  Betracht,  während  Naturalleistungen  aufser 
Ansatz  bleiben;  auch  hier  ist  die  deutsche  Einrichtung  als  die 
richtigere  anzusehen,  denn  hinsichtlich  der  sozialen  Stellung,  so- 
weit sie  für  die  \^ersicherung  bestimmend  ist,  begründet  die  Form 
der  Vergütung  keinerlei  rr)t(  r.-,cliied.  Hinsichtlich  der  Bestim- 
mung, dafs  Naturalleistungen  als  alleinige  dauernde  Vergütung 
die  Xcrsiclurungspllicht  nicht  begründen,  folgt  das  schwedische 
Gesetz  (§  4)  dem  deutschen  \'orbilde,  obgleich  es  oticnbar  richtiger 
wäre,  wenn  man  von  dieser  Unterscheidung  völlig  absähe,  und 
Naturalleistungen  in  allen  Fallen,  mögen  sie  allein  oder  in  Ver- 
bindung mit  barem  Gelde  gegeben  werden,  zu  ihrem  Geldwerte 
in  Ansatz  brächte,  denn  es  ist  unverstandlich,  dafs  die  Versiche- 
ningspflicht  eintritt,  sobald  irgend  ein  noch  so  geringer  Betrag 
bar  gezahlt  wird,  wahrend  Naturalleistungen  allein  dieselbe  nicht 
begründen.') 

Das  von  dem  Kalenderjahre  abweichende  besondere  Bei- 
tragsjahr ist  in  Schweden  beseitigt:  ich  habe  an  anderer  Stelle*» 
nachgewiesen,  dafs  es  in  dem  deutschen  Gesetze  lediglich  deshalb 


')  Vsl.  Sb  15,  71  meiner  oben  erwihntea  Arbeit,  wo  ich  den  gleicheD 

Vorschlag  gemacht  habe,  den  freilich  Herr  Dr.  Ernst  Lange  bei  Besprechtmf 
derselben  S.  328  im  vorliegenden  B.indr  dieses  Archivs  getadelt  tut. 

')  Vgl.  S.  72  der  eingangs  erwähnten  Arbeit. 

^)  Vgl.  S.  29  a.  a.  O. 
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stehen  geblieben  i;it.   weil  man   versäumt  hat,  es  zu  beseitigen, 
obgleich  die  Einrichtungen  der  Vorlage,  welche  es  rechtfertigten 
fortgefallen  .-iiui.  sodafs  es  jetzt  völlig  sinnlos  geworden  ist  und 
nur  zur  Krschwerung  des  Verständnisses  und  des  Verfahrens 
beiträgt. 

In  Schweden  giebt  es  aufser  Wochenmarken  auch  solche  für 
Monate,  Viertel-  und  Halbjahre;  es  ist  das  auch  in  Deutsctiland 
schon  vielfach  gefordert  und  gelegentlich  der  einschlägigen  Be- 
rathungen im  Reichstage  vom  Ministertische  als  berechtigt  an- 
erkannt. 

Ebenso  hat  man  auch  bei  uns  schon  empfohlen,  die  Quit- 
tungskarten  f&r  einen  längeren  Zeitraum  als  52  Wochen  auszu- 
stellen, obgleich  dagegen  auch  andererseits  Bedenken  erhoben 
sind;  in  Schweden  hat  man  fünf  Jahre  gewählt 

Dafs  es  unverständig  ist,  Renten  auch  während  der  Zeit  zu 
zahlen,  wo  der  Empfänger  sich  im  Gefängnis  befindet,  da  dann 
ja  von  Staatswegen  fOr  ihn  gesorgt  wird,  ist  ebenfalls  bei  uns 
schon  bemängelt,^)  es  ist  deshalb  berechtigt,  wenn  in  Schweden 
eine  längere  als  einmonatige  Freiheitsstrafe  die  Rentenberechti- 
gung ausschliefst. 

Eine  Wartezeit  ist  auch  in  Schweden  vorgesehen,  doch  ist 
dieselbe  einheitlich,  also  auch  für  die  Altersrente,  auf  260  Wochen 
K  5  Jahre  festgesetzt  (§  17  Moni.  1);  dafs  von  dcr>.(  l!)cn  <lann 
abgesehen  werden  soll,  wenn  die  Arbeitsunfähigkeit  durch  einen 
Betriebsunfall  herbeigeführt  ist  (§  17  Mom.  2),  entspricht  der 
deutschen  Einrichtung,  welche  bekanntlich  bei  der  Unfallversiche- 
rung eine  Wartezeit  nix  rhaupt  nicht  kennt 

Während  das  Invaliditäts-  und  Altersversicherungs- Gesetz 
vier  Versicherungsklassen  unterscheidet  je  nach  dem  Jahres- 
durchschnittsverdienst von  350.  550.  850  M.  und  darüber,  in 
welche  die  Versicherten  ohne  Unterschied  des  Geschlechtes  ein- 
geteilt werdrn,  kennt  die  schwedische  Vorlage  nur  zwei  Kla>>en 
für  Manner  (  wöchentlicher  Verdienst  bis  10  Kronen  oder  darüber) 
und  eine  ftir  Frauen. 

Die  Beiträge  .  w<  !.  he  sich  in  Deutschland  auf  wöchentlich 
14.  20,  24  und  30  Pf.  belaufen,  betragen  in  Schweden  15.  25  und 
40  Oere.  >ie  werden  hei  uns  von  Arbeitern  und  Arbeitgebern 
zu  gleichen  Teilen,  in  Schweden  von  den  Arbeitern  mit  10,  15 
und  25.  von  den  Arbeitgebern  mit  5,  10  und  13  Oere  getragen  (.§6. 9). 

»)  Vgl.  S.  81  a.  a.  O.      34  Ziff.  5). 
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Geht  man.  wie  man  es  thun  sollte,  davon  aus.  dafs  die  In- 
dustrie ihre  Selbstkosten  tragen  und  in  den  Preisen  auf  die  Ge- 
samtheit abwälzen  muls.  dafs  aber  dies  letztere  nur  durch  den 
Unternehmer  geschehen  kann,  da  er  die  Preise  (estsetzt,  dafs  da- 
gegen der  Arbeiter  auf  dieselben  keinen  Eintlufs  hat,  so  ergiebt 
sich  als  Ziel  die  Auferlegung  der  Beiträge  grundsätzlich  auf  die 
Schultern  der  Unternehmer,  wobei  allerdings  für  eine  gewisse 
Beteiligung  des  Arbeiters  sowohl  die  ethische  Erwägung  spricht, 
dafs  ihm  die  Versorgung  bei  eigenen  Opfern  wertvoller  erscheint 
und  derselben  andernfalls  leicht  der  Charakter  der  Wohlthat  auf- 
gedrückt werden  wQrde,  als  vor  allem  «auch  der  Umstand,  dals 
die  Mitbeteiligung  der  Arbeiter  an  der  Verwaltung,  die  aus  ethi- 
schen und  praktischen  Gründen,  insbesondere  mit  Rücksicht  auf 
die  Fernhaltung  der  Simulation  und  die  sonstige  Kontrolle  auf 
das  dringendste  zu  wünschen  ist,  sich  nicht  wohl  rechtfertigen 
läfst,  wenn  die  Last  auch  nicht  teilweise  von  ihm  selbst  getragen 
wird.  Jedenfalls  ist  es  aber  hiernach  durchaus  ungerechtfertigt» 
den  Arbeitern  höhere  Beitrage  als  den  Unternehmern  aufzuerlegen; 
und  wenn  die  Vorlage  dies  thut  im  Gegensatze  zu  dem  ersten 
Entwürfe,  der  beide  Teile  in  gleicher  Weise  belastete,  so  ist 
dieser  ROckschritt  auf  das  lebhafteste  zu  beklagen. 

Die  Rente  besteht,  wie  in  Deutschland,  aus  einem  festen 

•  _   

und  einem  beweglichen  Theile.  Der  erstere,  der  sich  bei  uns 
aus  60  M.  Einheitssatz  und  50  M.  Staatszuschufs  zusammensetzt» 
also  insgesamt  110  M.  betrügt,  beläuft  sich  in  Schweden  nur  auf 
50  Kronen.  Die  wöchentliche  Steigerung  beträgt  in  Deutsch- 
land 2.  6.  9.  und  13  Pf.,  in  Schweden  2.  5  und  10  Oere  (§  18). 

Was  die  Leistnniren  der  Versicherung,  insbesondere  das 
Verhältnis  zwischen  Beiträgen  und  Renten  betrifft,  so  ist 
dazu  folgendes  zu  bemerken : 

Wie  schon  erwähnt,  bietet  die  Vorlage  im  Vergleiche  mit 
dem  deutschen  Gesetze  dem  Versicherten  insofern  mehr,  als  sie 
eine  Witwen-  und  Waisenpension  gewährt.  Dagegen  sind  die 
Renten  der  Versicherten  selbst  geringer,  wie  einige  Beispiele 
zeigen.  Gesetzt  den  Fall,  dals  ein  Versicherter  sofort  naeh  AI)- 
lauf  der  Wartezeit  dieselbe  beträgt  bei  uns  5  lieitragsjahre 
=  235  Wochen,  in  Sciuveden  260  Wochen  -  invalide  wird,  so 
erhält  er  bei  uns  je  nach  der  Klasse  114  M.  70  Pf..  124  M.  10  Pf , 
131  M.  15  Pf.  oder  140  M.  55  Pf,  in  Schweden  erhalten  Männer 
63  oder  76.  Frauen  55.20  Kronen  (=  73.  87  oder  63  M.).  Nach 
20  Jahren  beträgt  die  Rente  bei  uns  130  M.  80  Pf.,  172  M.  40  Pf., 
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203  M.  60  Pf.  und  245  M.  20  Pf.  (Durchschnitt  188  M.):  in  Schweden 
für  Männer  102  oder  154  Kronen  (Durchschnitt  128).  für  Frauen 
70.80  Kronen  (=  118.  177  und  82  M.).  Nach  40  Jahren  .teilen 
sich  die  Ziffern  bei  uns  auf  151  M.  60  Pf.,  234  M.  80  Pf..  297  M 
20  Pf.  und  380  M.  40  Pf.  (Durchschnitt  266  M.i;  in  Schweden  auf 
154.  258  (Durchschnitt  236,50)  und  91,60  Kronen  177,  296  uod 
105  M.I. 

Die  Bt'itr.lgc  der  \'crsicherten,  die  diesen  Renten  gegenüber- 
stellen, würden  sich  in  Deutschland  unter  der  Voraussetzung. 
daf>  sie  .stets  in  der  heutigen  Höhe  erhoben  würden,  auf  folgende 
Ziffern  belaufen:  nach  5  Jahren  16  M.  45  Pf..  23  M.  50  Pf..  28  M. 
20  Pf.  und  35  M.  25  Pf.,  nach  20  Jahren  72  M.  80  Pf,  ICH  M.. 
128  M.  80  Pf  und  145  M.  60  Pf.  (Durchschnitt  112  M.  80  Pfi. 
nach  40  Jahren  145  M.  60  IM..  208  M.,  257  M.  60  Pf.  und  291  .M. 
20  Pf  (Durchschnitt  225  M.  60  Pf  i;  da  aber  nach  10  Jahren  und 
dann  später  je  nach  5  Jahren  eine  Steigerung  der  Beiträge  ein- 
tritt, bis  sie  im  Beharrungszustandc  gegen  jetzt  etwa  um  70  pCt 
gestiegen  sind,  so  müssen  die  entsprechenden  Zuschlage  berück- 
sichtigt werden.  In  Schweden  beziffert  sich  die  Gesamtsumme 
der  Beiträge  nach  5  Jahren  auf  52  und  65  Kronen,  nach  20  Jahren 
auf  206  und  260  Kronen  (Durchschnitt  234),  nach  40  Jahren  auf 
416  und  520  Kronen  (Durchschnitt  468). 

Hiernach  ist  erkauft 
nach  20  Jahren 

bei  uns  eine  Rente  von  188  M.  nut  etwa  125  M*. 
in  Schweden    „       ,       «128  Kronen  mit  234  Kronen, 
nach  40  Jahren 

bei  uns  eine  Rente  von  266  M.  mit  etwa  310  M.» 
in  Schweden    »       «       »   236,80  Kronen  mit  468  Kronen. 
Doch  bieten  in  Schweden  die  Zahlungen  gleichzeitig  die 
Gegenleistung  fllr  die  Witwenpension  und  die  ErziehungsbeihQlfe. 

Die  Unfallrente  ist  bei  uns  nach  dem  Mafse  der  Arbeits- 
unfähigkeit abgestuft,  sodafs  selbst  eine  geringe  Vermindening 
derselben,  falls  sie  nur  dauernd  ist,  eine  Vergütung  begründet: 
in  Schweden  wird  eine  Rente  nur  bei  völliger  Arbeitsunfall^* 
keit  in  dem  oben  bezeichneten  Sinne  gewährt.  Bei  uns  ist  sie 
unabhängig  von  der  Versicherungsdauer,  in  Schweden  regelt  sie 
sich  nach  dieser,  wobei  lediglich  für  den  Fall,  dafs  dieselbe  ge- 
ringer ist,  als  260  Wochen,  der  diesem  Zeitraum  entsprechende 
Betrag  als  Mindestmafs  gewährt  wird  (§  18  Abs.  2).  Da  dieV'er- 
gtltung  auch  einer  blofs  teilweisen  Arbeitsunfähigkeit  das  Ziel 
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sein  mu&t  so  steht  Schweden  hier  noch  auf  einer  tieferen  Stufe 
im  Verhältnis  zu  diesem  Ziele  als  Deutschland. 

Während  in  Deutschland  die  Verwirk ung  des  Rechts  auf 
Renten  nicht  blofs  dann  eintritt,  wenn  der  Versicherte  sich  die 
Arbeitsunfähigkeit  vorsätzlich,  sondern  auch  dann,  wenn  er  sie 
sich  bei  Begehung  eines  Verbrechens  zugezogen  hat,  ist  diese 
letztere  Voraussetzung,  welche  sich  noch  in  dem  Entwürfe  fand, 
in  der  Vorlage  gestrichen  (§  20).  Dagegen  ist  —  wohl  infolge 
eines  Versehens  —  die  Bestimmung  in  §  7  stehen  geblieben,  dafs 
die  Begünstigung,  nach  welcher  Krankheitswochen  den  Beitrags- 
Wochen  gleicli  geachtet  werden,  dann  nicht  platzgreift,  wenn  die 
Krankheit  die  Folge  eines  Verbrechens  ist.  Beseitigt  man  mit 
Recht  den  Einflufs  dieses  Umstandes  auf  die  Renten,  da  die 
gegenteilige  Vorschrift  eine  in  erster  Linie  die  Angehörigen 
treffende  sekundäre  Geldstrafe  darstellen  würde,  so  mufs  man 
folgerichtig  ihn  auch  hier  fallen  lassen. 

In  Deutschland  kann  ein  Ausländer,  falls  er  seinen  Wohnsitz 
in  Deutschland  aufgicbt.  mit  dein  dreifachen  Betrage  der  Rent*  ab- 
gefunden werden:  in  Scinvetlen  erhält  ein  Pcnsionsberccluigtcr 
ohne  Unterschied,  ob  er  Inländer  oder  Ausländer  ist.  sobald  er 
auswandert,  während  des  Aufenthaltes  im  Auslände  überhaupt 
keine  Rente  (§  21);  ebenso  verliert  er  in  diesem  Falle  das  Recht 
auf  Rückerstattung  seiner  Beiträge  bei  erreichtem  50.  Lebensjahre 
(§  15). 

Bei  der  stets  zunehmenden  Internationalität  der  Verkehrs- 
und Erwerbsverhältnisse  mufs  in  der  schwedischen  Bestimmung 
eine  unb«.  reehtigte  Härte  imd  Unbilligkeit  gesehen  werden,  für 
die  ein  vi  rstandigcr  Grund  überhaupt  nicht  erfindlich  ist. 

Während  in  Deut^^chland  das  Erlöschen  der  Anwart- 
schaft eintritt,  sobald  der  Versicherte  innerhalb  vier  Jahren 
nicht  für  mindestens  47  Wochenbeiträge  geleistet  hat,  gilt  dies 
in  Schweden  nur  dann,  wenn  er  bei  einem  Alter  von  50 
Jahren  nicht  Beiträge  für  wenigstens  260  Wochen  entrichtet  hat. 
Die  Folge  des  Verlustes  ist  bei  uns,  dass  die  geleisteten  Zahlungen 
vorbehältlich  des  zugelassenen  Wiederauflebens  der  Anwartschaft 
völlig  verloren  gehen,  während  dieselben  in  Schweden  zurQck> 
gezahlt  werden  (§  15). 

Hier  verdient  offenbar  der  schwedische  Vorschlag  den  Vor- 
zug. Ich  habe  oben  schon  darauf  hingewiesen,  'dafe  nach  dem 
verkehrten  Grundprinzip  des  deutschen  wie  des  schwedischen 
Gesetzes  Personen  zur  Versicherung  gezwungen  werden,  A)r  die 
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sie  gar  keinen  Sinn  hat,  indem  sie  mit  gröfster  Wahrscheinlich- 
keit darauf  rechnen  können,  später  eine  selbständige  Benifsstellung 
zu  haben;  man  denke  nicht  allein  an  junge  Leute  aus  wohl- 
habenden  Familien,  die  z.  B.  als  Kaufmanns-Lehrlinge  und  Ge- 
holfen thatig  sind,  um  spater  das  väterliche  Geschäft  zu  Ober- 
nehmen,  an  Ingenieure,  die  als  Schlosser  arbeiten  u.  s.  w..  sondern 
vor  allem  an  Gesellen  in  solchen  Handwerkerbetrieben,  in  welchen 
noch  die  grofse  Wahrscheinlichkeit  besteht,  dafs  der  Geselle 
später  Meister  wird.  Es  tritt  hier  eben  überall  die  Folge  der 
Verkehrtheit  hervor,  zur  Grundlage  der  Versicherungspflicht  nicht 
den  Unterschied  der  wirtschaftlichen  und  sozialen  Stellung,  sondern 
den  produktit)nstechni--chen  Umstand  zu  machen,  ob  der  Be- 
trelTende  selh^ländige  oder  unselbständige  Berulsarbeit  verrichtet. 
Abt  r  M>  lange  man  nun  einmal  hieran  festhält,  ist  es  eine  doppelte 
Harte,  Personen  dieser  Art  nicht  allein  zur  Leistung  von  Bei- 
trägen zu  zwingen,  für  die  sie  menschlicher  Voraussicht  nach 
keine  Gegenleistung  erhalten,  sondern  ihnen  diese  Beiträge  auch 
nicht  einmal  dann  zurückzugeben,  wenn  die  von  Anfang  an  wahr- 
scheinliche Entwicklung  nun  thatsächlich  wirklich  eingetreten  ist. 

Aber  selbst  bei  anderen  Personen,  bei  denen  sich  ihr  späteres 
Ausscheiden  aus  der  Versicherungspflicht  nicht  so  bestimmt  vor- 
hersehen liefs,  entspricht  es  der  Billigkeit,  dann,  wenn  dasselbe 
eingetreten  ist,  ihnen  ihre  Beiträge  zurückzugeben.  Man  kann 
auch  nicht  etwa  deren  ZurOckbehaltung  mit  der  Behauptung  recht- 
fertigen, dafs  der  Gegenwert  derselben  in  dem  Rechte  bestehe, 
in  dem  der  Versicherung  zu  Grunde  gelegten  Falle  eine  Rente 
zu  erhalten,  auch  wenn  dieselbe  niemals  thatsächlich  bezogen 
werde,  und  dafs  dieser  ('.egenwert  insofern  gewährt  sei,  als  die 
Betretfendtn .  falls  sie  w^ihrend  der  Versicherungsdauer  invalide 
geworden  waren,  «.ine  Rente  erlialten  haben  würden.  Gcwifs  ist 
dieses  betlingte  Recht  erworben  und  dadurch  ein  Teil  der  Gegen- 
leistung gewährt,  aber  es  ist  eben  nur  ein  Teil,  und  wäre  der 
Ausscheidende  in  der  Versicherung  geblieben,  so  würde  die  dem- 
nächst ihm  gebührende  Rente  ihren  Gegenwert  nicht  etwa  nur  in 
den  Zahlungen  der  späteren  Jahre,  sondern  ebenfalls  in  den 
ersten  Beiträgen  haben.  Es  ist  deshalb  berechtigt,  bei  Rück- 
zahlung der  Beiträge  im  Falle  des  Ausscheidens  einen  gewrissen, 
nach  dem  Versicherungsrisiko  zu  berechnenden  Abzug  fbr  die 
bisherige  Belastung  der  Kasse  zu  raachen,  nicht  aber  darf  man 
dieselben  ganz  zurückbehalten.  Indem  die  Vorlage  von  diesem 
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Abzöge  absieht,  macht  sie  sich  eines  Fehlers  schuldig,  der  attcH 
durch  die  Zinsen  der  Zwischenzeit  nicht  ausgeglichen  wird. 

Nun  wird  man  vielleicht  einwenden,  dafs  ja  das  deutsche  Ge- 
setz insofern  keine  Unbilligkeit  begehe,  als  es  dem  aus  der  Ver- 
sicheningspflicht  Ausscheidenden  gestatte,  durch  freiwillige  Fort- 
setzung der  Versicherung  sich  alle  seine  Rechte  zu  erhalten. 
Aber  dieser  Einwand  ist  nicht  zutreffend,  denn  mindestens  wird 
insofern  ein  ungerechtfertigter  Zwang  geflbt,  als  jemand,  für  den 
das  Gesetz  selbst  ein  Erfordernis  der  Versicherung  nicht  an- 
erkennt, doch  zu  deren  Fortsetzung  insofern  angehalten  wird,  als 
er  andernfalls  einen  Vermögensverlust  erleidet.  Will  man  nun 
dem  entgegenhalten,  dafs  es  für  viele  selbständige  Handwerker 
mit  Rücksicht  auf  die  Möglichkeit,  später  einmal  wieder  zur  Lohn- 
arbeit greifen  zu  müssen,  ganz  nützlich  sei,  in  der  Versicherung 
zu  bleiben,  so  trifft  dies  nicht  allein  auf  manche  der  sonstigen 
in  Betracht  kommenden  Personen  nicht  zu.  sondern  der  Gesetz- 
geber macht  sich  auch  insofern  einer  Unklarheit  und  Halbheit 
schuldig,  als  er  einerseits  einen  ausreichenden  Grund,  die  selb- 
ständigen Handwerker  der  Versicherung  zu  unterwerfen,  nicht 
anerkennt,  und  andererseits  sie  doch  wieder  auf  einem  Umwege 
in  dieselbe  hineinzwingt,  wobei  er  sie  nur  hinsichtlich  der  Bei- 
träge ungünstiger  stellt  als  die  Arbeiter.  Eine  befriedigende 
Regelung  ist  aber,  wie  stets  von  neuem  sich  ergiebt.  nur  möglich, 
wenn  man  den  falschen  Ausgangspunkt  der  Beschränkung  auf 
unselbständii^e  Arbeit  fallen  Lifst. 

Die  Vf)  rbcdingung  für  das  Recht  auf  Rente  ist  in  der 
Vorlage  nicht,  wie   in  §  9  des  deutschen  Gesetzes,   dahin  be- 
stimmt, dafs  der  Betrcft'cnde   nicht  mrhr   imstande  sei, 
von  ihm  bezogenen   fiintjahrigen  Durchschnittslohnes  zuzüglich 

des  ortsüblichen  Tagelohnes  zu  verdienen,  sondern  einfach 
dahin,  dafs  er  nicht  mehr  seinen  Lebensunterhalt  zu  erwerben 
vermöge. 

Iiier  liaben  wir  eine  Acnderung  von  weittragender  Bedeu- 
tung. Zweifellos  ist  die  deutsche  Vorschrift,  nach  welcher  die 
Rente  mit  einem  ziffernmäfsig  zu  bestimmenden  Lohnsatze  ein- 
tritt, während  sie  bei  einem  nur  10  Pfennige  höheren  ausge- 
schlossen ist,  äufserst  unbefriedigend,  aber  es  handelte  sich  dabei 
uro  die  höchst  wichtige  Frage,  ob  die  Versicherung  auf  den  völli- 
gen Verlust  der  Arbeitsfähigkeit  beschränkt  oder  auch  auf  die 
teilweise  Erwerbsunf^igkeit  ausgedehnt  werden  solle.  Die- 
Unfallversicherunng  hat  das  letztere,  die  Invaliditäts-  und  Alters- 
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Versicherung  grundsätzlich  das  erstere  gewählt.  Thut  man  dies 
nun  einmal,  so  mufs  man.  da  eine  vöUige  Erwerbsunfähigkeit  in 
dem  Sinne,  dals  der  Betreffende  nicht  einmal  einige  Groschen 
mehr  verdienen  kann,  kaum  praktisch  vorkommt,  irgend  eine 
Grenze  bestimmen,  und  indem  man  dabei  einen  Mitt<  l\vcg  /wischen 
der  Berücksichtigung  des  individuellen  und  des  ortsüblichen 
Lohnes  wählte,  ist  man  zu  dem  etwas  künstlichen  Mafsstabe  ge- 
kommen. 

Will  nun  die  schwedische  Vorlage  hier  einen  anderen 
Standjninkt  einnehmen  und  auch  die  blofse  Verminderung  der 
Arbeitsfähigkeit  unitassen.-'  Nach  dem  Wortlaute  könnte  es  so 
scheinen,  denn  da  die  meisten  Arbeiter  keinen  höheren  Lohn 
verdienen,  als  zu  ihrem  Lebensunterhalte  erforderlich  ist,  so  würde 
eine  Beschränkung  dieses  Lohnes  durch  irgend  welche  Beein* 
trachtigung  ihrer  Leistungsfähigkeit  sofort  das  Recht  auf  Pension 
begrOnden.  Das  ist  jedoch  sicher  nicht  die  Absicht»  denn  sobald 
man  die  teilweise  Arbeitsunfthigkeit  berOcksichtigen  will»  muls 
man  selbstverständlich  auch  die  als  Ergänzung  derselben  ein- 
tretende Rente  ganz  oder  teilweise  gewähren»  wie  dies  bei  unserer 
Unfallrente  geschieht»  nicht  aber  einen  einheitlichen  und  von  dem 
Umfange  der  Beeinträchtigung  unabhängigen  Satz  geben.  Ist 
dies  also  nicht  gemeint,  so  kann  die  Vorschrift  nur  bedeuten, 
dafs  die  Rente  zwar  dann  noch  nicht  eintreten  soll,  wenn  die 
Arbeitsfähigkeit  freilich  etwas  beeinträchtigt  ist,  wenn  sie  aber 
doch  noch  ausreicht,  um  einen  notdürftigen  Lebensunterhalt  zu 
erwerben,  dafs  aber  die  Grenze,  wo  dies  nicht  mehr  zutreffe» 
nicht  nach  festen  Ziffern,  sondern  nach  einem  etwas  freier  ge- 
stalteten Ermessen  bestimmt  werden  solle.  Das  ist  recht  gut  ge- 
meint und  kann,  falls  die  Handhabung  in  arbeiterfreundlichcni 
Sinne  geschieht,  recht  segensreich  wirken,  aber  es  trägt  doch  in 
das  Gesetz  ein  Moment  grofser  Unsicherheit  hinein  und  legt  in 
die  Hände  der  Pensionsdircktion  eine  Macht,  die  mit  rineni  wirk- 
lichen Rechtsansprüche  schwer  zu  vereinigten  ist.  Dazu  kommt 
aber  noch  ferner,  dafs  selbst  bei  einer  solchen  Handhabung  otlen- 
bare  Verkehrtheiten  sich  gar  nicht  vermeiden  lassen,  denn  es  ist 
zweifellos  eine  solche  Verkehrtheit,  wenn  in  einem  Falle,  wo  ein 
Arbeiter  sich  seinen  Lebensunterhalt  nicht  mehr  völlig  erwerben 
kann,  ihm  nur  entweder  die  volle  Pension  bewilligt  werden 
kann  oder  garnichts,  wie  es  ungereimt  ist,  wenn  nach  dem 
deutschen  Gesetze  die  volle  Invalidenrente  gewährt  werden  mufs, 
sobald  die  Lohnhöhe  auf  einen  gewissen  Satz  sinkt,  während 
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jeder  Anspruch  ausgeschlossen  ist,  sobald  der  Lohn  10  Pfennige 
mehr  beträgt  Man  hat  bei  Beratung  des  Invalid itats-  und  Alters- 
versichenmgs-Gesetzes  eingehend  erwogen,  ob  man  nicht  auch 
die  teilweise  Erwerbsunfähigkeit  in  dessen  Bereich  ziehen  solle, 
wie  es  bei  der  ünfallversicherung  geschehen  war.  und  man  hat 
sich  zur  Ablehnung  wesentlich  nur  durch  die  Erwägung  bestimmen 
lassen,  dafs  dadurch  die  Autgabe  zu  grofs  werde  und  dafs  man 
besser  thue.  sich  zunächst  mit  dem  geringeren  zu  begnügen. 
Aber  völlige  und  teilweise  Arbeitsunfähigkeit  sind  nun  einmal 
nicht  so  scharf  zu  sondern,  dafs  die  letztere  sich  ausscheiden 
licfse,  und  so  mufs  denn  zumal  für  ein  Gesetz  wie  das  schwe- 
dische, welches  eine  Gesamtversicherung  darstellen,  also  auch  die 
Unfallversicherung  umtassen  soll,  die  Einbeziehung  auch  der  teil- 
weisen Arbeitsunfähigkeit  als  unabweislich  angesehen  werden. 

Während  in  dem  deutschen  Gesetze  —  abgesehen  von  den 
Zusatzmarken  —  dem  Bundesrate  Obertassen  ist,  Bestimmungen 
Ober  die  Entwertung  der  Marken  zu  treffen  und  selbst  diese 
BeAignis  nur  ungern  und  nur  gegen  die  ausdrQckliche  feierliche 
Versicherung  zugestanden  ist,  von  derselben  nur  in  einzelnen 
ganz  besonderen  NotßÜIen  Gebrauch  zu  machen,  schreibt  die 
schwedische  Vorlage  die  Entwertung  aUgemein  vor  und  Oberlafst 
der  Regierung  nur  die  Bestimmung  des  Schemas.  Es  wird  sich 
bei  der  Frage,  ob  sich  hieraus  eine  erhebliche  Belästigung  er- 
warten lafst,  vor  allem  darufai  handeln,  ob  die  Entwertung  den 
Beteiligten  selbst  überlassen  oder  in  die  Hände  der  Behörde  ge- 
legt wird.  Das  Letztere  wQrde  eine  aufserordentliche  Erschwerung 
herbeiführen,  während  das  Erstere,  etwa  in  der  Weise,  wie  es  jetzt 
bei  uns  durch  den  Beschlufs  des  Bundesrats  vom  22.  Dezember  1891 
zwar  nicht  vorgeschrieben,  aber  gestattet  ist,  ohne  Mühe  durch- 
führbar sein  würde.  Allerdings  ist  dann  auch  die  Kontrolle  eine 
erheblich  geringere,  aber  trotzdem  wird  man.  zumal  im  Anfange, 
auf  eine  amtliche  Entwertung  verzichten  müssen.  — 

Ich  habe  im  Vorstehenden  eine  V'er^leichung  der  schwe- 
dischen Vorlage  mit  der  deutschen  Ciesetzgebung  vorzugs- 
weise nach  der  Richtung  hin  vorgenonmien,  aus  den  Ab- 
weichungen der  crsteren  Material  für  eine  Umgestaltung  und 
Verbesserung  der  letzteren  zu  gewinnen,  während  die  Kritik 
der  Einriclitungen ,  welche  beiden  gemeinsam  sind,  zurück- 
treten muffte.  Wenn  ich  in  meiner  mehrfach  erwähnten  Arbeit 
die  beiden  Grundfehler  unserer  Gesetzgebung  dahin  bezeich- 
nete,  dafs   sie    einerseits   eine    Sammlung   von  Einzelver- 
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Sicherungen  und  nicht  eine  Ge&amtversicbening  darstdlc  und 
andererseits  eine  blofse  Arbeiterversicherung  und  nicht  eine 
Staatsborgerversicherung  sei,  so  hat  die  schwedische  Vorlage 
<|en  ersten  Vorwurf  zum  gröfsten  Teil  vermieden,  während  sie 
sich  hinsichthch  der  zweiten  mit  ihrem  deutschen  Vorbilde  ia 
gleicher  Lage  befindet.  Werden  auch  die  Arbeiter  regelmäfsig 
nicht  über  1800  Kronen  als  Lohn  beziehen,  so  ist  es  doch  un- 
logisch, diese  Grenze  nur  für  Beamte  aufzustellen;  bei  beiden 
Klassen  aber  soll  allein  das  Erwerbseinkommen  entscheidend 
sein,  während  sonstige  persönliche  Einkünfte  aufser  bctracht 
bleiben. M  Aber  sind  das  auch  praktisch  wenig  bedeutungsvoll': 
I'unkte,  so  tritt  der  falsche  Grundchai akter  hervor  in  der  Behand- 
lung der  kleinen  selbständigen  Unternehmer.  Geht  auch  in  ihrer 
Bcgün-^tigung  die  schwedische  Vorlage  durch  die  Vorschrift,  dafs 
ihnen  die  gezahlten  Beiträge  aus  der  Staat^^kasse  vergütet  werden 
sollen,  noch  weit  über  das  deutsche  Gesetz  hinaus,  .-^o  sind  doch 
alle  derartige  Mafsregeln  nur  Künsteleien,  die  zu  dem  Zwecke 
unternommen  werden,  ein  falsches  Prinzip  durch  Abschwäcbiuig 
seiner  Konsequenzen  erträglich  zu  machen,  und  es  wQrde 
den  Wert  des  schwedischen  Arbeiterpensions-Gesetzes  aa(ser- 
ordentlich  erhöhen,  wenn  es  den  Versuch  machte,  hier  an 
der  Wurzel  zu  reformieren.  Immerhin  ist  dasselbe  trotz  aller 
Ausstellungen  ein  Werk  von  der  höchsten  Bedeutung  vsA 
wir  worden  es  als  einen  grolsen  Erfolg  des  fortschreitendes 
sozialen  Gedankens  zu  begrOfsen  haben,  wenn  eä  der  schwedi- 
schen Regierung  gelange,  die  Annahme  in  der  bevorstehenden 
Tagung  des  Reichstages  durchzusetzen.  — 

Wir  lassen  nunmehr  den  Wortlaut  des  Gesetzentwurfes 
folgen: 

Entwurf  eines  Gesetzes  für  das  Königreich  Schweden,  betreffend  Ver- 
sicherung zum  Zwecke  der  Gewährung  einer  Pension  bei  dauernder  Erwerb»- 

unföhigkeit 

§  1.  In  Brzit  liuiip  auf  Pfnsiun  bei  dauernder  Arbeitsunfähigkeit  wcrdfB 
die  in  §  2  benannten  Arbcitnclimer,  Manner  oder  Weiber,  sobald  sie  <b* 
18.  Lebensjahr  vollendet  haben,  nach  den  Bestininungen  dieses  Gesetzes  «tr* 

•)  Wenn,  wie  erwähnt,  Ideine  Gewerbtreibcndc  die  von  ilmcn  geiilAe« 

Beiträge  aus  Staatsmitteln  erstattet  erhalten  und  hierbei  die  Grcn/c  so  gczof»» 
ist,  <lafs  das  Einkommen  aus  Kapital  und  Arbeit  800  Kronen  nicht  ü-^-'* 
steigen  darf  i§  9,  Moment  2),  so  fuulen  wir  hier  den  Ansatz  zu  der  ncbuge" 
Auflassung,  dafs  die  Quelle  des  Einkommens  ohne  Bedeutung  sein  sollte. 
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sichert  Dftnemde  Arbeittanfllhigkcit  soll  bei  denen  aagenoauiieB  werden«  wddw 
infSdge  von  Atter,  körperlicher  und  geistiger  Schwiehe,  Gebrechlichkeit  oder 
einen  Anderen  Feiiler  aufser  stände  sind,  dardi  Arb^ten,  wdche  ihren  Krlllea 
und  Fähigkeiten  entsprechen,  ihren  Lebensunteriialt  sa  erwerben  oder  welche 

70  Jahre  alt  sind. 

§  2,  Moment  1.  Arbeitnehmer,  welche  nach  diesem  Gesetze  versichert 
werden  sollen,  sind  folgende  bei  einem  Arbeitgeber  angc->ti  ilte  Personen: 

1.  Arbeiter,  Gesellen,  Lehrlinge,  Dienstboten,  Knechte  oder  andere,  weiche 
in  Besag  auf  ihr  Arbeilsveihflltnis  sich  in  gleidier  Stellang  befinden. 

2.  GdiOlfen  bei  Ansfibung  von  Handel,  Gewerbe  oad  anderen  BemfiHuten, 
welche  nicht  unter  Ziffer  1  lallen,  Vorarbeiter,  Wefkaieister,  InspAloren, 
Grofsknechte,  deren  jährliche  Besoldung  nicht  1800  Kronen  erreicht. 

Moment  2.  Als  versicherungspflichtige  Anstellung  wird  auch  eine  vorüber- 
gehende Heschäftigiinii:  angesehen,  sufnn  der  Arbeitnehmer  an  allen  Werktagen 
einer  Kalenderwoche  bei  demselben  Arbeitgeber  beschäftigt  ist. 

§  3.  Ist  ein  Ehemann  auf  Grund  dieses  Gesetzes  versichert,  so  soll  dessen 
Eiiefriu,  auch  wenn  de  nicht  nach  §  2  versichert  ist,  dodi  ab  verdchert  und 
als  berechtigt  angesehen  werden,  nadi  den  folgenden  Bestimmungen  bei  dauernder 
Arbeitsunfthigkeit  Pension  zu  bedehen. 

f  4.  Die  Versicherung  umfisfst  nicht  die  im  Dienste  des  Staates  oder  der 
Gemeinde  angestellten  Beamten  und  Bedienten,  ebenso  wenig  die  Befehlshaber 
und  die  Bemannung  von  Schiffen  und  diejenigen,  welche  als  Entgelt  nur  freie  Woh- 
nung o<l(  r  nur  freien  Unterhalt  oder  beides  bekommen,  auch  nicht  diejenigen, 
welche  olVenbar  dauernd  arbeitsunfähig  sind.  Die  Versicherung  umfafst  auch 
nicht  diejenigen,  welche  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  schon  40  Jahre  alt 
sind,  doch  gilt  hinsichtlich  der  Frauen  die  Bestimmung  des  f  3  unabhängig  von 
dem  Alter  der  Frau. 

Nach  PrOfung  des  KOnigs  kann  bestimmt  werden,  unter  weldien  Bedin- 
gungen Mitglieder  von  Pensions*  und  Lebcnsversicherungsanstalt«!  von  der  Ver> 
sicheruntr  auf  Grund  dieses  Gesetzes  befreit  werden  können 

S  5.  Die  Versicherten  werden  in  drei  Pensionskiassen  eingeteilt,  welche 
umfassen : 

erste  Klasse:  männliche  Arbeitnehmer,  deren  baarcr  Lohn  fOr  die 
Woche  10  Kronen  oder  mehr  betrlgt; 

xweite  Klasse:  mSnnliche  Arbeitnehmer,  deren  baarer  Lohn  f&r  die 
Woche  tO  Kronen  nicht  erreicht; 

dritte  Klasse:  weibliche  Personen. 
§  6.    Für  jede  Kalenderwoche,  wahrend  welcher  eine  versicherungspflichtige 
Beschäftigung  stattgefunden  hat,    soll    ein  Pciisionsbcitrag  entrichtet  werden,  in 
d«  r  ersten  Klasse  vmi  4(i  Ocrcn,  in  der  zweiten  Klasse  von  25  Oeren,  in  der 
dritten  Klasse  von  15  Oeren. 

FOr  denjenigen,  der  Penstm  nach  diesem  Gesetxe  bezieht,  auch  wenn  er 
eine  versicherungspflichtige  Beschäftigung  ausQbt,  sollen  keine  Beitrige  besahlt 
werden. 

§  7.    Wird  jemand,  der  eine  versicheningspflichtige  Beschäftigung  ausQbt, 
Aickiv  Ar  ms.  Geaetsgcbf.  u.  Sutistik.  VIII.  41 
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durch  Krankheit  erwerfasunfthig,  so  ist  derselbe,  falls  bis  dahin  für  nundestess 

260  Wochen  Beitrife  entriciltefc  sind  und  er  sich  die  Krankheit  nicht  vorsitzUdi 
oder  bri  nc^'chuntr  eines  schweren  Verbrechens,  woffir  durcli  d(  n  Richter  Strafe 
zu  vcrhanj;cri  ist,  iugc/ogen  hat,  für  jede  volle  Kalf ndcrwoclit  der  Erwerbs- 
unfähigkeit, jedoch  nicht  Ober  ein  Jahr  den  Beitrag  anzurechnen,  ab  ob  derselbe 
fQr  ihn  bezahlt  iftre.  Für  Minner  soll  dabei  ifie  tweite  PcasimuUasae  m  A»> 
rechnung  kommen. 

§8.  Ist  ein  Venicherter  verheiratet  und  nicht  die  Frau  auf  Grund  cjfeaer 
Beschäftigung  versicherungspflichtig,  so  sollen  die  von  dem  Manne  entrickMes 
oder  nadi  §  7  angerechneten  Heiträge  als  auch  für  die  Frau  entrichtet  aogt- 
sehen  werd<  n,  diu  Ii  nur  in  der  dritten  Klasse. 

§  9,.Momt  nt  I  I)i<-  in  §  6  bezeichiit  tt  n  Beiträge  i-ind  so  zu  vcrstthec 
dafh  der  Arbeiter  einen  Beitrag  in  erster  Klasse  von  25  Oeren,  in  zweiter  KliSic 
von  15  Oeren,  in  dritter  Klasse  von  10  Oeren  und  der  Arbeitgeber  den  Ro^ 
also  in  erster  Klasse  von  15  Oeren,  in  zweiter  Klasse  von  10  Oeren,  in  dtükr 
Klasse  von  S  Oeren  bezahlt 

Moment  2.  Deijenige  Arbeitgeber,  welcher  im  letzten  Jahre  ein  Vcr 
mOgen  von  höchstens  3000  Kronen  oder  ein  Einkommen  aus  Kapital  und  Arbeit 
Vim  nicht  mehr  als  800  Kronen  «re^haht  hat,  ist  berechtigt,  den  Anteil  an  den 
Pensionsbritragc ,  den  er  nachu  eishch  lür  jeden  bei  ihm  nn  Laufe  dcsscl^n 
Jahres  beschäftigten  Arbeiter  gemacht  hat,  vom  Staate  aus  de&scn  Mitteln  cncUl 
ZU  verlangen ,  und  zwar  auf  dem  Wege  einer  Anmeldung  bei  dem  in  f  24  be* 
zeichneten  Penaionsauaachuaae  spätestens  innerhalb  zwei  Jahren  aadi  Ablaof  de» 
Jahres,  für  welches  die  Beitrige  bezahlt  sind. 

Als  Beweismittel  (&r  die  Bezahlung  der  Beitrage  sollen  anerkannt  werdca 
Zeugnisse  nach  festgestelltem  Schema,  welche  ausgestellt  sind  in  den  Stidteo 
vom  Magistrat  oder  K  irt  henvonstande .  auf  drm  Lande  vom  Amtsvorstcher  (xier 
Polizeibeamten  oder  \  <>rn  Kin  hen-  odt-r  ( icmeindf  vorstände ;  oder  auch  in  der 
ätadt  und  auf  dem  Lande  von  zwei  Personen,  deren  Glaubwürdigkeit  beicujt 
ist  oder  die  nach  dem  hier  GesRgten  zur  Ausstellung  von  ZeugnisMS  bc* 
fugt  sind. 

§  10.  Fflr  den  in  §  11  bezeichneten  Zweck  soll  jeder  versicfaennwflicb* 
tige  Arbeiter  mit  einem  Pensionsbuche  nach  einem  festgestellten  Fumdtfet- 
seben  sein.    Solche  PensionsbOcher  sollen  zu  einem  vom  Könige  hertiowte 

Preise  verabfolgt  werden. 

§  11.  Die  in  §  6  bezeichneten  Pensionsbeiträge  werden  entrichtet  durc-i 
Einkleben  von  Pensionsmarken  in  das  Pensionsbuch  des  Vcrsicljcrtcn  d.uä<lb« 
dient  zugleich  zum  Nachweise  der  Beiträge,  welche  dem  Versicherten  nach  §  ' 
angerechnet  werden. 

§  12,  Moment  1.  Die  in  f  11  bezeichneten  Penaionsmarfcen  soUen  doRk 
den  Staat  gegen  Erlegung  des  aufgedruckten  Wertes  öffentlich  teil^cboW 
werden;  diesdben  sind  mit  einer  Bezeichnung  des  Jahres  zu  versehen,  f&r  welcbe- 
sie  .lusgegeben  werden.  In  jedem  Jahre  dürfen  nur  solche  Msrkep  Tcikn^ 
werden,  welche  die  Bezeichnung  dieses  Jahres  tragen. 

Moment  2.    Die  Pensionsmarken  eines  Jahres  dürfen  fQr  eine  weiter  i'^ 
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den  Heginn  des  vorhergehenden  Kalenderjahre^)  zurückliegende  Zeit  zur  Ent- 
richtung von  Pensionsbeitrigen  nicht  verwandt  werden. 

§  13,  Moment  1.  Der  Arbeitgeber  ist  verpflichtet,  die  Pensionsmaricen 
anzuschaflen  und  daflkr  »i  sofgen,  dab  sie  spätestens  bis  zu  dem  Tage,  an 
welchem  die  Lohnzahlung  an  den  Arbeiter  erfolgt,  in  zutreffender  Höhe  in  das 
Pensionsbttch  des  Aibeiters  eingeklebt  und  durch  geeignete  Aufschrift  nach  vor^ 

geschriebenem  Schema  entwerthet  werden.  Der  Betrag  der  auf  diese  Weise 
eingeklebten  Marken  iat  vom  Arheit<^t  h(!r  und  Arbeitnehmer  nach  dem  in  §  9, 
Moment  1  auf  jeden  entfallenden  Anteil  zu  tragen. 

Mfiment  2.  Der  Arliritjjehcr  hat  dafür  zu  sorgen,  dafs  das  Pensionsbucli 
spätestens  bei  der  ersten  Einklcbung  von  Marken,  mit  dem  vollständigen  Namen, 
Geburtsjahr  und  Tag,  Geburls-  und  W<Anort  des  ArbeitadimerB  versdhen  ist 
Ist  der  Arbeitnehmer  nicht  mit  einem  Pensionsbuche  versehen,  so  ist  dasselbe 
auf  dessen  Rosten  von  dem  Arbeitgeber  anzuschaffien. 

§  14.  Ist  ein  Pewdonsbuch  bereits  vOUig  mit  Marken  angefhllt  oder  sonst 
Ar  seinen  Zweck  unbrauchbar  geworden  oder  verioren  gegangen,  so  soll  ein 
neues  Pensionsbuch  auf  Kosten  des  Versicherten  angeschafl\  und  nach  den  vom 

Pensionsausschusse  zu  erlassenden  Bestimmungen  ein  Zeugnis  Ober  die  Pen- 
sionsheiträge  ansge.st«  llt  werden,  welche  von  den  Versicherten  in  den  verschie- 
denen Pensionsklasscn  bezahlt  oder  ihm  nach  §  7  anzurechnen  sind. 

PensionsbQcber,  welche  aus  Anlafs  der  Erneuerung  an  den  Pensioosausschuls 
eingereicht  sind ,  sollen  von  diesem  an  die  in  §  24  genannte  Pensionsdirektiim 
eingesandt  und  wihrend  einer  vom  Könige  zu  bestimmenden  Frist  aufbewahrt 
werden. 

§  15.  Ein  Versicherter,  welcher  zu  der  Zeit,  wo  er  50  Jahre  alt  wird, 
nicht  BeitrSge  ftir  mindestens  260  Wochen  entrichtet  hat,  scheidet  aus  der  Ver- 
sicherung aus,  doch  hat  eine  solche  Person  das  Recht,  die  ZurQckcrstattung  der« 

jenigen  Beiträge  zu  fordern,  welche  er  noch  ,iuf  Grund  von  §  9,  Moment  1  be- 
zaiiU  hat,  er  mufs  aber  die  bizüghche  Anmeldung  itmerhalb  zwei  Jahren,  nach- 
dem er  das  genannte  Alter  erreicht  hat,  bei  dem  Pensionsausschusse  seines 
Wohnortes  einreichen.  Das  Recht  auf  ZurOckforderung  der  Beitrige  steht  dem« 
jenigen  nicht  zu,  der  seinen  Wohnsitz  im  Auslande  hat. 

§  16.  Wer  mindestens  260  Wochen  versichert  gewesen  ist,  hat  das  Recht, 
auch  wenn  er  eine  versicherungspflichtige  Beschäftigung  nicht  mehr  hat,  die  Ver- 
sicherung fortzusetzen  durch  Erlegen  der  in  §  6  bezeichneten  Beitrftge,  jedoch 
ein  Mann  nur  in  der  zweiten,  eine  Frau  nur  in  der  dritten  PensionsUasse.  Bei 

einer  solchen  Fortsetzung  der  Versicherung  sollen  die  von  einem  Ehemann 
erbrachten  Beitr;it:e  nicht  zugleich  für  -^ein«"  Ehefrau  g<  Iten. 

§  17,  Moment  1.  Zur  Erlangung  der  Pension  ist  aufser  dem  Nachweise 
der  dauernden  Erwerbsunfähigkeit  des  Versicherten  ferner  crturtk  i  Ucli ,  'lafs  für 
mindestens  260  Wochen  Bciti^ge  entrichtet  sind,  ohne  Rücksicht  auf  emc  län- 
gere oder  kOrzere  Unterbrechung  der  Versicherungszeit 

Moment  2.  Ist  die  dauernde  ErwerbsunllUiigkeit  durch  einen  wfthrend  der 
versicherungspflichtigen  Beschlftigung  eingetretenen  Unfall  herbeigeführt,  ao  ist 
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der  Venicheite  mm  Beiuge  der  Pension  «ich  dann  berechtigt,  wen  ^  Ba* 
tFlge  nicht  fOr  260  Wochen  entrichtet  sind. 

Moment  3.  Hat  im  Falle  des  §  7  die  Krankheit  länger  als  ein  Jahr  src- 
dauert, so  ist  der  Versicherte  berechtigt,  för  die  fernere  Dauer  der  Erweito* 
Unfähigkeit  Pension  zu  beanspruchen. 

§  18.  Die  Hohe  der  Pension  beträgt  jährlich  SO  Kronen  und  autscrdm 
fQr  jede  Woche  p  (Or  weldie  ein  Beitrag  entrichtet  oder  nach  %  7  aoge> 
reciuet  ist: 

in  der  ersten  PensioosUasae  10  Oere 
»    «  sweiten        «  5  » 

a    ,   dritten  ,  2  , 

Wird  die  Pension  auf  Grund  von  §  17,  Moment  2  gewährt,  so  wird  die- 
selbe so  berechnet,  als  wenn  für  260  Wochen  Beiträge  geleistet  wären,  wo^>€l 
für  männliche  Versicherte  fQr  die  so  angerectineten  Beiträge  die  zweite  Pcfi- 
sionsklasse  in  Ansatz  kommt. 

f  19.  Stirbt  ein  minnlieher  Versicherter»  nachdem  fllr  ihn  mindestens  flr 
260  Wochen  Beitrage  entrichtet  sind,  so  soll  Air  jedes  seiner  mindeijifarigen 
elielichen  Kinder  Ins  zum  vollendeten  15.  Lebensjahre  ein  jihriicher  Erzidiosg^ 
beitrag  von  30  Kronen  gewährt  werden.  Ist  der  Tod  durch  einen  Unfall  in 
Sinne  des  §  17,  MoiTu  nt  2,  lierbeigefQhrt,  so  wird  die  gleiche  Pension  auch  daos 
gewährt,  wemi  nicht  liir  2o0  Woclicn  Heitrage  geleistet  sind. 

§  2U.  Hat  sich  der  Versicherte  die  dauernde  Erwerbsunfähigkeit  vorsätzlich 
zugezogen,  so  ist  sein  Recht  auf  Pension  verwirkt.  Hat  ein  verheirateter  Masa 
aus  dem  angegebenen  Grunde  sein  Recht  auf  Pension  verwirkt,  so  tut  der  Vcr> 
lust  der  Pen^on  keinen  Einfluls  auf  das  Recht  der  Ehefiran  oder  die  durch  |  19 
den  Kindern  gewährten  Ansprflche. 

§  21.  Wandert  jemand,  der  auf  Grund  dieses  Gesetzes  pcnsionsbercclitj|t 
ist,  aus  dem  Reiche  aus ,  so  besieht  derselbe  fOr  die  Dauer  des  Aufenthaltes  in 
Auslände  keine  Pension. 

LbenbO  wird  die  Pension  nicht  gezahlt  für  die  Zeit ,  waJirend  welcher  OB 
Pensionsberechtigter  eine  Freiheitsstrafe  von  längerer  Dauer  ah>  einem  Monat  veT- 
hilfst  oder  so  lange  er  in  einer  Zwangsarbeitsanstalt  untergebracht  ist. 

f  22.  Ist  jemand,  dem  infolge  von  ErweriisanflUitgkett  Pension  bewinigt 
worden  ist,  nicht  mehr  als  erwerbsunfthig  ansusehen,  so  wird  ihm  <fie  Pcasios 
entsogen. 

§  23,  Moment  1.  Die  Pension  wird  an  den  Versicherten  von  dem  Tage 
ab  ausgezahlt,  an  welchem  die  dauernde  Erwcrbsunf.ihigkeit  eingetreten  ist;  als 
solcher  Zeitpunkt  gilt,  falls  nicht  Veranlassung  zu  einer  anderen  Entschcidunf; 
gegeben  ist,  der  Tag,  an  welchem  die  Gewährung  von  Pension  beantragt  isL 
Kinder  eifaalten  die  Ersiehungsbeihtüfe  seit  dem  Todestage  ihres  Veten. 

Moment  2.  Die  Penston  endigt  mit  dem  Ablaufe  des  Monats,  in  welchen 
der  Pensionsberecfatigte  stirbt  oder  die  Entsidtung  der  Pension  beschlosaea 
wurde.  Die  Erzirliuni^sbcihülfc  hört  auf  mit  dem  Ablaufe  des  MonsCs,  in  wctehea 
das  Kind  15  jähre  alt  wird  oder  stirbt. 

§  24.  Die  in  diesem  Gesetze  angeordnete  Versiclierung  wird  verwaltet  tos 
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einer  für  das  grase  Reich  gemeiosamen  Pensionsdirdction.  ttod  von  betondarm 
Penuonaauaschfisaen  fttr  die  «nsdnen  Orte. 

Die  Organisation  der  Pensionsdirektion  und  die  Alt  ilirer  Tliitiglceit  werden 

•von  dem  Könige  bestimmt. 

§  25,  Moment  1.  Jrdc  I'farrgemcinde  auf  dt-m  Lande  sowie  jede  Stadt 
oder  jedi-s  Dorf,  welche  eigene  Gemeindeverwaltung  haben,  bildet  für  sich  einen 
PcnsioQsbczirk. 

Haben  zwrt  oder  mehrere  Plarrgem^den  auf  dem  Lude  oder  Stadt*  oder 
Landgemeinden  gemdnsame  Gemeindeverwaltung,  so  sollen  diesdben  als  ein  ein> 
heitUcher  Pensionsbezirk  angesehen  werden. 

Moment  2.  Zwei  Gemeinden  innerhalb  derselben  Provinz,  welche  eigene 
<» mcindeverwaltimg  haben,  können  sich  für  eine  bestimmte  Zeit  oder  bis  auf 
weiteres  zu  einem  gt  meinsamcn  Pcnsionsbczirkc  vereinigen.  Der  hierüber  er- 
gehende Beschlufs  soll  zugleich  Bestimmung  treffen  Ober  die  Anzahl  der  Mit- 
glieder in  dem  Pensionsauaschusse  und  den  Malastab  der  Verteilung  der  in  §§  30 
-und  36  bezeichneten  Kosten  unter  die  Gemeinden. 

Moment  3.  Sollte  es  infolge  der  Ausdehnung  oder  der  Einwohnerzahl 
einer  Gemeinde  oder  infolge  anderer  Verhältnisse  angezeigt  sein,  so  ist  der  Ge- 
meinde di<:  Teilung  in  zwei  oder  mehrere  Bezirke  t;estattet.  Der  Beschlufs,  be- 
trellcnd  eine  solche  Teilung  oder  deren  Aufhebung  oder  Veränderung  wird  ge- 
fafst  auf  dem  Lande  von  der  Gemeindeversammlung,  in  den  Stddten  von  der 
Stadtvertretung  oder,  wo  solche  nicht  vorhanden  ist,  ebenfoUs  von  der  Gemeinde* 
Versammlung. 

Moment  4.  Die  in  Moment  2  und  3  bezeichneten  Beschlttsse  sollen  der 
Prnvinzialre^'ierung  eingereicht  werden,  welche  dieselbe  unverlndert  bestttigt 

oder  verwirft. 

§  26.  t'Qr  jeden  Pcnäionäbezirk  soll  ein  I'ensiuu^^ausschufa  bestehen,  zu- 
•aammengcsetzt  aus  einem  Vorsitzenden  und  einer  geraden  Anzahl,  und  zwar 
mindestens  vier,  von  Beisitzern.  IXe  ZaM  der  Beisitzer  kann  mit  ROcksicht  auf 
die  GrOfse  des  Penstonsbesirkes  und  die  Einwohnersabl  auf  zwei  besehrlnkt 

werden.  Solche  Beschränkung  kann  beschlossen  werden  auf  dem  Lande  von 
der  Gemeindeversammlung,  in  der  Stadt  von  den  Stadtvertretern  oder,  falls 
soiclie  nirlit  vorhanden  sind,  ebenfalls  von  der  in  rinde  Versammlung.  Der  Bc- 
•schlufs  bedarf  der  Bestätigung  der  Provinzialrcpierung. 

$  27.  Der  Vorsitzende  des  I'cnsionsausschus&cs  und  dessen  Stellvertreter 
wird  von  der  Provinzialregierung  für  je  vier  Jahre  ernannt 

Name  und  Wohnort  des  Vorsitzenden  und  dessen  Stellvertreters  sind  der 
Pensionsdirektion  anzuzeigen  und  in  den  amtlichen  Organen  der  Provinz  zu  ver* 
Offentlicluti. 

Die  Beisitzer  des  Pensionsausschusses  und  eine  gleiche  Anzahl  von  Ersatz- 
männern werden  je  auf  vier  Jahre  gewählt,  uml  zwar  auf  dem  Lande  von  der 
Gemeindeversammlung,  in  der  Stadt  von  den  Stadtvertrctem  oder,  wo  solche 
nicht  vorhanden  sind,  ebenfalls  von  der  GemeindevecMmmlong.  Die  Hilft«  der 
Beisitzer  und  der  Ersatzminner  ist  aus  den  Arbeitgebern  und  die  radere  Hilfte 
aus  den  versicherten  Arbeitern  zu  wihlen;  jeder  Stimmberechtigte  hat  eine 
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Stimme.  Sind  zwei  Gemeinden  nach  §  25  Moment  2  zu  einem  Pensionsbezirke 
vereinigl,  so  sind  in  jeder  Gemeinde  eine  gleiche  Anzahl  Arbeiter  und  Arbeit- 
geber zu  wählen.  Wo  die  Mitgliederzahl  nicht  auf  zwei  beschränkt  ist,  soll  die 
Hälft*"  der  Gewählten,  und  zwar  ebenso  viele  Arbeitgeber  als  Arbeitnehmer 
sowie  die  H.ilfte  der  Ersatzmänner,  und  zwar  gleichfalls  ebenso  viele  Arbeitgeber 
als  Arbeitnehmer  mit  Schlüsse  des  zweiten  Jahres  nach  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes durch  das  Los  ausgeschieden  werden. 

Fflr  den  Fall,  dafs  ein  Beisitzer  oder  ein  Ersatzmann  wihrend  der  ÜBr  ihn 
bestimmten  Amtszeit  ausscheidet,  wird  eine  Ersatzwahl  vorgenommen  und  hat 
der  in  dieser  Weise  Gewählte  Uke  den  Rest  der  Amtsdauer  des  Ausgeschiedenen 
sein  Amt  auszuüben. 

Dero  Wahlvorsitzendcn  liegt  es  ob,  nachdem  die  Wahl  eines  Beisitzers  oder 
Ersatzmannes  eines  Pensionsausschusses  stattgefunden  hat,  den  Namen  und 
Wohnort  des  Gewihlten  dem  Vonitsenden  des  Pensionsansschuaaea  sofort  mit- 
zuteilen. 

§  28.    Vorsitzender  und  Stellvertreter   eines  Vorsitzenden   sowie  Beisitzer 

und  Ersatzmann  eines  Beisitzers  in  einem  Pensionsausschussc  kann  nur  derjenige 
sein,  der  in  der  Gemeinde  i>dcr  dem  Bezirke  wohnt,  über  seine  Person  und  sein 
Vermögen  zu  verfügen  berechtigt  ist  uud  sich  im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehren- 
rechte befindet 

Wer  zum  Vorsitzenden  oder  Stellvertreter  oder  Beintzer  oder  Ersatzmann 
in  daem  Pensionsausschuaae  gewfhlt  ist,  kann  sich  diesem  Auftrage  mcht  ent> 

ziehen  mit  Ausnahme  von  Öffentlichen  Beamten,  die  durch  ihre  Dienstpflichten 
verhindert  werden,  das  Amt  zu  versehen,  und  solche  Pi f^-onen,  die  in  den  letzten 
vier  Jaliren  als  \'oi  sit/entle  oder  Beisitzer  oder  Ersatzmann  in  dem  F^en^lons- 
ausschusse  mitgewirkt  oder  das  60.  Lebensjahr  erreicht  haben  oder  sonstige 
HinderungsgrOnde  aazugeboi  vermögen,  wdchn  VMi  der  Proviazislregierung  oder 
der  zuatlndigea  Gemeindeverwaltung,  den  Stadtrertretem  oder  der  Gemeinde- 
Versammlung  anerkannt  werden. 

§  29.  Der  Pensionsausschufs  hat.  unabhängig  von  der  ihm  obliegenden  all- 
gemeinen Ueberwarhiin^'  hinsichtlich  der  Ausführung  der  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  in  den  i'cnsionsbezirkcn 

1.  alle  Streitigkeiten  zu  entscheiden,  welche  darüber  entstehen,  ob  ein  Ar- 
beitnehmer nach  diesem  Gesetze  versichert  sei  oder  nicht,  sowie,  wer 
nach  fUeaem  Gesetze  ala  Aiheitgdier  anzusehen  ist, 

2.  zu  bestimmen,  ob  Penaionsbeitrige  nach  §  7  einem  Versicherten  anzn 
rechnen  sind,  sowie  Sorge  zu  tragen,  dafs  die  in  §§  11  und  14  be 
zeichneten  Eintragungen  in  das  Pensionsbuch  des  Versicherten  gemacht 
werden, 

3.  auf  Verlangen  das  Pensionsbuch  zu  prüfen  und  auf  Antrag  der  Frau  ihr 
eine  Bescheinigung  Ober  die  Beiträge  zu  erteilen,  wddia  nach  f  8  als 
von  ihr  entrichtet  gelten, 

4.  Beschlufs  zu  frssen  Aber  Antrige  auf  Bewilligung  von  Pensionen  und 
Erziehungsbeihalfen  und  Ober  Entziehung  von  Pensionen  nach  den  in 
U  42,  43,  44  aufgefOhrten  Bestimmungen, 
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5.  aufserdem  die  Anweisungen  ru  beCblgeo.  welche  der  König  an  den  Pen> 
simisainscbuft  eriäfst. 

§  30.  Der  Penslonaausschufa  tritt  mindestens  aUe  drei  Monate  zu  einem 
von  Ihm  su  bestinunenden  Z«tpunkte  und  Orte  zu  einer  ordentlichen  Sitzung 
zusammen.    Aulkerdem  mOssen,  sobald  es  erforderlich  ist,  aulserordentliche 

Sitzungen  stattfinden.  Zu  diesen  aufserordentlichcn  Sitzungen  werden  dir  Mit- 
glieder vom  Vorsitzenden  berufen.  Zeit  und  Ort  der  Sit/ung  mufs  der  Vor- 
sitzende mindestens  14  Tage  zuvor  in  di  r  Kirche  bekannt  machen.  Der  in  §  52 
bezeichnete  Vertrauensmann  soll  ^vum  Vorsitzenden  rechtzeitig  von  der  Sitzung 
in  Kenntnis  gesetzt  werden. 

Der  Vorsitzende  und  die  Beisitzer  sollen  fOr  die  Teilnahme  an  der  Sitzung 
von  der  Gemeinde  eine  von  dieser  zu  bestimmende  Vergütung  erhalten,  deren 
Betr.ig  jedoch  nicht  treringcr  sein  darf,  als  für  jede  Sitzung  5  Kronen  flir  den  Vor» 
sitzenden  und  1  Krone  50  Oerc  für  jeden  Beisitzer. 

Wo  zwei  Gcmeintlt  n  nach  §  25  Mon).  2  zu  t  incni  Pt  nbi<ln^lM  zirkt  ^ci' 
einigt  sind,  ist  die  vürNtchend  bezeichnete  Vergütung  unter  die  Gemeinden  nach 
dem  in  diesen  Paragraphen  bestimmten  Mafsstabe  zu  verteilen. 

§  31.  Der  Pensionsausscbttfe  darf  nur  beraten,  wenn  aufiwr  dem  Vor- 
sitzenden  mindestens  zwei  Beisitzer,  und  zwar  ein  Arbeitgeber  und  ein  Ver« 
sieherter  anwesend  sind. 

§  32.    bt  ein  Vorsitzender  oder  ein  Beisitzer  verhindert,  «ch  in  der  Sitzung 

einsnfinden,  so  hat  der  Vorsitzende  seinen  Stellvertreter,  der  Beisitzer  seinen  Ersatz- 
mann sofort  zu  benachrichtigen  ;  der  in  dieser  Weise  benachrichtigte  ist  ver> 
pflichtet,  ohne  weitere  Einladung  sich  einzufinden. 

§  33  Hin  Vorsitzender,  ein  Beisitzer  oder  ein  ordnungsmäfyiu  l  inberiifener 
Stellvertreter  oder  Ersatzmann,  welclier  oime  einen  vom  Pcnsionsausschussc  ge« 
bill^(len  Verhinderungsgrund  zu  cter  Sitzung  des  Ausselnisses  mdtt  «nehdnt, 
ebenso  ein  Vorsitzender  oder  Beisitser,  weldier  im  Falle  seiner  Verhindemiig 
die  in  §  32  vorgeschriebene  Benaduichtigung  des  Stellvertreten  oder  Eisstz- 
maancs  unterlafst,  soll  bestraft  werden,  und  zwar  der  Vorsitzende  oder  Stell- 
vertreter mit  25  Kronen,  der  Beisitzer  und  Frs.itzmann  mit  5  Kronen.  Mufs 
eine  Sitzung  infolge  der  geringen  Zaiil  der  (  r>chii m  nen  Heisitzer  o<iiT  Ersatz- 
männer vertagt  werden  oder  ausfallen,  so  ist  fur  die  Beisitzer  oder  Ersatzmänner 
die  Strafe  zn  verdoppeln. 

f  34.  In  dner  ordenifidien  Sitzung  des  PensionSBMMchiisses  sind  die  seit 
der  vorhergehenden  ordentlichen  Sitzung  eingegangenen  Sachen  zu  verhandeln, 
falb  dieselben  nicht  inzwischen  in  einer  anberordentlichen  Sitzung  eriedigt  sind. 
Jede  Sache,  ohne  Unterschied,  ob  sie  in  einer  ordentlichen  oder  in  einer  aufser- 
ordentlichen  Sitzung  verhandelt  wird,  ist  sofort  zu  erhdigfn,  falls  nicht  dir 
Aiisschufs,  tun  >]i'-  H(  tt  iligten  zu  h>>ren  o<ier  infolge  besonderer  Umstände  einen 
Aulschub  für  unbedingt  erforderlich  erachtet;  in  diesem  Falle  soll  aber  die 
Sadie  spUestens  in  der  darauf  folgenden  ordentlichen  Sitzung  unbedingt  erledigt 
werden. 

f  35.   Die  Abstimmnag  im  Pensionsausschusse  gaschieht  Oflentlich.  Jedes 
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llilglittd  hat  tine  Stimme.  Bei  Stimmengleichheit  gilt  die  Anrieht,  wdcher  rieh 
der  Voisitsende  anschliefst. 

f  36.  Der  Vonitsende  des  PeasionsMisschiuses  het  fiber  die  gestelltca 
Antrige  und  einge^ogeoen  Gesuche  ein  Register  nach  einem  fes^csteOten  For- 
mular zu  führen ;  er  hat  die  SitzungsprotokoIIo  des  Ausschusses  zu  führen  und 
ist  für  ihre  Abfassung  verantwortlich:  er  hat  die  Kon cspondenz  zu  besorgen,  alle 
an  den  Aussrhiifs  gerichteten  Schriftstücke  und  Anträge  entgegenzunehmen  und 
die  Akten  des  Ausschusses  aufzubewahren,  und  das  alles  ohne  weitere  Ent&cbi- 
digung  —  abgesehen  von  der  nach  f  30  bewUUjeten  Vergütung  —  alt  dem 
von  der  Gemeinde  su  bewilligenden  Koetenersets  fhr  Schreibmaterialien,  Potto 
und  Schreibhalfe. 

Sind  zwei  Gemeinden  nch  f  25  Mom.  3  sa  einem  Penaionaheiurfce  vereinigt, 
HO  wird  die  Vergütung  durch  die  in  dem  erwihnten  Paragraphen  bexetchnete 

Entschädigung  unter  den  (ieineindcn  verteilt. 

§  37.  Der  Vor>it/ende  hat  in  das  in  §  36  1j<  z<  ichtii  l<:  1\<  t^iNter  die  von  dem 
Fensionsausschusse  über  jede  Sache  getroffene  Kntsciicidung  einzutragen,  wo- 
bei fhr  Sachen,  die  xugleidi  im  Protokolle  Brwihnung  finden,  auf  diese*  n 
verweisen  ist;  wenn  die  in  |  29  Ziffer  2  und  3  bezeichneten  Bcscheinignages 
in  ein  Pensionsbudi  eingetragen  oder  sonst  veröffentlicht  sind,  so  ist  in  dem 
R^ister  die  Anzahl  von  Wochen  zu  bemerlcen,  für  welche  Pensionsbeitrige 
insgesamt  für  den  Versicherten  in  den  verschiedenen  Fensionsklasscn  während 
der  ganzen  Versicherungszeit  entrichtet  oder  ihm  nach  §  7  angerechnet  sind, 
ebenso  wie  die  Anzahl  von  Wochen,  fiir  welche  nach  §  8  Pcnsionsbeiträgc  als 
für  seine  Frau  befahlt  angeschen  werden. 

f  38.  Das  Protokoll  soll  ein  Verzeichnis  der  in  der  Sitzung  anwesenden 
Beisitzer  des  Auaschusses  enthalten  und  kurze  Angaben  einerseits  Ober  die  Ver- 
handlungsg^enstflnde,  Ober  welche  das  Raster  keine  ausreichende  Anfkllnmg 
geben  kann  und  andererseits  Ober  das  Ergebnis  der  Abstimmung,  falb  eine 
solche  innerhalb  des  Ausschusses  stattgefunden  hat.  Die  Verhandlungen,  welche 
sich  auf  die  Hcwilligiini^  einer  Pension,  einer  Erziehungsbeihülfe  oder  die  Ent- 
ziehung einer  Pension  ebenso  wie.  auf  die  Rückerstattung  von  Bettrigen  be- 
ziehen, sind  stets  in  das  Protokoll  aufzunehmen. 

Jeder,  der  es  wOnscht,  bat  das  Recht,  eine  Abschrift  des  ProtokoOes  za 
fordern. 

§  39.  Protokoll  und  Register  sind  wihrend  der  Sitzung  zu  vollziehen;  doch 
kenn  der  Pensionsausschufs,  welcher  mehr  als  zwei  Beisitzer  hat,  fllr  jedea  ein- 
seinen  Fall  zwei  Beisitzern  den  Aultrag  erteilen,  in  Gemeinschaft  mit  dem  Vor- 
sitzenden die  Vollziehung  spBtestens  acht  Tsge  nach  Schluis  der  Sitzung  vor> 

ztmehmen. 

Nachdem  das  Protokoll  und  das  Register  für  die  Sitzung  vollzogen  ist,  hat 
der  Vorsitzende  unverzüglich  einen  Auszug  aus  dem  Register  an  einer  von  dem 
Ausschusse  zu  bestimmenden  und  vorher  bdumnt  zu  machenden  StcDe  zur 
Kenntnis  der  Beteiligten  anheften  zu  lassen. 

§  40.  Antiflge  auf  Einleitung  eines  Verfahrens,  weldies  vmi  einem  Pen- 
sionsausschnsse  zu  erledigen  ist,  sind,  wenn  es  sidi  um  einen  in  f  29  Ziffier  I  be- 
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setclmeten  Punkt  handelt,  bei  dem  Vonitsenden  des  Attasehnssca  des  Arbeits* 
Ortes»  in  den  fibri^en  FlUen  bei  den  Vonitsenden  des  Ausschusses  des  Pen- 
sionsbeiirices  einzureichen,  in  welchem  der  Antragsteller  wohnt  Solche  Anträge 

können  auch  in  einer  Sit/un?  do<  Pension^^nii'^srhiisses  gestellt  werden.  Anträge 
auf  Gewährung  von  Pension  ndcr  Kr/ietuingblicibülfc  oder  auf  KüclierätattUJlg 
von  Pensionsbeitragen  sind  schriftlich  abzutassen. 

§  41.  Dem  Antrage  auf  Genehmigung  einer  Pension  sind  folgende  Akten- 
stttdte  beizufügen: 

1.  eine  Bescheinigung  des  Pfarrers  über  das  Alter  des  Antragstellers  und, 
soweit  es  sich  um  Pension  einer  Frau  auf  Grund  der  Versicherung  des 
Mannes  handelt,  Ober  die  Zeit,  wihrend  welcher  die  Ehe  gedauert  hat; 

2.  ein  ftrztliches  Zeugnis  Ober  den  Gesundheitszusland  des  Antragstellers. 
Sollte  auf  dem  Lande  die  Beschaffung  eines  irstlichen  Zeugnisses  mit 
besonderen  Schwieripkeiten  verknüpft  sein,  so  kann  der  Antragsteller 
statt  dessen  ein  Zeugnis  von  zwei  ulaiibluiftcn.  dem  Ausschusse  bekannten 
und  in  der  Gemeinde  wohnenden  Männern  beibringen.  Das  Zeugnis, 
mag  es  von  einem  Ante  ausgestellt  sein  oder  nicht,  soll  Angaben  dsrOber 
enthalten,  ob  der  Antragsteller  als  dauernd  arbeitsunfthig  im  Sinne  des 
§  1  anzusehen  ist; 

3.  die  sonstigen  Beläge,  die  zur  Beurteilung  der  Pensionsberechtigung  des 

Antragstellers  erforderlich  sind. 

Hat  der  Antragsteller  das  70  Lebensjahr  vollendet,  so  ist  das  in  Ziffer  2 
bezeichnete  Zeugnis  nicht  <  ;  tordcrlicli. 

§  42.  Ist  ein  Antrag  auf  (iewähning  von  I'ension  gestellt  und  findet  der 
Pensionsausschufs  nicht,  dafs  derselbe  sofort  abzuweisen  ist,  so  hat  der  Aus- 
^cbttflB  die  Richtigkeit  der  Pensionsbeiträge,  die  nicht  bereits  früher  von  einem 
Pensiottsausschusse  geprüft  ist,  zu  untersuchen  und  auf  Grund  dieser  Unter- 
suchung sowie  aller  flberreichten  Aktenstflcke  und  der  dem  Ausschusse  bdi&nnten 
Thatsachen  hinsichtlich  der  dem  Antngsteller  zu  gewflhrenden  Pension  Beschlufe 
zu  fassen. 

Nach  Ablaut  der  in  §  45  bezeichneten  IJenitung-jfrist  ist  der  Bcschlufs  nebst 
einem  Auszuge  aus  dem  i'rotokoUe  des  Ausschusses  und  den  auf  die  Sache  be- 
zflglidien  Schriftstücken  von  dem  Vorsitzenden  an  die  Pensionsdirektion  einzu- 
senden, welche  den  Beschlufs  zu  prfifen  hat. 

Ist  die  Pension  bewilligt,  so  ist  von  der  Pensionsdirektion  ein  Pensions* 
brief  auszufertigen,  welchen  der  Ausschufs  dem  PensionsempCbiger  auasuhän- 
digen  hat. 

§  43.  Wenn  es  sich  um  Entziehung  einer  Pension  handelt,  so  hat  der 
Auvschufs  dem  I'ensionsempfäniirr  (lelegenhcit  zu  geben,  sich  innerdaib  einer 
bestimmten  Zeit  zur  Sache  zu  aufsern  und  nach  Ablauf  der  Frist  unabhängig 
davon,  ob  eine  Aeufscrung  erfolgt  ist,  die  auf  die  Sache  bezüglichen  Akten- 
stücke ebenso  wie  die  etwa  eingegangene  Aeufserung  an  die  Pensionsdirektion 
einzusenden,  welche  auf  Grund  dieses  Materials  zu  entscheiden  hat. 

9  44.    Einem  Gesuche  um  ErziehungsbeihOlfe  sind  beizufligen: 
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1.  ein  Zeugnis  des  Pfurers  Ober  den  Tag  des  Todes,  das  Alter  und  die 
ehelidie  Abstammung  der  Kinder; 

2.  andere  SchriftstOcke,  welche  erforderlicli  sind,  um  das  Redit  auf  Er- 

zichungsbcihQlfe  darzuthun. 

Bei  Erlcdipunp  eines  derartigen  Antrages,  sollen  die  Vorschriften  des  $  42, 
soweit  sie  anwendbar  sind,  zur  Richtschnur  dienen. 

$  45.  Gegen  die  Entscheidung  des  Pcnsionsausschu&scs  kann  sowohl  voa 
demjenigen,  dessen  Reclite  von  der  Entsdieidung  betroffen  werden,  wie  von  des 
in  f  S2  erwähnten  Vertrauensmanne  der  Pensionsdirektion  Berufung  an  die 
Pensionsdirelttion  erhoben  werden,  welche  innerhalb  30  Tagen  nach  Bekannt* 
gäbe  der  Entscheidung  unter  Nichtanrechnung  des  Tages  der  Bekanntgabe  bei 
dem  Vorsitzenden  des  Ausschusses  einsureiclien  oder  mittels  frankierten  Briefes 
durch  die  Post  einzuscndi  ti  ist. 

Ist  die  Brrufuni:sfrist  bei  dem  Vorsitzcnilt  n  eingegangen,  so  hat  f-r  sit-  r^ch 
Ablaut  der  Uerufungstrist  unverzüglich  an  die  Pensionsdirektion  einzuscadcn 
nebst  einem  Auszuge  aus  dem  Protokolle  des  Ausschusses  oder  des  Registen 
und  den  auf  die  Sache  besQglichen  AktenstQcken,  sowie,  fiüb  erforderiich,  der 
Aeufserung  des  Ausschusses. 

Der  Vorsitzende  hat  in  derselben  Weise  das  Recht,  gegen  die  Entscheidusj 
des  Ausschusses  bei  der  Pensionsdirektion  in  der  oben  bezeichneten  Frist  Bc> 
rufunp  einzulegen. 

§  4o.  Gcg;(  n  dif  Hntschcidun^  der  Pensionsdn  '  ktion  kann  weitere  Be- 
rufung an  den  König  eingelegt  werden  spätestens  bis  Mittag  des  60.  Tages  nacb 
deren  Bekanntgabe,  den  Tag  der  Bekanntgabe  nicht  mitgerechnet. 

§  47.  Die  Auszahlung  der  Pensionen  und  ErsiehungsbethOlfea  geschiebt 
durch  die  Postanstalt  des  Ortes,  wo  der  Empfibiger  der  Pension  oder  der  Bei* 
holfe  seinen  Wohnort  hatte  zu  der  Zeit,  als  der  Antrag  auf  Pension  oder  Bei- 
httlfe  gestellt  wurde,  falls  keine  andere  Postanstalt  in  dem  Antrage  ant^rijobcn 
war.  Der  Pcnsionsbrief,  oder,  wenn  es  sich  um  Erziehungsbeihülfc  handelt  das 
entsprechende  Schriftstück  inufs  die  Postanstalt  bezeichnen,  von  weichet  die 
Zahlung;  fjeschehen  soll.  Wenn  der  Empfänger  der  Pension  oder  Erziebungs- 
beihülfe  seinen  Wohnort  ändert,  oder  wenn  derselbe  aus  einem  anderen  Grunde 
wQnscht,  dafs  die  Auszahlung  der  Pension  oder  BdhOlfe  von  einer  anderen  ab 
der  zunAchst  bezeichneten  Postanstalt  erfolgt,  so  kann  auf  den  von  dem  Bediet« 
ligten  bei  der  Pensionsdirektion  su  stellenden  Antrag  eine  andere  PostaasbJt 
mit  der  Auszahhinj^  beantragt  werden. 

Die  Pension  oder  Krzichun^sbeihQlfe  Icann  fOx  jeden  Monat  am  An&age  des 
folgenden  Monats  erliol)cn  werden. 

§  48.  Das  Recht  auf  Pension  oder  Erziehungsbeihülfc  nach  diesem  Gereue 
kann  nicht  Qbertragen  oder  gepfändet  werden. 

f  49.  Ein  Arbeitgeber,  welcher  den  durch  §  13  ausgesprochenen  Ver* 
pflichtungen  suwideriiandelt,  ist  mit  einer  Geldstrafe  bis  zu  SO  Kronen  zu  be> 
legen. 

§  50.  Die  Anträge  auf  Verurteilung  su  den  in  %  33  bezeichneten  Strdea 
können  bei  der  Pensionsdirektion  von  dem  Vorntzenden  oder  einem  Beisitzer 
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des  beteiligten  Pensionsausschusses  sowie  von  dem  Vertruucnbtnann  der  Direktion 
gestellt  werden. 

Die  in  f  49  vorgesehene  Uebertretung  wird  von  dem  öffentlichen  Ankliger 
vor  den  ordentlichen  Gerichten  verfolgt 

I  51.   Die  «nf  Grund  des  f  33  gezahlten  Strafen  flieften  in  den  in  §  53 

erwähnten  Fonds. 

Die  übrigen  Strafen,  welche  auf  Grün»!  diesem  'Itsctzcs  verhänget  werden, 
lliefscn  zur  Haltte  in  die  Staatskasse,  zur  anderen  Hälft«  in  die  Kasse  des  An- 
klägers. In  Ermangelung  ausreichender  Geldmittel  zu  ihrer  Bezahlung  sind  sie 
nach  den  «llgcmeinen  Strafgesetzen  umzuwandeln. 

§  52.  Die  Pensionsdirektion  soll  fftr  jeden  Pensionsbezirk  eine  Person  als 
ihren  Vertrauensmann  bestellen,  jedoeh  kann  dieselbe  Person  die  Stellung  eines 
Vertrauensmannes  ßkr  mehrere  Bezirke  fibemehmen. 

Die  Vertrauensmänner  haben  den  PcnsionsausschQssen  mit  Rat  und  Be- 
kluung  zur  Seite  7u  stehen,  im  allgemeinen  die  riihti<j:e  Handhabung  des  \>r- 
sichcrungswesi  ns  in  dein  Bezirke  7.n  überwachen  und  im  übrigen  sich  nach  den 
ihnen  erteilten  besonderen  Anweisungen  zu  richten. 

Der  Vertrauensmann  hat  das  Recht,  den  Sitzungen  des  Pensionsausschusses 
beizQwohnen  und  wenn  auch  nicht  an  dessen  BesdiUlSien,  so  doch  an  dessen 
Beratungen  teilzunehmen. 

§  53.  Die  Beitrflge  flieften  in  einen  Fonds,  der  nach  den  in  dieser  Be- 
ziehung erlassenen  näheren  Vorschriften  zu  verwalten  ist. 

Zu  diesen  Fonds  soll  jährlich  aus  Staatsmitteln  ein  Zuschiifs  t?cleistet  wcnlen 
in  gleicher  Höhe,  wie  die  CJesamlbeitni^c,  wclciie  von  den  Arbeitgebern  für  die 
Versicherten  der  ersten  und  zweiten  Klasse  bezahlt  werden.  Diese  Summe  wird 
als  ausreichend  angeschen  zur  Bestreitung  der  in  %%  3  und  19  bezeichneten  Be- 
willigungen und  des  Verlustes,  welcher  für  den  Fonds  dadurch  entstehen  kann, 
dals  ein  Versicherter  wfihrend  lingerer  oder  kflrzerer  Zeit  aufhört,  in  einer 
Stellnng  zu  sein,  welehe  amne  Venicherungspfltcht  nach  §S  2  und  3  dieses  Ge- 
setzes begründet. 

Zu  diesen  Fonds  si  ll  ebenso  aus  Staatsmitteln  so  viel  gezahlt  werden,  wie 
aufser  den  eben  bezeichneten  lieiträK^'n  und  StaatszuschOssen  erforderlich  ist  zur 
Bestreitung  der  Versicherung  der  Männer  und  unverheirateten  Frauen,  welche 
zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  sich  im  Alter  von  18 — 40  Jahren  be- 
finden, sowie  der  verheirateten  Frauen,  welche  nach  §  4  ohne  Radesicht  auf  ihr 
Alter  von  der  Versicherung  umfofst  werden. 

$  54,  Moment  1.  Innerhalb  5  Jahren  nach  dem  Inkrafttreten  dieses  Ge- 
setzes und  dann  von  da  ab  mindestens  alle  10  Jahre  soll  nach  den  vom  Ktaige 
zu  erlassenden  Bestimmungen  eine  auf  die  Wahrscheinlichkeitsrechnunp^  gestützte 
Untersuch unir  anirestellt  werden,  um  zu  ermitteln,  in  welchem  Mafse  die  Beiträge 
zur  Dcckiinu'  r  I'ension  hnisiclitlich  der  nach  §2  zur  Versicherung  zugelassenen 
BevOlkcrungbklahsen  ausreichen.  Geht  aus  dieser  Untersuchung  die  Notwendig- 
keit einer  Acndening  der  in  Kraft  befindlichen  Vorschriften  hinsiehtüdi  der  Be- 
streitung der  Versicherung  hervor,  so  soll  eine  solche  Aenderung  nur  eintreten 
in  Betreff  des  in  f  18  bezeichneten  verflnderlichen  Teils  der  Rente,  und  zwar 
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auf  Grand  einer  hierQber  vom  Könige  und  dem  Reichstage  tu  treffenden  Be> 
•timmung.  —  Hinsichtlich  der  bereits  nach  diesen  VorschriAea  versiclierten  Per* 
aonen  kann  die  Aenderung  sich  nur  auf  die  HDr    «  Folge  au  leistenden  oder  in 

Anrechnung  zu  bringenden  Beiträge  bexiehen. 

Moment  2.  Im  Zusammenhange  mit  der  in  Moment  I  bezeichneten  Untcr- 
Micliuiig  >oli  auch  eine  Berechnung  darüber  any;c^tr!k  werden,  ob  «Irr  F  ncs 
ausreichend  grofä  ist,  um  dem  Kapitalwerte  aller  Ausgaben  zu  entsprechen,  die 
ans  Ihm  su  befriedigen  sind,  nach  Abzug  des  Kapitsiwertes  dar  an  erwartendci 
Einnahmen.  Ergiebt  sich  dabei  ein  Fehlbetrag»  so  Ist  derselbe  ans  Staatamiltds 
zu  decken. 

I  55.  Die  Verwaltungskosten  der  Versicheruog  werden  vom  Staate  ge- 
trafen  mit  Ausnahme  der  Kosten,  welche  nach  ||  30  und  36  den  GesMiwka 

aur  Last  fallen. 

§  56.  Zur  Erlan^un^  einer  Icbenslanj^hehen  Pension  im  Kalle  daunrnder 
Arbeitsunfäiiigkeit  ist  es  jedem  schwedischen  Staatsdngehörigcn  mannlichen  oder 
weiblichen  Geschlechts,  der  das  15.  Jahr  erreicht  hat,  gesuttet,  bei  der  Pes. 
sionsdirektion  oder  einer  anderen  vom  Könige  bestimmten  BdiOrde  einen  Vcr* 
Sicherungsvertrag  einsugehen  durch  Besahlung  von  Beitrigen,  welche  jedoch  m 
ihrer  Gesamthöhe  jährlich  fflr  jede  Person  den  Betrag  von  120  Kronen  akht 
obersteigen  dürfen.  Diese  Geldmittel  dOrfen  nur  in  der  Weise  zu  dem  in 
§  53  bezeiclineten  Fonds  genommen  werden,  dafs  aber  «e  eine  besondere  Redi- 
nuni;  und  Verwaltung  stattfindet. 

Der  Betrag  der  lebenslänglichen  Pension  soll  sich  belauten  für  jeden  ge- 
leisteten Beitrag  auf  '/«o  der  Höhe  des  Beitrages  für  jedes  von  der  Beitnigs* 
Zahlung  bis  zur  Eriangung  der  Pension  verlaufene  volle  Jahr.*) 

Auf  die  in  diesem  Paragraphen  behandelte  Venichening  finden  die  in  §  54 
getroffenen  Bestimmungen  Ober  die  in  beatimmten  Zeitadwchnitten  vonuneluDeade 
Untersuchung  der  Mittel  der  Versicherung  und  des  Fonds,  Qbcr  die  Aenderui^ 
der  Brzflge  und  die  ncbcrn  dune  des  sich  ergebenden  Felübetrages  auf  Staats* 
mittel  entsprechende  Anweniiiing. 

§  57.  Die  näheren  Vorschriften,  welche  über  die  Bestimmungen  dieses  Ge- 
setzes hinaus  zur  DurchfQhrung  der  Versicherung  noch  erforderlich  werden,  snd 
vom  Könige  zu  treffen. 

Dieses  Gesetz  tritt  mit  dem  1.  Januar  1897  in  Kraft 

Diese  in  der  Uel)ersctzung  etwas  unklar  ersclieinendc  Bestimmung  SoD 
nach  einer  mir  von  Herrn  Professor  Lindstcdt  erteilten  Auskunft  bedeuten,  dais 
die  Rente,  welche  einer  gewissen  Prämie  entspricht,  so  viele  Seduigsld  der 
Prflmie  betrigt,  wie  ganze  Jahre  seit  Einzahlung  der  Primie  bis  zum  Momente 
der  Invalidisierong  verflossen  sind. 
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GsMts  ZOT  Brgänziiiig  und  Austtohaiiiig  der  Besttnummgeii 
fltMT  Patiiiken  und  Werlcetfttten. 

Vom  6.  Juli  1895. 

Von  Ihrer  erhabensten  Majestät  der  Königin  wird  hiennit  auf  Anraten  und 
unter  Zuttünmung ,  sowie  krmft  Vonawcht  der  im  gegenwlrtigen  Parlament  vei^ 
sammelten  feiatlichen  und  wdUicben  Herren  und  Gemeinen  verordnet  Mras  folgt: 

Allgemeine  Bestimmungen  über  Fabriken  und  Werkstätten. 

Vorschriften  zum  Schutze  der  Gesundheit  und  zur  Verhütung  von 

Unfällen. 

5  1.     Ucberfüllung  von  labriken  unil  W  crk  s  t  a  1 1  e  n. 

1.  Eine  Fabrik  ist  im  Sinne  des  §  3')  des  Hauptgesetzes,  desgleichen  line 
WerkatAtte  im  Sinne  der  Bestimmungen  aber  die  AffentUelie  Gesundheitspflege 
als  in  einer  für  die  Gesundlieit  der  darin  beachifUgten  Personen  gefUirlichea 
oder  nachteiligen  Welse  OberftUt  su  erachten,  wenn  das  Verhältnis  des  Kubik- 
inhaltes einer  RAumlichkeit  daselbst  zur  Anzahl  der  gleichzeitig  in  derselben  hc- 
srli-iff ipten  Personen  weniger  als  zwciluimlrrtfOnf/ig,  oder  in  Zeiten  der  Ueber- 
Stundenarbeit  weniger  als  vitrhundt  Tt  Kubikfufs  pro  Person  beträft. 

2.  Jedoch  kann  der  Staatssekretär  durch  im  Einklang  mit  §  65'^  des  Haupt- 


Der  S  3  des  Hauptgcäctzcs  bestimmt  in  dieser  Hinsicht:  .Fabriken  und 
Werkstitten  dürfen  in  der  Zeit,  wihrend  deren  darin  gearbeitet  wird,  nicht 
derart  mit  Menschen  angefHllt  sein,  dsfs  hierdurch  die  Gesundheit  der  daselbst  be- 
schäftigten Personen  geschldigt  wird.  .  .  .  Fabriken  oder  Weikstitten,  in 
welchen  dem  gegenwärtigen  Paragraphen  zuwidergehandelt  wird,  sind  nicht  als 
im  Einklnni'  mit  diesem  Gesetze  betrieben  zu  erachten." 

*i  Hicrn.ich  gilt  fOr  VcrfOi:uni;<  ii,  wrkhr  der  Staatssekretär  aui  tirund  der 
Fabrikgesetze  zu  erlassen  befugt  i.st,  Folgendes:  Die  Verfügung  ist  vom  Staats- 
sdretftr  i»  seiebnen  und  in  der  London  Gaaette  su  veröfiendieiien;  sie  tritt  an 
dem  Tage  dieser  Veröffentlichung  oder  an  einem  in  ihr  erwähnten  späteren 
Tage  in  Kraft.  Sie  kann  auf  bestimmte  und  unbestimmte  Zeit  hrnten,  eine  bedingte 
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gesetzes  eriaasene  Verfügung  dies  Verhiltnifs  fikr  Zeiten,  in  denen  kflnstlicbes 
Licht  mit  Ausnahme  des  elektrischen  su  BeleuchtungasweciceB  benotit  wird, 
«iMierwcit  festsetsen,  und  ebenso  durch  gleiche  Verfligunf  ftr  irgcaid  eines 

werbebctrirb  an  Stelle  der  angegebenen  ZifTrrn  von  sweibundertfDnfzig  hezvr. 
virrhunHert  hnhrrf  treten  lass«  n,  in  w»  IcJxmti  Falle  der  gegenwärtige  PangT^lb 
durch  die  bftr.  Vcrli)i:iini:  abgeändert  gelten  soll. 

3.  Der  §  78*)  des  Hauptgesetzes  wird  dahin  erweitert,  dafs  zu  den  auf 
Grund  desselben  anzubringenden  Bekanntmachungen  eine  weitere  mit  der  Angabe 
der  Personen  kommt,  welche  in  jedem  Räume  der  Fabrik  oder  Werkatitte  a>f 
Grund  des  gegenwärtigen  Pangraphen  beschlftigt  werden  dürfen. 

§  2.    Ermächtigung  zum  Erlasse  von  V'erfQgungen  hinsichtlich 

gefährlicher  Fabriken  oder  Werkstatten. 

1.  Auf  Antrag  eines  Fabrikinspckton»  kann  eine  Behörde  mit  summansdicr 
Geri^lsbM^eit,  wenn  «e  die  Ueberzcugung  gewinnt,  dais  dne  als  Fabrik  oder 
Werkstitte  oder  als  Teil  einer  Fabrik  oder  Werkatttte  benutste  RiundicUat 
derart  beschaffen  ist,  dafs  ein  darin  betriebenes  Geweriie  nicht  ohne  Gefahr  Ar 
Gesundheit  oder  fflr  Leib  und  Leben  betrieben  werden  kann,  die  Benutzung  der 
Rftiunlichkeit  fOr  die  Zwecke  dieses  Gewert>ebetnebes  untersagen,  solange  oidl 
Veranstaltungen  getrotfen  werden,  wie  sie  nach  dem  Erachten  der  Behörde  m 
Beseitigung  der  Gefahr  erforderlich  sind. 

2.  Jedoch  ist  nicht  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  zu  vcrf^hrra. 

wo  nach  den  Vorschriften  Ober  die  Öffentliche  Gesundheitspflege  seitens  oder 
auf  Veranlassuag  einer  SanititsbdiOrde  eingeschritten  werden  kann»  vorauagmtet 


und  unbedingte  sein  und  ihre  Anordnungen  gans  oder  teilweise  treffen.  Sie  iat 
sobald  ab  thunlich  beiden  Hiusem  des  Parlaments  vonnilegen  und  veriicrt  9k 

Geltung,  wenn  innerhalb  40  Tagen  nach  dieser  Vorlage  eines  der  Hiuser  b<^ 
schliefst,  dafs  sie  nicht  aufrechtzuhaltcn  sei,  —  dies  unbeschadet  jedoch  der 
(iditigkeit  des  inzwistii<  n  infolije  der  Verfügung  Geschehenen  und  der  Bcfugnife 
zum  trlafs  einer  aini» n  ii  V<  rlüLrunt;.  So  lange  sie  gOllig  ist,  findet  sie  in  derselben 
Weise  Anwendung,  als  wäre  sie  ein  Teil  der  gesetzlichen  Bestimmung,  auf 
welcher  die  verfDgte  Ausdehnung  oder  Gewihmng  becw.  die  Befugnis  na 
Erlasse  der  Verfügung  beruhL 

^)  Der  angeführte  §  78  schreibt  vor,  im  Eingangsraume  von  Fabriken  oder 
Werkstätten  und  in  anderen  vom  zuständigen  Fabrikinspektor  zu  bestinuneadei 
Teilen  bekannt  zu  geben:  1.  den  vorgeschriebenen  Auszug  des  Hauptgesetxcs, 
2.  Namen  und  Wohnuni;  des  zuständigen  Fabrikinspcktors,  3.  Namen  und  Wohnung 
des  Amts-Wundar/les,  K  cventl.  Hinweise  auf  die  Uhr,  nach  welcher  -iic  B<^ 
scliaftigungszcitcn  und  Mahlzeiti>pausen  geregelt  werden,  und  5.  alle  A[i2<:iii;ti; 
und  SchrifbtOcke,  welche  nach  dem  Gesetze  in  der  Fabrik  oder  WuLitittr 
durch  Anschlag  bekannt  zu  geben  sind;  und  zwar  hat  dies  derart  zu  geschehes, 
dafs  die  Bekanntgaben  von  den  beschAftigten  Personen  ohne  Schwierigkeit  nr 
Kenntniss  genommen  werden  kOnnen.  Der  zuwiderhandelnde  Inhaber  vccfilt 
einer  Geldstrafe  bis  zu  40  Shilling. 
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dab  der  Fabrikinspektor  nicht  auf  Grand  des  |  1  oder  2^)  des  Gesetzes  von 
1891  znr  Bnldtung  eines  Verfahrens  ermichtigt  ist 

3.  Im  Falle  einer  Zuwiderhandlung  gegen  eine  auf  Grund  des  gegenwärtigen 

Parn<;raplien  erlassene  VerfQ(;ung  unterliegt  der  Inhaber  di  r  Räumlichkeit  einer 
Geldstrafe  bis  su  vierzig  Shilling  fQr  jeden  Tag  der  Zuwiderhandlung. 

$  3.    Vorschrift  bezflglich  der  Anzeige  an  die  Sanitfltsbebörden. 

1.  Wird  von  einem  Fabrikinspdctor  auf  Grand  des  §  4*)  des  Haup^esetzes 
Anzeige  von  einem  Thun,  Unterlassen  oder  Venlumen  an  eine  SanitltsbehOrde 


Nach  1 1  des  Gesetzes  kann  der  Staatssekretär,  wenn  er  die  Ueberzeogung 
gewonnen,  dafs  die  Vorschriften  ober  die  öffentliche  Gesundheitspflege  hinsichtlich 

der  .Ausdünstungen  aus  Abzufjsrohrcn,  Abtritten  oder  anderen  Verunreinigungen 
oder  hinsirhtlich  der  Rt  inliolikt  it,  Liiftunp,  Ueberfüllunjj  oder  des  Tßnchrns  in 
ii  ccndwclclicn  Werkstätten  oder  einer  Klas-e  \  on  Wcrk^^t.itten  (mit  Einschlufs  jener, 
die  nach  dem  System  der  Nichtbcsclialtigung  von  Kuidcrn,  jugendlii  hcn  Personen 
oder  Frauen  betrieben  werden)  oder  m  Waschanstalten  mtM  innegehalten  werden, 
nach  seinem  Ermessen  durch  Verfügung  auf  Grand  des  Hanp^pesetzes  einen 
oder  mehrere  Fabrikinspektoren  ermlchtigen  und  anweisen,  auf  in  der  Verfolgung 
bestimmte  Zeit  Mafsregein  zu  ergreifen,  wie  sie  zur  DurchfOhrung  der  bezO^chen 
Vorschriften  notwendig  oder  geeignet  erscheinen.  Die  Inspektoren  haben  Uohei 
bezfif^Iich  der  Werkstätten  und  Waschanstalten  dieselben  Befugnisse,  wie  sie 
ihnen  die  Fabrikyesctze  (]i  n  Fabriken  qepenQber  verleihen,  desgleichen  können 
sie  zur  Bestrafung  oder  Abstellung  von  Zuwiderhandlungen  gegen  die  betr. 
Vorschriften  Über  die  Öffentliche  Gesundheitspflege  dieselben  Maafsnahmen 
ergreifen,  wie  die  SanitÜsbehOrden  des  Bezirks,  in  denen  die  Werkstitten  oder 
Waschanstalten  gelegen;  auch  sind  sie  berechtigt,  von  diesen  SanititsbehArden 
alle  durch  jene  Maafsnahmen  veranlafsten  Kosten  zu  erheben,  soweit  sie  nicht 
von  einun  Dritten  bezahlt  werden  und  nicht  in  einem  ergebnifsloscn  Verfahren 
entstanden  sind.  Im  j  2,  Abs.  I  ferner  wird  die  Geltung  des  §  4  (vgl.  .Anm. 
zu  §  3,  AI».  I  I  ties  Hauptge'^el/.es  aul  Werkstätten ,  die  naeh  dem  System  der 
.Ntchtbeächultigung  von  -  Kindern,  jugendlichen  i^crsoncn  und  Frauen  betrieben 
werden,  sowie  auf  Waschanstalten  ausgedehnt  Absatz  2  ermichtigt  die  Fabrik« 
Inspektoren,  wenn  ne  auf  Grund  des  angefahrten  f  4  einer  SanitltsbehOrde  ein  Thun, 
Unterlassen  oder  Verslumen  angezeigt  haben  und  ein  Verfahren  zur  Bestrafung  oder 
Abstellung  des  Thuns,  Unterlassens  oder  Verslumens  nicht  «innerhalb  einer  ange- 
messenen Zeit'  eingeleitet  wird,  <Iie  gleichen  Maisnahmen  zur  Bestrafung  oder 
Abstellung  zu  ergreifen,  wie  sie  die  Sanitätsbeiiurde  hatte  ergreifen  können, 
d<?gK:icheii,  alle  anläfslich  dieser  Maafsnahmen  entstehenden  Kulten  von  der 
Sanitätsbehörde  zu  erheben,  soweit  sie  nicht  von  einem  Dritten  entrichtet  werden 
und  nicht  in  einem  ergebnifslosen  Verfahren  entstanden  sind. 

*)  Der  angeftthrte  Paragraph  verpflichtet  den  Fabrikinspektor,  wenn  er  dafür 
hllt,  dafe  in  Fabriken  oder  Werfcstltten  gewisse  sanitlre  Unzutrlglichkeiten  vor- 
handen sind,  deren  Bestrafung  bczw.  Abhülfe  nach  den  Gesetzen  über  die 
Öffentliche  Gesundheitspflege  zu  erfolgen  hat,  diese  Mifastlnde  der  zustlndigen 
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erstattet,  so  ist  diese  gehalten,  dem  Inspektor  von  den  infolge  der  Anzeige 
efgriffenen  Maafsnalimen  MittheUnng  in  machen. 

2.  Im  I  2>)  des  Geaeties  von  1891  treten  an  Stdle  der  Worte  .inaeriuB» 
einer  angemeasenen  Zeit*  die  Worte  ^innerhalb  eines  Monates.* 

f  4.    Ermächtigung  zum  Erlasse  von  VerfQgungen  bezaglich 

gefährlicher  Maschinen. 

1.  Auf  Antrag  eines  Ittspdttors  kann  eine  Behörde  mit  Munmafiidier 

Gerichtsbarkeit,  wenn  sie  die  Ueberzeugung  gewonnen,  dafs  eine  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstälte  benutzte  Maschine  sich  in  einem  Zustande  befindet,  in  welchem 
sie  nicht  ohne  Gefahr  für  I.t  ib  oder  Leben  zu  benutzen  ist,  durch  VerfDgrai^ 
ihre  Benutzung  überhaupt  oder,  wenn  sie  sich  repariren  oder  ändern  lifst,  so 
lange  zu  untersagen,  bis  sie  gehörig  repariert  oder  ge&ndert  ist. 

2.  Ist  auf  Grand*  des  gegenwärtigea  Paragraphen- dne  Anaeige  erhaltet 
worden,  so  kann  die  Behörde  oder  der  Richter  auf  Antrag  des  Fabrikinap^lois 
und  nach  Empfang  von  Beweisen,  dals  die  Benntaung  einer  aoldien  «.lUi.«. 
mit  tumittelbarer  Lebensgefahr  verbunden  ist,  eine  einstweilige  Verfügung  er- 
lassen, welche  die  Benutzunp  der  Maschine  entweder  gänzlich  od»-r  unter  ge- 
wissen Bedingungen  bis  zur  ehesten  Gelegenheit  der  Verhandlung  und  Entschet* 
dung  über  die  Anzeige  verbietet. 

3.  Im  Falle  einer  Zuwiderhandlung  gegen  eine  auf  Grund  de^  gegenwärtigen 
Paragraphen  erlassene  Verfügung  unterliegt,  wer  sur  Beaufeichtigung  der  Be- 
nutzung der  Maschine  verpflichtet  ist,  einer  Geldstrafe  bis  zu  vierdg  SchOGag 
für  Jeden  Tag  der  Zuwiderhandlung. 

I  5.   Bestrafung  der  Beschäftigung  von  Personen  in  gesundheits« 

schädlichen  Räumlichkeiten. 

1.  Macht  ein  Fabrikinspdctor  dem  Inhaber  einer  Fabrik  oder  WerinHtle 

oder  einem  von  einem  solchen  Inhaber  beschäftigten  LTnternchmer  schriftliche 
Mitteilung,  dafs  eine  Räumlichkeit,  in  welcher  für  die  Zwecke  des  Betriebes  oder 
im  Znsammenhang  mit  dem  Betrieb  der  Fabrik  oder  Werkst.itlc  gearbeitet  wird, 
fQr  die  Gesundheit  der  darin  beschäftigten  Personen  nachtedig  oder  gefährlich 
ist,  so  unterliegt  der  Inhaber  oder  der  Unternehmer,  wenn  er  nach  Verlauf  eines 
Monats  seit  der  Zustellung  Jener  Mittdlnng  in  dieser  Räumlichkeit  arbeiten  läftt 
und  die  in  der  Sache  zuständige  Behörde  die  Räumlichkeit  ia  der  ai^?egd>en«n 
Weise  nachteilig  oder  gefährlich  erachtet,  im  summarischen  Verfahren  eteer  GekK 
strafe  bis  zu  zehn  Pfund. 

2.  Her  gegenwärtiiye  Paragraph  findet  auf  den  Inhaber  ircrend  einer  Räum- 
lichkeit Anwendung,  in  welcher  wie  in  einer  Werkstätte  gearbeitet  wird. 


Sanitätsbehörde  anzuzeigen,  worauf  diese  gehalten  ist,  die  Angelegenheit  zu  unter- 
suchen und  die  zur  Ausführung  des  Geseties  «forderlichen  Schritte  zu  thna. 
Bä  den  nach  gegenwärtigem  Paragraphen  erforderiidien  Feststellungen  kann  sich 
der  Fabrikinspektor  von  einem  ärztlichen  Sanitätsbearaten,  einem  Inspektor  oder 
einem  anderen  Beamten  der  Sanitätsverwaltung  breiten  lassen. 
*)  V|^.  Anmericung  zu  §  2,  Abs.  2  d.  Ges. 
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3.  Jedoch  soll  der  gegenwärtige  Paragraph  nur  auf  Penonen  Anwendung  finden, 
die  in  den  Arbett^ttungen  thaiig  ^d,  wdche  von  Zeit  su  Zeit  vom  Staatssekretär 
dureb  im  Einkhng  mit  §  65 des  HauptgeaeUes  erlassene  Verftgung  besdichnet 

werden,  sowie  auf  Personen,  welche  in  in  gleicher  Weise  vom  Staatssekretär  zu 
bezeichnenden  Ocrtlichkeitcn  arbeiten  lassen  oder  beschäftigt  werden,  wobei  die 
genannte  Verffigunc;  nur  bezüglich  solcher  Orrtlichkciten  zu  erlassen  ist,  in  denen 
wegen  der  Anzahl  und  Verteilung  der  Bi  völkt  ruiii^  oder  wegen  d« t  Vt  rhaltnissc, 
unter  denen  die  Arbeit  statttindct,  besondere  Gcührcu  für  die  Gesundheit  der 
beschaftigtett  Personen  and  des  Bezirkes  zu  beflirchten  stehen. 

§  6.    Bestrafung   des   Anfcrtigcnlassens    von   Kleidungsstücken  in 
Räumlichkeiten,  in  denen  ansteckende  Krankheit  herrscht. 

Läfst  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder  Waschanstalt  oder 
einer  Räumlichkeit,  in  welcher  Atbeit  vergeben  wird,  desgleichen  ein  von  einem 
solchen  Inhaber  beschlAigter  Unternehmer  in  einem  Wohnhause  oder  in  Veriun- 
nnog  damit  innegehabten  Gebinde  Kleidungsatflcke  anfertigen,  reinigen  oder  aus- 
bessern, oder  gestattet  er  dies,  wihrend  ein  Bewohner  des  Hauses  an  Scharlach 
oder  Blattern  erkrankt  ist,  so  unterliegt  er  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Pftind, 
es  sei  denn,  er  beweist,  dafs  ihm  die  Krkrankung  in  dem  Wohnhansc  nicht  be- 
kannt war  und  begründe  lermafsen  auch  niebt  bekannt  sein  konnte. 

§  7.    Erginznng  des  §  5  des  Gesetzes  41  u.  42  VicL,  e.  16,  betreffend 

Schutzvorrichtungen. 

1.  In  Absatz  1  des  §  5*i  des  Hauptgesetzes  treten  an  Stelle  der  Worte 
„einer  Dampfmaschine  oder  eines  Wassertreibrades"  die  Worte:  „ eines  WaSSCr- 
treibrades  oder  einer  von  einer  derartigen  Kraft  getriebenen  Maschine*. 

Vgl.  Anm.  zu  §  1,  Abs.  2  des  Gesetzes. 

Der  Paragraph  lautet: 
§  S.    BezOglich  der  Schutzvorrichtungen  an  Uaschinen  in  Fabriken  gelten 

folgende  Bestimmungen: 

1.  Sämtliche  Aufzüge,  in  deren  Nähe  jemand  notwendig  vorübergeht  oder 
beschäftigt  ist,  desgleichen  sämtliche  mit  Dampf,  Wasser  oder  einer 
anderen  mechanischen  Kraft  getriebenen  tVeibrider,  befinden  sie  sh^  nun 
im  Maschinenräume  oder  nicht,  sowie  simtiiche  Teile  dner  Dampfmasdiine 
und  eines  Wassertreibrades  sind  mit  sicheren  Schutzvorrichtungen  su 
versehen; 

2.  jedes  nicht  sonstwie  geschOtzte  Acbsenlager  ist  dicht  am  Rande  des 
Lagers  mit  Schutzvorrichtungen  zu  versehen; 

3.  sämtliche  Teile  drr  TraDsniission  sind  entweder  mit  Sehutzvorrichtungen 
zu  versehen  oder  müssen  derart  angebracht  oder  beschati'cn  sein,  dafs 
ihnen  gegenober  sämtliche  in  der  Falnik  bca^iftigten  Personen  ebenso  ge- 
schützt sind,  als  wären  sie  mit  Schutzvorrichtungen  versehen; 

4.  simtliche  Schutzvorrichtungen  sind  stets  im  erforderlidien  Stsnde  zn  er- 
halten, so  fange  die  damit  veisehenen  Teile  sich  in  Bewegung  oder  Be^ 
nutzung  befinden  zwecks  eines  Bctri'  bsprozesses. 

ArOmr  Ar  soi.  Gesetigebg.  v.  Sutistik.  VIIL  42 
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2.  la  AbMtt  3  dewelbca  Paragraphen  werden  hinter  dem  Worte  »bceehif* 

tagten*  die  Worte  .oder  arbeitenden"  euigcacfanllet 

3.  Iti  Absatz  4  desselben  Paragraphen  treten  an  Stelle  der  Worte  .Zwecks 
eines  Betriebsprozesses"  die  Worte  .ausgenommen,  wo  die  Teile  repariert  oder 
in  Verbindung  mit  der  Reparatur  einer  PrQfung  unterzogen  werden,  oder  not- 
wendig zum  Zwecke  des  Reinigens  oder  Oelens  oder  behuÜB  Aenderuug  des 
Triebwericee  oder  der  Zasunmenaetning  der  Maachinenteile  nngeiehatit  sind.* 

§  8.    Ergänzung  »Irs  §  9  des  Gesetzes  41  u.  42  Vict.  o.   16,  b«  treffend 
die  Reinig;  iing  im  Gange  befindlicher  Masciimt  n. 

Absatz  I  des  §  9*;  des  Hauptgesetzes  (.betr.  die  Reinigung  von  Maschinen) 
findet  hinricfaUidi  der  gelkhriichcn  MaschinenteOe  in  dcndben  Wdse  wie  auf 
Kfaider  Anwendung  wif  Jugendliche  PerMnen,  wobei,  lidls  das  Gquenteil  nicht 
bewiesen  wird,  die  Hsaehinenteile  als  geOhriiche  gdten  sollen,  welche  ab  solche 
dem  Inhaber  der  Fabrik  von  einem  Fahrikinspektor  beidchnet  werden. 

I  9.    Anordnungen  besQglich  der  Lagerung  •elbstthittger 

Maschinen. 

1.  In  einer  nach  Inkrafttreten  des  gegeuwlrtigen  Geaetaes  errichteten  Fabrik 
darf  der  bewegliche  Wagen  einer  seUiotthltigen  Maschine  meht  Ober  einen  Ab- 
stand von  achtzehn  Zoll  von  einem  festen  Bauwerk  entfernt,  das  keinen  Teil  der 

Maschine  bildet,  aii'^Iaiifen ,  wenn  clor  Kaum,  Ober  welchen  erläuft,  voraus<»icht- 
Ucb  von  jemamien,  sei  rs  w.ilirend  sr-iner  Beschäftipiini;  oder  sonst  passiert  wird. 

2.  Eine  in  einer  habrik  beschäftigte  Person  dart  sich  nicht  in  dem  Räume 
swiachen  den  festen  und  den  beweglichen  Teilen  einer  sdbstthitigen  Maschine 
befinden,  wenn  die  Haschme  nicht  in  dem  bewegUcben  Teile  des  AuslAufers 
aufter  Betrieb  gesetzt  ist,  indessen  soll  im  Sinne  dieser  Vorachrift  der  Raum 
vor  einer  selbstthAtigen  Maschine  nicht  als  in  dem  vorstehend  beaeichneten 
Räume  cinpeschlüssen  peltcn. 

3.  Hine  Fabrik,  in  weither  dem  pepenwartipen  Paragraptit  n  ztiwidt  r  ein  be- 
weglicher Wagen  auslauft,  ist  als  nicht  im  Einklang  mit  dem  1  lauptjLccselze  be- 
trieben XU  erachten,  desgleichen  gilt  jede  Person,  welche  sich  dem  gegenwärtigen 
Paragraphen  suwider  in  dem  oben  bezeichneten  Räume  befindet,  als  den  Vor^ 
schrillen  des  Haupigesetaes  entg^n  beschäftigt 

§  10.   Vorschriften  betr.  die  Rettung  aas  Feuersgefahr. 
1.  Auf  Beschwerde   eines  Fabrikinspektors  kann  eine  Behörde  mit  sumraa^ 
rischer  Gerichtsbarkeit,  wenn  sie  fibeneugt  ist,  dals  die  Beschaffung  einer  beweg- 
lichen Rettungsleiter  oder  beweglicher  Rettungsleitem  ihr  die  Sicherheit  irgend» 
welcher  der  in  einer  Fabrik  oder  Werkstitle  beschäftigten  Personen  erforderlich 


Der  Paragraph  veri>ietet  in  dem  erweiterten  Absatz  1  die  Verwendung 
von  Kindern  in  Fabriken  zur  Refaiigung  iigendwdcher  MsscUaentdle,  so  lai^ 
die  Maschinen  mittels  Dampf,  Wasser  oder  einer  anderen  meduuitsdien  Kraft 
im  Betriebe  sind. 
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ist,  durch  Verfug^g  den  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  auffordern,  eine 
oder  mehrere  su  diesem  Behufe  ausreid^de  Rettungsleitem  zu  beschaffen  und 

zu  erhalten. 

2.  So  lange  sich  irgendwelche  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  beschäftigte 
Penmnen  swecks  BeschAftigung  oder  Einnahme  der  Mahlzeit  in  der  Fabrik  oder 
Wcrkatitte  befinden,  dflrfen  die  TOren  der  Fabrik  oder  We.riuiatte  oder  eine» 
ihrer  RAnnie,  in  wdcben  sieh  solche  Personen  befinden,  nicht  derart  verachlosaen 
oder  veiriegdt  oder  sttgemacbt  sein,  dafs  sie  sich  nicht  nit  LetchtiKkeit  und  so- 
fort von  innen  öffnen  lassen. 

3.  In  jfiJcr  Fabrik  oder  Werkstätte,  deren  Bau  nach  Inkrafttreten  des  lE^egen- 
■Wärtigen  Gesetzes  beginnt,  sind  die  Türen  eines  jeden  Raiiine^;,  in  welchem  über 
zehn  Personen  beschäftigt  werden,  mit  Ausnahme  von  Schiebetüren,  derart  anzu- 
bringen, dafs  sie  sich  mich  auswärts  Offnen. 

4.  Absats  1  des  I  7*)  des  Gesetzes  von  1891  findet  auf  alle  Werfcstllten, 

^  Nach  f  7  Absatz  1  des  angefahrten  Gesetzes  ist  «ner  jeden  Fabrik,  mit 
deren  Bau  nach  dem  1.  Januar  1892  begonnen  wird  und  in  der  Ober  40  Per- 
sonen beschäftigt  werden,  von  der  Sanitätsbehörde  des  Bezirks,  in  welchem  sie 
gelegen,  eine  Bescheinij;ung  dahin  auszustellen,  dafs  die  P^ibnk  in  den  Stock- 
werken Ober  dem  Erdgcschofs  mit  entsprechenden  Vorrichtungen  zur  Rettung 
der  darin  beschäftigten  Personen  in  Feuergefahr  versehen  sei,  und  ist  eine 
Fabrik,  welcher  dne  solche  Bescheinigung  fehlt,  als  nicht  im  Einklang  mit  dem 
Hauptgesetz  betrieben  zu  erachten;  die  SanitfttsbehOrde  ist  verpflichtet,  Jede  der- 
artige Fabrik  zu  inspisiren  und  ihr  .eventuell  die  obenerwAhnte  Bescheinigung 
auszustellen. 

Hinsichtlich  aller  Fabriken,  auf  welche  der  vorstehende  Absatz  keine  An- 
wendung findet,  und  in  denen  über  40  Personen  beschäftigt  werden,  verpflichtet 
Absatz  2  die  Sanitätsbi  liürdc  jeden  Bezirkes,  nach  Annahme  des  Gesetzes  thun- 
lichst bald  und  spater  von  Zeit  zu  Zeit  sich  zu  vergewissern,  ob  alle  derartigen 
Fabriken  innerhalb  ihres  Benrkes  mit  den  oben  erwähnten  Vorrichtungen  zur 
Rettung  ans  Feuersgefahr  versehen  sind,  und  flDr  den  Fall,  dals  eine  Fabrik 
nicht  damit  versehen  ist,  der  Person,  welche  im  Sinne  des  Public  Health  Act 
von  1675  als  EigenthQmer  der  Fabrik  gilt.  Schriftliche  Mittt  ilun-,^  der  Mafsnahmen 
zur  Beschaffung  der  fraglichen  Rettungsvorrichtungen  mit  der  Aufforderung  ihrer 
Durchführung  bis  zu  einem  anprgcbencn  Termin  zu  machen,  worauf  der  Eigen- 
tümer, ungeachtet  ir^en«! welchen  Abkommens  mit  dem  Inhaber,  berechtigt  ist, 
die  zur  Befolgung  der  AulTordcrung  notwendigen  Schritte  zu  thun,  und,  kommt  er 
der  Aufforderung  nicht  nach,  für  jeden  Tag  ihrer  Nichtbefolgung  einer  Geld- 
strafe bis  zu  einem  Pfund  unterli^t  Bei  Meinungsverschiedenheiten  zwisdien 
dem  Eigentflmer  der  Fabrik  und  der  SanitltsbehOrde  ist  auf  Antrag  einer  der 
Parteien  schiedsgerichtliche  Entscheidung  anzurufen,  welche  durch  das  in  Anlage  t 
des  Gesetzes  angegebene  Verfahren  mit  der  Mafsgabc  herbeigeführt  wird,  dafs 
einerseits  die  Sanitätsbehörde  und  aiidercrsf  its  der  Eigentümer  Parteien  sind. 
Ist  (i>:r  Kigentüiner  di  r  Meinung,  dafs  d«-r  Inhaber  die  Kosten  der  Befolgung  der 
Aufforderung   ganz   oder  teilweise   tragen  müsse,  so  kann  er  sich  an  die  Graf- 
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deren  Bau  nacli  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gc-ttzcs  beginnt,  und  in  denen 
über  vierzig  Personen  beschäftigt  sind,  in  derselben  Weise  Anwendung  wie  auf 
Fabriken,  desgleichen  AbsaU  2  des  Paragraphen  «uf  alle  Werkstitten,  welche 
nicht  unter  den  vorheifehenden  Abaati  fallen,  in  denelben  Weise,  wie  er  snf 
Fabriken  Anwendung  findet 

5.  Behufs  DurchfQhrung  der  Vorschriften  des  $  7  des  Gesetze><  von  1891 
betr.  Rettungsvorrichtungen  kann  ein  FabrikinspL-ktor  die  u'l'-iche  Mittcilun? 
machen  und  dieselben  Mafsnahmen  ergrcilcn,  zu  wilchcn  ihn  §  4')  des  Haupi- 
gesctxes  und  §  2*)  des  (Gesetzes  von  1891  crmichtigcn,  und  ünden  die  Vor« 
Schriften  £eaer  Paragraphen  entspreefaende  Anwendttng. 

6.  Im  Falle  einer  Zuwiderhaadlung  gegen  eine  auf  Grund  des  gegeowirtigen 
Paragraphen  erlassene  Verfügung  nnterliegt  der  Inhaber  der  Fabrik  oder  Weck» 
atittc  einer  Geldstrafe  bis  zu  vierzig  Schilling  fOr  jeden  Tag  der  ZuwideAand' 
lung,  desjjleirhrn  ist  eine  Fabrik  oder  Werkstätte,  in  welcher  den  Anforderungen 
des  i:«')jrn\vartiLM  n  Paragraphen  nicht  nachgekommen  wird,  als  nicht  im  Ein> 
klang  mit  dem  ilauplgcsetz  betrieben  zn  erachten. 

§  11.  Vorschriften  betr.  die  schiedsgerichtlichen  Entscheidungen  in 
Angelegenheiten  von  Kettungsvorrichtungen  bei  Feuersgefahr. 

1.  Antnigc  auf  drund  des  §  7^;  des  Gesetzes  von  1891  zur  HerbeifQbrung 
einer  schicdsgei  ii  htlichcn  Entsclieiduiig  anläfälich  t  iner  Mitteilung  einer  Sanitäts- 
behörde oder  des  Londoner  Grafschaftsrates  sind  innerhalb  cincb  Munates  luch 
Entstehung  des  Streitfalls  su  stellen. 

2.  Wird  ein  derartiger  Streitfall  der  schiedsgerichtlicheo  Entscheidnng  an* 
heimgegeben,  so  ist  die  Ifitfeeilung  der  ämititsbehorde  oder  des  Rates  in  Ein- 
klang  mit  dem  schiedsgerichtlidien  ^rudie  surflcktusiehen,  abaiAndem  oder  m 
bestätigen. 

§  12.    Vertretung  der  Arbeiter  bei   der  schiedsgerichtlichen  Ent* 
Scheidung  Aber  Anordnungen  bezoglich  einxelner  Betriebs- 
ei n  r  i  c  ht  »n  ge  n. 

W^ird  eine  streitige  Angelegenheit  auf  Grund  des  §  8*)  des  Gesetzes  von 
1891  der  schiedsgerichtlichen  Entscheidung  anheimgegeben,  so  können  die  Schieds- 
richter oder  der  Schiedsmann  auf  Antrag  irgendwelcher  der  in  der  Beschlftigungs- 

schaftsbehArde  wenden,  in  deren  Zuständigkeitsbezirk  die  Fabrik  gelegen  ist. 
worauf  die  Cirafsclialtsbehöi  de  nach  Anhörung  des  Inhabers  eine  Verfügung  er- 
lassen kann,  wie  sie  ihr  nach  den  gesamten  Umstanden  des  Falles  btlhg  und  an- 
gemeaaen  erscheint. 

Die  AbsAtse  3  und  4  endlich  treffen  Bestimmungen  Ober  die  Beatreltiiiig  der 
in  Ausführung  des  Paragraphen  entstehenden  Kosten. 

*)  Vgl.  Anmerkung  «u  §  3,  Abs.  1  des  Ges. 

*)  Vgl.  Anmerkung  zu  §  2,  Ab^.  2  des  Ges. 

')  Vgl.  Anmerkung  /u  §  10,  Abs.  4. 

*)  Nach  Absatz  1  des  angetührten  Paragraphen  kann  der  Ober-Fabrikiaspcktor, 
wenn  der  Staatssekretär  bestätigt,  daft  seines  Erachtens  irgendwelche  Maachiw 
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art»  Uttf  welche  die  schiedsgerichtliche  Entscheidung  sich  bezieht,  tätigen  Arbeiter» 
gei^ebcnen  F;ülcs  gegen  Leistung  einer  Siclierh«'it,  welche  dm  Schiedsrichtern 
oder  dem  Schiedsmanne  zur  Hi  rkung  der  durch  den  Antrag  entstehenden  Kosten 
genOgcod  erscheint,  Jemanden  /ur  Vertretung  der  Arbeiter  oder  einer  Gattung 
vim  Urnen  in  dem  sdnedsgerichtlichen  Verfahren  bestimmen,  und  es  soll  die 
dcrgeslslt  besttmoate  PerMn  berechtigt  sein,  den  Verhandlnngen  des  Schieds* 
gerichtes  entweder  selbst  oder  durch  ihren  Anwalt  oder  Vertreter  in  dem  von 
den  Schiedsrichtern  oder  dem  Schiedsmaone  tu  bestimmenden  Umfange  und  in 
der  von  ihnen  zu  bestimmenden  Weise  anzuwohnen  und  an  ihnen  teilzunehmen, 
auch  soll  sie  bezit^licli  der  o\n:n  erwähnten  Kosten  ebenso  haftbar  sein,  alh  ob 
sie  im  schieilsgerichtlichen  Verfahren  Partei  waie. 

§  \  3.    Ausdehnung   des  §  82   des  Hauptgesetzes  aut   loilrsfälle  und 
Verletzungen,  welche  durch  N  i  c  h  t  be  folg  u  n  g  des  Gesetzes  oder  be- 
sonderer Vorschriften  verursacht  werden. 
Oer  f  82*)  des  HauptgesetzeSt  weldier  die  Leistung  von  Geldbulsen  an 
Personen  vorschreibt,  die  infolge  unterlassener  Schutzeinriehtui^ten  an  Maschinen 

oder  eine  Betriebsweisr-  oder  eine  besondere  Art  H.uid.irtieit,  weUhe  in  einer 
Fabnk  oder  Werkstatte  (mit  Ausnahme  einer  Hauswerkstattej  Anwendung  finden, 
entweder  aberhaupt  od«r  nur  Iftr  Frauen,  Kinder  oder  eine  andere  Persmien- 
Uaase  geflbrlich  oder  nachteilig  sind,  oder  dafs  die  Einrichtungen  ßkr  Zulassuni^ 
frischer  Luft  nicht  genügen,  oder  dafa  die  Menge  des  in  einer  Fabrik  oder 
Werkstätte  erzeugten  oder  eingeatmeten  Staubes  gesundheitsschädlich  ist,  dem 
Inhaber  der  Fabrik  oder  Werkstätte  schriftlich  entweder  besondere  Vorschriften 
vorschlagen  oder  die  Durchführung  besonderer  Mafsnahmcn  aufgeben,  wie  sie 
dem  Oberinspektor  thunlich  und  zur  Abhülfe  der  gerügten  Mifsstände  geeignet 
erscheinen.  Fflr  den  Fall,  dals  der  Inhaber  nicht  innerhalb  21  Tagen  nach 
Empfing  der  Mitteilung  den  Oberinspektor  schriftlich  benachrichtigt,  dafs  er  Ein* 
Spruch  erlicbe,  sollen  nach  Absats  2  die  Sondervorschriften  gelten  htw.  der  Auf- 
forderung nachgekommen  werden.  Beantragt  der  Inhaber  in  dem  erhobenen  Ein- 
spruch Abän«leruniren  der  Vorschriften  oder  der  AutTorderung,  so  kann  der 
Staatssekretär  diese  Abänderungen  nebst  eventuellen  ferneren  zwischen  ihm  und 
dem  Inhaber  zu  vereinbarenden  zugestehen,  worauf  die  Vorschriften  bczw.  die 
Aufibcderong  in  der  dergestalt  al^;einderten  Form  su  beobachten  sind.  (Absats  3). 
Werden  die  vom  Inhaber  vorgeschlagenen  AbSnderangen  vom  Staatssekrettr 
nicht  zugestanden,  so  gelangt  die  Sache  zur  schiedsgerichtlichen  Entscheidung, 
wobei  der  Tai;  (h  r  Zustellung  des  Einspruchs  an  den  Staatssekretär  als  Datum 
der  Anrufung  der  schiedsgerichtlichen  Entscheidung  gilt.  (Ab^^at/  4.)  Die  Zu- 
stellung der  schrittiichen  Mitteilungen  erfolgt  durch  die  Post.  (  Absatz  5».  Das 
schiedsgerichtliche  Verfahren  richtet  sich  nach  den  Bestimmungen  der  Anlage  1 
des  Gesetzes.  (Absatz  6.)  Durch  Privatabereinkunft  kann  Niemand  der  ErftÜlung 
von  Handlungen  aberhoben  werden,  welche  zur  Befolgung  der  Vorschriften  des 
gegenwärtigen  Paragraphen  erforderlich  shid,  und  ebensowenig  eine  Strafe  wegen 
deren  Erfüllung  verwirken. 

Der  angeführte  Paragraph  bestraft  den  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werk« 
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▼erteilt  werdes,  wird  muf  jede  Tötung  oder  Korperverletxang  oder  Geeundheili 

achidigung  ausgedehat,  welche  dadurch  entsteht,  dafs  der  Inhaber  einer  Fabrik 
oder  Wcrkstättp  irgend  welche  Vorschriften  der  Fabrikgesetze  oder  auf  Grund 
des  Gesetzes  von  1891  erlassene  besondere  Anordnungen  nicht  bclolgt  hat, 
Jedoch  soU  der  Inhaber  im  Falle  einer  Körperverletzung  auf  Grund  des  gegen- 
wirtigen  Paragraphen  nicht  hafttiar  gemacht  werden,  weoB  die  Yertetrang  nicht 
unmittelbar  durch  «fieae  Nichti»efolgttng  vemnacht  wturde. 

Vorschrlftea  Ober  die  BOTchiffUfunf  der  Arbeiter. 

f  14.    Beachrinkung  der  Ueberatunden-Arbeit 

1.  Jugendliche  Peraonen  dfirfen  auf  Grund  dea  |  53')  dea  Hauptgeaebea 

nicht  in  Ucbrrstunden  best  h.lftigt  werden. 

2.  Frauen  dürfen  auf  Grund  des  §  5:^ ')  des  Hauptgesetzes  nicht  an  mehr 
als  drei  Tmon  einer  Woche  oder  an  mehr  als  drcifsig  Tagen  in  zwölf  Monaten 
in  l 'eberstunden  beschäftigt  werden,  desgleichen  auf  Grund  des  %  56')  des 
Hauptgcsetxes  nicht  in  Ueberstunden  an  mehr  ala  sechzig  Tagen  in  zwölf 
Monaten,  und  treten  demgemlfa  in  S  53  an  Stdle  der  Worte  afttnf  Tage*  und 
.achtundviersig  Tage*  die  Worte  «drei  Tage*  und  »drei^g  Tage*  und  in  $  56 
an  Stelle  der  Worte  «sechsundnennzig  Tage*  die  Worte  .aechsig  Tage*. 


stitte,  wenn  jemand  aua  dem  Grunde,  daft  jener  unterlaaaen  hat,  geaetdich  vor- 
geschriebene Schutzvorrichtungen  an  Maachinen,  Kufen,  Pfannen  oder  sonstigen 
Anlagen  anzubringen,  getötet  oder  verletzt  wurde,  mit  einer  Gcldbufse  bis  zu 
hundert  l'lund,  die  nach  Befinden  des  Staatssekretärs  ganz  oder  teilweise  zum 
besten  der  beschädigten  Person  oder  ihrer  Familie  oder  anderweit  verwendet 
werden  kann.  War  jedoch  vor  Eintritt  der  Totuog  oder  Korpcrverietzung  gegen 
den  Inhaber  ein  erfolgloaea  Verfiihren  wegen  Nichtanbringena  der  oben  erwihnten 
Schutsvorrichtungen  eingeleitet  worden,  ao  kann  er  auf  Grund  dea  gegenwiitigen 
Paragraphen  nicht  b<  ti  ift  werden. 

't  Nach  §  53  dc>  Hauptgesetzes  dfirfen  ausnahmsweise  iii  u'-wi-s'  n  Fabriken 
und  Werkstatten  jugendliche  Personen  uml  Fr.iuen  während  i  im  i  um  6.  hczw  7, 
bezw.  B  Uhr  morgens  beginnenden  und  um  tt,  bezw.  9,  bezw.  lü  Uhr  abends 
auibOi enden  Zeit  beachlfUgt  werden,  unter  der  Vwanaaelaung ,  dafi  1.  den  be> 
zeichneten  Arbeiterfcat^rien  wihrend  dieaer  Zeit  mindeatena  swei  Stunden  zur 
Einnahme  der  Mahlzeiten  gelaaaen  werden,  wovon  */t  Stunde  nach  5  Uhr  abeada 
fallen  mula,  und  2.  sie  derart  nicht  an  mehr  ala  fAnf  Tagen  einer  Woche  oder 
als  48  Tagen  in  zwölf  Monaten  beschäftigt  werden. 

*)  Dieser  P.iragraph  gestattet ,  ausnahmsweise  in  gewissen  Fabriken  und 
Werkstätten,  deren  Betrieb  dem  Verderben  ausgesetzte  Gegenstände  betrifft, 
Frauen  von  6  bezw.  7  Uhr  norgena  bia  8  beiw.  9  Uhr  ebenda  zu  beachiftigen, 
wenn  ihnen  zur  Einnahme  der  Mahlzeiten  mindeatena  2  Stunden  gelaaaea  werden, 
wovon  Vt  Stunde  nach  5  Uhr  ebenda  fallen  mulä;  auch  dürfen  aie  dergcalalt 
nicht  an  mehr  als  fDnf  Tagen  einer  Woche  oder  ala  96  Tagen  in  12  Monalea 
beschlltigt  werden. 
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3.  Der  §  58 1)  des  Haupti,'esetzes  findet  vom  1.  Januar  des  Jahres  1897  ab 
lediglich  Anwendung  auf  jugendliche  Personen  mannlichen  Geächlecbts  von  vierzehn 
Jahren  an;  femer  soll  der  Staatndtretir  auf  Grund  des  9  63*)  dea  Hanpigeaetsea 
emichtigt  werden  sum  Erlane  und  zur  Aufhebung  von  Veiftgungen  betreffs  der 
Geaamt-Stundenzahl  der  BescbAftigung  in  jeder  Woche,  der  Artteitaseiten,  der 
Zwischenpausen  in  diesen  Zeiten  und  der  Bedingungen,  unter  denen  jugendliche 
Personen  nachts  beschäftigt  werden  dürfen, 

4.  Auf  Grund  des  §  58 des  Hauptgesetzes  dürfen  jugendliche  Personen 
nachts  in  den  in  Abschnitt  6  der  Anlage  3  «ics  Haiiptgesetzes  aufgeführten  Fa- 
briken mit  anderen  als  Nebenarbeiten  des  1  abrikbctncbcs,  wie  er  in  Abschnitt  1 
der  Anlage  4  jenes  Gesetzes  bezeichnet  ist,  nicht  bescliflftigt  werden. 

5.  Jttgendfiche  Personen  dürfen  auf  Grund  des  %  59*)  des  Kauptgesetzes 
nicht  Ober  zwölf  Stunden  hintereinander  beschäftigt  werden. 

6.  Der  §60*)  des  Hauptgeaetzes  findet  vom  1.  Januar  1897  an  lediglidi 


*)  Hiernach  dürfen  ausnahmsweise  jugendliche  Personen  männliclien  Ge- 
schlechts in  gewissen  Fabriken  und  WerksUittcn  nachts  unter  der  Voraussetzung 
beschäftigt  werden:  1.  dufs  ihre  Beschäftigung  nicht  über  zwölf  aufeinander- 
folgende  Stunden  dauert  und  zu  den  Stunden  anfingt  und  anfhOrt,  wdche  auf 
der  vorgeschriebenen  Bekanntmachung  angegeben  sind;  2.  dab  die  vorgeschrie- 
benen Mahlzeitpauaen  mit  den  fllr  die  einzelnen  Stunden  notwendigen  Ablnde> 
rangen  innegehalten  werden;  3.  dafs  die  genannten  Personen,  wenn  «ne  nachts 
beschftftigt  waren,  während  der  ihrer  Beschäftigungszeit  vorhergehenden  und  fol- 
genden zwölf  Stunden  nicht  beschäftigt  werden  dürfen;  t.  dafs  die  genannten 
Personen  in  je  zwei  Wochen  in  nicht  mehr  als  sechs  N.ichten  bezw.  in  Hoch- 
Ofen  und  Papiermühlen  sieben  Nächten  beschäftigt  werden.  Hierbei  tinden  die 
Vorschriften  betreffend  die  Beschäftigung  an  Sonnabenden,  sowie  die  Gewihrung 
von  adit  halben  bezw.  vier  ganzen  Feiertagen  an  jugendliche  Personen  keine 
Anwendung. 

^      *)  Der  I  63  ermächtigt  den  Staatssekretär,  wenn' er  der  Meinung  ist,  dalli 

behufs  Reinhaltung  oder  LOftung  in  Fabriken  besondere  Vorkehrungen  zum 
Schutze  der  fiesundh<  it  der  ausnahmsweise  länger  oder  nachts  beschäftigten 
Kinder,  jugendlichr n  Personen  und  Frauen  erlordirlich  sind,  die  Durchführung 
jener  Vorkclirungcn  als  Voraussetzung  der  ausnahmsweisen  Beschäftigung  der 
genmmten  Arbeiterklassen  zu  verf&gen  und  derartige  VerfOgungen  zurackzu- 
nehmen. 

*)  Der  genannte  Paragraph  gestattet,  jugendlidie  Personen  von  sechaehn 
Jahren  an  in  Drudeeroien,  in  welchen  in  nicht  mehr  als  zwei  Nflchtoi  einer 
Woche  Zeitungen  gedruckt  werden,  in  nicht  Aber  zwei  NAchten  wie  erwadisene 

Arbeiter  zu  beschäftigen. 

*)  Nach  diesem  Paragraphen  dürfen  jugendliche  Personen  männlichen  Ge- 
schlechts in  Glashütten  zu  den  daselbst  Üblichen  Stunden  beschäftigt  werden 
unter  der  Bedingung,  dafs  1.  die  Gesamtstundenzahl  Ihrer  Beschäftigung  in  je 
einer  Woche  sechzig  nicht  abersteigt;  2.  dais  ihre  Beschlftigung  vier  Schichten 
von  je  vierzehn  Stundoi,  bezw.  flDnf  Schichten  von  je  zwOlf  Stunden,  bezw« 


656 


Gesetzgebung:  Gro&britannieii. 


Anwendung  auf  jugendlidie  Personen  minnlichen  Geschlechts  von  vienehn  Jxlirea 
oad  darüber»  dcagleiehen  soll  «nf  Grund  des  gegenwirtigea  PwagFsphea  ueanl 
an  SonnUigen  beachlAigt  werden  dOrfen. 

*  7.  An  Stelle  der  Ziffer  4  des  f  60  tritt  folgende  Bestimmui^; 
,4.  Dafs  derarti!c:c  Jugendliebe  Personen  nicht  Aber  fQnf  Stunden  hinterm« 
ander  ohne  eine  Zwischenpause  von  mindestens  «ser  halben  Stunde  zw  Ca* 

Dahme  der  Mahl/<;it< n  besirhaflij^t  werden." 

tt.  Keineaialb  darf  auf  Grund  der  Fabrikgcsctze  an  Sunnabendcn  in  Uebe^ 
Stunden  geari>eittf  werden,  oder  an  einem  als  halber  Feiertag  an  SteOc  des 
Sonnabends  getietenen  Tage,  jedoch  soll  die  Arbeit  gemifo  §  50*)  des  Hupl> 
gesetses  nicht  ab  Ueberstundenarbeit  gelten. 

§  15.    Obligatorische  Führung   von  Listen   der   in   gewissen  Werk« 

Stätten  beschilft  igten  Kinder  etc. 

Der  §  77     des  Hauptgescues,  welcher  die  Führung  von  Listen  der  Kinder 

secba  Schichten  von  je  lehn  Stunden  oder  eine  höhere  Schichtenzahl  mit  je  eiacr 
geringeren  Stundenzahl  in  einer  Woche  nicht  ttberacbrdtet,  wobei  die  Schicto' 
zahl  nicht  mehr  als  neos  betragen  darf;  3.  da&  bei  ihrer  Beadiiftiganc  ia 
Schichten  zwischen  den  Arbeitsschichten  eine  je  eine  dieser  gleichkommende  Riibe> 

pause  h'  vt,  und  4.  dafo  — -  soweit  anp;änp:ig  —  ihnen  wihrend  jeder  Arbeit« 
Schicht  die  Mahlzcitpauscn  gewährt  werden,  die  gesetzlich  in  Nichfe>Textiüabhkai 
und  Werkstätten  zu  i^ew.ihren  sind. 

*)  Dem  jüdischen  Inhaber  einer  Fabrik  oder  WericsUltte  wird  durch  den  ö- 
gefOhrten  Paragraphen  gestattet,  Sonnabends  jugendliche  Peraonen  und  Fraoci 
von  Sonnenuntergang  bb  9  Uhr  abends  za  beadilftigen,  wenn  die  Fabrilc  oder 
Wericstitte  bb  Sonnenuntergang  geschlossea  bleibt,  femer  an  jedem  ssdots 
WodtnUBgit  mit  Ausnahme  des  Sonntags  die  genamrten  Arbeiterkategorien  (be 
Stunde  länger  als  zur  gesetzlich  zulässigen  Stundenzahl  ZU  beschiftigen,  wenn  die 
Fabrik  oder  Werkstättr  Sonnabends  vor  und  nach  Sonnenuntergang  peschlo55fr. 
bleibt,  wobei  die  Zusatzstiinde  entweder  zu  Beginn  oder  zu  Ende  der  fc>cti- 
liehen  Arbeitszeit  angefügt  werden  mufs  und  nicht  vor  6  Uhr  morgens  oder  a^ch 
9  Uhr  abends  fallen  darf,  und  endlich,  wenn  sämtliche  von  ihm  beschiftigten 
Kinder,  jugendlichen  Personen  und  Frauen  jüdischer  Religion  sind  and  «fies  ia 
der  gesetziich  in  der  Fabrik  oder  Weikstttte  anzubringenden  B^anntamdMOf 
bemerkt  ist,  ihnen  an  Stelle  des  Weihnachtstages  und  Cbarfireitags  zwei  andere 
Feiertage  nach  Mafsgabe  des  Gesetzes,  betreffend  die  Ausdehnun.tr  der  Bankfcicr- 
tage  zu  gewähren,  wobei  ie<Io(b  die  betreffende  Fabrik  oder  Werkstätte  ä 
Weihnachtsfeiertacr  und  <  harfreitag  dem  Verkehr  nicht  gcOffnet  sein  darf. 

')  Der  Paragraph  bestimmt,  dafs  Inhaber  von  Fabriken  und  Werkstitten,  u> 
denen  gesetzlich  Kinder  oder  jugendliche  Personen  unter  secluebn  Jahren  ohse 
Tauglichkeitszeugnb  nicht  beschaitigt  werden  dOrfen,  bei  Geldstrafe  bb  au  40ScU1Kb& 
Uatender  beschiftigten  Kinder  und  jugendlichen  Peraonen  unter  Angabe  ibtr 
BeachlfUgung  und  sonstiger  vom  Gesetz  vorgeschriebener  Sudheiten  zu  Hihres 
•und  Auszflge  daraua  dem  Inspektor  auf  dessen  Verlangen  einzusenden  habca 
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und  Jugendliclien  PerMnen  vorachreibt,  findet  auf  aUe  unter  §  53^  de«  Haupt- 
geaetses  fallende  Werkstitten  Anwendung. 

(  16.    Beschränkung   der  Bcschuftigung   in   und  aufser  der  Fabrik 
oder  WerkstAtte  an  demselben  Tage. 

1.  Kinder  dfirfen,  abgesehen  von  ihrer  sulissigen  Arbeitszeit,  im  Betriebe 
einer  Fabrik  oder  Weritstfttte  aufseriialb  derselben  an  einem  Tage,  an  welchem 
sie  in  der  Fabrik  oder  Werfcstfltia  thttig  sind,  nicht  beschsftigt  werden. 

2.  Jugcn«Jliclic  Personen  oder  Frauen  ddrfcn,  abgesehen  von  ihrer  zulässigen 
Arhrit5zcit,  im  Betriebe  einei  Fabrik  oder  Werkst.ittc  aufseriialb  de^^elben  an 
einem  Tage,  an  welchem  sie  sowohl  vor  als  nach  der  Mittagsstunde  in  der  Fabrik 
oder  Werkstättc  thätig  sind,  nicht  beschäftigt  werden. 

3.  Im  Sinne  des  gegenwärtigen  Paragraphen  sollen  Kinder,  jugendliche  Per> 
sonen  oder  Frauen,  an  oder  Ar  welche  Arbeit  vergeben  wird,  oder  denen  ge- 
stattet wird,  Arbeit  mitzunehmen,  um  au&erhalb  der  Fabrik  oder  Werkatitte 
von  ihnen  verrichtet  zu  werden,  an  dem  Tage  als  aufserhalb  der  Fabrik  oder 
Werkstättc  beschäftigt  gelten,  an  wddiem  die  Arbeit  veigeben  oder  mitge> 
nommcn  wurde. 

4.  Werden  jugendliche  Personen  oder  Frauen  von  demselben  Untcrnoluucr 
an  demselben  Tage  sowohl  in  einer  Fabrik  oder  Werfcstitte  als  in  einem  Laden 
beschiftigt,  so  darf  die  gesamte  BeschAftigungszeit  dieser  jugendliehen  Personen- 
oder Frauen  die  von  den  Fabrikgesetsen  fbr  ihre  BeschifUgung  in  der  Fabrik 
oder  WerkstAtte  gestattete  Stundenzahl  nicht  flberschreiten. 

5.  Das  Hauptgesetz  find«  t  auf  Kinder,  jugendliche  Personen  oder  Frauen, 
die  dem  gegenwärtigen  Paragraphen  zuwider  beschäftigt  werden,  in  derselben 
Weise  Anwendung,  als  seien  sie  jenem  Gesetze  entgegen  beschäftigt. 

6.  Wird  dem  Staatssekretär  Qberzeugend  nachgewiesen,  dsfs  die  Gepflogen- 
heiten  oder  Bedarfnisse  des  in  einer  Gattung  von  Fabriken  oder  Werkstätten 
oder  deren  Teilen  betriebenen  Gewerbes  entweder  allgemein  oder  an  riniHnm 
Orten  die  Ausnahme  dieses  Gewerbes  von  der  Geltung  des  gegenwärtigen  Para- 
graphen erheischen,  so  kann  er  der  fraglichen  Gattuni::  von  Fabriken  oder  Werk- 
stätten oder  deren  Teilen  die  erforderlichen  Ausnahmen  gewahren. 

Peleftnge» 

§  17.    Tage,  welche  in  England  und  Wales  als  Feiertage  zu 

beobachten  sind. 

Vorbehaltlich  und  mangels  der  nach  dem  Hauptgesetz  und  dem  Gesetze  von 
1891  anzubringenden  und  einzureichenden  Bekanntmachungen,  Welche  an  Stelle 
eines  der  nachstehend  genannten  Feiertage  einen  andern  Feiertag  oder  zwei 
halbe  Feiertage  treten  lassen,  sollen  als  in  Fabriken  und  Werkstitten  in  England 


Diese  Veipfflichtung  zur  FOhrung  von  Listen  kann  vom  Staatssekretär  auch  auf 
andere  ab  die  oben  genannten  Fabriken  und  WerkstAtten  ausgedehnt  werden. 
*)  Vgl.  Anmerkung  zu  ^  14,  Abs.  1  des  Gesetzes. 
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and  Wales  zu  beobMhtende  Feiertage  femftls  Ziffer  1  und  2^>  des  |  22  de» 
HauptseseUes  gelten:  der  ganze  Weihnachtatag  und  der  Cliarfrntag  aewie  jeder 

Bankfeiertag,  und  ist  es  nicht  erforderlich»  in  der  Fabrik  oder  Wcricstätte  eiae 
Bekanntmachung  der  zu  beobachtenden  Feiertage  oder  halben  Feiertage  aoztt* 
bringen,  oder  eine  Abschrift  dieser  Bekanntmachung  dem  Fabrtkinspektor  des 
Bezirks  einzusenden. 

Unfälle. 

§  18.    Dil  .Meldung  der  Unf.ille. 

An  Stelle  des  §  31')  des  Hauptgesetzcs  tritt  der  folgende  Paragraph; 

1.  Ereignet  sich  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  ein  Unfall,  wodurch 

a)  eine  in  der  Fabrik  oder  Werkstättc  beschäftigte  Person  ihr  Leben  etn- 
bolst,  oder 

b)  einer  in  der  Fabrik  oder  Weriutitte  bescbiftigten  Penon  eine  derutige 
Körperverletzung  zugeftgt  wird,  daft  sie  verlundert  ist»  an  einem  der  den 
Ereignen  des  Unfalles  folgenden  drei  Arbeitstage  während  fünf  Stnaden 

in  ihrer  gewohnton  Beschäftigung  thäticr  zu  sein, 
so  ist  unverzOgUch  hiervon  dem  Fabrikinspektor  des  Bezirks  schriftliche  Heldaiti 

zu  erstatten. 

2.  Hat  der  Unfall  Lcbcnsveriust  im  Gefolge,  oder  ist  er  veranlafst  durch 
mit  Dampf,  Wasser  oder  andere  mechanische  Kraft  betriebene  Maschinen,  oder 
durch  eine  mit  heifaer  FlOasigkeit  oder  geschmolzenem  HetaU  oder  einer  aadera 
Substanz  geflUlten  Kufe»  Pfanne  oder  anderen  Vorrichtung»  oder  durch  Explosioa 
oder  Entweichen  von  Gas,  Dampfen  oder  Metall»  so  ist,  falls  nicht  nach  $  ti 
der  Explosiven  Act  von  1875  —  38  und  39  Vict  c.  17  —  Meldung  so  da 
Regicrungsinspektor  erstattet  werden  mufs,  unyerzQglich  hiervon  dem  Amtswaad* 
arzt  des  Bezirks  Meldung  zu  machen. 

3.  Die  Meldung  soll  enthalten  den  Wohnort  der  getöteten  oder  verletztes 
Person,  sowie  den  Ort,  nach  welchem  sie  geschafft  wurde. 

4.  Wird  eine  auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  zu  erstattende 


Nach  den  angctulirtcn  ZiiYern  des  §  22  müsi>cn  Inhaber  von  Fabrikca 
oder  Wericstfltten  —  voriiehaltlich  der  gesetzlich  zugekosenen  Ausnahmen  — 
sftmtlichen  in  ihren  Fabriken  oder  Werkstätten  beschftfkigten  Kindern,  jugend» 
liehen  Peraonen  und  Frauen  1.  als  Feiertag  den  ganzen  Weihnachtstag  und  ent- 
weder den  ganzen  Charfreitag  oder,  weim  dies  in  der  in  der  Fabrik  oder  Werk- 
StStte  anzubringenden  Bekanntmachung  seitens  des  Inhabers  so  angegeben ,  den 
ganzen  n.ii  listen  öffentlichen  Feiertag  und  2.  alljährlich  acht  halbe  Feiertage  ge- 
statten,   wobei  jedoch  .in  Stelle  zweier  halber  FeiertaL-e  ein  ganzer  treten  kann. 

Der  erecLztc  §  31  forderte  Meldung  einer  UufallverlcLzung  an  Fabnk- 
inspektor  und  Amts-Wuodaixt  abweichend  von  dem  neuen  Paragraphen,  wenn 
die  verletzte  Penon  48  Stunden  nach  erlittenem  Unfall  verhindert  war»  ilue 
Art>eit  wieder  aufzunehmen,  und  an  den  Inspektor  auch  nur  unter  der  in  Ab* 
Satz  2  des  neuen  Paragraphen  angegebenen  Voraussetzung  der  Meldung  an  dea 
Amts-Wundant   AuCMrdem  fehlte  der  froheren  Fassung  der  neue  Absatz  6. 
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Meldung  eines  Unialb  in  einer  Fabrik  oder  Werkstittte  nicht  erstattet,  ao  unter- 
liegt  der  Inhaber  der  Falwik  oder  WerkstBtte  einer  Geldstrafe  bia  zu  fünf  Pfund. 

5.  Trifft  ein  unter  diesen  Paragraphen  gehArender  Unfall  eine  Person,  die 
in  einem  Eisenhammer  oder  Hochofen,  oder  einer  anderen  Fabrik  oder  Werk- 
stätte beschäftigt  wird,  in  welcher  der  Inhaber  nicht  der  eigentliche  Arbeitgeber 
der  getöteten  oder  verletzten  Person  ist,  so  hat  der  eigentliche  Arbeitgeber  den 
Unfall  Bofort  dem  Inliaber  su  melden  und  unterli^  im  Falle  der  Unterlaasnng 
einer  GddatraCe  bis  au  fhnf  Pfund. 

6.  Der  gegenwärtige  Paragraph  findet  auch  auf  Wericstitten  Anwendung,  in 
denen  der  Betrieb  ohne  Beschlftigung  von  Kindern,  jugendlichen  Personen  oder 
Frauen  stattfindet. 

§  19.  Die  Voruntersuchung  des  Coroners. 

Hat  mdi  der  Tod  eines  Menschen  durch  Unfall  in  einer  Fabrik  oder  Werk- 
stitte ereignet,  ao  soll  der  Coroner.  wenn  nicht  ein  Fabrikinspditor  oder  ein 

Vertreter  des  Staatssekretärs  zur  Ueberwachung  des  Verfahrens  zur  Stelle  ist, 
die  Untersuchung  aufschieben  und  mindestens  vier  Tape  vor  Abhaltiins^  der  ver- 
schobenen Untersuchung  dem  Fabrikinspektor  Zeit  und  Ort  der  Abhaltung  der 
verschobenen  Untersuchung  schriftlich  melden. 

Hat  jedoch  der  Unfall  den  Tod  nur  eines  Menschen  ▼eranlaast,  und  hat  der 
Coroner  dem  Inspektor  Zeit  und  Ort  der  Untersuchung  zu  einer  Zeit  gemeldet, 
nach  welcher  die  Meldung  den  Inspektor  in  mindestens  vierundzwansig  Stunden 
vor  Abhaltung  der  Unt« f-iirlning  erreicht,  so  soll  er  nicht  gehalten  sein,  nach 
Vorschrift  des  gegen wiirtiu'cti  1 'arat^raphen  diese  zu  verschieben,  wenn  die  Mehr- 
heit der  Jury  einen  solchen  Aufschub  nicht  für  nOtig  erachtet. 

f  20.  Fflhrung  von  Listen  Ober  die  UnfAlle. 

1.  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  hat  eine  Liste  der  Unfälle 
zu  liilircn,  und  in  diese  jeden  in  der  Fabrik  oder  Werkstatt'-  sich  t  reignciiden 
Unfall  einzutragen,  dessen  Meldung  von  den  Fabrikgesetzen  iniu  rlialb  einer  Woche 
nach  Ereignen  desselben  gefordert  wird ,  und  mufs  diese  Liste  jederzeit  dem 
Fabrikinspektor  und  dem  Amtswundarzt  des  Bezirkes  behufs  Einsichtnahme  zur 
Verfügung  stehen. 

2.  Versiumt  ein  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstitte,  den  Vorschriften  des 

gegenw.lrtigen  Paragraphen  nachzukommen,  so  unterliegt  er  im  summarischen 
Verfahren  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Pfund. 

§  21.  Ermlchtigung  zur  Anordnung  formlicher  Untersuchungen. 

1.  Erachtet  der  Staatssekretär  eine  formliche  Untersuchung  eines  in  einer 
Fabrik  oder  Werkstätte  sich  ereignenden  Unfalb  und  seiner  Ursachen  und  näheren 
Umstände  fOr  geraten,  so  kann  er  die  Vornahme  einer  solchen  TTntcrsuchunp 
anordnen,  und  es  haben  f&r  diese  alsdann  die  Vorschriften  der  ^  45  und  46^) 

Nach  §  45  des  angeführten  Gesetzes  kann  der  Staatssekretär  eine  förm- 
liche Untersuchung  einer  Explosion  oder  eines  Unfalls  und  seiner  Ursachen  und 
Einzelheiten  anordnen,  wobei  er  1.  eine  sachkundige  Person  zur  Abhaltung  der 
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der  .Gm]  Miiiei  Regnletion  Act,  1687  ~  50  und  51  VicL  c  58  ~  zu  gdtec, 
mit  der  Ausoahnic,  dafs  Verweisungen  auf  diese  Akte  im  genannten  |  45  ik 

Verweis  II  nt»rn  auf  ilic  Fabrikgesctze  zu  verstehen  sind. 

2.  Der  gegenwärtige  Paragraph  findet  auch  Anwendung  aul'  Werkstätten,  ia 

Untersuchung  und  eine  oder  mehrere  Pmmen  ndt  Geaeties-  oder  twhniwiift 
Kenntninen  als  Beisitzer  ernennen  kann.  2.  Diese  im  Gesetse  als  Behörde  bemck> 
nete  Person  oder  Personen  s<rflen  in  Öffentlicher  Sitzung  tagen  and  die  Uatn»  | 
suchung  dergestalt  betreiben,  wie  es  ihnen  zur  Ermittelung  der  Urmcbea  nod 
EinzcIhL'iten  der  Explosion  »der  des  Unfalls  und  behufs  Erstattung  des  aach- 
stelund  «  rwälintrn  Bcriclites  am  pcritjnctsten  erscheint.     Zu   diesem  Rehufe  hat 
die  Bchrtr'lc    all«-  d  walte  n    einer  Rrli^irfif  mit  si:iniii.»ris( iier  Gcncht-^bark*-!' 
wenn  sie  Mitteilungen  über  Vergehen  wider  das  gegenwärtige  Gesetz  entgegen- 
nimmt, sowie  alle  von  diesem  Gesetze  einem  Inspektor  erteilten  VoUm'ichtn  . 
und  außerdem  das  Recht,  n)  alle  Orte  oder  Gebinde  so  betreten,  deren  Belnlai  ! 
oder  Besichtigung  der  Behörde  f&r  den  oben  erwihnten  Zweck  erfmdcffidi 
erscheint,  b)  durch  von  ibr  unterzeichnete  Ladni^en  das  Erscheinen  aller  PtT' 
sonen  anzuordnen,   deren  Vorladung   und  Befragung  ihr  notwendig  crscheincfl, 
sowie  Auskünfte  oiler  Berichte  Qber  bestimmte  Punkte  zu  fordern,   c)  die  Vo^  | 
legung  all«  r  Hflchtr,  Papiere  und  Dokumente  zu  verlangen,   weiclie  ihr  zu  dem 
erwähnten  Zwecke  wichtig  erscheinen  und  d)   einen  Eid  aulzucrlegen  und  roa  | 
einer  vernommenen  Person  zu  verlangen,  eine  Bestätigung   der  Wahrbeil  ihitr 
bei  der  Vernehmung  gemachten  Aussagen  zu  geben  und  zu  unterzeichnen.  4.  Pc^ 
sonen,  die  als  Zeugen  vor  die  Behörde  geladen  werden,  sollen  za  densdbca  j 
Gebohren  berechtigt  sein,  wie  die  vor  einem  Court  of  Record  ab  Zeogeo  gd>' 
denen  Personen;  t-ntsteht  Ober  den  Betrag  der  GebQhrcn  Streit,  so  ist  die  Ent- 
scheidung   hierüber   einem    Rat    eines    der  (^l)ergerichte  Ihrer  Majestät  .nnhfnn- 
zugeben.     5.  Ferner    hat  die  Behörde    dem  Staatssekretär  Bericht   Ober  dir  l'r- 
sachen  der  Explosion  oder  des  Unfalles  und  seine  Einzelheiten  zu  erstittcn  unter 
Beifügung  ihm  angebracht  erscheinender  Bemerkungen.    6.  Alle  durch  die  Ullfecr> 
Sttchnng  entstehenden  Kosten  sind  als  Teil  der  Ausgaben  des  Stsatneknii» 
zur  Ausführung  des  gegenwärtigen  Gesetzes  zu  erachten.    7.  Schiieftlicb  nolcr- 
liegt,  wer  ohne  von  ihm  zu  beweisenden  stichhaltigen  Grund  entweder  venioat, 
nachdem   er   die   ihm   eventuell   zustehenden  flebQhren   edialteo,  einer  Ladung 
oder  AutVorderung  der  eine  Untersuchung  auf  Crund  des  gegenwärtigen  Para- 
graphen betreibenden  Behörde  nachzukommen,  oder  der  Behörde  an  der  Erfüllung 
ihrer  Auff;abe    hinderlich  ist,    für  jedes   derartige  Vergehen  einer  Geldstrafe  bo 
zu  zehn  Pfund,   desgleichen   wer  versäumt,   der  Aufforderung   zur  Anfcrtigtt>8 
eines  Berichtes  oder  Voriegung  eines  Dokumentes  Folge  zu  leisten,  einer  Gdd* 
strafe  bis  zu  zehn  Pfiind  f&r  jeden  Tag  der  Sftnmniss. 

§  46  ermAchtigt  ferner  den  Staatsaekretir,  Speiialberichte  eines  isspeUois 
oder  Berichte  einer  Behörde,  die  auf  Grund  des  gq^nwärtigen  Teils  des  Gc 
setzcs  erstattet  sind,  in  der  ihm  geeignet  erscheinenden  Weise  und  Zeit  ver- 
öffentlichen SU  lassen. 
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denen  der  Betrieb  ohne  Beschäftigung  von  Kindern,  jugendUchen  Personen  oder 
Frauen  statttindet. 

8ondtr«Bc»Hiniimngen  nad  -Anordnnngwi  Aber  eiaseliw  gvmtVüiolbm 

VerbältnlMe. 

Wascbanttalten. 

f  22.   Anwendung  der  Fabrikgesetze  auf  Waschanstalten. 

1,  Auf  geweibsmiisig  oder  zu  Gewinnzwecken  betriebene  Waschanstalten 
finden  folgende  Vorschriften  Anwendung. 

I.  Die  Beschiftigungszeit  auascbliebUch  Mahlzet^usen  und  Abwesenheit 

von  der  Arbeit  darf  mcht  übcrstciptn :  für  Kinder  zehn  Stunden,  fOr 
jugendliche  rcrsonen  zwölf  Stunden ,  für  Frauen  vierzehn  Stunden  inner- 
halb aufeinanderfolgender  vicrundzwanzig  Stunden,  und  ferner  nicht  eine 
Gesamtdauer  für  Kinder  von  dreifsig  Stunden,  für  jugendlichi^  Personen 
und  Frauen  von  sechzig  Stunden  innerhalb  einer  Woche,  aufser  den  für 
Frauen  gestatteten  Ueberstunden. 

II.  Kinder  oder  jugendliche  Personen  oder  Frauen  dOrfen  ohne  eine  Zwischen- 
pause von  mindestens  einer  halben  Stunde  ttr  die  Einnahme  der  Mahlzdt 
nicht  mehr  als  fünf  Stunden  hintereinander  beschäftigt  werden. 

III.  In   Waschanstalten    beschäftigten    Kindern,   jugendlichen   Personen  und 
•  Frauen  sind  dieselben  Feiertage  zu  gewähren,  wie  sie  in  Fabirkcn  und 

Werkstätten  beschäftigten  Kindern ,  jugendlichen  Personen  und  Frauen 
auf  Grund  der  Fabrikgesetze  von  IB78  bis  1B95  gewährt  sind. 

IV.  Hinsichtlich  der  sanitflren  Vorschriften,  der  Un&llverhfltung,  der  Unfidl- 
Meldepflichtf  des  Anbiingens  von  Bekanntmachungen  und  Auszogen  und 
der  in  solchen  Bekanntmachungen  aufzuftihrenden  Punkte  (soweit  sie  auf 
Waschanstalten  zutreffen),  ferner  der  Inhaberschaft  einer  Fabrik  oder  Werk» 
Stätte,  der  Vollmachten  des  Inspektors,  der  Geldstrafen  und  des  gericht» 
liehen  Verfahrens  bei  Vergehen  gegen  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen 
Paragraphen,  sowie  des  Unterrichtes  von  Kindern  finden  die  Fabrikgesetze 
dergestalt  Anwendung,  dass  jede  Waschanstalt,  in  welcher  Dampf,  Wasser 
oder  andere  mechanische  Kraft  zum  Waschbetriebe  benutzt  wird,  als 
Fabrik  und  Jede  andere  Waschanstalt  ab  Werfcstfltte  gilt,  und  Jeder 
Inhaber  euier  Waschanstalt  als  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werfcstitte 
betrachtet  wird. 

V.  Die  in  jeder  Waschanstalt  anzubringende  Bekanntmachung  hat  die  Be-, 

schäfligungszeit   und  die  Mahlzcitpausen  anzugeben,   lioch   krmnen  diese 
Zeiten  \  or  Beginn  der  Beschaltii;nng  jeden  Tag  geändert  werden. 
VI.  Die  Paragraphen  17  und  l&^j  des  Gesetzes  von  IU91   hndcn  auf  Wosch- 


Nach  §  1"  des  Gesetzes  von  1891  darf  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder 
Werkstätte  wissentlich  nicht  zulassen,  dafs  daselbst  eine  Frau  innerlialb  4  Wochen 
nach  ihrer  Niederkunft  beschlftigt  wird.  Femer  verbietet  §  18,  Kinder  unter 
1 1  Jahren  vom  1.  Januar  1893  ab  in  dner  Fabrik  oder  Werkstfltte  zu  bcschiftigen. 
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■artaltea  in  der  glsielMni  Weiae  ABwenduDt  wie  aaf  FiMken  und  Weifc- 
stitten.  « 

2.  In  jeder  mit  Dampf,  Waaaer  oder  anderer  mechaniadier  Kraft  betriebenen 

Waschanstalt 

a)  ist  ein  Ventilator  oder  eine  andere  entsprechend  pestaltetc  Vorrichtuni: 
behufs  RcguliriinK  <i<  r  Tcmpcraliir  in  jcdi^m  Plättrauni  und  behufs  Ab- 
fOhrung  der  Däoiplc  in  jedem  Waschraum  zu  beschatTen,  zu  unteriialtea 
md  sn  benutzen; 

b)  sind  aUe  Oefen  tum  Erfaitsen  der  PUtteiaen  gehörig  vom  jedem  Pllttraam 
getondeit  lu  halten  und  dttrfen  Gasofen,  die  iifendwie  achldliche  DOntte 

ausströmen,  nicht  benutzt  werden; 
Cl  müssen  die  FulMxjiitn  in  gutem    Zustande  erhalten   werden   und  derart 
mit  Abzügen  vers<  heii  sein,  dafs  das  Wasser  ungehindert  abflicsscn  kann. 
Eine  Waschanstalt,  in  welcher  diesen  Vorr«chriften  entgegengehandelt  wird» 
ist  als  eine  nicht  im  Einklang  mit  dem  Hauptgesetze  betriebene  FabrQi  in 
erachten. 

3.  Der  gegenwirtig«  Paragrapb  findet  in  keiner  aeiner  Vorachriften  An- 
wendung auf  Waacbanstalten,  in  welchen  die  bcschiftigten  Personen  lediglich  sind 

a)  Insassen  eines  Gt- fiinfinisses,  einer  Bc^serungs-  oder  Zwangserriehungs- 
Anstdt,  oder  rin'-s  anderen  Institute,  wr Irhes  zur  Zeit  der  Inspektion  auf 
Grund  cinttj  andtrtn  Gcsei/es  als  der  i- aLnkgcsctzc  unlcrbtcht;  oder 

b)  Inaassen  einer  lediglich  Ar  religiöse  und  WoMthltigkeitsxwecke  betriebenen 
Anstalt;  oder 

c)  in  der  Anstalt  wohnende  IfitgUeder  derselben  Familie 

oder  in  denen  nicht  mehr  ala  zwei  anderwirta  wohnende  Personen  beschlf^ 

werden 

4  In  Wa'-i  hanstalten  beschäftigte  Frauen  dürfen  vorbehaltlich  folgender  Be> 
dingungen  in  Uebcrstundcn  arbeiten: 

a)  Ea  darf  keine  Frau  taglich  Aber  vieisehn  Stunden  ariieiten« 

b)  Die  täglichen  Ueberstunden  dOrfen  zwei  nicht  aberschreiten. 

c)  In  Ueberstunden  darf  nur  gearbeitet  werden  an  nidtt  ober  drti  Tagen  einer 
Woche  oder  an  nicht  über  dreifsig  Tagen  eines  Jahres. 

d)  Es  sind  zu  beobachten  die  Bestimmungen  des  §  66')  des  Hauptgesetzes, 
sciwie  des  §  14*)  des  Gesetzes  von  1891  bezüglich  der  Bekanntmachungen 
bczw.  Meldungen. 

Jedoch  soll  ein  Kind,  dafs  zur  Zeit  des  Inkrafttretens  dieser  Bestimmung  vor- 
schriftsmftfsig  nach  dem  Hauptgesetz  oder  einem  sonstigen  die  Besclilfi%ang  von 

Kindern  betreffenden  Gesetz  beschäftigt  wird,  dieser  Anordnung  nicht  unterstehen. 

Der  Para^Taph  66  des  Haupttresetzes  giebt  Fabriken-  und  Werkst.Uten- 
niii.ibern  aul  ,  die  sich  die  gesetzlichen  Ausnahmen  zunutze  machen  wollen  be- 
züglich der  Bcächaltigung  von  Kindern,  jugendlichen  Personen  und  Frauen,  einem 
Inspektor  mindestens  7  Tage  vor  Bnflkhning  dieser  Auanahmen  besOgL  Andge  an 
machen  nnd  diese  wAhrend  der  Geltung  der  Ausnahaw  in  der  Belriehaatilleattan- 
hingen;  femer  fordert  derselbe  Pangrapk,  bestimmte  Einaelheitea  beffOgKch  der 
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Doekt  cte. 

f  33.    Ausdehnung  verschiedener  Vorschriften  der  Fabrikgesetse 

auf  Docks  etc. 

I.  Folgende  Vorschriften,  nindich 

I.  Paragraph  82*)  des  Hauptgesetzes. 

II.  die  Vorschriften  der  Fabrikgcsctzt-  htvilglich  der  Unfälle'), 

III.  Paragraph  68^)  des  Hauptgesetzes  betr.  die  Vollmachten  der  Fabrik- 
inspektoren. 

IV.  Paragraph  8  bis  12*}  des  Gcaelzes  von  1891  betr.  die  Sondervorschriftea 
für  geOhrUche  Beachlftigttngen, 

ausnahmswcisen  Beschäftigunfr  der  angegebenen  Arbeiterkategorien  in  die  besonders 
vorgeschriebenen  Listen  einzutragen  und  einem  Fabrikinspektor  zu  melden. 

Im  Anscbluss  hieran  verordnet  §  14  des  Gesetzes  von  1891,  I.  dafs  die 
oben  erforderte  Meldung  bezOgUch  der  Beschflfkigung  von  Kindern,  jugendlichen 
Peraonen  und  Frauen  auf  Grund  einer  die  Ueberstnndenarbeit  betreffenden  Aus> 
nähme  dem  Fabrikinspektor  nicht  spAter  als  8  Uhr  Abends  an  dem  Tage,  an 
welchem  die  genannten  Personen  auf  Grund  der  Ausnahme  bcschSftigt  werden, 
zu  erstatten  ist.  Sodann  hat  2.  der  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte,  wo  nach 
Vorstehendem  eine  Eintragung  oder  Meldung  bezüglich  der  Uebcrstundcnarbeit 
ZU  machen  ist,  eine  die  vorgeschriebenen  Einzelheiten  der  BcschAltigung  cnt> 
haltende  Bekanntmachung  wihrend  der  voigeschriebenen  Zeit  in  der  Fabrik  oder 
Weikatltte  anbringen  zu  lassen,  und  unteriiegt  er  im  Falle  des  Zuwiderhandelns 
im  summarischen  Verfahren  einer  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund. 

')  Vgl.  Anmerkung  zu  §  13  des  Gesetze«. 

»)  S.  §§  1R— 21. 

"*)  Vgl.  Anmerkung  zu  §  45  d.  Gesetzes. 

*)  Im  Anscbluss  an  §  8  (vgl.  Anmerkung  zu  §  12  des  gegenwartigen 
Gesetzes)  des  Gesetzes  von  1891  bestraft  der  folgende  §  9,  Abs.  1  die  Nicht- 
befolgung  beiw.  Nichtausflkhrang  der  voigeschriebenen  Sonder^Mafsnahmen  seitens 
einer  zu  ihrer  Befolgung  verpflichteten  Person  im  summarischen  Verfahren  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zu  2  Pfund,  desgleichen  den  Inhaber  einer  Fabrik  oder 
Werkstättc  mit  einer  Strafe  bis  /u  10  Pfund,  wmn  <r  nirht  bewri^t,  dafs  er 
sein  Möglichstes  gethan,  den  Mafsnahmen  durch  Bekanntmachung  und  Durch- 
fahrung  Geltung  zu  schaflen.  Nach  Absatz  2  desselben  Paragraphen  soll  eine 
Fabrik  oder  Werkstltte,  in  welcher  den  Anordnungen,  die  auf  Grund  des  Gesetzes 
erlassen  sind,  zuwideigehsndelt  wird,  ab  nicht  im  Einklang  mit  dem  Hauptgesets 
betrieben  erachtet  werden.  Paragraph  10,  Abs.  1  emichtigt  den  Staatssekrct.4r, 
dem  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  etwaige  Ergänzungen  der  geltenden 
oder  nrue  Mafsnahmen  von  Zeit  zu  Zeit  vor/uschlapcn ,  auf  welche  die  Vor- 
schriften bezüglich  der  ursprünglichen  möglichst  gleiche  Anwendung  finden  sollen. 
Absatz  2  giebt  femer  auch  dem  Inhaber  das  Recht,  mit  Genehmigung  des  Staats- 
sekretlrs  dem  Oberinspektor  schriftlidi  von  Zeit  zu  Zeit  Aendemngen  der  be- 
siehenden oder  neue  Habnahmen  vonuschlagen ,  auf  welche  gletchfalls  die  auf 
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V.  die  Vonchriften  des  gegenwfirtigen  Gesetzes  ober  die  Ermlditigniig  zn 
ErUsae  von  Verfügungen  besOglich  gef&hrlicher  Maschinen, 
sollen  dergestalt  gelten,  <iafs 

a)  jedes  Dock,  jedcb  Werft,  jede  Anlandcstellc  und  Niedrrlag-e,  und,  soweit 
der  Iktrieb  des  Kin-  oder  Ausladens  daselbst  in  Hrtr.irlit  kommt,  alle  bei 
di^^sem  Betriebe  benut/ten  Maschinen  und  Anlagen,  sowie 

b)  irgendwelche  Grundstücke,  auf  denen  mit  Dampf,  Wasser  oder  anderer 
mechanischer  Kraft  betriebene  Haachmen  zeitweilig  zum  Zwecke  der 
Errichtung  eines  GebAudes  oder  dnes  mit  einem  GebAnde  in  ZussauMB- 
hang  stehenden  Banwerices  benatst  werden, 

unter  den  Begriff  der  Fabrik  falten,  und  der  Zwedc,  ftr  wdchen  die  Hwriiiani 
benulst  werden,  als  Gewerbebetrid)  betrachtet  wird,  und  dals,  wer  die  genuBltB 
Maschinen  zu  den  erwähnten  Zwecken  zeitweilig  selbst  benutzt  oder  durch  seine 
Vertreter  oder  Arbeiter  benutzen  hifst,  als  der  Inliaber  der  genannten  Grund- 
stöcke angesehen  wird;  und  für  die  Durchführung  der  oben  genannten  ParsgraphtE 
ist,  wer  sich  in  thatsachliciier  Nutzung  und  im  Besitze  eines  Docks,  Wcrftcs,  eiikx 
Anlandestelle  oder  Niederlage  oder  von  darin  gelegenen  oder  einen  Teil  w»  Iumb 
bildenden  Grundstöcken  befindet,  und  wer  die  oben  erwähnten  Maschinea  ia  der 
angegd>enen  Weise  benutzt,  als  der  Inhaber  einer  Fabrik  zu  erachten. 

2.  Die  Vorschriften  des  gegenwartigen  Gesetzes  Aber  die  Meldu«  v«a  V»- 
IfeUen  und  die  förmliche  Untersuchung  von  Unfällen  sollen  deiyestak  geltea, 

a)  irgendwelches  Gebflude,  dessen  Hohe  Ober  dreifstg  Fuft  betrat,  ood  äs 

mittelst  Gerüsten  erbaut  oder  reparirt  wird,  und 

b)  irgendwelches  Gebäude,  dessen  Höhe  über  dreifsig  Fufs  beträgt  und  in 
welchem  mehr  als  zwanzig  Personen,  die  nicht  zum  Hausgesinde  gehörea. 
gegen  Lohn  beschäftigt  werden, 


die  Vorschläge  des  Inhabers  betreffs  der  crstercn  bestehenden  Vorscfaniteo 
mogliclist  Anwendung  finden  sollen.  Der  folgende  %  ii  ordnet  an:  ia  Abi.  1 
das  zweckentsprechende  Anbringen  gedruckter  Exemplare  aller  zur  Zeit  mf 
Grund  des  Gesetzes  in  einer  Fabrik  oder  WerkstAtte  geltenden  Sonderbesliiaisunps 
an  in  die  Augen  fallenden  Plätzen  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte;  in  AIm.  2  dk 
Einhändigung  eines  Druckexemplars  derselben  seitens  des  Inhabers  an  jede  voo 
ihnen  hetrodt  ne  Person;  Absatz  3  bestraft  den  Inhaber  im  Falle  der  Zuwider- 
handlung p<  i;('n  du  \'r>rschrUten  liicses  Paragraphen  mit  einer  (icldsfrafe  bis  za 
10  Plund,  desgleichen  in  Abs.  4  jede  Person,  welche  cuie  auf  Grund  des  Gcseties 
oder  dtf  Sonderbestimmungen  angebcadite  Bdcsnntmaehung  abreifst,  besdbld^t 
oder  verunstaltet,  mit  Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund.  Nach  §  12  endlich  bat  der  Fabcik* 
Inspektor  aul  Erfordern  zu  bestätigen,  da&  ein  ihm  vorgelejjtes  Exemplar  der  i« 
Zeit  auf  Grund  des  Gesetzes  fOr  eine  Fabrik  oder  WerkstAtte  geltenden  Sonder- 
bestiinmungen  seiner  Uebeneuj^unp  nach  eine  get  reue  Wiedergabe  derselben  enthaltt; 
und  soll  ein  derartig  bestätigtes  Lx<  iiiplar  <-in  I^ewcis  sein  (  jedoch  nicht  ort« 
Ausschluss  eines  anderen  Beweises i  der  Sondcrucsttmmungcn  und  des  UinbtaiKit*» 
^afs  sie  vorschriltsmäfsig  auf  Grund  dieses  Gesetzes  erlassen  sind. 
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unter  den  Begriff  der  , Fabrik*  fällt,  und  im  ersteren  Falle  der  Arbeitgek>er  der 
mit  den  Ban  oder  der  ReiNuntur  beadilftigteB  Penonea,  und  im  leliteren  der 
Inhaber  des  Gebindes  als  der  InlHd)er  einer  Fabrik  betrachtet  wird. 

Mietsfabriken.    (I  cntment  factorics.) 

§  24.    Haftung  des  Eigentümers  einer  Mirtsfabrik  an  Stelle  des  In- 
habers für  gewisse  Falle. 

1.  Wird  mcchanisrhe  Kraft  verschiedenen  Teilen  desselben  Gebäudes  geliefert, 
welches  mehrere  Personen  zwecks  Gewerbebetriebes  dergestalt  innehaben,  dafsjcnc 
Teile  gcsetdieb  Fabrikea  tOr  sieh  darstellen,  so  hat  der  EigentttOMr  dea  Hauses,  auf 
tvdchea  in  der  Feige  im  g^enwirtigen  Geaetse  ab  Hietafabrik  Besng  genommen 
werden  wird,  (sei  er  einer  der  mehreren  Inhaber  desselben  oder  i^cht)  an  Stelle 
des  Inhabers  f&r  die  Beoliachtuqg  folgender  Vorschriften  su  hallen  and  der  ^tnieB 
ihrer  Nichtbeachtung  zu  gewärtigen: 

a)  des  PaniE^rapben       des  Uauptgesetzes  betr.  die  Gesundlieitsverblltnisse 

einer  Fabrik ; 

b)  der  Paragraphen  S')  und  Q2^)  des  Uauptgesetzes  betr.  die  Schutzvorrich- 
tungen an  den  Maschinen  einer  Fabrik,  ausgenommen  soweit  sich  diese 
Paragraphen  auf  Teile  der  Maschinen  beziehen,  wdche  der  Inhsher  beschafil; 

c)  (unter  den  nachstrhend  erwAhnten  Bcschrinkungen)  des  Paragraphefi  19^ 
des  Hauptgesetses  betr  die  in  den  Fabriken  anzubringenden  Bekamt^ 
machungen  und  die  in  denselben  aufzuführenden  Punkte; 

d)  des  Paragraphen  33* i  des  Hauptgeset/cs  betr.  den  Anstrich  und  das  Ab- 
waschen des  Innern  einer  Fabrik,  soweit  ein  Maschinenbaus,  Korridor 


^)  Vgl.  Anmerkung  zu  §  1,  Abs.  1  dieses  Gesetzes. 
*)  VgL  Anmericung  ra  §  7  d.  Ges. 
*)  Vgl.  Anmerkung  zu  §  13  d.  Ges. 

*)  Der  Paragraph  19  des  Hauptgesetses  bestiamit,  dab  die  Beschlftigongs- 

/citen,  die  Mahlzeitpausen,  sowie  die  Beschäftigung  von  Kindern  BSCh  dem  System. 
dcr  Vormitt;if;s-  und  Nachmittagsschichtcn  von  den  Inhabern  von  Fabriken  oder 
Werkstätten  mneihalb  der  von  dem  Gesetze  gezogenen  (iren7<'n  nach  eigenem 
Ermessen  festgesetzt  werden  können  und,  vorbehaltlich  der  besonders  im  Gesetze 
erwähnten  Ausnahmen,  in  einer  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  anzubringenden 
Bekanntmachung  anzugeben  ^d.  Diese  von  dem  Inhaber,  so  lange  sie  derart 
beltanntgegeben  sind,  zu  befolgenden  Festsetzungen  dflrfen  erst  gelndert  werden, 
nsdidem  der  Inhaber  dem  Fabrikinspektor  ^  beaiMiehtigle  Aendemng  gemddet 
und  ihre  Bekanntmachung  in  der  Fabrik  oder  Werkstätte  angebracht  hat;  ferner 
darf  eine  solche  Acnderung  nicht  häufiper  als  einmal  in  einem  Vierteljahr  ein- 
treten, es  sei  denn,  dafs  besondere  GrQnde,  die  vom  Inspektor  gebilligt  werden, 
sie  veranlassen. 

^)  Der  Paragraph  33  ordnet  zur  Erluütung  der  Reinlichkeit  in  Fabriken  und 
Werkstitten  an,  dafo  sImtUche  Inrnnwinde,  sowie  sim^he  Decken  ihrer  Rlnme, 
und  femer  sämtliche  Gflnge  und  Treppenhäuser,  wenn  ^e  nicht  innerhalb  7  Jahren 
mindestens  einmal  mit  Oellarbe  gestrichen  oder  gefimilst  wurden,  inneihalb 
ArcUv  Ar  lo*.  GaMtagebg.  a.  Statistik.  VIIL  43 
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oder  eine  Treppe,  oder  ein  Kaum  in  Betracht  kommt,  der  mehr  als  eiaca 
Mieter  ObefloMB  Itt; 

e)  des  Paragrapben        dct  Haoptgeieties  betr.  <fie  Beseitigiuif  voo  Slah, 
soweit  «Ueaer  Parafniph  die  Beachaffiiay  von  Robrea  oder  aadera  7«^ 

kehrungen,  welche  zum  Betriebe  des  Ventilators  oder  anderer  jean 
Zwecke  dienenden  Einrichtungen  notwendig  sind«  fordert,  and  «nfr* 
nommcn  in  Textilfabriketi ; 

f)  des  Para-r;i[)hen  78*)  des  Hauptgesetzcs  betr.  das  Anbringen  von  Beiuuuu- 
machungen  und  AuszQgen. 

2.  IVerden  tn  dendben  llielsfiibr&  veiscIiiedeBe  Geweibe  betncbcs,  9t 
liegt  die  Verpflicbtong  des  Anbringens  von  Bekanntmacbongen,  wie  sie  §  19  da 
Hanptgeaetses  vorschreibt,  dem  Inhaber  ob  und  nidit  dem  EigeatfiOflier. 

3.  Die  Paragraphen  8  bis  11')  des  Gesetzea  von  1891   sollen,  wenn 
soweit  im  Falle  einer  Miclsfabrik   der  Staatssekretär  es  verfügt,   dergestalt  Ab« 
Wendung  finden,  dafs  an  StoUf  des  Inhabers  der  Fi^'enthümrr  tritt. 

4.  Die  Voi  scliriftt  n  des  ^:ri.rcn\vartigcn  CJesetzes  bt  tr.  die  Ermächtigung  na 
Erlafs  von  VerfOpungcn  gegenüber  gefahrdrohenden  Grundstücken  sollen  auf 
^ne  Mietafabrik  dergestalt  Anwendung  finden,  daft  der  Eigoiiamer  aa  Side 
•des  Inhabers  tritt. 

5.  Wo  nach  dem  gegenwärtigen  Paragimphea  der  Eigentftmer  encr  mm* 
labrik  hinaichtlidi  irgend  welcher  Vorschriften  der  Fabrikgeaelze  an  Steile  ds 
Iniubers  tritt,  gelten  eine  Aufforderung  oder  eine  Bekanntmachung,  welche  Zweck 
einer  jener  Vorschriften  anf  Gnind  der  genannten  Gesetze  oder  eines  von  ihiKU 
dem  Inhaber  gegenüber  angeordnet  wrrdrn  k<"Nnnrn  '»der  von  ihm  zu  bololc: 
oder  zu  bewirken  sind,  bezw.  ein  Verfahren,  das  in  gleicher  Weise  gegen  ina 
angeatellt  werden  kann,  hierdurch  als  dem  Eigentümer  gegenflber  mal«1*it> 
oder  ala  von  ihm  zu  befolgen  oder  tu  bewirken  (je  nach  den  UmstlndaX  bo** 
ihm  gegenflber  angestellt 

6.  FQr  die  Zwecke  der  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Geseties  betr.  Keic 

14  Monaten  von  dem  Zeitpunkt  ihres  letzten  Anstriches  ab  einmal  zu  tr;nffi''n 
sind;  andernfalls  sind  sie  in  jr  14  Monaten  mindestens  einmal  mit  liti Isen  Wix'-er 
abzuseifen.  Fabriken  und  Werkstatten,  in  welchen  diesem  I^aragraphea  zuwider 
gehandelt  wird,  sind  nicht  ab  im  Eüikhmg  mit  dem  Ceaetse  betrieben  a  «t- 
«chten.  Femer  kann  der  Staatssekretir  diese  Vondirift  filr  gewisse  Fabtftct 
oder  Werlcstltten  oder  Tdle  derselben,,  wenn  sie  seiner  Meinoog  nach  ridi 
erforderiich  oder  Oberhaupt  anwendbar  sind,  mittelat  Verfügung  aa6er  Kirf 
setzen. 

'>  Durch   diesen  Paratrraplien    wird   der  Fabrikinspektor  rrmärhti^:,  if 
briken  und  Werkstätten,  in  welchen  dnrcli  den  Betrieb  Staub  erzeugt  wird,  oeß 
die  Arbeiter  in  schädlicher  Weise  einatluuen,  und  wo  diesem  Einathmen  wesent- 
lich durch  Ventilatoren  oder  andere  Mittel  vorgebeugt  werden  kann,  das  Aa* 
bringen  derartiger  Vorrichtungen  anzuordnen. 

*)  Vg^.  Anmericung  zu  §  1,  Abs.  3. 

*)  Vgl.  Anmerkung  su  §  23,  Abs.  1  IV. 
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fabrikcn  werden  alle  innerhalb  der^eUx  n  Kiiuauimilf  oder  UmfliedigUAg  belegCMA 
Gebäude  als  ein  einziges  Gebäude  behandelt. 

7.  Bezahlt  ein  Inhaber  eine  Jahresmiete  von  über  zweihundert  Pfund,  so 
findet  der  gegenwärtige  Paragraph  auf  ihn  ketne  Anwendung. 

I  25.  Anordnungen  betr.  den  Schleifbetrieb  und  Messerscbmieden 

in  M  i e t sf a b r i  k  e n. 

1.  Findet  in  Mictsfabrikcn  Schleifbctrieb  statt,  so  hat  der  Eigentümer  der 
Fabrik  für  die  Befolgung  der  in  der  ersten  Anlage  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
au%eAhrten  Bettimmungen  zu  haAan. 

2.  In  jeder  derartigen  Fabrik  soH  sowol  der  SgentSner  ab  der  Inhaber  der 
Fabrik  gehalten  aein,  darauf  zn  aehen,  data  die  von  ihnen  betchaffien  der 
SchleilätnhHcettcn  und  der  Haken»  an  welchen  «He  Ketten  befealigt  rind,  aich  in 
gutem  Zustande  befinden. 

3.  In  jeder  Mietsfabrik,  in  welcher  Schleif  betrieb  oder  der  Betrieb  von 
Messerbchmieden  stattfindet,  hat  der  Eigentümer  dafQr  zu  sorgen,  dafs  stets 
swiachen  jedem  der  Riitme,  in  denen  in  jenen  Betridien  gearbeitet  wird,  und 
aowol  dem  Maachinenratun  da  dem  KeaaeUiauae  aofMtige  VerstAndignng  mOg^ 
Ucb  iat. 

4.  Eine  Mietsfabrik,  in  welcher  den  Vorschriften  des  gegenwfirtigen  Para- 
graphen zuwidergehandelt  wird ,  ist  als  nicht  im  Einklanii:  mit  dem  Hauptgesetz 
betrieben  zu  «rächten,  jedoch  soll  für  die  Zwecke  eines  Verfahrens  anläfslich 
etoer  Vorschrift,  für  deren  Befolgung  der  EigentQroer  haftet,  dieser  Eigentümer 
an  Stelle  dea  Inhaben  der  Fabrik  treten. 

7.  Oer  gegenwirtige  Paragraph  findet  keine  Anwendtmg  auf  TextUfabriken. 

}  26.    Geltung  eines  Tauglichkeits-Zeugnisses  in  Mictsfabrikcn. 

Ein  Zeugnifs  über  die  lavigliclikeit  einer  jugenillicliin  Person  oder  eines 
Kindes  zur  Beschäftigung  hat  Geltung  für  deren  bczw.  dessen  gleiche  BeschAfti- 
giiDg  in  irgend  einem  Teile  derselben  Mietsfabrik. 

Bäckereien. 

§  27.   Vorschriften  betr.  B.lckereien. 
1.  Die  Paragraphen  34  und  35*»  des  H.Tuptgesctzes  finden  Anwendung  aut 
jede  Bäckerei,  gleichzeitig  werden  die  Paragraphen  insoweit  aufgehoben,  als  ihre 

'i  Par.itrraph  34  trifft  die  Bc-tiniinung,  dafs  in  Bäekereien  einer  Stadt  oder 
Ortschaft,  welche  nach  den  Ergebnissen  der  letzten  Volkszählung  über  5000  Ein- 
wohner zihlt,  lAratUche  hinenwinde  und  Decken  ihrer  Rlmne,  und  ebenso  ihre 
Ginge  und  Trem>enhinser  entweder  mit  OelCube  zu  atreichen,  becw.  zu  fimiaaea 
oder  zn  tfincben,  betw.  tdla  mit  OelfiMrbe  zu  atrddien,  besw.  au  firmaaen, 
felis  zu  tflncben  sind.  Im  Falle  dea  Anstriches  mit  Oelfarbe  oder  Fimifs  sind 
3  Lagen  Farbe  oder  Fimifs  anzubringen  und  beide*;  in  je  7  J.ihrcn  mindestens 
einmal  zu  erneuern  und  einmal  in  j<  o  Monaten  mit  heifsem  W,!--;»-!  .ibzuscifen; 
ist  getüncht,  .so  mufs  die  Tünche  in  je  6  Monaten   mindestens  einmal  erneuert 

43* 
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Geltung  auf  Stidte  und  Ortaduften  mit  einer  BevoUcemiig  von  ob«-  ffinftiurmi 
Personen  beschränkt  ist. 

2.  Die  Worte,  , welche  vor  dem  1.  Juni  des  Jahres  achtzehnhundert  und 
dreiunda^htzig  nicht  ab  solche  vermietet  oder  ionegehabt  war'  in  §  15')  des 
Fabrik-  und  Werinttttengesetses  von  1883  —  46  nnd  47  VicL  c.  53  —  «erden 
nufgdioben. 

3.  Eine  unterirdische  Rflumlichkeit  darf  nicht  som  Bickereibetrieb  besotit 

werden,  falls  sie  nicht  bei  dem  Inkrafttreten  des  gepenwärtigen  Gesetzes  daxn 
benutzt  wurde,  und  wird  eine  solche  dem  gegcnwfiitipcn  Gesetze  zuwider  benutzt^ 
so  soll  sie  als  eine  nicht  im  Einklang  mit  dem  Hauptgesetze  betriebene  Werk« 
sUtte  erachtet  werden. 


§28.    ErmAchtigunpr   mm   Wrhot   o<1er   zur   Reschränkun^  der  Be- 


1.  Der  Paragraph  8*;  des  Gesetzes  von  IB'JI  wird  dergestalt  erweitert,  dafs 
er  ermächtigt  zum  Erlafs  von  Spezialverfügungen  oder  -Verordnungen  zwecks 
Verbotes,  oder  der  Aendening  oder  ESnacbrinkung  der  Zeit  der  Beschiftigung 
aller  oder  irgendwelcher  Klassen  von  Personen  in  irgend  einem  Betrieb  oder 
einer  besonderen  Art  der  Handarlieit,  weldie  vom  Stantaadretlr  anf  Gnmd 
Jenes  Paragraphen  als  geAhrlich  oder  tchidfich  fUr  die  Gesundheit,  oder  ab 


werden.  Der  Paragraph  35  schreibt  vor,  dafs  in  den  oben  genannten  Bäckereien, 
kein  mit  der  Bäckerei  gleich  hoch  gelegenes  und  einen  Teil  desselben  Gcbiudes 
ausmachendes  Gelafs  als  Schlafraum  benutzt  werden  darf,  es  mOfste  denn  von 
def  Blckerei  mittelst  dner  vom  Boden  bis  sor  De^e  reielienden  Zwtschenmaner 
gehörig  geschieden  sein  und  auberdem  nach  auften  ein  Gbsfenster  von  mindestens 
9  Qoadratfiils  Lichtfliche  haben,  wovon  mindestens  4'/s  QuadratfuTs  mch  bdmb 
LOftens  Offnen  lassen.  Wer  diesen  Vorschriften  entgegen  ein  Gelafs  vermietet 
oder  innehat  oder  weitervermietet  oder  dessen  Innchabung  wissentlich  gestattet, 
unterliegt  bei  der  ersten  Zuwiderhandlung  einer  Geldstrafe  bis  zu  25  Shilling, 
in  jedem  Falle  fortgesetzter  Zuwiderhandlung  einer  solchen  bis  zu  5  Pfund. 

*)  Der  Paragraph  15  des  Fabrik-  und  Werkstittengesetwt  von  1883  be- 
teichnet  als  ungeaetzlidi,  sls  Blckerei  eine  Rftumlichkeit,  wdcfae  vor  dem  1.  Juni 
1883  nicht  als  solche  vermietet  oder  innegehabt  war,  zu  vermieten  oder  inne- 
haben zu  lassen ,  falls  nirht  folgende  Anordnungen  erfüllt  sind :  a")  Es  darf  sich 
in  der  Bäckerei  kein  Waterkloset,  Erdkloset,  Abtritt  und  keine  Kehrichtgrube 
befinden  oder  mit  ihr  direkt  verbunden  sein,  b)  Ein  Wasserbehälter,  der  der 
Bäckerei  Wasser  zufQlirt,  ist  gesondert  von  dem  einem  Wirterlcloset  Waaser  lie> 
femden  zu  hshen.  e)  Eine  AbnigarOlu«  sur  Wegfhhning  des  Unntas  oder  Spat> 
Wassers  darf  innerhalb  der  Bäckerei  keine  Oeffnung  haben.  Wer  dem  gegeo- 
wärtigen  Paragraphen  zuwider  eine  Räumlichkeit  vermietet  oder  innehaiwa  Ute 
oder  innehat,  unterlieg;!  im  summarischen  Verfahren  einer  Geldstrafe  bis  m  5  Shil- 
ling für  jeden  Tag  dieser  Zuwiderhandlung, 
Vgl.  Anmerkung  zu  §  12. 
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geOUiilkh  fOr  Leib  und  Leben  beietchnet  worden  ist  Jedoch  sind  iifendwdche 

auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  erlassene  Spczial-Vt-rfOgiingen  oder 
-Verordnungen,  welche  die  Beschilft igung  oder  Brschäftigunps/cit  crwachst-ner 
Arbeiter  betreffen,  vierzig  Tage  lang  beiden  Hausem  des  Parlaments  vor  ihrem 
Inkrafttreten  n  nnterbreilen. 

2.  Die  Paragraphen  8  bis  12*)  des  Geseties  von  1891  werden  Merdureh 
auf  Weckatitten  ausfedehntt  in  denen  der  Batrieb  ohne  Beschiftigttnf  von 
Kindern,  jugendlichen  Personen  oder  Franen  sCiMSndet 

Sondarrorflohriflen  Im  Interesse  dar  Gssondheit 

S  29.  Meldung  gewisser  Erkrankungen  an  den  Ober-Fabrikinapektor. 

1.  Jeder  praktische  Ant,  welcher  einen  Kranken  behsndelt  oder  snm  Be- 
suche eines  solchen  gdmlt  wird,  der  sdner  Meinung  nach  an  einer  in  einer  Fabrik 
oder  Werkstitte  erworbenen  Blei-,  Phosphor-  oder  Arsenik -Vergiftung  oder 
Karbunkel  leidet,  hat  (wenn  die  vom  gcgenwftrtigen  Paragraphen  geforderte  Be- 
nachrichtigung nicht  b'-roits  geschehen)  dem  Ober-Fabrikinapektor  im  Ministerium 
des  Innern  zu  London  Mrlduni^  zu  erstatten,  welche  Namen  und  vollständige 
Postadresse  des  Kranken,  sowie  Angabc  der  Krankheit  enthält,  an  welcher  der 
Kranke  nach  der  Meinung  dea  praktiacben  Arsten  leidet,  und  ist  er  bereditigt, 
fikr  jede  auf  Grund  dea  gegenwirtigen  Paragraphen  erstattele  Meldung  eine 
Gebohr  von  2Va  Shilling  su  fordern,  die  als  Teil  der  vom  Staatasekretir  fai 
AusfDhrung  des  Hauptge8et2es  verausgabten  Kosten  zu  entrichten  ist. 

2.  Untcrläfst  ein  praktischer  Arzt,  dem  nach  dem  gegenwärtigen  Paragraphen 
eine  Meldung  obliegt,  diese  sofort  zu  erstatten,  so  unterliegt  er  einer  Geldstrafe 
bis  zu  vierzig  Shilling. 

3.  Von  jedem  Fslle  einer  in  dner  Fabrik  oder  Werkstitte  vorkommenden 
Blei«,  Phosphor-  oder  Arsenik-Vergiftung  oder  Karbunkel  ist  unvenOi^ich  dem 
Fabiikinapektor  und  dem  Amtawundant  dea  Besirka  achriftliche  Mekhmg  sn  er* 
atatten;  auch  finden  die  Vorschriften  der  Fabrikgesetze  beifiglicb  der  UnCftUe 
auf  einen  derartigen  Fall  in  der  gleichen  Weise  Anwendung,  wie  auf  einen  in 
den  betreffenden  Paragraphen  genannten  Unfall. 

4.  Der  Staatssekretär  kann  durch  dem  Paragraphen  65^)  des  Hauptgesetzes 
gemife  erlassene  Verfügungen  die  Vorschriften  des  gegenwirtigen  Paragraphen 
auf  irgend  eine  andere  in  einer  Fabrik  oder  Werkatitte  vorkommende  Krankheit 
anwenden,  worauf  der  Paragraph  imd  die  in  ihm  angesogenen  Vorsdiriftea  ent- 
aprediende  Anwendung  finden. 

S  30.  Waschtoiletten  in  gefihrlichen  Betrieben. 

1.  In  jeder  Fabrik  oder  Werkstitte,  in  welcher  Blei,  Arsenik  oder  eine 
andere  giftige  Substans  verarbeitet  wird,  sind  geeignete  Wascheinrichtungen  snr 
Benutzung  seitena  der  in  einer  Abteilung  beschiftigten  Personen  su  bescfaaflen, 
in  welcher  die  genannten  Substanzen  verarbeitet  werden. 


>)  Vgl.  Anmerkung  zu  %  23,  AbsaU  1  IV. 
*)  VgL  Anmerkung  zu  ^  I,  Abs.  2. 
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2.  Eine  Fabrik  oder  Werkstätte,  in  welcher  den  Vorschriften  des  fCfen- 
wirtigen  Paragraphen  zuwidergehandelt  wird,  Ut  als  nicht  im  Einklang  mit  dem 
Hauptgesetz  betrieben  zu  erachten. 

§  31.  Anwendung:  'Icr  Vorschriften  des  Baum wollspinnerei-Gesettcs 


1.  Das  Baumwollspinnerei-Gesetz  von  1889  —  52  &  5  3  Viel.  c.  62'»  — 
findet  Anwendung  auf  jede  Fabrik,  in  der  feuchte  Luft  künsthcii  durch  Dämpfe  oder 
andere  angewendete  mechanische  Mittel  erzeugt  wird,  und  welche  zur  Zeit  be- 
■ondeyen  Vonchriften  nach  %  8*)  des  Geaetgea  von  1691  nicht  tmterwoifen  ia^ 
nnd  zwar  unter  den  Abtederungen  der  Anlage  betr.  die  Maadaudgrenzcn  der 
Peuditigiteit,  wie  sie  der  Staalsseluctar  durch  nach  |  6S^  dea  HaaptgeaetKS 
eriatsene  Verfflgungcn  anordnen  kann. 

2  Die  Worte  »und  sollen  die  Einrichtungen  für  eine  solche  Ventilation  im 
Gange  erhallt  II  werden,  der  soweit  als  thunlich  der  Kontrolc  »ic--  dann  be- 
•chAftigten  Personals  untersteht'  in  §  9*;  des  Baumwollspinnerei-Gesetzes  voo 
1889  kommen  in  Wegfall. 

§  32.    Die  Temperatur  in  Fabriken  und  Werkstätten. 

1 .  In  jeder  F'abrik  und  Werkstätte  sind  geeignete  Mafsnahmcn  zur  Sicheninj 
und  Erhaltung  eim  r  angciiu -^sl  nen  Temperatur  in  jedem  Räume  zu  treffen,  la 
welchem  jemand  beschäftigt  ist. 

2.  Eine  Fabrili  oder  Weriutttte,  in  welcher  dem  gegenwärtigen  Paragrapbea 


')  Däs  angezogene  Gesetz  trifft  Bestimmungen  zur  Regulimng  des  Feuchüg- 
keitigehaltes  der  Luft  in  Baumwollspinnereien  (§  S~11),  sowie  snr  Veiliindenng 
des  Ehiathnens  von  Staub  daselbst,  wobei  erent  Berufimg  dea  Inhabers  einer 
solchen  Spinnerei  an  schiedsgerichtliche  Entscheidung  vorgesehen  ist  (|  13). 
Paragraph  13  endlich  bestraft  den  Inhaber  einer  Baumwollspinneret,  nachdem 
ihm  der  Fabrikinspektor  die  Zuwiderhandlungen  schriftlich  mitgeteilt  hat  und  die 
betr.  Handlungen  oder  Unterlassungen  oder  einige  derselben  fortgesetzt  oder 
nicht  behoben  oder  innerhalb  zwölf  Monaten  nach  der  Hitteilung  des  Fabrik« 
inspektors  wiederln^  werden,  fDr  die  ente  Uebeitretung  im  summafiscben  Ver> 
fahren  mit  Geldstrafe  von  5—10  Pfund,  und  (ttr  Jede  fenere  Uebeitretung  mü 
10—20  Pfund. 

')  Vgl.  Anmerkung  zu  §  12  d.  Ges. 

^)  Vgl.  Anmerkung  zu  §  1 ,  Abs.  2  des  Ges. 

*)  Nach  diesen  Paragraphen  sind  in  jeder  Baumwollspinnerei,  bezOglich 
welcher  eine  (vom  Inhaber  nach  §  8  su  eniatlettde  und  das  Voihaadensein  kOnst» 
Uch  erzeugter  Feuchtigkeit  m  der  Spinnerei  anzdgende)  Mddung  erstattet 
wurde,  xur  Zufriedenheit  des  Fabrikinspektors  des  Becilks  Einrichtungen  n 

treffen,  welche  in  jeder  Stunde  während  des  Betriebes  mindestens  600  Kubik- 
fulil  frische  Luft  fflr  jede  darin  beschäftigte  Person  einströmen  lassen .  und  sollen 
die  Einrichtungen  für  eine  solche  Ventilation  im  Gange  erhalten  werden,  der 
soweit  als  thunlich  der  Kontrolc  des  darin  beschäftigten  Personals  untersteht 


von  1889  betr.  Feuchtigkeit  in  Fabriken. 
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zuwidergduuuldt  wird,  iit  ab  nicht  in  Einklang  mit  dem  Haoptgaaett  betrieben 
zu  erachten. 

9  33.   Erweiterte  Geltung  des  f  36  des  Hanptgeseties 
Der  I  36^)  des  Hnuptgesetaes  findet  fernere  Anwendung  auf  Jede  Fabrik 
oder  Werkstitte,  in  denen  durch  den  Betrieb  Gase,  DOnste  und  andere  Ver* 
nnreinigungen  der  Luft  erzeugt  und  von  den  Arbeitern  in  achldlichem  Hafte 
cingeatbmet  werden. 

Ergänzende  Bestimmungen  vermtoeliten  Inhalts. 

f  34.    JiihrliclR-  Be  richterstattung  über  die  beschäftigten  Personen. 

Der  Inhaber  jeder  Fabrik  und  Weriutattc  hat  am  oder  vor  dem  1.  Mira 
j(  Ion  JahresdeniFabrikinäpcktordesBeziiksfbrdenStaalssekretir einen  zutrefiSenden 
Bericht  einzureicben,  welcher  die  in  dem  am  vorliergehenden  31.  Dezember  ab- 
scbliefaenden  Jahre  in  der  Fabrik  oder  Weritstitte  beschflftigte  Anzahl  von 

P(  rsonen  mit  den   vom   Staatssekretär  anzuordnenden   Einzelheiten  hinsichtlich 

d<  s  A!trr5  und  ncsclilrchtcs  »Icrsclben  ergiebt,  und  unterliegt  er  im  Falle  der 
Nichtbctolgung  des  gegenwärtigen  Paragraphen  einer  GeldstraTe  bis  zu  zehn 
Pfund. 

§  35.    Sanitäre  Einrichtungen  ch-s  Ergänzungsgesetzes  von  1890  zu 

den  Gesetzen  über  die  öffentliche  Gesundheitspflege. 

1.  In  jeder  Ocrtlichkcit,  wo  §  22')  des  Ergän/ungsgcsetzcs  von  1890  — 
53  &  55  Vict.  c.  59  zu  den  Gesetzen  über  die  ölientliche  Gesundheitspflege 
nicht  in  Kraft  ist,  mufs  jede  Fabrik  oder  WerkstAtte  mit  hinlänglichen  und 
geeigneten  Bequemlichkeiten  in  Gestalt  sanitirer  Einrichtungen  versehen  sein, 
wobei  Rücksicht  auf  die  Anzahl  der  in  oder  im  Dienste  der  Fabrik  beschlftigten 
Personen  zu  nehmen  ist,  und  femer,  wo  Personen  beiderlei  Geschlechts  be« 
schAftigt  werden  oder  beschäftigt  werden  sollen  oder  im  Dienste  stehen,  besondere 
Bequemlichkeiten  fQr  Personen  jeden  Geschlechtes  zu  schaffen  sind. 


Vgl.  Anmerkung  zu  §  24,  Abs.  1e  d.  Ges. 
-')  Der  angeführte  Paragraph  trifft  in  Absatz  I  die  Anordnung  des  §  33, 
Absatz  1  des  neuen  Gesetses  fikr  »jedes  Gebftude,  das  als  WerfcstAtte  oder  ra» 
Fabrikbetrieb  benutst  wird,  oder  wo  Personen  in  einem  Gewerbe  oder  Geschift 
angestellt  sind,  oder  werden  sollen,  sei  es  vor  oder  nach  der  Einführung  dieses 
Teils  des  gegen  wärt  IL  II  Gesetzes  in  irgend  einem  Bezirke  errichtet."  Nach  Abs  2 
kann  eine  städtische  Behörde,  wenn  sie  auf  den  Bericht  ihres  Inspektors  hin 
glaubt,  dafs  die  Vorschriften  des  gegenwürtiifcn  Paragraphen  in  irgen<j  i  inctn  der 
betr.  Gebäude  nicht  erfüllt  werden,  den  Eigentümer  oder  Inhaber  schriftlich  an- 
halten, die  sur  HerBleiluag  jener  Einrichtungen  erforderlichen  Aenderungen  und 
iBrweiterungen  su  bewirken.  Absatt  3  ahndet  die  Nichtbefolgnng  einer  solchen 
Aufforderung  in  Jedem  Falle  mit  einer  Geldstrafe  bis  su  20  Pfd.,  und  mit  einer 
täglichen  Bestrafung  bis  zu  40  sh.  Absstt  4  endlich  hebt  den  f  36  der  Public 
Health  Act  von  tfi75  auf,  wo  der  g^enwirtige  in  Kraft  tritt 
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3.  Eine  Fabrik  oder  Wericttitte,  In  weldier  den  gegenwirtigea  Putgrqla 
luwideigehanddt  wird,  ist  ab  niclit  im  Finklang  mit  dem  HattptceMts  belikbct 
zu  erachten. 

"%  36.  ErgAnzuDg  der  §|  13  und  14  des  Hauptgeaetzes  betr.  die  Zeit 

der  Beschäftigung. 

1.  In  der  Anordnung  sub  1  des  5  ^^^)  Hauptgesetzes  werden  mch 
^aufhören  um  7  Uhr  abends"  die  Worte  «oder  anfangen  um  8  Uhr  morgens  wd 
aufhören  8  Uhr  abends"  t  ingcschaltct. 

2.  In  der  Anordnung  äub  2  desäclbcn  f'aragraphen  werden  nach  ,2  Uhr 
nachmittag**  die  Worte  «oder  wenn  sie  um  7  Uhr  morgens  beginnt,  um  3 Uhr 
nachmittags,  oder  um  8  Uhr  morgens  beginnt  und  um  4  Uhr  nachmiltip  arf- 
hört"  eingeschaltet 

3.  Uluft  in  einer  anderen  ala  einer  Textilfabrik  oder  Weikstitte  die  B«- 
schflftigungszeit  jugendlicher  Personen  und  Frauen  von  8  Uhr  morgens  bis  8  Uhr 
abends,  so  kann,  vorbrhaltlich  der  Vorschriften  des  §  14'i  des  Hauptgesettö. 
die  Beschäftipiinu^/cit  eines  Kindes  in  vimr  Vormittagssrhicht  um  8  Uhr  morgens 
beginnen  und  in  einer  Nachmtttagsschicht  um  8  Uhr  abends  bezw.  an  Sonnabeades 
um  4  Uhr  nachmittags  aulhOren,  ebenso  kann  die  Beschiftigungsdaner  das 


*)  Dieser  I'aragraph  regelt  in  den  Absätzen  1  und  2  die  Beschall;^ ungsiei: 
jugendlicher  Personen  und  Frauen  in  anderen  als  Textilfabriken,  sowie  jogeod- 
ficher  Personen  in  Werkstätten  daiun,  da&  (vorbehaltlich  der  gesetiMcliffn  Ab- 
nahmen) sob  1  die  Beschiftjgungsieit  von  6 — 6  und  7 — 1  Uhr  und  sab  9 « 
Sonnabenden  von  6  oder  7  nur  Ms  2  Ulir  nachmittags  dauern  dart 

*)  Nach  diesem  Paragraphen  dürfen  Kinder  in  Nicht-Textilfabrik»  vai 
-Werkstätten  nur  in  Vormittags-  oder  Nachmittagsschichten   oder  in  Fabnka 
mit  täglichen  (Sonnabends  ausgenommen")  Mindest-Mahlzeitpausen  von  2  StuixJfa 
nur  einen  Tag  um  den  anderen  beschäftigt  werden,  wobei  die  Vormittagsscbicßt 
um  6  oder  7  Uhr  beginnen  und  um  1  Uhr  nachmittags  oder  vorher  zu  Adasj 
der  Mittagspause  aultoren,        Narhmittagsachicht  um  1  Uhr  oder  spUer  ah 
Vsl  Uhr  beginnen  und  um  6  oder  7  Uhr  abends,  an  Sonnabendes  aber  « 
2  Uhr  nachmittags  aufboren  soll.   Femer  ist  unteraagt,  Kinder  innerhalb  zweier 
siebentigigen  Fristen  hintereinander  in  Vonnittagsschichten  oder  hintereiiuader 
in  Nadbmittagsschichten  und  in  einer  Woche  Semnabends  ebenso  wie  an  andern 
Tagen   zu   beschäftigen.     Werden   Kinder  an  einem  um  den  anderen  Tag  be- 
schäftigt,  so  darf  ihre  Beschältigungsdauer  von  6  —  6  oder  7  —  7,  Sonn*bea<b 
aber  nur  von  6  oder  7  Uhr  morgens  bis  2  Uhr  nachmittags  lauten,  wobetiB**' 
täglich  mindestens  2atQndige,  Sonnabends  >.3stun<iige  Essenspause  n  itnlhw 
ist,  und  sie  dOrfen  keinesfoUs  an  swet  aufdnanderfolgenden  Tagen  oder  m 
nimlichen  Tagen  sweier  aufeinanderfirfgender  Wochen   beschäftigt  wenfea 
-EmOida  ist  verboten,  sie  in  einem  dieser  beiden  Systeme  ober  5  Stuoda 
ununterbrochen  SU  beschäftigen,  ohne  data  ihnen  mindestens  eine  haitatfladf« 
Mahlzötpauae  gewliirt  wird. 
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Kindes,  das  einen  um  den  anderen  Tag  arbeitet,  um  8  Uhr  norgens  anfangen 
and  um  8  Uhr  abends  bezw.  an  Sonnabenden  nni  4  Uhr  nachmittags  anfhOres. 

%  37.    Abänderung  des  %  53  und  der  Anlage  3,  Abschnitt  3  des 

Ha u  p  t    c s  o  t  /  es. 

1.  Im  §  53')  des  Hauptfjcsftzcs  treten  au  Stelle  der  Worte  ,in  den  Fabriken 
oder  Werkstätten  oder  deren  Teilen"  die  Worte  .in  anderen  als  Textil-Fabrikcn 
imd  WnrfcsHtteB  oder  deren  Teile  und  Nicderiagen",  Qberall,  wo  diflse  Wendungen 
in  dem  Paragraphen  vorkommen. 

2.  In  Abschnitt  3^  der  Anlage  3  des  Hauptgesetzes  werden  vor  «Fabriken* 
eingeschaltet  die  Worte,  .welche  nicht  Textilfabriken  sind"»  fcmtr  die  Wofte 
„und  desgleichen"  hierdurch  aufgehoben,  und  tritt  an  Stelle  des  mit  x  bezeichneten 
Absatzes  der  fol^rndi- :  .Die  erwähnte  Ausnahme  findet  auch  auf  einen  Teil 
einer  Fabrik  (sei  sie  lextilfabrik  oder  nicht)  oder  Werkstatte  Anwendung,  die 
eine  Waaren-Niederlage  ist,  welche  nicht  2u  einem  Gewerbebetrieb  oder  Hand- 
werk benutzt  wird»  und  in  welcher  lediglich  Personen  mit  dem  Glitten«  Reinigen, 
Umhallen  oder  Verpadcen  von  Waaren  beschlftigt  werden.* 

^  38.    Abünderunp  des  §  5b  d  es  II a u p i pes e t z es  b c t r.  S c h i c h te narbc i t. 

Keinerlei  Bestimmuuir  des  Hau[)tgesctzes  soll  entgegenstehen,  jugendliche 
Personen  männlichen  Geschlechtes,  auf  welche  §  58')  jenes  Gesetzes  Anwendung 
findet,  in  drei  Schichten  von  je  nicht  Ober  8  Stunden  zu  beschäftigen,  wobei 
Jedoch  zwischen  je  zwei  Schichten  der  Beschäftigung  zwd  der  Nichtbeschäftigung 
liegen  mOssen. 

f  39.    Ermächtigung,  besondere  Abteilungen  als  für  sich  bestehende 

Fabriken  zu  behandeln. 

Durch  im  Einklang  mit  %  65*)  des  Hauptgesetzes  erlassene  Verfügung  kann 
4er  Staatssekretär  hinsichtlich  irgend  einer  Gattung  von  Fabriken  oder  Weiit- 
slitlen  bestimmen,  dalii  von  einander  verschiedene,  in  derselben  Fabrik  oder 
WeriKStttte  vorhandene  Betriebszweige  oder  -abteilungen  Atr  alle  oder  einige  der 
Zwecke  der  Fabrikgesetze  behandelt  werden,  ab  seien  sie  fllr  sich  bestehende 
Fabriken  oder  Wericstltten. 

%  40.   Verlautbarung  niherer  Angaben  Ober  zu  entrichtende 

Lohne  in  gewissen  Flllen. 

1.  In  jeder  Textüfabrik  hat  der  Inhaber,  damit  jeder  nach  Stflek  bezahlte 
Arbeiter  in  der  Lage  ist,  sich  den  Gesamtbetrsg  der  ihm  Ihr  seine  Arbeit  zu 

*)  Vgl.  Anmerkung  zu  §  14,  Abs.  1  des  Ges. 

•)  Enthält  die  Auf/ählung  der  Fabriken  und  Werkstätten,  aut  welche  die 
Ausnahme  des  §  53  des  Hauptgcsctzes  Anwendung  findet  Der  abgeänderte 
AhMts  X  erfailt  lediglich  die  Einschaltung  nach  Fabrik  »sei  sie  TeztUfabrik  oder 
nielit*t  yuad  desgleichen*  steht  vor  dem  sbgeinderteB  Absatz  x. 

*)  Vn^  Anmericung  zu  §  14,  Abs.  S. 

*)  V$ß.  Anmerkung  zu  9  1,  Abs.  2. 
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entrichtenden  Lohne  zu  berechnen,  die  Verlautbarung  näherer  Angaben  Ober  den 
die  zu  leistende  Arbeit  betrcflenden  Lohnsatz,  desgleichen  Ober  die  Arbeit,  aof 
welche  der  Lohnsatz  zutriflt,  wie  folgt  zu  veranlassen: 

a)  Die  näheren  Angaben  Ober  den  Lohnsatz,  der  die  von  jedem  Wollwt  b« t. 
mit  Ausnahme  der  Strumpfwirker,  zu  liefernde  Arbeit  bctrifit,  sind  diesem 
bei  Ausgmbe  der  Arbeit  ichrifUich  mitzuteilen,  und  aufserdem  auf  einea 
Plakat»  das  nichts  anderes  endillt  und  so  ansubringen  ist,  dnCi  es  ohne 
Schwietiglteit  gelesen  werden  kann,  ausmhlngen. 

b)  Die  niheren  Angaben  Ober  den  Loiinsats,  der  die  von  einem  jeden 
anderen  Arbeiter  als  den  vorgenannten  Webern  zu  liefernde  Arbeit 
betriA,  sind  jenem  bei  Ausgabe  der  Arbeit  schriftlich  mitzuteilen;  finden 
indessen  die;i»-lbcn  näheren  Angaben  auf  die  von  den  Arbeitern  in  einem 
Räume  zu  leistende  Arbeit  Anwendung,  so  genügt  ihre  Bekanntgabe  m 
diesem  Räume  auf  einem  Plakat,  das  nichts  anderes  enthllt  und  so  an- 
gebracht ist,  dafs  es  ohne  Schwierigkeit  gelesen  werden  kann. 

c)  Niliere  Angaben  Ober  die  von  jedem  Aitetter  sn  liefemde  Arbeit  betr. 
den  ihm  zu  entrichtenden  Lohn  sind  ihm  (sofern  sie  sich  nicht  dnr^  einen 
Seibstseiger  (automaHc  indicator)  feststellen  lassen)  bei  Ausgabe  der 

Arbeit  srliriftlich  mitzuteilen. 
d>  Nähere  Antraben  entweder  über  (im  Lohnsatz  oder  die  Arbeit  dOrfeo  nicht 
vermittelst  Zeichen  tsymbolsi  (jcschelien. 

e)  Wird  ein  Selbstzeiger  zur  Feststellung  der  Arbeit  benutzt,  so  hat  er 
auf  seinem  Gehiuse  die  Anzahl  der  Zihne  eines  jeden  Rades  und  den 
Durchmesser  der  Treibwake  anzugeben,  ausgenommen  bei  Spinnmaschinen 
mit  auslaufenden  Wagen,  wo  an  Stelle  des  Durchmessers  der  Treibwalae 
die  Zalil  der  Spindeln  und  die  Linge  der  Aua^annung  anzugeben  tsc 

f)  Werden  die  näheren  Angaben  Ober  die  von  jedem  Arbeiter  zu  liefernde 
Arbeit  betretls  des  ihm  zu  entrichtenden  I.ohnev  durch  einen  Selbstieiger 
festgestellt  und  ist  niif  Grunfl  «  iner  IJebrrcinlvunft  zwischen  Unternehmern 
und  Arbeitern  und  lui  Einklang  mit  den  Anordnungen  des  gegenwärtigen 
Paragraphen  in  jedem  Räume  ein  Plakat  mit  den  niheren  Angaben  Aber 
den  Lohnsatz  angebracht,  so  soll  «teren  Veriautbamng  als  eine  hin- 
reichende Befolgung  des  gegenwirtigen  Parsgraphen  gelten. 

2.  UntertAfst  der  Inhaber,  den  Anordnungen  des  gegenwirtigen  Paiagiaphen 

nachzukommen  oder  benutzt  er  in  betrOgerischer  Absicht  zur  Feststelluni;  der 
nfdieren  Angabt  n  oder  des  Betrages  der  nach  Stück  bezahlten  Arbeit  einen 
falschen  Zeiger,  oder  .indi  rt  ein  Arbeiter  in  b<  trügerischer  Absicht  einen  Selbst- 
zcigcr,  so  unterliegt  der  Inhaber,  oder  gcgcbcncntalls  der  Arbeiter,  fQr  jedes  solche 
Vergehen  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Pfund  und  im  Falle  einer  zweilea  oder 
ferneren  Bestrafung  inneriialb  zweier  Jahre  seit  der  letzten  Bestrsfiing  dcwrlbm 
Vergdiens  von  nicht  unter  einem  Pfund.  Jedoch  ist  ein  Zeiger  nicht  als  Cdsch 
zu  erachten,  wenn  er  den  Anforderungen  des  gegenwirtigen  Paragraphen  entspricbL 

3.  Wer  als  Arbeiter  in  einer  Fabrik  oder  Werkstättc  die  vorstehend  ge- 
nannten näheren  Mittheilungen  empCangen  hat,  seien  sie  ihm  direkt  oder  durch 
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einen  Mitarbeiter  gemacht,  und  diese  behufs  Verrates  eines  Geachlftagcbeiainiaseft 
oCeabart,  unterliegt  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Püind. 

4.  Wer  zwecks  Erlangung  der  Kcnntnifs  oder  Verrates  eines  Geschäfts- 
geheimnisses eine  in  einer  Fabrik  als  Arbeiter  beschäftigte  Person  veranlafst 
oder  beredet,  jene  näheren  Angaben  zu  offenbaren,  oder  zu  diesem  Behafe  eine 
sokiie  PerMMi  fbr  die  Offenbarang  adclier  Aagabea  beiabtt  oder  belolnt  oder 
betaMen  oder  belohnen  Itist,  nnterliegt  einer  Geldstrafe  bis  zu  zehn  Pfund. 

5.  Der  gegenwiitige  Paragraph  tritt  an  Stelle  dca  f  34')  des  Ceactaea  voa 
1891  in  Kraft. 

6.  Durch  im  Einklang  mit  J  65^)  des  llauptgcsetzcs  erlassene  Verfügung 
kann  der  Staatssekretär,  nachdem  er  sich  durch  den  Bcriclit  eines  Fabrikinspektors 
Qberfbhrt  hat,  dafs  die  Vorschriften  des  gegenwärtigen  Paragraphen  sich  auf  irgend 
eine  Klasse  von  anderen  als  TeztUfabriken,  oder  auf  eine  Klasse  von  Werkstitten 
anwenden  lassen  und  er  es  fiBr  geraten  hilt,  die  Vorschriften  dea  gegeawlrtigeii 
Paragraphen,  vorbehaltlich  der  seiner  Meinung  nach  zur  Anpassung  derselben  an 
die  jeweiligen  Verliältnisse  erforderlichen  Aenderuagen,  auf  eine  derartige  Klasse 
anwenden. 

§  41.     Anmeldung  bestehender  Werkstätten. 

Jede  Person,  welche  bei  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  im  Besitze  einer 
WerkstAtte  ist,  hat  binnen   12  Monaten  vom  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  an, 

Der  genannte  %  24  Uutet: 

Jeder  Person,  welche  als  Weber  in  oder  im  Zusammenhang  mit  einer 
Fabrik  oder  Werkstättc  in  der  Haumwoll-,  Wollen-  oder  Leinen-  oder  Jute- 
Spinnerei,  oder  als  Aufwinder,  Weber  oder  Haspler  in  der  Baumwollspinnerei 
beschäftigt  ist,  und  nach  Stack  bezahlt  wird,  sind  hinreichende  nAhere  Angaben 
zu  machen,  welche  ^e  in  den  Stand  setzen,  sich  Aber  den  Lohnsats  zu  ver> 
gewissem,  zu  welchem  ne  berechtigt  ist,  und  ist  der  Inhaber  der  Fabrik  oder 
V^erkstätte  gehalten,  ihr  dcmgcmäfs  solche  Angaben  ZU  machen. 

Vcrs;himt  der  Inliaber,  solche  Angaben  zu  machen,  so  unterliegt  er,  wenn 
er  nicht  beweist,  dafs  er  sein  Möglichstes  ^'ctlian  zur  .Aufklärung  Uber  die 
fraglichen  Punkte,  für  jede  Zuwiderhandlung  einer  Geldstralc  bis  zu  10  i'lund, 
und  im  Falle  einer  zweiten  oder  ferneren  Bestrafung  derselben  Zuwiderhandlung 
innerhalb  zweier  Jahre  nach  der  letzten  Bestrafung  derselben  Zuwiderhaadluaig 
einer  solchen  von  nicht  unter  1  Pfund. 

Jedoch  soll,  wer  als  Arbeiter  in  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  derartige 
näheren  .\ngabcn  erhält  und  sie  in  derFole«  .  ti  hi  trüffri-rhen  oder  (iewinnszwerken, 
seien  sie  ihm  direkt  oder  von  einem  .Mitarbi  i'i  r  v;tH)acht,  offenbart,  fQr  jede 
Zuwiderhandlung  einer  Geldstralc  bis  zu  10  Ptund  unterliegen. 

Femer  ist,  wer  eine  als  Arbeiter  in  einer  Fabrik  angestellte  Person  ver- 
anlafst  oder  beredet,  ihm  jene  Angaben  zu  den  erwlhnten  Zwecken  zu  oflEsubsren 
oder  wer  eine  solche  Person  Ar  diese  Offsubarang  jener  Angaben  belohnt  oder 
belohnen  läfst,  eines  Vergehens  fOr  schuldig  zu  erachten  und  nnterliegt  flir  jede 
Zuwiderhandlung  einer  Geldstrafe  bis  zu  10  Pfund. 
Vgl.  Anmerkung  zu  }  1,  Abs  2  d.  Ges. 
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iUls  dies  ni^t  bereits  «uf  Grand  da  1 36^  des  Geseties  vmi  1891  geschehe«, 

dem  Fabrikinspektor  des  Bezirks  schriftliche  Meldung  zu  erstatten,  welche  enthllt: 
die  Bezeichnung  der  Werkstättr,  den  Ort,  wo  sie  gelegen,  die  Adres^^e,  an 
welche  sie  ihre  Briefe  gerichtet  wünscht,  die  Art  des  Betriebes  und  die  Be- 
zeichnung der  Person  oder  der  Firma,  unter  welcher  der  Betrieb  der  Werkstätte 
geschieht,  und  unterliegt  sie  im  Falle  der  Unterlassung  einer  Geldstralc  bis  zu 
filnf  Pfand.  Jede  derartige  Meldunf  ist  sofort  der  SsnitUsbeiiOrde  des  Bcaits 
«iBzusenden,  in  welchen  die  Werkstitte  gelegen« 

§  42.     Zu  sa  t  zbesti  m  m  u  n  K  zu  §  27  des  Gesetzes  vnn  1891,  betreffend 
Verzeichnisse  aufscriialb  der  Fabrik  b  c  s  c  lia  f  t  i  ^  t  e  r  Arbeiter. 

1.  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstätte,  auf  welchen  §  27')  des 
Gesetzes  von  1891  zur  Zeit  Anwendung  findet,  sowie  jeder  von  einem  solchen 
Inhaber  f&r  den  Betrieb  einer  Fabrik  oder  Wetkstitte  besehiftiKte  Unteraefaner 
Jiat  am  oder  vor  dem  1.  Mirs  oder  1.  September  jeden  Jahres  dem  Faitrik- 
inspektor  des  Bestifcs,  in  welchem  die  Fabrik  oder  Weikstatle  gdegen,  eine 
Liste  der  Namen  sämtlicher  von  ihm  unmittelbar,  sei  es  als  Arbeiter  oder  Unter- 
nehmer, im  Betrieb  der  Fabrik  oder  Werkstätte  aufserhalb  derselben  beschäftig^ten 
Personen,  sowie  der  Orte,  wo  sie  beschäftigt  sind,  einzusenden,  und  unterliegt 
er  im  Falle  der  Unterlassung  einer  Geldstrafe  bis  zu  vierzig  Shilhng. 

2.  Der  §  27  des  Gesetzes  von  1 891  und  der  gegenwärtige  Paragraph  finden 
auf  jede  Riumlielikeit  Anwendung,  in  welcher  iigend  wdcbe  Arbeit  der  An- 
fertigung von  Kleidungsstficken  zum  Zwecke  des  Verkauft  ausgegeben  wiid, 
sowie  auf  den  Iniiaber  dieser  RlumUehkeitf  dM^dchen  auf  Jeden  von  einem 
solchen  Iniiaber  in  Verbindung  mit  der  bezeichneten  Arbeit  beschäftigten  U:  ter- 
nrhmer,  und  swar  in  derselben  Weise,  als  ob  diese  Räumlichkeit  eine  Werk- 
statte sei. 


Durch  J  26  des  genannten  Gesetzes  wird  §  75  i  vgl.  Aiuncrkung  zu  §  44 
Abs.  1  des  gegenwärtigen  Gesetzes  i  des  llauptgcsctzcs  auf  Werkstätten  einschhelshch 
solcher,  in  denen  keine  Kinder,  jugendliehen  PetMnen  oder  Frauen  beadiiftigt 
werden,  ausgedehnt. 

*)  Nach  diesem  Paragraphen  hat  der  Inhaber  jeder  Fabrik  und  Weikstitte 
4'einschlierslich  solcher,  in  denen  keine  Kinder,  jugendliche  Personen  oder  Frauen 
beschäftigt  werden),  sowie  jeder  von  einem  solchen  Inhaber  beschäftigte  Unter- 
nehmer auf  Erlordern  des  Staatssekretärs  in  der  vorgeschriebenen  Form  und  mit 
den  vorgeschriebenen  Einzelheiten  Verzeichnisse  der  Namen  aller  von  ihm  direkt, 
sei  es  als  Arbeiter  oder  Unternehmer,  im  Betriebe  der  Fabrik  oder  Werkstätte 
aufiierfaalb  derMiben  beschäftigten  PerMinen,  sowie  der  Orte,  wo  sie  beschiftict 
sind,  XU  ffthren,  und  muft  ein  jedes  soldies  Verseidinis  jedem  Fabrikinapektor 
auf  Grund  des-Hauptgetetses  sowie  jedem  Beamten  einer  SanitltsbehUfde  nr 
Eindchtnshme  xur  Verfügung  stehen.  Im  Falle  einer  Zuwiderhandlung  g^en 
diesen  Paragraphen  seitens  des  Inhabers  einer  Fabrik  oder  Werkstätte  oder 
eines  Unternehmers  unterliegt  der  Inhaber  bezw.  der  Untemeluner  einer  Geld- 
strafe bis  zu  40  Shilling. 
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f  43.    Ucberfohrung  einer  Unterlassung  bczQglich  des  Tünchens. 

Eine  Unterlassung,   in   die   auf  Grund   des  %  77  *)   des   Hauptgesetzes  ZU 

führende  Liste  die  vorschriftsmäfsigL-n  Einzelheiten  bczOf^Iich  des  TOnchens  ein- 
zutragen, gilt  als  vollständiger  Beweis  der  Nichtbeobachtung  der  Vorschriften  der 
Fabrikgesetze  bezüglich  des  Tünchens. 

§  44.    AbAnderung  der  §§  66^)  und  75^)  des  Hauptgesetzes  und  des 

§  29*)  df's  (;(  setzes  von  1891. 

1.  In  den  §§  66  und  75  des  Haiiptgesrt/es  treten  die  Wurtc  „dem  Fabrik- 
inspektor  des  Bezirks"  an  Stelle  der  Worte  .einem  Fabrikinspektor"  Qberall» 
wo  sie  in  den  genannten  Paragraphen  ▼oricoawien. 

2.  In  dem  f  29  des  Gesetzes  von  1691  treten  die  Worte  «der  Fabrik- 
inspektor des  Bezirkes,  in  wdchem  nach  der  Anzeige  das  Vergehen  begangen 
wurde",  an  Stelle  der  Worte  «eines  Fabrikinspektors*. 

%  4S.   Abänderung  des  f  68  des  Hauptgesetses. 
Der  I  68  des  Hauptgeselaes  soll  dergestalt  Gdtung  haben,  dalb  im  Absatz  2, 
wdcher  önen  Inspdttor  ermichtigt,  einen  ConstaUe  in  eine  Fabrik  mitsunehmen^ 
hinter  dem  Worte  «Fabrik*  die  Worte  «oder  Werkalitte*  eingeschaltet  werden.*) 

Vgl.  Anmerkung  zu  §  15  d.  Ges. 
Vgl.  Anmerkung  zu  §  22,  Abs.  4d.  d.  Ges. 
*)  Nadi  I  75  des  Hauptgesetses  hat  Jeder  Inhaber  einer  Fabrik  innerhalb 
eines  Monats,  nachdem  er  die  Innehabung  derselben  b^^nnen,  einem  Fabrik- 

Inspektor  hiervon  schriftliche  Meldung  zu  erstatten,  welche  enthalten  mufs  die 
Bezeichnung  der  P'abrik,  den  Ort,  wo  sie  gelegen,  die  Adresse,  an  welche  der 
Inhaber  seine  Briefe  gerichtet  wünscht,  die  Art  des  Betriebes,  die  Art  und 
Stärke  der  darin  angewendeten  Triebkraft,  und  die  Angabc  der  Firma,  unter 
welcher  der  Fabrikbetrieb  geschieht,  und  zwar  ist  er  hierzu  gehalten  bei  einer 
Geldstrafe  bis  zu  5  Pfund. 

*)  I  29  des  gensnnten  Gesetzes  bestimmt,  dals  im  summarischen  Verfahren 
wegen  Vergehen  und  Geldstrafen  auf  Grund  des  Hauptgesetses  und  seiner  Er- 
gänzungagesetze  eine  strafgerichtllcbe  Anklage  innerhalb  dreier  Monate  nach  dem 
Tage,  an  welchem  das  Vergehen  zur  Kenntnis  eines  Fabrikinspektors  gelangt, 
oder  in  dem  Falle  einer  in  Bezug  auf  das  Vergehen  abgeliaitcnen  Untersuchung 
durch  eine  Jury  innerhalb  zweier  Monate  nach  Absclilufs  der  Untersuchung  er- 
hoben werden  kann,  mit  der  Malsgabe  jedoch,  dafs  sie  nach  Ablauf  von  sechs 
Mmtaten  nach  B^pehnng  der  Zuwideihandtung  nicht  eifioben  werden  soll. 

Der  die  Befugnisse  der  Fabrikinspektoren  regefaide  |  68  des  Haupt- 
gesetzes  giebt  u.  a.  im  Absatz  1  dtesen  das  Recht,  zu  Jeder  bdiebigen  Tages- 
oder Nsditseit  Fabriken  und  Werkstätten  zu  betreten,  zu  besichtigen  und  zu 
untersuchen  und  jede  Oertlichkeit  zu  betreten,  welche  sie  begrOndetermafsen  für 
eine  Fabrik  oder  Werkstätte  halten  können,  worauf  ihnen  Absatz  2  gestattet, 
in  beiden  Fällen  in  die  Fabriken  einen  Konstable  mitzunehmen,  wenn  sie  Grund 
zur  Annahme  haben,  dafs  ihnen  in  Wahrnehmung  ihrer  Amtspflicht  ernstliche 
Ifindemiaae  beratet  werden  könnten. 
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.  f  46.   Besondere  Untersvchangen  nad  Nechnntertnehungen  der 

AmU-Wundirste. 

t.  Jeder  ABl»*W«iidaiit  ist  gelHlleB,  auf  Aaerdaang  des  StaataMkretln 
iigead  wefehe  bcaoadere  Ualefaadraflg  TORnadmea  nad  irgead  eine  jageadliche 

Person  oder  ein  Kind  von  neuem  zu  untersuchen,  und  sind  all«*  vom  Staatssekretlr 
auf  Grund  dieser  Vorschrift  gemachten  Ausgaben  wie  andere  von  ihm  in  Aus- 
führung der  Fabrikgesetze  veranlafsten  Kosten  zu  bestreiten. 

2.  Die  GebOhrcn,  welche  Amts- Wundärzten  in  Fällen  zu  entrichten  sind,  lo 
denen  eie  auf  Grund  des  gcgenwirtigen  Paragraphen  oder  auf  Gmnd  der  Fabrik- 
geselle  eriaaaeaer  beaoaderer  Anordaungea  sur  Unterrachung  von  in  Fabrikca 
oder  Weriistitten  beschlfligter  Personen  venniaftt  werden,  werden  gtaOb  den 
in  Anlage  2  dieses  Gesetzes  ealhalteaen  oder  einen  vom  StaatMdtretir  ihm  sub* 
atitoirten  Tarif  festgesetzt. 

3.  Derartiicf  Gebühren  sind  vom  Staatssekretär  zu  entrichten,  wo  die  Unter- 
suchung auf  Grund  des  gegenwärtigen  Paragraphen  geschieht;  erfolgt  die  Untcr- 
•uchung  auf  Gnwd  baaomdcrer  Aaordauagen,  ao  hat  aie  der  Inhalier  der  Fabrik 
oder  Werkstttte  zu  zahlen. 

5  47.    Veröffentlichung'  von  VerfQgunpen 

Jede  auf  Grund  des  §  b5 ')  des  Hauptgesetzes  erlassene  Verfügung  ist  in 
der  Weise  bekannt  zu  geben,  wie  sie  der  Staatssekretär  zur  Information  aller 
beteiligten  Personen  am  geeignetitea  exachtet 

J  48.  Zus.tellung  von  SchriftstOcke  n  an  den  Eigentümer. 
Die  Zustellung  irgend  welcher  Anzeigen,  Vcrtügungeu,  Ersuchen,  Autlurdc- 
niflgen  oder  Dokumente»  deren  Uebermittelttag  an  den  Eigentfiner  einer  Fabrik 
oder  Werkalltte,  wie  ihn  daa  gegenwirtige  Gesetz  definiert,  von  den  Fabrik- 
gesetzen gefordert  oder  ermächtigt  wird,  kann  auch  durch  Uebeigabe  dersdbcn 
oder  ihrer  getreuen  Abschrift  an  den  Vertreter  des  Eigentflmers  geschehen. 

§49.  Recht  des  Beschuldigten,  sich  als  Zeuge  vernehmen  zu  lassen. 

Wer  auf  Grund  der  Fabrikgesetze  eines  Vergehens  beschuldigt  wird,  kann, 
wenn  er  es  flkr  angebracht  hilt,  sich  anbieten,  ala  Zeuge  in  eigener  Sadie  ver- 
nommen zu  werden,  worauf  er  in  derselben  Weise  Zeugnis  ablegen  kann,  und 
mit  denselben  Wirkungen  und  Folgen,  wie  jeder  andere  Zeuge. 

§  50.   Tragung  von  Kosten  durch  den  eigentlichen  Begeher  an 

Stelle  dea  Inhabers. 

Wird  auf  Grund  des  |  87*;  des  Hauptgesetses  Jemand  anders  als  der  In- 
haber einer  Fabrik  oder  Werkstitte  vor  eine  Behörde  für  summarische  Gericht»- 


Vgl.  Anmerkung  zu  %  ^,  Abs.  2  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
*)  Nach  diesem  Paragraphen  kann  der  idna  Zuwiderhandlung  gegen  das 
Fabrikgesett  angeklagte  Inhaber  einer  Fabrik  oder  Werkstttte  verfangen,  dafs 
die  Person,  welche  er  bezichtigt,  die  Zuwiderhandlnag  in  Wahriieit  b^;angen  zu 
haben,  zu  dem  für  die  Verhandlung  der  Sache  bestimmten  Termine  voigeladen 
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bariieit  geladen  nad  der  Befebnng  einer  ZawldMlwndliing  Oberi&brt,  deren  der 
Inhaber  aageklagl  war,  ao  hat  nach  BefladeB  dea  Gerichla  dieae  Peraon  (ttr  irgend 
wddie  Koaten  dea  Verfthreaa  antekonunea. 

f.  51.  Berechtigung  des  Inspektors  zur  Betreibung  gerichtlichen 

Verfahrens. 

Ein  Fabrikinspektor  kann  nach  schriftlicher  Ermächtigung  durch  den  Staats- 
aeitretlr,  auch  wenn  er  kein  Anwalt  oder  Rechtabeiataad  tat»  irgeadwddie  mter 
die  Fabrikgeaetae  fallende  oder  in  die  Ausübung  aeinea  Beniiea  ala  Fabrikinapdctor 

cinschligige  Anklage,  Beschwerde  oder  sonstige  Handlung  vor  einer  Behörde 
fQr  summarische  Gerichtsbarkeit  oder  einem  Richter  verfolgen,  betreiben  oder 
begrOnden. 

f  53.  Anwendung  der  Fabrikgeaetae  auf  Irland. 

Bei  der  Anwendung  der  Fabrikgeaetae  auf  Iriand  sind  unter  der  Beseichnung 
»Public  Health  (Ireland*  Act,  1874'.  im  Absati  11  des  §  ^  06  des  Hauplgesetzcs, 
sowie  unter  der  Bczciehnunp;  „Puhüc  Health  Act,  1875"  in  den  §§  4  und  7  des 
Gesetzes  von  189t  die  „Public  Health  (IreUnd)  Act,  1878*  und  die  sie  ergänzen- 
den Gesetze  zu  verstehen. 

f  53.  Erliuterungen  von  Bezeichnungen. 

Im  gegenwärtigen  Geaetxe  aind,  fidb  sich  aua  dem  Zusammenhang  nichts 
anderea  ergicbt,  zu  verstehen: 

1.  Unter  der  Bc7eirhnun^  „die  Fabrikgesetze*  die  Fabrikgeaetse  von  1878 

bis  1891   und  das  j;cgr  gcn\vflrti^e  Gcsi  tz: 

unter  der  Bezeichnung  ,das  Hauptgcäcu"  da:»  l-  abrik-  und  WerksUittengesetS 
von  1878; 

unter  der  Bezeichnung  «daaCeaetz  von  1891'  daa  Fabrik»  und  Weriutitten* 
geaetz  von  1891; 

die  Bezeichnung  .der  EigentOmer*  in  dem  ihr  durch  §  4*)  des  Public  Health 
Act,  1875,  gegel>enen  Sinne. 


werde;  beweist  er  d.mn  nach  Ueberführung  der  Zuwiderhandlung  zur  CenQge, 
dafs  er  alles  gtthan,  die  DurclifÖhrung  des  (iesclzes  zu  bewerkstelligen,  umi  dafs 
die  gedachte  Person  die  Zuwiderhandlung  ohne  sein  Vorwissen,  Einverständnis 
und  seine  Billigung  begangen,  so  wird  diese  Person  der  Zuwiderhandlung  im 
mnmmariacben  Vetfahren  für  achnidig  erachtet  und  der  Inhaber  bleibt  atraftei. 
Auch  kann  der  Inspektor  gegen  die  gedachte  Peraon  achon  vor  Erhebung  der 
Anklage  gegen  den  Inhaber  einschreiten,  wenn  die  angefOhrten  Vomuaactiungc n 
ihm  schon  bei  der  Fnnittclung  der  Zuwiderhandhing  dargethan  werden. 

')  »Als  „KigenlOiner"  gilt  die  Person,  welche  zur  Zeit  die  V'oUrcnte  irack- 
rent)  der  Grundstücke  oder  Anlagen,  m  Verbindung  mit  denen  der  Ausdruck 
gebraucht  wird,  eriifllt,  sei  es  (&r  sich  selbst  oder  als  Vertreter  oder  Verwalter 
einer  anderen  Person,  welche  die  Rente  eriudten  wflrde,  wenn  die  Grundstöcke 
oder  Anlagen  g^en  Vollrente  verpachtet  wAren.* 
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2,  BetugiMhiMii  ftnl  irfend  tmtn  Pangn^tieii  der  FabrilmeMtiB  aiBd  n 
venldMa  alt  Baugnahmen  m£  diese  Pangraphea  in  ihrer  dordi  apitere  Goelie 
mit  Einacblub  des  gegeuwirtigen  ahgelndertea  Faaamig. 

j5  54.  Aufhebung  crinzeint  r  Vorschriften. 

Die  in  der  Anlage  3  des  gegenwärtigen  Gesetzes  aufgefOhrten  Gesetze  wer- 
den hiennit  in  dem  Umfange  aufgehoben,  wie  diea  in  der  dritten  Spelte  der  ge- 
nannten Anlage  angegeben. 

§  55.  Inkrafttreten  des  Gesetzes. 

Das  gegenwärtige  Gesetz  tritt  am  I.Januar  das  Jahres  achtzehnhiindertsedn- 
undneunzig  in  Kraft. 

%  56.  AnfQhrungs-Titel  und  Bezeichnung  des  Gesetzes. 

Das  gegenwlitige  Geaels  kann  ab  das  Fabrik-  und  WeiksMitcngeaeli  voo 
t89S  angeführt  werden,  und  ist  mit  den  Fabrik"  und  Weriutltlengeselxen  von 
1878  bis  1891  als  Ganses  su  verstehen;  desf^chen  können  diese  Gesetse  snl 
dem  g^enwftrtigen  zusanunen  als  die  Fabrik«  und  Weritstlttengeaetie  von  1878 
bis  1895  angef&hrt  werden. 

Aalafen. 
Anlage  1  ^  35  des  Gesetses). 

Vorschriften  betr.  den  Betrieb  von  Schleifereien  in  Mietsfabrikea. 

1.  Als  Schutzvorrichtung  an  Wellen  und  Walzen  sind  Bretter,  an  manchen 
Orten  unter  dem  Namen  Trommelbretter  bekannt,  anzubringen  und  in  gutem  Zu* 
Stande  zu  erhalten. 

2.  Ueber  den  Trommeln  sind  Geländerstangen  zu  befestigen  und  in  gutem 
Zustande  su  eHudten. 

3.  Es  sind  RiemenschOtzer,  an  manchen  Orten  unter  dem  Nanen  Schotten 
bekannt,  »i  beschaffen  und  in  gutem  Zustande  zu  eriialten. 

4.  Jeder  Fufsboden,  welcher  nach  Inkrafttreten  des  gegenwärtigen  Gesetzes 
angelegt  wird,  ist  dergestalt  anzulegen  und  zu  erhalten,  dafs  er  die  Beseitigung 
des  Staubes  erleichtert,  desgleichen  sind  alle  notwendigen  Rutschvorrichtungen, 
Gruben  und  andere  Erleichterungen  dieser  Beseitigung  anzubringen. 

5.  Jede  Räumlichkeit  zum  Schleif  betrieb,  welche  nach  Inkrafttreten  des  gegen- 
wartigen Gesetzes  errichtet  wird,  ist  deigestalt  anzulegen,  dais  für  leichtes 
Schleifen  ein  freier  Raum  von  mindestens  drei  Fnik  zwischen  jeden  Paar  von 
TrBgen  und  ihr  schweres  SeUetfen  ein  solcher  von  mindestens  vier  Fnfs 
zwischen  jedem  Paar  von  TrOgen,  aowie  ein  solcher  von  mindestens  sechs  Fnfr 
vor  jedem  Trog  vorhanden  ist. 

6.  In  jeder  zum  Sclileil  betrieb  dienenden  Räumlichkeit  sind  an  den  Settea 
aller  Trommeln  völlig  absperrende  Schutzvorrichtungen  anzubringen. 

7.  Mangels  vom  Staatssekretär  gewährter  besonderer  Ausnahmen  darf  kem 
Schleifttein  vor  einem  Feueriierd  oder  einem  anderen  SchldfiMeine  gegenObcr 
im  Betriebe  sein. 

8.  Nach  Inkrafttreten  des  g^^wlrtigen  Gesetzes  darf  kein  ScUeiistein  vor 
einer  ThOre  oder  einem  anderen  Eingange  im  Betriebe  sein. 
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Anlage  2  (§  46  des  Gesetzes^. 

Gebührentarif  für  Amts  Wundärzte. 

Unter    10  Arbeiter  2  Schilling  6  Pence  fQr  den  Besuch 
20       ,       3       .  .      .  „ 

30       ,       3       ,  6      .      ,     ,  , 
»      SO       ,       4       .  •     •  . 

»'5         w         4         p         6       m        m      m  m 

.     100      .      5       .  .     »  • 

UelierlOO       »       7       ,       6     ,      .     „  . 

Für  Entfemunpen  von  über  einer  Meile  von  dem  Wohnsitz  des  Amtswund- 
arztes werden  aulserdem  pro  Meile  oder  fQr  den  Teil  einer  Meile  je  1  Shilling 
vergütet. 

Anlage  3  (§54  des  Gesetzes). 
Aufgehobene  Getetzesbestimmungeii. 


Parkunentases  s  i  0  n 
und  Kapitel 

Kurzer  Anfilhrungstitel 

Umfang  der  Anfbebung 

41  ft  42  Vict.  c.  16 

54  &  55  Vict  c.  75 
57  St  58  Vict.  c.  28 

Das  Fabrik-  und  Werk- 
stättengesetz von  1878. 

Das  Fabrik-  und  Werk- 
atittengesetz  von  1891. 

Gesetz  betr.  die  UnfaU* 
Meldepflicht  von  1894. 

Die  Paragraphen  31  und  42.  Ab- 
schnitt t  der  Anlage  3.  Abschnitt 
3  der  Anlage  3  von  j^und  des> 
gleichen*   bis   .Verpacken  von 

Waaren". 

AbsaU  1  des  §  22  und  S  24,  sowie 
Abaalx  5  des  §  33. 

Im  Absatz  1  der  Anlage  das  Wort 

.Gasanstalt"  und  die  Worte  „Sce- 
häfen.Docks,  Binnenhäfen,  Quais". 
Absatz  2  der  Anlage. 

ArcMr  f&r  sos.  GeKUgebg.  u.  Sutislik.  VItl.  44 
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MISZELLEN. 


Zur  Statistik  der  Frauenarbeit  in  England 

und  Wales. 

Von 

Dr.  LUDWIG  SINZHEIMER. 

Die  jüngst  vom  britischen  Labour  Department  herausgegebene  und 
von  der  trefflichen  Miss  CoUet  bearbeitete  statistische  Untersuchung 
über  die  weibliche  Arbeit  in  England  und  Wales  ^  ist  von  derOeffent- 
lichkeit  entweder  zustinunend  oder  stumm  aufgenommen  worden.  Man 

wird  sich  jener  Zustimmung  wohl  anznschliefsen  haben,  soweit  in  dem 
Collet^chen  Berichte  die  \veil)lichc  Arbeiterschaft  als  Ganzes  ohne 
Gliederung  nach  dem  Zivilstande  auftritt.  Innerhalb  dieser  Begrenzung 
versteht  man  es  auch,  dafs  in  verschiedenen  Quartieren  gegenüber  der 
Colletschen  Untersuchung  in  Uebereinstimmung  mit  der  Franklinschen 
Sittenlehre  StiUschwdgen  als  eine  der  dreizehn  Tugenden  erschien. 
Mit  Fug  darf  nflmlich  in  dem  Resumd  des  Colletschen  Berichtes  be- 
hauptet werden,  das  darin  niedergelegte  Zahlenmaterial  rechtfertige 
keineswegs  die  in  zahlreichen  Kreisen  gehegte  Auffassung,  dass  die  in- 
dustrielle Beschäftigung  weiblicher  Arbeitskräfte  rapid  zunehme  und 
weithin  männliche  Arbeiter  verdränge. 

Es  ist  nach  meiner  Ansicht  jedodi  falsch,  den  Bericht  durchweg  mit 
Bei&ll  oder  Schweigen  auch  gegenflber  denjenigen  Stellen  xn  begleiten, 
die  die  Berufsthfltigkeit  veriieiratheter  oder  verwitweter  Personen  wetb> 
liehen  Geschlechts  gesondert  von  den  ledigen  betreffen.  Gewiditige 
GrQnde  sind  vorhanden,  einen  Schlufs  zu  bezweifeln,  der  an  verschie- 
denen Stellen  des  Berichtes  gezogen  wird  und  zu  den  am  meisten 
fesselnden  Leitmotiven  der  Colletschen  Untersuchung  gehört.  Ich  meine 


*)  Report  by  Miss  CoUet  on  tiie  Statistics  of  EaiploymeBt  of  Woomb  tmi 
GMs.   London  1894. 
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damit  das  Urteil,  das  in  dem  Berichte  Ober  Wandlungen  in  der  Zahl 
der  beruftthfttigen  verheirateten  oder  verwitweten  Personen  weiblichen 
Geschlechts  geftufsert  wird.  Verschiedentlich  tritt  in  dem  Bmdite  die 
Behauptung  auf,  diese  Zahl  habe  in  dem  Jahrzehnt  von  1881  bis  1891  eine 

Verminderung  erfahren.  Wäre  diese  Behauptung  en^'iesen,  so  wäre 
damit  eine  Thatsache  von  grofser  Wichtigkeit  festgestellt.  Es  liegt  des- 
halb dringende  Veranlassung  vor,  die  Grundlagen  jener  These  kritisch 
zu  würdigen. 

Sie  fliefirt  in  dem  CoUetschen  Beridbte  aus  zwei  Quellen:  aus  dem 
Zensus  von  1881  und  dem  Zensus  von  1891.  Fflr  beide  Jahre  h&tte 

das  Urmaterial  eine  eingehende  Kombination  von  Berufsthätigkeit  und 
Zi'^ilstand  zugelassen,')  jedoch  weder  in  den  veröffentlichten  Ergebnissen 
jener  Erhebungen,  noch  in  den  unveröfTentlichen  Materialien,  die  der 
Verfasserin  zur  Verfügung  standen,  liegen  Angaben  über  die  Zahlen 
der  berulsthätigen  verheirateten  oder  verwitweten  Pereonen  weiblichen 
Geschlechts  vor.  Mit  grofser  Gewandtheit  wird  trotzdem  in  dem  Be- 
ridit  der  Versudi  gonach^  auf  Grund  des  verfügbaren  Zensusmaterials 
festzustellen,  wie  grofs  die  Zahlen  in  beiden-  Jahren  waren.  Als  An« 
haltspunkte  dienen  zwei  Angaben:  erstens  über  die  Zahlen  der  be- 
rufsthätigen  Personen  weiblichen  Geschlechts,  ohne  Rflcksicht  auf 
den  Zivilstand,  ledige  und  nicht  ledige  Personen  zusammen;  zweitens 
über  die  Zahlen  der  ledigen  Personen  weiblichen  Geschlechts,  ohne 
Rücksicht  aul  die  Berufsthätigkeit,  berufsthätige  und  nicht  berufstliatige 
zusammen.  Die  Brücke  von  der  Kenntnis  dieser  beiden  Angaben  zur 
Bezifferung  derberufsthfttigen  verheirateten  oder  verwitweten 
Personen  weiblichen  Geschlechts  bildet  folgende  Erwflgung*):  Da,  wo 
die  Zahl  der  berufsthntigen  Personen  gröfser  ist  als  die  Zahl  der 
ledigen,  giebt  die  Differenz  zwischen  beiden  Ziffern  die  Minimalzahl 
der  berufsthätigen  verheirateten  oder  verwitweten  Personen 
an.  Ein  Zahlenbeispiel  mag  diese  IJebLrlegung  illustrieren.  In  Black- 
burn  wurden  im  Jahre  1891  in  der  Altersklasse  von  25  bis  zu  35  Jahren 
gezählt:  7413  berufsthätige  Personen  weiblichen  Geschlechts  und  3524 
ledige  Personen  weiblichen  Geschlechts.  Mit  Recht  nimmt  der  Be- 
richt an,  dafs  hier  mindestens  7413  — 3524 »3389  berufsthätige  ver- 
heiratete oder  verwitwete  Personen  weiblichen  Geschlechts  ge- 
zahlt wurden.  Es  können  allerdings  mehr  gezählt  worden  sein,  dann 
nämlich,  wenn  nicht  alle  3524  ledige  Personen  berufsthätig  waren. 
Aber  weniger  können  nicht  gezählt  worden  sein,  denn  die  Gesamtzahl 


»)  Census  of  England  and  Wales  1881,  Vol.  IV,  p.  1 1 7,  1891,  Vol.  IV, 
p.  139. 

^  Sowohl  der  Zensus  von  1881  ab  auch  der  von  1891  unterMheiden  ledige 
lieh  die  drei  genannten  Zivilstandagruppen  (ledige,  verheiratete  und  ver- 
witwete Personen);  die  geschiedenen  Personen  wurden  nicht  besonders 
erftngt. 
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der  berufsthätigen  weiblichen  Personen  ist  gegeben,  mehr  als  3524 
berufsthatige  ledige  Personen  weiblichen  Geschlechts  können  nicht 
gezahlt  worden  sein,  da  die  Zahl  der  ledigen  Personen  überhaupt 
auf  3524  angegeben  wird.  Die  auf  diese  Weise  sowohl  für  1881  als  auch 
für  1891  berechneten  Minimalzahlcn  der  berufsthätigen  verheirateten 
oder  verwitweten  Personen  weiblichen  Geschlechts  werden  nun  prozen- 
tuell auf  die  Zahlen  der  verheirateten  oder  verwitweten  weiblichen  Per- 
sonen überhaupt  (berufsthatige  und  nicht  berufsthatige  zusammen) 
bezogen  und  die  so  gefundenen  Prozentziffern  beider  Jahre  mit  ein- 
ander verglichen. 

Die  in  dem  Berichte  angewandte  Methode  dürfte  nun  klar  sein.  In 
der  folgenden  Tabelle  sind  die  von  dem  Berichte  für  beide  Jahre  mit- 
geteilten Resultate  in  einer  dem  Berichte  folgenden  Anordnung  dar- 
gestellt. 


Städtische  Sanitätsdistrikte 


Minimalprozentsätze  der  berufsthätigen 
verheirateten  oder  verwitweten  Personen 
weiblichen  Geschlechts  in  den  Alters- 
klassen 


1 0  Jahre  und 
mehr  alt 


2ü  und 
weniger  als 
25  Jahre  alt 


25  and 
weniger  »k 
15  Jahre  alt 


Bolton  

\1881 

Bury  /^891 

\t88l 

Salford  /1891 

\1881 

Manchester  /1891 

\1881 

Oldham  /189I 

\1881 

Rochdale  /1891 

\l88t 

Burnley  /189I 

\1881 

Blackburn  /^891 

\1881 

Preston  /'891 

\1881 

Huddersfield  /'891 

\t88l 


9,9 
IM 

6^ 
11.2 


2^ 
12,0 

8,4 
16,1 

22.1 
22,1 

26.6 
31,6 

18,7 
23,8 


29.6 
38.3 

13.0 

30.4 
38.5 


0^3 

L? 

25.9 
41,8 

23.1 
40.1 

57.9 
58.3 

59.6 
60.4 

47.9 
52.1 
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Städtisch^  SanitAtsdistrikte 


Minimalprozentsätze  der  berufsthfitigen 
verheirateten  oder  verwitweten  Personen 
weiblichen  Geschlechts  in  den  Alters- 


klassen 

LQ  Jahre  und 
mehr  alt 

2Q  und 
weniger  als 
25  Jahre  alt 

25  und 
weniger  als 
15  Jahre  alt 

2L 

1. 

— 

2.1 

12,1 
16.4 

6^ 

lA 

19,8 

20,4 
26,6 

10,5 

1 1.5 

Od 

22.7 
30,6 

24,9 
29.4 

LI 

1L6 

20,1 
25.7 

10,8 
18,0 

L? 
LI 

14.1 
18.1 

Halifax 


Bradford 


Leeds 


  {1 

  {! 

  {! 

Lcicester   || 

Nottingham   || 

Northampton   || 

Ipswich   I 

Norwich   || 


891 
881 

891 
881 

891 
881 

891 
881 

891 
881 

891 
881 


1891 
1881 

891 
881 


Die  weitestgehender  Deutung  fähige  Ausnützung  dieser  Tabelle 
findet  sich  in  dem  Schlufskapitel  dieses  Berichtes.  Dort  wird  schlank- 
weg behauptet,  die  Beschäftigung  verheirateter  oder  verwitweter  Per- 
sonen weiblichen  Geschlechtes  habe  abgenommen. 

Ein  Blick  auf  die  erste  Spalte  unserer  Tabelle  lehrt,  dafs  wir  es 
hier  mit  einer  unzutreffenden  Behauptung  zu  thun  hätten,  sollte  diese 
Behauptung  ansinnen,  den  Nachweis  einer  Abnahme  für  ganz  England 
und  Wales  als  erbracht  anzusehen.  Aber  auch  wenn  die  obige  Be- 
hauptung diese  Bedeutung  nicht  haben  sollte,  so  muss  sie  mindestens 
auf  Grund  der  ersten  Spalte  unserer  Tabelle  als  zu  allgemein  gehalten, 
der  Präzision  entbehrend  bezeichnet  werden.  Nur  19.  Städte  erscheinen 
in  der  ersten  Spalte  unserer  Tabelle.  Es  fehlen  aufser  London  42  von 
61  städtischen  Sanitätsdistrikten  mit  je  über  50000  Einwohnern,  sämt- 
liche kleineren  städtischen  und  sämtliche  ländlichen  Sanitätsdistrikte. 

Wenn  demnach  auch  ein  weitausgedehntes  Gebiet  in  der  obigen 
Tabelle  nicht  berücksichtigt  ist.  so  schliefst  sie  wenigstens  eine  Reihe 
sehr  charakteristischer  Städte  ein.  Die  Städte,  die  in  der  obigen  Ta- 
belle auftreten,  sind  hervorragende  Zentren  der  weiblichen  Fabrikarbeit. 
Wäre  die  Behauptung  richtig,  die  unser  Bericht  ausspricht,  die  Behaup- 
tung nämlich,  dafs  im  ganzen  in  diesen  Städten  die  Arbeit  verheirateter 
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oder  verwitweter  Personen  weiblichen  Geschlechtes  im  Rückgang  be- 
griffen sei,  so  wäre  eine  äufserst  bedeutungsvolle  Erscheinung  testge- 
stellt.  Ist  diese  Behauptung  nun  erwiesen? 

Ueberfliegen  wir  die  zweite  Spalte  der  Tabdle,  so  finden  wir.  dafs 
fOr  11  von  19  Stfidten  die  Ziffern  in  1891  niedriger  sind  als  in  1881. 
Bohon,  Manchester  und  Nothingham,  für  die  in  1891  keine  Minimal- 
ziffern in  dieser  Sj^.iltc  eingesetzt  sind,  wurden  in  die  Liste  der  St.ldfe 
mit  geminderten  Mininialj)rozents.ltzcn  eingeschlossen,  da  es  offenbar 
den  Intentionen  des  Berichtes  entspricht,  lür  St/ldte.  für  die  in  188t 
Minimalziffern  zu  berechnen  waren,  in  1891  nicht,  eine  Minderung  der 
Zahl  der  hierhergehörenden  Arbeiterklasse  anzunehmen. 

Es  fHÜlt  auf,  dals  in  dem  die  Tabelle  kommentierenden  Text  des 
Berichtes  die  zweite  Spalte  mit  keinem  Worte  erwähnt  wird.  Ich 
glaube,  ciifs  sei  ein  vollauf  verdientes  Los  Da  die  Existenz  der 
Spalte  diesem  Urteile  zu  widersprechen  scheint,  liegt  die  Notwendig- 
keit vor,  es  zu  begründen. 

Der  durch  die  ganze  zweite  Spalte  hindurchlaufende  und  ihr  eigcn- 
tQmliche  Fehler  besteht  darin,  dafs  bei  der  Berechnung  der  Mininul- 
ziffem  verheiratete  oder  verwitwete  Personen  als  nicht  berufethfttig  an- 
gesehen wurden,  von  denen  der  Bericht  selbst  in  unzweifelhafter  Weise 
feststellt,  dafs  sie  berufsthättg  waren.  Nehmen  wir  zum  Beweise  die 
erste  der  StAdte,  die  wir  kurz  vorher  genannt  haben  Kür  Bei  ton  wird 
in  der  zweiten  Spalte  der  Minimalprozentsatz  in  18^1  uleich  Null  ge- 
setzt. Gehen  wir  aber  zur  dritten  Spalte  über,  so  tiiidcn  wir.  dals  in 
Bolton  mindestens  13pCt.  der  verheirateten  oder  verwitweten  Personen 
weiblichen  Geschlechtes  zwischen  20  und  25  Jahren  benifsthatig  waren. 
Ein  noch  stftrkerer  Minimalprozentsatz  ist  in  der  vierten  Spalte  auf* 
gefllhrt.  Einen  anderen  Weg,  den  in  der  zitierten  Spalte  vorhandenen 
Fehler  klarzustellen,  müssen  wir  für  diejenigen  Stftdte  einschlagen,  für 
die  sowohl  in  1891  als  auch  in  1881  Minimalprozentsätzc  auftreten. 
Nehmen  wir  die  Stadt,  die  in  der  Tabelle  den  Reigen  eröffnet,  näm- 
lich Stockport.  Wir  finden  hierfür  in  der  zweiten  Spalte  9.9  pCt.  als 
Minimalprozentsatz  in  1891  angegeben.  Leicht  ist  nachzuweisen,  dafs 
dieser  Minimalprozentsatz  um  dn  Betrftchtliches  zu  niedrig  ist  Ad- 
dieren  wir  die  in  den  einzelnen  Altersklassen  berechneten  absoluten 
Minimalzahlen  und  beziehen  wir  sie  prozentuell  auf  die  Zahl  der  ver- 
heirateten oder  verwitweten  Personen  weiblichen  Geschlechtes  aller 
Altersklassen,  so  linden  wir  als  Minimalprozentsatz  nicht  9,9  pCt,  son- 
dern 26.6  pCt.') 

Die  Geringfügigkeit  des  in  der  zweiten  Spalte  der  Tabelle  figurie- 
renden Minimalprozentsatzes  ist  daraus  abzuleiten,  dafs  die  Verfasserin 
des  Berichtes  den  MinimalprozentMtz  durch  Subtraktion  stmtilicher 


t)  Berechnet  nach  Rep.  a.  a.  O.  S.  95  ff.  und  Censns  a.  ».  O.  1691,  roL  m, 
S.  343. 
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ledigen  Personen  weiblichen  Geschlechtes  aller  Altersklassen  von  sftmt* 
liehen  berufsthfltigen  Personen  weiblichen  Geschlechtes  aller  Alters- 
klassen, anstatt  durch  Addition  sämtlicher  für  die  einzelnen  Alters-  * 
klasen  berechneten  Minimalziffern  der  berufsthätigen  verhei- 
rateten oder  verwitweten  Personen  weiblichen  Geschlechtes  bildete. 
Das  erste  Verfahren  wäre  berechtigt  gewesen,  wenn  bei  der  Berech- 
nung der  Minimalz ifl er n  für  die  einzelnen  Altersklassen  fölschlieh  ver- 
heiratete oder  verwitwete  Personen  als  berufsüiatig  angesehen  worden 
wflren,  die  in  Wu-klichkeit  nicht  als  bemfsthatig  gezahlt  wurden.  Diese 
Voraussetzung  ist  aber  irrig.  Mit  Recht  dQrfen  die  in  den  einzelnen 
Altersklassen  berechneten  Minimalziffem  als  die  denkbar  niedrigsten 
bezeichnet  werden.  Man  hätte  dem  Leser  nicht  zumuten  sollen,  steif 
und  fest  daran  zu  glauben,  dafs  die  Minimalzifi'ern  der  einzelnen  yMtcrs- 
klassen  die  denkbar  niedrigsten  seien,  wenn  man  für  sämthche  Alters- 
klassen zusammen  niedrigere  Werte  einsetzte. 

Eine  der  Stftdte.  bei  denen  die  Absurdität  des  in  dem  Berichte 
zur  Berechnung  der  Ziffern  der  zweiten  Spalte  angewandten  Verfah- 
rens besonders  markant  hervortritt,  ist  Bury.  Der  Kürze  wegen  geben 
wir  hierfür  die  absoluten  Ziffern.  Die  Minimalzahl  der  in  sämtlichen 
Altersklassen  gezählten  beschäftigten  verheirateten  oder  verwitweten 
Personen  wird  von  dem  Bericht  für  Bury  in  1891  auf  818  berechnet, 
in  der  Altersklasse  zwischen  25  und  35  Jahren  soll  sich  aber  die  Mini- 
malzahl auf  1065  belaufen  haben.^)  Mit  anderen  Worten:  FOr  alle 
Altersklassen  zusanunen  war  die  Minimalzahl  geringer  als  filr  eine 
einzige  Altersklasse!  Ist  es  möglich,  dafs  in  ganz  Irland,  Dublin  ein- 
geschlossen, weniger  Irländer  vwbanden  sind  als  in  Dublin  allein? 

Für  1891  wenigstens  können  wir  bezüglich  sämtlirher  Städte,  für 
die  die  zweite  Spalte  der  Tabelle  eine  Abnahme  glaubhaft  zu  machen 
scheint,  den  von  dem  Berichte  bei  der  Berechnung  der  Minimalprozent- 
sätze der  zweiten  Spalte  gemachten  Fehler  beziffern.  In  sämtlichen 
11  Stddten  werden  frappierend  starke  Bruchteile  der  von  dem  Berichte 
selbst  als  berufsthfltig  bezeichneten  verheirateten  oder  verwitweten 
Personen  weiblichen  Geschlechtes  als  nicht  berufsthfttig  angesehen. 
Werden  diese  Bruchteile  in  Prozente  der  in  den  einzelnen  Städten  ge- 
zählten weiblichen  verheirateten  oder  verwitweten  Personen  aller  Al- 
tersklassen überhaupt  ausgedrückt,  also  prozentuell  bezogen  auf  diesel- 
ben Summen,  auf  die  die  Minimalprtizentsätzc  der  zweiten  Spalte  be- 
zogen worden,  so  ergiebt  sich,  dafs  die  Zahl  der  berufsthätigcn  Per- 
sonen, die  ein  durchaus  verfehltes  Verfahren  die  Metamorphose  in  nidbt 
berufsthfttige  durchmachen  liefs,  zwischen  12.1  pCt  (in  Bhickbum)  und 
24,9  pCt  (in  Manchester)  schwankt^   Erst  dann,  wenn  wir  die  Pro- 


1)  Rep.  a.  a.  O.  S.  94,  96. 

Berechnet  nach  ib.  S.  86  ff.  und  Cenus  a.  a.  O.  1891,  vol.  Ul,  S.  300, 
343,  417. 
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zentsfltse  der  in  der  zweiten  Spalte  nicht  als  berufsthAtig  angesebenen« 
von  dem  Berichte  aber  mit  Stcherhdt  als  berufsthatig  bezdchnelen 

verheirateten  oder  verwitweten  Personen  weiblichen  Geschlechtes  zu 
Hen  entsprechenden  Minimalprozcnts.ltzen  der  zweiten  Spalte  addieren, 
gelangen  wir  zu  den  Minimalprozentsätzen,  die  eine  konsequente  Durch- 
lührung  der  Methode  des  Hcrichtcs  erheischt. 

Könnten  wir  für  1881  dieselben  Berechnungen  durchführen,  so 
wflre  es  wenigstens  möglich,  den  hier  bdianddten  Fehler  auszumerMO. 
Leider  ist  weder  in  dem  Zensus  von  1861  noch  in  don  CoUetschcn 
Berichte  hiefflr  brauchbares  Material  aufzusparen.  Da  wir  anndunes 
müssen,  dafs  die  in  der  zweiten  Spalte  auftretenden  MinimalprozentsSIze 
für  1881  in  derselben  Weise  zusammengebraut  wurden  wie  für  1891.  «o 
können  wir  lediglich  sagen,  dafs  wie  die  letzteren  so  auch  die  ersteren 
zu  niedrig  sind. 

Die  Konsequenz  dieser  Sachlage  i^t  nicht  nur  dies,  dafs  keine  Ge- 
wahr  for  die  ziffermflfsige  Richtigkeit  des  aus  der  zweiten  Spalte  zu 
berechnenden  Abnahmerate  besteht  Mehr  als  dies:  Die  Thatsacbe 
einer  Abnahme  Oberhaupt  erscheint  fraglich.  In  der  Absidit,  dem 
Leser  ermOdende  abstrakte  Darlegungen  zu  ersparen,  wollen  vrir  das 
Gesagte  an  zwei  prägnanten  konkreten  Heispielen  erl  iutern 

Wenn  wir  die  Dillerenzcn  zwischen  den  in  der  zweiten  Spalte  auf- 
tretenden, derselben  Stadt  zugewiesenen  Mininialprozentsätzen  bilden, 
so  finden  wir,  dafs  die  schwächste  Abnahmerate  Manchester  aufweist 
Sie  beliuft  sieh  dort  auf  1,0  pCt.~0s1,0  pCt.  Nun  wissen  wir  be- 
reits bezOglich  dieser  Stadt,  dafs  bei  der  Berechnung  des  Minimalpro- 
zentsatzes  flDr  das  Jahr  1891  nicht  weniger  als  24.9  pCt  bemfstfafltige 
verheiratete  oder  verwitwete  Personen  weiblichen  Geschlechtes  nicht 
als  berufsthfltig  angesehen  werden.  Der  richtige  Minimalprozentsatz 
für  1891  ist  also  nicht  0.  sondern  24,9  pCt.  Für  das  Jahr  1881  wis>en 
wir  nur.  dafs  der  Minimalprozentsatz  von  1,0  pCt,  zu  niedrig  ist.  Die 
oben  mitgeteilte  Abnahmerate  bleibt  intakt,  wenn  —  ein  einziges  Blatt 
aus  dem  bunten  Kranze  der  mit  gleichem  Ansprüche  auf  Beachtung 
sich  aufdrangenden  Hypothesen!  —  angenommen  wird,  bei  der  Berech- 
nung des  Minimalprozentsatzes  der  zweiten  Spalte  für  1881  seien  gleich« 
falls  24.9  pCt.  Berufsthätige  pensioniert  worden:  die  aus  den  rektifi- 
zierten Minimalprozentsatzen  (25.9  pCt.  für  1881.  24.9  pCt  für  1891 1  zu 
berechnende  Abnahmerate  wäre  dann  gleichfalls  1,0  pCt.  Mit  gleichem 
Rechte  können  wir  annehmen,  dafs  bei  der  Berechnung  für  1881  mehr 
als  24,9  Bcrulsthätige  in  den  Ruhestand  versetzt  worden  seien;  diese 
Annahme  wOrde  eine  VeigrOfserung  der  Abnahmerate  aber  1,0  pCt 
emschlie&en.  Andererseits  kann  nichts  in  der  Welt  die  Annahme  hin- 
dern, der  Zufall  habe  den  Bericht  davor  bewahrt,  fllr  1881  einen  so 
grofsen  Bock  zu  schiefsen  wie  für  1891 ;  diese  Annahme  ist  von  zweifel- 
hafter Lieben>würdigkeit,  denn  je  gröfsere  Konzessionen  wir  nach 
dieser  Richtung  hin  machen,  um  so  mehr  schrumpft  die  Abnahmerate 
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zusammen,  bis  schlicfslich  die  ganze  Abnahmerate  m  Rauch  aufgeht 
und  eine  starken  Wachstums  fähige  Zunahmerate  sich  dem  erstaunten 
Blicke  präsentiert  VHr  brauchen  nur  anzunehmen,  dafs  bei  der  Be- 
rechnung des  in  der  zweiten  Spalte  verzeichneten  Minimalprozentsatzes 
fOr  1881  irrtOmlicherweise  22.9  pCt  Berufsthfltige  nicht  als  berufsthAttg 
aufgefafst  wurden,  um  zu  einer  Zunahmerate  zu  kommen,  die  gleich 
der  auf  Grund  der  zweiten  Spalte  zu  berechnenden  Abnahmerate,  näm- 
lich 24,9  pCt.  (rektifizierter  Minimalprnzentsatz  für  1891)  —  23,9  pCt. 
(rektifizierter  Minimalprozcntsatz  für  1881  )=  1,0  pCt.  Zunahme  ist.  Wo 
findet  sich  in  dem  Berichte  oder  aufserhalb  des  Berichtes  der  Schatten 
eines  Arguments  dafOr,  dafs  fflr  diese  Zunahmerate  oder  für  eine  noch 
weit  gröfsere  Zunahmerate  geringere  Wahrscheinlichkeit  beansprucht 
werden  kann  als  UXr  die  aus  der  zweiten  Spalte  zu  berechnenden  fik- 
tiven Abnahmeraten?  Da  hierauf  geantwortet  werden  mufs:  Nirgends! 
—  so  sind  wir  ebenso  gut  berechtigt  anzuneiimen.  bei  der  Berechnung 
des  Minimalprozentsatzes  der  zweiten  Spalte  für  das  Jahr  1881  seien 
etwa  14,7  pCt.  Berufsthätige  als  Emeritierte  angesehen  worden.  Diese 
Annahme  würde  für  Manchester  von  1881  auf  1891  eine  Zunahmerate 
von  9,2  pCt  ergeben,  eine  Zunahmerate,  die  gleich  grofs  ist  wie  die 
höchste  aus  der  zweiten  Spalte  zu  berechnende  Abnabmerate. 

Die  höchste  Abnahmerate  der  zwdten  Spalte  weist  Oldham 
auf.  Auch  diese  Abnahmerate  ist  leicht  in  die  Aggregatszustände  zu 
versetzen,  durch  die  in  unserem  vorhergegangenen  Exempcl  die  Ab- 
nahrncrate  für  Manchester  hindurchpassierte.  Der  in  der  zweiten  Spalte 
einzusetzende  rektifizierte  Minimalprnzentsatz  für  Oldham  im  Jahre  1891 
beträgt  21,1  pCt.  Es  lassen  sich  Korrekturen  des  in  der  zweiten  Spalte 
verzeichneten  Minimalprozentsatzes  denken,  die  die  aus  der  zweiten 
Spalte  zu  berechnende  Abnabmerate  unversehrt  lassen,  sie  hinauftrei- 
ben oder  senken  worden.  Aber  wir  brauchen  nur  anzunehmen,  der 
rektifizierte  Minimalprozentsatz  in  1881  habe  20,1  pCt.  oder  weniger 
betragen,  um  zu  finden,  dafs  die  ganze  Abnahmerate  verdampft  und 
an  ihrer  Stelle  eine  Zunahmerate  von  1  pCt  oder  mehr  auftaucht  Nir- 
gends stofscn  wir  auf  eine  Zitier  oder  auf  eine  theoretische  Erwägung, 
die  darthun  könnte,  dafs  die  Zunahmerate  von  1  pCt.  oder  mehr  stär- 
keren Zwdfel  verdiene  als  die  Abnahmerate,  die  aus  der  zweiten  Spalte 
der  Tabelle  zu  berechnen  ist 

Und  wie  mit  Manchester  und  Oldham,  so  ist  es  auch  mit  allen  an- 
deren Städten,  für  die  aus  der  zweiten  Spalte  Abnahmeraten  zu  be- 
rechnen sind.  Ueberau  ist  nicht  nur  die  Gröfse  der  Abnahmerate,  son- 
dern auch  die  Richtigkeit  der  Annahme  einer  Abnahmerate  überhaupt 
dem  stärksten  Zweifel  ausgesetzt.  Im  Rückblick  auf  das  bezüghch  der 
zweiten  Spalte  Ausgeführte  erscheint  es  deshalb  gerechtfertigt,  die 
darin  auih-etenden  Zifiem  als  Resultate  nichts  bedeutender  Rechen 
exempel  zu  bezeichnen.  Man  darf,  ohne  Gewissensbisse  zu  empfinden. 
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die  ganze  Spalte  als  wertlos  mit  einem  didcen  BlaustiftsCriche  durdh 
streichen. 

Wenn  wir  nun  in  der  Hoffnung,  von  dem  schwankenden  Boden 

der  zweite- n  Späht-  auf  festes  Terrain  llberzugehen,  zur  dritten  und 
viel  teil  Spalte  \  i>rsrlireiten,  so  fällt  uns  vor  allem  die  Auisere  B^ren* 
zung  der  dort  figurierenden  Altersklassen  auf. 

Zunächst  die  Begrenzung  nach  unten.  Die  dritte  Spalte  setzt  mit 
dem  20.  Lebcnsjaiue  ein.  Die  Berufäthätigen  von  den  Verheiratetea 
oder  Verwitweten  unter  20  Jahren  sind  also  flbergangen.  Nach  oben 
hin  schneidet  die  Tabelle  mit  dem  44.  Lebensjahre  ab.  Die  Alters- 
klassen vom  45.  Lebensjahre  an  aufwärts  sind  demnach  in  der  Tabelle 
nicht  behandelt.  Unsere  Kritik  der  zweiten  Spalte  beseitigt  den  Ein- 
wand, die  Tabelle  l)ictc  einen  Gesamtüberblick  Ober  sämtliche  Alters- 
klassen, der  die  bei  der  spezialisierten  Behandlung  übergangenen  Al- 
tersklassen mit  umfasse.  Auf  die  Nichtberücksichtigung  der  Alterskiasse 
zwischen  15  und  20  Jahren  soll  aus  verschiedenen  Gründen  kein  hoher 
Wert  gelegt  werden.  Anders  bezaglich  der  Altersklassen  vom  45.  Le* 
bensjahre  an  aufwärts.  Die  Minimalziffern  in  diesen  Altersklassen  be- 
laufen sich  inq;esamt  auf  38,6  pCt.  sämtlicher  Minimalziffem  in  allen 
Städten  zusammen.*)  Die  obige  Tabelle  ist  also  auch  insofern  fragmen- 
tarisch, als  sie  Altersklassen  mit  vermutlich  starken  Kontingenten  bc- 
rufsthiitiger  verheirateter  oder  verwitweter  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechtes nicht  berücksichtigt. 

Ist  nun  wenigstens  nachweisbar,  dafs  in  der  Mehrzahl  der  in  der 
Tabelle  angeführten  Städte  in  den  Altersklassen  zwischen  20  und 
45  Jahren  die  Zahl  der  benifsthätigen  verheirateten  oder  verwitweten 
Personen  weiblichen  Geschlechtes  sich  gemindert  habe?  Für  die  grofse 
Majorität  der  Städte  sind  in  der  dritten  und  vierten  Spalte  der  Tabelle 
die  Minimalprozcntsätze  pro  1891  geringer  als  pro  1881.  Die  Minimal- 
prozents.it/e  als  solche  sind  richtig.  Es  erhebt  sich  aber  hier  die  Frage; 
Ist  es  richtig,  anzunehmen,  das  V^erhältnis  der  Mini  mal  prozentsaue 
entspreche  dem  Verhältnisse  sämtlicher  wirklich  gezählten  Per- 
sonen? Erinnern  wir  uns  daran,  dafe  ausdrücklich  bei  der  Berechnung 
der  Minimalziffem  die  Annahme  offen  gehalten  werden  mufete»  die 
Zahl  der  wirklich  gezählten  Personen  sei  grOfser  als  die  berechnete 
Minimalzahl  I  Für  jede  im  Widerspruche  zu  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnissen als  berufsthätig  angeschene,  in  Wirklichkeit  nicht  berufs- 
thätige  ledige  Person  wurde  im  Widerspruche  zur  Wirklichkeit  eine 
berufsthätige  verheiratete  oder  verwitwete  Person  zu  wenig  angenom- 
men. Es  ist  deshalb  notwendig,  ein  Bild  davon  zu  erhalten,  wie  groCi 
ungefähr  diese  Auslassungen  gewesen  sind. 

Mit  grofser  Geschiddichkeit  versucht  die  Verftsserin  des  Berichtes 
die  Annahme  zu  statzen,  dafs  es  sich  um  Auslassungen  handde»  die 

^)  Berechnet  nach  Rep.  a.  a.  O.  S.  86  ffl 
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die  Abnahmemidtate  der  dritteii  und  vierten  Spalte  nicht  wesentlich 
beeinflufst  hfttten.  Die  Verfasserin  rekurriert  zu  diesem  Zwecke  aut 
die  Gliederung  der  Ledigen  unter  20  Jahren  in  berufstfafttige  und  nicht 

berufsthätige.  In  dem  Berichte  ist  die  Gliederung  nur  für  das  Jahr 
1891  gegeben.  Da  aus  dem  Berichte  zu  ersehen  ist,  dafs  die  Altersklasse 
zwischen  15  und  20  Jahren  die  kleinsten  Prozentsätze  nicht  herufsthä- 
tiger  Lediger  enthält,  so  sei  hier  nur  auf  diese  Altersklasse  eingegangen. 
Von  sflmtliGhen  Ledigen  dieser  Alterklasse  in  den  einzelnen  in  der 
obigen  Tabelle  auftretenden  Städten  waren  nach  dem  Berichte  von 
18,8  pCt.  (in  Salford)  bis  4.7  pCt  (in  Blackbum)  im  Jahre  1891  nicht 
berufsthdtig.') 

Der  Heranziehung-  dieser  Angabe  im  Berichte  liegt  der  Gedanke 
zugrunde,  dafs.  wenn  von  den  Ledigen  unter  20  Jahren  nur  gering- 
fügige Prozentsätze  nicht  bcrul^thätig  waren,  auch  n\  den  älteren  Al- 
tersklassen nur  geringfügige  Bruchteile  der  Ledigen  unbeschäftigt  ge< 
Wesen  seien,  mithin  in  dieser  Altersklasse  die  Hypothese.  sAmtliche 
ledigen  Personen  seien  beschflftigt  gewesL-n,  fast  vollständig  mit  den 
thatsächlichen  Vcrh.lltnissen  sich  decke.  In  jenem  Gedanken  ist  die 
richtige  Annahme  enthalten,  dafs  in  Städten,  in  dunen  nur  schwache 
Prozentsätze  der  Ledigen  von  15  bis  zu  20  Jahren  nicht  berufsthätig 
sind,  auch  in  den  älteren  Altersklassen  vermutlich  nur  schwache  Prozent- 
satze der  Ledigen  nicht  berufsthfltig  seien.  Sicher  ist  es  jedoch  eine 
zu  kQhne  Spekulation,  anzundimen,  notwendig  -  mflfsten  die  Prozent- 
«atze  der  nicht  berufsthatigen  Ledigen  in  den  alteren  Altersklassen 
niedriger  sein  als  in  den  jüngeren  Altersklassen. 

Es  ist  möglich,  dafs  diese  sinkende  Linie  vorhanden  ist.  Ebenso 
gut  ist  es  möglich,  dafs  die  Prozentsätze  gleich  oder  in  den  älteren 
Altersklassen  höher,  wenn  auch  vielleicht  nicht  um  ein  Beträchtliches 
höher  sind  als  in  der  Altersklasse  zwischen  15  und  20  Jahren.  Schon 
wenn  man  annimmt,  wozu  man  durdi  den  Bericht -in  keiner  Weise  ge- 
zwungen ist.  dafs  in  den  älteren  Altersklassen  nicht  höhere  Prozent- 
sätze nicht  berufsthätiger  Lediger  vorhanden  gewesen  seien  als  in  der 
Altersklasse  zwischen  15  und  20  Jahren,  sondern  dafs  die  IVozentsiltze 
gleich  grofs  gewesen  seien,  macht  man  dem  Berichte  eine  Konzession, 
zu  der  man  kaum  berechtigt  ist 

Veigegenwartigen  wir  uns  nun  die  Rolle,  die  diese  Ziffern  gegen- 
über der  oben  mitgeteilten  Tabelle  spielen  sollen,  so  ist  es  klar,  dafs 
sie  in  der  Form,  in  der  sie  hier  geboten  werden,  keine  Messung  ihrer 
Bedeutung  im  Rahmen  der  dritten  und  vierten  Spalte  gestatten.  Es 
sind  Prozentsätze,  bezogen  auf  sämtliche  Ledigen.  Um  zu  einem  Ur- 
teile über  ihre  Bedeutung  für  die  dritte  und  vierte  Spalte  zu  kommen, 
mflssen  wir  sie  beziehen  auf  die  Summen,  auf  die  die  in  der  dritten 
und  vierten  Spalte  auftretenden  Minimalprozentsatze  bezogen  sind. 
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nftnilich  auf  Bftmdiche  verheirateten  oder  verwitweten  Personen  inner» 
halb  der  entsprechenden  Altersklassen.  Nehmen  wir  an,  dafs  von  den 
Ledigen  in  den  Altersklassen  von  20  bis  zu  25  Jahren  ebenso  grofse 

Prozentsätze  nicht  benifsthätig  waren  wie  in  der  Altersklasse  z\vi<.chen 
15  und  20  Jahren  und  beziehen  wir  sie  auf  die  Verheirateten  oder  Ver- 
witweten, so  ergiebt  sich,  dafs  in  der  Altersklasse  zwischen  20  und 
25  Jahren  die  nicht  berufsthätigen  Ledigen  von  10,2  pCt.  (in  Bumley) 
bis  zu  42,2  pCt  (in  Notfaingham),  in  der  Altersklasse  zwischen  25  und 
45  Jahren  von  1,8  pCt  (in  Blackbum),  bis  6,6  pCt  (in  Norwich)  be- 
trugen.') Diese  zum  Teil  sicherlich  sehr  hohen  ProzentsAtze  mindern 
sich  allerdings,  wenn  man  annimmt,  in  der  Altersklasse  von  20  bis 
zu  45  Jahren  seien,  bezogen  auf  die  Ledigen  überhaupt,  weniger  nicht 
berufsthatige  Ledige  vorhanden  gewesen  als  in  der  Altersklasse  zwischen 
15  und  20  Jahren.  Aber  nehmen  wir  an,  dafs  in  den  beiden  älteren 
Altersklassen  mehr  nicht  berufsthatige  Led^  voriianden  gewesen  seien 
als  in  der  jflngeren  Altersklasse,  so  werden  die  Zahlen  der  nicht  be- 
mfsthatigcn  Ledigen  Ober  die  oben  mitgeteilten  Prozentzahlen  noch  em- 
porgehoben 

Für  keine  der  Städte,  für  die  aus  der  dritten  und  vierten  Spalte 
Abnahmeraten  zu  berechnen  sind,  liegt  eine  Mitteilung  vor.  die  ermög- 
lichte, annähernd  für  das  Jahr  1881  die  Zahl  der  nicht  berufsthätigen 
Ledigen  in  den  Altersklassen  von  20  bis  zu  45  Jahren  zu  beziffern. 
Der  Wirbelwind  sämtlicher  Hypothesen,  die  trotzdem  den  Ar  die  beiden 
Spalten  zu  berechnenden  Abnahmeraten  gleiche  wirkliche  Abnahme- 
raten oder  stärkere  oder  schwächere  wirkliche  Abnahmeraten  glaubhaft 
inachen,  soll  hier  nicht  entfesselt  werden.  Es  kommt  hiei  ja  lediglich 
darauf  an,  darzuthun,  dais  die  Tabelle  die  Vermutung  einer  wirklichen 
Zunahme  von  1881  auf  1891  nicht  zu  versdieuchen  vermag.  Auch  die 
zur  Acceptierung  dieses  Satzes  drängenden  Hypothesen  sollen  nidst 
in  systematischer  Vollständigkeit  aufgezahlt  werden.  Nur  dnige  wenige 
niustradon^  mögen  hier  Platz  finden,  nicht  um  die  Stärke  der  Zu- 
nahme, sondern  lediglich  um  die  Möglichkeit  einer  Zunahme  zu  ver- 
anschaulichen. 

Gehen  wir  direkt  auf  den  stärksten  Knalleffekt  der  ganzen  Tabelle 
los!  Die  stärkste  Abnahmerate,  die  Oberhaupt  auf  Grund  der  Tabelle 
zu  berechnen  ist  (17.0  pCt),  bezieht  sich  auf  die  Altersklasse  zwischen 
zwanzig  und  25  Jahren  in  Rochdale.    In  Rochdale  waren  1891  von 

samtlichen  Ledigen  ZWMChen  15  und  20  Jahren  9.6  pCt.  nidit  berufs- 
thätig  ')  Ucbertragen  wir  dieses  Verhältnis  auf  die  Altersklasse  zwischen 
20  und  25  Jahren,  indem  wir  annehmen,  von  den  Ledigen  dieser  Alters- 
klasse seien  0,6  pCt,  nicht  beruftsthätig  gewesen,  und  beziehen  wir  diesen 
Prozentsatz  prozentuell  auf  die  Zahl  sämtlich«^  verheirauster  oder  ver> 


Berechnet  nach  ib.  S.  26  und  S.  8681 
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vritweter  Penonen  fiberbaupt,  so  fimlen  wir,  dafs  die  Zahl  der  nicht 
berufsthatigeii  Ledigen  dieser  Altersklasse  29.2  pCt  der  Zahl  der  ver* 
heirateten  oder  verwitweten  Personen  dieser  Altersklasse  aberhaupt 
betrug.^  Da  niidiin  29,2  pCt.  der  berufsthAtigen  verheirateten  oder  ver- 
witweten Personen  dieser  Altersklasse  irriger  Weise  nicht  als  berufs- 
thätig  angesehen  wurden,  ist  der  richtige,  mit  der  Wirklichkeit  über- 
einstimmende Prozentsatz  in  1891 : 23.1  4-  29.2  pCt.  =  52.3  pCt.  Wir  sind 
durch  nichts  gehindert,  anzuncimien,  dals  die  Zalil  der  nicht  berufs- 
thAtigen Ledigen  in  18B1  11,2  pCt.  oder  weniger,  dafs  mithin  die  Zahl 
der  beru&thfltigen  veiiieirateten  oder  verwitweten  Personen  weiblichen 
Geschlechtes  in  1881  whidich  40;1  -4-11,2  pCt«»513  pCt  oder  weniger 
betragen  habe.  Die  Konsequenz  dieser  Annahme  aber  ist  das  Resultat 
dafs  von  1881  aut  1891  die  Zahl  der  berufsthätigen  verheirateten  oder 
verwitweten  Personen  weiblichen  Geschlechtes  nicht  um  17,0  pCt.  ab- 
genommen, sondern  um  1  pCt.  oder  mehr  zugenommen  hat.  Es  ist 
leicht,  einzuselien,  dals  wir  der  Verlasserin  sogar  den  Gelallen  thun 
können,  anzunehmen,  im  Jahre  1891  seien  von  den  Ledigen  der  Altersklas- 
sen zwischen  20  und  25  Jahren  relativ  weniger  nicht  berufsthfitig  gewesen 
als  in  der  Altersklasse  zwischen  15  und  20  Jahren  '—  inmer  ist  noch 
Spielraum  für  die  Besorgnis  vorhanden,  dafs  die  Abnahmerate  der  Ta- 
belle zerrinnt  und  eine  Zunahmerate  statt  ihrer  sich  präsentiert 

Besonders  problematisch  sind  natürlich  die  kleinen  Abnahmeraten. 
Die  kleinste  Abnahmerate  weist  Huddcrsfield  in  der  vierten  Spalte  auf 
<0,1  pCt.j.  Wir  brauchen  hierfür  nicht  die  ganze  für  Rochdale  ange- 
stellte Berechnung  zu  wiederholen.  Nehmen  wir  nur  an,  in  1891  habe 
der  Prozentsatz  der  nicht  berufsthAtigen  Ledigen,  bezogen  auf  die  Ver- 
heirateten oder  Verwitweten,  um  0,2  pCt  mehr  betragen  als  in  18B1, 
so  kommen  wir  zu  einer  Zunahmerate,  die  der  hierfür  aus  der  vierten 
Spalte  zu  berechnenden  Abnahmerate  entspricht.  Der  Annahme  einer 
weit  höheren  Zunahmerate  steht  der  Bericht  mit  kindlicher  Hülflosig- 
keit  gegenüber. 

Es  erscheint  nicht  mehr  nötig,  auch  für  die  anderen  Städte  die 
Möglichkeit  einer  Zunahme  von  1881  auf  1891  klarzulegen.  Für  keine 
der^StAdte  ist  eine  solche  Möglichkeit  ausgeschlossen.  Gewife  ist  diese 
Möglichkeit  auf  eine  FflUe  nicht  zu  beweisender  Hypothesen  gegrOndet 

Aber  diese  Hypothesen  sind  nicht  zahlreicher  und  nicht  weniger  {^ub- 
würdig  als  die  Hypothesen,  auf  denen  die  Annahme  balanciert,  aus  den 
Abnahmeraten  der  dritten  und  vierten  Spalte  könne  eine  wirkliche  Ab- 
nahme gefolgert  werden 

Es  lehlt  uns  der  Kaum,  den  an  anderen  Stellen  des  Berichtes  auf- 
tretenden Behauptungen  zu  folgen,  die  auf  der  morschen  Grundlage 
jener  Annahme  angebaut  sind.  Der  Leser  des  Berichtes  wird  selbst 
die  SAtze  ausfindig  machen  können,  die  zugleich  mit  deren  Grundlage 

^)  Berechnet  nach  ib.  S.  26  und  S.  95. 
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in  Frage  gestellt  werden.  Resümieren  wir  das  Gesagte!  Das  Volk, 
das  zuerst  von  allen  Völkern  in  diesem  Jahrhunderte  den  verheirateten 
oder  verwitweten  Arbeilerinnen  gesetzlidien  Schutz  gewahrte  und 

diesen  Schutz  auf  eine  von  anderen  Staaten  noch  nicht  erreichte  Stufe 
gehoben  hat,  l)Lsafs  vor  dem  Krscheinen  des  Colletschen  Berichtes  keine 
die  wichtigsten  statistischen  Angaben  über  diese  Arbciterkatcgorie  für 
das  verflossene  und  das  laufende  Jahrzehnt  in  klarer  Form  darbietende 
Schilderung.  Miss  CoUet  hat  sich  das  Verdienst  erworben,  durch  ihren 
Beridit  diesen  Gegoisatz  gemildert  2U  haben.  Mit  scharistnmger  Kom- 
binationsgabe  bat  sie  für  den  Stand  der  Dinge  in  1881  und  in  189t 
Ziffern  berechnet,  die  keine  Beredsamkeit  der  Welt  mehr  verkleineni 
kann.  Sie  irrte  jedoch,  indem  sie  meinte,  die  von  ihr  angewandte  Me- 
thode auch  mit  der  Aufgabe  belasten  zu  können,  Licht  Uber  die  zeit- 
liche Bewegung  in  der  Ausdehnung  jener  Arbeiterkategonen  zu 
verbreiten.  Es  liegt  uns  fern,  den  V^or\vurf  zu  erheben,  sie  habe 
eine  schönflbrbende  Darstellung  geben  wollen;  gegen  diesen  Vorwurt 
schotzt  sie  nicht  nur  ihr  bisheriges  verdienstvolles  Schaffen  im  Dienste 
der  weiblichen  Arbeiterschaft,  sondern  auch  die  verschiedentlich  io  un- 
serer  Kritik  hervorgdiobene  Möglichkeit,  dafs  der  Ablauf  der  Entwick- 
lung weit  günstiger  war,  als  aus  dem  Berichte  zu  entnehmen  ist.  Aber 
andererseits  muls  daran  festgehalten  werden,  dafs  die  Behauptung  einer 
Minderung  in  dem  betrachteten  Zeiträume  mit  zwingender  Bcwciskralt 
nicht  ausgerüstet  ist.  Bei  der  Betrachtung  der  Angaben  tür  Huddcrs- 
field,  Leeds  und  Ipswich  in  der  Angaben  Aber  die  Altersklasse  zwischen 
20  und  25  Jahren  bringenden  Spalte  der  oben  wiederg^d>enen  Ta- 
belle ruft  die  Verfasserin  aus,  man  wisse  nicht,  ob  hier  «ne  Vermeh- 
runt:  der  verheirateten  oder  verwitweten  Arbeiterinnen  stattgefunden 
habe.  Wir  sind  mit  der  Verfasserin  tief  von  der  Richtigkeit  dieses 
„Ignoramus!"  durchdrungen,  mochten  es  jedoch  auf  einen  weiteren 
Kreis  ausdehnen.  Weder  für  ganz  England  und  Wales  noch  für  eine 
einzige  Stadt,  weder  für  alle  Altersklassen  zusammen  noch  für  eine 
einzige  Altersklasse  kann  der  Bericht  mit  Scheiiieit  sagen,  ob  die  Zahl 
der  verheirateten  oder  verwitweten  Arbeiterinnen  von  1881  anf  1891 
gesunken  oder  gestiegen  ist  Nicht  zu  hart  glauben  wir  deshalb  zu 
urteilen,  wenn  wir  behaupten,  dafs  mau  fllr  dieses  Problem  aus  dem 
Collctschen  Berichte  nicht  mehr  Belehrung  schöpfen  kann  als  aus  dem 
Domesday  Book  oder  aus  der  Statistik  der  indischen  Weizeoemte. 
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Armenpflege  und  Altersversorgung  in  England. 


Von 

Dr.  EMIL  LOEW. 

Im  Vordergrund  des  sozialpolitischen  Interesses  in  England  stehen 
die  Fragen  der  Arbeitslosigkeit  und  der  Arbeiter-Altersversorgung. 
Beide  hat  die  Regierung  einer  parlamentarischen  Kommission  zur 
Untersuchung  im  Wege  der  £nqu6te  zugewiesen.  WAhrend  die 
„Rojral  Commission  on  the  Unemployed"  noch  tni^t.  hat  die  i^Rojf«! 
Conmiission  on  the  aged  Poor".  die  mit  königlichem  Dekret  vom 
7.  jaruiai  1893  eingesetzt  worden  war.  ihre  Arbeiten  bereits  beendet 
und  ihren  Bericht  erstattet.  Bevor  wir  auf  das  Ergebnis  dieser  Enqu6te 
Aber  die  Frage  der  Altersversorgung  eingehen ,  seien  die  zur  Beurtei- 
lung des  Problems  in  England  mafsgebenden  Verhältnisse .  die  Grund- 
lagen,  mit  welchen  auch  die  Enquöte  zu  rechnen  hatte,  dargelegt  und 
ein  Bild  der  Armenpflege  entworfen,  wie  sie,  vielfadi  von  den  konti- 
nentalen Verhältnissen  abweichend,  gegenwärtig  von  den  verschiedenen 
Faktoren  in  England  betrieben  wird. 

I. 

Die  Royal  Commission.  die  kürzlich  ihren  Report  erstattete,  ist  nicht 
die  erste,  die  sich  in  England  mit  dem  Thema  der  Armenpflege  zu  be- 
fassen hatte.  Vielmehr  beruht  die  gesamte  staatliclie  Armenpflege,  wie 
sie  gegenwartig  in  England  geübt  wird,  auf  dem  Ergebnisse  einer  Unter- 
suchung, die  eine  kOni^iche  Kommission  in  den  Jahren  1832—1834 
gepflogen  hat  und  die  eingesetzt  worden  war,  um  V^orschläge  behufs  Ab- 
hülfe der  MifsbrAuchc  und  unvcrhältnismflfsigen  Kosten  zu  erstatten, 
welche  aus  der  Handhabung  des  auf  Statute  43  Eliz.  r.  2  beruht  nden 
Armengcsctzcs  entstanden  waren.  Die  Kommission  erstattete  1834  erneu 
eingehenden  Bericht,  dessen  Vorschlage  noch  im  selben  Jahre  als 
Poor  Law  Amendment  Act  1834  GeseU  wurden,  die  Grundlage  der 
noch  heute  in  England  bestehenden  Armenpflege.  Das  Gesetz  trug 
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Fflrsorge  für  die  Gründung  einer  Central-ArmenbehOrde,  die  sich  im 
Laufe  der  Zeit  zum  heutigen  Local  Government  Board  entwickelt  hat, 
errichtete  Kirchspielverbände  mit  je  einer  Armenpflegebehörde,  dem 

„Board  of  Guardians",  mit  je  einem  eigenen  Arbeitshans  und  einer 
Organisation  bezahlter  Beamter.  Armenunterstut/ung  aufscrhalb  dem 
„workhouse"  wurde  Arbeitsfähigen  nicht  mehr  gewährt;  während  die 
grofse  Masse  der  Unterstatzten  vor  1834  aus  gesunden,  arbeitsfähigen 
Personen  bestand,  für  welche  die  Armenpflege  Auibesserung  oder  Ersati 
ihres  Lohneinkommens  bedeutete,  gewifs  ein  demoralisirendes  und  den 
unabhAngigen  Arbeiter  schädigendes  System,  wandte  sich  die  Annea* 
pflege  nunmehr  lediglich  den  kranken,  alten  und  arbeitsunfähigen  Armeo 
zu.  Die  Entscheidung,  ob  die  ArmenunterstfUznng  dem  Bedürftiejen  an 
seinem  eigenen  Wohnorte  (.,outdoor")  oder  innerhalb  des  Arbeitshauses 
(„indoor")  zu  Thcil  werden  solle,  blieb  von  Anbeginn  an  der  Dis- 
kretion der  Armenpfleger  Oberlassen. 

Ueber  Umfang  und  Ausdehnung  der  Armenpflege  in  En^and  geben 
die  Jahresberichte  des  Local  Government  Board  detaillirten  ziffermfifsigen 
Aufschlufs.  Die  Vergleiche  für  die  letzten  Jahrzehnte  zeigen  eine  mar> 
kante  Abnahme  der  Armenunterstützung  aufscrhalb  der  Armenhäuser, 
während  die  Bevr>lkerung  dieser  „workhouses"  sich  in  gleichem  Schritte 
mit  der  Bevölkerung  des  Landes  bewegte.  Nachstehend  die  bezüglichen 
Ziffern : 

Insassen  der  Armen-     Aa6eriuüb  der  Annen-  . 
bftuser  hfluscr  untcrstQtrte  Anne 


absolute 

pro  mille  der 

absolute 

pro 

absolute 

pro 

Zahl 

Bevölkerung 

Zahl 

millc 

Zahl 

mtOe 

1849  . 

.    .  133513 

7,7 

955 146 

55,0 

1 088659 

62.7 

1852  . 

.    .  111323 

6.2 

804  352 

44.7 

915675 

50.9 

1862  . 

.  132236 

6,6 

784906 

39.0 

917142 

45,6 

1872  . 

.    .  149200 

6,6 

828000 

36|3 

977200 

42,9 

1882  . 

,    .  183374 

7.1 

604  915 

23,2 

788289 

30.3 

1892  . 

.  186607 

6.4 

558 I 50 

19.2 

744757 

25.6 

Da  die  hier  konstatierte  Abnahme  der  der  staatlichen  Armenpflege 
zur  Last  fallenden  Bcvölkerungsquote  unter  der  unveränderten  Hand« 
habung  eines  und  desselben  Gesetzes  statt&nd,  liegt  der  Schlnfe  auf 
eine  Besserung  der  Lage  der  unteren  BevOlkenmgsschicfaten  nahe»  so- 
fern nicht  private  Wohlthfttigkeit  vikarierend  einsprang;  die  gesteigerte 
Selbsthülfe  der  unteren  Klasaen  wOrde  obigen  Schlufs  dagegen  nidit 
entkräften. 

Die  Ko.>«ten  der  staatlichen  Armenpflege  weisen  im  Gegensätze  zur 
Zahl  der  Unterstützten  eine  stete  Steigerung  auf,  die  oft'enbar  den  V^er- 
waltungsauslagen  zur  Last  geschrieben  werden  mufs;  sie  betrugen  ins» 


gesamt 

1861    5778943  £ 

1871    7874343  „ 

1881    8075336  ,. 

1891    8643318  ., 

1892    8847  678 
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Die  Ausgaben  fOr  ArmenunterstOtzung  aofserhalb  der  Armenhfluser 
vreisen  freilich  in  erwähntem  Zeitmame  eine  Abnahme  um  612000  £ 

auf,  wogegen  die  Erhaltungskosten  der  Armenhäuser  um  917000  £  ge> 
stiegen  sind;  einerseits  dürfte  allerdings  die  Verpflegung  der  Insassen 
eine  bessere  geworden  sein,  andererseits  weisen  jedoch  die  Ausgaben 
für  Gehälter.  Lohne  u.  s.  w.  eine  beträchtliche  Steigerung  auf.  Die 
staatliche  Armcnpilege  kostete  1892  in  England  und  Wales  6  sh.  1  d. 
per  Kopf  der  Bevölkerung. 

Dero  Alter  nach  teilen  sich  die  unterstotzten  Armen,  nach  den 
statistischen  Aufnahmen  von  Ritchie  und  Burt,  in  folgende  Klassen,  aus 
deren  Skala  erhellt,  in  welcher  Proportion  die  UnterstfltzungsbedOrftig- 
keit  mit  dem  Alter  wichst: 


Zahl  der 
Unterstatzten 
unter  16  Jahren  229178 
zwischen  16  und  63     „  203171 


t» 

60    „  65 

41  180 

*t 

65    „    70  „ 

62240 

t* 

70    „   75  ., 

77708 

It 

75    .,    80  „ 

60879 

über  80  Jahre 

44Ö60 

pro  miile  der  bczöglichcn  Alters- 
klasse der  GesamtbevOikerung 
21 
12 
53 
109 
185 
261 
300 


Von  wesentlichem  Einflufs  auf  die  Handhabung  der  Armenpflege 
in  England  wird  sich  unstreitig  die  im  Herbste  1894  in  Kraft 
getretene  Local  Government  Act  1894  erweisen.  Bis  dahin  war  das 
aktive  und  passive  Wahlrecht  der  Guardians  ein  beschränktes.  Die 
Reform  hat  nunmehr  Arbeiter  in  die  Gemeindeverwaltung  geführt, 
die  auch  in  der  Armenpflege  wertvolle  Thatigkeit  entfalten;  sie 
stehen  den  Klassen  der  zu  Unterstfltzenden  näher  und  sind  besser  in 
der  Lage,  die  in  Betracht  kommenden  Verhaltnisse  zu  würdigen;  die 
kurze  Erfahrung  bestätigt  dies  bereits.  Die  Durchführung  der  Armen- 
pflege ruht  vollständig  in  den  Händen  der  Guardians:  zu  ihrer  Unter- 
stützung sind  ihnen  gezahlte  Beamte  beigegeben,  die  dem  Local  Govern- 
ment Board  unterstehen  und  welchen  teils  die  Verwaltung  der  Arbeits- 
hfluser, teils  die  Armenpflege  aufserhalb  derselben  obliegt.  Die  Durch- 
fohrung  der  Armenpflege  gestaltet  sich  folgendermafsen:  Je  eine  An- 
zahl benachbarter  Kirchspiele  wird  zu  einer  Poor  Law  Union  zusammen- 
gelegt, die  in  mehrere  Distrikte  geteilt  ist,  deren  jeder  einem  Beamten 
zufillt.  dessen  Aufgabe  es  ist.  die  Verhältnisse  der  Hülfesuchenden 
zu  prüfen  und  die  Verteilung  der  von  den  Guardians  bestiniinteii  l'ntcr- 
stützungcn  zu  besorgen;  in  dringenden  Fällen  kann  der  I'eainte  auch 
selbständig  eine  provisorische  Unterstützung  gcwälircn.  Ueber  die  Fälle, 
In  welchen  er  angegangen  wird,  hat  er  Budi  zu  f&hren.  Die  Guar- 
dians kommen  meist  alle  vierzehn  Tage  in  einer  Sitzung  zusammen,  in 
bevölkerten  Distrikten  audi  wöchentlich,  in  welcher  die  einzelnen  vom 
Beamten  vorgebrachten  Fälle  geprtlft,  sowie  Art  und  Weise  oder  Be- 
trag der  einzelnen  Unterstützungen  bestinunt  werden;  dem  hfllfe- 
Archiv  fOr  aox.  CeseUgebg.  o.  Sutittik.  VIIL  45 
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suchenden  Armen  ist  es  gestattet,  in  dieser  Sitzung  seine  Sache  selbst 
zu  vertreten  und  der  Guardian  seines  Kirchspiels  fungiert  ge\vi-=cr- 
mafsen  als  Referent.  Allgemein  ist  es  Praxis,  den  alten  Annen  Unter- 
stützung aufscrhalb  des  Armenhauses  zu  geben,  so  lange  nicht  beson- 
dere Umstände,  wie  die  IlQlflosigkeit  alleinstehender  Personen,  Trunk- 
sttdit  etc.  seineUnterbringung  in  der  Anstalt  empfehlen.  Li^  kein  solcher 
Grund  vor,  so  wird  je  nach  der  Sachlage  ein  Betrag  fdr  die  wOdient* 
liehe  Unterstatzung  bestimmt,  den  der  Beamte  regelmäfsig  auszuzahlen 
hat,  wobei  ihm  die  Kontrolle  und  die  Meldung  eventueller  Aendcrungen 
der  Verhaltni'-se  obliegt.  So  praktisch  das  System  ist,  so  mangelhaft 
ist  seine  Handhabung,  die  durch  ihre  Lässigkeit  mannigfache  Uebcl- 
stände  mit  sich  bringt,  welche  durch  die  mangelhafte  Prüfung  und  Kon- 
trolle der  Verhältnisse  bedingt  sind.  Wie  die  Mi&stande  auch  dem 
Mifsbraudi  Thür  und  Thor  Offnen,  ftthren  sie  andererseits  zu  unzu- 
reichenden Hnlfelcistungen,  indem  die  Unterstatzungen  ohne  richtige 
Kenntnis  der  VerbAltnisse  mdir  oder  minder  schablonenhaft  festgesetzt 
werden. 

Ueber  die  „workhouses"  gehen  die  Ansichten  auseinander,  wie  dies 
eben  bei  der  Verschiedenheit  der  Anstalten  begreiflich  ist;  sie  sind  nicht 
alle  so  musterhaft  wie  in  Birmingham,  Ashby  und  Forden,  anderer- 
seits sind  nicht  alle  so  «barbatisch*  verwallet,  wie  es  von  manchen  er- 
zählt wird.  Im  allgemeinen  dürfte  es  als  richtig  gelten  können,  dafs 
die  Armen  im  Aibeitshause  noch  immer  besser  leben,  als  <ie  es  mit 
einer  Unterstützung  aufserhalb  desselben,  aber  unabhängig,  thun  konnten; 
die  zu  den  Armenhäusern  gehörigen  Spitäler  („Infirmaries")  erfreuen 
sich  allgemein,  namentlich  in  London,  des  besten  Rufes.  BezQglich  der 
Beschäftigung  ist  meist  ftir  leichte  Arbeit  gesorgt,  zu  welcher  jedoch 
die  Armen,  namentlich  die  Alten,  keineswegs  streng  angehalten  werden; 
ihnen  wird  sie  vielmehr  wie  als  Zerstreuung  zur  Disposition  gestellt. 

Neben  der  staatlichen  Armenpflege  spielt  in  England  auch  die  orga- 
nisierte Wohlthätigkeit  eine  grofse  Rolle,  deren  Stiftungen  sich  teils  in 
ofliziellcr  V' crwaltung  der  Charity  Commission  befinden,  welcher  eigene 
Armenhauser  zur  Disposition  stehen,  teils  in  Händen  privater  Ge- 
sellschaften wie  vornehmlich  der  Charity  Organisation  Society  liegt. 
Von  grOfserer  sozialpolitischer  Bedeutung  jedoidt  als  die  oft  demorali> 
sierende.  wenn  auch  organisierte  Wohlthätig^eit')  ist  die  Fürsorge, 
welche  die  arbeitenden  Klassen  selbst  treffen. 

Unter  der  erdrückenden  Fülle  ihrer  zahlreichen  Aufgaben  und  Ziele 

'}  Es  giebt  Kirchspiele  in  England,  in  weldien  die  halbe  Bevölkerung 
Almosen  empttngt  Auf  die  demoralisierende  Wirkung  solcher  Almosenvertci- 
langen  weisen  eimnQtig  die  Berichte  der  Poor  Law  Commistton  18^,  der 

Populär  Ediicition  Comiiiission  1881,  der  CitJT  of  London  Parochial  Charities 
Commission  1881  hin.  In  solcher  Ausdt-Iinung  niuls  die  Armenpflege  zweifellos 
auch  EinfluliB  auf  Erniedrigung  der  Lohne  Qben. 
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haben  die  Organisationen  der  Arbeiterschaft  in  England  der  Frage  der 
Altersversorgung  keine  her\'orragende  Aufmerksamkeit  gewidmet,  nicht 
in  Verkcnnuiig  der  Wichtigkeit  und  Bedeutung  der  Frage,  sondern 
hauptsächlich  deshalb,  weil  die  Fürsorge  für  die  Gegenwart,  Lohnkampf. 
Kranken-  und  Unfallversicherung,  Arbeitslosenunterstützung  u.  s.  w.  ihre 
Kräfte  vollauf  in  Anspruch  nimmt  So  zeigt  die  Altersversicherung  der 
Arbeiter  selbst  erst  die  ersten  Ansätze  einer  Entwicklung,  die  jedoch 
auf  der  breiten  Basis  ihrer  Veranlagung  als  vielversprediende  Anfänge 
ausgreifender  SelbsthOlfe  in  der  Frage  der  Altersversorgung  gelten 
iLönnen. 

In  dieser  Ritlitung  kommen  vor  allem  die  Friendly  Societics 
und  ähnliche  genossenschaftliche  Vereinigungen  in  Betracht.  Der 
Wert  der  äufserst  populären  Friendly  Societies  zeigt  sich  in  ihrer 
stets  fortschreitenden  Ausdehnung;  sie  umfassen  heute  bereits  einen 
beachtenswerten  Teil  der  arbeitenden  Klasse  in  England.  Dune  Fonds 
werden  mit  einem  Gesamtbetrage  von  23  Millionen  Pfund  Sterling 
in  Anschlag  gebracht,  während  das  in  ihren  Unternehmungen  aller  Art 
feinschliefslich  der  Batitresellschaften  und  Volk^shanken)  investierte  Kapital 
urigcOihr  auf  den  zehntachen  Betrag  gesrhätzt  wird.  Die  Zahl  der  Mit- 
glieder der  registrierten  Friendly  Societies  beträgt  nahezu  7  Millionen 
und  auf  mindestens  ebenso  viel  wird  die  Mitgliederzahl  der  nicht 
res^trierten  Sodeties  geschätzt.  Die  Organisation  ist  zweifellos  grofs- 
artig,  sie  hat  aber  eine  bedauerliche  Schattenseite  in  dem  unbestreit- 
baren Umstände;  dafs  die  finanzielle  Lage  einer  keineswegs  unbedeu- 
tenden Zahl  dieser  Societies  wenig  Vertrauen  verdient;  Zusammen- 
brüche sind  nicht  selten,  deren  Wirkungen  um  *^<i  bedauerlicher  sind, 
als  sie  mühselige  F.rsparnisse  veisclilingen.  Eine  umfassende  Alters- 
fürsorge seitens  der  Friendly  Societies  könnte  erst  nach  durchgreifender 
Sanierung  der  Verhältnisse  wünschenswert  erscheinen.  Bisher  haben 
sie  in  dieser  Richtung  blofs  eine  gewissermafsen  indirekte  Thätigkeit 
entfaltet,  nämlich  in  Form  einer  fortlaufenden  Zahlung  von  Kranken- 
geld; es  geschieht  dies  zwar  in  grofser  Ausdehnung,  das  System  ist 
aber  ein  durchaus  unzureichender  Ersatz  für  eitu  Altersversorgung. 
Definitive  Altersversicherung  bieten  nur  wenige  I  i  it  luily  Societies.  Be- 
zügliche Versuche  grofser  Gesellscharten  hal)en  tehljicschlagen:  sie 
scheiterten  an  der  allgemeinen  Abneigung  der  jungen  Mitglieder,  sich 
Kosten  für  eine  Altersversicherung  aufzubürden.  Bei  der  ansehnlichen 
Mitgliederzahl  und  der  vollkommenen  Einbüiigerung  der  Friendly  So- 
cieties in  der  englischen  Bevölkerung  erscheinen  sie  immerhin  als  das 
geeignetste  Mittel  zur  Durchführung  einer  Volksversicherung. 

Bei  den  Trade  U  uiuns  ist  zwar  eine  Altersfürsorge  fast  allgemein 
und  vi<'l  verbreiteter  als  bei  den  Friendly  Societies.  aber  sie  fordern  als 
Qualifikation  für  l'iamienbcziige  durchg;lngig  meist  eine  bestimmte  Dauer 
der  Mitgliedschaft,  ohne  auf  das  faktische  Alter  Rücksicht  zu  nehmen  und 
Stellen  aufserdem  Arbeitsunfähigkeit  zur  Bedingung;  der  hauptsächlichste 
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Zwct  k  cirr  in  dieser  Hinsicht  aufgewendeten  Fonds  ist  eben  der.  den  Ge- 
werkvereinsnntgliederii  die  Inanspruchnali nie  öftentlich er  Unterstützung  zu 
ersparen.  Soweit  erzielen  auch  die  Gewerkvereine,  gleich  den  Fnendly 
Sodeties,  einen  hervorragenden  Erfolg  und  entlasten  die  staatiiche  Arnieo- 
pflege  in  hervorragender  Weise.  Die  gewerkverdnsschafUiche  Alters- 
versorgung ist  jedoch  auf  einen  verhiltnismflfsig  sehr  kleinen  Kreis  be> 
schränkt  und  kann  kaum  als  Grundlage  zu  einer  umfassenden  Losung 
<1<  r  Frage  in  Betracht  kommen,  wie  sie  nach  verschiedenen  ^'or^chUlgen 
die  Friendly  Societies  unter  staatlicher  Mithülfe  bieten  würden. 

Neben  der  offeniliclien  Aniu  npflcge,  der  Thiitigkeit  der  Genosscn- 
schaiten  und  Ge  werk  vereine  au(  dem  Gebiete  der  Altersversorgung, 
verdient  die  Rentenversicherung  durch  die  Postsparkasse  Erwibnung. 
Das  1864  durch  die  Post  ins  Leben  gerufene  System  fand  seinen  Aus- 
bau durch  die  Government  Annuities  Act  1882i  ein  Verdienst  des 
Generalpostmetsters  Fawcett,  welcher  die  wenig  benOtzte  Institution 
populflr  machen  wollte:  das  Gesetz  trug  Vorsorge  für  eine  billige  Ver- 
sicherung auf  Todes-  und  Erlebensfall,  sei  es  in  Hnuptsutnmen  oder 
Kenten,  und  zwar  wurden  die  Versicherungssummen  gcvet/Iirfi  be- 
schränkt (nicht  über  100  £  als  Hauptsumme  oder  jährliche  Rente), 
einesteils  um  den  privaten  Gesellschaften  keine  Konkurrenz  zu  bieten, 
andemteUs,  um  die  Vorteile  der  billig«i  Versicherung  den  unteren 
Klassen  vorzubehalten.  Das  Gesetz  hat  zwar  eine  Steigerung  derVer- 
sichcrungsthAtigkeit  der  Post  herbeigeführt,  aber  die  Institution  ist  nodi 
keineswegs  populär,  kaum  allgemein  bekannt  und  der  Apparat  noch 
viel  zu  kompliziert ,  um  weitreichende  Bedeutung  erlangen  zu  können. 

Die  Royal  Cdmmission  on  the  Aged  Poor  war  eingesetzt  worden, 
«zu  untersuchen,  ob  irgend  welche  Veränderungen  im  System  der  Staat- 
lidien  Annenpflege  wünschenswert  seien,  insofern  die  Bedfirftig^ttit 
durch  Arbeitsunfähigkeit  infolge  Alters  verursacht  ist.  oder  ob  in  diesen 
FflUen  anderweitige  HülfNninr?rcgcln  getroffen  werden  könnten."  Der 
Schwerpunkt  der  Enquete  lag  dcnigeinafs  in  der  Frage  einer  staatlichen 
Altersversorgung,  die  von  der  Kommission  jedoch  kurzer  Hand  abge- 
than  wurde;  sie  zog  zwar  die  ihr  vorliegenden  Projekte  in  Er- 
wfigung,  um  sie  gewissermafsen  a  limine  abzuweisen  und  wendete  ihr 
Hauptangenmerk  geringfügigen  Verbesserungen  des  bestehenden  Armen- 
Wesens  zu,  das  nach  Ansicht  des  Reports  den  vorhandenen  Bedflrf- 
nissen  vollkommen  entspredie.  Der  kleinliche  Standpunkt  der  Kom- 
mission charakterisiert  die  ganze  Enquete  und  der  Bericht  läfst  im 
ganzen  wie  im  einzelnen  jede  höhere  Auflassung  des  Problems  ver- 
missen: das  Recht  auf  Existenz,  das  Rocht  auf  Arbeit  ist  der  Kom- 
mission —  trotz  Thompson  —  völlig  unbekannt. 

Der  von  den  Kommissionsmitgliedem  Lingen,  Brasaey,  Play&ir. 
Henley,  Pell,  Humphreys-Owen,  Roundell.  Loch,  Arch,  Stockall  und 
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den  Sekretären  Browne  und  Mor})eth  unterzeichnete  Bericht  hebt  mit  Be- 
dauern hervor,  dafs  ein  vcrbaltnismäfsig  so  grofscr  Teil  der  arbeitenden 
Klasse  im  Alter  auf  die  ullentliche  Armenpflege  angewiesen  ist,  weist 
jedoch  auf  die  allerdings  stagnierende  Abnahme  in  der  Zahl  der 
Armen  hin.  Die  Kommission  ericlArt,  sie  sei  der  Ansicht,  das  gel« 
tende  Armenrecht  bedflrfe  keiner  fundamentalen  AbAnderung  und  be- 
sdirflnkt  sich  darauf,  folgende  Amendierungen  in  Vorschlag  zu  bringen : 

Es  soll  eine  bessere  Unterscheidung  zwischen  den  verschuldet  und 
unverschuldet  Wrarniten  getroffen  werden  und  erstere  dem  „work- 
housc"  überantwortet  werden,  während  die  anderen  „outdoor"  unter- 
stQtst  werden  sollten.  Die  Geldunterstützung  soll  in  allen  Fällen  hin- 
reichend hoch  bemessen,  die  Zahl  der  in  der  Armenpflege  verwen*  v 
deten  Beamten  erhöht  und  fiDr  einen  stetigen  Verkehr  zwischen  diesen 
und  den  unterstützten  Armen  Sorge  getragen  werden.  In  den  Arbeits- 
hflusern soll  die  Pflege  der  In  Sassen  betrefl>  Behandlung,  Krnährung. 
Bcschiirtigunc;  ii.  s.  w.  eine  Verbesserung  erfahren ;  alte  Ehepaare  sollen 
nicht  prinzipiell  von  einander  getrennt  werden  etc.  Die  Altersversor- 
gung durch  die  Post  soll  bekannter  und  einfacher  gemacht  werden, 
jene  der  Friendly  Sodeties  durch  die  Gesetzgebung  unterstützt  werden, 
indem  sie  Vorsorge  flDr  die  Gründung  spezieller  Altersversicherungs- 
fonds treffen,  die  Auszahlung  von  Krankengeldern  an  über  65  Jahre 
alte  Mitfjlicder  verbieten  und  die  Alterscinschr.'inkungen  für  die  Ver- 
sicherung von  Kindern  hei  den  Friendly  Socicties  aufheben  soll. 

Ueber  die  Hauptfrage  der  staatlichen  Altersversorgung  äufsert  sich 
der  Report  wie  folgt: 

,Wir  haben  die  verschiedenen  Projekte  einer  staatiichen  Alters- 
ftirsorge,  die  uns  vorgelegt  wurden,  sorgöltig  geprflft,  und  wir  bedauern 
mit  Rürl<<i(  ht  auf  die  bei  Ausarbeitung  derselben  aufgewendete  Mühe  und 
Gedankeiiarl)eit  sowie  auf  das  hohe  Interesse  für  die  Allgemeinheit  und 
die  tiefe  Sympathie  mit  den  Leidenden,  welche  die  Autor»  ii  inspirierte, 
dafs  wir  infolge  der  ihnen  anhaftenden  finanziellen  und  wirt-'chaftlichen 
Schwierigkeiten  nidit  in  der  Lage  sind,  die  Durchfahrung  eines  dies«> 
Projekte  staatlicher  Versorgung  o<Ier  subventionierter  Versicherung  zu 
empfehlen. 

Mit  Röcksicht  jedoch  auf  die  in-  und  aufserhalb  des  Parlamentes 
weitverbreitete  Erwartung,  dafs  neben  der  Armeni^flepe  eine  andere 
Vorsorge  zur  L'iUrr'-tützimc  armer,  alter  Personen  izctrotVen  werden 
wurde,  die  ein  achtbares  und  lleifsiges  Leben  gctuhrt  liatteii.  wünschen 
wir  nicht,  dals  unsere  Untersuchung  die  kflnftige  PrQfung  weiterhin 
auftauchender  Plflne,  welche  von  keinem  der  die  Annahme  der  bisher 
vorgelegten  Projekte  verhindernden  Einwände  getroflfen  werden,  prä- 
kludiere. 

So  schliefst  der  Bericht,  mit  einem  Hinweis  auf  die  charaktcrvfille 
Selbsthülfe  der  arbeitenden  Klasse  —  eine  Anerkennung,  die  das  Budget 
freilich  wenig  belastet. 
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Dafs  die  Majorität  der  Kotninission  dem  Problem  anscheinend  ab- 
sichtlich au-  dem  Wege  gegangen  ist.  din  fte  aii^  <  inigen  der  dem 
Hauptberichte  als  „Memoranda"  (Einzelvota  und  Minoritätsberichte)  bei- 
gegebenen abweichenden  Urteilen  von  KommissionsmitgUedern  hervor- 
gehen. Aus  der  Reihe  derselben  ist  das  Separatvotum  von  Lord 
Brassey.  James  Stuart,  Humphreys-Owen  und  Josqph  Arch  hervorzu- 
heben, die  aus  den  Enqudte-Einvernabmen  die  Ueberzeugung  gewonnen 
haben,  die  für  eine  staatliche  Altersversorgung  eintretende  öffent- 
liche Meinung  könne  nicht  ignoriert  werden,  und  vorschlagen,  es  solle 
sofort  eine  andere  Kommission  ernannt  werden,  die  sich  mit  den  be- 
züglichen Projekten  ernst  und  eingehend  beschäftigen  soll.  Neben  dem 
Spezial Votum  von  Henry  Broadhurst,  der  für  eine  staatliche  Ahersver- 
sorgung  eintritt,  kann  der  Bericht  von  Chamberlain,  Ritchie,  Mazwdl, 
Bart,  Hunter  und  Charies  Booth  als  der  eigentliche  Minoritfltsbericht 
gelten.  Er  verweist  auf  die  Unzulänglichkeit  der  bestehenden  Armen- 
pflege und  macht  der  Kommission  den  V^orwurf.  sie  sei  ihrer  Aufgabe 
aus  dem  Wege  gegangen,  die  nicht  hlofs  in  oberflächlicher  Prüfung 
der  ihr  übrigens  nur  als  Skizzen  vorgelegten  Projekte  einer  staatlichen 
Altersversorgung  bestanden  hätte,  sondern  sich  notwendig  auch  auf  die 
EntMricklung  selbständiger  Ideen  und  die  Suche  nach  positiven  Mafs* 
regeln  hatte  ausdehnen  mOaaen.  Zu  solch  positiver  Arbeit  sei  die 
Kommission,  die  überdies  aus  Parteipolitikem  sich  zusammensetzte,  zu 
grofs  gewesen;  demgemäfs  sollte  das  Problem  nochmals  einer  an  Mit« 
gliedern  minder  zahlreichen  Kommission  zur  UnterMichimg  über\viesen 
werden,  welche  selbständig  einen  I'lan  zur  Durchführung  einer  Staat« 
liehen  Altersfürsorge  auszuarbeiten  hätte 

So  stellt  sich  die  Enquete  als  fragmentarische  Behandlung  des 
grofsen  I^blems  dar,  das  damit  noch  keineswegs  erledigt  ist  Die 
Arbeit  der  Kommission  wird  vermutlich  einem  parlamentarisdien  Aus» 
Schüsse  oder  einer  anderen  Royal  Commission  als  „sdiStzbares  Material* 
dienen  und  die  von  ihr  kurzer  Hand  verworfenen  Pläne  zur  Lösung 
der  Frage  werden  wieder  auftauchen.  Die  bezüglichen  Vorschläge  haben 
demgemäfs  nicht  blofs  sozial-historisches  Interes-e  und  verdienen  wenig- 
stens kurz  skizziert  zu  werden:  es  ist  nicht  daran  zu  zweifeln,  dafä 
einer  oder  der  andere  Grundgedanke  dieser  Ideen  früher  oder  später 
in  England  zur  DurcfaÜDhrung  gelangen  wird. 

Die  einfachste  Ausführung  einer  d%emeinen  Altersversorgung  ver- 
tritt die  Idee  von  Booth;  danach  soll  fast  jede  Person  bei  Erreichung  des 
65.  Jahres  Anspruch  auf  eine  wöchentliche  Pension  von  5  sh.  haben, 
welcher  Aufwand  aus  öflentlichen  Mitteln  zu  bestreiten  wäre.  Der  Plan 
von  Booth  ist  eines  der  in  England  populärsten  Altersversorgungs- 
Projekte,  für  welche  eine  hervorragende  Zahl  von  einvernommenen 
Arbeitern  vor  der  Kommission  eingetreten  ist.  Ihrer  Ausführbarkeit 
wird  als  bedeutendstes  Hindernis  die  Hohe  der  Kosten  entgegengehalten; 
Booth  schätzt  selbst  die  ersten  Kosten  dieser  Versidienmg  für  England, 
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Schottland  und  Wales  auf  2-17«  Millionen  Pfund  Sterling,  welchem  Be- 
trage blols  eine  Kostenersparnis  von  2  Millionen,  die  für  Armenpflege 
aufgewendet  werden,  gegenübersteht.  Die  Kosten  sollten  nach  Booth 
durch  eine  progressive  Etnkomm«isteuer  gedeckt  werden,  ein  Vorschlag, 
dem  man  die  Ueberwfilzung  der  Steuer  auf  die  arbeitenden  Klassen 
entgegenhält,  so  dafs  diese  ihre  Altersversorgung  in  praxi  selbst  2u  be- 
streiten haben  würden. 

Die  Idee  von  Booth  hat  von  anderen  Seiten  einige  Modifikationen 
erfahren,  die  ihre  Durchführnnt:  erleichtern  sollen.  So  schlägt  Mr.  Hardy 
vor,  das  Einkommen  der  vermögenslosen,  65  Jahre  alten  Personen  im 
Pensionswege  auf  angemessene  Weise  zu  erhohen.  Ein  anderer,  Mr. 
Grout»  will  die  Höhe  der  Pension  nach  dem  Aufenthaltsorte  (fflr  London 
10  sh.  per  Woche,  fflr  die  Provuiz  weniger)  abgestuft  wissen.  Mr. 
Wilkinson  fordert  die  Uebertragung  der  Altersversicherung  auf  die 
Lokalbehörden,  denen  Stcuereingänge  zu  überweisen  wären;  ihreDedtung 
durch  kommunale  Abgaben  beantragen  Dr.  Paine  und  Mr.  Beavau.  Das 
Projekt  iMr.  Barthey  s,  welches  auch  dem  Parlamente  vorgelegt  wurde, 
geht  dahin,  es  solle  jeder,  des-  mit  erreichtem  65.  Jahre  nicht  imstande 
ist,  in  seinem  Berufe  Erwerb  zu  finden  und  Anspruch  auf  öfi'entliche 
Versorgung  erhebt,  von  der  Ortsbehörde  versorgt  werden,  und  zwar 
soll  seine  Pension  den  verschiedenen  Umstanden  gemflfs  fallweise  fixiert 
werden. 

Viel  ausgebildeter  ist  das  Projekt  von  Canon  Blackley,  der  ein 
Sy-tem  obligatorischer  Altersversicherung  in  Vorschlag  bringt,  das  be- 
reits Mitte  der  achtziger  Jahre  einem  Select  Committee  des  Unterhauses 
zur  Prüfung  vorlag.  Der  Plan  umfafste  auch  die  Kranken-  und  Unfall- 
versicherung, in  welcher  Verquickung  das  Committee  Schwierigkeiten 
bis  zur  Undurchfflhrbarkeit  erblickte,  abgesehen  davon,  dafs  es  sich 
g^n  die  zwangsweise  Versicherung  aussprach.  Seit  dem  Bericbte 
dieses  Ausschusses  hat  Canon  Blackley  sein  Projekt  auf  die  Frage 
der  Altersversicherung  allein  reduziert.  Er  imponiert,  es  solle 
jede  im  Alter  von  18  —  21  Jahren  stehende  Person  zu  einer  Beitrags- 
lei-stung  an  den  staatlichen  Versicherungsfonds  verhalten  werden,  hoch 
genug,  um  dem  Zahler  bei  P>reichung  des  65.  oder  70.  Lebensjahres 
eine  Pension  zu  sichern.  Nach  wie  vor  stöfst  das  Projekt  auf  Wider- 
stand; zwangsweise  Mafsregeln  können  in  England,  wo  die  Bevölkerung 
an  Registrierung  nicht  gewöhnt  ist,  schwer  populflr  werden. 

Das  bemerkenswerteste  unter  allen  bezüglichen  Projekten  ist  un- 
streitig jenes  von  Mr.  Chambcrlain,  nicht  blofs  deshalb,  weil  sein  Autor 
nunmehr  als  Mitglied  der  Regierung  eine  gewisse  Verpflichtung  besitzt, 
für  die  Durchführung  der  Altersversicherung  mit  Energie  einzutreten, 
sondern  weil  sein  Projekt  vor  allen  anderen  den  spezitisch  englischen 
Verhältnissen  am  meisten  Kecluiung  trägt. 

Chamberlain  vermeidet  in  erster  Linie  den  unpopulären  Zwang  zur 
Versicherung  und  vertritt  eine  modifizierte  Art  freiwilliger  Versicherung 
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(voluntary  assisted  insurance).  Sein  Projdct  unterscheidet  drei  Fflile. 
in  welchen  der  staatliche  Pensionsfonds  in  Funktion  treten  sott.  Im 

ersten  Fall  soll  eine  wöchentliche  Rente  von  5  sh.  nach  erretcbtem 
65.  Lebensjahre  gewährt  werden:  hierfür  hat  der  Versicherte  in  >einem 
25.  Jahre  eine  Hauptsummc  von  2  £  10  sh.  und  hierauf  eine  jalirliclie 
Prämie  von  10  sh.  zu  zahlen;  der  Staat  soll  einen  einmaligen  Zuschufs 
von  10  £  gewähren  und  hatte  die  Einzahlungen  des  Versicherten  mit 
2>/9  pCt.  zu  verzinsen.  Im  zweiten  Fall  soll  eine  KapitalzaUung  von 
5  £  und  eine  jahrliche  Primie  von  t  £  entrichtet  werden,  wogegen  der 
Staat  15  £  zuzuschiefsen  hätte.  Die  höhere  Zahlung  soll  dem  Ver- 
sicherten nirlit  hiofs  den  Bezug  einer  wöchentlichen  Rente  von  5  sh, 
mit  erreuhteiii  65.  Lebensjahre,  sondern  auch  die  Versorgung  der 
Wittvve  und  Kinder  sichern,  wenn  der  Versicherte  nach  Zahlung  von 
wenigstens  drei  JahresprAmien  und  vor  Bezug  der  Rente  stirbt  Die 
dritte  Form  des  Projektes  von  Chamberlain  knOpft  an  die  TbAtigkeit 
der  Friendly  Societies  und  Trades-Unions  an:  dem  Arbeiter,  der  30  sh.. 
und  der  Arbeiterin,  die  25  sh.  der  Postsparkasse  einzahlen  und  sich  bei 
einer  Gewerkschaft  auf  6  £  10  sh.,  beziehungsweise  3  £  18  sh.  versichern 
lassen,  verdoppelt  der  Staat  die  betreffende  Altersrente  bei  Erreichung 
des  65.  Lebensjahres.  Die  Durchführung  der  Versicherung,  die  auch 
Uebergangsformen  fflr  die  Altersvenucherung  der  bei  Inkrafttreten  des 
Planes  schon  Aber  25  Jahre  alten  Personen  vorsieht,  soll  der  Postspar- 
kasse  flbertragen  werden. 

Die  Gegner  des  Chamberlain  schen  Projektes  meinen,  es  wären  nur 
wenige  Kreise  aus  den  bestentlohnt»  n  Arbeiterklassen,  die  diese  Ver- 
sicherung in  Anspruch  nelunen  würden,  so  dal's  damit  für  die  grofsc 
Masse  der  Arbeiterschaft  nichts  gewonnen  wäre.  Buuth  liält  es  für 
einen  Fehler,  dafs  der  Plan  40  Jahre  lang  Zahlungen  ohne  Gegen- 
leistungen wahrend  dieser  langen  Zeit  veriange.  Die  Kosten  der  Ver> 
Sicherung  schätzt  Chamberlain  auf  5  Millionen  Pfund  Sterimg  jahrlich, 
wenn  die  gesamte  Bevölkerung  von  der  Versicherung  Gebrauch  machen 
würde:  die  faktischen  Kosten  bringt  Chambcriaiji  mit  500  000  1'  jährlich 
in  Anschlag.  Es  wird  sich  vielleicht  (lelegenlieit  ergeben,  auf  die  De- 
tails und  die  Kritik  des  Chamberlainschen  Versicherungsplanes  näher 
einzugehen,  wenn  das  Regierangsmitglied  an  die  Durchführung  seiner 
Idee  geht,  für  die  das  oppositionelle  Parlamentsmitglied  Jahre  hindurch 
Propaganda  trieb. 
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Gtiyeki^  Prof.  Dr.  Georg  v.y  Vorlesungen  über  soMtale  Eihik.  Aus 
seinem  Nachlafs  herausgegeben  von  Lily  v.  Gizycki. 
Berlin  1895.  Ferd.  Dommlers  Verlagsbuchhandlung. 

Diese  Blatter  wird  jeder  mit  Rflhrung  empfangen,  der  sie  auf> 
nimmt  als  das,  was  sie  darstellen:  das  Vermächtnis  eines  ehrlichen  und 
tapferen  Denkers,  der  seinen  Glauben  an  die  Menschheit  und  ihre  Zu- 
kunft verkündet    Gifycki  war  lange  als  tiefer  Kenner  der  ethischen 

Literatur,  als  entschiedener  Vertreter  Benthamscher  Prinzipien  bekannt. 
Diese  Prinzipien  stehen  auch  hier  im  Vordergründe:  die  Vorlesungen 
sollten  ein  Werk  vorbereiten,  »das  er  als  seine  wichtigste  Lebensarbeit 
bezeichnete;  die  PUichtenlchre,"  so  berichtet  die  Herausgeberin.  Der 
Zwedt  also  ist:  die  AuffiuMung  der  Pflichten  zu  propagieren,  die  der 
Verfasser  sich  selber  erworben  hatte,  indem  er  mit  der  Regel,  Jeden 
Dir  Einen,  Keinen  fflr  mehr  als  Einen  zu  rechnen,  „Emst  zu  machen* 
und  „von  der  Klassenselbstsucht  sich  ganz  zu  befreien"  versucht  hat, 
und  seine  Jünger  lehren  will,  ihm  in  diese  Wege  zu  folgen.  Denn:  »un- 
sere Pllicht  ist.  nach  bestem  Wissen  und  nach  allen  unseren  Kräften 
das  Gesanitglück  zu  erhöhen."  Darum  mufs  uns  das  Wohl  der  Ar- 
beiter vor  allem  am  Herzen  liegen,  „denn  sie  sind  die  grofse  Mehrzahl." 
Mit  diesem  Idealismus,  der  das  energische  Bestreben  dieser  Volks- 
genossen, „emporzukommen,  mit  Freuden  begrfllst,*  verbindet  sich  Hin- 
weisung auf  die  thatsachliche  Entwicklung  der  Menschheit,  auf  die  Ju- 
gend, in  der  sie  noch  sich  befinde,  auf  die  Unzufriedenheit  als  notwen- 
digen Motor  des  Fortschrittes.  Von  diesen  Gesichtspunkten  aus  sollen 
dann  „einige  der  unveriuinftiusten  und  ungerechtesten"  gegenwärtigen 
Zustünde  betrachtet  wt-rdeii.  Die  Kapitel  liandeln  1.  von  der  Herrschaft 
der  Maschinen  und  den  allgemeinen  Wirkungen  des  kapitalistischen 
Systems,  2.  von  Strikes  und  dem  Kampfe  um  den  Achtstundentag, 
3.  von  Wohlfahrtseinrichtungen,  4.  von  Reformen  des  Bodenbesitzes 
und  deren  Unzulänglichkeit,  5.  vom  gesellschaftlichen  Eigentum  an 
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Produktionsmitteln  und  der  ökonomischen  Gleichheit,  6.  und.  7.  von  der 
Frauenfrage  in  Okonomtadier  und  politischer  Hinsicht 

Diese  Darlegungen  sind  in  ihm*  Schlichtheit,  NOchtemheit,  Treu- 
herzigkeit sehr  geeignet,  solche  Gebildete.  ,»bei  denen  die  Klassonsetbst- 
sucht  auf  eine  besonders  charakteristische  Art  in  der  Unwilligkcit  sich 
oflenhart,  von  den  Leiden  der  Millionen  überhaupt  etwas  zu  hören.' 
aus  ihrem  schläfrigen  Bchaj^en  aufzurütteln.  Was  der  Verfasser  als 
Thatsachen  vortrclgt,  ist  im  einzelnen  manchen  Einwänden  ausgesetzt, 
im  grofsen  und  ganxen  richtig.  Man  darf  dabei  nicht  vergessen,  dafs 
der  Inhalt  nur  flir  Vorlesungen  ausgearbeitet  war;  wenn  auch  von  einem 
sehr  gewissenhaften  Universitfttslehrer  ausgearbeitet,  so  ist  er  doch 
mehr  auf  Zuhörer  als  auf  Leser  ZU  .wiricen  geeignet.  Fflr  Leser,  die 
sich  dadurch  aufp;erüttelt  fühlen,  wAre  eine  ErwAhnung  verwandter 
Schriften,  am  Anf.mg  oder  am  Kiule.  nützlich  gewesen.  Die  heutige 
Sozialwissenschaft  legt  bekannliich  aut  naturrechtliche  oder  humanit^e 
Begründung  allgemeiner  Reformen  geringen  Wert.  Ihre  Stellung  zu 
den  Dingen  ist  objektiver  und  eben  dadurch  wissensdiaftlicherf  in  jenem 
strengeren  Sinne,  in  dem  eine  praktische  Lehre,  wie  die  Ethik,  niemals 
wird  wissenschaftlich  heifsen  können.  Gi<ycki  dachte  von  der  wissen- 
schaftlichen Unanfechtbarkeit  des  grcatcst-happiness  Prin/ipes  viel  höher, 
als  ich  für  richtig  halten  kann,  l'm  so  mehr  aber  muls  ich  geltend 
machen :  dies  I^rinzip,  das  man  so  oft  als  .platten  Utilitarismus".  ,Mate> 
rialismus*  u.  dgl.  schledit  zu  machen  beflissen  ist,  ist  gerade  durdi  seine 
poetische  Unbestimmtheit  und  Unwiderlq^chkeit  vorzQglidi  geeignet 
ja  fOr  manche  Naturen  notwendig,  einem  subjektiven  Enthunasmus  als  Pa- 
nier zu  dienen :  und  es  hat  thatsachlich,  so  lange  als  es  so  etwas  wie  Hu- 
manität giebt.  wenn  nurli  unter  anderen  Namen,  so  gewirkt.  Menschen- 
freundlich wirken,  allgeineme  Menschenliebe  üben,  für  das  Gemeinwohl 
thätig  sein,  „die  Rechte  der  Menschheit  herzustellen"  versuchen  (Kants  Aus- 
druck) —  das  sind  Formeln,  in  denen  der  Idealismus  „glühender  Reformer* 
immerdar  sich  ausprägt.  Politisdie  Köpfe  mögen  zweifeln,  ob  Enthusias- 
mus und  Idealismus  nOtztich  seien;  auch  sie  legen  dann  den  Mafsstab 
der  Wohlfahrt,  sei  es  einer  Klasse,  oder  des  Gemeinwohls  an.  In  den 
heutigen  Lebensverhältnissen  weist  der  Egoismus  selber  darauf  hin. 
aufser  dem  Wohl  der  eigenen  Familie,  der  eigenen  Klasse  u.  s.  f.  und 
um  dieser  Interessen  willen,  das  Wohl  der  nationalen  Gesellschaft,  der  man 
angehört,  in  einigem  Mafse  sich  angelegen  sein  zu  lassen;  das  wohlverstan- 
dene Interesse  im  Klassenkampf  gebietet  Humanität.  Umgekehrt:  der  Pa- 
triotismus, jene  Form  unselbstischer  Gesinnung,  die  fast  allein  von  der 
herrschenden  Klasse  mit  Uebereinstimmung,  sogar  in  fanatischer  Weise 
gefordert  wird,  kann,  wenn  er  als  Gesinnung  echt  ist  —  Schein  und 
l'hrase  genügen  ja  —  garnicht  umhin,  sich  energisch  um  das  Volks- 
wohl zu  bekümmern,  das  sich  zunächst  doch  als  das  gleichberech- 
tigte Wohl  jedes  einzelnen  Ego  im  Volke  darstellen  mufs.  Das  VoQca- 
wohl  weist   Ober  sich  hinaus  auf  das  Wohl  von  Nachbarvölkern, 
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durch  die  es  niitbedingt  ist.  Egoismus  aber  und  Patriotismus  werden 
niemals  jenes  Korollar  des  Benthanischen  Grundsatzes  zugeben,  das 
sich  als  Prinzip  der  absoluten  Indifferenz  bezeichnen  Iftlst:  Individuum 
glfi(  h  Individuum,  und  daraus  folgend:  Nation  gleich  Nation.  Ich  be- 
haupte auch,  dafs  sich  die  Pflicht,  so  zu  denken,  keineswegs  begrün- 
den teilst,  dalk  wir  uns  vielmehr  l>escheiden  mflssen,  anzuerfcennra: 
Gesinnung  und  That  eines  Menschen  stehe  uro  so  höher,  sei  um  so 
mehr  moralisch  bewunderungswflrdig,  je  mehr  das  Eine  und  das 
Andere  in  seinen  Menschen  veredelnden  Wirkungen  auf  unmefsbare 
Räume  und  Zeiten  sich  erstreckt.  Was  aber  ist  das  Edle  im  Men- 
schen? Darauf  antworten  wir  mit  Aristoteles:  das  ihm  am  meisten 
Eigentümliche. 

Hamburg.  FERDINAND  TONNIES. 


JEnge/^  Dr.  Ernst ^   Die   Lebenskosten  belgischer  Arbeiterfamilien 
Jrüher    und  jetzt.    Ermittelt  aus  Faniilien-Haushaltrech- 
nungcn   und    vergleichend  zusammengestellt.  Dresden, 
C.  Heinrich.  1895.  VI  u.  124  S.,  nebst  einer  Anlage,  54  S. 

Alle  Kreise,  welche  der  Ueberzeugung  leben,  dafs  von  den  mannig» 
fachen  Lehrgegenständen  der  Nationalökonomie  und  Zweigen  der  Sta- 
tistik der  der  menschlichen  Konsumtion  sehr  dOrftig  ausgebildet  ist, 
erwarteten  schon  Ifingst  mit  Spannung  das  Erscheinen  des  Werkes  von 

Ernst  Engel,  welches  gleichsam  als  reife  Frucht  langer  und  erfolgreicher 
Lebensarbeit  der  Haushaltsstatistik  für  die  Zukunft  die  rechten  Wege 
und  Ziele  weisen  •sollte.  Das  umfangreiche  Material,  welches  die  amt- 
liche Statistik  im  regen  Wetteiter  mit  einer  stets  wachsenden  Zahl  von 
Privatstatistikern  zusammengetragen,  sollte  durch  den  deutschen  Alt- 
meister dieses  Forschungszweiges  geistvolle  und  fruchtbare  Durchdrin- 
gung sowie  wesentliche  und  weichende  Ergänzung  finden,  um  so  dem 
Aschenbrödel  der  Statistik  die  ihm  gebohrende  Stellung  und  Geltung 
zu  erobern.  Die  Behandlung  der  Lebenskosten  der  Familien  verschie- 
dener Länder  früher  und  jetzt,  ermittelt  aus  Familien-Ilaushaltsrech- 
nungen.  soll  nicht  nur  da>~  Verhältnis  von  Produktion  und  Konsumtion 
gründlich  beleuchten,  sondern  auch  den  Studien  betretVend  den  Kosten- 
wert  und  den  Ertragswert  der  Menschen  die  einzig  richtige  Grundlage 
schaffen. 

Den  Anfang  machen  die  Lebenskosten  der  belgischen  Arbeiter- 
familien, weil  das  Königreich  Belgien  unter  allen  europäischen  Ländern 

das  Meiste  gethan  hat,  die  Konsumtion  und  die  Lebenskosten  eines 
hochwichtigen  Teils  seiner  Bevölkerung  bestmöglichst  kennen  zu  lernen. 
Noch  im  Laufe  die-es  Jahres  werden  die  Ergebnisse  Ähnlicher,  aber  in 
viel  grör>erein  Mafsstabe  unternommener  Untersuchungen  in  den  V'er- 
emigten  Staaten  von  Amerika  folgen,  denen  sich  später  die  Darlegung 
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der  Lebcnsko>tcn  deutscher  Familien  verschiedenster \Vohlstand>kla<>en, 
sodann  die  der  Lebenskosten  französischer,  schweizer,  englischer,  nieder- 
Ifindischer,  skandinavischer  und  russischer  Familien  anreihen  wird. 

Schon  dieser  Anfang  ist  vielverspredbend,  obwohl  wir  in  Anbetracht 
der  Mangelhaftigkeit  des  belgischen  Materials  sowie  der  vom  Verfasser 
selbst  gcsammrlten  Han*-haltungsrechnungen  einer  anderen  Reihenfolge 
der  Ikliandlung  den  Vurziig  -egcbcn  hätten.  Stützt  sich  ja  die  Ermitte- 
lung der  Lcbcnskusten  in  Belgien  vor  vierzig  Jahren  auf  die  „Budgets 
econoniiques  des  classes  ouvrieres  en  Belgique,  par  Ed.  Ducpetiaux", 
aus  weichen,  wie  Emst  Engel  selber  zugiebt,  sogar  der  Verfasser  nur 
solche  Zahlen  zu  erschliefsen  wagt,  die,  soweit  sie  nicht  eine  Umschrei- 
bung der  Zahlen  selbst  sind,  mehr  Sache  der  Intuition  oder  Eingebung 
als  der  Induktion  sind.') 

Zutleni  w.iv  den  >iati>tivLhen  Provinzialkomnii^^ionen  und  den  ein- 
zelnen i'rivatpersonen.  welehe  mit  der  Sannnlung  dieser  Haushalt-— 
rechnungen  betraut  waren,  das  Feld  der  Beobachtung  sehr  beschränkt 
durch  die  Forderung,  dafs  nur  gleichartig  zusammengesetzte  Familien 
typischer  Natur  beobachtet  werden  sollten.  Im  Jahre  1853  konnte  aber 
von  typischen  Familien  im  strengen  Sinne  des  Wortes  kaum  die  Rede 
sein,  w.ihrcnd  die  sogenannten  N<*rmalfamilien .  bestehend  aus  Vater 
und  Mutter  und  vii-r  im  Alter  von  16,  12,  6  und  2  Jahren  stehenden 
Kindern  eine  willkürliche  (jeneralisierung  bedeuten.  Jedenfalls  »st  eine 
solche  Zusammenstellung  keineswegs  die  hflufigste  und  ist  es  fraglich, 
ob  gerade  von  derartig  zusammengesetzten  Familien  die  besten  Haus- 
haltsrechnungen zu  erhalten  sind,  weshalb  Engel  dies  einen  der 
schwächsten  Punkte  des  Programms  und  der  Beschlösse  des  ersten 
internationalen  statistischen  Kongresses  nennt,  welcher  in  den  \'or- 
schlilgen  der  statistischen  Ccntralkoinniis>i(»n  Belgiens  den  richtigen 
Weg  zur  Erfor.sehung  der  Lage  und  der  Lcbensko.sten  der  arbeitenden 
Klassen  erkannte.  Doch  das  ist  noch  lange  nicht  das  schwerwiegendste 
Bedenken  wider  die  durch  Ducpetiaux  zusammengestellten  Budgets. 
Die  meisten  derselben  sind  auf  dem  Wege  der  sogenannten  Umfrage- 
methode  ermittelt  worden,  welche  gewöhnlich  zur  Anwendung  ge- 
langt, „wenn  hier  oder  dort  die  Flammen  der  Unzufriedenheit  über  den 
sinkeiuk  n  \'olks\\ulil>tand  im  allgemeinen  oder  der  ärmeren  Volks- 
klassen im  hesondejen  sclion  zum  Dache  herausschlagen." 

Diese  sogenannte  schätzungsweise  Methode  liefert  so  unzuverlAssige 
Resultate,  dafs  man  derselben  mit  vollstem  Recht  mit  stets  wachsendem 
Mifstrauen  begegnet  und  sie  immer  mehr  durch  die  rechnungsmäTsige 
oder  die  sogenannte  Rechnungsbuchmethode  zu  ersetzen  strebt,  welche 

*i  Vgl.  hierzu:  Anlage  I.  Die  Prodiiktions-  uml  Konsumtionsvcrhältnisse  des 
Königreichs  äachscn.  Unveränderter  Abdruck  aus  der  Zcitschnft  des  sUtisttscbcn 
Bureaus  des  königlich  slchaische»  Miniateriums  des  lanera,  No.  8  u.  9.  Somi- 
Ug,  den  22.  Nov.  1857.   S.  22. 
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auch  Engel  als  die  weitaus  beste  bezeichnet.  Dir  grofser  Vorzug  vor 
der  schriftlichen  und  mflndlichen  Umfragemetfaode  besteht  darin,  dafs 
die  Führung  jener  Rechnunu-bilcher  gar  nicht  der  Statistik  oder  eines 

öffentlichen  Zweckes,  sondern  lediglich  hoi  lnvichtiger  privater  Interessen 
wegen  geschieht:  der  guten  und  sicheren  Steuerung  des  eigenen 
Familienhanshaltes  wegen.  Der  Einllufs  der  Fragenden,  die  Scheu 
vor  Antworten,  das  Mifsvcrständnis  solcher,  sodann  die  Ucberschatzung 
der  Ausgaben  und  die  Unterschfltzung  der  Einnahmen  seitens  der  Be- 
fri^en  fallen  hierbei  ganz  wc^.  Wie  schwer  diese  Mangel  der  schfltzungs- 
weisen  Methode  sind,  braucht  kaum  durch  Beispiele  belegt  zu  werden. 
Selbstverständlich  ist  bei  dieserMethode  auch  der  absichtlichenTftuschung 
Thflr  und  Thor  offen.  Ist  schon  die  Versuchung,  sich  selber  und  die 
Fanülienangehörigen  durch  falsche  Schätzungen  zu  täuschen,  sehr  grofs, 
so  liegt  diese  Gefahr  einem  Dritten  gegenüber  noch  viel  nflher.  wobei 
es  sich  nicht  allein  um  Schönfärberei  der  eigenen  Perbon  und  Familie, 
sondern  auch  noch  um  andere  Zwecke  handeln  kann,  besonders  wenn 
die  Umfrage  in  ganz  bestinunt  ausgesprochener  und  allgemein  bekannter 
Absicht  veranstaltet  wird  Bekannt  ist  das  Beispiel  jenes  Berliner 
Lehrers,  welcher  zur  Illustricrung  der  Wirkung  des  GetreidezoUs  die 
Ausgaben  für  Brot  und  Mehl  in  seinem  Haushaltungsbuch  ins  Unmög- 
liehe  steigerte 

Dieselben  Hedenketi  machen  sich  auch  gegen  das  Zahlenmaterial 
geltend,  auf  welches  sich  die  Darstellung  der  Lebenskosten  in  der  Zeit 
von  1886—91  stützt.  Waren  es  ja  einerseits  die  Arbeiterunruhen  des 
Jahres  1886  und  andererseits  der  in  der  französischen  Nationalversamm« 
lung  eingebrachte  Antrag  auf  Einführung  eines  anderen  mehr  protek- 
tionistischen  Zolltarifs  sowie  die  Wirkungen  der  Mac  Kinley-Bill  welche 
die  belgische  Regierung  veranlafsten .  in  zwei  verschiedenen  Anläufen 
die  gewerblichen  Zustände  des  l-andes  so  genau  aN  iiKvglirh  imter- 
suchcn  zu  lassen.  Im  Jahre  1886  sollte  dies  durch  cuie  besondere, 
lediglich  für  diesen  Zweck  geschaffene,  aus  Mitgliedern  des  Parlaments, 
Volkswirten  und  Publicisten  zusammengesetzte,  unter  dem  Namen  Com- 
mission  du  travail  industnel  wirkende  Konunission  geschehen,  welche 
jedoch  ihre  Aufgabe,  neuen  Aufschlufs  über  die  Lebenskosten  der 
Arbeiterfamilien  zu  erbringen,  so  mangelhaft  erfüllte,  dafs  Engel  aus 
guten  Gründen  auf  eine  Vergleichung  des  beigebrachten  Materials  mit 
den  Budgets  von  1853  verzichtet.  1891  sollten  die  im  Jahre  1887  ins 
Leben  gerufenen  Conseils  de  rindu>tiie  et  du  travail  durch  Ilaushal- 
tungsbudgets  eine  Lebenskostenermittelung  der  arbeitenden  Klassen 
vornehmen,  um  hauptsächlich  darüber  Gewifsheit  zu  vmchafien:  „Unter 
welchen  Bedingungen  tritt  Belgien  in  den  ihm  bevorstehenden  wirt- 
schaftlichen Kampf  ein?  Welches  ist  die  Widerstandskralt  der  Nation? 
Birgt  Belgien  eine  verarmte,  unzufriedene  Arbeiterbevdlkerung  in  sich? 
Oder  kann  man  auf  deren  Geduld  und  Ruhe  rechnen,  wenn  es  zu  Still- 
ständen aus  Arbeitsmangel  kommen  sollte?   Giebt  es  in  Belgien  Ge- 
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werbszweigc,  die  im  Wrfall  sind  und  sich  nur  durch  fortwährende 
Lohiirethiktion  dem  Auslände  gegcinllu-r  konkurrcnzfahii^  erhalten^* 
Zu  dicker  Ft  hlcrqucllc  gesellt  sich  eine  weitere.    Die  Enquete  solhe 
nur  die  Sachlage  schildern,  wie  sie  im  April  1891  in  Wirkliclikeii  war, 
und  die  Nachweise  der  Einnahmen  und  Ausgaben  des  Verbrauchs 
sollten  sich  nur  auf  den  einen  Monat  April  beziehen.  So  begreiflidi 
auch  die  Vorsicht  ist,  den  neugeschaffenen  Organen,  deren  Ffthigkeit. 
solche  Aufgaben  zu  lösen,  noch  nicht  erprobt  war,  keine  zu  grofsen 
Schwierigkeiten  zu  bereiten,  und  -o  lobenswert  das  Streben,  mfigUchst 
rasch  der  Gegenwart  cntsprcchciidc  Zustandsbildi  r  zu  erhalten,  so  sehr 
ist  diese  Beschränkung  aut  einen  Monat  zu  liedaucrn.   I>ie  Schätzungs- 
methode, welche  so  wie  so  unsichere  licobachtungen  und  nicht  genau 
kontrollierbare  Angaben  liefert,  mufs  bei  Beschränkung  auf  einen  Monat 
dem  subjektiven  Ermessen  einen  allzu  grofsen  Spielraum  gewähren  und 
Bilder  vermitteln,  mit  deren  thatsftchlichem,  zahlenmSfsig  feststehendem 
Hintergrund  es  schlimm  bestellt  ist  Auch  Engel  giebt  dies  zu.  Doch 
trA>tet  er  sich  damit,  dafs  in  einer  gröfseren  Anzahl  von  Familien  ihre 
Budgetpositionen  sich  so  gruppieren  können,  dafs  der  nur  einen  Monat 
umfassende  Durchsclinitt  Anspruch  auf  den  Cliarakter  eines  Mittelwerts 
hat.    Kbenso  dient  ihm  der  Umstand  zur  Beruhigung,  dafs  auch  bei  der 
Sammlung  von  Jahresbudgets  mittels  schriftlicher  wie  mündlicher  Ura- 
fragemethode  den  Multiplikationen  ein  grofses  Arbeitsfeld  eingeräumt 
ist.  indem  fOr  viele  Ausgabepositionen  nur  Wochenbetrflge  etc.  mitge- 
teilt werden,  und  es  den  Fragern  und  Sammlern  der  Budgets  Aber« 
lassen  bleibt,  aus  den  gegebenen  Antworten  das  Jahresbudget  zu  kon* 
struicren.    Leider  ist  uns  damit  die  Frage,  oh  überhaupt  eine  Vcr- 
plrit'huiig  der  durch  Urnrechnung  konstruierten  Jahreslnulgets  von  1891 
mit  denjenigen  aus  dem  Jahre  1853  statthaft  sei,  noch  niclit  befriedigend 
beantwortet 

Schliefslich  haftet  beiden  Erhebungen  der  Mangel  an,  dafs  die  Zahl 
der  erhobenen  Budgets  zu  klein  und  die  Verteilung  dersdben  auf  die 
einzelnen  Berufsgruppen  und  Provinzen  zu  wiUkflrlich  ist  als  dafs  man 

von  denselben  ein  wahrheitsgetreues  Bild  der  Lebenshaltung  der  in 
Frage  koniinenden  Bevc")lkerun<j:-;^eliichten  erwarten  und  sich  zu  tieferen 
und  weitgehenden  Vergleichiingen  und  Rückschlüssen  vollberechtigt 
fohlen  dürfte.  Ducpetiaux  liefert  199  Budgets,  worunter  153  mit  Unter- 
scheidung der  Sozialklassen,  welche  durch  die  bereits  erwähnten  Kon- 
gressbeschlQsse  folgenderweise  umschrieben  wurden: 

L  Klasse.  Budgets  ganz  unbemittelter  (dflrftiger)  Familien,  deren 
Einkommen  zur  Bestreitung  ihres  Lebensunterhalts  nicht  ausreicht  und 
die  deshalb  die  öffentliche  Wohlthfttigkeit  in  Anspruch  nehmen  mOsses. 

II.  Klasse.  Budgets  wenig  bemittelter  Familien,  welche  für  gewöhn- 
lich keiner  Unterstützung  bedürfen,  aber  auch  nichts  ersparen  können. 

III.  Klasse.   Budgets  soweit  bemittelter  Fainihen,  dals  sie  zu  ihrer 
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Existenz  keinerlei  öffentlicher  Unterstützung  bedOrfen  und  im  stände 

sind,  noch  etwas  fürs  Alter  zu  sparen. 

Sämtliche  Budgets  sind  solche  sogenannter  kleiner  Leute.  Es 
stammen  von  Familien  der  Landwirtschaft  und  Giirtnerei  49.  des  Berg- 
baues 9.  der  (it.winnung  und  Hearbcitung  von  Krden  und  Steinen  5, 
der  Metallbearbeitung  7,  der  chemischen  Industrie  1,  der  Textil- 
industrie 16,  der  Bekleidungs-  und  Reinigungsgewerbe  8,  der  Nahrungs<- 
und  Genufsmtttelindustrie  5,  der  Baugewerbe  4,  der  polygraphischen 
Gewerbe  4.  femer  von  Fabrikarbeitern  und  Arbeitern  ohne  nähere  Be- 
zeich nung  59,  von  persönliche  Dienste  Leistenden  3,  von  Beamten  3* 
Den  Landesteilen  nach,  in  welchen  die  Budgets  gesammelt  wurden, 
lieferten  die  Provinzen  P>rahant  30,  Ostflandern  37.  Westflandern  37. 
Antwerpt  n  9,  Limburg  19.  Hennegau  22,  Lüttich  20.  Namur  13  und 
Luxemburg  24.  83  Budgets  bctreflen  in  Städten  lebende,  104  auf  dem 
Lande  lebende  Familien. 

Der  von  der  Abteilung  für  Industrie  im  Ministerium  fUr  Ackerbau, 
Gewerbe  und  öffentliche  Arbeiten  herausgegebene  Band  ^Salaires  et 
Budgets-ouvriers  en  Belgique  au  mois  d'Avril  1891 ;  Renseignements 
fournis  par  les  Conseils  de  l  industrie  et  du  travail;  Bruxelles  1892" 
umfafst  188  Familien  mit  1167  Personen.  Hierbei  darl  nicht  unerwähnt 
bleiben,  dafs  8  Conscils  162  Budgets  gehclcrt  haben,  wälirend  an  den 
übrigen  26  Budgets  die  anderen  Conseils  meist  nur  mit  je  I  oder 
2  Budgets  beteiligt  sind. 

Auch  die  berufliche  Gliederung  der  Budgets  von  1953  und  1891 
zeigt,  dafs  ihre  Quellen  sich  beruflich  keineswegs  decken.  In  den 
Budgets  von  1891  tritt  eine  viel  gröfsere  Mannigfaltigkeit  der  Berufe  zu 
tage,  als  in  denen  von  1853.  Nur  die  K<ihlcnberglcute  machen  eine 
Ausnahme.  Von  ihnen  liegen  aus  1891  44  Budgets  und  die  meisten 
aus  dem  Hcnncgau  vor.  Aufserdem  haben  die  Eisenhüttcnleule.  die 
Maschmenbauer.  die  Glasmacher,  die  Feinspinner  und  Weber,  die 
Schriftsetzer  und  Buchdrucker  1891  noch  je  10  bezw.  12  Budgets  ge- 
liefert, während  die  übrigen  86  Budgets  aus  der  grofsen  Menge  anderer 
Berufszweige  herrflhren.  Diese  Einwendungen  und  Bedenken  gegen 
Brauchbarkeit  und  Vergleichbarkeit  des  belgischen  Materials  werden 
durch  die  teilweise  Berücksichtigung  ähnlicher,  von  Privatpersonen  ver- 
anstalteten und  veröfTentlirliten  Krhehnngcn  nicht  wesentlich  beeinflufst. 

Aus  allen  diesen  (ininficn  sclieint  uns  der  llauptvvert  der  zu  be- 
sprechenden Arbeit  nicht  m  (1<  ii  ermittelten  Resultaten  der  Vergleichung 
der  Lebenskosten  zu  liegen.  Der  bleibende  und  nicht  hoch  genug 
anzuschlagende  Wert  dieses,  einen  enormen  Aufwand  von  Arbeit 
erfordernden  Buches  ruht  in  der  scharfsinnigen  Methode,  welche  ein 
sehr  umfangreiches  Material  konsequent  nach  weiten  und  äufserst 
fruchtbaren  Zielpunkten  behandelt,  jedenfalls  hat  der  Verfasser  den 
richtigen  Weg  gefunden,  in  den  Let)rnskosten-l)arstellungcn  Ersatz,  für 
Volkswohlstands-Mcssungen  in  dem  Sinne  von  Jos.  Lang  und  Leopold 
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Krug  zu  bieten.  Dat»ei  soll  aber  auch  das  Verdienst  des  geschichtlichen 
Teils  nicht  unerwähnt  bleiben.   Uebersichtlich,  knapp  und  klar,  das 

Wesentliche  scharf  hervorhebend.  istdieDarstellung  folgender  Leistungen 
auf  diesem  Gebiete:  Sir  Morton  Edens  gc«;ammeltc  Haushaltsrechnungen 
(1795);  Unter^^ucluiiigen  des  königlich  preulsischen  Lande^-  Oekononiie- 
Kollcgiiinis  (1818):  Untersuchtingen  im  Kr»nigreicli  Sachsen  (1848); 
Untersuchungen  in  Belgien  und  der  erste  internationale  siatibtische 
Kongress  zu  Brflssel  (1853);  Ducpetiauz:  Budgets  ^conomiques  des 
dasses  ouvri^res  en  Belgique;  Le  Play:  Lea  ouvriers  europtens;  die 
Schfller  Le  Plays;  Frief:  Schlesische  Arbeiterfamilien:  CaroU  D.  Wright 
in  Boston  und  Washington;  die  statistischen  ArbcitsAmter  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika;  Neuere  Untersuchungen  und  litterarische 
Mitteilungen  hierOber 

Im  mt-thoiiologisclirn  Teil  handelt  es  sich  vor  allem  um  die  Fest- 
stellung von  Konsumemheiten.  Mit  Recht  verneint  Engel  die  Frage,  ob 
die  FuniUe  als  solche  ein  brauchbarer  Mafsstab  bei  der  Messung  des 
Verbrauchs  derselben  sei.  Fehlt  ja  derselben  die  Grundbedingung  der 
Brauchbarkeit  jeden  Mafsstabes:  die  UnverAndeilichkeit  Fastin  keinem 
folgenden  Zeitabschnitt  i'-t  dir  Familie  das.  was  sie  im  vorhergehenden 
war.  weshalb  die  Notwendigkeit  der  F.infUhrung  einer  konventionellen 
Mafseinheit.  in  deren  Multipa  man  die  Familien  rasch  und  sicher  auf- 
lösen kann,  klar  zu  Tage  tritt.  Die  Mafseinheit,  mit  der  Engel  rechnet 
ist  die  de^j  neugeborenen  Kindes.  Seine  Zähleinheiten  entsprechen  der 
Verftnderung  der  Lfinge  und  des  Gewichts  des  Menschen.  Bei  mann- 
lichen Personen  Iflfst  er  jahrlich  die  Einheiten  bis  zum  25.  Jahre  um 
0.1  der  Anfangsgröfse  1.0  wachsen;  bei  weiblichen  Personen  hört  dieses 
Wachstum  schon  bei  20  Jahren  auf  AUerding--  ^ind  hierbei  die  Ein- 
heiten für  männliche  und  weibliche  Personen  gleichgesetzt;  doch  dürfte 
das  angesiehts  der  grof^eii  rechnerischen  und  «sonstigen  Vorteile  dieser 
Zerlegung  kerne  grofse  Fehlerquelle  bedeuten.  Als  bleibende  Be- 
nennung dieser  statistischen  Mafseinheit  schlägt  Engel  den  Namen 
Quetelet,  abgekflrzt  in  Quet  vor»  um  durch  die  Einfllhrung  dieses 
Wortes  fDr  jene  Einheit  dazu  beizlitragen,  dafs  der  Name  Quetelets  in 
der  Statistik  in  beständiger  Erinnerung  bleibe.  Iloffentlich  geht  des 
Verfassers  Wunsch  in  ErfQllung  und  erobern  sich  Maf>einheit  und  der 
flir  sie  vorgeschlagene  Name  das  Bürgerrecht  in  der  Statistik.  Etwa-s 
weniger  IlolVnnng  auf  Keali>-ierung  hat  der  Vorschlag,  auf  dem  Wege 
jährlich  wiederholter  Preisausschreibungen  von  Familien  aus  allen 
Schichten  der  Gesellschaft  mehr  oder  weniger  gut  geführte  Haushalts- 
Rechnungsbacher  zur  Aufbereitung  zu  erhalten.  Leider  ist  Anlage  IL 
welche  das  Nähere  Aber  ein  solches  Preisausschreiben  mitteilen  sollte, 
noch  nicht  beigefDgt  Allein  so  sacbgenulfs  auch  eine  solche  Ausschrei- 
bung veranstaltet  sein  möchte.  SO  roüfste  doch  durch  ein  solches  Vor- 
gehen der  Hauptvorteil  der  sogenannten  Rechnungsbuch-Methode  be- 
<ienklich  verkümmert  werden  oder  ganz  verloren  gehen.   Im  übrigen 
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ist  seiner  methodologischen  Rede  kurzer  Sinn  der,  dafs  man  bei  Er- 
forschung der  Lebenskosten 

1.  hinsichthch  de.>  Subjekts  bis.  auf  die  in  Quets  zerlegte  Familie 
herabgehen  und  diese  Kosten  auf  je  ein  Quet  beziehen  mufs; 

2.  dafs.  hinsichtlich  des  Objekts,  die  Einnahmen  nach  den  Quellen, 
die  Ausgaben  nach  den  Zwecken,  je  spezieller  desto  besser,  er« 
sichtlich  gemacht  werden  müssen; 

3.  dafs  hinsichtlich  der  Methode,  die  Kinnahmen  und  Ausgaben  den 
Ist-Rechnunpen  ujui  nur  er>t  dann,  wenn  solche  fehlen,  den  Soll- 
Rechnungen  zu  entneluiien  bind,  und 

4.  dafs  hinsichtlich  des  Zeitmomente  die  erfoideriichen  Nachweise 
aus  möglichst  langen,  ununterbrochenen  Zeiträumen  zu  ge- 
winnen sind." 

Schon  diese  Zusammenfassung  zeigt  deutlich,  dafs  sich  Engel  der 
l^nvollkominenhcit  seines  .Materials  aus  Belgien  bewufst  sein  nnif-^.  Kr 
anerkennt  dieselbe  auch  niehrlach  an  der  Hand  der  Ergebnisse  seiner 
Vergleichung,  welche  wir  kurz  zu  skizzieren  versuchen. 

Für  die  erste  Periode  ergiebt  sidi,  dafs  ein  Quet  einer  Arbeiter- 
familie im  Durchschnitt  wöchentlich  nur  eine  Maiit  zur  Bestreitung  der 
Lebenskosten  gehabt  hat.  Dies  ergiebt  für  den  erwachsenen  Mann  von 
3.5  Quets  3.5  M.  pro  Wociie  oder  0.5  M.  pro  Tag  im  Jahre  von 
365  Tagen.  Das  i>;t  die  Grundzifl'er  sämtlicher  Budgets  aus  dem  Jahre 
IB.S.V  Mehr  als  die  Haltte  der  Kamilien .  von  welchen  die  Budgets  ge- 
sannueli  sind,  verausgabt  aber  erheblich  weniger  als  jenen  Durch- 
:$chnittsbetrag  von  52,12  M.  pro  Quet  im  Jahre,  und  ihre  Ausgaben 
aberschreiten  ihre  Einnahmen  darum  nicht  viel  mehr.  Wie  die  Fa- 
milien dies  fertig  bringen  und  wie  sie  die  fast  in  allen  Budgets  sich 
zeigenden,  mehr  oder  weniger  grofsen  Fehlbeträge  decken,  das  ist  für 
den.  der  nicht  selbst  einer  solchen  Familie  angehört  oder  ihr  sehr  nahe 
s-tcht,  schwer  zu  begreilen. 

Auch  hier  bewährt  sich  das  sogenannte  Kngelsclie  Gesetz,  welches 
i»ich  in  die  Worte  fassen  Iflfst:  ^Je  ärmer  der  Einzelne  oder  eine  Familie 
oder  ein  Volk  ist.  einen  desto  grOfseren  Prozentsatz  ihres  Einkommens 
mflssen  sie  auf  die  physische  Erhaltung  und  zwar  hiervon  wiederum 
den  grOfstcn  Teil  auf  die  Nahrung  verwenden  "  In  der  Ärmsten  Klasse, 
in  welcher  die  Au'-gaben  die  l'lmiahnien  am  stärksten  überschreiten, 
werden  für  die  physische  Erhaltung  98.12  pCt.  der  Ausgaben.  107.2  pCt. 
der  Einnahmen  aufgewendet.  Selbst  in  der  bcstsituierten  Klasse  ver- 
schlingen die  Kosten  der  physischen  Erhaltung  den  Löwenteil  der  Ein- 
nahmen. 

Die  Haushaltsrcchnungeii  sollen  nun  aber  auch  darüber  AuNchhif-- 
geben,  ob  die  betreffenden  Familien  imstande  sind,  sich  rationell  und 
ausreichend  zu  ernähren.  I  rotzdem  Engel  zur  Beantwortung  dieser 
Frage  den  von  den  verschiedensten  Seiten  als  viel  zu  niedrig  ange- 
fochtenen Meinertschen  Normalkostsatz  alsMafsstab  verwendet,  erreichen 
Archiv  Air  so«.  CMctigebf .  a.  Statittilc  VIII.  46 
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die  aus  den  r.ud^rts  ermittelten  Kostsfltzc  dicsc>  Nornialko--tmaf<  nitht. 
Sie  bleiben  -owuhl  in  Beziehung  auf  Ei  weit-  .ils  auch  aut  Fett  und 
Kohlehydraten  hinter  demselben  zurück,  und  ^o\^eit  dies  nicht  auch 
hinsichtlich  der  Nahningtmengen  der  Fall  ist.  wird  diese  scheinbare 
Gunst  nur  durdi  den  grofsen  Prozentsatz  Wasser  hervorgebracht,  der 
in  den  meisten  Kohlehydraten,  insbesondere  in  Kartoffietn  und  grfinen 
Gemflsen,  enthalten  ist.  L.lfst  man  den  Durchschnittskostsatz  aus  allen 
drei  Soziaisch ichtcn  in  Stadt  und  Land  als  allgemeinen  Durchschnitt 
gelten.  Sil  zeigt  sich,  dals  derselbe  kaum  zwiA  Drittel  de-  Eiwcisses. 
die  Haltte  (ie>  Fette'^  und  ziemlich  den  vollen  Betrag  der  Kohlehydrate 
des  Meinertächen  Ko^tmal'ses  enthält. 

Unter  der  Voraussetzung  gleicher  Umstände  wOrden  die  Quet- 
betrage  des  Jahres  1891  im  Vergleich  mit  denen  von  18S3  den  unge- 
heuren Unterschied  der  Lebenskosten  in  beiden  Jahren  zum  Ausdruck 
bringen.  Allein  diese  Quetbetrftge  sagen  noch  nichts  darüber  aus.  ob 
die  Steigerung  der  Lebenskosten  im  allgemeinen  und  im  besonderen 
eine  Steigerung  des  Verbrauchs  oder  nur  eine  solche  der  Preise,  «»der 
eine  Mischung  beider  i-t.  Leider  sind  die  I*rei>angabi  n  au-  lier  f  rüheren 
Periode  so  beschränkt,  dals  sich  nur  die  allgemeuie  1  hatsacbc  consla- 
ticren  lAfst.  dafs  einzelne  Verbrauchsgegenstande  im  Jahre  1853  wohl- 
feiler, andere  teurer  waren  ab  im  Jahre  1891.  Dag^n  lafst  stdi  fest* 
stellen,  dafs  der  Verbrauch  von  tierischer  Nahrung  sich  mehr  als  ver- 
dreiiadit  hat,  ohne  dafs  der  Verbrauch  der  pflanzlichen  Nahrung  herab- 
gegangen ist.  Der  Letztere  hat  ebenfalls  eine  Vermehrung  erfahren. 
Wird  ja  auf  Nahrung  wie  auf  die  gesamte  physische  Erhaltung  im 
Jahre  1891  fast  das  doppelte  de-  1853  hierfür  ausgegebenen  verwendet. 
Zur  Illustrierung  dieser  „erireulichen'*  Thatsachc  mufs  der  nach  dem 
Mcinertschen  Rezept  konstruierte  Grenzquetbetrag  aufmarschieren, 
welcher  für  die  jetzige  Zeit  und  fUr  Mitteleuropa  (mit  Ausnahme  von 
Grofsbritannien)  bei  84  M.  für  jedes  Quet  einer  Familie  jahrlich  eine 
physiologisch  zulängliche  Ernährung  und  eine  bescheidene  Befriedigung 
der  übrigen  Lebensbedürfnisse  gestatten  soll.  Soweit  wir  diese  Nutz- 
anwendung Meinertscher  Theorien  an  schweizerischen  Verhältnissen  zu 
messen  Gelegenheit  haben,  entspricht  tiiese  nicht  ganz  den  rhat-achen 
und  verbürgt  der  1891  für  belgische  V' erhältnisbc  cnnittelte  dur.>.climtl- 
liche  Quetbctrag  von  101,65  M.  jedenfalls  eine  sehr  bescheidene  Lebens- 
haltung, wenn  auch  eine  betrachtliche  Steigerung  derselben  seit  1833 
nicht  in  Abrede  gestellt  werden  kann.  FOr  unsere  Ansicht  spricht  vor 
allem  die  Beobachtung  von  Engel,  dafs  sich  der  Einflufs  der  Vermögens- 
lage in  den  Ausgaben  für  die  jihysische  Erhaltung  viel  bemerkbarer 
macht,  als  in  den  Ausgaben  zur  Deckung  der  übrigen  Lebensbedürfnisse, 
für  welche  von  der  ( it  >.initrinnahnic  auch  im  Jahre  1891  überall  nur 
ein  kleiner  Rest  verbleibt.  Erlangten  nach  den  Budgets  von  1853  mit 
der  Erhöhung  des  freien  Einkommens  auch  die  ethischen  Bedürfnisse 
einen  höheren  Rang  in  den  Ausgaben,  so  ist  das  bei  den  Sozialklassen 


Digitized  by  Google 


Engel,  Die  Lcben&küsten  belgischer  Arbcitcrlauulicii  trühcr  und  jetzt.  715 

voo  1691  nicht  der  Fall.  Wie  sehr  auch  die  absoluten  Zahlen  der  Quet- 
betrage  von  Klasse  zu  Klasse  wachsen,  das  HundertverhAltnis  derselben 

in  den  einzelnen  Klassen  wird  daduiLli  nur  wenig  verändert:  e-  ist 
viclmclir  eine  auffallende  Gleichheit  oder  Aehnlichkeit  der  Pm/entzahlen 
durch  alle  Klassen  vorhanden.  Die  Ausgabe  für  Nahrung  betragt  auf 
der  niedrigsten  Stufe  66,39  pCt.,  auf  der  zwdthfldisten  65.38  pCt.  sämt- 
licher Ausgaben  und  schwankt  Oberhaupt  um  65  pCt,  die  für  Kleidung 
um  15  pCt.  die  fQr  Wohnung  um  10  pCt,  die  für  Heizung  und  Be- 
leuchtung nm  6  pCt.  und  die  lür  die  physische  Erhaltung  um  95  pCt. 
des  Gesamtbetrages  der  Ausgaben,  der  wieder  um  nichts  anderes,  ja 
sogar  etwas  geringer  ist.  als  der  Gesamtbetrag  der  Kinnahnien. 

Dieses  Ergebnis  steht  aber  im  Widerspruch  mit  allen  bisherigen 
Resultaten  der  Hausfaaltsstatistik  und  lifst  sich  nur  mit  den  bereits  ge- 
machten Aussetzungen  an  der  Brauchbaricelt  des  zugrunde  liegenden 
Zahlenmaterials  crkiftren.  Letzteres  dürfte  auch  daraus  hervoigehen, 
dafs  bei  der  Gliederung  der  Budgets  in  vier  stark  besetzte  Sozialklassen 
die  Einnahmen  ans  Arbeit  sümtlicher  erwerbender  Familienglieder 
bestcnlalls  iinnier  nur  die  Aiisgal)en  für  die  |ili\  -isrhc  F.i  haltiing  deckt. 
Die  Mittel  für  die  anderen  Ausgaben  Ilicfsen  den  Fanulicn  auf  andere 
Weise  und  aus  Qudlen  zu,  worfiber  dk  Budgets  keine  Auskunft  geben. 
Es  steht  deshalb  etwas  schief  mit  den  Schiassen,  die  Engel  aus  dem 
ihm  zu  Gebote  stehenden  Material  zieht.  Jedenfalls  ist  der  Beweis, 
dafs  trotz  vermehrter  Kinnahmen  das  sogenannte  freie  Einkommen  iiiu! 
die  Sparkraft  nur  wenig  gewachsen  seien,  weil  dieselben  ausschliefsiich 
zur  Erluduing  der  Lebenshaltung  ui  phybischcr  I  linsicht  verwendet  und 
jetzt,  mehr  wie  früher,  in  alkoholischen  Getränken  zu  Hause  und  im 
Wirtshaus  verbraucht  werden,  nicht  voll  geleistet. 

Schliefsllch  ist  es  sehr  zu  bedauern,  dafs  dem  Verfasser  nicht  aus 
beiden  Perioden  Haushaltungsbudgets  ans  den  besser  situirten  Klassen 
zur  Verfügung  gestanden  sind.  Eine  Wiglciciiung  der  Steigerung  der 
Lebenshaltung  und  der  einzelnen  Richtungen  dei--elhen  itinerhalh  ein- 
zelner weit  auseinanderstehender  \'ermögensklassen  hätte  wohl  iniei- 
cssantc  Resultate  und  brauchbare  Anhaltspunkte  zur  Beurteilung  der 
Lebenshaltung,  welche  ja  ein  sehr  relativer  Begriff  ist,  geliefert.  Jeden- 
falls fehlt  in  den  in  Aussicht  stehenden  Fortsetzungen  des  begonnenen 
Werkes  auch  dieses  Moment  der  Vcrgicichung  nicht,  wflhrend  das  zu 
benutzende  Material  zum  grofsen  Teil  wenigstens  viel  vertrauenswürdiger 
und  zuverlas>igcr  ist  als  das  belgi>che.  Man  wird  liohalb  den  weiteren 
i  cilen  dieses  Werkes  mit  um  >ü  grOfscrer  Spannung  entgegensehen, 
als  schon  diese  erste  Probe  erfreulichen  Beweis  von  der  Fruchtbarkeit 
und  OriginalitAt  der  angewendeten  Methode  ablegte. 

Stcttfurt  (Schweiz».  E.  HOFMANN. 
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Brüekngr^  EtMiiktmgr  und  Unierrieki  vom  Siandfiumäi  der 
SoMialpomiL  (Berlin,  Siemenroth  u.  Worms.  1895. 159  S.) 

Russtli^  Dü  Volkshochschulen  in  BngUmd  und  Amerika.  (Ex- 
tension of  University  Teaching.)  Deutsch  mit  Anmer- 
kungen von  O.  W.  Beyer.  (Leipzig.  Voigtlander,  1895. 
III  S.i 

Rgytr^  Ed.,  Handbuch  des  J'olksbildungsvotsens,  (Stuttgart,  Cotta 

Nachf.,  1896.    VIII.  u.  274  S.) 

Im  (letilnimel  des  Tagcskampfes  wenig  beachtet,  siiuj  doch  für  df-n 
auf  n:crk-^aiiicii  Bcnbnchter  der  modernsten  Zeit  manFiigfache  Anzeichen 
sichtbar,  die  darauf  hinweisen,  dafs  neben  der  Bewegung,  die  eine 
materielle  Hebung  der  arbeitenden  Klaasen  erstrebt,  und  paraOel  mit 
ihr,  sich  das  Bestreben  zeigt,  auch  die  geistigen  Gflter  des  Wissens 
und  der  Bildung  allgemein  zugänglich  zu  machen.  Die  bdden  Bewe- 
gungen sind  nothwendig  mit  einander  verbunden.  Denn  es  ist  von 
vornherein  klar,  dafs  ohne  eine  wirtschaftliche  Besserung  eine  durch- 
;^ reitende  Umgestaltung  des  Bildungswesens  im  demokratischen  Sinne 
nicht  eiTeichbar  ist,  und  ebenso,  dafs  die  materielle  Besserung  nicht 
das  Schlttlsresultat  der  aufsteigenden  Klassenbewegung  bUdtti  Icann. 
dafs  der  menschliche  Cieist  die  Waffen  im  Kampfe  stahh  und  die 
Früchte  des  Sieges  zur  (Senufereife  bringt  Nur  wer  unhistorisch  die 
Kntwii  kkmg  verkennt,  ob  er  nun  in  konservativer  Orthodoxie  befangen 
ist  oder  soziahstische  Dogmen  mifsversteht,  kann  achst- 1/uikcnd  über 
die  geistigen  Bewegungen  —  Triebkräfte  oder  Symptome  —  hinweg- 
gehen- Dafs  die  Volksschule,  so  gut  oder  so  schlecht  sie  sein  mag. 
eine  unantastbare  Errungenschaft  modernen  Fortschrittes  ist,  hat,  im 
letzten  Decennium  die  mflchtige  Bewegung  gegen  die  Liecht«istein*sche 
Schulnovelle  nicht  mind«»*  als  die  gegen  den  Zedlitz'schen  Entwurf  zur 
Cicnüge  erwiesen.  Wenn  aber  auch  der  klerikale  Ansturm  (wenigstens 
gegen  die  Gesetzgebung»  mit  vereinten  Kräften  abgeschlagen  ist.  ist 
man  doch  sicherlich  nicht  berechtigt  anzunehmen,  dafs  die  Liberalen 
mit  der  obligaten  Volksschule  das  letzte  Wort  in  der  Schulentwicklung 
gesprochen  haben,  und  es  ist  nun  eine  Aufgabe  aller  sozialen  Parteien, 
das  Gebäude  der  Volksbildung  auszubauen,  das  den  grOfteren  Bedürf- 
nissen einer  vorgeschrittenen  Zeit  nicht  mehr  genflgt.  Man  mufs  aber 
nicht  nur  über  das  Ziel  klar  sein,  sondern  auch  die  Mittel  und  Wege 
studieren,  die  bei  den  heutigen  wirthschaftlichcn  Verhältnissen  imstande 
sind,  die  Volksbildung  zu  heben,  die  Einrichtungen,  die  anpassungsfähig 
genug  sind,  um  trotz  der  äufseren  Sdiwierigkeiten  etwas  zu  leisten,  die 
eigene  Wirksamkeit  zu  erweitem  und  eine  immer  weiter  gdiende 
Reform  vorzubereiten. 

Brückner  versucht  es  „das  Gebiet  der  Erziehung  und  Heranbildung 
der  lugond  einer  sozialpolitischen  Betrachtung  zu  unterwerfen';  er  will 
sich  jedoch  .auf  Hervorhebung  der  hauptsAchlichsten  Gesichtspunkte 
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beschränken,  ohne  irgcmiun  wirklich  erschöpfend  zu  ■-tin'*.  Kr  rcilit 
die  Pflichten  an  einander,  die  nach  unserer  .AutVassung  der  Staat  und 
die  Gesellschaft  gegen  den  werdenden  Bürger  hat  und  verfolgt  den 
Lebenslauf  des  Heranwadisenden  ab  ovo.  Die  Hauptetappen  bilden: 
die  Fflrsofge  fQr  schwangere  Frauen  und  Wöchnerinnen;  die  Krippen 
und  der  Kindergarten;  die  Volksschule:  die  Lehre  und  die  Portbildungs- 
schule. Dazu  kommen  als  spezielle  und  lK»onder?  <:ih\vienf:e  FaUc 
die  Fürsorge  lur  die  \•aterIo^en  Kinder  und  <lic  Z\vanii>er/iehun'^ 
wird  nicht  zu  viel  und  nur  durchaus  Eireichbares  gefordert.  Ucr  St.i.ii 
hat  in  den  meisten  civilisierten  Gegenden  die  allgemeine  Schulpflicht 
bis  zum  14  Lebensjahre  im  eigenen  wohlverstandenen  Interesse  decretirt. 
Er  hat  aber  weder  durchaus  die  materiellen  Bedingungen  fQr  die  Er- 
ziehung geschaffen,  nocli  auch  die  Volksschule  so  ausgestaltet,  dafs  in 
den  6 — 8  Jahren  so  viel  lieleistel  wurde,  wie  geleistet  weiden  k»>Mnle. 
Allcrding>  i^^t  die  Arbeit  jugendlicher  Arbeiter  ge>>et/Iieli  emge-clu  .uikt : 
aber  das  genügt  nicht.  Wenn  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  derart 
sind,  dals  Mann  und  FVau  in  die  Arbeit  gehen  müssen  und  sich  unter- 
tags nicht  um  ihre  Kinder  kOmmern  können»  so  müssen  die  Kinder  in 
Kinder^rten  Aufnahme  finden,  so  müssen  die  Schulkinder  untertags 
beköstigt  werden,  so  müssen,  wenn  die  Kitern  <  nttcrnt  von  der  Schule 
wohnen,  Convicte  gescIiatVen  werden,  die  tiie  Kuider  \ollst.lndig  auf- 
nehmen können.  l)er  Staat  Ii.it  du-  X'erptliehtung  dies  /.u  thun.  wenn 
er  spater  auf  die  Dienste  der  lierangewachseneii  rechnen  will,  er  nuils 
es  thun,  wenn  er  will,  dafs  dm  Schule  durchaus  nur  aln  Wohtthat. 
nicht  auch  als  Plage  empfunden  werde.  Der  Volksschulunterricht  würde 
schon  durch  solche  Mafsregeln  ein  wirksamerer  werden,  er  müfste  aber 
auch  innerlich  reorganisiert  werden.  Vielfach,  namentlich  auf  dem 
Lande,  wo  ein-  und  /weiklassige  Schulen  vorlien^i  heu.  wo  der  l'larrer 
vorheiTscht  und  der  Lelirer  kümmerlich  >ein  I)a>ein  fri>tet  und  >u  \\  zu 
Küsterdiensten  hergeben  nuif>,  ist  der  Volksschuluntcnicht  nur  eme 
Fiktion ;  wenn  die  absolvierten  Volksschfllerzum  MilitAr  einrücken,  haben  sie 
häufig  die  Kunst  des  Lesens  und  Schreibens  wieder  vergessen:  und 
sogar  wenn  .dies  nicht  der  Fall  ist,  mufs  man  sich  wohl  fragen,  ob  bei 
einer  besseren  Organisation  6— 8  Jahre  dazu  erforderlich  w.lren.  um  den 
beschränkten  Lehrstolf  in  die  juiigi  n  Kupfe  hineinznl)ring(  n,  Wenn 
lirückncr  eine  Ausdehnung  der  obligaten  Schulpllicht  bi-  /um  16.  j.ilue 
verlangt,  so  ist  diese  Forderung  sowohl  vom  engeren  so/ialpoliti-chei» 
Gesichtspunkte  der  Einschrftnkung.dcr  jugendlichen  Arbeit  als  auch  von 
dem  pädagogischen  Gesichtspunkte  gerechtfertigt,  dafs  in  dem  14.  bis 
16.  Jahre  eine  ganze  Menge  von  Wisscns^totV  verarbeitet  werden  kann, 
der  jüngeren  Kindern  naturgemär«^  vollständig  unzug.'lnglirh  ist.  «iafs 
überhaupt  erst  ai  du -.«  ni  Lehen-.alter  daran  gedarbt  werden  k.tnn. 
Grundlagen  einer  ^jeistigen  iiildung  /u  legen,  wahr«  nd.  wa-.  in  Irübermi 
Alter  erlernt  wird,  im  Wesentlichen  nur  die  tethniscben  llilfsnutiel 
sind,  die  unter  günstigen  Verhältnissen  2U  wirklicher  Bildung  führen 
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kunncn.  Freilich  mufs  man  aus  denselben  Gründen  weitergehen,  und 
die  Forderung  mQfste.  wenn  matf  schon  foröcru  bmten:  obUgnte  Schul- 
pflicht aller  Heranwachsenden,  d.  h.  bis  zum  vollendeten  18.  Lebens- 
jahre oder  bis  zum  militflrpilicbCigen  Alter.  Die  Konsequenzen  der  von 
BrQckner  vertreienen  Anschauung  scheinen  mir  weiter  zu  fahren,  als 
aus  seinen  eigenen  Schlössen  ersichtlich  ist.  Der  erste  Schritt  aut 
diei.cni  Wege  müfste  sein,  dafs  die  örthchcn  Volksschulen  auf  dem 
Lande,  wie  sie  heute  etwa  in  Deutschland  und  Osterreich  bestehen, 
nur  Kinder  vom  6.  bis  zum  10.  Jahre  aufannehmen  hatten,  dals  dagegen 
eine  grOisere  Anzahl  von  Landgemeüiden  zu  Schuttcreisen  znsanmen- 
gelegt  worden,  wddie  die  Verpflichtung  hatten  eine  höhere  Volkaachnle 
Httr  <tte  Kinder  vom  10  bis  zum  14.  Jahre  zu  erhalten,  welche  zum 
mindesten  die  Lehrzicle  der  besseren  städtischen  V(ilks-( ..Börger"-» 
.Schulen  oder  der  besten  schweizerischen  Schulen  zu  erreichen  hätte 
und  mit  einem  gruisen  Convicte  verbunden  sein  müfste.  Sie  müfste 
den  Obergang  zu  einer  höheren  Sdiule  ermöglichen  (Oberreidschule 
od.  dgl.).  die  zum  mindesten  die  FBhigIceit  zum  Freiwilligendienste  ver- 
leihen würde.  Der  von  Brflckner  mit  Recht  betonte  Handfertigkeits- 
unterricht mflfste  so  organisiert  sein,  dafs  der  ISjflhrige  höchstens  einer 
kurzen  Lehrzeit  (wenn  Oberhaupt)  bedürfte,  um  dann  in  die  Erwerbs- 
thatigkeit  finzutreten.  Obligatorische  Fortbildungsschulen  und  Cicwerbc- 
sclmlen  bedeuten  hchun  einen  Fortschritt.  Allerdings  führt  Brückner  mit 
Recht  aus.  dafs  die  allg^einen  Fortbildungsschulen,  wie  sie  heute 
bestehen,  nur  den  Zwedc  haben,  die  in  der  Volksschule  erworbenen 
Kenntnisse  zu  befestigen,  weil  eben  die  Volksschule  ihrer  Aufgabe  nur 
unvollkommen  g<  i  t  cht  wird.  Aber  eine  Hebung  der  Volksschule  niflfsle 
natürlicli  auch  die  Fortbildungsschulen  zu  besserer  Entwicklung  bringen, 
soweit  dies  in  der  knappen  Unterrichtszeit,  die  ihnen  eingeräumt  ist. 
Oberhaupt  mOgiicl)  ist.  Brückner  verlangt  nun  als  Abschlagszahlung»' 
vom  Staate  die  allgemeine  DurchüDbrung  des  Fortbfldungsscfanizwanges 
und  die  Entfernung  der  Schulstunden  von  den  Sonntagen  und  v<mi  den 
Abendstunden.  Es  mag  fraglich  erscheinen,  ob  man  bei  den  Regierun- 
gen auch  nur  diese  bescheidene  Forderung  in  der  allernächsten  Zeit 
durchsetzen  wird,  und  um  [so  verwegener,  wenn  man  noch  weiter 
gehende  Wünsclie  hegt.  Doch  gewinnt  man  etwas  mehr  Zuversicht, 
Wenn  man  die  Entwicklung  in  den  englischen  Staaten  beobachtet. 

Abgesehen  von  der  in  den  letzten  Jahren  erreiditen  Ausges^taltung 
der  Technical  education  in  England  verdient  die  University-Extension- 
Bewegung  besondere  Beachtung,  die  Russell  schildert  und  deren  Bedeu- 
tung durch  die  deutsche  Ucbersetzung  gerade  zur  rechten  Zeit  auch 
dem  deutschen  Publikum  klargemacht  wird.  Der  Zweck  der  Populari- 
sirungsarbeit  ist  derzeit,  um  mit  den  Worten  der  Direktoren  der  Ame- 
rikanischen Ge^elUchaft  für  U.-£.  zu  spredien:  .^Bildung  unter  Leuten 
zu  verbreiten,  die  zu  alt  sind,  um  sich  noch  auf  die  Schulbank  zu  setzen 
und  nicht  imstande,  ihre  ganze  Zeit  auf  das  Studieren  zu  ver- 
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wenden:  sie  will  sie  daran  gewöhnen,  mit  Nutzen  zu  lesen,  korrekt 
zu  denken  und  das  Leben  richtig  aufzufassen:  sie  will  das  geistige 
Leben  erwecken  und  anspornen,  und  das  alles  zu  dein  Zwecke,  soziale 
Kortscliritte  einzuführen  luid  die  Verhältnisse  der  Gesellschaft  nach  den 
verschiedensten  Richtungen  hin  für  ihre  Mitglieder  gehaltvoller  und 
erfreuUcber  zu  gestalten.*  (Russell.  S.  S&)  Allerdings  ist  dieses 
weite,  aber  doch  begrenzte  Sei  theoretisch  schon  teflwetse  aber- 
wunden worden,  da  es  schon  Universititen  giebt,  welche  absolvierte 
H<irtr  der  Extension  -  Kurse  als  gleichberechtigte  Studenten  auf- 
nehmen. Doch  hat  diese  Seite  der  Entwicklung  natürlich  praktisch 
nur  geringen  Erfolg,  da  die  wenigsten  Hörer  der  Extension -Kurse 
\\ II tsctiaftlich  die  Möglichkeit  haben,  sich  dem  Universitätsstudium 
zu  widmen.  Vurläuhg  wenigstens  wirkt  die  üniversity-Extension  im  Sinne 
der  allgemeinen  Erweiteräng  des  Gesichtskreises  und  ztigleich  der 
theoretischen  VertieAmg  und  Eweiterung  deijcnigett  Kenntnisse,  welche 
der  Fachmann  in  seiner  praktischen  Bemfethttifl^eit  bedarf.  In  wie 
grofsartigem  Mafsstabe  sie  wirkt,  das  beweisen  die  Zahlen.  Zuerst  im 
Jahre  1871  legte  Prof  J.  Stuart  der  Universität  Cambridge  einen  Plan 
vor.  nacl)  wi-lohcni  die  Universität  selbst  sich  an  die  Spitze  der  Volks- 
biidung><bewegung  stellen,  sie  organisieren  und  leiten  sollte.  Jetzt,  nach 
24  Jahren,  zählen  die  Extension-Kurse  der  verschiedensten  Universitäten 
iüesseits  und  jenseits  des  Oceans  jährlich  mindestenslOOtOOOHörer.  InEng> 
land  allein  werden  jahrlu^h  ca.  TOOKurse  abgehalten  und  dafar60Q,O0OM.  auf- 
gewendet; die  Kurse  werden  in  England  an  etwa 400 LehrsteUenabgehalten. 
Es  giebt  kein  Wissensgebiet,  das  nicht  durch  einige  Kurse  vertreten  wäre, 
l  ud  während  die  Arbeit  der  Universitäten  sich  in  so  verblüfl'ender  Weise 
ausbreitete,  wurde  zugleich  eine  sehr  intensive  Arbeit  in  den  Kursen 
geleistet:  es  wird  nicht  l)lo^  vtiri^ctragen.  smidcrn  auch  unterrichtet,  die 
Hörer  machen  schriftliche  Arbeiten  und  legen  Schlufsprüfungen  ab.  In 
die  Kurse  wird  grofsenteils  System  gebracht,  indem  mehrere  zu  einem 
zusammenhangenden  Kursringe  zusammengel^  werden.  Trotz  dieser 
Erfolge  kommt  der  Amerikaner  Russell  zu  dem  Schlüsse:  „l^e  Förderer 
dieser  neuen  Bewegung  auf  dem  Gebiete  der  Erziehung  haben  keine 
einfache  Aibeit  auf  sich  genommen.  Im  letzten  Grunde  i'-t  ihr  Ziel  ja 
doch  kein  anderes,  als  vernünftige  Erziehungsmethoden  mit  den  demo- 
krati>chen  Neigungen  der  Zeit  in  Einklang  zu  bringen*).  Die  Möglich- 
keiten, die  vor  ihnen  liegen,  mögen  wohl  zu  heldenhafter  Anstrcn» 
gung  begeistern  und  einen  Eifer  erzeugen,  der  mit  religiöser  Inbrunst 
etwas  Verwandtes  hat.  Aber  zwei  Jahrzehnte  des  Fortschritts  bilden 

h  Es  berOhrt  elgentOmlich,  dals  der  deutsche  Uebeisetser  des  Ummsitjr- 

Extension-Buches  notwendig  findet,  seinen  Lescm  au hc i n an derz» setzen  (S.  100 

Anm.  4  i,  dafs  das  Wort  „De in  oo  ra cy"  in  diesem  Buche  diir»  ht;;ineig  „nicht 
mit  licm  öblen  Nebcnsinne,  den  es  im  Deutschen  hat,  vielmehr  mit 
Stolz  gebraucht"  wird.    Welch"  feines  —  Sprachgefühl: 
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erst  den  Anfang.  Die  Hindernisse,  die  bisher  zu  flberwlnden  waren, 
sind  nur  ein  Vorspiel  von  denen,  die  noch  zu  Oberwinden  sind.* 

Wenn  man  das  von  K.ngland  und  Amerika  -agt,  wo  das  sozialt 
lMlichtbe\viil'st>^tin  sich  in  einer  staunenswerten  Weise  auch  in  den 
Kla>.sen  tindet.  die  bei  uns  vicitach  nur  als  Hindernisse  der  demokra- 
tischen Entwicklung  angesehen  werden«  was  muis  man  dann  von  der 
Arbeit  sagen,  die  noch  in  deutschen  Landern  zu  leisten  ist?  Und  esi 
liegt  allerdings  eine  Art  religiöser  Inbrunst  in  dem  schlichten  Selbst« 
bekeimtnisse.  das  Prof.  Kd.  Reyer  in  dem  Vorworte  seines  Buches  ab- 
Jeijt:  „Ich  hnbc  gelernt,  wie  diese  kriiftijjen  Ansätze  einer  Neugestaltung: 
zu  einem  lje>seren  und  luiherwertigen  Ciesanitdascin  tuhren  mii^stn. 
und  dies  Erkennen  hat  sich  allgemach  verbunden  mit  emem  leben>- 
fireudigen  Zukünfisglauben.  —  Durch  die  Kritik  hindurch  habe  ich  mir 
einen  sozialen  Glauben  erobert,  welcher  die  Kritik  nidit  scheut,  weil 
er  aus  derselben  siegreich  hervorgegangen  ist  Wer  aber  diesen  Glau- 
ben hat,  der  mufs  auch  dem  Glauben  gemflfs  wirken,  und  so  trat  ich 
«"in  in  die  Reihen  der  i\rb(  iter  und  habe  mir  ein  Feld  gewählt,  für 
Welches  ich  <lurch  meinen  I'.ildung^gang  geeignet  bin."  Reyer  i-t  der 
t)rganisatür,  man  könnte  beinahe  sagen:  der  Schöptcr  der  Volksbibliu- 
theken  in  Oesterreich  geworden;  denn  was  vor  seiner  Zeit  in  öster- 
reichischen Städten  bestand,  war  kaum  wert  genannt  zu  werden, 
wfthrend  jetzt  die  Leistungen  des  Wiener  Volksbildungsvereins  auf 
diesem  Gebiet,  systematisch  geleitet  und  organisiert  durch  Reyer.  den 
Vergleich  wenigstens  mit  keiner  deutschen  Bibliothek  zu  scheuen  haben 
und  die  \im  Reyer  neugeschaffene  Volk-bibliothek  in  Ciraz  nach  (Orga- 
nisation und  BenutzungszitVer  binnen  kurzem  ^ogar  nut  englischen 
Bibliotheken  wetteifern  wird.  In  seinem  «Handbuche  des  Volksbtl- 
dungswesens*  giebt  der  erfahrene  Praktiker  nun  eine  Art  Anleitung 
zu  praktischer  RcthAtigung  auf  dem  Gebiete  des  VolksbildungsweseuÄ 
und  reizt  zugleich  durch  beständige  Gegenüberstellung  der  entwickelten 
Verh;dtiii'-sc  der  VDrgcschrittencn  englischen  Liuider  und  des  Tiefstandes 
in  den  d»  ut-clu  n  LiUulern  zu  solcher  Bethatigung  auf.  Er  behandelt 
in  vier  Abteilungen  „Volkstümliche  Bildungsanstalten":  ^Volkshoch- 
schulen*: „Organisation  der  Volksbibliotheken";  .^Entwii^lung  derVolks- 
btbliotheken*.  Die  Osterreichischen  Verhmtnisse  sind  naturgemaiV 
(aufser  den  englischen  und  amerikanischen)  besonders  eingehend  berfidc- 
sichtigt,  aber  Reyer  iiat  mit  Unterstützung  anderer  Fachmänner  auch 
reich«  s  N'ergleichsnmterial  liber  Deutschland  verarbeitet.  Da  mag  es 
tm  I  rich>tU  nt-che  Le-er  von  Interesse  sein  zu  erfahren,  dafs  trotz 
uiaaciier  Ungunst  der  Verhältnisse  Oesterreich  das  Deutsche  Reich  nicht 
nur  auf  dem  Gebiet  des  Volksbibliothekwesens  aberflügelt,  sondern 
auch  den  Anfang  mit  der  Einfllhrung  der  University-Eztension  gemacht 
hat.  Die  Universität  Wien  hat  im  Herbste  1895  24  volkstümliche 
Kurse  eröffnet,  die  vor  Weihnachten  von  2500  eingeschriebenen  Hörern 
besucht  werden,  ein  Erfolg,  dessen  sich  auch  keine  englische  Universität 
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zu  schftmen  brauclitc.  Auch  auf  diesem  Gebiete  hat  der  Wiener  Volks- 
bildungsverein durch  ein  Decennium  mit  seinen  Sonntagsvortrflgen  vor- 
gearbeitet. Er  hat  auch  zuerst  eine  BetciUgung  der  Universität  und 
eine  energische  Untcrstützimn  au>  Landesmittehi  angeregt,  aber  damals 
noch  vergcbhch.  Erst  als  der  Volksbildungsvereiu  durch  selbständige 
Veranstaltung  von  Kursen  zugleich  den  Beweis  erbracht  hatte,  dafs 
solche  Veranstaltungen  beim  lernenden  Publikum  einen  sehr  fruchtbaren 
Boden  fanden,  da(s  aber  andererseits  die  finanziellen  Lasten  von  einem 
Privatvereine  nicht  getragen  werden  konnten,  hatte  eine  zweite  An- 
regung, die  sich  direkt  an  die  Universität  wendete.  Erfolg.  Die  Univer- 
sität erlangte  vom  Unterrichtsministerium  eine  jährliehi  Unterstützung 
von  11.  6000  für  die  zvi  veranstaltenden  volkstiimliclieii  l\iu">e  und  ar- 
beitete ein  Statut  aus.  durch  welches  die  neue  I  hätigkeit  organisiert 
wurde.  Die  Leitung  liegt  in  den  Händen  eines  teilweise  von  den 
Facultaten,  tdhveise  von  dem  akademischen  Senate  gewählten  Comitös. 
Vortragende  sind  zum  gröfsten  Teile  Privatdocenten  und  Assistenten» 
die  für  ihre  Leistungen  mit  einem  Einheitshonorare  entlohnt  werden» 
das  freilich  nicht  so  hoch  sein  kann,  wie  die  engUschen  Honorare. 
Kurse  können  nicht  nur  in  den  verschiedenen  Bezirken  von  Wien, 
sondern  in  canz  Nietlerösterreidi  und  ausnahms\vei<e  aiu  h  in  anderen 
Kronländcrn  abgehalten  werden;  tur  den  l>egum  hat  mau  sich  allerdings 
auf  die  Stadt  Wien  beschrankt  Wichtig  ist  die  statutenmflfsige  Aus- 
schltefswig  aller  an  aktuelle  Fragen  grenzenden  Wissensgebiete  von  der 
Besprechung  —  eine  unter  den  heutigen  Verhältnissen  sehr  nfltzliche 
Bestimmung,'^)  die  aber  zugleich  den  Unterschied  zwischen  unseren 

')  Der  Verfasser  des  Artikels  ,, Volkstümliche  I'niversitütskiirsc  in  Wien" 
(,, Soziale  I'ra.\is*'  V.  Jahrsr.  No.  7)  tadelt  das  riogramm,  weil  es  die  Volks- 
wirtschaftslehre nicht  genügend  berücksichtigt.  Es  ist  diese  l'hatsache  aber  nur 
die  rigorose  Durchfllhniiig  der  ststutenmilsigen  Bestuunung.  Nur  wenige  Gebiete 
der  VdkswirtBchafialehre  —  etwa  Statistik  und  Wirtscliaftsgesehichte  —  kOnnteo 
so  vorgetragen  werden,  dals  der  Parteien  Hafii  und  Gunst  vermieden  wird. 
Könnten  Konservative,  Liberale,  Marxisten  in  Parallclkursen  zu  Worte  kommen, 
so  könnte  man  den  Standpunkt  des  Verfassers  des  Artikels  gelten  lassen.  Da 
dies  bei  unseren  V'erhältnisscn  ausgrsciilossen  ist,  so  würde  das  auf  die  Allpe- 
meinhcit  berechnete  Unternehmen  di  r  L'ni\ersität  sofort  einen  parteipolitisoh«  n 
Steinpcl  erhalten,  wenn  I^ropaganda  nur  für  das»  eine  oder  nur  für  das  andere 
Dogma  gemacht  wQrde,  Dies  wflrde  aber  das  gemeinnfltiige  Unternehmen  sofort 
jeder  Aussicht  auf  Erfolg  berauben.  Wollte  man  die  Arbeiter,  wie  man  gele- 
gentlich auch  von  wohlmeinender  Seite  hOren  kann,  „Ober  die  Verderblichkeit 
der  marxistischen  Lehre  aufklären**  oder  zu  Wohlfahrtseinrichtiing«  n  bekehren^ 
SO  würde  das  Publikum  bald  ansblcibcn.  Wenn  aber  irgend  eine  ökonomische 
Anschauung'  gesunde  Grundlagen  hat,  wird  sie  in  demselben  .Malse  an  B'xli  n 
gewinnen,  wie  die  allgemeine  Bilduiii;  und  die  Kenntnis  der  gesicherten  Errun- 
genschaften der  Forschung  sich  verbreitet. 
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und  den  engliM  hen  Verhältnissen  deutlich  werden  läfst.  Dieser  Unter- 
schied drückt  sich  auch  in  anderen  Punkten  der  Organisation  aus:  wir 
haben  zwar  von  den  englischen  Erfahrungen  gelernt  und  versuchen  es 
gleich  im  Anfange,  melnrere  Kurae  systanattsch  an  einander  zu  g^edcrn. 
aber  von  ProAinfen  hat  man  wenigstens  vnriflnfig  noch  absehen  mOasen. 
Die  Staatsunterstfltaung,  die  gleich  im  Beginn  zugestanden  wurde,  er- 
möglicht es.  das  ganze  System  auf  demokratischere  Grundlage  zu 
stellen,  die  Kosten  der  Kurse  brauchen  nicht  durch  die  Eintrittsgelder 
gedeckt  zu  werden,  deren  Höhe  sonst  vielfach  die  Teilnahme  gerade  jener 
Volkskreise  verhindert,  für  welche  eigentlich  die  Kurse  eingerichtet 
werden;  das  Eintrittsgeld  für  einen  ganzen  sechsabendidien  Knrs 
(z.  B.  11.  November  bis  16  Dezember  einmal  wOchentUch)  betngc  nur 
I  Krone,  so  dafs  zu  hoffen  ist,  dafs  die  Arbeitericreise,  die  der  neuen 
Einrichtung  sehr  freundlich  entgegengekommen  sind,  einen  starken 
Prozentsatz  der  Kursbesuchcr  stellen  werden  (bisher  nach  einer  Schät- 
zung  20  pCt..  wozu  noch  ein  starker  Prozentsatz  von  Handelsgehilfen 
kommt).  Indes  ist  nicht  zu  verkennen,  dafo  immer  noch  einerseits  der 
lange  Arbeitstag  und  die  Unstetigkeit  der  Bcschlft^^ng  hemmend  ein« 
wtrieen.  andererseits  die  sehr  mangelhafte  Votkssdmlbüdnng,  so  dafe 
im  grofiwn  Ganzen  nur  auf  die  relativ  besser  gestellten  Arbeiter,  die 
eine  bessere  Volksschule  besut  ht  haben  oder  in  den  Arbeiterbildungs- 
vereincn  sich  elementare  Kenntnisse  erv^orbcn  haben,  gerechnet  werden 
kann.  Denkbar  wdre  es  allerdings,  wenn  die  Kurse  sicli  bewähren  und 
gut  geleitet  werden,  dafs  wenigstens  bei  diesen  Arbeitern,  und  nament- 
lich bei  d«i  jugendlichen,  ein  mehijahriger  systematischer  Kursbesuch 
zur  Regel  wQrde.  Eine  solche  Thatsache  würde  unzweifelhaft  aber 
kurz  oder  Inng  die  offizielle  Anerkennung  des  Staates  und  der  Gesell- 
srlinft  d.uinn  h  erlangen,  dafs  die  Arbeitszeit,  wenigstens  soweit  es 
unbedingt  notwendig  erschiene,  eingeschränkt  würde.  Es  könnte  sich 
ein  allgemein  zugängliches  höheres  Schulwesen  entwickeln,  das  den 
Vorteil  hatte,  bildsam  zu  sein  und  sidi  ^n  spezi^en  Büdungsbedfirt- 
nissen  anzupassen,  und  das  hinOberieiten  kannte  zn  dem  Ideale,  das 
wir  oben  skizziert  haben. 

Wir  sind  freilich  noch  weit  von  dic>cni  hohen  Ziele  entfernt  Allein 
die  Erfolge  der  englischen  ITnivcrsitäten,  die  Wirksamkeit  von  Mflnncm. 
wie  Reyer,  auf  dem  Kfjntinente.  der  vielversprechende  Anfang  der 
Üniversity-Extension  in  Wien  mit  Hille  des  Staates  —  in  Verbindung 
mit  Russells  Beobachtung,  dafs  ^die  Einrichtung  populärer  Kurse  ai»> 
steckend  ist*,  giebt  dodi  einige  Hoffnung,  dafs  die  Erkenntnis  eine 
allgemeinere  wird,  die  in  dem  Motto  der  Londoner  Gesdlschaft  fikr 
Üniversity-Extension  mit  den  Worten  ausgedrückt  ist:  „Der  Mensch 
braucht  Wissen,  nicht  als  Mittel  zum  Lebensunterhalte,  sondern  als 
eine  Lebensbedingung",  die  Hoffnung,  dafs  die  arbeitenden  Klassen  sich 
auch  diese  Lebensbeditigung  erkämpfen,  dafs  die  Gesellschaft  diese 
Lebensbedingung  zugestehen  wird. 

Wien.  L.  M.  HARTMANN. 
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Press. 

In  der  neuen  Welt  finden  neue  Erfindungen  und  neue  Ideen  eine 
willigere  Aufnahme :  für  die  Wissenschaften  bedeutet  das  freilich  nicht 
immer  eine  tiefe  ErgrQndung  der  Dinge,  oft  nur  eine  gewandte  und 
leichte  Aneignung  veriidssungvoUer  Namen  und  blendender  ProgFanune. 
hnmerhin  darf  e»  mit  lebendige  Anftnerksamkeit  begrOist  werden,  dals 
die  neue  Universität  in  Chicago  der  Soziologie  ihren  Platz  zu  sichern 
sich  anschickt  und  schon  eine  neue  Zeitschrift  für  dieses  Studium  ins 
Leben  gerufen  hat,  die  sich  dem  in  Paris  begründeten,  bald  in  drei 
Jahrgängen  vorliegenden  „Internationalen  Journal  für  Soziologie* 
an  die  Seite  stellt.  Der  Inhalt  der  beiden  amerikanischen  Hefte,  die 
bisher  erschienen  sind,  besteht  zum  Teile  aus  Artikeln,  die  in  jeder 
allgemeinen  Revue  stehen  konnten  und  nur  ein  amerikaniachcs  Inter- 
esse  in  Anspruch  nehmen.  Zum  greiseren  Teile  aber  betreffen  sie 
methodologische  Fragen  —  das  Wesen  und  die  Aufgabe  der  Soziologie. 
Solche  Erörterungen  pflegen  einen  weiten  Ausblick  zu  eröffnen,  und 
was  wirklich  geleistet  wird,  kann  nicht  immer  zu  so  weitem  Ausblick 
in  das  richtige  Verhältnis  gesetzt  werden.  Den  Zweifel,  ob  eine  Zeit- 
schrift ein  System  ersetzen  könne,  und  wenn  nicht,  ob  die  strenge  Ab- 
grenzung ihred  Gebietes  notwendig  oder  auch  nur  nQtzUch  sei,  können 
wir  nicht  zurQckhalten. 

Indessen  sind  wir  durchaus  mit  der  allgemeinen  Bestimmung  des 
Zieles  einverstanden,  wenn  es  im  einleitettden  Aufsätze  dahin  abge- 
steckt wird,  dafs  die  Organisierung  des  mannigfachen  Wissens,  das 
die  sozialen  Verhaltnisse  der  Menschen  betrifft,  in  die  Soziologie  als 
seine  Einheit,  erstrebt  werde.  In  diesem  Streben  begegnen  sich  die 
Ideen  von  diesseit  und  jenseit  des  Ozeans,  wie  denn  ich  selber  in 
einem  Berichte  Ober  den  Pariser  ersten  Kongrefs  der  Soziologen  vor 
Jahresfrist  schrieb: 

wje  mehr  diese  Masse  (des  Materiales)  den  Gedanken  zu  erdracken 
droht,  umsomehr  bedarf  es  der  beherrschenden,  durchgreifenden,  ord» 
ncnden  Idee.  Die  Einfügung  jener  Spezialforschungen  in  ein  System 
der  Wissenschaft  ist  notwendig,  in  das  System,  das  man  schon  darum 
Grund  jjenug  hat.  Soziologie  zu  nennen,  weil  dieser  Nanie  ein  inter- 
nationaler Name  ist,  und  jeder  Wissenschaft  Sache  ist  mternational. 
vorzflglich  aber  dieser,  die  so  siditlich  an  BedeutBng  gewinnt,  je  mehr 
das  soziale  Leben,  —  die  soziale  Frage  —  wenigstens  die  westeuropfti- 
schen  Lander  In  ihren  lebhaftesten  Elementen  zusammenknOpft*  (.J>le 
Zeit"  27.  Oktober  1894).  Im  gleichen  Sinne  verstehen  wir  es.  wenn 
si<  h  der  genannte  einleitende  iXufsatz  betitelt:  „Die  Aera  der  Soziologie" 
und  mit  den  Winten  hcginiit;  ...Soziologie  hat  einen  vordersten  I'lat/ 
im  Denken  moderner  Menschen.  Möge  man  die  Tatsache  billigen  oder 
beklagen,  wir  können  uns  ihr  nicht  entziehen." 
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Der  Nniiic  So/iolf^tric  i>t  von  Comte  ciiuiulen.  von  Herbert  Spencer 
adaptiert  worden.  Nun  ist  rncrkwflrdig.  dafs  trotz  des  grofsen  Ein^ 
tlussc^.  den  Spencer  in  Amerika  übt,  das  soziologische  Studium  dort 
mehr  unter  dem  Zeichen  Comtes.  in  Europa  eher  unter  dem  Zeichen  Spen- 
cers zu  stehen  scheint  Neben  diesen  Systematikem,  deren  grofee  Ent- 
wflrfe  hart  an  der  Grenze  bisher  vorherrsdiender  liberaler  Denkangs- 
art  stehen  —  die  Comte  zu  überschreiten  wähnte.  wAhrend  er  eine  be- 
deutende Spanne  hinter  seinen  Meister  Saint  Simon  zurflckgUtt  —  be- 
merken wir  hoben  imd  drüben  die  ersten  Strahlen  der  neuen  und  tie- 
feren Ansicht  historischen  und  aktucllt  ii  Zusammenlebens,  die  von  den 
soziahstisclitn  Denkern  ihren  Ausgang  ninnnt.  Wenn  diese  noch  in 
überwiegender  Weise  als  Parteisache  vertreten  wird,  so  haben  wir 
doch  keinen  Grund,  die  Wissenschaft,  die  in  den  Dienst  dieser  Partei- 
sache sich  stellt,  fOr  minder  unabhängig  zu -halten,  als  die  von  den  re^ 
gierenden  Mächten  in  Staat  und  Gesellschaft  mit  mehr  oder  weniger 
Bewusstheit  geleitete  —  im  Gegenteil.  Das  freie  soziale  Denken  wird 
so  allgemein  als  geffihrlich.  wenn  nicht  geradezu  als  verderblich  em- 
pfunden, dais  da-  starke  und  reine  Interesse,  mit  dem  die  emporkom- 
mende bürgcrhche  Ciesellschaft  die  durch  und  durch  revolutionären 
Naturwissenschaften  gefördert  hat,  den  Sozialwissenschaften  gegenfiber 
in  Korruption  oder  Verfolgung  sidi  umzuwandeln  auf  dem  ^besten", 
d*  h.  dem  schlimmsten  Wege  ist 

Wie  stark  diese  Gefahr  auch  in  den  Vereinigten  Staaten  empfunden 
w  ird,  wo  die  herrschende  Gesellschaft  unmittelbar  am  höheren  Unter- 
richtswesen beteiligt  ist.  durch  monumentale  Stiftungen  es  befördert  und 

—  protegiert,  davon  bringt  un-<  das  zweite  v«.»rliegcnde  Heft  ein  merk- 
würdiges Zeugnis.  Der  Herausgeber  teilt  als  „charakteristische  Probe 
zahlreicher  Zuschriften",  die  er  wahrend  des  Monats  Juli  empfangen 
habe,  einen  Brief  aus  Boston  mit  —  der  Absender  wird  nicht  genannt—, 
worin  es  heifst:  Jch  hege  die  grOfste  Achtung  vor  den  Mit^iedero  dtf 
Fakultät,  die  an  der  Spitze  Ihrer  Unternehmung  stehen,  und  vor  den 
Gelehrten,  die  als  Mitarbeiter  genannt  werden.  Aber  ich  empfinde  es 
als  meine  IMlicht.  auszusprechen,  tlal'-«  ich  auf  die  Dauer  mcht>  Gutes 
erwarten  kann  von  einem  Werke,  das  viui  einer  Hochschule  aus  ge- 
leitet wird,  die  der  Erz-Käuber  von  Amerika  gegründet  hat,  und  die 
schon  durch  die  Behandtutig  des  Professors  Bcmis*)  sich  entschbssen 
gezeigt  hat,  die  freie  Erforschung  soziologischer  und  ökonomischer 
Gegenstände  zu  erdrosseln  (to  throde).  wo  immer  irgend  welche  Ge- 
fahr ist,  dafs  sie  plutokratischen  Interessen  zuwiderlaufen  möge."  Der 
Herausgeber  halt  es  für  nötig,  sich  und  seinen  Stab  auf  4  Seiten  |2I0 

Die  Umstände  cles  Falles  —   ollcnbar  handelt  es  sich  um  eine  Abseiiun^: 

—  sind. uns  unbekannt;  in  der  Entgegnung  wird  versichert,  dafs  sie  durchiüS 
kein  Inleresae  fllr  das  Publikum  haben,  dais  Freiheit  des  Denkens  und  Freiheit 
des  Unterrichts  nicht  dabei  in  Frage  gestanden  haben. 
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bis  214)  gegen  diese  Anklage  zu  verteidigen.  Ihre  wahre  Widerlegung 
werden  wir  in  der  Haltung  und  Richtung  der  Zeitsdirift  suchen.  Die 
vorliegenden  Hefte  geben  noch  keine  genflgende  Unterlage  fllr  unbe- 
fangenes Urteil;  auch  wollen  wir  uns  ungünstige  Erwartungen  nicht 

nahe  bringen  lassen^  wenn  im  Prospekte  des  Umschlages  gesagt  wird: 
ein  Journal  für  Soziologie  -ei  noti^.  um  gegen  die  wachsende  populäre 
Knibildung  zu  arbeiten,  dals  kurze  Richtwege  gefunden  werden  können 
zur  allgemeinen  Prosperität,  und  um  utopische  soziale  Programme  aus 
der  Fassung  zu  bringen  (to  discountenance).  So  parteiisch  und  gefthr- 
lieh  dies  klingt,  so  enthalt  es  doch,  wenn  es  durchaus  ehrlich  gemeint 
ist  und  im  Sinne  subjektiv  strengster  Wissenschaft  gedeutet  wird,  keinen 
Sinn,  den  ich  zu  mifsbilUgen  Grund  habe. 

Dagegen  begrüf^en  wir  als  ein  günstiges  Zeichen,  dafs  der  Name 
Maix  auoli  in  die-'er  l'mgebung  nicht  mehr  verdunkelt  werden  kann. 
Der  erwähnte  einleitende  Artikel  zitiert  eine  lange  Auslassung  des 
I  lerrn  Benjamin  Kidd  <  Autors  der  achtungs werten  Schrift  „Sociale  Evo- 
lution", deren  Erfolg  freilich  zu  ihrer  Bedeutung  in  ai^m  Mifsverbält- 
nisse  steht)  Ober  den  Zustand  der  Sozialwissenschaften  in  England,  die 
Verwahrlosung,  worin,  an  den  Naturwissenschaften  gemessen,  Geschichte 
und  politische' Oekonomie  sich  befinden,  in  kräftigen  Zflgen  schildernd. 
Und  der  amerikani'^clie  Editor  meint,  dals  die  Sache  in  anderen  Län- 
dern nicht  wesentlii  !i  ander-  lieiie.  Mr  Kidd  aber  nimmt  die  Gelegen- 
heit wahr,  um  dieser  Verwahrlosung  gegenüber  die  Bedeutung  von 
Marx  in  ein  starkes  Licht  zu  stellen;  wobei  man  sich  erinnern  mufs, 
dafs  sein  ganzes  vielgelesenes  Buch  eine  einzige  Widerlegung  der 
Marx'schen  Ansicht  des  sozialen  Lebens  darstdien*  will.  Er  meint 
aber,  dafs  Edward  Aveling  die  Bedeutung  unseres  Compatrioten  nicht 
^tark  überschätze,  wenn  er  in  Betreff  des  Einflusses  auf  das  Denken 
de>  19.  Jahrhunderts  ihn  allein  an  die  Seite  von  D.irwin  stelle,  und 
dieser  Eintlufs  beruhe  darauf,  dafs  es  Marx  gclun-ien  sei.  seine  Theorie 
auf  eine  klare  und  in  weitem  Umfange  richtige  Darstellung  der  histo- 
rischen und  menschhchen  Form  eines  Verhältnisses  zu  gründen,  das 
durch  die  ganze  Geschichte  des  organischen  Lebens  hindurchgehe  (was 
hiemit  gemeint  und  ob  Marx*  Leistung  hier  riditig  verstanden  woiden, 
ist  nicht  dieses  Orte-  zu  prüfen). 

Von  dem  übrigen  Inhalte  der  Hefte  will  ich  noch  hervorheben: 
tlie  Artikel  von  Lester  K.  Ward.  Verfasser  eines  grofsen  Werkes  über 
„dynamische  Sociologie".  über  die  Stellung  der  .So/iologie  unter  den 
Wissenschaften  und  über  Soziologie  und  Kosmologie;  beide  folgen 
Comtes  Spuren,  der  zweite,  um  dem  genannten  Kidd  gegenüber 
Vernunft  von  dem  behaupteten  Widerspruch  gegen  Religion,  Religion 
von  dem  behaupteten  Widei:spruch  gegen  Vernunft  zu  entlasten. 
Mehrere  Aufsätze  handeln  Aber  christliche  Soziologie  und  christlichen 
Sozialismus;  eine  l  Vbersetzung  aus  dem  Französischen  des  Ren^ 
Worms  (Herausgeber  des  Pariser  Journals  der  Soziologie)  über  Sozio- 
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logie  und  politische  Ockonomie,  recht  gute  Bemerkungen  enthaltend. 
Beachtenswert  sind  auch  in  der  zweiten  Xuinmer  die  .Artikel  über  ^dic 
amerikanisclie  l'niversitüt"  (Emil  G.  Hirsch)  und  über  „die  Leitung  der 
öffentlichen  Meinung"  (J.  W.  Jenks);  in  dem  letzteren  wird  der  Wen 
hervorgehoben,  den  eine  von  Abonnenten  und  Inseratenspendern  un- 
abhängige Presse  für  das  politische  Leben  haben  mQfste.  Der  Ver- 
fasser hAlt  es  nicht  fdr  aussichtslos,  an  reiche  Leute  zu  appellieren  mit 
dem  Wtmsche,  dafs  eine  solche  Presse  ins  Leben  gerufen  werde. 


Hamburg. 
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